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Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Kröcher: Ich eröffne bie Siyung. 
Das Protokoll führt der Mbgeorbnete Weyerbuſch, 
die Mebnerlifte der eordniete FHittler (Thorn). 
Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf 
bem Bureau zur Einfiht aus. 
Der Abgeordnete Frhr v. Eynatten ift in das Haus 
eingetreten und der III. Abteilung zugeloft worden, 
An Stelle der Mbgeordneten Dr Hauptmann, 
Im Wale und Klaufener find gewählt worden: 
in bie Betitiongtommiffion: der Abgeordnete 
Klaufener (nur für den 11. d. M.), 
in die Budgetfommijfion: der Wbgeordnete 
v. Hagen, 
in bie X. Kommiffion: ber 
van Bleuten. 
Der Herr Generaldirektor der Königlichen Mufeen hat 
eine Einladung zu Führungen dur die Muſeen 
überjandt. Die betreffenden Einlaßkarten liegen im 
Bureau aus, 


Wir treten in die Tagesordnung. Erfter Gegen- 
ftand: 
Verlefung der Juterpellation der Abge— 
ordneten Se een) und Dr Sieh ’ 
betreffend bie ung oder Ginfchrän: 
fung Der Gerichtöferien. — Drudjache Nr 47. 
Ich nr den Herrn Schriftführer, die Interpellation 
zit verlejen. 


Abgeordnete 


Goerdeler, Schriftführer: 

Welche Stellung nimmt die Stönigliche Staats— 
vegierung zu dem in weiten Streifen von Handel 
und Induſtrie befundeten Verlangen nad Auf: 
bebung der Gerichtäferien ein? 

Erkennt diefelbe es als ein Bedürfnis an, 
daß diejenigen Zivilprozeſſe, welche der Eile ber 
dürfen und nad ihrer Sad» und Rechtslage 
—— Schwierigkeit alsbald erledigt werden können, 
gleichwohl aber nad) ber bisherigen Gerichts— 

praris nicht als Ferienſachen behandelt werden, 
auch innerhalb ber Gerichtäferien zur Berhands 
lung und Entſcheidung fommen? ft bie 
Königliche — — bereit, darauf hinzu⸗ 
wirken, daß im e der Reichsgeſetzgebung 
diefem Bedürfnis Rechnung getragen wird? 


Präfident v. Kröcher: Ach richte nunmehr die 
Frage an die Königliche Staatsregierung, ob und wann 
fie bereit ift, die Interpellation zu beantworten. 


Dr Schönftedt, Juftizminifter: Ich bin bereit, bie 
Interpellation im Namen der Stantäregierung fofort zu 
beantworten. 


Präfident v. Hröcher: Dann erteile ich zur Be- 
ründung der Snterpellation das Wort dem Abgeordneten 
Sirfeh (Eflen). 


Hirfch (Eſſen), Interpellant: Meine Herren, in höchſt 
eınpfindlicher Weiſe hat fich feit geraumer Beit in weiten 
Kreifen von Handel und Induſtrie als Übelftand geltend 
gemacht, daß während zweier Monate im Jahre, vom 
15. zu bis 15. September — eben während der Beit 
der Berichtäferien — die Gerichtögeichäfte im allgemeinen 
ruhen, Eine wejentliche Urfache Or die Verzögerung des 
Prozeßganges, über die heute jo vielfach geklagt wird, ift 
hierin zu finden. Die Erledigung von Prozekangelegen- 
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(Effen) m. 
[Sirſch (Efien), Interpellant] 
beiten wird aber nicht nur um die Ferienzeit hintange— 
halten, fondern haufig wirkt, wie das auch von Richtern 
und Anwälten rüdhaltlos zugegeben wird, die Einrichtung 
der Gerichtöferien dahin, daß die Prozefje noch um Monate 
über die Dauer der Ferien jelbit — werden. Daß 
unter ſolchen Umſtänden die Intereſſen der Erwerbsſtände 
eipfindlich leiden müſſen, liegt auf der Hand. Einmal 
werden durch das Verzögern der gerichtlichen Entjcheidun 
geichäftlihe Dispofitionen, wie Anknüpfung und —— 
löfung von Geſchäftsverbindungen, —— neuer Ge⸗ 
ſchäfte, Errichtung neuer Anlagen, Einführung neuer 
Fabrikationsmethoden und anderes mehr gehindert, und 
es wird durch das Hinausziehen der Entſcheidung um 
Monate nicht nur ſelten die fachliche Bedeutung der gericht» 
lichen Entſcheidung, auch für die obfiegende Partei, in 
vage geitellt, fondern es wird auch böswilligen Schuldnern 
eit und Gelegenheit gegeben, fich mai: Wechſel des 
omizild und eifeitefhanfung von Bermögensobjeften 
ihren Verpflichtungen zu entziehen. So rechnen heute 
böswillige Progekgegner mit den Gerichtsferien als mit 
einem ficheren Mittel; ſei ed, um eine Enticheidung, die 
gegen fie fallen muß, zu verzögern oder aber fich, wie 
angedeutet, ihren Verpflichtungen ganz zu entziehen. Ich 
— daß in dieſem Hohen Be mancher in en wird, 
er die Unannehmlichkeiten diejer Verhältnifje ſchon jelbft 
empfunden hat. 

Es ericheint hiernach erklärlich, daß aus den Kreiſen 
von Handel und Induſtrie wie unjerer Erwerbsſtände 
überhaupt feit geraumer Zeit der Auf nad Abhülfe laut 
geworden ift. Allein diefer Auf nach Abhülfe ift, wenn 
auch vielleicht nicht ungehört verhallt, jo doch jedenfalls 
ergebnislos geblieben. Insbeſondere ift auch der Wunſch, 
es möge jeiten® der Gerichte von dem Schlußabjag des 
$ 202 des Gerichtöverfafjungsgefeges, welcher geftattet, 
beichleunigungsbedürftige Sachen als Ferienſachen zu er- 
klären, in reicherem Maße als bisher Gebrauch gemacht 
werden, umerfüllt geblieben. Nunmehr haben ſich die 
Beitrebungen, welche auf Abhülfe für die beklagten Übel- 
ftände abzielen, zu der Forderung einer alien Beſei⸗ 
tigung der Gerichtsferien in ihrer heutigen Form ver— 
dichtet, eine Forderung, von deren Erfüllung heute allein 
breite Kreiſe von Handel und Ynduftrie eine Befferung 
der Übelftände erhoffen. 

Geftatten Sie mir, daß ich die Gründe, welche für 
diefe Forderung ins Feld geführt werben, hier kurz dar— 
lege. Zur Begründung des Berlangens wird außer auf 
die bereit von mir erwähnten Übelſtände auch darauf 
bingemwiejen, daß die überfommene Einrichtung der Gerichte- 
ferien urjprünglich getroffen ift im Intereſſe des recht- 
juchenden Bublitums, im Intereſſe derjenigen, die als 

anbelärichter, ald Zeugen, als — zum 

richtsdienſt herangezogen werden können, um dieſe 
Perſonen in der ar der Ernte in ihren Gejchäften nicht 
zu ſtören. Cine jolde Einrichtung habe Sinn gehabt in 
einer Beit des ftarfen UÜberwiegens der landwirtſchaftlichen 
Tätigkeit, in einer Zeit unentiwidelter Verkehrsverhältniſſe; 
fie habe aber feinen Sinn angeſichts derartig veränderter 
Berkehrs- und Wirtjchaftsverhältnilfe, wie wir fie heute 
befigen. Cine alljährlich ſich wiederholende mehrmonat- 
liche Unterbrechung der Nechtspflege jei mit der ununter- 
brochenen Arbeit in Handel, Amduftrie und Verkehr 
unvereinbar; jebenfalld | habe die imduftrielle Be— 
völferung fein Intereſſe mehr an der Einrichtung 
der Gerichtsferien, und auch für die landwirtichaft- 
lie Bevölkerung könne angefichts der fortgeichrittenen 
Entwidlung ſowie mit Rüdfiht darauf, daß ja die Straf- 
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jachen ohnehin Ferienſachen find und die landwirtichaftliche 
Bevölkerung auch während der Ernte als Schöffe, Zeuge 
oder Sadverftändiger zu Gericht gehen muß, kaum noch 
ein Intereſſe obwalten, von der fo viel jeltener auf- 
tretenden und in der Negel jchneller erledigten Pflicht, 
als Zeuge oder Sahverftändiger im Bivilprozeh zu er- 
jcheinen, für die Zeit vom 15. Yuli bis 15. Enke: 
dispenfiert zu fein. 

Somit erſcheine heute die Bedeutung, welche bie 
Gerichtöferien ehemals für das rechtſuchende Bublitum 
gehabt haben, völlig verwifcht, und fie ftelle ich heute 
dar lediglich als eine befondere Einrihtung für die 
Richter und die anderen gerichtlichen Beamten, eine Ein: 
richtung, die fortbeftehen zu laffen um jo weniger Ber- 
anlafjung vorliege, als diefe Einrichtung, wie angedeutet, 
eine Benachteiligung wichtiger wirticaftticer Intereſſen 
im Gefolge habe, und als auch innerhalb der Sub” 
verwaltung es fich, ebenjo wie bei den übrigen Ver— 
waltungen des Reichs und der Einzelftaaten, ermöglichen 
lafjen a I den Urlaub der einzelnen Beamten über 
einen großen Zeil des Jahres zu verteilen und dadurch 
eine gleihmäßigere förderung der richterlichen Geſchäfte 
während des ganzen Jahres herbeizuführen. 

Es wird auch aus den Streifen der Gegner ber 
GSerichtäferien darauf verwielen, daß im Entwurf zum 
GSerichtöverfaffungsgejege uriprünglid nur eine jechs- 
wöchige Dauer der Gerichtöferien vorgelehen war, und 
daß eine längere Ausdehnung von jeiten der Verbündeten 
en ald den Intereſſen des vechtiuchenden 
Publikums zumwiderlaufend bezeichnet wurde. Die jchon 
damals geltend gemachten Bedenken hätten infolge der 
Entwidlung des wirtjchaftlihen Lebens in Deutſchland 
während des feither verflofjenen Bierteljahrhunderts fich 
nicht vermindert, fondern zweifelsohne erheblich an Gewicht 
gewonnen. 

Meine Herren, ich will auf das Intereſſe, welches 
die Juſtizbeamten an der Aufrechterhaltung der Gerichts- 
ferien haben könnten, nicht näher eingehen, jondern nur 
hervorheben, daß in den Kreiſen der Gegner der Gerichts— 
ferien vielfach bezweifelt wird, ob denn wirklich diefes 
Intereſſe ein jo großes ift, und ob es den Richtern nicht 
vielmehr angenehm jein müßte, in der Wahl der Urlaubs» 
eit frei zu fein, ftatt mit ihren Wünfchen auf die zwei 

rienmonate zujammengedrängt zu werden. 

Auch die —* e, meine Herren, welches Intereſſe die 
Rechtsanwälte an der Aufrechterhaltung der Gerichtsferien 
haben, will ich nur beiläufig berühren. Ich will nur 
darauf aufmerffam machen, daß die Rechtsanwälte mit 
Rüdfiht auf das in der Zivilprozeßordnung durchgeführte 
Syſtem der Friften und den ununterbrocdhenen Lauf der 
Motfriften heute ſchon nicht in der Lage find, einen 
längeren Urlaub anzutreten, wenn fie nicht geeignete 
Bertretung haben. Cine ſolche Vertretung werben fie 
aber — bekommen, wenn die Ferien — über das 
ganze Jahr verteilen, als wenn ſie die Vertretung ſuchen 
Süßen in der Beit der heutigen Gerichtäferien, wo der 
Staat alle verfügbaren Kräfte Hr fich in Anfpruch nimmt. 

Aber das Intereſſe der Richter und Anwälte wird 
ja zweifelsohne hier noch zum Ausdrud kommen. Ich 
kann aljo darüber hinweggehen. . 

Bon größerer Bedeutung erjcheint ein anderer ſach— 
licher Einwurf, der fpeziell von richterliher Seite erhoben 
wird, defjen Berechtigung aber ebenfalls in den Kreiſen 
der Gegner der Serichts erien beftritten wird. Es wird 
nämlich aus den Streifen der Richter geltend gemacht, daß 
die Störungen durch Richterwechſel, weldye jetzt die 
£ollegialifch — eſetzten Gerichtshöfe bei den Land— 
gerichten und Oberlandesgerichten während der Ferien in 
ihrer Organiſation erleiden, und die dahin geführt haben 
follen, daß die Enticheidungen der Ferienfammern häufig 
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in prinzipiellem Gegenfaß zu früheren Enticheidungen der 
ordentlihen Kammern ftehen, — daß dieſe Störungen 
fich bei Aufhebung der Gerichtsferien auf das ganze Jahr 
ausdehnen würden, was um jo bedenklicher fei, als es fich 
hierbei nicht allein um materielle Entſcheidungen wichtiger 
zioilvechtlicher Fragen im Prozeß durch Urteil, jondern 
auch um die in jedem Stadium des Prozefles eintretenden 
Streitfragen prozeflunler Natur der mannigfachſten Art 
handelt. 

Dem gegenüber wird feitens der Gegner der Gerichts: 
ferien geltend gemacht, daß bei der heutigen Einrichtung, 
wo währen) der einen Hälfte der Ferien die eine Hälfte 
der Richter, während der anderen Hälfte der Ferien die 
andere Hälfte der Richter auf Urlaub fei, wo die vor— 
kommenden Sachen etwa von der Hälfte des richterlichen 
Perfonals erledigt werden müſſen, — daß bei foldher 
Einrihtung dieſe Übeljtände ſich naturgemäß ſtärker 
geltend machen müßten, als wenn die Beurlaubungen 
wie bei anderen Bermwaltungen über eine längere Reihe 
von Monaten eritredt würden. Wäre dies der Fall, 
fo würde der Richterwechfel geringer fein, und die Konti— 
nuität der ang würde durch Anweſenheit einer 
größeren Mitgliederzahl der alten Kammer mehr gewahrt 
ericheinen, alö dies heute in den Ferien der Fall ift. 

Zugegeben wird, meine Herren, aud von jeiten 
derjenigen, die an fi Gegner der Gerichtsferien find, 
daß dieſer Übelftand, deffen ich eben Erwähnung tat, ſich 
dort, wo bejondere Kammern für Handelsſachen beftehen, 
denen nur ein Berufsrichter angehört, empfindlicher 
geltend machen müſſe. Bugegeben wird auch, daß es 
vielleicht nicht leicht ift, während der ferien die Zahl der 
im Ehrenamt tätigen Handelärichter jo zu vermehren, 
wie es notwendi Fein würde, wenn allen Anforderungen 
während biejer dei Genüge geleiftet werden joll. du 
gegeben wird endlich, daß, wenn die — der 

erichtsferien erfolgen ſollte, eine nicht unerhebliche Ber- 
mehrung des Richterperjonals würde ftattfinden müſſen. 

Alle diefe Bedenken aber find doch zurüdgetreten 
hinter der Überzeugung, daß für die Übelftände, die aus 
der Brogefverfhleppung und nad anderen Richtungen 
bin, die ich im Eingang meiner Ausführungen andeutete, 
für unfer Birtihaftsleben fi ergeben haben, Abhülfe 

eihaffen werden muß, und jo ftehen heute breite Kreiſe 

inter der Forderung einer gänzlihen Abichaffung der 
Serichtsferien. Das Drängen ift ı ftarf geworden, und 
die Kreife, welche diefe Forderung erheben, find jo be- 
deutungsvolle und jo zahlreich in allen Gegenden unferes 
Vaterlandes, daß ich es mit meinen politiichen freunden 
für notwendig erachtet habe, der Stantöregierung Beran- 
lafjung zu geben, ſich vor dem Lande über ihre Stellung 
zu diefer Forderung zu äußern. 

Meine Herren, wenn ich die Gründe, melde von 
den Gegnern der Gerichtäferien für ihre gänzliche Be— 
feitigung vorgebracht werden, jo ausführlich vorgetragen 
habe, fo ift das geichehen, um dieſe Gründe eben hier in 
breitefter Öffentlichkeit zur Diskuffion zu bringen. Es 
liegt mir aber andererfeitS die Pflicht ob, hier hervor- 
I daß, wenn ich perjönlich auch — und mit mir 
eine Anzahl meiner politifchen Freunde — der Anficht 
zuneige, daß bei ber — ——— Ubelſtände, die ich 

eichildert habe, eine gänzliche Befeitigung der Gerichts» 
erien in ihrer heutigen form jehr wohl in frage kommen 
fann, und wenn ich auch perjönlich der Anlicht bin, daß 
dies die wirkſamſte Abhülfe fein würde, jo muß ich doch 
hervorheben, daß ein anderer großer Teil meiner poli— 
tiihen Freunde auf dem Standpunkt jteht, daß einer 
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folchen gänzlichen Befeitigung ber Gerichtsferien gewichtige 
—— und — Bedenken entgegenftehen; auch 
mein Mitinterpellant, Stollege Dr Edels, ſteht auf dieſem 
Standpuntt. 

Dagegen herrſcht in meiner Fraktion Über: 
—— DRERNEG daß mit der heutigen Ord— 
nung der Dinge empfindlihe Übelftände ver- 
knüpft find, und daß die Bejeitigung dieſer 
übelfjtände von der Juſtizverwaltung nachdrücklich 
in die Hände genommen werden muß. Ins— 
befondere ift von meinen politifhen Freunden 
das Bedürfnis dafür anerkannt, 

daß diejenigen Bivilprozeffe, ur der 
Eile bedürfen und nad ihrer Sad- und 
Rechtslage ohne Schwierigkeit alsbald 
erledigt werben können, gleihwohl aber 
nad der bisherigen Gerichtäpraris nidt 
als Ferienfahen behandelt werben, aud 
innerhalb der Gerichtsferien zur Ber- 
handlung und Entſcheidung fommen. 

Hierbei muß ich aber noch eines hervorheben. Der 
Herr Yuftizminifter bat in der Budgetkommiffion in 
Ausficht geitellt, daß demnächſt eine „Anregung“ an die 
Gerichtsbehörden ergeben folle, bei der —— der 
Ferienſachen nicht allzu engherzig zu verfahren. eine 
Herren, wir bezweifeln aber — ich darf einichalten, daß 
mein Kollege Edeld auch nach diefer Richtung hin en 
einem etwas anderen Standpunkt fteht —, daß dur 
eine ſolche „Anregung“ dem vorhandenen dringenden 
Bedürfnis in einem ausreichenden Umfange Genüge ge 
leiftet werben würde. Wir find vielmehr der Anſicht, 
baß, wenn anders eine durdgreifende Abhülfe 
place werden foll, unbedingt auf Ab— 

nderung bes Gerichtsverfaſſungsgeſetzes hin- 
gearbeitet werden muß. Hierdurch allein würde 
nach) meiner und meiner politifhen Freunde 
Anfiht dem beredtigten Verlangen der Er- 
werbsftände nad Abhülfe für die von ihnen be— 
Elagten übelftände enseng gets en werden. 

Nur no ein perjönlihes Wort! Ich halte die 
Gerichtsferien für eine Anftitution, gegen beren fort. 
beitand jo lange nichts einzuwenden it, als durd fie 
nicht vitale Intereſſen des modernen Wirtichaftslebens 
vernachläfigt und verlegt werden. Iſt das aber der 

ll — und fo liegt die Sache heute —, dann mu 
diefe Ynftitution entweder — im Sinne der eben von 
mir aufgeftellten Forderungen — zeitgemäß reformiert 
oder fie muß befeitigt werden. Ich glaube deswegen im 
Sinne der weitejten Kreiſe umd nicht zum mindeften 
auch im Intereſſe derjenigen zu fprechen, welche den Fort⸗ 
beftand der Gericitäferien aus irgend welchen Gründen 
wünſchen und für zwedmäßig halten, wenn J der Juſtiz⸗ 
verwaltung dringend ans Herz lege, die Beſeitigung der 
beklagten Übelſtände energiſch anzufaſſen. Denn anderer: 
feitö, meine Herren, wird damit gerechnet werben 
müffen, daß die Bewegung gegen bie Gerichtäferien fo 
ſtark wird und einen jolchen Umfang annimmt, daß Ei 
ge enüber e8 auf die Dauer nicht möglich jein wird, 
iefe Inftitution aufrecht zu erhalten. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Yuftizminifter. 


Dr Yuftizminifter: Meine — die 
De der Aufhebung der Gerichtsferien ift auch in 
deren Jahren ſchon in diefem Hohen Haufe flüchtig 
angeregt worden, und ich bin nach meiner Erinnerung 
wiederholt in dev Lage gemwejen, — — An⸗ 








Dr Edelö, betr. Gerichtöf 


[Dr Schönftedt, Yuftizminifter] 

regung gegenüber einen grundfäglic ablehnenden Stand- 
punft einzunehmen. Auf diefem Standpunkt ftehe ich, 
foweit e3 fih um die radifale Befeitigung der Gerichts- 
ferien handelt, die der Herr — in erſter Reihe 
vertreten hat, auch heute noch. 

Die Trage, ob gewiſſen unleugbaren Unzuträglich- 
feiten und Schädigungen, insbefondere gewerbetreibender 
Kreife, die aus der beftehenden Einrichtung der Gerichts- 
ferien fich ergeben, entgegengetreten werben könne, teils 
auf abminiftrativem teils nr gefepgeberifchem Wege, ift 
eine andere; id; werde darauf im zweiten Teile meiner 
Ausführungen zurüdzutommen mir erlauben. 

Die auf die vollftändige Abſchaffung der Gerichts- 
ferien gerichtete Agitation ift im vorigen Jahre aus- 
gegangen von den vereinigten Handelskammern bes 
niederrheiniich-weitfälifchen Anduftriebegirts, als deren 
geichäftsführende Stelle die Handelstammer in Eſſen 
aufgetreten ift, deren Syndikus ja foeben vor Ahnen 
eſprochen hat. Diefe Anregung ih nicht, wie der Herr 
&nterpellant angedeutet bat, ungehört verflungen, fie hat 
mir im Gegenteil Anlaß gegeben, über diele jehr tief 
fowohl in unfere juriftiihe Organifation wie auch in das 
Erwerbsleben eingreifende Frage zunächft die gutachtlichen 
Hußerungen ber Oberlandeögerictöpräfibenten und der 
Borftände der Anmwaltsfammern zu erfordern. Ich 
glaubte, eine definitive Stellungnahme nicht nehmen zu 
können, ohne diefe der An —— am nächſten ſtehenden 
Organe der Provinzialbehörden gehört zu haben. 

Meine Herren, die Sache ift an mich herangetreten 
Ende Juni vorigen Jahres, als ich kurz vor Beginn der 
— zu einer zeit als die Dispofition über Die 

ildung der Ferienkammern, der Ferienſenate und über- 
haupt die ganze Gejchäftägebarung innerhalb der Ferien 
bereit$ getroffen war. Es würde alfo vollkommen zmed- 
los geweien jein, wenn ich jchon damals einen Verſuch 
gemacht hätte, auf abminiftrativem Wege in diefe Sache 
irgendwie —— Aber auch bezüglich der ad— 
miniftrativen Anordnung habe mean t, doch zunächit 
die gutachtliche Außerung ber Provinzialbehörde hören 
zu müſſen. 

Nun, meine Herren, die Außerungen der Ober 
landesgerichtspräfidenten ſowohl wie die Äußerungen ber 
Borftände der Anmwaltstammern find einftimmig gegen 
die Aufhebung der Gerichtsferien ausgefallen, 


(hört, hört!) 


am entjchiedenften vielleicht die Außerungen der Bor- 
ftände der Anwaltskammern. Aber die Gutachten der 
beiberjeitigen Organe ftimmen darin überein, daß durch 
die Aufhebung der Gerichtöferien vielleiht manche der 
von dem Herrn nterpellanten beklagten Unzuträglich— 
keiten befeitigt oder gemildert werden könnten, daß dafür 
aber andere Übelftände eintreten würden, die ſchwerer 
wögen als die jegt beftehenden Unzuträglickeiten. 
Meine Herren, ber Herr Jnterpellant hat mit einem 
biftorifchen Hinmeife begonnen auf die Entftehung ber 
Gerichtsferien. In der Eingabe der vereinigten Hanbels- 
fammern ift die Sache noch näher ausgeführt. Wir 
haben fie in Preußen ſeit der allgemeinen Gericht- 
ordnung von 1793. Auch in den gemeinrechtlichen Pro: 
vinzen haben meines Wifjens ähnliche Einrichtungen be 
ftanden. Die Gerichtsferien beftehen in faft allen Kultur- 
ländern; fie Bir in Geltung in Frankreich, in England, in 
Stalien, in Rußland und in der Schweiz. Sie End auch), 
was —————— in der Vorſtellung der Handels— 
fammern verneint ift, in Geltung in Sfterreih, und da 
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liegt gerade die Sade jo — id; glaube das als etwas 
Charakteriftiiches hervorheben zu können —, daß in dem 
Entwurf zur Bivilprozekordnung die Gerichtsferien nicht 
vorgefehen waren, daß aber gerade die geieh ebenden 
Körper es für notwendig gehalten haben, Gerichtsferien 
einzuführen, und daß eben auf Beichluß der gelet- 
gebenden Sörper, des Serrenhaufes und bes Abge— 
ordnetenhaufes, auch dort in Oſterreich die Gerichts— 
ferien nunmehr Aufnahme gefunden haben. Ich möchte 
weiter hinzufügen, daß nach einer Mitteilung, die einem 
der Bericht erjtattenden Dberlanbesgerichtäpräfidenten 
von dem Wräfidenten bes Oberlandesgerichts in Wien 
gugegangen ift, diefe Einrichtung dort zu feinerlei Klagen 
nlaß gegeben hat, daß Aria auch dort die Gerichtd- 
ferien ſich als eine wohltätige Einrichtung bewährt haben. 
Nun, meine Herren, wenn ich dem Gedankengange 

des Herrn Interpellanten folgen darf, jo fteht jelbitver- 
ftändlich bei der GEntichliegung über die vorliegende 
Frage das Intereſſe des rechtſuchenden Publitums an 
erfter Stelle. Es ift aud dem Herrn Interpellanten zu— 
zugeben, daß die Einführung der Gerichtsferien urjprüng- 
ie wohl in der Hauptiache das Intereſſe der land» 
wirtichaftlihen Bevölkerung bezwedt hat, die für bie 
Erntezeit dad Bedürfnis hat, wider ihren Willen nicht 
eftört zu werden durch Heranziehung zu nerichtlichen 
Beichäften. Urſprünglich hatten ja auch die Ferien den 
Namen Ernteferien. Nun ift ja unbedenklich zuzugeben, 
dak die Landiwirtichaft heute relativ nicht mehr diefelbe 
Stellung in unjerem gejamten Erwerbsleben hat wie 
u der Zeit der Einführung der Gerichtsferien, aber dak 
he eine jehr erheblicdye und jehr große Bedeutung aud 
heute noch in Anjpruch zu nehmen hat, darüber wird in 
diefem Haufe eine Meinungsverſchiedenheit nicht beftehen. 
In den reifen der Landwirtichaft ift aber, wie id 
laube, troß der Verbefjerung der Verfehrämittel aud 
rn noch das Bedürfnis ald ein dringendes — 
daß während der Erntezeit und der unmittelbar vorher 
— und der ſich unmittelbar anſchließenden Wochen 
ie Landwirte das Bedürfnis haben, nicht in den Ernte 
arbeiten und allem, was dazu gehört, geftört zu werben 

(fehr richtig! rechts) 

a egperee u gerichtlichen Geſchäften. Daß das 
ber Fall ift, ergibt fi in der Praris auch daraus, daß, 
wenn die Grntezeit naht, die Unträge ber lanbwirt« 
Ichaftlihen Sreife in bezug auf Anberaumung von 
Schmurgerichtsfigungen, in bezug auf Anfegung von 
erichtlihen Terminen, in bezug auf Borladung von 
eugen und Gadverftändigen fi) mehren. Es ijt mir 
mitgeteilt worden, daß im vorigen Fahre der Oft- 
preußiiche Landwirtſchaftliche — an den Ober⸗ 
landesgerichtöpräfidenten in Sönigsberg das befondere 
Erſuchen gerichtet hat, bei Beftimmung der Schwurgerichts- 
perioden in diefen Monaten auf das Bedürfnis der land- 
wirtichaftlichen Bevölkerung genügende Müdficht zu 
nehmen, ein Antrag, den ich als vollkommen gerechtfertigt 
anerfenne, und dem auch überall nach billigem Ermeſſen 
wird ftattgegeben werden müſſen. Arie 
Aber, meine Herren, die landwirtichaftlichen Kreiſe 
find es nicht allein, die ein ſolches Muhebedürfnis, wenn 
ich mic) jo ausdrüden darf, zu gewiflen Zeiten empfinden, 
fondern das Bedürfnis geht viel weiter. ch will ganz 
beiläufig erwähnen, daß in einer an mich gerichteten Ein» 
abe auch hingewiejen wird auf die Verichiedenheit der 
Intereffen von Großhandel und von Induſtrie einerjeits 
und von Hleinhandel und Mitteljtand andererfeits. Die 
Handeldfammern, von denen dieſe Eingabe ausgeht, 
vertreten an eriter Stelle die Intereſſen des Großhandels 
und der Anduftrie. Aus Sleinhandelstreifen ift mir mit: 
geteilt worden, daß auch dort es dringend erwünſcht fei, 
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[Dr Schönftedt, Yuftizminifter] 
daß es wenigjtens ein — Monate im Jahre gäbe, wo 
man nicht fortwährend den Verfolgungen mit Klagen und 
ſonſtigen Rechtsanſprüchen ausgeſetzt ſei, wo man Kräfte 
ſammeln könne zur Erfüllung der Verbindlichkeiten, die 
auf Ss: un und at in — 
gehe noch weiter. Ich glaube, ich brauche mi 

nicht auf gewiſſe Stände zu beſchränken bei der Frage, 
ob ein ſolches Ruhebedürfnis für einige Monate beſteht, 
ſondern ich kann auf das Erholungsbedürfnis der ganzen 
Bevölkerung hinweiſen. Es gibt vielleicht keine Nation, 
die reifeluftiger und reifebebürftiger wäre als die deutſche. 
Wenn im Hohlommer die Schulferien beginnen und man 
fi) auf einen Berliner Bahnhof begibt, dann kann man 
einen Eindrud davon gewinnen, in wie weite reife diejes 
Bedürfnis hineinreicht. Die Neifeluft, das Reifebedürfnis 
und die Befriedigung dieſes Bedürfniffes ergreifen jett 
aud mit der zunehmenden Bildung, mit den zunehmenden 
Aniprüden an die Lebenshaltung, mit dem zunehmenden 
Wohlftande Kreife, die früher gar nicht daran gedacht 
—— ‚, dieſe Erholung außerhalb des Wohnortes im 

ommer zu ſuchen. Auf melde Zeit konzentriert jich 
nun das Reijebedürfnis? Da liegt es in der Natur der 
Sadıe, daß dazu die Monate gewählt werden, wo die 
Tage lang find, wo man mit fchönem Wetter zu rechnen 
bat, wo in denjenigen Orten, in denen die Erholung 
gefucht wird, alfo entweder an der Eee oder im Gebirge, 
die Vorausjegungen diefer Erholung gegeben find, Darauf 
beruhen ja auch die Einrichtungen unjerer Eiſenbahn— 
verwaltungen, die ſich genötigt jehen, in diefer Zeit die 
Fahrpläne durch zahlreiche Züge zu vermehren, Ertragüge 
gehen zu lafjen uſwp. In alle diefe Dinge würde tief 
eingegriffen werden, wenn wir zu einer vollftändigen Auf- 
hebung der Gerichtäferien fchreiten wollten. 

Ich will dabei ferner bemerken, daß in dieſer Frage 
auch die Schulferien eine Rolle jpielen. Jeder Yamilien- 
vater hat mehr oder weniger den Wunſch, während der 
Eu img auch gemeinfam mit feinen Kindern Die 
Erholung zu genießen, und da die Schulferien fer in allen 
Provinzen, mit einigen Abweichungen zum großen Teile 
mit den Gerichtsferien zufammenfallen, 


(Widerfprucd links) 


fo liegt auch darin ein nicht gering zu ſchätzendes 
zn für die Beurteilung der ganzen vorliegenden 
rage. 

run, meine Herren, ift von dem Herrn Inter— 
pellanten und in der Vorjtellung der Bandelstammern 
der Anficht Ausbrud gegeben worden, daß es fich eigent- 
lich bei den Gerichtäferien nur um eine Erholung der 
Richter handle, und daß deren Intereſſe nad) den heutigen 
Berhältniffen das ausichließlic —— ſei. Auch 
dieſer Auffaſſung vermag ich nicht beizutreten. Aller— 
dings iſt — und ich erkenne das dankbar an — nicht in 
Zweifel gezogen worden, daß auch die Richter nach wie 
vor einer längeren Erholung von ihren vielfach in hohem 
Maße anftrengenden und angreifenden und manchmal 
über die normale Arbeitskraft eines Richters hinaus— 
gehenden Berufsarbeiten, die das tägliche Leben von 
ihnen fordert, bedürfen. 

Aber, meine Herren, man meint, ein Teil ber 
Richter würde ja —— auch in der Lage ſein, zu 
anderen Jahreszeiten dieſem Erholungsbedürfnis Folge 
zu geben. Das iſt aber immerhin nur ein kleiner Teil 
der Nichter. Nur ein geringer Prozentjaß befindet fich 
in einer ſolchen tirtiehaftlichen Lage, daß er auch etwa 
im Winter durch Reifen nach dem Süden feine Erholung 





finden kann, oder daß zu fonftigen weit ausholenden 
Unternehmungen, bie auch zu anderen vr eiten aus» 
geführt werden können, ihm die Mittel zur Berfügung 
ftehen. Es würde deshalb, wenn die Gerichtsferien aud) 
tatjächlich abgefchafft würden, in der Hauptſache doc 
dabei bleiben, daß jämtliche Richter auch in hat: 
ihren Urlaub im wejentlihen innerhalb derjelben Monate 
nachſuchen würden, in denen fie ihn jet nachjuchen. 


(Sehr richtig!) 


Während jest die AYuftizverwaltung in der Lage iſt, 
wenigitens dahin zu wirken, daß auerhalb der Gerichtö- 
ferien Urlaubsgeſuchen nur in geringftem Umfange und 
nur bei —— nachgewieſenem dringenden Bedürfnis 
ſtattgegeben wird, würde ſie dies nach Aufhebung der 
Geridhtsferien gar nicht mehr durchführen können, fie 
würde auch Wünjchen, die zu anderen Seiten kämen, in 
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle jtattgeben müſſen. 

Für die Herren Rechtsanwälte, meine Herren, liegt 
die Sache vollfommen ähnlid. Die ſämtlichen Vor— 
ftände der Anmaltstammern haben es als ein geradezu 
dringendes Bebürfnis bezeichnet, daß ihnen innerhalb der 
gegebenen fFerienzeit die Möglichkeit — werde, ſich 
von dem größeren Teil ihrer Geſchäfte loszumachen und 
ihre Tätigkeit nur auf geringfügigere und einfachere 
Sachen zu beſchränken. Sie haben auch das Bedürfnis 
hervorgehoben, daß ihnen eine gewiſſe Zeit im Jahre 
egeben fein müſſe, in der fie ſich wiflenichaftlichen 
Ehidien mehr hingeben können, in der fie fich mit dem 
Gange der neueren Gejeßgebung, mit der neueren Lite 
ratur auf vertrauteren Fuß ſetzen, in der fie eine gründ» 
lichere Reviſion ihrer Bureaus vornehmen, in der fie zur 
Abrechnung mit ihren Mandanten jchreiten, in ber fie 
große verwidelte Saden, die im Drange der Gejchäfte 
faum in befriedigender Weife von ihnen erledigt werden 
fönnen, in größerer Ruhe erledigen können. ie heben 
aber außerdem hervor, daß für die Nechtsanwälte mit 
Abihaffung der Gerichtäferien die Möglichkeit der Ver— 
tretung mehr oder weniger ausgeſchloſſen ſei. Die Ber- 
tretung ber Rechtsanwälte innerhalb der Gerichtäferien 
ftößt ja auf verhältnismäßig geringe Schwierigkeiten; es 
handelt ſich um einfache Sachen, es handelt ſich um die 
Wahrung der Notfriften, die der Herr Interpellant auch 
erwähnt hat, Ei deren Wahrung es aber nur eines ganz 
kurzen formellen Scriftjages innerhalb der Notfrift be- 
— ohne daß damit eingehende Ausführungen und Dar- 
legungen verbunden jein müflen. 

m übrigen ruht ja der größte Teil ber asia 
Prozefje während der Ferien, und deswegen können 
Rechtsanwälte, ohne fich einer großen Berantwortlichkeit 
ihren Mandanten gegenüber auszujeten, während diejer 
Ba allenfalls ihren Platz verlaffen und weniger er- 
ahrenen, jüngeren Kräften den zurüdbleibenden Teil 
ihrer Geſchäfte überlaſſen. Das würde vollftändig weg- 
fallen, wenn wir nicht mehr mit einer in fich geichlofjenen 
er zu tun haben, fondern die Beurlaubungen 
ich über das — Jahr verteilen und der Geſchäftsgang 
in der Hauptſache zu allen Zeiten derſelbe ſein würde. 
Tatſächlich würde ſich freilich die Sache ganz anders ge 
ftalten. Tatſächlich würden nad meiner Überzeugung, 
und ich glaube, auch nach der Überzeugung der meiften 
Herren, die der Gerichtäpraris näher Heben, bei Auf: 
hebung der Gerichtsferien die Gerichte gar nicht mehr in 
der Lage fein, Sachen von größerem Umfange zur Er- 
ledigung zu bringen, 

(ſehr richtig!) 


weil es dazu an allen mitwirkenden Kräſten fehlen würde. 
Es würden fehlen die Rechtsanwälte, es würden die Bei 
figer für die Handelsfammern fehlen, es würde das 
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[Dr Schönftedt, Juftizminifter] 
ze en» und Sadhverftändigenmaterial in unvolltommenem 
s zur Berfügung ftehen, e8 würde den Rechtsanwälten 
nicht möglid) fein, zuverläffige Informationen ſeitens ihrer 
in der Welt zerjtreuten Mandaten einzuholen, und tat» 
fächlich würde es doch zu diefer Zeit, die die Reifezeit 
nun einmal ift und bleiben wird, trog aller geſetzlichen 
Beftimmungen beim alten bleiben. Es würden fich aber 
noch andere Übeljtände ergeben, die für das, was feitens 
der Handelstammern hauptfächlich erftrebt wird, für die 
Schnelligkeit, Pünktlichkeit, Zuverläffigteit und Gleich— 
mäßigfeit unferer Rechtspflege von weittragenden Folgen 
fein würden. 

Nah dem Stande unferer Prozekordnung, die auf 
dem Prinzip ber Mündlichkeit beruht, die mit Schriftfägen 
nur noch in beichränftem Maße arbeitet, jedenfalls nicht 
arbeiten muß — die Praris ift ja in den verjchiedenen 
Landesteilen eine verichiedene —, ergibt ſich aus jebem 
Wechſel in der Befegung eines Kollegialgerichts die größte 
Störung für die Erledigung der Sachen. Es liegt auf 
der Hand, daß, wenn an die Stelle eines Referenten, 
der ſich in eine Sache hineingearbeitet und ſich eine be 
ftimmte Rechtsanſicht gebildet hat, die vom Kollegium 
aboptiert ift, auf eine Zeit von 4 bis 6 Wochen ein anderer 
tritt, mit einem Wechlel in der Auffaffung gerechnet werden 
muß. Da nun erfahrungsgemäß bei unjeren Prozeſſen 
vor unferen Sollegialgerichten nur ein geringerer Teil der 
ftreitigen Sachen in 2 bis 3 Terminen erledigt wird, die 
meiften Sachen aber eine größere Zahl von Berhand- 
lungsterminen verlangen, jo würde, wenn mit einem auf 
dad ganze Jahr fich erftredenden Wechſel der Beiliger 

erechnet werden muß, fich ein fortmwährendes Hin» und 
Seriämanten in der Nechtiprechung, in der Beurteilung 
der einzelnen Fälle ergeben. Mit welchen weittragenden 
Unzuträglichfeiten das begleitet fein würde, bedarf 
feiner Auseinanderſetzung. Es muß aud mit ber 
menſchlich nabeliegenden Erwägung gerechnet werden, 
daß ein Vertreter, der nur auf wenige Wochen in eine 
Kammer eintritt, für Sachen, bei denen er fieht, da er 
fie in wenigen Wochen doch nicht zu Ende führen kann, 
nicht das notwendige Intereſſe hat, welches erforderlich 
ift, um fi in —— Weiſe in alle Seiten der 
Sachen hineinzuarbeiten. Es würde alſo auch die Art 
der — — ganz entſchieden geführdet werben 
durch die Schaffung einer Einrichtung, die unjere 
Ktollegien —— zu ſchwankenden, wechſelnden für 
das ganze Geſchäftsjahr macht. 

(Sehr richtig!) 

Alle diefe Dinge gelten für diejenigen Sachen, die in den 
Ferien jet zur Verhandlung fommen, nur in verhältnis- 
mäßig geringem Maße. 

die eben von mir vorgetragenen Erwägungen lafjen 
aud erkennen, daß der Vergleich mit den anderen Ber- 
waltungsbehörden des Staates ein unzutreffender ift. 
Bei unjeren Berwaltungsbehörden liegt die Sache deshalb 
anders, weil fie meiftens auf Grund fchriftlicher Unter— 
lagen oder auf Grund örtliher Ermittelungen und Be- 
fihtigungen ihre Entſcheidungen zu treffen haben, weil 
fie * nicht angewieſen ſind auf das gleichzeitige 
Zuſammenwirken einer Reihe von Organen, wie das bei 
den Gerichten der Fall iſt, wo Gericht, Anwälte, 





und Sachverſtändige alle gleichzeitig zur Verfügung ſtehen 
müffen, wenn eine Sache in einer —— raſchen 
Weiſe zur Erledigung gebracht werden ſoll. Das alles 
trifft bei der Verwaltung nicht zu. Dieſer Unterſchied 
fommt ja aud) dadurch in ad Gefetgebung zu 
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einem ganz prägnanten Ausdrud, dat auch innerhalb der 
Itiz alle Verwaltungsangelegenheiten Ferienſachen ſind. 

lſo unſere Vormundſchaftsſachen, unſere ——— 
Nachlaßſachen, unſere Erbichaftsregulierungen‘ — alle 
dieſe Dinge ſind Ferienſachen, werden alſo auch in den 
Ferien verhandelt, wenn auch vielleicht aus tatſächlichen 
Gründen hie und da etwas langſamer, etwas ſäumiger 
wie innerhalb der gewöhnlichen Arbeitszeit. 

Nun, meine Herren, verkenne ich keinen Augenblick, 
daß die Fälle häufig vorlommen werden, wo das recht— 
ſuchende Publikum durch die Unterbrechung des orbent- 
lichen Gerichtöverfahrens auf die Dauer von 2 Monaten 
in feinen Intereſſen ſich geſchädigt und gefährdet glaubt. 
ch gebe auch zu, daß die Beitimmungen bes geltenden 
Gerichtöverfaffungsgefeges in bezug ai die frage, welche 
Streitfahen — um die handelt es ſich allein heute — 
als Ferienſachen zu behandeln find, vielleicht dem prafs 
tiichen Bedürfnis nicht überall entiprechen, und ich würde 
meinerjeitö bereit fein, ſoweit es in meinen Kräften 
liegt, dahin zu wirken, daß da die Reichsgeſetzgebung, die 
dafür allein zuftändig ift, eine —— eintreten läßt 
und, ſoweit das Bedürfnis anerkannt wird, die beſſernde 
Hand anlegt. In dieſem Sinne habe ich unter Über— 
fendung der von den Provinzialbehörden eritatteten Bes 
richte und unter Zufammenftellung ihrer Ergebniffe dem 
Herrn Reichskanzler bzw. dem Reichsjuftizamt Mitteilung 

emacht und meinerjeits auch die Geſichtspunkte fchon 
— bei denen nach meiner Auffaſſung wohl 
an erſter Stelle eine Beſſerung zu erftreben und zu er— 
reichen twäre. 

Ein weientliches Mittel zur Befeitigung der erhobenen 
Beſchwerden würde ih darin erkennen, wenn auch in den 
Ferien in Klageſachen, in Berufungsſachen der erfte Termin 
abgehalten werden könnte, vorausgefegt, daß die Sache 
in diefem Termin nicht ftreitig wird. Es würde dadurch 
die Möglichkeit, für die große Zahl von Sachen, in denen 
auf einen Widerjpruch des Bellagten nicht zu vechnen if, 
auch zu einem vollſtreckbaren Urteil zu gelangen, eine 
ganz erhebliche Erweiterung erfahren. 

Meine Herren, in dem Entwurf einer Novelle zur 
Zivilprozekordnnung, der aus Anlaß der Einführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuches dem Neichstage ſeitens der Ver— 
bündeten Regierungen im Jahre 1897 vorgelegt iſt, war 
in dieſer Beziehung eine weitgehende Vorſchrift vor 

eichlagen. Es war ein fogenannter Bortermin in Bor 
log gebracht, der die Beitimmung haben follte, daß in 
diefem Termin, für den auch im Anwaltsprozeß bezüglich 
des Beklagten vom Anwaltszwange abgejehen werben follte, 
verhandelt werbe über den Antrag auf Verfäumnisurteil, 
über die Anerkennung bes Klageanſpruchs oder aber über 
einen Vergleich. 

Zu meinem Bedauern ift diefer Vorſchlag der Ber- 
bündeten Regierungen im Reichstage auf Widerſpruch 
gehoben mit dem Erfolge, daß diele Beftimmung nicht 

eſetz geworben ift. 


(Sehr richtig!) 


Man hat ſich damit begnügt, eine Abkürzung der Ein- 
lafjungsfrift einzuführen und die Einlafjungsfrift, für die 
früher ald Normalzeit ein Monat galt, auf zwei Wochen 
abzufürzen, und bat geglaubt, damit den Zweck dieſer 
Vorſchrift auch im a and zu erreichen. Mac den 
mir erftatteten Berichten ift aber diefer Zweck dur bie 
etroffene Einrichtung faft nirgendwo erreicht worden; im 

genteil hat tatfäcjlich diefe Neuerung dahin geführt, 
daß noch eine Verlängerung ber Brogeffe eintreten wird, 
indem auf diejen erjten Termin, in dem es zu feiner 
Berhandlung kommt, ein zweiter Termin folgt, der um 
mindeftend einen Monat hinnusgeichoben wird, ſodaß 
aus dem früheren Monat jegt 6 bis 7 Wochen zu werden 


1209 





Hatio d Abg. i . 
Dr etc, betr. Gerictäfenien) 


[Dr Schönftedt, Yuftizminifter] 
pflegen; vielleicht würde auf Grund dieſer Erfahrungen 
der Reichstag fich jet einem ſolchen Vorſchlag zugäng- 
licher erweijen‘, wie er damals — iſt und aus 
Gründen, die ich nicht überall als zutreffend habe aner— 
kennen können, gejcheitert iſt. Nach diefer Richtung habe 
ich dem Neichsjuftizamt eine Anregung gegeben. 

Dieſe Bortermine würden immer ‚Ferientermine jein. 
Außerdem habe ich darauf hingewiejen, daß es erwünſcht 
jein würde, gewifle Angelegenheiten abſolut zu Ferien— 
jachen zu erklären; einmal die Erledigung ſolcher Saden, 
die ohne mündliche Verhandlung im Wege des Beichlup- 
verfahrens ihre Erledigung finden fünnen. Das ift bis 
jegt nach den Enticheidungen des Reichsgerichts abjolut 
unzuläjiig.e Das Heichägericht hat insbejondere Koften- 
feitjegungsbeichlüffe, die in den Ferien erlafjen waren, 
ohne dag die Sachen ausdrüdlic zu ng erklärt 
waren, aufgehoben, weil fie nicht hätten gefaßt werben 
dürfen. Auch diefer Gedanke wird näher zu erörtern 
jein. Ich ſehe allerdings, daß Herr Schmidt (Warburg) 
jchon eine etwas zweifelnde Miene macht; es ift ja die 
Koſtenfeſtſetzung jeine Lieblingsdomäne. 


(Heiterfeit.) 


Vielleicht betrachtet er die Erledigung der Koſtenfeſt— 
jeßungen nicht gerade als erfriichende Sommerarbeit. Ich 
will das zugeben, und es mag auch der Gefichtspuntt 
dabei nod in Betracht gezogen werden, daß der Richter 
in vielen Fällen vielfach bei der Koftenfeftfegung eine 
Frage aus Alten, die er gar nicht bearbeitet hat, erledigen 
muß, — eine im höchſten Grade undantbare und fchwierige 
Arbeit, weil die Löjung der Frage nunmehr jemand ob— 
liegt, der die * nicht materiell durchgearbeitet hat. 
Ymmerhin läßt fich über dieje Frage verhandeln. 

Ich habe ferner angeregt, daß als Ferienſache erklärt 
werden müßte die Qäuterung bedingter Endurteile, für 
die während des ganzen Laufs der Ferien die DMeöglichkeit 
nicht gegeben ift, fie in vollftredbare Urteile umzuwandeln. 
Es find auch noch andere Vorjhläge und Gedanken an- 
geregt; aber ich glaube, über den Rahmen der nter- 
vellation hinauszugehen, wenn ich mid auf weitere 
— einlafjen wollte. 39 bitte, daraus erjehen 
zu wollen, daß ich mic) dem Gedanken einer Erleichterun 
der aus den beftehenden Vorjchriften über die Ferien fa 
— Schwierigkeiten näher zu treten keineswegs 
ablehnend verhalte, ſondern ihm durchaus geneigt bin. 

Was im Berwaltungswege geihehen fann, ijt 
allerdings relativ wenig; aber auch nad) diejer Richtung 
hin beabfichtige ih — und id habe das in meinem 
Schreiben an das Reichsjuſtizamt zum Ausdruck gebracht 
— im Laufe des Frühjahrs, bevor die nächiten Berien- 
dispofitionen getroffen werden, den Gerichten die An— 
regung zu geben, daß fie einmal da, wo vielleicht bisher 
das Ermefjen, ob eine Sache zur Ferienſache zu erklären 
jei, in etwas engherzigem Sinne ausgeübt ſei, ein etwas 
größeres Entgegentommen gegenüber den Intereſſen der 
rechtſuchenden Bevölkerung walten laſſen. ch werde 
aber aud; insbefondere die Anregung geben, daß auf eine 
ftärtere Bejegung, auf eine reichlichere Bemeſſung des in 
den Ferien zurüdbleibenden Perjonals Bedacht genommen 
werde, Nac meinen Wahrnehmungen iſt das bisher 
nicht überall der Fall geweien, und daraus erklärt 
fih wohl zum erheblichen Zeil die Zurüdhaltung, 
die von den Ferienkammern und Genaten beobachtet 
worden ift bei ber Prüfung der Zeuge ‚ ob eine 
Sache zur Ferienfache zu erklären fei. Wenn z. B. hier 
bei dem großen Stammergericht nur ein einziger Ferien— 
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ſenat gebildet wird, dann ift diefer auch bei der engſten 
Beihränkfung auf die nad dem Gejege als Ferienſachen 
zu behandelnden Sachen mit Arbeiten derartig überhäuft, 
daß es durchaus begreiflich ift, wenn die Neigung befteht, 
wo es eben möglich ift, eine Vermehrung der Sachen ab» 
zuwenden. Ich werde dahin wirken, daß insbeſondere bei 
den großen Gerichten in ben ferien eine genügende 
Anzahl von Kammern und Genaten eingerichtet wird, 
daß auch bei den Amt — darauf Bedacht genommen 
wird, eine ſo große Zahl von Richtern an Ort und 
Stelle zurückzuläſſen, daß die Zurückbleibenden nicht zu 
der lage Anlaß finden: fie hätten nun eigentlich während 
der ferien, wo fie zu Haufe bleiben müſſen, mehr zu tun 
als außerhalb der Ferien. 

Ich bin, wie gejagt, meine Herren, in diefen Dingen 
mehr oder weniger auf den guten Willen der Gerichte 
angewiejen; nur in einem Punkte wird allerdings im 
Auffichtswege eingegriffen werden Eönnen; das ift die Be- 
ftimmung der Zahl ne Werpbenten Der und ferienjenate, 
die in den Händen der Präfidenten liegt. So weit reicht 
meine Madt, und jo weit werde ih fie zur Geltung 
bringen, 

Meine Herren, wenn ich hiernach das Ergebnis 
meiner Darlegungen zufammenzufaflen mir erlauben darf, 
dann iſt es dies: ich bin ein grumbjäglicher Gegner ber 
Aufhebung der Gerichtäferien und werde dieſen Be— 
ftrebungen in ihrer radikalen Nichtung nach wie vor ent- 

egentreten. Ich glaube, daß die Yufebung der Gerichts» 
En ein Heilmittel wäre, was ſchlimmer wäre als die 
Krankheit. Ich gebe zu, daß der Kreis der Ferienjachen 
der Erweiterung bedürftig iſt; ich gebe zu, daß im Ber: 
waltungswege auf eine größere Ale tnahme auf die 
Sntereilen der rechtjuchenden Bevölferung hingewirkt 
werden kann, und werde, ſoweit es in meinen Sräften 
liegt, dahin wirken, daß diefe Nüdjicht au in Zukunft 
genommen wird, — zu weiterem (ntgegenfommen bin 


ich außer ſtande. 
(Lebhafter Beifall.) 


Präfident v. Kröcher: Der Abgeordnete Dr Edela 
beantragt die Beiprehung ber nterpellation. Dieſer 
Antrag bedarf der Unterjftügung von 50 Mitgliedern. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag unter 
jtügen wollen, ſich zu erheben, 


(Gejchieht.) 


Die Unterftügung genügt. 
Das Wort in der eröffneten Beiprehung hat der 
Abgeordnete Dr Rewoldt. 


Dr Rewoldt, Abgeordneter: Meine Herren, ic) habe 
den Herrn Bertreter der —— dahin verſtanden, 
daß er zwar diejenigen Gründe yore bat, welche 
für eine vollftändige Aufhebung der Gerichtsferien ander: 
weitig aufgeführt worden find, daß er aber jeinerjeits 
nicht in ** Linie die vollſtändige Aufhebung der Ge- 
tichtöferien vertreten hat, jondern nur, entiprechend dem 
Inhalte der Anterpellation, Abänderungen anderweiter 
Art wünſcht. In der Tat ift die vollftändige Aufhebung 
der Gerichtöferien nicht eritrebenswert. In diefer Hin- 
ficht kann ich mich den Ausführungen des Herm Juſtiz⸗ 
minifters nur anichließen. 

Die Gerichtäferien mögen vor Yahrtaufenden im 
Intereſſe der — — Bevölkerung eingeführt 
jeien; aber heute liegt jedenfalls die Sache jo, daß fie 
nicht allein im Sntereffe der landwirtjchaftlichen Bevölke⸗ 
rung vorhanden find, fondern daß auch die übrige Be- 
at ein fehr lebhaftes Intereſſe an der Aufrecht- 
haltung der Gerichtsferien hat, wenn auch aus anderen 
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[Dr Rewoldt, Abgeordneter] 
Gründen. Der Landwirt will in der Beit der Ferien 
arbeiten und deshalb nicht geftört werden; der Stäbter, 
der das übrige Jahr hindurch mit feinesgleichen zus 
ſammengepfercht iſt, will in biefer Zeit nicht arbeiten 
und deshalb nicht gejtört fein. 

Das ift heutzutage, wie aud der Herr Minifter 
hervorgehoben hat, ein ganz allgemeines Intereſſe. 
möchte einmal jehen, wenn die Herren, die für die voll 
ftändige Aufhebung der Gerichtäferien jhwärmen, einmal 
aus der Schweiz oder einem Seebade gerufen würden, 
um Sachverftändige oder Zeugen in einer Prozeßſache 
zu fein, welche fie perjönlich nichts angeht. glaube, 
ihre Schwärmerei Hr die vollftändige Aufhebung der 
Gerichtäferien würde jehr jchnell erfalten; fie würden 
icelten, daß der Staat im Sommer, während fie ihre 
Ruhe haben wollen, fie in dieſer Weife in Anſpruch 


nimmt. 
Alfo ich glaube, über die vollftändige Abſchaffung 
der Gerichtöferien fünnen wir zur Tagesordnung über: 
weder 


gehen, wobei ich im übrigen der Anficht bin, da 
das Intereſſe der Gerichte noch das Intereſſe der An- 
wälte dabei ausidhlaggebend jein darf, fondern nur das 
allgemeine wirtjchaftliche Intereſſe. Die Richter ſowohl 
wie die Anwälte find ihrem Berufe nad dazu da, der 
Rechtspflege zu dienen. Würde das allgemeine Intereſſe 
die Abſchaffung der Gerichtäferien erfordern, jo würden 
diefe beiden Diener der Rechtspflege fich dem zu fügen 
haben, fie würden fich damit abfinden müſſen. 

Wenn nun der Herr AYuftizminifter in ausführlicher 
und richtiger Weife dargelegt hat, daß eine vollftändige 
Abſchaffung der Gerichtsferien nicht tunlich fei, jo iſt 
jedoch die andere Frage: find bei dem jegigen YZultande 
übelftände hervorgetreten? meines Erachtens zu bejahen. 
Solde Übeljtände liegen allerdings vor. Man wird 
aber fragen müfjen: wer hat Übelftände empfunden? 

ür wen liegen Übelftände vor? Und da muß ich jagen: 
ür die Bevölkerung im allgemeinen liegen ſolche Übel 
jtände nicht vor; ß. liegen für die Landwirtſchaft nicht 
vor, fie liegen auch nicht vor für den Handel und bie 
Anduftrie im allgemeinen. Weite Gebiete der Rechts— 
pfiene haben es nicht nötig, dieſe Ferienzeit für fich in 


nipruh zu nehmen. Alle Eheſcheidungsſachen, alle 
Nacbaritreitigkeiten und dergleihen Sachen, aud alle 
verwidelten Sachen des Saufmannsftandes und ber 


Induſtrie, haben es nicht nötig, dieſe Zeit für fich in 
Anſpruch zu nehmen. Jeder von uns weiß: wenn eine 
induftrielle Sache oder eine kaufmänniſche Sache vor 
Gericht kompliziert ift, dann ift fie gewöhnlich jo fompli- 
ziert, dab fie mehrere Jahre in — nimmt, und da 
fommt es gar nicht darauf an, ob dieſe Sache auch in 
den Ferien verhandelt wird. Die übelftände liegen auf 
einem ganz beftimmten Gebiete, und zwar hauptjädhli 
auf dem Gebiete des Handelsftandes und etwa auch au 
dem Gebiete der amtsgerichtlichen Saden der mittleren 
und Eleineren Stände. Beim Handelsftande liegt das 
nterefje bauptjächlich darin, daß derielbe eine prompte 
uftiz gegenüber böswilligen oder nachläſſigen Schuldnern 
erhält. Ale Klagen, welche über die Gerichtsferien vor- 
handen find, kommen meines Erachtens aus dieſer 
einzigen und alleinigen Quelle. Wir haben, joviel ich 
merk, von allen Prozeſſen bei den Landgerichten ungefähr 
40 % BVerfäumnisurteile, Wenn man nun im uni eine 
Kaufklage einreicht, dann bekommt man regelmäßig wegen 
der Ferien einen Termin Ende September oder Anfang 
Oktober, alfo auf mehr als drei Monate hinaus. Da 
der Handelsftand im weſentlichen nicht auf dem Real— 





Eredit, ſondern auf dem Perſonalkredit beruht, hat der- 
jelbe ein ganz lebhaftes Intereſſe daran, nicht auf dieje 
Weiſe etwa ein Vierteljahr im Jahre in feiner Mechts- 
verfolgung für unbejtrittene Anjprühe lahmgelegt zu 
werden. 

Nun hat der Herr Minifter angeführt, man babe 
verfucht, hiergegen ein Mittel einzuführen mit einem 
Bortermin ohne Anwaltszwang. Weine Herren, ich 
glaube, der Reichstag hat recht getan, diefen Weg nicht 
zu gehen; denn das bieße, den Teufel mit Beelzebub 
austreiben; dann käme jeder Beklagte, wenn er nicht 
zahlen will, und nicht einmal einen Anwalt zu nehmen 
braucht, vor Gericht und fagte: ich behaupte, daß mir 
vom Kläger Stundung erteilt ift. Damit hätte er zur 
Berfchleppung einen noch beiferen Weg als heute, wo er 
wenigitens einen Anmwalt annehmen muß. Schon jest 
läuft die Sade vielfach fo: Kläger reicht im April oder 
Mai eine Klage ein und bittet um einen Termin vor 
den ferien, und befommt denjelben etwa auf den 
10, Juli. Nun ift es bei den Anwälten eine ganz be- 
fannte Erfahrung — bei den Gerichten natürlih auch —, 
daß der faule Schuldner, wenn ihm die Sache jo wichtig 
ift, daß er die Anwaltskoſten daran wenden will, ſich zu 
einem Anmalt begibt und ihm vorlügt: die Forderung 
ſei ihm auf ein halbes Jahr geftunde. Da nun der 
Anwalt nicht in die Seele des Dannes hineinſehen kann, 
kommt er am 10. Juli und macht den Einwand der 
Stundung. Dann kommt die Vertagung oder ein Be— 
weisbeſchluß über die Ferien hinaus. Alſo, meine 
See mit dieſem Mittel ift e$ ganz und gar nichts. 

‚eber Bellagte würde vor Gericht kommen und einen 
faulen Einwand machen, durch welden er die Sache 
über die Ferien hinausbringt. 


(Buruf.) 

— Ich bin da wohl nicht ganz verftanden. ch habe ben 
eren Yuftizminifter dahin verftanden, es wäre beab- 
tchtigt geweien, einen Vortermin zuzulaffen und bieien 
orterımin vom Anwaltszwang zu Keen, 


GBuruf.) 
— Nur für Verſäumnisurteile? Das war mir eben nicht 
gegenwärtig; dann würde allerdings in dieſer Hinſicht 
eine Erſchwerung nicht vorliegen, aber gebeſſert würde 
damit auch nichts ſein. Denn ſowie er einen Anwalt 
beſtellt, wird der Beklagte einen Einwand machen können 
und damit über die Ferien hinauskommen. 

IH glaube alſo, wir müſſen die Sache anders an- 
faſſen, und ich würde dankbar fein, wenn der Herr 
Juftizminifter in diefer Beziehung auf die Reichsgeſetz- 
gebung einwirken wollte. Kir müffen anerkennen, daß 
der Hanbdelsftand, welder im een auf Perjonal- 
kredit bafiert ift, ein dringendes Intereſſe hat, das ganze 
yahe hindurch gegenüber Schuldnern, welche ſich ihren 

erpflichtungen zu entziehen gedenken, vorgehen zu können; 
und ich jehe in diefer Hinficht kein anderes Mittel, als 
daß reichsgeſetzlich eine Anderung erfolgt. Wenn der Herr 
Juſtizminiſter durch Unweifungen arbeiten und den Ge— 
richten an die Hand geben will, häufiger Saden zu 
Ferienſachen zu erklären, jo ift damit wenig gedient. Im 
allgemeinen it immer die Neigung im Menſchen vor 
handen, den regelmäßigen Gang zu geben; wenn jemand 
kommt und von dem Borligenden mwünjcht, daß er eine 
Sade zur Ferienſache erklärt, fo ift der erfte Gedanke 
immer: warum denn? es ift doch vielleicht befler, daß es 
bei der Regel bleibt, es könnte jemand dabei geichädigt 
werben. Auf folhe Anweifungen, glaube ich, kann man 
nichts geben, man muß aljo einen ritt weiter gehen 
und muß die Zahl der Ferienſachen reichsgeſetzlich ändern; 


und man fann meines Erachtens fehr wohl die Anderung 
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[Dr Remwoldt, Abgeordneter] 
dahin vornehmen, daß man beftimmt: alle Sachen, welche 

andelsjahen find, welde alio da, wo eine Handels— 

mmer bejteht, vor eine Handeläfammer fommen würden, 
werben zu Ferienſachen erklärt, und zweitens, wenn eine 
folche ——— während der Ferien kontradiktoriſch 
verhandelt wird, dann kann das Gericht die Sache über 
bie Ferien hinausſetzen, — ich betone: kann, nicht muß. 
Ich glaube mit diejen beiden Punkten würde man vieles 
erreichen und würde niemand jchädigen; der Handelsitand 
hat dann die Möglichkeit, das ganze Jahr hindurch Ver— 
jäumnisurteile und damit eine prompte, ichnelle Yuftiz 
u erlangen. Macht dann ein * Schuldner einen 

inwand, ſo ſieht das Gericht ſofort, ob es ein fauler 
Einwand ift; macht er z. B. den Einwand der Stundung 
und ſchiebt darüber den Eid zu oder benennt einen Zeugen, 
jo kann das Gericht jagen: ſchön, der Eid wird abge: 
nommen, der Zeuge wird verhört, aber nach acht Tagen. 
Sieht aber das Gericht, die Sache wird ernſtlich kontra- 
diktoriſch, jodaß fie jo ſchnell nicht zu erledigen jein wird, 
jo fann das Gericht jagen: dieſe tg eignet fich nicht 
ur Ferienſache, fie wird auf die Zeit — der 
Ferien binausgefchoben. Das ift alio gewiffermaßen eine 
Umfehrung des bisherigen Prinzips; ich glaube, damit 
könnte Abhülfe geichaffen und den berechtigten Wünſchen 
des Handeläftandes entiprochen werben. — könnte 
ſich fragen, ob man dasjelbe Prinzip nicht auf alle Aınts- 
gerichtäjachen ausdehnt; denn auch hier ift oft, namentlich 
bei dem Handwerker ein dringendes Bedürfnis vorhanden, 
daß er mit feiner Forderung nicht durch einen böswilligen 
Schuldner hinausgejchoben wird, während er jelbft feine 
Schulden bezahlen muß. 

Meine Deren, ih möchte damit jchließen, daß ich 

den Herren Minifter bitte, dieje von mir angeregten 
Punkte in Erwägung zu nehmen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr Porſch. 


Dr Porſch, Abgeordneter: Meine Herren, den 
Ausführungen des Ben Miniftere kann ich namens 
meiner politiichen freunde überall beitreten. Sie waren 
jo erichöpfend, daf mir eigentlich nur weniges zu jagen 
übrig bleibt. 30 möchte zunächſt etwas von dem, was 
der Herr Minijter auch fchon hervorgehoben hat, noch 
einmal von diefer Stellung aus ausdrüdlic unterftreichen, 
weil darüber meines Erachtens in der Öffentlichkeit in- 
[eig der Diskuffton über Aufhebung der Gerichtsferien 
faliche Meinungen fich verbreitet haben. Ich möchte aljo 
den Sat unterjtreihen, daß unfere Gerichte während der 
Ferien durchaus nicht die Hände in den Scof legen 
fönnen, fondern dab noch eine ganze Reihe von Sachen 
jegt ſchon über die Gerichtsferien fortlaufen, nämlich 
Bormundsshaftsfachen, Grundbuchſachen, die für —— 
—— erklärten ſchleunigen Sachen, Meß- und Markt— 
ſachen, Strafſachen und — noch etwas. Volle Ferien- 
ruhe iſt aljo nicht vorhanden, fondern es ruht nur ein 
Teil der Sachen, und diefer muß zwedmäßigerweije ruhen. 

Nun hat der Herr Interpellant vor allem zwei 
Bedenken gegen die Gerichtsferien hervorgehoben, einmal, 
daß böswillige Schuldner diefelben ausnugten. Sa, 
meine Herren, gegen böswillige Schuldner ift überhaupt 
wenig Sraut gewadjen, fie werden immer Mittel und 
Wege finden, fi ihren Berbindlichkeiten zu entziehen; 
felbit wenn man die Gerichtsferien aufheben wollte, fo 
wird man die Möglichkeit, Prozeſſe zu verichleppen 
und Bmwangsvollitredungen zu verzögern, nie voll- 

Verhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Sefflon 1908. 
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ftändig nehmen können. Der Herr Interpellant hat 
ſodann getadelt, daß durch die Gerichtäferien eine 
kat ei ei herbeigeführt werde und zwar 
mindeiten® um die Zeit der Gerichtsferien ſelbſt. Voll— 
ftändig läßt fich das nicht von der Hand weifen, wiewohl 
wir auf der anderen Seite jehen, daß die Nachwirkung 
der Gerichtöferien ſchon Mitte Dftober auf den Termins 
etteln nachzulaffen und zu verjchwinden beginnt, Alſo 
b arg ift Die Progehverjöleppung nit. Ich glaube 
aber, wenn man zu dem Radikalmittel der ganzen oder 
wejentlichen Aufhebung der Gerichtsferien käme, daß dann 
die Prozehverichleppung das ganze Fahr fortdauern würde, 
und zwar aus den Gründen, die der Herr Minifter jchon 
vorher hervorgehoben hat. Insbeſondere wird dies bei 
den Sollegialgerichten der Fall fein, wo im Juli diefer 
Richter, im Wuguft jener Richter und im September 
wieder ein anderer Richter fehlen würde, Die Bejegun 
der Kammern würde eben fortwährend wechjeln; — 
würden große Sachen liegen bleiben, wenn der Referent 
verreiſt iſt, und auch andere Sachen, wenn fie nahe am 
Erkenntnis ftehen, würden nicht gerade gefördert werden. 

Diefen beiden Übelftänden, die der Herr Anterpellant 
hervorgehoben hat, wird meines Erachtens dann aus— 
reichend begegnet werden Fönnen, wenn die Gerichte in 
den Stand geſetzt werden, überhaupt möglichſt nahe 
Termine anzuberaumen. Das ift zum Teil bei unjeren 
Gerichten ſchon durchgeführt; zum Teil ift es aber jo 
lange nicht durchführbar, als die Zahl der amtierenden 
Nichter eine ſehr beichränkte if. Wenn die Finanz-— 
verwaltung die Dei in die Lage jegen würde, 
die Zahl der Richter erheblich zu vermehren, dann würden 
wir überall erreihen können, daß nahe Termine an- 
beraumt werden, und dann würde dad Moment des Ein» 
tritts der Gerichtöferien als ein $ ſchlimmes fich nicht 
geltend machen können, und zwar bejonders deshalb nicht, 
weil viel mehr Richter während der Ferien fortamtieren 
fönnen und im ftande find, ichleunige Sachen wirklich 
als Ferienfachen erklären zu fünnen. 

Im Prinzip kann man aber die ferien nicht auf: 
heben. Das Jahr felbit verlangt die Ruhe, Das wird 
herbeigeführt ſchon durch die Flimatiichen Berhältniffe; 
infolgedeffen empfindet man in immer weiterem Maße 
das Bedürfnis nach Erholungsreiien. Jemehr unjere 
Städte im vergrößern, um jo unabweislicher ijt auch) 
das Bedürfnis ihrer Bewohner, einen Teil des Jahres 
in frifcher Luft und in Ruhe zu verbringen; es werden 
ſich aljo, wie der Herr Minijter mit Necht hervorgehoben 
bat, die Urlaubswünfche immer auf eine kurz bemefjene 
Zeit des Jahres zufammendrängen. Damit iſt not- 
wendig die Inſtitution der Gerichtsferien gegeben, die 
wir jo ziemlich in allen Ländern finden, und bie vor 
kurzem erit aus zwingenden Gründen in Ofterreic; verlangt 
und eingeführt worden iſt. Die Notwendigkeit der Berichts: 
ferien leiten wir in erfter Reihe nicht aus dem Bedürfnis 
der Michter her, einmal Ruhe zu haben, fondern Die 
empfindet das Publikum felbft in eriter Neihe. Dem 
einzelnen Mann, dem vielleicht ein Prozeß auf dem 
Magen liegt, und der darüber räjonniert, ift es ja in 
diefer Zeit oft unbequem, daß Gerichtöferien find; aber 
nach dem einzelnen darf man die Erledigung solcher 
Dinge nicht bemefjen. Im allgemeinen hat das Publikum 
ein Sntereffe daran, einmal Ruhe zu haben, und es ift 
auch wünjchenswert, daß Ruhe unter dem Publikum ein 
kehrt. Nicht mur der Beklagte muß wünſchen, daß er 
für die Dauer der Ferien der Mühe überhoben ift, ſich 
auf die Mechtsverfolgung eines anderen einzulaffen, 
fondern auch der Kläger bat den Wunfch, zu willen — 
ich dente dabei immer an größere oder belangreichere 
Saden —, ob er verreijen fann, ohne daß ihm geichätt- 
liche Briefe nachgehen, und ohne daß er von — Er⸗ 
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[Dr Porſch, Abgeordneter] 
holungsreije feinem Anwalt Informationen oder wichtige 
Sachen ſchicken muß. Das Publitum muß aucd davor 
bewahrt werden, als Zeuge, Sachverſtändiger oder Handels- 
richter fungieren zu müſſen. Im Intereſſe des Publitums 
liegt alſo in erfter Reihe die Einrichtung der Gerichtsferien. 
Sie liegt allerdings aud im mwejentlichen Intereſſe 
des Richterſtandes jelbft, und zwar muß ich richtiger 
jagen: fie liegt im ftaatlichen Antereffe. Dem Staate 
muß eine fFerienzeit gewährt werden, damit er in der 
Lage ift, während dieſer Ferienzeit feine Richter zu be 
urlauben und ihnen die Möglichkeit zu geben, ihre geiftigen 
und körperlichen Kräfte wieder aufzufriichen, damit fie 
dann mit erneuter Sraft an die Bewältigung ihrer 
wichtigen Aufgaben gehen Eönnen. Bweifellos wäre es 
für die Richter fehr erwünſcht, wenn fie wie andere 
Stände auch außerhalb der zeit der Gerichtsferien Urlaub 
befommen fönnten. Der Beſuch mandyer Gegenden ift 
dem Richter dadurch verichlojfen, daß er nur zwiſchen 
Mitte Juli und Mitte September das Recht hat, einen 
Urlaub zu beanipruden. Das ift fogar eine Benad) 
teiligung des Richterftandes. Andererſelts ift es für den 
Ri kerflanb aber doch erwünicht, daß er geieglih ein 
Recht auf Ferien hat, daf gejeglich feitgelegt ift: jo lange 
paufieren die Sachen, — und daß den einzelnen Gerichten 
überlaffen werden kann, die gefeglich zugebilligte em 
eit unter den Mitgliedern zu verteilen, daß der Richter 
ei Bemefjung des Urlaubs und bei Beitimmung der 
Zeit des Urlaubs nicht lediglih auf das Wohlwollen 
eines Vorgefegten angemwielen ift, das ja manchmal etwas 
jparfam ausfällt. Gleichwie die Richter müflen aber 
auch die Rechtsanwälte den dringenden Wunſch haben, 
eine Zeit im Jahre zu wiſſen, wo fie ruhig verreijen 
önnen. Wenn wichtige Sachen das ganze geh hindurch 
laufen, kann ein — * Anwalt eine Bergnügungs- 
reife oder eine Erholungsreije, die ihn weiter von feiner 
Heimat wegführt, oder nach Gegenden und Orten, auf 
denen ihn — ſehr ſchwer treffen, nicht unter— 
nehmen; er riskiert immer, daß in wichtigen Sachen ein 
Termin anberaumt wird, daß wichtige Erklärungen durch 
einen gegnerijchen Schriftjag notwendig werden; und 
darum it es notwendig, eine Beit des Jahres zu 
ftatuieren, in ber er pe. Pen ift vor Beläftigung durch 
wichtige Termine und durch notwendige große Ehriftfäge, 
möchte dabei aber vor allem auch betonen, daß 
im Satin der mittleren und unteren Gerichtsbeamten 


die Synftitution der Gerichtsferien nötig ift, die zweifellos 
ebenjo eine Erholung er ihrer Arbeitszeit brauchen, 
und die zwedmäßig diefe Erholung nur Fe werden 
finden können, wenn in der Tat eine gewiffe Ruhe bei 
den Gerichten eintritt. Ich würde fürchten, daß, wenn 
man die —— ganz oder weſentlich beſeitigt, 
dann die mittleren und unteren Beamten bei unſeren 
Gerichten am meiſten geſtraft ſein würden, die im Jahre 
kaum zu einer Erholung kommen. Ich denke gar nicht 
daran, daß fie große Reiſen machen, fondern daß nur 
überhaupt ein ruhiger Gejchäftsbetrieb bei den Gerichten 
eintritt. 

Aus allen diejen Erwägungen, die ich angedeutet 
habe und nah den Ausführungen des Herrn Minifters 
nur anzudeuten brauchte, kann ich crflären, daß meine 
politiihen Freunde einftimmig der Meinung find, dag an 
den Gerichtsferien, wie wir fie haben, feftgehalten werden 
muß. Das fließt ja F aus, daß gewiß Abande 
rungen bes gegenwärtigen Zuſtandes eintreten, Abände- 
rungen, bie [#4 doch aber immer nur in fehr beicheibenen 
Grenzen werden halten können, Abänderungen, die zum 


Teil im gig durchgeführt werben können, 
für die aber auch zum Zeil eine Anderung der Reichs- 
ejeggebung würde veranlaßt werden müllen. ir 
önnen ja dem Herrn Miniiter für die Erklärung nur 
dankbar fein, daß folche Erwägungen von ihm aud den 
uftändigen Reichsitellen unterbreitet worden find. Daß 
Pauterungsurteile als Ferienſachen eingeführt werden 
follen, das halte ich für durchaus zutreffend. Gegen die 
Einführung von Borterminen würde ich an fich Bedenken 
nicht haben; ich habe aber Bedenken, ob die Einführung 
von Vorterminen jehr wejentlich die Nachteile bejeitigen 
würde, über welche die Herren Interpellanten mit Recht 
Elagen. Denn wenn man nun einmal den Bortermin 
einführt, dann wird man nicht verhindern Eönnen, Wr 
ein Schuldner, der eben böswillig ift und ein Intereſſe 
bat, die Sache wenigftens über die Gerichtsferien hinaus 
zu verzögern, auch diejen Vortermin dazu benugt, eine Ver— 
tagung der Sade zu veranlaffen, und dann ijt der Kläger 
eigentlich noch ſchlimmer dran, als wenn er den Vortermin 
vor den Gerichtäferien nicht gehabt hätte. Wenn er, 
fagen wir einmal am 30. Juni, Klage einreicht, und er 
befommt am 16. oder 17. juli einen Vortermin, der zu 
einer Bertagung der Sade führt, dann find im der 
Zwiſchenzeit, zwiſchen dem 30. Juni und dem 16. oder 
17. Juli für die Zeit nad) Ablauf der Gerichtsferien jchon 
eine ganze Reihe von anderen Terminen wieder anberaumt, 
und vielleicht wäre es für den Kläger dann fogar beſſer 
gewejen, er hätte am 30. Juni einen Termin bald nad 
den Ferien anberaumt befommen und dann ein Ber- 
fäumnisurteil erzielt. Indeſſen das ift eine Bemerkung, 
die ich nur —— mache; wir haben dieſe Fragen 
hier nicht zu erſchöpfen; wir ſind befriedigt, daß ſie an 
zuſtändiger Stelle zur Erörterung gebracht worden ſind. 
Auch was die Koſtenfeſtſetzungen anlangt, ſo kann 
ich dem Herrn Miniſter vollſtändig darin beipflichten, daß 
es erwünſcht iſt, Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe auch in den 
"ug zuzulajjen, wenn N nicht zur Pflicht zu —— 
uf der anderen Seite muß ich aber darauf aufmerkſam 
machen, daß zum Teil für die Parteien eine Benachteili— 
gung eintreten könnte, wenn Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe 
in den ferien zugelaffen werden, und wenn es in diejem 
Fall bei der kurzen Beichwerdefrift bleibt. Ich denke 
mir, daß in einer ſehr ſchwierigen Sade ein Koftenfeit- 
ſetzungsbeſchluß ergeht, während der Prozeßbevollmächtigte 
IB vielleicht auf Reifen befindet; dann wird der Ber- 
treter faum in der Lage fein, bei kurz bemefjener Frift 
einen folden Koftenfeftiegungsbeihlug ausreichend zu 
prüfen, wenn ihm die ganze Sache jelber unbefannt ge- 
blieben ift. Wenn man alio die Softenfeftiegungen als 
Ferienſachen zuläßt, wird vielleicht erwogen werden mögen, 
ob nad Ablauf der Gerichtäferien er eine gewifle Be- 
fchwerbefrift gegeben werben joll. 
kann mich aljo durchaus damit einverftanden er- 
klären, daß man die Möglichkeit gejeglih einführt, einen 
weiteren Kreis als bisher als — zuzulaſſen. 
Vielleicht wird man aber andererſeits erwägen, um einen 
gewiſſen Ausgleich zu ſchaffen, ob es denn notwendig iſt, 
alle diejenigen Sachen, die jetzt als Ferienſachen behandelt 
werden, auch in alle Zukunft als Ferienſachen zu be— 
handeln. 3 denke da beſonders an die Strafrechts- 
flege. Es iſt ja gewiß wünſchenswert, wenn Ehrver— 
etzungen recht bald ihre Sühne finden; aber, meine 
Herren, wer einmal mit *6 zu tun gehabt 
a weiß, daß darunter eine ſolche Mafje von Geſchichten 
ind, bei denen es vollftändig gleichgültig ift, ob die jetzt 
entjchieben werden oder erjt nad drei, vier Monaten, 
bei denen e3 fogar meift ſehr wünſchenswert ift, wenn 
fie ein paar Monate liegen bleiben, weil dann die Auf- 
regung der Parteien fi) etwas verflüchtigt und jpäter 
viel leichter ein Vergleich zwiſchen den Parteien möglich 
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Tr Cacld, betr. Gericäöienien) 


[Dr Porſch, Abgeordneter] 


ift. Und jo kann es ja auch jonft unter den Straffachen 
manche geben, 3. B. — ——— uſw, bei denen 
es nicht notwendig iſt, ſie als Ferienſachen zu behandeln, 
wo man alſo eine Erleichterung der Richter und auch der 
Schöffen ſchaffen kann, indem man dieſe Sachen bis nad) 
den ferien vertagt. Ich halte es aud für durchaus 
wiünjchenswert, ba vielleicht die Gerichte noch mehr als 
jegt von ihrer Befugnis Gebrauch machen, Saden als 
ichleunige und deshalb als Ferienſachen zu betrachten. 
Aber, meine —— das hängt doch nicht bloß vom 
uten Willen der Nichter ab, fondern auch von der Be- 
egung der Richterkollegien, und wenn ſchon während des 
normalen Gerichtsjahres die Zahl der Richter eine ſehr 
wenig ausreichende ift, dann wird man diejen Richtern 
es nicht verdenken können, wenn fie nun in den ferien, 
wo fie neben ihrem eigenen Dezernat noch andere zu bes 
arbeiten haben, feine große Neigung empfinden, Sachen 
als jchleunig und deshalb als Ferienſachen zu betrachten. 
Deshalb fpricht auch hieraus die Berechtigung der Forde— 
rung, daß man die Zahl unjerer Richter an einer ganzen 
Anzahl von Gerichten erheblich vermehren möge. 

Den Wünſchen, die der Herr Sollege Rewoldt aus- 
geſprochen bat, kann ich mich ja zum Teil auch anjchließen. 
Es ift gewiß recht wünfchenswert, wenn diejenigen lage: 
jachen, die die Herren —— — im Auge haben — 
Klageſachen, die alſo beſonders den Handelsſtand be— 
** —, im weiteren Maß zur Verhandlung in den 
Ferien gelangen, Indes auch hier ift zu unterfcheiden 
zwifchen Handelsfachen, bei denen der Kläger es nur mit 
einem böswilligen Schuldner zu tun bat, und Handels 
—* bei denen in der Tat ohne eine beſondere Bös- 
willigteit des Schuldners ſchwere Rechtsfragen ftreitig 
find. Das wird unterjchieden werden müffen. Nur die 
erjteren werden einen Anjpruch darauf haben, als Ferien» 
fachen behandelt zu werden. Aber, meine Herren, da 
liegt ja doc eine große Schwierigkeit vor. Der Herr 
Kollege Newoldt jagt: das Geriht muß eben jehen, 
fobald eine Sache Eontradiftorijh wird, ob fie etwas 
tomplizierter ift, ob fie zu längerer Verhandlung führen 
wird; dann mag man die leßtere bis nach den Ferien 
vertagen, und nur wenn man fie als einfahe Sache 
anfieht, mag man fie als —— behandeln. Ja, 
meine Herren, da fällt der Nutzen der Ferien für das 
Publikum und die Anwälte vollſtändig fort. Dann würde 
alſo jemand, der mit einer Handelsklage belangt wird, 
in die Notwendigkeit verſetzt werden, in ben Gerichts— 
ferien feinem Anwalt eine recht komplizierte Information 
zu geben, und der Anwalt würde in die Notwendigkeit 
verjegt werden — noch dazu, wenn ein Bortermin mit 
kurzer Frift anberaumt wird — in diefer kurzen Friſt 
die Sadje zu bearbeiten und die Hlagebeantwortung zu 
machen, um dem Gericht Ear zu legen, daß in ber Tat 
bier eine komplizierte Nechtsfrage vorliegt. Das ift doch 
etwas jehr bedenklich). 

Andeffen, meine Herren, ich meine, dieſe Fragen 
werden wir im einzelnen hier nicht zu erörtern haben. 
Ich bin gewiß nicht der Meinung, daß die Einzellandtage 
in Fragen der Neichsgejeggebung fich nicht einzumifchen 
haben. Im Gegenteil, über grundlegende gefeggeberiiche 
ragen des Neiches wollen wir auch uns bier auslaffen. 

ndes über die Einzelheiten einer ſolchen Geſetzgebung 
unterhält man ſich wohl zweckmäßigerweiſe nicht bier. 
Es genügt, daß man Anregungen nad der einen oder 
andern Seite gibt. Ich glaube, das können wir nicht 
erichöpfen wollen. 
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will mid; deshalb eines weiteren Gingehens 
darauf enthalten, möchte dem Herrn Minifter aber 
danken, daß er im großen ganzen ung biejenigen Ge— 
fihtspunfte gezeigt hat, aus denen er glaubt, da wir 
u einer zwedentiprechenden Anderung unjerer Ber» 
ältniffe unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Ge» 
richtöferien gelangen Eönnen. 


(Bravo! im Bentrum.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Dr Edels, 

Dr Edeld, Abgeorbneter: Meine Herren, nachdem 
der ce AJuftizminiiter in jo beftimmter Weile erklärt 
bat, daß die Juſtizverwaltung an ben Gerichtäferien fejt- 
hält, hat es, glaube ich, keinen erheblichen prattiſchen 
Nuten mehr, Bier diefe theoretifche frage weiter zu be- 
ai eln. Wir werden auf abfehbare Zeit mit Gerichts- 
erien rechnen müffen, und ich freue mich darüber; denn 
ich halte die Ferien für unentbehrlich, namentlich aus 
dem Grunde, weil ein var Wechſel der Referenten 
und auch der Rechtsanwälte der Berhandlung einer Sache 
nur ſchaden kann. Wenn wir aber weiter mit den Gerichs— 
ferien rechnen müſſen, dann ift es allerdings Aufgabe 
der Yuftizverwaltung, dafür zu jorgen, daß den befonders 
dringenden Übelftänden, die jet vorhanden find, abge: 
holfen wird. 

Nun kann ich verfichern, meine Herren, daß in den 
über 30 Fahren, wo ich Rechtsanwalt bin, es mir nicht 
erinnerlich ift, daß in einem einzigen Fall fi jemand be— 
ſchwert hat, daß ein Prozeß durch die Gerichtsferien verzögert 
worden jei, wenn es fih um Eontradiftorijche Sachen 
handelte. Wenn es ſich um Sachen handelt, deren Er- 
ledigung längere Zeit erfordert, bei denen Zeugen und 
Sachverſtändige vernommen werden müffen, wo es in die 
Berufungsinftanz gebt, dann ift bei uns nie eine Klage 
über BVerzögerung durch Gerichtsferien laut geworben. 
Sowie aber der Lumi und Juli ins Sand fommt und 
liquide Schuldforderungen einlaufen, und es werden die 
Termine Ende September und Anfang Dftober angejfekt, 
dann Flagt jeder: warum iſt es nicht möglich, daß dieſe 
— „die der Angeklagte gar nicht beſtreitet, zu den 

—— kommt? 

Wenn ich aber frage: wie ift e8 möglich, die Kontu- 
mazialſachen in den ferien zu erledigen? fo behaupte ich, 
die Möglichkeit ift gegeben durch eine richtige Anwendung 
bes $ 202 lepter Abſatz des Gerichtäverfaffungsgejeges. 
Nah diefem $ 202 kann das Gericht auf Antrag auch 
andere Sachen, „ſoweit fie bejonderer Beichleunigung be— 
dürfen”, als FFerienfachen bezeichnen. Ich behaupte, im 

meifel bedarf jede Kontumazialfache befonderer Be: 
chleunigung. Wenn jemand nicht zahlt oder einen Ans 
ſpruch nicht erfüllt, weil er glaubt, berechtigt zu fein, ihn 
zu weigern, ober weil er eine Einrede hat, jo kann man 
in der Negel nicht jagen, daß cin Grund zu bejonderer 
Beichleunigung vorliegt. Wenn aber jemand eine For— 
derung, bie er dig ift, nicht bezahlt, dann iſt er entweder 
ein böswilliger oder ein jäumiger Schuldner oder hat 
feine genügenden Mittel, F allen den Fällen iſt die 
Gefahr vorhanden, daß durch eine —— von zwei, 
drei Monaten der Kläger feinen Anſpruch verliert, und 
die Gefahr des Berluftes des Anſpruchs feitens des 
Klägers bewirkt aber nach meiner Auffaffung, daß eine 
Sache beſonderer ringe bedarf. 

Die Schwierigkeit liegt allerdings darin, daß der 
Nichter der Kngefchrift es nicht anjehen kann, ob bie 
Sade kontradiftoriih wird oder nicht, Mit abjoluter 
Beftimmtheit kann das überhaupt niemand jagen. Der 
einzige aber, ber ein Urteil darüber haben u und der 
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es auch in den meiften Fällen hat, ift der Kläger und 
jein Anwalt. Wenn 3. B. verjchiedene Friftgefuche des 
Schuldners in den Akten vorliegen, oder wenn fonft be» 
kannt ift, daß die Schuld nicht beftritten wird, jo kann 
der pie fagen: die = ift nicht ftreitig. 








Ich würde mir danach das Verfahren auf Grund 
der jeßt geltenden Gejetgebung etma jo benfen: der 
Kläger bzw. deſſen Anwalt beantragt, die Sache zur 
Ferienſache zu erklären, da fie nicht Frreitig ſei. Diejer 
Erklärung entſprechend jest das Gericht Termin in den 
Gerichtsferien an und erklärt die Sache zur Ferienſache. 
Nun kommen drei Möglichkeiten in Betradht. Die erite 
ift die, daß ein Ungehorfamsurteil abgegeben wird; das 
koftet dem Ferienſenat feine Zeit und Mühe; es iſt ſogar 
erwünfcht, namentlich bei Eleineren Gerichten, daß in den 
Ferien durch die Kontumazialfahen die Kanzleien ihre 
neichäftigung haben. Der zweite galt ift der: die er 
ift micht liquid, jondern ftreitig. Dann hat das Gericht 
freie Hand, den Termin zu verlegen. Wenn beijpiels- 
weije eine Klagebeantwortung kommt, aus der das Gericht 
erfieht, daß der Prozeß zwei, drei Jahre dauern kann, 
fo wird fofort der Termin auf die Beit nach ben 
Gerichtsferien verlegt. Es wird dasjelbe tun, wenn etiwa 
der Beklagte ohne Anwalt erjcheint, weil er in den 
— keinen Anwalt hat bekommen können, und durch 

berreichung einiger Briefe dem Gericht die Uberzeugung 
beibringt, daß die Sache nicht eine liquide, ſondern eine 
ſtreitige iſt. 

Britter Fall: der Schuldner erklärt z. B., die 
ordberung ſei auf 30 Jahre befriftet, oder die 
orderung ſei geichenft und jchlägt Zeugen vor in ber 
andichurei oder am Kap der guten Hoffnung. Dann 

kann das Gericht verfahren, wie es das für ridtig hält; 
es kann fagen: die Sache ift kontradiktoriſch — und den 
Termin hinausſchieben; oder es kann jagen: im diefem 
Falle wollen wir uns die Sache einmal näher befehen — 
und die Verhandlung zulaffen. Dann könnte das Ber: 
fahren leicht dazu führen, daß der Richter auf Grund 
der freien richterlichen Überzeugung die Auffafjung ge- 
winnt, daß dev Beklagte jchwindelt, und ihn verurteilen. 

An allen biejen Fällen würde ben ——— des 
Klägers vollſtändig genügt ſein. Es handelt ſich alſo, 
wie ich wiederhole, im weſentlichen darum, die Kontumazial⸗ 
fachen zu Serienfadhen zu machen. 

bin überzeugt, meine Herren, wenn wir das er— 
reichen, fo ift die ganze Klage des Handelsftandes ver- 
ichwunden. Es handelt fi aber nicht bloß um bie 
Sachen des Handelsftandes, jondern es fommen 3. B. 
auch Darlehnsforderungen, Zinsforderungen, gekündigte 
Hypotheken in Frage. Wenn wir ermöglichen, daß alle 
diefe Sachen zur Verhandlung kommen, wenn fie liquide 
find, fo wird der Wunſch, die Gerichtsferien aufzuheben, 
aufhören. 

Nun ift es richtig, dak die Juſtizverwaltung den 
Gerichten in diefer Beziehung feine bindenden Vorjchriften 
machen kann. Ich bin aber feit überzeugt, daß, wenn 
die Yuftizverwaltung in dem Sinne eine Verfügung an 
die Gerichte erließe, Daß es von jeiten der Juſtizverwaltung 
gewünjcht werde, daß, wie eben vorgeichlagen, dem vecht- 
juchenden Publikum entgegengefommen werde, dann 
die Gerichte faft ausnahmslos diefem Verlangen Rechnung 
tragen werden, 

Hat eine ſolche Verfügung feine Wirkung, ja, dann 
bleibt nichts anderes übrig, als fih auf den Weg ber 
Reichögefepgebung zu begeben. Ich möchte dann den 
Herin Minifter bitten, wenn es feinen anderen Weg 
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ben follte, e8 nochmals zu verſuchen im Wege der 
Reichägefeggebung, fei es im Wege einer Ergänzung bes 
Gerichtöverfaffungsgefeges, fei es im Wege einer grund— 
ſätzlichen Anderung des Berfahrens durh Einführung 
von Borterminen, den Übelftänden abzubelfen. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Bröfe. 


Bröfe, Abgeordneter: Meine Herren, namens meiner 
politiichen Freunde kann ich die Erklärung abgeben, daß 
wir einftimmig gegen die Aufhebung der Gerichtsferien 
uns fchlüffig gemacht haben. 

Nah den eingehenden Erklärungen des Herrn — 
miniſters bin ich nicht in der Lage, noch weſentlich nette 
Gefichtspunfte zur Begründung meiner Anficht den Herren 
hier vorzuführen. 34 freue mich, namens meiner polis 
tiichen Freunde ausfprechen zu dürfen, daß wir den Aus— 
führungen des Herrn Juſtizminiſters im wejentlichen zu— 
ftimmen, auch darin, daß er beabfichtigt, der Frage, die 
uns bier beichäftigt, vom veichögejetlichen Standpunkt 
— 

ber auch darin können wir dem * Juſtiz⸗ 
miniſter zuſtimmen, wenn er ausführte, daß er verſuchen 
werde, im VBerwaltungswege hier und da-eine fchnellere 
— zur Durchführüng gelangen zu laſſen. Ich ver- 
tehe die Außerung des Herrn Minifters dahin, daß er 
denjenigen Gerichten, welche beionders ſtark belaftet find, 
auch das dazu erforderlihe Perional an Hülfsrichtern 
und Hülfsbeamten zur Verfügung ftellen wird. Denn, 
meine Herren, aus den Worten des Herm Minifters 
ing auch Elar hervor, daß er den Beamten felbit den 
enuß der Ferien zu verfchränten nicht in der Abficht 
hat. Aber in erfter Linie kann es ja nicht auf bie 
Richter ankommen, wenn ich auch anerfennen muß, daß 
auch die Michter das dringende Bebürfnis haben, eine 
Zeit des Yahres hindurch von ihrem anftrengenden Be 
rufe auszujpannen; in eriter Linie, meine Herren, ift es 
das Intereſſe des Publikums, das maßgebend jein 
und bleiben muß. Und da haben meine politifchen 
Freunde die Meinung, daß die Aufhebung der Gerichts— 
ferien es nicht bewirken wird, daß der Gläubiger fchneller 
u einem Urteil gelangt. Herr Abgeordneter Rewoldt 
dat auf einen typiichen hat mit Necht hingewiejen: eine 
anze Neihe von Schulönern verführt fo, dak fie die 
Ki inwendung erheben; und diefem Einwande gegen- 
über ift man auch machtlos, wenn die Gerichtsferien 
bejeitigt find. 

Einen Geſichtspunkt möchte ich doch bier noch be 
ſonders hervorkehren. Die Herren willen, daß unjer 
heutige Prozeßverfahren darauf beruht, dak der Anwalt 
an die Stelle der Partei getreten ift, und, meine Herren, 
Sie werden es fchon häufig in der Praxis erlebt und im 
täglichen Leben beobachtet haben, daß die Partei „ihren 
Anwalt” im Termin jehen mil, und nicht einen be 
liebigen an deſſen Stelle. Die Partei hat daher jelbft 
das lebhafteſte Antereffe daran, daß ein Wechſel im 
Perfonal, auch der Parteivertreter, nicht eintritt. Ich 
gehe noch einen Schritt weiter: auch die Anwälte ſehen 
es höchft ungern, wenn am Richtertifch ein anderes Mit- 

lied an die Stelle des ordentlichen Referenten getreten 
it. Man muß nocd weiter jagen: die re ber 

erichtöferien wird die folge haben — ich denfe dabei 
an die Zivilkammern, um die es ſich im welentlichen bier 
handelt —, daß mehr als ein Vierteljahr hintereinander 
das Kollegium in wechlelnder Form auftritt. Daß das 
der Sache nicht dienlich fein kann, darin wird mir jeder 
Erfahrene beiftimmen. ch kann daher nicht anerkennen, 
daß ein Bedürfnis für die Aufhebung der Gerichts— 
ferien irgendwie vorliegt. 


tn 
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[Interpellation der Abg. Sirſch 
Dr Edelö, betr. Gerichtäferien] 
[Bröfe, Abgeordneter] 

Was meine politifchen Freunde insbefondere ver- 
anlaßt hat, durch mich dieje Erklärung abzugeben, it 
das: wir gönnen den Herren von ber Sndufrtie, die im 
mwejentlichen wohl dazu beigetragen haben, dieſe Inter— 
pellation dem Haufe vorzulegen, ſicher alles Gute, aber 
wir möchten doch bitten, daß ben Intereſſen anderer 
großer Volkskreiſe auch Nechnung getragen wird. Es 
war mir im hohen Grade interelfant, wenn ber 
Yuftizminifter hervorgehoben hat, daß feitens des fauf- 
männiichen Mittelftandes dieje Beitrebungen bezüglich der 
Aufhebung der Gerichtsferien durchaus nicht geteilt 
werden. Ich begrüße das mit aufrichtiger Genugtuung. 
Ich bemerke weiter, daß grade die — ichte 
der Gerichtsferien uns beſtimmt hat, bei dieſem bewährten 
Inſtitut ſtehen zu bleiben. Es iſt weſentlich mit Rück— 
icht auf die Landbevölkerung eingeführt worden, deren 
Intereſſe auch heute noch an den Gerichtsferien ebenſo 
lebhaft iſt, wie es vor 100 Jahren geweſen iſt, als die 
Ferien in Preußen zur Durchführung gelangten. Ich 
laube nicht, daß man im dieſer Beziehung den Aus— 
Besen des Herrn Mbgeordneten Hirſch folgen kann. 
Er hat gemeint, daß bei unferem heutigen wirtichaftlichen 
Entwidlungsgange die Ferien nicht mehr von folcher 
Bedeutung wären wie ehedem. Das muß ich durchaus 
beftreiten. Sie werden mir ohne weiteres zugeben, daß 
doch, wenn jelbjt die Arbeitskräfte mangelhaft geworden 
find, die Zahl der Feldarbeiter zurüdgegangen ift und 
eine wejentliche Zahl der Arbeiten in größeren Betrieben 
mit Mafchinen ausgeführt wird, id fage, daß die 
Maichinen, doc bedient werden müſſen: es ift da in 
an Grade ftörend, wenn durch Gerichtätermine die 
eute von der Arbeit weggeholt werden. an fann für 
die Aufhebung der Ferien auch nicht anführen, daß in 
der Strafrechtäpflege die Gerichtsferien heute ausgejchaltet 
find und die Leute in Straffahen als Zeugen und jonft 
vor Gericht erjcheinen müflen. Da komme ich gerade zu 
dem entgegengefegten Echluß wie der Herr Antragfteller: 
ich fage, wenn in dieſen Materien fchon mit der Not- 
wendigfeit gerechnet werden muß, daß jeder Mann vor 
Gericht zu ericheinen hat, fo muß man eben für andere 
Fälle, bei denen es nicht dringend erforderlich ift, davon 
abfehen. 

Auch wir — darin ift das Haus vollftändig einig — 
ftehen auf dem Boden des Rechtsſtaates. Wir möchten 
jedem zu feinem Rechte verhelfen und beionders dazu 
beitragen, daß jäumige Schuldner angehalten werden, 
ihre Verpflichtungen zu erfüllen. Aber aus allen den 
von mir angedeuteten allgemeinen und befonderen Gründen, 
die fich auf die Intereſſen des Mittelftandes und der 
Landwirtfchaft ftügen, ftehen meine politijchen Freunde 
auf dem Standpunkt: „wir wollen es bei dem alt: 
bewährten Inſtitut der Gerichtäferien belaſſen“. 


(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Traeger. 





Traeger, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
faft um Entichuldigung bitten, daß ich diejes Mal nicht 
in der Page bin, der radikalen Richtung mic) anzujchließen, 
iondern mic Ihnen als einen prinzipiellen Gegner der 
Aufhebung der Gerichtsferien vorftellen muß. 


(Sehr richtig!) 


Ih bin durch die nad) meiner Meinung durchaus ſach— 
und zwedentiprechenden Ausführungen des Herrn Jujtiz- 
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minifters hoch befriedigt und ftimme allen Gründen bei, 
welche diejenigen Herren Redner vorgebracht haben, die 
fich gegen die Aufhebung der Gerichtäferien erklärt haben. 
Es ſchon darauf aufmerkſam gemacht worden, daß faſt 
in allen Kulturländern das Inſtitut der Gerichtsferien 
ſich vorfindet, und als damals das Gerichtäverfaffungs- 
gejeß für ganz Deutichland gegeben wurde, waren fie 
auch bereits in den inzelftaaten, befonders auch in 
Preußen vorhanden. Man hat dann die Friſt, die fie in 
Preußen hatten, um zwei bis brei Wochen verlängert, 
und es ergibt fich daraus, daß, während die Berbündeten 
Negierungen allerdings in ihrem Entwurf das Inſtitut 
der Gerichtsferien nicht anerkannt hatten, von allen 
—— der Reichsgeſetzgebung das Inſtitut der Gerichts- 
erien für notwendig und ihre Verlängerung über den 
bisher vorhandenen ein für nützlich erfannt wurde, 

Nun ift nad meiner Anficht eigentlich die Frage 
nicht jehr brennend, zu weſſen Nugen und Frommen die 
Gerichtsferien eingeführt find. Würde es fich finden, daß 
für einen einzelnen Stand, für einen einzelnen Teil der 
Bevölkerung fie nur Annehmlichkeiten, für alle anderen 
aber Unannehmlichkeiten und Beichwerden in ihrem Ge— 
folge haben, dann wäre allerdings, meine Herren, nad 
meiner Anficht auch die Wufhebung der Gerichtsferien 
gerechtfertigt. So liegt die Sache aber nicht. 

Zunächſt meint man immer — vielfach wenigſtens —, 
fie wären eingeführt im Intereſſe dev Richter, Nun ri 
ich gerne zu, daß fie im Intereſſe der Richter nicht bloß 
nüglich, jondern auch notwendig find; denn auch der Richter, 
oder, um das zu verallgemeinern, der Yurift, ift ſozuſagen 
ein Menſch umd hat darauf einen geredhitfertigten Ans 
ſpruch, daß ihm die Befriedigung feiner menſchlichen Be» 
dürfniffe geftattet wird. Wer in der Weije, wie nament- 
lich unfere Richter, das ganze Jahr über mit einer 
nervenzeritörenden Tätigkeit belaftet ift, daß ihm, wenn 
aud nur ein Eleiner Teil des Jahres zu feiner Erholung 
und Anfriihung übrig gelaffen werde, 

Nun find aber auch Leute, die Nußen von den Ge— 
richtsferien hätten, für die fie notwendig find, jedenfalls 
nur infolge einer Omifjion nicht berüdfichtigt worden. 
Ich meine die Subalternbeamten. Wie die Richter, und 
vielleicht in noch höherem Grade, haben die Subaltern- 
beamten, die leider bei uns auch außerordentlich überlaftet 
und pefuniär nicht in der Lage find, in der allgemeinen 
Lebenshaltung ſich diejenigen Erleichterungen zu ver 
ichaffen, die dem Richter noch möglich find, einen geredht- 
fertigten Anfprucd auf eine Erholungszeit. 

Wenn man nun die Gerichtöferien aufheben, das 
heißt das ganze Jahr mit ungejhwächten Kräften fort- 
arbeiten wollte, jo würde das einmal auf eine jehr große 
Schwierigkeit ftoßen, nämlich auf die, daß dann die Zahl 
unferer Richter abfolut nicht ausreichen würde. Nun ift 
ja das eine Klage, die fehr landläufig ift, und die nad) 
meiner Anficht auch im Laufe diefer Debatte wohl einmal 
auftauchen wird, die nämlich, daß nicht hinlänglich Richter 
vorhanden find. ber, meine Herren, es — auch über 
dieſes Bedürfnis hinaus noch eine Vermehrung ftattfinden 
müffen, wenn die Gerichtsferien aufgehoben werden würden. 
Denn wenn wie gewöhnlich fortgearbeitet wird, dann 
fönnen Sie den an und für ſich fchon genug angeftrengten 
Richtern nicht zumuten, zu gleicher Zeit eine für ihre 
Kollegen gerade ausreichende Arbeitstraft noch auf ſich 
zu nehmen. Sie würden alfo fehr viel Richter anftellen 
müſſen. Man würde wahricheinlih auch genötigt fein, 

ülfsrichter heranzuziehen, und dann würde fich ein Übel- 
tand berausitellen, der nicht zu unterichägen ift, und der 
wahrjcheinlich die Wohltat, die man von einer Aufhebung 
der Gerichtäferien erwartet, wieder auf ein Nichts zurüd- 
führte. Sie würden dann nämlich, wenn die Richter der 
Reihenfolge nad) beurlaubt würden, jehr häufig in die 
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Lage kommen, daß Prozefje vor wechjelnden Richter 
kollegien verhandelt werben müffen, was jedenfalls nicht 
im Intereſſe der Sache liegt und nicht zur Befchleunigung 
der Sache beiträgt. 

Alſo ich meine: die Richter find nicht der entſcheidende 
Punkt bei Enticheidung diefer Frage, aber ein Punkt, der 
wohl ind Auge zu faffen und zu berüdfichtigen ift, und 
dann würden bei dem von mir geichilderten Verfahren, 
wenn nach Aufhebung ber Gerichtöferien mit Volldampf 
gearbeitet würde, die Richter in ihrer perfönlichen Freiheit 
infoweit beichränft, als ihnen für ihre Erholung vielleicht 
gar nicht einmal die paſſende Zeit gewährt wird. Man 
bat nicht umfonft die Gerichtäferien in die Zeit gelegt, 
in der der nervös überarbeitete Menſch Höhenluft oder 
Meereswogen zu genießen pflegt; das würde fehr vielen 
Richtern vielleicht verjchräntt. 

Die Zeit, in die die Gerichtsferien fallen, ift auch 
bedeutungsvoll nicht nur für den Richter, fondern auch 
für das PBublitum. Es ift ſchon darauf hingewiefen, daß 
das die Beit ift, in der die landwirtichaftliche Bevölkerung 
am allermeilten mit landwirtichaftlihen Arbeiten über: 
häuft ift, ſodaß andere daneben nicht vorzunehmen find, 
— alfo ein agrarifches Antereffe, dem ich troßdem ſehr 
ſympathiſch gegenüberftehe, 

Nun bat der Herr Interpellant gefagt: ja die Land» 
wirtichaft hat fich jett fo weit entwidelt, daß fie einer 
derartigen Begünftigung gar nicht mehr bedarf. Das ift 
doch nur zum Teil richtig. Aucd der Herr Yuftigminifter 
bat anerkannt, das gewiſſe Hinderniffe, namentlich man-« 
gelnde Berfehrämittel, inzwifchen befeitigt find und der 
Zuftand fi zum Befferen gewandt hat. Aber ſoweit 
auch die Landwirtſchaft entwidelt ift, und foweit fie in 
ihrer Entwidlung noch gedeihen wird, — ſoweit wird fie 
fich nie entwideln, daß es ihr möglich ift, Arbeiten, bie 
von der Natur zu einem beftimmten Zeitpunkt geboten 
find, auf einen anderen Zeitpunkt zu verlegen. Aber nicht 
bloß für die Landwirtichaft allein, wie der Herr AYuftiz- 
minifter überzeugend dargetan hat, für die ganze große Be- 
völferung, die mehr oder weniger in der Zeit der Gerichts» 
ferien und unabhängig von bdenfelben auf Wanderfchaft 
geht und gehen wird, auch wenn die Gerichtäferien nicht 
eriftieren, für diefe ift e8 ein angenehmer Zuftand, daß 
inzwifchen die Gerichtöferien eingetreten find. Ich möchte 
bemerfen, wenn bie @erichtsferien aufgehoben find: mie 
viele BVerhandlungstermine müßten fruftriert werden? 
benn es handelt fich nicht nur um Parteien, fondern um 
Zeugen und Sachverſtändige und den zur Grledigung 
eines Prozeffes notwendigen Apparat. Alſo man kann 
nicht fagen, bie Gerichtsferien find lediglich im Intereſſe 
der Richter; man kann auch nicht jagen: lediglich im 
Intereſſe der Landwirtichaft, fondern man muß zugeben, 
daß die Gerichtäferien einem allgemeinen Bebürfnis ent- 
ſprechen. 

Über die Stellung der Rechtsanwälte zu den Gerichts— 
ferien mich weiter auszulaffen, hindert mich eine gewiſſe 
perjönliche Berichämtheit; 


(Heiterkeit) 


aber der Herr Yuftizminifter hat bereits die Güte gehabt, 
in ber Beziehung unter Berufung auf die Gutachten ber 
Anmwaltstammern alles dasjenige auszuführen, mas bes 
züglich der Rechtsanwälte auszuführen n 

möchte nur noch auf eins aufmerkſam machen, 
daß bie Stellvertretung eines Rechtsanwalts für ihn viel 
bedenflicher, gefährlicher und unter Umftänden viel Eoft 
ipieliger ift al8 für jeden anderen, weil, wenn der ver- 


und Laſſen nicht aufzutommen braucht, der Rechtsanwalt 
volltommen vegreßpflichtig und verantwortlich bleibt für 
das, was fein Stellvertreter getan oder unterlaffen hat. 
Alfo, ich meine, meine Herren, — und ich habe das aus 
der Rede des zweiten Herrn Interpellanten bereit ent- 
nommen —, daß Sie nicht mehr beabfichtigen, einen 
Drudf oder eine Anregung gegenüber dem Herm Juſtiz- 
minifter auszuüben, daß er fein gemwichtiges Votum und 
die gewichtige preußiiche Stimme für die gefetliche Auf- 
bebung der Gerichtöferien ins Feld führt. 

ch erlaube mir nod, Sie darauf aufmerffam zu 
machen, daß noch im Jahre 1898 durd; das Geſetz vom 
17. Mai die Beitimmungen über die Gerichtsferien in 
einem Kleinen Punkte modifiziert find. Es ift damals 
nämlich der Punkt 4, der als Ferienſachen die Miets- 
ſachen bezeichnet, in ber Faſſung geändert, und mit den 
Beftimmungen in 4a eine ganze neue Sategorie bon 
Ferienfahen aufgenommen worden, nämlich die ſoge— 
nannten — um es furz zu bezeichnen — Dienftklagen, 
die aus dem Verhältnis der Urbeitgeber und Arbeit 
nehmer entitehen. Alfo, meine Herren, wie gelagt, einer 
Aufhebung der Gerichtäferien würde ich mich auf das 
entichiebenfte wiberfegen. 

Nun ift ja gar nicht zu leugnen, daß die Gerichts- 
ferien troß der großen Nüglichkeit, die ich im Anſchluß 
an all die anderen Herren, die vor mir geſprochen haben, 
Ahnen nochmals vorzuführen mir erlaubt babe, unvoll- 
fommen find, wie leider jede menſchliche Inſtitution, und 
daß manchmal gerechtfertigte Klagen in einzelnen Fällen 
geführt werben können. Nun, meine Herren, joweit das 
möglich ift, ift natürlich diefen Klagen abzubelfen, und 
es find ja bier auch verichiedene Vorſchläge gemacht 
worden. 

Nun möchte ih aber — und das iſt heute meines 
Erachtens noch nicht näher angeführt, doch erlaube ic 
mir darauf aufmerkiam zu machen — darauf hinweiſen, 
daß in den Ferien noch eine ganze Menge geichehen und 
vorgenommen werden kann. Es find als Ferienſachen 
anerkannt die Strafjahen und — wie der Herr —* 
minifter Ihnen ja auch beſtätigt hat — alle Yuftizver- 
waltungsjahen. Aber, meine Herren, es find z. B. 
auch ale Mahnjahen Ferienſachen, ebenfo wie bie 
Smangsvollftredungsiachen. Ich erlaube mir darauf hin 
zuweilen, daß im Mahnverfahren eine Menge erledigt 
werben kann, was fonit alles prozeflualiich erledigt zu 
werden pflegt. Wenn Sie einen Schuldner haben und 
vorausjegen, daß der Mann keine Einwendungen machen 
wird, dann tun Gie viel befjer, anftatt eine Klage an- 
zuftrengen, Sie erlaffen einen Zahlungsbefehl gegen ihn, 
was Ihnen auch in den Gerichtsferien freifteht, und Sie 
können auf Grund des Zahlungsbefehls, der auch 
während der Gerichtäferien vechtsfräftig wird, weil die 
fehr kurze Notfrift von einer Woche auch in den Gerichtö- 
ferien läuft, auch in den Gerichtöferien Ihren Schuldner 
zur Bahlung zwingen —, wenn er nämlich etwas hat. 


(Heiterfeit.) 


Meine Herren, das ift ein Weg, der meines Erachtens 
viel zu fehr vernachläffige wird, und an ben viele gar 
nicht denken, wenn fie über die Erſchwerung ihres Klage- 
rechtes durch bie Gerichtäferien Flagen. 

Eind möchte ich aber noch erwähnen: ich ftimme 
nämlich meinem verehrten Vorrebner, dem Herrn Abs 
geordneten Bröfe, darin volltommen zu, daß ich, wenn 
au in den Gerichtäferien verhandelt würde, eine jehr 
große Beichleunigung und eine fchleunigfte Befigergreifung 
es Erkenntniſſes jeitens des Klägers nicht annehmen 
kann. Glauben Sie mir: die bösartigen Schuldner — 
und um die handelt es fich im mwejentlichen bei joldyen 
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Klagen — finden Mittel, die Befriedigung ihres Gläu— 
bigers te innerhalb der Gerichtöferien, aber 
auch außerhalb der Gerichtsferien. Alfo in der Be 
ziehung find die Klagen doch nicht ganz gerechtfertigt. 

Dann, meine Herren, find alle Abreiliaden und alle 
Sachen, in denen es fich um einftweilige Berfügungen 
handelt, d. h. alfo Sachen, in denen es auf die Bm 
des gegenwärtigen Zuftandes, namentlic) de3 gegenwärtigen 
Bermögenszuftandes des Schuldners für den Gläubiger 
ankommt, Eichen: — aljo aud) eine jehr wichtige 
Kategorie. ES find Ferienfahen die Meß- und Marft- 
fachen, auf die ich fein größeres Gewicht lege; aber alle 
Wecjelfahen, alle Mietsjachen und, wie ſchon erwähnt, 
Klagen aus dem Wrbeitöverhältnis. Und nun kommt 
noch die allgemeine Beitimmung hinzu am Schlufje, die 
der Herr Kollege Eckels ſchon erwähnt hat, daß das 
Gericht auf Antrag auch andere Sachen, joweit fie be» 
jonderer Befchleunigung bedürfen, als Ferienſachen be» 
eichnen kann, — die gleiche Befugnis, die auch vorbehaltlich 
= Entjcheidung bes —— der Vorſitzende hat. 
Die vom Geſetz aufgeſtellten — der Ferienſachen 
zu erweitern, d. h. eine einzelne Sache, obgleich ſie nicht 
in die von vornherein als geſetzlich bezeichnete Kategorie 
der Ferienſachen gehört, zur Ferienſache zu machen, wird 
nad; meiner Anſicht jeder verſtändnisvolle Vorſitzende tun, 
wenn ihm in irgend einer Weiſe glaubhaft nachgewieſen 
wird, daß hier in der Tat ein dringendes Intereſſe an 
der Beichleunigung vorliegt. Eine beftimmte Anmeifung 
in dieſer Rdn zu geben, eine Anweijung an die 
Richter bzw. Borfigenden der Ferienkammern, in dieſer 
Beziehung eine gewiſſe Latitüde obwalten zu laffen, halte 
ich auch für recht bedenklih; das würde nad meiner 
Anſicht ein Eingriff in die richterlihe Selbſtändigkeit 
fein. Aber der Herr Yuftizminifter ijt immer in ber 
Lage, feinen Richtern einen mohlmeinenden, väterlichen 
Rat zu geben, in der Beziehung doch nicht allzu engherzig 
zu verfahren. 

Nun find verſchiedene Vorjchläge ——*—* worben, 
wie man die gegen die Gerichtöferien laut gewordenen 
Klagen ftillen könnte. ch habe mir ſchon darauf hinzu- 
* erlaubt, ebenſo wie die Herren Redner vor mir, 
daß ohne Anderung der Geſetzgebung, ohne Anderung des 
Rahmens, der num einmal durch den $ 201 des Gerichts- 
verfafjungsgejeges gezogen ift, fehr ſchwer etwas Durch-⸗ 
greifendes auszurichten ift. Da ift denn nun aljo die 
nächte frage die: Soll man die Kategorie der Tyerien- 
ſachen erweitern? Und nad welcher Seite? Der Herr 
Kollege Rewoldt hat vorhin einen Vorſchlag in dieſer 
Beziehun gemadt: man jolle alle Handelsſachen, d. h. 
alle die —8 — ſo habe ich ihn verſtanden —, die vor 
die Handelskammer gehören, unbedingt und ohne weiteres 
als Ferienſachen erklären. ch erlaube mir, darauf auf- 
merkſam zu machen, daß ſchon eine jehr wichtige Kategorie 
von Handelsfachen, eine Kategorie, bei der es gewöhnlich 
auf Beſchleunigung bes Verfahrens ankommt, als Ferien⸗ 
ſache ftatuiert ift, nämlich die Wechielfachen. 

Nun aber, meine Herren, die Handelsfahen im all- 
—— d. h. alſo Sachen, bei denen Kaufmann gegen 

aufmann Elagt, ohne Müdficht auf den Gegenftand zu 
Ferienſachen zu erklären, fcheint mir doch etwas zu weit 
gegangen und als Bevorzugung eines einzelnen Standes 
au gefaßt werden zu können. Mit demfelben Rechte könnte 
dann ein Handwerker, der vielleicht noch öfter eine größere 
Eile, fein Geld zu befommen, hat als der —— 
fommen und ſagen: ja wenn ihr das tut, dann bitte i 
aud, dab alle Stlagen bes Handwerkers wegen gelieferter 
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Waren und Arbeiten als Fyerieniachen erklärt werden, 
und dann würde man fchließlich überhaupt, wenn man 
alle diefe Klagen bedenken wollte, zu einer tatjächlichen 
Aufhebung der Gerichtäferien fommen. Ich meine aljo, 
man muß in diejer —— außerordentlich vorſichtig 
und wohlerwogen zu Werke gehen. 

ch erlaube mir nochmals darauf aufmerkjam zu 
machen, daß es ja ben Kammern freifteht, bzw. den 
Borfigenden der Ferienkammern, ohne Rüdjicht darauf, 
ob die Sache in die einzelne Kategorie gehört, die Sache 
zur —— zu erklären, ſobald ihm die Notwendigkeit 
der Beſchleunigung nachgewieſen iſt. 

Nun hat der verehrte Kollege Dr Eckels, im An— 
ſchluß an die Ausführungen des Herrn Juſtizminiſters, 
glaube ich, über den Vortermin folgendes geſagt: ja 
wenn man nur wenigſtens in den —* ein Kontu⸗ 
mazial⸗, ein Verſäumnisurteil bekommen könnte! Das 
— doch gehen! Wenn der Beklagte ſich kontumazieren 
laſſen will, dann kann man d biefen edlen Trieb 
durh die Gerichtöferien nicht aufhalten. Er hat 
dann aber jelbit jehr richtig hinzugefügt: ja wie 
ſieht man denn einer Gade an, die eingereicht 
wird, ob fie eine Sontumazialfahe ift oder nicht, 
ob der Mann gar nicht kommt, oder ob er kommt 
und Einwendungen madt; das würde nur dazu 
führen können, daß man nad wie vor auch in ben 
Ferien die Termine einrüdte, abwartete, ob der Mann 
käme oder nicht. Wenn er nicht füme, würde dem Ber- 
jäumnisurteile nichts im Wege ftehen; käme er, dann 
würde man die Sache bis nad den ferien vertagen. 
Dann würde aber eine jehr empfindliche Lüde entjtehen; 
nämlih ein Berjäumnisurteil könnte man erhalten, aber 
ein anerfennendes Urteil nicht. Gin anerkennendes 
Urteil kann abgegeben werben nicht von dem Beklagten 
felbft, der ja — ich ſpreche Baer von Sachen, die 
vor das Landgericht gehören — fich durch einen Rechts- 
anwalt vertreten lajjen muß. Nun gibt es böswillige 
Leute, die Tagen: ja wenn einer einen Anwalt annimmt, 
dann ift die Sade ſchon faul, dann kann man annehmen, 

ß von Anerkenntnis nicht mehr die Rebe if. Meine 
Herren, ich will nicht jo übel von meinen Gtandes- 
enojjen denken, aber wenn jemand anerkennen will, 
” nimmt er fih ſchon aus bdiefem Grunde feinen 
Anwalt, weil er die often fparen will, was 
ih ihm nicht verdenfe. Wenn man aljo dem 
Gedanken bed Dr Edels Folge geben wollte, fo müßte 
man notwendig auf den von dem Herm Juſtizminiſter 
bereit8 erwähnten Bortermin kommen, und es ift gan 
richtig, was der Herr Yuftizminifter angeführt hat, bab 
das & ftitut des VBortermins einmal in einer dem Meichs- 
tage gemachten Borlage enthalten war, aber abgelehnt 
worden iſt. Der Vortermin jollte obligatoriich in allen 
vor das Landgericht gehörenden Sächen anberaumt 
werden, und zwar follten die Barteien perſönlich geladen 
werden, ein Anwaltszwang nicht ftattfinden; es jollte das 
ng Frage ein vorhergehender Sühnetermin fein, und 

r Richter follte ſich alle möglihe Mühe geben, die 
rg — — daß ſie ſich vergleichen. 

amit ſollte die Sache zu allgemeiner Befriedigung er— 
ledigt fein. Der Heichstag hat aber, foviel id) er. er: 
innere, diefe Vorlage abgelehnt, weil er fie nicht für 
nugbringend hielt, —— weil er glaubte, daß dadurch 
nur eine — und Verlängerung der Prozeſſe 
entftände. Nun ſoll das wieder eingeführt werden. Ich 
laube nicht — indes, wer fann denn für Majoritäten 
Beben? —, daß im Reichstag die Idee des Vortermins 
auf günftigere Aufnahme ftoßen wird, als fie bisher ge- 
funden hat. Es könnte ja vielleiht dahin modifiziert 
werden, daß man bie — des Vortermins nur 
für die Ferien träfe, daß man aljo nur ſagte, daß in 
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den Ferien derartige Vortermine anberaumt werden 
könnten, bzw. werden jollten. Ob das aber ein jehr 
gangbarer Weg wäre, ob die Rejultate, die da erzielt 
würden, den mannigfachen Vorbereitungen und Schwierig- 
keiten, die dabei erforderlich würden, entſprächen, das Iaffe 
ich dahingejtellt. 

Nady meiner Anficht hat der Herr Yuftizminifter 
aljo das Richtige getroffen, wenn er vorläufig im Rahmen 
des Gejeges auf die Bildung und Vermehrung der Zivil- 
und Straffammern auch in den ferien ein bejonderes 
Gewicht legt und fie den Richtern anempfohlen hat. Er 
bat uns Befagt, daß er geſetzgeberiſche Maßregeln bei den 
verbündeten Regierungen angeregt habe. ir wollen 
aljo fehen, was daraus wird. Im allgemeinen, glaube 
ich, aber erweiſen wir dev ganzen Bevölkerung eine 
Wohltat, wenn wir die Gerichtsierten beftehen laſſen, die 
aufzuheben übrigens gar nicht in unserer Macht liegt. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: 


Das Wort hat der Ab- 
geordnete Krauſe (Waldenburg). 


Kranfe (Waldenburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich freue mich, daß darüber Einjtimmigkeit geherrſcht hat, 
daß nicht nur im gegenwärtigen Augenblid, jondern zu 
allen Zeiten, wo man über Gerichtäferien geiprodhen und 
nachgedacht hat, nur der Gefichtspunft hat maßgebend 
fein können: was liegt im Intereſſe des wirtichaftlichen 
Lebens der Bevölterung? — und nicht der Geſichtspunkt: 
was liegt im Synterefje der Beamten? Ich freue mich, 
daß das wieder mal £onftatiert iſt, weil im Publikum, 
welches der Rechtspflege nicht nahe fteht, vielfach der 
Gedanke verbreitet ift, als jeien die Gerichtsferien ein 
vielleicht ſchon etwas überflüfliges und  veraltetes 
Benefizium für die Richter. Ich komme darauf ſpäter 
noch einmal zurüd, daß in vielen Fällen vollftändig das 
Gegenteil zutrifft. 

Bei der Übereinftinumung, die zwiichen dem Herrn 
AJuftizminifter und der großen Mehrheit des Hauſes 
darüber herricht, daß an eine völlige Aufhebung der 
Gerichtäferien nicht gedacht werden kann, iſt es über- 
flüjfig, über diefe Frage ein Wort zu verlieren, Wir 
werden uns im weſentlichen auf den Standpunkt ftellen 
müfjen, daß, wenn aus dem Beitchen der Gerichtsferien 
fühlbare Mängel hervorgetreten find, wir dann mit dem 
* Juſtizminiſter beſtrebt ſein * durch eine 
Inderung der Geſetzgebung oder im Verordnungswege 
dahin zu wirken, daß dieſe Mängel nad Möglichkeit 
bejeitigt werden. Bier find nun alle Redner darüber 
einig, daß wir dem Herrn Yuftizminifter dafür banken 
müflen, daß er fhon Schritte getan hat, um in diefer 
Beziehung eine Einwirkung auf die Reichsgeſetzgebung 
auszuüben. 

In Übereinftimmung mit meinem Freunde Rewoldt 
und mit Herrn Wbgeordneten Dr Porſch kann ich nun 
allerdings den Vorſchlag des Herrn Yuftizminifters auf 
Einführung eines Bortermins nicht für einen ſolchen 
halten, der den aus dem Bejtehen der Gerichtsferien 
hervorgetretenen Mängeln entgegenwirken kann. Ich 
will mich über den Bortermin und feine Nützlichkeit an 
jich nicht auslaflen; aber das haben die Herren Kollegen 
Rewoldt und Porſch überzeugend nachgewiejen, daß, 
wenn es fi darum handelt, wejentlih zu verhindern, 
daß die Gerichtsferien ein Benefizium für faule Schuldner 
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find, dann dieſer Vortermin nichts nüßen, fondern im 
Gegenteil dahin führen wird, daß der Termin, in dem 
man dem faulen Schuldner ng ein Urteil zu Leibe 
rüden kann, noch um einige Wochen binausgeichoben 
wird. Sch glaube, es kann nur der Vorſchlag als richtig 
anerkannt werden, den der Herr Kollege Rewoldt gemacht 
hat, daß man beftimmt, daß für alle diejenigen Gattungen 
von Prozeſſen, in denen eine Beſchleunigung als not« 
wendig anerkannt wird, ein gewöhnlicher Berhandlungs- 
termin in den Gerichtsferien anberaumt werden muß, 
daß fie alſo bezüglich des erften Termins von vornherein 
als Ferienfahen angeiehen werden. Wird in dieſen 
Terminen jeitens des Schuldners ein Eimvand gemacht, 
ſodaß aljo nicht ein Anerkenntnis- oder ein Berfäumungs- 
urteil ergehen kann, jo bat das Gericht fich ſchlüſſig au 
machen, ob es fich um einen faulen Ginwand handelt, 
den der Schuldner macht; aladann muß die Sade als 
Ferienſache behandelt werden. Handelt eö fich aber um 
materielle Differenzen in der Rechts- oder tatjächlichen 
Auffafjung der Prozeßparteien, dann muß das Gericht 
jagen können: das ift eine Sache, die fid für die Be- 
handlung in ben ferien nicht eignet; diefe Sache wird 
nad den Ferien verhandelt. 

Welche Kategorien von Prozeſſen das jein follen, ift 
ungeheuer jchwer zu erörtern; und ich will mich heute 
darauf nicht einlaſſen. Ich möchte nur auf einen Gefichts- 
puntt kommen, der von feinem der Herren Vorredner, 
auch nicht von dem Herrn Minifter, gewürdigt ift: das 
ift die Frage der amtögerichtlichen Prozefje. Sa glaube, 
daß gerade für die Meinen Amtsgerichtsprozeſſe in vielen 

len das Bedürfnis einer Erledigung während der 

erien wenigitens in demjelben und vielleicht in noch 
höherem Maße beiteht, wie für die großen —— 
prozeſſe. Eine große Anzahl kleiner Handwerker und 
Heiner Kaufleute, alſo Angehörige des Standes, deſſen 
der Herr Minifter bejonders zu gedenken die Güte hatte, 
find durch die 3 Monate, um die notgedrungen die Prozefle 
durch die Gerichtsferien verzögert werden, gezimungen, 
3 Monate lang gegenüber einem faulen Schuldner die 
Rechtsverfolgung 32* zu laſſen. Das iſt ein Geficts- 
punkt, der mindeftens derjelben Berüdfichtigung bedarf 
wie das — Leute, die große Prozeſſe haben. 
Wenn der Herr Miniſter eine Einwirkung auf die Reichs- 
peicägebng ausüben wird, fo bitte ich ihm dringend, auch 
insbejondere da der amtägerichtlichen Prozeſſe zu gedenken, 
und id; glaube, daß bei den amtägerichtlichen Feozefien 
die Grenze, ſoweit ich das heute auseinanderiegen kann, 
viel leichter zu ziehen ift als in den großen Streifen der 
lanbgerichtlichen Prozeſſe. Sch glaube, daß man generell 
beftimmen kann, daß das Berfahren, welches der Herr 
Kollege Rewoldt vorgeichlagen hat, Anwendung finden 
foll für alle Klagen aus Kauf und Lieferungsgejchäften. 
Damit würde, glaube ich, allen — edient 
fein, abgeſehen von den Sachen, die heut ſchon Ferien— 
ſachen find. 

Nun bat der Herr Minifter gelagt, er wolle im 
Berordnungswege auf die Gerichte einzuwirken juchen, 
da fie bei Beantwortung der Frage, was Ferienſache 
ift, nicht zu engberäig, Ind. Er hat große Hoffnungen 
auf den Erfolg diefer Mafregel nicht gelegt. Ich möchte 
dem Herrn Minifter jagen: ich habe an Ki jehr große 
Hoffnung, daß diefe Mafregel Erfolg haben wird; denn 
ich wüßte nicht, weshalb wir ein reiben, das vom 
Herm Minifter kommt, nicht der allereingehendften Be- 
achtung unterziehen jollten. Wenn aljo der Herr Minifter 
Winfche, die auch vom Haufe allgemein als berechtigt 
anerkannt find, zur Stenntnis der Hichter bringt, jo wird 
der allergrößte Teil der Richter ohne weiteres jagen: 
foweit es in meinen Kräften fteht, will ich dieſen 
Wünſchen Rechnung tragen. 
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Es wird aber auch das weitere eintreten müſſen, 
was der Herr Minijter in Ausficht geftellt hat, daß er 
darauf einwirken will, daß zu jeder Zeit an jedem Gericht 
in den Gerichtsferien eine genügende Anzahl Perjonal 
vorhanden ift, um die Arbeiten zu bemältigen. ch 
glaube, daß das an Kolle —— vielfach nicht anders 
zu machen ſein wird, als daß der Herr Miniſter ſich 
entſchließt, während der Ferien Aſſeſſoren zur Vertretung 
hinzuſchicken. — glaube, daß das bei den großen Ge— 
richten wie in Berlin — es kann auch bei kleinen, über- 
lajteten Landgerichten jo fein — ganz bejonders deshalb 
dringend nötig ift, weil das Mat der Arbeit des 
ie Fi vor den Ferien befonders ftark it. Wenn der 
Nichter am 15. Juli in die Ferien gehen will, jet ihm 
der Borfigende der Biviltammer Mn am 14. Juli eine 
Sigung an; er befommt dabei noch 4 oder 5 Urteile 
und muß acht Tage bleiben, um fie zu erledigen! Wenn 
er am 15. Auguft in die Ferien gehen will, befommt er 
zum 16. oder 17. September eine große un, es 
werden ihm die Akten zur Information acht Tage vorher 
zugeftellt; er muß fie drei Tage vor dem Termin zurüd» 

eben, muß alfo mindeftens acht Tage vor Schluß der 
ed zurüd fein. Man muß aljo ausreichende Ber- 
treter binichiden; dann wird man auch den berechtigten 
Wünſchen des Publitums mehr als bisher nachkommen. 

Was aber die Umtsgerichte anlangt, jo möchte ich 
ben Herm Minifter bitten, eingehend zu erwägen, ob es 
nicht nüglich wäre, das Verfahren einzufchlagen, das er im 
allgemeinen verworfen hat, daß nämlich die Richter nicht ges 
wungen find, in der Beitvom 15. Juli bis zum 15. September 

rlaub zu nehmen, fondern daß jedem Richter freigeftellt 
wird, im Laufe des Jahres einen Monat Urlaub zu 
nehmen. Wenn wir ein Gericht wie das, an bem ich ber 
ichäftigt bin, betrachten, fo find da 6 Richter; in den 
Ferien fällt von den ganzen Sachen des Amtsgerichts nur 
ein großer Teil der gewöhnlichen Prozefle fort; alle 
Grundbuhfahen, Nachlaßſachen, Vormundſchaftsſachen, 
Strafſachen, Rechtshülfeſachen ſind Ferienſachen; von den 
6 Richterdezernaten bleiben 5 faft vollſtändig zu erledigen. 
Ich kann dem Herrn Minifter aus meiner Erfahrung der 
legten Jahre Tagen, vornehmlich aus der Erfahrung vor 
zwei * als ich die erſte Hälfte der Ferien —* 
daß ich ſehr oft den Gedanken gehabt habe, daß es für 
meine Geſundheit oder Erholung zehnmal nützlicher ge— 
wejen wäre, ich hätte feine ferien gehabt, als daß ich die 
Erholung, die ich in der eriten Hälfte gehabt habe, durch 
eine ganz übermäßige Arbeit im zweiten Monat wieder 
ugelegt babe, Wenn ber Herr Winifter auf diefen Bor- 
ir ag eingehen wollte, jo würde man dies bei vielen 
— — die Verhältniſſe mögen verſchieden liegen; 
bei uns ſind alle ſechs Kollegen darüber einig — mit 
Freude begrüßen. 

Es würde bei uns ohne Schwierigkeit ſo eingerichtet 
werben, daß von den 6 Richtern jeder zu einer anderen 
8* beurlaubt und deshalb ſtets von fünf Richtern die 

ertretung eines einzelnen für einen Monat zu über— 
nehmen fein würde. Wir müſſen dies in Kränkheits- 
fällen zuweilen auch tun, und es bietet feine große 
Schwierigkeit, das Dezernat des jechsten laufend zu 
erhalten, mit Ausjhluß einiger großer Sachen, die feiner 
ſchnellen Erledigung bedürfen. 

Der Herr Minifter hat gejagt, es würde das ben 
Wünfchen ber Richter wahrſcheinlich felber nicht ent» 
fprechen; denn fehr viele von ihnen wären nicht in der 
wirtiehaftlichen Lage, außerhalb der Ferien Reifen eo. 
zu können. Ya, meine Herren, das Gegenteil iſt der 
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Fall. Herr Minifter, ich bin z. B. vor zwei Yahren, 
weil ich nur in den Ferien Urlaub befommen konnte, am 
15. Juli nah Reichenhall gekommen; dort foftet jede 
Wohnung Er dad Doppelte wie am 15. uni, alle 
Lebensmittel find doppelt fo teuer; aljo meine wirtſchaft- 
liche Lage wäre ganz erheblich befjer gewefen, wenn i 
zu einer anderen Zeit auf Urlaub gegangen wäre; i 
onnte es aber nicht, weil ich feinen Urlaub hatte. Es 
gibt eine große Anzahl von Leuten, die nad Karlsbad 
oder nach Marienbad gehen; jedermann weiß, daß in 
diefen großen Bädern alles doppelt fo teuer ift vom 
1. Juli ab, während es für viele, z. B. für foldhe, die 
Karlsbad befuchen wollen, jehr erwünſcht ift, im April 
dorthin zu gehen. Es gibt auch viele, die im Frühjahr 
mal nad) Italien fahren würden, was auch feine größeren 
wirtichaftlichen Anforderungen jtellt als eine Reife nad 
Tirol im Juli. ch glaube aljo, der Herr Minifter 
würbe mit einer dahin gehenden Verordnung jehr vielen 
Richtern große Freude bereiten, und es würde anderer- 
ſeits dann natürlich fehr viel leichter fein, den berechtigten 
Forderungen des Publitums bezüglich Behandlung ge- 
wiffer Sachen als Ferienſachen entgegenzutommen. 


(Bravo!) 


Bizepräfident Dr gr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Yuftizminifter. 


Dr Schönftebt, —— Meine Herren, ich 

würde ſchon früher auf die Ausführungen der einzelnen 

Herren Redner geantwortet haben, wenn ich nicht fürchtete, 

Ihre Geduld in übermäßiger Weiſe in Anſpruch zu 

nehmen. Aber die letzten Ausführungen des Herrn a 
eordneten Krauſe bejtimmen mich, jett noch ein paar 
orte zu jagen. 

Ich Kar zu, daß die Wohltat der Ferien, jo weit 
fie eine Wohltat für die Richter find, den Amtsgerichten 
nicht in demjelben Maße zu gute kommt, wie den Land- 

erichten, und den Eleineren Yandgerichten nicht in dem⸗ 
Felben Maße wie großen Landgerichten. Bei den großen 
Landgerichten bekommen die Herren vergleichungsmeife 
fehr lange Ferien, weil nur ein verhältnismäßig Heiner 
Zeil der Richter zurüdzubleiben braucht, und da würde 
auch bei Verftärfung der Zahl ber Ferienkammern und 

rienjenate das Bedürfnis, mit Hülfsrichtern auszuhelfen, 
aum eintreten. Bei Eleinen Landgerichten kann es vor 
kommen und ift e3 — daß nad) Bedarf Hülfs- 
richter bewilligt find. Ebenſo ift es bei den Amtögerichten 
der Fall. Für die Amtsgerichte gebe ich ferner Herrn 
Abgeordneten Kraufe zu, daß der von mir vorgebrachte 
Geſichtspunkt für zumsen von Richtern außerhalb 
der are dort nicht in demjelben Maße zutrifft, wie bei 
den Stollegialgerichten, und id; gebe ohne weiteres zu, daß 
da eine etwas andere Praris eintreten Eann. 

Im übrigen bin 0 gegenüber den Vorſchlägen, die 
hier gemacht worden find, der Anficht, die der Herr 
Abgeordnete Traeger ausgeführt bat, daß fie fich zur 
Einführung in unfere Gefeggebung kaum eignen werden. 
In den mir erjtatteten Berichten ift überall hervor- 
gehoben, daß, wie fich bei einer jehr genauen Nachprüfung 
ergeben habe, bei Beftimmung der frerienfachen im Gerichts» 
verfaffungsgejege eigentlich das Zutreffende jchon gefunden 
fei, und daß es recht jchwer fei, noch gewiſſe Saden zu 
finden, die ohne Unzuträglichkeiten A zu Ferienſachen 
erklärt werden könnten. 


(Sehr richtig!) 
Ich glaube, das gilt insbefondere auch von ben 


Sachen, bezüglich deren heute empfohlen ift, fie allgemein 
auch zu Ferienfachen zu erklären, nämli * den fo» 
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enannten Handelsjadhen. Herr Abgeorbneter Dr Rewoldt 
t auf dieſe hingewiejen. Damit würden aber zunächſt 
nur getroffen, worauf ſchon aufmerfjam gemacht worden 
ift, die Prozeffe von Kaufleuten gegen Saufleute; alle 
anderen Prozefie, die nicht gegen Saufleute gerichtet find, 
fielen nicht unter den Begif der Handelsjahen. Nun 
fann darüber fein Zweifel fein, daß es eine ganze Reihe 
von anderen Sachen gibt, die eben jo dringend find, wie 
die Warenklagen der Kaufleute. Wenn ein Heiner Haus- 
befiger auf den Ertrag jeiner Mieten angewieſen ift oder 
irgend eine Witwe oder ein Eleiner Rentner auf Zinſen 
des Kapitals, das er ausgeliehen hat, und die Zahlungen 
bleiben aus, jo ift das für ihn ebenfo dringend, wie für 
den Verkäufer einer Ware die Zahlung der Warenichuld, 
und vielleicht find die Staufleute noch viel eher im ftande, 
fih pünktliche Zahlungen zu fichern als die eben von mir 
genannten Kategorien. 

Es gibt nun aber nod eine Reihe von anderen 
Sachen, denen die Dringlichkeit kaum würde abgeſprochen 
werden können, wenn man jo weit gehen wollte, bie 
Warenklagen allgemein nah der Wichtung bin zu 
privilegieren, Alimentationsklagen, Scadenerjatklagen 
und ähnliche — die Zahl derartiger Sachen liche I 
außerordentlich leicht vermehren. Deshalb, glaube ich, 
kommt man auf eine ſchiefe Ebene, wenn man in ber 
Beziehung gleich jo weit gehen will, diefe Kategorien als 
ſolche zu vermehren. Vielleicht käme man dahin, daß 
dann für die Ferienſachen nichts übrig bliebe, und damit 
die Ferien ihre Bedeutung verloren hätten. 

Das würde auch in nicht unerheblihenm Maße ber 
Fall fein, wenn der Anregung des Herrn Abgeordneten 

aufe Folge gegeben würde — es war aud) ſchon von 
anderen Geiten, glaube ich, angedeutet —: ſämtliche 
amtsgerihtlihen Prozefje aus Kauf und Lieferung für 
Ferienfachen zu erklären. Es würde die ſchon hervor: 
gehobene geringe Entlaftung der Amtägerichte durch die 
andere Beltimmung der ferienfachen noch eine weitere 
Einbuße erleiden, fodaß in der Tat der Vorteil der 
Ferien für die Richter wie auch für das Publikum ſich 
im wefentlichen auf nichts reduzierte. 

Im übrigen aber glaube ich doch noch eins hervor- 
beben zu müſſen. Es ift immer geiagt worden, durch die 
Ferien erlitten die Sachen eine Verzögerung nicht nur 
von einem, fondern vielfach von drei, vier Monaten. Nach 
den mir erjtatteten Berichten trifft das vi nicht 








zu und ebenjo wenig nad) den Erfahrungen, die ich felbit 
in der Praris ve. habe. Ich glaube, es ift ſchon 
elagt worden, daß gerade in der Zeit vor den Ferien 
bei den Gerichten eine ganz intenfive Tätigkeit eintritt, 
daß man überall bemüht ift, noch möglichit viel aufzu— 
räumen, um die Sachen vor der Unterbrechung durch die 
Ferien zu Ihligen, und ebenjo daß nad) den Ferien gleich 
mit erhöhten Kräften gearbeitet wird, um das wieder 
auszugleichen, was etiwa durch bie gern innerhalb 
der Ferien in Rückſtand gefommen ift. Unſere Gejchäfts- 
falender über die Termine zu mündlichen ——— 
ergeben darüber den zahlenmäßigen Nachweis, daß in 
erſten Hälfte des Juli, daß in der zweiten Hälfte des 
September und im Oktober ein erheblich größerer Teil 
von ftreitigen Sachen erledigt wird als in den übrigen 
Monaten des Jahres. 

Was dann den Begriff der Dringlichkeit angeht, fo 
möchte ich hier zur Entfpuldigung der Gerichte, die bei 
der Prüfung der Sade bier und da etwas zurüdhaltend 
geweſen jein follen, auch darauf hinweijen, daß erfahrungs- 
mäßig außerordentlich viel Sachen plöglic ben Beteiligten 
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erſt dann dringlich erſcheinen, wenn die Ferien vor der 
Tür ſtehen — Saden, die fie vorher wochen- und monate- 
lang haben jchleppen laſſen. Wenn aber die ferien 
fommen, find fie auf einmal ganz außerordentlich eilig, 
da foll fofort Termin angelegt werden. Bon dieſer Er» 
wägung und biejer Erfahrung aus wird allerdings vielfach 
nic immer ben Berjicherungen der Dringlichkeit ohne 
weiteres Glauben geichenft worden jein von den Gerichten; 
fie find darin etwas jchwieriger geworden. Tatfächlich 
beitehen ja auch verichiedene Meinungen darüber, was 
num als befonder8 dringend im Sinne des Geſetzes an— 
geießen werden kann, und ich bin jchon der Auffafjung 
egegnet, daß die wirtichaftlichen Berhältnifje der Parteien 
überhaupt dabei nicht in Betracht gezogen werden könnten. 
Dieſe Auffaffung halte ich nicht für zutreffend. Ich bin 
der Meinung, daß allerdings die Gerichte in der Lage 
find, jowohl auf eine Notlage des Klägers, dem ganz 
dringend an der baldigen Erlangung feines Guthabens 
gelegen hy wie auch auf die wachſende Gefahr des Ber- 
Iuftes auf feiten des Beklagten bei der Prüfung, ob eine 
Klage dringlich fei oder nicht, einzugehen und unter diefen 
Gefichtspuntten gleichfalls eine Sade ſchon zur Ber- 
handlung in den Ferien zuzulaſſen. 

Der Borjchlag des Herm Abgeordneten Eckels, 
meine Herren, ift nach meiner Meinung gar nicht durch— 
führbar. Er fam doch in feiner erjten Richtung darauf 
hinaus, daß ich im Auffichtöwege den Gerichten empfehlen 
folle, jede Sadje, von der fie den Eindrud bekommen, fie 
würde wohl eine Sontumazialfache werben, einen Termin 
innerhalb der Ferien anzufegen. Herr Abgeordneter 
Traeger bat, glaube ih, mit vollem Recht hervor 

ehoben, daß das den Dingen gar nicht anzufehen 
iR ‚ und ein anderer Herr Hat, ebenfo meines 
Erachtens mit Necht, ausgeführt, daß damit bösmwilligen 
Schuldnern gegenüber nicht geholfen ift. Glücklicher— 
weile bilden ja nun allerdings die böswilligen Schuldner 
doch die fleinere Minderheit. Ich glaube, wir ſind noch 
nicht ſoweit gekommen, daß wir annehmen müfjen, daß 
eine jo erhebliche Zahl von Schuldnern lediglich aus böfem 
Willen, und um ihren Gläubiger um jeine Befriedigung 
zu bringen oder ihn wenigitens ins Umendliche binaus- 
ziehen, u ſolchen Mitteln greifen würde, wie fie bier als 
wur Be, angeführt worden find, daß ein folder 
Schuldner fi einen Anwalt nehmen würde, um eine 
Forderung zu beftreiten, zu deren Beftreitung an fich jede 
Unterlage Pehie, ch glaube kaum, daß biejer Fall ein 
treten würde. Sollte er aber eintreten, dann würde er 
wiederum das Unpraktiſche bes Boricjlages bes Herm 
Abgeordneten Dr Edeld erweifen, denn dann hätte der 
Stläger vielleicht von vornherein befjer getan, die Sade 
nicht als Ferienſache zur Verhandlung zu bringen, weil 
er dann hoffen Eonnte, daß nad) Ablauf der Ferien diefer 
böswillige Schuldner ich joweit befonnen habe, um nicht 
mehr die Hülfe des Anwalts für den Gtreitpuntt ber 
liquiden Forderung in Anfpruch zu nehmen; er hätte fi 
dann nicht genüßt, ſondern gefchabet. 

Nun, meine Herren, danke ich dem Herrn Abgeord- 
neten Traeger, daß er mich auf die Omiffton aufmerkfam 
rg bat, deren ich mich ſchuldig gemacht habe, indem 
ch bei Erwähnung der Beamtenkategorien, deren Inter- 
eſſen dabei in frage kommen, nicht auch die Bureau» und 
Unterbeamten erwähnt babe. Das beruht lebiglich 
auf einem Verſehen. Ach hole alfo nad, daß auch die 
Bureau» und Unterbeamten Berüdfihtigung auf biefem 
Gebiete verdienen. 

Im übrigen kann ich aus dem Ergebnis der heutigen 
Berhandlungen mit Befriedigung Eonitatieren, daß aus 
der Mitte des Haufes ein eigentlicher Widerfpruch gegen 
die Beibehaltung der ferien von feiner Seite laut ger 
worden ift. Es haben allerdings nur Juriften gefprochen, 
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aber fie haben doch im Namen ihrer Fraktionen ges 
fprochen und haben meift ausbrüdlich hervorgehoben, daß 
ihre Ausführungen auf einftimmigem Fraktionsbeſchluß 
beruhten. Wenn dieſe Diskuffion etwas Gutes hat, fo 
wird es vielleicht das fein, daß die Mebensdart, der man 
in der Preffe vielfach begegnet ift, daß die Sache nichts 
weiter fei als ein alter Bapf der Juriſten, nicht mehr fo 
viele Gläubige finden wird, und das umfomehr, als die 
Anerkennung ber Notwendigkeit der Beibehaltung der 
Gerichtsferien auch aus dem Munde von Reditsanwälten 
erfolgt ift, denen man nicht fo leicht einen alten Zopf 
ae geneigt ift. 


(Bravo!) 








BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
Interpellant hat das Wort. 


Hirſch (Eijen), Interpellant: Meine Herren, nur 
einige wenige Worte, Ich möchte hier zunächſt kon» 
ftatieren, daß, obwohl bier heute lediglich 
Yuriften zu Worte getommen find, dod auch von 
diefen Herren allgemein anerfannt worden ift, 
daß weſentliche belftände eriftieren, übel- 
ftände, die mit den Gerichtsferien zu ammen» 
hängen und deren Befeitigung ernftlid in bie 
Hand genommen werden muß. 


(Sehr richtig! links.) 


Zweitens möchte ich Eonftatieren, daß aud 
ber derr Minifter ſich bereit erklärt hat, ernit» 
lic Fr die Bejeitigung diefer Übelftände heran— 

ugehen. 

* Wenn das, was der Herr Miniſter bei der Beant- 
wortung der Snterpellation in Aussicht er bat, 
eichieht, fo werben, glaube ich, die Mißſtände, über die 
Ah in den Kreiſen der Erwerbsftände geklagt wird 
im wejentlichen —— erſcheinen. Ich möchte deshalb 
der Hoffnung Ausdrud geben, daß der Weg, den der 
Herr Minifter in Ausficht genommen hat, auch wirklich 
bejchritten wird, Wäre diefer Weg ſchon früher be 
{hritten worden, fo würde nach meiner —— die 
Forderung auf Beſeitigung der Gerichtsferien kaum 
erhoben worden ſein, oder wenn ſie erhoben worden wäre, 
würde ſie nicht in ſo weiten Kreiſen Anklang gefunden 
haben, wie dies heute der Fall ift. 

Der Auffafjung aber, der ſowohl der Herr Minifter 
als auch, wenn ich nicht irre, der Abgeorbnete Bröſe 
Ausdrud gegeben hat, daß es sich bei der Forderung der 
Bejeitigung der Gerichtsferien im wejentlichen um eine 
Forderung handele, die in den Streifen der Großinduſtrie 
und bes rokhandels aufgeftellt werde, während Slein- 
handel und Mittelftand davon nicht oder nur in geringem 
Maße berührt würden, möchte ich doch entgegentreten. 


(Sehr richtig! links.) 


Das ift nicht der Fall, Ausgegangen ift ja dieſe For— 
derung, wie der Herr Minifter —— hervorgehoben hat, 
aus den Kreiſen der niederrheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrie. 
Es find die Handelsfammern zu Eſſen, Bochum, 
Dortmund, Düffeldorf, Mülheim a.d. R., Ruhr- 
ort, Duisburg, Dsnabrüd gewejen, die zunächſt 
diefe Forderung erhoben haben. Aber, meine Herren, 
ber Ruf, der von dort ausging, hat einen folchen Wider: 
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ball gefunden im ganzen Baterlande, daß Sie die An- 
Ihauung, es handle * bier lediglich um Krreiſe des 
Großhandels und der Großinduſtrie, nicht werden auf- 
recht erhalten können. 


(Sehr richtig! linke.) 


Vielleicht darf ich Ahnen einmal die Namen derjenigen 
Korporationen vorführen, bie hier in frage fommen. 
Es haben fich dieſer Forderung, die vom Nieder» 
rhein ausging, angeihlojjen die Handels— 
fammern zu Solingen, Hagen, Hannover, der 
ftändige Ausihuß der Bereinigung hannoverſcher 
Handelsfammern, ber Landwirtihaftsfammer 
und ber Handwerfsfammer in Hannover, bie 
— — u Sorau, Bielefeld, Magde— 
urg, Graudenz, Trier, Saarbrüden, Limburg 
a.d. 2, Landeshut i. Schl,, Lauban, Elberfeld, 
Bingen, Breslau, Liegnitz, Stolberg, Thorn, 
Barmen, Brandenburg a. d. Havel, die Alteſten 
der Kaufmannfhaft zu Berlin, die Vorſteher 
der Kaufmannihaft zu Stettin, die Handels» 
und Gewerbefammern zu Münden, Nürnberg, 
Negensburg, die 2 Fe te zu Heiden— 
heim, Pforzheim, Weimar, Koburg, bie Gewerbe— 
fammer Bremen, die nordweitlihe Gruppe des 
Bereins deutfher Eifen- und Stahlinduftrieller, 
ber Verein zur Wahrung der gemeinfamen 
wirtichaftliden Te in Rheinland und 
Weitfalen, der Berein für die bergbaulidhen 
Antereifen im Oberbergamtsbezirt Dortmund, 
der SBentralverband deutſcher Anduftrieller. 
Meine Herren, wie mir berichtet wird, foll aud die An- 
waltäfammer in Eſſen fih auf den Standpunkt geſtellt 
haben; nad den Mitteilungen des Herrn Minifters aller 
dings muß ich annehmen, daß ich in diefem Falle faljch 
berichtet geweien bin. 

Alle diefe Korporationen, die ich — habe und 
die neben dem a anne auch das Eleine und mittlere 
Gewerbe repräfentieren, vertreten den Standpunkt, daß 
eine Bejeitigung ber Gerichtsferien einzutreten habe 
vor allem, weil den — ——— Wünſchen auf 
Befeitigung der beftehbenden Übelftände — deren 
Beitand ja auch heute allgemein anerkannt 
worden ift — nicht Folge gegeben wurde. 

Es gibt dann noch eine große Zahl von weiteren 
Korporationen, die einen vermittelnden Standpunkt ein- 
nehmen und vielfach dahin ſich refolviert haben, daß eine 
Abihaffung der Gerichtsferien vielleicht für die Zukunft 
ins Auge zu fallen ſei, daß man aber zunächſt verjuchen 
müffe, durch Bermehrung ber Ferienſachen den Übel— 
ftänden, die beflagt werden, ein Ende zu machen. Ich 
will Sie mit den Namen diefer Sorporationen nicht ber 
belligen; es ift ebenfalls eine große Anzahl nicht bloß 
von Sorporationen, die den Großhandel und die Groß— 
induftrie vertreten, ſondern auch von jolchen, die Klein— 
handel und Mittelftand vertreten und die um deswillen 
auch nicht kurzweg abgetan werden können mit dem Hin— 
weis, daß es fich bier lediglih um Wünſche der Groß- 
induftrie und des Großhandels handle. 

Meine Herren, ich glaube, daß die Aufzählung der 
Korporationen, wie ich fte hier vorgenommen habe, um 
deswillen von Wichtigkeit ift, weil fie Ahnen ein Bild 

eben wird von dem Umfange der Bewegung, die fich 
ar —— macht. Angeſichts dieſer ſich immer mehr 
verſtärkenden Bewegung werden, glaube ich, gerade die— 
jenigen, welche Freunde der Gerichtsferien ſind und ſie 
beizuhalten wůnſchen, gut tun, ernftlich darauf zu drängen, 
daß nun auch nahdrüdlic Maßnahmen zur Äbhülfe für 
die. heute in der Ferienrechtspflege — übel- 
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ISirſch (Eſſen), Interpellant] u 


ände ergriffen und wirklich die Wege befchritten werben, 
eren Belehreiten ber Herr Minifter uns hier in Ausficht 
geitellt hat. 

(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünicht; ich fchließe die Be- 
fprehung ber Interpellation. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenftande ber 
Tagesordnung: 

Fortſetzung der zweiten — des Entwurfs 

des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903: 


Juſtizverwaltung. — Drudiahe Nr 45. 
Einnahme Kap. 30 Tit. 1. Ich eröffne die Be 


Vpreiiung: 
eferent ijt der Abgeordnete Im Walle; ich erteile 
ihm das Wort. 


Im Walle, Berichterftatter: Meine Herren, im 
Kap. 30 Tit. 1 finden Sie die Koften einſchließlich der 
Strafvollitrefungstoften und der Gebühren für Statafter- 
auszüge und FFortichreibungen, ſowie Geldjtrafen mit dem 
Betrage von 78 Millionen Darf ausgeworfen. ch darf 
darauf aufmerkffam machen, daß hier wiederum wie fchon 
in vielen vorhergehenden Jahren ein bedeutendes Plus 
eingeftellt ift. Nach dem Durchſchnitt der beiden letten 

F konnte dieſes unbedenklich geſchehen. ine 

pezialiſierung der Koſten nach den Eingängen aus Koſten 
der ſtreitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit, den Gebühren 
aus Strafſachen und aus Strafgeldern, iſt, wie der Herr 
rg auf eine Anfrage in der Kommiſſion er: 
Härte, in jedem —* nicht wohl tunlich. Im vorigen 

—— iſt uns bekanntlich eine ſolche Aufſtellung aus einem 

ahre 1897/98 vorgelegt. Es iſt beabſichtigt, in einem 
tale in zwei Jahren eine weitere Aufftellung folgen zu 
lafjen. 

ferner wurde bei diefem Titel auf eine Anfrage bes 
a nach der im vorigen Jahre angeregten Ber- 
mehrung der Notariatftellen in größeren Städten von 
feiten der Regierung erklärt, eine ſolche fei eingetreten. 
Die * ſind uns allerdings nicht angegeben; ich glaube, 
das ſollte heute geſchehen. 

Ein weiterer Punkt, der in der Kommiſſion bei dieſem 
Titel angeregt wurde, wird, glaube ich, beſſer bei dem 
Spezialtitel, nämlich demjenigen der Gerichtsvollzieher, zu 
bemerken ſein. 


(Sfien) u. 





Vizepraſident Dr Frhr v. Heereeman: Das Wort 
ift nicht weiter gewünſcht; ich jchließe die Beſprechung. 
Widerſpruch ift nicht ne ser ; ber Titel ift feftgeftellt. 

ch eröffne die Beiprehung über Kap, 30 Tit. 2, — 
3; — ſchließe diefelbe nud konftatiere, daß die beiden Titel 
fejtgeitellt find. 

ch eröffne die Beiprehung des Tit. 4. Der Herr 
Berichterftatter hat das Wort. 


Im Walle, Berichterjtatter: Ich bitte zunächſt zur 
Geichäftsordnung, mit dieſem Titel den Tit. 4c des Stap. 80 
der Ausgaben verbinden zu dürfen. 


Bizepräfident Dr Frhrev. Heereman: Es wird 
dem wohl” kein Debente entgegengeftellt werden. Ich 
verbinde aljo in der Beiprehung die Einnahme Kap. 30 
Tit. 4 mit der dauernden Ausgabe Kap. 80 Tit. 46. 
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Ich eröffne die Beiprehung Der Herr Beridt- 
erftatter hat das Wort. 


Walle, Berichteritatter: Meine Herren, aus 
den Einnahmen für Beichäftigung der Gefangenen ijt 
auch in diefem Jahre wiederum ein größeres Plus ein- 
— Auch das war unbedenklich nach den in den 
eiden letzten Vorjahren erzielten Einnahmen. Wenn 
Sie aber das Kap. 80 Tit 40 ſehen „Zu Bewilligungen 
an bie —— aus dem Arbeitsverdienſt“, ſo finden 
Sie dort ein Minus eingeſtellt von 5100 A Das könnte 
auffällig ericheinen, und es murbe deswegen von dem 
Neferenten angefragt, wie es komme, daß eine jolche 
Aufftellung erfolgt jei. Man hätte denfen follen, daß 
fih auch die Bewilligung an die Gefangenen aus dem 
Nrbeitöverdienit in demielben Maße Bier müffe, wie 
der Mrbeitsverdienft fich erhöhte. Es wurde uns aber 
mitgeteilt, daß diefes nur eine formelle Sache fei, und 
daß aus der Fakturberechnung der beiden Te Jahre 
fi) diefes formelle Minus ergebe, ſodaß die Sache jelbft 
alſo eine weitere Bedeutung nicht hat. 


BVizepräfident Dr srhr vd. Heereman: Ein Wider: 
ſpruch iſt nicht erhoben; der Tit. 4 iſt feftgeitellt, der 
Tit. te des Kap. 80 der dauernden Ausgaben bemilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 5, — 6, — T; — ich ſchließe 
die —— Widerſpruch iſt nicht erhoben; die Titel 
find feftgeitellt. 

Wir gehen über zu den Dauernden Ausgaben 
Kap. 71 Tit. 1. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 


Im Malle, Berichterftatter: Meine Herren, in 
Anlaß diejes Titeld find einige allgemeine Bemerkungen 
perolen, von denen ich vielleicht die eine hier erwähnen 

arf, weil fie in diefer abgefürzten Form, in welcher fie 
von mir vorgetragen wird, fich am beten erledigt. 

Es handelte fi mämlih um eine Beſchwerde 
darüber, daß in dem durch die Zeitungen bekannten Falle 
des Fräulein v. Bardeleben und ihres Dienſtmädchens 
Anklage wegen Beamtenbeleidigung erhoben fei, obgleid 
doch o enficlich diefen frauen der Schuß bed $ 193 des 
Strafgefegbuches zur Seite ftand. Der Herr Yuftiz- 
minifter anerkannte diejes und fagte: er hätte Beran- 
laffjung genommen, der Staatsanwaltichaft dies zu 
erkennen zu geben. 

Die Frage der Ferien ift auch in der Kommiſſion 
angeregt und behandelt worden. Sie hat ja jet mit der 
heutigen Interpellation ihre Erledigung — 

ann wurde die Schaffung einer Altersgrenze auch 

für Achter angeregt. Ich gehe nicht weiter darauf ein, 
weil die Sache felbft einer weiteren Behandlung nicht 
unterzogen worden ift. 

adlich wurde die Frage erörtert, ob es nicht an— 

gemefjen fei, jett auch den Richtern erfter Inſtanz das Ger 
halt nad Altersftufen zu bemeffen. In diefer Beziehung 
wurde uns von dem Herrn Minifter eine Erklärung ab- 
gegeben, die, glaube ih, allgemeines Intereſſe beaniprucht, 
und die ich mir deswegen zu verlefen erlaube. Es heißt 
darin: 

Die Befeitigung des Stellenetat$ für die Richter 
erſter yuftons könne jedenfalls zur Seit nicht als ein 
dringendes Bedürfnis bezeichnet werden. Denn gegen- 
wärtig ſei der GStellenetat für die Richter im ganzen 
noch vorteilhafter, ala es bie —— der Gehälter 
nad) Dienſtaltersſtufen fein würde. Um 1. Auguſt 
1902 hätten von den jüngften Richtern der ſechs 
oberen Gehaltäftufen rar e der Gehaltäftufe von 

3600 AM. ein richterliches Dienftalter von 7 Jahren 

4 Monaten 10 Tagen, 
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[Im Walle, Berichterſtatter] 
4200 AM. ein — Dienſtalter von 10 Jahren 

7 Monaten — Tagen, 
4800 = ein — Dienſtalter von 13 Jahren 

4 Monaten 8 Tagen, 
5400 » ein richterliches Dienſtalter von 15 Jahren 

10 Monaten 6 Tagen, 
6000 » ein richterliches Dienftalter von 18 Jahren 
10 Monaten 9 Tagen, 
6600 » ein richterliches Dierhalter von 24 Jahren 

6 Monaten 1 Tag 
gehabt. Beftände dagegen das Dienftaltersftufenfyftem 
mit einer gleichen Zahl gleich hoher Zulagen, jo würde 
das Gehalt von 3600 3 Jahre nad) der eriten etats⸗ 
mäßigen Anftellung und jede weitere Gehaltsitufe nach 
Ablauf weiterer 3 Jahre erreicht werden. Tatſächlich 
betrage das richterliche Dienftalter, mit dem im Jahre 
1902 bie Gerichtsaffefioren die erfte etatsmäßige An- 
—— in einem Richteramt erlangt hätten, durch— 
fhnittlih 5 Jahre 5 Monate 27 Tage. Lege man 
aber auch ein richterliches Dienftalter von nur 5 jahren 
bei der erjten Anftellung zu grunde, fo ergebe ſich nad 
dem Dienftaltersftufenfgftem für den Eintritt in bie 
Gehaltsftufe von 
ren A. ein richterliches Dienftalter von 8 Fahren, 
. x : 11 


Haus der Abgeordneten. 





200 = = a 
4800 » . ⸗ ⸗ ⸗ 14 
5400 =» = 5 5 « 17 J 
6 000 [3 ⸗ ⸗ ⸗ — 20 5 

® 2 ⸗ ⸗ 23 


6 600 = . 
Die Gehälter von 3600 M bis 6000 M würden 
aljo durchweg, und zwar zum Teil nicht unerheblich, ſpüter 
erreicht twerden, al® bei dem gegenwärtigen Stellenetat. 
Nur das Höchftgehalt würde bei dem Dienftaltersftufen- 
foftem unter Anwendung der gedachten Skala etwa ein 
bis anderthalb Jahre früher erreicht werden als jekt. 
Abgejehen davon, daß diejer Vorteil durch das ſpätere 
Auffeigen zu den mittleren Gehaltsftufen im Gejant- 
ergebnifje mehr als ausgeglichen werbe, komme ferner 
in Betracht, daß nad) den bisher bei der Einführung des 
Dienftaltersitufenfgftems allgemein beobachteten Grund» 
fägen keineswegs mit Sicherheit darauf gerechnet werden 
könne, daß bie Aufrüdungsfrift zum Höchitgehalte für 
die Richter auf 18 Jahre bemefjen werden würde. Würde 
fie, wie z. B. bei den Oberlehrern und den Oberförftern, 
auf 21 Jahre bemefjen, fo würde daraus eine Verringe- 
rung der einzelnen Sulagebeträge und demgemäß ein 
noch wefentlich ungünftigeres Ergebnis für die Nichter 
folgen, als es die hier angejtellte Berehnung aufweife. 
Allerdings müſſe zugegeben werden, daß ſich bei 
bem Fortbeftehen des Stellenetats das Aufrüden in den 
nächſten Jahren vorausfichtlich verlangfamen werde, fo- 
weit nicht eine fortichreitende Stellenvermehrung dem 
entgegenwirke. Deshalb werde aud in Aukunft die 
Entwidlung der Gehaltsverhältniffe der Richter erfter 
Inftanz von der Yuftizverwaltung mit Aufmerkiamteit 
verfolgt und die frage einer Umgeftaltung des Beſol- 
dungsiyftems im Auge behalten werden. immerhin 
bereiteten einer Einführung des Dienftaltersftufeniyftems 
bie in den früheren Verhandlungen genugfam erörterten 
Umftände befondere Schwierigkeiten, daß ed nad; den 
eigenartigen Berhältniffen der Juſtizverwaltung un- 
möglich erjcheine, die Gerichtsaffefjoren jchlechthin nach 
dem richterlichen Dienftalter zur etatsmäßigen Anftellung 
als Richter zu bringen und daß auch aus technifchen 
Gründen eine fachgemäße Ausgeftaltung des Dienft- 
altersftufenioftems mit der Zulaſſung einer un— 
beſchränkten Zahl von Amwärtern nicht wohl zu ver- 
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einigen fei. Die praftifche — derjenigen 
Vorſchläge, welche bisher von verſchiedenen Seiten zur 
Beſeitigung dieſer Schwierigkeiten gemacht ſeien, unter: 
liege erheblichen Bedenken. Jede neue Anregung nach 
bieler Richtung werde von der Yuftizperwaltung aud) 
fernerhin mit Sorgfalt und Wohlwollen geprüft werben. 


Bizepräfident Dr Ihe v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Bachem. 


Dr Bachem, Abgeordneter: Meine Herren, wir 
haben beim erften Punkt unjerer Tagesordnung eingehend 
verhandelt über die Wünſche desjenigen Teiles bes 
Publitums, der die Gerichtsferien unangenehm empfindet. 
Die Disktuffion hat wohl ergeben, daß bier zunächſt nicht 
viel zu helfen if. Es gibt andere Teile des Publikums 
in — Vaterlande, die noch viel erheblichere Schmerzen 
haben, die nicht nur während der Ferienzeit, ſondern 
während des ganzen Jahres ein Gericht vermiſſen, die 
darunter leiden, daß ſie bis zum nächſten Gerichtsort 
eine unverhältnismäßig weite Strede zurüdzulegen haben, 
und die es höchſt unangenehm empfinden, daß ihre Stadt, 
obſchon fie eine entf gr Bedeutung hat, ein Gericht, 
jei es ein Amts 2 ei es ein Landgericht, noch immer 
nicht hat. Dieſen Mißſtänden könnte aber wohl eher 
abgeholfen werden, als den zuerſt verhandelten. Namentlich 
in der Rheinprovinz gibt es eine ganze Anzahl von 
u. wo man bitter darüber Elagt, daß die Wege 
u dem Amtsgericht überaus weite und gleichzeitig bes 
——e— ſind. Es iſt bekannt und auch in dieſem 
Hohen — in den letzten Jahren oft beklagt, daß eine 
ganze Reihe von ana mar , die vor der Auftize 
reorganifation, aljo vor 1879 vorhanden waren, bei diejer 
Neorganifation eingegangen find. Man bat damals Amts» 
gerichte mit größeren Amtsgerichtsbezirken gebildet; da- 
durch find eine Anzahl früherer Friedensgerichte weg- 
gefallen und eine Anzahl Gegenden, gerade ziemlich regel» 
mäßig wirtichaftlich nicht Jehr gut ftehende Gegenden 
ſchwer gejchädigt worden. 

Wenn We] auf ein jchlagendes Beijpiel dieſer Art 
binweijen darf, fo iſt es folgendes. Die beiben Amts- 
gerichte von Bittburg und Wittlich find in der Luftlinie 
7 volle Wegftunden von einander entfernt in einer ge 
birgigen und wenig wegfamen Gegend. Der wirkliche 
Weg ift felbftredend viel weiter. In diefer Gegend find 
früher Friedensgerihte in Dudeldorf und Manderſcheid 
gewejen. Sie find aufgehoben worden. Die Folge ift, 
daß die Bewohner biefer Gegenden heute einen viel 
weiteren Weg zum Gericht haben als früher und dadurch 
erheblich —— find. 

Ganz ähnlich liegt es bei Kaiſerseſch, das heute 
einen weiten Weg bis nad) Cochem hat, um dort fein 
Recht beim Amtsgericht zu ſuchen. Das find nur einzelne 
Beilpiele. Ich führe fie an, um die frage wieder an- 
zuregen, ob es nicht richtig ift, eine durchgreifende Re— 
vifion der Einteilung der ag er res ar vorzunehmen, 
und zwar durchweg mit dem Gefichtspunfte, dat überall 
da, wo das mwirtjchaftliche Intereſſe der Bevölkerung ein 
Gericht verlangt, ein folches auch geichaffen werde. 

anz ähnlich liegen die VBerhältniffe, wo ein Land— 

ericht mit Schmerz entbehrt wird. Die Juftizverwaltung 

echt, wie wir aus früheren Verhandlungen in bdiejem 
geben Haufe wifjen, auf dem Standpunkt, nur dort ein 
andgericht haben zu wollen, wo ein vollbejegtes Land- 

ericht möglich und eine volle Bejchäftigung der an dieſes 

Bandperidht zu berufenden Richter gewährt ift. Ich weiß 
nicht, ob diefer Standpunkt fchärfer vom Yuftizminifterium 
oder fchärfer vom Finanzminiſterium betont wird. Es 
ift ja von vornherein verftändlid, daß das Finanz- 
minifterium nur voll befchäftigte Beamte im ganzen 
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[Dr Bachem, Abgeordneter] 
Staate fehen will. Der Herr ge follte aber 
den Wunsch haben, den Bedürfniffen des Bublitums mehr 
entgegenzutommen; vielleicht ift freilich er bei feinen Be- 
ftrebungen nicht immer auf das nötige Entgegentommen 
bei der Finanzverwaltung geftoßen. 

Wie dem aber auch Sch mag, ich meine, biejes Hohe 
Haus muß den Gefichtäpunft feithalten und auch die 
Juſtizverwaltung follte ihn fefthalten, daß das Intereſſe 
des Bublitums, das Intereſſe der Nechtspflege an die 
erfte Stelle rüden muß. Mit dem Intereſſe der Rechts— 
pflege, mit den wirtſchaftlichen Intereſſen der Bevölkerung 
ift es unter Umftänden ganz wohl verträglich, daß je 
einmal ein Richter nicht voll beichäftigt if. Die Be 
völterung muß Wert darauf legen, dauernd mit dem 
Nichter in perjönliche Beziehung treten zu können, Das 
gilt namentlich von den Amtsgerichten. Wo bie Amts- 
gerichtsbezirke zu groß find, da ift einem großen Teil 
des Publikums der perſönliche Verkehr mit dem Richter 
in weitem Maße genommen. Gelbft dort, wo Gerichts- 
tage eingeführt find, kommt der perfönliche Verkehr nie 
mals zu feinem vollen Recht. ch will davon abjehen, 
dab die Gerichtätage für beftimmte Zweige der Nechts- 
pflege überhaupt feine Bedeutung haben, fo für das 
Grundbuchweien, für das Vormundſchaftsweſen; aber 
auch für diejenigen Zweige, für welche der Gerichtätag 
eingeführt ift und eine gewifle Erleichterung des Zuftandes 
bringt, fällt das unbedingt fort, was ich vorhin als eine 
Hauptjache erwähnte: der perlönliche Verkehr mit dem 
Nichter. Nur wo der Amtörichter mit der gefamten Be— 
völferung feines — — in dauernder perſön⸗ 
licher Fuühlung iſt und fein kann, weil er ihr in leicht 
erreichbarer Nähe wohnt, nur dort kann er feine Auf- 
Pr im vollen Umfange ihrer Höhe erfüllen, nur dort 
ann er gewiflermaßen ber Patron, ber väterliche Freund 
der gefamten Bevölkerung in ihren Nechtsangelegenheiten 
fein. Wo der Amtsrichter zu weit wohnt, kann die Be— 
völferung nicht zu ihm hingehen; fie entbehrt namentlid) 
des Rates, des völlig unbeeinflußten Rates, durch welchen 
mancher Amtörichter fich bei feiner Bevölkerung verdient 
und beliebt gemacht hat. 

Für die Landgerichte fällt diefer Geſichtspunkt fort; 
dagegen tritt für die Landgerichte ber wirtichaftliche 
Gehichtspunft fchärfer in den Vordergrund, Wo irgendwo 
eine große Anduftrie fich entwidelt bat, hat fie ganz 
naturgemäß den Wunſch, auch die Mechtäpflege eriter 
Anftanz an ihrem Orte finden zu können. 

darf ba eremplifizieren auf die Verhältniſſe 
meines eigenen Wahlkreifes Erefeld, die mir felbjtredend 
in erfter Linie am Herzen liegen. In früheren Yahren 
babe ic; oftmals das Hohe Haus in Anfpruch nehmen 
müffen mit den Wünſchen, welche hier vorliegen. In 
diefem Haufe habe ich, wie mir fcheint, volles Wohlwollen 
gegenüber meinen Anregungen gefunden; dagegen von 
jeiten der Königlichen —— iſt bisher nicht 
u erſehen, daß etwas Tatſächliches geſchieht. Meine 
erren, Crefeld, die bekannte Seidenſtadt, das bekannte 
Zentrum einer großen Seideninduſtrie, welche nicht nur 
für ganz Deutſchland, ſondern welche für den Weltmarkt 
eine ganz hervorragende Bedeutung hat, hat heute noch 
immer fein Landgericht. In franzoſiſcher Zeit, als Crefeld 
— auch ſchon die hervorragendſte Seidenftadt Deutſch— 
ands war, aber doch noch nicht annähernd die wirtichafts 
lihe und induftrielle Bedeutung hatte wie heute, hat 
Erefeld ein Landgericht gehabt. 

Als Erefeld dann infolge des glüdlichen Ausganges 
ber FFreiheitäfriege mit dem preußiichen Staat wieder 
vereinigt wurde, bat man ihm dieſes Landgericht genommen. 
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Seit diefer Zeit ſitzt ein Stachel im 
Zuerſt hat Grefeld bei Gelegenheit der Reorganiſation 
der Juſtiz im Jahre 1879 ſich bemüht, fein altes Land— 
gericht wieder zu erhalten, — leider ohne Erfolg. Bon 
da an haben die Bemühungen Erefelds um ein — 
niemals geruht. Es hat eine Zeit — wo es ſchien, 
als ob die Juſtizverwaltung dem — der Errichtun 
eines Landgerichts in Crefeld näher treten wollte. 
einem — vom 28. Mai 1886 wurde ſeitens der Juſtiz⸗ 
verwaltung angeregt, bei der Löfung der Platzfrage wi 
Bau eined Amtsgerichts darauf Nüdficht zu nehmen, daß 
jpäter das Amtsgerichtägebäude zu einem Landgerichts- 
gebäude erweitert werben könnte. Die Stadt Erefeld hat das 
gern getan; fie hat, wie mir fcheint, die Frage auch glücklich 
gelöft: das Amtsgericht fteht auf einem Bauplatz, welcher 
ed ermöglicht, diejes fofort zu einem Landgericht zu er- 
weitern. Der Pla für das Landgericht ift alfo da, aber 
das sg le felbft will nicht fommen. Nach mehreren 
weiteren Bemühungen haben im Jahre 1894 die Handels» 
kammer, die Stadtverwaltung und die Stabtverorbneten- 
verfammlung von Erefeld gemeinfchaftlic eine Petition 
an dieſes Hohe Haus gerichtet; in den Jahren 1896 und 
1897 ift dieje Petition dringender erneuert worden. Es 
ift eine große und forgfältige Denfichrift ausgearbeitet 
und vorgelegt worden, welche alle Berhältniffe in Betracht 
ieht. Es find fodbann Pläne und Koſtenanſchläge von 
beiten ber Juſtizverwaltung erbeten und von der ftädtiichen 
Verwaltung in Grefeld jelbjtredend auch in vollem Um— 
fange geleiftet worden. Jedesmal babe ich mir erlaubt, 
diefe Wünſche Erefelds in diefem Hohen Haufe zu unter 
ftügen. ym vorigen Jahre, am 17, Februar, dat dann 
mein Sollege und ig a Dr Beder diejem 
Haufe in dantenswerter Weile die Sache wieder vor- 
etragen. Es ift aber bisher nichts erfolgt. Bor Ein 
Führung des Bürgerlichen Geſetzbuches, aljo im vorigen 
Kahrhundert, war der Standpunft der Juſtizverwaltung 
der, daß, folange auf den zwei Seiten des Kheines ver⸗ 
ſchiedenes Recht gelte, es ſchwierig ſein würde, der Frage 
eine gedeihliche Yöfung zu geben, Man bat damals ver: 
tröftet auf den Zeitpunkt, wo das einheitliche deutiche 
Recht eingeführt fein würde, wo alfo die Neuorganifation, 
die Meueinteilung der Landgerichtsbezirfe weniger 
Schwierigkeiten machen würde, als es bis dahin der Fall 
war. Diefer Gefihtspunft ift namentlich betont worden 
in einem Erlaß vom 1. Auguft 1896. Inzwiſchen haben 
wir den glüdlichen Augenblick erlebt, zum Beginn dieſes 
a das neue Bürgerlihe Geſetzbuch in ganz 
eutichland in Kraft treten zu fehen. Es bat fi in- 
zwifchen auch fchon eingelebt. Zwar gibt es an jedem 
Gericht noch PVrozeffe, deren Grundlage das frühere Recht 
ift; aber die Prozeffe auf dem Boden des neuen Rechts 
nehmen jo raſch Mu daß man heute fchon fagen kann: 
das neue Recht beherrſcht in erfter Linie die Medht- 
ſprechung. Diefer Hinderungsgrund ift aljo —— 
und nun, meine ich, darf man der Sache des Landgerichts 
auch wieder nähertreten. In jüngfter Zeit iſt der Stadt 
Erefeld der alte Wunſch erfüllt worden, eine Garnifon 
zu erhalten. Da ift es nicht wunderbar, daß man nun 
in verftärttem Make dort wünfcht und hofft, auch die alte 
Bitte erfüllt zu fehen, ein volles Landgericht zu erhalten. 

In dieſem Sommer ift wieder eine Deputation der 
Handelsfammer und der Stadtverwaltung von Grefeld 
= geweſen und hat die Sache zu fördern gefucht; bis— 
er anicheinend ohne Erfolg. Man hat auf die Schwierig. 
keiten hingewieſen, welche der Ausſcheidung eines geeigneten 
Landgerichtäbezirks entgegenitehen. 

Ich will die Frage bier nicht vertiefen, wie ber 
Landgerichtäbezirt Grefelb gebildet werben fol. Ich möchte 
feinem der Landgericht, die heute beftehen, zu nahe 
treten, und ich möchte den Wünfchen feiner Stadt, bie 
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Juſtig Etan 
[Dr Bachem, Abgeordneter] 
ſich in gleicher Richtung bewegen wie u melde 
ich heute die Ehre habe, dem Hohen Hauje —— 
entgegentreten. Aber, meine Herren, das wird doch au 
bei ei feinem Zweifel unterliegen: daß eine Stabt, 
die heute weit über 100000 Einwohner hat, bie einen 
entralpunft für eine wichtige Induſtrie in unferem 
aterlande bdarftellt, Fein Landgericht hat, das ift nicht 
nur eine Sonberbarkeit, das ift nicht nur eine Ausnahme, 
es ift in hohem Make auch ein ſchwer erträglicher Zu— 
ftand. Es gibt in Preußen nur zwei Städte mit über 
100 000 Einwohnern, welche fein Landgericht haben, außer 
Erefeld. Dieje beiden Städte find: Barmen — das aber mit 
Elberfeld fo nahe zufammenliegt, daß das Elberfelder Lands 
gericht ohne weiteres als das Barmer Landgericht fungieren 
kann — und Charlottenburg, wo ganz ähnliche Ver— 
hältniffe in bezug auf das Berliner Gericht vorliegen. 
In diefen beiden Städten liegt daher der Wunjch eines 
bejonderen Landgerichts nicht vor. In Erefeld iſt die 
Sade anders. Die große Erefelder Induſtrie mit ihren 
wirtichaftlichen — mit ihren rechtlichen Intereſſen, 
muß für einen ſehr großen Teil ihrer Rechtsſachen nach 
Düſſeldorf gehen, um dort Recht zu nehmen. In Crefeld 
iſt eine Strafkammer, auch eine Kammer für Handels- 
ſachen, aber der Schlußpunkt, die —— ehlt. 
Nun wird der Herr Miniſter ſagen: das weſentliche 
für die Induſtrie Crefelds iſt die Kammer für Handels— 
ſachen. 8 gebe ich zu. Trotzdem iſt es für einen 
Erefelder Kaufmann, für jeden anderen Erefelder Bürger 
in hohem Maße beſchwerlich, wenn er feine Handelsjachen 
vor die Kammer für Handelsjachen in Erefeld bringen 
kann, dagegen für alle anderen Saden nah Düffelborf 
zum Landgericht gehen muß. 
ch möchte daher die Bitte an den Herm Minifter 
richten, im allgemeinen der Frage der Neuorganijation 
der Amts- und Landgerichtsbezirke fein Augenmerk zuzu« 
wenden und dabei in erfter Linie Rüdficht zu nehmen 
auf die Berhältnifje der Stadt Crefeld. Ach glaube 
fagen zu dürfen, daß der gegenwärtige Buftand ber 
Rechtäpflege in diefer Stadt auf die Dauer nicht haltbar 
ift; auf die Dauer wird Erefeld ſich jo auswachſen, daß 
man ihm ein den Daufe — nicht mehr verweigern 
i 








fann. Dem Hohen Haufe ilt aus einer früheren Ber- 
handlung über die Eingemeindung der Gemeinde Linn 
in Erefeld bekannt, das Crefeld ſich außerordentliche 
Mühe gibt, zu einer reicheren wirtſchaftlichen Entwicklung 
u kommen, als die alleinige Abhängigkeit von der 

eideninduſtrie ihm bisher gegeben hat; wenn die Stadt 
Crefeld die Entwicklung nimmt, welche mit der Ein— 
gemeindung von Linn angebahnt wird, die Hafen- und 
Induſtrieentwicklung, dann wird der Zeitpunkt zweifellos 
fommen, wo auch die ne ging. anerkennt, daß 
Erefeld ein Landgericht haben muß, und wo dann aud 
die Schwierigkeiten bei der Finanzverwaltung überwunden 
werben. 

Nun, meine Herren, meine ich, ift es doch richtiger, diefe 
Entwidlung Erefelds, die zweifellos kommt, mit freundlicher 
Hand zu srdern, indem man ihm das Landgericht k t 
icon gibt, wenn auch vielleicht der Zeitpunkt nad) An Fr 
der Juſtizverwaltung noch etwas zu früh fein follte, als 
daß man kühlen Herzens abmwartet, bis Crefeld aus 
eigner Kraft fich ſoweit entwidelt hat, daß man ihm ein 
Landgericht gar nicht mehr verweigern kann. ch meine, 
der landesväterlichen Fürſorge entipricht es mehr, hier 
raſch zu geben und mit freundlicher Hand zu helfen, als 
rubig abzuwarten, bis man wirklich” nicht mehr Nein 
fagen kann. 3* möchte darum dieſe Wuͤnſche Crefelds 
im beſonderen dem Herrn Juſtizminiſter wiederum recht 
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warn ans Herz gelegt haben. ha kommt diefe 
Frage recht bald wieder in Fluß und dann auch bald 
zu einem guten (Ende. 


Vizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Auftizminifter. 


Dr Schönftedt, Juftizminifter: Meine Herren, bie 
Stage der Errichtung eines Landgerichts in Erefeld, die 
wohl den Schwerpunft und den eigentlichen ar ber 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dr Bachem ge» 
bildet hat, ift in diefem Hohen Haufe nicht neu, fie hat 
uns fchon oft beichäftigt, wie auch aus den eben gehörten 
Ausführungen hervorgeht. Ich habe die Frage bei 
meinem Dienftantritt vor nunmehr länger als 8 fahren 
als jchwebende Frage vorgefunden und bin wiederholt 
in ber Lage gewejen, mich darüber zu äußern. Ich habe 
von Mnfang an und auch heute eine durchaus mwohls 
wollende Stellung gegenüber diefem Plane eingenommen. 
Aber die Berhältnifte find ftärker als die Menſchen. Ich 
bin deshalb auch nicht im ftande geweien, feftzuftellen, 
dat die Vorausfegungen für die Errichtung eines Land« 

erichtes in Erefeld jchon zur Zeit gegeben feien. Meine 
Be, die Frage wird fortwährend im Auge behalten, 
und ich kann Eonftatieren, daß die Geichäfte, die dem 
Landgericht in Erefeld zufallen würden, in fortmährendem 
Baden begriffen find. Aber noch immer reicht es nicht 
an das Minimalarbeitspenfum heran, was wir in ber 
— ald notwendige Vorausſetzung zur 
ildung eines neuen Landgerichts anjehen. 

Im übrigen ift die Frage der Errichtung eines 
LandgerichtS in Erefeld eine Frage der Zeit und, wie ich 

laube, auch einer ziemlich nahen Zeit. Für den Augen- 
lit aber werben fich die Wünfche kaum erfüllen Ich. 
Ich will nur Hinzufügen, daß über die Ergebniffe ber 
legten Ermittelungen die VBorverhandlungen zwifchen den 
beteiligten Minifterien noch nicht abgeldiloffen find; das 
ganze Bahlenmaterial ufw ift den übrigen beteiligten 
» — vorgelegt, die ſich dazu noch nicht geäußert 
aben. 

Die Schwierigkeiten werden aud einem großen Teil 
ber Herren, bie ie für dieſe Srape interefjiert haben, 
im ae ag befannt jein. Grefeld hat infoweit eine 
ungünftige Lage, als es auf der einen Seite an das 
Landgericht Eleve unmittelbar anftöht, deſſen Gemeinden 
fih zum Zeil bis faft vor den Toren von Grefeld er: 
ftreden, und daß nicht daran gedacht werben kann, dieſes 
Landgericht aufzuheben ober zu verkleinern. Auf der 
andern Seite Eonkurriert mit Erefeld die Stadt Gladbach, 
die jogar glaubt, einen befjeren Anſpruch auf das Land- 
gericht zu haben als Erefeld, und mitten drin liegt noch 
eine ftreitige Stadt, von der man nicht weiß, ob fie nach 
Grefeld oder eher nad) Gladbach zu verweifen fein würde; 
das ift die bis jegt in Strafſachen zur lichen in 
Erefeld, da — in —— zum Bezirk der Kammer 
für Handelsſachen in Gladbach gehörige Stadt Vierfen; 
e3 wird behauptet, daß deren Intereſſen mehr nad) Glad- 
bach bzw. Dü —— gravitieren als nach Crefeld. Wir 
ſind aber vorläufig davon ausgegangen, daß Vierſen auch 
einen Beſtandteil des Landgerichts Crefeid zu bilden 
haben würde, daß alſo dafür in rage kommen würden 
die Amtsgerichtsbezirke Crefeld, Ürdingen und Vierſen. 
Damit kann, auch wenn von dem Bedenken bezüglich 
Vierſens abgeſehen wird, wie geſagt, ein lebensfähiges 
Landgericht zur Zeit noch nicht geihaffen werben. Ich 
babe, wie jchon erwähnt wurde, im Sommer eine Ere- 
felder Deputation empfangen und mit biefer die Sache 
erörtert; ich glaube, daß die Herren die Überzeugung ges 
monnen — daß ich bereit bin, die Wunſche zu 
erfüllen, joweit dies möglih if. Die Herren maditen 
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[Dr Schönftedt, Juſtizminiſter] 
einen neuen Vorſchlag: fie wollten das Amtsgericht Neuß 
dem Grefelder Landgericht zufchlagen. Neuß liegt beinahe 
Düffeldorf gegenüber, und ich habe den Herren gejagt, 
ed würde mir fehr interefjant fein, wenn ſie mir eine 
Erklärung der BVertreter der Stadt Neuß beibrächten, 
daß dieje auch den Wunſch hätten, dem Landgericht Cre— 
feld zugefchlagen zu werden. 


(Heiterkeit.) 


Dieſe Erklärung babe ich bis jetzt vergeblich erwartet. 
Nun ift mit Necht ggelagt, daß die frühere Rechts- 
verjchiedenheit, wo ber Rhein die Grenze zwiſchen den 
Rechtögebieten auf der einen und der anderen Seite bil- 
dete, weggefallen ſei, und daß nun leichter die Möglichkeit 
geben u durch Zuſchlagen rechtsrheiniſcher Kreiſe ein 
———— Crefeld zu bilden. Auch dieſer Gedanke iſt 
erörtert und erwogen worden. Es iſt möglich, daß die 
Schwierigkeiten, die fich teils aus der früheren Rechts- 
verichiedenheit, teild aus den mangelhaften Verbindungen 
wijchen ben —— und den (infscheinifeen 
ebietsteilen ergeben, im Laufe ber Zeit zu überwinden 
find. Es ift von Brüdenbauten die Hede geweſen, es ift 
auch der Gedanke angeregt worden, daß ein Teil von 
Eleve nach Erefeld genommen und Cleve entjchädigt 
werden Eönnte durch die vechtärheiniihen Amtsgerichte 
Emmerih und Need. Aber auch diefe Pläne find vor- 
a Sr nicht fpruchreif. 
eiter ift gejagt worden, daß Crefeld neben Char- 
lottenburg und Barmen die einzige Stadt von mehr als 
100 000 Seelen fei, die ein Landgericht noch nicht bejähe. 
Dies ift bis jetzt tatjächlich richtig; aber es wird nicht 
lange dauern, bis es noch andere Städte mit mehr als 
100 000 Seelen ohne Landgericht gibt. Diefe würden 
fih dann auf einen folchen Präzedenzfall, wenn auch 
vielleicht nicht gleich mit Erfolg, berufen können. Außer: 
dem find in vecht erheblichem Umfange die Intereſſen der 
Stadt Erefeld dadurch gewahrt, daß e3 eine detadhierte 
Straffammer und eine Kammer für Handelsfachen befigt, 
fodaß die für Handel und Anduftrie im wefentlichen in 
—— kommenden Prozeſſe in Crefeld ihre Erledigung 
nden. 
Die Stadt Erefeld fieht einer weiteren Entwidlung 
entgegen. Die et des Kanals wird fie zur 
Rheinitadbt machen. Sie befommt aud eine Hufaren- 
arnijon, die neues Leben —— wird. Es iſt zu 
ee und ich hoffe es gern, daß die Verhältnifie 
bald jo weiter geftalten werden, daß wir den Wünſchen 
der Stabt Grefeld Genüge leiften können. Ach kann die 
Berjicherung geben, daß, jobald diefe Möglichkeit gegeben 
fein wird, bei uns ein Hindernis nicht liegen wird, 


(Bravo!) 





Bizepräfident Dr Frhr 9. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Fürgenfen. 


rg Abgeordneter: 


Meine Herren, gegen 
den Wun 


ch des Herrn Kollegen Bachem auf Errichtung 


eines Landgerichts in Erefeld habe ich nichts einzuwenden; 


weil die Verhältniffe mir naturgemäß unbelannt find, 
will ich mich aber nicht weiter mit dieſem Gegenftand 
befaffen. habe eine allgemeinere Sache hier vors 
zubringen. ie Juſtizverwaltung verfegt — und wie 
mir fcheint, wird dies immer mehr der Fall — bie 
Amtsrichter von den Kleinen, namentlich von den länd- 
lichen, nur mit einem Richter bejegten Amtsgerichten in 
verhältnismäßig jehr kurzer Zeit. Cine allgemeine 
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Statiftit habe ich darüber nicht aufgeftellt; ich glaube 
aber, e8 genügt, wenn ich auf einige Säle hinweiſe. 

In dem Landgerichtsbezirk Flensburg, dem ich an- 
gehöre, find im vorigen Jahre, aljo im Jahre 1902, 
unter anderem fünf Amtsrichter verfegt worden, von 
welden der eine kaum 4 Jahre, einer faum 3 Jahre, 
> etwa 23/, Jahre und einer nur 1%, Jahre an ihrer 

telle gewejen waren. 


(Hört, Hört! rechts.) 


Es mag ja nun fein, daß in einem einzelnen Falle 
ber Verſetzung eine befonders dringliche Veranlaffung zu 
runde gelegen bat; im allgemeinen wird eine fol 
— nicht vorhanden geweſen ſein, denn der 
Wunſch des Amtsrichters kann doch feine dringende Ber- 
anlaſſung ſein. Eine ſo ſchnelle ln muß ich in 
höchſtem Grade bedauern; ich halte fie für unrichtig und 
im —— für ſchädlich. Der Herr Miniſter möge 

entjchuldigen, daß ich das jo beitimmt ausfpreche. 

Meine Herren, wenn id darauf aufmerkſam mache, 
daß ich jeßt im a. Jahre meiner richterlichen 
Tätigkeit ſtehe und noch feine Neigung habe, diejelbe 
aufzugeben, jo werden Sie zugeben, daß ich einesteils 
wohl aus Grfahrung, andernteild wohl aus Intereſſe 
a ie Kollege F 

er Herr Sollege Frhr v. Zedlitz hat bereits bei 
der Beratung des Etats des here des Innern 
darüber geflagt, dab die Landräte zu fehr wechielten, und 
daß das Ichädlich ſei für die Landräte jelbft und für ihr 
Amt. Mein Freund Bachmann hat fich ähnlich geäußert; 
er hat auch über die ſchnelle VBerjekung der Randräte 
Klage geführt. Nun liegt es aber | der Hand, daß es 
bei den Amtsrichtern nicht weniger nachteilig ift für ihr 
Amt, ihre richterliche Tätigkeit, für das Intereſſe ihrer 
Eingefefjenen und für fie felbft, wenn fie zu fchnell 
wecjeln. Bleibt der Nichter eine längere Reihe von 
et an feinem Plag, fo erlangt er die für das 
ubliftum jo nugbringende und fegensreiche Stellung und 
den Einfluß, den er der Natur der Sache nach haben 
ſoll und kann, und die ihm auch bei der chtung der 
ug Ye zugedacht ift. 
eine Herren, das Inſtitut der Amtsgerichte beſtand 
bekanntlich zuerft in der Provinz Hannover, und zwar 
jeit den 50er Jahren des vorigen Jahrhunderts. Als 
dann die SHerzogtümer Schleswig-Holitein annektiert 
wurden umd die Juſtiz von der Verwaltung getrennt 
wurde, wurden Ende Septernber 1867 die Amtsgerichte 
auch hier —— Sie bewährten ſich ſehr ſchnell 
und im Oftober 1879 wurden fie für das ganze Hei 
eingeführt. Bei den Verhandlungen im Reichstag über 
das we 3 —— über die Wichtigkeit 
und die Bedeutuug der Amtsgerichte völlige Überein— 
ftimmung, ebenjo über die Bedeutung und Stellung der 
Amtsrichter. Es ift bezeichnend, was damals der Ab— 
—— v. Miquel, der fpätere Finanzminiſter, über die 
metsrichter gejagt hat. Er fagte: 
Der Amtsrichter des Entwurfs ift gebacht als 
ein feßhafter Richter, der mit feinem Bezirke 
verwächit, der der natürliche rechtskundige Berater 
und Regeler der Rechtöfragen in feinem Bezirke 
ift, bei dem es viel weniger enticheidend ift, ob 
er ein feiner theoretiicher Juriſt ift, als daß er 
Land und Leute und Berhältnijje kennt, fich da- 
für intereffiert und volles Vertrauen gewinnt. 
Alfo, meine Herren, der Amtsrichter foll ein —— 
Mann ſein. Das ſchließt aus, daß er ohne beſondere 
Veranlaſſung ſchnell von ſeinem Sitze verſetzt wird; er 
ſoll fein wandernder, gewiſſermaßen heimatloſer Mann 


ſein; 
(Heiterkeit) 


1243 


[Iuftiy-@tat] 


[Iürgenfen, Abgeordneter] 
er joll in feinem Bezirk feine Heimat haben, fol ganz 
für feine Leute da fein. 

Meine Herren, vergegenwärtigen Sie ſich den reis 
der Gejchäfte, die der Amtsrichter hat. Er it der Straf» 
richter; er ift der Prozekridter; er hat die Zwangs- 
verjteigerungen und Konkurje; er ift der Vormundſchafts— 
richter; er ift der Nachlaßrichter; er ift der Grundbuchrichter, 
hat die gejamte freiwillige Gerichtöbarkeit, die Berfügungen 
der Eingejeffenen unter Lebenden und auf den Todesfall. 
Sie werden mir zugeben, daß der Amtsrichter, wenn er 
an jeinem seh bleibt und denjelben ausfüllt, notwendig 








durch zahlloſe Fäden in eine ganz eingehende Bekannt« 
ihaft mit den Leuten und mit den Berhältniffen geführt 
und hineingezogen wird; er kann jich dieſer Bekanntichaft 
gar nicht entziehen. Mit der Bekanntichaft wächſt natur- 
gemäß das Intereſſe. Unbeeinflußt von irgend einem 
materiellen Intereſſe ſieht er die Sachen, die er zu be 
arbeiten hat, gewiſſermaßen als feine eigenen an. Die 
Alten gewinnen unter feinen Händen Leben. Bei Er- 
ledigung einer Grundbuchſache z. B. fieht er den Eigen: 
tümer mit jeiner Familie und feinen Berhälmijien vor 
fi; er erkennt das Grundftüd in feiner Zuſammen— 
jegung und feinem wwirtichaftliden Wert, Mit dem 
Intereſſe kommt die Liebe, die Freude und das Ber- 
gnügen an der Arbeit, und das drüdt fich in dem Ver— 
fehr mit den Gerichtseingefejlenen aus; bei denen erwacht 
ihrerjeits die freude an dem geichäftlichen Verkehr mit 
ihren Amtsrichter, und es entiteht ein Verhältnis, das 


auf eingehenditem Bertrauen beruht. Meine Herren, 
kann nun jemand I eine bejjere Stellung wünjchen, 
als die eines joldhen Amtsrichters? 


(Bravo!) 


Nun denken Sie [4 den nicht ſeßhaften Amts- 
richten, der fich raſch verjegen läßt, vielleicht in fein Amt 
fommt, um vajch wieder wegzugehen? Ich nehme an, daß 
diejenigen, die raſch weggehen, auch meiftens von Anfang 
an die Meinung gehabt are fie wollten nur jo lange 
bleiben als höchſtens notwendig ift. Diefem Amtsrichter 
geht doch die Kenntnis der Verhältniffe und Perfonen ab. 

ie erlangt er gar nicht; er bekommt daher auch nicht das 
Intereſſe für ihre Sachen. Ich gebe ja zu, daß er ganz 
gewiß — dieſelben erledigen kann und ex— 
ledigt. Wenn man die Regiſter durchſieht, wird vielleicht 
der Geſchäftsbetrieb jchneidig ausfehen: da folgt auf bie 
Eingabe fofort die ——— die Verfügung wird raſch 
ausgeführt und erledigt. Fein ſieht das aus! Ich bin 
aber der Meinung, daß gerade die eigentliche eingehende 
innere Arbeit, das perfönliche Hineinarbeiten im allge 
meinen fehlen wird. 


(Sehr richtig!) 


Ich beneide niemand um eine ſolche Stellung. 

Nun hört man aber auch aus den Bezirken, in denen 
die Amtsrichter jo raſch wechieln, allgemein Klagen ber 
Gericht3eingejefjenen, und das ift natürlich. Wie oft ift 
mir aus anderen Bezirken gejagt worden: wir kennen 
unferen Amtsrichter gar nicht, wir lemen ihn nicht 
kennen. Gr geht bald wieder weg und hat daher kein 
Intereſſe für ung und unjere Saden! Das kommt oft 
vor. Ich kann Ihnen einen ganz bdraftiichen Fall er- 
zählen. Ein Landmann fchrieb an mich, ob er mich nicht 
in einer reinen PBrivatjache ſprechen könnte — ein Mann 
aus einem anderen Bezirk. ch antwortete ihm, er möge 
kommen. Er kommt und jagt: „Es ift ganz eine Ver— 
trauensſache, die ich habe, Herr Amtörichter, und ich muß 
fie mit Ihnen beſprechen.“ — „Was ift es denn?“ — Er 
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und feine Yrau wollten ein Teftament errichten. Ich 
fage: „Ya, wollen Sie nit zu Ihrem Amtsrichter 
geben? — „Bir kennen ihn ja gar nicht; es kommen 
ganz intime Samilienverhältniffe in Betradt, die kann 
ich doc nicht einem unbekannten fremden Mann anver- 
trauen!” — „Können Gie denn nicht zum Notar 
—— — „a, es iſt fein einziger, den ich jo kenne; 
ie kenne ich ſchon feit vielen Sa bitte, helfen Sie 
mir!“ Sch habe mit ihm die Sache befprochen und ihm 
Ratſchläge und Anweifungen gegeben, wie das Teftament 
" machen wäre. Gie werden erjehen, meine Herren, 
aß für das Publikum und den Amtsrichter es im 
höchiten Grade wichtig ift, daß dieſe möglichit lange auf 
ihrem Platze bleiben. Das ift auch befonders wichtig in 
den gemiichtiprachigen Gegenden, bejonders im Diten. 
ch bin überzeugt, daß Amtsrichter und Landrat, wenn 
ie lange bleiben und mit den Berhältniffen vertraut 
werben, ganz beſonders gut zur Ausgleichung beitragen 
können. Ich muß mic in biefer Beziehung auf das be» 
ziehen, was ber * Kollege Frhr v. Zedlitz neulich von 
den Landräten gejagt hat. Er jagte: 
Er muß mit feiner ganzen Perſon, mit feiner 
anzen Kraft in feine Arbeit und Zätigfeit 
Pineinftürgen Fr fachlicher, ernfter und nicht auf 
den Augenblick berechneter Arbeit. Der Landrat 
muß mit jeinem Sreife durchaus verwachſen jein, 
Land und Leute kennen, ein Herz für Land und 
Leute haben, und die Leute hüßen wiſſen, daß 
er Herz und Berftändnis für ihre Gefühle und 
ihre Intereſſen und Bebürfnifje hat. 
Dasjelbe gilt aud für den Amtsrichter. 


(Sehr richtig!) 


Nun weiß ich fehr gut, daß der Herr Minifter die 
Verſetzung nur vollzieht auf vund der Wünfche und Ans 
träge der Amtsrichter, und ich muß injofern anerfennen, 
daß der Herr Minifter mwohlwollend gewejen ift. Aber 
ich — er handelte richtiger, wenn er nicht fo wohl- 
wollend wäre, und ich möchte dies wünfchen. Hinter den 
Wünjhen der Amtsrichter fteht wohl vielfach auch eine 
treibende Kraft: die Gattin mit ihren Bitten, die vielleicht 
aus der größeren Stadt ift, wo ihre Eltern wohnen, fie 
de Jugendbekannten hat ujw; fie will dahin und drängt 
ihren Dann, Daß nun di bei Errichtung der Ehe: 
pakten eine ſolche ausdrüdliche Bedingung von Bene 
ift, glaube ich zwar nicht, 


(Heiterkeit) 


aber mündlich kann es geſchehen jein. Bon ber frau 
kann man nicht verlangen, daß fie daran denkt, daß der 
Mann für fein Amt und die Leute da ift, der Mann 
muß daran denen, 

Bei den raſch ſich verfegenlaffenden Amtörichtern 
wird die Sache wohl auch jo aufgefaßt, daß das länd- 
liche Gericht eigentlich gar nicht {ü fie angemeffen jei, 
dafür feien fie eigentlich zu gut. Inſofern muß ich doch 
auch auf das aufmerkfjam machen, was ber damalige 
— — Miquel im Reichstage ferner gejagt hat. 

r jagt: 
Ein Amtsrichter, der zugleih Vormundſchafts- 
ſachen, Depofitaljahen hat, der als Vorſitzender 
ngiert in jehr wichtigen Straffachen, der eine 
o bedeutende Biviljuftiz übt, der dabei ganz auf 
ch jelbft geitellt ift, der ein eigenes ent 
cheibendes Urteil ohne Mitberatung von Kollegen 
fih zu bilden bat — nah meiner Meinung 
ehören zu einem folchen Amtsrichter fogar ber 
eutendere Qualitäten eines Richters, ala fie 
einem Mitgliede des Candgerichts find, 
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LIuftig-Etat] 


[Fürgenfen, Abgeorbneter] 
Das gilt in ganz bejonderem Make von dem allein« 
ehenden ländlichen Amtsrichter. Alfo der Amtsrichter, 
er in einem ländlichen Orte ift, kann ſich gratulieren, 
daß er eine foldhe Bedeutung hat. Tatſächlich ift bie 
Stellung eines ſolchen, der feinen Pla ausfüllt, eine jo 
beneidenswerte, daß fich keiner eine beffere wünjchen kann; 
während die Stellung bes Amtsrichters, der die Abficht 
bat, ſchnell wegzufommen, und fich nicht mit dem richtigen 
nterejfe in Peine Geſchäfte hineinftürzt, nach meinem 
fürhalten eine jehr wenig beneidenswerte ift. 


Mit diefem Beftreben, raſch mwegzufommen, hängt 
dann auch —* eine ie ia Be Gleichgültigkeit 
gegen die Eingeſeſſenen zuſammen, über die auch geklagt 
wird. Wir haben ja die Einrichtung der Sprechtage, 
alſo Tage, die beſtimmt find vorzugsweiſe zur Behandlung 
beftimmter Sachen. Nun gibt es Amtörichter, die ihren 
Verkehr mit dem Publikum auf bieje preäitage be» 
ſchränken. Das halte ich für ganz verkehrt. Der Amts» 
rihter muß doch an jedem Tage dem Bublitum zur Ber- 
fügung ftehen, wenn er auch vorzugsweife an einzelnen 
nur die und die Sachen erledigt. 


Die Folge ift, daß die Büreaubeamten die Herrichaft 
an fi) nehmen, und fogar, wie mir in einem Falle er- 
ählt ift, der Gerichtädiener fich Übergriffe gegen das 
Bubtitun erlaubt ujm. Sommen fie ins Bureau, jo 
fagen die Bureaubeamten: gehen Sie zum Notar. Nun 
bin ich der Meinung, daß jeder Gerichtöbeamte, Richter 
wie Bureaubeamte, der die Leute abweift vom Gericht 
an den Notar, wenn das Intereſſe des Publitums dies 
nicht abjolut erfordern ſollte, ſehr pflichtwidrig handelt. 
Es find ja die Sachen, die das Gericht zu erledigen hat, 
und das Gericht hat doch aud auf die Staatsfajle 
NRüdfiht zu nehmen. Denken wir doch an die großen 
Zuſchüſſe, die die Staatskaffe für die Juſtiz leiftet! Ich 
habe bier ein Berzeihnis: die Zufchüfle betrugen im 
ya 1901 79 Millionen, 1900 77'/, Million für die 

ejamtgeichäfte der AJuftiz> und der Gtrafanitalts- 
verwaltung. Das find doc ungeheure Summen, die 
müffen wir doch auch wieder mitverdienen helfen! Auch 
aus Intereſſe für die Staatsfafje müſſen wir für die 
Erledigung der gerichtlichen Geſchäfte forgen. 
ch komme zu dem Schluß, daß die raſche Ber- 
fegung der Amtsrichter, wie fie gefchieht, unrichtig 
und nadteilig ift, und ich möchte den Herm Minifter 
bitten, gegen die Wünſche der Amtsrichter hart zu fein 
und fie möglichft lange an ihrem Plage bleiben zu lafjen. 
Wenn ich mir denke, daß an dieje ländlichen Amtögerichte 
ber Richter doch meiltens erſt hinkommt, wenn er fich 
verheiratet, dann, glaube id, werben doch annähernd 
10 Jahre vergehen, bis die Erziehung feiner Kinder, die 
einen triftigen Grund ber Berjegung bildet, es für ihn 
nötig macht, verfegt zu werben. Alto nchme ich an, daß 
im Durchſchnitt die fürzefte Beit, in der ein Amtsrichter 
an feiner Stelle bleiben muß, etwa 10 Jahre if. Wenn 
er noch länger bleiben kann, ift e8 um jo beffer. Dann 
können bie Borftandsbeamten bei ihren Reviſionen doch 
auch die Richter darauf hinweiſen, daß es zwedmäßiger 
ift, wenn fie möglichft lange bleiben. Es ijt mir jogar 
erzählt worden bab ein Sangerichtäpräfibent einen Amts⸗ 
richter, der erit zwei Jahre auf feiner Stelle war, gefagt 
bat: wollen Sie nicht bald weg? Sie müſſen doch bald 
weg. Sch finde das wunderbar. Ich bitte den Herrn 
ukigminifte 


Haus ber Abgeordneten. 








r, die Amtsrichter möglichft lange an ihrem 


Bu zu laſſen. 
(Bravo!) 
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BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: 
AYuftizminifter hat das Wort. 


Dr Schönftedt, Yuftizminifter: Der Herr NAbge- 
orbnete Jürgenſen hat mir aus dem Herzen geiproden. 
Ich danke * aufrichtig für ſeine —— von 
denen ich wünjchen und hoffen möchte, dab fie in den 
weiteiten reifen, namentlich) bei Amtsrichtern und Ge- 
richtsaffefjoren einen tiefen und bleibenden Eindrud 
machen. Es kann fein Zweifel fein, daß ein Amtsridhter 
feinen Plag nur richtig ausfüllt, wenn er in jeinem 
Kreife mit Yand und Leuten verwächſt, wenn er die An— 
ſchauungen und Bedürfniffe der Bevölkerung fennen lernt 
und dadurch in der Lage ift, ihr das zu leiften, was ber 
Amtsrichter ald der natürliche Berater der Bevölkerung 
feines Bezirks leiften joll. 

Nun kann ich aber nicht zugeben, daß in biefer 
Beziehung fich die Verhältniffe zu ungunften der von mir 
eben vertretenen Auffafjung geändert hätten. ch glaube 
vielmehr, daß das Gegenteil der Fall ift. Der Abgeord- 
nete Yürgenfen hat drei Fälle erwähnt, die ihm bekannt 
geworden jeien, wo in zwei Fällen der Amtsrichter nad 
2)/, Yahren, in einem alle jogar nad ”/, Jahren von 
feiner Stelle verfegt worden wäre. Da die Fälle nicht 
bezeichnet worden find — das fie richtig find, bezweifle 
ih nit —, kann ich die Gründe nicht prüfen, die zu 
der Verſetzung geführt haben. Ich vermute aber, ba 
es fi in einzelnen bdiefer Fälle um Strafverfegungen 
gehandelt hat, und da fcheidet natürlich der Geſichtspunkt 
vollftändig aus, von dem der Abgeordnete — ſich 
hat leiten laſſen. Es iſt in den letzten Jahren ein paar— 
mal vorgekommen, daß Strafverfegungen ausgeſprochen 
wurden, und daß dafür Platz geſchaffen werden mußte, 
damit die Verſetzung dem Charakter der Strafe entiprad; 
infolgedejlen mögen Berfegungen vajcher geichehen fein, 
als es jonft vorgekommen wäre. 

Der Grundjag, den ich feitgehalten habe, jolange 
ih an der Spite der Juſtizverwaltung ſtehe, ift ber, 
daß allermindeftens drei Fahre der Amtsrichter an feiner 
Stelle gewefen fein muß, ehe ein Berjegungsgefud über 
haupt in Betracht gezogen werden fann. Es iſt aber 
nur eine Ausnahme, wenn jo raſch Verſetzungen erfolgen, 
und ich kann der Meinung des Herrn Abgeordneten 
Jürgenſen nur beitreten; wenn die Amtsrichter 10 Jahre 
am Orte bleiben, wäre es noch viel beſſer. Ich freue 
nich immer, wenn ich bier im Haufe Herren begegne, 
die feit 10 bis 20 Jahren an derjelben Stelle jigen; 
das find Mujteramtsrichter, von denen ih mir eine 
große Anzahl wünſchte. 


(Heiterfeit.) 


Der Uppell, den der Abgeordnete Yürgenjen an 
mich gerichtet hat, geht hinaus auf den Ruf: Landgraf 
werde hart! Er bat mir ein gewiſſes Wohlwollen nad; 
—— Ich ſuche mich eines ſolchen Wohlwollens zu 
efleißigen, ſoweit ich es mit den Pflichten meiner 
Stellung verbinden kann. Nun ſind aber die Gründe, 
die für die Verſetzung von Amtsrichtern auch nach 
kürzerer Zeit geltend gemacht werden, vielfach ſo zwingender 
Natur, daß auch der härteſte Miniſter ſich ihnen nicht 
entziehen kann. Eine große Rolle ſpielen dabei Ge— 
ſundheitsrückſichten. Dutzendweiſe kommen die —— 
—5* begleitet von ärztlichen Zeugniſſen, der Beamte 
ürfe nicht länger an dem Plage bleiben, der längere 
Aufenthalt wäre für die Frau und die Kinder geradezu 
verderblid, es fehle die ärztliche Hülfe, oder fie fei nur 
ſchwer erreichbar. Dann kommt die trage der Stinder- 
eraiebung, die ja bei den jungen Amtsrichtern nicht fo 
bald praftifch wird, die aber doch auch eine Rolle fpielt, 


Der Herr 
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[Dr Schouftedt, Juftigminifter] 

Der Bergleich, den der Abgeordnete Yürgenfen ger 
zogen hat zwifchen den Amtsrichtern und den Yandräten, 
ift durchaus zutreffend, Was für einen jehhaften Land» 
rat fpricht, fpricht auch für einen fehhaften Amtsrichter. 
Ein Unterfchied liegt aber vor, der nicht vollftändig über- 
ſehen werben darf, das ift der, daß der Landrat in bezug 
auf feine äußeren Lebensverhältniffe in den meiften Fällen 
in ben ländlichen Bezirken weit günftiger fteht als ber 
Amtsrichter, und daß für die Landräte das Bedürfnis 
einer — deshalb keineswegs in demſelben Maße 
fühlbar wird wie für die Amtsrichter, die teilweiſe ſogar 
mit den allerunbefriedigendften Wohnungsverhältniffen zu 
kämpfen haben. Much nach dieſer Richtung bin bin ich 
beftrebt, für beſſere Verhältniffe zu ſorgen, ſoweit es in 
meinen Kräften fteht. Wber es iſt aud) das eine frage, 
in der ein Reflortminifter allein nicht alles erreichen und 
leiften fann, was er leiften möchte. Die Frage der Dienft- 
wohnungen jpielt in diefer Materie eine ganz erhebliche 
Rolle, und wenn es gelänge, in größerem Umfange noch 
Dienftwohnungen in den ländlichen Bezirken für die Amts— 
richter, die dort vielfach vollftändig auf ſich angewieſen 
find, zu ſchaffen, jo würde, glaube ih, damit vielfach auch 
dem Beftreben, bald wieder aus folden Orten wegzu— 
kommen, entgegengewirft werben können. 

(Sehr richtig!) 
will anerkennen, daß diefe Auffaffung auch bei dem 
ern Yinanzminifter volle Würdigung und volle An— 

erfennung findet, Allerdings ift ihre Durchführung ja 
immer mit großen Schwierigkeiten verbunden. ch boffe 
daß es mir gelingen wird, nach diefer Richtung hin * 
noch, namentlich in den gemiſchtſprachlichen Bezirken, au 
die der Abgeordnete ee ſchon hingewieſen hat, 
günftigere Verhältniſſe herzuſtellen; ich würde, wie gejagt, 
tehr glüdlich fein, wenn es mir gelänge, ohne gar zu 
große Härten die Amtsrichter möglichft lange auf ben 
Plägen zu erhalten, auf die fie geheilt find. 


(Bravo!) 


nn Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr — 


Dr Weihe (Herford), Abgeordneter: Meine Herren, 
es iſt ſehr richtig, daß hauptſächlich die Wohnungsver- 
hältniſſe es ſind, welche den Richter veranlaſſen, möglichſt 
bald nach einer Verſetzung und einem kleinen Ort zu 
ſtreben. Die Richter werden deshalb dem Herrn Miniſter 
ſehr dankbar ſein, daß er hier ausgeſprochen hat, er werde 
ſpeziell dieſem Punkt ſeine Aufmerkſamkeit zuwenden. 
Schaffen Sie dem Richter eine ordentliche Wohnung, ſo 
werben Sie ihn auch an feinen Wohnort feſſeln. Ich ver- 
weife nur auf unfere evangelifchen Geiftlichen, die vielfach 
in viel elenderen und jämmerlicheren Berhältniffen an 
Eleinen Orten wohnen und ihr ganzes eben an folden 
Orten zubringen, weil ihnen das Pfarrhaus das Leben 
. macht. 

eine — ich möchte mich jetzt noch ſpeziell 
gegen die geplante Einrichtung der Kaufmannsgerichte 
wenden. Wenn man dem — * Stand das Recht 
gibt, eine derartige Einrichtung für ſeine Streitigkeiten 
zu fordern und einen Zeil der Richter ſelbſt zu wählen, 
jo wird man auch den übrigen Berufsflaffen ein der- 
arfiges Recht nicht verjagen können. Die Folge ift, daß 
wir allmählich immer mehr Spezialgerichte erhalten. 
Darunter muß aber das Anfchen, die Würde und die 
Bedeutung der ordentlichen Gerichte leiden, und fie werben 
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auch immer mehr bem praftifchen Leben entfrembet werben. 
Wir nähern uns auch mehr und mehr damit ber fozial- 
demofratifchen Forderung, daß die Richter vom Volke ge 
wählt werben follen, und ich möchte bier ganz entjchieden 
erflären, daß wir durchaus nicht gemillt En, auf diefem 
Wege, namentlich foweit es fih um gewählte Richter 
handelt, auch nur einen einzigen Schritt weiter mtit« 
zugeben. 

Für die geplante Einrichtung ift angeführt worden, 

baf die Gemwerbegerichte eine größere geh! von Vergleichen 
erzielen und das Verfahren ein fchnelleres if. Was ben 
legten Punkt anbetrifft, fo ift ja die Juſtizverwaltung in 
der Lage, jederzeit Anordnungen zu treffen, durch melde 
eine Beichleunigung des Gerfßrend —* t wird. Übrigens 
ibt auch die Vergleihung der 3a) der Vergleiche der 
—* te überhaupt mit ber der Vergleiche der Ge— 
werbegerichte kein richtiges Bild, weil an und für je 
die Rohnftreitigkeiten raſcher und beffer fich vergleichen 
laffen als irgend welche anderen Prozefie. 

Übrigens möchte ich noch fpeziell darauf aufmerkjam 
machen, daß ein großer Teil der faufmännifchen An- 

eftellten ſich ebenfalls gegen biefe Kaufmannsgerichte in 

Petitionen wehrt; fie ren, daß die Sozialdemokraten, 
die bisher ihren reifen ferngeblieben find, in benjelben 
Boden faffen könnten. 

Wir verhalten uns daher ganz ablehnend gegen dieſe 
Gerichte in der Form, wie fie von der Regierung im Reichs⸗- 
tage eingebracht worben ift. Cine andere Frage ift die, 
ob wir einer —— unſere Suftimmung geben 
würben, bei welcher ber Richter mit Schöffen, die nicht 
ewählt, ſondern ernannt werden, Recht ſpricht. Eine 
Bol e Ginrihtung würden mir unbefangen und mwohl« 
wollend prüfen. 

(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Kirſch. 


Kirfch (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
auf die Bildung der Kaufmannsgerichte will ich aus 
wei Gründen nicht eingeben, erftens weil e8 Sache bes 
Deigstage ift, Die Sade zu regeln, auch in betreff der 
Wahl oder der Ernennung ber Beifiger, und zweitens, 
weil in den legten —* es ziemlich ſicher geworben iſt, 
daß der Reichstag in dieſer Tagung kaum mehr mit ber 
Borlage beichäftigt werden wird, ſondern daß das eine 
Aufgabe jein wird, die erft den nächften Reichstag be- 
Ichäftigen wird, 

Eine in jedem Jahre wiederkehrende ng = betrifft 
die Höhe der Gerichtskoften, namentlich die Soften ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Der Herr Yuftizminfter bat 
im vorigen Jahre eine Denkichrift über die Wirkung des 
Gerichtöfoftengefeges dem Haufe vorgelegt, und daraus 
find dann verfchiedene lüffe gezogen worden. Die 
Juſtizverwaltung hat daraus den Schluß gezogen, daß ſich 
ur Seit noch nich ein ficheres Urteil abgeben laffe, ob eine 

ermehrung der Koften in den gerichtlichen Angelegenheiten 
eingetreten Hi Sie ift aber der Anficht, da die Gebühren 
der Notare infolge der neuen Gefeggebung fich erheblich 
erhöht haben, und fie will daher dazu übergehen — und 
fie hat das in diefem Jahre in der Budget —3 ja 
auch erklärt —, neue ſtatiſtiſche Erhebungen hinſichtlich 
der Koſten für andere Jahreszeiten, andere Gerichte uſw 
eintreten zu laflen als im vorigen Jahre, um Bergleiche 
anftellen und jchließlich zu einem Refultat kommen zu 
tönnen. Ich möchte bitten, daß dieſe Arbeit möglichſt be- 
ſchleunigt wird. babe aus der Denkfchrift im vorigen 
yabre geiehen, daß es feine Sleinigkeit ift, derartige 

rbeiten herzuftellen und die Ergebniſſe danach folge- 
richtig und kalkulatoriſch vichtig — Indes 
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IKirſch (Düffeldorf), Abgeordneter] 


hält doch die finanzielle Depreffion noch im Lande an, 
und es ift fchmerzlich zu fehen, dak während die Erträge 
aus anderen Verwaltungen, aus den Eifenbahnen, ben 
Zöllen und den Berbrauchsiteuern des Reichs, herunter- 
gehen, die Gerichtätoften, weil fie eben nach dem Geſetze 
feftftehen, und ber arme Mann genötigt ift, das Gericht 
anzugeben, in diefer Zeit des Niederganges fich jährlich 
noch erhöhen. Deshalb ift die Frage einer Ermäßigung 
der Gerichtstoften nicht aus den Augen zu verlieren 
und muß möglichft fchnell zu einer befriedigenden Löſung 
gebracht werden. 

Wenn ich fo einerjeits dafür bin, daß eine Er 
mäßigung der —— eintritt, ſo hoffe ich, daß 


Haus der Abgeordneten. 





mir ein Widerſpruch nicht vorgeworfen wird, wenn ich 
andererjeitö ſage: es bedarf einer Gehaltserhöhung bei 
den Unterbeamten der Juſtiz, namentlich den Gericht: 
dienern in ben größeren Städten. Diefelben hatten 
gehofft, daß der Wohnungsgeldzufhuß erhöht werden, und 
daß der Reichstag die Vorlage bezüglih einer anderen 


Einteilung der Orte nad den Servisklaſſen annehmen 
würbe. I diefer Erwartung haben ſich die Beamten 
getäufcht gefehen, und fie müſſen vorläufig nad 


der alten Sllaffeneinteilung ihren kärglich bemeſſenen 
Wohnungsgeldzuſchuß rn Dem Herrn AYuftiz- 
minifter mödte ich in biefer Beziehung namentlich 
folgendes ans Herz legen. Er hat eben erklärt, er würde 
bei den fleineren, entlegneren Amtsgerichten für Dienft- 
wohnungen ber Amtsrichter Sorge tragen. * möchte 
ihm nahe legen, daß er bei dem Bau der Gerichtsgebäude 
in den größeren Städten möglichſt darauf Bedacht nimmt, 
daß in den unteren Räumen oder in paſſenden Anbauten 
nicht nur für den erſten Gerichtsdiener und den Pförtner 
Wohnungen geſchaffen werden, ſondern auch für eine 
möglichſt — hl der a Gerichtädiener an den 
Amtsgerichten, Landgerichten und Oberlandesgeridhten. In 
den großen Städten ift die Miete fortwährend im Steigen 
begriffen, und es ift den Unterbeamten, die meiſt zabl« 
reihe Kinder haben, nicht möglich, etwa ein Drittel des 
Gehalts und oft noch mehr für die Miete allein zu ver- 
wenden; daneben haben fie für den täglichen Unterhalt 
zu forgen und ihre Kinder anftändig zu erziehen. Ich 
laube, die Juſtizverwaltung kann nicht, wie das Die 
Eifenbapn- und Bauverwaltung für die kleineren Beamten 
und Arbeiter tut, bejondere Gebäulichkeiten zu diejem 
Zwede herrichten laffen, aber fie würde ein gutes Wert 
tun, wenn fie bei Neubauten der Gerichtägebäude in den 
größeren Städten auf derartige Wohnungen Bedacht nähme. 
Meine Herren, ih möchte eine Verfügung des Herrn 
Auftizminifters aus dem vorigen Jahre einer Kritik unter 
iehen. Diefelbe hat die Gerichte, befonders alſo die 
mtögerichte, angewiefen, in Entmündigungsfachen haupt- 
ad den Sreisarzt als Sadverftändigen zuzuziehen. 
Sie hat ſich dabei auf Beitimmungen der Zivilprogeß- 
ordnung —I indem es im $ 404 heiße, daß, wenn 
für gewiffe Arten von Gutachten Sachverſtändige öffent 
lic) beftellt jeien, andere Berfonen nur dann getoäbl werden 
follen, wenn bejondere Umftände es erfordern — und es 
wird davon ausgegangen, daß ein derartiger Sadiverftän- 
diger der Sreißarzt fei. Meine Herren, ich weiß nicht, 
ob dieje — bes $ 404 ganz gerechtfertigt iſt 
bezüglich des Sreisarztes, der ja nicht Sachverſtändiger 
für eine beftimmte medizinifche Frage ift, fondern der 
eigentlich für alle derartigen Fragen, die in jeinem Kreiſe 
vorfommen, ald Sachverſtändiger aufzutreten hat. 
Ich habe mir, als ich die Verfügung zunächft zu 
Geſicht Reg gedacht: es ſolle damit ein —* Yus- 
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Eunftsmittel gefhaffen werden, um die Einnahmen bes 
Kreisarztes zu vermehren, der ja eine, wenn auch jeßt 
erhöhte, doch immer noch nicht genügende Beſoldung aus 
der Staatskaſſe erhält. Andererſeits muß ich aber doch 
darauf aufmerkſam machen, daß durch die Zuziehung der 
Kreisärzte vielfach recht erhebliche Mehrkoften der Staats- 
kaffe und aud den Parteien erwachlen. In ſehr vielen 
Fällen — ich glaube, es ift die Mehrzahl der Fälle — 
werden die zu Gmtmündigenden in rrenanftalten unter 
gebracht fein, und dort find die Irrenärzte meines Er- 
achtens die berufenen Sachverſtändigen, die zuzuziehen 
find, Mir find Fälle befannt, in denen rege mäßig in 
der Yrrenanftalt der betreffende Irrenarzt als Sadver- 
ftändiger zugezogen wird, ber feine Borbejuche macht, fein 
Gutachten abgibt und dafür 20 bis 30 A liquidiert, 
während, wenn aus der benachbarten Stadt der Kreisarzt 
kommen follte, diefer Betrag, jobald der Kreisarzt Reifen 
unternehmen muß, um die Borbefuche zu zu ſich 
verdoppeln, ja sg würde. 

Nun ift ja in der Verfügung hervorgehoben; wenn 
bejondere Umftände es erforderlich pi. lafien, 
könne der Richter auch andere Sachverſtändige ernennen. 
Ich denke, daß eine möglichſt weite Auslegung dieſer 
Vorſchrin zuläſſig iſt, und daß die Gerichte, wenn eine 
erhebliche Koſtenerſparnis in Frage ſteht, namentlich für 
die Staatskaſſe — indem ſie an die — wiegen 
denken! — dann ohne weiteres nicht den Kreisarzt, ſon- 
dern den gewiffermaßen auch beamteten Arzt der Irren— 
anftalt als Sachverſtändigen zuziehen. Ach hoffe, daß 
der Herr AYuftizminifter mit einer weitgehenden Aus 
— Verfügung einverftanden fein wird. 

eine Herren, ich möchte mich nun der von dem 
Herrn Mbgeordneten Dr Bachem angejchnittenen Trage 
der weiteren AJuftizorganifation zuwenden. Sch begrüße 
es mit Freuden, daß in dem Ctat wieder eine Anzahl 
neuer Stellen für die Richter und für die Staatsanwälte 
vorgefehen ift. Ich muß aber hervorheben, daß inzwiſchen 
der Oberlandesgerichtsbezirt Cöln, für ben je auch der 
Herr Kollege Bachem —— ei bezüglich der Ein- 
wohnerzahl aus der dritten Stelle in die zweite gerüdt 
ift, daß jegt hinter dem Stammergerichtsbezirt nicht mehr 
der Vberlandesgerichtsbezirt Breslau, was die Zahl ber 
Gerichtöeingefeffenen anbelangt, kommt, ſondern der Ober- 
lanbesgerichtöbezirt Cöln, und daß ber legtere ben Ober- 
landesgerichtsbezirt Breslau um eine Einwohnerzahl von 
36 000 übertrifft. Demgegenüber find bei einer Gefamt- 
zahl von 300 bis 400 Amtsrichtern im Oberlandesgerichts- 
bezirt Breslau nocd immer 100 Richter mehr angeftellt, 
wie im Oberlandesgerichtsbezirt Cöln. Es ift eine viel 
rößere Zahl von Landgerichten dort vorhanden; in ber 
heinprovinz find die — — zu groß, wie 
das der Herr Juſtizminiſter teilweiſe bereits anerkannt 
hat. 30 glaube, daß eine Stagnation in der Bevölkerung 
des Dberlandesgerichtsbezirts Cöln nicht eintreten wird, 
weil ein großer Teil des rheinifch-weftfäliichen Induſtrie⸗ 
bezirts zu dieſem Oberlandesgerichtsbezirt gehört. Ich 
bitte alfo, auf dem bejchrittenen Wege fortzufahren und 
namentlich für die Bermehrung der Nichter in dem Ober: 
landesgerichtsbezirt Cöln und für eine anderweitige Ein- 
teilung der Gerichtsbezirke zu jorgen, neue Amtsgerichts- 
bezirte zu bilden, neue Qandgerichtsbezirfe zu bilden, viel- 
leicht auch, wenn es nötig ift, einem zweiten Oberlandes- 
gericht dort zur Entjtehung zu verhelfen. 

Der Abgeordnete Jürgenſen hat fid) mit vollem Recht 
darauf begonen, wie notwendig es jei, daß der Amtsrichter 
möglichft lange an jeinem Orte bleibe. Der Herr Juftiz- 
minifter hat das auch anerkannt und uns mitgeteilt, daß 
mindeftens 3 jahre erforderlich ſeien — der Regel nah —, 
ehe > Amtsrichter überhaupt Ausficht hat, verfegt zu 
werben. 
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Die Prozekverfchleppungen, worüber wir uns vielfach 
beflagen, worüber das Publikum fortwährend klagt, hängt 
zum Teil mit diefen PVerfegungen, den Beurlaubungen 
uf zufammen. Es liegt mir bier vor cine Bufammen- 
ftelung aus einem Aktenſtück eines Amtsgerichts des 
Oberlandesgerichts Hamm, aus dem fich die merkwürdige 
Tatſache ergibt, dat in einem einfachen Zivilprozeß, in 
dem der erite Berhandlungstermin im März 1902 ans 

eftanden bat, und in dem es im Januar 1903 zur 
Beelauinahme efommen ift, bis dahin 9 Termine ab« 
gehalten find, und dieſe 9 Termine find jedesmal von 
einem anderen Richter oder Afjeffor wahrgenommen. Es 
ift eine ungemeine Erſchwerung für die Rechtspflege, wenn 
jedesmal in einem Termin ein anderer Richter eintreten 
und die Akten ftudieren muß. Dadurch entftchen die 
Berichleppungen zum Teil aud. In der Beziehung hoffe 
ich, daß, wenn mehr uud mehr davon ausgegangen wird, 
möglich/t die Amtsrichter am Plag zu belajfen, auch bier 
Wandel geichaffen wird. Auch die Bermehrung der Richter: 
ftellen wird erheblich dazu beitragen; vor allen Dingen 
die Berfleinerung der Bezirke, und in der Beziehung ift 
es erfreulich, daß der Herr Den dem zugegeben hat, 
daß jchließlich auch nach Erefeld ein Landgericht kommen 
wird, Als Vertreter von Düffeldorf kann ich nichts 
dagegen haben; ich würde auch nichts gegen eine weitere 


Haus der Abgeordneten. 


Berkleinerung des Landgerichtsbezirts Düffeldorf zu 
erinnern haben, wenn etwa auch nad M.Gladbach ein 
Landgericht kommen follte. Aber wenn gelegentlich des 


Beſuchs der Deputation aus Grefeld hier in Berlin die 
Nede davon war, daß zu dem neuen Landgericht Erefeld 
oder zu dem neuen Landgericht Gladbach der Kreis und 
die Stadt Neuß zugezogen werde, jo meine ich, it das 
ganz unhaltbar. Neuß liegt unmittelbar bei Düffeldorf; 
der Kreis hat durd; die Gemeinde m und die neue 
Rheinbrüde eine unmittelbare Verbindung mit Düflel- 
dorf; er ift in feinem öftlichen, an Düffeldorf angrenzenden 
Teile eigentlich fchon ein Teil der Stadt Düffeldorf. 

Die guten Grefelder haben überhaupt nicht recht 
daran getan, daß fie eine Männerdeputation nad) Berlin 
eichift haben; fie hätten viel bejier eine Schar von 
— nach Berlin ſchicken ſollen. 


(Heiterkeit.) 


— Ja, auf die Juſtizverwaltung würde das auch wohl 
mehr Eindrud gemacht haben; Crefeld würde dann nicht 
nur tanzende Hufarenleutnants befommen haben, fondern 
auch tanzende Landrichter und tanzende Mechtsanwälte. 


(Heiterkeit und Bravo!) 


Präfident v. Mröcdher: Das Wort hat der Herr 
Yuftizminifter. 


Dr Schönftebt, Yuftizminifter: Der Erfüllung des 
ulegt vom — Abgeordneten Kirſch ausgeſprochenen 
unſches will ich gern entgegenſehen. 


(Heiterfeit.) 


Im übrigen ren mir nur einzelne der Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten zu einer Erwiderung Anlaß. 
ch kann die Erklärung wiederholen, die ich in der 
Kommilfion abgegeben habe, daß die von mir verjprochene 
—— neuer ſtatiſtiſcher Ermittelungen über die 
Wirkung der Gerichtskoſtengeſetze mit tunlichſter Be— 
ſchleunigung vorgenommen werden ſolle. 
Die Ehaffung von Dienftwohnungen in größerer 
Zahl für Unterbeamte bei der Erbauung von neuen 
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Gerichtsgebäuden wird, glaube ich, auf erhebliche Schwierig- 
keiten in ber Praris oben, und ich glaube kaum, daß an 
diefen Gedanken große Hoffnungen geknüpft werden 
fünnen. Das anzuertennende Bedürfnis, für günftigere 
Wohnungsverhältniffe der Unterbeamten namentlich in 
unferen großen, teuren Städten zu forgen, wird, glaube 
ich, im wefentlichen auf anderem Wege befriedigt werden 
müffen, insbejondere durh die Beamtenwohnungs- 
vereine, die ſich ja überall bilden, und die fic einer er— 
heblichen Unterftügung feitens der Königlichen Stants- 
regierung erfreuen. 

Der Herr Abgeordnete Kirſch hat dann eine von 
mir im September vorigen Jahres erlaffene Verfügung 
gur Sprache gebradit, die in ärztlichen Kreifen und in 

r Breffe vielfach angefochten worden ift, und die ſich 
auf die Susiehung ärztlicher Sachverſtändiger in Ent 
mündigungsiachen bezog. Ich muß notwendigerweife da 
ein biöchen ausholen, um den Herren Ear zu machen, 
worum es ſich eigentlich handelt, und, wie ich hoffe, Tie zu 
überzeugen, daß die Juftizverwaltung in diefer Sache ein 
berechtigter Bortwurf nicht trifft. 

Es war im Jahre 1899 aus Anlaß der dur das 
Bürgerlihe Geſetzbuch und die Novelle zur Bivilprozeh- 
ordnung eingeführten Anderung im Gntmündigungs- 
verfahren eine allgemeine Verfügung erlaffen worden, die 
den Amtögerichten eine Weifung und Winke bezüglich des 
Berfahrens in diefen Sachen gab. Der $ 14 diefer Ber» 
fügung begann mit den Worten: 

Bei den Ermittelungen in Entmündigungsſachen 
wird den Amtsrichtern die Beachtung nachitehender 
Punkte empfohlen. 

Unter diefen empfohlenen Punkten lautet dann der zweite: 
Die — der Sachverſtändigen iſt in erſter Linie 
auf ſolche Perſonen zu richten, welche auf dem 
Gebiete der Irrenheilkunde den Ruf beſonderer 
Erfahrung beſitzen. Sind ſolche Perſonen nicht 
zu erreichen, ſo iſt die Wahl wenn möglich auf 
einen Kreisphyſikus (Kreisarzt) oder wenigſtens 
auf einen zu dieſem Amte geprüften Arzt zu 
richten. 

Dieſe Verfügung enthielt an ſich nichts Neues, ſie ſtimmte 

faſt wörtlich mit einer älteren Verfügung vom Jahre 

1887 überein. 

Nachdem nun am 1. April 1901 das Geſetz über die 
Kreisärzte in Kraft getreten war, wandte fi der Bor- 
ftand des preußiichen Medizinalbeamtenvereind mit einer 
Beihmwerde an den vn Minifter ber Mebizinal- 
angelegenheiten, in welcher er unter Berufung auf die 
Beltimmungen des — ——— den Anſpruch erhob, 
daß nach den Borjchriften der Zivilprozeßordnung aud) 
in Entmündigungsfahen an erfter Stelle ber ſtreisarzt 
als Sacwerftändiger zuzuziehen ſei. Nach diefen Gejek 
ift der Kreisarzt Gerichtsarzt feines Bezirks, und in der 
Begründung zu dem Geſetze ift der Begriff „Gerichtsarzt“ 
ausdrüdlich dahin erläutert: „alſo der öffentlich beftellte 
ärztliche Sachverſtändige feines Bezirks”. Darauf ftügte 
fi) der Medizinalbeamtenverein. 

Der $ 404 der Bivilprozekordnung beftinumt mun: 
Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverſtändigen 
und die Beitimmung ibrer Anzahl erfolgt durch 
das Prozeßgericht. Sind für gewilfe Arten von 
Gutachten Sachverſtändige öffentlich beftellt, To 
follen andere Perionen nur dann gewählt werden, 
wenn befondere Umftände e8 erfordern. 

Der Herr Minifter der Medizinalangelegenheiten 
teilte mir diefe Eingabe des Mebdizinalbeamtenvereins 
mit. Es haben darüber Verhandlungen zwiichen unferen 
beiderjeitigen Reſſorts ftattgefunden, die zu dem Ergebnis 
geführt haben, daß wir den Anſpruch des Bereins als 
einen berechtigten anerkennen mußten. Denn in der Tat 
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[Dr Schönftedt, Juftizminifter] 
liegt die Sache fo, daß nad dem Kreisarztgeſetz, wie id) 
eben ſchon gefagt habe, der Serichtsarzt in ärztlichen Ans 
gelegenheiten Sachverftändiger für feinen Bezirk ift, und 
daß deshalb der $ 404 der —— — auf ihn 
Anwendung findet. Dieſe Überzeugung hat mich bes 
ftimmt, im Einverftändnis mit dem Herrn Hultusminifter, 
die angefochtene Berfügung. zu erlaflen. 

Nun ift im diefer Verfügung irrtümlicherweile eine 
Weifung an die Richter erblidt worden. Das erklärt ſich 
nur dadurd, dab die uriprüngliche Verfügung, in die 
diefer neue Sat eingeichoben wurde, den —* ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht bekannt war. Wenn ſie den Eingang 
des Gates, in den dieſer Unterſatz einbezogen wird, ge— 
kannt hätten, wenn ihnen bewußt geweſen wäre, daß 
darin nur ftand: e8 wird den Gerichten empfohlen —, 
dann hätte die Meinung gar nicht auffommen können, 
daß es fi um Anweiſungen gehandelt habe. Eine An- 
weifung an die Gerichte ift niemals beabfichtigt worden, 
und ich habe dies fogar in einem Schreiben an den Herrn 
Kultusminifter ausdrüdlich zum Ausdruck gebracht, indem 
ich demfelben unter dem 18. Auguſt v. 38 fchrieb: 

Die Auswahl der Sachverſtändigen fei lediglich 
Sache des richterlichen Ermeſſens, und Ei 
Auftizminifter ftehe nicht zu, durch Weifungen 
irgend welcher Art einzugreifen; es folle ** 
durch Anführung des 8 404 Abſatz 2 der Bivil- 
prozefordnung Elargejtellt werben, daß nur ein 
Hinweis auf dieſes Gefeß, nicht aber eine 
darüber hinausgehende Empfehlung beabfichtigt 
worben ift. 
Das ift alſo der Sinn und die Bedeutung diefer an- 
nefochtenen Verfügung. Ach glaube, daß man das im 
Laufe der Zeit in ärztlichen Streifen erkannt hat. 
Wenigſtens ift in einer ordentlichen Generalverfammlung 
des pigchiatrifhen Vereins der Mheinprovinz, bie am 
15. November v. J. ftattgefunden hat, nad) einem mir 
von dem Berein jelbit zugelandten Protokoll von den 
Ärzten, die dort Ir Worte gekommen find — biejer 
Punkt ftand nämlich auf der Tagesordnung — von 
einem ausbrüdlich anerkannt worden: der Juſtizminiſter 
habe nicht anders handeln können. Ein anderer Arzt hat 
eſagt: der Erlaß fei aus dem Sreisarztgefeg und der 
Binilgrogekoxhnung zu erflären. Gin dritter Arzt, der 
wahrjcheinlich Medizinalbeamter war, hat erklärt: die 
frühere, von mir aufgehobene Verfügung fei ein Mih- 
trauendvotum gegen die Mebdizinalbeamten geweſen und 
fei von dieſen als ein foldhes jehr jchwer empfunden. 
Der hat fi alſo vollftändig auf ben Standpunkt der 
yuki verwaltung und der Medizinalverwaltung geftellt. 
ie Generalverfammlung ift jhließlich zu dem Beſchluß 
efommen, die Sade zunächſt nicht weiter zu verfolgen, 
ondern fie dem Verein beuticher Irrenärzte zur eventu- 
ellen weiteren Beranlaffung zu überweilen. Was daranf- 
bin weiter erfolgt ift, habe ich bisher nicht erfahren; 
aber ich glaube, daß wir qut tun werden abzumarten, ob 
der Berein der deutjchen Irrenärzte fich noch veranlaft 
fehen wird, die Perfügung noch weiter anzufecten. Mir 
hat der Gedanke vollftändig ferngelegen, die Einnahmen 
der Medizinalbeamten auf diefem Wege irgendiwie zu 
erhöhen; ich habe aber den Einfpruch gegen den Wort: 
laut der früheren Verfügung als einen nad dem Geſetz 
berechtigten anertennen müflen, und deshalb allein habe 
ich mich für verpflichtet gehalten, die Verfügung fo, wie 
fie lautet, zu erlaflen. 

Bezüglich der von dem Herrn Abgeordneten Kirſch 
fpeziell hir den Oberlandesgerichtsbezirt Göln gewünfchten 
Stellenverniehrung darf ich zunächit einen Sag, den id 
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fhon in früheren Jahren wiederholt —— * 
wiederholen: daß die Vergleichung der Seelenzahl zwiſchen 
verſchiedenen Gerichtsbezirken überhaupt nicht, ie 
daß nur der Gejchäftsunfang für die Bemeſſung der zu 
bewilligenden Beamtenträfte ausichlaggebend ift. Ich barf 
aber unter Himweis auf den Ahnen vorliegenden Gtat 
hervorheben, dak, wie in früheren Jahren, fo aud in 
diefem Fahre für den Oberlandesgerichtsbezirt Cöln wieder 
in ausnehmend umfangreicher Berle für Stellenvermehrung 
geforgt it. Es find für Cöln in Wusficht genommen 
4 neue Stellen beim Oberlandesgericht, 11 bei Land» 
erichten, 18 bei Aıntsgerichten, alfo im ganzen 33 Stellen. 
Tas ift im Vergleich zur Gejamtzahl der neuen Stellen, 
für die der Etat die Bewilligung ber Mittel von Ihnen 
verlangt, eine ganz unverhältnismäßig hohe Zahl. Cs 
wird allerdings mit diefer wie mit den anderen Gtellen- 
vermehrungen für die nächſten Jahre in ganz erbebli 
Umfange nad, meiner Überzeugung —— werden 
müſſen, 
(hört, hört! und ſehr gut!) 


weil alles, was in dieſer Richtung gefordert und bewilligt 
iſt, dem wirklichen Bedürfnis noch nicht annähernd ent— 


richt. 
rem (Hört, hört!) 


Ich darf das hier aussprechen, nachdem ber Herr Finanz- 
minifter in feiner Etatörede ſelbſt dargelegt hat, wie es 
bei der Anmeldung folder Stellen geht, daß dabei bie 
Hälfte immer das Schidjal der jungen Löwen teilt, bie 
aufgefrefien werden, und nur die andere Hälfte bewilligt 
wird. Das führt im Ergebnis allerdings dazu, daß wir 
bei dem fortwährenden Zuwachs ber Gehäfe mit einem 
immer größeren Defizit in das nächſtfolgende Jahr ein: 
treten, da, wenn die neuen Stellen bewilligt find, das 
Bedürfnis für die fchon verlangten, aber ni t bewilligten 
Stellen ſchon wieder ein viel größeres geworben ift, 
(fehr richtig!) 
daß es eigentlich aljo immer nur ein Tropfen auf einen 
heißen Stein ift, der zwar eine gewiſſe Abhülfe für den 
Augenblid gewährt, der aber dauernd den Bebürfniffen 
nicht genügen fann. Ach darf annehmen, daß ber Herr 
Finanzminifter das aud im Grundfag vollitändig an- 
erkennt. Und wenn in diefem Fahre meinen Anforderungen 
zwar in einem, wie alljeitig anerkannt ift, erheblichen, 
aber dem wirklichen Bedlrhnis boch nicht vollkommen 
enügenbden Umfange entgegengefommen ift, jo findet das 
eine Erflärung in der ungünftigen Finanzlage, mit der 
ae Juſtizreſſort wie in allen anderen Refjorts rechnen 
müuſſen. 
(Bravo!) 


Präfident v. Aröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Beltafohn. 


Peltafohn, Abgeordneter: Meine Herren, es hat 
etwas Mißliches an fich, auf Hußerungen, die in einem 
anderen Haufe gefallen find, zurüdzutommen; dabei geht 
die Friſche der Bistuffion verloren, und es ift auch pein⸗ 
lich, nad einer gewiſſen Seit mit Entgegnungen nachzu— 
hinten. Trotzdem möchte ich doch Kal, die der 
Herr Abgeordnete Lenzmann im Reichstag gemacht hat, 
im öffentlichen Intereſſe nicht unmwiderfproden laſſen. 
Es ift dies dee bei Gelegenheit der Boleninter- 
pellation, und es hat dabei anſcheinend der Abgeordnete 
Lenzmann einen gewiflen Gegenjag, der öfter® nur in 
wirtjchaftliher Beziehung zwiichen Weiten und Oſten 
gemacht worden ijt, auch für die — wiſchen 
dem Weſten und Sſten konſtruiert. Der Herr —— 
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[Peltafohn, Abgeordneter] 
nete Lenzmann bat bei ber Sritit über den Thorner 
Prozeß, welder die Geheimbündelei der Gymnafiaften 
betraf, Außerungen getan, von denen id; mit Erlaubnis 
de3 Herrn Präfidenten folgendes hervorheben möchte: 
Demzufolge halte ich an biefer Stelle das Wort 
aufrecht, daß wir im Weiten im Gegenjag zum 
Diten, Gott jei Dankl politifche Gerichte nicht 
haben. Ich habe das Landgericht Thorn dabei 
nicht im Auge; ich habe an ganz andere Gerichte 
gedacht, die weit jüdlicher liegen. — N habe 
auch erorbitant hohe Strafen, wie fie gegen 
Angehörige beitimmter Parteien im Oſten ger 
iprochen werden, bei uns im Weften nicht ges 
funden, mit der Einjchränfung, daß ich fpeziell 
von den weſtlichen Zeilen Preußens rede, nicht 
von ganz Deutichland, und da kann ich Ihnen 
nochmals verfihern: ich, der ic) in jenen Gegenden 
tätig bin, der ich meine Gerichte ganz genau 
kenne, kann Ihnen jagen, daß unſere alten 
Richter und auch unfere jüngeren Richter niemand 
danach fragen, wes Glaubens oder politijcher 
Stellung er ift, jondern das Delift nur als 
ſolches betrachten und für das Delift die Sühne 
finden, die es erheiſcht. So wünjchte ich ed auch 
von unferen öftlichen Richtern; aber nach meinen 
Erfahrungen Hinfichtlic der öftlichen Richter, muß 
ih fagen, find wir von dieſem fchönen Biel im 
Oſten noch weit entfernt. 
Meine Herren, es erwedt doch den Anfchein, wie wenn 
damit ein Gegenjag geichaffen wird zwiichen bem Oſten und 
dem Weiten und zwar nicht nur bezüglich dev Beurteilung 
der Schuldfrage, jondern auch hinjichtlich der Feſtſetzung 
der Strafe. Sa, man bat daraus auch berausgelejen, 
daß den Richtern im Dften in gewiſſem Maße eine 
Parteilichkeit vorgeworfen wirb. 

Nach meiner Erfahrung, die fid) auf eine 26jährige 
richterliche Tätigkeit in der Provinz Pofen ftügt, möchte 
ich dieſer Anficht widerſprechen. Es herrſcht bei der 
Beurteilung der Schuldfrage diefelbe Unparteilichkeit im 
Oſten, wie man fie im allgemeinen an — Richtern 
zu ihägen gewohnt ift. Es wird regelmäßig nicht nach 
der politifchen Anficht oder nad der Konfeſſion gefragt, 
fondern die Sache ſelbſt mit ftrenger Unparteilichkeil 
eprüft. Man kann ja hin und wieder, fo weit es aus 

Berichten möglich ift, eine gewiſſe Kritik ausüben; 
aber den Beweis wird man wohl nicht führen können, 
daß Urteile etwa gegen Polen von deutſchen Richtern 
anders ausfallen als gegen Deutjhe und — ich möchte 
das auch betonen — ebenjo umgekehrt. Man mwird viel» 
leicht ſogar mandmal die frage aufwerfen fünnen, ob 
nicht, um den Schein der Ilmparteilichkeit zu wahren, 
vielleicht gegen Polen etwas anders und milder verfahren 
wird, ald es font der Fall wäre, wenn der leidige Kampf 
nicht eriftierte. 

Auch was die Beurteilung der richterlihen Tätigkeit 
bei Abmeffung des Strafmaßes oder Wahl der Stralart 
betrifft, ns Di wohl die Richter in den Oſtmarken den 
Bergleich nicht zu ſcheuen. Wenn die Kritik, die man aus 
Berichten gewinnen zu können glaubt, nicht ganz mit dem 
richterlichen Urteil übereinftimmt, jo liegt das gewöhnlich) 
an ber unvollfommenen und nicht ganz fehlerfreien 
Anftitution, aber nicht an einer parteilihen Handhabung 
der Rechtspflege jelbft. 

Man kann nicht verkennen, daß überhaupt bei diejer 
richterlichen Tätigkeit in gewiſſem Maße die perfönliche 
Anſchauung, die die Richter aus der Verhandlung ge 
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wonnen haben, eine große Nolle jpielt. Manchmal find 
es augenblidlide Eindrüde, die der menjchliche Richter 
aus der Berhandlung gewinnt und noch etwas nachwirken, 
die bei jpäterer Überlegung aber nicht dasjelbe Rejultat 
haben würden. Hier und da kommt es auch vor, daß 
das Berhalten bes ir ten ſelbſt auf den Richter 
nicht ohne Wirkung bleibt. Ar will auch jo weit gehen, 
äuzugeben, daß die ftändige nn oder nur das 
Stehen im Kampf bei der Beurteilung der Angeklagten 
einen gewilfen Einfluß ausüben fann; aber, wie gejagt, 
das liegt dann nur an der eigentümlichen Einrichtung, 
und man fann nicht jagen, daß beshalb die Richter 
parteiijch urteilen und die Strafe dem entiprechend ein» 
richten. Man wird eher darauf ausgehen follen, die 
Geftaltung der Abmeffung der Strafe zu refornieren, 
als daß man daraus gleich einen — vielleicht nur vers 
ftedten — Vorwurf herleitet, dab die Polen im Dften 
von den deutfchen Nichtern anders behandelt werden, als 
wenn es im Weften gejchehen wäre. 

Es mag vielleicht nicht in der Abficht des Abgeordneten 
Lenzmann gelegen haben, den Gegenjak, den ich gefenns 
eichnet habe, hervorzufehren; aber trogdem halte ich mich 
Kir verpflichtet, diefe Entgegnungen zu machen, weil die 
Ausführungen im ftande waren, nicht nur Berftimmungen 
unter den betreffenden Richtern hervorzurufen, jondern 
aud die Gefahr in fich enthalten, daß bei diefer Auffaffung 
der Hußerung diefes hervorragenden Mannes vielleicht 
das Vertrauen unjerer polnischen Mitbürger in die Rechts- 
pflege in den gemijchtipradigen Oftmarken erjchüttert 
wird. Dies wäre um jo bebauerlicher, ald zur on noch, 
wie ich glaube, diejes Vertrauen in vollem Umfange vor 
handen ijt. Selbft auf die Gefahr bin, daß mir vorge 
tworfen werden Eönnte, in bdiejer frage pro domo zu 
fprechen, wollte ic) doch verjuchen, durch diefe Entgegnung 
den üblen Eindrud, den die Anführungen machen konnten 
und gemacht haben, zu verwilchen, ohne daß id; darauf 
a verweilen brauche, wie mißlich es ift, gerade unjeren 

idhtern in den Oſtmarken und überhaupt den dortigen 
Beamten, welde mit fo großen Schwierigkeiten, die im 
Welten nicht genügend bekannt find, zu kämpfen haben, 
ihre Lebenslage durch derartige Borwürfe zu verichlechtern. 

Indem ich diejen Gegenftand verlaffe, möchte ich 
nod auf einen Punkt eingehen, den der Herr Bericht 
erftatter ſchon beleuchtet hat. ch möchte aber den 
Bericht noch einigermaßen ergänzen, weil das für weitere 
Kreife der Richter intereffant jein dürfte. Es betrifft 
die die Einführung der Dienftalterszulagen für die 
Richter. Bekanntlich find die Aıntsrichter, Landrichter 
und Staatsanwälte die einzigen höheren Beamten, bei 
denen dieſes Syſtem noch nicht eingeführt ift, fondern 
noch der Stellenetat gilt. Es haben nun in der legteren 
* verſchiedene Unterſuchungen ſtattgefunden, auch 
tatiſtiſcher Art, aus denen man — könnte, daß 
die Lage der Richter ſich in nächſter Zeit verſchlechtern 
würde, wenn wir ben Stellenetat behalten. Daraufhin 
ift in der Budgetlommijfion darauf hingemwiejen worden 
und an den Herrn Suftigminifter die Anfrage geftellt 
worden, wie er fich zu dieſer Sache verhält, nachdem in 
den Jahren 1896 und 1897 der Herr Yuftizminifter 
einen ablehnenden Standpunft —— und die 
Einführung dieſes Syſtems davon abhängig gemacht hat, 
daß die Zulaffung von Gerichtsaſſeſſoren beſchränkt wird; 
es ift geltend gemacht worden, daß jett der Zeitpunkt 
vielleicht noch nicht jo dringend ift, daß aud ya 
materielle Schädigung der Nichter der Stellenetat bei. 
behalten werden kann, daß aber, wenn die günftigen 
Wirkungen, die erzielt worden find durch Die bei Se: 
legenheit der Einführung des Bürgerlichen Gejegbuchs 
ig = Maffenpenfionierung von 275 Richtern, durch 
die Vermehrung der Stellen und ferner auch durch den 


12359 


Juſti | 

[Peltafohn, Abgeorbneter] 

Abgang verjchiedener richterliher Beamter bei Einführung 
der Militärftrafprogegordnung, — daß, wenn dieſe günftigen 
Wirkungen verfliegen, die Ausſichten der Richter immer 
trüber werden. 

Darauf hat der Herr Juſtizminiſter die Erklärung, 
die der Herr Berichterftatter verleſen hat, abgegeben. 
Ad) habe den erfreulichen Eindrud aus diefer Erklärung 
gewonnen, daß der Widerftand des Herm Juſtizminiſters 

egen die Einführung des Dienftaltersiyftems doch nicht 
ichroff ift, wie er im Jahre 1896 und 1897 war, 
jondern daß der Herr AYuftizminifter die Nichteinführung 
der Beſchränkung der Zulaſſung der Aſſeſſoren, alfo, kurz 
gefagt, die Nichtablehnung des Aijeiforenparagraphen 
wohl als ein großes Hindernis, aber nicht als ein un- 
übermwindliches Binden erachtet. Ich möchte dieſes 
hiermit feitgeftellt haben und die Bitte daran Enüpfen, 
daß der Herr Be nad) wie vor jein Augen» 
merk auf dieje Frage richten möge und vor allem recht 
zeitig auf eine Eorrefte und ausreichende Statiftif, die 
wir in diefer — noch nicht haben, aufſtellen laſſen 
möge. Ob dann die Statiſtik auch weiteren Kreiſen zu— 
änglih zu machen ift, möchte ich dem Ermeſſen der 
8 uftigverraltung anheimjtellen. 


(Bravo!) 


Haus ber Abgeorbneten. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Auftizminifter, 


Dr Schönftedt, Yujtizminifter: Meine Herren, ich 
würde glauben, mid) einer Pflichtverfäumnis Ni zu 
machen, wenn — meine volle Zuſtimmung erklärte 
u der Zurückweiſung, die der Herr Abgeordnete 
Beitafohn der an anderer Stelle an den Richtern in 
den öjtlichen Provinzen geübten Kritik hat zu teil werden 
lafjen. Es gibt in der Tat, meine Herren, nach meinen 
Wahrnehmungen in bezug auf Unparteilichkeit und Obs 
jettivität in der Mechtipredhung feinen Unterſchied 
zwijchen den Richtern des Weltens und des Oftens; fie 
tun ihre Pflicht hüben wie drüben, und ich habe die 
Überzeugung, daß auch die Richter aus den weftlichen 
Provinzen, die diefem Haufe angehören, für fich nicht 
den Borzug in Aniprud nehmen, daß fie nach dieſer 
Richtung hin etwas Beſſeres, etwas Anderes jeien als 
die Richter in den öftlihen Provinzen. Sie erfüllen 
alle ihre Pflicht . beftem Wiflen und Gewiſſen, und 
ich glaube, daß der Vorwurf, der in dem anderen Haufe 


den Nichtern des Dftens gemacht ift, nr auf angeb- 
liche, aber nicht mäher bargelegte Erfa rungen, der 
ſachlichen Unter age entbebrt. 

Der Herr Mbgeordnete Peltafohn ift dann an 
zweiter Stelle getommen auf die Einführung des Dienft- 
alterszulageniyftems für die Richter. Die Außerungen, 
die ich zu diefem Punkte in der Budgetkommiſſion che 

ben babe, jind in der Anlage zu dem Protokolle diejer 
Komniffion niedergelegt und ihnen heute durch ben 
Herrn Referenten wörtlich verlefen. Sie können aljo 
alle über die Bedeutung und den Sinn der von mir ab» 
egebenen Erklärungen ir felbft ein Urteil bilden, Ich 
Onbe efagt, daß zur Beit ein —— Bedürfnis zur 
Einführung des Dienſtalterszulagenſyſtems für die Richter 
nicht beſteht, daß im Augenölick, vielleicht auch noch für 
einige Zeit hinaus, fogar das beftehende Gehaltsſyſtem 
für die Mehrheit der Richter vorteilhaft fei, daß der 
— Zee des Dienftalterszulagenfyftems für die Land» 
und Amtsrichter ganz bejondere Schwierigkeiten ent 
gegenftänden. Ob und wie diefe Schwierigkeiten zu 
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überwinden jeien, darüber habe r mid nicht geäußert. 
Die Frage ift auch für mich noch offen; fie iſt außer- 
stdentiih ſchwierig. Ich kann nad der Richtung hin 
beſtimmte GErflärungen ex: abgeben. Ach bitte aber 
jedenfalls, aus der protofollierten Erklärung nichts ent- 
nehmen zu wollen, was nicht drin fteht. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Faltin. 

Faltin, Abgeordneter: Meine Herren, bei Durch— 
ficht des Juſtizetats habe ich bei Kap. 74 Tit. 6 folgende 
Stelle vorgefunden: „97T Rechnungsreviforen mit einem 
Gehalt von 1500 bis 3800 A" Dieje Stelle enthält 
etwas abjolut Unzutreffendes., Der Rechnungsreviſor 
beim Landgericht kann, da nach $ 28 der Gerichtsichreiber- 
ordnung vom 17. Dezember 1899 für feine Anftellung 
als ſolcher eine vorherige längere Tätigkeit ald Gefretär 
vorgejehen ift, niemals mit einem Gehalt von 1500 M 
anfangen und mit 3800 A enbigen. u Reviloren 
werden in der Regel Sekretäre aus der höchſten Gehalts- 
Elafje genommen. Sie beginnen mit einem Gehalt von 
3800 M und erhalten dazu noch eine penfionsfähige Zu- 
lage von 600 A, ſodaß ihr Höcjftgehalt 4400 „M beträgt. 
Dieje Etatspofition ift mun in alle möglichen Handbücher 
eg en, und das hat bei den Herren Reviſoren 
große — hervorgerufen, weil fie glauben, da» 

urch in ihrem Anſehen geichädigt zu fein, — und es 
läßt fich tatfächlih nicht verkennen, daß dies gejchieht, 
wenn die anderen Beamtenfategorien darauf hinmweilen, 
daß fie mit 1500 A Unfangsgehalt —— und mit 
3800 M endigen. Es würde ſich empfehlen, dieſe Etats— 
poſition entſprechend zu ändern. 

ich gerade bei den Rechnungsreviſoren bin, ſo 
möchte ich darauf hinweiſen, welche verantwortungsvolle, 
aufreibende und umfangreiche Tätigkeit den Herren ob- 
liegt. Der Nechnungsrevifor hat in Ausübung feiner 
Obliegenheiten neben einer umfangreihen Tätigkeit auf 
dem Gebiete der FFondäverwaltung die Materialien. 
verwaltung, die Gerichts: und die Gefangenen » Arbeits 
verdienftkaffen, die vorläufige Verwahrung, die Gefängnis 
verwaltung, die Tätigkeit der Gerichtsvollzieher, den 
Koftene und Stempelanfag nach Maßgabe der Soiten- 
und Gtempelgefege und der dazu ergangenen (nt: 
ſcheidungen zu prüfen, hat auch ferner auf Grund der 
von ihm ih get Abſchlüſſe der Dienftregifter das 
Einkommen der — vierteljährlich und am 
Schluffe des Jahres nachzuweiſen und die erforderlichen 
Unterlagen a fertigen, Er fungiert auch als Kommiſſar 
bei der Prüfung Par Gerichtsichreibergehülfen und bei 
der Prüfung der Gerichtsvollzieher. 

Diefe 2 überaus wichtige Tätigkeit dürfte es wohl 
gerechtfertigt ericheinen lafjen, wenn dieſe Herren in 
ihrem Gehalt und Rang etwas bejjer gejftellt würden. 
Wenn der Breslauer Gerichtsfaffenrendant, dem bloß ein 
Zeil diefer Verpflichtungen obliegt, welche der Redhnungs- 
revifor zu erfüllen hat, mit einem Gehalt von 4800 4 
endigt, jo meine ich, daß der Nechnungsrevifor am Land» 
gericht minbdeftens ebenfo viel zu beanſpruchen hätte, und 
es würbe fomwohl in feinem wie im Intereſſe der von ihm 
u revidierenden Beamten liegen, dab er mit einem 
be Nange bedacht würde, damit er ein größeres 
Entgegentommen vorfindet und autoritativer auftreten 
fan. — Dies ift etwa das, was ich über die Rechnungs» 
reviforen ausführen wollte. 

n finde ich auf Blatt 41 bes Juſtizetats, daß 
1029 Hülfsarbeiterftellen ald dauernd erforderlich ange- 
geben find. Diefen tritt noch eine große Sa Hülfs- 
arbeiter im Bureau- und Kaſſendienſt hinzu, für welche 
140 600 M ausgeworfen find. Dieje große Zahl von 
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Hülfsarbeitern läßt meines Erachtens doc jehr deutlich 
erkennen, daß Sehr viel mehr etatsmäßige Stellen ge: 
ichaffen werden müſſen. Es find bie rag ir der 
Aktuare bis jegt noch immer nicht in ein bejieres 
Stadium getreten. Speziell in Schlefien befinden fich die 
Anftellungsverhältniffe in demfelben Stadium, in welchem 
fie fi) früher befunden haben; es find im ganzen für 
en nur fieben Stellen in Ausficht genommen. Die 
Berechnung, welde der Herr Geh. Oberjuftizrat Fritze 
vor zwei —— bier aufgemacht und im vorigen Jahre 
wiederholt hat, geht immer noch nicht in Erfüllung. Nach 
feiner Anficht jollten im vorigen Jahre jchon die Ber: 
bhältnifje bei den Aktuaren und Diätaren ſich außer— 
ordentlich befjern, indem fie in etatsmäßige Stellen ein- 
rüden jollten. Aber die Berhältnifje find, trogdem 
jpeziell in Sclefien, obwohl dort einzelne Herren nad) 
anderen Oberlandesgerichtsbezirten übernommen worden 
find, doch nicht beffer eworden. Ich meine, es würde 
ſich doch dringend empfehlen, die etatsmäßigen Stellen in 
einer größeren Anzahl, als bis jetzt geichehen it, ein- 
zurichten. 

Auf Seite 35 des a find für ‚die Städte 
Kattowig, Königshütte und Köln Amtsanwaltsitellen in 
Ausficht genommen worden. Es würde fid) vielleicht em+ 
pfehlen, wenn der Herr Yuftizminifter bei der Bejesung 
diefer Stellen mittlere Juſtizbeamte berüdjichtigen wollte. 
Für Cöln jpeziell wäre es angebradt — dort find ein 
Amtsanwalt und — Anwaltsſekretäre in Ausſicht ge— 
nommen —, drei Amtsanwälte anzuſtellen, denn der Ge— 
ſchäftsumfang in Cöln iſt noch größer als in Hannover, 
wo drei oder, wenn ich nicht irre, gar vier Amtsanwälte 
fungieren. 

Was die höheren Stellen anlangt, jo find im ganzen 
100 neue Stellen im Etat vorgejehen. Für Sekretäre, 
Affiftenten und Diätare find aber nur 101 Stellen in 
Ausficht genommen. Diejes Verhältnis ift nicht richtig, 
denn man rechnet in der Megel auf einen Richter andert- 
halb Gerichtsjchreiberbeamte. 

Es * ſodann für Bureaubedürfniſſe 300 000 AM. 
ausgeworfen. Das ift ein wejentlicher Fortſchritt in der 
Verwaltung, und glaube ich, dem Herm Juſtizminiſter 
an diejer Stelle hier meinen Dank dafür ausjprechen zu 
jollen. Wenn man weiß, wie groß die Burenubebürfnifie 
find und wie wenig bis jegt dafür bewilligt worden tft, 
\o kann man diefe Erhöhung nur von Herzen begrüßen. 

Seitens der mittleren Juſtizbeamten wird es jehr 
ſchwer empfunden, daß die Perjunalien der Richter, 
Aſſeſſoren, Neferendarien amtlich redigiert und in Dienft- 
altersliften veröffentlicht werden. Die mittleren Juſtiz— 
beamten bitten dringend darum, daß auch ihre Berjonalien 
in entiprechender Weiſe in Dienftaltersliften veröffentlicht 
würden. Es würde dann für den einen oder den anderen 
die Möglichkeit vorliegen, fich nad einem anderen Bezirk 
zu melden oder fich um eine bejjere Stelle zu bewerben, 
was bis jet nicht qut möglich it. Denn wenn in einem 
anderen Bezirk eine Stellung vakant ift und der betreffende 
Beamte vielleicht durch Zufall davon Kenntnis erhält, fo 
findet er in der Regel, daß die Stelle jhon von einem 
Glüdlicheren, der ihm zuvorgefommen ift, befegt ift. 

Auf Seite 40 des AYuftizetats find 30000 M für 
Dolmeticher neu ausgeworfen. Es heißt dort: 

Zur befjeren Ausbildung von Dolmetihern der 
polnijchen Sprade ijt in Musficht genommen, 
verfuchsweife für geeignete junge Leute bereits 
auf der Schule bofnifche Unterrichtsfurje unter 
Gewährung von Stipendien einzurichten, ihnen 
Berbandl. d. Hauſes d. Abg. 19. Legiöl. V. Sefflon 1903. 


Haus der Abgeorbneten. 
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auch neben der praftifhen Ausbildung eine 

— ſprachliche Unterweiſung zu teil werden 

zu laſſen. 
Dieſe Poſition iſt außerordentlich dankbar zu begrüßen; 
denn das Dolmetfcheramt ift ein fehr jchwieriges Amt, 
und die Erfahrung lehrt, dab die Dolmetſcher vielfad) 
nicht auf der Höhe ftehen, auf der fie ftehen müßten. 
Dur das ſchlechte Dolmetſchen jind vielfah Mikver- 
ftändniffe — und es find öfter Perſonen wegen 
Meineids aut die Anklagebant gekommen, wozu das 
ichlechte Dolmetfchen die Veranlaffung gegeben hat. Ob 
aber der Weg, der vorgeichlagen ift, der richtige ift, ift 
fraglid. Ich meine, es hätte ich mehr empfohlen, 
Unterrichtsturfe in der polnischen Sprache an den größeren 
Gerichten einzurichten, denn ich weiß nicht, welche Garantie 
dafür gegeben ift, daß ein Gymnaſiaſt, dem ein Stipendium 
gewährt wird, fich auch tatfächlich der gerichtlichen Karriere 
widmen wird, wenn er es auch jeinerzeit verjpricht, und 
ob er auch in derjelben bleiben wird. meine, es 
würde fid) empfehlen, nicht bloß ganz junge Leute zu 
berüdfichtigen, jondern auch ältere Beamte, die fich be- 
währt haben und die ſich die polnifche Sprache aneignen 
wollen. Indes das ift meine perjönliche Anficht, und 
die Erfahrung muß lehren, inwieweit fi die Sache be: 
währen wird. 

dh wollte num noch mit kurzen Worten auf die 

Stellung der mittleren uftizbeamten eingehen. Es 
herricht eine tiefe Verſtimmung in den reifen der 
mittleren YJuftizbeamten darüber, daß fie im Rang und 
Gehalt nicht mit den ihnen en Klaſſen der 
allgemeinen Staatsverwaltung gleichgejtellt find, und daß 
nur die Sefretäre der Oberlandesgerichte den Regierungs- 
jefretären, den Sreisfefretären und den Steuerlefretären 
gleichjtehen. Die Sefretäre der allgemeinen Staats: 
verwaltung beziehen ein Gehalt von 1800 bis 4200 Marf, 
die mittleren Gerichtsbeamten, ſoweit fie nicht an den 
Oberlandesgerichten find, ein Gehalt von 1500 bis 
3800 Mark, die erjteren außerdem 240 Mark Umzugs: 
Eoften und 12 Mark Tagegelder, die legteren 180 bzw. 
8 Mark. Es ift das ein Unterſchied, welcher ſchwer 
empfunden wird. 

Die Juftizvenwaltung hat diefe Differenzierung damit 
u rechtfertigen gefucht, daß fie jagte: die Gefretäre der 

berlandesgerichte find Beamte der Provinzialbehörden, 
während die Amts- und Landgerichtsjefretäre Beamte der 
Lokalbehörden find. Die Yuftizverwaltung hat weiter die 
—— damit zu begründen geſucht, daß ſie 
jagte: an die Oberlandesgerichtsſekretäre müſſe man ein 
vößeres Maß von Anforderungen in bean auf ihre 
— und ihren Eifer ſtellen, und die Sachen, die 
ie zu erledigen haben, ſeien auch viel ſchwieriger und viel 
verantiwortungsvoller; deshalb könne man nur jehr tüch- 
tige Menjchen beranzichen, auch würde der Fleiß und 
der Eifer angeipornt, denn die Lokalſekretäre hätten ja 
die Möglichkeit, in die höheren Stellen bei den Ober- 
landesgerichten einzurüden und auf diefe Weije auch 
Provinzialjetretäre zu werden. 

Meine Herren, was diefen Unterjchied anlangt, fo ift 
darüber jchon ihr viel geiprocdhen worden. Er ift eigent- 
lich ein hiſtoriſch überwundener Standpuntt. Bis zum 
Jahre 1849 fand diefe Unterjcheidung wohl eine Necht- 
fertigung, denn da waren die Kompetenzen der Gerichte 
andere als heute. Damals wurden die wichtigen Sachen 
eben bei den höheren Gerichten erledigt, und dazu be» 
durfte es tüchtigerer Sräfte. Jetzt aber, jeit 1849 und 
1879, hat ſich die Sache wejentlih anders geftaltet: die 
ganze ftreitige Gerichtsbarkeit fällt jegt der erſten Inſtanz, 


dem Amtsgericht umd dem Landgericht zu, ebenjo die 
ganze nicht mE Gerichtsbarkeit dem Amtsgericht 
allein, und für die Obe 


rlandesgerichte bleibt Ber die Be- 
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rufung und die Bejchwerbe übrig. Es hat fich die Sache 
jest jo geftaltet, daß tatjächlich die Tätigkeit der Ober- 
Iandesgerichtsfefretäre derjenigen der Amts- und Land» 
gerichtsjefretäre nicht nur gleichfommt, fondern fie viel- 
leicht überwiegt. Und wenn die Tätigkeit eine gleiche ift, 
dann muß auch die Befoldung eine gleiche jein. Es 
—— die Unterſchiede, wie jetzt herrſchen, beſeitigt 
werden. 

Es iſt am 26. Februar 1877 im Hauſe hier ein 
Antrag eingebracht worden, welcher die Staatsregierung 
erſuchte, die Rangverhältniſſe der Juſtizbeamten unter 
Gleichſtellung mit denen der Berwaltungsbeamten ſpäteſtens 
bis zu der bevorftehenden Yuftizreorganijation zu regulieren. 
Damals ift diefer Antrag einer Kommiſſion überwiefen 
worden, und in der Kommilfion hat die Juſtizverwaltung 
es durchzuſetzen gewußt, daß der Antrag gefallen ift 
und zwar mit einer einzigen Stimme; es war nämli 
ein Herr, welcher Gegner der Differenzierung war, in« 
folge einer Behinderung abwefend, und lediglich dadurch 
ift diefer Antrag zu alle gebracht worden. Wahr: 
icheinlih) waren es finanzielle Beforgniffe, welde die 

uftizverwaltung damals vor Augen hatte, Im Plenum 
iſt dann der Beihluß der Kommiſſion mit einer ganz 
Ihwachen Majorität durchgegangen, und auf bieje aeite 
ift aljo der Unterjchied zwiſchen den PBrovinzialfefretären 
und den Lofaljetretären bis heute ohne innere Berechtigung 
erhalten worden. 

Es hat die Tuftizverwaltung dann auch das jo- 
genannte pädagogiſche Moment jehr hervorgehoben, welches 
darin beiteht, daß der Lofaljefretär die Möglichkeit hat, 
in eine Stelle bei dem Oberlandesgericht einzurüden, jo 
daß er dann alio Provinzialjefretär werden würde, Ich 
will gar nicht verfennen, daß dieſes Moment jehr zu 
würdigen ift: es ift ein Spom für den Fleiß und den 
Eifer des betreffenden Beamten. indes hat das aber 
aud feine nachteilige Seite. Zur Yeit gibt es nämlid) 
4 147 Lotkalſekretäre und in Ey — werden es 
ihrer 4880 ſein, wenn nämlich die Aſſiſtentenſtellen in 
definitive Etatsſtellen umgewandelt werden. Wenn man 
nun bedenkt, daß es nur 313 Provinzialjefretäre gibt, 
jo entfällt auf eine Provinzialfekretärftelle eine Zahl von 
15 bis 16 Lokalſekretären. Es wird jeder zugeben, 
meine Herren, daß dieſe Ausficht eine jehr ungünftige 
ift, und man muß wohl auch zugeben, daß unter 15 bis 
16 Lokalſekretären es doch ficherlic mehr als eine Berfon 
geben wird, welche außerordentlich geeignet erjcheint, in 
eine höhere Stelle einzurüden. enn nun aljo ein 
junger Mann ber daß er möglicherweife zu diejen 15 
oder 16 nicht gehört, bzw. daß er aus biefen 16 nicht 
gewählt werden dürfte, jo wird fein Streben auch meiften- 
teils nachlaſſen. 

Es hat aber aud) diefes Aufrüden aus den Lokals 
fefretären zu den Provinzialfefretären auch jonft etwas 
Mipliches. Wenn beifpieläweije ein Lokalſekretär ein Ge- 
halt von 2900 A bezieht, und er wird an das Ober- 
landesgericht verjegt, jo erhält er nunmehr das Gehalt 
von 3000 A, und zwar folange, bis er als Lokaljefretär 
in die nächſte Stufe eingerüdt wäre; dann rüdt er in 
die Stufe von 3300 A Der Regierungsfefretär, welcher 
zu gleicher Zeit mit ihm angeftellt worden ift, bezieht 
aber da jchon ein Gehalt von 3800 A Beide —— 
Beamten ſtehen alſo immer eine Stufe auseinander; der 
Negierungsjekretär erlangt fein en mit 21 Jahren, 
der Lofaljefretär dasfelbe mit 24 Jahren. 

Wenn weiter beifpielsweile ein Lofaljetretär im 
Nebenamt Rendant wäre und cine Zulage von 400 M 
bezöge und dann befördert würde, jo verliert er dieſe Zus 
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lage; alſo weil er befördert worden iſt, wird er noch ge- 
ftraft durch eine Einbuße eines Teiles feines Einfommens, 
Oder wenn ein Oberlandesgerichtsjelretär Gerichtsfajjen- 
rendant wird, alfo befördert wird, jo erhält er bei feiner 
Verjegung 240 A allgemeine Umzugskoſten. Wenn er 
ſpäter nod höher rüdt und Yuftizhauptkaffenrendant wird, 
jo erhält er nicht 240 M — ſondern bloß 
180 AM Dieje Verhältniſſe find doch wirklich nicht ge— 
eignet, die Berufsfreudigkeit der Gerichtsſekretäre befonders 
zu fteigern. 

Es wird bei der Bezahlung mehr danach gefragt, two 
der Beamte arbeitet, als wie er arbeitet, bzw. was er arbeitet. 
Es kann ja ber ge unbenommen bleiben, 
Perjonen mit bejonders hervorragenden Leiftungen Ger 
haltszulagen zu geben oder ihnen eine Nangerhöhun 
oder einen Titel zu teil werden zu laffen. Dadurd 
würde ja aud dem pädngogiiden Prinzip, daß die Be— 
amten jich mit größerem Fleiß und Eifer der Starriere 
wibmen, Genüge geichehen, aber der Unterfchied zwiſchen 
Lokal» und Provinzialfetretär müßte aufgehoben werden. 
Freilih müßten dann aber die jogenannten gehobenen 
Stellen, aljo foldhe, mit denen ion heute Funktions⸗ 
ulagen verbunden find, erheblih vermehrt werben. 
&s müßten vielleiht ein Viertel, bzw. ein Drittel der 
jegigen Stellen gehobene Stellen werben. 

Aus alle dem geht hervor, daß die Rang: und Ge- 
haltsverhältniffe der mittleren Juſtizbeamten viel zu 
wünfchen übrig laffen. Der —— Juſtizminiſter würde 
ſich ſicherlich den Dank dieſer Beamten verdienen, wenn 
er auf dieſem Gebiete Wandel ſchaffte und beſonders den 
Unterſchied zwiſchen Lokal- und Provinzialſekretären be— 
ſeitigte. 


Präſident v. Kröcher: Der Herr Regierungskom— 
miſſar hat das Wort. 


Fritze, Geh. Oberjuſtizrat, Regierungskommiſſar: 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete Faltin hat eine 
große Reihe von Fragen berührt. Ich bin nicht in der 
Lage, auf alle dieſe Fragen eingehen zu können, aber bei 
einigen der hauptſächlichſten Punkte, die er berührt bat, 
glaube ich, ihm doc) entgegentreten zu müſſen. Er bat 
geiagt, daß der Gehaltsjag, der für die Rechnungs— 
ir bei den Landgerichten im Etat der Juſtiz— 
verivaltung ausgeworfen ift, von 1500 bis 3800 „A, ber 
Wichtigkeit der Stellung dieſer Beamten nicht entipreche, 
daß tatjächlih auch niemals ein Rechnungsreviſor ein 
Gehalt von 1500 „A beziehen önne, da nad) der Gerichts- 
ichreiberordnung nur che Gerichtsichreiber oder Ser 
fretäre der Staatsanwaltichaft, die fich längere Zeit im 
Dienfte bewährt haben, zu NRechnungsrevijoren ernannt 
werden dürfen. Meine Herren, wie wichtig und bedeutjam 
die Stellung der Rechnungsreviforen bei den Landgerichten 
ift, hat Ihnen der Herr Abgeordnete Faltin durch die 
Berlefung des betreffenden Paragraphen der Inſtruktion 
vorgeführt, und der Herr Du minifter hr gewiß der 
legte, der die Bedeutung diefer Beamtenklafje, in die nur 
die bewährteften Gerichtsfchreiber befördert werden, ver- 
kennt. Diejer Bedeutung it aber in ausreichender Weile 
dadurch Rechnung getragen, daß für die ſämtlichen Rech— 
nungsreviforen in demjelben Titel eine penfionsfähige 
Gehaltözulage von je 600 M ausgeworfen iſt. Wenn 
aljo bei ernerftehenden durch die Lektüre des Suftigetats 
el an über die Bedeutung der Stellung ber 
Rechnungsreviſoren entftehen, und dieje fi) dadurch ver- 
legt fühlen, fo brauchen fie den Betreffenden nur zu 
empfehlen, das Blatt umzufchlagen und ſich dort 
zu Überzeugen, daß für bie Nechnungsrenijoren 
die erwähnte ee Bulage — — 
worden iſt. Welches Gehalt neben dieſer Bulage der 
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einzelne Rechnungsreviſor erhält, das richtet fich nad) 
jeinem Dienftalter als Gerichtsſchreiber; und daraus er- 
Härt es fi, dab die Rechnungsreviſoren in das allge 
meine Gehaltsjhema der Gerichtsſchreiber miteingereiht 
worden find. Der praftiiche Erfolg ift der, daß ber 
Rechnungsrevijor jedesmal Eraft diefer jeiner Stellung 
600 AM mehr Gehalt hat als fein gleichaltriger Kollege, 
der nicht zum Rechnungsrevifor befördert worden ift. Im 
übrigen ilt die Bedeutung der Hedinungsrevijoren bei 
den Landgerichten dadurch anerkannt, daß fie für die 
Dienftreifen, die bei ihnen ja befonders in Betracht 
kommen, einen höheren Diätenfag beziehen gegenüber den 
anderen Gerichtsichreibern. 

Der Herr Abgeordnete Faltin hat dann jeine alte 
Klage wiederholt, daß neben der Zahl von 1029 ftändigen 
HfltSarbeitern die Juſtizverwaltung noch mit einer jehr 
großen Anzahl weiterer Sülfenrbeiter zu arbeiten jcheine, 
da ja neben den Mitteln, die für die Bejoldung diefer 
jtändigen Hülfsarbeiter erforderlich wären, nod ein 
wejentlich höherer Betrag für nicht jtändige Hülfsarbeiter 
ausgeworfen ſei. Ich kann mich lediglich auf das be- 
ziehen, was ihm im vorigen Jahre von diefer Stelle aus 
erwidert worden ift: in dieſem Betrage, deſſen Höhe ihn 
vielleicht frappiert hat, fteden die gejamten Bezüge aud) 
der Hülfsrichter und der Hülfsſtaatsanwälte, aljo der 
fämtlihen nicht ftändigen Hülfsarbeiter im höheren Dienft, 
und da deren Zahl augenblidlih mehr ala 500 beträgt 
und jeder von ihnen 2400 A an Diäten im hr er: 
hält, jo ift ohne Schwierigkeit auszurechnen, daß ein er- 
heblicher Teil auf die höheren Beamten fällt, und daß 
daher aus der Höhe des Geſamtbetrages nicht auf eine 
jo erorbitante Zahl der nicht ftändigen Hülfsarbeiter im 
mittleren Dienite gefchloffen werden kann, wie ſich das 
der Herr Abgeordnete Faltin vielleicht gedacht hat. Daß 
im übrigen die Zahl diefer Hülfsarbeiter, ebenjo wie das bei 
den Richtern der Fall ift, immer nod größer ift, als 
im Intereſſe der Auftizverwaltung enwünjcht wäre, und 
daß das Streben der Yuftizverwaltung dahin gehen wird, 
die ftändigen Stellen dauernd weiter zu vermehren, das 
will ich hier gern an dieſer Stelle wiederholt beftätigen. 
Wir würden aud in diefem Jahre wahricheinlich eine 
ftärfere Bermehrung gehabt haben, wenn nicht eben die 
Dede, nad der ſich alle Reſſorts in dieſem Jahre 
ftreden mußten, eine fürzere geweſen wäre als in den 
Vorjahren. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Faltin die Güte 
gehabt, auf eine Außerung ir per die id) vor 
wei Jahren hier einmal getan habe hinfichtlich der An— 
Hellun Serhältniffe der Aktunre im Oberlandesgerichts- 
veslau, und die auch von diejer Stelle aus im 
vorigen Fahre im wejentlichen bejtätigt worden ift. Ich 
hatte damals, glaube ich, gelagt: es würden im Ober- 
landesgerichtsbezirt Breslau * im Jahre 1902 Aktuare 
aus dem Jahre 1895 zur Anſtellung kommen. Als das 
von dem Abgeordneten Faltin angezweifelt wurde, habe 
ich ihm gelagt, das fei nicht eine willfürlihe Schägung, 
fondern beruhe auf einer genauen, ziffermäßigen Ver— 
anſchlagung. Trotzdem hat ſich dieje Vorherjage, wie ich 
dem Herrn Abgeordneten Faltin zugebe, nicht in vollem 
Umfange erfült. Der Jahrgang 1895 ift bisher nod) 
nicht zur Anftellung gefommen, es find noch nicht einmal 
alle Aktuare des Jahres 1894, zur Anftellung gekommen, 
obwohl wir ſchon im, Anfange des Jahres 1903 ftehen. 
Aber es wird der Jahrgang 1895, der im ganzen nur 
7 Anwärter enthält, wern er überhaupt zur Anftellun 

heranfommt, binnen kurzer Friſt verbraucht fein. 
möchte glauben, daß ich die Behauptung, daß diejer 
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Yahrgang jedenfalls in biefem Jahre verbraucht 
wird, mit größerer Sicherheit aufftellen kann, ſodaß 
immerhin meine Vorherſage doh nicht zu jehr 
von dem tatſächlichen Gange der Dinge abgewichen 
if. Daß fie überhaupt davon abgemwichen ift, hat 
feinen Grund darin, daß damals gerechnet wurde auf 
Grund der Zufammenftellung der Ergebniffe der legten 
yabre mit einer durchichnittlichen geh! von Balanzen an 

erichtsſchreiberſtellen im Bezirk Breslau in Höhe von 
34. Diefe Zahl von 34 ergab unter Fa: nung des 
jährlichen Durchſchnitts der neugeichaffenen Stellen eine 
Sefamtzahl der jährlich zu befegenden Stellen von mehr 
als 40. Zatfächlicy ift jene Durchſchnittszahl von 34 jetzt 
heruntergegangen auf 22. Worin das jeinen Grund hat, 
kann ich nicht jagen; es fcheint, daß fich der Gejundheits- 
zuftand oder die Dienftfreudigkeit bei den mittleren Beamten 
des Bezirks Breslau jo gehoben hat, daß fie fich jchwerer 
entjchlichen, ihr Amt zu quittieren, als fie dies früher 
getan haben. Was die Yuftizverwaltung tun fann, um 
die Berhältnifje dieſer Beamten zu bejjern, wird auch 
ferner gejchehen, fie wird beftrebt bleiben, eine dem ſach— 
lien Bedürfnis mö at entiprechende Zahl neuer 
Stellen zu ſchaffen. Außerdem ift bereits im Vorjahre 
der Berfuch gemacht, aus jenen Bezirken, in denen die 
Anftellungsverhältniffe ungünftig find, Aktuare in Bezirke 
mit günftigen Anftellungsverhältniffen zu überführen. Er 
hat im Bezirk Breslau allerdings nur einen me 
mäßig geringen Erfolg gehabt, indem nur wenige Beamte 
in andere Bezirke ſich haben überweifen laffen. Es ift 
vor wenigen Tagen ein Bericht aus Breslau eingegangen, 
in dem das Ergebnis einer jett wiederholten ähnlichen 
Umfrage enthalten ift. Es wird in Frage kommen, in« 
wierweit diefe Beamten nun in größerer oder geringerer 
ur in den Bezirk Poſen übernommen werden können. 
Selbſtverſtändlich können auf die Übernahme nur folche 
Beamte von tadellofer Führung rechnen, die fich dazu 
vorbehaltlos bereit erklären und nicht unerfüllbare Be- 
dingungen ftellen. Wenn die Herren mit ſolchen Bedin- 
gungen hervortreten, dann ijt das eigentlich ein Zeichen, 
daß der Notftand in ihrem eigenen Bezirk, zu deſſen Ber» 
lafjen ihnen die Yuftizverwaltung die Hand bietet, nicht 
jo drüdend empfunden wird, wie es nach den Klagen, bie 
an die Mitglieder diefes Hohen Haufes herantreten, den 
Anichein hat. 

Wenn der Herr Abgeordnete Faltin bei der im Etat 
neu eingeftellten Pofition zur Ausbildung von Dolmet- 
ſchern der polnifchen Eyrde eine Garantie vermißt hat, 
daß die jungen Leute, die auf der Schule Stipendien zur 
GErlernung der polnischen Spracde erhalten, ſich dem 
Yuftizdienft zuwenden und die gewonnenen Senntniffe im 
Juſti * verwerten, jo kann ich ihn darüber beruhigen. 

it in Ausficht genommen, von den Eltern der jungen 
Leute die Verpflichtung zu verlangen, daß fie, falls der 
Eintritt in den AYuftizdienft nicht erfolgt, die empfangenen 
Beträge zurüderftatten. Das ift die in ſolchen Fällen 
allgemein übliche ‚Form. 

Endlich hat der Herr Abgeordnete Faltin eine jchon 
viel erörterte Frage angeregt; es ift das die Gleichftellung 
der Gerichtsfchreiber bei den Land- und Aıntsgerichten mit 
denjenigen bei den Oberlandesgeridhten. Wenn dieje For— 
derung dahin formuliert wird, daß eine Gleichftellung mit 
den mittleren Beamten anderer Reſſorts verlangt wird, 
fo ift das eine Formulierung, die die Juſtizverwaltung 
als richtig nicht anerkennen kann. 

Jin Prinzip find die Gehaltsverhältniffe für Die 
mittleren Beamten der Yuftiz ebenjo geregelt wie die 
jenigen der anderen Reſſorts. Der Unterſchied liegt 
darin, daß die SRIMPERBEI SE ee 
hohe Zahl von fogenannten Lokalbehörden hat, und da 
die bei diejen angeftellten mittleren a N ebenjo 
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behandelt werden können wie die mittleren Beamten bei 
den Lokalbehörden auch anderer Reſſorts, während bei— 
ſpielsweiſe in der inneren Verwaltung die hauptſächlich 
in Betracht kommenden Regierungsſekretäre ſämtlich bei 
den Provinzialbehörden angeſtellt ſind — die Stellung 
der Kreisſekretäre iſt daneben eine beſondere; es kommt 
da die Vertretung des Landrats mit in Betracht. — 
Ürbigens find auch in der inneren Verwaltung beiipiels- 
weife die Polizeifefretäre in den Provinzen den Gerichts- 
ſchreibern gleichgeitellt. Alſo iniofern liegt ein Grund 
für die Beſchwerde wegen ungleihmäßiger Behandlung 
der Juſtizbeamten nicht vor. 
as num die Berhältniffe innerhalb der Yuftizver- 
waltung felber anbelangt, jo darf gewiß die Bedeutung 
der Tätigkeit der Gerichtsichreiber gerade an den Amts» 
gerichten — an die Grundbuchführer will ih nur erinnern 
— nicht unterfchätt werden. Aber, meine Herren, es 
kommt demgegenüber doch in Betracht, daß bei den Ober- 
landesgerichten ein ſehr wefentliher Teil der Gerichts: 
Ichreiberfräfte nicht lediglich im Dienste der Senate zu ver- 
wenben ift, fondern in den Verwaltungs- und Rechnungs: 
fachen, und daß für dieje Zwecke allerdings nur befonders 
gewandte und in allen Gejchäftszweigen erfahrene und 
erprobte Beamte verwendbar find. Ich will im übrigen 
die fonftigen Gründe, die früher geltend gemacht find, 
um‘ die Berechtigung des gegenwärtigen Zuftandes bar: 
zutun, bier nicht wiederholen. Es H wenn mir recht 
erinnerlic, gerade bei der allgemeinen Bejoldungs- 
aufbefjerung dieje Frage ſehr ausführlich zur Erörterung 
elangt. Alle anderen Punkte, die der Herr Abgeordnete 
altin nachher herorgehoben hat, daß unter Umjtänden 
ein Sekretär, ber erit beim Amtägericht tätig geweſen, 
dann an das Dberlandesgericht befördert worden ift, 
Ichliehlich ein geringeres Gehalt bezieht als ein Beamter, 
der mit ihm gleichzeitig bei der Negierung eingetreten 
und dort Regierun Befretär geworben ift; was er ferner 
von den Umangstonen gejagt hat, das find alles Kon— 
jequenzen dieſer Regelung, die unmöglich für die Juſtiz- 
verwaltung anders geordnet werden können, als fie fich 
nach den allgemeinen Beftimmungen für alle Refjorts 
ergeben. 

Im übrigen möchte ich doch, wenn bier immer die 
Fa er der mittleren Beamten der Juſtiz mit den 
Verbältniffen der Verwaltungsbeamten in Vergleich ge: 
jtellt werden und die Auftizbeamten jich darüber be- 
ichweren, daß die Beamten der Verwaltung beffer ftänden, 
bier befonders hervorheben, daß im vorigen Jahre oder 
vor zwei Jahren die Bivilfupernumerare bei den Re 
gierungen mit Petitionen gekommen find, in denen fie 
dargelegt haben: wir werden viel ſchlechter behandelt als 
die Aktuare bei der JZuſtiz; ftellt uns doc endlich einmal 
jo gut wie dieſe. 

Meine Herren, in der Regel wird es, glaube ich, jo 
fein, daß es je auf den Standpunft antommt, von dem 
aus die Verhältniffe betrachtet werden, wie fie den be- 
treffenden Beamten erjcheinen. ebenfalls haben ſich die 
BVerhältniffe für die Juſtizverwaltung nicht nach der 
Richtung bin geändert, daß fie von ihrem bisherigen 
Standpunkte hinſichtlich der Verſchiedenheit des Gehalts 
zwifchen den mittleren Beamten bei den Oberlandes- 
gerihten und den Land» und Amtsgerichten abgehen kann. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Dr Rewoldt. 


Haus der Abgeordneten. 
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' 7 DrXRewoldt, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Dr Weihe hat die kaufmänniſchen Schieds- 
er erwähnt. iefe Frage ift bereit3 von Herrn 
olfegen Schmitz in der Budgettommiffion angefchnitten, 
und Herr Schmit hat vor der Errichtung von auf all- 
gemeinen Wahlen beruhenden taufmännifen Schieds⸗ 
— gewarnt und die Angliederung an die AÄmts— 
gerichte geiwünjcht. Herr Abgeordneter Schmig wird, wie 
ih höre, auch weiter Gelegenheit nehmen, die Sache 
zu — Ich will nur ein Wort darüber fagen. 
an kann jehr zweifelhaft fein, ob mit der Aus: 
dehnung der Sondergerichte und ber fortwährenden Eins 
ichränfung der ordentlichen Gerichtäbarkeit überhaupt dem 
Lande ein guter Dienft geleiftet wird. 


(Sehr richtig!) 
ebenfalls aber, will man zur Schaffung jolcher Sonder- 
gerichte übergehen, dann kann man nur dringend davor 


warnen, die Anftellung der Richter durch allgemeine 
Wahlen ftattfinden zu lafien. 


(Sehr ridtig!) 
Die Unabhängigkeit der Richter wird auf das äußerſte in 


De geftellt, wenn ihre Ernennung zum Gegenjtand des 
ozialen Kampfes gemacht würde. 


(Sehr richtig!) 

39 möchte daher den Herrn Juſtizminiſter bitten, 
fein Augenmerk darauf zu richten, daß, wenn wir ein 
jolches —— bekommen, dann wenigſtens die Er— 
nennung der Richter nicht durch allgemeine Wahl bewirkt 
wird, ſondern auf andere Weiſe erfolgt. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Ich ichlage dem Haufe vor, 
fih jet zu vertagen. — Damit ift das Dans ein: 
verftanden. . 

Aus der Budgetfommijjion wünſchen (nur jür 
heute) die Abgeordneten Dr Newoldt und Ehlers aus- 
zufheiden. Wideripruch dagegen erhebt na nicht. — 
Ay lade die betreffenden Abteilungen ein, die Erjak- 
wablen vorzunehmen. 

Die nächſte Sitzung ichlage 
morgen, Freitag, Vormittag 11 U 
ordnung: 

Neft der —— Tagesordnung. 

Das Haus iſt mit dieſer Tagesordnung einverjtanden; 
fie fteht feit. 

Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß der Sigung 4 Ahr 10 Minuten. 


ich vor abzubalten 
hr, mit der Tages— 


Beridtigung 
zum ftenographifchen Bericht der 17. Sitzung. 


In der Rede des Abgeordneten Bachmann muß es 

1. Spalte 1065 Zeile 10 von oben ftatt „in nur 

einem Wahlfreije” heißen „in meinem Wahl— 
kreiſe“. 

2. Spalte 1065 Zeile 34 von oben iſt in dem Satze: 
„Aber, meine Herren, es wird hüben und 
drüben ſtark gejündigt” — 

das Wort ftarf, weldes fi im Stenogramm 
nicht findet, zu ftreichen. 


Drud umd Verlag: W. Moefer Buhödruderei In Berlin, 
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20. Sißung. 


Freitag den 13. Februar 1903. 


Spalte 
Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etats- 
jahr 1903: 
Juftizverwaltung (Dauernde Ausgaben 
Kap. 71 Tit. 1.) — Druckſache Nr 45 1269 
Dauernde Ausgaben Kap. 71 
Tit. 1. Miniſter. Allgemeine Be: 
ſprechung (Fortfegung). 
Dr Beder (Siegfreis) 1270 
Dr Scönjtebt, Juſtizminiſter 1276. 82. 
92. 95. 1301. 13. 16. 28 


Heer“ 


Halle, Geb. Finanzrat.... 1278. 1303 
Dr Eckels ................... 1280 
— a N 1289 
Dr Arendt (Mansfeld) ........- 1293 
Schmig (Düffeldorf) ..........- 1295 
ERHRDOEN: = seen 1304 
S 1315 
RT 1317 
DE re 1326. 32 
een 1328 
Verfönlihe Bemerkungen. 
DEN a ae 1332 
v. ynen 1332 


Beginn der Sitzung U Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Kröcher: Ich eröffne die Sitzung. 

Das Protokoll ne der Abgeordnete Goerdeler, die 
Nebnerlifte der Abgeordnete Weyerbufc. 

Das Protokoll über die geftrige Situng liegt auf dem 
Bureau zur Einficht aus. 

Un Stelle der Abgeordneten Dr Rewoldt und Ehlers 
find die Abgeordneten Borfter und Peltaſohn (beide 
nur für den 12. d. Mts) in die Budgetkommiſſion 
gewählt worden. j 

Der Abgeordnete Dr Göjchen ijt wegen Krankheit 
für 2 Tage entjchuldigt. 

Wir treten in die Tagesordnung: 

Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
ner ei für das Gtatsjahr 1903, 
und zwar: 

Juftizverwaltung. — Drudjahe Nr 45. 

Wir find ftehen geblieben in der Debatte über 
Kap. 71 der bauernden Ausgaben Xit. 1. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr Beder. 

Verhandl. d. Haufes d. Adg. 19. Legist. V. Sejfion 1903. 
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Dr Bester (Siegkreis), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ſchon in früheren Seſſionen wie auch namentlih in der ° 
vorigen haben Bertreter fajt aller politijchen Parteien 
dem lebhaften Wunjch nad einer größeren Dezentralifa- 
tion der Amts» und Landgerichte Ausdruck gegeben. Ins- 
befondere die Herren Kollegen Dr Böttinger von der 
nationalliberalen Fraktion, Schmig und Mooren von 
meiner Fraktion, jowie v. Loebell von der fonfervativen 
Fraktion, befonders der legtere, haben in jo eingehender, 
warmer Weife die Erridtung neuer Amtsgerichte in 
einzelnen Fällen befürwortet, daß ich dem nichts hinzu— 
ujegen habe, fondern mich nur anſchließen kann. Der 

err Juftizminifter und fein Vertreter haben in früheren 

hren hier erklärt, daß mit Einführung des neuen 

ürgerlihen Geſetzbuches und feiner Nebengejege eine 
Neuorganijation ftattfinden werde. Im vorigen Jahre 
hat indes der Herr Yuftizminifter hier die Erklärung ab» 
gegeben, daß nach Berichten der Oberlandesgerichtspräfi« 
denten von einer umfaſſenden Revifion der Gerichtöbezirke 
zur Seit abgefehen werde, daß aber von Fall zu Fall 
geprüft werde, ob ein bejonderes Bedürfnis zur Schaffung 
neuer Amts» oder Landgerichte vorhanden Bi. 

In den or Jahren ift meines Wiffens fein 
einziges neues Amts» oder Landgericht, abgejehen von 
Berlin bzw. deſſen Bororten, errichtet worden, trotzdem 
wir jährlich in Preußen bei einer Bevölkerung von an— 
nähernd 37 Millionen einen Zuwachs von annähernd 
rund einer halben Million haben. Sowohl das Herren- 
aus wie auch dies Hohe Haus haben in den legten 

ahren verichiedentlich Petitionen auf Errichtung nament- 
he neuer Amtsgerichte der Staatsregierung zur Berüd- 
fichtigung überwiefen. Trotzdem ijt die Stantöregie- 
rung dieſem Wunſch der beiden Häuſer nicht nad) 
gefommen. Die Petitionen werden in der Juſtiz— 
fommiffion äußerſt gewiſſenhaft und jorgfältig geprüft, 
und wenn die Juſtizkommiſſion dem Hohen Fa eine 
Petition zur Berüdjichtigung empfohlen hat und diejes 
dem Bejchluffe beigetreten ift, dann darf die Staatsregie— 
rung fi wohl verſichert halten, daß — ein Be. 
bürfnis vorliegt. Die Juſtizkommiſſion prüft äußerft 
einlih alle Einwendungen, die in der Regel von den 

rtretern der Staatsregierung gemacht werden. Der 
Bertreter der Staatöregierung geht, ich möchte jagen, 
ker a priori von dem Grundjag aus: ich fenne die 
A * der Petenten nicht, aber ich mißbillige ſie! 
Ich habe wenigſtens bisher in den Jahren, die id Mit- 
glied der Juſtizkommiſſion zu fein die Ehre habe, noch 
nie einen Fall erlebt, wo der Vertreter der Staatsregie- 
rung ein Bedürfnis zur Neuerrichtung eines Gerichts an- 
erkannt hätte, Meine Herren, ich will ficher nicht be» 
fürworten, daß jedem Antrage, jeder Betition ftattzugeben 
jei — durchaus nicht! Im Gegenteil, eine forgfältige, 
ernftliche Prüfung erftens der Bedürfnisfrage und zwei— 
tens, ob denn für einen Amtsrichter bezüglich ein Land— 
gericht auch hinreichende Beihäftigung is nor da fei, ift 
am Plage! Aber der Herr Vertreter der Staatsregie- 
rung geriert fi), wenn ich den Ausdrud gebrauchen darf, 
gleichjam als advocatus diaboli; er fteht von Anfang an 
der Petition mit Mißtrauen gegenüber und bittet regel- 
mäßig um Ablehnung. 

d ntereffant wäre ed, wenn einmal von jeiten der 
Stantöregierung mitgeteilt würde, wie viele Anträge auf 
Errichtung von Amts- und Landgerichten in dieſer Legis— 
laturperiode dem Hohen Haufe eingereicht find, und in 
welder Weiſe die Staatsregierung den Beichlüffen des 
Hohen Haujes Rechnung getragen hat. Bei bieler Ge⸗ 
legenheit möchte ich eins erwähnen: in der Überſicht, 
welche dem Hohen ‚per vom Bureau überricht worden 
ift in be ug auf die Beichlüffe, welche die Staatöregie- 
rung J ie Beſchlüſſe des Hohen Hauſes gefaßt bat, 
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[Dr Beder (Siegkreis), Abgeordneter] 
fehlt ein Staatäminifterium, und das ift das Staats- 
minifterium der Juſtiz. Somohl das Minifterium des 
Innern wie die Gijenbahnverwaltung haben nad ber 
vorliegenden Gejchäftsüberficht auf die einzelnen Beſchlüſſe 
der Petitionskommiſſion, der Agrarkommiſſion, und wie 
die Kommiſſionen alle heißen, Mitteilungen gemacht, 
welche Stellung die Königliche Staatsregierung zu ben 
Beidhlüffen des Hohen Haujes eingenommen bat; die 
YJuftizverwaltung hat bisher dies micht getan. Aus 
welchen Gründen, lafje ich dahingeftellt fein; es mag ja 
fein, weil eine Anderung der Gefeggebung zu manden 
Beihlüffen notwendig ift. Aber immerhin wäre es doch 
interefjant, zu erfahren, in welcher Weiſe denn die Juſtiz— 
verwaltung Stellung zu den einzelnen Beſchlüſſen des 
Haufes genommen hat. 

Meine Herren, ich habe ſchon vorhin gejagt, meines 
Wifjens ift in den legten Fahren, abgejehen von Berlin 
und Vororten, überhaupt fein neues Landgericht und Amts» 
gericht in der Monarchie errichtet worden. Meine Herren, 
da, muß ich doch jagen, ift eine gewiſſe Stockung einge 
treten, und die Zentralifation (deine meines Erachtens 
zu weit zu gehen. Ich jelbit bin Amtsrichter in einem 
ländlichen Bezirk, in dem einzelne Eingeſeſſene 20 km 
und mehr zum Amtsgericht zu gehen haben, und id 
kann Sie verfidern: die Klagen, welche von den Leuten 
£ommen, find in vielen Fällen durchaus beredtigt. Die 
Sache hat aber noch weitere Konfequenzen: es fällt 
manchmal ſchwer, geeignete Berjonen ald Vormünder und 
als Waijenräte in diefen entfernten Diftrikten zu er- 
halten; die Leute fcheuen mit Recht die weiten Wege, 
und man fann ihnen das nicht verübeln. Was ift die 
Folge davon? Der Ridjter verlegt fich, joweit es eben 
geht, auf dem fchriftlichen Verkehr mit den Bormündern 
und mit den Waijenräten, und das ift meines Erachtens 
nicht immer angebradt. Der Bormundichaftsrichter ſoll 
mit dem Bormund wie in einzelnen Fällen mit den 
Wailenräten möglichit mündliche Südiprane nehmen, und 
wenn mun fo ein Bormund 20, 25 km hin und ber zu 

eben bat, aljo insgeſamt 50 kn, dann bedenkt fich der 

Richter, den Betrefenden zu einer perfönlichen Rück— 
iprache zu laden; er tut dies nur in feltenen Fällen. 
Alfo, meine Herren, ſchon aus diefem Grunde möchte ich 
der Juſtizverwaltung dringend ans Herz legen, namentlich 
mit Rüdjicht auf die weiten Entfernungen einzelner Orte 
vom Gite des Gerichts, die Bebürfnisfrage nicht zu 
rigoros zu beurteilen. 

Ich muß anerkennen: die Hohe Yuftizvenwaltung hat 
in dankenswerter Weiſe durd Einrichtung auswärtiger 
Gerichtstage dieſem Übelftande abzuhelfen gefucht, in fehr 
entgegenfommender Weife! Aber, meine Herren, dieſe 
Geri ung bilden doch nur, wie ich fchon einmal in 
früheren Seffionen —— habe, einen mangelhaften 
Bebelf. Ein Teil der Eingefeffenen muß immer zu ben 
Shöfenfigungen, zum Gerichte doch hin; und will mal 
ein Bormund den Amtsrichter an einem auswärtigen 
Gerichtstage fprechen, dann hat diefer womöglich Die 
Akten nicht bei fich, auch in Grumdbuchiachen fehlen die 
Alten — ee und gut, es ift immer nur ein mangel- 
hafter Notbehelf! 

Meine Herren, bezüglich der weiten Entfernungen, 
die manche Eingefefjene zum Gericht zu gehen haben, 
dafür kann ich Ihnen draftiiche Fälle vorführen. In 
meiner Nähe müſſen die Eingeſeſſenen eines beftimmten 
Bezirks durch meinen Ort mit der Bahn fahren, um zu 
ihrem Gericht hinzukommen, jie müſſen aljo den benad)- 
barten Gerichtsfig mit der Bahn berühren. — Bei diefer 
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. Gelegenheit möchte ich auch die Abgrenzung bezüglich die 


Neubegrenzung ber Gerichtsbezirke * einmal der Hohen 
—— dringend ans Herz legen. 
eine Herren, wie geſagt, die Bedürfnisfrage iſt ja 
in erſter Linie zu beurteilen. Aber es kommt mir vor, 
man geht darin doch manchmal zu ſchroff vor. In lehter 
ift, wie durd) die Prefje bekannt geworden, 5. B. die 
etition eines Bürgermeijters einer Fr aufblühenden 
Stadt, Bergiſch-Gladbach im Bezirk Cöln, durch die drei 
Minifterien der Juſtiz, des Innern und der Finanz 
abſchlägig beichieden worden, weil, wie es heißt, ein 
„dringendes Bedürfnis nicht vorliege”. Ja, meine 
Herren, ich glaube, wenn bie Juſtizverwaltung ſich auf 
diefen Standpunkt jtellt, dann kommen wir überhaupt nie 
zu einer Dezentralijation. 

Bei diefer Gelegenheit möchte ich auch noch bie 
Trage der Errichtung neuer Amtsgerichte in den Orten 
erwähnen, namentlich in meiner engeren Heimat, die 
früher Gerichte gehabt haben bis zum Jahre 1879 und 
die gewiſſermaßen einen hiſtoriſchen Anſpruch auf Berüd- 
fihtigung haben. Ich nenne da z. B. die Städte Zülpich, 
Edenhagen und andere. Ich glaube, daß feinerzeit, als 
unjer preußiicher Etaat dieje Gebiete aus der franzöſiſchen 
Herrihaft übernahm, man da in paffender Weile die 
Umgrenzung diejer Bezirke vorgenommen hatte. Man 
hat Indefen 1879 mehr zur Zentralijation geneigt und 
leider einen Teil dieſer Friedensgerichtsbezirke aufgehoben 
bzw. zujammengelegt. Heute, wo die Geſchäfte in einer 
ungeahnten Weije — ſind, namentlich durch die 
Einführung des Grundbuchs mit ſeinem zerſplitterten 
Beſitz im Rheinland, taucht lebhaft der Wunſch auf 
Wiedereinführung der Gerichte in diejen alten hiſtoriſchen 
Orten auf, und ich möchte, wie geſagt, der Juſtizver⸗ 
waltung dringend ans Herz legen, d egenüber ben 
er in ham Petitionen diefer alten Hiftorifchen Orte 
nicht F zu rigoros zu verfahren. 

eine Herren, ich will dann noch einen Punkt be— 
rühren, der ſchon in früheren Jahren Gegenſtand der 
Ktlage bier im Haufe geweſen iſt, und der auch geſtern 
von verſchiedenen Kollegen und auch von ſeiten des Herrn 
uſtizminiſters berührt wurde, das iſt die Schaffung neuer 
tellen bei Gerichten und Stantsamvaltf jten. Wie 
ich vorhin ausgeführt habe, haben wir in Preußen eine 
Bevölkerung von rund 37 Millionen mit einer jährlichen Zur 
nahme von ungefähr einer halben Million. Dem gegen- 
über fieht bei den Oberlandesgerichten dieſes Jahr der 
Etat nur eine Neufchaffung von 2 Senatspräfidenten- 
jtellen und 8 Oberlandesgerichtsrataftellen vor, meiſt bei den 
Oberlandesgerichten Eöln und Hamm. Der Etat enthält 
in Kap. 73 Zit. 14 für Hülfsarbeiter bei den Oberlandes- 
erichten, wobei allerdings Hülfsarbeiter im Bureau- und 
ſſendienſt mit eingegriffen find, die Summe von 
188475 AM In den Erläuterungen zum Gtat heißt es 
zur Begründung diejer Forderung: 
Infolge der bedeutenden Entwidlung der Ahein- 
ai und der Provinz Weitfalen pe allen Ge- 
ieten des wirtichaftlichen Lebens, bejonders in 
Induſtrie und Bergbau, haben auch die gericht- 
lichen Geſchäfte einen Aufichwung erfahren, der 
die Heranziehung von Hülfsrichtern erfordert hat. 
Bei der Wichtigkeit der Gefchäfte muß auf ben 
Erjag der Hülfsrichter durch etatsmäßige Beamte 
Bedacht genommen werden. Sowohl in Cöln 
wie in — hat ein neuer Senat gebildet 
werden müſſen. 
Dann heißt es weiter: 
Die dauernde Verwendung einer größeren Zahl 
von Hülfsrichtern neben den etatsmäßigen Riten 
—— bei der Beſetzung der Senate — 
eiten. 
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[Dr Beder (Siegkreis), Abgeordneter] 
Diefen Ausführungen brauche ich nichts hinguzufügen. 
Die Hohe —— tung kennt genau die Mißſtände, 
die mit der Stellung der Hülfsrichter verbunden find. Ach 
habe nicht feftftellen können, wie viel ftändige Hülfs— 
richter bei den einzelnen Oberlandesgerichten in der 
Monarchie beihäftigt find, aber gemäß der Summe von 
188 475 A fann es keine geringe Zahl fein. Sie müfjen 
dabei berüdfichtigen, daß als Hülferichter bei Oberlandes- 
gerichten nur folche Richter berufen werden dürfen, die 
etatsmäßig find, alſo etatsmähige Amts- und Land» 
richter, feine Affefforen. Diefe Summe von 188475 M. 
. nur eine HYulage, die die betreffenden Herren er- 
halten. 

Meine Herren, in der Bevölkerung —— eine be⸗ 
gründete Mißſtimmung über die Langſamkeit in der 
Nechtiprechung, namentlich bei den DOberlandesgerichten, 
die manchmal die Termine bis zu 6 Monaten und nod 
länger ausjegen. Meine Bean auf ein jchnelles Urteil 
fonımt es manchmal den Parteien jehr an, fei es, daß 
der Kläger aus pekuniären Nüdfichten der geforderten 
Summe dringend bedarf, oder wenn eine Kartei aus 
jonftigen Gründen ſchnell ein Urteil haben will, um 
weitere Nachteile zu verhüten. 

Ich weiß, daß diefe Schuld nicht allein an der 
überlaftung der Gerichte, fondern zum Teil auf einem 
anderen Gebiete liegt. Ich will nur andeuten — was 
ja auch dem Seren Auftisminifter bekannt ift — auf dem 
Gebiete der Rechtsanwaltſchaft! Ich möchte aber doch 
hervorheben, daß das Arbeiten mit fo vielen ftändigen 
Hülfgrichtern weder dem ale der Rechtſprechun 
noch der Würde eines jo hohen Gerichtshofs, wie es d 
ein Oberlandesgericht ift, entipricht! 

Meine Herren, die nämliche unzureichende Schaffung 
neuer Stellen zeigt ſich ebenjo bei den Land» und Amts- 
gerichten. Obwohl wir, wie ic; eben angeführt habe, in 
der Monarhie eine jährlihe Zunahme der Bevölkerung 
um annähernd eine halbe Million haben, obwohl die 
Nummern bei den Amts- und Landgerichten in Zivil 
ſachen, in Strafiaden, in den Akten ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und mamentlih in den Grunbbudfaen 
jährlich ungeheuer wachen, enthält doch der diesjährige 
Etat für die Land» und Amtsgerichte nur 90 neue Nichter- 
ftellen, und zwar 9 Landgerichtsdireftoren, 28 Landrichter 
und 53 Amtsrichter. Der Etat enthält nun in Kap. 74 
Tit. 20 für Hülfsarbeiter in allen Bmeigen mit Aus: 
ichluß des Sanzleidienftes die Summe von 4536 000 AM 
— meine Herren, eine ganz koloſſale Summe! In den 
Erläuterungen heißt es auf Seite 34 des Etats zur Be 
gründung: 








Die feit Jahren fortichreitende Steigerung 
der Geſchäfte bat bei einer großen Anzahl von 
Gerichten die Überweifung von Hülfsrichtern er- 
forderlich gemacht, die zum Zeil, weil dauernd 
unentbehrlich, durch etatdmäßige Beamte erfegt 
werden müſſen. 

Dies gilt nicht allein von den oben bezeichneten 
Gerichten, bei welchen die Bildung neuer Kammern 
erforderlich geworden ift, fondern auch von den 
unter Tit. 2 aufgeführten Gerichten, bei welchen 
Landrichter und Aıntörichterftellen zum Anſatz 
gekommen find. 

Meine Herren, wie wenig diefe neuen Stellen bei 
den Amts» und zn. dem tatſächlichen Bebürfniffe 
entiprechen, mögen Sie unter anderem daraus erſehen, 
daß — um einen einzelnen Oberlandesgerichtöbezirt heraus» 
zugreifen — im Oberlandesgerichtsbezirt Eöln von ben 
90 neuen Land» und Amtsrichterftellen 2 auf Direktoren», 
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9 auf Landrichter- und 18 auf Amtsrichterftellen entfallen, 
alfo indgefamt 29 neue Stellen, während nad mir ge 
wordenen zuperläffigen Mitteilungen im Oberlandes- 
erichtäbezirt Cöln 140 ftändige Hülfsrichter beichäftigt 
Ad! Alto für 140 fländige Hülfsrichter werden nur 
29 neue Stellen gefchaffen! 

Meine Herren, ftändige Hülfsrichter find folche, die 
dauernd unentbehrlich find, nicht foldye, die vorüber- 
gehend etatsmäßige Richter aus irgendwelchen Urfachen, 
lei es wegen militärischer Übungen, Krankheiten oder 
fonft aus irgendwelcher Urjache vertreten. Dann ift bie 
Zahl der Hülfsrichter noch bedeutend höher. 

Wie unverhältnismäßig groß die Zahl der ftändigen 
Hülfsrichter im Berhältnis zu den etatsmäßigen Richtern 
ift, das mögen Sie, um ein weiteres konkretes Beijpiel 
anzuführen, aus folgenden Zahlen erfehen, die mir von 
durchaus glaubwürbiger Seite mitgeteilt find: Am Land» 
gericht Eöln find en 33 etatsmäßige Richter, da- 
neben find beſchäftigt 20 ftändige Hülfsrichter. Am Amts» 
gericht Düffeldorf End —— 13 etatsmäßige Amts- 
richter, daneben 10 ftändige Hülfsrichter. In Duisburg 
find beichäftigt 16 etatSmäßige Richter und 11 ftändige 
zumen! Meine Herren, ein ganz erjchredend großer 
Sag von Hülfsrihtern im PVerhältnis zu den etats- 
mäßigen Richtern! 

aft an allen Straffammern, die in fchwierigen 
Fällen doch in erfter und letter Anftanz, abgeichen von 
der Revifion, urteilen, werden Afjefforen beichäftigt. Ya, 
es ift mir ein Fall fogar befannt geworden, wo an einer 
Straffammer ein junger Landrichter als Borfigender und 
als Beifiger ein Amtsrichter, ein Landrichter und 2 Afjei- 
foren faßen, und, meine Herren ‚das bei einem Gerichtshof, 
deſſen Urteile jo ſchwerwiegend ins Leben greifen, und 
wo jo verhältnismäßig junge Beamte über Glück und 
Wehe des Einzelnen enticheiden! 

Meine Herren, denken Sie fih nun noch den Fall, 
wie es fo vorkommt, daß an einer ſolchen Straffammer 
noch ein junger Affeffor als Staatswanwalt fitt, dann 
haben Sie einen Gerichtshof, wie er ficherlic der In— 
tention der Gerichtäverfaffung nicht entipricht. Meine 
Herren, alle Achtung gewiß vor der Unparteilichkeit, vor 
der Ehrenhaftigkeit, vor dem Fleiße diejer Hülfsrichter, 
aber Menjchen find wir alle! Es ift — ic) darf das 
wohl behaupten — in ſachverſtändigen Streifen bekannt, 
daß dieje Herren leichter geneigt find, ad nutum praesidüi 
der Auffaffung des Borfigenden des Gerichtshofes ent: 

egenzufommen, wie etatSmäßige Richter. Es ift das auch 

Fehr erflärlich, denn man muß berüdjichtigen, das fernere 

Berbleiben und die weitere Serulung dieler Hülfsrichter 

hängt wejentlih ab von dem Qualififationszeugnis des - 

Borjigenden. Jedenfalls ift das Arbeiten mit diejer 

roßen Zahl ftändiger Hülfsrichter ein überaus großer 
angel, ein Fehler, der nicht vom Guten ift. 

ei der Staatsanwaltſchaft liegen die Fälle ähnlich. 

Der Etat enthält für die Staatdanwaltichaft bei Amts- und 

Landgerichten nur 10 neue Stellen, während in Kap. 74 

Tit. 13 der Etat für 68 ftändige Hülfsarbeiter bei der 

Staatsanwaltihaft die Summe von 171 360 A verlangt. 

Alfo von 68 etatsmäßigen Stellen werben nur 10 in 

dem diesjährigen Etat verlangt und errichtet. Die Be- 

— — dieſe 10 Stellen ſagt ſehr charakteriſtiſch: 

uch in den Strafſachen hält die Gejchäfts- 

vermehrung dauernd an. Dabei nimmt na— 

mentlih die Zahl ber —— ſchwierigen 

und au ** umfangreichen Sachen ſtetig 

zu. In den Induſtriebezirken wird die Straf- 

verfolgung durch die fluftuierende Arbeiterbevöl- 

ferung — erſchwert. Der öftere Wechſel 

der Hülfsarbeiter wirft ſtörend auf den Geſchäfts— 

gang, jodah; e8 geboten erfäeint, am Stelle 
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[Dr Beder (Siegkreis), Mbgeordueter] 
diefer Hülfsträfte bei den oben bezeichneten 
en etatsmäßige Stellen zu 
beichaffen. 

Meine Herren, diejer Begründung brauche ich aud) 
nichts hinzuzufügen. Ich hoffe, daß man im nächſten 
Jahre dazu übergehen wird, diefen Übelftänden abzubelfen. 

ch weiß, meine Herren, daß dem Herm Juſtiz— 
minifter diefe Zuftände nicht unbekannt find. Mit großem 
Intereſſe haben wir jeine geftrigen Ausführungen auf bie 
Bemerkungen einzelner Kollegen — ich glaube, e8 waren 
die Herren Kollegen Hirih und Dr Bachem — gehört, 
und man wird im Lande dem Herrn Juſtizminiſter dafür, 
wie gejagt, großen Dank wiffen, nicht allein in den 
Streifen der Richter und Staatsanwälte, jondern aud in 
der Bevölkerung. Ich habe es aber trogdem fir meine 
Pflicht gehalten, bier aus der Bolfävertretung heraus 
diefe Zuftände öffentlich zur Sprache zu bringen, damit 
fie aud im Kaftanienwäldchen befannt und dort gehört 
werden, und damit man dort im nächiten Jahre ben 
Staatsfädel für diefe wirklich dringenden Bedürfniffe doch 
etwas weiter als bisher öffnet. eine Herren, es ift 
meines Wiſſens noch niemals vorgefommen, daß eine 
Richter» und Staatsanwaltichaftsitelle im Etat hier von 
diefem Hohen Haufe nicht bewilligt worden ift. 
glaube verfichern zu dürfen, daß der Herr Juftizminifter, 
wenn er im nächiten Jahre mit Anfprüchen auf eine ver» 
mehrte Stellenzahl, die dem wirklich dringenden Bebürfnis 
entipricht, fommt, er die Mehrheit diefes Do Haujes 
gegenüber bem Herm Finanzminifter hinter fich haben wird! 

Zum Schluß möchte ih mir an den Herrn AYuftiz- 
minifter noch eine Frage erlauben. In der Preſſe ift im 
legter Beit verjchiebentlich ganz beftimmt die Rede gewejen 
von einer Teilung des Oberlandesgerichtöbezirts Cöln, und 
war, wie es hieß, unter Abzweigung von den Bezirken 

öln und Hamm jolle ein neues Oberlandesgericht in 
Düffeldorf gebildet werden. Meine Herren, ich ſtehe dieſer 
Idee objektiv gegenüber. Ich will das Für und Wider 
nicht erörtern und keine bejtimmte Stellung dazu nehmen. 
Es ift ja möglich, daß durh Schaffung eines neuen Ober: 
lanbesgerichts in Düfjeldorf eine Befchleuni te Recht 
fprechung herbeigeführt wird. Aber auf der andern Seite 
muß ich doch bemerken: Zunächſt haben meines Wiffens 
alle Provinzen; nur ein Oberlandesgericht, und zwar teil» 
weije ein ſolches, welches noch ftärker mit Richtern beſetzt 
ift als das in Eöln. Ich nenne das Kammergeridht und 
das Dberlandesgericht Breslau. So haben die Provinzen 
Sclefien, Brandenburg, Pommern, Weſtfalen nur ein 
Oberlandesgeriht. Dan hat aber aud, das läßt 
fid) nicht verfennen, der Dberlandesgerichtöbezirf Cöln, 
wie er jet ift, gemwiffermaßen eine hiftorifche Berechtigung. 
Der jegige Oberlandesgerichtsbezirt Cöln umfaßt ja 
wejentlid das Gebiet des ehemaligen Code civil bzw. 
Code penal, Meines Erachtens hat es auch feine Bor: 
teile, wenn für die ganze Provinz eine Inſtanz da iſt. 
Auch ift der Einwand wohl zu beachten, daß, wenn in 
Düffeldorf ein Oberlandesgericht gebildet würde — Düſſel⸗ 
dor} wird etwa 30 km von Cöln abliegen — der neue Bezirk, 
der parz das a Opladen mit umfaffen würde, 
direft an Köln bzw. Mülheim a. R. herangrenzen würde. 
Ich will feine definitive Stellung zu Hichie Drake nehmen. 

Es würde intereffant fein, meine Herren, eine be- 
ftimmte Außerung der vn verwaltung zu hören, wie 
ie fich zu dem aufgetauchten Projekte ftellt. Am vorigen 

ahre hat der Herr Yuftizminifter auf die Frage bezüg- 
lid der Errichtung des Neubaues eines Dberlandesgerichts- 
gebäubes für Coln geantwortet: „Diefer Neubau ift 
grundfäglich beichlofien, der Platz ijt bereits bejtimmt, 
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und die Skizzen für bie erg in | des Baus befinden 
ſich zur Beit in der Bearbeitung des Bautenminifteriums.* 
Das war im vorigen — er biesjährige Etat enthält 
feine Rate für den Neubau eines Oberlandesgerichts in 
Göln. weiß nicht, ob die Sache zurüdgeftellt worden 
ift mit Rückſicht auf die Frage der Bildung eines neuen 
Oberlandesgerichtsbezirks. Es berrichen im Oberlandes- 
gerichtsbezirt Göln dieferhalb verſchiedene Gerüchte. Es 
wäre von 8 zu erfahren, welche Stellung der Herr 
Yuftizminifter zu dem aufgetaudhten Plan einnimmt. 


Präfident v. KHröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Dr Schönftedt, Yuitizminifter: Meine Herren, das 
Projekt der Errichtung eines neuen Oberlandesgerichts in 
ben weftlichen Provinzen, Rheinland und Weftfalen, ſchwebt 
bis jegt nur in der Luft, es beichäftigt zur Seit die 
—— rem, Ber t, da Vorichläge in diefer Richtung, 
die angeblich in Ausficht ftehen, an e bisher nicht gelangt 
find. Er laube deshalb, dem Beiipiel des Herrn Ab- 

eordneten Beder folgen zu bürfen, wenn ich zu biejer 
—— heute nur eine durchaus neutrale Stellung ein 
nehme, und ich will noch neutraler fein als Herr Beder, 
indem ich mich über die frage überhaupt nicht äußere. 

Der Neubau eines Oberlandesgerichtsgebäudes in Köln 
ift ſeit dem vorigen Jahre infoweit weiter gerüdt, als die 
Ausarbeitung der Bauffizzen, die nach der damaligen 
Mitteilung von diefer Stelle aus im Arbeitsminifterium 
in Angriff genommen war, vollendet ift. Dieje Bauffizze 
hat im welentlichen die Zuftimmung der Yuftizbehörden 
gefunden. Es hat vor kurzem eine Befihtigung an Ort 
und Stelle ftattgefunden, die noch zu einigen anderen An« 
regungen geführt bat. Zur Zeit liegt die Bauftizze dem 
Herrn Finanzminifter vor, der fi im Prinzip mit dem 
Neuban und der dafür in Ausficht genommenen Stelle 
einverftanden erklärt hat. Der Neubau wird beichleunigt 
werden, ſoweit es möglich ift; denn daß das Bebürfnis 
im allerhöhften Maße für diefen Neubau vorhanden iſt 
und die bauliche Unterbringung der Yuftizbehörden in 
Eöln immer größere Schwierigkeiten bereitet, darüber be 
jteht fein Zweifel. Das ift jowohl von der Juſtiz- wie 
— * in vollem Umfange anerkannt. 

Einige andere Fragen des Herrn Abgeordneten 
Becker glaube ich nur ziemlich kurz beantworten zu dürfen. 
Was die von ihm angeregte Dezentralifation der Gerichte 
angeht, jo hat bie Aheinbrovin. eigentlih) am wenigften 
Grund zu Beichwerden nach dieſer Richtung. Es find 
allerdings 1879 nicht alle Sitze von FFriedensgerichten 
auch zugleich Site von Amtsgerichten geworden. Es hat 
jich damals die Zahl der Gerichtsorte um 17 vermindert, 
d. h. 17 Friedensgerichte find nicht durch Amtsgerichte 
erjegt worden; dagegen wurden jofort 5 neue Amts- 
gerichte in der Rheinprovinz errichtet, und es find in- 
zwilchen an 4 Orten, die damals aufhörten, Gerichtsorte 
zu fein, neue Amtsgerichte entjtanden; außerdem noch ein 
weitere® an einem Orte, der bis dahin niemals ein 
Gericht gehabt hat. Es ift alfo die Differenz von 1879 
bis jet auf 7 Umtsgerichte zufammengejhmolzen. Nun 
find bie Entfernungen in den weftlihen Provinzen nicht 
annähernd die wie in ben öftlichen; die Verkehrsmittel 
find im allgemeinen viel weiter entwidelt als in den 
öftlichen Provinzen, wobei ich allerdings zugebe, daß im 
gebirgigen Teil der Provinz wierigteiten beftehen, 
die von der Bevölkerung unangenehm empfunden werden. 
Aber, meine Herren, die Regierung ift unmöglid in der 
Lage, jedem Antrage auf Errichtung neuer Amtsgerichte 
ftattzugeben. Es kommen dabei mandherlei Rückſichten in 

age, die nicht bloß finanzieller Natur find, auch Rüd- 
ichten auf die Site beftehender Gerichte, die durd) bie 
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[Dr Schönftedt, Juſtizminiſter 

Errichtung neuer Amtsgerichte wieder eine Schädigung 
erleiden würden und nun ihrerjeits Widerfprucd gegen 
ſolche Anträge erheben. Wenn der Herr Abgeordnete 
gemeint hat, daß die Haltung der Söniglihen Stants- 
regierung, der Juftizverwaltung dieſen Anträgen gegen 
über lediglich immer eine negierende jei, dann kann ich 
das doch nur mit der Maßgabe zugeben, daß eine ſolche 
Haltung nur eingenommen wird auf Grund einer jehr 
eingehenden, forgfältigen Prüfung aller einichlägigen Ber- 
hältniffe und der Bebürfnisfrage im großen ganzen. 

Wenn der Herr Abgeordnete bemängelt hat, dak in 
der von der Möniglichen Staatsregierung mitgeteilten 
Überficht der auf die vorjährigen Beſchlüſſe diefes Hohen 
Haufes gefaßten Entichliegungen feine Antwort zu finden 
jei bezüglich der hier erörterten Anträge auf Errichtung 
von neuen Amtsgerichten, fo kann ich da nur das wieder: 
holen, was ich jchon im vorigen Jahre auf eine ähnliche 
Anregung, ich glaube des Abgeordneten Kirſch, gelagt 
habe, daß nad althergebrachter Praris Anträge, denen 
nur durch ——— von Geſetzentwürfen entſprochen 
werden kann, eine Beantwortung in dieſer Überſicht nicht 
finden, ſondern nur eine tatſächliche Beantwortung da— 
durch, daß entweder das Gefek eingebracht wird, oder 
daß es nicht eingebracht wird. Diefe Praris beruht auf 
einem Stantsminifterialbeihluß aus dem Jahre 1875, 
der damals die Allerhöchfte Genehmigung gefunden hat, 
und an dem bisher feftgehalten worden if. Im übrigen 
bietet ja die Etatsberatung hinlänglich Gelegenheit, über 
den Stand der einzelnen Fragen Auskunft zu fordern 
und zu geben. 

er Herr Abgeordnete Dr Beder hat ſodann über 
die große Sabl der bei den ®erichten, in&bejondere bei 
den Kollegialgerichten, zum Teil auch bei den Oberlandes- 
erichten beichäftigten Hülfsrichter geiprochen. In diefer 
Frage bejteht —— dem Herrn Abgeordneten und mir 
abſolut keine prunbfägliche Meinungsverfciedenheit. Ich 
betrachte es als einen großen Übeljtand, daß bei unferen 
Gerichten Hülfsrichter, und zwar dauernde Hülfsrichter, 
in jo ungewöhnlich großer ie [ beichäftigt werben müſſen. 
Mein Beftreben ift fortgeſetzt dahin gerichtet, die Zahl 
diefer Hülfsrichter dadurch zu vermindern, daß an ihre 
Stelle etatsmäßige Richter treten. Ich werde in diejem 
Beitreben fortfahren, bin auch überzeugt, daß ich jeitens 
des Herrn Finanzminiſters dabei auf ein weiteres Ent 
egenfommen zu rechnen haben werbe. Denn ber Herr 
inanzminifter, dem ich meinerjeit3 alle dieſe Berhältnifie 
volltommen vorgetragen habe, ſodaß das SKaftanien- 
wäldchen nicht erjt durch die von der Tribüne aus ges 
fallenen Hußerungen von der Sadjlage unterrichtet wird, 
wird ganz ficher auf die Dauer der Überzeugung fich nicht 
a a fünnen, baß bier weiter a — werden 
ann. 

Ich betrachte es als einen auf die Dauer nicht zu 
ertragenden Übelſtand, daß z. B. beim Oberlandesgericht 
Göln, ebenjo beim Oberlandesgeriht Hamm jetzt je 
10 Hülfsrichter bejchäftigt find, und zwar auf Grund 
dauernden Bebürfnifjes, abgefehen von denjenigen Hülfe- 
richtern, die zur Verwaltung erledigter Stellen oder zur 
Bertretung erfrankter Mitglieder des Oberlandesgerichts 
beichäftigt werden müffen. 

Aber, meine Herren, bei der Prüfung diefer Frage 
muß doc aud immer der Umſtand gewürdigt werben, 
daß nicht auf Grund augenblidlicher Bedürfniſſe, von 
denen fich nicht überfehen läßt, ob fie auch dauernd jein 
werden, neue — Stellen ge fien werden 
fönnen. Zumal in den Weftprovinzen, insbefondere in 
den Induſtriebezirken, hat in den legten Jahren fi, eine 
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fo kolofjale Gejchäftszunahme ergeben, daß demgegenüber 
mit ber Schaffung * etatsmãßiger Stellen mi t in 
gleihem Tempo vorgegangen werben kann; es muß mit 
der Möglichkeit, vielleicht jogar mit der Wahricheinlichkeit 
gerechnet werden, daß diefe Zunahme dev Gejchäfte doch 
nicht eine dauernde ift, jondern daß wieder eine Abnahme 
der Geſchäfte erfolgen wird. Die Zunahme hängt wahr- 
icheinlich zufammen mit der augenblidlichen Depreffion 
der wirtichaftlihen Verhältniffe, die felbitverftändlich zu 
zahlreichen Nechtsftreitigkeiten führt, zu denen es unter 
günftigeren wirtfchaftlidyen Ermwer Suerhältniffen nicht ge= 
ommen fein würde, 

Meine Herren, die Zahl der Hülfsrichter ift bejon- 
ders in der Nheinprovinz und Weitfalen eine ganz be 
fonders große; ich kann die Zahlen, die der Herr Ab— 
geordnete angeführt bat, im Mugenblid im einzelnen 
nicht nachprüfen, glaube aber, daß fie annähernd der 
Wirklichkeit entjprechen. Soweit ji herausitellt, daß 
das Bedürfnis für die Schaffung neuer Stellen 
ein dauerndes ift, halte ich mich für verpflichtet und werde 
mit allen Kräften dahin wirken, daß, wie es dem MWort- 
laut, dem Sinn und Geift unferes Gerichtöverfaffungs: 
geſetzes entipricht, diefe Stellen aud) etatsmäßig beſetzt 
werden. Obne Hülfsrichter wird allerdings nicht auszus 
kommen fein; fie ergeben fich zu einer erheblichen Zahl 
fchon aus den leider immer zunehmenden Krankheits— 
uftänden unter den Richtern, und die Herren würden 
Id erftaunt fein, wenn ich Ihnen die Zahl der Fälle 
mitteilte, in denen wir genötigt find, für kranke Richter 
Vertreter zu ſchaffen. Eine große Rolle fpielt namentlich 
die Rrantdeit unferer Beit, die Neurafthenie, die eine 
unverhältnismäßig große Zahl von Richtern auf längere 
oder fürzere Zeit ber füllung ihrer Amtspflichten 
entzieht. 

Bei der Staatsanwaltichaft liegt ja die Sache nicht 
ebenfo wie bei den Richtern. Hier befteht nicht die ge- 
jegliche Pflicht, ſämtliche Stellen durch etatsmäßige Be- 
amte verwalten zu laffen, und es beruht * einer 
rundſätzlichen Auffaſſung, daß für die Staatsanwalt-— 
nit auch im Etat eine ganze Reihe von etatsmäßigen 
Hülfsarbeiterftellen bewilligt ift, weil es erwünſcht ift, 
gerade für die Staatsanwaltſchaft die Herren erft längere 
Zeit in felbftändigen Stellungen zu erproben, ehe man 
ihnen durch Verleihung einer wirklichen Staatsanwalts- 
jtelle die Vertretung dieſes verantwortlihen und nad) 
außen bin mehr oder weniger gefährdeten Poftens über- 
läßt. Dabei wird es aud) in Ankunft bleiben. Daß da⸗ 
gegen auch bei der Stantsanwaltichaft da, mo das Be- 
dürfnis zur Bermehrung bes etatsmäßigen Perfonals 
fi) als unabweislich herausftellt, dafür Sorge getragen 
wird durch Vermehrung der Stellen, das bezeugt nicht 
nur ber rt na das bezeugt au der vorjährige und 
der vomorjährige Etat, 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiflar. 


Halle, Geh. Finanzrat, Regierungstommiffar: Meine 
Herren, erlauben Sie mir, ald Vertreter des Finanz« 
reſſorts noch einige Worte hinzuzufügen. 

Der Herr Abgeordnete Dr B beliebte, gerade 
das na ur bier mit in die Debatte hineinzu- 
u er meint, daß der Widerftand bes Finanzreſſorts 
bei der Schaffung von Richterftellen fehr zu bedauern 
jei. Ich kann im wejentlichen den Ausführungen 
des Herrn Yuftizminifters nur beitreten und danke ihm 
für die Hervorhebung der Gefichtspunfte, die gerade für 
das Finanzreffort eine gewiſſe Vorficht bei Beurteilung 
diefer Verhältniffe haben geboten erjcheinen laffen. Aber 
ich glaube, andererjeits hervorheben zu dürfen, daß der 
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[Halle, Geh. Finanzrat] 
Angriff gegen die Finanzverwaltung im gegenwärtigen 
Stadium, wo fie mit ſchwierigen Finanzverhältniffen zu 
fämpfen hat, am wenigſten angezeigt fein dürfte, um ” 
weniger, ald auch im Hohen Haufe an anderer Stelle 
ihon anerkannt worden ift, in wie weitem Maße die 
Finanzverwaltung den Bebürfniffen aller Reflort3 mit 
den vorhandenen Mitteln entgegengefommen und gerecht 
geworden ift. Dieſe Anerkennung, glaube ich, gerade auch 
beim Auftizreffort für das Finanzreffort in Anspruch 
nehmen zu können. 

Meine Herren, Sie brauchen nur einen Blid zu 
werfen auf die letzten 12 Jahre und die in dieſen 
Jahren eingetretene Stellenvermehrung von Richtern, 
dann finden Sie ohne weiteres, daß die Zahlen, die im 
jegigen Etat ftehen, alles bisher dagewejene überbieten. 
Meine Herren, das verdient doch, glaube ich, eine gewiſſe 
Anerkennung. 

Der Herr Abgeordnete Beder ift dann eingegangen 
auf die Einwohnerzahl. Es ift ja ſchon an anderer 
Stelle ausgeführt worden, daß die Einwohnerzahl nicht ab» 
folut enticheidend fein fann; und eine Geſamteinwohnerzahl 
kann noch viel weniger entjcheiden. Aber vielleicht inter 
ejfiert e8 den Herrn Abgeordneten Beder, zu hören, daß 
gerade bei den Stollegialgerichten 1892 auf 1 Landrichter 
eine Bevölkerungszahl von 25073 Köpfen gekommen it 
und jekt nah ben neueſten Grgebniffen für das 
Yahr 1902 nur 24 079 Köpfe. Das ijt doc eine wejent- 
liche BVerbefferung Nun kommt aber weiter hinzu, 
daß auch die abjolute Zahl der Hülfsrichter nicht ent 
fcheiden kann. Bei Schaffung neuer Stellen kommt 
es auf die Prüfung der einzelnen Fälle, der befonderen 
Berhältniffe bei den einzelnen Gerichten an. Das 
ift eine jehr fchwierige Prüfung, und diefe Prüfung ift 
diesmal ganz bejonders vorlichtig vorzunehmen geweſen 
wegen der Finanzlage. Wenn trotzdem eine jo große 
Anzahl von Stellen aud in dieſen Etat eingeftellt ift, 
dann wird, glaube ich, anerkannt werden müſſen, daß den 
Mikftänden in gebührender Weife Rechnung getragen ift. 

Das Anwachſen der Geſchäfte ift ganz außerordentlich 
groß in den legten zwei ze geweſen, und zwar in 
erfter Linie bei den Sollegialgerihten und bei ber 
ftreitigen Gerichtsbarkeit der Amtsgerichte. Das hängt 
ſelbſtverſtändlich mit der wirtſchaftlichen Depreffion zu» 
fanımen; da aber diefe nicht von Dauer jein wird und 
die gegenwärtige Steigerung der Gejchäfte eine außer- 
ordentlich ungewöhnliche ift, fo wird es zu verftehen jein, 
daß man dieſe Verhältniffe mit Vorjicht prüft. Und 
Borficht ift weiter geboten wegen ber Neuheit des Rechts, 
unter dem bie Gerichte jettt arbeiten. Welche Einwirkung 
auf die Geſchäftslaſt der Gerichte das neue Recht dauernd 
ausübt, das wird im gegentwärtigen m ſchwierig 
mit abſoluter Sicherheit zu beurteilen ſein. Eine weitere 
Vorſicht iſt fpeziell geboten in der Rheinprovinz. Wir 
befinden und da nicht bloß in ſchwierigen wirtjchaftlichen 
Berhältniffen in den wu egenden, ſondern auch in 
ſchwierigen rechtlichen erhältniffen. Die Einführung der 
Grundbuchoxdnung und das Zunehmen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, dieſe Entwicklungszuſtände fordern hier 
zu ganz beſonderer Vorſicht auf. Es iſt anzuerkennen, 
daß eine größere Anzahl von Gerichten notwendig der 
Hülfsrichter bedarf; es braucht aber damit nicht ohne 
weitered amerfannt zu werden, daß bei allen dieſen 
Gerichten ein bauerndes Bedürfnis zur Vermehrung der 
Richterftellen nachgewieſen if. Die Ausführungen, die 
in diefer Beziehung von dem Herrn Yuftizminifter gemacht 
find, kann ich im Intereſſe des FFinanzrefforts nur 
dankbar unterfchreiben. ch glaube, daß ich hiermit die 
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Gründe auseinandergefegt habe, die die Finanzverwaltun 
geamungen haben, gerade jet Vorſicht zu üben, — 
ie Finanzverwaltung gern bereit iſt, den nachgewieſenen 
Bedürfniffen entgegenzukommen, möchte ich endlich noch 
binzufügen. 


Präfident v. Hröcher: 
georbnete Dr Eckels. 


Dr Edeld, Abgeordneter: Meine Herren, das Wort 
ift von mir erbeten, um Vorgänge in einer Gerichts- 
verhandlung zur Sprache zu bringen, die in dieſen Tagen 
in Berlin jtattfindet; es betrifft das den Fall Narben- 
fötter. Mit dem Chemiter Nardenkötter habe ich mich 
bereit3 im März 1902 eingehend beſchäftigt, al& ich bei 
Beratung des Kultusetats die Frage der — der 
Kurpfuſcherei behandelte. Es war mir ein reichhaltiges 
und detailliertes Material über den Geſchäftsbetrieb —8* 
Mannes zugegangen, welches in mir die Überzeugun 
vorrief, daß die Art und Weiſe, wie er die Rurpfulgerei 
betrieb, einen jolchen Kin eine ſolche Dreiftigkeit 
angenommen hatte, daß ber Schäfer Aft und andere Hur- 
pfufcher ihm gegenüber harmlos erjcheinen. Als ich in 
dieſem Jahre — alfo ein Jahr jpäter — hörte, daß die 
Sade zur Verhandlung komme, war ed mir zunächſt auf- 
fallend, daß fie nicht Yen längft erledigt fei. Ach habe 
aber feftgeitellt, wie es fich erflärt, daß die Sache fo lange 
gedauert hat. Es find über 4000 einzelne Betrugsfälle 
u inftruieren gewejen. Es hat eine anerorbentlih ums 
Ingrid Beweisaufnahme ftattgefunden. Es find Akten 
zufammengeichrieben, die an Umfang das Gemwöhnliche 
weit überfteigen. 

über den Geichäftsbetrieb diejes Nardenkötter will 
ich bier weiter feine Bemerkungen machen; ich nehme an, 
daß die Herren in den Beitungen das eine oder das andere 
elefen haben. Nur eins möchte ich hervorheben. Der 

ann hat die gleiche Medizin den Kranken bei äußeren 
Berlegungen zugeſchickt wie bei inneren Krankheiten, und 
diefe Medizin hat er unter Berwendung von ftarfen Giften 
in einer Badewanne zufammengeftellt, in der feine Frau 
regelmäßig zu baden pflegte. Seine Bebdienfteten haben 
dann den Inhalt diefer Badewanne in kleine Flaſchen 
gefüllt, und bieje find als das ausgezeichnete Heilmittel 
des Herrn Nardenkötter in die weite Welt gegangen. 

Wenn ich im vorigen Jahre erklärt habe, daß das 
Bermögen des Mannes auf 600 000 AM geichätt werde, 
fo ftimmt das mit dem, was die Beweisaufnahme in dem 
gerichtlichen Verfahren ergeben hat. Wenigftens hat der 
eine Sadverftändige feitgeftellt, daß ber Mann in andert- 
halb Monaten für 28000 A Medizin verkauft hat, und 
ein anderer Sachverſtändiger hat nad den Büchern die 
tägliche Einnahme auf 700 bis 1000 A bemeſſen. 

Am 2. d. M. begannen bie gerichtlihen Berhand- 
lungen gegen Nardenkötter und 4 andere Angeklagte, die 
der Beihülfe beihuldigt find. Ein Angeklagter, Dr Gutter- 
mann, war bereit flüchtig geworden. Nachdem die Ber- 
handlung am erften Tage ftattgefunden hatte, gm 
fih die Stantsanwaltjchaft, daß eine Verhaftung des An« 
geklagten Nardentötter abjolut notwendig jei, und be 
gründete den Antrag auf Verhaftung damit, daß gegen 
den Mann ein riejiges Belaftungsmaterial vorliege und 
ihm eine hohe Strare in Ausficht ftehe, zumal auch Ber- 
dunfelungsgefahr vorliege. Die Berteidigung widerſpricht 
dem Antrage. Darauf bemerkt der Präfident, in lepter 
Zeit feien mehrere Fälle vorgetommen, daß die Ange 
klagten ſich mitten in der Verhandlung unfichtbar gemacht 
haben. Der Verteidiger bietet nun eine Kaution von 
10 000 A; ber Erfte Staatsanwalt erflärt darauf, er 
fönne nur eine Kaution von 100000 AH annehmen, und 
begründet es damit, daß jeder geredht denkende Menid 
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[Dr Edelö, Abgeordneter] 
fich über das. Verfahren des Angeklagten und über dies 
Ausjaugen des Bolfes empören müſſe, daß die Höhe der 
zu erwartenden Strafe den Fluchtverdacht begründe, daß 
der Angeklagte jein Gewerbe bis zum heutigen Tage und 
noch in allerlegter Zeit betrieben habe, daß er bis jetzt 
nicht flüchtig geworden ſei, weil er weiter verdienen wollte, 
daß ihm jegt aber der Ernſt der Sache zum Bewußtjein 
kommen dürfte. Der Gerichtshof beſchließt, den Ange- 
Hagten Nardenkötter in Haft zu nehmen. Es wird in 
den Beitungen über die in der Sitzung verfündeten 
Gründe diejes Beihluffes folgendes berichtet: 
Nardenkötter jei de3 Betruges dringend 
verdädtig und habe unter Umſtänden eine 
hohe Strafe zu erwarten. Er babe durch 
fein Heilgewerbe fein großes Bermögen erworben, 
und man müſſe VBorjorge treffen, daß er nicht 
flüchtig werde und von irgend einem Ort 
im Uuslande jein Kurgeichäft fortiege. 
Dem Angeklagten joll aber die Möglichkeit ge 
geben werben, durch Stellung einer Kaution 
von 15000 A die Haft abzuwenden. 

Als ich das gelejen habe, habe ich jcharf nachgeiehen, 
ob ich mic; nicht verlejen hätte. Dann glaubte id, es 
läge ein Drudfehler injofern vor, daß eine oder zwei 
Nullen an der Zahl fehlten; denn wenn alle die Gründe 
für den Fluchtverdacht, für die Höhe der zu erwartenden 
Strafe und daneben die Bermögensumftände dem Gericht 
befannt waren, dann war es doch eigentlih gar nicht 
denkbar, anzunehmen, daß ein Mann, der jo viel Ver— 
mögen durch Kurpfuſcherei verdient, der in einem Monat 
mehr einnimmt, als die Kaution beträgt, die Kaution nicht 
verfallen lafjen follte, aud) wenn ihm nur eine geringe 
Freiheitöftrafe im Ausjicht ftehen ſollte. Ich jah mit 
Berwunderung in ber Zeitung, daß Nardenkötter immer 
noch nicht verichiwunden war. Die Kaution ift natürlich 
am jelben Tage geftellt; am folgenden Tage bei der Ber- 
handlung war Herr Nardenfötter wieder frei, und das 

ab ihm offenbar eine jolche Zuverficht, daß er geradezu 
* gegen den Präſidenten wurde. Als der Feäfident 
ihm vorhält, daß er einem armen Dienftmädchen 94 M 
abgenommen habe, einem erblindeten Arbeiter 98 AM, daß 
er andere Batienten durch faljche Behandlung ſehr ſchwer 
an der Gejundheit gejhädigt und ihnen dafür viel Geld 
abgenommen habe, daß eine große Anzahl von Zeugen 
vorhanden jeien, die dur ihn in ihrer Gejundheit arg 
ge jeien, da lacht der Angeklagte und jagt, 
as komme bei den Arten auch vor. Der Bräfident ers 
widert ihm darauf: 
Sie jcheinen die ganze Sache burſchikos aufzu« 
faffen, obwohl Ihnen doc dur Ihre gejtrige 
Verhaftung der ft Ihrer Lage Elar geworden 
fein follte. Sie täten in Ihrem Intereſſe 
bejjer, Ihr Hodfahrendes Wejen und Ihre 
Überhebung beijeite zu lafien. 

Dann hat Herr Nardenkötter wirklich noch einige 
Tage den Verhandlungen beigewohnt, bis er es für gut 
befand, die Sache abzubrechen. Am 9. Februar verbreitet 
fi) im Gerichtsgebäude das Gerücht: Nardenkötter ift 
nit dba. Er hat aber noch die Liebensmwürdigkeit gehabt, 
wie der Präfident mitteilt, es dem Gerichte jelbjt anzu⸗ 
zeigen, er habe nunmehr die Flucht ergriffen. Darauf 
erklärt ber e Staatdanwalt: 

Es war vorauszufehen, daß dies fommen 
würde, und vom Gtandpunft des Angeklagten 
ift es ihn am Ende nicht zu verdenken, daß er 
fi) ber vieljährigen Strafe, die ihm droht, zu 
entziehen fucht. 





Nun wird eig Mer Verhaftung beantragt. Wußer- 
dem wird ein Dr Kronheim verhaftet, und die Verhand- 
lungen werden weiter geführt. Herr Narbenkötter aber 
jigt mit jeiner Frau, die im Belig eines bedeutenden 
Bermögens iſt — er jelbit hat zweimal den Offen- 
barungseid geleiftet — wohlbehalten im Ausland und 
fängt wahrjceinlich das Gejchäft von neuem an. 

Meine Herren, wenn ich diefe Sade hier zur 
Sprache gebracht habe, jo weiß ich jehr wohl, daß der 
Juſtizminiſter auf derartige gerichtliche Enticheidungen 
keinen Einfluß hat. Es könnte fich nur darum handeln, 
ob nicht eine Anweifung an die Staatsanwaltſchaften ers 
laffen werden könnte, daß in folchen Fällen eine Haft— 
entlaffung auch gegen Saution auf das energifchite bes 
fümpft werden müßte, ber, meine Herren, der Aus: 
ang der Gerichtäverhandlung, wonach ein Dann, der 
if jo ſchwer vergangen hat, der gerade die ärmiten 
Klajfen der Bevölferung auf das äußerfte an ihrer Ge- 
jundheit und an ihrem Vermögen gejchädigt hat, jet 
wobhlbehalten feinen Raub im Ausland —— hat das 
Rechtsgefühl in den weiteſten Kreiſen — nicht nur in 
den juriſtiſchen und mediziniſchen, ſondern auch in allen 
anderen Kreiſen — auf das äußerſte verletzt. Deshalb 
babe ich geglaubt, dieſe Sache hier zur Sprache bringen 
u follen. Bielleiht hat es die Wirkung, daß man 
Brunftig etwas jchärfer gegen derartige Angeklagte vorgeht. 

Die Honjequenzen aus diefen Verhandlungen für die 
Frage der Kurpfufcherei im allgemeinen werde er mir 
geftatten beim Stultusetat demnächſt zur Sprade zu 
bringen. 

(Bravo! links.) 


Präfident v. Hiröcher: 
Juſtizminiſter. 


Dr Schönſtedt, Juſtizminiſter: Meine Herren, der 
Abgeordnete Eckels hat bereits hervorgehoben, daß der 
FE auf die von den Gerichten zu fafjenden 

eichlüffe über Verhaftun en oder über Nichtverhaftungen 
auf Grund von Sicherheitsleiftungen ein Einfluß nicht 
ufteht. Die Strafprozekordnung überläßt dieſe Ent- 
—— lediglich dem Ermeſſen des Gerichts, und ich 
habe bisher immer den Standpunft vertreten, daß ich es 
mir verjagen müffe, auf die rechtſprechende Tätigkeit der 
Gerichte irgendwie einzumirken in einer Weife, wodurch 
auch nur der Schein hervorgerufen werben könnte, daß 
ich die Unabhängigkeit der Gerichte irgendwie beeinfluffen 
wolle. Ich glaube, daß dieſer Standpuntt im ganzen 
Hohen Haufe geteilt und anerkannt werden wird, daß 
die Übelftände, die fich möglicherweile in der Praris 
daraus ergeben können, daß der Yuftizverwaltung ein 
Einfluß auf die gerichtlichen Enticheidungen nicht zufteht, 
doch nicht annähernd jo groß find wie diejenigen, welche 
mit Notwendigkeit fi ergeben würden, wenn das ums 
getehrte Verhältnis einträte. 


(Sehr richtig!) 


Der Fall Nardenkötter it mir nur aus den Zeitungen 
befannt. Ich babe mit Bedauern erfehen, daß der An« 
geflagte, nachdem er die auf 15000 A feftyeitellte 

aution erlegt hatte, feine freiheit benugt hat, um ſich 
der weiteren Verfolgung zu entziehen. Die Erwägungen, 
die das Gericht zu feinem Beſchluſſe geführt haben, daß 
nur eine Saution in dieſem Betrage gefordert wurde, 
entziehen fi) meiner Stenntnis und, wie jich aus meinen 
Borbemerkungen ergibt, meiner Nachprüfung. Möglicher- 
weife hat dabei der Umſtand mitgewirkt, daß das Gericht 
der Meinung geweſen ift, ein ſolcher Geſchäftsbetrieb wie 
der Nardenkötterfche ſei nur möglich unter Mithülfe der 
unglaublichen Torheit zahlreicher Bebölkerungsklaſſen, die 
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no immer derartigen Kurpfujcherinftituten ihr Vermögen 
und ihre Gejundheit preisgeben, in Beftätigung des 
Sapes, daß die Dummen nicht alle werden. Bielleicht 
hat für die künftig zu bemeijende Strafe das Gericht in 
diefen Tatjachen einen mildernden Umjtand zu erbliden 
geglaubt. 

Möglicherweife bin ich aber gegen meinen eigenen 
Willen jhuld an diefer etwas milden Auffafjung des 
Gerichts gewejen. Die Herren werden fi erinnern, daß 
im November vorigen Jahres in einer Verhandlung des 
Reihstages lebhafte Angriffe nicht nur gegen die Polizei 
behörden, jondern auch gegen die Juſtizbehörden erhoben 
worden find bezüglich ihres Vorgehens bei Berhaftungen 
und bezüglich der Behandlung von Gefangenen. Es iſt 
zum 2 daß heute eine Beſchwerde in umgekehrter 
Richtung vorkommt; wenigftens erinnere ich wich nicht, 
daß dazu fchon einmal ein Anlaß gegeben war, 

Meine Herren, ich bin auf dieje Reichstagsverhand— 
lungen nicht eingegangen, weil ich es nicht für angezeigt 
hielt, über die zahlreichen dort zur race gebrachten 
‚Fälle mich hier des einzelnen auszulaffen, folange nicht 
aus der Mitte des Haufes eine Anregung dazu gegeben 
und der eine oder andere all von einem Mitglied des 
Hohen Haufes aufgegriffen würde, Die jegige Anregung 
beftimmt mich aber doch, wenigftens in einigen Punften 
Aufklärung über das zu geben, was jeitens der Juſtiz- 
verwaltung auf Grund der Angriffe veranlagt ift. Ich 
würde bereit und würde auch im ftande fein, ebenjo wie 
der —— Miniſter des Innern, jeden der Einzelfälle, die 
den Gegenftand diejer Angriffe gebildet haben, Ihnen 
darzulegen, und ich glaube, daß Sie daraus die Über 
eugung gewinnen würden, daß im größten Teil biejer 
Kille entiweber die Angriffe unbegründet oder doch ganz 
erheblich übertrieben waren, Ich will aber von ber 
Darlegung der einzelnen Fälle abjehen, fomweit fie nicht 
bejonders von mir verlangt werden wird, und mich auf 
folgendes bejchränfen. 

Wenn, wie ich wieberhole, die jeitens der Juſtiz— 
verwaltung angejftellten —— ergeben haben, daß 
die Angriffe zum überwiegenden Zeil der Begründung 
entbehrten, jo habe ich mic, doch der Überzeugung nicht 
verjchliegen fönnen, daß auch jeitens der Juſtizbehörden, 
ipeziell jeitend der Staatsanwaltihaft bei der Be- 
antragung und Anordnung von Haftbeichlüffen nicht 
immer mit der erforderlichen Borfiht und Zurüdhaltung 
vorgegangen ift, daß auch die Behandlung der —— 
ſowohl der Unterſuchungs- wie der Strafgefangenen, 
nicht immer den beſtehenden Vorſchriften entſprochen hat. 

Meine Herren, mit dem Herrn Miniſter des Innern 

emeinſam habe ich unter dem 4. Dezember des vorigen 
* bezüglich der Feſſelung der Gefangenen diejenige 
erfügung erlafjen, die der Bere Minifter des Innern 
bier jchon erwähnt hat, und auf die ich daher nicht 
weiter eingehen will. ch bemerke nur zur Aufklärung 
zur Sade, daß der Gefangenentransport a ya 
Sade der Benvaltung, der Ai nde sa üt, da 





dabei die Gerichte grumdfäglich gar nicht beteiligt find, 
daß aber das Intereſſe, das auch die Juſtizverwaltung 
an einer angemefjenen —— der Xransport- 
gefangenen hat, den Herrn Minifter des Junern ver- 
anlaßt hat, mich bei der Erörterung zuzuziehen, deren 
Ergebnis diefe gemeinfam erlafjene Verfügung über die 
Selklun von Gefangenen auf Zransporten ift. — Aus- 
nahmsweife fann es ja auch vorfommen und kommt es 
vor, daß folde Gefangenentransporte Yuftizbeamten, 
Gefängnisbeamten aufgetragen werden, und für dieſe find 
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jelbjtverftändlich diejelben Grundjäge maßgebend, die in 
diefer Verfügung zum Ausdrud gebracht find. 

3a habe ferner im Anſchluß an die Verfügung des 
Herrn Minifterd des Innern, die ſich auf die Aus— 
führung der Anordnungen bezüglich der Jelung ber 
Gefangenen im einzelnen bezieht und gewiſſe Borjchriften 
enthält, wonach jchon kenntlich gemacht werden folle Durch 
die Farbe der Transportzettel, um welde Art von Ge 
fangenen es fi Handelt, welder Tat fie bejchuldigt 
werden, welche Vergangenheit fie etwa haben, in welchem 
Maße ein Fluchtverdacht bei ihnen vorliegen wird, — 
im Anſchluß an diefe Verfügung habe ich die zuftändigen 
m Sure angemwiefen, das zur Ausfülung dieſer 
Zransportzettel ——— Material überall, wo ihrer: 
jeit8 ein XZransport veranlaßt wird, den Transport» 
behörden mitzuteilen. 

Ich habe ferner am 13. Dezember v. J. eine Ber- 
fügung an die Borjtandsbeamten jämtlicher Oberlandes- 
gerichte erlajjen, welche ſich mit der Behandlung der 
Unterſuchungsgefangenen beichäftigt, indem ich es für 
nötig gehalten habe, die ſämtlichen vielfach veritreuten 
Beitimmungen, die fi) auf die Behandlung diejer Ge» 
fangenen in den Gefängniffen beziehen — ſie finden fi 
teils in der Strafprozeßordnung, teils in der Gefängnis. 
ordnung, und zwar am verjdiedenen Stellen —, über- 
ſichtlich zujammenftellen zu laffen, mit der Anweiſung, 
daß dieje Zufanımenjtellung den Gefängnisbeamten mit— 
geteilt wird, damit fie jeden Augenblick in der Lage 
ſind, in über den Umfang ihrer Rechte und Pflichten 
zu informieren. Dieſe Bujammenftellung umfaßt im 
ganzen 17 Nummern, und fie enthält den Schlußfag: 
Ew. Hochwohlgeboren erſuche ich, dafür zu forgen, 
daß die ——— Zuſammenſtellung allen Ge— 
fängnisbeamten genau bekannt gegeben wird und 
daß fie ſowie die übrigen ng. der Unter 
Venen bg beitehenden Borjchriften von 
Ihren Beamten forgfältig beachtet wird. Zur 
gleich fpreche ich die ernfte Erwartung aus, daß 
die höheren mit dem Gefängniswejen betrauten 
Beamten jowie die Oberbeamten der Gefängnis- 
verwaltung fortdauernd beftrebt fein werden, 
die Behandlung der Unterfuhungsgefangenen je 
nach der Belegenheit des Cinzelfalles und unter 
Berüdjichtigung der einzelnen Perſönlichkeit her- 
—— ſowie durch immer zu wiederholende 
Belehrung der Unterbeamten unter Bezeichnung 
von Beiſpielen darauf hinzuwirken, daß jede 
unnötige Härte und Schroffheit ſowie jede Ver— 
letzung des Anſtandes ausgeſchloſſen wird. 

IH habe eine weitere allgemeine Verfügung 
unter dem 17. Dezember exiaflen, die fih mit den 
Klagen über ungerechtfertigte Verhaftungen bejchäftigt 
und auch noch das Thema einer ungehörigen Be- 
handlung der Gefangenen ſtreift. Ich babe hierin 
zum usdrud gebradit, daß, wenn aud die 
meiften nad diejer Richtung erhobenen Beſchwerden 
14 bei genauer Prüfung als nicht dem Sachverhalt ent» 
prechend ergeben, doch nicht in Abrede geitellt werden 
könne, daß auch „feitens der Juſtizbehörden nicht immer 
bei der Herbeiführung von Verhaftungen mit der durch 
die Bedeutung der Sache gebotenen Vorſicht vorgegangen 
werde, und daß die Behandlung jowohl der br nie 
wie der Strafgefangenen häufig den bejtehenden gejeß- 
lichen und Berwaltungsvorichriften nicht a reche“. 39 
habe darauf bingewiejen, daß Mißgriffe = dieſem Ge⸗ 
biete das Anſehen der Juſtiz gefährdeten und in weiten 
Kreiſen ein Gefühl der Rechtsunſicherheit hervorzurufen 
geeignet ſeien, das beunruhigend wirken könne. 
habe unter Hinweis auf ältere Verfügungen den Be— 
hörden der Staatsanwaltſchaft, an die allein id) mich ja 
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[Dr Schönftedt, Yuftizminifter] 
in diefer Beziehung wenden fann, zur Pflicht gemacht, 
in jedem einzelnen Falle forgfältig zu erwägen, ob bie 
Unterfuchungshaft oder die vorläunge Feſtnahme durch 
das Vorhandenfein der in der Strafprozeßordnung auf 
geitellten Borausfegungen begründet und geboten jei, 
und bei der Entii fiefun ber dieſe Frage fich die 
voße Tragweite eines Eingriffs in Die perjönliche 
veiheit regelmäßig zu vergegenwärtigen. Wenn dies 
in allen Fällen —— ſo ſei zu hoffen, daß begründete 
Beſchwerden über ungerechtfertigte Berhaftungen durch 
die Juſtizbehörden nur noch vereinzelt vorkommen würden. 
Das Gleiche ſei zu erwarten, wenn die bei der Gefängnis- 
—— und der Strafvollſtreckung beteiligten Be— 
hörden und Beamten der über die Behandlung der Ger 
fangenen ee Vorſchriſten immer eingedent jein 
und jede I gewiſſenhaft vermeiden würden. 

Den Aufſichtsinſtanzen habe ich zur erniten Pflicht 
gemacht, die Beobachtung ber vorjtehenden Grundjäge 
unausgefegt zu überwachen und gegen Überjchreitungen 
mit nacdrüdlihem Ernſt, gegebenenfall® im diszipli— 
nariſchen oder ftrafrechtlihen Wege vorzugehen. 
habe hinzugefügt, daß die menfchlid erflärlidye Neigung, 
Ordnungswidrigkeiten untergebener Beamten nachſichtig 
zu beurteilen, unter feinen Umſtänden zur Deckung roher 
oder inhumaner Amtshandlungen durch die Autorität der 
Borgefegten verleiten dürfe. 

Den vorgelegten Inſtanzen habe ich ausdrücklich zur 
Pflicht gemacht, auf die Herbeiführung und Erhaltung 
erträgliher Zuſtände in den nicht überall den An— 
forderungen der Bivilifation und Humanität vollkommen 
entfprechenden Gefängniffen nah Möglichkeit hinzuwirken 
und da, wo das erftrebenäwerte Biel nad dem Zuftande 
der Gefängniffe nicht völlig erreicht werden kann, auf 
eine Milderung der vorhandenen Mikftände, insbefondere 
auf die peinlichite Sauberkeit hinzuwirken. 

Endlich habe ich den Behörden zur Pflicht gemacht, 

alle auf dieſem Gebiet zu ihrer Kenntnis kommenden 
Beſchwerden, fei es, daß fie durch die Preſſe ober in 
anderer Weije zu ihrer Kenntnis kommen, zu verfolgen, 
der Sache nachzugehen und mit tunlichfter Beichleunigung 
den Sachverhalt aufzuklären, damit je nach dem Ergebnis 
entweder eine Berichtigung ber —* unrichtigen Mit- 
teilungen, namentlich in der Preſſe, eintreten oder auf 
Abhulfe Bedacht genommen und gegen den ſchuldigen 
Beamten eingeſchritten werden könne. habe mich 
dabei der Auffaſſung angeſchloſſen, die auch im Reichstage 
ur Sprache ge * worden iſt, daß durch Schweigen 
er Behörden gegenüber derartigen unrichtigen Mit- 
teilungen —* falſche Vorſtellungen über die Art und 
Weiſe der Verhaftungen und der Behandlung der Ge— 
fangenen erweckt werden, ſich feſtſetzen und gelegentlich 
überall Glauben finden. Der Yuffafung muß meines 
Erachtens entgegengetreten werben. 

Das ift die Verfügung, die ich eingangs erwähnt 
und von ber ich gejagt habe, fie könnte möglicherweile in 
der Nardenkötterſchen Sache für die Richter beftimmend 

eweſen fein zu einer etwas milderen Auffaffung bei ber 
eurteilung ber Haftfrage. Selbftverjtändlich würde das 
meinen Abhchten nicht entiprechen, ich glaube aber nicht, 
daß aus dem Marbenkötterichen Fall Beranlaffung für 
die Juſtizverwaltung gegeben ift, diefer Verfügung eine 
weitere allgemeine Verfügung folgen zu laflen, daß in 
denjenigen Fällen, wo ein erbebli r Fluchtverdacht vor 
liege, wo eine hohe Strafe zu erwarten ſei, mit mög- 
lichfter Strenge und Rüdfichtslofigkeit vorgegangen werben 
foll, daß man fich nicht mit einer ungureichenden Sicher- 
heit&leiftung begnügen fol, um von einer an fich be 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seſſion 1908. 
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gründeten Verhaftung abzufehen. ch glaube, daß jchon 
der Berlauf des vorliegenden alles, der der Staats- 
anwaltichaft vecht gegeben hat gegenüber der Auffafjung 
des Gerichtshofes, genügen wird, jedenfalls die Beamten 
der Staatsanwaltſchaft vor einer ungeeigneten Auslegung 
meiner allgemeinen Anweiſung zu behüten. 

ch habe aud ferner noch eine allgemeine Weiſung 
erlafjen über die Behandlung kranker Gefangener und die 
Urt, wie es mit ihnen gehalten werden joll, wenn fie auf 
Grund vorläufiger Feitnahme oder Berhaftung vorgeführt 
werden, ohne daß fie im Gefängniffe ihres Strankheits- 
uftandes wegen Aufnahme finden können. Mach der 
Richtung hin hatten fich bei einzelnen Behörden unrichtige 
Auffaffungen geltendgemacht, denen ich entgegengetreten bin. 

In den Verhandlungen des NReichstages ift ferner, 
und zwar von Bertretern verfchiedener Barteien, ein Punkt 
erörtert worden, der in ben Beichwerden des Herrn Ab» 
— Heine einen weiteren Raum eingenommen hat. 

s bezog ſich das auf die Frage, ob gegen einen Straf— 
pefan enen, gegen den wegen einer neuen Straftat eine 
Interjuchung eingeleitet wird, die bereits begunnene Straf» 
baft durch Anordnung der Unterfuhungshaft unterbrochen 
werden könne mit den Erfolge, daß die tatjächliche Haft 
des Gefangenen um fo länger dauert. 

Nach diejer Nichtung bin find auch von einer Seite, 
die im übrigen den —— des Herrn Abgeordneten 
Heine keineswegs überall zugeſtimmt hat, Beſchwerden 
erhoben. Es iſt geſagt worden, es müſſe als abſolut 
unzuläſſig angeſehen werden, daß eine Strafhaft in eine 
Unterſuchungshaft auf Grund neuer Anſchuldigungen 
umgewandelt werde; es ijt dabei darauf hingewieſen 
worden, daß dies unter allen Umftänden ein Punkt jei, 
der in einem künftigen Strafvollzugsgeiege, eventuell 
aber auch jegt ſchon im Berwaltungsmwege, eine Regelung 
finden müffe, die die Wiederkehr jolcher Beſchwerden 
ausſchließe. 

Es knüpfte ſich das an zwei Fälle an, die in Ober: 
ichlefien fich zugetragen haben, wo gegen einen Zeitungs» 
redakteur und eine > Dr Golde, glaube id), die ſich 
in Strafhaft befanden, nachträglich die Unterſuchungshaft 
angeordnet worden war. 

Diefe Frage, meine Herren, war mir £eineswegs 
neu; fie hat mich ſchon im Jahre 1895, ziemlich bald 
nad) meinem Dienjteintritt, bejchäftigt, und zwar aus 
dem Anlaß, daß mir befannt wurde, daß in einem Ober- 
(andesgerichtäbezirt die Praris beitand, daß — geitügt 
auf eine allgemeine Berfügung des Oberjtaatsanwalts — 
regelmäßig, wenn gegen einen Strafgefangenen eine an 
und für fich die Unterjuchungshaft rechtfertigende Straftat 
zur Anzeige — und die Unterſuchung eingeleitet 
war, jedesmal ſeitens der Staatsanwaltſchaft die Unter- 
fuhungshaft in gg. gebracht wurde. Diejer Grund» 
ja wurde von dem betreffenden Oberftaatsanwalt als 
ein durchaus gebotener feinerzeit vertreten. — Ich trug 
Bedenken, ihn als richtig anzuerkennen, und habe damals 
von jämtlichen Dee Bericht darüber er 
fordert, wie dieſe Frage in den übrigen Teilen der 
Monarchie gehandhabt werde, und wie die Auffaffung der 
Provinzialbehörden zu diejer Frage jei. Ich habe ein 
jehr — 25 Berichtsmaterlal bekommen und bin zu 
der Auffaſſung gelangt, daß dieſe Frage ſich generell 
überhaupt nicht ordnen läßt, ſondern nur von Fall zu 

il entſchieden werden kann. Das habe ich in einer 
ndverfügung vom 11. Mai 1896 zum Ausdrud gebracht 
und darin gejagt, daß nah den Umitänden des Einzel- 
falles durch Einvernehmen der Unterjuchungs- und Straf» 
vollftrefungsbehörde mit der Gefängnisbehörde geprüft 
werden muß, ob es zuläffig fei, von der Unterfuchungsbaft 
abzufehen und die Strafverbüßung nicht zu unterbrechen; 
ich habe auf die einzelnen Gefichtspunfte, je etwa in 
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[Buftiz-Etat] — 


[Dr Schönftedt, Juſtizminiſter] 
Frage kommen, hingewieſen, habe aber gejagt, daß ich 
von der Aufftellung jpezieller Vorſchriften abjehen müſſe, 
und nur die Erwartung ausgeſprochen, daß jeitens der 
beteiligten Behörden bei den zu treffenden Enticheidungen 
der leitende Grundſatz feitgehalten werde, daß die Ber- 
kürzung der den Gefangenen aufzuerlegenden Freiheits— 
entziehung durch gleichzeitige Vollftredung der Unter: 
fuchungshaft und der teafbaft ſtets einzutreten habe, 
wenn dies nad Lage des konkreten Falles ausführbar 
jei. Ich habe aljo als oberiten —— den an die 
Spitze geſtellt, daß eine Verlängerung der Strafhaft 
durch die eine Unterbrechung derſelben bewirkende Unter— 
ſuchungshaft überall, wo ri nad) Lage der Sache ver- 
mieden werden fann, zu vermeiden jei. 

Die Enticheidung über dieſe Frage liegt aber in 
allen Fällen in den Händen des Unterfuchungsrichters, 
der darin fouverän ift, und dem auch die Juſtizverwaltung 
darin feine Borjchriften erteilen kann. In den beiden Fällen, 
die im Reichstage zur Sprache gekommen find, hat eine folche 
jachliche Prüfung des Unterfuchungsrichters ftattgefunden, die 
ihn zu dem Ergebnis geführt hat, daß eine Unterſuchungshaft 
jeinerfeit3 gegen die zur Strafhaft gebrachten Perjonen 
angeordnet werden müffe, und ich habe nach Prüfung der 
Sache auch nicht zu dem Ergebnis gelangen fünnen, daß 
diefe Auffaffung des Interjuchungsrichters eine fachlich 
berechtigte nicht geweſen jei. 

teine —— ich wiederhole, daß ich auf Einzel— 
fälle in dieſem Augenblicke nicht eingehen will. Nur 
bezüglich eines Falles, der vor wenigen Tagen im Reichs— 
tage au Spradye gebracht worden ijt, jehe ich mich doch 
veranlaßt, eine Auskunft zu erteilen, weil, wenn die dort 
aufgeitellte Behauptung unwiderſprochen bliebe, fie zu 
jehr unrichtigen Schlüffen führen würde. In der Sitzung 
des Reichstags vom 30. Januar d. J. hat bei Gelegen- 
heit der Beiprechung der Boleninterpellation der Abge- 
ordnete dv, Dziembowski-Pomian, der, foviel ich weiß, 
diefem Hohen Haufe nicht angehört, und dem ich deshalb 
perjönlich nicht gegenübertreten kann, folgenden Sag aus- 


geſprochen: 

na Poſen ift die Gefängnistoft derartig, daß 
te höchitwahricheinlich jegt ein Menfchenleben 
foften wird, Sch beſuchte vor einigen Tagen 
einen Redakteur, der aus der Haft entloffen 
wurde — er hatte einen Urlaub befommen, um 
fih im Krankenhauſe einem Heilungsprozeß zu 
unterziehen —, und welder in kurzer Seit, in 
wenigen Monaten 30 Pfund abgenommen hatte, 
(Hört, hört!) Und er war nicht etwa beſonders 
didleibig, jondern er hatte ungefähr meine Figur. 
(Heiterkeit), Der Herr wurde ſchwer nieren- 
frank, und die Arzte hoffen kaum auf jein Auf— 
kommen rejpeftive auf vollftändige Genefung; fie 
ichreiben das lediglich der jchlechten Gefangenenkoſt 
zu. Intereſſant dabei ift es, daß die urſprünglich 
ihm zugebilligte Krankenkoſt entzogen wurde, 
nachdem er ein Rencontre mit dem Gefängnis- 
inipeftor, früher Kwialkowski, jegt Blume, ge 
habt hatte. 

Ja, meine Herren, wenn dieſe Tatſachen richtig 
wären, dann würden fie höchſt fchaubervoll fein. Dieje 
Tatiachen find aber, wie — nachweiſen werde, 
vollkommen unrichtig. Die Sache betraf einen Straf- 
gefangenen, v. Slupsti aus Pofen, einen Herrn, der 
nad jahrelangen: Aufenthalt im Auslande, wo er haupt» 
fächlich in der Breffe tätig war, nad) Pojen zurüdgefommen 
ift und dort die Leitung einer polniſchen Zeitung über- 
nommen bat. Diefer Herr ift durch Urteil der zweiten 
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Straffammer des Landgerichts Polen vom 7. Juni 1902 
wegen Majeftätsbeleidigung und Anreizung zum Slaffen- 
kampf zu 6 Monaten Yefängnis verurteilt iworden. Es 
wurde bejchloffen, ihn in Unterfuhungshaft zu nehmen. 
Er hatte einige Tage fpäter, am 18. Juni, eine von ihm 
eingere chte Reviſion zurüdgenommen und dann bie Straf- 
haft angetreten. Er befand fich alfo jeit dem 7. Juni 
tatjächlich in Haft. Am 13. Oktober wurde er auf den 
Antrag feines Verteidigers auf eine Woche aus ber 
Strafhaft beurlaubt. Das Geſuch war damit begründet, 
er leide an den Augen und Zähnen und möchte deshalb 
einen Spezialiften konfultieren. Ferner müfje er fich jegt 
bei Eintritt der falten Witterung warme Hleidungsftüde und 
Wäſche anſchaffen, und er hätte bei Eintritt des Quartals» 
wechjels verichiedene Gejchäfte zu bejorgen. Die Beurlaubung 
wurde dem Herrn bewilligt, zunächſt auf eine Woche. 
Auf einen weiteren Antrag vom 17. Oktober, in welchem 
unter Beibringung eines Atteſtes des Kreisarztes von 
demjelben Tage eine Verlängerung des Urlaub um 
mindeftens vier Wochen nachgejucht wurde, wurde ber 
Urlaub bis zum 19. November verlängert. Am 10. No» 
vember hat jich der Herr zum Gefängnis wieder gejtellt. 
Am 13. Dezember reichte der Verteidiger wiederum ein 
Gefuh um Beurlaubung ein, und zwar um einen brei- 
wöcigen Urlaub ag aus geichäftlihen Nüd- 
fichten. Auch diefem Antrage ift jtattgegeben. Nach 
wenigen Tagen, am 19. Dezember, wurbe der Gefangene 
wiederum aus der Haft beurlaubt. Am 9. Januar be» 
antragte der Verteidiger eine weitere Verlängerung bes 
Urlaubs unter Einreichung eines ärztlichen Atteftes mit 
Rückſicht auf den Gejundheitszuftand. Darauf ift der 
Urlaub verlängert bis zum 15. März, läuft aljo weiter. 

In diefem Antrag vom 9, Januar zeigt fich zum 
erſtennal die Abficht, die Schuld an der durch das bei- 
gefügte Atteſt beicheinigten Erkrankung der Gefängnis 
verwaltung zuzufchieben. Vorher hat es an einer Klage 
über eine ſolche Erkrankung und über die ungenügende 
— gung jeines Srankheitszuftandes vollitändig 
gefehlt. 

Was nun die Behandlung im Gefängnis anbelangt 
während ber Zeit, wo er dort gejeffen hat, jo fann gar 
feine Rede davon fein, daß die Schuld an dem Sranf- 
heitszuftande diefes Mannes irgendwie auf die Behand- 
lung im Gefängnis zurüdzuführen je. Mit Nüdjicht 
auf feinen mangelhaften Gejunbbeitszuftand, der nad 
feiner eigenen Angabe auf alte Beiten zurüdgeht, und 
der bei dem Herrn ſchon jchon feit 10 und längeren 
Jahren, feit den 80er Fahren befteht und ein chronijcher 

armkatarrh ift, ift ihm, von wenigen Tagen abgejehen, 
bis zum 27. November unausgejegt Kraänkenkoſt ver- 
abfolgt. An diefem Tage hat der Gefängnisarzt erklärt, 
es ſei nach dem Gejundheitäzujtande, der fich Teweit ges 
bejlert habe, überflüifig, ihm dieſe Krankenkoſt weiter 
noch zu verabfolgen. Es beruht das lediglich auf der 
Anordnung des Gefängnisarztes, und wenn in der Aus- 
führung des Herren v. Diiembowsti die Sache auf einen 
vorhergegangenen Konflikt des Gefangenen mit dem Ge— 
en urüdgeführt wird, dann ift das voll« 
tändig aus der Luft gegriffen. Ein folder Konflikt hat 
überhaupt niemals ftattgefunden; es ift nie cine Be— 
ſchwerde des Gefangenen über den Gefängnisinipektor 
erhoben worden. 

Der Gefängnisarzt in Polen, ein hoch angejehener 
Herr, der Geh. Medizinalrat Dr Sunau, Mitglied des 
Medizinaltollegiums, bat nun durch ein von ihm erfor— 
dertes Atteſt fetgeftellt, dak am 1. Dezember v. Slupsti 
nochmals, nachdem er jich krank gemeldet hatte, von en 
unterfucht worden ift, daß etwas Krankhaftes bei ihm 
überhaupt nicht nachzumeifen war. Bon da ab bis zu 
feiner Entlaffung, bis zum 19. Dezember, hat v. Stupati 











Duftig@tat] 


[Dr Schönftebt, Juftizminifter] 

weder beim Gefängnisarzt noch beim Gefängnisinfpektor 
fi frank gemeldet oder beichwert. Im Urlaubsgeſuch 
ift davon gar nicht die Mede, fondern das kommt erjt 
zum Borfhein in dem viel fpäteren Geſuch vom 
Januar. 

Im übrigen waren dieſem Gefangenen möglichſt 
weitgehende Vergünſtigungen geſtattet. Es war ihm das 
Tragen feiner Uhr, die Benutzung eines Taſchenmeſſers, 
die Selbftbeichäftigung, eigne Kleidung und Wäſche, Licht: 
brennen bis 10 Uhr Abends, Lektüre und öftere Beſuche 
geftattet — aljo eine Rückſicht, wie fie in fo weitgehen- 
dem Maße nur in befonderen Ausnahmefällen gewährt 
wird, Es ift ihm allerdings einmal verweigert worden 
der Ankauf von Zufaknahrungsmitteln öfter, als es nad) 
der Hausordnung üblich ift, nach der es nur einmal im 
Monat ftattfinden jol. Es ift das aber gefchehen auf 
Grund des Gutachtens des Gefängnisarztes, nach dem 
diefe Zuſatznahrung durchaus überflüffig war. 

Nah der feitgeftellten Be ana diejes Herrn 
beiteht alſo gar fein Zweifel, daß fein Krankheitszuſtand 
auf eine alte Zeit zurüdgeht und daß er im Gefängnis 
eigentlich ein befjerer geworden ift, ala er bei dem 
Eintritt in das Gefängnis war. Die Koft im Gefängnis 
zu Polen ift nach den darüber ftattgehabten Erhebungen 
eine durchaus tabelloje und vorichriftsmäßige. Der Ger 
fängnisvorfteher beauffichtigt die Herftellung einer rich— 
tigen Gefängnisfoft unausgefegt, und in der Beziehung 
find lagen nicht erhoben. 

Es ergibt ſich aus dem ärztlichen Gutachten — es 
find von drei Arzten, auch von dem Privatarzt des Herrn 
v. Slupsti, Zeugniſſe eingefordert — ganz überzeugend, 
dab dv. Slupski überhaupt nicht in der Weije, wie es be- 
hauptet war, erkrankt war, daß bei ihm ein eignentliches 
Nierenleiden nicht, vielleicht die Dispofition dazu bejteht, 
dak ferner ein urfächlicher Zufammenhang zwifchen der 
Erkrankung und der angeblichen ungeeigneten Ernährung 
im Gefängnis nicht beiteht, und daß ber BZuftand des 
Gefangenen jett ein befferer ift ala vorher. Im übrigen 
ift gar nicht davon die Rede gewejen, daß der Zuftand 
ein lebensgefährlicher fei, umd die Befürdtung, die aus- 
pefprochen ift, er möchte wohl jchon geitorben jein, ent— 
ehrt jeder tatlächlichen Grundla 

Ich habe 





e. 
hnen das —— und breit deshalb vor- 
getragen, um Ihnen zu zeigen, wie vielfach die Dinge ganz 
anders ausſehen in der Wirklichkeit, als fie nach Zeitungs- 
notizen ericheinen, und wie bedenklich es deshalb ift, wenn 
Abgeordnete derartigen Notizen oder —— die auf 
fo unzuverläſſigen Witteilungen beruhen, Glauben jchenten. 
Es beftärft mich das in der Überzeugung, dat es notwendig 
ift, derartigen Beichwerden immer auf den Grund zu geben 
und den wirklichen Sachverhalt nah Möglichkeit Elar zu 
ftellen. Ich glaube, daß das in dieſem Tall gefchehen ift, 
und ich bin bereit, über alle anderen Fälle, die den Gegen: 
fand von Beſchwerden gebildet haben, auf Berlangen 
Auskunft zu geben. 

(Bravo!) 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Abs 
geordnete Mies. 


Mies, Abgeordneter: Meine Herren, lediglich bie 
eftrigen Ausführungen meines verehrten Freundes 
Ir Bachen und die Erwiderung, die der Herr Minifter 
ihm bat zu teil werben laffen, haben mich veranlaßt, 
(ae das Wort zu nehmen. Ich will ſogleich hinzu- 
ügen, daß ich mich mit diefen Musführungen nicht in 
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voller een befinde, und daß ich mich daher 
im wejentlichen gegen diefelben wenden muß. 

In voller Übereinftimmung befinde ich mich mit dem 
Herrn Kollegen Dr Bachem in dem, was er über bie 
notwendige “Dezentralifation der Gerichte im Intereſſe 
einer gefunden Rechtspflege gefagt hat. Es ift mit dieſem 
Intereſſe fchlechterdings unvereinbar, wenn die Gerichts: 
eingeſeſſenen erſt u. von 3 bis 4 Meilen zu machen 
haben bis zu der Gerichtäftelle, wo fie ihr Mecht fuchen. 

Soweit num diefe Dezentralifation der Gerichte das 
Landgericht Düffeldorf berührt, jo finde ich mich mit 
meinem Herrn Kollegen Dr Bachem auch noch in dem 
Bunft in Übereinftimmung, wenn er eine Teilung diejes 
Landgerichts Düffeldorf für angezeigt erachtet. Won ba 
aber gehen unfere Wünfche und Wege weit auseinander, 
bejonders in dem Punkt, wo der Amtsfig des neu zu 
errichtenden Landgerichts in ie fommt. Der Herr 
Kollege Bachem hat dafür Grefeld befürwortet. Er hat 
als Gründe dabei angeführt: die hohe Bevölkerungsziffer 
Grefelds, die Bedeutung feiner Induſtrie und feine hiſto— 
riſche Bergangenheit. Über die Abgrenzung des zu 
bildenden neuen Bezirks hat der Herr Kollege Bachem 
ſich nicht ausgeſprochen. Dagegen hat in diefer Beziehung 
der Herr Minifter in feiner Erwiderung eine Mitteilung 
gemacht, die mich im höchften Grade unangenehm über: 
rafht hat. Er hat gelagt, daß zwar zur ge für 
Grefeld ein Bebürfnis für ein Landgericht nicht nach— 
zumeifen fei, daß aber, wenn dieſes Bedürfnis — und 
wie er glaube, trete das in baldiger Zeit ein — nach— 
gan fei, dann der Amtögerichtöbezirt Vierſen in 

usficht genommen fei, um diefem Landgericht Erefeld 
einverleibt zu werden. 

Meine Herren, diefe Mitteilung, fo wie fie mich 
unangenehm überrafcht hat, wird fie auch in den zumächit 
betroffenen Städten PVierfen und Gladbach unangenehme 
üÜberrafhung und eine große Enttäufchung — 
Meine Herren, Vierſen iſt eine von den Städten, die in 
unmittelbarem Zuſammenhange, ſozuſagen im Gemenge, 
mit Gladbach liegen und mit dieſer Stadt den ſogenannten 
Gladbacher Induſtriebezirk bilden. Vierſen reicht mit 
feinen Vororten unmittelbar bis an die Grenze von 
Gladbach heran; es gehört zum politifchen Ktreiſe Glad- 
bad; es gehört zum Handelskammerbezirk und zur 
Kammer für Handelsfahen in Gladbach. Ich glaube, 
dem Herrn Miniſter ift da geftern, wie ich bier in 
Barentheje einfügen will, ein Jrrtum unterlaufen. Wenn 
ich ihn vecht veritanden habe, hat er gejtern gejagt, daß 
Vierſen zum Handelskammerbezirk — oder war es zur 
Kammer für Handelsfachen — von Grefeld gehöre. Das 
ift, fo viel ich weiß, ein Irrtum; es gehört zur Handels» 
fammer und zur Sammer für Handelsſachen in Gladbach; 
— ich jehe an dem Zuwinken bes Herm Minifters, daß 
wir über diefen Punkt einig find. Es gehört auch zum 
Gewerbegerichtsbezirt Gladbach; und außerdem darf ich 
wohl jagen, es gravitiert mit feiner Induſtrie, mit feinen 
perfönlichen und vermwandtichaftlihen Beziehungen im 
wefentlihen nah Gladbach gi wenigften® in weit 
höherem Maße nad Gladbah als nach Grefeld Hin. 
Dann aber auch hat PVierfen zu wiederholten Malen 
durch die Befchlüffe und dur den Mund feiner Stabt- 
verordnetenverfammlung fih dahin ausgefproden, daß, 
wenn einmal eine Zeilung des Landgerichtäbezirkes 
Düffeldorf eintreten follte, dann Bierfen die Einverleibung 
nach Gladbach und nicht nach Erefeld wünſche. 

Unter biefen Umftänden muß ich ald Bertreter 
ber beiden Städte Gladbach und Pierfen im Namen 
diefer Städte und der ganzen Bevölkerung diefer Städte 
in eindringlichfter Weile gegen diefen Plan der Ein- 
beziehung des Amtsgerichtäbezirkes Bierfen in ein Land- 
gericht Crefeld Einſpruch erheben, und id) hitte den 

A} 
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Mies, Abgeordneter] 
Herrn Minifter inftändig, von diefem Plane Abftand 


nehmen zu wollen. 

Nun komme ih zurüd auf die Ausführungen des 
Herrn Kollegen Dr Bachem. Er hat den erften Grund 
für ein Landgericht Erefeld in der hohen —— 
iffer gefunden. Gewiß, meine Herren, ein Landgericht 
bir eine Stadt wie Crefeld von mehr als 100 000 Ein« 
wohnern iſt ja allerdings ein jehr begehrenswertes Deto- 
rationsftüd, und von diefem Gefichtspunft aus möchte auch 
ich der Stadt Erefeld das Landgericht von ganzem Herzen 
wünſchen. Aber, meine Herren, das ift doc nicht 
enticheidende Gefichtspunft, wenn es fich um die Kreierung 
eines neuen Landgerichts handelt: der enticheidende Ge— 
ſichtspunkt ift die Bedürfnisfrage im Intereſſe der Rechts- 
pflege, und dieje Bebürfnisfrage kann man, glaube ich, 
u Gunften Erefelds bier in Ddiefem Falle wohl kaum 
ejahen. Der Herr Minifter hat geitern gejagt, daß 
ur Zeit diefes Bebürfnis für Greteib nicht vorhanden 
Bei Ich glaube, da etwas weiter gehen zu follen; ee 
glaube, die Worte „zur Zeit” könnte man ftreicdhen. Na 
den Umſtänden und der Lage Erefelds ift meiner Anficht 
nad für Erefeld ein Bedürfnis für ein Landgericht ein- 
fach nicht vorhanden. Seiner Lage nad hat Erefeld 
außer der Bevölkerung feiner eigenen Genteinde kaum 
noch ein nennenswerted Hinterland. Es liegt eingeengt 
zwijchen der Grenze des Landgerichts Eleve und dem 
linfen Rheinufer. Der Bezirk, den es für fi in Ans 
fpruch nehmen müßte, der müßte gejucht werben ganz im 
Süden und im Südweſten und müßte fich weit hinein 
eritrefen nad den Grenzen von Gladbach und Neuß, 
fodaß die Antereffen diefer Städte, insbejondere unfere 
Gladbacher Intereſſen, dadurch wejentlid verlegt würden. 
Und jelbft wenn das geihähe, dann würde Grefeld auf 
dem ‚alleräußerften Punkte der Peripherie diejes fo ge— 
bildeten Landgerichtsbezirts Crefeld die allerungünftigite 
Lage haben — und daher als Amtsfig ſich durchaus nicht 
empfehlen. 

Aber auch in bezug auf feine Lage gegenüber der 
Stadt Düffeldorf halte ich ein Landgericht Erefeld nicht 
für notwendig. Grefeld liegt jegt, nachdem die neue 
ftolze Aheinbrüde da vor einigen Jahren fertig geworden 
ift, unmittelbar vor den Toren von Düffeldorf. Es führt 
über diefe Brüde eine elektrijhe Bahn, wodurd man in 
weniger als einer halben Stunde Zeit von einer bis zur 
anderen Stadt hinfommt, und bie Gelegenheit zur Fahrt 
wiederholt ſich in jeder Stunde mindeſtens da hr 








Alfo wo foll da für Erefeld eigentlich) ein Bedürfnis her- 
— für ein Landgericht? ch weiß es nicht, meine 
erren. 
Ganz anders da sgen liegt die Sache für München» 
Gladbach. München⸗Gladbach, glaube ich, ift nicht un- 
bejcheiden, wenn es für ſich ein Landgericht mit einem 
Bezirke in Anſpruch nimmt, welcher ſich im — 
dedt mit feinem Dandelsfammerbezirte und feinem Ge— 
werbegerichtöbezirke. Die Bildung dieſer Bezirke zeigt, 
wie die wejentlichen Intereſſen aller diefer Bezirks— 
eingejeflenen, die eine für ein Landgericht BR ger 
nügende Bevölterungsziffer aufweifen, nad Gladbach hin 
gravitieren. Darum, ſage ich, wird es nicht unbefcheiden 
jein, wenn Gladbach dieje Bezirke für ſich in Anſpruch 
nimmt. Es liegt aber auch jo günftig inmitten Ddiefer 
Bezirke, derart, daß man, wenn man die Karte anfieht, 
jagen muß: beffer, zentraler könnte die Lage nicht fein, 
wenn fie mit dem Zirkel da hineinfonftruiert wäre, 
Nun hat der Herr Kollege Bachem bingewiejen auf 
die Bedeutung der Erefelder Jnduftrie. Meine Herren, 
ich unterfchreibe das alles gewik, was der Herr Kollege 
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Bachem darüber gejagt hat. Aber das alles gilt aud) 
ugleich für die Bedeutung der Induſtrie Gladbach. Die 
Gh umwollinduftrie Gladbachs ift eine Weltinduftrie ganz 
in demfelben Maße wie die Grefelder Seidenindukrie, 
aber fie beruht meiner Anficht noch auf einer fefteren 
Grundlage, weil fie als Baummolleninduftrie Bedarfs- 
artifel at während die Erefelder Anduftrie nur 
Lurusartifel liefert, welche nicht zu jeder Zeit und von 
jedermann angefchafft werden können und nicht angefchafft 
werben u wie es bei den Gladbacher Artikeln der 
Fall ift. Alfo auch infofern, glaube id), hat Gladbach 
vor Erefeld den Vorzug. Weiter will ich auf dieſen 
Punkt nicht eingehen, ich vermweife aber auf die Denf- 
fchrift, die wir vor einigen Jahren von Gladbach aus 
bem Herrn YQuftizminifter eingereicht haben. In diejer 
Denkſchrift haben wir bie einzelnen 2 auf bie es 
ankommt, ausführlich erörtert, die Verhältniffe find im 
ganzen wohl bis dahin diefelben geblieben, ſodaß ich 
faube, aud) die Begründung unferer Anfprüche, wie wir 
He damals in der Denfichrift niedergelegt Jeden, wird 
heute nod in dem weſentlichen Punkten richtig und für 
die Beurteilung der Verhältnifje maßgebend fein. 

Nun hat Dar Kollege Bachem endlich auch noch die 
iftorische Vergangenheit von Erefeld in Betracht gezogen. 
eine Herren, ih glaube, wenn ich in diefer Beziehun 
Gladbach mit Erefeld vergleichen wollte, daß Erefeld vie 
zu kurz kommen würde, Die Geſchichte Gladbachs reicht 
weit hinauf bis in die vorchriftliche Zeit. Gladbach i 
eine bedeutende Stadt gewefen, als Erefeld noch gar nicht 
eriftierte; feit Karls des Großen Beiten durd ein Jahr— 
taufend hindurch hatte e8 eine große, mächtige Abtei, 
weldje mit der weiteften Gerichtsbarkeit ausgeftattet war, 
während Grefeld erjt zur Zeit der —— * Uſurpation 
u einem Landgericht gekommen iſt und mit Beendigun 
J Ufurpation dasſelbe auch wieder verloren” hat. a 
glaube aljo, auch in diefer Beziehung könnte ſich Crefeld 
mit Gladbach nicht mefjen; ich will aber weiter nicht 
—— eingehen, weil ich ein beſonderes Gewicht darauf 
nicht lege. Ein großes Gewicht aber lege ich auf das 

terefje einer guten Rechts sg Diefes allein, meine 
erren, kann für Die Cntt eidung, in das neue 
andgericht kommen ſoll, o Pi Grefeld, ob * 
M.Gladbach, ſchließlich maßgebend fein. Jh habe au 
u dem Herrn Minifter und zu ber Juſtizverwaltung das 
ertrauen, daß, wenn es zu einer Entjcheidung in der 
Frage fommen wird, diefe Enticheidung dann nad; diefem 
Sefichtspunfte fallen wird, Wenn das aber gefcieht, 
meine Herren, dann, glaube ich mich — halten zu 
bürfen, wird in dem Streite nicht Crefeld, ſondern 
Gladbach die Palme nach Haufe tragen, 


Vizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): 
Wort bt der Herr Minifter. — 


Dr Schbuſtedt, Juſtizminiſter: Meine Herren, es 
hat mich nicht überraſcht, daß die geſtrige Anregung des 
u Abgeordneten Bahem den alten Streit zwiſchen 

refeld und Gladbach hat entbrennen laffen. * will 
in diefem Streite keine Stellung nehmen, ich halte mic) 
vorläufig meutral, glaube aber, daß die beiden Städte 
beffer täten, ſich zu — ſtatt ſich zu bekämpfen; 
denn durch die Fortſetzung dieſes Kampfes wird für beide 
die Erfüllung von ai oder weniger berechtigten 
Wünfchen nur erfchwert. Ach beichränfe mich auf diele 
Bemerkung und will mir nur geltatten, die Auffaflung 
richtig zu Meilen, die der Herr Abgeordnete Mies meiner 
eftrigen Außerung bezüglich Bierjens ge eben hat. Ich 
be Ver ausdrüdlich hervorgehoben, Ä die Intereſſen 
von Bierjen mehr nad) Gladbach und Düffeldorf zu gravi— 
tieren fchienen wie nad Erefeld, und ich habe nur 
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[uftiz@tat] — 
[Dr Schönftedt, Juſtizminiſter] 
bemerkt, daß vorläufig fogar bei Einrechnung des Amts» 
gerichts Vierſen für die Penjenberechnung eines zu— 
fünftigen Landgerichts Erefeld die Zahl noch nicht aus» 
reiht. Ich glaube, daß dadurch Gladbach und Vierſen 
fih in ihren Mechten nicht verletzt fühlen können. 

Im übrigen will ich nur hervorheben, daß feit dem 
vorigen Jahre den Antereffen und Wünſchen der Stadt 
Gladbach durch Errichtung einer detachierten Straftammer 
Rechnung getragen ift, und daß die Juſtizverwaltung 
doch auch einigen Anfpruch auf den Dank der Stadt 
Gladbach erheben darf. 





Bizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr Arendt. 
Dr Areudt (Mansfeld), Abgeordneter: Meine 


—— ich kann mich nicht in den Streit zwiſchen den 
iden Städten Crefeld und Gladbach einmiſchen; ich 
will nur hoffen, daß die letzten Worte des Herrn Miniſters 
nicht ſo zu verſtehen ſind, als ob nun nach Heineſchem 
Rezept verfahren würde: 

Und da keiner wollte leiden, 

Daß der andre für ihn zahl", 

Zahlte feiner von den beiden, 
ober hier angewandt: und da einer leiden wollte, daß 
der andere ein Landgericht bekäme, bekam es feiner von 
ben beiden.! 

Meine Herren, ich glaube in der Tat — das wollte 
ich aud) zum Gegenftand meiner Ausführungen machen —, 
daß es mwünjchenswert nad vielen Richtungen ift, in der 
Dezentralijation bezüglih unferer Gerichte weiter fort 
zufahren, auch bezüglich der Landgerichte, um ein über- 
mäßiges Anwachſen derfelben zu verhüten. Ich werde 
darauf noch zurüdtommen. Ich wollte aber vorerft eine 
Bitte an den Herm Minifter richten. In den Mans- 
felder Kreifen, Die ich hier zu vertreten die Ehre habe, 
ift eine ganze Anzahl von Amtsgerichten, die ihren Sit 
in Keinen Landorten haben. Naturgemäß find bei ber 
wirtichaftliden Entwidlung, in ber wir gegenwärtig 
leben, dieſe kleinen Landorte entweder ftehen geblieben 
oder zurüdgegangen, Umfomehr ift für fie die Aufrecht- 
erhaltung Ddiefer Amtögerichtsbezirte cine Lebensfrage. 
Leider wird nun ftändig feit Jahren immer wieder eine 
Beunruhigung hervorgerufen, bald durch Gerüchte über 
eine Anderung in der Abgrenzung der Amtsgerichts- 
bezirke, bald gar durd; Gerüchte über die Aufhebung von 
Amtsgerichten. 

n legter Zeit bat ein jolches® Gerücht über die 
Aufhebung des Amtsgerichts in Wippra fogar eine jehr 
bedenklich fefte Form angenommen; es war über ben 
Rahmen des Gerüchts hinausgegangen. Es waren in 
ber Tat amtliche Anregungen von dem Landgericht in 
pale erfolgt, und es haben Erhebungen bei den Orts— 
ehörden ftattgefunden. Das hat eine ſehr lebhafte Be- 
unrubigung in der Bevölkerung ar Amtsgerichtöbezirts 
arena u Ba denn wie die lokalen Verhältniffe liegen, 
wäre nicht bloß für den Ort Wippra, fondern auch für 
ben ganzen Amtögerichtsbezirt die Aufhebung des Ants- 
gerice geradezu als eine Kalamität anzuſehen. In 
ſenem Bezirk exiſtieren noch gar keine Eiſenbahnen — 
man ſollte es kaum für möglich halten, daß das im 

erzen Deutſchlands der Fall ſein kann; aber bis jetzt 
iſt in dieſe Darzberge die Eiſenbahn noch! nicht, vor- 
gerückt —, und die Bewohner würden, wenn dieſer Be— 
zirk zu anderen Amtsgerichtsbezirken zugeſchlagen würde, 
ganz überwiegend nicht in der Lage fein, an einem 
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Tage den Gerichtsort zu erreihen und wieder in ihre 
Heimat zurüdzutehren. 

Schon aus diefen Gründen würde die Aufhebung mir 
ganz unmöglich ericheinen. Es fommt aber noch hinzu, 
daß ich nicht annehmen kann, daß die geringen Zuſchüſſe, 
die jenes Amtägericht erfordert, für die Juſtizverwaltung 
maßgebend fein können; denn die Amtsgerichtsbezirke find 
u nicht beftimmt, finanzielle Erträgniffe zu liefern, 
fondern fie follen die Rechtspflege im Lande aufrecht 
erhalten. Die Sreisinfaffen jagen mit Necht, daß fie 
durch die Aufhebung ihres Amtsgerichts doch nicht dafür 
geftraft werden können, daß bei ihnen Bergehen und 

erbrechen felten find, daß fie eine ſeßhafte Bevölkerung 
darjtellen, die bei Aufrechterhaltung guter Sitten ihren 
Befit wenig verändert. 

Bon dem Herm AJuftizminifter haben wir geftern 
ehört, es ſei wünfchenswert, daß ber Amtsrichter mit 
—— Bezirk verwachſe, daß er dort dauernd anfällig 
werde, daß er auf Gedeih und Verderb in feinem Bezirk 
fich heimisch fühle. Das ift hier in Wippra ganz befonders 
—— und der dortige Amtsrichter verdient nach dieſen 

usführungen des Herrn Miniſters die Bezeichnung als 
Muſteramtsrichter vollauf. 

Meine Herren, ich wäre deshalb ſehr dankbar, wenn 
durch eine Erkärung der Regierung dieſer Beunruhigung 
über die Aufhebung des Amtsgerichts in Wippra ein Ende 
gemacht würde. 


Ich gebe vollkommen zu, daß es für das Landgericht 
in Halle vecht beſchwerlich ſein mag, neben feiner großen 
Geichäftslaft auch noch diefen ausgedehnten Bezirk, dieſe 
zahlreichen Kleinen Amtsgerichte, verfehen zu mülfen; aber 
ich meine, man follte hier die Mittel der Abhülfe auf eine 
andere Weife ſuchen. Dieſe Abhülfe jcheint mir darin zu 
fuchen zu fein, daß man das Landgericht in je auf 
anderem Wege entlaftet ala auf dem der Aufhebung von 
Amtsgerichten. In der Tat ift das Landgericht in Halle 
das ausgedehntefte der Provinz Sachen, mit Ausnahme 
von Magdeburg; foweit man das aus dem Termin« 
kalender entnehmen kann, wird e8 ziemlich den doppelten 
Umfang haben, den die meiften übrigen Landgerichte in 
der Provinz Sachſen haben. Ich meine deshalb, bei dem 
großen Wachstum der Stadt Halle, bei dem großen Ber- 
kehrswachſtum des ganzen Bezirks fjollteiman vielleicht 
auch hier an die Teilung diefes Bezirks denken, und ich 
möchte da auf meine frühere Anregung zurüdtommen, ob 
es nicht ratfam wäre, durch Abtrennung eines Qandgerichts: 
bezirfes Eisleben Halle zu entlaften. In Eisleben iſt 
ſchon jegt eine Straſkammer detadjiert; aber, meine Herren, 
das if ja ein Notbehelf und auch wieder eine Erſchwerung 
für das Landgericht Halle. Ich meine, auf die Dauer 
der Zeit würde der wünſchenswerteſte Zuftand der fein, 
dak man ein Landgericht nad, Eisleben legt. 

Aber, meine Herren, vor allen Dingen möchte ich, 
aud abgeiehen von dem hier im einzelnen vorgetragenen 
Fall, den Wunſch ausfprechen, daß die kleinen Amtsgerichte 
eher vermehrt, aber keinesfalls vermindert werden mögen, 
Es ift doch von einer großen Tragweite für einen Bezirk, 
ob er feine Nechtspflege nah oder fern hat, ob die * 
ſaſſen gezwungen find, zu den Gerichtstagen weite und 
beſchwerliche Reifen zu machen, oder ob rn in der Nähe 
ihr Recht juchen können. Sch werde immer gern bereit 
fein, neue kleine Amtsgerichte) — ich rede jegt allgemein, 
nicht nur von meinem Wahlkreiſe — zu bewilligen, und 
ich glaube, foweit ich die Stimmung in Ddiefem Hohen 
Haufe kenne, wohl ausipredyen zu können, daß de 
keinerlei —— beſteht, gegen den Willen der In— 
ſaſſen in die Aufhebung von Amtsgerichten zu willigen. 
Wir haben alle viel ae ben Wunſch, jenen Kleinen und 
mittleren Orten zu Hülfe zu fommen, als ihnen durch 
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[Dr Areudt (Mansfeld), Abgeordneter] 
die Beſeitigung und Aufhebung von Amtsgerichten den 
Lebensners völlig zu durchſchneiden. 

Ich möchte deshalb den Herm Miniſter um einige 
Worte der Beruhigung nad) diefer Richtung hin bitten, 
die geeignet find, der Erregung, welche ſich durch bie 
Gerüchte von der Mufhebung insbefondere des Ämts— 
gerichtes in Wippra verbreitet hat, ein Ende zu machen, 
und empfehle ihm, die Anregung, ob man dem Landgericht 
in Halle nicht eine Entlaſtung anderweitig, durch Ers 
richtung eines Landgerichts in Eisleben, geben kann, in 
wohlwollende Erwägung zu nehmen. 


Bizepräfident Dr Sranfe (Königsberg): 
Wort hat der Herr Minifter. 


Dr Schönftedt, Yuftizminifter: Meine Herren, die 
Aufhebung des Amtsgerichts Wippra ift allerdings durch 
den Landgerichtspräfidenten in ya angeregt worden, 
und zwar mit Müdficht auf den ſehr geringen Geichäfts- 
umfang des Amtsgerichts, der aud) für eine halbe Richter: 
kraft kaum ausreicht. Mach näherer Prüfung der Sadıe 
und Anhörung der Lokal» und Kreisbehörden hat jedoch 
das Juſtizminiſterium von der weiteren Verfolgung diejes 
Gedankens Abjtand genommen. Die Stadt Wippra 
braucht ſich alfo vorläufig nicht weiter zu beunruhigen. 
Ich Hoffe, daß unter diefen Umftänden der Herr Abge- 
ordnete Dr Arendt feinen Wunſch auf Errichtung eines 
Landgerichts in Eisleben zurüdtreten lafjen wird. 


(Heiterfeit.) 





Das 


Bizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): 
Wort hat der Abgeordnete Schmitz (Düffeldorf). 


Schmitz (Düffelborf), Abgeordneter: Meine Herren, 
das abgelaufene Jahr 1902 hat ebenjo wie das vorauf- 
gegangene Fahr eine Reihe von hochwichtigen und bie 
weitefte Allgemeinheit intereffierenden Rechtsfällen ergeben. 
Diejelben En von neuem den Beleg dafür gebracht, 
daß dem Richter — und nicht minder aud) dem Anwalt — 
in jeinem Berufe nicht bloß ein tüchtiges ige 
Wiſſen notwendig ift, ſondern auch eine recht tiefe allge 
meine Bildung. Von diefem Gefichtspuntte aus hat es 
mid mit Befriedigung erfüllt, daß vor wenigen Tagen der 
Herr Kommiffar des Herrn AYuftizminifters bei der Be: 
ratung der Borlage, betreffend den höheren VBerwaltungs- 
dienft, die Erklärung abgegeben hat, die Juſtizverwaltung 
ftehe vor wie na * dem Standpunkte des ſieben⸗ 
ſemeſtrigen Rechtsſtudiums ſowohl für den zukünftigen 
Richter wie für den zukünftigen Verwaltungsbeamten. 
Das ift ja auch das, was von Piten der deutſchen Nechte- 
lehrer und auch von dem beutfchen Yuriftentag einmütig 
vertreten worden iſt. Preußen ift der einzige größere 
Staat, der ſich auf die 6 Semefter Studienzeit beichränft; 
alle anderen Staaten erfordern 7, zum Teil 8 Studien- 
halbjahre. Es ift zu hoffen, daß aus der Mitte diefes 
Hohen Haufes heraus die Notwendigkeit, diefen Weg zu 
gehen, fortgefegt betont umd daraus von jeiten des Herrn 
Miniiters die Beranlafjung geſchöpft wird, von neuem 
eine Einbringung der vorjährigen Borlage in Erwägung 
zu nehmen. Ohne eine Verlängerung und dabei ge 
wiffenhafte Ausnugung der Studienzeit ift es unmöglich, 
den Staatswiffenichaften, insbeſondere der Volkswiri— 
ſchaftslehre, den fozialen Gefegen den Raum zu gewähren, 
ber ihnen gebührt. 

eine Herren, bie Einficht, dak dem Nichteramt 
auch im feinem Bildungsgange ein möglichft weiter 
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Gefichtsfreis — werden muß, beſteht weit über die 
Grenzen des richterlichen Berufes hinaus. Mit Recht 
wird bejonbers betont, daß dem Richter die Yühlung mit 
dem praftifchen Leben nicht verloren gehen darf; nur 
dann werde es ihm gelingen, den Bebürfniffen bes 
praktifchen Lebens in der Nechtiprechung gerecht zu werben. 

Diefes Ziel wird zweifellos gefördert durch eine 
rößere Dezentralifation; den dahin gemachten Wus- 
ven verfchiedener der Herren Vorredner pflichte ich 
bei. Das gilt insbefondere von unferen Amtsgerichten. 
Der Amtsrichter muß getragen fein von dem Vertrauen 
der Bevölkerung. Dazu bedarf es fteter a 
ga | zwijchen dem Richter und den Cingejeffenen. 
Es darf dem rechtiuchenden Bublitum der unmittelbare 
Verkehr mit dem Amtsrichter micht erichwert werben. 
Es ift mit den Intereſſen der Rechtspflege nicht verein 
barlid, daß bis zum Sig des Amtsgerichtes Wege von 
25, 30 und mehr Kilometern zugemutet werden. Deshalb 
darf die — ehegt werden, daß die in dieſer Be— 
ziehung — W * in weitem Umfang erfüllt werden. 

Unſeren jungen Referendaren muß, beſonders ſo— 
weit fie aus den großen Städten kommen, die Möglich- 
keit gegeben werden, auch einen Blid auf das Land 


zu werfen. 
(Sehr richtig!) 


Es iſt umangängig, wie es jeßt leider fo oft der Fall 
ift, daß die ——— der großen Stadt Vormittags 
den Eiſenbahnzug benutzen und ſorgen, daß fie Mitta 
wieder zu Hauſe ſind und dann Nachmittags der Genüſſe 
der Großſtadt ſich erfreuen können. 


(Sehr richtig!) 


ch — daß der Herr Juſtizminiſter im Intereſſe der 
ertüchtigung der zukünftigen Richter und auch Ver— 
waltungsbeamten backen Punkt feine volle Aufmerkſamkeit 
zuwenden wird. Es ift gerade hinfichtlich der Ausbildungs 
zeit am Amtsgerichte notwendig, daß der Meferendar 
gewiß eingeleitet wird in die praftiiche Handhabung des 
is u von ihm nur — c* erfaßten Rechtes. Aber 
es muß ihm auch das Verſtändnis dafür von feiten des 
ausbildenden Amtsrichters erjchloffen werden, wie wichtig 
es ift, fi vertraut zu machen mit unferem Ermerbsleben 
in allen jeinen Geftaltungen, daß aud die perfönlichen 
Eigenjchaften ausgebildet werben müffen, deren ber Richter 
in feinem Sutünftigen Berufe bedarf, wie wichtig ein 
hohes Maß allgemeiner Bildung, wie notwendig Die 
geiftige Vertiefung der Ausbildung und Pflege einer 
idealen —— Die Starrheit der Geſetzespara⸗ 
graphen führt im Richteramt leicht zu einer Buchſtaben⸗ 
rechtſprechung. Der Referendar u zeitig in die Auf 
abe eingeführt werben, im Rahmen der Gefegesbuchftaben 
en Bebürfnijfen des praftifchen Lebens gerecht zu werben. 

Angefichts der an das Richteramt geftellten Anforde 
rungen muß es aufs bitterfte beklagt werden, daß der ordent- 
lichen Rechtspflege immer weitere Gebiete entzogen werden. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, im vorigen Yahre war die Frage 
des negativen Rompetenzeonftikten\ bie in den damals 
lebhaft beiprochenen Fällen zu einer fürmlichen Rechts- 
verweigerung geführt hatte, eine jo zugeipigte geworben, 
daß es gefegliher Abhülfe bedurfte. Jedem Laien, ber 
die Rechtfprehung nur einigermaßen aufmerkfam verfolgt, 
wird es nicht —— ſein, daß das ——— 
gericht in —— en Fragen anders entſchieden hat 
als das Neichsgericht, daß das Kammergericht andererfeits 
wiederum andere Rechtsjäge aufgeftellt hat als das Ober- 
verwaltungsgeriht. ine ſolche Gegenjäglichkeit ift ge 
eignet, das Rechtsbewußtſein im Wolfe zu trüben; im 
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ISchmitz (Düffeldorf), Abgeordneter] 
Volke muß das Dogma unangetajtet bleiben: es gibt nur 
ein Recht und nur eine Auslegung des Rechtes. Die 
Gegenfäglichkeit der Mechtiprechung bei den parallel neben» 
einanderlaufenden Gerichtshöfen in einzelnen Fällen ver- 
folgend, habe ich mir wiederholt die Frage vorgelegt, wie 
ier zu helfen if. Das Sammergericht ijt der oberjte 
ndesgerichtshof auch für weitere —— des öffentlichen 
Rechts, insbeſondere des Polizeirechts. Ich meine, es 
wird erwogen werden müſſen, ob nicht, wenn das Ober— 
verwaltungsgericht in ſeiner Beratung dahin kommt, einen 
fundamentalen Rechtsſatz anders auszulegen, als es jeitens 
des Kammergerichts gejchehen ift, unter dem Borfige des 
BPräfidenten des Kammergerichts ein gemeinfamer Senat 
ufammentritt, der fi) zur Hälfte aus Mitgliedern des 
ammergerichts, zur Hälfte aus Mitgliedern des Ober: 
verwaltungsgerichts zufammenfegt, So würde eine für 
die Gejamtheit maßgebende einheitliche Rechtſprechung 
verbürgt werben. 

Natürlich züchten die vielen Sondergerichte nicht 
bloß Zuftändigkeitszmeifel, auch recht viel Zuftändigkeits- 
ftreitigteiten. Es hat darum Berwunderung erregt, daß 
man auf dem Wege der Gondergerichte weitere Spritte 
vorwärts tun will. Sind die Zeitungsnachrichten genau, 
jo würde demnächſt dem Bundesrate eine Vorlage be- 
üglid) der Einrichtung von Kaufmannsgerichten zugehen, 
Dr Königlich preußiihe Staatäregierung würde dann 
in die Lage kommen, zu einer ſolchen Borlage Stellung 
zu nehmen, und ich hoffe vom Königlichen Staats- 
minifterium und insbefondere vom Herrn Juſtizminiſter, 
daß er in diejem Falle der Wächter wichtiger in der Tat 
bedrohter allgemeiner Intereſſen fein mird. 

Will man Kaufmannsgerichte haben aus dem Gejichts- 
punkt einer größeren Schnelligkeit, einer größeren Ver— 
billigung der Rechtöpflege, jo Inffen jich dafür manche Gründe 
ins Feld führen, fie find befonders aus dem Gefichtöpunft 
der Intereſſen des wirtichaftlid Schwächeren voll zu 
würdigen. Aber alles das, was nad) diefer Richtung 
bin verlangt wird, läßt fich erreichen durch die Ausge— 
ftaltung der Abteilung eines Amtsgerichts zum Kauf 
mannsgericht. Machen die zu tage tretenden Übelftände 
wirkli eine ſolche Anderung I jo fteht dem 
nicht? im Wege, dem rechtögelehrten Richter, der aber 
mit der vollen Gewähr richterlicher Unabhängigkeit aus: 
geftattet fein muß, Fachleute zur Seite zu geben. 

Dabhingegen habe ich ſehr ernfte Bedenken gegen die Art 
und Weije, wie das gefchehen ſoll. Die beifigenden Richter 
follen gewählt werden auf dem Wege bes allgemeinen 
Wahlrechts. Ein Vorbild beiteht, die Gerwerbegerichts- 
wahlen. An dem, was geltendes Recht geworden, till 
ich nicht rütteln. In diefer Frage hat der Reichstag 
fein enticheidendes Wort ſchon geiprochen. Anders aber 
mit einer Einrichtung, die noch erit geichaffen werden 
foll. Den Gewerbegerichtswahlen bin ich jeit Jahren 
mit Aufmerkſamkeit gefolgt. Etwa drei Monate vor 
dem Wahltage beginnt die Agitation. Allwöchentlich 
finden Berfammlungen ftatt. Neben den Ausgaben, die 
den Ginzelnen erwachſen, ift die Parteilaſſe, bier 
bie der — Arbeiter, dort die der ſozialdemo- 
kratiſchen Arbeiter, genötigt, große finanzielle Aufwendungen 
zu machen. Die Kandidaten werden aufgeftellt, fie werden 
befämpft von der einen und der anderen Seite mit all 
der Schärfe und der Leidenschaftlichkeit, wie fie num in 
unferem politiihen Parteileben leider zu oft gang und 
gäbe ift. Nun geht die Wahl vor fi, und in unſerem 
gen en Welten in allen größeren Städten find bei diejen 

Bien die chriftlichen Arbeiter unterlegen; bie jozial- 
demofratifchen Wähler haben infolge der von ihnen ent» 
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—— Urt der Agitation, vor der der ruhige und be— 
onnene Arbeiter zurüdichredt, den Sieg bavongetragen. 
Die Gemwählten, die berufen fein follen, Recht zu Bir 
find nicht die Träger des Vertrauens der ganzen Arbeiter: 
Ka fie A die ze Sieh —— — Partei⸗ 
richtung. reine geſunde Rechtspflege find ſolche Wahlen 
höchſt Dedentlich, . * 

Deshalb bin ich der Meinung, daß das Beiſpiel, 
welches uns die von mir nicht weiter angefochtenen 
Gewerbegerichtswahlen geben, unmöglich auf Kaufmanns» 
erichte übertragen werden kann. Die Beifiger laffen 
ih, wenn fie gewählt werben follen, wählen nad) dem 
Borbilde, wie es bei unſeren Schöffengerichten gegeben 
ift. Das hat fich bewährt. Die einzelnen kaufmänniſchen 
Bertretungen find in der Lage, Mitglieder zu dem Gremium 
zu entjenden, welches mit der Auswahl der Beifiger be— 
traut werden würde. 

Wir dürfen uns auch die Gefahr nicht verhehlen, 
daß die fozialdemokratifche Partei den Verſuch machen 
würde, gegebenenfall3 in das gute Einvernehmen, wie es 
jet bejteht, wenigſtens im Weſten allgemein befteht 
zwiſchen den Kaufherren einerſeits und den Gehülfen 
andererjeits, einen Keil einzutreiben. Gewiß, es find 
gerade den Streifen der Handlungsgehülfen fozials 
demokratiſche Neigungen fern; ich Pace nur vom Beten, 
darüber hinaus kann ich mir ein Urteil nicht bilden. 
Aber auch da würden Parteiungen entftehen, auch da 
würde ein Streit fich ergeben, wer hier ald Kandidat 
aufzuftellen ift, wer nicht. Deshalb foll man, angefichts 
bes Umftandes, daß die Nechtiprehung auf der Grund» 
lage vollfter Unparteilichkeit aufgebaut fein muß, von 
einem ſolchen Wege abiehen. Wir würden dadurd) den 
beteiligten Kreiſen erhebliche Koften, aucd die Erregung 
entbehrlicher Leidenfchaftlichkeit erſparen. 

Bei der Löſung diefer Frage fpielt eine recht große 
Rolle aud die Koftenfrage. Ich weiß vorerft nicht, ob 
fie irgendwie beftimmend gewejen iſt. Meine Herren, 
bie — iſt ein Gebiet, auf dem mit den Koſten 
nicht in der Weiſe gerechnet werden darf, wie es ſeitens 
des Finanzminiſteriums leider nur zu oft geicjieht. 
Nach der in die Öffentlichkeit gedrungenen Anficht würden 
die bei der Einführung der Sauinaundorridte entjtehenden 
Koften auf die Gemeinden abgewälzt. Die Nechtäpflege 
ift aber ein Ausflug des ftaatlihen Hoheitsrechtes; die 
entjtehenden SKoften fol darum auch der Staat tragen, 
Der Kommiljar des Herrn Finanzminifters, Herr Ge- 
heimrat Halle, bat mit fcharfer Betonung von dem 
weiten Entgegentommen der Finanzverwaltung der Juftiz- 
verwaltung gegenüber geſprochen. Ich muß fagen, feine 
Ausführungen haben mich in helles Erftaunen verjekt. 
Wenn er meint, es fei gelungen, die Zahl der auf eın 
Mitglied der Obergerichte entfallenden Eingejeffenen um 
einige Hundert zu verringern, fo überfieht ev doch, welche 
Ausgeftaltung unjer Erwerbsleben genommen hat, wie 
ganz andere umd neue Aufgaben unferer Rechtspflege 
erwachjen find, wie die Zahl der Sachen ſich faft ver- 
doppelt hat. Hier kann nicht die Seelenzahl enticheiden, 
fondern es muß die Menge des Stoffes entjcheidend fein. 

Meine Herren, wie fteht es denn —— mit 
den Opfern, welche die engen gro oder der Staat, 
will ich jagen, der Juſtiz zu bringen hat? Im Jahre 
1884/85 betrugen die Einnahmen aus Gerichtskoften nur 
46 926 286 M Für das kommende Jahr wird fich die 
von Fahr zu Jahr geftiegene Einnahme an Gerichts: 
£often ufw auf 80 Millionen erhöhen; 


(Hört, hört!) 


die Gefamtheit der ordentlichen Ausgaben beträgt nad) 
dem diesjährigen Staatshaushaltsetat 116 772400 M 


Haus ber Abgeordneten. 20. Sifung am 13. Februar 19goh3. 
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ISchmitz (Düffeldorf), Abgeordneter] 
Der Staatszuſchuß beziffert fih alſo auf etwa 
36 Fa a , 

Wie verhält es fih mun, wenn wir die Parallele 
ziehen bei dem Minifterium des Innern? Dort find die 
Staatszufhüffe in einer ganz anderen Weije gewachien 
als bei der Juftizverwaltung. Die Yuftizverwaltung ift 
genau fo wie das Minifterium des Innern nicht eine 
Einnahmequelle, nit — id) möchte fat jagen — bie 
milchende Kuh, die den Staat mit Butter zu verjorgen 
hat; fie ift die Inſtitution, die berufen ift, m Erwerbs» 
leben zu ſchützen, das Eigentum hoch zu halten, die wert- 
vollften und heiligften Güter unjeres Volkes zu verteidigen. 
Und deshalb kann nad) der Seite hin der Finanzſtand— 
punkt nicht fo vertreten werben, wie es in ber Ver— 
gangenheit gejchehen ift. Wie mißlich ift es auch heute 
noch jo oft mit den Gebäuden beftellt, in denen Die 
Rechtspflege geübt wird! 39 würde verjuchen, auf die 
Sage weiter einzugehen, aber ich habe eben aus dem 

unde meines verehrten Freundes Trimborn gehört, daß 
er dieſes Kapitel behandeln wird. Deshalb will ich nur 
darauf hinmweijen, wie unwürdig die Verhältniffe fpeziell 
in der Stadt Düffeldorf find, wie dort das Amtsgericht 
und die einzelnen Richter in teilweije ungenügend bes 
leuchteten Räumen zu amtieren gezivungen Ab, die 
geradezu etwas Unmwürdiges haben, die denjenigen, der 
enötigt ift, die Räume zu betreten, mit einem abftoßenden 
Gefühl erfüllen und aufatmen laffen, wenn er dieſen 
Räumen den Rüden wenden fann. Ich hoffe deshalb, 
daß die — —— Bedeutung, die der Juſtiz 
inne wohnt, nach allen Seiten gerecht wird und nicht 
Schwierigkeiten in den Weg legt, wo es eine ernſte Pflicht 
iſt, dieſe eben aus dem Wege zu räumen. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Meine Herren, bei den Einnahmen der Juftizverwals 
tung ift nicht klar erfichtlich, wie had) die Einnahmen aus 
den Strafgeldern find. Das weiß id; aber auch, wenn 
ich die Zahlen nicht vor mir habe, daß diele Ein— 

änge in gar feinem Verhältnis ftehen zu den Koſten, die 
ie Errafrechtspflege verurſacht. Das bat mid) bejonders 
gerade mit bezug auf den Fall Nardenkötter, den der ver- 
ehrte Herr Kollege Eckels — erwähnt Hat, in meinem 
Gedantengange dahin geführt, zu erwägen, daß die heutigen 
Geldftrafen in feinem Berhältniffe mehr ftehen zu dem 
eigentlichen Geldwerte. Die höchſte nach dem Strafgefep- 
buch zuläffige Geldftrafe beträgt 3000 A Nun vergegen- 
wärtigen Sie fi, um bei dem Beifpiel Narbenkötter zu 
bleiben, die Strafen, die ihn treffen Eönnen., Er war 
bedroht mit FFreiheitsitrafe, wegen Betrugs und vielleicht 
anderer Vergehen mit Geldftrafe. Dur verfchlagene 
Täufhung ie Jah die nie alle werden, war es ihm 





gelungen, eine Jahreseinnahme von etwa 100 000 A I 
erzielen. In welchem Verhältnis ſteht hier eine Ge 

ftrafe von AM? erinnere ferner an den Fall Stern. 
berg, der fich auf leichte Weife ein Millionenvermögen 
erworben hat. Mit feinem Gelde warb er eine Neihe 
von Kupplerinnen, die ihm die Opfer feiner Lüfte zu- 
führten. Dann wurden mit feinem Gelde Zeugen zum 
Meineid verleitet, Beamte beftohen. Der Verbrecher 
wurde beftraft mit Zuchthaus; mit Geld konnte er nicht 
beftraft werben. Hier hätte die Möglichkeit gegeben fein 
müffen, den Verbrecher auch in feinem Bermögen zu 
treffen. Nach Verbüßung feiner Strafe wird er in Nube 
feine Millionen genießen können. Ich erinnere ſodann 
an den Fall Bollbeding in Düffeldorf. Er wurde wegen 
Betrugs beftraft, und zwar 'neben ber Gefängnisftrafe 
zu der höchſten zuläjfigen Geldftrafe von 3000 M Aud 





diefer Mann hatte vermöge jeiner betrügeriichen Machen» 
ichaften viele Taufende von Perfonen in ihrem Vermögen, 
in ihrer Gefundheit geichädigt. Seine Yahreseinnahme 
ihwanfte zwijchen 300 000 und 450 000 M. Und nun 
vergleihen Sie mit diefem fo erworbenen Gelde die 
Wirkung der verhängten Geldftrafe! 

Bei der Yufnahme einer Reform unferes Strafs 
rechtes wird die preußiiche Juſtizverwaltung ihren Einfluß 
dahin geltend machen müfjen, daß mit diefem Syſtem der 
alten Geldtrafen, das berechtigt fein mochte zu einer 
Zeit, in der das Geld ah niedriger bewertet war 
als heute, endlich gebrochen wird, 


(Sehr richtig!) 


Meine —— die Juſtiz verliert alljährlich durch 
fortgeſetztes Ausſcheiden ſowohl von Gerichtsaſſeſſoren, 
wie auch von jungen und ſelbſt mitunter im mittleren 
Alter ſtehenden Richtern eine große Anzahl jchätens- 
werter Kräfte. Dem Herrn —— wird es mehr 
als mir bekannt ſein, daß es faſt eg tüchtigeren 
Elemente find, die der Nechtspflege den Rüden wenden, 
Die Gründe find flar. Es gab eine Zeit, in der das 
Seal, das in der Mechtspflege, d. b. in dem Kampfe 
ums Recht gelegen ift, eine ganz andere Anziehungstraft 
ausübte, als es heute der Fat ift. Heute treten viele 
materielle —— in den Vordergrund. Der junge 
zu, der am Scheidervege fteht, fragt fich umvilltärlic: 
as wird der zukünftige Beruf bieten? Nüchterne Er- 
wägung führt ihn durchweg zu dem Schluß, daß bie 
Suftiz gegenüber den anderen Reſſorts in einer mir 
wirflich oft wehetuenden Art und Weije zurüdtritt, — 
(ſehr richtig!) 
wehetuend mit Rüdficht auf die Aufgaben, die in ber 
Rechtspflege zum allgemeinen Beſten gelöft werden müſſen. 
Ich kann es nicht genug bedauern, daß es —— 
nicht gelungen iſt, Verwaltung und Juſtiz gleichzuſtellen. 
Meine Herren, ich vergleiche —* und —— mit 
ori Nädern, die parallel nebeneinander laufend, den 
taatswagen gleich wichtiger, gleich bedeutender Intereſſen 
voranbewegen. Bier bedarf es eines harmoniſchen Zus 
ſammenwirkens. Im Intereſſe diefes Zuſammenwirkens 
muß alles vermieden werden, was geeignet iſt, das Gefühl 
einer gewiſſen Eiferſucht zu erwecken. Kein Engländer 
oder Brangofe, fein Holländer oder Belgier würbe je auf 
den Gedanken kommen, daß es in einem Kulturftante eine 
Gewalt geben könne, welche höher zu ftellen wäre als die 
Juſtiz. Indes die Frage ift für Preußen vorerft ab» 
geſchloſſen. Kehrt fie wieder an uns zurüd — und fie 
wird ja wiederfehren —, dann, hoffe ich, werden bie 
jenigen, die Gegner der Sleichjtellung waren, die Einficht 
gewonnen haben, wie jehr es im allgemeinen Staatd- 
interefle gelegen war, Juſtiz und Verwaltung ebenbürtig 
zu behandeln. 

Wenngleich e8 für den augenblidlihen Stand unans 
gebracht ift, allgemeine Wünſche vorzubringen, fo kann ich 
ed mir doch nicht verfagen, in einem falle doch auf die Not» 
wendigfeit der Prüfung binzumeiien, ob da nicht jetzt 
Wandel zu fchaffen ift. Das betrifft die Stellung unferes 
Kammergerihtes. Gewiß nehmen in der Beamten» 
—— die Mitglieder der Oberlandesgerichte im 
allgemeinen nicht die Stellung ein, die ihrer Bedeutung 
zukommt, aber erſt recht nicht das Kammergericht. Das 
Kammergericht iſt allerdings auch Oberlandesgericht. Es 
iſt aber gleichzeitig der oberſte preußiſche Landesgerichtähof; 
er enticheidet über das fpezifiich preußifche Recht; er ent« 
ſcheidet auch in letzter Anftan über ein weites Gebiet 
des öffentlichen Rechts, ————— über das Polizei⸗ 
recht. Deshalb, meine ich, muß darauf Bedadht genommen 
werden, diefen Gerichtshof äußerlich auch fo zu heben, 
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daß die auserlefenften Yuriften des ganzen Landes HR 
ber Ehre ftreben müffen, dieſem ae nicht blo 
zugeführt zu werden, ſondern ihm auch erhalten zu bleiben, 

Bergleihen Sie, meine Herren, die Stellung des 

Kammergerichtsrats mit der des Oberverwaltungsgerichts- 
rats, jo fehen Sie, weld ein gewaltiger Abftand in der 
äußeren Pe fi) ergeben bat. Der Kammer- 
gerichtörat tritt felbjt zurüd hinter den Vermwaltungs- 
erichtöbireftor, hinter den Oberregierungsrat bei der 
nneren Verwaltung, bei der Gifenbahn und bei der 
Binanzverwaltung. si das Höchitgehalt, das bei der Ver- 
waltung dazu viel früher erreicht wird als von einem 
Kammergerichtsrat, dasjelbe, fo tritt bei den Herren der 
Verwaltung, von fonftigen Nebeneinnahmen abgefehen, 
eine Funktionszulage von 1800 - 900 A. dazu. Nun 
vergleihe man das Maß der Arbeit infolge der nicht 
ausreichenden Beſetzung des Kammergerichts. Es ift mir 
von zuderläffiger Seite gejagt worden, wie diefe Herren 
an der Mehrzahl der Tage bis in die ſpäte Nacht hinein 
arbeiten müflen, um den gewaltigen Arbeitsitoff zu be- 
wältigen. ch bitte alfo den Herrn Minifter, in Er— 
wägung zu nehmen, ob nicht im Intereſſe der Nechtäpflege 
an bieje Pebung der Stammergerichte nad) ans 
edeuteten Richtung bin gedacht werden muß. Ach hoffe 
ann, daß auch die fyinangverwaltung hier fein Hindernis 
in ben —— wird; denn bier handelt es ſich um 
ganz befon wichtige ftaatliche Intereſſen. 

Meine Herren, ich bin bei früherer Gelegenheit als 
ein Freund der bedingten Berurteilung aufgetreten; mit 
mehrfachen Vorbehalt habe ich meinen Standpunkt 
Der 9 Die ec Seqnabigung haben wir. Der 








err Yuftizminifter hat Anlaß genommen, die für bie 
edingte ——— geltenden Vorſchriften durch einen 
Erlaß vom Dezember v. J. in einer überaus glücklichen 
Weiſe zu ergänzen, Bis dahin war das Gericht als 
jolches nad der Ürteilsverfündigung nicht weiter mit der 
Sade befaßt; die Snitiative lag dann bei der Königlichen 
Staatsanwaltſchaft. Es hat num in richtiger Auffaffung 
der Lage der Herr Minifter angeordnet, da das Ridjter- 
kollegium im Anfchluß an das Urteil Stellung nehmen 
fol, ob bedingte Begnadigung für angebradht gehalten 
wird. Diefer Ausspruch wird der Negel nad) für bie 
Ausjegung der Strafvollftredung enticheidend fein. Darin 
liegt eine weſentliche Verbeſſerung. Das fo geichaffene 
Verfahren kommt ber bedingten Berurteilung in den 
erwünjchten Grenzen nahe. Es ift das auch eine weientliche 


———— 8 Gericht hat den gegebenen Fall in 
all feinen Momenten an feinem Muge vorüberziehen 
fehen. Darum ift auch 


das Gericht in der Lage, Elar 
zu fehen, ob die bedingte Begnadigung beredigt ift 
oder nicht. 


(Bravo! im Zentrum.) 


Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das 
Wort 5er ber Herr Juſtizminiſter. — 
Dr Schönftedt, Juſtizminiſter: Meine Herren, auf 


einzelne der Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Schmitz bitte ich mir zu geftatten gleich eine Erklärung 
abzugeben. Der Herr Abgeordnete Schmig hat erwähnt, 
daß das im vorigen Jahre vorgelegte * über Neu⸗ 
ordnung der juriftifchen Studien und Prüfungen nicht 
wieder vorgelegt jei. Ich kann beftätigen, daß dieſe 
Nichtiwiedernorlegung nicht auf einer veränderten Stellung- 
nahme ber —— * in dieſen Fragen beruht; 
fie beruht vielmehr lediglich darauf, daß nad) dem Gange 
der vorjährigen Verhandlungen nicht mit einiger Sicher- 
Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Sefflon 1908. 


Haus der Abgeordneten. 20. Sigung am 13. Februar 1903. 


1302 








heit auf Gewinnung einer Mehrheit für diefe Borlage in 
den beiden Häufern des Landtags gerechnet werben konnte, 
daß es aber bejonders an einer annehmbaren Grundlage 
für die nach Anficht der eig unerläßlichen 
Garantien dafür fehlte, dag nun aud) ein der beftehenden 
Studienzeit binzugefügtes 7. Semejter nüglid auf ber 
Univerfität verivertet würde, Die — ſcheint nach der 
Richtung noch nicht genügend geklärt zu ſein, und deshalb 
bin ich in Übereinſtimmung mit dem Herrn Kultusminiſter 
zu der Entſchließung gefommen, vorläufig das Geſetz nicht 
weiter zu verfolgen, jondern noch weitere Erfahrungen 
abzuwarten. 

Der Abgeordnete Schmig hat weiter auf Widerſprüche 
ag die fi in den Entſcheidungen der beiden 

öchiten Gerichtshöfe des Landes, des Kammergerichts und 
des Oberverwaltiingsgerichts, ergeben haben über diejelbe 
Frage, die je nach Lage der Sache bald dem einen, bald 
dem anderen Gericht unterbreitet war. Er bat angeregt, 
ob es ſich nicht empfehlen würde, einen Weg zu finden, 
wie ſolche Widerjprüche ausgeglichen werden könnten, und 
daran einen pofitiven Boriding gefnüpft. ch glaube, 
auf die Frage nicht näher eingehen zu follen, weil ein 
dringendes Bedürfnis zu folcher Abhütte meiner Meinun 

nach nicht vorliegt. ir wiſſen erfahrungsmäßig, da 

im Laufe der Zeit folhe Meinungsverjchiedenheiten der 
er höchſten Gerichtshöfe vielfach hr ausgeglichen haben, 
aß man fich gegenfeltig überzeugt, daß der eine oder 
andere boch ſchließlich auf den Standpunkt bes anderen 
kommt. Die differierenden Enticheidungen diefer beiden 
Ei ften Gerichtähöfe find, glaube ich, nicht derart, daß 
ie jchon fehr tief eingegriffen haben in unjere beitehenden 
öffentlihen PVerhältnifie. Ach meine, man muß nicht 
gleich die Klinke der Gejeggebung ergreifen, ſondern erft 
mit einiger Geduld abwarten, ob nicht die Dinge aus ir. 
felbft heraus fich beffern. Ich möchte anheimgeben, ba 

wir auch in dem vorliegenden Falle an dem Standpunkt 
fefthielten und nicht fo raſch nach Hülfsmitteln äußer- 
liher Art fuchten. 

Der — Abgeordnete Schmitz hat ferner, wie ſchon 
geſtern mehrere der Herren Vertreter verichiebener Par · 
teien — wenn ich nicht irre, De Dr Rewoldt und noch 
ein anderer Herr —, fich gegen die in Ausficht genommenen 
Kaufmannsgerichte ausgeſprochen. Der Entwurf eines 
Gefeges über die Errichtung von eg ee liegt 
zur Fer dem Bundesrat vor, und jchon deshalb bin ich 
nicht in ber Lage, als Reſſortchef irgendiwie Stellung zu 
der Frage nehmen; ich würde nur als Bertreter des Staats» 
minifteriums in Sprage fommen fönnen, und eine etwaige 
Sondermeinung in der Sade würde ich gar nicht einmal 
irgendivie zum Ausdruck zu bringen mich für — 
vu Den allgemeinen Ausführungen gegen die A 

rödelung der ordentlichen Gerichte, gegen die immer mehr 

erftrebte Bildung von Sondergerichten babe ich wieder- 
holt in den legten Jahren bier Ausdrud gegeben. An 
diefem pr en werde ich auch meinerjeits fefthalten; 
aber es gibt Verhältniffe, unter denen man nicht immer 
feinem Standpunft volle arg verfchaffen kann. 

Die Lage der Gebäude in Düffeldorf ift ſchon bes 
rührt worden; im Laufe der heutigen Situng hatte ich, 

faube ich, ſchon .... gehabt, darauf zurüdzufommen. 
3 kann aber auf die Anfrage des Herrn Abgeordneten 

mit jet beftimmt erflären, wie die Sache liegt. Es 
waren ſchon die Pläne für einen Neubau ziemlich weit 
—— es ift aber dadurch eine Anderung eingetreten, 
ak vorausfichtlih ein Zeil besjenigen Terraing, 
auf dem fich jest die Königliche Megierung und das 
Präfidialgebäude des Megierungspräfidenten befinden, zur 
Verfügung geftellt wird. Mit Rüdficht darauf muß noch 
eine weitere Prüfung der ganzen —— eintreten, 

e 


und es iſt zwiſchen den zuſtändigen orts — 








daß diefe Prüfung baldmöglichft an Ort und Stelle ftatt- 
finden fol. So ganz ſchlimm find übrigens die Berhält- 
niffe nach der von mir gewonnenen Anfchauung doch nicht, 
wie fie ber Ben Abgeordnete * eicilbert hat. 
Insbeſondere find am Landgericht die Verhältniſſe durch 
aus erträglich; nur in einem von dem Amtsgericht an« 
emieteten Gebäude ift es allerdings weniger jchön, aber 
och nicht jo ganz ſchlimm, daß es nicht viele Stäbte und 
Amtsgerichtsorte gäbe, an denen die Zuftände bedauer- 
lichermweife auch fo jchlimm find, 


(Buruf: Elberfeld!) 


Einige legislatorifhe Anregungen des Herm Ab— 
georbneten Sämig glaube ich nicht weiter berühren 
Bu dürfen, insbejondere foweit fie zufammenhängen mit 
er in der Borbereitung befindlichen NRevifion des 
Strafgeſetzbuches. Ich habe meinerfeit3 auch die Über- 
eugung, daß in einem neuen Strafgeſetzbuche die Geld- 
J einen breiteren Raum einnehmen muß, und man 
ich nicht an die bisherige Maximalgrenze binden kann, 
ie übrigens ſchon über den Betrag von 3000 4 in ver 
ſchiedenen Fällen hinausgeht; 3 darf nur an die Wucher⸗ 
paragraphen erinnern, an bie Beſtimmungen bes Börjen- 
gefebes und an andere Geſetze, die Gelditrafen bis zu 
5000 A vorjehen. 
Den zulekt angeregten Gedanken, dem Ausſcheiden 
hlreicher tüchtiger Kräfte aus der Yuftiz, das meiner: 
Bits auf das lebhaftefte bedauert wird, aber nicht ver- 
me werden fann, dadurch —— daß dem 
ammergericht eine höhere Stellung unter den Ober- 
lanbesgerichten unferer Monarchie eingeräumt werde, näher 
u verfolgen, bin ich nicht in der Bage. Ich darf nur 
arauf hinmweifen, daß, was ja auch der Herr Abgeordnete 
Schmig hervorgehoben hat, das Kammergericht allerdings 
pi N Rechtszweige höchſter Gerichtähof des ganzen 
andes ilt, daß es aber daneben das Dberlandesgericht 
für eine Provinz ift, und an es deshalb fich doch wohl 
—— würde rechtfertigen laſſen, nunmehr für das ger 
amte Kammergericht eine höhere Stellung in Anſprüch 
u nehmen als für die Oberlandesgerichte der übrigen 
Design. Diefe Frage — es ift ja eine Anregung, 
die immer danfbar auf pe oe ift — bedarf, glaube MH 
noch einer langen und Tor ältigen Erwägung und Durd- 
prüfung, ehe ihr von der zuftändigen Stelle näher getreten 
werden fann. 


Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Der Herr 
Kommiflar der Finanzverwaltung hat das Wort. 


Halle, Geh. Finanzrat, Regierungstommilfar: Die 
Ausführungen des Herm Abgeordneten Schmik veran- 
lafjen auch mich noch zu einer kurzen Erwiderung. 

Wenn ich er von Einwohnerzahlen gelprodien 
babe, jo ift das nicht gefchehen, weil id der Einmwohner- 
zahl eine derartige Bedeutung beimeffe, wie der Herr Ab» 
eordnete Schmig annimmt; ich habe diefe Bemerkung 
— mit Rückſicht auf die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr Becker gemacht. 

Dies vorausgeſchickt, möchte ich weiter betonen, daß 
es keineswegs der Finanzverwaltung einfallen kann, die 

uftizverwaltung als meltende Kuh zu betrachten, wie 
err Abgeordneter Schmik hier anzunehmen ſcheint. Das 
t die Finanzverwaltung auch nie betätigt. ber 
andererjeits hält es die Finanzverwaltung für ibre Pflicht, 
die Einnahmen der Yuftizverwaltung ebenfo pfleglich zu 
— wie dies bei anderen Berwaltungen auch 
geſchieht, und eben ſolche Sparſamkeit bei den Ausgaben 
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der Juſtizverwaltung wie bei anderen Verwaltungen zu 
üben. Eine verſchiedene Behandlung wird ben einzelnen 
Verwaltungen nicht zu teil. Meinerjeits ift keineswegs 
beabjichtigt worden, den Finanzſtandpunkt der Juſtiz 
egenüber bejonders hervorzuheben; das würde meinem 
—— für die Juſtizverwaltung keineswegs entſprechen. 
Anbererjeit3 kann ich nicht zugeben, wenn Herr 
Abgeordneter Schmig jo großen Wert auf die Tatjache 
der Steigerung der Juſtizeinnahmen leg. Das ijt 
eine ganz naturgemäße Erſcheinung: wenn die Gejchäfte 
zunehmen — wie das der Fall ift —, dann müſſen auch 
die Einnahmen zunehmen, um jo mehr bei der Yultiz, als 
die Wohlhabenheit der Bevölkerung zunimmt, damit die 
Zahl der hohen Objekte und demgemäß aud die Höhe 
der Gebühren. Das ift eine ganz naturgemäße (Ent 
widlung; aber diefe Entwidlung ift ebenfo auch bei ber 
Kehrfeite, bei den Ausgaben. Dieſe Ausgaben fteigen ganz 
bedeutend bei allen Verwaltungen, jo auch bei der Zuftiz. 
Wenn der Herr Borredner gemeint hat, die dies⸗ 
jährige Ausgabenfteigerung bei dem Drdinarium der 
Sun, jei eine unbedeutende, fo ift das bei bloßer Be 
trachtung des Etat? anſcheinend richtig; da ift nur ein 
Mehr von zirka 1'/, Million. Meine Herren, dieſes 
Mehr ift aber tatjächlicdh noch mal jo groß; denn Sie 
müfjen berüdfichtigen, daß die ganzen Dispofitionsgehälter 
der Richter von über 1!/, Million abgehen und e- größten 
Teile auf den Finanzetat übergehen. Das haben Sie alio 
meiner Meinung nad augrieben, um ein richtiges Bild 
von der Vermehrung der Ausgaben der Juſtizverwaltung 
u befommen. Wenn man aber auf dieſes Mehr ber 
erwaltung rehuungsmäßig eingeht, dann darf man 
nicht bloß die Yuftigverwaltung, fondern muß auch die 
anze Strafanftaltäverwaltung mit betrachten. Diele 
Bee ift eingehend bei der Statiftif über die Gerichts- 
often erörtert worden, und zwar ift —— damals in 
der Denkſchrift mitgeteilt worden, daß der Zuſchuß zu 
der geſamten Juſtizverwaltung 1897/98 ſich auf 
70%, Millionen belaufen hat. 1 bat diefer Zuſchuß 
aber ſchon 77°/, Millionen betragen, 1901 fogar zirka 
79 Millionen. Das find Zahlen, die doch auch zu 
benfen geben. Ebenſo gibt die Steigerung bloß der 
ordentlichen Ausgaben bei ber Juſtiz u den rechnungs⸗ 
mäßigen Abichlüffen zu denken. 1885/86 hatten wir 
noch 83 Millionen; nad dem Abichluß von 1901 aber 
haben wir 126'/, Millionen ordentliche Ausgaben. 
Meine Herren, wie diefe Zahlen, jo ergeben aud 
bejonders die Zahlen des Etat? bei den extraordinären 
Ausgaben, daß bei der Yuftiz jehr viel getan wird für 
bie aa der baulichen Berhältniffe der Yuftiz- 
gebäude. Sehen Sie die Zahlen der letten 12 Jahre 
an, fo finden Sie nur in dem einen gabe 1901, das 
ein befonders reich gejegnetes Yahr war, eine höhere 
Ausgabefumme im Ertraordinarium als in diefem Jahre, 
und zwar, trogdem es in dieſem Jahre finanziell um 
den Staat nicht befonders gut fteht; alſo ich glaube, es 
verdient auch das die vollfte Anerkennung. 


Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
bat der Abgeordnete Trimborn, 


Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, es ift 
bier von den Kaufmannsgerichten geredet worden, und 
mein fpezieller gg und Freund Schmitz hat 
ſich fehr energif gegen den Anſchluß diefer Kaufmanns: 
erihte an die Gewerbegerichte ausgeiprochen. ch will 
* hervorheben — und zwar mit vollem Nachdruck —, 
daß die Darſtellung des Herrn Kollegen Schmitz wohl 
nicht die Meinung ſeiner ſämtlichen Fraktionsgenoſſen 
wiedergibt. 


(Zuruf des Abgeordneten Schmitz: Aber großenteils!) 
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[Trimborn, Abgeordneter] 
— Großenteild? Das wollen wir - 
laffen. Ich für meine Berfon habe Beranlafjung, aus— 
drüdlich zu erklären, daß ich nicht auf dem Standpunkte 
des Herrn Kollegen Schmig in der frage ftehe, und ich 
babe den gegenteiligen Standpunft ie; im Reichstage 
wiederholt vertreten, nämlich die Auffaffung, daß ber 
Anſchluß an die Gemwerbegerichte nad) der bisherigen 
Entwidlung und der gefamten Lage ber Berhältnifie 
zu empfehlen ift. Hier jpielen namentlid auch fozial«- 
politifche Erwägungen mit. 

ch will mid) auf das Thema nicht näher einlaffen, 
weil es ja demnächſt im Reichstage zur Verhandlung ge 
langen wird, und da wird ja der Herr Kollege Schmit 
fehen, auf welder Seite die Mehrheit der Zentrums» 
mitglieder fteht, auf feiner oder meiner. Ich will aber 
= noch auf eins aufmerkſam machen: eine Reihe von 
Einwendungen, die der Herr Kollege Schmig gegen das 
Wahlſyſtem erhoben hat, würden ir um teil in einem 
gewiffen Umfange fchon dadurch erledigen, wenn man 
mehr als bisher von dem Proportionalwahlrecht Gebrauch 
machen würde, Wir haben ja bei den Gewerbegerichten 
die Möglichkeit geſchaffen, das — — 
ige Ar ang einzuführen. Durch diefes Syitem wird 
der Mifftand befeitigt, daß große Minoritäten vollitändig 
ohne Vertretung in den Gerichten bleiben. 

Es ift ja hier nicht die Stelle, auf die Einführung 
des PBroportionalwahlrechtes in weiterem Umfange hin» 
zuweiſen; die zuftändige Stelle ift da8 Handelsminijterium 
dem die Gewerbegricdhte unterftehen. Vielleicht werbe ich 
bei deflen Etat auf den Punft noch mal zurüdtommen. 

Aber da wir doch einmal von den Gewerbegerichten 
geredet haben, jo möchte ich fpeziell den Herrn Juſtiz- 
minifter auf einen Punkt aufmerkjam zu maden mir er- 





dabingeftellt fein 


lauben. ch bin an der Novelle zum Gemwerbegerichts- 
gelet, die vor zwei Jahren erichienen ift, wejentlich mit 
eteiligt geweſen. iefe Novelle beruht auf einem 


Amitiativantrag, den ich feinerzeit im Reichstag einge 
bracht habe. Ren babe auch als Berichterftatter I iert 
und als folder eine Reihe von Yahresberichten rheiniſcher 
Gemwerbegerichte durchjehen müſſen. Da ift mir aufge 
fallen, daß in einigen diefer Jahresberichte hervorgehoben 
wird, wie oft die Dienftboten, wie oft das Gefinde an 
das Gewerbegericht fommen und dort um Recht bitten. 
Die Leute haben vielfach die Auffaffung, das Gewerbe— 
gericht ift das Gericht für die unteren Volksklaſſen. Sie 
aben auch vielfach gehört von der ſchleunigen und billigen 
Aufn durch das Gewerbegericht, und fo fommen fie dann 
mit Vorliebe dorthin, um dann abgewiejen zu werben; 
mir hat der Herr Borfigende des Gewerbegerichts meiner 
Vaterſtadt Cöln erklärt, daß oft 5, 6 foldher Abweifungen 
an einem Tage vorfämen. 

babe daraus jeinerzeit eg rg genommen, 
im Reichstag den Vorſchlag zu machen, daß die Gerichts. 
barkeit der Gewerbegerichte auch ausgedehnt werde auf 
den Dienftvertrag des ftädtifchen Gefindes; das Land 
bliebe vollftändig außer Frage bei der Sache. Es war 
aber diefer Vorjchlag nicht durchzubringen; ich habe ihn 
ſchließlich fallen laffen müflen. an hat mich im Reichs» 
tag, namentlich feitens der Verbündeten Regierungen, auf 
bie —— —— und die Landesjuſtizverwaltung 
verwiefen, und daher möchte ich den Herrn Jüſtizminiſter 
bitten, doch einmal bie —— zu erwägen, ob es denn 
nicht möglich fei, im Nahmen unferer ordentlichen Juſtiz 
diejer ärmften Slafle ber Bevölferung eine billigere und 
fchleunigere Gerichtsbarkeit für Streitigkeiten aus dem 
Dienftvertrag zu jchaffen. Wenn irgendwo Scleunigkeit 
und Billigkeit notwendig ift, dann ift es bei Streitigkeiten 
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aus dem Dienftvertrag ber Fall. Die Befchleunigung 
liegt im — beider Teile; denn der —— en« 
wechjel ift eine Sache, die jehr bald Elar geftellt werben 
muß. —— weiß ein jeder, und davon brauche ich nicht 
zu reden. 

Nun wird ſolch ein armes Dienſtmädchen an das 
Amtsgericht verwieſen. Wenn ein Anwalt als Gegner 
—— teht — und die Herrſchaft iſt ja in der Regel 
n ber Lage, ſich einen Anwalt verſchaffen N fünnen —, 
dann ift 7A: gleich die Parität und das Stärkeverhält- 
nis zwifchen den beiden Barteien verfchoben. Das ift ein 
Mißſtand. Ferner unterliegt der Prozeß allen den vielen 
Vertagungen, die wir leider bei unferer amtsgerichtlichen 
—— zu beklagen haben. Das hält ein Dienft- 
mädchen fchon gar nicht aus. 

in weiterer großer Mangel bei dieſer richterlichen 
Behandlung ift dann no der folgende Es it — 
wenigftens bei und — vorgefchrieben, daß ein —— es 
Vorverfahren ſtattfinden muß. Dieſe Vorſchrift, die eine 
— iſt, wird vielfach nicht befolgt. Zuweilen 
exleben wir dann, daß im letzten Augenblick, wenn der 
Prozeß einen Monat oder noch länger gedauert hat, 
ichließlich der Einwand fommt, das polizeili orverfahren 
* nicht ſtattgefunden, und dann fällt das ganze Ver— 
ahren in fich zufammen. Dieſes polizeilihe Berfahren 
foll — fo nehme ih an — mö Ki eine Berjöhnung, 
einen — zwiſchen den beiden Parteien herbei» 
führen. azu ift diefes polizeiliche Verfahren aber ab» 
mie ungeeignet; Die nr. — ich will ihr nichts nad. 
agen — eignet fich, für unfere Verhältniffe im Weften 
wenigftens, abfolut nicht als Vermittlungsinftanz. 39 
halte den Gedanken an fich für richtig, daß man bei 
Streitigkeiten aus dem Gefindevertrag eine Bergleichs- 
inftanz vorfchiebt, und zwar obligatorijch für beide Teile; 
aber dieje Vergleichsverſuche in die Hände der Polizei zu 
verlegen, halte ich für eine ganz unglüdliche Einrichtung. 
Sollte man der ganzen Materie näber treten, jo müßte 
man darauf Bedacht nehmen, eine geeignete obligatorifche 
Bermittlungsinftang für das gerichtliche Verfahren zu 
rer und dann, wenn dieſes Bergleichöverfahren ge- 
cheitert ift, für eine billige und fchleunige Gerichtsbarkeit 
zu forgen, 

Der Herr Yuftizminifter hat nit nur in biefem 
Jahre, jondern auch jchon früher darüber Klage geführt, 
daß die Tendenz beftände, von den ordentlichen Gerichten 
Zweige abzubrödeln und fie Sondergeridhten zu über 
tragen. a, meine verehrten Herren, diefe Entwidlung 
bat zum Zeil ihren Grund in den Mängeln unferer 
orbentlichen RE ser dieje ift für die große Maffe 
des Volkes tatfächlich viel zu teuer und viel zu langſam, 
und wenn Gie Abbrödelungen vorbeugen wollen, Tom 
müſſen Sie zunächſt bier die beffernde Sand anlegen. 

Ich komme nun zu Cölner Lokalſchmerzen und bitte 
die verehrten Herren, auch dieſen Lokaljchmerzen ihr 
geneigtes Gehör nicht verfagen zu wollen. 

ei uns in Göln leidet die Rechtspflege an großen 
Mängeln. Zunächft habe ich eine Erſcheinung zu be 
£lagen, die wir bei zahlreichen Gerichten wiederfinden, 
nämlich das Mikverhältnis zwiſchen der Zahl der Hülfs- 
richter und der Zahl der etatsmäßig —— Richter. 
Bei uns ſind die Zuſtände nicht einmal ſo ſchlimm wie 
an anderen Orten. Am Amtsgericht haben wir 41 etats- 
mäßig angeftellte Richter und 6 Hülfsrichter, am Land» 
gericht einschließlich des Präfidenten und der Direktoren 
42 etatsmäßig angeftellte Richter und 11 Hülfsrichter; 
alfo über ein Biertel der Richter ift am Landgericht 
nicht etatsmäßig angeftellt. Nun wird das Verhältnis 
noch jehr wejentlich und zwar ungünftig dadurch ver- 
hoben, daß von den etatsmäßig angeftellten Richtern 
immer eine größere Zahl zum ——— vorüber- 
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Fuftiz@tat] 


[Zrimborn, Abgeorbneter] 


gehend einberufen wird. Wie gejagt, an anderen Orten 
ift das — noch viel fchlimmer; aber ein orbnungs- 





mäßiger Zuſtand ift auch bei uns nicht vorhanden. 
Diefer Zuftand, daß ein Viertel der Nichter eines Land- 
erichts nicht zu ben ordentlichen, gig | angeftellten 

tern gehört, widerfpricht dem Geifte der Geſe gebung; 
darunter leidet das Anfehen der Rechtspflege. Und wir 
ala Abgeordnete find verpflichtet, mag der Herr Finanz- 
minifter noch fo viel Bedenken erheben, immer und 
immer wieder darauf zu drängen, daß Mbhülfe ge 


wird, 
—— (Sehr richtig!) 


m übrigen will ich auf diefen Punkt nicht * 
eingehen, da er ja bereits von vielen Rednern berührt 
worden iſt; es iſt dieſe ig = ein Schmerzensfind, mit 
dem wir uns jedes Jahr befaffen müflen. Aber wir 
werben nicht na oe uns bamit zu befaffen, und endlich 
wird doch mal die Finanzverwaltung nacdgeben. Gutta 
cavat lapidem non vi, sed saepe endo, und id) werde 
jedes Jahr wiederfommen, Herr Finanzminiſter. 


(Heiterfeit.) 


Kläglich fteht es bei und mit der räumlichen Unter- 
bringung der Gerichte. Wir haben ein ſchönes Juſtiz- 
gebäude, aber daneben noch brei Filialen, die in drei 
verjhhiedenen Straßen untergebracht find, an drei ver- 
ſchiedenen Stellen, nad) drei verjchiedenen Windrichtungen 
vom Hauptgebäude aus. Die Entfernung vom Haupt- 
gebäude beträgt bei der weiteften 10 Minuten, bei den 
anderen Filialen 5 Minuten. Ein eingermaßen beichäf- 
tigter Rechtsanwalt kann unter folden Umſtänden jeine 
Saden gar nicht ordnungsmäßig erledigen. Man läuft da 
wie ein gehetztes Wild bald an den Drt, bald an den 
Ort, Trepp auf, Trepp ab; das ift eine wahre Debiagb. 
Die Folgen davon find, da man eben nicht überall zur 
gleich fein kann und immer relativ große Entfernungen 
u überwinden bat, natürlic, —— — und 
weitere Folge natürlich Klagen des Publikums über 
langſame Rechtspflege. 

Dazu kommt noch der unwürdige Zuſtand einzelner 
Lokalitäten. Unſer Hauptjuſtizgebäude iſt ein ſchöner 
Bau; der kann ſich ſchon ſehen laſſen; da hat die König— 
liche Staatsregierung ſich die Sache ſchon etwas koften 
laffen. Aber die NHäumlichkeiten, die man angemietet 
dat die drei Filialgerichte, bieten teilweiſe — teilweife, 
age ih — ein trauriges Bild, Da müſſen Beugen 
ftundenlang in zugigen, dunklen Hausgängen ftehen oder 
in einem dunklen Raume aushalten, der Früher mal eine 
Kühe war, — man fieht das dem Raume ſchon an. 
Wenn der Herr Yuftizminifter doch mal, als Beuge ver- 
fleidet, eine halbe Stunde in fo einem Raume ftehen 
fönnte! Dann würde er hören, wie die Leute da über 
die preußische Juftizpflege reden. Man muß wirklich 
einmal diefen Klagen * einen kräftigen Ausdruck geben. 
Wir haben ein Lokal, das für Zwangsverſteigerungen 
dient, wo man meift lange aushalten muß; Zwangs— 
verfteigerungen dauern ja lange. Man muß aud) jehr 
aufmerfjam bei dem Termin fein; denn die Termine find 
ſehr wichtig. Diefes Lokal ift 20 qm groß, regelmäßig 
vollgepfropft. Eine würdige Erledigung der Verhandlungen 
ift da vielfach nicht möglich. 

Die Zuftände find fo, daß bei uns die Zeitungen 
der verjchiedenen Richtungen von einem „Eölner Juſtiz- 
jammer“ reden. Sch habe zwei Zeitungen bei mir und 
werde mir erlauben, fie nachher dem Hohen Juſtiz— 
minifterium perfönlich zu überreihen. Nun haben wir 
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im Sabre 1893 das neue Yuftizgebäude bekommen, alfo 
vor 10 Jahren. Da fragt man fich doch: wie ift es 
—— daß ſchon nad 10 Jahren ſolche Miſere vor— 
handen ſein kann! Jederman ſagt ſich bei uns: wie konnte 
man in Berlin oder bei den betreffenden höheren Yuftiz« 
ftellen jo wenig weitfichtig fein! Bei uns jagt man: 
man hat eben früher fparen wollen. a, wenn das die 
eye war, wenn man damals ſparſam ſein wollte, 
o ift die Entwicklung der Cölner Juſtizverhältniſſe ein 
kraſſes Beiſpiel dafür, wozu diefe kurzſichtige Spariamfeit 
führt. Heute zahlt der 2 uftigfistus Hr die Filialen, die 
außer dem Hauptgebäude beftehen, eine Miete, wie mir 
mitgeteilt worden ift, von 60 000 M 


(Hört, Hört!) 
60 000 M alfo nur für die drei Filialhäufer! 
(Zuruf.) 


— So ift mir mitgeteilt worden. Sollten es bloß 50000 AM 
fein, nun, jo wäre es auch noch eine ſehr horrende 


Summe, 
(Heiterfeit.) 


Diefe Summe — 50000 oder 60000 — entipricht doch 
einem Sapital von rund einer Million. Hätte man num 
noch für diefe enorme Ausgabe etwas Ordentliches! 


(Heiterfeit.) 


Aber ich habe Ihnen ja geichildert, was wir dafür haben. 
Meine Herren, wenn das das Refultat ift, dann fann 
man doch nicht jagen, man wäre richtig vorgegangen. 
Da müſſen doch ſchwere Fehler vorgefommen jein. Bei 
rechtzeitigem Eingriff wäre man viel billiger weggefommten; 
inzwifchen hat man ganz gute Saufgelegenheiten, die in 
der Nachbarſchaft des ne vorhanden waren, 
verfäumt. Kaufmänniſches Talent, gewiſſe Beweglichkeit 
und Gefcidlichkeit in Wahrnehmung der Gelegenheiten 
hat der Juſtizfiskus abfolut nicht 


(große Heiterkeit) 


— abjolut nicht bei uns bewieſen. 
ich nicht wagen zu behaupten; 


(erneute Heiterkeit) 


aber ich jage: bei uns hat er e8 abfolut nicht beiwiejen. 
Nun ſage ih: man follte doch — ſetzt recht 
bald Wandel ſchaffen, und zwar aus Gründen der Ren— 
tabilität und vor allem aud) der Würde der Nechtspflege, 
die unter ben gegenwärtigen Erg ſchwer leidet. 
Dann aber follte man auch gründlich Wandel jchaffen 
unb ur nur für 10 Jahre vorausjehen. Man jagt 
ur Entihuldigung: ja, wie fonnten wir wifjen, daß die 
erhältnijfe in Cöln fi jo entwideln würden! Bor 
10 Jahren waren alle Einfichtigen einig, daß das Ges 
bäude, das errichtet wurde, nicht hinreichen und fich ſehr 
bald als zu klein erweifen würde. age daher: bitte, 
meine en, etwas mehr Vorausſicht! 
würde gar nicht den Mut haben, in der Frage 
fo energijch aufzutreten, wenn ich bier nur redete auf 
Grund von Cölner Erfahrungen, Aber es ift mir mit» 
eteilt, daß in anderen Städten diejelbe Mifere herrict. 
uf Düfjeldorf hat mein verehrter Herr Vorredner aus 
dem —X der Herr Kollege Schmitz, auch bereits hin- 
getwiejen, und ich bin aud in Düffeldorf bei Terminen 
gewejen und habe gefunden, daß es gar ee befjer i 
als in Eöln. Eben, als Herr Sollege mis ſprach, 
trat fofort ein rheinifcher Kollege aus ber nationallibes 
ralen Bartei zu mir und fagte: in Elberfeld und Barmen 
find die VBerhältniffe auch nicht anders. 
Wie kurzfichtig man oft verfährt, dafür ein Beifpiel. 
In Remfceid kaufte man Terrain an zu einem neuen Juſtiz⸗ 


Ob er fie hat, will 
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gebäude; man meinte, das Terrain ſei viel zu groß, 
und verkaufte einen Zeil des Terrains wieder. Es 
dauerte wenige Jahre; da muß man den Teil, den man 
eben verkauft hat, wieder für ſchweres Geld von neuem 


kaufen! 
(Heiterkeit.) 


Da habe ich doch recht, 
(große Heiterkeit) 


wenn ich jage: etwas mehr —— 
duſtrieller und kaufmänniſcher verfahren! Se er vers 
nünftige Induſtrielle, der ſich eine große Fabrik baut, 
rechnet damit, daß er nach 10, 20 fahren das Terrain 
und die Fabrik erheblich vergrößern muß. 

Nun habe ich noch eine Sorge, die mein Herz noch 
viel mehr drüdt 

(Heiterkeit) 


als die Klagen, denen es Luft gemacht habe. Durch 
verjchiedene Zeitungen ift die Nachricht gegangen, daß die 
Abficht beitände, das alte —— Oberlandesgericht 
u Eöln, den vormaligen rheiniſchen Appellationsgerichts- 
bot, ewiffermaßen zu degradieren, indem man ihm mwejent- 
liche Zeile feines bisherigen Herrichaftägebietes nehmen 
wolle. Es verlautet, daß die Mbficht beftände, die Land» 
gerichte Duisburg und Efjen vom Oberlandesgericht Hamm 
abzuzweigen, dann vom Landgericht Diüffeldorf ein Land» 
ericht, Crefeld, abzuzweigen und jo den Regierungsbezirk 

üffeldorf auf ſechs Landgerichte zu bringen und biefe 
ſechs Landgeridhte dann unter ein neues Oberlandesgericht 
Düffeldorf zu ftellen. Ich würde ja von diefen Abſichten 
ier nicht reden, wenn nicht auch meine beiden Herren 
ollegen Kirſch und Dr Beder auf die Sache zurüd- 
efommen wären. Dem 8 Kollegen Kirſch nehme ich 
as gar nicht übel. Er iſt Düſſeldorfer; er hat ala Ab» 
geordneter diefer Stabt das Recht, hier deren Intereſſen 
u vertreten. Was aber der Herr Kollege Dr Beder mit 
er Sache zu tun hat, begreife ich nicht. 


(Hört, hört! Heiterkeit.) 


hm beftreite ich, wenn er auch mein Fraktionsgenoſſe 
Y — Sie Ihe, ih muß mid; heute nur mit meinen 
Fraktionsgenoſſen herumftreiten — 


(wiederholte Heiterkeit) 
ihm beſtreite ich jede Aktivlegitimation. 
(Große Heiterkeit.) 


Das ift ein Streit zwifchen Düffeldorf und Cöln, in den 
fich kein anderer hineinzumifchen hat! 


(Wiederholte große Heiterkeit.) 
Aber ich bitte doch, meine verehrten Herren, mir noch zu« 








etwas ins 


zuhören. 

Meine Herren, ich kann mir nicht denken, daß folche 
Bläne im fte beftehen. Der Herr Minifter hat ja 
auch eben erklärt, wie mir mitgeteilt worden ift, er ftände 


der Trage ganz neutral gegenüber. Das ift jchon etwas 
verdächtig, 
(Heiterkeit) 


wenn einer nur neutral ift. Mein, verehrter Herr Juftiz« 
minifter, Ihre Neutralität genügt mix nicht; ich möchte, 
daß Sie ein Gegner dieſes Brojeftes wären, 


(ohol und Heiterkeit) 
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dieſes Projektes der Teilung. Und ich glaube auch, daß 
Sie es heute find. Aber: Et ne nos inducas in 
tentationem! Es könnten Berfuhungen an Sie heran- 
treten 

(große Heiterkeit) 


und Sie auf die andere Ceite zu bringen verjuchen, und 
um Sie gegen biefe Berfuchungen zu wappnen und zu 
ftärfen, möchte ich bier noch einige Gründe anführen, die 
für die Nufrechterhaltung des bisherigen Zuftandes fprechen. 

Man fagt, das Oberlandesgericht in Cöln he etzt 
u groß geworden. Das erledigt ſich einfach durch den 

inweis auf das Sammergericht zu Berlin, das noch 
größer ift, und auf das Oberlandesgericht zu Breslau, 
dem 14 Landgerichte unterftehen, während es bei dem 
Eölner Oberlandesgericht nur 8 Landgerichte find. 

Man jagt weiter, das Cölner Oberlandesgericht jei 
überlaftet, und es würbe auch zum Teil dort langfamer 
— Die Überlaftung kann wenigſtens zum Teil 

adurch befeitigt werden, daß man mehr Senate bildet, 
und man kann noch m. Senat angliebern, ehe Cöln 
die Zahl der Senate am Kammergerichte erreicht. Sollte 
man andeuten wollen, es würde nicht genug abgearbeitet, 
fo kann ich feititellen, daß von Anwälten und Richtern 
dort ungemein fleißig gearbeitet wird, In der Bahl der 
Erledigungen fteht —9— das Oberlandesgericht Cöln hinter 
den andern Oberlandesgerichten keineswegs zurüd. Nach 
der Zahl der auf den Urteilsverfafler — Urteile 
wurde das Cölner Oberlandesgericht 1901 nur von Berlin, 
Kiel und Poſen übertroffen —— hat es Berlin überholt, 
Früher hatten wir einen Mangel, der zum Teil aud) 
noch befteht, daß nämlich die Braris an dem Oberlandes- 
"en in den Händen weniger bejonders bedeutender 
nwälte fich Eonzentrierte und daß dadurch, weil die 
Anwälte die einzelnen Sachen nur nad) und nad er- 
ledigen Eonnten, fi eine Berlangjamung entwidelte. 
Dieter Übelftand jedoch hat in letter Zeit ganz erheblich 
nachgelafien, indem zahlreiche Nieberlaffungen neuer 
Anwälte an dem Oberlandesgericht fi in den letten 
Jahren vollzogen haben. 

39 * aber noch einen wichtigen ſachlichen 
Grund anführen, der gegen die Teilung ſpricht. Es iſt 
meines Erachtens prinzipiell nicht richtig, meine Herren, 
foviel Eleine Dberlandesgerichte zu jchaften. Die Einheit 
der Rechnen wird mehr gewahrt durch große Appell 

öfe, die große weite Landftreden juriſtiſch beherrichen. 
nereich empfindet heute ſchon die große Zahl feiner 
— als einen Mangel. 

Kleine Oberlandesgerichte — das möchte ich auch 
noch beſonders betonen — bekommen leicht einen ein— 
ſeitigen Charakter, je nach dem Charakter der kleinen 
Landihaft, in deſſen Mitte fie geftellt ind. Düffeldorf 
3. B. würde, wenn es Oberlandesgericht würde ebenjo 
wie ber Megierungsbezirt Düffeldorf einen ſehr vor 
wiegenb inbuftriellen Charakter bekommen. Gin reines 
Agrargericht taugt nicht, ein reines Anduftriegericht nr 
auch nicht. Der Vorzug des Reichsgerichts iſt es z. B., 
daß ihm die Saden und damit die Erfahrungen aus 
allen Gegenden und allen Zeilen des Reiches zuſtrömen. 
Deshalb hat es die hohe und bedeutfame Stellung in 
ber Rechtſprechung. Es Eonzentrieren fich dort die auf— 
eklärten, reifen und — Erfahrungen aller Land» 
Paften, refultierend aus allen möglichen nur denfbaren 
Verhãltniſſen. 

Die großen Vorzüge der Einheitlichkeit und der 
Vielſeitigkeit beeinträchtigen Sie beim Oberlandesgericht 
Cöln wejentlich, wenn Sie ihm das bedeutjame Gebiet 
der nieberrheinijchen Induſtrie wegnehmen. 

Aber, meine Herren, aud) ägungen außerhalb 
des Reſſorts des Yuftizminifteriums ollten gegen die 
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Teilung fprechen, und jet muß ich meinem Cölner Herzen 
einmal Luft machen. 

(Heiterkeit.) 


rufe gegen bie Teilung an die Erwägungen und 
Gründe biftoriicher Billigkeit. Köln hat auf dem Gebiete 
der Staatäverwaltung nur einen einzigen Vorzug aus 
feiner,; * Vergangenheit gerettet; das iſt der, daß es 
die Sulliz auptjtadt der —5* iſt! Das iſt der einzige 
Schmud, der uns geblieben ift! Wenn diefer Charakter 
als Yuftizhauptftadt der Rheinprovinz beeinträchtigt würde, 
fo würden wir das — — Sie das harte Wort — 
als ein bitteres Unrecht empfinden. Wir find, ſeitdem 
wir das Glück haben, unter preußiſcher Herrſchaft zu 
ſtehen, im Vergleich mit anderen großen Städten der 
Monarchie ſehr ſtiefmütterlich behandelt worden. ge 
muß hier meinen Worten Maß geben und meinen Ge— 
fühlen Gewalt antun, wenn ich davon rede. 


(Heiterfeit.) 


Cöln ift die volfsreichfte und bedeutendſte zentral 
gelegene Stadt der Rheinprovinz. Sie ift von alters her 
die hiftorifche Metropole diejer fchönen Provinz. Trogdem 
haben wir nicht den Oberpräfidenten in unferen Mauern. 
Das Oberpräfidium ift in jeder andern Provinz in der 
betreffenden größten Stadt mit Ausnahme von Schleswig. 


Holftein, 
(Buruf: Eaffel!) 


— Gafjel kann ſich ſchon mit Frankfurt meffen! Kafjel 
ift eine alte Reſi eng und hatte deshalb ein hiſtoriſches 
Recht auf die Zentrale der Stantöverwaltung. Im Rhein- 
land war Cöln von alters her der Mittelpunkt. Die 
Heranziehung von Caſſel und Frankfurt jpricht alfo zu 
unferen Gunften. Wie gejagt, das Oberpräfidium haben 
wir nicht. Wir haben nicht das Generaltommando, 
das überall in der Hauptftadt der Provinz if. Das 
Generaltommando befindet fich mit dem Oberpräfidium 
in Koblenz. Die kommunale Provinzialverwaltung iſt 
nad) Düffeldorf hingelegt worden. 

Nun hätte man fagen follen: es wäre im Laufe ber 
Jahrzehnte anderweit ein Ausgleich Bi worben. 








Aber nein. Die Univerfität, die wir Jahrhunderte 
hindurch hatten, eine berühmte, alte Univerfität, z nad) 
Bonn verlegt worden, das Polytechnikum ift nach Machen 
efommen, die Maleratademie nah Düffeldorf, das 
ee nad Trier, die Bergwerfädirektion 
nad) Bonn, die Generaltommiffion nad Düffeldorf. Ich 
vertrete durchaus nicht den Standpunkt, und das betone 
ih) mit Nachdrud, daß alle dieſe Inftitutionen hätten 
nach Cöln verlegt werben müffen. Ich will nur fons 
ftatieren, daß wir von allen diefen Einrichtungen, die in 
anderen Provinzen naturgemäß und wenigſtens zum Teil 
in die hiſtoriſche Metropole hinein verlegt worden find, 
nichts befommen haben. 


(Buruf.) 

— Sie wollen doc eine Provinzialfteuerdirektion oder 
ein Megierungspräftdium in dieſem Zuſammenhange 
nicht hoch veranichlagen! 

(Heiterfeit.) 
Vergleichen Sie einmal diefe Behandlung von Cöln mit 
der von Breslau, Magdeburg, Stettin, Königsberg und 
Hannover, namentlich mit Hannover! 

(Heiterfeit.) 


Die annektierten Mefidenzen find ja am bejten daran, 
das ift bekannt. 


Diefen Klagen pflegt man entgegenzuhalten: aber 
Cöln ift Eifenbahnzentrum. Gewiß, das ift richtig. 
Uber das verdanken wir nicht etwa einer befonderen 
—— e oder einem beſonderen Wohlwollen der hohen 

taatsbehörden, ſondern das verdanken wir ber hifto- 
riſchen Entwicklung, dem Umſtande, daß —— nur 
Privateiſenbahnen am Rhein entſtanden ſind, auf dem 
linken wie auf dem rechten Rheinufer: die alte Rheiniſche 
Eiſenbahn und die alte Cöln-Mindener Eiſenbahn. Dieſe 
ſind durch die Initiative hervorragender Kaufleute und 
Induſtrieller aus Cöln und anderen rheiniſchen Städten 
geſchaffen worden. Weil Coln von alters her die Handels- 
metropole der Provinz war, war es natürlich, es auch 
— Zentralpunkt des Eiſenbahnverkehrs zu machen. 
n biefe Entwicklung hat die ſpätere ſtaatliche Eiſen- 
bahnverwaltung nur angeknüpft und auch anknüpfen 
müſſen; ein beſonderes Verdienſt, eine beſondere Für— 
forge, ein beſonderes erhöhtes Wohlwollen für Köln 
fönnen wir darin nicht erbliden. Als die Eifenbahn- 
direftionen umgeftaltet wurden, hatte man auch nichts 
Eiligeres zu tun, als eine der Eifenbahndireftionen aus 
Cöln wegzunehmen. Und jegt verlieren wir auch die 
Artilleriewerkftätte; das fällt mir eben noch ein. Wir 
haben jo viel verloren, daß man dies kaum noch erwähnt. 


(Heiterkeit) 


Meine on wenn wir im Mittelpuntte des Verkehrs 
liegen, jo follte das erft recht ein Anlaß fein, dieſe 
großen — — in vollem Umfange bei uns 
zu belaſſen und ſie nicht weiter zu beeinträchtigen. 
Eines bat uns allerdings die preußiſche Herrſchaft 
gebracht: wir find eine ftarke Feftung geworden. Gewiß, 
wir tragen dieſen Feſtungsgürtel mit der Ergebenbeit 
und mit der Opferfreude, die der Patriotismus von und 
als guten Preußen und Deutfchen verlangt. Aber, meine 
— Herren, das werden Sie ———— wenn ich 
ſage, daß wir dieſen Feſtungsgürtel, der nun ſchon ſeit 
Jahrzehnten — beinahe iſt es ein Jahrhundert — uns 
umſchließt, als ein großes Hemmmis für unſere Ent- 
widelung empfinden. Wir würden heute, wenn wir feine 
eftung geblieben wären, ganz gewiß unter den großen 
tädten Deutichlands und Preußens an zweiter oder 
dritter Stelle ftehen; wir würden ficherli eine Stadt 
von 8» bis 900000 Einwohner geworden fein. 
meine ich, aus Ihren Mienen zu erkennen, daß Sie es 
mir allmählich nachfühlen, 


(Heiterkeit) 


wie wir und ald das Gtieflind unter den großen 
preußifchen Städten vorfommen. Daran ändert aud 
ar nichts der Ehrenplag, den Sie meiner verehrten 
Baterftobt bier in diefem fjchönen Saale eingeräumt 
— ſie ſteht unter den anderen reich und überreich 
evorzugten Schweſtern wie das Aſchenbrödel da! 


(Große Heiterkeit.) 


Meine verehrten Herren, bei uns jagt man: ja, wenn 
je und den Dom noch wegtragen könnten, dann täten fie 


as auch noch! 
. (Große Heiterkeit.) 


Aber Scherz bei Seite! Ich habe Ihnen alle dieſe Ber- 
eg jo anichaulid und aud mit dem warmen $to- 
orit des Lokalpatriotismus gejchildert, um daran ben 
einen Schluß zu nüpfen: Sie werden es begreifen, Sie 
werben es in Ihrem —— in Yen Ge⸗ 
rechtigkeitsgefühl, in Ihrer Achtung vor der iſtoriſchen 
Entwicklun vor den hiſtoriſchen Traditionen durch- 
aus verftehen, wenn ich fage: wenn nach allem, was 
bisher geſchehen, auch noch der eine Vorzug, den wir 
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noch als Yuftizhauptftabt haben, in einer jo wejentlichen 
Weije beeinträchtigt würde, wie es von gewifler Seite 
angeftrebt wird, jo muß uns das tief verftimmen, — ich 
will den Nusdrud erbittern nicht gebrauchen. Wir 
würden es wirklich als bitteres Unrecht empfinden! So 
darf ich denn wohl die Erwartung ausfpreden, daß ber 
Ben uftizminifter allen Berfudungen, und wenn fie 
elbft aus dem ſchönen Düffeldorf mit feinen Ehren— 
jungfern an ihn berantreten jollten, 


(Heiterkeit) 


widerftehen und neben den von mir dargelegten Ban 
techniichen Gründen auch den Erwägungen ber Billigkeit 
in diefer Frage ſich nicht verfchliegen möge. 


(Bravo! im Zentrum. Heiterkeit.) 


Haus der Abgeorbneten. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
Yuftizminifter das Wort, 


Dr Schönftedt, AYuftizminifter: Der Herr Abge— 
ordnete Trimborn veriteht es ja vorzüglich, mit rheiniſcher 
Lebhaftigkeit die Wünfhe und Intereſſen feiner Heimat 
u vertreten. Man freut fid, ihn anzuhören, und er 
A immt zu heiteren Empfindungen. Ich kann ihm nicht 
in demfelben Tone erwidern. Ich werde Sie jchon auf 
einen etwas nüchternern Standpunkt zurüdführen müffen, 
wenn ich kurz auf feine Ausführungen eingehe. 

Seine erften Ausführungen bezogen ſich auf die 
Schaffung eines vereinfachten, verbilligten Gerichtsver- 
fahrens Kir Streitigkeiten bes äbtifdien Gefindes mit 
den Herrichaften, und er Hat der Auffaffung Ausdrud 
gegeben, die angeblich im Reichstag bie — dieſer 

treitigkeiten an die Gewerbegerichte verhindert habe, 
daß die Landesgejeggebung zuftändig fei, in dieſer Be- 
schung Abhülfe iu Nöaffen. Mir ift es rechtlich außer: 
ordentlich zweifelhaft, ob der Landesgejetgebung eine 
ſolche ——— beiwohnt. Es handelt hier um 
einen Eingriff in die Zwilprozeßordnung, wenn ein 
vereinfachtes und verbilligtes Verfahren bei den Amts— 
gerichten in WAusficht genommen werben fol, und id 
glaube nicht, daß ber Vorbehalt, der für bie Gefinde- 
gelebaebung im Cinführungsgefeg zum —— 

eſetzbuche gemacht worden iſt, jo weit ausgedehnt werden 
kann, nunmehr aud einen Eingriff in das —* eſetzlich 
geregelte Prozeßverfahren zum Beſten des Geſindes ein- 
zuführen, 

Der Herr Abgeordnete hat gemeint, daß das obliga- 
torifch vorgefchriebene —— bei den Polizei— 
behörden ein ungeeignetes fei, und empfohlen, eine andere 
Sühnebehörde dafür zu fubftituieren. Wenn einmal an 
die Revifion der —— herangetreten werden 
ſoll, was ja ein ſehr ſchwieriges Kapitel iſt, wird dieſer 
Punkt vorausſichtlich der Prüfung unterzogen werden. 
Aber ſchon jetzt ſteht dem Geſinde, wenn es bei den 
un rege nicht die nötige Förderung verjühnlicher 

a ohne weiteres der Weg offen, jih an 
den Schiedemann zu wenden, Es würde eine dankbare 
Aufgabe für die Schiedsmänner jein, deren Tätigkeit auf 
dem Gebiete der bürgerlichen Rechsſtreitigkeiten leider mehr 
und mehr zurüdtritt, wenn diefer Weg beichritten würbe, 
und wenn darauf eingewirkft würde jeitend der Herren, 
die Einwirkung auf die beteiligten Kreiſe haben. 

Die Hülfsrichterfrage ift heute ſchon jo vielfach 
erörtert worden, daß ich darauf nicht näher eingehen will. 
Auch die räumliche Unterbringung der Cölner Gerichte ift 
ſchon geftreift worden. ch möchte nur entgegentreten 
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den Borwürfen, die der Juſtizverwaltung gemacht worden 
find in bezug auf ihre mangelnde Borausficht. Der Herr 
Abgeordnete Trimborn hat gemeint, man hätte vor 
10 Jahren Kam fehr wohl nilfen müffen, welchen groß- 
artigen Aufſchwung Cöln und die Beichäftigung der 
dortigen Gerichte nehmen werde, und man hätte daher in 
anderer Weije für die Zukunft forgen müflen. Nun ift 
der Grundſtein zu dem gegenwärtigen Hr I glerae ſchon 
1884 gelegt, die Pläne Mir die Ki ellung gehen nod) 
weiter zurüd; man wird, nach dem, was mir über den 
Geihäftsgang in diejer —— aus langjährigen Er- 
fahrungen befannt ift, jchon Ende der 70er Sabre mit 
der Aufftellung dieſer Pläne begonnen haben. Wenn 
man nicht Schon damals diefe außerordentliche Vermehrung 
der Gejchäfte vorausgefehen hat, fo trifft meinen und des 
Herrn Finanzminifters damaligen Amtsvor * doch 
nicht ein ſo außerordentlicher Vorwurf, wie ihm er Herr 
Abgeordnete Trimborn ihnen noch nachträglich macht. 
Hinterher fann man die Dinge immer befjer beurteilen 


als vorher, 
(Heiterfeit.) 


Was nun den Mangel der VBorausficht angeht, den 
ber Abgeordnete Trimborn ben Iren ehörden heute 
zum Vorwurfe macht, jo würde vielleicht ber Borwurf mit 
einem etwas größeren Rechte ſich ihm zurüdgeben laffen, 
foweit e8 ng um bie frage der Errichtung eines nieder- 
rheinifchen Oberlandesgerihts handelt. Dieje Frage ift 
keinesweg neu; fie ift hier mindeftens viermal angeregt, 
zuerft im Jahre 1895, dann 1898 und zweimal im 
vorigen Jahre 1902 durch ben Herrn Abgeordneten Kirſch 
und ben — Abgeordneten Schmitz. Damals hätte 
der Herr — Trimborn, wenn er diejenige Vor— 


ausſicht beſaß, 
(Heiterkeit) 


die er bei uns vermißt hat, Anlaß gehabt, dieſem Ge- 
danken fofort entgegenzutreten. Sie hat ihm offenbar 
efehlt; er bat ‘ wiegen. Und nun bat der Gedanke 
H weiter entwickelt. 


(Zuruf des Abgeordneten Zrimborn: Ich bin im Minifterium 
beruhigt worden! — Heiterkeit.) 


Er hat mir zum Vorwurf gemadjt, daß ich dem Plane 
egenüber eine neutrale Stellung einnehme. eine 
Dee; ich glaube: eine andere als neutrale Stellung 
würde mir überhaupt nicht gebühren. 


(Sehr richtig!) 


Ich will aber an die Stelle diejes Wortes ein anderes 
jegen; ich will jagen: eine objektive Stellung nehme ich 
dem Projekte gegenüber ein, und lediglid von objektiven 
Gefihtspunften aus werbe ich dieſen Plan, den ich ja 
noch nicht kenne, der noch nicht an uns herangetreten it 
prüfen, wenn er praftiiche Geftalt annimmt, nicht 
vom Standpunkt der Gölner, nicht vom Standpunkt der 
Düffeldorfer, jondern lediglid vom Standpunkt der Be- 
völferung, vom Standpunkt der Gefamtheit bes Staates. 


(Bravo!) 


Zu weldem Ergebnis wir dann fommen werben, das 
ftelle ich anheim. ebenfalls darf der Herr Abgeordnete 
Trimborn verfichert fein, daß irgend welche Berführungs- 
oder Verſuchungskünſte an mir in diejer frage abprallen 


werben. 
(Heiterkeit und Bravo!) 


Dr Sıhr 9. Heereman: Das 


Bizepräfident 
Wort hat der Abgeordnete Schaffner. 
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—* Früher konnten alle Käufe und Verkäufe von 


war ja eine ſolche Behörde — vorgenommen und 
durch Zuziehung des Feldgerichts vervollſtändigt werden. 
3* aber ſind alle dieſe Geſchäfte an die betreffenden 
mtsgerichte verwieſen. Die Amtsgerichte haben gewiſſe 
Tage, an denen ſie die freiwillige Gerichtsbarkeit be— 
ſonders ausüben. Meine Herren, Sie können ſich 
denken, daß an diefen Tagen eine große Mafle von 
Landleuten, die oft meilenmweit zu ben betreffenden 
Amtern kommen, jich zufammenfinden und manchmal 
nit ftundens, fondern tagelang warten müflen, bis 
fie mit ihren Gejchäften vor das Amtsgericht vorgelaffen 
werden. Es kommt vor, daß die Leute nicht an dem 
felben Tage das Geichäft abfchließen können, fondern 
auf einen anderen Tag beftellt werden. 

Meine ve das ift doch ein unerträglicher - 
ftand. Zu der Zeit, als dieſes Gefek bier in dieſem 
—* Hauſe beraten und beſchloſſen wurde, haben wir, 
ämtliche Naſſauiſchen Abgeordneten, unſere Bedenken 
geltend gemacht und namentlich die Unbequemlichkeiten 
geſchildert, die daraus entſtehen würden. Sbejondere 
wünſchten wir unfere alte liebgerworbene Fortführung ber 
Stedbüdjer, die von den ara ei Bürgermeiftern und 
Feldgerichten geführt und von den Amtsgerichten beglaubigt 
wurden. Es war dieſe Einrichtun einsig in ihrer Art 
im ehemaligen Herzogtum Nafjau Fehr eicht überfichtlich, 
bequem und mit ganz geringen Koften verknüpft. Dieſer 
Wunfh war aber leider nicht erreichbar. Der Herr 
Minifter hat damals uns die freudige Zufage gemacht, 
es würden Gerichtätage mit Beamten an den größeren 
Orten eingerichtet werden; dort könnten die Landleute an 
gewiffen Tagen ihre Geſchäfte abſchließen, und die Un- 
bequemlichkeiten würden dadurch bejeitigt. Bis zu biefer 
Stunde aber, meine Herren, ift diefes Verſprechen 
leider nicht in Erfüllung gegangen. Ich möchte deshalb 
den Herrn Minifter bitten, doc dafür zu forgen, daß 
diefe Einrichtung bald getroffen wird, % könnte ihm in 
diefer Beziehung im Amtsgerichte Diez zwei Orte 
empfehlen, die Na bejonders für diefen Zweck eignen, 
nämlihd Hahnſtätten und SHolzappel. Ich glaube, daß 
diefe beiden Orte ganz dem Zwecke entiprechen, Dadurch 
würden die Wünjche erfüllt. Ich hoffe, daß der Herr 
Minifter diefe Sache wohlwollend prüft und vielleicht bald 
Nemedur eintreten läßt. 

Meine Herren, dann habe ich noch eine weitere Bitte 
rejpeftive Wunſch. Es ift Ihnen vielleicht befannt, daß 
ich im vorigen Fahre über den mangelhaften und defolaten 
Zuftand des Amtsgerichtägebäubes in Ems mich beklagt 

be. Im Yabre 1891 babe ich diefen Zuftand ar be⸗ 
onders geſchildert, weshalb ich es heute unterlaſſe zu 
wiederholen; aber leider iſt bis heute in dieſer Beziehung 
nichts geſchehen. Der Zuſtand iſt nicht nur ſchlechter ge— 
worden, ſondern auch ganz unerträglich. Durch die Ein— 
führung der Grundbücher werden ja mehr Räume ge— 
braucht; es wird ein feuerfeſtes Gewölbe und Raum 
geſchaffen werden müſſen, um dieſe Grundbücher, Hypo⸗ 
theken, letzwilligen Verfügungen, Teſtamente ufm aufzu- 
bewahren. Ich möchte daher den Herrn Miniſter bitten, 
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dafür zu ſorgen, daß ben Übelſtänden baldmöglichſt ab- 
geholfen wird. 

Der Herr Miniſter hat mir im vorigen Jahre auf 
meine Ausführungen geantwortet, wie folgt — wenn 
der Herr Präſident erlaubt, will ich es verleſen —: 

Die vorjährige Anregung des Abgeordneten 
Schaffner iſt jeitens der a feines 
wegs unbeachtet geblieben. Es ift der Sadıe 
fofort näher getreten worden; es find Berichte 
eingefordert worden von den Provinzialbehörden, 
und die haben beftätigt, daß die vorhandenen 
Einrichtungen in Ems einer ——— unbedingt 
bedürfen. Die Frage aber, in welcher viß 
Abhülfe zu ſchaffen ſei, iſt ern nicht vollftändi 
geklärt. Es ift zunächſt unterjucht worden, o 
etwa ein Gebäude angekauft werden könnte, das 
jogenannte Schwefterhaus; aber das Gutachten 
der Bauverwaltung_ ift > ausgefallen, daß 
fi) das nicht empfehle. Gegenwärtig ſchweben 
die Verhandlungen nod darüber, ob ein Baur 
Hat pi erwerben ſei. Es find eine Reihe von 
auplägen als geeignet für einen Neubau bes 
zeichnet worden, der nad meiner Auffaffung 
allerdings notwendig fein wird. Es bejteht die 
Abficht, zunächſt eine Ortsbefichtigung vorzu— 
nehmen, um eine Auswahl unter diejen Bau- 
lägen zu treffen. Demnädjft werbe ich mit der 
—— in Verbindung treten, um 
einen Neubau in die Wege zu leiten, und glaube, 
auf deren wohlwollendes Entgegentommen rechnen 
zu dürfen, 
Meine Herren, Sie hören alfo, daß der Herr Juſtiz— 
minifter im —* Jahr meine Klage und Bitte über 
Ems völlig anerkannt hat. Es find jet 2 Jahre ver: 
flofjen. F habe noch nicht bis zur Stunde erfahren 
und geſehen, daß irgend eine Anderung und Dans 
biefer Sache u ift. yo möchte mir deshal 
die Frage erlauben, ob das Amtsgerichtsgebäude als 
Dienftgebäude in diefem fchlechten Zuftand weiter fo 
bleiben Sn, oder ob im Laufe der nächften Zeit für Ems 
eine Abhülfe geſchaffen wird. 


Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Yuftizminifter. 


Dr Schönftedt, Yuftizminifter: Meine Herren, ich 
babe die Zuficherung, die ich feinerzeit bei der Beratung 
des nafjauifhen Grundbuchgefeges gegeben habe, daß für 
die Einrichtung von —— in Naſſau nach Ein— 
A des Grundbuches nad Möglichkeit geforgt werben 
ol, keineswegs vergeffen; ich bin ihr nicht untreu ge- 
worden. Zatjächlich ift bis jet nur ein einziger Antrag 
auf Einrichtung eines folchen Gerichtstages an mich ger 
langt; dem habe Ye perfönlich ftattgegeben. Abgelehnt 
ift fein ang Ich werde bereit fein, ſolche an mich 
gelangenden Anträge fachlich und wohlwollend zu prüfen, 
und wo das Bedürfnis dargelegt wird, den Wünfchen des 
Herrn Abgeordneten Schafner und der naffauifchen Be- 
völferung in der Richtung entgegenkommen. 

Bezüglich der Geichäftslofalitäten in Ems muß ich 
zu meinem Bedauern zugeben, daß ber Vorwurf, den 
Herr Schaffner mir gemacht hat, der Begründung nicht 
entbehrt. Ich habe mich im vorigen Jahr wohl jo aus— 
gebrüdt, daß auf eine rafche Erledigung der Sache hätte 
gerechnet werden können. Die Berhältniffe find eben 
manchmal ſtärker ala die Menſchen, und man kann nicht 
alles, was man in Ausficht ftellt, ſpäter erfüllen. Die 
Sache liegt fo, daß die Enticheidung noch nicht getroffen 
ift, ob das angebotene —— — erworben oder 
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IJuſtiz 1 
[Dr Schönftedt, Juftizminifter] 
auf einem anderen Bla ein Meubau errichtet wird, wo— 
für fi in einem Berichte vom April vorigen Jahres 
das Oberlandesgericht in Frankfurt ausgeſprochen hat. 
Auf Grund dieſes Berichtes ift eine Ortsbefichtigung in 
Ausficht genommen worden, und leider hat die wieder- 
holte jchwere Erkrankung meines Baureferenten es ver- 
hindert, daß es zu dieſer Ortsbeſichtigung bis jegt ge 
kommen ift. Sch hoffe aber beftimmt, daß nun nicht 
mehr lange Beit darüber —— wird, bis fie vorge 
nommen werden kann. ch kann nur wiederholen, daß 
ich tun werde, was in meinen Kräften liegt, um dieſe 
Dinge zu fördern; aber bei allen Baufachen geht es 
immer ehr langfam, weil fo viele Reſſorts dabei be- 
teiligt find. 


(Abgeordneter rum: 
für dieſe 








ch danfe ganz verbindlichit 
ustunft! — Heiterfeit.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Hofmann. 


Hofmann, Abgeordneter: Zunächſt eine kleine Titel 
frage. Es ift ja ſchon vor einigen Jahren und früher 
hier yon worden, daß die Staatsanwälte nicht 
einen gerade ihrer Stellung entiprechenden Titel führen; 
auch ich bin derielben Anſicht. Die Reihenfolge ift jegt: 
Staatsanwalt, Staatsanwalticaftsrat, Erjter Staatsan« 
walt, Oberftaatsanwalt. Ich glaube, daß das in der Tat 
aus den früheren, ſchon von den andern Herren angeführten 
Gründen heraus eine nicht angemeffene Titulatur ift. Ich 
möchte aber meinerfeits eine Anderung direkt vorichlagen. 
Man könnte dem jegigen Staatsanwalt den Titel Staatös 
anwalt lafjen, dann etwa nad Analogie des Leutnants 
und DOberleutnantd den Staatsanwaltihaftsrat mit 
Oberjtaatsanwalt bezeichnen; dann müßte natürlich der 
jegige Titel Oberftaatsanwalt wegfallen. Wenn ih nun 
anfnüpfe an die örtliche Beihäftigung beim Landgericht 
und Oberlandesgericht, dann künnte man dem erſten Staatö- 
anmwalt den Titel geben Landftaatdanwalt und den jegigen 
Oberftaatsanwalt mit Oberlandftaatsanmwalt urn 
Als Analogie würde bei der Forſtkarriere dienen ber 
ee Oberforjtmeifter, Landforftmeifter und Ober- 
andforjtmeifter; bei der Geftütsverwaltung ift eine ähnliche 
Titulatur, Oder wenn ich den Titel Reichsanwalt und 
Dberreihtanwalt als geeignet erachte, dann könnte man 
anftatt Landftaatsanwalt aud jagen Landanwalt und 
anftatt Oberlandftaatsanwalt Oberlandanwalt. 30 möchte 
dieje Titulatur zur geneigten Erwägung anheimftellen, mic 
aber im übrigen nicht weiter damit bejchäftigen. 

Dann möchte id) einige Punkte berühren, die hier in 
der Debatte von den Herren Rednern geftreift und auch 
zum Zeil beiprochen worden find. 

Der Herr Abgeordnete Schmig hat bedauert, daß 
der vorjährige —— über die Ausbildung der 
jungen Juriſten nicht wieder vorgelegt worden iſt. Zu 
diefem Punkte möchte ich mich meinerjeitd dahin aus- 
tier Ich bin perfönlid mit den fieben Studien» 
jeıneitern vollftändig einverftanden. Dagegen babe ich be 
ügli ber vroltifiken Ausbildung fpezielle Wünſche in 
er Richtung, daß ich es für durchaus gg und vichti 
bafte, ähnlich wie bei ben Forftbehörden, daß zunädhit 
derjenige, der in die höhere Karriere kommen will, bevor 
er ftudiert, mindeftens ein halbes Jahr lang eine prafs 
tiſche Beichäftigung bei einem Amtsgericht durchmadht. 
Dort kann er jo weit ald möglich, ähnlich den Gerichts. 
iubalternbeamten, praftiih in die Geſchäfte eingeführt 
werden, ſodaß er minbeftens eine Kenntnis bes äußeren 
Berhanbl. d. Haufes d. Mög. 19. Legisl. V. Sefflon 1908. 
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Umfanges der Gejchäfte, ber Akten, des Geſchäftsganges uſw 
praktiſch erfährt, ähnlich wie auch der Anwärter für die 
höhere Foritkarriere 9 zunächſt ein Jahr praktiſch bei 
der Forſtbehörde beich tigen muß. Diefe praftiiche Be- 
Ihäftigung würde dem Studium nachher außerordentlich 
zu gute kommen; denn auf Örundlage der äußeren Stennt« 
Hr des Dienjtes würde das Studium fich durchaus ver- 
tiefen und heben. Wber ich will auf diefe Sachen nicht 
näher eingehen. 

Was feitens des Herrn Minifterd von den Gericdhtö- 
tagen in Naffau vorhin erwähnt worden ift, das wird 
jedenfalls bei uns ſehr dankbar empfunden werben. Auch 
aus dem Bezirk, den ich die Ehre habe hier zu vertreten, 
find dergleichen Wünfche jchon an mic wenigftend heran⸗ 
ra Es iſt dies — Weſterburg und Haiger. 

s ſind jedenfalls dieſe Wünſche deshalb noch nicht an 
den Herrn Miniſter herangetreten, weil die Bevölkerun 
von der Anſicht ausging, daß ihre Wünſche vielleicht en 
= Zeit —— werden würden; nach ber entgegen⸗ 
ommenden Erklärung bed Herrn Minifters aber werden, 
wie ich annehme, in der nächſten Beit die Wünfche min- 
deſtens von diejen beiden Orten geltend gemacht werden. 

Was die Klagen über die Gerichtsgebäude anlangt, 
fo bin ich im allgemeinen doc auch der Unficht, daß hier 
die Finanzverwaltung der Yuftizverwaltung nicht in der 
Weije entgegenkfommt, wie fi das eigentlich gebührt. 

ch habe doc die Empfindung, daß mindeftens in ber 

ergangenheit in diefer Richtung die Juſtiz gewifler- 
maßen das Stieftind der gefamten Verwaltung war, Ich 
fann das periönlic beurteilen; auch bei mir ſchweben 
beim Amtsgericht Verhandlungen über den Neubau, und 
ich habe die Befürchtung — die ja auch feitens des Herrn 
Zrimborn vorhin in * braftiicer Weiſe ausgeführt 
worden ift —, dab bei Neubauten aus Spariamteitss 
rüdjichten eben immer nur das augenblikliche Bedürfnis 
in Frage kommt und nicht aud das Bedürfnis der 
nächſten Zukunft. Ich halte e8 für richtig — und ber 
Herr Minijter hat ja auch vorhin fein Einverftänbnis 
damit erklärt —, dof auch legteres Bebürfnis in folder 
Frage berüdjichtigt werden muß. 

Im allgemeinen möchte ich aber die Bemerkung 
machen, daß ich unfere jegige Art und Weife, wie bie 
Bauverwaltung mit dem Minifterium verknüpft ift, in 
der Provinz nicht für eine glüdlicye halte. Dort ift ber 
ftaatlihe Kreisbaubeamte zugleih der Baubeamte auch 
jpeziell für die Juſtiz, und da ftellen I meines Er. 
achtens doch gewiſſe Bedenken heraus infofern, als der 
ftaatlihe Baubeamte ja in feiner Weife der AJuftiz- 
verwaltung, jondern der engeren Verwaltung unterfteht. 
Daraus ergeben fi) mande Mißitände. Ich würde es 
für richtig halten, wenn die Juſtizverwaltüng auch für 
fich eine eigene Abteilung für Bauverwaltung fchaffen 
würde und aucd in ben Provinzen bejondere Baufad;- 
verftändige anftellte, vielleicht für A Dbertanbeigeride 
einen, das dann jpeziell die Aufitellung der Pläne und 
die gelamte bauliche Verwaltung der ganzen Provinz — 
es dedt fih ja re elmäbig mit der Provinz — be 
arbeiten würde. Ri laube, es würde nicht bloß bie 
Sache jelbit gefördert, jondern vor allen Dingen aud) die 
Schnelligkeit, mit der dann die Gebäude hergeitellt 
würden. Es würde auch dem Bebürfnis nach meiner 
Auffaffung dann viel mehr genügt werben, und es 
würden weniger die finanziellen Nüdjichten ſeitens der 
Binangverwaltung geltend gemadt werden können, 
wenn die Juſtizverwaltung ſolche eigenen Baufad;- 
verftändigen hätte. 

Was die Vermehrung der Richterſtellen anlangt, fo 
muß ich meinerjeits ee bag wir dem Herrn 
Minifter ſowohl wie der Yultizuerwaltung in der Tat 
dankbar jein müflen, daß diefe Deren aur Beit in 
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[Buftiz@ta) 


(Hofmann, Abgeordneter] 

einem fo reichlihen Maße ftattgefunden hat, und daß 

gerade dieſes Jahr, wo die finanziellen Berhältniffe doch 

nicht gut find, auch in Preußen nicht, trogdem eine jo 

reichliche ——— eingetreten iſt, wie es er noch 

niemals der F war. Wenn ich richtig gegädlt habe, 
ri diejes Jahr die Vermehrung der Richterſtellen 
100. 


fo 
rund 

Es ift num vorhin vom Herrn Kommiffar des Finanz- 
minifteriums ausgeführt worden, daß nicht die Seelen: 
zahl, die je auf einen Richter entfällt, für die Ver— 
mehrung maßgebend fein fönne, daß das wohl ein ar 
dabei fei, aber nicht der wejentlichite, — wenn ich ihn 
nad) feinen legten Ausführungen recht verjtanden habe. 

ch bin doch im großen ganzen anderer Anficht; ich 
betrachte die Seelenzahl, die auf einen Richter entfällt, 
als den Hauptmaßitab für die Frage der Vermehrungs— 
bedürftigkeit ber Stellen. Dazu kommt natürlic) noch 
etwas anderes. Sie ift nicht der alleinige Maßſtab, 
jondern der weitere Verfehrsaufichluß des gefamten Landes 
bedingt ja jelbftverftändlih auch die Vermehrung der 
Anduftrie, und die Vermehrung der wirtichaftliden Bes 
iehungen der einzelnen Bevölferungsklaffen zu einander 
edingt felbitverftändlich eine Bermehrung der Geichäfte 
überhaupt und damit eine Vermehrung der Ananipruch- 
nahme der Gerichte. Schon die Tatjache, daß nad der 
legten Bermögensiteuerfeftitellung dad Bermögen in 
Preußen um eine ganz erhebliche Zahl von Milliarden 
zugenommen bat, zeigt ja von jelbit, daß die ganzen 
wirtichaftlihen Beziehungen der Nation zunehmen, und 
dadurch eine vermehrte Inanſpruchnahme der Gerichte 
ftattfindet. Alſo es kommt zu der Einwohnerzahl natür- 
lih die erhöhte wirtſchaftliche Tätigkeit des Einzelnen 
und damit aud) die größere Jnanjpruchnahme der Ge— 
richte hinzu. 

Aber wenn jet die Vermehrnng der Richterſtellen — 
es ift das ja weientlich der Energie des gegemmärtigen 
Minifters zu danken, daß fie jeit Jahren in fo reichlichem 
Maße eingetreten ift — eine befriedigende ift, jo war fie 
es doch nicht während —— anderthalb Jahrzehnten 
nach der Reform von 1879. Bor der Reform von 1879 
waren 4319 Richterftellen, nad dem legten Etat 4752 
vorhanden; aljo vor der Heorganijation bis zum Jahre 
1902 ift eine Bermehrung nur um 433 Nidterftellen 
überhaupt eingetreten. Nun waren allerdings bei ber 
Reorganifation 383 ig weggefallen; wenn ich 
die Reorganiſation ald Maßſtab betrachte, dann find bis 
1902 nur 816 WRichterjtellen hinzugekonmen, während 
nah dem Maßftab von damals berechnet noch meitere 
333 hätten hinzutommen müfjen. Es find aljo —* 
in der Vergangenheit gemacht worden, die in der Tat 
nachher wieder ausgeglichen werden müſſen, die aber auch 
dieſes Jahr, wie anerkenne, ſchon teilweiſe aus— 
geglichen werden. Denn nach meiner Berechnung würde 








die jetzt notwendige jährliche Zunahme normäl etwa 
80 Richterſtellen ſein; es ſind in dieſem Jahre 100. 
Auf dieſe Weiſe wird ein Teil der früheren Verſäumnis 


wieder gut gemacht; es iſt allerdings notwendig, daß auch 
für die Zukunft dieſe raſchere Vermehrung beibehalten 
wird, um die Möglichkeit zu haben, wieder normale Ver— 
hältniffe herzuftellen. 

Ich möchte aber nun bier einen allgemeinen 
Gedanken ausjprechen. Geit der Reorganifation And jetzt 
beinahe 25 Jahre vergangen, der Organiſation, die auch 
maßgebend war für die Einteilung der Gerichtsbezirke, 
der Gerichtsiprengel. Es ift in einer großen ei € 
einzelner Gegenden das Bedürfnis nach anderweiter A 
grenzung oder Neufhaffung von Gerichten entftanden 
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während diejer Ye. Da frage ih: wäre es nicht nad 
25 Jahren an der Beit, mal eine —— Reviſion 
dahin vorzunehmen, ob die damalige renzung der 
Gerichte noch eine zeitgemäße ift? Nicht bloß Hr jeden 
Einzelfall müßte man die Sache vornehmen, jondern mal 
eine ganz generelle Reviſion. ch glaube, da würde ſich 
dann herausitellen, daß in vielen Bezirken durch Hervor- 
treten einer Menge von Wünſchen nad anderweiter Ab- 
grenzung, weiter auf Neuſchaffung von Amtsgerichten, 
denen dann andere Teile zuerteilt werden müſſen, fich das 
Bedürfnis nach einer allgemeinen Revifion doch zeigen 
würde, und da dann mit einem Schlage einer großen 
Reihe von Wünfchen abgeholfen werden könnte. 

Meine — die Kaufmannsgerichte ſind ja hier 
auch in die Debatte gezogen worden, und es ſind da von 
den Rednern zwei verſchiedene —8 geäußert worden: 
der Herr Abgeordnete Schmig hat die Kaufmannsgerichte 
an die Amtsgerichte angegliedert wiflen wollen, und der 
Abgeordnete —— geht von dem entgegengeſetzten 
Standpunft aus. Sch für meine Perſon ſtehe im weſent— 
lichen auf dem Standpunkt des Abgeordneten Schmig. 
Id) bedaure mit dem Herrn Minijter, daß wir allmähti 
immer mehr dahin kommen, große Teile der Zuftändigkeit 
der ordentlichen Gerichte abzjuzweigen und zu Sonder: 
gerichten überzugehen. Der Gedante dahin lag ja ſchon 
in der Gerichtsverfaffung; denn es waren damals ſchon 
bei den größeren Landgerichten bereits Handelsfammern 
gegründet, die doch auch Sondergerichte darftellten. Durch 
die Soziale Geſetzgebung, insbejondere durch die Ber 
fiherungsgejeggebung kamen dann die Arbeiterſchieds— 
gerichte, die Sciedsgerichte für Alters, Invalidität 
und Unfallverfiherung, die fogar bis zu einem höchiten 
Gerichtshof, nämlich dem Neichsverfiherungsamt, aus- 
gebaut wurden. Es kamen die Gewerbegerichte, die zu- 
nächſt nur für die Hauptbedürfniffe der größeren Städte 
eingerichtet waren, die aber nach der legten Novelle aud) 
für weitere Kreiſe bejtimmt find und in Orten mit mehr 
ala 20000 Einwohnern eingeführt werden müflen. Es 
follen weiter nach dem neuen Gefeßentwurf, den wir 
demnäcft im Neichstage als Vorlage erhalten werden, 
die Kaufmannsgerichte an die Gewerbegerichte angegliedert 
werden. Der Herr Kollege Trimborn hat heute aber 
ſchon gezeigt, daß damit die Strömungen auf Sonder: 
gerichte nicht begrenzt werden. Er hat ja heute ſchon 
dafür plädiert, daß aucd die ganzen Streitigkeiten aus 
dem Dienftvertrage und insbefondere die ganzen Gtreitig- 
keiten des Gefindes mit ihrer Herrſchaft unter die Ge 
werbegerichte fallen. In der Preſſe hat wohl jedermann 
geleien, daß auch Beitrebungen im Gange find, für 

ietsftreitigfeiten Sondergerichte einzulegen. Es gebt 
wohl immer noch weiter. % enfall$ werden auch er 
dem Lande, wo alle dieſe m noch nicht find, fi 
diefe Beftrebungen geltend machen, um zu dergleichen 
Sondergerichten zu kommen. 

Wenn man allen diefen Wünſchen nachkommen 
würde, wo bliebe dann jchließlich die Zuftändigkeit der 
ordentlichen Gerichte! Die würde fo unbedeutend fein, 
daß man die aufheben und unter die Sondergerichte 
verteilen könnte. 

Wenn man nun diefen und zwar populären 
Strömungen nachgeht und fragt: woher kommt es, da 
die Sondergerichte gefordert werden, und daß fie dieſe 
Popularität genießen? jo, glaube ich, find zwei Gefichts- 

nete dafür maßgebend. Sand, bemerfe ih, treten 
ie überall da hervor, wo gewiſſe joziale Gefichtspunfte 
mitfpielen. Wo ein bejonderes Standes: oder Sonder- 
recht fich entwidelt, da tritt auch überall das Verlangen 
nah Sondergerichten hervor. Es haben nun die gegen- 
wärtig beftehenden Sonbergerichte, insbefondere das Ge- 
werbegericht, zwei wejentlidhe Vorzüge, die fie, namentlich 
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aber das Gewerbegericht, ungemein populär machen. 
Das ift zunächſt die —— Beleunigung und 
Berbilligung des Verfahrens, alles Wünfche, die natürlich 
anz in bemjelben Recht auch alle anderen Bevölkerungs- 
wi die nicht unter das Gewerbegericht fallen, erheben 
fönnen. Gin jeder, der vor Gericht fein Recht fuchen 
will, hat das natürliche Bedürfnis, daß es ein einfaches 
Verfahren ift, daß es beicleunigt wird, und dab es 
billig geſchieht. 

Der zweite Punkt, der die Popularität herbeiführt, 
ift, daß Laien binzugezogen werden. Die Zuziehung von 
Laien bedeutet hier ja eigentlich nichts anderes, als daß, 
während das ordentliche Gericht in allen diefen Richtungen, 
wenn es nicht gr Kenntnis bat, Sachverſtändige ver- 
nehmen muß und auf Grund deſſen fein Urteil fällt, 
nun in biefen Sondergeridhten die Sadverftändigen als 
Richter mitfigen. Das Publitum hat die Anficht, daß 
von biefen fachverftändigen Gerichten feine Sache beſſer 
eführt und entichieden werden könne als von den ordent« 
ichen Gerichten, die erſt künſtlich Sachverſtändige heran- 
ziehen und vernehmen müffen. 

Meine Herren, ich möchte noch auf eins aufmerkſam 
machen. Wenn wir Ddiefen Strömungen nachgehen und 
diefe Sonbergerichte immer noch mehr fördern, iu welchen 
Folgen führt das? Die Gewerbegerichte find bekanntlich 
— ich möchte mal eine allgemeine Bezeichnung nehmen — 
gar keine ftantlichen Gerichte, fondern kommunale Ge- 
richte; denn das Gewerbegericht wird von den Kommunen 
aufgeitellt, und der Unterhalt der Gewerbegerichte muß 
von den Kommunen beftritten werden. Es würde ſich 
alfo der Unterſchied zwiſchen ftaatlichen Gerichten im 
engeren Sinn und fommunalen Gerichten bilden. Bei 
den kommunalen Gerichten ift weientlich, wenigitens was 
die Beifiger anbelangt, das Wahliyftem maßgebend, und 
wir würden in der MWeiterentwidlung nad) meiner Auf: 
fafjung dazu kommen müfjen, daß wir zwei verfchieden- 
artige Gerichte hätten, ftantliche Gerichte mit bejtellten 
Nichtern und Kommunalgerichte mit Wahlrichtern. Das 
würde einen ſolchen Zwieipalt in die ganze Rechtiprechung 
bringen, dab wir unmöglich die weitere Entwidlung 
folden Zwieſpaltes billigen können. 

Nun, meine Herren, frage ich: worin liegt der 
eigentliche Grund dieſer Erſcheinung? Doc darin, daß 
das Bublitum die Anficht hat, daß bei den orbentlichen 
Gerichten, namentlich bei den Amtsgerichten — um bie 
bandelt e8 ſich — Die Rehtipredung nicht einfach, 
ſchleunig und billig ift, und daß das Laienelement fehlt. 
Wäre es da nicht richtig, wenn die oben bezeichneten 
Elemente maßgebend find für die Bildung von Sonder- 

erichten, diefe Grundgedanken zu übernehmen auf die 
Fnatticen Gerichte und danad) das Verfahren und die 
DOrganifation der Amtsgerichte allgemein zu veformieren? 
Ah halte unfer Bivilprogekverfahren vor den Amts- 
erichten für meine Perjon für einen unglüdlihen Ab— 
latſch des Landgerichtsverfahrens, bei dem ganz andere 
Prinzipien herrſchen. ch bin der Meinung, daß wir 
das Amtsgerichtöverfahren durchaus reformieren müfjen, 
und zwar im Sinne der neueren Öejehgebung, daß wir 
ed vereinfachen, beichleunigen und verbilligen müſſen, 
und daß wir auch Laien zuziehen, ähnlich wie wir aud) 
bei den © — zwei Laien hinzuziehen. 

Natürlich müßte das Verfahren anders geitaltet 
werben, analog dem Sondergerichtöverfahren. Es dürften 
nicht die vielen Termine ftattfinden, die jett ftattfinden, 
fondern der Aımtsrichter müßte das PVerfahren jo vor« 
bereiten, daß die Sade in einem Termin zur Ent: 
jcheidung gelangen könnte; bloß im ftreitigen Sachen 
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dürfte das Qaienelement beigezogen werben; fonft würbe 
eine folche Beläftigung des Laienelements eintreten, daß 
ber Perfonenmangel ein wejentliche® Hindernis dieſer 
Ausgeftaltung fein würde. 

Es kommt aber noch eins hinzu. Ich bin der Mei- 
nung, daß unfere Organifation der Amtsgerichte, was die 
Berfonen anlangt, auch noch nicht genügend geordnet ift. 
Meine Herren, für den ———— einer Zivil⸗ oder 
Straffammer fordert man — das ift auch in den Kom- 
mifjionen der legten age nl zur und auch font 

enügend hervorgetreten — bejondere Qualififationen. 

er Borfigende muß vor allen Dingen ein befonders 
earteter Mann fein, der bie Fähigkeit hat, zu präfi« 
ieren, mit bem Bublitum zu verkehren, die Saden raſch 
aufzufaffen u. bdol., was die Erforderniffe des Vor— 
figenden find. eine Herren, genau diejelben Er— 
forderniſſe, die an den —— einer Kammer geſtellt 
werden, treffen abſolut auch auf den Amtsrichter zu; denn 
er ift als Michter der ftreitigen Gerichtäbarfeit, als 
Schöffenrichter doch ſtets Borfigender, und zwar in erfter 
Linie Vorfigender. Es müßten aljo an ihn auch be 
fondere Erforderniffe geftellt werden wie an den Bor» 
figenden einer Landgerichtskammer. Das ift aber zur 
Zeit nicht der Fall. der junge Afjeffor wird zunächft 
als Amtsrichter angeftellt, befommt vielleicht die Straf: 
fachen ober die Bivilfachen und fungiert munter weiter, 
einerlei, ob er gerade dafür die genügende Qualififation 
bat oder nicht. Gerade der Amtsrichter ift doch wejent- 
lih darauf angewiefen, Verkehr mit dem Publikum zu 
pflegen. Es kann aber nicht jeder richtig mit dem 
Publikum verkehren; das ift eine Sache der angeborenen 
Natur und der Erziehung. 

Bor allen Dingen kommt noch eins hinzu — das 
iſt fchon vorhin von einem Redner angebeutet worden —: 
dak wir auch auf dem Lande eine große Reihe von 
Aſſeſſoren angeftellt De die mit ben Pedürfniffen und 
Erforderniffen des flachen Landes, infolgebeifen auch mit 
den Bebürfniffen der gefamten Bevölkerung in feiner 
Weiſe vertraut find und deshalb mehr oder weniger auch 
nicht die Fähigkeit haben, mit dem Landpubliftum zu 
verkehren. Troßdem werden die einzelnen Aſſeſſoren 
ohne Rüdficht hierauf angeftellt. Ich meine, daß das 
nicht richtig fei. 

Ih halte gerade die Amtsgerichte und das Reichs» 
gericht für die Grundlage unferer ganzen Juſtiz- 
verwaltung; die Autorität unferer Gerichte beruht im 
wefentlichen auf den unterften Gerichten und auf dem 
oberjten Gerichte. Die Richter an diefen müßten daher 
nah meiner Meinung ausgeſuchte Leute fein. Nach 
oben find fie es ja; fie müßten es aber aud nad 
unten fein. 

Da komme ich noch auf einen andern Punkt, ber 
fich fachlich hiermit verknüpfen läßt; ich meine die Straf- 
verjegung der Nichte. Wenn ein Richter fich eine Ber 
fehlung Bat zu Schulden kommen laffen, kann er diszipli- 
nariich im Strafweg verſetzt werden. Das geſchieht meijt 
— bisher wenigſtens — in der Weiſe, daß er an ein 
Eleines Amtsgericht auf das Land verjegt wird. Nun 
frage ih: wer ift denn da am meilten beitraft? Dod) 
nicht der Michter, der nad der wenn auch unvichtigen 
Meinung vieler jogar ein viel billigeres Leben dort hat, 
fondern beftraft ift die gefamte Bevölterung des Bezirks, 
die fi) mit einem Richter herumfchlagen muß, der viel- 
leicht mindere Qualifitation hat. Das halte ich durchaus 
nicht der Sache angemefien. 

In einem kleinen Ort ift der Nichter eine ganz 
andere — — als in einer großen Stadt, in 
welcher er unter der Menge verſchwindet. Außerdem ja 
hat er in der großen Stadt ſein Spe —— in dem 
er in manchen Fällen ſozuſagen kalt ge J „in. Im 


1323 


—— min) BEER 


(Hofmann, Abgeordneter] 
Fleinen Ort ift er dagegen eine ober die Hauptperfon des 
anzen Bezirks; er hat außerdem nicht ein einzelnes 
ezernat, fondern die Geſamtheit der Geichäfte, muß 
überall mit dem Publikum verkehren. vr einzelne fleine 
—— des Richters ſpricht ſich in ganzen Bezirk 

m, und auch die kleinſte Verfehlung wird allgemein 
bekannt. Wenn ſolche Verfehlungen etwa öfter vor— 
kommen, jo muß die Autorität des ganzen Gerichts 
leiden. Das ift die Erfahrung, die man in joldhen Fällen 
faft immer macht. 

Ebenfo ift e8 mit dem Bureauperfonal. Auch diejes 
wird, wenn es beftraft werben foll, an die Kleinen Amts» 
gerichte verfegt. Ich kenne das zur Genüge. Es ift doch 
ganz natürlich, daß ein Bureaubeamter, der beiſpielsweiſe 
etwas trinkt, feinen Fehler nicht mit einem Mal ablegt, 
wenn er fich auch im an MEREE etwas hütet. In 
der großen Stadt denkt kein Menſch daran, daß er gerade 
ein Gerichtsbeamter ift, es kennt ihn kein Menſch; aber 
in dem Dorf, in dem Heinen Ort weiß jedermann: das 
ift ber und der, und es wird fofort der Vorwrrf auf die 

anzen Beamten und das ganze Gericht übertragen, es 
Bi — das iſt ein ſchönes Amtsgericht! 
ann weiter! Während man in der Stadt dem 
Bureaubeamten ein Spezielles Dezernat geben, ihn abjolut 
beauffichtigen kann in diefem Dezernat, ift das auf dem 
Lande, wo vielleiht nur ein Nichter ift, abfolut nicht 
möglid. Da hat der Mann bie verfchiedenartigjten 
Materien zu bearbeiten, und es ift auch bei der ftrengiten 
täglichen Aufficht gar nicht möglich, zu kontrollieren, ob 
er den Tag über voll feine Pflicht getan hat oder nicht. 
Man überträgt ihm außerdem fo umfangreiche Befugnifie, 
daß im einzelnen wirkli die allergrößten Schäden zu 
befürchten find, und in der Tat find mit einem foldhen 
Mann dann nur ber Richter, in deffen Abteilung er be» 
fchäftigt werden muß, bzw. der auflichtsführende Richter 
und das ganze Publitum im weſentlichen die Ges 
ihädigten, nicht aber er. 
nn ich alſo die Forderung ftelle, daß gerade bei 
den Heinen Amtögerichten, wo das ganze Dezernat auf 
einem oder zwei Leuten beruht, ausgewählte Leute zur 
Verfügung fteben follten, fo würde dem andererſeits die 
Forderung entiprechen, daß dieje Leute auch entiprechend 
befjer geftellt werden müfjen; denn fonft fällt es natürlid) 
feinem tüchtigen Menfchen ein, lange an einem folchen Amts- 
ericht zu bleiben. Es würde fein naturgemäßes Streben 
ein— und das ift es tatjächlih —, daß er an einen größeren, 
befferen Ort fommt. Er müßte alſo finanziell wenigftens 
bejjer geftellt werden, durch Ortözulagen oder in irgend 
einer Weife eine gewiffe Entichädigung dafür erhalten, 
daß er lange Jahre an diefem Amtsgerichte bleibt. Bor 
allen Dingen wird es notwendig jein bei Heinen Gerichten, 
daf überall für Dienſtwohnungen gejorgt würde. Das 
ift eine ſehr mwefentliche Sache für den Einzelnen. In 
diefer Weife würden nad; meiner Auffafjung im großen 
und ganzen die Verhältniffe gebeflert werden können. 
nn möchte ich noch eine Bemerkung machen über 
die innere Tätigkeit bei unferen Amtsgerichten. In 
vielen Beziehungen — mit den Einzelheiten muß id) Sie 
natürlich verichonen — habe ich die Empfindung, daß 
man dem Richter nad unferen gejeglichen und veglemen= 
tariihen Beitimmungen vielfach Gejhäfte auferlegt, die 
in der gleichen Güte etwa auch ein Bureaubeamter vor- 
nehmen fünnte, und daß man weiter bem Bureaubeamten 
feinerjeit8 wieder Geſchäfte auferlegt, die im großen und 
ganzen auch ohne Gefahr, daß fe fchlechter bearbeitet 
würden, einem Sanzleigehülfen auferlegt werben können. 
Ich will beifpielsweife, was das letztere anlangt, an den 
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Sap erinnern, daß die Gerichtsfchreiber gegebenenfalls 
ben Entwurf eines Zahlungsbefehls felbft fertigen müffen. 
Ach habe felbft erfahren, daß das ein guter Sanzlift 
— ſo gut kann wie der Gerichtsſchreiber, wenn der 

ichter das Weſentliche dabei prüft. Es nimmt den 
Bureaubeamten eine ganz Eoloffale Menge von Zeit we: 
dergleichen, ich möchte fagen, in der Hauptſache Schreib- 
arbeit zu machen und fie nicht im allgemeinen ben 
Sanzleigehülfen übertragen zu können. 

An der Beziehung möchte ich noch einen Gedanken 
ausſprechen. Es hat 4 bei der Poſtverwaltung die Zwed- 
mäßigfeit herausgeftellt, Mittelftufen zwiſchen den einzelnen 
Beamtenfategorien einzuführen. Es gibt da jett Unter: 
beamte und fogenannte gehobene Unterbeamte; bie 
—— Unterbeamten werben aus ber Zahl der Unter⸗ 

eamten entnommen, find aber befonders qualifiziert und 
fönnen aud einen bejonderen Geichäftäfreis bekommen. 
Nach meiner Auffaffung wäre es richtig, wenn auch die 
Auftizverwaltung in der Weife verführe. Man könnte aus 
der Klaſſe der Hanzliften * der Kanzleigehülfen die 
Befähigtſten herausnehmen, dieſe etwa zu Oberſchreibern, 
oder wie man ſie nennen will, ernennen und ihnen einen 
Teil der Geſchäfte zulegen, welche jetzt das Burenuperjonal 
ausführen muß. Ebenſo künnte man von dem Sefretär- 
perjonal Leute zu Oberjefretären ernennen, denen mun 
ein beftimmter Kreis der jeßt dem Wichter über: 
tragenen Befugniffe übertragen werden könnte, Es ift ja 
ſchon geftern von dem Herrn Minifter die Prüfung der 
Koftenrechnung beiprochen worden. Ya, im großen und 
ganaen, namentlich an Eleinen Gerichten, kann die Prüfung 
er Koftenredhnungen ganz rubig dem Gerichtsjchreiber 
übertragen werden. Der Yichter muß natülich die Sache 
unterjchreiben und muß für die ihm wichtig ericheinenden 
Punkte die Verantwortung übernehmen; aber fonft kann 
der Gerichtsichreiber das ruhig übernehmen. Und ug! 
e3 cine ganze Neihe von Einzelheiten. P bin auch 

Meinung, daß wir bei unſerm ganzen Vormundſchafts- 
weſen, namentlich auf dem Lande, da, wo nicht ganz foms 
plizierte Bermögensverwaltungen find, jehr — die 
Prüfung der Rechnungen beiſpielsweiſe und eine ganze 
Reihe von anderen Sachen einem erfahrenen Bureau: 
beamten übertragen fönnten, ber natürlich nicht die Sache 
in eigenem Namen machte, jondern wenigftens bei wid 
tigeren Saden fie dem Richter vorlegen und darüber 
ihm Vortrag halten müßte, wobei dann fchließlich doch 
der Richter bie —2 Verantwortung tragen würde. 

In dieſer Weile könnte der Richter ungemein ent» 
laftet werben, ohne daß der Sache — in irgend 
einer Beziehung Schaden getan würde. Es R 
außerdem durch die Einrichtung einer beſonderen Kategorie 
von Beamten auf dem Lande die —— geichaffen, 
daß auch in abgelegenen Orten tüchtige Leute bleiben, weil 
fie die Ausſicht auf eine gewiſſe Beförderung nachher 
haben. Das ift außerordentlih wichtig auch für die 
dienftliche Tätigkeit; denn wenn id; einem Manne, ber 
an einem folden Orte bleibt, die Ausficht auf fpätere 
Beförderung eröffnen kann, fo tut er aud in gan 
anderer Weije feine Pflicht, als er es vielleicht Fon 
tun würde. 

Auch bin ich der Meinung — das wird allerdings 
eine frage der Zukunft fein —, daß beiſpielsweiſe die 
Führung unferer Grundbücher ruhig dem Katafterbeamten 
übertragen werben könne, Das ift ja eine frage, die 
nicht neu ift. Mber ich bin der Meinung, daß die Führung 
der Grumdbücher, nicht etwa Aufnahme der gerichtlichen 
Verträge, ganz ruhig den SKatajterbeamten übertragen 
werben könnte. Dur bie jesige Bührung beim Amts- 
gericht und durch die Art und Weile, wie die Satafter- 

amten ihre Geichäfte führen müffen, entwidelt fich eine 
große Menge Schreibereien, die im Grunde genommen 


Saus ber Abgeordneten. 20. Eigung am 13. Februar 1903. 


1826 





Juſtiʒ⸗ Etat 


ISofmaun, Abgeordneter] 
überflüffig find. Die Grundbücher ſollen mit dem Kataſter 
übereinftimmen. Ich jehe keinen Grund ein, warum nun 
nicht das Grundbuch geradezu die Grundlage des Kataſters 
bilden fol. Früher im Herzogtum Nafau bildete das 
Stockbuch das Katafter felbit. m derfelben Weiſe ließe 
fi) die Entwidlung in Preußen durchführen, und es 
würde dadurch ungemein viel an Arbeit, Perſonal und 
Zeit erjpart werben. 
Meine Herren, bie Entwidlung bei den Amts- 

ig — ich möchte noch einmal einen Augenblid zu 
en Sondergerichten zurüdtehren — vollzieht fich in un— 
ferer ganzen Gejetgebung, namentlich in ber Reichsgeſetz- 
gebung, im umgekehrten Verhältnis zu der Entwidlung 
der Landratsämter, der unterjten Verwaltungsinſtanzen 
in Preußen. Den Lanbdratsämtern wird, und zwar 
meines Erachtens mit vollem Recht, eine weientliche Auf- 
gabe nad ber anderen zugewieſen; ich erinnere an das 
anze Steuerweſen, ei. erinnere weiter an die ganze 
Phialpolitifche Gejeßgebung, wo die Landratsämter in 
der weſentlichſten und —— Weiſe prrangenogen 
werden. Umgekehrt geht die Entwidlung bei den Amts» 
gerichten vor fi. Dort wird eine wefentliche Kategorie 
nad) der anderen den Amtsgerichten entzogen, und die 
Amtsgerichte werden in einer Weife für die Zukunft de— 
gradiert, wie fie es in der Tat nicht verdienen. 
meine, der Weg, den die Gejeßgebung bezüglich der Rand» 
rat3ämter eingeſchlagen hat, müßte au ale fein 
für die Entwidlung unferer Amtsgerichte. Die Amts» 
gerichte müßten in ganz ähnlicher Weife entwidelt werden 
wie die Landratsämter. So ift aber die Sache die, daß 
überall, wo namentlich foziale Gefichtspunfte in Frage 
tommen, wo foziales Verſtändnis erfordert wird, Die 
Kompetenzen der Amtsgerichte bejchnitten und diefe Kom— 
— ondergerichten übertragen werden. 

n refrutieren ſich aus den Amtsrichtern eine 
große Zahl der höheren Juftizbeamten bis zu den Neiche- 
ag hinauf, und da frage ich: wenn künftig das 
oziale Verftändnis und die Belhäftigun mit fozialen 
— bei den Amtsgerichten und den Gerichten über— 
aupt unterbunden wird, wo ſoll da das ſoziale Vers 
ftändnis bei unferen Gerichtshöfen herfommen? Da kann 
man fich nicht wundern, daß in der Tat bei unjeren 
höchſten Gerichten Sprüche in die Welt gehen, die von 
vielen Seiten als des fozialen Berftändnifles ermangelnb 
bezeichnet werden. Ich halte diefe Entwidlung nicht für 
richtig: ich Halte es im Gegenteil für notwendig, daß wir 
unfere Amtsrichter auch mit —— Fragen beſchäftigen, 
damit ſie ein u BVerftändnis für ihren Beruf und 
für ihre ganze Umgebung befommen und diefes fozinle 
Berftändnis mit in die höchiten Steflen hineintragen. 

Es kommt auch noch etwas anderes bei diefer Zer— 
ſplitterung in Frage, und das iſt die Rechtseinheit, die 
in der Tat ungemein dabei leidet. Während früher bei 
der Organifation von 1879 man das Neichsoberhandels: 
gericht abgeichafft und feine Funktionen dem Neichsgericht 
übertragen hat, weil man die Rechtseinheit in dem ganzen 
Gebiet Peaffen wollte, macht man jet umgekehrt Sonder- 
gerichte, die auf die Dauer doch mur 
wenn die vorgeſetzten Inſtanzen entiprechend eingerichtet 
werden. Die Konfequenz wird naturnotwendig die fein, 
baf jpäterhin für die ganzen Sondergerichte höchſte Ger 
richtshöfe eingerichtet werden, ähnlich wie wir früher das 
Neichsoberhandelägericht, zur Zeit das Oberverwaltungs- 
> und das Reichsberfierungdamt eingerichtet haben. 

enn bie Gewerbegerichte noch weiter ausgebaut werben, 
e wird es notwendig fein, ein höchites Gericht für alle 
ie Funktionen zu fchaffen, die die Gewerbegerichte befiten. 





weck haben, 


Das halte ich nicht für richtig, und ich beflage dieſe Ent- 

widlung. Sch möchte durch meine Ausführungen auf die 

—— aufmerkſam machen, die unſerer Rechtsentwicklung 
oht. 


————— Dr Fchr 9. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Werner. 


Werner, Abgeordneter: Meine Herren, Sie werben 
mir dankbar fein, wenn ich nicht in fo ausführlicher Weiſe 
fpreche, wie es der Herr Vorredner getan hat. 

(Sehr richtig!) 
Er hat eine ganze Menge von Fragen angefchnitten, auf 
die ich nicht näher eingehen will, wenn ich ihm auch in vielen 
Dingen recht geben muß. Ach wollte hier eine andere 
Frage berühren; das ift die Konig-Angelegenheit. 

Als jeinerzeit der Mord in Konik in diefem Haufe 
zur Sprade kam, erklärte der Herr Suftigminifter daß 
er zugeben müffe, daß im Borverfahren manderlei Ber- 
fehen gemacht worden jeien; er hoffe aber, daß doch noch 
Licht in die Sache kommen würde. Diefe Hoffnung hat 
fich bisher leider nicht erfüllt. Recht gern gebe ich zu: 
die Yuftizbehörden haben ſich alle erdenkliche Mühe ge- 
geben, den Mord aufzuklären. Aber was einmal im Bor- 
verfahren verläumt ift, kann, wie ich vor 2 Yahren bereits 
ausgeführt habe, felten oder niemals nachgeholt werden. 

gehöre zu denjenigen Leuten, die da nicht glauben, 
daß noch irgend welche Auftlärungen in dem Stoniger 
Morde möglich find; er wird wohl ungefühnt bleiben. 

Während in bezug auf die Aufklärung des gr 
Mordes von den Behörden nichts erreicht worden ift, hat 
man Beleidigungsprozeffe gegen diejenigen Beitungen ges 
führt, die nur die Abficht hatten, das Dunfel des Mordes 
aufzuflären. 

Es fällt mir num nicht etwa ein, an ber Objektivität 
unferer Richter zu zweifeln; im Gegenteil, ich glaube 
vielmehr, daß die Richter in Oft: und Weftdeutichland 
von derjelben Objektivität bejeelt find. Und wenn ich 
diefe Prozeffe bejpreche, jo denke ich nicht daran, etwa 
dem einen oder anderen der Richter, die die Urteile ge- 
fällt haben, irgend welche Vorwürfe machen zu wollen. 
Anbererfeit3 verhehle ich mir nicht, daß auch Richter 
Menſchen find und unter Umftänden die Neigung haben 
—— ihrer politiſchen Meinung im Urteil Ausdrud zu 

eben. 
i Der Prozeß, der gegen die Staatsbürger— 
zeitung geführt wurbe, und der damit endete, daß ber 
verantwortliche Medafteur Dr Böttcher ein Fahr Ges 
—— bekam, und der Verleger der Zeitung, Herr 
ruhn, mit ſechs Monaten Gefängnis bedacht wurde, 

— der Ausgang dieſes Prozeſſes hat in bezug 
auf die Höhe der erkannten Strafen in breiten 
Schichten der Bevölkerung allgemeines Er 
ftaunen erregt. Man vermochte nicht zu —— 
wie auf fo hohe Strafen erfannt werden Eonnte, da er 
nicht in Abrede zu ftellen war, daß die Artikel ledigli 
den Behörden Fingerzeige geben follten und eine Kritik 
enthielten, deren Berechtigung man nicht in Abrede ftellen 
fann. Sehr viel befremdlicher aber nod) ift die Haltung 
der Staatsanwaltichaft in bem Berfahren, und diefe — 
möchte ich denn doch einer kleinen Kritik unterziehen. 

rr Staatsanwalt Kanzow war fortgeſetzt bemüht, 
ben: Prozeß eine gewiſſe Tendenz zu geben. Er jagte 
in feinem Plaidoyer: 

Die Staatsbürgerzeitung ift eine anti» 

femitifche Zeitung und hat als folde bie 

Aufgabe, 
— fo etwa lautete es — 

nun überall die Juden zu verbäcdtigen und 


fchlecht zu machen. 
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[Buftiz@tat] 


IWerner, Abgeordneter] 
Aljo die Angeklagten follten befonders fchwer wegen ber 
judenfeinblicen enden; ber Zeitung büfßen. Wenn 
diefer Grundſatz, den er Staatsanwalt Kanzow auf- 
geftellt hat, allgemein Geltung finden follte, fo würden 
wir zu einer gewiſſen Klaffenjuftiz fommen 
müffen. ch meine, man darf weder auf das Anfehen 
ber Perſon etwas geben, noch darf man irgendwie einen 
politiichen Barteiftandpunft vor das Forum des Gerichts 
iehen. Denn der Staatsanwalt ift doch Fein 
Richter über politifche Parteien. Niemals kann 
und barf er das fein 

Herr Kanzow meinte in dem Prozeß, die Schul— 
—— die Ri um die Entbedung des Mörbers be- 
mübten, follten bei ihren Büchern bleiben. Dem Staats- 
anwalt, der den politifhen PBarteiftandpunft im Plaidoyer 
beipricht, könnte man dasjelbe zurufen; zum Richter 
über die antifemitifche Partei ift er nicht berufen. Der 
Herr Staatsanwalt Kanzow hat es für gut befunden, 
aud; mic, direft im jeine Ausführungen bineinzuziehen, 
obgleich ich mit dem ganzen Prozeß abjolut nichts zu tun 
hatte, — ich, wie ich bier betone, niemals in Konitz 
war und mid) niemal® um den Gang der Aufklärungs- 
arbeiten in eingehender Weife gekümmert habe. re 
Staatsanwalt Kanzow fagte unter anderem — er hatte 
das Stenogramm zur Hand —: der Abgeordnete Werner 
hat „unter dem Dedmantel der Immunität“ das 
und das gefagt. Darin liegt indirekt der Vorwurf der 
Feigheit Hr mid. Das Bit — fo haben es aud 
andere aufgefaßt —: der Abgeordnete Werner würde 
niemals den Mut gehabt haben, das in öffentlichen Volks» 
verjammlungen zu jagen, weil er dann den Strafrichter 
hätte fürchten müfjen. 

Demgegenüber betone ich, daß ich das alles in vielen 
Bolksverfammlungen gejagt habe, ganz genau in dem 
Wortlaut und vielleicht * ſchürfer, als ich hier im 

oben Haufe es ausgeſprochen habe. bin der An- 
icht, Herr Staatsanwalt Kanzow hatte jedenfalls keine 
Beranlafjung, meine Perfon in diefen Prozek hineinzu« 
iehen, und ich muß fagen, daß es mir nicht recht er- 
heine, * ein Staatsanwalt nun jemanden vor das 
Forum zieht, dem nicht die Möglichkeit gegeben iſt, an 
derſelben Stelle und ſogleich darauf antworten zu können. 

Meine Herren, es ift ferner erftaunlich, wie bie 
Königliche Stantsanwaltichaft in legter Zeit ſtets bereit 
war, gegen Antifemiten vorzugehen, wenn Juden beleidigt 
waren. Im Prozeß kommen eine Menge Juden als 
Nebenkläger vor, während im anderen Falle, im Falle 
Weichelt, die Königliche Staatsanwaltſchaft erit jetzt eins 
gejchritten ift. Herr Weichelt, der Lehrer feines Berufs 
ift, wurde in einer Brofchüre beichuldigt, daß er Mit 
wifjer des Mordes oder am Morde jelber beteiligt fei. 
Ähnliche Beichuldigungen wurden früher gegen den Mann 
erhoben, die ſchwerſten Beichuldigungen, die man gegen 
einen Ehrenmann in Amt und Würden erheben kann. 
Und da bier ein öffentliches Antereffe vorlag, fo hätte 
man doch annehmen follen, daß die Königliche Staats— 
anwaltichaft nicht erſt durch Zeitungsartikel und viele 
Zuſchriften auf ihre Pflicht aufmerfiam gemacht werben 
mußte, fondern daß fie, da die Beleidigung diefes Beamten 
vorlag, ohne jeglichen Aniporn die öffentliche Anklage 
wegen Berbreitung diefer Lüge angeftrengt hätte. 

Bereits einleitend habe ich gejagt, daß es der Juſtiz⸗ 
behörde nicht gelingen wird — umb ich mache dem Herrn 
Yuftizminifter daraus feinen Vorwurf —, den Mord auf: 
uflären. Ich bedaure das. Niemals habe ich behauptet, 
aß es die Juden geweſen wären, fondern ich habe nur 
aejagt, daß ein Mord vorliegt, der aufgeklärt werben 
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muß. Aber der Staatsanwalt Kanzow und der Staats- 
anwaltichaftsrat Schmidt haben unter fortgefegten nicht 
zur Sache gehörigen Seitenhieben auf die Antifemiten 
ausgeführt, daß es unmöglich fei, daß Juden überhaupt 
an dem Morde beteiligt fein könnten. ie fie zu biejer 
Anihauung gekommen find, ift mir unerklärlih. Ich 
will darüber fein Urteil fällen; ich möchte nur im all» 
gemeinen Intereſſe, daß diefer Mord noch aufgeklärt 
werden könnte. Ich babe aber alle Hoffnung in diejer 
Beziehung verloren. Über den Prozeß gegen die Staats- 
bürgerzeitung will ich heute nicht weiter reden, da er 
neh nicht re ift, fondern nod in der Revifiond- 
inftang ſchwebt. Ich kann nun hoffen, daß wegen ber 
wirklichen und ber vermeintlichen Judenbeleidigungen 
gegen bie Staatsbürgerzeitung, die mit fo hoben 
Strafen geahndet werden follen, überall eine rubigere 
und fachliche Beurteilung Platz greift. 

Zum luffe möchte ich noch eine Anfrage an den 
Herrn Minifter richten: wann wird das Landgericht III 
in Charlottenburg eröffnet werden? ch habe ein gewiſſes 
ee daran, da ich in Charlottenburg wohne. Es ift 

ekanntlich für die Eröffnung eine Königliche Verordnung 
vorbehalten. 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
AJuftizminifter hat das Wort. 


Dr Schönftent, Auftizminifter: Bu einer ber 
ftimmten Antwort auf die lettere Frage Din ich zu 
meinem Bedauern außer ftande.. Das Geſetz über die 
Neuorganifation der Berliner Gerichte kann für die ſämt— 
lichen neuen Gerichte mur gleichzeitig in Kraft treten; 
es hat alſo zur Vorausfegung, daß die jämtlichen 
Bauten vollendet find, und biefer Zeitpunkt wird voraus: 
——— für die verſchiedenen Gerichte ein verſchiedener 
ein. Es haben ſich bei einem Gerichte große bauliche 
Schwierigkeiten herausgeſtellt, die — ————— eine 
ſpätere Fertigſtellung zur Folge haben werden. Das 
wird alsdann die weitere bedauerliche an haben, da 
damit das Inkrafttreten des ganzen Geſetzes ſich hinaus- 
zieht, und daß deshalb vielleicht die Gebäude, die ſchon 
früher fertig werben, nicht alsbald in Benugung genommen 
werben können. Seitens der Bauverwaltung geidieht 
alles, was geichehen kann, um die Bauten zu beichleu- 
nigen; Bauverwaltung wie YJuftizverwaltung wünfchen, 
daß die neue Organifation möglichjt bald in Kraft tritt. 

Zu den Hußerungen des Herrn Abgeordneten Werner 
über den Soniter Prozeß und die fi daran an— 
ſchließenden Prozeffe kann ich heute Stellung nicht 
nehmen. Ich war nicht in der Lage, die Mitteilungen 
des Herrn Abgeordneten Werner bezüglich der Haltung 
der Stantdanwaltihaft in den einzelnen Prozeſſen zu 
fontrollieren. Die Tatfahen find mir vollftändig un— 
befannt; e8 fehlt miy aljo die Möglichkeit zu irgend einer 
Kritik in ber Sadıe. 


Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Fund. 


Fund, Abgeordneter: Meine Herren, es ift geftern 
und heute vielfah von dem Nichtermangel in ver- 
ſchiedenen Gerichtäbezirken die Rede geweien. Der Herr 
Minifter hat ſich, Poweit die Berhältniffe das geftatten, 
in bezug auf die Zukunft wohlwollend und entgegen» 
fommend geäußert, und jeitens ber Herren von der 
Finanzverwaltung ift ja auch die entiprechende Ver— 
teidigung gegenüber den hier erhobenen Vorwürfen erfolgt. 
Es könnte ſich F für mich erübrigen, auf die all» 
gemeinen Berhältniffe meinerjeits nochmals einzugehen. 
Ich habe aber übernommen, die Speziellen Verhältniſſe 
von Frankfurt a. M, bier zum Bortrag zu bringen und 
auf einige Punkte hinzumweifen, die erkennen lafjen, daß 
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[Fuud, Abgeorbneter] 

jpeziell in Frankfurt der Nichtermangel, wie es fcheint 
ganz außergewöhnlich fcharf in die Eriheinung tritt. 34 
will dabei von vornherein zugeben, daß ich die Ver— 
bältniffe nicht aus eigener — kenne, daß ich 
aber bier das Wort auf Grund eines Materiald ergreife, 
welches mir von durchaus zuverläffiger Seite geliefert 
worden ijt, und an deſſen Nichtigkeit zu zweifeln ich nicht 
die mindefte Beranlafjung habe. 

Meine Herren, daß die Gejchäfte an den Land» und 
Amtögerichten in der legten Zeit ganz außerordentlich 
geitiegen find, das ift eine Ericheinung, die nicht nur bei 
uns, jondern überall zu erkennen ift. Aber ich glaube, 
daß in Frankfurt, wo die Bevölkerung fo rapid wächlt, 
und wo der Umfang der ganzen wirtſchaftlichen Tätigkeit 
fich fo riefig in den letzten Jahren entwidelt hat, die 
Lage doc noch etwas mehr zur Aufmerkſamkeit nötigt, 
als das anderwärts der Fall # Ich begreife auch, daß 
bei den überall geftiegenen Anfprüchen die Anforderungen, 
die an die Finanzverwaltung geftellt werden, fehr hohe 
F Ich begreife ebenfalls, daß bei den heutigen ge— 
pannten Etatsverhältniſſen die Finanzverwaltung en 
in der Lage if, alle den Wünfchen in * Maße gerecht 
zu werden, wie jeder Einzelne von uns das vielleicht 
glaubt beanſpruchen zu können. Aber, meine Herren, ich 
möchte doch im Hinblick auf die Zukunft die Gelegenheit 
nicht vorübergehen laſſen, ohne darauf hinzuweiſen, wie 
notwendig es iſt, daß gerade in meiner Vaterſtadt in bezug 
auf die Vermehrung der Richterſtellen ein Wandel eintritt. 

Meine Herren, nach den Mitteilungen, die mir vor— 
liegen, ſieht die Geſchäftsverteilung an dem Frankfurter 
rg ig für 1903 vor, daß die 5. und 6. Zivilkammer 
mit den Direktoren der 1. und 2. Biviltammer bejegt 
werben jollen. Meine Herren, daß das etwas ift, was 
an und für fi) bei der Fülle der Geichäfte, die bie 
Herren ohnehin haben, undurchführbar ericheint, liegt auf 
ber flachen Hand. Es wird mir gejagt, daß ein ver 
direftor von der 2. Zwilkammer Tan jeit längerer Beit 
verjegt und daß dieje Stelle bis jetzt noch nicht wieder- 
befegt jei. Die Gejchäftäverteilung des Aıntsgerichts 
weift aus, daß unter 31 Abteilungen 12 mit Affefforen 
bejegt find, alfo mehr als der dritte Teil. Stets tritt bie 
Notwendigkeit ein, die Amtsrichter an das Landgericht 
als Hülfsrichter und die Landgerichtsräte an das DOber- 
— zu delegieren. 

Nun beſtimmt das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, daß die 
—— nur mit Präſidenten und Direktoren als 

orfigenden verfehen werden follen. Wenn aber die 
Herren für das ganze Jahr verhindert find, den Vorſitz 
zu führen, fo muß die Praxis darunter entſchieden Not 
leiden. Someit mir mitgeteilt ift, befteht eine rigen 
verfügung, daß an den Straftammern nicht mehr als 
1 Afleffor im Richterfollegium fein fol, Nun liegt mir 
aber eine — vor, die die Sitzungen des Land⸗ 
ee im Januar d.%8 zum Gegenftand bat, und aus 
er fich ergibt, daß von 24 Situngen an 6 Tagen an 
der Straffammer F 1, an 16 Tagen je 2, an 2 Tagen 
je 3 Affefforen beichäftigt waren. Ya, es wird fogar 
mitgeteilt, daß im Jahre 1902 2- ober 3mal eine Straf- 
fammer mit 1 Landgerichtsrat und 4 Aſſeſſoren befegt 
eweſen fein fol. Darunter follen Aſſeſſoren geweſen 
Fin, bie das Eramen erſt vor 2 Jahren gemacht haben, 
einer jogar, deſſen Eramen noch nicht Mit Yahresfrift 
—— geweſen ſei. 
eine Herren, ich will in weitere Details in dieſer 
Beziehung nicht eingehen. Ich beſchränke mich auf die 
Mitteilungen, die mir zugegangen ſind. Ich —— 
ſagen — und ich glaube, darin werde ich nirg auf 


Widerſpruch ftoßen —, daß das Zuftände find, die uns 
—— und ſcheinbar mehr als nur vorübergehender 

atur ſind; denn es wird über dieſe Verhältniſſe ſchon 
länger geklagt. Es erſcheint alſo notwendig, für die 
Zukunft Maßregeln ins Auge zu faſſen, die Abhülfe 
verjprechen. Wenn Sie bedenken, daß gegen die Urteile 
der Straffammern eine —— nicht möglich iſt, ſo 
werden Sie zugeben, daß die ftarfe Beiekung mit 
Aſſeſſoren etwas fehr Bedenkliches hat. Es mangelt den 
Herren, wenn auch nicht der gute Wille, fo doch die Er- 
fahrung; es mangelt ihnen bis zum gewiffen Grade die 
Unabhängfeit, die vorausgefegt werden muß, um einen 
derartigen Poſten richtig auszufüllen. Ach habe vorhin 
ſchon auf die Zunahme der Bevölkerung hingewieſen, auf 
die fortichreitende wirtichaftliche Entwidlung, die ſpezieli 
in unferem Gerichtöbezirf in die Erfcheinung tritt, und 
Kr glaube, daß die Erledigung der Gerichtägefchäfte, die 
ohnehin Schon jetzt jehr viel zu wünjchen übrig läßt, für 
die Zukunft noch viel jchlimmer werden wird, nod viel 
länger dauern wird, wenn nicht feitens ber Juſtizverwal- 
tung eine ganz energijche Abhülfe gejchaffen wird. Ich 
möchte deshalb den u Minifter bitten, daß er, was 
in feinen Kräften fteht, tut, um fpeziell auch in Frank— 
furt a. M. beſſere Zuftände herbeizuführen. 

Ein zweiter Punkt, über den bei uns geklagt wird, 
ift die Neueinrichtung der früheren Klingerſchule zu einem 
Hülfsgebäube für &ufliggmede. ch * heute wieder 
in der Frankfurter Zeitung geleſen, daß geſtern eine 
Verſammlung der Anwälte —— hat, in der die 
bitterſten Klagen über die räumlichen Verhältniſſe laut 
geworden ſind. Es ſcheint ſich das ähnlich zu verhalten, 
wie das von anderen Städten auch behauptet wird. Die 
Anwälte klagen darüber, daß ihnen nicht einmal ein 
Zimmer in dem Haus zur Verfügung ſtände, daß fie 
geaimungen feien, fih auf dem Korridor aufzuhalten. Sie 
lagen über räumliche Entfernung zwiſchen dem Haupt 
—— und dieſem Aushülfslokal. Da die 

chöffengerichtsſitzungen in der Klingerſchule angeſetzt 
ſeien, ſei es ihnen unmöglich, ihre Zwiltermine in dem 
Gerichtsgebãude zur richtigen Zeit —— Ich möchte 
ben Herrn Miniſter auch hier bitten, bald Abhülfe zu ſchaffen. 

Nun bin ich gezwungen, zum Schluß noch auf die 
Ausführungen einzugehen, die in bezug auf die Zauf- 
männiſchen Sciebögerichte von verjdiedenen Seiten ge- 
macht find. Die Herren erinnern fich, daß fich im weſent⸗ 
lien die meiften Redner ablehnend zur Einrichtung 
kaufmännischer Schiedsgerichte verhalten haben, Daß 
wir Saufleute jedoch auf einem anderen Standpunfte 

eben, und daß es daher meinem faufmännifchen Herzen 
peziell wohlgetan hat, in dem Kollegen Trimborn einen 
warmen Berteidiger der Einrihtung zu finden, brauche 
ich wohl kaum zu erwähnen. Es ift eingemandt worden, 
daß man der ordentlichen Nechtöpflege zu viel Gebiete 
entziche, daß immer neue Zweige der befonderen Gerichts. 
barkeit unterliegen follen. Es gibt aber Strömungen, 
bie ftärfer find, als derartige Bedenken, und zu diefen 
Strömungen, zu dieſen zeitgemäßen Forderungen gehört 
meines Cradtens auch die Einrichtung kaufmännifcher 
Schiedsgerichte. Wir haben an den Gewerbegerichten 
einen lebendigen Beweis, daß derartige Einrichtungen zur 
vollften Zufriedenheit der Bevölkerung funktionieren, und 
man kann wohl fagen, daß die Gewerbegerichte feit der 
Beit ihres Beſtehens fich eines immer wachſenden Ber- 
trauens jeitens der Bevölkerung zu erfreuen haben. 


(Sehr richtig!) 


Wir find deshalb der Meinung, daß es richtig ift, die zu 
ſchaffenden kaufmännijchen Schiedsgerichte den Gewerbe 
gerichten anzugliedern und nicht den Amtögerichten, wie 
es bier vielfad vorgefchlagen ift. 
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IFuuct, Abgeordneter] 

Nun bat Herr Kollege Hofmann Sg — er 
bat ſich ja der Forderung an ſich nicht unſhmpathiſch 
gegenübergeftellt — einen dritten Ausweg vorgelchlagen, 
der meines Erachtens aber zu kompliziert if. Dir er 
icheint es meines Erachtens viel richtiger, diefe kaufe 
männifchen Schiedägerichte von vornherein den Gewerbe- 

erichten anzugliedern. Der Gefahr, wenn man es über 
—* als ſolche — will, ing fol, und 
ie jpeziell von dem Herrn Stollegen mig hervorge⸗ 
ehoben ift, daß das fogintbemokratifee Element bei 

ablen zu den kaufmänniſchen Schiedsgerichten ſtets den 
Sieg davontragen wird, kann man — Einführung des 
proportionalen Wahlverfahrens, wie Herr Kollege Trim- 
born das bereits ausgeführt hat, in wirkſamſter Weife 
begegnen. Wir haben in Frankfurt a. M. nad) längeren 
Kämpfen in der Stadtverwaltung es —— t, daß für 
das Gewerbegericht das proportionale Wahlverfahren ein— 
eführt wird, und wir verſprechen uns eine allgemeine 
Fe von der Einrichtung, daß die Minderheiten 
auch zur entſprechenden Vertretung gelangen. 

Im übrigen ftehen wir auf dem Standpunkt — und 
ih hoffe, daß ſich diefer mehr und mehr bei 
ben übrigen Parteien Bahn bricht —, daß es uns nicht 
richtig erieint, daß alle derartigen modernen Forderungen 
lediglich unter dem Gefichtäwintel betrachtet und beurteilt 
werden, wir £önnten damit vielleicht der ſozialdemokra— 
tiichen Partei nügen. Wenn Sie fi auf diefen Boden 
ftellen, dann müßten Sie fonjequenterweife dazu gelangen, 
endgültig jede Reform auf allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens von der Hand zu weilen. Meine Herren, bap 
Sie das,aber nicht wollen, glaube ich wohl mit Fug un 
Recht annehmen zu können. Wir müſſen uns, wenn wir 
derartige Einrichtungen tatjächlih in die Praris ein 
führen wollen, gegenwärtig halten, daß da und dort 
auch Sozialdemokraten in irgend eine Berwaltung, in 
irgend ein richterliches Amt bineinfommen. Im all 
gemeinen fann man jagen, daß die Arbeiter da, wo fie 
zu Öffentlichen Amtern mit herangezogen werden, ſich als 
vernünftig und praktiſch erweiſen und auf demfelben 
Boden mit den anderen Parteien zu arbeiten meijt bereit 
find. Meine Herren, die Mitarbeit fcheint mir viel 
richtiger zu fein, als die and von Mafregeln, 
die zu verhindern beftimmt find, daß die fozialdemokra- 
tifche Partei etwas mehr an öffentlichen Dingen teilnimmt. 

eine Herren, um aljo noch einmal von den Kauf— 
mannsgerichten zu ſprechen, die billigen Soften, Die 
rafchere Erledigung der Sachen — das ift ja gerade die 
allgemeine Klage, daß bei den ordentlichen Gerichten die 
Saden in einer Weiſe verzögert werden, daß das 
Bublitum kaum Recht finden kann —, dies und bie 
Beteiligung des Laienelement® an der Rechtſprechung 
find diejenigen Beftimmungen, die ſolchen Einrichtungen, 
wie es bie gewerblichen und faufmännifchen Scieds- 
gerichte find, das Vertrauen der Bevölkerung fichern. 

Meine Herren, wir find ja hier nicht berufen, über 
diefe Sache zu beichliegen. Der Herr Minifter hat fich 
auch jehr zurüdhaltend darüber ung ih habe aber 
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für meine Perſon doch die Hoffnung, daß es gelingen 
wird, daß im Reichstag der Gejegentwurf der kauf— 
männtfchen Schiedögerichte noch zur Berabfchiedung gelangt. 


(Bravo! links. — Rufe: BVertagen.) 


Vizepräfident Dr firhr v. Heereman: Das Wort 
hat der ————— Ri 
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Werner, Abgeordneter: Meine Herren, ich will nur 
furz dem Herm AYuftizminifter antworten. Sch habe von 
vornherein angenommen, daß der Herr Yuftizminifter auf 
Grund der Dinge, die ich hier heute im bezug auf 
den Konitz-Prozeß vorgebradht hl nicht Mara 
Antwort erteilen Fllte, achdem ich aber die Angaben 
gemacht babe, darf ich wohl den Herren AYuftizminifter 
bitten, namentlich den Fall Kanzow betreffend, die nötigen 
Informationen einzuholen und mir auf eine jpätere Ans 
frage die Antwort erteilen zu wollen. Ich werde nicht ver- 
fehlen, bei der nächiten Gelegenheit darauf zurüdzufommen. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Ich jchlage 
dem Haufe vor, die Beiprehung jegt zu vertagen. — 
Sch höre feinen Widerfprud; das Haus tritt dem An- 
trage bei, die Beiprehung iſt vertagt. 

Bur perjönlichen Bemerkung hat das Wort der Ab» 
geordnete Trimborn. 


Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Yuftizminifter bat mir — allerdings in einer durchaus 
liebenswürdigen Weiſe — den Vorwurf gemacht, da ich 
nicht früher den Anregungen, die von Düffeldorfer Seite 
auf Teilung des Oberlandesgerichts Cöln erfolgt feien, 
entgegengetreten wäre, Er bat mir eine gewilje par» 
lamentariihe Saumfeligkeit nad; der Richtung hin zur 
Laft gelegt. Ich kann diefen Vorwurf in feiner Weiſe 
als berechtigt anerkennen. Die früheren Anregungen hat 
bier in diefem Hohen Haufe niemand ernft genommen, 
(Widerfpruch) 
am allerwenigiten die Hohe Königliche Stantsregierung; 
fie hat fie volljtändig ignoriert. 
(Glode des Präfidenten.) 


Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman (den Redner 
unterbrehend); Das ift feine perfönliche Bemerkung. 

Trimborn, Abgeordneter (fortfahrend): Ich darf 
mic doc, wohl gegen einen Borwurf rechtfertigen. 

(Wideriprud).) 

Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman (den Redner 
unterbredhend): Sie können nad der Richtung hin ent 
gegnen, daß Sie mißverftanden find, oder daß Ihnen 
etwas Falſches vorgeworfen ift; Sie künnen aber nicht 
beweijen, daß Sie recht haben. 

Trimborn, Abgeordneter (fortfahrend): Bon dem, 
was ich bisher gejagt habe, gilt: sapienti sat! 

(Heiterfeit.) 

Bizepräfident Dr Fıhr u, Heereman: Zur perfün- 

lichen Bemerkung hat das Wort der —— v. Eynern. 


v. Eyneru, Abgeordneter: Ich möchte eine perſön— 
liche Bemerkung als ——— für den Kreis Düffel- 


dorf machen. 
(Glode des Präfidenten.) 

Bizeprä Dr Frhr ©, Heereman: Das ijt 
unzuläffeg, Sie find nicht der Kreis Düffeldorf. 

(Heiterfeit.) 

Ih ſchlage dem Haufe vor, die nächſte Sitzung 
abzuhalten — Vormittag 1 Uhr und A bie 
Tagesordnung zu fegen: 

Reſt der heutigen Tagesordnung. 
Das Haus ift damit einverftanden; die Tagesorb- 


nung fteht feit. 
Ich ſchließe die Sitzung. 
Schluß der Sitzung 4 Uhr. 





Drud und Berlag: W. Moeſer Buhdruderei in Berlin, 
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21. Sigung. 
Sonnabend ben 14. Februar 1903. 


Spalte 

Fortfegung der zweiten Beratung des Entwurfs 

des Staatshaushaltsetats für das Gtats- 
jahr 1903: 

Juftizverwaltung (Dauernde Ausgaben 

Rap. 71 bis 73, Kap. 74 Tit. 1 bis 7, 

Tit. 18.) — Drudfade Nr 45 ...... 

Dauernde Ausgaben Kap.71 Tit.1. 

Minifter, Allgemeine Beſprechung 
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1334. 71 
Dr Schönſtedt, Nuftizminifter.. 1338. 42. 
45. 53. 66. 75 


Dr Borfb......... 1340. 70. 76. 78 
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Schmig (Düfleldorf) ........... 1345 
Hohelſfſf 1349 
v. Eynern ......... 1354. 66. 75. 78 
IUBBEEN nun 1356 
Goldſchmidt .................. 1360 
Dr Hauptmann. .............. 1364 
Dr Krieger (Königsberg) ....... 1367 
Dr SE a . . . . . ... 1369 
SYchel .................. 1372. 78 
Goerdeler............ 1376. 79 
Peltaſohn ................... 1377 
Kap. 73 Tit. 1. Oberlandesgerichte. 
Im Walle, Berichterftatter ...... 1379 
Tit.5. Lolalzulagen. 
Goerdeler ae 1380 
Zur Geſchaäftsordnung. 
Bachmann............... 1380 
Im Walle, Berichterſtatter ...... 1381 
Kap. 74 Tit. 1. Landgerichte und 
Amtsgerichte. 
v. Savignh........ 1381 
Schmitz (Düſſeldorf) ........... 1382 
Dr Scönftebt, Juſtizminiſter 1383. 84. 84 
BR anne 1383 
Tit. 2. Überlaftung der Berliner 
Richter. 
Schmidt (Warburg)... .........- 1384 


Dr Schönftebt, Juftizminifter..... 1387 
Tit. 6. Gerichtöfchreiber uſw. 
Im Walle, Berichterftatter....... 1389 
Berhandl. d. Hauſes d. Abg. 19, Legisl. V. Seifion 1908, 
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Spalte 
Tit. 7 verbunden mit Tit. 18. Kanz- 
listen, 
Im Malle, Berichterftatter.... 1389. 89 
Schr v. Buddenbrod........... 1389 
Feige, Geh. Oberjuftigrat 1392. 98. 1401 
BENDER u 5 aa ee Sen ar aaa 1395 
Kraufe (Waldenburg)........... 1396 
Schr v. Williſen .............. 1397 
SEURBIORB. ae 1400 
Halle, Geh. Finanzrat....... 1403. 06 
Goldſchmidt .................. 1403 
Schmidt (Warburg)............ 1407 
PVerfönliche Bemerkungen. 
Goldſchmidt .................. 1408 
Schmidt (Warburg)............ 1408 
Geichäftsordnungsbebatte über die nächſte 
Tagesordnung. 
Schmidt (Warburg)......... 1408, 10 
Golbihmidt............ en 1409 
Graf zu Limburg:Stirum ....... 1409 
Feigen (Borken) ........... 1410, 11 
Der Sallle 1410 


Beginn der Sitzung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Kröcher: ch eröffne die Situng. 
Das Protokoll führt ber Abgeordnete Scettler, die 
Rebnerlifte ber Abgeordnete Im Walle. 
Das Protokoll über die geftrige Situng Tiegt auf 
dem Bureau zur Einſicht aus. 
Der Abgeordnete v. Strombeck ift wegen bringenber 
Geſchäfte für die heutige Sitzung entſchuldigt. 
Bon dem Herrn Dir. bes Innern iſt 
ein Geſetzentwurf, betreffend die Erweiterung des 
Stadtkreifes Gelfentirdhen, 
eingegangen. — Drud und Verteilung besfelben iſt 
veranlaßt. 


Wir treten in die Tagesordnung ein: 


Fortfegung der zweiten Beratung des Entiwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903 
unb zwar: 

Juftizverwaltung. — Druckſache Nr 45. 
Bir find ftehen geblieben in der Debatte über die 
dauernden Musgaben Kap. 71 Tit. 1, 
Das Wort hat der Mbgeordnete Nadbyl. 


’ 


Nadbyl, Abgeordneter: Meine Herren, bei der 
preußifchen uftizverwaltung wie überhaupt bei der 
preußifhen Staatsverwaltung befteht das Syſtem der 
Sührung von Berfonalaften, d. h., es werden für jeden 

eamten bejondere Dienftakten eingerichtet, welche zunächſt 
die Berichte über die Qualifikation, die Leiftungen unb 
die Führung der Beamten enthalten. Diefe Dienftakten 
werben dann von den Vorgeſetzten der Beamten, welche 
bejonders dazu beftimmt find, fortgefegt: der Vorgefetste 
fügt ben Dienftaften die neuen Eingäuge,“ welche die 
Dienftführung des Beamten betreffen, bei und ift auch 
ſelbſt in ber Lage, Notizen über die Qualifikation bes 
Beamten, Leiftungen um —— in bie Akten ein- 
zufügen. Ich bemerkte, daß bei uns in Preußen alle 
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[Radbyl, Abgeordneter] 
diefe Dienftakten geheimer, ſekreter Natur find; der 
Beamte erhält niemals eine Nachricht von den Ein— 
tragungen, mit Ausnahme etwa von Rügen, die ihm im 
Disziplinarwege, oder von Strafen, die ihm fonftwie 
erteilt worden find. Der Vorgeſetzte kann aber jehr 
leicht, fei es durch Irrtum, fei es, daß er auf falfchen 
Borausfegungen fußt, nachteilige tatfächliche Eintra ungen 
in diefe Dienftakten vornehmen. Sind diefe Dienjtakten 
nun mit einer folchen nachteiligen Eintragung verjehen, 
jo bleiben die Eintragungen in denſelben jtehen, und bie 
ganze Zukunft des Beamten kann dadurch auf das un- 
anf te beeinflußt werden, und es können Gefuche auf 

eförderung oder Berfegung durch eine ſolche Eintragun 
unwirkſam gemacht werden. Cine folche Notiz reicht of 
aus, um alle —— — des Beamten zu ſchanden zu 
machen, feine Geſuche werden unberückſichtigt gelaſſen, 
und er weiß niemals, warum, 

Mir And wei Fälle befannt, die mir nicht etwa 
auf dem Wege der Indiskretion mitgeteilt worden find, 
jondern auf durchaus ordnungsmäßigem Wege, in denen 
ein Beamter wiederholt Geſuche um Berleihung einer 
anderen Stelle eingereicht hatte, die aber — zurüd- 
ewwiefen wurden. Nun begab fi) der Beamte zu bem 
jeinem unmittelbaren Borgefegten übergeordneten Beamten 
und ftellte ihm vor, daß er doch eigentlich gar nicht 
wüßte, warum feine Geſuche niemals Beridhchtigung 
finden fönnten. Da fagte ihm der höhere Beamte: Ya, 
mein Gott, wilfen Sie, wenn folche Eintragungen —— 
den Perſonalakten befinden, wenn Sie in dieſer Weiſe 
ſich fehlerhaft benoumen haben, können Sie natürlich 
auf Beförderung nicht rechnen. Der betreffende Beamte 
war ganz erſtaunt über dieſe Mitteilung des höheren 
Beamten und erjuchte ihn, ihm die Tatſachen mitzuteilen, 
welche in den Dienſtakten ftänden. Nachdem der Bor- 
ejegte das getan hatte, war der Petent jofort in der 
nr authentiich nachzuweiſen, daß die Eintragung volle 
kommen unberechtigt war; 


(Hört! Hört!) 


ed war fein wahres Wort an ber ganzen Sache. Der 
Petent hat dann infolgedefjen die Stelle, um die er ge 
beten, erhalten. 

Meine Herren, es iſt gana zweifellos, daß eine 
anze Menge derartiger Fälle vorfommen, wobei der 
Betent feine Kenntnis von den Tatfachen erhält, welche 
die Erfüllung feiner Wünfche hindern. Er wird jein 
ganzes Leben hindurch durch die nachteiligen Eintragungen 
geſchädigt und weiß abjolut nicht, warum, 

Mein Wunſch, der nad meiner information von 
vielen anderen Beamten geteilt wird, ift num der, daß 
die Beamten von nachteiligen Eintragungen, von mache 
teiligen Berichten, ſoweit fie Tatjachen betreffen, welche 
in die Dienftatten kommen, Kenntnis erhalten mögen, 
damit ihnen die Möglichkeit Sr wird, ſich wegen 
der ihnen dort gemachten Vorwürfe zu rechtfertigen ver 
ſpektive die Sache aufzuflären. Wenn fie wifjen, woran 
fie find, werden felbft wenn fie ſich nicht rechtfertigen 
Eönnen, eventuell in der Lage jein, durch vermehrten 
Fleiß und durch gräßere Aufwendung von Mühe möglicher: 
weile fich einen befleren Leumund di verſchaffen. rer 
falls aber werden fie vor vielen Enttäufchungen bewahrt 
werben. j 

3) würde, wenn es nicht inbisfret wäre, die beiden 
Fälle, die ich als mir befannt vorgetragen habe, noch 
näher erörtern, auch gern dem Herrn Juſtizminiſter 
darüber perſönlich Bortrag halten. ch möchte aber 
glauben, daß es möglicherweife nicht zum Vorteil ber 
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betreffenden Herren gereichen Fünnte, obwohl ich dem 
ern Juſtizminiſter verfihern kann, daß die beiden 
älle vollftändig wahr und richtig vorgetragen find. 

Bezüglich eines anderen Punktes, der in diefem Etat 
enthalten ift, möchte ich mich noch mit ein paar Worten 
fowohl an den Herrn — wie an den Vertreter 
des Herrn Finanzminiſters wenden. Soviel ich verſtanden 
babe — id; weiß nicht, ob es genau fo richtig iſt, der 
Herr Vertreter des Herrn Finanzminifters kann mich ja 
vielleicht korrigieren —, hat ber Bertreter des Herrn 
Finanzminifters erklärt, daß hinfichtlich der Forderungen 
der Yuftizverwaltung anerkannt werben müſſe, daß für 
bie zur Se vorhandenen Bedürfniffe ausreichend gejorgt 
worden jei. a, meine Herren, wenn bieje Ka 
richtig ift und wenn ich fie richtig verftanden habe, fo 
muß ich dod dem Herrn Vertreter des Herrn Finanz 
minifters unbedingt widerjprechen. Gejtern haben wir 
bewegliche Klagen gehört von ben —— welche über 
die Landgerichte und Amtsgerichte in Cöln und Frankfurt 

eiprohen haben. Wenn aber die Herren zu und nad 

Schlefien fämen, dann würden fie fagen: Gott fei Dank, 
daß wir nicht find wie ihr, jo jchlecht haben wir es num 
doch noch lange nicht. 

Beim Landgericht in Breslau jind nicht weniger ala 
15 Hülfsrichter, zum Teil Amtsrichter, zum Teil Afjefjoren, 
beichäftigt, davon 3 für Richter, welche erkrankt oder an 
das Oberlandesgericht einberufen find, und 12 dauernd 
beichäftigte Hülfgrichter. Ach entnehme diefe Notiz aus 
der „Schlefiihen Zeitung” vom 24. Januar. Nach meiner 
Information ift diefe Notiz durchaus richtig, und ich 
nehme an, daß auch dev Herr Yuftizminifter den Vortrag 
als richtig anerkennen wird. 

* —* 1902 ſind drei neue Gerichtshöfe — eine 
Strafkammer, eine Zivilkammer, eine Handelsfammer — 
eingerichtet worden, aber es find nun in der Gejchäfts- 
verteilung für 1903 die Stellen der Landgerichtsdiref: 
toren nicht genügend vermehrt, ſondern es ijt einer ber 
Landgerichtsdireftoren als VBorfigender von zwei Bivil- 
fanmern und einer Straffanmer, ein anderer als Bor: 
figender von zwei Straffammern und einer Zivilkammer 
beſtellt. Meiner Meinung nad künnen die Vermeh— 
rungen, welche ſich aus dem Etat ergeben, und zwar die 
Einjtellung eines Zandgerichtsdireftor für Breslau, eines 
Landrichters und eines Anıtsrichters bei dem Landgericht 
und Amtsgericht, für Breslau durchaus nicht genügen, 
um irgendwie dem Bedürfnis, welches dort en ein 
fchreiendes geworden ift, abzuhelfen. Es wäre einiger: 
ur — ausreichend will ich nicht fagen, aber einiger 
maßen aushelfend gewejen, wenn an Stelle von drei Be- 
amten neun angefegt worden wären; dann würde man 
aber auch noch nicht jagen fünnen, daß für die Bebürf- 
niffe ausreichend geforgt worden ift; es würde dann 
immer noch eine erhebliche Anzahl von Richtern fehlen. 

Meiner Meinung nad) if es ein schlechtes Auss 
funftsmittel für die YJuftizverwaltung, fortwährend mit 
Affefforen arbeiten zu nrüffen, welche teilweile nicht ein- 
mal NRemuneration beziehen, fundern vielfah umſonſt 
arbeiten und doch das Penjum eines Richters ausfüllen 
müffen. meine, der Staat ijt doch wohl verpflichtet 
für die Arbeiten, welche feine Beamten leiften, ihnen au 
eine gewiſſe Nemuneration zu geben, befonders aber ben 
Geridtsafjefforen, zumal ja bei den Yuriften die Vor— 
bereitung zum nie doch eine außerordentlich lang- 
wierige und teure ilt. Sch glaube nicht, daß die preu- 
Bifche —— damit den Wünſchen und be— 
rechtigten Forderungen der Staatsbürger enigegenkommt, 
wenn fie in diefer Weife, wie e8 bier der Fall 
der Bejegung von Nichterftellen zurüdhält. 

Dagegen kann ich dem Herrn Yuftizminifter meinen 
Danf und meine Befriedigung dafliv aussprechen, daß 


ift, mit 
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[Radbyl, Abgeordneter] 
zur Ausbildung von Dolmetfhern in der polnifchen 
Sprade 30 A neu eingeftellt worden find. Die 
Begründung dieies Poftens ijt mir allerdings zunächſt 
etwas eigentümlich vorgefommen: „verfuchsweije für ge 
eignete 5* Leute bereits auf den Schulen polniſche 
Unterrihtsfurfe einzurichten“. Wenn ber Herr Quftizs 
minifter die Freundlichkeit haben wollte, ſich mit dem 
Herrn Kultusminifter in nähere Beziehung zu feßen, jo 
würde er finden, daß in einer ganzen Neihe von Gym— 
nafien im Oſten der fakultative polnische Unterricht bes 
jeitigt worden ift, und das ift nach meiner Meinung ein 
voßer fehler gemwejen. Das hat dazu geführt, daß eine 
enge junge Leute, die fich fonjt des Polnijchen be— 
fleißigt hätten, fich damit nicht befaßt haben, weil fie die 
Gelegenheit auf der Schule nicht dazu hatten und ihnen 
anderweit der Unterricht zu teuer getworden wäre. Jetzt 
liegt natürlich die Sade fo: Nachdem der polnische 
Unterricht auf den Gymnaſien nicht erteilt wird, find 
eine ganze Menge Subalternbeamte, die font vielleicht 
ute polnifche Dolmetſcher wären, gar nicht mehr in ber 
- Lage, fi mit dem Polniſchen zu befaſſen. Sie haben 
das Polnijche nicht rechtzeitig gelernt und in fpäteren 
Jahren wird es ihnen ſchwer. Die frühere Einrichtung 
war durchaus fachgemäß, und ich glaube, der Herr Juftiz- 
minifter würde ſich ein Verdientt eriwerben, wenn er, 
nachdem er erfahren hat, wie jchwer es ift, gute Dol« 
metjcher für die — Landesteile zu erwerben, ſich 
mit dem Herrn Kultusminiſter in Verbindung ſetzen und 
dafür ſorgen wollte, daß der fakultative Unterricht im 
Polniſchen auf den Gymnaſien wieder eingeführt wird. 
Hieran knüpfe ich noch den beſonderen Wunſch, daß 
es von der JZuſtizverwaltung den Richtern dringend ans 
empfohlen würde, daß fie in den polnijchen Qandesteilen 
mit der polnijchen Bevölkerung nicht fo rigoros verfahren, 
wie e wiederholt vorfommt. Es ift mir ans meiner eigenen 
Praris befannt, daß Leute, welche beſſer Polniſch als 
Deutſch ſprechen können, bei der Vernehmung vor dem 
Richter, wenn fie gefragt worden find, ob fie Deutſch 
Iprechen können, gejagt la: „Ja, ich kann Deutſch, 
aber lepi popolsku, d. h. beſſer polniſch, ich möchte um 
einen polnifien Dolmeticher bitten.” Darauf aber find 
einzelne Richter in wenig entgegentommender Weiſe 
gegen dieje Leute verfahren: „Wenn Sie Deutfch können, 
müfjen Sie Deutjch fprechen”, hieß e8, und es wurde ins 
folgedeſſen in —* anſprechender Weiſe verhandelt, und 
ſchließlich hat ſich doch Da een daß ber Pole nur 
mit Hülfe eines Dolmetichers richtig verftanden werden 
konnte, Es geſchieht heute alle Tage bei den Gerichten 
in den polnischen Landesteilen, daß mit den Leuten halb 
deutich halb polnijch verhandelt wird, und wenn der ger 
Yuftizminifter ein milderes Verfahren für die Ver— 
—— ‚der Leute aus den polniſchen Landesteilen, 
wobei bejonderd die Landleute und Dienftboten in 
Betracht kommen, zu Wege bringen könnte, würde er fich 
ein großes Berdienft erwerben. Es handelt fich doch 
bier nicht darum, den Leuten eine national = polnische 
Konzefjion zu machen, fondern das Richtige von ihnen, 
die richtige Ben, beranszubefommen. Es ift 
zweifellos, daß eine Perſon, die noch nie vor Gericht ge- 
weſen ift, vor dem Michter in eine gewiſſe Angit erät 
und nicht recht weiß, was fie jagen joll. Und da kann 
der Pole nur dann richtig verftanden werben, wenn er 
in feiner Mutterfprache fprechen darf. Das kann nur 
zum Borteil der Rechtiprechung gereichen und ift zur 
richtigen Fällung eines Urteils, zum richtigen Verftändnis 
der Zengenausſagen unbedingt notwendig. 


(Bravo!) 


Haus der Abgeordneten. 








21. Sigung am 14. Februar 1903. 
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Präfident v. Kröcher: 
hat das Wort. 


Der Herr Juſtizminiſter 


Dr Schöufſtedt, —— — Meine Herren, der 
von dem Herrn Abgeordneten Nadbyl in erſter Reihe 
ausgefprochene Wunſch, den Beamten die zu ihren Per- 
fonalaften genommenen und für fie nacteiligen Notizen 
mitzuteilen, wird fich wohl nicht erfüllen laffen. Ich 
möchte auch bezweifeln, daß dazu in der Tat ein Be- 
bürfnis vorhanden fe. Die von dem gr Ab- 
geordneten Nadbyl erwähnten beiden Fälle find mir nicht 
befannt. Sch zweifle ja felbftverftändlich nicht an ber 
Nichtigkeit der Anführungen des Herrn Abgeordneten 
Nadbyl und ftelle ihm anheim, ob er e3 für angezeigt 
hält, mir die Fälle zur Nachprüfung mitzuteilen, ohne 
daß ich meinerjeits einen befonderen Wert darauf legen 
würde, Die beiden Fälle haben fich aber in befriedigender 
Weife erledigt. Es kann allerdings unter Umſtänden 
vorkommen, daß einmal eine Notiz in die Perfonalaften 
bineinfommt, die vielleicht den Tatiadhen nicht vollftändig 
entſpricht. Es müfjen dabei aber dod ganz außer: 
gewöhnliche Umſtände vorliegen. In der Regel weiß 
jeder Beamte genau, was wohl in feine Perjonalaften 
hineingebracht werben kann, und, wie auch aus den vor« 
getragenen Fällen fich ergibt, wenn er glaubt, Grund zu 
baben, daß die Akten etwas ihm Ungünſtiges, tatjächlich 
aber nicht Begründetes enthielten, jo brauchte er ſich nur 
an feinen Borgefegten zu wenden; der wird ihm bereit» 
willig Austunt erteilen. Aber die Perfonalaften ger 
wiffermaßen öffentlich für den einzelnen Beamten zu- 
gänglich machen, das würde der preußifchen Tradition 
widerſprechen. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Ich kann nicht in Ausſicht ftellen, daß im Juſtizreſſort 
von diefer Tradition eine Ausnahme gemacht werden joll, 

Was die Befegung des Landgerichts in Breslau an— 
geht, die der Abgeordnete Nadbyl als ungenügend be- 
eichnet hat, jo ift e8 richtig, daß bei dem Landgericht in 
Breslau, abgejehen von 3 Vertretern franfer oder zum 
Oberlandesgericht einberufener Richter, gegenwärtig zwar 
nicht 12, aber doc 11 Hülfsrichter wegen gefchäftlicher 
überlaftung tätig find. Es ift das einer von den Zu— 
ftänden, von denen ich fchon geitern erklärt habe, daß fie 
auf die Dauer nicht ertragen werden können. Ich glaube 
aber, daß auch bier nicht ohme weiteres gejagt werden 
kann, daß diefer Auftand ein dauernder fein wird. Bon 
diefen 11 Hülfsrichtern find nur 4 vor dem Jahre 1902 
bereits eingeftellt worden, die übrigen 7 alle erjt im Laufe 
des vorigen Jahres zu verfchiedenen Beitpunften. Es 
ergibt ſich auch hieraus wieder die Richtigkeit meiner Be- 
merkung, daß der Geſchäftszuwachs im vorigen Jahre in 
allen Anduftriebezirten und Großftädten ein ganz außer 
—— eweſen iſt. Selbſtverſtändlich konnte ja nicht 
avon die Rede fein, dieſe noch nicht 1 Jahr lang be— 
ſchäftigten er nun fchon in etatsmäßige Richter 
umzuwandeln. Tatſächlich ift von dem Oberlandesgerichts- 
präfidenten beantragt worden, in den Etat für das Land- 
ericht Breslau einzuftellen 1 Direftor und 4 Richter. 

habe mit Rückſicht auf die Tatſache, daß im ganzen 
nur 4 gig ſchon vor 1902 tätig waren, liquidiert 
1 Direktor und 3 Richter, befommen habe ich nach der 
üblichen Fraktionsrechnung nur 1 Direktor und 1 Richter. 
Ich hoffe aber, daß im nächſten Jahre dem weiteren Be- 
dürfnifje wird ftattgegeben werden fünnen. Sch meiner 
ſeits halte es für durchaus unerwünfcht, daß in manchen 
Bezirken auch bei den rer er ang eine Probe Anzahl 
von Aſſeſſoren befchäftigt wird und beichä erden 
muß, und id) werde e8 mir immer angelegen fein laſſen, 
dem weiteren Umſichgreifen dieſer DRPEabe UBER 
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zutreten und jo weit als möglich für Erfak durch etats- 
mäßige Richter zu forgen. 

Was die Dolmeticherfrage angeht, fo freue ich mich, 
daß der Abgeordnete Nadbyl die Einftellung des Fonds 
von 30000 A für die befjere Ausbildung von Dol» 
metichern gebilligt hat. Ich kann vielleicht in kurzen 
Zügen angeben, wie die Sache gedacht ift, obgleich die 
Verhandlungen über die Frage noch nicht zu einem end- 
gültigen Abjchluß gebracht find. Es beſteht die Abſicht, 
an dem Gymmafium in Lyck polniichen Unterricht für 
ſolche jungen Leute einzurichten, bie die Abficht haben, 
ſich demnächſt dem gerichtlihen Dolmetiherdienft zu 
widmen. Dieſer Unterricht foll beginnen auf der Unter 
tertia und dauern bis Unterſekunda, bis die jungen Leute 
durch Erreichung des Beugnifjes für Oberfetunda die Qua» 
lififation zum Eintreten in den Subalterndienft erworben 
haben. Nach diefem dreijährigen polnifchen Unterricht 
foll dann von biefen jungen Leuten eine befondere Ab- 
ſchlußprüfung im Polnifchen abgelegt werden, und davon 
wird es abhängen, ob fie zu dem weiteren Dolmeticher- 
vorbereitungsdienft zugelafjen werden können oder nicht. 


Iſt das legtere der Fall, dann follen fie dem Amts» 
gericht Lyck oder einem der nächſt benachbarten Amte- 
gerichte Sensburg, Lötzen, Marggrabowa, die ſehr be» 
queme Eijenbahnverbindung mit Lyck haben, zum Bor« 
bereitungsdienft überwiefen werden, gleichzeitig aber eine 
feminariftifche Ausbildung erhalten, die in Lyck unter 
Leitung des dortigen Symnafialdirettors eingerichtet 
wird und eine weitere Ausbildung und Bervoll» 
fommnung durch täglichen Nachmittagsunterricht im 
der polniichen — zum Gegenſtand hat, und 
zwar ſpeziell auf denjenigen Gebieten, die für den 
—— olmeticherdienft praktiſch find. Sie ſollen die 
Gerichtsiprache lernen, Urkunden überfegen, Protokolle 
anfertigen, und man hofft, daß nah einem ſolchen 
feminariftiihen Kurſus von mindeſtens 2 Semeftern und 
einem weiteren lediglich praktiſchen Borbereitungsdienft 
die jungen Leute in den Gtand geſetzt werden, bie 
Dolmetiherprüfung abzulegen und demnächſt als Dol- 
metjcher verwendet zu werden. Es ift, wie id in der 
Kommiffion erwähnt habe, hauptfächlich gedacht worden 
an junge Mafuren, zugleich allerdings auch an Deutjche. 
Die Mafuren eignen ſich deshalb befonders für diefen 
Unterricht, weil fie, auch wenn fie nicht das Hochpolnifche 
iprechen, doc im Hochpolniſchen einigermaßen dadur 
vorgebildet find, dab in Mafuren Bibel und Gejangbu 
in bochpolnifher Sprache gelefen werden. Es follen den 
jungen Leuten Stipendien gewährt werben, ſowohl auf 
dem Gymnafium, als auch für die Dauer ihrer femina- 
riſtiſchen Borbildung, mit der durch Mevers zu ß den 
Verpflichtung, daß, —* ſie nicht in den Dolmetſcherdienſt 
eintreten oder ihr Examen nicht beſtehen, die ihnen zu 
teil gewordenen Zuwendungen zurückerſtattet werden. 
Dieſe Einrichtungen beruhen auf Vereinbarungen zwiſchen 
der Unterrichts- und ber ——— Sie ſind an 
Ort und Stelle Gegenſtand einer näheren Prüfung unter 
Zuziehung jachverftändiger Herren geweſen und haben im 
allgemeinen beren Zuſtimmung gefunden. Sie follen 
fhon am 1. April ins Leben treten; die Staatsregierung 
hofft, daß es ihr dadurch gelingen werde, ein zuverläffiges, 
tüchtiges Dolmetfcherperfonal zu gewinnen und zwar für 
die fämtlichen gemifchtfprachigen Landesteile, und fie hofft, 
dadurd in die Lage zu kommen, bei Ernennung und 
Auswahl der Dolmetfcher in Zukunft nicht, wie es bisher 
der Fall war, faft nur auf Leute polnifcher Nationalität 
angewieſen zu fein. ch alanbe, daß dieſe Einrichtung, 
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wie auch der Herr Abgeordnete Nabbyl ſich überzeugen 
wird, befjere Dienfte leiften wird als ber —— 
fakultative polnifhe Sprachunterricht auf den Gymnafien. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr Porſch. 
ch 
gewiſſe praktiſche 


Dr Porſch, Abgeordneter: 
Miniſter vollſtändig zugeben, 

Schwierigkeiten vorliegen, bei Führung der Dienſtakten 
den Beamten von jeder nachteiligen Mitteilung, die etwa 
in die Dienſtakten gelangen könnte, ſofort Mitteilung zu 
machen; aber anbererfeits läßt fich nicht verfennen — 
und auch mir find Beijpiele befannt, wie der Herr Kol« 
lege Nabbyl ſolche angeführt hat —, daß für mande 
Beamte Nachteile entitanden find durch Mitteilungen, die 
man zu ihren Dienftatten genommen hat, bie dir die 
Beamten völlig untontrollierbar und die objektiv geeignet 
waren, dem Beamten in jeiner Karriere vollftändig zu 
ihaden. Wenn man au nicht grumbfäglich jagen will, 
daß alles Nadhteilige, was ettwa zu den Dienftaften ge- 
nommen wird, den Beamten vorgelegt werden muß, fo 
follte doch ein wohlwollender und gerechter Vorgefegter, 
wenn er gegen einen untergebenen Beamten etwas er- 
fährt, diftinguieren, ob die belaftende Sache zu beachten 
ift oder nicht. Iſt die Sache nicht zu beaditen, dann 
wirft er fie zwedmäßig in den Papierkorb; ift die Sache 
aber zu beachten, dann fcheint es mir doch wünſchenswert, 
daß, wenn auch ohne Einleitung eines Disziplinarverfah- 
rend, dem Beamten Gelegenheit gegeben wird, fich über 
die Sache zu äußern, weil es ihm hinterher daden kann. 
Meine Herren, wenn ohne jede Erklärung des Beteiligten 
eine derartige ungünſtige Meran u den Dienftaften 
genommen wird, jo wirft das unter Umſtänden viel ſchärfer 
und fhlimmer als irgend ein Verweis oder eine jonftige 
Strafe, die ein Beamter auf dem Wege des Disziplinar- 
Fo aaa erhalten hat. Ich möchte bitten, daß der Herr 
Miniſter diefen Punkt noch weiter in wohlwollende Er 
mwägung nimmt, 

Auf die Dolmeticherfrage will ich — im einzelnen 
nicht einlaſſen; wir find dem Herrn Miniſter ſehr dant- 
bar, daß er beitrebt ift, für eine zweckmäßige Ausbildung 
der Dolmetfher zu forgen. Mir fcheint e8 nur zweifel- 
baft zu fein, ob gerade der Ort Lyd wegen feiner geo- 
En en Lage geeignet ift, Dolmetfcher für den ganzen 
preußiſchen Staat auszubilden, wie wir das ſoeben von 
dem Herrn Minifter gehört haben. Der Ort ift doch für 
viele Zeile unferes Baterlandes außerordentlich — 
und es wird ſehr ſchwer ſein, geeigneten Nachwuchs nach 
Lyck zu ſchaffen, damit dort die jungen Leute als Dol— 
metjcher ausgebildet werden; man müßte denn gerade bie 
Umwohner von Lyk für befonders geeignet halten, als 
Dolmetiher für den ganzen preußifgen Staat zu fin 
gieren. 


kann dem Herrn 


(Hört, hört! im Bentrum.) 

Wir find jedenfalls dankbar, daß man auf die zwed- 
mäßige Ausbildung der Dolmeticher bedacht ift; aber 
trotzdem halte ich es für wünſchenswert — und dieſe 
———— gab ſchon der Herr Kollege Nadbyl —, daß 
die Richter und Staatsanwälte wenigſtens im ſtande 
find, einigermaßen die Dolmetſcher bei ihrer Funktion zu 
überwachen. Ich glaube, daß früher die Richter im 
weiteren Maße dazu befähigt waren, als jie das jet 
find, weil früher ber —— der nichtdeutſchen Sprache 
für weniger gefährlich angeſehen wurde, und weil die 
Richter und Staatsanwälte leichter geneigt waren, 
die polniſche Sprache einigermaßen anzueignen. 
ſpreche da aus eigener Erfahrung. Mein Vater bat 
lange Zeit in Oberfchlefien immer in gemiſchtſprachiger 
Gegend als Staatsanwalt fungiert; al® er dann nad) 
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Niederfchlefien in eine deutjche Gegend kam, da hat er 
zu mir gefagt: „Es ift & daß du auf dem Gymnaſium — 





ih habe das Eatholiihe Gymnafium in Glogau befucht, 
das aljo in einer deutjchen Gegend belegen iſt —, daß 
du bier den fakultativen polnifchen Unterricht mitnimmit. 
PVorausfichtlich wirft du in deiner Heimat, in Ober: 
fhlefien, auch einmal zu fungieren haben, und dann ift 
es wünjchenswert, daß du die Sprache veritehft.” In— 
folgebejjen habe ich polnischen Spradunterricht in einer 
deutfchen Gegend, in Glogau, gehabt, ebenfo wie auch 
verfchiedene meiner Mitfhüler zu damaliger Zeit. Es 
bat fich dabei niemand etwas von Großpolentum gedacht. 
Man war allgemein der Meinung, daß es einerfeits für 
das weitere Fortkommen der jungen Leute, andererfeits 
im ftaatlihen, im öffentlichen Sntereffe wünfchenswert ift, 
wenn man einigermaßen bie Sprade der Bevölkerung 
auch verjteht, unter der zu wirken man berufen ift. 

Ich habe mich zum Worte gemeldet, um einige Lokal⸗ 
—— hier zum Ausdruck zu bringen, zu denen der 
J ollege Nadbyl ſchon die Einleitung gegeben hat. 

x bat geriagt über den NRichtermangel bzw. über bie 
vielen Hülfsarbeiter, die in Breslau fungieren. Wir 
haben ja nun geſehen — und der Herr Minifter hat das 
auch herangezogen —, daß der gegenwärtige Etat drei 
neue Richterftellen für das Landgericht Breslau enthält. 
Aber diefe Lichtfeite, meine Herren, hat daneben auch 
eine Schattenfeite. 

(Zuruf.) 


— Nun ja, für das Landgericht und Amtsgericht, genau 
eine Direftorftelle, eine Landrichterftelle und eine Anıts- 
richterftelle — diefe Lichtjeite hat auch ihre Schattenfeite, 
indem dafür die Hülfsrichter fortfallen follen, ſodaß 
effeftiv eine Bermehrung der richterlichen Kräfte nicht 
eintritt, fondern nur eine Berbefferung der augenblid- 
lichen Zuftände, indem die Hülfsrichterjtellen in Richter- 
ftellen umgewandelt werden. Nun liegt aber eine gewifle 
Schwierigkeit für die Vermehrung des Plichterpertonals 
ſowohl beim Landgericht wie beim Amtsgericht Breslau 
darin, daß die Dienfträume durchaus unzureichend find 
ſchon für die gegenwärtige Richterzahl. Der Artikel, den 
mein Herr Vorredner angezogen bat, verbreitet fich ja 
auch darüber und weift u wie ſehr bedrängt die 
Tagun ag beim Landgericht Breslau insbefondere 
dann find, wenn Schwurgerichtsfißungen ftattfinden. Es 
hat jogar das Borzimmer des Landgerichtspräfidenten, 
das früher ſchon der ——— für Berufungen als 
Sitzungsſaal dienen mußte, jetzt definitiv als Zimmer für 
den a der Biviltammer —— werden 
müflen. Noch unzureichender find aber die Räume beim 
Amtsgericht Breslau. Dort haben 12 von den Prozeh- 
richtern zufammen nur 6 Terminzimmer, und fie können 
darum nur abwechjelnd terminieren, jeder drei Tage in 
der Woche. Für 12 Prozeß» und für 4 Schöffenrichter 
find nur 3 Bimmer zur Erledigung des Dezernats ver- 
fügbar. Für 15 Prozeßrichter können wegen Mangels 
an geeigneten Räumen nur 10 Gerichtsichreibereien ein- 
gerichtet werden. Das Bublifum, welches als Partei 
oder als Zeuge vor Gericht ericheint, fomohl beim Land- 
gericht wie beim Amtögericht, muß in drangvoller Enge 
und zum Teil auf recht unangenehmen Storridoren ftunden- 
lang warten, ehe eine Sade aufgerufen wird. Bor allem 
aber lagen die Anwälte über durchaus unzureichende 
Räume, bejonders beim Amtsgericht Breslau, und ri 
bin gebeten worden, dieje Klagen hier vorzutragen. J 

will fie wenigftens mit einem Worte hier erwähnen, um 
die Zeit des Hohen Hanfes nicht unnötig aufzuhalten.’ 
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Es find beim Landgericht Breslau 93 Rechtsanwälte 
augelafjen; dazu treten dann ja noch —— auswärtige 
ober Anwälte vom Oberlandesgericht, die am Amtsgericht 
auftreten; fchlecht gerechnet find des Tages durchichnittlich 
50 AUnmälte zu gleicher Zeit amı Amtsgericht Breslau 
tätig. Für diefe 50 Anwälte ftehen aber nur 2 Eleine 
Zimmer zur Verfügung mit einem Flächeninhalt von 
16 bis 17 veipeftive 25 bis 26 qm. In den zwei 
—— befinden ſich und können ſich nur befinden zwei 

iſche mit 12 bis 13 Stühlen. Die Räume langen nicht 
mal dazu, daß alle Anwälte ihre Oberkleider ablegen 
können; noch viel weniger iſt Raum vorhanden, daß ihre 
Alten in zwedentiprechenderiveife we gelegt werben 
können, ſodaß ein großer Teil der Anwälte in die Not» 
wenbigfeit verfegt itt, in den Oberlleidern und mit den 
ganzen Akten in der Hand die Termine in den Termin» 
zimmern wahrzunehmen. Das ift doc etwas durchaus 
Unangenehmes, und es hat deshalb der Berein der Land« 
gerichtsanwälte Breslaus ſchon vor längerer Zeit fich mit 
einer —— Eingabe an den Herrn aufſichts— 
führenden Nichter, an den Herrn Landgerichtäpräfidenten 
und den Herrn Eriten Staatanwalt gewandt. Cine Ab- 
hülfe ift bisher nicht gefchaffen worden. Es könnte da 
eine zeitwweilige Abhülfe wenigftens fo lange geichaffen 
werben, bis der notwendige Eriweiterungsbau des Amts- 
gerichts feitgeftellt und in den Etat eingefegt worben ift. 

ie könnte geichaffen werden, wenn eine Nifche dazu 
enommen wird, die neben dem einen Anmwaltszimmer jich 
Befindet, fodaß vielleicht wenigftens 40 Sitmöglichkeiten 
geichaffen werden könnten. 

Es läßt fi) ja nicht verfennen, daß dadurch das 
wartende Publikum beeinträchtigt werben würde, aber 
wenn einmal eine Beeinträchtigung ftattfindet, dann kann 
die eher zu ungunften des Hublikums ftattfinden, weil 
das Publikum glüclicherweife nicht zu häufig an der 
Gerichtsſtelle ericheinen muß, während die Anwälte in die 
Notwendigkeit verjegt find, Tag für Tag dort zu fun« 
ieren, und es allerdings dann wohl eine geredhtfertigte 
—— iſt, daß ihnen ein Warteraum —— 
werden kann, in dem ſie ohne Schädigung ihrer Geſund— 
heit wenigſtens notdürftig exiſtieren fünnen. Grund— 
legende Abhülfe wird ja erſt geſchaffen werden können, 
wenn der Erweiterungsbau des Land- und Amtsgerichts 
in Angriff genommen werden fan. Ich jpreche die 
Hoffnung aus, daß es dem Herrn Minifter recht bald 
gelingen möge, zu diefem Ziele zu gelangen. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Minijter bat das 
Wort. 


Dr Schönftedt, Juftizminifter: Meine Herren, der 
Naummangel bei den Quftiggebäuben in Breslau wirb 
feitens der Yuftizverwaltung volltommen anerkanıt, und 
diefe iſt feit langer Leit bemüht, Abhülfe zu ſchaffen. 
Es war zunächſt in Ausficht genommen ein Erweiterungs- 
bau in der Graupenitrake auf fiskaliſchem Grundftüd. 
Eine Verſuchsſkizze ift dafür bereits ausgearbeitet und 
war den Boritandsbeamten des DOberlandesgerichts in 
Breslau zur näheren Wußerung unter Borbehalt 
einer örtliden Befichtigung überfandt worden, un 
ift die Angelegenheit dadurch in eine andere Phafe 
eingetreten, daß eine Breslauer Immobilienbank der 
Suftigveriwaltung mehrere unmittelbar an die Gerichts: 
gebäude anftopende Häufer zum Kauf angeboten. Wenn 
diefe von der ee. erworben werben könnten, 
würden fie vielleicht den Neubau ganz überflüffig machen 
und ſich fofort fr die Juſtizzwecke — mit gewiſſen Neus 
einrichtungen felbfterftändlich — verwenden laſſen. Das 
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Angebot ift dem Herrn Finanzminiſter bereits mitgeteilt. 
Es ift eine Ortäbefichtigung im Ausficht genommen 
worben, und es wird nun darauf anfommen, ob mit der 
Immobilienbant auf Grund eines annehmbaren Breijes 
eine Einigung erzielt werden kann oder nicht. Falls die 
Einigung nicht gelingt, wird der geplante Erweiterungsbau 
mit allem Gifer weiter gefördert werden, und es wird 
in der einen oder anderen Weiſe, wie ich hoffe, auch 
recht bald die Möglichkeit geboten werden, für die Herren 
Rechtsanwälte geeignetere und ausreichendere Aufenthalts: 
räume zu ihafen. 

Im übrigen darf ich bemerken, daß von den 
50 Rechtsanwälten, von denen der Herr Abgeordnete 
Dr Borich meinte, dat fie wohl täglich im Land- oder 
Amtsgericht tätig wären, doch vorausfichtlich immer nur 
höchſtens ein Viertel den Anſpruch macht auf den Auf- 
enthalt in dem fogenannten Wartezimmer, während brei 
Viertel in den übrigen Gefchäftsräumen, den Sitzungs- 
fälen und den Bureaus beichäftigt fein werden, ſodaß 
immerhin nur ein verhältnismäßig einer Zeil unter den 
— vorhandenen Räumlichkeiten erheblich leiden 
würde. 


Präfident v. Kröcher: 
Abgeordnete Glatzel. 


Glatzel, Abgeordneter: Der Herr Vorredner hat 
bemängelt die Wahl des Ortes Lyck für die Ausbildun 
polniſcher Dolmeticher. — möchte ich d 
eltend machen, daß ich die Wahl dieſes Ortes gerade 
ür eine ſehr glückliche halten würde; zunächſt aus den 
Gründen, die der Herr Miniſter bereits angeführt hat, 
weil nämlich in der Umgebung von Lyck wir zum Teil 
eine polniſchſprechende Bevölkerung haben, der es alſo 
befonders leicht fein wird, fich aud; die juriftiiche Mus: 
drudsweife anzugewöhnen, ſodaß auf diefe Weiſe dem 
Mangel, der jett beſteht, abzuhelfen ift. Und fo ab» 
elegen iſt Lyck doch * Es mag vielleicht abgelegen 
* für Oberſchleſien, aber für die übrigen Landesteile, 
die hier in Betracht kommen, Poſen, Weitpreußen, liegt 
es doch, da Ay im Süden von Oftpreußen liegt, außer: 
ordentlich günftig, 

Außerdem möchte ich noch auf ein Moment hin— 
weifen, was vielleicht auch bier in Betracht Eommt, 
nämlich daß wir e8 in Mafuren —— noch mit einer 
von der großpolniſchen Agitation ziemlich unberührten 
Gegend zu tun haben, wir alſo ſicher ſein können, daß 
aus dortiger Gegend nur nationalszuverläffige Leute in 
Droge kommen würden, und das ift doch auch meines 

achtens ein wichtiger Punkt. 





Das Wort hat ber 


. habe mich aber aus einer anderen Veranlaſſung 
um Worte gemeldet. Ich möchte für 13 Ortſchaften im 

eiſe Niederung dem Herrn Miniſter eine dringende 
Bitte ans Herz legen, die ſich auf Abänderung zweier 
Amtsgerichtsbezirte bezieht. Diefe 13 Ortichaften — 
die einzelnen Ramen will ich nicht nennen; fie find in 
einer Petition, die ich mir nachher erlauben werde, dem 
Herrn Minifter zu überreichen, enthalten — der fo 
genannte „bergiiche Winkel”, gehören jet zum Amts— 
gericht Heinrichswalde, find von diefem Ort durch weite 
Pen getrennt und zirka 20 km entfernt. Dieje Ort- 
haften haben nun den fehnlichen Wunſch, zu dem be 
deutend näher gelegenen Amtsgericht Skaisgirren — es 
liegt ihnen gewiffermaßen vor der Tür — zugeichlagen 
zu werden. Denn nach Skaisgirren haben fie nur 
6 bis 8 kn md dorthin führen zwei Chauſſeen und ein 
befeftigter Landiveg, während Heinrichswalde nur auf 
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Umwegen mit der Chauffee zu erreichen ift. Aber es 
fällt befonders ins Gericht, — dieſe Ortſchaften zu 
drei Amisgerichtsbezirken und zu ebenſoviel Schulſozietäten 
gehören und daß deren übrige Ortſchaften ——— 
u Skaisgirren geſchlagen End. Welche Schwierigkeiten 
ha aus dieſer verfchiedenen Behandlung von Ortidaften 
ein und desjelben Amtsbezirks nad diefer Richtung er— 
eben, brauche ich des näheren nicht en; denn 
ür den Einſpruch auf Strafbefehle ufw, die der Amts 
vorjteher erläßt, kommen nun 2 Gerichte in Frage. Es 
liegen dieſe Übelftände ja auf der Hand. 

Aber das wichtigſte ift, daß der wirtfchaftliche Mittel- 
punkt für diefen bergiichen Winkel, alfo für alle dieſe 
13 Ortichaften tatjächlich der Ort Skaisgirren und nicht 
Heinrichswalde ift. In Skaisgirren haben fie ihre Kirche, 
ihr Pfarramt, das Standesamt, die nächſten Arzte und 
Tierarzt, die nächſte Apotheke, den Konfum- und Borfchuß- 
verein, vor allem auch ihre Wocenmärkte, kurz ihr ganzes 
wirtfchaftliches Leben drängt nad) Skaisgirren, alles, 
was fie brauchen, bezichen Ge von dort und alles, mas 
fie an Produften abjegen, bringen fie dorthin. Es jind 
das Gefichtspuntte, die fchwer ins Gewicht fallen. 

Ein beſonderes Intereſſe — und das möchte ich 
hervorheben — hat vor allem der Forftfistus. Die Ober- 
förfterei Wilhelmsbruch liegt von Heinrichswalde 23 km, 
von Sfaisgirren, wohin fie nachher kommen würde, nur 
7 km, und in derfelben Sage befinden ſich verſchiedene 
dorthin gehörige —— es find 5. Die Forſtſachen 
führen alle diefe Beamten weit weg von ihrem Wohnfig 
nach HeinrichSwalbe; . fönnten fie diefe Forſtſachen 
— und die Forſtſachen find dort ziemlih häufig — in 
dem nahen Staitgirren erledigen. zu übrigen würde 
wahrfcheinlich auch die Verminderung der Zeugengebühren 
für die Staatskaſſe ein günftiges Ergebnis fein. 

Bedenken gegen dieje Veränderung liegen meines 

Erachtens nit vor. Was zunädjt die ab ber Gerichts 
eingejeffenen anbelangt, fo würde Skaisgirren, weldes 
jetzt 9312 Gerichtseingefeffene hat, durch Vermehrung um 
iefe Ortichaften, nämlich durch Vermehrung um 1480, 
auf 10 792 ——— eſſene kommen; das find genau 
fo viel, wie jegt z. B. Wirchwill hat, aud in jener 
Gegend gelegen, wo alſo ebenjall® ein Richter diejelbe 
Bat von Gerichtseingefeflenen hat. Ebenfo würde Hein 
richswalde, wo jet 3 Richter tätig find, von 24 205 Ein- 
geſeſſenen dur den Verluſt diejes bergiichen Winkels 
immer noch kommen auf 22725 Ginwohner, aljo auf 
ebenfoviel wie z. B. Kaukehmen, welches 3 Richter und 
ur Beit einen Hülfsrichter ——*— Und auch die 
Übrigen Orte in der — nämlich Ragnit und Tilſit, 
haben, wenn man die Einwohnerzahl —— die Zahl der 
Richter dividiert, annähernd die gleichen Zahlen. 

Nun weiß ich fehr wohl, daß es nicht nur auf bie 
Zahl der Geridhtseingejeffenen ankommt, jondern vor 
allen Dingen auf den —— der Geſchäfte, und es wird 
die wichtigſte Frage ſein, die der uſtizminiſter hier 
u prüfen bat, ob nicht durch Zuſchlagung dieſer Ort- 
often ein zweiter Nichter für Skaisgirren notwendig 
fei. Ich will von vornherein bekennen, daß ſich das nicht 
durchführen ließe; denn 2 Richter würden dort nicht Ber 
ichäftigung finden. Wber nach meinen ri eo 
liegen die Verhältniſſe auch 4 dieſer Richtung günſtig. 
Es würden Veränderungen im Perſonalbeſtand an beiden 
Gerichten nicht notwendig fein. Der Richter in Staid- 
girren — ich weiß das perjönlich — ift in der Lage und 
auch gern bereit, diefe Zahl noch hinzuzunehmen. Anderer 
ſeits ift mir gejagt worden, daß in Heinrichswalde der 
Geſchäftsumfang ein jehr großer fein ſoll, ſodaß bort 
eine Erleidterung in gewillem Umfange wünſchenswert 
ift. Ich weiß, dag unter Würdigung aller diejer Ber- 
bältniffe die lofale Verwaltungsbehörbe, der Kreislandrat, 
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IGlatzel, Abgeordneter] 
wie auch höhere ee in Tilfit durchaus anerkennen 
mußten, als ich dieje Verhältniffe ihnen jchilderte, daß 
ber Wunsch jener Ortichaften berechtigt ift. 

Nah alledem möchte ich den Herrn AYuftizminifter 
dringend bitten, dieſe Petition, die ich mir erlauben werde 
ihm nachher zu überreichen, recht wohlmwollend zu prüfen. 
Ich würde mich bejonders freuen, wenn er in der age 
wäre, uns heute noch in Ausficht zu ftellen, daß durch 
eine Gejegesvorlage den Übeljtänden abgeholfen werden 
folle, natürlich mit dem Vorbehalte, daß die Zuftände fich 
b a wie fie mir und von mir berichtet worden 
ind. &8 würde ein foldjer Troft den dortigen Bewohnern 
a jegt zu gönnen fein. In diefen Tagen kämpft 
ie Niederung wiederum ſchwer mit Waflerfluten. Hinter 
einer dünnen Schugwand von Brettern, die fie auf die 
Deiche aufgefegt haben, müſſen fie ſich wehren, und ich 
würde mich freuen, wenn ihmen auch auf diejem Gebiet 
ein Zeichen der Fürſorge der Staatöregierung wird, 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Herr 
Auftizminifter. 


Dr Schönftedt, Juftizminifter: Meine Herren, ein 
en der Gemeinden, für weldye der Herr Abgeorönete 
Glatzel ſoeben eingetreten ift, auf Zuweiſung an das 
Amtsgericht Staisgirren, ift ſchon im Jahre 1889 geftellt 
und damals weiter inftruiert worben. &s ift Schon damals 
anerfannt worden, daß die Intereſſen diefer Gemeinden 
nad) Skaisgirren gravitieren, und daß es für fie von 

anz erheblihem Vorteil jein würde, wenn fie von 
Heinrihöwalbe abgetrennt und dem Amtsgericht Skais- 
girren zugewiejen würden. Die Erfüllung ijt lediglich 
geſcheitert an der Schwierigkeit, auf die der Herr Ab— 
geordnete Glagel aufmerkſam gemacht hat, nämlich daran, 
daß nad den damaligen Sefftellungen durch die Über: 
weijung diefer Gemeinden der Amtsrichter in Skaisgirren 
dergeftalt belaftet worden wäre, daß er die Geſchäfte nicht 
allein hätte erledigen können. In dem Landgerichtsbezirke 
Tilfit, wohin Skaisgirren gehört, kommen auf einen 
Amtsrihter im Durchſchnitt 8679 Seelen. Nach der 
Angabe des Herrn Abgeordneten Glatzel würde die Zur 
wweilang diefer Gemeinden die Seelenzahl von Skaisgirren 
auf annähernd 10800 erhöhen; fie ginge aljo um mehr 
als 2000 über die Durchſchnittszahl hinaus. Auf diefe 
Seelenzahl allein kommt es aber nidht an, jondern es 
handelt fich im wejentlichen um den rg der Geſchäfte. 

Der im Jahre 1889 zurüdgewiejene Antrag ift feit- 

dem nicht wiederholt; heute foll er wiederholt werden 
durch die von Herrn Glagel in Ausſicht geftellte Petition. 
Ich kann gern verfihern, daß diefe Petition einer ein« 
gehenden, forgfältigen und wohlwollenden Prüfung unter- 
ogen werben wird. Wenn es danach möglich erfcheint, 
ie Mehrarbeit, die durch die Zuweiſung diefer Gemeinden 
dem Amtsgericht in Staisgirren erwächlt, ihm zuzuweiſen, 
bin ich gern bereit, der Sache näher zu treten und durch 
eine Gejegesvorlage, die allerdings in diefer Sejfion unter 
feinen Umftänden mehr würbe eingebradjt werben können, 
den Wünfchen diefer Gemeinden ftattzugeben. 


räfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Schmig (Düfjeldorf). 


Schmig (Düffeldorf), Abgeoröneter: Meine Herren, 
der Kommifjar des Herrn Finanzminifters, Herr Geheimrat 
Halle, hat die Berechtigung meiner ge gen Ausführungen 
in rn. Beziehung beftritten. fagt, daß das 
Finanzminiſterinm es an MWohlmwollen, wie er es aus 
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drückt, gegenüber der Juſtiz nicht habe fehlen lafjen. 
Die Tatjache fteht aber feit, daß eine Reihe von Wünjchen, 
die im —— der Rechtspflege gehegt worden ſind und 
zur Sicherung des ordnungsmäßigen Ganges der Rechts⸗ 
pflege weiter gehegt werden müffen, unerfüllt daſtehen. 

Auf die Einzelheiten will ich nicht eingehen. Es 
find in der Beziehung auf allen Seiten des Hauſes jo 
lebhafte, jo wohlbegründete Klagen vorgebracht worden, 
daß ich vertraue, e werden bei fachlicher Abwägung 
volle Würdigung finden. Nur zwei Punkte jeien heraus- 
gegriffen. 

Es find jeßt drei Jehte daß ich die Frage ſtellte, 
wie es denn mit der Baufrage für das Kölner AYuftiz- 
gebäude ftehe. Damals wurbe mir erwidert, dab die 
Berhandlungen mit ber Finanzverwaltung dem Abſchluß 
nahe jeien. Heute find inzwiſchen drei Jahre verfloffen, 
und bie —— ſind nicht gehoben; ſie dauern in einer 
noch troſtloſeren Weiſe fort, als ſie früher gegeben waren. 
Es find auch noch feine Mittel in den Etat eingeſtellt, 
um einleitende Schritte zu tun. Man begnügt jich in 
unfruchtbarer Sparſamkeit mit recht teuren Mietshäufern, 
die den Bebürfniffen nicht Rechnung zu tragen vermögen, 

Noch Schlimmer fteht es in Düffeldorf, insbeiondere 
mit dem Amtsgerichte. Das Bedürfnis, daß Hier ein 
Neubau notwendig war, ift feit Jahren anerfannt, und, 
ich glaube, auch jeitens der Königlichen Finanzverwaltung 
nicht beftritten worden. Ein Pla war gewählt auf dem 
Gelände der Militärverwaltung, der alten Safernen; die 
Finanzverwaltung hatte biejen Pla als nicht zu teuer 
erachtet. Ich glaube, es ift verkehrt, mit dem Zugriff zu 
zaudern. Die Wertverhältniffe in Düffeldorf And in 
einem außerordentlihen Steigen begriffen. Daneben 
läßt \: auch jagen, der Kaufpreis fließt in die Reiche: 
kaſſe. Breußen bildet drei Fünftel von Deutichland. In 
diefem Umfange zahlt ihn aljo gewiffermaßen Preußen 
an fich jelbft. Im übrigen aber eutjpricht der geforderte 
Preis dem wirklichen Wertverhältnis, Ich glaube nicht, 
daß der andere Ausweg, der in der letzten Zeit erwogen 
worden ift, ſoweit ich unterrichtet bin, eine ſichere Aussicht 
auf Berwirklihung bietet. Deshalb möchte ich den Herrn 
Yuftizminifter wie auch den Herrn Finanzminifter bitten, 
uzugreifen und es bei der Wahl des Platzes, der von 
SR aus in Ausficht genommen war und überaus 
geeignet ift, zu belafjen. 

Meine Herren, der Herr Yuftizminifter meinte, es 
I in Düffeldorf, wenn auch ſchlimm, doch nicht ganz jo 
hlimm, wie ich es gefchilbert hätte, wenigitens nicht beim 
Landgericht. Als es befannt wurde, daß Düfjeldorf die 
große Ehre des Beſuches des Herrn — zu 
teil werden ſollte, wurden ſeitens der Richter am Amts- 
gericht für den betreffenden Tag faſt alle Termine aufs 
gehoben. a habe das nachträglich jehr bedauert; denn 
auf diefe Weije befam der Herr Minifter ein Gebäude 
nicht im Betriebe zu fehen, fondern gepugt und gejcheuert 
in einer Feittagsitimmung und Sonntagsruhe. Man 

atte dem hohen Ehef in den dunklen Sorridoren ein 
ufammentreffen mit dort wartendem Publitum eriparen 
und für die Befichtigung jeden Stein des Anftohes aus 
dem Weg räumen wollen. So ijt das Bild fein fo 
trübes geworden, wie es fonft, wenn die Yuftiz in Tätig: 
* ift, von jedem gewonnen wird, ber eben dieſe Räume 
etritt. 

Meine Herren, die Bedenken, die der Herr Juſtiz⸗ 
minifter auf die Anregung des Herrn Stollegen Trimborn 
gegen die Ungliederung der Streitigkeiten der Dienft- 
mäbchen mit — Herrſchaften an Die Gewerbegerichte 
erhoben hat, halte ich für vollſtändig begründet. Hier 
kann die —— nicht eingreifen. Sollte es 
aber gelingen, im Wege der Reichsgeſehgebung das Ziel 
bes Herrn Kollegen zu erreichen, jo, glaube ich, muß man 
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folgerichtig dem Vorſitzenden, damit die zu erwartenden 
Urteile nicht getrübt werden durch fehlende Sachkenntnis, 
auf der einen Seite zwei ehrbare Hausfrauen und auf 
der anderen Seite zwei ehrbare Dienſtmädchen als Fach 
richter zur Seite ſetzen. 


(Heiterkeit.) 


Doch Scherz beiſeite, es fehlt an einem Bedürfnis, auf 
dieſem Wege weiter vorzugehen. Ich bin 19 Jahre 
Einzelrichter gemwejen, und id kann jagen, baß ich in den 
19 Jahren — dieſe Frage hatte für mich immer ein 
großes Intereſſe — im ganzen fünf folder Gtreitig- 
keiten zu enticheiden berufen gewejen bin. Meine Herren, 
heutzutage ift eine errichaft froh, wenn fie ein braves 
Dienftmädchen hat; fie hält ihr Dienftmädden fo, dat es 
nicht genötigt ift, gegen fie im Klagewege vorzugehen. 
Deshalb können wir ohne Schädigung der Jutereſſen der 
Beteiligten es bei dem jegigen Zuſtande belafjen. 

enn gelagt wird, daß die Rolle des Dienftmädchens 
aus dem Gleichgewicht gebracht würde, weil die Herrſchaft 
fi eines Anwalts erfreut, jo erwidere ich, daß im Wege 
des Armenrechts auch dem Dienftmädchen ein Anwalt zur 
Seite geftellt werden fan. Im übrigen fann das Dienit- 
mädchen verfichert fein, daß der Nichter ſich der wirtjchaft- 
lich —— mit Wohlwollen annehmen wird. 

Ad) komme nun zu dem Stollegen Fund. Ich pflichte 
ihm ganz bei, daß wir in der Gefeggebung nichts der 
Allgemeinheit vorenthalten dürfen, was gut ift, wenn es 
auch vielleicht von der Sozialdemokratie nad) der einen 
oder der anderen Seite hin mißbraudt werden könnte, 
Meine Bedenken richteten fich, was die Kaufmannsgerichte 
angeht, keineswegs gegen die Zuziehung von Fachperſonen; 
fie richteten fich wefentlih — abgejehen von der nach meiner 
Anficht notwendig gegebenen erg an die Amts» 
gerichte — gegen die Art und Weile, wie dieje Fachleute 
im Wege der allgemeinen Wahl beſtimmt werden jollen, 
Ich habe ausgeführt, daß es mit den Intereſſen ber 
Rechtspflege unverträglich ift, wenn bei joldhen Wahlen, 
die ganz das Gepräge politischer Kämpfe an fich tragen, 
die Mgitatoren viele viele Taufende von Arbeitern von 
beiden Seiten an die Wahlurne bringen, um ihrer Partei 
den Sieg zu ſichern. Gewiß ift es richtig, es wird dieje 
Kehrſeite dadurch gemildert, daß das Proportionaliuften 
eingeführt wird; aber gleichwohl bleiben die Gewählten 
die Vertreter der jeweiligen Parteirichtung, und das ift 
etwas, was ich mit der Mechtöpflege, die ſich aufbauen 
muß auf der Unterlage vollfter Unparteilichkeit, für un— 
——— erachte. 

eine Herren, wenn der Weg, ſo wie der * 
Kollege Funck es meint, weiter gegangen werden ſoll, ſo 
läßt 6 ja das Berlangen nach Sondergerichten für alle 
Arbeiter, — auch die ländlihen —, Mir et für 
Knechte und Mägde unmöglic aufhalten; das Verlangen 
nad Innungsgerichten werden wir nicht weiter beftreiten, 
au rargerichte nicht verjagen können. Wo follen wir 
enges der zahllofen Ehrenämter, die wir jeßt ſchon 
haben, Männer genug finden, die diefe weiteren Ehren» 
ämter zu übernehmen gemillt find? 

Den Herrn Kollegen Fund möchte ich bitten, über 
diefe Frage einen hochintereſſanten Aufſatz zu lefen, der 
fih in der am 24. Januar d. J. von dem ihm politiich 
——— r Barth herausgegebenen „Nation“ 
findet. Er würdigt alle die emnften Vebenten, bie vom 
Geſichtspunkte der Sicherheit der ——— aus ent⸗ 
Keen alten in jehr mente eife. Meine 


erren, was ich fürchte, ift das: wenn der Stein im 
inne der Ausführungen des Herrn Sollegen Fund 
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weiter ins Rollen gebradjt worden ift, jo gibt es fein 
Aufhalten. Er wird, wenn auch nicht für ben Augenblid, 
doch in abjehbarer Zukunft die Sicherheit und Ver— 
läßlichkeit unjerer Rechtspflege vollftändig zermalmen. 
Das ijt der hauptfädlichite Grund, weshalb ich mich 
dagegen fträube — nicht etwa der Geſichtspunkt, daß hier 
der SuRigperwaltung ein Zweig der Rechtſprechung ge 
nommen wird, Gewiß kommt aud das infofern in 
Betracht, als der Kreis der Berührung des Richterftandes 
mit den rag des praftijchen bebens immer mehr 
eingeengt wird. Aber das fpricht nicht das ausjchlag- 
gebende Wort. 

Und nun fomme o u meinem verehrten Sollegen 
Trimborn. Wir beiden Ind gute Freunde, Das hindert 
aber nicht, daß wir in dem einen oder anderen 
aud) mal abweichender Meinung fein können; im 
teil, der Austrag einer Meinungsverjchiedenheit wird ein 
Kitt, die guten Beziehungen zu befeftigen. Ein Eintreten 
für Cöln kann dem Herrn Stollegen Zrimborn niemand 
verdenken. Er ift Cölner. Seine mächtige lofalpatriotifche 
Aber jpricht hier ein großes und verftändliches Wort mit. 
Er hat ja bingemwiefen auf die altehrwürdige und 

eihichtlih jo bedeutijame Colonia Agrippina. Meine 

erren, wer würde fich für Cöln nicht begeijtern mit all 
feinen herrlichen Bauten, die auf Schritt und Tritt an 
eine fo großartige Vergangenheit erinnern! In diefem 
Empfinden ftehe ich ihm ganz zur Seite. Aber es handelt 
fi bei der Löjung einer ſolchen Brad: dboh um ein 
Intereſſe, dad weiter geht, ald der Geſichtskreis der 
Gölner Kirchtürme reiht. Die Organifation der Gerichte 
wird nicht getroffen der Städte wegen, fie wird getroffen 
der Rechtspflege und der an ihr interejfterten Eingeſeſſenen 
wegen. Die Brfung der fachlichen Seite muß unbedingt 
dazu führen, daß ber faft 5 Millionen umfaflende, wirt 
ichaftlich fo ganz ungewöhnlich hoch entwidelte Oberlandes- 
gerichtäbezirk geteilt wird. 

Der Herr Kollege Trimborn hat nad; Vergleichen 
gejudt. Er fagt, jede Provinz hat nur ein Dberlandes- 

ericht, nur Eafjel und Frankfurt bilden eine Ausnahme. 

ür Caſſel hält er die Ausnahme berechtigt. Caſſel, jagt 
er, war Reſidenz. Darum hatte Caſſel ein Anrecht auf 
ein Oberlandesgericht; das durfte ihm nicht verehrt 
werden. err Kollege Trimborn hat in feinem über 
eifer für Göln überjehen, daß auch Düffeldorf eine 
Nefidenz gewejen if. Es war bie gejchichtlich hemor- 
ragende Haupt- und —— des alten Bergiſchen 
Landes. Die Reſidenz der Coͤlner Kurfürſten befand ſich 
in Bonn. Alſo der Charakter der Reſidenz ſpricht für 
Düſſeldorf. 

Bei der geſtrigen Rede des Herrn Kollegen Trimborn 
kam es mir faft vor, als ob er es feinem lokalpatrio— 
tiſchen Herzen erfpart hätte, die Düffeldorfer Aus 
R ung zu befuden. — Er winkt: ja. Es freut mid, 

8 zu hören. Wie gefagt, geſtern mußte ich es be- 
zweifeln. — Dann wird er fich überzeugt haben, welche 
aufftrebende Stadt Düffeldorf ift, wie jehr es empor- 
geblüht ift, wie es gelegen ift im Herzen einer reich ent- 
widelten Induſtie, wie e8 die Metropole der rheinifchen 
Anduftrie, der Mittelpunkt rheiniſcher Kunſt, eine der 
hervorragendſten —— Deutſchlands iſt. Vermag es 
ſich, was die Vergangenheit angeht, mit Cöln nicht zu 
meſſen, in der Entwickelung der Gegenwart ſteht es Göln 
ebenbürtig da und ſchickt fich an, Köln zu überflügeln. 
Die Landgerichtsbezirte Duisburg und Eſſen, die heute 
mit dem überlafteten Oberlan cn Sach Hamm 


unfte 
egen- 


verbunden find, find in all ihren Beziehungen auf 
Düfjelborf —— und das weite Bergiſche Hinter— 
land, Elberfeld, Barmen, Solingen, Remlheib ulm — 
das wird mir der Herr Kollege v. Eynern beftätigen — 
in noch viel höherem Maße. 


Haus ber Abgeordneten. 








ISchmitz (Düfjeldorf), Abgeordneter] 


Nun würde ich vielleicht geneigt ſein, einigermaßen 
dem Herrn Kollegen Trimborn zu folgen, wenn es wahr 
wäre, daß bier ein einfeitig induftrieller Bezirk gejchaffen 
würde. Landwirtichaftlihen Intereſſen —* 9 freund⸗ 
lich gegenüber. Der Gefahr einer Einſeitigkeit in ber 
Rechtſprechung mochte “ nicht das Wort reden. Aber 
auch bier hat Herr Trimborn in feinem Übereifer wieder 
überjehen, daß der ganze Landgerichtöbezirf Cleve ein 
faft rein landwirtjchaftliches Gebiet — daß die 
Amtsgerichtsbezirke Neuß, Grevenbroich, die Teile, bie 
an die Gilbah ftoßen, alle rein landwirtichaftlicher 
Natur find. fo in dem zu bildenden Oberlandes- 
—— ſtehen induſtrielle und landwirtſchaftliche 

ebiete in —— Berührung. 

Der Herr Kollege Trimborn hat die Frage gejtern 
mit einem gewiffen Humor behandelt. Ich Batte aber 
das Empfinden, als wenn es ein bischen Galgenhumor 
wäre. Er, muß ſich wohl jelbft jagen: die Gründe, bie 
für Düffeldorf jprechen, find jo gute, daß hier auch der 
m fonft fo erfolgreiche Humor mit Erfolg nicht an- 
zujegen vermag. 

Die Stellung des Herrn Minifters hat mich in hohem 
Maße befriedigt. Er hat erflärt, daß er nicht bloß 
Neutralität, jondern volle Objektivität walten laſſen wolle. 
Objektive Beurteilung der Sache muß zur Enticheidung 


für Düffeldorf führen. Das haben jowohl mein verehrter 
ur Kirſch wie auch ich von vornherein angenommen. 
Herr Kollege Kirfch, ber heute leider nicht hier fein kann, war 


erüftet, mit einer ganzen Batterie von Gründen für 
Süffelborf einzutreten. Er hat es aber bis dahin unters 
laffen, weil er glaubte, die Güte der Sache ſpreche ein 
fo gewichtiges Wort, daß es weiterer Ausführungen gar 
nicht bedürfe. Nachdem aber mein verehrter Got 
Trimborn von jeinem Zölner, ich wollte jagen, Kölner 
Standpunkt die Sache jo nachdrüdlich vertreten hat, war 
es die Pflicht eines Düfjeldorfer Abgeordneten, der ben 
Düffeldorfer Verhältnifjen nahe fteht, dem Verlangen des 
Herrn Kollegen Trimborn entgegenzutreten. Die Meinung 
desielben, eine Vermehrung der Senate des Cölner Ober- 
landesgerichts genüge, ift widerlegt. Obwohl ber Gerichts- 
hof — die Statijtif wird es zeigen — eine —— An⸗ 
zahl von Sachen erledigt hat, iſt es doch unmöglich, den 
überreihen Arbeitsſtoff zu bewältigen. Die Anwälte 
können nicht gleichzeitig in mehreren Senaten vortragen. 
Nur Bildung eines neuen Oberlandesgerichtsbezirks ver: 
mag fichere Abhülfe zu bringen. 

Ich glaube auch, daß ein Bezirk Düffeldorf inſofern 
jein — bat, als der Rechtſprechung aus dieſem wirt- 
ichaftlih hoch entwidelten Gebiet fortgejegt eine Reihe 
von Rechtsfragen unterbreitet wird, bei denen es nur 
förderlich fein kann, wenn der Nichter den einfchlägigen 
Berhältniffen näher fteht. Manche diefer Fragen werden 
leichter größerem Berftänbnis begegnen. 

Ich bitte den Herrn Juſtizminiſter, all diefe Gründe 
wohl zu würdigen und bie Entiheibung fo ausfallen zu 
laflen, wie es weit, weit über Düfjeldorf hinaus von einem 
Bezirke, der mehr als zwei Millionen umfaßt, meines Er- 
achtens mit Recht erwartet wird. 


(Abgeordneter Trimborn: Bravo!) 


Präfident v. Hröcdher: Das Wort hat der b- 
geordnete Hoheiſel. 


Soheifel, Abgeordneter: Meine Heruen, ich will 

mich auf die Entfcheidung der frage, welcher von beiden 

Drten, ob Eöln oder Düffeldorf, für das Oberlandes- 
Berbandl. d. Haufe db. Ag. 19. Legisl. V. Seffion 1903. 


21. Sigung am 14. Februar 1903. 
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gericht der geeignetere ift, nicht einlaffen, auch nicht 
darauf, ob basfelbe geteilt und nad) Düflehor wenigſtens 
ein Teil verlegt werden ſoll. Jedenfalls ſind beide 
berühmte Städte; Cöln ſcheint mir aber doch = etwas 
berühmter zu fein als Düfjeldorf. Ich will auf etwas 
«anderes zurüdfommen, was geitern in —— Weiſe 
behandelt worden iſt, nämlich die Behandlung der Ge- 
fangenen. 
Der Herr ——— hat eine längere Rede 
gehalten über die Behandlung der Unterjuchungs- 
efangenen, ber — — in ee auf ihre 
örperliche Pflege, die Behandlung in der Srankheit, auf 
die Sauberkeit der Bellen ujw. Ich habe mir nun vor 
enommen, in Beziehung auf die geiftige Pflege ber 
efangenen etwas zu jagen, weil dieje ja ficher noch 
wichtiger ift, da ja das Gefängnis die Aufgabe mi nicht 
bloß zu ftrafen, jondern auch zu —— die Gefangenen 
zu Ben fie im Leben wieder zu rehabilitieren, daß fie 
in die Mentchenklaffen wiederum mit Achtung und Liebe 
aufgenommen werden. Tatſache ift, daß wir mit ben 
Gefangenen wenig erreihen. Ich will Sie mit ber 
Nahmweifung der Statiftit verfchonen. Allgemein bekannt 
ift, daß die meiften rüdfällig werden, daß die Kriminalität 
wächit, daß die Gefängnifje bevölkert find, daß es uns 
außerordentlich felten gelingen will, wenn ein Gefangener 
aus dem Gefängnis Intlaffen ift, ihn auf den reiten 
Weg zurüdzubringen, 
ch wende mid vorzugsweife an die Gefängniffe, die 

dem Juſtizminiſterium unterftehen, an die jogenannten 
Heineren Gefängniffe, in welchen ber Geeljorger im 
Nebenamt beſchäftigt ift. 

Um die Gefangenen zu beflern, ift es meiner 
Meinung nad notwendig, daß die Seelſorge gerade in 
diefen Gefängniffen erweitert wird. Sie werden ed mir 
zugeben müflen, wenn ich wiederhole, daß, wenn nad) 
einer alten Minifterialverfügung in Gefängniffen von 
10 bis 50 Gefangenen vierwöchentlich einmal, in den Ge- 
fängniffen von 50 bis 100 Gefangenen nur alle 14 a 
Gottesdienft, e8 bei diefer geringen Anzahl der jeel- 
forgerifchen Einwirkung unmi lih ift, die Gefangenen 
einzeln zu behandeln, fie darauf hinzuweiſen, was ihnen 
not tut, ihnen die Mittel anzugeben, wie fie auf ben 
Weg der Beflerung kommen können, 

Meine Herren, betrachten wir die Gefangenen, fo 
find mande Opfer ihrer augenblidlihen Leidenichaften; 
andere find fchon fo abgeftumpft, daß fie aller Energie, 
alles religiöjen Empfindens bar find, fie haben das ABC 
des Katechismus verlernt, haben von religiöfem Leben 
keine Ahnung, und fo ift ihnen ihr Schickſal gleichgültig, 
ob fie ſchließlich im Gefängnis figen oder außerhalb des— 
felben find. Nach der Meinung vieler wünſchen jogar 
mande in das Gefängnis zurüdzufommen, weil fie 
wenigftens dort ein Unterfommen finden. Dazu kommt 
bie Phlechte Einwirtung in Wort und Schrift, in VBor- 
trägen und Brofchüren, die alles religiöſe Gefühl zu 
unterbrüden geeignet und in weiten $reifen verbreitet 
find. Ich babe im vorigen Jahre ſchon darauf hinge- 
wiejen, daß nicht mehr die eine oder andere religiöfe 
Wahrheit befämpft wird, fondern die Yundamentalwahr- 

it unferer Religion, das Dafein Gottes, bie Unfterb- 
ichteit der Seele, das fyortleben nad) dem Tode, eine 
ga Bergeltung u. dgl., und daß, je mehr dieſe 
rundfäge in dem Leben der Einzelnen Pla greifen, 
natürlich die Behandlung um fo ſchwieriger wird. 

Es ift nun Elar, wenn folche Gefangene in religiöfer 
Beziehung gefürbert werben follen, daß da ein vierzehn- 
tägiger oder gar ein vierwöchentlicder Gottesdienſt burch- 
aus nicht ausreicht. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Haus der Abgeordneten. 


21. Sigung am 14. Februar 1903. 


[Iufig.@tat] 


ISoheiſel, Abgeordneter] 
Es ift unbedingt notwendig, daß die Zahl der religiöfen 
Andahten und Einwirkungen der Gottesdienfte vermehrt 
wird, daß den Geiftlichen Gelegenheit gegeben wird, burd) 
Eatechetifche Vorträge die Gefangenen in den religiöjen 
Wahrheiten zu unterrichten und zu befeftigen. Bei 
größeren Gefängniffen, wo ber Geiltliche im Hauptamt 
angejtellt ift, ilt die Sache einfacher; viel jchwieriger liegt 
die Sache bei den Eleineren —— und gerade in 
dieſen befinden ſich vielfach ſolche, die wohl noch gebeſſert 
werden könnten, wenn die richtigen Mittel angewendet 
werden und ſpeziell der Einzelne unausgeſetzt im Auge 
behalten wird. 

Ich habe darauf hingewieſen, daß neben der per— 
fönlihen Belehrung des Einzelnen auch durch gute 
Schriften auf ihn eingewirft werden muß. Wenn alles 
pofitiv Neligiöfe heute angegriffen, die Kirche betämpft, 
mit Hohn und Spott überjdhüttet wird, — wie kämpft 
man beifpielsweife gegen die Kirchliche Eheſchließung, in- 
dem man die Erklärung vor dem Standesamt ald aus- 
reichend erklärt, fi um den fogenannten Staiferparagraph, 
daß die kirchliche Ehegejeggebung durch das Standesamt 
nicht berührt werden jolle, nicht kümmert, fo daß bie 
traurige Erfahrung gemadjt wird, daß viele ſich mit der 
Eheerklärung vor dem Standesamte begnügen, und dieje 
Lehre in Wort und Schrift fördert, — jo wird der Unter- 
richt allein nicht mehr genügen, fondern es wird Die 
Gefängnisbibliothef mit den nötigen Schriften ausgeftattet 
werden müffen, die diefe verderblichen Bebren widerlegen. 
Sch Habe nun im vorigen yo darauf hingewiefen, daf 
apologetiiche Schriften in den Gefängnisbibliothefen an- 
geichafft werden. Es ijt mir erwidert worden, daß ſeitens 
des hiefigen proteftantiichen Verlags des Predigers Hülle 
bereit dafür geſorgt ſei. Ich habe den Katalog diejes 
Verlags vor Augen gehabt, ich habe da gefunden, daf 
allerdings eine Anzahl Schriften, zum Teil Erzählungs- 
fchriften, auch folche von katholiſchen Autoren, dann eine 
Anzahl von Schriften, die jpeziell als proteftantijch be- 
re find, dann eine Anzahl hiſtoriſcher Werke vor- 

anden find, daß aber auch für die Apologie gejorgt ift, 
habe ich nicht gefunden. Es ift wünfchenswert, daß nicht 
bloß diefer Verlag zu Grunde gelegt wird, fondern daß 
man fich auch nad; einem Verlage umfieht, in dem ebenjo 
— mogegen ich nichts habe — wie für proteftantifche, 
auch für katholiſche Schriften geſorgt ift. Ich ſetze dabei 
voraus, daß man fich der religiöfen Polemik enthält, die 
würbe mehr jchaden als nügen. Jede Abteilung, ſowohl 
die katholiſche als auch die protejtantifche, ſoll ihre be- 
fondere Bibliothek haben und fie benugen, Es ift aber 
dabei unvermeidlich, daß die Schriften von der einen Ab- 
teilung in die andere kommen und umgekehrt. Deshalb 
muß die religiöfe Polemik vollftändig fern bleiben, aber 
die einzelnen religiöien Wahrheiten jollen tüchtig be» 
gründet und erläutert werden, fie jollen den Gefangenen 
ur Belehrung dienen, es joll hingewiefen werden auf die 

hönheit der Kirche und ihre Liebestärigfeit, fie follen 
di eiviefen werden auf die Heldengeftalten in der Ge- 
hichte, auf die Pflege des Patriotismus. Nicht den 
geringften Teil follen dabei einnehmen die jozialen Fragen. 

ekanntlich wird der Klaſſenhaß immer mehr geichürt, 
die Unzufriedenheit wächſt, und unter den Arbeitern wird 
die Meinung ausgeftreut, es geichähe nichts mehr für fie. 
Da tut es not, fie zu belehren, wie viel für fie in den 
legten Jahren gefchehen ift, in Preußen und im Neid 
durch die foziale Geſetzgebung, die fein anderes Land 
aufzumweifen bat. In dem Katalog des Hüllefchen Ber- 
lages, welcher mir vorgelegt iſt, 4 davon nichts ent⸗ 
halten. Ich habe nun bei der Staatsanwaltſchaft be— 
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antragt, einen Katalog von München⸗Gladbach kommen 
zu taflen. 
(Sehr gut! im Zentrum.) 


Diefer Katalog ift auch beftellt worden. Der betreffende 
Herr Staatsanwalt, der fich jehr für die Gefangenen 
intereffiert, hat auch eine Anzahl der von mir bezeic- 
neten Schriften empfohlen, aber da hat der Oberftants- 
anwalt entjchieden, daß nach einer höheren Verfügung 
bis auf weiteres die Schriften diejes Verlages angeſchafft 
werden follen. Ich möchte den Herrn Minifter dringend 
bitten, im Interefje der Gefangenen, wenn wir etwas 
erreichen wollen, zu verfügen, daß da mehrjeitig ver- 
fahren wird, und daß insbefondere Schriften fozialen 
Inhaltes und Schriften, welche die fundamentalen Wahr- 
heiten verteidigen, angefhafft und den Gefangenen zur 
Belehrung in die Hände gegeben werden. 

Dann eriftieren in manchen Eleineren Gefängnifien, 
neben der Abteilung für Erwachjene, jugendlihe Straf- 
abteilungen. Ich meine, daß das möglichft vermieden 
werben joll, weil diefe jugendlichen Gefangenen immerfort 
die älteren, und mit ihnen das ſchlechte Beiſpiel vor ich 
haben; wenn fie auch in ihrem ag ger im Unter: 
richt uſw getrennt find, fo find fie doc zujammen im 
ottesbient und jehen fie fonft vor ſich, was einen guten 
Eindrud auf fie nicht machen kann. Für dieſe jugend» 
lichen Gefangenen ift ja infoweit geforgt, daß fie in den 
notwendigiten (Fächern Unterricht haben, ja auch fonft be- 
ſchäftigt, aber meiftens zu fehr mechaniſch, wie es ja 
jelbftverftändlih ihre Lage mit fich bringt, beichäftigt 
werden. Sch meine, daß man gerade für dieſe jugend- 
lichen Gefangenen eine bejondere Bibliothek braudt. Das 
fteht außer aller jr e; weil fie, wenn fie fortwährend 
mechaniſch mit folden niedrigen Arbeiten befchäftigt 
werben, der Sache überdbrüffig und abgeftumpft werden. 
hr Geift muß wieder angeregt werden, fie müſſen 
dauernd auf das höhere Ziel hingewiefen werben, daß ſie 
gebefiert wieder aus dem Gefängnis herauskommen, und 
sich zu ordentlichen brauchbaren Menfchen beranbilden. 
Dazu brauchen wir die Jugendbibliothef. Was die jugend- 
lichen Gefangenen viel J ſchon verbrochen haben, iſt 
kaum zu ſagen, die Einwirkung auf fie ift bei ber 
Empfänglichkeit des jugendlichen Herzens von ganz ber 
fonderer Wichtigkeit. Da hat man num wieder die Bücher, 
die vorgefchlagen waren, einfach geftrihen und gemeint, 
es genüge die vorhandene Bibliothek, und die jugendlichen 
Strafgefangenen find dabei leer ausgegangenen, fo daß 
bis jet eine befondere Bibliothek für Re wenigftens bei 
uns nicht angelegt worden ift. empfehle nochmals 
das außerordentlich wertvolle Bücherverzeichnis der Bres- 
lauer Lehrer, das insbefondere auch für die jugendlichen 
Strafgefangenen zu gebrauchen ift. Durch diefe Schriften 
wird meines Erachtens auf das di end Fa Gemüt ein 
— Einfluß ausgeübt werden. i empfehle ich 
auernd die ftaatliche Ah für bie —— Ge⸗ 
jangenen, damit fie nicht bloß auf die private Wohltätig- 
eit angewiejen find, die nicht ausreicht, möglichft in ftaat- 
lichen Anstalten beſchäftigt und, fo weit fie augenblidlic 
nicht befchäftigt werden können, unterftügt werden. Biel- 
leicht gelingt e8 doch dadurch, manden von den Er— 
wachfenen zu retten, namentlich aber die Jugendlichen 
wiederum auf den richten Weg zurüdzubringen. j 

Ih möchte dem Herrn Yuftizminifter gerade dieſe 
oben — ideale Seite der Gefangenenerziehung 
ganz beſonders empfehlen. 


(Lebhafter Beifall im Zentrum.) 


Präfident v. Hröcher: Der Herr Juſtizminiſter 
bat das Wort, 
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1353 Haus der Abgeorbneten. 21. Situng am 14. Februar 1903. 
[Iuftiz@tat] bedingte Begnadigung, von ber in immer zunehmendem 


Dr —— Zuſtizminiſter: Der ger Abge- 
ordnete Hoheijel hat die Frage der Geeliorge, des 
Unterriht3 in den Gefängnifjien und der ———— 
Sorge für die Jugendlichen ſchon im —— Jahre hier 
in eingehender und anerkennenswerter Weiſe erörtert. 
Es waren ungefähr dieſelben Erörterungen, die er heute 
wiederholt hat. Ich darf deshalb auf die Erklärung ver- 
weilen, die ich im vorigen Jahre abgegeben habe. 

Die yu tizverwaltung iſt der wie vor auf das 
ernftlichfte bemüht, für die Seelſorge und den Unterricht 
iowohl der erwachienen, wie der en Gefangenen 
ju forgen, fo weit es eben in ihren Sträften fteht, und 
\o weit es durchführbar ift. Sch bitte aber doch bie 
großen Unterjchiede nicht außer acht zu len die in 
diefer Beziehung zwiihen den dem Minijterium des 
Innern und ber Sufgperwaltung unterftehenden Ge- 
fängniffen  beftehen. ährend die PVerwaltung des 
Minifteriums des Innern nur zu rechnen bat mit 
33 Strafanftalten alſo Zuchthäufern und 19 Gefängniffen, 
bon denen nur 1 einziged weniger als 100 ——— 
aufzunehmen hat, im ganzen alſo 52 Strafanſtalten im 
weiteren Sinne, beſtehen für die SA eier. 
1050 Gefängniffe, und unter diefen 1050 Gefängnifjen 
befinden jich 647, die regelmäßig mit weniger als 10 Ge- 
fangenen belegt find. Das find jelbitverftändlich Gefangene, 
die nur einen ſehr kurzen, vorübergehenden Aufenthalt 
in den Anftalten haben. Meift —— es ſich nur um 
wenige Tage und da iſt es abſolut ausgeſchloſſen, für 
dieſe Gefangenen eine regelmäßige Ele durchaus 
führen, Eine regelmäßige Seeliorge befteht troß Dieler 
Schwierigkeiten an 494 —— en; alſo müſſen 
ſich unter dieſen 494 Gefängniſſen ſchon 91 von den 
allerkleinften befinden. Ferner wird überall den Wünfchen 
der Geiftlichen, eine jeelforgeriiche Tätigkeit auch in den 
kleinſten Gefängniffen auszuüben, feitens der Juſtiz— 
verwaltung in jeder Beziehung entgegengetommen. Aber 
eine ftändige Seelſorge ift unter ſolchen Verhältniſſen 
nicht anzuordnen und durchzuführen. 

In betreff der Bibliothekleftüre ift im —— Jahr 
dem Herrn Abgeordneten Hoheiſel die Erfüllung der 
von ihm gegebenen Anregungen und Wünfche zugelichert 
worden, und in diefem Sinne wird auch meines Willens 
verfahren. Mir ift e8 gänzlich unbekannt, daß von der 
Zentralftelle aus der Anihaffung von Büchern, die aus 
dem München-Gladbadher Katalog in Vorſchlag gebracht 
waren, entgegengetreten wäre. 8a halte es für gänzlich 
ausgeſchloſſen, daß diefer Fall vorgefommen ilt, und 
würde den Herrn Abgeordneten bitten, mir den Fall zur 
Kenntnis zu bringen, damit ich ihn näher prüfen kann. 
Daß auf Eonfeffionelle Verhältniffe bei Auswahl der 
Lektüre überall die gebotene und gebührende Rückſicht 
genommen wird, liegt in der Natur der Dinge. 

Die Sorge für die jugendlichen Gefangenen liegt 
der — im böchten Grade am Herzen, und 
auf diefem Gebiet in in den legten Jahren jehr viel 
geliehen. Es find in den lekten hren 11 neue 
Stationen für Jugendliche in großen Juſtizgefängniſſen 
errichtet, und es wird dort in jeder Beziehung dafür 
gejorgt, daß die Jugendlichen a befiere Wege geleitet 
werden; nicht nur Für ihre phyfifche Pflege wird geforgt, 
fondern auch auf geiftigem und religiöfem und moralifchem 
Gebiet auf ihre Befferung hingewirkt. In diejen Kleinen 
Sefängnifjen ift die Einrichtung befonderer Stationen 
für Jugendliche nad Art der in größeren Anftalten bes 
ftehenden abfolut nicht en. ren. Die Zahl der 
Jugendlichen aber, die in die Kleinen Gefängnifje hinein» 
ebracht wird, mindert fich übrigens auch von Jahr zu 
Kar dur die Anwendung der Vorſchriften über die 


Maße Gebraud gemacht wird, ſodaß der einer großen 
Zahl von jugendlihen Gefangenen möglicherweife nach. 
teilige Aufenthalt im Gefängnis vermieden wird. Ich 
kann nur wiederholen, bie Kuftigvermaltung ift fich ber 
mußt, daß fie fich von feiner anderen Verwaltung über- 
treffen läßt in dem Beftreben, auch die religiöfe, die er- 
giebliche Seite in den Gefängniffen zur vollen Geltung 
onmen zu laffen und alles zu tun, was auf dieſem 
Gebiet geleiftet werben kann. Ich werde dankbar fein 
für jede Mitteilung von Einzelfällen, nicht etwa bier im 
* ſondern auf anderem Wege. Wenn mir Mit— 
teilungen gemacht werden, daß in diefer Richtung irgend 
etwas vertehlt wird, dann werde ich nicht verjäumen, 
dahin zu wirken, daß Abhülfe gejchaffen wird. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine Herren, es ift 
in der ganzen Rheinprovinz die Anficht verbreitet, daß 
das Zentrum und bie einzelnen Bentrumsabgeordneten 
in Berlin im Parlament fowohl wie in den Minifterien 
jehr großen Einfluß befigen. 


(Sehr richtig!) 


Das wird auch jpeziell geglaubt von dem Herm Ab» 
geordneten Trimborn, und ich will ja nicht beftreiten, 
daß er nach feiner Regſamkeit und Unermüdlichkeit einen 
folden Einfluß verdient. Aber gerade deshalb veranlaft 
mich jeine geitrige Nede, den Fe Minifter vor ihm 
u warnen und diesmal feinen Einfluß nicht jo hoch zu 
hägen und nicht zu glauben, daß er die ganze Nhein- 
provinz hinter ſich habe. Herr Trimborn hat geitern 
eine Rede über Cöln gehalten nad) dem Motto: „Cöln 
ift groß, und ich bin jein Prophet”. Er hat uns ſchon 
verſchiedentlich ähnliche angenehme Mitteilungen über 
feine Vaterjtadt gemacht. Die Rede war in ihrer Form 
im höchften Maße amüfant und genußreich; aber nad 
ihrem Inhalte war fie recht bedenklich und hat mich in 
Erftaunen gejegt. Cöln foll, wie Herr Trimborn be» 
hauptet, feitdem es unter preußiiches Negime gekommen 
it, ftiefmütterlich behandelt worden fein. a, wie wurde 
denn die Stadt vorher von den Erzbifchöfen behandelt? 
Sch glaube, hundertmal ftiefmütterlicher wie unter der 
preußifchen Regierung. Aber Cöln hat, wie Herr Trim- 
born behauptet, weder die eg befommen, noch 
die Maleratademie, die befanntlihd in Düffeldorf von 
Karl Theodor begründet worden ijt, und auf die Cöln 
nicht die Spur eines Anſpruchs haben konnte; dann bat 
es nicht die Berghauptmannjchaft befommen, nicht das 
Oberpräfidium, nicht die Provinzialverwaltung, nicht das 
Generallommando. a, meine weshalb? Hatte 
denn Cöln auf irgend eine diefer Einrichtungen einen 
Unjpruh? Durch jeine Vergangenheit ganz gewiß nicht. 
Bevorzugt ift Coln immerhin durch bie —— Re⸗ 
gierung vor allen Städten der Rheinprovinz. Es hat 
die ſtaatliche Polizei bekommen und dadurch ſpart es 
Hunderttauſende gegenüber anderen Städten der Rhein— 
provinz. 

Nun will ” ja nichts dagegen fagen, wenn Herr 
Trimborn diefe Saden hervorhebt und die Bedeutung 
Cölns gegenüber dieſen nichtberechtigten Forderungen 
mitteilt; aber daß Herr Trimborn dazu kommt, Cöln als 
die Hiftorifche Metropole der Rheinprovinz zu bes 
zeichnen, das ift doch wirklich ein etwas ftarfer Tabak. 


(Heiterkeit.) 
v 99* 


1355 


Juſtiʒ· Etat] ———— 


[v. Eynern, Abgeorbneter] 
Wir * meine Herren, in ber Rheinprovinz ſehr höf- 
liche Leute; wir erfennen an, daß Eöln eine Stabt mit 
jehr regem Bürgerfinn ift, und dieſer rege gg Sn 
bat aus Cöln eine der ſchönſten und blühendften Städte 
emacht. Wir find auch fo — — dem Wunſche des 
errn Trimborn und anderer Cölner nachzukommen und 
chreiben noch wie vor Köln mit einem K jtatt mit einem 
Wir find auch zuweilen geneigt zu jagen, daß Cöln 
die geiftige Metropole ber Rheinprovinz jei, weil dort die 

„Kölnische Zeitung” erjcheint, 


(große Heiterkeit.) 
die dem geiftigen Leben der Aheinprovinz ihren Ausdruck 


gibt. 
(Heiterkeit. Sehr gut!) 


Aber, meine Herren, als Hiftorifche Metropole können 

wir Cöln wirklich nicht bezeichnen. Wenn es eine hifto- 

rifche Metropole in der Aheinprovinz gibt, dann ift das 

jedenfalls Düffeldorf, gegen welches Hi der Herr Kollege 
rimborn jo jehr wendet. 

Meine Herren, das Herzogtum Berg — das hat ja 
ihon ber Herr Wbgeorbnete mis vorhin hervorge- 
hoben — ift eins ber älteften weltlichen Fürſtentümer 
auf dem ganzen Gebiet ber K igen Rheinprovinz. Es 
iſt es auch heute noch, es deckt ſich ſa mit dem Megierungs- 
bezirk Düſſeldorf, und auch heute noch iſt der Regie— 
rungsbezirk Düſſeldorf der bedeutendſte Regierungsbezirk 


der Rheinprovinz. 
(Sehr richtig!) 


Die Rheinprovinz hat 5 700 000 Einwohner und der Re- 
gierungsbezirt Düfjelborf hat davon etwa bie Hälfte 
2 600 Einwohner. Nun will ich ja nicht fagen, da 

die Qualität der Düffeldorfer fo ausgezeichnet ift wie 
die der Gölner, ich will mich in feiner Weiſe mit dem 
Herrn Kollegen Trimborn vergleichen; aber jo arg zurüd- 
geſetzt wollen wir doch nicht fein, daß wir nicht mit 
unferer doppelten Zahl dieſelbe Bedeutung haben jollten 
wie Cöln. Meine Herren, es ift ja richtig, Herr Trim- 
born in feiner Eigenihaft als Zentrumsmitglied mag ja 
auf Düffeldorf und auf das Bergifche Land nicht mit 
großer Freude hinbliden. 

(Buruf: Warum nicht?) 


Wir haben ja einmal einen Gölner Erzbiſchof ſehr 
deipeftierlich behandelt, wir haben in der Schlacht von 
Worringen jogar biejen — dig enommen. 
Über, Herr Kollege Trimborn, das Ab bre her; 
halten Sie das doch nicht jo lange nad). 


(Heiterfeit.) 


Nun, meine Herren, auf Grund von biefen, alſo 
bejtrittenen hiftoriihen Tatfahen foll nun alſo nad) 
Düffeldorf fein Oberlandesgericht tommen! Die Tatfachen 
liegen nun aber derart, daß ein Bedürfnis zu einem 
dritten Dberlandeögericht vorhanden ift, daß die zwei 
DOberlandesgerichte in Hamm und in Cöln nicht mehr 
enügen. Es joll für die beiden Provinzen ein drittes 

berlandesgericht gegründet werden, und das findet natur- 
ug, jeine Stelle in Düfjeldorf ſelbſt. Wie darüber 

x Herr Abgeordnete Trimborn fo erzürmt fein kann, 
daß er jelbjt den Bertreter meines Wahlkreijes, meinen 
guten Freund Beder, feinen jpeziellen Parteifreund, in 
einer jolchen Weiſe behandelt, wie er c3 getan bat, nur 
weil Herr Kollege Beder die Sache objektiv behandeln 
will, aljo feine Bartei für die eine ober andere Stadt 
nimmt, — das begreife, wer kann. Die Cölner Eigen- 
haften treten bei ihm in einem folden Grade hervor, 
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daß wir gr im Bergijchen glauben, ihm fagen zu müffen: 
geh’ mal erft in dich und zeig’ du mal, was Eöln früher 
war, mie wenig Göln auf die geiftige Entwidlung 
Deutihlands Einfluß gehabt hat; und dann vergleiche ein- 
mal dagegen, welchen Cinfu Berg mit feiner Dauptflnbe 
Düffeldart auf die geiftige Entwidlung Deutjchlands gehabt 
— Dann gehen Sie in ſich, werden Sie demütig und 
agen Sie: das Oberlandesgericht muß nach Düſſeldorf, 
wenn das dritte errichtet wird; da gehört es hin! So 
ſteht die Sache. Ri möchte den Herrn Yuftizminifter 
bitten, auf meine Worte zu hören und von mir die Be- 
deutung Düffeldorf3 zu glauben und gar nicht zu glauben, 
daß das richtig wäre, was ber Herr Kollege Trimborn 
angeführt bat. Die Bedeutung der Rheinprovinz fußt 
hauptfächlic in dem alten Bergifchen Lande. 

Nun komme ich noch kurz auf die kaufmännischen 
Schiedsgerichte zurüd, die ja auch bier vielfach, im An- 
ſchluß an ben Suftigetat, efprochen worden find. ch 
bin fein freund von ber fortgejetten Einrichtung von 
Sondergeridhten; ich halte diefelben für bedenklich, be— 
ſonders, wenn die Beifiker aus Wahlen hervorgehen, 
und ich glaube auch, daß diefe Anficht bier im Haufe 
ge vorherrſchend ift. Vielleicht aud, daß der Herr 

bgeorbnete Trimborn den jetigen Wahlmobus bei ben 
Sewerbegerichten nicht für wünidenäwert hält, wenn bie 
faufmännifchen Schiedsgerichte doc im Reichstage be- 
ichlofien werben jollten. ch habe geftern aus dem 
Munde des fortichrittlichen Vertreters von Frankfurt — 
eine Partei, die ja fonft immer für das allgemeine 
gleiche direkte Wahlrecht ſchwärmt und es überall ein- 
richten will — zu meinem Erftaunen gehört, daß auch 
er für bie faufm —7 — Schiedsgerichte doch große Be— 
denken mit der Einführung eines ſolchen Wählſyſtems 
bat. fprah von einem Broportionalwahliyiten, 
welches eingeführt werden follte, fall dieſe kauf— 
männifchen Schiebs erichte überhaupt im Prinzip als 
getrennt von den ordentlichen Gerichten bejchloffen werben 
würden, Nun ſteht ja die Frage noch aus; die Vorlage 
foll ja dem Reichstage noch zugehen, und in diefer Sejfion 
ift doch bei der im Meichstage en fortgejegten 
Redeluft kaum anzunehmen, daß die Vorlage irgendwie 
in Erledigung oder aud nur zur ——— kommt. 
ir haben alſo Zeit, bis zum nächſten Jahre die Sache 
evollmächtigten im Bundesrat 
ie gering | zugehen zu laffen, wie fich diefelben gegen- 
über einer derartigen Regierungsvorlage ftellen möchten. 
Immerhin muß ich er; auch men. Pi daß es bei 
ung in unferer nationalliberalen Partei ebenfo geht wie 
in der Sentrumsfraftion, daß über dieſe — eine 
einheitliche Meinung nicht herrſcht, und daß Bedenken 
mannigfachſter Art vorwalten, in dieſem ſchnellen Tempo 
weiterzugehen und Einrichtungen zu treffen, die ſich bei 
ihrer erſten Einrichtung, wie die Gewerbegerichte, doch 
noch nicht allgemein bewährt haben, wie Herr Trimborn 
meint; und über die Gewerbegerichte ſind doch noch Ri; 
n 


ii überlegen, um unferen 


andere Urteile vorhanden als bloß zuftimmende, 
— daß wir dieſer Frage der Einrichtung u 

echtiprehung von Gemwerbegerichten fpäter näher treten 
müfjen, um zu fehen, ob alle die Hoffnungen fich erfüllt 
haben, die bei Einrichtung derfelben hervortraten. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Trimborn. 


Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
unächft noch einmal mit einem kurzen Wort auf die 
—— und billige Rechtſprechung zu gunſten des Ge— 
findes zurüdtommen. 


ch habe ausdrüdlih hervor» 
gehoben, daß uns im 


eichstag gefagt worden, wir 
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[Iuftiz@tat] / 


[Trimborn, Abgeorbneter] 
müßten uns für die Verbefjerung der Rechtſprechung be- 
züglich bes Gefindes an die Lanbesjuftizvermwaltung 
menden. wende mich nun an bie Bandes uftigver- 
waltung, und nun werbe ich hier wiederum an bie 
Reichsjuftizverwaltung verwiefen. Demgegenüber möchte 
ich bemerten, daß in einzelnen fübbeutichen Staaten für 
diefe Streitigkeiten fogenannte Ortögerichte fungieren. 
Nun follte man doch meinen, daß für derartige Orts— 
gerichte auch in Preußen Raum fein müßte, 

Wenn der Herr Kollege Schmit das —— be⸗ 
ſtritten hat, jo muß ich ihm entgegenhalten, daß dieſes 
Bedürfnis in einer Reihe von Jahresberichten der Ge— 
werbegerichte anerkannt worden ift. Dort wird hervor» 
gehoben, daß in den großen Städten — natürlich nicht 
in einem Eleinen Landort, wo der Herr Kollege Schmik 
früher als Einzelrihter fungiert hat — bie Gewerbe- 
eg vielfach überlaufen werden von Dienftboten, die 

echt juchen und jehr traurig find, wenn fie num an das 
Land- oder Amtögericht 


Haus ber Abgeorbneten. 





teure und langjamer arbeitende 
veriwiefen werden. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Übrigens kommen doch viel mehr foldher Streitigkeiten 
vor, als der Herr Kollege Schmig glaubt, und zwar 
erade aus dem Grunde, weil das Verhältnis — 
Derfänf und Dienftboten nicht mehr das gute ift wie 


Mein Hauptwunfch auf diefem Gebiet befteht aber 
darin, daß man ben polizeilichen Vortermin, der wirklich 
gar feine Bedeutung bat, ausichalten möge. Nun bat 
der Herr Juſtizminiſter geftern auf die Tätigkeit der 
Schiedsmänner verwiefen, die hier eingreifen könnten. 
Es ift aber anerkannt, daß die Schiedämänner fehr wenig 
in Bivilftreitigleiten in Anfprud; genommen werden und 
alle Bemühungen, dieje Tätigkeit der Schiedsmänner zu 
einer fruchtreicheren zu geftalten, haben —* wenig 
Erfolg gehabt. Meine Idee iſt die: man ſollte das 
boligerlice Borverfahren abichaffen und an befjen Stelle 
immerhin einen Termin vor dem Schiedsmann vor» 
Ichreiben, aber dann auch obligatorifch machen, und zwar 
für beide Teile. Dann werden eine ganze —* dieſer 
beſonders unerquicklichen Schwierigkeiten im Wege bes 
Vergleichs fofort ans der Welt gejchafft werben. 

36 fomme nun auf bie Frage der Teilung bes 
Oberlandesgerichts Coln zurüd. Fi will damit beginnen, 
daß ich ein Unrecht gut mache, welches ich geftern meinem 
verehrten Kollegen Seren Dr Beder zugefügt habe. Ich 
babe geſagt, er habe fich in den ganzen Streit überhaupt 
nicht einzumifchen; e8 war mir nämlich) mitgeteilt 
worden — und da war ich falfch unterrichtet — er hätte 
ſich mit aller Energie für die Teilung ausgefprochen und 
genen die Belaffung des bisherigen Zuftandes beim Ober- 
andesgericht in Coln. Nachdem i von in Kenntnis 
gejegt worden bin, daß gerade das Gegenteil der Fall 
ift, bin ee ſehr gern bereit, die Aftivlegitimation des 
Herrn Kollegen Dr Beder anzuertennen, 


(Heiterkeit) 
umfomehr, als er eine Eölnerin zur Frau hat. 
(Große Heiterkeit.) 


Ih komme jetzt zu ber Kritik des Herm Stollegen 

v. Eynern, die jenes eigentümliche Gemiſch von Bitter- 
keit und Süßigfeit zeigte, wie wir es von bem geehrten 
ren Landsmann aus bem Bergifchen gewohnt find. 
er Herr Kollege v. Eynern bat die geiftige Bedeutung 
von Cöoln nicht verkennen können, und Dat die8 von 


21. Sigung am 14. Februar 1903. 


1358 


feinem Standpunkt aus nicht befjer beleuchten zu können 
eglaubt als mit dem Hinweis, daß > die Kölnische 
eitung erfcheine. Meine Herren, bie Kölnische Zeitung 
in allen Ehren, aber objeftiver und richtiger wäre es ge- 
wejen, wenn der Herr Stollege v. Eynern gejagt hätte: 
weil in Cöln nicht nur die Kölnische Zeitung, ſondern 
auch die Kölnifche Volkszeitung erjcheint. 


(Heiterfeit.) 


Damit würde Herr v. Eynern den Beweis geliefert 
haben, daß er einfache Dinge wirklich objektiv darzuftellen 
verfteht. Im übrigen hat es ihm die Bemerkung an- 
etan, daß Cöln von altersber die große rheinifche 

etropole jei. Aber, lieber Herr Stollege v. Eynern! 
Eöln ift dies getvorden auf Grund einer Entwidlung, die 
vor unfer aller Augen liegt, und gegen die Sie nun 
einmal nicht angehen können. Es gibt gewifje Dinge, 
die kann man vernünftigerweife nicht beftreiten, und dazu 
ehört auch diefe Tatlacıe. —— Sie jedes Konver- 
ationslerifon auf, nehmen Sie den Bäbeler, und Sie 
werben überall verzeichnet finden: „Cöln, die große, alte 
rheinifche Metropole.” Sein Blatt nennt Eöln fo oft 

ie rheiniſche Metropole” wie gerade bie Kölnische 
Beitung, und das mit vollem Ned. 

Der Herr Kollege v. Eynern hat dann gemeint: ich 
hätte unrecht mit der Behauptung, daß Cöln auf dem 
Gebiete der inneren Staatöverwaltung von den Behörden 
bisher nicht befonders gut behandelt worden jei. In 
früherer Zeit, im Mittelalter — jo meinte er — wären 
wir doch noch viel jchlechter behandelt worden, namentlic) 
hätte die Stadt immer Streit mit unjeren Erzbiſchöfen 
gehabt. Nun das wäre doch ein Moment, das bei Herrn 
v. Eynern die Sympathie für Cöln erhöhen müßte. 


(Heiterkeit.) 


Im übrigen brauche ich auf diefe alten Vorgänge wohl 
nicht einzugehen. Wenn ich Vergleiche ziehe, ziehe ich 
fie ceteris paribus, und ich habe die Behandlung von 
Cöln mit der Behandlung verglichen, die andere große 
reußijche Städte unter preuiher er ai gefunden 
haben, und da kann ich, ohne die Objektivität zu ver— 
egen, nur wiederholen, dag Cöln nicht To behandelt 
worden ift wie andere große Städte, z. B. Breslau, 
Königsberg, Magdeburg ujw. 


(Widerjprud.) 


u fann Sie verfihern, daß in dieſem Urteil alle 
ichten der Bevölkerung und alle Parteien bei uns 
vollftändig einig find. 

Meine Herren, ich wende mich nun zu der Kritik, 
die der Herr Kollege Schmig an meinen Ausführungen 
geübt hat. Er fagte, die Oberlandesgerichtsorganifation 
und überhaupt die Gerichtsorganifation wäre nicht vom 
Gefichtspuntte der Städte aus, fondern vom Standpunkte 
der allgemeinen Juſtizintereſſen aus beurteilt worden. 
Das ift ja ganz gewiß richtig; aber ich habe doch auch 
gegen die Teilung des Oberlandesgerichts eine ganze 

eihe juſtiztechniſcher Gründe angeführt, die ich bier 
nicht iieberbolen will. Der Herr Kollege Schmig wirft 
mir auch vor, et yr Gafjel und Frankfurt zu Unrecht 
herangezogen. Ich babe mich auf Gaffel und Frankfurt 
aber gar nicht bezüglich des Oberlandesgerichts berufen, 
fondern habe mich auf Gafjel nur wegen des Sitzes des 
Oberpräfidbiums bezogen und bie Anhcht ausgefprochen, 
daß, jo gut wie Galle jein Oberpräfidium aus Diftorifchen 
Gründen befam, en. bie alte rheinifche Metropole das 
Oberpräfidium hätte befommen müffen. 
en den bisherigen Verhandlungen könnte bier bei 
den verehrten Herren aus ben anderen Provinzen der 
Eindruck erwedt werden, ald wenn die rheiniſchen Städte 
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zuſtxetan 


ITrimborn, Abgeordneter] 
und deren Vertreter untereinander ſich gar nicht vertragen 
könnten. So ſteht es aber in Wirklichkeit nicht. ir 
Vertreter aus den rheiniſchen Städten necken uns einmal 
gern, und zwar immer in der liebenswürdigſten Weiſe, 
wie es auch hier geſchehen iſt. Die rheiniſchen Städte 
und eg Vertreter haben ji untereinander jo gern, daß 
fie fich gegenfeitig eingemeinden möchten. 


(Heiterfeit.) 


So wünfche ich auch Düffeldorf durchaus alles Gute und 
freue mich felbftverftändlich über den großen Aufſchwung, 
den dieſe jchöne Stadt in ben legten Jahrzehnten ge- 
nommen hat. 

Der Herr Kollege Schmig hat weiter gegen mid) 
geltend gemadt, daß Bas große niedercheiniide Gebiet 
mehr =. Düffeldorf gravitiere. Das ift doch aber fein 
Grund, um nun deshalb das Dberlandesgeridht nad) 
Düffeldorf zu verlegen; denn Göln hat von Düffeldorf 
nur eine Eijenbahnentfernung von 35 bis 40 Minuten, 
und da ift es doch ziemlich unter dem Gefichtspunft bes 
leichteren Berfehrs gleichgültig, ob das DOberlandesgericht 
in Göln oder in Düffeldorf liegt. 

Ich habe auch nicht behauptet, daß ein Oberlandes- 
gericht in Düffeldorf ein rein induftrielles fein würde; 
ich habe nur darauf hingewiejen, daß es vorwiegend 
ein inbuftrielles fein würde, und nach dieſer Richtung 
den Charakter einer gewifjen Einjeitigfeit befommen 
würde. 

Ich möchte aber den juſtiztechniſchen Gründen, die 
ich angeführt habe, noch einen hinzufügen. Ich habe 
überhaupt die Auffa ung, daß es jet gar nicht ber 
richtige Zeitpunkt ift, die —— der Teilung irgend eines 
Oberlandesgerichtes zu erwägen. Zunächſt muß doch die 
Frage gelöſt werden, ob wir die Berufung in Strafſachen 
einführen und ob dieſe Berufung an die Oberlandes- 
gerichte geleitet wird oder bei den Qandgerichten ab— 

eurteilt werben ſoll. Bon der Enticheidung dieſer Frage 

Bängt es wejentlich ab, welches der Umfang der Geichäfte 
des Oberlandesgericht? demnächft fein wird. Erſt wenn 
diefe Vorfrage entichieden ift, fann man an die Frage 
der Errichtung von neuen Oberlandesgerichten herantreten. 
Früher jollte man auch die frage der Teilung des Ober- 
landesgerichts Cöln überhaupt nicht aufwerfen. 

Zum Schluffe möchte ich dem Herrn Yuftizminifter 
noch ein Wort erwidern. Er hat mir vorgeworfen, ich 
hätte auf zwei Anregungen, die früher zu gunften eines 
Oberlandesgerichts in Düffeldorf ausgeiproden feien, 
meinerjeit nicht reagiert. Ich habe zunächft verjucht, 
in einer perjönlichen Bemerkung diefem Vorwurfe zu 
begegnen; aber ich bin auf dem Glatteiſe und in bem 
engen Rahmen der perjönlichen Bemerkung nicht ganz zu 
meinem echte gekommen. Ich muß mic daher nochmals 
ge en den Vorwurf wenden. Ich habe bereits fonftatiert, 
RN in ben früheren Stadien die große Mehrheit des 
zu den bezüglihen Außerungen feinerlei Bedeutung 
eigemefjen hat. Höchſtens hat das eine oder das andere 
Mitglied, das aus dem Bezirk Düffeldorf jtammt, der 
Sade eine gewiffe Beachtung geſchenkt; aber bei der 
großen Meprheit des Haujes an. die Ausführungen ohne 
jeden Eindrud geblieben. Auch die Vertreter der König- 
lien Staatsregierung haben die Anregung vollftändi 
ignoriert und find niemals in irgend einer Weife — 
— In Cöln mar ce auch in 








uriftenfreifen, die Meinung verbreitet, daß an eine ſolche 
eilung niemand im Ernſte dächte. Wir wurden in 
diefer Meinung noch beftärkt, als es im vorigen Jahre 
bieß, der Plan für das neue Oberlandesgeriht Cöln fei 
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fertig. Wir konnten doch nicht daran denken, daß man 
in demfelben Moment, wo der Plan für ein neues 
Oberlandesgericht gemacht wurde, an die Teilung badhte. 
Dann hätte doch wenigſtens von einer Teilung die Rebe 
fein müffen; aber nirgends war davon die Rede. Man 
fann mir aljo in keiner Weife den Vorwurf der Saum- 
ſeligkeit machen. 

Daß der Herr Juftizminifter diefer fyrage von vorn- 
herein objeftiv gegemübertreten würde, betrachte ich als 
ganz jelbftverftändlih. Etwas anderes anzunehmen, 
wäre ja eine — für den Herrn Juſtizminiſter. 

ch ae nur den ar. ausgeiproden — und biefen 

uni möchte ich zum Schluſſe noch einmal wieber- 
holen —, daß der Herr Yuftizminifter bei Prüfung der 
Frage nicht nur den rein ju — Gründen, 
jondern auch den Erwägungen der Billigkeit und der bis- 
berigen hiftoriichen Entwidlung, aljo auch Verhältniſſen, die 
außerhalb feines eigenen Refjorts liegen, Rechnung tragen 
möge. Das war der wefentliche * meiner Aus 
führungen, und ich gebe mich der Hoffnung hin, daß dieſe 
meine Ausführungen doch ſchließlich ihren Eindrud auf 
den Herrn Yuftizminifter nicht verfehlen werden. 


(Bravo! im Zentrum.) 


Präfident v. Hröcher: 
geordnete Goldſchmidt. 


Das Wort hat der Ab- 


Goldſchmidt, Abgeordneter: Meine Herren, gegen 
das Gehalt des Herrn Yuftizminifters will auch ich nichts 
jagen. Ich hätte überhaupt feinen Anlaß gehabt, mich 
zum Worte zu melden, wenn nicht von einzelnen Rednern 
Stellung genommen wäre gegen die Kaufmanns 
gerichte. Meine Herren, da möchte ich zunächit darauf 
aufmerkffam machen, daß dieje dem — in Ausſicht 
geſtellte Vorlage in der Preſſe im ganzen ſehr gut aufr 
genommen worden ift. Gegner find in der Hauptiadhe 
die Berufsjuriften, die bielfad eine große Abneigung gegen 
die Laiengerichte haben. Die Reichsregierung hat aber 
wohl erwogen, daß der Anſchluß der Kaufmannsgericte 
an die Amtsgerichte unmöglich ift, weil dies eine völlige 
Umgeftaltung des amtsgerichtlichen Verfahrens notwendig 
machen würde. Meine Herren, eine ganze Reihe von 
kaufmännifchen Vereinen haben ſich für den Anjchluß der 
Kaufmannsgerichte an die Gewerbegerichte ausgelbeoden, 
fo 3. B. der Berband reifender Kaufleute, der Verein der 
Deutihen Kaufleute, die Vereinigung der ze 

ehülfen, der Zentralverein der Handlungsgehülfen, der 
ülfsverein für weibliche Angeftellte ufw uiw. Allerdings, 
meine Herren, gibt es auch Vereine, die einen anderen 
Standpunft einnehmen. 

Deine — für den Anſchluß der Kaufmanns- 
gerichte an die Gewerbegerichte ſpricht vor allem der 
Umftand, daß dieje fich vorzüglie bewährt haben. Nun 
aber meinen die Herren Abgeorbneten Dr Weihe und 
Schmig und aud Herr v. Eynern, daß dieſe Kaufmanns 
gerichte deöwegen nicht zu begrüßen feien, weil fie, wie 
doc auch die Gewerbegerichte, aus allgemeinen Wahlen 
hervorgehen ſollen. Herr dv. Eynern behauptete fogar, 
daß mein Fraktionskollege und Freund, Herr Abgeordneter 
—* ſelber dagegen ein Bedenken gehabt habe. Das 
iſt eine irrtümliche uffoffung. Herr Kollege Yund bat, 
nur gegenüber diefem Bedenken aus dem Haufe heraus, 
giant, man könne dem ja entgegenwirken, wenn man an 

telle der Majoritätswahl die Proportionalwahl einführe, 
wie es ja auch bei den Gewerbegerichten fafultativ vor» 
ae ift; man braudje dann nicht mehr zu befürchten, 
aß diefe Gerichte ausjchließlich, joweit die Gehülfen in 
Betracht kommen, von Sozialdemokraten bejegt würden. 
Übrigens, meine Herren, braucht man biefe Befürchtung 
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bei Wahlen zu den Saufmannsgerichten überhaupt nicht 
zu baben, weil die Handlungsgehülfen doch in ihrer über- 
wiegenden Mehrheit nichts von der Sozialdemokratie 
* wollen. 


(Sehr richtig! bei den Freiſinnigen.) 


Meine Herren, nun aber fürchten die Herren Seren 
daß die Wahl von Richtern die ganze Rechtspflege in 
eine große Gefahr bringen werde; es werde vielleicht 
dann noch dahin kommen, daß man auch die Richter zu 
den ordentlichen Gerichten zu wählen verlange Nun, 
ich möchte doch demgegenüber jagen, daß zwijchen einem 
ordentlichen Gericht und feinen Aufgaben und bem Ge- 
werbegericht bzw. dem Kaufmannsgericht und feinen Auf- 
aben ein ſehr bedeutender Untertäieh iſt. Es Handelt 
K bei den Gewerbegerichten doch faft ausihließlih um 
Fragen bes Rohnftreites, und da werden auch die Berufs- 
richter zugeben müfjen, daß der Laienrichter als Fach— 
genofje aus dem Berufe doc; viel leichter im ftande ift, 
ein richtiges Urteil zu treffen, ald der Berufsrichter, ob» 
leich diefer es fiherlih an gutem Willen nicht mangeln 
affen würde. 


(Sehr richtig! bei den Freifinnigen.) 


Meine Herren, die Kaufmannsgerichte fänden den 
Beifall des Herrn Kollegen Schmig, wenn die Richter 
ernannt würden. In diefem Falle will er aber deg auch 
zugeben, daß Fachgenoſſen aus dem betreffenden Berufe 
Richtern ernannt würden. Damit brächte er aber das 
aienelement genau ſo in dieſes Gericht hinein, als wenn 
die Richter durch eine allgemeine Wahl hineinkommen. 
Man meint ferner, daß durch die allgemeinen Wahlen 
zu dieſen Gerichten die Unparteilichkeit nicht gefichert bleibe 
und die Richter nicht unabhängig und frei blieben in 
ihrem Urteil. Meine Herren, es ift zweifellos, daß biefe 
Auffaffung, namentlich fo auf den erften Blick hin, fehr 
viel Bejtechendes für ji hat. Aber, meine Herren — 
und darauf möchte ich gerade den Herrn Abgeordneten 
Schmig und aud den Herrn Abgeordneten v. Eynern 
aufmerffam machen —, die Erfahrung hat doch gelehrt, 
daß die Gewerberihter ſehr viel haben lernen £önnen 
und auch wirklich gelernt haben, nicht nur ein richtiges 
Urteil zu fällen, fondern vor allem, worauf ich fehr viel 
Gewicht lege, in der beſſeren Beurteilung der allgemeinen 
gewerblichen Berhältnifie. Daß die Gewerbegerichte und 
namentlich die daran angeichloffenen Einigungsämter bie 
Frucht zeitigen und zum Teil ſchon gezeitigt haben, daß 
an Stelle der Mlafjentämpfe zwijchen Er ein unb 
Arbeitern, die das gewerbliche Leben aufs ſchwerſte 
vergiften, die Einigung, der friedliche Ausgleich ge 
treten ift, kann mit mehr beftritten werben. 
Während früher die Sozialdemokraten immer bes 
haupteten, es müfle dem Unternehmertum der Kampf 
bis aufs Meſſer erklärt werden — ein Zeil ber 
Sozialdemokraten vertritt allerdings auch heute noch den 
Standpunft des Klaſſenkampfes —, jo find doch ſchon 
jehr viele Arbeiter gerade auf dem Wege durch die Ge- 
werbegerichte und die Einigungsämter, wo fie mit Arbeit- 
— an einem Tiſch ſitzen und mit ihnen über gewerb- 
iche fyragen beraten, dazu gefommen, es nun doch für 
möglih zu halten, daß eine Einigung zwiichen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern erreichbar it, und, mehr und 
mehr haben fie e8 begriffen, daß beide Teile ben jchwerften 
Schaben davon haben, wenn e — ftatt fi) in Frieden 
u vertragen, ba fie doch beide aufeinander — 
Kind, ſich gegenfeitig fo notwendig brauchen, wie das täg- 
lie Brot — langwierige Sämpie führen. Beide Zeile 





kommen zu der Überzeugung: es it befler, wir vertragen 
ung, ald daß wir uns immer in den Haaren liegen und 
ung ftreiten, denn darunter leidet ba8 Gewerbe, und da, 
wo das Gewerbe leidet, leiden Arbeitgeber und Arbeit» 
nehmer gleihmäßig mit. 

Eins bat mic gewundert bei dem Herrn Abgeordneten 
Schmitz, nämlich daß er im andern Falle wieder meinte, 
die Sondergerichte an fich könne man ja fchließlicy wohl 
noch gelten laſſen, fo 3. B. die Innungsichiedsgerichte. 
Ya, weiß denn der Herr Kollege Schmit nicht, daß auch 
zu ben ————— erichten die Beiſitzer auf dem Wege 
allgemeiner Wahl gewählt werden, oder will er dort die 
Wahl der Richter wieder re Ha, dann müßte 
er auch Eonfequent fein und die Wahlen zu ben Gewerbe— 
gerichten überhaupt abſchaffen. Den Verſuch ſoll er nur 
einmal machen, er würde bei den fatholifhen Arbeitern 
tweifellos ſehr jchlecht ankommen; denn die Arbeiter aller 

ichtungen hängen an feinem fozialen Geſetz mit jo viel 
Liebe, wie gerade an dem Gefet über die Gewerbegerichte, 
und Feines unferer fozialen Gejege ift jo jehr geeignet, 
die Arbeiter für große Gefichtspunfte zu erziehen, wie 
das Gewerbegericht. Und wenn auch bei den allgemeinen 
Wahlen zum Gewerbegericht vielfach noch Perjonen ge- 
wählt werben, die weniger praftifch als agitatorijch denten, 
fo lernen auch diefe dort, daß man die praktiſchen Auf- 
— in den Vordergrund ſtellen muß. 34 fenne einen 

ewerfichafter in Berlin, der bei Beginn der Gewerbe- 
gerichtötätigfeit in einer der erften Sitzungen fagte: 
wifchen Unternehmern und MWrbeitern gibt es feinen 
Bunte gemeinfamer Einigung, die ganze Sache hat nicht 
viel Zweck. Derjelbe Mann fit noch ie: im Gewerbe» 
gericht, und wird ob diefer feiner Hußerung heute noch 
ab und zu gehöhnt, und dann antwortet er: Ad, meine 
Herren, laffen ie das doch ruhen, darüber find wir ja 
längft hinweg, wir haben ja auch erfannt, daß es jehr 
wohl im Gewerbegeriht und im Einigungsamt möglich 
ift, den Punkt zu finden, auf dem beide Teile zufammen- 
kommen können. 

Meine Heren, beider Entwidlung des Handels— 
gewerbes zu Großbetrieben ift e8 auch für dieſes Ge— 
werbe eine dringende Notwendigkeit geworden, Schiebs- 
pr vorzufehen, und ich bedauere, daß in der Vorlage 

er Neichdregierung kein Wort davon fteht, daß dieſen 
Kaufmannsgerichten auch das Einigungsamt angeſchloſſen 
werden joll. Hat man hierbei angenommen, daß größere 
Streitigkeiten im Kaufmannsftande nicht möglich feien? 
Da möchte ich doch meinen, daß größere Streitigkeiten bei 
der von mir angedeuteten —— bes Handels⸗ 
gewerbes auch in dieſem Berufe auf die Dauer nicht 
unwahrſcheinlich bleiben, ſondern auch hier in Betracht 
kommen können, und dann wird es die Reichsregierung 
vielleicht ſehr zu bedauern haben, daß ſie bei dieſen Gerichten 
nicht auch das Einigungsamt ger hat. 

Meine Herren, wie günftig die Stimmung für bie 
Gewerbegerichte ift, möchte ich Ihnen aus einer Außerung 
beweijen,die über das Berliner Gewerbegericht, — in welchem 
wir doch auch, zu meinem größten Leidweſen, als Arbeiter: 
beifiger faſt ausſchließlich Sozialdemokraten haben; es 
wäre mir natürlich auch lieber, wenn bie Arbeiter der 
anderen Richtungen, wenigftens entfprechend ihrer Stärke 
in diefem Gerichte vertreten wären — gefällt worden ift 
— — Bohm, der dieſe Sache ſehr gut kennt. 

agt: 

Jeder, ber dieſe Beratungen kennt, weiß, daß es 
eine Freude ift, zu fehen, in welder Harmonie 
Arbeiter und Arbeitgeber dort zufammenarbeiten, 
Ich habe eine ganze Reihe Pier Außerungen von her» 
vorragenden Fachmännern auf diefem Gebiete jammeln 
fönnen; ich will e8 aber mit diefer einen genug fein laffen 
— bie Beilpiele ließen fich ja ins Endlofe vermehren —, 
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woraus hervorgeht, daß die Gewerbegerichte heute durch⸗ 
weg gut beurteilt werden. Man wird zu demfelben Reſultat 
je’ bei den Kaufmannsgerichten kommen. 

Nun wäre ed, da ich einmal zum Wort gekommen 
bin, doch —— — ſo betrachte ich es wenigſtens —, 
wenn eine Reihe von Ausſtellungen an dem Geſetz bei 
der Königlichen a er insbefondere bei bem 
Herrn Yuftizminifter freundliche Beachtung finden. Meine 
Herren, da, meine ich, würde es vielleicht gut fein, wenn 
man das Obligatorium der Kaufmannsgerichte, das gr 
wie bei den Gewerbegerichten dort Pla greift, wo es fi 
um &emeinden von mindeftens 20000 Einwohnern 
handelt, auch in Gemeinden mit einer geringeren Gin» 
wohnerzahl vorfchriebe. 

Dann finde id es nicht richtig in diefem Gejekent- 
wurf, daß nur die Gehülfen mit einem Einkommen bis 
zu 3000 AM an ben pajjiven und aktiven Wahlen teil 
nehmen ſollen. ch würde es für richtiger halten, wenn 
man ganz allgemein alle Kaufmannsgehülfen ohne Unter: 
ichied ihres Eintommens diefen Gerichten unterftellte, 
zumal, meine Herren, doch die Höhe des Gehalts nicht 
dauernd die gleiche bleibt, aljo dem Wechjel unterworfen ift. 

Dann, meine Herren, halte ih es auch nicht für 
richtig, dab in dem Gejegentwurf die Konkurrenztlaufel 
von der Zuftändigkeit der Kaufmannsgerichte ausgeichloffen 
bleiben joll. Meine Herren, bier haben die Richter des 
ordentlichen Gerichts geradezu ein —— Werk durch⸗ 
Sr wenn fie da ein richtiges Urteil fällen wollen. 
ie genofien, ſowohl die Arbeitgeber wie die Arbeiter 
im Sandelögewerbe, die Gehülfen wie die Prinzipale, 
find über das Wefen der Konfurrenzklaujel auf das beite 
unterrichtet, fie wiſſen auch die Bedeutung derfelben im 
— Falle — abzuwägen, und fie würden daher 
viel eher im ftande fein, die Konkurrenzklauſel im Streit- 
falle — zu beurteilen, als der ordentliche Richter 
beim allerbeſten Willen das zu tun vermag. 

Dann halte ich für fehr bedenklich die Beitimmung 

im $ 4 Ubja 2, wonach durd Vertrag die Anrufung 
des SKaufmannsgerichtes ausgeichloffen werden Kann, 
Meine Herren, da jcheint mir doch, daß die Neichsregierung 
hierbei volltommen überjehen hat, daß die beiden Teile, 
Prinzipal und Gehülfe, nicht gleich ftarf find und daß, 
wenn da ein Bertrag zu jtande kommt, diefer Vertrag 
einfach diktiert wird und angenommen werben muß von 
dem jchwächeren Kontrahenten; das will dann bedeuten, 
hochverehrter Herr Yuftizminifter, daß das Kaufmanns 
ericht vielleicht in den meilten Fällen auf Grund be 
re Vertrages ausgefchloffen wird. Dann haben 
wir zwar ein Geſetz Pr dent Papier, feine praftijche 
Ausführung wird aber umgangen. 

Meine Herren, ich möchte ferner glauben, daß man 
das paflive Wahlalter von 30 Yahren jehr wohl auf 
25 Jahre herabjegen fünnte. Denn, meine Herren, man 
kann doch jchon mit 25 Fahren in ein Parlament gewählt 
werden, jogar in den Deutſchen Reichstag; warum nun 
nicht auch in ein Saufmannsgeriht? Das aktive Wahl- 
recht jollte mit dem Großjährigkeitsalter beginnen und 
nicht auf 25 Jahre heraufgefegt bleiben, weil — es hätte 
das jelbjtverjtändlich für den Beinzipal a zu gelten 
wie für den Gehülfen — man mit 21 Yahren in der 
Lage fein dürfte, denjenigen herauszufinden, den man 
für befähigt hält, im Kaufmannsgeriht zu ſitzen. Gie 
jollen ja mit 21 Yahren nicht Richter werden können, 
fondern erft mit 25 Jahren, aber fie follen mit 21 Jahren 
das Recht haben, an der Wahl der Richter zum Kauf: 
mannsgerichte teilzunehmen. 


„ hätte noch eine ganze Reihe von Einzelmünfchen, 
die id aber hier T alle vortragen will. glaube 
nur noch das Eine jagen zu follen, daß die Höhe der 
Berufungsjumme, die, genau wie beim Gewerbegericht, 
auf 100 AM feftgejekt 9 body erhöht werden müßte, 
Denn beim ———— handelt es ſich in der Regel 
um Lohnklagen für die Zeit von einer Woche oder von 
vierzehntägigen Perioden, bei Handlungsgehülfen handelt 
es 14 aber um eine monatliche Berechnung des Gehalts, 
und da wird, da in den meiften Fällen das Monats: 
ehalt höher fein dürfte als 100 .K, für den größeren 

eil das ons er ser jo gut wie außgeichloffen jein. 
Bo die Berufung Play greifen kann, wird es fich meiſt 
kaum lohnen, das Laiengericht anzurufen, weil gegen das 
Urteil die Berufung eingelegt werden würde. 

Meine Herren, in diefer Laiengerichtsbarkeit ift 
zweifellos ein großer Segen zu erbliden. a erblide 
ihn befonders in der Tätſache, daß dadurch auch Die 
Arbeiter und Gehülfen einen größeren Bli gewinnen in 
das praftiiche Leben nah manden Richtungen bin, wo 
er ihnen bisher verichloffen blieb, wodurch fie aber immer 
mehr erfennen, daß es nüßlich ift für beide Teile, an 
Stelle des Streites dem Frieden zu fegen. Und jie 
werden dadurch immer mehr zu ber Erfenntnis kommen, 
daß Unfriede verzehrt und Friede ernährt, daß unier 
graue gewerbliches Leben aus dieſer Friedensinftitution 

orteil und dauernden Segen davontragen wird. 


(Bravo!) 


epräfident Dr Er v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Hauptmann. 

Dr Hauptmann, Abgeordneter: Meine Herren, auf 
den Streit zwijchen Eöln und Düffeldorf will ich nicht 
in der Beziehung zurüdtommen, daß ich mich für die eine 
ober die andere Stadt erllären will. Selbftverftändlich 
fünnen da nur jacliche Gründe maßgebend fein, und 
wenn mein freund und Fraktionsgenoſſe Dr Trimborn 
auf die biftorifche Bedeutung von Cöln Hingewielen 
hat, dann war das eigentlich 3 ein idealer Grund, den 
er neben dem realen vorbringen wollte. 

Der Herr Kollege v. Eynern hat geglaubt, gegen die 
Behauptung des Abgeorbneten Dr Trimborn, Göln ei 
von der preußifchen Regierung ſchlecht behandelt worden, 
auftreten zu müffen. bat gemeint, Göln fei früher 
von feinem Erzbijchof auch immer fchledht behandelt worden. 

glaube, es jchwebte ihm da die bee vor, daß bie 

biichöfe von Göln die Landesfürften der Stadt ge 
— eien und als ſolche die Stadt ſchlecht behandelt 
hätten. Wenn er das wirklich gemeint hat, dann bewieſe 
er darin —— eine ſehr große Unkenntnis, denn 
Cöln war bekanntlich freie Reichsſtadt, und der Kur— 
fürſt von Cöln hatte in der Stadt ebenſowenig zu jagen, 
wie etwa der Großherzog von Medlenburg in der Freien 
Stadt Hamburg. Alſo in diefer Beziehung würbe man 
eine Parallele e- der Behandlung der Stadt Göln 
durch die damaligen Erzbijchöfe und der durch die heutige 
Negierung abjolut nicht ziehen können. 

Dann hat Herr v. Eynern geglaubt, die Behauptung 
Trimborns, Eöln jei ftet3 die Metropole der Rhein— 
dir gewejen, bejtreiten zu müſſen. Er meinte, 
Düffeldorf habe 9 eine große hiſtoriſche Bedeutung, 
welche der von Cöln jedenfalls ebenbürtig ſei; es ſei wohl 
noch mehr wie Cöln die hiſtoriſche Metropole der Ahein- 
ande — unter anderm ſchon als Hauptftadt des älteften 

ritentums am Rhein. Es hat mich als Liebhaber der 
eſchichte überrafcht, daß das Herzogtum Berg das 
ältefte Fürftentum am Rhein geweſen fein foll. 
Es ift das eine Behauptung, welche vielleicht bei ben 
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[Dr GSauptmaun, Abgeordneter] 
Hiftorifern ein gewiſſes Intereſſe * wird, weil ſie 
den ganzen Reiz der Neuheit hat — aber akzeptiert wird 
dieſe Auffaſſung wohl kaum werden. 

Was die —— Bedeutung von Düſſeldorf an— 
geht, fo ift es allerdings für cimen, der fich mit der 
Seichichte beichäftigt, wunderbar, wie man überhaupt 
Städte wie Eöln und Düffeldorf in diefer Beziehung mit: 
einander vergleichen kann: Cöln, das im Mittelalter 
wirklich die geiftige Hauptftabt der Mheinlande war, mit 
feiner alten Univerfität, mit feiner alten Kunſtſchule — 
denken Sie an das Cölner Dombild — mit feiner ſchon 
früh hoch entwidelten Baukunft! Wie fpät tritt dagegen 
Düfjeldorf auf, das erft 1690 anfängt, eine Rolle zu 


ſpielen! 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, ich war allerdings nicht überrafcht über 
die Auffaffung des Herrn Abgeordneten v. Eynern. Hat 
er uns doch ſchon oft bier mit —— Kenntniſſen 
erfreut. Seit den Tagen des ſeligen Erasmus von 
„Amſterdam“ 

(Heiterkeit) 


bis auf den heutigen haben wir allerdings oft hiſtoriſche 
Neuigkeiten von I gehört; fie waren aber doch meift 
folche, daß fie mehr erfreuten als belehrten. 

Der Streit zwifchen Cöln und Düffeldorf ift aber 
in anderer Beziehung für mich Anlaß, hier das Wort zu 
ergreifen. - wollte bei diefer Gelegenheit auf einen 
Mißbrauch hinweiſen, der bei der Juſtizverwaltung fich 
oft bemerkbar macht. Wenn es fih um die Errichtung 
eines neuen Amtsgerichts handelt, dann ift es Ujus 
geworben, die Amtsgerichte, ich möchte beinahe jagen, 

ewiffermaßen zu verauftionieren zwiſchen ver- 
Tarebcnen Städten. Es fommt vor, daß da eine 
Stadt der Anficht ift, das neue Amtsgericht könne eben- 
fogut in ihr liegen als in einer anderen in Ausſicht ge- 
nommenen Stadt — ganz wie wir das heute Zah 
eines neuen Oberlandeigerichts bei Eöln und Düſſeldor 
bemerken. Dann benugt man — ich bin überzeugt: die 
Juſtizverwaltung ift weniger daran ſchuld als bie Finanz 
verwaltung; aber bie —— gehört doch in den 
Etat des Juſtizminiſteriums hinein — benutzt man das, 
um die beteiligten Städte zu allen möglichen Leiſtungen 
zu zwingen. Es kommt vor, baß dann die eine Stadt 
einen Bauplag anbietet; dann kommt die andere Stadt 
und erbietet fich, auch noch das Gebäude zu ftellen; dann 
kommt die erjte Stadt wieder und jagt: aud wir bauen 
nod) das Gebäude. So werden die Amtsgerichte eigentlich 
bisweilen der meiftbietenden Stabt zugeſchlagen, während 
Re doch von Rechts wegen ba errichtet werben müſſen, wo 
ie am ——— ſind. Und das kann man doch 
ſagen: ſo liegt die Sache niemals, daß zwei Städte 
eradezu die gleiche Bedeutung für dieſe Frage 
—— man kann immer ſagen: die eine Stadt ift geeigneter 
als die andere. 

Nun ift ja allerdings das wahr, daß die Yuftizver- 
waltung nicht allein in diefer Weife vorgeht. Die an- 
beren Bermaltungen tun das aud. Vielleicht haben da 
auch fchlechte Beifpiele gute Sitten verdorben, und bie 
Juftizverwaltung ift erft auf diefen Weg getreten, als 
andere Verwaltungen ihn längft betreten hatten. Die 
Militärverwaltung z. B. nutzt das bekanntlich auch jehr 
aus; wenn irgendivohin ein neu errichtete® Bataillon 
ober Negiment oder ein Truppenteil verlegt werden fol, 
dann müflen ſich auch die Städte zu allen möglichen 
Leiftungen bereit erklären. 

Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seſſſon 1903, 
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Meine Herren, ih finde, daß das durchaus nicht an- 
eg ift; das follte durchaus nicht der Fall fein. Es 
ann das zumeilen zu Ungerechtigkeiten führen. Denn 
wenn bie betreffende Stadt jagt: wir zahlen feinen Bei- 
trag; wir find nun einmal hier derjenige Punkt, der am 
beiten im ſtreiſe gelegen ift, und wir müffen notiwendiger- 
weile, da doch das Wohl des .. im Auge behalten 
werden joll, — diefes betreffende Amtsgericht oder biefe 
andere Berwaltungsftelle erhalten; wir zahlen aljo nichts, 
dann ift e8 allerdings ichon vorgefommen, daß dann der 
betreffenden Stadt die in Frage ftehende Stelle nicht ge- 
geben, jondern dieſe wo ander&hin gelegt wurde, wo fie 
abjolut nicht hinpaßte. Ich verweife hier, da es fich um 
eine allgemeine Praris in der Berwaltung handelt, auf 
das GSteueramt in Düren, das in das Eeine Dorf 
Noelsdorf verlegt worden iſt. Alſo jo etwas kommt 
bei der Verwaltung vor, und ich möchte deshalb Bitten, 
daß man von biefer Praris abgehe; umfomehr, ala es 
regelmäßig gerade die kleineren Stäbte find, die in diefer 
Beziehung belaftet werden, nicht bie —— Wenn ein 
neues Amtsgericht in Berlin notwendig iſt, das kommt 
nach Berlin, darum braucht die Stadt ſich gar nicht zu 
bemühen. Ebenſo geht es mit den anderen größeren 
Städten. Aber gerade die kleineren Städte, die —— 
viel weniger kräftig und wirtſchaftlich oft ſehr ſchlecht 
geſtellt ſind, werden herangezogen und müſſen oft erorbis 
tante Zuſchüfſe zahlen. an bat es bei der Gerichts- 
organijation 1879 jo weit getrieben, daß man fogar ein- 
zelnen Städten drohte, das ſchon da bejtehende Gericht 
würde ihnen entzogen, wenn fie nicht Zuſchüſſe leifteten; 
und dieſe Bufchiffe müffen dieſe Städte teilmeife heute 
noch bezahlen, indem fie vergebens um deren Erlaß peti« 
tioniert haben. Das ift Eeiltichen ein Mißbrauch. Ach 
möchte daher bitten, jowohl in der Yuftizperwaltung, als 
auch in den übrigen Verwaltungen in ber Weife nicht 
mehr vorzugehen. 


Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Minijter. 


Dr Schönftedt, Yuftizminifter: Ich will auf bie 
allgemeinen Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Hauptmann nicht näher eingehen, fondern nur bemerken, 
daß das Angebot derartiger Zuwendungen niemals dahin 
führen ann, dab ein Gericht an einem Ort errichtet 
würde, an den es nad den gegebenen fachlichen und 
wirtſchaftlichen Berhältniffen nicht gehört, daß es fich in 
der Hegel nur darum handelt, ob bei etwa gleicher Be- 
rechtigung verjchiedener Orte dem Staat zugemutet werden 
kann, Vorteile, die ihm von der einen oder anderen Ge— 
meinde geboten werden, abzulehnen, ob das dem Staat 
gegenüber jeitens der Regierung verantivortet werden kann. 

Was mich hauptfächlich bejtimmt hat, für zwei Worte 
nod Ihr Gehör zu erbitten, iſt eine tatfächliche Be— 
richtigung. Herr Abgeordneter Hauptmann bat gejagt, 
von den großen Städten würden feine Opfer verlangt 
und feine gegeben; Berlin befomme Amtsgerichte uſw 
umfonft. Das ift tatſächlich unrichtig. Berlin gibt für 
ein neues Amtsgericht einen großen Bauplat er von 
erheblihem Wert, Charlottenburg gibt einen freien Bau- 

lag ber, Schöneberg gibt einen freien Bauplaß her. 
n ber Beziehung wird fein Unterſchied zwiſchen großen 
und Heinen Gemeinden gemadht. 


Bizepräfident Dr Frhr v, Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete dv. Eynern, 


v. ern, Abgeordneter: * freue —9 den 
Herrn Kollegen Hauptmann zum erſtenmal als Hiſioriker 
mir gegenüberzujehen und ihm ein gewiffes Lächeln ab» 
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genötigt zu haben. Y will ihm nur wünfchen, daß, 
wenn er hr Beranlaffung nimmt, mir als Hiftoriker 
entgegenzutreten, e3 ihm dann befjer gehen möge, als 
ed jeinem Borgänger, dem großen Hiſtoriker Majunfe, 
bier im Haufe mit mir paſſiert ift, der bei jeder Ge- 
legenheit ſich auf das allergründlichfte blamierte. 


(Heiterkeit.) 


Ich will nur hervorheben, daß Herr Majunfe fogar 
einmal die hiftorische Bemerkung aufgejtellt hatte, in Rom 
fei niemals ein Seger verbrannt worden. Ich will aber 
auf die Ausführungen bes Abgeordneten Hauptmann heute 
nicht näher eingehen. Im ganzen bin ih ja mit feinen 
rn einverftanden. ch weiß — ſo gut wie 
er, daß Coͤln eine freie Stadt geweſen ilt. 

Ich möchte nur dem Heren Abgeordneten Trimborn 
noch ein Wort entgegnen. Er machte mich gegenüber 
meinen biftorifchen Darlegungen darauf aufmerkjam, dab 
biejelben ſogar vom SKonverfationsleriton und vom 
Bädeder anders beurteilt würden. Nun bin ich wirklich 
nicht geneigt, meine Hiftoriichen Betrachtungen auf Grund 
bes Stonverjationsleritond oder des Bädecker zu machen. 
8* gehe auf die hiſtoriſchen Quellen zurück, die ja doch 
ehr zahlreih im bezug auf das Verhältnis von Cöln 
und in bezug auf das Verhältnis von Berg beftehen. 
Wenn Herr Kollege Trimborn nur einmal jelbit ähnliche 
Duellenforihung madt, dann wird er, davon bin ich 
überzeugt, zu dem Ergebnis fommen, daß das Bergiſche 
Land bei weitem bedeutender für das geiftige Leben ber 
Nheinprovinz geweſen ift als das Eleine Gebiet, welches 
der Erzbiſchof von Cöln und jelbft auch die freie Mei 
ftadt umfaßte. 

Sodann, meine Herren, möchte ich dem Herrn Ab» 
geordneten Trimborn entgegnen: ich habe gar nicht davon 
geiprochen, daß Cöln immer in Gtreit mit ben Erz 
iſchöfen gelegen hätte. Das würde 3 in keiner Weile 
hervorheben; denn das ift ja ein dunkler Punkt für die 
jegige Auffaffung des Ultramontanismus. Wber, meine 
Herren, ich habe gejagt, daß Eöln von den Erzbifchöfen 
ichlecht behandelt worden jei, und das jcheint wohl auch 
der Herr Mbgeorönete Dr Hauptmann zuzugeben, 

Dann möchte ich dem Herrn Abgeordneten Trimborn 
egenüber noch eins hervorheben. Er hat es wiederholt 
® dargeftellt, alö ob es fih darum handle, das Ober- 
landesgericht von Eöln nah Düffeldorf zu verlegen; das 
ift ja gar nicht richtig. Es handelt ich darum, das Ober- 
landesgeriht in Eöln zu belaffen und ein Oberlandes- 
gericht in Düfjeldorf neu zu gründen. Gegen das lettere 
it — Trimborn in einem ganz ungewöhnlich heftigen 
Mape aufgetreten, und da habe ich allerdings geglaubt, 
daß er damit einen Cölner Bartikularismus befundete, 
ber in feiner Weile in der Gölner Vergangenheit be- 
gründet liegt. 


Vizepräfident Dr 
hat der Abgeordnete Dr 


Dr Krieger (Königsberg), Wbgeorbneter: Meine 
Herren, die Herren Kollegen Nabbyl und Dr Porſch 
haben in einer, wie ich glaube, jehr dankenswerten Weife 
die Frage der Perfonalakten der Beamten hier zur 
Sprache gebradt. Sie haben die Forderung aufgeftellt, 
daß, wenn Bemerkungen in bie Perfonalaften auf- 
enommen werden, bie geeignet find, ben betreffenden 
eamten in einem ſchlechten Lichte erjcheinen zu laffen, 
diefe Bemerkungen dem Beamten vorgelegt werben müſſen, 
damit er fich über ihre Richtigkeit äußern kann. 


hr v. Heereman: Das Wort 
ieger (Königsberg). 
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Ich möchte diefe Forderung in der allerwärmiten 
Weife mit unterftügen. Meine a ich ſpreche dabei 
nicht pro domo, obſchon ich überzeugt bin, daß in meinen 
Perjonalatten jih manche Bemerkungen finden mögen, 
von denen ich nichts weiß; ich habe mich aber mit Dielen 
Zuftande abgefunden. Indes die Beamten hängen nun 
einmal in ihrem Fortkommen von dem Ausſehen ber 
Perjonalatten im wejentlihen ab. Man wird unter» 
ſcheiden müffen, ob es jich um Attefte handelt, welche die 
Borgefegten über die Leitungen der Beamten ausitellen, 
oder um Bemerkungen allgemeiner Natur. Es liegt auf 
der Hand, daß derartige Attefte über die Leiftungsfähigkeit 
nit zur Kenntnis der betreffenden Beamten gelangen 
önnen, fol nicht das Verhältnis zwiſchen Borgejegten 
und Untergebenen geftört werden. Handelt es ſich da» 
gegen, meine Herren, um Bemerkungen, welche ſich auf 
das private Verhalten oder auf das politifche Verhalten 
des —— Beamten beziehen, ſo iſt es notwendig, 
daß dieſe Bemerkungen, beſonders wenn fie von Außen» 
ftehenden herrühren, dem Betreffenden vorgelegt werden 
müffen, damit er fich äußern kann, ob fe richtig find 


oder nicht; 
(fehr richtig! links) 


denn folche Bemerkungen find in der Tat geeignet, das 
Forttommen des Beamten zu jtören, fie find mehr geeignet, 
das Fortkommen zu ftören, als eventuell ein Berweis 
oder eine disziplinariſche Beftrafung. 

Ich möchte dem Herren Minifter einen Fall anführen, 
der in ganz jchlagender Weiſe Flarlegt, wie notwendig e3 
ift, daß derartige FFeititellungen getroffen werden müſſen, 
ehe die Notiz in die Perſonalakten kommt. Gin Affeflor 
war zum Bürgermeijter gewählt. Er wurde nicht be 
ftätigt. Er Ai an jpäter nad vielen Jahren, daß in 
feinen Berfonalatten eine Denunziation vorhanden wäre, 
in der ihm vorgeworfen fei, er hätte ſich in einem 
Reftaurant einer eg ar ſchuldig gemacht. 
Meine Herren, dieſer Betreffende hat durch Zufall 
ſpäterhin hiervon Kenntnis befommen und iſt dann in 
der Lage gewejen, auf dem Wege der Beleidigungstlage 
die gänzlice Haltlofigkeit diefer Denunziation Feitzuftelen, 
und bie Folge ift geweſen, daß dieſer betreffende Aſſeſſor 
fpäterhin die Beftätigung zum Bürgermeifter von Königs 
berg und dann zum Bürgermeifter von Berlin erhielt. 
Wäre ihm der Zufall nicht zu Hülfe gekommen, fo wäre 
es ihm nicht gelungen, die Ummwahrheit der Beſchuldigung 
der Majeftätsbeleidigung nachzuweiſen, es wären ihm bie 
beiden jpäteren Beftätigungen verjagt geblieben. Der 
jegige Zuftand bedeutet tatjächlich eine Rechtloſigkeit der 
Beamten; fie werben verurteilt, ohne daß fie gehört 
werden. ch meine, das verträgt fich nicht mit ber dee 
des Rechtsſtaates. Was einem jeden Staatsbürger billig 
ift, daß er nicht ungehört verurteilt wird, das follte 
doch auch dem preußiichen Beamten recht fein. 

Ich möchte, da ich einmal das Wort habe, mir noch 
geitatten, auf gewiffe Mißſtände aufmerkſam zu machen, die 
in dem Gebäude des Königsberger — herrſchen. 
Das Landgericht iſt in ſeinen Räumlichkeiten derart 
beſchränkt, daß Wartezimmer überhaupt nicht vorhanden 
find; das Publikum muß ſich in den Korridoren auf— 
halten, die jo überfüllt find, daß es oft nicht möglich ift, 
in dad Zimmer, in dem man zu tun bat, zu gelangen. 
Eine Anmeldeftube eriftiert nicht; ald Anmeldezimmer 
wird ein Seller in m. genommen, ber früher dazu 
gebient hat, Holz und Sohlen aufzunehmen. 


(Hört, hört! links.) 


Meine Herren, dem Richter, der bie täglich vorge» 
geführten Obdachloſen, Bettler ufw zu verhören und 
abzuurteilen hat, fteht nicht ein Zimmer zur Verfügung, 
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Zuſtireta — 


[Dr Krieger (Königsberg), Abgeordneter] 
fondern er muß dieſe Bernehmung und Wburteilung in 
einer Gefängniszelle ausführen. 

glaube, das find Zuſtände, die auf die Dauer 
unbaltbar find, unb möchte ben Herm Juſtizminiſter 
bitten, hier Abhülfe Schaffen zu wollen. 


(Bravo! links.) 


Bizepräfibent Dr Seh v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Lotichius, 


Dr Lotichius, Abgeordneter: Meine Herren, id 
abe mich geftern gefreut über die Erklärung des Herrn 
uftizminifters, dab er geneigt fei, Anträgen, welde 
darauf hinausgehen, Gerichtstage im Dberlandesgerichts- 
bezirk Frankfurt a. M. einzuführen, ftattzugeben. Nun 
bat aber der Herr Juſtizminiſter geiagt, bob bis jegt nur 

ein Antrag bei ihm er fei. ch glaube, das 
liegt bauptjächli daran, daß das Grundbuchwefen im 
Oberlandesgerichtsbezirf ir bzw. in Naffau nod 
nicht vollftändig abgejchlofien ift. Ich bin feft überzeugt, 
daß, wenn das ber Fall ift, auch eine größere Anzahl von 
Anträgen bezüglich der Abhaltung von Gericdhtstagen an 
ihn berantreten wird, und ich möchte ihn bitten, wie 
— ſchon mein Berge Schaffner getan, alddann dieſen 

—— im Intereſſe der naſſauiſchen Bevölkerung ftatt- 
zugeben. 

Ich möchte mir ſodann noch —— darauf auf⸗ 
merkſam zu machen, daß im Oberlandes te 
Frankfurt einige fisfalifche Gebäude vorhanden find, in 
denen fich die Amtsgerichte befinden und wo Umbauten 
durchaus notwenbi And. Ach meine ganz befonders das 
königliche Amtsgerichtsgebäude zu St. Goarshaufen, wo 
ein derartiger Umbau auch ſchon aus dem Grunde not« 
wendig erjcheint, damit man das Grundbuch in einen 
feuerfeften Raum bineinbringen kann. So viel mir 
bekannt ift, kg auch die Pläne dem Herrn Yuftizminifter 
bereits darüber vorgelegt worden. Ich möchte wünſchen, 
daß dieſer Umbau jo bald als möglich erfolgt. Dann 
aber muß auch unbedingt eine Anderung des königlichen 
Amtögerichtsgebäudes zu Rüdesheim ek en, weil der 
Zuftand dort vollitändig haltlos ift. Nun jo aber, wie 
mir mitgeteilt worden ift, der Umbau für das Eönigliche 
Amtsgerichtsgebäude in Rüdesheim ſehr Eoftipielig werden, 
ich glaube 60- bis 70000 M Da dürfte es fich empfehlen, 
wie ich ſchon im vorigen Jahre gefagt habe, u erwägen, 
ob man nicht ftatt dieſes Umbaues einen Neubau aus» 
führen könnte, und zwar umfomehr, wenn es gelingen 
follte, mit der Stadtgemeinde Rüdesheim eine Ber- 
ftändigung zu erzielen. Es wäre ja auch möglid, daß 
man diefen Neubau etwas billiger ausführen könnte, als 
man bisher geglaubt hat. Man könnte das alte fiskalifche 
Gebäude, in welchem fich gegenwärtig das Amtsgericht 
befindet, veräußern. Auf bieje Weife würde man eine 
entfprechend hohe Summe zum Neubau erhalten, und 
würde ich immer einen Neubau vorziehen gegenüber einem 
Umbau diejes mangelhaften fisfaliichen Bebäudes, Ich 
möchte alſo bitten, dieſe Sache erwägen zu wollen, und 
gebe mich ferner der Hoffnung hin, daß die Verhandlungen 
mit der Stadtgemeinde Rüdesheim doch noch zu einer 
Einigung führen werben. 

Schließlich möchte ich noch die Bitte an ben Herrn 
AYuftizminifter richten, in Erwägung zu ziehen, ob es ſich 
nicht empfehlen bürfte, beim Königlichen Amtsgericht zu 
Eltville einen zweiten etatämäßigen Richter anzuftellen, 
da gegenwärtig nur ein Nichter fich dort befindet, welcher 
fehr viel zu tun hat, Es ift ihm allerdings ein Hülfs- 
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rihter zur Seite geftellt, aber das ift auf die Dauer 
nicht genügend. Ich möchte aljo bitten, wenn irgend 
tunlich, noch einen zweiten etat3mäßigen Richter dort 
anzuftellen, — als die wirtſchaftlichen Ver— 
J tniſſe des Amtsgerichtsbezirks Eltville ſich in einer 
ortſchreitenden Entwidlung befinden. 

Ih erlaube mir aljo die Bitte an den Herrn 
Juſtizminiſter zu richten, die Wünfche, welche ich vor- 
getragen babe, in wohlwollende Erwägung ziehen zu 
wollen. 


Dr Frhr 9, Heereman: Das Wort 
Dr Fe 


Dr ®Porfch, Abgeordneter: Meine Herren, mein 
Freund Trimborn war vorhin nicht im Saale, ald Herr 
v. Eynern feine Bemerkungen machte, in denen nod 
mehr von Bitterem vorhanden war als in den erjten 
Bemerkungen, die Herr v. Eynern gegen meinen Kollegen 
ZTrimborn zu jagen für gut befunden hatte. Ich möchte 
bezüglich meines Freundes Trimborn einen Irrtum bes 
Herrn v. Eynern aufflären. Herr v. Eynern bat ges 
glaubt, einen gewiffen Spott über Herm Trimborn 
ausgießen zu follen, weil dieſer davon geſprochen habe 
das Dberlandesgeriht follte nicht nach Düffeldorf 
„verlegt“ werden. Sein Menſch bente daran, das 
Dberlandbesgericht zu verlegen; es handele fih um eine 
Neugründung. Ye weiß eigentlich wirklich nicht, warum 
Herr v. Eynern unfere Zeit mit dieſen geiftvollen Be— 
merfungen aufgehalten hat. Denn aus der erften Rede 
meines Freundes Trimborn war es doc) für jeden, der 
überhaupt Berftändnis befigt, vollftändig Elar, daß diefer 
nur von einer Teilung des Dberlandesgerichtsbezirkes 
Göln gejprocdhen hat. Und wenn er fpäter im Verſolg 
der Diskuffion einmal gejagt hat, man folle das Ober- 
landesgericht nicht ei Düffeldorf verlegen, fo hat er 
jelbftverftändlich damit nur gemeint, man folle das neue 
Oberlandesgericht nicht nach Düffeldorf verlegen. Etwas 
anberes hat er nicht jagen wollen und vernünftigermweife 
gar nicht jagen können. 

Dann ift das Merkwürdige paffiert, was ich —— 
beim Juſtizetat und vor allem bei der Frage der Teilung 
bes Oberlandesgerichts Cöln für ausgeſchloſſen erachtet 
hätte, daß die Schatten des Kulturkampfes auch über 
dieſe Teilung ſich gebreitet haben. Es iſt mir wirklich 
unverſtändlich, wie fo etwas möglich iſt. Der Herr 
Kollege Trimborn hat in einer friſchen, aus dem Herzen 
quellenden Weiſe, die für niemand etwas Berlegendes 
haben konnte, ſelbſt wenn er fachlich auf einem ganz ent- 
gegengefegten Standpunkte fteht, von feinem Standpunfte 
als Eölner heraus ſich gegen die Teilung des Ober: 
landesgerichts Eöln ausgejproden. Herr v. Eynern hat 
in feiner erften Erwiderung ſchon die unbegreiflice Ab- 
ſchweifung auf die Gefangennahme eines Erzbiſchofs von 
Eöln vor langen Jahrhunderten gemacht, die anjcheinend 
für Herrn Stollegen Trimborn bei feinen Ausführungen 
maßgebend — ſei. Auf einem fo niedrigen Niveau 
fteht mein freund Trimborn nicht, daß er ed notwendig 
bätte, ſolche hiſtoriſchen Exkurſe zu machen, um feine 
Ausführungen über das Cölner Oberlandesgericht hier 
zu begründen. 

& habe mich darüber gewundert; aber noch mehr 
babe ich mich gewundert, daß Herr v. Eynern in feiner 
zweiten Rede es für notwendig gehalten hat, noch einmal — 
und zwar in einer für uns nicht angenehmen Weile — 
folhe kulturtämpferiichen Klänge anzufhlagen. Wohin 
ſoll das führen? Wenn ich jeßt nachweiſen wollte, wie 
die Satholiten im Bergiihen Lande früher bedrängt 
worben find — fördert das etwa unjere — 
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IDuftiz@tat] 
[Dr Porfch, Abgeordneter] 


Aljo, meine — ich will nur mein Bedauern 
über dieſe wiederholten Exkurſe des Herrn v. Eynern 
namens meiner politiſchen Freunde ausſprechen; ich möchte 
als Schleſier insbeſondere mein Bedauern darüber aus- 
ſprechen, daß Herr v. Eynern es für taktvoll beſunden 
hat, die Grabesruhe meines verewigten Landsmannes 
Majunke hier zu ſtören. Es wäre ja für mich ganz vers 
lodend, auf die ruhmvollen, vergangenen Tage des Herrn 
v. Eynern einzugehen, wo er mit „dem geweihten Degen 
Dauns“ und dem „Erasmus von Amfterdam” nicht gerade 
feine palamentarifhen Lorbeern vermehrt hat. Uber es 
widerjtrebt mir aud; das, darauf einzugehen. ch em- 
pfinde auch nicht im geringften eine Beranlaffung, bier 
Herrn Majunfe, injoweit er etwa zu verteidigen wäre, 
u verteidigen. Greifen Gie, Herr v. Eynern, uns 
ebende an, fo lange wir leben, und fo jcharf wie Sie 
wollen; aber wenn einer von unjeren Kollegen geftorben 
ift, dann laffen Sie ihm wenigftens die Nude im Grabe! 


(Lebhaftes Bravo im Zentrum.) 





Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Nabbyl. 


Nadbyl, Abgeordneter: Meine —— ich möchte 
mich nur mit ganz kurzen Worten zu den Ausführungen 
bes Herrn Juſtizminiſters wenden. Der Herr Yuitizs 
minifter p gemeint, ich wollte mit meiner Forderun 
daß von den nachteiligen Eintragungen in bie Perjonal- 
akten den betroffenen Beamten Kenntnis gegeben werden 
folle, daß die Dienftatten offengelegt werden follten. 
Nein, Herr Juftizminifter, das will ich ger nicht, jondern 
nur die nadhteiligen tatfächlihen Bemerkungen, welche in 
die Dienftatten eingetragen werben, follen den Betroffenen 
befannt gemacht werden. Es ift ganz richtig, was einer 
der Herren Nebner vorhin ausgeführt hat: es wird fonft 
leiht ein Beamter verurteilt, ohne daß er irgendwie 
weiß, weswegen er verurteilt wird, und das möchte ich 
vermieden jehen. Ach meine, es fei eine Forderung der 
Gerechtigkeit, die ich geftellt habe, und ich glaube, ß. iſt 
außerordentli leicht zu erfüllen; es bedarf nur eines 
pewifien Wohlwollens, und damit ift die Sache dann er- 
edigt. Nichts anderes iſt von mir verlangt worden. 

Was die andere Erklärung des Herrn I uftigminifters 
bezüglich der Dolmetſcherſchule in Lyck in Oftpreußen ans 
bet fo ift es mir zweifelhaft, ob dies ein geeigneter 
Drt für die Einrichtung einer derartigen Schule ift. Lyck 
liegt ziemlich weit von allen übrigen Gegenden entfernt, 
in denen Polniſch gefprocdhen wird, und es könnten dort 
eben nur bie SEEN der nächiten Umgebung eventuell 
Berüdfichtigung finden. Es würde fi vielleicht auch 
ferner der Zweifel ergeben, ob auch die Konfeſſion ber 
betreffenden Nipiranten für das Dolmetſcherweſen bei 
Auswahl dieſes Ortes genügend berüdjichtigt werden 
kann. So viel mir befannt ift, wohnen in der Um— 
gegend von Lyck nur Proteftanten, und die ganze dortige 
polnifche Gegend — die maſuriſche — ift auch nur pro 
teftantiich. Sch wühte nicht, warum nicht aus der loyalen 
Bevölkerung Oberjchlefiens eine Anzahl Kandidaten für 
die Ausbildung zu Dolmetjchern in Ausficht genommen 
werden könnte. ch halte die Oberjchlefier dazu für 
durchaus geeignet. 

Der Grund, den der Herr Yuftizminifter anführt, 
daß in der mafurifchen Gegend polnische Bücher in hoch— 
De Sprache gedrudt benußt werden und die Leute 
ich bei ihren Reden der hochpolnifchen Sprache bedienen, 
trifft ebenſo für Oberichlefien zu. Auch dort werden nur 


polnische Bücher und Seitungen in hochpolniſcher Sprade 
edrudt benußt, und bei Reden und Gejängen in ber 
irche bedienen fich die Oberichlefier der an en 
Sprade. Es ift felbftverftändlih, daß die Dolmeticher 
nicht im Dialeft eraminieren werben, fondern in ber hoch» 
olnifhen Sprade. Es kann aber jehr leicht der Fall 
Kin, daß auch einmal ein Dialektwort zu Hülfe ge 
nommen werden muß. ch erinnere mich aus meiner 
Praris einiger Fälle, die in Schwaben vorgefommen find, 
wo ein weſtfäliſcher Richter ald Gerichtsvorfigender nicht 
verjtehen konnte, was der Schwabe in feinem ſchwäbiſchen 
Dialekt als Zeuge ihm vortrug; erft mit Hülfe eines 
ſchwãbiſchen — war es möglich, ein volles Ver— 
ſtändnis über das, was ja in — Sprache von dem 
Betreffenden vorgetragen wurde, zu erreichen. Alſo was 
in rein deutſchen Landen vorkommt, kann in polniſchen 
faum vermieden werben, und ich glaube, es dürfte durch— 
aus vorteilhaft fein, wenn bie Bolmetiäier für die pols 
nifchen Landesteile jo ausgewählt werden, daß fie aud 
des Dialekts der Gegend, in der fie zu wirken haben, 
mächtig find. 


Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Stydel. 


Stychel, Abgeordneter: Meine Herren, in ber 
Sitzung vom Donnerätag hat der Herr Abgeordnete 
Beltafohn es für feine Blicht gehalten, bier einige Ber 
merfungen pro domo zu machen zur Berteidigung des 
Richteritandes in den polnischen Landesteilen, und zwar 
—— den Behauptungen des Herrn Abgeordneten 
enzmann im Reichstag aus Anlaß der Poleninterpellation. 
Dieter Herr, ein Juriſt von Beruf, hat fich über bie 
„politiihen Gerichte“ und über die Härte der 
Urteilsfprehung im Often im Bergleih zum Weiten 
ausgeſprochen und diefelbe bedauert. Der Herr Abge- 
ordnete Peltaſohn bat, nach dem ftenographiicden Bericht 
vom Donnerstag, den ich foeben zur Hand befommen 
babe, die Behauptung aufgeftellt, die Haltung der 
Nichter im Often fei Pohl binfichtlich der Schuldfrage 
wie auch binfichtlich des Strafmaßes ganz dieſelbe wie 
im Weiten, und der Richterftand erfreue ſich dort auch 
in ber jetigen Zeit in vollem Maße desjelben Vertrauens 
wie früher. 

Meine Herren, bei dieſer allgemeinen Beſprechung 
babe ich nicht die Abſicht, mich mit Spezialfällen zu be- 


ichäftigen. 36 werde mich mit einigen allgemeinen Be: 
merfungen begnügen, um bie Behauptung des Herm 
Abgeordneten Beltafohn nicht —— zu laſſen. 


Meine Herren, wir behaupten nicht, daß alle deutſchen 
Richter in den polniſchen Landesteilen bewußt und 
tendenziös im politiſchen Sinne parteliſch urteilen; aber 
ich möchte fonftatieren, daß in der polnischen Bevölkerun 
immer mehr die Überzeugung an Boden gewinnt, af 
einzelne Herren aus dem Richterſtande der 
politifch gereizten Stimmung immer mehr unters 
liegen, daß die hakatiftifhe Suggeftion ſich 
immer mehr fühlbar macht bei der Urteils 
fprehung, daß mande Herren aus dem Michter- 
ftande es nicht mehr über fi gewinnen können, 
die volle Objektivität, Unparteilichfeit und Bor- 
urteilsfreiheit zu wahren. 


(Abgeordneter Dr Böttinger: Oho!) 


— Ich meine ja nicht alle. Dieſe Überzeugung herrſcht 
gegenwärtig in unjerer Bevölkerung. 

Meine Herren, fogar aus deutſchen Richterfreijen 
find ſchon mehrmals Stimmen laut geworden, die ſich 
gegen dieje jubjeftiven Anfchauungen bei Gerichtäverhand- 
ungen, gegen bie verjchiedenen Einflüffe der politifchen 
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[ufti@tat] 


[Stychel, Abgeordneter] 
Umtriebe und Strömungen, unter denen auch die Ob» 
jeftivität der Herren Richter leiden muß, ausgeiprocen. 
Deswegen wurden fie natürlich von der anderen Seite 
mit „nationaler Entrüftung reftifiziert. In den letten 
Wochen haben wir ja von einer Gerichtsverhandlung ge- 
lefen wegen Beleidigung eines Richters, der eine ähnliche 
Außerung fallen lieg und dann in einem Blatte deswegen 
von einem „Mitbürger“ angegriffen wurde. 

Meine — fogar der Herr Abgeordnete Pelta- 
fohn jelbft ſcheint die Lage der Dinge zuzugeben, daß 
jet nicht alle Richter jo objektiv fein können, wie fie fein 
Io ten und wie fie vielleicht fein möchten. N werde 
mir erlauben, einen kurzen Paſſus aus feiner Rebe vom 
Donnerstag mit Erlaubnis des Herrn Präfidenten vor 
äulejen: 

Dan kann nicht verfennen, daß überhaupt bei 
dieſer —— Tätigkeit in gewiſſem Maße 
die perſönliche Anſchauung, bie die Richter aus 
der Verhandlung gewonnen haben, eine große 
Rolle fpielt. anchmal find es augenblidliche 
Eindrüde, die der menſchliche Richter aus der Ber- 
handlung gewinnt und die noch etwas nachwirken, 
die bei Poäterer Überlegung aber nicht dasfelbe 
Refultat haben würden. Bier und da fommt es 
auch vor, daß das Verhalten des Angeklagten 
felbft auf den Richter nicht ohne Wirkung bleibt. 
will aud foweit gehen, zuzugeben, 
daß bie ftändige Erbitterung oder nur 
dad Stehen im Kampf bei der Beur- 
teilung der Angeklagten einen gewiſſen 
Einfluß ausüben kann. 
Meine Herren, das ift es ja aud, worüber wir uns be» 
fchweren, was die Bevölkerung ſehr wohl fühlt, worüber 
ſich aber die polnifche Prefje bei Spezialfällen nicht offen 
ausipreden darf. Meine Herren, auch die autorita- 
tiven Hußerungen, die bier öfters vom —— 
rungstiſche laut werden, können nicht ohne Ein— 
fluß bleiben auf die Objektivität der Richter. 
Wenn hier Außerungen fallen über das Bedürfnis 
einer Schneidigkeit im national-deutſchen Sinne, 
bie alle Beamten im Often zur Schau tragen 
follen, wie fie wiederum bei der erjten Leſung in a 
—* aus dem Munde des Herrn rag er ge in 
chneidiger Weife gefommen find, fo kann das natürlich) 
nicht * Einfluß, bleiben auch auf diejenigen, die eine 
fo bejonders hohe Vertrauensftellung inne haben wie bie 
Nichter, und insbefondere in der ſchweren Stellung im 
Often, wo nur durch die objektive Behandlung der pol- 
niſchen Gerichtsfachen die Tönrfen Gegenfäge gemildert 
werden Eönnten. Meine Herren, ob tatfächlich die Ob» 
jektivität nicht diefelbe fei, wie die, die auch wir früher 
Grund gehabt haben zu rühmen, um das zu beurteilen, 
braucht man nur die Urteilsfprechung bei ganz denſelben 
Angelegenheiten, bei ganz denſelben Vergehen, die vor 
Gericht verhandelt werden, aus früheren Jahren und aus 
ben legten Fahren zu vergleichen. In welcher Weiſe 
wird jegt über Ungebühr, über den groben Unfug, über 
Aufreizung zu Gemalttätigfeiten, über Beleidigung von 
Beamten und Behörden, PBerjonen und Bereinen, über 
die Haltung der Prefje geurteilt? Wie verfchieben wird 
ber — Wahrung berechtigter Intereſſen ge⸗ 
Lab abt enn man biejelben fälle aus früheren 
ahren und aus ben letten Fahren vergleicht, jo muß 
man zu ber Überzeugung kommen, daß nunmehr biejelben 
gr gar die doch unverändert geblieben find 
und für alle gleihmäßig gelten follten, injofern es fich 


Haus der Abgeordneten. 





21. Sisung am 14. Februar 1903. 
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um Polen vor Gericht handelt, in wiederholten Fällen in 
anderer Weife interpretiert werben ald Deutſchen gegen- 
über, und daß mande Herren aus dem Richterſtande 
durch eine politifch gefärbte Brille diefe Paragraphen an- 
jehen. Ich will nicht behaupten, daß fie es bewußt tun — 
in den meiften Sällen wird es unter dem unbewußten 
Einfluß der politiichen Stimmung geſchehen fein —; aber 
es werden auch Fälle vortommen, wo der Richter in ge- 
reizter Stimmung fubjettiv die Schuldfrage bejaht und 
wohl aud) in bewußter Weife ein für die Schuld des ein- 
zelnen Angeklagten zu hartes Strafmaß anlegt. 
Der Herr Suomi bat e8 3.8. im vorigen 
yabre aus Anlaß der Boleninterpellation, betreffend bie 
reſchener Angelegenheit, felbft anerkannt, daß das Straf- 
Mit Erlaubnis des Herren 


maß befonders hart war. 
aſſus 


Praſidenten werde ich auch hier einen kleinen 
verleſen: 
Allerdings, es iſt wahr, das Urteil, an und 
für ſich betrachtet, ſcheint ein außerordentlich 
hartes zu ſein, und ich glaube, niemand kann 
ſich der Empfindun 7— agen, daß, wenn man 
die Tat der einzelnen Angeklagten an und für 
fich, losgelöft von dem Zu — in dem 
fie ftanden, betrachtet, man ſagen kann: das 
Urteil geht über das Maß des Gewöhnlichen 
hinaus, 
(ſehr richtigl bei den Polen) 


es entſpricht nicht dem Maß der Schuld bei den 
Einzelnen. 


(Hört, hört! bei den Polen.) 


Aber, meine Herren, man braucht nicht ein 
Anhänger der Abſchreckungẽtheorie zu fein — ich 
felbft befenne mich nicht zu diefer Theorie —, 
um doc anzuerkennen, um doch zugeben zu 
müffen, daß es Fälle geben kann, in denen eine 
einzelne an fich vielleicht nicht jo ſchwere Straf- 
tat mit den härteften Strafen — werden 
muß, wenn ſie ſich darſtellt als der Ausfluß 
einer tiefgehenden, immer weiter um ſich 
greifenden, die Sicherheit, Ordnung und Inte⸗ 
get bes Staates mehr und ** in hohem 


rabe gefährdenden Bewegung. 
W meine Herren, in vielen Fällen wird die Härte des 

trafmaßes, überhaupt des Ürteils damit entſchulbdigt: 
es ſoll ein Exempel ftatuiert werben, ein abſchreckendes 
Beiſpiel. Meine Herren, ich meine, bei dieſen gereizten 
en im DOften follte nicht nur im Intereſſe der 

erechtigkeit, jondern gerade im Intereſſe ber Be 
rubigung der erregten Gemüter nur ganz objektiv ge— 
urteilt werden; ſowohl was die Schuldfrage ald aud 
was das Strafmaf anbetrifft, follte nur das Maß der 
—— Objektivität und Vorurteilsloſigkeit angewendet 
werden. 

Ich kann nur Eonftatieren, daß in den 
legten Jahren bei der polnifhen Bevölkerung 
das volle Bertrauen, deſſen jih der Ridter- 
ftand in früheren Jahren erfreut hatte, in hohem 
Grade jetzt geichwunden ift, und wenn der Abgeordnete 
Peltajohn behauptet hat: in manden Fällen haben jogar 
einzelne Richter Polen gegenüber ein milderes Strafmaß 
für angebracht gehalten, um nur nicht für parteiifch zu 
gelten, — fo halte ich das für eine Jronie. 


(Bravo! bei den Polen.) 


Bizepräfident Dr . n:, Der Herr 
Yuftigminifter hat das A ne 
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[Iuftiz-Etat] ——— 


Dr Schöuftedt, Juſtizminiſter: Gegenüber der 
Kritik, die der Herr — Stychel an der Redit- 
fpredjung ber deutfchen Richter in polnijchen Landesteilen 
> hat, und — ſeiner Behauptung, daß das 

ertrauen in die Unparteilichkeit und die Objektivität ber 
Richter in weiten Kreiſen geſchwunden fei, glaube ich mich 
berufen zu können auf bie Außerung des 











Herrn Abgeordneten Dr v. Sazdzewsti bei der erſten 
efung des Etats, der ausdrüdlich zum Ausdrud gebracht 
hat, daß das Bertrauen in die Unparteilichkeit der Richter 
noch befteht. ch glaube, daß diefes Urteil denjelben Wert 
bat wie da& von dem Herm Abgeordneten Stychel heute 
ausgeiprochene. 
Wenn jet wegen Ausfchreitungen und Übergriffen 
von polnischer Seite härtere Strafen erkannt werden, 
als das in früheren ee der Tall geweien ift, jo er- 
Härt dieſe Tatſache jich eben daraus, daß der Kampf 
fchärfere formen angenommen hat und daß die Übergriffe 
und Ausjchreitungen von polnifcher Seite vielfach über 
alles Maß des Erträglichen weit hinausgehen. Ich glaube, 
dab die Außerungen, die aus der polniſchen Preſſe bei 
früheren Gelegenheiten von dem Herrn Finanzminiſter 
und anderen Herren Miniftern bier vorgetragen find, 
das Urteil vollauf beftätigen, daß von polnischer Seite 
der Kampf in einer Weife geführt wird, die es den Or- 
anen ber Staatsregierung zur Pflicht macht, in der 
chärfſten und entichiedenften Weife vorzugehen, damit die 
Sade nicht zu weiteren bedenklichen Folgen führt. Darin 
kann nicht ein Mangel an Objektivität, nicht ein Wandel 
in ber Anſchauung der Richter gefunden werben, fondern 
es ift das nur einfach die Anpaffung des richterlichen 
Urteild an die im einzelnen Falle ihm unterbreiteten 
fahlihen Berhältniffe. Es ift deshalb nach meiner Mei» 
nung durchaus ungeredtfertigt, aus ber angeblichen Ber: 
fchiedenheit in der Strafobmeflung in früheren und jegigen 
Jahren einen Schluß gegen die Unparteilichkeit und Ob- 
jektivität der Richter herzuleiten. 


Bizepräfident Dr Frhr vd, Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine Herren, der Ab- 
eordnete Porſch hat gemeint, im Hinblick auf meine 
ußerung über den verftorbenen Hiftorifer Herrn hr = 

ich follte die Toten in ihrem Grabe ruhen lafjen. Wenn 
wir nad; diefem Borfchlag handeln wollten, dann dürfen wir 
von Bismard und feinen Taten, Tun und Meinungen 
und von Windthorfts Taten, Tun und Meinungen über: 
haupt nicht —— reden; denn Herr Majunke gilt doch 
als eine im Kulturkampf ſehr hervorragende, bedeutende 
Perfönlichkeit, deren Meinungen und deren Ausſprüche 
heute noch einen Teil der Anſchauungen der Zentrums- 
fraftion bilden, 

Dann ift Herr Abgeordneter Porfh auf den bes 

rühmten geweihten Degen von Daun ——— 
Herr Majunfe hat allerdings, nachdem id) die Mitteilun 
machte, daß ein Papft den —— Dauns gegen — 
den Großen geweiht haben ſoll, nachher in allen Archiven 
und allen Waffenſammlungen nachgeſucht, um dieſen 
Degen zu finden; nachdem er vergebens danach gefucht 
und ihn nicht gefunden hatte, hat er dann behauptet, die 
ganze Beichichte fei von Anfang an erfunden, denn er 
önne ben Degen nicht finden. ze wenn das ein 
iftorifcher Beweis ift, dann weiß ich nicht, auf welchem 

tandpunft ber Herr Abgeordnete Majunke gejtanden 
bat. Im großen ganzen habe ich ihn für bedeutender 
gehalten, als er fich nach feiner damaligen Meinung über 
en Daunſchen Degen gezeigt hat. 


Haus ber Abgeordneten. 21. Situng am 14. Februar 1903. 
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Vizepräfident Dr Kr — Heereman: Das Wort 
D A 


hat der Abgeordnete Dr 

Dr Porfch, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
mich gar nicht dagegen ausgeiprochen, daß man über einen 
Toten bier redet. ch habe nur gemeint, man foll die 
Ruhe eines Toten nicht ftören, d. h, man foll über 
einen Toten nicht in einer das Andenken des Toten vers 
legenden Art und Weife jprechen. Ich babe ——— 
die Ausführungen des Herrn v. Eynern verletzend fuͤr 
das Andenken des Herrn Majunke gefunden. 

Wenn Herr v. Eynern geglaubt hat, den geweihten 
Degen Dauns eben bier jo freudig fchwingen zu 
können, — wiewohl das bier zu dem Gegenftand ber 
Tagesordnung, insbefondere zur Teilung des Oberlandes- 
gerichtsbezirts Cöln nicht gehört —, fo bebaure ich, ober 
vielmehr, fo freue ich mich, dem Abgeordneten v. Eynern 
fagen zu müſſen und zu fönnen, bat die Ausführungen 
bes Herrn Abgeordneten Majunte noch nad feinem Tode 
gerechtfertigt worden find; denn es find neulich jehr 
interefjante hiftoriiche Dokumente über diefen fogenannten 
geweihten Degen Dauns veröffentlicht worden, durch 
welche in endgültiger Weife die Sache klar gelegt worden 
ift, und zwar, foweit ich mich erinnere, im wejentlichen 
im Sinne ber Darlegungen des Herrn Abgeordneten 
Majunke, der danach in der Tat als ein Hiftorifer das 
fteht, al8 der Herr v. Eynern ſich zweifellos nicht er- 
wiefen hat. 

(Sehr richtig! im Zentrum.) 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Goerbeler. 


Goerdeler, Abgeordneter: Meine Herren, ich halte 
ed für notwendig, mich gegen einige Außerungen des 
Herrn Sollegen Nadbyl zu wenden. 

Herr Sollege Nadbyl hat an den Herrn Auftize 
minifter die Bitte gerichtet — es Hang wenigitens jo wie 
eine Bitte —, dahin zu wirken, daß die Richter bei den 
Verhandlungen mit Polen nicht fo rigoros vorgehen 
möchten. Er meinte damit, es jollte dahin gewirkt werben, 
daß die Richter in den Landesteilen mit polnifchiprechender 
Bevölkerung mehr wie bisher einen Dolmetſcher zuziehen. 
Ach würde es fehr bedauern und hoffe nicht, dab der 
derr Auftizminifter eine derartige Anweiſung ben 
Richtern erteilt, jondern es ihnen überläßt, wie fie in 
diefer Beziehung verfahren follen, Der Richter hat 
felbit das Gefeß zu handhaben; er weiß, was er in 
biefer Beziehung zu tun bat. Ach beftreite dem Herrn 
Kollegen Nadbyl, daß die Richter in den genannten 
Landesteilen rigoros gegen die Polen ober vielmehr 
polnifchiprechende Leute vorgehen. Davon ift gar feine 
Rede. Da nad $ 186 bes Gerichtäverfaffungsgejetes 
die deutſche Sprache die Gerichtsipradhe ift, jo muß jeder 
Richter es verſuchen, an der Gerichtäftelle zunächſt deutſch 

u verhandeln, und wenn er davon überzeugt iſt, daß ein 

ann, ber fonft vielleicht Polnisch ſpricht, das Deutſche 
auch gut veriteht, fo verhandelt er felbftverftändlich mit 
ihm deutſch und wird einen Dolmeticher nicht zuziehen. 
Es liegt das auch im Intereſſe des zu VBernehmenden. 
Es ift eine vollftändig falfche und irrige Auffaffung, daß 
die Leute beffer wegtämen, wenn ein Dolmetiher in 
folden Fällen angezogen wird. Im Gegenteil, es ift viel 
beffer, wenn der Nichter perfönlich mit der Bartei ver · 
handelt, als wenn er einen Dolmetſcher zuzieht; denn 
gerade bei Verhandlungen durch den Dolmetſcher kommt 
öfters etwas Unrichtiges heraus. 


(Sehr richtig!) 
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Juſtiz· Etat 


IGoerdeler, Abgeordneter] 


Jeder vernünftige Richter wird danach ſtreben, deutſch 
zu verhandeln und nicht einen Dolmetſcher zuzuziehen, 
wenn dies möglich iſt. Leider iſt ja in das Reichsgeſetz 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit ein Paſſus hinein— 
gebracht worden, daß der Richter einen Dolmeticher zu- 
ziehen muß, wenn es von dem Betreffenden verlangt 
ei das war in der urjprünglidhen Faſſung nicht vor- 
gejehen. 

Nun fagt der 2 Kollege Nadbyl ferner, daß die 
polnifchiprechenden Leute, namentlid wenn F zum 
erſtenmal auf das Gericht kommen, eine gewiſſe Angſt vor 
dem Richter haben. Das iſt meines Erachtens auch nicht 
richtig. Die Polen haben nicht Angſt vor dem Richter, ſondern 
Mißtrauen gegen ihn, und zwar ein vollftändig unbegrün- 
detes Mißtrauen. Daran liegt es, daß fie oft wahrbeits- 
widrig erklären, fie könnten nicht Deutjch ſprechen. Es 
ift ganz in der Ordnung, daß von einzelnen Richtern 
Strafen wegen Umgebühr feſtgeſetzt worden find gegen 
Perſonen, welde Deutih gut fprachen und verjtanden, 
aber dem Richter gegenüber behaupteten, fie verftänden 
nicht Deutih. Das ift eine Ungebühr, die beitraft 


werden muß. 
(Sehr richtig!) 


Ich bitte den Herrn AYuftizminifter nochmals, daß in 
diejer Beziehung keine allgemeinen Verfügungen erlafjen 
werden. 

Dann möchte ich zum Schluß dem Herrn Abgeord— 
neten Stychel gegenüber jagen, daß, wenn er behauptet, 
die polniſche oder vielmehr die polnijchiprechende Be— 
völferung — ich weiß im Augenblid nicht, was er gejagt 
bat, eine polnische Bevölkerung gibt es natürlich nicht — 
babe das volle Vertrauen zu den Richtern in hohem Maße 
verloren, jo ift der Michterftand weit erhaben über ein 


derartiges Urteil. 
(Sehr richtig!) 


Der Richter ift überall, wie fchon der Herr Sollege 
Peltafohn mit Recht hervorgehoben hat, jowohl im Weften 
wie im Dften volljtändig unparteiijch. 


(Widerjpruch bei den Polen.) 


Es kommt ihm gar nicht darauf an, ob der Mann, ber 
vor ihm fteht, Polniſch oder Deutſch jpricht, jeder wird 
gleich behandelt und jeder ift ihm vor dem Geſetz gleich. 

Nun meinte der Herr Abgeordnete Stycyel, daß eine 
ewifje Objektivität bei den Richtern verloren gegangen 
ki. as zeige fich darin, daß Urteile jet anders lauteten wie 
früher, Diefer Schluß ift vollftändig unlogiih, Herr 
Stychel. Wenn zu verjchiedenen Zeiten anders geurteilt 
wird, fo ift das ganz natürlich; denn die Perfonen ber 
en wechjeln, auch fünnen die er we ed einzelnen 
Richters fi ändern. Daraus folgt doch nicht, daß der 
Nichter feine Objektivität verloren hat? 

Ich halte es für dringend geboten, daß derartige 
Anfpielungen auf die Parteilichfeit der Richter künftig 
vermieden werden. edenfalls müſſen ſolche Vorwürfe 
ganz ſchroff und mit Energie zurückgewieſen werden. 


(Bravo!) 


une Dr Frhr u, Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Peltafohn. 


Peltafohn, Abgeordneter: Meine Herren, ich mwill 
auf die Entgegnung bes Herrn Stollegen Stycdel nur 
ganz kurz die Erklärung abgeben, daß feine Ausführungen 
mid) nicht veranlafjen, irgend etwas zurüdzunehmen 





Haus der Abgeorbneten. 21. Sikung am 14. Februar 1903. 
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von dem, was ich vorgeitern gejagt habe. beklage 
ebenfalls den Kampf, der in * — ——— Be 
völferung berricht, befonders nach der Richtung hin, daß 
die Objektivität der Richter darunter leiden fünnte. Aber 
ih habe nicht die Erfahrung gemacht, daß die —— 
bereits darunter gelitten hat. würde es beklagen, 
wenn durch die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Stychel von dieſer Tribüne die polniſche Bevölkerung 
Veranlaſſung nehmen könnte, das Vertrauen, das fie bis— 
her dem Nichter entgegengebradht hat, ihm zu entziehen. 
Aber ich hoffe, daß das nicht der Fall fein wird, 


(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete v. Eynern. 


v. Ehynern, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
das Andenken unferes verjtorbenen Mitgliedes Majunke 
nicht verlegen wollen und habe es auch nicht verlegt. 
Sein Andenken wird allerdings von denjenigen fort 
gelegt verlegt, die die als faljch erwiefenen Behauptungen 
gegen mich, die er bier im Haufe getan bat, noch immer 
in die Prefje bringen und fortgejegt als Material und 
als Augriffswaffe gegen mid; verwenden; die verlegen 
allerdings jein Andenken. 

Was dann den Kampf um den Degen Dauns bes 
trifft, jo würde ich Herrn Dr Porſch fehr dankbar fein, 
wenn er mir diefe neuen hiſtoriſchen Forſchungen zu« 
ftellte. ch werde fie mit Eifer prüfen, und es foll mich 
freuen, wenn ich von meiner Anficht, die damals von 
mir in einem Artikel der Preußiſchen Jahrbücher aus 
führlich erörtert worden ift, abgehen kann. 


Bizepräfident Dr u v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Porſch. 


Dr Porſch, Abgeordneter: Meine ve wenn 
Herr v. Eynern eben erklärt bat, er habe dem Andenken 
des verewigten Abgeordneten Majunke nicht zunahe treten 
wollen, jo fann ich das nur danfend akzeptieren; feine 
Außerungen haben aber allerdings in den Reihen meiner 
Freunde ger verlegend gewirkt. 

Daß man Herrn dv. —— andauernd angreift, 
indem man das Andenken Majunkes gegen ihn zitiert, 
habe ich in neuerer Zeit nicht beftätigt gefunden. Jeden— 
falls beſchäftigt fich unfere Preſſe nur mit foldhen alten 
Außerungen des Herrn v. Eynern, wenn fie durch irgend 
einen äußeren Anlaß in die Notwendigkeit dazu verjegt 
worden ift. 

Die neueren hiftorifchen Forfhungen über Daun 
will ich dem Herrn Abgeordneten v. Eynern fehr gern 
zugängig machen, d. h. ihn auf die bezüglichen Publikationen 
——— am machen, damit er ſie 8 verſchafft. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Stychel. 2 


& Abgeordneter: Meine Daran, durch die 
energiſche Zurüdweilung meiner Ausführungen feitens 
bes Herrn Abgeordneten Goerdeler ift an der Sache jelbft 
nicht3 geändert worden. Wenn der Herr gejagt hat, der 
Richteritand ſei erhaben über die Anſchuldigungen, jo kann 
ih nur den Wunſch ausfprehen: der Richterftand follte 
auch erhaben fein über jeden politiihen Einfluß, der feine 
Objektivität bedroht. d zwar gilt diefe Forderun 
nicht nur für den Richterſtand im allgemeinen, was fi 
a von felbft verfteht, ſondern auch für jeden einzelnen 

ichter in den polniſchen Landesteilen. Man follte es 
feinem einzigen ter vorwerfen können, daß er nicht 
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objektiv, fondern aus feiner politiihen Stimmung heraus 
Urteile fälle. Das ift in manden Fällen leider nicht der 

(. Es würde auch bie Objektivität der Richter in einem 
onderbaren Lichte erjcheinen, wenn, wie joeben geichehen, 
fie beijpielsweife behaupten wollten, eine polnifche Ber 
völferung gebe es nicht, oder wenn fie es befürworten 
wollten, daß mit Polen vor Gericht in der ausgiebigften 
Weife, möglihit ohne Dolmetjcher, deutih verhandelt 
werde, wo es fich doch nicht um die Sprache, ſondern 
einzig und allein um das gegenfeitige Berftändnis und 
Bermeidung von Mißverftändniffen hanbdelt. 

Ich habe mich nicht gegen den Nichterftand gewendet, 
fondern gegen einzelne Herren aus dem Richterſtande. 
Und das kann niemand widerlegen; das fann auch nicht 
durch eine fchroffe Zurüdweifung widerlegt werben. 








Bizepräfident Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Goerbeler. 


Goerbeler, Abgeordneter: Ich wollte mir kurz zu 
bemerken erlauben, daß es feine Entſchuldigung für Herm 
Abgeordneten Stychel ift, wenn er jet behauptet, er hätte 
bloß einzelne Richter gemeint. Im großen und ganzen 
find die MNichter allgemein angegriffen, darum handelt 


3 5 
* (Sehr richtig!) 


Und wenn der Herr Kollege Stychel aud hier wieder 
— er hatte das jchon vorher betont — von Einflüffen 
fpricht, die vielleicht die Herren Minifter auf die Richter 
ausgeübt haben können — er führte vorher den Herrn 
Finangminifter an —, jo muß ich das entjchieden zurüd» 
weifen. Die Richter haben fich nicht beeinfluffen laffen. 


(Widerfprucd des Wbgeordneten Stychel.) 


Mit Ihrer Handbewegung ift nichts gemacht, Herr Ab- 
eorbneter Stychel. Es ijt und bleibt fo, daß ein Richter 
—* nicht beeinfluſſen läßt, weder von Miniſtern noch von 
ſonſt irgend jemanden, 

(Beifall.) 
(Zuruf des Abgeordneten Stychel: Sie haben, Herr Kollege, 
nicht das Verftändnis für das Unrecht, worunter wir leiden!) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Herr Ab- 
eorbneter Stychel, Sie haben nicht das Wort; wünſchen 
Eie noch das Wort? 


(Abgeordneter Stychel: Ach, ich danke!) 


Die Beſprechung über Kap. 71 Tit. 1 ift geſchloſſen. 
Ein Widerſpruch gegen Tit. 1 ift nicht erhoben; ich ftelle 
feft, daß er bewilligt ift. 

Ich eröffne die Beiprehung bes a 2, F 3, — 
4, — 56, — „— 7„ — 8, — 9, — J——— —— 

a Schließe die Beſprechung bis einſahliehlich Tit. 11. 
Die verleſenen Titel find von Haufe bewilligt. 

ch gehe über zu Kap. 72 Tit. 1, — 2, — 3; — 
—— e die Beſprechung und ſtelle die Bewilligung 
ejer Titel feſt. 

Ich gehe über zu Kap. 73 Tit. 1. Das Wort hat 

der Herr Berichterftatter. 


Im WBalle, Berichterftatter: Meine Herren, in 
biefem Kapitel und auch in dem folgenden finden Sie 
er Mehrausgaben infolge tung neuer Richter- 
ftellen eingeftell. Selbſtverſtändlich hat die Budget- 
kommiffion die Frage, ob ſolche Richterftellen neu zu 
ſchaffen wären, erwogen. Nachdem aber von diefem Hohen 
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Haufe nicht nur im vorigen Jahre, fondern auch in diefem 
„Jahre wiederholt das Bedürfnis anerkannt worden ift, 
daß neue ——— geſchaffen werben müſſen, jo ent⸗ 
halte ich mich weiterer Worte und bitte nur um Be— 
willigung der Poſitionen. 


— > Bi 7 —* gr Wort 
wird nicht weiter gewünicht, i eße die Be um 
und ftelle die Berilligu ng des Tit. 1 feft. — 

Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 2, — 3, — 
4, — 4a, — ſchließe die —— und ſtelle feſt, daß 
dieſe Titel vom Haufe bewilligt find. 

Ih eröffne die Beiprehung über Tit. 5. Das 
Wort hat der Abgeordnete Gorbeler. 


Goerdeler, Abgeordneter: Die Nendanten ber 
Suftizbaupteaffen und die Rechnungsreviſoren bei ben 
DOberlandesgerichten beziehen ein Gehalt von 4200 bis 
5400 A, während bie Regierungshauptlaffenrendanten 
ein Gehalt von 4800 bis 5400 beziehen. Sie haben 
alfo in ber unterften Stufe 600 M weniger. Selbitver- 
ftändlich will ich jegt nicht anregen, daß in biefer Be- 
—*8 ſofort eine Gleichſtellung eintritt, weil an der 
eſtgeſetzten Gehaltsſtala zur Zeit nicht gerührt werden 
ſoll. Es wird aber der Ba der @leichftellung näher 
zu treten fein, wenn fpäter eine Revifion der Gehälter 
vorgenommen wird. 

Etwas Anderes möchte ich noch hervorheben in einem 
Punkte, in dem vielleicht fofort Abhülfe geichaffen werden 
kann. Zu Rendanten der Juſtizhaupikaſſen und zu 
Rechnungsreviforen bei den Oberlandesgerichten werden 
im allgemeinen Gerichtsfaffenrendanten und Rechnungs: 
reviforen der Landgerichte ernannt, und zwar dann, wenn 
fie Schon das höchite Gehalt von 3 800 A, alſo mit Hinzu 
gr, der Stellenzulage von 600 AM im ganzen 
4400 A haben. Sie verlieren aljo bei diefer Ernennung 
200 A, da das Unfangsgehalt in ihrer neuen Stellung, 
wie id) eingangs erwähnte, nur 4200 M beträgt. Cs 
ift dringend erwünfcht — und ich bitte den re uftize 
minifter und den Herrn Finanzminiſter, diefer Frage 
näher zu treten —, daß dieſe Härte, wenn fie auch viel» 
leicht unbedeutend erfcheinen mag, ausgeglichen wird, und 
zwar in der Weife, daß ihnen entweder das alte Gehalt 
von zujanmen 4400 A belaffen, oder daß, um dies zu 
erreichen, das Dienftalter, welches fie in der früheren 
höchſten Gehaltsklaffe bereits über 3 Jahre hinaus gehabt 
haben, bei dem neuen Amte angerechnet wird, fobah fie 
dann um fo viel früher in die nächſte Gehaltäklaffe ein- 
rüden. Ich bitte, dies freundlichft in Erwägung zu ziehen. 


Bizepräfident Dr dh v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünſcht, ich gr die Beſprechung. 
= — gegen Tit. 5 iſt nicht erhoben, er ik 

ewilligt. 

Ich eröffne bie Beipredung über Tit. 6. — Das 
Wort wird nicht gewünſcht, Widerfpruch nicht erhoben; 
Tit. 6 ift ug 

eröffne die Beiprehung über Zit. T. Zur 
Geſchaͤftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Bachmann. 


Bachmann, Abgeordneter: Ich bitte, die Beſprechun 
be it. 7 mit ber —— — Tit. rn 
binden. Das ifl im vorigen Jahre und auch in dem 
vorhergehenden Jahre geichehen. Dieſe Titel ftehen in 
einem inneren Zufammenbange. 


B äfibent D . Heereman: 
—— hat —* — * Herr —— * 
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Im Walle, Berichterftatter: Ich glaube, es ift ein 
Irrtum des Herrn Kollegen Bahmann; er hat fi ver- 
jeben; er verwechſelt Tit. 7 des Kap. 73 mit Tit. T bes 
Kap. 74. Wir find jest noch bei Kap. 73. Bei Stap. 74 
werde ich denjelben Antrag ftellen, den der Herr Ab» 
geordnete Bachmann geftellt hat. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Zu Tit. 7 
wird das Wort nicht — Ebenſo iſt auch das 
Wort nicht verlangt zu Tit. 8, — 9, — 10, — 10a, — 
11. — 39 ſchließe die Beiprehung. Die verlefenen Titel 
find bewilligt. — (Xit. 12 fällt aus). — 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 13. Das 
Wort hat der Abgeordnete Feliſch. 


(Baufe.) 


Der Herr Abgeordnete ſcheint nicht anmwefend zu fein. — 


Das Wort wird nicht weiter an Ich Ichließe bie 
—— Ein Widerſpruch iſt nicht erhoben. Tit. 13 
iſt bewilligt. 


Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 14, — 15, — 
15a, — 15b, — 16; — fliege die Bejprehung. Die 
verlejenen Titel find vom Haufe bewilligt. 

Wir gehen über * Kap. 74 Tit. 1. Das Wort hat 
der Abgeordnete und. 

(Paufe.) 


Der Herr Mbgeorbnete jcheint nicht anmwejend zu fein. 
Dann hat das Wort der Abgeordnete v. Savigny. 


v. Saviguy, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
den Herrn — bitten, bei dieſem Titel einen Wunſch 
anzuhdren, den ich vorzutragen habe hinſichtlich der Ge— 
Haltung der Berhältnifje der Umtsrichter in den kleineren 
Orten, insbefondere in ländlichen Bezirken. j 

An jehr vielen kleineren Orten — ich könnte einzelne 
anführen; ich kann mich) aber allgemein ausdrüden; ich 
werde bamit die Wahrheit im wejentlichen treffen — 
befinden fi die Richter bei ihrer Verjegung dorthin in 
der unangenehmen Lage, große Schwierigkeiten binfichtlich 
der Unterkunft, binfichtlich der Beichaffung einer pafjenden 
Wohnung zu finden. Es find nit überall Dienft- 
wohnungen vorhanden, und gerade an den kleineren 
Orten entfteht dadurd für die Richter oft eine große 
Verlegenheit. Dieſelbe gebt oft jo weit, daß fie wegen 
der Schwierigkeit der Unterbringung ihrer Familie 
entweder von vornherein zu dem Wunſche veranlaßt 
werden, fich baldınöglichft wieder von dieſem Orte ver- 
ſetzen zu laffen, oder daß fie wenigftens ſich dort auf die 
Dauer nicht behaglich fühlen und den Wunſch nad 
Berjegung jehr bald zu äußern gewungen find. Das 
I rt zu —*F ungeeigneten Zuſtänden; denn es iſt bo 
icher, daß ebenſo, wie man für den Landrat den Wunj 
ausgefprocdhen hat, ihn möglichit mit feinem Streije ver» 
wachjen zu fehen, um dort dauernd auf die Bevölkerung 
wirken zu fönnen und fich gewijjermaßen mit ihren 
Intereſſen zu identifizieren, es aud für den ug 
das deal ift, wenn er der Vertrauensmann der Be 
völferung ſeines Amtsbezirkes auf dem Lande wird, 
welcher den Leuten in den er Br era ei 
des Lebens, wie auch binfichtlich der Rechtsfragen, Hat 
und Hülfe zu teil werden läßt. Das kann aber nur ge 
ſchehen, wenn er fi länger mit ihren Anfchauungen 
vertraut macht und ihr Vertrauen durch feine Amts— 
führung gewinnt. 

Es liegt daher ſowohl im Antereffe der gejamten 
Bevölkerung als * der Rechtspflege, daß es den 
Richtern ermöglicht wird, auf dem Lande auch in kleineren 
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Bezirken ug er it zu verweilen, und daß nicht durch 
die äußeren Verhältnifle in ihnen ber Wunfch rege ge- 
macht wird, baldmöglichft von dort verfegt zu werden 
und in die Städte zu gelangen. Es ift das aber bie 
notwendige Folge davon, wenn ihre häusliche Eriftenz 
ihnen in ungeeigneter Weife geftaltet wird. Meine 
Herren, die Wohnung ift das wefentlichite für fie, um 
an Heinen Orten mit ihrer Familie behaglic und zu— 
frieden eriftieren zu können. Denn dieje Heinen Orte 
bieten ihnen in geletftige und jonftiger Beziehung 
faft gar nichts. Der Beamte ift außerhalb feiner Dienft- 
zeit fajt ganz auf die Wohnung und auf fein Familien— 
leben angewiefen. Es liegt aljo auf der —— daß in 
dieſer Richtung eine weſentliche mb geleiftet werben 
kann, um das Berbleiben ber Amtsrichter in ihrem 
Amtsbezirk tunlichft lange zu ermögliden. Ob es 
möglich ift, auf andere Art in ber ug Richtung in 
der Zukunft, wenn wir einmal wieder an eine ir De 
der Beamten- und Gehaltsverhältniffe herantreten, bie 
Sade dahin zu ändern, wie es ja ſchon für die Landräte 
beim Etat des Minifteriums des Innern als Wunſch 
ausgeſprochen ift, daß die Beamten auch in folchen 
Stellungen der erften Inſtanz in Rang, Titel und den 
Gehaltsbezügen aufrüden können und jo mit den Fahren 
eine Steigerung ihrer Stellung erfahren, damit fie dort 
verbleiben können, ohne hinter ihren Berufs- und Alters- 
genofjen zurüdzubleiben, die in die beijeren Stellungen 
in den Städten aufrüden, — das wird bie zulünftige 
Entwidlung lehren. 36 möchte alfo den Herrn Minifter 
bitten, dab er unter dem von mir dDargelegten Geſichts— 
punkt bei allen Gründungen neuer Anıtsgerichte und bei 
der Beihaffung der Gebäude für die Amtsgerichte in 
Heineren Orten vorgeht. 

Es ift hier vorhin jchon die Frage geftreift worden, 
in welcher Weije ſtets bei folchen Gründungen mit den 
kleineren Städten und den Ortichaften, wo Amtsgerichte 
neu errichtet werden jollen, verhandelt zu werden pflegt, 
und daß da Bedingungen binfichtlic der Gewährung des 
Bauplages oder Errichtung eines paſſenden Gebäubes 
geftellt zu werden pflegen. Bei diefer Gelegenheit be- 

nüge die Yuftizverwaltung ſich oft damit, lediglich für 
ie Dienfträume die genügende Unterkunft zu jchaffen. 
Ich bitte den Heren Minifter, daß nad) Möglichkeit dahin 
ejtrebt wird, auch zu A eine Dienftwohnung für den 
mtsrichter mit zu bern en; e3 wird damit aus ben 
von mir —— enen Gründen eines ber hauptſächlichſten 

ülfsmittel der Rechtspflege, daß nämlich der Richter in 
einem Bezirk lange verbleibt und dadurch deſſen Ber- 
trauensmann twird, in wejentlicher Weife gefördert werden. 


(Bravo) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Schmig (Düfjeldorf). 


Schmig (Düffeldborf), Abgeordneter: Meine Herren, 
den Borfigenden unferer Straffammern und unferer 
Schöffengerichte erwächit die Pflicht, den Beklagten gegen- 
über ich eines befonderen Taktes zu befleißigen. “Die 
Berhandlung der Anklage foll ja exit bemweilen, ob die 
Anklage begründet und ob eine Schuld begründet ift. 

m allgemeinen wirb biejer Takt auch nidt vermißt. 

er Bele — * nd wohl daraus, daß troß des über 
unferen öffentlichen Strafverhandlungen immer wachenden 
Auges der Öffentlichkeit höchft felten ein einzelner Fall 
Gegenftand — Beſchwerden wird. 

Nun iſt mir aber aus dem Bereich des Oberlandes— 
gerichtsbezirts Hamm von einem Großinbuftriellen mit- 
eteilt, daß er, ein bis dahin hochangejehener und unbe» 
Poltener Mann, bei der Verhandlung genötigt * dort 


1383 Haus ber Abgeordneten. 21. Sigung am 14. Februar 1903. 1384 





Juſtig · Etan 
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den Platz einzunehmen, der auch ſchweren Verbrechern 
angewieſen wird. Bei dem Beſuche von Sitzungen des 
Schöffengerichte und mehrerer Straffammern in Berlin 
babe ich gefunden, daß hier diejelbe Praris geübt wird. 
Bei uns am Rhein haben wir eine andere Auffafjung 
gehandhabt. An den rheinifchen Gerichten nimmt ber 
nicht verhaftete Angeklagte, jofern die Situngspolizei 
nicht ein anderes gebietet, feinen Play an der Seite 
feines BVerteidigers ein. Dem auf freiem Fuß befinde 
lihen Angeklagten wird nicht zugemutet, in dem aller- 
dings in jedem en vorhandenen eingefriedigten 
Raum Pla zu nehmen, der fonft für Verbrecher und 
Gefangene bertimnt ift. Ich möchte aus diefem Anlaß, 
zu dem noch der weitere hinzutritt, daß ein Borkommnis 
im Aachener Landgerichtsbezirt der Gegenftand lebhafter 
Zeitungsfehde geworden ift, den Herrn Minifter bitten, 
in Erwägungen darüber einzutreten, ob nicht allgemein 
der Brauch, wie er im Nheinland die Megel bildet, ſich 
zur allgemeinen Einrichtung empfiehlt. 


(Bravo!) 





Vizepräfident Dr yrhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Minifter. 


Dr Schöuftedt, Juftizminifter: Meine Herren, dieſe 
gu e iſt ſchon in früheren Jahren auf Grund einzelner 
eihwerben —— erörtert worden. Es iſt richtig, 
daß verichiedene Übungen am Rhein und ben übrigen 
älteren Provinzen beitehen. Der Eintritt in die Anklage 
bank, die ſich bei faft allen Gerichten befindet und auch 
notwendig ift in ben Straffammerjälen, wird nicht über» 
al am Nhein als obligatorifch betrachtet, während in den 
alten Provinzen vielfady die Auffaſſung befteht, daß eine 
Verpflichtung auch für das Gericht beiteht, darauf zu 
ge daß jeder Angeklagte fich in diefe Bank begebe. 
ie a erg hat es immer abgelehnt, grund» 
ſätzlich in diefer Beziehung einzugreifen, weil fie auf dem 
Standpunft fteht, daß es dem Takt und der Beurteilung 
des Vorfigenden im Einzelfalle überlafjen bleiben müſſe, 
wie er in diefem Punkt zu verfahren habe. Beſchwerden 
find in den legten Jahren überhaupt nicht an mich gelangt. 
ch glaube deshalb annehmen zu dürfen, dat die Praris 
ich wohl überall jo geftaltet hat, daß zu ſolchen Beſchwerden 
ein Anlaß kaum gegeben war. Eine Beſchwerde in jüngfter 
Zeit ift allerdings bezüglich eines Landgerichts in der Rhein⸗ 
provinz erhoben worden. Diefe Beſchwerde hat aber in- 
mitteljt ihre Erledigung gefunden durd) die dort getroffenen 
Anordnungen, und ich glaube deshalb, daf fein Anlaß für 
mich vorliegt, weiter auf die Sache einzugehen. 


Bizepräfident Dr ıhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete v. Ehriften. 


v. Ehriften, Abgeorbneter: Meine Herren, aud) 
in diefem Jahre fehlen im Etat zu meinem Bedauern 
wieder die Mittel zur Musführung eines neuen Amts- 
—————— in Eſchwege. Es iſt begreiflich, daß die 

eteiligten, weil die Sache ſich ſo lange hinauszieht, ſich 
in einer gewiſſen Aufregung befinden, und es iſt be— 
greiflich, wenn ſie glauben, daß die a A, die 
von ihr ſelbſt anerkannten Mängel nicht durch eine 
Radikalkur — denn fo ift es nur möglich —, durch ben 
Bau eined Wıntögerichtögebäudes bejeitigen will, Die 
Aufregung ift um jo begreiflicher, weil angeblich bie 
AJuftizverwaltung die Abficht hat, bauliche Ausführungen 
zu machen, Anderungen an dem alten Gebäude vor- 


zunehmen, welche fie nicht vornehmen würbe, wenn tat- 
jächlich die Abficht der Yuftizverwaltung vorhanden wäre, 
ein neues Amtsgerichtsgebäude in Eſchwege zu errichten. 
Ih will auf die Einzelheiten nicht näher eingehen; 
ich habe bereits das Hohe Haus zweimal damit beläftigt. 
ch möchte nur eins fagen. 34 fann mir einfach nicht 
denken, daß die Yuftizverwaltung wirklich das Amts» 
gerichtsgebäude in Ejchwege in dem jegigen Raume laffen 
will, in einem Naume, welcher nach meiner Meinung Ye 
ein Amtsgericht unmürdig ift, in einem Raume, ber ſich 
über einem Pferdeftall befindet. Ich kann mir nicht 
denken, daß die Juſtizverwaltung es dauernd ablehnen 
will, die Gefahren, die tatſächlich beftehen und auch von 
ber Juſtizverwaltun *28— anerkannt worden ſind, 
zu beſeitigen. Ich bin vielmehr der Meinung, daß hier 
nur ein Mißverſtändnis vorliegen kann auf der einen 
oder anderen Seite. Es wäre mir außerordentlich lieb, 
wenn der Herr Juſtizminiſter in der Lage wäre, die 
Richtigkeit meiner Auffaſſung zu beſtätigen, wenn er uns 
vielleicht auch jagen könnte, aus welchem Grunde die 
Ausführung des Amtsgerichtägebäudes bisher nicht hat 
ftattfinden können und nicht jtattgefunden hat. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Herr Juſtizminiſter. 


Dr Schönſtedt, * izminiſter: Meine Herren, es 
beſteht keineswegs auf ſeiten der Juſtizverwaltung die 
Abſicht, die beſtehenden Zuſtände dauernd zu erhalten, es 
beſteht vielmehr der dringende Wunſch, für einen Neubau 
in Eſchwege zu ſorgen. Sie hat die Bauverwaltun 
erſucht, eine Bauſkizze zu entwerfen. Das iſt jo | 
gelächen, und zwar follte der Neubau in einem Teile 
alten Schloßpart3 zu Eichwege errichtet werden. Es 
war dabei eine bejtimmte Baufluchtlinie zu grunde gelegt. 
Gegen die Feſtſetzung diefer Baufluchtlinie ift aber Ein- 
ſprüch erhoben worden, und der Bezirksausſchuß in Eaifel 
bat am 4. Dezember 1902 die Feitiegung außer Kraft 
gejegt, ſodaß aljo augenblidlich die Bauverwaltung gar 
nicht in der Lage ift, ficher zu wiſſen, mit welchem 
Bauplaf fie zu rechnen hat. Dadurch hat fich die ganze 
Sade verzögert. Sobald diefe Schwierigkeit befeitint 
ift — was vorausfichtlic in kurzer Zeit der Fall fein 
wird —, fobald mit einer feitftehenden flaren Baufluchtlinie 
—— werden kann, wird ſeitens der Juſtizverwaltung 
as Projekt weiter verfolgt und mit dem Herrn Finanz⸗ 
minifter deshalb in Verbindung getreten werden. 


Bizepräfident Dr ihr v. Heereman: Ich habe 
ben Herrn Redner vorhin nicht unterbrechen wollen, aber 
es ift die Übung, daß Ausgaben für Bauten beim Ertra- 
ordinarium verhandelt werden. 

Der Herr Minifter hat das Wort. 


Dr Schönftedt, YJuftizminifter: Ich darf darauf 
bemerfen, daß bie frage nicht von mir angeregt war, 
fondern aus dem Haufe. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Geereman: Weiter 
wird das Wort nicht gewünjcht, Widerjpruch nicht erhoben. 
Der Titel ift bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 2. Das Wort 
hat der Abgeordnete Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
im vorigen Jahre habe ich bereits wiederholt hier zur 
Sprache gebracht, daß die Michter für die Berliner 
Gerichte zu ſtark belaftet werden. Ein Mangel an 
Richtern iſt vorhanden am Kammergericht, beim Land» 
gericht, beim Amtsgericht hierfelbft. Beim Kammergericht 
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[Schmidt (Warburg), Abgeordneter] 
bat fich gezeigt, daß vielfach namentlich die GSenats- 
präfidenten in einer Weiſe belaftet werden, baß ihre 
Gejundheit ſchwer leidet. Gegenwärtig ift wieder ein 
Senatspräfident auf längere Zeit beurlaubt. Auf die 
Frage, warum, zudt man die Achſeln und jagt: er hat 
ſich Erant gearbeitet. 39 will aber hier gegenwärtig nur 
vom Landgericht I und Amtsgericht I nach diefer Richtung 
* ſprechen und dabei für das Landgericht J heute be— 
ondere Klagen nicht vorbringen. 

Am vorigen Jahre waren für dasfelbe neu bewilligt 
2 neue Direftoritellen und 7 Nichterftellen; für diejes 
Jahr 2 neue Direktorftellen und 4 Richterftellen. ch 
bin der Anficht, daß durch diefe nene Bewilligung keines— 
wegs dem fchreienden Bedürfniffe, welches vorliegt, genügt 
ift. Doch ich will nidyt immer pro domo ſprechen; wir 
Richter tragen ja in der Regel, wenn es nicht durch den 
Landtag neihieht, unfere lagen überhaupt nicht an einer 
oberen Stelle vor, wir müſſen unjeren Summer allein 
tragen, wir müſſen leiden, ohne zu Elagen. Uber ein 
— iſt zweifellos beim Landgericht J ſehr ſtark 
vorhanden. Doch nun: Solamen miseris socios habuisse 
malorum. Denn noch ſchlimmer ſteht es jedenfalls beim 
Amtsgericht I hier, und da bin ich er und unbeteiligt, 
da fpreche ich nicht pro domo, fondern ſozuſagen pro vicino. 

Beim u war im vorigen Jahre feine 
einzige neue Stelle bewilligt, in diefem Jahre find 2 neue 
Stellen bewilligt worden, mehr nicht; damit ſoll ſich alfo 
das Amtögericht nun bereits in das dritte Jahr hinein be— 


nügen. Allerdings muß ich dankbar anerkennen, daß ber 
Gar Minifter — vielleicht infolge der Erörterungen, die im 
vorigen Jahre hier ftattgefunden haben — 12 Aflefloren 


als Hülfsrichter neu eingeftellt hat. Uber mie viel 
Hülfe kommt da auf den einzelnen Richter? Wie mir 
mitgeteilt wird, * jeder Affelfor zur Grleichterung für 
7 bis 8 Nichter jeine Arbeit einzubringen. Dieje Er— 
leichterung iſt doc außerordentlich gering. Ich will gleich 
einmal bier ein konkretes Beifpiel vorbringen. 

Bei einer der hiefigen Prozekabteilungen des Amts» 
gerichts I hatte der Richter an in 2400 C-Sadıen abzu⸗ 
machen, 360 D-Saden. Der Aſſeſſor hat ihm davon 
250 0. Sachen und 150 D-Sachen abgenommen; es 
bleiben alfo dem Richter noch 2150 C»-Sadıen, d. h. 
Prozeſſe im ordentlichen Verfahren, und 210 —— 
das find die Wechſelſachen uſw, zu behandeln übrig. Das 
ift eine enorme Zahl, wenn man im einzelnen berechnet, 
wie viel Fälle auf einen Sitzungstag entfallen. Sie 
brauchen nicht zu denken, daß Y/, oder %, ber Sachen 
dur Berjäumnisurteil erledigt werben, ſondern kontra— 
diktoriihe Sachen werben erheblich mehr fein. Wenn 
ic) mir das überlege, dann liegt auf dem Richter eine 
ganz unverhältnismäßig hohe Belaftung gegenüber allen 
anderen Berufstlafjen. Drüben im Reichstag beantragen 
wir zu ber Gonntagsruhe, die für das Gewerbe bejteht, 
ben zehnftünbigen Arbeitsſtag. Ad, wenn der Richter 
bier, der biefe vielen — abzumachen hat, mit 
60 Stunden yoo Woche austäme, dann würde er fich 
freuen fünnen! Wenn ihm ein zehnftündiger Arbeitstag 
geiedt würde, dann würde er doch etwas freie Zeit für 
en Sonntag erübrigen; der Sonntag aber ift für einen 
Richter nicht der von Gott eingefegte es fondern 
ein befonderer Arbeitstag; da jagt er: jegt habe ich doc) 
einmal a. 7 da kommt kein Aktenwagen, heute 
werben die Reſte aufgearbeitet von der letzten Woche. 
So geht er an die Arbeit von Morgens bis Abends. 
Das ift ein jehr hartes Los, Denken Sie ſich einmal: 
bei einem zehnftündigen Arbeitstag wäre jeine Arbeit 
60 Stunden pro Wohe, 9 Stunden pro Tag — damit 


erledigen will. 

8 ift mir num mitgeteilt, e8 wäre leider fo ſchlimm 
geftellt, man könnte nicht gut mehr Hülfgrichter einftellen, 
die Räumlichkeiten wären dort zu eng, alles müßte fich 
auf einen engen Raum, auf die engen Zimmer verteilen, 
und wenn da nun ein neuer Richter komme, müßte ein 
neuer Platz dazu gejchaffen werden. ch weiß nicht, ob 
das —2 wahr iſt. Iſt das aber der Fall — es iſt 
mir mitgeteilt und es ſcheint fo zu fein —, dann müßte 
man dazu mehr Raum fcdaffen. 

Nun will ich doch einmal zur Erläuterung der Zahl 

von 2150 Brozeffen, die id) vorhin nannte, an folgendes 
erinnern: Bor Einführung des Bürgerlichen Gejegbuches 
war der erite Anntögerichtöpräfident des Amtsgerichts I 
der Amtsgerichtspräfident Bejeler, ein Mann, von dem 
man jedenfalls jagen kann: er hat ſich um die Geichäfts- 
tätigkeit der einzelnen Richter ganz außerordentlich ge» 
fümmert, ja fogar mehr, als den einzelnen Richtern 
vielleicht lieb war; er ſah genau in die Gejchäfte hinein, 
fah genau, was die einzelnen Richter arbeiten konnten, 
Nach einer Außerung, die er damals getan hatte, die mir 
auch mitgeteilt worden ift — er hat fie zwar mir nicht 
direft gejagt, aber anderen — hat er als angemefjen für 
den einzelnen Richter eine Arbeitslaft von 1500 0-Sachen 
erachtet — und der Herr war feinesiwegs einer von den⸗ 
jenigen, der den Richtern etwa zu wenig auflegen wollte, 
es war alfo gewiß nad, feiner Anficht ein ganz volles 
Penfum. Allerdings hat er auch gefagt, man Fönne auf 
1800 0.Sachen heraufgehen. Das war feine Anficht 
vor Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuches, als noch 
die Sachen viel leichter zu behandeln waren. Wir Nichter 
in Berlin befommen ja fo vielerlei Sachen von gleicher 
Art zur Erledigung, wobei diefelben Präjudizien zur An- 
wendung kommen. Hierzu hatte ein Berliner Richter 
einen großen Schak von Entſcheidungen des Ober- 
tribunals, des Oberhandelsgerichts und des Reichsgerichts 
im Kopf. Er bezog ſich dann auf die fonftante Praris 
bes Neichsgerichts, er brauchte nicht erft viele Bücher 
nachzufchlagen. So ging es bis zum Yale 1900 auch 
anz gut. Aber num kam das neue Hecht, und nun 
ommen bie großen Schwierigkeiten an uns heran. et 
müffen wir von neuem anfangen zu lernen, wie vor 
25 Jahren, als wir als Nichter in den Yuftizdienft ein- 
etreten find. Jeder Richter muß jelbftändig die Ent- 
en treffen, und da mutet man ihm zu, daß, 
während früher — ih will das Maximum fagen, was 
ihm zugemutet werden follte — ihm nur 1800 C-Saden 
zufielen, er jest 2150 C-Saden abzumachen hat. 

Das kann nicht fo meiter gehen. Die Nichter 
richten fich hier mit der Arbeit zu grunde. Sch bitte 
ben Herrn Huftizminifter, daß er auch Umfrage hält, 
wie es mit den Srankheitöverhältniffen fteht, und wie 
viele Richter außerhalb der Gerichtsferien beurlaubt 
werden müflen. Es wird ſich zeigen, daß auch hier recht 
ungünftige PVerhältniffe vorliegen ebenfo wie bei ben 
Senatspräfidenten des Stammergerichts, wie id; dies 
vorhin jchon erwähnte. ch hoffe, daß mehr Hülfsrichter 
eingeftellt werden — mehr Richterftellen können in diejem 
Etat ja nicht bewilligt werden —; ber Herr Yuftizr 
ninifter hat damals 12 Hülfgrichter eingeftellt, möge er 
diefe Zahl verdoppeln! Die Klagen jenes belajteten 
Richters und feine Museinanderfegungen, wie er unter 
biefen PVerhältniffen zu leiden habe, find mir fehr zu 
Herzen gegangen. 

Bor einigen Tagen ift hier bie frage befprochen 
worden, es müßten die Gerichtäferien auf —— werden, 
und es ſollte die ganzen Gerichtsferien hindurch in Pen 
Weife fortgearbeitet werden. Laffen Sie einmal einen 
Richter hier ohne Urlaub das 2 Jahre —“ dann 
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[Schmidt (Warburg), Abgeordneter] 
fönnen Gie ihn ganz ficher in einer Nervenheilanftalt 
oder in einer Anſtalt, die noch ſchlimmer bezeichnet wird, 
unterbringen. Dieſe Arbeit hält kein Menfh auf bie 
Dauer aus; wir brauden die Gerichtsferien ganz 
gründlich. 

Nun möchte ich noch etwas Erfreuliches mitteilen. 
Ich habe vor kurzem hier im Haufe von einem Landwirt 
das Lob eines bei ihm amtierenden Amtsrichters gehört; 
es bejtände bei dem dortigen Gerichte die Einrichtung, 
daß der Amtsrichter an 2 gen in den Gerichts— 
ftunden immer zu fprechen fei als der Berater für das 
rechtfuchende Publitum, jelbftverftändlich nicht in Prozeß⸗ 
angelegenheiten, ſondern nur in Angelegenheiten der el. 
willigen Gerichtsbarkeit. Es wurde fpeziell erzählt, wie 
ein armes Bäuerlein gekommen ſei und nicht gewußt 
habe, ob es ein Teftament machen folle oder nicht. Daß 
der Richter durch ſolche Tätigkeit ſehr beliebt wird, fann 
ich mir vorftellen, und ich dachte bei mir: wärſt bu doch 
wie als junger Aſſeſſor auch noch ein folder —— der 
fo zwiſchen dem Volke lebt und der die Freude hat, den 
Leuten einmal einen Rat zu erteilen. Solcher Richter 
fteht da wie Titus als amor et deliciae generis humani. 
Ich fand das Verhalten des Richters Löblich und meinte, 
man müſſe auch anderwärts fo verfahren. Da fiel aber 
mein Blid in die Allgemeine Gerichtsordnung, bie in 
Zeil III Tit. 3 $ 12 folgendes für die Richter Fred 

Alles Ratgebend und —— Einmiſchung in 
die Prwathändel und Angelegenheiten anderer 
müuſſen fie ſich gänzlich enthalten. 

Ya, meine Herren, wenn fold ein Richter in einer 
Bormundsfache gefragt wird, fo darf er in diefer Weife 
Rat erteilen; denn es ift hier jeines Amtes, weil er für 
die Mündel forgen muß. Aber in anderen Sachen fteht 
die böfe allgemeine Gerichtsordnung ihm meines Erachtens 
entgegen; da foll er den Mund fließen und nur fagen: 
lieber Mann, ich bin nicht dazu da, Mat zu erteilen, 
denn bier handelt es fich um eine dich betreffende An— 
gelegenheit, und da muß ich des Ratgebens mich enthalten. 

Wie glüdlich ftehen dagegen die Richter in den neuen 
Provinzen und am Rhein da! Die können wirklid in 
diefer Weiſe raten. Der Herr Kollege Schmit ift jett 
ja Landgerichtsdireftor und nicht mehr Amtsrichter; wäre 
er dies noch, jo würde er auch wohl gern den Leuten Rat 
erteilen; er erwähnt ja noch immer aus feiner früheren 
Praris als Amtsrichter, wie er als Berater zwiſchen ben 
Leuten geftanden hätte. Das durfte er auch, denn er 
hatte die Allgemeine Gerichtsordnung nicht auf dem 
Halſe. Die Nichter aber, in deren Wirkungäfreis die 
Allgemeine Gerichtsordnung noch gilt, mögen ſich in die 
neuen Provinzen verjegen laflen, wenn Te ein ſolches 
Wohlwollen und ein ſolches ne für die Intereſſen 
der einzelnen Gerichtäanfälfigen haben; ſonſt könnte das 
Sch ihnen doc; einmal unbequem werden. Der Herr 
Minilter hat gefagt, er würde die Gerichtsordnung nicht 
aufheben; man fände fehr wohl einmal eine Beftimmung 
darin, die man anwenden könnte. Ich möchte aber nicht, 
dab dieſes Damoklesfchwert noch immer über den Richtern 
hängen bleibt. Ceterum censeo, III. Zeil der Gerichts- 
ordnung esse delendam. 


BVizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
hat en —58—— * 


Dr Echönftebt, Juſtizminiſter: Meine Herren, die 
gan außerorbentlihe Gejchäftsbelaftung der Berliner 
erichte ift ja notoriſch. Es wird — — kaum 








bei einem Gericht der Provinz ſo viel von den Richtern 
verlangt und geleiſtet, wie es hier der Fall iſt, und es 
iſt mit großem Danke anzuerkennen, daß die Richter 
dieſen Anforderungen überall zu genügen beſtrebt ſind 
und wirklich Gutes leiſten. 


Was fpeziell die Verhältniſſe des Amtsgerichts I 
anget, auf die der Abgeordnete Schmidt eben zurück— 
efommen ift, fo hat allerdings während einer Reibe bon 
Sabre eine Bermehrung des richterlichen Perſonals 
nicht ftattgefunden. Es entiprach aber aud die Zahl der 
Richter beim Amtsgericht I im wejentlichen den ermittelten 
Benienzahlen. Das Amtsgericht I ift bejegt mit einem 
räfidenten und 154 Richtern, und in etwa benfelben 
ablen bewegten ſich die nad den fejtftehenden Grund» 
jägen ermittelten Penjen. Trotzdem waren jeit einer 
längeren Reihe von Jahren 4 Hülfsrichter, alfo eine 
über die Penſen hinausgehende Richterzahl, bewilligt. 
m Sabre 1901 ift auch bier wie bei manden anderen 
erihten eine ganz ungewöhnliche Bermehrung ber Ge⸗ 
ichäfte eingetreten. Auf Grund dieſer außerordentlichen 
Geichäftsvermehrung habe ich im Laufe des Jahres 1902 
12 weitere Hülfsrichter bewilligt. Mein Wunich wäre es 
nun gewejen, daß menigitens bie 4 alten Hülfsrichter- 
ftellen in etatSmäßige verwandelt würden; aber dies war 
nur für zwei zu erreichen aus ben Ihnen bekannten 
Gründen, die ich nicht wiederholen will; ich will nur 
darauf verweijen, daß bei der gegenwärtigen Finanzlage 
fi) auch bei dringenden Bebürtäitfen ein gewiljes F 
halten empfiehlt. Nach den hier wiederholt ausge 
ſprochenen Grundfägen konnte für diejenigen Richter, die 
infolge der plöglichen Gefchäftsvermehrung im Jahre 1901 
eingejtellt worden find, eine Gtatifierung nicht ohne 
weiteres verlangt werden. Es muß auch hier abgewartet 
werden, ob bie Gejchäftszunahme dauernd ift und bie 
Stellenvermehrung gebietet. Wenn die Geſchäfte weiter 
in demjelben Make wachſen, fo bin ich, wie immer in 
folhen Fällen, gern bereit, die nötigen Hülfsträfte weiter 
u bewilligen. Das liegt innerhalb meiner Befugnifle; 
—— hinaus aber kann ich nicht gehen. 


Was nun endlich den einen Amtsrichter angeht, der 
2155 Prozeſſe, ſogenannte O-Sachen, in einem Jahre 
bewältigt bat, jo muß ich zugeben, daß er mehr bewälti 
bat, als das normale Ben ham beträgt. Nun läßt fü 
bei der Berteilung der Sachen abfolut nicht im voraus 
überjehen, wie fi) das im Laufe des Jahres geftaltet, 
Ich möchte glauben, daß diefer Herr mit den 2155 Sachen 
ein Unitum im Amtsgericht ift, daß er nicht viele Kol— 
legen hat, die gleich belaftet find, und ich bin überzeugt, 
dab e8 viele Herren gibt, die einen Grund, fich über 
überlaftung zu beklagen, kaum haben. Es ift das bei 
einem jo — Gericht wie dem hieſigen außerordentlich 
hans und kaum möglid, eine ganz glei mäßige Ge⸗ 
häftsverteilung zu finden. Jedenfalls läßt jich von hier 
aus in derartige Dinge nicht eingreifen; wir müſſen das 
Bertrauen haben, dab die nädften berufenen Auffichts- 
organe, das Präfidium des Landgerichtes, das über bie 
Geichäftsverteilung zu befinden hat, Mittel zur Abhülfe 
finden wirb. 


Bizepräfident Dr Frhr v. an: Das Wort 
ift nicht weiter gewünfcht; ich fchliefe die Beiprechung. 
Ein Widerſpruch ift nicht erhoben; Tit. 2 ift bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 3, — 4, — 


5, — ſchließe die Beiprehung. Das Wort i nicht ge 
wünjcht, Widerfprudy nicht erhoben; die, Titel find 
bewilligt. 


Ich eröffne die Befprehung über Tit. 6. Das Wort 
hat der Herr Berichterjtatter. 
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Im Walle, Berichterſtatter: Meine Herren, bie 
Mehrforderungen, welche bei dieſem Titel ausgeworfen 
find, entſprechen den Mehrbewilligungen für neue Richter- 
ftellen. Es ift bier nur ein bejonderer Zufa gemacht 
worden, der jedenfalls Ihr befonderes Intereſſe erregen 
wird, wie er auch das Intereſſe der Budgetkommiſſion 
erregt umd deren allgemeine Zuftiminung gefunden hat. 
Diejer Zufag findet ſich auf Seite 36 dahin gehend, daß 
von den 100 Stellen der Gerichtäjchreiber 20 ala Diätare 
zu bewilligen geweſen fein würden; 

mit Rüdficht darauf jedoch, dak noch eine große 
Anzahl nichtftändiger Hülfgarbeiter vorhanden 
ift, welche als dauernd erforderlich angejehen 
werden müſſen, follen die jet in Anja ge 
brachten 100 Stellen ſämtlich als etatömäßige 
Stellen, und zwar in Höhe von %, — 80 für 
Serichtöfchreiber und Sefretäre und in Höhe 
von 20 für Gerichtsjchreibergehülfen und 
Diätare gewährt werden. 


BVizepräfident Dr fyrhr 9. Heereman: Das Wort 
wird weiter nicht gewünſcht; ich jchließe die Beſprechung. 
Tit. 6 ift bewilligt. 

—* eröffne die Beſprechung über Tit. 7. 

ı 











ir Geichäftsorbnung hat das Wort der Herr 
Berichterſtatter. 


Im Walle, Berichterſtatter: Herr Präſident, ich 
bitte, mit dieſem Tit. 7 den Tit. 18 desſelben Kapitels 
zu verbinden. Dieſen Wunſch hat auch Herr Stollege 
Bachmann vorhin ausgeſprochen. 


Vizepräſident Dr Frhr 9. Heereman: Es ſteht 
kein —** entgegen; es wird auch kein Widerſpruch 
erhoben. Ich verbinde alſo die Diskuſſion des Tit. 7 
mit der bes Tit. 18. 

Das Wort hat der Herr Berichteritatter. 


Im Walle, Berichterftatter: Meine Herren, bier 
finden Sie für 35 neue Kanzliftenftellen die entiprechende 
Summe ausgeworfen. Wenn Sie fi aber die Be- 
merkung zu Tit. 18 anſehen, jo finden Sie, daß ent- 
fprechend diefer Neubewilligung dort ein me 
von 53750 M für Sanzliftendiätare zum Wusdru 
kommt. Die an fi zu begrüßende Bermehrung biefer 
Stellen ift alfo eigentlich nicht mit einer entjprechenden 
Erhöhung des Etats verbunden, fondern diefe Erhöhung 
beträgt nur den Anſatz des Tit.7 minus 53 750 M In 
früheren Jahren ift ja verfchiedentlich hier im Hohen 
Haufe und in diejem Jahre auch jchon bei der General: 
debatte zu dem Titel „Juſtizminiſter“ in Anregung ge 
bracht worden, bie Ransliftenftellen oder auch die Stellen 
der Kanzleigehülfen zu vermehren, ch darf erwarten, 
da fich —— Redner gemeldet haben, daß in dieſem 
Sinne noch aus dem Haufe geſprochen werben wird; ich 
enthalte mich deshalb vorläufig einer Außerung, ba bie 
Budgetlommilfion ihrer Aufgabe gemäß natürlich nicht 
weiter gegangen ift, als Ihnen nur vorzuſchlagen, dieſe 
Pofition zu bewilligen. 


Bizepräfident Dr Frhrev. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Frhr v. Bubdenbrod. 


Frhr ©. Bubdenbrod, Abgeordneter: Meine 
Herren 2 babe zu diefem Titel mir das Wort erbeten, 
weil ich ſchon in einem anderen Etat, dem des Minifte 
riums des Innern, mid; bemüht babe, für die Militär- 
anwärter die Aufmerkſamkeit des Hohen Haufes und der 


Königlichen Staatsregierung zu erweden. Es ift, wie 
ih damals fchon fagte, nicht nur das Intereſſe für die 
Leute felbft, die Militäranmärter, das mic) zu reden ver- 
anlaßt, fondern der große Wunſch, der Armee wefentliche 
Schäden fernzuhalten. 

Wenn wir die Militäranwärter nicht fo ftellen, daß 
fie auskömmlich befoldet werden reſpektive rechtzeitig die 
Emolumente ihrer Stellung befommen, dann läuft ber 
Staat Gefahr, daß das vorzügliche Unteroffizierforps, 
auf dem zum wmejentlichen der Segen der Armee beruht, 
zu grumbe geht, und was das heißen will, darauf habe 
ich neulich jchon hingewieſen. Deshalb, meine Herren, 
habe ich mir heute zu diefem Titel das Wort erbeten. 

Nun hat der Herr Neferent eben den Punkt er- 
örtert aus den Berhandlungen der Budgetfommiffion, 
auf den ich zunächſt hinweiſen wollte. Kir finden in 
Zit. 7 diefes Kapitels für 35 neue Kanzleibeamtentellen 
ausgeworfen 52500 A und in Sap. 74 Tit. 18, nad) 
ber Erklärung, für adt ftändige Hülfsarbeiter im 
Kanzleidienft AH, in Summa 62100 A Davon 
fommen aber nad Tit. 18, wie der Herr Neferent eben 
mitgeteilt hat, an Schreiblöhnen in Abzug 53 750.4 — 
es bleiben alſo für die neu bewilligten Stellen Summa 
summarum 8350 M Das ift fo minimal, daß man 
eigentlid) von einer Verbefferung nicht reden kann. Nun 
ift mir ja wohl bekannt, daß dieſe neuen Stellen etats- 
mäßig geworden find, alfo eine Menge Kanzliften, die 
bisher diätariſch befchäftigt waren, nun in etatsmäßige 
Stellen fommen, und das ift ein großer Vorteil für die 
Militäranwärter, Aber wenn in dem tat Summa 
summarum 8350 .M neu bewilligt worden find, fo kann 
ich nur jagen: das ift ein Tropfen auf einen heißen 
Stein. Nun ift ja rg da meinerjeit3 mir die Er- 
fahrung darin abgeht, daß diefe Schreiblöhfne — 
53 750 M — aud) weiter an die Hanzliften oder an bie 
Diätare gezahlt werben jollen. Uber ich habe darüber 
nirgends im Etat eine Andeutung gefunden und möchte 
die Frage an ben Negierungstiie ftellen, ob biefe 
53 750 M ganz in Wegfall kommen oder auch nach wie 
bor verwendet werden fünnen. 

Nun ift noch zu berüdfichtigen, daß diefe 43 neuen 
Etatöftellen fi) auf 13 Oberlandesgerichte verteilen. Das 
ift auch nach meinem Dafürhalten eine fo unmefentliche 
Berbefjerung für die einzelnen Oberlandesgerichte, daß 
da für die Anwärter ee oder jehr wenig übrig bleibt, 

Ich möchte nun noch die Aufmerkjamkeit des Hohen 
zn auf einige andere Punkte richten, die mit dieſem 

itel im engſten Zufammenhange ftehen. 

Es find im vorigen Jahre bei der Beratung dieſes 
Titels fehr eingehende Verhandlungen gepflogen mworben 
— ich glaube, am 20. Februar 1902. Seitdem find mir 
eine ganze Menge von Mifftänden bekannt geworden, die 
immer noch von ben Anmärtern refpeftive den Unter: 
beamten bei den Yuftizbehörben bedauert werben. Die 
Anftellungsverhältniffe der Militäranwärter ftellen fich 
wie folgt. Es ift das eine Heine Ermübdung, es wird je- 
doch nicht lange dauern, ich muß aber darauf eingehen. 
Militäranwärter, welche als Kanzleigehülfen 1885 das 
Eramen abgelegt} hatten, wurden nad brei Jahren 
biätarifch und nad weiteren drei Jahren etatSmäßig an» 
geftellt; folchez aus "dem Jahre 1890 wurben nad 
2)/, Jahren diätarifc und nach 3'/, Jahren etatsmäßig 
angeſtellt. SKanzleigehülfen, welde 1893 das men 
abgelegt haben, können heute nach 10 Jahren noch gar 
nicht abſehen, wann fie” angeftellt werden. Daraus er- 
mwächft folgender, wirklich beinahe horribler Übelſtand, daß 
die Militäranwärter vor dem 43. bis 45. Lebensjahre 
nicht in etatsmäßige Stellen aufrüden und erft mit 62 
reipeftive 66 Jahren das Höchftgehalt erreihen. Das ift 
ein Buftand jo überaus traurig für diefe Kategorien von 
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Beamten, daß ich wirklich nichts hinzuzufügen brauche. 
Daß unter diefen Umftänden nicht das Intereſſe ber 
Leute dahin geht, ihre Söhne auch die Militärkarriere 
ergreifen zu laffen, um dem Vaterland zu dienen und 
die Armee zu ftärfen, läßt fich begreifen. 

Nun möchte ih noch auf einen ferneren übelftand 
kommen, der namentlich bier im Bezirk des Kammer: 
ericht8 vorwalten fol. Bei der rapiden Vermehrung der 

nmwohnerzahl und der dadurch herbeigeführten Ber» 
mehrung der Arbeiten ift eine Vermehrung ber etatö- 
mäßigen Stellen der Sanzliften nicht beliebt worden. 
Es wird jegt den diätariſch bejchäftigten Militäranwärtern 








bei ihrer Einberufung Ei agt, daß biefelben 10 Jahre 
2 auf etatsmäßige Anftellung warten müflen. Daß 
as fein glüdlicher Fuftand ift, ift wohl begreiflih. Das 


Landgericht II ift, wie mir mitgeteilt worden ift — ich 
wiederhole das nad; meinen Informationen — gegründet 
worben mit drei Zwilkammern, einer Straftammer und 
einem Unterſuchungsrichter. Dem entjprechend erhielt 
basfelbe außer dem Burenuperjonal ſechs etatsmäßige 
Kanzliften. Jetzt hat diejes Gericht zehn Zwilkammern, 
wei Hanbelsfammern, vier Strafkammern und drei Unter- 
Fon örichter, hat aber feine einzige neue etatsmäßige 
Ranzliftenftelle erhalten, 


(hört, hört!) 


fondern e8 werden nur neue ig eg 3 a auf vier 
wöchentlihe Kündigung einberufen, die jehr bürftig fala- 
riert werden und oft fich in großer Not em 

Im vorigen Jahr bei der Berhandlung hier im Hohen 
Haufe ift darauf hingewieſen worden, daß der Andrang 
der Militäranwärter bier in Berlin bei den Juſtizbe— 
börden ein überaus großer jei, während an anderen 
Drten wie Poſen ufw ein Mangel an Militäranwärtern 
berrihe. Nun ift der Übelftand folgender: Bier nach 
ber Metropole drängt alles, das fehen wir bei der Zivil— 
bevölferung, das u wir bei allen Branden. Auch 
die Militäranwärter aus drei Armeeforps, dem Garde: 
korps, aus dem 3. und vielleicht noch aus dem 2. Armee- 
forp8 melden fich bier in Berlin. Es wird ihnen aber 
vorläufig hier nicht gejagt, daß fie hier fo gut wie feine 
Ausfihhten auf definitive Anftellung haben; fie fangen 
alſo hier etwas anderes an. Sie werden nicht darauf 
bingewiefen, daß fie anderswo leichtere Anftellungsver- 
hältnifje erwarten dürfen. um ift es vielleicht ſchwer, 
diefem Übelftande abzuhelfen, aber ich follte meinen, daß, 
wenn ben Leuten bei der Notierung hier gleich gejagt 
wird, daß bei dem und dem Landgericht in der und der 
Provinz jo und fo viel Stellen frei feien, fie vielleicht 
bewogen würden, fich dort zu melden. Dann aber ver: 
lieren fie bis jett immer die Zeit, die fie hier gearbeitet 
haben, weil fie erft von dem Tage an, wo fic bei einer 
Behörde eintreten, ihre Anftellungsberechtigung berechnen 
fönnen. Sie verlieren alfo an — Dienftalter. 

Außerdem bemerfe ich, daß diefe Leute, weil fie fich 
ſchon in mittleren Jahren befinden, meift verheiratet find; 
ed wird ihnen aljo der Umzug mit Familie bei ihren 
geringen Mitteln überaus fchwer. Ich möchte nun keines» 
wegs den Antrag ftellen, daß da etwa normalmäßige 
Umzugsgelder gezahlt werden, aber zur Erwägung an- 
beimftellen, ob nicht vielleicht aus irgend welchen Fonds 
* Leuten eine kleine Unterſtützung gewährt werden 
önnte. 

Nun möchte ich noch auf einen Übelſtand hinweiſen, 
der mir ſehr wichtig erſcheint. Es wird nämlich ſeitens 
der Leute darüber geklagt, daß ſie bei der ſonſt ſehr 
ſegensreichen ——— in die allergrößte Not 


eraten. Dieſe Kanzliſten ſind, wie — auch im vorigen 

* ſchon erwähnt worden iſt, ge in eine 
Zrantenkaff⸗ einzutreten, und zahlen dafür im Durch— 
ſchnitt einen monatlichen Beitrag von 68 bis 70 # 
Wenn fie frank werben, fo ftellt As das für fie überaus 
ungünftig, und ich erlaube mir, das bier an einem Bei- 
fpiel vorzuführen. 

Wenn ein Kanzleigehülfe 14 Tage krank ift, jo be- 
kommt er Krankengeld. Bon den 14 Tagen aber gehen 
ab 2 Sonntage und die erften 3 Tage ber Srankheit, 
Macht 5 Tage, die ausfallen. Bleiben alſo 9 Tage; pro 
Tag 1,30 A, macht für 9 Tage 11,70 M Dafür muß 
der Betreffende, zweds Beſcheinigung feiner Krankheit, 
ein Atteſt einreichen, für das er 4 bis 5 A zu zahlen 
bat, fo daß ihm alſo für die 14 Tage 6,70 bis 7,70 M 
bleiben. Daß man damit feine Familie ernähren kann, 
ift wohl ganz klar. Dieſe Anwärter find ſehr gem be- 
reit, wenn eine zweite Krankenkaſſe errichtet würde oder 
die bisherigen Beiträge verdoppelt, dieje zu leiften, damit 
fie in einigermaßen austömmliche Berhältniffe im Ktrank— 
heitsfalle kommen könnten. 

Das find die Hauptnachteile, die ich mir bei dieſem 
Titel auszuführen erlauben wollte, und ich bitte bie 
Königliche Staatsregierung, diefe Punkte in wohlmwollende 
Erwägung zu nehmen, 

Ich ‚Ar nur noch ein paar Worte an die line 
Seite des Haujes zu richten: Ach kann meine am 
6. Februar bei Gelegenheit der Beratung bes Etats bes 
Minifteriums des Innern gemadten Bemerkungen als 
volltommen richtig aufrecht erhalten. 


(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Fsrhr v. Heereman: Der Herr 
Negierungstommilfar hat das Wort. 


Fritze, Geh. Oberjuftizrat, Regierungstommiflar: 
Meine Herren, zunächſt darf ich vielleicht die Beforgnifle 
zerftreuen, die Bere v. Buddenbrodf geknüpft hat an den 
Umftand, daß gegenüber ber Einftellung von 52500 4 
an Gehältern für 35 Sanzliften und 9600 A an Diäten 
für 8 Sanzleidiätare 53 750 AM in Abzug gebradit find 
für Schreiblöhne. Hiernah kann es ja allerdings ben 
Anschein gewinnen, als ob im ganzen nur eine Mehr: 
aufwendung von 8350 M beabfichtigt fei. Meine Herren, 
das ift eine reine Rechnungsmanipulation. Es ift allge 
meiner Grundfak, daß, fobald eine etatdmäßige Stelle 
oder eine ftändige Hülfsarbeiterftelle, die der beſonderen 
Bewilligung des Haufes unterliegt, in den Etat eingeftellt 
wird, dafür abgefegt wird eine Stelle von ber 
N Hülfsarbeiterfategorie, welche die den neu anzus 
tellenden Beamten zu übertragende Arbeit bisher geleitet 
er Hier ift diefe Kategorie, aus der die Stellen zu 
treichen find, diejenige der ftändigen Stanzleigehülfen. 
Für die ftändigen Kanzleigehülfen werben die Schreib» 
löhne verrechnet bei demfelben Fonds wie die Diäten der 
Kanzleidiätare. Für die übrigen, nicht ftändigen, für das 
vorübergehende Bedürfnis angenommenen Kanzleigehülfen 
ift der Pächliche onds beftimmt. Wieviel Kanzleigehülfen 
ftändig oder nichtftändig find, ift nicht im einzelnen im 
Etat vorgefchrieben, das richtet fich nach dem Bedürfnis 
der einzelnen Behörden, demgemäß bedarf aud) der Über- 
gang einer folchen bisher mit einem nichtftändigen Kanzlei⸗ 
ehülfen befegten Sanzleigehülfenftelle in eine ftändige 

anzleigehülfenftelle nicht der Bewilligung durch ben Etat. 
Stellt fa heraus, daß das Bedürfnis ein dauerndes ift, 
fo wird der Mann als ftändiger Kanzleigehülfe ! ange 
nommen, und bamit gehen feine Bezüge über aus bem 
fählichen Fonds in dielen Fonds für ftändige Kanzlei 
gehülfen, und diejer Fonds kann ebenjo wie andere 
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a ne im Falle des Bebürfniffes über- 
ritten werden. Wenn alio biefe Summe von 
53 750 AM bier abgejegt ift, fo bedeutet das nicht, daß im 
nächſten Jahre gerade 53 750 M für bie ftändigen 
Kanzleigehülfen weniger ausgegeben werben jollen. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweiſen, daß, ab» 
geliehen hiervon, das Hechenerempel, wie es die Sanzlei- 
diätare aufgejtellt haben, unrichtig it. Die Mehraufwen- 
dung, die der Staat für die Militäranmwärter, die fid) der 
—— widmen, ea iſt in Wahrheit eine 


viel höhere. Das würde offenfichtlich in die Augen jpringen, 
wenn wir nicht das Dienitaltersftufeniyitem hätten. 
Früher wurde jede neue Stelle mit dem Durchſchnitts— 
betrage des Gehalts der betreffenden Beanttenktategorie 
eingefellt; jegt kann jede neue Stelle nur mit dem 
Mindeftbetrage eingeftellt werden. Wenn man fich ver- 
gegenmwärtigt, wie es nach dem früheren Gehaltsjyiten 
gewejen wäre, fo würde Pr neue Kanzliſtenſtelle ſtatt 
mit 1500 A mit 1850 eingeftellt worden fein. Es 
kommt ferner hinzu, daß der Staat für die 35 Kanzliften- 
ftellen außer den Behältern noch den Bohmungegelbauichuß 
aufzumwenden bat. Alſo im ganzen ijt die Mehraufwen- 
dung für diefe Stategorie von Beamten eine viel höhere, 
als de bier ziffernmäßig im Etat erjcheint. 

Was die Verteilung der Stellen auf die einzelnen 
Bezirke anbelangt, jo muß diefe natürlich nad) Mahgabe 
des örtlichen Bedürfniffes erfolgen. Ich kann aber bei 
biejer Gelegenheit hervorheben, daß on der Feſt⸗ 
fegung des diesmaligen Etats zwiſchen der ui und 
der Finanzverwaltung über die Ausftattung der Gerichte 
mit Sanzliften- und Stanzleidiätarienftellen neue Grund» 
fäge vereinbart worden find, die wejentlich günftiger find 
als diejenigen Grundjäge, die mit der Zuftimmung des 
Hohen Haufjes bisher beobachtet worden find. Während 
bisher für die Landgerihte und Staatsanwaltichaften ein 
re Grundfag überhaupt nicht feftgelegt war, jondern 

ie Einrichtung ſolcher Stellen lediglich im einzelnen Falle 

erfolgte, jo ift für dieje ya jest die Vereinbarung 
dahin getroffen, daß nad Mafgabe des einzelnen Be- 
bürfniffes anzleibeamtenjtellen bis zu einem ſolchen 
Umfange bewilligt werden ſollen, daß die Zahl dieſer 
Stellen bei der einzelnen Behörde nicht höher wird als 
die Zahl der dauernd —— ftändigen Kanzlei⸗ 
gehülfen. Es ift hier alſo eine Marimalgrenze geſchaffen, 
der man ſich im einzelnen Falle möglichſt nähern wird, 

Was die — anbelangt, ſo beſtand da bisher 
ber Grundfag: zu bewilligen 1 Kanzleibeamten bei 8 bis 
20 Richtern, 2 Kanzleibeamten bei 21 bis 30 Richtern, 
3 Sanzleibeamten bei 31 bis 40 Richtern, 4 Sanzleis 
beamten bei einer Bejetung des Gerichte mit über 
40 Richtern. Sekt ift vereinbart, daß bei Amtägerichten 
mit 8 Richtern — bei denen fängt überhaupt die Ge— 
währung eines etatSmäßigen Sanzleibeamten an — ein 
Ranzleibeamter gewährt wird, fchon bei 9 Richtern werden 
künftig 2 gewährt, dasfelbe gilt für die Gerichte mit einer 
Bejegung bis zu 14 Richtern, dann erhalten die Gerichte 
mit 15 bis 20 Richtern 3 SKanzleibeamten, die Gerichte 
mit 21 bis 26 Richtern 4 Sanzleibeamten, die Gerichte 
mit 27 bis 34 Richtern 5 Kanzleibeamten, die mit 35 
bis 42 6 und die mit 43 bis 50 Richtern 7 Sanzleis 
beamten. Das ergibt bei ben meiften Gerichten etwa 
eine Verdoppelung der jegigen Stellen und bei einzelnen 
Gerichten jogar eine Verdreifachung. 

Auf diefer Grundlage ergeben fich fchon nad) dem 
jeigen Stande für die Amtsgerichte zufammen 51 neue 
Stanzleibeamtenftellen. 


Es ift vereinbart, daß diefe Gefamtzahl in zwei 
Yahresraten bewilligt werben fol. Die Hälfte davon iſt 
ſetzt beantragt. Dazu kommen noch einige Sanzlei- 
beamtenſtellen, die deshalb nötig find, weil einzelne Amts- 
gerichte durch den neuen Etat auf acht Richter gebracht 
werben und dadurch bie — — ———— 
für fie zuerſt zuläſſig wird: Der Reſt der Stellen wird 
im nächſten Fahre eine nicht zu unterichägende Ver— 
mehrung von Kanzleibeamtenſtellen San Ich glaube, daß 
dieſes Hohe Haus ebenſo wie die Juſtizverwältung unter 
Berüdfihtigung der gegenwärtigen Finanzlage in diejer 
Bewilligung ein banfenswertes Entgegenfommen jeitens 
der finanzverwaltung erbliden wird. Ich darf daran 
erinnern: im Jahre 1901 konnten nad) den alten Grund» 
jägen nur 2, im fahre 1902 nur 16 Stanzliftenftellen 
gefordert werden, denen im Jahre 1902 noch 6 Kanzlei- 
diätare hinzutraten. Demgegenüber find dieſe jett ge- 
forderten Kanzliften und 8 Sanzleidiätare immerhin 
ein danfeswerter —E 

Meine Herren, wenn auf dieſe Weiſe die Stellen 
für die Kanzleibeamten zunehmen, fo werden ſich auch 
die Anftellungsverhältniffe der Militäranwärter befjern. 
Es ift er u verfennen, daß in einzelnen Bezirken bie 
Berhältnifje Ihr ungünftig find. Woran das liegt, das 
ift ja von dem Herrn Borredner felbft ſchon angedeutet 
und auch im vorigen Jahre hier des näheren dargelegt 
worden. Das liegt daran, daß ſich die Diilitäranmwärter, 
die die Sanzleibeamtenlaufbahn einichlagen er ya 
jächlich nach den großen Städten Berlin, Frankfurt a. M. uſw 
drängen. Deshalb wird ihnen, wenn fie ihre Notierung 
beantragen, bier in Berlin von vornherein gele t: du 
haft erjt Ausficht, in fo und fo langer Zeit nfelung 
u finden, und dann ift es dem Anwärter unbenommen, 
Ni in allen anderen Oberlandesgerichtöbezirfen notieren 
zu laſſen. Das Eoftet ihm nur einen kurzen Zufag in 
der alljährlid; zum 1. Dezember an die Anftellungsbehörde 
jeines eigenen Bezirks zu richtenden Erneuerung feiner 
Meldung, Dann wird er in jedem einzelnen der von 
ihm angegebenen Bezirke mit einem Dienftalter notiert 
und bleibt notiert, wenn er die Meldung alljährlich 
erg Dadurch kann er ſich fichern, daß er, wenn 
er nad) jeinem Dienftalter in einem anderen Oberlandes- 
gerichtsbezirk an der Reihe ift, dort einberufen werden wird. 

Wie erheblich) die Differenzen zwiſchen den einzelnen 
— find, darf ich daran verdeutlichen, daß am erſten 
Februar 1902 — für das Jahr 1903 find neue Erhe— 
bungen nicht veranftaltet — im Bezirk Breslau derjenige 
von den 5 jüngiten Sanzliften, der am jchnellften die 
Stelle eines Sanzliften erreicht hatte, vom Tage der 
Meldung an bis zur Anftellung nur 2°/,, Jahre Warte: 
geit hatte, während die entiprechende Zahl im Bezirk 

erlin 81%/,, Jahre betrug und ein.Beamter im Bezirk 
Königsberg jogar 91%, Yahre Wartezeit hatte. Bei den 
5 älteften Anmwärtern, die wir damals hatten, betrug die 
—— bis zur Erreichung einer Kanzliſtenſtelle ſeit 
dem Tage des Eingangs der Meldung im Kammer— 
gerichtöbezirt mindeftens 9 Jahre T Monate, höchſtens 
9 Jahre 8 Monate; aber z.B. im Oberlandesgerichts- 
bezirt Hamm mindeſtens 1 hi 11 Monate, höchſtens 
3 Jahr 5 Monat. Da die Juſtizverwaltung nicht in der 
Lage ift, die Militäranwärter, wenn ber eine Bezirk 
überfült ift, von dem Zutritt in diefe Kanzliftenlaufbahn, 
ähnlich) wie aud in andere Laufbahnen, die den Militär: 
anmärtern geöffnet find, ohne weiteres zurüdzumeijen, 
I müfjen die Militäranmwärter ſich ſelbſt helfen, indem 
ie fi) über verfchiedene Bezirke verteilen. Die Juſtiz— 
verwaltung kann unmöglid in Berlin mehr Stellen 
als das ſachliche Bedürfnis rechtfertigt, ſchaffen. Es 
mag hart fein für die Beamten, wenn fie nachher mit 
Frau und Find umziehen müſſen. Deswegen kann ihnen nur 
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geraten werden, fich gleich beim Ausſcheiden aus dem 
Militärdienft in günftigen Bezirken zu melden, und wenn 
fie nicht glei) ala Sanzleidiätare ankommen können, dort 
als Sanzleigehülfen zu arbeiten, und nicht, bis fie zur 
Anftellung reif find, in den großen Städten zu bleiben. 
Umzugstoften können ihnen Feilich nicht gewährt werden. 
Das hat der Herrr Borrebner ſelbſt anerkannt. Soweit 
die Leute aber in der Yuftiz bereits beichäftigt gewejen 
find und bejondere Bedürftigfeit vorliegt, fönnen Unter: 
ftügungen gewährt werden, allerdings immer nur unter 
Würdigung der befonderen Umſtände des einzelnen Falles. 

Die Trage der Krantenfürforge kann die Juſtiz⸗ 
verwaltung für ſich allein nicht anders regeln als für alle 
anderen Refjorts. Die Grundjäge find durch einen Be- 
ſchluß des Staatsminifteriums_ fejtgelegt und auch für die 
Yuftizverwaltung bindend. Dana it es allerdings 
richtig, daß die Seranfenunterftügung bei Erwerbsunfähig- 
keit, ebenjo wie das gefegliche Krankengeld nad dem 
Krantenverfiherungsgejeg, erjt vom dritten Tage nad 
der Erkrankung gewährt wird und zwar für jeden Arbeits- 
tag, aljo ausfchließli der Sonntage, in Höhe der Hälfte 
des ortsüblihen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter, 
und daß fie auch nicht mehr als die Hälfte des tatſäch— 
lichen Arbeitsverdienjtes betragen darf. Im übrigen wird 
daneben der Aufwand für den Arzt und die Arznei bis 
zu einem Viertel des ortsüblichen Tagelohnes gewöhn- 
licher Tagearbeiter vergütet, ſoweit dieje Leitungen nicht 
etwa in natura gewährt werden. 

In biejer —— kann ich alſo leider nicht in 
Ausficht ftellen, daß die Juſtizverwaltung für ſich allein 
in der Lage fein würde, mit einer Aufbeflerung der Bes 
üge, die natürlich dann auch höhere Leiftungen von den 
Beamten vorausjegen würde, vorzugehen. Über im 
übrigen glaube id, daß die Berhältniffe der in dem 
——— beſchäftigten oder auf ihn reflektierenden 

ilitäranmwärter ſich durch die Neubewilligungen, die in 
dem diesjährigen Etat gebracht find, doch einigermaßen 
befjern werden. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Bachmann. 








Bachmann, Abgeordneter: Meine Herren, ic will 
über den Gegenjtand, über ben ſonſt mein Freund 
Dr Göſchen, der leider heute hier nicht anmwefend fein 
kann, eingehend geiprocdhen hat, nur wenige Worte fagen. 

Die Stellung, welche die Regierung zu der Frage 
der Vermehrung der Sanzliften eingenommen bat, tit 
jegt geändert. Früher war die Regierung, wenn es fi 
um die Bermehrung der Stellen der Kanzliſten handelte, 
außerordentlich zurüdhaltend; in dem diesjährigen Etat 
finden wir dagegen die Bemerkung, daß im Intereſſe 
des Dienftes die Vermehrung der Kanzliftenjtellen er- 
— ſei, und es wird uns geſagt, nachdem man in 
dieſem Jahre fo und fo viele Känzliſtenſtellen eingeſtellt 
babe, wolle man im nächſten Jahre weitere Kanzliſten- 
—— ſchaffen. Nun kann ich nicht beſtreiten, daß die 

ehrausgabe, welche durch den Etat nachgewieſen wird 
und die Mm auf 8350 beläuft, in Wirklichkeit eine 
—* iſt. Aber der Herr Kommiſſar muß doch zugeben, 
daß die Kanzliſten, welche angeſtellt werden, aus den⸗ 
jenigen Leuten entnommen werben, die bis dahin für 
Schreiblohn gearbeitet haben, deren Schreiblohn aljo in 
Wegfall kommt. Andererſeits ift weiter äugugeben, daß 
der Wohnungsgeldzuſchuß hinzukommt, ſobald die Kanz— 
liſten als *8 Beamte angeſtellt werden. Aber, meine 
Herren, darin iſt doch dem Herrn v. Buddenbrock recht 


1396 


u geben, daß, wenn man einmal anerkannt hat, daß im 
—*8 des Dienſtes die Vermehrung ber Kanzliften- 
jtellen erforderlich jei, dann die doch im Verhältnis zu 
unferem Etat ganz geringfügige Ausgabe nicht ein 
Hindernis hätte Bein dürfen, F einmal das ganze Be- 
dürfnis zu befriedigen, jedenfall® ſoweit zu befriedigen, 
als die Regierung es nad den Mitteilungen des Herrn 
Negierun slonmiflare überhaupt als vorhanden anfieht. 
Deines Erachtens wäre es richtig gewejen, wenn man 
einmal an die Vermehrung heranging, fie auch gleich auf 
einmal vollftändig zu machen. So ſchlecht find unfere 
Berhältniffe nicht, daß die wenigen Taufend Mark, die 
dabei in Betradt Eommen dürften, irgend welche Be- 
deutung hätten beanjpruchen können. 
Ich verfage es mir, fonft auf die Stellung der 
Kanzliſten einzugehen. Der Herr Vorredner aus* bem 
Haufe hat ja eine Reihe von Stlagen vorgebradt. Auch 
ich könnte verſchiedene Vorjchläge machen, die Stellung 
der Kanzliſten aufzubeffern; aber bei der vorgerüdten 
Tageszeit und bei der Lage, in der wir uns in Beziehung 
auf die Beratung des Juſtizetats befinden, kann ich um 
ß cher davon abjehen, als ich weiß, daß Petitionen der 
uftizfanzleibeamten dem Haufe vorliegen, die felbit- 
verſtändlich eine gründliche Erörterung in der Budget 
fommijjion finden und jpäter dad Haus beicdäftigen 
werden, Wir werden dann in der Lage Jein, die einzelnen 
Vorſchläge, die von Fuftizkanzleibeamten zur Aufbeflerung 
ihrer Lage gemacht werden, einer Prüfung zu unter 
ziehen. Uber ich kann nur mein Bedauern darüber 
wiederholen, daß die Regierung, nachdem fie einmal ihre 
Anfichten in Beziehung auf die Vermehrung der Stanzliften- 
jtellen geändert hat, nicht gleich das Bedürfnis, welches 
he anerkennt, ganz befriedigt hat. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Krauſe (Waldenburg). 


Kranfe (Waldenburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
was ich über die Stanzlüten jagen wollte, hat in ſehr 
eingehender und danfenswerter Weife fchon im großen 
und ganzen der Herr Sollege dv. Buddenbrod gejagt. 

ch ſchließe mich feinen Musführungen durchaus an. 
a8 der Herr Regierungstommiffar darauf erwidert 
bat, iſt ja für die Sanzliften in mander Beziehung 
erfreulich, und wir find dafür dankbar, 
dh möchte aber zwei Heine Gefichtspunfte noch 
hervorheben. Einmal glaube ich, daß auch diefe Über- 
einkunft, welche die Juftizverwaltung mit der Finanz. 
verwaltung getroffen, wie der Herr Regierungskommiſſar 
uns auseinandergejegt hat, dem tatjächlihen Bedürfnis 
noch lange nicht genügt, und daß es deshalb dringend 
wünfchenswert wäre, daß man insbejondere bei den Amts- 
gerichten etwas weiter herunterginge. 

Was die Zahl der Richter anbetrifft bezüglich des 
Bedürfniffes eines Kanzliften, jo glaube id, daß es 
durhaus wünſchenswert und angemefjen wäre, „wenn 
man fagte, daß bei einem Geriht von 6 Richtern es 
nötig wäre, mindejtens einen Sanzliften zu haben; 
dadurch würde die Vermehrung der Kanzliſtenſtellen eine 
ganz erhebliche fein, und es würde dadurch den Wünfchen 
diejer Beamtenkategorie ſchon in ausgedehntem Maße 
Rechnung getragen werden. 

Nun möchte ich noch auf das zurüdfommen, was der 
Herr Regierungstommiffar auf die Rechnung, bie Re 
v. Buddenbrof aufgejtelt hat bezüglih der Mehrkoſten, 
erwidert hat. Er ſagte — wenn r ihn recht verftanden 
Bis —: Es ift eig daß, wenn man eine 

ahl von neuen etatsmäßigen Stellen errichtet, man eine 
gleich große Zahl Stellen von Hülfsarbeitern, die bisher 
aus einem fächlichen Fonds befoldet wurden, aus dieſem 
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ftreicht; das fei eine rein vechnerifche Tätigkeit. Nein, 
meine Herren, das ift doch eine materiell ganz richtige 
Safe. Man zahlt aus einem neu bewilligten Fonds 
heute, will ich mal jagen, 60000 M mehr für 35 neue 
Kanzliften, und man jpart aus dem anderen Fonds für 
35 Stanzleigehülfen die Ausgabe aus diefem ſächlichen 
Fonds. Die Differenz bejteht alio zweifellos doch nur 
aus dem, was der Kanzlift mehr befommt als der Kanzlei» 
ehülfe; darüber kann doch fein Zweifel fein, und besbalb 
iſt, glaube ich, die Rechnung, die uns zugegangen ift, und 
wide die Kanzliften aufgejtellt haben, durchaus richtig, 
wenn fie fagen, jetzt bei Bewilligung diefer 53 neuen 
Stellen find ausgeworfen im ganzen 62 100 A, und es 
fallen dafür weg die bisherigen Schreiblöhne von 53750 A; 
mithin ift die ganze en „ die für den Etat 
dadurch entfteht, 8340 M 2 glaube, gegen die Richtig⸗ 
feit dieſes Erempels läßt fich nichts einwenden, höchſtens 
das, was ber > Regierungslommiffar gefagt hat, daß 
die neuen Stellen jegt mit dem Mindeſteinkommen ein- 
geftellt werden, während fie früher mit dem Durchſchnitt 
eingeftellt wurden. Es kann vielleicht fein, daß man die 
Rechnung dahin berichtigen könnte, daß ftatt der 1500 M 
für den neuen Sanzlüten 1850 M eingeftellt wurden. 
Auch dann würde die Mehrausgabe ſehr geringfügig fein. 

Alfo ich ſchließe mich den Wünfden es Abe 
v. Buddenbrod und des Herrn Bachmann durchaus an, 
indem ich die Yuftizverwaltung bitte, dringend darauf zu 
jehen, daß durch eine Vermehrung ber Kanzliftenftellen 
einmal bem —— Bedürfniffe der Gerichte und 
zweitens dem durchaus berechtigten Wunjche ber Militär- 
anärter in ausreihendem Maße Rechnung getragen wird, 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: 
geordnete Frhr v. Willifen. 


Frhr v. Willifen, Abgeordneter: Geftatten Sie, 
meine Herren, daß ich ber weniger zahlreichen als aus— 
erlejenen Gejellichaft, die wir doch find, einen Mißſtand 
unterbreite, unter dem die betreffenden Beamten ſchwer 
leiden. ch darf das Wohlwollen des Herrn Minijters 
um fo dringender anrufen, als ich überzeugt bin, die Ab- 
hülfe liegt in feiner Hand. 

Es handelt —3 um die Kanzliſten, Gerichtsſchreiber- 
gehülfen, die aufzuſteigen wünſchen in die Gerichtſchreiber⸗ 
karriere. Um dieſes Ziel zu erreichen, müſſen ſie ein 
Examen ablegen und natürlich ſich zu dieſem Examen 
vorbereiten. Es herrſcht bei einigen, leider nicht bei 
vielen, Gerichten die ſehr wohlwollende Praxis, daß dieſe 
Aſpiranten durch Zuweiſung an verſchiedene Gerichts- 
ſchreibereien ſich die zum Eramen notwendigen Kenntniſſe 
ſozuſagen auf dem Wege der Praxis aneignen können, 
bei anderen aber — und das iſt bei den meiſten der 
* — geſchieht die Sache ſo, daß die betreffenden 

ſpiranten beurlaubt werden und dann genötigt werden, 
auf ihre Koſten den Stellvertreter zu ſtellen. Was das 
bedeutet, meine Herren, wird ſich jeder von Ihnen ſelbſt 
ſagen können, der ſich — daß die betreffenden 
Beamten bei praeter propter AM Gehalt 12. bis 
1500 A abgeben müffen für den Stellvertreter. 

Man könnte nun vielleicht fagen: das ift eine Brivat- 
ſache, was geht es ung denn an, ob der betreffende Beamte 
bad Eramen machen will oder nicht. ch bin aber doch 
anderer Meinung: es ift entichieden ein Staatsintereffe, 
daß die Beamten nicht in Schulden geraten. Wie ſoll 
aber der Mann es anfangen, von 500 A mit Familie 

Berhandl. d. Haufes d. Ubg. 19. Leglsl. V. Seffion 1908, 
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* leben? Das iſt undenkbar; er muß Schulden machen. 
as zweite Staatsintereffe ift dann das, daß nicht körper» 
lid und geiltig abgenugte Beamten in die Gerichts- 
fchreiberftellungen fommen; und auc das muß geichehen, 
wenn der Dann bei ftarker geiftiger Arbeit hungern muß; 
und hungern muß er, wenn er nur 500 4 zur Dispofition 
hat. Was alfo im einzelnen Falle möglid ift, muß nad 
meiner Meinung, wenn der Herr Minifter die notwendigen 
Unmweijungen geben wollte, auch überall möglich fein da» 
durch, da die betreffenden Kanzliften, die das Eramen 
beftehen wollen, ben Gerichtäjchreibereien, wo fie das Not» 
wendige lernen können, einer nach der andern zugemiejen 
—— Darum möchte ich den Herrn Miniſter gebeten 
aben. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiflar. 


Frise, Geh. Oberjuftizrat, Regierungskommiſſar: 
Meine Herren, ich barf zunächſt vieleicht an die legten 
Worte des Herrn Frhrn v. Willifen anknüpfen — id 
fege die Genehmigung des Herm Präfidenten dazu vor« 
aus —, daß ich ihm a Ti antworten barf, wenn auch bie 
Beamten, die er im Sinne hat, nicht unter den augen- 
bliklich zur Diskuffion ftehenden Titel gehören, jondern 
in dem vorhergehenden aufgeführt find. 

Meine Herren, wir gaben bei ber Juſtizverwaltung, 
abweichend von anderen Berwaltungen, nad dem Gejeke 
2 verjchiedene Klaſſen von mittleren Beamten, das find 
die Gerichtsfchreiber und die Gerichtsichreibergehülfen. 
Sr beide ift eine verfchiedene Borbildung —— 

ide find verſchiedenen Prüfungen unterworfen; und es 
Yon nad dem Geſetze gewiſſe beſonders wichtige Ge- 

äfte der Gerichtsichreiber im allgemeinen den Gerichts- 
—— mit Rüdficht * ihre geringere Vor⸗ 
bildung nicht übertragen werben. Bon dieſen beiden 
Arten von Beamtenftellen find diejenigen ber Gerichts- 
{chreibergehülfen — und nur dieſe — ben Militär- 
anwärtern vorbehalten; für die Stellen ber Gericht- 
ihhreiber genießen die Militäranwärter an fich feinen 
befonderen Borzug vor den Bivilanwärtern. Wenn nun 
ein Militäranwärter die Prüfung zum Gerichtsjchreiber- 
gehülfen beftanden hat und als Gerichtsjchreibergehülfe 
angeftellt ift, fo iſt es eine bejondere Bergünjtigung, 
wenn ihm die Yuftizuerwaltung Gelegenheit gibt, aus 
diefer den Militäranwärtern allein vorbehaltenen Klaſſe 
aufzurüden in die höhere Klaſſe. Er hat einen geringeren 
Borbereitungsdienft durchzumachen gehabt für jein jegiges 
Amt, muß aljo infolgedefjen noch einen Ergänzungs- 
vorbereitungsdienft leiften, damit er bie ſchwierigere 
Gerichtsichreiberprüfung beftehen kann. Nun würde 
eigentlich die Konfequenz die fein, daß ein folder Beamter, 
der, nachdem er fchon angeftellt ift, in den Vorbereitungs- 
dienft für ein anderes Amt eintritt, zu dem fein gegen- 
wärtiges Amt nicht die normale Vorbereitungsftufe bildet, 
— bak ein ſolcher Beamter unter Burüdbehalten feines 
Gehalts beurlaubt würde. Dieje Konjequenz würde aber 
eine harte für die Beamten fein, und in dem Bejtreben, 
den Militäranwärtern möglichft entgegenzutommen und bei 
den Tüchtigeren das Intereſſe daran zu fördern, daf fie ben 
Verſuch machen, in höhere Stellen aufzurüden, hat die 
— bereits Mitte der 80er Jahre eine 

erfügun —— in der geſagt iſt: es ſei zuläſſig, die 
Gerichtsſchreibergehülfen zum Zwecke des von ihnen noch 
u leiftenden änzungsvorbeitungsdienfte® unter Be- 
afjung des Gehalts zu beurlauben. Aber allerdings ift 
der Herr Yuftizminifter zur Belaffung des Gehalts nur 
in der Lage nad Abzug der durch den Urlaub entitehen- 
den Stellvertretungskoften. Nun ift das nicht jo ſchlimm, 
wie man ed im eriten Moment vielleicht glaubt; denn 
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IFritze, Geh. Oberjuftizrat] 
tatjächlich ift diefer Ergänzungsvorbereitungsdienft in ber 
Regel kein fehr langer. Das richtet ſich ganz nad den 
bisherigen Kenntniffen und Leiftungen des — 3 Es 
kann ihm auf dieſen an ſich 2'/, jährigen Borbereitungs- 
dienft angerechnet werben die Zeit, die er im Bor- 
bereitungsdienft für die Gerichtsichreibergehülfenprüfung 
und im Gerichtsfchreibergehülfendienft zugebracht hat. 
Alſo je tüchtiger der Anwärter ift, defto geringer wird 
die Zeit für ihn fein. 

m bie Härten, die damit noch verbunden oc 
fönnen, daß der Beamte jeine Stellvertretungskoften 
tragen muß, zu vermeiden, ſoweit e3 fi mit dem dienſt— 
lichen Shuterefte verträgt, ijt ferner vorgefchrieben, daß, 
wenn es irgend möglich ijt, die Gerichtsfchreibergehülfen, 
die den Ergängungsvorbereitungsbienft durchmachen 
wollen, an ſolche Behörben —* werden, bei denen ſie 
neben ihrer ordnungsmäßigen Beſchäftigung ſich noch 
weiter vorbereiten fünnen. Da werben fie in den Ger 
ſchäftszweigen, in denen fie bisher fi auszubilden Ge— 
legenheit nicht hatten, fi) die nötigen Stenntniffe 
aneignen können. Es ift in diefer Verfügung den Pro— 
vinzialbehörben, in deren Hand die Negelung ber Ber- 
bältniffe zunächft liegt, ausdrüdlich empfohlen, fomweit es 
fi) mit den dienftlichen Intereſſen verträgt, diefen Weg 
u beicdreiten, und es entjpricdt den Intentioneu bes 
Koran Auftizminifters, daß, wo die dienftlichen —— 
es irgend zulaſſen, die Provinzialbehörden es den Be— 
amten erleichtern, dieſen für fie günſtigſten Weg einzu- 
ſchlagen. Auch fonft ift der Herr Sultisminifter ſtets 
beſtrebt, die weitere Ausbildung der Gerichtsſchreiber- 
ehülfen fördern. Jüngſt iſt wiederholt Provinzial 
ehörden, die ſich außer ſtande erklärten —— Beamten, 
die bereit waren, Stellvertreter zu beza en, dieſe zu 
ftellen, weil fie angeblic; fein genügendes Material dafür 
hatten, gefagt worden, das fei fein Grund, es feien dann 
minder qualifizierte Sträfte heranzuziehen; der Militär- 
anmärter follte deshalb allein in rei weiteren Aus« 
bildung nicht gehindert werben. 

Bu der Berechnung, die die Herren Abgeorbneten 
Bachmann und Krauſe vorhin angefochten haben, möchte 
ich mir nur noch eine kurze Bemerkung geftatten. Es 
ift natürlich richtig, dah, wenn neue etatsmäßige Stellen 
eihaffen werben, dafür fo und foviele Hülfsarbeiter- 
—* fortfallen müſſen; denn es entſteht doch hierdurch 
fein neues Bedürfnis nach Arbeitskräften, ſondern es 
handelt ſich nur um eine Ummanblung der bereits 
aushülfsweife gewährten Kräfte. Das ift keine Eigen- 
tümlichfeit gerade des Kanzleidienſtes. Wenn Sie fi 
umfehen, wie es bei ben mittleren Beamten ift, jo werden 
Sie finden, daß da der nichtitändige Hülfsarbeiter 
1400 M bezieht. Wenn diefe Stelle in eine foldhe für 
einen ftändigen Diätar umgewandelt wird, fo kommt für 
diefe in dem Etat auch nur die Summe von 1400 A in 
Betradt. Das ift aljo formell überhaupt kein Mehrauf- 
wand. Wenn die Stelle durch eine etatdmäßige Beamten- 
ftelle eriett wird, fo beträgt die Differenz — abgejehen 
vom Bohhun ögeldzufchug — nur 100 A, weil das 
Mindeftgehalt der etatsmäßigen Stelle 1500 M ausmadht. 


(Buruf: Der Koftenpunkt ift ſehr gering!) 


— Der Koftenpunft ift tatfächlich weit erheblicher, als er 
hier nad) den Sahlen, die in dem Etat hevvortreten, er 
ſcheint; man muß eben, wie der Herr Abgeordnete 
Sraufe das Fr vorhin auch anerkannt hat, nicht bloß das 
Mindeftgehalt, fondern das Durchichnittägehalt in 
Betracht ziehen, da es fich um eine dauernde Vermehrung 
der Gejamtzahlen in der betreffenden Kategorie handelt, 
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* ferner auch noch den Wohnungsgeldzuſchuß Hinzu- 
rechnen. 

Die Frage, wie weit man bei Einrichtung von 
Kanzliftenftellen gehen will, ob man auf Amtsgerichte 
mit 8 oder mit 7 Richtern heruntergehen will, ift bisfu- 
tabel. Irgend eine Grenze muß aber gezogen werden. 
Ebenfo muß ich zugeben, daß es vielleicht noch erfreulicher 
gewejen wäre, wenn die ganze, prinzipiell als begründet 
anerkannte Forderung jchon durch den gegenwärtigen Etat 
hätte bewilligt werden können; aber, meine Herren, ©ie 
wiffen, der Etat ift ftets ein Kompromiß. 


Präfident v. Kröcher: 
geordnete Willebrand. 


Willebraud, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
möchte die Beratung des Juſtizetats nicht vorübergehen 
laſſen, ohne noch einmal ein gutes Wort einzulegen für 
die Schmerzensfinder der Tuftizverwaltung, für Die 

uftiztanzleigehülfen. Ich erkenne gern an, daß der 

rer Minifter in den legten Jahren recht viel getan hat, 
um ihre Lage zu befjern, namentlich auch a. die jeit 
dem Schluß der legten Landtagsjejfion erlafjene Ber: 
fügung, nad welcher fortan bei der Altersermäßigung 
der Überverdienft voll ausgezahlt wird. Indes bleiben 
immerhin noch manche Wünſche übrig, denen eine Berech— 


Das Wort hat der Ab- 


tigung nicht abzufprechen ift, und zu diejen gehört der 
un der Kanzleigehülfen auf Anderung der Berechnung 
des Mindeſteinkommens. 


Meine Herren, Sie wifjen ja: das Mindefteinfommen 
wird den Kanzleigehülfen in der Regel gewährt nad; etwa 
fünfjähriger Dienftzeit; es befteht in dem 26jaden Be 
trag desjenigen Schreiblohns, den der Kanzleigehülfe bei 
normaler Arbeit an einem Tage verdient. Sein Tages- 
verdient richtet fih nad der Höhe des Schreiblohnfages, 
ber bei ben Sanzleigehülfen, die 5 Jahre und länger im 
Dienft find, nicht unter 8 # zu betragen pflegt. Es 
verbient alfo ein — —————— bei einem Schreiblohn⸗ 
fat von 8 # 2,88 M, bei 9 # 324 AM, bei 109 
3,60 M, bei 11 # 3,96 AM, bei 12 # 4,32 M pro Tag. 

Diefer Tagesverbienft ift gewiß ein ſehr färglicer, 
namentlich; wenn man bedenft, daß die meiften Kanzlei— 
gehülfen verheiratet find und Frau und Kinder bavon 
miternähren müffen. Er reicht noch nicht einmal heran 
an die Bezüge eines Gerichtödieners, obwohl defjen Dienft 
ein leichterer, deſſen Vorbildung eine geringere ift, ja 
vielfach nicht einmal an die Löhne des einfachen Arbeiters, 
namentlich in Induſtriebezirken. Aber nun, meine Herren, 
— das bitte ich zu beachten, — hat der mit Mindeftein: 
tommen bedachte Kanzleigehülfe nicht einmal die voran» 
gegebenen Tagegelder zu verzehren, er bekommt fie nur 
nad) Abzug der 4 Sonntage, alfo 26 mal im Monat, 
während er doch 30 Tage davon leben muß. 

BVerteilt man aber die Tagegelder auf 30 Tage, fo 
bleiben ihm pro Tag nur 2,50 M, bzw. 2,80 M, bzw. 
3,10 AM, bzw. 3,43 M, im Höchftbetrage 3,70 M, Beträge, 
die völlig unzureichend find, um eine Familie davon zu 
ernähren. Daher wünſchen bie Kanzleigehülfen dringend, 
daß ihr Mindefteinfommen nicht nur ir die 26 Merk: 
tage, fonden aud für die 4 Sonntage, aljo für 
30 Stalendertage, berechnet werde. Wenn dies geichieht, 
dann erhöht fie ihr Minbdefteintommen bei einem Schreib- 
lohnjag von 8 # von 75 auf 87.4, bei 9 # von 84 auf 
97 A, bei 10 # von 93 auf 108 A, bei 11 # von 
103 auf 118 A, bei 12 # von 112 auf 129 A im 
Monat. Diefe Erhöhung ift den SKanzleigehülfen gewiß 
wohl zu gönnen; fie läßt fich allein ſchon beftreiten aus 
dem Berdienfte, ben die Juſtizverwaltung an den Schreib- 
löhnen hat. Denn während fie den Sufkigkanzleige ülfen 
uur 5 bis 12 % für die Seite zahlt, aljo im Durch— 
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Juftiʒ · Etat F 
[Willebrand, Abgeordneter] 
ihnitt 81%, #, ftellt fie den Parteien 10 #7 für bie 
Seite in Rechnung, eripart alfo an jeder Seite 1%, # 
Meine Herren, nun bin ich gefaßt auf den Einwand, daß 
man doch nicht Schreiblöhne garantieren könne, die nicht 
verdient feien, ferner auf den Einwand, daß die ver» 
dienten Schreiblöhne nad den Lohnliften in Wirklichkeit 
.. höher jeien als die durch das Mindefteintommen 
gewährleifteten.. Was das Legtere anlangt, fo ift dies 
allerdings richtig; aber es * das auf der traurigen 
Erfahrung, daß die Kanzleigehülfen durch Nachtarbeit und 
durch Sonntagsarbeit ihre Geſundheit ruinieren, um nur 
das Notwendigfte für ſich und ihre Familien zu erwerben. 
Davor ſollte man fie aber doch bewahren und ihnen die 
überarbeit erfparen. 

Was das Erftere anbelangt, fo ift das Pringip, daß 
nur die wirklich geleitete Arbeit bezahlt werden joll, ſchon 
dadurch durchbrochen, daß man den Sanzleigehülfen auch 
für die Urlaubszeit und für die Tage, wo das Schreib» 
werk für das Pflichtpenfum nicht ie: „Pins war, Zahlung 
leiſtet. Warum joll man ihnen da nicht auch für bie 
Tage, wo fie die Sonntagsruhe genießen follen, aber doch 
leben müfjen, den Schreiblohn geben? 

Meine Herren, das Beſte wäre ja num freilich für 
die Kanzleigehülfen, wenn ihnen die etatsmäßige An— 
ftellung und dadurch ein feites Gehalt, en 
Penfionsberehtigung, ihren Hinterbliebenen die Relikten- 
verforgung ermöglicht würde. Indes das fteht nicht in 
der Hand des Herrn Minifters; es müßten zuvor bie 
Anftellungsvorfchriften geändert werden, und zu biejer 
Anderung wird die Militärverwaltung wohl nicht fo leicht 
ihre Zuftimmung geben. Wber, meine Herren, was ber 
Herr Minifter aus eigener Mactvolltommenheit tun 
fann, das ift, die Bezüge der es are aufzus 
beffern. Ich möchte daher den Herrn Minifter bitten, 
dem Wunſche der Kanzleigehülfen zu entiprechen und die 
Kanzleiordnung dahin abzuändern, daß fortan ber Be- 
rehnung bes Mindefteintommens ftatt der 26 Werk 
tage die 30 Kalendertage des Monats zu grunde gelegt 


werden. 
(Bravo!) 





BPräfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiffar. 


e, Geh. Oberjuftizrat, Regierungstommiilar: 
— der Herr — Billebrand bat 
bereit8 anerkannt, daß die etatsmäßige Anftellung der 
Kanzleigehülfen nicht in der Macht des Herrn Suflige 
—— liegt. Ich brauche darüber fein Wort zu ver 
eren. 

Was nun die von ihm angeregte Frage der Erhöhung 
des Mindefteintonmens anlangt, jo muß die Staats- 
tegierung unter allen Umſtänden, um eine Berbunfelung 
der Sachlage zu vermeiden, an dem *2 —* 
daß das —— — weiter nichts iſt, als die 
Garantie eines gewiſſen Stücklohns. Der Kanzleigehülfe, 
auch derjenige, dem ein Mindeſteinkommen gewährt iſt, 
bleibt an ſich Stücklohnarbeiter und wird nach ſeiner 
Leiſtung bezahlt; nur um ihm vor Not in Strankheits- 
fällen und vor einer Beeinträchtigung feines Einfommens 
u fchügen, wenn bei dem Gerichte vorübergehend, in ben 
Ferien eiten etwa, die Arbeit zurüdgeht, um ihn vor 
einem Abzug für die Tage, an denen die Arbeit aus 
Gründen, die nicht in feiner Perfon liegen, eingeftellt 
wird, oder für die Dauer eines billigerweije zu gemwäh- 
renden Urlaubs zu bewahren, wird ihm allerdings — und 
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darin tritt gerabe hervor, daß es fi) um die Garantie 


eines gewiſſen Einfommens handelt — ein Abzug von 
dem Mindefteintommen nicht gemacht, auch wenn er am 
Monatsende — und nur für den ganzen Monat ift das 


Mindefteinfommen feftgelegt — nicht dasjenige Penſum 
geleiftet hat, welches er, um das Windefteinkommen zu 
erhalten, an fich würde leiften müffen. Aus diefer Natur 
bes Mindefteinfommens folgt ohne weiteres, daß es in 
feinem Betrage — if einmal von ber Höhe des 
dem Kanzleigehülfen bemilligten Schreiblohns und zweitens 
von ber Seitenzahl, die er normalerweife im Monat als 
jein Penfum zu leilten hat. Dabei muß ſelbſtverſtändlich, 
da das Penfum für jeden einzelnen Tag feftgefegt ift, 
die Zahl der Tage in ben ———— Monaten aber 
nicht gleich ift, ein gewiſſer Durchichnittsfag genommen 
werden; ebenjo ift eine Durchſchnittsrechnung nötig, um 
runde Beträge für das Mindefteinfommen zu gewinnen. 

Wollte man den Sanzleigehülfen nun das Mindeft- 
einfommen erhöhen, fo wäre das mur dadurch möglich, 
daß ihnen entweder der Schreiblohn oder ihr Monats- 
penfum erhöht wird; mit anderen Worten, daß von ihnen 
ein höheres Penfum verlangt wird, ala 36 Seiten für 
den —— Ich glaube aber kaum, daß der Herr Abge- 
ordnete Willebrand damit einverftanden fein würde, wenn 
der Wunſch der Kanzleigehülfen, das Mindefteintommen 
u erhöhen, dazu führen würde, daß ihnen aud das 
Benfum erhöht würde. 

Wenn der Herr ——— Willebrand gemeint 
5 man könne den Sanzleigehülfen noch eine beiondere 

umendung um beswillen machen, weil jet die Staats— 
regierung erhebliche Eriparnifje an den Schreibgebühren 
mache, — denn jie ftelle den Parteien die Seite mit 
10 # in Rechnung, gebe aber den Sanzleigehülfen nur 
einen Schreiblopn von 5 bis 12, alſo durchfchnittlich 
8, —, fo ift diefe Berechnung ſchon um desmwillen 
nicht Baer weil ja feineswegs die Kanzleigehülfen 
in 8 Slaffen mit je gleicher Mitgliederzahl eingeteilt 
find und num die eine Klaſſe 5, die andere 6, die dritte 
7 ufw bis zu 12 # Schreiblohn erhält; fondern tat- 
ſächlich ift die Zahl derjenigen Kanzleigehülfen, die einen 
höheren Schreiblohn beziehen, viel größer als die Zahl 
derjenigen, die etwa einen Schreiblohn von 7, 6 oder gar 
5 M beziehen. Einen Schreiblohn von 5 M bezieht 
überhaupt faum ein Sanzleigehülfe, der —— Zeit im 
Dienſt iſt. Es handelt ſich dabei um Leute, die vorüber- 
— angenommen ſind oder um ganz junge Leute. 

jo die Durchichnittsberehnung von 8, F ſtimmt 
nicht. Ich bin im Wugenblid nicht in der Lage, den 
richtigen Durchſchnittsbetrag genau anzugeben ih kann 
aber aus meiner Erinnerung verfichern, daß frühere Er- 
mittlungen dazu geführt hatten, daß jept ungefähr der 
Durdjchnittsfag von 10 #, ber allein den Parteien in 
Rechnung geftellt werden kann, erreicht ift, und daß diejer 
Umſtand gerade ein Bebenten bildet gegen eine weitere 
Aufbefferung der Bezüge der Sanzlelgehlifen; denn man 
würde fonft dazu kommen, daß man den Barteien fünftig 
* Beträge für die einzelne Seite würde in Rechnung 
ellen müſſen. 

Im übrigen iſt ja von dem Abgeordneten Willebrand 
ſelber anerfannt worden, daß in ben letzten Jahren viel, 
jehr viel für die Kanzleigehülfen getan if. Die AYuftiz- 
verwaltung wird * ae ſtets bereit fein, ſich mit 
möglichftem Wohlwollen der Intereſſen diefer jehr zahl- 
Be en Beamtenklaſſe anzunehmen; aber gewifje Grenzen 
müffen dabei doch auch innegehalten werben. Im nächiten 
Sabre hoffe ich, im der Lage zu fein, den Herren über 
die Einfommensverhältniffe der Kanzleigehülfen, wie fie 
fih unter der Herrſchaft der jett geltenden Beftimmungen 
tatjächlich gejtaltet haben, nähere Mitteilungen machen zu 
fönnen, Es iſt in Musficht genommen, Gehebunge, wie 
102 
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grise, Geh. Oberjuftigrat] 


fie vor einigen —* in dieſer Beziehung ſchon einmal 
ſtattgefunden haben, zu erneuern, ſobald ein volles Jahr 
ſeit dem Inkrafttreten ber letzten Verfügung wegen ber 
Vollbezahlung des Überverbienjtes aud bei der Penſum— 
ermäßigung vergangen ift. 








fibent v. Kröcher: Das Wort hat ber Herr 
Kommiffar des Finanzminifters, 


Halle, Geh. Finanzrat, Regierungstommiflar: Eine 
Bemerkung bes Herrn Abgeordneten Willebrand hat mich 
überraiht, daß der Staat feiner Meinung nah an« 
fcheinend noch ein Gefhäft made durch die Stanzlei- 
gehülfen. Das ift keinesfalls richtig, meine Herren. Ich 
darf in der Hauptſache Bezug nehmen auf bie Erklärung 
bes Herrn Vertreters des Herrn Juſtizminiſters, daß der 
burchichnittliche — wie ſchon vor Jahren feit- 
geitellt ift, bloß für die Kanzleigehülfen etwa 10 M be- 
trägt, aljo dem Sat a den das Gerichtskoften« 
geſetz zuläßt. Meine Herren, damit find aber lange 
nicht ade Ausgaben berechnet, die die Kanzleigehülfen dem 
Staat verurſachen. E3 find fehr viele Ausgaben, die 
noch auf das Konto ber — kommen; ganz 
abgeſehen von den ſächlichen Ausgaben, ſind es die Pen— 
fionen, Unterſtützungen ufw. Aber das Kanzliſtenweſen 
beruht nicht 9 auf den Kanzleigehülfen. Es kommen 
dabei noch die perſönlichen und fächlihen Ausgaben für 
die eigentlichen Kanzleibeamten, die Kanzliften aud in 
Betracht. Meine Herren, für die legteren ift im Finanz— 
minifterium früher einmal beredinet worden, daß Be 
fchnittlich die Seite Glattſchrift, die die Kanzliften leiften, 
dem Staate weit über 20 # koftet. Das ift doch mehr 
als das Doppelte von dem, was der Staat in Rechnung 
fegen fann. Wie ſich das gefamte Mißverſtändis erklärt, 
kann ich noch durch einige weitere Zahlen den Herren 
klar machen. 

Als das Gerichtskoſtengeſetz geichaffen worden ift, 
hat der Staat den Kanzleigehülfen an Löhnen bezahlt 
5 bis 7 #. Pebt zahlt er 5 bis 12 #. Ebenſo find 
die Gehälter für die eigentlichen Kanzliften damals weit 

eringer gewejen als jetzt. Much aus dieſen beiden 

Aahten fönnen die Herren fi) ein Bild machen, ein wie 
wenig gutes Geichäft jet der Staat bei ber Kanzlei 
madt. Der Staat fett tatfächlich viele Millionen babei 
zu. Ich darf bloß die eine Zahl nennen, daß bie Aus- 
gaben auf perfönlihem Gebiet nach einer Berechnung, die 
ih im vorigen Jahr gemacht habe, über 7'/, Millionen 
betragen, und was der Etaat bavon tatſächlich wieder- 
befommt, ift verſchwindend. 


Präfident v. Aröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Goldſchmidt. 


Goldſchmidt, Abgeorbneter: Meine Herren, ich bin 
heute in einer erheblich angenehmeren Lage, als im erften 
Jahre diefer jest zu Ende gehenden Legislaturperiode, 
denn damals ftand ich ganz allein im Streit für die 
Schmerzensfinder der uftiz, wie der Herr Kollege 
Willebrand die Kanzliften mit Recht bezeichnet hat. gr 
wwiſchen aber find alle Parteien binzugelommen und haben 
ſich, was ich dankbar anertenne, der AYuftizkanzliften ans 
genommen. Sch jehe, daß der Herr Kollege Schmidt mir 
einen Widerfpruch entgegenfegen will, und da möchte ich 
ihm zuvorfommen mit der Bemerkung, daß ich keineswegs 
beftreite, daß in früheren Legislaturperioden die anderen 
Barteien warm eingetreten find für die Kanzliften, daß 
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aber das, was ich in bezug auf biefe Legislaturperiobe 
jagte, richtig ift: im erften —* ſtand ich allein. 

Es freut mich, daß vom Miniſtertiſch aus anerkannt 

worden iſt, daß es allerdings im Intereſſe des Dienſtes 
liegt, die feſten Stellen zu vermehren, und daß weiter 
anerkannt worden iſt, daß für die Stelle, die zu einer 
feſten gemacht wird, eine erhebliche Vermehrung der 
Koſten nicht eintritt, weil ja dafür die diätariſche Stelle 
fortfällt. Dies als richtig anerkennend, meine ich, ſollte 
die Juſtizverwaltung doch ein etwas ſchnelleres Tempo 
einſchlagen für die Schaffung von feſten Stellen. Die 
Juſtizkanzliſten kommen viel zu ſpät zur feſten Anſtellung 
und damit auch fo ſpät zur Erreichung ihres Höchſt- 
ehaltes. Es liegt mir bier eine Berechnung des durch» 
Pönittlichen Dienſt- und Lebensalter der etatsmäßigen 
Kanzliften in ben Oberlandesgerichtsbezirten vor, und da 
ftellt fich heraus, daß im Durchſchnitt in ganz Preußen 
das Höchſtgehalt erreicht wird erft nad) 36%, Dienftjahren 
in einem Durchſchnittsalter von 57'/, Jahren. Nun bes 
denfen Sie, was das für dieje Leute bedeutet, wenn fie 
inzwijchen annähernd 60 Jahre alt geworden find — ein 
Teil wird ja noch älter —, ehe fie das Höchſtgehalt be— 
kommen. Dann haben die Leute nur noch ganz kurze 
Beit ihres Lebens ſich des Höchitgehaltes zu erfreuen, 
und auch das Höchitgehalt ift ja jo niedrig bemeſſen, daß 
bejonders viel nicht damit auszurichten F Ich ſollte 
alſo meinen, daß die Anſtellung früher erfolgen müßte, 
und daß der Herr Juſtizminiſter dahin feine Bemühungen 
und feinen Einfluß geltend machen möchte. 

Wenn nun aber gegenüber dem Herm Stollegen 
Willebrand erklärt wird, daß z. B. bei den Glattjchriften 
der Staat jehr viel Geld zulege, da die Seite ihm felber 
20 # kofte, und er fie mur mit 10% in Rechnung ftelle, 
fo veranlaßt mich diefe Bemerkung des Herrn Vertreters 
bed Finanzminiſteriums, doch darauf aufmerkjam zu 
machen, daß dann ben Sanzliften, die nur 8 bis 10 M 
für die Seite Glattichrift befommen, viel zu wenig ges 
gebt wird, wenn eine Seite von einem feftangeftellten 

eamten geichrieben 20 # Gelbitkoften verurjadt. ch 
möchte meinen, daß man überhaupt für die Glattjchrift 
eine beffere Bezahlung herbeiführen müßte und daß man 
vielleicht bei hundert Seiten Glattſchrift einen Aufichlag 
von 15 bi8 20% geben könnte. Dann würden die Lohns 
ichreiber wenigitend einigermaßen zurechtkommen; fie 
brauchten dann nicht jo überzuarbeiten und fich fo anzu— 
firengen, wie fie e8 heute müflen, um wmenigitens eine 
beicheidene Eriftenz zu haben. 

Dann würde man auch gut tun, das erhöhte Benjum 
wieder herabzufegen und zwar auf 32 Seiten, wie es 
vordem war, eine Herren, 32 Seiten find eine durch 
aus volle Tagesleiftung, und nur die ganz quten Srälte 
find im ftande, darüber hinaus noch einige Seiten mehr 
zu fertigen. Die angehenden Kräfte oder die ſchon älter 
— Kräfte End aber vielfach gar nicht in ber 

age, das vorgeichriebene Penſum von 32 Seiten in der 
Dienstzeit zu erreichen, und biefe müfjen daher, nur um 
ihr Penfum durchzuarbeiten, noch zu Haufe weiter ſchaffen. 
Nun ift aber die ss für das Benfum fo beicheiden, 
daß die Leute damit nicht ausfommen können. Sie müſſen 
aljo noch weitere Arbeiten mit nad) pauie nehmen, um 
einigermaßen einen Verdienft zu erzielen, der beicheiben 
ausreicht, die Familienkoſten zu deden. ch habe jchon 
früher darauf aufmerfjam gemacht, daß diefe Beamten 
nicht nur den ganzen Tag und die halben Nächte, fondern 
auch Sonntag für Sonntag zu arbeiten haben, um zu— 
recht zu kommen. Meine Herren, dns ift ein Zuftand, 
der nicht zu billigen ift und der dringend der Abhülfe 
bedarf. 

Meine 


erren, für die Vermehrung ber feften Kanz— 
liftenftellen 


ind ja aud) die höheren Beamten in der 
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IGoldſchmidt, Abgeordneter] 
Juſtiz. So hat, wie mir mitgeteilt worden ift, der Herr 
Kammer erichtspräfident 73 neue Stellen als dringend 
erforderlich beantragt, während nur ganze 4 neue Stellen 
bewilligt worden find. 

eine Herren, dann ift auch wieder von dem Herrn 
Regierungstommiffar aus dem Yuftizminifterium das alte 
Lied von neuem gelungen worden: ja, in Berlin und in 
anderen großen Bezirten wie frankfurt a. M. ift ber 
Andrang jo groß, und deswegen müflen die Qeute jo 
lange auf fefte Anftellung warten. Meine Herren, ich 
babe ſchon an dem hohen Durchſchnittsalter, in welchem 
in ganz Preußen erft das Höchſtgehalt erreicht wird 
nachgewiejen, daß es in anderen Gerichtsbezirken auch) 
vielfach jo ift wie in Berlin und in Frankfurt a. M., 
wenn es auch wieder andere Bezirke gibt, in denen bie 
Anftellung früher erfolgt. Aber es liegen mir hier zwei 
Zufchriften aus auswärtigen Gerichtsbezirken vor, aus 
welchen hervorgeht, daß die Leute auch draußen fehr, ſehr 
lange warten müſſen, ehe fie zur Anftellung kommen. 
Da ſchreibt mir 3.8. ein Sanzleidiätar von einer aus» 
wärtigen Staatsanmwaltichaft, daß er 12 Militärdienft- 
jahre hinter ſich habe und jett bereit? auch 12 Jahre 
bei der Yuftiz in Dienft ftehe und immer noch Kanzlei» 
biätar ſei, alfo noch feine fefte AUnftellung bekommen 
habe. Nach 24 Jahren im Staatsdienfte ift der Mann 
alfo noch heute ohne feite —— Und, meine 
Herren, ich kann aus dem Schriftſtück, das mir vorliegt, 
ſowohl aus der Handſchrift wie aus dem Stil desſelben 
doch anerkennen, daß es ſich hier um einen Mann 
handelt mit Fähigkeiten, die erheblich über den Durch— 
ſchnitt hinausgehen, und der jehr wohl wert wäre, in 
eine beſſer bezahlte rg Ku ing vor allem 
aber in eine fejte Stelle. r Dann fchreibt in feiner 
Eingabe an mid, daß, wenn er heute, nachdem er 
24 Jahre gedient hat, die Augen zufchließe, feine Frau 
und feine noch unerzogenen Kinder mittellos baftänden, 
feiner fi ihrer annähme; dieſer Zuftand fei rein zum 
Berzweifeln, und feine Söhne würden allerdings daraus 
die Lehre ziehen — wie bie ja der Herr Slollege 
v. Buddenbrod befürchtete —, daß fie dieſe Karriere 
nicht einfchlagen würden. So benten viele, und da fann 
ed nachher —— dahin kommen, daß es in der 
Armee an tüchtigen Unteroffizieren fehlt. 


(Bravo!) 


Auch aus einem amderen Gerichtäbezirf wird mir 
Ahnliches mitgeteilt. Da heißt es — es handelt ſich hier 
noh um einen etwas jüngeren Beamten —: „Unter: 
— ſteht im 35. Lebensjahre, iſt bereits über 

Jahre bei der Juſtizbehörde beichäftigt, bat im Jahre 
1895 feine Prüfung Fir ben Kanzleidienſt abgelegt und 
ift bereits viele Jahre bei den meiften Oberlandesgerichts- 
bezirfen für den Sanzleibeamtendienft notiert. Die Aus- 
[ t auf Einberufung, wenn auch nur in ein biätarifches 

erhältnis, fteht aber in bdiefen Bezirken ebenjo aus 
fichtälos wie im Sammergerichtäbezirf,” Die Herren 
wenden fi) auch an andere Gerichte, aber fie werden 
bort auch nur notiert und kommen ebenjo wenig wie in 
Berlin zur Anftellung. 

Nun erkenne ich dankbar an, daß der Herr Minifter 
veranlaßt hat, daß den Auftizlanzliften, Diätaren und 
Sehülfen mit dem Mindefteinkommen in jedem Jahre 
21 Arbeitstage Ferien gewährt werden können, und 
er hat angeordnet, daß, wenn ein Kanzlift z. B. in einer 
— — verreifen muß, ihm auch dafür 

eit gegeben werden fol, ohne daß er das Penſum nach— 
zuarbeiten hat. Nun wird aber geklagt, daß diefe, wie 
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ich anerfenne, ſehr dantenswerte Verfügung des Herrn 
Minifters bei einzelnen Gerichten fo ausgelegt wird, daß 
von diefen 21 Arbeitstagen als Urlaubstage von vorn« 
herein einige Tage in Abzug fommen für den eventuellen 
Hal, daß ber Betreffende genötigt ift, 2 oder 3 Tage 
zur Veerdigung eines Verwandten zu fahren oder aus 
einem anderen dringenden Anlaß Urlaub zu nehmen, 
damit zu den 21 Tagen nicht nod; 2—3 weitere Urlaubs: 
tage hinzukommen. 

Nachdem heute fi alle Parteien der Sanzliften, 
der Zivilkanzliſten wie der Militäranwärter, warm an: 
genommen haben, will a mit dem ganzen Haufe dringend 
wünjchen und hoffen, daß endlich bie Beit kommen möge, 
wo wenigftens die allerichlinmften lagen diefer Beamten- 
ichaft bejeitigt werden. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Regierungs- 
fommiffar hat das Wort. 


Halle, Geh. Finanzrat, Regierungsfonmiflar: Den 
warmen MWünfchen für die Sanzleigehülfen kann ich mic) 
bis zu einem gewilfen Grade anichliefen. Sowohl bie 
AYuftizuerwaltung als auch die Finanzverwaltung haben aber 
in den legten Jahren in vielfacher Hinficht betätigt, 
welches Intereſſe fie für diefe Herren hegen, und biejes 
ge in einem Umfange bewieſen, daß ich meine, es 
ei an der Zeit bie8 in einem größeren Maße anzu: 
erkennen und nicht die Sache fo darzuftellen, als wenn 
die größten Sagen und Mifftände immer noch nicht 
genügend Berüdjichtigung gefunden hätten, 

Nachdem ich dies vorausgeſchickt habe, möchte ich 
noch auf einige Musführungen des Herm Vorredners 
bezüglich der Benfumsfrage eingehen. Diefe Frage ift 
im vorigen Fahre in der Bubgetfommiffion eingehend er 
Örtert worden. Damals lag eine Petition vor, aber nicht 
etwwa ber Stanzleigehülfen, fondern feitens der eigentlichen 
Kanzliften. Diefe Frage kann für beide Kategorien nur 
leihmäßig behandelt werden, fie kann auch nicht felb- 

ändig behandelt werben für die Yuftiz ohne Müdficht- 

nahme auf andere Verwaltungen. Meine Herren, aber 
für die Sanzleigehülfen würde die Ermäßigung des 
Benfums keinen Vorteil in fich fchließen, im Gegenteil 
einen Nachteil, denn Sie haben vorhin von dem Heren 
Bertreter bes Juſtizreſſorts gehört, daß das Mindejt- 
eintommen, welches den Kanzleigehülfen auch für die Beit 
ihres Urlaubs, Krankheit ufw gewährleiftet ift, und 
welches einen großen Vorteil darftellt, fi —— 
aus ihrer tatfächlichen Arbeitsleiſtung mal ihren Schreib⸗- 
löhnen. Wenn Sie aber die tatfächliche Arbeitsleiftung 
des Penjums herabſetzen, dann jeten Sie das Mindeft- 
einfommen nottwendigerweife herab und ſchädigen die 
Leute noch mehr. 


(Abgeordneter Goldfhmidt: Das ift ja nicht nötig!) 


* doch, ſonſt würde man etwas tun, was mit der 
atio nicht übereinſtimmen würde. Der Einwurf iſt 
alfo nicht gerechtfertigt. 

Wie fteht es mit dem Benfum? Das BPenfum ift 
tatfächlich bei der Juſtiz, was die Zahl der Silben an- 
re erheblich beſſer als bei anderen —— 
Die Verwaltungskanzliſten haben zu leiſten 9408 Silben; 
bei der Juſtiz And nur 8640 Silben zu leiften. Das 
ift doch ein bedeutender Unterjchied. 

Ferner aber kommt auch hinzu, daß bei der Yuftiz- 
Eanzlei Vorteile darin beftehen, daß die Beamten bie 
Nebenarbeiten befonderd vergütet bekommen, daß bie 
Formulararbeiten fie erheblich beffer ftellen wie die ge 
wöhnliche Glattichrift. Das find Vorteile, die bei der 
Verwaltung nicht in demfelben Maße Pla greifen. 


Haus der Abgeorbneten. 


Duftiz@tat] 


[Halle, Geh. Finanzrat] 

Dann bat ber Herr Vorrebner noch gemeint: bie 
älteren Leute könnten das Benfum nicht leiften. Meine 
Herren, das wird gar nit von ihnen verlangt. Die 
älteren Leute haben alle ein herabgefegtes Benfum. Sie 
haben nach der neueften Verfügung des Herrn uftig: 
minifters auch das Benefizium, wenn fie dieſes herab- 
geſetzte Penfum überfchreiten, daß fie dadurch einen Über- 
verdienft haben. Die Sache fieht alfo doch etwas anders 
aus. Ich kann fehr wohl anerkennen, daß die Einrichtung 
der Sanzleigehülfen dauernd beobachtet werden muß und 
daß man verjuchen kann, bier und da Härten auszu— 
gleihen. Aber andererſeits muß ich betonen, daß im 
ee na das geichehen ift, was für notwendig zu er- 
achten ift. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich habe mich zum Worte gemeldet — 


(lebhafte Rufe: ob, oh!) 


— ja, meine Herren, nur ein paar Worte! — als id 
hier von dem Herrn Kollegen Goldſchmidt hörte, daß er 
u Beginn der Legislaturperiode allein mit jeinen 

ünfchen für die Sanzleigehülfen geftanden hätte, Ich 
habe fofort den Almanad) eingefehen, um mid) zu über- 
eugen, ob der Herr jchon länger im Haufe iſt. Es 
Keine, daß er überhaupt erft in diefer Periode in das 
Haus eingetreten ift. ‘ch bin num fchon am Ende der 
dritten Legislaturperiode bier und ich habe mit ſolchen 
Wünſchen von Anfang an nie allein geitanden. Meines 
Erachtens war man auf allen Seiten des Haufes immer 
darüber einig, daß die Stanzleigehülfen unfere Schmerzens- 
finder wären. Wir haben das alſo 15 Jahre hier durch— 
emacht, und ich hoffe, daß endlid; einmal etwas mehr 
ür fie geichieht als bisher. 

39 will noch eine Kleine Bemerkung auf das ge 
was der Herr Kommiffar des FFinanzminifters gelagt 
bat, nachdem ſchon der Herr Kommihlar des Juſtiz⸗ 
minifter8 gegen meinen Kollegen Willebrand hervor- 
gehoben hatte: 8, # wäre nicht der Durchichnitt, 
fondern man würde da auf 10 F kommen. Das war 
dem Herrn Bertreter bes Finanzminifterd nicht genug. 
Er ſprang mit einer gewiffen —— auf und jagte: 
die 10 F find es doc auch nicht allein, was hier in 
Droge kommt, es Eoftet das Schreibwert jo viel Geld, 
die Kanzliften haben ein fo hohes Gehalt, und dann 
müflen wir das Material auch noch ertra bezahlen; alſo 
die Barauslagen Br e3 doch nicht allein. Sa, meine 
Herren, id glaube, der Staat nimmt auch nicht immer 
die Barauslagen allein für feine Tätigkeit, fondern er 
läßt fich noch hübfch die Gebühren ertra bezahlen. Die 
find die Hauptſache. Die baren Auslagen End nur ein 
fleiner Zuſchuß dazu, und der Staat jchlägt fie noch 
darauf, um finanziell noch etwas mehr zu den hoben 
Gebühren herauszubelommen. Aber der Staat muß den 
Kanzleigehülfen mehr zahlen als nur die baren Auslagen 
die er ſich wiederbe ablen läßt, jondern der Staat mu 
darüber hinaus auch für fie jorgen; denn ohne Sanzlei- 
gehülfen kriegt er aud; gar feine fonftigen Gebühren 
mehr, ohne Sanzleigehülfen kommt er nicht aus; er braucht 
fie notwendig. Darum muß auch die Vergütung für bie 
Ranzleigehüilten in den hohen Gebühren ſitzen, die der 
Staat erhebt. 


21. Sigung am 14. Februar 1903. 


—— — — — — ——— — — — — —— —— — e —— — — — 





Präfident v. Mröcher: Es iſt der Schluß ber 
Beiprehung beantragt vom Abgeordneten Jürgenſen. Ich 
bitte diejenigen Herren, die ben Antrag unterftügen wollen, 


ben. 
fih zu erheben (Gefäicht, 


Die Unterftügung genügt. Zum Wort ift noch gemeldet 
der Abgeordnete yoldiemibt, 

3% bitte Diejenigen Herren Wa ai reſpektive 
ſtehen zu bleiben, die den Schluß herbeiführen wollen. 


Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit; die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Zu einer perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete Goldſchmidt. 


Goldfchmidt, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
babe keineswegs beftritten, daß auch die anderen — 
des Hohen Haufes ſich vordem ſchon der Kanzliſten an— 
rg haben. Ich habe nur die Tatſache eftgefteitt, 
aß ich in der erſten Seſſion dieſer Legislaturperiode 
allein ftand und heute nicht allein ftehe, ſondern aus allen 
Barteien Herren aufgetreten find, die gewiß auch ſchon in 
——— ahren ſich ber Kanzleigehülfen angenommen 
aben. 


Präfident v. Rröcher: Zu einer perſönlichen Be— 
merkung hat das Wort der ———— Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Herr Gold» 
ſchmidt bejtreitet die ee: meiner Behauptungen. 
Wenn er zufälligerweije in der erſten Seſſion allein auf 
war, fo kann es nur daran gelegen haben, baf 
amals die Petitionen nicht vorgefommen Sind, bei denen 
wir dies in der Regel vorbringen. 


Präfident v. Kröcher: Die Titel jelbft find nicht 
angegriffen; Zit. 7 und 18 find bewilligt. 


Ich ſchlage dem Haufe vor, fich jet zu vertagen, 
Damit ift dad Haus einverftanden. 


Die nächſte Sitzung ſchlage ih vor abzuhalten 
übermorgen, Montag, den 16. Februar, Bormittag 11 Uhr 
mit folgender Tagesordnung: 

1) Reft der heutigen Tagesordnung. 

2) Erfte Beratung bed Gefegentwurfs, betreffend 

die Gebühren der Mebizinalbeamten. — Drud- 
ſache Nr 36. 

3) Erſte Beratung des Entwurfs eines Ausführungs- 
geſetzes zu dem Reichsgeſetze, betreffend die Be- 
fümpfung gemeingefährlicher Srankheiten vom 
30, uni 1900 (R. ©. Bl. Seite 306 u. flg.). — 
Drudjahe Nr 40. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Herr Präfident, 
wir find fo rüdjtändig mit dem Etat und müſſen ihn bis 
1. April fertig haben. Es gr doch nicht, daß wir 
ohne weiteres andere Arbeiten hineinziehen, jondern ich 
bitte, mit dem Etat fortzufahren. 

Neulih kam bier zur Sprade, dab Anträge aus 
dem Haufe zurüdgutreten hätten gegen den Etat. Das 
der Herr Kollege Porſch namentlich angeregt. ch 
in ſehr damit einverftanden; denn meines Grachtens 
müffen wir erft das verfaffungsmäßige Recht herftellen. 
Was dem einen billig ift, ift dem andern recht. Die 
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[Schmidt (Warburg), Abgeordneter] 
Regierung hat uns fo fpät einberufen; unfere Schuld ift 
es nicht, wenn wir mit dem Gtat noch nicht fertig ge- 
worden find. Es müfjen meines Erachtens die Regierungs- 
vorlagen zurüdtreten, ebenfo wie die Anträge aus dem 
Haufe. Ich bitte daher, Nr 2 uud 3 abzujegen und 
einen anderen Etat auf die Tagesordnung zu jegen. 


Präfident v. Kröcher: Diejer VBorichlag des Herrn 
Abgeordneten Schmidt würde mir außerordentlich fym- 
pathijch fein. habe mid; — ich kann jagen — mit 
Händen und Füßen dagegen gefträubt, die Beratung ber 
beiden Geſetzentwürfe or die Tagesordnung zu Ri 
Nun ließ mir der Herr Hultusminifter jagen, es wäre 
doch Far, daß, wenn die Gefegentwürfe bis nach ber 
zweiten Lefung des Etats zurüdgeftellt würden, aus 
ihnen in diefer Geffion nichts werden könnte. Gie 
müffen aljo, wenn überhaupt aus den beiden Gejegent- 
würfen etwas werben fol, jegt in die Kommiſſion kommen, 
wie namentlich ber zweite von den beiben Gejegentwürfen 
doch jedenfall3 einer Kommiſſion überwiefen werden 
ah Diefe Gründe haben mich zu meinem Vorſchlage 
eführt. 
Nun möchte ich noch eins hinzufügen. Wenn immer 
gefagt wird: „wir werben zu fpät einberufen”, jo kann 
ich darauf nur das erwibern, was früher ſchon oft er- 
widert ift, daß das frühere Einberufen für die Fertig— 
ftellung des Etats gar nichts helfen kann; denn ber Etat 
kann vor Anfang Sanuar — ungefähr vor dem 8. ober 
10. — nicht vorgelegt werden. Alſo für den Etat kann 
eine frühere Einberufung nichts helfen, Dieſe beiden 
Gejegentwürfe hätten allerdings früher vorgelegt werben 
fönnen. 

Zur Gefcäftsorbnung hat das Wort ber Abgeorbnete 
Goldſchmidt. 


Goldſchmidt, Abgeordneter: Meine Herren, ich halte 
es für durchaus notwendig, daß die Tagesordnung fo beſtehen 
bleibt, wie fie der Herr Präſident vorzufchlagen die Güte 
batte; denn es ift uns vorher eine amtliche Mitteilung 
aus dem Bureau des Hauſes zugegangen, worin ange» 
fündigt wurde, daß nad; Beendigung dieſes Etats bie 
— Gejegentwürfe zur Beratung kommen ſollen. 

arauf ift eine ganze Anzahl von Herren eingerichtet; 
andere wieder rechnen gar nicht darauf, daß Montag 
fchon ein weiterer Etat heranfommen würde, und dieſe 
Herren würden dann in Berlegenheit fommen. Nachdem 
es nun einmal fo zugeſchnitten ift, muß es auch jo genäht 
werben. Ich bitte Sie daher, eö bei dem Borfchlage des 
Herrn Bräfidenten zu belajjen. 


Präfident v. Mröcher: Zur Geihäftsorbnung hat 
das Wort der Abgeordnete Graf zu Limburg-Stirum. 


Graf zu Limburg » Stirum, Abgeorbneter: Meine 
Herren, ich bitte auch, den Vorſchlag des Herrn Präfidenten 
anzunehmen. Ich trete dem auch bei, daß es nicht ſchuld 
der Staatöregierung ift, wenn der Etat etwas ſpäter vor- 

elegt wird. Wenn der Etat fo oe en fortſchreitet, fo 
And wir mit dem ſehr ausgiebigen Debattieren auch etwas 
ſchuld daran. 

Was nun diefe beiben ge betrifft, welche 
a vorgelegt werden follen, jo ift der Zweck, praftiiche 

rbeit zu liefern und Gejege zu ftande zu bringen. Das 
ift der Grund, daß fie hier eingejchoben werden; denn es 
liegt auf der Hand, daß fie in die Kommilfion kommen, 
und wenn, wie ich hoffe, feine zu ausgiebigen Debatten 
darüber ftattfinden, werben fie nicht zu viel Zeit weg- 


Haus der Abgeordneten. 21. Sikung am 14. Februar 1903. 
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nehmen. Darin unterfcheiden fich dieje Gejeke von ben 
Anträgen aus dem Haufe, daß bie legteren nur Anregungen 
eben, aber nicht ein Beginn I bie legislatorifche Tätig- 

it find. Ich bitte, den Borjchlag des Herrn Präfidenten 
anzunehmen. 


Präfident v. Kröcher: Zur Geihäftsorbnung hat 
das Wort ber Abgeordnete Fritzen (Borken). 
erren, ich 


(Borken), Abgeordneter: Meine 

kann mid auch nur dem Vorſchlag des Herrn Bräfidenten 
anſchließen. Ich halte es aud nicht für billig, ber 
Staatsregierung einen Vorwurf zu machen, daß ſie uns 
in diefem Jahre erſt am 13. Januar einberufen hat. Es 
ift das geichehen auf Wunſch vieler Meichdtagsabgeorb- 
neten, welde in ber ge vor Weihnachten durch bie 
langen Arbeiten bes Reichstages erichöpft waren unb 
nun ausgiebige Ferien zu halten wünſchten, während die 
Staatöregierung anfangs ſelbſt vorhatte, den Landtag 
früher einzuberufen. 

Nun bin ich weiterhin der Anficht, wenn dieſes Ge— 
feß, welches der Herr PBräfident für Montag auf bie 
Tagesordnung gebracht hat, überhaupt fertig werden fol — 
es ift ein jehr wichtiges und inhaltreiches Geſetz, und 
es ift wünfchenswert, daß es fertig wird —, fo muß es 
jedenfalls nad ber erften Beratung in die Kommiſſion 
verwiefen werden, fonft ift es unmöglich, es fertig zu 
bringen, und es ift, wie Sie wilfen, ein Musführungs- 
geleß zu einem Reicjegeiet das 1902 erlafjen worden 
it. Mus diefem Grunde kann ih nur dem Vorſchlage 
bes Herrn Bräfidenten beiftimmen. 


Präfident v. tröcher: Sur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: So leid es mir tut, Herrn 
Schmidt in diefem Falle nicht unterftügen zu können — 
denn ich bin * Dank ſchuldig, weil er uns gegen die 
Behauptungen Herrn Abgeordneten Goldihmidt alle 


verteidigt hat —, 
(Heiterkeit) 


fo glaube ich doch in biefem Falle, daß der Vorſchlag des 
Herrn Brälidenten tig iſt. Das Geſetz wird nad) 
meiner Anficht eine fehr eingehende Beratung erfahren, 
und auch die kommiſſariſche Berhandlung wird gewiß eine 
fehr eingehende fein müſſen. Ich hoffe, daß ber Herr 
Abgeordnete Schmidt mit feinem ganzen Fleiße fich daran 
beteiligen wirb. 
(Heiterfeit.) 


Deshalb ift e8 notwendig, daß jegt bie 2 Lefung gleich 
vollzogen wird, damit wir damit zu ftande fommen. 
Sonit bin ich der Meinung, daß es allerdings erwünſcht 
emwejen wäre, wenn wir minbeften® acht oder mehr Tage 

über zufammenberufen worden wären, um unfere ver- 
affungsmäßige Pflicht zu len und ben Gtat recht— 


eitig zu verabſchieden. 34 ebaure, daß auch in dieſem 
Kane r Rat bes Herm Kollegen Sriten gefiegt hat. 

Präfident v. Rröcher: Zur Gefhäftsorbnung hat 
das Wort der Abgeordnete Schmidt (Warburg). 

Schmidt (Warburg), Abgeordneter: 36 ziehe unter 
diefen Umftänden meinen Antrag zurüd, bitte aber den 
un Präfidenten, daß bei weiterer Anfegung der 

achen er auch dem Wunſche gern trägt, ber bier 

im Haufe viel gehegt wird, daß nicht dabei die Anträge 
aus dem Haufe zu kurz kommen, ſondern jpäterhin 5 
fr auf die Tagesordnung gejett werben, daß die 
de 


nitive Erledigung in zweiter und dritter Lefung von 
den anderen —R erſt ſpäter erfolge. 


1411 


‚Haus ber Abgeordneten. 21. Sigung am 14. Februar 1903. 


1412 











[Zur Gefchäftdorduung] 


Präfident v. Kröcher: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete rigen (Borken). 


Frigen (Borken), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
muß dem Seren Abgeordneten Dr Sattler doch erwidern, 
dak ich einen Nat gar nicht erteilt habe, fondern daß id) 
mich nur dahin geäußert habe, daß die fpäte —— 
berufung des Landtages auf Wunſch vieler Reichstags— 
abgeordneter erfolgt ijt. 


Präfident v. Mrödher: Was die Anregung bes 
Abgeordneten Schmidt (Warburg) für künftige .. 
ordnungen betrifft, fo kann ich darauf nur bemerken, daß 
nad) der Geſchäftsordnung die Tagesordnung immer nur 
für die folgende Sitzung feitgejegt wird. 

(Heiterfeit.) 

Gegen die heute von mir vorgeichlagene Tages» 

ordnung mwaltet ein Widerfprud nicht ob; fie fteht feit. 


Ich ſchließe die Situng. 
Schluß der Sigung 4 Uhr 50 Minuten. 


Druck und Verlag: W. Moefer Buddbruderei in Berlin 





22. Sitzung. 


Montag den 16. Februar 1903. 


Spalte 

Fortfegung der ziweiten Beratung des Ent: 

wurfs des Staatshaushaltsetats für das 
Gtatsjahr 1903: 

Juſtizverwaltung (Dauernde Ausgaben 

Kap. 74 Tit. 8 bis 17, 19 bis 26, 

Rap. 75 bis 79. Kap. 80 Tit. 1 bis 4b, 

4d bis 7. Kap. 81. 82. Extraordinarium 


Kap. 8. — Drudfade Nr 45....... 1414 
Dauernde Ausgaben Kap. 74 
Tit. 8. Gerichtsvollzieher. 

v. Hagen, Berichterftatter ....... 1414 
Tit. 22. Bureaubedürfnifie, Bibliotbef- 
fonds. 

BSahnan 1416 

Dr Schönſtedt, Juſtizminiſter 1417. 20. 21 

BEE EEE RA TER BEN 1418 

RUNDER a nen 1420 
Kap. 77. Auslagen in Zivil- und 


Strafiahen, Zeugengebübren. 
Kraufe (Waldenburg) 
Dr Schönftedt, Juftizminifter..... 

Ertraordinarium Kap. 8 Tit. 34. 

Neubau eines Gefängnifjes in Oldesloe. 
v. BülowsBoffee .............. 
Dr Schönſtedt, Juſtizminiſter ..... 


1421 
1422 


De er Er * 


Tit. 35.  NAmtsgerichtägebäude in 
Wittlage. 
EN ee een 1425 
Dr Scönftedt, Juftizminifter..... 1426 


Tit. 37. 
Stade. 
dv. Hagen, Berichterftatter ....... 
Tit. 39.  Amtsgerichtägebäude in 
Lüdenſcheid und Redlinghaufen. 


Land» und Aıntögericht in 


1426 
Dr Schönftedt, Juftizminifter.. 1427. 28 
Dr Oſtrop 1428 
Tit. 43. Amtsgericht in Kaiſerseſch. 
Dr Ruegenbernggg une 1429 
Dr Schönftedt, Nuftizminifter .... 1429 
Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legist. V. Seffion 1908. 
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1414 
Spalte 
Erjte Beratung des Gefegentivurfs betreffend 
die Gebühren der Medizinalbeamten. — 
Drucſache 1430 
De ANuegenbergg 1430 
Dr Studt, Kultusminifter.... 1432. 37 
De DER nee er 1433 
Dr Förfter, Minifterialdireftor ... 1434 
JJ 1435 
En REEL 1438 
Dr 0 1442 
Erfte Beratung des Entwurfs eines Aus— 
führungsgefeges zu dem Reichsgeſetze, be: 
treffend die Bekämpfung gemeingefäbrlicher 
Krankheiten, vom 30. Juni 1900 (R. ©. Bl. 
S. 306 u. flg.). — Drudjade Nr 40... 1443 
Dr Studt, Kultusminifter........ 1443 
De ROHR nn 1446 
Dr Auegenberg ............... 1454 
DE SDR 1456 
Dr dv. Korn:Rudelsdorf......... 1460 
Dr Langerhans ............... 1463 
v. Savignh . ..... . ........... 1465 
a A EEE 1470 


Beginn der Sigung Il Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Kröcher: Ich eröffne die Situng. 

Das Protokoll führt der Abgeordnete Im Walle, die 
Rednerlifte der Abgeordnete Schettler. 

Das Protokoll über die vorige Situng liegt auf dem 
Bureau zur Einficht aus, 

Der Abgeordnete Dr Börtinger beantragt Urlaub 
bi8 zum 7. März zum ebraude einer Kur. Wider- 
fprudy dagegen erhebt ſich nicht —; der Urlaub ift bes 
willigt. 


Wir treten in die Tagesordnung. Erſter Gegen- 


itand: 
Bortiegung der zweiten —— Entwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903, 
und zwar: 
Juftizverwaltung. — Drudjahe Nr 45, 
Wir find ftehen geblieben bei Kap. 74 der 
dauernden Ausgaben. 
Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 8. Das Wort 
hat der Herr Berichterftatter, welder heute an Stelle 
des Abgeordneten Im Walle der Abgeordnete v. Hagen ift. 


v. Sagen, Bericterftatter: Meine Herren, bei 
dieſem Titel ift eine Anfrage feitens der Kommiſſion er- 
angen, und es iſt darauf eine Erklärung des Vertreters 
ed Yuftizminifteriums, des Herrn Geh. Oberjuftizrats 
Dr Bierhaus in der Sigung der Budgetfommiffion vom 

3. Februar d. J. erfolgt, die folgendermaßen lautet: 

I 
u organifatorijhen Anderungen auf dem 
Gebiete des Gerichtövollzieherweiens habe kein 
Anlaß vorgelegen. Nah den von der Juſtiz- 
verwaltung gemachten Wahrnehmungen funk 
tioniere die neue Einrichtung nach Mberwindung 
103 
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Juſtiz · Etat ]J a 


[v. Hagen, Berichterjtatter] 
der eriten Schwierigkeiten durchweg zur Zur 
friedenheit und werbe als Fortichritt empfunden. 
Das ſchließe nicht aus, daß im einzelnen bie 
beffernde Hand amgelegt werde. Dies jei 
namentlich gejchehen in der Allgemeinen Ber: 
fügung vom 6. Januar 1901, in der einerjeits 
zum Horteil der Gerichtövollzieher die Gebühren- 
anteile in den großen Städten erhöht und bie 
Neifekoftenbezüge anders geregelt find, anderer- 
feit3 für die Erledigung eiliger Aufträge befjere 
Borforge getroffen wird. Aber auch im übrigen 
jei die AJuftizverwaltung auf zwedmäßige Aus» 
eftaltung der Berteilungsftellen bebadjt, ein 
Ubrehmmgboertehr zwiſchen Gerichtsvollziehern 
und Rechtsanwälten dur die Berteilungsitelle 
fei in einer Neihe größerer Städte eingerichtet 
und in anderen werde feine Einrichtung geplant. 
2 irgend welchen grundfäglicden Neformen jei 
ein Anlaß geboten. 








I 


Die anderweitige Bemefjung der Gebühren- 
anteile der Gerichtsvollzieher in den großen 
Städten dur die Allgemeine Verfügung vom 
6. Januar d. %. beruhe auf Selbitihägungen 
des Aufwandes durch die Gerichtsvollzieher. Die 
erfte Einfhägung ſei abfolut unbraudbar aus- 
gefallen, die zweite habe beſſere Ergebnifje ge- 
liefert. Eine genaue Nachprüfung der Angaben 
durch die örtlichen Behörden fei aber unerläßlich 
eweſen, jowohl nach der Richtung, ob die Aus— 
agen tatjächlich aufgewendet, ald aud, ob fie 
nötig geweſen feien; diefe Unzulänglichkeit der 
eigenen Angaben ſei auch in ber Fachpreſſe der 
Gerichtsvollzieher jelbft anerkannt worden. Es 
fei auf dieje Weife ermittelt, wieviel Prozent der 
Gebühreneinnahmen unter Berüdfichtigung der 
Einnahmen aus Schreibgebühren zur Dedung 
des Aufwandes nötig gewejen jei, wobei die 

ülfe von FFamilienmitgliedern mit entiprechenden 

löbeträgen in Anſatz gekommen ſei. Daraus 
bat fich ergeben, daß von den 1965 Gerichts- 
ollziehern, auf welde die Erhebungen jid er 
frei hatten, 1258 mit 14 % ausgefommen jeien. 
I den einzelnen Sewisklaſſen habe man den 
aß, der von zwei Dritteln aller in Betracht 
fommenden Gerichtövollzieher nicht überjchritten 
fei, als Normaljag zu grunde gelegt und jei jo 
u dem Ergebnis gelangt, daß in der Servis- 
le A 19%, in der Serisklaſſe I 17 % aus: 
veichend feien. In der Servisklaffe II jeien von 
279 Gerichtsvollziehern 186, aljo gerade ’/, mit 
14 % ausgefommen. Daß dies auch im einzelnen 
zutreffe, erhelle aus zahlreichen Beijpielen, aus 
denen hervorgehoben werben bürfe, daß z. B. in 
Köln ein jehr bejchäftigter Gerichtönodgieher nach 
ſeiner eigenen ungekürzten Angabe mit 16,11 4, 
in Berlin ein (ehr ſtark beſchäftigter Gerichts- 
vollzieher mit 16,09% ausgekommen ſei, über- 
haupt 66 rigen ag on in dem früheren 

Sate Dedung gefunden hätten. 
Im übrigen kann ich nur die Bewilligung ber 

Pofition beantragen. 


Präfident v. Mröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerjpruch nicht erhoben; Titel 8 ift bewilligt. 
Ehenfo Zit. 9, — 10, — 1, — 1, — 1, — 14, — 
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15, — 16, — 17, — (Zit. 18 ift bereits erledigt), — 
19, — 20, — 21, — 2la — und 21b, 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 22. Das 
Wort hat der Abgeordnete Bachmann. 


Bachmann, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
in früheren Jahren bei Beiprehung diejes Titels mic) 
bemüht, eine Erhöhung der Mittel zur Ergänzung der 
Bibliothefen, namentlich der Land» und Amtsgerichte her- 
beizuführen. Der Titel enthält jegt eine Mehrausgabe 
von 300 000 A gegen das Vorjahr, und es wird in den 
Erläuterungen zu den Ausgaben gejagt: 

Der Fonds zu Bureaubedürfniffen hat ſich ſchon 
feit Jahren infolge der allgemeinen Gejchäfts- 
fteigerung als unzulänglih enviefen. Geine 
Erhöhung um 300000 AM ift ein bringendes 
Bedürfnis. 

Das ift ertlärli, denn im Etat für 1893/94 war 
eine Summe von im ganzen 4 100000 M ausgeworfen 
und im Etat für 1902 eine Summe von 4250 000 AM 
Alſo troß der gewaltigen Steigerung ber Gejchäfte in 
den Jahren von 1893 bis 1902 war der Titel nur um 
den 5* Betrag von 150000 AM erhöht worden. 

8 erhellt nun aus dem Etat nicht, ob von ben 
300 000 M, die in diefem Jahre hinzugekommen find, 
auch etwas auf die Bibliotheken fallen wird. Sch möchte 
ben Herrn Minifter bitten, darüber eine Auskunft zu 
erteilen. Es würde mir ferner jehr ermwünfcht fein, zu 
wiffen, wie hoch der Bibliotheffonde, der limitiert ift, im 
ganzen ift, und wie viel davon auf die einzelnen Ober: 
landesgerichtöbezirfe, eventuell, wenn eine Auskunft im 
ganzen nicht gegeben werden fann, auf diefen oder jenen 
Dberlandesgerichtäbezirt entfällt, endlich, wenn tunlid, 
Auskunft darüber zu erhalten, nad welden Grundjägen 
der Fonds in ben einzelnen eng ra irfen 
verteilt wird. Sch weiß nur, daß die Eleineren Amts- 
gerichte ſehr wenig erhalten. Und ein Stollege hier aus 
dem Haufe, der früher Richter an einem Landgericht ge 
iwejen ift, das feinen Sit an einem Ort hatte, wo eine 
Eijenbahndirektion war, hat mir mitgeteilt, daß die Eijen- 
bahndireftion im ftande war, für rein juriftiiche Werte 
allein mehr auszugeben als das Landgericht, ſodaß das 
Landgericht, wenn es ein Buch nicht hatte, ſich an bie 
Eifenbahndirektion wanbte. 

Es find von verichiedenen Seiten Klagen an mid 
gelangt, jowohl von Landgerichten ald von Amtägerichten. 
Übel find namentlich ung Landgerichte daran, welche 
fih nicht am Sitze eines Oberlanbesgerichtes befinden, 
und ebenjo die Amtsgerichte, die fih nicht an demfelben 
Drte befinden wie ein Landgeridt. Sie künnen ſich 
gegenfeitig nicht aushelfen. Nun liegt die Sache fo: bie 
auch bei den Eleineren Gerichten vorhandene Notwendig. 
feit, die Rechtiprechung auf dem Gebiete ber neuen Geſethe 
ir verfolgen, erfordert, daB Sammlungen der Ent— 
cheidungen der oberen Gerichte gehalten werden, nament« 
lich des Neichsgerichts und des Kammergerichts. Es ift 
ferner umerläßlid, daß die eine oder andere Beitjchrift 
ge wird, fo z. B. für die Bureaubeamten das 

ureaublatt. Es müfjen aus dem Bibliotheffonds auch 
die often beftritten werden für das Ginbinden jämt- 
licher Bücher, der Sammlungen der Entſcheidungen, ber 
Beitichriften, der Geſetzes und Berordnungsblätter, bie 
vorjchriftömäßig gehalten werden müſſen. 

Wenn alle diefe Musgaben aus dem Bibliotheffonds 
bejtritten find, jo bleibt bitter wenig für die Anfchaffung 
juriftifcher Werte übrig. Ich glaube, nicht fehl zu gehen, 
wenn ich behaupte, daß bei manden Amtögerichten die 
Sadıe jetzt To liegt, daß auf Jahre hinaus ſie gar nicht 
im ftande find, ein neues juriftifches Wert anzüſchaffen. 

(Sehr richtig!) 
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[uftizs@tat] 
[Bacdımann, Abgeordneter] 
Dabei will ich zugeben, daß bei manden Gerichten nicht 
ſparſam und w nicht mit ber nötigen Sorgfalt mit 
ben gegebenen Mitteln getwirtichaftet fein mag. Aber 
biefer Fehler wird fich niemals ganz vermeiden laffen. 

Meine Herren, als ich vor zwei Jahren über diejen 
Segenftand ſprach, habe ich darauf hingewieſen, daß 
namentlich der Amtsrichter an kleinen Orten übel dran 
fei, weil es ihm an a Gelegenheit fehle, durch Hin- 
wendung an andere Befiger juriitiicher Werke die Lüden 
feiner Bibliothek zu ergänzen, und daß es doc) geboten 
erfcheine, dem Amtsrichter an Kleinen Orten, wenn anders 
man von ihm verlange, daß er in feiner Einfamkeit aus— 
barre, auch in diejer Beziehung fein Dafein zu erleichtern; 
das halte ich auch jest noch aufrecht. Der * Miniſter 
hat mir damals eine Antwort erteilt, die wenig ermutigend 
klang. Der Herr Minifter meinte, es wären für bie 
Übergangsjahre erhöhte Mittel bewilligt worden; es 
müffe endlich ein Halt gemacht werben, und es müſſe 
auch darauf gerechnet werden, daß der Richter nicht 
gänzlich darauf verzichte, feine Brivatbibliothek zu ergänzen. 
Gewiß, das gebe ich zu. Aber es kann — mit Recht 
darauf hingewieſen werden, daß es für manchen Richter 
namentlich im jüngeren und mittleren Alter, der auss 
ſchließlich auf feine doch nicht glänzende Befoldung an— 
gewiefen ift, jehr jchwer werben fann, bie Mittel für die 
Anſchaffung von juriftiichen Werten, die befanntli 
find, zu erübrigen. 

a8 ferner die Beſchränkung der zn. größerer 
Mittel auf die Übergangsjahre anlangt, jo glaube ich mit 
Recht behaupten zu können — die Juriften hier im Haufe 
werden mit mir übereinftimmen —, daß die Notwendig« 
keit der —*— von Büchern, wenn der Richter in 
der Auslegung der Geſetze, welche dieſe nicht allein in der 
Rechtſprechung, ſondern auch in der juriſtiſchen Litteratur 
finden, auf dem laufenden bleiben ſoll, ebenſo ſehr noch 
jet vorhanden ift wie zur Zeit kurz vor und nach der 
Einführung der neuen Gejeke, 

Ich bitte daher den Herrn Minifter dringend, noch; 
mals in Erwägung zu ziehen, ob es nicht geboten erjcheint, 
den Gerichten die —— juriſtiſcher Werke in größerem 
Umfange zu ermöglichen, und wenn dieſe Erwägung zu 
dem Nejultat führt, daß der von mir vorgetragene Bunte) 
gerechtfertigt ericheint, dann das Seinige zu tun, bamit 
diefer Wunſch erfüllt werde. Ich bin davon überzeugt, 
daß der Herr Minifter fich dafür bei allen Richtern leb— 
haften Dank erwerben wird. 


(Bravo!) 


teuer 


Präfident v. Hröcher: Der Herr Yuftigminifter 
hat das Wort. 


Dr Schönftedt, Yuftizminifter: Meine Herren, die 
Erhöhung des vorliegenden Titeld um den Betrag von 
300 000 A beruht lediglich auf der — — 
bezüglich des Durchſchnittsaufwandes der letzten zwei 
Jahre. Dabei iſt eine Erhöhung des Bibliothekfonds 
nicht in Betracht gekommen, und zwar beshalb nicht, 
weil der Bibliotheffonds ein für allemal limitiert worden 
ift und nicht überfchritten werben darf. Bon einer 
dauernden Erhöhung des Bibliotheffonds ift in biefem 
Jahre aus doppeltem Grunde abgefehen worden; einmal 
weil dafür eine zuverläffige Grundlage fehlte, zweitens 
aber auch mit Rüdjicht auf die ungünftige Finanzlage. 
Tatſächlich ift aber in den legten Fahren durch außer- 
ordentliche Zuwendungen jehr viel für die Berbefjerung 
unferer Bibliotheten und beſonders für ihre — 
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mit ber Litteratur ber neueren tag geſchehen. Es 
find, wie ich Ihnen mitteilen kann, ſeit 1897 mit Be- 
willigung des Herm Finanzminifters die Bibliothels- 
fonds überjchritten: für die Oberlandesgerichte um etwa 
17500 A, für die Land- und Amtsgerichte um etwa 
147400 AM 63 find das ſehr erhebliche Summen, bie 
immerhin für fämtliche Bibliothefen, auch ber Eleineren 
Gerichte, eine gewiffe Bereicherung ihres a 
ur Folge gehabt haben werben. Ob ber Bibliothef- 
Fonds, dejlen letzte Feſtſetzung allerdings — weit 
zurückreicht, einer dauernden — edarf, wird 
weiterhin Gegenſtand der Prüfung ſein. Daneben glaube 
ih an dem Grundſatz, den ich früher aufgeſtellt habe, 
und auf den heute Herr Bachmann hingewieſen hat, 
daß doch einigermaßen auf die Beihaffung juriftifcher 
Litteratur — den Amtsrichter ſelbſt gerechnet werden 
darf, auch heute noch feſthalten zu dürfen. 

Wenn man die Sache ideal betrachtet, müßte jeder 
Richter in der Lage ſein, lediglich an der Hand des berg 
tertes die —— anzuwenden. Nun gebe ich zu, daß 
unſere Geſetzgebung eine ſo komplizierte und ſchwierige 
eworden iſt, daß dieſe —— vielleicht über das 
— des Einzelnen und auch ber Geſamtheit hinaus» 
eht, und deshalb bedarf es unzweifelhaft ber Nachhülfe. 

8 müffen den Gerichten, insbejondere auch den allein 

ftehenden Einzelrichtern, von Staats wegen, gewiſſe Hülfs- 
mittel zur Verfügung geftellt werben, bie ihn in ben 
Stand ſetzen, das Intereſſe der Bevölkerung bei Aus- 
legung der Gefege in genügendem Maße zu wahren. 
Darauf allein wird fich jedoch kein Michter verlafien 
dürfen. Wie jedermann fonft beftrebt ift, fich gewiſſe 
ne die für feinen Beruf notwendig find, wiflen- 
haftliher Art und praftifche Anleitungen ufw zu bes 
ſchaffen, jo kann dies auch von den Richtern erwartet und 
verlangt werden. Außerdem aber werde ich, wenn is 
durch die ferneren Wahrnehmungen ergibt, daß der 
Bibliothefsfonds dauernd nicht ausreicht, den Seren 
Sinanzminifter um eine Erhöhung des Bibliothefsfonds 
bitten, und nach Maßgabe des unabweislichen Bebürfniffes 
wird fie auch gewiß nicht verfagt werben. 

Die Mitteilung des Herm Abgeordneten Bachmann, 
daß eine Eifenbahndirektion in der Lage geweſen fei, 
mehr Geld aufzumwenden für Beihaffung juriftiicher Bücher 
wie das Landgericht an demſelben Ort, fann ich natürlich 
nicht nachprüfen. Ach möchte aber darauf hinweiſen, daß 
wahrfcheinlich der Bezirk der Eifenbahndireftion ein er- 
beblich größerer ift als der des Landgerichts, und daß es 
wahrſcheinlich in ber Bibliotheft der Eifenbahndirektion 
auch an juriftifchen Handbüchern und Hülfsmitteln in viel 
höherem Maße gefehlt bat, wie e8 bei ben Gerichts. 
behörden an ra Ort ber fall war. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Hofmann. 


Hofmann, Abgeordneter: Meine Herren, ich bin 
dem Herrn Minifter —— dankbar für die entgegen- 
kommenden Erklärungen, die er auf die Ausführungen bes 
ven Abgeordneten Bachmann gemacht hat. Im übrigen 
ann ich mich aus eigener Erfahrung der Bitte und den 
Wünfhen des Herrn Abgeordneten Bachmann nur an- 
ſchließen. Es iſt ja richtig, es ift eine gewiſſe Verpflich- 
tung vorhanden, daß die Richter auch felbft für ihre 
eigene Perſon ſich die Hülfsmittel der Meuzeit, was 
juriftifche Pitteratur u. dgl, anlangt, anſchaffen. Mber 
ich möchte boch hier auf einen Bunt binweijen, ber, 
alaube ich, auch aus den Wusführungen bed Herrn 
Minifters nicht jharf genug hervortrat. Gerade bei den 
kleineren Amtögerichten — dem Lande, Rn am aller« 
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[Iuftiz.Etat] - 
(Hofmann, Abgeorbneter] 
weiteften entfernt find von der Möglichkeit, fich die juri— 
ftifchen Hülfsmittel fonft zu verjchaffen aus den Landes- 
bibliotheten oder fonft, werden am allermeiften junge 
Richter angeftellt, Aſſeſſoren, die ihre erfte Anftellung 
dort befommen,. Nun ift e8 ganz Elar, daß der Aſſeſſor 
aus feinen bisherigen Bezügen fich nur außerordentlich 
wenig juriftifche Hülfsmittel anfchaffen kann, der junge 
Richter ebenfowenig. Er kommt in das —— 
und er kann auch erſt im Laufe der Jahre ſich ſelbſt für 
ſeine eigene Bibliothek dergleichen juriſtiſche Werke an« 
ichaften. Die Folge ift, daß gerade bei den Heinen Amts- 
gerichten man am wmwenigften darauf rechnen kann, daß 
der Nichter fich jelbft etwas anſchafft, wohl fich etwas 
anfchafft im Laufe der Jahre, aber zunächſt nicht gleich 
für den Anfang. 

Nun find auch dort die Gerichtsbibliotheten ſpärlich 
bedacht; es ift in den Bibliotheken zu wenig vorhanden. 
Die Folge ift, daß der junge Richter manchmal ratlos 
dafteht und auf eine Eleine Frage eine koloſſale Zeit des 
Studiums verwenden muß, die, wenn er die nötigen 
Hülfsmittel hätte, in ganz kurzer Zeit erledigt wäre. 
Das ift jelbftverftändlich, je länger der Richter auf dem 
Lande ift, dejto mehr wird er das Bedürfnis haben, feine 
eigene Bibliothef zu ergänzen und das gefchieht in der 
Tat auch. Aber wenn fo ein junger Richter kommt, 
oder wenn für einen anderen eine längere Beit eine Ber 
tretung nötig ift, da ift ber ehem: Buftand be» 


denflid); denn jedem einzelnen jeine Privatbibliothef zur 
Berfünung zu ftellen, hat auch feine großen Bedenken, 
wie id) das aus eigener Praris weiß. 

Nun ift e8 auch aus einem anderen Grunde meines 
Erachtens — daß wir in nächſter Zeit noch 
gabe Fonds für die — Bibliotheken auswerfen. 

urch das Bürgerliche ſetzbuch war den einzelnen 
Richtern und Gerichten die Verpflichtung auferlegt — 
namentlich was das neuere Recht anbelangt —, ſich auch 
Kommentare zu beſchaffen. Dieſe find zum Teil erſt 
jetzt endgültig in erſter Auflage geliefert. Inzwiſchen 
hat aber durch die Rechtſprechung und ſonſt die Auf— 
faſſung in den einzelnen juriſtiſchen Grundſätzen ſchon 
eine ſehr — Modifikation erlitten, ſodaß in der 
Tat die erſte Auflage der fämtlihen Kommentare 
fozufagen veraltet ift, und man dazu übergehen muß, ſich 
neuere Auflagen zu bejchaffen. Dafür ift num aber gar 
fein Geld vorhanden und wird auch bei der berzeitigen 
Bemeffung des Fonds nicht vorhanden fein. 

Dann möchte ich an den Herrn Minifter eine Bitte 
richten. Es ift bisher die Sache fo geweſen, dab für 
jedes Gericht ein beftimmter Fonds zur Beihaffung von 
Büchern ausgeworfen war. Wurde diejer Fonds nicht 
bis zum Schluß des Yahres feft verbraucht, dann fiel 
für das Amtsgericht der Reſt einfach weg. Die Differenz 
wifchen der wirklichen Ausgabe und dem ausgeworfenen 
Beträge fam nicht mehr dem einzelnen Gericht zu gute; 
e3 konnte einfach nicht übertragen werden. Nun kam es 
häufig vor, daß man fich ein Werk beftellte, von dem 
man annahm, daß es im Laufe bes Jahres noch bei 
einer beftimmten Buchhandlung erſcheinen würde. Dieſe 
Lieferung erfolgte nun aber nicht oder nicht vollftänbdi 
innerhalb des einzelnen Be und da man ui 
warten mußte, daß fie erfolgen würde, wurde ber aus— 
geworfene Fonds nicht voll verbraudt. Aber anftatt nun 
diefen Mebrbetrag dem einzelnen Gericht beim nächiten 
Mal zuzumenden, wurde er einfach geftrichen. Das ift 
nach meiner Auffaffung nicht richtig; was das einzelne 
Gericht in einem Jahre nicht verbraucht, follte ihm an 
Plus im nächften Jahre zu gute kommen, und es wäre 
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durchaus erwünfcht und durchaus im Intereſſe der Sade 
gelegen, wenn im Etat bei den einzelnen Amtsgerichten 
die Abertrogbarteit des Etats ausgefprochen würde, fobald 
der Fonds nicht voll verbraucht wird, daß mwenigitens in 
— die allgemeine Summe plus dem nicht ver— 
tauchten Betrag dem einzelnen Amtsgericht zur Ber- 
fügung geftellt werden Fönnte; dann würde eine rationelle 
Beitellung viel eher möglid fein. Ob es allerdings 
zuläffig ift, weiß ich nicht; es wäre aber durchaus 
wünfchenswert. 

Man könnte es aber auch jo machen, daß man ben 
einzelnen Gerichten im nächlten Jahre etwas mehr be- 
willigt als im Jahre vorher entiprechend dem nicht ver- 
brauchten Betrag, Daß der Fonds verbraudt wird, 
daran hat nicht ber einzelne Nichter bloß ein Intereſſe, 
fondern auch die — Je mehr Hulfsmittel 
da ſind, deſto mehr kann man im einzelnen annehmen, 
daß ſachgemäher und den neueren Entſcheidungen ent - 
ſprechender entſchieden wird. Es liegt auch im Intereſſe 
der Juſtizverwaltung, daß, wenn der einzelne Richter 
nicht in angemeſſener Weiſe vorgeht oder es nicht kann, 
nun die Sutigperwaltung dahinter ift umb in ent 
iprechender Weije für Abhülfe forgt. 


Präfident v, Kröcher: Der Herr Auftizminifter 
hat das Wort. 


Dr Schönftedt, Juftizminifter: Meine Herren, der 
von dem Herrn Abgeordneten Hofmann vorgejchlagene 
Weg ift leider nicht gangbar; er verträgt Ir bei ber 
* den Etat feftgelegten Unübertragbarkeit des Biblio- 
theffonds nicht mit den beftehenben etatsrechtlichen Grund» 
fügen. Ob dadurd einigermaßen Abhülfe gejchaffen 
werden kann, daß einem Amtsgericht, das in dem einen 
Jahre den ihm übertwiefenen Fonds nicht vollftändig hat 
verwenden können, im folgenden Fahre ein etwas höherer 
Betrag zugewiefen wird —, das zu erwägen würde Sadıe 
der Vorfiandöbenmten des Oberlandesgericht8 fein, wel: 
bie Verteilung des Fonds im großen und ganzen anzu 
ordnen haben. 

Im übrigen möchte ich gegenüber den Eingangsaus- 
—** des Herrn Abgeordneten Hofmann, in denen 
peziell die Bedürfniſſe der jungen Richter hervorgehoben 
worden find, die auf ein Feines Amtsgericht kommen, 
bemerken, daß vorausgejegt werden darf, daß die jungen 
Herren, die doch eben erit die fFeuerprobe des Eramens 
beftanden haben, ihren Kopf mit einem folden Schat 
juriftifchen Wiffens angefüllt haben, daß fie wenigftens 
Für die nächſten Jahre auf größere Aushülfe durch die 
Bibliotheken werben verzichten können. 


äfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Peltaſohn. 


Peltafohn, Abgeordneter: Meine —— ich wollte 
die Anregung des Herrn Kollegen Bachmann warm 
unterſtützen, —** lich im Intereſſe der kleinen Amts- 
erihte. Diefe leiden hauptjächlih daran, daß ber 

ibliothetfonds zu ſtark befchnitten wird, und zwar 
weſentlich bezüglih der Sammelwerke. lege nicht 
jo viel Gewicht auf die Kommentare wie auf die 
Sammelwerfe, die der einzelne Richter ſich nicht an— 
ſchaffen kann, die aber ben Kleinen Amtägerichten fehlen. 
Dabei wollte ich bemerken, daß vielleicht ein gewiſſer 
Ausgleich in den Orten, in denen mehrere Gerichte vors 
—— ſind, dadurch geſchaffen werden könnte, daß die 

exwendung der Bibliothekfonds dort ſich einheitli 5 
ſtaltet. Es geſchieht nach meinen Erfahrungen gewöhnüch 
in der Weiſe, daß jedes Gericht an demſelben Orte einen 
beſtimmten Betrag überwieſen erhält, und dieſen Betrag 


nad) eigenem Gutdünfen verwendet. Nun kommt es vor, 
* erade Sammelwerke von jedem dieſer Gerichte an— 
ge hafft werden. Dies liche fich vermeiden, wenn durch 
Schaffung der nötigen Räume und einer Bibliothek: 
fommiffion, die aus den Mitgliedern aller am Orte be 
findlihen Gerichte befteht, einheitlich verfahren wird, und 
daß dann eben nur das angejhafft wird — abgefehen 
von Handbüchern, die der einzelne Richter braucht —, 
was notwendig ift, und daß dieſe Bibliothek allen Richtern 
am Orte zugänglich gemacht werden könnte. Sch glaube, 
dadurch ließe ſich zu — der kleinen Amtsgerichte eine 
kleine Erſparnis erreichen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Juſtizminiſter. 


Dr Schönftedt, Juſtizminiſter: Weine Herren, die 
von dem Herrn Mbgeordneten Beltafohn empfohlene 
Zufammenlegung der Bibliotheten für mehrere Gerichts- 
behörden an demfelben Orte ijt in einer Rundverfügung 
vom 7. Dezember 1901 den Juſtizbehörden auch meiner 
feit8 empfohlen worden. Es wird Ddiefer Empfehlun 
auch, fo viel ich weiß, nadıgefommen, und es ijt kürzlich 
wieder an einem Orte — ich glaube Frankfurt a. M. — 
die völlige Zujammenlegung der fämtlichen Bibliotheken 
für die verſchiedenen Gerichtäbehörden ins Muge gefaßt. 
Selbftveritändlich werden dadurch Erſparniſſe erzielt, da 
vielfach die Anihaffung derjelben Werke für Behörden, 
die manchmal unter demjelben Dache arbeiten, als etwas 
Überflüffiges angefehen werden muß, und das Geld beſſer 
verwendet werben kann. Wenn dieſe Erſparniſſe den 
Eleinen Amtögerichten zu * kommen, ſo würde das 
meinen Wünſchen in keiner Weiſe widerſprechen, ich würde 
im Gegenteil es ſehr gern ſehen; aber ich kann nur 
wiederholen: eine unmittelbare Einwirkung auf dieſe 
Unterverteilung möchte ich meinerſeits nicht in die Hand 
nehmen, die Sache läßt fi) von der Zentralftelle abjolut 
nicht überfehen. Bon der Sentraljtelle können nur 
allgemeine Grundfäge aufgeftellt werben. 


Präfident v. Kröcher: Die Beſprechung ift ge 
ſchloſſen, een gegen den Titel nicht erhoben; 
zit. 22 ift bewilligt. — (Tit. 23 fällt aus). — Ebenfo 
ift Tit. 24 bewilligt. 

ch eröffne die Beiprehung über Tit. 25. Das 
Wort hat der Abgeordnete Hoheijel. 


(Paufe.) 

Der Herr Abgeordnete fcheint nicht anmwejend zu jein. 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor; der Titel ift 
bewilligt. — Cheno Tit. 26. 
124, — 12b, — 18, — 14, — 15, — 16. — Diefe 
Titel find bewilligt. 

Kap. 76 — (Tit. 1 fällt aus) — Ti. 2, — 3 — 
und 4. — Alle diefe Titel find bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Kap. 77. Das 
Wort hat der Abgeordnete Krauſe (Waldenburg). 


Kranfe (Waldenburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich möchte bei diefem Titel die Aufmerkſamkeit des Herm 
Suftigminifterd auf ein Monitum richten, welches jeitens 
der Oberrechnungstammer vor einiger Zeit an das Amts— 
gericht, welchem ich angehöre, gefommen ift, und welches 
vermutlich an einen großen reis von Gerichten ebenfalls 
gefommen fein wird. Diejes Monitum geht dahin, daß 
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es unzuläffig fei, Seugengebühren an Arbeiter, die in 
feſtem Dienfiverhälinis eben, zu zahlen, weil nad) $ 616 
des Bürgerlichen Geſetzbuches der Arbeitgeber wegen einer 
vorübergehenden Unterbrehung der Arbeit nicht berechtigt 
ift, dem Arbeiter feinen Lohn zu entziehen oder zu kürzen 
für dieſe * 
ch halte dieſes Monitum 
juriſtiſch für höchſt verwerflich. 
(Sehr richtig!) 
Meine Herren, darüber befteht fein Zweifel, daß der 
Fiskus verpflichtet ift, diejenigen Leute, die er zwingt, 
als Zeugen vor Gericht zu erfcheinen, auch dafür zu 
entichädigen nach den — Beitimmungen; und 
wenn er diefe feine ungzweifelhafte Zahlungspflicht unter 
dem Schein eines formellen Rechtes hier auf den Arbeit. 
eber abwälzen will, jo ift biefe Handlungsweile eine 
Volche, daß, wenn fie ein Privatmann ſich zu ſchulden 
fommen ließe, man zweifellos von ihm jagen würde, daß 
feine Gefinnung zum mindeſten das direkte Gegenteil 
von dem ift, was man vornehm oder anftändig nennt; 
und ich glaube, einer folchen Handlungsweiſe dart ſich der 
Fiskus erft recht nicht ſchuldig machen. Ich glaube aber 
auch, daß diefe Anficht der Oberredhnungsfammer auch 
juriftifch gar nicht haltbar it. 

In ſehr dankenswerter Weile hat der Herr Juſtiz— 
minifter bereits in einem Nefkript vom 30. März 1900 
darauf aufmerkſam gemacht, dab diefe Vorſchrift, wenn 
fie überhaupt anwendbar auf die frage der Zahlung von 
Seugengebühren fein kann, unter allen Umjtänden dann 
wegfalle, wenn durch — zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer — 3. B. durch die Arbeitsordnung — 
die Beftimmung des $ 616 des Bürgerlichen Geſetzbüches 
ausgeſchloſſen iſt, was nad) der ausdrüdlichen Beftimmung 
des folgenden Paragraphen zuläffig ift. In ſehr vielen 
Fällen ift im Deutichen Reich von dieſer Befugnis, die 
Beftimmung des $ 616 auszuſchließen, Gebrauch gemacht 
worden; und in allen biejen Fällen kann es jelbtver- 
ſtändlich feinem Zweifel unterliegen, daß die Juſtiz- 
behörden verpflichtet find, ſolchen Arbeitern Zeugengebühren 

u zahlen. Ich glaube aber aud, daß in jedem anderen 
Falke eine Verpflichtung, wenn nicht dem Arbeiter gegen» 
über, fo doch dem Arbeitgeber gegenüber vorliegt; denn 
es kann nad) meinem Dafürhalten gar keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Arbeitgeber ein Hagbares Recht 
haben würde Bi den Juſtizſiskus, ihm ben Arbeitslohn 


ſ owohl moraliſch wie 


ür diejenige Zeit zu erſetzen, für bie ihm die Arbeit 
eines Bebdieniteten dadurch entzogen ift, daß derjelbe als 
Zeuge vor Gericht hat erfcheinen müſſen. bin feſt 
überzeugt, daß wenn diejes Monitum feitens ber Ober- 
rehnungsfammer aufrecht erhalten wird, die Arbeitgeber 
fich geziwungen fehen werden, gegen den Suftigfistus auf 
ahlung der Zeugengebühren entweder an die Arbeiter 
oder an ihn felbft Elagbar zu werden, und daß der Yuftiz« 
fisfus die hieraus entftehenden Prozeſſe unzweifelha 
Pins —— Se Re ät bloß 
tte daher den Herrn Juſtizminiſter, nicht blo 
den Gerichten gegenüber, fondern vor allem der Ober» 
rechnungstammer gegenüber diefen Standpunkt in einer 
Weiſe zur Geltung bringen zu wollen, daß die Ober- 
rechnungstammer von dieſem juriftifch unhaltbaren und 
moraliich jedenfalls nicht ſehr hoch zu ſchätzenden Monitum 
Abftand nehme. 


Präfident v. Kröcher: Der Herr AYuftizminifter 
hat das Wort. 


Dr Schönftedt, zu minifter: Ob der Nat, den 
der Herr Abgeordnete Krauſe in dem von ihm erwähnten 
Fall den Arbeitgebern erteilt hat, wirklich ein guter ift, 
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[IuftizEtat] — 
[Dr Schönftedt, Juſtizminiſter] 
darüber habe ich erhebliche Zweifel. Ich möchte meiner: 
feits dem Arbeitgeber nicht raten, den Rechtsweg auf 
Bewilligung der ee AP die den Arbeitern nicht 
bewilligt find, dem Yuftizfistus gegenüber zu befchreiten. 
Nach meiner juriftiichen Auffaffung läßt fich ein folder 
Anspruch des Arbeitgebers gegen den Fiskus nicht kon— 
ftruieren. Der Zeuge erfüllt eine allgemeine Bürger: 
pflicht, wenn er vor Gericht ericheint, um Zeugnis abzu— 
legen. Ob damit ein Anſpruch auf Gewährung einer 
Entihädigung für Berfäumnis für ihn wur ift, 
das ift eine frage, die lediglich zwiichen dem Zeugen 
und dem Fiskus zur Enticheidung zu bringen ift, in die 
der Arbeitgeber aber nicht eingreifen darf, und aus der 
er einen Anfpruch für fich herzuleiten wohl kaum als 
berechtigt wird angejehen werden können. 

Die Frage ift, wie der Herr Abgeordnete Krauſe 
erklärt hat, im übrigen bezüglid; des Verhältniſſes des 
Zeugen zur Staatskaſſe eine Nechtäfrage. Die Ober- 
rechnungskammer hat in einer Reihe von Fällen Monita 
pesogen, über die der Herr Abgeordnete Krauſe fich be» 
chwert hat. Wie diefe Frage ſchließlich entſchieden 
werden wird — an mich ift die Sache noch nicht heran« 

etreten —, weiß ich nicht. Wenn die Oberredhnungs« 
ammer, was ihr zufteht, die Rückforderung folder 
Beugengebühren anordnet, hinſichtlich deren eine gericht- 
liche Feſtſetzung noch nicht vorliegt, fo haben die Juſtiz— 
behörden diefer Anordnung Folge zu leiften. Alsdann ift 
aber der einzelne Zeuge in der Lage, feinen Anſpruch 
bei Gericht geltend zu machen, und dann hat das zu« 
— Gericht die Entſcheidung zu treffen. Dieſe Ent— 
cheidung iſt dann auch der Oberrechnungskammer gegen- 
über maßgebend. Auf diefem Wege läßt fich vielleicht 
erreichen, was der Herr Abgeordnete Krauſe zu erreichen 
wünſcht. 

Meine Herren, ich habe ſchon in einer Verfügung 
vom an 1900 bie Gerichte darauf hingewieſen, in 
diefer frage nicht rigoros zu fein, und babe fie zugleich 
aufmerkfiam gemacht, daß nad einer mir gewordenen 
Mitteilung bes Herrn Minifters für Handel und Gewerbe 
bie ee | des & 616 in großen induftriellen Ber 
zirten durch Arbeitsverträge ausgeſchloſſen ift, und daß 
man in Gebieten, wo man davon ausgehen kann, daß 
diefe Ausichließung des 8 616 die Regel ift, den 
Zeugen feine Schwierigkeiten machen, fondern ihnen ohne 
weiteres Die —— anweiſen ſolle. Vielleicht 
find es ſolche Anweiſungen, die die Oberrechnungskammer 
nachher beanſtandet hat, und da kann die Sache wohl 
nur auf dem von mir angebeuteten Wege zur endgültigen 
Entſcheidung gebracht werden. 


Präfident v. Kröcher: 
weiter verlangt, Widerfprucd nicht erhoben. Kap. 77 ift 
bewilligt. Gbenfo Kap. 78, — Kap. 79 — und 
Kap. 80 Tit. 1, — 2, — 2a, — 3, — 34, a 4, ae 
4a, — 4b, — (Tit. 46 ift bereits bewilligt) — 4d, — 
5, — 6, — 7, — San. 81, — Kup. 82. Damit 
find die ganzen dauernden Ausgaben bewilligt. 

Wir * über zu den einmaligen und außer— 

—— Ausgaben. — Ich eröffne die Be— 
ſprechung über Kap. 8 Tit. 1, — 2, — 3, — 4, — 
„— 6, — 8, 9%, - 10, — 11, — 12, — 
13, — 14, — 15, —- 16, Bgm, 
— 21, — 22, — 23 — und 24. Alle dieſe Titel find 
bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 25. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr Porſch. 


(Paufe.) 


Haus ber Abgeordneten. 


Das Wort wird nicht 


22. Sitzung am 16. Februar 1903. 
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Der Herr Abgeordnete fcheint nicht da zu fein. Das 
Wort wird weiter nicht verlangt, Widerſpruch nicht er- 
hoben; Tit. 25 ift bewilligt. Ebenſo Zit. 26, — 27, 
— 28, — 29, — 30, — 31, — 32 — und 33. 

Sch eröffne die Beiprehung über Tit. 34. Das 
Wort hat der Abgeordnete v. Bülow-Boflee. 


v. Bülow:Boffee, Abgeordneter: Meine Herren, 
ih kann zu dem Plan einer verbeflerten räumlichen 
Einrichtung des Amtsgerichts in Oldesloe, wie er jekt 
vorliegt, nur in bedingter Weije und mit Borbehalt meine 
Zuftimmung geben. Der Plan beruht allerdings auf 
einer Vereinbarung, welche die Yuftizverwaltung mit ber 
Stadt Oldesloe getroffen hat. Inſofern war der Herr 
Juſtizminiſter volltommen in feinem Recht — bas muß 
ich anerkennen —, wenn er in Tit. 34 zunächſt bie 
Forderung zur Erwerbung eines Baugrundftüdes für 
das NAmtsgerichtägefängnis einftellte. MNachträglich hat 
fih aber Derausgeftellt, daß die Stadt Oldesloe durch 
diefes Abkommen empfindlih benachteiligt wird. Die 
Stadt wird fich daher mit einer Eingabe um nochmalige 
Prüfung des Planes und des Abkommens an den ve 
Minifter wenden und hat dies wahrjcheinlich in diefen 
Tagen fchon getan. 

ch darf mohl von dem billigen Sinn bes Herrn 
Minifters erwarten, daß er fi der erbetenen Nach— 
prüfung nicht verjchliegen, ſondern unterfuchen laſſen 
wird, ob es denn nicht doch noch möglich ift, die Räume 
bes Amtsgerichts jo unterzubringen, daß dabei bie Inter— 
effen der Juſtizverwaltung, wie auch diejenigen der Stadt 
in gleicher Weife ihre Berüdfichtigung und Befriedigung 
finden. Ich würde es zu fchägen willen, wenn der Dar 
Minifter mir in diefer Richtung eine geneigte Antwort 
geben wollte. ebenfalls würden dadurch die Berhand- 
lungen beim nädftjährigen Etat, wo es fih um die Be 
er ber Baufumme und die Prüfung des näheren 


Ausführungsplanes handeln wird, bedeutend erleichtert 
werben. 

Präfident v. tröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Dr Schönftedt, Juftizminifter: Meine Herren, der 
Betrag von 4000 M, der unter diefer Pofition von Ihnen 
verlangt wird, beruht auf einem zwiſchen dem Juſtizfſiskus 
und den Gemeindebehörden von Oldesloe abgefchloffenen 
Bertrage. Nun ift es richtig, daß neuerdings bie 
ftädtifchen Behörden von Oldesloe, Magiftrat und Stabt- 
verordnete, den Wunſch ausgejprochen haben, von dieſem 
BVertrage wieder entbunden zu werden. Gie find anderen 
Sinnes geworben; wie ic) glaube, if aud die Zuſammen⸗ 
feßung der Körperfchaft eine andere geworben. Ei 
dabingehender Antrag ift vorgeitern an mich gelangt und 
bat natürlich noch nicht geprüft werden können. Die 
Prüfung wird in wohlwollender Weife geihehen; aber ih 
glaube, daß die Bewilligung der Etatspofition doch nicht 
wohl in Zweifel gezogen werden darf. Ich vermiffe in 
dem Antrag der ftäbtifchen Behörden, in dem fie ben 
Wunſch ausfprachen, von dem Bertrage entbunden zu 
werden, irgend einen Vorſchlag, wie dem anerkannten 
Bebürfnifje der Fuftizverwaltung auf andere Weife genügt 
werben fol, glaube, die ftädtiichen Behörden würden 
am beiten in der age fein, andere Vorſchläge & machen, 
und ich würde annehmen, daß fie mit ſolchen Vorſchlägen 
nod nachträglich kommen. Dadurch würde es jedenfalls 
der Juſtizverwaltung erleichtert werben, auf die Wünſche 
der Stadt einzugehen. Auf die Rechte aber, bie bie 
Juſtizverwaltung erworben bat, ohne Gegenleiftung zu 
verzichten, ift fie fchon nad den Beftimmungen bes 
Staatshaushaltsgeſetzes nicht in der Lage. 
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[Iuftiz-@tat] ———— 

Präfident v. er: Das Wort wird nicht 
verlangt, Widerjprud nicht erhoben; Tit. 34 iſt 
bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 35. Das 
Wort hat der Mbgeorbnete Kerkhof. 

Ei» f, Abgeordneter: in der 


Meine — ' 
Seſſion 1901 habe id; von dieſer Stelle aus auf bie 
Baufälligkeit und die ſchlechten räumlichen Berhältnifje 
des Gerichtsgebäudes Wittlage, Regierungsbezirt Osna— 
brüd, in ausführlicher Weije hingewieſen und die König— 
lie Staatöregierung gebeten, den bier jo notwendigen 
Neubau in die Wege leiten zu wollen. Der Herr Aufl . 
minifter hat damals anerkannt, daß das Gebäude recht 
mangelhaft jei, und daß man jchon vor Jahren einen 
Neubau dort geplant habe; er wolle daher der Sache 
jegt näher treten. Nun I bereit3 zwei Jahre verflofjen, 
ohne daß hier etwas geichehen ift. Es haben zwar zwei 
Befihtigungen durch Beamte des Landgerichts Osnabrück 
und des Oberlandesgerichts Celle flattgefunben aber wei⸗ 
tere hat man von der Sache nicht gehört. Die hier 
herrſchenden Zuftände find geradezu unerträglich geworden. 
ch will nun, meine Herren, auf meine ——— Aus: 
ührungen nicht zurüdfommen, möchte aber denjelben doch 
einige wenige Worte hinzufügen. 
Im Laufe des vorigen Berbftes it ed vorgefommen, 
dak ein Teil der Dede im Gejchäftszinnmer der Abtei— 
lung 2 eingeftürzt if. Der bier amtierende Amtsrichter 
bat es daher einem glüdlichen Zufall zu verdanfen, indem 
er gerade das Lokal auf kurze Zeit verlaffen hatte, daß 
er von einer vielleicht erheblichen Verlegung durch bie 
berabftürzenden Mafjen verſchont geblieben iſt. 


(Hört, hört!) 


Sodann, meine Herren, möchte ich noch darauf don 
weifen, daß die Temperatur in den Arbeitsräumen faft 
fämtliher Beamten durch den fortwährenden kalten Luft 
ug von draußen außerordentlich fchädlih auf die Ge- 
undheit der legteren eimmirfen muß. Es ift nämlich 
eftgeftellt worden, daß im Winter, wenn gebeizt wird, 
die untere Ruftichicht einiger Arbeitsräume eine Tempe» 
ratur bis zu 8 Grad, ba gen biejenige in der Höhe von 
über einem Meter eine 5 che von 16 bis 18 Grad auf- 
zumeifen hat. Syn diefen Räumen müſſen nun die Be- 
amten den ganzen Tag zubringen. Sämtliche Beamte 
mit Ausnahme des erften Richterd und des Gefängnis- 
auffehers, welche beide eine Dienftwohnung in der Nähe 
haben, kommen nun aus den oben überheizten und unten 
kalten Räumen heraus und haben dann noch mandmal 
bei kalter, jchlechter Witterung einen Weg von über 2 km 
eve Ku benachbarten — Orte Bad Eſſen zu 
machen; in dem kleinen Ste Wittlage find nämlich Feine 
Wohnungen für verheiratete Beamte zu haben. Es iſt 
nun fein Wunder, daß diefe Beamten dur den fteten 
Temperatu jel fich recht häufig Erfältungen und Er- 
franfungen zuziehen. 

Auch Die ohnräume für ben Gefängnisauffeher 
find gänzlich unzureichend. Dieſem Beamten ftehen außer 
zwei Stuben und einer Küche noch zwei Schlafzimmer 
zur Berfügung, von denen jedes etwa 2 m breit und 3 m 
ang ift, und in dieſen Kleinen engen Räumen muß nun 
der ohnehin etwas kränkliche Gefängnisauffeher mit feiner 
Frau und fünf Kindern übernachten. 

Ferner will ich nicht unerwähnt laflen, daß bei einem 
eventuellen Ausbruch eines Brandes das gejamte Akten» 
material, ſowohl bed Gerichtes als auch des Landrats- 
amtes, ber Vernichtung preisgegeben werden muß. Denn 


e3 wird fich gewiß fein Menſch finden, der in ein jolches 
morfches Gebäude eindringt, um noch irgend etwas zu 
retten. 

Meine Hoffnung, daß der Etat für 1903 eine ent- 
iprechende Summe zum Neubau enthalten würde, ift nun 
leider nicht in Erfüllung geaangen. Ich richte deshalb 
nochmals an den Herm Minifter die dringende Bitte, 
doch jegt meinen gewiß berechtigten Wünfchen eine wohls 
wollende Berüdfichtigung zu teil werden zu laffen. 


(Bravo!) 


_ Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Yuftizininifter. 


Dr Schönftedt, Yuftizminifter: Meine Herren, der 
Schilderung der Zuftände in Wittlage, wie wir fie eben 
gehört haben, vermag ic) nicht zu widerfprechen; ich habe 
ihr nichts hinzuzuſetzen. Die bedauerlihe Verzögerung 
ift aud) in mn Halle wejentlich herbeigeführt durch die 
lange jchwere Erkrankung meines Baureferenten, den Sie 
heute leider nicht an diejer feiner Stelle jehen, und den 
wir vor zwei Jahren auch nicht hier geiehen haben, 
Dadurch eine ganze Reihe von Verzögerungen einge— 
treten; denn gerade die Ortsbeſichtigungen können nicht 
ohne weiteres einen Vertreter übertragen werden; da iſt 
eine ganze Menge von Erfahrungen und Stenntnifjen 
erforderlich, die_ dem Hauptreferenten zur Verfügung 
52 und bie ſich nicht auf den Vertreter übertragen 
laſſen. Dadurch hat ſich die Sache aljo verzögert. Ich 
hoffe, daß wir den Meferenten bald wieder gejund auf 
jeinem Plate ſehen werden; dann wird auch die Orte: 
befihtigung in Wittlage erfolgen. ch hoffe, daß mir 
einen geeigneten Bauplatz finden und dann die Baufrage 
energiich in Angriff genommen werden kann. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort wird nicht ver: 


langt, Widerfpruh nicht erhoben; Tit. 35 iſt be 
willigt. — Ebenſo Tit. 36. 
Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 37. Das 


Wort hat der Herr Berichterftatter. 


v. genen Berichterftatter: g Tit. 37 bemerke ich, 
daß die Zatjache, daß hier feine Summe eingeftellt ift, 
laut Erklärung des Heren Yuftizminifters in der Budget 
fommiffion vom 3. d. M. ihren Grund darin hat, daß 
egen das Borjahr Beränderungen im Bau eingetreten 
ind, die Summe aber diejelbe geblieben ift. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort ift nicht weiter 
gewũnſcht, Widerſpruch nicht erhoben; Tit. 37 iſt be- 
willigt. — Gbenjo Tit. 38. 

Ich eröffne bie Beiprehung über Tit. 39. Das 
Wort hat der Abgeordnete Noelle, 


Noelle, Abgeordneter: Meine Herren, ich würde 
bier nicht das Wort ergreifen; aber in den reifen ber 
Bürgerichaft der Stadt Lübdenjcheid, die id bier 
u vertreten -aud bie =“ babe, herrſcht eine gewiſſe 

eunrubigung darüber, daß in diejen Etat noch immer 
nicht eine Bolition für den Neubau des dortigen Amts» 
—— eingerückt iſt; denn ſchon ſeit Jahren iſt ſeitens 
es Juſtizminiſteriums anerkannt worden, daß ein Be 
bürfnis für einen ſolchen Neubau beftehe. Der Umfang 
der Geſchäfte und die Zahl ber Beamten find immer ge 
ftiegen, und vorausfichtlich werden fie auch noch immer 
Er fteigen. Es beiteht ein Raummangel in erheb- 
lihem Maße. Es ift dies anerfannt worden fchon vor 
dem Sahre 1898, und es wäre deshalb wohl Beit, daß 
bald ein Neubau ftattfinde. 
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INoelle, Abgeordneter] 

Es haben nun ſchon ſeit den ganzen Jahren Ver— 
handlungen ſtattgefunden. Man hat mehrfache Löſungen 
vorgeſchlagen. an wollte das beſtehende Gerichts- 
gebäude umbauen, man wollte einen Neubau errichten 
an berjelben Stelle; fchlieglich aber ift man zu dem Er» 
ebnis gefommen, daß es nicht zwedmäßig bi, an ber 
Beftehenden Stelle einen Neubau oder einen Umbau zu 
errichten, fondern daß es richtiger jei, an einer 
anderen Stelle einen volljtändigen Neubau zu 
errichten. Die Verhandlungen über den anzufaufenden 
Bauplag find, fo viel ih weiß, auch vollitändig abge 
ichlojjen. Die Stadt hat fich, joweit ich unterrichtet bin, 
Isar ie entgegentommend gezeigt, obgleich die Stadt 
Lüdenfcheid einen fehr hohen Prozentfag an Einkommen- 
fteuern erhebt und nicht jehr leiftungsfähig ift. Seitens 
des Fiskus wurden dann noch Abänderungen gewünjcht, 
und, jo viel ich weiß, find in legter Seit noch wieder 
ganz entgegentommende Erklärungen feitens der Stadt 
verwaltung erfolgt. 

Ich hätte deshalb aufs Wort verzichten können, weil 
ich ja darauf hoffen durfte, daß Feitens der Juſtiz⸗ 
verwaltung der Antrag gejtellt würde, in den nächſten 
Etat eine erite Nate einzuftellen. Aber ich möchte mic 
auch an die Herren von ber ge | wenden; 
denn es ift ja eine altbefaunte Tatjache, durd) den Herrn 
Finanzminifter in diefem Jahre auch noch proflamiert, 
daß immer von den Forderungen, die die einzelnen 
Nefjorts erheben, ein Teil geftriden wird, Nun glaube 
ich, daß diefer Neubau, den id wünfche, im rein finanziellen 
Jutereſſe des Staates liegt; denn der jetige bauliche 
ae der Gebäude ift jo, daß er jehr große Unter: 
haltungs» und Reparaturfoften verlangt. Im Fahre 1901 
eigten ſich Niffe, die zu erheblichen Neparaturkoften ge» 
—* haben. Im Jahre 1902 zeigte ſich, daß die Abort- 
räume dergeſtalt waren, daß ein polizeiliches Einſchreiten 
ftattgefunden hat. Ein ganzer volljtändiger Neubau des 
Aborts und eine kleine Anlage auf dem Gefängnishof 
mußten errichtet werben. Auch fonft find die Inter 
haltungskoſten jehr bedeutend. 

Wie hieraus ſchon bervorgeht, ift das Gebäude 
eigentlich nicht jehr put gebaut. Bor 50 Jahren wurde 
in der Gegend verhältnismäßig ſehr jchlecht gebaut, weil 
es wegen der ſchlechten Verbindungen kaum möglid war, 

ent oder gute Baumaterialien herbeizuſchaffen. Nun 
83 das Gerichtsgebäude fo, daß eine ſehr ſtarke Futter- 
mauer vorhanden ift, und es fönnte fich über kurz oder 
fang der Fall ereignen, daß auch dieje Auttermauer Riffe 
zeigt, und dann würden fi gas enorme Koften ergeben. 

glaube deshalb, es liegt im eigenften finanziellen 
Intereſſe des Staates, wenn man jobald wie möglich mit 
dem Neubau eines Gerichtögebäudes auf dem, wie ich 
angeführt Habe, als geeignet befundenen Plage vorgeht, 
und ich möchte ber Hoffnung Ausdrud geben, daß in ben 
nächſten Etat eine erfte Rate eingeftellt wird. 


Präfident v. ſtröcher: Der Herr Minifter hat 
das Wort. 


Dr Schönftedt, Juftizminifter: Meine Herren, 
über den Neubau eines Amtsgerichtsgebäudes in Lüden- 
ſcheid beftehen zwifchen ben beteiligten Reſſorts feine 
Meinungsverichiedenheiten. Insbeſondere hat auch der 
Herr Finanzminiſter grundfäglich ſchon jeine — 
u der Errichtung eines ſolchen Neubaues auf einem von 
er Stadt zum Kauf angebotenen Bauplatze erklärt. 
Die Schwierigkeit und die Verzögerung, die biöher ein- 
getreten iſt, * darin ihren Grund, daß die Stadt den 





Wunsch ausgeſprochen hat, ba das Gebäude 7 bis 8 m 
von der Straßenfluchtlinie zurüdtrete, und dak am die 
Stadt dann das Verlangen geftellt worden ift, fie möge 
diefen Plag, der unbebaut bleiben fol, vom Berkauf 
ausichliegen und für fi in eine Schmudanlage um— 
wandeln. Die Zuftimmung der Stadt zu diejer Forderung, 
die als unbillig nicht wohl bezeichnet werden darf, iült, 
wie mir eben mitgeteilt worden ift, im Bautenminifterium 
vor ganz kurzer Zeit eingegangen, ſodaß nunmehr mit 
der Ausarbeitung des Bauplanes energiſch vorgegangen 
werden fann, und er wird ganz gewiß nach Möglichkeit 
gefördert werden. —* hält fo lange die alte 
Futtermauer, deren Baufälligkeit eben der Abgeorbnete 
Noelle hervorgehoben hat. 


Präfident v. Kröcher: 
geordnete Dr Dftrop. 


Dr Oftrop, Abgeordneter: Ich möchte auch dem 
Herrn Minifter eine Bitte vortragen. Wir haben näm- 
lich im vorigen Fahre bereits 47 000 Mark bewilligt zum 
Grunderwerb für ein neues Amtögerichtsgebäude in 
Nedlinghaufen. Man follte nun glauben nach der Be- 
gründung, welche damals der Vorlage beigegeben war, 
dag man num fchleunigft mit dem Neubau vorangejchritten 
wäre. Statt deſſen ſieht und hört man weiter nichts 
mehr, und doch ift das Bedürfnis, einen Neubau auf 
zuführen, fchon lange, lange beftehend. Ich kenne den 
alten Kaſten ſchon jeit 30 Jahren, und ſchon jeit 
20 Jahren war derjelbe baufälig, bzw. nicht mehr ge 
eignet für die Gefchäfte des dortigen Amtgerichts. Die 
alte Treppe bat glüdlicherweife nicht viel Unglüf ge 
bracht; aber wenn ein Unglüd gefommen wäre, jo wäre 
es jehr natürlich geweien. So war es auch mit den 
kleinen Räumlichkeiten, die überall nicht ausreichten. Dan 
—* ſich darüber hinweg geholfen, indem man eine andere 
rei gewordene Wohnung gemietet hat, und fo find nun 
mehr die Gejchäfte des einheitlichen Amtsgerichts voll 
ftändig getrennt, ein Zeil befindet fich in der Stadt, ein 
Teil —— derſelben. Ein ſolcher Zuſtand kann auf 
die Dauer nicht mehr weiterbeſtehen. 

Man ſcheint überhaupt im Kreiſe Recklinghauſen mit 
der Teilung ſehr bei der Hand zu ſein. So hat man 
3. B. unſern ganzen Kreis Recklinghauſen in zwei Teile 
geteilt, den einen Zeil zum Landgericht Bochum, den 
andern Teil zum Landgericht Efjen gelegt. Ich möchte 
dem Herrn Minifter fchon das zur Erwägung geben, daß 
wir im Kreiſe Nedlinghaufen mit einer Einwohnerzahl 
von 200000 unb darüber reinen. 1900 hatten wir 
188 000, und es bat ſich ergeben, daß wir in ben vorher, 
— fünf Jahren um 651/, Tauſend zugenommen 
aben. ars wird jet die Zunahme noch ſtärker 
fein. Ich follte meinen, bei einer Einwohnerzahl von 
über 200 000 wäre ein Sandgericht für ben ganzen reis 
Redlinghaufen eine Notwendigkeit. Sch möchte deshalb 
dem Herrn Minifter die Bitte vortragen, im Intereſſe 
ber *— Rechtspflege ſowohl als auch im Intereſſe des 
ern uchenden Publitums in Erwägung zu ziehen, ob 
nicht dahin demmächft eine Vorlage zu maden wäre, in 
Redlinghaufen felbit ein Landgericht zu errichten. Sollte 
das Ergebnis nicht günftig fein, fo bitte ich, wenigſtens 
eine betachierte Straffammer dort einrichten zu wollen. 


Präfident v. Hröcher: Der Herr Juſtizminiſter 
hat das Wort. * — 


Dr Schöuſtedt, Juſtizminiſter: Über die zuletzt von 
dem Her Abgeordneten Dr Dftrop aus eſprochenen 
Wünſche kann, glaube ich, bei dieſem Rapitel nicht wohl 
verhandelt werden; id; würde fürchten, daß der Herr 
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Präſident Einſpruch erhöbe. Was ben Neubau eines 
Amtsgerichts angeht, fo ift er dadurch verzögert worden, 
daß über die Abgrenzung des Bauplatzes Zweifel be 
ftanden, bie zu — * Rückfragen Anlaß gaben. 
Diefe Zweifel find nunmehr zur Erledigung gekommen. 
Die Entwurfsfkizze ift ausgearbeitet worden im Arbeits- 
minifterium und ift an die Borftandsbeamten des Ober- 
landesgericht? in Hamm zur Nahprüfung abgegangen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort wird nicht weiter 
verlangt, —— nicht erhoben; Tit. 39 ift be— 
willigt. — Ebenſo Tit. 40, — 41, — 42. 

Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 43. Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Ruegenberg. 


Dr Ruegenberg, Abgeorbneter: Meine Herren, ich 
möchte ein Wort für bie Errichtung eined Amtsgerichtes 
in Kaiſerseſch im Kreife Mayen einlegen, Die Ynter- 
ejlenten haben a im vorigen Fahre mit einer Petition 
an die Königliche Regierung gewendet und das dringende 
Bedürfnis dafür na — eſucht, das namentlich in 
den ſchwierigen Verkehrsverhältniſſen begründet iſt; ſie 
haben ſich auch zu weitgehenden Opfern bereit erklärt 
und glauben, daß auch die ſonſtigen Unterlagen für die 
Einrichtung eines Amtsgerichts vorhanden ſind. Sie be— 
rufen ſich auch weiter darauf, daß Kaiſerseſch früher der 
Sig eines Friedensgerichts war, daß Kaiſerseſch ein auf- 
blühendes Städtchen ift, und fie führen ferner aus, daß, 
entgegen der ausgejprochenen Anficht, durch die Zuteilung 
le Ortſchaften an das Amtsgericht in Mayen die 

ißftände nicht in genügender Weife abgeftellt werden 
würden, indem im —— einigen Ortſchaften dadurch 
der Berkehr mit dem Amtsgericht noch erſchwert würde. 
Sie bitten aufs neue den Herrn Minifter, die Frage der 
Errichtung eines Amtsgerichts in Kaifersefch erneut prüfen 
zu wollen und mit Befkkwortung dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter vorzuſchlagen. 


P v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Yuftizminifter. 


Dr Schönftebt, — Der von dem Herrn 
Abgeordneten Dr Ruegenberg erwähnte Neubau eines 
Amtsgerichtägebäubes in Kaijerdefh würde zur Boraus- 
fegung haben, daß zunächſt die Errichtung eines Amts» 
gerichts in Kaiſerseſch, und zwar dur Seh, beichloffen 
wäre. Soweit find wir nun nod nicht, und deshalb 
fönnen wir uns auch über den Bau heute nicht weiter 
unterhalten. 

Über die Frage, ob es zur Errichtung eines jolchen 
Untögericht3 kommen wird oder ob eine andere Abgren- 
zung ber hier in frage kommenden Amtsgerichte in 
Mayen, Cochem und Adenau herbeizuführen ift, ſchweben 
—— über deren gegenwärtige Cage ich nähere 
Auskunft nicht geben kann. 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge 
ichlofjen. Der Titel felbft ift nicht angegriffen; er ift 
bewilligt. 

Ebenſo Tit. 44, — 45, — 46 — und damit ber 
Etat des Yuftigminifteriums, 

Damit ift der erjte Gegenftand der Tagesordnung 
erledigt. 

Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19. Leglsl. V. Geffion 1909. 


22. Sigung am 16. Februar 1903. 
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Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: 
Erfte Beratung des Geſetzentwurfs, be: 
treffend die Gebühren ber Medizinal- 
beamten. — Drudjadhe Nr 35. 


Ich eröffne die Beiprehung. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr Auegenberg. 


Dr WAuegenberg, Abgeordneter: Meine Herren, 
diefe Borlage hat uns, wie Sie wiſſen, bereits im vorigen 
Jahre beichäftigt und ift, foviel ich geſehen habe, uns 
ziemlich wet wide vorgelegt worden. . 

Bei den Berbandlungen in der Budgetkommijfion 
im vorigen Jahre wurbe ein fpezielles Eingehen auf die 
Borlage abgelehnt, folange nicht gewiſſe Unterlagen be— 
Ihafft wären. Dieſe betrafen erftens den Nachweis, in- 
wieweit fich die Stellung der Kreisärzte jeit Erlaß des 
Sreißarztgejeges geändert habe, und inwieweit fid) das 
Einkommen der Kreisärzte aus amtlichen Verrichtungen 
geändert babe; zweitens verlangte man den Nachweis, 
daß durch das neue Gebührengejeg eine weitere Belaftung 
der Gemeinden möglichjt vermieden werde. Die Regierungs- 
fommijjare haben darauf den Mitgliedern der Kommilfton 
eine Erklärung übergeben, von der ich bedauere, daß fie 
dem diesjährigen — nicht beigelegt iſt, um die 
ſämtlichen Mitglieder des Hauſes in die Yage zu verſetzen, 
erg ‚die damals gepflogenen Verhandlungen informiert 
zu fein. 

In der erwähnten Erklärung wird nun zunächit der 
Nachweis zu führen gefucht, daß im wefentlichen eine 
Mehrbelaftung der Gemeinden nicht ftattfinden werde, und 
ferner — hingewieſen, daß die Beſtimmungen des 
preußiſchen Seuchengeſetzes, das ja nad) dieſer Vorlage 
hier verhandelt werden wird, ebenfalls zeigten, daß 
man bemüht geweſen fei, die im öfenihe Intereſſe 
notwendigen Koſten möglichſt der Staatskaſſe zur Laſt 


zu = 

ie weit es gelungen ift, die in der Kommiſſion 
gehegten Befürchtungen zu beichwichtigen, werben bie 
— Verhandlungen über den diesjährigen Entwurf 
ergeben. 

Wenn ich jest bier zu dem Gefegentwurf das Wort 
nehme, fo bitte d das Haus, nicht meine Worte als bloß 
pro domo gejprochen anzujehen; aber ich kann nicht unter» 
lafjen, Sienigen Wünſche des ärztlichen Standes, bie 
auch mir als berechtigt erjcheinen, hier vorzubringen, und 
da kann id; jagen, daß der Eindrud des Geſetzes bei den 
beamteten Arzten im allgemeinen eine Enttäujhung her— 
vorgerufen hat. Sie find der Anficht — und dieſe Ans 
fiht hat auch der Herr Negierungstommiffar in feiner 
Erklärung beſtätigt —, daß eine ganze Anzahl von 
Polfitionen noch unter diejenigen des ia vom 9. März 
1872 herabgedrüdt worden Ei, und dieſes jelbft, meine 
Herren, — das bitte ich wohl zu berüdjichtigen — war 
nur eine Wiederholung der Medizinaltare von 1815, ſo— 
daß aljo danach noch unter die Sätze der Medizinaltare 
von 1815 bei einer ganzen Reihe von Bofitionen herunter: 
gegangen ift, Es heißt in der Megierungserklärung weiter, 
das eine Anzahl anderer Pofitionen gleich geblieben wären; 
bei einigen — es find ja recht wenige — fei eine Er- 
böhung in Ausfiht genommen, die ſich aber in fehr 
mäßigen Grenzen halten foll. 

ie Medizinalbeamten find der Anficht, wenn der 
in der Einleitung der Begründung —— Zweck 
des Geſetzes, die Unbilligkeiten zu beſeitigen, die dadurch 
entſtanden ſind, daß den antun ren Antprlichen an bie 
praktiſche und wiffenfchaftliche Vorbildung und der ver- 
mehrten Arbeitsleiftung nicht genügend Rechnung getragen 
worden ift, erreicht werden foll, dieſes in ber Brenn 
einer großen Reihe von Pofitionen nicht — 
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IGeſetzentw., betr. die Gebühren der Medizinal- 
beamten] 








[Dr Ruegenberg, Abgeordneter] 
—— ſei. Sie begreifen ferner nicht, warum bie 

ebühren für gerichtsärztliche Berrichtungen niedriger 
bemejjen werden jollen als andere ärztliche Berrichtungen, 
und verweilen darauf, daß bei den ihnen gleichgeftellten 
Kategorien von Beamten, den Bauinjpektoren und Ge— 
werbeinjpeftoren, * auch kein Unterſchied in der Ver— 
gütung für amtliche Verrichtungen gemacht werde. Sie 
empfinden es ferner nicht als ganz würdig, daß ber 
Medizinalbeamte, wenn er die bei vielen Pofitionen vor: 
gejehene Minimaltare überfchreitet, genau nachweiſen fol, 
warum das geſchehen jei. 

Meine Herren, das ift eine fehr jchiwierige Aufgabe; 
denn die Größe der Arbeitsleiftung und das Intereſſe, 
welches der Beamte bei der Ausführung einer Amts- 
handlung durch diefe Arbeit beiwiefen hat, läßt fich weder 
mit der Elle meflen, noch überhaupt ſichtbar darftellen. 
Ih habe mir bereits im vorigen Fahre erlaubt zu be 
merfen, daß die Güte eines Gutachtens oft an letter 
Stelle von feiner Länge abhängt, und ein anderer Maß— 
ftab für die darauf verwandte Mühe läßt fich in häufigen 
Fällen nicht geben. 

Aber auch die nicht beamteten Arzte ftehen dem 
Entwurf mit fehr geteilten Gefühlen gegenüber. Nach 
$ 10 jollen amtsärztlihe Berrichtungen, die durd fie 
ausgeführt werden, nad bdenjelben Süßen honoriert 
werden wie bei den beamteten Arten. Die offizielle 
Vertretung des ärztlihen Standes, der Ausſchuß der 
preußifchen Hrztefammern, hat ſich im vorigen Jahre 
und in biefem fahre in einer Petition an das Hohe 

aus gewandt, worin er auf die Ungerechtigkeit des $ 10 
ii, die nach feiner Anficht darin befteht, daß die 

erhältniffe, die ſeit 1872 geherricht haben, wonach die 
Leiftungen bei beamteten und nichtbeamteten Arzten 
gleiämaßig honoriert wurden, jet nicht mehr zutreffen, ba 
ie Kreisärzte durch eine bedeutende Erhöhung ihres Gehalts 
jowohl als aud durch die Penfionsberechtigung ganz 
anders und befjer gejtellt wären, während der PBrivatarzt 
vor wie nach ganz allein auf die Erträgniffe feiner 
Privatpraris für feinen Lebensunterhalt und die Ver— 
forgung feiner Hinterbliebenen angewiefen fei. Meine 
Herren, Sie werden nicht verkennen, daß dieſe Be— 
—— vieles für ſich hat, und ich hoffe, daß in dieſer 

eziehung ein Weg gefunden werden wird, der den 
Privatärzten den Kampf um ihre Exiſtenz, der ohnehin 
ſchon jchwer genug ift, nicht noch weiter erfchwert. 
jehe ja voraus, daß bei diefem Geſetze auch in diejem 
Jahre wieder eine Hauptrolle die Frage fpielen wird: 
wer jol der Bahlungsverpflichtete fein? Schon aus 
diefem Grunde wird es notwendig fein, die Vorlage 
wieder einer Kommiffion zu übermweifen. Ich möchte da 
den Antrag ftellen, weil wir nachher über das preußifche 
Seuchengeſetz verhandeln, welches auch einer befonderen 
Kommiſſion zweifellos übergeben werden wird, diefer Kom— 
mijfion auch die Behandlung bes Gejegentwurfs über die 
ärztlihen Gebühren zu übertragen, und zwar aus dem 
Grunde, weil bei beiden derjelbe Punkt einen Hauptgegen- 
ftand der Berhandlungen bilden wird: wer ijt der 
Bahlungsverpflichtete? 

a beantrage aljo die Überweifung diefes Geſetz— 

entwurfes an die voraußfichtlich für den Geuchengefet- 
entwurf zu wählende 21-gliedrige Kommiſſion. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Kultusminifter. 


Haus der Abgeorbneten. 22. Sigung am 16. Februar 1903. 
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Dr Studt, Minifter der geiftlichen, Unterricht: und 
Medizinalangelegenheiten: Meine Herren, der heute zur 
erften Beratung ftehende Entwurf eines Gefeges über 
die Gebühren der Medizinalbeamten ift in diefen Räumen 
kein Neuling. Es ift Ihnen bekannt, meine Herren, ba 
ihon im Jahre 1901 und ebenjo im Jahre 1902 ein 
ie Geſetzentwurf dieſem Hohen Haufe unter 

veitet worden ift. Leider ift es beide Male nicht möglich 
gewejen, eine Verabſchiedung des Gejeges zu erlangen; 
einmal, weil in dem erften Jahre die Kommiffion ihre 
Arbeiten kaum begonnen hatte, als der Schluß der Tagung 
des Landtags erfolgte, im Fahre 1902 aus dem Grunde, 
weil die Kommiſſion eine definitive Stellungnahme zu 
dem Gefeßentwurf noch nicht nehmen zu follen glaubte, 
jo lange nicht der in Ausſicht geftellte Entwurf eines 
preußifchen Ausführungsgejeges zu dem Reichsgeſetze, be 
treffend die Bekämpfung gemeingefährlicher — ——— 
vom 30. Juni 1900, vorliege. 

Meine Herren, in a Yahre haben fich die Aus- 
fihten für das Zuſtandekommen des Geſetzes infofern 
günftiger geftaltet, als erjtens die Möglichkeit der erften 
Beratung fehr früh eingetreten ift, zweitens auch bie 
Borausjegungen, von denen feiner Zeit die Kommiſſion 
bei der Sortiehung ihrer Beratungen ausgegangen war, 
nämlih daß noch mehr Material feitens der Staats» 
regierung geliefert würde, um beftimmt alle Anhalts— 
punfte Pr die Beurteilung der Vorlage zu gewinnen, 
inzwijchen eingetreten find, wie die Herren fich aus der 
Lektüre der beiden heute vorliegenden Geſetzentwürfe wohl 
überzeugt haben werden. 

Was nun die Notwendigkeit einer geſetzlichen Rege- 
lung dieſes Gebührenweſens anbetrifft, jo beiteht ja wohl 
namentlich in den beteiligten Streifen fein Zweifel darüber, 
daß der Weg der Gefeggebung erforderlich it, um bie 
Unflarheiten, die aus dem bisherigen Bebührengeiege 
von 1872 Rn im Laufe der Zeit entwidelt haben, einer: 
ſeits zu bejeitigen, dann um die ganze Materie, nachdem 
das Inſtitut der Sreisärzte neu eingeführt worden iſt, 
überhaupt einheitlich und dem gegenwärtigen Stande ber 
Gefeggebung ſowie den tatjädlichen Verhältniffen ent- 
iprechend zu ordnen. Endlich aber aus dem Grunde, 
weil — * Entſcheidungen der höchſten —— 
höfe, des Reichsgerichts und des Oberverwaltungsgerichts, 
ein geſetzgeberiſches Eingreifen notwendig machten. 

Der Herr Vorredner und auch die vorjährigen 
Herren Redner Haben ja auch die Bebürfnisfrage als 
eine zweifelloſe anerfannt, und in ber Begründung ift 
das näher ausgeführt. 

Meine Herren, ih darf mir wohl geftatten, einige 
Bedenken, die im vorigen Jahre namentlich in der Stom- 
miffionsberatung gegen den Entwurf geltend gemacht 
worden find, kurz vorwegzunehmen. 

Es ift die Befürdtung ausgefproden worden, als 
ob diejer Gefegentwurf eine ftärfere Belaftung der Ge- 
meinden herbeiführen würde. Ich glaube dieſe Be- 
fürchtung als nicht begründet bezeichnen zu können, Es 
ift damald auch gefordert worden eine Ratiftiiche Nach⸗ 
weiſung über die den Kreisärzten zuſtehenden Gebühren-— 
einnahmen. Eine ſolche Nachweiſung iſt inzwiſchen 
gefertigt und fie wird ‘ihnen, glaube ich, den nötigen 

nhaltspunft bieten dafür, daß die feitens der Kommiſſion 


feiner Zeit geltend gemachten Bedenken nicht zutreffen. 
Es wird i das bei den bevorftehenden Kommiſſions— 
beratungen ſchon näher darlegen laffen. ch erlaube 


mir aber, was die Belaftung der Gemeinden als jolde 
anbetrifft, befonder8 darauf zu verweifen, daß, wenn ber 
Entwurf des preußifchen Ausführungsgeieges zu dem 
fogenannten Reichsjeuchengefeg in Kraft treten follte, in 
dem vorliegenden $ 25 des Ahnen vorliegenden Geſetzes 
eine erhebliche Erleichterung der Gemeinden in bezug auf 
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[Dr Studt, Kultusminifter] 

die Koftentragung gegenüber dem durd) das Regulativ von 
1835 zur Beit noch gejetlich feitgelegten Zuftand ein- 
treten wird, Alſo auch in der Beziehung erjcheinen die 
gehegten Befürchtungen gegenftandslos. 

Im übrigen geflatte ich mir, namens der Königlichen 
Stantöregierung den dringenden Wunſch auszubrüden, 
daß feitens der Kommiſſion alles gefchehe, um dieſen 
Gejepentwurf umd den heute zur Beratung ftehenden 
auch wirklich zum Abichluß zu bringen. Es handelt ſich 


um zwei wichtige Glieder in der Fette derjenigen gejeß- ° 


geberifhen Maßnahmen, die das fogenannte — 
reformwerk eingeleitet haben und zu einem gedeihlichen 
Abschluß zu bringen bejtimmt find, Es erjcheint hier 
nicht angängig, daß alte und zweifelhafte gefegliche Be- 
ftimmungen nod in biefen neuen Zuftand mit hinüber- 
genommen worden. Wir würden allmählich in einen 
eireulus vitiosus hineingeraten, aus dem herauszukommen 
nicht bloß im Intereſſe der Königlichen Staatöregierung, 
fondern auch, wie ich glaube, des wefentlich beteiligten 
ärztlichen Standes und des gejamten Landes liegt. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr Hahn. 


Dr Hahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann 
mich im allgemeinen mit dem Entwurf nur einverjtanden 
erklären. Ach glaube, daß er die hauptfächlichften der be- 
rechtigten Wünfche der Ärzte erfüllt, ch möchte nur 
diefe Gelegenheit benugen, um darauf binzumeilen, daß 
es mir nötig erfcheint, die Zahl unjerer Medizinal- 
beamten zu vermehren. Ich habe mir erlaubt, im 
verfloffenen Winter darauf aufmerfiam zu machen, daß 

erade in meiner Heimatprovinz Hannover ver- 
hiedene Medizinalbeamte fehlen, daß man Kreiſe 
—— und zu Bezirken für die Tätigkeit einzelner 

edizinalbeamten vereinigt hat, die man nicht Dätte 
ufammenlegen follen. & hat man in meiner 
Heimat den Kreis Lehe zufammengelegt mit dem Kreis 

abeln, und der Medizinalbeamte, der in Lehe feinen 

is hat, hat viel zu weite Wege zurüdzulegen, um 
jeiner Tätigkeit in dem ganzen ihm auneiwielenen Gebiet 
Een gerecht werben zu können. Ich babe bes- 
leihen darauf aufmerkfam gemadt, daß es auf die 

auer nicht angängig ift, bie beiden Kreiſe Kehdingen 
und Neuhaus in einem Phyſikatsbezirk zuiammen zu 
belafjen und die Aufgaben, die dort dem Mebdizinal- 
beamten erwadjen, einem einzigen — auf uerlegen, 
der in Freiburg a. Elbe jeinen Sik hat 3 abe aus» 
geführt, daß der Herr Entfernungen bis zu 50 km zurüds 
zulegen bat, wenn er die am weiteiten — Orte 
ſeines Bezirks aufſuchen will, insbeſondere die Ortſchaften 
des Kreiſes Neuhaus an der Oſte. 9 kann die — 
nicht damit ermüden wollen, Ihnen die Einzel— 
heiten vorzutragen, und die Orte zu nennen; ich nenne 
nur den einen rt Moorausmoor, der bejonders weit 
abgelegen ift mitten im Moor. Es ift für einen einzigen 
Medizinalbeamten fchwer, einen jo großen Bezirt mit 
teilweiſe ſchlechten Straßenverhältniffen, einen Bezirk, in 
dem fi) ausgedehnte Heidebezirte und Moore befinden, 
zu verwalten. Ach muß —— meine frühere Forde⸗ 
rung wiederholen — und ich erlaube mir, meinen Wunſch an 
die Adrefje des Herren Minifters perfönlich zu richten —, 
dieje großen Bezirke zu teilen, von dem Kreis 
Kehdingen den Kreis Neuhaus an der Dite ab» 
zu weigen, und andererjeits von dem an der Wejer 
elegenen Kreis Lehe den Kreis Hadeln an der 
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Unterelbe. Würde man die Sreife Hadeln und Neu— 
haus zufammenlegen, fo würde man einen Bezirk 
erhalten, der groß genug wäre, um einem Phyſikus bie 
nötige Arbeit zu An tag Wo der Phyſikus nachher 
jeinen Amtsfig zu nehmen hätte, ob in Otterndorf oder 
in Neuhaus an der Ofte, das wäre eine cura posterior. 
Es wird der Regierung nicht ſchwer werden, nach Ans 
hörung der Intereſſenten dieſe Frage des Domizils zu löfen. 
2 kann diefe Gelegenheit nicht unbenußt vorüber« 

geben laflen, wie ich mir auch erlauben werde, jede 
weiter ſich bietende Gelegenheit heranzuziehen, um den 
Herrn Hultusminifter gebührend darauf aufmerkſam zu 
machen, daß der jegige Zuftand in diefen 4 nörd« 
lihften reifen in der Provinz Hannover fein 
erfreuliher und auf die Dauer ein durchaus un» 
baltbarer if. Dabei möchte ich dem weiteren Wunſche 
Ausdrud geben, nicht ettva aus der Fremde einen Herrn 
zu berufen, um ihm die Funktionen des Phyſikus zu 
übertragen, ſondern einen der dort ee 
Ürzte heranzuziehen, der bie nötigen Erfah: 
rungen befitt. Meine Herren, gerade in den 
Marihen an der Küſte muß der Mrat erft eine 
ganze Reihe von Erfahrungen gelammelt haben 
evor er erfolgreich praktizieren fann. In nod) 
viel höherem Maße gilt das von dem beamteten Arzt, 
der vor allen Dingen im Falle der —— von 
Krankheiten durch den Schiffsverkehr, für den Fall von 
Sees von Seudyen wie die Cholera, die wir im 
ahre 1892 in meiner Heimat gehabt haben, über eine 
ülle von Erfahrungen und lokalen Kenntnifjen verfügen 
muß. Er muß vor allen Dingen die Elimatijchen 
Verhältniſſe und die Trinkwajferverhältnifje 
genau fennen. Gerade in meiner ze. ift für einen 
beamteten Arzt noch befonders viel zu tun. Ich muß 
leider zugeftehen, daß vielfach die öffentlichen Waſſer— 
läufe bei ung ir genügend tein gehalten werden, 
und daß daraus Gefahren für die Gejundheit er- 


wachſen. Ich muß darauf hinmweilen, daß einzelne Fluß- 
läufe wie die Oſte, aus denen die Bevölkerung leider 
noch immer ihr Trinkwaſſer entnimmt, durch Abwäſſer 


und Aborte geradezu verunreinigt werden. Bier in 
meiner Heimat, an der Oſte und an ber Elbmündung, 
ift aljo für einen beamteten Arzt nod außer» 
orbentlich viel zu tun. Erfolgreich fönnen aber deſſen 
"ping nur ausgeübt werden von einem Manne, der 
and und Leute und der die Verhältniſſe fennt. 
ch möchte die Bitte ausſprechen, einen der Herren 
rzte, die dort feit Jahren praktizieren, mit ben Funk. 
tionen des Mebdizinalbeamten für die beiden Kreiſe Dttern- 
dorf und Neuhaus beauftragen zu wollen. Man wird 
damit ein Bedürfnis befriedigen, das von der Be— 
völferung feit Jahren hen wird, und über 
das ich mir erlaubt habe, mit weiteren Begründungen 
im vorigen Winter bier ausführlicher zu jprechen. Ich 
ebe mich der Hoffnung bin, daß meine wiederholte 
itte nicht erfolglos bleiben möge, und ich würbe 
dem Herrn Minifter jehr dankbar jein, wenn er bie 
Güte haben wollte, mir darauf eine entf —— 
Antwort zu geben, damit ich in der Lage bin, meine 
Landsleute zu beruhigen. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommilfar. 


Dr Förfter, Minifterialdirektor, Regierungsfommiffar: 
Es fcheint mir, als ob die Ausführungen, die wir —— 
aus dem Munde des so Abgeordneten gehört haben, 
mit dem Gegenftande der Tagesordnung nur einen fehr 
lofen Zuſammenhang haben. 
Sehr richtig! 
(Sehr richtig!) — 


1435 


[Gefegentiw., betr. die Gebühren der Medizinal- 
beamten] — 


[Dr Förfter, Miniſterialdirektor] 
Übrigens kann ich in bezug auf die Wünfche des Herrn 
Vorrebnerd die Erklärung abgeben, daß ber Herr 
Minifter gern bereit ift, den * ungen des Herrn 
Vorredners näher zu treten, insbeſondere auch in bezug 
auf die anderweitige Abgrenzung der Bezirke in der 
Provinz Hannover. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Gamp. 


Gamp, Abgeordneter: Ah kann dem Herrn 
Minifter darin beitreten, daß ein dringendes Bedürfnis 
vorliegt, diefes Geſetz, welches uns ſchon zum dritten« 
male bejchäftigt, gefeßgeberiih zum Abſchluß zu bringen. 
Ich bin aber zu meinem Bedauern nicht in der Lage, 
ihm darin zuzuftimmen, daß die Bedenken, welche feiner- 
zeit von ben verfchiebenen Parteien gegen dieſes Geſetz 
vorgebracht find, durch feine Mitteilungen und die Motive 
voltändig — worden Se. m Gegenteil; e8 find 
weder die Motive noch der Herr Minifter auf das wid; 
tigfte Bedenken eingegangen, welches ſowohl von ber fon» 
fervativen Bartei, wie auch von uns, wie auch meines 
Wiffens von anderen Parteien erhoben wurde, nämlich, 
daß die Gebühren nicht durch Verordnung des Minifters, 
fondern durch Geſetz feftgefet werben möchten. 

Hierauf werden meine Parteifreunde auch jest Wert 
legen müflen. Wir können uns nicht davon überzeugen, 
daß die biäherige gefegliche Feſtlegung der Gebühren fich 
nicht bewährt hat und daß nachgewieſen fei, daß ber be- 
fhrittene Weg nicht fachgemäß in. Kommt übrigens fein 
Geſetz zu Stande, jo bleiben nach wie vor die gejeglichen 
Beitimmungen über Gebühren ujw in Kraft. Alſo hätte, 
glaube ich, die Staatsregierung dringende Beranlaffung, 
uns entgegenzutommen und fich mit der Mufnahme ber 
Gebührentäte in das Geſetz jelbft einverftanden zu er- 
klären. Wir können meines Erachtens der Regierung fo 
weitgehende Befugniffe nicht einräumen, da durch die Ge- 
bühren in jehr erheblicher Weife die Gemeinden belaftet 
werben. 

Auch nach der Richtung hin bin ich nicht ganz mit 
dem Herm Minifter einverftanden, daß durch bietes Geſetz 
in bezug auf die zu —— ber Oberverwaltungs⸗ 
gerichte Anlaß gebenden Zweifel in der Auslegung, wem 
die Koften zur Laſt fallen, irgend etwas weientlides ger 
wonnen ift; im Gegenteil, dieje Zweifel werden nad wie 
vor in der erbeblichften Weiſe beftehen bleiben; denn die 
Zweifel beziehen fich im wefentlichen darauf, ob es fich 
um lanbespolizeilihe oder ortspolizeilihe Maßnahmen 
handelt; diefe Zweifel werden noch durd das Seucden- 
geſetz, welches wir demnächſt beraten, in erheblichfter Weife 
ausgedehnt. Ich perfönlich ftehe auf dem Standpunkt — 
meine freunde im wefentlichen auch —, daß es fich bei 
gemeingefährlihen Krankheiten unbedingt um lanbes- 
polizeiliche Angelegenheiten handelt; es wird ſchon durch 
den Ausdruck „gemeingefährlich” anerkannt, daß die Wir- 
fung der zur Bekämpfung der Krankheiten notwendigen 
= Be über den Kreis der lofalen Intereſſen hin- 
ausgeht, und daß demgemäß alle diefe Koften unter allen 
Umſtänden vom Staat allein zu übernehmen fein würden, 
ebenfalls ift es erwünfcht, in dem gegenwärtigen Geſe 
enau auszufprechen, wem die einzelnen Koſten zur afl 
allen, damit die Zweifel, wern auch nicht ganz befeitigt, 
jo doc; wejentlich herabgemindert werden. 

Ich halte es ferner nicht für richtig, die Disparität, 
die jeht in bezug auf die Ausgaben für ort&polizeiliche 
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Zwede bejteht zwifchen den einzelnen Landesteilen, aljo 
3. B. zwifchen Hannover und den anderen Provinzen, 
weiter beftehen zu lafjen, wenn man jet erheblich größere 
Laften den Gemeinden auferlegt. Es ift doch tatjächlich 
eine Unbilligkeit, daß, wenn die Koften im wejentlichen 
als ortspolizeiliche angejehen werden, diejenigen Städte, 
die Königliche Polizei En fowie diejenigen Landesteile, 
in denen die ortSpolizeilichen Koften vom Staate getragen 
werden, auch dur dieſes Gefek bevorzugt und nicht 
belaftet werden follen, fondern bie Belaftung nur bie 
jenigen Landesteile trifft, in denen die ort&polizeilichen 
Koften von den Gemeinden zu tragen find. 

Ob nun wirklich eine erhebliche Entlaftung der 
Gemeinden, wie der Herr Hultusminifter in Ausficht 
geftellt hat, durch das N entjtehen wird, will 
ich unerörtert laffen, weil das Gejeg uns ja vorläufig 
noch nicht bejchäftigt, und es auch fraglich ift, in welcher 
Geſtalt es Verabſchiedung gelangen wird. Es wird 
das weſentlich davon abhängen, in welcher Weiſe die 
Gebühren für die Arzte normiert werden, und ob die 
Verteilung der Koſten > der Vorlage der Staats. 
regierung beftehen bleibt. Bis das entichieden ift, fehlen 
meines Erachtens die weſentlichſten Grundlagen für bie 
Beurteilung der Frage, ob eine weitere Belaftung der 
Gemeinden eintreten wird oder nicht, 3 meine aber, 
daß wir alle Urſache haben, fehr vorfichtig vorzugehen. 

ch will zugeben, daß viele beamtete Ärzte, auch die, die 
mir perfönlich nahe ftehen, ihre Aufgabe jo aufgefaßt 
haben, daß man mit ihrer Wirkſamkeit durchaus zufrieden 
jein und ihnen feine Borwürfe machen kann. Bon anderen 
beamteten Arzten muß ich das doc in Zmeifel ziehen, 
Mir ift 3. B. mitgeteilt worden, daß einzelne beamtete 
Ürzte verlangt haben, die Gemeinden follten £oftjpielige 
Einrichtungen treffen, alfo beifpieläweije Desinfektions- 
apparate anichaffen, Beförderungsmittel für Sranfe oder 
Geftorbene einrichten, Leichenräume herftellen ufm. Ya, 
meine Herren, das find Einrichtungen, die die Behörden 
nach $ 27 des in Ausficht genommenen Seuchen * 
u fordern befugt ſein ſollen; aber wenn jetzt a ie 
——— Arzte ſo weitgehende Forderungen an die Ge— 
meinden ſtellen, ſo iſt das doch ein Beweis dafür, daß 
man recht vorſichtig ſein und ſich bemühen muß, möglichſt 
genau zu fixieren, was den Gemeinden und den Einzelnen 


zur Laſt fällt. 
Auch möchte ich eine kleine Bemerkung machen be— 
züglich der Reiſen, die für gemeinſchaftliche Zwecke ge— 


macht werden. Es iſt in $5 ein allgemein richtiges und 
billiges Wuseinanderfegungsverfahren —*—— Nur 
möchte ich in das Geſetz die Beſtimmung aufgenommen 
—— daß in allen Fällen, wo der beamtete Arzt ww 
Staatskoften zu reifen genötigt ift und nebenbei n 
Privatintereffen oder Anterefien der Gemeinden fördert 
oder unterftügt, nur der Staat als ber einzig Leid- 
tragende anzujehen ift, und ihm nur allein die Koften 
zur Laſt zu legen find. Denn ich jehe nicht ein, weshalb 
auch in diefem Falle eine Verteilung der Stoften zwijchen 
den Brivatintereffenten bzw. der Gemeinde und dem 
Staat ftattfinden ſoll. Ich bin ferner der Anficht, daß 
durch Inſtruktion angeordnet werden follte, daß, wenn 
ein beamteter Arzt im Intereſſe des Staats Dienftreifen 
macht, er gleichzeitig die Verpflichtung hat, fich den ört— 
lichen und PBrivatinterefien, foweit fie in feinen Geichäfts- 
bereich fallen, zu widmen, damit nicht befondere Koften 
den Gemeinden durch befondere Meilen entftehen. Das 
wird durch eine Inſtruktion ficherzuftellen fein, und es 
würde genügen, wenn die Staatsregierung eine diesbezüg- 
liche Erklärung abgeben würde. 

Im übrigen möchte ich mich dem Borfchlage an— 
ihließen, das Geſetz in Berbinduug mit dem Seuchen: 
gejeg einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu über: 
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[Gejegentw., betr. die Gebühren der Medizinal- 
beamten] ü 


IGamp, Abgeordneter] 
weifen, und möchte es für zwedmäßig halten, wenn 
—— mit der Beratung des Seuchengeſetzes in der 
Kommiſſion begonnen würde, und daß dann erſt dieſes 
Gele durdberaten wird, 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Herr Kultusminilter. 


Dr Studt, Minifter der geijtlichen, Unterrichts» und 
Medizinalangelegenheiten: Meine Herren, ich habe mir 
ion bei meinen vorigen Ausführungen geftattet, hervor— 
zubeben, daß die einzelnen Zweifelspunkte in der Kom— 
miſſion, die von Ihnen vorausfichtlic eingefegt werden 
wird, einer genauen Erörterung zu unterziehen jein 
werben. 

Ich wollte mich nur gegen die erjten Ausführungen 
bes Herrn Vorredners verwahren, die bei der geehrten 
Verſammlung den Eindrud erweden fonnten, alö ob 
diefe in Ausficht genommene Borfchrift, wonach die Ge- 
bübrenfeftjegung — die Zentralinſtanz, alſo durch den 
Medizinalminiſter erfolgen ſoll, ein ganz; ſinguläres 
und ungewönliches Vorgehen in der Geſetzgebung be— 
deutet. s iſt abſolut nicht der Fall. Ich kann in der 
Beziehung allein auf 9 legislative Vorgänge verweiſen, die 
in genau derſelben Weiſe geregelt werden. Das ſind: 

1, Die jährliche Feſtſetzung der Arzneitaxe, 

2. Die Gebührenordnung für approbierte Ärzte, 
die ausdrüdlich durch die Reichsgewerbeordnung 
in die Hände der Bentralinftanz gelegt ift, 

. Die 88 76 und 77 der Reichögewerbeordnung, 
welche die Ermädtigung der örtlichen Polizei 
bzw. fogar der unteren Berwaltungsbehörden 
enthalten, für eine Reihe von Gewerben Taren 
feitzufegen 

4. Die Gebühren der Hebeammen und Heildiener 

werben durch den Negierungspräfidenten feft- 


eſetzt, 
b. DS" Semenangelgegete werben die Tarife für 
attungsforderungen vom Minifter des Yn- 
nern feftgejett, 
6. gür die Berechnung des Paufchquantums in 
oftenfachen bes Berweitungsfeitoerfaßtend 
fann von den Miniftern der Finanzen und bes 
nnern ein Tarif aufgeftellt werden, 

n ben Fällen bes Art. 127 des Gejetes über 
die freiwillige Gerichtäbarkeit vom 21. Sep- 
tember 1899 ift in gerichtlichen Tarangelegen- 
beiten das Verfahren und die Höhe der Ge— 
bühren von den zuftändigen Miniftern zu regeln, 

8. Die Höhe der Gebühren der Auftionatoren wird 

vom AYuftizminifter und vom Sandelsminifter 
feftgejett 

9. Die Gebühren für die Genehmigung und Be- 

auffichtigung von Neubauten werden von ben 
Miniftern der öffentlichen Arbeiten, des Innern 
und der Finanzen feftgejekt. 

Alſo Hier ift eine ganze grobe Summe von legis- 
lativen Borgängen ähnlicher Art vorhanden. Für den 
diegjeitigen Borkälag jpricht ferner der Umftand, daß es 
ſich bei diefen Zariffeitiegungen empfiehlt, eine kleine 
Anzahl von Sacverftändigen die Feſtlegung der einzelnen 
Sätze in einmandfreier Form anzuvertrauen und nicht 
einem größeren Gremium, Dann aber, meine Herren 
muß ein ſolcher Tarif immer jo eingerichtet werden, da 
er, dem wechjelnden Bedürfnis entiprechend, ohne Inan— 


mn 
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fpruchnahme des großen gefeßgeberifchen Apparates ge 
ändert werben kann. 

Ich glaube mich auf diefe vorläufigen Bemerkungen 
beichränfen zu können, welche hoffentlich dem Hohen Haufe 
die Meberzeugung beibringen werden, daß doch der Vor— 
ichlag ber Regierung nicht die Bedenken in fich fchlieft, 
die der Herr Borredner geäußert hat. 

Im übrigen darf ich es mir verfagen, auf Die an« 
beren Musführungen des Herrn Abgeordneten Gamp heut 
noch näher einzugehen; e8 wird ja in der Kommilfion noch 
genügend Gelegenheit vorhanden fein, diefe Punkte zu 
prüfen. Nur eins möchte ich mir geftatten noch zu be 
rühren. Der Herr Vorredner hat aus dem Umitande, 
daß einzelne Kreisärzte in ihrem Berufseifer vielleicht 
etwas zu weit gegangen find, einige Borwürfe und Ein- 
wände gegen das gefamte Syftem Eonftruiert. Ya, meine 
Herren, ich würde der Letzte fein, der der Meinung wäre, 
daß aus verfchiedenen Vorfchriften der Anweiſung für 
die Sreisärzte heraus nun fofort jeber einzelne Kreisarzt 
— ganz gleichgültig, wie die konkreten Berhältniffe 
liegen — nun ein ganzes Syſtem von mebizinalpolizei- 
lihen Maßregeln nad Art der Beglüdungstheorie zur 
Anwendung zu bringen hätte, 


(Sehr richtig!) 


Davon kann gar nicht die Rede fein. Wenn in diejer 
Beziehung ein nicht angemeflener, den Gemeinden unver: 
hältnismäßige Koften zumutender Übereifer fich geltend 
machen follte, fo ift e8 Sache ber Auffichtsbehörde, Ab- 
hülfe eintreten zu lafjen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete v. Sapigny. 


v. Saviguy, Abgeordneter: Meine Herren, nad) den 
ausführlihen Darlegungen meines verehrten Freundes 
Nuegenberg und nad) dem, was der Herr Kollege Gamp 
foeben gejagt hat, kann ich mich im wefentlichen kurz 
jeflen und nur noch einige ergänzende Bemerkungen zu 

em bereit? Gejagten hinzufügen. 

Ih kann natürlich nicht dem Herrn Abgeordneten 
Dr Hahn darin zuftimmen, daß hier ber Pla geweſen 
iſt, um alle Wünſche hinſichtlich der Geſtaltung der Kreis— 
arztbezirke vorzutragen. Solche Wünſche haben auch wir, 
und wir würden ſie gern vortragen; aber bei dem Geſetz 
über ge un [u derartige Fragen nicht am 
Platz, die gehören in die Beratung bes Sultusetats 
hinein, und darum gehe ich auf dieſes Gebiet, das er hier 
auch angefchnitten hat, nicht ein. 

Die Quinteffenz für die Prüfung bes uns vor- 
liegenden Geſetzes iſt nah wie vor das Bedenken, ob 
nicht durch dasfelbe die Laften der Gemeinden und teil- 
weife der Privaten, insbefondere aber gerade ber Ge- 
meinden, gefteigert werden. Das find diefelben Bedenken, 
die auch in früheren Jahren von mir vorgetragen find, 
Der Herr Minifter hat in danfenswerter Weije erklärt, 
daß diefer Standpunkt von der Königlichen Staatsregie- 
rung im Auge behalten jei, und daß in dem uns vor- 
liegenden Tarif dem bereits Rechnung getragen fei. In 
der Wortfaffung des Geſetzes finde & immerhin, wie 
auch die Herren Vorredner, insbefondere der Herr Abge- 
ordnete Gamp, eine Reihe von Bedenken, ob diefer Zweck 
vollftändig erreicht wird, insbejondere durch die Beftim- 
mung ded 8 2 und feine Faſſung. ch würde glauben, 
daß da eine andere Faſſung * gut möglich wäre, 
welche das, was wir wünjchen, ſehr viel klarer ftellt. 

ch ftelle mich in einer anderen Beziehung auch auf 
den Standpunft des Herrn Abgeordneten Gamp, der ber 
Anficht ift, daß eine Reihe von amtlichen Verrichtungen 
der Medizinalbeamten, der Kreisärzte im  ftaatlichen 
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Intereſſe — * wird,. ſelbſt wenn rein formell ber 
dazu —— uftrag von der Ortspolizeibehörde aus— 
gebt und ſich zunächft auf den Kreis einer Gemeinde zu 
eſchränken ſcheint. Trotzdem liegen oft allgemeine 

Staatöinterefjen vor; wo dieſe aber vorliegen, da bürfte 
es fehr zu erwägen fein, ob es nicht die Mufgabe des 
Staates ift, auch die ganze Laft zu tragen. Es wird 
das auch der Sache fürderlich fein; denn es werden der- 
artige Maßnahmen, die im allgemeinen öffentlichen Anter- 
eſſe liegen, leichter — werben, und man wird ſich 
leichter dazu entſchließen, wenn feſtſteht, daß dadurch 
nicht örtlich bedeutende Koſten für kleinere leiſtungs— 
ſchwächere Verbände entſtehen. Es wird das allgemeine 
Ziel, daß die öffentliche Geſundheit gebeſſert werden ſoll, 
beſſer erreicht, wenn der Staat dieſes Biel auf feine 
Koften verfolgt und nicht die Koften den Gemeinden aufs 
bürbet, bzw. es nicht jo einrichtet, daß er fie vor bie 
Frage ftellt: follen wir dieſe an fich nüglihen Maß- 
nahmen treffen und für fie die einleitenden Maßregeln 
herbeiführen, ober follen wir ung lieber die Koften fparen? 
yo glaube daher, daß hier durchaus das Intereſſe der 

einden, entlaftet zu werben, ſich auf "der anderen 
Seite dedt mit dem Intereſſe, welches bie ganze 
Medizinalreform verfolgt, nämlich die öffentliche Geſun 
heit zu heben und zu beffern. 

Dies Intereſſe ift auch von den Herren Hreisärzten 
in ausgiebiger Weife, wie die nur kurze Bergangenbeit 
feit Beftehen des Sreisarztgefeges zeigt, in richtiger 
Weife gewahrt worden. Es weht ein friiher Zug durch 
ihre ganze Tätigkeit; fie bemühen fich, das, was in 
mehreren — — kann man ſagen — verſäumt 
wurde und was beſonders aus den letzten Jahren noch 
nachzuholen war, jetg nachzuholen, und es kommt dadurch 
natürlich zu dem Beſtreben, bier ein Tempo einzu— 
ſchlagen, welches oſt den Stimmungen und Auffaſſungen 
und auch der Leiſtungsfähigkeit der Beteiligten, ins- 
befondere ber beteiligten Gemeinden, nicht recht 
entfpriht. Es find fo viele derartige Zuftände ins» 
befondere in Eleinen Orten und auf dem Lande vor 
handen, die wohl den Wunſch nad Berbeflerung 
rege machen fönnen, daß ein umfichtiger, eifriger un 
einfichtiger Kreisarzt gar nicht weiß, wo er fchließlich mit 
feinen Berbefferungsvorschlägen endigen fol. Er bat 
gewiflermaßen nicht nur das Recht dazu, fondern aud 
die Pflicht, auf die Mifftände hinzumeifen; aber ob es 
nun gerade in der technifchen Vorbereitung eines ſolchen 
Mannes liegt, auch gerade die allgemeinen Gefichtspuntte 
der Leiftungsfähigfeit der Gemeinden genügend im Auge 
zu behalten, das fteht noch dahin, und daraus erflärt es 
fih, wenn fo vielfach im Lande bie Befürchtung befteht, 
daß durch alle diefe Maßnahmen, die wir im öffentlichen 
Antereffe treffen und gefetlich feftlegen, ſchließlich es 
darauf hinausfommt, bap bie Laften ungemein gefteigert 
werden. Sch möchte daher glauben, daß es notwendig 
ift, Hand in Ra mit dem Erlaſſe diejes Geſetzes viels 
leicht doch noch einmal die vielleicht nach diefer Richtung 
ſchon ergangenen Berwarnungen und mäßigenden An« 
weijungen ins Gebächtnis zurüdzurufen, um ben 
Übereifer der Herren Kreisärzte auf diefem Gebiete ein 
wenig einzubämmen. 

Ich glaube, daß die andere Anregung, die Herr 
Kollege Gamp gegeben hat, und die, glaube id), von mir 
[on in ben früheren Verhandlungen diejes Geſetzes aus- 
—*— war, doch den Gebührentarif in das Geſetz 

ineinzuarbeiten, mehr oder minder mit dem von mir zu— 
legt erörterten Gefichtspunfte zufammenhängt; denn da- 
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durch, daß der Gebührentarif ein- für allemal geſetzlich 
fejtgelegt wird, bis eine Movelle, wenn es notwendig ift, 
ihn uns wieder ändern läßt, ift für die Gemeinden auch 
nach vielen Richtungen eine Garantie geichaffen, daß nicht 
durch das Drängen vielleicht der interejfierten Kreiſe eine 
Erhöhung der Gebühren mit ber Beit eintritt; fie 
können ſich dann auf diejer geſetzlichen Grundlage befier 
und fiherer und ruhiger einrichten und dagegen gefichert 
fühlen, daß eine Mehrbelaftung in der Zukunft für fie 
entftebt. ch glaube, das, was im Jahre 1872 die 
BVolfövertretung vermodt hat, was ihr damals bie 
Staatsregierung zugetraut hat, daß fie im Verein mit 
der Staatäregierung wohl in der Eag fei, einen folchen 
Gebührentarif feftzulegen, auch die Volksvertretung bes 
wahres 1903 zu leiften im ftande ift, und daß fie ein- 
ichtige Elemente genug in ſich Ichließt, um einen Rahmen 
für den Tarif zu ziehen, innerhalb deffen die notwendige 
praktiſche Beweglichkeit gefichert bleibt. 

In dem Tarif, wie er uns jest vorgelegt ift als 
Anlage und vorausfihtlich auch als Entwurf, der dem 
nächſt in die Praxis überfegt werben foll, ift die Grenze 
zwiſchen den unterften und den höchſten Sätzen berart 
weit im einzelnen gezogen, daß da von einer zu engen 
Begrenzung der Beweglichkeit nicht wohl geredet werden 
fann. Und überdies glaube ich: nad der Richtung ber 
Höhe ift biefer Tarif in einer Weife geftaltet, daß, wenn 
diefer Tarif vom Haufe angenommen würde, unzieifel- 
haft ein Beftreben und Bedürfnis nad) weiterer Er- 
höhung keinesfalls in abſehbarer Zeit eintreten kann. 

ch bin vielmehr der Überzeugung, daß, wenn wir Ge 
egenheit nehmen follten, den darı auch zum Gegenftand 
der Beratung in ber Kommilfion zu machen, wir wohl 
den Wunfh haben werden, an einzelnen Stellen nicht 
unerheblich die Gebühren herabzufegen, und ich glaube, 
daß auch wieder in der Herabfegung der Gebühren eine 
Förderung ber öffentlichen Gefundheit infofern liegt, als 
dann diejenigen, bie zu dem betreffenden Maßnahmen zu 
ichreiten in der Lage find, ſich viel leichter dazu ent 
ſchließen werden, als wenn fie fi) fagen müffen, dab 
ihnen dadurch nicht unerhebliche Koſten erwachſen. 

Wenn z. B. — was ich in Parentheſe erwähnen 
möchte — vorgeſehen iſt — ich entnehme das aus der 
Überficht, die uns im vorigen Jahre als Material in der 
Kommilfion gegeben war über die wejentlichften gebühren- 
pflichtigen Dienftgefchäfte ber Streißärzte —, wenn darin 
vorgejehen ift — und bas iſt Pe, in dem Tarif in 
anderen Formen, in anderen BPofitionen wieder auf— 
genommen —, daß die Revifion der Krankenanſtalten im 
Auftrage der Ortspolizeibehörden oder der Unternehmer 
als eine Aufgabe zu behandeln fein wird, welche bie 
Kreisärzte * Koſten der Beteiligten vornehmen ſollen, 
fo ſcheint mir doch eben die Reviſion einer Kranken— 
anftalt, wenn es nicht eine private Krankenanftalt, 
fondern eine öffentliche ift, durchaus eine ftaatliche 
— zu ſein, die nicht den Intereſſenten, 
ondern dem Arzt als Beamten auf Staatskoſten 
auferlegt werden ſollte. Desgleichen beiſpielsweiſe 
die Beſichtigung von Begräbnisplätzen! Wenn eine Ge— 
meinde einen Vegräbnisplat einrihten will, fo ift das 
meiner Meinung nach von jo allgemeiner Bedeutung, daß 
da8 durchaus zu den normalen Funktionen des Kreisarztes 
gehören, und daß er dieſe an fich einfache Befichtigung 
auf Koften des Staates unter Liquidierung feiner Reife 
koften dem Staate gegenüber einnehmen follte. Die Be- 
fihtigung von Quellen und Bafjerverjorgungsanlagen 
trägt in dem Falle, daß die Anlage ganze Gemeinden 
betrifft, denfelben Charakter öffentlichen Intereſſes. Ich 
möchte mindeſtens in dieſer Beziehung unterſchieden wiſſen 
zwiſchen kleineren leiſtungsſchwachen Landgemeinden und 
großen ſtädtiſchen Gemeinweſen. Ich glaube auch, daß 
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es möglich fein wird, auf dieſer Grundlage ur Einigung 
zu gelangen, und daß es für die Slönigliche Staats— 
regierung einen Unterjchied nicht machen kann, da fie doch 
faum die Abficht hat, diefen Tarif ſchon — jagen wir: 
im Laufe der nächften zehn Jahre — wieder zu ändern, 
eben mit feinem weiten Spielraum, den er * jetzt, wie 
er vorgeſehen iſt, en: wenn die Seftlegung auf 
geſetzlichem Wege erfolgt. 30 Jahre hat der Tarif, 
der gejeglich gegolten hat, von 1812 an bis jeßt, feine 
Dienfte getan, und wenn aud im Laufe der Entwidlung 
in den legten zehn Jahren größere Mißftände hervor: 
etreten find, b beweilt das allerdings, daß jekt ein 
efferungsbedürfnis vorliegt; es beipeih aber nicht, daß 
von Snfong an eine Schwierigkeit in der gejetlichen 
Feſtlegung beftanden hat. Wenn wir aljo jegt wieder 
gele lich — ſo tun wir nur dasſelbe, was vor 
hren für das Richtige gehalten iſt, und wenn die 
Zeit, für die der Tarif in Geltung bleiben muß, ſich 
etwas abkürzt und —* wieder 30 Jahre dauert, ſondern 
nad) zehn Eurshe die Revifion vorgenommen wird, jo ift 
das eine Aufgabe, die die Volkävertretung recht gut im 
Berein mit der Staatsregierung dann wieder wird über- 
nehmen können. 
möchte dann noch darauf hinweifen, daß es er- 
wünſcht erfcheint, wenn in dem Geſetz eine größere Hlar- 
heit geichaffen wird hinfichtlic) der Definition der ein- 
elnen Begriffe. Im allgemeinen gilt ja geſetzlich das 
ir die Gemeinden Gültige auch für die Gutäbezirke. 
Ich finde die Gutsbezirke in dem Gejege nirgends ber 
jonders erwähnt, und es wird na deshalb jehr fragen, 
ob alle die Laften, die hier den einden aufgebürbet 
werben follen, auch dem einzelnen Gutsbezirke, dem ein- 
zelnen Befier als dem Träger der Gutslaft aufgebürdet 
werden fönnen. 

Ich möchte ferner darauf hinweifen, daß die von 
mir —— allgemeine Regelung des Tarifs auf geſetz⸗ 
lichem Wege fi auch deshalb empfiehlt, weil diefer Zarif 
auch maßgebend fein wird für die nichtbeamteten Urzte 
und für ihre Gebührenliquidationen den öffentlichen Be— 
börden gegenüber. So z. B. pflegt jetzt bei der Durch— 
führung der Unfallverfiherungsgejeggebung zwifchen den 
Berbänden, die die Laften zu tragen haben, und den 
Arzten eine Vereinbarung getroffen zu werden, in welcher 
Höhe fie die fehr häufig erforderlichen und vielfach recht 
ein —— Gutachten berechnen für die Unterſuchung der 
Unfallverletzten. Da ſind die Arzte bis jetzt in der Lage 
geweſen, im Intereſſe der Sache, weil ſie ja — Teil 
auch die behandelnden Arzte waren, die das Gutachten 
auszuftellen hatten, einen mäßigen Preis zu vereinbaren 
und auf diefem auch zu beharren, trogdem nad dem all 
—— geltenden Tarif ſie zu einer höheren Forderun 

erechtigt waren. Wenn jetzt die Gebühren erheblich 
binaufgefhraubt werden — und ich würde bier eine 
Rechnung aufmachen können, wonach für ein ſolches But- 
achten etwa der dreifache Betrag, wie er jegt üblich war, 
fi nad) dem neuen Tarif berechnen laffen würde —, jo 
werden die Privatärzte fich wohl hüten, fich unter dieſen 
Gebührenbetrag herabdrüden zu laffen; fie werben das 
u einer Sade bes Standes machen, es werden darüber 
Bereinbarungen innerhalb der ärztlichen Kreiſe entftehen, 
und dadurch werden wiederum die Verbände, insbefondere 
die ländlichen Verbände für die landwirtſchaftliche Unfall- 
verfiherung, mehr belaftet werben. Ich glaube deshalb, 
daß ein mwejentliches, ein öffentliches Intereſſe in weiterem 
Umfange bier befteht, den Gebührentarif geſetzlich feft- 
zulegen, als es in den Fällen vorlag, die der Herr 
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Minifter foeben angeführt hat, denen ich im Wugenblide 
nicht im einzelnen jo habe folgen können; ich habe nur 
den Gejamteindrud gewonnen, daß es ſich dabei, vielfach 
— um mehr private und enger begrenzte Inter⸗ 
ejlenfreife handelt, während es ſich he um ben weiten, 
dur Kommunalverbände und alle Landgemeinden vers 
tretenen Intereſſenkreis handelt, und ich möchte glauben, 
daß wir auf der von mir empfohlenen Grundlage in ber 
Kommilfion doch noch einer Einigung auch in dieſer 
Beziehung gelangen werden. 

Ich mich ſelbſtverſtändlich den Anträgen, die 
ſchon gelte t find, auf Überweifung des Geſetzes an die- 
jelbe Kommiſſion, welche, wenn ich es kurz bezeichnen 
joll, das Seuchengeſetz beraten wird, an, und ſie wird 
wohl in einer Belebung mit 21 Mitgliedern zu ge 
jtalten fein. 


(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Frhr vd. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Martens. 


Dr Martens, Abgeordneter: Meine Herren, der 
uns bier vorliegende Geſetzentwurf ift wörtlich derjelbe, 
welcher im vorigen Jahre bereit? uns vorgelegt worden 
ift. ch habe damals namens meiner Fraktion Aus- 
führungen zu diefem Gefege gemacht und Stellung zu 
dem Gejege genommen. Ich glaube, deswegen heute 
davon abjehen zu können, näher auf den Gejegentwurf 
einzugeben. Die Ausftellungen, welde von verjchiebenen 
Seiten gegen ben Entwurf emacht find, jcheinen mir 
zum Teil an die Adreſſe des nachher zu beratenden Gejetes 
a == werden zu müſſen. 

as den $ 7 anbetrifft, den Herr Gamp und aud) 
Herr v. Savigny bemängelt haben, wonach ſie fich nicht 
damit einverjtanden erklären, daß die Feſtſetzung der Ge- 
bühren dem Minifter anheimgejtellt wird, jondern eine 
Feitjegung dur Geſetz wünſchen, jo kann ich nur jagen, 
daß im vorigen Jahre nicht — deswegen die 
Feſtſetzung des Tarifes durch den Miniſter bemängelt 
wurde, weil davon eine zu große Belaſtung der Gemeinden 
und des Publikums befürchtet wurde. Von anderer Seite, 
von Herrn Dr Ruegenberg, wurde gerade das Entgegen: 
eſetzte ausgeſprochen: der wollte um deswegen eine Feit- 
nn dur Geſetz, weil er fürdjtete, daß bei der Feſt— 
legung durch den Minifter vielleicht die beamteten Ärzte 
zu kurz kommen würden. ch habe deswegen damals 
die Überzeugung gehabt, daß bei den ſich fo wider- 
iprechenden Meinungen doc das Richtige in der Mitte 
läge und habe meinerjeitS nichts dagegen einzumenben, 
wenn die Feſtſetzung dem Minifter überlaflen würde, 
zumal wenn fich jpäter berausftellen follte, daß in irgend 
einem Punkte der Tarif geändert werben müßte, dann 
braucht nicht immer wieder die Klinke der Geſetzgebung 
in die Hand genommen zu werden. 
babe natürlich ſonſt noch allerlei an dem Gefer: 
entwurf auszufegen. Ich werde aber meine diesbezüg- 
lihen Wünfche jpäter in der Kommiſſion geltend machen 
und ſchließe mich im übrigen dem Wunſche an, der von 
allen Seiten ausgelproden worden tft, diefen Entwurf 
einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern zuzuweiſen, welcher 
wahrſcheinlich aud der nachher zur Beratung ftehende 
Entwurf zur Beratung zugewieſen wird. 


Bizepräfident Dr fychr u. Heereman: Das Wort 
ift nicht weiter gewünſcht; ic ſchließe die erfte Le— 


fung 

Y möchte dem Hauſe vorſchlagen, über bie geſchäft- 
liche Behandlung erit zu beſchließen, nachdem die erite 
Lejung der folgenden Nummer der Tagesordnung erledigt 
it. Wir können nicht füglich dem Antrage entjprechen 
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und jest jchon beſchließen, dieſe Vorlage an die Kom— 
miſſion zu verweilen, welche die folgende Nummer beraten 
würde, da wir nicht willen, ob dad Haus demnächſt eine 
Kommilfion dafür einjegen will. — Es erfolgt fein 
Widerjprudy, das 23 ift damit einerjtanden, daß wir 
über die geichäftliche —— erſt beſchließen, wenn 
die allgemeine Beſprechung der Nr 3 erledigt iſt. 


Ich eröffne die Beiprehung der Nr 3 der Tages» 
ordnung: 
Erfte Beratung des Entwurfs eined Aus: 
führungsdgefeges zu dem Reichsgeſetze, be: 
treffend die Befämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, vom 30. Juni 1900 F G. 
Bl. S. 306 u. flg.) — Druckſache Nr 40, 
Der Herr Hultusminifter hat das Wort. 


Dr Studt, Minifter der geiftlihen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten: Meine Herren, die zweite 
Gejegesvorlage, welche ich heute vor diefem Hohen Haufe 
zu vertreten die Ehre habe, hat ihren Musgangspunft in 
dem Reichsgeſetze über die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten vom 26. Juni 1900. Diejes Gejeg ift das 
Ergebnis langjähriger Borerörterungen, die in den ein- 
elnen Bundesſtaaten ftattgefunden haben, und ebenjo der 

enntnis, daß es notwendig werde, von Reichs wegen 
eine einheitliche Regelung der polizeilichen und fonftigen 
Maßnahmen zur Bekämpfung derjenigen Krankheiten er- 
folgen zu lafjen, welde einen fogenannten pandemijchen 
Charakter haben, aljo wegen ihrer bejonderen Gefährlich- 
feit geeignet find, Epidemien uf über mehrere Bundes- 
aaten auszubreiten. Es war notwendig, eine gemein— 
haftliche gefetliche Grundlage für das behördliche Bor- 
gehen zu Fin en. 

Bon dieſem Gefichtspunft aus hat ſich das Reichs— 
ejeg darauf beſchränkt, nicht alle übertragbaren Srant- 
beiten in den Kreis feiner Negelung zu ziehen, jondern 
nur diejenigen, die den von mir bezeichneten bejonders 
gefährlichen Charakter haben. Es find dies der Ausjag, 
die Cholera, das Frledjieber, das Gelbfieber, die Peſt und 
die Poden. 

Nun ift in dem Reichsgeſetz, welches dieſe Materie 
regelt, der Vorbehalt gemacht, daß die landesgejeglichen 
Borichriften, weldhe die Maßnahmen gegen andere über- 
tragbare Krankheiten enthalten, durch dieſes Geſetz un. 
berührt bleiben, daß ferner der landesgefeglichen Regelung 
vorbehalten bleiben follen die Stoftenfrage und die Ent» 
ihädigung von Perſonen uſw, weldie von den Abwehr: 
maßregeln betroffen find. für die Königliche Staats» 
regierung entjtand aus diejer Sachlage die Aufgabe zu 
prüfen, ob es richtig jei, 1d auf die im Reichsgeſetz aus- 
drüdlich der Landesgefeggebung vorbehaltenen Fälle der 
Stoftenregelung und der Entihädigung zu bejchränten, 
ob nicht lieber gleich auch, nach dem ufer des Reichs» 
eſetzes, gejeßgeberiiche Maßnahmen in Husficht zu nehmen 
Feiem, welche die Frage der Bekämpfung der anderen 
übertragbaren Krankheiten auf neuer gejeglicher Grund- 
lage ordneten. Die Bejahung dieſer a fonnte für 
die Königliche Staatsregierung deshalb nicht zweifelhaft 
fein, weil — eſetzgeberiſche Norm, welche für 
Preußen die —E aßnahmen zur Bekämpfung 
erg Krankheiten enthält, nämlih das 

egulativ von 1835, fo vortrefflich dasſelbe feinerzeit 
auch gewirkt bat und fo einwandfrei es nad dem 
damaligen Stand ber Wiſſenſchaft wohl aud war, ne 
jest, nachdem beinahe 70 Fahre vergangen find, na 
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dem gegenwärtigen Stand der Wiſſenſchaft und nad 
Lage der tatlächlichen VBerhältniffe zum Zeil als veraltet 
angejehen werden muß. Daraus und namentlich aus 
denjenigen Gutachten, die von en und wifjenicaft- 
lichen Kreifen abgegeben find, erklärt er, die Notwendigkeit 
einer einheitlichen gejeggeberifchen Regelung diefer Materie 
und das gejeßgeberijche Vorgehen in der Form dieſes 
Entwurfs, 

Es ift aber auch auf der anderen Seite erforberlic 
gewejen, gewifje andere Punkte in dem vorliegenden 
Gejegentwurf zu regeln, die mit diejer Materie in not« 
wendigem Bujammenbange auge und daraus ergibt ſich 
dann der vorliegende Entwurf, der die Maßregeln im 
Anſchluß an das Syftem des Reichsgeſetzes regelt. 

Wenn ich auf das Letztere kurz eingehen darf, jo 
hat das Heichsgejeg, wie ich mir jchon vorher zu er 
wähnen gejtattete, in $ 1 eine Anzeigepflicht für be 
ſtimmte, beſonders gefährlide Krankheiten vorgefehen, 
dann den Kreis der verpflichteten Perſonen beſtimmt, 
weiter über die Ermittelung der Krankheiten — 
Dispofitionen getroffen, außerdem beſtimmte Schutz- 
maßregeln jo wie die Entſchädigung derjenigen Berfonen, 
welche durch prophylaktiiche und jonftige Maßnahmen 
ze werden, geordnet. Es fchließen ſich allgemeine 
Borjchriften an und zum Schluß auch noch Straf 
beftimmungen. Dieſem Syſtem entjprechend ift nun 
auch das preußiiche Ausführungsgejeg geitaltet worden. 
Ich ann, ohne mich heute auf größere inzelheiten ein: 
zulaffen, an das Hohe Haus nur die dringende Bitte 
richten, dem geſetzgeberiſchen Borichlag —— zu 
wollen, Es liegt die unbedingte Notwendigkeit vor, daß 
das Syftem, weldhes als ein den Bedürfniffen und den 
Stande der Wifjfenihaft entjprechendes in dem Reichs- 
geſetz feftgelegt und — als dem Bedürfniſſe der 
Gegenwart entſprechend anerkannt worden iſt, nun auch 
in dem größten deutſchen Bundesſtaate zur Ausführung 
gelangt. Diejenigen Mitglieder diefes Hohen Hauſes, 
welhe in der Lage find, den Entwurf auch näher von 
feiner eigentlich technifchen Seite prüfen zu können, 
werden hoffentlich meiner Auffafjung dahin zuftimmen, 
daß die unbedingte Notwendigkeit vorliegt, die ver- 
ſchiedenen technifchen und Zweifelsfragen zu bejeitigen 
die im Laufe der Zeit entftehen mußten, nachdem es fi 
erwiejen hatte, daß das Regulativ von 1835 den gegen- 
wärtigen Seitverhältniffen nicht mehr genügte. 

Wenn ich nun noch mit einigen Worten auf das 
Syftem eingehen darf, wie es fich in dem vorliegenden 
Gejepentwurf darftellt, fo wird bei der Durchficht der 
Krankheiten, auf welche der Entwurf ſich erſtreckt, Ihnen 
vielleicht aufgefallen fein, daß in der Lifte derjelben 
mehrere fehlen, an deren Übertragbarkeit ein Zweifel 
nicht beftehen kann und gegen die zum Teil jchon jet 
Beltimmungen in Kraft find. Dazu gehören 3. B. die 
Mafern, die Röteln, die Krätze, der Keuchhuſten, die 
Influenza, der Krebs ujwm. Nun könnte vielleicht geltend 
gemacht werden, daß es im Intereſſe der Statiftik der 
übertragbaren Frantheiten erforderlich geweſen wäre, auch 
dieje Krankheiten in dem Gejegentwwurf zu berüdfichti en, 
Dem gegenüber ift aber zu bemerken, daß für die Be— 
fümpfung der übertragbaren Srankheiten nur ihre Ge- 
fährlichfeit, nicht aber 12* Rückſichten in 
Betracht kommen können, daß aber gegenüber den ge— 
nannten Krankheiten eingreifende Schutzmaßnahmen ent- 
weder zu beläſtigend oder nicht wirkſam genug ſein 
würden. Es wurde daher für ausreichend erachtet, den 
vorübergehenden Erlaß von Schugmaßregeln für Seiten 
ihrer epidemijchen Ausbreitung vorzubehalten. Das ijt 
in den $$ 5 und 7 bes vorliegenden Entwurfs geichehen. 
Es wird dort vorgejchlagen, daß das Staatsminifterium 
die Ermächtigung erhalten fol, die Beftimmungen des 


1445 Haus ber Abgeorbneten, 

[Entwurf eines Aus ngögejehes zu Dem Meichd- 
ejete, betr. die ä ug gem äbrlicher 

A — 








IDr Studt, Kultusminiſter] 
ag über die Anzeigepflicht und die Ermittelung 
der Krankheiten für einzelne Teile oder den ganzen 
Umfang der Monarchie auch auf andere übertragbare 
Krankheiten vorübergehend auszubehnen, wenn und ſo— 
lange dieje in epidemifcher Verbreitung herrſchen. 

Bezüglich der Krankheiten, für welche eine von dem 
beitehenden Verfahren abweichende Behandlung vor- 
geichlagen wird, möchte ich hier nur zwei herausgreifen 
wegen der Wichtigkeit, welche gerade fie für die Bolks- 
gejundheit haben, nämlich die Tuberkulofe und die über- 
tragbaren Geſchlechtskrankheiten. 

Die Frage, ob es fich empfiehlt, die Tuberkulofe 
einer gejeglich zu regelnden Bekämpfung zu unterwerfen, 
ift gerade in den legten Jahren der Gegenſtand lebhafter 
Erörterungen geworden, wie Ihnen hinreichend bekannt 
ift. Die Beantwortung diefer Frage wird erfchwert 
einerjeit8 durch die außerordentliche Verbreitung, anderer- 
jeitd durch die je nad dem Stadium der Srankheit ver- 
ſchieden große Bedeutung, welche diejer für die Erwerbs- 
fähigkeit und das Familienleben der Bevölkerung inne 
wohnt. Wenn jene für die Durchführung von fanitäts- 
polizeilihen Maßnahmen fpricht, jo kann dieſe ſolche 
vielleicht ald hart und zu eingreifend erſcheinen lafjen. 
Die der Begründung des Gejegentwurfs ald Anlage bei- 
—— Zuſammenſtellung der Geſetzgebung anderer 

taaten wird Ihnen aber zeigen, wie die Überzeugung, 
daß man auch gegenüber der Tuberkuloſe nicht ohne geſetz- 
liche ——— mehr auskommen kann, in immer 
weitere Kreiſe Eingang findet. Der —— hat 
dem Rechnung getragen, aber die zuläſſigen Schutz- 
maßregeln ar ein jo geringes Maß bejchräntt, daß bei 
der Ausführung derfelben jede Härte von vornherein als 
ausgeſchloſſen erjcheinen muß. 

Ahnlich verhält es fich mit den übertragbaren Ge— 
ichlechtsfranfheiten. Der Standpunkt, welchen der Ent- 
wurf in biefer Beziehung einnimmt, unterjcheibet fich 
wejentlich von demjenigen des Regulativs, aus Gründen, 
die ih in der Sommilfion näher darzulegen mir 
vorbehalten muß, für den Fall, daß der Gefeh- 
entwurf, wie ich hoffe, einer Kommiffton überwiejen 
werben wird. 

Was die Schugmaßregeln, welche der Gejegentwurf 
vorjchlägt, anbetrifft, fo deden fie ſich mit einer einzigen 
Ausnahme mit — en des Reichsgeſetzes. er 
Umfang, in welchem die — Schutzmaßregeln 
auf die einzelnen übertragbaren Krankheiten äußerften. 
falls zuläffig fein fol, ift im 8 8 bes Gejegentwurfs 
genau feftgeftellt und in einer Weife bejchränft, daß 
dadurch unbejchadet ihrer Wirkſamkeit jede überflüffige 
Beläftigung der Bevölkerung ausgeſchloſſen erſcheint. 
Außerhalb des Reichsgeſetzes liegt nur eine einzige im 
Gejegentwurf vorgeichlagene Schugmaßregel vor, nämlich 
die guläfiigteit des Behandlungdzwanges gegenüber 
Kranken, welche mit der Körnerkrankheit oder Übertrag. 
baren Gefchlechtskrankheiten behaftet find. Bei der 
Körnerkrankheit rechtfertigt fich das durch die große Aus- 
breitung der Krankheit und durch bie ni Gefahr, 
welche Re für die geiftige Ausbildung und für die Wehr- 
und Erwerbsfähigkeit der Bevölkerung, namentlich in den 
öftlichen Provinzen, bedeutet, ſowie mit Rückſicht auf die 
nicht unerheblichen Mittel, welche der Staat, die Kreiſe 
und die Gemeinden feit einer langen Reihe von Fahren 
auf bie —— dieſer Seuche verwandt haben und 
noch aufwenden. ei den übertragbaren Geſchlechts— 
krankheiten iſt aber zu berückſichtigen, daß ohne die geſetz— 
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liche Möglichkeit der zwangsweiſen Behandlung derjenigen 
Perjonen, welche gewerbsmäßige Unzucht treiben, 
den Gefahren der Proftitution nicht wirkſam begegnet 
werden fann. 

Die durch das Reichsgeſetz vorgejehene Entſchädigung 
für entgangenen Arbeitsverdienft der wegen Strantheit 
abgefonderten Perſonen und für die durch die Desinfektion 
erzeugte Sachbeſchädigung follen nad) dem Gefegentwurf 
auch bei den im Meichägejeg nicht genannten übertrag- 
baren Krankheiten gewährt werben dürfen. Diefe Regelung 
wird nur der PBilligkeit entſprechen und wird daher, wie 
4 annehme, Ihre er Para finden. Die Vorſchriften 
über die Ermittlung und Feſtſtellung dieſer Ent— 
fhädigungen find im Ausführungsgefeg zu dem Reichs- 
re a enthalten, 

Was die Koftenfrage anbetrifft, jo bitte ich, auf bie 
vorhin bereits bei Erörterung des Geſetzes, betreffend 
die Gebühren der Medizinalbeamten, — Aus- 
ee Bezug nehmend, aus der Beltimmung des 
8 25 des vorliegenden Entwurfs entnehmen zu wollen, 
da der Staat, abweichend von dem bisherigen Rechte, 
welches den Gemeinden dieje Koften auferlegt, in einem 
weitgehenden Make die Koften der amtsärztlichen Feſt- 
ftellungen fo wie die durch die Beteiligung des beamteten 
Arztes bei der Anordnung, Leitung und Überwachung 
der Schußmaßregeln entftehenden Koften auf fich ge 
nommen bat. Im übrigen beläßt es der Entwurf wegen 
ber often bei den Beftimmungen des bejtehenden Rechts, 
welche die Möglichkeit bieten, die aus dem a er 
fich ergebende Koftenfrage ohne weiteres zur Enticheidun 
zu bringen. Die Strafvorfchriften endlich lehnen fie 
eng an diejenigen des Reichsgeſetzes an. 

Meine Herren, nun geitatten Sie mir, im Anſchluß 
an diefe Ausführungen dem Wunſche Ausdrud zu geben, 
ben ich vorhin ſchon —— habe, daß auch dieſes 
wichtige Glied in der Neuregelung unſerer medizinal- 
verwaltungsrechtlihen Vorſchriften Se Buftimmung 
finden möge, und daß damit eine gejegliche Grundlage 
gelhaffen werde, welche es ermöglicht, die Medizinal- 

ehörden in den Stand zu fegen, daß fie in einer den 
praftifhen Bedürfniffen und der modernen Wiſſenſchaft 
entiprechenden Weiſe ihres Amtes walten, daß ferner 
diejenigen Krankheiten, welche an dem Marke des Volkes 
zehren, wirkſamer als bisher bekämpft werden können, 
und daß endlich auch alle diejenigen Übelftände, welche 
auf andern Gebieten der Medizinalverwaltung infolge 
der Mangelhaftigkeit der beftehenden Vorſchriften ſich als 
unzureichend erwieſen haben, bejeitigt werden. ch hoffe, 
dab, wenn der Entwurf auf diefer Grundlage Ihre Zur 
ftimmung finden wird, eine fihere Grundlage für Die 
wirkfame Förderung nicht bloß des körperlichen, jondern 
auch des geiftigen Wohles des Volkes gegeben fein wird, 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Dr Martens. 


Dr Martens, Abgeordneter: Meine Herren, der 
vorliegende Gejegentwurf führt den bejcheidenen Namen 
„Entwurf eines Ausführungsgejeges zu dem Reichsge— 
jeße, betreffend die rg gemeingefährlicher Stranf- 
heiten”, Wie der Herr Minifter jchon ausgeführt hat, 
ift aber dasjenige, was fih mit der Ausführung des 
Reichsſeuchengeſehes beichäftigt, das Geringere. In der 
Hauptſache diefer Geſetzentwurf ein Ergänzungsgeſetz 
zu dem Reichsſeuchengeſetz. 

Das —— befaßt ſich, wie auch der 
Bi Minifter ſchon angeführt hat, hauptfächlich, ja aus: 
hließlih mit fechd Krankheiten, und zwar mit jechs 
erotijchen Krankheiten, welche bei uns von jelber nicht 
entjtehen, ſondern nur eingejchleppt werden rg Der 
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IEutwurf eines Ausführungsgeſetzes zu Dem Reiche: 
betr. die Befä eingefährlii 
a a Be en ehe 


[Dr Martens, Abgeorbneter] 
Einfluß diefer Krankheiten auf die Erfrantungs- und 
Sterbeziffer ift ja ein fehr geringer. Es kommen da 
eigentlich nur in Betracht: Beft, Boden und Cholera. 
Die Peit bat ja verjchiedentlich, wie Sie wiſſen, verfucht, 
in den legten Jahren hier bei uns einzubrechen. Mber, 
wo fie auch erſchienen ift, in Glasgow, Neapel, Lifjabon, 
überall bat fie mit Leichtigkeit zurüdgedrängt werden 
fönnen, und das wird bei uns wohl auch der Fall jein. 
erner, die Boden haben anſcheinend aufgehört, eine 
ebensgefährlihe Seuche zu fein, feitdem die Bwangs- 
impfung durchgeführt ift. Einzig und allein die Cholera 
würde ich von den erotiichen Krankheiten für befonders 
bedenklich halten. Aber jeit mehr ala 10 Jahren find 
wir auch von der Cholera verfchont geblieben, ſodaß der 
Ausdrud, den ich vorhin gebrauchte, daß dieje Krank— 
beiten, die durch das Reichsgeſetz bekämpft werden, von 
Be Einfluß auf die Mortalität find, wohl geredt- 
ertigt ift, 

en anders ift es mit diefem Geſetz. Diejenigen 
Krankheiten, welche durch diejes Geſetz befämpft werden 
follen, find von großem und maßgebendem Einfluß auf 
die Sterblichkeit unferer —— Bis dieſem 
Augenblick wird ja die Seuchenbek * urch das 
Regulativ von 1835 geregelt. Ich habe bei erneutem 
Studium dieſes Regulätivs auch gefunden, was in der 
Begründung fteht, und was auch der Herr Minifter her: 
vorgehoben hat, daß diefes Geſetz, welches faft 70 Sg 
feinen Pla behauptet bat, nur deswegen jo lange hat 
beftehen fünnen, weil es eigentli ein für feine Seit 
— * war. 

enn man nun aber dieſes Regulativ mit dem uns 
vorliegenden Ink Bere vergleicht, jo ift das ſehr in« 
ftruftiv für den Wechſel und den FFortichritt, welchen die 
—— in der Medizin in der Zwiſchenzeit gemacht 
haben. 

n dem Regulativ wird als eine übertragbare 
Krankheit ber Weichielgopf genannt, ber heute als Seuche 
nicht mehr anerkannt wird. Andere Krankheiten, deren 
Übertragbarkeit auch jehr gefürchtet wurde, wie Krätze, 
Kopfgrind, find in dem neuen Entwurf nicht berüdfichtigt, 
weil man fie für ig ent. ungefährlich erachtet. 
Dann aber fehlt in dem Regulativ eine ganze Anzahl 
von Srankheiten, die nun in das neue Geſetz aufge 
nommen find und die für die Sterblichkeit von ganz her- 
vorragender Bedeutung find, teilmeife deshalb, weil dieſe 
Krankheiten damals noch nicht erfannt waren oder weil 

e in damaliger Zeit wohl herrichten, aber noch nicht 
erartig epidemifch auftraten wie —— Id er⸗ 
innere nur an die Diphtheritis, die eigentlich erſt ſeit 
Mitte des vorigen Jahrhunderts anfing, beſonders ge 
fährlich zu werden, an das Sindbettfieber, das natürlich 
auch 2 beſtanden hat, und vielleicht in größerer Ge— 
fährlichkeit beſtanden bat als jetzt, von der man aber 
nichts wußte, wie die Krankheit entftand, und wie fie 
übertragen wurde. Trichinofe, Fleiſchkrankheit waren da» 
mals unbelannte Saden. 

Nun beichäftigt fi der Entwurf nur mit 15 be 
ſonders namhaft gemachten Aa Ser 5 e8 fehlen 
einzelne Krankheiten, die teilweife in den früheren Regu— 
lativen vorhanden waren, und deren Gefährlichkeit außer 
allem Zweifel fteht. Das find die vom Herrn Minijter 
erwähnten Krankheiten: Majern, Keuchhuften, Influenza. 
Die Erkrankungsziffer und Mortalität bei dieſen Krank: 
heiten ift eine außerordentlich große. Ich bin anderer- 
jeits aber doch damit einverftanden, daß dieſe Krankheiten 
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nicht unter das Geſetz fallen, weil nad unferen heutigen 
Anihauungen es kaum möglich ift, diefelben mit Erfolg 
zu betämpfen. Die Dispofition für diefe Krankheiten ist 
ganz allgemein. Wenn man fi an eine Bekämpfung 
er Krankheiten heranmachte, würde der Erfolg nur ber 
jein, daß eine Durchfeuchung der geſamten disponierten 
Bevölkerung verzögert, dagegen die Zahl der Er 
franfungen und ber Sterbesillern nicht verringert würde. 

Im übrigen kann ich mir wohl denken, dab Umftände 
eintreten künnen, die e8 wünfchenswert maden, daß aud) 
diefe Krankheiten unter das Geſetz geftellt werden. Es 
ift Schon eins angeführt: wenn eine Krankheit mit ganz 
bejonderer Bösartigkeit auftritt, dann mag es verade 
werden, die Ausbreitung der Sraufheit zu hindern und 
die Durchjeuchung der Bevölkerung auf eine minder ge— 
fährliche Epidemie zu verſchieben. 

Sch bin noch auf einen Fall aufmerkiam gemacht 
worden. Wenn z. B. in einem Badeort plößlich die 
Majern ausbrechen, dann ift es natürlid, wenn die 
Krankheit eine etwas größere Ausbreitung gewinnt, daß 
fofort eine allgemeine Flucht von dem Badeort einreift; 
da mag verfucht werden, womöglich längere Zeit die 
Seuche einzufchränten. Für ſolche Fälle ift das Staats. 
minifterium berechtigt, vorübergehend biejelben Beſtim— 
mungen einzuführen, wie fie im Seuchengeſetz ange 
geben find, 

Nun m noch andere übertragbare Krankheiten, 
3. B. die Malaria. Die Malaria war vor 30 Jahren 
im Nordweſten Deutichlands, befonders in der Nähe der 
Küfte, eine Krankheit, die zwar nicht gerade die Sterb- 
lichkeit beeinflußte, aber außerordentlich viel Arbeitskraft 
vernicdhtete. Bei den meiften Arzten, die an der Küſte 
—— waren ungefähr in einzelnen Monaten 50% 
er gejamten Srankheitsfälle Malariaerkrankungen, und 
plöglih ift diefe Krankheit verfhtwunden und ungefähr 
um die Mitte der TOer Jahre und da, wo vor 20 Jahren die 
Malaria ausgebreitet war, haben die jet praftizierenden 
Ärzte kaum einmal im Fahre Gelegenheit, einen auäge- 
ſprochenen Fall zu beobachten. So gut, wie wir nicht 
wifen, aus welden Gründen fie damals plöglich vers 
ſchwunden ift, ebenjo wenig wiffen wir, ob nicht plötzlich die 
Krankheit wieder entiteht; die Möglichkeit i gegeben, 


wenn erforderlich, auch gegen dieſe Krankheit einzu 
ichreiten. 
Ühnlich ift e8 mit dem Krebs. Wir wiſſen von der 


Krebsfrankheit, daß die alle Jahre häufiger wird, aber 
nicht wie bie —— entſteht, wie ſie ſich verbreitet, 
wie ſie 3 bekämpfen iſt. Wir haben durch den vor— 
jährigen Medizinaletat Mittel flüſſig gemacht, um nach 
ieſer Richtung unſere Kenntnis zu erweitern. Wenn 
das einmal gelungen ſein wird, dann wird es an der 
Zeit ſein, das Geſetz entſprechend zu erweitern. Im 
ganzen billige ich, daß mur diejenigen Krankheiten in 
iefem Entwurf aufgeführt find, deren Bekämpfung auch 
die Hoffnung auf einen Erfolg gewährt. 
Der Gejegentwurf —— in —— Teile. Der erſte 
Teil beſchäftigt ſich mit ra aßregeln, welche zur 
Bekämpfung — ind, der zweite Teil mit Be— 
ſtimmungen, welche die Durchführung dieſer Maßregeln 
erleichtern ſollen. Die Maßregeln beſtehen in Anzeige 
pflicht, Ermittlung der Krankheit und in ben für jede 
Krankheit bejonders feftgelegten Schugmaßregeln. er 
ag: Minifter hat ſchon angeführt, daß die Anzeigepflicht 
ei den meiften im $ 1 erwähnten Srankheiten eine un« 
bedingte ift. Die Anzeigep — ſoll eintreten in jedem 
lle von Erkrankung und Todesfall, ja, bei einigen 
ankheiten geht fie noch darüber hinaus; da muß aud) 
jeder Berdadht der Krankheit angezeigt werden. Nur bei 
zwei Srankheiten ift die Anzeigepflicht eine bedingte: das 
ift bei vorgefchrittener Tuberfuloje und bei Gehhlechts- 


11. ERS. 


[Entwurf eines Ausführungsgeſetzes zu dem Reiche- 

efese, betr. die B —— gemeingefährlicher 
anfheiten, vom 30, Juni 1900] 
[Dr Martens, Ubgeorbneter] 
krankheiten der Fall. Ich halte auch diefe Einfchränkung 
bei der Euberkubsfe für richtig. Hier ift die ae 
gegeben, wirkſam der Verbreitung der Tuberkuloje bei 
einem Wohnungswechjel vorzubeugen. Bei weiteren Maf- 
regeln würden wahrjcheinlicy nicht die aufzumendende Ar- 
beit und die aufzumwendenden Koſten im Verhältnis ftehen 
zum Erfolg. 

Was nun die Anzeigepflicht bei Geſchlechtskrankheiten 
von gewerbsmäßig Unzucht treibenden Perfonen betrifft, 
fo ift es mir nd recht Elar, wie ber behandelnde Arzt 
oder der an nächſter Stelle zur Anzeige Berpflichtete fe. 
ftellen joll, daß die betreffende Berlon eine ſolche ift, die 
ewwerbsmäßig Unzucht treibt. In den Städten, in denen 
Bolipeiärzte vorhanden find, Eennen ja biefe allerdings 
diejenigen, welche unter fittenpolizeilicher Kontrolle ftehen; 
aber die Zahl derjenigen, welche gewerbsmäßig Unzucht 
treiben, it lange nicht identifch mit der Zahl derjenigen, 
welche unter Kontrolle ftehen; letere find immerhin die 
Heinere Zahl. Nun haben aber die betreffenden Er- 
krankten natürlich das Recht, ſich an jeden beliebigen 
praftijchen Arzt zu wenden; fie brauchen nicht zum Polizei- 
arzt zu gehen. Ein praftifcher Arzt kann unmöglich 
willen, ob eine mit einer Geſchlechtskrankheit zu ihm 
fommende Den 0b Bu Fe treibt oder nicht. 





Es ift zu befürdten, daß durch dieſe Mafregel befonders 
in Anbetracht der bei Unterlafjung der rechtzeitigen An— 
eige eintretenden Strafe hin und wieder zu Mißgriffen 
In aß gegeben wirb, und der Arzt auch ala gewerbsmäpi 
Unzucht treibende Perfonen jolche anzeigt, die e8 in Wirk 
lichteit nicht find. 

Die Anzeige Ay Ag wie ich es mir eigentlich 
vorgeftellt hatte, bei t zuftändigen beamteten Arzt, 
fondern bei der Ortspolizeibehörde. Es ift ja Überhaupt 
der Drtöpolizeibehörde die ganze Seuchenbefämpfung 
übertragen. Für diefe Beftimmung fpricht, daß diejenige 
Behörde, die die nächite ift, auch am rafcheften eingreifen 
fann. Ob aber überall auf dem Lande die Amtsvorfteher 
im ftande fein werben, fich fo, wie es erforderlich ift, 
mit den Borfchriften des Gefeßes vertraut zu machen 
und ob ihnen nicht das Geſetz einen ganz außerorbentli 
großen, einen zu großen en von Arbeit bringt, 
das ift mir doch fehr fragli 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, die zweite Maßregel ift die Ermitt- 
lung dur den beamteten Arzt. Hier ift ja allerdings 
eine Berfchiedenheit gegenüber dem früheren Regulativ. 
Das frühere Regulativ beftimmte, daß alle Fälle von 
übertragbaren Srankheiten durch die Drtspolizeibehörde 
feftgeftellt werden. Hier wird in den meiften Fällen die 
amtliche Feſtſtellung und —— durch den beamteten 
Sr ausgeführt; nur in 4 oder 5 Fällen ift für den 
Fall, daß nicht jo wie fo jchon die ärztliche Anzeige vor- 
liegt, die Ermittlung feitens der Ortöpolizeibehörde dur 
einen Arzt vorgefchrieben.. Ych muß anerkennen, da 
hierin auc in bezug auf die jpäter noch zu — 
Koſten eine weſentliche Erleichterung der Gemeinde ge— 
geben iſt. Es iſt mir aber nicht recht einleuchtend, warum 
einzelne Krankheiten in demjEntwurf unter eine fo icharfe 
Kontrolle geftellt werben, wie 3. B. das Rüdfallfieber, 
eine Krankheit, die in bezug ai Sterblichkeit zumal im 
Weften wenig in Betracht Eommt. Hier ift ſchon beim 
Verdacht von Krankheit der beamtete Arzt verpflichtet 
einzugreifen, während bei Diphtherie und Scharla 
die Unterfuchung allein dem praktiichen Arzt vorbehalten 
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bleibt. Die Schugmaßregeln find angemeffen den in 
88 12 bis 19 und im $ 21 bes Meichögejeges gegebenen 
Vorſchriften. Es find unter diefen Schugmaßregeln eine 
größere Anzahl von außerordentlich einfchneidender Natur: 
te Beobachtung der Krankenmeldepflicht Zugereifter, Ab- 
fonderung kranker Perfonen, Kennzeichnung ber Woh- 
nungen und Käufer, Berkehrsbejchräntungen für das 
berufsmäßige Pflegeperfonal, Verbot von Luftbarkeiten uſw. 
Wenn man alles dies durchlieft, muß einem beinahe bange 
werden, was alles pajjieren fann, wenn mal eine Seude 
ausbridht, und melde Koften verurfacht werben fünnen. 
Es ift aber wohl zu berüdfichtigen, daß für jebe fpezielle 
Krankheit in $ 8 diejenigen Schugmaßregeln vorgefchrieben 
find, die durchzuführen ober anzuordnen erlaubt ift, daß 
nicht immer dieſe rigorofen Borichriften angeordnet 
werden müſſen, fondern daß fie bas Höcftmap deſſen 
darſtellen, was angeordnet werden kann. Es wird alſo 
ſehr viel darauf ankommen, daß der Arzt und die Orts- 
polizeibehörde in verftändiger Weife von diefen Schu 
maßregeln Gebraud macht. Freilich läßt fich auch u 
verhehlen, daß gerade diejenigen Schugmaßregeln, welche 
am meiften eingreifen, aud die wirkungsvollften find 
und daß daher nicht fo gar felten von ihnen Gebrauch 
gemacht werden wird. 

Nun beftimmt der $ 9, daß unter Umftänden ein 
Behandlungszwang eingeführt werben fann, und zwar bei 
Körnerkrankheit und bei Geſchlechtskrankheiten. Ich bin 
damit —— einverſtanden, glaube aber doch, daß bei 
denjenigen Perſonen, die an Geſchlechtskrankheiten leiden, 
die bloße ärztliche Behandlung nicht überall genügt, 
fondern daß bei ihmen durchweg eine Krankenhaus. 
behandlung, auch ziwangsweife, wenn nötig ift, angeorbnet 
werden muß; einmal deswegen, weil eine fee Heilung 
ber Gefchlechtsfrankheiten befjer in einem Krankenhauſe 
erzielt werben kann als in der Privatwohnung, zweitens, 
um zu verhüten, baß das unzüchtige Treiben der Heinen, 
während fie an einer Krankheit leiden, fortgejegt wird 
und dadurch die Krankheit noch weiter fich verbreitet. 

Nun weiß ich ja jehr wohl, daß nah 8 14 des 
Reichsgeſetzes die Srankenhausüberführung angeordnet 
werden kann, wenn der benmtete Arzt fie für nötig hält, 
und wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß keine Gründe 
vorliegen gegen die Überführung in das Strankenhaus. 
yo muß aber doch jagen, ich halte diefen Weg der 

anfenhausüberführung für einen zu langfamen, und 
möchte es für richtig halten, wenn auch dem behandeln- 
den Arzt die Befugnis übertragen würde, bie Stranfen- 
hausbehandlung anzuordnen. 

Soweit möchte ich mich äußern zu dem eriten Teil 
des Gejetes und kann nur fagen, daß der Entwurf als 
joldyer und die Mafregeln, welche angeordnet find, meinen 
vollen Beifall finden. 

Anders ift es mit dem zweiten Teil des Entwurfs, 
wo es fich handelt um die Entihädigung und um die 
Koftenverteilung. Ich muß zumächit übergehen auf $ 28 
des Neichsgejeges. In demielben heißt es, daß 

diejenigen Perjonen, welde der \nvalidenver- 
ae unterliegen, für die Zeit, während ber 
ie auf Grund des $ 12 in der Wahl des 
Aufenthalts oder der Arbeitsftätte beſchränkt 
oder auf Grund des $ 14 abgejondert find, An— 
ſpruch auf eine Entſchädigung wegen des ihnen 
dadurch entgangenen Arbeitsverdienftes haben. 

Meine Herren, ich bin nun zunächſt der Anficht, daß 
die Abgrenzung nicht eine richtige ift, injofern die Ent- 
ſchädigung fi nur auf Mrbeiter bezieht. Der Mittel» 
ftand wird in ja in mancher Beziehung noch viel empfind- 
licher geichädigt als die Arbeiter, injofern unter Umftänden 
eine völlige Einftellung des Gewerbes erziwungen werden 
kann. ud find unter den Leuten des es 
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jehr viele, die im falle einer Erkrankung oder im Falle 
einer Abjonderung ebenfo bebürftig find wie die Arbeiter. 

Nun find zwei Ausnahmen gejett, bei welchen dieſe 
perſönliche — digung nicht ftattfindet; das iſt dann, 
wenn der Betreffende auf grund einer auf gefeglicher 
—— beruhenden Verſicherung wegen der mit 
Erwerbsunfähigkeit verbundenen Krankheit Unterſtützung 
erhält, oder wenn eine Verpflegung auf öffentliche Koſten 
ftattfindet. Es ift aljo durchaus feine Rüdficht in dem 
Geſetz darauf genommen, ob ber Betreffende nod voll 
erwerbsfähig ift, oder in welchem Grade er erwerbsfähig 
ift. Nach diefem Gejeg wird jeder, folange er noch nicht 
volljtändig invalide ift, die volle Entjchädigung für ent- 
angenen Arbeitsverdienft befommen, wenn er wegen 

ankheit oder Krankheitsverdachts oder wegen AÄn— 
ſteckungsverdachts interniert wird. 

Ich erlaube mir, einen ſpeziellen Fall anzuführen. 
Setzen wir den Fall, dieſes Geſeiz wäre ſchon im Jahre 
1892 in Kraft —— als die Cholera in Hamburg 
war. Damals flüchteten eine Menge Leute, weil ihnen 
jede Arbeitögelegenheit in Hamburg Tehlte, auf das platte 
Land, wo fie bei Verwandten Unterkunft finden konnten. 
Wir hätten damals, wenn dieſes Gejek ſchon in Kraft 
—— wäre, alle dieſe Leute iſolieren müſſen, hätten 
ieſen, wenn wir ſie iſolierten, auch den entgangenen 
Arbeitsverdienſt zahlen müſſen, obgleich es fremde, zu 
uns herübergereiſte Leute waren. 8 ſcheint mir doch 
nicht richtig zu fein. 

Nun ift es ja natürlich, daß wir diefen Fall nicht 
korrigieren fönnen, weil das ſchon durch das Neichs- 
feuchengefeg feftgeiegt ift; darauf fteht uns eine Ein- 
wirkung nicht zu. Mber auch bei den Krankheiten, die 
durch diefes Geſetz getroffen werben, ift es ganz dasielbe. 
Nehmen wir einen Fall von Typhuserfranfung. 

Ein Typhustranter auf dem Lande würde feine 
Entjchädigung für entgangenen Arbeitöverdienft befommen, 
ebenjowenig wie jeder andere Kranke. Erſt wenn der 
Arzt anordnet, daß er ifoliert werden joll, wenn auch 
die Siolierung nur in der eigenen Wohnung ftattfindet, 
muß ihm der a ene Arbeitsverdienft gezahlt werben. 
Das führt zu abjonderlihen Stonjequenzen. 39 würde 
nichtS dagegen einzumenden haben, wenn in dem Fall, 
wo gejunde, arbeitsfähige Leute wegen Krankheitsverdachts 
eingefperrt iwerden, die Entihädigung gezahlt wird. Aber 
für ſolche Leute, die nicht mehr im ftande find, einen 
— zu erzielen, ſcheint mir dies nicht richtig 
zu ſein. 

Anders iſt es mit den ſachlichen Entſchädigungen. 
Es iſt ja angeordnet, daß da, wo durch Desinfektion 
Sachen beſchädigt werden, dieſer Schaden erſetzt werden 
ſoll, und das dasſelbe zu erfolgen hat, wenn im öffent- 
lichen Serie Gebrauchsge —288 vernichtet werden. 
Das halte ich für ſelbſtverſtändlich und richtig, und ich 
billige auch, he; hier nicht nur bei denjenigen, welche der 
eo iherung unterliegen, die Entichädigung 
tattfinden foll, fondern daß jeder eine Entſchädigung er» 
hält, der nicht auf diefe verzichtet. 

Was nun die Verteilung der Koften anbelangt, jo 
habe a ſchon gejagt, daß in einem Punkt die Negierung 
mit diejem Entwurf uns erheblich entgegengefommen iſt. 
Der Staat trägt nah $ 25 die Koften der amtlichen 
Unterjuchung bei allen anzeigepflichtigen Krankheiten mit 
Ausnahme von einigen, bei denen die Ortspolizeibehörde 
die Ermittlung zu bejorgen hat, und trägt auch alle die- 
jenigen Koften, welche durch die Anordnung und die Über- 


wachung ber betreffenden Maßregeln und durd die Re— 
vifionen, die zu dieſem Zweck von dem beamteten Arzt 
gemacht werden, erfordert werden. Die übrigen often 
werden nach Mafgabe des zweiten Abſatzes des $ 26 
verteilt. Da beißt es: 
Wem die nad) dem Reich — und nach dieſem 
Geſetze aus öffentlichen Mitteln zu beſtreitenden 
Koſten und Entſchädigungen einſchließlich der den 
Sachverſtändigen nach Fh dieſes Geſetzes zu 
erftattenden baren Auslagen und die ſonſtigen 
Koften der Ausführung der Schugmaßregeln zur 
Laft fallen, bejtimmt fich, foweit dieſes det 
nicht ein anderes vorfchreibt, nad) den Bor 
ichriften des beftehenden Rechts. 

Nun Sagt das beftehende Recht, wie in der Be 
gründung zu diefem Paragraphen angeführt ift, daß die— 
jenigen often, welche im landespolizeilichen Intereſſe 
— werden, dem Staate zur Laſt fallen, und daß 
iejenigen Soften, welche im ortöpolizeilichen Intereſſe 
gemacht werden, die Lofalbehörden treffen. Weiter iſt 
gejagt worden, daß als landespolizeiliches —— alles 
dasjenige betrachtet wird, was geſchieht, um die von 
außen eindringenden Krankheiten von der Landesgrenze 
fernzuhalten, und daß alles, was geſchieht, um die 
Krankheit im Ort zu lokaliſieren, als im a gen 
Intereffe liegend angefehen wird, Dadurch würden die 
efamten Koften, die entftehen, nach diefem Geje mit 

usnahme der im $ 25 genannten auf die Gemeinden 
fallen. Es würde alſo für die Gemeinden die Tragung 
folgender Koften übrig bleiben: zunächft die Koften für 
die —— —— Krankheiten, welche nicht 
ſpeziell dem beamteten Arzt zugewieſen find, dann bie 
jenigen Koften, welche entitehen durch die Abjonderung 
Kranker und Krankheitsverbächtiger, welche weiter ent- 
ftehen durch die Unterbringung der Bewohner geräumter 
Wohnungen, jodann alle Koiten, welche durch die Des- 
infettion veranlaßt werben, alfo Anftellung von Desin- 
fettoren, Beihaffung von Desinfektionsapparaten, und 
Desinfettionsmitteln, die —— wegen entgangenen 
Arbeitsverdienſtes und wegen verdorbener Sachen. So 
dann heißt es in & 27: 
Die Gemeinden haben auf Erfordern der Polizei: 
behörde Diejenigen —— welche zur 
Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten 
oder ſonſt übertragbarer Krankheiten notwendig 
ſind, ſchon zu ——— Zeit zu treffen. 
Wie weit nun diejenigen Anordnungen, welche zu feuchen- 
freier Beit zu treffen find, gehen können, das ift gar 
nicht zu fagen. Es wird nF wahrſcheinlich um Auf 
wendungen zur Durchführung deffen handeln, was ich 
vorhin erwähnt habe. WUndererjeits kann aber die 
RVolizeibehörde auch Anordnungen treffen, die die Ge 
meinden jehr ſchwer belaften, beifpielsweife den Bau 
von Kranfenhäufern, den Bau von Baraden, Im Jahre 
1892 hat ber Regierungspräfident in Schleswig bei dem 
Ausbruch der Cholera in Hamburg vielen Bemeinden 
den Bau von Baraden auferlegt. Die Baraden find 
gebaut, aber nicht benugt worden und jeßt wieder ab» 
ebrochen. So etwas kann wieder vorfommen. Ich 
In auch nichts dagegen, daß in feuchenfreier Hier 
aßregeln getroffen werden gegen die Zeit der Seuchen; 
aber es wäre richtig, einen gewiſſen Höhepunft der Be- 
laftung feftzuftellen. Ganz befonders bitte ich, mit 
Nüdfiht auf $ 12 des vorliegenden Gefeges darum. 
Dort heiht es: 

Segen erg der Bolizeibehörde findet 
mit Ausſchluß der Klage im VBerwaltungsitreit- 
verfahren die Beſchwerde bei der vorgefeßten 
Polizeibehörde ftatt. In letzter Inſtanz ent- 
fcheidet, im Ginvernehmen mit den ſonſt be— 
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teiligten Miniftern, der Minifter der Medizinal- 

angelegenheiten. 

ie Anfechtung der Anordnungen hat feine 

aufichiebende Wirkung. 
Es fann aljo von der Polizeibehörbe irgend eine Eoft- 
ipielige Unordnung getroffen werden, mit deren Aus— 
führung die Gemeinde jofort beginnen muß. Ich 
glaube, daß $ 27 mit bezug auf $ 12 abgeändert 
werden muß. 

Nun halte ich aus manden Gründen eine größere 
Beteiligung des Staates an den eben angeführten Stoften, 
die nad) dem Geſetze die Gemeinden allein tragen follen, 
für gerechtfertigt. Erſtens, weil das Intereſſe des 
Staates darauf hinausgeht, eine anftedende Krankheit 
an dem erften Punkt zu ijolieren und nicht einen weiten 
BVerbreitungsfreis annehmen zu lafjen, zweitens, um 
direft eine Entlaftung der Gemeinden herbeizuführen. 
Wenn aud) unter Umftänden eine Bereiligung der Kreije 
erzwungen werden kann, fo find die reife dod) nicht 
überall jo leiftungsfähig, daß ihnen die Aufbringung ber 
Koften ohne große Mühe möglich wäre. 

Ferner glaube ich, daß die Behörden, wenn der 
Staat ſich an den Koſten beteiligt, vorfichtiger werben 
in ber Anordnung von koſtſpieligen Maßregeln 

(fehr richtig!) 
und auch nur ſolche Mafregeln treffen werden, die fie 
nach oben bin verantworten können. 

Ich erkenne weiter an, daß das, was Herr Gamp 
.. bei den Gebühren über die Bevorzugung der 
roßen Städte jagte, auch jur zutrifft. In den großen 

tädten hat der Staat meiftens die gejamte Gefun —* 
polizei; ſie würden zur Durchführung dieſes Geſetzes 
nichts aufzuwenden haben und einfach ihr Averſum be— 
ahlen; ſie ſind viel günſtiger geſtellt als die kleineren 

tädte und die Verbände P dem Lande, die dieſe 
großen Koften allein zu tragen haben. 

Das find meine Bedenken gegen das —* Alles 
in allem iſt mein Urteil folgendes: ich glaube, daß das 
Geſetz forgfältig und gut durdhgearbeitet und ſehr wohl 
geeignet ift, eine wirfiame Bekämpfung der Seuchen zu 
ermöglichen. Das Einzige, was ich befürchte, ift die = 
Bela —— —5* eibehörden auf dem Lande und die 
großen Koſten für leiſtungsunfähige Verbände, beſonders 
auch auf dem Lande. 

Nun ſind ja die Anſichten über dieſen Punkt ver— 
ſchieden. — will gleich hinzufügen, daß bei verſchiedenen 
Bekannten, die als Bolizeibehörbe ſchon in ihren Be- 
habe diefe Mahregeln demlich genau jo ——— 





aben, wie es hier vorgeſchrieben iſt, die Urteile ver— 

ieden lauten. Einige haben geſagt, es ſei gar nicht ſo 
ſchlimm mit ben Koſten; andere haben gejagt: wir haben 
re Koften aufwenden müflen, ohne daß wir Erfolge 
ehabt hätten, die zu den Koſten in einem richtigen Ber- 
Bältnis gejtanden haben, 

Nun gebe ih ja natürlich gern zu, daß der Bed, 
den diefes Geſetz verfolgt, jo groß und fo zuge 
it daß es wohl zu verantiworten ift, auch erhebliche 

often für die Verhütung der gefährlichen Krankheiten 
—— Es i an und das will ich 
offen —, daß es den Vertretern der —— gelingen 
wird, die Befürchtung, welcher ich eben Ausdruck gegeben 
habe dinß tlich der entſtehenden großen Koſten, wenn 
nicht zu beſeitigen, fo doch auf ein geringeres Maß zurüd- 
zuführen. 


ja mögli 
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Ich habe den lebhaften Wunſch, daß diefes Gefe zu 
ftande gebradjt wird, und empfehle, da es einer gründ« 
lichen Beratung in der Kommiffion bedarf, daß es einer 
Kommiffion von 21 Mitgliedern überwiefen wird. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Dr Ruegenberg. 


Dr Ruegenberg, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
ſchließe mich den legten Worten des Herrn Vorredners 
von ganzem Herzen an, daß wir es mit einer Borlage 
an tun haben, die mit einer Unſumme von Sei und 
Imficht ausgearbeitet ift, und daß wir es alle freudig 
begrüßen, daß fie endlich erjchienen ift, und fo auch dem 
Menden derjenige Schuß gegen anjtedende Krankheiten 
u Teil werden Pu den wir in einem anderen Geſetze 
Br das liebe Vieh ſchon längft befigen. Ich ftehe nicht 
an, zu erklären, daß die Verfaſſer des Entwurfes ihre 
Aufgabe, namentlich nach der techniichen Seite hin, im 
großen und ganzen glüdlich gelöft haben. 

Es ift ja wohl allfeitig anerkannt, daß die Beftim- 
mungen des Regulativs von 1835 zum großen Teil ver- 
altet find und in mander Beziehung weder dem praf- 
tiichen Bedürfnis nocd den Fortichritten der wifjenichaft- 
lichen Forſchung mehr genügen. Man hat, wie Ihnen 
befannt ift, den Ausweg gejucht, auf dem Wege der Poli. 
— die Mängel und Lücken des Regulativs zu 
ejeitigen; aber die Entſcheidungen der höchſten Gerichts- 
höfe haben dieſen Weg als ungangbar erklärt. So jind 
wir denn zu diefer Gejetesvorlage gekommen. 

Ih möchte einige Borzüge der Vorlage hier aus— 
drüdlich erwähnen. Der erjte betrifft die Regelung der 
Anzeigepfliht. Das Regulativ —* nur eine allgemeine 
——— nach der Familienhäupter, Haus- und Gaft- 
wirte und Medizinalperfonen diejenigen Fälle von ans 
ſteckenden Krankheiten, die in ihrer Familie oder in ihrem 

aufe oder in er Praris vorfamen, von welchen dem 
einweſen Ge u droht, ber Polizeibehörde anzuzeigen 
hatten. Der vorliegende Entwurf regelt nun die n⸗ 
— inſofern beſſer, als er die Reihenfolge der zur 
nzeige Verpflichteten genau feſtſtellt und außerdem bie 
ich e Beftimmung trifft, daß nach gefchehener Anzeige 
beim Ausbruch einer Seuche, fofern diefelbe nicht an Ir, 
leicht erkennbar ift, die Feititellung der Krankheit dur 
den beamteten Arzt zu geichehen hat, und fie gibt dem 
legteren gleichzeitig die Befugnis, im Falle der Not auch 
ohne vorherige Anzeige der Polizei die iii vor« 
—— und die zunächſt notwendigen Anordnungen zu 
treffen. 

Meine Herren, ich bin der Anſicht, daß durch dieſe 
Beſtimmungen einerſeits die ja ſo ſehr wichtige früh— 
eitige Erkenntnis der erſten Fälle einer auftedenben 

anfheit gefördert und jo einer epidemifchen Verbreitung 
wirkjamer vorgebeugt wird. Ich bin aber auch der An— 
ficht, daß die großen Schädigungen des Volkswohls, die 
durch die Behandlung durch Kurpfuſcher entjtehen, durch 
dieſe Beftimmungen teilmeife werden gemindert werben, 
infofern auch der Kurpfufcher, jobald er fich mit der Be- 
handlung einer ſolchen Krankheit beichäftigt, zur Anzeige 
verpflichtet ift. Wir ie uns leider immer noch nicht 
im Befige eines Kurpfu ——— und müſſen es noch 
immer anſehen, daß gewiſſenloſe, ungebildete und oft vor— 
beſtrafte Leute aus reiner Gewinnſucht in den Zeitungen 
wider befjeres Wiſſen ihre Heilmittel Anpreifen und Leben 
und Gejundheit und Bermögen ihrer Mitbürger aufs 
ſchwerſte fchäbdigen, während leider diejelben Heitun en 
gleichgeitig auch die Klagen der Gejchädigten und die Ber- 
urteilung gewifjenlofer Surpfufcher in ihren Spalten 
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bringen. Aber ich verzweifle nicht, daß es auch in dieſer 
Richtung noch einmal Pic wird, 

Als einen weiteren Borzug betrachte ich die Art der 
Feftfegung der Schugmaßregeln, —— als ſie je nach 
der Eigenartigkeit und der Gefährlichkeit der einzelnen 
Krankheiten für jede beſonders erfolgt, und nicht nach 
Schema F und auf das Notwendige beſchränkt wird. 
Was das Notwendige angeht, fo möchte ich allerdings 
jagen, daß vielleiht in der Kommiſſion hier und da nod) 
kleine Anderungen werden vorgenommen werden fönnen, 
namentlich mit Rückſicht oe daß der Zweck des Ge- 
fees um fo zuverläfliger erfüllt wird, wenn die Be- 
läftigungen — denn als folhe werden die Schugmaß- 
regeln ja immerhin im Bublitum empfunden werden — 
auf das Mindeftmaß bejchränft werden, weil fonft die 
en vorliegt, daß wegen ber zu erwartenden Schut- 
maßregeln eine Erkrankung häufig wird verheimlicht 
werben. Aber wie gejagt, id fann im ganzen nur jagen, 
daß diefe Spezififation in der Feſtſetzung von Schugmaß- 
regeln freudig begrüßt werden muß. Andererſeits muß 
allerdings erwartet werden, daß das Publitum den un« 
bedingt nötigen Anordnungen num auch gern und willi 
Folge leifte. Überhaupt dürfen wir nicht vergefien, day 
der Erfolg diejes Geſetzes nicht einig, und allein ab» 
hängen wird von feiner gewifjenhaften ie ori 
die Behörden, jondern daß ein guter Teil dieſes Erfolgs 
in den Händeu ber Bevölkerung ſelbſt liegt, in dem Ber- 
ftändnis für die zu ihrem Wohle getroffenen Maßregeln, 
in der Bereitwilligkeit, fich über das belehren zu lajfen, 
was ihrer Gefundheit frommt. ch freue mich, daß auch 
die —— emeinverſtändliche Belehrungen der 
Laienkreiſe in eſe nimmt. 

Es ift ja num natürlich, daß bei der Feſtſetzung von 
Schupmaßregeln, und zwar in dem großen Umfange, in 
dem ſie in der Gefegesvorlage vorgejehen iſt, dem Einzelnen 
Beihränkungen in feiner Verfügung über feinen Auf— 
enthaltsort, über feine Wrbeitsitätte und über jein 
Eigentum gelegentlich auferlegt werden und dadurd ihm 
pefuniäre Opfer entjtehen. Es würde unbillig fein, diefe 
Opfer, die doch auch im ze der Allgemeinheit 
erfolgen, nur allein auf die Schultern der Betroffenen zu 
—— Deshalb ſieht der Entwurf Entſchädigungen vor. 
Ob die Kategorien der Perſonen, an welche dieſelben 
gezahlt werden ſollen, und ob die Fälle, in denen ſie 

ezahlt werden ſollen, gerade immer die richtigen und ob 
— erſchöpfend find, das find ja alles Dinge, die der Ver— 
handlung in der Kommiſſion vorzubehalten find. 

Das dide Ende des Entwunis, wie das ja der Herr 
Vorredner ſehr ausführlid” uns vorgeführt hat, iſt der 
Kojtenpuntt, und diefer wird, nachdem bisher über die 
technijche Seite der Vorlage nur zuftimmende Hußerungen 
erfolgt find, wohl die Sauptfade in der Kommiſſions- 
beratung ausmachen. 

Wie der Herr Minifter fchon ausgeführt hat, find 
die Gemeinden gegen das Regulativ von 1835 and be» 
deutend entlaftet, indem die Koften der erften ige ung 
durch den Amtsarzt und ebenjo diejenigen Koften, welche 
entjtehen durch die Beteiligung des beamteten Arztes bei 
der Anordnung, Leitung und Überwachung der Schutz- 
maßregeln, vom Staate getragen werden. Allerdings 
wird ja das Konto der Gemeinden auch nicht unerheblich 
belaftet werden, und eine Einigung darüber, wo bie 
richtigen Grenzen find, darüber, was gen 
was ortäpolizeilih in dem einzelnen Fall ift, wird ſehr 
mwejentlich fein für das Buftandefommen des Geſetzes. 
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Aber, meine Herren, ich erinnere an ben Appell, den 
der Herr Minifter an uns gerichtet hat: laſſen wir diefe 
Frage nicht ein Hindernis werben, einen Gejegentwurf, 
der von der Allgemeinheit ſchon fo lange Jahre gewünſcht 
worden ift, auch wirklich zuftande fommen zu laflen. Auf 
der einen Seite Hingebung, auf der anderen Seite Opfer- 
willigfeit wird in jedem Falle vorhanden fein müffen, um 
diefes Biel au — 

chließe mich dem Antrag des Herrn Vorredners 
an, den Entwurf einer 21gliedrigen Kommiſſion zu über» 
weijen, die gleichzeitig den Gefegentwurf über die amts- 
ärztlichen Gebühren zu behandeln hat. 


(Bravo! im Zentrum.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab« 
geordnete Dr Iderhoff. 


Dr J off, Abgeordneter: Meine Herren, auch 
meine politiichen Freunde find dem Herrn Minifter 
dankbar für die Vorlegung dieſes Entwurfs. Derjelbe 
ift einmal, wie ſchon hervorgehoben ift, notwendig als 
Ausführungsgefeg zu dem eriterwähnten Reichsgeſetz, 
außerdem aber entipricht er auch einem dringenden Be- 
dürfnis bezüglich der Neuregelung des Landesrechts, denn 
wie einerjeits hervorgehoben worden ift, daß das Regu— 
lativ von 1835 für gewiffe Seiten muftergültig Aa 
ift, jo iſt andererjeits zugleid) anerkannt worden, daß es 
veraltet iſt umb nicht mehr dem zeitigen Stande ber 
Wiſſenſchaft entipricht. Außerdem hat es, was ich noch 
betonen möchte, für einen Teil der preußiſchen Monardje, 
die neu erworbenen Landesteile, gar feine Gültigkeit; 
bier ift vielmehr meift erit durch Bolizeiverordnung 
eine entiprechende Negelung herbeigeführt worden, lm 
jo mehr muß daher einheitliche Geftaltung der Vor— 
—— wie ſie der Entwurf will, freudig begrüßt 
wer 


Die Zahl der Krankheiten, die das neue Geſetz einer 
Regelung unterzieht, ift nad) unferm Dafürhalten richtig 
abgegrenzt. Es jind im Vergleich zu dem Regulativ die 
Seranfheiten ausgejchieden, die nach den le der 
Beauffichtigung nicht bedürfen, und andererjeits Krank— 

eiten aufgenommen, bei denen nach den bisherigen Er» 
fahrungen ein Einfchreiten der Bolizeibehörden notwendig 
it. Immerhin find wir gewiffermaßen überrafcht ge 
weien, daß die Srebskrankheit, die in dem Regulativ 
wenigitens mit einigen Maßregeln bedacht war, in dem 
Gejeg gar nicht berüdfichtigt it Nach der Begründung 
aber, die ja auf wiſſenſchaftlichem Gebiet liegt, müſſen 
wir uns beicheiden und wir fönnen das um jo leichter, 
als wir vertrauen dürfen, daß, wenn die wiſſenſchaftliche 
goriäjung zu der Erkenntnis kommen follte, daß bie 

ebskrankheit als eine übertragbare Krankheit anzuſehen 
ift, fie auf Grund bes $ 5 des Geſetzes durd das Staats- 
minifterium unter den anzuzeigenden und zu über 
wachenden Krankheiten aufgenommen werden wird. Das 
Gleiche gilt von den weiteren Maßnahmen bezüglich der 
Lungentuberkuloje. Auch bier ift ja nur eine bedingte 
Anzeige vorgejchrieben und ein Einichreiten der ai 
behörde nur für den Fall vorgejehen, daß ein foldher Er— 
franfter die Bere; wechjelt, oder Wenn wie 
bei den gemeingefährlihen Krankheiten des Reichs— 
eſetzes auch bei den fchwereren übertragbaren Krank— 
beiten ſchon der Verdacht der Krankheit der Anzeigepflicht 
unterworfen ift, jo find wir damit ganz einverjtanden. 

Was weiter die Ermittlung der Krankheiten anlangt, 
fo ift bier Bezug genommen auf die Beftimmungen bes 
—— es. Ar $ 6 dafelbft heißt es aber, daß bie 
Polizeibehörde auf erhaltene Anzeige den beamteten Arzt 
benachrichtigen muß, damit dieſer in den bort bezeichneten 
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[Entwurf eines Unsführungsgefeies zu Dem Reichs: 
eſetze, betr. die Belämphung gemeingefährlicher 
anf jeiten, vom 30. uni 1900] u 


[Dr Iderhoff, Abgeordneter] 


Fällen einfchreitet. Dasjelbe würde demnach für Die 
anzeigepflichtigen Krankheiten dieſes Gejeges gelten, joweit 
fie nicht ausdrüdlich ausgenommen find. Wenn man fich 
nun aber vergegenwärtigt, wie ſehr bei dieſen Ermitt- 
lungen in das häusliche und Familienleben eingegriffen 
wird, drängt ſich unwillkürlich die Dee auf, ob man 
fich bier nicht auf ein geringeres Maß beichränfen kann, 
Für einzelne Krankheiten ift ja ſchon die Ermittlung 
durch den behandelnden — auch nicht beamteten — Arzt 
für zuläffig erklärt worden; id) meine, es follte auch bei 
den anderen Krankheiten viele —* geben, bei denen 
ebenfalls die Ermittlung und Feſtſtellung durch den be— 
handelnden Arzt genügen könnte, zumal ja rt diejer 
nicht u —— und zuverläſſig ſein wird, als der 
beamtete Arzt. Ich möchte deshalb auf Wunſch meiner 
olitiſchen Freunde der Kommiſſion zur Erwägung an— 
ns en, ob nicht ftatt des „muß“ ein „kann“ gejeßt 
werden ſoll. 


(Sehr richtig! bei den Freikonſervativen.) 


Mit den Schugmaßregeln find meine politiſchen 
Freunde im ganzen einverftanden, erkennen es auch als 
durchaus richtig und zwedmäßig an, daß für die einzelnen 
Krankheiten die möglichen Maßregeln bejonders aufgeführt 
find. Es wird damit den Tann eine till» 
fommene Anleitung gegeben für die Maßnahmen, bie 
fie bei der einzelnen neheit zu treffen haben. Ob 
der Entwurf in den Mnordnungen für die einzelnen 
Krankheiten genau dem Bedürfnis entipricht, vermögen 
wir einjtweilen nicht zu beurteilen; es wird diefe Frage 
insbejondere aud mit Rückſicht darauf zu 2 fein, 
daß die aus den Maßnahmen entitehenden Koften nicht 
unerheblid; jein werden und daß dieſe Koſten nach der 
Borlage von den Gemeinden getragen werben follen, 

it dem neu vorgejehenen Behandlungszwang bei 
der Körnerkrankheit und den Geſchlechtskrankheiten find 
wir durchaus einverjtanden. 

Was die Entjchädigungen anlangt, jo ſchließt ja diefes 
Geſetz fih an das Reichsgeſetz an. Das Reichsgeſetz hat 
eine dem $ 14 entiprechende Beftimmung im $ 28; es ift 

ier nur die Ausdehnung diefer Beltimmung vorgejehen 
ir die Fälle der m... durch übertragbare 
—— während das eichägelet für die gemein» 
geläbr ichen Krankheitsfälle Beitimmung trifft. Dieſe 

eftimmung kann offenbar leicht zu Leiftungen führen, 
die nicht gerechtfertigt erfcheinen, jodaß die Entſchädigung 
in eine Prämie ausartet. Man gedenke der vielen Wan 
derer und Urbeitsfcheuen, 


(fehr richtig!) 


der Arbeitslofen, Wenn biefe unter Beobadhtung geftellt 
und abgejondert werden, dann bekommen fie ohne Rüd- 
ſicht darauf, ob fie wirklid etwas verfüäumen oder nicht, 
eine Entſchädigung, und diefe Entfchädigungen follen von 
den Gemeinden bezahlt werden! N folchen Fällen wird 
‚man diefe Entihädigungen jedenfall nur ungern ge 
währen. Indes, da das ir bereits für die 
anderen gemeingefährliden Krankheiten in dieſer Weije 
vorgegangen ift, könnte h nur der Erwägung unterzogen 
werden, ob man etwa die Entichädigung bei den nicht 
emeingefährlichen Krankheiten überhaupt oder etwa bei 
—— Krankheiten verſagen will, die bei den eben er— 
wãhnten Kategorien von Perſonen häufiger vorkommen 
oder ob man fie vielleicht von dem Nachweis einer Ver— 


fäumnis abhängig machen will. Das möge indes in ber 
Kommijfion weiterer Prüfung unterzogen werden. 

Was die Entfchädigung Par die vernichteten oder für 
ihren beftimmungsmäßigen Gebrauch nicht mehr verwend» 
baren Ge —— anlangt, ſo ſind wir ſowohl mit der 
Art der Feſtſetzung der Entſchädigung als auch mit dem 
Maße derſelben durchaus einverſtanden. 

Was dann die Koften der polizeilichen Maßnahmen 
anbelangt, fo kommen zunächſt in Frage: die Koften der 
Anordnung, Leitung und Überwahung der Schugmaß- 
regeln. Dieje follen nunmehr, wie es jchon für Bezirke 
mit Söniglicher Polizeiverwaltung, wie . B. für Die 
großen Städte, bisher der Fall war, für das ganze 

ebiet der preußifchen Monardie auf die Stantätafte 
übernommen werden. Diejenigen Teile der Monarchie, 
in denen bisher dieſe Koften durch die Gemeinden ge 
tragen wurden, werden dieſe Beltimmung zweifellos 
freudig begrüßen; fie werden wefentlich entlaftet werden. 
Gegen dieſe Bejtimmung werben aud wohl von feiner 
Seite Bedenken erhoben werden. 

Sodann kommen die Kojten in Betracht, die zur 
Ausführung der zu treffenden Maknahmen aufzumenden 
find. Hier tritt zunächſt leicht ein Konflikt zwiſchen 
Landes- und Ortspolizeibehörde ein. Herr Abgeorbneter 
Martens hat bereit? erwähnt, daß der LQandespolizei 
— alle Koſten derjenigen Anordnungen zur 

aſt fallen, die zur Verhütung der Einſchleppung gemein- 
efährlier und übertragbarer Krankheiten aus Aus- 
ande aufzumwenden find. Außerdem gehören aber zu 
dem Gebiete der Landespolizei nach Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts jowohl wie auch nad) der Be- 
ründung der Vorlage die Aufwendungen zur Ber: 
ütun der MWeiterverbreitung anketenber 
Krankheiten aus einer Gegend des Staats— 
ebiets in eine andere. Was ift num aber Gegend? 
beginnt der Bweifel, und deshalb ift es wiederholt 
notwendig gewejen, zur Entjcheidung folder Fragen das 
Oberverwaltungsgericht anzurufen. Es heißt in dem 
Entwurf: es follen die Koften nad) den Borichriften des 
beftehenden —* getragen werden. Es bleibt alſo 
das beſtehende Recht maßgebend, und man könnte, da 
man ſich bisher damit durchgeholfen hat, es auf ſich 
ig = laffen. Bei der in Wusficht ftehenden Erhöhung 
der Koſten indes gewinnt die gu e eine weitere Trag- 
weite, und es wird deshalb Aufgabe der Kommijfion 
fein, bier eine feftere Grenze zu ziehen. Wie ſchon mein 
politischer eund Gamp erwähnte, würden unjeres 
Erachtens alle often, die durch die Maßregeln vr Ber: 
hütung gemeingefährliher Krankheiten erforderlich find 
auf das Gebiet der Landespolizei entfallen. Wie auch 
Kon Herr Dr Martens hervorgehoben hat, handelt es 
ih hier um Krankheiten, die meift nur vom Muslande 
ber eingefchleppt werden. Es würde jedenfalld eine 
Härte wenn nun die ®emeinde oder die Ortö- 
polizeibehörde, in deren Bezirk zufällig der Eingewanderte 
erkrankt, die Koften aller der Maßnahmen tragen follte, 
die num zur Verhütung der Weiterverbreitung der Krank— 
heit getroffen werden müffen. 


(Sehr richtig! rechts.) 


30 möchte deshalb meinen, daß man ohne weiteres alle 
aßnahmen, die zur Verhütung der Weiterverbreitung 
ber dig Wirdchang de rantbeiten zu treffen find, 
als auf das Gebiet der Landespolizei entfallend een, 

Endlich komme ich zu der dritten Gruppe von Kojten, 
die nach $ 27 des Entwurfs aufzuwenden find, um auf 
Erfordern der Polizeibehörde diejenigen Einrichtungen zu 
treffen, welde zur Bekämpfung der gemeingefährlichen 
wie auch der übertragbaren Krankheiten dienlich find. 
Wie aud in der Begründung ausgeführt ift, können 
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[Entwurf eines Unsführungsgefetes zu Dem Mei 
ejete, betr. Die — gemeingefährlicher 
Kranfbeiten, vom 30, 1900] 

[Dr Iderhoff, Abgeordneter] 
dieje Einrichtungen außerordentlih umfangreich und koſt⸗ 
fpielig fein, ja A koftjpielig, daß man jedenfalls vielen 
ober a meiften Candgemeinden nicht zumuten kann, ber 
artige Einrichtungen zu treffen. 


(Sehr richtig!) 


Wenn 3. B. in der Begründung als ſolche Einrichtungen 
aufgeführt find: Beobadhtungs- und Abjonderungsräume, 
Unterfunftsjtätten * Kranke, Desinfektionsapparate, 
Beförderungsmittel für Kranke und Verſtorbene, Leichen- 
räume, ſo Kind das nach unferem Dafürhalten Anlagen, 
deren Heritellung über den Rahmen der Leiftungsfähigkeit 
jedenfalls der Landgemeinden durchweg hinausgeht. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Man mag aud den Landgemeinden bzw. den Ortspolizeis 
bezirfen zumuten, daß fe die Kojten der ärztlichen Be- 
handlung, der Desinfektion, ja aller Maßnahmen, die 
unter $ 26 bes Entwurfs fallen, bei den übertragbaren 
Krankheiten tragen, daß fie aber Einrichtungen von ſolchem 
Umfange — auf Erfordern der Polizei— 
behörde ſollen treffen müſſen, das geht nach dem Dafür. 
halten meiner politifchen freunde zu weit. 


(Sehr wahr! rechts.) 


Es müßte da doch ennvogen werden, welche Stautelen gegen 
zu weitgehende Forderungen zu ichaffen find, jei es, daß 
man über das Bedürfnis die Selbftverwaltungsbehörden 
nicht befchließen läßt, fei es, daß der Staat . an den 
Koſten beteiligt. Letzteres dürfte ſich, wenn meine vorhin 
angeführten Geſichtspunkte bezüglich der Ausſcheidung der 
gemeingefährlichen Krankheiten aus dem Gebiete der 
olizei Son Anerkennung finden, dann ſchon daraus recht: 
ertigen, daß diefe Einrichtungen ebenjomwohl zur Befämpfung 
= gemeingefährlichen, wie der übertragbaren Krankheiten 
enen. 

Die weitere Beftimmung des $ 28, daß die Kreis— 
verbände für leiftungsunfähige Gemeinden Hubfibiär eine 
treten follen, würde durch die obigen Vorſchläge nicht be- 
rührt werden; denn wir haben ja leider in der Monardie 
noch viele Gemeinden, die abjolut leiftungsunfähig find 
und daher nicht mehr die geringste neue Laſt übernehmen 
fönnen. Sn dem 2. Abſatz diejes Taugupieı ift weiter 
die Anordnung der Herftellung von Einrichtungen er- 
wähnter Urt für Sreisverbände dem R —— 
— Un ſich haben wir ja ſelbſtverſtändlich keinen 

nlaß, daran zu zweifeln, daß der ginn räfident 
feine Forderungen auf das Bedürfnis befchränkt, immer: 
bin aber wird der ihm beigegebene Medizinalbeanmte einen 
——— Einfluß ausüben, und jo werden zweifellos 
an bie ife Anforderungen geftellt werden, die für fie 
eine große finanzielle Tragweite haben. Zumal nun der 
Regierungspräfident zugleich die Landespolizeibehörde dar- 
ftellt, ift er bier als Inſtanz nicht ganz unbedenklich. 


(Sehr wahr! rechts.) 


Bei feiner doppelten Eigenschaft als anorbnende und 
Landespolizeibehörde involviert jede Anordnung zugleich 
eine Entſcheidung dahin, daß die Mafregel als eine ort#- 
polizeiliche —— iſt, daß nicht der Staat, ſondern 
der Kreis für die Koſten a hat. Da nun aber, 
wie bereits ausgeführt, die Grenze zwiichen dem Gebiete 
der Randespolizei und der Ortspolizei jo zweifelhaft ift, 
müffen bier meines Erachtens für die Kreiſe Garantien 
geichaffen werden, daß ihmen einmal nicht landespolizei- 
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liche cl zugemutet werden und daß außerdem an 
den Anordnungen nicht über das wirkliche Bebürfnis hin- 
ausgegangen wird. Bielleicht macht man zwedmäßig die 
Anordnung von der Zuftimmung des Bezirksausſchuſſes 
abhängig! Da es fi) ja um Einrichtungen handelt, Die 
zu feuchenfreier Zeit, wo alfo — * nicht im Ver⸗ 
guge ift, getroffen werden follen, jo fann jedenfalls die 
urd die Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes eintretende 
Berzögerung diefe Maßnahme nicht bedenklich ericheinen 
laffen. Es ift vielmehr durchaus erwünidt, daß zuvor 
unter Berüdjichtigung der örtlichen Berhältniffe eingehend 
eprüft wird, ob die Maßnahmen in dem Umfange, wie 
Re von dem Wegierungspräfidenten gefordert werden, 
gerechtfertigt und notwendig find. 

a auf den 3. Abſatz des $ 32 


Unberührt bleiben auch die Borfchriften des $ 55 
des Megulativs über Ywangsimpfungen bei dem 
Ausbruche einer Podenepidemie. 

Diefe Beftimmung ift mir nicht ganz verftändlic. 
$ 32 Abſatz 1 hebt alle zur Zeit ——— —— 
Beſtimmungen über die Bekämpfung anſteckender Krank— 
Da auf, es follen aber die PVorichriften des Regu— 
ativs über Zwangsimpfungen unberührt bleiben, Das 
er ich für durchaus richtig und zweckmäßig. Es ent- 
eht nun aber meines Erachtens eine Yüde für die 
Landesteile, in denen dieſes Regulativ feine Gültigkeit 
—* d. h. alſo für die neuerworbenen Provinzen. Äuch 
ier werden durch den Abſatz 1 alle die Zwangsimpfungen 
betreffenden Beſtimmungen außer Straft geſetzt, ohne daß 
bier, wie für das Geltungsgebiet des Regulativs vorge 
jehen, anderes an bie Stelle gejegt wird. 34 laube 
kaum, daß man das gewollt hat. ebenfalls if mir 
nicht Mar, wie das zu begründen ift. Ich nor bitten, 
dieje Frage noch erneuter Prüfung zu unterziehen. 

Im übrigen ftehen, wie ich ſchon eingangs erwähnte, 
meine politifchen —— dem Geſetzentwurf durchaus 
ſympathiſch gegenüber. Ich kann namens derſelben nur 
dem Wunſch Ausdruck geben, daß es gelingen möge, in 
der Kommiſſion die von mir hewvorgehobenen Bedenken 
S bejeitigen, damit das Geſetz tumlichit noch im dieſer 

effion verabichiedet werde. 


(Bravo!) 


Dem Antrag auf eine Überweifung an eine Kommiſſion 
kann ich nur zuftimmen. 


Endlich möchte ich no 
kommen, wo es heißt: 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr dv, Korn-Rudelsdorf. 


Dr 9. Korn⸗Rudelsdorf, Abgeordneter: Meine 
—— den letzten Bemerkungen des Herrn Vorredners 
ann ich mich namens meiner politiſchen Freunde durch- 
aus anjchließen. In viel fchärferer Weife als bisher 
möchte ich aber hier hervorheben, daß wir dem Gejek 
nur dann zuftimmen können, wenn fich in der Stom- 
miffionsberatung ergeben follte, daß die Königliche 
Staatöregierung bereit ift, in erheblich größerer Weije, 
als bisher gefordert worden ift, zu den entſtehenden 
Koften beizutragen. Wir fünnen unter feiner Be 
dbingung die Berantwortung übernehmen, den 
ländlichen ®emeinden nod Kojten irgend welder 
Urt aufzubürden. 


(Sehr richtig! rechts.) 
Ich will hier in der Generaldisfuffion im großen und 
ganzen nicht auf einzelne Sachen eingehen; ich möchte 
nur ein paar Sachen hervorheben, auf die ich gerade auf: 
merkfam geworben bin. 
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[Entwurf eines Ausführungsgefeges zu Dem Reiche: 
— betr, die Bekaämpfung gemeingefährli 
anfheiten, vom 30. Juni 1900] —B 














[Dr u. ſtorn⸗Rudelsdorf, Abgeordneter] 

Der Herr Miniſter ſprach davon, daß eine überflüſſige 
Beläſtigung der Bevölkerung ausgeſchloſſen erſchiene. 
mache darauf aufmerkſam, daß $ 6 im erſten Abſatz eine 
Beftimmung enthält, wonach es jehr leicht möglich wäre, 
daß eine Belaftung der Bevölterung dadurch eintritt, daß 
in Eleineren Städten oder ländlihen Ortſchaften der be- 
treffende Kreisarzt nicht ganz übereinftimmt mit bem 
—— der eventuell in einer Familie fungiert. Es 
ann da zu recht unangenehmen Reibereien kommen. 57 

Dann ift vom Herrn Minifter bemerkt worden — 
und damit fomme ich auf den Klumpfuß bes Geſetzes —, 
daß „ohne weiteres“ die Koftenfrage ſich nad) b —— 
Recht erledige. Wenn das fo wäre, würde vielleicht eine 
Kommiffionsberatung kaum noch nötig fein; aber bie 
„Weiterungen” find in unferen Augen 1, N daß wir 
uns das Geſetz recht ſcharf in der Kommiſſion anſehen 
müfjen. Ich kann auch nicht unterſchreiben, was von 
einzelnen Borrebnern erwähnt ift, daß feitens der König: 
lichen Staatsregierung im $ 25 ein größeres Entgegen» 
fommen ftattgefunden hat. So viel id) weiß, hat in der 
Beziehung die Praris jett jo beitanden, daß auf Re 
quifition des Landrats der betreffende Medizinalbeamte 
auf Staatökoften zugezogen wurde. — Die Herren 
jchütteln mit dem ap ih laſſe mich gern belehren — 
es würde allerdings an und für fich ſchon eine Weiterung 
für die Staatskoſten ſich ergeben, weil ja der Seuchen- 
freiß ein größerer geworben ift, der bier berüdfichtigt ift. 

Dann, um no ein Detail zu erwähnen, wird es 
faum möglich fein, die Beftimmun —— u erhalten, 
die im legten Abſatz des 8 2 ſteht. der fteht in 
unferen Augen in Widerfpruh mit $ 1, nad welchem 
nur bei folden Berfonen Krankheitsfälle angezeigt werden 
jollen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, abgeſehen 
davon, daß er eventuell zu recht unangenehmen Weite» 
rungen führen kann. Auch das ift nicht fehr ſchön, daß diefer 
Abſatz in $ 2 als ein Ausnahmefall befonders erwähnt ift. 

eine Herren, noch ein Detail fällt mir ein: die 
Körnerkrankheit ift hier befonders in diefem Geſetz auch 
—— Ich ſelbſt lebe in einem Kreiſe, wo wir 
eſonders darunter zu leiden haben, wo es aber ſchon 
dank der Erhöhung der Zuſchüſſe der Königlichen Staats- 
regierung teilweife gelungen ift, eine Beſſerung berbei- 
zuführen. Nicht gang fo ift e8 aber überall der Fall; 
mir ift 3. B. eine Mitteilung aus dem reife Heydekrug 
ugegangen, wo ed, mag es nun an ber Mitwirkung des 
etreffen en Kreisarztes oder an anderen Verhältniſſen 
liegen — ich kann es nicht beurteilen —, troß erheblicher 
Mittel nicht gelungen ift, der Körnerkrankheit abzubelfen. 

Nun zu dem Schwerpunkt des Geſetzes! eine 
Herren, in dem Geſetz find fo ziemlich alle Seuchen ab- 
gewehrt und nambaft gemacht, die für den Menfchen in 
Betracht kommen können, bloß die Koftenfeude, die ift 
leider nicht abgewehrt durch das Geſetz. Ich fehe eine 
kolofjale Gefahr darin, daß diefer Seudenbazillus durch 
die Herren Mebizinalbeamten 

(Bunuf.) 

— id bitte um —— — daß der Koſten— 
u Sal durch die Herren Medizinalbeamten namentlich 
in den ländlichen Gegenden berumgeichleppt werden ann. 
Meine —— ed wäre doch gar nicht jo ſchwer geweſen, 
ichon gleich an eine Abhülfe zu denken, da dieſer Koften: 
bazillus am grünen Tifch vielfad feinen Nährboden findet 
umd ei tet wird; jelbftverftändlich alle Anweſenden 
auögefä ofjen. 

Berhandt. d. Haufes d. Abg. 19. Leglsl. V. Sefflon 1908. 
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Meine — wenn ich mir den Gang des Ver— 
fahrens anſehe, ſo iſt uns eine ſehr geringe Garantie 
geboten dafür, daß wir in vielen Fällen doch etwas un— 
praftifch behandelt werden fönnen, und daß jeitens der 
erren, die in ben betreffenden Inſtanzen maßgebend find, 
orderungen aufrecht erhalten werden, die wir nicht unter: 
ügen können. Es ift ja ein Beſchwerdeweg an den 
Landrat und eventuell noch weiter vorgejehen. Meine 
—— wie iſt die Sache aber, wenn der betreffende 
andrat mit ſeinem ſtreisarzt uneins iſt. Wir haben die 
Befürchtung, daß da nicht der Landrat Recht bekommt, 
wenn er einer Gemeinde helfen will, ſondern daß der 
betreffende Kreisarzt Recht befommt, und daß eventuell 
auf dem Dienftauffchtönge ber Landrat die Anweiſung 
erhält, fich dem Wunſche des SKreisarztes zu fügen, um 
dadurd eventuell eine jchwere Belaftung und Inkommo— 
bierung der betreffenden Ortſchaft herbeizuführen. Meine 
Herren, es ift das bebauerlic, daß es fo ift; wir können 
aber nicht dafür; wir haben die Stellung des Landrates 
an und für fich nicht geichädigt, und meine Herren, bie 
Koften können doch Eolofjal werden. Es ift ja fchon von 
verjchiedenen Herren an der Hand der Motive des Ge- 
ſetzes hervorgehoben worden, mas alles gefordert werben 
kann; ich will es nicht noch einmal erwähnen. Es fann 
aber auch bereit vorher, bevor eine Seuche eintritt, pro» 
phylaktiſch eventuell verlangt werden, daß Maßregeln er: 
griffen werden. Im großen ganzen wird es ja vielleicht 
nicht der Fall fein auf dem platten Lande, aber bie 
Gefahr liegt vor. Wir find nun einmal miß— 
trauijh, wir wollen Garantien haben, und darüber 
werben wir uns in der Kommiſſion unterhalten müffen. 

Nun, meine Herren, die Leiftungsfähigkeit der Ge— 
meinden! Eine Gemeinde wird für leiftungsunfähig erklärt; 
der Kreis joll alfo die Koften übernehmen. Der arme 
Kreis bat feinen weiteren Inſtanzenweg. Wer fagt jedes: 
mal, daß der Kreis leiftungsfähig ift? Das fteht nirgend 
geichrieben. Sch kenne fehr viele Kreife, die wir ebenjo 
gut als leiftungsunfähig anjehen können wie Gemeinden 
und Gutsbezirke. Und, meine Herren, von Gutöbezirten 
ift auch noch nicht gejprochen worden, und leider find wir 
ja durch das Dotationsgejeg zu dem Gedanken verleitet 
worden, daß die Gutsbezirke immer N sfähig fein 
müflen. Davon Hr gar feine Rede; fie And vielfach 
weniger leiftungsfähig als irgend welche größeren Ge— 
meindebezirfe, in denen vielleicht induftrielle Arbeiter 
wohnen, 

Meine Herren, das ift aljo die Seite des Geſetzes 
bezüglich der Koften. Auf der anderen Seite werden 
Koften gefpart in dem Falle, mo es jehr wünſchenswert 
ift, daß die Betreffenden entſchädigt werden; es handelt 
fi um die Sadjverftändigen. In meinen Augen iſt es 
unmöglich, daß in irgend einem alle, wo ein Sachver— 
er aus irgend einem Kreiſe herangezogen werben 
oll, der Mann keine Entichädigung befommt. Nehme ich 
den Fall an: es wird eine Sauce feftgeftellt. Was ba 
an Protofollen eventuell geleiftet werden kann, kennen 
wir ganz genau; es fann manchmal einen halben Ta 
dauern, ehe ein foldher Sadperftändiger in feinen Beru 
zurüdtehren kann. Das ift mandmal fehr unangenehm, 
und es ift doch eben wünfchenswert, daß fie entichädigt 
werben. 

Und, meine Herren, wehe, wehe, wenn ich auf das 
Ende ſehe! Hier ift in 833 — das ift nämlich der letzte 
Paragraph des Geſetzes — folgendes gefagt: 

Zur Erleihterung des Berftändniffes und ber 
praftifchen —— des Geſetzes wird es ſich 
empfehlen, den mit der Ausführung des Geſetzes 
betrauten Behörden ausführliche, das gl hi 
bei jeder einzelnen Krankheit erſchöpfend behan- 
delnde Anmweifungen in die Hand — 
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Eutwurf eines Aus 8 zu Dem Reichs⸗ 
[ —— Far die Ps rn weder 
_Reanfheiten, vom 30. Juni 19000 7° 


[Dr v. Korn-Rudelddorf, Abgeordneter] 


Meine Herren, ih kann in dem falle ebenfo wie 
bei der Koftenfrage jagen: mir graut vor fo viel 
Gejundheit. Denken Sie um Gottes willen, was der 
arme Amtsvorſteher fich da alles anfehen, was er alles 
wifjen fol, und was er doch —— nicht wiſſen kann! 
Wir haben das erſt jetzt am dem Fleiſchbeſchaugeſetz per 
fehen; wie belaftet die Amtsvorfteher find, wiſſen die 
Herren auf allen Seiten des Haufes, die damit zu tun 
gehabt haben: alle ——— und jetzt auch noch die 
Menſchenſeuchenfrage, das Iebegefe , die ſcheußliche 
Statiftit, die Fleiſchſchau — wer fol das alles leiften, 
und wer gibt dem Amtsvorfteher als Hülfe dazu einen 
geeigneten Beamten, der mit der Schreibmaſchine operieren 
fann? Die Landesverfiherungsanftalten bauen fich ſchöne 
Paläfte, aber die Amtsvorfteher befommen nichts, und 
von jeiten der Königlichen Staatsregierung können wir 
auch nichts erwarten, da die Sache nur die Provinzial 
verwaltung angeht. 

Wenn ich nun mein Reſümé ziehe, kann ich nur 
wiederholen: meine politifchen Freunde jehen die Wirkung 
des Gejeges, wenn es zu ftande kommt, als jehr erwünfcht 
und fegensreih an, aber wir werden nur Ja fagen, 
wenn wir die größten Garantien befommen 
bezüglih der Entlaftung ber Gemeinden und 
bezüglich der andermweitigen Regelung der Softenfrage; 
kurz gejagt, es muß ber Staat einen ganz erheblichen 
Teil der Koſten übernehmen, wenn nicht alles, ch 
wünſche, daß wir in der Kommiſſion im ftande find, 
ein Heilferum gegen alle ‚diefe Koften, Belaftungs- uſw 
Seuden zu finden. 





(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Frhr v, Heereman: Das Wort 
hat der Abgeorbnete Dr Langerhans. 


Dr Langerhand, Abgeordneter: Meine en 
hoffe nach den Auslaffungen, die wir gehört 87 Ar 
nad) den jehr heftigen Entgegnungen gegen dies Gejeg — 
die Auslaffungen über die often find ja namentlich von 
ben Nichtärzten gemacht, von ben Mebizinern find die 
Einwendungen gegen das — eigentlich ſehr unbedeutend 
geweſen —, daß das Geſetz noch zu ſtande kommen wird — 
J glaube, daß auch die Anſichten über die Koſten etwas 
übertrieben find — mit Yusnahme des $ 27, den ich für 
an — halte, obgleich Heute ſchon danach ge—⸗ 
* elt wird. Es wird auf der anderen Seite — ich 
weiß nicht recht, wie — ben Gemeinden anempfohlen: 
ihr müßt Kanalifation machen, ihr müßt beſſere Be- 
leuchtung machen ufw. Das wird jegt fchon befohlen 
und würde wahrfcheinli in weit umfafjenderer Weife 
um Ausdrud kommen, wenn das Gefeg mit bem & 27 
Fefteben bliebe. 

Nun will ih auf all die Einzelheiten, die meine 
medizinifchen Sollegen an gr haben, aber nicht weiter 
eingehen. Eins aber mub gejagt werben: wenn der Herr 
Abgeordnete Dr Martens von anderen eiten ge- 
ſprochen hat, die früher auch bei ung gemwütet haben, und 
die wieder einmal auftreten können, wie 3. B. die Malaria, 
die Peit und ſolche Krankheiten, fo fie das ja doch im 
Geſetz drin, daß dann das Minifterium berechtigt ift, auch 
das — ſolche Krankheiten auszudehnen. Wenn 
Herr Dr Martens auch gleichzeitig tadelnd hervorgehoben 
bat, daß die Schutzmaßregeln in allzu großer * e und 
Uppigkeit vorgeführt werden, jo bat er inſofern nicht 


recht, ala diefe Schugmaßregeln nur zur Auswahl erlaubt 
find, und dieje den Ausführenden zu Gebote ftehen. 
ch babe bei erfter Durchlefung diefes Gejeges einen 
überhaupt recht oft in ber Geſetzgebung fich bemerkbar 
machenden Mangel aud) bei diefem Geſetz herausgefunden: 
das ift die vollftändige Undeutlichkeit, indem man in das 
Geſetz dasjenige, was ſich auf ein anderes Gejek bezieht, 
nur durd die Varagraphennummer bineinfekt. eine 
Herren, der $ 8 dieſes Gefetes ift in ber Tat nicht ver- 
ändlih, wenn man das Geſetz durchſieht. Das muß 
och irgendwie mal ein Ende haben. Nun kommen ja 
fehr oft darin die gleichen ug er vor, jo oh B. aud 
Borfihtsmahregeln bezüglich der Leichen. — Aha, dachte 
ich, jeßt figt mein Antrag auf Leichenverbrennung ſchon 
im Gewifjen des Kultusminifteriums; 


(Heiterkeit und: ſehr gut! links) 


jegt möchte man —* wenn einmal eine Seuche aus— 
bricht, Krematorien haben, die in früheren Zeiten zu 
bauen vergeſſen find. — Nun, meine Herren, wir kommen 
ja darauf zurüd; ich babe ja einen derartigen Antrag 
geftellt, und wir werden ung ja nod) darüber ausiprecen. 
Dann, meine Herren, babe ich wieder einen alten 
Freund hier vermißt, nämlich die Frage, die ich ſchon recht 
oft — ich glaube ungefähr jeit 25 Jahren hier im Ab- 
—— und ſeit 20 im Reichstage — vorgebracht 
Babe: der obligatoriichen Leihenichau. DieEinmwürfe, die mir 
von dem Minifter gemacht find, daß das zu teuer wäre, 
babe ich damals einfach zurückgewieſen mit dem Grunde, 
weil wir fie doch haben, aber allerdings nicht mit u 
darin, in einem Zeil von Heſſen. b man fie in Oſt⸗ 
pe auch Hat, weiß ich nicht, obgleich jie da jehr 
illig auszuführen wäre. eine Herren, wenn in einer 
Gemeinde bie erften Fälle einer epidemiſchen Krankheit 
vorkommen, dann ift es abfolut nötig, daß in bezug auf 
die Leichenſchau etwas feftgelegt wird. Nun kann freilich 
jemand — ein Jurift, oder wer es auch ſei — jagen: 
ja, wenn deine Leichen! au ohne Arzt ift, dann wird der 
eichenbefchauer auch nichts an dem Leichen jehen. — 
O ja, meine Herren, er kann wohl etwas jehen; es 
fommt ja bo darauf an, welder Art die anftedenden 
Krankheiten find. Manchmal ift eine Eleine Hautver- 
änderung vorhanden. Wenn die Leute Pi ſtimmt 
darum kümmern, dann erfahren fie es auch: daß z. B. 
wunderbare Umſtände obgewaltet haben, daß eine a⸗ 
Erkrankung und Tod eingetreten find ufw. Sie müßten 
natürlich, wenn eine obligatorische Leichenſchau eingeführt 
wäre, bei zweifelhaften Fällen einen Arzt binzuziehen; 
aber für gewöhnlich brauchen es nur zwei oder drei atı« 
a Leute aus dem Orte zu fein. Dieſe können ja 
im Ehrenamt angeftellt werben; bas macht man ja immer 
fo, wenn man nichts bezahlen will. 


(Heiterfeit.) 


In bezug auf die Koften will ich mich nicht weiter 
äußern. N laube, daß die Feſtſetzung derjelben etwas 
—— iſt/ fe ift es auch beim Reichsſeuchengeſetz ge 
weſen. 


Zur Anzeige find verpflichtet nach 52 
der —* der Haushaltungsvorſtand und 3. jede 
fonft mit ber Behandlung ober Pflege des Er- 
krankten bei: ige Berfon — 
aljo auch der Kurpfuicher! Kurpfuſcher können aber gar 
feine Anzeigen machen; denn die kennen nad Anficht der 
Arzte keine Krankheit, fondern behandeln fie nur nad 
Symptomen. 
Hier kommen noch fehr zweifelhafte Fälle vor. Es 
2 ja verſchiedene Schulen in ber eg = um mid) 
iefes hohen Ausdruckes zu bedienen, die eften in ber 


medizinifhen Wiffenfchaft gebildet haben. Es ift lange 


[Entwurf eines Ansführungsgeiehes zu dem Reichs⸗ 
geiede, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher 
ranfheiten, vom 30. Juni 1900] 


[Dr Langerhans, Abgeordneter] 


Zeit Streit gemejen, ob die Homöopathen überhaupt ganz 
berechtigt wären, Sie haben dasſelbe Eramen gemacht 
wie wir, fie haben aber früher — ob fie es nod) jett 
tun, weiß ich nicht; fie fprechen vielleicht darüber nicht 
öffentlid — Krankheiten geleugnet und nur Symptome 
behandelt. Ob dieſe Leute aljo im ftande find, Krank— 
heiten zu melden, ift mir fehr zweifelhaft. Kurpfufcher 
find hierzu aber noch weniger im ſtande. Wir fommen 
bei diefem Geſetz ohne einige kleine Ausnahmen nicht 
hinweg: die Verhältniffe find eben fo verfchieden, und 
das ee ift zu bedeutend, und doc müſſen wir aud) 
eine gewille Strenge walten laffen. 

Bei der Unzeigepflicht ift es notwendig, daß hier 
mit einer gewiſſen zung vorgegangen wird. Wir haben 
die Anzeigepflicht eigentlih fon nad) dem Geſetz von 
1835. Trogdem ift die Ainzeigepflict in einigen von den 
bier genannten Srankheiten, 3. B. bei Mafern, Röteln uſw, 
meines Wiffend nie ober nur fehr jelten geübt, und 
auch bei anderen Krankheiten hat man felten eine An» 
zeige erjtattet. 

Weiter müffen wir das Gefek jo einrichten, daß die 
Einführung nicht übermäßig teuer wird. Die öftlichen 
Vaterlande, namentlich die Landgemeinden dort, find oft 
jo arm, daß fie irgend eine Erhöhung ihrer Laften kaum 
ertragen können. Die Laften werden, wenn das Geſetz 
mit Eleinen Mbänderungen durchgeht, nur darin beſtehen 
fönnen, daß die Leute perfönliche Dienfte leiften müffen. 
So etwas wird man ja überall tun müſſen, und es ift ja 
eigentlich Schon moralifche Pflicht, einem Kranken bei— 
zuſtehen. 

Es iſt hier nun die Frage aufgeworfen, ob mit der 
Anzeigepflicht bei ſyphilitiſcher Erkrankung nur ſolche 
Frauenzimmer getroffen werden ſollen, die gewerbsmäßig 
Unzucht treiben. Ich glaube, es wird pe eher zu wenig 
als zuviel angezeigt. in jeder wird fich Wohl hüten, 
eine Dame für ein Unzucht treibendes Frauenzimmer zu 
Keen —* man kann alſo dieſe Beſtimmung hier ruhig 

ehen laſſen. 

Zum Schluß, meine — möchte ich noch bitten, 
gehen Sie mit gutem Willen an die Sache heran. Wir 
haben ſchon lange das Bedürfnis eines ſolchen Geſetzes 
gefühlt, und ich hoffe, daß dies Geſetz unſer Kultuͤs— 
minifterium veranlaffen wird, etwas fchneller zur Leichen- 
ihau zu kommen und etwas jchneller die fakultative 
Leicheneinäfcherung zuzugeftehen. 


(Bravo! bei den FFreifinnigen.) 


Bizepräfident Dr Ih v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete v. Savigny. 


v. Saviguy, Abgeordneter: Meine Herren, mit den 
Worten, mit denen der Herr Vorredner Dr Langerhans 
ichloß, möchte ich anfangen, um zu erflären, daß meine 
politifchen Freunde den dringenden Wunſch begen, daß 
diefer von ihm hier von neuem gegebenen Anregung nicht 
Solge geleiftet werben möge, und daß wir vor ber 

eichenverbrennung bewahrt bleiben. ie Gründe ba+ 
gegen anzuführen, halte ich micht für notwendig; bas 
—— hat von jeher ſein Einverſtändnis mit übergroßer 

ehrheit dahin ausgeſprochen, daß es von dieſer un— 
chriſtlichen Sitte nichts wiſſen will. 

Was die obligatoriſche Leichenſchau betrifft, die der 
Herr Vorredner im Ehrenamt einzuführen empfohlen 
hat, ſo halte ich dieſelbe, ebenſo wie er ſelbſt wohl — 
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an feinem lächelnden Munde hat man das merken 
können — nicht fir durchführbar, und mit dem bezahlten 
Leihenbeichauer, der fein Amt obligatoriich warnehmen 
muß, kommen wir wieder in die Srankheitögefahren 
hinein, die der Herr Vorredner v. Korn geſchildert hat, 
die er jo draſtiſch als den Koftenbazillus, als die Koſten— 
feuche bezeichnet hat. 
glaube, dak wir auch mit dem vorliegenden 
Geſetze in biefer Beziehung keiner großen Gefahr ent- 
gegengehen ; denn erfreulichermeife hat fich bei allen Herren 
orrednern die Übereinftimmung in dem Punkte Eund- 
gegeben, daß alle diejenigen Beftimmungen diejes Geſetzes, 
melde mit einem großen Maße von SKoftenvermehrung 
und bedrohen, einer ſehr gründlichen Revifion in der 
Kommijfionsberatung werden unterzogen werden müſſen. 
Dadurd) ift ein pen Da Teil der Belorgniffe, welche meine 
politifchen Freunde bei der Prüfung dieſes —— 
empfunden und bereits hier hervorgehoben haben, weſentlich 
— denn bei dieſer Stellungnahme des Hauſes 
in der Koſtenfrage, welche vor allen Dingen der Redner 
der maßgebendften und ——— Partei in dieſem 
Hauſe am kräftigſten nach dieſer Richtung ausgeſprochen 
hat, dürfte es wohl kaum zu erwarten ſein, daß das 
Geſetz mit der Koſtenbelaſtung, wie ſie jetzt in demſelben 
enthalten iſt, verabſchiedet wird. 
ch glaube, ich brauche mich deshalb nicht weiter 
darauf einzulaſſen, dieſelben Punkte wie die Herren Vor— 
redner in den 88 25, 26, 27 und 28 hervorzuheben. Es 
liegt auf der Hand für jeben bei ber erften Lektüre fchon, 
dab dieſe Beitimmungen in ber Allgemeinheit, wie fie 
bier gefaßt find, unmöglich beftehen bleiben Eünnen. Ich 
kann auch aus meiner perfönlichen Kenntnis einen Fall 
anführen, in welchem eine folde zu Cholerazwecken in 
einer ————— gänzlich cholerafrei gebliebenen 
Gemeinde errichtete Barade — es ift eine Heinere Ge— 
meinde auf dem Lande — als letites Wahrzeichen an die 
Prophylaris, an die ſchöne Vorjicht, die damals geübt 
worden ift, noch immer befteht und jeder Verwendung 
entbehrt. Zum Abbruch hat man fi noch nicht ent- 
ſchließen können. 

Im übrigen möchte ich auf einen anderen Punkt 
aufmerkſam machen, auf welchen, jo viel ich mich ent- 
finne, feiner der Herren Borrebner, ſelbſt der Herr 
Kollege Martens nicht, der jehr eingehend die Sache be- 
ſprochen hat, gefommen ift; das ift die Ausdehnung der 
Anzeigepflicht insbefondere hinfichtlich des einen Punktes, 
der als Neuerung bezeichnet werden darf, hinfichtlich der 
Lungen: und Kehlkopftüberkuloſe. Da fteht allerdings 
als Einſchränkung in 8 1, daß die Grfrankung 
nur angezeigt zu werben braucht, wenn ein an borge- 
ihrittener Lungen- und Kehlkopftuberfulofe Erkrankter 
feine Wohnung wedjelt. Das führt aber gewiſſer- 
maßen, in etwas fräftigerer form ausgedrüdt, zu einer 
Internierung der Tuberkulofen; fie find nicht mehr in 
der Lage, fi frei zu bewegen und herumzureijen; fie 
riskieren, daß fie fonft den unangenehmften Anzeigen und 
Weiterungen ausgefegt werden. Uber ganz abgejehen 
davon, bat dieſes Bedenken gegen die vorgejehene Aus- 
nahme —— ubeben iſt, möchte ich doch darauf hin— 
weifen, daß eben bie as a zu erfennen, ob fi 
jemand in einem he vorgejchrittener Lungen» 
und Kehlkopftuberkuloſe befindet, Yır en Laien doch wohl 
vollftändig ausgeichloffen ilt. Es gibt andere Strankheite- 
zuftände, die diefen fehr ähneln. Es kann jehr kränklich 
ausfehende Menichen geben, die dabei einen ftarfen 
Husten haben; das erwedt ja natürlich jofort den Ver— 
dacht, daß das die Urſache ihres kränklichen Ausſehens 
jei. Dann würde der Haushaltungsvoritand, bei dem fie 
Wohnung nehmen wollen, jofort zur Anzeige verpflichtet 
fein. Zu welden Sonfequenzen würde * „m ven?! 
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[Entwurf eines Uusführungsgefehes zu dem Reichs- 
gejese, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher 
ranfheiten, vom 30, Juni 1900] ee 


[v. Saviguy, Abgeordneter] 
Denn im $ 2 ift ja ausdrüdlich ausgeſprochen, daß, wo 
ein behandelnder Arzt nicht vorhanden oder als be- 
handelnd nicht bekannt ift, in erjter Linie die unter 
2 bis 5 angeführten Berjonen die Anzeige zu machen 
ben: zunädft der Haushaltun Aa dann Er 
onft mit der Behandlung oder Pflege bed Erkrankten 
beſchäftigte Berfon — aljo jeder ſchließlich, der zu feiner 
Umgebung gehört, der ja aljo in gewiflem weiteren 
Sinne mit der Pflege und Behandlung beicäftigt ift —; 
aljo gerade bei — wie ich ihn — als 
Beiſpiel anführte, der an irgend einer anderen Krank— 
beit leidet, würden diejenigen, die feine Umgebung bilden, 
ſchon zur Anzeige verpflichtet fcheinen, und wenn dieſe es 
unterlaffen, wird aud unter Umftänden von ängftlichen 
Berfonen, 3. B. aus den Mitbewohnern des Haufes, eine 
Denungziation wegen Unterlaffung der Anzeige erfolgen 
fönnen —; ferner derjenige, in beffen Wohnung oder Bes 
baufung der Erkrankungs- oder Todesfall id ereignet 
bat — alfo der Wohnungsbeauffichtiger, unter Umftänden 
der Hauseigentümer, der Vermieter ufjw —, die find alle 
anzeigepflichtig und gerade hinfichtlich einer Krankheit, von 
der wir gehört haben aus der Begründung — id) alaube, 
der Herr Minifter hat in feiner Rede das auch angeführt; 
jedenfalls fteht es in der Begründung —, daß eine Ans 
abl von durdjchnittlihd 74000 Perſonen jährlich in 
Dede an biejer Krankheit ftirbt, alfo eine unendlich 
größere Zahl an ihr leidet, und daß infolgedeilen es an— 
unehmen ijt, daß eine jehr große geht von Berjonen den 
Berdadit, an diejer Krankheit zu leiden, durch das äußere 
Berhalten zu ermweden geeignet ift. Dies würde allen 
ängftlihen Perfönlichkeiten, die ſich vor der Strafe, bie 
bei Unterlaffung der Anzeige aus $ 2 angedroht ift, 
fürchten, dahin treiben, daß fie den Zuftand als einen 
„vorgejchrittenen” anfehen und fich mithin verpflichtet 
fühlen, die Anzeige zu erjtatten. Ach glaube doch, daß 
auch in dieſem ——— man die Ehe | bes 
Geſetzes einer gewiffen Revifion wird unterziehen müffen. 
cch bin nicht in der Lage, fofort anzugeben, welde 
Formulierung zu geben wäre; das wird Wufgabe ber 
Kommiffton Fein 
Nun hat man uns in der Begründung darauf hin- 
gewiefen, daß andere Staaten jchon in dieſer Weije vor- 
egangen feien. Ach muß aber demgegenüber hervor- 
be en — ich habe das mir aufnotiert aus der Anlage 4 
der Begründung —, daß in anderen Staaten man hinter 
dem, was hier das Geſetz vorfieht in dem Punkte der 
UAnzeigepflicht, in der auferlegten gejeglichen Verpflichtung, 
weit zurüdbleibt. Belgien erteilt in feinen bier ung 
mitgeteilten —— nur allgemeine Ratſchläge zur 
Vermeidung der Anſteckung uſw, geht alſo auf eine Ber- 
—— eſetzlichen Strafen durchaus nicht ein. Italien 
* ſo —B——— nur feſt für Erkrankungen 
innerhalb von Anſtalten, Gaſthöfen, Herbergen, alſo 
größeren —— bei denen eine ſolche Anzeige 
und Überwachung überhaupt ſchon leichter durchführbar 
ift; es führt nur eine einzige weitergehende Beftimmung 
ein, bie vielleicht ja ganz praktiſch ——— die aber hier 
nicht in Betracht kommt, daß, wenn in einer Mildwirt- 
ihaft oder Molkerei ein an Tuberkuloſe Erkrankter 
erfannt wird, das auch angezeigt werden muß. Nor- 
wegen, das am weiteſten in feinen Beftimmungen geht, 
macht auch wiederum nur den Arzt anzeigepflichtig, legt 
diefe unter Strafe geftellte Pflicht alfo nicht den anderen 
Perjonen auf; es geht fogar jo weit und dürfte daher 
als Mufter für uns nicht in Betracht kommen, daß es 


vorfieht, daß eine Gejundheitstommiffion, die neben dem 
Urzt fungiert, das Recht haben fol, unter Umftänden 
das Einbringen eines an Tuberkuloſe Erkrankten in ein 
Krankenhaus zu verfügen, und daß da nur infofern ein 
Hemmnis gezogen ift, daß wenigftens Ehegatten wider 
ihren Willen nicht getrennt werden dürfen; Kinder dürfen 
aber in Norwegen von ihren Eltern getrennt werden auf 
Anordnung ber enge erg Lee Diefe Art von 
Eingreifen werden wir hoffentlich bei uns nicht einführen! 
DOfterreich gibt wiederum nur dem Arzt die Anzeigepflicht 
auf. Auch bei uns in Deutfchland find Staaten angeführt, 
die auf diefem Gebiete fhon vorgegangen find. Bon dieſen 
hat Baden ſich lediglich darauf beſchränkt, Verfügungen 
zu treffen, daß auch nur der Arzt die Anzeigepflicht hat, 
und daß die Mafnahmen, die getroffen werden, nur be 
ftimmt find für den Fall des Todes an Tuberkuloſe. 
Dann ift die Anzeige den dort beitehenden Leichen: 
beihauern — infofern ift wohl Baden wieder ein 
„Mufterländle”, als es die Leichenbefhau fchon hat — 
auferlegt. In Sadfen ift aud nur dem Arzt bie 
Anzeigepflicht auferlegt und den Vorftehern von größeren 
Ankta ten, — ** Gaſthöfen, Herbergen uſww, wo 
es auch tatſächlich durchführbar iſt. Nur in Sadien- 
Altenburg beftehen die Beftimmungen bes Entwurfs. 
Pi laube nicht, daß wir notwendig haben, ung aus 

N das Mufter für = Ihärferes Bor- 
gehen zu holen. Jh muß im übrigen noch anführen, 
daß im Bezirk Trier und im Bezirk Wiesbaden Polizei- 
verordnungen beftehen, welche die Sache auch fchon regeln; 
aber auch da hat man fi damit begnügt und een, be⸗ 
ſchränkt, dem Arzt die Anzeigepflicht aufzuerlegen und 
neben dieſem den Inhabern von größeren Anſtalten, 
Gaſthöfen ufw, wie ich das verjchiedentlich zitiert habe. 
Barum es aljo notwendig ift, jegt für den ganzen Um— 
fang der Monarchie jo viel weitergehende Beitimmungen 
u treffen, vermag ich nicht zu erkennen. Es wird das 

egenjtand der Peifung in der Kommiſſion meines Er- 
achtens fein müflen. 

ch möchte dann noch darauf hinweifen, daß ich hin- 

fihtlih der Frage der Zuftändigkeit der Enticheidungen 
über Beichwerden es nicht mit Freude gelefen habe, dak 
in $ 12 die Klage im Berwaltungsftreitverfahren aus- 
geichlofjen werben fol. 


(Sehr richtig!) 


Bis jegt find wir davon ausgegangen, und davon gebt 
unfere ganze preußifche Verwaltungsorganifation aus, 
daß gegen die Maßnahmen der Behörden in den meiften 
Fällen die Klage in diefem gerichtlichen Bermwaltungs- 
verfahren vorgejehen ift und gegeben erſcheint. Warum 
hier davon eine Ausnahme getroffen werden foll, warum 
diefe von den Gelbftverwaltungstörpern gebildete gericht» 
lihe Inſtanz ausgeſchaltet werden joll mit ihrem praf- 
tiſchen Berftändnis für die Bebürfniffe der Bevölkerung — 
eine frage, die doch gerade bier ſehr vielfach in Betracht 
kommt —, vermag ich nicht zu ertennen. Vielleicht 
werden uns darüber nod) Auffctüffe in der Kommiſſion 
gegeben. Borläufig möchte ich wünſchen, daß aud in 
diejem Punkte die ändernde Hand angefegt wird. 

laube, daß es umjomehr notwendig fein wird, 
als an anderer Stelle, nämlich in $ 28, bei der frage, 
wie in bezug auf das Verhältnis von Gemeinden und 
Kreißverbänden, welche ſich weigern, in der geforderten 
Höhe Beiträge zu leiften, zu enticheiden ift, der Bezirks— 
ausihuß, aljo wieder das Vermaltungsgericht oder der 
Bermwaltungstörper, endgültig entſcheidet. Ich glaube 
daher, daß in diefem Punkte boch eine Einigung möglid 
fein wird. Wenn in $ 12 Abjak 3 geſagt ift, daß bie 
Anfechtung diefer Anordnung keine auf hiebende Wirkun 
haben ſoll, fo ift das im gewiſſen Umfange unzweifelhaft 
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[v. Saviguy, Abgeordneter] 
als richtig anzuerkennen. Es wird aber auch dort viel 
leicht eine Einſchränkung einzufügen fein, weil die Maß— 
nahmen, wie auch jchon einer der Herren Worrebner 
hervorgehoben hat, unter Umftänden dann bei Erledigung 
der Beſchwerde jchon getroffen find, und zwar in bem 
Umfange, ber bie Soften verurjacht, getroffen find, und 
was nußt ed, wenn die Maßnahme bereits getroffen ift, 
wenn fie nachher als unnötig bezeichnet wird. Wer foll bie 
Koften tragen? — Die anordnende Behörde? — Das ift 
unter Umftänden aud eine weitgehende ge e, und es 
wird in dieſem Punkte auch = eine X in der 
Kommiſſion erfolgen müſſen. 

ch möchte dann noch darauf hinweiſen, daß im 8 14 
des Reichsſeuchengeſetzes, welches ja für das Geſetz zu 
grunde liegt, eine Beitimmung eingefügt worden ift, von 
der ich wünjchen möchte, daß fie mwenigftens in bie Aus: 
führungsordnung —— ausdrüclich Aufnahme findet. 
Das ift, daß bei der Abſchließung, welcher die Kranken 
unter Umftänden unterzogen werden, um die Weiterver- 
breitung der Krankheit zu verhindern, Ausnahmen ges 
troffen werden auch unter anderem für den Seelſorger, 
daß aljo diejer den Zutritt gefichert behält. 

— möchte ich betonen, daß für die bier ausge— 
ſprochene Befürchtung, als ob zwiſchen Landrat und 
Kreisarzt jo leicht eine Differenz entitehen könnte, und 
daß bei deren Austrag vorausfichtlich der Landrat Un- 
recht, der Kreisarzt Recht behalten würbe, doch aus der 
allgemeinen Praris, die ſich auch jet ſchon ſeit Beſtehen 
des Kreisarztgeſetzes herausgebildet hat, feine rechten 
Anhaltspunkte gewonnen werden können. 30 glaube, 
daß diefe Befürchtung eine ungerechtfertigte ilt. 

Was die Heranziehung der Gutsbezirke betrifft, fo 
habe ich ſchon bei dem Gebührengefeg, das wir vorhin 
beraten haben, darauf hingewiefen, daß es notwendig 
jein wird, deren Berhältnifje einer befonderen Erwägung 
zu unterziehen, ob fie in allem und in jedem ben Ges 
meinden werben gleichgeftellt werden können. 

Ebenfalls (Öließe ich mich der hier gegebenen An« 
regung an, daß die in $ 21 vorgefehene Berwaltung des 
Amtes der Sadverftändigen ala eines ehrenamtlichen 
wohl kaum wird aufrechterhalten werben können, weil es 
jonft eine Laft wird, — und folche ehrenamtlichen Laften 
haben wir jchon gerade genug! Das würde nur dazu 
führen, daß niemand zu dem Amte recht bereit ift und 
daß es auch nicht in dem Umfange, wie es erwünſcht 
— könnte, wahrſcheinlich praktiſch wahrgenommen 
wird, 

Bu 8 27 und 28 möchte ich mir noch erlauben, 
darauf La ar un baß hier ein Hülfsmittel wohl auf 
dem Wege gefunden werden fann, um die Laften, ſoweit 
fie notwendig find, zu erleichtern, daß eine Teilung der 
Laften zwifchen den weiteren Verbänden der: Provinz und 
dem Staate einerjeits und den Streifen bzw. Gemeinden 
andererjeits erfolgt. 

Und id; glaube, wenn wir uns auf diefen Boden 
ftellen und im übrigen die hei arme —— 
welche die Herren Vorrednerwiederholt hervorgehoben haben, 
wir dazu gelangen werden, biefes Gejep, befen allgemeine 
Nüglichteit und Notwendigkeit von niemandem bezweifelt 
wird, zu einem ſolchen zu geitalten, daß es aud) in der 
Bevölkerung als eine Wohltat empfunden wird und daß 
bei deflen Ausführung das gange Publikum mitwirkt. — 
Diefe Sympathie wird in vieler Beziehung gerade die 
Wirkjamkeit diefes Geſetzes erft begründen! Das erfordert 
aber, daß das Gejeg den Untertanen, für die es erlaffen 
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ift, ſchmachafter gemacht wird und nicht zu einem Gegen- 
ftand der Bejorgnis und des Mißtrauens, zu einem 
Gegenftande fteter Beichwerbeführung und der Furcht 
vor Denunziationen ufw, als weldes es dann jeine 
Wirkung verfehlen würbe. Ich hoffe, daß die Kommiffion 
e3 erreichen wird, auf diefem Gebiete eine praftifche Ge— 
ftaltung des Geſetzes zu erzielen. 


(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Hofmann, 


Hofmann, Abgeordneter: Meine any auf die 
mebiziniiche Seite des Geſetzes werde ich als Laie nicht 
eingehen, ebenfowenig auf die Fragen, die meines Er- 
achtens fchon von den Herren Borrebnern genügend 
berührt worden find. Meine Betrachtungen, die ic) mög. 
lichft kurz halten werde, will ich nur auf drei Punkte 
richten. 

— Meine Herren, die Begründung des $ 12 ſagt, daß, 
wenn bad Wort "Woligeibehörben? gebraucht ift, überall 
darunter verftanden find die Ortspolizeibehörden, foweit 
das Geſetz ſelbſt nicht etwas Anderes beſtimmt. Nun 
iſt den Soligeibehörben in dieſem Geſetz eine große 
Reihe von Befugniffen übertragen, — ich will nur bier 
aufmertjam —— auf den $ 27. Nun iſt noch von 
feinem ber Herren Borrebner berührt worden, daß die 
Ortspolizeibehörde ganz verfchiedenartig organifiert ift; 
fie ift in den einzelnen Provinzen, je nach der Lage ber 
Provinzialgefeßgebung, eine ganz verfchiedenartige. Ich 

laube, in Hannover wird die Ortspolizeibehörde von 
En Landrat felbft verwaltet, in den alten Provinzen 
von dem Gutövorfteher bzw. Amtsvorfteher, in der Rhein» 
provinz von den Sreisbürgermeiftern, in Weftfalen von 
dem Amtmann. Speziell inmeinem heimatlichen Regierungs- 
bezirk Wiesbaden ift die ganze Ortspolizei den einzelnen 
Ortsbürgermeiftern übertragen, die im weſentlichen bie 
Stellung haben oder eine ähnliche Stellung wie die Orts- 
voriteher in den alten Provinzen. Diefen Ortsvorftehern 
— mir nennen fie Bürgermeifter — ift die ganze Orts- 
polizei übertragen. 

Nun frage ih: kann überhaupt eine richtige Hand- 
—— des —— eintreten, wenn ſo verſchiedenartige 

ehörden genau diejelben Befugniſſe auszuführen haben? 

ch meine, ed wäre richtig, hierzu beitimmte Polizei- 

ehörben feftzufegen im Geſetz, die das Gejeg zu hand- 
baben hätten, und nach meiner Auffaffung wäre, was Die 
weſentlichſten Befugnifie anlangt, es richtig, Die ganze 
Ausführung in die Hand des Landrats zu legen, bzw. 
bei Städten in die Hand der ftädtijchen Botiget und bie 
Aufficht in die Hand des Regierungspräfidenten. Steines- 
falld kann man für uns in Naffau die Ausführung des 
Befeges und namentlich die Ausführung des $ 27 in die 
Hand der Ortsbürgermeifter legen; dann würden wir 
etwas machen, was den Zweck des Geſetzes durchaus ver 
fehlen ließe. 

Dann habe ich noch als zweites einen Spezialwunſch 
oder vielmehr eine Anfrage bezüglich der Verhältniſſe in 
meiner engeren —— des früheren Herzogtums Naſſau, 
vorzubringen. Durd den $ 32 find ja die Gejundheits- 
fommiffionen aufrecht erhalten worden in diefem Gejeg. 
Diefe Gejundheitstommiffionen müffen nad dem Gefet 
vom 16. September 1899 errichtet werden in Orten 
über 5000 Einwohner und können errichtet werden in 
Orten von 5000 oder unter 5000 Einwohnern. Nun 
find fpeziell in meiner Heimat die Medizinalverhältnifje 
ganz En Bis zur Einverleibung in Preußen 
waren bei uns die gejamten Arzte Staatöbeamte, Die 
vom Staate bejoldet wurden. Sie befamen ein ver- 
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[Hofmann, Abgeordneter] 
hältnismäßig hohes Gehalt, ihr Gehalt wurde aber nur 
zur Hälfte vom Staate gezahlt, und den Reſt mußten fie 
durch die Praris verdienen. Sie waren aber verpflichtet, 
überall in dem ihnen angewiejenen Bezirk hinzugeben 
und dabei die einzelnen Patienten zu einem außer 
ordentlich billigen Preife zu behandeln. Es wurde damals 
der einzelne Beſuch, gleichgültig, wie weit die Entfernun 
war, mit 60 # bezahlt, eine ganz außerorbentlid 
niedrige Bezahlung. Dafür hatten die Arzte aber noch 
Anipruh auf Pferberationen, fie mußten nämlich alle 
beritten fein. 

Mit der Einverleibung in Preußen ift natürlich 
diefe Einrichtung weggefallen; aber die tatfächliche Ge— 
wohnheit in biefen Arztebezirfen hatte es zum großen 
Zeil oder faft überall mit fich gebracht, daß die einzelnen 
Gemeinden oder eine Anzahl benachbarter Gemeinden ſich 
aeg eichloffen haben zu einem fogenannten Arzte- 
ezirk. Beijpielaweife 8 oder 9 ober mehr oder weniger 
Gemeinden tun fich zufammen und engagieren fich einen 
Arzt; jede Gemeinde muß zur Bezahlung diejes Arztes 
je nach der Geelenzahl und nad der Leiftungsfähigkeit 
einen beftimmten Beitrag pro Kopf ber Bevölkerung 
leiften; — wird dem engagierten Arzt ein gewiſſes 
Fixum pro Jahr garantiert. Beiſpielsweiſe beträgt in 
meinem eigenen Wohnort das Fixum dieſes engagierten 
Arztes, deffen Bezirk 8 bis 9 Gemeinden umfaßt, un— 
gefähr 3000 A; das Übrige muß er fich ebenfalls durch 
eine Praxis verdienen. Aber auch hier ift vertragsmäßig 
eine Tare für jeden Beſuch, für Operationen X vor⸗ 
geſchrieben, und zwar darf der Arzt ſpeziell in meiner 
engeren Heimat für einen einzelnen Ai gleichviel wo 
das nun ift, mehr als 1.M nicht nehmen. Dadurch ent- 
fteht natürlich der Vorteil, daß auch der Armfte jederzeit 
den Arzt holen ann, und die Folge ift, daß felöft: 
verftändlich ber Arzt ſehr viel öfter und mehr geholt 
wird, ald wenn für ben einzelnen Bejuch 10, 12 und 
mehr Mark gezahlt werben müßten. Dadurch fteigt auch 
wieder das Einfommen des einzelnen Arztes; denn fommt 
er in einen Ort, jo hat er gleich fo und fo viel Be- 
—— und kommt doch zu einer reichlichen Beſoldung. 

un, meine Herren, bezüglich dieſer Arztebezirke, die 
bei uns beftehen, bin ich binfichtlich des Wortlauts des 
$ 16 bes Gejehes vom 16, September 1899 im Zweifel, 
ob auch Gefundheitstommiffionen für einen ſolchen Arzt 
bezirk gebildet werden können. Das Geſetz jagt nur, 
dab für Gemeinden von 5000 und unter 5000 Seelen 
folche Gefundheitstommiffionen gebildet werben. Es 
it mir nun zweifelhaft, ob ſich aud) eine Reihe von 
Gemeinden zujammenichliegen und für diefe zufammen- 
—— Gemeinden eine Geſundheitskommiſſion ge— 
bildet werden kann. Es iſt meines Erachtens gerade 
jegt, wenn vorliegendes Geſetz erlaffen werben foll, 
durchaus wichtig, ob eine ſolche Geſundheitskommiſſion 
befteht oder nicht; denn eine ſolche Geſundheitskommiſſion 
fann in ländlihen Berbältniffen an tatjächlicher Auf- 
Härung für die Medizinalbehörden ganz Wefentliches 
leiften. Ich wäre alfo der Medizinalverwaltung ſehr 
dankbar, wenn ich in diefer Richtung nachher eine Aufs 
Härung erhalten könnte. 

Nun, meine Herren, die Koften. Da muß ich au 
jagen, die Koften jcheinen mir denn doc außerordentli 
ungünftig für die einzelnen Gemeinden normiert. 
bin mit einem der Vorredner, dem Herrn Abgeordneten 
Dr Iderhoff, ebenfalls darin einverstanden, da die Koften, 
die aus $ 26 refultieren, mindeftens zum größten Teil 
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nicht der Einzelgemeinde auferlegt werden können, fondern 
daß fie der Landespolizeibehörde auferlegt werden müßten. 
Denn, meine Herren, in außerordentlih vielen Fällen 
fommt eö doch vor, daß beiſpielsweiſe Typhus oder fonit 
eine anftedende Krankheit in einen Ort erft von außen 
eingeichleppt wird. Wenn nun diefe Seuche fich bort 
verbreitet, dann follen alfo alle Koften, die zur Be 
—— der Seuche innerhalb des Ortes aufgewendet 
werden, dieſer einzelnen Gemeinde zur Laſt fallen? Ja, 
warum denn? 

Ich könnte es noch eher verſtehen, wenn die ver— 
ſeuchende Gemeinde, die Gemeinde, aus der urſprünglich 
die Krankheit mit dem Manne kam, der die Seuche ein- 
geichleppt hat, zu den Koſten herangezogen würde. ber 
nein, weil zufällig jemand in eine Gemeinde bineinzieht 
und biefe Gemeinde verſeucht, darum foll hier diefe Ge— 
meinde die ganzen Soften übernehmen! Die ganzen 
Maßregeln, Die zur Lokalifation diefer Seuche dienen, 
I doch nicht lediglich für diefe einzelne Gemeinde be 
timmt, fondern fie find auch dazu beitimmt, bie anderen 
benachbarten Gemeinden, die ganze Umgegend und ben 
ganzen Staat gegen die Weiterverbreitung dieſer Seuche 
zu ſchützen. Alſo die ganzen Maßregeln zur Lofalifierung 
des einzelnen alles der Seuche dienen nicht lediglich zu 
gunften der einzelnen Gemeinde, jondern werden I. 
zeitig zu gunften der allgemeinen Gefamtheit geicaffen, 
und id) —* in der Tat gar keinen Grund ein, warum 
man in ſolchen Fällen dieſe Koſten völlig der einzelnen 
Gemeinde zur Laſt legen ſoll. 

Herr Dr v. Korn hat nun namens feiner Herrn 
fi) gegen das Prinzip des $ 27 erflärt, der Einrid- 
tungen treffen will zu einer Zeit, wo eine ſolche Seuche 
noch nicht in den einzelnen Gemeinden herrſcht. für 
meine Perfon bin nun anderer Anficht, ich halte das 
Prinzip an ſich für berechtigt, aber nicht in der Weile, 
wie es der $ 27 vorichreibt. Ich glaube — daß 
wir von jeder Gemeinde, auch der wenig leiſtungsfähigen, 
fordern können, daß ſie einen gewiſſen, * Verhaltniſſen 
entſprechenden Aufwand — ur Verhütung —* 
Seuchen machen muß. Aber weit zu gehen wie der 
$ 27, bin ich auch meinerſeits nicht in der Lage. Hier 
ift einfach auf Erfordern der Bolizeibehörden den einzelnen 
Gemeinden die Verpflichtung auferlegt, das zu tun, was 
die Polizeibehörde in gejundheitlicher Beziehung für richtig 
hält. ch vermiſſe hier überhaupt die Rüdjicht auf die 
Selbftverwaltung. Nach dem Wortlaut des $ 27 ift mah- 
gebend und allein enticheidend lediglich die Volizeibehörde; 
die Ortögemeinde wird gar nicht gefragt, noch nicht ein» 
mal gehört braucht fie zu werden; die Polizeibehörde 
ordnet einfach an, wenn es nicht geichieht, verfügt fie, 
und der Gemeinde bleibt es überlaflen, noch dazu ohne 
Aufichub der Anordnung felbft im Falle des $ 27, im 
Polizeiwege, Beſchwerde zu erheben, aljo bei der höheren 
Polizeibehörde, die natürlich in ben meiften Fällen die 
unteren ®Polizeibehörden nicht desavouieren wird. Ich 
erkenne den Grundſatz als berechtigt an, daß auch zur 
Verhütung künftiger Seuchen jede Gemeinde nad) ihrer 
Leiftungsfäbigkeit etwas beizutragen hat. Aber dieſe 
Leiftungsfähigteit muß auch im Geſetz fetgeftellt werden, 
es muß eine beftimmte jährliche Höheleiftung feſtgeſetzt 
werden, über bie hinaus die einzelne Gemeinde nicht ver 
pflichtet iſt etwas zu leiften. Das kann meines Eradjtens 
nur gejchehen, indem man einen minimalen Prozentſatz der 
Jahreseinnahme als Höchftbetrag feftlegt; ich will 3. B. 
0,5 % der Jahreseinnahme annehmen, und darüber hinaus 
darf e8 nicht gehen. 

ch hielte es für richtig, im Geſetz auch den Ge 
danken feitzulegen, daß man zur Verhütung künftiger 
Seuchen einen geriffen Fonds allmählich je ine in 
der Art, daß man im die Budgets der einzelnen £leinen 
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Gemeinden eine gewiffe ihrer Leiftungsfähigfeit ent» 
fprechende Summe einjtellt und durch allmähliche Auf- 
füllung biefes Fonds dann in die Lage käme, bei plöß- 
lichem Ausbruch der Seuchen davon Gebrauch zu machen 
ober aber eine ftändige Einrichtung zu treffen, die beim 
Ausbruch in Gebrauch genommen werben künnte. Ich 
meine aber nicht, daß für jede einzelne Gemeinde fol 
Saden beihafft werden müßten. Es gibt doch eine große 
Reihe von Einrichtungen, von Snftrumenten u. au 
die auch gemeinfehaftlie für eine ganze Reihe von Ge- 
meinden gebraucht werden Eönnen, alſo beiſpielsweiſe 
Baraden. Es gibt ſolche Baraden, welche transportiert 
und im Bedarfsfalle von einem Ort zum anderen ge 
bradht werben können, Solche Einrichtungen wären nicht 
Sache der einzelnen Gemeinden, das wäre Sache ber 
größeren Verbande. 

Dann find aud Wohltätigkeitseinrichtungen und Ber- 
einigungen für ähnliche Zwede in den Bezirken vorhanden, 
an die man doch anknüpfen muß. Bei mir zu ser 
beijpielsweife haben ſich in den einzelnen reifen A 
teilungen der Srauenvereine Eonftituiert, die gerade 
in dieſer Richtung aufßerorbentlih arbeiten, die 
Einrichtungen, Inftrumente und alle möglichen Berbands- 
mittel u. dgl. anſchaffen zum allgemeinen Gebraud). 
Mit diefen muß man fi) auch in Verbindung fegen und 
nicht die einzelnen Gemeinden etwa zwingen, Saden an- 
zuichaffen, die fie mit Leichtigkeit von er Ber- 
einigungen ſich verfchaffen können. Das muß auch in 
dem Geſetz hervortreten. 

Meine Herren, dann noch eine Trage, die aud) 
feitens der en Vorredner berührt worden ift! Ich 
halte in der Tat diefe ganze Bekämpfung und die gegen 
wärtige und fünftige erhätun der Seuchen nicht bloß 
für ein Sotolinterefte, r ein allgemeines Inter⸗ 
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fondern 
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efle. Inſofern — ich den Herren Rednern, die vor 
mir geſprochen haben, durchaus zu, welche fordern, daß 
hier nicht bloß die einzelne Gemeinde und nicht bloß der 
einzelne Kommunalverband, ſondern daß hier der Ge— 
ſamtſtaat ein außerordentlich weſentliches Intereſſe hat 
an der Geſundheit ſeiner Mitglieder, an der Verhütung 
und Verbreitung der Seuchen, und daß es hier in der 
Tat notwendig iſt, irgend einen Fonds oder einen be— 
ſtimmten Etatstitel zu bilden, ber bezweckt, derartige 
Einrichtungen, die hier gefordert werden, auch ftaatlicher- 
feitö zu einem Zeil mitzutragen und mitzuförbern, 

Sei der vorgerüdten Stunde will ich mich auf dieje 
Ausführungen beſchränken. 


en ee v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge— 
offen. 

Wir haben uns noch über die geſchäftliche Behand» 
an des Gejegentwurfs ſchlüſſig zu maden. Bis jet 
ift der Vorſchlag gemacht worden, ihn einer Kommijfion 
von 21 Mitgliedern zu übermeifen. Ein anderer 
Borjchlag wird jett nicht gemacht. Ich kann ohne be- 
fondere Ksfimmung feftitellen, daß ſowohl dieſer Ent- 
wurf, wie der Entwurf über die Gebühren der Medizinal- 
beamten dieſer Sommiffion von 21 Mitgliedern über- 
wiejen wird. — Das ift der Fall. 

Damit ift unfere Tagesordnung erichöpft. 

Die nähfte Sitzung fchlage ich vor abzuhalten 
morgen, Dienstag, Vormittag 11 Uhr mit der Tages- 
ordnung: 

i Fortjegung der zweiten Etatöberatung, und zwar: 
Etat der Handels und Gemwerbeverwaltung. — 
Drudjahen Nr 44, 46, 48 

Ein Widerjpruch gegen diefen Borfchlag erhebt ſich 

nit; die Tagesordnung ſteht feit. _ 


Ich ſchließe die Sigung. 
Schluß der Sigung 3 Uhr 30 Minuten. 


Drud umd Berlag: W. Moefer Buchdruderel in Berlin. 
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Spalte 

Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs 

des Staatshaushaltsetats für das Etats— 
jahr 1903: 

-Handeld- und Gewerbeverwaltung (Ein- 

nahme Kap. 29. Dauernde Ausgaben 

Kap. 67 Tit. 1. Exrtraordinarium Kap. 7 

Tit. 1). — Drudfadhen Nr 46, 48... 


Einnahme Kap. 29 Tit. 2a. Bau: 
gewerkichulen. 
a EN 1478. 84. 88 
Möller, Handelsminifter....... 1482. 85 
Vallbrech 1485. 88 


Extraordinarium Kap. 7 Tit. 1. 
Dienftwohngebäubde für den Minifter. 
[Wird an die Budgetkommiſſion zurüd- 
veriviefen.] 
Graf zu Limburg-Stirum, Bericht: 
erjtatter (zur ®eichäftsordnung). . 
Einnahme Kap. 29 Tit.3b. Bern: 
ſteinwerke. 
Graf zu Limburg-Stirum, Bericht: 
eatte 
Dr Barth (Kiel).. 1490. 95. 98. 
Möller, Handelsminifter 1492. 96. 
Graf zu Limburg-Stirum ....... 
0 N IP ERENEORHERT 
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-....... „nn nn Trennen e 


Dauernde Ausgaben Rap. 67 

Tit. 1. Minifter. Allgemeine Be: 

ſprechung, Kartellweſen, zollfreier Ber- 

eblungsverfehr, Antrag Oeſer Nr 48. 
PEN EN 1507 
Möller, Handelsminifter.. 1515. 36. 46 
1 NEE 1516, 44 
Hirſch (Eſſen)................. 
a a ER RE EEE 
Luſensky, Geh, Oberregierungsrat.. 1533 
Herold................... 1534, 49 

Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Sefflon 1908, 
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Spalte 

Dr Friedberg................. 1538 

ee en ee 1541 

Dr v. Heydebrand und der Lafa.. 1545 

EEE Se 1548 
Zur Geihäftsordnung: 

anna 1550 


Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Kröcher: Ich eröffne die Sitzung. 

Das Protokoll führt der Abgeordnete Jürgenſen, die 
Rednerlifte ber Abgeordnete v. Bockelberg. 

Das Protokoll über die geftrige Sitzung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus, 

Der Abgeordnete Keruth, neugewählt für den Wahl: 
bezirk 2 Danzig, ift in das Haus eingetreten und ber 
IV, Abteilung zugeloft worden. 


Wir treten in die Tagesordnung: 


Fortiegung der zweiten ag Entwurfs 
des Stantöhaushaltsetats für das Etatsjahr 1903: 


Handels: und Gewerbeverwaltung. 
Hierzu gehören: 
a) —— der Budgetkommiſſion auf Druckſache 
Nr 46, 


b) Antrag des — ———— Dr Crüger (Bromberg) 
auf —— 44, 
c) ger des Abgeordneten Defer auf Druckſache 


— iſt der Abgeordnete Graf zu Limburg. 
rum. 

gehe über zur Einnahme, eröffne die Beſprechung 
über Bi 29 Tit. 1, — (Fit. la fällt aus) — 1b, — 
le, — 1d, — 2; — BEE die Beiprehung und ftelle 
an ee ALTER eſt, daß diefe Titel vom Haufe 
eftgeftellt find. 

» eröffne die Beiprehung über ben Tit. 2a. 

8 Wort hat der Abgeordnete Felifch. 


liſch, Abgeordneter: Meine Herren, es find in 
ben Etat neue Baugewerkichulen nicht eingefegt worden, 
woraus ich fchließe, daß ein Bedürfnis “ir die Ver—⸗ 
mebrung diejer Schulen nicht vorliegt. Es ift uns auch 
kein Nachweis barüber geliefert worden, wie viele Schüler 
—— find, und ich nehme deshalb an, die Zahl ift 
feine jehr große. Undererfeit® möchte ich hervorheben, 
daß in einzelnen außerpreußifchen Ländern und zwar"an 
der Grenze von Preußen immer mehr Baugewerkfchulen, 
zum Teil auch minderwertige entftehen, bie eigentlich nur 
von preußifhen Schülern —** werben. Alſo das 
—— mir wieder dafür zu ſprechen, daß noch ein Be— 
ürfnis für Baugewerkſchulen vorhanden iſt. Ich möchte 
hier aud) mitteilen, daß fogar in Preußen neuerdings 
wieder Baugewerkſchulen — fie nennen ſich Technikum — 
entjtehen, die nur reine Privatanjtalten find, die darauf 
bedacht find, etwas in ihren Säckel zu bringen, und da 
diefe Schulen in Preußen entftehen, jo nehme ich aud) 
daraus an, daß nod ein Bebürfnis an Baugewertichulen 
vorhanden ift. 
Meine Herren, etwas bat mich in dem Etat ſehr 
erfreut, nämlich daß ber yes Minifter fich entichloffen 
at, von den 22 bejtehenden Baugewerkichulen 18 mit 
orklaſſen zu verjehen. Das ift eine fehr wichtige und 
notwendige Ginrichtung. Die Schüler, die nicht das 
107 
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nötige allgemeine Wijjen mitbringen, um in die unterfte 
Safe einer Baugewerkichule einzutreten, bekommen auf 
diefe Weiſe Gelegenheit, fich genügend weiter vorzubilden; 
und fo muß ich jagen: es ift eine vorzügliche Ein— 
richtung. Ich weiß auch, daß wir nächjtens an ſämt— 
lichen Baugewertichulen dieſe Borklaffen haben werden. 

Ich babe mic) weiter darüber gefreut, daß dem 
Steinmegunterricht weitere Beadhtung geſchenkt wird, und 
daß auch age in Nienburg, Machen und Breslau 
eingerichtet werden follen. Ferner ift es gut, daß die 
Baugewerkichule in Cöln jet verjtaatlicht wird. Ich will 
damit nicht ausfprechen, daß nur ftaatliche Baugewerkſchulen 
gute fein können, fondern ich will damit ausgeiprochen 
haben, daß die Lehrer in bezug auf die Relikten- 
verforgung und feſte Unftellung an ftaatlihen Schulen 
erheblich bejjer daran find, wie an kommunalen Schulen. 

In Betreff der Verftaatlihung der Baugewerkſchule 
u Cöln fagt und der Gtat, daß die Stadt einen be- 
Finnen feiten Zuſchuß zu liefern habe und der Staat 
die anderen SKoften. ch würde es für richtiger erachten, 
wenn die Stadt Cöln in gleicherweije, wie die Ausgaben 
wachlen, auch an ben Bufchüffen beteiligt würde. Denn 
wenn ich es auch für die Pflicht des Staates erachte, in 
erfter Linie für unfere Schulen Sorge zu tragen, fo kann 
ich doch nicht anders als hinzufügen: die Baugewerf- 
ſchulen bringen auch den betreffenden Städten etwas, 
jedenfalls beben fie die Steuerfraft, und man follte 
deshalb die Städte dauernd partizipieren laffen an dem 
— und den Ausgaben der Baugewerkſchulen. 

eine Herren, num iſt ein anderer Punkt, der 
mich, freilich mit einem gewiffen Beigefhmad, erfreut 
hat, daß nämlich beftimmt worden ift, daß von nun an 
nicht mehr zwei Slategorien von Lehrern an den Bau— 
—— angeſtellt werden ſollen, ſondern daß es 
ünftig nur eine Kategorie geben wird. Bis jetzt ſind 
Lehrer mit voller —— angeſtellt und ſolche, 
welche keine volle Hochſchulbildung beſitzen. Dieſe letzteren 
werden geringer bezahlt als die mit voller Hocichul- 
bildung. Aljo,- meine Herren, diefe zweite Kategorie wird 
nun ausgemerzt, und es follen fünftig überhaupt nur 
Lehrer mit voller Hochſchulbildung angeftellt werden. Meine 
Herren, das ift es, was ich und was auch meine Fraktion, 
was ich hier befonders betone, beklagt. Meine Herren, 
wir müflen immer daran benfen, daß die Baugewerf- 
ſchulen Schulen find, in welchen der Fünftige Bau- 
gewerfsmeifter ausgebildet wird, und cs wird 
deswegen außer dem rein akademiſch gebildeten Lehrer 
ebenfalls auch ein Platz, und zwar derſelbe gleichbewertete 
Platz, denjenigen Lehrern eingeräumt werden müffen, 
wel, wenn fie auch nicht mit voller Hochſchulbildung 
an die Anftalt kommen, doch genügende praftiiche Bor: 
bildung befigen. Meine Herren, das ift ja etwas, was 
ich heute nicht zum erftenmal bier erwähne. w Be 
ich bringe es ſchon zum fo und fo vielten Male vor; 
aber, meine Herren, ich muß es doch immer wieber 
hervorheben. Es ift durchaus notwendig, daß an ben 
Baugewerkihulen neben den nur agkademiſch gebildeten 
Lehrern auch ſolche unterrichten, welche jpeziell aus dem 
Bauhandwerk hervorgegangen find. 

Meine Herren, nun ift hier immer von der König: 
lichen Staatsregierung erwidert worden: wir legen it 
Wert darauf, daß die Lehrer eine Praris BEN fi 
— Ja, meine Herren, welche Praxis iſt das? Ich 

nn es nicht als eine genügende Praxis anerkennen, 
wenn ein Bauführer oder Bauleiter ein oder zwei Staate- 
gebäude ausgeführt hat. Das ift nicht das, was wir 
unter genügender praftifcher Ansbildung verftehen. Es 
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müſſen auch ſolche Lehrer unterrichten, welche den ganzen 
Werdegang des Baugewerbes, des Bauhand- 
werfs dur — haben, Lehrer, welche Lehrling, 
Geſelle und Meiſter geweſen find. Ich muß das bes- 
wegen ganz beionders betonen, weil die Sprache, die die 
Schüler an den Baugewerkſchulen a ſprechen gewohnt 
find, nicht von rein akademiſch gebildeten Lehrern ges 
iprochen werden kann. Die Lehrer follen nicht nur die 
architektonische Formenſprache, fondern aud) die Sprache 
der praftifchen Arbeit beherrichen. 

Meine en, ich erinnere auch an folgendes. Die 
Lehrer, welde an den Hodjchulen unterrichten, machen 
benjelben Werdegang durch, wie Ep Schüler, die fie 
unterrichten. Er verlange, daß aud an den Baugewerk- 
ichulen Lehrer vorhanden find, und zwar in der nötigen 
Bahl, welche denjelben Werdegang wie die fünftigen Baus 

ewerfsmeifter durchgemacht haben. Meine Herren, id 
ege wahrlich großen Wert auf die akademiſche Bildung; 
aber es kommt doc darauf an, an welder Anftalt 
die Lehrer unterrichten. Deine Herren, die Lehrer 
find bei den Baugewerkichulen angeftellt, um an bau» 
gewerblichen Wittellhulen zu unterrichten, wo die Schüler 
meift aus dem Bauhandiverf hervorgehen und in das 
Bauhandwerk zurüdtehren. 

ch möchte das ganz ausdrüdlich —— haben. 
Meine Herren, daß ich verlange: dieſe Lehrer müſſen 
nebenbei eine tüchtige wiſſenſchaſtliche Bildung haben, — 
num, das iſt ſelbſtverſtändlich. Ich bin auch damit ein- 
verjtanden, daß Seminarien gejchaften werden, in welchen 
Lehrer für Buugewerfidulen erzogen werden; aber es 
ichließt das nicht aus, daß man von den Lehrern ver: 
langt, fie jollen den Gang des Bauhandwerks durch— 
gemadt haben, 

Alſo ich wiederhole: wenn nur eine Kategorie von 
Lehrern gefchaffen wird an Stelle von zwei Kategorien, 
was ich an fich für wünfchenswert und richtig halte, muß 
ich es doch dabei beklagen, daß eine Neihe von tüchtigen 
Lehrern, die aus der Sa i8, und zwar aus ber Praris, 
wie ich fie eben hamatterifiert habe, hervorgegangen find, 
nun tatfächlich in jo erheblicher Weife zurüdgedrängt 
werben, 

Meine Herren, dann habe ich noch etwas zu jprecden 
über den Unterrichtsplan der Baugemwerkichulen. Was 
für viele Schulen durchaus richtig ift, z. B. für unfere 
Gymnafien im ganzen Deutichen Reich, daß fie nämlich 
uniform jind, diefe Notwendigkeit kann ich nicht an— 
erfennen für die Baugewerkidulen. Die Baugewerk— 
ichulen haben vier technifche Kurfe von kurzer ‘Dauer, 
und da iſt e8 unmöglich, daß fie die ganze techniſche 
Bauausbildung bekommen können wie diejenigen, pe 
ftatt 4 Semeſter vielleicht 6 ganze Stubienjahre durd)- 
— haben. 

eine Herren, die eine Baugewerkichule Liegt in 
einem provinziellen Bezirk, wo erg die Land⸗ 
wirtichaft gepflegt wird. Ich verlange von ſolcher Bau- 
gewerkſchule, daß fie vorwiegend die landwirtichaftlichen 
Gebäude pflegen möge; eine andere Baugewerkichule liegt 
in einer großen Stadt — gut, fie mag die Wohngebäude 
der großen Stadt befonders pflegen; eine dritte Bau- 
ewerkſchule liegt in einem imdbuftriellen Bezirt — gut, 
ann verlange ich, daß die induftriellen uten vor 
wiegend au diejer Baugewerkſchule gepflegt werben 
mögen. Das ift fchr wohl möglich, ohne daß ber 
Charakter diefer Schulen im wefentlidren geändert werde. 
Ich halte es daher für durchaus richtig und empfehle es 
dem Wohlwollen des Herm Handelsminifters, daß er 
auch nach diefer Richtung bin einmal prüfen möge. 

Meine Herren, man ſpricht jet jchon davon, daß 
die Baugewerkichulen noch eine erhöhte Zahl von Kurjen 
befommen follen, daß auf die vier Kurſe noch ein Fünfter 
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und vielleicht auch noch ein fechster aufgejegt werde; 
ſolche Schule haben wir ja im Königreid) W are in 
Stuttgart, Meine Herren, ic) ftehe noch nicht auf dem 
Boden, dab wir heute ſchon unjere Baugewerkſchulen in 
diefem Umfang vergrößern mögen; aber es wird einmal 
fommen! ch meine aber, man kann fehr wohl dem von 
meiner Partei angeregten Gedanken folgen, daß man die 
Baugewerkichulen auf die Gegend, in der jie unter 
Beer find, zufchneidet, je nach dem Bedürfnis dieſer 

egend. 


Haus ber Abgeorbneten. 











Sodann, meine Herren, wiederhole ich eine ebenfalls 
alte Forderung, das ijt die, e8 möchten mr diejenigen 
Schüler an den Baugewerkichulen zugelaſſen werden zur 
Abgangsprüfung, welhe eine volle Lehrlingszeit 
hinter fi haben. eine Herren, ich habe fchon des 
öfteren hier ausgeführt, welche Beweggründe bei diefem 
Berlangen für uns maßgebend find. eine Herren, die 
Baugewerkichüler, welche die Abgangsprüfung beftehen, 
baben nicht mehr Luft und Abſicht, noch einmal in die jo 
notwendige Praxis zurüdzufehren; und weil ich das weiß, 
jo halte ich es für ein notwendiges Poftulat, das von der 
Stöniglihen Staatsregierung wohl erfüllt werden fönnte, 
daß nur derjenige zur Abgangsprüfung zugelafien werben 
darf, welcher die Gejellenprüfung abgelegt hat. 

Meine — bei dieſer Gelegenheit eg ich dem 
Herren Minijter dafür danken, daß er am 1. April v. J. 
verfügt bat, daß nur diejenigen, welde mit Erfolg er 
Sommer praftifch gearbeitet haben, in die unterfte Klaſſe 
der Baugewerfichule aufgenommen werden. Sch erkläre 
hiermit: das war der allgemeine Wunfch des Bauhand— 
werks, und darum bin ich dem Herrn Minifter dankbar, 
daß er darauf eingegangen ift. 

Meine Herren, was die Polierjchulen angeht — es 
werben wieder an zwei Baugewerkſchulen Polierklaſſen 
angegliedert —, fo ftehe ich noch immer auf demfelben 
Standpunkt, den ich im vorigen Fahre hier ausgeiprochen 
habe. Meine Herren, ich wei ja, daß ich einen mächtigen 
Faktor, nämlich den Herrn Handelsminifter in diefer Be- 
iehung gegen mich babe. Ad) habe auch noch andere 
—— gegen mich, die im vorigen Jahre gegen mich 
geſprochen haben; ich werde mich aber nicht beirren —* 
und ich ſpreche auch hier im Namen der ganzen Eonjer- 
vativen Partei. 

Die Bolierjhulen bieten für den künftigen Bau— 
gewerfömeifter zu wenig und für den * zu viel; fie 
erweden in diefen Leuten been, die fih nicht erfüllen 
laffen. Der Bolier joll vor allen Dingen auf der praf- 
tiſchen Bauftelle ausgebildet werden, und wenn die Polier: 
ſchulen weiter entjtehen und, wie ich annehme, in größerer 
Zahl in Bälde entitehen werben, dann bleibe Fi dabei, 
daß fie im wejentlichen doch nur Pfuſcherſchulen für das 
Bauhandwerk oder, um es anders auszubrüden, Bau— 
gewerkichulen zweiter lafje werden. Das muß ich wieder 
holen, und ich wiederhole auch, was ich hier fchon häufig 
gefagt habe: ich werde dann nicht gegen die Polierſchulen 
ein ort einmwenben, wenn wir endlich einmal für das 
Baugewerbe den jo notwendigen Befähigungsnachweis 
befommen haben. Dann mögen Sie Hole eins 
richten, joviel Sie wollen; vorher aber muß ich mich da- 
gegen erklären. 

nun genug von diejen ragen! Ich möchte 
noch einige perfönlihe Wünfche hier mit anführen, und 
ih will einen Augenblick von der Berliner Baugewert- 
ſchule jpreden. Man jchließt am beiten an einen ge- 
gebenen Fall an. Bor vierzehn Tagen ift ein Lehrer 
der Berliner Baugewerkidjule, der in den Hauptfächern 
jeit 20 Jahren unterrichtet hat, gejtorben; er hinterläßt 
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eine Witwe und 3 Kinder, und diefe haben abjolut kein 
Neht auf Meliktenverforgung. Ich meine, der Herr 
Dandelsminifter follte feinen weitgehenden Einfluß auf 
die Stadt Berlin ausüben, daß doch nun endlich auch in 
bezug auf die Reliktenverforgung das Nötige getan werde. 

an darf doch wohl annehmen, daß ein Gchrer, der in 
einer verantwortungsvollen und hervorragenden Stelle 
an einer Baugewerkichule feit 20 Jahren tätig geweſen 
it, doch ſchließlich auch das Bewußtjein mit fid) nehmen 
foll, daß für feine erg ge gejorgt werde. Die 
Stadt Berlin kann das nad) meiner Anficht tun, und 
wenn ber Herr Minifter nad dieſer Richtung einmal 
ordentlich darauf drüdt, jo habe ich die feite Überzeugung, 
es wird die Stadt Berlin gar nicht anders können, als 
Wandel zu fchaffen. 

Dann babe ich noch etwas anderes hier hervorzu— 
heben. Die Baugewerkichule für Berlin ift ſehr, ſehr 
viel zu Elein und befindet fich in ganz ungenügenden 
Schulräumen. Auch nach diejer — hin bitte ich 
um Abhülfe und ebenſo in bezug auf die Anſtellung der 
Lehrer. Die Lehrer ſind alle nur proviſoriſch angeſtellt 
worden. Wann werden fie endlich in ein Definitivum 
übergehen? Meine Herren, die Lehrer werden an ber 
Berliner Baugewerfidule überhaupt nur nad Stunden- 
lohn bezahlt, niemals find ihre Gehälter aufgebejfert 
worden, und die befjeren Lehrer find nur mit halbjähriger 
Kündigung angeftellt. Irgendwelche Anerkennung, jei es in 
ibeeller oder fei es in materieller Beziehung, ift ihnen niemals 
u teil geworden. Ich habe die Überzeugung, es wird der 
der inifter feinen weitgehenden Einfluß auf die Stadt 

erlin geltend machen, bag nun nad diefer Richtung hin 
eniih Bande geichaffen werde. 
eine Herren, ich habe nicht die Abjicht, den Titel, 
den wir hier bejprechen, Tit. 2a Kap. 29 anzugreifen; 
ich bitte Sie aber dringend, daß Sie die Wünfche, die 
ich ausgefprochen habe, und die nicht bloß von mir aus- 
gegangen find, jondern den inhalt der Wünſche des 
ganzen deutſchen Baugewerbes bedeuten, und auch von 
meiner Fraktion, für die ich ſpreche, geteilt werden, ent 
ſprechend berüdfichtigen. Ich lege fie warm dem Herrn 
inifter ang Herz. 
(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Herr 
Dandelsminifter. 


Möller, Handeldminifter: Meine Herren, nur auf 
einige der lagen des er Vorredners will ich kurz 
eingehen. Im wefentlichen ift er ja mit der Führung 
der Baugewerkichulen durchaus einverftanden. 

Seine Hauptklage ift diejelbe, die er ſchon in der 
Budgetkommiſſion —— hat, daß die —— 
durch die Beſeitigung der zur Zeit an den Baugewerk- 
ſchulen beftehenden zwei Klaſſen von Lehrern und bei der 
Schaffung einer gleichberechtigten Klaſſe in Zukunft an 
den Baugewerkſchulen die mehr praktiſch vorgebildeten 
Lehrer ganz ausfchließen werde. habe dem Herrn 
Borredner bereits in der Budgetkommiſſion geſagt, daß 
es mir gar nicht einfällt, die Praktifer ausjchliegen zu 
wollen. Praktiker jollen und können vielmehr nad) wie 
vor auch ald Lehrer an den Baugewerkſchulen angeftellt 
werben. Aber wir müſſen von ihnen die gleiche Bildung 
verlangen, wie fie die akademiſch gebildeten Lehrer haben. 
Der jeige Zuftand, daß zwei Klaſſen von Lehrern da 
find, darunter eine von minderem Nange, läßt fich nicht 
aufrechterhalten, und ich glaube, der Herr Vorredner 
wird mir darin auch zuftimmen, wenn er die — 
von mir bekommt, daß wir nad) wie vor die Praktiker 
berüdfichtigen werden, wenn fie Die — — 
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nachweiien. Dasfelbe gilt von dem Wunfche, den er 
weiterhin ausgeſprochen hat, daß Lehrer aus dem Bau— 
handwerkerjtande genommen werden ſollen. Es kommt 
für uns nur darauf an, daß die Lehrer die nötigen 
Kenntnifje befigen; woher jie diefe bekommen, wie jie die 
Vorbildung erworben haben, danach fragen wir nicht. 
Bei den afademifchen 1* genügt das akademiſche 
Examen, das fie gemacht haben; für die, die dies nicht 
aufweifen fünnen, bieten wir die Gelegenheit, auch bei 
uns nachträglich durd; eine Prüfung ihre Kenntniſſe nad» 
zuweilen. 

Dann klagt der Herr Vorredner darüber, daß ein 
Normallehrplan aufgeftellt worden ſei, der zu uniform 
ſei. Das iſt aber keineswegs der Fall. Der Normal- 
lehrplan gibt nur Innere die Züge an. Eine gewiffe 
Sleihmäßigkeit muß bei ftantlihen Schulen herrichen; 
der Eigenart der Gegend kann nad wie vor Rechnung 
getragen werden. ch bin im MHugenblid wicht darüber 
orientiert, weil ich die Lehrpläne nicht hier habe. Aber 
ich bin überzeugt: wenn der Herr VBorredner einmal nad) 
Hildesheim geben und ſich die dortige Schule anſehen 
wollte, jo würde er zweifellos jehen, daß dort der Fach— 
werfbau in viel umfangreicherer Weife zum Vortrag ge» 
bracht wird al® in Städten, wo der Fachwerkbau nicht 
am Plage ift. 

Dann richten ſich die Beſchwerden des Herm Bor» 
vedners gegen die Polierichulen. Die Beihwerde ift ja 
alt. Der Herr Vorredner wünſcht die Bolierichulen aus 
den von ihm vorgetragenen Gründen nicht; ich kann ihm 
aber verlichern, daß weite Kreiſe auch des Bauhandwerks 
felbit wünjchen, daß den ®olieren, d. 5. denjenigen, die 
an der Bauftelle die Aufficht führen, auch Gelegenheit 
gegeben werde, fich die ihnen nötigen theoretijchen Stennt« 
nilfe auf einer Schule in furzen Kurſen anzueignen. 
Damit ift nicht beabjichtigt, ein Pfufchertum groß zu 
ziehen, wie der Herr Borredner meint. Im Baugewerk 
wie in der Mafcdineninduftrie liegt das Bedürfnis vor 
neben den höheren und mittleren Technikern auh n 
untere gut vorgebildete technijche Kräfte zu haben. Für 
das Baugewerk will der Herr Vorrebner eine weitere 
Schule nicht zulaffen. ei den Mafchinenbaufchulen 
wird uns umgekehrt fortwährend aus den Praftiferkreifen 
der Borwurf gemacht, wir bildeten die Leute zu hoch aus, 
wir gäben ihnen eine Bildung, wonad fie nicht mehr 
Meifter und Vorarbeiter fein, jondern alle Techniter und 
Bureaubeamte werben wollen. Wir find augenblidlich 
beftrebt, Verfuche zu machen, ob die Ziele der niederen 
Mafchinenbaufchulen nicht eingefchränft werden können. 
Meine Herren, das Bedürfnis, daß man Unterbeamte 
mit einer gewiffen theoretiſchen Ausbildung hat, liegt 
überall vor, Wir haben für die verjchiedenen Arten der 
techniſchen Ausbildung neben den höheren Schulen 
mittlere und untere Schulen; jo ift es auch im Baufach. 
Dort iſt der afademijch gebildete Techniker, der Baus 

eiwverksmeifter, und darunter ift noch der Polier und der 
Bauaufieher. Auch die legteren müſſen gewiſſe technifche 
Stenntniffe haben, die fie nur an niederen Baufchulen 
erwerben können. Sind im einzelnen Fehler in den 
Lehrplänen, fo mag der 2 Vorredner zu uns kommen; 
wir werden feinen Borftellungen dann gern zugänglich fein. 

Die letzte Beſchwerde richtete N gegen die Bau- 
geiverkichule in Berlin. Meine Herren, die Baugewerks- 
ichule in Berlin ift eine ſtädtiſche Schule, auf die wir 
nur eine gewiffe Einwirkung haben. erfenne mit 
dem Herrn Borredner an, daß eine Härte darin liegt, 
daß die Stadt Berlin grundfäglich die technijchen Lehrer 
nur auf Kündigung anftellen will, Das wird feinen 
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Grund unter anderem darin —— daß die Stadt Berlin 
an beſtimmte Kräfte auf die Dauer ſich nicht binden will. 
Wir ſtellen die Lehrer aber feſt an, und ich bin über- 
eugt, daß Berlin und andere Städte, die etiwa derartige 
Echulen einrichten werden, jchließlich auch gezwungen fein 
werden, ihre Lehrer feſt anzuftellen. Denn ont werben 
fie das bejte Material den ftantlihen Schulen überlajfen 
müffen und ihrerſeits auf geringwertige Sträfte an— 
gewiejen fein. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Feliſch. 


Feliich, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
nur noch mit wenigen Worten auf die danfenswerte Er: 
widerung des Herm Minifters zurüdtommen. 

Wenn der Herr Minifter & t, er babe feinen Ein» 
fluß auf die Berliner — * ſo muß ich ihm 
das ſelbſtverſtändlich aufs Wort glauben. Aber ich weiß 
aus den Etat, daß die Staatsregierung einige 30 000 AM 
jährlich für die Berliner Baugewerkſchule gibt. Ich follte 
meinen, wenn ein jo erheblicher —* gegeben wird, 
dann muß doch auch ein ſehr erheblicher — auf die 
Führung der Baugewerkſchule dem Staate zugeftanden 
werden. Alſo ich kann mir ern? vorftellen, daß der 
Einfluß des Herm Minifters nicht doch ein ſehr weit- 
gehender auf die Berliner Baugewerkſchule fei. 

Dann, meine Herren, was die Polierfchulen angeht! 

Ich habe nun alles gejagt darüber, was id) habe * 
wollen. Wir find ja grundſätzlich auch nur darin unter 
ſchieden: ich habe nichts gegen die Polierjchulen, ich habe 
nur fo lange etwas gegen diejelben, ala der Befähigungs- 
nachweis für das Baugewerbe noch nicht eingeführt ift. 
Meine Herren, dann mögen ®Bolierjhulen oder Baus 
ewerfichulen zweiter Klaſſe, wie wir fie heute ja ſchon 
Fe eingerichtet werden ganz nad dem Willen und 
dem Wunſch des Herm Handelsminifters; aber fo lange 
der Befähigungsnahweis für das Baugewerbe nicht eins 
geführt wird, bleibe ich der Anficht: dieſe zweite Klaſſe 
von Schulen wird dem deutichen Baugewerbe nur jhaben; 
denn es gehen eine Menge von Leuten aus diefen hervor, 
die als praktiiche jelbitändige Meifter tatſächlich nicht 
geeignet find, Nur aus diefem Grunde jpreche ich gegen 
die Polierklaſſen, nur aus diefem allein. 

Dann, meine Herren, möchte ich noch einmal auf bie 
Lehrer zurüdtommen, auf die einzige Kategorie von Lehrern 
an Baugewerksjchulen, wie fie dankenswerterweiſe ein- 
gen werden Soll. Es ift jehr lieb von dem Herm 

inifter, daß er uns erzählt, es könnte eg wenn er 
das Eramen gemacht hat, als ein erftklafliger Lehrer an 
ber Baugewertsichule angeftellt werden. nn babe ih 
wenigitens den einen Wunſch, daß die praftiiche Zeit auch 
angerechnet werden möge auf die akademiſche Zeit der 
anderen Lehrer, damit es auf diefe Weiſe möglich wird, 
wei verichiedene Kategorien, aber mit derjelben Rang: 
ellung, an der Baugewerfsichule zu haben, 

% möchte bei diefer Gelegenheit hervorheben — der 
Herr Minifter mag nicht von mir glauben, daß das etwa 
ein eigenfinniger Gedanke jei —: Meine Herren, es wird, 
und ich höre in diefer Beziehung fehr viel, nicht bloß 
aus dem deutjchen Baugewerbe, fondern auch fehr viel 
aus den Baugewertsichulen jelbft —; meine Herren, es 
wird lebhaft hon der Gedanke ausgejprocden, ob nicht 
die ftarfe Akademifierung der Lehrer noch den Baugewerts- 
ſchulen zum Schaden gereihen werde. Es wird mir in 
wer weiß wie vielen EM riften immer wieder — 
die Schüler, welche von den Baugewerksſchulen abgehen 
— und ich will wahrhaftig auf unfere preußifchen Bau. 
gewerfsfchulen nicht einen Stein werfen — dieſe Schüler 
jeien für die praftiichen Baubureaus nicht voll geeignet. 
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Meine Herren, ich ſpreche das hier noch einmal vor dem 
Hauſe aus, und der Herr Miniſter — ich bitte ihn darum — 
mag es mir nicht übel nehmen, aber es iſt tatſächlich fo: 
das —— wünſcht das, was ich hier in bezug auf 
die Lehrkräfte ausgeſprochen habe. 


(Bravo!) 


räfident v. Mröcher: 4 inif 
er ang Öcher: Der Herr Minifter hat 


„Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Ich 
darf dem Herrn Vorredner nur die Bitte ausfprechen, 
daß er das Material, von dent er eben geiprodyen hat, 
mir zugänglich macht. Wir werden es dann prüfen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abs 
geordnete Wallbrecht. j 


Wallbrecht, Abgeordneter: Meine Herren, daß an 
den gerne praktiſch ausgebildete Leute in mög- 
lichft gro er Zahl angeftellt werden, das ift ebenjo wichtig, 
wie es bei unferen techniſchen Hochſchulen notwendig ilt, 
daß Leute aus der Praris dorthin kommen. Ich glaube 
aud, ber Herr Minifter wird nad) Kräften dahin wirken; 
das ift ja eigentlich ſelbſtverſtändlich. Was die An- 
ftellungsverhältniffe betrifft, jo fommt es nur darauf an, 
daß der Betreffende, wenn er in den Staatsdienſt über 
tritt, ſich ſichert, daß ihm die Zeit der Ausbildung im 
Privatdienft angerechnet werde, und ich halte das nur für 
recht und . wenn es neichieht. 

Was die übrigen Yusführungen des Heren Kollegen 
Feliſch über Polierſchulen anlangt, jo ftehe ich ganz auf 
dem Standpunkt des Herm Minifters, wie ich das früher 
ſchon erklärt habe. Ach halte es auch für ger fein Uns 

lüd, wenn wir Baugewerkſchulen zweiter Klafje bilden. 
eine Herren, wir haben auch Leute nötig, die als Poliere 
und Eleine Unternehmer zu gebrauchen Kind, und bie nicht 
fo viel zu können brauchen. Der Herr Kollege Feliſch 
Ipricht immer von dem Befähigungsnachweis, das ift fein 
tedenpferd; hat er den Befähigungsnadhmweis erit, dann 
laubt er, wir jeien 5* Ja, meine Herren, ich 
be ſchon verſchiedentlich geſagt, daß ich ihm den Be— 
ähigungsnachweis gönne, aber Erfolg verſpreche ich mir 


gar nicht davon. 
(Sehr richtig! linke.) 


Meine Herren, ich jpredhe in der Be jehung aus einer 
40 jährigen Praris. Ich habe die Sache durchgemacht 
vor 40 Jahren, den ftrengen Zunftzwang in der Stadt 
Hannover! 39 babe ja fchon verſchiedentlich darüber 
geſprochen und will mich über die Details nicht näher 
verbreiten. Ich will nur das eine fonftatieren, daß wir 
ER nachdem wir die Gewerbefreiheit haben, unfere 

ulen gut ausgebildet find, viel beſſer und gefunder 
bauen als vor 40 Yahren. 


(Hört, hört! und fehr richtig! links.) 
Wenn Sie das 7 was wir heute machen, dann 
werben Sie mir beiſtimmen, daß wir einen großen Fort« 
ſchritt und feinen Rüdjchritt getan haben, und wenn ich 
höre von dem alten Zunftzwang, dann freue ich mich, 


dab wir Freiheit haben, ums beivegen können und vor» 
wärts fommen. 


(Sehr richtig! und Bravo! links.) 


In der Beziehung bin ich auch dem Herren Minifter 
fehr dankbar, daß er unfern Etat für gewerbliche Fort— 
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bildungsichulen und für allen gewerblichen Unterricht 
wieder gut ausgeftattet hat. Meine Herren, da liegt bes 
Pudels Kern: ordentlich was lernen, das ift die Saupts 
fache! — und für unfere Bauten eine ordentliche Bau— 
polizei, Ordnung und ordentlich aufgepaßt: dann Eriegen 
wir etwas Gutes! 

Meine Herren, der Herr Minijter hat ja die Güte 
gehabt, am vorigen Sonntag in Hannover die Meifter- 
urfe zu infpizieren, und ich glaube, er wird befriedigt 
von dort zurüdgefehrt fein. Ich habe mic, für die Sache 
ichon feit Jahren intereffiert, und wir find in Hannover 
im dritten Jahre dabei, die Meifterkurfe abzuhalten, 
Das hilft dem Gewerbe, und dabei fommt etwas Ver— 
nünftiges heraus. Die Leute, die dort gewejen find, 
find alle befriedigt fortgegangen und haben fehr viel ge 
lernt. Es find dort achtwüchentliche Kurſe eingefübrt 
worden, und zwar für Tifchler, Schloffer, Schneider und 
Schuhmacher. An allen diefen Fächern haben die Be- 
treffenden etwas Tüchtiges gelernt. Ich will 5* mal 
auf die Schuhmacher zurüdtommen. ch habe die Kurſe 
verjönlich infpiziert und habe meine Freude daran ger 
habt, wenn ich gejehen habe, wie ganz ſchlichte Hand» 
werker vom Lande gekommen find und dort recht Tüchtiges 
gelernt haben. Mit Hülfe kleiner Mafchinen, die fie 
nicht fannten, konnten fie viel leichter arbeiten, als es 
früher der Fall war. % weiß, wenn ich früher als Junge 
zum Schufter ging, fo ſaß der da, hatte einen Stein und 

opfte und Elopfte auf dem Leder herum, dann wurde ein 
Stüd Papier gefchnitten als Mufter, und dann hatte er 
einen Haden. Das war eine Sache, die heute viel ein« 
facher gemacht wird, Dort find keine Maſchinchen mit 
Walzen, da geht das Leder hindurch, dann ift die Sache 
[eig Dann hat man dort fleine Stanzmaſchinen, in die 
das Leder hineingelegt wird, und im amangigfien Teil der 
Zeit ift alles viel beffer fertig, al$ es mit der Hand ge— 
macht werden kann. Das find die Vorteile, die dem Eleinen 
Handwerker zu gute kommen. Sch bin dann zu den 
Schloffern gegangen und habe gejehen, daß auf den Ges 
fenfen die einfachiten Schloffer vom Yande die fchönften 
Kunftfachen gemacht haben in kurzer Zeit, wenn fie in« 
telligent waren. Auch von den Schneidern find große 
—— gemacht worden. Die Leute -find im gu 
chneiden unterrichtet worden, im Zeichnen, dann haben 
fie vor allen Dingen auch Unterriht in der Kenntnis 
der Stoffe erhalten, damit fie beurteilen können, was gut 
oder fchlecht ift. Es ift auch dort mit großem Eifer ges 
arbeitet worden, und es war wirklich eine wahre — e, 
das zu ſehen. Vor allen —* zeigte ſich aber ein 
roßer Erfolg bei den Tiſchlerarbeiten. Wenn einer der 
ch nad) Hannover kommen follte, fo möchte ich 
raten, die angefertigten Arbeiten, welche dort in Mufter- 
fanımlungen ausgeitellt find, anzufehen. Es find da 
Sachen gemadt worden, vor denen man alle Achtung 
haben kann. Ich habe in Frankreich, in Paris nicht 
befiere geiehen, als fie hier in kurzer Zeit angefertigt 
worden And, 

Es find angemeldet worden 295 Handwerker zu den 
Kurſen, beteiligt haben fih 63 Tifchler, 24 Scdloffer, 
45 Schneider und 59 Schuhmacher. Es waren dazwifchen 
im ganzen 191 Handwerker, davon 68 Meifter und 
123 Gehülfen. Es waren Meifter darunter, die über 
40 Jahre alt waren und die fich im kurzer Zeit ſehr 
vervolllonmnet haben. 

Die Hoften für diefe Sache find nicht unerheblic) 
— Die Meiſterkurſe haben im ganzen gekoſtet 
47 000 M Davon fielen auf die erſte Einrichtun 
31700 A, auf perjönliche Ausgaben 54600 KM, — 
ſächliche Ausgaben 60000 AM Das Geld iſt folgender— 
maßen zuſammen gekommen. Der Staat gibt einen 
Zuſchuß von 81400 A, die Stadt Hannover 37 100 M, 
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die Provinz 14400 MA, verichiedene Verbände 8 700 MH. 
Sie jehen, daf aus den Streifen ber —— Mittel 
angewandt worden ſind, um die Sache zu machen, weil 
man ix großen Erfolg davon verjprad, und man ift 
heute jehr erfreut, dieje Kurſe eingerichtet zu haben, weil 
dort erit etwas Tüchtiges gelernt wird. Es waren 
Kurfiftenbeihülfen für 107 Kurfiften im Betrage von 
17900 AM gegeben worden, weil felbitändige Leute 
darunter waren, die mun zu Haufe nichts verdienen 
konnten. Man mar gern bereit, ihnen das zu gewähren, 
damit fie fich weiter fortbilden Eonnten. 


Die Kurſe haben eine Dauer von 8 Worhen gehabt, 
und ich glaube, es ift richtig, daß man Kurſe von 
8 Wochen abhält, denn, wenn ßp das alles lernen ſollen, 
was nötig iſt, beſonders auch Rechnen und Buchführung 
und allgemeinen Überblick, ſo wird man ſchwerlich weniger 
als 8 Wochen nehmen dürfen. Bei uns iſt der Vorſchlag 
gemacht worden, neben dieſen achtwöchentlichen Kurſen 
noch eventuell Kurſe zu halten von 14 Tagen. Dieſe 
14 tägigen Kurſe ſollen dazu dienen, Meiſter, die ſchon 
tätig ſind, in irgend welchen neuen techniſchen Sachen zu 
unterrichten. as würde man eventuell in 14 Tagen 
machen können; würde man die Kurſe länger ausdehnen, 
fo, glaube ich, würde man den achtwöchentlichen Kurſen 
Konkurrenz machen, aber eigentlich das Volle nicht er- 
reichen. ch würde alfo dafür fein, die achtwöchentlichen 
Kurſe zu behalten und die anderen Kurſe nicht länger 
auszubehnen als 2 Wochen. 


Bejonders gewünscht wird nun von dem Direktor 
die Bermehrung der Stunden im gewerblichen Nechnen. 
Das ift immer ein jehr ſchwacher Punkt gewejen, und es 
ift gerade für die Handwerker von großer Wichtigkeit, 
daß fie das lernen. Ein große frage bei allen diefen 
Sachen ift aber die Heranziehung der Lehrkräfte; dieſe 
wird gewiß in manchen Städten Schwierigkeiten haben. 
Wir haben in Hannover das Glüd gehabt, wirklich tüch- 
tige Leute zu bekommen, teilweile Lehrer von der Kunſt— 
gewerbefchule; aber auch praktiſche Meifter, die ſich als 
tüchtig bewährt haben, und ich hoffe, daß diefe Kurſe ſich 
weiter bewähren werden, und daß fie der Herr Minifter 
auch in anderen Städten einführen wird. Denn das ift 
wirklich etwas, was praftiich hilft, und was für die Hand» 
werker praftifchen Nuten und dauernde Borteile bringt. 
Wir werden dahin kommen, daß wir damit auch dem 
Kunftgewwerbe nüsen ; denn wenn dieje Leute in eine 

roße Stadt kommen, die Sammlungen befichtigen, die 

odelle jehen, daran lernen und das behalten, fo werden 
fie das aufs Land tragen und werben unferem Hand— 
werk und unferer Sleininduftrie auch großen Nuten 


ſchaffen. 





(Bravo!) 


Meine Herren, ich möchte noch eins erwähnen. Hier 
ift der Antrag Crüger vorgefommen, und da iſt eine ge 
wife Animofität zwijchen den Anträgen Grüger und 
Trimborn: jeder will für feinen Antrag die Priorität 
haben. ch will nur darauf hinweifen, daß ich ſchon im 
vorigen Jahre, als die Sadye hier zur Sprache kam, 
darauf hingewieſen habe, daß der Antrag Trimborn aud) 
offene Türen einrannte; denn er bradite das, was Pr 
— mir und von anderen Herren ſchon gebracht 
worden war. Wir hatten in Hannover ſchon längft in 
dem Sinne des Antrags Trimborn gewirkt. Ich will 
nur dieſe Tatjache hier £onftatieren und halte eigentlich 
das gegenfeitige Rennen für überflüfiig; die Hauptſache 
ift, daß wir dem Handwerk praftifch nügen. 
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Präfident v. Mröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Feliſch. 


| Abgeordneter: Meine Herren, ih will ben 
— Di anderen überlaffen, wer denn eigentlich 
der Urheber des Antrages Trimborn fei. Der Herr 
Kollege Wallbrecht vindiziert fich die Urheberihaft; wir 
find jedenfalls dem Herm Abgeordneten Trimborn jehr 
dankbar, daß er in fo eingehender und Flargelegter Weije 
uns im vorigen Jahre feinen Antrag eingebracht hat, der 
auch qute Früchte tragen wird. 

Meine Herren, mit dem Herm Sollegen Wall 
brecht — obgleich wir beide demfelben ah angehören — 
bin ich doch grundſätzlich weit voneinander getrennt. 
N bin ein Vertreter des Befähigungsnachweifes für das 

augewerbe. Ich halte ihn notwendig, einmal um das 
—— nicht zu ſchädigen, ich halte ihn not— 
wendig, um die Mrbeiter auf den Bauten nicht zu 
ſchädigen; denn von tüchtigen Leuten — und bag find 
die Meifter — wird jedenfalls dafür Sorge getragen 
werden, das die Arbeiter weniger gefährdet, weniger ge- 
ihädigt find, als wenn diejenigen Bauten ausführen, 
welche einen Befähigungsnachweis nicht beigebracht haben. 
In diefer Beziehung meine Herren, gehen wir ja leider 
auseinander, der Herr Kollege Wallbrecht und ich. ber, 
meine Herren, eines kann ich doch nicht verftehen: fobald 
ich von ber Netwendigfeit des Befähigungsnachweifes rede, 
redet Herr Kollege Wallbredit von der Notwendigkeit der 
Schulen. Ya, meine Herren, ich möchte wohl willen, ob 
es einen in biefem Haufe gibt, der fich mehr für bie 
technifchen Schulen intereifieren kann als ich. Ich möchte 
auch wohl willen, ob es eine Fraktion in diefem Haufe 
ibt, die ſich mehr als wir, die fonfervative Fraktion, 
ür die techniſchen Schulen intereffiert. Der Unterjchied, 
meine Herren, ift nur der: ich will den Befähigungs- 
nachweis, der durch eine lange Praris und durd ein 
Eramen geführt werben foll, 

(jehr richtig!) 
und ich will außerdem nod die Schulen. Beide 
find notwendig. Warum fett der Herr Kollege Wallbredit 
denn mich immer gefliffentlich in Gegenjag und tut gerade 
fo, ald wenn ich nicht für die Erg wäre, als wenn 
er es eigentlich nur allein wäre? Das ift nicht not» 
wendig, Herr Kollege Wallbredt; jo ſehr, wie ich bie 
Schule will, mehr können Sie fie wahrhaftig nicht wollen. 
Ich will nur die praktifche Befähigung nod haben, und 
das möchte ich bier vor dem Haufe ausgeſprochen haben. 
(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat ber Ab» 
geordnete Wallbrecht. 


Wallbrecht, Abgeordneter: Ya, meine Herren, ich 
begreife gar nicht, warum der Herr Abgeordnete Feliſch 
fi fo aufregt. Ich muß doch wohl den Nagel auf den 
Kopf getroffen haben, da derfelbe fich fo getroffen fühlt. 
Ich habe gar nichts gefagt, daß er gegen Unterricht 
wäre, ich habe nur Eonftatiert, daß err Abgeordneter 
Feliſch immer fagt, ich will den Be unge era 
haben! Dann ift dem Handwerk geholfen. Alſo er hat 
jelbft gefagt, was er mir unterfchieben will. 


Präfident v. : Das Wort wird nicht weiter 
ee — Tit. 2a ſelbſt wird nicht angegriffen; er iſt 
eftgeftellt. 

"Es ift mir noch ein Antrag überreicht zu dem (tat 
der Handels und Gemwerbeverwaltung; er lautet: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

Kap. 7 Tit. 1 der Ginmaligen und außer: 

ordentlichen Ausgaben des Minifteriums für 
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[Sandeld- und Gewerbe-Etat 





[Präfident v. Hröcher] 
Handel und Gewerbe an die Budgetfommiffion 
urüdzuverweifen zur Prüfung der frage, ob 
ich nicht Einfahrt und Ausfahrt nad) dem 
Leipziger Plag gewinnen läßt. 
Dr Sattler. v. Arnim. Peg rigen (Borken). 
r. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Bericht- 
eritatter. 


Graf du Limburg -Stirum, Berichterjtatter: Meine 
rren, ala Referent der Budgetkommiſſion möchte ich 
hnen vorjchlagen, diefen Antrag jofort anzunehmen und 
ohne weitere Diskuffion die Lofition in die Budget- 
fommijfion zurüdzuverweifen. 


(Bravo!) 


Wir werden dann in der Lage fein, Ihnen vielleicht noch 
fo zechtaeitig zu berichten, daß die Poſition mit dem Etat 
erledigt werden fann. 


Präfident v. Kröcher: Nach der Gejchäftsorbnung 
fteht dieſem Antrage nichts entgegen; das Haus fann 
jederzeit einen Zeil der Borlagen an die Kommillion 
urüdverweijen. Ich höre auch feinen Widerfpruch gegen 
en —— Dann darf ich ohne beſondere —— 
feſtſtellen, daß der Tit. 1 des Kap. 7 der Einmaligen un 
außerordentlihen Ausgaben an die Budgetfommilfion 
zurüdvermiejen iſt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Kap. 29 Tit. 2b, — 
20, — 2d, — 3 — und 3a; — Schließe die Beiprechung; 
diefe Titel find feftgeftellt. 

Sch eröffne die Beiprehung über Tit. 3b. Das 
Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Graf zu Limburg-Stirum, Berichterjtatter: Meine 
erren, ich erlaube mir, das ganze Referat über die 
ernſteinwerke gleich hier zu eritatten. Unfere Bernftein- 

verwaltung fpielt in unferem Etat infofern eine erfreuliche 
Rolle, als fie von allen Betrichsverwaltungen die einzige 
ift, welche Überſchüſſe geliefert hat, während die anderen 
Betriebsverwaltungen zu unferem Bebauern fehr hinter 
den Erwartungen zurüdgeblieben find. Ich kann auch 
onftatieren, daß die Beforgnifje, welche wir hegten, ala 
wir genötigt waren, die Bernfteinwerfe in eigene Ber- 
waltung zu nehmen, nachdem der damalige Pächter uns 
die Bacht gekündigt hatte, fich nicht verwirklicht haben. 
Es war damals gejagt worden, der Staat wäre nicht im 
ftande, einen folchen gern nie Betrieb zu leiten, 
und es findet fich nun, daß wir weit über bie Erwartung 
hinaus Erfolge erzielt haben. Wenn ich damals als Neferent 
Bedenken geäußert habe, jo freue ich mich, daß fie nicht 
gerechtfertigt gemwefen find. Wenn Sie fich den recht inter» 
efjanten Gejchäftsbericht auf Seite 65 des Etats anjehen, 
jo werden Sie finden, daß wir 1901 über den Etat hinaus 
einen Überſchuß von 731 175 A in der Einnahme erzielt 
haben und nur eine Mehrausgabe von 45 000 AM gehabt 
baben, ſodaß ein erheblicher Nettoüberihuß bleibt. Wenn 
Sie 1a die Rente berechnen wollen (Seite 72), jo werden 
Sie finden, daß wir eine Rente von 19,86% vom Anlage: 
kapital haben. Aber wenn wir uns nicht in die Tajche 
lügen wollen, müfjen wir davon abziehen diejenigen 
500 000 M, welche wir früher befamen, ohne daß wir 
—— eine Kapitalsanlage hatten. Alſo wenn wir dieſen 
Abzug machen, ſo können wir doch ſagen, daß das An— 
lagekapital, welches wir im Jahre 1900 für den Ankauf 
der Bernſteinwerke verwendeten, ſich auf 13,41 % verzinſt. 


Meine Herren, wenn wir das von allen unjeren Betriebs» 
verwaltungen jagen £önnten, jo könnten wir wahrjcein- 
lich alle die Forderungen, die bier im Haufe auftreten, 
befriedigen. 

Der Herr Minifter erklärte auf Anfrage, daß er 
den Schwierigkeiten, welche bei dem Verſchleiß von Bern- 
fteinproduften entjtehen, und welche die Gefahr in fich 
— daß die Bernſteinprodukte nicht gekauft werden, 
um daraus ji zu fabrizieren, fondern um daraus 
Ambroid zu machen, dadurch entgegengetreten wäre, daß 
er diefe kleineren Gegenftände etwas im Preije erhöht 
rd ſodaß die ungerechtfertigte Ambroidfabrifation er- 
chwert würde, 

ch Kann aljo mit dem Ausdrud der Befriedigung 
darüber jchließen, daß wir mit der Verwaltung zufrieden 
fein Eönnen, und bite, den Etat unverändert zu bes 
willigen. 


Präfident v. Kröcher: 
geordnete Dr Barth (Kiel). 


Dr Barth (Kiel), Abgeordneter: Es ift ja aufer- 
ordentlich erfreulich, daß die Einnahmen der Beruftein- 
werke im verflofjenen Nechnungsjahre einen jo günftigen 
Berlauf genommen haben. Der Einnahmeüberfhuß, der 
erzielt ift, ermöglicht es auch, in den diesjährigen Etat 
eine um 435000 AK größere Summe einzuftellen als in 
den vorjährigen. Wie gejagt, das ift erfreulich. Aber, 
meine Herren, es gibt immer noch Möglichkeiten, um eine 
Einnahme weiter zu erhöhen, und ich glaube, auch bei der 
Verwaltung der Königlichen Bernfteimverfe würde das 
möglich jein, wenn etwas weniger bureaufvatiich und 
mehr kaufmänniſch verfahren würde. Daß in diejer Be— 
a noch manches zu wünschen übrig bleibt, dafür 

abe ich einen Beleg vor kurzem bekommen, den hier 
vorzutragen id) mich verpflichtet fühle. Die Sache jelbit 
läßt ſich furz darftellen. 

Die gewiß vielen von Ahnen auch als bes 
deutend bekannte kaufmänniſche und Reedereifirma 
H. Diederichjen in Kiel fragte vor ein paar Monaten bei 
der Berwaltung der Königlichen Bernfteinwerfe an und 
bat um Offerten, weil fie hoffte, Nohbernftein in China 
vertreiben zu können. füge hinzu, daß die Firma 
Diederichſen fehr ausgedehnte Berbin ungen ſpeziell in 
China hat, und da fie deshalb jehr wohl in der Lage 
jein würde, unter Umftänden in Bernftein ein großes 
Geſchäft in China zu machen. 

Auf diefe Frage hat dann die Firma die kurze Ant« 
wort befommen, daß die Berwaltung bezüglich der 
Lieferung von Nohbernftein nah China Be jei. 
„Wir bedauern daher — jo hieß es weiter —, Ihrem 

unſche nach Offerten nicht Rechnung tragen zu können.” 

Darauf hat fich die Firma nad) einiger Zeit abermals 
an die Verwaltung geiwandt und angefragt, ob denn dieje 
Bindung betreff3 der Lieferung von Rohbernſtein nach 
China nicht vielleicht demnächft ihr Ende erreichen würde. 
Die Kieler Firma konnte fih kaum vorftellen, daß bier 
ein Monopol Ereiert werden folle, und meinte, daß man 
es auch einer preußifchen kaufmänniſchen Firma ermög- 
lichen müffe, bei der Abnahme von Rohbernftein zu kon« 
furrieren. Es wurde jeitens der Firma dabei nochmals 
darauf aufmerkjam gemacht, daß Speziell die Beziehungen 
biefer Firma zu Santon fehr ausgiebige wären, und 
daß man die Überzeugung babe, gerade wegen dieſer 
ausgebehnten Verbindungen im Süden Chinas Bernftein 
er. Ehina vorteilhaft vertreiben zu können. Auf diefe 
Anfrage ift abermals eine ganz kurze Antwort erfolgt, 
die auf die Sache nicht näher eingeht, jondern nur kurzer: 
hand erklärt, daß eine Anderung in der Vertretung für 
China eintreten zu laffen, feine Veranlaſſung vorliege 
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[Dr Barth (Siel), Abgeordneter] 
und andererſeits eine Erhöhung des bisherigen Abſatzes 
nah China nicht angeftrebt werde. Meine Serren, 
diefe Auskunft hat naturgemäß die Firma Diederichen, 
die die Anfrage an die Bernſteinwerke richtete, in einige 
Verwunderung geſetzt und zwar umſomehr, nachdem in 
Erfahrung gebracht war, daß die Firma, der geriffer- 
maßen ein Monopol für den Vertrieb in China überlaffen 
ift, eine Hamburger Firma if. Nun ftelle ich mich 
durhaus nicht auf den engherzigen Standpunft, 
daß ich fage: weil es N, hier um eine nichtpreußtiche 
Firma handelt, follen die Beziehungen mit diejer Firma 
abgebrochen werden. Aber es muß doch betont werden: 
wenn es fi) bier einerfeitS um einen nichtpreußifchen 
Steuerzahler handelt und auf der anderen Geite um 
einen preußijchen Steuerzahler, jo kann der preußijche 
Steuerzahler doc) verlangen, daß ihm die Möglichkeit ge- 
eben werde, zu f£onfurrieren mit dem nichtpreußijchen 
ee Ich glaube, das ift ein billiges Verlangen. 
— bin ih der Meinung, daß es aud ein billiges 
Verlangen ift, wenn eine jo leitungsfähige Firma mit 
einem devartigen fachgemäßen Antrag an die Berwaltung 
der Königlichen Bernſteinwerke herantritt, daß nicht der 
Firma eine Antwort gegeben wird, aus der man ben 
wahren Sachverhalt nicht erkennen kann, fondern daß 
man fich die Mühe gebe, in etwas jubitanziierterer Weije 
zum Ausdrud zu bringen, weshalb die Offerten, die er- 
beten waren, nicht gemacht werben können. 

—* muß ich ſagen, verſtehe ich auch nicht 
das Geſchäftsprinzip, das in den Worten zum Ausdruck 
kommt, daß „eine Steigerung des Abſatzes ſeitens der 
Berniteinwerfe nicht angeftrebt werde’. Die Sade liegt 
doch jo, daß, wie aus dem Gejchäftsbericht zu erfennen 
ift, ein ganz außerordentlich großes Lager von Rohbernſtein 
eriftiert, ein Lager, das in der Abrechnung mit mehr als 
2 Millionen Mark beziffert ift. Nun, follte ich meinen, 
müßte es doch im — der —S——— liegen, 
ſpeziell dieſes Lager allmählich abzuſtoßen. Ich kenne die 
Verhältniſſe des chineſiſchen Bernſteingeſchäfts nicht aus— 
reichend, um zu ſagen, ob die Qualitäten, die vorzugs— 
weije das Lager bilden, überhaupt mit Borteil nad China 
abgeftoßen werben fünnen; aber bie ng ſcheint 
mir doch vorhanden zu fein. Aus dem Geſchäftsbericht 
erfahren wir, dab vorzugsweife die Mittelqualität, die 
weniger gangbaren Mitteljorten, wie es in dem Bericht 
heißt, ſchwer abzujegen find. Mir icheint deshalb, daß 
e3 im Intereſſe der Bernfteinwerke liegen würde, ben 
Berfuch zu maden, mit einer firma, die fih um ben 
Abſatz in China bemüht, wie es die Firma Diederichlen 
tun will, in Berhandlungen einzutreten, ob es nicht 
möglich ift, gerade diefe hier wenig gangbaren Mittelforten 
vielleicht — China abzuſtoßen. 8 würde eine nad) 
jeder Richtung Hin —— Löſung ſein. Aber die 
Sache mag liegen, wie fie will, ich glaube, darin wird 
mir das ganze Haus zuftimmen, daß, wenn eine ange- 
fehene preußifche Firma mit einem derartigen Angebot 
an die Verwaltung der Königlichen Bernfteinwerke heran- 
tritt, dann diefer preußifche Steuerzahler auch verlangen 
kann, darüber aufgeklärt zu werden, weshalb man nicht 
das Geſchäft mit ihm macht, fondern e8 für zwedmäßig 
bält, einer nichtpreußifchen Firma nach wie vor eine Art 
Monopol einzuräumen. 

babe nun, um womöglich dieſe Angelegenheit 
bier » Diskuffion im Abgeordnetenhaufe zu entziehen, 
mir erlaubt, das ganze Material vor einigen Tagen jchon 
dem Herrn SHandeldminifter felbft zu überjenden, und 
habe dann von dem Herrn Handelsminifter eine Mitteilung 
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befommen, die aber — ih muß gejtehen — mich eben- 

falls nicht befriedigt. Die Mitteilung geht dahin: 
Nach Brühun des Sachverhalts habe ich Eeine 
— Haben können, das gejchäftliche Ver⸗ 
halten der genannten Behörde 

— nämlich, jene Verwaltung ber er — 
im vorliegenden Falle zu mißbilligen. 


(Hört, hört! links.) 


Nun möchte ich heute hier bei diefem Etatstitel an 
den Herrn Handelöminifter die Anfrage richten, weshalb 
er feine Veranlaffung findet, einzufchreiten und dieſes 
geihäftlihe Verhalten zu mißbilligen. Nah dem, was 
ich hier vorgetragen babe, glaube ich, wird das Haus 
ohne eine entiprechende Aufklärung jeitens des Herrn 
Minifters doch wahrſcheinlich mir recht geben, daß diefes 
Berfahren, wie es bier eingefchlagen ift, zum mindeften 
ungewöhnlich ift, 

(jehr richtig! links) 


und daß wir verlangen können, Aufklärung darüber zu 
befommen, weshalb man in diefem jpeziellen Falle einen 
prenßifchen Steuerzahler jo ungünftig behandelt hat. 


(Bravo! links.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Handelsminiſter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Der 
Herr Vorredner hat allerdings die Güte gehabt, mir die 
Klagen der Firma Diederichjen in Stiel vorher zugehen 
m laſſen. Ich habe daraufhin eine genaue Ucehese 
tattfinden lajfen und dem Herrn Borredner die Antwort 
gegeben, die er eben verlejen hat. Ach kann weder in 

r Antwort, bie id) erteilt habe, eine Unhöflichkeit finden, 
noch auch in der Untwort, die die Bernfteinverwaltung 
in Königsberg der Firma Diederichſen gegeben hat. 

Es handelt ſich hier einfach darum, daf einer firma 
in Hamburg gegenüber, die ſchon von den Vorbeſitzern 
der Bernfteinwerke, den Herren Stantien und Beder, die 
Generalvertretung hatte, und die zur allergrößten Zu— 
friedenheit, ſowohl der Vorbefiger, wie der jegigen Vers 
waltung, das Geſchäft geführt hat, die Firma Diederichien 
den Wunfch ausge alla bat, entweder an ihre Stelle 
zu treten oder neben ihr auch einen Zeil des Geſchäfts 
—— Nun muß ich ſagen: ich bin ſelbſt alter 

ufmann, der weiß, wie Saufleute operieren. Wenn 
mir als Chef einer faufmännifchen Firma ein derartiges 
Anfinnen gejtellt würde, einen höchitbewährten Vertreter 
abzuftoßen und ihm entweder das ganze oder einen 
Zeil des Geſchäftes abzunehmen, fo würde ich jeder 
Firma, die mir das zumutete, in ganz Eurzen Worten die 
Antwort gegeben haben: es liegt Feine Veranlaſſung vor, 
auf Ihre Offerte einzugehen. 


(Sehr richtig! rechts und im Zentrum.) 


Ich glaube, das würde jeder Kaufmann in gleicher Weife 
getan haben. 

Nun liegen nod eine ganze Reihe von Heinen 
Gründen vor, die auch dafür — es im preußiſchen 
Intereſſe ſo zu laſſen, wie es bisher geweſen iſt. Ich würde 
dem Herrn Abgeordneten Dr Barth empfohlen haben, 
ſich vielleicht außer an mid) auch an feinen — Ehlers 
wenden. glaube, er würde dann gefunden haben, 

B wir in dem, was wir tun, eigentlih Danziger 
Intereſſen vertreten. 


(Hört, hört! rechts und im Zentrum.) 


In Danzig findet eine erhebliche Bearbeitung von Bern 
ftein zu Perlen für die Ausfuhr, zum großen Teil nad 
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(Möller, Handelsminiſter] 


Afrita und anderen exotiſchen und wenig ziviliſierten 
Ländern, ftatt. Die ewige Klage der Danziger ift nun 
bie: die Bernfteinwerke geben uns nicht genug von dem 
£leinen, billigen Bernftein, der für diefe Perlen dient. 
Die Ehinefen wollen aber gerade denfelben billigen Stein 
u und wir haben nicht fo viel davon. Das ift 








auch der Grund, warum die Berjendung von Bernftein 
nad China in den legten Jahren zurüdgegangen ift, ab» 
gejehen von den Wirren, die — den Krieg entſtanden 
waren. Indem wir nun die Verſendung dieſer kleinen 
Sorten von Bernſtein nah China einſchränkten, konnten 
wir den Danzigern mehr von dem Kleinen Bernitein 
eben. Alſo wir haben Hier für eim fpezififch preußiiches 
&ntereffe gejorgt. 

Der Borwurf, den Herr Abgeordneter Dr Barth er- 
hoben hat, wir vernachläffigten das Intereſſe der Bernitein- 
werfe, das darin läge, unferen Abjag nad China zu 
fteigern, wie Herr Diederichjen in Ausſicht geftellt hat, 
ift aus dem von mir eben Angeführten hinfällig, Wir 
wollen von den kleinen Sorten nicht fo viel exportieren, 
jedenfall nicht mehr, als wir es ohne Schädigung 
unferer inländifchen Bernfteinverarbeitung tun können. 

Dann bejteht weiterhin id ein Grund, den ich an- 
führen muß, obwohl er eigentlic ein Intérieur der Ver- 
waltung ift. Meine Herren, wir verarbeiten auch einen 
Teil derjenigen Sorten, die für die Bernfteinfabrikation 
nicht verkäuflich find, zu einem Kunftproduft, dem Ambroid, 
das durch Prefjung unter erheblicher Erwärmung bie 
Kleinen Stüde zu großen Platten vereinigt. Die Ambroid- 
fabrifation ift ſehr vorteilhaft, und in der Handhabung 
ber Ambroidfabrifation beruht zum erheblihen Teil das 
gute Rejultat, das ich Yhnen habe vorlegen können. 

Ich hoffe, nad) diefer Nichtung hin noch weiter zu 
verfahren und Ihnen in den nächſten Jahren noch ferner 
BVerbejjerungen vorlegen zu können. Cie müfjen mir 
dann aber auch nicht Hinderniffe bereiten, wenn ich jo 
verjahre, wie es faufmännifch durchaus richtig ift. Wenn 
ih Ambroid im wejentlichen durch unfere Üperte fabri⸗ 
zieren will, ſo muß ich verhindern, daß Ambroid gerade 
aus den kleinſten, billigſten Sorten bergeftellt wird; denn 
dieſes Ambroid würde uns auf dem Weltmarkt Kon— 
kurrenz machen. Ich muß daher, jo unangenehm es mir 
auch iſt, erhebliche Kontrollen von den Abnehmern der 
feinen Sorten verlangen, daß fie nicht in wilden Am- 
broidfabrifen den Bernftein zu Ambroid verarbeiten und 
ben guten Preiſen, die ich fonft auf dem Weltmarkt für 
Ambroid erziele, Konkurrenz machen, daß ich mir aljo 
nicht jelbft Konkurrenz made, Meine Herren, das find 
durchaus ghmbe faufmännifche Prinzipien, da ift feine 
Spur von Bureaufratismus; vielmehr habe ich es billigen 
müffen, wie die Direktion der Bernſteinwerke in Königs— 
berg gehandelt bat, weil fie eben nach gefunden fauf- 
männifcheg Prinzipien verfahren ift. Ich glaube wirklich, 
wenn ber Herr Abgeordnete Dr Barth 1 mal näher 
um die Sadje befümmern wollte, jo würde er mir volls 
ftändig recht geben. Insbeſondere aber empfehle ich ihm, 
wie act nohmals eine Rückſprache mit jeinem Freunde 
Herrn Ehlers zu nehmen; der wird, glaube ich, im 
wejentlichen beftätigen, was ich ihm fage. Ich habe fort- 
während mit den Ubnehmern des Bernfteins zu kämpfen. 
er will gewifje Sorten haben, die nicht in großem 

aße vorhanden find. 

Ich babe von feiner meiner Verwaltungen fo viel 
perfönlichen Eleinen Arger, wie von den Berniteinwerfen; 
ih befaffe mich aber mit Vergnügen damit, weil i 
glaube, daß ich manche, zum Teil |: aus der Stantien= 

Berhandl. d. Haufes d. Wäg. 19. Legisl. V. Seiflon 1908. 
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Beckerſchen Geichäftsgebarung überkommene Gemwohn- 
heiten, die mir nicht ganz genehm waren, nad) gefunden 
faufmännifchen Prinzipien reformiert habe. Ich glaube, 
Sie haben Feine Urſache, mich in diefer Angelegenheit 


anzugreifen. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Graf zu Limburg-Stirum. 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter: Meine 
Herren, da id; Referent gewejen bin für die Übernahme 
der Bederjchen Werte den Staat, fo ergreife ich das 
Wort, um bier zu fagen, daß ich aus meiner damaligen 
Kenntnis der Dinge ſchon mic) gemeldet hätte, um Herrn 
Dr Barth dasjelbe au lagen, was der Herr Minifter ihm 
eben geiagt bat. nn der Herr Abgeordnete Barth 
darum unzufrieden ilt, daß der Herr Minifter in feinem 
Schreiben an die Firma Diedrichjen ohne Angabe von 
Gründen fich bewegt hat, fo fann ich fagen, meine 
Herren: welder Kaufmann gibt im Schreiben, wenn er 
ein Geichäft annimmt oder ablehnt, Gründe an? 


(Sehr richtig! rechts.) 


Das tut fein Menich, wenn er auch recht hat in feinen 
Gründen, weil man die Gründe oft nicht jagen kann; 
Sie künnen, wenn wir feinerzeit Bedenken ausgeiprochen 
haben wegen der Übernahme der Bernfteinwerfe, dem 
Minifter doch nicht verwehren, daß er nad kaufmänniſchen 
Grundfägen verfahre, nad) bewährten Grundfägen. Nun, 
da ich bier Abgeordneter bin, kann ich mir die Gründe 
wohl denken. enn eine folde Firma jo viel rohen 
Bernftein verlangt, und gerade diejenigen Artikel, welche 
ur Ambroidfabritation fi eignen, jo kann ich mir leicht 
—— daß es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Firma 
daran denkt, mit großem Gewinn den Bernſtein in China 
u vertreiben und dort eine Ambroidfabrikation * 
egen. Das iſt nicht ausgeſchloſſen. Und da natür id 
an den minderwertigen Bernfteinartifeln, die aus Ambroi 
fabriziert werden, ſehr viel verdient wird, fo liegt der 
Gedanke nahe, ohne daß man der Firma einen großen 
Borwurf machen kann, zu jagen: warum * wir nicht 
ein gutes Geſchäft a Das ift doch kaufmänniſch. 
Und wenn die Königliche Berwaltung demgegenüber vor: 
fihtig auftritt, können wir fie nur loben. Wir haben 
amals mit großem Gewicht darauf beftanden, daß man 
die Fabrikation von Bernfteinwaren nach Deutjchland 
verlegen follte.e Da wir es in der Hand haben, den 
Bernitein zu verkaufen, wohin wir wollen, daß wir nicht 
den Bernftein nah Wien z. B. verkaufen, wo Bernftein- 
waren in großem Maßſtabe hergeftellt werden, fo haben 
wir ie Gewicht gelegt, dab die Bernfteinfabrifation 
bei uns im Lande verbleiben ſolle. Man möchte 
nnungen von Drechslern gründen und die Leute in den 
tand feßen, die Fabrikation zu betreiben. Wir können 
mit bem — Miniſter nur vollkommen zufrieden ſein, 
wenn er darauf hält, daß dieſe kleinen Sorten Bernſtein 
im Lande verarbeitet werden; er würde Unrecht tun, 
wenn er den Danziger Drechslern die Fabrikation ent— 
zöge, um entweder in China eine Bernfteinfabritation 
großzuziehen, oder die Ambroidfabrikation zu ermutigen. 
Br kann alfo nur finden, daß dasjenige, was der 
Herr Minifter eben gejagt hat, durchaus richtig und 
korrekt ift, und wir können nicht den Ausführungen des 
Dr Kollegen Barth beiftimmen, ſondern find ber 
deck daß der Herr Minifter gut tun wird, jo weiter 


fortzufahren, wie bisher. 


(Bravo! rechts.) 
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Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr Barth (Stiel). 


Dr Barth (Kiel), Abgeorbneter: Meine Herren, die 
Auskunft, die mir der Herr Minifter gegeben bat, und 
auch die Erklärung, die eben der Herr Graf Limburg: 
Stirum zur Sache abgegeben hat, treffen nicht den Kern— 

unkt der Sache, die ich hier angejchnitten babe. Ach 
babe nicht das Mindefte dagegen einzuwenden, daß man 
tunlichft bemüht bleibe, die Eleinen Bernfteinftüde, die 
ipeziell in Danzig oder auch jonftwo in Deutjchland zur 
erarbeitung gelangen, deutichen Käufern in erfter Linie 
u überlaffen, um die entiprechende Induſtrie bier in 
Deuticland zu erhalten. Aber, meine Herren, darum 
andelt es ſich hier bei der Beſchwerde, die ich vorgebracht 
abe, ganz und gar nicht. 

Die Firma iedrichjen hat dur ihr Schreiben in 
keiner Weiſe zu erkennen gegeben, daß fie mur etwa 
ipeziell dieje Kleinen Bernfteinitüde für ihren Bertrieb in 
Ehina verlangte, jondern fie hat nur einfach gebeten, daß 
man ihr auch eine Offerte machen möge über den Bern- 
ftein, den man zum Verkauf in China jtellen will. Nun 
hätte doch nichts näher gelegen, meines Erachtens, als 
daß die Berwaltung der Königlichen Berniteinwerfe auf 
ein folhes Schreiben geantwortet hätte: wir find zwar 
fhon mit einer Hamburger Firma in kaufmänniſcher 
Beziehung; aber wir haben nod) ein großes Lager von 
Bernitein, jpeziell haben wir ein großes Lager von 
Mittelforten, und wenn du in ber Lage jein jolltejt, 
etwa in China diefe Mittelforten zu vertreiben, jo werden 
wir dir jehr dankbar fein und fünnen dir diefe Mittel» 
forten zu dem und dem Preife anftellen. Ich glaube, 
das wäre ein naturgemäßes Berfahren gewefen. 

Aber, meine Herren, noch etwas weiteres. Der Herr 
Minifter hat gemeint, daß es ganz unkaufmänniſch wäre, 
die Beziehungen zu einer Firma abzubrechen, die bisher 
den NRohbernftein nah China vertrieben hat. Die Firma 
Diedrichſen hat jelbftverftändlich gar nicht daran —* 
nun etwa ihrerſeits ein Monopol haben zu wollen; ſie 
bejchwert fi) nur, daß eine Denker Firma ein Mo- 
nopol hat, alfo eine nichtpreußiiche Firma, während man 
e3 einer preußichen Firma unmöglid macht, mit dieſer 
Firma zu Eonkurrieren, und ich muß offen geſtehen: das 
it eine Beichwerde, die aus dem Munde eines preußis 
chen Steuerzahlers durchaus berechtigt iſt. Inſofern 
jteht eine königlich preußiiche Verwaltung in der Tat 
etwas anders da als ein freier kaufmännischer Betrieb, 
Wenn ein reiner Privatbetrieb ji auf den Standpunkt 
ftellt: ein neuer * iſt mir gleichgültig, ich habe 





eine Firma, mit der habe ich Verbindungen angeknüpft, 
ich habe keine Veranlaſſung, von ihr abzügehen und mit 
einer anderen mich ee ‚ So ift das jein gutes Recht. 
Aber wenn es fi um eine königlich preußifche Berwaltung 
und um einen Mann handelt, der als preußiicher Steuers 
abler an die künigliche Verwaltung herantritt, dann liegt 
bie Sache nicht jo, daß man diefen Mann abweifen darf 
mit der Erklärung: wir haben eine anderweite Verbin— 
dung; deshalb wollen wir mit div gar nicht in Beziehung 
treten, und wollen wir dir auch gar nicht mitteilen, aus 
welchen Gründen wir dein Angebot nicht afzeptiven. Meine 
Herren, ich muß nach wie vor geitehen, daß ich es für 
wenig verftändlich halte, wie die Verwaltung der künig- 
ur Bergfteinverke ſich in diefer Weife einer kaufmän- 
ni —* Firma gegenüber ſtellen kann, von der ſie ſelbſt 
weiß — ich glaube, der der Minifter wird jelbjt davon 
überzeugt fein —, daß fie in jeder Weife folide und in 
jeder Beziehung leiftungsfähig ift, und daß fie jpeziell die 
weitgehendften Berbindungen in China hat. 
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Am übrigen möchte ih) noch erwähnen: ich habe 
mich nicht, wie der Herr Minifter anzunehmen glaubt, 
darüber bejchwert, daß die Antwort, die er mir auf bie 
Überfendung der betreffenden Korreſpondenz erteilt bat, 
von mir als unhöflich empfunden jei. Das ift, glaube 
ich, aus meinen vorherigen Bemerkungen in feiner Weile 
gu entnehmen. Darüber habe ich ar nicht beflagt, daß 
ie Antwort unhöflich ge wäre, fondern nur darüber, 
daß man aus diefer Antwort nicht die Gründe hätte ent 
nehmen fünnen, aus denen heraus die Berwaltung fo 
verfahren ift, wie es geichehen ift. Ich möchte deshalb 
an den Herrn Minifter noch einmal die Bitte richten, 
daß, wenn demmächit, was ich für möglich halte, die 
Firma Diedrichien erneut mit einem folden Verlangen 
an die Verwaltung der Königlichen Bernſteinwerke heran 
tritt, nun doch auch fachlich geprüft wird, ob es nidt 
möglich ift, neben der Verbindung, die man in Hamburg 
hat, und die doch ficherlich fein Monopol auf ewige 
Zeiten hat, auch diefe preußiiche Firma in die Gelegenheit 
u verjegen, daß jie beim Abſatz von Rohbernitein nad 
Esina, einerlei um welde Sorten es ſich handelt, mit 
wirft. Das liegt nicht nur im Intereſſe der Firma 
Diederichjen, fondern auch im Intereſſe der 8 
Bernſteinwerke und außerdem auch in einem ftaatlichen 
Intereſſe, damit nicht der Schein erwedt wird, als ob 
preußiiche kaufmännische Firmen fchlechter geitellt werben, 
wenn fie mit Königlich preußijchen Behörden in Beziehung 
treten, als nichtpreußische Firmen. Das wäre, wie mir 
jcheint, geradezu die verkehrte Welt. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, id) darf noch einmal auf die erneuten Anregungen 
des Herrn Vorrebners kurz enwidern. Sch bin nach wie 
vor überzeugt, daß das, was die Verwaltung in Könige 
berg getan bat, durchaus den Grundſätzen anitändiger 
Kaufleute entipriht. Man hat keine Urſache, mit einer 
Firma zu brechen, die in hervorragend tüchtiger Weile 
durch 15 oder 16 Jahre die Geichäfte geführt hat. Aus 
den Briefen des Herm Diederichien geht auch in feiner 
Weife näher hervor, daß er num befonders geeignet wäre, 
diefes Geſchäft zu betreiben oder daß er jpezielle Kenntniſſe 
in dem Bernfteingefchäfte hätte, fondern es fteht nur auf 
dem Briefbogen, daß cs fich um eine Reedereifirma 
handelt; als — kenne ich ſie. Aus den Briefen, die 
der Abgeordnete Dr Barth mir eingeſchickt hat, geht als 
Legitimation für die Sachkenntnis nichts hervor. Ein 
grobes Selbitbewußtiein leuchtet allerdingd aus den 

riefen heraus, und fchon dieſes Selbitbewußtfein würde 
mich ald Kaufmann veranlaßt haben, auf den Brief 
—— nicht zu antworten. Es iſt anerkennenswert, 
daß die Bernſteinverwaltung den Brief beantwortet hat; 
ich würde den zweiten Brief nicht mehr beantwortet haben. 

Meine Herren, id wäre nicht mit diefer gewiſſen 
Schärfe gegen Herrn Diederichfen aufgetreten, wenn nicht 
Herr Barth zum zweitenmale geiprochen hätte. 
babe feine Urſache, von einem — fortzugehen, 
der durchaus tüchtig und gut das Geſchäft betreibt, und 
der weiterhin — darauf bin ich vorhin nicht gekommen — 
eine Kontrolle ausübt und Gewähr dafür gibt, daß die 
billigen Bernſteinſorten, die nach China gehen, nicht etwa 
nach Europa zurückkommen, um hier in Ambroid um— 
gewandelt zu werden und den Königlichen Bernſteinwerken 
in ihrer Ambroidfabrikation wieder Konkurrenz zu machen. 

de Teilung des Geſchäfts in einem Lande macht dieſe 
ontrolle unmöglich. Ich habe ſchon vorhin ausgeſprochen, 
dag manche Manipulationen der Firma Stantien & Beder 
mir nicht ſympathiſch geiwejen wären; dieſe Sontrolle 


1497 


OHaudels und Gewerbe-Etat] 
(Möller, Handelsminifter] 
gehört auch dazu. ch appelliere an den Herrn Abge- 
orbneten Golbthmibe ber den Verhandlungen beigewohnt 
bat, welche ich im vorigen Jahre mit einem anderen 
unzufriedenen Abnehmer geführt habe. Mir find dieſe 
Kontrollen gewiß nicht angenehm; fie find aber praftiich 
notwendig, wenn ich mein Gejchäft nicht zerftören mill. 
Meine Herren, ich habe in der Tat hier weniger als 
Minifter gehandelt, wie als alter Saufmann, und i 
appelliere an alle Kaufleute im Haufe, ob fie nicht au 
jo gehandelt hätten, nicht eine Firma abzuftoßen oder ihr 
einen Zeil des Gejchäfts zu nehmen, welche zwar nicht in 
Preußen, jondern in Hamburg wohnt, welde ihr Geſchäft 
aber durchaus anftändig führt. 


Bizepräfident Dr Frhr u, Heereman: Das Wort 
bat ber Abgeordnete Gamp. 


Gamp, Abgeordneter: Meine Herren, ich bin zwar 
nicht Kaufmann; gleichwohl muß ih den Ausführungen 
bes Herrn Minifters in jeder Beziehung vollftändig recht 
—— Ich begreife nicht, wie ein Herr, der behauptet, 
aufmännifchen Intereſſen nahe zu ftehen, eine jolche 
Auffaffung vertreten kann, wie jte der Herr Stollege 
Barth hier vertreten hat. Er will einen Unterichied 
machen zwijchen preußifchen und außerpreußifchen deutjchen 


Kaufleuten. 
(Widerſpruch links.) 


Meine Herren, ein freihändlerifcher Abgeordneter, der 
einen ſolchen Unterjchied machen will, ift mir vollftändig 
unverftändlid. 

(Heiterfeit.) 


Ich verjtehe auch gar nicht, wie Herr Dr Barth die 
außerpreußiichen Deutichen jchlechter behandeln will als 
die preußiichen Angehörigen. 

(Dr Barth [Kiel], Abgeordneter: Wer will denn das?) 
— Sie wollen die preußifchen befjer ftellen als die außer- 


preußijchen. 
(Widerſpruch links.) 


Der Hamburger Kaufmann bat, wie der Herr 
Minifter ung mitteilt, bisher feine Sade durchaus gut 
gemacht; derjelbe ift für die preußischen Intereſſen einge- 
treten, indem er einen großen Teil des Bernfteins ver- 
trieben hat. Nun wollen Sie — Herr Barth — ihm 
eine Konkurrenz verichaffen; Sie wollen dem Ham- 
burgifchen Kaufmann einen Teil des Berdienftes ab- 
nehmen und dem preußifchen zuwenden. Sie haben felbft, 
Herr Kollege Barth, vorhin betont, daß der preußifche 
Steuerfistus bei der Sache beteiligt fei, und haben auch 
daraus einen Grund dafür entnommen, daß es unrichtig 
gewejen, der Offerte des preußijchen Kaufmanns nicht 


näher zu treten. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine N der Herr Minifter bat ganz recht: 
es widerfpricht den Grundfägen eines anftändigen Kauf— 
manns, wenn fo verfahren wäre, wie Herr Kollege Barth 
verlangt. 

(Gothein, Abgeordneter: Hat er gar nicht gejagt!) 
— Der Herr Minifter hat es ausdrüucklich gejagt, es 
widerfpräche den Grundjägen eines „anftändigen” 
Kaufmanns. Er hat gerade diejes Wort gebraucht umd 
hat damit das Verfahren des Herrn Kollegen Barth 
ganz richtig charakterifiert. 


(Sehr gut! recht.) 
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In diefem Falle hat der Herr Minifter fo abfolut recht, 
daß Herr Barth wirklich die Sadhe auf ſich beruhen 
lafjen könnte und fich nicht zum drittenmale mit ber 
Sade zu beichäftigen brauchte. 


(Sehr gut! rechts.) 


Bizepräfident Dr Ihr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Barth (Stiel). 


Dr Barth (Stiel), Abgeordneter: Meine Herren, 
wenn Herr Gamp uns hier an Borlefungen hält über 
das, was einem anftändigen Kaufmann entipricht oder 
nicht, jo kann ich nur erwidern: auf diefem Gebiete ift 
er in meinen Wugen abjolut nicht kompetent. Wenn 
wir den Fall einer kaufmännischen Jury unterbreiten 
fönnten, fo bin ic) ficher, daß fein Mitglied diefer Jury 
auf den fjchnurrigen Gedanken kommen würde, es jei 
eine unanjtändige Handlung einer firma, bie mit einer 
Anfrage wie die der Firma Diedrichjen heranfommt, zu 
antworten: ich habe zwar ſchon eine Verbindung mit 
einer anderen firma, ich werde mir aber überlegen, ob 
ih mit dir nicht auch ein Geſchäft machen kann. Das 
joll eine unanftändige Handlung jein! r Gedanke ift 
einfach komiſch. 

Dann möchte ih Herrn Gamp, der ein wahres 
Zalent darin hat, andere mißzuveritehen, darauf auf- 
merkſam machen, daß es mir nicht im Traume eingefallen 
ift, etwa zu verlangen, daß die firma, mit der bisher 
die Gefchäftsverbindung unterhalten ift, weil jie in Ham: 
burg wohnt, gewiffermaßen ausgeſchloſſen werden foll. 
Ich babe im Gegenteil ausdrüdlich hervorgehoben, daß 
es mir nicht in den Sinn fäme, etwas derartiges zu 
verlangen. 34 habe aber zugleich hervorgehoben, daß 
es in der Tat die verkehrte &elt wäre, wenn man einen 
preußifchen Steuerzahler bei einer preußifchen Bers 
waltung fchlechter behandelt als einen —— 
Steuerzahler. Ich verlange nichts weiter, als daß der 
Preuße ebenſo behandelt wird wie der Hamburger. Ich 
verlange nicht, daß der Hamburger ausgeſchloſſen wird, 
ſondern er ſoll nur nicht beſſer behandelt werden als 
der Preuße, und ich muß offen geſtehen: ich geniere mich 
faft, das in einem preußiſchen Parlament noch hervor» 
heben zu müſſen. Der Herr Kollege Gamp jcheint in 
der Begeifterung für die Unterftügung bes Herrn 
Minifters jede Werfpektive verloren zu haben, wie man 
ben preußijchen Steuerzahler in Preußen ſelbſt zu be- 
handeln hat. 

Nun, meine Herren, nur noch eins gegenüber dem 
ern Minifter. Der Herr Minifter ftellt ſich auf den 
tandpunft, daß er fagt: wir haben einmal die Ber- 

—— mit der —— Firma, und wir können die 
Verbindung nicht löfen, das würde nicht den Grundſätzen 
einer anftändigen, oder wie er es nennen will 


(Buruf: anftändigen!) 
— nun gut, anftänbigen, wenn Sie es wollen — Geſchäfts—- 
führung entfprechen. 
(Buruf: Kaufmännifchen!) 


— Der: Kaufmännifhen. Meines Erachtens entipricht 
es nicht nur den Grundfägen des kaufmännischen Lebens, 
fondern kommt toto die vor, daß man neben dem einen 
Abnehmer auch mit einem anderen Geichäfte macht? 
Wozu muß jenes Monopol unter allen Umftänden auf: 
recht erhalten werden? Weil noch die alte Verbindung 
übertommen iſt von der Firma Stantien & Beder, 
deshalb ift man doch nicht verpflichtet und genötigt, nun 
unter allen Umftänden mit der früheren Siena weiter 
allein in Beziehung zu bleiben! Ya, meine } — wenn 
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IGanbeis: uub Gewerbeiiiii] 





[Dr Barth (Stiel), Abgeordneter] 
diefe Firma nad) irgend einer Richtung hin beffere 
Garantien bietet, nach irgend einer Richtung hin etwa 
der Verwaltung der Bernfteinwerfe günjtigere Bes 
dingungen ftellt, dann ift es ganz richtig, daß man mit 
ihr allein die Beziehungen meiter unterhält. Das ift 
aber nad feiner Richtung hin bisher feftgeftellt; man hat 
bei dem erften Verfuch, den die Firma Diedrichien gemacht 
hat, um überhaupt anzufnüpfen, fie gleich zurückgewieſen. 
Man weiß ja gar nicht, in welcher Weiſe dieſe Firma 
in der Lage ift, nun den Bertrieb von Rohbernitein vor: 
en Dan weiß gar nicht, ob es durch Anknüpfun 
er Berbindung mit diejer Firma nicht vielleicht mö ie 
ift, das große Lager von Mitteljorten, das tatjächlich 
vorhanden ift, zu erleichtern. Das alles find Dinge, die 
noch ge nicht in Betracht gekommen jind. 

un jagt der Herr Minifter aber obendrein — und 
das ift bie — weshalb ich mich noch einmal 
zum Worte —— habe —, die Firma Diederichſen ſei 
mit einem ſolchen Selbſtbewußtſein aufgetreten, daß das 
ſchon allein ein Grund ſei, um mit ihr überhaupt gar 
nicht anzuknüpfen. Nun, meine Herren, der zweite Brief 
liegt mir vor, auf den der ig Minifter Bezug ge 
nommen bat, und ich muß offen geftehen: ich finde in 
biefem Brief nicht das Mindefte, was etwa den Herrn 
Minifter veranlaffen könnte, mit Mißtrauen diejer Firma 
entgegenzutreten. Es heißt an der relevanten Stelle fol- 
gendermaßen: 

Ich gehe wohl nicht fehl in der Annahme, 
dab die Übertragung des Alleinverfaufs an eine 
Hamburger Firma noch zurüdzuführen ift auf 
die frühere Firma Stantien & Beder, und be- 
ehre mich, die Anfrage an Sie zu we wie 





lange die Abmachungen mit der Hamburger firma 

nod) dauern. — Ich vermute, daß es ſich doch 

um einen Vertrag handelt, der entweder am 

31. Dezember v. J. abgelaufen ift, oder doc 

wenigftens jederzeit gekündigt werden kann. 

ch glaube, daß meine Firma in der Lage 

fein würde, in Bernftein nad China, bejonders 

nad) Canton, ganz bedeutende Umſätze erzielen 

zu können. 
Das ift der Brief, von dem der Herr Minifter jagt, J— 
er in ſeinem Ton ſo unangemeſſen geweſen wäre, da 
feiner Überzeugung nad darauf hin überhaupt gar keine 
Antwort hätte erfolgen können. 

(Sehr richtig! rechts. Sehr faljch! Links.) 
Dieſe Anfrage ift nach jeder Richtung hin fachlich, 

(ſehr richtig! links) 
nad) jeder Richtung hin höflich, und ich meine, die Kauf- 
leute, die in diefer Berfammlung anweſend find, werden 
mir recht geben, daß es fi hier um ein durchaus loyales 
und nad) jeder Nichtung bin höfliches Verfahren handelt. 
Herr Gamp ift mir allerdings fein Zeuge, auf den ich 
—— etwas zu geben habe; denn er hat ſich zwar an 
allerlei eis reg beteiligt, die der Kaufmannſchaft 
im höchſten Grade unbequem geworben find — bas it 
aber auch die einzige Beziehung, die er zur Haufmann- 
ſchaft unterhält. 
(Bravo! und Heiterkeit links.) 


BVizepräfident Dr Frhr vd. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine er na 
Ausführungen des Herm Minijters 


ben 
andelt es ſich in 
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ii Falle augenscheinlich um eine Generalvertretung, 
welche die preußiichen Bernfteinwerfe für China einem 
Hamburger Kaufmann übergeben haben. Daß, folange 
diefe Generalvertretung als foldhe dauert, ein anderer 
nicht eintreten fann, ift meines Erachtens Mar. ber 
das hat die —— Diedrichſen auch ganz genau erkannt 
und hat info gebeien angefragt, wie lange der beftehende 
Vertrag dauert. n halte ich es faufmännifch für durch⸗ 
aus angemefjen, ich halte es jogar für geboten auf Grund 
der kaufmänniſchen Höflichkeit, in einem ſolchen Falle auf 
eine derartige Anfrage eine hböfliche und eingehende 
Antwort zu geben. Das ift aber auch notwendig aus 
dem einfachen Grunde, weil vielleicht die Bedingungen, 
welche die Firma Diedrichjen geben könnte, vorteilhafter 
wären, als diejenigen, welche bie bisherige Hamburger 
Generalvertretung gegeben hat. Es würde weiter durd- 
aus in Erwägung zu ziehen fein, ob denn gerade für 
eine Königliche Verwaltung eine derartige General» 
vertretung erwünſcht ift. erinnere mich, daß bei den 
Verhandlungen über den Ankauf der vormals Stantien 
und Beckerſchen Bernſteinwerke darauf hingewieſen wurde, 
daß unter dem jetzigen Berfahren ſehr viele einzelne 
Abnehmer gejchädigt würden, indem dieſe Firma blof 
Generalvertreter hätte, und es find wiederholt Klagen 
vorgefommen, daß gewifje Leute gerade für die Fabrikation 
den Bernftein nicht befommen fonnten; e8 find aud 
fpäter derartige Klagen noch an die Königliche Bermwal- 
tung gekommen. Y möchte nur £onftatieren, daß auf 
eine Beſchwerde, die ic einmal vorgebradht habe, ber 
Herr Minifter VBeranlaflung genommen bat, darauf bin- 
— daß der betreffenden Firma der Bernſtein ge— 
iefert würde. Meine Herren, an anderer Stelle hat ja 
derſelbe Herr Miniſter oder ſein Vorgänger mit den 

Generalvertretern, die er hatte, im weſentlichen gebrochen. 

Beiſpielsweiſe im Kohlenbergbau, wo früher dies Ver— 

hältnis beſtanden hat, hat er darauf verzichtet, — 

Generalvertreter, wie ſie, wenn auch nicht vollſtändig, ſo 

doch in weitem Maße, beſtanden haben, weiter beizu— 

behalten, und bat im Gegenteil den möglichſt freihäudigen 

Verkauf durchgeführt. 

Nun fagt der Herr Minifter: ja, wir brauchen bie 
Kontrolle, damit die Abfälle zurüdgeliefert werben und 
nicht eine freie Ambroidfabrit entſteht. Ich gebe ihm 
darin vollſtändig recht; aber die Firma Diedrichjen würde 
meines Erachtens ebenfo eine Gewähr wie die Hamburger 

irma bieten, daß dieſe Kontrolle eingeführt würde. Dem 
ern Minister ift diefe Firma bioh betannt als eine 
Reedereifirma. glaube, wenn der Herr Miniſter 
Gelegenheit genommen hätte, ſich einmal beim Reiches 
marineamt zu erkundigen, jo würbe er erfahren haben, 
daß dieſe icma auch einen ſehr großen Sohlenver- 
fchleiß hat, und daß fie die Marine auf ihren oftafiatiihen 
Stationen mit Kohlen verforgt, und daß fie weiter eine 
Firma ift, welche in hohem Make am Import und 
Erport in Ehina beteiligt ift, ſodaß es aljo durchaus 
gerechtfertigt wäre, bier in Berhandlungen zu treten, 
ob einer lden Firma jpäterhin nicht auch Bernftein 
geliefert werden fönnte oder — falls das nicht zweck⸗ 
mäßig erjcheint — daß er dann der Firma ausgiebig Ant» 
wort gegeben hätte über die Gründe, warum eine ders 
artige Vertretung oder ein Ablaffen von Bernftein ihr 
gegenüber nicht zuläffig jei. 

Meine Herren, ich möchte dann fchließlich dem Herrn 
Abgeordneten Gamp nod erwidern. Er hält e3 für 
kaufmännifch nicht anftändig, daß, wern man einen Ab- 
nehmer hat, man mit einem anderen auch verhandelt. 

ch möchte ihn fragen, wenn er feine Maftochjen ver- 
auft, ob er jedem anderen Händler, der ihm vielleicht 
die Ochſen fonft abnehmen würde, fagte: ich bin für bie 
Zeit meines Lebens an meinen bisherigen Abnehmer ge- 
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[Gothein, Abgeordneter] 


bunden, ich halte es für faufmännifch nicht anftändig, 
einem anderen meine Ochjen zu verkaufen, — auch wenn 
der mir vielleicht mehr geben würbe. Sch traue dem 
Herrn Abgeordneten Gamp foviel kaufmännifchen Sinn 
zu, daß er das nicht tut, und ich halte das auch — id) 
glaube auch, der Abgeordnete Gamp würde es tun — 
mit dem Anftand eines Gutsbefikers und Vichproduzenten 
durchaus im Einklang, die Ochſen an jemand zu ver 
kaufen, der mehr gibt, und nicht den ftändigen bisherigen 
Abnehmer auf — zu behalten. 

Ich kann infolgedeſſen auch bloß die Bitte an den 
Herrn Miniſter richten, daß er doch in jenen Fällen, 
wo ein —— Generalvertrag abgelaufen iſt, auch 
die Anfrage anderer — Kaufleute in Erwägung 
zieht, und, wenn die Möglichkeit vorliegt, ihnen auch den 

bſatz von Bernftein ermöglicht. 


(Bravo! links.) 





Bizepräfident Dr Frhr 9. Heereman: Der Herr 
Handeläminifter hat das Wort. v 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, ich bin ftetS bereit, in eine erneute Prüfung des 
Falles einzutreten. Nah dem, was mir bis jett vor— 
gelegen bat, habe ich aber nicht anders antworten fönnen, 
als ich geantwortet habe. Die Antwort der Bernftein- 
verwaltung unb meine eigene an Herm Wbgeorbneten 
Dr Barth find aud im Grunde nicht Fürzer als die 
Anfrage, die die Firma Diederichien geftellt hat. Wie 
ihon gefagt, hat die Firma behauptet: ich kann ein 
roßes Geſchäft in Canton oder Hongkong machen. 
— einen Nachweis darüber, daß ſie ſachverſtändig 
in dieſem Spezialfache ſei, hat fie aber nicht gegeben. 

ch kann jagen, wenn ich als Kaufmann gehandelt hätte, 
würde ich auf eine derartige BE Anfrage entweder 
überhaupt nicht antworten oder ebenfo kurz mie bie 
Bernfteinwerke. Kann die Firma Diederichjen nachweifen, 
daf fie Spezialtenntnis in dem Gejchäft hat, jo mag fie 
das tun. In den Briefen, die mir Herr Dr Barth vor- 
gie bat, ift davon feine Rede, daß Dieberichien Herrn 
Dr Barth dahin inftrutert habe, daß er im ftande fei, 
Mittelforten in China zu verfaufen. Das ift doch ein 
ficheres Erg daß Diederichfen feine VBorftellung von 
dem Geihäft in Ebina hat; denn die Mittelforten find 
trotz zehnjähriger Bemühungen des jetigen Vertreters 
nicht abfeßbar, weil fie für die Abnehmer in China zu 
hoch im Breife liegen, Wenn Diederichfen nachweifen 
fann, daß er für dieſe Mittelforten, die auf Lager liegen, 
die aber durch meine Maßnahmen ſchon erheblich ver- 
mindert find, Abnehmer hat, fo wird mir das willtommen 
fein. Das, was er bis jekt an die Bernſteinwerke ge— 
ſchrieben hat, ließ aber in keiner Weije erkennen, daß er 
beffer informiert war, als der jegige Vertreter. 
ch behaupte nochmals, wenn man einen Bertreter 
hat, der fih 15 Jahre lang als durchaus zuverläffig 
erwiefen hat, fo hat man keinen Anlaß, auf eine andere 
Dfferte einzugehen, folange keine Gewähr dafür gegeben 
ift, dab na Sadfenntnis für Antnüpfung neuer 
Beziehungen vorhanden ift, als bei dem bisherigen 


Bertreter, 
(Sehr ridtig!) 


Bizepräfident Dr Fıhr v. Heereman: Das Wort 
hat ber —— —2 


Haus der Abgeordneten. 23. Sitzung am 17. Februar 1903. 
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Gamp, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete Gothein 
hat ſich in meiner kaufmänniſchen Begabung durchaus 
nicht getäuſcht. Ich würde nie einen ſolchen Vertrag ab» 
ichließen, zeitlebens ober auch nur für längere Zeit meine 
Ochſen an einen beftimmten Lieferanten zu liefern. Aber 
wie fann man bdiefen Verkauf von Ochſen an einem 
öffentlichen Markt vergleichen mit der Generalvertretung 
für den Berfauf von Bernftein in China! Mein, Herr 
Kollege Gothein, wer auch nur einen Schimmer von 
faufmänniicher Kenntnis bat, dem fann ein folder Ber- 
gleih nicht einfallen. Sie müffen doch erwägen, welch 
eine Summe von Wrbeit, Intelligenz und Kapital ein 
Kaufmann anwenden muß, um in einem Rande wie China 
ben Vertrieb von Bernftein mit Erfolg zu bewirken. 
Und nun fol, nachdem ein folder Kaufmann 1'/, Dezennien 
hindurch mit Erfolg gearbeitet hat, er einfach an die Luft 
gejegt werden, 


(Buruf bei den Freifinnigen: , Verlangen wirfgar nicht!) 


wenn ein anderer Kaufmann fid) meldet. Denn wenn 
der andere auch nur einen Teil des Vertriebes befommt, 
fo ift natürlich der Vorteil der Generalvertretung für 
den Hamburger verloren. Das verfteht doch am Ende 
jeder, daß, wenn zwei Kaufleute ſich in der Lage befinden, 
in China Bernftein zu verkaufen, dann eine Preisbrüderei 
ftattfinden muß, und daß dann der Kaufmann, ber 
1'Y/, Dezennien in der Sache gearbeitet hat, um den 
Erfolg feiner Arbeit fommt. 

Die Auffaffung, daß ein ſolches Verdrängen aus 
einer günftigen Poſition mit den Grundjägen eines 
anftändigen Kaufmannes nicht vereinbar ift, hat der Herr 
Minifter ausgeiprocden, und ich habe ihn nur darin unter- 
ftügt, und zwar nicht allein auf Grund meiner eigenen 
Kenntnis, was in kaufmännifchen Sreifen als anftändig 
gilt — denn ich ftehe den Berhältniffen doc etwas näher, 
als der er. Kollege Barth zu meinen fcheint —, fondern 
weil aucd meine — die dieſem Stande 
angehören, die gleiche Auffaſſung haben und das durch 
ihren Beifall dem Herrn Miniſter befundet haben. Dieſe 
Fraktionsgenoſſen gehen jo weit, zu jagen: es ift geradezu 
eine Anmaßung, von einem Kaufmann zu verlangen, was 
bier die Kieler Firma verlangt hat, ber preußiſche Staat 
jolle den Anhalt der Verträge diefer Kieler Firma mitteilen. 


(Zuruf links: Iſt ja gar nicht verlangt worden!) 


— Noatürlih; Herr Barth hat ausdrüdlih gefagt, bie 
Firma hätte angefragt, wie lange ber Vertrag noch 
liefe; das ift doch ein Zeil des Inhalts der Verträge, 


(Lachen bei den Freifinnigen) 


— die Vertragsdauer, das ift doch der wichtigfte Inhalt 
der Verträge, 
(Zuftimmung rechts.) 


Die Sade liegt fo klar, und das große Intereſſe, welches 
die Herren Dr Barth und Gothein für biefe firma 
haben, kann x mir nur dadurch erklären, daß es ſich 
hier um eine „Reedereifirma“ handelt. 


(Sehr richtig!) (Bravo! rechts.) 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Kaſelowsky. 


Kaſelowsky, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Herr Abgeordnete Dr Barth hat ie auf das Zeugnis 
der bier im Haufe anweſenden Kaufleute berufen, die in 
diefer Frage auf feiner Seite ftehen würden. Ich muß 
nun fagen, als ein Kaufmann, ber jehr viel im Erport- 
geichäft gearbeitet hat, ftehe ich durchaus auf dem Stand- 
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ee De 
[Kafelomwöty, Abgeordneter] 

punfte des Herrn Minifters und nicht auf dem Stand— 
punkt des Herrn Abgeordneten Dr Barth. 


(Hört, hört!) 
Ich glaube, wenn Herr Dr Barth in kaufmännifchen 
Beichäften längere Zeit tätig geweien wäre, dann würde 
er auch die Auffaffung, die ich habe, teilen, 

Es hat ſich bei der Antwort, die die Verwaltung 
ber lg Diedrichjen erteilt hat, doch nur um die 
einfache Frage gehandelt: find wir überhaupt in der 
Lage, eine Berbindung mit einem anderen Haufe noch 
— Dieſe Frage mußte verneint werden. 
Und jo wurde einfach dem Haufe erwidert: auf Ihre 
Anfrage teilen wir Ihnen mit, daß wir feine Beran- 
lafjung haben, in eine Anderung unjerer beftehenden Ver— 
bindung einzutreten. Ob das nun zu knapp ift — wie Herr 
Dr Barth meint — und ob, wenn man ſich die Firma 
Diedrihfen genau angejehen hätte, man dann eine 
höflichere und etwas weitere Antwort erteilt hätte, das 
ift Schließlich unmejentlich bei der Sache. Der eine Kauf 
mann antwortet vielleicht fo, der andere jo; aber es 
fommt auf dasjelbe heraus: es lag feine Beranlaffung vor, 
einen Wechjel eintreten zu laffen, und man fagte das kurz. 

Daß dabei etwa ein Gegenjag in der Behandlung 
eines Hamburgers und eines Preußen untergelaufen jei 
oder der Verwaltung jo etwas aud nur vorgeichwebt 
hätte, ift doch ganz ausgeſchloſſen. Bier handelte es fich 
nur darum, ob ein Kaufmann gegen einen anderen Kauf— 
mann in frage käme; 

(jehr richtig!) 
vom Preußen und Hamburger war ja gar keine Rebe. 

Es ift dann die Firma Diedrichjen aber zum zweiten. 
male mit einer Anfrage an die Verwaltung herangetreten. 
Meine Herren, eö wäre für mich ſehr auffällig, wenn 
ih als Kaufmann etwas rite abgelehnt habe, daß der 
Mann nochmal kommt und fragt: geben Sie mir doch 
Antwort: wie lange läuft Ihr Vertrag noch mit ber 
anderen Firma? ‘Darauf würde ich als Kaufmann auch 
nicht antivorten, 

(jehr richtig!) 


ober ich würde höchftens die Antwort haben: wie kommen 
Sie dazu, das noch von mir zu verlangen? Ich verbitte 
mir eine derartige Anfrage! 

(Sehr gut!) 

Nun bat der Herr Minifter auch jehr gute Gründe 
angeführt, weshalb er mit der Firma nicht in Geſchäſts— 
verbindung treten will, Er will ihr doch nicht alles 
fagen, was er im Geſchäft ala Gejchäftsgeheimnis hat. 
Er will ihr beifpielsweife nicht verraten, daß die Ambroid— 
fabrifation vielleicht der Grund ift, der ihn vorfichtig in 
der Wahl neuer Abnehmer macht, der ihn vielleicht bes 
fürchten lafjen fönnte, daß, wenn dieje Firma für China 
Bernitein befäme, fie daraus Ambroid heritellen laſſen 
und wieder in den Kandel bringen könnte. So etwas 
fagt man nicht. Und deshalb, meine ich, ift in dieſem 
Falle durchaus Eorreft und richtig von der Verwaltung 
gehandelt, und ift es durchaus richtig, jo fachlich zu ant— 
worten, wie der Herr Minifter geantwortet hat. 

Ich jehe als Kaufmann wirklich gar keine Beranlafjung, 
fi) in diefer Frage zu echauffieren, und ich glaube, wenn 
nicht der Wahlkreis des Herrn Abgeordneten Dr Barth 
in Betradht käme, 

(ehr richtig!) 


dann würde er fich jelber auch nicht echauffieren. 
(Bravo!) 
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Bizepräfident Dr Sehr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Barth. 


(Unruhe rechts.) 


. Dr Barth (Kiel), Abgeordneter: Ja, meine * 
das nützt nun nichts; nachdem die Sache dieſen Verlauf 
genommen hat, werden Sie mir doch geſtatten, auf die 
letzten —— ein paar Worte zu erwidern. 

Der Herr Vorredner hat damit geſchloſſen: wenn es 
ſich nicht um meinen Wahlkreis handelte, würde ich wahr- 
ſcheinlich dieſe ganze Angelegenheit gar nicht vorgebracht 
haben. Ich glaube, ich habe ſchon oft genug gezeigt, daß 
ich mich nicht bloß für diejenigen Intereſſen ins Zeug 
lege, die fpeziell meinen Wahlkreis betreffen, fonbern jehr 
häufig für andere Apntereffen, bei denen mein Wahlkreis 
ar feine Rolle fpielt. Dies ift überhaupt feit langer 
den der erfte Fall, wo ich eine Angelegenheit — 
abe, die ſpeziell meinen Wahlkreis berührt. Aber das 
allerdings gebe ich ohne weiteres zu: wenn es fi we 
um eine höchſt angefehene Firma in meinem Wahlkreiſe 
gehandelt hätte, von der id) weiß, daß fie eine Firma 
eriten Ranges ift, jo würde ich diefe Angelegenheit, in 
welcher ich die nötigen Volker befommen habe, 
bier nicht vorgebracht haben, ſondern wahricheinlic ein 
anderer. 

Nun möchte ich dem Herrn Vorredner gegenüber 
ferner darauf aufmerkſam maden, daß dieſe firma 
Diedrihfen eine der hervorragendften kaufmänniſchen 
Firmen in Scleswig-Holftein h Es ift eine ge 
die nad jeder Richtung als erftklaffig bekannt ift, mit 
welcher jpeziell das Neichsmarineamt die weittragenditen 
Gejchäfte gemadt hat. ES macht deshalb einen jonder- 
baren Eindrud, wenn die Herren erklären — Herr 
Gamp gejtügt auf das beifällige Zurufen des Herrn 
Dr Arendt — das Verfahren der Firma Diedrichſen ſei 
ein ganz unerhörtes und entipreche durdaus nicht den 
im faufmännifchen Leben üblichen Gewohnheiten uiw. 
Meine Herren, ich glaube nicht fehl zu gehen, wenn ih 
annehme, daß, wenn eine Firma, die einen folden 
Standard hat wie die firma Diedrichjen, mit einer 
folhen Anfrage an die preußifche Staatsverwaltung 
heranfommt, dann eo ipso ſchon die Vermutung gegeben 
ift, daß hier etwas geichieht, was durchaus nicht außer 
halb der Bewohnheiten des kaufmännischen Lebens ift. 


(Sehr richtig!) 


Jeder, der fih einen unbefangenen Blid bewahrt hat, 
wird dieſer Firma darin recht geben. 
Der Herr Handelsminiiter fagte: die firma 
Diedrichſen hat ung ja nicht auseinandergefegt, wie fie 
das Geſchäft zu betreiben gedenkt, nach welcher Richtung 
fie glaubt, uns einen befonderen Abſatz verſchaffen zu 
können, welche Sorten fie vertreiben will. Ya, meine 
—— wo iſt es denn Sitte, wenn man eine neue Ver— 
indung anknüpfen will, daß man alle dieſe Dinge ſofort 
ausgiebig zur Erörterung bringt? Zunächſt fragt man 
an: —— du mit mir in irgendeine Verbindung treten? — 
und mehr hat dieſe Firma einſtweilen auch nicht getan. 
Es ift durchaus nicht zutreffend, wenn der Herr Minifter 
gemeint hat, die Firma hätte mich nad) der Richtung in» 
ftruiert, daß fie eventuell in der Lage fei, Mittelforten 
von Bernftein in China zum Abfag bringen zu können. 
Eine ſolche Information ift mir nicht zugegangen; ich 
hätte auf fie auch feinen bejonderen Wert gelegt, weil es 
nicht meine Aufgabe ift, bier zu erörtern, wie das Ges 
fchäft zu machen ift. habe den Abjag von Mittel 
forten nur als eine der Möglichkeiten, die gedacht werden 
können, in die Diskuffion hineingebracht. Unjere Auf- 
gabe als Abgeordnete kann nur die fein, dafür zu forgen, 
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[Dr Barth (Kiel), Abgeordneter] 
daß nicht ohne Not Leute, die ſich an die Königliche Ver— 
waltung wenden, brüsfiert und vor allen Dingen ebenfo 
gut behandelt werden wie Nichtpreußen. Davon bin id) 
ausgegangen 

och einmal muß ich mic auf das entjchiebenfte 
dagegen verwahren, als ob ich mich auf den Krämer— 
ftandpunkt gejtellt hätte, dab die Hamburger ſchlechter 
behandelt werden jollten, als die Preußen. Ach habe 
nur hervorgehoben, ich wünſchte, daß die Preußen ebenjo 
gut behandelt werden wie die Hamburger. Bon jenem 
elenden Krämerftandpunft, der einen Unterfchied machen 
will zwiichen Hamburgern und Preußen, bin ich bimmel« 
weit entfernt. Das weiß der Herr Abgeordnete Gamp 
ebenfo gut, und ich nehme an, es war nur eine vebne- 
rifche Bigur, mit welcher er mir das er Prinzip 
unter Beifall feines Freumdes Dr Arendt unterftellte, 


(Beifall und Heiterkeit.) 





Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Ab- 
georbnete Edert. 


Edert, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Dr Barth verwahrt ſich jegt jo energiſch 
dagegen, daß ein Unterjchied zwijchen Preußen und Nichte 
veeuben Hamburgern, gemacht würde. Ich möchte ihn 
doch auf jeine Morte feftnageln, die er bei Beginn, ich 
glaube, feiner erften Rede gebraucht hat, wo er dieſen 
Unterſchied bejonders konfkentert bat. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Dann möchte ich jagen: es ift gerade hier eren- 
plifiziert worden in ber Weile, daß gejagt wurde: ein 
Kaufmann würde fich nicht jo äußern können, wie e8 
der Abgeordnete Bamp hier getan hat. Ich möchte darauf 
inweiſen, daß der Herr Stollege Gamp unter voller Zu- 
immung der gelamten Fraktion, in der ſich fehr an— 
geiebene Kaufleute befinden, gerade diefe Bemerkung 


emacht bat. 
— (Hört, hört! rechts.) 


Ich möchte auch jelbft als Kaufmann mid auf den Stand» 
punkt ftellen und ihm hier motivieren. Wenn irgend ein 
Geihäftsmann eine langjährige Verbindung mit jemanden 
hat, wie hier der Fiskus mit diefer erftgenannten Firma, 
und wenn diefe Verbindung zur allgemeinen Zufriedenheit 
beftanben X dann iſt es Ehrenpflicht des Geſchäfts- 
manns, dieſe Verbindung zu erhalten, wenn nicht ernſte 
gewichtige Gründe N 


(Hört, Hört! rechts.) 


Wenn irgend eine Unzufriedenheit hier ftattgefunden hätte, 
dann würde fih unjer Handelsminifterium wahrſcheinlich 
mit dem neuen Käufer, der fich num angeboten hat, fofort 
gerne in Verbindung geſetzt haben. 


(Sehr richtig! rechts.) 
Der Umftand aber, daß das Minifterium, wie aus der 
erften Antwort hervorgegangen ift, nicht die Abficht hatte, 
biefe Verbindung zu löjen, hätte der Firma wohl nahe 
legen können, num nicht mit einer zweiten Frage, bie 
ih aud in ihrem Inhalte für unangemefien halte, zu 
kommen. 

(Hört, hört! rechts.) 


Um das noch etwas weiter auszuführen, möchte ich jagen: 
jebe Firma, die namentlich nad) fremden Erdteilen arbeitet 
muß in ber erften Beit große Opfer bringen, um fh 
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dort ben Markt zu Schaffen, um den Markt überhaupt 
für Deutichland zu gewinnen. Dem müſſen nachher auch 
Erfolge — Paar ag 


(Sehr richtig! rechts.) 


Es ijt jehr leicht, wenn der Markt einigermaßen geöffnet 
ift, wenn eine Firma diefen Grundftein gelegt hat, daß 
dann eine andere Firma kommt und die frühere heraus» 
ubieten fucht, eben weil der Markt num einmal da ift. 

ift dann eben fehr leicht, dabei ein günftigeres Gebot 


zu machen. 
(Sehr richtig! rechts.) 


ch würde jagen, daß unfer Handelsminifterium, wenn 
es nun, nachdem dieſe Firma fo lange ihr Kapital da 
hineingeſteckt und dort gearbeitet hat, plößlic mit einem 
anderen, der vielleicht ein paar Pfennige mehr bietet, 
anknüpfen würde, es dann nicht jo handeln würde wie 
ein anftändiger Kaufmann handeln muß. 


(Bravo! redts.) 


räfident v. Kröcher: Die Beiprechung ift ges 
(Stoffen Der Tit. 3b felbft ift nicht rn 
iſt Feftgeftellt. — Ebenfo Tit. 4 und Tit. 5. 
Ich eröffne die Beiprehung über Tit. ba. Das 
Wort hat der Abgeordnete — 


Feliſch, Abgeordneter: Ich möchte nur zwei Worte 
für die Porzellanmanufaktur ſprechen. ch habe mir vor 
einigen Tagen wenigitens bier die Ausjtellung in der 
Leipziger Straße angejehen und fann nur hervorheben, 
daß id) eine jo wunderbare Ausftellung von künftlerifchen 
Porzellanmanufatturfadhen nod niemals wo anders ge- 
fehen habe. Deshalb ſage ich mir: werm auch dieje Por— 
zellanmanufattur 40 oder 50000 M jährlich mehr Eoftet, 
als fie einbringt, jo wollen wir doch damit zufrieden fein; 
fie ift ein hervorragendes Kunftinftitut, welches weit über 
die Grenzen von Preußen und Deutichland hinaus bes 
kannt ift, welches vorbildlich für unfere eigne —— 
und auch noch für andere weiter gelegene wirkt. Alſo 
ich meine: wir haben fein Bedenken, diefen Titel nicht 
bewilligen zu wollen. Ich ar das, gerade weil ich 
mir die Produfte genau angejehen habe, hier nochmals 
ausgeiprochen haben. 

Übrigens, meine Herren, wen es intereffiert, ben 
möchte ich noch aufmerkſam machen auf ein fehr fchönes 
Berfahren, wie nämlich die Farben aufgeblafen werden, 
und wie wirklih ein Farbenichmelz und eine Farben— 
barmonie dadurch erzeugt wird, wie ich fie wo anders 
noch nicht geſehen habe. Weil ich e8 mir angeſehen, 
bitte ih Sie: guden Sie fih das aud einmal ganz 
genau an. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort wird nicht 
weiter — Widerſpruch iſt nicht erhoben; Tit. 5a 
iſt —— t. 


Ebenſo Tit. 5h, — de, — 6 — und 7. — 


Sch gehe über zu den dauernden Ausgaben. 

Ich eröffne die Beiprehung über Kap. 67 Tit, 1, 
Dazu liegt vor der Antrag des Abgeordneten Defer auf 
Drudjahe Nr 48, welcher lautet: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichliegen: 
den * Minifter für Handel und Gewerbe 
u erfuchen, in Gemeinichaft mit dem Seren 
En minifter den rn Beredlungs- 
verkehr auf Grund des $ 115 bes Bereins- 
BZollgejeges in jolden Fällen zu geftatten, in 
denen durch verjchiedene Bemeljung der Preife 
für inländiiche Robftoffe und Halbfabrikate, je 
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[Präfident v. Siröcher] 
nachdem es fih um ben Abſatz im Inland 
ober im Ausland handelt, preußifchen Unter- 
nehmern die Ausfuhr ihrer Erzeugniffe un« 
möglich gemacht wird. 
Das Wort hat der Abgeordnete Defer. 


Defer, Abgeordneter: Meine Herren, in ber 
12. Sikung vom 3. Februar habe ich mir erlaubt, Ihre 
Aufmerkjamteit zu lenken auf den zollfreien Bered- 
lungsverfehr und auf die Bedeutung, die er ange— 
nommen hat, unter der Wirkung der Breispolitik der 
Rartelle. Ich habe damals eremplifiziert auf die Ge— 
wohnheit, die teild durd die Startelle felbft, teils durch 
die Angehörigen der Kartelle angenommen ift unter wirt— 
fchaftlihen Umftänden, die ich einerjeit3 würdigen fann, 
im Ausland niedrigere Preife zu ftellen als im Inland. 
Ich habe an der Hand einer Reihe von Beijpielen gezeigt, 
wohin biefe Kartellpraris führen muß, und wohin he 
bereits geführt hat, indem es preußiichen Unternehmungen 
durch dieſe verjchiedenartige Preisgeftaltung unmöglich 
gemacht wird, im Ausland zu fonkurrieren. Sie können 
nicht Eonfurrieren, weil ihr ausländijcher Mitbewerber 
durch die Kartellpreije für und Halbjabrikate 
außerordentlid; bevorzugt ift, wie ih an einer Reihe von 
Beifpielen nachweifen konnte, Die jelbftverftändliche Folge 
dieſes Vorgehens ift, daß der ausländiiche Weiterverarbeiter 
billiger * den Markt kommen kann, als der inländiſche, 
daß der ausländiſche Weiterverarbeiter im Wettbewerb 
Kira ift al3 der inländifche. Ich habe an den Herm 





inanzminifter damals die Bitte gerichtet, den zollfreien 

eredlungsverfehr auszubilden in dem Sinne, daß, wo eine 
boppelte Breisgeftaltung zum Nachteil unferer FFabrifat- 
ausfuhr vorhanden ift, er eintreten foll, damit ber in- 
ländijche Fabrikant nicht ſchlechter ſteht als der ausländische. 
Der Herr Finangminifter hat in der Antwort, die er mir 
damals erteilt hat, hervorgehoben, es fei wünjchenswert, 
diefen Beredlungsverkehr, dieſe Weiterverarbeitungs- 
induftrie im Inlande zu erhalten. Er hat weiter herwvor- 
gehoben, es handle jich vielfac; nicht nur um große, jondern 
um eine ganze Reihe von mittleren Betrieben; er hat aber in 
ber —— mid an den Herrn Handelsminiſter ver- 
wiefen, der die wirtjchaftliche Seite diefer Angelegenheit 
zu beurteilen habe, indem er hinzufügte, daß von jeiten 
der Stöniglichen Finanzverwaltung aus zolltechniſchen oder 
praftiichen Gründen ein Widerftand gegen die Ausdehnung 
des Veredlungsverkehrs nicht geleitet werde. „Wir 
haben — To fagte er — nie aus zolltechnifchen oder 
fteuerpolitifchen Gefichtspunften Schwierigkeiten gemacht 
und haben in ber Beziehung, ſoweit es wmenigftens zu 
meiner Kenntnis gelangt ift, irgend welche — 
keiten der Induſtrie nicht bereitet, ſondern wir werden 
uns dem Urteil dem Herrn Handelsminiſters darüber an— 
ſchließen, ob wir dieſen zollfreien Veredlungsverkehr zu— 
laſſen oder nicht, ob unſere heimiſchen Intereſſen das eine 
gebieten oder nicht.“ Ich habe es für wünſchenswert 
gehalten, Ihnen einen formulierten Antrag vor— 
zulegen, den Sie auf Nr 48 der Drudjadhen finden, in- 
dem ich verfucht habe, genau das Prinzip feitzuftellen, 
daß der zollfrete Veredlungsverfehr ausgebildet werden 
möge in den fällen, wo durch eine doppelte Dosen 
tung, ſei e8 im Sn oder Auslande, preußifchen Unter 
nehmern die Ausfuhr ihrer Erzeugniſſe unmöglich ge- 
macht wirb, 

Ich bitte Sie, in dem Antrag nicht mehr zu fehen, 
als darin fteht. 63 handelt fich für mich tatjächlih nur 
bei der —— und in dieſem Hauſe gewiß um die 
Ausdehnung zollſreien Veredlungsverkehrs in dieſem 
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Sinne, um die Ermöglihung der Weiterverarbeitung der 
Rohſtoffe und Halbfabrifate im Inlande, um einen Schutz 
für inländifche Berarbeiter gegen ein derartiges Borgehen 
einzelner großer Unternemerverbäde und einzelner 
Firmen, die im Zufammenhang mit diefen Unternehmer: 
verbänden ftehen. Es wurde mir allerdings von dem 
Herrn Finanzminifter eingewenbet, es ftehen Be bei dieſem 
zollfreien Beredlungsverfehr verſchiedene Intereſſen 
gegenüber; das ijt durchaus richtig. Wo aber ftehen ſich 
in einer wirtichaftlichen Frage nicht Intereſſen gegenüber, 
wo haben Sie feinen Sutereffengegenjag? Nun, meine 
Herren, bitte ih Sie, fich doch einen Moment zu ver 
gegenwärtigen, wo denn biefer a vor» 
Jane ift, und wie weit er reiht. Wir haben es ge 
eben in dem Falle, wo es ſich um die Lochanſtalt ım 
Saargebiet handelte. Dieje Fabrik wollte deutiches Roh— 
material kaufen, konnte dieſes wohl erlangen, aber zu 
wejentlich höherem Preife, als die belgiiche Konkurrenz. 
Dieje Fabrik hat fi an den Provinzialfteuerdirektor ge 
wendet und ihn gebeten, den zollfreien Beredlungsverfehr 
uzulaflen. Er iſt ihr abgelehnt worden, weil verſchiedene 
——— dabei in Frage kommen. 

Nun, meine Herren, der ausländiſche Weiterver- 
arbeiter befommt das deutſche Rohmaterial billiger wie 
der inländiiche. Wenn nun ber inländifche Weiterver- 
beiter den zollfreien Veredlungsverkehr zugeftanden er- 
hält, befommt er das inländifche Nohmaterial zu 
denjelben Bedingungen wie der ausländijde. 
In diefem Momente ift ja ein ntereflengegeniag gar 
nicht mehr vorhanden. Dieſer — atz ek 
höchſtens darin, ob ber deutiche Fabrikant fein Ro 
material an das Inland oder Ausland verkauft zu den- 
felben Breifen in dem einen wie in dem anderen * 


Ich glaube, da kann man kaum noch von einem Inte— 
reffengegenjage ſprechen; aber es ſprechen fehr gewictige 
Gründe dafür, dag man in diefem Falle den zollfreien 
Veredlungsverkehr gejtattet, weil dann die Arbeit im 
Inlande bleibt und nicht in das Ausland getrieben wird. 

Nun, meine Herren, möchte ih Sie aud bitten, 
wenn man bier die Nachteile hervorhebt, die aus ber 
Geichäftsgebarung einzelner Sartelle entitehen, daraus 
nicht auf eine prinzipielle Gegnerfhaft gegen die 
Kartelle zu Iliefen. Man hat eine große Neigung, 
—— der die Singer in dieſe tiefe Wunde legt, u 
agen: du bijt ein Gegner der Kartell. Das ne 
keineswegs der Fall zu fein. Man kann die guten 
Seiten der Kartelle hervorheben, braucht aber nicht über 
zeugt zu fein, dab fie jamt und fonders ohne Schuld 
und Fehle daftehen. m Gegenteil ift eine Reihe von 
Kartellen gewiß wirtichaftlih müßlich geweſen; ob eine 
andere Reihe ebenſo diefen Ruhm verdient, kann man außer 
ordentlich bezweifeln, Ich habe bei einer anderen Gelegen- 
heit einmal gejagt: mit den Kartellen geht es jo wie mit 
den Frauen; die beiten find diejenigen, von denen nicht 
geredet wird, und man kann hinzufügen: diejenigen, von 
been recht viel geredet wird, find in der Regel nicht bie 

ejten. 

Meine Herren, ich für meine Berfon unterfchäge die 
Kartelle weder in ihrer hiftoriichen Entwidlung nod in 
ihrer nationalöfonomifchen Bedeutung. Wir Pi hier 
eine jo ftarfe und gewaltige Maflenbewegung vor uns, 
daß wir gar nicht die Neigung haben, ihr mit geſetz 
geberifchen Mitteln etwa entgegentreten zu wollen. 
möchte jagen, daß wir in unferer ganzen wirtichafts- 
politijchen Geſchichte nur eine Periode haben, die der 
egenwärtigen annähernd gleich kommt: das war bie 
Beriode bes Emporſteigens ber Zünfte und Innungen. 
Damals jehen wir diejelbe gewaltige genofjenfchaftliche 
Bewegung durch das ganze wireihaftli e Gebiet eben, eine 
genoffenfeaftlice Bewegung, bie hinübergreift auf das poli» 
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[Handeld: und Gewerbe-Etat] 


IOeſer, Abgeordneter] 
tiſche Moment, diemitdem wirtichaftlichen auch den politischen 
fluß zu gewinnen fucht; wir jehen, daß das ganze wirt- 
ichaftliche Leben innerhalb diefer Form der Zünfte, innerhalb 
der Form der Handwerkögenojjenjchaften ſich vollzieht. 
Wenn wir da weiter hineinbliden, jo fommen wir von 
jelbft auf die Parallele, daß das, was ſich damals in den 
von engen Mauern umgürteten Städten abfpielte, in dem 
eng begrenzten lofalen Markte, auf dem Boden des 
Handwerks, jegt entjteht auf dem Boden der Groß— 
induftrie, auf dem Boden bes nationalen Marktes, 
binausgreifend weit in die Welt, foweit überhaupt ein 
Warenverkehr vorhanden ijt. 

Über, meine Herren, wenn wir Dieje —— 
iehen, ſo können wir auch zugeſtehen, daß in dieſer guten 
Belt, in der Zeit des Aufihwunges, wo die Zünfte ſich 
noch durchdringen ließen von fozialem Geijte, die Zünfte 
höher ftanden, als die Kartelle heute ftehen, daß Die 
Zünfte damals nicht allein eine Preispolitit getrieben 

aben, fondern darüber hinaus gejorgt haben nicht nur 

für ihre Ungeftellten, jondern auch für * Abnehmer, 
daß F aus wohlverſtandenem eigenen Intereſſe durch 
eine Reihe von Vorſchriften auch feſtzuſtellen ſuchten, daß 
der bei den Zunftgenoſſen Beſtellende nicht zu kurz ge— 
kommen iſt, daß er nicht übeworteilt iſt, und daß er 
für den Preis eine gerechte Ware erhalten hat. 

Und, meine Herren, noch eine Parallele iſt wohl 
möglich. Damals in dem engen Markt der kleinen Stadt 
war es auch möglich, die Zünfte fehr ſtark im Baum zu 
halten; wenn die Zünfte ihren Pilichten gegen ihre Ab- 
nehmer nicht gerecht wurden, jo hat man nicht geſäumt, 
durch das Mittel der temporären Aufhebung der —— 
und Bannrechte eine Konkurrenz zu ſchaffen und die 
Bünfte wieder auf das Niveau zurädzuführen, daß fie 
ehrliche und gerechte Arbeit zu ehrlichen und gerechten 
Preiſen leiften mußten. 

Es zeigt alfo, meine Herren, daß man immer da, 
wo Vorteile vorhanden find in einem gefchlofjenen Kreiſe, 
verjuhen muß, die Nachteile, die aus diejen Borteilen 
für andere entftehen, zu überwinden. Die Schußzoll- 
politif, unjere offizielle Wirtfchaftspolitif, bietet — den 
Unternehmern große Vorteile. Dieſen Vorteilen ſtehen 
für die Allgemeinheit weſentliche Nachteile gegenüber, und 
wir müſſen verſuchen, ſoweit wir es in den Grenzen 
unſeres Machtbereiches können, dieſe Nachteile zu be 
feitigen, nicht zum mindeften aud, meine Herren, im 

ntereffe der Sartelle felbit. Es wird ja von vers 
tändigen Beurteilern und verjtändigen Mitgliedern der 
Sartelle bereitö zugegeben, daß dieſe doppelte Preis- 
geitaltung der Sartelle nicht immer ein Segen geweſen 
it, daß ſie jchwere Nachteile im Gefolge haben kann, daß 
die Kartelle durch die Art diefes Vorgehens fich ſelbſt 
ſchädigen, indem fie ihre Abnehmer xuinieren. Wenn 
die Kartelle durch die Bevorzugung des Auslandes im 
Preije den inländiihen Abnehmer jchädigen, fo werben 
fie einmal vor den Moment geftellt, wo der Abnehmer 
im Inlande nicht mehr in der Lage ift, ihnen die Preife 
zu zahlen, die jie verlangen, und wir haben es an einer 
ganzen Neihe von Beitpielen bereits erlebt, daß die 
Kartelle tatjächlich deutiche Induſtrien hinauszutreiben 
beginnen und vielleicht ſchon hinausgetrieben haben. Ich 

be es gezeigt an dem Beiſpiel des niederrheiniichen 
lußſchiffsbaues, der durch die doppelte Preiögeftaltung 
der Sartelle nad Holland hinausgetrieben wurde, Wir 
haben es an der Drahtinduftrie gefehen, daß Unter- 
nehmungen hinausziehen mußten. ch babe den jüngften 
all Klönne angezogen — obgleidy ich über die ver: 
chiedenen Verhältniſſe nicht unterrichtet bin —, wo eben- 
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falls in den Zeitungen mitgeteilt wurde, daß hier eine 
preußifche Unternehmung fd gendtigt gejehen habe, einen 
Zeil ihres Betriebes in das Ausland zu verlegen, meil 
fie im Auslande von den deutjchen Unternehmern billiger 
bedient wurde als im Inlande. Es ift ganz richtig, daß 
in diefem Falle nicht nur der Staat gefchädigt wird; auch 
die Arbeiter werden dadurch zweifellos gejchädigt. 

Meine Herren, ich habe nicht die Abſicht, die prinzis 
pielle Frage anzuſchneiden, wie man ſich überhaupt zu 
den Sartellen ftellen foll, ob man fie anerkennen oder ab— 
lehnen ſoll, obgleich ich ja meinen perſönlichen Stand» 
punft darin bereit3 dargelegt Habe; ich glaube, dieſe 
prinzipielle Frage können wir ruhig vertagen, bis bie 
Rejultate der Kartellenquöte vorliegen, und ich habe 
auch bedauert, daß der Herr Handelsminijter bereits in 
einer feiner legten Neden gejagt hat, es jcheine ihm ein 
gejetliches —— nicht am Platze zu fein. 
meine, wir wollen heute noch nicht darüber entjcheiden, 
jondern wir wollen die Mejultate abwarten, welche die 
Enquete bringt; dann haben wir eine Unterlage für unfer 
Urteil, und ich hoffe, daß vor allen Dingen äuch die Er: 
gebnifje diefer Kartellenquéte in mög weitem Maße 
der Offentlichfeit zugänglich gemacht werden. 

Daß wir auf diejem Gebiete eine gewiſſe Vorficht 
anwenden müjjen, das, meine Herren, geht für mich auch 
ichon daraus hervor, daß wir es hier doch mit Neuland 
zu tun haben, daß wir ein neues Gebiet betreten, wo 
Aufmerkiamkeit immer am Plate ift, und dag wir hier 
wahricheinlih aud eine Perfpektive gewinnen für bie 
künftige Organifation des wirtjchaftlihen Lebens, eine 
DOrganifation, die wejentlich durch die Zufammenballung 
großer Mafjen dargeftellt werden wird, ein Zufunftsftaat, 
der wahrfcheinlich ganz anders ausjehen wird, als mander 
Zufunftsftaatsutopift außerhalb des Haufes ihn fich gern 
erträumt, 

Daß mit einem einfachen gefeglichen Verbot gegen 
die Kartelle nichts auszurichten ih, bat man ja in 
Amerika erlebt, wo man Strafen von 5000 bis 10 000 
Dollars und ſogar Kerkerftrafen von 5 bis 10 Jahren 
auf die Errichtung von SKartellen geſetzt hat; trotzdem 
blüht das Startellmejen in den Bereinigten Staaten. 
Derartige Mittel haben nur dahin geführt, daß man zu 
einer Umgehung jchritt und nun neue Formen für den 
Abſchluß von Kartellen ſucht, die nicht unter die geſetz— 
lichen Beftimmungen fallen. 

Nun, meine Herren, glaube ich, man kann fagen, daß 
der Wert der Sartelle in der —— zu ſuchen iſt, 
und deß alle Vorteile, die die Kartelle darbieten, Vor— 
teile der Vergeſellſchaftlichung und Zuſammen— 
ballung von —— Intereſſen ſind, daß 3* Bor: 
teile in der einheitlichen Leitung, der Ausjchaltung 
unwirtſchaftlicher Arbeit, unmwirtichaftliher Spejen, der 
größeren Stoßkraft, die man durch die Zufammenballung 
größerer Leiftungsfähigkeit und von einem einheitlichen 
Willen geleiteter Mafjen gewinnt, damit auch verbunden 
eine größere Stonkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt. — 
Ganz zweifellos ift, daß diefen Vorteilen Nachteile gegen- 
überitehen. Dieſe Nachteile beftehen im wefentlichen eben 
in dem Gegenjag der Bergejellihaftlihung, nämlich in 
dem Mangel der Vorzüge, die das individualiftiiche 
Syſtem der Vergeſellſchaftlichung gegenüber befigt: es ift die 
fehlende Cingelinitiative, das ‚rigen des Einzel⸗ 
ftrebens und des Cinzelinterejjes, daß der Einzelne 
eigentlich nur noch beteiligt an dem Vorteil, dem Wohls 
ergehen des ganzen —— iſt, das er durch 
feine Individualitůt, durch das Ausbilden neuer Methoden, 
neuer Ideen nicht mehr den Vorteil hat, den er in einem 
anderen Syſtem haben würde uſw. 

Der Herr Kollege Hirſch hat am 3. Februar hier 
auch geglaubt Fe. zu follen, daß m Kartelle 


1511 


ee 


[Oefer, Abgeorbneter] 


aud für die Urbeiter gewiffe Vorzüge befigen. Er 
bat betont, die Kartelle hätten jich während der guten 
Beit der Erhöhung der Arbeitslöhne nicht widerfegt. Ya, 
meine Herren, das ift auch gar nicht behauptet worden. 
In einer Zeit hochgehender Konjunktur haben die Kartelle, 
die gute Gefchäfte machen, wirklich keine Beranlafjung, 
die Arbeiterlöhne herunterzufegen; ob aber dieje Arbeiter: 
löhne in den Kartellen auch in der Zeit der nieder 
gehenden Konjunktur beftehen bleiben, das ift eine Sache, 
die wir jedenfalls noch nicht beurteilen wollen, und bie 
wir jedenfalls nicht in der Beleuchtung des Herrn Sol» 
legen Hirſch erbliden möchten. Die Arbeiter können, fo- 
fern die Kartelle ihre Organifation vollendet haben, jofern 
fie ihre großen volkswirtſchaftlichen Aufgaben zu erfüllen 
vermögen, infofern fie eine gewiſſe —— in die 
Anarchie der Produktion hineinbringen, zweifellos auch 
für die Arbeiter günſtig wirken, inſofern ſie auch für die 
Nachfrage in bezug auf Arbeitskraft eine gewiſſe Stetig- 
feit herausbilden. 


(Abgeordneter Gamp: Sehr richtig!) 


— Sa, ſehr richtig! — aber auf der anderen Seite ift 
nicht zu verfennen, daß die Nadhfrage den Preis 
hebt, und daß diefer Grundſatz aud für die wahre 
Arbeit” gilt, daß, wenn ein ganzer Induſtriezweig 
Eartelliert ift, die Unternehmer 2 dem Ar⸗ 
beiter gegenüberſtehen wie eine einzige Perſon, daß alſo 
hier von einer Konkurrenz in bezug auf die Arbeitskraft 
nicht mehr die Rede fein kann, und daß dann die Unter: 
nehmer die fo gewonnene Gewalt auch leicht unter ge- 
wiſſen Umftänden anwenden können zur Unterdrüdung 
des Arbeiterd, zur Serobiegung der Löhne. Wir haben 
in legter Zeit verjchiedene Meldungen bekommen, daß 
gerade unter der Wirkung der verfchiedenen Preis- 
geftaltung der Startelle einzelne Unternehmer genötigt 
waren, die Arbeitslöhne herunterzufegen. Das ijt an 
der holländifchen Grenze geichehen, wo die Unternehmer 
es damit motivierten, daß fie fagten: wir find nicht mehr 
in der Lage, diefe Löhne zu zahlen, weil uns die Kar— 
telle fchlechter behandeln als das Ausland, ſodaß wir, 
um”mit dem Ausland konkurrieren zu können, irgendwo 
jparen müfjen, und da wir an der Ware jelbit nicht 
fparen können, fo miüflen wir's an den Arbeits 
löhnen tun. 
Ich möchte darauf hinweifen, daß legthin eine Ein- 
abe des „Bergischen Fabrikantenvereins“, der forporativen 
ertretung der beutjchen Stleineifeninduftrie, in bezug auf 
die Kartelle veröffentlicht worden ift, worin genau diejer 
Gedankengang enthalten war: 

Die Verbände zwingen ihre inländiichen Ab- 
nehmer, bei Bezug eines gewiffen Duantums 
von Rohſtoffen neben vollwertigem Material 
auch eine entjprechende Menge minderwertigen 
Materials mit in den Kauf zu nehmen. 

Die Kartelle nehmen nun dieje ihre Monopol» 
ftellung infofern einfeitig wahr, als fie ohne 
Nüdfiht auf die weiterverarbeitende Induſtrie 
des Inlandes die Preiſe feftiegen, was die 
BWeiterverarbeitungsinduftrie ihrerjeits nur wieder 
ausgleihen kann dur eine Verminderung des 
Unternehmergewinnes oder Lohnreduftionen, 
Hebung größerer Anforderungen an die Qualität 
des Wrbeitermateriald oder Einführung voll- 
kommen zweddienlicher maſchineller Einrichtungen. 

Alſo hier wird von den Kleineiſenfabrikanten ſelbſt gejagt: 
wir können uns ben Sartellen gegenüber kaum noch 
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anders helfen als dadurch, daß wir den Lohn reduzieren, 
arbeitfparende Mafchinen einführen nm In der Be 
ziehung würde ich alfo für meine Berjon ben Kartellen 
mit einem gewiflen Mißtrauen begegnen. 

Aber es handelt ſich nicht um die Entſcheidung diejer 
Trage, wie wir uns prinzipiell zu diefen Kartellen ftellen 
wollen, fondern ich möchte Ihnen eine rein praktiſche 
Droge vorlegen, die Sie in dem Antrag auf Nr 48 der 

ruckſachen formuliert finden. Es ift feine frage, daß 
die doppelte —— die inländiſche Fabrikation 
geſchädigt hat, und ich glaube, es iſt niemand im Hauſe, 
der ſagen würde, dieſe Behauptung ſei falſch, es liegen 
keine Schädigungen vor. Es iſt, ſoweit ich es beobachten 
konnte, im Gegenteil in der Preffe aller Barteien und 
auch von den Bertretern ber verichiedeniten Parteien 
ausgeiprohen worden, daß tatſächlich dieje Schädigung 
der inländifchen weiterverarbeitenden Induſtrie durch die 
verichiedenartige Preisgeftaltung vorliegt. Wenn das 
aber eine Tatjache ift, die alleriwärt? anerkannt wird und 
anerkannt werden muß, die fi aud durch markante 
Beiipiele belegen läßt, und wenn uns ein Mittel bekannt 
ift, um — des Rahmens unſerer Befugniſſe hier 
einzugreifen, ſo iſt es unſere Verpflichtung als Vertreter 
des Volkes, daß wir ſagen: gut, ſo wollen wir empfehlen, 
daß dieſes Mittel angewandt wird, damit den weiter 
verarbeitenden Fabrikanten wenigftens eine gewiſſe Er- 
leichterung zu teil wird. 

Meine Herren, die Frage hat eine allgemeine volks— 
wirtjchaftliche Bedeutung, und es ift ja nicht ausgemacht, 
daß 3.8. die doppelte ‘Preisgeftaltung in dem Umfange 
notwendig wäre, wie das heute geſchieht. Wenn Sie die 
ausländiiche Preſſe verfolgen, fo werden Sie finden, daß 
man bort —* daß die Preiſe niedergehen, weil ein ſo 
empfindliches Angebot von Deutſchland aus kommt, daß 
alſo gerabe durch die Art, wie die deutſchen Exporteure 
die Preiſe niedrig halten, der Weltmarktpreis gedrückt 
würde, und daß die niedrigen Preiſe auf dem Weltmarkt 
eine Folge dieſes Vorgehens wären. Man ſagt alſo den 
deutſchen Kartellen und Exporteuren nach, daß ſie durch 
die Art ihres Vorgehens den Weltmarktpreis drüden. 
Das wird auch anfchaulich, wern man fich einige Zahlen 
vergegenwärtigt. Es ift letzthin fchon von dem Herrn 
Abgeordneten Bothein an den Verband Deutfcher Draht: 
ftiftfabrifanten erinnert worden, der in einem gewiſſen 
Zeitraum — ich glaube, es war in einem halben Jahre — 
12 Millionen Mart am le Geſchäft verdient 
und in der gleichen Zeit 859 000 Mark am ausländifchen 
Geſchäft verloren hat, d. h. der ausländiiche Preis war 
jo billig gemacht, daß man daran eine derartige Summe 
verlieren mußte. 

Nun denken Sie über diefet Beijpiel mal einen 
Augenblid nad. Wenn 859 000 A dem Ausland gegen 
über verloren und 1,2 Millionen im Inland verdient 
werben, fo bedeuten die 859 000 AM die Steuer, die vom 
Kartell den inländifchen Abnehmern auferlegt wird. 


(Sehr richtig! linke.) 


Die inländifchen Abnehmer müſſen 859 000 M in einem 
halben Jahr an das Kartell bezahlen, damit diefes im 
Ausland die Ware fo billig — kann. Das 
wirtſchaftlich doch außerordentlich bedenklich, und man mu 

ſagen, daß ein derartiges Vorgehen zum mindeſten nicht 
geeignet iſt, die Konſumtionskraft des Inlandes zu heben, 
und daß hie au einmal ein Zuftand eintreten Eann, 
wo die einheimiiche Volkswirtſchaft verfagt, wo ber Abſatz 
nicht mehr zu finden ift, weil Raubbau an inländifchen 
Abnehmern getrieben wird, weil feine Kauftraft mehr 
nachwachſen kann, wenn bem —— von 1,2 Millionen 
u 859 000 A Gewinn und Berluft ſich gegenüberftehen, 
ie beide aus dem Inland herausgezogen werben mußten, 
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Nun hat der Abgeordnete Hirſch am 3. Februar 
auch gemeint, daß .es fich bier nicht um eine Preispolitif 
der Kartelle handle; denn es feien nur wenige Sartelle, 
die die Ausfuhr felbft beherrichen; in der Regel gäben 
Kartelle ihren Mitgliedern die Ausfuhr vollitändig frei. 
Das ift ein Argument, das durchaus daneben trifft. Es 
ift immer das Kartell, das dahinter fteht. Ob nun das 
Kartell jagt: ich will die Ausfuhr ebenfalls regulieren — 
oder ob es jagt: ich will im Inlande fo hohe Preiſe 
ichaffen, daß ihr in der Ausfuhr vollftändig frei bleibt —, 
das ift kein fo großer Unterfchied. Vielleicht wäre es 
fogar bejjer, wenn die Kartelle die Ausfuhr mit ein- 
beziehen würden; denn dann würden ſolche Unterbietungen 
nicht vorfommen, wie fie jett vorkommen, wo jedes 
Kartellmitglied fucht, von der Ausfuhr möglichft viel an 
fih zu reißen und noch billiger zu fein als der andere 
Konkurrent, der ebenfalls im Kartell ift. In der Sache 
beweift das alſo gar nichts. 

Ich habe in dem Antrage nicht gejagt, daß nur da, 
wo die Kartelle eine doppelte Preispolitit einführen, 
der zollfreie Vereblungsverfehr eintreten ſoll. Ich habe 
davon gejchiwiegen, weil es nicht darauf ankommt, wer 
dieſe doppelte Breispolitit treibt. Es kommt darauf an, 
daß man nicht durch billigen Abſtoß von deutſchen Roh— 
ftoffen und Halbfabritaten das Ausland in die Möglich— 
keit bringt, unſerer iweiterverarbeitenden Induſtrie das 
Brot zu nehmen, daß wir alſo unferer weiterverarbeitenden 

—* die Möglichkeit bewahren, ebenfalls auf dem 
Dieſe Möglichkeit müſſen 





Indu 
— zu konkurrieren. 
wir ſchaffen, indem wir ein Ventil ſuchen, duxch das 
billige Preiſe einftrömen können. Es handelt fich aljo 
im wejentlihen nur um Wobftoffe und Halbfabrikate; 
denn die weiterverarbeitende Induſtrie kommt nicht in 
Betracht, weil es ſich da ſchon um Fabrikate handelt, 
die einer weiteren Bereblung nicht mehr zu unter 
ziehen find. 
Meine Herren, die Beijpiele aus dem Flußichiffbau, 
aus der Lochblechinduftrie, aus der Drahtftiftinduftrie, 
aus der Majcineninduftrie, die das letztemal ſchon 
angeführt worden find, aus der Sleineifeninduftrie, aus 
der Tertilinduftrie zeigen, daß überall die gleichen Manis 
pulationen vorgenommen werden, und daß überall die 
leiche Notwendigkeit vorhanden ift, einzugreifen. Die 
Bafıs diejes Eingreifens bildet der $ 115 des Boll 
vereindvertrages; diefer $ 115 fagt: 
—— welche zur Bearbeitung, zur Ber: 
vollfommnung oder zur Reparatur mit der Be— 
ftimmung zur Wiederausfuhr eingeführt werden, 
können vom Eingangszoll befreit werden. 
Alfo Gegenftände, an denen eine Bearbeitung im In— 
lande vorgenommen werden foll, können freigelaften 
werden. Das Prinzip wird man auch vom fchußs 
öllnerifchen Standpunkt als richtig anerkennen müſſen. 
er Schußzoll foll ja nur den inneren Markt auf ein 
höheres Preisniveau hinauftreiben, aber den Weltmarkt 
möglichit frei laffen; er joll der einheimischen Induſtrie 
nicht die Möglichkeit nehmen, auf dem Weltmarkt zu 
konkurrieren. Dadurd, daß Materialien in das Inland 
bineingebracdht werden, die nur einer Bearbeitung unter: 
gogen werden, die aber nicht in das Bollinland ein« 
ngen, die nicht auf den Markt kommen, die nicht einen 
Si auf ben Preis ausüben, bleibt die offizielle Wirt- 
ichaftspolitif vollftändig unberührt. Wir können alfo 
den zollfreien Beredlungsverkehr ausbilden, 
ohne mit der herrſchenden Wirtſchaftspolitik in 
Konflikt zu geraten. 
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Meine EA ih glaube ei daß der Zeitpunkt 
gi end ift, ein Holches Erſuchen an bie —— 

iniſter zu richten. Wir ſtehen vor dem Inkraft-— 
treten eines neuen Bolltarifes, von dem wir er» 
warten, baß er ein internationales Anjchwellen der 
ſchutzzöllneriſchen —— hervorrufen wird. Je höher 
nun die en in unferem Abnahmegebiete hinaufgetrieben 
werben, deſto mehr müljen wir befürchten, daß unfere 
einheimifchen Unternehmer verjuchen werben, auf diejem 
Gebiete dadurch feiten Fuß zu behalten, daß fie einen 
Teil Be Betriebe dorthin verlegen. Dadurch wird 
zweifellos das Inland geihädigt. Wenn mir dagegen 
auftreten wollen, müſſen wir verfuchen, den Betrieben 
möglichft billige Rohſtoffe zu verſchaffen. 

Meine Herren, ich weile aud) auf die Vereinigten 
Staaten hin, die mit außerorbentliher Liberalität 
zwar nicht den zollfreien Veredlungsverkehr, wie wir 
ihn kennen, aber die Zolrüdvergütungsfrage gelöft haben 
und jedem Fabrifanten ermö lichen, daß er mit möglichft 
wenig Umftänben wieder eusführen ann, was er in dem 
Inlande bezogen und verarbeitet hat. Ich möchte Sie 
auch auf die Beftimmungen des öfterreih-ungarifchen 
Bolltarifs hinweifen, in dem vorgefehen wird, daß 
man unter den jegigen Umftänden gezwungen fein wird, 
dem zollfreien Beredlungsvertehr eine viel größere Be- 
deutung beizumefien als in ber Serammaenhelt Alles 
dies jagt uns doch, daß wir in der Sk nicht zurüd» 
aan jollten, daß wir ſelbſt die Initiative ergreifen 
müffen. 

Nun bitte ich Sie um eines: nicht zu glauben, daß 
die Tendenz des Antrages darauf Hingeht, Rohmaterial 
und Halbfabrifate aus dem Auslande zu beziehen. Ein 
folder Irrtum läge nahe, weil es fich bier um ben 
zolfreien Bereblungsverkehr handelt. Aber ich habe 
mir 'bereit$ das letztemal — hinzuweiſen erlaubt, 
daß in den Fällen, wo der zollfreie Beredlungsvertehr 
eingeführt ift, in der Regel der Bun, aus dem Aus⸗ 
lande nicht eintrat. Denn in dem Moment, wo der 
rt die Möglichkeit befigt, feine Rohitoffe und 

albfabrikate billig aus dem Auslande zu beziehen, in dem 
Moment gilt er für bie Kartelle ebenfalls als 
Ausland und genießt alle Vorzüge, die die Startelle 
dem Auslande einräumen, Wir haben das genau gefehen 
an dem Beilpiel der Flußichiffswerften: fie galten den 
Kartellen jo lange als Ynland, als ihnen der zollfreie 
Bezug nicht zu handen war, und fie haben umfonft ver- 
fudı, von den Startellen Zugeftändniffe zu erlangen, Die 
e3 ihnen ermöglicht hätten, mit der holländijchen Kon— 
furrenz zu wetteifern. In dem Moment aber, als die 
Neihsregierung fagte: ihr bekommt den zollfreien Bezug 
der Rohinaterialien, fagten die Kartelle: jet ſeid ihr 
auch für uns Ausland und bekommt alle Borteile, die 
ber ausländifche Betrieb ebenfalls hat. So ift der zoll» 
freie Veredlungsverkehr in erfter Linie das Mittel, um 
ben weiterverarbeitenden Fabrifanten die Möglichkeit zu 
bieten, im Inland zu kaufen, aber fo billig zu kaufen 
wie das Ausland, fo billig, daß fie auch weiterhin kon— 
furrieren können. 

Nun, meine Herren, hat man ja verfucht, im Reichstag 
dieſe DR zu löfen, indem man eine fogenannte Kartell» 
klaufel in das Zolltarifgeſetz bineinbringen wollte. Dieſer 
Berfuch ift, wie Sie willen, nicht geglüdt. Es gibt aud) 
eine große Neihe von Fabrifanten, die von der Boll- 
a te | fi größere Vorzüge verjprechen als 
von ber Einf rund der zollfreien Veredlung. Ich 
glaube, daß diefe Fabrikanten eine große Enttäufchung 
erleben werden, und daß man befonders in der ZTertil- 
induftrie, wo man fehr viel auf die Bollrüdvergütung 
ot: erfahren wird, daß es in der Weije nicht glüdt, 
daß man ihnen ſchwerlich die —— — ewilligt. 
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Demgegenüber hat der Modus, den ich mir vorzujchlagen 
erlaube, gewiß große Borzüge: einmal den Borzug, Hr 
die Mehrheit diefes Hauſes "edenfalls ; daß er innerhalb 
der offiziellen Wirtfchaftspolitif bleibt, daß er an ben 
beftehenden Zöllen nichts ändert und nicht rührt, daß er 
eben nur ermöglichen will, den Fabrikanten der Vorteile 
teilhaftig werben au laſſen, die das Ausland genieht. 
Meine Herren, ich glaube fogar, daß hier einer der wenigen 
Punkte vorliegen wird, wo Schußzöllner und Freihändler 
Hand in Hand gehen fünnen, da es ſich doch hier um fo 
ichreiende und tatfächliche Mißftände handelt, daß man 
ein derartiges Mittel von beiden Seiten, meine id, 
empfehlen und begrüßen jollte, 

ch bitte nochmals, meine Herren, in dem Antrage 
nicht mehr zu fehen, als was er befagt. Ich will nicht 
beftreiten, daß feine Annahme vielleicht ala eine erſte 
Verwarnung an die Kartelle aufgefaßt werben 
könnte, daß er als eine Mahnung an die Sartelle er 
ſcheint, in diefer doppelten Preispolitit den Bogen nicht 
zu überfpannen. Aber, meine Herren, im übrigen bleibt 
beftehen, daß der Einführung oder der weiteren Aus— 
dehnung dieſes Verkehrs ja die Prüfung von Fall zu 
Fall vorausgehen müßte, die in den Händen des Herm 
Handelsminilters liegt, dab man alſo bier die Umjtände 
genau Eontrollieren kann, ob eine derartige Schädigung 
der einheimifchen Intereſſen vorliegt, daß man zu dem 
Veredlungsverkehr fchreiten ſollte. Alſo ich wüßte nicht, 
welche praftiichen Gründe gegen den Antrag geltend ge- 
macht werden fönnten, und ich richte meine Bitte an 
jämtliche Parteien diejes Haufes, dem Antrag ihr Wohl- 
wollen zuzumenden und für den Antrag zu Stimmen. 


(Bravo! links.) 











Prä v. Kröcher: Der Herr Handelsminifter 
hat das Wort. 


Möller, Minijter für FE und Gewerbe: Meine 
Herren, der Antrag ftöht offene Türen ein. 


(Sehr richtig! bei den Freikonſervativen.) 


Er erihöpft nur nicht die ganze Frage; es kommen noch 
andere Gefichtspunfte bei der Prüfung der Frage in Ve— 
— En ein Beredlungsverkehr zugelaffen werden kann 
oder nicht. 

Meine Herren, der Veredlungsverkehr erftredt ſich 
ja nicht nur auf den fogenannten aktiven Vereblungs- 
verkehr, von dem der Herr Vorredner geiprochen hat, 
fondern auch auf den fogenannten palfiven, d. h. wo wir 
Waren ins Ausland ſchicken, um fie dort veredeln zu 
lafjen. In beiden Fällen wird aber durchaus gleichmäßig 
in — einzelnen Falle geprüft, ob das vorliegende in— 
ländifche Intereſſe dafür richt, den Beredlungsvertehr 
zuzulaſſen oder nicht. Es wird in erfter Linie darauf 
ne wo ber größte Arbeitäwert liegt; denn ben grö— 
eren Arbeitäwert haben wir zu ſchützen. 


(Sehr richtig!) 


Es handelt ſich dabei um komplizierte Fragen, die lange 
Storrefpondenzen erfordern, meilt Monate zu ihrer Er- 
ledigung in Anſpruch nehmen. Diefe Berhandlungen 
werden nidit von meiner Verwaltung allein geführt, 
fondern auch das Finanzreſſort hat dabei mitzuwirken, 
insbefondere die Bezirköfteuerverwaltungen. Bon mir 
werben bie —— pro et contra gefragt; die 
verſchiedenen Intereſſentenvereine gefragt, und nötigenfalls 
Sadverftändige vernommen. Es wird mit großer Gründ- 
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lichkeit gearbeitet. Danach find in ber Mehrzahl der 
älle, wie ich annehme, bisher durchaus fachlich berechtigte 
nticheidungen getroffen worden. 

Daß man im Hinblid auf den neuen Bolltarif in 
noch intenfiverer Weife wird prüfen müffen, ob ber Ber: 
edlungsverkehr zuläffig fein wird oder nicht, darüber 
babe ich ald Kommiſſar der preußischen Regierung und 
unter ausdrüdlicher Zuftimmung aller — 
in der Zolltarifkommiſſion eine längere Erklärung abge— 
— und dort auch ſchriftlich zu Protokoll gegeben. 
Darin fteht Eipp und Ear ausgefproden, daß man, info» 
weit durch erhöhte Zölle verichärfte, ichädigende Wir 
fungen eintreten könnten, für die verarbeitenden Induſtrien 
in noch weitgehenderer Weije als bisher ben Beredlungs- 
—7* würde bewilligen müſſen. Nach dieſer Richtung 
bin iſt in letzter Zeit ſchon von meiner und der Finanz- 
verwaltung verfahren worden, wenn es ſich um Artikel 
handelte, wo in der Tat das Auslandsgeichäft er 
gehindert wurde, daß die inländiichen Preife zu ho 
waren. 

Meine Herren, ich kann nicht einjehen, daß die Ans 
nahme des Antrages irgendwie notwendig wäre. 


(Sehr richtig! bei den FFreifonfervativen.) 


Das, was von uns gejchieht, — im weſentlichen 
dem, was der Herr Vorredner ausgeführt hat. — Auf 
alle he wage des Herm Vorredners einzugehen, 
etwaige kleine Irrtümer, die er begangen hat, vor ‚ine 
darzulegen, kann ich mir verfagen, zumal Ihre Zeit hierzu 
zu Eoftbar ift. In der Sache — wir alle einverftanden: 
es muß in objeftiver Weife erwogen werden, wo ber 
Schwerpuntt der Intereſſen liegt, und nad; dieſem 
Schwerpunft der — iſt sche tunlichſt entjchieden 


und muß in der Zukunft auch entichieden werden. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Darf ih nur einen Fall berichtigen. Der Eaar- 
brüder Fall, von dem der Herr Abgeordnete Oeſer eben 
und aud in feiner neulichen Rede dem Herm Finanz 
minifter gegenüber geſprochen hat, ift gar nicht zu meiner 
Entſcheidung gekommen. Die Herren haben ſich einfach 
bei der Ablehnung beruhigt, die fie von der Bezirks— 
behörbe empfangen haben. Würbe ber Da ur Ent: 
ſcheidung der Bentralinftanz gekommen fein, h würde 
ih mich zu gunften der Saarbrüder Antragfteller aus 
geiprochen haben. 

Einen anderen kleinen Jrrtum des Herrn Vorredners 
darf ich auch gleich noch berichtigen. hat davon ge 
ſprochen, daß in den Vereinigten Staaten diefer Ber- 
edlung&verkehr und das Nüdvergütungsweien in befonders 
günftiger Weife entwidelt fei. Nach den Nachrichten, die 
mir vorliegen, wird von diefem Nüdvergütungsverkehr in 
den Bereinigten Staaten troß ber enormen Zölle, die 
dort herrichen und troß der Ausbildung der Kartelle in 
merkwürdig geringer Weife Gebrauch gemacht. 


(Bravo! bei den Freikonſervativen.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Vorſter. 


Vorfter, Abgeordneter: Meine Herren, wir haben 
heute abermals längere Ausführungen des Herrn Ab- 
geordneten Defer über bie —— gehört, und ich 
bin mir offen — nicht recht klar, ob ich in ihm 
einen Freund oder einen Gegner des Fartellweiens zu 
begrüken babe. Ah als Freund des Kartellweſens 
möchte ihn jegt als freund reklamieren, nachden er ſich 
ausdrüdlich im Prinzip für diefe neue Wirtſchaftsform 
ausgefprochen hat. & hat dagegen jeinen heute vor— 
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liegenden Antrag auf die fogenannte „Breispolitit” ber 
Kartelle begründet, er hat uns ein Eunftvolles Gebäude 
aufgeführt mit fehr intereflanten Lichtbliden nach allen 
Richtungen Hin; er hat, wie ich anerfennen muß, die 
Frage durchaus maßvoll und mit einer gewiſſen Sadjlichteit 
behandelt entgegen der Gepflogenheit, wie jie heute vielfach 
von anderer Seite geübt wird. Er hut aber fchlieklic) 
als Fundament feines Antrags doch angeführt, daß die tartell- 
politif reſpektive die verfchiedene PBreisgeftaltung 
zu folchen Anträgen nötige; diefe doppelte Preisgeftaltung 
jei eine ſchwere Schädigung der verarbeitenden — 
die der Abhülfe bedürfe. 

Diefes Fundament muß ich angreifen und den kunſt— 
vollen Ban, den er aufgeführt hat, in mancher Beziehung 
einen als in feinen Grundlagen morichen bezeichnen. 
Wenn ich auf diefe Frage näber eingehe, jo möchte ich 
dies damit motivieren, daß in einer Trage, die nunmehr 
feit Monaten, Ir feit Jahren die öffentliche Meinung jehr 
vielfach beſchäftigt, die Induſtrie felbft fehr wenig zu 
Wort kommt und faft neun Zehntel derer, die über dieſes 
Thema reden, der Ynduftrie vollftändig fernftehen, 
während doch gerade zur Beurteilung von Induſtrie— 
fartellen eine gewilfe Erfahrung gehört. wen 

ilt das, wenn man mit Zahlen operiert. Das hat der 

J——— Oeſer getan, er hat das heute wiederholt, 
hat a plus b bewiejen, wie die Kartelle es machen ; aber das 
Bedenklihe — ich bedauere, es jagen zu müſſen — ift: 
diefe Zahlen find zum Teil vollftändig unrichtig, und 
daher find meiner Auffafiung nad die Grundlagen jeines 
Baues überhaupt wankend. 

Zunächſt verfällt der Abgeordnete Oeſer in den all- 
gemeinen Fehler, Zahlen gegenüberzuftellen, ohne die 
näheren Umftände zu berüdtichtigen. Das gebt alles in 
Bauſch und Bogen durcheinander, ohne Rüdficht auf bie 
yet auf den Ort der Lieferung, auf bie [peziellen 

erhältniffe. Er vergleicht Zahlen, ohne überhaupt 
die Sonjunkturen, die dabei in Betracht kommen, zu 
beiprechen. Dadurch entjtehen natürlich Schlüffe, die (er 
irrig jein müſſen. 

Beide neulih an die Spike feiner Betrachtungen 
eine Geſchichte der Spinnerei feit 20 Jahren geitellt. Ich 
habe von wohlunterrichteter Seite jofort einen Proteft 
erhalten, wie es möglich) wäre, daß fo unrichtige Angaben 
im Abgeordnetenhauje gemacht werben fünnten. So hat 
3. B. der Abgeordnete Deier in feiner langen Überficht 
der Spinnerei — außer acht gelaſſen, daß das 
Spinnerkartell, welches er anführt, überhaupt nur 
1, Jahre beſtanden hat und längſt vergangen iſt, alſo 
für die heutige Betrachtung ganz ausſcheidet. Er 
hat unter anderem hinfichtli der ablen verichiedenes 
behauptet, dad von jacverftändiger Seite angefochten 
wird. —— zo fich die Zahlen des Abges 
orbneten Defer hinfichtlih der Spinnlöhne auf eine 
Dualität Garn, die mit water bezeichnet wird. Er hat num 
erzählt, daß im Jahre 1879 die Spinnerlöhne auf 27 bis 
27'/, geſunken waren. Tatſächlich betrugen fie 22,3 7 
gen kommt aber die Hauptjache. Der Herr Abgeordnete 

ejer konftruiert nun die Wirkungen des —— 
und ſagt: der Schutzzoll wurde eingeführt, und infolge 
dieſes Schutzzolles ſchnellten die Spinnerlöhne in 
die Höhe auf 37%, #° Das Elingt natürlich außer 
ordentlich bedenklich. Tatſächlich find aber in den erſten 
ſechs Jahren des Schußzolles die Spinnerlöhne nur 
gewejen: 26,4 — 27,3 — 26,1 — 30,7 — 245 — 214 — 
im Durchichnitt 26,1 — gegenüber den 37,5 des Herrn 
Abgeordneten Defer! 
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Dann ſprach der Herr Abgeordnete Defer über die 
ſchlimmen Folgen des Kartell. Das Kartell entftand im 
September 1899, es wurde dann, wie ich vorhin ſchon 
erwähnte, im März 1901 wieder aufgelöft; damals waren 
die Spinnlöhne auf 21 4 geſunken. Nun jagt Herr 
Defer: „Das Kartell kam, die Spinnlöhne ſchnellten 
herauf auf 275” Wie war es tatjächlih, meine 
Herren? Die Spinnlöhne waren 5 BD. im Jahre 1899 
15,8, im Jahre 1900 16,7, während der anderthalbjährigen 
Dauer des Sartella 16,8 — gegen bie jogenannten 
„enporgeichnellten” Löhne von 27,5! Meine Herren, 
das find doch außerordentlich große Unterfchiede! Vielleicht 
kann fie uns der Herr Abgeordnete Defer aufklären? 

Sch bemerke beiläufig, daß das Kartell fo weni 
günftig arbeitete, daß die Löhne noch nicht einmal er 
die Höhe der Selbſtkoſten gelangt find. Jeder, der über- 
haupt mit unferem induftriellen Leben einigermaßen ver: 
traut ift, follte wiffen, daß die Spinnerei ſich feit 
langen Jahren notleidend befindet, 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Nun bat der Herr Abgeordnete Dejer Sie unter- 
halten über das Schienenfartell. Ach glaube, über 
diefe Frage kann ich mich kurz fallen, nachdem neulich in 
der Budgetfommiffion der Herr Minifter der öffentlichen 
Arbeiten uns eine längere Auseinanderfegung mit jehr 
intereffantem ftatiftifhen Material ge eben hat, indem 
er nachwies, wie außerordentlich günftig die preußiſche 
Eifenbahmverwaltung die Schienen gekauft hätte gegen- 
über dem Auslande. Das Reſümeeé der Betrachtungen 
des Herrn Eifenbahnminifters war, daß man mit dem 
Kartell durchaus zufrieden ſei. Das werden mir alle 
Herren, die in der Budgetkommiſſion waren, bejtätigen 
önnen, 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, ich glaube nicht, daß Herr Defer noch 
figfalifcher jein muß als der Herr Eifenbahnminifter, und 
alfo nicht berechtigt ift, fich über das Gebaren bes 
Schienentartells zu beſchweren. 

Der Herr Abgeorbnete Dejer ift dann auf die Eifen- 
induſtrie angegangen und bat gejagt: Träger werden ver- 
kauft im Inlande zu 110, im Auslande zu 80.M Das 
find nun ohne die Angabe der entiprechenden Einzel» 
heiten über ben Ort der Lieferung, die fonftigen Be- 
dingungen uſw, alles ungenügende Zahlen. Tatſächlich 
liegt die Sache folgendermaßen. Infolge der Skonti, der 
Rabatte, der verfchiedenen Abzüge uſw ift der Try 
er heute im Inlande ungefähr 101 und läßt Den 

erfen nur 86 — nad) Herren Defer 110 A! Im Aus- 
lande Eoften Träger 90 AM; wir haben im Auslande heute 
alfo einen höheren Preis als im Inlande. Alſo auch in 
diefer Beziehung fällt die Beweisführung vollftändig zu« 
fammen. 

Herr Dejer hat dann gejagt: Knüppel often im 
Inlande 95, im Auslande 74. Tatſächlich koſten fie 
im Inlande 77 bis 85, im Auslande 74, aljo ein gen 
minimaler Unterfchied. Beiläufig wird bei der Zahl 7 
von Herrn Defer verjchwiegen, daß es fich in diefem Falle 
um Ba Stnüppel handelt, aljo um ein ganz anderes 
Material als die gewöhnliche Inlandware. 

Dann kam Walzdraht an die Reihe. Angeblich Eoftete 
Walzdraht 150 im Nolan, im Auslande 105 M 
habe eben von dem eier) vet gehört, der Preis 
ſei nur 120 anftatt der angegebenen 150! 

a, meine Herren, ih kann natürlich nicht auf alle 
Oeſer chen Einzelfälle eingehen. Speziell hat er auch 
noch vom Koksſyndikat gefprochen und uns da auch bie 
Differenzen zwiſchen Inland» und Auslandpreis dargelegt. 
Meine Herren, wozu haben wir denn nächjtens Die 
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[Borfter, Abgeordneter] 

Enquöte? Lafjen Sie uns abwarten, was dieſe ergibt! 
30 bin überzeugt, das Koksſyndikat wird fich zu redht- 
ertigen wiffen gegenüber den Anfchuldigungen des Herrn 
Abgeordneten Defer und die triftigen Gründe der billigen 
Auslandverfäufe darlegen. Meine Herren, im übrige 
ift doch fchließlih die Hauptfrage: was geht es den 
— an, wie man feine Produkte nach YOokohama 
oder San Francisco verkauft? 

Ein Grund für Befchwerden ift doch nur vorhanden, 
wenn ber inlänbifche Konſument dadurch gel hädigt 
wird, und daher möchte ich vor allem von dem Herrn 
Abgeordneten Defer den Nachweis hören, inwieweit 
wirklih eine Schädigung des inländifhen Kon— 
fumenten vorliegt. Er hat uns allerdings einen fehr 
intereffanten Fall_vorgetragen, den Fall Klönne. Diefer 
Fall, der in die Zeitungen übergegangen ift, hat Auffehen 
erregt, ift ſehr viel befprochen worden und wird gegen 
die Kartelle ausgeſchlachtet. Tatſächlich ift die Sade 
ich möchte den Ausdrud gebrauchen — mehr oder weniger 
Spiegelfechterei geweſen. Wie J ehört habe, hat dieſe 
Firma bei einer Submiſſion nah dem Auslande außer: 
ordentlich billig angeboten, hatte ſich vorher nicht gebedt 
und war in großer Schwierigkeit, ihre Robftoffe entiprechenb 
einzudeden. Darauf ift verfucht worden, durch Zeitungs— 
notizen auf das Kartell einzuwirken und es dadurch einzus 
fhüchtern, daß das Gerücht verbreitet wurde, Klönne 
wolle mit jeinem Betrich ins Ausland auswandern. Tat: 
fächlih figt Herr Klönne heute no in Dortmund und 
denkt gar nicht daran, feinen Betrieb zu verlegen. Aber 
überhaupt anzunehmen, daß er nad) Holland auswandern 
wollte, ift für jemanden, der etwas von induftriellen 
Berbältniffen kennt, abfolut unverftändlicdh und zwar 
in Rüdfiht auf die dortigen Arbeiterverhältnifie. 
Es wird Ihnen befannt fein, welche Kämpfe kürzlich bei 
Gelegenheit der großen Arbeiterbewegung in Amjterdam 
und Rotterdam ausgefochten wurden, wo jogar die Eiſen— 
bahnen fapituliert haben vor den Arbeiterorganifationen. 
Glauben Sie vielleicht, daß ein deutſcher Induſtrieller 
dorthin zieht, wo ihm von den Arbeitern ihre Anftellungs- 
bedingungen biftiert werden? Das fällt keinem ver— 
nünftigen deutichen Großinduftriellen ein, und wenn das 
Kartell feine Preiſe im Inlande noch jo hoch hält. 

Meine Herren, ich glaube, der Kernpunkt der Frage 
binfichtlih der Beichwerden der billigen Verkäufe nad 
dem Auslande dreht fich ſchließlich darum: wer wird 
dadurch geichädigt, daß der inländifche Produzent, um 
feinen Arbeitern Beichäftigung Ir erhalten, zu billigen 
Preifen nad dem Auslande abgibt? Dadurd wird ja 
gar nichts gebeflert, wenn er diefe Verkäufe unter- 
läßt. Im Gegenteil! Wenn der inländiſche Fabrikant 
nicht in der Lage ift, mit vollem Betriebe zu arbeiten, 
dann verteuern N feine Generaluntoften, dann muß er 
im Inlande feine Preife höher fegen. 

Die Beranlaffung zu den Ausführungen des Herm 
Defer, die er nach meiner Überzeugung bona fide gemacht 
hat, ift, daß in der Öffentlichkeit, in Zeitungen und Bro: 
ſchüren Hartellfragen außerordentlih ungenau und ober- 
flächlich befprocdhen werden. Ach bin jeit 30 Jahren in 
induftriellen Angelegenheiten ziemlich orientiert. Ich kenne 
viele Kartellverhältniffe nach jeder Nichtung, aber muß 
erklären, daß faum auf irgend einem anderen Gebiet jo 
viel Unfinn in die Welt gefchleudert wird wie 
auf diefem. Es ift erfreulich, daß einige Männer der 
Wiſſenſchaft zu ganz anderen Ergebniſſen kommen. 
habe mit groben Intereſſe neulich einen außerordentlich 
jachverftändigen Vortrag unferes Kollegen Dr Friedberg 
gehört, der ſich in feinen wiffenjchaftlihen Nejultaten 
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vollftändig mit den Grgebniffen der Praxis deckt. Ich 
babe auch vor einigen Jahren einen fehr intereffanten 
Vortrag über die Startelle von Profeſſor Gothein in 
Bonn gehört, der ganz im Gegenfag zu feinem Bruber | 
bier fd außerordentlich beifällig über die Kartelle aus— 
geſprochen hat. 
(Abgeordneter Gothein: Sie irren fich, wir find einig! — 
Abgeordneter Gamp: Das kommt bei Brüdern fehr 
häufig vor! — Heiterkeit.) 


Andererſeits muß ih es auch lebhaft bedauern, dak 
von Bertretern der Landwirtichaft auch in der Sffent 
fichfeit die induftriellen Kartelle der Zielpuntt von An- 


i d. 
— (Sehr richtig!) 


Wir aus der Induſtrie haben gewiß noch nie unfere 
Stimme erhoben gegen die vielen landwirtfchaftlichen 


Partelle, 
(ſehr richtig!) 


gegen die vielen Einkaufsgenoſſenſchaften, Probuttiv- 
genofjenichaften aller Art. Meine Herren, was dem 
einen recht ift, ift dem andern —* Re gönne ber 
Landwirtichaft diefe Vereinigungen. ir glauben: das 
ift ber richtige Weg, den fie da einichlägt. Aber ſolche 
Berbände dürfen auch ber Induſtrie micht verwehrt 
werden und ich muß bedauern, daß gerade die Landwirt— 
har fich in diefer Beziehung in ni Verhältniſſe ein- 
miſcht. 

Zu dem Antrag Oeſer ſelbſt übergehend, glaube ich, 
kann ich mich ſehr kurz faſſen. Der — inifter hat 
ichon ausgeführt, aus welden Gründen der Weg des 
Antrages vollitändig ungangbar iſt. Die einzige Be 
ſchwerde, die vielleicht erhoben werden fönnte, geht meines 
Erachtens dahin, daß die Behandlung der Veredlungs— 
frage in den verjdhiedenen Einzelftanten vew 
ſchieden ift, und daß es daher vielleicht erwünſcht wäre, 
auf dem er = der Reichsgeſetzgebung bier Bellerung 
gu ſchaffen. Aber ich glaube, dak der vorliegende Antrag 
erartig vage und unbeftimmt gefaßt ift, daß er meiner 
Anficht der. nicht weiter erörtert werben kann. Ich kann 
wenigftens im Einklang mit meinen Fraktionsgenoſſen 
erklären, daß wir ihm nicht zuftimmen werben. 


(Sehr richtig! bei den Freikonſervativen.) 
Das Prinzip kann man ja billigen. Aber ich glaube, 
wenn es an die Ausführung Zu jollte, daß es dann 


in der Tat erwünjcht wäre, daß ber Herr Kollege Oeſer 
als freiwilliger Regierungstommiffar 


(Heiterkeit) 
dabei behülflih wäre, um diefe Ausführung zu er 
möglichen. . 
Sch habe mich im übrigen gefreut, in dem Herrn 


Kollegen Defer einen fo warmen Freund unſerer Erport- 
induftrie begrüßen zu können, und ich Kane zum Schluß 
die Hoffnung aus, daß er jeinen Einfluß auf jeine 
Freunde im Reichötage ausüben möge, bat jie ben ver- 
Khiebenen Anträgen, die jett dort geftellt werden, und 
die die Erportinduftrie empfindlich jchädigen, auf das 
energiſchſte entgegentrete. Dahin gehören namentlich 
die Anträge, die auf Verkürzung der Arbeitszeit 
geftellt werden, auf neue fozialpolitifhe Laften und 
andere Neuerungen, die unfere Induſtrie und namentlich) 
die erportierende Induſtrie vollftändig ruinieren würden. 
Schon jeßt ift die deutiche Induſtrie ſchwer belaftet durch 
eine Reihe von Einrichtungen, die das Ausland nicht 
fennt. Es wäre höchft bedenklich, noch weiter auf dieſem 
Gebiet vorzugehen, und wenn wir ihr zen fein und 
fie [hügen wollen wie der Herr Kollege Dejer, dann 
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müfjen wir proteftieren gegen diefe neuen Belaftungen 
und jpeziell gegen das unausgejegte Drängen nad 
Berkürzung der Arbeitszeit, die gleichbedeutend ift 
mit Verkürzung der imduftriellen Leiſtungs— 
fähigfeit! 

(Beifall bei den FFreitonjervativen.) 











Bizepräfident Dr ur v. Heereman: Das Wort 
Tr 


hat der Abgeordnete Hirſch (Effen). 


Hirſch (Efjen), Abgeordneter: Meine —— — 
den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Vorſter dar 
ich es mir wohl erſparen, auf die Kartellfrage hier des 
näheren einzugehen. Ich will mich in meinen Aus- 
führungen vielmehr bejchränfen auf den Veredlungs— 
verkehr, der hinter die Kartelle und den Einfluß, den Te 
nad Anficht des Herrn Sollegen Dejer ausgeübt haben, 
etwas zurüdgetreten ijt. 

Meine Herren, der Herr Handeldminifter hat bereits 
darauf aufmerkjam gemacht, daß es heute ſchon den Mi— 
niftern für Handel und der Finanzen möglich ift, den 
ae a es zu geſtatten. on dieſem Hecht ijt 
bislang auch ſchon, auf Grund allerdings genauejter 
Unterjuhungen im Cinzelfalle, Gebrauch gemadt, Das 
Deferithe Erjuchen kann nun nichts anderes heißen, als 
daß beim Vorliegen einer bejtimmten ——— — 
wenn nämlich eben preußiſchen Unternehmern die Aus— 
fuhr ihrer Erzeugniſſe durch eine verſchiedene Inlands— 
und Auslands-Preisgeſtellung für die von ihnen benötig— 
ten Roh» und Halbmaterialien unmöglich gemadt wird — 
von weiteren Unterjuchungen ur und kurzweg der 
Veredlungsverkehr gejtattet werden ſoll. 

Mit einem ſolchen generellen Erjuchen, meine Herren, 
kann er mich nicht einverftanden erklären; ich bin vielmehr 
der Anticht, daß es Pflicht der ade Minifter iſt, nach 
wie vor in jedem einzelnen Falle alle Verhältniſſe einer 
—— Prüfung zu unterziehen, bevor fie den zollfreien 

eredlung&verfehr in irgend einer Ware gejtatten. 

In diefer Abficht werde ich auch bejtärkt, wenn ich 
mir die Frage vorlege, wie denn die Dinge fich geftalten 
würden, wenn der Deferiche Antrag angenommen und 
wenn verjucht würde, danach zu verfahren. 

Dabei möchte ich zunächſt bemerken, daß eine ſolche 
doppelte Preisgeftellung, wie auch) von mir in der von 
Herrn Kollegen Defer —— Sitzung vom 3. Fe— 
bruar bereits hervorgehoben und betont iſt, keineswegs 
lediglich von den Kartellen, fondern auch von den er- 
portierenden Einzelunternehmern, mg‘ von SHerftellern 
von ———— je nachdem die Konkurrenzverhält- 
niſſe im Ausland dies nötig machen, geübt wird. Ich 
ſehe alſo bei meinen Ausführungen vollklommen davon ab, 
einen Unterſchied zwijchen Eartellierten und nicht Eartel» 
lierten Jnduftrien zu machen, 

Herr Defer ſcheint es jih nun, feinem Antrag 
nad zu urteilen, jehr leicht vorzuftellen, daß der Nach— 
weis geführt wird, daß einzelnen Erportinduftrien die 
Möglichkeit des Erports durch die doppelte Breisgeftellung 
für In- und Nusland unmöglih gemacht wird, Das 
mag im einzelnen all leicht fein; im allgemeinen aber 
sich biefer Nachweis nur ſehr ſchwer Ei führen fein, 
J jedem Fall aber würde man meiner Änſicht nach der 

rage yr treten müfjen, wo deun die Gründe und 
Urſachen für eine doppelte Preisgeftellung bzw. hohe 
Preisitellung im Inlande liegen. 

Häufig liegt die Schuld nämlich u bei dem Pro- 

duzenten, jondern bei dem Bezieher von Roh» und Halb» 
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materialien und zwar weil der Bezieher von Roh- und 
Halbmaterialien, der Herfteller von Fertigfabrikaten es 
unterlafjen bat, fich rechtzeitig zu deden, rechtzeitig feine 
Beitellung zu ge Es ift von feiten der Betreffenden 
ftatt mit einer auffteigenden mit einer abjteigenden Son: 
junftur gerechnet worden, und fie haben die Beftellung 
der Rohmaterialien nnd Halbmaterialien hinausgejchoben, 
weil fie glaubten, nad; Ablauf einer gewiffen Friſt billiger 
faufen zu können. Sinterher fahen fie ſich dann ge 
nöfigt, ihre Roh: und Halbmaterialien erheblich teurer 
zu bezahlen, als fie fie hätten Fzahlen müſſen, wenn fie 
rechtzeitig eingefauft hätten. Pas ift ein Fall, der in 
der hinter uns liegenden Hochkonjunktur nicht eben felten 
vorgekommen ift. In ſolchen Fällen würde aber meines 
—— keine Veranlaſſung vorliegen, den Herſtellern 
von Fertigfabrikaten die zollfreie Bezugnahme der von 
ihnen benötigten Roh- und Halbmaterialien zu geftatten; 
daß aber jolche ae von Fertigfabrifaten, die auf 
dieje Weife in Berlegenheit gekommen find, wenn der 
Dejeriche Antrag angenommen würde, Anſpruch auf zoll- 
freien Bezug von Roh- und Halbmaterialien erheben 
würden, ift mir nicht zweifelhaft, und e8 würde in folchen 
Fällen vielleicht recht fchwer werden und große Mühe 
koften, den wirklichen Zufammenhang Elarzuftellen. In 
der Praris iſt diefer Fall wiederholt dageweien, wie die 
Akten des Handelsminifteriums ausweijen dürften. 

Ein anderer Fall! Argend ein Land — fagen wir 
England oder Amerifa —hietet aus irgend einem Grund, 
vielleiht weil bort vre Beohuttionsfehigtei in dem bes 
treffenden Induſtriezweige weit über den inländifchen 
Bedarf hinausgewadjien ijt und unter allen Umftänden 
Abſtoßung der überjchüffigen Menge erfolgen wi Roh: 
und Halbmaterialien zu Schleuderpreifen an. Deshalb 
fieht Jich der deutjche Erporteur gezwungen, ebenfalls auf 
diefen Preis herunterzugehen. Herburd fühlt fich der 
Herfteller von fertigen Fabrikaten gefchädigt und in feiner 
Erportfähigkeit beſchränkt. Er weit die Schädigung nach 
und verlangt, daß man ihm den zollfreien Bezug der 
von ihm benötigten Roh: und Halbmaterialien im Ver: 
edlungsverfehr gejtattet. Soll das nun kurziveg gewährt 
werden? Ich bim nicht diefer Anficht; ich halte vielmehr 
daran feft, daß aud in diefem Falle eine genaue Prüfung 
der Urſachen jtattfinden muß, welche die billige Preis- 
geitellung veranlaßt haben, was vielleicht auch wieder jehr 
— ſein wird. Würde man hier kurzweg den 

eredlungsverkehr einführen, ſo würde man die Erzeuger 
von Rob und Halbmaäterialien doppelt ſchädigen. 
Nicht nur, daß fie geichädigt würden, weil fie not» 
gedrungen auf dem Weltmarkte billiger verkaufen müſſen, 
jondern man würde fie auch zu zwingen, wenn im 
Sinne des Kollegen Dejer die Sache verlaufen würde, 
im Inlande große Poſten zu denfelben, vielleicht unaus- 
fömmlichen greifen abzugeben, die fie im Auslande zu 
nehmen gezwungen find. 

Alfo, meine Herren, man wird, wenn im Sinne des 
Antrags Dejer die fhädigende Wirkung einer doppelten 
Preisftellung jelbjt außer Zweifel geftellt ift, nach meiner 
Anficht immer nosh der Urfache nachgehen müjjen, die 
diefer doppelten Preisgeftellung zu grunde liegt. Man 
wird weiter meines Erachtens gar nicht umgehen können, 
auch in folchen Fällen, wo wirklich eine Schädigung nad). 
gewieſen ift, zu prüfen, welche andermweitigen Wirkungen 
die Einführung des zollfreien Beredlungsverkehrs in einer 
beftimmten Branche nad fich ziehen müßte. 

Meine Herren, auf die Frage, welche Urjachen 
heute für die in Rede ftehende doppelte Preisgeftellung 
in einer Reihe von Induſirien obwalten, will ich bier 
nicht eingehen, weil mich das zu meit führen würde. Ich 
will a nicht eingehen auf die Bedeutung, welche die 
Ausfuhr für uns Bat, und auf die Urſachen, welche 
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wingend für uns find und fein müffen, uns dieſe Aus- 
uhr zu erhalten. Dagegen möchte ich der Überzeugung 
Ausdrud geben, daß, wenn der Antrag Seler an⸗ 
—— und nach ihm gehandelt würde, die Zahl der 
nträge auf Geftattung des — Veredlungsverkehrs 
geradezu unheimlich anſchwellen würde. 


(Sehr wahr! rechts.) 


Damit aber, meine Herren, würde die Gefahr heran. 
beichworen, daß in unſer Kollfyftem Breſche gelegt 
und das Prinzip des Schuges der heimiſchen 
Arbeit durchbrochen würde. ch meine deswegen, 
man follte, wenn man die Frage des Beredlungsverkehrs 
von der Bafis des Deferfchen Antrages aus betrachtet, 
große Vorfiht obwalten lafjen, bevor man auch nur in 
etwas den Wünjchen Rechnung trägt, die von dem Herrn 
Kollegen Defer hier ausgeiprochen find, 
ill man in der Frage des BVeredlungsverfehrs zu 

einem Elaren Standpunkt gelangen, jo wird man ß 
immer wieder vor Augen halten müffen, daß das Schwer: 

ewicht des mit dem PBeredlungsverfehr ver» 
rer Zwedes in der Ausfuhr von Fabrifaten 
liegt, die aus ausländifhen Materialien her 
geftellt find. Sobald man hiervon abgeht und an eine 
irgendwie einjchneidende Ausdehnung des Beredlungs- 
verfehrs im Induſtriezweigen berantritt, in denen das 
Rohmaterial in hinreihender Menge und Güte im In— 
lande erzeugt wird, läuft man Gefahr, die Wirkung der 
Schutzölle bi8 zu einem gewiljen Grade zu paralyjieren, 
und das, was man mit der einen Hand durch Gewährung 
der Schußzölle gegeben hat, mit der anderen durch Ge— 
ler des —— Veredlungsverkehrs wieder zu 
nehmen. 


(Sehr wahr! rechts.) 


Ic ftehe gewiß auf dem Boden, meine Herren, daß 
wir jede Gelegenheit, Arbeit in das Land zu — will⸗ 
kommen heißen ſollen. Bei dem Veredlungsverkehr wird 
man aber in jedem einzelnen Falle zu prüfen haben, ob 
das, was man auf der einen Seite an Arbeit und Segen 
gewinnt, nicht weit überwogen wird durch das, was man 
auf der anderen Seite verliert. Deswegen kann id 
meinerjeitö nur befürworten, es hinſichtlich des Ver— 
edlungsverfehrs bei der genauen Prüfung bewenden zu 
laffen, die bisher üblich geweſen ift. Ein ſolches Ber- 
—— ſcheint mir um ſo richtiger, wenn es ſich um eine 

rſcheinung handelt, die mit der weichenden Konjunktur 
im Bufammenhange fteht. 

Meine Herren, der Abgeordnete Dejer hat an bie 
Eifeninduftrie angefnüpft und hervorgehoben, daß in 
diejer bie — —— von Fertigfabrikaten durch die doppelte 
Preisgeſtellung für Roh und Halbfabrikate in ihrer Aus— 
fuhrfähigkeit beſchränkt würden. Sehen wir uns einmal 
die Statiftit an, die ich ſchon in der Sitzung vom 3. Fe— 
bruar angezogen habe. Der Erport an Fertigfabrikaten 
in ber Eifesinduftrie hat bislang — wenn von wenigen 
Artikeln abgefehen wird — keineswegs abgenommen, 
fondern ebenfalls zugenommen; nur die Preije waren 
fchlecht und unauskömmlich. ga, meine Herren, aud 
beim Erport von Roh- und Halbmaterialien waren bie 
Preife jchleht und unauskömmlich, da leidet der eine 
Teil wie der andere; mit dem Umſchlag der Konjunktur 
dürfte ſich auch das wieder ändern. Bei dem handels⸗ 

olitifhen Syitem, das wir num einmal haben, und das 
Fa ja au ganz leidlich bewährt hat, wird man vielfach 
mit Un —* in den Inlands- und Auslandspreiſen 
rechnen müſſen in allen Induftrien, die auf den Export 
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angewiejen find, auch in den Induſtrien der Fertigfabri— 
kate. Beſonders aber wird man mit diefen Breisunter- 


ſchieden rechnen müfjen in Zeiten bes Niedergangs, in 
Zeiten, wo wie heute unfere Mofienproduftion Dt 
angewieſen ift, den Überjchuß ihrer Erzeugniffe ins Aus: 
land abzuftogen, wenn ſie nicht zu weitgehenden Be- 
triebseinjchränfungen und Arbeiterentlaffungen ſich ge 
wungen fehen will; da wird ber Preidunterfchied be- 
* empfindlich, und zwar für alle. Nichts aber 
würde meines Erachtens falſcher fein, als um folder 
—— — Konjunkturen willen das von uns bisher 
verfolgte Prinzip, welches ſich bewährt hat, zu durch 
brechen und zu verlaffen. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Meine Herren, es wird immer darauf hingewiejen, 
daß, je vollendeter ein —m Erzeugnis iy deito 
mehr Arbeit in ihm ftedt. Das iſt im allgemeinen gewiß 
rihtig; Sie dürfen aber — wenn wir einmal bei der 
Eijeninduftrie bleiben wollen — nicht vergeffen, daß bie 
Produkte der Eijeninduftrie vornehmlich aus deutſchem 
Eifenftein und aus deutjchen Kohlen hergeftellt find, und 
dat die Zahl der Arbeiter, die, von der Gewinnung des 
Eifenfteins und der Kohle an gerechnet bis zum Trans» 
ort auf der Eifenbahn, für Herftellung und Abjak der 
zeugniffe der Eifeninduftrie tätig find, auch keine ge 
ringe ift. Würde die Möglichkeit gegeben, die Roh. und 
— einzuführen und ihre Verwandlung in 
ertigfabrifate im Inlande vorzunehmen, jo würden wir 
allerdings das Mehr an Arbeit gewinnen, was bei diefem 
Prozeffe nötig ift, wir würden aber verlieren die um— 
fafjende Arbeit, die fchon in der Erzeugung der Roh» und 
Halbmaterialien ftedt. 

Noch eine andere wichtige Frage wird hier aufge 
worfen werden müjjen, wenn es fich um eine allgemeinere 
Anwendung des Beredlungsverkehrs handelt, die Frage 
nämlich, imwieweit durch eine jolche allgemeinere Geftattung 
des Veredlungsverkehrs unjere Bolleinnahmen tangiert 
werben würden. ch meine, angefichts des Umitandes, 
daß ein großer Teil unjeres Reichsbudgets aus den Zöllen 
beitritten wird, erjcheint diefe Frage gewiß bereditigt. 

—A möchte auch ich noch einen Punkt betonen, 
den ſchon Herr Vorſter hier angezogen hat, und der an- 
fnüpfte an eine Bemerkung, die der Herr Abgeordnete 
Defer in ber —— vom 3. Februar machte. Der 
Herr Abgeordnete Deter hob im diejer Sitzung hervor, 
daß in einem bejtimmten Artikel, Weißblech, der Ber 
eblungsverfehr von Preußen geftattet fei, allerdings erft, 
kr wa Sadfen und die Hanjeftädte diefen Beredlungs- 
verfehr bereits eingeführt hatten. Nach den usfüh- 
rungen des Herrn Abgeordneten Defer mußte man an 
nehmen, daß hierin eine gewiffe Klage liegen jollte. 
Meine Herren, ic) ziehe hier einen ganz anderen Schluß; 
ich ftehe hier auf dem Standpunkte des Herrn Vorſter 
und kann es nicht als eg Wera daß in einer jo 
wichtigen Frage wie der Geftattung des Beredlungs- 
verfehrs, die für unjer ganzes zollpolitifches Syftem von 
einfchneidender Bedeutung werden künnte, die Einzel— 
ftaaten kompetent find. 


(Sehr richtig!) 


Ich bin der Anficht, daß es viel zwedmäßiger wäre, wenn 
diefe Kompetenz in die Hand des Bunbebrates gelegt würde. 

Alles in allem bitte ich Sie, den Antrag Oeſer ab» 
zulehnen. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


epräfident Dr Frhrev. Heereman: Das Wort 
hat —— a ” 
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[Handelö- und Gewerbe-@tat] 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Vorjter hat feinem Zweifel darüber Ausdruck 
egeben, ob der Herr Abgeordnete Defer eigentlich ein 
eeund oder ein Feind der Sartelle fei; er ift darüber 
nicht Mlar geworden. Ich glaube, wenn er Gelegenheit 
genommen hätte, die Rede bes Herrn Abgeordneten Defer 
— die neuliche jowohl wie die heutige — etwas genauer 
anzuhören, jo müßte er vollftändig darüber Elar geworben 
fein. Der Herr Abgeordnete Defer ift nach diefen Neben 
abjolut fein Feind der Kartelle: er fieht in ihnen eine 
notwendige wirtfchaftliche rer die fich nun einmal 
herausbilden muß. Gr ijt lediglich ein Feind einer fünft- 
lichen Züchtung der Startelle durch gelebliche Mabnahmen 
und ein Feind der falichen Bolitit vieler Kartelle, 
Und ſelbſt ger Abgeordneten Vorfter wird e8 be- 
fannt fein , daß unter den entjchiedenften Vertretern 
des ——— und den ausge — Freunden 
der Kartelle ſich Perſönlichkeiten ge en, welche der 
en find, daß die Kartelle vielfach eine vecht faljche 
Preispolitif getrieben haben; ich erinnere z. B. am den 
Generalfefretär Bued, der doch in den Augen des Herm 
Abgeordneten Borjter zweifellos ein jehr kompetenter 
Beurteiler der Sartelle jein muß, und der wiederholt 
und oft zugegeben hat, daß die Kartelle vielfach eine jehr 
verfehrte % itit getrieben haben. 
eine Herren, im Anſchluß daran hat der Herr 
Abgeordnete Borfter e8 für angezeigt gehalten, einen 
Widerjpruch zwifchen meinem Bruder, den er als einen 
di, mac Bertreter ber Viffenfhaft bezeichnet 





at, — worin ich felbftverjtänblich in feiner Weife wider: 
prechen will — und mir zu Eonjtruieren gerade bezüglich 
der Kartelle. Es wäre nun abjolut nicht etwas Ungewöhn- 
liches darin, wenn zwei Brüder über eine wiffenfhaftliche 
ober politifche Frage verſchiedene Anfichten Hätten; es foll 


das vorkommen. 
(Buruf: Roefidel) 


— Die beiden Brüder Moefide zum Beifpiel. Es ſoll 
fogar auch verfchiedene Anjchauungen geben zwiſchen Brü« 
dern, von benen ber eine vielleicht Staatsjekretär ift und 
fein Bruder eine führende Stellung beim Bunde ein- 
nimmt; auch dort foll es bifferente Auffaffungen und 
Anfchauungen geben. Aber zufälligermweife befinden wir 
Brüder ung gerade in der Sartellfrage faft in vollftän- 
digem —— wenigſtens hat mir mein Bruder noch 
vor wenigen Wochen, als er hier in Berlin war, die 
Ubereinſtimmung mit denjenigen Artikeln, die ich zur 
Kartellfrage geſchrieben habe, ausgeſprochen. Alſo, ehe 
Sie die Code nicht weiter fubftanziieren, Herr Kollege 
Borfter, kann ich nicht annehmen, daß diefer Unterfchied 
ein jo großer ift. 

Herr Borfter meint, daß Herr Defer fich erg 
bejchwert habe über die doppelte Preisgeftaltung, und da 
er darin eine ſchwere Schädigung der verarbeitenden In— 
duftrie geſehen habe. Ya, das ift vollftändig richtig. 
Aber wenn Herr Vorſter gleichzeitig binzufügt, daß neun 

hntel, die darüber reden, der Indüuſtrie vollſtändi 
ernftehen, jo überfieht ber verehrte Herr Kollege, dab 
ein großer Teil der Induſtriellen ſich gerade über dieſe 
boppelte Preisgeftaltung fo außerordentlich bitter beklagt. 
3% möchte ihn doch bitten, einmal die Klageſchreie der 
ogenannten reinen Walzwerfe in Rheinland-Weftfalen 
anzuhören und ſich mit den Herren, welche dieſe reinen 
Walzwerke vertreten, einmal darüber zu unterhalten. 
ch glaube, das find doch Männer der Fraris und In⸗ 
elle, un — von dieſer Seite kommen ja die aller— 
lebhafteften Klagen und wird am meiften darüber ge 
ſprochen. 
Berhanbl. d. Hauſes d. Abg. 19. Leglsl. V. Seſſion 1908. 
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Es iſt ja nicht meine Sache — und dazu würde ich 
anz außer erg fein —, hier die verſchiedenen Zahlen, 
ie er vorgebracht hat, und womit er geglaubt hat, den 

Herrn Sollegen Oeſer zu widerlegen, im einzelnen zu 
fontrollieren; dazu waren fie mir zu fehnell vor — 
und babe ich auch das Material nicht da. 0 viel 
mir aber bekannt ift, * Herr Oeſer ſeine Angaben 
über die Preiſe den Eiſenmarktberichten der Zeitüngen 
entnommen, was faum irgendwo Wiberjpruch gefunden 
* es wird ja nach mir noch Herr Kollege Herold 
—— Gerade bie feiner Partei angehörende „Kölniſche 
olfszeitung” — ja immer in ausgiebigſter Weiſ⸗ mit ⸗ 
eteilt, zu welchen Preiſen die Ausfuhr in den einzelnen 
ällen ftattgefunden habe. 

Wenn der Herr Abgeordnete Vorſter fpeziell gejagt 
dat daß die Träger im Inland 80 A, im Musland aber 
ogar 90 koſten, jo will ich nicht beftreiten, daß unter 
Umftänden einmal der Fall eintreten kann, wo ein Träger 
im Sulanb wit 80. weromft Weird <— wiellehht in 
Burbach felber —, und daß er auf einem entfernten 
Auslandsmarft zu einem höheren Preife angeboten ift; 
aber jelbft da kommt mir die Sache recht bedenklich vor, 
wenn id; auch zugeftehen will, daß gerade der Träger- 
verband einer von denjenigen Verbänden ift, bie eine 
relativ vernünftige .. geführt haben, viel ver- 
un er als ber Roheiſenverband und der Halbzeug- 
verband. 

Wenn der Herr Abgeordnete Borfter jagt: was geht 
es denn den Inländer an, wie man nad Mokohama ver» 
kauft? jo ift der Abſatz nad Yokohama ja nicht bedeutend, 
Uber er wollte damit doc; jagen, was geht es den Inländer 
an, wie man nad dem Ausland verkauft, jo möchte dem 
— ich Jagen, es geht den Inländer jehr viel an 
und namentlid dann jehr viel, wenn er mit einem Teil 
feiner Fertigfabrikate auf den ausländiichen Markt an— 
ewiefen ift; wenn er feine Rohſtoffe und jeine ar 
Pabrifite im Inland erheblich teurer bezahlen muß ala 
die ausländifche Konkurrenz, fo ift es ihm eben —— 
emacht, nach dem Ausland zu exportieren. n dem 

oment, in dem Sie die Bleche — will ich mal jagen — 
um 35 M billiger nad dem Ausland als im Inland ver- 
kaufen, machen Sie der heimiſchen Bleche verarbeitenden 
Anduftrie den Export ihrer Waren zum großen Zeil 
unmöglich. 
enn einzelne Sartelle dazu übergegangen find, den 
Weiterverarbeitern einen Aus —— zu geben, ſo 
beträgt dieſer gewöhnlich nicht mehr als 12 bis 15 M, 
und da ift immer noch nicht die Parität gejchaffen, mit 
ber ber inländifche Weiterverarbeiter mit dem Ausland 
konkurrieren kann. ch gebe dem Herm Kollegen Vorſter 
u, daß fpeziell bezüglich der Drahtinduftrie und Draht- 
Khftinbuftrie gegenwärtig der inländiiche Walzbrahtpreis 
gegenüber dem Eryortyreis für Walzdraht bloß um 15 .M 
niedriger gehalten wird, und daß allerdings der Draht 
verarbeitenden Induſtrie, fpeziell der Drahtſtiftinduſtrie 
von ben beteiligten Verbänden ein Zuihuß in gleicher 
Höhe beim Erport gewährt wird, infolgedeſſen biefe bei 
der Ausfuhr nicht wejentlic übler dran find. Aber in 
früheren Seiten haben die Drahtwalzwerke eine gan 
andere Bolitif geführt, und diefe neuere Politik ift * 
ſeit verhältnismäßig kurzer Zeit, und ſchließlich verteuern 
fie den inländiſchen Markt ganz außerordentlich, wie der 
Herr Abgeorbnete Defer dies richtig ausgeführt hat. 

Es in aber weiter zu bemerken, daß alle diefe Export» 
bonififationen, welche die verfchiedenen Verbände gewiſſen 
Fertigfabritatinduftrien, wie z. B. der Draßftiftinduftrie, 
ewähren können, doch nur an verhältnismäßig fehr Er 

roßinduftrien — die Drahtftiftinduftrie ift eine Groß- 
induftrie — gegeben werden können, und daß die große 
Menge der kleineren weiterverarbeitenben —— von 
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[Sothein, Abgeordneter] 
derartigen Syndifaterportprämien oder Bonifitationen gar 
feinen Gebrauch machen kann. Die mittlere, gejchweige 
die Meine Induſtrie haben davon nicht den geringften 
Nuten; fie haben aber den Schaden davon, wenn ihnen 
die Materialpreije im Inland derartig künſtlich höher als 
im Musland gehalten werden. Vielleicht ift e8 auch dem 
gem Abgeordneten Vorſter bekannt, daß unfere heimifche 
abtftiftrabrifation auch jett noch außerordentlich ge- 
fchädigt wird durch das — des Halbzeugverbandes; 
denn der Halbzeugverband liefert eben um 20 und 30 M 
oder mehr billiger —* dem Ausland, und die Belgier 
find in der Lage, aus deutſchem rg a den Walzdraht 
viel billiger zu mwalzen und Stifte daraus herzujtellen, 
als wir Febr mit der Erportbonififation unjere Stifte 
nad dem Ausland bringen können. 

Meine Herren, es wird aljo entgegen der Auffaffung 
des Herrn Abgeordneten Borfter die heimifche wweiter- 
verarbeitende Induſtrie ganz außerordentlich geichädigt. 
Selbft ein dem Herrn Kollegen doch ſehr naheftehendes 
Blatt, wie die „Deutjche — hat ja neulich, 
wie ich ſchon das letztemal hervorgehoben habe, in einem 
ſehr ſachkundigen Artikel nachgewieſen, wie der Export 
der deutſchen Lokomotiv- und Lokomobilbauanſtalten aufs 
ſchwerſte dadurch beeinträchtigt würde, daß dieſer Induſtrie 
die Halbfabrikate und «materialien fo verteuert werben. 


(Buruf: Er hat zugenommen!) 





— Es wird gelagt: er hat zugenommen, 3% aus zwei 
Gründen, nämlich erftens, weil die beteiligten Herren 
Minifter verfchiedenen Fabriken den PVeredlungsverfehr 
geitattet haben. Das it der eine Grund; ber zweite 

rund ift, weil die Notlage in der Mafchineninduftrie 
ger Zeit jo groß ift, daß diefe Fabriken, um fich ihren 

rbeiterftand zu erhalten und ihn zu beichäftigen, unter 
allen Umftänden Aufträge übernehmen müfjen, die, da der 
Inlandsbedarf natürlich nicht ausreicht, 


(Buruf: Das ift es ja gerade!) 


— jamwohl, das ift e$; aber, meine Herren, fie würden 
dabei verdienen können; fie würden nicht mit Verluſt 
arbeiten; fie würden unendlich mehr exportieren können, 
als fie gegenwärtig erportieren und würden England eine 
wirkliche, tatjächlie Konkurrenz machen, was heute nicht 
ber Fall ift, wenn fie nicht die Halbfabrikate, die fie ver- 
arbeiten, jo teuer bezahlen müßten, und gerade das Organ 
des Bentralverbandes Deutſcher Anduftrieller hat das in 
——— Weiſe nachgewieſen. 
eine Herren, es wird geſagt: es würde für die 
weiterverarbeitende Sg a in Deutjchland nicht befler 
fein, wenn wir diefe Ausfuhr der Halbfabrikate nicht 
hätten, denn e3 würden dann die Generalkoften fteigen. 
Nein, wenn dieſer Preisunterjchied zwijchen den Halb» 
fabrifaten auf dem inländiichen und dem ausländiichen 
Markt nicht jo groß wäre, würde uujere inländijche 
weiterverarbeitende Synduftrie in ganz anderem Maße be- 
ERIOE fein, und dann würde der Vorteil vorhanden 
ein, daß, während wir gegenwärtig die verarbeitende 
zn im Ausland großziehen, ein ſehr erheblicher 
eil dieſer Weiterverarbeitung im Inland ftattfinden 
würde, während das jegt vielfach unmöglich gemacht wird. 
Es würde das ein weiterer Vorteil auch Air die Her- 
ftellung der Rohftoffe und Halbfabrikate fein, weil das 
u einer Erweiterung unjerer Fabriken Pen würde, in 
enen die Fertigfabrikate hergeitellt würden, und infolge 
en aud der Konjum an Halbfabrikaten und Roͤh— 
ftoffen im Inland größer werden würbe. 


Haus der Abgeordneten. 23. Sigung am 17. Februar 1903. 





, waren e8 ja gar nicht die 
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Ich möchte, ehe ich den Herm Kollegen Vorſter ver: 
lafje, übrigens He bemerken, daß die Anträge auf Ber: 
fürzung der Arbeitäzeit, von denen er einen Ruin der 
Erportinduftrie befürchtet, meines Wiſſens gar nicht von 
den Freunden des Herrn Abgeordneten Defer, ebenfo 
wenig wie von den meinen geftellt find, fondern dab das 
— ich will die Motive nicht unterfuchen, aus denen das 
erfolgt ift, — von feiten des Zentrums gejchehen ift. 

Meine Herren, der 2 Abgeordnete Hirſch jagt: 
der Vereblungsverkehr fole nah dem Untrage des Ab- 
eordneten Defer kurzweg geftattet werden, jobald die 
&nlandsmaterialpreife höher find als die Yuslande- 
materialpreife. 


(Buruf.) 


— Ya, Sie haben das gejagt; das jei on ber Grund 
edanke diefes Antrages, und infolgedefjen jei es gefähr- 
ich, diefem Antrage zuzuftimmen. Der Herr Minifter 
e dagegen gejagt, eigentlich jei der —— vollſtändig 
armlos, ſie Hohen offene Türen ein; denn das, was fie 
wollen, geſchieht ſchon. Es ift aljo doch eine erhebliche 
Differenz zwifchen der Auffaffung des Herrn Minifters 
und der Herren Abgeordneten Hirſch und Vorſter über 
diefen Antrag. Ach glaube, wenn der Antrag fo harmlos 
ift, wenn bloß offene Türen damit eingeftogen werden, 
dann künnen die beiden Herren ihm ruhig zuftimmen; 
— und der Herr Minifter muß es doc am beiten wiflen. 
Entſchuldigen Sie, wenn ih in diefem Falle jo auf 
feiten der Regierung ftehe, daß ich glaube, der Herr 
Minifter verfteht diefen Antrag viel richtiger als die 
beiden anderen Herren. 
Nun Hat aber allerdings der Herr Kollege Hirich 
ewichtige Gründe gegen biefen Antrag vorgeführt. Er 
Fagt: wo liegen denn eigentlich die Gründe diejer doppelten 
Preisgeftaltung für die Inlandsrohſtoffe und Halb- 
fabrifate? Und da hat er zu meinem Erftaunen gemeint: 
die Schuld liegt nicht am Produzenten, fondern jehr oft 
an den Beziehern, die fich nicht rechtzeitig deden, und fo 
jei es a in der vorangegangenen Hochperiode gewejen; 
denn bie Leute hätten nicht geglaubt, daß die Preiſe ſo 
fteigen würden, und hätten #4 infolgedeſſen nicht recht- 
zeitig eingerichtet, Ich nehme ja an, daß ber Herr Ab» 
eordnete Hirich ein warmer Unhänger de Termin» 
Bandels ift; er hält es augenjcheinlih für durchaus 
richtig, fih für möglichjt lange Zeit einzubeden mit 
den Materialien, die man braudt. Uber, Herr Kol» 
lege Hirſch, iſt Ihr Gedächtnis jo kurz, daß Sie 
9 an die nächſtliegenden Zeiten, die Zeiten der 
abſteigenden Konjunktur nicht mehr zu erinnern ver— 
mögen, und an bie legte Zeit der Hochkonjunktur, 
wo der Fehler an den zu langen Abjchlüffen lag? Da 
ezieher, jondern es waren gerade 
das Kohlenſyndikat und das Koksſyndikat, der Noheifen« 
verband, der Halbzeugverband, welche die Abnehmer zu 
diefen langfriftigen Abichlüffen auf mehrere Fahre hinaus 
gegivungen haben, indem fie diejen gebroht haben: ihr 
efommt überhaupt keine Waren im nächiten Sabre, wenn 
ihr nicht gleich auf zwei Jahre abſchließt. ie war es 
denn damals mit dem Koksſyndikat, als die Eifenhütten 
noch zu 13 oder 14 A abgejchloffen hatten und ihnen da 
gelagt wurde: wenn ihr für das nächte Jahr nicht für 
A abichließt, dann bekommt ihr im nächſten Jahre 
überhaupt feinen Koks? — da hat man jchließlich den 
alten Abſchluß annulliert und für beide Jahre den Preis 
auf 17 A feitgeftellt. Dan hat die Hochofenwerfe vorher 
ichitaniert, indem man ihnen jchlechten Koks geliefert hat, 
indem man — nicht einmal die verabredeten und ab— 
eſchloſſenen Quantitäten geliefert hat. Selbſt in einem 
Pranzötlieien Bude, das & Ihnen jehr empfehle — La 
erise allemande von Sajous —, finden Sie diefe Sachen 


— —— 


[Gothein, Abgeordneter] 

wirklich ganz richtig und klar dargelegt. Wir haben leider 
in Deutſchland * nicht eine ſo gute —— 
dieſer Vorgänge. Ja, es waren die Produzenten der 
Rohſtoffe und Halbfabrikate, welche dieſe Notlage der 
BWeiterverarbeiter, der Hochofenmwerte und vor allem der 
reinen Walzwerfe, gezeitigt haben, indem biefe gezwungen 
wurden, weil ihnen font nichts mehr geliefert ——— 
ſollte, auf lange Jahre hinaus dieſe — Preiſe zu 
ahlen! ch kann meinen früheren Fachgenoſſen in Ober- 
Phlefien das Zeugnis geben, daß fie eine viel — 
Preispolitik damals befolgt haben, indem ſie ihren Ab— 
nehmern eben nicht zugemutet haben, auf derartig lange 
Friften fich einzudeden, auf die man die Konjunktur gar 
nicht überjehen kann. Und ich glaube, der Generalfekretär 
Bueck hat in diefem Vorgehen der rheinifch-weftfälifchen 
Kartelle die großen Fehler erblidt, die er gerügt hat. 
Alſo, Herr Kollege Hirſch, unterhalten Sie ns mal mit 
dem Herren Generaljefretär Bueck! Ich bin überzeugt, 
er wird in diefer frage meinen Standpunkt teilen, und 
er wird ber Meinung Min daß gerade hier dieje großen 
Sünden begangen worden find; aber er wird auch der 
Meinung jein, daß die Sache eben genau umgekehrt 
gelegen hat, wie Sie fie heute ey ur t haben, daß es 
die — 3—— waren, welche die Verbraucher zu dieſen 
langen und gefährlichen Abſchlüſſen genötigt haben. 

Meine Herren, Herr Abgeordneter Hirſch iſt der 
Meinung, es fei jo jchwer, eine Kontrolle darüber zu 
führen, ob die Preife der Materialien im Anland höher 
eg würden als im Ausland; denn diejenigen, die 
\ nicht rechtzeitig eingededt hätten, würden dann, wenn 
ie Preife geftiegen wären — und das ift ja — 
Konjunkturen kommen immer vor —, erklären: jegt i 
der Preisunterſchied ſo groß, jeg muß mir ber Ver— 
edlungsverkehr geftattet werden. Ach nein, Herr Kollege, 
wenn die Inlandspreiſe fo fteigen, dann fteigen in dem» 
jelben Mae, nur um den Zoll geringer, auch die Aus— 
landspreife. Das find Konjunkturfragen, die fich nicht 
auf ein einzelnes Land allein beziehen, fondern gerade 
bei den Berhältnifjen, wie wir fie haben, mit dem Welt- 
marftpreis in Zuſammenhang ftehen. Aljo dieſe Be 
fürdtung ift auch nicht Bin, Br t. Und dann, wo ift 
die große Gefahr? Der betreffende Fabrifant kann ja 
nach dem Antrag Dejer gar nicht einmal verlangen, daß 
er für feinen —— den billigeren Auslandspreis 
des Materials bekommt. Es handelt ſich ja bloß um 
einen Veredlungsverkehr für diejenigen Waren, 
welche nach dem Ausland ausgeführt werden. Alſo der 
ganze Inlandsverkehr bleibt aus dem Spiel. N würde 
von meinem perjönlihen Standpunkte fein Unglüd darin 
den, wenn der Fabritant auch, für feinen Inlandsabſatz 
fi) eindeden könnte. Aber das will ja der Antrag gar 
nicht. Das legtere wäre allerdings ein jo erheblicher 
Eingriff in das heutige Zollſyſtem, daß man befjer täte, 
gar keine Zölle aufzuerlegen. 

Meine Herren, wenn der Herr Abgeordnete Hirſch 

jagt, die Anträge auf Bewilligung des zollfreien Ber- 
edlungsverfehrs würden dann fo unermeßlich anichwellen, 
daß fie gar nicht zu erledigen fein würden, fo bin ich der 
Meinung, daß er mit nichts mehr das Bedürfnis diejes 
zollfreien Veredlungsverkehrs Elarlegen konnte, als mit 
diefer Vorausjage. 
Es kommt eben darauf an, daß wir die Verarbeitung 
im Inlande vornehmen, und daß wir nicht dem Auslande 
das Material jo billig liefern, daß die Weiterverarbeitung 
dort ftattfindet. 

Der Herr Mbgeorönete Hirſch meint, wegen einer 
Erſcheinung, die mit der weichenden Konjunktur in Ver— 
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bindung ftehe, dürfe man an dem Tarifſyſtem nicht rütteln. 


Ya, e8 wäre für unfere ganze Induſtrie der Robftoff- 
Ind albfabrifate, ſoweit die legteren zollpflichtig find, 
ein Segen gewejen, wenn wir auch in ben Zeiten ber 


erg rn biefen zollfreien Beredlungsverkehr gehabt 
ätten. Dadurch, daß wir ihn nicht hatten, wurden bie 
Preife der Rohmaterialien und Halbfabrikate im Inland 
fo Eoloffal in die Höhe getrieben. Es beitand damals 
eine folche Roheifen- und Halbzeugfnappheit im Inlande, 
daß wir troß der geftiegenen & eugung davon noch viel 
einführen mußten, und der Sb noch Fünftlich gefteigerte 
Preis und die künftlich gefteigerte Nentabilität der Eifen» 
hütten führten wieder dazu, daß ftetig Erweiterungen und 
Neuanlagen von Eifenhütten ftattfanden, die natürlich, 
folange He im Bau waren, den Eifenmangel und bie 
Eifenknappheit verjchärften und die Preife weiter in die 
Höhe trieben. Hätten wir damals den zollfreien Ber- 
edlungsverfehr gehabt, jo würden wir in ber Lage 
ewejen fein, wenigftens für die Erportquanten dieſe 
Salbtabritate aus dem Auslande zu beziehen und nicht 
die Konjunktur ind ganz Ungefunde zu übertreiben, was 
dann natürlich einen Rückſchlag nad) ich os mußte. 

Herr Abgeordneter Dirt it der Meinung, ber 
Erport an Fertigfabritaten habe nicht abgenommen, nur 
die Preije, aber auch die Materialpreije jeien zurüd- 
gegangen. Ya, der Erport ber Halbfabritate hat aber 
unendlich zugenommen, und unfere a een 
ift bei der gefunfenen Kaufkraft im Inland heute nicht 
entfernt jo bejchäftigt wie früher. Sie ift jegt gezwungen, 
gewiffermaßen & tout prix zu erportieren, um die Arbeit 
aufrecht zu erhalten, und wenn die Fertigfabrilatinduftrie 
auch nur 50% der Steigerung der Ausfuhr gehabt hätte, 
bie der Erport ber — ate gewonnen ws fo wäre 
das ein Segen geweſen. 

Der Abgeordnete Hirſch meinte ſodann, bie Pro- 
duftion der Eijeninduftrie erfolge aus deutſchem Eifen- 
ftein und deutjcher Kohle, und infolgedefien müfje man 
auch die Arbeit mit in Betracht ziehen, die für die Ge- 
winnung diefer Produkte geleiftet werde. Ich habe ſelbſt 
immer diefe Meinung vertreten und halte das auch für 
gerechtfertigt; aber der Abgeordnete Hirih müßte wiſſen, 
daß gerade im Ruhrrevier der wenigfte Eifenftein und 
die Eiſenerze, die dort verhüttet werden, inlänbifcher 
Provenienz find, fondern daß ganz überwiegend aus- 
ländifche Erze bezogen werden. Genau dasſelbe ift in 
anderen Induſtriebezirken, 3. B. in Oberjchlefien, der 
Fall. Wenn dort vielleicht der Menge nad) noch mehr 
inländifche Eifenerze verhüttet werben follten ald aus 
ländifche, fo doch nicht dem Eiſengehalte nad, indem 
die oberichlefischen Eifenerze fehr arm find. Dieſe feine 
Rechnung wird alfo nicht vollftändig ftimmen. 

edenfall® würde, wenn die Preife im Inlande nicht 
fünftlih auf dieſer Höhe gehalten und dadurch ein 
Scleubererport ermöglicht würde, wobei bie Syndikate 
Erportprämien geben — ob das nun direkt gefchieht ober 
indirekt, ift gleichgültig —, die weiter verarbeitende 
Induſtrie ameitellos fehr viel mehr im Inland konjumieren 
fönnen, während heute biefe Induſtrie zum guten Teil 
in das Ausland gedrängt wirb. 

Die Befürchtung der Schmälerung der Bolleinnahmen 
ift ebenfalls eine fehr ungeredtfertigte; denn es findet 
jest ja gar nicht eine Einfuhr weder in Moheifen noch 
in Salbaeug uſw ftatt, und es würde — und das hat 
der Abgeordnete Dejer mit vollem Recht hervorgehoben — 
auf die inländiſchen Halbfabrikate erzeugenden Werte 
damit lediglich ein Drud ausgeübt werden, daß fie diejen 
Produzenten für den Export das Material zu denjelben 
Preifen liefern wie dem Auslande. Freilich würden fie 
dabei noch immer Vorſorge treffen, dem Preis, zu welchem 
fie das Eifen nad dem Auslande — —* Fracht 
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[®othein, Abgeordneter] 

vom Werke zur Grenze und zurüd zur verarbeitenden 

— im Inland zuzuſchlagen. Jedenfalls würde eine 
chädigung der Zolleinnahmen des Reiches nicht ein- 

treten, jo wenig wie das durch den zollfreien Bezug der 

Schiffsbaumaterialien geichieht. Diefes Material wird 

“ nicht aus bem Auslande bezogen, fondern aus dem 

















nlande, aber zu Breifen, bei denen der Zoll nicht zum 
usdrud kommen fann. 

Ach komme nun noch mit einigen Worten zu dem, 
was der Herr Minifter ausgeführt hat. Er bat geſagt, 
ſowohl bei dem aktiven wie bei dem paſſiven Beredlungs- 
* würde jedesmal ſorgfältig geprüft, welches in- 
ländiſche Intereſſe das größere fei, und es würden 
darüber auch die Handelsfammern, die inbuftriellen Ber- 
einigungen uſw gehört. Ich Habe jchon bei meiner 
—* Rede zum Etat des Finanzminiſteriums auss 
ge ührt, daß darin häufig eine Gefahr liege. Ich habe 
amals fchon gejagt, daß vielfach in den Handeldtammern 
einjeitige Intereſſen vertreten find — und nun gar erft 
in ben induftriellen Vereinen! —, und baß mande 
——— ſtets ein Gutachten gegen den Ver— 
edlungsverkehr abgegeben haben, z. B. gegen den Ber- 
edlungsverfehr in Xertilien die 
Münden-Gladbad, in ber bie bort 
edlungsinduftrie gar nicht vertreten ift. 

babe weiter darauf hingewiefen, daß in feinem 
anderen beutihen Staate bezüglich der Geftattung des 
Beredlungsverfehrd jo rigoros ar werde wie 
fpeziell in Preußen, und das wird auch der Herr Minifter 
nicht beftreiten wollen. Wenn in neuerer Zeit eine 
geringe Beflerung eingetreten ift, fo wollen wir eben 
mit diefem Antrag dahin wirken, daß bdiefer Veredlungs- 
verfehr in weiterer und in kulanterer Weiſe geftattet werde, 
als das biäher ber Fall ift. 

Meine Herren, ich habe damals ausgeführt und halte 
es voll aufrecht, bah im Eljaß der Beredlungsverkehr 
anftandslos jedesmal geftattet wird, und daß biefelben 
Aufträge, die nad dem Eljaß gehen, an ben Nieberrhein 
und ben bortigen Bereblungsverfehr in Textilfabrikaten 
—* gehen können, weil dort der Veredlungsverkehr 
nicht geftattet wird auf Grund der Gutachten der 
Handelskammer, fodaß tatſächlich die Veredlungsinduftrie 
in dem einen Bezirk viel ungünftiger geftellt ift als die 
Beredlungsinduftrien in dem anderen ir, 

Ih muß infolgebeffen bezweifeln, daß in der Mehr- 
ahl der Fälle die „fachlich gerechtfertigten“ nt» 
—*XX en getroffen werden. gebe ohne weiteres 
u: die Behörden glauben, daß fie dieſe fachlich — 
—— Entſcheidungen treffen; ſie ſind im guten Glauben, 
denn ſie haben ſo und ſo viel Intereſſentenvereinigungen 
ehört. Aber es wäre eben dringend wünſchenswert, daß 
he fi Hier auch klar machten, wie dieſe Vereinigungen 
denn zuſammengeſetzt find; ob nicht ein zu eineit 8 
Smtereife bei diefen Gutachten mitipricht. Geroöhntich 
wird es fo gehandhabt, daß, wenn zwei entgegengejeßte 
Gutachten vorhanden find, das eine für, das andere gegen 
die Geftattung, das Minifterium dieſen Verkehr nicht 
geftattet. 

Was ipeziell den Fall mit den zu lochenden Blechen 
in Saarbrüden anlangt, fo hat der I Handeläminifter 
erflärt, daß man in dieſem Falle gar nicht bis an ihn 
gegangen ift. Soviel ich weiß, müſſen derartige Anträge 
ja nit an den Seren Hanbelsminifter, jondern an ben 
Denn Finanzminiſter geftellt werden, und ber Kerr 


andelsfammer in 
ochentwidelte Ver⸗ 


inanzminifter hat uns neulich erflärt, daß er in allen 
olden Fällen immer das Gutachten des Herm Handels- 
minifter® einhole. Ach kann alfo bloß bedauern, wenn 
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in biefem Falle der Herr Finanzminiſter diefes Gutachten 
nicht eingeholt hätte. Sch bedauere es um fo mehr, als 
der Herr Hanbdelöminifter erklärt hat, daß er in dieſem 
Falle den Bereblungsverkehr zugelafien haben würde. 
Da möchte ich aljo an den Herrn FFinanzminifter doch 
die dringende Bitte richten, bei dem Seren Handels. 
minifter in jedem einzelnen Falle, wo er Zweifel hegt, 
ob ber Verkehr zu ge atten jei, anzufragen; es jcheint 
ja hier eine etwas fulantere Auffaffung zu beftehen ala 
beim Finanzminifterium. 

Ich kann aber au dem Herrn Handeldminifter nicht 
Recht geben, wenn er gegenüber dem Herrn Abgeordneten 
Defer ausführt, daß feitens der Vereinigten Staaten von 
Amerika von der Nüdvergütung der Zölle faft gar kein 
Gebrauch gemacht werde. Es wird fich ſelbſtverſtändlich 
das immer nad den Konjunktuwerhältniſſen richten, und 
wenn im Augenblide in den Bereinigten Staaten die 
te ei. allen Waren eine fo außerordentlich große 
ift, jo wird natürlich — das wiflen wir ja auch aus ber 

tatiſtik — der Erport an Fertigfabritaten aus den 
Vereinigten Staaten ein fehr geringer fein; und tatſäch— 
lich ift er ja in ben legten Sahren außerordentlich zurüd- 
ge angen, weil bei der riejigen Konjunktur in Amerika 
tiefes Land für alle diefe grgeugnifie zur Beit jelbft jehr 
aufnahmefähig ift. ch glaube, lediglich darauf iſt der 
zur Beit geringere Erport unter Bubülfenahme der Rüd- 
vergütung der Materialzölle zurüdzuführen. 

Meine Herren, ich bin gar nicht der Meinung, daß 
es wünfchenswert ift, biejes Boflckerftattungsverfahren 
in zu weitem Umfange einzuführen Wir baber bei 
vielen derjenigen Staaten, bie es befigen, e# erlebt, daß 
dabei indirekte Erportprämien gewährt werben, indem ja 
ein gewifler Spielraum, eine gewifje Latitübe vorhanden 
fein muß. Speziell in Frankreich, das dieſes Syitem fehr 
ausgebildet Pr: ergeben fich ziemlich umfengeid Export · 
prämien auf einzelne Waren; es iſt dort ohne dieſes 
Syſtem nicht auszukommen, weil bei den hohen Zöllen, 
welche Frankreich auf Halbfabrikate hat, ſeine Ausfuhr 
im höchſten Grade geſchädigt werden würde. Aber ich 
und meine ſämtlichen politiſchen Freunde find die ent» 
ſchiedenſten Gegner einer künftlichen Züchtung des Erports 
mit jeder Art von direkten und indirekten Erportprämien. 
Der Herr Minifter wird andererfeitö nicht umhin können, 
dahin zu wirken, daß bei den ———— ge ein Ber- 
edlungsverkehr, wie wir ihn beiſpielsweiſe mit der Schweiz 
Haben, ein genenfeitiger Bereblungsverkehr weſentlich er- 
eichtert wird, daß auch für gewiſſe einzelne Artikel, wie 
das im Bertrage fejtgejegt ift, der zollfreie Bezug oder 
der Bezug zu einem ermäßigten Bolle geftattet werde, 
wenn bie deutſche Induſtrie nicht außerordentlich ſchwer 
geichädigt werben follte, 

Die Gefahr der Auswanderung der Induſtrie — 
mag das nun im Fall Klönne utzeffen oder nicht — ift 
doc feine ganz geringe. Herr Borfter — übrigens 
etwas zu viel von den ang und von dem Herrn 
Abgeordneten Defer, daß die den großen Gtreif in 
ge and hätten vorausjehen follen einige Wochen vorher. 

enn ber fall Klönne —7— ja weſentlich früher. 
Der Streik ift erſt weſentlich ſpäter ausgebrochen. Bor 
derartigen Streiks iſt aber ſchließlich kein Land ſicher, 
und das wird einen unternehmenden Induſtriellen nicht 
abhalten, mit ſeiner Fabrikation nach dem Auslande zu 
ehen, wenn er dort die Rohmaterialien und die Halb- 
Pabrifate weſentlich billiger befommt, und tatjächlich ift 
der Binnenſchiffahrtsban auf dem Rhein infolge des Ber» 
fahrend der Grobblehwalzwerte nah Holland ausge 
wandert. Warum foll denn nicht die Herftellung von 
Gafometern — weni 8 in Filialmerfen, egiell für 
den Export — nad Holland auswandern? Taube, 
der einmalige Streit wird davon niemanden zurüdhalten. 


1533 Haus der Abgeordneten. 


23. Situng am 17. Februar 1903. 


1534 





[Handeld: und Gewerbe@tat] 


[Sothein, Abgeordneter] 

Aber auch in anderen Fällen haben wir das. Als jeiner- 
zeit der hohe Zoll für Pappen eingeführt wurbe, ift ber 
größte deutſche PBapierwarenfabrifant genötigt geweſen, 
mit dem wichtigſten Teil feiner Erportinduftrie auszu- 
wandern, und er hat mir perjönlich mitgeteilt, daß er in 
England ganz vorwiegend deutſche Pappen verarbeitet 
hat, die eben bloß von dem Syndikat oder Sartell der 
Bappfabritanten nad dem Auslande um den Zoll billiger 
erportiert wurden, als fie im Inlande verfauft wurben. 
Das ift ein —— Fall dafür, wie J den Zoll 





und das Hochhalten der Materialpreiſe im Inland die 
Auswanderung der Induſtrie nach anderen Ländern be— 
fördert wird. Um wenigjtens bie ärgften Schäden, bie 
unfere Exportinduftrie aus den übermäßigen Zöllen auf 
Halbfabritate und Rohſtoffe erleidet, zu bejeitigen, ift 
dieje Aufforderung — denn etwas anderes ift der Antrag 
night — an ben — Finanzminiſter und an den Herrn 
Handelsminiſter gerichtet. Eine Schädigung der deutſchen 
Halbzeuginduſtrie findet dadurch nicht —* höchſtens daß 
eine gewiſſe Beſchneidung eines ungerechtfertigten Ge⸗ 
winnes dabei eintreten kann. 

meine, wer es mit der deutſchen Induſtrie gut 
meint, iſt genötigt, für dieſen Antrag zu ſtimmen, der 
ja nach den Ausführungen des Herrn Handelsminiſters 
zum mindeſten vollſtändig harmlos iſt. 


(Bravo! links.) 


Präfident v. Rröcher: Der Herr Regierungs⸗ 
kommiſſar hat das Wort. 


Luſeusky, Geh. DOberregierungsrat, Regierungs- 
fommiffar: Der Herr —— Gothein iſt nochmals 
auf den Antrag der Dillinger Fabrik gelochter Bleche 
eingegangen und hat die Sache ſo bargefteilt als wenn 
der Herr Finanzminiſter mit dem Antrag auf Zulaffung 
des Beredlungsverfehrs zu gunften dieſer Fabrik befaßt 
worden wäre, ed aber unterlafjen hätte, fich wegen einer 
gutachtlichen Außerung an den Herrn Handelminifter zu 


wenden. 
(Sehr richtig!) 


Diefe —— iſt nicht — Die erwähnte 
ge bat fich lediglih an die Lokalinftanz gewandt. 
ie ift von diefer unter Zuftimmung des Ganinzial- 
fteuerdireftors abjchlägig beichieden worden und hat es dann 
unterlafjen, fid) mit einem Rekurs an die höhere Inſtanz, 
den Herrn Tinanzminifter, zu wenden. Der — inanz⸗ 
miniſter ſowie der Herr Handelsminiſter haben von dem 
ganzen Vorgang erft durch Zeitungsartiklel Kenntnis 
erhalten; dieſe Zeitungsartikel haben Anlaß gegeben, 
daß dieſe Frage von Amts wegen geprüft worden iſt. Die 
Prüfung, die von feiten des Handelsminifteriums ftatt- 
gefunden bat, hat dahin geführt, daß, wenn der Antrag 
ur Begutachtung diefem vorgelegt worden wäre, der Herr 
Bandelsminiter fi zu gunften der Gewährung dieſes 
erebelungsverkehrs ausgeiprochen hätte. Die Mitteilung 
iervon im Anfang dieſes Monats an den Herrn 
inanzminiſter ergangen. Es wird nun Sache ber 
nterefjenten fein, jet mit ihrem —— Ir: an ben 
ren Finanzminifter zu wenden, ein Berfahren, bas 
ie, wenn die Ihren — von vornherein hätten 
wirkſam verfolgen wollen, wohl gleich hätten einſchlagen 
können. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat ber Ab- 
georbniete Herold. 


Herold, Abgeordneter: Meine Herren, wenn ich bie 
Außerungen der verjchiebenen Redner verfolge, fo fcheint 
mir ein prinzipieller Widerftreit der Meinungen gar nicht 
u beftehen. enn niemand hat ſich & enüber dem zoll» 
fe Beredlungsverfehr abjolut a ak verhalten. 
Und diefen zollfreien Veredlungsverkehr unter greifen 
Umftänden, nicht allgemein, verlangt auch nur der Antrag. 
Die Meinungsverihiedenheiten er Bi nur über das 
Maß und den Umfang der Gewährung ber Bollfreiheit. 
Nun ift e8 aber außerordentlich ſchwierig, ja geradezu 
unmöglich, dafür allgemeine Grundfäße aufzuftelfen, und 
der Herr Handelöminifter hat meines Erachtens durchaus 
mit Recht ausgeführt, daß bier bie BVerhältniffe ganz 
außerordentlich kompliziert lägen, fehr verwidelt wären, 
und daß im einzelnen jorfältig geprüft werben müßte, 
ob eine derartige Zollvergütung eintreten follte oder nicht. 

Es ift num in dem vorliegenden Antrag als Kriterium 
für die zollfreie Einführung zunächft feitgeftellt die ver- 
Ichiedene Preisbemeffung für das Inland und für das 
Ausland, Gerade diefe verichiedene Preisnormierung, je 
nachdem der Abfak in das Inland oder in das Ausland 
erfolgt, ift ja häufig und verfchiedentlic angegriffen 
worden, und es läßt 2 nicht leugnen, daß damit in 
manchen Fällen Mißbrauch getrieben worden ift und noch 
getrieben wird. Aber andererjeits ie auch nicht unter 
allen Umftänden und immer eine folche verfchiedenartige 
Preisbemeflung zu verwerfen, Es kann das Bebürfnis 
vorliegen, in das Musland billiger zu verfaufen, um über- 
haupt dort einen Abſatz erzielen zu können. 


(Sehr richtig!) 


Es kann das voltswirtichaftlih für unfere Verhältniſſe 
durchaus zwedmäßig erjcheinen, namentlih dann, wenn 
der inländifche Abſatz — iſt und die Fabriken 
ihren Betrieb in dem alten Umfange nur dadurch aufrecht 
erhalten Eönnen, daß vermehrter Abſatz im Yuslande 
gejucht wird; und wenn dadurch man die alte Arbeiterzahl 
zu befchäftigen fich bemüht, felbft unter gewiffen Opfern, 
indem man mit Schaden verkauft; es ift das in zahlreichen 
Fällen nur mit Freuden zu begrüßen. 


(Sehr richtig!) 


Alfo unter diefen Umftänden ift dad durchaus ge- 
rechtfertigt; aber ich betone nochmals: dem Mißbrauch 
auch bei diefer Preisnormierung muß man fo weit als 
irgend möglich entgegentreten. 

Weiterhin wird als Kriterium für die zollfreie Ein- 
fuhr angeführt, daß die Ausfuhr durch die verichiedene 
— | unmöglich fein fol. ch bin der An— 
icht: wenn der Handelsminiſter fi) genau an ben 
Wortlaut ded Antrages hält, wird berjelbe niemals in 
die Lage kommen, zollfreien Beredlungsverkehr zu ge 
ftatten, wenn erftens nachgemwiejen werden muß, daß jede 
Ausfuhr unmöglich ift — was ganz jelten der Fall ift; 
Kleinigkeiten werden faft immer ausgeführt werden —, 
und zweitens, daß diefe Unmöglichkeit auf der verſchie— 
denen Preisbemeijung beruht. Man wird praftifch diefen 
Nachweis kaum jemals führen können, und infofern würde 
durch den Wortlaut diejes Antrags eine weſentliche Be- 
ſchränkung gegenüber dem Zuftand eintreten, der jetzt tat- 
ſächlich beſteht. Alſo beftimmte Kriterien gibt es nicht. 
Wir müffen da der Negierung gewifje Vollmachten geben, 
und darum ift e8 nicht zwedmäßig, diefen Antrag anzu« 
nehmen. 

Zugleich ift auch die Kartellfrage im allgemeinen be- 
rührt worden. Ich will darauf detaillierter nicht ein» 
eben; es ijt ja verfrüht, weil feitens bes Reichsamtes 

nnern fpezielle Erhebungen vorgenommen werben, 
und je nachdem diefe ausfallen, ift es angezeigt, zu der 
Frage Stellung zu nehmen. Nur das eine will id an- 
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führen, daß prinzipiell die Kartelle durchaus nit ver- 
jan be find, und ebenjo gut, wie wir es wünſchen und 
zu fördern —* daß die verſchiedenen Berufsſtände ſich 
zuſammenſchließen, um ihre Intereſſen zu vertreten, ſo 
iſt es durchaus nicht verwerflich, wenn verſchiedene 
Produktionszweige ſich zur Verbeſſerung ihrer Lage ver- 
einigen. Namentlih haben die Kartelle injoweit eine 
Berechtigung, als fie eine gewiffe Regulierung der Pro- 
duftion herbeizuführen au um eine zu weitgehende 
Überproduftion d verhindern, das fchließt aber nicht aus, 
daß mit den Sartellen erheblihe Mißſtände betrieben 
werben fönnen, und tatjächlich gejchieht dies aud. Alfo 
nicht prinzipiell Stellung nehmen gegen die Startelle, 
aber da, wo fi Auswüchſe gegen, Siele zu befämpfen, 
muß unjere Aufgabe jein. enn die Erhebungen über 
die Kartelle dad Refultat ergeben, daß derartige Miß— 
ftände in weiterem Umfange ie dann werden wir 
auch die Gejeggebung in Angriff nehmen müfjen, um die 
Ausichreitungen zu bekämpfen. 

Nun hat der Herr Handelsminifter bei mehreren 
Reden im Lande darauf hingewiejen, daß die Sartelle 
erſtens förderlich jeien, zweitens, daß man fie durch ge- 
feglihe Maßnahmen nicht befämpfen folle — wenigitens 
nach den Beitungsberidten. Er hat ferner — hin⸗ 
gewieſen, daß gerade die amerikaniſchen Kartelle uns 
eigen, zu welchem großen Erfolg man gelangen könne. 
dun iſt es doch etwas — wenn der — 








Handelsminiſter in öffentlichen Reden ſchon Stellung 
nimmt gegen die geſetzliche Regulierung in bezug auf die 
Kartelle, während der Herr Staatsſekretär des Innern 
mit Erhebungen über die Kartelle beſchäftigt iſt, um erſt 
auf Grund diefer Erhebungen und der Rejultate derjelben 
Entjchließungen über gejeglihe Maßnahmen zu fafjen. 
Ich glaube, es wäre auch von jeiten des Herrn Dandels- 
Yıinifters vorjichtiger geweien, daß er auch die Refultate 
der Erhebungen abgemwartet hätte, 
Stellung genommen hätte. 


Es ift dann vom Herrn —— Vorſter und 
Herrn Abgeordneten Oeſer ein Zuſammenhang konſtruiert 
zwiſchen den Kartellen und den Löhnen. Der Herr Ab— 
geordnete Dejer wies darauf hin, daß durch die Kartelle 
die Löhne herabgedrüdt werden können. Ganz unzweifel- 
haft fann dies „unter Umftänden gejchehen. Herr Ab- 
—— Vorſter hob hervor, daß eine Feſtlegung der 
rbeitszeit nicht ſtattfinden ſolle, damit die Konkurrenz⸗ 
fähigkeit für die Ausfuhr aufrecht erhalten werden könne. 
Gerade mit dem Wachstum der Kartelle und der Macht 
derjelben wächft natürlich aud) ihr Einfluß auf die Lohn- 
geftaltung, und wenn die Sartelle ſich mehr ausdehnen 
dann iſt es gerade fo viel gerechtfertigter, auch dur 
Geſetz die Arbeitszeit einigermaßen zu regeln. Daß man 
da mit einer gewillen Borficht zu Werke gehen muß, daß 
die Urbeitäzeit gejeglich nicht fo weit gefürzt werden darf, 
daß unjere Konkurrenzfähigkeit dem Ausland gegenüber 
wefentlic beeinträchtigt wird, brauche ich nicht erit be— 
fonders hervorzuheben. Wenn im Reichstag von unierer 
Seite ber — — iſt, die Arbeitszeit auf 
10 Stunden zu bejchränfen, jo wird dadurch die Kon— 
kurrenzfähigkeit nicht herabgedrüdt; denn in den meiften 
Fabriken befteht bereits der 1Oftündige Arbeitstag; bie 
wenigen, welche eine längere Arbeitszeit haben, werben, 
wenn bie übrigen damit ausfommen, auch mit der kürzeren 
Urbeitszeit konkurrenzfähig bleiben können. Bei diefer 
Sachlage glaube ih, war es vielleicht auch wieder von 
dem Herrn Handelsminiſter etwas voreilig, wenn er 
jeinerfeit3 fchon erflärte, mit feinem ganzen Einfluß dahin 


ehe er beitimmte 
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wirken zu wollen, daß eine Feſtlegung ber Arbeitszeit, 
eine Marimalarbeitäzeit nicht eintreten le. 
Ferner bat mich auch eine Ausführung des Herrn 
andelsminifters in feinen Neben eigentümlich berührt. 
forderte den Gewerbejtand, den Kaufmannsftand auss 
drüdlih auf, fi zufanmen —— und für eine 
intenſivere Vertretung ſeiner er en im öffentliden 
Leben zu forgen. 
(Sehr richtig!) 


Daß der Herr Handelsminifter für den Handel eintritt 
und für fein Reffort, das ift ganz ſelbſtredend, daß er 
aber bie —— dafür auf die Schanzen ruft, 
ſcheint mir doc ein bißchen zu weit zu gehen; denn er 
ift nicht nur Handelsminiſter, fondern auch Staats- 
minifter, und wenn er durd; feine Anregung eine Inter 
effenvertretung bier in foldem Maße herbeigeführt hat, 
dann könnte es ihm doch auch jo ergehen, wie dem Herrn 
Landwirtichaftsminifter, ber zwiichen ber Intereſſenver⸗ 
tretung, welche ihn zu unterftügen vielleicht berufen jein 
könnte, und fich das Tiſchtuch zerſchneidet. 

Gewiß ift es durchaus zweckmäßig, wenn die ver- 
fchiedenen Berufsftände hier auch im Parlament ihre 
Vertretung haben. Wir wünſchen das für alle Berufs- 
ftände, für Handel und Induſtrie, für Landwirtſchaft, 
für Handwerk ufw; es wird dann der Ausgleich der ver- 
ichiedenen Intereſſen durch das Parlament am beften 
herbeigeführt werden. Uber es erjcheint mir nicht an« 
ezeigt, wenn ein Nefjortminifter direft dazu auffordert. 
x glaube die verjchiedenen Berufsftände werden jelbit 
ihr Intereſſe ſoweit verftehen, daß fie das tun, was nad 
diefer Richtung — zur Vertretung ihrer Intereſſen 
notwendig iſt. enn die Reſſortminiſter ſo weit gehen, 
daß ſie direkt die Agitation wachrufen, könnte doch der 
Intereſſengegenſatz zu ſcharf werden, nicht nur hier im 
Varlament, eu auch vielleicht im Staatsminifterium, 
und ich bin ber Anficht, daß in einem vorfichtigen, weiſen 
Ausgleih nur das Wohl des Ganzen liegen kann. 


(Bravo! im Sentrum.) 


Prä v. Kröcher: Der Herr Handeläminifter 
bat das Wort. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Ich 
bedauere, daß ich in verfchiedenen Neben, die ich außer 
halb des Parlaments habe halten müſſen — nicht zu 
meinem Vergnügen, ſondern in einer gewiffen Zwangs- 
lage — mit —— Außerungen das Mißfallen des 
Herrn Vorredners hervorgerufen babe. Meine Herren, 
ih habe Feine Urfache, wenn ich in der Provinz bin, 
namentlich wenn ich im Kreiſe meiner alten Fachgenoſſen 
bin, aus meinen. perfönlihen Auffaffungen irgend ein 


ehl zu machen. 
do . (Sehr richtig!) 


Es ift mir zu verjchiedenen Malen in der Preſſe, auch 
der Wigblätterpreffe, der Vorwurf gemacht, daß ich ein» 
mal im Reichstage gefagt habe, ein Staatsminiſter habe 
hundert Rüdjichten zu nehmen. Der Kladderadatſch hat 
dad zu einem ganz herrlichen Liedchen verarbeitet und 
mich dieferhalb weidlih verhöhnt. Nichtsdeftoweniger 
halte ich aufrecht, was ich damals gejagt habe: ich habe 
als Staatsminifter allerdings eine Menge Rüdfichten zu 
nehmen, die ich als Privatmann nicht zu nehmen habe. 
Uber, wenn ich zu Fachgenoſſen jpreche, weit, was fie 
denken, weiß, daß fie mir und der Staatsregierung VBor- 
würfe ma über gewiffe Dinge, bie vorgehen, über 
Wünfche, die nicht erfüllt werden, — daß “ dann den 
Herren die Antwort gebe: was fchreit ihr, daß wir nicht 
tun, was ihr wünſcht? Sorgt doch jelbit dafür, daß ihr 
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Vertreter im Parlament habt, forgt * ſelbſt dafür, 
daß ihr Herren findet, die die Arbeit leiſten wie die 
erren auf dieſer Seite (rechts), die es reichlich tun. 
habe die Herren gelobt und gelagt, die Herren hier 
willen für ihre Sntereien einzutreten; ihr aber ftellt das 
Geldverdienen obenan. Nicht Geldverdienen ift das erfte, 
man muß auch für die Allgemeinheit arbeiten, und wenn 
ihr wünfcht, daß euere Antereffen verfochten werden, habt 
ihr ebenjo in das Parlament zu gehen und euere ag 
ejlen zu vertreten wie andere Stände, Wir find nur 
die Erefutoren, wir können nur mit tatfächlihen Macht- 
fattoren rechnen, wie fie die Mehrheit im Parlament 
darjtellt. Ich jehe nicht ein, was darin Gefährliches 
ift, das auzufprechen, was ſich im großen ganzen von 
felbft verſteht. 

Meine Herren, dann hat der Herr Abgeordnete 
Herold beanftandet, daß ich mich in bezug auf die Sartell- 
geießgebung, die beabjichtigt wäre, ausgeiprocden habe. 

eine Herren, ich habe nicht gefagt, das feine Kartell⸗ 
ejeggebung gemacht werben folle, jondern ich habe ge— 
Ku daß nad meiner Auffaffung — und das habe ich 
im Kreiſe von Kaufleuten, die ähnlich denken, durchaus 
mit Recht ausgeſprochen —, daß ich es für unmöglich 
hielte, wirkſam gegen die Kartelle durch Gejete vor- 
zugehen. Das ijt eine rein objektive Bemerkung, und 
ich glaube, die große Mehrzahl, auch Herr Abgeordneter 
Herold, wird mir beiftimmen, wenn er ſich die Sache 
näher überlegt und namentlich das verfolgt, was in 
anderen Staaten gejchehen ift; er wird mit mir zu ber 
Überzeugung kommen, daß es verzweifelt ſchwer ift, durch 
Gejege den Dingen beizulommen; es fei denn, daß Sie 
die Tatſache des Zufammentritts zu SKartellen ſtrafrecht 
lid} verfolgen wollen. Meine Herren, diefer Weg ift be- 
ſchritten in den Vereinigten Staaten, und ich möchte 
wicht das Gleiche tun bei und. Was ift der Erfolg ge 
weien? Ein Schlag ins Wafler; es it das Gegenteil 
von dem Erſtrebten erfolgt. An die Stelle der Hartelle 
und Syndikate, wie fie bei uns find, in denen der Eins 
zelne noch eine gewiſſe Selbfttätigkeit hat, find die Trufts 
getreten, die gewaltigen Zuſammenſchlüſſe. So würde 
man durch eine Geſetzgebung, die gleichen Zwang aus: 
übte gegen Startelle, ung nur in das Stadium der — 
bineinführen, von denen ich hoffe, daß wir in Deutſchland 
noch längere Seit davor bewahrt bleiben. 

Dann hat Herr Herold, und ich weiß, es haben 
auch verjchiedene feiner Parteifreunde es mir fehr übel 
genommen, daß ich in Cöln ausgeſprochen babe, ich fei 
ein Gegner des Marimalarbeitstages. Meine Herren, 
damals erklärte ich den Handwerkern, daß die Haupt» 
fache, auf die fie ihr Augenmerk zu richten hätten, die 
Betätigung jelbittätiger Kraft fei, daß es notwendig fei, 
vor allen Dingen dafür zu forgen, und das fei die Pflicht 
des Staates, wie idy mich ausdrüdte, daß er viele Leitern 
baue, auf benen die Menſchen, die auf den unteren Regionen 
leben, hinaufflettern könnten in die höheren Regionen 
des Lebens; ich könnte mir aber nicht — daß das 
möglich wäre, wenn man die Arbeitskraft des erwachſenen 
Mannes beſchränke; ich hielte es für unmöglich, den 
Aufftieg von unten noch weiterhin ftattfinden zu laffen, 
wern man diefe Einfchränfung des Fleißes derjenigen 
Männer eintreten ließe, die gewillt wären und die Kraft 
bejäßen, durch außergewöhnliche Arbeitsleiftung ſich empor 
zu arbeiten. ch habe gelagt, es jei fozialpolitifch viel 
wichtiger, daß man die Möglichkeit des Aufftieges ließe, 
das ſei verjöhnlicher, ald wenn man die Möglichkeit des 
Aufftieges durch gefetliche Beſchränkung der Ausnutzung 
der Arbeitskraft einſchränkte. Meine. Herren, es find 
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zwei ganz verfchiedene Dinge: wenn ich in Berfammlungen 
von —— und Handwerkern, wie es in Cöln war, 
das als meine Meinung ausſpreche, oder wenn ich hier 
als Staatsminiſter ſpreche. Ich kann nicht einſehen, 
daß, wenn ich in Cöln in einer Tiſchrede ſpreche, ich mit 
derſelben Verantwortlichkeit ſpreche, als wenn ich hier 
am Miniſtertiſch ſpreche. 


Bewegung.) 


Jeder, der mich kennt und der mich politiſch verfolgt hat, 
weiß, daß ich das denke, was 3 in Cöln ausſprach. 
Ich habe das im Reichstage zu Dutzenden von Malen 
ausgeſprochen, und das kann ich Nenn allerdings bier 
jagen: ich halte e8 für einen fo wichtigen Punkt, da ich 
da meine perjönliche Meinung nicht ausziehen kann wie 
einen Rod, wenn ich Minifter werde, fondern da halte 
ih feit an dem, was ich perjönlich durch mehr als ein 
Dugend Jahre öffentlich ausgeſprochen habe. Etwas 
anz anderes ift es, ob ich mitwirken werde bei einer 
Bi en Gejeggebung, oder ob ich mich bindend im den 
Weg Stellen würde; ich halte diefe Frage für eine der 
wich ften, die wir haben, daß ich bei einer Gelegenheit, 
wo ih Handwerfern gegenüber meine Wünfche, daß fie 
hinaufiteigen fönnen in die Höhen bes Lebens, meine 
Theorien entwidele, und babei u biefer ſeit langen 
Jahren Dugende von Malen ausgejprochenen Meinung 
Ausdrud gegeben habe. 


(Bravo! links.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
georbnete Dr Friedberg. 


Dr Friedberg, Abgeordneter: Meine ger ich 
möchte dem Herrn Abgeordneten Herold nicht auf das 
Gebiet der Sartelle folgen, ſchon aus dem einfachen 
Grunde, weil, wie mein freund Hirſch ſchon richtig be» 
tont hat, die vorliegende Frage en feine eigentliche 
Sartellfrage ift; e8 würden ja biefelben Geſichtspunkte 
zutreffen, wenn es fi) darum handelte, daß auch nur 
eine große leiftungsfähige Firma die Inlandsverkäufe 
bezüglich der Preisftellung anders behandelt als die Aus— 
landsverfäufe.. Wir haben e3 hier mit einer generellen 
Frage zu tun, und da möchte ich jagen: ber Herr Ab— 
eordnnete Gothein ift doch um den fpringenden Punkt 
een, ber für die billigen Auslandsverkäufe 
ſprechen kann. 

Der Abgeordnete Gothein hat in einer Polemik 
gegenüber dem Herrn Kollegen Vorſter die Sache jo dar— 
cell, daß die billigen Auslandspreife an und für ſich 
— ein Moment ſeien, das die ernſteſte Aufmerkſamkeit 
und gewifje ſtaatliche Maßregeln erfordere, Herr Gothein 
meinte — dns war mwenigftens ber Sinn jeiner Worte —, 
die betreffenden Produzenten mälten fi an den Inlands— 
preifen, um eben dann eine Schleuderpolitit im Ausland 
treiben zu können — während dod die Dinge geradezu 
umgekehrt liegen: die Auslandsverkäufe find notwendig, 
um die großen Kapitalsanlagen auszunugen, ſobald eine 
Produktionseinfhräntung im Inland ftattfindet. Finden 
je nicht ftatt, fo fteigen notwenbigerweife auch die Pro- 

uktionskoſten im Inland wegen der Nichtausnugung der 

großen ftehenden Kapitaldanlagen; und die Folge davon 
wird lediglich eine noch *— Verteuerung ber betreffen- 
den Produkte im Inland fein. 

Ich glaube aljo, die Sachlage ift geradezu umgekehrt. 
Wollen wir einen rationellen Inlandspreis behaupten, jo 
dürfen wir e8 der Anduftrie nicht veriwehren — und das 
hat aud “eo Herold volltommen zugegeben —, eventuell 
auch im Ausland billiger zu —— Wir find über- 
haupt die Gejchädigten bei den billigen Auslandöver- 
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täufen. Die Verarbeitungsinduſtrien ſind jedenfalls ſo— 
weit nicht geſchädigt, als es ſich um ihren — —— ne 
land handelt; denn ihr Abjag iſt ihnen ja doch durch den 
Schutzzoll für ihre ea niffe garantiert. Es müßten 





die Rohſtoffe und die Halbfabrikate alfo gerade jo billig 
an das Ausland abgegeben werden, daß die Ganzfabrifate 
jelbft die Schußzollinauer überfteigen können, die gegen- 
über dem Inlande gezogen ift, und das ift nicht gut an— 
zunehmen. 

Bezüglich des Abjages im Auslande muß man ja 
allerdings zugeben, daß eine Schädigung der Ber- 
arbeitungsinduftrien ftattfinden kann, weil fie eben mit dem 
verteuerten Rohmaterial im Auslande nicht zu konkurrieren 
im ftande find. Das ift der richtige Grundgedanke bes 
Antrages Dejer, dem wir in ber Hinficht auch voll 
kommen zuftimmen. Aber die Formulierung des Antrages 
feheint uns eine überaus bedenklihe zu fein; denn fie 
enthält eigentlih eine generelle Aufforderung an 
die Staatöregierung, in allen denjenigen Fällen, wo ſich 
ſolche ſtarken Differenzen zwiichen In- und Auslands» 
preifen ergeben und es fi) um das Intereſſe der Ber- 
arbeitungsinduftrien handelt, mit der Einführung bes 
Veredlungsverkehrs vorzugehen. 

Nun gebe ih ja zu, daß die Einführung bes Ver— 
edlungsverfehrs unter Umftänden eine Maßregel ift, um 
eine verkehrte Preispolitit der betreffenden Produzenten 
von Rohftoffen zu bekämpfen. Aber urjprünglich ift die 
Maßregel zu einem ganz anderen Zwede geichaffen. Das 
Gebiet der Beredlungsinduftrien ift jedenfalls ein viel 
engeres, ala es ber Der Abgeordnete Dejer in feinem 
Antrag vor Augen bat. Diefe zollpolitiiche Einrichtung 
nun generell anwenden zu wollen, als ein zollpolitifches 
Kampfmittel gegen gewiſſe Preisbildungen, das, meine 
Herren, halten wir im allgemeinen für eine fehr be⸗ 
denkliche Sache. 

Ich glaube, der Herr Minifter bat eine ſehr be— 
friedigende Antwort auf die Anregung des Herrn Ab» 
geordneten Dejer gegeben, indem er jagte, daß überall, 
wo bejondere Verhältniffe vorliegen, und wo eine forg« 
or Prüfung der betreffenden Beſchwerden ftattge- 

nden hat, er jfeinerfeit® und die Königliche Staats- 
regierung mit ihm bereit wären, zu helfen. glaube, 
bob damit das Berechtigte aus dem Antrag des Herm 
Kollegen Defer herausgeihält ift, und daß wir uns 
deshalb mit diefer Erklärung begnügen follten. Ich 
würde e8 für das Wichtige halten, wenn Herr Kollege 
Defer feinen Antrag zurüdzöge mit Rückſicht auf bie 
befriedigende Erklärung, die er von dem Herrn Hanbels- 
minifter befommen hat. Der Antrag ift eben nad 
diefer Erklärung auch durchaus nicht nötig, und es müßten 
viele in diefem Hohen Haufe — aud ich gehöre zu 
ihnen — gegen den Antrag ftimmen, weil er eine zu 
enerelle Aufforderung an die Regierung zu richten 
Peint, anz abgejehen davon, daß er auch nicht jehr 
ag © ——— iſt; das ergibt ſich daraus, daß der 
Herr ollege Herold ihn im umgekehrten Sinne inter- 
pretiert hat. Der Herr Kollege Herold hat beduziert, 
daß eine Einihränkung des gegenwärtigen Zuftandes 
ftattfinde, weil im Dejerjchen Antrage zwei Kriterien 
als Vorausſetzung gegeben jeien, die im einzelnen alle 
— — ſchwer nachzuweiſen ſind. Schon aus 
dieſem Grunde ſollte der * Kollege Oeſer geneigt 
fein, mit dem Erfolge, den er heute erzielt hat, I zus 
frieden zu geben und den Antrag zurüdguziehen. 

Um auf die Differenz der Aländiiden und aus⸗ 
ländifchen Preife und auf die —— des Herrn 
Abgeordneten Gothein noch einmal zurückzukommen, ſo 
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könnte man ja ſagen, das einfachſte Mittel, um dieſen 
in die Augen fpringenden Unterfchied, der zu fo vielen 
Beſchwerden Anlaß gibt, zu vermeiden, wäre, daß bie 
betreffenden Produzenten die Auslandsverfäufe, an denen 
fie nichts verdienen, unterlaffen. Man muß da aber 
die Gegenfrage tun: wer würde von einem ſolchen Unter- 
laffen einen Borteil haben? Im Inland ſicher nie- 
mand — aus den Gründen, die ich angeführt habe. 
Im Inlande würde die folge eintreten, daß die Pro: 
duktionskoſten fteigen, und daß demgemäß eine Preis- 
fteigerung der Produkte ftattfinden muß. Würde aber 
eine Fol Unterlaffung, die alſo niemand Vorteil bringt, 
nicht —— auch eine pojitive Schädigung für die 
betreffenden —— fein? ch glaube, das kann 
man vom volfswirtfchaftlichen Standpunkt aus gar er 
ablehnen. Finden die billigen Wuslandsverfäufe nicht 
mehr ftatt, wird der Verkauf an das Ausland eingeftellt, 
dann verſchwindet die deutjche Induſtrie vom Weltmarkt, 
dann hören die Handelsbeziehungen, die angefnüpft ind, 
auf, und dann wird die deutſche Induſtrie vom Welt: 
markt definitiv verdrängt. Es bebeutet das den PVerluft 
unferer —— für den Fall, daß die 
Konjunkturen umſchlagen, und daß wir wohl daran 
tãten, uns an dem Verkauf auf dem Weltmarkt zu be— 
teiligen. Wenn dann die günftige Konjunktur eintritt, 
dann hat man vieles zerftört, was fich nicht reparieren 
läßt. Darin liegt der pofitive Schaden, wenn Die 
billigeren Auslandsverfäufe unterbleiben. Das mögen 
die Herren fich überlegen, die kritiklos — das geht 
natürlich nicht auf den Herrn Kollegen Gothein, der ja 
diefe Frage —— ſtudiert hat — die ern ers 
örtern, daß die Auslandspreife niedriger find als die 
inländifhen, und die daraus die törichtiten Scluß- 
folgerungen ziehen. Ich babe —— dieſen Schluß⸗ 
folgerungen entgegentreten zu en im Intereſſe der 
deutſchen Induſtrie. 
Meine Herren, ich geftatte mir num noch eine Be 
merkung über bie Ausführungen des Herrn Kollegen 
Herold. Er hat fi in etwas — ich möchte jagen — 
ungemütliher Weife über einzelne Außerungen des 
be Handeldminifterd geäußert. Ich will feine Be 
werden im einzelnen nicht verfolgen: der Herr Minifter 
at jchon felber den Sinn feiner Hußerungen Elargeftellt. 
in Vorwurf, den der Herr Abgeordnete Herold gegen 
ben Herrn Minifter erhoben Hat, ift mir aber geradezu 
unbegreiflich, nämlich der Bormurf, den er deswegen gegen 
den ben Minifter erhoben hat, weil diefer die Ber 
treter von Handel und Induſtrie ermahnt bat, ihrerjeits 
dafür zu forgen, daß fie im Parlament ausreichend ver- 
treten find und dort ihre Suterehien zur Geltung bringen. 
Das ift ein durchaus richtiger Gedanke vom Standpunkt 
deö Mefforts, das der Herr Minifter zu vertreten die 


Ehre hat. 
(Sehr richtig!) 


Kein anderer als Fürft Bismard hat fehr häufig darauf 
—— und namentlich die landwirtſchaftliche Be 
völferung ermahnt, daß fie in nicht geeigneter Weije ver 
treten jei. Früher war es ja tatfächlich fo, daß viele 
landwirtfchaftliche Sreife ihren Bedarf — wenn ich mid) 
jo ausdrüden darf — an Abgeordneten aus den großen 
Städten bezogen haben. Da jagte nun Fürft Bismard: 
wählt Leute, die eure —— vertreten, dann wird 
es beffer um euren Stand werden. Diefelbe Mahnung 
hat der Herr Handeläminifter an diejenigen gerichtet, 
denen er durch jein Reſſort und feine früheren Be 
giebungen nabeftebt. Ich glaube, diefe Außerung iſt 
urchaus berechtigt. Wenn der Herr Wbgeordnete en 
dem Herrn SHandeldminifter dabei eine gewiſſe Unvor— 
fichtigfeit vorgeworfen bat, fo will ich nicht erwägen 
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Sendels · und Gewerbe-Eiat] 


[Dr #riedberg, Abgeoröneter] 

zwifchen etwaigen Unvorſichtigkeiten des Herrn Hanbels- 
minifter8 und des Herrn Landwirtihaftsminifterd, über 
die der Herr Abgeordnete Herold fich nicht be- 


ſchwert hat. 
(Heiterfeit.) 


Ich erinnere nur an die nicht ganz verbriefte Bemerkung 
über den Kanal und ähnliches, Meine Herren, die 
Minifter find * ſchließlich auch Menſchen. Wenn ſie 
unter Berufsgenoſſen find, dann knöpfen fie den miniſte— 
riellen Rock auf und reden friſch von der Leber weg, 
und dieſe friſche, lebhafte Teilnahme am öffentlichen 
Leben ſollten wir ihnen durch eine ſo ſcharfe Kritik, wie 
der Herr Abgeordnete Herold ſie geübt hat, nicht ver— 


ſchränken. 
(Beifall.) 





Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab 
geordnete Bamp. 


Gamp, Abgeordneter. Meine Herren, ich kann mic 
diefen legten Wusführungen des Herrn Borrebners 
durchaus anjchliegen und möchte auch meinerjeitö wünfchen, 
daß die großen Städte Kiel, Stettin, Danzig, Berlin, 
Seal und Breslau mehr dur Kaufleute und 

nbduftrielle hier und im Meichstage vertreten fein 
möchten, und ba Dieſe Außerung des Herrn Minifters 
namentlih auch den Beifall auf der linken Seite bes 
Hauſes gefunden hat, fo werden die Herren ja vielleicht 
eneigt fein, dafür zu forgen, daß wir bei dem nächiten 

ndtage und Reichstage die größeren Städte mehr durch 
Kaufleute und Induſtrielle vertreten fehen. Der Herr 
Kollege Sothein wird mich gewiß in dieſem Wunſche jehr 
energiich unterftügen. 

Dann, meine Herren, möchte ni nur bemerken, daß 
felbftverftändlich die nationale Produktion, ſowohl bie 
landwirtichaftliche wie die induftrielle durch eine Reihe 
von Laften belajtet ift, die andere Länder nicht haben, 
Wenn wir in Deutichland die allgemeine Wehrpflicht 
haben, wenn wir die allgemeine ulpflicht haben, bie 
öffentliche Armenpflege, die fozial olitithe Geſetzgebung, 
die Krankenfürſorge, die Unfallfürſorge, die Alters» und 
Anvalidenverfiherung, wenn wir eine Arbeiterfchuggefet- 
gebung haben in erheblichem Umfange, fo wird dadurch 
niht nur die landwirtichaftliche, ſondern auch bie 
induftrielle Produktion fehr erheblich verteuert und bie 
Induftrie ſowohl wie die Landwirtjchaft ift genötigt, bei 
dem Abſatz ihrer Fabrikate und Erzeugniffe Mor e Breije 
zu fordern, daß es ihr möglich ift, diefe Koſten, die durch 
die nationale Gefehgebung ihr auferlegt find, wieder 
urüderftattet zu befommen. Darin liegt eben bie üble 
Bage unferer Landiwirtichaft, daß fie durch billiger kon« 
£urrierende ausländifche Gegenden verhindert wird, dieſe 
Preife im Inlande zu bekommen. 

In derjelben ungünftigen —* befindet ſich unſere 
einheimiſche Induſtrie. Wenn z. B. die Beſtimmungen 
über die Beſchäftigung von Kindern in ber Glasinduſtrie 
in Belgien nicht beftehen, fo liegt e8 ganz auf der Hanb, 
daß unfere Glasinduftrie im Inlande erheblich teurer 
produzieren ir wie bie belgijche Induſtrie. Nun frage 
ih Sie: was ſoll die einhetmifche Induſtrie tun, wenn 
fie auf dem Auslandsmarkt nicht die hohen Preife des 
Inlandes befommt? Sie hat nur die Möglichkeit, ent- 
weder auf den Erport nad dem Auslande zu verzichten 
oder fie muß die Bedingungen und die PBreife auf dem 
ausländifchen Markt annehmen, die ihr von ber aus- 
ländiichen Konkurrenz biktiert find, Glauben Sie doch 
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nicht, daß es einen einzigen Induſtriellen im ganzen 
Deutfchen erg gibt, der fo töricht fein würde, im 
Auslande nicht höhere Preife zu nehmen, wenn er fie be- 
kommen könnte. 


(Sehr richtig!) 


Das-ift doch der einzige Grund; ber inländifche Fabrikant 
fteht unter der Konkurrenz des Auslandes und ift ge 
nötigt, fi mit den ausländifchen Preifen zu begnügen. 
Nun frage ich Sie, melde nationalen Intereſſen — id) 
möchte auch den Herrn Kollegen Gothein bitten, mir das 
zu jagen — werben dadurch geichädigt, daß der betreffende 
inländiiche Fabrikant bie inländifchen Erzeugnifie im Aus- 
lande zu billigeren Preifen, d. h. zu denjenigen Preiſen 
verkauft, die ber Ausländer biftiert? Welche Intereſſen 
werden dadurch geichädigt? Herr Kollege Gothein fagt: 
die Intereffen der Halbfabrikate verarbeitenden Induſtrien. 
Das ijt nicht richtig; denn, wenn ber inländifche Pro» 
duzent den Berkauf nach dem Auslande zu den billigeren 
Breifen aufgeben würde, jo würbe ber inländiiche Fabri— 
fant, ber die Halbfabrikate herftellt, genau dieſelben hohen 
Preife haben wie bisher; er würde aber auch im Aus— 
lande berfelben eg begegnen. Wenn Deutichland 
nach dem Auslande die Bleche nicht liefert, jo würde dies 
eben der belgiſche Fabrifant tun, um an das Beifpiel 
anzufnüpfen, welches Herr Sollege Gothein wählte. Es 
würde dann eben derjenige, der in Holland Bleche ver- 
arbeitet, fie nicht aus Deutfchland beziehen, fondern aus 
Belgien. Deutſchland hat eben in Holland die Bleche 
fo billig verkauft, weil die ausländiihe Konkurrenz ihm 
diefe Preiſe bdiktiert hat. Der ausländiſche Fabrikant 
von Blechwaren würde fich in der Lage befunden haben, 
zu denfelben oder annähernd denfelben Preifen die Bleche 
vom ausländijchen Fabrikanten zu befommen. 

Alfo, meine Herren, das ift ein ganz natürlicher 
und in ber Regel bereditigter Zuftand, daß wir im In— 
lande höhere Breife haben wie im Auslande: das ift eine 
5 e unjerer fozialen Gefepgebung, unferer ganzen 

—5 für bie Arbeiter und der Arbeiterſchutzgeſetz- 
ebung uſp. Im Auslande ſtehen wir unter aus— 
ändifhen Konkuürrenzrückſichten und müſſen dieſen Kon— 
kurrenzrückſichten —2* tragen. 
atürlich gibt es einzelne Erzeugniſſe, bei denen 
dies nicht der Fall iſt, bei denen wir nicht unter der 
Konkurrenz des Auslandes ſtehen, ſondern den Weltmarkt 
beherrſchen, z. B. eine Reihe von Produkten der chemiſchen 
Induſtrie; dann wird es natürlich feinem Indüſtriellen 
einfallen, nach dem Muslande billiger zu verkaufen. Ye 
Gegenteil, vergleichen Sie die Preije der Erzeugnifle, für 
welche Beutfhland das Monopol hat, jo werden Sie 
— daß im Auslande die Preiſe ſelbſtverſtändlich er— 
eblich höher ſind als im ea Nur da, wo bie 
auswärtige Konkurrenz die Preife herabdrüdt, ift auch 
Deutfchland genötigt, 5 mit dieſen Preiſen zu be— 
le es nicht überhaupt auf dieſen Abjag ver- 
ichten will. 
e Herr Kollege Oeſer und auch Herr Kollege Gothein 
fagen, fie wollten feine fünftliche ‚püchtung ber Kartelle. 
Nun ja, wenn man überhaupt Gegner der Schußzoll- 
politit ift, jo fann man fich ja auf diefen Standpunft 
ftellen. Aber die Kartelle haben Sie in benifelben Um— 
fange in Probuften, bie ——— ſind, und in ſolchen, 
die nicht zollgeſchützt ſind. Wir haben das größte Kartell, 
das Sohlenfartell, und das Kokskartell bei Produkten, 
für welde wir feine Hölle haben. Sie ſehen aljo 
daraus, daß die Sartelle mit der Bollpolitit durchaus 
nicht notwendig in urfächlichem — e ſtehen. 

Meine Herren, der — Kollege Vorſter bedauerte, 

daß die landwirtſchaftlichen Vertreter eine ablehnende 


Stellung gegenüber den Kartellen einnehmen. Ich für 
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[Sandeld- und Gewerbe-Etat] u 


[Samp, Abgeordneter] 
meine Perfon tue es nicht und bin aud der Über— 
ggugung, daß die große Mehrzahl der landwirtſchaftlichen 
ertreter meine Yuffaffung teilt. Das geht Ichon daraus 
hervor, daß aud die Landwirtfchaft auf diefem Gebiete 
ganz genau fo vorgeht wie die Ynduftrie, und ihrerjeits 
ebenfalls fich bemüht, ſich zufammenzufcließen, wie das 
. B. die Kornhäufer beweifen. Das ganze Genoffen- 
gaftäwefen beruht eben darauf, die Kraft der Probu- 
zenten zu ftärken, den Abink —— zu organiſieren. 
Es iſt alſo ganz genau derſelbe Grundgedanke, der den 
Kartellen zu grunde liegt. 
gm ganzen liegt ja feine dringende Beranlaffun 
vor, diefe Debatte Arnd ch hätte mid) auf 
biefe Sache nicht eingelaffen; aber ſchließlich iſt man ge 
nötigt, gegenüber den WAuslaffungen von den anderen 
Seiten den prinzipiellen Standpunkt bier Elar zu ftellen. 
ch freue mich über die Anfichten, die der Herr 
Minifter in diefer Beziehung ausgeſprochen hat; ich teile 
fie vollftändig und meine auch, dab eine Anfıcht durchaus 
nicht im Widerfpruch fteht mit den Tendenzen der En— 
quöte. Denn das hat der Herr Staatsſekretär Graf 
Poſadowsky ausgeiprocen, daß die Enquöte vorzugsweiſe 
den Zweck haben würbe, diejenigen, welche glauben, daß 
die Kartelle im großen und ganzen zu Mißftänden führen 
müßten, davon zu überzeugen, daß davon gar feine Rede 
fei. Sch gebe aber auch zu, daß einzelne Kartelle zu 
Mißbräuchen geführt haben, und nicht in unerheblichen 
Umfange; ich habe das ſelbſt fchon vorgebracht, was heute 
meines Wiffend Herr Kollege Gothein erwähnt hat, daß 
die Kohlen» und Koksinduftrie, namentlih die Koksin— 
duftrie der Vorwurf trifft, daß fie nicht den Erport un- 
ferer Eiſenfabrikate —— und den Preis für Koks 
für den Fall des Exrports der Eifenfabrifate bewilligt 
hat. Darüber find feinerzeit auch von mir fchiwere 
Vorwürfe erhoben. Aber, meine Herren, dieſe 
Sachen liegen mittlerweile mehrere Jahre zurüd, und ich 
glaube, es ift nicht angemefjen, immer wieder und wieder 
auf diefen Beifpielen ———————— Meines Erachtens 
iſt man jetzt auf dem richtigen Wege, die Differenzen aus« 
zugleichen; denn ich habe gelefen, daß ber Herr Handels» 
minifter die Vermittlung übernommen bat zwiſchen dem 
Eifen- und dem Werfzeugverband und anderen Syndilaten; 
das würde ich für den richtigen 2 halten, den ich ſchon 
wiederholt empfohlen habe. 8 in der Anſicht, daß, 
wenn in der Öffentlichkeit erhebliche Mißſtände hervor- 
treten, wenn ber 7 Handelsminiſter zu der Über— 
jengung kommt, daß bier nicht *br prozediert wird, 
aß z. B. die Intereſſen der Exportinduſtrie zu ſehr ge— 
fchäbigt werden, — daß er dann ſelbſt die Vermittlung 
zwijchen beiden AIntereffentengruppen übernimmt. Ich bin 
überzeugt, einem fo hervorragenden und fachverftändigen 
Herrn, wie unfer preußijcher Ds eisiher ift, ber auf 
diefem Gebiete über eine Fülle von Erfahrungen verfügt, 
wird es nicht ſchwer fein, die Intereſſenten zu vergleichen, 
zu verlöhnen und fie zu überzeugen, daß es einen Weg 
gibt, auf dem ſowohl die Gewerbetreibenden, die die far» 
tellierten Erzeugniffe produzieren, wie auch biejenigen, 
die diefe verbrauchen, fich wohl vergleichen laſſen. Es 
haben die Kartelle im großen Umfange jelbft dieſe Auf- 
gabe gelöft, und deshalb find auch dieſe Beſchwerden ftets 
geringer ermorden. Heute, glaube ich, wirb ed dem Herrn 
ollegen Sothein nicht feicht fein viele foldyer Beſchwerden 
vorzubringen. Er führt ja aud) immer nur den Werk- 
eug- und den Blechverband an. Mit den Lokomotiven 
dat er, glaube ich, nicht redit. Nach dem, was mir mit« 
geteilt worden ift, find mir allerdings genötigt, häufig 
englifches Eifen uf bei unferer Lofomotivfabritation zu 
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beziehen; das ift aber im wefentlichen nur der Fall, wenn 
wir für die englifchen Stolonien liefern, und zwar deshalb, 
weil England vorjchreibt, e8 müßte bad Material aus 
England fein. 
fomme nunmehr mit ein paar Worten zu der 
Refolution, und da wundere ich mic) eigentlich über die 
entgegenfommende Erklärung des Herrn Minifterd; mir 
eht de ſchon zu weit. Denn ich muß fagen, bie jeitce 
grafng bes BVeredlungsverkehrs ift doch eigentlich ein 
urchbrechen unferer Schußzollpolitif, und man follte fie 
daher prinzipiell im allgemeinen nur als Ausnahmeregel 
behandeln, und in jedem Falle eine jehr forgfältige 
Prüfung vornehmen und diefe Ausnahmeregel nur dann 
bewilligen, wenn Ausnahmeverhältniffe vorliegen. In 
biefem Sinne habe ich den Herrn Minifter ern 
verftanden, und in biefem Sinne würde ich mich auch 
mit feinen Ausführungen einverftanden erklären können. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Ahge- 
ordnete Borfter. 


Vorfter, Abgeordneter: Meine Herren, geftatten 
Sie mir nur einige wenige Worte zur Richtigftellung 
einzelner Bemerkungen der Herren Borredner. 

Zunädft möchte Pi gegenüber dem Herrn Wbge- 
orbneten Gothein, welcher jagte: ih möchte nur die 
Klagen aller diejer gefchädigten Eonfumierenden Induſtrien 
hören! — feſtſtellen, daß die große Mehrheit der beutichen 
fonfumierenden Induſtrien, speziell der Montaneifens 
induftrie auch der Anficht ift, bob fie bei den Sartellen 
befjer fährt als bisher, und deshalb auf dem Boden ber 
Kartelle fteht. Die Berichte über die verichiedenen Ver— 
fammlungen, bie ja häufig ftattfinden, und wo die ver- 
ihiedenen Intereſſen vereinigt find, würden ja ben 
Herrn Abgeordneten Gothein in diejer Beziehung auf 
klären können. 

Dann hat er fi) auf einen Artikel in der Induſtrie⸗ 
zeitung bezogen, ber feiner Tendenz günftig Te; er hat 
aber nicht gejagt, daß in einer fpäteren Nummer eine 
— dieſes Artikels ſteht, und nachgewieſen 
wird, daß es ſich früher um eine ganz einſeitige Aufs 
faffung handelte, die die Da aekise und ber Sata 
verband Deuticher Induſtrieller durchaus nicht teilen. 

Im übrigen ift es ja nicht möglich, auf alle die 
Spezialfälle einzugehen, die die Herren Gothein und 
Defer uns heute vorgetragen haben. ch meine: :: 
haben wir denn ſchließlich die Kartellenquete? Dort ilt, 
viel ich weiß, Herr Kollege Gothein Mitglied. Ich hoffe, 
aß er alle die Beſchwerden dort vorbringen wird; dort 
wird ihm auch die geeignete Antwort gegeben werben. 

Er hat dann nod, wie ich zu meiner freude höre, 
feftgeftellt, daß er mit feinem Bruder in Bonn, dem 
ei Gothein, durchaus einer Meinung fei über bie 
rtelle. Der — Profeſſor Gothein hat ſich durchaus 
als Freund dieſer Kartelle öffentlich bekannt, und ich 
freue mich umſomehr, in dieſer Beziehung Herrn Abge- 
ordneten Gothein als Kollegen und ſympathiſchen Genoffen 
begrüßen zu dürfen. 

Es dann hier noch von der Rede — 
worden, die unſer de Minifter in Cöln gehalten bat. 
Ich war bei diefer Rede anweſend, und ich habe fie dahin 
verftanden, meine Herren, daß der Herr Minifter gegen- 
über dem Drängen nad gejeglicher Marimalarbeitszeit 
auf die Notwendigkeit hingewieſen hat, daran feftzubalten, 
daß jeder in feinem Berufe reichlich zu arbeiten hätte; 
vertrat den Gefichtöpuntt, daß wir in Deutichland dur 
Arbeit groß geworden find, und gerade diefe Worte 
haben damals in ber Berfammlung im Gürzenich großen 
Beifall gefunden. 


(Bravo! bei ben Freifonjervativen.) 
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[Handeld- und Gewerbe-Gtat] — — 


Präfident v. ſtröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Dr v. Heybebrand. 


Dr dv, Hehbebrand und der Lafa, Abgeorbneter: 
Meine Herren, ih will in dieſer jpäten Stunde nicht 
noch näher auf die Themata eingehen, die uns heute be» 
Ihäftigt haben. Ach begnüge mich, zu konftatieren, daß 
meine politifhen freunde gegen ben Untrag Defer 
ftimmen werden, und daß wir ung unfere Stellungnahme 
u ber frage der Sartelle und Syndikate noch vorbes 
Halten müffen; denn es er ein weitſchichtiges und ſchwie⸗ 
riged Thema, das, wie ich glaube, bis auf den heutigen 
Tag nod nicht diejenige Klärung gefunden hat, um es 
ung zu ermöglichen, eine ganz beftimmte Stellung zu 
diefem fo ſchwierigen wirtichaftlihen Problem zu nehmen. 
De bin erftaunt gewejen, daß der Herr Minilter bereits 
einerſeits eine jo beftimmte Stellung für feine Perfon 
dazu eingenommen hat, während ich geglaubt hatte, daß 
es doch der Regierung vielleicht —— ten bleiben müſſe, 
noch in nähere Erwägungen über dieſen wichtigen Gegen— 
ftand einzutreten und vielleicht erſt in einem fpäteren 
Stadium die endgültige Stellung zu nehmen, bie bazu 
im Gtaatsinterefje genommen werden muß. 

babe mic, vorzugsweije zum Wort gemeldet, weil 
die Ausführungen, die der Herr Minifter gegenüber den 
Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Herold gemadt 
hat, worin er feine Reden, die er an verjchiedenen Orten, 
insbefondere in Hannover oder Cöln, gehalten, gerecht: 
fertigt bat, in den Sreifen meiner politifchen Freunde 
doch un. Bedenken erregt haben. Ich ſchicke dabei 
voraus, daß ich in dieſem vorliegenden Falle nicht als 
Parteimann ſpreche. 35 weiß jehr gut ebenjo wie Herr 
Abgeordneter Dr Friedberg, daß Minifter auch anderer 
politiihen Schattierungen vorhanden eg bie vielleicht 
nicht immer genau in ihren Ausſprachen fich verhalten, 
wie das von einem ganz ftrengen Standpunkt aus beſſer 
jein würde. Wenn ich jet einige Worte rede, jo geichieht 
das aljo als einfaches Mitglied diefes Haufes, ich möchte 
fagen, als einfaher Mann aus dem Volke, wie ich mir 
die Stellung eines Minifters in ben ragen, die hier zur 
Erörterung ftehen, dene. 

Es mag ja — das empfinde ich dem Herrn Minifter 
nad —, wenn man die Babe der Rebe in hervorragenden 
Maße befigt, jehr ſchwer fein, wenn bie Gelegenheit fich 
bietet, maßgebende Geſichtspunkte aufzuftellen, eine gewiffe 
—— zu üben. ch für meine Perfon habe 
teilich heutigentags die Empfindung, daß die Saden oft 
beffer fahren würden, wenn etwas weniger und fogar 
wenn etwas weniger fchön und vollendet gerebet würde. 
Das mag meine fubjettive rend fein; aber ich habe 
die Emp F daß es nicht ſchade wäre, ſelbſt wenn 








man ein ans ervorragender Redner ift, wenn man fi 
eine gewiſſe Be —— auferlegte. Ich verlange gewi 
nicht von einem Minifter, daß er feine Überzeugung aus- 
ieht wie einen Rod, wie der Herr Minifter das vorher 
etont bat. NY glaube, davon kann niemals die Rebe 
fein. Wenn e3 fich um prinzipielle Überzeugungen handelt, 
wird man unter Umftänden genötigt fein, das auszu— 
ſprechen. Aber es handelt fich nicht immer um prinzipielle 
berzeugungen, und wenn es fich um bie a 
der Überzeugung des einzelnen Minifters handelt, follte 
niemals F acht elaffen werben, — ich habe von 
meinem bejcheidenen Standpunft aus die Empfindung —, 
daß die Minifter nicht bloß Reflortminifter find, fondern 
daß fie ald Staatsminifter Teile eines ganz feft efügten 
Kollegiums find, und daß es immerhin etwas Behrend: 
liches bat, wenn der einzelne Minifter lediglich vom 
Standpunkt feines Reſſorts Stellung zu den einzelnen 
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Fragen nimmt. Fi babe die Empfindung, daß die Ein- 
heitlichfeit bes nifteriums durd fol vereinzelten 
Ausipraden nicht gewinnt, und ih muß auch fagen, daß 
1 der Meinung bin, dab das Schwergewicht eines 

inifterworts noch größer fein würde und vom Volke 
noch höher eingefhägt werben würde, wenn es etwas 
feltener eingefegt würde, 


(ſehr richtig! rechts) 


und nicht immer in Seiten und bei Gelegenheiten, wo 
man im allgemeinen nicht die Empfindung hat, daß ber 
ganze Ernft der Situation hervortritt. bin über 
eugt, daß ein Minifter, auch wenn er Tiichreden hält, 
od) immer noch der Minifter bleibt, der er im Staats- 
minifterium ift. Ein gewiffer Unterichieb ift ja allerdings 
vorhanden. Sätieplih find wir doch aber nicht in der 
englifchen Gewohnheit drin, und 9 habe, wie geſagt, die 
Meinung, daß das Schwergewicht der Worte der Miniſter 
gewinnen würde, wenn fie ſeltener und nicht bei ſolchen 
Oele enheiten, bie fich täglich bieten, eingejegt würden. 
eine Herren, ich habe dies gejagt, wovon ich an« 
nehme, daß es dem Herm Minifter vielleicht nicht ans 
enehm fein mag; aber id) habe doch das Gefühl gehabt, 
Ba es einmal gejagt werden mußte, weil insbeſondere 
wir auf diefer Seite des Haufes — und ich glaube, das 
werben auch andere Parteien für fi in Anſpruch 
nehmen —, das gg daß in dem einzelnen 
Minifter nicht bloß der Mann beftimmter perjönlicher 
Überzeugungen, fondern auch der Bertrauensmann aller 
derjenigen Bevölferungskreife und Erwerbsgruppen, bie 
in das betreffende Reflort bineinfallen, und, was noch 
mehr ift, der ganzen Bevölkerung gejehen werde, und 
daß es deshalb dem Unfehen einer ftarfen Regierung, 
auf die alle mit Vertrauen fehen, entipricht, wenn in 
bem Punkte, von dem ich geſprochen habe, etwas mehr 
—— bewieſen würde, als leider heutzutage, 
aube ich, im allgemeinen der Fall iſt, und J aus 
Ben Worten des Herrn Minifterd hervorging. 


(Lebhafter Beifall rechts.) 


fibent v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, ich bin dem Herrn Vorredner jehr dankbar für 
die konziliante Art, wie er mir fein eigenes Mißtrauen 
und das feiner freude an ber Art, wie ich geſprochen 
babe, hier zum Ausdrud gebracht hat. Meine Herren, 
ich ftimme ihm darin vollftändig bei: es würde heute viel 
beſſer in ber Welt fein, wenn nicht jo viel geredet würde. 


(Heiterfeit.) 


Ich habe es hier von vornherein gejagt, wie id) zuerſt 
mich hier verteidigte: ich ſpreche nicht aus ig a 
fondern ich ſpreche aus Zwang. Wenn wir in bie Pro- 
vinz kommen, werden wir angeſprochen, und wir jollen 
antworten, wir müfjen antworten. Nur mit Redensarten 
zu antworten, fällt mir ungeheuer fchwer. 


(Unruhe rechts. Seiterfeit.) 


Aber ich gebe Ihnen, Herr Abgeordneter v. Heydebrand, 
vollftändig zu, man kann verfchiebener Meinung fein, ob 
ich in allen Fällen das Richtige getroffen habe. 

Den Bonwurf aber Imöchte ich nicht auf mir figen 
lafjen, als ob ich irgend dazu beitrüge, bie —— 
des Staatsminifteriums zu ftören. ch habe nur über 
Fragen gefprocdhen, in denen ich früher — 
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[Handels und Gewerbe · Etat 


[Möller, Handelsminiſter] 


Malen mich ſo prononziert Para: habe, ſodaß ich auch 
als Staatsminifter mid nicht anders äußern kann. Das 
war die frage des Marimalarbeitstages; in bezug auf 
andere Fragen, in bezug auf Sartelle, habe id nichts 
anderes ausgeſprochen als meine perjönliche Überzeugun 
daß eine Gejepgebung in dem Sinne, wie fie vielfad 
eritrebt würde, nicht die gewünfchten folgen haben würbe. 
Pi babe nicht gejagt, fie follen nicht gemacht werden; im 
egenteil, ich bin einer von denen gewejen, die weſentlich 
dazu beigetragen haben, daß die gegenwärtige Enquete 
ftattfindet. Und wenn diefe Enguete mich eines Anderen 
überzeugt, fo werbe ich gern meine Überzeugung in diejer 
Beziehung wecjeln. Rn bin aber der ganzen Litteratur 
* dieſem Gebiet mit Aufmerkſamkeit gefolgt und habe 
bisher feinen Weg gefunden, der wirkſam geweſen wäre. 


(Sehr richtig!) 
Nichts anderes habe ich ausgeſprochen. 


Was den Appell an meine eigenen früheren Standes» 
Be betrifft, fie möchten befjer für ihre Vertretung 


orgen, wenn Sie uns anlagen, dab wir nicht für Ihre 
ntereffen forgen, jo fehe ich wirklich darin auch fein 
pitalverbrechen. 


(Sehr gut! links.) 
ch glaube, es war das wirklich notwendig, auszu— 


prechen, 
(ſehr richtig! links) 


und es ift auch eben von anderer Seite zum Ausdrud 
ebxacht, daß der größte Minifter, den wir im vorigen 
hrhundert gehabt haben, in gleicher Weife die Land— 
wirte einmal apoftrophiert hat. Ich habe Sie, meine 
— als leuchtendes Beiſpiel aufſtellen können, wie 
ie es fertig bringen, unter Hintanſetzung Ihrer perſön⸗ 
lichen Intereſſen Ihre Fachintereſſen zu vertreten in den 
rlamenten. Und wenn die Vertreter von Handel und 
nduftrie und immer Klagen, wir forgen nicht für fie, fo 
jage ich, fie mögen das jelbft tun, oder bafür jorgen, daß 
ihre Standesgenofjen in den Parlamenten dafür ein« 
treten. Die Negierung ift nicht in der Lage — das habe 
ich ihnen auseinandergefegt —, alles für ie u tun, ſon⸗ 
dern fie haben die öffentliche eng um — 
Das habe ich den Herren von der Börſe auch ge— 
fagt, die zu mir gefommen waren und wollten, daß die 
Bi * eſetze reformiert werden: ſorgt ihr dafür, daß 
der *2 geführt wird, daß und in welchem Umfange 
es notwendig iſt. Das ſind Dinge, die ein — 
denkender Miniſter ſagen muß. Ich werde mir aber die 
Lektion, die ich hier bekommen habe, 


Heiterkeit) 


zur Lehre dienen laſſen und hoffe, daß ich in Zukunft 
das Mißfallen der Herren nicht wieder errege. 8 


(Heiterfeit.) 


Ic en aber aussprechen: Niemand kann aus feiner 
Br herausfahren. Herr v. ur wird in manchen 

ingen anders denken wie id. Die Herren haben mich 
freundlich hier begrüßt, wie ich hierher gekommen bin; 
dafür bin ich ihnen — dankbar geweſen, ſie werden 
— ſagen müſſen, daß ich in manchen Dingen anders 
enke wie auch fie; aber in meinen Entſcheidungen — 
und darauf kommt es doch ſchließlich an, das muß ich 
Ihnen jagen — bin ich immer objektiv gewefen, und twerde 
ich auch immer objektiv bleiben. 


(Bravo! links.) 
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Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab. 
geordnete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: Meine en ich 
möchte Herrn v. Heydebrand auf deſſen hochpolitiiche 
Nede, die ja gewiljermaßen ein Tadelsvotum für den 
Herrn Handelsminifter enthielt, wenn aud in leifer Form, 
doch ein paar Worte erwidern. Ich ftimme vollftändig 
mit ihm darüber überein, daß es fehr erwünſcht wäre, 
wenn weniger geredet und mehr — würde. Ich 
meine aber, dab das nicht allein für die Minifter, ſondern 
auch für die Parlamentarier gilt 


(Heiterkeit) 


und auch für diejenigen, die auf der Seite figen, wo 
Herr v. Heydebrand die Führung hat. Es wäre 
wiünjchenswert, wenn auch von jener Seite weniger ge 
redet würde, 

glaube auch nicht, daß der Herr Minifter Ver 
anlafjung hatte, fich gegen den Vorwurf zu verteidigen, 
ber ihm daraus gemacht wurde, daß er im Kreiſe von 
Kaufleuten gejagt habe: Ihr müßt euch felbft helfen und 
eure Sntereffen zur Geltung bringen, indem ihr dafür 
forgt, daß eure Stanbesgenoffen in das Parlament 
kommen und ihr Intereſſe daſelbſt vertreten. 


(Sehr richtig!) 


Gerade Herr v. Heybebrand hatte gewiß feine Beranlaffung, 
eine ſolche Aufforderung mit mißtrauifhen Augen anzufehen; 
wenn man weiß, wie in den Streifen feiner Freunde fort: 
während gefagt wird: nur Landwirte dürfen gewählt 
werden, und niemand anders wie ein Landwirt darf als 
ige Bertreter betrachtet werden, fo wirb er doch wohl 
die Berechtigung der Kaufleute nicht beftreiten können, 
auch für die Wahl ihrer Fachgenoſſen zu jorgen, und 
wenn der Herr Minifter fie darauf ———— macht, 
daß das die richtige Art iſt, ihre Intereſſen zu vertreten, 
ſo kann ich darin nichts finden. 

Im übrigen war es mir intereſſant, daß ur 
v. Hendebrand die allgemeine Mahnung an die Minifter 
richtete, fi möglichft in ihren Ausrührungen zu be 
ichränten, vor allen Dingen von dem Gefichtspunfte aus, 
weil fie fonft leicht ia rei Meinungen ausfprechen 
könnten, die nicht mit der notwendigen Einheitlichkeit 
Königlihen Staatsminifteriums vereinbar wären. Id) 
laube, wie mein Freund Dr Friedberg jchon mit Recht 
een ehoben hat, dann hätte Herr v. Heydebrand es 
auch für geeignet halten können, das auch anderen 
Miniftern, die ihm nahe ftehen, bei Beratung ihres Etats 


u jagen. 
BER (Sehr richtig!) 


Ich finde es nicht ganz der Gerechtigkeit, der Herr 
v. Heydebrand gewiß zu dienen fucht, entiprechend, wenn 
er das bloß bei dem einen Miniſter tut. 


(Sehr richtig!) 


% meine, Herr v. Heydebrand hätte vor allen Dingen 

er, gehabt, diefe Betrachtung anzufnüpfen an 
den Titel des Minifterpräfidenten; denn er hi doch eigent- 
lich derjenige, der dafür forgen muß, dak die Einheit 
ber Königlichen Staatsregierung nauch der Öffentlichkeit 
pegenäiber zur Erſcheinung kommt, und daß die ver 
chiedenen Herren Reffortchef3 mit ihrem aufgefnöpften 
Herzen nicht allzuweit in die Öffentlichkeit hineingehen, 
und er hätte heute vielleicht gerade Beranlaffung di 
auf diefe Notwendigkeit der Einheitlichkeit im Staats- 
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— ee  — 


[Dr Sattler, Abgeordneter] 


minifterium —— weil wir heute in einem zu 
offiziöfen Mitteilungen benutzten Blatte eine ganz merk— 
würdige Notiz gelefen haben, anfcheinend offiziös. Darin 
wurde die Behauptung, daß eine Allerhöchſte Kundgebung 
gegen den renitenten Teil des Bundes der Landwirte 
erfolgen würde, dementiert, aber — jo ungefähr war die 
Notiz — wie die Stellung der einzelnen Minifter ſich 
zu dem Bunde der Landwirte geftalten würde, würde ja 
ie Zukunft zeigen. Sch meine, gerade angefichts diejer 
Außerungen ift die Mahnung an die Königliche Staats» 
regierung und vor allen Dingen an ben Herrn Minifter- 
präfidenten, für eine einheitlihe Haltung der Staats» 
regierung zu jorgen, gewiß angebradit. Vielleicht hat 
— v. Heydebrand die Güte, eventuell bei der dritten 
eratung bei dem Etatstitel * den Miniſterpräſidenten 
dieſe durchaus berechtigte Mahnung an ihn zu richten. 





(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat ber Abs 
geordnete Herold. 


wenige Worte! Zunähft muß ich dem Herrn Minifter 
antworten, y ih aus feinen Ausführungen, die er in 
verfchiedenen Reden gemacht hat, fein Kapitalverbrechen 
gemacht babe, fondern ich habe nur meine Anficht dar- 
über äußern wollen, und e8 jcheint, als wenn der Herr 
Minifter doch auch ſelbſt jet ſchon eingefehen hat, daß 
es vielleicht beffer ift, wenn er in Beten: nicht jo offen 
alles ausjpricht, was er denkt. Denn wenn der Herr 
Minifter den Unterfchied gemacht hat zwifchen feiner 
Tätigkeit im Abgeorbnetenhaufe und feinen Reden, die er 
im Lande hält, daß er das einemal als Minifter 
ipricht, und das anderemal als Privatperion, jo läßt 
1 das wirklich micht aufrecht erhalten. Es kann ja 
feinem Zweifel unterliegen, daß die Verantwortung für 
die —— bier im Haufe größer iſt, wie bei Tiſch- 
reden uf. Aber wo ber Herr Minifter in der Öffent- 
lichkeit Spricht, da ift er und bleibt er Minifter. Das 
läßt N num einmal nicht trennen, und wenn er irgend 
welche Anfichten ausipricht, dann muß die Bevölkerung 
annehmen, daß er dieſe Unfichten auch im Staats 
minifterium zu vertreten willens ift. Die Annahme wird 
jeder daraus folgern, und ich glaube, daß 3. B. de 
er den Schluß aus den Hußerungen gegogen hat, da 
er Herr —— für eine geſetzliche Normierung in 
bezug auf die Kartellfrage nicht anz leicht zu haben 
wäre. Alſo in ber Beziehung —2 es wirklich an- 
gezeigt, eine gewiſſe Borhit an den Tag zu legen. 


Was nun den weiteren Punkt angeht, den der Herr 
Abgeordnete Dr Sattler berührt hat, daß es —— 
gerechtfertigt ſei, die verſchiedenen Berufsſtände aufzu— 
fordern, ihre Intereſſen auch im Parlament zu vertreten, 
ſo bin ich ja vollſtändig — ich habe das auch ausdrücklich 
ausgeſprochen — ber Änſicht, daß die einzelnen Berufs— 
ſtände —— berechtigt ſind; ſowohl die Landwirtſchaft, 
als Handel, als Induſtrie, al& der Handwerker, Arbeiter: 
ftand ufiw. Es kann dem Staat nur zum Wohle ge 
reichen, wenn — im Abgeordnetenhauſe, überhaupt in 
ben gejeßgebenden Korporationen, dadurch ein gewifler 
Ausschlag herbeigeführt würde. Ein weſentlicher Unter- 
ſchied liegt aber — dyrin, wenn ein Minifter direkt 
jeinerjeits dazu auffordert. ch meine: gerade jet, bei 
Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Leglsl. V. Seffion 1908. 


Gerold, — Meine Herren, noch einige 


dieſen lebhaften Intereſſenkämpfen, wie ſie nun einmal 
beſtehen und ſie in neuerer get immer mehr zuge- 
ipigt haben, da follte auch ein Refjortminifter, der d 
nebenbei — ich habe das vorhin ſchon gefagt — au 
Staatsminiſter ift, diefe SIntereffengegenfäge Du derartige 
Neben nicht noch zu verichärfen fuchen, jondern ich glaube: 
feine Aufgabe ift es mit, de zu mildern und für den 
Ausgleich nach Möglichkeit zu wirken. 


Das habe ih nur zum Ausdrud bringen wollen, 
und der Herr Stollege v. Heybebrand hat a auf den» 
jelben Boden geftellt. So vor, une liegt auch nicht im 
Staatsintereſſe. Wenn jchließlic auf den Fürften Bismard 
hingewiejen worden ijt, jo ift mir im Augenblid gerade 
nicht gegenwärtig, ob er auch als Minifter dazu aufge- 
fordert J beſondere Vertreter zu ſchicken. Nach ſeinem 
Abgang hat er es bei verſchiedenen Gelegenheiten getan. 

ch will es aber auch keineswegs beſtreiten, daß es von 
ihm auch als Minifter lachen ift. Ich antworte darauf 
nur: was der Fürſt Bismard getan hat, ift auch nicht 
unter allen Umjtänden und für alle Seiten em re 
wert; pr er hat Fehler gemacht, wie jeder Menſch in 
feinem Leben Fehler gemacht hat. 


Präfident v. Ströcher: 
vor, ſich jegt zu vertagen. 
veritanden. 

Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der Ab— 
geordnete Dejer. 


ch ſchlage dem Haufe 
mit ift ns FR eins 


Oeſer, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Dr Friedberg hat in beredten Worten die 
Bitte an mich gerichtet, den von mir geftellten Antra 
auf Nr 48 der Drudjahen zurüdzuziehen mit Rüd- 
fiht auf die Erklärungen, die von dem Herrn Mi— 
nifter bier gegeben worden find und mit Rüdficht auf 
den teilweifen Erfolg, der dadurch erzielt ift, ent⸗ 
ſpreche dieſer Bitte und ziehe den Antrag — 
zurück, wobei ich allerdings hinzufüge: ich wünſche, da 
der Herr Miniſter bei der Ausbildung des zollfreien 
Veredlungsverkehrs ſich nicht allein richtet nach den 
Außerungen der großen Körperſchaften, ſondern daß er 
vor allen Dingen auch die Intereſſen der kleinen und 
mittleren Produktion dabei lebhaft in ſein Herz eins 
ſchließen möchte. Ich ziehe aljo den Antrag jest zurüd 
und behalte mix eventuell vor, wenn der zollfreie Ber- 
edlungsverkehr nicht entiprechend geregelt werden follte, 
die Sache bei ipäterer Gelegenheit wieder in bad Haus 
zu bringen, 


(Bravo!) 


Präfident dv. Kröcher: Es wünſchen auszu— 
fcheiden: 
aus der Petitionskommiſſion: 
die Abgeordneten dv. der Wenfe und Graf 
von der Nede-Bolmerftein (beide nur für 
morgen), 
aus der Agrartommifjion: 
die N Arendt (Rabiau) und Hilgen- 
dorff, 


aus der Unterrichtsktommiſſion: 
die Abgeordneten Rudorf, Dr Iderhoff, —* la 
“Bol nhain) und v. Ditfu (legtere beiden 


n 
nur fir morgen), 18 
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nenn nern 


[Präfident v. Mröcher] 


aus ber Budgetfommijjion: 
die Abgeordneten Macco und Dr Krieger 
(Königsberg), 
ferner (nur für heute) die Abgeordneten Wallen« 
born, Dr am Zehnhoff und Ehlers, 
aus der X, Kommiſſion: 
der Abgeordnete v. Heimburg. 


Haus der Abgeorbneten. 23. Sigung am 17. Februar 1903. 


1552 





Widerſpruch dagegen erhebt fich nicht. — Ich lade 
die betreffenden Abteilungen ein, die Erſatzwahlen vor- 
zunehmen. 

Die nächſte Sitzung fchlage ih vor abzuhalten 
morgen, Mittwoch, Bormittag 11 Uhr und als Tages: 
ordnung zu nehmen: 

Reit der heutigen ee 

Das Haus ift damit einverftanden; die Tagesorb- 

nung jteht feit. 


Ich ſchließe die Sitzung. 
Schlub der Sitzung 4 Uhr 20 Minuten. 


Drud und Berlag: W. Moeſer Buhdruderei in Berlin. 
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24. Sigung. 
Mittwoch den 18. Februar 1903. 


Spalte 
Fortfegung der zweiten Beratung bes Ent: 
mwurfs des Staatshaushaltsetats für das 
. Etatsjahr 1903: 
Handeld- und Gewerbeverwaltung 
(Dauernde Ausgaben Kap. 67 bis 69 


Tit. 1 bis 13). — Drudjahe Nr 46.. 1554 
Dauernde Ausgaben Rap. 67 
Tit. 1. Minifter. Allgemeine Be- 
ſprechung (Schluß). Reform des Börfen- 
geſetzes. Handwerkerfrage. Mittel: 
ſtandspolitik. Gewerbliches Unter: 
richtsweſen. 

RTL EDEN 1554 
Möller, Handelsminifter 1562. 71. 1612 
DENE 1563 
Frid, Geh. Regierungsrat .... 1573. 79 
a 1574 
Deſe PARHERERGE 1579. 98 
RED aa ee a ee ie 1587 
N REP ETRTRE 1595. 1613 
Dr Arendt (Mansfeld) ...... 1601, 14 
EEE 1607 


Weber, Regierungs- und Baurat.. 1612 
Kap. 69 Tit. 7. Fortbildungsichulen. 


Dr Lotichius ................. 1614 
EEE TUE TTER TER 1616 
Dr v. Seefeld, Regierungsrat .... 1617 
Sqchaſfnerr 1618 
Möller, Handelsminifter...... 1619. 20 
Metger (Flensburg) ........... 1619 
Zur Geichäftsorbnung: 
De Friedberzßzßz 1622 


Beginn der Situng U Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Kröcher: Ich eröffne die Sigung. 

Das Protokoll führt der Abgeordnete v. Bodelberg, 
die Mebnerlifte der Abgeordnete Jürgenſen. 

Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf dem 
Bureau zur Einficht aus, 

Ich erſuche den Herrn Schriftführer, das Ergebnis 
der geftern vollzogenen Erfagwahlen zu Kommiffionen zu 
veridien. 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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Fürgenfen, Schriftführer: An Stelle ber Ab— 
geordneten 
v. der Wenfe, Graf v. der Rede-Bolmerftein, 
Arendt (Labiau), Hilgendorff, Rudorf, Dr Yder- 
hoff, Scholz (Boltenhain), v. Ditfurth, Macco, 
Dr Krieger (Königsberg), Wallenborn, Dr am 
ehnhoff, Ehlers und v. Heimburg 
find gewählt worden: 
in die Betitionstommiffion: die Abgeordneten 
Bauljen und Boyfen (beide nur für heute), 
in die Agrarfommiffion: die Abgeorbneten 
Dr v. Korn-Rudelsdorf und Gottſchalk 
in die Unterrihtsfommijfion: Die Abgeord- 
neten Reinide (Mansfeld), Vorſter, Staegen- 
wallner und v. Böhlendorff-Kölpin (leßtere 
beiden nur für heute) 
in die Budgetfommiflion: die Abgeordneten 
Dr Schulg (Bochum) und Dr Hirſch (Berlin), 
ferner (nur für geftern) die Abgeorbneten 
Dr Dftrop, Leppelimann und Gothein, 
in die X. Kommijjion: der Wbgeordnete 
v. Negelein. 


Präfident v. Kröcher: An Borlagen find ein- 
gegangen: 

von dem Herm Minifter der auswärtigen 

Angelegenheiten, dem Herm Finanz» 

minifter, dem Herm Minijter für Land» 

wirtihaft ufw, dem Herrn Minifter des 

Innern und dem Herrn Minijter der öffent- 

lihen Arbeiten drei zwifchen Preußen und 
Dldenburg abgeſchloſſene Verträge über: 

1. die Regelung der Wafjerverhältnifje in den 

————— der Leda und Hunte, 

2. die Regelung der Waſſerverhältniſſe an den 
Landesgrenzen in der Gegend der Stadt 
Quakenbrüct, 

3. die Feſtlegung der Hoheitsgrenze in der ſo— 
genannten Streitmark im Hahnenmoore; 
von den Abgeordneten Bachmann und —* 
eine Inkerpellation, betreffend die An- 
drohung kirchlicher Zuchtmittel gegen Fatholifche 
Eltern zu Trier in Schulangelegenheiten. 
Ich habe Druck und Verteilung diejer Borlagen ver- 
anlaßt, die Interpellation auch dem Stöniglihen Staats- 
minifterium mitgeteilt. 
Wir treten in die Tagesordnung: 
Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Stantshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903: 
Handeld: und Gewerbeverwaltung — 
Drudjahen Nr 44, 46, 57. 
Wir find ftehen geblieben in der Debatte über 
Kap. 67 Tit. 1 der dauernden Ausgaben. Das 
Wort bat der Abgeordnete Fund. 


Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte an 
den Herrn Minifter die Anfrage richten, wie es mit der 
Reform des Börſengeſetzes ſteht. Dieje Börſengeſetz— 
reform, von der vor einiger Zeit jehr viel die Rede war, 
ift plöglich auf ihrem a. fteden geblieben, und es wäre 
für uns von außerordentlihem Intereſſe, zu wiflen, wie 
und warum das geſchehen iſt. 

Es iſt den Herren ja noch erinnerlich, daß der 
Börſenausſchuß bereits im Juni 1901 ſich einſtimmig 
für eine Revifion des Börfengejeges ausgeſprochen hat, 
und daß an eine Mehrheit des Börjenausichuffes ſich 
für die Befeitigung des PVerbotes des Terminhandels 
ausgefprochen hat. Meine Fe id) möchte ferner er- 

€ 


innern an den im vorigen Herbſt in — = M. ab- 
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gehaltenen Banfiertag, der auch ſeinerſeits mit jehr vielen 
triftigen Gründen eine Revifion des Börfengejeges ge- 
wünjcht hat; ich möchte auch erinnern an die jegt ganz 
kürzlich hier ftattgehabte Konferenz der deutſchen Börien- 
vorjtände. Auch in den Parlamenten ift jehr häufig über 
diefe Frage geiprochen worden; es ift cine ganze Fülle 
von Litteratur in diefer Beziehung erichienen, und last 
not least hat der Herr Minifter perjönli im vorigen 
2 uns bier auf eine Anfrage von nationalliberaler 
eite mitgeteilt, daß der Entwurf eines revidierten 
Börſengeſetzes bereits in feinem Minifterium fertiggeftellt 
fei, bereits die Zuftimmung des Gejamtminifteriums ge 
funden babe, und dab es lediglih an dem Bundesrat 
liege, wann ber betreffende Entwurf an den Reichstag 
gelangen joll. Meine Herren, wir haben feit der Zeit 
weiter nichts gehört und gi gebe mich der Hoffnung bin, 
daß der Herr Minijter die Liebenswürdigkeit haben wird, 
in diefer Beziehung einige Auftlärungen zu geben. 
Meine Herren, was die Wirkung des Börfengeleges 
anlangt, jo glaube ich, bedarf es feiner großen Aus- 
einanderfegungen. Seder, der fih um dieſe Dinge be- 
fümmert, ber etiwas davon 5 wird mir zugeben, 
daß die Wirkungen in einer Weiſe zu tage treten, die 
das höchſte Bedenken für die Zukunft —————— müſſen. 
Zunächſt, meine Herren, was die Rechtſprechung 
anlangt, ſo ſind Erſcheinungen wie der Differenzeinwand 
der beiſpielsweiſe ja nach unferer Geſetzgebung noch na 
30 Jahren erhoben werden kann, der viel ſchlimmere 
Negiftereinwand und namentlich die Möglichkeit, auf 
Grund des $ 764 des Bürgerlichen Gefepbuhes Schuld- 
anerfenntniffe und beftellte Sicherheiten ohne weiteres 
urüdzuziehen, durchaus zu mißbilligen; das find Er— 
——— von ſo außerordentlich bedenklicher Art, daß 
wir alle Veranlaſſung hätten, ſo raſch wie möglich an 
eine Reviſion der betreffenden Beſtimmungen zu gehen. 
Meine Herren, ſolche Dinge asien dem ganzen 
Geſchäftsverkehr nicht nur die rechtliche, ſondern auch die 
moralijche Grundlage, und ic) ftehe auf dem Standpuntte: 
je mehr man im gefchäftlichen Berkehr Treu und Glauben 
als alleinige Baſis anfieht, defto befjer fährt man. 
Dieſe merkwürdige Rechtiprehung hat aber aud zu 
einer Verwirrung der Begriffe geführt, die ganz jonderbar 
ift. Wer fi heute * den Boden ſtellt, daß er die 
— Beſtimmungen für ſich in Anſpruch nimmt, 
verfällt auf der anderen Seite dem Ehrengericht ber 
Börje. Einen ähnlich widerfinnigen Zuftand haben wir 
eigentlich, mutatis mutandis natürlich, nur beim Duell- 
weſen. Das ift ein Zuftand, der jo außergewöhnlich ift, 
Pi ich glaube, daß die Negierung auch von dieſem Ge- 
fichtspunft aus alle Veranlaffung hätte, eine Anderung 
aa enge Daß diefer Niedergang der geichäftlichen 
Moral in Deutichland, der dadurch mehr oder weniger 
pe werden wird — denn die Rechtſprechung 
ockt je jelbft die unlauteren Elemente an bie Oberflähe —, 
daß diefe Entwidlung dem deutichen Kaufmannsftande im 
Auslande Hinfichtlich feines Anfehens nicht förderlich ift, 
das ift ein Punkt, den ich nur nebenbei anführen möchte. 
Über, meine Herren, außer dieſer bedenklichen Seite 
der Judikatur ift auch vom rein gefchäftlichen Standpuntt 
aus eine Revifion des Börfengefeßes fo raſch wie möglich 
erwünjcht. ch will von einem Zweige ber — 
keit, der Arbitrage, ber bei uns ſpeziell in fyrank- 
furt a. M. eine große Rolle gefpielt hat, der durch die 
Beiepgebung nahezu vernichtet worden ift und dem wohl 
die bedeutendften Oentelligengen diefes Standes angehört 
haben, bier weiter nicht reden, weil ich Anlaß u zu 
vermuten, daß im Laufe der Debatte über diejen Punkt 
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noch mehr gefprocdhen werden wird; ich möchte nur darauf 
binweifen, daß die Befeitigung des Terminhandels ſich 
als ganz außergewöhnlich ungünftig erwiejen hat im Falle 
— rsſchwankungen. Gerade der Terminhandel ift 
iejenige Einrichtung, welche es ermöglicht, daß eine aus: 
— Wirkung bei ſtarken Schwankungen im Kurs 
möglich war. 

Nun hat die Beſeitigung des Terminhandels an 
unſerer Börſe naturgemäß einen außerordentlichen Auf— 
ſchwung der ausländiſchen Börſen mit ſich gebracht. Man 
braucht heute nur einen Blick nach den ser Börſen, 
die verhältnismäßig ja von geringerer Bedeutung waren 
als Berlin und Frankfurt, zu tun, um zu jehen, mie 
unſer Berbot des Terminhandels ganz fpeziell den 
Schweizer Börfen — aber auch Belgien, Frankreich und 
England — zu gute kommt. 

Im Zufammenhange damit möchte ich bei diejer Ge— 
legenheit auch gleich anregen, daß man an eine Reviſion 
ber Stempeliteuergejeggebung herantreten möchte. 
Das Thema gehört ja ftreng genommen nicht hierher, 
allein es jteht in jo engem Zuſammenhange mit der 
Börfengefeggebung, daß aud darüber ein Wort geredet 
werden muß. 

Die — übertriebenen Sätze, die der Emilfions- 
ftempel und der Umſatzſtempel bei uns erfahren haben, 
haben auf das allernadhteiligite auf den Geſchäftsverkehr 
an der Börſe eingewirkt, und es ift fehr charakteriftiich, 
daß der Heichsichagjefretär im Januar vorigen Jahres 
felbft Klage darüber geführt hat, daß dieſe Gejetgebung 
in dem gegenteiligen als dem erwarteten Sinne funktioniert, 
daß fie weniger ergebe al3 veranſchlagt worden war, ob- 
gleich die Säte fo Fehr erhöht worden An. Meine Herren, 
wir haben die Erfcheinung — darauf iſt auch auf dem 
Frankfurter Banfiertag jpeziell hingewiefen worden —, 
daß jolide auswärtige Staaten ſich mit ber Emiffion 
ihrer Unleihen gar nicht mehr heranwagen an die deutjche 
Börfe, weil die Stempelabgaben derartig hohe find, daß 
jie von vornherein abjchreden und jene Staaten wejent- 
liche Erſparniſſe machen, wenn fie im Ausland emittieren. 
Der leider zu früh verftorbene  WUbgeordnete Herr 
v. Siemeys bat bereitd jeinerzeit darauf hingewieſen, 
daß im engen ———— mit dieſen Emiſſionen der 
ausländiſchen Staaten auch die Beſtellungen ſtehen, die 
diefelben für Rechnung ihrer Verwaltung machen; er hat 
fpeziell im Jahre 1 im Reichstage mitgeteilt, daß von 
der Zeit an, wo bie xuffiichen Anleihen nad den fran- 
zöfiichen Börfen gingen, auch die Bejtellungen, die im 
ruſſiſchen Stante gemacht find, namentlich in induftrieller 
Beziehung, nicht in dem Make mehr Deutichland zuge: 
floſſen find, ald das bis dahin der Fall geweſen ift. 

Meine Herren, über den Rüdgang der Umſätze find 
in letter Zeit fehr viele Zahlen in die Öffentlichkeit ge 
drungen. Ich werde mir nicht erlauben, Sie nun lange 
mit Sohlen zu beläjtigen; aber 2 Aufftellungen, die mir 
jur erfüging ftehen, möchte ich doch hier zur Sprache 

ringen. Die Maflerbanf- in Hamburg hat in ihrem 

Jahresbericht von 1902 angegeben, daß im „Jahre 1893 
noch ein Effektenumſatz von 886 Millionen Mark ftait- 
efunden bat, während im — 1902 nur noch ein 
olcher von 248 Millionen Mark zu verzeichnen war. 
Der Schlußnotenftempel betrug in Hamburg im fahre 1893 
111000 A, im Jahre 1895 jogar 206 000 A; im Jahre 
1902 war er zurüdgegangen auf 68 000 AM! 

Noch vie krafler aber treten dieſe Dinge in die 
Erfcheinung, meine Herren, wenn man ben auf dem 
Bantiertage in ee rta.M. mitgeteilten Jahresbericht 
weier großer Berliner Maklerbanken ins Auge faßt, die 
Dauptfärhlic in ausländifchen Renten, aljo durchaus 
joliden Anlagepapieren, ihr Gejchäft gemacht haben. Da 
ift angeführt worden, daß vor Ginführung der erjten 
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[Fund, Abgeorbneter] 


Umfagfteuer im Jahre 1885 der Umfat in ausländifchen 
Renten bier an der Berliner Börfe 4929 Millionen 
Mark betrug. Vor Eintritt der erften Verdoppelung ber 
Umſatzſteuer im Jahre 1892 hat berfelbe Umfag nur 
noch 1233 Millionen Mark betragen. Meine Herren, 
jegt, nad Einführung der neueften Stempelerhöhungen, 
im Jahre 1901, ift der Umſatz auf 120 Millionen zu— 
jammengeichrumpft, d. h. den 40. Teil deffen, was noch 
vor 17 Jahren an der Berliner Börje in ausländifchen 
Renten umgefegt worden ift! 

Meine Herren, das find Bahlen, die beweifen, daß 
die Geſetzgebung geradezu verheerend auf diefem 
Gebiete gewirkt hat. ch will von dem Ausfall von 
Telegrammgebühren, Telephongebühren, von Steuern uſw 
gar nicht reden, auch nicht von der Rückwirkung, die auf 
die Lage der Angejtellten im Bankgewerbe durch eine 
ſolche —A erfolgt iſt. Aber es iſt doch not» 
wendig, auf alles das hinzuweiſen, um ſich von der Wir- 
fung z gejamten Gejeggebung annähernd einen Begriff 
zu machen. 

Nun, meine Herren, geht die — wahriceinlich un« 
ewollte — Tendenz der ganzen Gejetgebung darauf 
Fans, das Gejchäft in großen Sänden zu Eonzentrieren; 
ipeziell in Berlin wird fih im Laufe der Zeit in ben 

rößeren Banken das Hauptgeihäft zufammenziehen, 
Es unterliegt jchon jetzt feinem Zweifel, daß die Art 
und Weile der Gejeßgebung bereits anfängt, eine völlige 
Vernichtung des Heinen Bankierftandes mit fi zu 


bringen. 
(Sehr richtig! links.) 


Ich möchte auf biefen Punkt ganz befonders die 
Aufmerkiamkeit lenken, weil man da nicht an der Ober- 
flähe haften bleiben darf, fondern gezwungen ift, etwas 
tiefer in die ganzen volkswirtſchaftlichen Verhältniffe ein« 

ubringen, die mehr oder weniger mit dem kleinen Bantier- 

ande zujammenhängen. Meine Herren, wenn ber ger 
Minifter beifpielöwerte die Wirkung anfähe, die der . 
fall des Meinen Bantierftandes auf das Warengeſchäft 
und die Landwirtichaft in den Fleineren Städten und auf 
dem platten Lande ausübt, jo müßte er zugeben, daß da 
bie allerbebenklichiten Br zu gewärtigen find. Es 
unterliegt feinem Bweifel, daß der kleine Bankier auf 
dem Lande oder in den Heinen Landftädten bei dem per- 
fönlichen Vertrauen, welches er zu dem £leinen Waren- 
zen und Gewerbetreibenden hat, jehr häufig dem 

ann einen Kredit gewährt bat, der diefen wieder in 
den Stand ſetzte, erhol reih für den Unterhalt feiner 
Familie zu jorgen. Mit dem Wegfall des kleinen Bantier- 
—— —* dieſe Verhältniſſe vollſtändig fort. Die 
größeren Banken an den größeren Plätzen haben nicht 
das mindeſte Intereſſe, dem kleinen Warenhändler auf 
dem Lande und in den kleinen Landſtädten Kredit zu ge— 
währen. Es iſt ihnen dies zu kleinlich, es trägt ihnen 
nicht genug ein und fie kennen den Kunden nicht perfön« 
lich. Infolgedeſſen find weite reife der Warenhändler 
heute leider außer ftande, einen entſprechenden Kredit zu 
erhalten. Daß das ungünftig und nachteilig auf die Be- 
tätigung der Warengejchäfte am zurüdwirkt, das brauche 
ich bier nicht näher auseinanderzufegen. Wer mitten in 
den Berhältniffen fteht, wer weiß, in welcher Weije die 
Erwerbstätigkeit der Leute durch die ganze Geſetzgebung 
beeinträchtigt worden ift, welcher Geldmangel fich geltend 
macht, welches Borgiyftem allmählich an die Oberfläche 
getreten ift und zwar in einer Weife, wie wir es früher 
nicht kannten, der wird mir zuftimmen, daß je eher, je 
befjer hier Wandel gejchaffen werden muß. Ich meine, 


diejenigen Herren, welche die EL EI RONBERLEN auf 
ihre Fahne — haben, hätten allen Anlaß, hier 
helfend und beſſernd einzugreifen. 


(Sehr richtig! links.) 


Daß dieſe ganze Politik, die die Börſe in letzter 
Zeit leider an id bat erfahren müflen, eine Schädigung 
des Nationalwohlftandes mit fich führt, ift Ear. er 
ſich noch erinnert, wie vor einigen Jahren die Reichs- 
anleihe von 80 Millionen aus allerhand Rückſichten auf 
das Inland in den Vereinigten Staaten begeben werden 
mußte, wer fich erinnert, welchem Hohn und Spott wir 
damals überall in ber ganzen elt begegneten, daß das 
mächtige, fräftige Deutichland gezwungen war, wegen 
80 Millionen in das Musland zu gehen, ber wird mir 
angeben, daß es jo nicht weiter gehen fann. Wuch die 

iſis des Jahres 1901 ift zweifellos durch die beftehende 
——— worden. Wenn ſie nicht ganz 
ſo in die Erſcheinung getreten ft, wie man anfangs 
befürchtete, jo liegt das zum Teil daran, daß das ver- 
gangene Jahrzehnt mit feiner gefunden und richtigen 

irtichaftspolitit uns innerlich jo gefräftigt hat, daß 
manche bedenklihe Entwidlungen verhindert werben 
konnten. Außerdem erkenne ich jehr gern an, daß bie 
damalige Bolitif der Reichsbank in einer geradezu mufter- 
ültigen Weife dafür gelorgt bat, foweit fie dazu in der 
age war, daß die Kriſis auf gewiffe kleinere Kreiſe 
bejchränft blieb. Daß bie gras folder Kriſen 
aber nur jchlimmer werden kann, wenn die Gejeßgebung 
fo weiter unfere finanzielle Pofition ſchwächt, wenn der 
Nationalwohljtand weiter jo geihädigt wird, das unter- 
liegt nicht dem mindeiten Zweifel. 

Diefe Geſetzgebung iſt gewiffermaßen ab irato 
geichehen. Damals ertönte allgemein der Auf: die Börfe 
muß bluten, und man bat, ohne fich die Sache näher zu 
überlegen, Geſetze gejchaffen, deren Wirkung diejenigen 
Leute, die damals mitgeholfen haben, heute in eine 


——— ae verjeßt. Man bat fi 
damals ganz falſche Vorftellungen von — Wirkungen 
er die Ver— 


andlungen lieft, die feinerzeit im Meichstag im 

re 1896 gelegentlich der Börfengefeggebung, nachher 
auch im Jahre 1900 wieder bei Erhöhung der Stempel» 
ebühren geführt worden — der kann ſich ſogar der 
— kaum verſchließen, daß ein gewiſſes 
konfeſſionelles Moment mit in dieſe Sache hinein-— 
ſpielte, und daß es galt, gewiſſe Konfeſſionen zu treffen. 

Dieſer Auffaſſung gegenüber iſt es doch interefjant, 
ſich die Kriſis des Jahres 1901 zu betrachten. Unter 
allen Banken, die damals verkracht ſind, iſt nicht eine 
einzige jüdifehe Bank, es waren ſämtlich chriftliche Banken, 
ed waren zum Teil fogar jehr fromme Banken; ich er- 
innere an Herrn Sanden und Herrn — der ſich 
ausdrücklich immer als judenrein gerühmt hat. Ich habe 
mit einem Herrn der hohen Finanzwelt über die Sache 
geiproden, und der bat mir gegenüber fich dahin ge 
äußert, daß von den 250 Millionen, die vom National» 
vermögen vermwirtjchaftet worden find, über 200 Mil- 
lionen — das übrige mag geftohlen fein — lediglich aus 
Dummheit verwirtichaftet worden jei, und er meinte, das 
ätten die Juden wahrſcheinlich nicht fertig gebradit. 

8 ift auch charakteriſtiſch. 


(Heiterkeit.) 


Meine Herren, auf die Wirkungen, die die Börfen- 
ejeggebung auf anderen Gebieten der gewerblichen Tätig 
eit hat, 3. B. des Zuders, des Getreibes, will ich nicht 
weiter eingehen; aber daß auf dieſen Gebieten namentlich 
in ihren Verbindungen nad dem Ausland wejentliche 
Schädigungen eintreten, unterliegt feinem —— Die 


die das Geſetz haben würde. 
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[Fund, Abgeordneter] 
Verminderung des Gejchäftsverkehrd mit dem Ausland 
ift aber geeignet, auch politifche Beziehungen zu beein- 
fluffen. Die innere finanzielle Schwähung — barauf 
at Siemens wiederholt hingewieſen — kann unter Um— 
tänden bei Mobilmadungen, im falle eines Krieges, 
ehr nachteilig werden. Die Sache kann nicht ernft genug 
genommen werben, und ich glaube, jede Verzögerung, bie 
einer Revifion des Börfen» und Stempelfleuerge etzes 
erwachſen würde, wäre geradezu als ein nationales Un— 
glück R betrachten. 

eine Herren, was wir von unſerem Standpunkt 
aus wünſchen müſſen, iſt zunächſt eine Reform des 
Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896, dahingehend, daß das 
Verbot des Terminhandels beſeitigt werde, daß die Ab— 
ſchaffung des Börſenregiſters angeordnet werde, dem ja 
für gewiſſe Fälle das ———— ſehr gut ſubſtituiert 
werden kann, daß eventuell auch die Einrichtung des 
Staatskommiſſars abgeſchafft werde. Wenn dieſe Ein— 
richtung ſeither gut funktioniert hat, fo iſt das, wie von 
allen Seiten anerkannt wird, im wejentlihen darin zu 
fuchen, daß die Herren ihr Amt mit großem Geſchick und 
fiherem Takt zu führen verftanden —— das aber in 
der Inſtitution dieſes Aufſichtsbeamten ein Kalk ind» 
ftoff liegt, wird mir jeder, der die Verhältniſſe kennt, 
beftätigen. 

Yor allem muß an die Streidhung des $ 764 des 
Bürgerlichen Gejeßbuches gegangen werden, ber die Un- 
wirkjamfeit gejtellter Sicherheiten und Schuldanertennt- 
niffe ermögliht. Was die Stempelfteuer betrifft, fo ift 
zu hoffen, dab eine Herabfegung der Stempelgebühren in 
abjehbarer Zeit möglich fein wird. Im übrigen möchte 
ich ganz fpeziell die Hoffnun na an * dag möglichft 
bald eine Anderung der Rechtſprechung Pla greife, einer 
Rechtſprechung, die, ſoweit fie fich * dieſem Gebiete be⸗ 
wegt, dem Lande ſeither nicht zum Nutzen und nicht zur 
Zierde gereichte. 

Nun, meine Herren, hatte ich mir vorgenommen, im 
Zuſammenhang mit dem, was ich vorhin ausgeführt habe, 
auch der Reden zu gedenken, die der Herr Miniſter 
draußen im Lande gehalten hat. Geſtern find bereits 
mehrere Redner darauf eingegangen, ſodaß ich auch bie 
formelle Frage, die geſtern hier angefchnitten worden ift, 
nicht volljtändig ignorieren kann, Die —— Kollegen 
.. und Dr v. Heydebrand haben geglaubt, den Ber- 
uch machen zu jollen, dem Herrn Minifter Verbaltungs- 
maßregeln vorzuichreiben. as ift charakteriftiich dafür, 
twie die Herren fich heute in ihrer Stellung an der Spike 
maßgebender Parteien fühlen, und wie weit fie glauben 
in der Kritik gehen zu können. ch habe perſönlich bie 
Meinung, daß die Herren, wenn der Herr Minifter auf- 
gefordert hätte, Mitglieder für den Bund der Landwirte 
zu werben oder Stonjervative und Sentrumsleute zu 
wählen, vielleicht weniger Anlaß —— hätten, über 
dieſe Frage hier zu ſprechen. Vielleicht wäre auch die 
Auffaſſung, die früher in dem Handelsreſſort geherrſcht 
hat, daß der Handel ein notwendiges Übel ſei, den 
Herren ſympathiſcher geweſen. 

GHeiterkeit.) 
Ich laſſe es dahingeſtellt; es iſt aber immerhin denkbar. 

Meine Herren, gegenüber der Art und Weiſe, wie 
die Kritik hier eingeſetzt hat, hat der Herr Miniſter ſich 
ſehr milde verteidigt. 

(Sehr richtig! links.) 
Ich beneide ihn um das Eonziliante Temperament, das 
er bei dieſer Gelegenheit an den Tag gelegt hat. Ich 
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babe die Anficht, daß er überhaupt nicht nötig hatte, fich 
iu verteidigen; denn das, was er gelagt hat, iſt meines 
achtens durchaus zu rechtfertigen. Wenn der Herr 
Minifter als einfichtiger Mann, der die Antereffen feines 
si zu vertreten bat, fpeziell die Beteiligung von 
Fachleuten am öffentlihen Leben wünſcht, jo ijt das 
etwas Naturgemäßes und muß erlaubt fein. Denn es 
ift gerade in der legten Zeit ſehr viel in die gewerbliche 
Geſetzgebung gepfufcht worden, es haben jehr viele mit- 
gearbeitet, die meines Erachtens nicht gerade berufen 
waren, mitzuarbeiten. Ich erinnere außer der Börjen- 
gefeggebung auch an die Warenhausfteuer, und ich fann 
angejichts ſolcher Vorkommniſſe wohl verftehen, hen ein 
Dann, der an der Spite des verantwortlichen Reſſorts 
—* zu dem Wunſch konnnt, es möchten doch mehr ver— 
en. Fachleute im Parlament fein. Nun möchte i 
über diefen Punkt weiter nicht fprechen, denn wenn i 
ben Herrn Minifter vielleicht weiter in Schuß nehmen 
wollte, jo fünnte das unter Umftänden fompromittierend 


für ihn fein, 
(Heiterkeit) 


und das ift, was ich Grund habe zu vermeiden, weil i 
von meinem Standpunkt als Saufmann den Wunſ 
haben muß, daß an der Spite des Handelsreſſorts ein 
tüchtiger Kaufmann fteht. Uber troß diefer inneren 
Neigung von Kaufmann zu Kaufmann kann ich nicht 
umbin, an dem, was ber Herr Minifter draußen gejagt 
hat, jachlih eine — itik zu üben, und darauf 
möchte ich zum Schluß mit wenigen Worten eingehen. 

Der Herr Miniſter hat beiſpielsweſe in Cöln geſagt: 

daß die Staatsregierung nicht nur die Intereſſen 
der Allgemeinheit eng woran habe, jondern 
auch mit Rivalen und Machtfaktoren des öffent» 
lichen Lebens rechnen müſſe. Die landwirtihaft- 
lien reife hätten es verftanden, ihre Forde— 
rungen durch die parlamentarifchen Vertreter 
wirkſam geltend zu machen. Die Kaufmannicaft 
möge hieraus die a er fid) auch 
ihrerfeit8 mehr als bisher dem öffentlichen Leben 
u widmen und bie Wünfche der Induſtrie und 
des Handels mit gleihem Nachdruck zur Geltung 
zu bringen. 

Meine Herren, foweit die Außerung fi auf die 
Beteiligung der Kaufmannſchaft bezieht, unterichreibe ich 
jedes Wort, das der Herr Minifter gefagt hat. Es ift 
leider eine Erſcheinung, mit ber wir Per hren zu 
kãmpfen haben, daß meine ——— ſich teils zu 
vornehm halten, teils zu bequem find, um ſich um öffent» 
lihe Dinge zu kümmern, und daß wir vielfady den Rüd- 
gang der Belengebung zu unferem Nachteil lediglich der 

bitinenz der dazu berufenen Sreife zu verdanken haben. 
Das halte ich für durchaus richtig, und ich möchte wünjchen 
und hoffen — im Gegenſatz vielleicht zu den — die 
eſtern dieſe Worte kritiſiert Haben —, daß die Hußerungen 
es Herrn Miniſters in weiten Kreiſen Beachtung und 
Erfo finden werden. 
un hat der Herr Minifter weiter geſagt, die land» 
wirtichaftlihen Kreiſe hätten es verjtanden, ihre Forde⸗ 
rungen durch die parlamentarifhen Vertreter wirkjam 
geltend zu machen. Wenn ich im öffentlichen Leben irgend 
etwas wirkſam geltend machen will, jo gibt es dafür zwei 
Wege. Der eine Weg ift der, daß ich Gründe zur Ber: 
fügung babe, die den Gegner ohne weiteres überzeugen, 
Gründe von einer überzeugenden Wucht, oder, wenn bie 
mir nicht zur Berfügung ftehen, daß ich eine Majorität 
babe, die mir über ſolche Gründe hinweghilft 
(Heiterkeit) 
und mid in den Stand fegt, meine Forderungen aud 
gegen bie Bernunft durchzuſetzen. Was zunädft die 
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[Fund, Abgeordneter] 

Gründe anbelangt, jo muß ich jagen — um auf bie 
Börfengefeßgebun — —, daß ich nicht 
recht verjtehe, weshalb die Gründe, die von fachverftändigen 
Kreifen ausgegangen find, weniger ins Gewicht fallen 
follen, als diejenigen Gründe, die von Gegnern der Börfe 
ausgegangen find. Wenn der Herr Minifter nun, wie 
er geitern elagt hat, von den Streifen der Börie er- 
wartet, daß fie den Nachweis führen müſſen, daß fie ge- 
ſchädigt feien, jo fcheint mir der Nachweis auf vielen 
Gebieten und in vielen Richtungen jchon völlig erbradit. 
Die Litteratur auf biefem Gebiet ift nicht zu unter 
ihägen. Alle berufenen Körperfchaften, alle Handels- 
tammern, haben fih für Reviſion ausgefprochen. Ich 
weile wiederholt auf den Bantiertag, der im Sep— 
tember 1902 in —— a. M. ſtattfand, hin, der 
außerordentlich zahlreich beſucht war, die glänzendſten 
Namen und erſten Inſtitute aufzuweiſen hatte und der 
Fr einen Vergleich mit den —— im Zirkus 
u 


ch ſehr wohl aushalten kann. ebenfalls war trog- 


der gerechten Erbitterung, die in den Börfen- umd 
Handelskreifen herrſcht, von politifcher Agitation oder 
gr — * Art und Weiſe abſolut nichts zu ſpüren. 

an hat ſich in durchaus vornehmer, ſtreng ſachlicher 
Weiſe über die Schädigungen unterhalten, und die Re— 
folutionen, die gefaht nd, find durchaus einftimmig ge- 
faht worden. Der Herr Minifter war ja da vertreten 
und wird mir zugeben müſſen, daß den Gründen doch 
eine gewiſſe überzeugende Wucht inne wohnt. Dem wird 
fich niemand verjchließen, der an der Sache teilgenommen 
und geliehen hat, wie die Leute unter den bejtehenden 
Beſtimmungen tatſächlich leiden. 

Nun, meine Herren, wenn dieſe Gründe den Herrn 
Miniſter nicht überzeugen konnten, ſo kann er vielleicht 
mit Fug und Recht jagen: wählt mehr Abgeordnete eures 
Standpunttes ind Parlament, dann werdet ihr ja vielleicht 
die Majorität zur Berfügung haben, die notwendig ift, 
um eure Forderungen eig en. a, meine Herren, 
wenn der Herr Dlinifter bedenkt, aus welchen Streifen 
—— die Klagen kommen, ſo wird er mir zugeben, 

ß es Ren Kreife find, in deren Sntereffe wir 
ſchon feit fehr langer Zeit eine Neueinteilung der Wahl» 
freife fordern. 

(Sehr gut! links.) 


Meine Herren, bie —— von der nationalliberalen 
Partei haben ja in den vergangenen Wochen mit ung 
für dieſe Neueinteilung der Wabikreife eftimmt; wenn 
der Herr Minifter die Güte haben wird, jeinerfeits dafür 
zu forgen, vaf die Wahlkreife neu eingeteilt werden, fo 
in ich überzeugt, wir werden ihm die freude machen 
fönnen, eine ganze Reihe neuer Vertreter des Handels: 
ftandes und der Börſe bier zu präfentieren. 


(Heiterkeit links.) 


Das muß ich aber fagen: folange die Regierung 
diefe Forderung der Gerechtigkeit nicht erfüllt, it das, 
was der Herr Minifter die Rüdficht auf die Macht- 
faktoren des öffentlichen Lebens nennt, meines Erachtens 
nichts anderes als eine gewiſſe Schwäche gegenüber ben 
Parteien, die es bisher verjtanden haben, der Regierung 
terroriftiich gegenüberzutreten. Die Regierung foll aber 
über den Parteien dee und ſoll die Gefamtintereffen 
des Erwerbslebens ihrerfeit3 wahren. 

Meine Herren, der Herr Minifter ift, wenn ich mid) 
von meinem kaufmänniſchen Standpunkte fo ausdrüden 
barf, FFleifch von unferem Fleiſch und Geift von unjerem 
Geift. Der Herr Minifter weiß ganz genau, wo ben 


Handel und die Börfe der Schuh drüdt, und wir find 


nicht gezwungen, ihm erft, wie feinem Vorgänger 
er 
andelsftand und eine kräftige Börfe hat. Daß ber 


\ machen, welche außerordentliche Bedeutung ein 


err Minifter davon voll durchdrungen ift, geht aus ben 
ußerungen hervor, die er beijpieläweije a in Bremen 
getan hat. Ich darf mit Erlaubnis des Herrn Präfidenten 
nur den einen Sat verlejen: 
Ohne die Arbeitskraft von Handel und Induſtrie, 
ohne das immenfe Bermögen und Einkommen, 
die durch fie geichaffen find, werden wir nicht 
die machtvolle Nation fein können, die wir find. 
Armee und Marine verfchlingen Hunderte von 
Millionen, und wir mögen die Wrbeit ber 
Pa fegnen, die die Mittel dazu herbei- 
affen. 
Meine Herren, ein folder Segen kann mit einer Re— 
—— des Börſengeſetzes ſehr gut in die Wege geleitet 
werden. 

Außerdem * der Vertreter des Herrn Miniſters 
in Frankfurt auf dem Bankiertag folgendes —— er 
werde die Wünſche an derjenigen Stelle, der er nahe 
ſtehe, bei dem preußiſchen Herrn Handelsminiſter, ver- 
treten; der Herr Handelsminiſter werde 

nicht nur von Wohlwollen gegenüber der Bank— 
& und Börfenwelt ausgehen, jondern auch von der 
; feften und wohlbegründeten Überzeugung, daß 
eine Eräftige und gejunde Börfe nicht nur eine 
unentbehrliche wirtichaftliche Organifation, ſondern 


auh ein politifcher achtfaktor allererften 
Ranges ift. 
Meine Herren, ich glaube, ich kann mit gar keinen 


befferen Worten fchliegen, als fie der Herr Minifter ſelbſt 
und fein Vertreter geäußert haben. ch möchte nur 
wünfcen, daß dieſe Worte in Taten umgejegt werben. 
err Minifter, ſchaffen Sie uns diefe Reformen, ſchaffen 
ie uns dieſe Nevifionen, und es werden Ihnen weite 
Kreiſe des Volkes dafür ſtets dankbar fein! 


(Bravo! links.) 


räfident v. Siröcher: 
Handeldminifter. 


Das Wort hat der Herr 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 

ae: ber ver Vorredner wird nicht erwarten, daß id) 
ei diefer Gelegenheit auf feine Wünfche bezüglich anderer 

Einteilung der Wahlkreife eingehe. Das gehört nicht zu 
meinem Reſſort. Es gehört nicht zu dem engjten Kreiſe 
der Pflichten der preußiichen Staatsregierung, ſondern es 
ift Neichsjache; denn die Wirkungen, die er von einer 
anderen Einteilung der Wahlfreife in bezug auf bie 
Börfengefeggebung erwartet, können nur im Wege ber 
Reichsgeſetzgebung erfüllt, ihre Ausfichten mithin nur 
her eine Anderung der Reichstagswahlkreife beeinflußt 
werden. 

Was im übrigen die Bemerkung über Außerungen 
angeht, die ich außerhalb des Haufes getan habe, auf die 
ich geftern ſchon wiederholt geantwortet habe, jo darf ich 
bier kurz dem Herrn Borredner enwidern, daß es gar 
nicht darauf ankommt, was ich perfönlich über dieſe 
——— ſondern, wie ich geſagt habe, es wird Sache 
der Kreiſe ſein, deren Intereſſen Herr Funck eben ver— 
treten bat, ihrerſeits in überzeugender Weſſe nachzuweiſen, 
daß die öffentliche Meinung, die gegenwärtig nicht zu 
—— der Herren iſt, umgeſtimmt witd. Wir von der 

egierung find nicht im ftande, die öffentliche Meinung 
u machen; die öffentliche Meinung zu korrigieren, wenn 
ie nah Auffaffung des Herrn Vorredners und vieler 
andern faljch ift, ift ihre Sache; das können wir nicht 
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machen. Es ift nicht Mangel an Mut, wern wir zu 
gewiſſen a gewiſſe Ge * nicht machen, ſondern 
politiſche Klugheit, wenn wir Geſetze zu gewiſſen Zeiten 
nicht bringen, wo fie keine Ausſicht auf Realiſierung haben. 
Meine Herren, das Börjengefeg ift vorbereitet und 
hätte in dieſer Seſſion zweifellos eingebracht werben 
können, aber id; frage alle die Herren, die ein eigenes 
politifhes Urteil über die Lage ber Geſchäfte im Reichs- 
tag haben: wäre es vernünftig und denkbar geweſen, im 
erbit, wo die Frage des Zolltarifs das ganze öffentliche 
Intereſſe verſchlang, diefe Vorlage einzubringen, wäre 
damals entferntefte Ausficht geweien, das Geſetz zu 
realifieren, und wäre — das jage ich auch jett noch — 
in dieſem Augenblid irgend welche Ausſicht, das Geſetz 
im Reichstage zu ftande zu bringen? Es ift nicht daran 
zu denken. Die jegt dem Meichstage vorliegenden Geſetze 
werden zu einem erheblichen Teil nicht mehr fertig werden, 
und ein neues Geſetz ficherlich nicht. Alſo was wäre den 
Herren damit gedient, das Geſetz jett in dem Umfange 
zu bringen, wie es vorbereitet it? Ich habe mich in 
enger Yühlung mit maßgebenden Leuten, auch aus den 
Kreifen der Börfe, über diefe Dinge gehalten, und an 
feiner Stelle ift diejer Auffaffung, die ich eben di3- 
eiprochen, irgendwie Widerftand entgegengefettt worden, 
re jedermann hat gejagt: Es ift durchaus verjtändig, 
daß Sie in diefem Augenblid das Geſetz nicht bringen. 
Meine Herren, ich habe zu wiederholten Malen aus- 
gejprochen, außer dem Haufe und aud an anderen 
tellen, daß | eine Mevifion des Börjengefeges für 
durchaus notwendig halte, und es kann fi nur um die 
Grenzen handeln, innerhalb deren es notiwendig ilt. 
ie weiteren Wünfche des Herrn Vorredners in 
bezug auf das Stempelfteuergefeß find nicht an meine 
Adrejje zu richten. Das ift Heichsfache, und da kann ich 
den Herrn Vorredner nur verweifen auf die Anßerungen, 
die der Herr Reichsſchatzſekretär gemacht hat, der jeiner- 
jeits jelbft darauf hingewieſen hat, daß die Wirkungen 
der legten Erhöhungen des Stempelfteuergejeges ein 
anderes Reſultat ergeben hätten, als von denjenigen, die 
das —* eingebracht und beichloffen haben, erwartet 
wurde, Soweit id) den Zahlen habe folgen können, wirkt 
das noch immer nad; im großen und ganzen find die 
— der Stempelſteuer nicht heraufgegangen 
ſondern ſie ſind ſtellenweiſe unter das ſeitherige 
heruntergegangen, und ich bin auch meinerſeits der Aufs 
faffung, daß die Erwägung nahe liegt, daß im reichs— 
Hstalifhen Intereſſe eine Deraiegun der Stempeljäge 
wieder zu empfehlen fein würde, Selbitverftändlich kann 
ich darüber feine Auskunft geben, welche Stellung die 
Staatöregierung in diefer Frage einnimmt, weil überhaupt 
bisher Verhandlungen darüber nicht ftattgefunden haben. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Feliſch. 


Feliſch, ee: Meine Herren, id möchte 
bier bei dem Miniftergehalt zunächſt einmal meinen 
Dank ausjpredhen dafür bak Hr die Veranjtaltungen 
der Handwertsftammern, für eiſterkurſe und Fachſchulen, 
100 000 „A ausgeworfen worden find. Ich möchte weiter 
meinen Dank ausjprechen, daß ir die Förderung der 
Meiſterkurſe, welche fich bereit# in Hannover, Pojen und 
Cöln gut bewährt haben, 27000 AM eingejegt worden 
find, eine Herren, der Betrag von 27000 A ift ja 
Elein, aber ich muß jagen, wenn eine Sache angefangen 
werden foll, wird fie eben Klein anfangen müflen; ich 
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babe die Überzeugung, es werben in dem nächiten Etat 
größere Summen für diefen Titel folgen. 

Meine Herren, dann habe ich einige Wünſche bzw. 
einige fragen an den Herrn Minifter zu richten. 

Am 29. April v. Is war hier von meiner Fraktion 
ein Antrag eingebradjt worden, welcher fich auf bie 
Doppelbefteuerung der Handwerker bezog, Bekanntlich 
werden viele Handwerfsmeifter einmal zur Handwerks— 
fammer und dann auch zur Handelskammer herangezogen, 
und unfer Antrag ging dahin, e8 möge doch Bu eine 
entjprechende Gejegesänderung dafür geforgt werden, daß 
diefer Doppelbefteuerung fünftig vorgebeugt werde. Meine 
— der Herr Minilter gab uns eine ſehr freundliche 

ntwort: er erkannte jelbft an, daß diefe Doppelbeftenerung 
auf die Dauer nicht aufrecht erhalten werden Eönne; er 
wußte zunächit nur noch nicht, welches wohl der geeignetfte 
Weg fe, ob e8 nur mit einer Anderung des Handels- 
ejegbuches möglich fein würde. Meine Herren, auf diefe 
Preunbliche Antwort des Herrn Minifters hin zog ich 
damal3 namens meiner Fraktion den Antrag zurüd, Da 
aber bis jet nichts davon verlautbart iſt — ich wenigftens 
done nicht8 davon gehört, wie e8 fteht —, jo wäre es 
ehr danfenswert, wenn ber Herr Minifter uns Mit- 
teilung machte, wie der Stand biejer — — ift. 

Sodann habe ich einen weiteren Wunfh an ben 
Herrn Handelsminiſter. Er betrifft die Unterjcheidung 
zwiichen Fabrik und Handwerk. Meine Herren, ber 
$ 100f giffer 1 der gegenwärtigen Gewerbeordnung fagt: 

Als Mitglieder gehören der Innung alle die 
jenigen an, welche bas Gewerbe, wofür bie 
Smnung errichtet ift, felbftändig betreiben. Aus» 
enommen find diejenigen, welche das Gewerbe 
abritmäßig betreiben. 
Meine Herren, in dem früheren Gejeg, und zwar in 
demjelben $ 100f, war ausgeiproden, dab die Fabrik— 
betriebe zu den Wohlfahrtseinrichtungen des Handwerks 
herangezogen werden konnten. Dieſer Paragraph ift ja 
leider aus der jeßigen Gewerbeordnung verſchwunden, 
und um jo mehr rechtfertigt es fich, wenn endlich einmal 
fejtgeftellt wird, was denn Fabrik ift, mas Handwerk 
ift, oder, wenn man die frage anders ftellen will: mo 
fängt die Fabrik an, bzw. wo fängt das Handwerk an? 

Meine Herren, alle diejenigen, welche der Ent» 
widlung dev handwerklichen — mit Auf⸗ 
merkſamkeit gefolgt find, haben auch die Erfahrung, daß 
von den einzelnen preußiichen Regierungen bie ver- 
Ichiedenartigften Auslegungen in bezug auf Fabrik und 
Handwerk gegeben werden. Meine r Bug es ift daraus 
fein Vorwurf zu machen. Der eine Regierungspräfident 
hat die Anſicht, ein anderer Negierungspräfident bat 
eine andere Anficht. Ich nehme es aud dem Herrn 
Miniſter für Handel und Gewerbe — * nicht übel, 
wenn er, wie das im vorigen Jahre geſchehen iſt, als es 
ſich bei der hieſigen Malerinnung darum handelte, ob 
ein Betrieb aus der Malerinnung Fabrik oder Handwerk 
fei, ſchließlich über die Anſicht der Handwerkskammer 
und des Regierungspräſidenten hinweg verfügte: ja, es 
iſt dieſer Malerbetrieb ein Fabrikbetrieb. führe das 
in dieſem Augenblicke nur an, meine Herren, um zu 
zeigen, wie ſcharf umſtritten a pr die Bezeid- 
nungen Fabrik und Handwerk En , und um darauf bins 
zumeijen, wie dringend notwendig es ift, daß enblich 
einmal gültig feftgelegt werde, was Fabrik und mas 


Handwerk jei. 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, ich ftehe ja auf dem Boden jehr vieler 
großer Handwerkerverfammlungen., So hat & B. ber 
große Innungsverbandstag zu Gotha am 10. September 
1901 das dringende Erſuchen an die Staatsregierung 
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geftellt, doch - u forgen, daß eine fcharfe Unter- 
hart — 


ſcheidung, eine e Auslegung gegeben werde, was 
Fabrikbetrieb und was Handwerksbetrieb ſei, und es hat 
ſich — das möchte ich hier mal wiedergeben — folgender 
Ausweg gefunden, den ich im übrigen als Grundlage für 
die Deinlerung für fehr erwägenswert halte. Es hat 
nämlich diejer große Verbandstag ausgeſprochen, es folle 
beim Bundesrat wie beim Reichtag die Anderung bes 
$ 100f im Sinne ber erjten Berlepſchen Handwerks— 
genofjenichaftsvorlage beantragt werden, nad) welcher 
jeder — und darauf bitte ich zu achten —, welcher hand» 
werfsmäßig ausgebildete Arbeiter in dem gelernten Be- 
rufe beichäftigt, ald zwangsinnungspflichtig zu betrachten 
ift. Meine Herren, ob das nun ſchon ausreichen wird 
für eine Elare Definition von dem, was Handwerksbetrieb 
ift, und was Fabrikbetrieb ift, das weiß ich nicht. Aber 
jedenfalls behaupte ich, ift das eine fehr gute Unterlage. 
Meine Herren, wenn in einem größeren Betriebe hand» 
werfsmäßig ausgebildete Arbeiter beichäftigt werden, fo 
icheint es mir Elar zu fein, daß diefer Betrieb ein hand— 
werfsmäßiger ift, und daß er deshalb nicht zu den 
Fabriken, jondern ind Handwerk gehört. Ich bitte aljo 
den Herrn Minifter, daß er wohlwollend meinen Antrag, 
ben id) namens meiner Fraktion ftelle, in Erwägung 
ziehen möge. 

Sodann, meine Herren, babe ich noch einen Wunſch. 
Ich wünfche, es möchte die Bildung der Genoſſenſchaften 
in etwas lebhafterem Tempo vor fich gehen, ald das bis 
gegenwärtig der Fall gewejen iſt. Und, meine Herren, 
ich bilde mir ein, es fei auf diefe Weiſe vielleicht zu 
maden, daß von jeiten des Herrn Handelsminiſters 
Beranlafjung genommen würde, eine kurze populäre 
Schrift bearbeiten zu lafjen, in welcher der Zweck und 
die Segnungen des Genofjenichaftswejend Dargeftellt 
werden, und vor allen Dingen, wie man zur Bildung 
ſolcher Genofjenihaften fommt. Wenn eine jolde Schrift 
verfaßt und verbreitet wird, jo würde das ſehr zweck— 
mäßig fein. Ich habe gefunden, daß die Genoſſenſchafts— 
bildung im Handwerk noch jehr im argen liegt, und daß 
noch recht viel dafür geichehen könnte. 

Sodann, meine Herren, fomme ich zu einem anderen 
Bunt, der meinen politiihen Freunden jehr am Herzen 
liegt. Es ift hier am 5. Februar 1902 der Antrag ge- 
ftellt worden: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
die Königliche Aug: mir: zu eriuchen, 
biefelbe wolle im Bundesrat ihren Einfluß 
dahin geltend machen, daß dem Reichstage 
baldigft ein Gejegentwurf vorgelegt werde, 
durch welchen die Ausbildung der Lehrlinge 
nur ſolchen Gewerbetreibenden gejtattet ilt, 
welche die Meifterprüfung in ihrem Gewerbe 
abgelegt haben. 

Meine Herren, es ift uns darauf folgende Entſchließung 
der Königlichen Staatsregierung mitgeteilt worden: 

die Beitimmungen des Reichsgeſetzes vom 
26. Juli 1897 — fogenanntes Handwerkergeſetz — 
erft feit dem 1. Oktober 1901 volljtändig in 
Kraft getreten find, und jeine Wirkungen fich 
noch nicht hinreichend überjehen ließen, fo würde 
es, von fachlichen Bedenken abgejehen, verfrüht 
fein, ſchon jet auf die Anderung des genannten 
Geſetzes in einer feiner grundlegenden Beftim- 
mungen binzumwirten. 

Meine Herren, das heißt doch wohl: die Megierung 
lehnt zunädjt es ab, bei dem Neichstage bzw, beim 
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Bundesrat dahin vorftellig zu werben, daß an eine Ande- 
rung der gegenwärtigen Au ände gedacht werden könne. 
Und nun, meine Herren, muß ich doch eines jagen: 
wenn auch bie —— ebung erſt voll am 1. Of: 
tober 1901 in Kraft getreten ift, fo ift doch darüber, daß 
der Meifter nur — folle, überhaupt in ſämtlichen 
andwerferfreijen jeit der Gejeßgebung von 1869, der 
ogenannten Gewerbefreiheit, we aber nicht überall 
Gewerbefreiheit genannt wird, ſondern vielfah als 
— — bezeichnet worden iſt, ſchon einmütig 
ausgeſprochen worden die Forderung: nur der Meiſter 
dart lehren. 

Meine Herren, worauf beruht denn überhaupt die 
Größe des deutſchen Handwerfs? Darauf, daß das 
deutiche Handwerk die goldene Dreiteilung gehabt hat: 
Meifter, Gejelle und Sebrling, 


(Abgeordneter Metner: Sehr richtig!) 


Meine Herren, ich weiß jehr wohl, * es ja auch 
viele gibt, die, wenn vom Handwerk geſprochen wird, 
meinen, es ſei von einer mittelalterlichen Einrichtung die 
Rede. Alles, was nach Mittelalter riecht, das wird nur 
mit Naſenrümpfen aufgenommen. Aber, meine Herren, 
das tut nichts; dieſe Einteilung iſt doch die einzig note 
wendige, die einzig richtige, und wenn dieſe mittelalter- 
lichen Wege verlafjen werden, jo wird unjer Handwerk 
ſchließlich zu grunde gehen. 
(Abgeordneter Metzner: Sehr richtig!) 


Es ift notwendig, daß die Einteilung in Meifter, Gejelle 
und Lehrling —— wird. 

Meine verehrten Herren! Ich weiß ja, daß von 
Gegnern des Handwerks und zwar auch von hoher Stelle 
neuerdings wieder ausgeiproden ift, daß ſchließlich das 

andiwert dem Untergang geweiht ſei. Ya, meine 

erren, wer auf dem Boden fteht, daß das Handwerk 
dem Untergang geweiht ſei, der fteht überhaupt auf dem 
Boden, daß der ganze Mittelftand dem Untergang ge 
weiht jei. Und, meine Herren, eine der erften und beiten 
Aufgaben einer bewußten Volfsvertretung und Aufgabe 
der Königlichen Staatsregierung ift jedenfalls, dafür zu 
forgen, daß eine verftändige Mittelftandspolitif 
betrieben werbe. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Wenn man das Handwerk will untergehen laffen, wenn 
man meint, die Eriftenzbedingungen für das Handiwerf 
feien nicht mehr vorhanden, jo heißt das tatfächlich nicht 
viel mehr und nicht viel weniger, al: wir wollen über- 
haupt den Mittelftand untergehen er hi und unfer Bolt 
ichließlih nur in die große Zweiteilung zerlegen: hier 
Sozialdemokraten, und da Großtapital! Meine Herren, 
das fünnen wir nicht wünſchen. Es wird im wefentlichen 
unfer Staatsleben doch auf dem Mittelftand beruhen, 
und deswegen möchte ich bitten, daß wir dieſem wichtigen 
Stande größere Beachtung ſchenken möchten. 

Meine Herren, wenn man davon fpricht: das Hand- 
werk ift dem Untergang geweiht, die Fabrik ift es, welche 
einzutreten hat, die Großinduftrie hat jchließlich die Stelle 
des Handwerks einzunehmen — ja, meine Herren, dann 
muß ich doch ruhig und wohlüberlegt antworten: wollen 
Sie die Grundlagen für das Handwerk abjhaffen, dann 
werden Sie ſchließlich auch die Grundlagen für den 
ragen und großinduftriellen Betrieb verlieren. 

8 kann die Fabrik, es kann der Großbetrieb überhaupt 
niemals Gejellen und Gehülfen ichaffen, und doc braucht 
ne Großbetrieb tüchtige Gejellen und Gehülfen, und 

ie können nur im Handwerk geichaffen werden. Im 
guten — muß es wieder heißen: Meiſter, Geſelle 
und Lehrling. Für uns ſteht auch tatſächlich feſt, daß 
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die Gewerbeordnung, welche wir im Jahre 1897 bes 
fommen haben, im wejentlichen ein Torſo geblieben 
if. Meine Herren, warum ift fie ein Torjo geblieben? 
Nun, abgejehen von anderem zunächſt deswegen, weil fie 
nicht den Meifter mit den nötigen Befugniffen ausgeftattet 
bat, und zwar nicht mit der erften und wichtigſten Be— 
fugnis, daß er allein Lehrlinge ausbilden darf. 
Wer darf denn heute Lehrlinge ausbilden? Ich kann 
das kurz damit beantworten: der Gejelle darf Lehrlinge 
ausbilden und noch; derjenige, wenn er auch nichts in 
jeinem Fach gelernt hat, der nur 5 Jahre lang jein 

andwerk jelbitändig betrieben hat. Bon dem Meifter 
ift nichts darin geiagt. Ya ich muß doch fragen: ift 
denn eine ſolche Geſeßgebung nicht ein Torſo? Ich will 
auch daran erinnern: in der zweiten Leſung des gegen- 
wärtigen Handwerkergeſetzes jtand noch in der Vorlage, 
nur der Meifter jolle — und zwar, wenn ich nicht 
irre, ſolle das von 1904 ab Geſetzeskraft erlangen. Aber 
die Regierung erklärte damals, dann würde aus dem 
anzen Handwerkergeſetz nichts, und die Herren von dem 
3* nahmen dann, damit ſie nicht wieder mit leeren 
Händen nach Hauſe zu gehen brauchten, dieſen Torſo von 
——— an. So hat denn das deutſche Hand— 
wert ein Geſetz bekommen, was in vieler Beziehung 
ichlechter ift wie dasjenige, welches biß zum Jahre 1897 
beftanden hat. 

Meine Herren, ich will feineswegs beftreiten, daß 
dad gegenwärtige — auch manches Gute 
—— bat. Ich erinnere nur an die Handwerker. 
ammern; diefe werden fich gut ausbauen, das hoffe ich. 
Aber daf die allererfte Notwendigkeit, daß nämlich bie 
Krönung des Handwerks dadurch zu gefchehen habe, daß 
nur der Meifter lehren darf, nicht angenommen ift, dag, 
muß ih jagen, bat tatjächlich diefes Handwerker— 
organifationsgejeß zu einem Torſo gemacht, und ich bitte 
alle handwerferfreundlichen Parteien, dafür einzuftehen, 
und ich möchte auch den Herrn Minifter bringenb bitten, 
dafür zu forgen, daß die Staatsregierung ihren weit— 
gehenden Einfluß beim Bundesrat und Ha geltend 
machen möge, endlich einmal diefem Wunſche — und 
diefer Wunſch ift auch hier im Hohen Haufe am 5. Februar 
mit erdrüdender Majorität angenommen worden — Geltung 
verschafft werde, 

Meine Herren, ich möchte gefchichtlich hier noch 
etwas hinzufügen. Man kann fragen, und zwar ftelle 
ih dieſe Gegenfrage gegenüber der Antwort, daß 
es verfrüht ſei, jchon jegt darauf einzugehen. Meine 
Herren, es hat ſich bereitö dreimal der Meichstag 
für unferen Antrag ausgeiprodhen; es haben ſich bie 
großen Landesparlamente in Deutjchland dafür aus» 
eiprochen; es haben fich die jämtlichen Handwerker 
ammern dafür ausgefprochen; es hat fi im September 
vorigen Jahres der Leipziger Handwerkerfammertag ein- 
mütig dafür ausgejprocden; es Haben fich jämtliche 
Annungsverbände dafür ausgeiproden — ja, meine 
Herren, ich weiß nicht, wer fid) noch dafür ausjprechen 
joll, und ob man demgegenüber davon reden fann, daß 
ed verfrüht fei, jett ſchon darauf einzugehen. Ich 
muß wirklih dringend bitten, daß wir bo avon nicht 
mehr reben mögen, es fei die Ausführung unferes Uns 
trageö verfrüht. Meine ar wenn der jett noch 
verrüßt ift, ja, dann muß ich Fra en, wird überhaupt 
jemals in der Beitgefchichte der Tag kommen, wo er nicht 
mehr verfrüht ift? 


(Buruf des Abgeordneten Metzner [FFrankenftein]: Wenn 
es einen Handwerkerjtand nicht mehr gibt!) 
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— Wie mir gan richtig zugerufen wird: es müßte dann 
endlich einmal die Zeit fommen, wo es überhaupt feinen 
Handwerkerftand mehr gibt, dann würden ja die lagen 
darüber verftummen; das ift aber jchließlich eine Ruhe, 
die man bei den Gräbern findet. 

Meine er dann ift ein anderer Antrag hier im 
vorigen Jahre von bdiefem Hohen Haufe ausgegangen, 
welder lautet: 

Die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, 
diefelbe wolle im Bundesrat dahin wirken 
daß dem Neichdtage baldigft ein Gefegentiwurf 
vorgelegt werde, durch welchen für die felbft- 
ftändige Ausübung des Baugewerbes der Be- 

j fähigungsnachweis eingeführt wird. 
Die Antwort darauf lautet folgendermaßen: 
Es ſchweben Erwägungen darüber, ob die Ein- 
führung obligatoriicher Prüfungen ala Voraus» 
jegung für die felbjtändige Ausübung einzelner 
weige des Baugewerbes in Ausficht zu nehmen 
ei. Bunäcift ift eine gutachtliche —— der 
gemäß $ 103e Nr 3 der Gewerbeordnung dazu 
erufenen Handwerkskammern fowie der Bro» 
vinzialbehörden erfordert worden. 
Meine Herren, ob es notwendig ift, den Befähigungs- 
nachweis für das Baugewerbe wieder einzuführen, darüber 
möchte ich eigentlich jet nicht mehr fprechen; es ſcheint 
mir Eulen nad Athen tragen zu heißen; ich würde es 
etzt jchon zum viertenmale bier an biefer Stelle tun. 
eine Herren, ich will es nicht noch einmal hier vor» 
tragen, warum es notwendig ift; ich will nur kurz darauf 
binmweifen: es ift der Befähigungsnacdmeis für das Bau- 
ewerbe notwendig einmal aus national-wirtichaftlichen 
— und zweitens im Intereſſe aller der Millionen 
von Arbeitern, die auf den Bauten beſchäftigt ſind. Denn 
bei einer verſtändigen Bauführung wird ganz ohne Frage 
Unglück im größeren Maße verhütet werden fünnen; und 
wenn es i auch nur handelte um 20 oder 25% der 
Unfälle, die dadurch verhütet werden, dann ift das ſchon 
des Schweißes der Edlen wert; dann heißt das mit an- 
deren Worten: Tauſende von Arbeitern werben ihre ge- 
ſunden Knochen behalten und als Ernährer ihren Familien 
verbleiben. Ich gebe indes fehr gern zu, daß mit dem 
Befähigungsnachweis des Baugewerbes keineswegs etwa 
die Bauunfälle aufhören werden, nein, das ilt nicht 
möglid; man kann aber jehr damit zufrieden fein, wenn 
nur ein erheblider oder nennenswerter Prozentſatz von 
Bauunfällen dadurch verhindert wird. Und dieſe fefte 
Überzeugung habe ich und das 2 Baugewerbe, und 
diefe feite Überzeugung haben alle die, die diefen Ver— 
hältniſſen nahe — 

% möchte deshalb dringend bitten, daß die König. 
liche Staatsregierung dieſes ofkulat doch bald erfüllen 
möge, beim Bundesrat und beim Neichstage dahin vor- 
ftellig zu werden, daß ein entjprechender Gejetentwurf 
eingebracht werbe. 

Ih muß bier nun noch etwas mitteilen, was nach 
meiner Überzeugung der Aufklärung bedarf. Der Herr 
Minifter hat im vorigen Jahre diefen unferen Antrag 
an bie — — zur Begutachtung abgegeben; 
die Handwerkerkammern ſollten den Regierungen Bericht 
erftatten.. Da hat fich eine ganze Heihe von Hand» 
werterfammervoritänden an den a ungsverband deutſcher 
Baugewerfsmeifter, dem ich —— die Ehre habe, 
gewandt, wir möchten doch dieſe oder jene Frage be— 
antworten; denn die 16 oder 18 Fragen, die in dem 
ha on aufgeftellt find, waren gar nicht jo einfach 

u beantworten. Der VBorftand des Innungsverbandes 
dar denn auch nach Möglichkeit den betreffenden Fragern 
Aufklärung gegeben. . 
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Dann wurde an mid; das Erſuchen geftellt: ich 
möchte am beften die fämtlichen Handwerkskammervor⸗ 
figenden bzw. die Borftände zu einer Sonferenz nad) 
Berlin einladen, damit man fich über dieſen hochwichtigen 
Gegenftand ausſprechen könne. Diefem Anjuchen habe 
ich Folge geleiftet; e8 war das im Mai vorigen Jahres. 
ch babe die ſämtlichen Handwerkstammervorfigenden 
zw. beren Stellvertreter nach Berlin eingeladen, und in 
einer ſechsſtündigen Sitzung iſt der Fragebogen beraten, 
und aus diefer Beratung und aus freier —— iſt 
ein Reſultat entſtanden, was dann nachher — vielleicht 
vielfach gleichlautend — an den Herrn Miniſter berichtet 
worden iſt. Der Herr Miniſter hat dann, glaube ich, 
Veranlaſſung genommen, die Handelstammervorjtände 
deswegen zurechtzuweiſen, daß fie fich erft von dem In— 
nungsverbande deuticher — — bzw. von 
mir Anweiſung hätten geben laſſen, wie fie den Frage— 
bogen ausfüllen follten, 

Meine Herren, davon ift ganz und gar nicht die 
Nede, die Herren haben felbft ein Urteil, haben felbft in 
längerer Debatte ſich für die Beantwortung biefes Frage- 
bogens ausgelprochen; ich habe gar feinen Einfluß weiter 
darauf auszuüben vermodt. Ich bin deswegen der An— 
ficht, der Herr Minifter wird feine befjere Antwort be» 
fommen fönnen als diejenige, welche ihm von ben Hand» 
werferfammern zu teil geworben ift. 

Meine Herren, das vorausgefhidt, möchte ich noch 
mitteilen, ſoweit ich davon unterridtet bin, daß aud) die 
fämtlichen deutſchen Handelstammern mit ganz wenigen 
Ausnahmen — ich glaube, es find nur drei im ganzen —, 
fih auch für den Befähigungsnahtweis im Baugewerbe 
ausgeiprochen haben. 

Nun muß ich wieber hiftorifch mitteilen: fo lange bie 
Gewerbeordnung von 1869 befteht, jo lange befteht das 
Beitreben, den Befähigungsnachmweis für das Baugewerbe 
wieber einzuführen; in unzähligen Berfammlungen ift es 
—— in ſehr häufigen Beſchlüſſen des Reichstages, 
und ich weiß auch hier wieder nicht, wohin ſchließlich die Be- 
denfen führen jollen, wenn wir nach diefen vielen Bejchlüffen 
und nad den einmütigen Stundgebungen immer noch da» 
mit warten wollen, indem von der Megierung ausge: 
fprochen wird: „es jchweben —— en, ob die Eins 
führung obligatorifcher Prüfungen als Vorausfegung für 
die felbftändige Ausübung einzelner Zweige des Bau— 
—— in Ausficht zu nehmen ji 29 muß jagen: 

ie Regierung erwägt eg meiner Überzeugung etwas 
u lange in einer Sache, die tatjächlich fchon Gebr lange 
—* reif geworden iſt. 
ch bitte daher die Königliche Staatsregierung 
dringend, und da auch der Herr Minifter im vorigen 
m jelbjt ausgefprochen hat, er ftehe der Frage des 
et ungsnachweiſes im Baugewerbe gar nicht unjym- 
pathiſch gegenüber, bitte ich auch den Herrn Miniiter 
recht dringend, feinen Einfluß dahin geltend zu machen, 
daß nun emblich eine Vorlage vom Fundehräte an ben 
Reichstag gelangen möge. eine Herren, wie weit bann 
an dieſen zuftändigen Stellen, wenn die —— reußiſche 
Staatsregierung einen ſolchen Antrag an den Bundesrat 
und damit an den Meichstag bringt, Erhörung unferer 
Wünſche ftattfindet, ift mir allerdings einigermaßen 
zweifelhaft, und Be beöwegen zweifelhaft, weil ich zu 
meinem großen Bedauern gelefen babe, daß auch der 
Herr Staatsfefretär Graf Pojadowsty — id) glau e, es 
war am 11. oder 12. d. M. — ſich ablehnen ng 
—— hat, nachdem er von den Abgeordneten der 
konſervativen Parteien, des Zentrums un 








deswegen interpelliert worden war. 
Berhandl. d. Hauſes d. Abg. 19. Tegisl. V. Seſſion 1908. * 
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tkommen fein, wo tatſächli 
gebung zum Unſegen gereichen muß 
von anderen „ Meine 
Es liegt mir ber! Ausſpru 
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ſtenographiſche Bericht des Reichstages noch nicht vor 
— ich habe ihn bis heute noch nicht bekommen können —; 
aus ben Zeitungen aber erjehe ich, daß der Herr Graf 
Pofadowsty es ausgefprodhen haben joll, die Reichs— 
ejeggebung Eönne eigentlih auf dem Gebiete 
er Dandwertergefeggebung nichts mehr tun, 
und die Handwerker jeien zum großen Zeil dem 
Berfall anheimgegeben. da, meine Herren, wenn 
das wirklich der Fa Fein follte, wenn wirklich von feiten 
unferer Hohen Staatsregierung dem deutſchen Handwerke 
fo ſehr das Grablied gejungen wird, dann weiß ich aller- 
dings nicht, was für Hoffnungen das deutſche Handwerk 
haben foll, und ich kann nur wünfchen, daß einmütig von 
allen denjenigen, welche nod ein Herz für das deutjche 
Handwerk haben, dagegen Einſpruch erheben werde, 


(Bravo!) 


Meine Herren, ich wiederhole noch einmal: das deutfche 
Handwerk ift der wefentlichfte Teil des deutfchen Mittel« 
jtandes, und wenn Sie den zu grunde gehen lafjen, jo 
wird unfer ganzes Erwerbsleben in faljche Bahnen ge 
drängt werden — es ift ſchon zu einem großen Zeil ges 
fchehen —; es wird eintreten, was ich befürchte, daß wir 
uns fcheiden in zwei große Gruppen, daß auf der einen 
Seite die Sozialdemokratie und auf der anderen das 
Großkapital fteht. Ja, wenn das die Zukunft fein foll, 
fo kann ich nur fagen: armes Handwerk, armes Hand» 
werk! 

Ich habe noch andere Wünfche; fie gehören ja auch 
eigentlich in den Reichstag, aber vortragen kann id; fie 
doc auch dem Herin Handelöminifter. Sie wiſſen, es 
ift in den legten ana Jahren für die Arbeitergeſetz- 
gebung viel elcheben. enn einer fich für die Arbeiter- 
wehlfahrsgeepgebung intereffiert, jo bin ich es, der ich 
mit eine führende Stellung in diefer Beziehung einnehme, 
infofern ich, folange die rag a 
beiteht, Vorſitzender der größten gewerblichen Bauberufs- 
genoſſenſchaft bin; ich bin auch jeit jener Zeit Mitglied 
des Neichsverfiherungsamtes, Seine Arbeit habe id in 
meinem Leben lieber getan als die für die foziale Ar- 
beitergefeggebung. Das eine aber fteht feit, wir werden 
uns bejinnen müfjen, ob wir in diefem Mugenblid noch 
weiter gehen und noch weiter foziale Gejege einführen 
wollen. Eins der fchönften und eins der beiten würde ja 
fein, wenn wir für die Witwen- und Waifenverforgung ber 
Arbeiter eintreten möchten. Mein Herz ift ganz und gar 
auf diefer Seite, aber trogdem muß ih die Frage an 
Sie richten: ift ed denn Zeit, es heute ſchon zu tun? 
Wird unjere deutſche Urbeit nicht zu fehr belaftet? Denn, 
meine Herren, wir ftehen doch nicht allein in der Welt; 
wir müſſen unfere Produkte doc; auch auf den Weltmarkt 
bringen, wir müffen fie auch weit über das Meer hinweg- 
ſchaffen, nad; Amerika hin. Der Herr Minifter hat ja 
neulich geſagt, der gefährlichite Konkurrent wäre nad) 
feiner Anficht Amerika, und ich ftehe auch ganz auf feinem 
Boden. Aber Amerika hat dieſe Befeggebung noch in 
keinem Buntte, und fo viel ich weiß, denkt Amerika noch 
*3 nicht daran, die ſoziale Arbeitergeſetzgebung einzu⸗ 

ren. 

— Wenn wir immerfort auf dem Gebiet der ſozialen 
Geſetzgebung weitergehen wollen, fo belaſten wir eben 
unfere beutiche Arbeit zu fehr, und es könnte dahin 
kommen, daß das, was den Arbeitern Segen bringen fol, 
ihnen fchließlih zum Unfegen werden kann. Wenn die 
Schorniteine bei uns nicht mehr rauchen, haben die Arbeiter 
auch feine Arbeit mehr; dann würde der Zeitpunkt ge- 

diefe fegensreiche Gejek- 

je die Arbeiter, 

rren, der Ausſpruch ift nicht von mir; ber 
ift vom großen Bismard, * 
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Aber ich möchte doch hierbei betonen, daß man, bevor 

wir auf dem Gebiete der Arbeitermwohlfahrtspflege noch 
weiter gehen, noch etwas anderes vorgehen müßte, Wir 
wollen zunächſt mal verfuchen, für den felbjtändigen 
bandmwerfliden Mittelftand eine Witwen- und 
Baifenverforgung, eine Alters- und Invaliden- 
verforgun Sinunfähren. Nachdem fo viel gefchehen 
ift für die Arbeiter, wird, fo meine ich, auch diefer große 
felbftändige Mitteljtand beanspruchen können, daß an ihn 
edacht wird, Das eine fteht feſt, und jeber, der im 

ben jteht, wird mir das bezeugen können: es ift heute 
ber Arbeiter nicht mehr der wirtjchaftlich ſchwächere Teil; 
der wirtichaftlich fchwächere Teil ift heute der Handwerk. 
liche Mittelftand, den man fcheint —— gehen laſſen 
wollen. Sorgen Sie zunächſt dafür, daß auch eine 
lters· und Invalidenverſicherung kommt für den großen 
handwerklichen Mittelftand! Meine Herren, damit werden 
Sie etwas tun, was zur Erhaltung des Handwerks- und 
des Mittelftandes notwendig ift. 

Meine Herren, ich will nicht hoffen, daß ich in diefer 

Beziehung zu tauben Ohren geredet habe. Mir ift es 
wahrhaftig ernft damit, daß wir jorgen müfjen, daß nicht 
bloß Geſetze für die Arbeiter gejchaffen werden, denen ich 
es wahrlich herzlich gönne, was fie bis jekt bekommen 
haben, jondern daß aud) dafür geforgt werde, daß der 
ewerblihe Mittelitand Hochgehalten, unterftügt werde. 

enn er ift zurüdgegangen; er wird ſchwächer und 
fhwächer mit jedem Fahre. Darum wollen wir forgen, 
daß diejenigen, die zwar Heine Füße des Neiches und 
unſeres Staates find — aber auf Kleinen, fejten Füßen 
fteht fchließlich unfer Meich und unjer Staat —, daf 
diejer Stand nicht untergeht! Cine der beften Aufgaben 
meiner Partei ijt e8, einzutreten für die Qebensbedingungen 
bes deutſchen Handwerkerftandes; es gibt glücklicherweiſe 
auch andere Parteien in diefem Hohen Haufe, die mit 
derjelben Wärme für ihn eintreten wie wir. folgen Sie 
ihnen und laffen Sie diefen Stand nicht untergehen! 


(Lebhafter Beifall rechts.) 








Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, geftatten Sie mir, daß ich nur auf einige wenige 
mehr allgemeine Geſichtspunkte eingebe, die der Herr 
Borredner erwähnt hat, im übrigen die jehr komplizierten 
Tragen rechtliher Art meinem Kommiffar zur Beant- 
mwortung überlafje. Die große Schwierigkeit in dieſen 
Dingen liegt darin, daß teils die Neichsgejepgebung, teils 
die jtantlihe Gefeggebung maßgebend ift, — daß bie 
Reichsgejeggebung, Insbefonbere bie Beftimmungen der 
Gewerbeordnung über die Abgrenzung zwiichen Handwerk 
und Gewerbe auf allgemeine Definitionen binauslaufen, 
daß diefe Definitionen deutungsfähig find, und daß wir 
fchließlih in letter Inſtanz uns danach richten müſſen, 
wie die oberften Gerichtäbehörden entjcheiden. Wollte 
man die Abgrenzung mechanisch machen, dann wäre eine 
beftimmte Entſcheidung in jedem Falle leicht zu treffen. 
Aber jede mechanifche Abgrenzung würde eine rein will- 
fürliche fein, und ich glaube, wir werden beshalb noch 
lange babei beharren müfjen, nur allgemeine Anhalts- 
punkte für bie Enticheidung zu geben und in jedem eins 
zelnen Fall die Entjcheidung u Mafgabe der gejamten 
obwaltenden Berhältniffe der Verwaltung unb den Ge- 
richten in letter Inſtanz zu überlaffen. 
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Meine Herren, der Herr Vorredner hat —— 
es ſei von hohen Stellen das Wort gefallen: „das Hand» 
werk ift dem Untergang geweiht”. Ich will ausdrüdlich 
Eonftatieren, daß ich diefes oder ein ähnliches Wort nie- 
mald ausgeſprochen habe. Ich habe nur gefagt — und 
das wiederhole ich auch hier —, dat das Handwerk nicht 
überall in den alten Formen — in Cöln habe ich mid) 
ausgedrüdt: in dem mittelalterlihen Formen — weiter- 


leben könne. 
(Sehr richtig!) 


Das halte ich vollftändig aufrecht; das verfteht ſich ganz 
von felbft. Unter den vollftändig veränderten Zuſtänden, 
unter den volljtändig anderen Arbeitsmitteln, die wir heute 
haben, bei ber Entwicklung des Maſchinenweſens find 
weige des Handwerks in ben formen, in denen 


ewifle 3 
ie früher beitanden haben, nicht aufrecht zu erhalten. 


(Sehr richtig!) 


Ih habe zum Beifpiel gejagt, daß das Schuh— 
machergewerbe — und habe dabei in den Handwerker— 
freifen, mit denen ich in den legten Wochen wiederholt 
verkehrt habe, volle Zuftimmung gefunden —, daß die 
Fabrikation gewöhnliher Schuhe mit Teilung der Arbeit 
allerdings dem Handwerk verloren fei, und daß bie 
handwerksmäßigen Schuhmader ſich nur darauf be— 
Ichränfen können, für anormale Füße und für feinere 
in ggg weiter zu arbeiten und Reparaturen zu 
machen. Das ſeien unabänderliche Tatſachen, an denen 
die Gefeggebung nichts ändern könne, die daran liegen, 
daß die maſchinelle Teilung der Arbeit billiger ift, nicht 
nur in der Teilung der Arbeit, fondern aud im Material 
jo viel billigere Preife ftellen kann, daß dagegen das 
Handwerk nicht auftommen könnte. Das find Dinge, 
die ich Eonftatiert habe, Das find keine Erfindungen 
von mir oder jemand anders. ch Habe es aber für 
durchaus angemeffen gehalten, in Handwerkerkreiſen ge- 
rade bei Meifterkurfen, denen ich mich ganz fpeziell in 
den legten ea gewidmet habe, keine Illuſionen aufs 
fommen zu lafjen über das, wa® man erreichen kann, 
wenn man es wohl will, und über das, was an dem 
Handwerk zu retten und zu halten ift. 

Daß der Mittelftand als folcher zu beftehen aufgehört 
hätte oder aufhören würde, ift umrichtig; des näheren 
darauf einzugehen, würde nur eine unfruchtbare Debatte 
bier — Zweifellos iſt durch die jetzige wirt» 
ſchaftliche Entwicklung die Zahl der Menſchen in ſelb— 
—* en Stellungen weniger geworden; ſehr viel mehr 

enſchen find in abhängige Stellungen gekommen. Das 
liegt in der GEntwidlung des Malhinenwefens, daran 
fann feine Gefeggebung etwas ändern. Das auszu- 
ſprechen ift nur nüglich, weil es falſche Jllufionen zer- 
ftört. Das gilt aber nicht nur für das Handwerk und 
den Mittelitand, diefe Entwidlung geht vielmehr hinauf 
bis in bie hochſten Stellungen des gewerblichen Lebens. 
Auch die Tatfache, daß der Staat gewaltige — 
Unternehmungen übernommen hat, führt dazu, daß 
Tauſende, ja Zehntauſende von Leuten, die früher felbit- 
ftändig gewejen, jept Beamte find. Aber das Einfommen 
diefer Beamten, meine Herren, ift jett beſſer, als früher 
das Einkommen des Mittelftandes geweſen iſt. 


(Sehr richtig! links.) 


An diefen Dingen können wir gejeglich nichts ändern, 
weder ich noch irgend jemand anders, noch irgend ein 
Barlament. 

Meine Herren, dann noch eine kurze Bemerkung 
über die Klage des Herrn Vorredners, daß wir mit dem 
Befähigungsnachweis für das Baugewerbe nicht vor— 
gegangen And. Ich babe Ihnen im vorigen Jahre ver- 


[Handeld: und Gewerbe-@tat] 
(Möller, Handelsminifter] 

jprochen, daß ich mich an die Provinzialbehörden wenden 
wollte, um Gutachten zu erfordern darüber, was auf 
diejen Gebiete * und ausführbar ſei. Ich kann 
jegt mitteilen, daß die Berichte nunmehr von allen Stellen 
eingegangen 9 daß die Berichte augenblicklich nahezu 
verarbeitet ſind, und daß das Staatsminiſterium dem 
nächſt Beihluß darüber zu faſſen haben wird, welche 
Etellung es im Bundesrat in diefer Frage einzunehmen 
haben wird, 

Dann hat fi der Herr Vorrebner noch beichwert 
über einen Erlaß vom 3, Juli v. J. den ich an die 
— ———— gerichtet habe. gr dieſem Erlaß 
iſt geſagt, daß es mir bei meiner Umfrage nicht darauf 
ankomme, ein präpariertes Gutachten übereinſtimmend 
von allen Handwerkerkammern zu bekommen, ſondern daß 
ich wünſchen müßte, daß die Handwerkerkammern mir 
nad ihren Beobachtungen über die örtlichen Verhältniſſe 
auf Grund eigener Prüfung felbftändige Gutachten er- 
ftatteten, und daß eine vom Innungsverbande deutjcher 
Baugewertsmeifter entworfene und den Handwerker— 
fammern übermittelte Antwort von mir nicht als eine 
ausreichende Antwort auf meine fragen betrachtet 


werden könne, 
(Sehr richtig! links.) 


ch glaube, meine Herren, ich habe darin wirklich 
— daß ich das geſagt habe. Wir wiſſen ja, 
wie heute im öffentlichen Leben oft die Dinge präpariert 
werden, und zwar nicht nur in den Handwerkerfammern, 
fondern auch in den — ar ee und in anderen 
Bereinigungen. ch habe felbjt verichiedentlich erfahren 
daf, wenn eine Handelskammer mit irgend einem Bunfd) 
kommt, dann ein Dugend, ja zwei Dutzend Hanbels- 
fammern einfach fchreiben: wir jchließen uns dieſem 
Wunſche an. 


(Abgeordneter Gamp: Sehr richtig!) 


Ja, meine Herren, was für einen Wert haben der» 
artige allgemeine Außerungen? Es jegt den Wert ber 
gutachtlihen Außerungen herab, wenn in diefer Weife 
verfahren wird. Meine Ermahnung an die Handwerker: 
fammer ift nichts anderes gewejen, als eine Erinnerun 
daran, daß jede einzige Handwerferfammer mit vollem Et 
auf grund der Eon rungen, bie fie in ihren Bezirken 
emacht hat, an die Beantwortung der Frage herantreten 
Bir Ich fann mir im Ernft feinen Borwurf darüber 
machen. 

Ich will, wie ich vorhin ſchon fagte, mich hierauf 
beſchraͤnken und num noch einige Einzelfragen, die mehr 
rechtlicher Natur find, durch meinen Kommiſſar beant- 
worten lafjen. 


(Bravo!) 


Präfident v. KRröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommilfar. 


dr Geh. Negierungsrat, Regierungstommiffar: 
m Auftrage des Herm Weinifters bitte ich um bie 
laubnis, auf eine der Fragen bes legten Deren 
Nedners eine kurze Antwort zu geben. Es betrifft die 
Frage, inwieweit bei der Entfcheidung über die Zugehörig- 
keit einiger Betriebe zum Fabrik» oder Handwerksbetriebe 
richti ag rag werde. 
ie Die —— wiſſen werden, ſetzt die Gewerbe» 
ordnung den Begriff „Fabrik“ als bekannt voraus und 
* davon ab chen, eine Definition zu geben. 
uf die Nachteile dieſes Verfahrens ift bei den Bes 
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ratungen ber Gewerbeordnung und ihrer Novellen feiner- 
zeit hingewiefen. Wber die Bekanntſchaft mit diefen Nad;- 
teilen bat nicht dazu geführt, eine — in die 
Gewerbeordnung en; und zwar deswegen nicht, 
weil die Schwierigkeiten, eine richtige Definition zu finden, 
die in allen einzelnen Fällen pafjen würde und anwendbar 
wäre, unüberwindlich erfchienen find. Es ift gerabe bei 
ben Beratungen ber verſchiedenen Novellen der Gewerbe: 
ordnung immer und immer wieder darauf hingemwiefen, 
daß durch die Entſcheidung des Meichsgerichts ein ges 
nügender Anhalt gegeben wäre für die Entſcheidung ber 
einzelnen Fälle, und daß es am ratiamften wäre, au 

in Zukunft die Entſcheidung ber einzelnen — ledigli 

ie 


an der Hand der Geſichtspunkte, die durch Judikatur 
des Reichsgerichts feſtgeſtellt wurden, zu treffen. Nach 
dieſen Grundſätzen iſt im Miniſterium für Handel und 


Gewerbe auch ſtets verfahren worden. Das Reichsgericht 
jelbit hat vor einer Reihe von Jahren, als in der Pro- 
vinz einmal der Berfuch gemacht wurde, den Begriff der 
Fabrik etwas weit auszudehnen, um tunlichit vielen 
Arbeitern die Schugbeftimmungen der Gewerbeordnung, 
die nur für Yabrikarbeiter gelten, zu gute fommen zu 
laffen, auf das Bedenkliche ie was eine ber- 
artige tendenziöjfe Emticheidung haben würde. Es ift 
daraufhin immer von dem Herrn Minifter für Handel 
und Gewerbe ſowohl bei feinen eigenen Entjcheidungen 
als bei den Anmweifungen an die nachgeordneten Behörden 
auf das Bedenklihe tendenziöfer Entſcheidungen auf 
diefem Gebiete hingewiefen worden. 

Dasjelbe Bedenken, welches nad dem Urteil bes 
Reichsgerichts, das ich bier in Händen habe, gegen eine 
tendenzidös wmeite Ausdehnung des Fabrikbegriffs |pricht, 
würde fich ergeben, wenn man jett umgekehrt, um tuns 
licht viele Betriebe den Handwerkerorganijationen zuzu— 
führen, nun den Begriff des Handwerks tunlichjt weit 
ausdehnen würde. Infolgedeſſen ift e8 richtig erjchienen 
folange die Geſetzgebung in der — en Lage fi) 
befindet, die Beftimmungen für dfe Begriffe Handwerk 
und Fabrik feitzuhalten, die fi aus den Entſcheidungen 
bes Reichsgerichts ergeben und die bis zur Handwerfer- 
novelle allgemein anerkannt waren und Geltung hatten. 

Auf der anderen Seite ift nicht zu verkennen, daß 
bei den verfchiedenen Behörden, die zur Enticheidung 
darüber berufen find, ob ein einzelner Betrieb als Hand» 
werk oder Fabrik auf ale ift, Schwierigkeiten erheb- 
licher Art entftanden find und fortgefegt weiter entftehen. 
Wie mein Herr Chef bereits im vorigen —* angedeutet 
hat, iſt infolgedeſſen eine umfaſſendere Denkſchrift über 
dieſe Frage in Arbeit genommen worden, die einerſeits 
klarſtellen ſoll, welches die gegenwärtige Lage iſt, und 
die weiter verſuchen ſoll, Abhülfemaßregeln zu finden. 
Zu Ende gekommen iſt dieſe Arbeit noch nicht; es kann 
daher heute noch keine Mitteilung darüber gemacht 
werben, zu welden Beichlüffen man fommen wird, wenn 
die Arbeit beendet ift. Aber immerhin geht aus diefem 
Sachverhalt hervor, dat die Schwierigkeiten nicht nur 
erfannt werden, fondern daß man auch bemüht ift, ihnen 
u begegnen, und ich glaube, darin begegnet ſich das 

inifterium mit dem Herrn Abgeordneten, der zulegt 
diefe Wünfche ausfprad). 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Reichardt. 


Neichardt, Ubgeordneter: Meine Herren, ich habe 
mich zum Wort gemeldet, um diefelbe Frage an den Herrn 
Minifter zu richten, die der Abgeordnete Fund an ihn 
gerichtet a nämlich die Frage, wie es mit der Novelle 
um Börjengejeß eigentlich fteht. Nun ift ja unterdefjen 

ie Antwort des Herrn Minifters erfolgt, ni: der Ab⸗ 
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[Handels: und Gewerbe⸗ Etat ] — 

[Reichardt, Abgeordneter] 

eordnete Funck hat die Sache ſo ausführlich behandelt, 
ß ich mich ſehr kurz faſſen kann. 

Der Herr Minifter hat die Gründe dargelegt, die 
die Königliche Staatsregierung abgehalten haben, die No» 
velle in diefem Jahre vorzulegen. Ich werde auf die 
Gründe noch zurüdtommen. Aber das eine glaube ich von 
Anfang an jagen zu können, daß der Herr Minifter fich 
eigentlich nicht darüber wundern kann, daß dieſe Frage 
wieder an ihn herantritt, und daß man in den beteiligten 
Kreifen dringend verlangt, daß eine Anderung diefes Ge- 


fees eintritt. 
(Sehr richtig! links.) 


Seit Jahren find die Mißftände, die das Börfengefeg mit 
fich geführt bat, bekannt und anerfannt. Neben den wirt» 
ichaftlichen Schäden, die der Herr Kollege Fund ausführ- 
li erörtert hat, ift es vor allen Dingen der Umftand, 
daß bie jegi e Geſetzgebung die —— im gefchäft- 
lihen Ber F fördert —88* ſe zu unterdrücken, was 
eine Reform gebieterifch verlangt. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, ich verzichte darauf, Beifpiele nach diefer 
Richtung anzuführen, um a zeigen, in welcher ſchmäh— 
lihen Weife von charakterloien Leuten die Gejetgebung 
benugt wird, um fich ihren Verpflichtungen zu entziehen. 
Ich würde dem Herrn Minifter damit nichts Neues jagen; 
denn in ber Stonferenz, die er feinerzeit berufen hat, um 
die Frage zu erörtern, find von feinen eigenen Kom— 
miffaren berartige Fälle angeführt worden. Es ift ja 
auch ſchon von dem Vorgänger des Herrn Minifters an- 
erfannt worden, daß in dieſer Beziehung die Börſengeſetz⸗ 
ebung einer Neform dringend bedürftig ift, und der Herr 
inifter hat die Übelftände dadurch anerkannt, daß er 
die Novelle tatfächlih hat ausarbeiten laffen. Übrigens 
bat in diefem Haufe jchon vor zwei Jahren einer unjerer 
Kollegen, der ficherlich nicht im Verdacht einer bejonderen 
Börfenfreundlichkeit fteht, Herr Gamp, ausgeſprochen, daß 
es durchaus notwendig ift, nach diefer Richtung hin die 
Geſetzgebung zu ändern. Unter diefen Umſtänden ift es 
doch jebftverftändlich, daf die Kreiſe, die von dieſer Geſetz— 
gebung betroffen werben, immer wieber an den Herrn 
inifter bie Frage richten müffen, wie die Sache fteht, 
wenn —* nicht vorwärts kommt. 
enn ich nun auf die Antwort des Herrn Miniſters 
komme, ſo muß ich ihm ja gäuaeben, daß in diefem 
Augenblid es zu Spät ift, eine Novelle im Reichstag eins 
—— das wird man nicht ableugnen können, der 
eichstag würde fie wahrſcheinlich nicht erledigen. Aber 
ic kann nicht zugeben, daß die Einbringung der Novelle 
eigentlich erit dann möglich if, wenn die öffentliche 
Meinung fich nach diefer Richtung hin geändert hat. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


—— meine Herren, behaupte ich, daß die öffentliche 
einung einer ſolchen Anderung gar nicht entgegenfteht; 
vielleicht ift eine gewilfe Strömung im Reichstage ba» 
egen vorhanden; aber die öffentliche —— des Volkes 
Be t einer Anderung ficherlich nicht entgegen, Jondern ſteht 
auf dem Standpunkt, daß es notwendig ift, Treu und 
Glauben im Handel durch die Gefeggebung zu ftügen und 
nicht zu untergraben, 


(Sehr richtig! links.) 


Außerdem, meine Herren, bin ich aber der Meinung, daß 
bie Regierung, wenn e8 ſich um fo wichtige Enden 
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handelt, auch verſuchen muß, einen Einfluß auf bie öffent» 
liche Meinung zu gewinnen 


(fehr richtig! links) 


und fich nicht nach derfelben ausſchließlich zu richten. 

Der Herr Minifter hat ferner gefagt, es wäre ein 
Alt der Klugheit, ein Geſetz in einer — parla⸗ 
mentariſchen Lage nicht einzubringen. eine Herren, 
das klingt an an die Hußerung, die der Herr Minifter 
in Cöln getan hat, wo er Auögeführt hat, daß die König: 
lie Staatsregierung die Antereffen der Allgemeinheit in 
jeder Weife wahrnehmen würde, auch Sonderbeftrebungen 
gegenüber, daß fie auf der anderen Seite aber Rüdficht 
nehmen müßte auf die reale Lage der politifchen, parla- 
mentarifchen Verhältniffe. Das ift ja die — an 
die der Herr Miniſter dann die Mahnung an Handel und 
Induſtrie —— hat, ihrerſeits zu verſuchen, Einfluß 
auf die Parlamente zu gewinnen und ihre Intereſſen 
ſelber wahrzunehmen. 

Meine Herren, ich habe mich von meinem Stand» 
punfte aus über diefe Außerung durchaus gefreut. ch 
werde mich, wie Herr Kollege Fund das auch ausge 
fprochen hat, noch mehr freuen, wenn diefe Mahnung in 
den beteiligten Streifen beherzigt wird. Den Herren Sol: 
legen v. Heydebrand und Herold gegenüber aber muß ich 
fagen, daß ich die Kritik, die fie geftern an diefe Huße- 
rung angelegt haben, nicht verftehe; denn in dem Zus 
fammenbang, in dem die Außerung gefallen ift, war fie 
meiner —3 — nad eigentlich ganz unſchuldig und ver- 
legte in feiner Weiſe die Intereſſen anderer Berufs— 
ftände. Sm — meine Herren, ich empfinde von 
einem anderen Geſichtspunkt aus eigentlich ein gewiſſes 
Bedauern über dieſe Außerung; denn ich bin der 
Meinung, daß, wenn die Regierung etwas für richtig 
und notwendig erkannt bat, fie dann auch verſuchen muß, 
das für notwendig und ag. Erkannte felbft in einer 
ſchwierigen parlamentarifchen Lage durchzujegen, 


(fehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


ohne darauf zu warten, bis es den beteiligten Streifen 
vielleicht gelungen ift, die Mehrheit im Parlament zu ges 


winnen, 
(Sehr wahr! links.) 


Meine Herren, die Reform bes Börfengejeges halte 
ich num eben für etwas, was für derartig notwendig er- 
kannt ift, daß bier eine Anderung geichehen muß. Der 
Schuk von Treu und Glauben im gejchäftlichen Leben ift 
eben von jo allgemeinem Intereſſe und von ſo allge 
meiner Bedeutung, daß ich, wenn ich auch die Schwierig. 
keiten ja nicht verkenne, es doch nicht recht billigen kann, 
daß die Königliche Staatsregierung die Reform der 
Börfengefeggebung einfach für dieje Seſſion hat unter 
den Til allen laſſen. Meiner Anficht nah kann eine 
fräftige Regierung auch von einer wiberftrebenden 
Mehrheit etwas erreichen, zumal wenn dieſe —— 
wie es doch mindeſtens der Fall ift, zum Teil ihre Macht- 
ftellung nur erlangt hat durch die jahrelange Inter 
ftügung der Regierung in allen ihren Org 


anen. 
(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, auf die Einzelheiten des Geſetzes 
will ich nicht näher eingehen, weil Herr Kollege Fund 
das fchon genügend getan hat. 

Sch möchte nur noch darauf hinweiſen, daß es ir. 
er. nur um die GEffeftenbörfe handelt, jondern da 
z. B. aud der Zuderterminhandel meines Wahlkreijes 
an diefer frage wefentlich beteiligt ift. 


(Sehr richtig! links.) 
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Saudels · und Gewerbe · Etanttttt 


[Reichardt, Abgeordneter] 

Die Möglichkeit des Regiftereinwandes und der Umftand, 
daß es nicht ausgefchloffen ift, den Differenzeinmwand zu 
erheben, ſelbſt wenn beide Firmen in das Börfenregifter 
eingetragen find, hat eben das Zudertermingefchäft ganz 
erheblich erjchwert und unterbunden. Gerade die firmen 
mit Meinerem Sapital find gegungen, ihre Geichäfte er- 
beblih einzufchränten. Es leidet aber nicht nur ber 
Zuderterminhandel, fondern der Auderhandel im all 
gemeinen, und nad) meiner Anficht werden aud) die 
per der beteiligten Induſtrie und der Landwirt— 
haft geichädigt. Ach habe in früheren Jahren als Bei— 
ipiel Schon auf den Fall bingewiefen, daß Rohzuder- 
fabriten häufig in die Lage kommen, gegen Kaufrüben 
oder auch gegen eigene Nüben Lieferungsgeichäfte zu 
machen, wenn die Breife rentieren. Ich halte ein ſolches 
Berfahren für ein durchaus vernunftgemäßes. 

Bei Kaufrüben handelt e8 fi um die Sicherung 
eines jicheren Nugens, und wenn große Quanten in 
Frage kommen, dann verlangt gerade eine vorjichtige 

eihäftsführung, daß derartige Gejchäfte gemacht werden. 
Daß ſolche Geſchäfte aber — und ich könnte noch andere 
Geihäfte nennen, die den Charakter der Berficherung 
tragen — nur gemacht werden fönnen, wenn ein 
träffiger Terminhandeln eriftiert, darüber kann gar fein 
Zweifel jein. . 

Wenn bie ausländischen Börjen in ihren Bewegungen 
nicht frei wären, dann würde die Induſtrie und die mit 
ihr verbundene Landwirtichaft die fchädigende Wirkung 
unferer Gejeßgebung in viel höherem Maße geipürt 
haben, als fie das heute tut. Die beteiligten Kreiſe des 
Terminhandels können ſich augenblicklich noch dadurch 
helfen, daß ihnen das Ausland für die Geichäfte frei 
fteht. Aber im Inlande wird der Handel durd das 
Deich jetzt Schon zum Zeil ruiniert, und zwar zum Bor: 
teil des Auslandes; und je mehr der Handel in diefer 
Beziehung zurückgeht, defto mehr werden auch Induſtrie 
und —— die —— des Geſetzes empfinden. 

Auf den Effektenhandel will ich nicht eingehen, fondern 
nur noch hervorheben, was der Herr Abgeordnete Fund 
auch hervorgehoben hat, und zwar mit vollem Recht, daß 
es hauptſächlich die Provinzialbankiers find, die unter 
den Wirkungen des Geſetzes leiden. Diefe werden in 
viel höherem Mae lahm gelegt, als die großen Banken. 
Es ift überhaupt die eigentümliche und bedauernswerte 
Wirkung des Geſetzes, dak es die Firmen mit Fleinerem 
und mittlerem Sapital, und unter diefen gerade bie 
folideften, ſchädigt, und zwar viel mehr als die firmen 
mit großem Sapital, die das Riſiko viel eher laufen können. 

yo will mich im bezug auf das Börſengeſetz auf 
diefe Bemerkungen bejchränten. ch Eomme aber nod 
auf eine andere Sade, die Herr Feliſch auch berührt 
hat, nämlich die Abgrenzung der Handwerks- und Ge- 
werbefreije in bezug auf die Handwerkskammern. Sch 
babe die Ausführungen des Herrn Feliſch leider nicht 
ausführlich gehört und bin deshalb nicht in der Lage, 
darauf einzugeben. Was mic veranlaßt, diefe Frage 
aufzunehmen, ift der Umpftand, daß vielfach zu ben 
Koften der Handwerkskammern Betriebe herangezogen 
werden, die handwerksmäßige Betriebe nach feiner Richtung 
bin find, fondern Fabrik» oder Handelsbetriebe. Die 
Koften, die aus der Tätigkeit der Handwerkskammer er- 
wachjen, müffen ja nach dem Gefege von den Gemeinden 
getragen werden, und die Gemeinde kann auf die Dun: 
werfäfreije die often umlegen. Die Unterlagen zu diefer 
Umlage werben den Gemeinden von ben Handwerks— 
fammern geliefert, und die Handwerkskammern haben 
een das Beitreben, um ihre Tätigleit auf eine 
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möglichit Eräftige finanzielle Bafis zu ftellen, den ſtreis 
der Betriebe, die fie zu ben Beiträgen beranziehen, 
möglichft weit zu faflen; und daher kommen die wieder- 
holten Klagen, daß Betriebe herangezogen werben, welche 
in das Handeldregifter eingetragen find, und bie weder 
na ihrer Meinung, noch nad der gewöhnlichen Auf- 
faffung als Handwerksbetriebe angufchen, fondern ber 
ze zuzuzählen find. So find z. B. Buchdrudereien, 
rauereien ae ogen, und wie ich höre, iſt jet auch 
der Verſuch gemadht, Majchinenfabriten heranzuziehen. 
Es jcheint eben die Sache jo zu liegen, daß in allen 
Fällen, wo handwerksmäßig ausgebildete Leute in ben 
Betrieben bejchäftigt werden, man bdieje Betriebe zum 
Teil für handwerksmäßige Betriebe hält und die Bes 
treffenden zu den Beiträgen der Handwerkskammer heran- 
zieht. Es geichieht dies, jo viel ich weiß, allerdings 
immer nur für einen Zeil der Gejamtfteuerfumme, weil 
natürlich jeder zugeben muß, daß die Betriebe im großen 
und ganzen fabritmäßig find. 
ch finde in diefer Geranziehung derartiger Firmen 
oppelte Ungerechtigkeit. rſtens, meine Herren, 
etriebe J das Aquivalent, das 
fie eigentlich für ihre finanzielle Leiftung haben müſſen, 
nämlich das aktive und paifive Wahlrecht. Ich glaube, 
es ift in Preußen und im Deutichen Reiche ſonſt nirgends 
der Fall, daß jemand ir einer Einrichtung Beiträge zahlen 
muß, ohne irgendwie die Möglichkeit zu haben, auf biefe 
Einrichtung einen — zu gewinnen, wenn es auch 
nur in der Weiſe geſchieht, daß er wenigſtens die Be— 
treffenden, die darüber zu verfügen haben, mitwählen 
darf. Hier aber liegt der Sal wenn id die Sache 
richtig verftehe, jo, daß die Leiter der Yabrifen weder 
mitzuwählen haben, nocd gewählt werden können — aljo 
Beiträge — müſſen, ohne daß fie irgendwie die Mög- 
lichkeit haben, auf bie —— der betreffenden 
Handwerkskammer über die Verwendung der Gelder ein— 
zuwirken. 

Zweitens aber halte ich die Sache deshalb für un— 
—— weil dieſelben Betriebe auch zu den Beiträgen für 
ie Handelskammern herangezogen werden; und die 
Handelskammern ſind nach dem Geſetz nicht verpflichtet, 
die Beiträge ſich abziehen zu laſſen, bie der betreffende 
Betrieb zur | ring nina beifteuern muß. Es tritt 
da aljo eine doppelte Beftenerung ein. 

Das find die beiden Gründe, aus denen ich eine 
folche Heranziehung von Fabrikbetrieben, wenn fie aud) 
gelernte Handwerker beichäftigen, für ungerecht halte. 

Nun, meine Herren, lag die Sache rechtlich bis jetzt 
fo, daß angenommen wurde, daß Einſprüche gegen eine 
folche Veranlagung im Berwaltungsitreitverfahren zu ent 
icheiden wären. Neuerdings ift nun aber eine Entjchei- 
dung des een ya ig die fich auf 
einen anderen Standpunkt geftellt hat. Nach ihr ift bie 
Prüfung der Einſprüche nit Sache des BVBerwaltungs- 
Fireitverfahrend jondern der Auffichtsbehörde, aljo des 
Megierungspräfidenten. Da nun über die Entſcheidung 
des Regierung&präfidenten die Beſchwerde an den Minifter 
eingelegt werben kann, fo liegen dieſe Entjcheidungen 
ichließlich immer in feiner Hand. Das ijt der Grund, 
weshalb ich die Sache bier zur Sprache bringe, und des⸗ 
halb möchte id) an den Herrn Minifter die Bitte richten, 
dahin zu wirken, daß derartige faufmännijche und in= 
duftrielle Betriebe, die im SHanbelsregifter eingetragen 
find, und denen ihrerjeit8 eine Mitwirkung bei den Hand» 
werkäfammern nicht zufteht, die aber, wenn fie heran- 

ezogen werden, einer Doppelbefteuerung verfallen, zu 
Beiträgen für die Handwertstammern nicht herangezogen 
und nicht für handwerksmäßige Betriebe erklärt werden. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


eine 
fehlt den Leitern dieſer 
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Präfident v. Hröcher: Das Wort hat ber Her 
Regierungstommiffar. 


Geh. Regierungsrat, Regierungstommiflar: 
Das Vorhandenjein der Mifftände, die der Herr Vor— 
redner beklagt hat, ift zum großen Teil anzuerkennen. 
Denn e8 muß anerkannt werden, daß ein Mifitand be 
fteht, wenn Betriebe auf der einen Seite als Fabrik, auf 
der anderen ald Handwerk, und auf der einen Seite als 
handelskammerpflichtig, auf der anderen Seite als innungs- 
flichtig angefehen werden. Es würde jedoch zu ſchwierig 
Fin, von dieſer Stelle heute in eine Erörterung ber 
Grunbfäge einzutreten, nach denen im einzelnen Falle die 
Drag: zu enticheiden ift, wohin jeder Betrieb zu rechnen 
it. Das würde ein tiefes Eingehen auf die Judikatur 
des Meichsgerichts und des Obervermwaltungsgerichts er- 
fordern, die in einer ſolchen Berfammlung unmöglich ift. 
Auf der anderen Seite aber bin ich in der Lage, dem 
Herrn VBorrebner mitzuteilen, daß, wo Mißgriffe der 
nachgeordneten Behörden zur Stenntnis des Herrn Minifters 
für Handel und Gewerbe gekommen find, er einen An— 
ftand genommen bat, auch endgültige Entjcheidungen einer 
Nachprüfung zu unterziehen und darauf hinzuwirken, daß 
den vom Reictgericht ausgeiprochenen Grundfägen ent= 
fprochen wird. Die Sandelövertretungen find bereits 
durch einen Erlaß vom 6. März 1901 aufgefordert 
worden, ihrerfeit8® dem Berfahren der Behörden auf 
biefem Gebiet und feinen Folgen ihre Aufmerkſamkeit zu» 
zumenden und einzelne fälle, die den Handelsfammern 
befonders geeignet ericheinen, die Notwendigkeit einer 
Anderung des bisherigen Zuftandes zu begründen, zur 
Kenntnis des Herm Minifters zu bringen. Das Material, 
das bisher zur Begründung diefes Erlaffes eingegangen 
ift, ift noch nicht fo groß, daß es zu befonderen Maf- 
nahmen benußt werden könnte. Es muß infolgedeflen 
abgewartet werben, welche weiteren Erfolge der Erlaß 
vom 6. März 1901 hat, der im wefentlichen die Wünfche 
berüdfichtigt, die der Herr Vorredner mitgeteilt hat. Es 
beißt darin wörtlich: 
Ich eriuche die Handelsvertretungen, mir die zu 
ihrer Kenntnis gelangenden einzelnen Fälle, in 
denen über die Handwertsmäßigfeit eines Be— 
triebes von den Regiftergerichten anders wie von 
den Berwaltungsbehörden entjchieden ift, mits 
uteilen und dabei anzuzeigen, was etwa ges 
— iſt, um zu übereinſtimmenden Ent— 
ſcheidungen zu gelangen. 
Es ſind außerdem in jenem Erlaſſe die Rechtsgrundſätze 
die für die Entſcheidung der Streitfrage hauptſächli 
wichtig find, erörtert und fowohl den Handelskammern, 
wie den Handwertsfammern und den Auffichtsbehörden, 
die für dieſe zuftändig find, mitgeteilt worden. 


BVizepräfident Dr SKraufe 
Wort hat der Abgeordnete Defer. 


Defer, Abgeordneter: Meine Herren, der Gang der 
geitrigen Verhandlung hat es mit ſich gebracht, daß ich 
verjchiedenen Herren nicht mehr antworten Eonnte, bie 
gegen mich ſachliche Ausführungen gemacht haben. ch 
habe jelbftverjtändlich nicht die Ablicht, die geftrige Debatte 
noch; einmal bier aufzurollen, ich will aber dem Herrn 
Abgeordneten Vorſter gegenüber bemerken — und halte 
mi > für verpflichtet —, daß ich die Zahlen, die ich 
mitgeteilt habe, teils aus Preisofferten, die tatfächlich ger 
ftelt find, genommen habe, teils aus Öffentlichen Notizen 
über den ghreis and diefer Materialien. Ich bin felbft- 
verftändlich auch in der Lage, Ahnen die Belege dafür zu 


(Königsberg): Das 
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- erbringen, Außerdem, glaube ich, ift es übereinftimmenbe 
— en 
i 


daß die Mißitände, die ich beſprochen habe, 
tatſächlich eriftieren. 

Meine Herren, einige allgemeine Bemerkungen in 
bezug auf die geftrige Debatte darf ich mir wohl noch ge— 
ftatten. Der Herr Abgeordnete Borfter hat die Außerung 

ebraudht: ja, was geht es denn den inländiichen Kon— 
sales an, wie das Kohlenfyndifat Kohle in 
San Francisco verkauft. Ich muß doc, jagen, meine 
Herren, daß es ſehr bedenklich it, wenn bie wirtfchaft- 
lichen Meinungen ſich fchon foweit verrüdt haben, daß 
man jedes Konfumentenintereife nicht mehr gelten laffen 
will, auch in dem Fall, wo der Konſument augleih Bro- 
duzent ift, aljo in dem Falle, wo es fi um Materialien 
andelt, die als Robftoffe für die übrige Induftrie dienen. 
ch glaube, das iſt feine glüdliche Außerung geweſen, 
und möchte meinerjeit8 doch jagen, daß wir mit einer 
derartigen Auffaffung in unferer Wirtſchaftspolitik jeben- 
falls nicht mehr fehr weit kommen werben. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Borfter eine perfün- 
liche Bitte an mid) gerichtet, indem er glaubte, ich könne 
meinen Einfluß bei meinen —— Freunden im Reichs⸗ 
tag dahin geltend machen, daß ſie gewiſſe ſozialpoli— 
ia Ankräge zurückziehen. Er hat mich als Freund 
der Exportinduſtrie angeſprochen. Das iſt volllommen 
richtig, meine Herren: 4 bin ein Freund ſämtlicher Er— 
werbäftände und werde mit Freuden alles befürworten 
und alles tun, was nad) meiner Überzeugung geeignet ift, 
diefen Erwerbsftänden, mögen fie heißen wie fie wollen, 
u dienen und zu nüßen; und ich glaube, es ift auch eine 
Be ſchönſten Aufgaben für das Zujammenwirkten von 
Parlament und Regierung, den einzelnen Erwerbsftänden 
u ihrem Recht zu verhelfen. Aber, meine Herren, den 
Funich des Herrn Abgeordneten Vorfter kann ich leider 
nicht erfüllen, nicht nur aus dem Grunde, daß die An- 
träge nit von meinen politischen Freunden eingebradht 
find, fondern aus dem inneren Grunde, daß nad) meiner 
Anficht diefe Anträge im großen und ganzen berechtigt find. 

Der Herr Abgeordnete Borfter pi auch die allgemeine 
Wehrpflicht angezogen. Ach glaube nicht, daß er die 
Neigung hat, diefe abzufchaffen; ein —— Argument 
fällt deshalb von —9 aus. Gr bat fich beflagt über die 
großen Laften der Induſtrie, die aus der Gozial- 
gefeggebung hervorgehen. Meine Herren, ich glaube ganz 
gern, daß es der Induſtrie erwünfcht wäre, wenn fie von 

tiefen Laften befreit werden könnte; ich ge aber 
weiter, daß es ein undankbarer Standpunkt ift, und daß 
dabei überiehen wird, welche Borteile die Induſtrie aus 
der Sozialgejeßgebung bereit# gezogen hat. Wer die 
Entwidlung des —** Arbeiterftandes verfolgt hat, 
wie fie mit unter der Wirkung der Sozialgejeggebung 
vor fich gegangen ift, der wird nicht bejtreiten können, 
daß aud die Jnduftrie ein volles Maß von Bor- 
teil aus der Sozialgefeggebung für ſich ge— 


wonnen bat. 
(Sehr richtig! links.) 


Sie hat einen tüchtigen, leiftungsfähigen Wrbeiterftand 
ewonnen, und mit diefem MArbeiterjtand hat fie ihre 
tellung im Inlande und auf dem Weltmarkte befeftigen 

fünnen. 35 glaube deshalb, es ift undankbar, davon zu 

iprechen, daß die fozialpolitifchen Laften die Induſtrie 

„wuinieren”, Man braucht auch nur den Stand unjerer 

Induſtrie zu betrachten, meine Herren, dann wird man 
nden, daf fie keineswegs ruiniert ift; daß fie im Gegen- 

teil in ben legten 15 bis 20 Jahren durchaus Fortichritte 

gemacht hat, nicht zum wenigiten Fortſchritte gemacht hat, 
weil die Dualität des Arbeitermaterials, das ihr 
zur Verfügung ftand, ein befjeres geworden ift. 


(Sehr richtig! links.) 
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[Oefer, Abgeordneter] 
Meine Herren, die Hat, maß über den Mittel» 





fand, die hier gefallen find, möchte ich nicht verfolgen; 
aber ich glaube, daß niemand berechtigt ift im Haufe, fich 
einen befferen Freund des Mitteljtandes zu nennen 


ala wir. 
(Sehr richtig! links.) 


Wir wollen den Mittelftand erhalten. Wir unterfcheiden 
uns nur darin, daß die eine Seite jagt: wir erfennen 
die tatjächlihe Entwidlung an, und wir wollen aus» 
fcheiden, was an fi) dur die Entwidlung nicht mehr 
haltbar ericheint; wir wollen aber das, was haltbar ijt 
am Mittelftand — und das ift ein großer Zeil des 
Mittelftandes —, pfleglih und fürderfam behandeln; fo 
weit Die Borjchläge, die in diefer Richtung gemacht werden, 
geeignet find, die wirtjchaftlichen Kräfte des Mittelftandes 
zu heben, find wir gern bereit, mitzuwirken, wie wir auch 
in diefer Richtung jelbftändige Anträge geftellt haben und 
ftellen werden. Aber, meine Herren, wir find der 
Meinung auf diefer Seite des Haufes, daß eben die 
Mittelftandspolitik, die von der anderen Seite geführt 
worden ift, nicht geeignet ift, dem Mittelftand wirklich zu 
— und wir haben in einer ganzen Reihe von Ge— 
etzen, deren Wirkung wir verfolgen können, den Beweis 
vor uns, daß dieſe Geſetzgebung verſagt, weil ſie ſich 
nicht von den tatſächlichen Verhältniſſen leiten läßt, und 
weil fie die Einflüſſe der wirtſchaftlichen Entwicklung aus: 


ſchalten will, 
(Sehr richtig! Finke.) 


Nun, meine Aa möchte ich auch meinerjeits 
einige Worte zum Börjengejet dem hinzufügen, was 
mein Kollege Fund bereits ausgeführt hat. Sie dürfen 
16 nicht wundern, wenn wir Frankfurter auf die 

evifion dieſes Geſetzes ein ganz befonderes Gewicht 
legen; denn wir in Frankfurt, die wir eine blühende, 
hiſtoriſch entwidelte Börfe hatten, leiden unter ber 
Bejeggebung außerordentlich; unfere Börfe dat von 
der hohen Stellung, die fie einnahm, außerordentlich viel 
eingebüßt, 
(Abgeordneter Fund: Sehr richtig!) 


Es find deshalb die Klagen über diefe ——— bei 
uns ganz beſonders lebhaft und ganz beſonders auch durch 
die tatfächlichen Verhältniſſe gerechtfertigt. Nun bat der 
Herr Minifter uns ja jchon im vorigen Jahre mitgeteilt, 
daß ein Entwurf für die Revifion des Börfengefeges vor» 
liegt. Meine Herren, es wäre wünſchenswert gewefen, 
* man wenigſtens dieſen Entwurf der öffentlichen 
Beurteilung unterbreitet hätte, damit die öffentliche 
Meinung durch einen derartigen Schritt vorbereitet 
worden wäre auf das, was kommt, damit ſie auch zu 
dieſen Vorſchlägen hätte Stellung nehmen können. Ich 
laube, das würde weſentlich in der —— gewirkt 
aben, die der Herr Miniſter wünſcht, daß die öffentliche 
einung ſtärker ihm in ſeinem Beſtreben, das Börſen⸗ 
geſetz reformieren, vorarbeitet. 
eine Herren, der Herr Miniſter hat auf die prak— 
tifchen Schwierigkeiten hingewieſen, die der Einbringun 
der Vorlage im —— entgegenſtehen. Nun Ei i 
von meinem politiichen Standpunfte aus offen geftehen, 
wenn er als Regierungsmarime ausiprechen würde, 
daß die Negierung Hand in Hand zu geben babe mit der 
bejtehenden Mehrheit, und daß, weil die Mehrheit im 
Reichstage vielleicht nicht jo revifionsfreundlich ift wie er, 
er feine Wünfhe aus Hodhadhtung vor der parlar 
mentariihen Mehrheit zurüditellt, jo wäre das ein 
Buftand, den ich durchaus anerkennen könnte. Aber dieje 
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Rückſicht auf die abgeneigte Mehrheit wird leider nur in 
den Fällen genommen, wo e8 fi um Förderung bes 
Verkehrs handelt, wie z. B. bei ber Stanalvorlage; wo 
es fih dagegen darum handelt, den Verkehr einzuengen 
und zu erjchiweren, da vermiſſen wir diefe Rückſicht auf 
die öffentliche Meinung, da werden dieſe Nüdfichten nicht 
in dem Maße genommen. 

laube, man fann den Herm Minifter auch 
darauf aufmerffam machen, daß er ſich vielleicht täufcht 
infichtlih der öffentlichen Meinung und nt der 
tellung der Parteien. Denn, meine Herren, wir haben 
eben erlebt, daß mein Herr Borredner ſich ſehr energiſch 
für die Revifion des Börfengefeges ausgeſprochen hat, 
obgleih er Mitglied der nationalliberalen Fraktion 
ift, und wir wiſſen doch alle, daß die nationalliberale 
Fraktion im Neichstage für diefes Börfengefet ie 
it. Daß die Revifion aus diefen Reihen jet gewünſcht 
wird, daraus geht ſchon hervor, daß die öffentliche Mei— 
nung in diefer Frage in einer Umbildung begriffen ift; 
und diefe Umbildung würde wahrſcheinlich weſentlich 
fchneller gehen, wenn der Herr Minifter uns mit feinem 
Entwurf befannt machen wollte. 

Aber, meine Herren, wir dürfen uns nicht darüber 
wundern, wenn in den beteiligten Streifen eine Mifftims 
mung darüber herricht, daß die Reviſion nicht kommt, 
wenn man den Eindrud hat, daß es nicht fachliche Gründe 
find, weshalb fie nicht gemacht wird, ſondern daß da ein 
Mangel an Initiative und Mut vorhanden ift, der 
außerordentlich verftimmend wirkt. Dieſe Sreife fagen 
fi: nur weil wir es find, weil diefer Notjtand uns be- 
trifft, deshalb kommt die Revifion nicht; wenn es ſich um 
die Landwirtichaft handelte, würde man jehr jchnell mit 
der Reviſion zur ge fein, wenn ein Geſetz fo ſchlecht 
wirkt, wie Dieles ejet nach dem allgemeinen Urteil der 
Sachkenner gewirkt hat. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, 1901 bei ber Beiprehung ift von 
allen Seiten die Revifionsbedürftigfeit des Gelepes an« 
erfannt worden; man hat fich nur umnterjchieden, wie 
weit man gehen jolle in der Mevifion, und es find bie 
Äußerungen ja heute bereits in = Beziehung an» 
geführt worden. Nun möchte ich auch eins jagen, was 
dafür fpricht, hier tatkräftig vorzugehen. 

Als man das Börlengefeg machte, ging man von 
dem Standpunfte aus, —9 es ſich hier ar um ein 
großes wirtfchaftlihes Experiment; man wollte 
an dem lebenden Wirtjchaftsförper herumerperimentieren. 
Man hat im Reichstage gejagt: Wenn das Erperiment 
mißlingt, dann können wir es zurüdmachen. Das ift 
doch ſchon ein Verſprechen dahingehend, Fehler, die be- 
gangen find, wieder zu befeitigen; und ich meine, das 
erſchwert nicht, fondern erleichtert die Stellung der 
Negierung, wenn es ihr ernftlih um die Nevifion des 
Börfengelehes zu tum ift. 

Wenn wir von der Börfengejeßgebung fprechen, und 
wenn es diefe Seite tut, die ich vertrete, jo konzediere 
ich ohne weiteres, daß eine Reihe von Beftimmungen 
diefed Geſetzes auch mir erwünſcht und wenigftens nicht 
ichädlich —8 Was an Nodiſikationen in dem Ges 
jege enthalten iſt über den beftehenden geichäftlichen 
Buftand, das e zum guten Teil erwünjcht gewejen, zum 
anderen mindeſtens nicht ſchädlich. Es gehört aber nicht 
allein das Börjengejeg dazu, man kann die Tragen gar 
nicht trennen: Börjengefeggebung und Börjenbe- 
fteuerung, weil ein® auf das andere eingewirkt hat 
Bun beide da y: — — erſt den 

uſtand ge en haben, der ſich jetzt zeigt. 
ch wi en dieje Einzelheiten MER näher eingehen, 
die ja bereits berührt worden find, möchte aber nod) 
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IOeſer, Abgeordneter] 


hervorheben, daß überall, wo man verfucht hat, das 
ethifhe Moment in das Geſetz bineinzubringen, wo 
man — gewiß von einem jehr achtbaren Beitreben ge- 
leitet gewejen ift —, Unerfahrene vor Berluften zu 
behüten, daß gerade in der Beziehung das Geſetz vielfach 
das Gegenteil von dem erreicht hat, was man damit 


bezwedte. 
(Sehr richtig! links.) 


, meine Herren, es ift ja außerordentlich wünfchens- 
— daß jemand, der nichts von dieſen Dingen verſteht, 
der nicht hineinblickt in die verſchiedenen Konjunkturen 
und Vorgänge, aus denen das Geſamtbild der Börſe 
entſteht, ſich nicht auf ein jo unbekanntes Gebiet wagt; 
er hat auch meines Erachtens da nichts zu juchen und 
würde befjer —— Es wäre ganz genau dasſelbe, 
wenn etiwa ein Iyrijcher Dichter anfangen wollte, ſich ein 
großes Neftaurant oder Hotel zu errichten, und wenn er 
ohne jede kaufmänniſche Kenntnis, ohne Kenntnis der 
Bezugsquellen, ohne das nötige Berwaltungstalent nun 
glaubt, einen derartigen Betrieb leiten zu können. Er 
würde wahricheinlich banferott gehen. Wenn num ein 
folder Mann käme und ſagte: ich bin Iyrijcher Dichter 
gewejen, habe mic; auf ein Erperiment eingelaffen, von 
dem id; nichts verjtanden De und bin zu grunde ges 
ee dabei; jett will ich aber nicht bezahlen, ich bin 


Bent ſich vielleicht einschreiben lafjen können, die an den 


machen würden. 

Nun, meine Herren, glaubt man vielfach, daß durch 
das Hineindrängen der Börfenumjäge in die Kaſſen— 
orm etwas Erhebliches erreicht worden fei, weil man 
I jagt: hier ift die Spekulation ausgejchloffen, bier 
— es ſich um tatſächliche Lieferungsgeſchäfte, nicht 
loß um das, was man Spiel und Wette nennt. Aber, 
meine Herren, wir haben in der guten gi ge: 
fehen, wie ſchwer diefe Beltimmungen aud auf der 
Induſtrie laften. Ich kann mitteilen, daß ein jehr her— 
vorragender Anduftrieller, der nicht meiner politifchen 
Bartei oder Richtung — mir erſt kürzlich geſagt 
hat, daß nach ſeiner — eine Reviſion des 
Börſengeſetzes für Deutſchland weitaus ar 
wäre als der Bolltarif, obgleich der Mann ein An- 
bänger der offiziellen Wirtichaftspolitit if. Meine 
Herren, gerade die Hineindbrängung in die Formen ber 
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Kaffageichäfte hat mit dazu beigetragen, Kursiprünge zu 
vergrößern, anftatt fie zu vermindern, und ich glaube, 
das läßt fi auch Mar machen. Das Publikum Hat 
Papiere vielfach in der Kaſſenform gekauft, ohne fie voll 
bezahlt zu haben; ed hat eine Anzahlung darauf ge 
leijtet und läßt die Papiere beim Bankier liegen. Dieje 
Geichäftsform ift nun nur möglich als Kaufgeſchäft, 
nicht als Verkaufs eidänt d. h. jeder hat gekauft, und 
durch dieſe einheitliche ihtung kamen As Sprünge 
nad) oben. Als nun die Konjunktur umklappte, als aus 
der hochgehenden Konjunktur eine niedergehende wurde, 
da wollten alle diefe Beute verkaufen; nun fehlten aber 
diejenigen, die durch Dedungsbebürfnis die Kurſe gehalten 
hätten, eö war niemand da, der nun kaufen wollte, und 
infolgedeffen waren die Kursftürge weitaus ftärfer 
als vorher. Es ift ja das eigentümliche, daß dieſe 
Geſetzgebung dazu geführt bat, die jogenannte Kontre— 
mine von der Börſe auszufcalten, während dieſe 
Sontremine gerade in den unrubigen Seiten dadurch 
wirtjchaftlich per wirkt, dab fie die bejonders ftarfen 
Kursfprünge ausfchaltet, weil fie eben dann eingreift 
durch das Dedungsbedürfnis. 

Die Börfenfteuer in Berbindung mit dem Verbot 
des Terminhandeld hat aber — und dafür liegt ein 
roßes Material in der Litteratur und in verfchiedenen 

nquöten vor — aud dahin gewirkt, daß das Gejdhäft 
vom Inland mehr und mehr an das Ausland 
abgegeben werden mußte, daß mir eigentlich nicht 
für die Größe und Macht unjerer deutjchen Börfenpläge, 
fondern für das Emporfommen der fremdländiichen ge- 
wirft haben. Die Börfenfteuer begünftigt das infofern, 
als die Umfäse im Ausland nur mit der Hälfte des 
Stempels belaftet find, und als bei einem Kauf im 
Ausland auch die Stüde unter Umständen im Ausland 
bleiben können, ſodaß fie vom —— befreit 
find. Da eine ganze Reihe ausländiſcher Börſen ent— 
weder eine niedrigere Börfenfteuer als wir oder wie z. B. 
Belgien oder Holland gar feine erheben, jo ift ein großes 
Geſchäft aus üddeuthhland nach Belgien und Holland 
getrieben. 

Ich glaube, der Herr Kollege Fund hat Ihnen 
ichon einige Zahlen gegeben, wie dieſe Verdrän ung in 
das Ausland vor fich gegangen ift. Die Deutſche Bank 
hat Zahlen publiziert, wonach in den 3 Jahren 1899, 1900, 
1901 die Zahl der Geichäfte, welde im Inland abge 
fchlofjen wurden, von 72 auf 52, alfo um volle 20 % 
zurüdgegangen find, und genau fo find die Gejchäfte, bie 
im Ausland abgefchloffen wurden, um 20 % erhöht 
worden. Ein ſüddeutſcher Provinzbankier hat unlängft 
mitgeteilt, welche Erfahrungen er mit diefer Berdrängung 
emaht bat. Er hatte im Jahre 1899 etwa * 
‚97 Millionen Geſchäfte im Ausland gemacht, im Jahre 
1899 aber wurde faſt die Gejamtheit aller Geichäfte, die 
er machte, an ausländiihen Börfen abgeichloffen, erg 
für 9,47 Millionen. Im Jahre 1900 —9* die Zahl au 
6,77 Millionen, aber im Sabre 1901 betrug fie jchon für 
die erjten 11 Monate wieder 11 Millionen — Geſchäfte, 
die von dieſem einzelnen Bankier im Ausland abge- 
ichloffen werden mußten! Dementſprechend it die Zahl 
der Anlagen im Ausland ſtark geitiegen. Während er 
im Jahre 1896 erſt 250 shares für feine Kundſchaft 
bezog, find im Jahre 1901 bereits 7748 füdafrikanifche, 
3840 wejtauftraliiche und 3390 amerifanifche shares durch 
ihn bezogen worden. Sie haben da ein Bild, wie rapide 
die Verſchiebung des Geihäfts in das Musland infolge 
der Gejekgebung, natürlih auch infolge von anderen 
Urſachen, die immer mit hineinfpielen und die urjprüng- 
lichen Gründe verftärfen, vor fich gegangen ift. 

Damit in wo. fteht, daß die Zahl der fogenannten 
Remifters, d. h. derjenigen Leute, die im Inland Geſchäfte 
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für das Ausland vermitteln, ſehr gewachſen ift. Die 
fremden Anleihen, die früher unferen Markt aufgefucht 
haben, find nad den Emijjionsftatiftiten, die mir vor- 
liegen, infolge ber Stempel£often jehr ſtark zurüdgegangen; 
fie find erft in legter Zeit wieder etwas geftiegen, und 
das aus zufälligen Gründen. Die Hamburger Handels- 
fammer Elagt in ihrem Jahresbericht, daß ihr befonders 
die nordiſchen Anleihen, die für ſehr gut und folide 
gelten, in neuefter Zeit gefehlt haben. 

Ganz bejonders zu —— iſt von dem Frankfurter 
Standpunkt aus die Unterdrückung des ſogenannten 
Arbitrageverkehrs. In dieſem Berkehr hat Frank · 
furt ſeinerzeit Großes geleiſtet. Frankfurt war gewiſſer— 
maßen ein internationaler Mittelpunkt der euroͤpäiſchen 
Börſen geworden, und wir hatten große und bedeutende 
Häuſer, die ſpeziell dieſen Geſchäftszweig gepflegt haben, 
einen Geſchäſtszweig, der zweifellos wirtſchaftlich ſehr 
nützlich iſt. Die Arbitrage ſoll zwiſchen den verſchiedenen 
Börſenplätzen die Unterſchiede zwiſchen den Kurſen aus— 
leihen, nicht nur in den Kurſen für Wertpapiere, 
—— insbeſondere auch für Wechſel und andere 
Deckungsmittel. Das iſt für unſere Induſtrie beſonders 
wichtig; denn ein ungünſtiger Wechſelturs belaſtet jelbit- 
verjtändlich die Produktion. Es ift auch für die Politik 
der Reichsbank von —— damit nicht unerwünſcht 
Gold an das Ausland abgegeben wird. Dieſer Verkehr 
iſt durch die Höhe der Beſteuerung, obgleich man ein 
Aquivalent in der Rückerſtattung eines gewiſſen Prozent- 
ſates der Steuer ſchaffen wollte, faſt abfolut vernichtet 
worden. Während die Summe der Arbitragegejchäfte an 
der Berliner Börje 1895 nod 404 Millionen betrug, 
war fie im Jahre 1901 auf 47 Millionen, aljo auf den 

ehnten Teil, eingefchmolzen. Der Arbitrageverkehr in 
vankfurt ift vielleicht nocd ftärfer zurüdgegangen, und 
andere Inſtitute teilen mit, daß fie die gleiche Erfahrung 
gemacht haben. 

Aud Hier kann ich Eonftatieren, daß im Reichstag 
niemand die Unterdrüdung des Arbitrageverfehrs gewollt 
bat, daß das eine ungewollte Wirkung des Börjengejeges 
ift. Wo derartige Wirkungen, bie — wirtſchaftlich 
ſchädlich ſind, die ſelbſt die Mehrheit nicht gewollt hat, 
eintreten, müßte man doch verſuchen, eine Abänderun 
zu ſchaffen, und die wäre gewiß zu erreichen. Hat fd 
doch letzthin felbft der Neichsbote in demfelben Sinne 
ausgedrüdt: auch der „verrüdtejte Agrarier” würde jich 
dem Eindrud dieſer Tatſachen nicht entziehen. 

Aber außer dem Zurüdgehen dev Arbitrage, außer 
der Berdrängung der Geſchäfte in das Ausland beklagen 
wir vor allen Dingen auch die Unterdrüdung des 
Provinzgefchäftes, das Zurüdgehen der kleinen und 
mittleren PBrovinzbanken. Die Herren, die immer für 
den Mitteljtand eintreten, möchte ich bitten, fich auch der 
Klagen diejer Teile des Mittelftandes anzunehmen, die 
wirtjchaftlich jehr bedeutungsvoll find. 

ch habe mich gefreut, daß Herr Kollege Fund 
darauf hingewieſen hat, wie durch die Berdrängung diejer 
kleinen Banten der Streditverfehr auch auf dem Lande zu 
Schaden kommt. Wo eine Bank ift, können fich die 
Leute an dieje wenden, um Kredit zu gewinnen; ift fie 
nicht mehr vorhanden, jo kommt der induftrielle Unter- 
nehmer — und die gibt es befanntermaßen auch in der 
Landwirtihaft — in Berlegenheit wegen des Stredites, 
weil er den Kredit, den er dort bekommt, anderwärts 
nicht oder nur fehr ſchwer erhalten kann, 

Meine Herren, gleich na Einführung des Börfen- 
geſetzes hat eine Reihe von Sachverſtündigen darüber ge- 
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tagt. Der Berein Bayerifher Bankfirmen hat in 
einer Eingabe an den Herrn Reichskanzler gejagt: 
ine traurige Folge bes Börlengele es ift es, 
daß das Provinzbantgeichäft — wiederum ents 
gegen den Abſichten des Geſetzes — fort- 
ihreitend Einbuße an feiner Kundſchaft 
erleidet, und daß das Gejchäft fich mehr und 
mehr bei den großen Banken konzentriert. 
Genau in demfelben Sinne hat fih aud eine Reihe 
grober Banken —— die ruhig zugeben, daß die 
irkung der Geſetzgebung ihre Stärkung und Kräfti— 
gung war. 

Das geht ſchon daraus hervor, daß die großen 
Banken — auf Grundlage dieſes Geſetzes ihrer Hund» 
ihaft mehr Vorteile bieten können als die Heinen 
Bantiers, da fie einen Teil der Aufträge, die a Us 
fließen, in fi kompenſieren können. Wenn fie dafür 
auch jtempeln müflen, haben fie doch nur die halbe 
Steuer zu Ai ; fie find alfo gegen den Provinzbantier 
der feinen Auftrag an die Börfe zu geben hat, wejentli 
im Borteil. Aus dem Zufammenflug der großen Aufs 
träge bei den großen Banken und ber Kompenfation der 
Aufträge innerhalb der Banfen folgt wieder, daß der 
Einfluß diefer Anftitute, der an und für fich jehr groß 
ift, auf die Börje verjchärft wird; denn es liegt bei 
ihnen, wie viel von ihren Aufträgen fie an die Börſe 
abgeben wollen, wie viel fie aus ihren Bejtänden be» 
—— wollen, oder in welchem Maße ſie Kauf- und 

erfaufaufträge, die ihnen vorliegen, kompenſieren. Sie 
fönnen aljo Ih nad) Willkür einen Einfluß auf die 
Kurſe ausüben. Ob das gerade gewünjcht wird, weiß 
ich nicht, möchte es aber bezweifeln, 
habe, meine Herren, eine Überfiht auf Grund 
von Sahlen des Deutſchen Okonomiſt vor mir, bei denen 
ih 10 Berliner Großbanken ausgeichieden und ber 4 
der übrigen Banken, die in der Überficht vertreten find, 
gegenübergeftellt habe. Ich vergleiche die jahre 1896 
und 1901; der Vergleich ijt infofern nicht ganz zu führen, 
als die geh der Eleineren Banken inzwiſchen um 27 ge 
ftiegen ift. 1896 waren es 88 Kleinere Banken, jett, 
1901, find es 115, während die Zahl der 10 Berliner 
Großbanken unverändert blieb. Ich Habe da die nicht 
unintereffante Tatjache gefunden, daß der Gejchäfts- 
umfang diefer Großbanken gejtiegen ift, injofern, als jte mit 
fremden Geldern arbeiten. Da haben wir eine Steigerung 
in den erwähnten Jahren von 547,30 Millionen, während die 
Steigerung bei den Kleinen Banken, die der Zahl nad 
bei weitem größer find als die übrigen zehn, nur 
529,94 Millionen ausmacht. Das —* das Vertrauen 
des tapitalkräftigen Publikums zu dieſen kapitalkräftigen 
Unternehmungen iſt in den wenigen Jahren 
ordentlich gewachſen durch die Vorteile, die ſie dem 
Publikum bieten können. Dahingegen — und auch das 
iſt intereſſant — iſt die — der 


kleinen Banken in derſelben * viel mehr ge 
ftiegen als die der großen Banken. Bei ben 
10 Großbanken ift nur eine Gteigerung von 
476,53 Millionen vorhanden, während bei Den 


kleineren Banken die Steigerung 1136 Millionen in der 
gleichen Zeit ausmacht. Das bemeift, daß die Groß» 
banken den Zufluß der kapitalkräftigen Leute befigen, 
während die Brovinz- und fleineren Banken ihr Haupt« 
eichäft darin finden, daß fie Kredit, fei es Akzeptkredit 
Fi es Buchkredit, an die Unternehmer —— und i 

glaube, daß diefes Gejchäft doch wejentlich geftügt werden 
müßte, weil es viel beigetragen hat zu dem Anwachſen 
unferer Ynduftrie und zu dem Emporkommen kleinerer 
Unternehmungen, zu dem Heranwachſen zu großen Unter 
nehmungen aus den Ffleinen heraus. glaube, das 
genügt, um zu fagen: der Notjtand iſt er an. 
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vorhanden. Ich glaube, man kann dies von feiner Geite 
beftreiten, und auch die Herren der rechten Seite werden 
ewifje Mängel des Geſetzes zweifellos zugeben. Ich 
Eonfintiere mit Freuden, daß in der nationalliberalen 
Bartei in der Stellung zum Börfengejep, wie es 
fcheint, eine Anderung erfolgt ift, da man jegt eine 
Anderung der Vorlage wünicht, die man ſelbſt gemacht 
hat. Ich möchte den Herrn Minifter bitten, den Entwurf, 
den er auägearbeitet hat, der öffentlichen Kritik zuzu— 
wenden, damit er im Sinne der Mufflärung der öffent: 
lichen Meinung wirft, die er gewünjcht hat; ich möchte ihn 
bitten, daß er jein Beftreben, die Börfengefeßgebung zu 
ändern, das er gleich bei feinem Amtsantritt Eundgegeben 
hat, mit Energie verfolgen möge, und daß nicht ber 
ünftige Zeitpunft verfäumt wird, wo wir hier noch 
Beliend eingreifen können. 

Man hat mal eine Beitlong geglaubt, daß die 
deutſchen Börfen die erften der Welt werben würden, daß 
wir von unferen Börſen aus einen großen, mächtigen 
wirtfchaftlihen Einfluß auf die Finanzmärkte der ganzen 
Welt ausüben werden, und es unterliegt feinem Bieitel, 
daß eine derartige Stellung aud —* außerordentlich 
wichtig iſt, 


(ſehr richtig! links) 


daß ein ftarker und Eräftiger Kapitalmarkt auch in Beiten 
politiicher Wirren, wie in Zeiten politifhen Aufitrebens 
eine weſentliche Stütze der offiziellen Politik darftellen 
wird. Meine Herren, wenn wir hier nicht helfend ein» 
greifen, wenn wir die vorhandenen Schäden nicht befjern, 
wenn wir die ſchweren Mängel des Gejeges nicht jobald 
ala möglich bejeitigen, fo fürchte ich, daß die deutjchen 
Börfen noch weiter zurüdgehen werden gegenüber der 
Bedeutung der fremdländifchen, von denen wir fehen, wie 
befonders New York, London, VBrüffel und Antwerpen in 
die Höhe kommen, während wir von unjeren Börjenplägen 
aus nichts als Klagen und Bejchwerden mehr hören — 
wie ich glaube, mir Nedht. 


(Bravo! links.) 


Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete Gamp. 


Gamp, Abgeordneter: Ich möchte zunächft einem 
Mifverftändnis entgegentreten, welches dem Herrn Bor- 
redner untergelaufen ijt. Er hat behauptet, Herr Slollege 
Borfter hätte ſich namens der Induſtrie über bie roßen 
Laſten beklagt, welche durch die fozialpolitifchen Geſetze 
und durch den Arbeiterichug der Induſtrie auferlegt jeien 
und er hätte von einer Auinierung der Induſtrie dur 
dieſe Laften geſprochen. Meines Wiffens verwechſelt der 

err Kollege die Ausführungen, die in diejer Beziehung 
err Boriter Be. bat mit denen, die id) gemacht 
habe. Ich habe allerdings auf die großen Lajten hin- 
ewiejen, welche unferer &nbuftrie durch die joziale Ger 
eßgebung und durch den Arbeiterſchutz auferlegt jeien, 
auf die großen Laften, welche unfere Induſtrie infolge 
der allgemeinen Schulpflicht, infolge der öffentlichen 
Armenpflege, auch infolge der allgemeinen Dienftpflicht 
zu tragen hätte, aber nicht in dem Sinne, daß ich mich 
über diefe Laften bejchwert oder der Anficht Ausdruck 
egeben habe, daß dieſe ——— ungerechtfertigt ſei, 
ade nur zum Beweife dafür, daß man, wenn man 
die Preisverhältniffe des Auslandes und des Anlandes 
vergleicht, auch darauf Rückſicht — muß, in welcher 
Weije die nationale Produktion durch die einheimiſche 
Geſetzgebung belaftet worden ift. 
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Ich glaube, es ift nicht richtig, wenn der Herr Bor- 
redner die tüchtigen Leiftungen unjerer Jnduftrie und auch 
unferer Arbeiter im weſentlichen auf dieſe fozialpolitifche 
Geſetzgebung glaubt zurüdführen zu können. Sein Land 
ber Welt hat in den legten Dezennien einen ſolchen Auf: 
ſchwung in induftrieller Beziehung genommen wie Amerika, 
und es wird dem Herrn Vorredner ſchwer fallen, auch 
nur eine einzige diejer ſozialen Fürſorgemaßregeln in 
Amerika nachzuweifen, die wir bejigen. Wir wünſchen 
diefe fozialpolitiiche Geſetzgebung und billigen fie; wir 
wünſchen auch einen verftändigen und maßvollen Ausbau 
dieſer Geſetzgebung; es müſſen daraus aber auch bie 
Konfequenzen zum Schutze der einheimiichen Induſtrie 
gezogen werden, und man muß nicht, wie Sie (nad) links) 
wollen, nun von der Induſtrie verlangen, fie jolle im 
Auslande ebenfo billig verkaufen, wie dem Inlande. Das 
widerfpricht eben allen wirtichaftlichen Gefegen. 


(Abgeordneter Defer: Berlangen wir ja gar nicht! Im 
Inland nicht teurer!) 


— Gie mögen das nicht wollen; aber wir haben ja im 
Reichstage wochenlang und bier auch dieſe Beſchwerde 
gehört über den Verkauf zu —— Preiſen nach dem 
uslande, und die Ihnen im Reichstag am nächiten 
ftehen, die Sozialdemofraten, haben doch eigentlich ihre 
anzen Angriffe gegen die Kartelle und gegen andere 
apnahmen darauf geftügt, daß ein Verkauf nad) dem 
Auslande zu billigerem Preiſe ftattfände. Und Shre 
eigene Refolution, Herr Kollege Dejer, die Sie geitern 
begründet haben, berubte doch auch auf den verſchiedenen 
Preifen für das Inland und das Ausland. Wie Sie 
aljo jagen können, Sie befchwerten fich gar nicht darüber, 
daß die —— zu billigeren Preifen nach dem Aus- 
lande verkauft, das begreife ich nicht. 
Herr Kolleg⸗ Oeſer iſt ausführlich auf die Börſen— 
—Ac — zu ſprechen gekommen und hat gemeint, die 
uffaſſung des Herrn Miniſters ſei nicht richtig, es hätte 
ſich bereits in den Kreiſen der hauptbeteiligten Erwerbs- 
ruppen herausgeſtellt, daß man die wichtigſten Be— 
———— des Börſengeſetzes jetzt für fehlſam erkläre. 
Ich glaube, der Herr Kollege Deler fteht doch den Haupt: 
interefjenten bei ber Frage des Verbots des Termin: 
handels in Getreide, alſo der Landbwirtichaft, viel zu fern, 
um ein richtiges Urteil darüber zu haben, ob dieſe reife 
mit dem Börtengeiet zufrieden End oder nicht. Ich kann 
—— verſichern, daß die ganze Landwirtſchaft mit dem 
erbot des Terminhandels in Getreide durchaus einver- 
ſtanden iſt und es auch jetzt in keiner Weiſe miſſen möchte 
(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren, wenn Sie einen Blick auf die Preis- 
entwidlung des Getreidbes werfen, jo wird e8 auch Ihnen, 
err Sollege Defer, nicht entgangen fein, daß dieſe 
etigen —— der Preiſe, die wir früher bei dem 
örjenterminhandel hatten, vollftändig verſchwunden find. 
(Sehr richtig! rechte.) 
Wir haben vielleicht Monate und noch längere Zeit hin- 
dur ganz ftabile Preife — und das ift das, was die 
Landwirtichaft haben will. 
Uber ferner, meine Herren: Sie behaupten oft, daß 
Sie für den Handel einträten. fragen Sie doc bie 
kleinen Händler in der Provinz, ob Sie nicht mit diefer 
Stabilifierung der Preiſe Ha Ba einverftanden find? 
Früher konnten ja die Provinzhändler überhaupt fein 
effektives Geſchäft machen, ohne * gleichgeiti in Berlin 
u deden, und da ging denn das Geld nach Berlin, das 
ie Kleinen Händler verdienten. Erſt unter der Wirfung 
des Börjengeichäftes ift ein Lokogeichäft in der Provinz 
wieber entftanden; und das ift ein großes Verdienſt, das 
bie Börfengefeggebung bat. 
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Herr er Defer fagt, auch er wünsche, daß die— 
jenigen Kreiſe, die fein ſachverſtändiges Urteil über die 
Börjenmanipulationen haben, aljo die z. B. auf dem 
Gebiete des Getreidehandels nicht die ganze Weltbe 
wegung in den Preifen, die gejamten Berhältniffe der 
Produktion und Konfumtion beobachten können, von den 
— —————— fortbleiben ſollen, daß alle diejenigen 
fortbleiben ſollen von der Börſe, die nicht berufsmäßig 
mit ihr u tun haben. Ya, Herr Kollege Defer, wenn 
Cie dieje Auffaffung, die mir aus dem Herzen geſprochen 
it, in Börfenkreifen aussprechen würden, würde man Gie 
einfach) auslahen — nehmen Sie mir das nicht übel! 
Daran ift nicht der mindefte Zweifel, wern Sie dieſe 
Kreife von der Börſe eliminieren, fo fällt der ganze 
Terminhandel, ob Sie ihn verbieten oder nicht, zufammen. 
Von biefen Kreifen, die Sie fort haben wollen, lebt die 
Börfe, denn das war der Zweck und die folge des 
Terminhandels, den Landwirten, den anderen Baren« 
händlern, den Beamten, die fih auf ſolche Terminger 
geichäfte einließen, das Geld abzunehmen; und deshalb 
wünjchen dieje Börfenkreife wieder die Zulafjung des 
Terminhandels und die Bulafjung dieſer Berufstreife, 


(ſehr wahr! rechts) 


—— Herr Kollege Oeſer, von der Börſe fortbringen 
wollen. 

Dann führte Herr Kollege Oeſer für die Berechtigun 
des Terminhandels in Bergwerksaftien an, daß — 
erhebliche Preisſchwankungen vermieden würden. Je 
das gebe ich Ahnen zu; aber auf welden anderen Ger 
bieten are Sie ſolche Einrichtungen? Man hält fie 
do auf feinem anderen Gebiete für notwendig. Wenn 
heute eine Konjunktur in irgend einem anderen Artikel 
ift, fchnellen die Breije in die Höhe und fallen unter 
Umständen auch jehr fchnell. Da gibt e8 feinen Puffer, 
der dem Händler die Folgen dieſer Preisihwantungen 
abnimmt, jondern es muß jeder jeine Haut felbft zu 
Markte tragen. Nirgends hat fich ein Bedürfnis Ri. 
ſolchen rg berausgeftellt; weshalb ſoll ein Bes 
dürfnis für die Mountanpapiere vorhanden jein? Daß 
dafür fein erhebliches wirtjchaftliches Bedürfnis vorliegt, 
Induſtrie- und Bergwerfspapiere per ultimo, d. ER auf 
ein paar Wochen, zu handeln, darüber fann nicht der 
mindefte Zweifel jein. Dan kann jagen, anderen Kreiſen 
ift diefer Handel angenehm; denn die Börje bat am 
meiften verdient bei dieſen Geichäften in Effekten, teil 
damit für die Börje ein verhältnismäßig — Riſiko 
verbunden iſt, weil dieſe Papiere nur auf 4 Wochen ge- 
handelt werben. 

Der Herr Stollege Oeſer hat dann auf die Börfen- 
ſteuer bingewiejen. Gerade aus dem Nüdgang der 
Börjenfteuer können Sie erjehen, wie wohltätig die 
Börjengejeggebung nad) diefer Richtung gewejen ift; denn 
auch Herr —* Oeſer ſtellt doch den Geſichtspunkt in 
den Vordergrund, daß die Outſiders von den Börſen— 
termingeſchäften möglichſt auszuſchließen ſeien. 


(Zuruf des Abgeordneten Oeſer: Die nicht allein!) 


— Darin liegt aber der Schwerpunkt der ganzen 

Reform, und dadurch wird eben der Rückgang der Börjen- 

fteuer herbeigeführt, indem jetzt weite reife der Bes 

völferung fih von den Termingeſchäften fernhalten. 
(Buruf links.) 

— Ich habe den Zuruf leider nicht verftehen können. 


(Buruf links: Arbitrage!) 
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— Ha, Arbitrage, das ift ein Gefchäft, an dem nur 
wenige beteiligt find. Wir haben uns im Reichstag ber 
müht, das Arbitrageichäft möglichft zu unterftügen; wir 
hatten leider nicht die Mitwirkung der Börjenfachver- 
ftänbigen, die wir gewünſcht hatten. Aber rg 
das getan, was möglich war, und wenn es nicht mögli 
ift, die Arbitrage zu erhalten, die meines Erachtens ganz 
zuedmäßig wirkt zum Ausgleich der Zahlungsverbindlich- 
eiten, fo kann man daraus nicht den Schluß ziehen, daß 
man auf alle großen Vorteile verzichten foll, weil man 
einen Eleinen Nachteil in den Rau) nehmen muß. 

Meine Herren, Sie überjehen auch vollftändig, daß 
Ihre hauptſächlichſten Beſchwerden nicht dem Börjengefet 
zur Laft fallen, fondern dem Bürgerlichen Geſetzbuch und 
der allgemeinen Gejeßgebung, die wir vor dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch hatten, und der — die dieſe Geſetz⸗ 
gebung ſeitens des Reichsgerichts gefunden hat. Wir 
haben immer den —. gehabt — daran kann auch 
niemand rütteln —, daß Spiel» und Wettgefchäfte nicht 
tlagbar find. Diejer Grundfag hat im alten Landredit 
—— und iſt ohne Widerſpruch im Bürgerlichen Geſetz⸗ 

uch beibehalten worden; keiner von Ihrer Bartei (links), 
feiner von der Sozialdemokratie hat im Reichstage gegen 
diefe Beftimmung irgend einen Widerjpruch erhoben. Es 
ift alſo unrichtig, wenn Sie hier jagen, die funjervativen 
Parteien und die Nationalliberalen hätten dieje Gejet- 
— — der ganze erg ift es gewefen; 
in Mitglied des Reichstages hat diefe Beſtimmung des 
Bürgerlichen Gejetbuches beanitandet, wonad Spiel und 
Wette nichtklagbare Gejchäfte find. Darüber, meine Herren, 
darf doc auch meines Erachtens gar fein Zweifel fein. 
Wohin würden wir fonjt kommen? 

Sie jagen, durch dieſes Verbot haben wir manches 
Geichäft in das Ausland getrieben. Gewiß. Wir haben 
aud) durch das Berbot der Spielbanten die Spielgejchäfte 
ind Ausland getrieben, 


(fehr richtig!) 


und fein Menſch wird es als Nachteil anfehen, daß 
Wiesbaden und Homburg heute feine Spielbanten mehr 
haben. Und Sie fehen doch, wie das gute Beiipiel aud) 
weitere Fortſchritte im Gefolge gehabt hat. Es hat aller- 
dings lange gedauert — aber in dieſem Yabre find bie 
Spielbanken in DOftende und in Spaa gefallen, und viel 
leicht erleben wir es aud * daß die Spielbank in 
Moönako fällt. Ich würde das für einen großen Segen 
halten, und ich meine, daß Deutichland bier mit Recht 
vorangegangen ift. 

Ich will ja nicht leugnen, daß dieje und jene Kon— 
jequenz, die fich beim Börfengejeg findet, über die beab- 
htigte Wirfung binausgreift. Namentlich erkenne ich 
an, daß fein Grund vorliegt, das Börjengeichäft Ichlechter 
zu behandeln, als das Spiel- und Wettgeſchäft. Und 
wenn im vr ey Gefegbuh die Beſtimmung ents 
halten ift, daß bei Spiel und Wette das Verlorene zwar 
* bezahlt zu werden braucht, daß aber das Geleiſtete 
nicht zurückgefordert werden darf, ſo bin ich durchaus 
damit a here daß dieje Beftimmung auch auf die 
Börfentermingefchäfte ausgedehnt wird. Das ijt meines 
Erachtens das Gehäffige und auch das Unrechte, dak 
man lange — vieleicht zwanzig Jahre hindurch, nicht 
weiß, ob diejer oder jener ein wohlhabender Mann iſt 
oder nicht. Diefe Unficherheit de3 Vermögensſtandes 
greift viel weiter hinaus in das bürgerliche Leben als 
man glaubt; — auch die Intereſſen anderer Berufszweige 
werben dadurch in Mitleidenichaft gezogen. Wer heute 
die Tochter eines Kaufmanns heiratet, der weiß nicht, 
ob derſelbe einft nad zwanzig Jahren auf grund von 
Terningefchäften große Summen — muß und 
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[Handels und Gewerbe-&tat] 
[Samp, Abgeorbneter] 
dadurch zum Bettler wird. Das muß aufhören. 
Sicherheit des Verkehrs erfordert das unbedingt. 
err Kollege Oeſer hat auch fein Wohlwollen — 
und damit komme ich zu der Handwerkerfrage — für 
das Handwerf und für den Mittelftand ausgeſprochen; 
er hat nur gefagt, feine Freunde wollten eine Geſetzgebung 
nicht unterftügen, bie zu grunde gegangene Organifationen, 
die nicht mehr (ebentäßig feien, Fünjtlich zu erhalten und 
ins Leben zu rufen beabfichtigen. Prinzipiell ftehe ich 
mit ihm auf demfelben Standpuntte: es fällt mir nicht 
ein, Organifationen, die ich für lebensunfähig halte, 
wieder ind Leben zu rufen und durch mehr oder minder 
zweifelhafte Mittel zu unterftügen. Ich bin nur nicht 
der Anficht, daß alle diefe Handwerkerfreife zu ben 
ar — u rechnen ſind. 

Ich teile auch gar die Auffaſſung des Herrn 
Handelsminiſters, bb 3. B. für die Schuhmacher jekt 
fein Boden mehr jei, daß fie eigentlich ihre GEriftenz- 
berechtigung verloren hätten. kann nur jagen, ich 
babe mir noch ftetS meine Stiefel von einem Schuhmacher, 
von einem ndwerfsmeifter machen lafjen, und Die 
—** Beſchwerde, die ich gegen dieſe Stiefel habe, iſt 
die, daß ſie mir zu lange halten. 


(Heiterfeit.) 


u laube, der Herr Handelsminifter wird auch noch zum 
& — gehen und ſich von dieſem ig Stiefel 
machen laffen, und jeder, der preiswert kaufen und feine 
Füße gut behandelt haben will, wird unbedingt nad) wie 
vor zum Schuhmacher gehen; das follte auch der Arbeiter 
und der Eleine Mann aus dem Mittelftande tun. Denn 
das, was die Fabriken etwa billiger liefern, wird durch 
den Zwiſchenhandel abjorbiert. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Bedauerlich, daß der In Handelsminiſter diefe Außerung 

etan hat, die den Schuhmachern allen Mut nehmen muß: 
te hätten gar keine Eriftenzberedhtigung mehr gegenüber 
den großen Kaufgeſchäften. 


(Buruf.) 


— Es mag fein, daß auch dort gute Stiefel zu befommen 
find; aber ich glaube, die herauszufinden, Herr Kollege, 
wird auch Ihnen fehr ſchwer werden. 


(Heiterkeit.) 


Ich muß fagen: höchſtens mal ein Baar Pantoffel, die 
man nad) vier Wochen wegwirft, kauft man in folchen 
ir er ‚ aber nicht anftändige Stiefel, die man tragen 
will, und bei denen man geſchützt fein will gegen die 
Schäden, die aus einem nicht pafjenden Stiefel entftehen. 

Ich wünſche für das Handwerk keine mittelalterlichen 
Formen; ich bin auch der Anficht, daß fich diefe nicht mehr 
durchführen lafjen. erkenne auch manche Konſequenzen 
der Entwidlung unferer Verkehrsmittel in bezug auf das 
— — an; aber dur Hinweis hierauf hat die 





Die 


ch den 
degierung doch nicht den Beweis geführt, daß ſie au 
dieſem Gebiete diligentiam präſtiert hat. Ich bin neuli 
im Reichsta ausführlich auf diefe Sache eingegangen. 
Wenn der dert Minifter Möller jagt, die Handwerker 
frage fei zum Teil Reichsgejeg, zum Teil Landesgeſetz- 
Ferg fo erkenne ich das an. Wenn aber das eine 
effort die Pflichten und die Verantwortlichkeit auf das 
andere abjchieben will, jo halte ich das nicht für richtig. 
Bert Graf v. Poſadowsly jagt: mich geht die Handwerter- 
ürforge nichts an, das müfjen die Einzelftanten machen — 
und der Herr Minifter Möller jagt: das ift für ung fehr 


ichwierig, da ia die Neichögejegebung helfen. Das 
erinnert mich an den Sprudy: und weil feiner von ben 
beiben leiden wollte, daß der andere für ihn zahle, 
ahlte feiner von den beiden das, was er dem Handwerk 
dig ift. 

Ich habe darauf hingewiefen — ich glaube, das 
wird auch der Herr Kollege Defer nicht als einen mittel 
alterlihen Standpunkt anjehen — daß die Handwerker 
bei der fozialen Fürſorge erheblich zu kurz gekommen 
find. Much er wird wohl mit mir anerkennen, daß es 
eine große Unbilligkeit ift und die Konkurrenzverhältniſſe 
außerordentlich verjchiebt, wenn die Geſetzgebung für die 
Fabrikarbeiter die obligatorische Unfallfürforge einführt, 
für die Handwerker aber nicht. Ich habe im Reichstag 
darauf hingewieſen, baß wir bei der Landwirtichaft dieje 
obligatoriſche Unfallfürſorge für die Eleinen Betriebs- 
unternehmer haben, und zwar auf often des Groß» 
grundbefigers. Ach ſehe deshalb auch keinen Grund, 
weshalb man nicht die Schuhmacher der Lederberufs— 
genoffenichaft überweifen fol und die Lebderinduftriellen 
nötigt, die Koften der Unfallfürjorge für die Eleinen 
Schuhmachermeifter zu bezahlen. Halten Sie das für 
a. fo unbilligen, rüdftändigen, mittelalterlichen Stand» 
punkt? 

(Abgeordneter Defer: Gewiß nicht!) 


— Gewiß nicht! Ach danke Ahnen, daß Sie das auch 
anerkennen. Sie jehen, meine Herren, daß es ein großes 
Gebiet gibt, auf dem man zujammen arbeiten fann. 
Was dann die Arankenfürjorge betrifft, — macht das 
nicht auf den Handwerker einen geradezu demoralifierenden 
Eindrud, wenn er jehen muß, daß die Geſetzgebung für 
die Arbeiter gelorgt hat, während er, wenn er arbeitd« 
unfähig wird, der Armenpflege anheimfält? — Das find 
doch unhaltbare Zuſtände. 

Ich habe nicht vor, ausführlich auf dieſe Handwerfer- 
frage zu ſprechen zu kommen. habe diefe Be- 
merfungen nur gemacht, weil von anderer Seite dieſe 
Srage aufgegriffen ift. Ich wollte nur auf zwei Gefichts- 
punfte aufmerfjam maden, die mir doch weiterer Be- 
achtung wert erjcheinen. Ich bedaure, daß wir die Dent- 
ichrift, die die XIV. Kommilfion gewünfcht bat, noch 
nicht vom Handelsminiſter befommen haben. höre 
ja, daß fie im Drud ift, und wir werben fie bis zur 
ritten Leſung haben. ch bedaure das, Es ift mir 
mitgeteilt, daß eine große Fülle von tatfächlihem Material 
darin enthalten ift, und würde ich vielleicht einige Be— 
merfungen haben fparen fünnen, wenn uns dieje Denk» 
Schrift — hätte. 

Ich komme auf die Kreditfrage. Ich —— au 
Herr Kollege Defer wird bereit fein, anzuerkennen, ba 
es eine are Unbilligfeit und Härte ift, dem ne 
ftande das billige Geld der Reichsbank zur Verfügung 
zu ftellen und dem Handwerker fich jelbft zu überlalien. 
Die Zeiten find ja vorüber, in denen bie —** das 
Geld von der Reichsbank zu 1u, % oder 2% bekam, fie 
muß heute auch den Bankdisfont — das find 31/, yi— 
bezahlen. Uber ich glaube, es gibt feinen Stand, deſſen 
Kreditverhältniffe jo ungünftig liegen wie die des Hand«- 


werferftandes, 
(Sehr richtig! rechts.) 


Selbft der Arbeiter fteht in bezug hierauf beſſer. Erſtens 
kommt er nicht fo oft in die Lage, einen Kredit in 
Anfpruc nehmen zu müffen, weil für * die Kranken⸗, 
Unfall-, die Invalidenfürſorge ufw beſteht. Außerdent 
hat der Mrbeiter doch immer einen Arbeitgeber, der in 
den weitaus meiften Fällen gern bereit fein wird, Bor» 
ihüffe auf den Cohn zu machen oder ihn jonft zu unter» 
jftügen, wenn die Not an ihn herantritt. Much der 
Landwirt ift nicht jo ungünftig in bezug auf die Sredit- 
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[Sanbeld. und Gewerbe@tai]_ 


IGamp, Abgeordneter] 

frage geſtellt wie der Handwerker; denn der Landwirt 
hat einen Kommiſſionär, dem er ſein Getreide verkauft, 
und wenn er momentan Geld braucht, dann bekommt er 
von ihm Borjchüffe. Wer aber gibt dem Handwerker 
irgend einen Pfennig, wenn er Geld braudt? Wo ber 
kommt er Geld her zum Einkauf feiner Ware und 
namentlich, wenn ihn irgend eine Krankheit oder ein 
anderer Unfall nötigt, ertraordinäre ea zu 
machen? Meine Herren, ich kenne die Verhältniffe in 
den Kleinen Orten jehr genau und ich muß fagen: es 
find geradezu fchauerliche N uftände. Die Leute find ges 
nötigt, nicht bloß 6, 7%, fondern 8 bis 9% Binfen zu 
zahlen, um fi überhaupt eine kleine Summe verjchaffen 
zu können. Da follte doch die Regierung mit offener 

Hand, und zwar ea und f£raftvoll, eintreten. 
Ich bin nicht der Anficht, daß es gen t, zur Be 
friedigung der SHreditbedürfniffe die Handwerker auf die 
aa affe zu verweilen. Aus der Nachweiſung, die 
wir ja befommen jollen, wird hervorgehoben, daß die 
—— einen ſehr großen Wirkungskreis in den 
eiſen der Handwerker, insbeſondere im Oſten nicht ge— 
funden bat; ich glaube, fie kann einen größeren Wirkungs— 
kreis auch gar nicht finden, weil die Site in den 
kleinen Städten im Oſten finanziell jo wenig leijtungs- 
fähig und auch jo wenig gejchäftsgewandt find, daß Te 
r feine Genoffenfäaften und Genofenjchaftsverbände 
ilden können, und die Preußenkaffe kann nad ihren 
Beftimmungen nur an Berbände Sredit geben. Solche 
Verbände ins Leben zu rufen, bietet bei den Hand- 
werfern ganz bejondere Schwierigkeiten. Bei der Land» 
wirtſchaft liegen bie eng anders, Die Landwirt: 
ſchaft hat im allgemeinen folidarijche Intereſſen; da ift 
eine Kreis ebenjo wie der andere. Aber bei den 
—— iſt die Sache ſehr ſchwierig. * einer 
leinen Stadt find vielleicht 10 Schuhmacher und 
10 Fleiſcher. Auf berufsgenofjenfchaftlicher Grundlage 
können jolche Genoffenfcioften nicht organifiert werden. 
Es bleibt aljo nur die lokale Grundlage. Da fehlt das 
Bindeglied, da3 die Genofjenihaften zufammenhält, 
nämlich das der Solidarität der hirtiejaftticen Intereſſen. 
Es fehlt auch die gegenfeitige Kontrolle der Gejchälts- 
tätigfeit und der Sicherheit der einzelnen Handwerker. 
Der Fleischer kann nicht wiffen, ob der Schuhmacher ein 
gutes Gefchäft macht. Deshalb werden bei bem . 
wert, namentlich in den öftlichen Provinzen, diefe Orga- 
nifationen nicht den Boden finden, um durch diefe die 
Kreditfrage für das Handwerk jahpemäß löſen zu können. 
ch meine: da muß bie Aegierung andere Wege 
einfchlagen. Das müſſen neue Wege fein. ch habe 
üher einmal die Auffaffung vertreten, die Neichsbanf 
ollte den Handwerkerkredit unterftügen. N) gebe zu, 
aß nad) den Aufgaben, die der Reichsban Bert 
find, das ſchwer möglich ift. Aber, meine Herren, wir 
haben jegt die Reichsbank, die durd) das Notenprivilegium 
unterftügt wird, wir haben die Preußenkaffe, die aud) 


mit — Geldmitteln unterftügt wird. Mes» 
halb Kann nicht eine — errichtet 
werden, die durch die Regierung vielleicht auch 


mit 10 bis 15 Millionen dotiert wird? Bon einer ſolchen 
Stelle könnte eine Organifation geichaffen werden, bie 
die Krebitbebürfniffe des Handwerks befriedigt, oder man 
fünnte da, wo tüchtige Landräte und andere geeignete 
Perſönlichkeiten vorhanden find, den einzelnen Streifen 
für biefen Zweck vielleicht 30 bis 40000 M zur Ber: 
fügung ftellen. ch bin ap der Staat würbe 
keinen Pfennig Ausfall haben. Meine zen ic komme 
oft in die Lage, einem Handwerker ein Darlehen zu geben. 
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ch habe eigentlich noch nie bei einem Darlehn an wirk— 
iche Handwerker einen Ausfall gehabt. Es ift ſehr viel 
— igkeit und ſehr viel An —— und Ehrlich⸗ 
eit in dieſen Kreiſen vorhanden, ſodaß man in den 
feltenften Fällen mit einem Berluft u vechnen hätte. 
Es fehlt meiftens an der nötigen PVorausfegung, um 
Kreditorganijationen in den Kleinen Städten ins Leben 
zufen zu £önnen; ed muß meines Erachtens eine andere 


—— eſchaffen werden, die die unzweifelhaft 
vorliegenden Bedürfniſſe der Handwerker in bezug auf 
den Kredit befriedigt. 


ch komme auf die — Frage, die ich für ſehr 
wichtig halte; das iſt die Arbeiterfrage. Meine Herren 
ebenſo wie der Landwirt in der ungünſtigen Lage fidh 
befindet, die Jugend erziehen, ausbilden und die Laſten 
für Erziehung und ge tragen zu müfjen, um 
dann zu erfahren, daß die Arbeiter, wenn fie erwachjen 
find, mit 17, 18, 19 Jahren der Landwirtſchaft den 
Rüden fehren und I der Induſtrie in den großen 
Städten zuwenden, ebenſo ift es beim — der 
Fall. Auch der Handwerker trägt die Koſten der ganzen 
NMebildun ber Arbeiter und hat von den meiſten, die 
er ausgebildet und erzogen hat, nur fehr wenig Vorteil. 
Denn wenn fie auägebildet find, gehen die beften Arbeiter 
von — fort in die green Städte und in die 
— ezentren. Es liegt mir fern, meine Herren, bie 
reizügigkeit irgendwie bejchränfen zu wollen, aber ich 
meine, man könnte doch diefen Zuzug der Handwerfer- 
arbeiter in die großen Städte einigermaßen hindern 
und man follte es tum aus ethilchen, moralifchen, 
und geſundheitlichen Nüdjihten. Es ift ja allgemein 
befannt, wie die Wohnungsverhältniffe in den großen 
Städten find, und wie namentlich in den großen Städten 
und Induſtriezentren ein Schlafftellertum ſich —— 
ebildet hat und hat herausbilden müſſen, was im höchſten 
aße demoraliſierend und geſundheitlich nachteilig iſt. In 
Berlin befindet ſich z. B. der Arbeiter, der hierher kommt 
aus ber Kleinen Stadt, nicht in ber Lage, eine ange- 
mefjene Wohnung mieten zu können. Es gehen deshalb 
die — in Schlafſtelle, und dann paſſiert es, daß in 
einer Wohnung von einem Zimmer und Küche 10, 12 
und mehr Perſonen wohnen. Da ſollte man einſetzen, 
man ſollte hindern, daß dieſe Leute in geſundheitlich 
ungenügenden, Fr da und moralijch höchſt bebenflichen 
Wohnräumen zufammenmwohnen; man muß verlangen, 
daß das Schlafftellertum bier und in den großen 
duftriegentren mit aller Macht unterbrüdt wird, Man 
würde dadurch dazu beitragen, die Perſonen, die hier 
fein ausreichendes Unterfommen finden fünnen, dort zu 
belafjen, wo fie ihr Unterkommen haben, d. h. in ben 
Heinen Städten, wo fie erzogen find. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Meine —— , wir haben ja in großen Gebieten mit 
utem Erfolge das Schlafftellertum geregelt. 3. B. im 
Düffelborfer Bezirk it durch eine Verordnung der Regies 
rung das Schlo'ftellertum, ich will nicht fagen, einwands- 
frei geregelt, aber fo weſentlich eingefchräntt, daß doch 
folche fchlimmen Auswüchſe dort nicht vorkommen. 
Dann, meine Herren, meine ich, follte man auch der 
Bentralifierung der Induſtrie in den Großftädten ent: 
gegentreten. 84 babe auf dieje Gefichtspunfte im Reiche: 
vor kurzem hingewiefen. Das iſt ein wirkſames 
ittel, das fi vom allgemeinen Standpunkt aus durch- 
aus rechtfertigen läßt, um die Arbeiter und Handwerker 
in den kleinen Städten und auf dem platten Lande zu 
erhalten. Ich habe heute noch — ich glaube in ber 
„Sreifinnigen Zeitung” — gelefen, daß ein Iervorugenber 
Gelehrter auf die großen gejundheitsichädlichen Einflüffe 
von Rauch- und Gasniederjchlägen in den großen Städten 
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bingewiefen hat. Es ift zweifellos, daß dadurch zahlreiche 
Eriftenzen vernichtet werden, die Lungenſchwindſucht uſw 
immer weitere Musbehnung findet. Wenn man nad) diefer 
Richtung hin einmal energijch vorginge und unterfagte, 
in Bohnhäujern, wo hunderte von Leuten wohnen, wo 
hölzerne Treppen find uſw, einen Fabrikbetrieb —* 
richten, der Gefahren für die Mitbewohner im Gefolge 
hat, fo würde man in großem Umfange nicht bloß auf 
egalem Boden, jondern auch unter voller Wahrung aller 
fanitären, ethiſchen und gejundheitlichen Intereſſen dahin 
wirken fönnen, daß bie Sentralifierung in den großen 
Städten und großen —— Induſtriegebieten ver- 
mindert wird und die Bevölkerung dort bleibt, wo ſie ihr 
— Brot hat, d. h. auf dem Lande und in den kleinen 
Städten. 
Alſo, meine Herren, ich kann doch nicht ohne weiteres 
augeben, daß die Königliche Staatöregierung auf dieſem 
ebiete alles das getan hat, was fie * hätte tun 
können. Ich erkenne ja an, daß in bezug auf die 
Beurteilung der Handwerkerfrage doch ein Unterfchieb 
zwiſchen den preußifchen Reſſorts und zwiſchen den Reichs» 
reſſorts befteht. Ich glaube, daß unjer Herr preußiicher 
Hanbelsminifter der Handwerkerfrage wohlwollender gegen« 
überfteht als die betreffenden Reichsreſſorts. Das mag 
wohl daran liegen, daß die Reichsreſſorts den wirtichaft- 
lichen Verhältniſſen einigermaßen fremd gegenüberftehen 
und fie doch nur aus der PVogelperjpeftive, nicht dagegen 
auf Grund eigener Erfahrungen beurteilen fönnen, In den 
preußifchen Berwaltungsftellen find vorzugsweiſe Leute, 
die in der Prarid mehr oder minder lange Fahre geweien 
find, die ganz genau wiljen, wie die Berhältniffe auf dem 
platten Lande und in den Kleinen Städten liegen. N glaube 
deshalb die zuverfichtliche Hoffnung hegen zu dürfen, daß 
der preußifche Herr Hanbelsminifter das tun wird, mas 
zu gunften bes Handwerks fich erreichen läßt. Ich möchte 
ihn dringend bitten, nicht bloß für diefen Stand ein wohl« 
wollendes Herz, ſondern auch die nötige Energie und 
Kraft zu beweifen, um fürs Handwerk das zu erreichen, 
m ſich and) unter den veränderten Berhältnifjen erreichen 
läßt. 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete v. Eynern, 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine —— auf die 
weiten und weltverbeſſernden Pläne, die der Herr Kollege 
Gamp ſoeben entwickelt hat, will ich —— an dieſer Stelle 
weiter nicht eingehen. Zwiſchen Wünſchen und Ausführen 
ift immer ein fehr weiter Weg, und ich glaube, daß, wenn 
nur ein Teil derjenigen Verbefferungen in unjerem Welt» 
getriebe, die er joeben vorgeſchlagen hat, namentlich die 
Berlegung ber en aus den großen Städten, durch- 
geführt werben joll, das Schwierigkeiten machen würde, 
die ein Gejamtminifterium auf lange Jahre hinaus 
allein beſchäftigen könnte. 


(Sehr richtig! links.) 


Weshalb ich mic zum Worte gemeldet habe, betrifft 
die Börjenfteuergefeggebung. Meine Herren, die 
Herren Fund, Reichardt und Defer haben die Ab- 
änderung des Börfengefeges in fo einfichtiger, nach 
und verftändnisvoller Weife hier vorgeführt, 
daß ich auf das Wort verzichten könnte, wenn nicht, 
troßdem Herr Kollege —** aus meiner Fraktion 
geſprochen hat, der Herr Abgeordnete Oeſer ſpeziell die 
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Nationalliberalen diefes Haufes in die Schranken gefordert 
hätte, um ihre Anficht noch einmal fund zu tun. Nun 
ift e8 ja richtig — und der Herr Abgeordnete Defer hat 
das hervorgehoben —, dat meine politischen —— 
im Reichstage zu einem fehr großen Teile für die Börfen- 
fteuergejeßgebung feinerzeit eingetreten find, Ich würde 
mich ihnen micht angeichlofien haben. Uber zweifellos 
waren damals unſere politifchen Freunde im Reichstag 
ohne Ahnung, daß eine Rechtſprechung auf Grund diejes 
Börfengejeges erfolgen könne, welche für den beutjchen 
Dandel, wie Herr Fund ganz richtig bemerfte, geradezu 
eine verheerende Wirkung ausgeübt hr 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, das Börſengeſetz und die damit zufanmen- 
gr Rechtſprechung, die geradezu unglaublich ift, 
at bewirkt, daß der ehrlihe Kaufmann ſich vor 
efeplich legitimierter Unfittlichfeit und gegen 
Becrse fortgefegt ſchützen muß. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, die Wirkung der Aufhebung des Termin« 
handels für Getreide, die der Herr Kollege Gamp als 
eine richtige und jegenbringende bejchreibt, ift nach dem 
Urteil vieler meiner politiihen Freunde, die gerade in 
den landwirtichaftlihen Betrieben ſehr verftert find und 
mindeftens diefelben Ansprüche auf Beurteilung dieſer 
Frage haben können, wie der Herr Abgeordnete Ganıp 
und auch Herren von der agrarijchen Partei der Nechten 
doch feine jehr günftige gewejen. Sie bat, wie mi 
diefe Freunde verfichern, den kleinen Getreidehandel voll» 
ftändig ruiniert und vernichtet und ebenfo wieder den 
großen großgezogen und fie hat außerdem eine Unficher- 
beit in der Notierung der Getreidepreife und der Preife 
der landwirtfchaftlichen Produkte hervorgerufen, bie viel- 
leicht von günftiger Wirkung für den Großgrundbefiger jein 
mag, aber jedenfalls von ſehr ungünftiger Wirkung für 
den Sleinbefit, ben Kleinhändler und namentlich auch 
für den Konfumenten. 

Meine Herren, in der Gejamtwirtung in bezug auf 
den Geldhandel hat das Börfengejeg dahin feinen Ein- 
fluß ausgeübt, daß für den Eleineren Bankier eine 
Eriftenzmöglichkeit überhaupt gar nicht mehr vorhanden 
ift, und Herr Defer hat mit vollem Recht hervorgehoben, 
wie nicht nur damit ein großer Teil des Mittelftandes 
in feinem Gewerbe gejchädigt worden ift, fondern aud 
die höchſt ungünftige Wirkung für den Gefamtgeldhandel 
des Landes. Die Wirkung ilt heute derart, daß die an— 
gefammelten Erſparniſſe in großen Beträgen zufammen- 
fließen in die großen Banfanftalten und von diefen aus 
ihren Abfluß nad dem Auslande finden, weil im Inlande 
feine Verwendung mehr durch die Hemmung des freien 
Verkehrs für dieje Geldmittel ift. 

Meine Herren, das Geld ift die befte Eriegführende 
Macht, aber fein Befig ift auch die größte Friedensmacht. 


Waffen und Feſtungen müſſen gepflegt werden. Uber 
das Geld jpielt eine ebenſo —* Rolle wie Feſtungen 
und Waffen und müßte in genau berfelben Weife von 


einer einfichtigen Regierung fo gepflegt werben, daß feine 
Berwendung im Lande zur Kräftigung feiner Gewerbe 
und feiner Bewohner dienen kann, 

Wir —— ſehr viel über den niedrigen Stand der 
Konſols, und Herr v. —— hat kürzlich die Ent⸗ 
deckung gemacht, daß in den verhältnismäßig kleinen Be- 
trägen von Obligationen der Induſtrie ald ſtonkurrenz 
der Konfols die Urfache zu finden wäre. Nein, meine 
Herren, bie Urſache, daß unfer Kredit ſich in dem 
niedrigen Stande der Konjols nicht jehr günftig aus« 
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fpricht, liegt darin, daß das Ausland nicht mehr an bie 
große itfähigfeit von Dentichland glaubt. 


(Widerjprucd rechts. Sehr richtig! linke.) 


Denn die Sreditfähigkeit eines Landes wird nicht be- 
urteilt nach dem Stande der Gewerbe, jondern nach der 
Gelegenheit, die Gelder und das Kapital flüjfig zu halten 
und zur Verwendung zu bringen in allen Falten, wo 
dasfelbe verwendet werden muB. 

Meine Herren, die 80 Millionen Schatzſcheine, die 
unter der Agide des Finanzminiſters Miquel nach dem 
Auslande abgefloffen find, And das traurigfte Blatt in 
ber Geſchichte diejes Finanzminiſters und haben unfere 
Kreditfähigkeit in der Beurteilung des Auslandes auf 
das ſchwerſte geichädigt, eine Sache, die nicht fo leicht 
wieder gut zu machen ift. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, ich bedauere, daß die Hoffnungen, 
die wir beim Eintritt des Herm Handelsminiſters 
Möller auf eine Anderung des Börfengejeges gerichtet 
hatten, nicht erfüllt worden find. 


(Sehr richtig! Links.) 


Die geplante Abänderung, die Novelle, ift fertiggeitellt, 
aber dem Reichstage nicht vorgelegt worden. Der Herr 
Handelsminiſter hat die Gründe dafür angegeben. Aber 
mit Bedenken und mit a Erwägungen jchafft 
man überhaupt nie etwas. Es iſt ja möglich, * wenn 
dieſe Novelle vorgelegt worden wäre, der Reichstag in 
feiner agrariichen Ku lammenfekeiin das Zuftandefommen 
ber Novelle gehindert hätte; aber dann hätten wir im 
nächſten Jahre wieder und fo immer wieder anfangen 
müfjen; denn ein derartiger ſchwerer Übelftand in unferem 
wirtichaftlichen Leben, wie er durch dieſe Börfengeleh- 
gebung hervorgerufen worden ift, muß geändert werben 
und darf nicht dadurch beijeite gejchoben werden, daß 
man glaubt, man würde einen unmittelbaren Grfolg 
damit nicht haben. 

Meine Herren, es ja nicht die Börje allein, die dieſe 
Ubänderung bes Geſetzes verlangt nad) der Seite hin, 
wie fie einer der Herren geichildert hat; esfind die gefamten 
BR een, die Handelsfammern, die ſämt— 

ihen Bertreter ber Kaufmannſchaft und der 
Induftrie, die diefe ſchweren Wirkungen dieſer Gejet- 
ebung empfinden, bie übereinftimmend bei jeder Gelegenheit 
ie Forderung aufftellen, daß hier eine Anderung getroffen 
werben müßte. 

Der Herr Minifter jagt: Wir fünnen bie öffentliche 
Meinung nicht machen. bezweifle das. ch glaube, 
daß, wenn ich die gefamte Regierung dafür ftark machte, 
die Öffentliche Meinung zu bearbeiten, und ihre Über- 
zeugung dahin ausſpräche, daß diefe Anderung unmittelbar 

emadht werben müßte, — dann bin ich überzeugt, 
aß das doch auf einen ſehr großen Teil nicht nur der 
öffentlichen Meinung, ſondern jpeziell der Parlamentarier 
eine bedeutende Einwirkung ausüben müßte. 
(Sehr richtig! links.) 

Aber ich glaube allerdings, meine Herren, daß unjer 
Minijterinm nicht einheitlich zufammengejet ift, und daß, 
wenn ber Herr Handeldminifter mit feinen Wünjchen 
nicht hat durchdringen können, das daran liegt, daß ein 
Teil der Minifter ar gegen dieje Börfenreform eins 
genommen ift, weil fie den agrariſchen Wünſchen nicht 


entſpricht. 
(Sehr richtig! links.) 
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Ich glaube, daß hier die Urfache diefes Zuftandes liegt, 
daß eine von den jämtlichen Yntereffenten, von dem 
gangen Hanbdels«, Ynduftrie- und Gewerbeftande geforderte 
nderung ber Gejeßgebung nicht vorgelegt wird, nicht in 
Beratung genommen wird, weil man glaubt, man könnte 
damit bei den Mgrariern im Reichstage anftohen und 
feine günftige Einwirkung ausüben. 
eine Herren, aud die hoffnungslofeften Dinge, 
wenn fie feit, einheitlic) und ſtark ei t werden, können 
zur Erfüllung gelangen. Ich glaube, es ift feiner von 
uns, der der Meinung wäre, daß der BZolltarif im 
Reichstag hätte angenommen werben können. Es ift ber 
einheitlichen Feſtigkeit des Minifteriums zu verdanken 
ewejen, daß die Barteien ſich nach und nach beren An- 
Aehten zugeneigt haben, und id) habe die Überzeugung, 
daf, wenn der Wille wäre bei unjerem Minifterium mit 
Herrn Grafen Bülow an der Spike, dann auch die Börjen- 
geleggebung zur Anderung gebracht werden würde; und 
ich * daß der ganze Handelsſtand und Induſtrie— 
ftand heute noch den Borwurf gegen das Minifterium 
erheben kann, daß es wegen agrariiher Wünſche 
und wegen agrarijcher forderungen die be— 
rechtigten Forderungen bes Gewerbeftandes und 
ber Induftrie nit erfüllt und aud glaubt 
nicht erfüllen zu dürfen. 


(Lebhaftes Bravo links.) 


Bizepräfident Dr trauſe (Königaberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete Defer. 


Defer, Abgeordneter: Meine ge die Hußerungen 
des Herrn Stollegen Gamp veranlafjen mich noch zu einer 
kurzen Erwiderung. 

F Kollege Gamp hat beſtritten, daß die Börjen- 
interejjenten nicht damit einverftanden jein würden, wenn 
Leute, die von Börſengeſchäften und wirtjchaftlichen Vor» 

ängen feine Ahnun Gans von der Börſe fernbleiben. 

—9 glaube, er täufcht fich in der Meinung diefer Inter— 
ejjenten; ſie haben nicht nur diefen Wunſch, jondern auch 
ein lebhaftes Intereſſe daran, diefe Kreiſe jern zu halten 
von der Börfe, die bejonders unter den heutigen Auftänden 
ihnen direkten Nachteil bringen können infofern, als ihnen 
ja der Differenzeinwand zur Seite fteht. Uber abgejehen 
von diejem Einwand, der ja erit in neuerer Zeit vorhanden 
ift, glaube ich, daß jeder folide und vernünftige Bankier 
nicht wünjchen wird, daß Kreiſe in die Gejchäfte hinein» 
kommen, die den Gejchäften felbft nichts nügen; demn der 
Unverftändige ſchadet immer und ſchadet auch in dieſen 
Geſchäften. 

Aber, meine Herren, nicht nur dieſe Kreiſe ſind ja 
durch das Geſetz von der Teilnahme an den Geſchäften 
ausgejchloffen oder zurüdgebrängt worden, fondern auch 
eine ganze Neihe von wirtfchaftlihen Kräften, die 
allerdings die Börfe jhwer entbehren fann. Ich 
babe, glaube ich, ſchon vorhin darauf hingewieſen, daß die 
Kuliffe, die wejentlih nüglich gewirkt bat, indem fie 
Sprünge nad oben oder unten dadurch aufbielt, daß fie 
in fchwierigen Zeiten eingriff, allerdings aufhielt aus dem 
Wunſch heraus, ein Gejchäft zu machen, durch die heutige 
Beiteuerung ganz ferngehalten wird, weil dieſe Be- 
fteuerung dahin wirkt, daß diefe Sprünge größer fein 
müffen, um einen Nuten zu laflen; denn der Stempel 
ift jo hoch, daß man mit Eleinen ſoliden Gejchäften gar 
nicht mehr vorwärts fommen kann. Sn der Stempel- 

ejeggebung liegt ein unfolides Moment, weil bie 
Beute einen größeren Nuten — müflen, um 
den Stempel tragen zu können. Das darf man nicht 
überjehen. Es iſt nicht nur der Arbitrageverfehr, 
den auch der Herr Kollege Gamp als nüglich anerkannte, 
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[Defer, Abgeorbneter] 
geiätbigt worden, fondern auch der gefamte folide 
örſenhandel, und die Gejchäfte find meiftens, joweit 
fie noch vorhanden find, wie ich vorhin ſchon erwähnte, 
in das Ausland getrieben worden, weil die Verhältnifje 
bort günftiger als bei uns liegen. Es wirft bier eine 
ganze Reihe von Umftänden — Es wirkt auch 
mit, daß die Neigung des Publikums ſich auf gewiſſe 
Anlagewerte gerichtet hat. 


(Buruf: Shares!) 


Es iſt alfo nicht die Börfengefeggebung allein, aber dieſe 
bat alle diefe Strömungen verſtärkt, ebenjo wie fie aud) 
den an fich vorhandenen Zug zum Großbetrieb verftärkt 
hat; fie hat ihm nicht hervorgerufen, aber fie bat den 
bereits beftehenden Zug durch ihr Eingreifen doch weſentlich 
gefördert. 

Nun hat der Herr Kollege eg konzediert, daß er 
die Börſengeſchäfte nicht fchlechter ftellen will als Spiel 
und Wette. Fa, meine Herren, gewiſſe Börfengeichäfte 
mögen vielleicht in der Meinung des einzelnen, vielleicht 
auch des einzelnen, der ein Devartiges Geichäft unters 
nimmt, nicht Daher ftehen als Spiel und Wette; aber den 
ganzen Komplex der Gejchäfte auf das Niveau von Spiel 
und Wette herabzudrüden, geht nicht am und zeigt ein 
Mißverſtehen der Verhältnifje, und deshalb möchte ic 
biefe Außerung zurückweiſen. Es ift nichts gewonnen, 
wenn die £leine Konzeſſion, die der Herr Kollege Gamp 
machen will, gefeggeberifch verwertet wird. Wir können 
mit einer $lidarbeit nichts erreichen, und ich bin voll» 
ftändig mit dem Herrn Slollegen v. Eynern einverjtanden, 
daß ganze Arbeit gemacht werden muß, daß man dem 
ſoliden Geſchäft das zurüdgibt, was es befeffen hat, und 
daß man ihm die Lebensfähigkeit und Lebensmöglichkeit 
wieder einräumt, 

Auf dem Gebiet des Terminhandels joll man in der 
Landwirtihaft mit den eg die eingetreten 
find, allgemein zufrieden fein. Der Herr Stollege 
v. Eynern bat jchon darauf hingewiejen, daß dies nicht 
der Fall ift, und wir haben Landwirte — aud) in diejem 

uſe —, bie durchaus nicht auf dem Boden diejer 

ejeßgebung Pa fondern anertennen, daß aud fie 
einen Nachteil von dem Berbot des Terminhandels 
gehabt haben. Mit dem Kleinen Provinzhandel verhält 
es ſich ganz eigentümlich, und ich bin dem Herrn Stollegen 
Gamp eigentlid dankbar, daß er darauf hingewiejen hat. 
Der Eleine Provinzhandel ift zur Zeit vielleicht einver- 
ftanden mit dem Verbot des Terminhandels. Uber 
warum denn? Bisher en eine leiftungsfähige Getreide» 
börje in den Börjenplägen gewifjermaßen ein Signal 
ausgehängt, nach dem ſich die ganze Gegend ridten 
konnte: h ift der Preis. Dies Signal iſt jetzt ein- 
gesogen, und derjenige, von bem ber Getreidehandel fauft, 

nn nicht Eontrollieren, ob ihm der richtige Preis be— 
willigt wird oder nicht. Das mag eine Beitlang gehen; 
ich bezweifele aber jehr, daß die verfaufende Landwirts 
ichaft auf die Dauer damit einverftanden fein wird, daß 
der Provinzhandel fie in die Hand bekommen hat und 
nun mit dem Preife machen Eann, was er will, weil der 
Landwirt nicht mehr kontrollieren kann, wie der jeweilige 
Börjenpreis ich darftellt. 

Der Herr Kollege amp hat jodann auf das Stredit- 
bebürfnis der Fleinen Handwerker hingewiejen. Er 
hat allerdings anerkannt, daß die Reichsbank infolge ihres 
erweiterten Geſchäftsverkehrs nicht in ber Lage wäre, 
diefem Kreditbebürfnis fo nachzukommen, wie er es wünſcht. 
Die Reichsbank hat ja Normen für diejen Kredit aufs 
geftellt. Daß davon nicht in erhöhtem Maße Gebrauch 
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gemacht ift, iſt nicht Schuld der Reichsbank, vielleicht au 
nicht Schuld der Handwerker, denen der Zufammenfchlu 
empfohlen worden war. Wir haben außerdem die Zentral« 
genofjenjchaftstafje gegründet, die in dieſer Beziehung 
einwirken fol. Ich meine, wenn man die Handwerker 
auf das Genofjenichaftsweien hinweift, wenn man fie 
durchtränkt mit dem Geiſt der Selbfthülfe, daß fie nicht 
immer darauf warten, daß der Staat für fie eintritt, jo 
erreicht man gewiß mehr. Die Genoſſenſchaften haben 
in der Beziehung jicherlic gutes geleijtet; aber die ge- 
nofjenschaftliche Bewegung in der Stadt ift tatfächlich zu- 
rüdgeblieben gegenüber der genoſſenſchaftlichen Bewegung 
auf dem Lande. Man muß der Landwirtichaft zugeftehen, 
daß fie diefe Bewegung auf eine grobe Höhe gebracht hat, 
und ich von meinem Standpunkt kann nur münchen, daß 
man diefe Bewegung in-der Stadt nachmacht. Nicht 
richtig ift, was der Herr Kollege Gamp jagte, daß die 
Genojjenichaften auf dem Lande nicht verbreitet find, 
Wenn man die Statiftit durchfieht, findet man, daß eine 
ganze Reihe kleiner Städte Genofjenichaften befigt; nur 
ſoll der Handwerker darauf hingewieſen werden, Mitglied 
diefer Körperjchaften zu werden. 

Was die Handmwerferfrage anlangt, meine Herren, 
jo weiß ich nicht, ob es nüßlie it, hier darauf in extenso 
einzugehen. Den Herrn Handelsminifter hat Herr Kollege 
Gamp jedenfalls mit dem Beijpiel vom —— er miß⸗ 
verſtanden. Der Herr Handelsminiſter hat nicht davon 
geſprochen in dem Sinne, wie er es annahm. Er hat 
nur darauf hingewieſen, daß durch die Schuhfabriken ein 
Teil der Arbeit ihnen entzogen iſt, daß man daran aber 
nichts ändern könne; er hat ausgeführt, es bleibt ihnen 
die Arbeit für beſondere Füße, es bleibt ihnen auch das 
— was der Herr Abgeordnete Gamp —— bat —: 
die bejiere Maßarbeit. Das liegt in der Natur der Ber- 
hältnifje begründet. 

Dann hat der Abgeordnete Feliſch heute geiagt: bie 
foziale Fürjorge für den Handwerkerftand muß 
erhöht werden. Warum macht man die Alters- und 

nvalidenverjicherung für den Mittelftand nicht? Der 

err Abgeordnete Gamp hat das unterjtrichen und ge 
agt: dieſe Verficherung nicht nur, fondern auch die obli— 
gatorische Unfallfürforge für die Handwerker, Ausdehnung 
der Krankenfürſorge auf die Handwerker ujm. Alles das 
* herbei verführeriiche Gedanken, und ich ger 
tehe auch hier dem Herrn Sollegen Gamp, daß ich ihnen 
unterliege. 3 hätte gar nichts dagegen, wenn wir 
heute in der Lage wären, dieje nügliche und notwendige, 
an ſich mwohltätige Gejeßgebung auszudehnen auf dies 
jenigen Elemente, die, obgleich fie jelbjtändig find, wirt» 
\ al oft nicht ftärfer, jondern wirtichaftlich ſchwächer 
ind als die Arbeiter, die ſich diefer Fürſorge erfreuen. 
Daran ift nicht zu zweifeln. 

Aus meiner Partei find wiederholt Vorſchläge in 
diefer Beziehung gefommen, und ich erinnere an meinen 
Freund Rechtsanwalt Mufer in Offenburg, der darüber 
geichrieben hat und an Stelle ber ar Pier Verſiche⸗ 
rungen eine einheitliche Exiſtenzverſicherung vor— 

eſchlagen hat, wie er ſie nannte, die nicht nur den Un— 

—* tändigen, ſondern auch den Selbſtändigen zuſtehen 
würde, ſodaß wir dahin kämen, das Eriftenzminimum 
gejehgeberijd zu firieren. 

Meine Herren, das find Gedanken von großer Weite 
und Kraft, in denen ficherlich auch ein ſtarker berechtigter 
Kern vorhanden ift; denn man fol den Handwerker nicht 
ausichließen von diejen Wohltaten. Aber, meine Herren, 
bie Frage ift, wie wir zur Löfung eines folden Problems 

elangen, und ob wir bei Löſung diefes Problems auch 
ie Unterftügung der Handwerker haben werden, weil 
allen Redten auch Pflichten und allen Vorteilen auch 
Lajten gegenüberftehen. Ginftweilen glaube ich nicht, 


1601 Haus der Abgeorbneten. 


Saudels · und Gewerbe-Etat] 


[Dejer, Abgeordneter] _ 
daß dieſe Gedanken bereits ausgereift find; wenn aber 
praktiſche Borjchläge in biefer Richtung kommen, werde 
ich mich darüber freuen, und wenn fie einigermaßen zu 
erzielen find, werbe ich gern meinerjeit3 dabei mitwirfen. 
ch bemerkte aber, daß ich felbjtverftändlich nad) diefer 

ichtung nur für meine Perjon und meine engere Partei 
zu Iprechen habe. 

&3 läge recht nahe, nocd einmal einzugehen auf die 

moralijhen Wirkungen des Börfengejeged. Ach 
will aber diefer VBerfuchung nicht unterliegen. 8 meine, 
wenn die Majeftät des Gefetes in Anſpruch genommen 
wird zur Dedung von Borgängen, die mit dem geftern 
bier zitierten anftändigen Kaufmann in unlösbarem Zwie— 
fpalt fich befinden, wenn im Namen des Königs Hecht 
eiprochen wird, und ein großer Teil diefes Recht als 
Inrecht anfieht, dann ift das ein Zuftand, der der Re— 
gierung dringend nahelegen follte, ihn zu ändern. 


(Bravo! links.) 








Vizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr Arendt (Mansfeld). 
Dr Arendt (Mansfeld), Abgeordneter: Meine 


Herren, von den Wusführungen des Herrn Vorredners 
waren mir Diejenigen befonders interefjant, die er aller- 
dings nachher dadurch einjchränkte, daß er meinte, er 
fpräde nur für feine Berjon und ſpräche nur für die 
von ihm vertretene engere Partei — ich meine die auf 
eine Erweiterung der Berfiderun und die Ausdehnun 
auf das Handwerk, auf das , Be alio * 
die Einführung einer allgemeinen Verſicherung gerichteten 
Ausführungen. 

Meine Herren, ich habe vor einigen 20 Jahren eine 
Schrift ericheinen laffen, die dieſen Gedanken bereits 
vertrat, und habe damals gerade von der Partei des 
Herrn Vorredners die jchärfiten — erfahren, und 
ich muß ſagen, daß es doch für uns auf der Rechten ein 
erfreuliches Zeichen iſt, daß die Anſchauungen, die uns 
dahin führten, die großen ſozialen Verſicherungsgeſetze 
anzunehmen ſich doc fo bewährt haben, daß jegt von 
der linken Seite, welche damals die Einführung dieſer 
Geſetze bekämpfte, eine Erweiterung dieſer Geſetze an- 

jtrebt wird. ch glaube, daß das doch eine große 
echtfertigung unjerer Anfhauungen iſt. 

Der Herr Vorredner iſt dann auf die Verhältniſſe 
der Börſe eingegangen und hat in ſeiner erſten wie in 
feiner zweiten Rede betont, daß es der Börſe nur er— 
wünſcht fei, das weitere Bublitum von fich fern zu halten. 
Ich glaube, gegenüber den Ausführungen meines Partei- 
See Gamp liegt da wohl mehr ein Streit mit Worten 
vor. Selbſtverſtändlich von der Börje als Anftitut will 
nıan wohl die Nichtbörjfenleute fernhalten; aber was 
unfererjeit8 gemeint ift, ift etwas ganz anderes. Wir 
wollen die weiteren Volkskreiſe von der Börſenſpekulation 
als ſolcher fernhalten, während die Börjenkreije jeden- 
fall8 nicht auf bie Kundicaft bes weiteren Publikums 


verzichten wollen. 
(Sehr richtig!) 


Denn wenn wir die Berichte über den ſchlechten Geichäfts- 
F an der Börſe leſen, jo leſen wir hauptfächlich die 
la 7 das Publikum beteiligt ſich nicht mehr am Börjen- 
eihäft. 
n Was die Klagen des Herrn Borrebners über das 
Börſengeſetz felbit betrifft, fo befteht nach einer Richtun 
bin eine wohl allgemeine Übereinftimmung, nämlich Fr. 
der Richtung, daß bei biefem großen Gelekgebunghiert 
Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Geffion 1908, 
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auch einzelne Beitimmungen verbefjerungsbedürftig jind; 
das wird von niemandem, auch von den Mgrariern nicht, 
bejtritten. Niemand will diejenigen Beftimmungen aufrecht 
erhalten oder widerſetzt fich einer Abänderung der Be- 
immungen, die wirklich dahin geführt haben, daß Ber- 
öße gegen Treu und Glauben vorgefommen find. Alſo 
nad; diejer Richtung Hin hat eine Reviſion des Börfen- 
geie es, joweit ich die Verhältniffe im Meichstage und 
ie Anjhauungen im Reichstage kenne, auf Schwierig: 
keiten nicht zu rechnen. Es hat I} aber auch nad) 
anderer Richtung hin einiges als verbeflerungsbedürftig 
im tt Berge, und man wird es ber 
Mehrheit im Reichstage nicht verdenken fünnen, wenn 
man an eine Reviſion nad) der einen Seite herantritt, 
daß man dann auch die Revifion nach der anderen Seite 
vorzunehmen wünſcht. Da ftehe ich nun ganz entgegen« 
gejeßt wie der Herr Vorredner in bezug auf die Frage 
des Termingeichäfts, Ich meine, dab ih das Verbot 
bes Termingefchäfts durchaus bewährt hat. Der Herr 
Vorredner A te, e8 wären Landwirte hier im Haufe, die 
mit dem Verbot des Termingeſchäfts —— wãren. 
Das müſſen doc ganz verſchwindende Ausnahmen fein. 
ch glaube, wenn wir die Landwirte hier im Haufe ab» 
timmen laffen, ob das Termingefchäft aufgehoben werben 
jolle oder nicht, fo werden Sie finden, daß nur ganz 
vereinzelte Musnahmen für die Wiedereinführung des 
Termingefchäftes jein werden. Und ſchließlich werden 
Sie doc) anertennen müffen, daß bei diefer Frage, wo 
die Landwirtichaft intereffiert ift, die Landwirte ſelbſt fich 
einigermaßen auf ihr eigenes — verſtehen werden; 
ich glaube deshalb, daß Sie es getroſt der Landwirtſchaft 
überlaſſen können, ob ſie glaubt, in dieſer Richtung 
geſchädigt zu ſein oder nicht. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Meine Herren, der Herr Vorredner ſagte: früher 
war die Getreidebörfe ein Signal, das die Freisbildung 
für dad ganze Land beftimmte. Sa, meine Herren, 
ich glaube, wenn ein Signal fo häufig gewechſelt wird 
und fich fo unguverläffig zeigt wie die durch das Termin- 
geihäft hin und her geworfenen Börfenturje, jo kann es 
unter Umftänden vorteilhafter fein, daß man auf ein 
folches Signal verzichtet. Umd, meine Herren, was der 
Herr Borredner über den wiederaufblühenden Getreide- 
Eleinhandel in den Brovinzen fagte, jo muß ich das doch 
als Verdächtigung dieſer Kreiſe bezeichnen; denn ſoweit 
meine Erfahrung reicht, . gerade in diefem Heinen länd» 
lichen Getreidehandel noch recht erheblich eine Solidität 
vorhanden, wie man fie jonft nur wünfchen könnte. 
Nun, meine — der Herr Vorredner meinte, 
daß der Herr Kollege Gamp die Böriengeichäfte mit 
Spiel und Wetten auf eine Stufe ftelle. Das ift durchaus 
nicht gefchehen. Er hat nur die Spielgeichäfte, bie 
Differenzgeichäfte an der Börfe auf diefe Stufe geftellt, 


(Abgeorbneter Gamp: jehr richtig!) 


aber nicht das allgemeine Börfengeichäft. Und wenn Sie 
ichließlich bedauern, daß ſich Elemente jest vom Börjen- 
geihäft fernhalten, die dahin gehörten, jo haben Sie ja 
erade ſelbſt zum großen Teil dazu beigetragen durch die 
Dietreditierung der Eintragung in das Terminregifter, 
(ſehr richtig!) 
w von Ihrer Seite ausgegangen ift und die ſich 
nachher, als man das ſelbſt erfannte, nicht mehr gut aus 
ber Welt jchaffen lieh. . 
Meine Herren, dann ift von der a. der Börjen- 
fteuer geiprochen worden. Der Herr Vorredner meinte, 
der Stempel jei jo hoch, daf man Kleine Gejchäfte nicht 
machen könne, der Arbitrageverfehr leide Er und 
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die Gejchäfte würden ins Ausland getrieben. Al das, 
meine Herren, muß ich in Smeifel ziehen. Was zunächſt 
die Höhe der Börjenfteuer a * fommt dieſelbe für 
das Bublikum, für den weiten reis der Leute, die ihre 
Erjparniffe anlegen und gelegentlih einmal ein Wert- 
papier faufen oder verkaufen, gar nicht praftiih in Be— 
trat. Es wird fi) niemand abhalten 3 wenn er 
von 1000 M 40 # Stempel zu bezahlen hat, deswegen 
eine Anlage mehr oder weniger zu machen. Alf für das 
eigentliche weite Publitum ift die Börfenfteuer eine der- 
jenigen Abgaben, die auf das allerwilligite getragen 
werden, da fie niemand eigentlich tatfächlich merkt. 

Nun Eommt die Börje felbft. Ja, meine Herren, 
—— Sie denn, daß irgend ein Geſchäft an ber 

örfe, irgend eine Spekulation gemacht wird, um das 
Geſchäft jelbft abzujchließen, um Geſchäfte hin und her 
zu machen? Dieje Geichäfte find doch Spekulations- 
gefchäfte, bei denen man verdienen will, und wenn man 
die Möglichkeit hat, auch nur oder '/,% zu ver 
dienen, dann macht man ein folches Gejchäft, gleichviel 
ob man vier Zehntel vom Tauſend dabei an Steuer 
zahlt oder nicht. 

Und, meine Herren, was die Arbitrage betrifft, fo 
ift gerade für diefe diefer Stempel an ſich gar nicht in 
Betracht zu ziehen. Die Arbitrage ift die Kunſt der 
Ausgleihung zwiſchen den Börfenkurjen verjchiedener 
Pläge. Da fpielt der Stempel genau die Rolle, ſoweit 
er überhaupt hier zur Berechnung gelangt, wie alle 
anderen Untoften. Die Arbitrage bat den Zwed, große 
Kursdifferenzen zwilchen den verfchiedenen Plägen zu 
verhindern. Diejer Zweck wird durch eine nur Kleine 
Ausgabe für Stempel in feiner Weiſe beeinträchtigt. 
Aber vollends, daß die Spekulation ins Wusland ges 
gangen ift, das hat mit diefer Frage überhaupt nichts 
u tun, und das hat der Herr Vorredner ſchließlich felbft 
Bath und halb zugegeben, daß das in den Verhältniſſen 
liegt, die mit — Börſengeſetz nur ſehr indirekt im 
Zuſammenhange ſtehen. 

Es iſt das Aufkommen der Minenſpekulation im 
Auslande, die in den letzten Jahren die hauptſächlichſte 
und wichtigfte Spekulation geweſen ift, und diefe Speku— 
lation, die auf den 1 Shares, den 20 A-Attien ber 
ruht, Eonnte auch ohne das Börſengeſetz in Deutichland 
nicht ftattfinden wegen unferer ganz andersartigen Aftien- 
gefeßgebung. Aber, meine Herren, nun frage ih Sie: 
was ijt u für die gefamte deutſche Bolkswirtichaft, 
daß einige Börſenſpekulationen im Auslande gemacht 
werden, oder daß wir ben ganzen Gründungs- und Spefu- 
lationsfchwindel, welcher mit dem ganzen Minenweſen im 

ufammenhange fteht, nicht in Deutfchland gehabt haben ? 
meine, darüber kann doch fein Zweifel Deteen, daß, 
wenn wir nicht ſchon eine Geſetzgebung gehabt hätten, 
die von uns jene Minenſpekulation ferngehalten hätte, 
wir fie eigens zu dem Zwecke hätten machen müſſen. 
Alſo ich bin durchaus damit einverftanden, daß dieſe 
Spekulation ind Ausland gegangen ift. ch gönne dem 
Auslande den Nuten, den es davon bat, und ich meine, 
daß wir uns in Deutjchland erheblich beffer dabei ftehen, 
nr wir bavon verjchont geblieben find. 

Aber, meine Herren, wenn man bie geringeren Ein- 
nahmen oder die nicht ftarfe Zunahme der Einnahmen 
aus der Börfenfteuer hier ald Moment heranzieht, ben 
geichäftlichen Stillftand an der Börfe u. dgl., ja dann 
verweife ich nur auf die Berichte von allen Börjen der 
Welt. Die deutſche Börfengefeggebung hat doch auf die 
anderen Börjenpläge feinen Einftub, und dieſelbe 
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Stagnation der Gejchäfte, über die man bier als Folge 
der Börfenfteuergefeßgebung Elagt, hat andauernd in 
Wien, Paris und London und allen Börfenplägen be- 
ftanden. Das find aljo Dinge, die aus unferer all- 
emeinen weltwirtichaftlicden Entwidlung hervorgegangen 
And, und die man nun ganz fälichlich mit unferer lofalen 
Börjengefeggebung zufammenbringt. Wenn wir, was ja 
jehr möglich ift, wieder eine größere Aufwärtsbewegung 
an ber Börfe erleben werden, dann wird es fich zeigen 
daß auch unter dem neuen Börfen —* ſolche mögli 
iſt, und dann wird auch vor allen Dingen der erhöhte 
— voll in Wirkſamkeit treten und reiche Erträgniſſe 
aben. 

Nun möchte ich noch mit einigen Worten auf die 
Auslaſſungen des Herrn Abgeordneten v. Eynern zurüd: 
kommen, Der Herr Mbgeordnete v. Eynern meinte, 
infolge des Börjengejeges fließen die Erſparniſſe in die 

roßen Banken zujammen und von dort ins Ausland, 
I, meine Herren, was fie im Musland fuchen, darüber 
haben wir uns bereit8 unterhalten. Daß zum Zeil 
unſere Eriparnijie _. in die großen Banken zufammen 
fließen, das halte ich für vollitändig richtig, aber das 
hängt nicht mit unferer Börjengejeggebung zuſammen, 
jondern das ift eine Folge unferer noch ganz mangel-— 
haften Gejepgebung über das Gelddepolitenwejen. Wenn 
wir das Bardepoſitenweſen mehr ausbilden würden, wenn 
die Meichsbant nad) dieſer Richtung hin die weiteren 
Volkskreiſe heranziehen würde, wenn unſere jonftigen 
ftaatlihen Inſtitute mehr den Depofitenverkehr betrieben, 
und wenn wir insbejondere dur Erlaß eines Ched- 
eſetzes und durch Erlaß eines Geſetzes, welches für die 
Barbepofiten eine größere Gicherheit fordert, dahin 
fommen würden, daß das Bardepofitenweien eine ge 
fundere Grundlage erhält, jo würde diejes Zufammen- 
fließen der Depojiten in den großen Spefulationsbanfen, 
das ich mit dem Herrn Abgeordneten v. Eynern beflage, 
ein Ende finden. Es ift mir allerdings zweifelhaft, ob 
der verehrte Herr Kollege v. Eynern unjer Bundes 
genoſſe jein würde, wenn eine ſolche Geitaltung des Bar- 
depoſitenweſens vorgenommen werden ſollte. Daß fie 
wünſchenswert und notwendig ift, das haben die großen 
Bankbrüche vor einiger —3 — ich brauche nur auf die 
Leipziger Bank hinzuweiſen — zweifellos erwieſen. 

Herr vd. Eynern ift dann auf ein Thema — 
das wir auch vor Jahren hier ſchon einmal miteinander 
verhandelt haben, auf die Begebung der 80 Millionen 
Schatzſcheine in den Vereinigten Staaten, und ich muß 
da doch der Ausführung des Herrn Abgeordneten v. Eynern 
entgegentreten, Nach meiner Auffafjung war diefe Maß— 
nahme unter den damals gegebenen Verhältniſſen eine 
durchaus angebradite: fie verhütete eine weitere Steige. 
rung bes damals für unfer ganzes Ermwerbsleben ſehr 
bedenklich gefteigerten Geldleihwertes, des Diskonts. 


Wenn Herr dv. Eynern ben niedrigen Stand unferer 
Konfols beklagt, fo fteht das auch nach meiner Auffaffung 
im Zufammenhang mit der übermäßig hohen Geltaltung 
bes Zinsfußes, die wir noch immer in Deutfchland haben, 
und ich würde genötigt fein, mit Herrn dv. Eynern über 
alle nn ber Diskont- und Währungspolitit mich aus« 
einanderzufegen, wenn ich hierauf weiter eingehen mwollte. 


Meine Herren, was die Börfennovelle betrifft, % 
habe ich darüber ja fchon gegenüber dem — geor 
neten Oeſer geſprochen. Ich glaube, daß eine Börjen- 
novelle im Reichstage durchaus keine ablehnende Haltung 
der Neichstagsmehrheit vorfinden wird; nur wird man 
geftatten müfjen, daß man auch Beftimmungen wie die 
über eine Beftrafung bed Termingefchäftes 


(fehr gut! rechts) 
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mit in dieſe Novelle aufnimmt. Alſo eine Berftändigung 
wird da wohl möglich fein, wenn man nad) beiden Seiten 
hin gerecht abwägt. 

Ich möchte aber jagen, meine Herren, daß bei allen 
diefen Dingen die Anfchauung eine nicht zutreffende ift, 
al ob” wir uns von einer Feindiehaft gegen die Börje 
leiten ließen bei diefer Gejeggebung. Nein, meine Herren, 
die Börje ift ein unbedingt notwendiges Inſtitut in 
unſerer fapitaliftifchen Wirtſchaftsordnung, und id) halte fie 
gerade für fo wichtig, daß ich der Meinung bin, daß 
man fie nicht fich felbft überlaffen kann, jondern daß 
man fie den allgemeinen Anforderungen, die an fie zu 
ftellen find, entiprechend auch gefeglich regeln fol, Meine 
— man darf es nicht überſehen, daß nicht der 
Staat und nicht die Volkswirtſchaft der Börſe wegen da 
find, ſondern daß die Börſe des Staates und der Volks— 
wirtfchaft wegen da ift, daß man alio der Börfe gewiß 
nad allen Richtungen hin weiten Spielraum geben joll, 
aber doch nicht jo weit, daß man das Börjengeichäft und 
die Börjenipefulation ala einen Selbſtzweck anfieht, und 
daß man glaubt, daß alles, was dieſen Selbftzwed be- 
fchräntt, vom Übel ſei. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete v. Eynern hat 
bas Minifterium aufgefordert, ftark zu jein, dann werde 
es auch durchlegen, was es durchlegen will, den Kanal, 
die Börjengejeggebung nah Anſchauung des Herrn 
v. Eynern: den Kanal gegen eine Mehrheit bier, die 
Börjengefeggebung gegen eine Mehrheit im Reichstag. 
Sch mu jagen, das find allerdings merkwürdige liberale 
Prinzipien, wenn man die Stärke der Regierung darin 
jieht, daß fie den Willen der Mehrheit der Volksvertretung 
bricht. 3 muß es doc auch als einen Irrtum des 
Herrn v. Eynern bezeichnen, wenn er glaubt, baß bie 
Annahme und die Verftändigung über den Bolltarif im 
Neichötage durch die Feſtigkeit der Negierung herbei— 
eführt ijt. Mein, Herr Abgeordneter v. Eynern, ber 
—2 der Reglerung würden wir dieſelbe Feſtigkeit 
entgegengeſtellt haben! Der Zolltarif im Reichstage iſt 
nur zu ftande gekommen, weil durch die Obſtruktion 
ber Sozialdemokratie ein politifches Moment neu hinzu- 
getreten ift, welches in feiner Bedeutung weit über die 
wirtichaftlichen Tragen des Deu hinausging, weil 
es ſich ſchließlich darum handelte, ob wir die beftehende 
Berfaffung dem Anfturm der Obftruftion gegenüber auf- 
recht erhalten wollten ober nicht. 

Meine Herren, die Erörterungen über die Hands 
werferfrage find fo ausführlich geweſen, daß ich daran 
nur kurz anknüpfen möchte. Der Herr Abgeordnete 
Oeſer hat auf die Selbfthülfe verwiefen. Das ift fiher 
die Hauptſache, das wird auch von feiner Seite verfannt; 
ed fragt fid) nur, ob die Gelbithülfe allein vollkommen 
ausreicht, oder ob es möglich ift, der Selbfthülfe etwas 
zu Hülfe zu kommen und Einrichtungen zu treffen, ver- 
mittel® deren die Selbithülfe ſich wirlſamer und ein- 
dringlicher betätigen fan. Meine Herren, ald wir eine 
folde Einrichtung bier im Haufe anregten, ald wir An- 
träge ftellten ei Errichtung der Bentral-Genofjenihafts- 
kaſſe, die fi) fo ſegensreich bewährt hat, da waren es die 
Freunde des Herrn Abgeoröneten Oeſer, die Vertreter 
der Selbfthülfe, die diejes Inſtitut befämpften. Der 
Erfolg hat auch hier für uns gefproden, und ich möchte 
nur mein Bebauern darüber ausfpreheu, daß man in 
den Handiwerkerkreifen nach dieſer Richtung hinter ben 
landwirtichaftlichen Streifen zurüdgeblieben ift, daß 
man nicht einen fo umfaflenden Gebraud) von biefer 
ſegensreichen Einrichtung in den Städten gemacht wie auf 
dem Lande. Ich glaube, daß nad) diefer Richtung vielleicht 
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ber Herr Minifter etwas nachhelfen könnte, wenn er eine 
möglichft volfstümliche Darftellung berausgibt, in welcher 
Form bie —— ſich bilden könnten, und in 
welcher Form fie den Kredit der Zentral ⸗Genoſſenſchafts- 
kaſſe für ſich in Anſpruch nehmen können. Aber wenn 
die Staatsregierung glaubt, daß für das Handwerk, zu 
meinem Bedauern, ſo wenig Hülfe möglich iſt, ſo wäre 
es umſomehr angezeigt, daß ſie alles vermeidet, was den 
Handwerkern die Exiſtenz noch mehr erſchwert, als ſie 
ohnehin ſchon ſchwer iſt. Das iſt aber wiederholt ge— 
ſchehen. Ich brauche nur an die Bäckereiverordnung zu 
erinnern, nur daran zu erinnern, wie gegen dieſe Bäckerei— 
verordnung ſich mit einer fo großen Übereinftimmung 
das davon betroffene Gewerbe zur Wehr geſetzt hat. 
Wir haben hier Anträge angenommen, aber irgend etwas 
zur Abhülfe der Klagen ift nicht geichehen, 
(ſehr richtig!) 

irgend ein Entgegenkommen, irgend eine Revifion ber 
Bädereiverordnung ift nach feiner Richtung hin von der 
Negierung angekündigt worden. 

Meine Herren, ih babe den Ausführungen meines 
Freundes, des Herrn Abgeordneten Gamp, in bezug auf 
das Handwerk nichts hinzuzufügen. Ich möchte nur 
fagen, daß das Zangen für den Handwerkerſtand, wie 
für den Mittelftand überhaupt, wie zenn für Die 
gefamte Bevölferung, immer eine gefunde Wirtjchafte- 
politit fein wird, welche den Nährftand im Volke möglichft 


erhält. 
(Sehr richtig!) 

Nach diefer Richtung möchte ich noch den Wunſch an 
den Herrn Handeldminifter ausfprechen, daß er als Ber- 
treter des preußiſchen Handelsftandes dafür jorgen möchte, 
bag wir recht bald und recht günftige Handeläverträge 
befommen. 

(Sehr richtig! bei den DEE hört, hört! 
inks.) 


Es iſt das auch ein Punkt, wo ſo häufig falſche Meinungen 
zum Ausdruck kommen. Man glaubt immer, daß wir 
auf der Mechten Gegner von Handelsverträgen wären. 


(Heiterkeit. Widerfpruc links.) 


Nein, das ift nicht richtig. Wir find Gegner von Handels» 
verträgen, welche die deutichen Intereſſen preisgeben. 


(Buruf links: Wir aud)!) 


Aber wir find jehr damit einverftanden, 
abzufchließen, welche den deutſchen Intere 
Wenn Sie dort (nad) links) rufen, daß Sie auch Gegner 
von folden SHandeläverträgen find, die die deutſchen 
— preisgeben, ſo bedaure ich, daß Sie dieſer 

uffaſſung nicht waren, als die Capriviſchen Handels- 
verträge abgeſchloſſen worden jind. 

(Lebhafte Zurufe links.) 


— Die Caprivifchen Handelsverträge haben dahin geführt, 
daß die deutiche Landwirtſchaft, welche ein wefentlicher 
Faktor des deutſchen Gefjamterwerbslebens ift, auf das 
ſchwerſte benachteiligt worden ift. 

(Erneute Zurufe links.) 


Das find feine Handelsverträge, die den beutichen Inter- 
ejlen entſprechen. Aber, meine Herren, wenn wir jeßt, 
geftügt auf den neuen Kolltarif, an die Hanbeldvertrags- 
verhandlungen herangehen, und dieſe Verhandlungen zu 
Handelsverträgen führen, fo find mir die erften, Die 
wünſchen, daß dieſe Handelöverträge fo fchnell als möglich 
durchgeführt werden; denn das ijt der Weg, auf dem wir 
die Eapriviichen Handelsverträge endlich los werben. 


(Sehr richtig! rechts.) 


—————— 
en entſprechen. 
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Sandels · und Gewerbe-Etat] 


[Dr Arendt (Mansfeld), Abgeordneter] 


Alfo, meine Herren, wir find jegt die wärmften freunde 
von Bandelsverträgen. 


(Heiterkeit links.) 


Allerdings wir wollen nicht Hanbelsverträge unbejehen 
gutheißen, gleich viel, was darin fteht. Aber wir wünjden 
Dandel&verträge, die loyal den Beitimmungen des neuen 
Zolltarifs entiprechen, und wir hoffen, daß dieſe fo bald 
wie möglich dem jetigen Zuſtand ein Ende machen, 
Darin —* jetzt die Intereſſen der Landwirtſchaft und 
die von Induſtrie und Handel vollkommen identijch 


geivorden. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Auch Induſtrie und Handel Haben ein großes Intereſſe 
daran, daß der jegige Zuftand möglichft jchnell ein Ende 
nimmt, ein Übergangszuftand, bei dem jeden Tag die 
Handelsverträge vom Auslande oder von uns aufgekündigt 
werden können. Das ift ein Zuftand, der auf die Dauer 
nicht für unfere Induſtrie erträglich ift. 


(Sehr richtig!) 


Wir müffen dann aber allerdings verlangen, daß in 
den neuen Handelsverträgen alle erbäfreife gleich- 
mäßig zu ihrem Rechte kommen. Handelsverträge, welche 
wieder auf Koſten der Landwirtſchaft abgejchloffen werden, 
würden wir ablehnen; die würden eine Mehrheit nicht 
finden; die würden der Induſtrie alfo auch nicht aus dem 
Zuftand herausbelfen, 


(ehr richtig! rechts) 


der für fie gewiß ein äußert fchädlicher if. Wenn Sie 
(nad links) alfo nad) diejer Richtung hin etwas Poſitives 
ſchaffen wollen, dann müſſen Sie mit uns Handels— 
verträge anftreben, die allen Teilen ihr Recht laſſen, und 
ich glaube, daß der Herr Handelsminifter den Anterefjen 
des preußifchen Handelsſtandes nicht le gerecht werden 
fann, als wenn er dafür forgt, daß folche Handels- 
verträge recht bald zu ftande fommen, und zwar in einer 
ſolchen Form, daß wir ihnen unfere Zuftimmung werden 
geben Fönnen. 

Meine Herren, wenn dann durch folche neuen Han« 
delöverträge eine Zeit kommen wird, in welcher alle 
unfere Erwerbsklaſſen wieder reichlicheren Nahrungsftand 
haben, in welcher Landwirtichaft und Induſtrie wieder 
einen Aufſchwung nehmen, dann ift das aud für ben 
Mittel- und den Handwerkerftand die befte Hülfe. Und 
fo glaube ich, daß unjere Intereſſen im Lande nicht aus: 
einandergehen, fondern zufammenfallen, und daß wir des— 
halb gut tun, wenn wir uns darüber verftändigen, uns 
nicht befämpfen, fondern gemeinfam die gemeinfamen 
Ziele erftreben, und ich glaube, daß der Herr Handels- 
minifter den von ihm vertretenen Intereſſen am beiten 
— werden kann, wenn er dazu beiträgt, daß auf 
icfer Grundlage wir recht bald an ben —2 neuer 
Handelsverträge herantreten. 


(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Krröcher: 


geordnete Ernſt. 








Das Wort hat der Ab— 


Ernft, Abgeordneter: Meine Herren, ich will das 
Ihema über die Börfe und die Börfengejepgebung nicht 
weiterjpinnen; einmal verftehe ich zu wenig davon, und 
zweitens wird es auch Fein Unglüd fein, wenn die Börfe 
auf ein halbes Stündchen zur Ruhe kommt. Es ift aud) 


Haus ber Abgeordneten. 24. Sitzung am 18. Februar 1903. 


nicht meine Mbficht, auf die Capriviſchen Handels— 
verträge einzugehen, die bekanntlich von maßgebenbdfter 
Stelle eine „rettende Tat” genannt würden. 
babe mir bei dem Titel „Miniſter —— das Wort er⸗ 
beten, um einige Dinge, die innerlich zuſammengehören, 
im Etat aber räumlich getrennt ſind, im Zuſammenhang 
kurz a beiprechen. 
eine Herren, ber Herr Minifter für Handel und 
Gewerbe hat beichloffen, die Baugewerkſchulen zu 
heben. Das ift gewiß anerfennenswert. Er fucht diefe 
bung zunächſt in der Uniformierung der tehnifhen 
ehrer, die in Zukunft nur eine Kategorie bilden und 
volle Hochſchulbildung nadweilen follen. Der Herr 
Minifter begründet biefe Forderung im Etat mit dem 
inmweis auf die Unzuträglichkeiten, bie ſich aus der 
weiteiligfeit der Pechniichen Lehrer ergeben haben. 
elher Art dieſe Unzuträglichkeiten gewejen find, er 
fahren wir freilich nicht. 

Auch das Kleine Mededuell, das geftern Herr Ab» 
geordneter Feliſch mit dem Herrn Minilter hatte, brachte 
die Aufklärung nicht. Herr Abgeordneter Feliſch ver- 
langte namens feiner Fraktion, daß die aus der Praris 
hervorgegangenen Lehrer, die ben ganzen Werdegang bes 
Baubeti enen — als Lehrling, Gefelle und Meifter — 
durchgemacht haben, nicht ausgemerzt werden jollten. 
Seine Gründe waren durchaus ftihhaltig. Ich kann dem 

nee Bea verfichern, daß ich ihm voll« 
tändig beipflichte. An einer Schule, die ihre Schüler 
— größten Teil aus der Praxis nimmt, dürfen Lehrer, 
ie im praktiſchen Leben geſtanden haben und noch ſtehen, 
unter keinen Umſtänden — wenn nicht ihr Fundament 
untergraben werden fol. Dat man von dieſen aus der 
Praris —— ei Lehrern den Befähigungs- 
nachmweis für ben Unterricht verlangen muß, Pilte ich 
für felbftwerftändlid. 

Nun bat der Herr Minijter zwar gemeint, daß diefe 
zweite Art der technijchen Lehrer nicht ausgemerzt 
werden joll. ch fürchte aber trogdem, da fie auf den 
Ausfterbeetat fommen. Meine Herren, wenn Sie er 
wägen, daß das Minifterium für Handel und Gewerbe 
mit Erfolg den Berfuch gemadt hat, in gewerblidhen 
re den Frachzeichenunterricht durch 

andiwerksmeifter erteilen zu laflen, jo werden Sie es 
umfoweniger begreifen, wie der Herr Minifter bei den 
Baugewerkſchülen den entgegengefegten Weg ein« 
Tölogen kann. 
eine Herren, was mich hauptfächlich veranlaft hat, 
bei dem Titel „Miniftergehalt” die Baugewerkichulen 
nochmals zu beleuchten, ift ein Umftanb, den weder Herr 
Abgeordneter Feliſch noch ein anderer Rebner hervorgehoben 
bat: der Herr Minifter will nämlich zwar die Tante 
Ausbildung der Schüler heben durd) Anftellung von tech— 
nifchen Gehrem mit Hochſchulbildung, aber er will 
andererfeit8 die allgemeine Bildung vermindern, das 
heißt nad; meiner Auffaſſung, er will ein Pferd vor 
und eins hinter den Wagen fpannen. Gute Lehrer 
machen gute Schulen! das ift ein Erfahrungsgrundfag, 
den jeder von Ihnen beftätigen wird. ute Lehrer 
dürfen aber auch eine gute Bezahlung beanfpruchen. 
en zu Herren, auf Seite 43 des Etats heißt es 
at 2: 
Die an jeder Baugewerkihule dauernd ver- 
bleibenden zwei Stellen der zweiten Klaſſe (von 
Lehrern), Hr die zur Beit ein Gehaltsjag 
von 2100 bis 4800 M befteht, follen künftig 
ausichließlih Elementar- oder Beichenlehrern 
übertragen werden. Demgemäß follen diefe 
40 Stellen bei eintretender Erledigung in ſolche 
mit einem Gehalte von 1800 bis 3800 um- 
gewandelt werden. 
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IEruſt, Abgeordneter] 
Ich traute meinen Augen kaum, als ich zum erſtenmale 
dieſen Satz las. Daß eine Kategorie von Lehrern im 
Anfangsgehalt um 300 M und im Endgehalt gar um 
1000 A berabgejegt werden joll, dürfte kaum jemals 
dagewejen fein. Sch habe mich vergeblich bemüht, die 
Erhöhung der tehnifchen Lehrer mit der Herabjegung 
der anderen Lehrer in einen logiichen Zufammenbang zu 
bringen. Durchführbar ift diefe Maßregel doch nur dann, 
wenn man in Zukunft mit geringer vorgebildeten Lehrern 
vorlieb nehmen will, die id mit einem Gehalt von 1800 
bis 3800 „M zufrieden erklären, Es gab bisher an den 
Baugewerkſchulen Dberlchrer und Baugewerk— 
Ichullehrer. Zu legteren gehörten auch die feminari- 
ſtiſch vorgebildeten Lehrer, in deren Händen vorwiegend 
der Unterricht im Deutſchen, in der Geſetzeskunde, 
Buchführung, Mathematik und Naturlehre lag. 
Meine Herren, ich frage mich vergeblich): Weshalb 
follen dieſe Lehrer, die bisher ein Gehalt von 2100 bis 
4800 A. bezogen, in Zukunft ausfterben? Gründe fehlen 
im Etat. Sa en denn bie Lehrer zu viel geleiftet, daß 
man fie in Zukunft durch minder gut vorgebildete er— 
jegen will? Die feminariftiich vorgebildeten Lehrer an 
den Baugewerkichulen hatten bisher den Nachweis zu 
führen, daß fie das Mittelichullehrereramen beftanden 
hatten; einige von ihnen hatten auch das Rektorexamen 
gemacht. Ich habe nicht gehört, daß fie ſich im Amte 
nicht bewährt hätten. Nun beißt es merkwürdig ge 
ichmadvoll im Etat, daß deren Stellen künftig „aus— 
ſchließlich Elementar- oder Zeichenlehrern über- 
tragen werben“ follen. 9a, meine Herren, werben 
denn in den Baugewerkichulen etwa Analphabeten 
aufgenommen, denen die Elemente des Willens erft 
beigebracht werden müfjen? Doc wohl nicht! Es ſcheint 
mir vielmehr, als wäre diefe Degradierung der Lehrer 
nur deshalb beſchloſſen worden, um einige taufend Mark 
u iparen. Daß damit den Lehrern, die doch nicht von 
eute zu morgen fterben werden, Mut und Amts— 
freudigfeit genommen werden, daß auch die Schüler 
in ihrer Ausbildung geſchädigt werden, ift nicht bedacht 
worden. Das fcheint mir jo bedenklich, dab ich den 
Herrn Minifter doch dringend bitten möchte, die An— 
gelegenhbeit nohmals in Erwägung zu ziehen 
unb die beiden Sätze im Etat, die ich verlejen habe, 
zu ftreihen. Die feminariftiich vorgebildeten Lehrer 
an den Baugewerkichulen haben den dringenden Wunſch, 
von den Oberlehrerftellen nicht ausgeichloffen zu 
werden. Genügt die jetige —— dem Herrn 
Minifter nicht, jo habe ic urchaus nichts dagegen, wenn 
von ben ſeminariſtiſch vorgebildeten Baugewerkſchul⸗ 
lehrern, die Oberlehrer werden wollen, ein mehr- 
femeftriges Hochſchulſtudium in diefem oder in 
jenem — verlangt wird. Die Lehrer werden 
as gern leiſten. Einen aufſtrebenden Stand gewaltſam 
niederzudrücken, halte ich für verderblich; das führt nach 
meiner Anſicht zum Mandarinentum. Allerdings iſt 
ja im Miniſterium des Geiſtes im vorigen Jahre ein 
ähnlicher — „Schwabenſtreich“ verſucht worden; es ſollte 
durch eine kurze Notiz im Kultusetat den für Mittel 
ihulen und höhere Madchenſchulen geprüften Lehrern die 








Berechtigung zu Oberlehreritellen kurzweg genommen 
werben. Die Vermutung liegt nahe und ift auch in der 
Preffe offen ausgefprochen worden, daß der Herr Minifter 


für Handel und Gewerbe in dieſer Hinficht fein Vorbild 
im Kultusminiſterium geſucht und gefunden hat. Es 
würde mir aber jehr angenehm fein, wenn der Herr 
Minifter erklären wollte, da diefe Vermutung umrichtig fei. 
Dadurch würde fein Herr Minifterfollege entlaftet werden. 


Meine Herren, ich ſchätze gewiß die akademiſche 
Bildung fehr hoch und kann Eonftatieren, daß ich an 
meiner Schule feit mehr als 20 Jahren afademifch ge 
bildete Lehrer gehabt habe, die in jeder Be ——— 
ordentlich tüchtig und eine Zierde ihres Standes 
waren; aber man darf doch nicht fo weit gehen, das 
einzige Heil im akademiſchen Studium zu fuchen. Ich 
babe auch akademiſch gebildete Lehrer kennen gelernt, 
mit denen man troß ihrer Fakultas für Prima Wände 
einrennen konnte. Daß auch ein Nichtakademifer eine 
hohe leitende Stelle gut ausfüllen kann, dafür ift ja 
der Herr Minifter für Handel und Gewerbe jelber 
ein leuchtendes Beiipiel, 

Meine Herren, mit einigen Worten möchte ich noch 

auf die Fortbildungsfhulen eingehen. & ue 
mich, daß ich den Dank, den ich im vorigen Jahre von 
diefer Stelle aus dem Herrn Minifter und feinen Mit 
arbeitern ausſprechen konnte, heute in verflärftem Maße 
wiederholen kann. Ich habe die Überzeugung, dab es 
vorwärts geht, und daß im Minifterium für Handel 
und Gewerbe in ber eigene Tun planvoll 
und energiſch gearbeitet wird. Freilihd, Wünſche 
bleiben noch viele übrig, aber ich glaube, die Erfüllung 
liegt weniger in der Band des Herrn Minifters für 
Handel und Gewerbe als in der Hand des Herrn Finanz. 
minifters, „Mehr Geld!” muß die Devife heißen. Wir 
fommen vorwärts, gewiß, aber es geht langiam, zu 
langſam, weil die nötigen Geldmittel fehlen. In dem 
Etat find zwar 230000 M mehr ausgeworfen, aber das 
genügt den Bedürfniffen in feiner Weile. habe 
ereits im vorigen Jahre darauf hingewiejen, daß die 
Stadt Charlottenburg die obligatorifhe Fort— 
bildungsichule einrichten wollte, aber die Eröffnung 
binausichieben mußte, weil der Herr Minifter feinen 
Zuſchuß aus Mangel an Mitteln zahlen konnte. 

Meine Herren, der Antrag Schendendorf, der 
am 6. April 1897 vom Haufe angenommen wurde, will 
befanntlich, daß der Staat bei freiwilligem Befuc der 
Fortbildungsfchulen bis zu zwei Dritteln und bei obli» 
gatoriichem Beſuch bis J drei Vierteln der Koſten 
übernehmen ſoll. Ob die Neigung dazu im Miniſterium 
vorhanden ift, weiß ich nicht; "dental bleiben aus 
Mangel an Geldmitteln viele Schulen uneröffnet. Das 
ift bedenklich und bedeutet eine Schädigung bes Hand» 
werferftandes, ben zu heben ja alle Garteien, be» 
fonder8 vor den Bablen, * befliſſen ſind. Der 
Handwerkerſtand fordert an vielen Orten dringend Fort- 
bildungsichulen und zwar möglichſt Fachſchulen, denn 
die Gewerbeordnung für das Deutiche Reich vom 
26, Juli 1900 gibt ben Ypräfungätsuniffionen das Recht, 
bei der Lehrlings- und Gejellenprüfung Kenntnis der 
Buchführung ufw zu verlangen. Manche Handwerker 
kammern haben dieje Beftimmung in die eg, 
aufgenommen. Wir hatten in Schneidemühl am 9. d. M. 
auf Beranlaffung zweier Herren Negierungsräte aus Pofen 
und Bromberg eine Konferenz über das Tyurtbildungs- 
ſchulweſen, fpeziell über den Fachunterricht im Zeichnen 
duch Handwerfsmeifter. Bei diefer Gelegenheit kamen 
aud) die Meifterkurfe, bie in der Stadt Pofen errichtet 
worden find, zur Erörterung, und ich kann bier zu meiner 
— konſtatieren, daß allfeitige Zufriedenheit über bie 

nrichtung dieſer Kurſe herrichte. Won vielen Geiten 
wurde eine Erweiterung der Kurje gewünſcht. Es 
wurde beichloffen, in Schneidemühl zunächſt den Fach 
zeichenunterricht von einem Schuhmacdermeifter für 
die Schuhmaderlehrlinge erteilen zu laffen. Als andere 
Handiwerksmeifter baten, auch ihr Gewerbe zu berüd- 
fichtigen, fagte der Herr Vertreter der Negierung in Pofen, 
Gewerbefchulrat Spetler, das zwar zu, bedauerte aber, 
dafj die Mittel kaum reichen würden, um allen Wünſchen 
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[Sanbeld; und Gewerbe⸗ Etat] “ 


IErnſt, Abgeordneter] 
zu entſprechen. Sch bringe bas hier zur Kenntnis des 
Herrn Minifters für Handel und Gewerbe und fnüpfe 
daran die Bitte, mehr Geld Raifig machen zu wollen. 
Meine Herren, wir haben in der Provinz Polen ben 
Fortbildungsſchulzwang feit 1886. Zu meinem Be— 
dauern muß id; aber immer wieder hervorheben, daß es 
noch eine große Anzahl Städte in unferer Provinz gibt, 
die feine Fortbildungsſchulen haben, trogdem der Herr 
Minifter für Handel und Gewerbe die Macht hat, bie 
Einrichtung zu befehlen, aber es fehlt wieder an Geld. 
Die Erkenntnis fjcheint im Staatsminifterium noch nicht 
vorhanden zu fein, daß jede Fortbildungsſchule für 
das Deutfätum in ber Provinz Poſen wichtiger 
ift, als eine von einem verjhuldeten Befiker 
angefaufte Domäne es je fein wird. 


(Sehr richtig! links.) 


Wenn wir den zehnten Teil der 100 Millionen, die 
zum Ankauf von Domänen im vorigen Jahre bewilligt 
wurden für Schulzwede, für Volksſchulen und Fort- 
bildungsichulen, in der Provinz Pofen hätten, dann 
würden wir jehr viel weiter fommen, als wir je mit den 
Domänen kommen werben, 

Meine Herren, die Regierung hat dafür gejorgt, daß 
in den größeren Städten ber Provinz Bofen die Leitung 
der Fortbildungsjchulen im Hauptamt geichieht, daß be- 
fondere Direktoren angeftellt worden find. Ich halte 
diefe Idee für eine a glüdliche; eine Neihe von 
Städten in Preußen find ja dem Beijpiel ſchon gefolgt 
und ftehen fich gut dabei. 

Die jegige Richtung, ben Kortbildungsunterricht 
möglichit fo zu geftalten, daß die betreffenden Gewerbe 
fofort einen direkten Vorteil davon haben, bringt es mit 
fi, daß an der Spite der größeren Schulen ein Dann 
ftehen muß, ber J die Leitung der Schule zur Lebens— 
aufgabe macht, der mit den gewerblichen Verhältniſſen 
feiner Heimat befannt ift, und der außerdem mit der 
Bolkswirtihaftslehre gründlich vertraut fein muß. 
Im Nebenamt ift das nicht zu leiften. 

Der Herr Minifter für Handel und Gewerbe be- 
müht ſich auch für die Ausbildung der Lehrkräfte für die 
Fortbildung und Fachſchulen mehr zu tun. Es find, 
wenn ich nicht irre, im Etat 45000 M mehr auögeiekt. 
Es ift zweifellos richtig, daß von den Lehrern an fFort« 
bildungsichulen eine weitere Ausbildung verlangt wird; 
fie follen die einzelnen Gewerbe möglichſt genau kennen 
lernen und von diefer Kenntnis Anwendung im Unterricht 
machen. Das ift nicht fo leicht. Es wäre deshalb gewiß 
weckmäßig, wenn hierfür fchon in den Chullebee:. 
———— mehr getan würde, Ich möchte den Herrn 
Minifter für Handel und Gewerbe bitten, ſich mit dem 
Herrn Unterridtsminifter in Verbindung zu jegen, daß 
an den Ecullehrerfeminaren mehr Bolkswirtichaftss 
lehre getrieben werde, als es bisher der Fall ift. 
Wünichenswert wäre es auch, eine beiondere Übungs: 
ſchule von Fortbildungsihülern einzurichten. Das würde 
meines Erachtens mehr helfen, als wenn einzelne Lehrer 
auf wenige Wochen einen Kurjus befuchen. 

Meine Herren, wenn alle diefe Beftrebungen einen 
einheitlihen Charakter befommen jollen, halte ich 
es für notwendig, daß in Berlin eine Sentralftelle, 
ein Seminar für den gefamten gewerblihen 
Unterricht, geidaffen werde. Ich babe diefen Wunſch 
ſchon im vorigen Jahre zum Musdrud gebracht; es jcheint 
aber, als wäre im Minijterium für Handel und Gewerbe 
nicht allzu viel Neigung dafür vorhanden. Ach will es 
mir heute verfagen, ausführlich auf die Einrichtung eines 


folhen Seminars einzugehen. Es liegt auf der flachen 
Hand, dab eine Bentralftelle, wo nicht nur die ver- 
ſchiedenen Methoden, die fortwährend neu auftauchen, 
geprüft werden, fondern wo aud die Zöglinge, felbit 
wenn fie nur furze Zeit dort find, die beten Vorlagen, 
die beiten Methoden kennen lernen, und wo ihnen Ge— 
legenheit geboten wird, in die verjchiedenen Gewerbe, die 
ja in Berlin alle vertreten find, einen Einblid zu ge 
winnen, tatlächlid ein großer Segen für das ganze 
preußijche Vaterland werden könnte. Deshalb bitte ich 
den Herrn Minifter für Handel und Gewerbe wiederholt, 
möglichft bald ein foldes Seminar zu gründen. 


(Beifall bei den FFreifinnigen.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, der Herr Vorredner hat augenſcheinlich nicht 
verjtanden, was ich geſtern ausgeführt habe. Ich habe 
ganz ausdrüdlich a daß wir bei den techniſchen 
Lehrern den Zuftand bejeitigen wollen, daß jegt zwei Klaſſen 
vorhanden find, nämlich foldhe, die akademiſche Bildung 
haben, und folche, die eine foldye nicht haben. Ich habe 
weiter darauf bingewiefen, daß alle diejenigen Lehrer, 
die ihre Kenntniſſe durch Prüfungen außerhalb ber 
akademischen Bildung nachgewiejen haben, dasſelbe * 
bekommen ſollen wie die akademiſchen Lehrer, und daß 
der jetzige Zuſtand ein unleidlicher iſt, daß Lehrer, die 
in — Materien unterrichten, zu verſchiedenen Ge— 
baltsfägen beſoldet werden. Nur inſofern trifft das, 
was ber Herr Vorredner geſagt hat, zu, als diejenigen 
Lehrer, die nicht durch ein Eramen ihre höhere Bildung 
nachzuweifen vermögen, allerdings in dem bisherigen Zus 
ftand verbleiben müffen und als folche ausfterben. In 
Zukunft werden nur Lehrer angeftellt werden, die die 
nötige Bildung haben; aber wir fragen nicht, ob die 
Bildung auf akademiſchem * oder ſonſt erreicht iſt. 
Alſo nad dieſer Richtung kann der Herr Vorredner wohl 
zufrieden ſein. 

Was nun die Bemerkungen des Herrn Vorredners 
über die Ausbildung von Volksſchullehrern für den Fort— 
bildungsichulunterricht betrifft, fo hat er überjehen, daß 
die Erhöhung des Etattitels von 150000 auf 
195 000 M nicht eine Neueinfegung, fondern lediglich 
eine Übertragung aus dem Ertraordinarium if. Cs 
bleibt in bezug a die Geſamthöhe des Etatsanſatzes 
bei dein bisherigen Zuſtand. 

Wir teilen aber vollftändig die Anjhauung bes 
Herrn Vorredners, daß es dringend notwendig ift, daß 
wir nad wie vor für die Fortbildung der Elementar- 
lehrer, die den Fortbildungsunterricht geben, für Kurſe 
forgen, um ihnen diejenige Senntnis in der Bolfs- 
wirtichaftölehre, kaufmänniicher —— ufw beizu- 
bringen, die ihnen natürlich als Elementarlehrern fehlt. 

Auf eine Reihe von anderen Detailfragen, über bie 
ber Herr Vorredner Beichwerde geführt hat, wird mein 
Herr Kommiffar Auskunft geben. 


Präfident v. Nröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungskommiſſar. 


Weber, Regierungs- und Baurat, Regierungs- 
kommiffar: Meine Herren, der Herr Vorredner hat es 
bemängelt, daß an Baugewerkichulen künftig die u 
fäße von 2100 bis 4800 AM umgewandelt werden ſollen 
in einen a ar Gehaltsſatz in Höhe von 1800 bis 
3800 4 In en Stellen, die zur Zeit mit 2100 bis 
4800 AM dotiert jind, befinden oe nur zum geringen 
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[Sandeld: und Gewerbe-Etat] 


IWeber, Regierungs- und Baurat] 

Teil Lehrer, welche eine jeminariftiiche Vorbildung genoffen 
haben; die größere Mehrzahl ift mit technifch vorgebildeten 
Lehrern ohne Hodichulbildung bejegt. Letztere Lehrer 
follen künftig nur noch angejtellt werden, wenn fie den 
Nachweis erbringen, daß fie dieſelben techniichen Kenntniſſe 
befigen, wie diejenigen Lehrer, die fich jett in Oberlehrer- 
ftellen befinden; vermögen fie die Stenntniffe nachzuweiſen, 
fo follen fie auch Oberlehrerftellen erhalten, und dann wird 
für dieſe Lehrer aljo der Gehaltsjag verbeffert. Dagegen 
liegt fein Grund vor, den —— von 2100 bis 
4800 A. beitehen zu laſſen für diejenigen Lehrer, welche 
eine arg Borbildung ae haben, weil 
nämlich in der allgemeinen Unterrichtsverwaltung für 
Glementarlehrer auch feine jo hohen ——— beſtehen. 
Es iſt durchaus geboten, für die ſeminariſtiſch vorgebildeten 
Lehrer an den Baugewerkſchulen dieſelben Gehaltsſätze 
einzuführen wie für die gleichartig gebildeten Lehrer 
bei ber allgemeinen Unterrichtsverwaltung. Das iſt der 
Grund, weshalb der Gehaltsfag auf 1 bis 3800 M 
normiert worden ift. 

Übrigens ift es ein Irrtum, wenn der Herr Vor— 
rebner meint, daß diejenigen Lehrer an den Baugewert- 
ihulen, welche eine jeminariftiihe Borbildung beiten, 
ſtets das Mittelichullehrereramen abgelegt haben. Das 
trifft nur bei wenigen Lehrern zu; und es beitcht daher 
fein Grund, die Glementarlehrer an den Bauſchulen 
anders zu behandeln als die Lehrer bei der allgemeinen 
Unterridtsverwaltung. 

Ich darf vieleicht noch Hinzufügen, daß diejenigen 
Herren, bie fi — in den Stellungen mit 
einem Gehalt von 2100 bis 4800 M befinden, dieſes 
Gehalt behalten, und daß der niedrigere neue Gehaltsjak 
nur für diejenigen zutrifft, die neu angeftellt werden. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
auf die Ausführungen bes Herrn Kollegen Dr Arendt 
noch einiges zu jagen, freue ug Sa erklären zu können 
daß ich mit einem Teil feiner Ausführungen, namentli 
mit einigen Detailfragen in bezug auf die Börjengejet- 
gebung, mich gewiffermaßen einverjtanden erklären könnte. 

un bat der Herr Abgeordnete Dr Arendt gemeint, 
als ich bemerkte, daß eine Regierung, die feft und 
energiich wifje, was fie wolle, er wohl bie öffentliche 
Meinung, auch die öffentlihe Meinung in den Parla- 
menten —5 könne — und als 4 als Beiſpiel das 
uſtandekommen des Zolltarifs anführte, meint der Herr 
bgeorbnete Dr Arendt, er bezweifle, da der Tarif durch 
die FFeftigkeit der Regierung zu ftande gekommen fei. 

Nun, meine Herren, id meine doch: der Tarif ift 
zunächſt zu ftande gekommen durch die Feſtigkeit der Me- 
ierung gegen die Forderungen ber hohen Sätze 

er Überagrarier. Meine Herren, das weitere 
Zuftandetommen der Tarifvorlage ift ja allerdings durch 
die Bereinigung der Parteien geichehen, aber — immer: 
bin nur auf dem Boden ber Regierungsvorlage. 

Dann habe ih — was Herr Dr Arendt ausgeführt 
hat — nicht gemeint, die Megierung folle gegen bie 
Mehrheit eines Parlaments Geſetze machen. Ich 
babe gemeint, fie folle die — zu ver⸗ 
einigen und zu gewinnen ſuchen für ihre Vorſchlaäge. 

Wenn der Dr Arendt den Kanal angeführt hat, 
jo möchte ich bemerken, daß, wenn die Regierung damals 
feft und energifch gewejen wäre und die Bereinigung ber 
Barteien herbeizuführen gefucht haben würde, ftatt fh in 
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ber Spike um nichts zu befümmern und die Sache ruhig 
ihren Lauf gehen zu laffen, der Kanal dann fchon im 
vorvorigen Jahre zuftande gekommen wäre. 


(Abgeordneter Dr Arendt: Schöner Glaube; aber e8 kam 
anders! Heiterkeit.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Noelle. 


(Paufe.) 
* ag Wort hat der Abgeordnete Metzner (Franken— 
ein). 

(Baufe.) 


Das Wort hat der Abgeordnete Vorſter. 


(Bauje. — Heiterkeit.) 
(Abgeordneter Dr Arendt (Mansfeld): Ich bitte ums 
Wort.) 
Heiterkeit.) 


Das Wort hat der Abgeordnete Dr Arendt. 


Dr WUrendt (Mansield), Mbgeordneter: Meine 
Herren, ich wollte nur dem Herrn Abgeordneten v. Eynern 
auf feine legte Bemerkung bezüglich des Kanals ant« 
worten, daß er fi) da doch ————— irrt. Die 
Regierung wäre nicht imftande gewejen, die Durchführung 
des Kanals Ay ermöglichen. Aber wenn im Jahre 1899 
der Herr Wbgeordnete v. Eynern und der Herr Abs 
geordnete Dr Barth nicht jo erheblich viel klüger gewejen 
wären, al® ber damalige Fyinanzminifter Miquel, wenn 
fie damals nicht verhindert hätten, daß die Kanalvorlage 
ind Herrenhaus gekommen wäre, dann glaube ich, daß es 
möglich geworden wäre, daß der Kanal heute im Bau 
wäre. freue mid; über die damalige Haltung des 

eren v. Eynern, weil ich Gegner des Stanals bin; aber 

err dv. Eynern fol nun nicht andere beſchuldigen na 
diefer Richtung hin — er hat felbft den Kanal unmögli 
gemadht. 


räfident v. Kröcher: Die Beiprehung iſt ge- 

fhlojjen. — Der Titel ſelbſt ift nicht angefochten; er 
ift bewilligt. 

Ebenjo Ti. 2, — 3, — 4, —5, — 6, — ,— 


# ’ 


l,—1d4,— 2, —3, — 4, -—5 — und 6. — 
h eröffne die Beiprehung über den Tit. T. — 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr Lotichius. 


Dr Lotichius, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
habe gerne aus dem Etat erjehen, daß zur Förderung 
der gewerblichen FFortbildungsihulen wieder eine ent- 
iprechend hohe Summe ausgeworfen ift, fogar noch eine 
höhere, als in den legten Jahren, und i reche meine 
Anerkennung auch gegenüber dem Herrn Minifter aus, 
umfomehr, ald die finanziellen Verbältniffe des Staates 
ja feine bejonders günftigen find. Ich möchte bei dieſem 

itel die Bitte an den Herm Miniſter richten, dafür 
Sorge tragen zu wollen, daß ber nafjauifche Gewerbe- 
verein womöglich noch eine —* Subvention bekommt 
in dieſem Jahre, als es früher der Fall war. Die 
gewerblichen Fortbildungsſchulen haben in Naſſau der 
artig — daß es dem Zentralverein tatſächlich 
nicht moͤglich iſt, alle zu ſubventionieren, wenn nicht 
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Sandels und Gewerbe-Gtat] 


[Dr Lotichius, Abgeordneter] 


ein höherer Zuſchuß feitens des Herrn Minifterd aus 
diejem Etat gegenüber den früheren Jahren bewilligt wird. 
Was das gewerbliche Fortbildungsſchulweſen an und 
für ſich betrifft, fo beruht das auf Grund des Ortsftatuts 
entweder auf obligatoriſcher oder fakultativer Grundlage. 
Wie der Herr Minifter in der vorigen Tagung gefagt 
bat, haben die obligatorifchen Fortbildungsichulen eher 
zugenommen, während die fafultativen Fortbildungsſchulen 
urüdgegangen find. ch wünſche, daß namentlich in 
—** alles geſchieht, Damit die gewerblichen Fortbildungs- 
ſchulen auf obligatorifcher Grundlage errichtet werden, 
umfomehr, als das der Wunſch der dortigen Behörden, 
namentlich au des Naſſauiſchen Gewerbevereind und 
überhaupt der nafjauifchen Bevölkerung ift. Ich möchte 
alfo an den Herrn Minifter die Bitte richten, dahin zu 
wirken, daß möglichſt obligatorische Fortbildungsjchulen 
errichtet werben. ? 
Allerdings würde das ganze ing en ga 
erft dann meiner Anficht nach feinen Zwed vollftändig 
erreichen, wenn wir auf der Bafis eines allgemeinen 
—— — für den Umfang der ganzen Monärchie es 





obligatoriſch errichten. Das wird jegt ja noch micht 
mdglid; jein, da es jehr bedeutende Koften verurfacht, die 
finanzielle Enge des Staates nicht danach ift, und wir 


auch nicht über ein genügendes Lehrperional verfügen, 
Für die Dauer aber wird es notwendig fein, diejes Ziel 
im Auge zu behalten. Wenn wir tatjächlich auch noch 
nicht in der nächſten a dazu ſchreiten werden, jo 
werden wir doch dahin ftreben müfjen, fpäter ein Sefet 
u Schaffen, weldes das gewerbliche Fortbildungs 
** auf obligatoriſcher Grundlage errichtet. Auch 
in anderen Staaten iſt das der Fall, z. B. im König— 
reih Sachſen und in den thüringiichen Staaten, und dort 
bat fich die Sache bewährt. Meiner Überzeugung nad) 
— und bies ift auch die Überzeugung von vielen, die die 
Sade gründlich kennen, — wird erft dann das Fort» 
bildungsſchulweſen fegensreich wirken können, wenn es 
auf der Bafis eines allgemeinen Landesgejehes ir 
und gleihmäßig zu wirken vermag. Allerdings gebe ich, 
wie gejagt, zu, daß gegenwärtig die finanziellen Ver— 
bältnijfe des Staates es verhindern, umd daß wir auch 
an dem Mangel an geeigneten Lehrern leiden, die den 
Fortbildungsſchulen vorftehen können. 

Ih will nicht genauer auf die Meifterkurfe ein- 
geben, weil das eine Sade für fich ift; aber ich habe 
mid d gefreut, zu vernehmen, daß der — Mimiſter 
ſich in Hannover dafür ausgeſprochen hat, daß man wo— 
moglich in allen Provinzen derartige Meifterkurie er⸗ 
öffnen ſoll. Was den Antrag des * Abgeordneten 
Dr Crũger betrifft, fo teile ich vollſt —— Stand» 
punkt, daß für alle Provinzen derartige Meifterkurje ing 
Leben treten. 

Ich möchte damit fchließen, daß ich nochmals die 
Bitte an den Herrn Minifter richte, das Fortbildungs- 
ſchulweſen, wenigftens auf der feitherigen Grundlage, zu 
fördern und dabei auch unjer nafjauiiches Fortbildungs- 
Ichulwefen im Auge de behalten, auch dafülx zu forgen, 
daß der nafjauifche Gewerbeverein womöglich eine nod) 
höhere Subvention in diefem Jahre erhält, als es früher 
der Fall war, damit es eben möglich Ri alle Fortbildungs- 
ſchulen, die tatfächlich beftehen, au zu erhalten. 
hoffe, da der Herr Minifter geneigt jein wird, diejen 
meinen Anregungen Folge zu geben. 


ent v. flröcher: 


Prafid Das Wort hat der Ab— 
geordnete Fund, 
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Bund, Abgeordneter: Meine Herren, auch ich er- 
fenne jehr gern an, daß der Herr Minifter die Yuf üffe 
ur Unterhaltung von Fortbildungsfchulen diefesmal 
Döher hat dotieren können, als e8 im vorhergehenden 
Jahre der Fall war. Aber leider haben wir in meiner 
Vaterftadt nicht gerade bejonderen Grund, uns über dieſe 
Erhöhung zu freuen, weil wir bei derjelben verhältnis 
mäßig zu kurz gekommen find. 


Die Stadt Frankfurt a. M. hatte bei dem Herren 
Minifter beantragt, für die Errichtung der obli atoriſchen 
Fortbildungsſchule 75 000 AM zu bewilligen. Der Herr 
Minifter hatte der Stadt einen Zuſchuß von 45000 M 
in Ausficht geitellt. Vor etwa drei Wochen jedoch ift 
feitens des Herrn Minijters ein Refkript an die Stadt 
Frankfurt erlaffen worden, in welchem mitgeteilt iſt, daß 
die Regierung nur in der Lage ſei, 25000 M bewilligen 
zu können, d, b. aljo nur 9000 M mehr, als wir feither 
von der Regierung bekamen. Der Grund, weshalb die 
Stadt 75000 M beantragt hat, ift zum Teil darin zu 
fuchen, daß wir geglaubt haben, daß die feinerzeit vom 
Abgeorönetenhaufe angenommene Rejolution Schenden: 
dorff aus der Seſſion 1896/97, die damald unter der 
Zuſtimmung des Herrn Minifters Miquel zu ftande kam, 
noch in Kraft fei und nach deren Grundſätzen nod ver 
fahren werde. In diefer Mefolution ijt ausgeſprochen, 
daß der Staat ſeinerſeits zu den Koſten der obligateri- 
hen Fortbildungsſchulen, abzüglich etwa eingehenden 
Schulgeldes, bis zu drei Vierten beitragen folle. 

Nun haben wir im Etat für 1903 in Frankfurt für 
die Gewerbeichule eingelegt 131000 M, für die obliga- 
toriſche Fortbildungsichule 50000 M und für die Hans 
delslehranftalt, die bis zu einem gewiffen Grade auc in 
diefer Kategorie rangieren kann, 101000 M. Das find 


282 000 M, denen eine Gefamteinnahme von 47000 M 
gegenüberftcht, ſodaß ein Zuſchuß der Stadt von 
235 000 M verbleibt. Wir hielten unter diefen Berhält- 


niffen es nicht für unbillig, wenn wir bei dem Herrn 
Minijter beantragten, 75000 #, alſo ein Drittel etiva, 
zu bewilligen. ie num die Berhältniffe liegen, hätten 
wir uns auch mit 45000 4 genügen laffen, müſſen aber 
jegt mit 25000 4 vorlieb nehmen. Daß das etwas 
— iſt, wird mir jeder nachfühlen können, der für 
feine eigene Vaterſtadt ein Herz hat. Num ift das Be— 
denklihe bei der Sache, daß alle Eeineren Städte — 
Frankfurt ift ja in der Page, etwas leiften zu können — 
davor zurüdichreden werden, derartige obligatorijche Forts 
bildungsſchulen zu errichten. Vielleicht gelingt es [päter- 
er — für diefen Etat wird ja nichts mehr zu machen 
ein —, biefen Baia u erhöhen. Sch möchte den 
Herrn Minifter eundlichh bitten, daß er in diefer Be 
ziehung tut, was in feinen Kräften fteht, 

Da id) einmal das Wort habe, möchte ich noch kurz 
auf ein anderes Gebict übergreifen. Es wird vielleicht 
in nächſter Zeit jeitens der Frankfurter ftädtifchen Ber- 
waltung an den Heren Minifter das Erſuchen gerichtet 
werden, die Baugewerf- und Maj inenbauſchule, die wir 
in Frankfurt haben, wenn fie der Staat nicht felbft über- 
nehmen jollte, in den Stand zu jegen, daß fie Prüfungen 
abhalten und diefelben Rechte verleihen fann, wie die 
ftaatlichen Schulen. Ich glaube, daß gerade in Frank: 
urt, welches auf dem Gebiete des Hocbaues und der 

nduftrie in der legten Zeit fo außerordentlich vorange⸗ 
hritten ift, den Ecülern eine außerordentlic) gute 
Gelegenheit gegeben werden fann, die entiprechenden 
Branden gründlich zu lernen und zu ftubieren; und 
aus bdiefem Grunde darf ich hoffen, daß, wenn der 
entfprechende Antrag jeitend der Stadt am deu Herrn 
Dinifter kommt, er eine mohlwollende Berüdfichtigung 
finden wird, 
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Präfident v. Rröcher: Der Herr Regierungs- 
kommiſſar hat das — d 


Dr v. Seefeld, Regierungsrat, Regierungskonmiſſar: 
Meine Herren, die gewerblichen Fortbildungsſchulen in 
Naffau nehmen infofern eine etwas eigenartige Stellung 
ein, als fich bier zwiſchen die einzelnen Schulen und bie 
ftaatlichen — — ber Zentralgewerbeverein 
geſchoben hat. Der Gewerbeverein hat dieſe Schulen zum 
pröhten Zeil gegründet, nimmt an ihrer Leitung teil und 
eiſtet ihrer Unterhaltung Zuſchüſſe. Die Pflege des 
ewerblichen Fortbildungsſchulweſens iſt ein großes Verdienſt 
es Zentralgewerbevereins. Der Bezirk Wiesbaden weiſt 
von allen Regierungsbezirken der Monarchie die größte 
Zahl von gewerblihen Fortbildungsichulen auf; es Ik 
etiva 100. Diefe große und erfreuliche Zahl überhebt 
ung aber nicht der Pflicht, uns um die Einrichtung der 
Schulen auch im einzelnen zu fümmern; wir find fchließlich 
doch nicht bloß die Geldgeber, jondern auch bie oberfte 
Auffihtsbehörde für diefe Schulen, und wir halten es für 
unfere Pflicht, diefe Aufficht befonders unter dem Gefichtä- 
punkt zu üben, ob der obligatoriſche Schulbefuch ftreng 
und fahgemäß durchgeführt wird, Da bat ſich nun gerade 
bei den Schulen in Nafjau eine Reihe von Anftänden 
ergeben; ehe fie aber erledigt waren, ehe man wußte, wie 
viel Schüler an dem Unterricht in den verichiedenen Fächern 
teilzunehmen haben, und ehe — feſtſtand, wie— 
viel Klaſſen in den einzelnen Schulen zu errichten waren, 
war es nicht möglich, den finanziellen Bedarf der einzelnen 
Schulen mit Sicherheit zu berechnen. So iſt es gekommen, 
daß im laufenden Rechnungsſahre für die Schulen im 
Negierungsbezirf Wiesbaden zunächft nur runde Summen 
abſchläglich angewiejen find, und daß die endgültige Feit- 
ftellung der ftaatlihen Zuſchüſſe noch hinausgefchoben iſt. 
Es beiteht aber nicht die Abficht, den Schulen die Mittel 
vorzuenthalten, deren fie bedürfen, um ihre Arbeit jo zu 
tun, wie wir es wünjden; wir wollen es dahin bringen, 
daß diefe Schulen fo eingerichtet werden, daß ihre Bejucher 
in ihnen alles das lernen, was fie für ihren gewerblichen 
Beruf nötig haben. 
Was die — aa be der Stadt 
—— aM. anlangt, jo möchte ich =. folgendes 
emerfen. Die GEntwidlung der gewerblichen Fort- 
bildungsſchulen ift natürlich mitbeeinflußt von ber all» 
—— ig e des Staates; wir fünnen auch auf 
iefem Gebiete nicht fchneller vorgehen, als es die ver- 
fügbaren Mittel des Fortbildungsfchulfonds ung geftatten. 
Wir haben nun, wie ich glaube, unter wohlwollender Er- 
wägung aller Umftände, mit der Stadt frankfurt a. M. 
einen Kam — für die von ihr zu errichtende 
obligatoriſche Fortbildungsſchule vereinbart, haben aber, 
weil zur Zeit, als dieſe Vereinbarung getroffen wurde, 
die Geſtaltung des Etats für 1903 4 noch nidjt über- 
iehen ließ, den Vertretern ber Stadt von vornherein 
Klarheit darüber gegeben, daß wir eine fefte Zufage für 
1903 noch nicht geben könnten. Wir haben, joweit es 
möglich war, Mittel kaffe zu machen bei der jesigen 
beſchränkten Finanzlage, fie der Stadt Frankfurt a. M. 
zur Verfügung geftellt und es ihr überlaffen, ob fie mit 
dem ihr in ushicht geitellten Zuſchuß ſchon im Fahre 
1903 die obligatorische Fortbildungsichule eröffnen will, 
oder ob fie es für beffer hält, die Eröffnung der Schule 
noch länger hinauszuſchieben. Ich glaube, daß die Stadt 
Frankfurt a. M, hiermit wohl wird auskommen können; 
denn fie befitt jchon feit Jahren eine allerdings nur 
fafultative gewerbliche Fortbildungsichule, für die der 
Staat jchon feit Jahren einen feiten Zuſchuß von 
10000 geleiſtet hat und auch in diefem Jahre leijtet. 
Berhandl, d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
orbnete Schaffner. " 


Schaffner, Abgeordneter: Meine Herren, vor 
allem muß ich meinen wärmften Dank für das Wohl: 
wollen ausfprechen, welches ber Herr Minifter unferen 
nafjauifhen Fortbildungsſchulen reſpektive Gewerbe» 
vereinen zugemwendet hat. Im allgemeinen möchte ich den 
Wunsch, den mein Herr Kollege und Freund Dr Lotichius 
bereits ausgeſprochen hat, auch für mid in Anſpruch 
nehmen. y möchte num, nachdem der FAR Regierungs- 
fommifjar fich bereits über unfere naſſauiſchen Schulen 
wohlwollend ausgeiprochen bat, Ahnen aud ein Bild 
von unjeren naffauiichen Schulen geben. 

Bor länger ald 50 Jahren ſchon haben wir in 
Naffau Fortbildungsihulen gegründet; und da hat 
von ben jämtlichen Bezirken der ganzen preußifchen 
Monarchie noch feiner an Fortbildungsfchulen gedacht. 
Wir Fönnen aber nur mit Erfolg auf unferem Wege 
weiterarbeiten, wenn die Schulen au die Unterftügung 
der Königlichen Regierung, die an der Förderung des 
Handwerks, und insbefondere aud) an der Entwidlung 
der Frortbildungsichulen, — nimmt, vorausſetzen 
dürfen. Dieſen Schulen fehlen freilich die Mittel dazu, 
denn wir haben jetzt in Naſſau 116 Schulen gegründet; 
es ſind ja dort un jo viel Städte und größere Orte 
vorhanden, fondern von den Eleineren Orten, bie allein 
dazu nicht in der Lage waren, haben ſich mehrere zu— 
menge und haben eine foldhe Schule gegründet. 

n biefen 116 Schulen wirkten im * 1901 411 Lehrer, 
welche 1899 Stunden in jeber Woche erteilten und 10 444 
Schüler unterridteten. Nun, meine Herren, denken Sie 
I welche Mafje Geld diefe Schule verichlingt! Dazu 
ind die Gemeinden meiftens nicht in der Lage, aus- 
reichend zu helfen. Sie ftellen zwar Lokal, Pens und 
Beleuchtung, — * Gemeinden auch noch einen 
Heinen baren Zuſchuß. ie Unterftügungen, die von 
feiten des Staates, die wir dankend anerkennen, gewährt 
werden, reichen nicht aus, und fo müffen wir denn bitten, 
daß diefe Zuſchüſſe für die Folge möglichſt erhöht 
werben. ‘ 

Meine Herren, aud darin liegt fchon die größere 
Ausgabe für uns: früher vo. wir dem Seren Lehrer 
1 7 Honorar pro Stunde Unterricht firiert. Jetzt 
aber find die Herren fo weit gefommen, daß fie jogar 
1'/,, 2 bis 2 A pro Stunde verlangen. Sie können 
fih denken, daß da unfere Heinen Mittel nicht aus« 
reihen; und dabei müflen wir noch froh fein, daß wir 
Denn die Lehrer find 
meiften® von ihren Schulbehörden fo in Anfprud ges 
nommen und werben tagsüber jo ermüdet und angeftrengt, 
daß fie fich nicht noch dazu entfchliegen Können, fich des 
Abends noch mit den Lehrlingen zu beichäftigen. 

Auh dem Wunſch, der — vom Herr Kollegen 
Ernſt —— wurde, daß den Lehrern an den Seminarien 
vollswirtichaftlicher Unterricht erteilt würde, ſchließe ich 
mid, vollftändig an; denn ein großer Teil der Lehrer hat 
in diefen Fächern nicht die nötigen Kenntniffe, und die 
verfchiedenen Surfe, die zur Ausbildung der Lehrer ge: 
geben werden, reihen in der Megel nicht aus. 

Meine Herren, daraus erkennen Sie unzweifelhaft, 
— und e8 fteht feſt —, daß unfere Schule feine Treibhaus» 
pflange ijt fondern ein Eräftiger Stamm, deffen Wurzeln 
in dem erbeverein für Naffau begründet find. Daß 
das Beftreben bes Gewerbevereins einen gefunden Boden 
gefunden bat, ift, daß nicht allein Handwerker, jondern 
nt Großinduftrielle, Beamte, Pfarrer, Lehrer und 
be tige bedeutende Männer fih an die Spike dieſes 

ereins ftellten, anerkannt, Dadurch hat der Berein 
einen allgemeinen Charakter angenommen —— Not ⸗ 
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[Schaffner, Abgeordneter] 
wendigfeit der Ergänzung des Elementarunterricht3 durch 
die gewerbliche FFortbildungsschule zum Bewußtſein gebracht. 

Der Herr Minifter hat uns heute Mar gemacht, daß 
der Handwerkerſtand durch unfere heutigen wirtfchaftlichen 
Verhältniſſe nicht mehr auf der früheren Höhe fich erhalten 
fönne, wenn er nicht fich der Neuzeit anfchließe, und in 
feinem Berufe majchinelle Einrichtungen treffe und Ber- 
bände einrichte zum Ankaufe jämtlicher Robftoffe ihrer 
Geſchäfte. Er muß nicht allein die praftiiche, fondern auch 
die theoretifche Ausbildung ins Auge faflen, und allezeit 
—531 ſparſam, mit Intelligenz und Umſicht arbeiten. 
Auf diefe Weiſe wird er ſich dem großen Strome ber 
Zeit, den man nicht hindern kann, anſchließen können. 

ch möchte den bejonderen Wunſch noch einmal 
äußern: ber Herr, Minifter möge doch in Zukunft fein 
Wohlwollen uns erhalten, er möge uns womöglich Für 
diefes oder für das vergangene yahe 1901, wo wir mit 
einigen taufend Mark Dehzit abichloffen, diefe ergänzen und 
uns weiter im Berhältnis unjerer Leiftungen unterjtügen. 
Meine Herren, ich fenne die Verwaltung des Zentral: 
vorftandes ganz genau, denn ich habe die Ehre, ber 
Bentralverwaltung des Nafjauer Gewerbevereins jchon 
über 30 Jahre er und fenne den Gang ber 
Geſchäfte jehr gut. Wenn bie Königliche Negierung ihre 
Hülfe nicht im größerem Maße uns zu teil werden läßt, 
jo würden wir nicht in der Lage fein, unferen Gewerbe» 
verein, berTeben in fo hoher Blüte fteht, wie Sie fie in 
feiner anderen Provinz in diefer Weife finden, uns weiter 
zu erhalten. Ich hoffe, daß der Herr Minifter dieſe Bitte 
wohlmwollend prüft und möglichjt gewährt. Ach werde 
dann, wenn es der Herr Minifter erlaubt, den Nechen- 
ichaftsbericht des Zentralvereins von unferem legten Jahre 
ihm überreichen. 
(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Dandeldminifter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, ſchon mein Herr Kommiſſar hat auf den finan- 
ziellen Teil der Wünſche aus Nafjau geantwortet. N 
fann dem Herrn VBorredner nur nochmals verfichern, da 
wir voll davon durchdrungen find, daß der Naffauifche 
Gewerbeverein fi ein großes Verdienſt erworben hat 
dadurch, dab er das Fortbildungsſchulweſen in 
Naſſau a 
anderen Teilen von Deutjchland Ich wenig daran 
edacht wurde. Wir werden ihm diefe Tat nie vergeſſen. 

ber mein Herr Kommiflar hat P auch, jchon ausgeführt, 

daß wir babei eine gewiſſe Übereinftimmung der An— 
ſprüche an die Schulen in Naffau und in ben anderen 
Landesteilen herbeiführen müffen, und daß wir babei 
einen gewiflen Einfluß uns aud auf die Leitung der 
Schulen vorbehalten müſſen. Damit find die Herren 
bisher ja auch einverftanden geweſen, und ich zueifle 
nicht, daß wir auch fernerhin in freundlicher Veite zu⸗ 
ſammenarbeiten werden. 


Präfident v. RKröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Dr Glattfelter. 
(Baufe.) 
Das Wort hat der Abgeordnete Metger. 
Metger (Flensburg), Abgeordneter: Meine Herren, 


ich möchte zunächft zu meiner freude Eonftatieren, daß 
Übereinftimmung darüber herricht, daß die obligatorifchen 
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einer Zeit ſchon entwidelt hat, wo in‘ 
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Fortbildungsſchulen durchaus den Vorzug verdienen. Es 
war früher vielfah die Meinung verbreitet, daß fakul- 
tative Fortbildungsichulen mehr leifteten. Es ift aber 
durch die Erfahrung konſtatiert — auch von dem Herrn 
———— iſt in der Budgetkommiſſion eine 
dahin gehende Außerung getan —, daß wirklich die ob» 
ligatorifchen Fortbilbungsfäulen minbeftens ebenſo viel 
leiften wie die fakultativen, wenn nicht mehr. Es find 
die obligatorifchen Fortbildungsichulen ſowohl in erzieh: 
licher Hinficht wie auch in bezug auf den Unterricht von 
gang befonderer Bedeutung; denn es ift für die jungen 
eute gerade in dem Lebensalter zwiſchen 14 und 
18 Jahren ſehr wichtig, daß fie eine Stüte an der Dis- 
ziplin der Schule finden. Der Unterricht, der ihnen zu 
teil wird, ift notwendig, damit fie jpäter den Sampf um 
ihre Exiſtenz mit dem glüdlichen Erfolge führen können, 
der jett jo ſchwer zu erreichen ift. 

Aber, meine Dam, es jcheitert in den meijten 
Fällen die Einrichtung der obligatorischen Fortbildungs- 
Ichulen nicht an dem Mangel an Lehrern; denn ich habe 
gefunden, daß Lehrer, 3. B. Volksſchullehrer, auch opfer- 
willige Männer der Fraris, die die ol des 
Handwerks kennen, immer in genügender Zahl gefunden 
werben. 

Schlimmer aber ift es mit ber finanziellen Seite; 
denn man wird den Städten nicht zumuten können, zu 
den vielen anderen Koften, die fie jegt zu tragen haben, 
auch noch die Koften für die obligatorifchen Fortbildungs- 
ichulen zu übernehmen. Es iſt auch nicht bloß das 
Intereſſe der Städte, das für diefe FFortbildungsichulen 
in Betracht kommt; denn viele von ben jungen Leuten, 
die auf dieſen Anftalten ihre Borbildung bekommen, 
iehen nachher fort. Es ift daher neben dem Intereſſe 

er Städte aud das des Stantes, das hier vorwiegend 
in Frage fommt. Daher bin ich der Meinung, daß der 
Staat die Verpflichtung hat, da einzutreten, imo die 
finanziellen Krälte der Gemeinden nicht ausreichen. Ich 
für meine Perjon würde durchaus dem Vorſchlage des 
Herrn Kollegen Dr Lotichius zuftimmen, daß man ebenfo 
wie in Sachſen und den Thüringifchen Staaten * 
ein allgemeines Geſetz die Fortbildungsſchulen obligatoriſ 

machte. Dann würde allerdings =. der Staat die Ver: 
pflichtung haben, größere Mittel, als das jett der Fall 
ift, aufzumwenden. Trotzdem möchte ich es der Megierung 
an die Hand geben, nad) der eg! bin zu wirten, 
daß durch ein allgemeines Landesgeſetz die FFortbildungs- 
fchulen einen obligatorijhen Charakter befämen. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen,) 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Handelsminifter 
hat das Wort. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
7* den Wünſchen des Herrn Vorredners gegenüber 
alte ich mich für verpflichtet, zu erklären, daß ich nicht 
laube, daß in der nächſten Zeit die Regierung von ihrer 
—— Stellungnahme gegenüber den ———— s⸗ 
ſchulen wird abweichen können. Die Mittel, die dafür 
erforderlich fein würden, eine allgemeine obligatorifche 
errang durch das ganze Land auf Staats- 
often einzurichten, würben ſehr große fein, und die fyinanz- 
lage des Staats wird doch für lange Zeit nicht erlauben, 
derartige Mittel einzuftellen. % glaube aud, daß ber 
feitherige Zuftand mancherlei Borzüge hat. Der Herr 
Borredner hat ſchon uhtig ausgeführt, daß die Meinungen 
in bezug auf die FFortbildungsfchulen ſehr geichwantt 
haben, daß man lange Zeit der Meinung gewejen ift, die 
fafultative —— chule ſei die — weil dann 
nur bie beſſeren Schüler in die Schule kämen und bie 
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Möller, Handelaminifter] 


Lehrziele höher geftet werden könnten. Man hat fich 
allmählich überzeugt, daß das nicht der Fall ift, daß in 
der fafultativen Schule der Ernft viel geringer ift, und da, 
wenn auch auf den erjten Anlauf die Schulen häufig etwas 
Gutes leiſten, in der Regel auf die Dauer diefe Schulen 
nicht das leiften, was fie vorher verſprochen haben, 
und daß der einzig richtige Weg ift, die obligatorifche 
Fortbildungsichule zu ——— aber, meine Herren, 
immer nur unter der Bedingung, daß die Nächſtbeteiligten, 
die Gemeinden, einen ganz erheblichen Teil der Sojten 
übernehmen. Wir find an den Etatstitel gebunden, der 
vor ung liegt; wir können micht weiter gehen, als die 
Mittel erlauben, die uns hier bewilligt find. 

Meine Herren, wir haben im legten Jahre in einer 
Weile Frortichritte auf diefem Gebiete gemacht, wie früher 
nicht. Ich hoffe auch, daß in Zukunft fich weitere Mittel 
werden flüffig machen laflen und daß wir in ruhigem 
Tempo auf dem begangenen Wege weiter fortichreiten 
werden. 

Wie gejagt, ich habe mich für verpflichtet gehalten, 
das bier auszufprechen, damit nicht unnötige Yllufionen 
im Lande erweckt werden. 


. rigen v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge— 
ſchloſſen. Der Tit. 7 ift bewilligt. Ebenfo Zit. Ta, — 
Tb, — (Zit. 8 und 9 fallen aus) — 10, — 10a, — 
10b, — 10c, — 11, — 12 — und 13. — 

Ich jchlage dem Haufe vor, ſich jegt zu vertagen. — 
Damit ift das Haus einverjtanden. 

Aus der Petitionstommifjion wünſchen auszu— 
Icheiden die Abgeordneten Gleim, Wiersdorff und Hoheifel 
(legtere beiden nur für heute), — Widerjpruc dagegen 
erhebt ich nicht. Ich lade die betreffenden Abteilungen 
ein, die Erjagwahlen vorzunehmen. 

Die nächſte Sitzung fchlage ich vor abzuhalten 
morgen, Donnerstag, den 19. Februar, Vormittag 11 Uhr 
mit folgender Tagesordnung: 
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Fortfegung der zweiten Beratung des Etats und 
zwar: 
a. Reſt der heutigen Tagesordnung, 
b. Etat der Berg⸗, Hütten» und Galinenvenval- 
tung. — Drudjaden Nr 8, 59. — 
Außerdem berufe ich die Abteilungen zur Vor: 
nahme der Wahl einer Kommiffion von 21 Mit 
gliedern für 
a. den Gejekentwurf, betreffend die Gebühren der 
Medizinalbeamten, Drudjahe Nr 35, 
b. das Ausführungsgefeg zum Reichsſeuchengeſetz, 
Drudjahe Nr 40. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
Dr Friedberg. 


Dr Friedberg, Abgeordneter: Meine Herren, ic) 

will feinen Bideiprud gegen die von dem Herrn 

Präfidenten vorgefchlagene Tagesordnung erheben; ich 
wollte mir nur die * an den Herrn Präſidenten 
erlauben, wann er die Interpellation meiner politiſchen 
—— über die Trierſchen Schulverhältniſſe auf die 
agesordnung zu ſetzen gedenkt. 


Präfident v. Hröcher: Wegen dieſer Interpellation 
babe ich mich vorhin mit dem Herrn Kultusminifter in 
Berbindung geſetzt. Der Herr Minifter ließ mir jagen, 
er fei im Mugenblid noch nicht in der Lage, anzugeben, 
wann er diefe Anterpellation beantworten könne, da er 
noch mit anderen Reſſorts darüber in Verbindung treten 
müſſe; er würde mir aber möglicherweife bereit3 heute 
Abend darüber Mitteilung zugeben lafien. Deshalb habe 
ich davon Abftand genommen, die VBerlefung der inter 
pellation auf die Tagesordnung zu jegen, was ja eine 
reine —— iſt, die gleich — wird, wenn der 
Herr Minifter erklärt, an diefem Tage die Interpellation 
nicht beantworten zu fünnen. 

Gegen die Tagesordnung liegt ein Widerfpruch nicht 
vor; fie ſteht feft. 

Ich ſchließe die Situng. 


Schluß der Sigung 4 Ugr 15 Minuten. 


Drud und Verlag: W. Moefer Buhdruderel in Berlin. 
117* 








1625 Haus ber Abgeorbneten. 25. Situng am 19. Februar 1903. 1626 
Spalte 
Tit. 3. Maßregelung von Hütten: 
arbeitern in Gleiwitz. 
Hierzu ein Nachtrag. Dr Hefig ...... EIREREERErEe 1665 
(Siehe Spalte 1876) Möller, Handelöminifter ........ 1668 
Ti. 5. Düngemittel, insbejondere 
Rainit, 
Frhr vd. Wangenheim .......... 1669 
25, Sißung. Möller, Handelsminifter ..... 1671. 72 
FETT 1671 
Donnerstag den 19. Februar 1903. Tit. 7. Bad Oeynhauſen. 
De Satlle 1673. 74 
Spalte Möller, Handeläminifter ........ 1673 
Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs Dauernde Ausgaben Kap. 14 Tit.1, 
des Staatsbaushaltsetats für das Etatsjahr verbunden mit Kap. 6 Tit. 5 des 
1903: Ertraordinariums. Allgemeine Be: 
andeld- und Gewerbeverwaltung (Dau- ſprechung. Dienftgebäube für bie Berg: 

* Feen Kap. 69 Tit. us 18. iverfäbireftion der Steinkohlenberg- 

Rap. 69a bis 70. Ertraordinarium Rap. 7 werke im Bezirk Dortmund. Verhält- 

Tit. 2 bis 17). — Drudjade Nr 46.. 1626 niſſe der Bergarbeiter. Wurmkrankheit. 
Dauernde Ausgaben Kap. 69 Stengel, Berichterftatter ..... 1674. 75 
Tit. 14. Beihülfen für waſſerwirt— Möller, Handelaminifter ..... 1676. 84 
ichaftliche Anlagen. Dr Hirſch (Berlin) urn eer 1676 

Graf zu Limburg-Stirum, Bericht: Dr Schultz (Bodum) .......... 1676 
2 1626 Zur Geihäftsordnung. 
Noelle. ERW 1627 U = TE 1686 
Kap.69a Tit.1. Arbeiter: und Beamten: = 
verhaltniſſe in der Porzellanmanufaktur. 
Dr Hirſch (Berlin)............. 1629 
Dönhoff, Geh. Regierungsrat..... 1630 PORBOR. 14 IOIE ER SRNEHNER: 


Ertraordinarium Rap. 7 Tit. 11. 
Maſchiniſtenſchule in Flensburg. Fun— 
kentelegraphie. 
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Berhandl. d, Haufes d, Abg. 19. VLegisl. V, Seifion 1908, 


Präfident v. Rröcher: Ich eröffne die Situng. 

Das Protokoll führt ber Abgeordnete Goerdeler, die 
Nebnerlifte der Abgeordnete v. Hagen, 

Das Protokoll über bie geftrige Sigung liegt auf 
bem Bureau - Einfiht aus. 

An Stelle der Abgeordneten Gleim, Wiersdorff und 
Hoheifel find die Abgeordneten Oſthaus, Hausmann 
und van Vleuten (lettere beiden nur für Beh in bie 
Petitionskommiſſion gewählt worden. 

Außerdem habe ich an Stelle des Abgeorbneten 
Borfter den Mbgeorbneten Lückhoff in die interrichts- 
tommiifion berufen. 

Ich habe Urlaub erteilt dem Abgeordneten Dr Heye 
—— auf 8 Tage zur Teilnahme an PBrovinzial- 
andtagsverhandlungen. 

Wir treten in die Tagesordnung: 

Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903, 
und zwar zunächſt: 
andels- und Geiwerbeverwaltung. — 
ruckſachen Nr 44, 46, 57. 

Wir find ftehen geblieben in der Debatte über Kap. 69 
der dauernden Musgaben. 

Ich eröffne die Beiprehung über den Tit. 14. Das 
Wort hat der Herr Berichterſtatter. 


Graf zu Limburg-Ztirum, Berichterftatter: Meine 
Herren, bei dieſem Titel handelt es fich um eine nicht 
große Summe; ed iſt aber eine ganz interefjante Ans 
elegenheit. Der Titel lautet: Zur Gewährung von Bei- 
ülfen für mafferwirtfhaftlihe Anlagen und zu Bor- 
arbeiten für folche, Diefer Titel ift —— auf Ver⸗ 
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IGraf zu Limburg: Stirum, Berichterjtatter] 
anlaffung des Herrn Kollegen Gamp in den Gtat ges 
kommen, und wir haben jedes Fahr erfahren, welche Aus— 
aben aus diefem Titel beftritten werben. Er dient haupt« 
ächlih zu Vorarbeiten für Stauwerke und für Vor— 
arbeiten zur Ausnugung von Waſſerkräften. Es wird in 
erfter Linie erforjcht, was für Wafferkräfte in den Pro» 
vinzen vorhanden find, und was eventuell damit zu leiften 
ift. Unter anderem ift die Provinz Weftpreußen unter- 
fucht worden; man hat gefunden, daß für 50 000 Pferde— 
kräfte genügende Wafferkräfte in der Provinz vorhanden 
find. Aus den —— von Herrn Intze und ſeinen 
Gehülfen geht hervor, daß auf dem —— 
lichen Wege eine Pferdekraft nur 2 M oder noch etwas 
weniger pro Stunde koſten foll, während fie durd; Dampf 
nur für 4 3 beichafft werden kann. Die Kommiſſion 
beantragt die Bewilligung diefes Titels. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Noelle. 





Noelle, Abgeordneter: Meine Herren, aus den Mit- 
teilungen des Herren Berichterftatters werden Sie ſchon 
erjehen haben, welcher außerordentliche Nugen mit dem 
hier ausgeworfenen Keinen Betrage geitiftet werden kann. 
Mit diefer geringen Summe von 10000 A finden Unter: 
fuchungen ftatt, inwieweit Wafferkräfte in den verfchiedenen 
Provinzen Preußens vorhanden find. Es ergibt ſich daraus, 
daß felbft in Provinzen, wo man es nicht vermutet haben 
follte, doch ganz außerordentlich ſtarke nutzbare Kräfte 
ee ind. Sie haben eben gehört, daß ſolche 
großen Kräfte z. B. in der Provinz Weftpreußen fich 
befinden. Wenn dieje Kräfte nun allmählich aufgeichloffen 
werden, jo gereicht das dem Staat zum größten wirt 
ihaftlihen Nuten. Ich bin deshalb durchaus damit ein« 
verftanden, daß dieſer Titel bleibt, glaube nur, daß er 
viel zu gering ift; denn mit einer Summe von 10 000 M 
läht fd) recht wenig machen. Die Unterfuchungen find 
ſehr jchwierig und fehr Eoftipielig., Es ift ja im weient- 
lihen ein Herr, der alle dieſe Unterfuchungen anjtellt 
und fich, weil er es auch nicht allein machen kann, jondern 
jeine Gehülfen haben muß, entiprechend bezahlen läßt, 
aber mit 10000 M iſt nicht viel zu erreichen. Dazu 
kommt, daß doc der Fonds nicht bloß zu ſolchen Unter- 
ſuchungen verwandt wird, fondern na zu Borarbeiten 
für Stauweiher, für Taljperren. Nun, dieje Vorarbeiten 
für Talſperren find auch jehr Eoftipielig, denn da müfjen 
langwierige genaue Unterfuchungen ftattfinden über die 
Negenmengen, die in einem bejtimmten Bezirk nieder: 
fallen, um danach zu berechnen, welche Faſſungskraft man 
der ZTaljperre geben darf. Es müſſen ferner Unter- 
ſuchungen ftattfinden über die Bobdenbildung und über die 
Be hafenheit des Geländes, um den u en Ort für 
die Sperrmauern zu finden, alles Unter — die 
äußerſt ſchwierig und koſtſpielig ſind. 

Meine Herren, ich glaube, über den Nutzen der Tal- 
iperren ift noch nicht genügend Klarheit geichaffen. Dem 
allgemeinen Zuge der Zeit folgend, bat man die Aus- 
nugung ber Waflerkräfte auch in ber Induſtrie etwas 
vernadhläffigt. Die Waſſerkrä —— a ben ag 
daß fie nicht jo regelmäßig in derjelben Größe zur Ber- 
fügung ftehen wie die durch die Kohle und den Dampf 
erzeugten Kräfte. Weil es aber in den meiften Jnduftrien 
notwendig ift, eine Eonftante Sraft zu haben, war die 
Nugbarmahung der Wafjerkräfte etwas zurüdgetreten 
und zwar mehr zurüdgetreten, ald es eigentlich im volks- 
wirtichaftlichen Intereſſe geboten und nüglich war. Durch 
diefe Taljperren aber kann man, wenigſtens in gewiſſem 
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Grade, auch den Wafjerkräjten eine Stonftanz verleihen. 
Überflutungen fallen weg und damit aud der Nüditau. 
Die Hauptjache ift aber, daß in trodenen Zeiten jegt 
immer ein gewiffes Quantum Waſſer zur Verfügung ſteht, 
und daß demgemäß die Werke jo gebaut werden können, 
daß die ganze vorhandene Waſſerkraft ausgenugt wird. 

Dabei möchte ih von vornherein noch auf einen Um- 
ftand aufmerkfam machen. Die Wafjerkräfte, namentlich 
an den Eleineren Flüſſen, kommen im weſentlichen nicht 
der Großinduftrie zu gute, jondern viel mehr der mitt« 
leven und Eeineren Induſtrie, einer Induſtrie, die feit 
Hahrzehnten, ja Jahrhunderten befteht und die äußerft 
nüglich für die — iſt. 

Aber nicht allein für die anne aa find dieſe 
Zalfperren von Bedeutung, jondern genau in derjelben 
Weife auch für die Waflerverforgung der großen Orte, 
und diefem Umftande haben wir im Weften e3 eigentlich 
zu verdanken, daß diefe Taljperren fich überhaupt fo ent» 
widelt haben, wie fie zum Glüd durch die eigene Initia— 
tive der Bewohner fich herausgebildet haben. Die roßen 
Städte des rheinifch-weftfälifchen Gebiets haben ſich zu 
einer Talfperrengenofjenihaft zufammengetan und geben 
Beiträge zur Errichtung der Taljperren in den verſchie— 
denen Gegenden, um fh fo einen fonftanten Zufluß des 
Wafjers der Flüffe, denen fie ihr Leitungswafler ent: 
nehmen, zu fichern. 

Aber auch der Landwirtichaft kommt es, wenn auch 
nicht in erjter Linie, ebenfalls zu gute. Es werden Üüber- 
ſchwemmungen in den Gebieten jeltener, und es ift aud) 
für die Landiwirtichaft zwedmäßig, wenn fie in heißen 
Sommern das Waſſer immer zur Berfügung bat, um 
Flößungen vornehmen zu fünnen. 

Hiernach ift, | ange ich, der Nuten der Taliperren 
ein jehr gen: ber an einem Punkt fcheitert gemöhn- 
li die Schaffung der Talſperren. Es will feiner die 
Koften für die Vorarbeiten aufbringen. Unter den Be- 
— gerade dieſer kleineren induſtriellen Werke befinden 
h viele, die durchaus nicht in der Lage find, ſelbſt wenn 
ie die Einficht und den guten Willen haben, auch nur 
geringe Mittel à tonds perdu —— Da iſt es 
meines Erachtens in erſter Linie Sache der Allgemeinheit, 
vorzugehen und die Vorarbeiten auf allgemeine Koſten 
zu machen. Die Koſten der Vorarbeiten ſtehen zu den 
Koſten des geſamten Werks kaum in irgend welchem Ver— 
hältnis; aber immerhin hält e8 ſchwer, die wenigen taufend 
Mark, um die es ſich im einzelnen Falle handelt, aufs 
ubringen, weil man von dem einzelnen vermögenden 

ann nicht verlangen kann, daß er auf feine eigene Ge- 
fahr alles dieſes Geld ausgibt. Soweit ich unterrichtet 
bin, genügt hierzu der Fonds nicht; wenigſtens hat man 
ichon zu dem Aushülfsmittel ar müflen, daß man 
einer —5* Vereinigung wohl Beihülfen in Ausſicht ge— 
ſtellt hat, aber dieſe Beihülfen nicht ſogleich für das eine 
Jahr hat bewilligen können, ſondern auf zwei Jahre hat 
verteilen müffen. 

Meine Herren, ich glaube, gerade im rag ber 
vielfach notleidenden Mittel- und Stleininduftrie in den 
vom Verkehr entfernteren Gebirgstälern ift es durchaus 
notwendig, daß der Staat mit größeren Mitteln eingreift, 
und ich möchte wünſchen und hoffen, baß ber Herr Sinanz- 
minifter im nächften Jahre ſchon diefen Fonds mindeftens 
verdoppelt oder verdreifacht. 


(Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. KRröcher: Das Wort wird nicht 
weiter verlangt, Widerſpruch nicht erhoben. Zit. 14 iſt 
bewuet — —— 15. —— 

eröffne die Beſprechung über Kap. 69a Tit. 1, 
Das Wort hat der Möasriektt Dr Hirſch (Berlin). 
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[Handeld: und Gewerbe-Etat] 

Dr Sirſch (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, 
der Etat der Königlichen Porzellanmanufattur weift in 
biefem Jahre zum erjtenmale die Berdienfte des Perſonals 
nad). hatte mir erlaubt, im vorigen Jahre die An— 
regung dazu auszufprechen, und begrüke es dankbar, daß 
ihr fo fchnell Folge geleiftet worden ift. Sie werben ge» 
fehen haben, bak die dort mitgeteilten Lohnverhältniſſe 
im allgemeinen angemeffene, teilweis günjtige find. Cine 
Ausnahme machen vielleicht die Löhne der unteriten Stufe, 
der gewöhnlichen Arbeiter und Bedienfteten, die mit TOM 
monatlich anfangen. 

Die Arbeiter erhalten vom 40. Lebensjahre ab 
einmal in drei Jahren einen zehntägigen Urlaub, was 
gewiß jehr anerfennenswert iſt. Nur finde ich die Be- 
ſchwerde der Arbeiter gerechtfertigt, daß es nicht richtig 
ift, die Urlaubsbewilligung erſt mit dem 40. Lebensjahr ohne 
jede Rüdfiht auf das Dienftalter beginnen zu laſſen. 
Wenn jemand aljo [ehpaeitig in die Borzellanmanufaktur 
eingetreten und 15 Jahre und länger dort tätig geweſen 
ift, fo bat er feinen Anſpruch auf Urlaub; dagegen hat 
er diejen Anspruch, wenn er kurz vor dem 40, Lebens 
jahr eingetreten iſt. 39 möchte der Hohen Staats- 
regierung anheimgeben, diejes Mifverhältnis zu erwägen. 

Bon viel weientliherer Bedeutung ift aber ein 
Punkt, den ich bereits in der Kommiſſion berührt habe, 
und deſſen Berüdjichtigung mir verfprochen worden ift; es 
handelt ſich um die Witwenpenfion. Meine Herren, es 
eriftiert eine Witwenpenfion, die aber äußerjt minimal ift; 
fie beträgt nur 3 .M monatlich, ein für die gegenwärtigen 
Berhältniffe durchaus ungenügender Betrag; es ift auch 
ihon für diefes oder das nädjite Jahr eine Reform der 
Penſionskaſſe in Ausficht geftellt worden. Hierbei wäre 
noch zu berüdfichtigen, dab in der Arbeiterpenſionskaſſe 
die Hoͤchſtſtufe der Benfion für arbeitsunfähige Arbeiter 
erft nad 5Ojähriger Dienftzeit eintritt. Es ift nun die 
Anficht der Arbeiter, die gewiß mit den Tatfachen ftimmt, 
daß ein Arbeiter äußerit felten das 50. Dienftjahr 
erreicht, daß alfo diefe Stufe wohl beffer ſchon mit dem 
45. Dienftjahre beginnen folltee Dann ift man aud 
damit nicht zufrieden, daß die Höchſtſtufe des Kranken» 
geldes auf 18 A beichräntt iſt. Die Verdienſte der 
Böher geftellten Arbeiter fteigen auf 180.4 monatlid und 
darüber; bei 180 „A gibt es nur 72.4 Srantengeld; das 
eriheint felbftverftändlich als zu geringer Erſatz für den 
Verluft eines folchen Arbeitslohnes. Das Mindefte, was 
bei der Srankenverfiherung gilt, it die Hälfte des Ber- 
dienftes. Ein — 5— Sat iſt wünſchenswert, in ben 
freien Kaſſen audy üblich, und jo wäre es zu wünfchen, 
daß eine Höchſtſtufe von 24 AM eingeführt würde in der 
im allgemeinen bezüglich der Arbeiterverhältniffe human 
eingerichteten Manufaktur. 

Es beiteht auch ein Unterſtützungsfonds in Höhe 
von 3000 A jährlid. Von diejen 3000 A geben bei 
einem Perjonal von über 400 Arbeitern jchon 1600 M 
ab für Auffeher- und Meifterwitwen, nicht als Penſion, 
ſondern für freimillige Unterftügung. Sonad bleiben 
für die Arbeiter jelbft nur 1400 A übrig, die natürlich) 
ſehr ſchnell erſchöpft find, ſodaß regelmäßig in den legten 
Monaten des Etatsjahres eine weitere Unterftügung 
nicht gewährt werden kann. Es ift der Wunſch und bie 
Hoffnung auszufprechen, daß diefer Arbeiterfondbs vielleicht 
um das —— erhöht wird, um den wirklich oft 
dringenden Bedürfniſſen entgegenzukommen. 

Einen noch weſentlicheren Grund zur Beſchwerde bieten 
die Verhütungsmaßnahmen gegen die Übertragung der 
Tuberkuloſe. Wie bekannt, leiden auch gerade die Borzellan- 
arbeiter an einer großen Tuberkuloſegefahr, und es iſt alles 
aufzubieten, um bei dieſem Elitekorps — die Borzellanarbeiter 
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find ja großenteild als halbe Künftler zu betrachten — 
die verheerende Krankheit möglichit fern zu halten, Nun 
ift nad) diefer Richtung gewiß ſchon manches Berdienft- 
lie geſchehen; es find Spudnäpfe — worben, 
teilweije ift die Einrichtung von Waſch- und Ankleideräumen 
erfolgt, man hat auch damit begonnen, daß jeder Ar- 
beiter einen eigenen Kleiderſchrank hat, damit die Kleider 
Yurch das Dichtnebeneinanderhängen nicht Anſteckung vers 
breiten. Wber dieſe Maßnahmen —* größtenteils * nicht 
vollſtändig durchgeführt worden. Es wäre dringend zu 
wünſchen, daß die Durchführung eine ſchnellere wäre; 
Koſten ſind ja damit nicht verbunden, und ſelbſt dieſe würden 
nicht hindern können, daß ſie zur Abwehr ſolcher großen 
Gefahr für Geſundheit und Leben angewendet werden. 


(Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) 


Auch die Ventilation in den Dreher- und Formerräumen 
ſoll zu wünſchen übrig laſſen, und die wäre leicht in dem 
erforderlichen Maße herzuſtellen. Vor allen Dingen wird 
darüber geklagt, daß die Arbeitsplätze nicht gehörig des— 
infiziert werden nach bem Tode von Drehern oder Formern, 
der gewöhnlich infolge der Tuberfulofe eintritt. Die Ge 
fahr der Anftedung iſt für den dort eintretenden Ar» 
beiter eine jehr große, und es ift, wie ich weiß, in folchen 
Fällen üblid, eine gründliche Desinfektion vorzunehmen, 
ſodaß alle Krankheitskeime vernichtet werden. 

Daß dies in der Königlichen Porzellanmanufattur 
auch geichehe, ift der herzliche Wunſch, mit dem ich diefe 
Anregungen jchließen möchte. Es wird ein Ruhmestitel 
für die Königliche Staatsregierung jein, wenn fie die 
Porzelanmanufaktur in vollitem Maße, wie gie jetzt Kan 
großenteils ift, auch zu einem fozialen uber titut 
geftaltet. 

(Bravo! linke.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommilfar. 


Dönhoff, Seh. Regierungsrat, Regierungstommiffar: 
Meine Herren, wie der Herr Vorredner anerkannt hat, 
ift die Leitung der Porzellanmanufattur beftrebt, nad) 
Möglichkeit die jozialen Verhältniſſe der Arbeiter zu ver- 
befjern. Wenn dieje Beitrebungen nicht jo vorangehen, 
wie der Herr Vorredner und wie die Arbeiter es viel- 
leicht wünfchen, jo liegt das in der Natur der Berhältnifie. 
Ich möchte mir erlauben, auf einige Punkte, die der Herr 
Vorredner angeregt bat, kurz einzugeben. 

Wenn in diefem Jahre damit begonnen worden ift, 
den Arbeitern einen Erholungsurlaub zu geben, fo iſt 
das lediglich ein Anfang; ein Abſchluß ift mit dem, was 
bisher geſchehen ift, keineswegs erreicht, es ift nicht als 
Abichlup gedacht, und wir En dag wir auf diefem 
Wege weiter vorangehen werben. 

Wenn der Herr Vorredner weiter bemängelt, daß 
die Wünfche der Arbeiter be anti der Witwen» und 
BWaifenverforgung noch nicht erfüllt wären, jo habe ich 
mir ſchon in der Budgetfommiffion darauf —— 
erlaubt, daß infolge dringender organiſatoriſcher Arbeiten 
es nicht möglich war, an eine Neuregelung der Witwen-— 
und ke heranzugehen, daß wir aber im 
Laufe der nächiten Monate an diefe Frage herantreten 
werben; die Anregungen, die der Herr Rorrebner gegeben 
hat, werden dann in Erwägung gezogen werden. 

Auf dem Gebiete der Bekämpfung der Tuberkulofe 
ift die Direftion der Manufaktur feit Jahren beftrebt, 
die Manufaktur zu einer Mufteranftalt aud in biefer 
Beziehung zu entwideln. Der Herr DVorredner hat 
hervorgehoben, daß in großem Umfange in neuerer Zeit 
dadurch etwas geſchehen ift, daß Ankleide- und MWaidh- 
räume neu geichaffen worden jind. Sch. — I weiter 
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[Dönhoff, Geh. Regierungsrat] 


die Erklärung abgeben, daß jeit Monaten jehr intenfiv 
Berfuhe dahin gemacht werden, Abſaugevorrichtungen für 
den Staub anzubringen und zu BL 


(Bravo!) 


Auch hier ift es nicht möglich, mit einem Schlage Boll» 
fommenes zu erreichen. Fir müflen probieren; es ift 
ein durchaus eigenartiger Betrieb, für den wir Vorgänge 
anderwärtö nicht haben, und für den wir das Befte zu 
finden ſuchen. 

Der Herr Borrebner kann —— ſein, daß die 
Verwaltung beſtrebt iſt, die Manufaktur nicht bloß in 
fünftlerifcher Beziehung, fondern auch in ſozialer Be- 
ziehung auf ber Ste zu erhalten. 


(Bravo!) 


äfident v. Rröcher: Das Wort ift nicht weiter 
verlangt, Widerſpruch nicht erhoben; Tit. 1 ift be- 
willigt. 

Ebenio Tit. , — 3, — 4, — 5. — Kap. 695 
&t.1, -— ,—3, — 4, — 5, — 6. — Rap. 69c 
u, — , — 3, u — u — 6. — A 10, 
Fit. 1, — 2, — 3 — und 4. 

Damit find die dauernden Ausgaben bewilligt. 

gehe über zu den einmaligen und außer- 
ordentlihen Ausgaben Kap. 7. 

(Zit. 1 ift an die Budgelommiffion zurüdverwiefen.) 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 2, — 3, — 
4, — 5, — 6,— 7, „— 9 — und 10, — ſchließe 
die Bei — ch ſtelle ohne beſondere Abſtimmung 
feſt, daß dieſe Titel vom Hauſe bewilligt ſind. 

Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 11. Das 
Wort hat der Abgeordnete Metger. 


Metger (Flensburg), Abgeordneter: Meine Herren, 

nur mit wenigen Worten möchte ich darauf hinweifen, 
daß an diefer Stelle eine bemerkenswerte Erweiterung 
des Unterrichts an den Seedampfſchiffsmaſchiniſtenſchulen 
vorgefehen ijt. Die Anftalt in Flensburg foll, wie in 
Tit. 11 angegeben ift, mit Apparaten für den Unterricht 
in der Funkentelegraphie ausgeftattet werden. Nun ift 
nicht zu bezweifeln, daß biefe neue Art der Gedanken— 
mitteilung in legter Zeit für die Dampfihiffe von großer 
Bedeutung geworden ift. Es ift daher aud mit Freude 
u begrüßen, daß die Königliche Regierung diefem Gegen- 
Hande ihre befondere Aufmerkjamkeit widmet, und daß fie 
den Majchiniften Gelegenheit gibt, fich in diefem Fache 
ründlich zu unterrichten. In enger Verbindung damit 
ehe auch die im folgenden Titel für die Flensburger 
Schule vorgejehene Erweiterung des Unterrichts in der 
Elektrotehnit. Elektriſche Apparate und Maſchinen 
werben ſchon jegt in großem Umfange auf den Dampf» 
ichiffen verwandt, und es wird in Zukunft das noch mehr 
ber Fall fein. Es ift nun nicht zu bezweifeln, daß 
erade die Maſchiniſten bei ihrer gründlichen technifchen 

— leicht in der Lage ſein werden, dieſe neue 

Art von Maſchinen richtig zu behandeln und anzuwenden. 
30 möchte wiederholen, daß die in diefen Titeln zum 
usdrud gelangte Erweiterung des Unterricht8 auf der See— 

dampfichi smatdiniftenfohule volle Anerkennung verdient. 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge 
ichlofjen, Tit. 11 ift bewilligt. — Ebenſo Fit. 12 
und 13. 

Meine Herren, es ift der Borfchlag gemacht worden, 
Tit. 14, 15 und 16 in der Beſprechung zu verbinden. — 


Haus der Abgeordneten. 23. Sigung am 19, Februar 1903. 


1032 


Ich eröffne alfo die Pig über Tit. 14, 15 und 16, 
Zu Tit. 15 Tiegt vor: a) der Antrag des Abgeord- 
romberg) auf Drudjahe Nr 44: 


daß —* aus der Abgeordneten im vorigen 
— die Frage der Gewerbeförderung aus 
nlaß des Antrages Trimborn eingehend be» 
—— und eine Reihe hierauf bezüglicher 
aßnahmen der Königlichen Staatsregierung 
zur Durchführung empfohlen hat, 
daß die Königliche Staatsregierung ihre 
Bereitwilligkeit, auf den Boden dieſes Be— 
ſchluſſes des Hauſes zu treten, insbeſon dere 
dadurch bekundet und betätigt hat, daß ſie in 
dem Etat pro 1903 für bie Zwecke ber 
Gemwerbeförderung erhöhte Mittel bereit- 
geftellt hat, 
daß bei diefer Sachlage erwartet und ge 
wünſcht werben muß, daß die Königliche 
Staatsregierung binnen kürzefter Friſt die 
erforderte Aufklärung geben wird, und es fid 
daher nicht empfiehlt, or einen einzelnen 
Gegenftand aus dem oben bezeichneten Vor. 
gehen berauszugreifen, 
über den Antrag des Abgeorbneten Dr Grüger 
(Bromberg) [Drudjache Nr 44] zur Tagesordnung 
überzugehen. 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr Grüger (Bromberg). 


Dr G&rüger (Bromberg), Abgeordneter: Meine 
Herren, nad den Ausführungen des Herm Kollegen 
Wallbrecht zu dem allgemeinen Zeil des Etats über 
Meifterturfe hatte ich eigentlih angenommen, daß ic 
mir die Begründung meines Antrages jehr leicht würde 
machen können, daß ich mit wenigen Worten darüber 
hinwegkommen fünnte. Nun ift aber der Antrag be# 
Herrn Kollegen Trimborn dazwiſchen gekommen und hat 
die Lage wejentlich verändert. Jh muß ———— der 
Antrag des Herrn Kollegen Trimborn iſt mir 
vollftändig unverſtändlich. Wenn der Herr Kollege 
Wallbrecht erklärt hat, mit dem vorjährigen Gewerbe 
förderungsantrag Trimborn und Genoffen hätten bie 
Herren offene Türen eingeftoßen, ein Saß, ben ich voll» 
ftändig unterfchreibe, den ich auszufprechen mir auch ſchon 
bei den vorjährigen Verhandlungen geftattete, jo möchte 
ich jegt behaupten, daß die Herren offenbar be- 
ftrebt find, die offenen Türen möglichſt fchnell 
wieder zu [hließen; 

(ſehr richtig! bei den Freiſinnigen) 


fonft weiß ich nicht, welchen Zwed, welche Bedeutung es 
haben fol, daß man über den von mir geftellten Antrag 
zur Tagesordnung übergehen foll, 

# möchte annehmen, daß den Herren die Formu—⸗ 
lierung ihres Antrages und die Begründung, über meinen 
Antrag zur Tagesordnung hinwegzukommen, nicht ganz 
leicht geworden jein mag. Diejer ganze Antrag, Fine 
aeg und —— Beer auf mich den 

indrud, ald wenn man ein Mänteldhen gefucht hätte, 
das man der Ablehnung der von mir geftellten Forderung 
umbängen will, damit die Ablehnung nah außen 


1633 


[Handeld- und Gewerbe-@tat] 


[Dr Erüger (Bromberg), Abgeordneter] 
bin keinen zu ſchlechten Eindrud madt. Gie find 
auf den Gedanken gekommen, zur Tagesordnung über- 
—— mit einer Begründung, wie ſie eigenartiger nicht 
gefunden werden kann, und auf die ich mit einigen 

Worten noch zurückzukommen mir geſtatten werde. 
ch will nur eins jetzt fchon bemerken. Unter 
anderem wird in dem Antrage Trimborn bemerkt, man 
müfje über meinen Antrag zur Tagesordnung übergehen, 
weil nur ein beftimmtes Gebiet aus der jogenannten 
Trimbornſchen Gewerbeförderungsaftion herausgegriffen 
wird, Mit der ganzen Trimbornihen Gewerbe 
förderungsaftion ift es aber nichts. Diejenigen 
Dinge, die in diefem Antrag Trimborn zus 
fammengefaßt werben, find ja, wie aud der 
De Kollege Wallbredt jhon hervorgehoben hat, 
olde, die wir feit Jahrzehnten wieder und 
immer wieder in ben Vordergrund geftellt haben. 
Wenn Sie nun fagen, ich holte aus dieſem gejamten 
Gebiete eine einzelne frage heraus, jo fage =: ich hole 
allerdings eine Frage ar aber eine ſolche, die 
ſpruchreif ift, die J längſt ſpruchreif iſt, über 
die wir keine Studien weiter anzuſtellen brauchen, ſondern 
über die wir ſehr leicht uns ſchlüſſig machen können, 
indem wir den Wunſch an die Königliche Staatsregierung 
richten, überall mit der Einrichtung von Meiſterkurſen 

vorzugehen, 

Nachdem dad Zentrum im legten Fahre ſich modern 
packt hat, will man biejes Yabr wieder zurüd. Es 
eint faft, daß es Ihnen leid tut, daß fie ſich 
im vergangenen Jahre einmal zu modernen 

wirtfhaftlihen Grundfägen befannt haben. 


(Sehr richtig! bei den Freifinnigen.) 


Meine Herren, die frage der Meiſterkurſe ift doch 
ganz gewiß nicht neu. Ich begreife überhaupt nicht, 
daß die Königliche Staatsregierung erklärt, fie wolle zum 
Studium dieſer frage und der durch den Antrag 
Irimborn im ge Jahre weiter angefchnittenen 
fragen 15 000 bewilligt haben. Sind denn ba$ 
neue Tragen? Müjjen die Dezernenten bes 
Minifteriumswirklic dieje Fragen erft ftudieren? 
Wollen Sie jet erft anfangen, ſich mit der Förderung 
des Genofjenihaftswejens, der Meifterkurfe ufw zu ber 
ſchäftigen? B dazu erſt jemand in das Ausland ge— 
fit werden? Der Herr Handeldminifter hat ja felbft 
Gelegenheit gehabt, die Kurſe in Cöln und Hannover 
fennen zu lermen; wenn er vielleicht nocd etwas füb- 
wärts geht, nad Nürnberg, dann hat er fo ziemlich, 
was in Deutichland auf diefem Gebiete vorhanden 
ift, geprüft, dann hat er eine ſolche Fundgrube an 
Material, daß er jeine Dezernenten nicht hinaus« 
zuſchicken braudt nah Oſterreich und, ich weiß 
nicht, nach welchen Gebieten noch, um dort Studien über 
Fragen zu machen, die lange jpruchreif find, die ſchon 
vielfach ihre Löjung gefunden haben. Sn bin daher der 
Anficht, daß, wenn man diefe 15 000 A — ich will ber 
Bewilligung nicht widerfprechen, damit nicht gejagt werde, 
wir feien engberäiß geweſen, wir wollten irgend einen 
Poften zurüdhalten, den das Minifterium gebraudt, um 
Dezernenten noch weiter auf diefem Gebiet ausbilden zu 
können, — daß, wenn man nun dieſe 15000 in eine 
Provinzialftadt zur — ——— der Handwerkskammer 
für die Durchführung der Meiſierkurſe hergegeben hätte, 
man den Meijtern einen erheblich größeren Dienft geleiftet 
hätte, als wenn man die 15000 AM für Stubienzwede 
verwendet. Meine Herren, ich habe die Vermutung, daß 
nad) ein bis zwei Jahren, wenn heute wider Erwarten 
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der Antrag Trimborn angenommen werben follte, und 
man über meinen Antrag zur Tagesorbnung übergeht, 
das Zentrum mit dem gleiden Antrag bervor- 
tritt, über ben es heute zur ee ges will. 

Bei der erften Bekanntgabe meines Untrages ift ein 
merkwürdiges Mißverftändnis verfchiedenen Beitungen 
unterlaufen: man bat geglaubt, ich wolle —— 
daß überall Meiſterprüfungen eingeführt würden 
Ich will nicht fagen, daß die Einführung von Meifter- 
kurſen das Gegenteil davon iſt; aber allerdings gan 
etwas anderes iſt es zweifellos. Aber wir haben es bod 
mit einem Gebiet zu tun, auf dem ſich zufammenfinden 
können die Freunde und Die ng der Meifterkurfe, 
die Freunde und die Gegner des Befähigungsnachmweifes, 
auch alle die, die der Meinung find, dab das Handwerk 
ohne Befähigungsnachweis Rn; die Dauer nicht gehalten 
werden fann. eine Herren, auch die können ſich auf 
diefen Antrag zufammenfinden; denn die müflen ohne 
weitere zugeben: ob mit ober ohne Befähigungs- 
nachweis, für die tehniihe und kaufmänniſche 
Ausbildung der Handwerker muß mehr geichehen, 
als bisher geſchehen ift. Und da darf nicht gewartet 
werden; wir dürfen nicht die Sache verjchleppen, fie 
hinausſchieben um ein Jahr, bis wir eine neue Denf- 
ichrift bekommen, um endlich nach zwei weiteren Jahren 
an die Negierung die Frage zu richten, wann denn überall 
Meifterkurje werden eingerichtet werden. Meine Herren, 
vergeflen wir nicht: es Handelt fih um Meifterkurje, 
in erjter Reihe um die Ausbildung der Meister felbit, 
und jedes Jahr, um das man die Ausbildung der Meifter 
binausichiebt, ift verlorene Zeit. Dieſes Fahr koſtet vielleicht 
fo und fo vielen Meiftern ihre Eriftenz, Eoftet ihnen jeden- 
falls die Möglichkeit, Tich im ihrem Handwerk im 
modernen Sinne und im modernen Geifte weiter 
zu bilden. 

Nun hat allerdings die Königliche Staatsregierung 
den Handmwerfsfammern 100 A. für derartige 
Zwecke zur Verfügung geftellt, und das begrüße ich 
mit Freuden. Es könnte ja vielleicht überhaupt gelagt 
werden, daß es ſich hier in erfter Reihe um Aufgaben 
ber Handwerkskammern handelt, und daß der Staat 
nur fubventionierend einzugreifen habe. Meine Herren, 
ich halte eine derartige Stellungnahme für eine — 
falſche; denn hier handelt es ſich um die Aus— 
bildung. Und da ſtelle ich allerdings an die 
Staatshülfe die allerweiteſtgehenden Anſprüche, 
wo es ſich um die Ausbildung handelt, ſei es in Schulen, 
fei e8 in Fachſchulen oder in Fortbildungsidhulen, jei es 
in Meifterkurjen, darf die Staatsregierung nicht erſt in 
weiter Reihe eintreten. Da darf man nicht jagen: 
Bier follen die Handwerkskammern, bie Kommunen 
arbeiten, und nur, wo diefe größere Opfer bringen, da 
fol auch die Staatsregierung eintreten. Nein, meine 
Herren, hier fage ih: in erfter Reihe ift es Auf- 
gabe der Gtaatsöregierung, die notwendigen 
Mittel zur Berfügung zu Bellen, um bie Lehr— 
inftitute lebensfähig auszugeftalten und zu er» 
halten. Mit der Unterftügung von 100 000 A iſt nicht 
viel zu madhen. Die Handwertstammern haben jo und 
fo viele Gebiete, auf denen fie ſich betätigen können, und 
fie baben Grund, zu wünſchen, daß die Staatsregierung 
die Ausbildung der Handwerker jelbit in die Hand nimmt. 
Die Handwerfätammern mögen dabei beratend 
ber Staatsregierung zur Seite ftehen. 

Im vergangenen Jahre habe ich im Neichstag den 
Wunſch geäußert, daß uns eine Überficht gegeben wird 
über das, was die Handwerkätammern auf den ver- 
ſchiedenen Gebieten, deren Pflege ihnen überwieſen ift, 
bisher geleiftet haben. Wir haben in biefem Jahre ge 
hört, daß Unterfuhungen darüber im Zuge find; aber 
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wahrjcheinlich werden noch zwei bis drei ri vergehen, 
ehe wir eine genaue Kenntnis davon haben, was bie 
Handwerkskammern leiften. 

Auf dem Gebiete der Ausbildung haben zweifellos 
eine Reihe von Handwerkskammern bereits jehr erfreuliche 
Refultate zu verzeichnen. Soweit ich es babe verfolgen 
können, find dies allerdings weſentlich Handwerkskammern 
des Weitens. Es wäre dringend erwünſcht, daß die 
Erfahrungen und Arbeiten diefer Handwerkskammern 
zum Wllgemeingut gemacht, allen zur Stenntnis gebracht 
werden. Und id möchte an die Königliche Staats- 

ierung die Bitte richten, ihrerſeits dahin zu ftreben, 
dak das, was bie Handwerkskammern an pofitiven 
Arbeiten geleiftet haben, durch eine Darftellung zur alls 
gemeinen Kenntnis gelangt, damit die übrigen Hand» 
werfsftammern, die jich wejentlich auf die Abhaltung von 
Kongreſſen und die Abfafjung von Berichten beichränten, 
in denen nichts enthalten ih, fih ein Vorbild nehmen 
an den Handwerksfammern, die auf dem Gebiete der 
Ausbildung des Handwerks ſchon außerordentlich viel 
geleiftet haben. 

Was nun die Meifterfurfe betrifft, jo glaube ich, 
wie bereits bemerkt, daß dieſe Sache ſchon volltommen 
ſpruchreif ift. 

n der Frage der Durchführung kann man ja viel» 
leicht verjchiedener Anficht fein; aber da würde uns 
jedenfalls eine Denkſchrift nicht fördern, jondern 
da müfjen wir in der Praris lernen, ob feite Kurſe ein- 
zurichten find, ob Wanderlehrer hinausgeididt werden 
tollen, Wanderfurje einzurichten find, ob in den Provinzial 
bauptftädten oder in anderen Städten folche Kurſe ein- 
zurichten, ob den Handwerkern zum Bejuche folder Kurſe 
Prämien zur Verfügung geftellt werden follen uw. Über 
alles das kann uns feine Denkjchrift hinweg helfen. 
Denn die Berhältniffe liegen in den einzelnen Provinzen 
jo außerordentlich vericdhieden, daß da nad) Lage der 
lokalen Berhältniffe vorgegangen werben muß. Heute 
haben wir in Preußen Meiſterkurſe — und zum Teil 
nur in den Anfängen — in Hannover, Cöln und Poſen. 
Wie fteht es nun mit den Handwerkern in den übrigen 
Provinzen? Will man etwa den Handiverkern zumuten, 
vielleicht von Memel in Oftpreußen nad) Boten oder 
Hannover zu reifen, um dort den Meifterfurjus zu be 
juhen? Die Meifterkurfe müſſen in die einzelnen Pro- 
vinzen hinein gelegt werden. Ich babe im erften Mugen- 
blick daran gedacht, daß fie in die Provinzialhauptftädte 
gelegt werden; ich babe mich aber davon überzeugt: 
aud das reicht nicht! Denn ein großer Teil der Pro- 
vinzen ift jo weit geftredt, und innerhalb der Pro- 
vinzen find die Handwerkszweige jo verfdieden- 
Bed, daß verjchiedene Kurfe eingerichtet und den wirt« 
ſchaftlichen Verhältniffen angepaßt werden müſſen. 

Wie liegt die Sache heute? Ich weiß nicht, ob es 
richtig ift, es ift mir aber geiagt worden, daß, wenn 
heute in einer Provinzialitadt Meifterkurie eingerichtet 
werden follen, und die Handwerkskammer ſich deshalb an 
die Königlihe Staatsregierung wendet, die Königliche 
Stantöregierung erwidert: wir müfjen erſt jo und jo 
viele Vormerkungen berüdfichtigen, und wenn die übrigen 
Wünſche berüdjichtigt werden, werdet ihr herankommen. 
Ya, meine Herren, was für ein Standpuntt ift 
das gegenüber der Ausbildung der Gewerbe 
treibenden, wo man immer bavon jpridht: man 
bat ein Herz für den Mittelftand, man hat ein 
Herz für den Handwerker! Da darf man nicht mit 
einigen Hundertauſend Mark Enaufern, jondern man muß 
die erforderlichen Mittel zur Verfügung jtellen. Es läßt 
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fich auf Heller und Pfennig nicht genau herausrechnen, 
wieviel notwendig ift; ich —8 1 bis 11, Millionen 
werben notwendig fein. Spielt das aber eine Rolle bei 
jo wichtigen Fragen? Heute werden 37000 M au 
eworfen zur Unterftügung von drei Meifter- 
Bieten, 3 wäre wirklich — über die Etats der 
Meiſterkurſe — wenn da 37 genügen —_ etwas 
zu erfahren. Ich vermute, daß jo und fo viele Organi- 
jationen erft zur Unterftügung herangezogen werden. 

Ahnlich wichtig wie die Einrichtung von Meifter- 
kurſen ift die Austellung von Maſchinen. Dteine 

ren, auf die Ausjtellung von Majchinen lege ich ähn« 
ichen Wert wie auf die Ausgeftaltung der Meifterkurfe. 
Wo find die Gewerbetreibenden und die Handwerker, die 
heutzutage in der Lage find, die Maſchinen zu beurteilen 
und kennen zu lernen, die jie für ihren Beruf unbedingt 
haben müflen, wenn fie leiftungsfähig und onfurrenz- 
fähig bleiben wollen? Dieſe Majchinenausftellungen 
dürfen ebenfalls nicht nach einem Schema, nach einer 
Schablone durchgeführt werden; da nut fo eine Denf- 
fchrift gar nichts. Wir haben ja z. B. über die öſter— 
reihifhen Verhältniſſe eine ganz umfangreihe Dent- 
ſchrift. Ich kann mir nicht denken, daß der Herr, ber 
die öjterreichiichen Meiſterkurſe jtudieren wird, mehr 
Material heimbringen wird, als in diefem Bericht ent- 
alten ilt. 
j 8 haben fih die Maſchinenausſtellungen ganz und 
gar nad der Art der handwerfsmäßigen Betriebe zu 
richten, die in den Provinzen innerhalb der Aegierungs- 
bezirke verteilt find. In dem einen Bezirk wird die Schub. 
macherei, in dem anderen die Schneiderei, in dem dritten 
die Tiſchlerei hauptjächlic in Betracht fommen. Man joll 
nun überall mit dem Notwendigften den Anfang machen; 
wir gelangen dann jpäter ſchon von ſelbſt zur Bervoll- 
ftändigung. Heute heißt es, jedem Bezirke das zu 
bringen, was in erfter Reihe für dieſen Bezirk 
notwendig ilt. 

Und haben wir erft die Meifterkurfe überall, haben 
wir die Mafchinenausitellung, dann wird ſich naturgemäß 
bieran die Ausbildung der Handwerker nad der 
faufmännifhen, geihäftliden und genojien- 
ſchaftlichen Richtung anſchließen. 

Meine Herren, ich bin der Anſicht, daß es mit der 
techniſchen Ausbildung der Meiſter nicht ſein Bewenden 
haben wird, ſondern daß der techniſchen Ausbildung eine 
weitere Ausbildung anzugliedern iſt. 

Meine Herren, man ſpricht von der Förderung 
des Genoſfenſchaftsweſens. Sa, möge man doch 
erit bei Gelegenheit der Meifterfurfe die Handwerker 
vertraut machen mit der Organifation der Genofjen- 
ihaften, mit Genoſſenſchaftsgeſetz und Betrieb der Ge 
noſſenſchaften; möge man fie auf die Schwierigkeiten, bie 
zu überwinden find, aufmerkjam machen, aber aud) dar 
auf, dak es feine unüberwindliden Schwierigkeiten find, 
und daf, wenn ein guter Wille vorhanden ift, auch dieſe 
Schwierigkeiten überwunden werben können. Aber frei 
lich, es jollen die erprobten genoſſenſchaftlichen 
Grundjäge gelehrt werden von Männern, bie 
auf dem Gebiete Erfahrungen befigen und ſich 
bewährt haben. . _ 

Dann noch die Frage, die ſchon häufig erörtert 
worden iſt — ich will fie nur berühren —: die kauf: 
männijche Ausbildung. Es ift fein Zweifel darüber, 
daß der Handwerker, der fein Gewerbe auf bie Dauer 
leiftungsfähig erhalten will, aud Kaufmann jein muß, 
taufmännifches Mechnen kennen muß. Der Eleinite 
Handwerkerbetrieb muß faufmännijd betrieben 
werden. Das können aber heute die allerwenigiten 
Handwerker. Deshalb jollen fie es lernen bei Gelegen- 
heit der Meiſterkurſe. 
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Meine Herren, ich bin aljo dev Meinung: die Frage 
ift jo fpruchreif, daß der, der über meinen Antrag zur 
Tagesordnung übergehen will, fih nur auf zwei Mo— 
mente ftüßen kann. Entweder er fagt: der Staat 
hat nicht die nötigen Mittel, um die Meijter- 
furfe einzuführen, — oder dieſe Organiſa— 
tionen haben überhaupt Eeinerlei erheblichen 
Wert. Yc bin begierig, meine Herren, auf die Begrün- 
dung des Antrags Trimborn, Ich kann mir aber nicht, 
vorkelen, daß die Herren zu der Überzeugung gelangen 
werden, daß die Megierung nicht die 1 Million oder 
1'/, Millionen für derartige Zwede zur Berfügung hat; 
ih fann mir andererjeit3 auch nicht denken, dab die 

erren erklären werden: die Einführung und Durch— 

hrung der Meiſterkurſe ift nicht jo dringend, daß wir 
darauf nicht noch ein paar Jahre warten können. Meines 
Eradtens ift die Durdführung allerdings außer: 
ordentlich dringend. 

Die Herren haben in den letten Tagen ſehr viel 
geiprochen von dem Befähigungsnadhmweid, und ich 
habe meinerfeits jchon erklärt, daß wir es hier mit einem 
Gebiet zu tun haben, auf dem fich Freunde und Gegner 
des Befähigungsnachweijes zufammenfinden können, Aber, 
meine Herren, ich kann ng die Gelegenheit en vor⸗ 
übergehen laſſen, ohne auf den ftenographiichen Bericht 
der NReichstagsfigung vom 9. Februar aufmerkfiam zu 
machen und Eu die bortigen Ausführungen des 
5— Staatsſekretärs Grafen Poſadowsky. 

eine Herren, Sie ſagten, der Befähigungsnachweis für 
das Baugewerbe ſei ſpruchreif. Wenn man aber aus 
den Mitteilungen des Herrn Staatsſekretärs entnimmt, 
wie für derartige Sachen Stimmung gemacht wird, wie 
die Innungsverbände einfach ihre Gutachten formular- 
mäßig abgeben nad Anjhauungen, 


(hört, hört! Links) 


die von oben her geradezu in die Innungen hinein 
getragen find, dann, glaube ich, find wir doc jehr weit 
davon entfernt, zu —— ſpruchreif wäre die Frage. 
Mit viel mehr Recht darf ich wohl behaupten: 
ſpruchreif ift die Frage der Meifterkurje. 

Nun, meine Herren, nur noch einige wenige Worte 
zu ben Bemerkungen der Herren Nedner von gejtern 
über die Förderung des Genoſſenſchaftsweſens. 

ch habe mir ſchon geftattet, auszuführen, daß meines 

achtens Kurſe über das Genofjenichaftsweien den 
Meifterkurfen anzugliedern find, damit bei diefer Gelegen- 
beit die Handwerker auch über die Bedeutung bed Ge- 
noſſenſchaftsweſens aufgeklärt werden, Wir * im 
Etat einen Poſten von 30000 AM zur —— des 
Genoſſenſchaftsweſens, einen Poſten, der wie gewöhnlich 
feit einigen ve im Gtat ich findet. hätte 
ewünjcht, daß die Berwendung der 30000 AM etwas 
pezialifiert wird; denn ſoweit ich die Berhältnijfe 
überfehen kann, habe ih das Empfinden, daß 
mit diefen 30000 AM das Genofjenjhaftswefen 
hen wenig gefördert wird, aß Diele 
30000 A im allgemeinen weggeworfenes Geld 
darftellen. 

Nun haben die Herren Gamp und Urendt geftern 
bier noch eine viel weitergehende Förderung des Ge- 
noſſenſchaftsweſens vertreten. Ich habe die Zeitungen 
heute durchgejehen, aber ich habe nicht? genaues über die 
Reden der Herren eruieren Fünnen. Mir hr indes 
gejagt worden, die Herren hätten bier die Anſchauung 
vertreten, e8 wäre wünſchenswert, baß für bie 
Handwerker noch eine bejondere preußiicde 
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Bentral-Genoijenjhaftstajje gegründet werde, 
eine preußifche Zentral-Genofjenichaftstaffe Nr 2. Sie 
waren fi) nur noch nicht darüber klar: follte das ein 
Sentralinftitut fein, oder follten vielleicht den einzelnen 
Negierungspräfidenten, einem jeden 50 000 oder 100 000 
oder 200 000 ‚AK zur Befriedigung des Kreditbedürfniſſes 
der Handwerker zur Berfügung geitellt werden? Ich 
muß geitehen: derartige Vorſchläge maden auf 
den, der einigermaßen mit den Handwerker— 
verhältnijjen und den genoffenfhaftlihen Ver— 
hältniſſen vertraut ift, einen außerordentlich 
komiſchen Eindrud. 


(Sehr wahr! links.) 


Man kann eigentlich nur annehmen, daß die Herren fich 
bei diefem Gedanken von der Erwägung führen lafjen: 
wir ftehen unmittelbar vor den Wahlen, und es 
macht dod) einen jehr guten Eindrud, wenn man 
fagen ann: ſeht, Gewerbetreibende, ihr Elagt 
über mangelnde Befriedigung des Kredit— 
bedürfnijjes, wir haben der Hegierung den Vorſchlag 
gemacht, die einzelnen Regierungsbezirke mit den Mitteln 
au verjehen, damit die Hegierungspräfidenten nun das 
reditbedürfnis der Gewerbetreibenden zu befriedigen in 
der Lage find. 
eine Herren, es iſt wirklich ſchwer, der— 
artige Anregungen ernft zu behandeln, Aber ift 
denn nun plöglich der Glaube an die preußiiche Zentral» 
eg ein eihwunden? Der Abgeordnete Arendt 
bat ja der preußilchen Bestrolechiet aftskaſſe noch 
einige artige Verbeugungen gemacht; wollen Sie dieſe 
Kaffe denn nur für agrarijche Zwecke in Anſpruch nehmen ? 
Fürchten Sie wirklid, daß die Befriedigung der $tredit- 
bedürfnifje der Handwerker durch; die Kaſſe die Befriedigung 
hrer agrarijchen Gelüfte durch die Kafje erjchweren könnte? 
ürchten Sie, daß bei der preußiſchen Zentral-Benofjen- 
chaftskaſſe die Handwerker etwa als Ihre Konkurrenten 
zu Stark in den Vordergrund treten würden? Nun, wir 
werben ja Gelegenheit haben, uns bei dem Etat der 
preußifchen Zentral ⸗Genoſſenſchaftskaſſe darüber zu unter 
halten, und ich bin begierig, zu hören, welche Stellung 
u diefen Anregungen der Herr Präfident der preußiſchen 
Bentrals@enoffenf aftskaſſe und der Herr Finanzminiſter 
nehmen werden. 

Meine Herren, man fpricht von einer Sonderbefrie- 
digung des Streditbedürfnifjes der Handwerfer. Ya, hat 
man —* denn eigentlich darüber klar — wer iſt 
ein Handwerker? Wie ſollen ſich wohl dieſe Verhältniſſe 
auf dem Lande er wo der landwirtichaftliche und 
Handwerköbetrieb vollftändig durcheinanderlaufen? Hat 
man dabei vollftändig überfehen, daß den ländlichen Dar: 
lehnslaſſen heute jchon 25% Handwerker ala Mitglieder 
angehören? Sollen dieje Handwerker nun aus den länd- 
ficken Darlehnskafien herausgeworfen werden, weil man 
Dr Befriedigung ihrer Kreditbebürfniffe eine beiondere 

ganifation ſchaffen wil? Man jollte ſich auch vor allen 
Dingen Har mahen: die ganze Förderung des Ge- 
ueftenfhaftämefens ift gar feine ann frage, 
fie ift eineBerjonalfrage. E3 wäre jedenfalls * inter⸗ 
eſſant, wenn der Herr Handelsminiſter uns einmal 
etwas Näheres über die Reſultate der bisherigen 
Börderung des Handwerfergenojjenihaftswefens 
mitteilen wollte. Ich glaube, der Herr Handels- 
minifter wird mir darin recht geben müffen, daß man 
überall viel leichter die finanziellen Mittel, die notwendig 
waren, beichafft hat als die Perfonen, die zur Leitung 
ber Genoſſenſchaften nötig find. Alſo, meine Herren, keine 
Finanzfrage iſt die Förderung des Genoffenfchafts- 
wejens, jondern eine Perſonalfrage. Ob fie da 75 M 
irgendwo zur Einrichtung einer Genoſſenſchaft beiwilligen, 
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ift gleichgültig, eher noch fchädlih. Vielleicht gründen 
Sie auf dieſe Weife ein paar hundert Genofjen- 
ſchaften; diefe ftehen aber auf dem Papier und leiften 
nichts für das Handwerk. Ich glaube, daß die 
Königlihe Staatsregierung in ihren bisherigen 
Beftrebungen zur Förderung der Handwerler- 
genofjenjhaften wohl ein gl gefunden haben 
könnte, und ich möchte nur hoffen, daß die Stönigliche 
Staatsregierung aus ihren bisherigen Erfahrungen lernt, 
und daß Te fih nicht verleiten läßt, in Zukunft auf ben 
Wegen fortzufchreiten, die man bisher innegehalten hat, 
und daß man fich jedenfalls überzeugt hat, daß man dem 

iele auch nicht um einen Schritt näher gekommen ift. 

ber, meine Herren, wie gejagt, ich will auf diefe Materie 
bier nicht näher eingehen; denn ich glaube, daß wir bei 
dem Etat ber Preußenfoffe Gelegenheit haben werben, 
uns damit noch weiter zu bejchäftigen. 

Nur auf ein Moment möchte ich ſchon jekt die Auf- 
merkſamkeit binlenfen: hüte man fi dod, in den 
Kreifen der Handwerker und Gewerbetreibenden 
Erwartungen zu erweden, die man niemals in 
ihrem sollen Umfange zu befriedigen in der 
Lage ift! 

(Sehr richtig! links.) 


Jetzt wird aus dem Hohen Haufe heraus nad draußen 
im Lande die Lehre verbreitet, daß der Staat die Ver— 
pflichtung habe, das Streditbedürfnis der Handwerker in 
noch viel größerem Umfange zu befriedigen als bisher. 
Meine Herren, die Geijter, die Sie rufen, werben 
Sie nahher nit los; Sie erweden Erwartungen bei 
den Gewerbetreibenden, die niemals befriedigt werden 
fönnen. Sie haben gejagt: bie Gelbithülfe joll durch 
Staatöhülfe ergänzt werden. Mag fein; aber glauben 
Sie, daß Sie die Selbfthülfe in den Streifen der Ge— 
werbetreibenden anregen, wenn Sie ihnen immer nur 
Beriprehungen mahen? Glauben Sie, daß Sie die 
Selbfthülfe anregen, wenn Sie den Gewerbetreibenden 
tlar zu machen Tea. daß es eigentlich Aufgabe bes 
Staates ei, die nötigen Mittel zur Befriedigung des 
Krebitbebürfniffes der Gemwerbetreibenden dur erfügung 
zu ftellen? Nein, meine Herren, das ift feine Er- 
änzung der Gelbfthülfe durh Gtaatshülfe, 
ondern das ift eine Ertötung der Gelbjthülfe 
durch Staatshülfe. 


(Sehr wahr! linke.) 


* hoffe, daß die Anregungen der Herren Arendt und 
mp alle nur in der Erörterung bleiben, und wünſche 
andererſeits, daß wir uns zuſammenfinden zunächſt auf 
einem Gebiet, auf dem vollſtändig Klarheit und wohl auch 
Ubereinſtimmung herrſcht, auf dem Gebiet der techniſchen 
Ausbildung der Handwerker. 

Meine Herren, ich bitte Sie recht ſehr: nehmen Sie 
meinen Antrag auf Einrichtung der Meiſterkurſe in den 
Provinzen an! 

(Bravo! links.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Bröje. 


Bröfe, Abgeordneter: Meine Herren, ich werde dem 
Herm Abgeordneten Dr Erüger in feinen Ausführungen 
naturgemäß nur jo weit folgen, als ſich die Aus- 
führungen bezogen auf die Meifterkurfe und die Mafchinen- 
ausftellungen. 


Herr Dr Grüger hat jeinen Vortrag damit be» 
gonnen, daß er die Meinung ausgefprocden hat, e8 wäre 
ihm unverftändlic, was wir mit dem Antrag eigentlich 
wollten. Vielleicht bin ich in der Lage, dem has Ab- 
gering Erüger in der Beziehung die nötige Aufklärung 
u geben. 
® Aber eine weitere Bemerkung von ihm zwingt mid), 
auch meinerfeit3 eine allgemeine Bemerkung an die Spite 
meiner Ausführungen zu ftellen. Es könnte den Eindrud 
oder wenigſtens die Empfindung erweden, als wenn bie 
Herren von der linken Seite des Haufes, insbejondere 
die 1 von der freifinnigen Partei, in ganz beſonderem 
Mape fich der Intereſſen des Handwerkeritandes bisher 
angenommen hätten. 


(Sehr richtig! links.) 


Das muß ich entſchieden beitreiten. 

Meine Herren, wir find vielleicht alle bejtrebt, dem 
Mittelitande aufzubelfen, gehen aber jehr weit aus- 
einander in den Wegen, die wir zu dieſem Zwede wählen 
wollen, und es wird ſich auch fragen, welcder von den 
Wegen der richtige ift und zum richtigen Ziele führen 
wird. ch meine — wenn ich hier namens meiner 
Fraktion ſprechen darf —: wenn Gie fich die Geſchichte 
der Eonjervativen Parteien näher anjeben, werden Sie mir 
zugeben, daß bald, nachdem im Jahre 1869 nicht bloß 
einige veraltete Dinge aus dem Handwerkerſtande be 
jeitigt waren, fondern der gelamte Stand in jeinen 
Grundfeſten erjchüttert war, die Konſervativen im Lande 
es gewejen find, melde ſich zunächſt einer Neu— 
organifierung dieſes wichtigen Standes angenommen 
haben. Wenige Yahre nah Einführung der Gewerbe: 
ordnung von 1869, bereits in den 70er Jahren, etwa 
1877, begannen die Anträge zur Organifation bed Hand» 
werfs, und jeitdem, meine Herren, og wir, wie Ihnen 
allen bekannt ift, eine ganze Reihe von Anträgen im 
Reichstage geftellt, und es hat die Reichäregierung eine 
Reihe von Anträgen eingebracht, bis fie Gejet geworben 
find. Es mag bebauerlicd fein, daß wir immer neue 
Novellen zur Gewerbeordnung befommen müſſen; aber es 
ift dies die Folge davon, daß der Handiwerferftand voll- 
ftändig ſchutzlos geworden war, nachdem alle Schranten, 
die ihn vorher gegen das Großfapital gefichert hatten, 
bejeitigt waren. Das glaube ich als ein Berdienft der 
fonjervativen Parteien des Haufes in Anſpruch nehmen 
u bürfen, welde im Berein mit anderen befreundeten 
ration die Handwerkerfrage auf ihr Panier ger 
chrieben haben. 

Meine Herren, id möchte dann weiter jagen: im 
Jahre 1897 haben wir auch unſererſeits dazu beigetragen, 
daß das wichtige Handwerkskammergeſetz zu ftande ge- 
fommen iſt. &8 ift dies eine von denjenigen Schöpfungen, 
weldje geradezu als grundlegend für ben Handwerkerftand 
bezeichnet werden muß. Ob die Herren von ben frei 
finnigen Parteien damals für das Gejek geftimmt haben, 
ift mir im Augenblid nicht erinnerlich; ich möchte es aber 
bezweifeln. 

Nun wurde uns im vorigen Jahre der Antra 
Zrimborn vorgelegt. Meine Herren, ich kann fagen, dab 
ich felten an einem Antrage mit gleichem Onterelfe mits 
eg habe wie an dieſem. Ich hatte den Vorzug, 
er Borjikende der Kommiſſion über den Antrag Trim» 
born zu jein. Daß dort eine Reihe von Dingen mit 
verhandelt worden find, bie ſchon ehedem auch von 
anderen ausgeſprochen worben waren, ift jelbftverftändlich; 
denn niemand wird in der Lage fein, jo ohne weiteres 
eine große Schöpfung ins Leben rufen zu wollen, ohne 
fih auf —— zu berufen; aber daß eine große 
Neihe neuer fichtöpunfte in ber SKommilfion zur 
Sprache gebradht worden find, werden vielleicht Herren 
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en 


[Bröfe, Abgeordneter] 
aus dem Haufe noch näher ausführen, die auf diefem 
technifchen Gebiete berufener find als ih. ebenfalls 
muß ich jagen, daß die Verhandlungen zu dem Antrage 
Trimborn weite Kreiſe im Lande interefliert haben und 
nod) intereffieren. Wir haben es dankbar anerkannt, daß 
nicht bloß jedesmal eine Reihe von Kommifjarien vom 
Handelsminifterium anweſend geweſen ae fondern daf 
auch der Herr Handelsminifter die Sache für wichtig 
genua erachtet hat, um feinerfeits an den Kommiſſions- 
erhandlungen fich zu beteiligen. 

Dies, meine Herren, möchte ich vorausihiden zur 
Befeitigung von Mißverſtändniſſen, zur Behebung von 
Unflarheiten, die vielleicht aus unfern Debatten in das 
Land hinausgehen fünnten. Ich hebe zum Schluß nod) 
bervor, daß gerade das fonjervative Programm als einen 
jeiner Hauptpunfte aufgenommen hat die Hebung des 
Mittelftandes, die Hebung, Förderung und Neugründung 
von Organijationen des Sauhwerter tanbes, ul, meine 
Herren, nad) der Richtung hin können bie eier von 
der linfen Seite des Haujes, insbefondere die Herren 
von den freifinnigen Parteien, uns nicht vorwerfen, daß 
wir unfererjeits nicht nad) Möglichkeit dafür gerungen 
bätten, einem um feine GEriftenz fämpfenden Stande 
wieder zu neuem Leben zu verhelfen. 

Was nun den Antrag jelbit anbetrifft, jo willen 
Sie, daß Herrr Abgeordnete Dr Erüger und Genofjen 
beantragen: 

die Königliche Staatsregierung zu erfuchen, in 

jeder Provinz Meifterkurfe einzurichten und 
usftellungen von im Sleingewerbe verwendbaren 

Maſchinen und Werkzeugen zu veranftalten. 

Hiergegen haben wir unter Nr 57 der Drudjaden 
einen Antrag auf motivierte —— eingebracht, 
und es liegt mir nun ob, einige Worte zur Begründung 
unferes Antrages zu jagen. 

Meine Herren, ich behaupte — und ich werde ba 
vielleiht von vielen der Herren unterftüßt werden —: 
der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr Crüger enthält 
im wejentlichen nichts neues. Wenn Sie den —— 
bericht über den Antrag Trimborn e Hand nehmen, 
den Sie unter Nr 242 der Drudjachen vorigen Jahres 
finden, jo ift es ein Leichtes, green daß alle diefe 
Dinge, die Herr Dr le ordert, eingehende Ber 





ſprechung in diefen Kommiffionsverhandlungen gefunden 
haben. Es ift dort ausgeführt, daß die Meifterkurfe den 
Zweck haben, 
die Gemwerbetreibenden 
find oder im Begriffe ftehen, ed zu werben, mit 
der neuzeitlichen Technik ſowie mit einer geord- 
neten Buchhaltung und Koftenberechnung in Eleinen 
und mittleren Betrieben vertraut zu machen. 
Das ift rn das, was Herr Dr Erüger durch feine 
— —— und insbeſondere durch ſeinen 
— erreichen will. 
un, meine Herren, dies der Zweck der Meiſterkurſe. 
Sie finden dann in dieſem Bericht eingehend dargelegt, 
daß ſowohl feitens der Herren Regierungstommifjare als 
auch feitens der Mitglieder des Haufes mehrfach betont 
worden ift, daß dieſe Kurſe und Ausstellungen eine weitere 
Ausdehnung gewinnen möchten, daß insbefondere in den 
nduftriezentren, wie es ausdrüdlih an einer Stelle 
ißt, und in anderen gewerblichen Orten bes Oſtens 
und Weftens foldhe Meifterkurfe eingerichtet werden möchten. 
Meine —* ich glaube, es geht aus dieſen Worten des 
Kommiſſionsberichts deutlich hervor, daß eigentlich in den 
Berhandlungen über den Antrag Trimborn ſelbſt ſchon 
Berhandld. Hauſes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 


die ſchon erwerbtstätig 


25. Sitzung am 19. Februar 1903. 
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mehr verlangt ift, als der ee za Dr Erüger heute 
durch feinen Antrag bezweden will. 

Dann, meine Herren, vermweife ich, was den Der 
punft und die definitive Einführung diefer Meifterkurje 
betrifft, auf Seite 30 des Berichts; da heift es: 

es wird gefordert regelmäßige Berichterftattung 
über die Ergebniffe der ftaatlichen Gewerbe— 
förderung. 

ferner wurde die Königliche Staatsregierung erfucht, 

eine Dentjchrift über den Stand der Gewerbe» 

förderung nad) den vorbezeichneten Richtungen 

vorzulegen. 
Begründet ijt diefer zum Beſchluß erhobene Antrag damit, 
daß wir biefe Denkſchrift deshalb nötig hätten, weil vor 
allen Dingen Klarheit geihaffen werden müſſe, was 
nach ben verfchiedenen Richtungen in Preußen bereits ge- 
ſchehen jei, wie die getroffenen Einrichtungen ſich be» 
Butunf und wie fie weiter auszugeftalten feien für die 

ufunft. 

Meine Herren, ich glaube, aus diefem Ze 
bericht geht mit unzweifelhafter Klarheit hervor, daß alle 
diefe Dinge verhandelt und mit befonderer Schärfe auch 
um Ausdrud gelangt find. Die Kommiffion bat den 

eihlüffen, wie fie am Schluß des Kommiffionsberichts 
auf Seite 32 zufammengeftellt find, einhellig zugeftimmt; 
auch derjenige von ben — welcher zur Fraktion des 
oa Abgeordneten Dr Erüger gehörte, hat biefen — 
un 


chlüſſen der Kommiſſion ſeine gu timmung erteilt 
im Haufe ift diefer Kommiffionsbeihluß, was ewiß jehr 
felten der Fall zu fein feheint, ohne jeglichen Widerſpruch 


ur Annahme gelangt, aljo auch von jeiten der- 
jent en Herren, die heute den Antrag auf Nr44 
er Druckſachen eingereiht haben, 


(Hört, hört! rechts.) 


Nun gebe ich zu, daß das, mas bie gern 
Staatsregierung bisher in den Etat eingeftellt hat, nicht 
gerade jo erjchredend viel ift. Aber wer den Kommijfions- 
verhandlungen im vorigen Jahre beigewohnt hat, mußte 
fi jagen — und ich gehöre zu denen, die dieſe Bejorg- 
nis we haben —, daß nad den Erklärungen, Die 
angefthts unferer Finanzlage feitend des Herm Ver— 
treterd des Yinanzminifteriums abgegeben wurden, für 
ben Etat von 1905 überhaupt nicht viel zu erhoffen war. 
Deshalb bin ich ſchon dankbar, daß der hier in Rebe 
ftehende Etatspoſten eingeftelt war. Ich bin aber 
andererjeitö der Anficht, daß es dabei fein Bewenden nicht 
behalten kann, fondern daß wir mit ganz anderen Geld- 
beträgen bieje nützliche und nötige Sade fürdern müſſen. 
Es handelt ſich nicht bloß darum, daß einzelne kleine 
Gruppen von Leuten in ihrer Exiſtenz bedroht find, 
—— es handelt ſich darum, weite Schichten des 
olkes, einen hochwichtigen Teil des Mittelſtandes vor 
dem Untergang zu a u Da wird aud) die König- 
liche Staatdregierung — darüber bin ich mir vollftändig 
klar — nicht zögern, foweit e8 irgend möglich ift, erheb- 
lich höhere Beträge in den Etat einzuftellen, ald ed nad) 
Lage der Sade in diefem Jahre * geſchehen können. 
Meine Herren, ich komme auf einen weiteren Punkt. 
Man könnte vielleicht der Anſicht ſein — der — Ab- 
geordnete Dr Erüger hat es auch bereits zum Ausdrud 
ebracht —, daß die Sache fprudjreif fei. Das muß ich 
eftreiten. Gerade die Verhandlungen in der Kommiſſion 
über den Antrag Trimborn — ich habe die Stelle wörtlich 
vorgelefen — haben ** daß die Sache nach ein- 
ſtimmiger _- der Kommiſſion noch nicht jpruchreif 
eweſen ift. eshalb haben wir gerade den Bericht 
eitens der Stantdregierung erfordert. Nun muß ich 
fagen: wir haben im vorigen Jahre im Juni über diefe 
Dinge im Haufe abgeftimmt, es find aljo Ichon 6 oder 
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Oeundels unb Gewerbe-Etat] _ 


[Bröfe, Abgeorbneter] 

T Monate darüber hingegangen, aber ich verfenne gar 
nicht, daß es ei; leicht fein wird, bis zu diefem Augen- 
blid eine ſolche Denkſchrift berzuftellen. Denn dieſe joll 
nicht ein dilettantenhaftes Bulammenftellen von allen 
möglichen Dingen fein, fondern fie joll die Grundlage 
Ir die Weiterförderung des Handwerks werden und er» 





orbert daher eine eingehende Detaillierung und gehörige 

rtiefung in die Materie. Weite Kreiſe im Lande hoffen 
aber, daß dieſe Denkichrift tunlichft bald vorgelegt werde, 
und ich ſpreche die Hoffnung aus, ich halte es nicht für 
ausgeſchloſſen, daß wir ee in diefer Tagung fo glüdlich 
fein werden, dieſe Denkſchrift vom Regierun — *— auch 
vorgelegt zu bekommen, damit wir und alle Kenner des 
Handwerks in ber Lage find, der wichtigen Örage näher 

u treten, was nun zu geſchehen bat. ft auf 

rund der Denfichrift In ed möglid, mit der frage 
* vollen Sinne des Wortes ſich erfolgreich zu — 

en. 

Meine Herren, damit glaube ich den Beweis geliefert 
zu haben, daß der Antrag, wie ihn Herr Dr Erüger hier 
geftelt hat — ich möchte mid; fo ausdrüden —, geradezu 

uch die Berhandlungen des vorigen Jahres überholt 
ift, und ich glaube, daß der Herr Abgeordnete Dr Crüger 
die Tragweite unferer, auch von feiner Fraktion mit— 
gefaßten Beichlüffe entichieden unterihägt hat. Nach 
meiner Anficht müſſen wir auf allen Seiten diefes Haujes 
beftrebt fein, dem Handwerk weiter — ſein; in 
dieſem Augenblick müſſen wir aber mit den Verhältniſſen 
rechnen, wir müſſen die Denkſchrift abwarten, auf Grund 
deren dann — ich will das hoffen — im großen Stil 
an bie ** Anregungen, die der Antrag Trimborn 
gegeben hat, herangetreten werden kann. Ich bitte Sie, 
unter Ablehnung des Antrages des Herrn Abgeordneten 
Dr Crüger den von uns geſtellten Antrag auf Nr 57 
der Drudjachen möglichft vollzählig anzunehmen. 


(Bravo! redts. a des Abgeordneten Dr Erüger: 
Alſo keine Meifterfurfel) 


Bizepräfident Dr Frhr vd. Heereman: Das Wort 
hat ber ——— Daub. 


Daub, Abgeordneter: Meine Herren, meine Freunde 
finden keinen Anlaß, gegen den Antrag des Herrn Abge— 
ordneten Dr Crüger zu ſtimmen. Es findet ja eine ge— 
wiſſe Konkurrenz ſtatt zwiſchen den Anträgen Crüger und 
Trimborn. Der Herr Abgeordnete Dr Crüger hat zwar 
nur einen Punkt aus dem Antrag Trimborn — 

egriffen, aber eine ſehr wichtige Frage, nämlich die 

eiſterkurſe. Wir ſtehen dem Streit zwiſchen dieſen 
beiden Anträgen ganz neutral und ruhig gegenüber. Wir 
ſind uns bewußt, dab wir feit langen Sohren das Hand» 
werk zu fördern beftrebt geweſen End, und ich darf viel 
leicht hinweiſen auf die Mefolution meines Freundes 
Jorns im Reichstage bei der Beratung der Handwerker— 
gelene im Sabre 1897. ch darf weiter binweifen auf 
ie wiederholten Neben des Herm Abgeordneten Walls 
breit in dieſer Angelegenheit, der ftets hier im Haufe, 
Schon lange bevor der Antrag Trimborn eingebradjt war, 
dafür eingetreten ift, daß eine Weiterbildung der Hand- 
werfer über die eigentlichen Lehrſahre hinaus durchaus 
notwendig ſei. Es iſt wohl wejentlic; das Verdienſt 
meines Freundes Wallbrecht, daß in Hannover die Meifter- 
kurſe jegt eingerichtet find, und daß fie, jo viel mir be- 
kannt geworden ift, recht Gutes leiften. Der Herr Minifter 
war jo — dieſe Meiſterkurſe in Hannover ſich 
anzuſehen, und ich glaube, er hat dabei einen ganz guten 


Eindruck bekommen. Er hat allerdings nach den 5* 
dort den Ausſpruch getan, es wären em nur 2 
fuche, und die ganze Sache mit den Meifterfurfen wäre 
vorläufig noch im erjten Stadium. Da möchte ich doch 
die Bitte an ihn richten, daß er feinen Einfluß dahin 
eltend macht, daß mehr Mittel bewilligt werben, 

mit wir über das Verſuchsſtadium bald hinauskommen. 
Über die Grundfäge find wir dod einig, und es wird 
jedenfalls möglich fein, fehr bald in anderen Provinzen 
und Städten weitere ſolche Kurſe einzurichten. 

Es ift aber noch ein zweiter Bunft, der uns ver- 
anlaßt, für den Antrag des Herrn Dr Erüger zu ftimmen. 
Es war im vorigen Vahre vielfach die Mede von den 
Meifterkurfen in Wien; in Oſterreich ift ja diefe Pflege 
des Handwerks in Wien zentralifiert. Das würde für 
unfere Berhältniffe gar nicht paffen, da die wirtjchaftliche 
und gewerbliche Entwidlung bei uns viel weiter vor— 
geichritten ift. Beſonders find unfere Städte fräftiger 
entwidelt; fie find vielfah im Beſitz von Elektrizitäts-, 
Gas und Waflerwerken, und gerade diefe Inſtitute find 
außerordentlich geeignet, daß Meifterkurfe fih daran an— 
ſchließen. Es ift ja auch in dem vorjährigen Bericht der 
Kommiffion über den Antrag Trimborn darauf hin— 

ewiejen worden, daß gerade die Gemeinden in diejer 
inſicht ſehr wirkſam ſein könnten, und ich jelbjt habe 
da auch Material aus meinem Wahlkreis von der Stadt 
St. Johann gegeben, die Befigerin eines Gas- und Elek: 
trizitätöwerfes ift. Die Stadt hat die Vergebung von 
Kleinmotoren in fehr wirkſamer Weife in die Hand ge 


nommen; fie beichafft leinmotoren für die Handwerker 
zu billigem Preife; fie befommt als große Abnehmerin 
einen erheblichen Rabatt, und der kommt den Handwerkern 


zu gute, Der Direktor des Gas- und Eleftrizitätswerfes 
projeftiert jogar den Handwerfern die majchinellen Eins 
richtungen; auch find zuverläffigen Handwerkern Darlehn 
bis zu 6000 M gegeben worden; es find ferner Aus- 
— en von Motoren veranlaßt worden. Der Bericht 
agt: Nhlechte Erfahrungen haben wir hierbei noch nicht 
gemacht. Jedenfalls möchte ich meinen, daß ſich an bie 
großen Stadtgemeinden diefe Meifterkurje ſehr gut an- 
liedern können. Daß das Bedürfnis vorliegt, dieſe 

eijterkurfe nicht bloß in ber Hauptftadt, fondern auch 
in den Provinzen und jogar in mehreren Städten ber 
größeren Provinzen einzurichten, iſt meines Erachtens 
nicht zweifelhaft. Wir können doch unmöglich) von unjern 
Handwerkern verlangen, daß fie von der rufliihen oder 
der franzöſiſchen Grenze nad Berlin fommen; ſchon die 
Reiſe- und Aufenthaltstoften wären fo teuer, dab die 
Meifter fie gar nicht bezahlen könnten. Wir find alſo der 
Anficht, daß es entſchieden notwendig ift, in jeder Pro- 
vinz und wo möglih an mehreren Orten der Provinz 
die Meifterkurfe einzurichten, wenn wir überhaupt Erfolge 
von diejer Einrichtung erzielen wollen. Meine politifchen 
— werden daher für den Antrag Dr Grüger 
timmen. 

(Bravo! bei ben Nationalliberalen.) 


Bizepräfident Dr fsrhr d. Heereman: Das Wort 
hat der Herr Minifter für Handel und Gewerbe. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, der Herr Abgeordnete Erüger hat die Einftellung 
des Fit. 14 gewiffermaßen als überflüffig beanftanbet. 
Die Forderung von 15000 4 iſt lediglich der Ausfluß 
der Verjprechungen, die wir im vorigen —8— den Herren 
in der Kommiſſion gemacht haben, die ſich für den An— 
trag Trimborn intereſſierten. Die andere Verſprechung, 
Ihnen eine Dentfehritt vorzulegen, hat leider nicht bis 
zu diefem Tage erfüllt werden können. ch kann den 
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[Sandeld: und GewerbeEtat] 


Möller, Danbelsminifter] 


en aber jagen, daß die Denkjchrift im Drud ift und 
hnen jedenfalls vor der dritten Lejung zugehen wird. 


(Bravo!) 


Diefe Dentichrift bezieht ſich lediglich auf eine Dar- 
ftellung defjen, was wir bisher getan haben. Wir haben 
im vorigen Yahre anerkannt umd ge auch in dieſem 
Joe anerkennen, daß das, was auf dem ®ebiet der 

ewetbeförderung getan ift, noch Stüdwerf ift. Das 
wird aud aus der Denkſchrift hervorgehen. Wir haben 
aber in der Denkſchrift das Schwergewicht mit auf die 
Darftellung gr gelegt, was wir in den Schulen leiften, 
und das ift bisher überhaupt die Hauptjache gemwejen. 
Ich jtele mir vor, es wird aud in der Bufunft die 
Hauptſache fein — darin wird die Mehrzahl des Haufes 
mir zuftimmen —, wenn id) fage: alle übrigen künſtlichen 
gie des Handwerfs treten zurüd vor der Pflicht des 
taates, für die beffere Ausbildung des Handwerks zu 
orgen. 


(Sehr richtig!) 


Sie werden aus der Dentichrift jehen, wie mannigfach 
bereits die Geftaltung der Schulen if. Wir werden 
aber noch weiter voranjchreiten müffen auf diefem Gebiet, 
und deshalb ift es notwendig, daß wir die 15000 M in 
diefem Jahre befommen, um nicht nur das, was in ber 
Pitteratur vorhanden ift, fondern auch an der Quelle zu 
ftudieren, was nicht nur für die Gemerbeförderung, 
jondern auch auf dem Gebiet des Schulweſens im 
Auslande geichieht. bin fogar ber vr daf 
das, was wir in diefem Jahre gefordert haben, fich nur 
erftreden kann auf Beſuche unſerer Nachbarländer, und 
wenn Borftubien, die ich jet anftellen lafle, dazu führen 
follten, mir recht zu geben, werde ich daran denfen, auch 
auf weiter entfernt liegende Länder die Studien aus— 
dehnen zu laffen, insbefondere auch auf die Vereinigten 
Staaten von Amerika. Wir find un eneigt, uns in 
einen gewiffen Hochmut zu hüllen, daß wir in ulein⸗ 
richtungen allen anderen Staaten, insbeſondere den 
engliſch ſprechenden Staaten, überlegen ſeien. Ich bin der 
Meinung, daß ſowohl in England wie in Amerika durch 
die eigenartige individualiſtiſche Ausbildung des Schul— 
weiens, die zum großen Zeil auf wohltätigen Stiftungen 
beruht und ohne Mitwirkung des Staates in ungeheurer 
Mannigfaltigkeit und Verſchiedenartigkeit ausgebildet find, 
beim Studium diefer Schulen mandes für uns Frucht» 
bare herauszulejen jein wird. Insbeſondere find die 
Amerikaner uns fowohl in den höheren technifchen Schulen 
als, wie ich gehört habe, auch bei den niederen technifchen 
Lebranftalten, die fie haben, mit dem Borbild voran» 
egangen, ein Teil der Lehrlingsausbildung in derartige 
Shulen zu verlegen, Ich halte es für äußerft wichtig, 
daß wir nad) biefer Richtung eingehende Studien machen, 
was in anderen Ländern geichehen ift. ch betrachte dieje 
Stubienreifen, die in diejem Jahre gemacht werben follen 
nur für einen Anfang, dem in fpäteren Jahren au 
Studien in anderen Ländern zu folgen haben merden. 
Die Dentihrift, die Ihnen — wird, wird, wie 
ich ſchon ſagte, lediglich das enthalten, was ſeither ge— 
ſchehen iſt. Gemüntcht ift von Ahnen im vorigen zei 
— und der Herr Abgeordnete Erüger hat das auch jet 
wieder ausgeſprochen —, zu erfahren, was wir für die 
Zukunft tun wollen. Meine Herren, ich weiß noch nicht, 
ob ich in der Lage fein werde, Ihnen im nächſten Jahre 
eine mich bindende Dentichrift vorzulegen über das, was 
wir tun wollen. ch würde auf einem Gebiet, das doch 
nod) im Stadium des Experiments fich befindet, es nicht 
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gerade für glüdlidh halten, wenn wir uns jchon durch 
eine dent nad) vielen Richtungen hin die Hände 
binden würden. ch gan es wird beffer fein, die Her- 
ftellung einer ſolchen neichrift auf ein — Stadium 
zu ar egen, ohne uns dadurch am Fortſchreiten hindern 
zu laffen. 

eine Herren, was dann die Meifterturfe anbetrifft, 
jo fann ich nur verfichern, daß ich gerabe diefem Zweige 
der Gemwerbeförderung mit befonderer Aufmerkjamteit 
folge. bin aud) bei zweien biefer Meifterfurje fchon 
perjönlich geweſen, ser mich ganz im Detail um die Ein- 
richtungen dieſer Kurſe gekümmert und habe, wie ich 
laube, nach manchen Richtungen bin einige praktiſche 
—— gegeben, daß man ja nicht zu theoretiſch auf 
diefem Gebiete verfahre, jondern in tunlichſter Weije bie 
Praktiker dort zu Wort fommen laſſe. 

Wenn Herr Dr Crüger meint, wir fönnten mit 
einem Sclage durch das ganze Land Meifterfurfe ein— 
richten, fo irrt er, glaube ich, darin. Es fehlt zumädhft 
an dem Wichtigften Air dieſe Meifterkurfe, an bem nötigen 
Lehrperfonal. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Diefes Lehrperfonal muß erſt jehr allmählich ausgebildet 
werden, Die Meifterfurje find ein abjolut neues Gebiet; 
es ift jehr ſchwer, die richtige Grenze zu finden zwifchen 
der theoretiichen Belehrung und der —— Unter⸗ 
weiſung. Ich habe darum auch feinen Widerſtand entgegen- 
geſetzt, als bei den neu eingerichteten Surfen in Cöln ein 
anderer Weg eingefchlagen ift als bei den jeitherigen 
Kurſen in Pofen und Hannover, wo man einen Lehrkurs 
von acht Wochen ın Ausficht genommen hat. Man war in 
Cöln der Meinung, ein jeher Lehrkurs von adıt Wochen 
fei für die Meifter, die ſchon etabliert feien, zu lang; er 
reiße die Meifter zu ig aus ihrer Tätigkeit heraus und 
füge fo ihrem Gelhäft en ſchwerſten Schaden zu; es ſei 
daher nüglich, die Kurſe möglichft einzufchränten, und man 
macht in Cöln den Berjud mit vierwöchigen Surfen. 
Meine Herren, wir werden ja in Jahresfriſt oder viel- 
leicht etwas jpäter jehen können, welches Prinzip das 
richtigere ift. 

Ye —— wo ich vor einigen Tagen war und 
eine Vorſtandsſitzung abhielt, habe ich dringend dafür 
geſprochen, daß een die feitherige Länge der Kurfe 
von acht Wochen aufrecht rn Aber wir haben dort 
ein neues Erperiment verabredet, ein eriment, das 
fih mehr demjenigen anfchließt, was in Süddeutſchland 
gelöehen ift, wo man dieſe Art Kurſe noch viel kürzer, 
. b. auf zehn bis vierzehn Tage geftalte. Wir haben 
verabredet, daß wir in Hannover im nächſten Jahre aud) 
einen Verſuch mit derartigen abgefürzten Kurſen machen. 
Selbftverftändlih muß der Lehrplan bei diefen Kurſen 
ganz anders geftaltet werben: bie theoretifche Unterweiſung 
muß erheblich zurüdtreten, auch die praftifche Unterweifung 
muß fich beſchränken auf das nachträgliche Beibringen 
gewifler moderner Techniken für das einzelne Handwerf. 

ber . das kann höchit J— wirken, beſonders 
bei den Tiſchlern, bei den Malern, die dem Geſchmack, 
ber fortwährend wechjelt, unterworfen find. So werden Sie 
jehen, daß wir, nachdem wir wieder um die Erfahrungen 
eines Jahres flüger eworden find, die wir in Hannover 
und Köln machen, — den richtigen Weg ſinden, den 
wir in Zukunft einzuſchlagen gedenken. 

Nun darf ich wohl hier —— — bie Ber 
bandlungen mit dem Herrn Finanzminifter find darüber 
noch nicht geführt —, daß ich in meinem Reffort den 
Wunfc habe, — nächſten Jahre wiederum mit einer 
Erweiterung der Meiſterkurſe in anderen Provinzen vor⸗ 
ugehen. Aber ich glaube, daß wir nicht in der Lage 
= werden, für mehr als zwei Pain: —8 Mittel 
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bereit zu ftellen, und daß wir auch nicht in der Lage 
fein werben, entfprechende Pläne vorzubereiten. Co 
hoffe ich, daß wir im Laufe der Jahre auch dazu fommen 
werden, durch alle Provinzen derartige Veranftaltungen 
einzurichten. Sch darf fagen, daß ic die Borverhand- 
lungen bereits mit einer öftlichen und mit einer weft» 
lihen Provinz nad diefer Richtung hin geführt habe für 
das nächſte Jahr, und daß weiterhin fich dringendermeife 
in letzter Zeit die Provinz Heflen-Nafjau, insbefondere 
Wiesbaden um eine —— eranſtaltung beworben hat. 

Meine Herren, der Abgeordnete Dr —* hat dann 
weiter noch gewünſcht, daß nicht nur, wie es ſein jetziger 
Antrag 3243 in allen Provinzen gleichzeitig die 
Meiſterkurſe eingeführt werden ſollen, ſondern er iſt noch 
den Schritt weiter gegangen, daß auch an anderen Orten, 
nicht nur in den — derartige Ver- 
anftaltungen gemacht werden. Sch kann ihm fagen, daß 
wir zunächit nicht daran denken, in derſelben Provinz an 
mehreren Orten Meifterkurfe zu machen; das kann 
erft kommen, wenn jede einzelne —— Meiſterkurſe 
bekommen haben wird. Es liegen ſchon Meldungen vor 
für eine zweite derartige Berankaltung; fo bat ſich z. B. 
die Stadt Düſſeldorf bereits ſeit dem vorigen Jahre darum bes 
worben, neben Coln noch einen Meiſterkurſus für die 
Rheinprovinz bekommen. 

Wir denken aber daran, tunlichſt auch Wander— 
lehrkurſe zu veranſtalten, wie das jetzt ſchon in be— 
ſchränkter Reife geſchieht. Da werden wir uns aller 
dings vorwiegend auf bie theoretifche Unterweifung zu 
beſchränken haben; wir werben einen Zweig bejonders 
den Handwerkern beizubringen haben, bas it die Bud 
führung und die Kalkulation. ftimme darin mit 
dem Abgeordneten Dr Grüger volltommen überein und 
habe das aud in Cöln den Handwerkern geſagt. Das 
Wichtigſte für fie ift, daß fie rechnen lernen; denn daß 
fie vielfach geſchäftlich ſchlechte E Be herr liegt daran, 
daß fie nicht richtig rechnen Eönnen. habe in Eöln 
hervorgehoben, das befte Beifpiel dafür fei das Reſultat 
unendlich vieler Submiffionen, bei denen von Handwertern 
Preije abgegeben würden, die häufig faum die Hälfte der 
Selbjtkoften decken. Das kann nur entjtehen, wenn jede 
Grundlage der Buchführung und jede Grundlage ber 
Kalkulation bei den Handwerkern fehlt. Darum fage ich 
auch heute noch: neben dem technifchen Unterricht ift der 
Unterricht im Nechnen und in der Kalkulation das Wich- 
tigjte für die Handwerker, und darauf werben wir nach 
wie vor in erheblichem Maße hinzuwirken fuchen. 

Meine Herren, dann hat noch zu Tit. 16 der Abs 
geordnete u zu willen verlangt, was mit den 


30 000 M zur Förderung des Genofjenichaftäwefens beim 
—— geſchehen ſei. kann dem Abgeordneten 
agen, daß dieſer Gegenſtand in der Dentichrift, die ich 
in Ausficht geitellt habe, behandelt wird, und daß er einen 
genauen Nachweis darüber befommen mird, was mit 
diefem Fonds gefchehen ift. Ich kann ihm nur fagen: 
leider nicht jo viel, wie ich wünfchte. Der Abgeordnete 
Grüger hat hier und an anderer Stelle wiederholt darüber 
geklagt, daß den alten Genofjenihaften durch künſtlich 
Unteritägte Genoſſenſchaften gewifjermaßen Konkurren 
emacht würde. Das iſt meines Erachtens nicht der Fall. 
Das, was in ſich tatkräftig war in — 
hat ſich längft zu Genoſſenſchaften zuſammengeſchloſſen. 
Es bleibt aber eine ganze Menge Handwerker über, bie 
nicht die Tatkraft in ſich haben, ſich jelbft zu organifieren, 
die in den Orten, in denen fie leben, feine Männer 
haben, die die Kenntnis haben, fie zu organifieren, und 
in dieſen Fällen, meine ich, ift es in erfter Linie Pflicht 
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des Staates, helfend und belehrend einzutreten, ben 

andwerfern Elar zu maden, daß fie durch das Genoflen- 
chaftsweſen in A rn Maße ihre Lage verbeflern 
können, und weiterhin, daß fie durch die Schaffung von 
entiprechenden Verbänden ie in die Cage verjegen, mit 
der Zentral-Genofjenichaftskaffe ihrerfeits zu arbeiten und 
in ähnlicher Weije den vom Staate zur Verfügung ge: 
ftellten Kredit für fi nutbar zu maden, wie es Die 
Landwirtichaft in großem Maße tut. Diefer Zweck iſt 
von Anfang an bei Gründung der Zentral-Genofjenichafts- 
kafje in Ausficht genommen, und id) bedaure, daß dieſe 
reichen Mittel bisher für das Handwerk nicht in größerem 
Umfange haben in Anſpruch genommen werben Eönnen, 


(Bravo!) 


Dr Fıhr 9, Heereman: Das 


epräfident 
Bo der Abgeordnete Euler. 


Euler, Abgeordneter: Meine Herren, ich befinde 
mich in der glüdlichen Lage, mit vielen Ausführungen 
des Herrn Antragftellerd Dr Erüger mich einverjtanden 
erklären zu Eönnen, Ich bin vollfändig mit ihm einver- 
ftanden, wenn er fagt, daß im en eine beflere 
Ausbildung durch Fortbildungs- und Fachſchulen gejchehen 
müfje, daß das Genofjenichaftswejen gefördert werden 
müſſe ufm ufw. Wenn ich aber troßdem gegen ben 
Antrag Dr Grüger bier jpreche, jo geſchieht es — 
aus dem Grunde, weil ich nicht wie er in ſeinem Antrage 
feſtlegen will, daß in jeder Provinz Meiſterkurſe einge— 
richtet werden follen, fondern, wie er ja ſelbſt auch aus» 
geführt hat, daß es fogar notwendig fein könnte, in 
manden Provinzen an mehr als einer Stelle Meifter- 


£urfe einzurichten. 

Ich glaube, ich brauche den Antrag, den wir im 
Zentrum, die SKonfervativen und die Nationalliberalen 
egen den Antrag Crüger gejtellt haben, nicht weiter zu 
rei weil das ſchon in ausreihendem Make vom 
Herrn —— Bröſe geſchehen iſt. Ich ſchließe mich 
dieſen Gründen vollſtändig an. 

Ich will nun einzelnes aus der Rede des Abgeordneten 
Dr Crũger Br um zu beweifen, daß die Hand- 
werfer, benen er ja im allgemeinen ein ſehr jchlechtes 
Prädikat gibt, doch nicht gerade jo rüdjtändig find, wie 
er — men jcheint. 

8 wurde ja vorhin fchon von dem Herm Handels» 
minifter darauf hingewieſen, daß in verſchiedenen Orten 
namentlich auf dem platten Lande vielfach die Kräfte im 
zn fehlten, die notwendig feien, namentlih auch 

enofjenichaften, um alles das einzurichten, was für das 
Handwerk notwendig ſei. Gewiß, ich gebe zu, daß in 
vielen Orten dies der Fall ift; dagegen aber möchte ich 
behaupten, daß in den meilten Städten und ſelbſt in 
kleineren Orten doch die Kräfte vorhanden find, daß in 
den meiften Städten auch Sräfte vorhanden find für ben 

aktiihen Unterricht für die Meifterkurje. ch komme 
o viel im Lande herum und ftehe jo lange in der Hand» 
werferbewegung, daß ic doch auch wohl kompetent fein 
dürfte, über dieſe Frage ein Urteil auszufprechen. Es 
ift doch ſehr viel — im Handwerk enthalten. Ich 
gebe aber zu, da gg unter den Handwerkern, 
die unter der liberalen Ara der Gewerbefreiheit ausge» 
bildet oder mehr ausgebeutet worden find, ſich auch ſehr 
viel Rüdftände zeigen, 


(ſehr richtig! rechts) 
daß es bei den Leuten ganz bejonders notwendig ift, daß 
ihnen Nachhülfe zu teil werden muß, daß es da ind 


befondere notwen ig ift, Schulen zu errichten, ganz 
bejonders Kurfe, welche geeignet find, ihnen Kalkulation 
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und eine Buchführung beizubringen, wie fie heute für den 

arg iger paßt, wie je eute für den Handwerker⸗ 
and abjolut nicht zu entbehren ift. 

Benn ber Herr Dandelsminifterdarauf hingewieſen hat, 
daß die großen Unterjchiede im Submiffionsweien in den 
Angeboten allein darauf zurüdzuführen feien, daß die 
Leute nicht zu rechnen verftehen, jo muß ich ihm doch 
darauf erwidern, daß es auch noch ganz andere Gründe 

ibt, welche manchen Handwerker heute in feiner mißlichen 
age vielfach zwingen, ſehr billige Angebote zu machen. 
9— will darauf nicht weiter eingehen; ich könnte Ihnen 
ſonſt verſchiedene Beiſpiele anführen. 

Nun bin ich auch einverſtanden mit der Ausführung 
des Herrn Dr Crüger, daß er ſagt: auf dieſem Boden 
für die weitere —— des —— in Meiſter⸗ 
kurſen, Fach- und Fortbildungsſchulen können ſich alle 
uſammenfinden, die Freunde und die Gegner des 
Befähigungsnadimeifes. Auch darin hat er ie 
recht, und wenn darin vielleicht eine Erik liegen jo 
gegen die freunde des Befähigungsnachweiſes, jo kann 
ich ihm jagen, daß alle Freunde des Befähigungsnad- 
weifes abjolut nichts dagegen haben, was in den Anträgen 
Trimborn und Genofjen enthalten ift, daß fie im Gegenteil 
mit aller Sraft beftrebt find, diefe Anregungen zur Ber- 
wirklichun zu bringen. 

Ich e mich ſehr gefreut, daß in Eöln im Anfan 
dieſes Jahres die Meifterturfe eröffnet worden find. % 
habe mich bejonders darüber gefreut, daß der Herr Handels» 
minifter jo großes Wohlwollen diejer Einrichtung entgegen» 
gebracht hat, daß er bei der Eröffnung anwejend war. 
Er war aber auch fo freundlich, uns in der Handwerfer- 
fammer Cöln einen Befuch abzuftatten, und er bat uns 
dort jehr eindringliche Worte ans Herz gelegt. Ich ann 
mich mit allen Ausführungen des Herrn Minifters in der 
Handwerkskammer wie bei ber Eröffnung der Meijter- 
furfe in der Hahnenſtraße vollftändig einverftanden 
erklären. Ich bin nur nicht ganz einverftanden mit der 
Rede, die bei dem Feſteſſen von dem verehrten Herrn 
= ten wurde, und von der, wenn ich nicht irre, mein 








reund Feliſch vor einigen Tagen bier gejprochen hat. 
ch babe nur gehört, daß der Herr Minifter gegen einen 
orwurf, ber gegen dieſe Mede bier gemacht wurde, 
— eine Abwehr verſucht hat. 
er Herr Miniſter führte aus, die Handwerker ſollten 
doch die modernen, ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel mehr 
ebrauchen und keine Büntce äußern, die mit der heutigen 
Peitrichtung nicht mehr in Einklang zu bringen feien. Er 
hat da offenbar an bie —— des Befaͤhigungsnach⸗ 
weiſes gedacht. Meine Herren, Sie haben das ja durch 
die Ausführungen des Herrn Dr Crüger heute Be aud) 
ehört, welcher ausbrüdlich hinwies auf die Berhand- 
* en des Reichstags vom 9. Februar d. J., wo Graf 
Bofaboräty fich ebenfalls gegen den Befähigungsnachweis 
ausgefproden hat. ch erlaube mir zu jagen: es befteht 
in unjerem deutjchen Baterlande, bzw. in unferem engeren 
Baterlande Preußen eine breifahe Furcht: die Polen- 
ccht, die Jeſuitenfurcht und dann kommt die Zunft» 
urdt. Meine Herren, wir, die wir im Handwerk |tehen, 
wollen feine alten Böpfe aus dem Mittelalter wieder 
—— Wenn wir ben Befähigungsnachweis 
ordern, wollen wir nur das fordern, was andere Stände 
befigen, alſo eine ganz moderne Einrichtung, und was 
der Handwerferftand bis 1869, — von 1849 ab, 
auch beſeſſen hat: die Prüfung für den Meiſter. Dieſe 
— enger und Geſellenprüfungen ſollen zunächſt 
die Markſteine im Handwerk wieder feſtlegen: wo hört 
der Lehrling auf, und wo fängt der Geſelle an, wo hört 
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der Gefelle auf, wo fängt ber Meifter an? Es foll 
wieder ein abgerundeter Stand gebildet werben, ein durch 
die a u erfennender Meifterftand, Wir 
wollen durch die Meifterprüfung allerdings zunächſt auch 
einen wirtjchaftlihen Schuß, wie andere Stände ihn 
haben; aber in allererfter Linie liegt uns doch der mo- 
ralifde Schug am Herzen. Wir wollen in unferem 
Stande wieder ein Standesbewußfein einführen, das 
leider durch die —— Gewerbefreiheit, durch die Aus— 
beutung der Gebr inge, die damit im Bufammenhange 
fteht, zum großen Zeile verloren gegangen iſt. Wir 
wollen dur dieſen Mir ungsnachweis aljo wieber 
Ordnung im Handwerk f —9* und ich meine, meine 
Herren, da müßte ein jeder gute Staatsbürger feine 
Een mit dazu bieten. Man joll doc in unjerer 
eutigen Seit, wenn Beftrebungen in einem Stande ſich 
zeigen, die auf Ordnung abzielen, ein foldjes Beftreben 
mit allen Mitteln unterftügen; es joll die Autorität des 
Meiſters wieder feftgelegt werden, die heute vollftändig 
ins Wanken geraten ift. Meine Herren, ift dag nicht 
eine große Aufgabe für das gefamte Staatöwefen, für 
die ganze Gejellichaft heute in unferer Seit, wo es eine 
große, leider fehr große Partei gibt, die jede Autorität 
im Himmel und auf Erden leugnet, — iſt ed da nicht 
eine große Tat, wenn wir dazu beitragen, daß dieſes 
Autoritätöprinzip in einer fo großen Berufstlaffe, wie es 
der Handwerkerſtand in unjerer Geſellſchaft ift, wieder 
Boden gewinnt und zur Geltung gebracht wirb? 

Meine Herren, das find die Hauptgründe, die uns 
veranlafjen, den Befähigungsnachweis zu fordern. Alle 
dieje in dem Antrag Trimborn und Genofjen enthaltenen 
ei Abfihten werden gewiß dem Handwerkeritand viel 

utzen bringen. Allein, meine Herren, wenn Sie glauben, 
daß damit allein der Handwerkerſtand zu retten jei, 
dab ihm dadurch wieder zur Blüte verholfen werden 
fönne, dann find Sie auf dem Irrwege; es muß aus 
dem Handwerkerjtand von innen herausfommen. Meine 
Herren, folange Sie dem Handwerkerftande keine Grund» 
lage geben, um in diejer Frage von innen heraus arbeiten 
zu können, um diejes große Ziel, das ich vorhin ge— 
wen babe, zu erreichen, werden auch diefe materiellen 

nterftügungen nicht genügen, um den Handwerteritand 
fo, F wir ihn ja alle wollen, wieder lebensfähig zu 
machen. 

Der Herr Graf Poſadowsky ſagte am 9. Februar 
im Reichstage — und das hat ja Herr Dr Erüger dem 
Handwerkeritand und den Handwerkskammern zum Bors 
wurf gemadt —, es hätten für die Negierung deshalb 
= utachten über die Einführung des Berähigungs- 
nachweifed für das Bauhandwerf —— Wert, weil 
viele Handwerkskammern nach der Schablone des Ver— 
bandes Deutſcher Baugewerksmeiſter ihr Gutachten ab— 
gegeben hätten. ch habe ihm vor einigen Tagen im 

eichötage erwibert, er hätte nicht — ſollen, auch 
u ſagen, daß aber doch die große Mehrheit der deutſchen 

andwerkskammern ganz andere, und zwar eigene, Gut— 
achten eingereicht hätten, die pr von den Gutachten 
deutſcher Baugewerfämeifter abwichen, daß aljo die 
Scablonenhaftigkeit, die Herr Dr Crüger hervorhob, 
und bie von En Parteigenofjen mit Hört, hört! 
begleitet wurde, doc; nicht ganz am Plage geweſen ift. 

Meine Herren, wir haben uns in diefer frage mit 
den Handwerfsfammern jehr —— beichäftigt, und es 
wird, wenn das Reſultat aus allen dieſen Gutächten der 
verſchiedenſten Handwerkskammern bekannt wird, ſich 
zeigen, daß auch hier der Handwerkerſtand im allge— 
meinen ein geſundes Urteil an den Tag gelegt hat. 

Dann bezog ſich im Reichstag Herr Graf Poſadows 
ganz bejonders auf den Herrn Jacobskötter, der au 

er Gewährdmann des Herrn Grüger gewöhnlid dann 
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ift, wenn es gegen den Befähigungsnachweis geht. Ich 
babe ihm gegenüber im Neichdtag ausgeführt, daß man 
wohl einen unglüdlicheren Griff faum machen könne, 
wenn man gegen den Befähigungsnachmweis polemifieren 
wolle, als den Herrn Jacobskötter als Kronzeugen vor- 
zuführen. Herr —— ſteht im Gegenſatz zu der 
großen Mehrheit des deutſchen Handwerks; in Düſſeldorf 
am 8. Juli v. J. auf dem großen Handwerkerkongreß, 
wo über 2000 Delegierte aus allen Bauen Deutſchlands 
anmwejend waren, bei einer Rejolution, die ich einzubringen 
die Ehre hatte, und die von allen Anwejenden mit Ya 
beantwortet, aljo angenommen wurde, jtand Herr Jacobs- 
fötter ganz allein mit feinem Botum: Nein. In Gotha, 
auf dem allgemeinen Innungsverbandstage 1901 ift es 
Herm Yacobskötter ganz ebenfo ergangen, und deshalb, 
meine ich, war es fein Eluger Griff, wenn man eine 
Perſon, die fo ifoliert dafteht, als Verweis gegen ben 
Befähigungsnahmweis anführte. 

Wir, die wir für den Befähigungsnachweis ftets 
eingetreten find, gründen biefe unfere Forderung auch 
nicht allein auf die Gefinnungen, die im Handwerk allein 
vorherrſchen. Es gibt viele andere Berufsftände, bie 
mit und einer Meinung find; es find fehr große Ver- 
einigungen in unferem deutſchen Baterlande, die fich eben» 
falls für unjere Forderungen energisch ausgejprochen haben. 

Um auf die Anregungen des Herrn Stollegen 
Bröfe einzugehen, der ja Hier befonder® auch die 
Eonjervative Gürtel hervorgehoben hat, die fich jtets für 
diefe Frage erwärmt hat und dafür eingetreten ift, 
jo wird er mir wohl geftatten, auch daran zu erinnern, 
daß wir im Zentrum von berfelben Zeit ber, bie 
er genannt hat, immer für dieſe Frage eingetreten 
find. Ach kann nur an den Antrag Galen im 
Reichötag von 1877 erinnern, worin ausdrüdlich bie 
Einführung des Befähigungsnacdhweifes für das Handwerk 
gefordert wird, und ich freue mich, Eonftatieren zu können, 
daß im Meichstag jowohl wie hier im Landtag die beiden 
großen Barteien, Sonjervative und Sentrum, in der 
Handmwerterfrage ſtets Schulter an Schulter geitanden 
haben. freue mich, fonftatieren zu dürfen, daß auch 
bei Verabſchiedung des lekten ——— es vom 
26. Ju 1897 die konſervative Partei im Reichstag die 
Nejolution des Zentrums zu ber ihrigen gemacht hat, daß 
troß derBerabichiedung des Befees, das vielfach — nament- 
lich auf der linken Seite — als der Abichluß der ganzen 
Dandwerfergejege betrachtet wird, die fonjervative Partei 
eine Rejolution mit unterftügt und angenommen hat, die 
das Gegenteil befagt; denn diefe Reſolution fordert aus— 
drüdlic die verbündeten Regierungen auf, in der nächften 
Seſſion fchon einen Gefegentwurf dem Reichstag vor- 
zulegen, der den Befähigungsnadhweis für das gejamte 
Handwerk einführt. 

Nun, meine Herren, inzwifchen find bereits 5 Jahre 
ins Land gegangen; wir haben von einem folchen Gejeg- 
entwurf bisher nichts gejehen. ch jelbit habe wiederholt 
in meiner Fraktion diefe Frage in Anregung gebracht; 
es wurde mir dann aber immer, und ich glaube mit Recht, 
geſagt, man jolle 2 erjt mal abwarten, wie das neue 
Geſetz wirfe; e8 würden ja die verbündeten Regierungen 
fi jo bald doc; nicht darauf einlaffen; es würde alfo 
dabei nichts verloren jein, wenn man noch etwas warte. 
Inzwiſchen aber, meine Herren, hat fich immer mehr und 
das Bedürfnis geltend gemacht, wenigftens für das 
Bauhandwerk, den Befähigungsnachweis einzuführen, und 
da find wir ja zu meiner großen Freude im vorigen 
Jahre durch den Antrag Feliich auch hier im Abgeorbneten- 
hauſe mit ziemlich großer Mehrheit für diefe Forderung 
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eingetreten. Es wird wahrjcheinli in dieſer Seſſion im 
Neichstage kaum mehr dazu kommen, obichon eine dies— 
bezügliche Petition auf ber Tagesordnung wieberholt ge» 
ftanden hat, aber nicht zur Erledigung hat kommen 
können. Es ift aljo ungemwiß, ob dieje her in biefer 
Seffion im Neichstage noch zur Entſcheidung gelangen 
wird; aber, meine Herren, das kann ich Sie verfichern 
daß wir in der nächſten Seſſion bes Reichstages durch 
—— und Konſervative dieſen ne formell wieder 
ellen werden, und wir hoffen auch auf deſſen Erfüllung. 
Nun hat ur Dr Grüger auch über die Stredit- 
genofjenichaften bier geſprochen. Pa, meine Herren, ich 
ertenne an, daß ſolche Kreditgenoſſenſchaften bei den 
heutigen Berhältniffen im Handwerk ſehr nüglich wirken 
önnen, daß fie jogar notwendig find; aber in 
diefen Tagen der, wie fol ich jagen, jeltene Redner 
im Reichstage, der Abgeordnete Ahlwardt, einen Gedanken 
ausgefprocdhen, den wir im Handwerk jehr häufig in 
unferen Verjammlungen früher vor langen Fahren ——* 
erörtert haben. Er war nämlich der Meinung, es hätte 
mehr als die Kreditgenofjenichaften dem Handwerk nügen 
können, wenn ihm, wie e8 auch bei der Großinduſtrie 
längft der Fall, die Neihsbant wäre zugänglich gemacht 
worden. Daß die Reichsbank nicht mit den einzelnen 
Handwerkern arbeiten kann, ift ja jelbftverftändlich; aber 
meine Herren, unjere Innungen haben doc Korporations- 
rechte, und da könnten doch die Innungen direkt mit der 
Reichsbank arbeiten. Dann wäre der Kredit jedenfalls 
ein ſehr viel billigerer für ben Kandwerterund ala 
durch die Sreditgenofienichaften. i —— 
ſchaft will verdienen, und die kleineren Genoſſenſchaften 


ebenfalls — 
(Glocke des Präſidenten.) 


Präſident v. Kröcher (den Redner unterbrechend): 
Herr Abgeordneter, ih finde doch, daß Sie ſich etwas 
jehr weit von ben Tit. 14, 15 und 16 entfernen. Bei 
diejen Titeln, wo hauptfächlich, namentlich auch durch die 
dazu geitellten Anträge, von Meifterturjen und Aus 
ftellungen von im Hleingewerbe verwendbaren Maſchinen 
und Werkzeugen, von der fortentwidlung des kleingewerb— 
lien Genofjenichaftswejen die Rede ift, halte ich eine 
allgemeine Handwerferdebatte nicht für auläffg; zu al 
gemein dürfen Sie doch nicht das Handwerk befprechen. 


Euler, Abgeordneter (fortfahrend): Herr Präfident, 
ih hatte wohl geglaubt, den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr Erüger entgentreten zu dürfen; er hat 
ja diefe Fragen angeregt. 


Präfident v. Mröcher (den Redner unterbrechend): 
Jawohl, ic; werde Sie daran auch nicht hindern; aber 
ich möchte bitten, nicht zu weit in diefe Materie hinein 
zugeben. 


Euler, Abgeordneter (fortfahrend): Nun ift ja im 
Reichstage auch von der Partei des Herm Abgeordneten 
Dr Erüger ein Antrag geftellt worden, um Unterjuchungen 
über die Leiftungen der Handwerkskammern anzuftellen. 
Ya, meine Herren, ich habe ja gar nichts dagegen, wenn 
derartige Anträge geitellt werden; aber Herr Dr Erüger 
wird mir felbft zugeben, daß man da noch, nachdem die 

andiwertsfammern kaum in bie Ericeinung getreten 
ind, von großen Leiftungen abjehen muß. Bundift haben 
ich die Handwerkstammern einmal organifteren müſſen; 
—— die Handwerkskammern — nicht einmal 
einen Boden, einen Grundſtock, um die Wahlen betätigen 
zu können. Wuch heute iſt die ger noch eine 
höchſt mangelhafte, und es würde dieſe Organifation ganz 
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[Handels: und Gewerbe-&tat] 


[&nler, Abgeordneter] 
bedeutend beichleunigen, wenn recht bald der Befähigungs- 
nachmweis im Handwerk eingeführt werden würde. 
Nun, meine Herren, bezüglich der Meiſterkurſe geben 
fh auch verjchiedene Handwerkstammern an und für ſich 
übe, ohne Staatshülfe derartige Meifterkurje, wenn 
auch nicht in dem großen Rahmen, wie fie in Bofen 
ers und Göln ftattfinden, einzurichten, au 
afchinen augzuftellen, damit die Handwerker auch daran 
lernen fönnen. Ich kann Yhnen 3. B. die Mitteilung 
machen, dab wir in Cöln et haben, im Herbſte 
diejes ‚Jahres eine derartige Austellung von Lehrlings- 
arbeiten und von Dantwert zu veranjtalten, die für 








alle reife des Handwerks zu empfehlen find. In 
Münfter in Weftfalen hat man fürzlich ebenfalls jeitens 
ber Handwerfstammer derartige eg im engeren 
Rahmen veranftaltet. Ich erhielt heute Morgen noch 
einen Brief von dem dortigen Regierungspräfidenten, der 
mir am Schluß desfelben mitteilt: 
Un unferen biefigen Handwerkern habe ich große 
Freude; es find brave, rührige Leute, ſodaß ich 
die Überzeugung habe, daß ihre Beftrebungen dem 
Handwerk zum en gereichen. 

Das ift ficher eine nicht zu unterjchägende lobende 
Anerkennung eines hohen Staatsbeamten, daß der Hand— 
werferjtand noch rührige und brave Leute hat, die alio 
in diefer Beziehung nicht jo rüdjtändig find, wie es viel 
fah in ben J——— darzuſtellen verſucht wird. Wir 
ſind aber dankbar nach jeder Richtung hin, wenn die Hohe 
Staatsregierung uns unterſtützt in dem Beſtreben nach 
einer beſſeren Ausbildung unſerer Lehrlinge. Denn hier 
muß unbedingt der Hebel angejegt werden. Wollen wir 
für die Zukunft wieder einen tüchtigen Handwerkerſtand 
erziehen, jo muß man eben die Art an die Wurzel legen; 
es müffen die Lehrlinge berangeholt werden, es muß 
ihnen alles —— werden, nicht nur, was für ihr 
praktiſches Handwerk, ſondern auch beſonders, was für die 
techniſche Ausbildung, was für die ti und bie 
Kalkulation notwendig ift, damit aus ihnen demnächſt 
wieder ein tüchtiger, ehrbarer und leiftungsfähiger Hand- 
werferftand hervorwachſe, der geeignet it, jeine Aufgabe 
u löjen, die er nicht nur feinem Stande gegenüber hat, 
——— auch gegenüber Thron und Altar, Staat und 
Geſellſchaft. 


(Bravo! rechts und in der Mitte.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Feliſch. 


Felifch, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Kollege Dr Crüger rief, als mein Fraktionsgenofje Bröfe 
gelprogen hatte, bier ins Haus hinein: „aljo feine 

eiſterkurſe!“ Er wollte uns damit fagen, wir wollten 
feine Meifterkurfe. 

Meine Herren, daß wir die Meifterfurje genau jo 
wollen wie der Herr Kollege Erüger, das haben wir doch 
ihon bis zur Ünkenntlichkeit oft ausgeſprochen. Wir 
haben uns auch auf den Boden bes Antrags Trimborn 

ejtellt, welcher alles enthält, was ber * Kollege 
* durch ſeinen Antrag aus dem Zuſammenhang 
herausreißen will, und wir ſtellen uns auf den Boden, 
daß man die Sachen ſich der Reihe nach entwickeln lafjen 
und abwarten ſoll, was uns die Regierung für eine Bor- 
lage bringen wird. Wir haben auch —J vom Herrn 
Handelsminiſter gehört, daß dieſe Vorlage ſchon in aller— 
nächſter Zeit kommen wird, und daher ſcheint mir tat— 
jächlich der Antrag Erüger, gegenwärtig wenigjtens, voll- 
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ftändig gegenftandslos zu fein. Wir, die Konfervativen 
und aud) andere Parteien, unterjcheiden uns keineswegs 
in den Wünfchen in bezug auf die Meifterkurje, fondern 
nur darin, daß wir folgerichtig vorgehen und nicht etwas 
aus der Sache herausheben wollen, eigentlih nur, um 
vor bem Lande diligentiam zu präftieren, Im übrigen, 
muß ich jagen, babe id) immer jehr großes Vergnügen, 
wenn der Herr Kollege Grüger redet; er bejigt 
eine gewiffe Genialität, Hunderte von Dingen beran- 
zuziehen, die abfolut nicht zur Sache gehören; das 
ift nun einmal feine Force. So hat er z.B. in 
feiner Mede davon geſprochen, es wäre gejtern aus 
geiprodhen worden , ie Sandwerfer wollten nod 
eine zweite Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe 
haben. Ich habe nichts davon gehört, ich bin gejtern 
auch den ganzen Tag * geweſen. Warum wird denn 
ſo etwas ausgeſprochen? Es iſt doch genug, wenn wir 
eine Zentralgenoſſenſchaftskaſſe haben. Er hat dann 
weiter en von agrariichen G®elüften. Ya, id 
möchte aber wiſſen: wir reden von der Handwerkerfrage, 
und der Herr Dr Erüger ift gleich wieder dabei, von 
agrarifchen Gelüften zu reden. ozu wird denn jo 
etwas herbeigezogen bei einem — wo es doch 
abſolut nicht hingehört, es ſei denn, daß Herr Crüger 
eben zum Fenſter hinausſprechen will; und das ſcheint 
mir bei ihm immer der Fall zu ſein, wenn er das Wort 
nimmt. 

Meine Herren, wenn ich mir den Antrag des Herrn 
Dr Crüger genau anſehe, mit dem wir ja inhaltlich ganz 
einverſtanden find, nur daß wir zeitlich nicht damit ein— 
verjtanden find, dann muß ich fagen, Herr Grüger 
fheint fi in befonderer Weiſe für den Meifter zu 
interefjieren. a, ich habe aber font nicht gefunden, daf 
ber Herr Dr Erüger fich jemals für den Meijterftand im 

andwerf interejliert hätte; aber er muß es bei biejer 

legenheit natürlich hervorfehren und thut fo, als wenn 
er Sich dafür interejjiertee Wenn aber davon geredet 
wird, daß nur ber Meifter lehren ſoll — eine Forderung, 
bie vom gejamten Sandwerkerftande geftellt wird —, 
dann ift er immer dagegen. Aber fofort jagt er: es 
müſſen Meifterkurje eingerichtet werden. Herr Dr Erüger, 
fobald Sie davon reden, daß Sie den Meifter unters 
ftügen wollen, dann muß ich hinter jedes Yhrer Worte 
ein jehr ſtarkes Fragezeichen ſetzen. 

Da wir nun, meine Herren, den Antrag der Herren 
Kollegen Trimborn, Bröje und Stengel fchon genügend 
hier erörtert haben, der dahin geht, zur = den Ans 
trag Erüger abzulehnen, jo kann ich jchliegen mit dem 
Wunſch und mit der Wiederholung: dem Sinne nad) 
wollen wir, was ber Herr Dr Erüger will, und zwar 
ebenjo ſehr; wir wollen ed nur nicht aur Seit, weil wir 
nicht etwas herausreißen wollen aus dem Ganzen; wir 
wollen es nicht tun, weil die Regierung verfprochen hat, 
uns entgegenzufommen; und das ift für mich genug, um 
in diefem Wugenblif nicht offene Türen einzurennen. 


(Bravo! rechts.) 


Präfidbent v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete rigen (Borken). 


Frigen (Borken), Abgeordneter: Meine en, ich 
glaube, daß ich mich über den Antrag des Herm Ab» 
eorbneten Dr a. wohl nicht weiter auszulaſſen 
rauche; nad den Ausführungen der Herren Borredner 
an doch eine große Majorität des Hauſes ber 
einung zu fein, daß der Antrag Dr Grüger bereits in 
dem im vorigen Jahre angenommenen Antrag Trimborn 
mitenthalten war und durch diefen Antrag vollitändig 
gededt ift. Ya, ich gehe noch weiter: ich bin der Anficht, 
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[Frigen (Borken), Abgeordneter] 
daß der Antrag Trimborn aud in diefem Punkt eigentlich 
wohl weiter geht als der Antrag Dr Erüger, und daß wir 
daher gar feinen Anlaß haben, den Antrag Dr Erüger, 
welcher zwei Punkte aus dem Antrag Trimborn heraus: 
nimmt, anzunehmen. . 
will diefe Gelegenheit benugen, um meiner 
Genu Error darüber Ausdruck zu geben, daß im diesjährigen 
Etat Mittel eingeftellt find, welche wir bisher nicht gehabt 
haben: zur Förderung der fFortentwidelung bes Flein- 
Due nad Genoffenihaftsweiens und zur Förderung der 
Einrichtung und Unterhaltung von Meijterfurfen und 





Ausftellungn von im Kleingewerbe verwendbaren 
Maichinen und Werkzeugen. 
eine Herren, die Öejepgebung hat am Handwerfer- 


ftand fehr viel gut zu machen. In den 70er Jahren ift 
durch die damalige Gewerbeordnung, welche auf der voll» 
ftändigen freiheit des Gewerbebetriebes beruhte, der Hand- 
werferitand völlig zerrüttet worden, und was damals die 
Geſetzgebung dem Handwerkerſtand geſchadet hat, das 
müffen die nachfolgenden Generationen wieder wett machen 
und den großen Nachteil, weldher dem Handwerteritand 
zugefügt % einigermaßen wieder erjegen. Wir begrüßen 
es mit Freuden, daß der Herr Handelsminiſter in diefer 
Beziehung ein warmes Herz für den Handwerkerſtand 
gezeigt bat. 

8 hat mich aber die Außerung des Herrn Minifters 
frappiert, daß er im nächſten Jahre nur in 2 Provinzen 
derartige Meifterichulen einrichten könne. Wenn das auf 
einem Mangel an Mitteln beruht, fo würde ich es ſehr 
beflagen, und er wird gewiß —5— ſein, daß, wenn 
er mehr Mittel zu dieſem Zwecken gehabt hätte, das 
Haus ſie ihm gewährt haben würde. Wenn es allerdings, 
wie er es ja auch andeutete, auf einem Mangel an 
eeigneten 8 beruht, ſo müſſen wir uns be— 
cheiden und hoffen, daß dieſe Lehrkräfte in nächſter Zeit 
o ausgebildet und vervollftändigt werden, daß wir jpäter 
nicht nur in jeder Provinz, ſondern in jedem Induſtrie— 
entrum, m in allen gewerblich hervorragenden 
Srten derartige Meiſterkurſe einrichten können. 

Meine Herren, es ift nie meine Art gewejen, auf 
Ausgaben zu drängen, wenn fie nicht abfolut notwendig ge» 
wejen find, ich habe re im Reichstag als auch hier 
tet3 das Bringip der äußeriten Sparfamfeit vertreten. 

ber in dieſem Punkt, wo es gilt, einem nicht durch feine 
Schuld, fondern vielfach durch Verſchulden ber Befek- 
gebung daniederliegenden Stand aufzuhelfen, dürfen mir 
nicht allzufehr jparen, zumal uns in der Förderung des 
zen Ofterreih und eine Reihe von füddeutjchen 

taaten weit voraus find und zu diefem Zwecke weit 
größere Mittel aufwenden, als fie bei uns in den Etat 
eingeftellt find. Ich nehme auch an, daß es die Auf- 
a des Herrn Handelsminifters ift, daß diefes nur 
ein Anfang ift, und dab wir auf dem Wege fortfchreiten, 
daß wir ichraus jahrein größere Mittel bewilligen müffen, 
um bie Zwecke, die ich eben angebeutet habe, zu erreichen. 

Daran iſt ja nicht mehr zu denfen, daß der Hand- 
werferjtand wieder einmal die ae welche 
er vor mehreren hundert Jahren im Mittelalter in ben 

oßen Städten gehabt hat. Wir haben die Zeiten ge 
Dat, wo die Handwerfsmeifter die Patrizier in ihren 
Orten waren. Sn ben flämifchen Städten, in Frank—- 
furt, in Augsburg waren die Meifter im Handwerk die 
erften Bürger der Stadt. Bei der heutigen Entwidlung 
von Handel und Induſtrie wird daran kaum mehr zu 
benfen fein; aber das wird fich ermöglichen laſſen, daß 
der Handwerkerftand eine lohnende, glüdliche und all- 
gemein geachtete Eriftenz erwirbt, daß er in feinen Be- 
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ftrebungen voranfchreitet, und daß er wie in früherer 
Zeit eine Stüße und eine Säule unferer Gejellichafts- 
ordnung und unferes Staatwejens fein kann. Es ift 
unjere Gfticht, mit allen Kräften nad diefem Ziele zu 
ftreben, und ich kann wiederholt die Geneigtheit meiner 
Partei ausfprehen, dab wir nicht davor zurüdjchreden, 
für dieſen Zweck auch höhere Mittel zu bewilligen. 


(Bravo! im Bentrum.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
georbnete Kindler. 


Kindler (Poſen), Abgeordneter: Meine Herren, auf 
die Befähigungsnahmweisrede, die uns ber Herr Abge- 
ordnete Euler gehalten hat, will ich nicht eingehen; ich 
könnte jonft vielleicht au von dem Herrn Präfidenten 
unterbrochen werden. Der Abgeordnete Euler hat nur 
das aus den Reichstagsverhandlungen mitgeteilt, was er 
für feine Zwecke brauchte, nicht aber, bob ichon 1897 
von den Nationalliberalen und der freifinnigen Partei 
bei Beratung des Handwerkskammergeſetzes Anträge 
geftellt worden ya welche eine Förderung des Handwerks 
in dem Sinne bezivedten, wie dies der vorjährige Antrag 
Trimborn getan ht 

Was haben die Gegner unjeres Antrages nun gegen 
benjelben vorgebraht? Der einzige Grund, ben fie an- 
geführt haben, ift, daß die Sadı noch nicht ſpruchreif 
wäre. Ich kann das aber nicht für richtig halten. Die 
Sade ift tatfächlich fpruchreif. Wir haben Meifterkurje 
in den verfchiedenften Orten; wir haben fchon mehrjährige 
Erfahrungen über die Lehrtätigkeit und den Nuten der 
Meifterturfe geſammelt. Ich muß mich daher gegen 
dieſe here wenden und dazu furz auf den Inhalt 
der Meifterturfe eingehen. 

Was bezweden die Meifterfurfe? Sie bezweden 
vor allen Dingen, den erwachſenen, jelbftändigen Hand» 
werfer mit den Maichinen neuefter Art befannt zu machen, 
die für fein Handwerf nüglich find, und die er anwenden 
muß, wenn er nicht im $tonfurrenztampf mit dem Groß- 
betriebe unterliegen will. Der einzelne Handwerker hat 
neben dem Sampfe ums Dafein nicht oft Zeit, Fach— 
ichriften zu ftudieren und die neuejten Einrichtungen und 
Erfindungen zu verfolgen. Wenn er das aber aud) 
könnte, hat er nicht überall Gelegenheit, die Mafchinen, 
welche feine Arbeit erleichtern und verbilligen, kennen zu 
lernen und zu benugen. Die Meifterfurfe jollen die 
Maſchinen im Betriebe vorführen und dem Handwerker 
zeigen, wie nüglich fie für ihn find. Die Anwendung 
von Mafchinen im Handwerksbetriebe wirb fich mit der 
Kenntnis von felbft verbreiten. 

Zweitens wollen die Meifterkurfe die handwerkliche 
— der Teilnehmer fördern. Es hat nicht jeder 
elbſtaͤndige Handwerker eine gute Werkſtätte gehabt und 
die höchſte Stufe der handwerksmäßigen Fertigkeit feines 
Betriebes erreicht. 

Drittens follen die Meifterkurfe den Handwerker be- 
fähigen, fein rg: faufmännifcher zu leiten; deswegen 
wird er auch in der Buchführung unterrichtet. ie 
Handwerker find zum großen Teile nicht genügend 
rm ihre Bücher richtig zu führen und ihre 

ehnungen rechtzeitig auszufchreiben. Manche find noch 
jo rüdjtändig, daß fie jemand, der ein Jahr Kredit bei 
ihnen nimmt, ebenfo behandeln wie einen Hunden, ber 
gleich bezahlt, und gar nicht daran denken, daß fie neben 
dem Binsverluft auch noch eine Schmälerung ihres 
Betriebskapitals erleiden. 

Die Meifterfurfe können natürlich nicht für alle 
Betriebe auf einmal eingerichtet werden. Es wird 
gewöhnlich mit den Handwerken, für die bie Kurje am 
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leichteften einzurichten find, angefangen; man kommt dann 
zu den Handwerken, bei denen mehr Borbereitungen 
erforderlich find, mehr Mafchinen vorzuführen find = 
&o find in Bofen zuerft Kurje für Schuhmacher und 
Schneider eingerichtet worden; dann —— ſich ſolche * 
Tiſchler, Inſtallateure ufw angeſchloſſen. In dieſen 
Kurſen wird gerade das gelehrt, was der Herr Handels— 
minifter als für das Handwerk verbleibend angegeben 
hat. Es wird z.B. den Schuhmadern gelehrt, für einen 
anormalen h zu arbeiten, die feinere Maßarbeit 
ordnungsmäßig berzuftellen. Sie werden aljo in ihrem 
Gewerbe fähiger gemadt und werden dann auch nuß- 
bringender als Lehrmeifter für das gefamte Handwerk. 

Was ſagt nun der Stommiffionsberidht über den 
Antrag Trimborn im vorigen Jahre? Er enthält direkt 
den Satz: 

Die Meifterturfe müfjen vermehrt werden, es 

müfjen Fachkurſe und Wanderkurſe angefchloffen 

werden. 
Man hat auf Sefterreich hingewiefen, wo das ſchon viel» 
fach geſchehen iſt, wo die Meiſterkurſe bedeutend größere 
Ausdehnung haben. Meine Herren, wir fordern die 
Ausführung deijen, was in dem Antrag Trimborn im 
vorigen Fahr von dem ganzen Haufe als richtig an- 
erfannt worden ift. Mit irgend einem Punkte Fieies 
ganzen Programms muß man doc anfangen, wenn man 
es verwirklien, wenn man nicht bloß bei Redensarten 
bleiben will. 

Meine Herren, der Bericht fagt dann ferner, daß 
die Teilnehmer diefer Meifterkurfe jpäter leichter geneigt 
find, fi in Genofjenfhaften zu organifieren. Sie geben 
aljo das Material ab, das die Regierung braudt, um die 
genofienfejafeliche Förderung des Handwerks, die auch in 

em Antrage Trimborn verlangt war, zu fördern. Außer— 
dem würden fie auch die Meifter ftellen, die eine genügende 
re ern. gewährleiften; denn ihre Werkftätten 
jollen Mufterwerfitätten werben, in denen der Lehrling 
eine wirklich tüchtige Ausbildung erfahren kann. Unſer 
Antrag fteht alfo zu keinem Punkte des Antrages Trim- 
born im Widerfprud; er will nur das fchneller fördern, 
was ſchon beiteht, damit auch die übrigen Punkte bald 
— werden. Der Antrag Trimborn verlangte 
eng: 
Beranftaltung dauernder und zeitweiliger Aus- 
ftellungen von fleingewerblihen Motoren, Ma- 
ſchinen und Werkzeugen in gemwerblih ent« 
widelten Orten; Unterweifung in deren Gebraud) 
und entgeltliche Überlaffung folder an Genofjen- 
Ichaften. 
en den Meifterfurfen wird aud) im Gebraud) der Ma- 
chinen unteriwiefen; diefer Programmpunft wird aljo 
durch die Meifterkurfe gleichzeitig gefördert. 

Dann fordert er die Förderung der Lehrlingsaus- 
bildung. ch babe ſchon darauf hingewieſen, daß gerade 
die Meifter, die diefe Kurſe bejuchen, vieleicht ein ger 
diegenes Material zur Lehrlingsausbildung und zur 

— des Genoſſenſcha — darſtellen werden. 

lſo da unſer Antrag in keinem Widerſpruch ſteht zu 
dem —* Trimborn, ſo verſtehe ich nicht, warum er 
von der Mehrheit mit einem Gegenantrage beantwortet 
ift, der auffordert, hier eine Ablehnun ach Antrages 
vorzunehmen, Ich habe gefunden, bob alle die Herren 
die für dieſen Gegenantrag —— ſind, eigentlich 
für unjeren Antrag geiprochen haben und nad) ihren Aus» 
führungen für en in Antrag fimmen müßten. So hat 
der Herr Kollege Bröje gejagt, daß die Regierung viel 
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zu wenig für das Handwerk tue, daß die Mittel, die ein- 
ar fi, nicht erjchredlich viel feien, daß er wünfchte, 
B viel mehr Geld bewilligt würde. Wir fordern aud 
nur mehr Mittel, damit mit der Erfüllung des Pro» 
gramms, welches in dem Untrag Trimborn enthalten ift, 
vorgegangen werden kann. Wenn Gie wirklich die vor- 
jährige Handwerkerfreundlichkeit aufrecht erhalten wollen, 
to müfjen Sie für unferen Antrag ftimmen, damit das 
Programm fo ſchnell wie möglic verwirklicht wird. 

Der Herr Kollege Bröje hat gejagt: der Antrag 
enthält nichts Neues, Wir machen auch gar feinen Anz 
ſpruch, daß er etwas Neues enthält; vielmehr find das 
Forderungen, die wir feit einer Neihe von — erheben 
und erhoben haben, ſchon ehe der Antrag Trimborn ein- 
gebracht worden ift. Keineswegs ift unfer Antrag überholt 
durch den Antrag Trimborn vom Fand, Jahre, fondern 
wir wollen nur, daß fchneller mit der Verwirklichung des 
in dem Antrage Trimborn niedergelegten Programms 
vorg an wird, und haben dabei hervorgehoben, was 
am jchnellften verwirklicht werden kann, und was die 
Grundbedingungen der übrigen darin enthaltenen Pro— 
grammpunkte darftellt. 

Der Herr Minifter hat gemeint, es ginge nicht fo 
ki unferem Antrage gemäß Meifterfurje in allen 

rodinzen einzurichten; es fehlte an dem nötigen Lehr- 
erjonal. Demgegenüber möchte ich doch hervorheben, 
aß die Kurſe nicht überall Ei gleicher Zeit abgehalten zu 
werden brauchen, daß diefelben Lehrperjonen, da es ſich 
um Kurſe von verhältnismäßig geringer Dauer handelt, 
an verichiedenen Orten Kurſe abhalten fünnen. Für den 
Kurfus der Schuhmacher ift in Poſen ein Meifter ſchon 
weimal aus Wien zitiert worden, der beſonders tüchtig 
in feinem Fache ift. Wenn diefer Meifter dauernd ans 
gejtellt würde, fönnte er natürlich in einem Jahre nicht 
einen, fondern zwölf Kurſe abhalten; er könnte in den 
verſchiedenſten Provinzen beichäftigt werden. Alfo der 
Mangel an Lehrperfonal kann nicht der Grund fein, 
warum mit den Meifterkurjen jo langſam vorgegangen 
werden foll. 

Der Herr Minifter bat a} den wahren Grund 
der Regierung am Schluß feiner Rede angegeben, indem 
er mitgeteilt hat, daß für das nächſte Sabı für weitere 
zwei —— Meiſterkurſe eingerichtet werden ſollen, 
und daß allmählich weiter mit der Einführung der 
Meifterkurfe vorgegangen wird. Alſo es ift Bi lich 
eine Finanzfrage, und bie urn verhält ſich des» 
wegen vr Ihe , weil fie die Mittel nicht gleich bereit» 
ftellen will, welche wir zur Förderung des Handwerks 
unbedingt ſchon jetzt für notwendig halten. Ich glaube, 
daß der Herr Minifter auch angegeben hat, daß in Wies— 
baden im nächiten Jahre eine derartige Einrichtung ges 
troffen werden fol, und ich möchte hier im Namen des 
Kollegen Erüger dem — Miniſter Dank ausſprechen, 
daß er in Wiesbaden dieſe Kurſe einrichten will. Alſo, 
es ſind hauptſächlich Finanzfragen, welche unſerm Antrag 
hindernd im Weg ſtehen, und nicht Gründe fachlicher Art, 
und ich meine, wern man das Handwerk wirklich fördern 
will, wie es Die — von der Rechten und vom 

ntrum ausgeſprochen haben, daß man dieſe Finanz— 
tage nicht an erjte Stelle rüden foll, daß man die 
egierung mit uns kräftig auffordern folle, ſchneller vor- 
wärts zu geben. 

Meine Herren, mit der rein theoretifchen Liebe für 
das Handwerk, die der Antrag Trimborn erkennen läßt, 
ift nichts getan. Wir müfjen vorwärts kommen, wir 
müffen fchnell vorwärts fommen, wenn dem Handwerke 
gg werben ſoll. laube, daß die Herren auf 

er Rechten, die unferen Antrag ablehnen, ihn viel- 
leicht bloß Eugen weil er von unferer Seite kommt. 
Denn Gründe dagegen habe id) nicht ee 
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Ich möchte Sie deshalb bitten, zur Verwirklichung 
bes von Ihnen im vorigen Jahre fett als gut und er» 
ftrebenswert anerkannten Programms die Hand zu bieten 
und bie — — eines Teiles dieſes Programms 
mit uns zu beſchließen. 


(Bravol links.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der b- 
geordnete Edert. 


dert, Abgeordneter: Meine Herren, die Aus. 
führungen, die Herr Abgeordneter Dr Erüger zu feinem 
Untrage gemacht hat, haben wohl das Intereſſe des 
anzen Haufes gefeffelt, und ich kann fagen, daß bie 
nterichiede, die hier in den Anfichten der verjchiedenen 
Parteien herrſchen, wirklich außerordentlich gering find. 
Es hat ſich bereitö im vergangenen Jahre bei ben Be- 
ratungen in der fogenannten Trimborn-Kommiſſion, der 
ich auch anzugehören die Ehre hatte, herausgeftellt, daß 
(ämtlie Barteien im Haufe darin einig find, 
daß das Handwerk unterftüßt werden muß, und 
daß der fehr Eläglichen Lage des Handwerks, in welche 
es teilweife durch Schuld der Geſetzgebung, teilmeife durch 
Schuld der Berhältniffe überhaupt gekommen ift, entgegen- 
—— werden muß. Und, meine Herren, die Si 
er Kommiſſion Trimborn, an der der Herr Handels- 
minifter und Sommifjare ber —— teilgenommen 
haben, haben bewieſen, daß ein Berſtändnis dafür nicht 
Dan im „out, fondern auch bei der Megierung vor— 
anden ilt. 
Meine Herren, es find damals die Grundſätze aufs 
ap und niedergelegt worden in der Denkſchrift über 
ie Sitzungen, die die genannte Kommiffion gehalten hat. 
Damald hat eine Verabredung ftattgefunden zwiſchen 
fümtlichen Barteien diefes Hohen Haufes, daß mir uns 
damit begnügen wollten, diefen Bericht dem Hohen Haufe 
vorzulegen, im übrigen aber nicht jeitens einzelner Parteien 


nod Stellung zu nehmen, damit es nicht zu einem Wett- 
laufen in gandwerterfreundiigtei wiſchen den 
einzelnen Parteien käme. Und wenn ich einen Grund 


be, zu bedauern, daß heute diefer Antrag gekommen ift, 
o ift es der, daß dadurch gewiffermaßen eine Partei vor 
den anderen ihre bejondere Handiwerferfreundlichkeit hat 
bezeigen wollen. Dies ift aber durch den Gang der Ber- 
handlung vollftändig widerlegt worden. Es ift von der 
rechten Seite und vom Zentrum zu erkennen gegeben 
daß diefe Parteien genau fo handwerkerfreündli 
find wie die anderen. 


(Abgeordneter Dr Erüger [Bromberg]: Sie können es 

ja jett zeigen! — Ruf reits: Ruhe! — Heiterkeit rechts; 

nrube links. — Ruf links: Ruhe in der Minorität! — 
Heiterkeit links.) 


Wir follen es zeigen, — ruft Herr Dr Erüger mir zu. 
Gewiß wollen wir es zeigen, und dadurch, dak wir uns 
an ber Debatte hier lebhaft beteiligen, zeigen wir es ja. 
Es wird nur die Frage fein, meine Herren, — und das 
wird Die er un — ob wir redht gehabt 
haben, daß wir uns gegen den Antrag Dr Erüger 
ausfprechen, oder Sie, daß Sie dafür eintreten. 

Der Unterjchied in den Meinungen liegt lediglich in 
dem einen einzigen Bunfte: ob die Frage der Meifter- 
turſe fpruchreif ift oder nicht. 

(Abgeordneter Dr Erüger [Bromberg]: Sehr richtig!) 


Sie behaupten, Herr Kollege Dr Erüger, die Frage ift 
{pruchreif; von der anderen Seite bes Haufes, * der 
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meinigen, und ebenfo vom Minifterium wirb be— 
bauptet: die Frage ift nod nicht ſpruchreif. 
(Abgeordneter Dr Erüger [Bromberg]: Hört, hört!) 


Ich bin der Anficht, daß es viel fchlimmer ift für das 
Handwerk, wenn jest übereilte Schritte unternommen 
werden, die ſich vielleicht in kurzer Zeit als fehlerhaft 
herausftellen werben, daß dann das Handwerk viel mehr 
geichädigt wird, als wenn erſt in etwas fpäterer Zeit, 
dann aber geeignete Schritte unternommen werden. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Ich ftehe auf dem Standpuntt, daß die Frage ber 
Meifterkurfe, deren Notwendigkeit ich warın ———— 
noch nicht jo geklärt iſt, wie fie geklärt ſein ſollte. Des- 
wegen, meine Herren, haben mir uns entichloffen, auch 
ohne weiteres die in Tit. 14 geforderten 15 000 M für 
das weitere Studium diefer Frage zu bemilligen. Der 
Herr Kollege Dr Grüger ift bereits b weit, daß er bie 
ganze Frage für vollftändig geklärt erklärt; deshalb hat 
er ja a diefen Titel befonderd angefochten. Wir, 
meine politischen Freunde und wir bier auf der rechten 
Seite, ftehen auf dem Standpunft, daß fie nicht geklärt 
ift, und deswegen bewilligen wir diefe 15 000 AM 

Der zweite Bunft, den der Herr Minifter erwähnt 
bat, fpricht auch dafür, daß hier durchaus nicht übereilt 
vorgegangen werden darf. Das ift die Trage, ob denn 
überhaupt die geeigneten Lehrkräfte vorhanden find, 
Ich habe felbft auch ſchon eine Fachſchule mitbegründet 
und dafür gewirkt, und ich kann beftätigen: das aller- 
ſchlimmſte für ſolche Schulen ift, wenn bei der Gründung 
geeignete Lehrkräfte nicht vorhanden find und ungeeignete 

eute bineingebracht werden; fie disfrebitieren die Schule 
und jchädigen das Werk und den Wert der Schule auf 
lange Zeit hinaus. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Deshalb jage ich, ob nun ein Jahr jpäter oder in diejem 
Jahr die Schulen eingerichtet werden, das ift nicht jo 
wichtig, obgleich ich auch Eile wünſchte, aber der Schwer- 
punft liegt darin, daß wir die Schulen, wenn wir fie 
einrichten wollen, fo einrichten, wie Li fein müſſen. 
j ann möchte ich an den Par inifter die Bitte 
richten, wefentlich größere Mittel für diefen Zweck flüffig 
u machen. Ich muß geftehen, daß nad den großen 

orten, die im vergangenen Jahre gewechſelt worden 


ind, und nad den vielen Beratungen, die ſtattgefunden 
—ã— Poſition von 37000 AM ungeheuer 
ein ift. 


(Sehr richtigl) 


Wir können uns nicht verhehlen, daß die Finanzlage in 
unferem Staate augenblicklich eine jehr ſchlechte it, und 
wir haben bei der allgeineinen Etatäberatung vom Herrn 
Finanzminiſter gehört, daß er in jeder Weife den ein- 
zelnen Reffortminiftern hat Einhalt in ihren —— 
gebieten müſſen. Das Handwerk liegt aber ſo da— 
nieder, an dem Handwerk iſt fo viel gefündigt 
worden und an dem Handwerk ift fo viel gut zu 
maden, daß id ber Ya | bin, eine größere 
Summe hätte eingeftellt werden müjfen. 


(Bravo! rechts.) 


Da hätten andere Forderungen zurüdgeftellt werben 
müffen, denn dem Handwerk muß gebolfen werben! 
Mit diefem Appell möchte ich ſchließen und bitten, unferen 
Antrag anzunehmen, nicht weil wir die Meifterturfe 
nicht wollen, Herr Dr Erüger, fondern weil wir 
glauben, der Antrag Dr Grüger tft verfrübt, 
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und weil wir die ganzen Borjdläge, die in bem 
Antrag Trimborn gemadt find, gemeinjam be- 
handelt jehen wollen. 


(Bravo! recht? und im Bentrum.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Gram. 


Graw, Abgeordneter: zu dem Antrag des Herrn 
Dr&rüger haben 17 meine Fraktionsgenofjen in den Herren 
Euler und rigen ſchon ausgiebig geäußert; ich werde des— 
Ib nicht mehr darauf eingehen. Nur zu den genofjen- 
haftlichen Ausführungen des Abgeordneten Dr Erüger 
möchte ich mich etwas näher ausſprechen. ch bin mit 
erın Dr Grüger vollftändig einverftanden, daß ber 
it, 16, der 30000 AM zur ocerung der Fortentwick⸗ 
lung bes gg er enojjenjchaftäwejens aus» 
wirft, nicht genügend iſt. Ach bin ferner mit Herm 
Dr Erüger den, daß bie Förderung des Ge- 
noſſenſchaftsweſens mehr eine Perfonal- als eine Geld- 
frage ift. Aus diefem Grunde möchte ich den Herrn 
Minifter, den ich zu meinem Bedauern 2: an feinem 
Plage jehe, bitten, in Zufunft etwas mehr für die Aus— 
bildung von Leitern und Beamten des gewerblichen Ge— 
nalen kboftäweiens zu tun. Ob fi dazu die Meifter- 
kurſe allein eigen, laffe ich doch jehr —— Ich 
glaube, die Zeit wird in denſelben dazu zu kurz fein. 

Ich möchte aber noch etwas weiter gehen al& Herr 
Dr Grüger und den Herrn Minifter bitten, ji) mit dem 
Herrn Landwirtichaftsminifter in Berbindung zu jegen 
und längere Kurſe zur Ausbildung von Leitern von 
Handwerksgenofjenjhaften und landwirtichaftlihen Ges 
nofjenichaften gemeinjam vielleicht, unter einem Kuratorium 
von Sachpverftändigen, in Berlin ins Leben zu rufen. 
Auf diefen Kurfen wären Buchführung, Wechſel- und 
Grundbuchrecht zu lehren. Berlin halte ich für dieſe 
Kurje am geeignetften, aud; weil die Preußifche Zentral⸗ 
Genoſſenſchaftskaſſe hier ihren Sig hat. ferner halte ich 
Berlin deshalb für geeignet, weil es der Mittelpunft des 
Staates ift und die betreffenden Stursteilnehmer von allen 
Seiten faft gleich weit entfernt find. 

Weiter möchte ich den Herm Minifter bitten, bei 
diefen Kurſen die angehenden Genofjenichaftsbeamten 
ftaatlich zu unterjtügen, damit fie in die Provinz hinein- 
gehen und dort bei gut geleiteten Genoffenjchaften Kennt» 
niffe fammeln und dort mitarbeiten können; Kurſe ei 
praktiſche Arbeit genügen nicht, die genofjenichaftlichen 
Unternehmungen liegen jehr oft in den entfernteften Teilen 
des Deutichen Reiches. Ungehenden Beamten fehlen die 
Mittel, dieſe Genojjenichaften zu bejuchen und fih an 
Ort und Stelle länger aufzuhalten und die nötige Fach— 
bildung aneignen zu fönnen. Sehr viele Genoſſenſchaften 
find daran zu grunde gegangen, daß es ihnen an einer 
genoſſenſchaftlichen Sadleitung gefehlt hat. 

Herr Abgeordneter Dr Erüger hat der Rechten und 
uns vorgeworfen, daß fie bei Gelegenheit der Etats— 
beratung Wahlreden gehalten habe; namentlich der Herr 
Abgeordnete Gamp habe eine zweite Zentral-Genofjenichafts- 
fafje für Handwerker errichten wollen, Hierauf haben 
die Herren Abgeordneten Bröje und Ba ſchon zum 
Teil geantwortet; der Herr Abgeordnete Bröſe fagte weiter, 
der Antrag Erüger biete nichts neues, und Herr Kollege 
elifch meinte, er greife einen Punkt aus dem An 
trag Trimborn heraus, Herr Dr Erüger hat mit feinem 
Antrage jedenfalls auch eine Eleine Empfehlung nad) außen 
beabſichtigt. Das Zentrum hat Herr Dr Ürüger mit 


feinen ironifhen Ausführungen nicht treffen fönnen; wir 
im Zentrum baben jtet3 die Beitrebungen zur Hebung 
und Förderung des Mittel- und des Handwerkeritandes 
und —— fein laſſen. Das beweiſt der Antrag Trim- 
born. ir werden feine Mittel unverfucht laflen, um 
diefe Beftrebungen auch weiter zu fördern und durch— 
zuführen. 
(Bravo!) 


Präfident v. Sröcher: Der Herr Regierungs- 
fommifjar hat das Wort. 


D Lohmann, Unterftaatsfetretär, Wirkliher Geh. 
Rat, Regierungstommiffar: Ich möchte Herrn Abgeordneten 
Edert darauf aufmerffam machen, daß die 37000 AM, 
die im Etat ftehen, nicht das einzige * was aus den 
Verhandlungen über den Antrag Trimborn hervor— 
gegangen iſt, ſondern es ſtehen auch noch die 100 000 M 
im Etat, die dazu beſtimmt find, die Handwerkskammern 
in den Mafregeln, die fie zur förderung bes Handwerks 
ergreifen wollen, zu unterjtügen, 

. Was dann die Ausführungen des legten Herrn 
Medners betrifft, fo ift das Minifterium ſchon bisher 
bemüht geweien, Leiter für das Genoſſenſchaftsweſen aus+ 
bilden zu helfen; es find zu dieſem Zwecke bejondere 
Kurſe eingerichtet, deren Beranftalter aus Mitteln des 
Minifteriums wirkſam unterftügt worden find. 

Auch der Gedante, ji mit dem Minifterium 
für Landwirtichaft ſolche Kurje einzurichten, ift bereits 
angeregt worden, indes hat man bis jegt fich nicht 
überzeugen tünnen, daß dies für die Handwerfergenofjen- 
ichaften zum erwünfchten ar führen würde. Denn bie 
Nüdfichten, die bei olchen Sturjen auf die Genofjenichaften 
der Handwerker zu nehmen fein würden, find andere wie 
diejenigen, welche für die landwirtſchaftlichen Genoffen- 
Idhaften in Frage kommen. 

Übrigens wird auf die Förderung der Ausbildung 
von Leitern von Genofjenjchaften von der Stöniglichen 
Staatsregierung auch Fünftig Bedacht genommen werden. 


— v. Kröcher: Die Beſprechung iſt ge— 
ſchloöſſen. 
Die Titel ſind nicht angegriffen, — Tit. 14, 15 und 
16 ſind ar 

Was die Abftimmung über den Antrag bes Ab- 
geordneten Dr Grüger (Bromberg), Drudjahe Nr 44, 
und über den Antrag der Abgeordneten Trimborn, Bröje 
und Stengel, Drudjache Nr 57, betrifft, jo bemerfe ich 
vorher, daß ich glaube, über den Antrag des Abgeordneten 
Dr Erüger eine Abſtimmung nicht herbeiführen, jondern 
nur feffhellen zu dürfen, ob berjelbe nach $ 27 unferer 
Geihäftsordnung einer Kommiſſion überwiejen werben 
fol. Es ift mir unzweifelhaft, daß der Antrag erft 
einer Kommiffion zur Beratung überwiefen werden muß. — 
Ich werde nun abftimmen laflen zuerft über den Antrag 
der Abgeordneten Trimborn, Bröfe und —— iſt der⸗ 
ſelbe angenommen, dann iſt der Antrag Dr Crüger 
damit ha; ift derfelbe aber abgelehnt, dann werde 
ic) ohne bejondere Abitimmung annehmen, daß der Antrag 
Dr Erüger ber Yubgetfommiffion zur VBorberatung über- 
wiejen wird. — Damit ift das Haus einveritanden. 

ch bitte, daß diejenigen Herren ſich erheben, wel 


ben Antrag ber ———— Trimborn, Bröſe 
und Stengel auf Nr 57 der Druckſachen annehmen 
wollen. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen 
und damit der Antrag Dr Crüger —— 
eröffne die Beſprechung über Tit. 17, ſchließe 
fie, auch dieſer Titel ift bewilligt. BEER 
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[Präfident v. Mröcher] 
Wir gehen jet über zum Etat der 


, Hütten: und Salinenverwaltung. — 
Drudjahen Nr 8, 59. 


Hierzu gehören: 

1. Nachrichten von dem Betriebe der unter ber 
Preußifchen Berg, Hütten» und Galinenver 
waltung ftehenden Staatswerke während bes 
Etatsjahres 1901, — Drudjahe Nr 8; 

2. Der si der Budgetkommiſſion auf Drud- 
ſache Nr 59, 

Berichterftatter ift der Abg. Stengel. 

Ach gebe über zur Einnahme Kap. 9 Tit. 1. Ich 
eröffne die Beiprehung über Tit. 1. Das Wort hat der 
Herr Berichterftatter. 


Stengel, Berichterftatter: Es ift bei dieſem Titel 
eine Mehreinnahme von 5243259 M in Ausſicht ge- 
nommen. Dagegen ift ein Minderüberihuß von 
4631409 M, weil die Ausgaben mit 9 998 986 M höher 
angejegt werden mußten. y den Einnahmen und in 
den verfchiedenen Titeln der Ausgabe fpielen bereits eine 
erhebliche Rolle die Einnahmen und Ausgaben der neuen 
Kohlenwerke in Weftfalen, die im vorigen Jahre mit Ger 
nehmigung des Landtags gekauft find. Co ift bier bei 
ber Einnahme für die neue Zeche Gladbeck die Summe 
von 3376 000 AM eingeftellt. Den Hauptteil der Ein» 
nahmen bilden natürlich die Produfte der Kohlengruben, 
Die Kohlenpreije find für Oberfchlefien ebenjo eingeftellt 
wie im vorigen Jahre; dagegen haben Sie im Saar- 
—— um 71 4 höher eingeteilt werben können, als fie 
m vorigen Etat angejegt gewefen find. 

Weniger günftiger find die Verhältniffe in bezug auf 
den Grzbergbau. ‚nie des niedrigen Standes ber 
Metallpreife findet jich jogar bei einer Anzahl von Werten 
eine Zubuße angefegt. Diefe niedrigen. Metallpreije 
wirken aud) auf die Einnahmen der Hütten, wo eine 
Mindereinnahme von 1383 175 A angenommen worden 
ift. Dagegen ift für die Salzwerke eine Mehreinnahme 
von 680 170 M in Ausficht genommen infolge der In— 
betriebjegung eines neuen Salzwertes bei Bleicherode. 

Die Budgettommiffion hat die Anfäge geprüft; fie 
findet diefelben — *—* den Berhältniſſen entſprechend, 
und empfiehlt Ihnen, die ſämtlichen Einnahmepoſitionen 
nach den Vorſchlägen der Königlichen Staatsregierung 
zu genehmigen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schmieding. 

Schmieding, Abgeordneter: Meine Herren, mit 
dem Gejamtergebnis, welches der Bergwertsetat uns in 
diefem ar in Ausficht ftellt, hat man im großen ganzen 
alle Urſache zufrieden zu fein. Wenn auch der dies- 
jäbrige Etat mit einem Minderüberfhuß von ungefähr 
41/, Millionen Mark abſchließt, jo bringt er doch immer 
noch einen Meinertrag von fait 25 Millionen Mark. 

Wir fünnen um fo befriedigter auf diefes Ergebnis 
bliden, wenn wir den Urfachen nachgehen, auf welche das 
Minderergebnis zurüdzuführen ift. Abgefehen von der 
vom Herrn Bericterftatter bereits hervorgehobenen Lage 
des Erzbergbaues, welche einigermaßen, wenn aud nur 

ering, das Ergebnis der Staatöbergwerte beeinflußt hat, 
ift ja diefer Minderertrag weſentlich mit darauf zurüd- 
zuführen, daß in dieſem Yabre zum erftenmale auch der 
er Bergbau als Staatsbergbau im Etat erjcheint 
und zwar naturgemäß in einem Zubußebetrage. Die 
Einnahmen, welde daraus zu erwarten find, find ange 
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feßt mit 3'/, Millionen, während bie Ausgaben mit 
5/, Millionen geſchätzt find, ſodaß allein aus dem ftaat- 
lichen weftfälifchen Bergbau ein Zufhuß von 2 Millionen 
du leiften ift. Das ift auch ganz erflärlich und entfpricht 
urhaus den Intentionen, mit denen wir im vorigen 
Sabre den Erwerb der Sohlenfelder in Weftfalen 
inauguriert haben. Es handelt ſich bei dem Sohlen» 
bergbau in Weftfalen, joweit er ftaatlich ift, im wefent- 
lichen um weite, noch unverrigte Stohlenfelder mit wenigen 
Schadtanlagen. Man ift darauf aus geweſen, wie gleich 
bei dem Erwerb in Ausficht geftellt wurde, die Er» 
ſchließung diefer wertvollen Felder energiih in Angriff 
zu nehmen und mit dem Niederbringen weiterer Schächte 
vorzugehen. Die Erläuterungen, welche Sie auf Seite 30 
des diesjährigen Etats finden, ftellen in Ausficht, daß 
die Entwidlung vorausfichtlich eine —— wird, 
daß wir ſchon in wenigen Jahren etwa 15 Arbeiter 
dort beſchäftigen werden. 

Meine en, es iſt erfreulich und ſpricht für das 
geſunde ng Gebahren — wie wir es ja auch bei 
allen anderen Etats in Preußeu getwohnt find —, daß 
der Staat überall diefe Ausgaben, welche ja eine wejent- 
liche Vermehrung des Bermögens barftellen, allein aus 
ben Betriebsüberfhüffen der anderen Zechen beftreitet. 
Es ift dies wieder ein Beweis, dak wir feine Urſache 
haben, auch das Defizit, welches in dieſem Jahre in 
unferem Etat erfcheint, fo ängftlich zu betrachten, wenn 
wir fehen, wie folide der Staat überall an die Ber- 
mehrung feines Bermögens dentt. 

Ein ganz ähnliches folides Verfahren finden Sie 
aud beim Bergbau in Oberfchlefien, wo bisher in den 
guten Fahren die Vorrichtungen einigermaßen zurüd: 
eblieben waren, und wo man bei der dringenden Nach— 
on die Hauptenergie auf die Förderung ber Kohlen 
elegt hatte; jett ift man auch dort energiſch bamit be- 
en gt, weitere Schächte abzufteifen und weitere Kohlen- 
läger * erſchließen. 

eine Herren, ich glaube, auch gegen die einzelnen 
Einſchätzungen des Etats find toefentlike Bedenken nicht 
u erheben. Der enticheidende Faktor bleibt ja hier der 
ergbau an der Saar. Ich glaube, daß man bier mit 
Vorſicht die re abgewägt und daß man das Richtige 
getroffen hat mit der Feſtſetzung des Preifes, der für die 
dortigen Kohlen im Etatsjahre zu eriwarten ift. 
eine Herren, intereffant find aber die Bemerkungen, 
welche Sie in den Erläuterungen zu dem biesjährigen 
Etat finden, infofern, als zum erftenmal eine Bergleichung 
der finanziellen Ergebniffe für fämtliche Bergbaureviere 
in der Monarchie jtattfindet, und als diefes Jahr zum 
erftenmal auch ber weitfälifche Bergbau zum Vergleiche 
—— wird, Die niedrigſten Preiſe find jelbitver- 
ändlich — wie das ja bei den geringen Selbftkoften in Ober- 
hlefien natürlich iſt — für den fchlefiihen Bergbau 
ausgeworfen. Sie finden dort als wirkliche Ergebniffe, 
melde das Betriebsjahr 1901 erbracht hat, einen Preis 
für die Tonne Kohlen von 81/, bis 9 A; in Saarbrüden 
find dagegen gelöft für die Tonne Kohlen 12,47 A, alio 
faft 12'/, M pro Tonne, Intereſſant ift, wie gejagt, 
der Vergleich mit den Preiſen in Weitfalen, wo ungefähr 
die gleichen Selbfttoften Plaß greifen. In Weftfalen ift 
ber Breis für das Jahr 1903 im Betrage von 10.4 pro 
Tonne angefegt und für die Saarbrüder Kohlen auf 
11,50 AM, aljo für die legteren 1,50 M höher als für 
Weftfalen. 

Meine Herren, ich führe dieſe ar bier an, weil 
S doc ſymptomatiſch find für die Preishaltung, die der 
Fiskus überall da eintreten läßt, wo er das Negiment 
bat, und ich glaube, daß fie geeignet find, gerade auch 
für diejenigen eine nütliche Betrachtung zu fein, welche 
niedrige Preife für die Rohprodufte, ins — für das 


————————— 


[Schmieding, Mögeorbneter] 


Heizmaterial ertwarten, wenn man den ganzen Bergbau 
veritaatlichen wollte. Meine vn bier fehen Sie die 
Probe auf das Erempel: wo der Fiskus allein das Re— 
hat, find die Preife höher als in ſämtlichen an— 
eren Revieren. 


Prä v. Kröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Gothein. 
(Paufe.) 


Die Beiprehung ift geichloffen. Der Tit. 1 ſelbſt ift nicht 
angefochten; er ift feitgeftellt. — Ebenjo Tit. 2. 

Ich eröffne die Belpnedung über Tit.3. Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Heifig. 


Dr Heifig, Abgeordneter: Meine Herren, bei diejer 
Gelegenheit möchte ich zumächft den Herrn Minifter um 
Auskunft darüber bitten, aus welden Gründen bas 
Knappichaftsfeit in Gleiwig in Zukunft wegfallen fol. 
Es ih ein — Etatsvermerk vorhanden, und 
dürfte das in Arbeiterkreiſen beliebte Feſt gerade in 
Gleiwitz in Zukunft wohl ſchwer vermißt werden. 

habe mich aber hauptſächlich aus einem anderen 
Grunde zum Wort gemeldet. Wie mir bei meiner letzten 
Anwefendeit in Gleiwig vor wenigen Tagen verfichert 
worden ift, hat das Königliche üttenamt in 
Gleiwig jämtlihen Arbeitern und wahrjcheinlich 
auch den unteren Beamten verboten, beim Umgange 
fi der polnifhen Sprade zu bedienen, fih an 
polnifhen Bereinen zu beteiligen, und hat endlich 
drittens das Leien polnifher Zeitungen, Beit- 
fhriften u. dgl. mehr verboten. ch weiß nicht, 
ob diefe Mitteilung in diefer Form zutrifft; ich vermute, 
daß fie über das hinausgeht, was den Leuten geſagt ift. 
ebenfalls würde ih es auf das lebhafteſte be- 
dauern, wenn das Berbot in dieſer außer: 
ordentlih fchroffen und umfafjenden a er⸗ 
gangen ſein ſollte. Das wäre ein Mißgriff 
erſten Ranges! 

Im vorigen Jahr hatte ich beim Etat des Minifte- 
riums des Innern nachgewieſen, daß die Polizei, weil fie 
ein Umzugsverbot bei einer Feſtfeier erlaffen hatte, deſſen 
Spite ſich gegen einen polnijchen Arbeiterverein richtete, 
dabei einen Mißgriff begangen babe; bie Folge fei ge- 
weſen, daß die Leitung dieſes außerordentlich ruhigen und 
von fefter Hand geleiteten Vereins alsdann in andere 
gan übergegangen wäre, welche, wie ich wohl jagen 
ann, im Laufe diefes Jahres den Beweis erbracht haben, 
daß fie in erfter Linie beftrebt waren, im nationalpol- 
nifchen Sinne zu agitieren und eventuell auch zu wühlen. 
Endlich, vor faum acht Tagen, ift es den vereinten Bes 
mühungen der Polizei wie der Geiftlichkeit gelungen, 
dieſen Verein wieder zu dem zurüdzuführen, was er 
früher war. 

Sollte das Königlihe Hüttenamt nun fo 
oder ähnlich vorgehen wollen, wie ich es vorher 
angedeutet habe, jo würde das die ſchon aus 
anderen Gründen augenblidlih in Gleiwik vor— 
bandene Unruhe außerordentlich fteigern, und 
alle Bemühungen, ben rubigen Teil der polniſch— 
redbenden Bevölkerung in und um Gleiwitz in 
Ruhe zu erhalten, wären vergeblid. Es könnte 

ar nicht anders fommen, als daß diejenigen, 
ie fich bis jegt als treue und brave preußiiche 
Untertanen erwiefen haben, mehr oder minder den 
von außen nad Oberſchleſien importierten Ge— 
finnungen Folge leifteten. Vielleicht find dieje Be— 
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fürditungen auch wieder zu weitgehend; aber pe m 
wäre es Schon fehr zu beflagen, wenn die augen= 
blidlih Schon ſtark erregten Gemüter von dem 
bisherigen ruhigen Berhalten abgelenkt würden. 

Die Erregung unter den Arbeitern auf ber 
Königlihen Hütte ift 2 auf eine andere Weiſe 
zu erklären. Das Söniglide Hüttenamt hat es leider 
unterlaffen, fi, als es fih um die Gründung einer 
Spieljchule handelte, vorher mit ber —— Geiſt 
lichkeit in Gleiwitz in — zu ſetzen. 8 geht 
aus einem mir vorliegenden Schreiben hervor. Die barm- 
berzigen Schweftern in Gleiwitz haben in Gleiwig und 
Umgebung mit Hülfe des Vaterländiſchen Frauenvereins 
und tatfräftiger ng De. bes Landrats mehrere 
Spielſchulen errichtet. oweit es das vorgebildete 
Schwefternperfonal geftattete, find die Schulen eingerichtet 
worden und haben ſich bewährt. Man wollte nun weiter 
gehen, und wandten fich die Schmweftern durch den Pfarrer 
an das Königliche Hüttenamt zu Gleiwig, wieſen darauf 
bin, daß Huldichinstyg — eine‘. Aftiengefellihaft in 
Gleiwitz — bereitö eine Spieljchule Tunter der Leitun 
von Schwejtern habe, und ftellte anheim, zu erwägen, o 
nicht vielleicht die Söniglihe Hütte, „ welde unter 
1260 Arbeitern ungefähr 1200 Satholiten bat, eine 
Spielichule errichten lafjen und eventuell auch unter- 
ftügen würde. Nun ift inzwifchen dem Herrn Pfarrer 
Buchali geantwortet worden, das Hüttenamt fei nicht 
in der Lage, diefem Wunſch nachzukommen; denn in dem 
hüttenfiskaliihen Wohnhaufe, Krugftraße 1, befinde fich 
bereitd unter Leitung einer chweſter (Diakoniffin) 
eine Kleinkinderſchule, die fih eines fehr regen Be- 
la von Arbeiterfindern beider Bekenntniſſe 
erfreue. 

Diefe neu entftandene Spieljchule wird num befucht von 
zwei evangelifhen Arbeiterkindern und im übrigen 
nur von fatholifhen. Das ift dod ficher feine 
Art und Weife, den religiöfen Frieden in ber 
Gemeinde zu erhalten, wenn berartig vorgegangen 
wird: 1200 fatholifche Arbeiter, hödtens evan« 
FRHE RO bafür eine Spielfhule unter evan— 
gelifher Leitung. 

(Hört, hört! im Sentrum.) 


Ich will vorläufig der Hoffnung Ausdrud geben, daß es 
unjeren Bemühungen gelingen wird, das einigermaßen 
wieder gut zu nr was hier verdorben worden ift — 
anders kann ich es nicht nennen —; aber allzu groß ift 
meine Hoffnung nicht. ch glaube, das Hüttenamt 
hätte angefidts der eunteffionelien Verhältniſſe 
beſſer getan, wenn es ſich rechtzeitig an den 
zuftändigen Pfarrer in Gleiwitz gewandt hätte. 

Nun kommt eine dritte Sache, die noch viel mehr 
böfes Blut ermwedt hat. Die Wahlen zum Kirchenvorftande 
und zur Gemeindevertretung find eine Folge eines Geſetzes, 
das weder von den Biſchöfen noch vom Zentrum erfunden 
ift; wir ftehen aljo der Ausführung dieſes Geſetzes außer- 
ordentlich kühl gegenüber. gi Gleiwitz gibt e8 num verſchie⸗ 
dene Barteien, die mit der Leitung der doro ie in verſchie⸗ 
denen Stüden nicht einverftanden waren. So behauptete 
die eine Partei, um das gleid von vornherein zu betonen, 
die polnische Sprache wäre Viel zu wenig bei den Pre- 
digten uſw berüdfichtigt; eine zweite Partei beklagte genau 
das Gegenteil, und die Geiftlichkeit ſelbſt fagt, fie wiſſe 
wirklich nicht, wie fie e8 machen folle; fie könne es 
machen, wie fie e8 wolle, feinesfalls genüge fie allen 
Wünfhen. Die Verhältniffe find fchtwierig; man kann 
dem einen und dem anderen recht geben und jchließlich 
beiden unrecht geben; es ift jehr jchwer, ein genaues 
Mittelmak zu a Aber immerhin beftanden dieſe 
Parteien, und dazu kam noch eine dritte. Da die bis. 
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[Bergwerts@tat] 


[Dr Seifig, Abgeordneter] 
herigen Situngen bes Sirchenvorftandes und der Ges 
meindevertretung in der Regel nur von denjenigen Leuten 
befucht worden waren, welche in der Nähe wohnten, fo 
werden — fo hatte die eine Partei fich gefagt — bei Auf: 
ftellung der Standidatenlifte die Landgemeinden, welche 
zu ber Parodie Gleiwig gehören, verhältnismäßig 
weniger zu berüdjichtigen Fein ala bisher. Das 
bat böfes Blut erregt bei allen denen, die nicht in 
Gleiwitz wohnten und fich zu Unrecht übergangen glaubten. 
Nun war ein fpezielles Beiipiel hervorzuheben: der bis— 
berige Gemeindevorfteher, Mitglied der Fatholifchen Ge— 
meindevertretung, Spyth in EllguthsZabrze, wurde nicht 
wieder gewählt. Der Herr ift Pit Ungefähr 18 Jahren 
Mitglied der Gemeindevertretung geweien; er hat Fich ab» 
folut nichts zu jchulden kommen lafjen. Da er aber 
einmal Arbeiter und zweitens Gemeindevorfteher war 
und drittens ungefähr 6 km nach dem Pfarrhaufe zurüd» 
ulegen hatte, jo ift es wohl klar, warum er vers 
ältnismäßig felten an den Sitzungen beteiligte. 


(Abgeordneter Sattler: „Zur Sache!“) 


— Jawohl, darauf komme id. Der Sohn befchwert ſich 
bier — das ift zur Sache —; aber ebenfo fühlten fich auch 
andere Leute aus eliguth-Jabrze beſchwert, daß fein 
Mitglied ihrer Gemeinde in die fatholiiche Gemeinde. 
—— hineingewählt werden ſollte. Spyth junior 
wurde alſo von dieſen als Kandidat mit aufgſtellt und 
Fam gewählt, Bei diefer Mgitation — das habe ich 
fchon vorhin hervorgehoben — haben deutſch- wie polniich- 
redende Katholiken Parteien gebildet. Unter anderem 
traten auch zufammen — das war eine befondere Gruppe — 
ber Gewerfverein, dem man ganz gewiß nicht polnische 
Beftrebungen nachjagen kann, und die polnische Abteilung 
bes Arbeitervereins; beide zufammen ftellten gemeinjame 
Kandidaten auf ihrer Lifte auf, und war es ſpeziell der 
Borfigende des Gewerfvereind, welcher mit dem Zettel 
in ben Werfftätten herumging, um für die Wahl zu 
wirken, und zwar für bie — „Polenpartei”, 
Wer den Gewerkverein und feine Beftrebungen fennt, 
wird nicht behaupten wollen, daß der Gewerkverein die 
polniihen Beftrebungen in Oberfchlefien habe auf den 
Damm bringen wollen. glaube, diefe Behauptun 

fann ich ruhig aufftellen. Hieraus aber ergibt fich, da 

diejenigen Leute, welche von bem Gerverkverein und dem 
Führer des polnifchen Vereins aufgeftellt worden find, 
durchaus noch nicht polnisch national gefinnt fein mußten; 
im Gegenteil, wie ich nachgewieſen zu haben glaube, 
befinden ſich Leute darunter, welche abjolut deutich gefinnt 
find. Jet ift 5 von dieſen Leuten, welche bei biefen 
Gemeindewahlen gewählt worden find, von der Königlichen 
Hütte gekündigt worden, und zwar mit dem Hinzufügen, 
die Intägige Kündigung fei lediglich deshalb erfolgt, weil 
fih die Beteiligten in die Gemeindevertretung hätten 
wählen lafjen und von einer polnifhen Partei 
aufgeftellt wurden. Daraus aber wurde weiterhin 
gel lofien, daß fie fih an ber polniſchen Agitation 
eteiligt hätten. Auf Grund dieſer erlebe 
wurde ihnen mit 14tägiger Friſt gekündigt. 

Die Leute wenden fi) nun bejchwerdeführend an 
mich und meinen mit Mecht, es fei doch eine, große 
Vertümmerung der öffentli en Rechte, wenn 
ihnen lediglih deshalb, weil fie fi bei ben 
Wahlen zur fatholifhen Gemeindevertretung 
beteiligt ——— und als Kandidaten aufgeftellt 
worden find, gefündigt werde, und fie deöwegen 
brotlos würden; zweitens behaupten diefelben 
Leute, daß fie fih an der Agitation abjolut 
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nicht beteiligt haben, daß ihre Namen wider 
ihren Willen auf die Sandidatenlifte geftellt 
worden feien. Einer diefer 5 Leute hat ſogar 
fofort, nachdem er gewählt worden war, er£lärt, 
er werde das Amt nicht annehmen. Dieſe Er- 
klärung ift eigentlich gar nicht vechtäverbindlih; denn 
nach dem Geſetze ift jeder verpflichtet, wenigftens für 
3 —5** ein ſolches Amt zu bekleiden. Aber es wird ja 
wahrſcheinlich mit Rückſicht auf die große Entfernung der 
Wohnung und den Beruf des Betreffenden die Entjchul- 
digung angenommen, und er von dem Amt entbunden 
werden. Die anderen behaupten, aud fie hätten— 
ich kann das nicht weiter prüfen, aber es wird wohl jo 
liegen —, wenn nidt jofort, jo doch ar bie 
Annahme diefer Amter verweigert. (Endlich be- 
hauptet einer diefer Herren, er fei 10 Jahre Lejer 
einer deutfhen Seitung, der BR DETLSSEN BER 
Volksſtimme“; er gehöre dem deutichen- Gleiwiger 
Borihußverein an, und zwar im Gegenfag zur pol 
nischen Ban; er fei Bertrauensmann bed Bolts- 
vereins für das katholiſche Deutſchland, und 
ebenfo fei aud) ein zweiter von dieſen 5 Gemaß- 
regelten Bertrauensmann dieſes Bereins. 

Wenn diefe Behauptungen wahr find — wie 
ih ja vorläufig anzunehmen geneigt bin —, fo, 
meine ich doch, hat das Königliche Hüttenamt einen 
ihweren Mifgriff begangen; mindeftens aber 
ift ed zu weit gegangen bei dem einen Herrn, 
von dem ich ahasnielen zu haben glaube, daß 
er fih an der Wahl gar nicht beteiligt hat; denn 
unmittelbar, nachdem das Wahlrefultat befannt geworben 
ift, hat er fein Amt niedergelegt. 

Sch wünſche und hoffe, daß die Arbeiter, welche hier, 
wie ich glaube annehmen zu dürfen, zu unrecht gemaß- 
regelt worden find, recht bald wieder in ihr Brot und 
ihr Amt zurüdtehren werden! 


(Bravo!) 


Präfident v, Mröcher: Der Herr Handelsminifter 
hat das Wort. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, die lette Klage des Herren Borredners bezieht 
fich auf einen Vorgang, über den ich bisher nur einen 
vorläufigen Bericht zu Ang habe. Sch nehme an, daß 
das Hüttenamt in Gleiwig nad Inſtruktionen gehandelt 
babe, die es früher von meinem Vorgänger, dem Herm 
Frhrn dv. Berlepfh, bekommen bat, der fi in einem 
ähnlichen alle mal bier im Haufe folgendermaßen aus- 
geſprochen hat: 

An und für fich gehören Mitglieder einer Partei, 
deren Biele auf Berhörung des Staates gerichtet 
find, in ftantliche Betriebe nicht hinein. Gleich— 
er wird ber in ftantlichen Betrieben beſchäftigte 
Arbeiter auf fein politifches Glaubensbefenntnis 
nicht unterjucht. enn er ſich aber an jozial« 
demofratiihen Agitationen beteiligt, an Agi-— 
tationen, die darauf gerichtet find, den Frieden 
zwiichen der Verwaltung und den Arbeitern zu 
— dann wird er aus der Arbeit der ſis— 
liihen Betriebe entlaffen. 

„ nehme als felbftverftändlih an, daß das, mas ber 
err frhr v. Berlepih bier als gegen die fozialdemo- 
kratiſche Partei gerichtet erklärt hat, aud für die groß- 

polniiche Bewegung gilt. 

Meine Herren, der Streit ift ja eim höchit eigen- 
artiger. In der katholiſchen Sirchengemeinde ift eine 
gäbe Zahl der feitherigen Mitglieder nicht wieder ge- 
wählt worden; an ihrer Stelle find Mitglieder gewählt 
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[Möller, Handelsminifter] 


worden auf Grund einer Mgitation von großpolnifcher 
Seite. Nun jcheint nah den Berichten, die mir zu— 
gegangen find, allerdings einiger Irrtum — 
zu ſein. Ein Teil der Arbeiter, die in dieſe Wahl ver- 
widelt waren, haben überhaupt davon, dab fie gewählt 
werben follten, überhaupt gar nichts gewußt. Es ift das 
ein Borgang gewejen, wie er nicht felten vorkommt. 
Wenn eine Partei die bisherige Zufammenfegung einer 
Körperfhaft umftoßen will, dann reiht fie teils zu rc 
die neutral find, die in dieſem Fall nicht danach aus» 
fahen, al3 wenn fie der großpolnijchen Bewegung an- 
ehörten, und bringen damit im übrigen ihre Kandidaten 
urch. So ift es bisher bei einem der Arbeiter fejt- 
geitellt, daß er gan —* ſein Zutun, und ohne daß er 
——— in die großpolniſche Bewe "g gehört, in diefe 

HI hineingezogen ift. Für ihn h ereits eine Kor— 
rektur erfolgt, und er ift wieder angenommen. 

Im übrigen find die Berichte, die ich befommen habe, 
nicht abjchließend. Ich habe fchon erneute Berichterjtattung 
angeordnet und werde, falls fich ergeben jollte, daß die 
betroffenen Arbeiter ſich nicht an der Agitation beteiligt 

aben, anordnen, daß fie wieder angenommen werben. 

innungsriecherei werde ich in den föniglichen Werten 
nicht dulden. Aber wenn Wrbeiter fich beteiligen an 
offenbar großpolniichen Agitationen, die neuerdings in 
Oberichleften eindringen, fo halte ich mich für verpflichtet 
für die königlichen Werke allerdings dafür zu forgen, da 
derartige Mgitatoren dort mg beſchüftigt werden. Die 
mögen fich anderswo Arbeit juchen. 


(Bravo! rechts.) 


Haus der Abgeordneten. 


PB t v. Ströcher: Die Beiprehung iſt ge 
ſchloſſen. Der Titel ift nicht angefochten; * iſt feſt⸗ 
geſtellt. — Ebenſo Tit. 4. 

ch eröffne die Beſprechung des Tit. 5. Das Wort 
hat der Abgeordnete Frhr v. Wangenheim. 


Schr v. Wangenheim, Abgeordneter: Ich möchte 
bei diefem Titel an den Herm Minifter eine Bitte richten. 
Bon allen Düngemitteln, welche die deutiche Landwirt— 
ſchaft heute braucht, find die Kaliſalze wohl dasjenige, 
welches am notiwendigiten ift, und namentlich wird der 
Kainit von Yahr zu Fahr in fteigendem Maße verwertet; 
wir brauchen für die Sultur der Moor- und Sandflähen 
dieſes Düngemittel ebenjo notwendig wie das tägliche 
Brot. Der Bezug von Sainit ift ja im großen ganzen 
geregelt durch einen Vertrag, der zwifchen der D. L. G. 
und dem Salijyndikat seidifen ift, und auf Grund 
biefed Bertrages beziehen fait alle landwirtichaftlichen 
Korporationen ihren Sainit. Wenn man nun eine Wagen- 
ladung Sainit bezieht, jo befommt man mit dieſer 
Ladung zugleich eine Beicheinigung über den Gehalt an 
Kali; meiftens dreht es ſich um die vorichriftsmäßigen 
12%. Die deutichen Landwirte haben fich dabei beruhigt, 
daß dieſe Angaben der Kaliwerke ohne Zweifel Mi 

ebend wären. Es hat beshalb jehr bedeutendes Auf: 
eben gemadt, als zuerft im April 1901 aus einer jehr 
befannten Moorwirticaft, von dem damaligen Admini— 
ftrator Bejeler, die Mitteilung gemadht wurde, daß 
er die legte Ladung im Bezuge diefed Jahres — er 
bezieht etwa 14000 Zentner pro Jahr — hätte unter: 
ſuchen lafjen, und es hätte ſich herausgeftellt, daß ftatt 
bes angegebenen Gehalts von 12,68% nad ber Analyie 
nur ein Gehalt von 9,7 % reines Kali vorhanden geweien 
wäre; es hat dann auch das betreffende Werk auf dieſe 
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Ladung von 300 Zentner Kainit jchließlich eine Ver— 
gütung von 121,50 M gezahlt. Herr Beſeler ftellt bei 
iejer Gelegenheit eine Rechnung auf, die beweilt, daß, 
wenn er annehmen müßte, daß fein ganzer einjähriger 
Bezug von gleichem Gehalt geweſen wäre, er 5670 M 
Schaden gehabt hätte. 

Es find mir neuerdings ald Borfigendem des Vereins 
für Moorkultur wieder einige Klagen zugegangen und zwar 
wieder aus einer jehr bekannten, zuver afigen Wirtſchaft, 
der Norddeutſchen Torfmoorgeſellſchaft. Der Dirigent der- 
jelben ift der befannte Okonomierat Rothbarth in Triangel 
bei Gifhorn. Herr Rothbarth teilt mir mit, daß er im 
November vorigen Yahres in Differenz geraten jei mit 
einem Kaliwerk über 16 Ladungen Kainit, die er zur 
Verfügung gejtellt Habe. Es habe ſich — die Sache iſt 
durch die D. L. ©. geführt worden — ein 2 bis 3% ge 
ringerer Kaligehalt ergeben, als der Kainit enthalten ſollte. 
Er jollte nad der mitüberfandten Analyje 12,3 bis 12,5 % 
reines Kali enthalten, während die Analyfe der landiwirt» 
ſchaftlichen Verjuchsftation Hildesheim nur 9,8 % Kali und 
die AUnalyfe in — nur 10,05 % Kali ergab, Die An— 
gelegenbeit ift dadurch erledigt worden, daß das betreffende 

ert auf 6 Ladungen SKainit den Mindergehalt vergütet 
hat mit einer Zahlung von 432 M Herr Rothbarth teilt 
mir ferner mit, daß er in diefem Jahre wieberum bei 
13 Ladungen Kainit in Differenzen gekommen ift; eine 
Ladung hätte 12,40, eine andere 10,65 und eine dritte 11% 
Kali enthalten; ſechs andere Ladungen hätten einen jo 
ftarken Mindergehalt gehabt, daß das Werk gutwillig eine 
Nüdvergütung von 336 AM geleiitet habe. 9 bin bereit, 
die Namen der betreffenden Werke dem Herrn Miniſter 
zu nennen. 

Meine Herren, ich möchte von vornherein bemerken, 
daß es ſich hier meiſtens um kleinere und neuere Werke 
handelt. Herr Beſeler gibt ausdrücklich an, daß er nach 
den trüben Erfahrungen von 1901 jetzt feinen Kainit nur 
noch aus Staßfurt und Anderbed » Wilhelmshall bezogen 
rg obwohl die Fracht bedeutend teurer wäre. (Er 
agt, wenn bei biefen Gejellfchaften einmal ein Minder- 
ehalt vorgefommen wäre, fo wäre er reichlich aufgervogen 
urch Mehrgehalt an anderer Stelle. 

Meine Herren, bei der Unterfuchung von Kainit find 
wir in einer jchwierigeren Lage als bei allen anderen 
Düngemitteln. Wir haben bei allen anderen Dünge— 
mitteln £oftenfreie Analyfe bei irgend einer Berfuchs- 
ftation; nad den Berträgen, die mit der D. L. G. ge 
Ienofen find, haben wir die bier nicht. Außerdem find 
die Vorſchriften für die Unterjuchung befonders jchwieri 
dadurch, dab an 20 Stellen von jedem Waggon dieſe 
Broben mit einem Probeſtecher in Anmwefenheit eines ver- 
eibigten Beamten genommen werden müffen. Wenn ber 
a Befiger die Sache aud tar ausführen läßt, jo 
wird ber eine Befiger, der vielfach nicht einen ganzen 
Waggon bezieht, jehr häufig minderwertige Ware be- 
fommen, weil diefe Kontrolle hier nicht ftattfindet. 

ch weiß jehr wohl, daß es außerordentlich ſchwieri 

ift, eine gleichmäßige Ware herzuftellen, und will deshal 
auch keinen bejonderen Vorwurf gegen bie Werke er- 
heben, die hier jo minderwertige Ware geliefert haben. 
Ich möchte den Herrn Minifter nur bitten, daß er bei 
der ausjchlaggebenden Stellung, welde die Staatsregie- 
rung und fpeziell er bei dem Salifyndifat hat, feinen 
ganzen Einfluß ausüben möge, daß ſolche Übelftände von 
vornherein vermieden werden. Das liegt nicht nur im 
Intereſſe der Landwirtichaft, fondern auch im Intereſſe 
der ganzen Kaliwerke, und deshalb möchte ich dieje An— 
regung gegeben haben. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Herr 
Handelsminifter. 
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Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
erren, es unterliegt nicht dem allergeringften Zweifel, 
daß die Übelftände, die ber Herr Vorredner eben hervor« 
ehoben hat, nicht vorfommen dürfen. Die Staatsregierung 
Dat ja nur einen indirekten Einfluß auf das Syndikat; 
aber er kann verfichert fein, daß fie alles aufbieten wird, 
um die Wiederholung diefer Übeljtände nach Möglichkeit 
u bejeitigen. Der Herr Abgeordnete v. Wangenheim 
Int ja fchon hervorgehoben, dab es nitht leicht ift, immer 
den ganz gleichen Gehalt an Kali p geben; aber wenn 
> Sendungen kommen, fo foll für den Durchſchnitt 
ie Analyfe richtig jein. Die Herren Empfänger werden 
fich damit abfinden müffen, daß fie nicht immer Salz von 
ganz ir age Gehalt befommen, weil Sainit ein Natur- 
produkt ift, was genommen werden muß, wie es ift; aber 
es darf nicht mehr bezahlt werden, ala Saligehalt darin 
ift, und es dürfen nicht Salze von fo geringem Gehalt, 
wie der Herr Abgeordnete ed erwähnt hat, ala Kainit 
bezeichnet werden. Sie find minderwertige Salze und 
ſchädigen den Landwirt, der da glaubt, er babe genug auf 
das Land geftreut und nun vielleicht ein Viertel zu wenig 
bingeftreut hat, was ihm ſchweren Schaden bei der Ernte 
bringt, Das ift eine Sache, die mit allem Ernſt verfolgt 
werden muß. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, die Er- 
Eärung des Herrn Minifters iſt ja außerordentlich 
dankenswert. hat aber mit Recht auch ſchon betont, 
daß Kainit ein Naturprodukt iſt, und daß es infolgedeſſen 
kaum möglich iſt, jedesmal eine Ware von gleichmäßigem 
Kaligehalt zu liefern. He nachdem die Lagerſtätten an 
der einen Stelle etwas mehr oder weniger Kali enthalten, 
wird natürlich der Kaligehalt verſchieden ausfallen, und 
es wird daher troß aller Aufmerkjamteit auch in Zukunft 
nicht ausgefchloffen fein, daß gewiſſe Differenzen vor- 
kommen. Das liegt nun mal in der Natur der Sache. 
Und auch beim beften Willen wird das nicht möglich fein, 
eine gewiſſe Gegentontrolle wird immer zwedmäßig fein. 
Es ſcheint übrigens auch jeitens der beteiligten Werke, 
die die Lieferung ausgeführt haben, mit Kulanz die 
Gegenregulierung und die Rüdzahlung eines Teiles des 
Preifes zu erfolgen. 

Bei diefer Gelegenheit wollte ich nochmal eine Frage 
ur Sprade bringen, die in den Streifen der deutjchen 

üngemittelhändler lebhafte Bejorgnis erregt hat; es J 
dies die Bevorzung der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſell- 
ſchaft bezüglich des Preiſes beim Bezug von Salifalzen. 
Es ift ja ganz in der Orbnung, wenn ein großer Ab» 
nehmer — und das ift ja zweifellos die Deutiche Land- 
wirtichaftsgejellichaft — entiprechend der Größe jeiner 
Bezüge einen höheren Rabatt bekommt als bie Händler, 
die Kleinere Bezüge machen, mit denen alſo der Gejchäfts- 
verkehr auch etwas ſchwerer ift. Dagegen würde man 
an und für fich nichts einwenden können; höchſtens Eönnte 
die Meinung auftauchen, daß der Rabatt für den großen 
Abnehmer ß, außerordentlich viel größer ift, daß die 
Eeineren Abnehmer ſchließlich nicht mehr mitkommen 
können. 

Es wird aber vom Berein Deutfher Düngemittel- 
händler darüber geklagt, daß, während man früher die in 
diefem Verein vereinigten Düngemittelhändler als einen 
Abnehmer betrachtet habe, wenn die Bezüge durch den 
Verein erfolgt wären, dies jetzt nicht mehr der all fei, 
fondern daß man jett jeden Düngemittelhänbler für fi 
betrachte in feinen Bezügen, aljo den Rabatt nicht na 
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dem Gefamtbezug des Vereins, fondern für jeden einzelnen 
nah Mafgabe feines Bezuges berechne, wodurch dem 
deutihen Handel mit Düngemitteln der Bezug und Ber- 
ſchleiß außerordentlich erſchwert werde, und daß gerade 
auf Beranlaffung der im Kaliſyndikat ja ziemlich mächtigen 
preußiihen Bergverwaltung dieje Beftimmung getroffen Tel 

Es ift mir in der Kommiſſion erwidert worden, daf 
die Deutjche Landwirtichaftsgejellihaft ſich fo außer- 
ordentliche Werdienfte um die Verwendung der Stalifalze 
in der Landwirtichaft erworben habe, daß es wohl gerecht: 
fertigt fei, ihr einen befonderen Vorzugspreis zu re 
Ich habe 9 nichts dagegen, daß die Deutſche Lan wirt · 
—— ſchaft, deren Verdienſte um die Verwendung 
von Kaliſalzen im Landwirtſchaftsbetriebe ich durchaus 
anerkenne, genau ſo behandelt wird wie die größten 
Händler, und daß man ihr in den Rabatten jo weit ent— 
gegentommt wie irgend einem privaten Händler; will 
man ſie bei ihren wiſſenſchaftlichen und gemeinnügigen 
Beitrebungen noch befonders unterftügen, jo halte ich es 
aber für richtiger, daß ihr von dem Deutichen Kali— 
ſyndikate für dieje allgemein wiſſenſchaftlichen, die Lands 
wirtichaft fürdernden Zwecke eine Generalvergütung ges 
eben wird, daß das aber nicht in der Geftalt eines 
Böen Nabattes geichieht, als ihn die Düngemittel- 
änbler beziehen. Meines Eraditens find weder derartige 
Syndifate noch aucd die preußifche Bergverwaltung, die 
ja dem Herrn Hanbdelsminifter unterfteht, dazu da, 
um dem Handel das Leben ſchwer zu machen, was damit 
aber tatfächlich geichieht. 

ch möchte deshalb erneut an den Herrn Minifter 
die Bitte richten, den Verein deutſcher Düngemittel 
händler, wenn er als Verein bezieht und die verfchiedenen 
Aufgaben, welche ihm feine Mitglieder machen, dem Kali» 
ſyndikat überweift, als einen Geſamtabnehmer zu be 
handeln und ihm diefelben Rabatte zu gewähren, wie ibn 
entiprechend dem bezogenen Quantum die Deutfche Land- 
wirtichaftägefellfchaft erhält, wie das früher denn aud) 
der all geweſen ift, neuerdings aber nicht mehr der 
Hall ift. F bin weit entfernt, die Deutſche Landwirt 
ſchaftsgeſellſchaft in irgend einer Weije beeinträchtigen zu 
wollen. Aber der Berein ber Düngemittelhändler, die 
dem Staat und den Gemeinden ihre Steuern bezahlen 
müfjen, hat das Recht, nicht jchlechter behandelt zu werden, 
als das bezüglich einer Gejellichaft geichieht. 

Ich * mich alſo der Hoffnung hin, daß der Herr 
Miniſter Veranlaſſung nehmen wird, dieſe Frage noch- 
mals einer eingehenden Erwägung zu unterziehen und 
dafür zu ſorgen, daß der Handel nicht ſchlechter geſtellt 
wird als eine landwirtichaftliche Geſellſchaft. 


ee v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter, 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, die Frage, die der Herr Vorredner eben ange- 
regt bat, wird mit dem Kaliſyndikat nicht jo leicht zu 
regeln fein, wie fie hier eben behandelt worden ift. 
glaube, daß das Kaliſyndikat, auf das ich immerhin nur 
einen jehr beſchränkten Einfluß habe, ein ganz beftimmtes 
Geihäftsprinzip ausgebildet hat, wonach ed den Zur 
ſammenſchluß verichiedener Händler nicht jo anfehen kann 
wie einen einzelnen Händler. Die Unterjchiede find 
jpeziell gemadt in den verjchiedenen Nabattjägen für 
Bezüge von verjciedener Höhe, und der Herr Vorredner 
hat ja auch anerkannt, daß die Bevorzugung der Land- 
wirtichaftsgefellihaft eine erhebliche Berectigun hat 
ſchon wegen der Höhe ihrer Bezüge. Ich will hinzu— 
fügen, daß ich aud) von meiner Stelle aus fagen muß, 
daß dieſe Bevorzugung die ni idee Berechtigung hat, 
und daß fie tunlihft nicht aufgehoben werben follte. a 
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[Bergwerts-Etat] 


[Möller, Handeläminifter] 
der Landwirtſchaftsgeſellſchaft ift die Kaliinduftrie zu er- 
beblihem Dante verpflichtet dafür, daß fie die Unmwendung 
des Kaliſalzes ald Dünger überhaupt erjt — ge» 
macht hat, indem - fie für die Vorzüge der Stalidüngung 
eingetreten ift und dadurd das ganze — eigentlich 
in dem jetzigen Umfange erſt möglich gemacht hat. Eine 
dauernde Bevorzugung ſcheint mir alſo ganz zweifellos 
berechtigt zu ſein. 

Eine andere Frage iſt es, ob es geftattet ſein ſoll, 
daß eine Mehrzahl von Ginzelabnehmern fich zu einer 
Einheit zufammenjchliegt, nur um in bie höhere Rabatt» 
klaſſen bineinzufommen, die fi) nach der Höhe der Bezüge 
abitufen. Ob das Syndikat das zugeben wird, das ilt 
eine Frage, die ich hier nicht entſcheiden kann. ch will 
jehr gern nocd einmal die Unregung dazu geben; aber 
nad den Informationen, die ich bejige, glaube ich nicht, 
daß ich bei dem Syndikat durchdringen fann, und ein 
Zwangsmittel auf die Gejhäftsführung des Kaliſyndikats 
habe ich nicht. 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung ijt ge 
ſchloſſen. Der Titel ſelbſt ift nicht angegriffen; er ijt 
feftgeftellt. — Ebenjo Zit. 6. 

ch eröffne die Beiprechung über Tit. 7. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
darauf aufmerkjam machen, daß von allen Badeanijtalten 
Deynhauſen eigentlich allein einen erheblichen Überihuß 
der Einnahme über die Ausgaben abwirft. Nun ift ja 
das jehr erfreulich; aber es iſt infolgedefjen auch not» 
wendig, daß durd die Maßnahmen der Badeverwaltung 
das Bad in die Lage gejegt wird, die Konkurrenz mit 
anderen gleichartigen Badeorten auszuhalten. Deynhaufen 
befindet de namentlich in einer jtarfen Konkurrenz mit 
Nauheim, und aus dem Grunde habe ih mir jchon im 
vorigen Jahre erlaubt, darauf hinzuweiſen, daß die bau— 
lichen Einrichtungen des Bades Deynhaujen durchaus 
nicht auf der Höhe ftehen, auf der fie ftehen müfjen. 


(Abgeordneter Krawinkel: Sehr wahr!) 


Nun babe ich zu meiner Freude gejehen ben man 
an einer Stelle durd) den Etat diesmal eine Berbejjerung 
für Deynhaufen vorbereitet, indem man ein Haus für 
die Badeverwaltung, einen Neubau veranfchlagt. Das ift 
durchaus notwendig. Uber vor allen Dingen muß id) 
auch in diefem Jahre wieder daran erinnern, daß ber 
Bau eines neuen Kurhauſes durchaus erforderlich ift, 
wenn Deynbaufen die Konkurrenz mit Nauheim und 
anderen Bädern aushalten joll, weil das gegenwärtige 
Kurhaus den Anſprüchen durchaus nicht genügt, ungefund 
ift, die Kranken ſchweren Erkältungen ausjegt ujm. J 

bitte deshalb wie im vorigen Jahre die hohe Bergver- 
waltung, möglichit bald für den Bau eines neuen Sur- 
baufes in Deynhaufen zu jorgen. 


(Abgeordneter Krawinkel: Bravo!) 


v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, ich erkenne mit dem Heren Vorredner volljtändig 
an — ih bin jelbft alter Nadhbar des Bades Deyn- 
haufen —, daß das jegige Kurhaus eine etwas jehr ver- 
altete Einrichtung ift, und daß es der Erneuerung jehr 
bald bedarf. Wir find auch bereits mit der Projektierung 
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eines foldhen Neubaues bejchäftigt; aber wir haben augen 
blicklich die Mittel noch nicht finden können, um an einen 
folhen Bau heranzugehen, der, wenn er errichtet werben 
joll, in angemefjener, opulenter form erfolgen muß und 
erheblihe Summen in Anfprud nehmen wird. Der Herr 
Abgeordnete Sattler, der früher wenigitens das jpar- 
ſamſte Mitglied der Budgetkommiſſion war, wird ſelbſt 
mit mir anerkennen, daß es im Augenblid nicht Leicht ift, 
derartige größere Summen beim Herrn Finanzminiſter 
mit Griolg zu beantragen. Nichtsdeitoweniger foll es an 
mir nicht liegen, einen ſolchen Antrag auf möglichit 
baldige Erfüllung der Wünſche des Herrn Abgeordneten 
Sattler in der nächjten Zeit bereit zu ftellen. 


Präfident v. Kröcher: 
georbniete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
möchte eriwidern, daß ich in dem Bau eines neuen Kur» 
haujes in Deynhaujen eine werbende Anlage erblide. 
Dadurch wird das Bad erjt ın der Lage fein, höhere 
Überichüffe abzumerfen, als es jegt der Staatöverwaltung 
einbringen kann. Mein Wunjch fteht in voller Über» 
einftimmung mit meiner alterprobten Sparjamteit als 
Budgetmann. 


Das Wort hat der Ab» 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung ift ger 
ſchloſſen. Der Zitel ſelbſt ift nicht an: ein 
feſtgeſtellt. Ebenjo Zit. 8, — 9, — 10, — 11, — 
12, — 13, — 14, — 15, — (16 fällt aus) — 17, — 18, — 
19 — und 20. 

Ich eröffne die —— über Kap. 14 Tit. 1 
ber dauernden Ausgaben. Der Herr Berichterftatter 
hat das Wort. 


Stengel, Berichterftatter: Diejer Titel enthält eine 
jehr erhebliche Mehrausgabe von 203610 AM Dieje 
Mehrausgabe entfteht aus verjchiedenen Gründen. Zu- 
nächſt hat man fi) veranlaßt gejehen, die Ausgaben für 
die Bohrunternehmungen in einen bejonderen Etat zu 
ftellen, und dadurch jind etwa 30 000 AM von dem Stap. 16 
Tit. 1 übertragen auf Kap. 14 Tit.1. Außerdem war 
bei verichiedenen Werten eine Anzahl von neuen Stellen 
notwendig, die auch von jeiten der Budgetfommiffion be- 
fürwortet werden. Dann aber handelt es jich in der 
— — um die Organiſation der neuen weſtfäliſchen 

ergwerke. Dieſe macht natürlicherweiſe eine ſehr er— 
hebliche Mehrausgabe notwendig, die ſich auf etwa 
120000 A im ganzen beläuft. Es ift die Abficht, in 
der Berwaltung diefer neuen wejtfäliichen Bergwerfe eine 
ähnliche Organijation zu bilden, wie fie in Saarbrüden 
beiteht, d, h. eine Direktion einzujegen und die einzelnen 
Werte der Verwaltung durch Berginipektionen zu unter 
ftellen. Es ſoll nun zunächſt die Direktion eingerichtet 
werden und ng) für das Gteinkohlenbergwert Gladbeck 
die Inſpektion; für die beiden anderen Werke Waltrop 
und Bergmannsglüd macht fi für den Wugenblid die 
Einrichtung einer Berginjpeftion noch nicht als notwendig 
geltend, weil die Schächte noch nicht abgeteuft find, und 
noch eine Zeit vorübergehen wird, bevor eine wirkliche 
Förderung eintritt, jodaß dann erſt eine intenfive Ber- 
waltung, wie fie durch die Berginjpektion geübt werden 
joll, erforderlich ift. 

Die Budgetkommiſſion hat ſich nun vollftändig davon 
überzeugt, daß diefe Organijation notwendig ift. Sie ijt 
auch der Meinung — daß ſie ſich in Saarbrücken 
und auch in Oberſchleſien derart bewährt hat, daß ſie 
Ihnen empfiehlt, dieſe Organiſation anzunehmen und die 
betreffenden Mittel zu bewilligen. * 

> 
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m nn BER 


[Stengel, Berichterftatter] 

Ich möchte mir aber erlauben, weil ber Titel fehr 
nahe hiermit zufammenhängt, zu gleicher Beit über Zit. 5 
der außerordentlichen Ausgaben zu berichten. 


Bizepräfident Dr yrhr 9. Heereman: Es wird 
jeitend des Herrn Berichterftatters beantragt, Kap. 6 
zit. 5 der außerorbentlihen Yusgaben mit ber Be- 
ſprechung diefes Titeld zu verbinden. Das fcheint auch 
geeignet zu fein. — Es wird fein Widerfpruch dagegen 
erhoben; die Beiprehung ift alfo über Kap. 14 Tit. 1 
ber dauernden Ausgaben und Kap. 6 Tit. 5 der außer- 
ordentlichen Ausgaben eröffnet. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Stengel, Berichterſtatter: In dem Tit. 5 der außer- 
ordentlihen Ausgaben wird ein Betrag von 10000 A 
von ber Königlichen Staatsregierung beantragt als Teil 
betrag für den Bau eines Dienftgehäudes und eines 
Wohnhauſes für den Vorfigenden der Bergwerksdirektion. 
Die Budgetlommijfion bat anerkannt, daß ein ſolches 
Dienftgebäude für die Direktion hergeftellt werden muß, 
und daß auch, ebenfo wie es bei den anderen Direktionen 
ber Fall ift, für den Direktor ein Wohnhaus errichtet 
werden muß. Dagegen hat die Kommijfion gemeint, daß 
es verfrüht wäre, bereits einen Teilbetrag für diefe Ge 
bäude zu bewilligen. Nah den Mitteilungen, die uns 
geworden find, fteht noch nicht einmal ganz beftimmt feit, 
an welchem Orte die Direftion errichtet werden foll; es 
ichwebt noch die Frage, ob die Direktion nad) Dortmund 
fommen foll oder nach Nedlinghaufen ober nad Eſſen. 
Diefe drei Städte bewerben fi) darum, und für jede der 
Städte läßt fich etwas fagen, weshalb es angebracht ift, 
daß fie dahin kommt. Budgetmäßig ift aber kaum möglich, 
einen Teilbetrag zur Errichtung diefer Gebäude zu be» 
willigen, wenn nicht feftiteht, wohin fie kommen follen, 
wenn die Modalitäten nicht vollftändig dargelegt werben 
fönnen, und wenn nad) der Art und Ipeiie, wie gewöhn⸗ 
lich verfahren wird, aud ein vollftändiger fpezieller An- 
ſchlag nicht vorliegt. 

Es ift aud) die Sroge aufgetaucht, ob nicht dem Bes 
bürfnis auf andere Weije abgeholfen werden kann. Es 
ift nämlich eine allgemein anerkannte Tatſache, daß das 
Oberbergamt in Dortmund oder vielmehr das Gebäude, 
in weldhem das Oberbergamt zur Zeit —— ift, 
den Bedürfniffen durchaus nicht mehr genügt, daß es not- 
wendig fein wird, basjelbe ii erweitern ober neu zu 
bauen. Da wird deshalb die Frage erhoben werden 
können, ob es nicht richtig wäre, das gegenwärtige Ober- 
bergamtögebäude in Dortmund ber neuen Bergwerfs- 
direftion zuzumweifen, für welche e8 wohl genügen wird, 
und dann ein neues Dberbergamtsgebäude in Dortmund 
u ‚bauen. Diefe Frage müßte erſt erwogen werben. 

enug, wenn die Kommiſſion Ihnen vorjchlägt, bie 
10000 A in bdiefem Etat nicht zu bewilligen, jo foll 
damit keineswegs gejagt fein, dab fie den Plan, ein 
jolches Gebäude herzuftellen, verwirft. 

Es war in der Sommiffion von einer Seite auch 
ber Antrag — worden, den Titel nur zu modifizieren, 
indem die 10000 AM bewilligt werben follten zu Bor- 
arbeiten für den Bau eines Dienftgebäubes für die Berg- 
werfsdireftion der Steinkohlenbergwerke im Oberbergamtö« 
bezirt Dortmund, Diefer Antrag ift indes mit einer 
großen Majorität verworfen worden, und die Kommiffion 
empfiehlt Ihnen, den Tit. 5 vollftändig zu ftreichen. 

wollte noch erklären, was ich vorher vergefjen 
hatte zu bemerken, daß die Anfäge, welche in dem Etat 
gemacht worden find für die neuen Bergwerke in Weft- 
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falen, fich vollftändig beden mit denjenigen Berechnungen, 
welche uns im vorigen Hehe vorgelegt worden find bei 
bem Gefegentwurf betreffend den Ankauf der Bergwerte. 


Bi ——— Dr Schr v. Heereman: Der Herr 
Minifter hat das Wort. ” 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
—— gegenüber den letzten Außerungen des Herrn 
erichterſtatters über die Vorgänge in der Kommiſſion 
halte ich mich verpflichtet, hier vorab zu erklären, daß ich 
es für dringend erwünſcht halten würde, wenn die jetzt 
abgeſetzte Poſition doch noch im Etat bewilligt werden 
könnte. Ich halte es für dringend erwünſcht, daß die 
verſchiedenen Städte, die ſich um die Errichtung des Ge— 
bäudes bewerben, Klarheit bekommen, und ich habe des— 
halb ſchon mit dem Herm Finanzminiſter verabredet, 
daß wir es ermöglichen, in der nächften Woche Kommiſſare 
an Drt und Stelle zu fchiden, um, wenn irgend möglich, 
noch zu einem Abichluß vor der dritten Lefung zu kommen. 
offe, bis zur dritten Leſung noch die notwendigen 
rgänzungen bejchaffen zu können, die es ermö ficen 
werden, die Pojition von neuem einzuftellen. Wir fünnen 
bier wohl über die Sache hinmweggehen, und ich hoffe, 
daß fih Mitglieder im Haufe finden werden, die nötigen- 
—— die Neuanfegung in der dritten Leſung beantragen 
werben, 


Bizepräfident Dr x v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Hirſch (Berlin). 


(Die Rede des Abgeorbneten Dr Hirſch (Berlin) ift nicht 
eiti genug zurüdgeliefert worden, um nod an dieſer 
telle Aufnahme Anden zu können; fe wird in einem 

Nachtrage zum Mbbrud gelangen.) 


—— Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Schulg (Bodum). 


Dr Schultz (Bochum), Abgeordneter: Meine Herren, 
die Ausführungen und Angriffe, welche der Herr Abgeord- 


nete Dr Hirſch befonders gegen die Werfsverwaltungen 
gr2 at, zwingen mic zu einer Erwiderung und 
erichtigung. Av werde die Bejchwerden einzeln durch 


gehen. 
Zunächſt hat Herr Dr Hirſch fi darüber beklagt 
daß die Löhne, wie er meint, über das zuläffige Ma 
hinaus zurüdgegangen fein. Meine Herren, es i 
richtig, daß, nachdem von 1893 ab die Löhne in bem 
Oberbergamtsbezirt Dortmund und in anderen Bezirken 
eine ftändig aufftrebende Tendenz gehabt haben, ber 
ahresverdienft der Arbeiter und J der Lohn auf die 
chicht ſeit 1900 wieder zurückgegangen iſt. Ich will 
das durch einige Zahlen belegen. 
Im Oberbergamtsbezirk Dortmund betrug der reine 
ee ber Bergarbeiter im Yabre 1893 946 M; 
derjelbe ift bis 1900 geitiegen auf 1332 A 


(hört, hört!) 


und dann gefunten im Jahre 1901 auf 1224 4. Meine 
Herren, wenn einer beklagt, daß der Yahresverbienft und 
der Lohn der Bergarbeiter zurüdgegangen ift, jo bin ich 
es. Es ift ja Elar, daß in dieſem Rüdgang der Löhne 
fich überhaupt der Niedergang der Konjunktur für den 
Bergbau widerjpiegelt, und ich glaube, auf keinen Wider- 
—— zu ſtoßen, wenn ich behaupte, daß man auf den 

erken befliſſen iſt, den Rüdgang ber Löhne nicht fo 
rapide zu geftalten, mie der Rüdgang der Preife ftatt- 
findet. Die Werkbefiger fönnen nichts lebhafter wünfchen, 
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Bergwerts· Etat] — 
[Dr Schulg (Bochum), Abgeordneter] 
als daß fie ihren Wrbeitern hohe Löhne bezahlen; mit 
teilmeifer Mbänberung eines befannten Spridyworts kann 
man in ben Bergrevieren, in ben Stohlenrevieren ins- 
befondere jagen: Hat der Bergmann Geld, hat's die 
ganze Welt. 

Meine Herren, ich möchte num aber noch auf einen 
wichtigen Umftand aufmerkſam machen: der Rüdgang der 
Leiftungen der Leute veranlaßt mich zu keiner Anklage 
gegen ee. ch übe gar feine Kritik an diefem Rüdgang; 
ich siehe nur aus den zu Gebote ftehenden Zahlen einen 
Schluß, ber Sie, wie ih) annehme, überrajhen wird. 
Während die Leiftungen geſunken find, ift der Lohn, der 
auf eine Tonne Kohlen verdient wird, geftiegen und zwar 
nicht unerbeblih. Das ift aber doch eigentlich die wichtige, 
enticheidende Zahl. 

Welchen Anteil hat nun der Arbeiter an dem Preiſe 
der Tonne Kohlen? In dem Oberbergamtsbezirk Dort 
mund betrug der auf die Tonne Kohlen verdiente reine 
Arbeitslohn im Yahre 1893 3,49 M; er ftieg bis zum 
Jahre 1901 fortdauernd und zwar bis auf 4,95 M Dieje 
4,95 A werden alſo dem Urbeiter auf die Tonne Kohlen 
vergütet. In den anderen Revieren ift e8 nicht anders. 
An Oberjchlefien z. B. find auf die Tonne Kohlen ver- 
dient worden von ben Arbeitern in bemjelben Jahre 1893 
2,15 A, im Sahre 1901 2,67 A In Niederſchleſien ift 
bie auf den Arbeiter enfallende Lohnquote für die Tonne 
Kohlen vom Jahre 1893, wo fie 3,79 M betrug, auf 
447 A geitiegen. Hierzu kommen nod) die Beträge für 
die auf Gefegen oder Statuten beruhenden Wohlfahrts- 
—5* ch kann z. B. von Saarbrücken feſtſtellen, 
daß da für die Wohlfahrtszwecke auf die Tonne Kohlen 
im Jahre 1900 76 # und im Jahre 1901 81 M gezahlt 
worden find. Alſo auch dieje Leiltungen an die Arbeiter 
find, was ich freudig begrüße, im Zunehmen. Wenn Sie 
nun bei Saarbrüden, wo im Jahre 1901 die Lohnquote 
4,65 AM. betrug, noch die 81 # Dinzurechnen, dann haben 
Sie 5,46 AM für die Tonne als den Unteil, den der Ar- 
beiter an dem Preije der Kohlen hat. 

Das ift mit Freuden zu begrüßen, wie ich wiebers 
hole. Ich wünſche, daß eine befjere Konjunktur jehr 
bald nod höhere Leiftungen an den Arbeiter für feine 
Arbeit ermöglicht. Borläufig aber müffen wir uns mit 
der Tatjache abfinden: es ift ein Niedergang in ber 
Konjunktur eingetreten, e8 kann nicht ausbleiben, daß 
der Arbeiter auch dabei mit leidet. Ich meine, wenn 
man den Yahresverbienft ber Bergleute im Oberbergamts- 
bezirt Dortmund betrachtet, der im fahre 1901 noch 
1224 AM betrug, fo könne man nicht von einer jo ſchlimmen 
——— wie der Herr Vorredner ſie bei dieſen 
Arbeitern angenommen hat. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Der Herr Abgeordnete Dr Hirſch hat dann auch 
noch einer Berkürzung der Arbeitsihicht das Wort geredet; 
er will das Ein- und Ausfahren in die achtſtündige Ar- 
beitsichicht eingerechnet haben. Meine Herren, ich glaube 
nicht, daß er damit die Gejchäfte der Arbeiter macht. 
Ein erwachjener Menich will über jeine Arbeitskraft frei 
verfügen, und wenn man es ihm verjagt, eine längere 
* zu arbeiten, wenn man ſeine Arbeitszeit verfürzt, 
o nimmt man ihm damit auch die Gelegenheit, mehr zu 
verbienen. 


(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 


Sagen Sie nicht, daß eine Verkürzung der Arbeits- 
zeit die Leiftungsfähigkeit wachſen läßt. Gewiß, für die 
erften Stunden ift die Leiftungsfähigkeit größer als in 
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ben lekten. Aber wenn ih 6 Stunden angeftren 
arbeite, fchaffe ich nicht, was in 8 Stunden — 
wird, wenn auch die ſiebente und achte Stunde eine ab» 
nehmende Leiftung haben mögen. Es ift ja eine Tat» 
ade, daß die englifchen Bergarbeiter in dieſer Örage 
eteilter Anficht find, und daß bedeutende Vereine dieſer 
rbeiter ſich entfchieden gegen bie gefeglihe Einführung 
ber verkürzten Arbeitsſchicht verwahrt haben. 
ch komme nun gu ber —— welche der Herr Ab⸗ 

geordnete über das Nullen erhob. Das Nullen erfolgt, 
wie er zutreffend ausführte, auf Grund des $ 80c bes 
Allgemeinen Berggejetes. Er hat behauptet, daß bas 
Nullen in der legten Set wieder außerordentlich und bis 
u einer harten Bebrüdung der Arbeiter zugenommen 
— Das iſt total falſch. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Er hat den Beweis dafür nicht zu erbringen vermocht. 
Wenn er fagt, daß in einem Sabre 60 AM vernullt 
feien, fo fteht dem gegenüber, daß in dem betreffenden 
Bergbaubezirk die Sabreöförherung einen Wert von über 
500 Millionen Mark hat. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Alſo "/, %o ift tatfächlich vernullt worden, 
Es kommt aber immer, verehrter Herr Kollege, 
darauf an, daß man fich den einzelnen Fall näher anfieht. 


(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 


Die allgemeine Angabe, auf diefer Zeche jei jo viel ge 
nullt worden, auf jener fo viel, genügt nicht zur Beurtei- 
lung bes Falles. 
Herr Dr Hirſch hat gemeint, die durch das Geſetz 
ugelafjene und den Arbeitern geftattete Benennung von 
ertrauensmännern fei unwirkſam geblieben, weil der 
Arbeiter zu fchüchtern fei, eine ſolche Forderung auf: 
uftelen und die Wahl vorzunehmen. Nein, verehrter 
err Dr Hirſch, lehren Sie mich nicht die weftfäliichen 
rbeiter fennen! Durch Schüchternheit zeichnen ſich die 


nicht gerade aus. 
(Heiterkeit.) 


Nun wird in Weftfalen ftreng nad den Beftimmungen 
des Geſetzes verfahren, Es werden Wagen, die unrein 
oder mindergemwichtig beladen find, genullt, und dafür 
wird dem betreffenden Arbeiter ein Abzug —— Aber, 
meine Herren, wohin geht dieſer Wbzug‘ geht in bie 
Unterftügungstaffe des Werks. 


(Hört, hört!) 


An Saarbrüden hat man ein anderes Verfahren; 
dort ermittelt man bei einem unreinen ober nicht ge 
nügend gefüllt beladenen Wagen das Gewicht der Steine 
und berechnet dem Arbeiter nur die geförberte reine 
Kohle. Der Arbeiter hat dann aber J einen Verluſt 
und zwar wahrſcheinlich in der gleichen Höhe wie bei 
einem ebenfo jchlecht belabenen Wagen in Weitfalen, nur 
daß feine Mitarbeiter auf dem Werke in der Unter 
ſtützungskaſſe nichts davon haben. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Außerdem muß ich noch bemerken, daß in Saarbrüden 
auch keine Vertrauensmänner von ben Bergarbeitern ge 
ftellt werden, obwohl doch da die Arbeiterausichüffe find, 
aljo es eine Kleinigkeit wäre, aus der Zahl der Arbeiter 
Bertrauensmänner zu ftellen. Tja, meine Herren, es 
wird in Gaarbrüden fein mie in Weftfalen. Unſere 
Arbeiter find im allgemeinen zufrieden. Die tiefe Ber 
bitterung, von der ber Herr —— Dr Hirſch ſpricht, 
exiſtiert nur in den ſozialdemokratiſchen Blättern. 

Sehr richtig! 

(Sehr richtig!) — 
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[Bergqwetsßtt] 
[Dr Schuls (Bochum), Abgeordneter] 


Unfere Arbeiter brauchen feine Vertrauensmänner bei 
der Beurteilung des Nullens, weil fie wiſſen, daß nadı 
Hr und Billigkeit verfahren wird, Übrigens wird in 
Weftfalen dur eng Biking emacht, welche Wagen 
genullt find. Diefe en werden zurüdgeftellt, und 
nad der Schicht kann fi dann der Arbeiter mit dem 
Betriebsführer darüber auseinanderjegen, 


(hört, hört! bei den Nationalliberalen) 


und wenn das Urteil des Betriebsführerd gegen den 
Arbeiter ausfallen follte, jo hat der Arbeiter noc das 
Necht, fi an den Grubenvorftand zu wenden. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, die frage der Delegierten bat Herr 
Dr Hirſch nur flüchtig gejtreift. Herr Dr Hirſch hat der 
Königliden Stantöregierung jeine zu darüber 
ausgejprochen, daß in Saarbrüden das Inſtitut der Dele- 
gierten eingeführt fei. Nun, meine Herren, wir fünnen 
ja ruhig abwarten, was bei diejem eriment heraus» 
fommt. ebenfalls ift es richtig, bis dahin fein Urteil 
über das Inſtitut der Delegierten zu vertagen. 
möchte aber darauf hinweiſen, daß es doch etwas ganz 
anderes ift, ob bei dem en geichlofjenen & . 
werfsbau an der Eaar Delegierte find, oder ob de 
beim Privatbergbau einführt. Daß der Arbeitgeber an 
der Saar eine ganz andere Macht hat, und daß er einen 
übrigens berechtigten großen Einfluß auf die Arbeiter 
ausübt, das will ich gar nicht einmal in Anfchlag bringen. 
Ich fage mir aber: was foll aus diefen Delegierten in 
Weftfalen werden, wenn, wie ja jelbftverftändlich von 
Herm Dr Hirſch verlangt wird, diefe Delegierten hervor: 
gehen aus allgemeiner, gleicher, geheimer Wahl?! a, 
meine Herren, leider ift es jo, bat die Bergarbeiterichaft 
in Weftfalen tief zertlüftet ift, und zwar durch Die ver 
ſchiedenen Konfeſſionen nicht bloß — das würde ja auch 
in Gaarbrüden zutreffen —, aber auch durch die ver 
ichiedene Sprache. Wir haben Zehntaufende von Polen 
in unjeren Bergwerfen; auf einzelnen Bergwerken find 
die Polen in der Mehrheit. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Nun möchte ich mal gern wiffen, wie die Delegierten, die 
von den Polen gewählt würden, fich verhalten würden 
gegenüber den Deutjchen. 


(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 


Dann muß id aber doch nod einmal wieder hervor: 
* daß kein Schluß falſcher wäre als der, daß die 
unahme der Unglücksfälle in unſerem Bergbau mit 
* verſchuldet ſei, daß wir keine Arbeiterdelegierten 
tten. 

Was die Zunahme der Unglücksfälle angeht, ſo iſt 
auch nicht ohne weiteres ae daß diefelbe überall 
ftattgefunden hat. Bon 1900 auf 1901 ift fie zwar im 
ganzen Staat gewachſen; im Oberbergamtsbezirt Dort- 
mund, Oberjchlefien und Niederfchlefien ift dasjelbe der 
Fall, in Niederichleftien aber verurjacht durd ein Maffen- 
unglüd, das die Statiftit immer verwirrt. Wenn wir 
aus einem längeren Zeitraum die Statiftit betrachten, 
dann zeint fich eine nicht unmwejentliche Verſchiebung der 
Unglü a Im ganzen Staat betrug 1893 die Zahl 
der tödlichen Berunglüdungen von Bergarbeitern 2,619 Yon, 
aljo 26 auf 10000. Am Jahre 1901 iſt fie zurüds 
gegangen auf 23. In Dortmund betrug die Zahl der 
tödlichen Berunglüfungen auf 10000 Bergleute 1893 32, 
1901 25. In Oberjchlefien ift fie etwas geftiegen feit 
1893, in Nieberfchlefien desgleichen. Aber die Maffen- 
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—— verwirren die Statiſtik. Man hatte in Nieder- 


ichlefien, was gs eine verhältnismäßig günftige Ber- 
unglüdungsziffer befigt — mit bie beite im ganzen 
Staat — im Jahre 1893 10 tödliche Unglüdsfälle auf 


10 000 Bergleute, ebenjo 1894. Dann kommt das Jahr 
1895, da jchnellt die Zahl auf die dreifache Höhe; es 
find 32 Bergleute auf 10000 tödlich verunglüdt. 

Wer näher mit den Berhältniffen befannt ift, weiß, 
wodurd das gekommen ift. Es fand am 31. Dezember 
1895 — da fünnen Sie zugleich jehen, wie die Statiſtik 
durch Zufälligkeiten beeinflußt wird — auf der Zeche 
Friedenshoffnung ein Maflenunglüf ftatt, wodurch 
31 Bergleute das Leben verloren. 

n Oberjchlefien, das eine mittlere Unglüdsziffer 
hat, jtieg im Jahre 1896, während im Vorjahr die 
Unglüdszi 24 auf 10000 mar, diefelbe auf nicht 
weniger als 40. Es fand das Maffenunglüf auf der 
Gleophasgrube ftatt am 3. November 1896, dem 106 Berg: 
leute zum Opfer fielen. 

An Weftfalen haben wir die Unglüdsziffer 33 auf 
10 000 im Sabre 1898 erreicht, während fie im Jahre 1901 
25 auf 10000 war. Woher kam das? Am 17. Februar 
1898 fand das Maflenunglüd auf der Grube Karolinen- 
glüd ftatt, das 116 Arbeitern das Leben Eoftete. 

Sehen Sie, es darf die Statiftit nicht jo in Bauſch 
und Bogen behandelt werden. Man muß, wenn man jo 
ſchwere Anfchuldigungen darauf baut, in die Einzelheiten 
hineinfteigen, 

(jehr richtig!) 


ich bedaure, da das der Abgeordnete Dr Hirſch nicht 
getan hat. 
ch komme nun zu dem ſchwerſten Vorwurf, den er 
erhebt und zwar bezü ih der Verbreitung der Wurmfrank 
heit in Weftfalen. hat auf Grund der Angaben, bie 
in der fozialdemofratiichen „Bergarbeiterzeitung“ ent 
balten find, ſich veranlaßt gefunden, den Werfverwal- 
tungen und aud der Stöniglichen Bergbehörde Vorwürfe 
u machen, daß fie nicht rechtzeitig und mit geeigneten 
itteln eingegriffen haben. Er hat auch nicht unter 
laffen, bei diejer —— dem Herrn Medizinalrat 
Dr Tenholt, wie es in der „Bergarbeiterzeitung“ gelhieht, 
auf den Schild zu erheben und zu jagen: diefer Mann 
hat das Befte gewollt, er ift aber auf Widerftand ge- 
ftoßen bei ben Brheiuetinzaen, wie er auch bei den 
Bergbehörden keine Förderung gefunden hat. — 
Meine Herren, da müſſen wir doch mal hiſtoriſch 
urückgehen auf die Verbreitung der Ankyloftomiafis. 
Nach en eigenen Berichten des Herrn Mebizinalrats 
Dr Tenbolt, der übrigens nicht ein für ſich ſtehender 
Arzt ift, der eigene Praris hat und für ſich ein Kranken⸗ 
haus unterhält, jondern der Oberarzt des großen allge- 
meinen Stnappichaftävereins in Bochum ift, und dem ich 
übrigens für feine Tätigkeit und feinen Eifer jede Aner- 
fennung ausſpreche, betrug die Zahl der Wurmfranfen 
in den weftfälifhen Gruben im Jahre 1896 110, 1897 
125, 1898 103, 1899 91, war aljo erheblich zurüdge 
gangen, fodak Herr Tenholt jich der Hoffnung bingab, 
daf die Seuche erlofchen jei. Mit einem Mal jchnellte 
die Zahl der Wurmkranken empor im Jahr 1900 auf 
286, 1901 auf 1029 und 1902 — die Statiftit ift noch 
nicht ſicher abgeichloffen — auf 1335; das wird mit ber 
iffer ftimmen, die Here Dr Hirih angab. Während 
err Dr Tenholt, ala er jeinen Bericht für 1899 ab- 
faßte, aljo im Jahre 1900, der Meinung war, daß Die 
Seuche dem Erlöſchen nahe jei, wird er überraicht durch) 
die —— im Jahre 1900, wo die Zahl der Wurm 
franfen 286 betrug. Er jagt darüber: 
Die auffällige Erfheinung, daß die Krankheit 
auf mehreren bereits ſeit Yahren infizierten 
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[Dr Schulg Bochum), Abgeordneter] 
Zehen wieder zugenommen hat, nachdem fie auf 
einzelnen faft erlojhen jchien, bedarf noch der 
näheren Aufklärung. 

m folgenden Yahr, als die Zahl auf 1029 ftieg, ergab 
ich die Aufklärung für Herrn Dr Tenholt nach feinem 
Bericht, aus dem ich bier wörtlich verleje, wie folgt: 

Es hat ſich auch ergeben, en; feit der allgemeinen 
Einführung der Grubenriejelung die Krankheit 
auf denjenigen Gruben, wo fie früher vorhanden, 
aber bereits im Nüdgange begriffen war, falls 
beriejelt wurde, eine hochgradige Zunahme er: 
fahren hat. 

Da ftehen wir vor einem der jchwierigften Probleme, 
Wir haben die Beriefelung als eine jegensreiche Ein- 
richtung unjerer —— anerkennen müſſen. Durch 
die Berieſelung iſt es möglich geworden, den entzündlichen 
Kohlenſtaub derart unſchädlich zu machen, daß durch 
Kohlenſtaub da, wo die Berieſelung ſtattfand, kaum noch 
Exploſionen, erſt recht keine Maſſenunglücke hervorgerufen 
ſind. Nun ergibt ſich, daß durch die großen Mengen 
Waſſer, die in die Baue geführt werden, ein Schlamm 
ſich bildet, der der Hauptherd für die Larven des gefähr- 
lien Wurmes ift, und daß die Arbeiter durd Berührung 
mit diefem Schlamm, wenn fie aus irgend einer Nötigun 
oder aus Verjehen die Hand zum Munde führen, * 
den —— Paraſiten in ſich hineinbringen. 

as ſoll nun geſchehen? Zweifellos — das iſt 
immer anerkannt worden — iſt die größte Reinlichkeit 
anzuſtreben, ſodaß We durch eines Wurmkranken Kot, 
der nicht in einen geichloffenen Abort bineingelangt, bie 
Krankheit verſchleppt wird. Wenn bie Urbeiter nicht 
dieſes Hülfsmittel benugen, würde es ja ganz unzweifelhaft 
dazu kommen — und es ijt * gefommen —, daß 
durch die Beriefelungswafjer der Kot verteilt und weiter 
geführt wird, Die Königliche PVolizeibehörde hat bereits 
unter dem 12, März 1900 in bezug auf die Gefahren, 
die aus der Unſauberkeit hervorgehen, in einer Polizei 
verorbnung beitimmt verlangte — und das Übertreten 
der Polizeiverordnung ift ja, wie Sie wiſſen, unter 
Strafe geftellt —: 

daß auf jedem Bergwerfe unter und über 
Tage für die zweckmäßige Aufftelung einer dem 
Bedürfniffe gemügenden Anzahl von Aborten 
Sorge zu tragen tft; unter Tage find insbefondere 

Aborte herzuftellen: 

a) bei allen Schadtfüllörtern; 

b) in den Hauptförderftreden bei denjenigen 
Punkten, wo die Zufammenftellung der Züge 
ftattfindet;; 

ce) in jeder Bauabteilung an einer geeigneten 
Stelle; 

d) außerdem an folden Punkten, wo nad) der 
Beitimmung des Bergrevierbeamten die Ein: 
richtung von Aborten notwendig ift. 

Sämtliche Aborte unter Tage müffen fo ein 

gerichtet fein, daß die zur a bes Kotes 
dienenden Gefäße undurdläffig, mit Dedel ver- 
jehen und transportabel find, Die Entleerung 
diefer Gefäße darf nur über Tage und nur in 
beſonders dazu hergericktete unburchläffige Gruben 
erfolgen. 


ch will nicht weiter lefen; Sie werden hieraus ſchon 
entnehmen, daß die Königliche Bergbehörbe es wahrhaftig 
nicht an dem nötigen Eifer fehlen läßt. 


(Sehr richtig!) 
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Nun wollen Sie aber bedenken, daß der Knappichafts- 
Oberarzt erft im Jahre 1901 auf die Entdedung kommt, 
daß wohl mit der Beriefelung die Zunahme der Gefahr 
zuſammenhing. Damit ift die Sache Jofort zur An— 
gelegenheit der Beratung in dem Knappſchaftsvorſtande 
und in einem bejonders — Ausſchuß geworden. 
Dieſer Ausſchuß iſt gebildet zur Hälfte aus Vertretern 


der Arbeiter; 
(hört, hört!) 


es ſind das Knappſchaftsälteſte, die intelligenteſten Leute 
unter den Arbeitern, die alſo die eine Hälfte dieſes Aus- 
ſchuſſes ausmachen. Der Ausſchuß hat fi fait im 
Permanenz erklärt und ift darüber aus gemejen, ge 
eignete Maßnahmen zur Verhütung der Krankheit und 
zu ihrer Heilung zu finden, und zwar unter Zuhülfe— 
nahme von bedeutenden Sacperftändigen. Außerdem 
bat der Sinappfchaftsverein 50000 „M bejonders aus— 
gejegt zur Bekämpfung ber Ankyloftomiajis. Ein un- 
gerechtfertigterer Borwurf, als daß die Werk— 
verwaltungen den Bejtrebungen des Herrn Dr Tenholt 
fi entgegengeftellt hätten, kann faum erhoben werden. 
Eher Eünnte man ſich darüber beklagen, daß Herr 
Dr Tenholt fic) den Anforderungen der Werkverwaltungen, 
in der Sache vorzugehen, nicht in der Weije entgegen- 
fommend gezeigt hat, wie es, glaube ich, richtig geweſen 
wäre. Es wurde Herrn Dr Tenholt angeboten die Bei— 
hülfe des neu eingerichteten bafteriologifhen Inſtituts in 
Gelſenkirchen zur Bekämpfung der Volkskrankheiten, 
welches vorwiegend durch die Beiträge der Werfverwaltung 
geichaffen ift. Der —— eiter dieſes Inſtituts 
iſt aber von Herrn Dr Tenholt nicht gerade übermäßig 
entgegentommend behandelt worden. 
(Hört, hört!) 

Dann haben die Werfverwaltungen gedrungen auf 
enaue Unterjuchungen. Sie haben Berfühsftreten das 
ir —— Baraden erbaut, worin die Wurmkrank- 
heit3verbächtigen unterfucht werden, ſodaß fie alfo von den 
übrigen Arbeitern getrennt werben. Dann ift in aus- 
iebigfter Weife die Mitarbeit des bafteriologifchen 
— in Gelſenkirchen erfolgt. Aber weiter haben 
die Werkverwaltungen mit ihren Mitteln, mit Hülfe des 
Bergbauvereins eine Kommiſſion unter Führung eines 
hervorragenden Sachverſtändigen nach Ungarn geſchickt, wo 
die Krankheit ſeit lange — 2 ſodaß man annimmt, 
ungariſche Arbeiter hätten ſie nach Weſtfalen eingeſchleppt. 
Dort hat man aber geeignete Mittel gefunden, um die 
Krankheit ſehr weſentlich einzuſchränken. Allerdings iſt das 
dadurch beſonders möglich geworden, daß es ſich nur um 
eine einzige Grube handelt, wo der betreffende Knappſchafts- 
arzt — es iſt in einer abgelegenen Gegend — jo ziemlich 
jeden Mann aus der Belegihaft kennt. Die Herren find 
mit fehr wertvollen Angaben zurüdgelommen, und es ift 
bie ern des Berichtd wohl in nächfter m 
zu erwarten. Er ift aber bereit# an den Knappſchafts- 
vorſtand erjtattet worben. 

Wie ernft unfere Werkverwaltung die ganze Sache 
nimmt, mögen Sie daraus ſchließen, daß die Geljen- 
firchner Bergmwerksaftiengefellichaft, aljo eine der größten, 
die ftrengfte Überwachung und Sontrolle der Aborte ein- 
gerichtet hat und dafür die jämtlichen Auffichtsbeamten 
verantwortlich macht, ja unter Strafe ftellt, wenn fie 
ich ihrer Pflicht entziehen wollten. Die Geljentirchner 

ergwerfsaftiengejellichaft verwendet zur Beauffidhtigung 
außerdem die Steiger, die Fahrhauer, bie ———— 
und Schießmeiſter, kurz ſaͤmtliche Beamte. Ale, die 
hr eg zug haben, And darauf hingewieſen, auf bas 
ſchärfſte die Kontrolle auszuüben. 

Meine Herren, ich möchte mir noch zwei Bemerkungen 
geftatten, die ich entnehme aus Berichten des Herrn 
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[BergwertsEtat] u 
[Dr Schul (Bochum), Abgeordneter] 
Medizinalrat3 Dr Tenholt, woraus Sie jchließen mögen, 
daß ihm ein Unglüd widerfahren ift, als man ihn in die 
Bergarbeiterzeitung —— hat. Herr Dr Tenholt 
ift, wie ich ſchon wiederholt hervorgehoben habe, ein her- 
vorragend eifriger und tüchtiger Mebdizinalbeamter. Daß 
ber Mann andere Anfichten hat als andere, wollen wir 
ihm nicht fo fehr übel nehmen. Hören wir, was er 
no vor wenigen Tagen in einem von ihm erftatteten 
Bericht ſagte: 
Die Wurmkranken find in erfter Reihe von ber 
Arbeit auszufhließen und von den Würmern zu 
befreien, aus perjönlichen, gefundheitlichen Rüd- 
ſichten einerfeits, und anbererfeits, um ber wei— 
teren —— von Anſteckungsmaterial 
in der Grube ein Ende zu machen. Bei dieſem 
Verfahren, was ſeiner I eingeführt zu haben 
nicht mein Verdienſt, jondern das bes Herm 
Profefiors Dr Löbker ift in Verbindung mit berg- 
olizeilihen Anordnungen, ift es uns gelungen, 
ie Baht der Krankheitsfälle in den Sahren 1895 
bis 1900 allmählich berabzudrüden. Aber mit 
dem Jahre 1900 ftieg die ab rapid und enorm. 
Es ift dies nachweislich auf die Beriefelung der 
Gruben zurüdzuführen, und diefer gegenüber 
find wir machtlos, folange ein geeignetes Des- 
infeftionsmittel nicht en ift, find alle 
Angriffe wegen angeblid mangelhafter Map- 
nahmen hinfällig. 


(Hört, hört!) 


So verhält es fi) in der Tat. Herr Dr Tenbold 
bat auf den richtigen Punkt damit gaeg: wir müfjen 
ein geeignetes Mittel haben zur Desinfektion des Be— 
rieſelungswaſſers. Dasjelbe ift aber noch nicht gefunden; 
und num mache man bod nicht den Werfverwaltungen 
den Vorwurf, daß eine Erfindung nocd nicht gemacht ift! 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Es wird freilid auch in erfter Linie darauf ans 
fommen, daß die Arbeiter fi der größten Reinlichkeit 
befleißigen. Ich möchte Herrn Dr Hirich, der als Patron 
der Arbeiter ſicher auch einen großen Einfluß auf fie hat, 
erfuchen, daß er auf die Arbeiter in diefem Sinne ein- 
wirft. Herr Dr Tenhold jagt: 

Nun find befanntli die ſchärfſten Mafregeln 
durch das Königliche Oberbergamt getroffen, um 
die Entleerung anftatt in bie Abortkübel auf 
freie Erde zu verhindern, allein ich glaube, daß 
kaum die Hälfte der Arbeiter, ſofern fie nicht 
einer befonderen jcharfen Kontrolle unterftehen, 
fih der Kübel bedienen; ich habe felbft bei einer 
Grubenfahrt gejehen, wie eine noch frifche 
Stuhlentleerung in nächfter Nähe (etwa 10 Schritt 
Entfernung) eines gut und fauber beichaffenen 
Abortkübels auf der Wafjerfeite lag. 

Meine Herren, ich will hiermit ſchließen. Ich glaube, 
dieje Krankheit, die fo fchwer auf unferen Bergbau und 
die Bergleute drüdt, muß mit vereinter Kraft überwunden 
werden; dazu haben —— die Königlichen Berg: 
behörden, die Werfverwaltung und auch die Arbeiter jelbit. 

Da ift es denn nun eine tief betrübenbe Erjcheinung, 
daß ein ſolches Elend ausgenugt wird zu politischen Zwecken. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, vor allem und immer ift daran zu 
mahnen, daß Arbeiter und Arbeitgeber fich verftändigen 








und nicht entzweien laſſen. Viribus unitis wirb auch bie 
tüdifche Krankheit überwunden werden. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat ber Herr 
Minifter für Handel und Gewerbe. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, dem letten Appell des Herrn Vorredners möchte 
ich mich auf das dringendfte an year Wir haben es 
bier mit einer Gefahr zu tun, die wiſſenſchaftlich noch 
keineswegs geklärt ift, aber ebenfo, wie der Herr Bor 
rebner bie Bergwertsverwaltungen dagegen verteidigt hat, 
daß ſie ihrerſeits nicht alles a um ber tüdifchen 
Krankheit beizufommen, muß ich auch meinerjeitö die 
Königliche Auffihtsbehörde in Schub nehmen, daß fie 
auch ihrerjeits nicht alles getan hätte, was fie nach Lage 
der Sache tun konnte, eine Herren, die Krankheit hr 
zuerft in nennenswertem Umfange im Fahre 1895 auf- 
getreten, und fchon damals hat das Oberbergamt in ein- 
gehenden Erlaffen zur Vorſicht gemahnt. 

Der Herr Borrebner hat dann ausgeführt, wie das 
auch mit den uns vorliegenden Statiftifen übereinftimmt, 
daf die Verbreitung der Krankheit den erften Angriffen 
gegenüber, die gegen fie gemacht wurden, bis zu Ende 
des vorigen Jahrzehnts, wenn auch nur langiam, aber 
dennoch abgenommen bat, daß aber vom Nah 1900 
wieber ein rapides Anwachien entftanden ift. Nun wurde 
diefes Anwachſen der Krankheit in erfter Linie ſowohl 
von Medizinern, als — zum Zeil von Werkverwal- 
tungen ber Bergauffichtäbehörbe gewiſſermaßen in die 
Schuhe geichoben, weil fie ihrerjeit3 darauf beftand, daf 
die Beriefelungen in den Bergwerken durchgeführt und 
aufrecht erhalten wurden. 

Meine Herren, die Beriefelung hat ſich als ungemein 
ſegensreich erwieſen. Seitdem die Beriefelung auf den 

efährdeten Zehen vollitändig durchgeführt ift, hat feine 

r gewaltigen Erplofionen mehr ftattgefunden, wie wir 
fie Früher alle paar Jahre in den SKohlenrevieren zu 
beflagen hatten. Meine Herren, gegenüber einem ſolchen 
Feind wie der Wurmkrankheit könnte man allerdings 
dazu fommen, zu unterfuchen: wodurch werben nn 
Menjchenleben gefährdet, durch die Krankheit oder durch 
die alle paar Jahre mal vortommenden Wirkungen einer 
fchweren SKoblenftauberplofion? Man hätte, wie gefagt 
dazu kommen Eönnen, vielleicht an einzelnen Stellen au 
mal den Verſuch zu machen, ob durch das Unterlaffen der 
Beriefelung die Einſchränkung der Krankheit möglich wäre. 
Ich jelbft habe derartiges erwogen und eriwäge es weiter. 
RR halte es für ausführbar auf Zechen mit ganz hervor- 
ragend ausgebildeten Berwaltungsbeamten, bei denen man 
Fieber fein kann, daß im ea alle Borfichtömaßregeln 
—— werden, damit Kohlenſtaubexploſionen nach 

öglichkeit verhindert werden. 

Meine Herren, ich werde die Verwaltungen der 
Bergwerte auch einmal darauf hinweiſen, daß meiner 
—— Auffaſſung nach einem Teil der üblen 

irkungen der Berieſelungen dadurch vorgebeugt werden 
könnte, daß man nicht in einem ſolchen Übermaß rieſelt 
und Schlamm erzeugt, während zur Löſchung des Ktohlen- 
ftaubes nad) meiner Auffaffung erheblich viel weniger 
Waſſer genügen würde. Ich werde anheimgeben, auch 
nach diefer Richtung hin Verſuche zu machen. 

Meine Herren, Sie haben von dem Herrn Vorrebner 
auch gehört, daß über die ärztliche Bekämpfung der Krankheit 
verſchiedene Meinungen unter ben Urzten bejtehen. 
Meine Herren, das ift eine ganz naturgemäße Erfcheinung, 
wenn man fid) einem jo neuen Feinde gegenüber befindet 
wie biefer Wurmkrankheit. Urjprünglih ift man nur 
denjenigen Kranken nachgegangen, die ſchon an ihrem 
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[Möller, Handelsminifter] 

Außeren befundeten, daß fie jchwer erkrankt wären, daß 
die Blutarmut und ähnliche Folgen äußerlich erfennbar 
wären. Sept ift man aber ben Die ichärfer auf 
den Leib gegangen; man hat auf einer Reihe von Berg- 
werten der großen Gejellihaften, und zwar unabhängig 
von den ärztliden Ratichlägen, dazu gegriffen, die ge 
ſamte Belegihaft unterjuchen zu laffen und der Reihe 
nad alle diejenigen, bie befonders ſtark infiziert waren, 
num in Baraden und Sranfenhäujern zu verpflegen, 
ihnen die Würmer abzutreiben und fo die weitere der. 
breitung zu verhindern. ch bin überzeugt, daß, wenn 
auf biehen Wege weiter fortgefahren wird, wir allmählid) 
ber Sranfheit beitommen werden. 

In einem Bergwerk zu Ungarn, zu Brennberg, von 
dem hauptſächlich die Ausbreitung ausgegangen zu fein 
fcheint, und in der die Verfeudhung bis zu über drei 
Vierteln der gefamten Mannſchaft eingetreten war, ift 
man durch Eonjequente Berfolgung der Krankheit dahin- 








gefommen, daß gegenwärtig, wenn ich nicht irre 
nur 8 7* der Mannjchaft noch krank find, Dann 
aber bat mid aus einem Bericht des hier 


viel genannten Medizinalrats Dr Tenhold, den id) in ben 
legten Tagen gelefen habe, jehr interejftert zu erjehen, 
daß man 1a doch aud die zus nicht allzu ſchwarz aus⸗ 
malen müjje, daß man unterjcheiden müſſe zwiſchen Wurm- 
franfen und Wurmbehafteten. Er nennt Wurmkranke 
diejenigen, bei denen der Wurm in einem ſolchen Über: 
maße vorhanden ift, daß er eben zu den ſchweren folgen 
der Blutarmut und Blutvergiftung und anderem Beran- 
laſſung gibt, die fchließlich aud zum Tode führen. Er 
ift aber der Auffaffung, daß die große Mehrzahl der- 
jenigen, die heute die Zahl der Erfranften haben an« 
Köwellen laffen, nicht Wurmkranke find, fondern mur 
Wurmbehaftete. Meine — ſo viel ich weiß, iſt in 
früheren Jahren die Meinung vorherrſchend geweſen, 
wenigſtens habe ich es wiederholt in Preßäußerungen ge 
lefen, daß der Wurm fich in dem menjdlichen Körper 
vermehren könne. Es iſt jetzt wifjenjchaftlich Elargelegt, 
daß das nicht möglich ift, sb aljo jeder einzelne nur in 
dem Maße mit dem Wurm behaftet ijt, als er durch einen 
Unglüdsfall Larven von Würmern durch den (Eingang 
des Mundes in den Magen und in den Darm befördert 
bat, daß daher - nur diejenigen Kranken für ihre an- 
deren Mitmenfchen jehr gefährlich find, die in hohem Maße 
mit dem Wurm behaftet find und bei jedem Stuhlgang 
Taujende und aber Taufende, ja vielleicht Zehntaufende von 
Eiern abjegen. Mit jedem kleinen Partikelchen, was von 
dem —— ber Leute über den Weg des Schlammes in 
den Mund der Menſchen kommt, kann man fchon —— 
von Eiern von lebensfähigen Larven in ſich aufnehmen. 
Meine Herren, wenn in der ſyſtematiſchen Weiſe, 
wie jetzt, unter dem Zuſammenwirken der e, ber 
Bergbehörben, der Hrzte gearbeitet wird, dann zweifle Wr 
nicht, daß wir diefer Seuche auch Herr werden. 
wünfche bad von ganzem Herzen; denn es ift in der Tat 
eine jchwere Gefahr fü das ganze Mevier. Die Zahlen, 
die neuerdings auf Grund der Kotunterfuchungen uns zur 
Kenntnis ge en find, lauten erjchredend. Es gibt 
eine Zeche, bei der 70% aller Leute wurmbehaftet find, 
Aber, meine Herren, auch dabei wird wieder zu unter- 
fheiben jein nad) dem, was Dr Tenholt neuerdings aus- 
eiprochen hat, zwiſchen Wurmbehafteten und Wurm- 
anfen. Die gab ber wirklich Wurmkranken jcheint 
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lange = fo groß zu fein, wie man annimmt, und wenn 
das ber Fall ik, wird man, wie ich Hoffe, der Seuche 
bald beikommen. 

Ich babe nun leider —9— in Preßorganen der letzten 
Zeit noch darüber beſonders Klagen gehört, daß die Leute 
in Krankenhäuſern und Baracken eingefperrt wurben. 
Meine Herren, ich verftehe nicht, daß man darüber Elagt; 
es ift der einzige Weg, wie man ber Sache beifommen 
kann. Nur dadurd, daf man die Leute, fobald man fie 
durch bie mitrojtopifche Unterjudung als in hohem Maße 
wurmbehaftet erfannt hat, abiperrt, ihnen den Wurm 
abtreibt, kann man überhaupt der Seuche beitommen. 

Ich verzichte darauf, noch weiter auf biefe frage 
einzugehen, da auf Grund von Anklagen vieler Art, die 
der Abgeordnete Sachſe im a ee bat, mein 
Kommiljar im Reichstag auf alle Detailfragen bereits 
eingegangen iſt. glaube, daß durch die allgemeine 
Behandlung, die ich der Frage hier habe zu teil werben 
lafjen, im wejentlihen die Sache erledigt ift, daß vor 
allen Dingen die Beunruhigung bei len en, die ſich 
ſchwere Sorgen darüber maden, daß bieje * ins 
Ungemeſſene wachſen könne, zum Teil, glaube ich, einer 
gewiſſen Beruhigung weichen kann, ”; man jegt auf 
dem guten Wege ift, der ſchweren Gefahr beizufommen. 

(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Ich jchlage dem Haufe vor, 
fich jeßt zu vertagen. mit ift das Haus einverftanden, 
Die nädfte Sitzung fchlage ich vor abzuhalten 
morgen, Freitag, Vormittag 11 Uhr, und als Tages- 
ordnung: 
Fortfegung der zweiten Etatöberatung, 
und zwar 
a. Reſt der heutigen Tagesordnung; 
b. Verwaltung der direkten Steuern, — Drud- 
ſache Nr 11. 
Zur Geihäftsorbnung bat das Wort der Abge- 
ordnete v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
mir erlauben, die Anfrage an den Herm Präjidenten zu 
richten, wann er beabfi 3: Be Anterpellation, die wir 
eingereicht haben, auf die Tagesordnung zu fegen. Bei 
ber wachſenden Unruhe im Lande 
(oho! im Zentrum; ſehr richtig! bei den Nationalliberalen) 
über das Borgehen des Herrn Korum ift es Ihr er⸗ 
forderlich, daß die Interpellation bald auf bie Tages— 
ordnung kommt. 


Präfident v. Kröcher: Ich werde die Interpellation 
auf die Tagesordnung ſetzen an dem Tage, den mir der 
Herr Kultusminiſter als denjenigen angeben wird, an 
welchem er die Snterpellation beantworten will. Der 
Herr Sultusminifter war eben bier, und ich babe mit 
ihm gefprochen; er fagte, er müſſe noch mit den beteiligten 

effortö verhandeln, er würde mir den Tag angeben 
und bas würde vorausfichtlich der Dienstag oder Mittwo 
der nächften Woche fein. 
(Abgeordneter vd. Eynern: Das fcheint mir 
jehr fpät zu fein!) 

Gegen die Tagesordnung erhebt fich fein Widerſpruch; 
fie ſteht feft. 

Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß der Sitzung 4 Uhr 10 Minuten. 


Drud und Verlag: W. Moefer Buchdruckerel in Berlin. 
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Nachtrag 
zur 25. Sitzung. 


Siehe Spalte 1676.) 


Dr Sirſch (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, 
mit Zuftimmung des Herrn Präfidenten werde ich bei 
diefem Titel au einige Bemerkungen über die Arbeiter- 
verhältnijfe vorbringen. Nah dem Etatsanſatz be— 
tragen die Löhne der Arbeiter rund 4780000 M 
mehr als im vorigen Etat. Man könnte, ohne von 
weiterem unterrichtet zu fein, daraus ſchließen, daß bie 
Löhne der Arbeiter fd gehoben haben. Sie wifjen aber 
ſehr wohl gleich mir, daß diefe Lohnerhöhung im mwejent- 
lichen hervorgeht aus dem Erwerbe neuer Staatsberg- 
werke in Weftfalen, welche natürlich für ihre Vor: 
bereitungsarbeiten eine große Zahl von Arbeitern er» 
fordern, wodurch die Löhne in Ddiefem Jahre jo an— 
geſchwollen find. 

In Wirklichkeit find die Löhne der Arbeiter nach wie 
vor im Weichen begriffen. muß das hervorheben, 
weil vielfach der Glaube herricht, die Arbeiter lebten im 
Überfluß, fie feien auf Roſen gebettet; nur der Mittel» 
ftand — mit dem ich übrigens die volljte Sympathie 
habe — habe zu leiden. . j 

In der uns vorgelegten Überſicht find die Schicht— 
löhne von 1900 Bis si das dritte Quartal 1902 —* — 
in Niederſchleſien von 3 M auf 2,72 A, in Oberſchleſien 
von 3,12 auf 2,97 A, in Dortmund von 4,18 auf 3,82 M, 
und in Saarbrüden allein find bie Löhne ftehen geblieben. 
Letzteres ift ſehr erfreulich. hatte im vorigen Jahre 
Beranlaffung, darauf hinzuweiſen, daß die Löhne ber 
Staatsbergwerke, die damals im Weften nur in Saar» 
brüden fich befanden, wejentlich niedriger ſtanden als 
die in den Privatbergwerfen Weitfalens und Rheinlands. 
Damals wurbe mir erwidert, daß die Staatsregierung 
Wert darauf lege, die Löhne möglichit ftetig 8 
und ich geſtehe, daß dies ſich jetzt durch die Handhabung 
bewahrheitet hat. Ich mwüniche, daß es in den neuen 
Staatöbergwerten in Weftfalen und in den oberſchleſiſchen 
Bergwerten ebenio gehandhabt werde. Es ift gewiß für 
ben Urbeiter ein großer Vorzug, wenn er auch in den 
weniger guten Jahren den gleichen Lohn verdienen kann, 
foweit die Verhältniffe es irgend geftatten; und daß die 
Berhältniffe fpeziell bei den Staatsbergwerfen es ger 
ftatten, ergibt ER ja aus dem immer noch vorhandenen 
überfhuß von rund 25 Millionen Mark, welchen unjere 
Staatsbergwerke bringen. j 

—— — in allen anderen Bezirken iſt 
ein Rückgang ber Löhne tatſächlich vorhanden, und zwar 
ein Rüdgang, der, die wirklichen Bedürfnifie und Ber- 
hältniffe der Arbeiter in Betracht gezogen, nicht allzu 

ering ift; beiſpielsweiſe in Weftfalen für ben großen 
urchſchnitt — für einzelne Arbeiterklaſſen find Die 
Berhandt. d. Hauſes d. Abg. 19, Leglsl. V. Seſſion 1908. 
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Rückgänge zum Teil noch ſtärker — iſt ein Fallen von 
4,18 a 3,82 M nicht gering anzufchlagen, ebenfo in 
Oberjchlefien, wo die Löhne — recht niedrig waren, 
von 3 AM auf 2,72 M Bei dieſem Sinken der Löhne 
wird in Betracht zu ziehen fein, daß die Differenz dem 
Arbeiter für feine notwendig erforderlichen Lebend- 
bedürfniſſe entgeht. Es ift alfo nicht fo darüber himweg- 
gehen, als ob es nichts bedeutete, In großen Ver— 
iR tniffen wollen die paar Pfennige nicht viel beſagen; 
aber im Verhältnis zu dem Haushalt des Arbeiter, der 
auf jeden Pfennig angewiefen ift, find fie in der Tat 
von Bedeutung. 


(Sehr richtig!) 


Nun wird darauf bingewieien, daß ja in noch 
höherem Maße die Leiftungen der Wrbeiter in der 
Berichtöperiode aurhdgegangen find. Das ift ftatiftiich 
richtig. Aber liegen die Gründe dafür in der Werk— 
tätigfeit, in dem Fleiße der Arbeiter? Dieſe Frage muß 
entjchieden verneint werden. Ad mill natürlich nicht 
bejtreiten, daß auch unter den Arbeitern ſolche Urjachen 
teilweije vorkommen, daß fie in ihren Anftrengungen 
erlahmen uftw; aber wie die Erörterungen in der Som: 
miſſion meines Erachtens ergeben haben, ift der Vorgang 
wejentlich hervorgegangen aus dem Wechjel der Perioden, 
Es wird in der Bee des großen Bedarfs an Kohlen die 
ganze Kraft der Belegihaften auf die Pfeilerverhiebs: 
arbeiten gelegt, während die Aus- und Vorrichtungs- 
arbeiten nicht in dem erforderlichen Maße weiter geführt 
werden. Indem fie nun in der flaueren Seit diefe Arbeiten 
nachgeheit haben, ergibt fich naturgemäh eine Abnahne 
der Leitungen der Arbeiter, weil fie eben zu nicht direkt 
produftiven Arbeiten verwendet werden. Sch möchte alio 
fonjtatieren, daß dies mit dem Nüdgang der Löhne nichts 
zu tun hat und denjelben nicht rechtfertigt. 

Meine ya biefer —— hat bei uns 
keinen Einfluß gehabt auf die Länge der Ärbeitszeit, und 
umgelehrt: wie vor iſt es der dringendſte Wunſch 
der deutſchen und insbeſondere der preußiſchen Berg— 
arbeiter, den achtſtündigen Arbeitstag endlich überall 
eingeführt zu ſehen. Daß diefer, erklufive der Ein- und 
Ausfahrt, in Weitfalen ſchon feit einer Reihe von Jahren 
befteht, ift eine befannte Tatfache. In der Tat ift wohl 
der Bergwerföbetrieb in Wejtjalen befonders jchwierig 
durch die vielen Tiefanlagen. Aber es zeigt Fu daß 
auch in Oberſchleſien und in den übrigen Ar die 
Länge des Arbeitötages nicht abgenommen hat, und doc) 
wäre da3 dringende Bedürfnis dazu vorhanden, wie die 
Ausführungen der Hugienejachverftändigen, die öffentliche 
Meinung und die Überzeugung ber Bergarbeiter felbit 
lehren, daß man endlich dieſe humane Forderung verwirt— 
lichte. In Weftfalen wird auch die weitere Forderung 
einmütig aufgeftellt, daß in die achtftündige Arbeitszeit 
auch die Ein» und Ausfahrt gerechnet werde, Ich iym- 
> ifiere mit dieſer — angeſichts der ſchweren 

njtrengungen, der aufreibenden Arbeit und der Geſund— 
heitsjhädigungen, die in den Gruben Weitfalens jtatt- 
finden. a würde es nicht unangemefjen jein, den 
Abeitern auch die Ein- und Ausfahrt mit anzurechnen, 
weil fie ſich tatjächlich fchon im Arbeitsverhältnis be- 
finden. Das mag der weiteren Entwidlung überlafjen 
bleiben; aber vor allem muß die Arbeitszeit auf 8 Stunden 
feitgejegt werden, weil das das Höchjte ift, was ein 
Bergarbeiter auf die Dauer ertragen kann. 

Eine Erjcheinung, die er hervortritt und den ſchweren 
Unmut und Zorn der Arbeiter erregt, ift das Überhand- 
nehmen bes Nullens von Förderwagen, teild wegen 
Mindermaß, teils wegen Unreinheit der Kohlen. Hier» 
über ift ja bekanntlich) jchon wiederholt, namentlich bei 
Gelegenheit der Novelle zum Berggejeg, in diefem Haufe 
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[Dr Sirſch (Berlin), Abgeordneter] 
verhandelt worden. Man hat damals anerkannt, daß das 
willtürlihe Nullen der Förderwagen Abhülfe erheifcht, 
indem man in $ 80b auf den Beſchwerdeweg verwieſen 
und dann in $ 80c die Vorſchrift daran geknüpft hat: 
Der Bergwerksbeſitzer ift verpflichtet, zu geftatten, 
daß die Arbeiter auf ihre Koften ei einen von 
ihnen oder, wenn ein fländiger Arbeitsausihuß 
befteht, von diefem aus ihrer Mitte gewählten 
Bertrauensmann das Verfahren bei Fyeititellung 
folder Abzüge injoweit überwachen laffen, als 
dadurch eine Störung der Förderung nicht eintritt. 
Meine Herren, das ift eine ebenjo maßvolle wie gerechte 
Einrichtung; bier ift alfo den Arbeitern die Möglichkeit 
gegeben, ihrerjeit8 Eontrollieren zu lafjen, ob ihnen nicht 
zu Unrecht, durch Irrtum oder Abficht, Abzüge von ihrem 
verdienten Lohn gemacht werden. Meine — daß 
es ſich hierbei nicht um Kleinigkeiten handelt, mögen Sie 
aus der Thatſache erſehen, dab nach Angabe der Revier: 
beamten des Ruhrbezirks im Jahre 1901 100 000 Förde» 
derungen im Betrage von 60 000 .M Arbeitslohn genullt 
worden find, 

Einzelne Beifpiele! Auf der Zeche Amalie wurden 
am 1. bis 5. Dezember, aljo in nur 5 Tagen, 340 Wagen 
genullt. Auf der Zeche Neu-Iſerlohn Ant im Sabre 
1902 allein als Strafe für unreine und minderhaltende 
Wagen 2850,31 M abgezogen morden. 

Meine Herren, das find alfo empfindliche Einbußen, 
die die Arbeiter erleiden, und deshalb ift ihr Anſpruch 
gewiß auch gerechtfertigt, daß dies nicht durch einjeitige 

trafbefugnis der Werföverwaltung geichehe, fondern 
daß der andere Teil, die Arbeiter, die darunter zu leiden 
haben, hinzugego en werden. Es ift ihnen aljo im 
8 80c durch unjer preußiiches Berggeſetz in der Tat 
die Befugnis dazu verliehen worden, 

Auf die Aug an meine Bertrauensmänner: bes 
fteht diefe Einrichtung, gibt es foldde Vertrauensmänner? 
wurde mir die Antwort des hauptſächlichſten Gemwährs- 
mannes: meines Wiffens befteht auf den Brivatgruben 
Rheinlands und Weſtfalens nirgends weder ein Arbeiter- 
ausihuß, noch ift ein foldher VBertrauensmann zur Übers 
—— des Nullens irgendwo erwählt, und zwar 
aus folgendem Grunde — der Herr Präfident wird ges 
ftatten, daß ich die paar Zeilen aus dem Briefe wörtlich 
verleje, weil fie charatteriftiih find —: 

Warum nicht? Mrbeiterausfchüffe oder irgend 
eine andere Einrichtung, welche dazu angetan 
wäre, ein gemeinichaftithen Verhandeln der 
Urbeitgeber und Arbeitnehmer zu fördern, be- 
Dee nicht; und doch ift es die erfte Bedingung, 
aß derartige Einrichtungen, wenn fie fegens- 
reih wirken jollen, im Ginverftändnis beider 
Teile errichtet werden. 
Meine Herren, ed wird Ihnen das zeigen, daß meine 
Quelle Arbeiter find, die nicht auf dem ertremen, feind« 
feligen Slaffenftandpunft ftehen, fondern die ein Zus 
fammengehen mit den Arbeitgebern und deren Beamten 
dringend wünſchen, die aber bei jeder Gelegenheit mir 
berichten, daß ein folches Verhältnis von der anderen 
Seite in feiner Weiſe gefördert wird, daß jeder Verkehr, 
jede Annäherung mit den Arbeitnehmern von der anderen 
Seite abgelehnt wird. Meine Herren, das gibt Auskunft 
über die Ihe fo mancher Erſcheinung, die wir im 
Bergbau beobachten, bejonders, daß das für das Arbeits- 
verhältnis jo dringend wünjchenswerte gegenjeitige Ber- 
trauen fich nicht einfinden will. 

Nun könnte man fragen: warum entichließen fh 

die Mrbeiter nicht, am die Arbeitgeber heranzutreten! 
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Ich glaube, wer die Verhältniſſe fennt, wird die frage 
in biefer Weile nicht ftellen, der wird wiffen, daß, wenn 
etwas geändert werden joll, das unbedingt von den Arbeit- 
gebern ausgehen muß; fie find die Mächtigen, die An- 
gejehenen, und fie müſſen den Arbeitern entgegentommen, 
wenn etwas erzielt werden joll. Daß das gejchehe, ift 
dringend zu wünjchen. 

Meine Herren, es wird behauptet: die Werfö- 
verwaltungen find zu dem häufigen Nullen veranlaßt oder 
gar gezwungen durch die Kundſchaft, die bei der rüd- 

ängigen Konjunktur fehr feinfühlig ift in bezug auf die 

einheit der Kohle, die fie erwirbt. Das gebe ich zu; 
das ift begreiflid. Wber, meine Herren, muß denn der 
Arbeiter den Schaden davon allein tragen? Sit es richtig, 
daß man die Einbuße auf ihn abwälzt und das tut, ohne 
ihm aud nur eine Kontrolle zu geitatten, daß die ſchweren 
Abzüge, die meift den ganzen Lohn der —— um⸗ 
faſſen, auf ihn fallen, nur um die ſchwierige Kundſchaft 
9 befriedigen? Nein, meine Herren, ag wenn dieſe 

aßnahmen fich häufen, müßte vor allem dafür gejorgt 
werden, daß durch Arbeiterausſchüſſe und Vertrauens 
männer die Tatſachen geklärt werden, damit nicht der 
Verdacht bei den Arbeitern entftehe, daß ihnen zu Unrecht 
Abzüge gemacht werden. Ich kann konftatieren, daß jelbit 
die maßvolliten der Anficht find, es wird da nicht immer 
in der richtigen Weife vorgegangen; und daß die Arbeiter, 
ſelbſt ohne datſächlichen Grund, diefe Anficht hegen, das 
betrachte ich als ein öffentliches Unglüd. 

Die Inſpektion betreffend, geftatten Sie mir einige 
furze Bemerkungen, da ja zu weiterem eine —— 
diesmal eg vorliegt. Es ift, meine Herren, inzwijchen 
zu meiner bejonderen perfönliden freude — ich ſpreche 
es aber aud für die Allgemeinheit aus — ein weientlicher 
Fortjchritt eingetreten in bezug auf die Bergwerfs- 
inſpektion. Meine Serren, im Saargebiet bat die 
Königliche Bergwerksdireftion den für Die einzelnen 
Berginipektionen gewählten Bertrauensmännern die Be 
fugnis erteilt, die betreffenden Steigeabteilungen in bezı 
2 die Sicherheit der Arbeiter zu befahren, jowie ji 
über die dafelbit vorgefommenen Unfälle zu unterrichten. 
Die Bekanntmachung ift vor Eurzem erſchienen und hat 
in der Bergarbeiterihaft großen Eindrud gemacht und 
lebhafte Freude hervorgerufen. Das ift das, was damals 
von dem Vorgänger des jegigen Herrn Handelöminijters 
zunächit in Ausficht geftellt war, und worauf wir jchon 
ange gewartet haben. Ich danfe dem Herrn Handels- 
minifter dafür, und ich hoffe und bin überzeugt, daß Die 
Reſultate diejer —— der Arbeiter an der Berg— 
werksinſpektion gegenüber den ſchweren Verluſten an 
Menſchenleben und menſchlicher Geſundheit, welche durch 
Unfälle und Krankheiten dort fortwährend eintreten, 
jegenbringend fein werben. 

Nun, meine Herren, wäre es Zeit, daß auch für bie 
Privatbergwerfe, die ja noch immer die große Mehrzahl 
bilden, ein folcher FFortichritt eingeführt würde, daß auf 
gejeglichem Wege, wie ich damals mit meinen Freunden 
mir vorzufcdlagen erlaubte, und wie e8 auch von ſeiten 


des Bentrums bereitwillig unterftügt wurde, gerade im 
Bergbau der Verſuch gemacht würde durch Heranziehung 
der Arbeiter, meinetwegen in ber form, wie im Saar» 


gebiet geſchehen iſt — was ja bie Bildung von Arbeiter 
ausfcüiien bedingen würde —, endlich den —— 
Wunſch der Arbeiter und das Bedürfnis gegenüber den 
mafjenhaften Unglüdsfällen zu befriedigen. . 

Meine Herren, fortgejegt ergehen Klagen über die 
ihlehte Behandlung ber Arbeiter, ——— 
der endlichen Arbeiter, durch die Beamten; jelbftver- 
ſtändlich nicht durch alle, auch wohl nit durch die 
Mehrzahl, aber doch durch eine recht große Anzahl, ſodaß 
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die Klage ftark verbreitet ift. Ich habe im vorigen 
Jahre —* Beweis erbracht; ich will Sie diesmal 
nicht durch einzelne Beiſpiele aufhalten; aber ich kann 
konſtatieren, daß mir auch in jüngſter Zeit Beſchwerden 
darüber zu Ohren kommen, ſodaß ich im Intereſſe des 
fozialen — den Wunſch ausſpreche, daß die Herren 
Werksbeſitzer ihre Beamten inſtruieren, bis zu den unterſten 
hinab — und gerade gegen die unterſten am meiſten 
— human gegen die Arbeiter zu verfahren, zu 
bedenken, bat auch der Arbeiter, und zwar in fort 
ichreitendem Maße, ein Ehrgefühl befigt, und daß man 
die Jugend nicht dadurch zu tüchtigen Männern, die ja 
—— ſich ſelbſt ſorgen ſollen, erzieht, daß man ſie 
durch ſchlechte Behandlung, durch Grobheiten vor ſich 
ſelbſt beſchämt. 
(Ob, oh! bei den Nationalliberalen.) 


— Ich habe vorhin bemerkt, daß ich das keineswegs 
allgemein fage, daß aber folche Fälle in der Tat vor- 
fommen und Beweije dafür geliefert werden Fünnen. 

Nun, meine Herren, möchte ich Ihre Aufmerkiamfeit 
auf eine große Plage richten, die gerade in der legten 
Zeit fpeziell im Nuhrgebiet hervorgetreten it und Die 
dortige Bergarbeiterihaft mit großem Schmerze und mit 
noch größeren Befürchtungen erfüllt. Das ijt die Wurms 
krankheit, eine anftedende Krankheit, die in den leiten 

hren jehr ftark zugenommen hat, von der im vorigen 
ahre 1300 Arbeiter befallen worden find, von der wir 
noch nicht willen, ob fie zurüdgehen wird, bei der im 
Gegenteil nad) der Anfiht von Sadverftändigen und 
nad) der Anficht der Arbeiter jelbft die große Gefahr 
vorliegt, daß die Berjeuchung immer weiter um ſich 
greift. Meine Herren, 1300 Fälle find ja an fi) gegenüber 
beinahe 250 000 Arbeitern jegt noch eine gewaltige Zahl, 
aber fie bedeuten jchon etwas. Wenn man beachtet, daß 
diejelben fich auf eine Anzahl von ar konzentrieren, daß 
es Zehen gibt, wo 300 und mehr folder Fälle im Laufe 
eines Jahres vorfonmen, wenn man bebenft, daß diefe 
Krankheit ſich leicht verbreitet, falls nicht entichieden ent— 
egengearbeitet wird, fo ift die Gefahr vorhanden, daß 
fe nicht bloß auf die Bevölkerung in Wejtfalen-Rhein- 
land, fondern dur Wegzug auch auf die Bergarbeiter 
im übrigen Deutichland, ja auf die ganze Bevölkerung 
übertragen wird, wenn fie auch bis jegt auf die Berg- 
leute bejchräntt war. Meine Herren, ich kann bier auf 
die näheren Details nicht eingehen. Ich kann nur Eons 
ftatieren, daß —— der rapiden Zunahme der Er— 
krankungen im letzten Jahre die Behauptung, daß ſeitens 
der Werksbeſitzer und der Königlichen a ea der 
Berbreitung diejer Krankheit mit allen erdenklichen Mitteln 
energiſch entgegentreten würde, von deu Arbeitern jelbit 
entichieden beftritten wird. 

Meine Herren, die deutiche Bergarbeiterzeitung, die 
ja en nicht meiner Richtung huldigt, Öondern mir 
feindlich gegemüberfteht, die aber ein großes, wenn ich 
nicht irre, von 40000 Bergarbeitern gehaltene® Organ 
ift, bringt in ihrer Nummer vom 8. Februar einen 
langen Artikel mit ausführlichen ftatiftiichen Angaben und 
eingehenden Vorſchlägen bezüglih der Wurmfrankheit, 
wodurch auch für den Laien die Bedeutung der Sache 
hervortritt. Es mögen ja gewilje Übertreibungen dabei 
im Spiele jein; aber die vom alten Bergarbeiterverband 
veranftaltete Enquöte mit den eingegangenen Antworten, 
die hier wörtlich abgedrudt jind, verdient wohl Beachtung. 
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Darunter befinden fich eine große Zahl von Antworten, 
die ergeben, daß auch jegt in den legten Monaten, wo 
ſchon die ganze Gefahr hervorgetreten ift, wo nicht ein 
- Nüdgang war wie in früheren Jahren, fondern eine ges 
walti — trotzdem die notwendigſten Verhütungs- 
mittel, wie beſonders die Aufſtellung von Abortkübeln, 
die Reinhaltung der Waſchkauen und vor allem die Be— 
ſorgung von friſchem Trinkwaſſer an allen Ortern, wo 
die Bergarbeiter arbeiten, zum Teil aufs ſchwerſte ver— 
nachläſſigt bzw. unterlaſſen worden ſind. Es würde not— 
wendi * daß ſeitens der Bergbehörde hier ganz genau 
recherchiert würde — die einzelnen Schächte ſind hier ges 
nannt worden; es dürfte alſo nicht ſchwer jein, feftzu- 
ftellen, wo Übertreibungen oder Unrichtigkeiten vorliegen 
und wo nicht —, und daß dann auf Grund diefer erneuten 
Enquste — denn es wird behauptet, daß ab und zu ja 
wohl Inſpektionen angeordnet werden und ftattfinden, daß 
die dadurch erreichten Verbefferungen aber oft in kurzer 
Zeit wieder zurüdgehen — energiihe Maßregeln —— 
werden. 
Wir wiſſen ja doch aus dem Leben überhaupt, wie 
leichtfertig die Leute häufig ſind. Es iſt auch, wie ich 
herborheben möchte, in dieſem Artikel durchaus nicht ge» 
leugnet worden, daß die Arbeiter ſelbſt mitſchuldig ſind 
an den Verſehen und Vergehen gegen ihre eigene Ge— 
ſundheit; es werden die ſchärfſten Ausdrücke gegen die 

rbeiter gebraucht, daß ſie ſelbſt zu ihrem Unheil bei— 
tragen. Aber daneben wird behauptet — was ich zunächſt 
nur als ſubjektwes Urteil bier vorbinge —, daß auch 
jeitend der Werkäverwaltungen und der Bergbehörden 
nicht überall dasjenige geſchieht, was be iſt. Ein 
Herr Dr Tenholt, der an der Spige der Abwehr jteht, 
der Borfigender, wenn ich nicht irre, eines Spezials 
Eomitees für diefen Zweck geworden ift und großes 
Vertrauen genießt, weil er die Seuche jpeziell jtudiert 
bat, erklärt, dag mit Aufrechthaltung der volljtändigen 
Reinlichteit auch die Gefahr zu befeitigen iſt, und es 
würde, was nicht bei allen nfettionskcantheiten der 

all ift, möglich fein, auf diefem einfachen Wege, durd) 

unehaltung der jtrengiten Reinlichteit, bejonders aber 
auch dadurch, daß die ——— durch das Waſſer 
infolge Mangels an reinem Trinkwaſſer an den Ortern 
verhütet wird, dieſe Krankheit und ihre Gefahren in 
kurzer Zeit zu bejeitigen. 

Meine Herren, wo es fich um jo große Dinge handelt, 
wo es ſich darum handelt, die Ichwerften Gefahren für Tau- 
fende und aber Taufende zu befeitigen, da dürfte es auf 
Geld und auf Menfchenkräfte nicht ankommen; es müßte 
alles aufgeboten werden, um das Biel zu erreichen. Es 
ift eine wichtige Kulturaufgabe, die dabei zu erfüllen ift. 

So, meine Herren, kaun ich damit | he ich bin 
der Überzeugung, daß, wie die Berhältniffe in dem 
deutfchen und fpeziell in dem preußifchen Bergbau liegen, 
es in der Tat eine Möglichkeit ift, gerade Diele Arbeiter: 
bevölferung im wejentlichen zu —— Denn die 
Bergarbeiterſchaft enthält eine große Zahl von Elementen, 
die durchaus nicht tendenziös gegen die Regierungen, gegen 
den Staat und gegen die Geſellſchaft —— ſondern 
die wirklich durch die ernſten Beſchwerden, die ſie —— 
durch die üble Behandlung, die ihnen zu teil wird, zur 
Unzufriedenheit getrieben werden, und die recht gern auf 
Berföhnung und Zufammenmwirken eingehen würden, wenn 
man ihnen die Hand böte und ihre wirklich begründeten 
—— berückſichtigte. Möchte das ſeitens der 
Arbeitgeber und ſeitens der Behörden bald gefchehen! 


(Bravo! bei den Freifinnigen.) 





Drud und Verlag: W. Moeſer Buddruderei in Berlin. 
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Beginn der Sitzung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Krröcher: Ich eröffne die Situng. 

Das Protokoll führt der Abgeordnete v. Hagen, 
die Nednerlifte der Abgeordnete Goerdeler. 

Das Prototoll über die geftrige Sitzung liegt auf dem 
Bureau zur Einficht aus, 

Wall und Konftituierung der XI. Kommiſſion hat 


ftattgefunden. Das Ergebnis wird am Schluſſe des 
—— Berichts der heutigen Sitzung abgedruckt 
werden. 


Interpellationen ſind eingegangen 

1. von den Abgeordneten v. Arnim, v. Loebell und 
Genofjen, betreffend die Befeitigung der Notftände 
in den Stromgebieten namentlid) der unteren 
Oder, Spree, Havel und Elbe; 

2. von den Abgeordneten Graf v. Wartensleben und 
Genoſſen, betreffend die Durchführung des Pfarrer- 
befoldungsgejeges in der Provinz Sadjen. 

ch habe Drud und Verteilung veranlaßt, auch dem 

Königliden Staatsminifterium Mitteilung gemacht. 
Wir treten in die Tagesorbnung: 
Fortiegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatshaushaltscetats für das Etatsjahr 1903, 
und zwar zunächit: 
Berg⸗, Hütten: und Salinenverwaltung. 
— Drudjahen Nr 8, 59. 
Wir find ftehen geblieben in der Debatte über Kap. 14 
Zit. 1 der dauernden Ausgaben in Berbindung mit 
Kap. 6 Tit. 5 des Ertraordinariums. Das Wort hat 
der Abgeordnete Prietze. 


Prietze, Abgeordneter: Meine Herren, bei der vorauf—⸗ 


gegangenen Debatte über den vorliegenden Etat und den 


at der Bergverwaltung haben die Herren Redner bereits 
wiederholt mit Bedauern darauf hingewieſen, daß bei 
dem Heruntergehen der Konjunktur auch die Löhne, be= 
fonder8 ber Bergleute, — ſind. Auch meinerſeits 
muß ich dieſes * en der Löhne bedauern. Wenn 
auch die Löhne bei der Hochkonjunktur, namentlich in 
Weſtfalen, eine Höhe erreicht hatten, die ſich jetzt bei den 
ſchlechteren Seiten nicht mehr feithalten laflen, fo ijt es 
doch bei dem befcheidenen Einfommen eines Bergmannes 
immer hart, wenn er fich wieder an niedrigere Löhne und 
an geringere Bedürfniffe gewöhnen foll, en Unzu⸗ 
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[Bergwerfs:@tat] 
[Priege, Abgeordneter] 
friedenheit, die dadurch hervorgerufen wird, ift nur Waſſer 
auf die ſozialdemokratiſchen hlen. 

Mit umſo größerer Befriedigung kann id; als Ver— 
treter des Saarbrücker Wahlkreiſes darauf hinweiſen, daß 
bei den fiskaliſchen Werken in Saarbrüden die Löhne 
dieſes Schwanfen nicht mitgemacht haben, daß fie viel- 
mehr bereits jeit dem Jahre 1900 denjelben Standpunft 
behauptet haben. Sie find allerdings bei weitem nicht 
auf die Höhe geftiegen, die die Bergarbeiterlöhne in Weit 
falen in der günftigen Be erreicht haben; immerhin aber 
darf ich behaupten, daß deshalb die wirtichaftlichen Ver— 
bältnifje der Saarbrüder Bergleute nicht jchlechter waren 
als diejenigen der weftfälifchen. Es liegt das weſentlich 
an den hünftigen Befigverhältniffen der dortigen Bergleute, 

Es wird Sie intereffieren, meine Herren, daß nadı 
den Zählungen, die die Bergwerfsdirektion im Jahre 1900 

leichzeitig mit der allgemeinen Volkszählung vorgenommen 
at, von den damals 41000 Bergleuten der Saarwerke 
15 000 — ich nenne nur runde Zahlen — Beiger eigener 
Häufer waren; es find das 37% der ganzen Bele at 
ober ungefähr 68% aller verheirateten Leute. Es ra 
ferner etwa 10000 Leute Bejig von Feld und Wiefen — 
das find 44% aller BVerheirateten —, und dieje Leute 
bejaßen einen PViehftand von etwa 100 Pferden, 10000 
Stüd Rindvieh, 10000 Ziegen und 10000 Schweinen. 
Es kommen alfo auf eine Haushaltung 2 Stüd BVieh. 
Das find Verhältniffe, die in anderen Bezirken wohl 
faum erreicht find. 

MWodurh find dieſe günftigen Befigverhältniffe 
weſentlich erreicht worden, meine Herren? Das ift erreicht 
durch die bereits jeit 50 Jahren und mehr andauernde Unter» 
ftügung im Hausbau durh Hausbauprämien und umver- 
insliche Darlehne. Es geht aber der dringende Wunſch 

bin, daß man mit diefen Unterftügungen reichlicher 
vorgehen möge, erftens mas die Zahl und dann auch 
was die Höhe der Unterftügungen anbelangt. Die Unter: 
ftügungen betragen jett je nach der Größe des Haujes 
an Bauprämie A und an unverzinslichem Darlehn 
1500 'A, zufammen 2400 HM. Das reicht ja bei weitem 
nicht aus, um ein Haus bei den jegigen Bebürfniffen zu 
bauen. Ich richte alfo meine Bitte an den n Minifter 
ſowohl als an das Hohe Haus, in diefer Beziehung nicht 
u fparen. Wenn die jozialen Verhältniffe an der Saar 
günftig find, wie fie jett ftehen, und wenn namentlich 
die Sozialdemokratie fo wenig Eindrang dort gefunden 
hat, fo liegt da8 meiner Meinung nad) Lnefenttic neben 
patriotifchen Verhältniffen der dortigen 
aran, daß die Bergleute mehr und mehr 
Eigentum eriverben können. ch will ja nicht jagen, daß 
ur noch Wünſche dort zu erfüllen find, Die Löhne, die 
jeßt feit drei Jahren auf demſelben Standpunft beharrt 
haben, werden bei fteigender Stonjunftur auch wieder in 
die Höhe gehen müfjen, und es werden manche Ungleich- 
heiten und Härten, die noch beftehen, auszugleichen fein. 

Ich komme zu einem anderen Teile des Perjonals 
der Saarbrüder Werke; das find die Grubenbeamten, 
kann auch hier zu meiner Befriedigung feititellen, daß der 
bei weitem —* Teil der Beamten aus der Arbeiter- 
fchaft hervorgeht, und daß daher aljo ein fortwährendes 
Auffteigen in die höhere Gejellihaftsflaffe damit verbunden 
ift. Dagegen liegen die Gehaltsverhältniffe diefer Beamten 
nicht durchaus befriedigend. Es handelt fich zunächlt um 
die Unterbeamten. Die Unterbeamten gehen dort — es 
find die Grubenwächter und Rohlenmeffer — aus dem 
Arbeiterftande hervor, und zwar nimmt man ältere Berg. 
leute von 40 bis 45 Jahren, die fi bewährt haben, 
heraus und macht fie zumächit zu Unterbeamten. Dieſe 





den religiöfen 
Bevölkerung 
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Leute haben bis dahin, da fie au ben tüchtigeren immer 
Fr haben, einen Lohn von 12. bis 1 M jährli 
ehabt. Daneben haben fie noch Nebeneinnahmen du 

ebenarbeiten — rg, er zum großen Teil — erworben. 
Wenn fie nun als Unterbeamte angeftellt werben, fo 
fteigen fie hinab auf ein Gehalt von jährlih 1000 A. 
Wenn fie daneben auch Remunerationen und Zulagen 
haben, fo ift der Nüdgang in ihrem Einkommen dod) 
immerhin ein jehr erheblicher, der ungefähr auf 200 4 
zu veranfchlagen ift. Das ift gewiß eine Härte, namentlid 
dann, wenn eine große familie vorhanden iſt. Es ift 
daher dringend erwünjcht, daß entweder das Minimal 
gehalt, wie es von diejen Beamten angeftrebt wird, herauf: 
geiept wird, oder daß wenigftens die Zulagen, die jegt 
erwilligt werden und * öchſtens auf 50 4 jährlich 
belaufen, wenigſtens weſentlich erhöht werden. 

Eine andere Klage, meine Herren, die hier ſeit 
Jahren wiederholt von den Vertretern des Saarreviers, 
den Herren Kollegen Bopelius und Daub, vorgebradt ift, 
ift die Beichwerde der technifchen mittleren und oberen 
Beamten über das Mißverhältnis, das zwiſchen ihrem 
Gehalt und demjenigen der Bureaubeamten beſteht. 
Meine Herren, der Gegenftand wird Ihnen ja aus den 
wiederholten Vorträgen der Herren Kollegen und aus ben 
meinigen aus dem vorigen Jahre im einzelnen noch in 
ber Erinnerung ftehen. Ich will deshalb nicht näher auf 
dieſe —e— eingehen und möchte nur noch daran 
erinnern, daß es J ein kraſſer ang “om it, wenn 
ein Oberfteiger, der aljo vielfach eine Mannſchaft von 
3000 Mann j leiten hat, durch deſſen Hände Löhne 
gehen von vielen Millionen jährlich, ſchließlich nach langer 
verdienftvoller Tätigkeit nur ein Marimalgehalt von 
3400 M erreicht, während der Schichtmeifter, der doch, 
wenigitens förperlic, bei weiten nicht die Anjtrengungen 
— hat wie ein derartiger Grubenbeamter, ein 

halt von 3800 AM, in der Bergwerksdirektion ſogar 
ein Gehalt von 4200 AM erhält. Nach den wohlwollenden 
Entgegnungen, die der Herr Minifter im vorigen Jahre 
gemadt hat, hoffte ich mit den beteiligten Beamten, 
daß im diesjährigen tat wenigftens der Anfang 
zu Ddiefen Wufbefferungen gemacht würde. Leider, 
meine Herren, ftehen wieder im Etat die alten Sätze, 
und es wird eine große Enttäufchung in der betreffenden 
Beamtenklaffe entftehen. Es ift nun zwar unter einem 
anderen Fonds ein kleiner Mehrbetrag von 20000 AK 
eingelegt zur Berbefferung der Gratififationen. Der Bes 
trag ift jedoch fo minimal, daß bei der Vermehrung der 
Beamtenftellen wohl kaum etwas Erhebliches für die Be- 
treffenden dabei herauskommen wird. 

Ich pr nun nicht, daß der Herr Minifter den 
beften Willen hat, feine beffernde Hand aufzutun. Aber, 
meine Herren, ich kann mir fehr wohl denfen, wie bie 
Sade gekommen ift. Wenn derartige Anträge an den 
Herrn —————— fommen, fo iſt die ſtehende Ent» 
gegnung: wir dürfen nicht rütteln an der einmal feft- 
geleie Skala der Beamtengebälter, fonit wird das ganze 

yſtem erjchüttert, — und nun gar bei den ſchlechten 
Finanzverhältniffen verhielt fi der Herr Finanzminiſter 
anz bejonders ablehnend. Da möchte id; aber doch dem 
Den Finanzminifter zu bedenken geben, daß feine Tafchen 
doch vorzugsweife gefüllt werden in diefem Jahre durch 
bie Überiehäffe, die gerade die fisfaliihe Bergverwaltung 
ihm liefert, daß die Saarbrüder Bergverwaltung etwa 
4 Millionen dies Yahr mehr einbringen wird, als ber 
Etat vorschreibt, das find 25% mehr, als vorgejehen war! 
ch habe deshalb die beftimmte — 5 und bitte den 

ren Minifter dringend, daß er in jeinem Anfturm gegen 
den Herrn Finanzminifter nicht müde werde und die be- 
treffenden Beamten nicht wieder auf befjere Zeiten ver- 
tröjte, 


eh 


[Bergwerf: 


[Priege, Abgeorbneter] 

Meine Herren, wie e8 mit den Gehaltsjägen fteht, 
fo * es auch mit den etatsmäßigen Stellen in dieſem 
Jahre. Es iſt ganz —— daß bei dem großen Zu— 
wachs in ber Belegichaft, der in den legten Jahren 
mehrere Taufend betragen hat, auch mehr Beamte zur 
Auffiht nötig find und die Beamtenjtellen entjprechend 
vermehrt werden müſſen. Das ift aber nicht in dem 
Maße geichehen, wie es wünfchenswert wäre im Inter— 
eſſe der Aufficht, im Intereſſe der Sicherheit des Bes 
triebes. Wenn der Steiger mit Arbeiten überlaftet ift, 
fo ift es ja ganz unausbleiblich, daß ſowohl die finan- 
— Reſultate als auch die Arbeiterverhältniſſe darunter 
eiden müſſen. 

Ich möchte, meine Herren, zum Schluß noch einer 
anderen Beamtenkategorie Erwähnung tun: das ſind die 
Grubenmarkſcheider der Königlichen Gruben. Dieſe 
Beamten haben ein Marimalgehalt von 4200 AM bei der 
Gehaltsregulierung von 1897 erhalten. Es ift ihnen 
aber inzwifchen eine neue Laft für ihre Ausbildung auf- 
erlegt worden. Während fie früher fich mehr privatim 
auszubilden hatten, ift ihnen jegt ein atademijches Stubium 
von 2 Hahren auferlegt. Das macht ihnen natürlic) 
erheblih mehr Koſten als ihre frühere Ausbildung, und 
ed wäre deshalb wohl angezeigt, daß das aud in ihrem 
Gehalt zum Ausdrud käme. Cine andere Beamten- 
kategorie, mit der fie gleichitehen, die Hatafterfontrolleure, 
haben ein zemig alt von 4500 AM. bei berfelben Art 
der Ausbildung. ift deshalb erwünſcht, daß bie 
Markicheider der Gruben diejen Beamten wenigſtens 
gleichgejtellt werden. 

Einen anderen Wunſch möchte ich dem Herrn Mi- 
nifter and Herz legen, der mir auch von diefen Beamten 
entgegengebracdht wird, daß jie mehr als bisher bei der 
Bejegung der Oberbergamtsmarticeideritellen berüd- 
fihtigt werden, und daß nicht in diefen Fällen meiften- 
teils auf die Privatmarkicheider, die ja an und für fich 
viel befjer in ihrem Einfommen geftellt find, vorzugss- 
weiſe Rüdjicht genommen wird, 

Dann find es noch kleinere Wünſche mehr äußer- 
liher Art, die diefe Beamten haben — es hanbelt ſich 
um Titel und Uniform —, die ich aber bier nicht vor- 
tragen will; ich werde mir erlauben, mich deshalb per- 
—* an den Herrn Miniſter zu wenden; denn ich halte 
es auch für angezeigt, daß dieſe Beamten, die ſich ja als 
„Herren der Erde” bezeichnen können, weil fie ihre Tiefe 
mefien, auch in diefer Beziehung berüdjichtigt werden. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


u Präfident v. Hröcher: Der Herr Minifter hat das 
ort. 








Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Der 
Herr Vorredner hat bei den zahlreichen Wünfchen, die er 
für die Beamten der Bergwerksverwaltung in Saarbrüden 
geltend gemacht hat, fich jchon felbft eine gewiſſe Reſignation 
auferlegt. Er hat anerkannt, daß die gegemvärtige Finanz- 
lage für derartige Fragen nicht günftig ſei. Ich kann ihm 
das nur beftätigen; bei der jeßigen 38 lage iſt trotz 
der günſtigen Ergebniſſe, die — die Bergwerksver⸗ 
waltung in Saarbrücken auftseilen hat, auf Grund ber 
Gejamtlage der Finanzen ein prinzipieller Widerſpruch 
zu erheben gegen u Verſuch, Beamtenbefoldungs- 
erhöhungen in dieſem Wugenblid vorzunehmen. Im 
übrigen habe ich dem Herrn Vorredner ſchon im 
vorigen Jahr geantwortet, daß wir einem gewiſſen Teil 
feiner Klagen auch unſererſeits eine ge zuer ⸗ 
kennen, und das bleibt auch für dieſes Jahr beſtehen. 


Saus ber Abgeordneten. 26. Situng am 20. Februar 1903. 
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Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine — die Klagen, 
welche der Abgeordnete Prietze beaüg ih der Beloldung 
der Unterbeamten, der mittleren Werksbeamten und ber 
Markiheider bei den königlichen Bruben im Saarrevier 
vorgebracht hat, treffen nicht bloß für das Saarrevier zu, 
ondern allgemein für die preußiiche Bergvermwaltung. 
eider hat man jeinerzeit bei der Gehaltösregulierung 
fämtlicher Beamten diejen Beamten nicht die genügenbde 
Berüdjichtigung zu teil werden lafjen. Unjere Bemühungen, 
bier die Gehälter angemefjen zu normieren, find leider 
nicht von Erfolg gefrönt worden, und auch bei den Mart- 
ſcheidern iſt e8 uns jeinerzeit bloß gelungen, eine 
ungenügende Aufbefjerung ————— Ich kann nur 
wünſchen, daß das Unrecht, welches damals bei der 
Gehaltsfeſtſetzung begangen worden iſt, wenn die Finanz— 
lage es einigermaßen erlaubt, endlich einmal ausgeglichen 
wird. So viel davon. 

Meine Herren, der Abgeordnete Dr Schultz (Bochum) 
hat geftern uns fehr interefjante Zahlen vorgeführt über 
das Wachſen des Anteild des Arbeitslohns bzw. auf die 
Tonne Förderung. Er hat, wenn ich ihn recht verjtanden 
habe, daraus Feine allgemeinen Schlüffe ziehen wollen, 
am wenigften ben Scluh, daß die Leiftung des Arbeiters 
oder deſſen Fleiß irgendwie zurüd gegangen jei. Uber, 
wenn id ihn * verſtanden habe — das war bei der 
Unruhe des Hauſes nicht immer ganz leicht —, hat er 
doch den einen Schluß ‘gezogen, daß man wohl damit 
werde rechnen müſſen, dat die Produftionskoften und 
damit die Preiſe der Steinkohlen ſich weiter in aufs 
fteigender oder wenigſtens nicht in abjteigender Linie 
bewegen würden. Das hat er wenigftens in der Kom— 
miffion getan. 

Nun kann wenigftens aus feinen Darlegungen diefer 
Schluß ſehr leicht gezogen werden, und ich jehe nicht 
recht ein, wenn diejer luß nicht gezogen werden fol, 
zu was Herr Kollege Dr Schult dieſe feine Ausführungen 
gemacht bat. Es find aber doch wefentlich andere s 
mente maßgebend dafür, daß die Quote des Arbeitslohns 
am Werte der Produktion eine fteigende Kurve einnimmt, 
und zwar wird das immer in denjenigen Seiten ftatt« 
finden, in denen die Konjunktur rüdgängig it. 

Meine Herren, in der Zeit einer großen Nachfrage 
nad Kohlen, einer Kohlentnappheit, werden die Gruben 
natürlich bejtrebt fein, dieſe Kinappheit, die dann hohe 
Preife zeitigt, jo viel wie möglich auszunugen und die 
Förderung, deren Umfang auf dem Verhieb der Pfeiler 
beruht, jo fehr wie möglich zu forcieren. Wenn dann 
ein Rüdichlag eintritt, fo erweiſt es ſich nicht nur als 
notwendig, die Aus» und Vorrichtungsarbeiten, die man 
in der vorangegangenen Hochperiode vernachläffigt hatte, 
nunmehr wieder Fräftig zu betreiben, fondern es wird 
das auch dadurch bedingt, daß, weil die Nachfrage nad 
Kohlen eine ſchwächere it, und um die Arbeiter zu be- 
ſchäftigen, man mehr Streden belegt und den Pfeiler 
abbau mehr für günftigere Zeiten referiert, Wir —— 
deshalb, daß in Beiten der Hochkonjunktur die Arbeiter- 
— d. h. das Quantum geförderter Kohlen, das auf 
einen Arbeiter entfällt, eine große Höhe erreicht, und 
daß in Zeiten abfteigender Konjunktur die Arbeiterleiftung 
immer rüdgängig ericheint. 

Wenn Cie einmal das Yahr 1889 vergleichen, jo 
hatten wir in Oberſchleſien eine Wrbeiterleiftung von 
365 t. E83 mar das eine Zeit hoher Kohlenpreile und 
—— Nachfrage. Die Arbeiterleiſtung ging in den 
olgenden Fahren der ungünftigen Konjunktur aus den 
von mir eben entwidelten Gründen bis auf 305 t zurüd, 
Sie ftieg alsdann bis 1898 auf 382 t, * in den 


1703 


— 


[Bergwerfs:@tat] 


[Sothein, Abgeorbneter] 

Jahren 1899: 379 t, 1900: 363 t; man hatte bereits in 
den vorhergehenden Jahren den Pfeilerverhieb jo ftark 
in Angriff genommen, daß es nun nicht mehr möglich 
war, in ben folgenden Jahren fo weiter fortzufahren, 
weil man genötigt war, wieder die Aus» und Vorrichtungs- 
arbeiten ftärfer zu belegen. Die Arbeiterleiftung ift in 
1901 daher auf 327 t gefunten.] 

Ganz ähnliche Verhältniffe finden Sie in Nieder 
fchleften, wo im Jahre 1889 die Leiftung 225 t betrug, 
bis 1892 auf 197 t zurüdging, 1898 auf 224 — 
die höchfte Ziffer — ftieg und 1901 auf 195 t zurüdging. 

Sie finden ein ganz ähnliches Bild des Rückganges 
ber Arbeiterleiftung im Oberbergamtsbezirt Dortmund: 
302 t im TE 1889, Sinfen auf 267 t in 1892, dann 
Steigen auf 274 in 1898 und Rüdgang in 1901 auf 247. 

Genau dasſelbe läßt ja auch im Saarrevier verfolgen. 

Meine Herren, alle diefe Zahlen lafjen fich ja freilich 
nur ſchwierig für einzelne Jahre vergleichen, und es ift 
meines Erachtens verfehlt, wenn man ein einzelnes Jahr 
einer früheren Periode einem einzelnen Lahr einer 
Ipäteren Periode gegenüberftellt. Denn gerade in den 
einzelnen Revieren jpielt es eine jehr große Rolle, ob 
gerade augenblidlih Neigung für neue Schadtanlagen 
vorhanden ift, ob man überhaupt neue Grubenanlagen 
fchafftt, die, auch wenn die Schähte abgeteuft find, in den 
eriten Jahren, wo natürlid die Grundftreden, Quer: 
ſchläge und die Aus- und Vorrichtungen vor fich gehen, 
verhältnismäßig viel Arbeit und eine geringe Föͤrder— 
leiftung bringen müffen. Durch ſolche Ericheinungen 
werden die Hiffern der Arbeiterleiftung ganz Bir 
ordentlich beeinflußt, und natürlih um fo ftärfer, je 
fleiner das Revier if. Man kann infolgedeflen bie 
—— aus den Angaben des Herrn Kollegen 
Schultz, die möglicherweiſe von anderen Seiten gezogen 
werden, nicht ziehen. Wir werden aber auch bei der 
fintenden Richtung der Konjunktur damit * rechnen 
haben, daß die Quote des Arbeitslohnes in ſolchen Zeiten 
wächſt und mit der ſteigenden Konjunktur wiederum ſinkt, 
daß alſo grade in den Zeiten ſteigender Konjunktur in 
doppelter Beziehung das Erträgnis der Bergwerke ein 
günſtigeres ſein wird und umgekehrt. Daraus wird aber 
nicht zu ſchließen ſein, daß, wenn die Quote des Arbeitslohnes 
am Erlös der Sohle eine hohe iſt, nunmehr die Kohlen— 
preife hohe fein müflen. Am Gegenteil, das Umgefehrte 
findet ftatt, und wenn es bei uns noch nicht in ftärferem 
Maße ftattgefunden hat, fo ift eben das Enticheidende 
dafür die Koalierung des Kohlenbergbaues in verhältnis- 
mäßig wenig Händen, die Syndizierung im Ruhrrevier, 
der einheitlihe Verkauf im Saarrevier, wo — 
bloß die fiskaliſche Bergwerksverwaltung weſentlich in 
Betracht kommt. 

Es iſt von Herrn Dr Hirſch darauf —— 
worden, daß der Lohn trotz der ſteigenden Kohlenpreiſe 
rückgängig ſei. Es iſt von der anderen Seite wiederum 
geſagt worden, daß der Lohn ſich außerordentlich günſtig 
erhalten habe. Es iſt nun meines Erachtens zweifellos, 
daß der Lohn im Rückgang begriffen ift, und zwar 
trogbem wir noch in 1901 mwejentlich höhere Kohlenpreiſe 
—— haben als im Jahre 1900. Nach den Mitteilungen, 
ie uns bier ſeitens der Bergwerksverwaltung gemacht 
worden find, war im Jahre 1902 der Lohn in Ober- 
ichlefien pro Schicht gegen das Vorjahr 13 A, gegenüber 
1900 15 #, in Niederjchlefien 20 bzw, 28 9° und an 
der Ruhr 25 bzw. 36 # erg Ah der Saar aller- 
dings ift er in diefer Zeit gleich geblieben. Dagegen 
möchte ich doch gegenüber dem Be bgeordneten Prietze 
hervorheben, daß auch in den Jahren der letten hohen 
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Konjunktur die Löhne an der Saar nicht entfernt das 
Niveau wieder erreicht haben, welches fie in den Jahren 
1889 bis 1901, aljo den Jahren der vorlegten hohen 
Konjunktur, gehabt haben. Es find fpeziell die Löhne im 
Saarrevier pro Schicht in den lekten Jain um 33 # 
niedriger gewejen als 1891, alſo recht erheblih. Die 
Löhne richteten fich eben nad; Angebot und —— 
und es iſt ein Irrtum, wenn man immer behauptet, bie 
Kohlenpreife müßten hoch gehalten werden, damit die 
Löhne nicht finten. Trog ber fteigenden Sohlenpreife in 
1901 find die Bergarbeiterlöhne tatjächlih gefunfen gegen 
das Borjahr. Ich bemerke, daß in Oberſchleſien im 
Jahre 1901 nad) den amtlichen Mitteilungen der Ktohlen- 
preis pro Tonne um 79 #, am Deifter um 29 # und 
an der Saar um 48 # höher war als im Borjahre. 
Meine Herren, aus allem dem erjehen Sie, daß die Hoch— 
haltung der Kohlenpreife durd die Syndikate nicht not» 
wendig ift im Intereſſe der Arbeiterlöhne, bzw. daß die 
ben Vorteil davon nicht gehabt haben, indem die Löhne 
troß fteigender Sohlenpreije nicht ganz unbedeutend 
zurüdgegangen find. 

nn gerade von Herrn Kollegen Priege darauf Hin- 
ewiefen ift, daß in Saarbrüden die befjeren Wohl- 
FahrtBeinrichtungen vorhanden find, und daß infolgedeffen 
jo außerordentliche Leiftungen für die Arbeiter gemacht 


mwürben, fo gebe ich das * gerne u Aber er hätte 
allerdings auch den Beweis führen müſſen, daß dieſelben 
gegen die Jahre 1890 und 1891 auch geftiegen find; 


enn im übrigen finden wir allerdings einen Rüdgang 
der Löhne im Saarrevier gegen jene get 
Was dann bie Frage anlangt, ob die Ein- und Aus- 
fahrt in die achtftündige Arbeitszeit einzurechnen ift, 
fo ift von dem Abgeordneten Dr Schul mit Recht 
darauf hingewieſen worden, daß nicht jebe Verkürzung 
ber Arbeitszeit eine Steigerung der Arbeitsleiftung herbei 
führen kann. In gewiflem Umfange kann und wird ftets 
die Berfürzung einer übermäßig langen Arbeitszeit 
auf ein angemefjenes Maß eine Steigerung der Arbeits- 
leiftung herbeiführen. Aber natürlich hat das feine Grenze; 
denn jonft würde man zu dem Schluß kommen müſſen, 
daß, wenn die Arbeitszeit auf ein Minimum reduziert 
würde, dann die höchſte Arbeitsleiftung ftattfände. Speziell 
beim Kohlenbergbau ift anzuerkennen, baß dort immer 
eine Neihe von Pauſen vorkommt, die in der Natur ber 
Arbeit liegen, wo der Bergarbeiter alfo in diejer Zeit 
tatfächlich ruhen muß: wenn 3. B. gefprengt ift, muß er 
warten, bis der Pulver: oder Dynamitdampf fich ver: 
zogen hat. Er kann ohnehin erft nad einer gewiſſen Zeit 
nach Abtun des Sprengſchuſſes vor Ort fommen, weil, wenn 
ein Schuß ausgeblieben ift, derjelbe verfpätet explodieren 
kann. Es ergeben ſich auch durch Störungen der Förderung 
oft unfreiwillige Pauſen. 
Alle diefe Sachen wirken dahin, daß felbftverfländlich 
die Arbeitszeit nicht 3* ſehr eingeſchränkt werben kann. 
ch muß anerkennen, daß es in den meiſten Fällen er— 
wünſcht iſt, dieſe Arbeitszeit nicht über 8 Stunden ausr 
zubehnen, und werden denn auch ſehr viele Arbeiten im 
Bergmwerfsbetrieb in Sftündiger Schicht erledigt. Ob in 
diefe Zeit die Anfahrtszeit miteinzurechnen ift, das wird 
fi nicht allgemein regeln lafjen; da liegen die Ber- 
bältniffe an den einzelnen Gruben zu verjchieden. Im 
großen und ganzen wird man vielleicht Stunde auf 
ie Ein- und ebenfo auf die Ausfahrt rechnen müſſen; 
ie mehr der Bergbau in die Tiefe geht, wird ja ohnehin 
iefe Sache durch die Geilfahrung geregelt, die immer 
nur in beftimmten Seiten ftattfinden fann und jelbft- 
verftändlich eine längere Zeit in Anfpruch nimmt. Aber 
ich glaube: es wird fich hier wenig machen lafjen, und 
an und für fi) wird man diefe Arbeitszeit, von gewiſſen 
Ausnahmen abgejehen, wo es ſich um bejonders heiße 
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Gruben, jchlechte Luft ufw handelt, faum ala übermäßig 
lang anfehen können. 

Was nun die Befchwerden über das Nullen ber 
Förderwagen anlangt, jo muß ich zugeben, daf, ſeitdem 
der Arbeitslohn, der fonft für die genullten Forderwagen 
zu bezahlen wäre, in die Kaſſe der Woblfahrtseinrichtungen 
fließt, die Beſchwerden weſentlich von ihrer früheren Be- 
rechtigung verloren haben. 


(Abgeordneter Gamp: Hört, hört!) 


Über — ſo voll Vertrauen in die einzelnen 
Beamten und Verwaltungen, wie es der Herr Abgeordnete 
Dr Schultz hinſtellte, ſind nun einmal die Bergarbeiter 
nicht. Wenigſtens war vor dem großen Streik im Jahre 
1889 dieſes Vertrauen nicht vorhanden, und daß es 
damals nicht vorhanden war, hatte feine ſehr guten Gründe. 
Es find damals erhebliche Mifftände bezüglich des Nullens 
ber Förderwagen gerade im Ruhrrevier aufgededt worden, 
es ift damald gerade dort mehrfach in einer Weiſe ver- 
fahren, daß diefes Mißtrauen leider auch heute noch nad) 
wirkt, und ich möchte doch dir Erwägung ftellen, ob nicht 
die Bergverwaltungen im Ruhrrevier auf diefe Maßregel, 
die nun einmal unpopulär ift, überhaupt verzichteten. 
Schon der Abgeordnete Dr Schul (Bochum) hat an- 
geführt, daß in anderen Revieren anders verfahren werde, 
und im — wird eigentlich das Nullen der Förder⸗ 
wagen nur noch im Ruhrrevier aufrecht erhalten. In 
anderen Revieren behilft man ſich in anderer Weife. Daß 
der Bergmann, wenn er eine unreine Förderung herauf» 
fchieft, die auch bei der Sortierung wejentliche Schwierig. 
feiten macht, unter Umftänden dafür beftraft werden un: 
daß eine Disziplinarftrafe hier fein muß, ift jelbftverftänd- 
lih. Sonft würden fih immer Elemente finden, die in 
leichtfertiger Weife fördern oder den Wagen nicht genügend 
füllen oder unreine Förderung ſchaffen. Daß die Maf- 
regel des Nullens durch die früheren Vorgänge fehr uns 
populär — iſt, und daß man in anderen Revieren 
andere Mittel gefunden hat, läßt doch den Wunſch nahe 
legen, daß man auch im Ruhrrevier auf dieſe nun einmal 
unpopuläre Art der Disziplinarftrafe verzichten möge. 
Ich gebe ferner zu, daß die Unfallgefahr eher zu- 
rüdgegangen ift. Es ift durchaus richtig, daß man nicht 
einzelne fahre bier einander gegenüberftellen kann, weil 
natürlih die Ergebniffe einzelner Jahre durch Maflen- 
unfälle oder das Ausbleiben von Maffenunfällen ehr 
ftark beeinflußt werden können. Man kann bier bloß 
längere Perioden in Betradht ziehen, und in diefen wird 
fi} ergeben, daß für die allgemeine Sicherung bes 
Bergmwerkbetriebes ſehr viel — iſt, und wenn 
ſelbſtverſtändlich der Bergbau nach wie vor eine gefähr- 
liche Arbeit bleibt, fo ift das bebauerlich; aber es läßt 
ſich doch einmal nicht ändern, auch wenn mir die ſchöne 
ruffiiche Beftimmung einführen, daß ber Bergbau fo 
geführt werden muß, daß feine Unfälle eintreten. 


(Heiterfeit.) 


Das ift in Rußland Geſetz. Es wird damit ebenjomwenig 
die Unfallgefabr befeitigt werden, wie das bei uns ge 
ſchieht. Es wird das Geſetz angewendet, um dort einen 
mißliebigen ausländifchen Beamten einmal aus Rußland 
herauszutreiben. Der Bergbau ift num einmal eine ge- 
Fährlice Arbeit; es kommen Sprünge, Erſcheinungen vor, 
die häufig nicht vorauszufehen find, es können auch bei 
befter Wetterführung Schlagwettererplofionen vorfommen. 
Es ift vor allen Dingen damit zu rechnen, daß das 
tägliche Umgehen mit der Gefahr gerade beim Bergmann 





eine gewiſſe Sorglofigkeit gegenüber ber Gefahr herbei- 
führt, die ja rein — iſt und gegen die ſchließlich 
ſehr ſchwer anzukämpfen iſt. Wer als Revierbeamter 
Gelegenheit gehabt hat, viele Unfälle zu unterſuchen, 
wird beftätigen müſſen, daß ein ſehr erheblicher Prozent- 
ſatz auf eine gewiſſe — ich möchte das harte Wort 
Leichtſinn nicht gebrauchen — Unterſchätzung der Gefahr 
zurückzuführen ih, an die man fich gewöhnt, weil man 
täglich damit zu tun hat. 

Nun noch mit einem kurzen Wort auf die Wurm 
krankheit! Auch hier glaube ich, dab das Intereſſe der 
Verwaltung der Gruben, deren Arbeiter davon betroffen 
find, an der Befämpfung diefer Krankheit ein Ice großes 
ift; denn die Leiftung der Arbeiter geht ſtark zurüd, und 
ehe man fie erkennt, ift man genötigt, weil die Arbeiter 
weniger verdienen — wenn in einem Monat ber Arbeiter 
jehr wenig verdient hat, im nächften wieder, und ehe bie 
Krankheit in ein gefährliches Stadium kommt, tatfächlich 
bie Arbeitsleiftung zurüdgeht — die Gedinge zu erhöhen 
—— natürlich die Selbſtkoſten der Gruben weſentli 

eigen. 

g Meine Herren, ſchon dieſe eine Erwägung, wenn 
nicht menſchliche und joziale Erwägungen dabei in Betracht 
fämen, müßten die Grubenbefiger und Bergverwaltungen 
beftimmen, in jeder Weife dieſer Krankheit entgegenzu- 
treten. Auch ich habe den dringenden Wunſch, daß jeitens 
unjerer Bergbehörden und auch jeitens der Mebizinal- 
behörden alles getan werde, um die Urſachen dieſer 
Krankheit zu unterfuchen und diefe Krankheit zu unter 
drüden. da bin aber der Überzeugung, daß auch bisher 
nad diefer Richtung wohl kaum etwas verfäumt worden 
ift; eine Derartige Krankheit läßt fih ja natürlich 
nicht im Handumdrehen unterbrüden. Ich halte es 
nicht für unmwahrjcheinlih, daß das Beriefelungs- 
verfahren, das man wegen der Grplofionsgefahr ein- 
geführt hat, durch — der Erkremente zu 
der weiteren Verbeitung ber Krankheit beigetragen hat. 
Es wird ja natürlich im einzelnen Falle einer jehr genauen 
Erwägung bedürfen, wo man eventuell auf diefe Ber 
—— verzichten kann; denn man muß ſich natürlich 
ſagen, daß, wenn man dieſe Berieſelung aufgibt, dann 
at der anderen Geite die Gefahr von Erplofionen 
vermehrt wird, oder wenn eine kleine Erplofion durch 
Schlagwetter erfolgt, die Gefahr einer außerordentlichen 


Berftärfung und Weitertragung der Erplofion durch den 
ig hlenftaub vorliegt. 

eine Herren, der Herr Abgeordnete Prieke hat 
mit vollem Recht auf die außerordentlichen Wohlfahrts- 


einrichtungen hingewieſen, welde im Saarrevier durd) 
die fisfalifche Verwaltung im Laufe der Yahrzehnte 
gefchaffen worben find, und die dazu geführt haben, die 
dortige bergmännifche Bevölkerung in guter Weile jehhaft 
a machen. Sch möchte auch betonen, daß nach anderer 
ichtung, in der Erziehung der Töchter der Bergarbeiter 
in $leintinderbewahranftalten ufw auch dort ſehr viel 
geichehen ift; aber ich möchte, da der Herr Minifter ver- 
hindert war, ben gen \uroerienig: de von Anfang an 
beizumohnen, und meine dortigen Ausführungen nicht 
gehört bat, hier noch einmal einen Wunſch wiederholen, 
den ich bereits in der Kommiſſion vorgebradit habe. 
Weſentlich anders liegt nämlich, das Verhältnis in 
Dberjchlefien. Auch der Herr Oberberghauptmann hat 
junegeben, daß — im oberſchleſiſchen Bergrevier bei 
er außerordentlich rapiden Entwicklung, welche der 
dortige fiskaliſche Bergbau genommen bat, man bezüglich 
der Wohlfahrtseinrichtungen —— ſei, und 
war, wie ich betonen möchte — das Hat der Herr 
berberghauptmann mir gegenüber nicht jugegeben, 
aber das iſt fo —, erheblich zurüdgeblieben iſt 
binter dem, was die privaten Verwaltungen dort leiften. 
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Seitens der privaten Bergmwerfsverwaltungen wird in 
Oberjchlefien unendlich viel mehr für die Arbeiterfürjorge 
geleiftet als jeiten® der fisfaliihen Verwaltung, ins— 
befondere auch in der Fürſorge für die Kinder im zarten 
Lebensalter, che fie jchulpflichtig werden, durch Kinder 
gärten, durch Sleintinderbewahranftalten. Die Arbeiter: 
verhältniffe liegen dort nun einmal jo, daß die Pflege 
und Beauffihtigung der Kinder in den erften — id) will 
mal jagen vom dritten bis zum Beginn des fiebenten — 
Lebensjahren eine durchaus ungenügende ift, und daß 
es dringend notwendig ift, daß die Kinder in dieſer Zeit 
in Hindergärten und Sinderbewahranftalten untergebracht 
werben. 

Es erweilt fi das aber auch nod aus einem an— 
deren Gefichtöpunfte heraus ala doppelt er weil 
die Kinder dann, wenn fie in diefer Zeit nicht in Kinder— 
— ſind, ſondern lediglich den Eltern oder richtiger 

er Straße überlaſſen werden, ohne ein einziges Wort 
deutſch ſprechen zu können, in die Schule kommen. Die 
Aufgabe für die Lehrer ift dann natürlich in den erften 
Schuljahren eine äußert unfrudhtbare, wenn fie mit 





Kindern an tun haben, die fein Wort deutſch ſprechen 
fönnen. Es liegt aber auch im Intereſſe der gefamten 
polniſch sprechenden Bevölkerung, daß fie gleich— 


zeitig auch gut deutſch fprechen kann; es liegt das 
aber aud im Intereſſe der Betriebsficherheit; denn 
es ift dringend notwendig, daß unfere Arbeiter deutſch 
verftehen, die deutichen Verordnungen fennen, daß ber 
Beamte deutih mit ihnen verkehren kann. Meine 
Herren, gerade nad dieſer Richtung hin hat nicht nur 
die fiatatife Bergverwaltung, jondern aud die Eiſen— 
bahnverwaltung die Nrbeiterrürjorge in ſchwerwiegender 
Weife vernachläffigt, und es ift dringend notwendig, daß 
bier endlich eine Remedur eintritt. Wird doch bezüglich 
diefer Berhältnifje bei den fisfalifhen Verwaltungen 
gerade jeitens der Leiter und Beamten der Privatver- 
waltungen außerordentlich lebhaft geflagt. ch meine, 
wenn wir Staatöbetriebe haben, jo haben die Staats- 
betriebe nad) — Richtung hin dafür zu ſorgen, daß ſie 
auch in den Arbeiterverhältniſſen Muſterbetriebe ſind und 
nicht notdürftig hinterdreinhinken hinter den Wohlfahrts- 
einrichtungen, die gerade auch im Intereſſe des Deutid- 
tums Die — —————— etroffen haben. 
Ich lege alſo dem Herrn iniffer diefe Frage be 
fonders ans Herz und bitte ihn, daß er ſich auch mit 
dem Herm Eijenbahnminifter darüber verftändigt; denn 
in manden Fällen wird es ſich empfehlen, derartige Ein— 
richtungen gemeinfam mit der Eifenbahn zu treffen. 


Präfident v. Hröcher: Der Herr Minifter bat 
das Wort. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, ich bin allerdings nicht in der Lage geweien, 
dem Herm Borredner in der Kommiſſion ar die Frage, 
die er zulett bier angeregt hat, zu antworten; ich kann 
ihm aber jagen, daß die Verhandlung in der Kommiffion 
Ihon den Anlaß gegeben hat, einen Erlaß an die Berg- 
werfsverwaltungen vorzubereiten, in eine erneute Prüfung 
darüber einzutreten, inwieweit die königlichen Werte mit 
ihren Wohlfahrtseinrichtungen zurüdgeblieben wären. Ich 
kann ihm nur jagen, daß ich meinerſeits genau denjelben 
Wunſch habe wie er, dab wir uns in diefer Beziehung 
nicht zu jehr überflügeln lafjen von den Privativerken. 

kann ihm weiterhin jagen, daß ich auf meiner 
Reiſe in Oberfichlefien allerdings in angenehmiter Weije 
überrafcht worden bin über das, was ich von den Privat- 
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werfen geſehen habe auf dem Gebiete der Arbeiterwohl- 
fahrtseinrichtungen; ich bin geradezu überrajcht gewejen, 
welche vortrefflichen Einrichtungen dort mehrfach getroffen 
find, und ich habe bei diefer Reife den Eindrud gewonnen, 
daß wir nicht voll auf der Höhe ftehen egen das, was 
eine Neihe von Privatwerken in Oberfe efien geleiftet 
haben. Der Herr Vorredner fann verfichert fein, daß 
ich nach diefer Richtung hin in eine ernfte Prüfung ein- 
treten und abhelfen werde, wo es notwendig ift. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete Schmiebing. 


Schmieding, Abgeordneter: Meine Herren, id 
will nicht auf alle Ausführungen eingehen, welche der Herr 
Abgeordnete Gothein bier gemacht hat. Soweit er g 
meinen freund Dr Schulg polemifterte, war es wejentli 
ein Kampf gegen Windmühlenflügel. Befonders bezog fi 
das auf die Schwierige Frage nach den Urfachen der nad 
lafjenden Jahresleiftungen der Arbeiter, Er meinte, man 
könnte allerlei > ziehen aus den Ausführungen des 
—— Dr Schultz, bat aber ſelbſt anerkannt, daß 

r Schultz ſelbſt dieſe Schlüſſe nicht gezogen hat. Trotzdem 
hält er ſich für verpflichtet, alle dieſe lüſſe zu wider: 
legen, die man a ik aber nur fälſchlich daraus 
iehen könnte. Er ſelbſt aber hat mit pofitiver Be- 
Kimmtbeit behauptet — mit der Beftimmtheit, die ihn 
ja —** auszuzeichnen pflegt —, daß der einzige 
Grund für die nachlaſſenden Jahresleiſtungen der Arbeiter 
in der ftärteren Belegung der Aus- und Borrichtungs- 
arbeiten gegenüber der Stohlengewinnung beftehe. Ja, 
meine Herren, mit diefer Bemerkung kann man mohl 
den Nüdgang erklären, der beijpieläweife im Oberberg: 
amtsbezirt Dortmund im Jahre 1900 auf 1901 flatt- 
—— hat, von 271 auf 247 Tonnen, aber mit dieſen 

ründen läßt 19 doch nicht der dauernde Fall der 
Leiftungen der Arbeiter erklären vom Jahre 1888 an — 
die der Herr Abgeordnete Gothein in derjelben Nach- 
weifung findet — von 325 Tonnen auf 247 Tonnen. 

Wie gejagt, ih will auf diefe ſchwierige Frage 
nicht —— die läßt ſich überhaupt aus der Statiſtil 
allein nicht erflären und erörtern; da ſpielen fo viele 
Faktoren mit, die Berüdfichtigung finden müfjen, worüber 
man nicht jo im Handumdrehen, wie der Herr Abgeordnete 
Gothein es getan hat, entjcheiden kann. 

Was dann die Verfürzungen der Arbeitszeit und die 
jegt ſchon in Weftfalen beftehende 8 ftündige Schicht be 
trifft, jo bat felbft der Herr Abgeordnete Gothein doc 
diejer weiteren Verkürzung nicht das Wort reden wollen 
und auch nicht das Wort reden können; er hat es aud 
jelbft ziemlich deutlich abgewiefen, daß eine Einrechnung 
der Ein» und Ausfahrt in diefe achtftündige Schicht nicht 
am Plage fei. Sch glaube, wenn der Herr Abgeordnete 
Dr Hirſch dieſe hier befünvortet hat, fo tut er den Ar- 
beitern dadurch tatſächlich einen ſchlechten Dienft; das 
würde einen Rückgang der Löhne in fich fließen, und 
ich glaube, das wäre gerade in der Jetztzeit am aller 
wenigsten angebradt. ine weitere Beichräntung der 
— —— kann nach meinem Dafürhalten nur aus fani- 
tären Gründen ftattfinden; und da findet fie heute fchon 
ftatt, Wir haben in einzelnen Betrieben ſchon eine ſechs— 
— Arbeitsſchicht, welche durch Polizewerordnung 
vom Oberbergamt ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, wo 
der geſundheitliche Zuſtand der Arbeiter es erfordert, und 
da iſt es auch gerechtfertigt. Aber weiter kann von Ber: 
kürzungen der Arbeitszeit nach meinem Dafürhalten im 
—— der Arbeiter ſelber, wenigſtens in Weftfalen, 
nicht die Rede jein. 

Meine Herren, die Ausführungen, die der Herr 
Abgeordnete Gothein dann vom Herrn Abgeordneten 
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[Schmieding, Abgeordneter] 
Dr Hirſch übernommen hat bezüglich der Mifftände beim 
fogenannten Nullen der Wagen auf ben weftfäliichen 
Bergwerten, haben mich in Erſtaunen geſetzt, weil er, 
der doch jonft einigermaßen bewandert im Bergbau ift, 
diefe Bejchwerde des Herrn Abgeordneten Dr Hirich fich hier 
auch angeeignet hat. Meine n, der Herr Abgeordnete 
Gothein hat, um dieſe Beichwerde zu begründen, zurüd- 
greifen müflen auf das Jahr 1889 und hat angeführt, 
daß damals unerhörte Mißſtände zu tage getreten jeien. 
Fa, ih muß jagen: Mipftände kommen überall vor, aber 
unerhörte Mißftände find keineswegs irgendwie aufgebedt 
worden; das ift dem Herrn Abgeordneten Gothein hier 
vorbehalten gewejen, dieſe zu entdeden. Er ift ja eben 
über alles orientiert, denn worüber redet der Herr Ab- 
— Gothein hier nicht?! Aber das muß ich jagen: 
ber unjeren weftfälifchen Bergbau ift er nicht orientiert. 

Meine Herren, was dann die Klagen des Herrn 
Abgeordneten Dr Hirſch betrifft bezüglich der Bergleute, 
fo find diefelben ja durch meinen verehrten Freund 
Dr Schulg auf das zuläffige Maß bereits zurüdgeführt 
worden. 4 will zunächſt anerkennen, daß die Art und 
Weife, in der der Herr Abgeordnete Dr Hirſch dieſe 
Klagen bier vorzubringen pflegt, ſich angenehm unter« 
icheidet von dem verhegenden Ton, den die jozialdemo- 
Eratifche Prefje bezüglich diefer Droge anzufchlagen pflegt. 
Uber das muß ich jagen: der Herr Abgeordnete Dr Hirſch 
pflegt doch auch mit einer ganz unglaublichen Einfeitigkeit 
vorzugehen. 

Sunadt fagt er einfach: die Löhne der Arbeiter be= 
finden ſich in weichender Tendenz. — Beweis: im Yahre 
1900 verdienten die Arbeiter durchichnittlich pro Schicht 
noch 4,18 M und im 8* 1901 nur noch 4,07 Mk; 
aljo ift damit bewieſen, daß eine weichende Tendenz vor— 
handen ift. Sa, Herr Abgeordneter Dr Hirich, Ihre 
Zahl iſt ganz richtig; wenn Sie aber ein Syſtem auf- 
tellen und daraus berechtigte Schlüffe herleiten wollen, 
dann müſſen Sie doch auf einen längeren Beitraum 
zurüdgehen. Dem Herrn Abgeordneten Dr Hirſch lag 
doch auch das Material vor, wie uns allen, in den Nad)- 
richten, welche jährlih von der Königlichen Stantäberg- 
verwaltung veröffentlicht werden; und wenn er fich diee 
Nachrichten angefehen hätte, dann würde er gefunden 

ben, daß die Löhne von 1886 an — die Nachweiſung 
— mit dieſem Jahre — eine ſteigende Tendenz 
haben. Sie hätten alſo genau mit demſelben Recht ſagen 
können: die Löhne ber Bergleute haben eine fteigende 
Tendenz, wenn Sie nur einen größeren Beitraum ver- 
folgen; denn im Jahre 1886 betrug der Lohn pro Schicht 
nur 2,58 AM, fiel dann auf 2,57 AK, ging auf 2,69 M, 
3,05 M, 3,54 M uſw und ftieg dann bis zum Jahre 1900 
auf 4,18 M Dazwiſchen war allerdings im Anfang der 
Her Jahre ein Kleines Fallen der Löhne, wie wir es ja 
jegt auch haben; aber es ift mit Sicherheit zu erwarten, 
wenn wir in unferem beutjchen VBaterlande noch nicht in 
abfteigender Entwidlung begriffen find, daß dieſe Kleine 
Abſchwächung den Zeiten entiprechend wieder überwunden 
werden wird, und daß wir vorausfichtlich auch wieder zu 
noch befriedigenderen Löhnen kommen werden. 

Meine — ich betrachte dieſe zunehmenden Lohn⸗ 
quoten, dieſe zunehmende Beteiligung des Arbeiterver— 
dienſtes an der Herftellung faft Yämtlicher Produkte — 
das bezieht ich nicht bloß auf die Produkte der Induſtrie, 
fondern auch auf die Produkte der Landwirtichaft — für 
eine bejonders gejunde foziale Entwidlung und begrüße 
es freudig, daß gerade die niebrigften Einkommen am 
ſtärkſten am zunehmenden —— des Landes mit 
beteiligt werden. Das wird allerdings, wie ich zugeben 
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will, in der Landwirtſchaft verhältnismäßig ce 
ertragen, mweil dort der Wert und der Preis der Produkte 
nicht im gleichen Maße geftiegen ift. Aber wie gejagt, 
diefe Teilnahme des Volkes — gerade in den unterften 
Schichten — an dem zunehmenden Wohlftand des Landes 
zeigt mir, daß wir in einer gefunden fozialen Entwidlung 
uns befinden, und daß damit die Theorie der Sozial« 
demofratie von der Verelendung der Maffen aud bier 
wieder eine volle Widerlegung Fnbet, 

Dann hat der Herr Abgeordnete Hirſch auch in einer 
Frage, die ja bei den gegenwärtigen Verhandlungen eine 
fehr große Rolle geipielt hat, fih zum Anwalt der Be- 
ſchwerden gemacht und die Angriffe mit vertreten, welche 
die jozialdemokratifche ‚Prefie gegen die Behörden und 
die Bergwerksbeſitzer beim Ausbruch der ſchweren Seuche, 
der Wurmkrankheit, gerichtet hat. In der Beziehung ift 
ja ſchon gleichfalls von meinem —— Dr Schultz und 
von dem Herrn Miniſter das Nötige geſagt worden, ſo— 
daß ich nicht noch einmal eingehend dieſe Frage zu 
erörtern brauche. Ich will mich nur dem Wunſche an— 
ſchließen, daß es dem Herrn Miniſter und dem Herrn 
Dr Schultz mit ihren Ausführungen gelingen möge, 
bezüglich dieſer Frage zu einer Beruhigung im Lande 
beizutragen, und daß es nicht gelingen möge, in 
biefer Frage die Fackel der —— zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern anzufachen. Das größte 
Unglück, das einem Arbeiter wie überhaupt einem 
Menſchen in ſeinem ſozialen Fortkommen paſſieren kann, 
iſt die Krankheit; aber da, wo Krankheitsfälle eintreten, 
iſt ein Zuſammenwirken aller Kräfte zu ihrer Bekämpfung 
geboten, und da iſt es nicht am Platz, ſolche aufreizenden 
Neben zu halten und in der Preſſe mit Verhetzungen 
vorzugehen, wie es bier der Fall geweſen ift. Für be 
fonders töricht halte ich es aber, gerade in jolchen Fragen 
einen Gegenjag zu Eonftruieren zwijchen den — 
des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers. Meine Herren, 
hier ſind die Intereſſen beider Teile durchaus identiſch. 
Wir wollen mal annehmen, es wäre richtig, daß der 
Arbeitgeber nur der hartherzige Mann wäre, wie er ſo 
oft hier geſchildert wird. Dann würde ſchon ſein eigenes 
rein finanzielles Intereſſe ihn darauf hinweiſen, bei 
ſolchem Ausbruch einer Seuche nach Möglichkeit alle 
Mittel, auch materielle Mittel, aufzumwenden, um eine 
Weiterverbreitung fernzuhalten. Es gibt keinen teureren 
Arbeiter als einen kranken und einen ſchwachen Arbeiter, 
felbft wenn Sie ihm den geringften Lohn geben; meiftens 
ift der teuer bezahlte tüchtige Arbeiter auch der billigfte 
Arbeiter. 

Uber, meine Herren, ganz ungeeignet fcheint e8 mir, 
eine ſolche Lage zu benugen, um fie ala Notlage auszu- 
beuten und dabei andere Forderungen, jpeziell die For— 
derungen ber Arbeiterdelegierten, wie es bier gejchehen, 
durchzubrüden. Herr Dr Schulg hat ja ſchon darauf 
bingewiefen, daß die Kommiſſion, die innerhalb bes 
Stnappichaftsverbandes zur hg Aa Seuche zu⸗ 
ſammengetreten iſt, nicht bloß aus Bergwerksbeſitzern, 
ſondern zur Hälfte aus Arbeitern beſteht. ieje 
Kommiffion verdankt ihren Zufammentritt nur der Initia— 
tive der Werksbeſitzer; ich nenne nur bie beiden großen 
Gewerkichaften Hibernia und Gelſenkirchener Bergwerfs- 
verein, auf deren Betreiben gerade dieſe Kommiſſion ins 
Leben gerufen worden ift. 

Wenn man auch den wifjenfchaftlihen Charakter 
diefer fchweren Seuche der Wurmkrankheit noch nicht ge— 
nügend erkannt ** wie ed der Herr Miniſter hier aus— 
geführt hat, fo ift man ſich doch darüber einig, daß die 
weitere Übertragung des Anftelungsftoffes im mejent- 
lichen durch die menjhlihen Exkremente ftattfindet, und 
daß leider auch, wie fait jedesmal bei jolder Art Krank» 
beiten, wie bei Typhus und Cholera, das Wafjer der 
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[Schmieding, Abgeordneter] 
BVeiterträger des Anftekungsftoffes ift. Auch bin ich dem 
Herrn Minifter jehr dankbar dafür, daß er zugefagt hat, 
in eine Nachprüfung darüber einzutreten, wie weit in der 
fonft jo wohltätig wirkenden Beriefelung eine Anderun 
ftattfinden kann, um eine Ausbreitung der Seuche — 
die Berieſelungsanlagen zu vermeiden.| 

Darüber find aber alle — einig, daß das erſte 
Mittel zur Bekämpfung der Seuche abſolute Sauberkeit 
in den —————— iſt, und dieſes Erfordernis der ab- 
foluten Sauberkeit kann nicht erfüllt werden ohne eine 
jtraffe Disziplin unter den Bergleuten. Und deshalb 
— ich, wer ernſtlich mitbeſtrebt iſt, der weiteren Aus- 

reitung dieſer Seuche entgegenzutreten, der wird gut 
tun, dieſe Disziplin nicht zu lockern, ſondern zu ſchärfen. 
Gelockert wird aber dieſe Disziplin durch die Angriffe, 
welche von der Sozialdemokratie in unerhörter Belle — 
ich glaube, da paßt das Wort beſſer, das der Abge— 
ordnete Gothein gegen die Werksbeſitzer gerichtet hat — 
erhoben werden. 

Ich komme nun mit einem kurzen Schlußwort zu 
der Organiſation der Behörden für die in Weſtfalen neu 
erworbenen eg In der Budgetlommijfion hat 
ja das Vorgehen der Regierung allgemeine Billigung ge 
Fake, daß man fih das Mufter in Saarbrüden an— 
eignet und jo wie in Saarbrüden, auch in Wejtfalen für 
icbes der neu zu gründenden Werke eine Lokalvertretung 

urch Berginfpektionen einrichtet, und daß man dieje ein» 

zelnen Inſpektionen zufammenfaßt unter einer Ober- 
verwaltung und diefe an einem möglichjt günftig gelegenen 
Zentralpunkt innerhalb des rheinijch-weitfäliichen Reviers 
etabliert. 

Meine —— „ Über den Sitz ber and ift 
ja nun ein Wettlaufen zwijchen den einzelnen Gemeinden 
entftanden. Es ift das alte, aber nicht gerade erbauliche 
Schauſpiel, welches wir gewohnt find, zu jehen, wenn es 
fih um Erridtung irgend einer öffentlichen Behörde an 
irgend einem Orte handelt, jei es ein Amtsgericht, eine 
SKaferne ufw. Einer der Redner bier im Haufe bat ja 
ſchon einmal das Wort gebraucht: e8 wäre, als ob dann 
ein folches —— oder eine andere Behörde an den 
Meiftbietenden verauftioniert würde! Leider ift auch hier, 
wenigftens nach meinem Dafürhalten, in übertriebenem 
Maße diefes Wettrennen zur Geltung gekommen. 

Es find im — drei Städte, welche ernſtlich 
in Betracht kommen: die Stadt Recklinghauſen, die Stadt 
Eſſen, die Stadt Dortmund. Jede hat ihr Anerbieten 

emacht: Recklinghauſen bietet den Bauplatz, Dortmund 
ietet den Bauplag und erklärt fi) außerdem bereit, 
einen Bauplat für den abfolut notwendig werdenden 
Neubau des Oberbergamts herzugeben, rejpeftive in einen 
Tausch des beftehenden Oberbergamts infofern einzutreten, 
als die neue Direktion in das alte Oberbergamt gelegt 
werden foll, und Eſſen überbietet die beiden noch — 
daß es ſagt: gut, ich gebe den Bauplatz, ich gebe aber 
noch 300 000 AM für das Gebäude ertra! Meine Herren, 
ih babe ſchon in der Budgetkommiſſion gebeten, daß man 
bier rein jachlihe Gründe für die ——— in dem 
Wettlauf der drei Städte maßgebend ſein laſſen möchte, 
und ich habe das umſomehr gekonnt, als ich die feſte 
Überzeugung babe, daß, wenn man rein fachliche Gründe 
elten läßt und alle anderen — politische oder jonftige — 

ründe, die eine Rolle fpielen könnten, mwegläßt, man 
dazu kommen wird, bie tralftelle, die Direktion dort 
zu laffen, wo fie heute jich befindet, wo man fie natur- 
gemäß — und nad) meinem —— mit Recht — be- 
reits eingerichtet hat: in der Stadt Dortmund. 
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Meine Herren, es liegt mir fern, hier die Vorzüge 
der Stadt Dortmund zu rühmen. Die Regierung ik ja 
ohnedies genau über alle Einzelheiten informiert. Wber 
das kann ich wohl jagen, die Beamten der zukünftigen 
Direktion werden viel lieber nad) Dortmund gehen, als 
nad Redlinghaufen. 

Meine Herren, ih will nur auf die eine Frage, 
welche in der Kommiſſion eine gewiffe Rolle geipielt hat, 
und welche jpeziell von den Vertretern der Redlinghaufer 
Interefjen gegen Dortmund ins Feld geführt ift, kurz 
eingehen. Man hat gejagt: bie geographiiche Lage Redling- 
hauſens ift beffer als die aller anderen Städte. Dabei 
will ich ger nicht beftreiten, daß tatjächlich die geogre- 
phiſche Lage von Redlin * beim erſten Blick auf 
die Karte als eine weſentlich beſſere als die der anderen 
Städte erjcheint. Aber, meine Herren, dieſer Blid auf 
die Karte genügt doch nicht, um diefe Frage vollftändig 
und richtig zu beurteilen. Die reine Buftlinie fann nicht 
enticheiden; es kann auch felbft nicht einmal die Droge 
enticheiden, wie die Straßenzüge und die Eifenbahnlinien 
laufen, jondern es kommt wejentlic auch auf die guten 
Dugperbinbun en an, und da glaube ich, felbjt wenn die 

trede Ofterfeld-Hamm demnachſt ausgebaut fein follte, 
was die Zugverbindungen anbetrifft, die Stadt Dortmund 
doch noch günftiger liegt als jede andere Konfurrenzftadt. 

Die NHegierung hat nun in der Kommiſſion ung eine 
—— aufgemacht, was vorausſichtlich, wenn Redling- 
haufen als Sig der Zentralverwaltung gewählt würde, 
an Reifefoften weniger erforderlich fein würde im Sabre, 
al wenn man eine andere Stadt wählte und ift da auf 
die Summe von 3400 AM gelommen. Meine Herren, 
eine folche Zahl ift nad meinem Dafürhalten doc jehr 
problematiih. Um ihre Berechtigung nadprüfen zu 
fönnen, müßte man doc die Unterlagen kennen, nad 
denen biefe Prüfung vorgenommen ift. Meine Herren, 
bloß die Reiſen von und zu den einzelnen Gruben und 
der Bentraljtelle find doch nicht enticheidend, und mur, 
wenn man dieje allein F grunde legen wollte, würde die 
Rechnung, welche die Regierung mit ihren 3400 A auf 
gemacht hat, vielleicht richtig fein. Uber, meine Herren, 
das ift nicht die Hauptfache, jondern es kommt doch aud 
wejentlih darauf an, wie der Verkehr der Direktion, 
diefer Bentralftelle mit den vielen übrigen Behörden und 
Inftituten, z. B. mit dem Oberbergamt, der Eijenbahn- 
direktion, den bergbaulichen Vereinen, den Snappichafts- 
und Berggewerksichaftskaffen fich gejtaltet; dieſer Verkehr 
ift doch auch mit in Rückſicht zu ziehen. Dann möchte 
ih vor allem auf das Handelsburenu hinweifen. Das 
wird in Dortmund viel befjer in der Lage fein, mit der 
Anduftrie, mit den Abnehmern —— u halten als 
irgendiwo anderd. Da würde nad; meiner Anficht gerade 

t recht das Reiſekonto eine Nolle jpielen, und hier 
würden wefentlichere Sojten geipart werben, als wenn 
man umgekehrt die Direktion nicht nach Dortmund, fondern 
nah Redlinghaujen legen wollte, 

Ich bin dem Herrn Minifter übrigens ſehr dankbar 
dafür, daß er uns zugefagt hat, nad Möglichkeit noch 
vor der dritten Lejung uns eine Entſcheidung und bes 
ftimmte Vorjchläge über die Wahl des Ortes für bie 
Bentraldireftion zu geben, daß er jeine Kommiſſarien 
noch jet vor der dritten Leſung an Ort und Stelle 
ſchicken wolle, um dort nochmal die ganze Angelegenheit 
in prüfen und wenn möglich zum Abichluß zu bringen. 

eine Herren, ich Wwieberhle: ich zweifle nicht, wenn fe 
nur rein fachliche Gründe maßgebend jein werden — und 
wir find es ja gewohnt, daß nur joldhe bei preußiichen 
Beamten die Entjcheidung geben —, daß dann die Diref- 
tion da bleibt, wo fie Ki bereits gegenwärtig befindet, 
nämlich in Dortmund, 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 
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Präfident v. Hröcher: Das Wort bat der Ab- 
geordnete Gamp. 


Gamp, Abgeordneter: Ich kann dem verehrten 
Herrn Vorredner darin vollftändig recht geben, daß bieje 
Frage lediglich nach fachlichen — entſchieden 
werden möge, Das iſt ja zweifellos. Ich kann aber 
ihm nicht darin zuſtimmen, bob die finanzielle Seite keine 
fachliche Berechtigung hat. Wenn es fich herausitellt, daß 
im mejentlihen alle drei Orte in gleicher Weile dem be- 
rechtigten Bedürfniffe entiprechen, jo wird jelbftverftänd- 
li der Staat auch auf die finanzielle Seite a im 
Wert legen müſſen. Er tut das ja überall; jelbit ba, 
wo ein beftimmtes Gebäude in einem beftimmten Orte 
errichtet werden muß, ftellt er an die Kommune erheb- 
ir Anforderungen. ch erinnere an das Gerichts» 

ebäude in Barmen; auch dort hat die Stadt erhebliche 

Opfer bringen müflen, um ein Gerichtsgebäude an dem 
den Bebürfniffen am meiften entjprechenden Ort zu bes 
fommen. 

Auch die Schulverwaltung ftellt ſolche Anforderun- 
gen toto die, daß wenn es fih um Gymnafien, Lehrer: 
eminare uſw handelt, entiprechende Leiftungen von der 
Kommune übernommen werden müſſen. Deshalb halte 
ich es für durchaus ſachgemäß und richtig, daß aud in 
dem Falle die Leiftung der Kommune nicht ohne weiteres 
bei der Entſcheidung unberüdfichtigt bleibt. Gelbftver- 
ftändlih muß dabei geprüft werden, ob nicht dieſe 
Leiftung der Kommune ausgeglichen wird durch andere 
Vorteile. Der Herr Vorrebner wies auf die eventuell 
zu erfparenden Diäten und Reiſekoſten Hin. Hierauf 
wird auch darauf ein noch größerer Wert zu legen fein, 
wie der gear mag uſchuß ſich ftellt, ob nicht der Staat 
jehr viel beſſer wegkommt bei der Wahl diefes oder jenes 
Drtes mit Rüdficht auf den Wohnungsgeldzufhuß. Dann 
möchte ich noch darauf aufmerkjam machen, daß, wenn 
Dfterfeld - Hamm fertiggeftellt fein wird, dann die Ber- 
fehr&verhältniffe fich (ehe wejentlich zu gunften von Red- 
linghaufen ändern. Aber alle diefe Fragen werben ja 
erwogen werben müfjen, und das war auch nicht ber 
Grund, weshalb ich mich zum Wort gemeldet habe. 

Ich wollte nur bitten, bei der Entſcheidung diefer 

voge auch zwei Momente mit in Betracht zu ziehen, 
erſtens Die ——6 ber betreffenden Ort⸗ 
ſchaften und bejonders die Wohnungspreife. J meine, 
man foll, foweit es fich mit den dienftlichen Intereſſen 
verträgt, möglichft den Wünſchen der Beamten und deren 
Intereſſen ent — Zweitens möchte ich bitten, 
die —— tniſſe der betreffenden Ortſchaften zu 
— und darüber uns eventuell — Fra au 
weil diefe für die Beamten eine wejentliche Holle ſpielen. 
Sch weiß 3.8. einen Fall aus meiner Eijenbahntätigkeit, 
wo ein —— von Frankfurt a. M. nach Dortmund 
verſetzt wurde und infolge dieſer Verſetzung wegen der 
erhöhten Kommunalſteuer in Dortmund für Privat⸗ 
vermögen faft fein ganzes Gehalt als Steuer zahlen 


mußte. 
(Hört, hört!) 


eine große Härte für bie betreffenden 
Beamten, und id glaube, folde Verhältniffe muß man 
auch prüfen. 


Auf das technifche Gebiet möchte ich nicht näher ein» 
gehen. Ich Hatte eigentli von der Rede bes Herrn 
Kollegen Gothein einen anderen Eindrud als der Herr 
Borredner. Sch empfand es jehr wohltuend, daß er auf 
dieſem Gebiet, wo er hervorragend fachverftändig ift, jehr 
maßvoll und im weſentlichen ſich in gleicher Richtung 
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eäußert hat, wie die Herren Kollegen Schultz und 

chmieding. In einer Beziehung iſt er, glaube ich, etwas 
mißverſtanden worden — vielleicht hat er aber ſich auch 
nicht ganz präziſe ausgedrückt —, daß er bei dem Nullen 
Zouß nahm auf die Jahre vor dem Streit von 1889. 
Da lagen die Berhältniffe total anders wie jegt. Dem 
Herrn Kollegen Gothein ift es gewiß bekannt, daß damals 
eine große Anzahl von den überhaupt feinen Überichuß 
hatte, jondern Zubußen leiften mußte, und baß eine 
kolofjale Überproduftion an Kohlen ftattfand. Wenn man 
damals (härtere Anforderungen an das richtige Gericht 
ftellte, jo war das durchaus berechtigt. Nun fehe ich 
feinen wefentlichen Unterihieb in dem, was Herr Gothein 
angeregt hat, gegenüber dem jebigen Berfahren. Er er 
fennt es als richtig an, daß die Arbeiter, die ihren Ber- 
pflihtungen nicht nachkommen und dadurch die Gruben- 
verwaltungen ſchädigen, beftraft werben müſſen. Nun 
muß ich jagen, =, erblide feinen mwejentlichen Unterjchied 
darin, ob der Arbeiter in 1, 2 A Strafe genommen 
wird, oder ob der Wagen nicht gerechnet wird; im 
Gegenteil, diejes jogenannte Nullen jcheint mir von dem 
Gehätöpuntt aus den Vorzug zu verdienen, daß dabei 
eine öffentliche Kontrolle ftattfindet. Wir haben von 
— Schultz gehört, daß die zu nullenden Wagen auf 
efonderes Gleis gejchoben werden, und daß jeder ſich 
davon überzeugen kann, ob das Nullen gerechtfertigt war 
ober nicht. So weit ich diefe Sache überfehe, möchte ich 
glauben, daß das Nullen den Borzug verdient. 

In jedem Falle möchte ich den Herrn Kollegen Hirich 
bitten, daß er ſich, bevor er ſich auf diejes Gebiet begibt, 
bei dem ihm doch ſehr nahe ftehenden Kollegen Gothein 
über diefe Berhältniffe informiert; er wird ſich dann vor 
der Abfuhr, die ihm in den meijten Punkten zu teil ge 
worden ift, bewahren. Der Herr Kollege Hirſch hat 
darin nicht recht, daß die Arbeitgeber e8 an dem nötigen 
Wohlwollen und der gebotenen Gerechtigkeit fehlen — 
Das tun ſie ſchon aus eigenem Intereife ; dagegen muß 
ich ihm zugeben, baß die Unterbeamten bier und da die 
Arbeiter unangemeljen behandeln. Daraus kann aber 
der Kollege Hirſch nicht das Necht herleiten, hier coram 

ublico und vor dem ganzen Lande eine Mahnung an 
Die Arbeitgeber zu richten, fie follten ihre Untergebenen 
mit Wohlwollen und Gerechtigkeit behandeln. Was würde 
err Dr Hirsch jagen — er wird wahrſcheinlich auch 

ienftperfonal beihäftigen und e8 auch wiſſen, daß in 
Berlin Fälle vorfommen, in denen ein ————— 
vorſtand ſein Dienſtperſonal ſchlecht behandelt —, wenn 
hieraus ag bier im Haufe das Recht herleiten wollte, 
die Berliner Haushaltungsvorftände zu ermahnen, ihr 
Dienftperfonal gut und gerecht zu behandeln!? Ich glaube, 
wer das täte, würbe ber Lächerlichkeit verfallen, 


(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Frhrev. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Stögel. 


Stöbel, Abgeordneter: Meine Herren, mit dem, 
was ber Herr Vorredner zuletzt geäußert hat, kann id) 
mich doch nicht einverftanden erklären. Herr Gamp hat 
es getabelt, daß der Abgeordnete Dr Hirſch fich mit der 
Behandlung der Leute befchäftigt und einen Appell an 
die Arbeitgeber gerichtet hat, ihre Arbeiter befjer zu be 
handeln. Diefer Appell ift zu billigen, denn die Sache 
liegt doch etwas anders, als der per Vorredner fie dar- 
geftelt hat. Es handelt fich bei den Bergarbeitern nicht 
um ſolche Leute, mit denen ber Mrbeitgeber direkt in 
Berbindung fteht, fondern es handelt ſich bei den —*— 
leuten um Arbeiter, die ihren wirklichen Arbeitgeber, alſo 
den Bergwerksbeſitzer, vielfach gar nicht — kennen, 
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[Bergwelt] 


[Stögel, Abgeordneter] 

die alfo nur mit den vorgefegten Beamten zu tun haben. 
Nach diefer Richtung Hin find die Klagen der Bergleute 
von Jahr zu Jahr geblieben; fie find dann etwas ftärfer, 
dann etwas minder ftart geworden, aber dieſe Klagen 
find jeit einer Reihe von Jahren immer geblieben. 

Namentlich beklagen fich die Bergleute, daß fie von 
jungen Beamten öfters in der allerichroffften Form und 
in der ungebührlichiten eg behandelt würden, 
Nun ift gar nicht zu —— daß die Arbeiter für — 
Behandlung ein Ehe entlich feines Gefühl haben, 
möchte aber an diejer Stelle zugleich auch betonen, daß 
es geradezu im Intereſſe der Bergwerfsbefiger und der 
Grubenverwaltungen liegt, daß die Arbeiter gut behan- 
delt, nicht mit ae Worten angefahren und nicht mit 
Strafen heimgejucht werden, von denen es gg min» 
deftens ſehr zweifelhaft ift, ob fie — ſind, ſondern 
man die Leute in einer Art und Weiſe behanbelt 
daß fie damit zufrieden fein können. Es find au 
meiftens nicht die fchlechteften Arbeiter, die dieſe Klagen 
erheben, und es find oft ſehr unhöfliche Ausdrüde, mit 
denen die Leute bedacht werden. 

Nun liegt e8 im —— der Grubenverwaltungen, 
ſage ich, daß die Arbeiter gut behandelt werden, denn 
dann ſind auch die Arbeiter ihrerſeits mehr auf das 
Wohl des Werkes bedacht. Das iſt nicht bloß in Berg— 
werfen fo, fondern auch in Fabriken ujm. In Fabriken 
kann man gewöhnlich darauf rechnen, ba ein Urbeiter, 
ber fchlecht behandelt wird, wohl felten zum Nuten der 
Fabrik eine Erfparnis macht; id will nur an den Ge- 
braud der Werkzeuge erinnern: man fann dem Arbeiter 
nicht nachweifen, daß er dabei frivol gehandelt bat, er 
fann in diefer Beziehung mandes verderben, ohne daß 
man ihm irgend einen Borwurf machen kann; er handelt 
vielleicht leichtjinnig, während er fonjt vorfichtig dabei zu 
Werke ginge. Es liegt aljo im eigenen Intereſſe der 
Werke, die Arbeiter anftändig zu behandeln. 

Der Appell des Abgeordneten Dr anal war alio 
nicht unberechtigt. ch kann mich demſelben nur an« 
fchließen, betone aber dabei, daß man meiftens nicht die 
Beliger der Bergwerke a verantwortlich machen kann, 
fondern die Bechenverwaltungen. Der Arbeitgeber war 
früher im Berfehr mit den Arbeitern an ber Grube, als 
der Bergbau nur gewerkichaftlich betrieben wurde. Da 
kamen die Gewerfen zufammen, hielten ihre Gewertichafts- 
verfammlungen ab, da beſuchten die Stureninhaber das 
Wert und traten — in 53 mit den Arbeitern. 
Das alles hat ſchon längſt aufgehört; daran kann man 
heute nicht mehr denken. Die Sachlage ift eine ganz 
andere geworden: ber Arbeiter fteht einem Beamten 
— der ſeinerſeits die Aufgabe und das Beſtreben 

at, fo viel, wie ihm möglich iſt, aus dem Werke heraus- 
zufäla en zum Borteil der Eigentümer. Daß dabei aber 
ie Arbeiter zumeilen ſehr zu Schaden kommen, ift doc) 
felbftverftändlih. Die Arbeiter haben gewöhnlich ihrer: 
jeit8 am liebjten mit einem wirklichen Eigentümer zu 
Inaffen, weil der meiftens viel eher geneigt ift, auf ihre 

ünfche einzugehen und auch viel eher eingehen kann. 

Es fann nun nicht beftritten werden, daß die Arbeiter: 
löhne zurüdgegangen find, und weil im verflofjenen Fahre, 
über welches wir noch feine Überficht haben — hier 
handelt es fih bloß um die Löhne von dem Fahre 1901 — 
der Nüdgang ein weiterer geweſen ift, werden die Löhne 
im Jahre 1902 fi — ſtellen als im Jahre 1901. 
Ich bin nun nie der Meinung geweſen, daß die Arbeiter 
auch in den guten Jahren etwas zu viel verdient haben. 
Man muß, wenn man von den guten Löhnen ſpricht, doch 
auch die ſchwere und ungeſunde Arbeit des Bergmanns 
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berückſichtigen. Es werden von Jahr zu Jahr die 
Schächte tiefer, die Temperatur wird wärmer und damit 
die Arbeit viel befchwerliher. Nun gibt es ja janitäre 
Mafregeln, welche aber erjt eintreten, wenn beijpielaweile 
die Temperatur über 25 Grad Gelfius geftiegen it. Wer 
in der freien Luft eine Arbeit bei 25 Grad Celſius zu 
verrichten hat, wird mir zugeben, daß ihm da der eiß 
ſchon bei gelinder BERG aus allen Poren kommt, 
geichweige denn unten, wo die frische Luftzufuhr doch 
immerhin eine fehr befchränfte ift. Auch bei den beften 
Einrichtungen kann nicht in dem Make Luft zugeführt 
werben, daß fich der Arbeiter jo fühlt, als wenn er in 
der Frifchen Luft wäre. 

Nun kann man über die Löhne auch aus der Statiftif 
fein genaues Bild gewinnen, denn es find ja im ver 
Hoffenen Jahre und auch 1901 viele Feierichichten ein 
gelegt worden, und ob dieſe Feierſchichten bei den Löhnen 
berüdfichtigt werden, weiß ich nicht. Das läßt fich aus 
der Statifti nicht erfehen. Aber jedenfalls ift der Mann, 
der in der Woche einen Tag feiern muß — es bat ver 
ſchiedene Gruben gegeben, welche jede Woche einen Tag 
feierten —, ben Serdienft für einen Tag los. Deshalb 
ift das Niedergehen der Löhne um fo bebauerlicher, wenn 
zugleich noch —— * eingelegt werden müſſen. Ich 
erkenne ja an, daß es immer beſſer iſt, man legt eine 
reihen ein, als wenn bie Leute entlaffen werben. 

ußerdem ift bei manchen Gruben eine Entlafjung der 
Arbeiter ſchon aus dem Grunde nicht ut möglich, weil 
man gewilfe Streden a nicht ftill liegen laſſen kann, 
fondern fie bearbeiten muß. Jeder, der in dem rheiniſch- 
weitfälifchen Revier irgendwie befannt ift, weiß, daß man 
dort fehr viel mit dem fogenannten wachſenden Gebirge 
u kämpfen hat. Solche Streden kann man eben nicht 
X liegen laſſen, ſondern darin muß gearbeitet werden, 
leichviel ob ein Gewinn daraus entſpringt oder nicht. 

an hofft eben auf fpäteren Gewinn. Und es ift auch 
beſſer, es wird eine Feierſchicht eingelegt, als, daß die 
Leute entlaſſen werden, zumal wenn, wie dies im ver— 
Bern Yabre ber Fall war, die Leute jelten anderwärts 
rbeit finden fonnten. 

Dann ift von gewifler Seite weiter bemängelt worden: 
man folle doch hier die Sache nicht vorbringen. Ja der 
Meinung bin ich nun nicht. Der Bergbau unterliegt der 
—— der Einzelſtaaten. Wo ſoll man alfo Be 
ichwerden anders anbringen als an der Stelle, wo jie 
bingehören. 


(Abgeordneter Goldihmidt: Sehr richtig!) 


Ob dabei bisweilen Worte fallen, die dem einen oder 
anderen nicht gemehm find, darnach kann man doch nicht 
fragen, fondern hier ift die Stelle, wo über diefe Sad 
eiprochen werden kann. Ich glaube, wir würden unfere 
flicht verfehlen, wenn Bejchwerden und Mängel vor- 
danden find, diefe hier nicht zur Sprache zu bringen. 
Nun ift von der Wurmkrankheit die Rede geweſen. 
Das ift ja ein Leiden, das man früher in den weſtlichen 
Nevieren nicht kannte. Diele —5—— iſt, wie man be 
— und wie es auch wohl richtig fein wird, einge: 
chleppt worden von ausländiihen Vergleuten, die für 
das weitfälifche Nevier angeworben wurden und bort in 
Arbeit traten. Für die Bergleute ift diefe Krankheit 
doch ein * Ubel, eine wahre Plage. Das iſt 
wein reg enn die Leute längere Zeit an der Wurm: 
vanfheit leiden, dann bedarf es gewöhnlich einer ziemlich) 
langen Paufe, ehe fie fich wieder gänzli per haben. 
Die Herren von der Wiſſenſchaft ſcheinen übrigens die 
Sache auch nocd nicht gründlich zu Fennen. Wenigftens 
find fich bie — unter ſich noch nicht einig über dieſe 
Krankheit, Es ift dringend zu wünſchen, dab es bald 
gelingen möge, das Übel zu befeitigen. 


2 





[Bergwerts-Etat] 





[Stößel, Abgeordneter] 

Es wird nun vielfach darüber geklagt, daß nicht 
genügend dafür geforgt würde, und zwar von Auffichts 
wegen, daß nicht mehr aus den Diftrikten, in denen die 
Würmkrankheit heimisch ift, die Leute weiter zur Arbeit 
genommen werden. Es fei aber nötig, Arbeiter aus 
jenen Bezirken —— weil es ſonſt gar nicht mög. 
lich ift, dieſes Übel zu befeitigen. ch weiß num nicht, 
ob nach diejer ae hin jetzt Vorſorge getroffen 
worden ift. Bon einem Arzt hörte ich: wenn man einen 
Mann unterfuche, könne derfelbe jchon mit einer Wurm: 
krankheit behaftet fein, ohne daß man ihn für wurmkrank 
erklären könne. Nun hat der unterfuchende Arzt die 
Pflicht, nad) feinem beften Wiſſen die Kranken zu unter 
fuchen umd niemand von der Arbeit zurüdzumweijen, von 
dem er nicht überzengt ift, daß er mit dem übel be- 
haftet ift. 

Es find num Vorſchläge aufgetaucht, die dahin gehen, 
daß man alle die Leute, wenn fie aus folden Gegenden 
fümen und ferner zur Arbeit zugelafien werden ſollen, 
nicht bloß einmal unterfuchen mühe, jondern fie zwei— 
oder dreimal in Zwifchenräumen von 14 Tagen dem Arzt 
wieder voritellen folle, bis ſich endlich herausgeftellt hätte, 
daß fie wirklich gefund find. Denn innerhalb eines 
Monats, jo behaupten die Arzte, würde man es ſchon 
beurteilen können; diefe Zeit könne aber zuweilen darüber 
hingehen, bis man eine fichere Feftftellung machen könne. 

Es wird aber notwendig jein, daß von Auffichts 
wegen die nötige Fürſorge getroffen wird, namentlid, daß 
keine Leute mehr zur Arbeit zugelaffen werden, die aus 
verfeuchten Gegenden kommen; das würde wenigitens das 
weitere Umfichgreifen merklich verhindern, zumal wenn 
man gleichzeitig eine fachgemäße Behandlung denjenigen 
angedeihen ließe, bei denen die Wurmkrankheit ſich zeigt. 
Es wird ſehr viel davon abhängen, ob in der Grube 
alle Leute die zugewieſenen Aborte benugen. Much nad) 
der Seite hin muß beffere Fürforge getroffen werden. 
Wenn ftreng eingefchritten wird, dann wird fich das Übel 
wohl bejeitigen lafien. Gegenwärtig follen ja etwa 
1000 Leute von der Wurmkrankheit befallen fein. Ob die 
Ziffer richtig ift, vermag ich nicht zu jagen. 

(Buruf links: Biel mehr!) 


Aber das ift ſchon eine bedenkliche Ziffer, das wird jeder 
ugeben, zumal die Geneſung nur einen jehr langjamen 
erlauf nimmt. 

Nun wird über die Aniprüche geklagt, die die Arbeiter 
bezüglich des Derpgeieteh erheben. eine Herren, als 
wir 1892 die Novelle zum Berggejeg beraten haben, ba 
haben meine freunde hier im Hohen Haufe Anträge 
eingebracht, und ich ſpreche es heute noch aus: e8 tut mir 
leid, daß damals unferen Anträgen nicht Folge ir eben 
ift; anderenfall® würden heute mande Klagen n FR er= 
werben, die nun in alle Welt hinaus ertönen. 

eine Herren, die Arbeiter verlangen, daß fie aud bei 
der Grubenaufficht mit beteiligt werden. Wir wir wiſſen, 
find in England und Frankreich Arbeiterdelegierte, die 
die Intereſſen der Arbeiter in der Grube wahrnehmen, 
ichon feit mehreren Jahren. Es follen gute Erfahrungen 
damit gemacht worben fein. So wird wenigſtens von 
dort berichtet, und man follte denken, was im Ausland 
zur Zufriedenheit von Urbeitgeber wie Arbeitnehmer ein- 
eführt ift, könnte man Jauch bier in Deutichland ein- 
fürn, wo wir doch immer für uns in Anfpruch nehmen, 

wir an der Spite der jozialen Reformen vorwärts 
ſchreiten. Man follte nad bieler Seite hin doch enblich 
einmal Reformen einführen. So lange man nicht dazu 
übergeht, wird man auch die Klagen und Befchtwerden ber 


da 
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Bergleute nicht — Später wird man doch zu den 
verlangten Reformen übergehen müſſen. Man vergegen— 
wärtige ſich doch, in welder Zeit wir leben. Da liegt 
es im Intereſſe der Werke felbft und im Intereſſe der 
Berwaltung, daß fie die Arbeiter mit beteiligen, damit fie 
eine zufriedene Arbeiterfchaft erlangen. Geizieht das 
nicht, jo dauern die Beſchwerden fort, und die Arbeiter 
werden immer unzufriedener. Wenn bei Unfällen 
u. dgl., die in der Grube vorkommen, vorher vielleicht 
ein Arbeiterdelegierter mitgegangen wäre und fich über- 
geugt hätte, daß an dem Unfalle, dev vorgefonmen ift, 
ie Grubenverwaltung keine Schuld hat, fondern der 
Arbeiter zu wenig vorfichtig war, dann würde man manche 
Klagen nach diefer Richtung hin nicht mehr erheben, wo 
es jetzt heißt: ja, der Mann hat nicht ordentlich Holz 
gehabt zum Berbauen, dem Mann bat man das Gedinge 
heruntergejett, ſodaß er, wern er etwas verdienen wollte, 
die nötige Vorficht nicht anwenden konnte, oder das und 
das ift vorgefommen, das hat man dem Arbeiter in den 
Weg gelegt. Mande folder Klagen würden dann nicht 
— werden, Bon ſeiten der Arbeiter wird vielfach 
behauptet, daß bei Gelegenheit der Mevifionen dem 
revidierenden Beamten die Stellen nicht gezeigt würden, 
wo Gefahr vorhanden wäre, daß man ——— Stellen 
durch einen Bretterverſchlag verkleidete; es heißt dann 
einfach, darin wird nicht mehr gearbeitet u. dgl. 
Alle derartigen Anſchuldigungen würden dann ein En 
nehmen, wenn man ben ——— nach Arbeiter: 
delegierlen nachgäbe. Ich ſage noch einmal: was man 
auderwärts macht und zwar zur Befriedigung auf beiden 
Seiten, das kann man auch bei uns einrichten. 

Dann verlangen ja die Arbeiter überhaupt eine voll- 
ftändige Umänberung des Tit. 7, weil manche Be- 
jtimmungen des Berggeſetzes volljtändig veraltet und 
deshalb nicht mehr zu gebrauchen find. Die Arbeiter 
wollen Wrbeiterausfhüffe haben, und zwar Wrbeiter- 
ausihüffe, in die fie ſich die Ausfhußmitglieber in ge- 
heimer Abftimmung wählen. Ich habe nicht die Bedenten, 
die geäußert worden jind, daß etwa, wenn auf dieſe 
Weiſe folche Arbeiterausſchüſſe oder ſolche Delegierten 
— würden, man dann ungeeignete Leute dazu wählen 
önnte. Bis jept haben die Knappen noch bewieſen, daf 
fie bei der Auswahl —— en, die ſie wählten, recht 
vorſichtig geweſen ſind, und daß es nur ſelten vorgekommen 
iſt, daß hie den richtigen Mann nicht getroffen hätten. 
Das würde umfomehr der Fall fein, wenn fie Delegierte 
und Ausihußmitglieder zu wählen hätten; denn fie kennen 
doch die Leute am beiten; fie würden daher dabei fchon 
die nötige Borficht üben. 

Meine Herren, ich will mich über die anderen Fragen, 
die hier zur Sprache gefommen find, nicht weiter äußern; 
aber ich betone nod einmal: will man eine zufriedene 
Arbeiterichaft, will man die Bergleute zufriedenitellen, 
will man — und wir betonen das doch immer, wir 
arbeiten doch mit unferer fozialen Gelehaebung dahin, 
daß mir eine Ausföhnung zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern herbeiführen wollen —, daß die Kluft, 
die beide trennt, und die unleugbar vorhanden ift, über- 
brüdt wird, und daß wieder Verſöhnung eintritt, nun, 
dann beginne man endlich damit, bieje gederungen zu 
verwirklichen und laffe den Arbeitern auch ihr Recht zu— 
kommen. 

(Bravo!) 


BVizepräfident Dr Eh v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete v. Savigny. 


v. gr Abgeordneter: Meine Herren, auf die 
großen, hier bisher behandelten fragen, über das Ber- 
hältnis zwifchen Arbeitgebern und — über 
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[Bergwerfö:&tat] 
[v. Savigny, Abgeorbneter] 
das Verhältnis von Lohn und Preis, über den Anteil 
des Arbeiter an der Produktion u. dgl., will ich mic 
nicht einlaffen; nur den Dank will ic dem Herm Ab» 
geordneten Schmieding dafür ausiprechen, wenn er hier 
anerkannt hat, wie in fteigendem Maße auch in der Land» 
wirtichaft der Arbeiter prozentual an dem Ertrage beteiligt 
wird durch das Steigen einer Löhne. Nur möchte ich 
daraus die Folgerung ziehen, daß der Herr Abgeordnete 
Schmieding und feine politiichen Freunde überall und 
immer — im Reichstage haben wir ja glüdlicherweife 
mit ihnen Schulter an Schulter in diefer Richtung kämpfen 
fönnen, wenn aud nicht in dem von uns gewünſchten 
Maße — fi vor Augen halten mögen, daß genau jo, 
wie in der Induſtrie einem Steigen der Löhne auch im 
wefentlichen ein Steigen des Ertrages der Induſtrie 
jelbft, ein Steigen der Preije entſprochen hat, jo auch in 
der Landwirtſchaft dieſes Verhältnis ebenfalls durch 
fteigende Preiſe aufrecht erhalten werben muß, wenn 
dastelbe nicht in jehr ungünftiger Weife zum Schaden 
des Arbeitgebers verſchoben werden ſoll. Ich hoffe, daß 
wir uns auf diefem Gebiete nad den von ihm au8« 
geiprochenen Grundfägen auch in Zukunft zuſammen- 
finden werben. 

Nach einer anderen Richtung kann ich mich nicht fo 
fehr mit dem, was er gejagt hat, einverftanden erklären. 
Ich hatte gehofft nach dem, was der Herr Minifter in 
dankenswerter Weife hier angekündigt hat, daß die in 
der Budgettommiffion zweifelhaft gebliebene Frage wegen 
des Sitzes der neuen Bergwerfsdireftion zwiſchen der 
weiten und dritten Leſung des Etats durd die Ent 
—— einer Kommiſſion an die betreffenden Orte ge 
flärt werben follte, und daß wir dann auf Grund des 
ausgiebigen fachlichen Materials, welches uns die König. 
liche Staatöregierung bieten würde, uns ſchlüſſig machen 
follten. ch hatte deshalb gehofft, daß dieſe Frage hier 
nicht angeichnitten, fondern vertagt werden würbe. Nachdem 
Herr Schmieding es für notwendig gehalten hat, eine 
Lanze für feine Vaterſtadt zu brechen, nötigt er auch 
diejenigen auf ben Plan, die in an et 
anderer Anſicht find als er binfichtli der ahl 
des Ortes, der für die Bergwerkédirektion in Betracht 
fommt. Da ftelle id) von vornherein feft, daß ich 
in biefer Sache meinerjeitö nicht für meine Vaterftadt 
oder auch nur für meinen Wahlkreis einzutreten habe, 
fondern daß mic, wirklich die von Herrn Schmiebing in 
Anspruch genommenen rein fachlichen Gründe beftimmen, 
wenn ich entgegen dem Wunſche des Herrn Schmiebing 
nicht Dortmund für den richtigen Ort halte, fondern von 
den 3 genannten Orten NRedlinghaufen. Wenn fie die 
3 Orte miteinander Fan jo ift zunächſt auffallend 
die verſchiedene Größe derjelben. wohl nicht alle 
Herren hierüber orientiert find, darf ich bier die Zahlen 
anführen: Redlinghaufen hat 36 000, Dortmund 143 000, 
Efjen, wenn ich nicht irre, über 180000 Einwohner. 
Es handelt ſich aljo bei dem Bergleih um eine mittlere 
Stadt gegenüber zwei großen induftriellen Zentren. Das 
ge dem ganzen Prüfungsmaterial jchon ein befonderes 

epräge. Aus dieſer Tatfache ergibt ſich eine Reihe 
von ol erungen, die eben meines 
von Redlinghaufen — müflen. Mit Recht hat Herr 
Schmieding beflagt, daß jedesmal, wenn es fih um Er- 
richtung einer neuen Behörde handle, ein Wettrennen 
zwifchen den verſchiedenen in Betracht fommenden Orten 
entjteht und die eine Stadt die andere zu überbieten fucht. 
Daß es dahin gekommen ift, daß wir biefes Schaufpiel 
jedesmal fich wieder ereignen fehen, daran ift die König— 
lie Staatsregierung von Schuld nicht ganz frei, indem 
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fie es immerhin zuläßt — id) glaube wenigftens, daß es 
lediglich eine Zulaffung ift und nicht Abficht —, daß die 
Meinung aufkommt, es handle fich wefentlich darum, das 
befte Gebot zu machen, um die Behörde zu befommen. 
Ich glaube, es wäre gut, wenn die Königliche Staats» 
regierung ganz beſtimmt ausſpräche und auch danach 
handelte, daß dieſes Prinzip nicht das ihrige iſt, ſondern 
daß ſie ſich nur von —— Geſichtspunkten leiten läßt, 
wenn ſie dabei auch, wie der Herr Kollege Gamp mit 
Recht hervorgehoben hat, die finanzielle Seite nicht ganz 
außer acht laffen kann. Denn daß es fonft für mittlere 
und Eleinere Gemeinden unmöglich ift, den Sonkurrenz- 
fampf auf dieſem Gebiete in der Steigerung der Aner- 
bietungen auszuhalten, liegt auf der Hand; es entfteht 
daraus die notwendige Folge, daß die großen Zentren 
immer mehr alles an fich ziehen, daß ftatt der Dezen- 
tralifation eine Sentralifation ftattfindet, die in feiner 
Weiſe weder wirtichaftlich noch volfswirtichaftlich wünfchens- 
wert erſcheint. 

Wenn der Herr Abgeordnete Schmieding zugegeben 
bat, dak auf den eriten Bli ja die geographiiche Lage 
zu gunften von Redlinghaufen Fbricht, fo bat er damit 
meines Erachtens eigentlich die Frage von vornherein 
ichon entſchieden. Denn was ift natürlicher, als daß man 
für ein Getriebe, wie es das Gebiet einer Bergwerks— 
direftion umfaßt, den geographiichen Mittelpunkt wählt 
zum Gite des Betriebes? Und wenn ber Herr Ab- 
geordnete Schmieding demgegenüber darauf bingewiejen 
hat, daß das ja auägeglichen werde dur die befleren 
BZugverbindungen, die Dortmund nad dem in Betracht 
fommenden Gebiet habe, jo erwidere ich darauf, daß 
erftens e8 ganz in der Hand bes Eifenbahnminifters liegt, 
diefe Zugverbindungen auch für Redlinghaufen in Zukunft 
günftiger zu geftalten, was auch in mander anderen Be 
ziehung nur dringend wünfchenswert und vielleicht auch 
notwendig erfcheint, und ferner — was ber Herr Ab» 
geordnete Schmieding ja auch jelbft zugegeben hat —, daß 
durch den Bau der bereit bemwilligten Bahn Ofterfeld- 
—— ein größerer Teil der —— * auch für 

ecklinghauſen von vornherein ſich günftig geitalten wird. 
Alfo auch diefer Grund ift nicht ausfchlaggebenb. 

Auf der anderen Seite ftehen auch dem gegenüber 
bie von dem Herm Abgeordneten Schmieding nicht ge 
leugneten und in der Budgetfommilfion von der Staats» 
regierung zahlenmäßig angegebenen, bedeutenden jährlichen 
Eihamilfe der Staatskaſſe an den Reijefoften ber —— 
wenn ſie ihre Reviere von Recklinghauſen, von Dortmund 
aus zu beſichtigen haben; 3400 AM find uns angegeben 
worden. Wenn nun der Herr Abgeordnete Schmieding 
an dieſer Summe zweifelt und Unterlagen für diefelbe 
—— zu erhalten wünſcht, ſo ſtehe ich doch derartigen 

ngaben der Königlichen Staatsregierung mit mehr Ver— 
trauen gegenüber als der Abgeordnete Schmieding und 
nehme fie von vornherein als richtig gefunden und ans 
gegeben an. Dann repräjentiert aber diefe Summe, 

pitalifiert, 100 000 „A minbeftens; und es entiteht alſo 
für die Staatsregierung eine dauernde Slapitalerfparnis 
von 100000 M, die doch auch, wenn man das finanzielle 
Moment in den Vordergrund fchiebt, ſehr erheblich zu 
gunſten bon Redlinghaufen in Betradt fommt. 

Wenn der Herr Abgeordnete Schhmieding gegenüber 
diefen Reifeerjparnifien geltend —— hat, daß es ſich 
nicht allein um die Reifen der Mitglieder der Betriebs— 
direftion in ihrem Bezirke handelt, — auch um die 
Reiſeverbindungen mit der ihr vorgeſetzten Behörde und 
mit den neben dieſer Behörde für die bergbaulichen Be— 
triebe in Betracht kommenden beſonderen Zentralſtellen, 
welche ihren Sitz in Dortmund haben, ſo muß ich dem 
entgegen ausdrücklich betonen, daß ſich der Verkehr zwiſchen 
dieſen Stellen im großen und ganzen ſchriftlich äbſpielt, 
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[v. Savigny, Abgeordneter] 
mindeftens aber ſchriftlich fich gut erledigen läßt, daß nur 
ganz felten ein mündlicher Verkehr an Stelle des jchrift- 
lihen zu treten bat; denn unzweifelhaft gilt für die 
Bergbehörden dasjelbe, wie für alle anderen Stants- 
behörden, bei denen auch faſt alles zwiichen den In— 
tanzen im Wege des jchriftlichen Verkehrs erledigt werden 
muß und ſehr gut auch erledigt werden kann. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Schmieding zu feinen 
fachlichen Gründen auch gerechnet eine Vorliebe, welche 
er bei den Beanten der Bergwerksdirektion dafür vor« 
ausfegt, in Dortmund zu wohnen und dort ihren Sit 
zu haben. Ych glaube, daß er fich in dieſer Beziehung 
doc täuſcht. Gewiß bietet eine jo große Stadt wie 
Dortmund, mit all ihren gefellichaftlihen VBergnügungen, 
durch Kunftfammlungen und derartige Lebensannehmlich— 
keiten manches für den Beamten Beitechende und Ans 
genehme; jedenfalls aber bleibt das beftehen, daß man im 
großen und ganzen von einem Beamten vorausfegen 
ann, daß er e3 vorzieht, in felbftändiger Stellung feine 
Arbeit wahrzunehmen, und daß es für ihm nicht zu den 
größeren Annehmlichkeiten gehört, feinen nächſten Bor- 
gejegten immer unmittelbar neben ſich zu haben, fondern 
daß er ſich einer gemwifjen Freiheit nad diefer Richtung 
anz gern erfreut, was ihn ja durchaus nicht hindert, 
ni flieht und Schuldigkeit in jeder Beziehung zu tun. 
Ich glaube aljo, daß die Beamten nicht unter allen Um— 
jtänden vorziehen würden, mit dem Oberbergamt in Dort- 
mund zu haufen, jondern daß fie ganz gern jelbftändig 
in Redlinghaufen ihre Direktion verwalten werden. 

Dann ift von dem Herrn Sollegen Gamp ſchon 
darauf hingewiefen worden, daß neben allem anderen auch 
pefuniäre ren für die Beamten in Betracht fommen, 
Die pekuniären Fragen ſprechen aber ganz unzweifelhaft 
zu gunften von Nedlinghaufen. Es ift —2 daß, 
was die Wohnungsfrage betrifft, ein Zimmer pro Jahr 
in Recklinghauſen ungefähr auf 103, in Dortmund aber 
auf 163 vi fich ftellt! Bei folchen außerordentlihen Auf- 
wendungen für Mieten ift auch der ftaatliche Wohnungs- 
geldzufhuß nicht von Bedeutung, der für Redlinghaufen 
natürlih außerordentlich viel geringer ift, da es zur 
zweiten Gerisklaffe gehört, während Dortmund, wie 
die andere zur Wahl geftellte Stabt Efjen, zur erſten 
Servisklaſſe rigen enn ich daneben 9— erwähne, 
daß unzweifelhaft bei Recklinghauſen die Lage als ſolche 
und das mn dort gefünder und darum für die Be- 
amten und ihre Familien vorteilhafter ift als in Dort- 
mund, fo liegt das in der Natur der Sache und bebarf 
feiner weiteren Begründung. Ebenſo ift jicher die Be- 
ſchaffung von Lebensmitteln in Recklinghauſen billiger als 
in der großen Stadt Dortmund. Die fonjtigen ethifchen 
Borteile find hüben wie drüben vorhanden; z. B. an den 
nötigen höheren Schulen für die Kinder der Beamten 
fehlt es in Redlinghaufen in feiner Weife. 

Der Herr Abgeordnete Gamp bat — zu ſehr für 
meinen Geſchmack — betont, daß die finanziellen Ver— 
hältniffe an eriter Stelle in Betracht gezogen werden 
müffen. Sch glaube, daß diefes, wie ich ſchon vorhin aus» 
geführt, zu ganz faljchen Konjequenzen führt, und daß es 
tıch bei einer derartigen Maßnahme um ganz andere Ge- 
fihtspunfte handeln muß. Es ift von icher — und das 
wirb mir wohl nicht beftritten werden — ein preußifches 
Berwaltungsprinzip gewejen, den Schwachen zu ſchützen, 
dem Schwachen aufzubelfen und mit den ftaatlichen 
Mitteln zu feinen gunften einzugreifen. Das ift alfo 
in diefem falle unzweifelhaft eine Prämiffe, die zu der 
Folgerung führt, daß Hier der geringeren, noch in der Ent- 
widlung begriffenen Stadt geholfen werden muß, daß für fie 


die Gründe —Aã welche hier in Betracht zu ziehen ſind. 
Recklinghauſen iſt eine aufblühende Stadt, die in der 
Mitte eines in vapider Entwidlung emporgewachjenen 
Induſtriegebietes liegt und fich natürlich bei der Schnellig- 
feit diefes Prozeffes nicht alle jene Borteile hat aneignen 
können, welche größere und ältere Induftrieftädte ſchon 
befigen, die aber gerade, weil fie fortan die Zukunft dar- 
ftellt, auf dem Gebiete der induitriellen Entwidlung 
ficherlich auch nach allen Richtungen der ftaatlichen Förde- 
rung bedarf und die ftaatliche Unterftüßung verdient. 
Die Dezentralifation ift das Prinzip, welches wir wieder: 
holt in der Erörterung von Organifationsfragen als 
richtig bier von allen Geiten haben hinftellen hören. 
Daher ift es auch wiederum ficher, I a das Ans 
fammeln der Behörden an einem großen Mittelpunft, 
fondern das Verteilen über das ganze Land das Richtige 
ift; daß es das Naturgemäße und Ideale ift, wenn der 
Beamte in der Mitte jeined Wirkungsfreifes wohnt und 
mit diefem in engiter Fühlung fteht, Auch dies bietet 
das Wohnen der Beamten in Redlinghaufen dar! NAußer- 
dem ift nicht zu verfennen, daß in einem Gebiet, welches 
jo ftarf von großen Mrbeitermengen bevölkert ift, Die 
Einwirkung einer ftaatlihen Behörde unter mannigfachen, 
auch rein ftaatlichen Gefichtspunften, unter dem Gefichts- 
punkt der Wutorität, eine befjere und intenfivere fein 
wird, wenn fie von dem nächit u Mittelpunkt in 
erreichbarer Entfernung erfolgt. Die Fühlung, welche 
die Beamten mit der gejamten Bevölkerung ihres Bezirks 
haben müfjen, die Fühlung und die Empfindung für die 
Gefinnung der Bevölkerung, mit der fie arbeiten jollen, 
für die fie zumächft wirken follen, wird ſicher leichter ge 
wonnen werden, wenn bie Beamten in der Nähe wohnen, 
wenn fie in fteter, lebendiger Beziehung mit dem fie 
umgebenden Kreiſe fich befinden, 

Meine Herren, ich glaube, aus allen diefen Gründen 
kann es feinem Zweifel unterliegen, daß demnächſt, wenn 
nicht noch befondere Momente eintreten, von denen ich 
aber nicht glaube, daß fie nad) der jorgfältig angeftellten 
Prüfung überhaupt denkbar find, die Wahl zu gunften 
von Nedlinghaufen wird fallen müffen. Wir werden ja 
abwarten müflen, was für Berichte die Kommiſſion der 
Staatsregierung erftatten wird? — fie werden uns ja 
vorgelegt werden —; ich glaube aber, daß von den ſach— 
lihen Gründen des Herrn Sollegen Schmieding zu 
gunften der Stadt Dortmund nad meinen Darlegungen 
auch nicht ein Atom übrig geblieben ift. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcyer: Das Wort hat ber Ab» 
geordnete Dasbach. 


Dasbach, Abgeordneter: Meine Herren, einer ber 
en Borredner hat es gelobt, daß der Betrag, welcher 
ir Gratifitationen ausgeworfen ift, erhöht wird. yo 
babe vielfach nicht bloß aus ber Mitte der Bergwerfs- 
unterbeamten, fondern auch aus anderen Gebieten der 
ftaatlichen Betriebe eine bittere Klage darüber gehört, 
daß vielfach die Gratifitationen merkwürdig verteilt würden. 
Eine Unterfuchung können wir darüber natürlich nicht 
anftellen; dazu gehören viele Momente, die nur dem 
einzelnen höheren Beamten befannt fein können. Aber 
ich glaube, die Gründe, welche man für die Notwendig: 
keit der Gratififation angeführt bat, find vielleicht nicht 
fo ftihhaltig, daß fie überwiegen könnten gegenüber den 
Nachteilen, welche dadurch entitehen können. Man jagt: 
vielfach werden einzelne Beamte zu fchwierigen Arbeiten 
herangezogen, zu denen fie gemäß ihrer Stellung eigent- 
lich nicht verpflichtet werden können; alfo müſſen wir 
ihnen eine außerordentliche Gratifitation gewähren. Ich 
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glaube, dieſer Grund iſt doch nicht ſo zwingend, daß man 
unter allen Umſtänden deshalb eine Gratifikation gewähren 
müßte. Wer ein Beamter ift und ein auskömmliches 
Gehalt hat, darf auch hier und da mal eine etwas 
ſchwierigere Arbeit vollbringen, auch einige Überftunden 
machen, ohne daß er dafür eine beſondere Bezahlung 
verlangen ann; feine geficherte Pofition und fein Pflicht: 
gefühl veranlaffen ihn dazu, auch etwas Ungewöhnliches 
zu arbeiten, wenn das Intereſſe des Dienftes ihm eine 
ſolche Leiftung abverlangt. 

Auf der anderen Seite läht ſich dod; nicht leugnen, 
daß vielfah — ob mit Recht oder mit Unrecht, kann 
man nicht immer unterfuchen — eine Mißftimmung 
Platz greift, und daß man über die Motive der Nemumes 
rationen anders benft, als die Behörde glaubt. Man 
jollte doc; allmählich dazu übergehen, den ganzen Betrag, 
der für Hemumnerationen ausgeworfen ift, zur dauernden 
Erhöhung der Gehälter der betreffenden Beamten in der 
Weife zu verwenden, das er pro rata verteilt würde, 
fodaß jeder eine Gratifitation bekäme, oder daß man die 
Gehälter entfprechend dauernd vermehrte um den Betrag, 
der jett für Nemunerationen ausgeworfen ift. Mir haben 
vielfach) aus dem Gebiete der Bot, aus dem Gebiete der 
Eifenbahnen und aus dem Gebiete der Bergwerfäver- 
waltung Unterbeamte geiagt, fie würden eine folche Löſung 
für viel beffer halten als die heutige Praris. 

Aus dem Gebiete der Bergmwerfäverwaltung find 
Klagen darüber an mich gelangt, daß vielfach die Strafen 
zu Hoc) feien. Diefelben lagen find auch geftern an 
mich gelangt, und ich habe nicht die Möglichkeit gehabt 
nachzumeifen, ob darüber eine Beſtimmung beiteht, o 
wirklich Strafen bis zu 6 AM innerhalb eines Monats 
verhängt werden bürfen. Es bürfte doch viel zu hoch 
jein, wenn dem Manne an einem einzigen Lohntage 6 A 
abgezogen werden. Weil die Klage fo ſpät an mic 
kommt, und ich mich doch verpflichtet halte, die Sache 
heute zu erwähnen, will ich mur davon Mitteilung machen 
und überlaffe es der Bergwerfäverwaltung, eine Er— 
fundigung darüber einzuziehen. 

Andererfeits haben fi in Verfammlungen der Ver— 
trauendmänner, welde ja in der Saargegend eingeführt 
find, lagen darüber erhoben, daß das Cinbauen der 
Wafferleitungsrohre in den Strebenitreden * durch die 
Bergeleute erfolgen müſſe, was ihnen aber viel Zeit 
raube. Die Bertrauensmänner haben gebeten, dieſe 
Arbeit möge durch Sclofjer gefchehen, aljo, wenn ich 
richtig veritehe, in Berding gegeben werden. Aus diejer 
Mitteilung kann ich nichts Genaueres ichließen; aber es 
würbe eine Aufklärung leicht zu erzielen fein. Gin 
folder Antrag ift am 5. Mai 1902 auf Grube Dudweiler, 
Berginfpektion IV, geftellt worden, und bis heute ift in 
diefem Punkte nichts geichehen. Ich glaube, es wäre 
doch mwünjchenswert, daß diefe Frage von oben herab 
unterfucht würde, damit feftgeftellt würde, ob dieſer 
Wunſch ausführbar ift. 

Auf derjelben Inſpektion haben die Vertrauens: 
männer Ende Januar diejes Jahres eine vorichriftsmäßig 
anberaumte Beſprechung gehe t und haben num als Haupt- 
beichwerbe, ald Hauptgrund für die niedrigen Löhne die 
Tatjache angeführt, daß der Bergmann gezwungen fei, 
ſchlechte Streden, ſchlechtes Hangende a feine SKoften 
auszubauen. Aus einem anderen Brief erjehe ich, daß 
angeordnet jei, der Bergmann müſſe, von Ort aus ge 
u me 50 ın lang die Strede ſelbſt ausbauen, und erſt 
nach) 50 m werden die Streden auf Koften der allge- 
meinen Werfsverwaltung ausgebaut. 
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In dem Statut für diefe Bertrauensmänner, welches 
am 21, Februar 1890 vom Königlichen Oberbergamt in 
Bonn erlaffen worden ift, fteht in & 9 folgendes: 

Über die Verhandlungen einer jeden Zufammen- 
funft ift ein Protokoll aufzunehmen und der 
Königlichen Bergwerksdirektion einzureichen. 
Es verfichern mir nun die Vertrauensmänner von Dud— 
weiler, daß über die Beiprechung des eben mitgeteilten 
Beichwerdepunftes eine Bemerkung in dem ger 
welches an die Bergwerfsdireftion einzureichen fei, nicht 
gemacht fei. Offenbar ift das ein Verſtoß gegen die 
Hare Vorjchrift des Statuts. Das Protokoll hat geführt 
Oberfteiger Nies. Die Vertrauensmänner von Dudweiler 
haben darauf eine Eingabe an den Bergwerksinſpektor 
erichtet, in der fie wegen Unterlaſſung ber Fruistalierunn 
Des erwähnten Bunktes durch den Oberfteiger Nies eine 
Beſchwerde erheben; in derjelben jagen fie folgendes: 
Oberfteiger Ries hat diefen Beſchwerdepunkt 
nicht eintragen laflen, er bat fogar zu einem 
Vertrauendmann gejagt, es wäre eine Frechheit 
von ihm, fih um ſolche Sachen zu kümmern, 
Darauf hat nun 
— jo Schreiben mir die 12 Vertrauensmänner — 
ihm ber Bergwerksdireftor erklärt, wir hätten 
nur von ſchlechten Streden einzutragen, wenn 
die Streden unglüdlich»gefährlih wären, und 
Oberfteiger Ries fei unfer Vorgefegter, dem wir 
Folge zu leiften hatten. Syhm — brauchten 
wir nicht protzen mit ber Königlichen Bergwerfs- 
direktion. Wir könnten mit ihm fprechen, wie 
uns der Mund reipeftive Schnabel gewachſen fei. 
Bur Erläuterung bes ai ser Gates biene, daß es in dem 
Schreiben, welches die Bertrauensmänner im Januar an 
die Königliche Bergwerfsinfpeftion gerichtet 
folgendermaßen heißt: 
Wir bitten die Königliche Bergwerksinſpektion 
um Erklärung diefer Beitimmungen, andernfalls 
wir uns an die Königliche Bergwerksdirek— 
tion wenden müfjen. 
Ich meine, wenn die Bertrauensmänner einfach jagen: 
„wenn wir bei der unteren Behörde nicht unfer Hecht 
finden, wenden wir uns an die höhere Behörde”, dann 
verfahren fie ganz korrekt: fie —— eben an, daß ſie 
die Sache für ſo wichtig halten, daß ſie fh an die 
höhere Inſtanz wenden wollen. Es ift aber aber daraufhin 
nichts feitens des Bergwerksdirektors gefchehen. Früher 
fchon hatten dieſelben Leute an ben —— der 
Königlihen Bergwerksdirektion in Saarbruͤcken, den 
Geheimrat Hilger, ein Schreiben gerichtet, in welchem fie 
über einige Punkte Beichwerde führen, in dem fie namentlich 
auch äußern: 
Nah unferer Meinung werden nicht genügend 
Nachreifer bzw. Verbauer dem Drud gemäß 
— dem Drud, der in der Grube entiteht Durch das 
ve Gewicht der oberhalb des Stollens liegenden 
e — 


haben, 


in den Mbteilungen verwendet; wir würden gern 
unfere förderjtreden in Ordnung halten, wenn 
wir etwas dafür bezahlt befämen. Wie mander 
Wagen Sohlen könnte in unferer Grube pro 
Monat mehr gefördert werden, wieviel ſchwache 
Löhne könnten in fall kommen, 

— fie wollen jagen: um wieviel könnten die Löhne aufs 

gebefjert werden — 
wenn bie — in Ordnung gehalten 
würde. Nach unſerer Betrachtung haben ſich die 
Löhne vor 7 bis 8 Jahren viel beſſer geſtellt 
als heutzutage, und nach umferer Meinun 
waren in damaliger Zeit die Lebensmittel vie 
billiger. 


1725 Haus der Abgeordneten. 





en 


IDasbach, Abgeordneter] 


Zum Schluffe erheben fie wiederum Klage darüber, 
daß troß des geringen Lohnes öfters Beftrafungen bis 
zu 6 AM erfolgen, und dann jagen fie am Schluß: 


Wir bitten Herrn Geheimrat, uns in’diefer Sad: 
lage beizuftehen, wenn möglich eine Bertrauens- 
u nn aaa Ihrerſeits mit uns abe 
zuhalten, 


Sie bitten aljo den Borjigenden der Königlichen 
Bergwerfsdireftion in Saarbrüden, er felbjt möge 
nad) Dudweiler fommen oder die Unterzeichner der Ein- 
gabe nad) Saarbrüden kommen laſſen, aljo er jelbft 
möge mit diefen Bertrauensmännern — 12 an der Zahl 
— eine Beiprehung abhalten. Sie legen alſo in diefen 
Worten dar, daß fie mit der bisherigen Behandlung durd) 
ihren Bergwerksdireftor unzufrieden find und eine wirf: 
jame Abhülfe ihrer Bejhwerden von dem Bor» 
figenden der Königlihen Bergmwerfsdirektion in 
Saarbrüden hoffen. Es ift aber auf dieje Anregun 
die im November — der Tag des Monats ift mir ick 
mitgeteilt — 1902 geichah, nichts von feiten des Vor— 
figenden, des Herrn Geheimrat Hilger, geſchehen. 
Daraufhin find die Bertrauensmänner einen Schritt 

weiter gegangen. Sie hätten eigentlih an den Herm 
Minifter ſich wenden müfjen; ich werde nicht verfehlen, 
das ihnen auch noch in einem Briefe zu fchreiben — und 
meine heutige Rede werden fie ja wohl lefen —: der 
Inſtanzenweg führt vom Borfigenden der Bergwerfs- 
direftion an den Herrn Bergiwerfsminifter. Die Ver: 
trauensmänner find diefen Weg nicht gegangen ‚ weil fie 

laubten, ein folder Schritt würde einen Erfolg nicht 
rer denn der Herr Minifter würde doc ihre Ein- 
abe nad) Saarbrüden ſchicken und dort würde eine aus» 
said Antwort von denjelben Behörden erteilt 
werden, gegen bie fie ihre Beſchwerde richten, fie würden 
aljo keinen Erfolg auf diefem Wege haben, Darum 
haben fie mich gebeten, hier bei der Beratung des Berg. 
etat3 die Sache vorzutragen. 


Diefe Leute haben alſo, ehe fie an mich fchrieben, 
folgendes verjucht: Sie — am 5. Februar d. J. 
eine Verſammlung aller Vertrauensmänner des ganzen 
Saargebietes angemeldet, welde am 15. Februar in 
Dubdweiler hätte ftattfinden ſollen. Sie haben diefe 
Berjammlung durhaus nicht geheimhalten wollen; fie 
haben die Anmeldung diefer Berfammlung bei der Polizei 
gemacht, haben diejelbe auch in der St. Johanı-Saar- 
brüder Volkszeitung und Togar im Bergmannsfreund, 
einem Organe, weldes der en jehr nahe 
fteht, angekündigt. Aus diefen Ankündigungen fehen Sie, 
meine Herren, daß dieſe Männer mit an, — 
Viſier handeln wollten. Die Anreger biefer erjamm« 
lung find nun aber jcleunigft durch den Herrn Bergrat 
Saltheuner zu einer Beſprechung eingeladen worden, und 
diefer hat ihnen folgendes gejagt: 

V habe gehört, Sie wollen am 15. Februar in 
ubweiler eine Vertrauensmännerverſammlung 
abhalten. Ich warne hiermit jeden von euch, an 
diefer Berfammlung teilzunehmen. Niemand hat 
ein Recht, eine ſolche Verſammlung abzuhalten, 
bzw. einzuberufen, nur der Bergwerksdirektor 
felbft darf es. Insbeſondere ermahne ich bie 
Einberufer derjelben, von der weiteren Verfolgung 
der Sache abzuſtehen. 
Dieſe Bemerkungen wurden ſofort protokollariſch nieder- 
gelegt, was für die Beteiligten — jo erklären fie mir — 
ein Doppeltes zur Folge hat: 
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1. bleiben wir für alle Seiten ald Friedensſtörer 
gebrandmarkt und für den nachfolgenden Beamten 
als ſolche gekennzeichnet; 

2. bildet dies für gewiffe Fälle eine Belaftung 
unferer Führungslifte, d. h. eine eventuelle Be- 
gründung zu einer etwaigen Maßregelung. 

Und das alles, ohne ung auch nur mit einem 
Worte darüber zu befragen, wozu fragliche 
Berfammlung bätte dienen ſollen. 

Meine Herren, ich glaube, Sie alle werden mit mir 
die et haben, daß, nachdem der Bergrat 
Kaltheuner die Einberufer der Verſammlung zu einer 
Beſprechung eingeladen hatte, e8 doch ganz natürlich ge— 
wejen wäre, den Leuten zu jagen: „Hört mal, liebe 
Leute, ihr habt — — ge Beſchwerden, die ihr 
durch die Einberufung einer Verſammlung abſtellen wollt; 
teilt mir einmal mit, worüber ihr euch beſchweren wollt.“ 
Das wäre ganz naturgemäß ee Über nein, eine 
ſolche Frage wird ihnen nicht geitellt, eine Gelegenheit 
zur Ausſprache wird ihnen nicht gegeben; fie werden 
einfach ermahnt, alles das, was fie geplant hatten, zu 
unterlafjen, weil es nicht gejegmäßig jei. So ganz Ear 
ift es num aber nicht, daß diefer ihr Schritt ungefeß- 
mäßig war. In dem Statut über die Bertrauensmänner 
vom 21. Februar 1890, von dem ich eben einen Teil 
verlejen a heißt es in $ 8 folgendermaßen: 

ie Bujammenfünfte ber Bertrauensmänner 
mit dem Bergwerksdirektor finden getrennt 
für jede Bergwerksinſpektion oder, fofern der 
Gegenftand der Berhandlungen dies mit fich 
bringt, für jede Grube ftatt. Der Bergwerfs- 
direftor hat hierüber zu beftimmen. 
In diefem Paragraphen ift nur die Mede von dem Fall, 
in weldem mit dem Bergwerksdirektor eine Sitzung 
der Bertrauensmänner Battfinden fol. Aber Dieje 
Männer, welche auf Anordnung der Behörden von den 
Bergleuten zur Vertretung ihrer Intereſſen Baar: 
worden find, haben doch in dem Augenblid, in dem fie 
gewählt wurden, nicht aufgehört, preußiſche Staat$- 
bürger zu fein, 


(jehr richtig! im Bentrum) 


und als —* Staatsbürger haben ſie das Recht, 
ſich zu verſchiedenen Zwecken zu verſammeln, zu politiſchen 
wecken, zu unpolitiſchen Zwecken und auch zu dem 
Zweck, ſich vorzubereiten auf eine neue Sitzung mit 
dem Bergwerksdirektor. Wenn fie nun Fühlung 
nehmen wollen mit den ſämtlichen Vertrauensmännern, 
die innerhalb des ganzen Saargebiets ag find, fo 
ift das doch ein äußerſt glüdlicher Gedanke. an jollte 
doch in der heutigen Zeit der fleißigen Ausübung des 
Stoalitionsrechts, in der alle Standes- und Berufsgenofjen 
fih zufammenfinden, um Beratungen anzuitellen, es 
wahrlih den durch das PVertrauen der Bergleute ge- 
wählten Bertrauensmännern einer Bergwerksinjpektion 
nicht übelnehmen, wenn fie nach den vergeblidhen Ber- 
juchen, Übelſtände abzufchaffen, die ich Jhnen vorgetragen 
habe, einen Schritt weiter gehen — wenn fie, nachdem 
fie von dem Herrn Borfigenden der Bergwerfsdirektion 
in Saarbrüden keine Antwort erhalten haben, alle 
ihre Kollegen aus dem Saargebiet zu einer Beiprehung 
einladen, um dort einmal jo Wünjhe auszufprechen 
und von den anderen Kollegen zu hören, welchen Nat 
diefe ihnen geben; fie werden geglaubt haben, dadurd) 
zu erfahren, wie es auf ben anderen Gruben geht und 
welche Mittel und Wege man dort gefunden bat, um 
—— Beſchwerden der Bergleute Abhůlfe zu 
affen. 

Ich finde einen ſol 


n Schritt ganz loyal, namentlich 
deswegen, weil fie die 


ntündigung diefer Verſammlung 
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[Bergwertö-Etat] 


IDasbach, Abgeordneter] 

veröffentlicht haben in dem von der Bergwerksverwaltung 
herausgegebenen Organ „Der Bergmannsfreund‘. Es 
!tand aljo der Behörde vollftändig frei, ihrerfeits ihre 
Beamten dorthin zu jchiden. Sch meine, wenn wir öfter 
ee auch von höheren Staatsbeamten, wie nützlich es 
ei, daß man Fühlung babe mit den Intereſſenten, dann 
war der geplante Weg doch die bejte Urt und Weije, in 
welcher die Beamten der Königlihen Bergwerks— 
direftion in Saarbrüden mit den Vertrauens- 
männern hätten Fühlung nehmen können. Die 
Bertrauensmänner wollten Fühlung mit den Behörden 
nehmen, die Behörden haben ihnen dazu feine Gelegenheit 
gegeben; aljo mußten fie doch einen Schritt weiter tun: 
die VBertrauensmänner wollten unter fich beraten, welche 
Schritte fie tun könnten. Diejer Schritt iſt vereitelt 
worben durch das Berbot der Berjammlung, und zwar, 
— ich betone das —, ohne daß der Bergrat Slaltheuner, 
welcher die Verſammlung verboten hat, aud nur eine 
Bro an fie richtete, welche Wünfche und Bejchwerden 
ie hätten. ch meine, das ift fein Verfahren, welches 
geeignet ift, ben Bergleuten Vertrauen zu ihren Behörden 
einzuflößen. Darum begreife ih es jehr wohl, wenn 
dieke Männer geglaubt haben, eine Petition an den Herrn 
Minifter zu richten ſei zwecklos. 

Aus diefem Grunde habe ich mir erlaubt, Ihnen 
diefe Beſchwerde heute hier vorzutragen, Ich bitte den 
* Miniſter, daß er dieſen Sachen nachgeht und von 
ier, von der Bentralftelle aus, einen Beamten nad) dem 
Saargebiete ſchickt, welcher einmal eine ganz gründlicdye 
Revifon dort abhält, welcher zu allen Bergwertsdirektionen 
hinreift, mit den Bertrauensmännern einer jeden Berg- 
wertsdireftion eine Verhandlung anftellt und ſich alles 
das jagen läßt, was die Leute auf dem Herzen 
haben. 

Dort herrſcht die Sozialdemokratie nicht. Ich bin 
überzeugt, daß die Leute guten Willen haben. Sie 
haben manche Beichwerben, die vielleicht unbegründet 
find, aber manche Beſchwerde ift doch aucd begründet. 
Ich trage fie Ahnen nicht vor; manche Beſchwerde halte 
ih doc für begründet; — ich will das — noch ab⸗ 
ſchwächen, weil ich ja die Beſchwerden nicht prüfen konnte, 
aber ich bin doch geneigt, zu vermuten, daß manche 
Beſchwerden ſich als begründet herausſtellen werden, 
wenn eine objektive —— dieſer Klagen eintreten 
wird. Ich habe die dringende Bitte an den Herrn 
Miniſter zu richten, er möge doch von bier aus eine 
Berjon binfenden, einen Beamten, in welden er das 
Vertrauen jett, daß derjelbe ganz objektiv, in gewiſſem 
Sinne aud rüdjihtslos das Bemühen entfalten 
— alle dort beſtehenden Übelftände aufzu— 

eden. 











(Bravo! im Zentrum.) 


Prä v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Oberberghauptmann. 


v. Velſen, Oberberghauptmann, Regierungstom- 
miffar: Meine Herren, ber Herr Borredner hat eine 
Reihe von Klagen vorgebracht, die, joweit ich verftanden 
babe, ſich ausfchließlih auf ben Saarbrüder Bezirk bes 
ziehen. Ich geftatte mir, auf die Punkte im einzelnen 
einzugeben, joweit ich fie mir notiert habe, 

as zunächſt die Frage ber Verteilung ber Grati— 
fifationen angeht, möchte id meinerjeitS nur betonen, daß 
genau nach den Beitimmungen verfahren wird. 
glaube, man würde den Beamten keinen Dienft erweiſen, 
wenn man die Berteilung der Gratififationen einftellte. 
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Es liegt meines Erachtens in der Natur der Dinge — 
es handelt fi da nicht um einige Mehritunden, die ein 
Beamter zu leiften hat, fondern um ganz außergewöhnlich 
ſchwere Arbeiten — ich meine, es liegt in der Natur der 
Dinge, daß, wenn Dispofitionsfonds dafür da find, daß 
dann bei bejonderen Leiftungen eines Beamten daraus 
feine Tätigkeit, fein Eifer, feine großen Anftrengungen in 
entiprechender Weiſe anerkannt werden. Eine Erhöhung 
der Gehälter können wir aus foldhem Grunde nicht vor- 
nehmen. Wir begrüßen es dankbar und, ich glaube, die 
Beamten mit uns, daß wir überhaupt noch berartige 
Fonds zur Verfügung haben, aus denen wir den Beamten 
bei außergewöhnlichen Anftrengungen unfere Anerkennung 
auch in Elingender Münze ausjprechen Eönnen. 

Was jodann die Höhe der Strafen angeht, fo find 
die Strafen in Saarbrüden durch die Arbeitsorbnung ge- 
regelt. Dieje Arbeitsordnung ift jeinerzeit mit den Ver— 
trauensmännern beraten, und irgend welche Bedenken 
dagegen find nicht erhoben worden. Es iſt mir je 
bisher Feine einzige Klage zu Obren gekommen, da 
feitens der Bergwerfsdireftoren oder der beteiligten Be- 
amten in bezug auf die Höhe der Strafen bejonders 
ſcharf verfahren würde. 

Dann wurde eine Reihe von Klagen hier vorgebracdht, 
die, wie mir fcheint, das Gebiet der Grube Dudmweiler 
betreffen. Ich nehme an, da die Verhältniffe, was den 
unterirdifchen Betrieb anlangt, auf den übrigen Inſpek— 
tionen ähnlich liegen werden, daß aber vielleicht Dud— 
weiler bier namentlich genannt wird, weil der ger Ab⸗ 
geordnete Dasbach dort beſſere Beziehungen für ſeine 
te ben bat. 

Was die —5* der Waſſerleitungsröhren und ſpeziell 
die Anlage durch Schloſſer ſtatt durch Bergleute betrifft, 
jo liegt die Sache jo, daß die Waſſerleitungsröhren in 
jämtliche Hauptitredfen hineingelegt werden. Sobald 
aber der eigentliche Betrieb ee einer Förderftrede bzw. 
Abbauftrede beginnt, dann ift es Sache der Arbeiter, 
die Wafjerleitungsröhren weiter zu verlängern, genau 
wie das Berbauen jelber aud); derjelbe Arbeiter, der die 
Kohle gewinnt, hat auch zu verbauen und die Wafjer- 
leitungsröhren, die zur Beiprengung, zur Beriejelung 
dienen, weiter fortzu ya Es wäre eine Zorheit, in 
jede derartige Strede Leute zu ſchicken, die keine Berg- 
leute find, die dort die Möhren legen müfjen. Das 
wäre eine unnötige Erichwerung der Arbeiten. Es > 
dies eine mechanijche Arbeit, welche die Bergleute ebenjo 
machen Eönnen, und fie liegt im Gedinge mit darin. 

as weiß —* Bergmann. Daß es dem Einzelnen 
ſehr angenehm wäre, wenn beſondere Leute dazu hin— 
geſchickt würden, iſt ſehr klar, grade ſo, wie es ihnen 
angenehm wäre, wenn wir Leute hinſchickten, die ver 
bauen, ſodaß die Bergleute bloß die Kohlen zu fördern 
hätten. Das liegt aber alles im Gedinge mit darin: 
das Berbauen, die Wafjerleitungsröhren verlängern; und 
irgendwelche Beſchwerde, daß es den Leuten grunbfäglich 
angenehmer wäre, bie Sade anders geregelt zu willen, 
ift bisher nicht befannt geworden. An den Vertrauens— 
männerverfammlungen, die alle ser pr unter dem 
Bergwerksdireftor abgehalten werden, find bie Ber- 
trauensmänner jederzeit in ber Lage, alle lee 
geltend zu made, Und ſoweit fie folde Wünjche 
geltend gemacht haben, ijt jedesmal mit ihnen darüber 
verhandelt worden. Meinerfeits halte ich die Megelung 
diefer Arbeiten, wie fie dort üblich ift, für durchaus 
zwedmäßig. 

Bon einer weiteren Beſchwerde, die erhoben worben 
ift, muß ich annehmen, daß fie ein Mifverftändnis ift. 
Es ift von dem Her Vorrebner ausdrücklich gejagt 
worden, e8 wäre eine Bejchwerde der Bertrauensmänner 
von Dudweiler gegen den Oberfteiger Ries wegen uns 


ö— — —————üú — 


[v. Velſen, Oberberghauptmann] 


genügender Protokollierung. Nun liegt die Sache jo, 
daß in den Verfammlungen der Bertrauensmänner die 
Oberfteiger gar nicht zugegen find. Die Berfammlungen 
hält der Bergwerksdireftor ab. Es find nur die höheren 
Beamten dabei. Aus guten Gründen find bie Oberfteiger 
nicht dabei; denn man will eben, daß die Bertrauens- 
männer nicht das Gefühl haben jollen, als wenn fie in 
Gegenwart des Oberfteigerd ihre Wuͤnſche nicht recht 
ausſprechen könnten. Wenn aljo gejagt worden ift, ber 
Oberfteiger hätte das nicht richtig protokolliert, jo wird 
das wohl anders zufammenhängen. Ach vermute, daß 
vielleicht die Vertrauensmänner, die die Grube befahren 
org ‚, wie fie neuerdings das im Intereſſe der Sen 
eit des Betriebs zu tun berechtigt find, dort Sachen 
efunden haben, welche fie auch protofolliert jehen wollten. 
ch bin bereit, der Sache näher zu gehen. % vermute, 
hier liegt ein Irrtum vor; denn bei ber Bertrauens- 
männerverfammlung ift der Oberfteiger nicht zugegen. 
Wenn dann die weitere Beichwerde dahin gegangen 
ift, daß die Vertrauensmänner verjucht hätten, ze 
ihre Wünfche bei dem — We anzubringen, 
dann an ben Vorſitzenden der Bergwerfsdirektion gegangen 
wären und von bdiefem feine Antwort befommen hätten, 
fo ermwidere ih, daß mir diefer Fall nicht bekannt ift, 
daß es mir aber auffällig ift. Denn es ift bei uns 
ftändige Praxis, daß, wenn irgend jemand fich an irgend 
einer Stelle beſchwert, er J— Antwort bekommt, ſodaß 
ich mir nicht denken kann, daß — wie der Herr Ab— 
geordnete Dasbach ſagte — die Vertrauensmänner ſich 
im November 1902 an ben Vorſitzenden der Bergwerfs- 
bireftion gewandt und feine Antwort bekommen hätten. 
Das kann id; mir nicht denken. 
Dann ift der Herr Abgeordnete gefommen auf bie 
Frage einer Verſammlung der ſämtlichen Bertrauend- 
männer des Gaarreviers, welche die Vertrauensmänner 
von Dudweiler hätten arrangieren wollen, und die ihnen 
— ih will nicht jagen: verboten, aber dringend ab» 
geraten wurde. Da meine ich allerdings, daß die Sachen 
vielleicht doch etwas tiefer liegen, als man hier einft- 
weilen denken möchte. Wir wollen doch nicht vergeflen: 
wir haben in Saarbrüden vor 10 Fahren einen großen 
Streit gehabt. Ich jelbft war damals ber Boribenbe 
der Bergwerfsdirektion in Saarbrüden und bin in die 
unangenehme Lage verſetzt worden, eines Tages 2000 Berg- 
leute ge entlaffen, davon 500 auf immer. Bon biejen 
500 Arbeitern ift bis heute noch nicht einer wieder an— 
genommen. Seit ber Zeit haben wir, wie man gu Iogen 
pflegt, Ruhe im Lande gehabt. Ich mache aber fein 
pa daraus, daß ich in ber lekten Seit ein ganz un— 
eitimmtes Gefühl habe — und Wi glaube nicht, daß 
nich das täuſcht —, daß allmähli” an der Saar an» 
gefangen wird, wieder die Melodie ertönen zu lafjen, die 
hin ausklingt: alle Räder ftehen ftill, wenn dein ftarter 
Arm es will, 
(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 

Da meine ei allerdings: wenn diefe Melodie wieder 
gelungen werden follte, dann hat die Bergverwaltung 
allen Anlaß, die Augen offen zu halten, 

(jehr wahr! rechts und bei den Nationalliberalen) 
und ich kann es nur dankbar begrüßen, wenn ſeitens bes 
Vorfigenden der Bergwerksdirektion zu Saarbrüden nad 
diefer Richtung Hin aufgepaßt und gegebenenfalls recht 
ſcharf zugefaßt wird. 

(Sehr wahr! rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Leglsl. V. Geffton 1908. 
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Wir find weit davon entfernt, irgendwie das Koalitions- 
8 der Bergleute beſchränken zu wollen. Aber es iſt 
doch eine ſehr bedenkliche Sache, wenn die Vertrauens 
männer zufammentreten und nun anfangen wollen, ihrers 
ſeits behufs weiterer Ausdehnung der Befugniffe gewifler- 
maßen Generalverfammlungen zu berufen und num dort 
zu jagen: was können wir machen, um unjere Amts- 
efugniffe weiter auszudehnen? Die Herren wiffen: wir 
haben vor kurzem den Schritt getan, das wir den Ver— 
trauensmännern die Erlaubnis gegeben haben, die Gruben 
zu befahren, dieſe auf ihre Sicherheit zu unterfuchen, 
daß fie dasjenige, was fie finden, zu —8 geben 
können, und daß darauf weiter befunden wird. Das ift 
ein großes Vertrauen, das wir unjeren Bergleuten ent 
— en. Aber dem gegenüber müſſen wir aller- 
ings — erwarten, daß nun dasjenige, was wir an 
Vertrauen entgegenbringen, in gleichem Maße mit Ver— 
trauen vergolten und daß verſucht wird, auf dieſem Wege 
zu bauen und weiter zu arbeiten, daß aber nicht die Ver— 
trauensmänner auftreten und gewiſſermaßen eine General« 
verjammlung ſämtlicher Bertrauensmänner des Saar» 
revierd zufammenrufen, um unter fich zu beraten, was 
fie num machen fünnten, um weitere Einwirkungen auf 
den Betrieb auszuüben, Und da bin ich allerdings der 
Meinung, daß der Herr Vorredner fehr viel wirken 
könnte, wenn er an feinem Teil und die ihm nahe ftehende 
Prefle dazu beitragen wollte, dafür zu forgen, daß nicht 
wieder die Unruhe in die Bergleute des Saarreviers 
bineingetragen wird, die wir zu Unfang des vorigen 
Jahrzehntes zu beklagen hatten. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen und rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Bopelius, 


Bopelins, Abgeordneter: Meine Herren, es ift mir 
eine liebe Gewohnheit, bei der Beratung des Etats ber 
Berg: und Hütten» und Galinenverwaltung mid zum 
Worte zu melden, wenn ber Herr Abgeordnete Dasbad) 
fpricht, indem die nicht ungerechtfertigte Annahme bei 
mir befteht, daß derſelbe Angelegenheiten zur Sprache 
bringt, für melde aud ich ein Intereſſe babe. Im 
großen und ganzen habe ich mich heute allerdings darin 
getäufcht. ga glaubte, Herr Dasbad würde etwas 
anderes zur Sprache bringen. Ich freue mich, dak das 
nicht Bet it. Uber, meine Herren, ich bin dem 
gem Oberberghauptmann dankbar dafür, daß er den 

ppell an ihn gerichtet hat, er möge an feinem Teil das 
tun, um das zu verhüten, was er-jelbft auch immer jagt, 
daß die Sozialdemokratie Eingang in den Saarbrüder 
Bezirk befommen möge. 

Meine Herren, da ich nun einmal das Wort habe, 
geftatten Sie, daß ich nunmehr zu einzelnen Hußerungen 
verjchiedener Redner übergehe. 

Der Abgeordnete Stögel hat bedauert, daß bei ber 
Beratung der Novelle zum Berggejeg von 1892 eine 
obligatorische Arbeiterbelegiertenverfjammlung nicht einge. 
ührt worden ift. Er ift der Meinung, daß durch jolche 

rbeiterdelegierten die Unfälle in den Gruben wejentlich 
verringert würben. Er nimmt dabei Bezug, daß folche 
Arbeiterdelegierten in anderen Staaten eingeführt jeien, 
und glaubt, daß, was dort möglich ift, auch bei uns zu 
machen fei. Meine Herren, der Herr Abgeordnete Stößel 
bat num feine Statijtif vorgeführt, woburd er jeine Bes 
— begründen könnte. Er hätte zur Begründung 
einer Behauptung vorführen müſſen, daß in den Ländern, 
in welchen Arbeiterdelegierte find, auch viel weniger Un- 
fälle ftattfinden als bei uns. Das hat er micht getan. 
Deshalb kann ich feinen Wunſch nicht als — an⸗ 
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erkennen. bin im Gegenteil der Meinung, daß 
WUrbeiterbelegierte, wenn fie den Grubenbeamten beigefügt 
würden, unter Umftänden geradezu ſchädlich wirken 
önnten, indem das VBerantwortlichkeitsgefühl der Gruben- 
beamten dadurch etwas heruntergedrüdt würde; die Ver— 
anttwortung würde zum Teil auf die Mrbeiterdelegierten 
übertragen, Dadurd würde nad) meiner Meinung gerade 
das, was Herr Stögel durch die Einführung der Arbeiter- 
delegierten will, nicht erreicht, fjonbern es würbe den 
entgegengejegten Erfolg haben, indem dadurch die Sicher- 
beit nicht nur nicht erhöht, fondern im Gegenteil ver- 
mindert würbe. 

Meine Herren, der Abgeordnete Priege hat — und 
da ftimme ich ihm volltommen bei — die Bitte ausge 
fprochen, daß die Minimalgehälter der Lnterbeamten 
erhöht werben möchten, und ebenfo, daß die Oberfteiger 
das Gehalt der Oberfchichtmeifter befommen jollten. Sa 
habe früher jchon zu diefen Wünfchen mehrmals Stellung 
genommen. „9 unterftüge die Wünſche des Herrn Prietze 
vollftändig. Der Herr Minifter hat aud) jeinerjeits ſchon 
bie Berechtigung diefer Wünfche anerfannt, aber geglaubt, 
daß in Ruͤckſicht auf die finanziellen — es gegen⸗ 
wärtig unmöglich ſei, die Wünſche zu berückſichtigen. a, 
ei möchte dem Herrn Minifter — zu erwägen, 
ob durd; die Zurüdhaltung in der —— dieſer 
Wuünſche nicht die Berufsfreudigkeit dieſer Beamten, 
welche eine unendlich ſchwere rantivortung tragen, 
etwas beeinträchtigt wird, und ich bin der Meinung, daß, 
wenn man auch im allgemeinen feine rg: ber 
Sum enLe vornehmen kann, gerade ſolche Beamte 
wie bie Oberfteiger ganz entjchieden heute troß der finan- 
ziellen —* in ihren Bezügen erhöht werden ſollten. 

Der Abgeordnete Prietze Hat dann auf die Wohl- 
fahrtseinrihtungen des Saarbrüder Bezirks hingewieſen, 

mit Freude und Dank anerkannt, wie feitens ber 
Königlichen Bergverwaltung überall dort gejorgt wird, 
dab namentlich auch große — — en für die Anſäſſig— 
machung gemacht werden. Er hat den Wunjch ausge: 
Iprodhen, daß da mit Mitteln nicht geipart werden möge. 

iefem Wunſche jchließe ich mich voll und ganz an. 

Auch der Abgeordnete Gothein hat diefe Wohlfahrt: 
einrichtungen lobend erwähnt und ganz befonders bie 
Kinderſchulen und Handarbeitsjchulen hervorgehoben und 
bat fie als jehr jegensreich anerfannt. Ya, ich erkenne 
fie auch als hoch jegensreih an, möchte aber dod den 
dringenden Wunſch ausjprechen, da diefe Schulen rein 
paritätifch find, der Herr Minifter möge dafür forgen, 
daß an bieler Parität ja nichts geändert werde, daß in 
dieſen Schulen der Geijt der Unduldfamkeit nicht einziehe, 
wie diejelbe in dem neueften Erlaß des Biſchofs Korum 
zum Ausdrud kommt. 





(Bravo!) 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Hirſch (Eſſen). 


Hirſch (Efien), Abgeordneter: Meine Herren, auf 
alle die Dinge, die geftern und heute bier jo ausführlic 
und zum Teil von fachverftändigfter Seite verhandelt find, 
auf Lohnfragen, Fragen der Arbeitszeit, Grubenauffichts- 
fragen, —— der Arbeiter uſw, auch meinerſeits 
ie einzugehen, kann nicht in meiner Abficht liegen. 
Nur einen Punkt möchte ich mit drei Worten betonen. 
Wenn bier ein ſolches Gewicht von veridiedenen Seiten 
darauf gelegt wurde, daß neuerdings ein Rüdgang der 
Löhne eingetreten ift, jo muß meines Erachtens dem 
gegenüber doch darauf aufmerkjam gemacht werden, daß 
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wir jeit etwa 25 ahren, wenn wir von 1900 ab 
—— andauernd und mit nur kurzen Unter— 
rehungen ein Anfteigen der Löhne zu verzeichen gehabt 
—— Was will demgegenüber ein zeitweiliger Rückgang 
agen, der im engſten 8 ammenhang mit einer weichenden 
Konjunktur ſteht, ein Rückgang, den wir in nicht zu langer 
Friſt auch überwunden haben dürften? 

Meine Herren, ich hatte mich indes nicht zum Worte 
gemeldet, um hierbei länger zu verweilen, ſondern aus 
einem anderen Grunde. Es ift bier von jeiten bes 
Herrn Abgeordneten v. Savigny eine ftarke Lanze dafür 
gebrochen worden, daß der Sit der neuen VBergmwerks- 
direftion für die fiskaliſchen Bergwerfe nach Recklinghauſen 
verlegt werden möge. Der Gert eg Schmieding 
jeinerfeitS hat für Dortmund plädiert. eine Herren, 
Sie werden nicht im Zweifel darüber fein, daß, im 
Gegenſatz zu den beiden Herren Abgeordneten, id) der 
Ankeht bin, daß für den Sig der Direktion lediglich 
Efjen in Frage kommen kann. 


(Heiterfeit.) 


Meine Herren, der Abgeordnete v. Savigny hat gemeint, 
daß durch jeine Ausführungen die Haltlofigkeit der Gründe, 
die Herr Kollege Schmieding für Dortmund angeführt 
hat, überzeugend und fchlagend nachgeiwielen ſei. Dabei 
hat mir bejonders imponiert, daß Dortmund im Vergleich 
zu Redlinghaufen eine geradezu ungejunde Stadt jein fol. 


(Heiterfeit.) 


Das muß ich für Effen ganz entichieden ablehnen; Eſſen 
ift mindeftens fo gefund wie Redlinghaufen! 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Nun mag Herr v. Savigny überzeugt fein, daß, 
wenn ich auf feine Gründe, die er für Redlinghaufen 
angeführt hat, — eingehen würde, von dieſen Gründen 
—J nicht viel mehr übrig bleiben würde, als er von den 
Dortmunder Gründen übriggelaſſen hat. Ich enthalte 
mic) aber eines folchen näheren Eingehens, da ja bie 
Entſcheidung über die frage, welcher Ort Sitz der 
Direktion werden foll, nicht diejem Hohen Haufe zufteht. 
Nur eins möchte ich kurz hervorheben. Es gibt gegen- 
über denjenigen, die Nedlinghaufen als Sit der Direktion 
verteidigen, doch auch eine ganze Anzahl jehr ſachverſtän— 
diger Leute, die der Anficht Find, ß dieſer Sig nicht 
unbedingt und notwendig nad Redlinghaujen verlegt zu 
werben braucht, fondern daß aud andere Orte dafür in 
Betracht kommen können. Wenn ich nun hier dafür ein- 
trete, Eſſen als Sig zu wählen, fo geichieht das nur in— 
foweit, als ich die Bitte außtprechen mödte, daß von 
jeiten des Herrn Minifters die gewichtigen fachlichen und 
perjönlichen. Gründe, die für Eſſen angeführt werben, 
ebenfalls einer vorurteilsfreien Prüfung unterzogen 
werben möchten. 

Meine Herren, von den Gründen felbft hebe ich nur 
die Borteile hervor, die e8 für eine Behörde, deren 
—— eine geſchäftliche iſt, und die deshalb einen 
reien, faufmännifchen, bureaufratiich nicht eingeengten 
Betrieb haben muß, hat, wenn fie einen unmittelbaren 
Verkehr mit denjenigen zr.. und Inftituten pflegen 
kann, deren Aufgaben mit den Aufgaben jener Direktion 
ufammentreffen, 3. B. der Eifenbahndirektion, dem Kohlen» 
| nditat, dem Bergbaulichen Verein, die jämtlich in Eſſen 
* Sitz haben. Meine Herren, ein folder unmittel- 
barer Berkehr kann — da befinde ich mich in einem 
Den Gegenfag zu Herrn v. Savigny — durch einen 
chriftlichen Verkehr nicht erjegt werden. 

m übrigen halte ich es für eine ganz felbftverjtänd» 


liche artung, daß die Prüfung, die uns vom Herrn 
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Minifter zugefagt ift, eine fachliche fein wird, die alle 
Interefjen und das Gewicht aller Gründe gebührend 
würdigt. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


räfident v. Rröcher: 
geordnete Dr Oſtrop. 


Dr Oſtrop, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube, 
man würde es in meinem Wahlkreiſe nicht veritehen, 
wenn auf die Ausführungen des Herrn Vorredners nicht 
kurz geantwortet würde. Was ich in der Budget- 
—— — bereits für die lieg ii Lage der Stadt 
Nedlinghaufen in bezug auf den Direktionsbezirf aus- 
geführt habe, das könnte ich hier noch einmal mieber- 
holen. Ich will es aber unterlaffen und die Sache bis 
ur dritten Leſung verſchieben; denn da hat es erft Zwed, 
db wir und Darüber ausſprechen, wo der geeignetfte 
Ort fein wird, nachdem der Herr Kommifjar ung fein 
Urteil über feine Unterfuhung abgegeben hat. Alſo bei 
der dritten Leſung fehen wir uns wieder! 


(Heiterfeit.) 


Präfident v. Ströcher: Es ift der Schluß der 
Beiprehung beantragt von ben Abgeordneten v. Arnim, 
Lucius und Seer. ga bitte diejenigen Herren, welche 
den Antrag unterftügen wollen, fich zu erheben. 


Geſchieht.) 


Die Unterſtützung genügt. 

Zum Worte find noch gemeldet die Abgeordneten 
Dr Hirſch (Berlin), Gothein, Daub, Priege, Dr Schulg 
(Bodum), Frigen (Borken) und Dasbach. ch bitte nuns 
mehr, daß diejenigen Herren, welde den Schluß herbei— 
führen wollen, fi erheben bzw. ftehen bleiben, 


(Gefchieht.) 


Das ift die Mehrheit; die Beiprehung ift gejdlojjen. 
Zu einer perjönliden Bemerkung bat das Wort ber 
Abgeordnete Dasbach. 


Dasbach, — Der Herr Regierungs- 
—— und auch der Herr Abgeordnete Bopelius haben 
an mid) einen warmen Appell gerichtet, ich möchte doch 
dazu beitragen, daß die Sozialdemokratie im Saargebiete 
feinen Eingang finde. In diefer Bemerkung darf ich wohl 
die Behauptung finden, daß ich das bisher nicht getan 
ätte. Eine ſolche Behauptung muß ich doch bier im 

ahmen einer perjönliden Bemerkung richtigftellen. Ich 
glaube, man fann mir nichts nein, wodurch ich je 
in einem anderen Sinne gehandelt hätte, ala in dem, 
welchen ich eben hier proflamiert habe. Auch meine heutige 
Rede hatte nur den Zweck und ift nur in dem Sinne 
ehalten, um eine Beunruhigung, die fchlimmer werden 
Önnte-=zu vermeiden. ch habe öfters einen ähnlichen 
—— gehört auch in Unterredungen mit Beamten der 
Bergwerksverwaltung; ich habe alsdann die Frage geſtellt, 
welde Zatjahen man mir denn vorhalten Fünne, aus 
denen eine folche verderbliche Wirkſamkeit meinerjeits nach— 
eiwiefen werden könnte. Es ift mir nicht irgend eine 
Yufklärun — und ich konſtatiere hier, daß eine 
ſolche Kult ärung auch nicht wird gegeben werden 
fönnen. 





Das Wort hat der Ab- 


Pr v. Kröcher: Zu einer perjönlichen Bes 
merfung hat das Wort der Abgeordnete Gothein, 
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Gothein, Abgeorbneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete ge © at erklärt, daß ich meine 
Behauptung über das en von Wagen im Ruhrrevier, 
wie es vor bem großen Streik beftanden bat, ohne jede 
Kenntnis der Verhältniſſe im Nubrrevier gemacht habe. 
Sn fann bloß erklären, daß fich dieſe meine Angaben 

Bm auf die damaligen amtlihen Erhebungen über bie 
Arbeitsverhältniffe in den verjchiedenen Bergwerksdiftrikten. 

P ent v. Siröcher: Der Herr Berichterſtatter 

hat das Wort. 


Stengel, Berichterftatter: Meine Herren, befürchten 
Sie nicht, daß ich irgendwie auf die jehr reichhaltige Dis- 
kuffion noch wieder eingehen werde; indes glaube ich 
body, in bezug auf die —— eit zwiſchen 
ie Gothein und Deren Dr ulg (Bodum) darauf 

inmweifen zu follen, daß I auf Seite 56 bis 59 der 
Nachrichten über den Betrieb der Bergwerke, die in 
Staatöverwaltung ftehen, für 1901 ſehr interefjante fta- 
tiftiiche Tabellen befinden, aus denen hervorgeht, Der ſeit 
einer Reihe von Jahren der erfreuliche Nachweis geliefert 
iſt, daß eine große Steigerung der Löhne ſtattgefunden 
hat, die ſich z. B. für den Bezirk Dortmund erſtreckt von 
772 4 — im Jahre 1886 auf 1224 M im Jahre 
1901. —* iſt es auch in den anderen Bezirken. 

Es ſcheint aber auch aus der Statiſtik über die eig 
bervorzugehen, daß, ausgenommen in Oberjchlefien, in den 
meiften Revieren doc ein allmähliches Heruntergehen der 
Jahresleiftungen der Arbeiter ftattgefunden hat. Aller 
dings haben dabei ganz erhebliche —— ſtatt · 

efunden, die ja ihre Urſachen mit haben in den Ver— 
ältniffen, die der Gothein dargelegt hat. 

Da nun überhaupt alle diefe Ar — Me bier 
jet in der Disfuffion berührt worden find, jo glaube ich 
recht zu tun, wenn ich jegt noch auf ein paar andere Notizen 
—— welche ſich ebenfalls in den Nachrichten befinden. 

ach den Darlegungen auf Seite 26 der Nachrichten hat 
erfreulicherweife wiederum eine Fleine Verringerung der 
Unfälle auf den Bergwerfen ftattgefunden. Sie find 
beruntergegangen, inſoweit es fich um den Tod von Ar- 
beitern Jane, auf 1000 Dann von 1,507 auf 1,467 Fälle. 

Außerdem geht aus dem Bericht hervor, daß die vor 
einigen Jahren eingefegte Stein- und Kohlenfallkom— 
miſſion ihren Bericht veröffentlicht hat, jodaß auf Grund 
berielben jest eingehende Verſuche auf verſchiedenen 
Staatswerken jtattfinden, um zu verſuchen, inwieweit bie- 
jenigen Erfahrungen, welche die Kommiffion bei ihren 
Breifen nach auswärtigen Bergwerken gemacht hat, einen 
Vorteil veriprechen und entjprechende Einrichtungen auch 
bei uns eingeführt zu werden verdienen. 


Präfident v. KHröcher: Wir kommen zur Abs 
ftimmung. Tit. 1 des Kap. 14 ift nicht angefochten; ich 
ftelle ohne befondere Abftimmung feit, daß er vom Haufe 
bewilligt ift. 

Zit. 5 des Kap. 6 der einmaligen und außer: 
ordentlichen —.. beantragt die Budgetkommiſſion 
unter Drudia 59 —— Ich bitte diejenigen 
Herren, welche den Tite ER dem Antrage der 
Budgetfommiflion annehmen wollen, ſich zu erheben. 


(Gejchieht.) 
Das ift die Minderheit; der Tit. 5 des Kap. 6 ift ab» 


gelehnt. 
& eröffne die Beiprechung über Kap. 14 Tit. 2, — 
3, 4, — Aa, — Ab, — Ac, — 5, — 6, — 1, — 
8 — und 9. — Alle diefe Titel find bewilligt. 
ch eröffne die Beiprehung über Tit. 10. Der 
Herr Berichterftatter hat das Wort. — 
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Stengel, Berichterftatter: Meine Herren, ich will, 
da die Stunde fchon weit vorgeſchritten ift, darauf ver- 
zichten, bei diefem Titel, welcher auch über die Grund» 
entichädigung handelt, einzugehen auf eine Anregung, 
welche ich in ber Kommilfion gegeben habe. für ein 
ejegliches Borgehen zur Abftellung derjenigen Be 
Air welche für die Bergbautreibenden und auch 
für die Grundbefiger in denjenigen Gegenden, in denen 
der Bergbau getrieben wird, dadurch entitehen, daß durch 
dad Buͤrgerliche Geſetzbuch die Eintragungen in das 
Grundbuch jehr befchräntt worden find, und zwar auf 
ſolche Gegenftände, welche einen dinglichen Charakter 
haben, und daß die Zahl diefer Gegenftände, die einen 
ſolchen Charakter haben, durch das Bürgerliche Gefegbuch 
erheblich eingefchränft worden ift. Ich kann umjomehr 
darauf verzichten, als einesteild der Herr Minifter zu— 
gelogt hat, daß er dieſe Frage mit jeinen juriſtiſchen 

ten: und aud mit dem Yuftizminifterium 
eingehend erwägen wolle und eventuell darauf zurüdtommen 
würde. Ich kann aber umfomehr darauf verzichten, 
alö mir befannt ift, daß bereitd in nädjiter gi eine 
ausführlihe und motivierte Borftellung der Bergbaus 
treibenden in den nieberjchlefifchen Bezirken bei dem Herrn 
Minifter eingehen wird. 


räfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Miniſter. 


Möller, Miniſter in Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, ich darf die kurze Erklärung hier von neuem 
abgeben, die ich bereits in der Kommiſſion abgegeben habe, 
daß id jehr gern in die Prüfung der frage, aber nur 
gemeinjchaftlich mit dem Herrn Yuftizminifter werbe ein» 
treten können, da die Yuftigverwaltung in hohem Grabe 
an dieſer jchwierigen juriftiichen Frage beteiligt ift. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerſpruch nicht erhoben; der Tit. 10 iſt be— 
willigt. — Ebenjo Tit. 10a. 

Sch eröffne die Beiprehung über Tit. 11. Das 
Wort hat der Abgeordnete Letocha. 


Letocha, Abgeordneter: Meine Herren, bei —— 
Titel habe ich als langjähriger Vertreter des ober- 
ſchleſiſchen Montandiſtrikts — ich vertrete diefen Bezirk 
ichon 21 ange — vielfad) die Klagen und Beichwerden 
der Mitglieder des oberichlefiihen Knappſchaftsvereins 
über das Stnappichaftsweien in dem Hohen Haufe zur 
Sprache bringen müffen. Das lettemal erfolgte dies 
am 13. Februar v. 4 Ich habe damals bejonders her- 
vorgehoben und auch überzeugend nachgewiejen, daß die 
jeßigen Beftimmungen des Tit. 7 des allgemeinen Berg- 
gejeges über das Knappſchaftsweſen veraltet find und 
durch die Reichsgeſetze, nämlich das Serankenverficherungs- 
geſetz und das Unfallverfiherungsgefeß reprobiert und fo 
modifiziert find, daß jener Titel des Berggeſetzes unter 
allen Umftänden in Übereinftimmung mit dem Reichs- 
geles gebracht und demgemäß abgeändert werden muß. 

s find darauf abzielende Refolutionen von meinen 
politifchen Freunden mit mir fchon bei der Beratung ber 
Berggejegnovelle vom Jahre 1892 geftellt und von dem 
ra a auch angenommen worden. Sm vorigen 

ahre habe ich auch Eonftatieren können, daß die Königs 
liche Staatsregierung der Nefolution nähergetreten if, 
und daß im Minifterium bereits ein Gejeßentwurf, bes 
treffend die Abänderung des 7. Titels des Berggeieges, 
ausgearbeitet worden ift. Ich habe damals an das Mi— 
nifterium die Bitte gerichtet, diefen Geſetzentwurf, in 
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welchem nach meinem Dafürhalten den meiften Klagen 
und Beichwerden ber Mitglieder der Snappichaftsfafjen 
Nehnung getragen wird, möglichit bald dem Landtage 
vorzulegen. Es wurde dies regierungsfeitig abgelehnt 
mit Nüdficht darauf, daß in nicht zu ferner Beit eine 
Novelle zum Kranfenverficherungsgefeg bevoritehe, welche 
neue Abänderungen der Vorieriften über das Knapp⸗ 
ſchaftsgeſetz * Folge haben würde. Das würde eine 
abermalige Umarbeitung des ausgearbeiteten Entwurfs 
und neue Borlagen notwendig a: es empfehle fi 
daher, ben Erlad der Srantenverficherungsnovelle abzu- 
warten. 

Meine Herren, biefe regierungsfeitig abgegebene Er- 
flärung war aud der Grund, daß und weshalb ein 
damals von den Herren Kollegen Dr Hirſch und Stößel 
— Antrag — dem Landtage ben Geſetzentwurf recht 
ald vorzulegen — abgelehnt wurde. Ich will den Antrag 
auch heute nicht etwa wiederholen, zumal jene Ablehnungs- 
gründe überzeugender Natur find und deshalb auch be- 
rüdfichtigt werden müffen. Ich kann den Antrag heute 
um fo weniger wiederholen, als ja die Verabfchiedung 
der Novelle zum Srantenverfiherungsgefeß in brevi be= 
vorfteht; denn geftern ift der biesbezügliche Entwurf 
bereitd vom Bundesrat genehmigt worden, er wird aljo 
wahrſcheinlich noch in diefer Geffion dem Reichstag 
vorgelegt werden. Allerdings wird er in biefer ben 
Schluß machenden Seſſion wohl faum zur Verabſchiedung 
gelangen; ri nen wird dies aber in der neuen Legid- 
aturperiode in der nächiten Seſſion geliehen. Ich will 
alfo einen Antrag auf Vorlegung des Geſetzentwurfes 
auf Abänderung der berggefelichen Vorſchriften über das 
Snap fehaftöwelen heute nicht ſtellen. 

& halte mich aber für verpflichtet, einige wichtige 
Punkte, welche eine Abänderung ber Koriehriften über 
das Knappſchaftsweſen erheifchen, nochmals zur Sprache 
zu bringen. Es geſchieht dies deshalb, damit diefe Punkte 
und Hinweife in dem vorzulegenden Gejegentwurf möglichit 
Berüdfichtigung finden. 

eine Herren, bie Knappſchaftskaſſen haben feit 
jeher einen doppelten Zwed, einmal den Zwed, den 
itgliedern in Sranfheitsfällen Unterftügung Bi ge 
währen, und fobann den Zweck, den Mitgliedern bei ein» 
tretender Arbeitsunfähigkeit eine ger he zu 
gewähren. Die Knappſchaftskaſſen haben bislang dieſe 
————— Aufgabe in einer Organiſation erfüllt. 
r Verein wirkte alſo für beide Aufgaben als 
sense Nachdem nun für das Reich cin befonderes 
Kran —— — — und ein befonderes Invaliditäts⸗ 
und Altersverforgungsgeleg erlaffen worden ift, ericheint 
e3 unumgänglich, daß beide Aufgaben der Knapp— 
Ihaftsfafjen getrennt werden. Diefe Trennung 
braucht aber — wenigftend nad; meinem Dafürhalten — 
nit in der Weije zu erfolgen, daß wir gefonderte 
Kranken. und Benfionskaffen einrichten und bilden; viel» 
mehr kann die gejhicdhtlihe Organifation ber 
Knappſchaftskaſſen ald Ganzes weiter beftehen 
bleiben, doch müſſen die Rechnungen für bie 
Krankenkaſſe und die Nehnungen für die Ben» 
fionsfafje getrennt und 253* geführt 
werden. Es freut mid, konſtatieren zu können, daß 
in dem von mir erwähnten Entwurf, betreffend die Ab⸗ 
änderung bes 7. Titels des Berggeſetzes, dies auch aus- 
drüdlich vorgeicehen wird; es gejchieht dies in dem 
$ 168 jenes Entwurfs, 

Sodann ift ed notwendig und —— auch bereits 
in $ 171 jenes Entwurfs vorgeſehen, daß die Arbeiter, 
melche auf den im Bezirke eines bereits beftehenden oder 
neubegründeten ine 1a herr belegenen Werfen 
länger befchäftigt werden, ohne weiteres Mitglieder dieſes 
Snappfchaftävereins werden, daß es alfo einer befonderen 
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Beitrittserklärung dieſer Arbeiter überhaupt nicht bedarf. 
Das u es mit ſich, da alle Mitglieder mit bezug 
— den Anſpruch auf Unterſtützung bei Krankheiten und 
auf Benfion bei eintretender Arbeitsunfähigkeit gewifler: 
maßen — ſein ſollen, daß alſo das bisher in 
vielen Knappſchaftskaſſen beſtehende Verhältnis von meiſt 
berechtigten oder minder berechtigten Mitgliedern unter 
allen Umſtänden aufhört und durch Geſetz beſeitigt wird. 

Auch im oberſchleſiſchen Knappſchaftsverein beſteht noch 
eine ſolche zweiklaſſige Mitgliedſchaft. Mir liegt hier ein 
Sanitätsbericht des oberſchleſiſchen Knappſchaftsvereins 








für 1900 — es iſt das der letzte Bericht — vor. Nach 
dieſem Bericht ee im Sabre 1900 zu dem — 
on 


ſchleſiſchen Knappſchaftsverein 94 995 Mitglieder. 
dieſen Mitgliedern waren nur 45 134 ——— 
hingegen 49861 minderberechtigt. Der Unterſchled 
—— en den minderberechtigten und den meiſtberechtigten 
itgliedern iſt ein ſehr großer. Statutenmäßig haben die 
minderberedhtigten Mitglieder, obwohl fie auch Beiträge 
zu den Kaflen zahlen müfjen, nur einen Anſpruch auf 
eine Unterjtügung in Krankheitsfüllen. Werben fie invalide 
jo haben fie feinen Anſpruch * Penſion. Ich mu 
allerdings zugeben, daß man dieſem Übelftand, ſpeziell 
in Oberjchlejten, dadurd) abzubelfen verſucht bat, daß 
man auf die vielfachen Klagen der minberberedti ten 
Mitglieder den $ 62 des Statut dahin abänderte, daß 
erwerbsunfähig gewordene Minderberechtigte, fofern fie 
10 Jahre lang dem Knappichaftsverein als Mit- 
lieder angehört haben, eine Unterftügung er- 
—— bis zum Tode oder bis zum Wegfalle der 
Bebdürftigkeit. Wenn aljo bei einem minderberechtigten 
Mitgliede {don nach 8 oder 9 Jahren die Arbeits- 
unfähigteit eintritt, bekommt ein ſolches Mitglied nichts. 
Das find zweifellos Härten, die unter allen Umftänden 
bejeitigt werden müſſen, zumal im Weſten die meijten 
Knappſchaftskaſſen Eeinen Unterfchied mehr machen 
zwiſchen Minderberechtigten und Meiftberechtigten. 
Ferner wird, meine Herren, darüber geklagt, daß 
bier und dort auf Grund der ftatutarifchen Boröriften 
die zur Snappichaftstaffe gehörenden Mitglieder bei Über- 
nahme der Beihäftigung und Ausübung der Berufstätig- 
keit in einem anderen Knappſchaftsbezirk ihre An- 
iprüche an die bisherige Kaffe ganz verlieren und aud 
die bis dahin gezahlten Beträge nicht zurüdgezahlt er- 
halten. Das if meines Erachtens ganz unzuläjjig und 
darf nicht länger gebuldet werden, weil dadurch die ge- 
feglih garantierte Freizügigkeit beeinträchtigt 
wird. Sch begrüße daher im Gntwurf den $ 172c 
Abjag 1, welcher Remedur ſchafft. Er lautet aljo: 
Mitglieder der Penſionskaſſe find bei Übernahme 
von Beihäftigung im Bezirke eines anderen 
Knappſchaftsvereins in die Penfionstaffe diejes 
Vereins ohne Nüdficht auf ihr Lebensalter jofort 
in eine ihrem von Dienftalter entfprechende 
Klaſſe mit ihrem bisherigen Dienftalter aufs 
zunehmen, jofern fie eine dem Statut entjprechenbe 
Sejundheitsbefcheinigung beibringen.] 

Auch bezüglich der Berechnung der Dauer der Kafjen- 
mitgliedfchaft und bezüglich der Nichtrüdzahlung der Bei- 
träge der ausſcheidenden Mitglieder wird vielfach geklagt. 
au erfterer Hinficht wird insbeſondere verlangt, daß den 

itgliedern die von ihnen zur Ableiftung der gejeglichen 
Militärpflicht unter der Waffe zugebrachte Zeit bei Bes 
rechnung der Dauer der Angehörigkeit zur Kaffe mit ans 
gerechnet wird. Auch diefes Verlangen halte ich für ge- 
rechtfertigt, weil ja au bei den Beamten nad) dem 
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Penſionsgeſetze die Militärdienftzeit dem Dienftalter bei 
Berehnung der Penſion mit zugerechnet wird. 
as jodann die Klagen über die nicht ftattfindende 
Rüdzahlung der zur Kaſſe eingezahlten Beiträge an aus— 
ſcheidende Mitglieder anlangt, fo bejteht leider hier und 
dort noch eine Vorjchrift, auf die ich befonders aufmerf- 
fam machen muß, welde dahin geht, daß jelbit an 
rg ragen der von benfelben vor dem Eintritt 
in das Militär eingezahlte Betrag nicht rüdzahlbar ift. 
Das ift eine Härte und unvereinbar mit ben reichsgejeß- 
lichen Borfchriften über Zahlung von Prämien an 
Kapitulanten. Bekanntlich erhalten ja diejenigen Unter- 
offiziere, die 12 Jahre gedient haben — das find die alt 
edienten Kapitulanten —, bei ihrem Ausfcheiden aus dem 
— Heere außer dem Zwilverſorgungsſcheine auch 
noch aus der Reichskaſſe 1000 M Prämie ausgezahlt, 
während einige Knappſchaftskaſſen den Kapitulanten nicht 
mal das zurüdzahlen wollen, was diefe Leute vor dem 
Eintritt zum Wilitär an die Kaffe bezahlt haben. Auch 
dies se unter allen Umftänden eventuell durch das 
a eig werben. 
ine weitere und zivar eine —— — namentlich 
der oberſchleſiſchen Knappſchaftskaſſenmitglieder bezieht 
ſich auf die dortigen ſtatutariſchen Vorſchriften über den 
Nachweis der eintretenden Arbeitsunfähigkeit und die erſt 
auf Grund dieſes Nachweiſes zu gewährende Invaliden- 
penſion. Bekanntlich hat der Arbeiter den Nachweis der 
eingetretenen Invalidität zu führen. Der diesbezügliche 
Beweis darf in keiner Weiſe beeinträchtigt werden. Dies 
eſchieht aber durch das Statut des oberſ en Snapp- 
Pen tsvereins, weil dort beftimmt wird, daß darüber, ob 
ein Arbeiter eg | (invalide) geworden ober nicht, 
| lechtweg der zuftändige Knappſchaftsarzt mit dem Knapp⸗ 
ftsältejten und älteften Bergbeamten zu befinden hat. 
Das ift eine pofitive Vorſchrift, die einen Gegenbeweis 
gar nicht zuläßt. Infolgedeſſen ift vielfach in —* een, 
welche von den Arbeitern gegen die Knappſchaft a n⸗ 
kennung ihrer Invalidität und Gewährung der Penſion 
gerichtet waren, der von den Klägern über ihre In— 
validität durch Berufung auf andere Arzte und Autoritäten 
auf medizinifchem Gebiete angeftrebte Beweis nur des— 
halb abgelehnt worden, weil jtatutenmäßig vorgefchrieben 
35 daß über die Invalidität in erſter Linie der Knapp— 
haftsarzt mit dem Stnappichaftsälteften und Werks— 
beamten und in vr Linie der Knappſchaftsvorſtand 
u enticheiden babe. Sole ftatutarische Vorſchriften 
heben mit den gg der Bivilprozeßordnung für 
das Deutiche Neich im Widerfpruche, weil dort jeder 
Partei die Ernennung von Zeugen und Sachverſtändigen 
freifteht. Es ift alfo auch nach diefer Richtung Remedur 
notwendig. Diefe Remedur ijt auch in dem in Rebe 
ftehenden Gejepentwurfe vorgeiehen. Denn es werden 
dort gegen die Entfcheidungen des die Invalidität der 
Arbeiter nicht anerfennenden Knappichaftsvorftandes den 
Arbeitern noch weitere Rechtsmittel gegeben. Iſt nämlich 
der Arbeiter mit der Enticheidung des Knappſchaftsvor— 
ftandes nicht zufrieden, jo fteht ihm die Berufung an 
jein beionderes Schiedsgericht zu. Auch dieſe Schieds- 
gerichte fällen das Urteil noch nicht endgültig; es ift noch 
weiterer Rekurs an ein Oberjchiedsgericht zu Berlin 
zutäffig- Über die Bildung folcher Schiedsgerichte und 
es Oberfchiedsgerichts enthält der Entwurf Spezialvor- 
ihriften über die Wahl der Mitglieder uſw in ben 
88 1862 bis n. Ich kann diefe Beftimmungen nur 
dankbar begrüßen, weil 2 überzeugt bin, daß dadurch 
ben vielfachen Klagen und Befchwerden der Arbeiter über 
die Entiheidung des ihnen obliegenden Nachweiſes der 
Imvalidität Rechnung getragen wird, 
Meine Herren, endlich verlangen die Arbeiter, daß 
ihnen eine gewiffe und geficherte Mitwirkung bei der Ber: 
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waltung des Vereins und ber Vereinslaſſen eingeräumt 
und zugefichert wird. Hierauf bezüglich wird in $ 178 
des jeßigen Berggejeges nur —— daß bie Ber- 
waltung eines jeden Snappjchaftsvereind durch einen 
Senappichaftsvorftand unter Beteiligung der Knappſchafts- 
älteften ftattfindet. $ 180 beftimmt weiter, daß die Mit- 
glieder des Knappichaftstaffenvorftandes zur Hälfte von 
den Bergwerfsbefigern und zur anderen Hälfte von den 
Senappichaftsälteften aus ihrer Mitte gewählt werden. 
Dagegen kann man meines Erachtens nichts erinnern. 
Bon jozialdemokratifcher Seite wird allerdings volle 
Selb Arme ang der Kaſſen durch die Arbeiter 
verlangt. Ich halte dies Verlangen für unbillig und 
ungerechtfertigt, weil ja auch die Bergwerksbeſitzer bzw. 
die Arbeitgeber Ei den Knappſchaftskaſſen große Summen 
beizufteuern haben und dadurch einen Anſpruch auf die 
Mitverwaltung der von ihnen gefpeijten Rufen erwerben. 
Im Fahre 1901 betrug der Sul bes Bergfisfus für 
die wenigen oberſchleſiſchen fisfalifchen Gruben und Berg- 
werte 77731 AM, im Oberbergamtsbezirt betrugen die 
fisfalifchen Zuichüffe jogar über 3 Millionen Marf. 

Damit aber die Bertretung der Arbeiter im 
Borftande durch Knappichaftsältefte das ift, was fie jein 
foll, und wirklich ftattfindet, ift vor allen Dingen not» 
wendig, daß die Wahlen der Snappichaftsälteften frei find, 
und daß dabei jede Beeinfluffung feitens der Gruben» 
befiger und deren Beamten ausgeſchloſſen wird, Die 
Wahlen müßten durch gejchloffene Stimmzettel erfolgen. 
Es gibt aber noch Veh viele Knappichaftsvereine, in 
denen bie Wahlen mündlih zu Protokoll erfolgen. Hier 
finden leider nur zu oft Beeinfluffungen Aut. Es 
ihn viele Klagen nad diefer Richtung bin; die 

rbeiter verlangen einhellig, daß man endlich eine ge 
heime Abftimmung eintreten laffe. Sch babe die Sache 
ſchon wiederholt und aud im vorigen Jahre eingehend 
befprochen und glaube, um das Hohe Haus mit meiner 
An» und Ausführung nicht a. zu ermüden, darauf 
Degug nehmen zu bürfen. 9 nftatiere nur noch, daß 
in dem Geſetzentwurf die geheime Wahl vorgejehen wird. 
Es geſchieht dies im $ 179, ecke aljo lautet: 
Die nappichaftsälteften werden von den 
Bereinsmitgliedern auf grund geheimer 
und unmittelbarer Abftimmung aus ihrer 
Mitte gemählt. 

Zum Schluß erlaube ich mir, an die Königliche 
Staatsregierung die Bitte zu richten, den Geſetzentwurf 
über die Abänderung des 7. Titels des Berggejeges 
möglichft bald nad) Erlaß der Krankenverficherungsnovelle 
dem Landtage vorzulegen und in dieſem Geſetzentwurf 
namentlich die von mir vorgetragenen, den Arbeitern zu 
Beihwerden Anlaß gebenden Buntte und Hinweiſe zu 
berüdjichtigen, damit wenigftens auf dem Gebiete des 
Knappſchaftsweſens den mülten jozialdemokratijchen Agi— 
tationen und der Aufhetzung der Urbeiter gegen die 
Knappſchaftskaſſen als ſolche der Boden entzogen wird. 


(Bravo!) 





Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Miniiter. 


Möller, Minifter für Handel und Gewerbe: Meine 
Herren, ich glaube, der Herr Vorredner fowie das Hohe 
Haus wird mit mir einverftanden fein, wenn id) auf die 
vielen Einzelfragen nicht eingehe und mich darauf be— 
ſchränke, dem Herrn Vorredner die Verfiherung erneut 
abzugeben, die ich ihm im vorigen Jahre ſchon gegeben habe, 
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daß Re wir ernftlich einjehen, das eine Anderung des 
gt aftsgeſetzes in Tit. 7 ftattfinden muß, daß aber 
die Möglichkeit abhängig ift von dem Erlaß ber Novelle 
zum Krankenkaſſengeſeh 

Nun hat der Herr Vorredner ganz richtig hervor- 
gehoben, daß zwar die Novelle zum Krankenkaſſengeſetz, 
wie in der Zeitung fteht, geftern den Bundesrat paſſiert 
bat und demnächft — vorausfichtlich in Kürze — an ben 
Reichötag gelangen wird. habe aber meinerjeits, 
wie ich glaube, berechtigte Zweifel, daß der Reichstag 
— nad ben ng ten, die über die Gejchäftslage 
befannt geworden find — noch die Mbficht und die Zeit 
haben wird, eine derartig fchwierige Vorlage, wie bie 
Novelle zum Krankenkaſſengeſetz, zu erledigen. Ich habe 
aber bereit3 mit meinem Referenten befprochen, daß wir 
die Frage für fo dringlich halten, daß wir im nächſten 
Jahre, wenn das Krankenkaſſengeſetz rechtzeitig im Neichs- 
tage eingebradt und reditzeitig im Meichätage erledigt 
wird, uns bemühen werben, u noch im hädtten Jahre 
die Novelle zum Stnappfchaftsgejege hier im Haufe vor« 
zulegen. 

(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr Hirſch (Berlin). 


Dr Sirfch (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, 

F begrüße die eben gehörte Erklärung des Herrn 

inifterd für Handel und Gewerbe mit Freuden. Es 
erricht ein dringendes Verlangen der Arbeiter, deſſen 
rfüllung ſchon lange vertagt ift, nad) gründlicher Ver— 
befjerung der Rnappicaftsbeitimmungen wie überhaupt 
nach Verbefferung des Krankenverſicherungsgeſetzes, und 
die endliche Gewißheit, wie ich hoffe, daß beide Wünſche 
in Erfüllung gehen, wird allgemein befriedigen. 

Meine Herren, ich verzichte in anbetracht dieſer 
Ausfiht auf eine Wiederholung derjenigen Beſchwerden 
und Wünjche, die auch mir, wie dem verehrten Herm 
Kollegen Letocha, aus Bergarbeiterfreifen fort und fort 
ugehen. Ich habe nur zu bitten, einen Punkt zu berüd- 
—— der in Verbindung mit dieſer Angelegenheit 
fteht: das find nämlich die Beſchwerden, die ſpeziell aus 
Oberichlefien kommen wegen der Invalidenkaſſen einzelner 
Werke, in welche die Arbeiter diefer Werke einzutreten 
verpflichtet find, und die in den legten Zeiten banfrott 
gemacht haben. 

Meine Herren, der Bankrott einer Kaſſe ift unbedingt 
einer ber jchmwerften Unfälle, die die Arbeiterſcha 
treffen fönnen. Ganz bejonders fällt das aber ins Ge- 
wicht, wenn mit der Saffeneinrichtung ein Zwang ver- 
bunden ift, wenn eine Reihe von Wrbeitern auf Grund 
Arbeitsverhältniffes verpflichtet find, Woche für 

oche ihre Beiträge zu zahlen, fi) von den Zwangskaſſen⸗ 
ärzten behandeln zu laffen ufw, und wenn dann, wenn 
der Zeitpunkt kommt, wo gemäß den Statuten fie als 
Invalide eine Berforgung erwarten, nachdem fie Jahre, 
um Teil Jahrzehntelang ihre ſchweren Beiträge gezahlt 
aben, erklärt werden muß: die Kaffe ift nicht zahlungs- 
fähig, fie ift aufgelöft, und die Mitglieder müſſen jehen, 
wo jte für ihre — eine Verſorgung finden, er 
bei der Armenkaſſe. Ein fo ſchweres Unrecht dürfte nicht 
ferner geduldet werden. Es find mir mehrere Fälle mit- 
eteilt worden, unter anderen der Fall einer Kaffe des 
rinzen Hohenlohe, welche gänzlich zu grunde gegangen 
und von welder nicht ein Beennig ber gezahlten Beiträge 
an die Arbeiter zurüdgezahlt ift. Die Leute find in- 
zwifchen alt und f wu eworben, jie können nicht mehr 
arbeiten und haben nicht das Geringſte für die geaablten 
Beiträge herausbelommen. Ein anderer Fall liegt bei 
der Invalidenkaſſe der Redenhütte bei Zabrze vor. Diefe 
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bat, wie ich erfahre, ebenfall® Konkurs angemeldet, und 
dabei follen 90 4 der gezahlten Beiträge verloren BR: 
weiß nicht, ob die pflichtmäßige Staatliche 
Auffiht über die Kafjen in der Weife geführt ift, daß 
ein Vorwurf die damit Beauftragten nicht treffen fann. 
Jedenfalls ift es ſchwer u beklagen, daß —* Fälle 
vorfommen, und es ift in Ausficht zu nehmen, daß das 
für die Zukunft verhütet werde, Der Wunſch der ober- 
ſchleſiſchen Wrbeiter, die F nun mal auf dem Bmangs- 
joftem auf grund des Berggeſetzes ftehen müſſen, geit 
dahin, daß eine einzige oberſchleſiſche Knappſchaftskaſſe 
bejtehe, welche alle übrigen Kafleneinrichtungen in fich 
ichließt, indem fie davon erwarten, daß dieje einzige Kaffe 
ihre Verpflichtungen, die fie ftatutenmäßig zu erfüllen hat, 
- auch wirkli erfüllen wird, und daß die Arbeiter dann 
nicht mehr in ſchweren Schaden und Elend — Ich 
bitte die Königliche Staatsregierung, ſpeziell den Herm 
Minifter für Handel und Gewerbe, diejer Angelegenheit 
volle Aufmerkſamkeit zuwenden zu wollen. 


(Bravo! bei den FFreifinnigen.) 


Prafid : Die Beiprehung ift ge 
ſchloſſen. iſt nicht angegriffen; er iſt 
bewilligt. Ebenſo Tit. 12. 

Kap. 15 Tit. 1, — 2, — 3, — 4, — 4a, — 4b, 
— 46, — b, — 6, — J. — 11, 
— 12. 

Kap. 16 Tit. 1, — 2, — 3, — 4, — 4a, — Ab, 
20% ee ua a ar 10, — 11, 
N. 3 

Kap. 17 Tit. 1, — 2, — 3, — 4, — 4a, — 4b, 
— 46, — b, — 6, — ‚8-9, — 10, — 1, 
— 12. 

Kap. 18. Tit. 1, — 2, ee: 3, er, 4, —— 4a, — 5, 
— 6, — 7, — 8, — 9, — 10, — 11, — 12, — 13, 
-— 14, — 15, zn 16, — 17, — 18, 19, — 19a, — 
20, — 21, — 22, — 23, — 





ent v. Sir 
Der Titel felb 


‚1. — 10, — 


24, — 25, — 26, — 27, 
— U, — 00, WU, — U, 

Kap. 19 Tit. 1, — 2, — 3, — 4-5, — 6, — 
7, — 8, — 9. 

Kap. 20 Tit. 1, — 2, — 83, — Ba, — 4, — b, — 
6,— 7. 8, 83, — sb, — be, — 6,— i0, - 11. 

Alle dieſe Titel ſind vom Hauſe bewilligt. 

Ich eröffne die Beſprechung über Kap. 21 Tit. 1. 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr Schulg (Bochum). 


Dr Echuls (Bodum), Abgeordneter: Meine Herren, 
unter die techniichen Lehranftalten ift auch eingefchloffen 
die Geologiſche Landesanftalt, obwohl fie zu ihnen ftreng 
enommen nicht gehört. Bon den Zuſchüſſen, die in dem 

ap. 21 gefordert werden, beanjprudt die Geologiſche 
Sandesanfialt ogar ficher den Löwenanteil. Ich habe nun 
nicht die Mbficht, in dieſem Yabre von der Geologiſchen 
Landesanftalt und deren Bedürfniffen zu fprechen; i 
babe das in früheren Jahren getan, und ich betone au 
heute wieder, daß dort Bedeutendes geiäe n ift, aber 
noch viel mehr geſchehen muß; ich will auch nicht reden 
von ber mit der Geologiichen Lanbesanftalt eng ver: 
bundenen Berliner Bergakademie; ich möchte nur mit 
einigen Worten mic über die Berhältniffe der zweiten 
Bergakademie unjeres Landes, derjenigen von Clausthal, 
verbreiten, 

Meine Herren, die Bergafademie in Clausthal dient 
vorzugsweije dem Erzbergbau und dem damit aufs innigfte 
zufammenhängenden Metallhüttentveien, das Wort im 
engeren Sinne genommen, aljo dem Hüttenweſen mit 
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Ausschluß des Eifend. In den Etat ift Clausthal mit 
einer Einnahme von 68 830 M eingeftellt, denen an Aus- 
gaben 52 300 M gegenüberftehen. Das find Feine fehr 
erheblichen Zahlen für eine Hochſchule. Es En aber 
einen Einblid in die geringen, durch den Staat jelbft zu 
befriedigenden Bedürfniffe diefer Hochichule, wenn man 
bedenkt, daß die Einnahmen zum Zeil hervorgehen aus 
einer Bergbaufaffe, wo 35 732 M in diefem Iabre verfüg- 
bar gemacht werden. Hierzu kommt noch — was freilich 
für alle Hochſchulen gilt —, daß die —— von ihren 
Kollegiengeldern nicht weniger als drei Viertel an die 
Stontatalle abzuführen haben. —— man dies, 
ſo ergibt ſich, daß aus den —— taatsmitteln 
ein verhältnismäßig ſehr geringer Betrag der Bergakademie 
in Clausthal zufließt. 

Es iſt ſchon von Herrn Kollegen Schmeißer bei einer 
früheren Gelegenheit hervorgehoben worden, welch hohen 
Rufes fich die Bergakademie in Clausthal erfreut. Herr 
Kollege Schmeißer hat ihren Ruhm verkünden hören in 
fremden Weltteilen, in Afrika und, wenn ich nicht irre, 
auch in Auftralien. 

Wenn wir ung nun anjehen, wie die Fyinanzverhält- 
niſſe, insbejondere zunächſt die Befoldun sverhältniffe an 
dieſer Akademie befänffen find, jo müflen wir es aus 
ſprechen: Glausthal ift das Ajchenbrödel unter den Hod)- 
ſchulen. Der Direktor erhält eine Befoldung von 7500 AM, 
wovon aber 900 M ihm in feiner Gigenfchatt als Dirigent 
der mit der Akademie verbundenen Bergichule berechnet 
werben. Die Profefjoren haben ein Gehalt von 3800 bis 
6600 A; im Durchſchnitt ergibt fich zur Zeit ein Gehalt 
von 5114 AM. Damit ftehen dieſe Protefloten weit zurüd 
hinter den Profefjoren der Berliner Bergakademie. Es 
werben ja in Berlin alle Beamten in bezug auf ihre Be- 
joldung —* bevorzugt, und ich bin der Letzte, der ihnen dieſe 
ur ezüge irgendwie mißgönnt. Ich glaube aber, 

der Grund, den man gewöhnlich dafür anführt, 
keineswegs zutreffend ift; & laube, daß die Koften 
ber Lebenshaltung, und vor allem der Erziehung der 
Kinder in der Provinz häufig viel höher — Be⸗ 
denken Sie, meine Herren: ein Berliner Beamter iſt im 
ſtande, ſeine Söhne in Berlin ſtudieren zu laſſen und zu 
unterhalten bis zu den höchſten Examina hinauf. Ver— 
gleichen Sie damit, was für ſchwere Laſten in der Pro— 
4 einem Beamten, der feine hohe Befoldung hat, 
in diefer Beziehung aufgebürdet find! 

Auch der Bergleih mit den Provinzialhochichulen 
fällt zu Ungunften der Glausthaler Profefjoren aus. 
Auf den Techniſchen Hochſchulen it das Durchichnitts- 
gehalt der Profeſſoren in ber Provinz bekanntlich 

500 A, 1000 A weniger als die Profefforen in Berlin 
an den Hochſchulen im Durchſchnitt erhalten. Das 
würde aljo mehrere — Mark mehr betragen, als 
ben Clausthaler Profeſſoren bewilligt wird. Bei einem 
ag zn mit den Foritafabemien Felt fi) heraus, daß 
der Direktor der Forſtakademie in Eberswalde ein um 
800 A höheres Gehalt bekommt als der Direktor ber 
Elausthaler Akademie. Die zaaee find da mit 
einem Anfangsgehalt von 4100 und einem Gndgehalt 
von 6900 angeftellt. Es ift das im der unteriten 
und in ber oberften Stufe 300 M ae als den Brofefjoren 
in Clausthal bewilligt wird. Whnlich ift es bei der 
Horftafademie in Münden, die in derjelben Provinz wie 
Clausthal liegt. Dort haben die Brofefforen ein An— 
fangögehalt von 4100 M und ein GEndgehalt von 
6 A, der Direktor hat ein Gehalt von 7500 M, 
aber ohne das läftige Mebenamt des Direktors in 


Elausthal. 
Ich habe zu meiner —— ehört, daß man dazu 
übergeht, die Glausthaler Bergſchule, die mit der Akademie 


verbunden ift, jelbftändig zu geftalten und die Akademie 
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von ihr zu befreien, — man fönnte wohl auch jagen 


umgefehrt: die Bergichule von der Akademie zu be 
freien. Ein organiiher Zuſammenhang zwiichen ben 
beiden Anjtalten befteht nicht. Die Bergicule ift feine 
Borftufe der Bergakademie, fie verfolgt andere Ziele, die 
nicht nur nicht jo weit, jondern auch nad anderer 
Richtung liegen als bei der Akademie. ch hoffe, daß 
man die Bergichule in Clausthal entſprechend den Forts 
ſchritten der Technik in der Neuzeit ausgeftalten wird, 
und daß man dazu die Mittel nicht mit farger Hand 
gewähren wird. 

Meine Herren, ic fprach von den Gehältern ber 
Profefforen. Ebenjo dürftig find auch die fachlichen Aus- 
gaben, bie für die Bergafademie in Clausthal gemacht 
werden. ch jehe hier von dem Ertraordinarium ab, mo 
der Neubau der Bergakademie allerdings erhebliche 
Summen in Anſpruch nimmt. 

Meine Herren, eine Hochſchule hat nicht bloß lehrend 
ben zeitigen Stand der Wiſſenſchaft und Technik an die 
2 zu vermitteln, nein, die Lehrer einer Hochſchule 

aben auch die befondere Aufgabe, durch ihre Forſchungen 

diefen Stand der Wiffenichaft weiter zu erhöhen. Dazu 
bedarf es eines großen Apparates von Laboratorien und 
Berfuhsanftalten. * beſtreite, daß hierfür zur zeit 
bereitö genug geſchieht. Man braucht nur einen Blid in 
den Etat zu werfen, um zu finden, daß namentlich bei 
den Univerfitäten, aber auch bei den technijchen Hs 
ſchulen, mehr geſchieht als bei den Bergakademien. ein 
Wunſch und meine Bitte geht dahin, da man in Berüd: 
Eon ng diefer Verhältniffe Clausthal mit größeren Zu- 
hüfjen bedenken möge. Ich lege dieje Bitte vertrauend- 
voll dem Herrn Minifter an das Herz. 


v. Kröcher: Der Herr Oberberg- 


Präfident 
hauptmann hat das Wort. 


v.Belfen, Oberberghauptmann, Regierungstommiffar: 
Meine — ich kann nur wiederholen, was ich bereits 
in der Budgetkommiſſion dem geehrten Herrn Vorredner 

eſagt habe, daß ich ihm ſehr dankbar bin für das warme 

—2 das er den Bergakademien und Bergſchulen 
entgegenbringt, und daß wir, was ſpeziell Clausthal an— 
geht; auf demjelben Wege find und den Wunjch haben, 
ie Bergjchule und Akademie von einander zu trennen. 
Zunächſt find nur noch die Vorverhandlungen zu führen, 
und dann allerdings fommt die rage der Berhandlung 
mit dem Herrn Finanzminiſter. Der Wunfch alfo befteht, 
die Bergafademie und die Bergihule in Clausthal zu 
trennen. 

Was im übrigen die Wünſche des Herrn Vorredners 
auf tunlichfte Förderung unſeres Bergſchulweſens angeht, jo 
fann ich auch nur wiederholen: wir haben denfelben 
Wunſch, aber ich muß hinzufügen: deficiente pecu- defieit 
omne -nia, hoffe, daß wir diefen Wünſchen tunlichft 
werden Rechnung tragen können. 


Präfident v. Hröcher: Die Beiprehung ift ge 
ſchloſſen. Der Titel felbit ift nicht angegriffen; er ift 
bewilligt. 

Ebenfo Ti. 2, — 3, u, — b, — 6, — 7, — 


8, — 9, — 10 — und 11. 
3% eröffne die Beiprehung über Kap. 22 Tit. 1, 
ichließe fie und ftelle ohne bejondere Abftimmung feft, 


li 
daß Tit. 1 vom Haufe bewilligt ift. 
eröffne die Beiprechung über Tit. 2. 
$ Wort hat der Abgeordnete Dr Schulg (Bodum). 


Haus der Abgeorbneten. 26. Sitzung am 20. Februar 1903. 
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Dr Schultz (Bochum), Abgeordneter: Meine Herren, 
die Zufchüffe zu den nichtitaatlichen Bergichulen a 
nad dem Etat für 1903 22 300 M gegen 21600 M des 
vorigen Etats. Es find 700 AM mehr gefordert für die 
Bergichule zu Siegen. Siegen erhält nunmehr 4300 A 
und bat einen Etat in Einnahme und Ausgabe von 
14100 A. Die andere vom Staate jubventionierte 
Schule, die Bergichule in Eisleben, erhält 18000 AM bei 
einem Etat von 57 000 AM. babe ſchon in meiner 
vorigen Rede hingewiejen auf die Fortichritte der Technif, 
die auch eine Erweiterung des Bergichulunterrichts not: 
wendig bedingen. Ich made darauf aufmerkfam, daß die 
Elektrotechnif gerade für den Bergbau eine jo große 
Bedeutung gewonnen bat, daß fie zu einem befonderen 
Lehrgegentande auf jämtlihen Bergichulen geworden ift, 
oder doch in nächſter Zeit geworden jein wird. Man 
bedarf für den Unterricht tüchtige Kräfte, die ſelbſtver— 
ſtändlich nicht billig zu haben find. Speziell aber die 
Bergihule zu Siegen bedarf einer Erweiterung ihrer 
Organifation nach manden Richtungen. Siegen Bat jest 
nur in zwei auf einander folgenden Winterfemeitern Berg: 
fchulunterricht; darauf kommen 1450 Unterrichtsftunden, 
wovon indeflen 250 für den Elementarunterricht, der bei 
den übrigen Bergſchulen ausjchlieklic der Vorſchule über- 
—— iſt, in Abzug zu bringen ſind. Es bleiben alſo 
noch 1200 Unterrichtsftunden, bie ſich auf zwei Jahre 
verteilen. 

Wenn man einen Bergleih mit anderen Bergichulen 
zieht, fo findet man, daß die Bergfchule zu Eisleben für 
die Ausbildung zum Steiger 1440 Unterridtsftunden 
nötig hält, für die Ausbildung zum Betriebsführer 3080. 
In Saarbrüden find für die gleichen Biele 1440 und 
2840 Unterrichtsftunden — n Bochum, bei 
ber Anftalt, ber ich vorzuftehen die Ehre habe, beanjprucht 
die Ausbildung auf der Unterklaffe 1760 Stunden und, 
wenn der Schüler von ber Unterklaſſe zur Oberklafje 
übergeht, für diefe noch weitere 1440 Stunden, fodaß in 
Summa 3200 Unterrichtäftunden herausfommen. In 
Zarnowig beträgt diefe Zahl 2880. Sie jehen aljo, 
wie weit man in Siegen in bezug auf den Umfang des 
Unterrichts hinter den anderen Bergichulen zurüditebt. 

Diefer Mangel ift in Siegen jchon längft empfunden 
und ni zu Borjchlägen geführt, die im mejentlichen 
darauf hinauskommen, daß die Zahl der Stunden in der 
Bergſchule auf 1800 erhöht wird, und daß eine das ganze 
Jahr in Betrieb ftehende Vorſchule an Stelle der jebt 
nur ein halbes Jahr beanfpruchenden gefegt wird. In 
Siegen find die Verhältnifje in bezug auf die Scul- 
räume und die Lehrmittel ſehr kümmerlih. Es fehlt 
dort z.B. die Fünftliche Beleuchtung, ſodaß am Abend 
gar fein Unterricht gegeben werden kann. Die Samm- 
ungen bedürfen in mander Beziehung der Ergänzung, 
allein ausgenommen bie ausgezeichnete und von ben 
Herren, die in Düffeldorf die Ausftellung beſucht haben, 
gewiß bewunderte Sammlung der Mineralien, die aber 
größtenteild aus Geſchenken Fersen ift. 

Es ift Kar, daß ein Etat von 14 100 M für der« 
artige Erweiterungen, Bermehrungen und ai en 
nicht zugefchnitten ift. Es find erheblich höhere Summen 
nötig, und da geftatte ich mir die Bitte, daß, wenn nach 
diefer Richtung Anträge bier nad) Berlin gelangen, man 
In} 5 einen höheren Staatszuſchuß als von 4300 M 
entſcheide. 

Meine Herren, der Erzbergbau im Siegerland, der 
im weſentlichen die Bergichule zu unterhalten hat, be— 
findet fich in einer überaus traurigen Lage, und es ift 
faum zu erwarten, daß er in der allernächften Zeit fich 
wieder heben wird und reichlichere Mittel feiner Schule 
zuführen kann. Wenn man bedenkt, welch große Auf- 
wendungen der Staat für die gewerblichen Fachſchulen 
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[Bergwerfs-Etat] 


[Dr Schulg (Bochum), Mbgeorbneter] 
madt, dann muß man auch zugeben, daß für die wenigen 
Bergihulen, die eine Subvention vom Staate erhalten, 
bei weitem nicht genug geſchieht. Der Staat leiftet nad) 
dem Etat 1903 an 41 gewerbliden Fachſchulen einen 
ufhuß von 1223444 A; es kommt alio auf jede 
ule im Durchſchnitt der —— von 29840 M Das 
ift mehr, als für die beiden vom Staate fubventionierten 
Säulen aus Staatsmitteln hergegeben wird. Die Schule 
in —* bekommt etwas mehr als ein Siebentel von 
dieſem durchſchnittlichen — bes Staates. 

Über den großen Nutzen des Bergſchulunterrichts, 
wenn er in ausreichender und guter Weiſe erteilt wird, 
brauche ich mich Hier wohl nicht zu verbreiten. Meine 
Herren, im Jahre 1901 war der Wert der Bergwerks- 
produktion Preußens faft 1'/, Milliarden Mark, und es 
wurden die mineralijchen Shäke, die,diefen großen Wert 
repräfentieren, von 534 958 Bergleuten gefördert. Die 
Grubenbeamten aber, die von ben Bergichulen ausgebildet 
werben, find ein weſentlicher Faktor bei der nutbringenden 
Gewinnung jener großen Mineralihäge, und fie find, 
was aud mit Nahdrud betont werden mag, bie Be- 
ſchützer der Arbeiter, die fie gegen die zahlreichen Ge- 
fahren bed Bergbaues mit Hülfe ihrer Kenntniſſe, die 
fie auf ber Bergfchule erwerben, und ihrer Erfahrungen 
zu ſchützen und zu ſichern haben. Meine Herren, ich 
glaube, man kann es deshalb aus Gründen bes Gemein- 
wohls nur empfehlen, daß den Bergichulen auch feitens 
des Staates noch größere Mittel zugeführt werben, als 
bisher gefchehen ift. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerfpruch nicht erhoben; Tit. 2 ift bewilligt. 
Ebenio Tit. 3, — 4, — 5 — und 6. 
ch eröffne die Beiprehung über Tit. 7. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dommes. 


Dommed, Abgeordneter: Ich möchte den Herrn 
Minifter bitten, daß er im nächiten Jahre bei dieſem 
Titel eine größere Summe zu bergmännifchen Unter- 
juchungen in den Provinzen Oft- und Weftpreußen ein» 
fegen möchte. ch weiß ber gut, daß geologifche Unter 
—— dort — ſind, daß auch die Provinz ſich 
daran beteiligt; aber dieſe Unterſuchungen betreffen nur 
die Oberfläche der Erde, und wir werden da bloß auf 
einige Meter tief aufgeklärt. Ich glaube nun, da wir in 
den beiden Provinzen überhaupt noch nicht wiſſen, was 
unten liegt, daß es doch ſehr wünſchenswert wäre, dies 
einmal zu unterſuchen, namentlich da ſich Anzeichen 
—— daß ſich etwas Brauchbares im Grunde vorfinbet. 

an trifft an verſchiedenen Stellen Salzquellen, und es 
wird hin und wieder Braunkohle gefunden. 

Es wäre gerade für dieſe Provinz ſehr erwünſcht, 
wenn ſich dort ein erg Betrieb auftäte. Es 
könnte ja möglich fein, daß man Kali fände. Wenn das 
geichähe, wäre e8 jedenfalls für die Landwirtſchaft ein 
ganz befonderer Borteil; denn wir haben dort noch 
immer die hohen Frachten von Sachſen bis zu uns für 
die Kaliprodukte. ES find auch bereits in früheren 
Jahren Berjhüttungen von Rajeneifenftein vorgekommen 
in Oftpreußen. kann nicht beurteilen, ob das von 
Nugen fein kann, 

ch möchte nur nochmals ben Herm Minifter * 
ſehr bitten, daß er die Sache nicht von der Hand weile 
und uns hier helfen möge. 


(Bravo! links.) 
Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19, Leglsl. V. Seffion 1903. 
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. dent v. Mröcher: Das Wort hat der Herr 
Oberberghauptmann. 


v. Velfen, Oberberghauptmann, Regierungstom- 
miffar: Meine Herren, wir haben bereits mehrfach durch 
bie Geologifche Landesanſtalt in manden Gegenden von 
Oft und Weitpreußen unterfuchen laffen, wo eventuell 
Ausfihten vorhanden find auf unterirdiihe Schäte, und, 
wie vielleicht dem Herrn Vorredner bekannt ift, haben 
wir auch im Sabre 1900 und 1901 eine größere Tief- 
bohrung in Dftpreußen bei Heilsberg veranftaltet, an 
einem Punkte, der uns beſonders ausſichtsvoll dünkte, 
wenn überhaupt in der dortigen Gegend Kaliſalze oder 
andere wertvolle erg en vorhanden wären. Die 
Bohrung ift bis auf eter Tiefe heruntergegangen 
und hat recht beträchtliche Koften —— 3* aber 
keinerlei von den erhofften Reſultaten ergeben. Gleich— 
wohl werden wir darin nicht nachlaſſen, ſondern bei ge— 

ebener Zeit weitere Unterfuchungen ind Auge faffen. 

nftweilen find Apparate und Mittel anderweitig feft- 
gelegt. Wir werden aber, wie gejagt, die Sache im 
Auge behalten, und der Herr Vorredner kann überzeugt 
fein, daß, ſoweit Mittel und Bohrapparate zur Verfügung 
het auch in Dft- und Weftpreußen von neuem Ver— 
uche in dieſer Richtung gemacht werden. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerſpruch nicht erhoben; der Titel ift bewil- 
ligt. — (Zit. 8 fällt aus.) — Ebenfo find Tit. 9 und 
10 bewilligt und damit die ganzen dauernden Aus- 


gaben. 
ch gehe über zu den einmaligen und außer- 
ordbentlihen Ausgaben. ch eröffne die Beſprechung 
über Kap. 6 Tit. 1 — und 2, — ſchließe die Beſprechung 
und ftelle feft, daß Tit. 1 und 2 bewilligt find. 
ch eröffne bie Beiprehung über Tit. 3. Das Wort 
bat der Abgeordnete Letocha. 


Leto Abgeordneter: In diefem Titel werben 
für Waflerzuleitungsanlagen für die Ortſchaften 
Bielſchowitz, ulsdorf und Kunzendorf des Kreiſes 
Zabrze in Oberſchleſien 280 000 AM verlangt. Ich be— 
rüße die Poſition, weil nunmehr auch ben genannten 

ſchaften endlich das erforderliche Trinkwaſſer zugeführt 
werden fol. Bis jetzt wurden nur die dortigen fis— 
Ealifchen Gebäude mit Trinkwaſſer verjehen, weil die 
beftehenden Hauptwafferleitungen unzureichend waren, 
Nachdem indes im Oberfehlefiteien Bergrevier eine neue 
Hauptwafferleitung bergeftellt worden, kann und foll aus 
derfelben nunmehr a den genannten Gemeinden das 
nötige Trinfwafler zugeführt werden. Dazu find felbft« 
verftändlih WUnjchlußleitungen nad der SHauptleitung 
erforderlich. 

Die Unkoften für dieſe Anſchlüſſe follen vom Fiskus 
getragen werben und werben mit 280000 AM im Etat 
ausgeworfen. Wir haben, meine Herren, im vorigen 
Jahre im Hohen — beſchloſſen, daß auch andern 
waſſerarmen Ortſchaften des Kreiſes Tarnowitz aus der 
neuen Hauptleitung Waſſer angeführt werben müſſe. 
Es waren dies die Gemeinden: Bobrownik, Neu-Repten, 
Trockenberg · Blechowka⸗Lazarowka, Radzionkau, Stollar- 
owitz, Friedrichswille, Wieſchowa und Bilzendorf- 

ilkultihüg des Kreiſes Tarnowitz. Die dort 
notwendigen Anfchlußleitungen an die Sauptwafler- 
leitung haben eine Gefamtlänge von 2550m. Die 
Koften für diefe Anjhlüffe betragen etwa 250 000 M 
Nun ift damals mitbefchloffen worden, daß die genannten 
Ortſchaften diefe Unkoſten felbft tragen müſſen. Hin— 
egen ſollen die Koſten für den Anſchluß der im Kreiſe 
—J belegenen Gemeinde Bielſchowitz — dem 
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[Bergwerts@tt] 


[Letocha, Abgeordneter] 

diesjährigen Etat vom Fiskus getragen werben. 9 
meine, daß die waſſerarmen Ortſchaften des Kreiſes 
Tarnowitz nicht fchlechter behandelt werden dürfen als 
die Gemeinden des Kreiſes Zabrze, daß aljo auch bie 
Koften für die Anjchlußleitung für Bobrownik, Neu— 
Repten uſw ebenfalls vom Fiskus übernommen werden 
follten, zumal ja diefe Koften in feinem — ſtehen 
zu dem Anlagekapital von über 4 Millionen Mark. 
Es empfiehlt ſich deshalb — als Gebot der Ge— 
rechtigkeit, daß auch dieſe reg ie ebenjo 
wie die Koften für den Anjchluß von Bielſchowitz uſw 
in den Etat eingeftellt werden. Für diejes Jahr iſt dies 
freilich kaum möglich, es kann dies aber in dem Etat 
für das Jahr 1904 geichehen. Meines Wiffens ift ein 
diesbezüglicher Antrag an die — Miniſter, den 
Miniſter der Finanzen, den Miniſter für Handel und 
Gewerbe, den Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts- 
angelegenheiten, von den —— — übrigens armen — 
Gemeinden bereits gejtellt worden. Ich bitte den Herrn 
Minifter, diefem Antrag ftattgeben zu wollen. 


(Bravo! im Sentrum.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Operberghauptmann. 


v. Velſen, Oberberghauptmann, Regierungstom- 
miffar: Meine Herren, ich möchte doc darauf hinweifen, 
daß die Leitung für ——— Paulsdorf, Kunzendorf 
einerſeits und ar Bobrownit, Neu-Repten uſw anderer- 
jeitS zwei Dinge find, die, wie man zu fagen pflegt, auf 
wei ganz verichiedenen Seiten ftehen. In Bielihomwit, 
aulddor und Kunzendorf handelt es fih um die Ber: 
längerung unferer fisfaliihen Wafferleitung in Ort: 
(haften, unter denen ber fifaliiche Bergbau demnächit 
umgeben wird, wo wir aljo ein direktes Intereſſe haben, 
und, falls wir zn unferen Bergbau etwa ſpäter den 
Ortichaften das Waſſer — ſollten, wir auch die 
Verpflichtung haben, ihnen Waſſer zu ſchaffen. 

vas ganz anderes iſt die Sad mit Bobrownik, 
Neu-Repten uſw, vor allem auch in Nadzionkau. Die 
DOrtichaften im Kreiſe Tarnowig, die von dem Kern 
Vorredner erwähnt worden find im vorigen Jahre, find 
vorftellig getworden: nachdem wir einmal eine Wafler- 
leitung gebaut hätten, möchten wir ihnen doch auch das 
Wafjer überlaffen. Und damals hat der Herr Bor: 
redner ausdrüdlich erklärt, die Ortſchaften würden felbit- 
verftändlich jehr gern die Koften des Anfchluffes ſelber 


bezahlen, 
(hört, hört!) 

wir möchten ihnen nur Waffer geben. Nachdem wir 
nun erklärt haben: ja wir haben exit verhandelt mit 
anderen Verwaltungen, die Waffer geben wollten, haben 
wir fchließlich gefagt: jo unbequem es uns ift, wir wollen 
doch den Ortſchaften das Waffer überlaffen. Nun kommt 
der Herr Borredner und jagt: baut ihnen nun auch die 
Leitung. Davon ift aber damals gar nicht die Rede ge- 
wejen. Meine Herren, im Gegenteil. Sie haben aus» 
drüdlich gejagt: wir möchten nur den Anfchluß geftatten, 
bezahlen würden die Anfchlußleitungen die Ortſchaften 
ganz ſelbſtverſtändlich. 

Ich verjtehe es ſehr wohl und gönne es den Ort- 
ſchaften von Herzen — vor allem gönne ich es auch dem 
Orte Radzionfau, der Vaterſtadt des Herm Bor- 
rebners —, daß fie mit möglichft billigen Koſten das 
Waſſer befommen. Aber ich möchte betonen: es ift voll» 
fommen gegen die Abrede. Im vorigen — iſt davon 
ger nicht die Rede geweſen. Wir haben feine Mittel im 


26. Sigung am 20. Februar 1903. 


1748 


Etat, und wie die Sache fi in Zukunft geftalten möge, 
kann ich noch nicht überjehen. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Letocha. 


Letocha, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
allerdings im vorigen Jahre darauf bingewiefen, daß 
— Ortſchaften im Tarnowitzer Kreiſe, die An— 
ſchluß an die Hauptwaſſerleitung erlangen, die Koſten 
felbft * würben. Das iſt ja allerdings richtig. Wenn 
aber im diesjährigen Etat die Koften für die Anſchluß— 
leitungen im Rreite Babrze vom Fisfus getragen, werben, 
dann ift es gleichfam felbftverftändlich, daß ich eine gleiche 
Behandlung der Gemeinden des Sreifes Tarnowitz jetzt 
anregen und verlangen fann. 

egierungsfeitig wird biergegen eh, daß im 
Sie Say der fiskalifche Bergbau die erarmut her- 
beigeführt habe, und daß daher der Fiskus auf feine Koften 
diefen Orten das erforderlide Wafler zuführen müffe, 
daß Hingegen im Sreife Tarnowig ber Waflermangel 
durch Privatbergbau entftanden fei. Dies ift allerdings 
richtig; aber Bergbau bleibt Bergbau. Auch die Ort- 
ſchaften im Sreife Tarnowig haben lebigli durch den 
Bergbau das an reichlich vorhandene Zrinf- und Ge- 
brauchswaffer verloren, und es wurde allfeitig anerkannt, 
daß e3 den wafjerarmen Gemeinden aus ber neuen Wafjer- 
leitung zugeführt werden müſſe. Diefe armen Gemeinden 
wenden Es num an die Herren Minifter und bitten, daß 
man fie in bderielben Weile behandelt wie die mwafler- 
armen Gemeinden des Kreiſes Zabrze, daß alio ber 
Fisfus auch ihre Anfchließungskoften übernehmen möchte, 
und daß auch diefe Koften ebenfalls in den und mit den 
von ben Gemeinden zu zahlenden Waflerzinfen verzinft 
und getilgt werden. 

ieſe Bitte ift im fich berechtigt und liegt auch im 
Gebiete ausgleichender Gerechtigkeit; ich befinde mic alſo 
auch mit meinen früheren Ausführungen nicht im Wider- 
fpruch, wenn ich heute die Bitte unterjtüße; ich trete nur 
für die Ortfchaften ein, die ich in diefem Hohen Haufe 
zu vertreten die Ehre habe. Es liegt, wie ich wiederhole, 
ein darauf abzielender Antrag der beteiligten Gemeinden 
den Herren Minijtern vor. halte mic als Vertreter 
ber bittenden Gemeinden für verpflichtet, diejen Antrag 
hiermit nochmals zu befürworten, 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge 
ſchloſſen. Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Stengel, Berichterjtatter: Meine Herren, es handelt 
fi) bei dieſem Titel gemwiffermaßen um die Erfüllung 
einer rechtlichen Berpflicdtung des Staates. Den Ort- 
ichaften, welche hier genannt find, wird das Waſſer ent» 
ogen durch den jtaatlichen Bergbau, und der Staat er— 
Pal nur eine Pflicht, wenn er den Ortichaften das 
Waffer wieder ſchafft. Wenn es fich um andere Ort- 
ichaften handelt, bei denen dieſelben Verhältniſſe nicht 
vorliegen, fo liegt das auf ganz anderem Boden. 
glaube nicht, da wir überhaupt in der Lage fein werben, 
den Gemeinden, von denen Herr Letocha jpricht, Wafler 
zu geben, wenigftens nicht umjonft und unter Übernahme 
er Koften der Zuleitung. 


Präfident v. Kröcher: Widerfpruc gegen den 
Titel ift nicht erhoben; der Titel ift bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Zit. 4 Das 
Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Stengel, Berichterftatter: Meine Herren, es handelt 
ſich hier um eine ziemlich) bedeutende Erwerbung, nämlich 
um die Erwerbung bes Mitterguts Chorzow-Domb für 
den Preis von 1700000 M, wovon für diefen Etat 





[egwe 3X 


[Stengel, Berichterftatter] 
425 000 M. als Teilbetrag gefordert werben. Unter diefem 
Rittergut geht ſchon feit langen Jahren der Bergbau des 
Bergwerks König um, und es haben auch ſchon feit langer 
Zeit Verhandlungen ftattgefunden, um diejes Nittergut 
u erwerben. Es ift das ganz entichieden im Intereſſe 
e3 Staatsbergbaues, weil, wie die Qagerungen dort find, 
ſehr bedeutende Schädigungen der Oberfläche u erwarten 
nd. Nebenbei ift es bei der fortwährenden — der 
Bevölkerung nicht unwahrſcheinlich, daß mit der Zeit dort 
auch Bebauungen ftattfinden. Wenn jett nicht zugegriffen 
wird, jo würden mit der Zeit ganz außerordentliche often 
für den Staatäbergbau entftchen. Ich kann Ihnen namens 
ber ommiffion nur empfehlen, den Poften zu bewilligen. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerfpruh nicht erhoben; der Titel ift be 
willigt. — (Tit. 5 ift bereitö vorhin erledigt.) — 

Ebenfo find Tit. 6, — T — und 8 bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über die Nachrichten 
von dem Betriebe der unter der preußiichen Berg», 
Hütten-e und Galinenverwaltung ftehenden Staatswerke 
während des Gtatsjahres 1901, are Nr 8 — 
ichließe die Beiprehung und ftelle ohne befondere Ab- 
ftimmung feft, daß fie durch Kenntnisnahme für erledigt 
erklärt find. 

Damit ift der Etat der Berg:, Hütten- und Salinen- 
verwaltung feftgeftellt. . 

Meine —— mit Rückſicht darauf, daß nicht anzu- 
nehmen ift, daß wir heute den Etat der direften Steuern 
noch erledigen können, ſchlage ich Ihnen vor, ſich jetzt 
zu vertagen. — Damit ift das Haus einverftanden. 

Es wünſchen auszujdeiden: 

aus der Petitionskommiſſion: 
der Abgeordnete Dr Oſtrop, 
aus der Sufigfommiffion: 
der Abgeordnete Dr Erüger (Bromberg), 
aus der Budgetfommiffion: 
die Abgeordneten Beuchelt, v. Glebocki und 








Dr Hirſch (Berlin), ferner (nur für heute) 
die eordneten dv. Waldow- Fürftenau, 
Windler, Dr Friedberg, Wallenborn und 


Dr am Zehnhoff. 

Widerjpruch dagegen erhebt 1 nit. — lade 
die betreffenden Abteilungen ein, die Erſatzwahlen vor- 
zunehmen. 

Die nähfte Sitzung ſchlage ich vor abzuhalten 
morgen, Sonnabend, Vormittag 11 hr mit folgender 
Tagesordnung: 

1) Erfte und zweite Beratung bes Gejeßentwurfs, 
betreffend die Crmeiterung des Stabtkreijes 
Gelſenkirchen. — Drudiahe Nr 54. 

2) Erfte Beratung des Gejegentwurfs, betreffend 
die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſen— 
bahnverwaltung. — Druckſache Nr 37. 

3) Fortſetzung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903, 
und zwar: 

Senba m — Drudjahen Nr 6, 
A Zu Nr 6, B Zu Ni 6,7, Zu Nr 7, 24, 53, 

Das Haus ift mit diefer Tagesordnung einverftanden; 
fie fteht feſt. 

Ih ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Situng 3 Uhr 15 Minuten.) 
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Ergebnis der Wahlen 
zur XI. Kommiſſion für die Borberatung 


a) des Gefegentwurfs, betreffend die Gebühren der Me— 
dizinalbeamten, Drudjadhe Nr 35, 

b) des Entwurfs eines Ausführungsgefeges zu dem 
Neicheneiehe, betreffend die Bekämpfung gemeins 
gelahr icher Strankheiten, vom 30. Juni 1900 (R. ©. Bl. 

. 306 u, flg.), Drudjahe Nr 40. 


(Vergleiche den ftenographlichen Bericht ber 22. Situng, Spalte 1474.) 


I. Abteilung: Abgeorbneter v. Davier, Landrat a. D., 
Rittergutöbefiger 
5 Gottichalt, Gutsbeſitzer 
. v. Kölichen, Landichafts- 
direftor, Deihhauptmann 


II. ‚ ‚ Dr v. Korn-Rudelsdorf, 
Majoratäbefiger, 
Schriftführer 

. v. Lingenthal, Ritterguts- 


bejiger, Sreisdeputierter, 
Oberleutnant a. D. 

“ Frhr v. nina ai, Sr 
rum, Kammerherr, Ritters 
— Rittmeiſter 
a. D. 


III. Schall, Prediger 
Wilckens, Rittergutsbe— 
beſitzer 


Brütt, Geh. Negierungs- 
rat, Landrat 
Dr Se 
Schriftführer 
> Rieſch, Geh. Negierungs- 
rat, Landrat 


IV. . Landrat, 


. Dr Endemann, Geh. Sa— 
nitätsrat,  Bizebürger- 
meifter 


Y, . . Knobloch, Bürgermeifter 
. Dr Martens, Arzt, Sreis- 
deputierter, Stellver- 
treter des Borjigen» 
den 


« Dr Morig, Sanitätsrat, 
prakt, Arzt 


Dr Ruegenberg, Sanitäts- 
rat, Arzt 
. v. Savigny, Landrat 
, Schwarze, Amtsgerichts: 
rat, Schriftführer 
Wellftein, Oberlandes⸗ 
aaa, Borfigen- 
er 


Vu. 5 s 


. Dr Langerhans, Arzt, 
Stadtverordnetenvor- 


fteher 


. Pohl, Major a. D., Ritter- 
gutsbeſitzer 


—— — 


Drud und Berlag: W. Moeſer Buchdruderei in Berlin. 
126* 
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27. Sigung. 


Sonnabend den 21. Februar 1903. 


Spalte 
Erjte Beratung des Geſetzentwurfs, betreffend die 
Erweiterung des Stabtfreifes Gelfentirchen. — 
Druckſache Nr 54 ................... 1754 
Beſtermannnn E 1754 
Kirſch (Düffeldorf) ........... 1755. 58 
Dr Freund, Geb. Oberregierungsrat .. 1757 
Fritzen (Borken) ................ 1758 


Erſte Beratung des Gefeßentwurfs, betreffend 

die Bildung eines Ausgleihsfonds für Die 
Eifenbabnverwaltung. — DrudiaheNr37.. 1759 
Frhr v. Rheinbaben, Finanzminifter 1759. 97 


I) RN 1766 
1 EEE 1770 
PER DERTONTETTURTTT 1776 
Budde, Minifter der öffentlichen 

EDEN ern een 1779 
DE Satleee 1783 
ee NEE 1791 
EIERN FON 1800 
De WERE een 1803 

Zur Gefchäftsordnung. 

Graf Praſchma ................. 1805 
DOREEN een 1806 
2 PETERS TEE 1806 


Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Kröcher: Ich eröffne die Sigung. 
Das Prototoll führt der Abgeordnete Weyerbuſch, 
die Nebnerlifte der Abgeordnete Hittler. 
Das Protokoll über die geitrige Sigung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus. 
Es find in das Haus eingetreten und zugeloft 
worben: 
der V. Wbteilung der Abgeordnete Graf v. Spee, 
der VI. Abteilung der —— v. Keſſel. 
Ich erſuche den Hern Schriftführer, das Ergebnis 
ber geſtern vollzogenen Erſatzwahlen zu Kom» 
miffionen zu verleſen. 


Kittler (Thorn), Schriftführer: An Stelle der Ab— 
geordneten Dr Oſtrop, Dr Grüger (Bromberg), Beudelt, 
v. Gleboeki, Dr Hirſch (Berlin), v. Waldow-Fürftenau, 
Windler, Dr Friedberg, Wallenborn und Dr am Behn- 
boff find gewählt worben 

in die Betitionstommifjion: der Abgeordnete 
Kaute, 


Berhandl. d. Hauſes d. Abg. 19. Leglsl. V. Seffion 1908. 
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in - Juftiztommiffion: der Abgeordnete 
eruth, 

in die Budgetfommijfion: die Abgeordneten 
Dr Wolff-Gorti, Dasbah und Dr Srieger 
(Königsberg), ferner (nur für geftern) Die 
—— — v. Dobeneck, v. Neumann⸗ 
— acco, Gahensy und Graf 
raſchma. 


t v. Rröcher: Bon dem Herrn YJuftiz- 
minijter ift 
ein Gejegentwurf, betreffend die Anderung von 
Amtsgerichtsbezirken, 
eingegangen. — Drud und Berteilung besjelben ijt ver- 
anlaßt. “ 
Der Herr Minifter für Handel und Gewerbe 
bat zwei Abdrüde 
einer amtlichen Fyeititellung über die Zufammen- 
fegung der Handelsfammern und der Borjtände 
der faufmännijchen Sorporationen nad der Zu— 
gehörigfeit ihrer Mitglieder zur Gütererzeugung 
und Güterverteilung in Preußen nach dem Stande 
vom 1. September 1902 . 
überfandt. Diejelben find der Bibliothek des Haujes 
übermwiejen worden, 


A Wir treten in die Tagesordnung. Erſter Gegen— 
and: 

Erfte und zweite Beratung des Geſetz⸗ 
entiwurfs, betreffend Die Erweiterung des 
——— Gelſenkirchen. — Druckſache 

r 54. 
Ich eröffne die Generalbeſprechung. Das Wort 
hat der Abgeordnete Weſtermann. 


Weſtermann, Abgeordneter: Meine Herren, der 
vorliegende Geſetzentwurf über die Erweiterung des Stadt» 
freifes Gelſenkirchen unterjcheidet fi von den Gejet- 
entwürfen über die Eingemeindung von einzelnen Be- 
zirfen, die wir bis jetzt verabfchiedet haben, dadurch, daf 
es fich bier nicht handelt um die Inkorporierung Fleinerer 
Borortgemeinden, ſondern hier eine größere Zahl von 
Landgemeinden mit der Stadt Gelfenfirhen zu einer 
groben Stadt zujammengelegt werden ſollen. Es find 
as die Landgemeinden Bismard, Bulmke, Hüllen, Ueden- 
dorf, Schalte und Hehler. Die auf dieje Weile ent- 
ftehende Großſtadt Gelſenkirchen würde einen Fylächen- 
inhalt erhalten von 3083 ha mit 133 151 —— 
Die Stadt Gelſenkirchen wirft in dieſe Gemeinſchaft nur 
hinein 262 ha und 37 784 Einwohner. 

Meine Herren, ein Blid auf die ung mit übergebene 
Karte aeigt zur Genüge, wie notwendig es ift, dieſen 
dichtbevölferten Bezirk zufammenzubringen, damit derjelbe 
zunächſt eine einheitlihe Verwaltung erlangt, und dann 
auch in polizeiliher Beziehung diejenige Ginheitlichkeit 
bergeftellt wird, die unbedingt notwendig ift und an der 
es jeßt bei den burcheinanderlaufenden Grenzen | fehlt, 
und jchlieglich find die Aufgaben auf kommunalem Ge- 
biete in den in Frage fommenden Gemeinden, die Auf- 
aben in der zwedmäßigen Bebauung dieſes großen 

ezirkes, die in ber —— eines den neuzeitlichen 
——— genügenden Schlacht- und Biehhofes und 
einer zwedmäßigen Sanalifationsanlage beftehenden Auf: 
aben jo groß und umfangreich, und jtellen jo bedeutende 
nforderungen an bie Khanzielle Kraft, daß die ein- 
elnen Gemeinden nicht in der Lage fein würden, den» 
{eben zu genügen, vielmehr nur ein großes leiftungs- 
fähiges Gemeindewefen deren Löfung unternehmen kanı. 
Es ift ja nun in der Vorlage noch weiter gefagt, auch 
von anderen Gefichtspunften aus, z. B. dem * Stärkung 

zi 
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IGeſetzentw., betr. die Erweiterung des Stadtkreiſes 
_ Geltentirchen] RER 


[Weftermann, Abgeordneter] 


des Mitteljtandes in der neuen Stadt, fei die Vorlage 
zu empfehlen. ch — indes, das Übrige genügt 
vollſtändig, um die Notwendigkeit der Bildung dieſes 
neuen Großſtadtbezirkes zu begründen. 

Allerdings ſtößt man bei Betrachtung dieſer Vorlage 

doch auf die Frage: was ſoll nun werden aus dem ver— 
bleibenden Reſtteile des Landkreiſes Gelſenkirchen? Die 
Vorlage ſagt darüber: der verbleibende Teil iſt noch groß 
enug, um als eigener Landkreis lebensfähig zu ſein. 
s handelt fi bei dem verbleibenden Reſtkreiſe um 
4693 ha und 101320 Einwohner, die über eine Steuer- 
kraft von 583 000 A verfügen. Nun muß man unbedingt 
“ zugeben, daß die Leijtungsfähigkeit diejes Kreiſes über 
allen Zweifeln erhaben ift. Dagegen ift in der Vorlage 
doch nicht angeführt, daß diefer demnächſtige Kreis Geljen- 
firchen eigentlih aus zwei getrennten Gebieten beiteht, 
aus einem Bezirt Wanne-Eidel und aus den Bezirk 
Wattenſcheid. laube, mit der Bildung der Groß— 
ftabt Gelſenkirchen Ih der erite Schritt zur Aufteilung 
des ganzen Landfreifes Gelſenkirchen geichehen. Ich 
meine, nad) Lage der Dinge wird —* nichts weiter 
übrig bleiben, als den Bezirk Wanne-Eickel demnächſt 
auch zu vereinigen — es würde dadurch eine größere 
Stadt gebildet werden — und den übrig bleibenden 
Bezirk zum Teil zum Landkreiſe Bochum zu ſchlagen. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


36 will allerdings hierüber feine Frage an den Herrn 
inifter ftellen, weil ich glaube, e8 liegt das im Intereſſe 
der ruhigen Weiterentwidlung diejer —— ch 
will nur ſagen, die angeführten Gründe für die Zu— 
ſammenlegung der genannten Gemeinden find jo gewichtige, 
daß ich die Annahme der Vorlage dringend empfehlen 
kann, und zwar die Annahme ohne Kommiljionsberatung. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. ſtröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Kirſch. 


Kirfch, Abgeordneter: Meine Herren, da die be 
teiligte Stadtgemeinde und die beteiligten Landgemeinden 
ihre Einwilligung zu der Bildung der Großftadt Gelfen- 
kirchen gegeben — ſo werden meine politiſchen Freunde 
im allgemeinen keine Bedenken gegen dieſe Geſetzesvorlage 
haben. Aber es ift bei dieſem Gejegentiwurf doch in 
mander Beziehung, namentlich in der Begründung, etwas 
anders —— worden wie bei den anderen Geſetz- 
entwürfen, die wir über ähnliche Materien hier bereits 
gehabt haben. So ijt es eigentümlich, daß in dem Ent- 
wurf die Berfonalien des Bürgermeifters und der Amts- 
männer geregelt und genau feftgelegt worden find für 
eine längere Zahl von Garen. 


(Sehr wahr! im Bentrum.) 


Ferner fteht in der Begründung ein Pafjus, von dem ich 
eroünjcht hätte, daß er näher durch Angabe tatjächlichen 
aterial® flargelegt worden wäre. 

Ich glaube, der Herr Borredner hat jchon davon 
geiprochen, daß der Mittelftand durch die Eingemeindung 
efördert werde. Es heißt auf Seite 29, der Mittel 
Kand babe eine feiner wirtichaftlichen Bebeutung ent» 
fprechende Vertretung bisher nur in der Stadt Geljen- 
firhen gehabt, während in den Landgemeinden die Groß- 
induftrie, aljo das induftrielle Kapital, überwiegend ge- 
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weſen jei, und man erhoffe nun eine Anderung dieſes 
uftandes durch die Eingemeindung. Meine Herren, es 
ehlt uns in diefer Beziehung jeglicher Überblid, da uns 
die Steuerverhältniffe, woraus I: feftftellen ließe, wie 
die Gemeindeverordneten gewählt werden, und welchen 
Parteien fie bisher angehören, hier nicht mitgeteilt 
worden find. Es fehlt alfo jedes Material für Die 
Prüfung, ob die Wähler beijpielsweife der erften Klaſſe 
infolge der Eingemeindung ſich jo vermindern werben, 
daß fie den Einfluß, den fie bisher in den Landgemeinden 
gehabt haben, in der neuen Gemeinde nicht haben 
werden. 

Daß aber in Gelſenkirchen der Mittelftand eine 
feiner wirtichaftlihen Bedeutung entiprechende Vertretung 
in der Stadtverordnetenverfammlung eigentlich nicht hat, 
ergibt fi) daraus, daß dort im Wuguft 1902 das 
Zwölftelungsprinzip bei den Stadtverordnnetenwahlen eins 
gerührt worden ih, und fol diejes Zwölftelungsprinzip, 

iefes Wahljtatut auch für die neue Stadtgemeinde mat. 
gebend fein. In legterer Beziehung gebe ich ja zu, daß 
vorläufig eine Abänderung nicht mohl a ift, weil 
jonft die Bildung der neuen Stadt und die Bildung einer 
ordnungsmäßigen Vertretung für die erfte Zeit nicht vor 
fih gehen könnte. Aber die Tatſache, daß Geljenkirchen 
die Zwölftelung, die Abweichung von dem Prinzip, wel: 
ches das Geſetz als Regel ftellt, beichlofjen hat, läßt doch 
erkennen, daß der Mittelftand nicht bie ausreichende Ver: 
tretung dort beſitzt. Wenn in allen denjenigen Ge— 
meinden, in welchen in Abweichung von dem vom Geſe 

feſtgeſetzten Prinzip die Zmölftelung oder die andere win 
dem Geſetze uläffige Abänderung eingeführt ift, fo muß 
ich erklären, daß das meift von der plutokratijchen Mehr: 
beit geichieht, um nicht dem Meittelftand den ihm ge» 
bührenden Einfluß zu geben. 

Meine Herren, i ) wünfche alſo, daß in der Be- 
giebung und noch weitere Grläuterungen jeiten® der 

öniglihen Staatsregierung zugehen, damit wir prüfen 
können, inwieweit a die Shrrerperbältniffe in den Ge— 
meinden jo ändern werben, daß der Mittelftand in der 
äweiten und dritten Wählerklaſſe zu feiner Bertretung 
aa wird, 

inzelne Stadtverorbneten-Berfammlungen gehen ja 
beijpielsweije eigentümlich vor, wenn es fi um die 
Wahl eined Vertreters zum Provinziallandtage handelt. 
Ih nehme an, daß die Stadtgemeinde Gelſenkirchen, 
die Großſtadt Gelſenkirchen, die ja jeßt eine (Eins 
wohnerzahbl von 133000 befommen wird, mehrere 
Provinziallandtagsabgeordnete zu wählen haben wird. 
Ein Teil der Majoritäten in den Städten geht aber 
davon aus, daß fie bei derartigen Wahlen die Minder- 
heit nicht zu berüdfichtigen brauchen; fie fagen: die 
Minderheit kann in unjeren Sommiffionen nad) der 
gab ihrer Vertreter im Stabtverordnetentollegium bes 
rü u werden, aber die Wahlen zum Provinzialland- 
tage jehen wir als politifche Wahlen an, und wir ent- 
jenden zu dieſer Körperichaft nur Bertreter unjerer 
Partei, alio nur der Mehrheit des Stadtverordneten- 
follegiums; jo wird dann die Minderheit der Stabt- 
verordneten dadurch der Möglichkeit beraubt, im Pro- 
vinziallandtage ſich Geltung zu verichaffen. 

Meine Herren, ich fürchte, daß ſolche Zuftände, wenn 
der plutofratifche Charakter der Vertretungen der Außen- 
gemeinden fich auf die Stadt Gelſenkirchen erjtreden follte, 
auch dort zu tage treten werden. Deshalb ift e8 dringend 
erforderlich, daß wir über die Steuewerhältniffe und die 
nunmehr zu erwartende Anderung der Wahlverhältniffe 
hier Auskunft befommen. 


nt dv. Kröcher: Der Herr Regierungstom- 
miſſar hat das Wort. 
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G tw., betr. di eit des 
te ve e erung des Stadtkreiſes 











Dr Freund, Geh. Oberregierungsrat, Regierungs- 
kommiſſar: Meine Herren, es ijt zweierlei bier geltend 
gemacht worden, das eine ift ein Schönheitsfehler, das 
andere eine materielle Ausftellung, Der Schönheitsfehler 
fol darin beftehen, daß in den Verträgen, die dem Geſetz- 
entwurfe beigefügt find, die Berfonalien der Bürgermeifter 
und anderer Beamten feftgelegt find. 

Auf den Anhalt diefer Verträge hat aber natürlich 
die Königliche Staatöregierung keinen Einfluß; es mußte 
alfo in derjenigen Form, in der bie Verträge zwifchen 
den Beteiligten abgefchloffen worden find, auch die Publi- 
fation derjelben erfolgen. 

Der zweite Bunkt ift der, daß die Befürchtung aud- 

eiprohen wird, es möchte durch die Einbeziehung der 
ändlihen Vororte in die Stadtgemeinde der Charakter 
der Gtabtverordnetenverfammlung ein  plutofratijcher 
werben, oder aber ein etwa bereits vorhandener pluto- 
kratiſcher Charakter derjelben noch verftärkt werden. Diefe 
Befürchtung ift infofern nicht begründet, als die Motive 
ausführen, daß dur die Einbeziehung der ländlichen 
Bororte derjenige Zuftand in denjelben, der jegt zur 
Blutokratie führt, gebeflert werden foll. est, wo die 
Großinduſtrie in den ländlihen Vororten fißt, ijt in der 
Tat die Befürdtung begründet, daß die erfte und zweite 
Wählerklaffe durch die Großbetriebe in Aniprud genommen 
werden könnte. Gerade die Einbeziehung wird dieſem 
Mißſtande entgegentreten; e8 wird der plutofratifche Cha- 
rakter der ländlichen Gemeindeverhältniffe zu gunſten 
eines Ausgleichs in der Großſtadt gemildert werden. Das 
ift eines der Momente, die die Staatsregierung beruhigt 
haben gegenüber dieſem Projekte. 

Wenn nun hervorgehoben worden ift, daß der Über: 
gang zur Bmölftelung in der Stadt Gelſenkirchen zeige, 
daß eine plutofratifche Mehrheit die Stadtverorbneten- 
verjammlung derfelben beherriche, jo muß ih daran er» 
innern, daß die Ortsftatuten, welche zur Regelung des 
Gemeindemahlrechts in den Gemeinden über 10000 Ein- 
wohnern erlaflen worden find, in ihrer Gejamtheit ein 
ſehr eigentümliches Bild geben. Nämlich faft genau die 
Hälfte diefer Ortäftatute ift in dem Sinne plutofratifch 
ausgefallen, als man fich emanzipieren wollte von einer 
allzu großen Verſtärkung der oberen Wählerflaffen, und 
die andere Hälfte ift im entgegengejetten Sinne, nämlich 
dahin ausgefallen, daß durch das Ortsſtatut diejenige 
demofratiiche Geftaltung, welche durch das gefeslide 
Durchſchnittsprinzip eingeführt werden follte, noch ver- 
ftärft worden ift. Es war alfo kein Grund vorhanden, 
aus der Tatſache, daß in Gelfenkirchen die Zwölftelung 
eingeführt worden ift, etwa einen Schluß auf die pluto- 
kratiihe Zufammenfegung der augenblidlichen Stadtver- 
orbnetenverfammlung zu machen. Ich glaube, gerade in 
diefem falle wäre diefer Schluß ein durchaus uns» 
berechtigter. 

Ein weitere® Material für bie Srage zuſammenzu⸗ 
ellen, iſt außerordentlich ſchwierig, beſonders da in den 
erträgen der neuen Stadtverordnetenverſammlung vor⸗ 

behalten worden ift, das beftehende Ortsftatut zu ändern. 
Wir find alfo gar nicht in der Lage, irgend eine Garantie 
für die Zukunft zu geben. Aber jedenfall, wenn Bes 
fürdtung vorhanden ift nad} der Richtung der Plutofratie, 
(Rufe links: Lauter! Fürs ganze Haus!) 
fo wäre fie, ſoweit die Landgemeinden in Frage fommen, 
nach der augenblidlichen Bertaffung der Berhältniffe be— 
ründet. Die zukünftige Geftaltung der Berhältnifje, wie 
te in Ausficht genommen ift, lindert dort diefe Befürchtung. 
(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat ber Ab» 
geordnete rigen (Borken). 


Frigen (Borken), Abgeordneter: Meine Herren, 
durch den Vortrag des Herm Regierungstommiffars find 
unſere Bedenten doch nicht vollftändig erledigt worden. 

(Sehr richtig!) 

In der Stadt Gelſenkirchen beſtand das Ortäftatut, mo» 
nad) bei den Stadtratswahlen die Zwölftelung eingerichtet 
worden ift. Ein ſolches Ortsftatut kann ja bekanntlich 
nur mit Bweidrittelmajorität beicdlofen werden. Nun 
find hier durch Vertrag die Gemeinden diefem Ortsftatut 
beigetreten; ein ſolcher Vertrag aber kann mit 
Moajorität beichloffen werden. Hier liegt aljo eine In— 
fongruenz vor. Nach meiner Auffaſſung hätte, nachdem 
Geljentirchen mit 37000 Einwohnern die zahlreichen 
Landgemeinden mit zufammen etwa 100 000 Einwohnern 
in fid) aufgenommen hatte, zwedmäßigerweife vorbehalten 
bleiben müfjen, aufs neue ortsftaturariich beftimmen zu 
laffen, nach welchen Prinzipien gewählt werden joll, ob 
nach dem ®efe oder nad der Zwölftelung. Durch die 
geichloffenen Verträge zwiſchen der Stadt Gelfentirchen 
und den eingemeindeten Ortfchaften ift dieſes Geſetz, 
welches eine Zweidrittelmajorität für das Ortsſtatut ver- 
langt, während zum Vertrage nur einfahe Majorität 
genügend ift, eigentlicd; umgangen; das find Bedenken, 
die ich noch nicht ausgeräumt gefunden habe. 


Bräfident v. re: Das Wort hat der Abge- 
orbnete Kirſch (Düffeldorf). 


Kirfch (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
der Herr Regierungsfommiffar bat behauptet, daß das 
in erfter Reihe von mir gerügte Moment ein bloßer 
Schönheitsfehler fei. Als einen — habe ich es jedoch 
nicht angeſehen. Ich habe es eigentümlich gefunden, daß 
in Abweichung von den bisherigen Verträgen, in denen 
das niemals notwendig geweſen iſt, die Perfonalien der 
Beamten hier jo überaus —— erörtert worden find, 
Im übrigen bat der Herr Regierungsfommiffar erklärt, 
er fei nicht in der Lage, ftatiftiiches Material für die 
Behauptung beizubringen: der Mittelftand würde durch 
die Eingemeindung gefördert werben. Ja, meine Herren, 
dann joll man eine derartige Behauptung in der Be- 
—— unterlaſſen, wenn es nicht nachgewieſen werden 
ann. Wir ſind doch nicht verpflichtet, ſo etwas zu glauben, 
ohne daß ſtatiſtiſches, tatſächliches Material hier bei— 
ebracht wird. Ich meine, das iſt eine ſo wichtige Frage 
ie Zuſammenſetzung des neuen Stadtrates, dab es bod) 
erforderlich ift, dies uns hier näher auseinanderzufegen, 

Nun befindet ſich in den Vertragsbedingungen eine 
Beitimmung, in der es heißt, daß, wenn das Gelet zum 
1. April d. 8. nicht in Sraft treten ſolle, dann durch 
Königliche Verordnung oder durch Geſetz der —— 
beftimmt werden könne, wann das Geſetz in Kraft treten 
werde. Eine beſondere Verzögerung wird alſo nicht zu 
befürchten ſein. 

Deshalb bitte ich, die zweite Beratung heute von der 
Tagesordnung abzuſetzen, damit denmächſt ber Kerr 
Minifter in der Lage ift, uns das ftatiftifche Material 
über die Steuer- und Wahlverhältniffe in den —— 
Gemeinden und in der Stadt Gelſenkirchen mitzuteilen. 


f — v. ſrröcher: Die Beſprechung iſt ge— 


Der Abgeordnete Kirſch hat beantragt, die zweite 
Beratung heute abzujegen. Ein Antrag auf Berweifun 
an die Kommiffton ift nicht geftellt, — ein Widerſ bu 
gegen die Abjegung erhebt is nicht, — Dann wird die 
zweite Beratung an einem anderen Tage —— 
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[Präfident v. Mröcher] 


Wir gehen über zum nächſten Gegenftandb ber 
Tagesordnung: 


Erfte —— des —— be⸗ 
treffend die Bildung eines Ausgleichsfonds 
* En Eifenbahnverwaltung. — Druckſache 
r. 37. 
Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Finanzminiſter. 


Frhrv. Rheinbaben, Finanzminiſter: Meine Herren 
bereits bei meiner Etatsrede habe ich mir erlaubt, auf 
die Frage der Schaffung eines —— für die 
— einzugehen, und mußte darauf ein— 
geden, weil in dem Gejeßentwurf vorgejehen war, aus 

nleihemitteln für die — 1903 und 1904 je 30 Mil» 
lionen Mark für den außeretatsmäßigen Dispofitionsfonds 
ber Eifenbahnverwaltung zur Verfügung zu ftellen, der 
—— alſo für die gedachten beiden Jahre direkt 
eine Verſtärkung der etatsmäßigen Mittel vorſah. Bei 
der Schwierigkeit der Materie bitte ich aber um die Er— 
laubnis, auch heute in aller Kürze die grundlegenden 
—— dieſer Vorlage Ihnen nochmals darlegen zu 
dürfen. 

Meine Herren, wenn man das legte Vierteljahr— 
hundert unferer preußifchen Eifenbahnpolitif verfolgt, jo 
fieht man neben weitgehenden Verbefjerungen der ver— 
ichiedenften Art vor allem ein Biel konſtant angejtrebt: 
die Durchführung des Staatsbahnſyſtems. Anhebend vom 
Jahre 1879 ift fortdauernd diejes Ziel im Auge behalten 
worden. Es ift ein unvergängliches Berbienft des großen 
Mannes, ber ausruht von feiner Qebensarbeit unter den 
Buchen des Sachſenwaldes, des Fürften Bismard, 


(Heiterkeit bei den Freiſinnigen) 


und feines getreuen Mithelfers, des Stantsminifters 
v. Maybach, daß fie diefe Verſtaatlichung der Privat: 
bahnen durchgeführt haben. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Meine Herren, auf die Bedeutung der Verftaatlihung 
der Privatbahnen für unfer ganzes Wirtjchaftsleben 
meinerjeit3 einzugehen, das würde heißen, dem Herrn 
Minifter der öffentlichen Arbeiten in das Handwerk 
pfufchen. Ich will aber und muß meinerjeit3 eingehen 
auf die Einwirkung, die diefe Verjtaatlichungen * die 

eſamten Finanzen des Staates gehabt haben. Durch die 
Berftnatlihungen ift unfer Staatshaushaltsetat nad) der 
Einnahme», wie nach der Ausgabejeite in der enticheidendften 
Weiſe beeinflußt worden. ährend wir vor dem Beginn 
der großen Berftaatlihungsattion, vor dem Yabıe 1879, 
nur einen Eifenbahnetat hatten, der fich belief in Ein- 
nahme auf 161 Millionen und in Ausgabe auf 105 Mil- 
lionen, ftiegen nach den erften Berftaatlichungsgejeggebungen 
die Einnahmen bereits auf 564 Millionen und die Aus— 
aben auf 416 Millionen, und in dem Etat des laufenden 
Sahres 1902 find die Einnahmen auf 1416 Millionen 
geitiegen und die Ausgaben auf 974 Millionen, ſodaß ſich 
aljo Einnahmen von 161 Millionen im Yahre 1878/79 
auf 1416 Millionen Darf 1902 gehoben haben. Belannt- 
lich balanziert unfer gejamter Staatshaushaltsetat für 
1902 mit 2614 Millionen Mark, und Sie wollen daraus 
eriehen, daß die Eifenbahneinnahmen mehr als die Hälfte 
der ganzen Einnahmen des Staatöhaushaltsetats aus» 
machen. Danf der günftigen Entwidlung der Stantd- 
eifenbahnen, bank der Borficht, die namentlich beim Ankauf 
der Privatbahnen obgewaltet hat, ift e8 möglich geweſen, 
daß die Staatseifenbahnen einen erheblichen Beitrag zur 
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Dedung der allgemeinen Sulturaufgaben des Staats 
leiften. Diefer Beitrag hat 1900 fi) auf 171 Millionen 
geftellt, er ift 1901 auf 185 Millionen geftiegen, jedoch 
1902 auf 157 Millionen gefallen und 1903 —* auf 
110 Millionen, alſo vom Jahre 1901 von 185 Millionen 
auf 110 Millionen —— 

Nun iſt die Frage der Leiſtung eines Beitrags der 
Staatseiſenbahnen zu ben allgemeinen Staatsfinanzen 
eine ſehr umitrittene Frage. 8 fann es nur billigen, 
daß die Stantseifenbahnen auch einen Beitrag leiften zur 
Dedung der allgemeinen Staatsausgaben, 

(Sehr richtig!) 
Ich glaube, man billigt vielleicht jeder kommunalen Ber- 
waltung, die — Inſtitute verwaltet, zu, daß dieſe 
— einen mäßigen Überſchuß abwerfen und einen 
eitrag leiten für die übrigen Musgaben, die die Kom— 
mune zu leiften hat. Genau fo ift es im Staat. Es 
ift nur zu billigen, daß die Staatseifenbahnen fo zweck- 
mäßig und wirtſchaftlich verwaltet werben, daß fie zu den 
immer fteigenden Aufgaben bes Staats auf anderen Ge— 
bieten einen gewiſſen Beitrag leiften können. Wie man 
aud darüber denken möge, die Tatjache ift unbeitreitbar, 
daß bei der Entwidlung, die unfere gelamten Staats- 
finanzen genommen haben, wir auf den Beitrag unferer 
Staatsdeifenbahnen nicht verzichten können. Hätten wir den 
Beitrag nicht gehabt, jo hätten wir in den legten Fahren 
die Hulturaufgaben des Staats lange nicht in dem Maße 
fördern fönnen, wie wir es erfreulicherweife getan haben. 
Ich braude nur darauf hinzuweiſen, welde enormen 
Aufwendungen der Staat gemacht hat auf dem Gebiet 
der Boltsjchule und dem Gebiet des gewerblichen ort» 
bildungsihulwejens; ich kann daran erinnern, daß er 
10 Millionen zur Serfügung gejtellt hat, um den Pro—⸗ 
binzen, den ifen und den überlafteten Gemeinden 
neues Blut zuzuführen; ich darf daran erinnern, daß es 
möglich ri ift, nahezu 2 Millionen für die Zwecke 
der * eerziehung zur Verfügung zu ſtellen. 
er Etat des Kultusminiſteriums iſt z. B. von 
102 Millionen im ZJahre 1890/91 auf 171 Millionen im 
Jahre 1903 gewachſen, aljo in diejer verhältnismäßig 
furzen Periode um nahezu TO Millionen geftiegen, und 
während für das gewerbliche eg ng ragen 
1896/97 nur 3 Millionen ausgegeben wurden, find im 
Jahre 1903 bereits 8 Millionen dafür vorgejehen. Daß 
das Dotationsgeſetz erheblihe Mittel in Anſpruch ge 
nommen bat, habe ich jchon angeführt. 

Aus diefer Entwidlung ergibt fi) meines Erachtens 
weierlei: daß wir Vorfict walten laffen müſſen hin— 
—* der Geſtaltung unſerer Eiſenbahneinnahmen und 
daß wir auf einen mäßigen Zuſchuß der Staatseiſen- 
bahnverwaltung für die allgemeinen Staatsaufgaben nicht 
verzichten fünnen. Das möchte ich auch den — 

egenüber, die immer auf eine Ermäßigung der Tarife, 
Bei ed der Berjonen- oder Gütertarife, drängen, fagen, 
daß, wenn wir auf diefen wre der Staatseifenbahnen 
verzichten müßten, das einfach die Notwendigkeit einer 
Berdoppelung der Staatseinfommenfteuer bedeuten würde, 


(Sehr richtig! rechts.) 


Wir haben, wie ich ſchon erwähnte, im Durchichnitt der 
gabe 1900 bis 1903 von den Staatseifenbahnen einen 
eitrag * den allgemeinen Staatsausgaben von 156 Mil« 
lionen Mark gehabt, während fi) befanntlich das Ber- 
anlagungssoll der Eintommenfteuer auf 174 Millionen 
Mark, alfo annähernd auf diefelbe Summe, beläuft, und 
es ift eine unentrinnbare Notwendigkeit, daß wenn wir 
diefen Beitrag der Stantseifenbahnen verlieren müßten, 
wir einfach zu einer ſehr erheblichen Erhöhung der Ein- 
kommenſteuer zu fchreiten genötigt jein würden. 
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Gefetentiv., betr. die Bildung eines Ausgleichs: 
: fonds für Die Eifenbahuverwaltung] _ j — N 


Föhr v. Rheinbaben, Finanzminifter] 

Die zweite Konfequenz, die fich aus diefer Sache 
für mic) ergibt, ift die meines Erachtens, daß die Stellung 
der Finanzverwaltung in unferem ganzen ftaatlichen 
Syftem, insbefondere auch gegenüber der Eifenbahn- 
verwaltung, unter allen Umftänden erhalten werben muß. 
Je komplizierter unfer ganzes ftaatliches Syſtem wird, 
je mehr die ftaatliche Tätigkeit fich auf den verfchiedenften 
Gebieten auzbreitet, je mehr damit auch die Ausgaben 
des Staates wachlen, je umerläßlicher ift es, daß eine 
Yarı im Staate ift, die in der Lage ift, die ver- 
hiedenften Gebiete zu überjehen und damit auch dem 
einzelnen Reſſort Grenzen unter Umftänden vorzufchreiben, 
ohne die die Gejamtbedürfniffe nicht befriedigt werden 


fünnen. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Aber, meine Herren, gerade bei diefer ausſchlaggebenden 
Bedeutung der Eifenbahnen und auch unjeres Eijenbahn- 
etat3 für unjere geſamten Staatöfinangen ift es anderer- 
ſeits Pflicht eines vorforgenden Finanzminifters, den be— 
rechtigten Bedürfen der Gifenbahnverwaltung Rechnung 
zu tragen und der Eifenbahnverwaltung das zu geben, 
was ſie nöti ng um ihre großen wirtfehaftlihen Auf: 
gaben zu eril en. 

Zu diefen Bedürfniffen der Eifenbahnverwaltung 
ehört meined Erachtens in erfter Linie eine gewilje 
tabilität, eine gewiſſe Gleichmäßigkeit; denn nur bei 

einer foldhen Gleihmäßigkeit kann die Eiienbahnverwal» 
tung von langer Hand ber — ihre ganzen Auf— 
gaben in Angriff nehmen und löfen. Um bie Erjenbahns 
verwaltung nicht fortgejegten Schwankungen auszufegen, 
um ihr das, was fie jelber verdient, in erhöhtem Maße 
auch wieder zuzuführen, ift man in den legten Jahren 
dazu übergegangen, das Ertraordinarium der Eifenbahn- 
verwaltung viel höher zu botieren, als das früher der 
war. Die Herren finden in der Begründung der 
orlage einige kurze Notizen, die ich bei ke Widtig- 
feit bitte kurz mitzuteilen zu dürfen. 

Es ift in der Begründung mitgeteilt, daß beifpiels- 
weife im Sabre 1882/83 das Ertraordinarium der Eijen- 
bahnverwaltung fih nur auf 3,9 Millionen Mark belief 
gleih 1,4% der Gejamtausgaben, daß diejes Ertraordis 
narium auch in den Jahren 1894/95 fih nur auf 
20,9 Millionen Mark gleih 3,4% der Gejamtausgaben 
belief und dann von Jahr zu Jahr eine erhebliche 
Steigerung erfahren bat, die von 27 Millionen Mark 
bis auf 98 Millionen Mark im Yahre 1901 ging, ſodaß 
ber frühere Prozentjag der Ausgaben von 1,4 fich auf 
10,2 geiteigert hat. 

eine Herren, mit vollem Vorbedadht ift auch, nach» 
dem die Gejamtfituation des Staates ungünftiger ge— 
worden war, im Sabre 1902 und auch im Entwurf fir 
1903 das Ertraordinarium der Eijenbahnverwaltung fehr 
reichlich bemefjen worden, um dieje Verwaltung in ben 
Stand zu feßen, auch in den mageren Sahren ihre Auf— 
aben —— und um ſie davor Fi bewahren, dieje 
usgaben leiften zu müffen, wenn die Konjunktur weient- 
lich angezogen bat, und damit auch mejentlich höhere 
Preiſe —* des Staates anzulegen ſind. 

Meine Herren, infolge ieſer weſentlich ſtärkeren 
Dotation des Extraordin ariums der Eiſenbahnverwaltung 
ift auch der Beitrag, der ſeitens der Staatseifenbahn- 
verwaltung ü ben allgemeinen Stantsausgaben zu leiften 
ift, in den legten Jahren in viel geringerem Maße ge- 
ftiegen, als das früher der Fall war. Wir haben vom 
Jahre 1887/88 bis 1895/96 eine Steigerung diejer Bei- 
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träge der Staatseifenbahnverwaltung zu den allgemeinen 
Staatdausgaben von 3 Millionen auf 104 Millionen ge- 
habt, während wir jeit dem Jahre 1895/96 in einem viel 
geringeren Maße die Staatseijenbahnen zu den allge- 
meinen Staatsausgaben haben beitragen taken. Ich habe 
bereit3 erwähnt, daß ſogar diefer Beitrag in den legten 
Jahren erheblich iii ci ift, daß, während er 
1901 noch 185 Millionen betrug, er im Jahre 1903 auf 
110 Millionen geſunken ift. 
Um der Eijenbahnverwaltung die Erfüllung biefer 

wede zu ermöglichen, ift ferner mit Zuſtimmung diefes 
Hohen Haufes dazu übergegangen worden, ber Eifenbahn- 
verwaltung einen aufßeretatämäßigen Dispofitionsfonds 
zur Verfügung zu ftellen zur Beidhaffung von Betriebö- 
mitteln, zur Ergänzung ihrer Anlagen, zur Ermwerbung 
von Grundftüden im falle eines nicht vorhergeſehenen 
Bedürfnifjes bei eingetretener Verkehrsſteigerung, und i 
glaube, daß diefer Fonds trotz der Mängel, auf die i 
nachher noch kommen werde, ſich als durchaus nugbringend 
für die Eifenbahnverwaltung wie für die Finanzverwal-⸗ 
tong erwieſen hat. Denn bei einer jo großen wirtichaft- 
lihen Berwaltung, wie es die Eijenbahnverwaltung ift, 
ift es fchlechterdings unmöglich, alle Bedürfniffe im vor- 
aus zu überjehen. Es treten Fälle ein, wo das BVerfehrs- 
bebürfnis fofortige Befriedigung erheiſcht, und wo diele 
jofortige rg zugleich im —— Intereſſe 
des Staates liegt. Denn die Hinausſchiebung, bis etats- 
mäßige Mittel zur Verfügung geftellt werden würden, 
würden den Koftenaufwand mejentlid erhöhen. 

Meine Herren, an den Borgang dieſes außeretats- 
mäßigen Dispofitionsfonds der Eijenbahnverwaltung, der 
von ** Hohen Haufe fo oft „gebiligt worden ift, 
fnüpft nun die Vorlage an, die Ihrer Beratung unter- 
breitet worden if. Diefer Dispofitionsfonds von 
30 Millionen Mark leidet gegenwärtig an zwei weſent— 
lichen Mängeln, wie das fchon bei der erjten Leſung des 
Etat3 angedeutet war. Er hängt von dem zufälligen 
Umftande ab, ob gerade das ‘ lettverfloffene Jahr einen 
Re nungsüberfhuß ergeben hat. War alfo im lettver- 
floffenen Jahr ein Überſchuß nicht da, dann ftand auch 
der Dispofitionsfonds der Eijenbahnverwaltung nicht zur 
Verfügung. Und fo hatte die Eifenbahnverwaltung we 
für 1 diefen Fonds pur Verfügung noch für 1903, 
da eben die Vorjahre Überjchüffe nicht ergeben hatten. 
Er litt ferner an dem ec = daß dieſer Fonds nur 
verwendet werben konnte zu Ausgaben, wenn eine Ber- 
fehrsfteigerung bereits eingetreten war, während es für 
die Eijenbahnverwaltung gerade darauf ankommt, fich auf 
die eintretende Verkehrsfteigerung vorzubereiten, um den 
Fonds ſchon in mageren Jahren zu haben, um daher ge— 
rüftet zu fein auf die Jahre des Verkehrsaufſchwunges 
und der wieder auffteigenden Sonjunfktur. Diejen beiden 
Mängeln fol die Vorlage abhelfen, indem dieſer Fonds 
von 30 Millionen unabhängig geftellt wird von den Er- 
gebniffen des jeweiligen legten Jahres. ES foll nicht 
nur das Ergebnis dieles Jahres, jondern das ber leten 
Jahre ——— werden, um den Eiſenbahnminiſter 
in die Lage zu ſetzen, auch in mageren Jahren dieſen 
Fonds zur Verfügung zu haben, einen Fonds, der, glaube 
ich, wirtſchaftlich wie —— durchaus rätlich geweſen 
ift, Nachdem das Hohe Haus feinerjeits wiederholt die 
Zweckmäßigkeit diefes Fonds anerkannt hat, ift es wichtig, 
ihn von dieſen zufälligen Mängelr zu löjen, die ihm 

egenwärtig tan, und den Eifenbahnminifter in die 

ge zu ſetzen, ihn aus den Überfchüffen früherer Jahre 
u erhalten. Wir befolgen damit nur einen Weg, den 
jede große Privatbetriebsgefellichaft geht, indem 4 ſich 
in guten Jahren einen Reſervefonds zurücklegt, um dar— 
aus auch ihre Ausgaben in mageren Jahren beſtreiten zu 
können. Ferner jan diejer Fonds nicht nur verwandt 





Geſetzentw., betr. die Bild eines Aus 8: 
UEonde für bie Gifenbahunermaltung]  ° > 


IFrhr v. Rheinbaben, Finanzminifter] 
werden können, wenn die Berfehrsjteigerung bereits ein— 
getreten ift, ſondern jchon dann, wenn fie zu erwarten ift, 
um rechtzeitig für diefe gewappnet zu fein. Aus dem fo 
angefammelten Fonds fol ferner nicht nur diefer Fonds 
von 30 Millionen Mark gebildet, fondern es foll aud) 
das Ertraordinarium der Eifenbahnverwaltung in einer 
angemefjenen Höhe erhalten werden können. 
Meine Herren, wenn wir jet ungünftige Jahre 
haben, wenn die Finanzverwaltung genötigt iſt, die Aus- 
ben der verichiedendn Verwaltungen einzujchränfen, jo 
ann fih auch die Eifenbahnverwaltung als Zweig des 
ganzen ftaatlichen Dafeins dem nicht —— Sie iſt 
wohl in der Lage, ihre ordentlichen Ausgaben bei ſinkender 
Konjunktur auch einigermaßen einzuſchränken, und der 
Herr Miniſter v. Thielen hat ja auch in dieſem Hauſe 
erklärt, daß wir zwar auch für das laufende Jahr 1902 
die Einnahmen nicht erreichen würden, daß aber auch die 
Ausgaben eine Einſchränkung würden erfahren können. 
Ganz anders fteht es bei den ertraordinären Nusgaben, 
namentlich bei den Bauten; die könnte man wohl im 
Einzelfalle zurüdjtellen, aber Pr Schaden der Sadıe 
und zum Schaden der Entwidlung in unferem Lande. 
Deshalb ift es für die Eifenbahnverwaltung von hoher 
Bedeutung, daß fie auch in mageren Jahren das Ertra- 
ordinarium dotieren und zum Finanzminiſter fagen fann: 
ich habe die Mittel in guten Jahren — jetzt 
gib fie mir auch in ſchlechten Jahren für das Extra— 
ordinarium. Das find die Zwecke, die der Geſetzentwurf 
in den Ziffern 1 und 3 des $ 3a hat. Der Grundgedante 
ift der, im Intereſſe der Eifenbahnverwaltung eine größere 
Bleihmäßigkeit und Stabilität zu erzielen und damit dem 
anzen Berkehr im Lande und unferer Berfehrsentwidlung 
rderlich zu fein. 
Meine Herren, wie die Borlage in erſter Linie von 

Bedeutung it für die Eifenbahnverwaltung, fo ift fie 
meines Erachtens auch von hohem Wert für die Finanz- 
verwaltung. Der jegige Zuftand der großen Schwankungen 
der Eijenbahneinnahmen verurfaht naturgemäß auch 
Schwankungen in unferem gejamten Staatöhaushalts- 
etat. Es it auch für die Finanzverwaltung ein durch: 
aus unerwünfchter Zuftand, wenn, wie ic ſchon er- 
wähnte, der Mettoüberfchuß der Eifenbahnen von 
185 Millionen im Jahre 1901 auf 110 Millionen 
im Jahre 1903 geſunken ift, aljo fich in zwei Fahren um 
75 Millionen verringert hat. Sie können fich denfen, 
daß eine derartige Schwanfung dem le die 
rößten Schwierigkeiten bereitet bei Aufftellung des Etats. 
r muß überall juchen, diefen Schwankungen entſprechend, 
auch die Ausgaben zu beichränfen, und darunter leiden 
der Etat und die —— Berwaltungen des Staates. 
Diefe großen Schwankungen ergeben zugleich — und das 
ift namentlich für unferen Kredit im Auslande wie im 
Inlande von Wichtigkeit — ein ganz falſches Bild von 
der Befamtlage des Staates, Nachdem wir im Yahre 1900 
einen Etat gehabt haben, fo glänzend, wie ihn Preußen 
noch nicht geſehen hat, ift es in der Tat fehr unerwünfcht 
für uns, im nädjten Jahr 1903 mit einem Defizit von 
72 Millionen hier vor dem Landtage erfcheinen zu müfjen. 
Diefes alles würde vermieden werden, wenn wir bie 
Überichüffe reicher Jahre verwerten könnten, um auch in 
mageren Jahren den Etat angemefjen zu geitalten. ferner 
entjpricht diefem GefichtSpunft der $ 3a Nr 2, worin aud) 
beſtimmt ift, daß die redinungsmäßigen Fehlbeträge der 
Eifenbahnverwaltung aus den Fonds gededt werben 
fönnen, ſoweit fie nicht aus fonjtigen Überichüffen des 
gejamten Staatshaushaltsetats ihre Dedung finden. 
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Meine Herren, für die Finanzverwaltung ift aber 
der ——— ein, wenn ich ſo ſagen darf, indirekter, 
den ber Geſetzentwurf mit ſich bringt. Wird ein ſolcher 
Ausgleichsfonds geſchaffen, derartig, daß die Mehrein— 
nahmen, die über den Etatsanſatz erzielt werden, der 
Eiſenbahnverwaltung zu gute kommen, ſo hat die Gifen- 
bahnverwaltung das größte Intereſſe, ihrerſeits die Ein, 
nahmen vorfichtig, beſcheiden zu ſchätzen; und fie hat ferner 
das größte Intereſſe, ihre ganze Wirtihaftsführung nad 
wirtichaftlichen, auch — en Geſichtspunkten einzu: 
richten und alſo, wenn möglich, ein Mehrerträgnis gegen 
über dem Etatsanfak zu erzielen. 

Ich frage, meine ‚ob es ein richtiger Zuftand 
ift, daß im Jahre 1901 die Eifenbahneinnahmen um 
81 Millionen zu hoch veranlagt waren, ſodaß ſich unter 
Anfegung der erg von 23 Millionen ein 
Minderüberfhng von 58 Millionen ergab; und dieſelbe 
Überfhägung der Eifenbahneinnahmen haben wir aud) 
für das Sal 1902 unzweifelhaft gehabt. Werben bieie 
Mehrerträgniffe der Eifenbahnverwaltung felber zugeführt, 
fo wird fie ihre Eifenbahneinnahmen vorfihtig Ichäten; 
und in der vorſichtigen Schätung der (ilenbahnein- 
nahmen liegt zugleich das ftärffte Bollwerk gegen eine 
übermäßige Steigerung der Ansprüche der übrigen Ber: 
waltungen. 

Der Gedanke, eine fefte Rente einzuführen, die die 
Eifenbahnverwaltung an die Finanzverwaltung abzu- 
führen hätte, ging ja aud davon aus, auf dieſe Weile 
eine übermäßige Steigerung der Stantsausgaben zu 
verhüten. Meine Herren, indirekt befindet man ſich auf 
demjelben Wege mit der Vorlage; denn wenn bie Ein 
nahmen vorfichtig eingefhägt werden, fo ift es eben aus— 
geichloffen, daß die übrigen Staatsverwaltungen über: 
mäßige Anſprüche erheben, in der Annahme, daß bie 
Einnahmen viel höher fein würden, als es tatjächlid) der 
— iſt, und, meine Herren, wie ich n eben anbeutete, 

at die Eifenbahnverwaltung, wenn die etwaigen Über 
ſchüſſe ihr ſelbſt zufließen, ein erhebliches Intereſſe an 
der wirtfchaftlichen Geftaltung ihres ganzen Etats. Ih 
habe nur mit Dank anzuerkennen, daß ſowohl der frühere 
Eifenbahnminifter wie der jetzige den Rückſichten der 
Wirtichaftlichkeit und den finanziellen Rückſichten, die je 
natürlich in zweiter Linie ftehen müfjen, vol Rechnung 
getragen haben bei der ganzen Wirtfhaftsführung. Aber 
es fann gar nicht ——— ſein, daß ein ſolches direktes 
Intereſſe der einzelnen Verwaltungen dahin führen wird, 
die Wirtſchaftlichkeit bei der Betriebsführung noch zu ver⸗ 
ftärfen. 

Meine Herren, bei unferer ganzen komplizierten 
Finanzgebarung, bei den außerorbentlid vielen Betriebi 
DER INNOEN, die wir haben, muß es die Aufgabe des 
SFinanzminifters fein, jede einzelne Verwaltung nad 
Möglichkeit an einem guten finanziellen Ergebnis zu 
interejfieren; denn feinem Menichen macht es Freude, 
dem Finanzminifter wieder Gelder abzuliefern. Der 
Finanzminifter ift — und das gehört zu feiner Pofition — 
eine in allen Staatsverwaltungen fehr wenig beliebte 
Perſönlichkeit, 

GHeiterkeit) 


und kein Menſch hat ein Intereſſe daran, ihm Gelder 
abzuliefern. Wenn aber das Geld den eignen Ber 
mwaltungen zu gute kommt, dann erwacht in dieſen das 
eigene finanzielle Intereſſe. Man kann ja in dem ver 
fchiedenften Verwaltungen fehen, wenn die erjparten 
Gelder am 1. April an den Finanzminiſter abgeführt 
werden follen, dann wird wenige Tage vor dem 1. April 
der lette Sechjer von dem Fonds verausgabt, 
Ausgabe notwendig fein oder nicht. 


(Heiterfeit.) 
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Wie ift ed aber, wenn die Verwaltungen ein 


Intereſſe daran haben? Wir haben beifpielsweife bei 
den Sri eingeführt, daß die Staatsbeiträge, Die 


die Gymnaſien befommen, und die fie in den einzelnen 
Jahren nicht verbrauchen, nicht wieder zur Staatskaſſe 
abgeführt werden, ſondern bei den Gymnalien verbleiben. 
Die Gymnafien haben nun ein lebhaftes Intereſſe daran, 
ihre fonds jparfam zu verwalten, weil ſie willen, daß 
bas, was jie in dem einen Jahr erübrigen, ihnen in dem 
nächſten Jahre zu gute kommt, 

Dieje finanzielle Intereſſierung der einzelnen Ver— 
waltungen haben wir R auf den verjchiedenften Gebieten 
des Staates durchgeführt. Ich darf aus meiner früheren 
Stellung als Regierungspräjident in Düffeldorf an den 
Rubrhafen erinnern, der vielen der Herren bekannt jein 
wird. Diejer Eolofjale Hafen, der größte Hafen bes 
Kontinents, hat dem preußischen Staate nit einen 
blanten Grojchen gefoftet; denn die Einnahmen der Ruhr— 
bafenverwaltung find immer wieder dazu verwandt 
worden, um den Hafen zu erweitern. Die nerfenten 
hätten ficher die —— Gebühren nicht ſo willig be— 
ahlt, und die Verwaltung des Hafens ſelber wäre nicht 
* auf die finanzielle Seite der Sache bedacht geweſen, 
wenn die Mehreinnahmen an die allgemeine Staatsver- 
waltung abgeführt worden wären, ftatt der Berwaltung 
felber zu gute zu kommen. 

darf an ein neueſtes Beijpiel erinnern, an bie 
ggg Gere einzelnen Domänen und Forſtgrund⸗ 
ftüden im Weften, namentlich in Hannover, Weitfalen, 
Schleswig-Holftein ufw. Bekanntlich ift mit Zuftimmung 
des Hohen Haufes die Vereinbarung getroffen worden, 
daß aus der Veräußerung der vereinzelten, für ihren 
eigentlichen Zweck wenig bebeutungsvollen, aber hoch im 
im Saufpreiie ftehenden Domänengrundftüde nur 
1600000 M zur Staatskaſſe abgeführt werden. Was 
darüber erzielt wird, fol dem Minifter für Landwirt- 
ihaft zum Ankauf von anderweitigen Domänen- und 
— zur * ung ſtehen. Auf dieſe Weiſe 
iſt erzielt worden, daß beiſpielsweiſe im Jahre 1901 der 
Landwirtichaftsminifter aus dieſer Veräußerung der Kleinen 
Domänengrundftüde über feinen Etat hinaus 7'/, Mil- 
lionen zur Verfügung ger bat, eine Summe, die auf 
das zwedmäßigfte zur Vergrößerung unfere® Domänen» 
und Forſtbeſitzes im Oſten verwandt worden ift. ch bin 
überzeugt, daß, wenn nicht das eigene —— e der Ber: 
waltung mitgejpielt hätte, ſich tauſend Schwierigkeiten 
aufgetürmt Pätken, um dieſe einzelnen Domänen» und 
Foritgrundftüde zu verkaufen, und daß fonft nicht er 
reicht worden wäre, einen unendlich viel größeren und 
für feinen großen Zwed viel mehr geeigneten Domänen- 
und Forftbefig im Oſten zu erzielen, 

Meine Herren, ich_halte es für richtig, die einzelnen 
Berwaltungen an den finanziellen Ergebnifjen zu inter 
ejfieren, und die Eifenbahnverwaltung wird, wenn ihr ein 
folder Ausgleihsfonds zur Berfügung fteht, ihr aljo die 
Mehreinnahmen zufließen, die fie über den Etat erzielt, 
an dem Ausgleichsfonds finanziell intereffiert jein. So 
deden fich bei der Vorlage, die wir uns Ihnen bier zu 
maden erlaubten, meines Erachtens die wirtichaftlichen 
Rüdfichten, die der Eifenbahnminifter zu nehmen hat, 
und die finanziellen Rüdfichten, die der Finanzminiſter 
nehmen muß. Ich bitte um eine wohlwollende Prüfung 
der Vorlage, die, wie ich glaube, einen weiteren, immerhin 
wertvollen Schritt zur Konfolidierung unſeres gejamten 
preußiſchen Finanzweſens bildet. 

(Bravo! rechts.) 
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Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr am Zehnhoff. 

Dr am ge , Abgeordneter: Meine Herren, 
den Ausführungen des Herm Finanzminiſters über die 
Bedeutung der Erträge der Eijenbahnen für die gelamten 

inanzen des Staates kann ich namens meiner politiichen 
reunde nur zuftimmen. Das ift ja gewiß richtig, daß 

de der 70er Jahre, ald wir dazu übergingen, das 
Staatsbahniyftem in Preußen einzuführen, als wir einen 
Überihuß der Einnahmen über die Ausgaben von nur 
46 Millionen Mark hatten, von dem nicht einmal ficher 
it, ob er zur Berzinfung dev damals vorhandenen 
Eifenbahnkapitalichuld Hinveichte, niemand daran gedacht 
hätte, daß wir am Ausgang des Jahrhunderts bereits 
mit einem Überfchuß von mehr als einer halben Milliarde 
u rechnen hätten, daß am Ausgange des Yahrhunderts 
urch die Eifenbahnen unfere ganze Finanzwirtſchaft re- 
voltiert fein würde, daß die Einnahmen aus den Eifen- 
bahnen das Nüdgrat unferer ganzen Finanzwirtſchaft 
bilden würden. Er bin deshalb mit meinen politifchen 
Freunden der Meinung, daß man an dieſe Einnahmen 
nur mit der allergrößten Borficht ig darf, daß 
man immer daran denken muß, welche Bedeutung dieje 
Einnahmen für die gejamten Finanzen haben, und daß 
bei Prüfung der Frage der Herabjegung der Tarife das 
Gefamtinterefje unjerer Gejamtverwaltung nicht außer 
acht gelaffen werden darf. Wir verfennen auch durchaus 
nicht in geile Sinne die Nichtigkeit des Grund» 
edanfens uns jett vorgelegten Gejegentwurfes. Daß 
ei der geichilderten Bedeutung der Einnahmen aus den 
Eifenbahnen für die — ——— die Schwan⸗ 
kungen, welchen die Eiſenbahneinnahmen unterworfen 
ſind, für die Geſamtfinanzen höchſt nachteilig ſind, — 
wer wäre in der Lage, das zu verkennen! 

Eine andere Frage ift aber die, ob auf dem Wege 
der jet uns vorgelegten Vorlage abgeholfen werden 
kann; darüber find, zur Zeit wenigitens, meine politijchen 
Freunde noch geteilter Meinung. n Xeil meiner 
Breunke fteht der Vorlage im großen und ganzen ab» 
ehnend gegenüber, und zwar jowohl aus peremptoriichen 
al& aus dilatorifhen Gründen, während der andere Teil 
fi) mehr auf den Boden der Borlage jtellt und nur 
Änderungen im einzelnen beantragt. Die prinzipiellen 
Bedenken einer Anzahl meiner politifchen Freunde find 
in Kürze folgende. 

Sie fürdten zunäcft, daß durch die Vorlage das 
Budgetrecht des Landtages allzu jehr eingejchräntt werben 
würde. Sie maden fich Mar, daß das Budgetrecht des 
Landtages, wie es jegt befteht, zum großen Teil nur 
formaler Natur fei, daß materiell der Landtag doch 
eigentlih nur in verhältnismäßig wenig Fällen mitzu- 
iprechen hätte, und daß es, abgejehen von Fällen der 
alleräußerften Not, nicht anginge, die Fälle, in denen 
er mitzufprechen hat, noch weiter zu reduzieren, und fie 
vermögen nicht einzufehen, daß ein derartig zwingender 
Hall bier vorliegt. 

Zweitens find fie der Meinung, daß dem Mangel, 
den die Borlage befeitigen will, auch dadurch abgeholten 
werben könnte, daß einfach die Schulden mehr getilgt 
würden. Sie jagen — und das ijt bei der früheren 
Beratung aud) von freifonjervativer Seite ausgeſprochen —, 
daß es wirtichaftlich dasjelbe fei, ob ich meine Schulden 
bezahle, oder ob ich unter Belafjung der Schulden Ka— 
pitalien anbäufe. Sie meinen, der richtigere, einfachere 
Weg jei der, auf dem die Finanzreform bis jetzt ge- 
wandelt wäre, daß man jorgte, die vorhandenen Schulden 
u deden — — an den Mann RN OR 

adurch zu en, daß dann gepumpt wird. gegen 
men, wird jet die Geihicte eigentlich auf den op 
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[Gefegentw., betr. die Bildung eines Ausgleichs⸗ 
fonds für die Eifenbahnverwaltung] 

[Dr am Zehuhoff, Abgeordneter] 

eftellt, indem bier ein Fonds, der ausgleichend wirken 

ol, angefangen werden ſoll mit einem Pump. 

follen zunädit, um einen Garantiefond® zu gründen, 

60 Millionen auf Bump aufgenommen werben. Das ijt 

etwas, was den Herren nicht in den Kopf will. 

Dann find fie auch der Meinung, daß die Mängel, 
die bis jet dem 30 Millionenfonds anhaften, befeitigt 
werben können, ohne daß deshalb der jet vorgefchlagene 
Gefegentwurf zum Gejeg erhoben wird. er Serr 

inanzminifter hat uns eben die beiden Mängel des 
Millionen-Dispofitionsfonds dargelegt. Er jagt, die 
Mängel find die beiden folgenden: erftens der 30 Millionen- 
fonds kann angefammelt werden aus den Erträgniſſen 
des legten Jahres; wenn im letten Jahre kein Überihuß 
da war, gibt es ben Dispofitionsfonds nicht, während 
wir jett die Möglichkeit fchaffen wollen, daß der Dis- 
pofitionsfonds angelammelt werde aus den Erträgniffen 
der legten Jahre, Zweitens jagt er: bis jegt konnte der 
30 Millionenfonds nur angegriffen werden, wenn bie 
Berkehräfteigerung vorhanden war, während in —— 
der 30 Mi —— ſoll angegriffen werden fünnen, 
wenn die Verkehrsjteigerung in Ausficht fteht. 

Nun will ich einmal die von dem Herrn Finanz-— 
minifter vorgeichlagene Berbefferung als durchaus be- 
rechtigt annehmen. Da muß ic) mich aber doch noch 
immer fragen, ob biejelbe nicht eingeführt werden fünnte, 
ohne dak man diefes Geſetz nötig hätte. Da könnte man 
doch geſetzlich fich einfach nur bejchränten auf die beiden 
Berbeiferangen; da könnte man einfach ein Gejeg machen, 
welches den 30 Millionenfonds von den Feſſeln, die ihm 
jet Ay ge befreit, indem man jagt: der 30 Millionen- 
Fonds oll auch anders gebildet werden können, und er 
ſoll — ſchon angegriffen werden können, wenn nur eine 
Vergrößerung des Betriebes in Ausſicht ſteht. 

Das ſind im weſentlichen die Bedenken derjenigen 
politiſchen Freunde von mir, die der Geſetzesvorlage 
direkt diffentierend gegenüberftehen. 

Jet komme ich zur Darjtellung des Standpunktes 
derjenigen, die fi mehr auf dem Boden der Vorlage 
bewegen, — und zu denen —— ich perſönlich. 

Wir meinen, daß der Grundgedanke, den uns vorhin 
in überzeugender Weiſe der Herr Finanzminiſter ent- 
widelt hat, abfolut richtig fei, daß diefer Grundgedanke 
aber nicht genügend durchgedacht ſei. Wir meinen, daß 
man ſich nicht darauf beichränfen joll, einen Ausgleichs- 
fonds zu bilden für die Schwankungen, die in unferer 
Finanzwirtſchaft dadurch entjtehen, daß die Einnahmen 
aus den Eifenbahnen herauf» ober heruntergehen, jondern 
daß der Ausgleihsfonds beſtimmt fein ſoll auch zur Aus: 

leihung der anderen Schwankungen, denen wir ausgeſetzt 

And, nämlich der Schwankungen, die dadurch entjtehen, 
dab das Verhältnis der Einnahmen vom Reid und der 
Matritularbeiträge in jedem Jahre ein anderes iſt. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Was fich jagen läßt bezüglich der einen Schwantung, 
ift ebenjo zu fagen bezüglich der andern. In der Bor- 
lage ift darauf hingewiejen, daß bezüglich der finanziellen 
Ergebnifje der Meeres me die Einnahmen ges 
ſchwankt hätten zwiſchen 258 Millionen 1890/91 und 
448 Millionen 1898/99. Daß das gewiß bedauerliche 
——— ſind, wer möchte das beſtreiten? Aber no 

viel ſchlimmer liegt doch eigentlich die Sache bezügli 

bes Verhältniſſes der Überweilungen zu den Matrikular— 
beiträgen: im * 1889/90 betrugen die Überweijungen 
über die Matrikularbeiträge 80 Millionen, während 7 
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im Jahre 1893/94 ein Minus vorhanden war von 
20 Millionen, aljo eine Differenz von 100 Millionen! 
Das ift aljo die zweite Schwanfung, denen unjer 
Finanzſchiff ausgejegt ift. 

In der Budgetlommiffion habe ich mir erlaubt, 
diefe beiden Schwankungen zu vergleichen mit den 
Schwankungen, denen ein sh auf der hohen See 
ausgeſetzt iſt. Das Schiff ftampft einmal und das Schiff 
fchlingert, und ich habe gejagt: es ift doch ein wenig vor» 
forgender Kapitän, der wenn er einmal dazu übergeht, 
die —— beſeitigen zu wollen, nur ſagt: jetzt 
will ich auf ein Mittel ſinnen, das Stampfen u verhindern, 
aber das Schlingern lafjen, — oder das Shlin ern be 
feitigen, aber das Stampfen laffen wollte, meine, 
daß man dann überhaupt die See zu glätten juchen und 
dem Schiff überhaupt einen in jeder Beziehung ficheren 
Kurs zu geben beftrebt fein muß. 


(Sehr richtig! im Sentrum.) 


Alſo das ift, was ein Teil meiner politifchen freunde 
meint, Er jagte: diefer Ausgleichsfonds, der gejchaffen 
werden joll, joll gejchaffen werden nicht nur, um die Aus» 
fälle auszugleichen, die fich bei der Eifenbahnverwaltung 
ergeben, ſondern auch die fich dadurch ergeben, daß das 
Berhältnis der Überweifungen und der Matrikularbeiträge 
zum Reiche variabel ift, einmal ein Plus, einmal minus 
ergibt. Jetzt hat der Herr Finanzminiſter, wenn ich ihn 
richtig verjtanden habe, in der Entgegnung auf die Auf: 
faffung meines verehrten Kollegen Fritzen gemeint, daß 
es Sache des Neiches wäre, nun feinerjeit® eine Art 
Ausgleichsfonds zu bilden. 


(Sehr richtig! rechts.) 


— Das ift jo richtig, Herr v. Erffa, ald wenn es Sache 
des Gläubigers wäre, fich einen Ausgleichsfonds zu jchaffen, 
wenn der Ehuldner nicht bezahlt. 


(Heiterkeit.) 


Das Reich hat nach der beſtehenden Verfaſſung Anſpruch 
an die Einzelſtaaten, daß dieſe Matrikularbeiträge leiſten, 
wenn Einnahmen des Reiches fehlen. Und jetzt iſt es 
garnicht Sache des Reiches, fich dafür zu verfichern, oder 
ed müßte eben der Fall fein, daß von dem Schuldner 
nichts beizutreiben wäre. Das iſt die Auffafjung des 
Berfiherungsbureaus gegen faule Schuldner! 


(Heiterfeit.) 


Ich meine, e8 wäre nicht Sache des Reichs, wenn es 
Anfprud an die Einzelftaaten hat, fich gegen Matrikular- 
beiträge zu verlihern; das Reich hat das garnicht nötig, 
fondern es ift Sache der Einzelitaaten, dafür zu jorgen, 
daß fie, ohne ihre ‚Finanzgebarung zu — immer 
in der Lage ſind, wenn es nötig iſt, Matrikularbeiträge 
an das Reich abzuführen. 

Das iſt der Gedanke, von dem wir uns leiten 
laſſen, wenn wir vorſchlagen, den Zweck des Fonds 
auszudehnen. Und indem ich dies ſage, befinde ich mich 
in Übereinftimmung mit der Auffoffung des Mannes, 
der meines Erachtens die Berhältniffe, Speziell 
die Finanzverhältniffe des preußiichen Staates, am 
beiten erkannt hat, nämlich des fyinanzminifters v. Diquel. 
Der Minifter v. Miquel hat einen Ausgleichsfonds, wie 
er jett vorgefchlagen wird, als — wenn er auch das 
Wort nicht gebraucht hat, aber der Sache nach — als 
einen joe ausgleichsfonds bezeichnet, und wollte auch 
einen Ausg —E nur ſo gelten laſſen, wie ich ihn 
vorhin als richtig dargeſtellt habe. In der Sitzung des 
— — vom 13. Januar 1897 hat der ſelige 
Herr v. Miquel folgendes ausgeführt. 
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& eutiv,, betr. di Bil i es 4 lei 8: 
(ende für’nie Eifenbapuvermaltung] 


[Dr am Zehnhoff, Abgeordneter] 

Wenn nun die Herren Wbgeorbneten Sattler 
und Frhr v. Zedlig jagen, der Fonds fteht nicht 
an der richtigen Stelle, 

— das T ein Punkt, auf den ich glei kommen will — 
o veritehe ich das eigentlich nicht; denn der 
Ausgleichsfonds, den die Herren jelbit in ihren 
weitergehenden Anträgen aufgenommen haben, 
fteht ganz an derfelben Stelle. Wenn derjelbe 

— der Fonds — 
bloß zur —— von Ausfällen in der Eiſen— 
bahnverwaltung beftimmt wäre, dann hätten Sie 
ja recht; aber Sie wollen ja aud einen all 
gemeinen Ausgleichsfonds, und ich muß aud 
jagen: 

— und jest kommen die verba magistri — 
es hat gar feinen Zwed, einen bejonderen Aus— 
leichsfonds für eine beitimmte Verwaltung zu 
—— denn Geld iſt Geld, und wenn es der 
Staatskaſſe gehört, jo iſt es Staatsgeld. Ob 
das nun herſtammt aus Überjchüffen vom Reiche 
oder von den Eijenbahnen, das macht materiell 
feinen Unterichied. Ich laube alſo, der Fonds 
ſteht genau da, wo er Neben muß. Es mwäre 
fogar eine Wohltat, wenn der Fonds nicht bloß 
die Wirkungen der Schwankungen der Betriebd- 
verwaltungen vermindern würde und die nad) 
teiligen Sn derjelben, jondern auch diejenigen, 
die aus der Reichsfinanzgebarung —— 


(Hört, hört! im Zentrum.) 


Alſo jedenfalls kann ich mich hier darauf berufen, daß ich 
den beften Autor an meiner Seite habe. 


(Bravo! im Zentrum.) 


In zweiter Linie find wir nun der Meinung — und 
da komme ich auf einen Gedanken, den Herr Minifter 
Miquel angeregt hat —, daß, wenn einmal ber Fonds 
bie bejchränfte Broedbeftiumung haben ſoll, die ihm der 
Gejegentwurf geben will, daß er dann allerdings nicht 
in das Geſetz hinein gehört, wohin der Herr Finanz- 
minifter ihn jegen will. Dann ſage ich, das ift durchaus 
richtig, was die Herren Dr Sattler und Frhr v. Zedlitz 
im —* 1897 gegen den damals vorgeſchlagenen Aus» 
leihsfonds vorgebradht haben. Die Herren waren damals 
er Meinung, daß der Husgleichsfonds in das Eijenbahn- 
garantiegefeß gehöre, und dem ift der Minifter v. Miquel 
mit der Entgegnung entgegen getreten, daß das aus dem 
Grunde nicht richtig wäre, weil es fich nicht handele um 
einen Fonds, der nur beftimmt wäre, Ausfälle bei 
den Eijenbahneinnahmen auszugleihen, jondern weil der 
ge beftimmt wäre, allgemeine Ausfälle zu beden. 
(io wenn man dem Fonds nicht weitere Zwecke geben, 
ſondern ihn bejchränfen will, gehört er in das allgemeine 
Staatsſchuldgeſetz nicht hinein, fondern da möchte ich ihn 
auch mit den Herren, die ich vorhin genannt habe, in das 
Eijenbahngarantiegejeg verweifen. 
Wir find dann aber alle ber eng: mag man 
fich zu dem Gefeg ftellen, wie man will, daß der Artikel II 
— in das Geſetz nicht hineingehört. Der 
Artikel U ſagt: 
Für die im $ 3a unter 1 bezeichneten Zwecke 
werben erjtmalig 60 Millionen Markt mit der 
Maßgabe bereitgeftellt, daß in einem und dem— 
jelben Etatsjahre nicht mehr als 30 Millionen 
Mark verwendet werben dürfen. 
Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Sefjion 1908. 
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Wir meinen, daß man aus gefegestechnifchen Gründen 
diejen Artikel II Hier ganz herausnehmen und für ſich 
behandeln follte, und —8 man dann in einem beſonderen 
Geſetz den Fonds behandelte, der aus Erſparniſſen 
emacht werden ſoll. Es iſt doch wirklich geradezu eine 

Neu in dem Gejege, wenn man im Artikel I einen 

—— ſchafft und im Artikel II mit dem Pumpen 
anfängt. 
odann iſt in der Begründung zu dem Geſetz- 
entwurf gejagt: 

Dura diefe, den 83 des Staatsfchulden- 
tilgungsgefeges abändernde Beſtimmung joll das 
Eitenbahngarantiegefeg ebenjowenig aufgehoben 
oder abgeändert werden, wie die durch das 
Staısfulßentgungsgejg ſelbſt gejchehen  ift. 

Ich meine, dab jegt ein Anlaß wäre, um dieſem jo- 

enannten Eifenbahngarantiegefeg zu einem ehrlichen 

egräbnis zu ar Diefes Geſetz greift doch tat- 
füchlich in das praftifche Leben gar nicht ein, das Geſetz 
führt jeinen Neigen nicht am hohen Himmelszelt, ſondern 
auf der legten Seite des Eifenbahnetats. irgend etwas 
anderes bedeutet das Geſetz nicht. Ich meine, dieſe 
rechnungsmäßige Aufftellung kann ja der Finanzminiſter 
oder Gifenbabnminifter Se wie er es für zwedmäßig 
hält. Es ſprechen gewichtige Gründe dafür, daß das 
durch Geſetz angeordnet wird. Geſetze werden gewöhnlich 
nicht dazu gegeben, um — eine kalkulatoriſche Be- 
rechnung oder Überficht über die Sachen zu bekommen, 
fondern mit Gefegen jollen Rechtsverhältniffe geichaffen, 
abgeändert oder aufgehoben werben. 
So war auch urfprünglic das Eifenbahngarantier 
ejeg gedacht, ald man es machte. Ich glaube, der ver- 
Fr Abgeordnete Hammacher hat es vorgejchlagen, 


(Zurufe: Er lebt ja noch!) 
— er lebt alfo noch — 
(Heiterkeit) 


— aljo jedenfalls der frühere Abgeordnete Hammacher 

t es vorgefchlagen, und wenn id 7 gut verſtanden 
abe in ſeinen Reden, an denen ich mich gut erbaut habe, 
at er etwas ganz anderes gewollt, als was in das Geſetz 
ineingekommen iſt. Er hätte wirklich für fein Wirken 
ür Die pange Finanzgebarung des Staates ein befjeres 
Denkmal verdient, als ihm in diefem Geſetze gejett iſt. 
Dem Abgeordneten Hammacher kam es auf etwas Gffef- 
tive8 an; er hatte zuerjt den gefunden Gedanken, der 
fpäter in das Gejek von 1897 aufgenommen worden iſt. 
Er hat niemals daran gedacht, dag aus dieſem Geſetze 
ſchließlich nicht8 anderes werden würde als eine Anweiſung 
zu irgend einer Ealkulatorifchen Berechnung. 


(Sehr richtig!) 
Wenn wir aber in die Materie hineintreten und wenn 
uns da dieſes Gejeg begegnet, dann müſſen wir es, 
meine ich, bejeitigen; das gehört gar nicht in die Geſetz— 
jammlung. 
(Bravo!) 


Alſo namens meiner politiichen Freunde beantrage ich, 
die Vorlage einer Kommilfion und zwar der Budget: 
kommiſſion zu überweiſen. 


(Bravo! im Zentrum.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
georbnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Finanzminifter hat feine Ausführungen zu diefem Geſetze 
mit allgemeinen Betrachtungen . über —— —— 
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[Gefegentw., betr. die Bildung eined Ausgleichs: 
fouds für die Eifenbahnperwaltung] 


[Richter, Abgeordneter] 

lihungen und Tarifermäßigungen und dergleichen umhüllt; 
ich möchte ihm hierin nicht folgen, denn die Materie ift 
an fich ſchon ſchwierig genug, und in der Nachfolge der 
ee ig in mwürbe man tatſächlich zu einer General- 
diskuffton über das ganze Budget und über die Finanzen 
fommen. 

Der Herr Borrebner hat zwifchen zwei Gruppen 
jeiner Freunde in verfchiedener Stellung unterfchieden. 
Er ſchilderte zulegt diejenige Gruppe, ber er felbit an- 
ehört. kann ihm recht geben in der Beurteilung 
es Eiſenbahngarantiegeſetzes; ich habe das ſeiner Zeit 
ſchon getan, als dasſelbe zur Entſcheidung ſtand. Ich 
brauche nur daran zu erinnern, daß damals der General 
poftineifter Stephan felbft im Herrenhaufe meinte, das 
genae Garantiegefeg habe feine weitere Bedeutung wie 

haumklöße auf der Suppe der Berftaatlichung. 


(Heiterfeit.) 


Der Herr Vorrebner bat fih in der Darlegung jeiner 
eigenen Anficht meines Erachtens bingeitellt als einen 
Fed des Finanzminifters Miquel in feiner Liebhaberei 

r Mutomatentonftruftionen aus der legten Zeit, ja ich 
— ſogar, er ging in der Vorliebe für automatifche 

egelung noch weiter als Miquel, und da möchte ich ihn 
fragen: wenn alles fo automatifch geregelt wird, was 
bleibt dann überhaupt von dem Budgetrecht und von der 
Budgetberatung übrig? Ich glaube, dann könnte man 
fogar das Gehalt des eg re fparen, dann kann 
der Etat einfach von einem Kalkulator aufgeftellt werden, 
der nach den automatifchen Grundjägen der Gejetgebung 
den Etat aufftellt. 

Meine Herren, in einem fann ich ihm recht geben: 
wenn ſchon ein Mutomat, dann verftehe id} nicht, warum der 
Ausgleihsfonds nur auf die Defizits angewendet werben 
foll, die dur die Eijenbahnverwaltung entjtehen, und 
nicht auf die Dedung eines gefamten Defizitd im Rech— 
nungsjahr. Wenn nun ein Defizit entfteht, das größer 
ift ald das Defizit der Eifenbahnverwaltung, alto ein 
Defizit auch aus Urfachen teilweife, die nicht in der 
Eifenbahnverwaltung liegen, dann bat man aljo zwei 
Defizit8 nad) diefer Vorlage mit verichiedener Dedung: 
das eine wird aus dem Ausgleihungsfonds gededt, das 
andere muß dann gededt werden durch Aufnahme einer 
Anleihe oder auf eine fonftige Weije. 

Meine Herren, das ift doch jelbft vom Standpunkt 
ber automatijchen Regelung eine zu Fünftliche, wider- 
fpruchsvolle und komplizierte Einrichtung. 

as nun die Vorlage jelbft betrifft, fo erkenne ich 
an, daß die Mifftände, über die die Eijenbahnverwaltung 
klagt, —— vorhanden ſind; den Teil der Begründung 
unterſchreibe ich. Ich ſehe aber in dieſer Vorlage kein 
——— Mittel, dieſen Mißſtänden abzuhelfen. Eine 
ähnliche Vorlage iſt im Jahre 1897 gemacht worden; den 
Ausgleihungsfonds in jener Vorlage hat das Abgeord- 
—— abgelehnt, und ich ſehe in dieſer Vorlage keine 
verbeſſerte, ſondern eher eine erheblich verſchlechterte Aus— 
gabe — damaligen Geſetzentwurfs. 

ißſtände erkenne ich an; ich werde mir auch er— 
lauben, andere Mittel zur Abhülfe vorzuſchlagen, muß 
aber zunächſt doch zur Kritik der Vorlage einiges an— 
führen. Indem der Herr Vorredner diejenige Gruppe 
feiner Freunde charafterifierte, die Bedenken gegen das 
Geſetz haben, hob er mit Necht 78 daß in ein 
eine Schmälerung des Budgetrechts vorhanden ſei. Das 
Budgetrecht hier in dieſem Hauſe ſchon ein ſo knappes, 
daß man wahrlich Urſache hat, es nicht weiter — ges 
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jegliche Regelung einzufchränten. Eine ſolche Schmäle- 
rung des Bubgetrechts ift vorhanden in der Beftimmung, 
wonach ein für allemale aus dem Musgleichsfonds die 
Eijenbahnverwaltung bis zu 30 Millionen ſich dotieren 
kann für unvorhergefehene Fälle, während jetzt es er- 
forderlich ift, daß bei jeder Etatsberatung für das ein» 
zelne Etatsjahr das Abgeordnetenhaus feine Zuftimmung 
gibt durch Aufnahme des betreffenden Titels in den Etat 
u einer jolden Vollmacht für die Eifenbahnverwaltung. 
ber auch abgejehen von dieſer einzelnen Beſtimmung 
wird durch diefen Gejepentwurf wieder die Zahl ber 
Fonds vermehrt, die vollftändig außerhalb des Rahmens 


des Etats ftehen. 
(Sehr richtig!) 


Diefer Zuftand ift durchaus verfaffungswidrig. In 
Art. 99 der Verfaſſung heißt es: ale ed Ru 
Ausgaben müſſen alljährlich veranfchlagt und auf den 
Etat gebracht werden. Nun fehen Sie fi einmal um: 
in bezug auf die Eifenbahnverwaltung läuft neben dem 
Etat her ein Eifenbahnfreditgefeg. In der Negel 
kommt es, obwohl etwas fpät, mandmal fommt es gar 
nicht. Erſt durch diefes Eifenbahnkreditgefeg entjteht eine 
volljtändigere Überficht über die gefamte Finanzlage. In 
dem Eiſenbahnkredit eieh werden Summen bevilligt ein 
für allemal; eine Bewilligung von Yahresraten ift voll 
ftändig ausgefchloffen. Es wird uns nur nachträglich mit« 
geteilt, wie viel man in jedem —— Jahre auf Grund 
der allgemeinen Vollmachten verbraucht hat, aber nicht 
ur Beichlußfaffung vorher geftellt, wie viel mit Zu— 
mung des Landtags verbraucht werden fol. Dadurch 
wird die Kontrolle, die Einwirkung des Landtags auf die 
Ausführung in hohem Maße gefhwädht. Die Frage hat 
vor zwei Jahren im legten Stadium auch in die Kanal— 
vorlage hineingefpielt, ift aber damals nicht zur Entjchei- 
dung gefommen. Ebenſo wie beim Gifenbahnfrebitgefet 
verhält es ſich auch mit dem Anfieblungsgefeg. Yür die 
Ditmarken bewilligen wir 250 Millionen, was aber im 
einzelnen Jahre davon verwandt werben joll, babei hat 
ber Landtag nicht mitzufprechen, er erfährt es nur nachher. 
Und die Zahl diefer Fonds vermehrt ſich fortgefegt: der 
Fonds für Wohnungen der Beamten, der Fonds für 
Kleinbahnen, der Fonds für Hornlagerhäufer — ich habe 
feine Zeit gehabt, fie alle aufzuzählen, aber immer mehr 
bleibt außerhalb des Rahmens bes Etats, bleibt außer: 
halb der jährlichen Bewilligung des Landtags, gen - der 
Gtat gar feine Überfiht mehr gibt über die gejamte 
Finanzlage und die Geftaltung in dem nächiten Jahre. 


(Sehr richtig!) 


Nun kommt noch fo ein Fonds von 200 Millionen hinzu, 
über den Sie : nachher erſt erfahren, was bamit ge- 
macht ift. Die Macht des Finanzminifters wird ja hier- 
durch außerordentlich geſteigert, noch weit mehr, als es 
der Ausgleichsfonds des Herrn v. Miquel bezwedte. Da 
betrug der Ausgleihsfonds, den das Abgeorbnetenhaus 
abgelehnt hat, 80 Millionen, hier beträgt er 200 Millionen. 
Da war die Vorſchrift im Geſetz enthalten, daß der 
Minifter den Fonds in Effekten des Meichs oder des 
preußifchen Staats anzulegen - habe, während hier eine 
ſolche Beftimmung fehlt. Der Minifter kann mit dem 
Gelde machen, was er will, ſoweit es nicht gebraucht wird 
für die Zwecke des Geſetzes; er kann das Geld zinsbar 
anlegen, und wo die Zinſen dann bleiben, ift auch nicht 
beftimmt. Er kann aud einfah — und das jcheint 
die Mbfiht zu fein — den Wusgleichsfonds zur Ber- 
ftärtung des Betriebsfonds verwenden. 

Meine Herren, da8 Bedürfnis, ben Betriebs- 
fonds zu verftärfen, kann ja re, ——— 
mit dem verfügbaren Beltan e des Ausgleichsfonds. 
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Geſetzentw., betr. die Bildung eined Ausgleichs⸗ 
(ORD6 Für’nie Gifenbahunerwaltung] moleig 


[Richter, Abgeordneter] 


Das ift aber nicht innere Notwendigkeit. Es kann auch 
anders fein. Die Betriebsfondsfrage ift wefentlic vers 
ichieden von diefer Frage. 


(Hört, hört! links.) 


Gewiß, das Bedürfnis an Betriebsfonds ift ein wechſelndes, 
aber deshalb hat ja der Landtag ein für allemal — id) 
bedaure, daß das im einzelnen —* nicht wie im Reichs⸗ 
tage der Fall ift —, die Vollmacht gegeben, 100 Millionen 
Scyaganleihen als Betriebämittel auszugeben. Es jcheint 
allerdings, joweit ich mich habe bien umfehen fönnen: 
in den legten Fahren ift gar nicht mehr von diejer Voll 
macht zur Ausgabe von Schatzanweiſungen Gebrauch 
emacht. Meine Herren, als feinerzeit es fich um die 
nlegung der franzöfiichen Sontribution handelte, des 
Neichsinvalidenfonds, des Neichstagsgebäudefonds, da war 
man alljeitig bemüht, folche Fonds auch unter die ſchärfſte 
Kontrolle außerhalb des Bereiches der Finanzverwaltung 
zu ftellen; man ſchuf eine beiondere Berwaltung, ftellte 
fie unabhängig hin, ebenjo wie die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, verpflichtete fie, Einnahmen und Aus- 
aben nur zuzulafen nad; Maßgabe der gefeglichen Be- 
ee, Jetzt ift man darüber vollftändig hinweg. 
Der Finanzminifter kann feinen Ausgleichsfonds bis zu 
200 Millionen erhalten, und im übrigen gelten nur dieje 
allgemeinen Beitimmungen des Geſetzes. 

Meine Herren, unter Umſtänden ann dieje Fülle 
von Befugniffen und Bollmachten der Regierung tatlächlich 
geeignet jein, den Landtag und das Budgetrecht vollftändig 
matt zu ſetzen. 

(Sehr richtig! lints.) 


Wenn kein Budget zu ftande fommt, ja dann ijt es aud) 
noch jo. Dann hat die Negierung in der Vollmacht der 
100 Millionen Schaganweijungen im Ausgleihsfonds, in 
den Krediten, die fie in ihrem vollen Betrage jeberzeit 
realifieren kann, ohne daß Jahresraten vorgejchrieben 
find, fo viel Mittel, daß fie überhaupt gar nicht nad) dem 
Landtage zu fragen braucht, ganz ag davon, daß 
die einmal feftftehenden Steuern nad) der Verfaffung ohne 
weiteres forterhoben werden. Das ganze Budgetrecht ift 
ſchon jegt nahezu ein Mefjer ohne Klinge, an dem das 
Heft fehlt. Und da noch etwas nach irgend einer Seite 
preiszugeben, das widerftrebt mir auf das äußerfte. 

Meine Herren, ich jagte, daß ich Mißftände in den 
& enmwärtigen YZuftänden anerfenne; das Bebürfnis ber 

na tung nad) neuen Verkehrserweiterungen, 
nad Ergänzung der Anlagen, Vermehrung der Betriebs- 
mittel, Verdoppelung der Gleife, Erweiterung der Bahn- 
höfe ift ein folches, das —— ſich geltend macht 
von der jeweiligen Finanzlage, von der Bilanz des Etats, 
nad den Verhältniſſen des Verkehrs. Es iſt daher voll» 
ftändig richtig, daß es auch zutreffen kann, daß in den 
Jahren ungünftiger Finanzlage es erſt recht notwendig 
ilt, folche Erweiterungen der Berkehrsanlagen herbei— 
zuführen angefichts einer wieder fteigenden Konjunktur 
und angefichts des Umftandes, daß man in ſolchen Zeiten 
billiger und leichter ſolche Anlagen herftellen kann als in 
anderen Beiten. 

Ad) erfenne auch das Bedürfnis an, nachdem man 
einmal eine ſolche Gijenbahnverwaltung in jo großem 
Umfange geihaffen hat, daß ein Dispofitionsfonds aus 
etatsmäßiger Bewilligung für unvorhergejehene Bedürfniffe 
vorhanden fein muß. 


(Schr richtig! links.) 
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Aber, meine Herren, an fich ift doch die Einrichtung, 
wie fie Herr v. Miquel —— hat, widerſinnig. Sie 
ſchafft einen Fonds mit der Vollmacht zu Ausgaben für 
unvorhergeſehene Bedürfniſſe und weiſt dieſe unvorher⸗ 
geſehenen Bedürfniſſe an auf unvorherzuſehende Ein— 
nahmen; denn tatſächlich kann die Befriedigung der Be— 
dürfniſſe erſt ſtattfinden, wenn das Rechnungsjahr ab» 
elaufen iſt und einen Überſchuß ergibt. Tab daraus 

ipftände entftehen, wie in der Begründung angeführt 
ift, erkenne ich durchaus an. 

Wie find diefe Mißſtände entftanden? Sie liegen 
nicht in der PVerftaatlihung an fih. ch bin nie ein 
Freund der BVerftaatlihung gewejen. Aber die ganze 
enge kann man verjchieden beurteilen, mag man für 
oder gegen die Verftaatlihung fein. Die Mißſtände, die 
jest vorhanden find, find erwachſen aus der Theſau— 
rierungspolitit des Herrn v. Miquel, die er in 
den fpäteren Jahren immer mehr durchgeführt hat, alſo 
aus der Neigung, aus laufenden Mitteln möglichjt 
viel aufzumwenden zur Berbefjerung des Aktivvermögens 
des Staates, zur Vermehrung des werbenden Anlage 
fapitals des Staates in den verfchiedenen Zweigen. 

Der Herr Minifter hat geſprochen von dem Ertra- 
ordinarium bes Cijenbahnetats, das von 4 Millionen 
auf jest 91 Millionen angewachjen if. Ganz richtig! 
Uber, meine Herren, was iſt der Grund des Wachstums? 
Daß man jest eine Reihe von Ausgaben in das Ertra- 
ordinarium geftellt hat, die früher aus den Eijenbahn- 
kreditgeſetzen beftritten wurben, 3. B. die Bermehrung der 
Betriebsmittel, Gleisbauten, Ergängungsbauten. Es wäre 
mal interefjant gegenüberzuftellen, wie die Kreditgeſetze 
jegt ausfehen im Verhältnis zu den Vorjahren, und wie 
man aus den Streditgefegen Ausgabetitel entfernt und 
auf das Ertraordinarium, d. h. auf laufende Einnahmen 
gepadt hat. Ich bin der Meinung, daß ein Staat in 
der Verwaltung feiner Gijenbahnen ebenjo jolide fein 
muß, twie er feinerzeit den Privatgejellihaften das auf» 
geamungen und bei bdenfelben vorausgejegt hat. Man 
ann bei diefem Eijenbahnertraordinarium nicht jprechen 
von einer Erneuerung, denn die Erneuerungsfonds für 
Betriebsmittel, Oberbau haben wir noch im Ordinarium, und 
es wird ung jedes Jahr nachgewiejen, daß die dafür ange 
wiejenen Summen überden Berfchleiß des Jahres nod hinaus 
gehen. Eine ————— würde, wenn ſie Bahnhöfe 
zu erweitern hat, Gleiſe zu vermehren hat, Betriebs— 
mittel erheblich zu vermehren hat, doc) das nid abhängig 
machen von der Höhe ihrer Dividende, ihrer Überjchüffe, 
fondern würde den Verkehröbedürfniffen unter allen Um— 
ftänden dadurch; Rechnung tragen, daß fie Prioritäts- 
obligationen ausgibt, und feine Auffichtsinftanz würde fie 
daran hindern. Statt deſſen wirft man das alles jett 
bei uns auf die laufenden Mittel, und dadurd kommt 
die Eifenbahnverwaltung in Schwierigkeiten, fobald der 
laufende Etat fi in Ginnahme und Husgabe bei 
wecjelnder Konjunktur ungünftig geftaltet. babe 
wiederholt in den leßten Sehen ‚ala Herr v. Miquel 
noch lebte, auf diefe Thefaurierungspolitik, diefe Neigun 
zum Damftern bingewiefen. In diefem Jahr ift es a 
hervorgetreten im kit im Ertraordinarium des 
—— des Bergwerksetats, was man da alles zur 

erbeſſerung des Anlagekapitals auf lauſende Einnahmen 
angewieſen hat. In dieſem Jahre ſind die Poſten aller— 
dings etwas geringer; aber es find immer 9 Millionen, 
dazu die 91 Millionen des Eifenbahnordinariums, macht 
100 Millionen Mark und dazu 44 Millionen Mark obli- 
gatorifche Schuldentilgung, fo haben Sie in diefem Etat — 
im einzelnen habe ich es garnicht ausrechnen können — ſchon 
144 Millionen Mark eingefett zur Verbefferung der Ber- 
mögensbilan; des Staates; dem jteht dann gegenüber, 
daß 72 Millionen Mark zur Dedung des = its durch 
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[Richter, Abgeorbneter] J 


Anleihe aufgebracht werden ſollen. Tatſächlich führt alſo 
dieſer Etat nicht zu einer —— ſondern noch zu 
einer Verbeſſerung des Vermögens des Staates um 
70 Millionen Mark. 

Meine Herren, mir * es vollſtändig fern zu jagen: 
die Gegenwart joll auf Koſten der Zukunft bevorzugt 
werden, welche ei ung 4. B. bei den Verjicherungs- 
verbänden bes Neidhs eiteht; aber ebenſo falich ift es 
auch, durch PVermögensanfammlung des Staates Die 
Gegenwart zu jehr zu belaften zu gunſten der Zukunft. 
Ich meine, daß am legten Ende die Steuerzahler, indem 
man fie SKapitalien fammeln läßt, doc immer noch den 
bejten Nüdhalt auch für den Staat in 8 geben 
werden, als indem der Staat ſelbſt in dieſer Weiſe ſein 
Vermögen verbeſſert. 

Nun, meine Herren, die Mittel der Abhülfe! 
Da jage ich einfach: Stellen Sie endlich den verfafjungs- 
mäßigen an wieder her; der verfaſſungswidrige Hu 
ftand, dab nicht alle Einnahmen und Ausgaben eines 
Jahres in den Etat gebracht werden, dieſer Zuftand ift 
allerdings fchon aus den 50er Jahren überfommen. 
Damals bedeutete das aber noch wenig, weil die Kredit- 
gejege neben dem Etat tatfächlich nod; wenig Bedeutung 
ia Als wir dann im Sahre 1867 den Norddeutichen 
Reichstag befamen, da war es die nationalliberale Partei, 
die bei der erſten Kleinen Reichsanleihe jofort eine andere 
Methode einführte und in das Anleihegejeg die Klauſel 
fügte, daß jede Yahresrate aus der Anleihefunme auf 
den Etat gebracht und alljährlich bewilligt werden müfje; 
jo ift es im Neichshaushalt geblieben. Ich verlange nichts 
anderes, als daß dieſe veriallungemäßi e Praxis aus dem 
Neich endlich auf den preußijchen Haushalt übertragen wird. 
Was gefchieht dann, meine Herren? Dann, meine Herren, 
bekommen Sie kein befonderes Eifenbahnkreditgejeg mehr — 
oder nur um allgemeine Bollmachten zu einem großen Bau 
zu genehmigen —, fondern dann — alle Ausgaben, 
alfo auch alle Ausgaben extraordinärer Art für Eifenbahn- 
twede in dem vorgelegten Etat. Sie erfcheinen in dem 

tat, mag es id um Betriebsmittel, um Ergänzungs- 
bauten oder auch um neue Linien handeln mit der Jahres- 
rate im Etatötitel. Denn wenn Sie alle diefe Ausgaben 
vor ſich haben, dann find Sie in der Lage, die Deckungs— 
frage ganz unabhängig von der frage des Ver— 
fehrsbedürfnifies zu entjcheiden. as iſt ber 
Fehler, daß man den Verkehrsbedürfniſſen nicht — 
trägt wegen der Deckungsfrage, deshalb nicht Rechnung 
trägt, weil man alles Mögliche aus laufenden Mitteln 
decken will, ſtatt zu teren, ob viele neue Verkehrs— 
anlagen nicht als dauernde Anlagen zur Verwendung 
von Anleihen berechtigen. 

Meine Herren, wenn Sie dann alle diefe Ausgaben 
im Ertraordinarium ohne Unterjchied vor fih haben, dann 
können Sie nad) der jeweiligen Finanzlage, rein nad) 
finanziellen Nüdfichten entjcheiden, wie weit Gie das 
anerfannte Bedürfnis im Etat aus laufenden 
Mitteln oder aus Anleihen befriedigen wollen; 
dann können all’ die Schwierigkeiten wicht entitehen in 
bezug auf die Beeinfluffung des Ertraordinariums des 
Gifenbahnetats durch ungünftige Jahresverhältniffe, wie 
fie eben jetzt hervortreten. 

Meine Herren, im ar ift es doch jo; im 
Reichstag haben wir auch Eijenbahnen in den Reiche: 
— Der Herr Eifenbahnminifter iſt ja auch 

inifter für dieſe Neichseifenbahnen. ch habe nie 
gehört, da man dort es anders geftalten will. Man 
unterjcheidet allerdings im Neichseitenbahnetat zwiſchen 
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ordentlichen einmaligen und außerordentlichen einmaligen 
Ausgaben — eine Unterfcheidung, die meines Erachtens 
auch fchablonenmäßig in fpäterer Zeit erſt eingeführt ift; 
die Abgrenzung ift aber Feine fefte; je nach der Finanz. 
lage gejtaltet fie fich verjchieden. Im jetzigen Reiche: 
haushaltsetat find 22 Millionen für Fernſprechanſtalten 
ausgeworfen; dieje werden aus Anleihen gededt. Wenn 
man dieje Praris dort einführte, müßte man jet mit der 
Erweiterung des Fernſprechnetzes inne halten, weil die 
gegenwärtige Geftaltung bes Etats im Reich eine ehr 
ungünftige ift. Haben Sie yore eine Überficht über 
die Finanzlage? Ich möchte mal eine Aufrechnung fehen, 
wie viele Ausgaben insgefamt wohl im nächften Fahre 
aus der Staatskaſſe zu befriedigen find. Vergleichen Sie 
mal die Überfihten. In den Überfichten ftehen auch alle 
die Aufwendungen nach dem Geſetze, die neben dem Etat 
herlaufen. Wie groß ift denn der Unterjchieb zwifchen 
demjenigen, was an Ausgaben im Etat fteht und was 
nicht darin fteht? 

Meine ger wenn ber —— je nach den 
wechſelnden Verhältniſſen in jedem Jahre feſtgeſetzt wird, 
dann haben Sie einen Aa. N; Faktor der Ein» 
nahmen hier im Haufe. Wir haben jegt ja gar fein 
Intereſſe daran, Ausgaben abzujegen, wenn ſie nicht 
gerade gegen die gute Sitte find oder als abjolut über- 
flüffig angejehen werden müſſen; denn wo bleiben Sie 
denn mit den abgejegten Geldern? Die kleinen Boiten 
werden an den Abrumdungstitel abgeſetzt. Im übrigen 
fragen Sie fi: was hat das Abjegen für einen Nuten? 
Ganz anders, wenn man fich jagen Fann, durch Ausgabe: 
eriparnis wird das Anleihebebiiehnis im Etat vermindert; 
dann brauchen wir weniger Schulden zu machen, dann 
befommt man damit einen viel ftrengeren Maßftab für 
die Prüfung der Ausgaben als jebt. Beljer wäre ja, 
eine bewegliche Steuer zu haben; aber in Ermangelung 
derjelben müßte man ſich diejes Mittel erhalten. Was 
ift denn jegt überhaupt eine — — Hat dieſelbe 
in finanzieller Beziehung irgend eine Bedeutung? Wie 
es jetzt iſt, iſt die ganze Etatsberatung — nur eine 
Etatsplauderei von mehr oder weniger harmloſer Art, 
die für die Regierung in mehr oder minder verbindlicher 
Form ausfällt; aber die ganze Finanzgeſtaltung, die 
eigentliche Etatsberatung, kommt gar nicht in Betracht, 
weil man von vornherein finanziell den ganzen Etat in 
feiner Konſtruktion als etwas Gegebenes anſehen muB. 
Meine Herren, id) bin alfo der Meinung, daß der Gefek- 
entwurf, wie er vorliegt, fein geeignetes Mittel ift, um 
den Mißftänden, die ich amerfenne, abzuhelfen. Er 
beichränft das Necht diejes Haufes, erſchwert die Aberficht 
der Finanzlage und fördert eine automatifche Regelung, 
die ich nicht für vereinbarlich halte mit einer gefunden 
Finanzpolitik. 

(Bravo! links.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete v. Arnim. 


v. Arnim, Abgeordneter. Meine Herren, ich gebe 
den beiden Herren Vorrednern darin recht, dab das ſo— 
genannte Eijenbahngarantiegeieg vom 27. Mär; 1882 
durchaus nicht das gebracht hat, was es bringen jollte 
und wollte. Das bat auch jehr bald der Finanzminifter 
v. Miquel anerkannt, indem er fagte: „das Geſetz ift un« 
Elar, ſchwer verftändlich und widerjpruchsvoll.” Bereits 
im Jahre 1895 hat er ſich dahin ausgeiproden. yı der 
Folge geftaltete fich diejes Geſetz ſo, daß bei der Eifen- 
ur ee ein gewiſſer Betrag abgejchrieben wurde, 
daß dagegen bei der Generalſtaatskaſſe eine neue Schuld 
verbucht wurde. Es war tatfächlich nur das Ergebnis, 
daß eine Summe von Buchungen vorgenommen wurde, 


& tiw,, betr. die Bild eines Ansgleichs⸗ 
. Fonds für die Gifenbahnverwaltung] — 


[v. Armin, Abgeordneter] 
welche,“ wie einer der Herren Vorredner fehr richtig 
fagte, auf der legten Seite des Eifenbahnetats in einer 
großen Menge von Zahlen ich uns kenntlich machen, daß 
aber ein wirkliches ra * Ergebnis dieſes Gejet 
damals nicht gehabt hat. Schon Mitte der er Jahre, 
als die Berhältniffe fich günftiger geftalteten gegenüber 
ungünftigen Jahren, erwies es ſich als dringend not« 
wendig, entweder wieder ein Eifenbahngarantiegeieg vor- 
zulegen, wie das im Jahre 1896 verſprochen wurde, oder 
auf anderem Wege Abhülfe gegen zu große Schwankungen 
zu ſchaffen. Dieles Berjprechen, welches im Jahre 1896 
egeben wurde, daß nämlich im Jahre 1897 ein neues 
— — vorgelegt werden ſollte, iſt nicht 
eingelöft worden, ſondern es iſt dann im Jahre 1897 
das Staatsihuldentilgungsgeleg vorgelegt worden, deſſen 
einer Teil fi aud = die Bildung eines Ausgleichs: 
fonds in Höhe von 80 Millionen bezog. Es wird ja den 
Herren noch befaunt fein — und das ift ja auch ſchon 
vorher hervorgehoben worden —, daß uelprünglich der 
Finanzminiſter eine zwangsweife Tilgung von 4 der 
jedesmaligen Stantsihuld beantragte; daß dagegen — 
und zwar auf Antrag der Eonfervativen Partei — die 
Erhöhung diefer zwangsweilen Tilgung auf %,% be 
willigt wurde; daß dagegen die 80 Millionen, welche ein 
Ausgleichsfonds jein jollten, abgelehnt wurden. ber 
diefer Husgleichsfonds war ein ganz anderer, als er uns 
jest vorgeichlagen wird; dieſer Ausgleichsfonds follte die 
Schwankungen in den Rechnungsergebniſſen des allge 
meinen Staatdhaushalt3 überhaupt vermindern, während 
die 200 Millionen, welche jest als Ausgleichsfonds ver: 
langt werden, im wefentlichen für die Dee der Staats⸗ 
eilenbahnverwaltung bejtimmt find. Da finde ich denn 
einen fehr —— Unterſchied der früheren Vorlage 
egen die jetzige. Aber, meine Herren, indem ich das 
here Material über diefen ganzen Gegenftand durch- 
gelefen Habe, bin id; auf ein Wort des ainer ve 
v. Miquel geftoßen, dem ich auch das Chara teriftifum 
von „verba magistri* — was fchon der Herr Abgeord- 
nete Dr am Behnhoff jagte — beilegen möchte, Er jagte 
nämlich: 
Wenn man aber zu 
Schulden maden — 
keinen Sinn; 
und in dieſem —— befinden wir uns nach meiner 
Anſicht heute, Unſere Finanzverhältniſſe find, wie der 
Herr Finanzminifter entwidelt hat in feiner Eingangs 
rede, und wie allgemein befannt ift, zur Zeit jo außer 
ungänftig, daß wir zur Bilanzierung des Etats 
eine Anleihe von über 72 Millionen aufnehmen müſſen. 
Da bin ich num der Meinung: ich glaube kaum, daß 
Finanzminifter v. Miquel, wenn er noch lebte, und 
wenn ex nicht jeine Anficht vom 16. Januar 1896 — 
was ich aber nicht annehme — jehr wejentlich modifiziert 
hätte, eine Anderung des bisherigen Zuftandes nicht vor: 
geichlagen haben würde, da er damals gejagt hat: 
Wenn man aber zu einer Anderung neue Schulden 
machen muß, dann hat diefe Anderung feinen 


Sinn. 

Nun will ich nicht ſo weit gehen, daß ich das Geſetz 
a limine abweiſe — durchaus nicht. Ich kann das um 
ſo weniger tun, als unſer Fraktionsredner, Herr Graf 
u Limburg-Stirum, bereits bei ſeiner Etatsrede ange— 
—* hat, er könne ſich mit dieſer Vorlage unter der 
Vorausſetzung befreunden, daß die Kontrolle des Fiuanz— 
miniſteriums über dieſen Fonds wie bisher intakt bleibe. 
Auf eine ſelbſtändige, vom Finanzminiſterium unab— 








einer Anderung neue 
dann hat dieſe Anderung 
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hängige Stellung des Eifenbahnminifteriums würde er 
fich niemals einlaffen und feine Freunde auch nicht. Es 
it das ein Standpunkt, dem wir wiederholt mit Nach— 
drud Ausdrud gegeben haben, von dem wir niemals ab- 
gehen. Wir verlangen unausgefegt, daß der Tyinanz- 
minifter über die Gebarung des Eifeibahıminifterg, über 
die Geitaltung des Etats der Eijenbahnverwaltung ftets 
die Forrigierende und leitende Hand ausftredt., Herr 
Graf Limburg fügte hinzu: wir werben die Sache prüfen, 
— aber er fügte auch hinzu: 
Ich kann mir eigentlich nicht denken, daß dabei 
jehr viel heraustommen wird; aber ich glaube: 
es kann auch nicht ſehr viel jchaden, und darum 
werden wir der Sache mit Wohlwollen entgegen» 
—— wenn ſie uns ſeinerzeit vorgelegt werden 
wird, 

Im großen ganzen ift das auch noch der heutige 
Standpunkt meiner politiihen Freunde au dieſer Sadıe. 
Ich bin der Anficht: der Moment, in welchen dieje Vor— 
lage jett gemacht wird, der Moment des Defizit, ift 
nicht geignet, an eine vechtlihe Prüfung dieſer Srage 
heranzutreten. Nun könnte man jagen: gewiß, gerade 
die Zeit des Defizits ift geeignet, an diefe Trage heran- 
utreten, damit, da es Sich im wejentlichen um Zwecke 
er AT reger handelt, Fonds vorhanden find, 
welche die fpäter bei den günftigeren Berhältnifjen des 
Betriebes notwendig hervortretenden Bebürfniffe deden 
fönnen. Dazu aber, meine Herren, haben wir die Dis- 
pofitionsfonds, welche abzulehnen feiner von uns Die 
Abfiht hat oder jemals * wird. Die notwendigen 
Dispoſitionsfonds der Eiſenbahnverwaltung werden wir 
immer bewilligen; wir haben ſie in einer Zeit, wo der 
jetzige Herr Miniſter für — und Gewerbe ſtets der 
Referent für den Eiſenbahnetat war und ſeine Berichte 
in ſehr ſachgemäßer Weiſe zu erjtatten pflegte, bis zur 
Höhe von 100 Millionen in einem Jahre bewilligt, Wir 
müfjen jolche Dispofitionsfonds um fo mehr bewilligen, 
als es der Eifenbahnverwaltung im Gegenjag zu Privat- 
betrieben — auch fchon kleineren Kalibers — gänzlich an 
einem Nejervefonds, gänzlich an einem Erneuerungsfonds 
fehlt. Wir müſſen jolche Dispofitionsfonds — das möchte 
ich im Gegenfag zu Herrn Abgeordneten Richter hervor- 
heben — unter allen Umftänden haben. Ich ehe darin 
aber auch für die fünftige Finanzgebarung in feiner 
Weiſe einen Nachteil. 

Wenn der Herr Abgeordnete Richter lagte, daf die 
144 Millionen Mark, welde zu einer Verbefjerung der 
Subftanz alle Jahre ausgegeben werden, nicht jehr ins 
Gewicht fallen —— einem Defizit von 72 Millionen 
Markt, welche durch eine Anleihe gededt werben müſſen, 
jo möchte ich dem entgegenhalten: dieſe 144 Millionen find 
nach meiner Anficht nicht eine Hapitalspermehrung, 
iondern fie find eine notwendige Erneuerung der 
beftehenden Anlagen. Sie bedeuten das Ausgeben 
von Summen, welche, wenn es fich um eine große Privat» 
verwaltung handeln würde, aus den er auszugeben 
wären, die für diefen Zwed bei folider Wirtſchafts * 
aufgefpeichert ſein müflen. Infolgedeſſen kann ich dem 
a Abgeordneten Richter nicht recht geben, wenn er 
ie als eine Sapitalävermehrung hinftellt und meint, die 
72 Millionen Mark oder etwas mehr, die wir aus An— 
leihemitteln deden, wären nicht bejorgniserregend. Er 
bat auch die — ———————— des früheren Finanz» 
minifters hervorgehoben und gemeint, die Mißftände, in 
denen wir uns jebt befinden, —* vorzugsweiſe erwachſen 
aus der T — — des Herrn v. Miquel. 
Ich glaube, der Herr Abgeordnete Richter wird keine ſehr 
roße Anzahl von Abgeordneten finden, die ihm in dieſer 
einer Behauptung zuftimmen. Gerade die vorfichtige 
Finanzgebarung des verftorbenen Herm v. Miquel, feine 
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[v. Armin, Abgeordneter] 


Thefaurierungspolitit und das Aufjpeichern von geheimen 
Fonds, die, wie er mal kurz vor feinem Tode gejagt 
baben foll, noch lange nicht entdedt wären, haben uns 
davor bewahrt, daß wir uns in traurigeren Zuftänden 
befinden, als es jett der Fall ift. Ein großes Verdienſt 
des verftorbenen Herrn v. Miquel hat darin gelegen, daß 
er es verftanden hat, an allen geeigneten Eden und 
Kanten und an allen geeigneten Stellen Fonds aufzu- 
fpeichern, aus welchen zu ungünftigen Zeiten Mittel ge- 
nommen \werden fonnten, ni zu einer Anleihe zu 
ſchreiten. 

Meine Herren, das iſt im weſentlichen die Anſicht 
meiner politiſchen Freunde über dieſe Vorlage. Wir ſind 
der Meinung, daß die Vorlage in einem nicht geeigneten 
Moment kommt, weil, um Fonds aufzuſpeichern, Schulden 
gemacht werden müſſen. ir werden aber in eine mwohls 
wollende Prüfung des Gejeges eintreten und der Borlage 
gegenüber vielleicht eine zuftimmende Stellung in dem 
Falle einnehmen, daß unwiderleglich nachgewiejen wird, 
daß der Herr Eifenbahnminifter, wenn dieſe Borlage Geſetz 
wird, ein Compelle mehr hat, um feine Einnahmen vor» 
fichtig zu veranjchlagen und um zu verhindern, daß Über: 
raſchungen in dem rechnungsmäßigen Jahr gegenüber dem 
Etat ſich ergeben. Wenn das das Ergebnis dieſes Geſetzes 
fein follte, bzw. wenn uns nachgewieſen wird, daß durch 
diejes Gefet eine wejentliche Berbefferung der bisherigen 
Zuftände fich ergibt, und daß die Ctatzaufftellung 
— namentlich in bezug auf die Einnahmen — infolge des 
Zwanges diejes Geſetzes eine vorfichtige wird, dann ift es 
nicht ausgeichloffen, daß wir dem Gejegentwurf unfere 

uftimmung erteilen. Aber ich kann der Königlichen 

taatsregierung nicht verhehlen, daß wir der Sache 
fteptifch gegenüberftehen und in feiner Weiſe veriprechen, 
daß wir zu der Gejegesvorlage Ichlieklich ein zuftimmendes 
Votum abgeben. 

Ich ftimme ebenfalls dem Antrage zu, welcher geftellt 
ift, die Vorlage nicht an eine befondere Kommiſſion, fondern 
an die Budgetfommiffion zu verweiſen. 


(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Minister der öffentlichen Arbeiten. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, ich bin dem Herrn Borredner außerordentlich 
dankbar dafür, daß er die Vorlage jo wohlwollend be» 
handelt bat, wie ich es aus jeinen Worten entnommen 
babe. Er hat indes kritiſiert, daß der derzeitige Moment 
nicht richtig gefaßt wäre, um die Vorlage einzubringen. 
Meine Herren, ich glaube, —— dieſer Moment iſt durch- 
aus richtig, weil er durch die Notwendigkeit diktiert wird. 

Meine Herren, wie iſt denn der Entwurf entſtanden? 
Er ift dadurch entjtanden, daß die Eifenbahnverwaltung 
fi in einer Notlage befindet. Und wodurch ift die Not— 
lage entftanden? Dadurch, daß im legten Yahrzehnt, in 
den fogenannten fetten Jahren, im Haushalt des Staates 
anhaltend dauernde Ausgaben auf ſchwankende Einnahmen 
bafiert worden find, 


(Sehr richtig!) 


Was it mun die Folge davon? Der Herr Finanz— 
minifter, diefes Hohe Haus, alle Nefjorts rechnen damit 
daß die Eifenbahnverwaltung die Aufgaben, die ihr durch 
Aufhänfung der dauernden Ausgaben auf ihre Einnahmen 


auferlegt worden find, auch erfüllt. In fetten Jahren 
geht das ganz gut, und Cie alle haben die Jahre erlebt, 
als die Eifenbahn über 7 % abwarf, und man fich alle 
Jahre bemühte, die Eifenbahnüberfchüffe unterbringen zu 


können, 
(Sehr richtig!) 


Wenn aber nun die mageren Jahre kommen — und ich 
bin in ein Solches blutarmes Jahr hineingefegt worden —, 
dann entiteht die Frage für die Eifenbahnverwaltung: 
wie kannt du die dir auferlegte Aufgabe erfüllen? Die 
Folge ift natürlich — ich muß jett auch aus der Schule 
plaudern; der Herr Finanzminifter hat Ihnen ja erzählt, 
wie es im Reſſortkrieg hergeht —, daß ſelbſtverſtändlich 
der Eifenbahnverwaltung gejagt wird: beſchränke du beine 
Ausgaben! — ich ſpreche hier nicht von Erfparnifjen; 
denn ich werde, wie ich Ahnen in meiner Etatsrede noch 
ausführen werde, für alle Erfparniffe fein, die gejund 
und verjtändig find —; vermindere das Defizit, das fich 
rechnerifch ergibt, damit ich diefelbe Zahl, die du früher 
abgemworfen haft, für diefen Zweck wieder einfegen fann! 
Die Folge davon ift, daß unter Umftänden, je nachdem 
der Eifenbahnminijter perjönlich mehr oder weniger Glüd 
auch in diefem Hohen Haufe hat, die Eifenbahnvermwal» 
tung einfach finanziell mißhandelt werden könnte. Sch 
würde es geradezu für eine finanzielle Mißhandlung 
halten, wenn der Eifenbahnverwaltung als großes indu— 
ftrielle8 Unternehmen die Mittel verfagt würden, die für 
feine Lebensfähigkeit notwendig find. 


(Sehr qut!) 


Sein inbuftrielles Unternehmen kann jo verwaltet werben, 
daß man fagt: ich will meinen Aktionären jett 10 oder 
15% Dividende geben, und dann werde ich jehen, wie viel 
ich abjchreibe und in Nejerve ftelle. — induſtrielle 
Unternehmen ſagt: erſt kommt meine Lebensfähigkeit, erſt 
kommt meine geſunde Finanzpolitik in mir ſelbſt, daß ich 
lebensfähig bleibe, und dann wird erſt berechnet, mas die 
Aktionäre befommen können. 


(Sehr richtig!) 


Wenn ich mich aljo in einer folchen Finanzlage be 
nde und mich in einem folchen Jahre der Schuh drüdt, 
ann muß ich auffchreien; dann bleibt nichts übrig, als 

daß der Drud befeitigt wird. Andere ich ihn erjt ab, 
wenn e8 zu fpät ift, d. 5. wenn Überihüffe erft wieder 
da find, dann können Sie fid) darauf verlaffen, daß jo 
und jo viele Geier da fat die auf die Beute losſchießen 
und fie einheimfen, ebe fe überhaupt in Sicherheit ge- 
bracht ift. Aus dieſem Grunde halte ich den jegigen Beit- 
punkt zu einer gejeglichen Regelung allerdings für ums 
ae 
nn ftimme ich aber auch vollftändig mit dem Herrn 
VBorredner überein, daß die Eifenbahnverwaltung nicht 
felbftändig fein kann. Sie ift ein großes Glied in dem 
ganzen Gebäude der preußijchen Staatsfinanzen und hat 
ſich Selbftverftändlih unterzuordnen in ihrem Gebaren 
der allgemeinen Finanzverwaltung, und ich habe niemals 
das Beitreben gehabt und werde es niemals haben, mid) 
irgendivie wieder von der Finanzverwaltung loszumaden. 
5 möchte bei dem erften Mal, wo ich Gele enbeit habe, 
das Wort hier zu ergreifen, beftätigen, daß ich mit außer: 
ordentlicher Freudigkeit mit der Finanzverwaltung unter 
deren außerorbentlihem Entgegenfommen m habe, 
und daß ich die Grundſätze, die ich eben über die Verwal— 
tung eines induftriellen Unternehmens ausgeſprochen habe, 
von dem Herrn Finanzminiſter voll beftätigt befommen 
habe. Sie haben aus feiner erften Etatsrebe und auch 
heute wieder gehört, dak der Herr Finanzminifter mit 
mir auf nei wi Standpuntt fteht, daß die Staats» 
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ntiw., betr. die Bild eined Ausgleichs⸗ 
((Eond6 für’nie Eifenbahmvermaltung] 


[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 


eifenbahnverwaltung ftets finanziell angemefjen ausge 
ftattet werden muß, wenn fie nicht im ihren Mufgaben 


unterliegen foll. 
(Sehr richtig!) 


Wenn ich nun weiter auf das komme, was die 
Herren Borredner gejagt haben, jo muß ich meiner 
Freude Ausdrud geben, daß eigentlih das Bebürfnis 
diejes Fonds für die Eifenbahnverwaltung von jämtlichen 
Nednern, namentlich aud; von dem Herrn Abgeordneten 
Richter anerkannt worden ift, 

(jehr richtig!) 
— und er hat im einzelnen ausgeführt, daß das Be- 
dürfnis der Eifenbahnverwaltung in gewilfem Sinne uns 
abhängig ift von den allgemeinen Staatöfinanzen. 

Welchen Zweden fol nun der Fonds dienen? 
Erjtens zur Ausfüllung des 30: Millionenfonde. Diejer 
Dispofitionsfonds ift der Eifenbahnverwaltung zugebilligt 
worden in früheren Zeiten, in den fetten Yahren. a 
meine Herren, der Digpofitionsfonds ift aufgebraudt; ih 
babe nicht8 mehr drin; neu aufgeftellt ift er im Gtat 
nicht. Mber ich habe bereits eine ftillichweigende An- 
weijung, die der Herr Finanzminiſter ſchon erwähnt hat, 
auf 20 Millionen zur Beihaffung neuer Betriebsmittel. 
Wird der Ausgleihsfonds nicht bewilligt durch Ddiejes 
Geſetz, jo müfjen wir mit einem Nacdjtragsetat fommen. 
Alſo diefer Zwei muß auf alle Fälle erfüllt werden. 
Auch der übrigen 10 Millionen des Dispofitionsfonds 
bedarf ich unbedingt, wenn ich nicht unwirtſchaftlich wirt 
ihaften wil. Es ift aber unmwirtichaftlich, wenn Die 
Eifenbahnverwaltung warten muß mit Gelänbeanfäufen, 
bis die Spekulation ſich der Sache bemächtigt hat, 

(fehr richtig!) 
und wir haben Ihnen viele Millionen früher dadurch ge- 
ipart, daß wir den Dispofitionsfonds zur Verfügung 
hatten und wirtfchaftlic wirken konnten. Aljo der Dis 
pofitionsfonds ift auf alle Fälle nötig. 

Es ift aber doch ein Unterſchied da, ob Sie in 
einem Jahre je nach der Finanzlage „ bewilligen, viel⸗ 
leicht auch in jchlechten Jahren ihn bewilligen würden, 
als wenn Sie eine berechtigte en der Eifenbahn- 
verwaltung durch Geſetz feitgejegt haben, das über die 
Dauer eines Etatsjahres hinausgeht. 

(Sehr richtig!) 
Diefes Fundament ift für die Eifenbahnverwaltung von 
außerordentlihem Wert. Ich möchte Sie deshalb bitten, 
diefen Zweck anerkennen zu wollen. 

Der zweite Zmwed ift mehr finanzieller Natur, bat 
aber auch feine rer, für die Eijenbahnverwaltung; 
denn jeber Betriebsverwalter muß e3 als eine Anitands- 
pflicht betrachten, daß, wenn er einmal einen Frehlbetrag 
in einem Jahre hat, er auch das Geld bringt und jagt: 
im vorigen Jahre ar ih im Stich gelaffen, ich will die 
Sache wieder ausgleihen. Das ift auch für die Eifen- 
bahnvermwaltung gegenüber der Finanzverwaltun 
großer Bedeutung. Aber, wie gejagt, diefer Zwe 
vorwiegend im Intereſſe der —— 

Der dritte Zweck, der eigentliche Zweck des Aus— 
gleichsfonds, alſo die Stärkung des Ertraordinariums, iſt 
von ganz erheblicher Bedeutung. ES ift hier in ver 
fchiedenen Reden von ber Höhe bes Ertraordinariums 

eiprochen worden. a, meine Herren, der Vergleich bes 
Exrtraorbinarium, der einzelnen Zahlen in verjchiedenen 


von 
liegt 


Jahren hat doch nur einen rein ftatiftiichen Wert; er 
gibt aber feinen Maßſtab über die Höhe des Extraordi— 
nariums im Dinblid auf die vorhandenen finanziellen 
Bebürfniffe. Denn wenn das Ertraordinarium, wie in 
diefem Jahre, in feiner Höhe fait zur Hälfte feftgelegt 
ift durch große Raten für —— früherer Jahre 
die ich doch nicht ſtillſtehen laſſen kann, dann fällt — 
für andere Zwecke, die überall auftauchen, außerordentli 
wenig ab. Außerdem iſt es nur ganz natürlich, daß eine 
Staatsbahnverwaltung, die faſt jedes Jahr 500, 600 km 
ihrem een durch Neubauten binzufügt, deren An— 
lagefapital alfo ganz bedeutend wächſt, im Ertraordinarium 
auch wachſen muß. Dem gegenüber erwähne ich, daß bie 
Mittel, die in früheren an. bereitgeftellt worden find, 
anz erheblich en: haben. yo nehme bier Die 
Pinzlicen Mittel: Ertraordinarium plus bejondere Geſetze, 
Unleihefonds ufw; fie wechſelten in folgenden Zahlen in 
den einzelnen Jahren von 125 zu 101, zu 127, zu 79, 
zu 36, zu 21 Willionen im Jahre 1894/95, weiterhin 30, 
61, 69 Millionen, dann 128, 131, 117, 131 und 100 Mil- 
lionen 1902. Meine Herren, derartige Schwankungen 
kann ein induftrielles Unternehmen, welches andererjeits 
in feiner Bahnlänge und in feinem Anlagefapital in 
einer ftetig fteigenden Kurve fi) bewegt, unmöglich ver— 
tragen, wenn es gefund verwaltet werden foll. 


(Sehr richtig! links.) 


Und deshalb meine ich, meine Herren, Sie ſtärken Die 
Eifenbahnwerwaltung in der Möglichkeit, den vielen Ber 
bürfniffen, die im Dans vorhanden find, zu genügen. 
Aus allen reifen befomme ich ta ol Be ürfnifje an- 
gemeldet. Wir müfjen tagtäglih ſolche Anmeldungen 
unter den Tiih fallen laffen oder müffen fie in Die 
Scdublade hineinlegen, bis wir fie glüdlich mal hevaus- 


befonmen. 
(Heiterfeit.) 


Nun hat der Herr Finanzminifter Ihnen ein jehr 
übjches Bild bei der eriten Etatsrede vorgebradt; er hat 
hnen von den Eijenbahnlöwen geſprochen, die erjäuft 

werden. Wenn aber meine jungen Eijenbahnlömwen im 
Kaftanienwäldchen erjcheinen und wenn die jagen können: 
da ift meine Atung, die ich mir vorher aufgefpeichert 
babe, laßt mich am Leben, ich habe mir jelbjt verdient, 
was ich zu meiner Lebensfähigkeit bedarf —, dann müſſen 
felbftverjtändlich der Herr Minifter und jeine Herren, die 
ja ausgezeichnet arbeiten, wie wir alle wiffen, ein Mitleid 
haben mit der Eijenbahnverwaltung und jagen fönnen: 
diefe jungen Eifenbahnlöwen haben ſich ihre Atzung ver: 
dient, und darum follen fie am Leben bleiben. Wenn die 
aber leben bleiben, meine Herren, dann gibt es Leben 
im Lande, und alle Anfprüce, die in den einzelnen 
Städten geftellt werden — ic will nur anführen Dort- 
mund, Hannover, Hamburg, Leipzig und wie alle bie 
Bahnhöfe heißen, die dringend umgebaut werden müſſen 
— alle die Anfprüche können nur dann befriedigt werden, 
wenn Gie der Eijenbahnverwaltung die Mittel dazu 
geben. 

Nun können Sie mir ja jagen: wo du das Gelb 
berbefommmft, ift ganz gleichgültig, wenn du es nur hait. 
Ya, meine Herren, ich bekomme das Geld aber nicht, ich 
fann es nicht befommen, weil der Herr Finanzminifter, 
ber es mir gerne geben würde, felber es nicht hat. Habe 
ich es mir aber aufgefpeichert, habe ich e8 vorher verdient, 
dann ift das Geld Petifch vorhanden. 

glaube aljo, meine Herren, daß gerade bie 
Eifenbahnverwaltung wirklih auch ein Intereſſe daran 
bat, daß fie in diefer Weife nachrechnen kann: das habe 
ich verdient für meine Alimentierung, und das ift mir 
nötig und müglid. Ich bitte Sie deshalb dringend, daß 
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Geſetzentw., betr. die Bildung eines Ausgleichs: 
(Fonds für die Gifenbahuvermaltung]) 


[(Budde, Minijter der öffentlichen Arbeiten] 


Sie der Eijenbahnverwaltung diefen Ausgleichsfonds zur 
Berfügung ftellen. Ich wiederhole nur noch einmal, daß 
es mir vollftändig fern liegt, eine Abjonderung von der 
Finanzverwaltung dadurch zu erzielen, fondern daß ic 


die berechtigte Kontrolle der Finanzverwaltung voll ans 


erkenne. 
(Lebhaftes Bravo.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
georbnete Dr Sattler, 


Dr &attler, Abgeordneter: Meine — ich freue 
mich ſehr, hier nach der Rede des neuen Herrn Miniſters 
ausſprechen zu können, daß ich mit ſeinen Ausführungen 
durchaus einverftanden bin, mich namentlich gefreut habe 
über die Betonung der Eigenſchaft der Staatseifenbahn 
als eines wirtjchaftlichen Anftruments, zur Hebung der 
wirtichaftliden Förderung des Landes in erſter Linie be» 
ftimmt. Wenn aber der Serr Minifter mit einem leichten 
—— des Auges zu bedauern ſchien, daß der Moment 
eines Eintritts gerade zu einer Zeit ſtattgefunden habe, 
wo die Entwidlung der Eifenbahn einen ungünftigen 
Berlauf genommen, jo kann ich ihm da zu feinem Trofte 
fagen: ich glaube, das ift immer jo gewejen und wird 


immer jo jein. 
(Heiterfeit.) 


Wir haben wenigjtens die —— gemacht: ſolange 
die Eiſenbahnen ſich gut entwickeln, die Überſchüſſe um 
und groß find, jolange bleiben die Herren Minifter au 
ihrem Boften; 

(jehr richtig! und Heiterkeit) 


wenn fie aber merken, daß ein Rückſchlag ftattfindet und 
die Berhältniffe unangenehm werden, dann entjernen fie 
I Und fo will ich aud hoffen, daß der jegige Herr 

inifter bald in die Lage kommt, aus den ungünftigen 
Beiten in befjere hineinzugehen, und ich will ihm wünjchen, 
daß die dann jo lange dauern, wie er felbft im Amte zu 
bleiben — damit er nicht erſt durch das Gefühl 
eines Rückſchlages veranlaßt wird, ſich von ſeiner Stelle 
zu entfernen. 

Der Abgeordnete Richter hat dann den Herrn 
Kollegen Dr am Zehnhoff ald einen Jünger Miquels, 
als einen Automatenjäger, möchte ich jagen, bezeichnet. 
Ich gebe zu, der Abgeordnete Dr am Zehnhoff hat ſich 
als Fünger des ger v. Miquel gezeigt, aber 
nur aus einer jpäteren und meiner Anfi t nad) nicht 
beſſeren Zeit. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Er ift der Jünger des Finanzminifters Miquel aus dem 
Jahre 1897, wo derjelbe fich bereits derart in das Macht- 
efühl als Kinangminier eingelebt hatte, daß er unter 
einen Umjtänden irgend etwas von feiner Machtvoll- 
tommenheit abgeben wollte, auch; wenn die Forderungen 
er. diefer Richtung ganz in Übereinftimmung id be⸗ 
fanden mit Forderungen, die früher Herr v. Miquel 
ſelbſt geſtellt hatte. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Ich würde den Herrn Kollegen am Zehnhoff bitten, er 
möge feine eifrigen a Studien über die Reden 
des Herrn Finan gg iquel . auf die früheren 
Jahre, namentlich auf die Fahre 1879 und 1880, aus- 
dehnen, dann wird er nach meiner Anficht zu weitjichtigeren 
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Anfhauungen kommen, als er fie heute entwidelt hat. 
Bor allen Dingen babe ich bedauert — bei der großen 
Berediamfeit und ——— des früheren Herrn 
Finanzminiſters v. Miquel war das allerdings nicht er» 
ſtaunlich —, daß der Gedanke, dem er 1897 andeutungs— 
weife Ausdruf gegeben bat, daß man die Befeitigung 
der ſchwankenden Einkünfte aus den Cifenbahnen ver- 
binden müßte mit der Bejeitigung der fchwantenden Aus- 
gaben an das Reich, bei dem Abgeordneten am Zehnhoff 
auf ein jo fruchtbares Feld gefallen ift. ch halte das 
für einen der allerunglüdlichften Gedanken, die überhaupt 
auggeiprochen werden können, 


(jehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


auch ich erkläre von vornherein, wenn man den Verſuch 
macht, diefen Ausgleichsfonds, der uns jegt vorgeſchlagen 
ift, zu verquiden mit einem Ausgleichsfonds, der beftimmt 
ift, die Schwankungen der Matrikularbeiträge zu über— 
tragen, jo werden Sie mich als einen der eifrigiten 
Gegner der ganzen Einrichtung dieſes —— re 
finden. ch würde es für ein Unglüd halten, wenn 
diefer Verjuch gemacht werden follte. 

Die Herren vom Zentrum follten eigentlich ein 
* gefunden haben, mit immer neuen Verſuchen auf 
nanziellem Gebiete hervorzutreten. Wenn wir die 
clausula Franckenſtein, die lex Huene, die verſchiedenen 
leges Lieber auf finanziellen Gebiete anjehen, die ſämtlich 
der nitiative der Herren vom Zentrum entftammen, ſo 
müfjen wir — Schönes iſt bei allen dieſen Dingen 
nicht herausgekommen; 


(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


im Gegenteil, fie haben zu einer unglaublichen Erjchwerung 
und Berwirrung der finanziellen Überficht geführt. Das 
kam daher, weil fie im wejentlihen von dem Gefichts- 
punkt ausgehen, den Anſchein zu erweden, als tue man 
etwas, während man tatjächlich nichts tat, um bie wirf- 
liche Urſache der finanziellen Übelftände zu befeitigen. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


So würde man auch jet, wenn man gleichzeitig beide 
Schwanktungsquellen in Angriff nehmen wollte, verhindern, 
daß an einer Stelle etwas geſchieht. Es wäre das in 
der Tat ganz außerordentlich unzwedmäßig, ich hätte bei» 
nahe einen ftärferen Ausdruck gebraudtt. 39 hoffe, der 
Abgeordnete am Zehnhoff, der mit dem Studium ber 
Ausführungen Miqueld nur bis zum Jahre 1897 ge 
kommen zu fein ſchien, 


(Heiterkeit) 


würde, wenn er bis auf die umgekehrte Zahl 1879 gefommen 
wäre, mit mir überzeugt fein, daß es in ber Tat aufer- 
ordentlich bedeutjam ift, gerade die Schwankungen in den 
Einkünften der Eijenbahnen in ihrem Einfluß auf die 
Gejamtgeftaltung der Finanzen des Staates einzu 
jchränfen. 

Meine Herren, dann muß ich mich noch zu dem 
Abgeordneten Richter wenden, an dem ir heute auch die 
Eigenſchaft eines Jüngers entdedt habe, die man ja ſonſt 
bei ihm nicht in hervorragendem Maße findet. 


(Heiterkeit.) 


N habe aus den Ausführungen des Abgeordneten 
N ei entnommen, daß er ein Jünger meines Gottlob 
noch lebenden Freundes Hammacher geworden ift, und 
war des Herrn —— vom Jahre 1879. Er hat 
ie Ausführungen, welche damals von Herrn Hammacher, 
meinen jonftigen Freunden und auch damals von Herrn 
Miquel worden find über die Bedenklichkeit des 
Schwanfens der Ginkünfte der Gifenbahnen für die 
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: ar für die Eijenbahnverwaltung] - 








[Dr Sattler, Abgeorbneter] 
Staatsfinangen, über die Schwierigkeit der Einfügung 
eines jo pn induftriellen Unternehmens in die ganze 
Stantöverwaltung und die dadurch notwendigerweije her- 
vorgerufenen Mihftände, heute volljtändig anerkannt. In« 
fofern ift er alfo ein Schüler des Herm Dr Hammadıer, 
und ich bedauere nur, daß er jo fpät, 


(Heiterkeit) 


nadjdem beinahe 25 Jahre vergangen find, dazu gekommen 
ift, fich zu den Füßen dieſes Behrmeifters zu ſehen. 


(Heiterfeit.) 


Wie fchön wäre e8 gewefen, wenn er ſchon im Jahre 1879 
diefe feine Ausführungen als richtig anerkannt und in- 
folgebefjen die Maßnahmen unterftüßt hätte, die damals 
von Herrn Dr Hammader und anderen Herren vorge» 
ſchlagen wurden, 

In einer Beziehung allerdings ift der Herr Abge- 
ordnete Richter von 1903 ganz derieibe wie der von 1879, 
indem er als Hauptgrund gegen alle die Vorſchläge, welche 
darauf abzielten, dem intsiftriellen Charakter des Eifens 
bahnweſens ne Rechnung zu tragen, ftet3 den einen 
Einwand in erjter Linie entgegenftellt: das Budgetrecht 
bes Ubgeordnetenhaufes, des Landtages wird dadurch ge- 
ſchwächt; es widerſpricht dem Satze der Berfaffung: alle 
Einnahmen und Ausgaben jollen auf den Etat gebracht 
werben. 

Wenn nun der Herr Abgeordnete Richter uns ba 
als Mufterbeifpiel die Verhältniffe im Reichstage vorge 
führt bat, jo muß ich jagen, daß ſchon das * ielle 
Ergebnis der Wi V im Reich ganz gewiß nicht dazu 
dienen fann, ung in Preußen gerade ald Mufter vorge» 
halten zu werden, 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Aber i gr es auch offen geftanden ganz furdhtbar 
nebenjädhlih, ob man in Preußen bejondere Kreditgeſetze 
macht, welche beftimmen, ein für allemal eine Summe aus» 
zumerfen zu diefen und dieſen beftimmten Sweden, oder ob 
man im Reiche für jebes Yahr eine beftimmte Quote in ben 
Etat un welde aus Anleihen für diefe Zwecke zu 


beftreiten i 
(Sehr richtig!) 


Offen gejtanden, der Unterfchied ift mir in ber Tat 
nicht fo groß, da ich es nicht jo machen könnte und 
auch ſo. Es würde mir ziemlich egal fein, ob 
man das in Preußen jo macht oder auch jo. Denn 
faktiſch iſt es doch fo: wenn wir im Reiche eine An- 
leihe machen wollen, jo fchreiben wir das in den aufer- 
ordentlihen Etat der einmaligen Ausgaben hinein. Wir 
wiflen alle, das wird aus Anleihen beftritten, und es 
wird dadurch nad meiner Anficht kein irgendwie erheb- 
licher Unterſchied herbeigeführt. 

Wenn aber der Herr Abgeorbnete Richter mir ver- 
ſprechen will, in anderer Beziehung für die Selbjtändig- 
mahung der Gifenbahnen gegenüber ber fyinanz- 
verwaltung uſw mit ihr einzutreten, dann bin ich gern 
geneigt, ihm meine Unterftigung dafür anzubieten, daß 
wir jchließlich auch diefe Form der Einftellung der aus 
—— zu beſtreitenden Mittel in den Etat vornehmen 
wollen. 

Im übrigen muß ich doch dem Herrn Abgeordneten 
Richter ſagen: ganz recht hat er hast — er 
die geſamten Aufwendungen des Extraordinariums als 
Vermehrung des werbenden Kapitals des Staates be— 

Berhandl. d. Hauſes d. Abg. 19. Legisl. V. Geiflon 1808. 
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trachten will. Ich gebe ihm zu, ein großer Teil der in 
ben Ertraordinarien weh: der Betrieböverwaltungen 
des Etats vorkommenden Ausgaben dient zur Vermehrung 
des werbenden Sapitald des Staates, und man wäre 
durhaus beredhtigt, diefen Teil aus Anleihemitteln zu 
beftreiten. Ich bin z. B. der Überzeugung, man wäre 
Frag und auch praktiſch berechtigt, weil wir ja in 
reußen die obligatorifhe Schuldentilgung haben, die 
Anlegung jämtlicher zweiten Gleife und der großen Er- 
weiterungen auch aus Anleihemitteln zu beftreiten, weil 
wir je gleichzeitig die obligatorijche Schuldentilgung haben 
und darin bie J—— liegen, welche ein induſtrielles 
Unternehmen vornehmen muß. Ich will aber gar nicht 
darauf hindrängen. Andererſeits hat es einen großen 
Vorzug: jo lange man in der Lage ift, alle diefe Anlagen 
aus den laufenden Mitteln beftreiten zu können, jo dient 
das zur Berbefjerung der finanziellen Lage des Staates, 
weil dadurch das werbende Kapital des Stantes vermehrt 
wird, 39 babe deshalb durchaus nichts dagegen, im 
Gegenteil, ich halte das finanziell für recht vorteilhaft, 
wenn man alle dieſe Anlagen in das Ertraordinarium 
bineinfchreibt. 
Dazu hat das gepenmärtige Berfahren eine wejent- 
liche piychologiiche Wirkung. Denn wenn wir das in 
das Ertraordinarium hineintireiben, fo wird jeder Menſch 
verlangen, daß das Ertraordinarium aus den laufenden 
Staatseinnahmen gededt werden fol. Solange das nicht 
gefchieht, wird es als Defizit bezeichnet und drüdt aljo 
auf die Gemüter fämtlicher Mentiien, welche die Freude 
aben, fich mit dem Etat bejchäftigen u dürfen, nad der 
ichtung, daß fie, folange ein Deftzit — ſparſam 
ſind in der Ubernahme von Ausgaben, weil dieſe aus 
Anleihen beſtritten werden müſſen, während das Extra» 
ordinaxium rite aus laufenden Mitteln gedeckt werden 
fol. Ich gebe aber dem Herrn Abgeordneten Richter 
vollftändig zu, daß ein großer Teil des Ertraordinariums 
ald Bermehrung der werbenden Anlagen des preußifchen 
Staats angejehen werden kann, und daß deshalb — id) 
babe das früher ſchon hervorgehoben — das Defizit von 
72 Millionen uns nicht irgendwie bedenklich zu machen 


braudt, 
(ehr richtig!) 


da ſchon allein für die Eifenbahnen ein 
Ertraordinarium von 91 Millionen fteht, welches doch 
weſentlich zum großen Zeil als Vermehrung der werbenden 
Anlagen — werden kann. 

Mit Herrn dv. Arnim möchte ich mich nur inſoweit per- 
ſönlich beichäftigen, als ich feinen Einwand, der gegen- 
wärtige Moment jei für das Geſetz ungünftig, beftreiten 
muß. Wenn das Geld nicht da ift, wird behauptet, der 
Moment fei ungünftig, und als das Geld dba war, und 
wir nad) derartigen Einrichtungen ftrebten, wollte ber 
F ————— vd. Miquel auch nicht den Moment 

ichtig halten und verweigerte ſeine Mitwirkung, und 
er fand die Unterſtützung der Freunde des Herrn v. Arnim. 
Im Jahre 1897 hätte man ſich ſehr wohl auf Grundlage 
der von Herrn v. Zedlitz und mir in wejentlicher Über- 
einftimmung gemachten Anträge einigen Eönnen, wenn 
nicht infolge des Widerſpruchs des Herrn Finanzminiſters 
v. Miquel das Zentrum und die Konſervativen uns dabei 
im Stiche gelafjen hätten. 

Wenn ich mic) nun zu dem Gejete jelber wende, jo 
muß ich, wie das aud) bei den andern Herren geichehen 
ift, kurz zurüdgreifen auf den Beginn der Berftaatlihung 
ber Eitenbahnen, alio auf die Verhandlungen des Jahres 
1879 und ber fi daran anfnüpfenden Sabre. niere 
Partei hat damals die PVerftaatlihung der Eifenbahnen 
auf das lebhaftefte unterftügt. Trotzdem ift gerade aus 
ihrer Mitte heraus jofort erfannt worden, m. großen 


IGeſetzentw., betr. die Bildung eines Ausgleichs⸗ 
fonds für die Eijfenbahnverwaltung] 
[Dr Sattler, Abgeordneter] 

——— die Tatſache, daß der preußiſche Staat, 
wie der Abgeordnete Hammacher zu jagen pflegte, damit 
der größte —e der Welt werden würde, in ſich 
ſchließt. Sie haben erkannt, welche Bedeutun bieſe Tat- 
ſache auf die ganze Geftaltung der preußiichen Staats- 
————— haben müßte. Das iſt gerade 
aus ihrer Mitte beſonders betont worden, und zwar ber 
fonders nach der finanziellen Richtung. Man vermutete 
damals allerdings noch nicht, daß der —— Erfolg 
der — ner San fo außerordentlich) günftiger 
fein würde. Wenn Gie Die ———— durchleſen, 





werden Sie finden, daß man immer befürchtete, die Über- 
jchüfje würden nicht ausreichen, um die Binfen und die 
Tilgungsverpflichtungen, welche die Eifenbahn zu bejtreiten 
bat, zu leiften. Man ahnte nicht, welches günftige Ge- 
Ihäft der Staat bei der Berftaatlihung —— hat. 
Das möchte ich doch auch dem —— Herrn Finanz 
miniſter gegenüber noch einmal betonen, daß wohl niemals 
ein für die Finanzen des preußiſchen Staates erfolg— 
reicherer Schritt geſchehen iſt, als die Verſtaatlichung der 
Eiſenbahnen geweſen iſt. Man erkannte aber andererſeits 
auch damals Kon, daß der Umftand, daß bei der Eijen- 
bahn wie bei jedem induftriellen Unternehmen die Über- 
ichüffe, die Einnahmen und die Ausgaben in ihrer Höhe 
wejentlich wachjen, natürlid einen großen Einfluß auf die 
Geftaltung der gefamten Staatöfinanzen haben werden, 
und man erkannte auch damals jchon — das ift von unferer 
Seite damals bereit# betont worden —, daß ganz gewiß eine 
Beihräntung des Budgetrechtes des Abgeordnetenhauſes 
daraus hervorgehen würde, weil ein Staat mit jo vielen 
großen induftriellen Unternehmungen überhaupt nicht in 
der Lage ift, feine Einnahmen und Ausgaben derartig 
fiher vorausfehen Ei können, jo ficher während des ganzen 
Jahres leiten zu können als ein Staat, der foldhe Unter- 
nehmungen nicht befigt. 


(Sehr richtig!) 


Man war fich ferner auch der Bedenken ganz Klar, welche 
nah der wirtjchaftlichen Richtung hin gegen diefe Maß— 
nahme erhoben werden Eonnten, da man bereits erfannte 
dat die Eifenbahnen als Verkehrsinftrument wefentli 
dazu berufen jeien, die wirtichaftlihe Entwidlung des 
Volkes zu fördern, und daß Deutſchland nad einigen 
ahrzehnten im Konkurrenzkampfe mit den anderen 
tionen fi in der Lage befinden würde, daß biefe, 
wenigftens zum Teil, in den unentgeltlichen Befit des 
Eifenbahnneges kommen würden, während Preußen noch 
die für den Ankauf der Eifenbahnen aufgemwandten 
Koften zu deden haben würde. Man ging allo darauf 
aus, möglichjt für die Tilgung diefer Anleihen zu forgen, 
damit, wenn der Moment in den übrigen Staaten ein» 
träte, auch Preußen jeine Eifenbahnen wejentlih als 
Wirtſchaftsinſtrument benugen und nicht als Finanzquelle 
auszunugen in der Lage fein könnte, 

Man war fi ferner bewußt, daß es für Die 
preußifche Staatöverwaltung eine große Schwierigkeit 
er würde, jo große induftrielle Unternehmungen in 
fi) aufzunehmen, und daß man dabei auch die Frage zu 
beantworten haben würde, ob man wie die übrigen großen 
induftriellen Unternehmungen genötigt fein würde, alle die— 
jenigen Einrichtungen ins Leben zu rufen, die für eine 
gebeihliche wirtjchaftlihe Entwidlung des Unternehmens 
notwendig find, oder ob man bei der Behandlung eines 
ſolchen großen induftriellen Unternehmens als Staat» 
verwaltung ji der Maßnahmen, die den Privatunter- 
nehmungen zum Zeil geſetzlich auferlegt find, entjchlagen 
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könne. Das begog fi ja namentlich auf die Forderung 
von Mejervefonds, Betriebsfonds und Ausgleichsfonds. 
Es ift fchon darauf hingewiefen worden, daß damals 
Beihlüffe gefaßt wurden, die darauf ab; ielten, alle dieſe 
Einridtungen ins Leben zu rufen und namentlich vor 
allen Dingen für Abſtoßung der Schulden aus den 
Anlagekoften möglichft Sorge zu tragen. 

ie Beichlüffe der damaligen Kommiffion find dann 
vom Haufe gutgeheißen. Aber als es fich mach zwei, 
drei Jahren darum handelte, diefe Beſchlüſſe in ein Geſeh 
umzujegen, da war die Strömung, aud die Zufammen 
fegung der Mehrheit im Haufe eine andere geworden, 
und ſchließlich kam diefes Gejek von 1882 heraus, melde 
dem Herrn Kollegen Dr am Zehnhoff nur noch berufen 
zu fein jcheint hinweggeräumt zu werben. Ich gebe ihm 
vollftändig zu: das Gereh hat lange das nicht erfüllt, mas 
es veriproden hat. Es liegt das zum Teil an der 
mangelhaften Faſſung, die aber gegen die Bemühungen 
meiner freunde damals beſchloſſen worden ift, zum Teil 
auch an der Auslegung, die jelbit ber Urheber bes 
Geſetzes, Herr v. Tiedemann (Bomft), feinerjeits nicht 
vorhergejehen hat. Jetzt könnte das Geſetz von 1882 
ohne großen Nachteil aufgehoben werden. Aber den einen 
Vorteil hat es, Herr Kollege am Zehnhoff: man. fieht 
daraus, in welchem Umfange in der Tat die Überſchüſſe 
der Eijenbahnverwaltung zur Beitreitung der nicht zur 
Eifenbahnverwaltung x Mor u herangezogen 
find oder nicht. Und das hat feine Bedeutung, 


(ſehr richtig; bei den Nationalliberalen) 


namentlich wenn wir bedenken, wie zwifchen den Reflorts 
der — und der Eiſenbahnverwaltung trotz der 
Anerkenntnis der Zuſammengehörigkeit und trotz der 
Liebenswürdigkeit, mit der der Herr Eiſenbahnminiſter 
ſich den fouveränen Anforderungen des Herrn Finanz 
miniſters als Vertreter der allgemeinen Staatsintereſſen 
u fügen verſprochen hat, — wie das ja auch bei dei 
—— Reſſortchefs der Fall war —, wir trohdem 
immer einen ftillen Kleinen Krieg zwifchen dieſen beiden 
Reſſorts hervortreten jehen, 


(Heiterkeit) 


namentlich über die Berechnung, was wird nun vom der 
Eifenbahnverwaltung für allgemeine Staatözwede ver 
wandt oder nicht. Diefer Kleine Krieg hat eine Zeitlang 
einmal dahin geführt, daß der Mettoetat, der uns vor 
gelegt wurde, in jedem Jahre nad anderen Grundfägen 
aufgeftellt wurde. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Um nun bei diefem Kleinen Kriege auch unjererjeits be 
urteilen zu können: wer hat nun recht? wie viel ift 
von der Eijenbahnverwaltung wirklich für allgemeine 
Staatözwede aufgewandt ober nicht? — dafür it Diele 
Tabelle doch von Bebeutung, die auf Grund des Geſetzes 
von 1882 ung gegeben wird, 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Deshalb möchte ich meinerjeitd nicht darauf verzichten, 
diefe Tabelle weiter fortgeführt zu 33 und ich glaube 
auch: der Herr Kollege Dr am Zehnhoff, der im großen 
und ganzen von denfelben Gefictspuntten aus an bie 
Beurteilung der Eijenbahnverwaltung herangeht, jollte 
jeinerjeits auf den Wunſch verzichten, ein etwas antiquiert 
oder bedeutungslos gewordenes Geſetz zu bejeitigen, da 
es ji gar keinem Schaden führt. Ich bedaure, daB per 
Kollege am Zehnhoff und feine Freunde nicht 1897 die 
Gelegenheit benugt haben, ein befjeres Eijenbahngarantie: 
geie berzuftellen, wo es möglich war. Damals * 
auch Herr Kollege am Zehnhon noch nicht jo jehr Schüler 
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des Finangminifters Miquel, daß, wenn er fich damals 
bereits gründlich darum befümmert Ru: ich hoffen kann, 
er würde ſich damals uns angeſchloſſen haben. 

Wenn ich nun auf bie en des —— en 
Geſetzes komme, ſo iſt es zweifellos, daß alle die ** 
Beſtrebungen, die meine Freunde bei dem — nach 
Einführung eines Eiſenbahngarantiegeſetzes verfolgt haben, 
durch dieſes Geſetz in feiner Weiſe erfüllt werden. Wir 
haben immer darauf gedrängt, man müſſe die Eifenbahn- 
verwaltung in erfter Linie als BVerkehrsinftrument be- 
handeln und nicht als Finanzquelle, und wir waren dazu 
berechtigt durch die —— und Ankündigungen, 
die bei der Verftantlihung der Eifenbahnen — 
worden ſind, von denen nachher Herr Miquel ſagte, als 
er Finanzminiſter war, die hätten wir doch nicht glauben 


ſollen. 
(Heiterfeit.) 


Bon diefer Überzeugung aus waren wir der Meinung, 
daß es notwendig fei, eine Närtere Abgren ung ber Eijen- 
bahnfinanzen von den Staatsfinanzen — hren, nicht 
in dem Sinne, daß nicht die Finanzverwaltung eine Kon— 
trolle über die Verwaltung der Eifenbahnen haben jollte — 
nein, dad war gar nicht unjere Abficht, ift nie meine Ab» 
ſicht geweſen und kann nie meine Abficht fein; denn ich 
bin einer der überzeugteiten Anhänger dafür, daß jede 
Verwaltung einer ſtarken Sontrolle von jeiten ber 
Finanzen bedarf, und ich bin darin nur beftärft durch 
meine Erfahrungen im Reich, wo feine günftigen Er— 
fahrungen auf dem finanziellen Gebiet dur ein anderes 
Berfahren feitgeftellt werden fünnen. 
(Sehr richtig!) 
Alfo nicht der Kontrolle der Finanzverwaltung follte 
nad unferer Anſicht die Eijenbahnverwaltung entzogen 
werden, ſondern e3 follte nur eine Sicherung dafür ge 
Ihaffen werden, daß die Einfünfte als allgemeine Finanz- 
uelle benugt würden und nicht wieder möglichit zur Ver- 
fierung des VBerkehrsinftitut8 und zur Hebung der wirt- 
fchaftlihen Lage des Landes Verwendung fänden. Das 
wäre wohl möglich gemwejen; aber ich weiß, der Herr 
Binanzminifter will auch jetzt nichts davon wiflen, und 
ich fann dies nur als einen viel vorteilhafteren und 
ichöneren Plan hinftellen, will aber nicht jagen, daß wir 
jegt darauf zurüdtommen werben, da wir uns nach der 
Aufnahme, die das Gejeg erfahren hat, jagen können: es 
ift jehr Graglig, ob dieſer Schritt auch nur erreicht werben 
wird. Aljo das, was wir wollen, wird nicht erreicht, es 
wird aber wenigftens gegenüber den gegenwärtigen Ber- 
hältnifjen etwas gebeffert. Ich möchte deshalb im großen 
und ganzen mein Urteil über das Geſetz dahin zufammen- 
faffen: Elein aber niedlich! 


(DHeiterfeit.) 


Zunächſt halte ich es für vorteilhaft, daß man daran geht, 
der Eijenbahnverwaltung für die beiden mageren Jahre 
1902 und 1903 den Dispofitionsfonds von 30 Millionen 
ur Verfügung zu ftelen. Schon 1901 hat bie Eijen- 
—— tung dieſen Dispoſitionsfonds nicht zur Ver— 
fügung gehabt, und der Herr Miniſter hat und bereits 
auseinanbergefekt, daß er ohne einen folchen durchaus 
nicht fertig werden fann, daß es aljo zur jchweren 
Schädigung und Verdorrung des Inſtituts führen würde, 
wenn es 1902 oder 1903 auf diefe 30 Millionen ver- 
zichten follte. Ich bin aljo * mit dem Vorſchla 
einverſtanden, für 1902 und 1903 die 30 Millionen DR 
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— zur Ausfüllung dieſes im Etat als ſtummen 
itel erſcheinenden Fonds. Ich glaube, in der Beziehung 
werden alle Freunde mit mir übereinſtimmen. 

Man könnte fragen, ob es nicht einfacher ſei, ſtatt 
überhaupt den Umweg über den Ausgleichsfonds zu nehmen, 
einfach mit einem kg oder, wie der Herr Mi- 
nifter vorſchlug, einem Nachtragäfredit vor dad Haus zu 
treten und die 30 Millionen zu verlangen. Aber einen 
Borteil hat der Weg, der hier vorgejchlagen wird, gegen- 
über dem anderen, daß infolgebeflen in jpäterer Beir 
wenigftens ein Rechtsanſpruch der Eifenbahnverwaltung 
auf einen folchen Fonds entfteht. Das ift eigentlich der 
Hauptvorteil, den ich in dem ganzen Geſetz erblide, denn 
zunächſt kommt das ganze Gelet jonft nicht zur Erichei- 
nung außer in den von dem Herm am Behnhoff „Bump“ 
genannten 60 Millionen. Das ift die einzige Form, in 
der das Geien 1e t in Erſcheinung tritt. Das Gejek 
fann erſt in einung treten, wenn Überſchüſſe vor: 

anden find, und wann dieje fein werben, wer weiß das? 
8 bat nach meiner Anficht auch wirklich eine aͤußerſt 
geringe Bedeutung; denn es tritt ja in gewiſſer Weije 
an die Stelle der Beitimmungen des Staatsſchulden- 
tilgungsgejeges, indem die ertraordinäre Schuldentilgung 
aus den Überjchüfjen bis zu der Zeit zurüdgedrängt wird, 
wo dieſer —— ausgefüllt iſt. Praktiſch kommt das 
aber zunãchſt gang — dasſelbe hinaus; denn da der 
onds von 200 Millionen Mark lediglich in der Staats- 
afle bleiben, zu ben disponiblen Mitteln des Finanz— 
minifters weiter —— ſoll, fo wird er ebenſo benutzt 
werben wie die bisherigen Mittel, welche man aus an— 
deren Mitteln oder fonftigen Überfchüffen hatte, indem 
man fie hauptfächlich doch benutzt, was ich dem Herm 
Vorredner gegenüber doch bemerken möchte, um die Not— 
wenbigfeit der Aufnahme von Anleihen weiter hinauszu- 
jchieben. Das ift doch das Hauptrejultat der —— 
daß der Herr Finanzminiſter, wie der Herr Abgeordnete 
Richter jagt, über ” außerordentlich große Mittel ver- 
fügt, was ihm fo jchredlich if. Das Hauptrefultat be 
fteht doch darin, daß er infolgedefjen nicht genötigt ift, 
Anleihen aufzunehmen zu einer Zeit, wo es nad) feiner 
Überzeugung dem Sredite des Staates jchädlich fein würde. 


(Sehr richtig!) 


Das ift ein gutes und richtiges Nefultat, und bem 
brauchen wir aus formalen Gründen nicht zu wiber« 
ſprechen. ch halte es deshalb auch für ganz richtig, daß 
man von den nad ftrengem Budgetrecht, aut welches fich 
der Herr Abgeordnete Richter fteift, notwendigen Kautelen 
in der Verwaltung von allen folden Fonds abgegangen 
ift. Die Zeiten find doch ganz vorbei, wo man fürchtete, 
daß ber re gr ſolches nicht etwa zu feinem Vor— 
teil, fjondern zu irgend welchen anderen unlauteren 
Zwecken benugen fönnte; davon hört man gar nichts 
mehr. Die Zeiten find vorbei, wo das Voltk fich davor 
fürchtete; im Gegenteil man erfennt an, es ift gut, wenn 
der Finanzminifter, der doch die befte Kenntnis über die 
Sachen hat, in der Lage ift, über die Aufnahme von An- 
leihen möglichft frei Er fein, die Beit, die ihm geeignet 
ericheint, jeinerjeits beftimmen zu fönnen und nicht von 
der Börfe oder jonftigen Gelbmächten —— zu ſein. 
Wenn wir dieſen Ausgleichsfonds in dieſer Weiſe an— 
legen, ſo verſtärken wir nur dieſe Poſition des eben. 
Flnanzminiſters. Wir befeitigen dadurch aber allerdings 
nicht die andere Notwendigkeit, in ber fich der Herr 
Finanzminifter auch dann befinden wird, fobald die Ent- 
widlung eine rüfgängige ift, die Überfchüfle zurüdgehen, 
dann an den Markt mit Anleihen heranzutreten; denn 
wenn die 30 Millionen Mark an die Eifenbahnverwaltung 
Pr werden jollen, die bisher zur Hinaus— 
hiebung der Befriedigung des Wnleiiebebäruieß gebient 
1 
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haben, dann muß er natürlich dieſes Bebürfnis aus 
anderen Mitteln, aus Anleihemitteln deden, um dann erft 
den Fonds dem Eifenbahnminifter zur Verfügung ftellen 
u können. Alſo finanziell hat die Sache nad meiner 
nfiht eine ganz auerordentlich geringe Bedeutung; 
und ich habe mid ER — nur bei dem Herrn Ab» 
eordneten Richter kam nn fo etwas wie große Be- 
Bi tungen zu tage —, daß jonft alle die übrigen Herren 
die Sache auch nicht als jo hervorragend angefehen haben. 
Der — aber liegt darin, daß, wenn der Fonds 
einmal exiſtiert, dann die Eiſenbahnverwaltung auf Grund 
dieſes ee auch in mageren 
diefen Dispofitionsfonds wenigſtens für fich zur Ber- 
fügung zu haben, daß man nicht gie! an bie Ab⸗ 
fnappjung der Aufwendungen für die beflere Ausftattung 
des Eifenbahnwejens durch Abknappſen des Grtra- 
orbinariums heranzugehen braudt, die Finanzverwaltung 
auch etwas weniger hart in biefer Beziehung zu fein 
braudt. 

Ach gebe mich der Hoffnung hin, daß, wenn biefer 
Kleine Fortfchritt auf dem Wege erreicht ift, den wir er- 
ftreben, der Herr Finangminifter denn auch —— und nach 
eine ſolche Freude an dieſem Fortſchritt empfinden möge, 
daß er dann auch noch weitere Schritte auf dem von 
uns empfohlenen Wege tut und dafür ſorgt, daß er 
überhaupt keine Trennung, aber eine etwas größere 
Abgrenzung zwijchen Eifenbahnverwaltung und Finanz- 
verwaltung feinerjeit8 in die Hand nimmt. bin 
immermehr ein Gegner aller finanziellen Ynitiativanträge 
aus dem Parlament heraus geworden; dabei fommt ge» 
wöhnlich jehr wenig heraus. Noch die legten Initiativ— 
anträge des deutſchen Meichöparlaments in Betreff ber 
Dedung der Flottenvorlage haben gezeigt, daß das Par- 
lament nicht das geeignete Organ # um auf finanziellem 
Gebiete die Ynitiative zu entwideln, fie mu eichehen 
von ber — Finanzverwaltung. & hoffe 
aber, daß die ftaatliche Finanzverwaltung in Preußen 
mehr und mehr zu der Überzeugung kommen wird, da 
die Vorfchläge, die wir gemacht haben, ſowohl im Intereſſe 
der Finanzverwaltung wie ber wirtichaftlichen Entwidlung 
des Landes bie richtigen find, und daß diefem kleinen 
Schritte fpäter größere folgen werben. 


(Lebhaftes Bravo bei den Nationalliberalen.) 


v. Rröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Gamp. 


Gamp, Abgeordneter: Ich ftimme dem Herrn 
Finanzminiſter darin durchaus bei, daß wir nicht darauf 
werben verzichten können, einen mehr ober minder 
erheblihen Überihuß der Eifenbahnen für allgemeine 
Stantöjwede zu verwenden. Ich bin aber nicht ganz der 
Anficht, daß die Überichüffe, welche die Eifenbahnen in 
erfreulicher Weife abgemworfen haben, lediglich ihr eigenes 
Berdienft if. Der Hauptgrund unferer großen berſchüfſe 
liegt in dem Rückgang des Zinsfußes. Als wir ſeinerzeit 
die Privatbahnen erwarben, ſtand der Zinsfuß 4'/, bie 
5%. Infolge der günftigen Entwidlung des Geldverkehrs 
und ber erheblichen Steigerung unjerer Steuerfraft ift der 
Zinsfuß allgemein jehr — zurückgegangen, und 
dieſes iſt der Hauptgrund für die große Rentabilität 
unſerer Staatsbahnen. Würden wir heute noch genötigt 
fein, 44, und 5% Hinfen für das Anlagefapital zu be 
zahlen, jo würde der Überſchuß ein verhältnismäßig 
geringer jein. 

(Abgeordneter v. Eynern: Das wird ja gar nicht berechnet!) 


bren in der Lage ilt, 


— Gewiß wirb bas beredinet, Herr v. Eynern. Man 
jagt, die Eifenbahnverwaltung hätte einen Anſpruch dar- 
auf, das, was fie erwerbe, für fi) zu verwenden, da es 
ihr BVerdienft fei. Nun babe ich «iR eben bemüht, * 
uweiſen, weshalb ich dieſe Auffaſſung nicht teile. Dieſe 
ebung des vaterländiſchen Kredits iſt vorzugsweiſe zu— 
rüdzuführen auf allgemeine Gründe. Die Hebung der 
Steuerfähigkeit, die — und Arbeit der ganzen 
Bevölkerung hat dazu — , unſeren Zinsfuß jetzt 
auf etwas über 3% herabzubrüden und dadurch eben bie 
große Rentabilität der Eifenbahnen herbeizuführen. Des 
balb hat auch die Allgemeinheit einen Anſpruch darauf, 
daß die Überjhüffe der Eifenbahnverwaltung wenigftens 
infoweit ihr zu gute kommen, als diefelben durch das 
Herabgehen bes Zinsfußes herbeigeführt find. 
möchte aber | bitten, die Unterſcheidung 
twifchen wirtjchaftlichen un en Geſichtspunkten 
eiſeite zu laſſen; ich halte ſie nicht für gerechtfertigt. 
Für — ibt es nur einen Gefichtspuntt: das iſt das 
allgemeine Lntereffe, und dieſes allgemeine Intereſſe kann 
ſowohl durd die Berüdfichtigung der finanziellen mie 
durch Berüdfichtigung der wirtichaftlichen Intereſſen ge- 
fördert werben. 39 mei feinen YAugenblid, daß, wenn 
Sie eine Bolksabftimmung in Preußen darüber ver- 
anftalten wollten, ob die Bevölkerung lieber 100% Ein- 
kommenſteuer mehr zahlen oder die gegenwärtigen Über: 
ichüffe beibehalten wollte, daß fich jehr wenige dafür 
ausiprechen würden, die Eiſenbahnüberſchüſſe für die 
Förderung der Verfehrsintereffen zu verwenden. 
Meine Herren, die Mittel zur Befriedigung der 
Staatsbedürfniffe müſſen auf irgend eine Weije auf 
gebracht werden, entweder durch birefte Steuern oder 
durch indirefte Steuern oder dur Einnahmen aus den 
Betrieböverwaltungen, und ich meine, es entipricht ben 
allgemeinen ntereffen am meiften, wenn die Aufbrin- 
gung fo geichieht, daß die Benölferung am leichteften die 
Laft trägt. halte alfo, wie gefagt, die Verwendung 
ber Eifenbahnüberihüfje für allgemeine Zwede für durd- 
aus fachlich berechtigt und — Auch können wir ſie 
ar nicht entbehren, wie das der Herr Finanzminiſter 
a ganz ſchlagend nachgewielen hat, wenn wir nicht 
auf eine Reihe von Sulturaufgaben verzichten wollen. 
Wir verzichten ja ſchon in diefem Jahre auf die Befrie- 
bigung a Kulturaufgaben,. Mir find mehrere Fälle 
befannt, 3. B. einer aus Raſtenburg, wo ein im vorigen 
ahre als notwendig anerfannter Gymnafialbau in biefem 
ahre vom Finanzminifterium abgelehnt wurbe mit Rüd- 
icht auf die rg und es fragt fid) doch, ob nicht 
diefer Gymnaſialbau als notiwenbiger —— iſt und 
dem —— mehr entſpricht als der Ausbau 
irgend eines Bahnho — in Hamburg oder ſonſtwo. 
ch erkenne in Übereinftimmung mit allen meinen 
politijhen Freunden an, daß ber — Zuſtand 
in bezug auf den Dispoſitionsfonds der Eiſenbahnverwal · 
tung unhaltbar if. Die Ausführungen des Herm Mi- 
nifterd waren in diefer Beziehung abſolut einwandsfrei 
und laffen fi in feiner Weife bemängeln. Es ift un- 
richtig die Dotierung bes Dispofitionstonbs davon ab- 
ängig zu machen, daß fich erhöhte Einnahmen über den 
oranſchlag hinaus ergeben haben; er muß unter allen 
Umftänden dem Eifenbahnminifterium aus den Gründen 
ur Verfügung geftellt werden, die ja hier angeführt find. 
8 ift aber dazu nicht nötig, den Weg zu beichreiten, den 
ber Gefekentwurf uns vorjchlägt. an kann vielmehr 
diefen Dispofitionsfonds regelmäßig in den Etat ber 
Eifenbahnverwaltung einftellen, wie wir das ja früher 
auch getan haben. Wir können ung über die Höhe dieſes 
mie verftändigen und können bis auf weiteres einen 
iSpofitionsfonds von 20 oder 30 Millionen in den Etat 


einftellen. Dann ift diefer Mangel befeitigt; dann hat 
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der Herr Minifter das, was er haben will, und hängt 
dann nicht ab von dem Vorhandenfein von Überſchüſſen 
und darf ihn verwenden, unabhängig davon, ob die Ver— 
fehräfteigerung ſchon eingetreten it ober erft zu erwarten 
fteht, wenn man die betreffende Schwantung in dem Ge- 
jege aufhebt. Alſo über diefe Schwierigkeit fommt man 
auf einem ſehr einfachen Wege hinweg, Dann find die 
Bedürfniſſe der Eifenbahnverwaltung befriedigt, und der 
Herr Minifter hat feinen Dispofitionsfonds von 20 oder 
30 Millionen. 

Aber, meine Herren, es kann doch heute fein Menſch 
mit einiger Sicherheit vorausfehen, daß diejer Dispo» 
fitionsfonds von 30 Millionen auf ewige Zeiten nötig 
oder ausreichend fein wird, Wir werden ung möglicher: 
weife davon überzeugen, daß der Dispofitionsfonds, wenn 
die großen Bauten ausgeführt find, ermäßigt werden 
kann; vielleicht werden wir aud) dahin kommen, daß er 
erweitert werden muß; aber darüber fünnen wir uns 
doch erſt jpäter verftändigen. 

Wenn der Herr Eijenbahnminifter jagt, er wolle 
fich nicht finanziell mißhandeln lafjen, jo, glaube ich, hat 
er für diefe Befürchtung feinen Grund. Er hat ja ſelbſt 
anerkannt, daß der Herr Finanzminiſter außerordentlich 
entgegenfommend geweſen ift, daß er alle berechtigten 
Wunſche erfüllt hat. Und wenn der Herr Minifter auc) 
nur ganz oberflächlich die Stellung des gefamten Ab- 

eorbnetenhaufes in der Bergangenheit im Gedächtnis 
it, wird er zugeben müffen, daß von einer finanziellen 

alträtierung oder Mißhandlung jeines Reſſorts hier 
im Abgeordnetenhaufe jedenfalls nicht die Rede fein kann. 
Er kann alfo mit Det gar nicht die Befürdtung hegen, 
daß eine finanzielle Malträtierung und Mißhandlung in 
der Zukunft eintreten wird. Wir haben alle Forderungen 
ber Eifenbahnverwaltung fachlich geprüft, und wenn fie 
ſich als notwendig herausgeftellt haben, ift alles be- 
willigt worden. Ja fogar aus ber Ynitiative des Haufes 
heraus ift jchon wiederholt angeregt worden, die Dis- 
ofitionsfonds zu erweitern und zu vermehren. Aljo 
ür die Auffafjung, daß eine finanzielle Malträtierung 
des Eifenbahnfonds von irgend einer Stelle, fei ed vom 
Hinanzminifterium oder vom Abgeorbnetenhaufe, aus ein- 
etreten ift oder eintreten könnte, fehlt es an jeder tat« 
Pächtichen Grundlage. 

Der Herr Eilenbahnminifter ſowohl wie auch der 
Herr —— haben den Grundſatz aufgeſtellt, 
unſere Eiſenbahnen ſeien mit einem ſelbſtändigen gewerb⸗ 
lichen Unternehmen zu vergleichen. Ich bin dem Herrn 
Miniſter ſehr dankbar, daß er ausdrücklich anerkannt hat, 
die Eiſenbahn ſolle nicht ein Staat im Staate und ar 
Selbſtzweck fein, ſondern ein Teil des Ganzen, und fie 
hätte die Verpflichtung, fich den ftaatlichen Intereſſen und 
Bebürfniffen unterzuordnen. Ich muß aber auch prinzipiell 
der Auffaffung mwiderfprechen, daß man die Stantseifen- 
bahnen in bezug auf die Grundjäke a Verwaltung und 
die Sicherung Ser Erträge gleichftellen oder vergleichen 
kann mit einem großen Brivatbetriebe.. Wenn unfere 
Eifenbahnen einer großen £tiengejellichaft gehörten, fo 
würde dieſe ficher nicht fo operieren, wie die Staats» 
regierung es jegt tut: fie würde das Geld nicht jett aufs 
—— es nicht jetzt, wie der Herr Kollege am Zehnho 
fagte, pumpen, um es zinsbar anzulegen, um es na 
einem oder zwei Jahren — die Hälfte nach einem Jahre — 
u verwenden. Sicher würde ein Brivatunternehmen nicht 
“ verfahren. 

Ein Privatunternehmen — ich will mal jagen eine 
große Aktiengefellichaft der chemifchen Induſtrie oder der 
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Mafchineninbuftrie oder ein Stohlenbergwert — mürbe 
vor allem beftrebt jein, den Aktionären möglichft bie 
gleiche Dividende in jedem Jahre zu geben. kenne 
eine ganze Reihe von hervorragenden Unternehmungen, 
bie “ nicht früher entichließen, eine re ivibenbe 
u geben, bevor fie eg find, daß fie die erhöhte 
Dividende dauernd geben können. In guten Jahren 
wird ein ſolches Privatunternehmen, wenn die Überſchüſſe 
größer find, als zur Bezahlung der regelmäßigen Dividende 
nötig ift, dazu übergehen, fich Reſerven zu verjchaffen. 
Es wird auf die Grundftüde nicht 4, fondern 1%, 
auf die Maſchinen nicht 10%, fondern 15% abjchreiben. 
Neicht auch das nicht, jo wird e8 verfuchen, fogenannte 
ftile Referven zu fchaffen. Es wird, obwohl keine bubiöfen 
orberungen vorhanden find, fo und fo viel auf dubidſe 
orberungen abichreiben; es wird die Warenvorräte 
niedriger bewerten; es wird fchließlich, wenn man die Über- 
ihüffe auf diefe Weife nicht unterbringen fann, nod) 
einen Ertrarejervefonds für eine Ausgleichung von Fehl— 
beträgen anlegen. ber das legtere gejchieht nur dann, 
wenn alle übrigen Kanäle ſchon vollgepumpt find, möchte 
ich jagen. Das Privatunternehmen befindet ſich auch in 
der Lage, das ——— — Geld zum Bankier zu bringen. 
Es ichafft ſich Konjold an und es kauft auch vielleicht 
feine eigenen Obligationen auf. 

g einer ganz anderen Lage befindet ſich der Staat. 
Der Staat kann nicht auf Gebäude und auf das Inventar 
abjchreiben, er hat auch keine bubiöjen —— keine 
Warenbeftände, auf die er abſchreiben kann. rz und 
gut, der Vergleich ift hinfällig. Wenn der Staat Über- 
tchüffe hat, fo verwendet er en zur © ———— und 
braucht er nach 3 oder mehr Jahren das Geld wieder, 
jo nimmt er wieder Schulden auf. Die Sache regelt 
ſich alfo von ſelbſt, ſodaß man dazu eine weitere 8 
liche Beſtimmung nicht braucht. 

Nur einen Vorteil hat es aber, wenn der Staat 
einen Teil ſeiner Überſchüſſe nicht zur Schuldentilgung 
verwendet, ſondern ihn, wenn auch in ſeinen eigenen 
Konſols, anlegt; es wird dadurch verhindert, daß im Falle 
rüdgängiger Konjunktur formell Anleihen aufgenommen 
werden müffen. Diefer Vorteil ji weder in den Motiven 
noch meines Wiffens von einem der Herren Mebner her: 
vorgehoben worden. Wenn ber Staat vor einigen Jahren 
die 60 Millionen, die er damals Überihuß hatte, dazu 
verwendet hätte, um Sonfols anzufaufen — was er ja 
bei der Schuldentilgung auch getan hat — und wenn er 
diefe Konjols nicht vernichtet, jondern fie in einen Reſerve— 
fonds gelegt und aufbewahrt hätte, jo würde er, wenn 
er in dieſem Jahre 30 oder 40 Millionen braucht, dann 
nicht genötigt fein, an den öffentlihen Markt mit einer 
Anleihe zu treten, jondern er würde die Konſols, die er 
in feinem Trefor hat, unter der Hand verkaufen können. 
Das wäre ein großer Vorteil, Tritt der Staat mit 
einer Anleihe auf den Geldmarkt, jo entwertet er — das 
fann man ftet8 bemerfen — fofort jeine Konſols, und dieſe 
dauernden Anleihen, die in all den Jahren gemacht 
wurden, bilden eine dauernde Beunrubigung unferes 
Geldmarktes. Ich möchte aljo empfehlen, den Ausgleichs» 
— in der Weiſe zu ſchaffen, daß ein Teil der Über- 
hüffe für die jchlechten fahre referviert wird, daß dieſe 
überjchüffe in Konfols angelegt werden, welche im Bedarfs- 
falle von der Finanzverwaltung eventuell nach vorange- 

angener Genehmigung durch die Gejengebung unter der 
Danb verfauft werden. Zweifellos würde dadurch die 
eunrubigung des Geldmarktes verhindert und die Finanz. 
verwaltung in die Lage gebradt werden, einen viel 
a ie Kurs für ihre Konſols zu bekommen. 
brigens muß ich doch darin den Herren vom 
Zentrum zuftimmen, daß die Störungen des Etats, die 
uns vom Reiche drohen, viel erheblicher find als bie 
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ihwantenden Überjchüffe der Eiſenbahnen. Ich will 
Se nicht gr aber es ift doch für uns, für 
die Bevölkerung und für die Steuerzahler jchließlich gen 
glei, ob ein Defizit dadurch entiteht, dat das Hei 
unerwartete Anſprüche an uns macht, oder dadurch, ba 
die Eijenbahneinnahmen zurüdgehen. In der Regel 
werben diefe beiden Gründe zufammenfallen. Wenn die 
Einnahmen aus den Eifenbahnen zurüdgehen, fo pflegen 
auch die Reichszölle zurüdzugehen, weil dann die Son- 
fumtionsfäbigfeit der Benöl erung zurüdgeht und weniger 
olle und fteuerpflichtige Artikel verbraudt werden. Wir 
En dann das Defizit im Mei und bei uns; aljo 
allein das lettere Defizit auszugleichen, das fcheint mir 
doch nicht ga fonfequent zu fein. 

n der Begründung bes Gejegentwurfs ift gejagt, 
eine fefte Abgrenzung der Leiftungen ber kene ner 
waltung für allgemeine Staatszwecke ließe ſich wenigſtens 
ur Beit er durchführen; aber die Gründe dafür find 
Air mich nicht überzeugend. Es heikt, man wüßte nicht, 
wie weit das Reich uns in Anſpruch nehmen würde. Ya, 
darüber werden wir vorausfichtlich auch in zehn Jahren 
nichts wiffen, wenn nicht im Weiche eine Finanzreform 
durchgeführt wird. Und eine folche ift abjolut ausfichts- 
log, J lange die Barteiverhältniffe im Reichstag jo liegen, 
wie es jest der Fall ift. Welches find denn die weiteren 
Gründe? Die —— ſagt, man könnte die Aus— 
aben nicht mit Sicherheit vorausſehen. Ich meine, ſo 
ehr, wie überhaupt eine Schätzung möglich iſt, kann man 
auch die zu erwartenden Ausgaben ſchätzen. In der Be— 
gründung find diefelben bereits ziffermäßig angegeben: 
wir haben 10 Millionen Mark Dotationen Air die Bros 
vinzen, 1!/, bis 2 Millionen für das Fürſorgegeſetz nötig. 
Auch die Ausgaben für das Fortbildungsſchulweſen, für 
die Unteritügung des Kleingewerbes taffen fi mit ziem- 
licher Sicherheit vorausjehen. 

Der Herr Finanzminiſter hat darauf hingewieſen, 
daß ſich ein indirefter Vorteil aus diefem Geſetz ergebe, 
nämlich der, daß die Eijenbahnverwaltung bejonders 
fparfam fein und auf möglichfte Überſchüſſe hinwirken 
würde. Ich bedaure jehr, diefe Auffaffung nicht teilen zu 
können; ich bin im Gegenteil anderer Anſicht. Zunächſt 
hat zweifellos diejes Gejeg den Nachteil, geradezu eine 
Prämie für die Eifenbahnverwaltung darauf zu jegen, 
daß die Etatöveranjchlagung jo ungünftig wie möglich ift. 
Denn find die Einnahmen niedrig und die Ausgaben 
hoch —— ſo ergibt ſich ein erheblich größerer 
Uberſchuß, und dieſer Überſchuß kommt nachher ber 
Eiſenbahnverwaltung zu gute. Alſo für die ſichere und 
zuverläſſige Etatiſierung iſt dieſe Beſtimmung außer— 
ordentlich nachteilig; das liegt auf der Hand. 

Gerade das, was der Int Eijenbahnminifter ſagte, 
erfüllt mich in diejer Beziehung mit Beforgnis; er jagte, 
er brauche einen folden Fonds, um alle die —— 
Bedürfniſſe, die an ihn herantreten, zu befriedigen. Sollte 
der Herr Finanzminiſter in der Tat der Anficht ſein, 
daß es als ein Beweis bejonderer Sparjamfeit anzus 
jehen, wenn das Eifenbahnreffort den Wunſch hegt, alle 
diefe Bedürfnifje aus dem Ausgleichsfonds zu befriedigen, 
alfo die Bahnhöfe in Dortmund, in Hannover, in Ham 
burg, in Leipzig — wie vor einigen Tagen in ber 
Zeitung jtand, ſoll der preußiiche Anteil für Leipzig allein 
einige 50 Millionen Mark betragen — auszubauen? 
Jeder wird mir darin beiftimmen müflen: das find doch 
feine „unvorhergejehenen* Ausgaben, das find aud 
feine dringenden Ausgaben — denn über den Ausbau 
ſolcher Bahnböfe wird oft viele Jahre verhandelt. Alſo 
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folche Ausgaben der Mitwirkung des Landtages zu ent» 
iehen, halte ich für abjolut unzuläſſig. Das find feine 
usgaben, die aus dem Dispofitionsfonds des Herrn 
Minifters beftritten werden bürfen. 
er Herr Finanzminifter jagt: die Belaffung der 
Erſparniſſe zur —— der betreffenden Ref- 
ſorts hätte fich bewährt. Er hat darauf hingewieſen, daß 
den durch Belafjung ihrer Erſparniſſe zur wirt 
ihaftlihen Verwaltung veranlaßt feien und auch ber 
Nuhrorter Hafen. Das find nebenfächliche Fonds. Was 
wird denn ein Gymnafium erfparen können? Wenn es 
ein paar Hundert Marf eripart, dann ift es ganz gewiß 
zwedmäßig, daß man ihm dieſe nicht wieder abknöpft, 
und eine große Schreiberei wegen der paar Hundert 
Mark entfteht. 

Aber was der Herr Finanzminiſter von dem Haupts 
beifpiel jagt, das ift doch nicht zutreffend. Er jagt: durch 
bie Beifung der Einnahmen aus den Domänenver- 
fäufen haben wir es erreicht, dak im Weften Domänen 
verkauft und im Dften neue Domänen angefchafft werden 
konnten. Ich glaube nicht. Erftens waren wir dadurch, 
daß unfere Domänen verpfändet waren, in früheren 
Jahren verhindert, überhaupt Domänen zu verkaufen, 
Aber nachdem diejes Hindernis befeitigt war, wurde doch 
fofort bier eine Verſtändigung mit der Staatöregierung 
erzielt, die teuren Domänen im Weften zu vertaufen und 
im Oſten Grundbefit anzufaufen. 

Daß Herr Abgeordneter Richter den früheren Minifter 
v. Miquel fo ungünftig beurteilt, ift ja nichts Neues. Ich 
glaube nicht, daß fein Urteil ein gerechtes geweſen ilt; 
ich habe im Gegenteil gefunden, dab je größer die Erfolge 
des Herrn Sinan minifter® v. Miquel wurden, deſto 
beftiger die Angriffe des Herrn Abgeordneten Richter 
waren. ch glaube, daß alljeitig der Grundjak des 
Herrn Finanzminifters v. Miquel als durchaus richtig 
angejehen werden wird, den er immer und immer wieder 
betont und jehr oft hier wiederholt hat: man jolle nicht 
auf ſchwankende Einnahmen dauernde Ausgaben ftellen. 
Und wenn diefer Grundfag der Miquelichen SFinanzpolitit, 
wie ich zuverfichtlich hoffe, auch von dem jegigen Herrn 
Finanzminifter geteilt wird, dann iſt überhaupt eine 
finanzielle Stalamität für uns vollftändig ausgejchloffen. 
Wenn wir eben nur das von den Eijenbahneinnahmen 
für allgemeine Zwecke verwenden, was wir nicht als 
„ſchwankend“ anjehen, und wenn wir die Überſchüſſe 
der reichen Sahre dazu verwenden, um, wie ich gelagt 
habe, einen Auggleihsfonds auf breiterer Grundlage zu 
ihaffen, jo wird das Volt vor einer plößlichen In— 
anfprudgnahme im Wege der Steuer durchaus geichügt 
werben. 

Ich möchte doch auch bitten, den Gefichtspunkt im 
Auge zu behalten, der früher gerade von Herrn Ham- 
— und auch von Herrn Sattler betont iſt, daß wir 
daran denfen müjlen, unjere Eifenbahnjchuld zu entlaften 
mit Nüdficht auf die Eifenbahnverhältniffe im Auslande, 
namentlich mit Nüdjicht darauf, daß, wie ich glaube, in 
etwa 40 Jahren der größte Teil der franzöſiſchen Eiſen— 
bahnen koſten- und jchuldenfrei in die Hand des franzü- 
fiihen Staates übergehen wird. Alſo wir müfjen unter 
allen Umftänden auch daran denken, daß wir unjere 
Schuldenlaft erheblich vermindern. In biefer Beziehung 
muß ich darauf hinmweijen, daß — bei der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung — das liegt in der Natur der Berhältniffe — 
es eine ganze Reihe von Ausgaben gibt, die man als 
nüglich und angenehm bezeichnen kann, von denen man 
aber nicht jagen kann, dat fie notwendig find. Ich weiß 
ja, wie dieſe fogenannten Bebürfniffe der Intereſſenten 
entftehen, und wie fie lawinenartig wachſen mitdem Blauben, 
daß dieje fjogenannten Bebürfniffe im Sein ee 
befriedigt werden würden. Sobald die Bevölkerung merkt, 
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daß nicht der Daumen feft auf dem Geldbeutel gehalten 
wird, fo kommen zahlreiche Wiünfche, die man je nicht 
ald unbedingt unberechtigte bezeichnen kann, aber bie 
man ſich eben nur erlauben kann, wenn erhebti e über- 
ihüffe vorhanden find. Da wünſchen viele Eijenbahn- 
ftationen Überdahung, einen Schuß gegen Regen und 
Wind, da wünſcht der eine — der Zůge, der 
andere will Nachtverkehr haben uſw. An mich iſt z. B. 
vor nicht langer Zeit einmal die Anregung herangetreten, 
ich möchte doch bei dem Eifenbahnrefjort vorjtellig werden 
— man höre ja allgemein, daß der jegige Herr Eijen- 
bahnminifter jehr entgegenfommend mit der Einführung 
von neuen Zügen wäre —, ob man nicht nad Hinter 
pommern einen Nachtichnellzug befommen könnte. Darauf 
habe ich den Herren gejagt: ich habe in Eijenbahnjachen 
ein ziemlich fisfalijches Gemüt, und wir können das = 
von der Eifenbahnverwaltung 2 verlangen, weil dur 
ben Verkehr diefe Ausgaben nicht gebedt würden. Ad, 
bieß es, wir haben doc Staatsbahnen. Ich fagte den 
Herren: eben weil wir Staatsbahnen haben; wäre es 
eine Brivatbahn, jo würbe ich auch den Wunſch hegen, 
einen Nachtichnellzug nach Pommern zu befommen ; wenn 
die Bahn fo dumm ift und ihn einlegt, dann ift das 
ihre Sade. Aber wenn ſtets dem Drängen Einzelner 
folgend, neue Züge eingelegt werden, dann muß ich das 
ald Steuerzahler doch Päliehlic bezahlen. Des 
halb meine ich, daß eine gewiſſe Okonomie und eine 
jehr forgfältige Prüfung Re ift, ob diefe Aus— 
gaben durchaus notwendig und unabweisbar find. 

Meine Herren, ich fann mich dahin refümieren: wir 
halten es für abfolut notwendig, daß der Eifenbahn- 
verwaltung ein ausreichend bemefjener Dispofitionsfonds 
ur Berfügung geftellt wird, und daß dieſer Dispofitions- 
—* von denjenigen Feſſeln befreit wird, die jetzt vor- 
handen find. ir halten es ferner für erwünſcht, daß 
die Ausgleihungsmöglichkeit gejchaffen wird, die Über- 
ſchüſſe einzelner Jahre dazu zu verwenden, um ohne In—⸗ 
anjpruchnahme der Steuerfraft der Bevölkerung in 
finanziell jchledten Jahren die notwendigen Staats» 
ausgaben bejtreiten zu können. Inſoweit wollen wir ung 
auf den Boden der Vorlage ftellen. Wir wünjcden aber 
eine Abänderung nad der Richtung, daß dieſer Dis- 

ofitionsfonds nicht verwaltungsieitig und ohne unjere 
itwirkung feftgejegt und nicht für ewige Beiten In 
elegt wird, jondern daß nadı vorangegangener Ber: 
tändigung dieſer Dispofitionsfonds im Etat regelmäßig 
eingeftellt wird. 

Alſo ich hoffe, daß wir uns auf diefer Grundlage, 
die auch den Wünjcen, die Herr Kollege am Zehnhoff 
geäußert bat, jehr entgegenfommt, mit der Regierung 
verftändigen, und ich jch Iche mich dem Antrage auf Über: 
mweilung an die Budgetfommijfion an. 


(Bravo! bei den Freikonſervativen.) 


Bizepräfident Dr Frhr d. Heereman: Der Herr 
Finanzminiſter hat das Wort. 


Frhr v.Mheinbaben, Finanzminifter: Meine Herren, 
ih habe meinerjeit® naturgemäß auch nicht das aller 
eringite Dagegen einzuwenden, daß die Borlage der Budget- 
ommiflion —* wird. Im Gegenteil, ich hoffe, 
daß von der eingehenden Beratung, die wir dort pflegen 
werben, nod manche Mißverſtändniſſe befeitigt werden, 
die, wie mir fcheint, jett noch obwalten. Ich darf in 
Kürze wenigftens noch auf einige Außerungen der Herren 
Borrebner eingehen. 











Haus ber Abgeorbneten. 27. Sitzung am 21. Februar 1903. 
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Wenn ich den Herrn Mbgeordneten Gamp richtig 
verjtanden habe, jo bemängelt er, daß der Ausgleihsfonds 
ebildet wird, um daraus allgemein den Dispofitions- 
—* von 30 Millionen zu alimentieren. Er ſchlug viel- 
mehr vor, einfach diefen Dispofitionsfonds von 30 Mil- 
lionen in den Etat zu ftellen. Ya, meine Herren, da 
wären wir genau vor derſelben Schwierigkeit wie jett! 
Kommen ungünftige Jahre, jo würde entweder der Herr 
Finanzminifter dem Herrn Arbeitsminifter die 30 Mil 
lionen verfagen müffen, weil die Mittel dazu fehlen, oder 
aber, wenn der Herr Finanzminifter die 30 Millionen 
dem Arbeitöminifter gibt, müfjen wir fie wieder durch 
Anleihen decken und alfo an den öffentlichen Markt geben, 
während das gerade der Zweck der ganzen Borlage ift, 
die Überichüffe der reichen Fahre aufzufpeichern, um der 
Notwendigkeit überhoben zu jein, in mageren Jahren ſo— 
fort mit Anleihen zu kommen. 

Der Abgeordnete Gamp bemängelte ſodann meine 
Auffaffung, daß die Eifenbahnverwaltung ein Intereſſe 
an der richtigen Bemefjung der Einnahmen haben würde, 
wenn die Vorlage Gejeteskraft erhalte. Ich glaube doch, 
daß meine Ausführung richtig ift; denn jet hat die 
Eifenbahnverwaltung gar fein Intereſſe daran, ihre Ein- 
nahmen richtig zu bemefjen; es kann ihr ganz egal fein, 
wie der Etat effektiv abſchließt. Wenn der Überihuß in 
ihre eigene Kaſſe fließt, bat fie in der That ein erheb- 
liches Antereffe daran, daß die Einnahmen von vorn» 
herein rg und richtig gejchäßt werden. Natürlich 
darf das nach der anderen Seite no jo weit gehen, die 
Einnahmen abfichtlich zu gering zu ſchätzen. 

Das Hauptbedenten, das aus den Ausführungen ber 
Abgeordneten Richter und am Zehnhoff hervorging, war 
das, daß es fih um eine Schmälerung des Budgetrechtes 
dieſes Haufes handele. Das vermag ich wirklich nicht 
anzuerkennen. Diefer Fonds von 30 Millionen Mark 
bat, glaube ich, die einhellige Zuftimmung diefes Hohen 
— gefunden; er iſt notwendig im wirtſchaftlichen 

nterefje der Eiſenbahnen, wie im finanziellen Intereſſe 
des Gtaated. Soweit mir erinnerlid, ift der Fonds 
niemals von irgend einer Geite bemängelt worden. Wir 
wollen nun Diefen Fonds dauernd der Eifenbahn- 
verwaltung zur Berfügung ftellen, wollen ihn unabhängig 
machen von dem zufälligen Umftande, ob gerade das lekte 
Jahr einen Überihuß ergeben hat, und ich glaube, daß 
wir damit in dem Sinne handeln, der fich bei wieder: 
holten Beichlußfaffungen des Hauſes kundgegeben hat. 
Eine wirklich das Budgetrecht des Hohen Saufes tan« 
gierende Einſchränkung vermag ich beim beften Willen 
darin nicht zu erbliden. Die andere Zwedbeitimmung, 
das Ertraordinarium des Eifenbahnetat? aus dieſent 
Fonds auf angemefjener Höhe zu erhalten, nimmt fogar 
ausdrüdlic Bezug auf die jedesmalige Bewilligung des 
Landtages. Der Landtag wird in jedem einzelnen Jahr 
in der Lage fein, zu bejtimmen: fo und jo viel foll aus 
dieſem Ausgleichsfonds entnommen werden, um das Ertra- 
ordinarium der Gifenbahnverwaltung auf die und Die 
göbe zu bringen. Der Landtag ift alfo jebesmal in der 
age zu beftimmen, wieviel der Ausgleichsfonds zu dieſem 
Zwed hergeben fol. 

Dann ift der Mbgeordnete am Zehnhoff auf die 
rage zurüdgefommen, die auch ſchon der Abgeordnete 
rigen bei der eriten Leſung des Etats berührt hat, 

nämlich diefen Ausgleihsfonds auch dienftbar zu machen 
für den Ausgleich der Anfprüche des Reiches an Preußen. 
Der Abgeordnete am Zehnhoff hat auch auf den Miquelichen 
Ausgleichsfonds Bezug genommen. Ich glaube, daß diefe 
Bezugnahme zu Unrecht eine ift; denn, meine Herren, 
der Ausgleichsfondse von 80 Millionen Mark, den mein 
Amtsvorgänger im Jahre 1896 vorgefchlagen hat, war 
lediglich beftimmt zur Wusgleihung von rechnungs— 
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IFrhr v. Rheinbaben, Finanzminifter] 
mäßigen Fehlbeträgen der einzelnen Jahre, nicht etwa 
von etatdmäßigen Getberäpn. Er follte nicht verwandt 
werden, um ben Etat zu balanzieren, jondern lediglich, 
um ein etwa eintretendbes Defizit bei der Nechnung aus- 
ugleihen. Wir würden aljo etwaige Anſprüche des 
—2* an den Etat aus dieſem Fonds nicht haben 
decken können. Dieſer Fonds, der bisher beſtimmt war 
lediglich zur rechnun — Deckung von Defizits, ent» 
behrte eben der Wirkung, die dieſer jegige Fonds haben 
fol, die einzelnen Verwaltungen an der vorjichtigen Auf- 
a. des Etatövoranfchlages zu interejfieren. 

ein Hauptbedenken ih aber, daß, wenn wir aud) 
diefe anderweite Beftimmung mit der Zweckbeſtimmun 
des Fonds verbinden, wir feinen von beiden Zweden vo 
erreihen würden. Die beiden Momente, die immer eine 
Unficherheit in unferen Stantähaushaltsetat bringen, find 
die Abhängigkeit von der wirtichaftlichen Lage, namentlid) 
bei den Eijenbahnen und die Abhängigkeit vom Reiche. 
Beides würden wir, fürchte ich, durch einen ſolchen Aus- 
gleichdfondse von 200 Millionen Mark nicht bejeitigen 
können. Wir würben ben jegigen Zweck, den wir mit 
diefem Fonds au können, verfehlen, wenn wir aud) 





noch ben anderen Zweck in die Gejekesvorlage hinein- 
ichrieben. ch fürdte alfo, dak wir ein Scheinmanöver, 
wenn ich jo fagen darf, machen würden, daß wir uns 
tröften würden: wir haben die Trage der Reichsfinanz- 
reform für Preußen gelöft, während wir effektiv das 
nicht haben, und die im Reiche notwendige Reform des 
Verhältniſſes zu den Einzelftaaten noch mehr auf bie 
lange Bank geläoben wird, Wer den dringenden Wunſch 
bat — und das muß, glaube ich, jeder —, daß bieje 
Frage gelöft wird, der wird auch wuͤnſchen müffen, daß 
eine reelle Löſung erfolgt, nicht bloß eine Löſung, die 
den Schein ber Ehfung bietet, aber in Wirklichkeit feine 
Regelung darftellt. 

Der Abgeordnete v. Arnim hat dann noch gejagt, 
die 60 Millionen gehörten nicht in die Vorlage; id 
glaube, auch Herr Dr am Zehnhoff hat das getan. Herr 
v. Arnim hat aucd ausgeführt, es wäre nicht der richtige 
Moment für die Borlage. Ich glaube, meine Herren, 
ba ift ſchon richtig von Herrn Abgeordneten Dr Sattler 
erwidert worden, daß man ſolche Vorlagen gerade jegt 
in mageren Jahren . muß, wenn man fie über: 
haupt machen will; denn jowie wieder gute Jahre fommen, 
erhebliche Überſchüſſe eintreten, ſtürzt fich alles auf die 
Überichüffe, und dann ijt es nicht mehr möglich, eine 
folhe Regelung zu machen. Da aber der Ausgleichs» 
fonds in der nächtten Zeit noch nicht angefüllt fein wird, 
jo haben wir vorher ihn einmal mit 60 000 000 A zu 
füllen, um dem Minifter der öffentlichen Arbeiten dieſen 
Fonds zur Verfügung zu ftellen, der nad alljeitiger An— 
nahme als zwedmäßig anzujehen ift. Wir haben das 
gekonnt, indem das gewiffermaßen eine Nachholung deſſen 
ift, was wir in der Bergangenheit hätten tun können, 
und wir haben es gefonnt, weil wir in ben legten Jahren 
jeit 1895 500 Millionen Reſerven gelegt haben, ſodaß es 
vom ——— Standpunkt aus zu verantworten iſt, 
dieſe 60 Millionen außeretatsmäßig durch Anleihen zur 
Verfügung zu ſtellen. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Richter auch wieder 
die Theſaurierungspolitik des Finanzminiſters v. Miquel 
geſtreift, und ihm iſt ſchon ſeitens des Herrn Abgeord— 
neten Dr Sattler und anderer Herren in durchaus zus 
treffender Weiſe entgegengetreten worden. Der Herr 
Abgeordnete Richter jagte wieder, man jolle die Gegen- 
wart nicht jo ſtark belaften zu gunften der Zukunft. 


Haus der Abgeordneten. 27. Sigung am 21. Februar 1903. 
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Meine Herren, ich bin umgekehrt der Anficht, daß wir 
alle Beranlafjung haben, ſchon heute alle Ausgaben zu 
beftreiten, die auf das Heute entfallen, und —* vor: 
fihtig zu fein mit der Belaftung der Zukunft. Denn 
wenn Sie die Entwidlung unferer Eilenbahnfinangen 
anfehen, jo finden Sie nirgends eine relative Steigerung 
der Einnahmen, im Gegenteil die ftarfe Detarifierung, 
die Ausnahmetarife, deren Einführung auf allen Seiten 
ftattgefunden bat, bringen eine Minderung der Einnahmen 
mit ich, während auf der anderen Seite die Ausgaben 
im permanenten Anjchwellen find. ch habe erft Fürzlid 
ausgeführt, wie der Betriebsfoeffizient geftiegen ift, mie 
die Anforderungen in bezug 9— die Löhne, auf die 
Schnelligkeit der Züge, auf die Bequemlichkeit im Wachien 
find, wie die er = n für die wenig ventablen Neben- 
bahnen fteigen. 14, wir ſehen auf der einen Seite 
feine —— der Einnahmen relativ, auf der anderen 
Seite ſehr erhebliche Steigerungen der Ausgaben. 

Nun wollen Sie noch berückſichtigen, welches enorme 
Riſiko in unſerem ganzen Eiſenbahnweſen ſteckt. Eine 
einzige neue große techniſche Erfindung kann den Staat 
mit Banberien von Millionen belaften. Bei der Mög- 
lichkeit, daß die Zukunft neue große Aufgaben und damit 
Ausgaben von uns erfordert, ilt es unerläßlic, das nicht 
auf die Zukunft zu jchieben, was ſchon in die Gegenwart 


gehört. 

Deshalb, glaube ich, hat der Fyinanzminifter v. Miquel 
volltommen recht getan, für die Gegenwart nad; Möglich; 
keit die Fonds anzufammeln, die auch durch die mageren 
Zabre bindurchhelten können; ich werde ihm auf diefem 

ege durchaus folgen. 


(Bravo!) 
Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Ehlers, 


Ehlers, Abgeordneter: In der Begründung der 
Borlage wird daran erinnert, daß im fahre 1879 bei 
Beratung des damaligen Gejegentwurfs zugleich das 
Berhältnis der Eifenbahnüberihüffe zu den allgemeinen 
Staatsausgaben eine eingehende Erörterung gefunden 
habe. Ich bin der Meinung, daß die eingehende Er— 
örterung dieſes Verhältniſſes zwiſchen Gijenbahnüber- 
ſchüſſen und allgemeinen Staatsausgaben ſchon vor 1879 
ſtattgefunden, . ſeitdem fortgeſetzt hat und überhaupt 
nicht aus der sera) run in den var ade verjchwinden 
wird und verjchwinden kann. Es ift bezeichnend, dab 
hinzugefügt wird, daß die in der Kommiſſion gemachten 
Sirkökbenaciienn Berfuhe einer gefeglichen — 
eine Majorität der Stimmen auf fi nicht vereinigt 


haben. Das ift ein Zuſtand, den ih für einen 
dauernden halte. ch zweifle, ob es jemals gelingen 
wird, eine Mehrheit für eine geieglihe Regelung 
dieſes Berhältnifjes zu ftande zu bringen. ollte 
das aber gelingen, jo bin is der Überzeugung, 

Regelung nicht von auer 


daß diefe gefeßliche 
fein würde, ee bei der erjten Schwierigfeit durch 
eine andere gejeglihe Regelung erjegt werden wird. 
Dan darf fih darüber nicht täufchen: wenn der preußijche 
Staat ein jo großes induftrielles Unternehmen, wie es 
die Eifenbahnen find, in feine eigene Regie übernimmt, 
jo tritt damit eine Vereinigung diefer Betriebsverwal- 
tungen mit ber allgemeinen Staat und Finanzverwaltung 
ein, die man nicht löjen fann. Und wenn man auch das 
theoretiich vermöchte, jo wird ſich die Prari® immer 
ftärfer erweifen. Sie finden das, wie ſchon der Herr 
Finanzminister hervorgehoben hat, in derielben Weije bei 
den kommunalen Unternehmungen. Ach halte es für 
ganz ausgejchloffen, auf die Dauer eine Regelung in der 
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Art zu treffen, daß man gewiflermaßen die Eijenbahn- 
verwaltung als ein befonderes außerhalb der Stants- 
verwaltung ftehendes Unternehmen betrachtet, mit dem 
man einen Kontrakt jchließt und fagt: Du gibjt uns 
jährlich von deinen Einnahmen eine Rente in der und der 
Höhe. Solde PVerhältniffe fommen ja vor zwiichen Ber: 
waltungen und Privatunternehmungen. Daß aber ein 
folches Verhältnis möglich ſei zwiſchen dem Eifenbahn: 
minifter und dem Finanzminifter, das glaube ich nicht. 
Ih will annehmen, es gelänge mit einiger Sicherheit zu 
ermitteln: wieviel kann wohl die Stantseifenbahnverwal» 
tung zu ben allgemeinen —— jährlich her- 
geben, ohne in ihrer eigenen Entwidlung gefährdet zu 
werden, fo wäre es ja ganz zweifellos, wenn einmal die 
Not bei den Staatsfinanzen größer wird, jo wird man 
fagen: das hilft nichts, wir müffen doch etiwas mehr für 
unfere allgemeinen Staatsbedürfniffe haben. Außerdem 
würde ja ein ewiger Streit darüber entitehen, wieviel denn 
die Eifenbahnverwaltung tatfächlich für ihre eigene Ent- 
wicklung braucht. bin daher für meine Berfon von 
jeher ein Gegner dieſer wiederholt angeregten friedlich: 
ichieblichen Auseinanderfegung zwiſchen der Stantseifen- 
bahnverwaltung und der allgemeinen Staatsfinanz- 
—— geweſen. Ich halte das für eine Sache, die 
fich nicht durchführen läßt, und ich meine, wenn aus dem 
Berhältnis, wie es augenblidlich befteht, nämlich daraus, 
daß der preußiſche Staat ein großinduftrielles Unter: 
nehmen in eigener Regie hat, A Schwierigkeiten und 
Mipftände ergeben, jo muß man die eben mit in den 
Kauf nehmen. Die liegen neben den Vorteilen, die man 
von folhen Dingen hat, und laffen fich nicht befeitigen. 
Das weiß doch jeder, daß ſchon bei kommunalen Vers 
waltungen die Übernahme von induftriellen gewerblichen 
Unternehmungen in eigene Regie gewiffe Vorteile in 
Ausficht ftellt und dagegen auch gewiſſe Nachteile. Zu 
ſolchen Nachteilen ve ih unter anderem auch Die 
Schwierigkeiten hinfichtlich der Etatögebarung. Wenn wir 
aus der StaatSverwaltung die gewerblichen Unternehmungen 
ausfcheiden, jo wird fich die Etatswirtichaft viel reinlicher 
und forgfältiger geftalten laſſen. Aber darüber ſoll man fi 
nicht täufchen, — und darüber hat man ſich auch tatfächli 
in den 70er Fahren gar nicht getäufcht, — daß die Ver— 
ftaatlihung der Bahnen hier ein Moment hineinbringt, 
welches die einfache Etatswirtſchaft kompliziert und ers 
ſchwert. Nun drängt ſich doch die Frage auf, was im 
gegebenen Moment das Wichtigere ift. Iſt es wichtiger, 
daß ich einen reinen, fäuberlihen Etat gr daß ich Mi 
das Parlament in Anſpruch nehmen darf, jedes Jahr die 
Ausgaben zu bewilligen? oder ift es wichtiger, daß ein 
großes induftrielles Unternehmen fo bewirtſchaftet wird, 
wie es bewirtichaftet werden muß? Ich glaube, es wäre 
ein ſehr eigentümliher VBerfuch, wenn man ein Unter: 
nehmen wie die Preußiihen Staatseifenbahnen in der 
Weife bewirtichaften wollte, daß man die Bewilligungen 
alljährlich von der Mehrheit eines Parlamentes abhängig 
macht, daß man in suspenso läßt, ob folche Ausgaben = 
willigt werben fünnen. Man würde da in eine jehr 
große Gefahr kommen, bei diefer formellen Regelung un— 
gewöhnliche Mittel nuplos auszugeben; man würde im 
gegebenen Moment höhere Preife anlegen müfjen, man 
würde die Konjunktur nicht u können u. dgl. 
Meine —— das iſt ja eben das — 
daß große induſtrielle Unternehmungen ſich für die parla- 
mentariſche Behandlung eigentlich gar nicht eignen. Sch 
be ſchon früher ausgeiprochen, ich würde es für ein 
Inglüf halten, wenn z. B. die Eifenbahntarife hier durch 
Verhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legist. V. Seſſion 1903. 


Ausgleichs: 





Soaus der Mbgeorbneten. 27. Situng am 21. Februar 1903. 
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Mehrheitäbeichlüffe der Fraktionen im Parlament feftge- 
jetst würden, Sich will durchaus meine Begeifterung Ar 
parlamentarifche een nicht in den Schatten ftellen, 
aber es gibt gewiſſe Dinge, bie laſſen fich eben nicht von 
diefer Form aus, die für den Parlamentarismus gegeben 
ift, zwedmäßig behandeln. 

Num ift eins klar, daß es unmöglich ift, die Eifen- 
bahnüberichüffe lediglich nach dem Bebürfniffe für die 
allgemeine Staatäverwaltung zu begrenzen. Würde der 
Herr Finanzminiſter das Verlangen ftellen, daß der 
Eifenbahnminifter ihm von feinen Überfchüffen jo viel 
abgibt, wie er für die allgemeine Staatöverwaltung 
braucht, und daß die Eifenbahnverwaltung ihre Ausgaben 
darnach unter Umpftänden einjchränft, jo würde je 
zweifellos die Gefahr entitehen, daß dieſes wertvolle 
Unternehmen, das noch jehr viel leiften muß, verfümmern 
müßte. Es handelt ſich ja tatfächlich nicht nur darum, 
dieſes Unternehmen ſachgemäß zu betreiben und pie 
Aufwendungen, die notwendig find, aus gewerblichen 
Gründen zu machen, unbefümmert um die Finanzla e, 
ſondern es handelt ſich auch um eine Rücklegung für 
Fälle, wie ſie der Herr Finanzminiſter hier eben an— 
gedeutet hat, für ſolche Fälle, wo durch irgend eine große 
neue Erfindung eine ganze Menge dieſes Materials 
wertlos werden fann. 

Es wird von verjchiedenen Seiten immer "hervor: 
ehoben, daf die Mittel, die wir in unfere Staatseifen- 
—— hineinſtecken, eine Vermehrung des Wertes, des 
werbenden Kapitals ſind. Das iſt ja im allgemeinen 
richtig, wenn man vorausſetzt, daß man mit einer zug 
lichen Umgeſtaltung dieſer Verhältniſſe, wie fie durch 
neue Erfindungen, durch den Ablauf von Verträgen in 
den Nachbarftaaten eintreten kann, nicht zu rechnen habe. 
Aber wer garantiert uns denn, daß ein Zeil von diefem 
kolofjalen Vermögen, das in den Eifenbahnen jtedt, nicht 
durch, eine große Erfindung zum Teil wertlos werden 
kann? Wer garantiert uns, daß wir aus volfäwirtichaft- 
lichen Gründen, um der Stonkurrenz mit den Nadhbar- 
ländern begegnen zu können, nicht gezwungen find, unſere 
Tarife doch herunterzufegen, unbefümmert darum, daß 
dadurch ein Ausfall entftehen wird? Solchen 6 Aalen 
nifjen müſſen wir doch gewachſen fein. Deshalb halte 
ich es für die Aufgabe des Minifters der öffentlichen 
Arbeiten — und er wird einem grundfäglichen Wider: 
jpruch bei dem Finanzminiſter gar nicht begegnen können 
— aber es iſt in ** Reihe ſeine Aufgabe, dafür zu 
ſorgen, daß ihm die nötigen Reſerven bewilligt werden, 
ohne daß eine formelle &cheidung zwijchen den beiden 
Verwaltungen eintritt. 

In welcher Weije das nun am zwedmäßigften ge— 
ichieht —, ich glaube, das kann in der Tat ein Gegen- 
ftand der Auseinanderjegung a Ich bezweifle, daß 
man auch in der Budgetkommiſſion oder in einer anderen 
Kommiſſion eine Form finden wird, die ganz zweifelsfrei 
und tadellos ift. Der eine wird feinen Weg für den zweck— 
mäßigeren halten, der andere den feinen, und jchließlich 
wird ja die Art, wie der hier vorliegende Zweck erfüllt 
werben foll, davon abhängen, wie die Bertreter der Mehr: 
heitöparteien des Hohen Haufes fich I ben Sadıen ftellen. 
Deshalb kommt es mir gar nicht bei, meinerjeit auch 
einen weifen Vorſchlag zu machen, wie man das Biel, das 
zu erreichen ift, am zwedmäßigiten erreichen fünne. 
werde in der Hinſicht Die — der Bubget- 
fommilfion abwarten. Aber fo viel fcheint mir 
meifellos zu fein: es liegt — ein ngendes 
Bedürfnis vor für die Gilenbahnverwaltung, einen 
Rejervefonds, einen NAusgleichsfonds zu ichaffen, ber 
verhindert, daß die — wirtſchaftlichen —Fee 
die damit zugleich auch Staatsintereſſen ſind, aus 
Verſehen in den Hintergrund treten können — daß 
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wir für andere Staatszwecke mehr Geld brauchen, als 
die Eifenbahnverwaltung abgeben kann. Den Verſuch 
eines ſolchen Kompromiſſes zwifchen der Finanz» und 
Eifenbahnverwaltung müſſen wir unter allen Umftänden 
machen. Wir müfjen ihn fo zwedmäßig machen, wie wir 
es können; aber ich bitte dringend, davon abzufehen, 
diefe reinlihe Sache noch zu verquiden mit anderen 


Umftänden, wie c8 das Verhältnis zwifchen Staat 
und Reich ift. Wenn man auf diefer Bahn weiter 
gehen will, kommt man jchließlih zu der ganz 


richtigen Anſchauung, daß in der Welt alles unficher 
ift, und da man für alle Gefahren, die die 
Erde bietet, einen allgemeinen großen Musgleichungsfonds 
anlegen müßte. Man würde N da verlieren in Dinge, 
die mit der Aufgabe, um deren Löfung es fich hier handelt, 
nichts zu tum haben. ch würde daher meinerjeits 
empfehlen, den Ausgleihungsfonds oder das, was an 
feine Stelle geſetzt werden joll, jedenfalls darauf zu be» 
ſchränken, daß es fich hier um die Sicherung des Eifen- 
bahnbetriebes gegenüber den Anforderungen handelt, die 
die allgemeine Staatsverwaltung an diejes Unternehmen 
ftellt und nad) meiner Überzeugung auch ftellen muß. 


(Bravo! links.) 


Bizepräfident Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Rewoldt. 


Dr Remwoldt, Abgeordneter: Meine — auch 
unter meinen politiſchen Freunden ſind die Anſichten über 
den vorliegenden Geſetzentwurf nicht völlig einheitlich, und 
deshalb habe auch ich einige Worte zu demſelben zu 
ſagen. Es iſt von politiſchen Freunden von mir ſehr oft 
darauf hingewieſen, daß in der Tat ſo, wie der Herr 
Eiſenbahnminiſter vorher draſtiſch angeführt hat, anfangs 
ber Her ee eine Art Mißhandlung der Eijenbahnen 
im ya je unjerer Finanzen ftattgefunden hat, und es 
ift oft auseinandergejegt, daß dieje jtiefmütterliche Be— 
handlung der Eijenbahnen derartige ungünftige Refultate 
gehabt hat, daß wir eine Wiederkehr folder Zuftände 
möglichft und für immer verhindern müffen. 

Es haben fi daraus Nachteile nad dreierlei 
Richtung ergeben. Einmal hat man, indem man bei 
niedergehender Konjunktur nicht die nötigen Anjchaffungen 
machte, jie nachträglich bei wieder hochgehender Konjunktur 
zu ſehr viel höheren Preiſen maden müſſen; man hat 
zweitens bei höher gehender Sonjunktur den Verkehr 
nicht bewältigen können, weil das nötige Material nicht 
angeihafft war, und man hat jchließlic die Induſtrie in 
der Beit, wo fie ſchon gebrüdt war, ftatt ihr aufzuhelfen, 
feitens der Eijenbahn- und Finanzverwaltung im Stich 
gelaffen. Das alles find Umſtände, welche es notwendig 
machen, die Wiederkehr jolcher Verhältniffe zu verhindern. 

Namentlich ift notwendig, in der Eifenbahnvermwaltung 
eine Stabilität herzuftellen, damit diefelbe weiß, womit 
fie rechnen, und damit fie danach ihre Dispofitionen treffen 
kann. Der Herr Finanzminister hat in fachgemäßer 
Weiſe auseinander geſetzt, daß die gegenwärtigen Ver: 
hältniffe auch mit dem Dispofitionsfonds nicht ausreichend 
find, um eine ſolche Stabilität herzuftellen, weil dieſer 
Dispofitionsfonds nur auf die Überjchüfe des Vor— 
jahres geftellt, und weil er nur bei einer eingetretenen 
Verkehrsteigerung wirkſam wird, 

Wenn nun der gegenwärtige Gejepentwurf hier Ub- 
hülfe vorſchlägt, fo ift es allerdings wohl etwas opti- 
miftiich von dem Herrn Eifenbahnminifter, daß er meint, 
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nur entgegentommende Außerungen gehört zu haben. 
N babe im mejentlihen nur Bedenken gehört, und dieſe 

edenfen haben fich nad) vier Richtungen hin bewegt. 
Einmal ift gejagt, es feien budgetmäßige Anftände vor« 
handen; dann, es fei der Zeitpunkt wegen der abfteigenben 
Sinanzverhältniffe nicht der richtige, und der Herr Ab- 
eordnete am Zehnhoff hat namens feiner politifchen 
Freunde erklärt, teilweife fei der Entwurf zu eng, teil- 
weiſe jei er zu weit. Allerdings bat Herr am Zehnhoff 
ſich in geſchikter Weife jo unbeftimmt ausgebrüdt, daf 
man nicht weiß, ob die einen oder die anderen von feinen 
Freunden ichlieflich dem Entwurfe fym mehr gegenüber: 

ch — 


eben ober nit. Dazu ift ja au bie Kom— 
milfion da, um eine Klärung der Anfichten herbeizu- 
führen, 


Meine Herren, ic laube bubgetrechtliche Bedenten 
können ey > jo ehe jein, um bier einem anzuer- 
ennenden Bedürfnifje in den Weg zu treten. Wir haben 
in der Eifenbahnverwaltung eine Ynftitution, welche von 
fo großer Bedeutung für unfer ganzes Gtaatd- und 
Volksleben ift, daß man zur Schaffung ftabiler Ber 
hältniffe das formale Budgetrecht nicht zu ftarf be 
tonen darf. 

Ach glaube ferner, daß man nicht jagen kann, der 
—— ſei der unrichtige, wenigſtens nicht in dem 

inne, daß er verfrüht wäre. einer Meinung nad) 
iſt diefer Zeitpunkt eher infofern der unrichtige, als dieſe 
Borlage zu jpät fommt, als man diejenigen Jahre, in 
denen man Überjhüffe hatte, nicht benutzt hat, um einen 
Ausgleich " ſchaffen, jondern damals bie Überjhüffe zur 
Sculdentilgung . bat. Dadurch fommt jegt in Ar 
titel II die auffällige Beftimmung vor, daß man, um einen 
Refervefonds anzulegen, be ha 60 Millionen leihen muß. 
Geht man iebon der Sache auf den Grund, jo kommt 
das eben Baker daß die Vorlage verjpätet ilt, daß man 
unähft Schulden getilgt hat, wo man einen Reſervefonds 
ätte anfammeln müffen. Das hat immer etwas Bedenkliches. 
Es ift das für das Kreditbedürfnis weder des Einzelnen 
noch des Staates nüglid, erft Schulden zu tilgen und 
dann wieder folche aufzunehmen. Daß man Schulden 
tilgt, merkt fein Menſch; wenn er aber nachher an den 
Markt fommt und will wieder Geld ar men, jo madt 
das nah außen hin, namentlih a em Yuslande 
gegenüber leicht einen ungünftigen Eindrud, 

Ih glaube nun, man wird fi) auch über diejen 
Punkt hinwegjegen können, indem man fi F von 
dem, was in den Jahren 1896/97 bis 1900 an Schulden 
getilgt ift, kann man einen Teil wieder zurüdnehmen, 
um den Refervefonds zu füllen, den man ſchon früher 
hätte füllen müfjen. Dann ift diefer Entwurf nicht um 
zeitgemäß. ferner glaube ich auch nicht, daß der Ent- 
— zu weitgehend iſt, daß wir dasſelbe Ziel ebenſo gut 
erreichen können durch eine jährlide Bewilligung und 
durch etwaige Schuldenaufnahme, und zwar aus den jchon 
von mir hervorgehobenen Gründen, namentlich demjenigen 
der Stabilität. 

Sclieflih meinen Einzelne, der Entwurf jei nicht 
weit genug, da er auch die Schwankungen umfaffen müſſe 
in welche uns das Verhältnis zum Reich verjege. 
glaube, daß die Geſichtspunkte, welche in dieſer Hinficht 
namentlih vom Herrn Abgeordneten am Zehnhoff an— 
geführt find, für uns nicht —— ſein dürfen. 

Die Matrikularbeiträge im Reich ſind eine Inſtitution, 
welche einen Notbehelf bilden und überführen ſollten zu 
einer anderweiten Negelung der finanzen. Aus nationalen 
Gründen ift durchaus wünfchenswert, daß das Reich nicht 
dauernd als ein läftiger Gläubiger an die Einzeljtaaten 


herantritt, jondern daß es ſeinerſeits als Geber 
auftritt; das ift fo oft hervorgehoben worden, daß 
ih es nicht weiter auszuführen brauche. Wenn 
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wir nun dazu übergehen würden, unjere preußijchen 
Finanzen duch einen Ausgleichsfonds fo zu regeln, 
daß wir damit den Schwankungen der Reichsfinanzen be» 
gegnen, dann würde im Reiche der Hauptdrud fortfallen, 
um zu einer befriedigenden Löfung der finanzen zu 
kommen. Das aber würde im nationalen Intereſſe dur. 
aus zu bedauern fein, ch glaube alfo, * auch dieſes 
Bedenken kaum Anlaß bietet, den Entwurf — mag er 
auch klein, aber niedlich ſein, wie Herr Sattler jagt — 
ungünftig zu betrachten. 

Ich hoffe daher, daß in der Budgetlommiffion alle 
bervorgehobenen Bedenken endgültig befeitigt werden 


können. 
(Bravo!) 





Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete v. Eynern. 


(Derfelbe verzichtet.) 
Dann hat das Wort der Abgeordnete Dr dv. Heyde— 


brand. 
(Hit nicht anweſend.) 


Präfident v. Mröcher (den Borfig übernehmend): 
Die Beſprechung ift geſchloſſen. 

Es ift beantragt, die Borlage der Budgetkommiſſion 
zur Borberatung zu überweijen. — Ein Widerfprud da— 
gegen in nr nicht; die Borlage geht in die Budget- 

ommiſſion. 

Wir kommen zum dritten Gegenſtand ber Tages- 


ordnung. 
(Lebhafte Rufe: Bertagen!) 


Meine — wir können doch unmöglich in dem 
Stadium unſerer Arbeiten, in dem wir uns befinden, 
ſchon vor 3 Uhr vertagen! 


(Erneute Rufe: Vertagen!) 
Zur Gefchäftsordnung hat das Wort ber Abgeordnete 
Graf Praſchma. 


Graf Praſchma, Abgeordneter: Ich beantrage die 
Vertagung. 
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Präſident v. Kröcher: Es iſt die Vertagung be— 
antragt. 

bitte diejenigen — welche den Antrag unter- 
ftügen wollen, fi) zu erheben. 


(Gefchieht.) 


Die Unterftügung genügt. 

N bitte nunmehr, daß diejenigen Herren, welche 
den Bertagungsantrag annehmen wollen, fi erheben 
reſp. ftehen bleiben. 

Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit; das Haus vertagt ſich. 
Zur Gejhäftsordnug hat das Wort der Abgeordnete 
v. Eynern. 


v. Ehmern, Abgeordneter: Ich möchte doch nur das 
aus wegen der Annahme des Bertagungsantrages recht- 
ertigen: wir haben uns nur vertagt, weil wir in diejer 
[päten Stunde dem gem Minifter unmöglich zumuten 
fönnen, feine Etatsrede zu halten. 


————— v. Kröcher: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete v. Arnim, 


v. Arnim, Abgeordneter: J für meine Perſon 
habe ausſchließlich aus demſelben Grunde für Vertagung 
geſtimmt, weil es dem Herrn Eiſenbahnminiſter nach 
meiner Anſicht vor einem faſt leeren Haufe nicht zu— 
gemutet werden ann, feine große Programmrede zu 
halten, die er uns zugeiagt hat. Wir erwarten von ihm, 
nachdem er in der Budgetlommilfion fi darüber ge- " 
—— bat, daß er bei Beginn der Beratung des Eijen- 
bahnetats eine größere Programmrede halten will, daß 
er dies —— auch einldſen wird, Wir können 
aber nicht verlangen, daß der Herr Minifter diefe Rede 
um 3 Uhr vor ſchwach bejegtem Haufe beginne; er würde 
fie ſchwerlich bis 4 Uhr beendet haben. 


(Sehr gut! und Heiterkeit.) 


Präfident v. Rröcher: Ich ſchlage vor, die nächſte 
hg Cie g abzuhalten übermorgen, Montag, Vormittag 
11 Uhr mit der Tagesordnung: 

Reſt der heutigen Tagesordnung (Eiſenbahnetat). 

Widerfpruc gegen die Tagesordnung erhebt fich nicht; 
fie fteht feit. 

Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß der Sitzung 2 Uhr 55 Minuten. 


Drud und Verlag: W. Moeſer Buchdruckerel In Berlin 
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Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Hröcher: Ich eröffne bie Sitzung. 

Das Protokoll führt der Abgeordnete Kittler (Thorn), 
die Mebnerlifte der Abgeordnete Weyerbuſch. 

Das Brotofoll über die vorige Situng liegt auf dem 
Bureau zur Einſicht aus, 

Berbandl. d. Hauſes 5. Abg. 19. Legisl. V. Sefflon 1908. 
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Wir treten in die Tagesordnung: 


Fortieung der zweiten Beratung des —— 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr1903: 
Eijenbahuverwaltung. 
ierzu gehören bie Anträge der Budgetfommiffion 
auf Drudjadhen Nr 53 und 65 zu I. 

Berichterftatter find der Abgeordnete Noelle für die 
Einnahme und die dauernden Ausgaben und der Abge- 
ordnete Schmieding für die einmaligen und außerorbent- 
lichen Ausgaben. 

Meine Herren, nah Müdiprahe mit dem Herrn 
Berichterftatter für das Ordinarium ſchlage ich vor, 
Kap. 10 Tit. 1 und 2 der Einnahme in der Beratung 
u verbinden und dieſe Beratung zu einer allgemeinen 

Örterung des gefamten Eifenbahnetats auszugeftalten. 
In dieſer allgemeinen Beiprehung würden mit zu 
erledigen fein: 

a) die Verhandlungen des Pandeseifenbahnrats; — 
Drudjahen Nr 6, A zu Nr 6 und B zu Nr 6; 

b) die auf der Drudjache Wr 53 zu 1b — 
Petition, betreffend Rohſtofftarif. 

Dagegen würden aus ber allgemeinen Beſprechung aus- 
fcheiden: 

a) die Zugverbindungen, über bie ich bei Kap. 23 
Tit. 1 der dauernden Ausgaben eine bejondere 
Beiprehung zu eröffnen gebente; 

Er würde ich wer. ie auf der Drudjade 
r 53 zu 1a bezeichnete Petition, betreffend 
Steige Zugverbindungen, zur Beratung 
ellen; 

b) die Angelegenheiten ber Beamten und Arbeiter, 
welche ich bei ben betreffenden Titeln der 
dauernden Ausgaben zu erörtern vorſchlage; 

e) die Erörterungen über Bauten, welche beim 
GErtraordinarium bei ben betreffenden Titeln 
bzw. Direktionsbezirfen anzubringen jein werben; 

Anregungen zum Bau von Eijenbahnlinien werben bei 
der Beratung des zu erwartenden Mebenbahngejeges zu 
geben jein. 


Ferner gedenfe ich zur Beratung zu ftellen: 

a) den Eiſenbahnbetriebsbericht am Schluß der 
dauernden Nusgaben; 

b) den Rechenichaftöberit über die Verwendung 
bes Dispofitionsfonds zum Erwerb von Grund 
und Boden (Drudjahe Nr 24 zu IT) Bei 
Tit. 201 des Ertraordinariums; 

c) den Rechenichaftsbericht über die Verwendung 
bes etatsmäßigen Dispofitionsfonds zu unvorher- 
A Ausgaben (Drudjahe Nr 24 zu ID 

ei Zit. 202 des Ertraorbinariumg; 

d) den Eifenbahnbaubericht (Drudiache Nr 24 zu I) 
und den Rechenſchaftsbericht über die Verwendun 
des außeretatömäßigen Dispofitionsfonds (Druds 
fahe Nr 24 zu IV) am Schluſſe des Ertra- 
ordinariums. 

Zur Gejhäftsordnung hat das Wort der Abge— 

ordnete v. Eynern. 


v. Etmern, Abgeordneter: Ich bin mit den Dis— 
pofitionen, wie ber * Präſident fie vorſchlägt, voll« 
kommen einverſtanden; nur muß derſelbe auch die Zuſage 
von ſeiten des Miniſteriums bekommen haben, daß wir 
eine Nebenbahnvorlage erhalten, 


(ſehr wahr! rechts) 


ſonſt würde ich doch die Diskuſſion über gewünſchte 
Bauten an den Etat anſchließen. Es iſt uns einmal ſo 
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[v. Eynern, Abgeordneter] 
ergangen, daß uns eine Nebenbahnvorlage in Ausficht 
geftelt worden ift, und fie ift nicht eingegangen. 

(Sehr richtig!) 
Alſo es könnte in diefem Falle ſein — da ja feitens des 
Minifteriums ſehr häufig oder wenigftens einmal ein 
pläblicher Schluß des Landtags beliebt worden ift —, 
aß wir gar keine Mebenbahnvorlage befommen. Die 
erg wird aljo der Herr Präfident haben, daß die- 
elbe kommt; fonft würde ich den Herm Minifter bitten, 
fi) darüber zu erklären, oder wir müſſen die Dispofition 
anders treffen. 


Präfident v. Hröcher: Ich bin ganz einverjtanden 
mit dem, was Herr Abgeordneter v. Eynern fagt: ich 
* die feſte Zuverſicht, daß wir eine Nebenbahnvorlage 
erhalten. 


(Zuruf: Das genügt nicht! — Heiterkeit.) 
Das Wort hat der Abgeordnete Ehlers. 


Ehlers, Abgeordneter: Ich möchte den Herrn 
Präſidenten bitten, dieſen Dispoſitionsplan alsbald ver- 
vielfältigen und uns zuſtellen zu laſſen, damit wir bei 
der Debatte — man kann das ja nicht alles behalten — 
wiſſen, wie disponiert werden ſoll. 


Präfident v. Kröcher: Das iſt meines Wiſſens 
bereits vervielfältigt, und namentlich wiſſen die Herren 
Schriftführer, die die Rednerliſte führen, darüber Be— 
ſcheid und haben bereits in den vorigen Tagen — da 
bekanntlich nicht geſchäftsordnungsmäßig ſtreng darin ver⸗ 
fahren wird, daß die Meldungen zum Wort erſt kommen 
wenn die Diskuſſion eröffnet iſt, ra die Herren fich 
ſchon früher melden — den Herren, die ſich gemeldet 
haben, gejagt, daß nach diefen Dispofitionen voraus- 
fichtlich verfahren werden würde. 

Zur Geichäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Die Zuverficht des Herrn 
Präfidenten ift durh Kopfniden des Herrn Minijters 
beftätigt worden. Aber ein Niden des Kopfes kann nicht 
gut im ſtenographiſchen Bericht niedergelegt werden. 


(Heiterfeit.) 


Deshalb wäre es doch vielleicht wünfchenswert, wenn wir 
eine ganz kurze Erklärung befommen würden. 


Heiterkeit.) 


Präfident v. Hröcher: Der Herr Minifter der 
öffentlichen Arbeiten hat das Wort, 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: ch bin 
bereit, mein Sopfniden dadurch zu. beftätigen, indem e 
auch mündlich) anertenne, daß ich die Zuverficht habe, da 
in der allernächiten Zeit Ahnen eine Nebenbahnvorlage 
ugehen wird. Das Königliche Staatsminifterium ift im 

egriff, die Allerhöchſte Ermächtigung zur N 
der Vorlage einzuholen. Hoffe alfo mit Zuverſicht, 
daß Ihnen eine Nebenbahnvorlage in allernädjiter Zeit 


ugehen wird. 
zugeh (Bravo!) 


Präfident v. Sröcher: Ich 
ein Widerſpruch gegen meinen — 
Das iſt der Fall; ich werde danach verfa 


darf annehmen, daß 
nicht beſteht. 
ren. 
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Ich eröffne nunmehr die Beſprechung bes Tit. 1 
und 2 bes Kap. 10 der Einnahme und erjuche den 
erın Berichterftatter, in feinem Vortrag aud die Ver— 
andlungen des Landeseifenbahnrats und die auf Drud- 
jahe Nr 53 unter 1b ver Petition mit zu be 
rüdfichtigen. 
Der Herr Berihterftatter hat das Wort. 


Novelle, Berichterjiatter: Meine Herren, in ber 
Budgetfommiffion hat, genau fo wie bier jett vorge 
lagen ift, eine allgemeine Erörterung fjtattgefunden. 

erachte es nun nicht als meine Aufgabe, alle bie 
einzelnen Geſichtspunkte, die in diejer allgemeinen Gr: 
Örterung in der Budgetkommiſſion vorgebradt find, hier 
mitzuteilen, jondern ich glaube, es genügt, wenn ich auf 
die einzelnen Materien binmweife, die in der Bubget- 
fommiffion beiprochen worden find, damit das Haus er» 
fährt, was in der Kommiſſion beraten worden ilt. 

Meine Herren, zu allererft war von der Budget- 
fommiffion natürlich) die finanzielle Seite der Sache zu 
prüfen. Da habe ich Sie darauf hinzuweiſen, daß in 
diefem Jahre bei den Einnahmen aus dem Berjonen- 
verkehr ungefähr diejelbe Summe wie im Borjahre ver- 
anjchlagt worden ift, dagegen bei den Einnahmen aus 
dem Güterverkehr eine erheblich geringere Summe, etwa 
41 Millionen wie im Jahre vorher, Diefe geringere 
Beranjchlagung beruht auf den Mindereinnahmen, die 
erade im Güterverkehr fich geltend gemacht haben. Im 
Kahre 1901 find bie —— jowohl im Perjonen- 
verkehr wie im Güterverkehr, insgeſamt die Betriebsein- 
nahmen, um 83 Millionen binter dem veranjchlagten 
Etat zurüdgeblieben, die ee haben allerdings aus 
etwas abgenommen, um 22 Millionen. Immerhim blic 
nod da ein grobes Defizit. Andererſeits ift auch für 
das Jahr 1902 nicht zu erwarten, daß die veranjchlagten 
Einnahmen erreicht werden. Nun könnte ja ſowohl der 
Eijenbahnverwaltung als auch ſchließlich diefem Hoben 
ei ein Vorwurf gemacht werden, daß ſolche großen 

indereinnahmen vorgefommen find, daß alſo ein ſolcher 
Mangel an Borausficht geherricht hat. Aber was das 
yabı 1901 anbelangt, fo muß man bedenken, daß im 

uguft 1900 die Zahlen für 1901 — t werden 
mußten, und im Auguſt 1900 konnte wohl noch keiner 
erwarten, daß in dieſer Weiſe ein wirtſchaftlicher Rüd— 
ſchlag eintreten würde. 

Was dann die Veranſchlagung für das Jahr 1902 
anbelangt, jo war im —— Jahr eigentlich die ganze 
Budgetkommiſſion ſich darüber einig, daß die Zahlen zu 
hoch angeſetzt ſeien. Man hielt es aber im vorigen 
—5— trotzdem für richtig, bei den alten *8 zu 
leiben, die im Auguſt 1901 die Regierung der damaligen 
Sadjlage entjprechend aufgeftellt hatte. 

Wenn nun jegt alfo ein Rüdgang aud in dieſem 
Jahre gegen den Etatsanfag eintritt, jo war das eigent- 
lih vorauszufehen. Immerhin ift eine Mehreinnahme 
g° en dad Jahr 1901 zu erwarten; denn in dem 

onaten, alfo bis Ende Dezember, haben die Mehr- 
einnahmen beim Perſonenverkehr etwa 5 Millionen und 
beim Güterverkehr 16,8 Millionen betragen. 

Nun find in diefem Jahre die Einnahmen aus dem 
Perjonenverkehr ſowohl wie aus dem Güterverkehr 
wejentlich nach dem Stande des —* 1901 veranſchlagt 
worden. Es wurde in der Budgetkommiſſion erwogen, 
ob es nicht richtig fein würde, entjprechend den tat« 
ſächlichen Mehreinnahmen auch F das Jahr 1903 höhere 
en einzufegen. Aber jchließlich hat die Budget- 
kommiſſion fi einftimmig auf den Standpunkt geftellt, 
daß es nicht richtig fein würde, eine jo viel höhere Ver— 
anjchlagung eintreten zu laſſen. Die Anfichten darüber, 
ob eine wirtichaftlihe Hebung zu erwarten ſei ober 
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nicht, waren fehr geteilt. Während einzelne Herren ber 
Meinung waren: die wirtichaftliche Hebung, bie fich jetzt 
in leifen Anfängen bemerflih made, werde fortichreiten, 
waren andere der gegenteiligen Unfiht und fürdhteten 
namentlich) eine große Konkurrenz jeitens Amerikas. 
Dabei wurde von allen Seiten darauf hingewiejen, daß 
die Mehreinnahmen, die wir im vorigen Jahre hatten, 
doh zum Teil auf zufälligen Ereigniſſen beruhen, 
namentlich darauf, daß wir einen bedeutend größeren 
Kohlenerport hatten, als wir vorfahen, infolge des großen 
Bergarbeiterftreits in Frankreich. Aus diefen Gründen 
ift die Kommiſſion zu der Anficht gekommen, daß es 
richtig fei, die Zahlen fo, wie fie die ei im Etat 
vorſchlägt, zu belaffen. . 

Es wurde der Kommilfion weiter mitgeteilt, daß ber 
Betriebskoeffizient, aljo das Berhältnis von Einnahme 
und Ausgabe, zwar auch noch etwas geftiegen ift, aber 
immerhin nod auf feiner gefährlihen Höhe fich bewegt. 
In Preußen beträgt der Betriebäkoeffizient 61,75, während 
er in anderen Staaten bedeutend Däber it, z. B. in 
Bayern 78% beträgt, in Sadien 78,15, in Württemberg 
73,03 und in Baden 81,25%. Alſo die preußifchen Zahlen 
find dem entiprechend noch bedeutend günftiger. 

Ebenfo ift auch die Verzinfung, die wir aus unferem 
Anlagefapital haben, doch noch eine recht große. Sie hat 
fih in früheren Jahren auf 7,14% belaufen; fie ift jetzt 
auf 6,41% gefallen. Das iſt aber immer nocd eine re 
ausreichende Verzinſung, und es läßt fi) daraus der 
Schluß ziehen, und er ift daraus gezogen worden, daß 
ein großes Betriebsunternehmen bedeutend leichter wirt- 
ſchaftliche Rückſchläge überiteht als kleinere Betriebs- 
unternehmungen, wie die der Eijenbahnen in den Eleineren 
Staaten. 

Meine Herren, um den Gtatsanjfag überjehen zu 
fönnen, wurde um Mitteilung gebeten, wie ſich voraus- 
fihtlih die Preiſe bei den Hauptmaterialien, die ber 
Staat braucht, ftellen würden. Da iſt uns mitgeteilt 
worden, daß in be u auf Schienen und Schwellen eine 
irren un Bin greifen wird, Dieſe Preis 
ermäßigung bezieht fih auf den Bedarf, ber nad) dem 
5. Dezember 1 beftellt worben ift. 

Für eine Tonne Schienen ftellt ſich der Preis künftig 
nur auf 112 A ftatt bisher 116 A und für eine Tonne 
eiferne Schwellen auf 105 AM gegenüber 108 M Ebenſo 
find geringere Preiſe für das Kleineifenzeug zu erwarten. 
Bei den Kohlen find fefte Verträge noch nicht abgejchlofjen. 
Aber bier ift doch wohl in Ausficht zu nehmen, daß auf 
die Tonne etwa 50 # weniger werden bezahlt werden. 
Das würde bei einem Bedarf von 6'/, Millionen Tonnen 
a Minderausgabe von etwa 3 Millionen Mark aus- 
machen. 

Dann fand eine Erörterung ftatt über die finanzielle 
Wirkung, die die Verlängerung der Gültigkeitsdauer der 
Rückfahrkarten gehabt hat. an hat berechnet, daß bei 
den einfachen Starten I. bis III. Rlaſſe — und man 
darf natürli nur die Karten I. bis III. Klaſſe in 
Betracht ziehen, nicht die IV. Klaſſe, weil e8 bei ber 
IV, Klaſſe keine Rüdfabhrkarten gibt —, ferner bei den 
ufammengeftellten Fabricheinheften, bei den Sommer- 
arten und feſten Rundreiſekarten eine Mindereinnahme 
von zufammen etwas über 42 Millionen fi) ergeben 
wird. Dem fteht gegenüber eine Mehreinnahme aus den 
Rüdfahrkarten von 39 Millionen. Dagegen find erhebliche 
Erſparniſſe durch diefe Mafregel eingetreten, ſodaß die 

efamte Mindereinnahme fih auf 1?/, bis 2 Millionen 
Phäpen läßt. Nun ift aber folgendes zu berüdfichtigen: 
man bat zur Vergleihung den Beitpunft vom 1. Su 
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1901 bis 1. Juli 1902 gegenüber bem entiprechenden Zeit. 
raum des Vorjahres gewählt, und zwar weil im Juli 1901 
die Verlängerung der Rüdfahrkarten in Kraft getreten ift. 

Bei diefer Mindereinnahme ift Dann zu ——* 
daß erſtens die geſamten ſchlechten wirtſchaftlichen Zeiten 
auch auf den Reiſeverkehr im allgemeinen einen un— 

ünſtigen Einfluß ausgeübt haben, daß andererſeits im 

hre vorher die Pariſer Ausſtellung und die Oberammer- 
gauer Feſtſpiele wejentlihe Einnahmen bradten, und 
daß für das Jahr 1902 die Düffeldorfer Ausftellung, 
die ſonſt auch jehr erhebliche Mehrbeträge gebracht hat, 
noch nicht in Betracht kam, weil der Hauptbeſuch erit 
nad) dem 1. Juli 1902 ftattgefunden hat. 

Die Meinungen darüber, ob die Maßregel der Ber- 
längerung der Gültigkeitsdauer richtig ſei oder nicht, 
waren geteilt. Während von einer Seite dieſe —— 
bemängelt wurde, wurde ſie von der anderen Seite be— 
grüßt, und wurde eine Fortſetzung in dem Sinne gewünſcht, 
daß künftig nur noch einfache Fahrkarten ausgegeben 
werden moͤchten zu den halben Preiſen der Ruͤckfahr— 
karten. Es wurde aber in feiner Weiſe dad Berlangen 
re auf eine durchgreifende Herabfegung der Berjonen- 
tarife. 

In bezug auf technifche Berbefferungen wurde meit- 
läufig —— über die Einführung der großen Güter— 
wagen, ein altes Verlangen vieler. Hier wurbe mit» 
geteilt, daß eine Konferenz der Beteiligten ftattgefunden 
bat; es find dort große Bedenken laut geworden, ob die 
in Amerika gebräuchlihen Wagen von 40 t bis 50 t 
überhaupt für Deutichland yaffenb feien, weil bier zu 
große Umänderungen ftattfinden müßten. Es fommt 
dabei in Betracht, daß viele unferer Brüden nicht in der 
Lage find, Wagen von 40 bis 50 t zu tragen, daß 
alio ein Umbau der Brüden, ein Umbau in den ein- 
einen Werken, ein Umbau der Drehſcheiben ufw ftatt- 
We müßte. Aber man hat fich doch entichlofjen, weiter 
größere Wagen anzufhaffen, und zwar jollen zunächft 
20 t-Wagen eingeführt werden; es jind jest 200 Wagen 
diefer Art beitellt. Ferner werben vielleicht noch 30 t- 
Wagen beftellt werben, fpeziell dann für Oberjclefien. 
Dem Berlangen, für die Bezieher folcher großen Wagen 
— gl zu gewähren, das von einer Geite 
geftellt wurde, wurde von der anderen Geite lebhaft 
widerfprodhen; e3 wurde ausgeführt, dab die Bezieher 
folder großen Wagen an ſich ſchon große Vorteile da- 
durch hätten. 

In bezug auf den Oberbau wifjen Sie, daß beab- 
fitigt ift, auf einer großen Strede des Oberbaus 
41 oder 43 kg-Schienen einzuführen. Die 43 kg-Schienen 
follen wefentlih auf den Schnellzugitreden eingeführt 
werben; das find Schienen, die mit Schienenftoß verjehen 
find, und deshalb fchwerer find wie die auf den gewöhn- 
lihen Streden. Es ift mitgeteilt worden, daß Sfpnell. 
ugftreden, auf denen ſolche Schienen gelegt werden 
5 en, an 9900 km vorhanden jind; davon find mit 
folhen Schienen belegt rund 4100 km bis zum Ende 
bes Jahres 1902, ſodaß noch etwa 5800 km Schnellzug- 
ftreden damit zu verjehen find, und man hofft, daß das 
in etwa 5 Sohren erreicht werden wird, Wollte man 
die gefamten 19000 km mit ſchweren Schienen belegen, 
jo würbe das eine Aufwendung von etwa 580 Millionen 
Mark verlangen, aljo eine Ausgabe, die nicht von einem 
Jahr zum anderen geleiftet werden kann. 

In bezug auf die Spiritusbeleuchtung hat eine fehr 
große Vermiehrung ftattgefunden. Während im Etats- 
jahre 1901 erft 5000 Spiritusglühlichtlampen in Gebrauch 
waren, find es jetzt über 7000, und entiprechend ift 
natürlich der Spiritusverbraud; gejtiegen auf jegt etwa 
1400 000 £iter im Jahr. Das Spirituslicht wird nur 
auf ſolchen Bahnhöfen angewendet, auf — kein Gas⸗ 
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glählicht noch elektrifches Licht zu haben ift. Es ift noch 
mmer teurer, als wenn man Berroleumlicht nimmt, auf 
die einzelne Lampe gerechnet; es ift aber nicht wejentlich 
teurer, wenn man die Lichteinheit berechnet, und dieſe 
wirb wohl zu grunde gelegt werden müſſen, weil gerade 
auf diefen Bahnhöfen, wo bisher Petroleumlicht brannte, 
zum Teil bie Beleuchtung eine durchaus ungenügenbde 
war, und dieſe jekt a eine befjere und Ban im 
Intereſſe der Betrieböficherheit erſetzt werden fol. Nimmt 
man diefen Preis, auf die Lichteinheit berechnet, fo ftellt 
fih das Betroleumlicht auf 0,050 #, dad Gpiritusglüh- 
licht auf 0,067 FH, alio etwa 34% teurer ala Betroleum- 
licht. Das ift fchon gegenüber früheren Jahren ein er: 
hebliches weniger. 

Die größere Anwendung von imprägnierten Buchen» 
ichwellen, die immer gefordert worden ift, hat auch ftatt« 
gefunden; fie war jogar ziemlich beträchtlih. Im Jahre 
1901 find rund 81 000 Bucenfchwellen verwendet mworben ; 
im Sabre 1902 125 000 Buchenſchwellen. E8 wurde uns 
bei diefer Gelegenheit auch noch mitgeteilt, daß man jetzt 
Verſuche mit Quebrachofchwellen mache. Das Quebracho— 
FAR fol ganz befonders dauerhaft fein und fich troß des 

öheren Preijes immer noch wirtjchaftlich gut ftellen. Um 

dieſes gut zu erproben, find VBerfuchsftreden mit Quebracho 
belegt worden. Die deutiche Waldwirtichaft ift nach den 
uns gewordenen Berichten nicht in der Lage, überall 
enügend Holz zu beſchaffen, fobaß wir Holz vom Aus- 
ande unter allen Umjtänden beziehen müffen, und ba 
will man nun durch ein ganz bejonders hartes Holz ver- 
fuchen, die Dauer des Schwellenbelages ji erhöhen. 

An bezug auf den eleftrifchen Antrieb ift den Herren 
wohl befannt, daß die Verfuche, die auf der Wanniee- 
bahn angeftellt worden waren, fich nicht bewährt haben, 
wahrfjcheinlih hauptfählich infolge des Umftands, daß 
bier nicht rein elektriiher Betrieb ftattgefunden hat, 
fondern gemifcht mit Dampfbetrieb, ſodaß die Vorteile, 
die der elektrijche Betrieb an fich bietet, nicht zur Gel— 
tnng kommen konnten, nämlich die Vorteile, daß man 
kürzere Züge, aber in häufigerer aa e ablafjen kann. 
Sept wird ein neuer Verſuch von jeiten der Staatsbahn- 
verwaltung auf der Strede Berlin-Gr, Lichterfelde-Oft 
in diefem Sommer noch gemacht werden. Bon dem Nuss 
fall diefes Verſuchs wird es abhängen, ob vielleicht mit 
der Einführung des eleftriichen Betriebs im PVorortver- 
ehr umd im Stabtbahnverkehr in größerem Make Ge- 
brauch gemacht werben foll. 

An bezug auf den elektrifchen a be- 
ſchränkte fih die Staatsregierung vorläufig darauf, daß 
fie die Unterfuchung der bekannten Kommiffion, die die 
Strede ——— betreibt, unterſtützt dadurch, 
daß ſie Gelder zur Verlegung eines ſtärkeren Oberbaues 
bewilligt. Die Verſuche Ed aber in feiner Weife joweit 
abgeihloffen, um ſchon ein feſtes Mejultat ergeben zu 
können. 

In bezug auf die Beleuchtung find jegt auf 2 Streden 
von bier nad) er | und auf den fogenannten 
Schwedenzügen elektrijhe Lampen in Gebraud und zwar 
derartig, daß hinter jedem Sitz eine Eleine eleftriiche 
Glühlampe ſich befindet. Die Einrichtung ftellt fich noch 
fehr teuer und wird jedenfalls nur auf &cpnellzugftredten 
eingeführt werben. 

Von einer Seite wurde in der Kommilfton auch die 
Meinung laut, daß das beftehende Gaslicht genügend aus. 
reiche, und daß es nicht notwendig jei, überall elektrisches 
Licht einzuführen. 

Was die Sicherungdmaßregeln betrifft, fo ift in ber 
Kommilfton ausführlich darüber geiprocdyen worden; ich 
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halte e8 aber nicht für meine Aufgabe, darauf einzugehen, 
weil ich annehme, der größte Teil der Mitglieder diejes 
Hohen Haufes hat den Fehr intereffanten Vorträgen beim 
Herrn Eifenbahnminifter beigewohnt und ift daher befier 
darüber unterrichtet, als ich e8 durch mein Referat ü 
die Bemerkungen in ber Budgetkommiſſion erweiſen 
könnte. Es ift nur erfreulich, feitzuitellen, daß auch im 
legten Jahre wieder die Zahl der Unfäle urüdgegangen 
ift, und daß bie preußſſch-heſſiſche Eifenbahngefeilfehaft 
günftiger fteht als wie der Durchſchnitt der beutichen 
Eiſenbahnen, die deutſchen Eifenbahnen wiederum günftiger 
im Durdfchnitt als die anderen. 

Es wurde von einer Seite in der Kommilfion an 
geregt, man möge möglichft bald die jelbfttätige Koppelung 
einführen. Die Verfuche mit diefer jelbittätigen Koppelung 
find gemacht, aber noch nicht abgeichlofien, und die durch- 
gehende Einführung könnte nur erfolgen im Einvernehmen 
mit fämtlichen angrenzenden Eifenbahnverwaltungen, weil 
bei der jelbfttätigen Koppelung das Einpufferiyftem an 
Stelle des bisherigen Zweipufferſyſtems treten und bie 
fämtlihen Eifenbahnverwaltungen damit einverftanden fein 
müßten. Ferner ift den Herren bekannt, daß über die 
Benugung der Arztewagen im Ernftfall noch fein Urteil 
abzugeben ift, weil noch niemals eine Requifition von 
Arztewagen ftattgefunden hat. Es haben nur Probe- 
mobilmadungen ftattgefunden, und die haben gezeigt, dafı 
die Einrichtung fehr gut ift. 

In bezug auf die Main-Nedarbahn muß ich die 
Herren barauf aufmerfjam machen, daß jett die Ein- 
nahmen und Ausgaben diefer Bahn nicht mehr als jelb- 
ftändiger Titel im Etat ericheinen. Die Einnahmen aus 
der Main-Nedarbahn find nicht miteingeredhnet auf bie 
übrigen Einnahmen und Ausgaben. Es hat die Per 
einigung ber 100 km langen Strede mit dem preußiic- 
befftichen Eifenbahnnege ſich fehr gut bewährt; es find 
ungefähr 700 000 M parnifje dadurch gemacht. 

Dann wurde noch darüber geklagt, daß fo viele Dieb- 
ftähle an Stüdgütern ftattfinden, namentlid) an Spirituofen 
und Tabafen. Die Eifenbahnverwaltung fucht möglichit 
dem entgegenzumirfen, hauptſächlich dadurch, daß möglichit 
wenig Umladungen ftattfinden. 

Ye ift darüber geſprochen worden, welche Maf- 
nahmen die Eifenbahnverwaltung treffen jollte für ben 
Fall, daß ſolche Ereignifie ftattfinden, wie fie fürzlich in 
Holland ftattgefunden haben in bem Streit der Eifenbahn- 
—— Es wurde uns mitgeteilt, daß eine Ver— 
bindung der Streiker in Holland mit den preußiſchen 
Eiſenbahnarbeitern ſich in keiner Weiſe nachweiſen laſſe, 
daß auch die Eiſenbahnverwaltung alle diejenigen Arbeiter 
und Beamten entlaſſe, welche a 44— tätig find für 
die ſozialdemokratiſchen Eifenbafnarbeiterberbände, daß fie 
auch immer um die beſtehenden Verbände befümmere, 
und daß namentlich die höheren Beamten fich dieſer Ber- 
bände annähmen und dadurch einen gewiſſen Einfluß auf 
die Leitung der Verbände ausüben. genlas feien alle 
Maßregeln jo getroffen, daß ſolche Zuſtände, wie fie in 
Holland, wenn auch nur kurze Zeit, geherricht haben, nicht 
möglich feien. 

Endlich wurde Klage darüber geführt, daß die Neu- 
bauten nicht genügend raſch vor fich gingen, daß bie 
Eijenbahnverwaltung nicht genügend raſch baue. Seitens 
der Verwaltung wurde gejagt, daß bie Klagen nicht 
begründet jeien; denn im * 1895/96 ſeien für 
73,7 Millionen verbaut, ng im Jahre 1902 ſchätze 
man die Ausgaben auf 174 Millionen. Das zeigt eine 
große Steigerung in den Ausgaben für Bauten. 

Endlich habe ich noch zu berichten über eine Petition, 
die von einem Herm Roeck in Wiesbaden und von ben 
Nafjauifhen Tonwerken in —— an das Haus 
gerichtet iſt. Es betrifft die Ausnahmetarife für Ton— 
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und ähnliche Erden. Die Petenten beklagen ſich über 
folgenden Umſtand: wenn ſie beabſichtigen, an irgend 
einen Kunden etwa eine Ladung von 10000 kg abzu- 
jegen und beftellen einen Wagen, der 10000 kg faßt, fo 
werde ihnen vielleicht ein Wagen von 12'/,= ober 15 000 kg 
—— und ſie müßten nun den Preis für dieſen Wagen 

zahlen; es ſei denn, daß die einfache Fracht billiger 
ſei. Dieſe Tatſache als ſolche ift richtig; aber fie beruht 
auf den bejtehenden Beftimmungen. Denn es ift in ben 
beitehenden Bejtimmungen vorgejehen, daß, wenn jemand 
einen Ausnahmetarif angerechnet haben will für Waggon- 
ladungen, dann das Faſſungsvermögen des geftellten 
Wagens in Betracht kommt und nicht das Faſſungs- 
vermögen bes beftellten Wagens; daß aber injofern eine 
Ausnahme zu gunften des Beftellerd gemacht wird, daß, 
wenn die Fracht für das Ladegewicht geringer ift, ihm 
immer nur die Fracht für das Lädegewicht an- 
gerechnet wird. 

Hiernach ift aud in diefem Falle die Fracht berechnet 
worden, und beöhalb war die Kommilfion einftimmig der 
Anficht, daß hier ordnungsgemäß verfahren ſei. Ach 
babe Ahnen daher im Namen der Kommiſſion vorzu« 
ſchlagen, über die Petition zur Tagesordnung überzugeben. 


Präfident v. a. Das Wort hat der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten. v 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Deine 
Herren, ich habe durch die Zeitungen erfahren, daß ich 
heute eine Programmrede halten würde. Ich bin fein 
Br von Programmreben; ich halte fie unter Umftänden 
ogar für gefährlich für denjenigen, ber fie gehalten hat. 

(Buftimmung.) 
Aber da auch in diefem Hohen Haufe neulich bei der 
Geichäftsordnungsdebatte erwähnt worden ft daß ich eine 
roße Programmrede halten würde, jo würde ich unhöflich 
u wenn ich ganz von einem Programm abjehen würde, 
Ich will Ihnen daher eine Programmrede halten, aber 
eine ganz kurze. 
möchte Sie nämlich bitten, mit mir darin ein« 
verftanden zu fein, daß id) Die Leitung des großen Unter- 
nehmens, das mir unterftellt ift, nach denfelben alten, 
bewährten Gefichtöpunften führe, die in diefem Hohen 
Haufe feit Jahrzehnten nicht nur Billigung, fondern 
auch große Anerkennung gefunden haben. 


(Allfeitiges lebhaftes Bravo.) 


Damit, meine Herren, ift meine Programmrebe zu Ende. 

Nun, meine Herren, liegt aber in diefem kurzen 
Programm, das ich entwidelt habe, daß meine Amtsvor- 
gänger zur zweiten Bejung des Etats jedesmal das Wort 
ergriffen haben, und ich würde, glaube ich, meine Pflicht 
verlegen, wenn ich das nicht audy tun wollte. Das fol 
aber feine Brogrammrede, jondern die Darlegung meiner 
Auffaffung zu den drei vorliegenden Jahresetats fein, die 
uns heute hier bejchäftigen. 

Nun ift ja, meine Herren, jehr viel aus dem an und 
für ſich ſchon mageren Gtatsfuchen herausgenommen 
worden an Mofinen — menn folche überhaupt drin 
waren — in allen Debatten die vorausgegangen find; 
Neues an Zahlen kann ich Ihnen alfo nicht * en. RN 
möchte aber Ihre Geduld auch nicht dazu in Aniprud 
nehmen, daß ich Ihnen längft bekannte Bahlen bier wieder: 

ole. Aber ich möchte Ihnen zunäcft darlegen, wie der 
at entjtanden ift. 


Als ic im Juni vorigen Jahres mein forgenvolles 

Ant übernahm, befand ich mid, wie der Herr Ab— 
eorbnete Dr Sattler auch ſchon erwähnt hat, in ber- 

Pben Lage wie mein hochverdienter Herr Amtsvorgänger, 
als er Mitte Juni 1891 feine Stellung antrat. Auch 
damald war die Lage in unferen —— Ver⸗ 
hältniſſen zurückgegangen; auch damals ſank die Rente 
von 1890 zu 1891 von 5,26% Aa 4,91%. ber bie 
Krifis währte nicht lange; fchon in den nächſten Jahren 
ftieg die Rente und betrug im den legten 5 ‘jahren bes 
vorigen Jahrhunderts, wie Ahnen bekannt ift, über 7%, 
bis jie plöglic mit der Yahrhundertwende wieder zurüd- 
ſank auf 6,43%. Die Folgen diefes traurigen Verkehrs- 
und Einnahmerüdfganges find Jhnen aus dem ungünftigen 
Etatsabſchluß des Nechnungsjahres 1901 hinreichend be- 
fannt. Uber der —— dauerte länger; er ann ſich 
hinein in das Etatsjahr 1902, und wir hatten im Monat 
April infolge des ſchlechten Verkehrs eine Minder- 
einnahme von einer halben Million und im Monat Mai 
noch von 2,8 Millionen. Im Juni, Juli, Yuguft, Sep- 
tember ſchwankte die Einnahme hin und her, es fladerte 
etwas auf im Verkehr, aber man wußte noch nicht, was 
man davon halten follte; man fonnte von einer grund- 
legenden Beflerung zweifellos noch nicht fprechen. 

In diefer Situation übernahm id) Ende Juni mein 
Amt, und es lag mir die Verpflichtung auf, fofort an 
die Aufftellung des Etats von 1903 heranzutreten. Die 
Geſichtspunkte, die für diefe Aufftellung maßgebend fein 
mußten, lagen Elar auf der Hand, näm ih: 

1. fein Optimismus in Schäßung ber Ein- 
nahmen und Schuß dieſer Einnahmen und 

2. möglidhfte Erjparnifje bei den Ausgaben. 

Was den eriten Punkt anbetrifft: fein Optimismus 
bei der Einnahmeſchätzung, jo lehrte uns ja die Ein- 
ihätung von 1901, die 83,5 Millionen höher war als 
die Wirklichkeit, daß wir alle Urfache zur Vorficht hatten. 
Sie wiſſen auch bereit aus den verjchiedenen Neben, die 
bier gehalten worden find, daß auch das Yahr 1902 nicht 
das leiften wird, was es nad) dem Etat joll, Wie hoch 
der, Nüdgang gegenüber dem Etatsanſatz der Einnahmen 
oder — * das Ausbleiben der Einnahmen ſein wird, 
kann = Ahnen heute noch nicht jagen. > bin nicht 
prophetiſch genug rg um den Abjchluß des Jahres 
1902, von dem erft 19 Monate des Betriebes vorliegen, 
mit einer beftimmten Zahl belegen gi fönnen; aber jo 
viel kann ich Ionen nad den onaten doch jagen, 
daß es etwas befjer geworden ift. Ich darf erwähnen, 
daß die Einnahmen in diefen 10 Monaten um 27,7 Mil« 
lionen jest höher find als die Iſteinnahme des Jahres 
1901, und bin auch fo glücklich, Ihnen ankündigen zu 
fönnen, daß ich bei den Ausgaben aud etwas eripart 
babe, jodaß auch bei den Ausgaben einige Millionen 
Befferung jedenfalls zum Schluß des Jahres heraus- 
kommen werden, und die Zahl, die ber Herr Finanz» 
minifter mit 43'/, Millionen Mitte Januar Yhnen als 
Ausfall angeben Eonnte, fich nicht unerheblich, d. h. um 
etliche Millionen befjern wird, 


(Bravo!) 


Schreitet dann die Verkehrszunahme in der bisherigen 
Weiſe fort, dann find wir überzeugt, daß wir im Jahre 
1903 auch etwas befler abichlieben werden, als der vor» 
liegende magere Etat e8 annimmt. 

Aber ich muß doch nochmals wiederholen, daß wir 
feinen Optimismus haben dürfen, daß die Urſachen ber 
Steigerungen, die bis jett da find, doch auf Momente 
urützuführen find, auf deren Wiederkehr wir im nächſten 
—8* nicht rechnen dürfen. Im Perſonenverkehr er— 
innere ich an die Düſſeldorfer Ausſtellung, im Güter— 
verkehr an die Vorteile, die wir gehabt haben aus den 
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Streits in Frankreich und indireft aus dem Streik in 
Amerika; ferner daran, daß die Anduftrie überall eine 
große Zurüdhaltung in der Beichaffung neuer Vorräte 
ewahrt hat und erſt jetzt, nachdem alle Halbjabritate 
und Nohmaterialien aufgezehrt waren, daran gehen 
mußte, fich zu ergänzen. Aus diefem Grunde haben wir 
die Verfehrsfteigerung erfahren. Ob fie dauernd fein 
wird, wifjen wir nicht. 

Aber die Verkehrsfteigerung ift überhaupt nicht fo 
bedeutend, wie es nad) den großen Millionenzahlen den 
Anschein haben könnte; denn in den erften 10 Monaten 
des Betriebsjahres 1902 find wir im Berfonenvertehr 
in der Einnahme auf ein Kilometer noh um 7 A zurüd 
gegen das Vorjahr, im Güterverkehr dagegen haben wir 
eine Steigerung von — 302 A, was im ganzen pro Silo» 
meter im Durchſchnitt eine Steigerung von + 252 M 
ausmacht. Das ijt außerordentlich wenig, wenn man die 
Steigerungszahlen fich anfieht, die in den legten Jahren 
des vorigen Jahrhunderts eingetreten find. 1896 hatten 
wir eine Steigerung auf das Silometer von 1408 M, 
1897 von 985, 1898 von 1835, 1899 von 1790, 1900 von 
1046 A. Dann kam der große Ausfall des Jahres 1901, 
pro Kilometer berechnet mit — 2069 M. as bedeutet 
dem gegenüber eine VBerfehrseinnahme von + 252 M? 
Wir haben noch lange nicht das eingeholt, was wir in 
einem einzigen Jahre am Schluß des Jahrhunderts 
verloren haben, Alle dieje Berhältniffe waren dazu an- 
petan, und mit unferen Schätungen vorfichtig fein zu 
aflen, und wir haben deshalb als vorausfichtlihe Ein- 
nahmen im Jahre 1903 nur eingejtellt die Iſteinnahme 
bes Jahres 1901, vermehrt um diejenigen Einnahmen, 
er wir durd; Vermehrung des Bahnneges zu erwarten 
aben. 

Meine Herren, ih hoffe, daß Sie mit dieſer vor- 
fichtigen erg einverftanden jind; denn es würde 
für mich al& Leiter der großen Betriebsverwaltung über: 
aus traurig fein, wenn ich ein drittes Mal vor Sie hin- 
treten und jagen müßte: ich habe mich erheblich geirrt, 
und der Etat ijt nicht erreicht worden. 

Ob die veranjchlagten Einnahmen nun aber wirklich 
eingehen, das hängt nit nur ab von der Verkehrs— 
fteigerung, fondern auch davon, ob den Einnahmen der 
ausreihende Schu gewährt wird, d. h. mit anderen 
Worten, ob wir wie jeither eine verjtändige und vorfichtige 
Zarifpolitif treiben. Es vergeht ja fein Tag, meine 
Herren, ohne daß mir Tarifwüniche auf den Tiſch fliegen, 
oder daß ich durch die Preſſe große und Heine Tarif: 
wünſche erfahre, und daß ich ber Fiskalität, des mangelnden 
— en* meiner Herren Räte, und wie die Aus— 
drücke alle heißen, beſchuldigt werde, weil dieſer oder jener 
Tarifwunſch nicht erfüllt wird. 

Ich will gar nicht von den Perjonentarifen ſprechen 
wo es ja jehr einfach fein möchte, mit einem Federftrich 
die Tarife herunterzufegen. Darin liegt aber meiner 
Anfiht nah nicht das Weſen einer Perfonenverkehrs- 
reform, daß bier ein Tarifjag heruntergefegt wird; 
wichtiger erjcheint mir, daß jeder Reiſende nicht mehr ein 
großes Studium anjtellen muß, um zu” wiflen, auf 
welchem Wege er am beiten und billigften fährt, ob er 
Freigepäd hat oder‘nicht, ob er einen Speifewagen be» 
nugen barf ufw. Sch werde diefe Fragen im Auge be- 
halten und nach Möglichkeit, wenn Sie mir für die Aus— 
führung einige Sconzeit geftatten, verjuchen, den 
run kin zu verbefjern, ohne mid) aber ‚in gewagte 
Tariferperimente einzulafien. 


(Bravo!) 
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Biel wichtiger find die Tarife im Güterverkehr. Auch 
im Güterverkehr ftehen große und Kleine Tarifreformen 
ftändig auf der Tagesordnung. Mber, meine Herren, 
wenn ber Etat des Jahres 1901 um 62 Millionen zurüd- 
bleibt gegen die Wirklichkeit, dann ift, glaube ich, nicht 
der Zeitpunkt gekommen, auch im Güterverkehr mit 
fogenannten ZTarifreformen vorzugehen, die unter Um— 
ftänden Tariferperimente find, die ein desastre bilden 
können für die geſamte preußifche Finanzverwaltung. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Ye bin indes nicht fisfalifch genug angelegt, um 
allen jchwebenden Tariffragen ftarr gegenüber zu ftehen, und 
ich würde mich auch mit den paar Worten des Programms, 
die ich Ihnen vorhin entwidelt habe, in gänzlichen Wider: 
ſpruch jeßen, wenn ich nicht dauernd die wirtichaftlichen 
Bebürfniffe des Landes beobachtete und mit Hülfe der 
dazu berufenen erfahrenen Organe ftändig überlegte: mo 
kann man helfend und befjernd eingreifen, ohne fi auf 
große Experimente einzulaffen? ie fann man bie 
wirtfchaftliche Entwidlung im Lande verftändig unter- 
fügen? 
(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, daß dieſe Unterftügung tatjächlich überall 
zu teil geworden ift und überall zu teil werden joll, das 
willen Sie aus den Beratungen des Landeseijenbahnrats 
und ben Erfolgen, die aus ben Beratungen hervorgegangen 
find. Ich darf Ihnen hier nicht jämtliche Tartermößie 

ngen und ihre finanziellen Stonjequenzen vorführen, 
ie mein verbienter Herr Amtsvorgänger durchgeführt 
bat; ich darf mich bejchränfen auf diejenigen Zarif- 
ermäßigungen, die im laufenden Betriebsjahre ftatt- 
efunden haben, oder die bereits jegt zum Beſchluß ge- 
Fakt find und demnächſt bevorftehen. Eine große Anzahl 
von Gütern find im Tarifſchema in billigere Klaſſen 
—— worden, wie das ſeit Jahren geſchehen iſt. 
Die 2Oprozentige Frachtermäßigung für Düngemittel, die 
bisher nur im Wege des Notftandstarifes bewilligt war, 
iſt jeg als regelmaͤßige Ermäßigung eingeführt worden 
zum Nutzen der Landwirtſchaft. 


(Bravo!) 


Der Induſtrie ift man an beftimmter Stelle entgegen: 
ekommen,/ indem ber Eifenerzbergbau und ber Hochofen⸗ 
Betrieb an der Sieg, Lahn und Dill Ermäßigungen im 
Bezug von Erzen und Hochofenkoks erlangt hat. Die 
für Transporte nad Aften eingeführten Ausnahmetarife 
für Gifen und Stahl find jegt zur Ausfuhr nad jämt- 
lichen außereuropäifchen Ländern bewilligt worden. 


(Bravo!) 


Der ermähigte Tarif für Emballagen ift einer größeren 
Anzahl wichtiger Artikel zugeführt worden. Für die Be 
förderung gebrauchter Dampfpflüge und Dreichmafchinen 
ift eine wefentliche Ermäßigung eingetreten. Die Tarife 
für Zuchttiere werden um ein Drittel ermäßigt, und für 
die Tarife für Weidetiere 'if” ein !erheblich ;verbilligter 
Frachtſatz angelegt. . Die Schädigung, die den Gütern 
durch vorzeitig und plötlich eingetretenen Froſt auf den 
Flußläufen drohte, find durch befondere Notjtandstarife 
emildert worden, und zwar derart, daß fie den armen 
hiffern zu gute gekommen find und nicht Berficherungs« 
gefellichaften obers’großen Firmen. Es ift beichloffen 
worden, die Tarife für Ausfuhripiritus zu ermäßigen. 
Meine Herren, ich begnüge mid; mit diejer Kleinen 
Aufzählung, um Ihnen den Beweis zu führen, daß bie 
Staatseifenbahnverwaltung, wenn aud zur Zeit mit 
großen durchgehenden ZTarifreformen nicht vorgegangen 
werden kann, und da auch ſolche, glaube ih, zur Seit 
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nicht unbedingt erforderlich find, er wie ich es gejagt 
—* das wirtſchaftliche Leben im Lande, in der — 


wirtſchaft und Induſtrie, dauernd beobachten wird, um 
ihre Aufgabe, helfend einzugreifen, wo es möglich iſt, zu 
erfüllen. 


(Bravo!) 


So viel über die Veranlagung der Einnahmen und 
den Schuß der Einnahmen in unferem Etat. 

Als zweiten — für die Etatsaufſtellung ſtellte 
ich hin, daß ich mich der Pflicht bewußt wäre, möglichſt 
ſparſam zu wirtjchaften. Aber, meine — die Spar⸗ 
ſamkeit muß an ber richtigen Stelle geichehen; 

(ehr richtig!) 
fonft würde fie fehr fehlerhaft einwirken fünnen auf das 
große Betrieböunternehmen. 
(Sehr wahr!) 
Mir war nun der Weg, den ich zu gehen hatte, an— 
ezeigt durch meinen Herrn Amtsvorgänger, der dur 
Pe große Reorganifation der Staatseijenbahnverwaltung 
im Jahre 1895 damit vorgegangen ift, den teilweije 
ichleppenden, fomplizierten — zu vereinfachen 
und namentlich die unnütze Schreiberei zu beſeitigen. 
GSehr richtig!) 
darf Ihnen anführen, daß im Bureau- und Kanzlei» 


Ich 
dienſt durch dieſe Reorganiſation bis auf den heutigen 
Tag rund 2800 Stellen erſpart worden find, 


(hört, hört!) 


trogbem das Eifenbahnneg von 25000 auf 32000 km 
vergrößert worden ift und eine ganz neue Direktion 
(Mainz) hinzugetreten ift. Dieſe Eriparnis im Sanzlei- 
und Bureaudienfte beträgt rund 20 Millionen. 


(Hört, hört!) 


Um biefe Zahl würden alſo unfere Betriebsausgaben 
2 fein, wenn mein Herr Amtsvorgänger nicht mit 
einer Organifation eine jo große Eriparnis herbei- 


Haus der Abgeordneten. 





geführt hätte, 
Auch id, meine Herren, babe die Abficht, der 
Schreiberei gründlich auf den beib zu gehen, 
(Bravo!) 


fomweit ich es irgend ausführen kann, und Erſparniſſe 
darin zu erzielen. Aber, meine Herren, wohl verftanden, 
veritehe ich darunter den inneren Bureaudienft, nicht den 
äußeren Dienft, wo die Beamten tet, tagtäglich mit ben 
Gefahren des Eifenbahndienftes zu tun haben. Ach will 
nur andeuten, daß ich glaube, es wird bier und da noch 
etwas mehr geichehen müflen. 


(Sehr richtig! und Bravo!) 


Zu dem Zweck, weitere Erjparniffe zu erzielen, find 
auch im Kaſſen- und im Rechnungsdienit durch die mir 
zugeteilten erfahrenen Räte — meine Herren, ich be 
— nicht, darin ſachverſtändig zu ſein — derartige 
Vorſchlage gemacht worden, daß wir glauben, nicht un- 
erhebliche Erjparniffe erzielen zu können durch Berein- 
fahungen, die aber gleichzeitig eine Bejchleunigung im Ger 
icäftsverfehr herbeiführen follen. 


(Bravo!) 


Eine Keine Erjparnis will ih Ihnen z. B. nur erwähnen: 
ed wurde mir vor einigen Monaten vorgeichlagen, in 
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meinem Miniſterium eine Regiftratur aufzuheben und 
mir —— daß es möglich war. , meine 
Herren, das war eine Bejchleunigung des Geichäftsganges 
und zugleich eine Erjparnis von glatt 20 000 M 


(Hört, Hört!) 


Es find dann Bereinfahungen vorgeichlagen und in 
Beratung genommen, daß die Scnen efannten —— 
karten, die außer dem Frachtbrief noch bei jedem en, 
bei jedem Stückgut das Stück begleiten und von alter 
zeit beſtehen, abgeihafft werden möchten. Meine Herren 

äte haben beftätigt, daß es möglich fei, und ich habe 
mich darüber fehr gefreut; die Erjparnig, die allein da» 
durch in einem einzigen a an Papier erreicht 
werden würde, würde 600 000 A betragen. 


(Hört, hört! und Heiterkeit.) 


Eine andere Erſparnis iſt vor einigen Tagen beſchloſſen 
worden. — Ich wiederhole immer wieder, meine Herren, 
ich betrachte mich nicht als einen Neformator, der bie 
Sache aus ſich heraus machen könnte, fondern ich kann 
alles nur zurüdführen auf die Vorjchläge der Herren, 
die mit mir arbeiten, und die eben feine Bureaufraten 
find, als welde fie im Lande immer bargeftellt werden. 
— Meine Herren, eine Eriparnis in der Verrechnun 

der Perſonenkarten ift wahricheinlih in Ausfiht un 

ee ein Ergebnis haben von etwa einer Biertelmillion 

ark. 

Im Güterverkehr kann ich Ihnen derartige 
über die Erſparniſſe, die beabſichtigt oder möglich ſind 
nicht aufführen; aber ich möchte doch kurz erwähnen, da 
indirekte Erſparniſſe möglich find, die jeder verſtehen 
wird, der den Grundſatz unterſchreibt: Zeit iſt Geld. 
So ſind durch eine durchgreifende Veränderung der Fahr: 
plãne, die mein Herr Amtsvorgänger ſchon vorgenommen 
hat, und die noch nicht ganz abgeſchloſſen iR, an ber 
dauernd weiter gearbeitet wird, wejentliche Erleichterungen 
im Wagenverfehr erzielt worden, ſodaß der Wagen- 
umlauf, bis zur Wiederbeladung, jetzt auf den nn 
Hauptrouten etwa nur die Hälfte der Zeit in Anſpruch 


nimmt 
ü (hört, hört!) 


die er früher in Anſpruch genommen hatte. Meine 
Herren, wenn Beit Geld ift, wird fich das natürlich auch 
in den Transportkoften geltend machen. 


(Sehr richtig!) 
Außerdem ift erzielt worden, daß im legten Betriebs. 
jahre eigentlich ein Wagenmangel nur eingetreten ift, wo 


wir mit außerordentlihen Schwierigkeiten zu tun hatten, 
wie z. B. in Hamburg, als Froſt eingetreten war. 


(Sehr richtig!) 


Das ichiwierigfte Gebiet bei der Güterbeförderung 
ift der Stüdgutverkehr, und auch in diefem Stüdgut« 
verkehr ift durch Zujammenfaffung des Verkehrs in be- 
ftimmten Sammelpunften, durch eine ſyſtematiſche Durdh- 
arbeitung der Fahrpläne und Führung über beftimmte 
Bahnlinien erreicht worden, daß durchichnittlid auf den 
Hauptbahnlinien man von einer vierfahen Umladun 
jedes Stüdgutes auf nur eine Umladung zurüd- 
gegangen ift. 

(Hört, hört! und Bravo!) 


Da aber jede Umladung Arbeitskräfte und Zeit koſtet 
jo Eoftet jede Umladung auch Geld, und es wird dadur 
vorausfitlich unfer Stüdgutverkehr billiger und jchneller 
werden. Nach der ausgegebenen Dienftanordnung über 
den Stüdgutverkehr muß jedes Gut, das beiſpielsweiſe 
bier in Berlin heute Nachmittag aufgeladen wird, am 


ablen 
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Abend oder in der Naht nah Eöln, Hamburg, Leipzig 
abgehen, und muß innerhalb 24 Stunden am Aeipunkte 
angefommen jein, wenn nit Berjchleppungen oder 
Fehler vorgefommen find. 


(Bravo!) 


Weiter habe ich Minderausgaben dadurch erzielt, 
daß es mir möglich ewejen ift, die Konſequenzen aus 
den billigen Gejchäftsabichlüffen zu ziehen, die Die 
induftriellen Syndikate im Ausland gemacht haben. Ich 
—* gefordert, daß ich, da ſie nach dem Auslande ſo 
illig verkaufen, auch im Inlande davon Vorteil ziehen muß, 


(Bravo!) 


und es ift mir, wie Ihnen befannt, — den 
Schienenpreis um 4 A, den Preis für eiſerne Schwellen 
um 3 A zu ermäßigen. Beim Kohlenſyndikat find die 
Ermäßigungen nicht jo erheblich, aber fie find doch auch 
eingetreten, ſodaß ich im ganzen bei Beihaffung von 
Schienen, eifernen Schwellen, Kohlen und Betriebömitteln 
eine Erjparnis von rund 8 Millionen Mark erzielen 
werde. 
(Bravo!) 


Allerdings kommen diefe Erfparniffe dem laufenden Etat 
nur zum Zeil zu gute, weil wir eben jegt die Materialien 
verwenden, bie noch auf Grund der alten Verträge beftellt 
worden find, und die natürlich unfer Gefchäft mit dem 
Budwert belaften. 

Sodann darf ih noch erwähnen, daß ich mir aud 
die Pflicht auferlegt habe, die Etatsanmeldungen ber 
Gifenbahndirektionen auf Umgeftaltung von Bahnhöfen 
und dergleichen in einer die Finanzlage gebührend berüd- 
fichtigenden Weije zu prüfen und gegebenenfalls zurüd- 
zujtellen, und dieje ang Bar Zurüdftellung hat nicht 
weniger als 88 Millionen Mark betragen. Sie können 
daraus jehen, wie viel Bedürfniffe im Lande vorhanden 
find, Sie werben aber auch jehen, daß im Eiſenbahn— 
minifterium, ehe die Sachen an das — — 
kommen, ber ſtreichende Buntſtift auch bei der Eifenbahn» 
verwaltung eine Rolle ſpielt. 

Wenn ich hiernach pen ber ungünftigen Lage des 
Eifenbahnetat8 gebührend Rechnung getragen zu en 
fo muß ich doc —— diejenigen Etatstitel hervorheben, 
bei denen ich Minderaufwendungen nicht für zuläſſig 
hielt. Ich könnte es z. B. nicht für richtig halten, wenn 
ich bei einem Rückgang des ————— nun gleich 
mit einer Einſchränkung der Perſonenzüge vorginge. Der 
Gedanke iſt ja unendlich einfach: ich fahre fo und fo viel 
Zugkilometer weniger, id) erjpare jo und fo viel an Kohlen 
und Betriebsperfonal. Was ift aber die Folge? Ich 
erſchwere es durch ſolche Einjchränfung von en 
ügen ben wirtfchaftlih arbeitenden Ständen, bie Ber- 
bi tniffe zu befiern. 

(Sehr richtig! links.) 
Die Eifenbahn ift nicht dazu da, den Verkehr im Lande 
u hemmen, fondern die Eifenbahn ift dazu da, die wirt- 
Man tlihen Verhältniffe im Lande zu unterftügen und 
nicht durch faljche Sparjamkeit die wirtichaftlihe Ent- 
widlung zu unterbinden. 
(Bravo! links.) 

Sie finden beshalb keine Einſchränkung von Berfonen- 
ügen; im Gegenteil, wir haben einige erfenenzöge und 
Shnelgü e zulegen müfjen, weil das Verkehrsbedürfnis 
nachgewiejen war, 


von verjchiedenen Seiten auf diefen Grundſatz feftgenagelt 
und in den nächſten Tagen eine ganze Menge von An— 
trägen auf meinem Schreibtijch vorfinden werde; ich habe 
aber gegen unberechtigte Wünjche ein ſehr dides Fell, 


(Heiterkeit) 


ich werde alle Anträge prüfen. ch kann natürlich, weil 
Sie von mir verlangen, daß ich Grundfäge ausfprechen 
fol, nur die Grund * bringen, behalte mir aber vor, 
die einzelnen Fragen für ſich zu entſcheiden, wie ich es 
nad Lage der Sache für richtig halte. 

Sie finden ferner auch Feine eg der Aus 
pe, die ſich auf die Betriebsfiherheit des Bahnnekes 
eziehen; denn die Betrieböficherheit des Bahnnekes 
ſcheint mir die allererfte Aufgabe eines Eijenbahnminifters 


zu jein. 
(Sehr richtig!) 


Wenn Reijende ihr Leben unferen Zügen anvertrauen, 
müflen fie auch wiffen, wenn fie nn in ben Su fegen, 
daß alles gejchehen ift, was nach Menfchenmöglichkeit ge 
ichehen Eonnte, um fie vor Bejchädigung und Tötung zu 
jchügen. 
(Bravo!) 

Wir haben eine Statiftif, die beſagt, daß die Unfälle 
zurüdgegangen find. Dieje Statiftif betrache ich jo lange 
noch nicht als befriedigend, als wir nicht auf + O ange 
kommen find, denn ich möchte feine — darin 
für mich finden, daß in anderen Ländern mehr Unfälle 
vorkommen. Ganz zu vermeiden werden bie Betriebs— 
unfäle ja nicht fein, denn Menjchenwerk ift Stüdwerf; 
wir müfjen immer mit Fehlern rechnen, die vorkommen 
können. Alſo ih will Ahnen auch da feine großen Ber- 
fprehungen mahen; aber was in der Betriebsficherheit 
eleiftet werden fann, das, davon bürfen Sie überzeugt 
* wird geleiſtet werden. 

Sie finden dann auch, daß ich zur weiteren Durd; 
führung ber elektriſchen Stredenblodierung auf verkehrs 
reichen Streden und zur Beichaffung von Fernſprechern 
bei jedem Wärterpoften und für eine ganze Menge 
anderer Anlagen die erforderlichen Mittel ausgerworfen 
babe. Hiermit im Zufammenhange fteht die Frage de 
ſchweren Oberbaues, Ye ſchneller unfere Züge fahre, 
je ichwerer fie werden, defto weniger reicht ber leichte 
Oberbau aus, um die Widerftände, die mit jedem Zug: 
filometer auftreten, zu bejeitigen. Es würde deshalb, wie 
eö auch jehon mein Herr Amtsvorgänger betont hat, mit 
der Legung von jchwerem Oberbau auf allen Streden 
vorzugehen fein, auf denen unjere ſchweren und’ jchnellen 
Züge fahren. Es find das eine große Anzahl von 

treden, 19330 km; die können natürlich nicht von 
heute auf morgen umgebaut werden, aber es muß ein 
Programm aufgeftellt werben, in welcher Seit und mit 
welder Dringlichkeit fie umgebaut werden follen. Diejes 
Programm iſt dahin aufgeftellt worden, daß die 9900 km 
Scnellzugsftreden, auf denen die Schnellzüge, namentlid 
die internationalen Züge fahren, innerhalb 5 Jahren und 
nicht, wie e8 bei der regelmäßigen Auswechſelung der 
Schienen ar würde, erft in 10 Jahren umgebaut 
werden. Es find bereits im ganzen von den 19330 km 
Bahnlinien 5870 km mit ſchwerem Oberbau verjehen; 
von den 9900 km Schnellzuglinien find bereits 4700 km 
mit fchwerem Oberbau verjehen, es bleiben alſo noch 
rund 5000 km ſchweren Oberbaues zu legen auf dieſen 
dringlichiten Streden, und die follen etwa in 5 Jahren 
mit einem Softenaufwande von 90 Millionen verlegt 
werden, wovon ber Herr Fyinanzminifter — im vollen 
Einverftändnis mit mir über die Aufgaben, die bier zu 
erfüllen waren, — in diefem Jahre 15 Millionen bereit 
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[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
eftellt hat. Die übrigen Mittel werden in den nächiten 
hren bei Ihnen zur Anmeldung kommen. 

Hiermit im Zuſammenhange habe ich prüfen lafjen, 
ob die Klagen berechtigt find, die ftändig auftauchen: daß 
unfere Züge unruhiger gehen als die Züge auf guten 
Streden im Auslande, in England, Frankreich ufw. Die 
Unterfuchung hat ergeben, daß die Klagen nicht unberechtigt 
find; ich habe die erſten Sachverſtändigen bald nadı Ein» 
tritt in mein Amt verſammelt und habe fie pofitiv gefragt: 
ih wünſche Vorjchläge zu haben, wie dem unrubigen 
Bene der Züge zu fteuern iſt. Die Sachverſtändigen 


des Oberbaues jagen, es liege an den Wagen, und die 
Sadpverftändigen des Wagenbaues jagen, es liege am 
Oberbau. 


(Heiterfeit.) 


Meine Herren, es liegt alfo jedenfalls an beiden, und ich 
hoffe, daß, wenn der ne Oberbau kommt, dadurch ein 
ruhigerer Gang der Zuͤge erreicht wird. Ich hoffe aber 
auch, daß durch die Maßnahmen, die in bezug auf ben 
Bau der Wagen in Ausfiht genommen find, ebenfalls 
eine weientlide Befferung eintreten wird. Ich darf nur 
die Einführung einer seen Federung erwähnen und 
dann anführen, daß die Speife- und Schlafwagen beſſer 
ausbalanziert werben follen, weil es auch darauf zurüd- 
geführt wird, daß fie jehr ſchwanken; vor allem aber habe 
ih die Beihaffung von Neferveuntergeftellen für dieſe 
Schlaf und Speifewagen angeordnet, damit diefe Wagen, 
die eigentlih niemals zur Ruhe kommen, mit ihrem 
Wagenkaften von dem Untergeftell abgenommen und auf 
ein neues Untergeftell geießt werden können, das inziwijchen 
in der Werkftatt revidiert worden ift. will hoffen, 
daß dann die Mitglieder diejes Hohen Haujes, die aud 
vielfach verurteilt find, in Schlafwagen auf der Eijen- 
= uzubringen, mit der Zeit auch eine beſſere Nacht- 
ruhe En n werben. 

(Bravo!) 


Meine Herren, Sie finden auch entſprechende Mittel 
eingeftellt zur Vermehrung und weiteren Ausgeftaltung 
des Fuhrparks. Man könnte auf die erjte Überlegung ja 
jagen: wenn ber Berfehr zurüdgeht, dann brauchen wir 
auch mit der Vermehrung des Fuhrparks nicht fortzu- 
fahren. Meine Herren, es würde das nad) meinem 
gi are eine durchaus falſche Maßregel fein. Denn 
in verfehrsarmen u müffen wir uns darauf rüften, 
daß auch wieder beifere Zeiten kommen; 

(jehr richtig!) 
wir würden einen großen fFehler begehen, wenn wir 
diefe Seiten nicht ausnugten, auch noch aus einem 
anderen Grunde, weil wir die Konjunktur ausnügen 
müffen: wir kaufen jegt zu billigeren Preifen als wir 
nachher kaufen, wenn die Hocflut wieder da ift Ferner 
geben wir den Arbeitern und unferer Induſtrie im Lande 
eine ausreichende Beichäftigung. Alle diefe Gefichtspunfte 
haben uns dazu geführt, daß wir eine Verminderung in 
der Beichaffung des Fuhrparks nicht haben eintreten 


laſſen. 
ſ (Bravol) 


Allerdings find die Mittel hierfür in dem Etat nicht 
vollftändig ausgeworfen, weil der * Finanzminiſter 
bei der traurigen Etatslage tatſächlich nicht in der Lage 
war, mir die vollen Mittel im Etat zur Verfügung zu 
ftellen. Er hat aber anerkannt, daß das Bedürfnis vor- 
handen ift, und wir waren darin ag daß wir das 
Fehlende dur) das Gejeg über den Ausgleichsfonds 
Berbandl. d. Haufes db. Abg. 19. Legisl. V. Seffton 1908. 
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erbitten und aus dem bafelbft vorgejehenen Dispofitions- 
—— den Betrag von 20 Millionen für Vermehrung 
es Fuhrparks verwenden wollten. Ich hoffe immer 
noch, daß dieſes Gefe zur glüdlihen Verabſchiedun 

kommt; jollte e8 nicht der Fall fein, dann würde i 

allerdings genötigt fein, in einem Nadjtragsetat um biefe 
Mittel zu bitten, weil ich tatfächlih mit dem, was in 
dem Etat für die Beihaffung von Betriebsmitteln aus- 
geſetzt ift, nicht austommen kann, um eine gejunde fort» 
entwidlung ber Eifenbahnen hinfichtlih des Fuhrparks 
leiften zu können. 

(Bravo!) 


Das jchwierigfte Kapitel, welches ich nun berühren 
möchte, ift die fyrage des Perſonals. Meine Herren, 
wenn man mit einem Eifenbahnerheer von 365 000 Köpfen 
rechnen muß, dann ift es ge ausgeſchloſſen, überall 
Zufriedenheit, überall Glück herbeiführen zu können. 
Aber es muß unſer ag fein, nad) Möglichkeit für 
diejenigen zu arbeiten, für diejenigen zu jorgen, die tag— 
täglich ihr Leben einjegen im äußern Dienft für den 
Betrieb, die tagtäglich jorgen für das weitere Vaterland, 
für viele Verhältniffe. Bei den großen Aufgaben, die 
der Eifenbahnverwaltung obliegen, ift eine ftrenge, gute 
DOrganijation eine Borbedingung. 


(Sehr richtig!) 
Wir dürfen es nicht zulaffen, daß fich in unferer Organi« 


fation, in unferen 365 000 Köpfen Beitrebungen geltend 
machen, die ich kurzweg mit Umfturz bezeichnen möchte. 


(Sehr richtig!) 


Meine ganze —— a; Ihnen dafür, daß ich 
derartigen Beftrebungen mit aller Energie entgegen- 
treten werde. 

(Lebhaftes Bravo.) 


Ich fahre fort mit dem, was meine beiden Herren Amts- 
borgänger auch getan haben, indem wir alle diejenigen 
herausmerzen, die dem nicht folgen wollen. 


(Bravo!) 


Mein y Amtsvorgänger hat den Erlaß herausgegeben: 
wer fi agitatoriich an * ialdemokratiſchen Beſtrebungen 
beteiligt innerhalb des Gifenbahn erfonals, der wird als 
Arbeiter fofort entlaffen, hatiirlig unter Einhaltung der 
gejeglichen Kündigungsfrift. 


(Buruf lints: Berfafjungsmäßige Rechte!) 


Wer als nichtftändiger Beamter dasſelbe tut, dem wird 
ebenfalls gekündigt, und er wird entlaflen; wer aber als 
Beamter, der den Treueid geſchworen hat, fi) an Um— 
fturzbeftrebungen macht, ber wird einfah im Dis- 
ziplinarverfahren beſeitigt. Das ift ein Zeftament, 
welches ich übernommen babe, und welches ich auch halten 
werde. ftimme aber überein mit den Außerungen, 
die ih in der Budgetkommiſſion gehört habe, daß die 
Frage eine jehr ernſte ift, um jo ernfter, als wir in 
einem Machbarlande überaus traurige Folgen gejehen 
haben. Ach hoffe, meine Herren, daß Sie mit mir darin 
einig find, daß wir an den Grundjäßen, bie ich über- 
nommen babe, fefthalten und mit allem Ernſt biefen 
Beftrebungen entgegentreten. 


(Bravo!) 


Ich darf aber auch mitteilen, daß, foweit unfere Kenntnis 
reicht, eine weit verbreitete Organijation bei den Eifen- 
bahnern zur Seit nicht befteht. Es befteht zwar ein 

amburger Verein unter fozialdemokratijcher Leitung, der 
ich ftändig bemüht, in unjere Intereſſenſphäre rg 
fommen, der jich auch rühmt, daß er jo und fe .- it» 
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[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
— hätte. Wenn er ſich nicht ſo rühmte, würde ein 

— ja möglich fein. Ich glaube aber, bie Zahlen und 
Erfolge find nicht richtig. Immerhin müffen wir aufmerkfam 
und vorfichtig fein. Es eriftieren auch noch andere Vereine, 
die mir nicht einmal, fondern in vielen Schreiben und De- 
peichen verfichert haben, daß fie fönigstreu und amtstreu find, 
und daß fie mit uns zufammenhalten wollen. Dieſe famen 
auch mit Petitionen auf Beſſerung an mich, 3. B. ich folle 
ihre Kinder frei zur Schule fahren laffen ufw. Das läßt 
I alles hören; was für die Fürſorge und die Wohlfahrt 

r Beamten geichehen kann, joll J— Aus meiner 
früheren Er ichung darf ich wohl aud jagen: in der 
preußijchen Armee ift es Ujus gewejen und ift es heute 
noch, daß der Vorgeſetzte es für feine fchönfte Pflicht er- 
achtet, für jeine Untergebenen einzutreten und zu jorgen. 

eine Herren, ich habe, als ich als Leutnant nach Frank— 
reich marjchierte, meinen Leuten den Torniſter abge- 
nommen, wenn ich ſah, daß jemand ausjpannen mußte 
und habe ihn ein paar Kilometer weit getragen. Mir ift 
feiner von meinen Leuten von Mainz bis Met unterwegs 
liegen geblieben trog heißer Märſche. Ich bin auch heut 
bereit, für meine Untergebenen alles auf mich zu paden, 
was ich kann, wenn ich für meine Untergebenen jorgen 
fann. Aber andererjeitS verlange ich von ihnen Disziplin 
und Ordnung. 





(Bravo!) 


% kann heute ſchon jedem Eifenbahner, der fich dem 
nicht fügt, fagen, er möge feinen Tornifter paden und 
wo anders hingehen, wo er Arbeit findet. Die Bebin- 
gungen, unter denen er in der Staatseifenbahnvermwaltung 
arbeiten kann, lauten dahin, daß wir feinen Umfturz 


dulden. 
(Lebhaftes Bravo.) 


Wir werben natürlich innerhalb der Verwaltung auch 
alle diejenigen Vorſichtsmaßregeln und Borkehrungen 
treffen, um ſolchen Bejtrebungen und Anjchaungen eventuell 
mit aller Energie entgegenzutreten. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Wenn wir aber, meine Herren, diefe Anforderung 
an unjere Arbeiter und Beamten ftellen, dann müſſen 
wir, wie ich ſchon erwähnte, auch für fie forgen. 


(Sehr richtig!) 


Es ift mir bie gedbte "freude, daß ich bei Gelegenheit 
des diesjährigen Etats, wo ich ihn das erftemal vor 
diefem Hohen Haufe vertrete, den Beamten draußen jagen 
darf, daß der Herr Finanzminiſter mir ein fchönes Ent- 
egentommen bewiejen hat, indem er 3000 neue Beamtens 
tellen bewilligt hat, ohne die 1000 Stellen, die mit der 
Main-Nedarbahn in Zugang gekommen find, daß weitere 
1000 Stellen niedriger dnung in folche höherer 
Ordnung umgewandelt worden find. Sch freue mich, 
daß unter den bewilligten Stellen 304 Gtellen für 
Eijenbahnfekretäre find, von denen der größte Teil den 
Bureaubiätarien zu gute fommt, die durch die Neuorgani« 
fation vom Jahre 1895 erheblich geſchädigt worden find. 


(Bravo!) 


Ih wiederhole aber nochmals: ganz zufrieden ftellen 
werde ich zweifellos die Beamten nicht Fünnen, auch die 
Arbeiter nicht. Aber das —— ſoll geſchehen. 
Damit im — ſteht auch dns Kapitel der 
Dienftdauer und der Ruhe. Auch hier ift viel geichehen. 
Es kann aber zweifellos noch immer mehr gejchehen, und 
es joll auch hier fein Stillitand eintreten. Die Durch. 
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fchnittszahlen über Dienftdauer und Ruhe find Ihnen ja 
aus dem Etat bekannt. Sie finden darin, daß Ber- 
befferungen eingetreten find, daß Ordnung in die Sache 
gebracht worden ift. Aber, meine Herren, es find boch 
nur Durchſchnittszahlen. Es ift die vornehmite Aufgabe 
der Verwaltung, die — der Grundſätze, die 
Ihnen bekannt Kap, im einzelnen zu prüfen. 

Nun hat man meiner Anficht nah in ganz uns 
berechtigter Weife meinen Herrn Amtsvorgänger nad 
feinem Amtsaustritt angegriffen, indem man ihm vor- 
geworfen hat, daß er it geitattet habe, daß der jozial- 
politifche Berein Sendboten entjenden dürfte, um in 
alle Betriebe der Eijenbahnverwaltung bineinzujchauen, 
Zählkarten auszuteilen und eine Statiftit zu jammeln, 
aus der nun die Eijenbahnverwaltung beurteilt werden 
fol. Ya, meine Herren, jo weit meine Kenntnis reicht, 
ift das Bedürfnis nad) Statiftit 


(Heiterkeit) 
bei Behörden und Einzelnen jo ausreichend befriedigt, 
(ehr richtig!) 


daß ich meinem Herrn Amtsoorgänger ganz recht gebe, 
daß er das verweigert hat. u —* voll * der 
veriweigere den Antrag aus anderen ®ründen. Wenn 
Sie heute in genbmeide Berufszweige Sendboten hineins 
ichiden und dort Umfrage halten: bift du zufrieden? 
wohnft du richtig? wie hoch wohnft du, zwei, drei 
Treppen? wie weit ijt deine Wohnung vom Bureau ent» 
fernt? liegt fie nahe am Bureau oder Dethäftigungeort, 
oder was haft du jonft noch zu wünfchen? — Deine 
Herren, Sie befommen dann Bählfarten ausgefüllt mit 
lauter ſubjektiven Urteilen! 


(Sehr richtig!) 


Würden Sie bei mir eine folde Zählkarte einreichen, 

dann würden Sie wahrfcheinlich auch nicht finden, daß die 
ählfarte ganz jo ausgefüllt würde, daß darin die vollite 
ufriedenheit zum Ausdrud küme. 


(Heiterfeit.) 


Meine Wohnung liegt zu nahe an meiner Arbeitsftätte; 
ich habe nicht die nötige Erfrifchung im Freien. 


(Heiterkeit.) 


Aber ich glaube doc, daß der Gedanke, diefe Sache zu 
prüfen, ein guter ift, und deshalb habe ich mir gejagt: 
wie kann id das jelbft prüfen, und zwar durch Leute, 
die es verftehen? Denn würden die Senbboten, die da 
binfommen, es veritehen? dit da die Garantie gegeben, 
daß fie fachverftändig find? Und ift es möglich, daß, 
wenn fie mit einer gewiſſen Tendenz die Sache unter- 
fuchen, daraus objektive Urteile entitehen? 


(Sehr richtig!) 


Deshalb Habe ich mir die Aufgabe geftellt, es jelber zu 
unterfuchen, und habe in meinem Minifterium vier 
Kommiſſionen gebildet. Jede bejteht aus einem Admini- 
ftrativbeamten, einem etrieböbeamten und einem 
mafchinentechnifhen Beamten. Diefe Kommilfionen 
reifen unangemeldet ind Land hinaus und fallen an 
irgend einer Stelle ein, wovon der Präfident durchaus 
nichts weiß, unterfudhen nun alle einzelnen Verhältniſſe 
der Beamten und Arbeiter, die an Ort und Stelle fi 
ergeben und zwar mit vollftändiger Objektivität. Es ift 
mir in der Breffe vorgeworfen, daß dieſe Einrichtung 
eichaffen wäre, um die Wahrheit nicht an den Tag zu 
ringen, da alle die Herren, die hingeſchickt würden, 
natürlich nicht wollten, daß bei der Sade etwas heraus» 
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EN ne: 
(Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
käme. ch bin Minifter der öffentlichen Arbeiten, und 


die öffentlichen Arbeiten find eben öffentlich. ch habe 
gar nicht# zu verheimlichen. 


(Sehr gut!) 


Sie ſehen auch: im Etat, in allen Nachweiſungen ift fein 
Geheimnis. Ich darf für die Beamten, die ich — 
ſchicke, in Anſpruch nehmen, daß fie mit der Abſicht hinaus— 
gehen, Schäden zu beſeitigen und Ordnung zu ſchaffen 
und Friede und Freude unter der Arbeiterſchaft und 
Beamtenjchaft herbeizuführen. Wenn irgend ein mittlerer 
oder höherer Beamter 10 oder 15 Jahre lang an ein und 
derjelben Stelle wirkt, fo ift e8 natürlich, daß daraus ein 
ewiſſer gleihmäßiger Gang der Uhr des täglichen Dienftes 
ich herausbildet, und da ih es ganz gut, wenn eine jolche 
Kommiſſion in ſolche Verhältniffe einmal hineingreift und 
zufaßt. Ich habe mich an einer folchen Kommiſſion felbit 
eteiligt, bin auch die Treppe im Wafferturm hinauf: 
geftiegen; ich habe manches gefunden; ich habe Schmuß 
gefunden, auf dem ich höllifch geichimpft habe. Ich habe 
mich mit Arbeitern unterhalten, habe mich nach ihren 
Übernadtungslofalen erkundigt, und ob fie warmes Eſſen 
haben. Ein Zugführer jagte mir: mein Dienftturmus ift 
ſehr ſchön; ich verdiene viel Geld dabei; aber er hat einen 
Fehler. An der Stelle, wo ich heute mit meinem Turnus 
ewendet habe, Eriegen meine Bremfer keine warme Soft. 
I fann mir warme Koft in dem Wagen machen, aber 
meine Bremfer nicht, weil auf der Eifenbahnftation nicht 
viel Zeit ift, um warme Soft beforgen zu können. Der 
Mann hatte völlig recht. Ich hatte mich über den Dienft- 
turnus informiert; der Dienftturnus > bereit3 geändert. 
Auf diefem Wege glaube ich manches jchaffen zu können 
und die Durchichnittögahlen, die nur einen Überblid geben, 
dahin Eontrollieren zu können, ob fie wirklich Härten ent» 
halten, die bejeitigt werden müfjen. Sch befinde mich in 
diefem Punkte im völliger Übereinftimmung mit ben 
21 Eifenbahndirektionspräfidenten, die ich im vorigen 
Ger verfammelt hatte, um diefe Maßnahmen und andere 

achen zu beiprechen. Die Herren Präfidenten werben 
auch durch die Kommiffionen unterftügt. Sie können auch 
bei ihrer großen Arbeitslaft nicht an allen Stellen fein 
und jede Bejchwerde, jede Klage eines Beamten hören. 


(Sehr richtig!) 


ch möchte noch einen Punkt berühren; das ift die Neu- 
bautätigfeit bei der Eifenbahnverwaltung. Die Neubau- 
tätigkeit ift eine jehr wichtige. ch habe namentlich in 
legter Zeit auch in der Budgetkommiſſion Klage darüber 
ehört, daß fie zu langjam geht. Ich halte dieſe Klage 
A nicht unberechtigt. Mir gebt auch manches zu langſam 
für mein Temperament und meine bisherige Tätigkeit, 
und ich habe jchon auf mandes Schriftftüd geichrieben: 
war es nötig, zu dieſem Stonzept fo viele Wochen zu 
ebrauchen? Uber fo jchnell, wie y3 es früher Baba 
be, geht es doch auch nicht. Eine Verwaltung, die fich 
der hoͤchſten Objektivität befleigigen muß, braucht Zeit 
zu ihren Entjcheidungen, und die ſchlimmſten Verlang: 
famungen entftehen durch den Kampf ber Intereſſenten 
unter einander; denn mit dem Moment, wo die Eiſen— 
bahntrace fertig ift, kommen bie Intereſſenkümpfe, und 
wenn wir die One eben abgeftedt haben und glauben, 
wir fünnen bauen, dann kommen die Anterefjentämpfe 
egeneinander, und es ijt für die Berwaltung, damit 
ir —— urteilt, unbedingt geboten, daß dieſe Intereſſen— 
kämpfe ausgeglichen werden, ehe wir ben Spaten in bie 
Hand nehmen. Dazu kommt noch fernerhin, daß bie 
verjchiedenen Behörden, mit denen wir zu arbeiten haben, 
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auc Zeit gebrauchen, daß das Enteignungsverfahren eine 
oße Zeit gebraucht, und alle dieſe Umftände führen 
—— herbei, daß die Bautätigkeit allerdings viel 
langſamer ift, als in der Privatinduftrie, wo eben dieſe 
Intereſſenkämpfe nicht vorhanden find oder vielmehr bis 
rg äußerften durchgeführt werden fünnen auf grund 
es eigenften Intereſſes; das muß dabei doch immer 
berüdfichtigt werden. ch verſpreche aber babei, foweit 
es an meinem Teile, an meiner Verwaltung liegt, daß 
ich beftrebt fein werbe, die Erledigung der Angelegen- 
heiten nach Möglichkeit zu befchleunigen. 

Was nun den Umfang der Bautätigkeit anbetrifft, 
fo ift fie doch erheblich geftiegen. Im Jahre 1898 wurden 
lediglich für Bauzwecke verausgabt 9] Millionen Mark, 
1899 101 Millionen Mark, 1900 119 Millionen Mark, 
1901 136 Millionen Markt und 1902 werden wir vor- 
— zu einer Ausgabe nach Schätzung von 
174 Millionen Mark kommen. Das iſt doch eine erheb⸗ 
liche Steigerung in der Bautätigkeit, ſodaß man der 
Staatseiſenbahnverwaltung nicht vorwerfen kann, daß fie 
nicht die Bedürfniſſe des Landes befriedigte und auch 
nicht das —5 daran hätte, die Bautätigkeit in wirt— 
ſchaftlich ſchwachen — zu erhöhen. Sie wiſſen auch, 
daß die Staatseiſenbahnverwaltung die Order ausgegeben 
hat, daß kein ſtändiger Arbeiter entlaſſen werden ſollte 
und meines Wiſſens End auch Klagen nicht vorgefommen, 
daß Ständige Arbeiter entlaffen worden find; wir haben 
uns eben bemüht, die entbehrlich werdenden Betriebs: 
arbeiter, fo gut wir konnten, im Bau zu beſchäftigen. 

Meine De, auf Grund aller diefer Erwägungen, 
bei denen ich, wie ich nur immer wiederholen kann, das 
größte a ge bei dem Herrn Finanzminiſter 

efunden habe, ift der vorliegende Etat von 1903 ent- 
Ks. ber gegenüber der Iſteinnahme von 1901 leider 
noch um 23,4 Millionen Mark zurüdbleibt. Wenn der Be- 
triebsfoeffizient unter den geſchilderten Verhältniffen fich 
natürlich gefteigert hat, ſo ift das ſelbſtverſtändlich fehr 
bebauerlich, namentlich für mid, da die Berwaltun 
immer nad dem Betricbsfoeffizienten beurteilt wird, o 
fie rg arbeitet oder nicht. Ich glaube aber, 
meine Herren, diefe Beurteilung des Betriebäkoeffizienten 
darf doch nicht fo weit gehen; denn die Verwaltung ift 
nicht in allen ihren Faktoren, die dabei mitſprechen, von 
fih felbft und ihren Entichließungen abhängig, fondern 
zugleih von anderen Dingen, wie der Marktlage, von 
den Löhnen, den Gehältern der Beamten, wie fie den 
derzeitigen Verhältniſſen entiprechend als angemefjen an- 
ejehen werden. In dem ——— wenn er 
teigt, iſt daher auch eine gewiſſe Spiegelung der ſozialen 
Frage enthalten; denn, meine — wenn ich die Ruhe⸗ 
ujen verlängere und die NArbeitstätigkeit vermindere, 
* wirft das ſelbſtverſtändlich auch auf den Betriebs— 
Eoeffizienten ein, und wenn ich die Löhne und Gehälter 
erhöhe, dann ift es jelbftverftändlic, daß der Betriebs- 
Eoeffizient dadurch gefteigert wird, 
ernerhin find dann aber in den letten 20 gehen 
die Zahl der Nebenbahnen fo erheblich geftiegen, da ut 
diefes auf den Betriebskoeffizienten einen großen Einflu 
—— muß. Wenn ich erwähne, daß im Jahre 1880 das 
erhältnis der Nebenbahnen zu den Hauptbahnen 11,4% 
betrug, während es Ende 1900 35% betrug, daß alſo die 
Nebenbahnen in 20 Jahren von 1279 auf 10818 km 
geftiegen find, fo ift es felbftverftändlich, daß der Betriebs- 
a auch fteigen muß, und Sie müffen ein ganz 
erfledliches Quantum von den Meliorationen oder dem 
wirtjchaftlichen Aufſchwung, der ſich in den Landesteilen 
vollzogen bat, dem Betriebökoeffizienten zu gute rechnen. 
ennoch aber, meine Herren, wird es natürlich, wie 
ich vorhin jchon jagte, mein Beftreben fein, dem Steigen 
des Stoeffizienten, Torveit ih in der Lage er ‚entgegen, 
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[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 


zutreten. Der Betriebskoeffizient bleibt immer noch 
erheblich gegen ben Betriebskoeffizienten der Nadbar- 
verwaltungen zurüd, wie das heute noch von dem Herrn 
Berichterftatter erwähnt iſt. So fließt denn das ges 
ihätte Betriebsergebnis von 1903, abgejehen von der 
Main-Nedarbahn, die ich herauslaffen möchte, um die 
Bergleichözahlen der früheren Jahre nicht zu ftören, mit 
einer Gejamteinnahme von 1365 Millionen und mit einer 
Gejamtausgabe von 870,8 Millionen, jodaß ein Betriebö- 
überſchuß von faft einer halben Milliarde, nämlich von 
494 Millionen verbleibt. Hierdurch ift die Eifenbahn- 
verwaltung in der Lage, aus eigenem Erwerb, aus eigenem 
Berdienft die Bebürfniffe, die durch das Ertraordinarium 
ededt werden müſſen, zu beden in Geftalt von 87,8 Mil- 
ionen. (8 verbleibt dann ein Reinüberfhuß von 
393,3 Millionen. Diefer Reingewinn der Gifenbahn- 
verwaltung geftattet num ber Finanzverwaltung, erhebliche 
Laften zu beitreiten, nämlich alle Benfionen für die ver- 
abſchiedeten Eifenbahner und deren Hinterbliebenen, ferner 
die Verzinfungs- und die Tilgungsrate der noch nicht 
getilgten Eiſenbahnſchuld zu betreften. Diefe Ausgaben 
machen nad der Rechnung der Finanzverwaltung im 
ganzen 283,2 Millionen aus. Es bleibt dann noch der 
traurige Reft, meine Herren, von 110,1 Millionen Mark 
für die allgemeinen Staatsbebürfnifje übrig — ich jage 
trauriger Reſt, weil er eben erheblich hinter den früheren 
ahren zurüdbleibt —, traurig deshalb, weil in den 
rüheren Karen auf diefen Überluß dauernde Ausgaben 
jtändig bafiert worden find, die num natürlich nicht ihre 
Dedung finden, nahdem die Eifenbahnverwaltung nicht 
mehr abliefern konnte. 

Welche Kapitalmacht aber in der Eifenbahnverwaltung 
ftedt, daS mögen noch ein paar — beweiſen, 
indem nämlich das fortgeſchriebene Anlagekapital der 
—— Staatseiſenbahnen Ende des Etatsjahres 1901 
8166 Millionen betrug, von denen 2 Milliarden von der 
Eifenbahnverwaltung im Laufe der Betriebsjahre aus 
den eigenen Überjchüffen felbft verdient und wieder au 
neuen nußbringenden Anlagen verwandt worden find. 
Das ift —— eine Finanzgebarung, wie ſie doch 
ſolider nicht gedacht werden kann. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, ich möchte hiermit meine Darlegungen 
an der Hand des vorliegenden Etats zunächſt bejchließen, 
um Sie nicht mit längeren Ausführungen zu ermübden. 
Sie werden mir ja nod) —— eben, zu Einzel⸗ 
fragen Aufjchlüffe zu geben oder Stellung zu nehmen, 
fobald fie in der weiteren Diskuffion hervortreten. Nur 
eines ijt mir noch heute Bedürfnis, das erftemal, mo 
ich den Etat vor Ihnen vertrete, auszuſprechen. 

Als ich vor 8 Monaten mein ſchwieriges und jorgen- 
volles Amt antrat, berufen durch Allerhöchſtes Vertrauen 
da war ich mir der ſchweren Berantwortung, die i 
übernahm, voll bewußt. Dieſe Verantwortung lajtete 
um fo ſchwerer auf mir, als ich der Nachfolger von zwei 
hervorragenden Miniftern wurde, die jeder über ein 
Jahrzehnt lang an der Spite der Verwaltung geftanben 
batten und dieje in —— Weiſe geleitet hatten. 
* ſich doch die Ara Maybach aus durch die Über: 








ührung der Privatbahnen auf den Staat, die mit einer 
eltenen Energie und hervorragendem Geſchick ausgeführt 
wurde, 

(Bravo!) 


Und Minifter v. Thielen verjtand es, dieſe Berftaat- 
hung durch Zubringung neuer Teile zu ergänzen und 
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demnächſt dem vielküpfigen Apparat eine organifche Ge- 
ftalt zu geben durch feine glüdliche Schöpfung der Organi-» 


jation von 1895. 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, der Nachfolger von gpei io hervor» 
ragenden Männern zu fein, die jich ein Denkmal geſetzt 
haben nicht nur in der Gefchichte der preußifchen Staats» 
eifenbahnverwaltung, fondern in der Geichichte des ge- 
famten preußifhen Staates, das ift jehr jchwer. & 
wirb mir aber erleichtert, meine Herren, durch die freund- 
liche und eingehende Art, in ber mich Herr v. Thielen 
empfangen hat, und in der er mir das ausgezeichnete Be 
amtenperjonal überwiejen hat, welches in derielben Weile 
unter mir fortarbeitet wie unter Herrn v. Thielen. 


(Bravo!) 


Meine Herren, bie Herren find von dem Geift der Zu- 
——————— befeelt, da ſie wiſſen, daß nur Großes 
in dem Eifenbahnmejen geleiftet werden kann, wenn alles 
nad einem einheitlihen Gedanken und Willen geleitet 
wird; und vom höchſten Rat bis zum Mrbeiter an der 
Strede habe ich die Gewißheit, daß wir alle gleichmäßig 
nad) einem gleichen jhönen Ziel zufammenarbeiten. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Wenn ich Sie num noch bitten und hoffen darf, daß 
Sie mir Ihre Nahficht und Ihr Wohlwollen und Ihren 
erfahrenen Rat bei den jährlichen Beratungen des Eiſen— 
bahnetats zu teil werden laſſen, dann hoffe ich, wenn ich 
auch nicht als geſchulter Fachmann vor Sie treten Eonnte, 
daß es auch mir gelingen wird, Eraft der Tüchtigkeit 
meiner Beamten, bie doppelte hohe Aufgabe der Staats- 
eienbahnverwaltung nad wie vor zu erfüllen: in Ber- 
bindung mit allen anderen Berkehräwegen im Lande als 
Lebensader zu wirken, die befruchtend auf alle Stände 
und alle Teile bes Landes einmwirkt, zugleich aber 
nach wie vor das Nüdgrat der gejamten preußifchen 
Staatöfinangen bildet. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab 
geordnete Dr am Zehnhoff. 


Dr am Zehuhoff, Abgeorbneter: Meine Herren, 
namens meiner politifchen Freunde begrüße ich den 
Minifter recht herzlid. Dem von ihm geäußerten 
Wunſche, daß wir ihm in der Erfüllung feiner ſchweren 
Aufgabe nah Kräften unterjtügen möchten, werden wir 
recht gern nachkommen. Seine lichtvollen Ausführungen, 
denen, wie er mit Befriedigung wahrgenommen haben 
wird, das ganze Haus mit 1 Da Aufmerkiamkeit 
gefolgt ift, haben uns bewiejen, daß er kein Philifter ift, 
daß er ein würdiger Nachfolger feiner ruhmreihen Bor- 
änger, des Begründers unjeres Etaatseifenbahnmefens 

aybahı und des Herrn v. Thielen, ift. 

Den Gedanken, die er entwidelt bat bezüglich ber 
Ausführung feines Programms, können wir im wejent- 
lichen nur beiftimmen, namentlich was er gejagt hat 
bezüglich der Eriparniffe, bezüglich der Anſchaffung von 
Betriebsmaterial, des Oberbaues uſw. Namentlich aber 
bat es uns gefreut, daß er uns veriprocden hat, ein 
jozialer Minifter zu werden, daß er ein ve für feine 
Untergebenen haben will und es als feine ſchönſte Pflicht 
—— hat, für ſeine Untergebenen einzuſtehen. Er 
bat bei ſeiner Rede am vorigen Samstäg ben Aus— 
drud Eifenbahnlöwe gewählt. t Freude Base ih aus 
jeiner Rede gejehen, daß der Eifenbahnlöwe, was bie 
Verwaltung anlangt, einen Sprung vorwärts gemacht 
hat. Uber was das Verhältnis zu feinen Untergebenen 
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[Eifenba —— 
[Dr am Zehnhoff, Abgeordneter] 


anlangt, ſo möchte ich wünſchen, daß er weniger den 
Löwen herauskehrt als die ſorgende Henne. Gewiß iſt 
richtig, daß in dem Heer der Beamten die Disziplin 
gewahrt werden muß; aber ich glaube, daft die Disziplin 
weniger gewahrt wird durch Strenge als dadurd, daß 
der Bi Minifter ein Herz für die Leute hat und für 
fie jorgt. Der Sozialdemokratie kann viel weniger ent 
gegengetreten werben dadurch, daß Strenge obwaltet, 
als daß der Grund zu Klagen, die fie vorbringt, von 
dem Herrn Minifter befeitigt wird.... 


(Der Redner verläßt wegen plöglich eingetretenen Un- 
wohlſeins die Tribüne.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Macco. 


-&tat] 





Macceo, Abgeordneter: Meine Herren, den ein- 
leitenden Worten des Herrn PVorrebners ſchließe auch ich 
mich namens meiner Parteifreunde aufrichtig an. Wir 
danten bem Herm Minifter für die offenen, freimütigen 
Außerungen, welche wir heute hier gehört haben, und 
indem wir ihm danfen, bitte ich den Herrn Miniſter, 
eine etwaige Kritik unſeres Eijenbahnwejens zunächit 
nicht als gegen ihn gerichtet, fondern lediglich als gegen 
das Syſtem gerichtet aufnehmen zu wollen und die Über- 
zeugung zu behalten, daß jeitens meiner Parteifreunde 
überall das Beftreben fein wird, gemeinfam mit ihm das 
Richtige in der Eifenbahnverwaltung zu ſuchen und damit 
der Wohlfahrt des Ganzen zu dienen. 

Die heutige Verhandlung über den Eijenbahnetat 
wird wohl weſentlich dadurch abgekürzt, dat die Berhand- 
lungen am vergangenen Sonnabend e3 möglich machten, 
die allgemeinen Finanzverhältnifie jhon zu behandeln und 
damit, heute einen großen Teil desjenigen auszuſcheiden, 
was an biefer Stelle fonft üblid war. Es wird aber 
a —— ſein, den Gegenſtand, der am Sonnabend 
auf der Tagesordnung ſtand, hier ganz zu vermeiden, 
da unſer Eſſenbahnweſen fo eng mit dem Finanzweſen 
zufammenbängt, daß bei Erwähnung einer jeden größeren 
organifatorifchen Reform, einer jeden größeren technifchen 
Neuerung, einer jeden größeren volkswirtſchaftlichen Maß- 
regel und einer bedeutenden Finanzmaßregel die Be» 
ziehungen zum Finanzweſen erwähnt werden müffen und 
eine Berüdfichtigung notwendig machen. 

Wenn ich zunächſt auf die äußere Entwidlung der 
preußijchen Staatseijenbahn mid) beziehe, jo möchte ich 
erwähnen, daß vom Jahre 1900 auf 1901 die Länge 
unjeres Eijenbahnneges fih um 558 km gefteigert hat; 
das ift 1,9% des Ganzen. Die Steigerung unjerer 
leiftungsfähigen Hauptbahnen hat 23,4 kın betragen; das 
ift 1,1 pro Mille aller Hauptbahnen. Die Steigerungen, 
wie fie fi in dieſen rg ag ausdrüden, entſprechen 
nad meiner Anficht nicht den Anforderungen, welche wir 
an die Entwidlung unjeres größten volfswirtichaftlichen 
Hülfsmittels ftellen künnen. Das Jahr 1901 hat in 
diefer Richtung das nicht geleiftet, was wir von ihm er 
warten fonnten in bezug auf die vermehrte Arbeit, die 
es uns bringen fonnte, und in bezug auf bie gl 
mittel, die notwendig find, um die materiellen Mittel 
des Landes und bie großen geiftigen Kräfte, die in 
unferer Bolfswirtichaft arbeiten, weiter zu ftärfen und 
zu fördern, 

Meine Herren, der innere Ausbau unjeres Eifen- 
bahnmwejens wird ja, wie wir heute von dem Seren 
Minijter der öffentlichen Arbeiten gehört haben, mit 
großer Aufmerkjamkeit beachtet und gepflegt, und wir 
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In gewiß dankbar, wenn eine rafche Durchführung eines 
chweren DOberbaues auf den Hauptftreden gelingt, Ich 
möchte hier — Klärung aber erwähnen, daß die von 
dem Herrn Miniſter 5— und in der Budgetkommiſſion 
angegebenen Zahlen ſich auf Gleislänge beziehen, und 
möchte damit einer a © vorbeugen, daß damit 
Stredenlängen gemeint find. Bon feiten der Eijenbahn- 
verwaltung wird ſtets nur Gleislänge gemeint. Es 
werden il nach den HAußerungen, die wir gehört haben, 
jetzt jährlich 500 km Hauptjtreden mit jchwerem Oberbau 


ausgeführt. 
(Buruf: mehr!) 


— Ich babe angenommen, 1000 km Gleiſe mit ſchwerem 
Oberbau à 30 AM find 30 Millionen jährlich; ich bin 
dankbar für eine Berichtigung; ich babe es vorgebradit, 
um Klarſtellung Herbeigurühren, Es ift dabei voraus- 
ejeßt, daß bie Hauptitreden mit zwei Gleifen vor- 
ar find. 

Meine De wir müfjen dankbar anerkennen, daß 
wir in ben Berichten eingehende Auskunft erhalten haben 
über die Maßregeln zur Betriebsficherheit unferer Bahnen 
und die dafür getroffenen Vorrichtungen. Wir müfjen 
dankbar anerkennen, daß wir heute fomwohl von dem 
gs Minifter der öffentlichen Arbeiten wie vor einigen 

agen durch vorzügliche Vorträge und Modelle Plarheit 
darüber erhalten haben, was für den Oberbau, für das 
Signalwefen, für den Sicherheitsbienft geſchieht, und wir 
find dankbar für die ausführliche Auskunft darüber, mie 
jetzt unfere Betriebsmittel gebaut werben. 

Wenn ich auf die Betriebsmittel komme, jo kann 
ich nicht umbin, darauf hinzuweiſen, daß die Entwidlung 
unferer PBetriebömittel in den ug 10 Jahren keine 
gleihmäßige geweſen ift, und den Wunfch auszufprechen, 
daß das, was der Herr Finanzminiſter gejagt hat, es 
jei wünjchenswert, der Induſtrie eine möglichft gleich- 
* Beſchäftigung zu geben, zur Wahrheit werden 
möchte. 


Die Entwicklung unſerer Betriebsmittel ift in dieſen 
10 Jahren eine vollftändig ungleichmäßige gewefen. 
Unfer Beftand an Betriebsmitteln hat fi) in einer ganz 
eigenartigen Weije entwidelt — ich will nur ein Beilpiel 


anführen —, daß unfere Güterwagen fi im Jahre 1893 
um" 4543 vermehrt haben, daß die jährliche Vermehrung 
bis 1898 auf 15203 geftiegen ift und im Jahre 1901 
auf 3572 zurüdgingen. ies entfpricht leider nicht 


unferen Wünfchen und unferer poffnung, daß die Induſtrie 
bei der rüdgängigen Konjunktur etwas ſtärker berüd- 
fichtigt werden möge; es entipricht aber auch nicht der 
tatfächlichen Vermehrung des Betriebes überhaupt. So 
bat fich beifpielsweife die Zahl der Lokomotiven vom 
Jahre 1892 bis zum Fahre 1901 nur um 24,9 % gehoben, 
die Zahl der Güterwagen um 38 % und die der Berjonen- 
wagen um 43% Dagegen bitte ich zu beachten, daß in 
demfelben Zeitraum die gefahrenen Perjonenkilometer fich 
um 82% gehoben haben, die gefahrenen Gütertonnen— 
filometer um 55%. Das find ganz andere Zahlen als 
die, bie ich vorher habe nennen fönnen in bezug auf bie 
Vermehrung des Materials. 

Nun gebe ich vollftändig zu, daß es der Eifenbahn-“ 
verwaltung gu ift, das Material befjer auszunugen; 

u 


ich gebe a u, daß es der Eifenbahnverwaltung möglich 
ewejen ift, Wagen von größerer Tragfäbigteit einzu⸗ 
Führen, Aber das fteht doch nicht in dem Verhältnis, 


wie die Vermehrung des Betriebes tatſächlich ftattgefunden 
bat, und es ift wünfchenswert, daß in Zukunft diefe Ber- 
mebrung der Betriebsmittel in richtigem und gleichmäßigen 
Verhältnis zu der Vermehrung des Betriebes erfolge. 
Wir waren * erftaunt, in unferer Etatsaufſtellung fo 
geringe Mittel für die Bermehrung unferer Betriebsmittel 


m 


[Maecco, Abgeordneter] 
zu finden. Wir find aufgeklärt worden durch die Mit- 
teilung in der Budgetfommilfion, daß jedenfalld eine 
Nactragsforderung kommen wird, wenn die Mittel nicht 
beichafft werden durch die Bewilligung des Ausgleichsfonds. 
Wenn ich nun zum vorgelegten Etat übergebe, ſo 
muß ich zunächſt auf das zurüdtommen, was der Herr 
Finanzminifter Darüber ausgeführt hat. Der Herr Finanz- 
minifter hat ausgeführt, daß der Überihuß der Eifenbahn- 
verwaltung — alſo diejenigen Beträge, welche für all- 
— Staatszwecke zu verwenden ſeien — 110 Millionen 
eträgt. Meine Herren, die Zahl verdient doch eine 
etwas nähere Beleuchtung. Zu dem Zweck will ich er 
wähnen, daß zur Zeit noch ein Stapital von 6214 Millionen, 
das für Eiſenbahnzwecke ausgegeben ift, zu tilgen ift —, 
ein Kapital, mit dem die ——— rechnen muß. 
Die Eiſenbahnverwaltung hat in der eigenartigen Rech— 
nung, die fie macht, dagegen berechnet, daß lie dieſes 
Kapital abgetragen hat bis auf eine Summe von 4118 Mil- 
lionen Mark. Es iſt aljo eine Differenz zwiichen der 
Rechnung der Eifenbahnverwaltung und dem er 
Beitand an Schulden der Eifenbahnverwaltung bei der 
inanzverwaltung von 2096 Millionen Mark. Meine 
erren, es wäre doch nicht mehr wie recht und billig, 
daß dieſer Unterfchieb, in Anrechnung der Binjen von 
einem Kapital, das doch tatjächlich zu allgemeinen Staats- 
aufgaben verwendet worden ift, in der Nechnungsführung 
nicht der Eifenbahnverwaltung belaftet würde, jondern 
daß die Zinſen diejes Unterſchiedes als allgemeine Staats» 
ausgaben angerechnet würden. 


(Sehr richtig!) 


Dann würde das Bild, das der Herr Finanzminiſter 
entiwidelt hat, ein anderes werden, die Zinſen dieſer 
2096 Millionen Markt würden wir als Überjchüffe den 
Eifenbahnen anrechnen müfjen, und die Eifenbahnüber- 
ichüffe würden nicht 110, fondern 180 bis 190 Millionen 
betragen. An unferem Finanzweſen im großen und 
ganzen ändert die Rechnung nichts; aber fie würde eine 
größere Stlarjtellung zu gunften der Eifenbahnverwaltung 
ergeben und bdieje nicht mit Zinsbeträgen belaften, die 
der allgemeinen Finanzverwaltung zufallen müßten. 
(Sehr richtig!) 

Es wäre mwünjchenswert, wenn in Zukunft beim 
Nettoetat jedesmal diejenige Summe angeführt würde, 
die tatfächlih noch für die Eifenbahn zu tilgen ift — 
nicht nach Rechnung der Eifenbahnverwaltung, fondern 
nach Rechnung der Uetkangverssaltun — und es wäre 
aud) wünſchenswert, wenn in der Aufftellung der Zinſen 
angegeben würde, wie viel der Unterſchied zwiſchen der 
a rar und der Eifenbahnverwaltung beträgt. 

an würde dann einen Hareren üÜberblid bekommen, 
als es heute möglich iſt. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, der Herr Finanzminiſter hat in 
- feiner Rede uns bezüglich; der Beamten darauf hinge- 
wielen, daß die Regulierung der Beamtengehälter als 
abgeichloffen angefehen werden muß. Ohne auf die Be 
amten einzelner Kategorien irgendwie näher eingehen zu 
wollen, möchte ih doch darauf hinweiſen, daß wir feit 
vier, fünf Jahren und noch länger beinahe diejelbe Ver: 
fiherung jährlich erhalten, und beinahe jedes Jahr werden 
und ganz bedeutende Anderungen vorgelegt, die notwendig 
find, um Ungerechtigteiten und Unbilligkeiten bei ben 
Beanten zu bejeitigen. 


(Sehr richtig!) 
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Alſo eine folhe Außerung können wir nicht fo tragiich 
nehmen; ich hoffe, daß ee auch im Lande nicht traglich 
genommen wird, und daß es — ift, diejenigen Un⸗ 
gerechtigkeiten und Unbilligkeiten, die no) vorhanden find, 
recht bald zu befeitigen. 
Meine Herren, eine derartige Bejeitigung von Un- 
——— wird in erſter Linie dazu beitragen, allen 
eftrebungen entgegenzutreten, die heute von dem Herrn 
Minifter der öffentlichen Arbeiten gejchildert worden find 
und die mit aller Energie befämpft werden müfjen. Ja 
be mich auch gefreut, aus einem neuen Poſten des 
tats zu erſehen, daß in der Fürſorge für die Beamter 
etwas Neues gejchehen ift: das ift eine erhöhte Fürjorge 
ür die Kranken und die Kinder der Beamten an kleineren 
lägen. Es ift ein Poften von 24000 M ausgeworfen. 
er Poſten ift an jich gering. Mber die Richtung, in 
der die Eifenbahnverwaltung bier vorgeht, ift in hohem 
Maße zu billigen. Wir können uns nur alle freuen, 
daß für die Beamten an foldhen Plätzen, wo ihre Lebens- 
verhältnifje erfchwert find, wo ihre Kinder jchmer eine 
ute Erziehung und Auffiht haben können, etwas ge 
Wiehr Ich richte an die Eiſenbahnverwaltung die Bitte, 
in dieſem Sinne —— und dies im nächſten Jahre 
durch eine größere Summe im Etat zum Ausdruck zu 
bringen. 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, auch die Einfegung der Kontroll 
kommiffionen können wir nur mit u Freude be 
—— Nur dadurch, daß der Herr Minifter ſich 

enntnis verihafft von den Anfichten aus allen Beamten: 
freien, wird es in erfter Linie möglid werden, allen 
ben beitehenben Übelftänden entgegenzutreten, und es wird 
möglich, Klarheit über viele Punkte zu befommen. Es 
tritt häufig ein, daß wir mit Eijenbahnbeamten in Be 
rührung kommen, es kommt häufig vor, daß fie mit ihren 
Beichwerden an uns herantreten, und daß es uns fehr 
ſchwer möglich ift, das Rechte von dem Unrechten zu 
unterfcheiden. Es ift dem Laien ja kaum möglich, den 
einzelnen Stlagen und Beſchwerden, irgendwie auf ben 
Grund zu gehen und fi ein eigenes Urteil darüber zu 
bilden. Dem Herrn Minifter wird es aber trob jeiner 
hohen Stellung durch diefe Kommiffionen jegt möglich fein, 
aus.der erſten Duelle zu fchöpfen und damit wohl einen 
großen Teil der Beſchwerden, die laut werben, ſoweit fie 
erechtigt find, auch zu erledigen. 


(Sehr richtig!) 


Mit diefer vermehrten Fürſorge nad allen Richtungen, 
mit diefem Aufdengrundgehen der Dinge wird, glaube 
ich, der Herr Minifter in erfter Linie in der Lage fein, 
den Beſchwerden, der Unruhe in Beamtenfreifen entgegen- 
zutreten, und je mehr der Herr Minifter diejer Richtung 
nadıgehen und die Fürſorge für feine Beamten erhöhen 
wird, deſto brchtien er, von den Beamten aller 
Stategorien auch die jtrengite Pflichterfüllung und die un- 
bedingtefte Anhänglidykeit an das Gemeinwohl zu ver- 
langen. Ich glaube wohl, im Namen meiner fämtlichen 
Freunde, dem Herrn Minifter den Dank ausfprechen zu 
dürfen für die energijhe Sprache, welde er in diejer 
Beziehung heute geführt hat. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

bitte, auch dafür zu forgen, daß die Eifenbahnvereine 
geihügt werden vor den Berufemäßt en Agitatoren, die 
vielleicht halb noch im Dienfte ftehend, ihre Haupt» 
tätigfeit aber darauf richten, Unruhe zu ftiften, um 
Ib elbft zu erhalten und eine beſſere Stellung zu ver- 


chaffen. 
(Sehr richtig!) 
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IEiſenbahn⸗ Etat] 
IMaceo, Abgeordneter] 
Der Hinweis auf die holländiſchen Verhältniſſe dürfte 
wohl genügend fein, und ich brauche wohl nicht auszu- 
führen, wie gefährlich derartige Bewegungen bei ung fein 
fönnten und doppelt gefährlich fein könnten, wenn fie in 
unjeren Grenzbezirken vorfommen. 

Meine Herren, wenn ich nun übergehe von ben 
Perjonalverhältniffen der Eifenbahn auf den Perfonen- 
verkehr und die Etatsjäße, jo kann ich nur jagen, daß 
die Etatspofitionen für das Jahr 1903 außerordentlich 
vorjichtig angejegt find. Sie entiprechen den Rechnungen 
für 1901, und ich glaube nicht, daß damit ein Fehlgriff 

emacht ift. ch hoffe fogar, daß die Einkünfte aus dem 

Seriouenvertche die Anfite überfteigen werden. Es 
würde aber faljch fein, meine Herren, an dieſer Stelle 
über den Berjonenverkehr zu jprechen und dabei die Be- 
wegung nicht zu berühren, die zur Beit in den größeren 
Staaten Deutſchlands vor fich geht, aljo in Sadjen und 
Württemberg. 

n beiden Staaten ift man durch die Not der Ber- 
hältniffe gezwungen, dem Berjonenverkehr und feinen 
Kojten eine größere Aufmerkjamfeit zu zeigen und ber 
Frage nachzugehen, wieweit der Perjonenverfehr rentiert, 
und ob dba etwas zu tun ift, um auf befjere Wege zu 
kommen. In beiden Staaten hat man ja Vorſchläge ge- 
macht, die, wenn auch nicht ganz, jo doc teilmeife zur 
Ausführung fommen, und es wird immerhin, wenn wir 
uns nad) diefen Staaten auch nicht zu richten brauchen, 
nicht zu umgehen fein, daß ein großer Unterſchied in 
den ——— eine gewiſſe Einwirkung auf uns 
haben muß. Es wird deswegen von Intereſſe ſein, hier 
an dieſer Stelle das zu ennähnen, was dort geplant wird. 

Meine Herren, die Borjchläge, die in Sachſen ge- 
macht werben, gehen bei der einfachen Fahrt in Perjonen- 
jügen auf eine nicht unmejentliche Berbilligung hinaus 
gegenüber den in Preußen jetzt beftehenden Zarifen. Es 
wird in den Perfonenzügen in Sachen in Zukunft hier— 
nad die II. Klaſſe mit 4,5 # gefahren, während wir mit 
6 # fahren; e3 wird in der III. Klaſſe mit 3 # ge 
fahren, während wir mit 4 9 fahren. Bei den Schnell 
zügen ift ebenfalls ein Kleiner Unterfchied zu gunſten von 
Sadjfen für die Zukunft vorhanden. Man will den Ber- 
fehr mit —— Karten offenbar verſtärken. Anders iſt 
die Sachlage aber bei Doppelfahrten, welche nach unſeren 
Erfahrungen, nach den Nachweiſen des Berichts unſerer 
Eiſenbahnverwaltung, doch die Regel bilden. Da iſt es 
mir angenehm, feſtſtellen zu können, daß bei den Perjonen» 
zügen in Sadjen in Zukunft die Doppelfahrten fich faft 
N) vr leichitellen mit denen in Breußen, daß aber 
bei den anelgige die Doppelfahrt in Sachſen weient- 
lich teurer jein wirb als bei uns, 


(Sehr richtig!) 


Württemberg, das ja in der Sache am aller 
eingehendften vorgegangen ift und dieje Frage jehr gründ- 
lich geprüft hat, macht in ähnlicher Weife jeine Borichläge. 
Die einfache Fahrt ift in Württemberg nicht unweſentlich 
beruntergejegt worden; Württemberg wird für die Zus 
kunft die III. Klaſſe mit der Hälfte des Betrages fahren 
wie wir, die Doppelfahrten mit nur einem Drittel weniger. 
Bei den Schnellzügen dagegen hat Württemberg für die 
doppelte Fahrt eine nicht unmejentlihe Erhöhung jeiner 
Tarife eintreten laffen, wenn die Sade zur Ausführung 
kommt. Wir jehen aljo, im großen ganzen, dak mit 
Nüdficht auf die Nachbarſtaaten bei der doppelten Fahrt 
der preußijche Staat es ruhig bei jeinen Tarifen belajjen 
fann und feine Beranlafjung hat, an feinem Perionen- 
verkehr zu rütteln. Es wird ja für uns die Frage aufs 


treten, ob nicht im Laufe der Zeit die Bereinfahung am 
wedmäßigiten dadurd) herbeigeführt wird, daß der —* 
—* die doppelten Fahrten als Norm des ganzen Verkehrs 
und damit eine Vereinfachung des ganzen Billetweſens 
eintritt. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, Württemberg hat nun eine jehr 
interefjante Unterfuchung angeftellt. Dieſe Unterfuhung 
bezieht ſich auf die Selbitkoften bei dem Perſonenverkehr, 
und es ift ja auch für ung fehr lehrreidh, hiervon Kenntnis 
zu nehmen. Es * ſich herausgeſtellt, daß Württem- 

erg nach der Rechnung, die ja vielleicht angreifbar iſt, 

aber doch immerhin einen gewiſſen Anhalt bietet, im 
Perjonenverfehr eine Unterbilanz von 5 bis 6 Millionen 
bat, daß diefe Unterbilanz aber vorwiegend die Berjonen- 
und nicht die Schnellzüge trifft. Es wäre ſehr erwünſcht, 
wenn wir auch mal eine derartige Rechnung aufitellten. 
* gebe, wie pelagt, zu, daß dielelbe auf einzelnen uns 
* Grundlagen beruht, aber ſie wird bei einem 
ährlich wiederlehrenden regelmäßigen Vergleich immer eine 
Interlage geben über die Entwicklung der Selbſtkoſten 
des Eiſenbahnweſens. Sehr viel wichtiger aber wäre es 
noch, wenn wir eine Selbſtkoſtenrechnung aufftellten, die 
ſich auf einzelne Gebiete unjeres Staates bezöge und 
nicht bloß auf den Perjonenverkehr, jondern auch auf den 
Gejamtverkehr. Ich möchte es für jehr wünjchenswert 
halten, wenn wir eine Rechnung machten, wie unjere 
Selbfttoften fich bei den Eifenbahnen im Often und im 
Welten verhalten, wie viel wir im Oſten zujegen und 
wie viel wir im Weiten verdienen. Ich bin überzeugt, 
eine derartige Rechnung würde ganz klaſſiſche Rejultate 
zum Vorſchein bringen, 


(fehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


und fie würde beweilen, daß der Oſten in feinem ganzen 
wirtichaftlichen Wejen, in all der FFürforge und den 
rogen Mitteln, die für ihn ausgeworien werden, voll: 
Händig vom Weiten ——— iſt. Ich bringe das nicht 
vor, um in irgend einer ie zu betonen, daß die Opfer, 
die der Weiten für den Verkehr im Oſten bringt, nicht 
gern getragen werden; denn das Gefühl der — 
gehörigkeit iſt in einem Maße vorhanden, daß wir gar 
nicht an ſo etwas denken. Aber ich würde es für er— 
wünſcht halten, die Zahlen vorgelegt zu erhalten, damit 
der Oſten ſich überzeugt, was er dem Weſten ſchuldig iſt, 
und die Überzeugung bekommt, wie notwendig es iſt, 
diefe milchgebende Kuh zu pflegen und ihr ftets das zu— 
fommen zu lafjen, was erforderlich ift, um fie in gutem 
Stande zu halten. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Wenn Aufklärung in diefer Nichtung geichaffen würde, 
würde das ficher gute Rejultate haben. 

Zum Güterverkehr übergehend, jo muß ich auch da 
ugeben, daß die Anfäge in dem Etat in einer jehr vor: 
Ati en Weiſe gemacht find, und ich hoffe, daß im Laufe 
bes ** die Beſſerung, die zunächſt in der Maſſen— 
produktion, nicht im Verdienſt eingetreten iſt, anhält, 
unjeren Eijenbahnen weiteren Verkehr bringt und damit 
ihre Einnahmen vermehrt. Was den Einfluß unjeres 
Güterverkehrs, unjerer Gütertarife auf das gelamte 
wirtichaftliche Leben der Nation betrifft, jo will ich zu— 
nächit darauf verweilen, daß ich jchon im vorigen Fahre 
ausgeführt habe, in wie unvollftändiger Weife der natür- 
liche Güteraustaufch, wie er im Lande notwendig wäre, 
in Preußen möglich ift, wie diefer Güteraustaufc 
unmöglich ift Aue die ungenügenden Tarife. 

Ich habe mich gefreut, meine Herren, daß jeitens 
des Herm Finanzminifters in feiner diesjährigen großen 
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[Macco, Abgeordneter] 
Etatsrede zwei Punkte ftärker hervorgehoben worden find 
als in früheren Jahren. Das ift einmal die Abhängigkeit 
des ganzen Ctat3 von der wirtichaftlihen Lage und 
weitens die Abhängigkeit der wirtichaftlihen Lage vom 
"* m Begug auf ben erleren Teil made 16 Barauf 
n bezug auf den eren Teil mache ich darau 
aufmerffam, daß meine Partei ſchon feit zwanzig Jahren 
ftetsS auf die Gefahren hingewieſen hat, die in dieſer 
roßen Abhängigkeit unſeres Etats von der wirtichaft 
ichen Sage ruhen; die Warnungen find erfolglos gewejen, 
und die Abhängigkeit ift jeit zwanzig Jahren von Jahr 
zu Yahr größer geworben. 


(Sehr richtig! links.) 


Es ift von großer Wichtigkeit, daß nun von feiten des 
Herrn Finanzminifters hier klar ausgeſprochen wird, daß 
wir nicht —J unſere rn Erträge und damit 
die Erträge der Eijenbahnen aufrecht erhalten können 
ohne eine meitgehendite Rüdficht auf die Lage auf dem 
Weltmartte. Wenn der Herr Finangminifter zunächſt in 
feiner Ausführung über den Güterverkehr geſagt hat: „troß- 
dem haben wir biöher bei der ganzen Behandlung unjerer 
Eifenbahnen die volkswirtſchaftlichen Hüdfichten vor den 
rein finanziellen Rückſichten gelten laffen”, jo bitte ich um 
—— wenn ich die ſchöne Behauptung mit 
etwas Zweifel angehört, da die tatſächlichen Verhältniſſe 
dem nicht ganz entjprechen. Der Herr Finanzminifter 
bat denn je in faum einer Minute fpäter ſich dahin 
verbefjert, daß er jagt: „wenn der Abgeorbnete Noelle 
den Wunſch ausgeiprochen hat, mit einer Herabieguug 
der Gütertarife vorzugehen, o, meine id, wäre ber 
egenwärtige Augenblid der ungeeignetfte für eine folche 
aßregel.” Meine Herren, ich bitte, fich zu erinnern, 
mas uns gejagt worden ift in den Zeiten guter Fon» 
junftur, als die Eifenbahneinnahmen groß waren, und 
als es dem wirtichaftlichen Leben der Nation gut ging. 
Damals jagte man: ja, euch geht es ja fo gut, daß eine 
bjegung gar nicht nötig ift. Much in den früheren 
hren ſchlechter Konjunktur ift dasjelbe, was der 
Herr Finanzminifter jetzt geſagt hat, jchon gejagt worden. 
Und jo drehen wir uns immer um denfelben Punkt 


herum, 
(fer richtig!) 


wir kommen in der Sade ſelbſt nicht weiter. 

Der Herr Finanzminifter hat ja mit vollem Recht 
auf unfer Berhältnis im Weltmarktverfehr hingewieſen, 
und das erfordert auch die allerernitejte Aufmerkjamteit. 
Sit doch unfer ganzes wirtjchaftliches Leben von —— 
zu Jahr abhängiger vom Weltmarkte geworden inſofern, 
als wir in den legten fünf 
Mengen um 25 %, nad 


haben, 
(hört, hört!) 


lüdlicherweife die ge nicht ſehr ſtark 
eſtiegen iſt. Aber dieſe ſtärkeren Beziehungen unſerer 
— um Auslande legen uns auch die Frage 

ind denn die ee” unter denen 
die Gütererzeugung bei uns ftattfindet, fähig, die Kon— 
kurrenz mit ber sgeugung im Yuslande zu ertragen? 
Da hat der Herr Minifter der Finanzen erklärt: „bie 
Abhängigkeit von England und Amerika ift ein überaus 
unficherer Faktor; der Punkt Amerika ift meines Er- 
achtens der dunkle Punkt am Horizonte der Induſtrie.“ 
— Meine Herren, ich ſchließe mid den Ausführungen 
in bezug auf die Abhängigkeit * an; denn in dieſer 
unbedingten Form beſtreite ich dieſe Abhängigkeit. Sie 





ahren unſere Einfuhr nach 
erten um 35 % geſteigert 


während 


immer näher: 
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ift nicht vorhanden durch die Lage der natürlichen Ber: 
ältniffe, und es nötige mich gerade dieſe Außerung des 
ern Finanzminifters, etwas näher auf dieſen Punkt 
einzugehen. 
ebe zu — und dabei muß ich, wie es jelbit- 
verftändlih ift, die wichtigften Zweige der Induſtrie, 
d. i. Eifen und Kohle, in eriter Linie berückſichtigen — 
ich gebe zu, daß die natürlichen Berhältniffe in land 
im weſentlichen günftiger find wie im Deutichland, 
England hat einen Zeil feiner Kohle und feines Eiſent 
jehr nahe zufammenliegend. Gngland bat billige Sohle, 
eringe Transportkoften, denn die Entfernungen im Can 
ind nicht bedeutend, England liegt mit einem großem 
Zeil der Induſtrie an der See und hat dadurch Vorteil, 
die wir nicht haben. Aber England ift auch genötigt, 
ein Drittel feines Bedarfs an Eifenftein aus dem Aus: 
lande zu beziehen und ift dadurch im Nachteil gegen uns, 
wenn unfere inbuftriellen wirtſchaftlichen Verhältniſſe jih 
natürlich entiwidelten. Die Lage in Amerika ift im bezug 
auf das Material jelbft eine wejentlich günftigere als bei 
uns, d. h. die Amerifaner können ihre Stohle billiger er- 
zeugen, fie haben ein ſehr gutes Material und Fönnen 
In den größten Teil ihres Eifenfteins billiger als wir 
und zwar in guter Qualität erzeugen. Dagegen it das 
örtliche Borkommen der Rohmaterialien in Amerika jehr 
ungünftig. Die Entfernungen betragen für den Trandport 
von Kohlen bis zu den Zentren der Eifeninduftrie 200 
bis 300 km, fie betragen für den Eijenftein bis nad) den 
—— der Eiſeninduſtrie 1000 bis 1800 kn; Ent 
ernungen, die bei uns ganz unbekannt find. Man bat 
es drüben verftanden, diefe Entfernungen in einer Weile 
u überwinden, daß die Induſtrie nicht bloß konkurren; 
Pahig ift, fondern in einer großen Anzahl von Konjur 
turen volljtändig übermächtig geworben it. 

39 hätte —— da der Herr FFinanzminifter 
gerade diefem Gefichtspunfte etwas näher nachgegangen 
wäre und den Unterjchied in der wirtjchaftlichen Lage 
etwas näher unterjucht hätte Er würde dann ganz 
naturgemäß an die Aufgaben gekommen fein, "die uns 
bevoritehen, um uns auf dem Weltmarkte Eonkurrenzfähig 
zu erhalten. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, wie hat denn die nordamerifaniice 
— es möglich gemacht, dieſe Entfernungen in einer 
eife zu überwinden, die fie auf dem Weltmarfte noch 
fonturrenzfähig macht? 1900 hat das durchfchnittliche Er⸗ 
trägnis per Tonnentilometer auf allen nordamerikaniſchen 
* 2,09 # betragen, während es in Preußen im 
Sabre 1901 3,55 # betrug. Gehen Sie aber die Haupt 
induftrieftaaten der Union burd, jo werden Gie ganz 
andere Süße finden. In den Staaten Ohio umd 
Michigan war der Durchſchnittsſatz 1,5 F, aljo weit 
unter der Hälfte unferer Durchſchnittsſätze. In New-York, 
Pennſylvanien und Nemw-Verjey war der Durdichnitts 
jab 1,7, aljo auch 2 unter der Hälfte unſerer Durch 
chnittsſätze. Vergleichen Sie mit dieſen Sätzen bie 
durchichnittlichen Einnahmen aus unſerm Tarif, jo werden 
Sie finden, daß wir im Normaltarif 5,24, im Spezial: 
tarif I, der doch auch jchon Induſtriegüter fährt, 5,19, im 
Spezialtarif II 4,16, im Spezialtarif III 3,01 Z und im 
Ausnahmetarif 2,68 #, im Stohlentarif 2,52 Ein 
nahme haben. Aljo alle dieje Tarife, die doch für die 
Mafjengüter gelten, welche die Induſtrie nötig hat, find 
weit über dem Durchſchnittstarif drüben, und darin liegt 
eben das Moment, durch welches die Nordamerikaner und 
überlegen find und es verftehen werden, in der Zukunft 
den Weltmarkt zu beherrihen. Das Wichtigfte uns 
in Deutichland, um unfere Induſtrie hoch zu halten, ift, 
daß unjer Kohlenverkehr entwidelt wird. In diejer Ber 
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TEifenbahn-Ett] 
[Maceo, Abgeordneter] 
aiedemg find wir gegenüber den Bereinigten Staaten 
außerordentlich zurü gelest. Ich habe mir die Mühe 
gegeben, mir von 67 Stationen der Vereinigten Staaten 
die Stationdtarife kommen zu lafjen. Das Bundesamt 
in Waſhington hat dieje Tarife zufammengeftellt, 
die Bahlen können als auf amtlicher Duelle beruhend 
Unfpruh auf Zuverläffigkeit — Sie finden 
da als niedrigſten Satz im sStohlentarif 0,6 4 
egenüber unjerem Durchjchnittsfag von 25 # Gie 
finden den allerhöchſten Sag mit 1,9 #27 Stationen 
von diefen 67 Stationen haben die Süße unter 1 #; 
15 Stationen haben Sätze von 1 bis 12 #_ Dem 
—— haben wir in Preußen bei Entfernungen von 
km einen Satz — Streckengebühr plus Abfertigung — 
von 3,5 # und bei einer Entfernung von 1000 km nad) 
dem Rohitofftarif 1,5 F. Wie wir damit konkurrieren 
jollen, weiß ich nit. Im NRoheifentransport des Binnen- 
verfehrs wird in Amerika zu 1,2 bis 2 # per Tonnen- 
filometer gefahren. Wir Ks nad) unferem Spezial- 
tarif III bei 100 km mit 3 bis 4 #_ Gbenjo ift es bei 
den Eifenfabrifaten und den Bauartifeln, die in den 
Bereinigten Staaten mit 1,3 bis 1,5 # gefahren werben, 
während wir mit 3,5 bis 4 # fahren. Gegen dieje 
Zahlen können wir nicht ankommen. 

Nun will ich gerne zugeben, daß man in Preußen, 
wo die Konkurrenz gegen das Ausland es ermöglicht, in 
vielen Fällen da, wo es fi um Ausfuhrtarife handelt, 
weit entgegengefommen ift. Ich gebe zu, daß wir Aus» 
nahmetarife für den Export haben, die jo niedrig find, 
daß fie nicht gut weiter erniedrigt werden können. ber 
ich möchte gerade aus diejen Tarifen, die hier eingeführt 
find, den Schluß auf die ganze Behandlung — und 
möchte darauf aufinerfjam machen, daß unſer Betriebs- 
bericht für das Jahr 1903, in dem ſchon die Zahlen auf 
Seite 170 ftehen, uns darüber belehrt, daß jeit der Ein- 
führung der Ausnahmetarife für Eijenerz aus Luremberg 
und Lothringen nah der Ruhr der Transport diejes 
Maffenguts fih von 125000 t im Jahre 1893 auf 
895 000 t im Fahre 1901 gehoben hat. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Es ift aljo der 5» bis 6 fache Betrag, der in der Zeit 
von 9 Jahren erreicht worden iſt. 

Die Ausnahmetarife, die wir nad) den Küſtengebieten 
für Eifenfabrifate eingeführt haben, haben ſich jeit 1897 
von 526 000 auf 746 000 in 1901 gehoben, alſo eine 
Steigerung von etwa 50 %. 

Sch verweiſe weiter auf die Nusnahmetarife für den 
—— Im Jahre 1895 hat unſere Lieferung an 
die Schiffswerften bzw. an die Seeplätze 14490 t be— 
tragen. Nachdem ein ermäßigter Wusnahmetarif für 
Schiffsbau eingeführt worden iſt, hat im Jahre 1901 
der Berjand 159000 t betragen, 

(hört, hört! bei den Nationalliberalen) 
ift alfo über das Se na geftiegen. Wenn man dieje 
Zahlen lieft, erheben fie einen lebendigen Vorwurf gegen 
die ganzen Grundjäge, die in unjerer Eifenbahnverwaltung 
in bezug auf die Frachten bisher geherricht haben. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Man bat den Eifenbahnfrahtiag für Artikel des Schiffs— 
baues bis zum Jahre 1895 hochgehalten, und man hat 
andererjeit3 die Zölle für diefelben Artikel aufgehoben. 
Man dat das Ausland begünftigt und hat im Inland 
den Abfa nah der Richtung erichwert. Und melde 
Erfolge haben wir hier aufzumeifen, nach dem man endlich 
angefangen hat, anders zu wirtfchaften? Diefe Zahlen 
Verhaudl. d. Haufes d. Ag. 19. Legisl. V. Seffion 1903. 
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müjjen uns eine Lehre fein, daß ganz andere Grund» 
Jäße als bisher walten müfjen. 

Meine Herren, wie hat fich denn nun die deutſche 
Induſtrie entwidelt — den Khan, die bei 
uns bisher maßgebend waren? Es ijt eine eigentümli 
Erjdeinung, daß in den legten 10 Jahren unſere deutf 
Eiſeninduſtrie ne immer mehr an das Waſſer zieht; fie 
zieht fih nach Pläben Hin, an denen man bisher ein 
wirtichaftliches Leben der Eijeninduftrie für ganz unmöglich 
gehalten hat. Gehen Sie unjere ganze Hüfte der Oſtſee 
ab! Heute finden Sie in Danzig ein Stahlwert, Sie 
finden ein großes Eiſenwerk in Stettin, ein Stahlwert 
in Rendsburg am Kanal. In Lübeck wird ein großes 
Eifenwert geplant! Die Ynduftrie in Rheinland und 
Weſtfalen zieht fi) an den Rhein, ans Waſſer, um billige 
Frachten zu bekommen, weil fie im Lande nicht lebens- 
und Eonfurrenzfähig it. Was ijt die Folge diefer ver- 
änderten Lage? Die Folge ift, daß man ſich vorwiegend 
auf das Rohmaterial des Auslandes ftügt und damit 
den ganzen Nationalwohlftand jchädigt, daß die Ber- 
wertung unferer wertvollen Materialien im Inlande ge 
ichmälert wird und ihnen eine erhöhte Konkurrenz gemacht 
wird. Das ift ein unerträgliches Verhältnis. 35 hoffe, 
daß es möglich ift, dem für die Zukunft entgegenzutreten. 

Wenn ich jpeziell davon geiprochen habe, daß in 
erjter Linie die Kohlentarife für uns in Betradht fommen, 
jo werden Sie mir zugeben, daß bie Sohlentarife die 
Grundlage unferes ganzen induftriellen Lebens find; Die 
Kohlen And das Brot der Induſtrie. Bis jept ift im 
großen und ganzen die Richtung der Tarifermäßigung fo, 
daß, wenn auch in einzelnen Fällen Tarife —— ind, 
doch immer gleichzeitig damit eine Ermäßigung der Tarife 
nach den Kohlenbezirken eintrat und die dort ſchon einmal 
fonzentrierte Induſtrie weiter ſtärkte. Ich bin weit 
Ba davon, gegen unjere Freunde in Weftfalen und 
deren wirtjchaftliches Leben etwas zu fagen; ich wünsche 
ihnen das allerbejte. Aber ich möchte doch wünſchen, daß 
die verzweigte Induſtrie im Lande etwas mehr berüdjichtigt 
wird, und ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß die 
Eleineren und mittleren Induſtrien, die fi im Lande 
verzweigt vorfinden, eine Stärkung nötig haben, und daß 
eine ſolche Stärkung für das Gejamtleben des Staats 
und feine jozialen Berhältnifje von größter Wichtigkeit ift. 
Sch weiß wohl, daß Ermäßigungen der Kohlenfrachten 
durch ihre weitgehende Wichtigkeit einen großen Wider: 
ftand bei fämtliden Beamten finden. Man darf ja einen 
Antrag auf Brennjtoffermäßigung kaum erwähnen, wenn 
man ſich nicht der Gefahr ausjegen will, in einen ganz 
eftigen Kampf zu geraten. Aber das darf uns nicht 
indern, die Sache immer wieder aufzunehmen, da es ſich 
ier um eine Lebensfrage der gejamten —— handelt. 

ch glaube aud, daß, wenn man die Vorſchläge, die in 
rüheren — gemacht ſind, einmal von ſeiten des 
Staats aufnimmt, die Bedenken, die mit bezug auf die 
finanziellen Folgen der Ermäßigung der — 
vorliegen, weſentlich geſchwächt, wenn nicht ganz aufge— 
hoben werden können. 

Bor einer Reihe von Jahren hat der Geh. Finanz- 
rat Senke vorgeichlagen, Kohlenfrachten in allmählicher 
prozentualer Herabjegung zur Ausführung zu bringen, 
Herabjegungen, die in jedem einzelnen Yahr nur einen 
geringen Betrag ausmaden, die Daher einen verhältnis. 
mäßig geringen Einfluß auf die finanzielle Lage haben, 
die aber, wenn fie konjequent und nach einem beftimmten 
Syftem von Jahr zu Yahr —— werden, auf die 
Dauer Zeit einen notwendigen Erfolg für die In— 
duſtrie darſtellen werden. Wenn die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung in ber Form an eine mäßige, allmähliche Herab- 
jegung ber Kohlentarife geht, jo würden wohl die Be- 
denken wejentlich ſchwinden. * 





Eiſenbahn · Etatt 
[Maceo, Abgeordneter] 
erkenne an, daß im großen und ganzen die 
Ermäßigung der Tarife in Preußen ſehr ichwierig ge en- 
über dem Finanzweſen ift, auf das num einmal Rüdjicht 
genommen werben muß. Es ift leider nicht zu verfennen, 
daß unjere Eifenbahn ein Inſtitut, das in feinem ganzen 
Weſen in der Technik und deren Fortichritten begründet 
ift, das in feiner Aufgabe dem rafchlebigen, ſich raſch ent- 
widelnden Berfehr dienen ſoll, das von diefem Verkehr 
völlig abhängig ift, daß diefes Inſtitut, dem dieje großen 
Aufgaben gejtellt werden, mit Händen und Füßen an das 
Finanzwejen des Staates gebunden ift. Bei dem ge 
waltigen Umfang des Eiſenbahnnetzes, bei den großen 
Koften einer wejentlihen Neuerung ift mit bezug auf 
das vorher Geſagte eine jchnellere Einführung eines zeit 
emäßen Fortſchritts ausgefchloffen, wenn es nicht mög« 
ich ift, fo ftarfe Reſerven zu fammeln, daß ſie gejtatten, 
vorübergehende Einnahncausfälle auszugleichen und damit 
ſowohl technifche Neuerungen wie wejentliche Tarifermäßi- 
ungen ohne Schädigung für das Finanzweſen zur Eins 
helm zu bringen. 
Meine Herren, ich möchte bei der Gelegenheit noch 
auf eins hinweifen. Es ift häufig aus den Streifen des 
oben Haufes und auch aus anderen Kreiſen auf Ver— 
efferungen be bezüglich technijcher Neuerungen, wie 
auch auf wirtfchaftliche Maßregeln hingewieſen, und es ift 
uns bisher, ſolange ich das öffentliche Leben verfolge, 
in der Regel begegnet, daß uns, wenn eine ſolche An— 
regung gemacht wurde, die Herren im —— Tre 
im Eiſenbahnminiſterium, in den Eiſenbahndirektionen, 
mit Entjegen erwiderten: das koſtet gleich 50, 60, 100 Mil- 
lionen, die ausgegeben werden müſſen, oder 5, 6, 8 Mil. 
lionen, die an den Ginnahmen ausfallen. Ohne die 
Richtigkeit diefer Einwendungen zu beftreiten, muß ich 
darauf hinmweilen, daß nocd niemals jeitens eines ver- 
ftändigen Menſchen große, ummälzende Maßregeln ge— 
fordert find, die fich nel vollziehen jollen, daß in allen 
ällen eine derartige Umwälzung gerade in unjerem Eiſen- 
bahnmejen immer Jahre erfordert, jodaß die Erwähnung von 
500 Millionen, wie wir fie unter Herrn v. Miquel ge- 
wohnt waren, von 100 Millionen, wie wir fonft zum Er— 
fchreden der Unkundigen gehört haben, gar feine Bedeutung 
für die Ausgaben eines einzelnen Jahres haben. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


ch bitte, für die Zukunft zu bedenken, daß, wenn 

man Borjchläge macht, die 50, 100, 200 Millionen Marf 
Ausgaben im Laufe einer Reihe von Jahren erfordern, 
eö wohl dem Einzelnen, der diefe Berhältnifje nicht fennt, 
kalt werden kann, wenn er von jolchen —5** hört; 
daß aber, wer die wirtjchaftlihen Verhältniſſe und die 
Lage unjeres Eiſenbahnweſens kennt, weiß, daß wir es 
bier mit einem Anlagefapital von 8 Milliarden Darf und 
mit einer Yahreseinnahme von 1400 Millionen Mark zu 
tun * Was bedeuten demgegenüber ſolche Beträge, 
die ſich auf die Anderungen en eine Reihe von Jahren 
verteilen! Ich bitte dringend, uns in — nicht damit 
zu kommen, daß man wohlgemeinte Vorſchläge und An— 
regungen, die bei unſerem großen Eiſenbahnweſen immer 
oße Punkte und Ausgaben betreffen, mit einem ſolchen 
Hinmeis zurückweiſt. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Eindrud kann das auf denjenigen, der al& wirtjchaftlich 
und faufmännijch gebildeter Mann das Gejamte im Auge 
bat, nicht machen. 

Meine — ich habe ee über die Bes 
dbürfniffe unjeres wirtichaftlichen Verkehrs gefprochen; 
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ih babe darauf hingewieſen, daß ein Zeil diefer Ber 
dürfniffe, die Kohlenfrachten, in einer Weiſe erledigt 
werden kann, bie wohl beiden Teilen gerecht wird. Ich 
fann aber meine Ausführungen nicht ohne den Hinweis 
ihließen, daß, wenn wir uns auch der Anerkennung, die 
der Herr Minifter für feine Beamten ausgeſprochen hat, 
voll anjchließen, die Ausbildung junferer Eifenbahn- 
beamten nad) mancher Richtung hin noch mangelhaft ift, 
und daß ficherlich mit einer gründlichen Ausbildung, mit 
einem obligatorifhen Nachweis aller derjenigen Kenntniſſe 
die unjere höheren Beamten für ihr bedeutendes Fa— 

notwendig haben, Beamte erzogen werben fönnen, bie 
noch wirkjamer arbeiten, als es bisher der Fall ift. Id 
kann nicht jchließen, ohne nochmals darauf binzumeijen, 
dak wir die Mittel der Technik in viel höherem Maße 
ald bisher im Auge behalten müfjen, daß wir unferen 
Zednifern in der Gijenbahnverwaltung einen anderen 
Einfluß geben müffen, als es bisher der Fall ift. Dabei 
möchte ich befonders darauf hinweifen, daß das Wichen- 
brödel in der Verwaltung und in der Technik, die 
majchinentechnifchen Beamten, eine viel maßgebendere 
Stellung als jetzt haben müfjen. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, in —* großen volkswirtſchaftlichen 
Juſtitut iſt die Wahl, die Ausbildung der Beamten die 
erſte Unterlage, um billig zu fabrizieren, und in der 
Beziehung können wir wohl noch Mittel finden, um die 
Bebürfuifte unferes wirtichaftlichen Lebens zu befriedigen. 

ch komme zum Schluß, meine Herren. Ein grobes 
wirtichaftliches Unternehmen wie die preußiichen Staat: 
eifenbahnen, von denen das ganze wirtichaftliche Leben 
der Nation abhängig iſt, darf nicht nach dem engen 
Geſichtspunkt eines augenblidlichen Erwerbes geleitet 
werden; ed darf nicht lediglich nur dann auf die Befrie- 
digung wirtihaftliher Bedürfniffe ausgehen, wenn bie- 
jelben ſich durch eingetretenen Notftand als unabmweisbar 
eigen, jondern muß in weitfichtiger Weiſe die materiellen 
lfsinittel bes Landes, bie geifigen Hülfskräfte ent- 
wideln können. Es muß neben diefer großen, weit 
fichtigen vaterländifchen Aufgabe die Mittel bejigen, um 
jederzeit fi) bietende Vorteile mit Energie ausnügen zu 
können und damit feinen eigenen finanziellen Intereſſen 
zu dienen. 

Meine Herren, diefem großen Geſichtspunkt werden 
wir und ja nähern, wenn wir auf dem Wege weiter 
fortichreiten, der mit dem biesjährigen Etat in Anregung 
gebracht ift. Ich erkenne mit Dank dem Herrn Finanz» 
minifter und dem Herrn Eifenbahnminifter gegenüber an, 
dak die Bildung eines Ausgleichsfonds ein ganz wejent- 
liches Mittel it, um unfere Eifenbahnen nad; Gefühls- 
punften zu leiten, die dem entjprechen, und ich hoffe, daß 
eine Berfolgung diejes ug eine Anwendung der 
überaus anerfennenswerten Anjichten, welde uns der 
Herr Eifenbahnminifter heute entwidelt hat, dazu dienen 
wird, unfere vaterländifchen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
zu heben und damit dem Gejamtjtaate zu nügen. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präafident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
georbnete Frhr v. Erffa. 


Frhr v. Erffa-Weruburg, Abgeordneter: Meine 
—— ich werde dem Herrn Vorredner nicht auf die 
eſprechung aller derjenigen theoretiſchen Gebiete, die er 
ſo gut beherrſcht und uns vorgetragen hat, folgen, ſondern 
Fa bauptfählih an den uns vorliegenden Etat halten. 
Es ijt ganz darafteriftiich für diefen Etat, daß ber alte 
Streit, ob die Schägung, die in den Einnahmeziffern aus 
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[ch v. Erffa-Wernburg, Abgeordneter] 
dem Tit. 1 und 2, auf denen ja befanntlid; nicht nur der 
ganze Eifenbahnetat, fondern, ich möchte jagen, überhaupt 
unfer ganzer Etat beruht —, ob die Schägung, die in 
diefen Ziffern liegt, eine zu vorfichtige oder nicht vor«- 
fichtig genug geweien wäre — id jage: es it ganz 
charakteriftiich, daß diejer alte Streit in diefem Jahre 
nicht erhoben worden ift gegenüber den früheren Jahren, 
weil jedermann davon überzeugt war, daß man nicht 
vorfichtig genug bei der Beranjchlagung der vorliegenden 
wg fein konnte. Der Etat für 1902, der ja mit 
einer Mindereinnahme gegen 1901 von 24 700000 AM 
geichägt wurde, und von dem damals doch noch einige der 
Herren ſagten, er ſei zu vorjichtig geichägt — andere 
allerdings, er fei zu wenig vorfichtig geſchätzt —, hat ja 
in Wirklichkeit eine Mindereinnahme von 68 Millionen 
ergeben, ift aljo um 43'/, Millionen zu gering geſchätzt 
worden. 

Daß eine derartige falihe Schägung von Etats zu 
ganz bejonderer Vorfiht mahnt, kommt nun hier darin 
zur Geltung, daß, wie ich eben jagte, in diefem Jahre 
jeder darüber einig ift, daß man nicht vorjichtig genug 
fein kann; und jo waren wir denn in der Kommiſſion 
mit dem Herrn Minifter auch vollftändig darin einver- 
ftanden, die Iſteinnahme von 1901 als Anſchlag zu 
nehmen und in diejen Etat einen Minderüberjchuß von 
47Y/, Millionen einzujegen, der fich aus einer Minder- 
einnahme von 36'/, Millionen und einer Mehrausgabe 
von 11 Millionen zufammenjegt. Wenn man bedenkt, 
daß die frühere Steigerung der Einnahmen bei den 
Eifenbahnen ſtets pro &abr auf 4% han t worden ift, 
jo glaube ih, muß man dem Herrn Minifter Gercchtig- 
feit widerfahren lafjen, daß er bei unjeren wg Etats» 
ablen keinen leichten Anfang in jeinem Rejjort gehabt 
at, und wir können uns nur freuen, daß er mit ſolchem 
frifchen Mut, gejtügt auf die Erfahrungen, die er an 
anderer Stelle geſammelt hat, und geftügt auf die Er- 
fahrungen feiner langjährigen Mitarbeiter, jein Amt ans 
getreten hat. 

Bei der diesjährigen vorfichtigen Schägung möchte 
ich behaupten, dag nun doc mit einiger Deftimmtheit 
darauf gerechnet werden kann, daß dieler Anschlag ver: 
mutlich erreicht wird, und zwar hoffe ich das aus zwei 
Momenten. Weil erftens eine Steigerung der Einnahmen 
bis zum Dezember im Berjonenverkehr von 5 Millionen 
und im Güterverkehr von 16,8 Millionen gegen 1901 
jtattgefunden hat und wir aus den Worten des Herrn 
Minifters gehört haben, daß die Steigerung auch noch 
im nächften Jahre, im Januar diejes Jahres, angehalten 
hat, ſodaß wir gegen das Vorjahr mit ber erfreulichen 
allerdings immerhin nicht großen Steigerung von 
27,7 Millionen rechnen Eönnen. 

Das zweite Moment, weshalb ich ficher hoffe, daß 
diefer Anſchlag erreicht werden wird, liegt in dem Auf- 
fhwung ber 8 nbuftrie, der doch tatjächlich erfreulicher- 
weife vorhanden hy und den ich für diejenige Induſtrie, 
inmitten derer ich lebe, bereits im Borjahre bei meiner 
Rede zum Eifenbahnetat vorausgejagt habe. Die Tertil« 
induftrie in meiner Heimat er ih zur Beit in einem 
entichiedenen Aufſchwung. iefer Aufſchwung würde 
noch größer ſein, wenn die frivolen Kraftproben, welche 
die Sozialdemokratie fortwährend in ihren Streiks macht, 
unterbleiben würben. 


(Sehr richtig!) 


Nur durch dieje immerwährende Aufregung der Arbeiter 
halten die Sozialdemokraten mit ganz unnötigen Streiks, 
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in denen fie in der Megel unterliegen, den Aufſchwung 
fünftlich hintenan! 
(Sehr richtig!) 


Der Herr Finanzminifter hat — natürlich im 
Scherz — bei feiner Rede, mit der er den Staatshaus- 
halt eingebradht hat, die Gilenbahnverwaltung fein 
Schmerzensfind genannt. Andere Leute nennen fie 
ein Stieffind, wei F unter dem Druck des Finanz. 
minijteriums ftände. eine Herren, ich halte alle beide 
— für falſch und ungerecht. 

Ein Schmerzenskind iſt die Eiſenbahnverwaltung 
deshalb nicht, weil ſie nach all den Abſchreibungen, die 
der Herr Eiſenbahnminiſter uns vorhin in feiner Rede 

enannt hat, doch noch einen Beitrag zu den allgemeinen 

taat3ausgaben von 110 Millionen leiftet. enn ja 
diefer Beitrag allerdings feit dem Jahre 1900 um 
75 Millionen zurüdgegangen ift, fo ift das jehr bedauer- 
lich; aber man muß andererjeits doch anerkennen, daß 
die Eifenbahnverwaltung, nah Tilgung von Eifenbahn- 
fchulden, Berzinfung, Abzug von Ben ionen und allem, 
was drum und dran hängt, zu den Stantdausgaben 
immer noch 110 Millionen beiträgt. 

Sie ift ferner fein Schmerzenstind, weil fie ihr 
Anlagekapital noch mit 6,41 % verzinft. Sch glaube, das 
ift ein jehr gutes und braves Kind. 

Ein Stieftind möchte ich die Eifenbahnverwaltung 
deshalb auch nicht nennen, weil fie doch mit Übereinftim- 
mung und Einverftändnis des Herrn Finanzminifters ein 
Ertraordinarium von 91 Millionen erhalten hat — doch 
gewiß eine jehr ſchöne Summe zur Fortführung der ihr 
zuftehenden Aufgaben —, und weil fie ja den Ausgleich» 
fonds von 200 Millionen in Ausficht hat, um jederzeit 
einen —— Dispoſitionsfonds von 30 Millionen zur 
Hand zu haben. 

Der Herr Abgeordnete Dr am Zehnhoff, der zu meinem 
großen Bedauern unmohl geworben ift, hat ja allerdings 
diefen Ausgleichsfonds zu Klein gefunden und wünjcht 
nad feinem Bergleih mit dem ſowohl ſchwankenden als 
ichlingernden Shif einen Ausgleihsfonds für unfere 
zn Staatöfinanzen, um außer bem Ausgleich zwifchen 

taat8ausgaben und Eijenbahnverwaltung noch einen 
weiteren Wusgleich zwifchen den Überweifungen und Mas» 
tritularbeiträgen des Reichs zu erreichen. Meine Herren, 
ich habe dem Herrn Abgeordneten Dr am Zehnhoff, wie 
er das vortrug, einen Swijchenruf gemacht, und er hat 
das mit einem Wit abgefertigt, daß es gerade fo wäre, 
wie wenn man einen Gläubigerausihuß & ammenfommen 
ließe, der über die Bezahlung jeiner Schuldner beraten 
ſollte. Damit ift die Sache nicht abgetan. Ich halte 
wirklich den Gedanken, den der Herr Abgeordnete ec 
in feiner Etatsrebe angeregt bat, für einen äußerit uns 
lüdlichen, und zwar einmal, weil wir einen ganz folofjalen 
Sonde ſchaffen müßten, und zweitens, weil wir dann 
niemals zu einer Finanzreform im Reiche fommen würden. 
Was haben denn die Eleinen Staaten davon, wenn wir 
den Ausgleihsfonds in Preußen haben, wenn fie aber 
bei der frage der Eriftenzfähigkeit angefommen find und 
einen ſolchen Ausgleichsfonds nicht haben? 
ch will je nun zugeben, daß jet, wo wir noch 
nicht wifjen, welche Überfchühfe die Zölle aus den Handels» 
verträgen geben werden, noch nicht die Zeit gefommen 
ift, in eine Finanzreform des Reichs einzutreten; aber 
ich möchte die Herren vom Zentrum, das jo häufig das 
Zünglein an der Wage der Gejeggebung genannt wird, 
darauf aufmerfjam machen, daß wir im Reich eine Anzahl 
recht fteuerbarer — haben, aus denen die anderen 
Kulturſtaaten erhebliche Staatseinnahmen haben, die uns 
fehlen. Ich erinnere an den Tabak. Ich weiß, daß die Herren 
das ſehr ungern aufgreifen wegen der — ne ich 
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IFrhr v. Erffa-Wernburg, Abgeordneter] 
ſtehe aber auf dem Standpunkt und ſpreche es ungeſcheut 
aus, daß man manchmal auch etwas tun muß, was un— 
populär iſt. Wenn die Herren wirklich eine Finanzreform 
iu ftande bringen wollen, jo wirb nichts anderes übri 
leiben, als den Mannesftolz, der jo häufig na 

oben gepredigt wird, aud nad unten gelten zu 


laſſen. 
(Sehr gut! rechts.) 


Meine Herren, ich wende mich nun zu einigen Einzel» 
heiten bes Etat, Daß der we eine 
Steigerung erfahren hat, iſt ja felbftverftänd dr wenn 
man bebdentt, daß die Einnahmen gefunfen, die Nusgaben 
dagegen geftiegen find. Es ift ei; ſehr zu hoffen, daß 
der Betriebstoeffizient fid) wieder vermindert, wenn unjere 
Einnahmen aus ber Beförderung der Güter, die ja 
—— an dieſer Mindereinnahme ſchuld iſt, wieder 
teigen, obwohl es mich bedenklich macht, daß der Be— 
triebskoeffizient ſeit einer Reihe von Jahren nur konſtant 
eſtiegen, dazwiſchen aber nie gefallen iſt. In dieſer 
— geben die Zahlen, mit denen die preußiſche Eijen- 
bahnverwaltung gegenüber anderen Ländern prunft, mir 
ger feinen Troft. Für uns kann es dod; unmöglich ein 

roft jein, daß wir 61 % haben, wenn die Bayern 78%, 
die Sadien 78%, bie Württemberger 73 und die 
Badenſer 81 haben. Uns kommt es nicht darauf an, 
wie der Betriebskoeffizient in anderen Ländern ift, fondern 
darauf, wie er bei uns ift. 

Was die dtägige Dauer der Nüdfahrfarten 
betrifft, jo bleibt, troßdem der Herr Minifter in feinem 
einleitenden Vortrage betont hat, daß die Einnahmen 
aus dem PBerfonenverfehr im —— nicht weſentlich 
zurückgegangen ſind, immer die Tatſache übrig, daß wir 
durch die eg der 45tägigen Rüdfahrkarten einen 
Ausfall von 1 bis 2/, Millionen haben werden. Das 
ift uns in einer Erklärung des Herrn Minifterialdireftors 
Möllhaufen nachgewiejen worden. Wenn auch einige 
Momente, wie ich zugebe, in der Sadje vielleicht fein 
erg ar Urteil —— ſo bleibt doch das eine be— 
ſtehen, daß ſich die einfachen —— die zuſammen⸗ 
geſtellten Fahrſcheinhefte, die Sommerkarten, die Rund— 
reiſekarten zuſammen in ihrem Geldbetrag um 42 Millionen 
vermindert haben, und daß die Ruͤckfahrkarten mit 
4ötägiger Dauer nur eine Mehreinnahme von 39 Millionen 
geliefert haben, jodaß aljo in Wirklichkeit ein Ausfall von 
3 Millionen übrig bleiben würde, der fich aber durch die 
Momente, bie der Herr Minifter und der Herr Bericht- 
erftatter erwähnt haben, ja auf 1 bis 2'/, Millionen 
reduzieren wird. 

Wir haben uns im vorigen Jahre — und id bin 
jelbft derjenige gewejen, der für meine freunde das 
gefagt hat — ja mit diejer Einführung der 4ötägigen 
NRüdfahrkarten einverftanden erklärt. ir haben aber 
die ausdrüdliche VBorbedingung gemacht, daß ein Ausfall 
an Einnahmen dadurch nicht entjtehen dürfte; das ift ja 
damals auch behauptet worden. Nun mödte ih nur 
darauf aufmerkſam machen, dat die volfswirtichaftliche 
Weisheit der Linken, die ſtets den Ausſpruch tut, daß 
jede Verminderung der Perfonentarife eine Steigerung 
des Verkehrs im allgemeinen wiederum herbeiführe und 
dadurch auch reichlich ausgeglichen werde 


(Buruf) 


— ja, meine Herren, das babe ich nun zu oft im Haufe 
gehört und in der Breffe gelejen, als dab Sie es mir 
abjtreiten können, das ift die alte voltswirtichaftliche 
Weisheit der Linken, wie mir bie Herren zugeben werben, 
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daß jede Verminderung der Perſonentarife ſich durch 
eine allgemeine PVerkehröfteigerung ausgleihe —, dab 
diefe volfswirtichaftliche Weisheit hier jedenfalls ein ftarkes 
Loch befommen hat, wenn wir bereits im erjten Jahre, 
wo fich die Sache überſehen läßt, eine Mindereinnahme 
von 1 bis 2 Millionen an Nüdfahrkarten haben. Nun 
will ich durchaus nicht behaupten, daß man das, was man 
jest in der Hinficht erreicht hat, wieder aufheben joll; 
es gibt mir aber Veranlafjung, den Herrn Minifter zu 
bitten, äußerſt vorjichtig mit weiteren Erperimenten in 
diefer Richtung zu fein, und ich freue mid) ganz beſonders, 
daß er in feinen vorherigen Erklärungen gejagt hat, er 
wäre nicht geneigt, auf dem Gebiete ber Br onentarite 
gewagte Erperimente zu machen, er wolle bei den Güter 
tarifen feine allzu große Starrheit — das ift ja felbft- 
verftändlih — eintreten laffen, fi) aber doch immer die 
Sade von Fall zu Fall genau befehen. Er wolle aber 
aud, was auf einem anderen Gebiete fteht, feine Ver— 
minderung der Züge eintreten laffen, wie das ja bedauer- 
licherweife im Königreich Sachſen, um die Staatseifen- 
bahnen in ihren Einnahmen und Ausgaben ins Gleich 
gewicht zu bringen, bereit$ geichehen ift. Ich möchte alfo 
den Herrn Minifter auch im Namen meiner Freunde 
bitten, jeden berartigen Berjuch, eine weitere Ermäßigung 
ber Berfonentarife in die Wege zu leiten — die Wünfche 
werben ja wahrjcheinlich wieder im Hauje kommen —, 
mit großer Borficht aufzunehmen, und wenn er die Über: 
zeugung gewinnt, daß das einen Ausfall an Staat 
einnahmen herbeiführt, abzulehnen. 

Wenn ber Herr Minifter fich jetzt entichloffen hat, 
größere Güterwagen einzuführen, und zwar einen Typ 
von Wagen, der aus Gußftahlbled gefertigt ift, mit 
einem Nuten von 20 t, und bereits 200 diejer Wagen 
in Beftellung gegeben hat, jo fünnen wir ihn bitten, auf 
diefem Wege nur fortzufahren. Mein Freund v. Arnim 
bat ja feit Jahren den Wunſch — dieſe Wagen und 
noch größere Wagen nach Verhältnis der amerikaniſchen 
Wagen für unſere Bahnen zu erreichen. Es iſt uns ge— 
fagt worden, dab das an vielen Stellen nicht möglich 
wäre, ohne daß die ganzen Lade- und Entladeporrid- 
tungen, Drebjcheiben, Slipper uſw geändert werden 
müßten. Aber immerhin möchten wir bitten, daß für 
den Transport von Rohmaterialien von einer Stelle zur 
anderen für einen gleichmäßigen ficheren Transport be 
fonders jet, nahdem man damit umgeht, den Oberbau 
erheblih zu ftärfen, auch Verſuche mit noch größeren 
Wagen gemacht werden. 

Ich komme zu den Lieferungen von Schienen, 
Schwellen und Kohlen. Da kann id) es ja als jehr 
erfreulich bezeichnen, daß der Herr Minifter die Preile, 
die fein Borgänger zulegt gezahlt Kar von 116 „4, früher 
118 M, für Schienen auf 112 A für die Tonne Schienen 
beruntergedrüdt hat und ebenjo auch den Preis von 
112 — rüher 108 — auf 105 A bei Schwellen; das 
ift mir fehr erfreulich. 

Dagegen muß idy bedauern, daß es ihm nicht ger 
lungen ift, bei den Verträgen mit dem Kohlenſyndikat 
einen niedrigeren Preis zu erreichen, al® er eö eben an- 
gekündigt bat. Er hat ja allerdings eine Minderung 
des Preifes von 11 AM auf 10/, M, alfo um 50 # pro 
Tonne erreicht, Wir haben aber die Überzeugung, daß 
das Kohlenſyndikat die Preije ei immer künſtlich hoch 
hält, um eine möglichft hohe Dividende zu erzielen, 


(Abgeordneter Graf Kanig: Sehr richtig!) 


Wir möchten den Herrn Minifter bitten, daß es ihm ge- 
lingen möge, den Preis, der im Jahre 1888 einmal 
bejtand mit 7 AM, nach und nach wieder zu erreichen. 
Was den Oberbau betrifft, den der Herr Minifter 
ihwerer ausgeftalten will, und für den ja im tat 
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20 Millionen ausgeworfen find, nämlich 4'/, Millionen 
im Orbdinarium und 15 Millionen im Ertraordinarium, 
fo können wir uns mit diefer Maßregel volltommen eins 
verjtanden erklären, weil dadurch eritens ein erheblich 
ficherer Betrieb eingeführt und hoffentlich das läjtige 
Schwanten der Wagen vermieden wird, und weil wir 
auch glauben, daß diefe Einführung des jchweren Ober: 
baues auch im Intereſſe der Sparjamkeit liegt. Wenn 
wir jehen, wie jet bei jehr vielen Bahnen das ganze 
Jahr die fogenannten Stopftolonnen der Arbeiter tätig 
ind, die nichts weiter tun, als den Bahnkörper auszu- 
been fo hoffe ich von einem fchwereren Oberbau, daß 
dieje Unzahl von fortgejegten Reparaturen fich erheblich 
vermindern wird, hole dann allerdings auch, daß, 
wenn auf den mit Hauptichnell- und D-Zügen befahrenen 
Streden diejer ſchwere Oberbau durchgeführt fein wird, 
die Schnelle und D-Züge eine etwas größere Schnellig- 
feit erreichen werben als jett. 

Was die Beleudtungsfrage betrifft, jo habe ich 
es mit Freude begrüßt, daß es gelungen ift, die Differenz 
zwifchen dem Spiritusglühlidyt und der Petroleumbeleuch— 
tung, auf eine Lichteinheit berechnet, wejentlich zu gunſten 
des Spiritus zu vermindern. Nicht als wenn ich damit 
fagen wollte, daß das Spiritusglühlicht jet billiger wäre 
als Petroleum, aber es ift die Differenz nicht mehr fo 
groß im Preife zwifchen dem Petroleum» und Spiritus» 

lühlicht. Noch im vorigen Jahre hat die Lampenbrenn- 
Runde für das Spiritusglühliht 5 4 betragen, fie be- 
trägt heute 4 F, während das Petroleum nur von 2,5 
auf 2,1 heruntergegangen ift. Aljo mit anderen Worten 
bat fi die Verwendung des Spiritus durch die Preis- 
geftaltung des Spiritusglühlihts als vorteilhaft gezeigt, 
und ich he daß ber Ianglährige Wunſch meines ver: 
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ftorbenen Freundes, des Herrn Geheimrat Maerder in 
Halle, daß der Preis des Beleuchtungsipiritus den 
eringen Preis des Petroleums erreidhen möchte, zur 
vslörung fommt. Denn, meine zu in dieſer 
Sade liegt ein fo ungeheurer Vorteil für die vorzüg- 
lichfte Frucht unferer armen Böden, für die Sartoffel 
und für die Mentabilität ihres Anbaues, daß ich nur 
wünſchen kann, daß wir allgemein zur Verwendung des 
Spiritusglühlichts übergehen 


(Bravo! rechts) 


und uns vom Petroleum, das wir nicht ſelbſt erzeugen, 
fondern von anderen Ländern einführen müfjen, emanzis 
pieren. Aber allerdings jest das ja als ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß bei der großen Bedeutung, die die Sadıe hat, 
der Preis des Spiritusglühlichts fein höherer fein darf 
als der der jegigen Beleuchtung. 

Die Belenätrngbfenge der Wagen iſt ja jegt in ein 
beſſeres Stadium gerüdt, obwohl ich immer nod) jagen 
muß, da man, ohne fich die Mugen zu verderben, in den 
—* Schnellzügen nicht gut leſen kann. Immerhin 
muß ich anerkennen, daß in den Schwedenzügen und auch 
in einigen Zügen nad Süddeutſchland der Verſuch mit 
einer bejjeren, auch mit der elektrifchen Beleuchtung ge 
macht wird. 

Dagegen bedaure ich jehr, daß die Heizungs- 
frage fo gar feine Fortſchritte macht. Ich muß ja zu- 
geben, daß es eine große Schwierigkeit ift, einen ver 
reg — Körper, auf den von beiden Seiten 
ein ſtarker Luftbruck erfolgt mit einer großen Geſchwin— 
digkeit, durch die äußere Temperatur zu führen. Dieje 
Schwierigkeit auszugleichen gegenüber der Außenluft, wird 
immer eine der In tragen bleiben, beſonders 
wenn wir ſtark bewegte Luft, aljo Sturm haben. Früher 
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war für Löſung der Heizungsfrage eine Prämie aus— 
geſetzt; ich möchte den Miniſter fragen, ob das 
jest noch der Fall ift. So wie die Sache jegt ift, ift es 
och meiftens zum Lachen, daß man an der Heizung, wo 
man auf „Heiß und Kalt” ftellen joll, auch nod in ber 
Mitte das Wort „Gemäßigt” findet. Dieſes Wort „Ge 
mäßigt” ift in meinen Augen eine wohlmollende Täufhun 
ber Eifenbohmverwaitung; denn tatſächlich bleibt es fie 

anz gleich, was man fo ftellt: entweder wird es falt im 

aggon, oder es ift fo heiß, daß man es faum aus- 
hält. — Alſo diefe Frage liegt wirklich noch jehr im 
argen. 

; Bon den Schwellen möchte ich nur das eine fagen, 
daß uns in der Budgetkommiſſion die Mitteilung gemacht 
worden ift, daß die Eifenbahnverwaltung jegt einen Ber- 
ſuch mit Quebracho macht. Sie hat einige Wagenladungen 
über Hamburg kommen laffen, um mit biefem ausge 
zeichnet harten und dauerhaften Holz den Verſuch bei 
ihren Eifenbahnchwellen zu machen. ch will dagegen 
nichts fagen, weil wir ja nicht in der Lage find, mit 
unjerem deutjchen Wald den ungeheuren Bedarf an Eijen- 
bahnichwellen, den die Verwaltung braucht, zu beden. 

ch möchte aber doch für die Herren, die bei der Ge- 
taltung der Handelsverträge mitzuwirten haben, darauf 
ct machen, daß e3 ganz gewiß in der Billigkeit 
liegt, wenn dann das Duebracho nicht mehr zollfrei ein« 
eht, jondern daß der Zoll, den Tariftommiffion und 
Reichstag jetzt beichlofien haben, auch feftgejegt wird, um 
wenigftens aus dieſer Verwendung ausländijchen Holzes 
eine Einnahme zu gewinnen. 

ch komme jegt zum Umbau der D- und Schlaf- 
wagen, und da habe ich allerdings einige Bitten an den 
Herrn Minifter. Die Verwilderung, die in Deutichland 
mit dem Rauchen eingerifjen ift, macht fi ja auch im 
Schlafwagen geltend. Meine Herren, e8 berührt ungemein 
ſympathiſch, daß in Frankreich in feinem Wartefaal, in 
feiner beiferen Neftauration fogar, geraucht werden darf, 
jondern daß fich die Leute, wenn ſie herausgehen, ihre 
—J— anſtecken, aber im Lokal ſelbſt nicht rauchen. 

uns iſt ja eine al = Berwilderung im Rauchen 
eingeriffen, daß in allen Cafes, Meftaurationen, Kon» 
bitoreien, wenn man hineinfommt, einen eine Wolfe 
umgibt. Ich bemerke, daß ich ſelbſt Maucher bin, alio 
aus Erfahrung ipreche, daß es mid) aber jedesmal in« 
digniert, mit welcher Rüdjichtslofigkeit die sonshenbe Herren« 
welt gegenüber der Damenwelt — Daß das ſogar 
auf die Schlafwagen übertragen wird, daß man ſogar 
im Schlafwagen raucht, finde ich einfach unerhört; aber 
jedenfalls iſt es Tatſache, daß, wenn man ſich in einem 
Schlafwagen zur Ruhe legen will, der ganze Schlafraum 
mit Rauch angefüllt iſt. 


(Zuruf: Das iſt ja jetzt verboten!) 


— Erlauben Sie, es iſt verboten, in den Gängen der 
Schlafwagen, aber nicht verboten, in den Schlafwagen 
jelbft zu rauchen, und da möchte ich die „Bitte,an den 
Herrn Minifter richten, dieſes Verbot auf die Sclaf- 
wagen überhaupt zu erftreden, damit überhaupt in ben 
Sclafwagen nicht geraucht werde. Dann habe ich nod) 
eine Bitte, 
Die Anſätze, die der Herr Minifter feit feiner 
Geichäftsführung aufidem Gebiete der Gozialpolitif 
emadht hat, indem er vier Kommiffionen, jogenannte 
iegende Kommiſſionen eingerichtet hat, bie unvermutet 
irgendwo an einer, Station — und alles prüfen, 
fönnen wir nur gut heißen und find auch am damit ein« 
verftanden, daß er dem Berein für —8 itik, deſſen 
Berdienfte ich durchaus nicht verkennen will, nicht geſtattet 
hat, ftatiftiiche Erhebungen zu machen, weil es tatſächlich 
nicht im Intereſſe der Disziplin liegen kann, andere 
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Leute zu beauftragen, die Wünſche der unteren Beamten, 
ber Arbeiter uſw entgegenzunehmen, und weil die Ber- 
waltung felbft dafür da ift, für ihre Beamten und ihre 
Leute zu forgen, 

(ſehr richtig! rechts) 


nicht andere Leute, die ſolche Erhebungen machen und 
dann ganz ungerechtfertigte Konjequenzen ziehen. Wenn 
der Herr Minifter in bezug auf den Streik in Holland 
davon geiprochen hat, daß er mit eiferner Energie darauf 
halten würde, die Disziplin durchzuführen, und daß er, 
falls fich ein folder Verſuch wie in Holland bei uns ein- 
mal einftellen follte, nicht fapitulieren würde — fo habe 
ih es menigftens verftanden —, jo begrüßen wir das 
mit großer Freude, Im Intereſſe des Dienftes muß 
vor allem bei einer jo großen Berwaltung, mit jo viel 
Beamten und Arbeitern eine jtrenge Disziplin durchgeführt 
werden. Umfo nötiger ift es denn aber auch, wie der 
Herr Minifter jehr richtig betont bat, daß er alle die— 
jenigen Maßregeln fozialpolitiicher Wohlfahrt, Annehm- 
lichkeiten uſw, die er — Leuten gewähren kann, ihnen 
gewährt, und daß fie jederzeit für ihre Beſchwerden und 

lagen, wenn jte berechtigt find, ein offenes Ohr bei 
ihm finden. 

Wenn ber Herr Minifter num noch als eine Spar» 
jamfeitömaßregel, die er eingeführt hat, von der Prü— 
jung Det Bahnhofsbauten geiprochen hat, fo begrüße 
ih das auc mit Dankbarkeit und mache darauf auf: 
merfjam, wie nötig diefe Prüfung beim Bahnhof 
von Homburg gewejen ift. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Die Herren werden ſich erinnern, daß wir im vorigen 
Jahre unfer lebhaftes Bedenken hatten, die ungeheure 
Summe für den Bahnhof in Homburg zu bewilligen, 
daß die Verwaltung auf dem Standpunft jtand, es könne 
nichts davon abgetrichen werden, und dak es ſchließlich 
mit vieler Mühe gelang, 1 Million zum Zwecke der Vor: 
arbeiten für den Bahnbofähan — ich glaube auf Antrag 
des Herrn Abgeordneten Ehlers — zu gewinnen. Und 
wie ift denn die Sache gekommen? ie man nachher 
die Sache geprüft hat, find nicht nur 700 000 M an ber 
Summe gejpart worden, 


(hört, hört! rechts) 


fondern die Stadt Homburg, die früher den Bahnhof 
weit weg gelegt befommen ſollte, ift zufrieden, daß fie 
ihn in die Nähe befommt. So verhält es fich mit ſolchen 
Sadıen, die von den Herren mit ungeheurem Hurra — 
ich jehe gerade Herrn v. Eynern vor mir — 


(Heiterkeit) 


aufgebaufct werben, und woraus politische Fragen gemacht 
werden, und wenn nachher die Sache wirkli geprüft 
wird, jo behalten diejenigen recht, die mit Vorheht in 
ber Sache gearbeitet haben. 


(Sehr gut! rechts.) 


Ich bin am Schluſſe meiner Ausführungen. Sch 
will die anderen untergeorbneten Sachen übergehen, er 
kläre es ja als ſehr erfreulich, daß von eingeftellten 
77 Ürztewagen Gott jei Dank fein einziger zur Ver— 
wendung gekommen ijt, weil fein größerer Unfall vor- 
handen war, der das nötig gemacht hätte. Ich will die 
anderen Sachen übergehen und möchte meine ganzen 
Nusführungen dahin refümieren: ich bin überzeugt, dak 
der Herr Minifter, wenn er in den bewährten Bahnen 
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feiner beiden ausgezeichneten Amtsvorgänger weiter fort- 
fchreitet, wie er ed uns verfichert bat, unfere Inter: 
ftügung auf dem ®ebiete des Eiſenbahnweſens jeberzeit 
finden wird, und ich freue mich, daß, wenn ja auch leider 
ein Minderüberfhuß von jo und fo viel Millionen vor 
handen ift, diefer Etat auf dem Gebiete des Eifenbahn: 
wejens einen ruhigen, ſicheren, nicht überhafteten Fort: 
ſchritt zeigt. 
(Bravo!) 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wor 
hat der Abgeordnete Deier. 


Defer, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube in 
bezug auf technifche Einzelheiten werden wir in dieſem 
Haufe vielfach einig gehen, fo in bezug auf den ftärferen 

berbau, in bezug auf alle Maßregeln zur Berbefferung 
der Betrieböfigerheit, auch in verjchiedenen kleineren 
Sadıen, die zur Erörterung gekommen find, wie in dem 
Wunſch nad einer befferen Beleuchtung der Eifenbahn- 
wagen, aud in dem Wunfch nad) einer guten und ſach— 
gemäßen Beheizung der einzelnen —— Wenn mein 
verehrter Herr Vorredner geſagt hat, daß die drei Etappen 
in der Heizung: „kalt, heiß und gemäßigt“, nicht ſehr 
praktiſch ſind inſofern, als ngemäßige” in der Regel ver 
jagt, jo ijt das eben die Wirkung der mittleren Linie 
die in der Regel immer verjagt. 


(Heiterkeit und Burufe rechts.) 


Meine Herren, wenn der Herr Minifter eine Schon: 
zeit gewünfcht hat, jo find wir gern erbötig, ihm diefe 
zu bewilligen. ch glaube fogar jagen zu können, da 
wir ihm in gewiſſem Sinne dankbar dafür find, daß er 
bier fein präzifes wirtichaftliches Programm entmwidelt 
bat, daß er gerade in diejem Punkte fagte, ex wolle zu- 
ſehen, prüfen, ftubieren, die wirtjchaftlihen Verhältniſſe 
verfolgen. Das, meine Herren, ift immerhin beffer, als 
wenn ein beftimmtes Programm hier ſchon vorgelegt 
worden wäre, das fich gegen wirtichaftliche Forderungen 
bereits erklärt, die von unferer Geite und, ich glaube, 
auch von anderer Seite, jedenfalls aber auch jehr ſtark 
innerhalb der Bevölkerung vertreten werden. Es bleiht 
uns jo wenigftens noch ein Feld der dofnung, und id 
will wünichen, daß die Ausführungen, die vorhin Hert 
Kollege Macco in fo ausgezeichneter Weife hier gemadt 
hat in bezug auf die Ermäßigung ber Zarlhı, bei 
ihm ein geneigte® Ohr finden mögen. Denn ich glaube, 
das ift ein Wunſch, der in dem größten Teil der deutjchen 
Induſtrie gehegt wird, und ich möchte auch darauf hin- 
weijen, dag bier eine Art Verfpredhen der König- 
lihen Staatsregierung vorliegt. Nämlich in der Be- 
gründung zur waflerwirtichaftlichen Vorlage ift, wenn id 
mich recht entjinne, eine Stelle enthalten, wonach es heißt, 
dak für den Wettbewerb der deutſchen Induſtrie mit der 
ausländiſchen Induſtrie die Herabſetzung der Transport- 
foften fehr weientlich it. Nun, meine Herren, haben wir 
ja die Kanalvorlage nod nicht wiederbefommen, und 
ich bedauere auch, dag wir heute nichts über diefen Pros 
grammpunft des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten 
gehört haben; 

(Unruhe rechts) 


aber wenn der Kanal gebaut wird, fo bleibt doch be» 
ftehen, daß nicht alle Induſtrie an dem Kanal ſich be 
finden kann, 

(jehr richtig! rechts) 


daß auch für die Induſtrie, die binnen liegt, eine wirt 
ſchaftliche Erleichterung gefchaffen wird; 


(ſehr richtig! rechts) 
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[Defer, Abgeordneter] 
und dieſe wirtſchaftliche Erleichterung kann nur geſchaffen 
werden durch eine gleichzeitige Herabſetzung der Güter— 
frachtſätze. 
(Hört, hört! rechts; ſehr richtig! links.) 

a, meine Herren, wir wünjchen dieſe Ermäßigung der 
( — und werden einer ſolchen gewiß nicht wider- 
jtreben. 

Nun, meine Herren, hätte ich vielleicht lieber ge— 
wünjcht, daß von diejer Seite des Hauſes zunächſt ein 
Gegner des Staatsbahnſyſtems geiprochen hätte, da ich 
infofern eine eigenartige Stellung einnchme, als ich im 
Prinzip ein Anhänger des Staatsbahnwefend bin und 
immer gewejen bin, 

(Bravo! rechts) 


daß ich, meine Herren, auch anerfenne, daß wir ver- 
ichiedene Zwede, die bei der Berftaatlihung angejtrebt 
wurden, erreicht haben, 
(ſehr richtig! rechts) 

daß wir mit der äußeren Ausgeſtaltung des Betriebs, 
mit den techniſchen Umſtänden uſw, recht wohl zufrieden 
fein können und nicht Urſache haben, unfer Eijenbahn- 
weſen zurüdzujtellen gegen die Entwidlung in anderen 


Ländern. 
(Sehr richtig!) 


Zu Hagen ift überall, und wir werben auch bei ung 
mancdes zu beklagen finden. In einer Beziehung hat 
das Eijenbahnmwejen nicht erfüllt, was wir vorausjegten, 
nämlich in bezug auf die Ausgeftaltung der Tarife. 
Hier beflage ich es beſonders, daß dieſem Haufe ein ent» 
jcheidender Einfluß darauf nicht zufteht, ſodaß wir immer 
nur von Jahr zu Jahr Wüniche, Wünfche und immer 
wieder Wünfche vorbringen Eönnen und uns damit zu— 
frieden geben müfjen, wenn unfere Wünſche glatt zu 
Boden fallen, 

Ich kann mic auf ſehr viele Ausführungen des 
Herrn Kollegen Macco beziehen, die ein jo inftruftives 
Material enthalten, daß ich diefe Rede mit dem größten 
Intereſſe —— babe. Unſere Gütertarife find ebenſo 
mannigfaltig als die Perſonentarife, die der Herr Miniſter 
Thielen einmal mit dem ſchönen Namen „Zarifungeziefer” 
belegt hat. Genau dasfelbe Tarifungeziefer hat vi auch 
unter den @ütertarifen eingeniftet. Bir haben regel« 
mäßig gebildete Tarife, Ausnahmetarife, Tarife für Eil- 
ftüdgut, Tarife für Stüdgut, dann haben wir verjchiedene 
Wa —— Spezialtarife, und dann kommt die 
große Zahl der Ausnahmetarife, die auf die verſchiedenſte 
Art ge worden find, Ausnahmetarife in bezug auf 
die Beförderung beftimmter Güter, in bezug auf be- 
ftimmte Relationen, Ausnahmetarife jogar in bezug auf 
die Verwendung des Materials, das gefahren wird. Ich 
meine, wenn der Herr Minifter Thielen einmal gejagt 
dat, man möge mit einem großen Schwamm über diejes 

arifungeziefer hinwegfahren, und wenn wir heute vom 
Herrn Eifenbahnminifter etwas Ahnliches gehört haben, jo 
können wir logifcherweife dieſe Forderung auch Hin- 
fichtlich der Gütertarife erheben. Ich möchte darauf hin- 
weiſen, daß die Tendenz, Ausnahmetarife zu jchaffen, ein- 
mal erfennen läßt, daß die Normaltarife den Ber: 
fehrsbedürfnijjen nicht entiprechen, daß aber auch 
aus der —— chaffung von Ausnahmetarifen 
eine Begünſtigung beſtimmter Induſtrien und zwar nicht 
etwa der kleineren und mittleren Induſtrien folgt, ſondern 
eine Vergünſtigung der großen und — In⸗ 
duſtrien. So gut auch die Rede des Herrn Kollegen 
Macco war, jo war fie doch weſentlich auf die Sntereflen 
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der Großinduftrie zugefchnitten, nicht aber auf bie 
Interefjen des kleineren und mittleren Unternehmertums, 
welches bei der Gejtaltung der Tarife wejentlic mit in 
Betracht kommt. 

Es ift wiederholt von den verfciedenften Seiten 
darauf hingewieſen worden, daß allerdings nicht jede 
Zarifermäßigung aud eine Berkehräfteigerung herbei- 
führt — das ift, glaube ich, auch jchon hier ausgeiprochen 
worden —, fondern daß, wenn eine Tarifermäßigung 
eine Verfehrsfteigerung herbeiführen foll, fie auch geeignet 
fein muß, wirtidhaftli einzumirfen auf bie 
Produftionsgebiete, und daß eine kleine Tarifermäßis 
gung nicht dieſe gewünſchte Einwirfung haben wird. 

elbjtverftändlich findet das feine Grenzen, denn man 
fann nicht unter die Selbitkoften der Eifenbahnvermwaltung 
heruntergehen, und e8 muß auch ein Betrag für Ber- 
infung und Amortifation vorhanden fein. Aber ein be- 
—— Teil der Betriebskoſten iſt vorhanden, ob viel 
oder wenig befördert wird. Unter den verſchiedenen Aus— 
aben — Arbeitskoſten, Materialkoſten, Abnutzungskoſten, 
Verzinſung und Tilgung ufw — find Beträge enthalten, 
die ſich durchichnittlih genau fo ftellen, ob nun ein 
Doppelzentner oder eine ganze Wagenladung befördert 
wird, ob ein einziger Baflagier im Bis figt oder der 
Wagen vollftändig mit Baflagieren angefüllt ift. Dagegen 
fteigen die Einnahmen je nach der Dichte des Verkehrs 
gang außerordentlih, und aud ihr Berhältnis zu den 
usgaben wird ein befleres. eshalb meine ich, ift es 
die Aufgabe einer forgjamen und pflegiamen Gejtaltung 
der Eifenbahneinnahmen, dafür zu wirken, daß das rollende 
Material und das Schienenmaterial genügend ausgenutzt 
wird. Inſoweit als die Tarife dieſe Ausnugung ver- 
ns heben fie nit die Einnahmen, fondern 
häbdigen fie die Einnahmen ber Eifenbahnver- 
waltung. Gs it das ja auch hier in einer anderen 
Beziehung unlängft zugeftanden worden, nämlich in bezug 
auf die Stempelfteuern. Da hat der Herr Handels: 
minifter gejagt: reichsfisfalifch find dieſe erhöhten Steuern 
ihädlich, weil fie nicht die Einnahmen bringen, die nie- 
drige Steuern bringen. Genau fo iſt es mit den Tarifen: 
wenn fie zu hoch End, dann bringen fie weniger Ein» 
nahmen, als wenn fie niedriger find, während bie 
GSeneralkoften der Eijenbahnverwaltung ungefähr die 
felben find. 

Meine Herren, in der Frage des Wettbewerbs 
nicht nur mit dem Ausland, fondern auch mit bem In— 
land find die Tarife von der äußerften Bedeutung. Der 
Unternehmer, der eine Ware zu falkulieren hat, * jo 
fragt, zu welchem Breije ann ich fie dort» oder dorthin 
legen, muß fich genau die Tarife anjehen, um den Preis 
zu wiffen. Da tft bei Maffengütern oft eine Kleinigkeit 
in ber Fracht enticheidend dafür, ob er überhaupt kon— 
furrieren kann oder nicht. 

Über, meine Herren, auch für die Eleinere Produktion 
find diefe Fragen von großer Wichtigkeit. Dieje Produktion, 
die vielleicht nicht bis ins Ausland verjendet, die vielleicht 
auch nicht im Inlande auf weitere Entfernung verjendet, 
fondern die in der Nähe, in dem Verkehr von vielleicht 
100 bis 200 kın ihre Waren verjendet, ift von unferen 
Zarifen infofern nicht freundlich behandelt worden, als 
auch der neugebildete Staffeltarif für Stüdgüter 
erade auf dieje geringen Entfernungen nicht eintritt, als 
ür dieſe Entfernungen eine Ermäßigung überhaupt nicht 
oder nur eine ſehr geringe Ermäßigung vorhanden it. 
Ich möchte den Herrn Eifenbahnminifter bitten, auch 
hierauf jein Augenmerk zu richten, daß dieſer Nah— 
verfehr nicht nur in den Gütern, fondern auch in den 
Perfonen bejonders gepflegt wird, weil er für die Eleinere 
Produktion, nicht für die, die mit Maffengütern arbeitet, 
außerordentlich wichtig ift. 
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[Oefer, Abgeordneter] 


In beans auf die SKohlentarife hat der Herr Ab— 
geordnete acco bereit verſchiedene Ausführungen 
gemacht. ch möchte darauf hinweiſen, meine Herren, 
daß die Syndifate durd ihre Preisgeftaltung dahin 
führen werden, daß Tarifermäßigungen gerade für die 
Maffenartitel nicht mehr populär jind. Denn jeber 
Empfänger jagt ji: wenn die Eiſenbahn den Tarif 
ermäßigt und das Syndikat fett gleichzeitig die Preije 
erauf, was Habe ich dann von der Ermäßigung? Da 
icheidet die Wichtigkeit der Ermäßigung der Gütertarife 
aus, weil bie —— der Syndifate derartig 
drüdend ift, daß die Ermäßigung eines Teiles der Koſten 
nicht mehr in Betracht kommt. 

Nun, meine Herren, handelt es ſich für und nicht 
allein — und ich betone dad — um die Gütertarife, 
jondern es handelt fi) für uns auh um eine Ermäßi- 
gung der Perjonentarife, weil jehr viele Staats- 
ürger nie in die Lage kommen, Güter zu verfradhten, 
weil aber eine billige und zwedmäßige Beförde- 
rung für fie ein Mittel ift, im Konkurrenzkampf 
bejier zu beftehen. Nun, meine Herren, nad) ſächſiſchem 
Mufter, meine ich, follten wir uns nicht richten. Erſtens 
find die Berhältniffe in Sachſen anders als bei uns; die 
ſächſiſche Eiſenbahnrente ift eine wefentlich niedrigere als 
die preußijche. Und dann ift die ganze Auffaſſung, die 
in Sachſen herrjchend geworden ift, doch wenig verfehrs- 
freundlich. Ich erinnere daran, daß vor 2 oder 
11/, Jahren von Sadjen aus das Zirkular ausging, 
dag man inhalt tum möchte der Ermäßigung der 
Tarife. Diefer Meinung find wir keineswegs, daß das 
notwendig wäre, 

Die Einführung der 4tägigen Rüdfahrkarten 
hat allerdings ein Defizit ergeben. Ach möchte aber 
davor warnen, diejes Fleine Defizit von 1 bis 2 Mil- 
lionen Mark zu überjhägen. Meine Herren, das jcheint 
mir mehr vedjneriicher als materieller Natur zu fein, 
umal die Einführung der verlängerten Gültigkeitsdauer 
dir Fahrkarten mit der wirtſchaftlichen Depreſſion 
zuſammengefallen ift. 


(Sehr richtig! links.) 


Es iſt hier 2 ſchwer zu entjcheiben, ob die Depreifion 
an diejem Tr erg uld iſt, oder aber die 
Umänderung des Tarifs, umd ich möchte hundert gegen 
eins wetten, daß wir in fehr kurzer Zeit aus dem Ber: 
jonenvertehr gerade infolge diejes verhältnismäßig und 
prinzipiell nicht ſehr wichtigen Entgegenfommens ber Ber: 
—— mehr Einnahmen gegen den heutigen Zuſtand 
erzielen. 
(Abgeordneter Gamp: wette gegen!) 


— Wollen wir halten! — meine, daß eine”derartige 
Mafregel zunächft längere Beit erprobt werden au, 
bevor man ein Urteil darüber abgeben kann, und daß, 
wenn dieje Erweiterung der Gültigkeitsdauer zuiammen- 
gefallen wäre mit einer Ermäßigung der Fahrpreiſe, 
vieleicht die Wirkung heute jchon eine bejjere gewejen 
wäre. Es kann nicht bejtritten werden, daß das Beför- 
derungsbedürfnis innerhalb der Bevölkerung viel 
größer ift, als heute durch die Eifenbahnen befriedigt 
wird, und daß es die Aufgabe des Minijters jein = 
dieſes Bedürfnis anzuregen. Man kann fagen von der 
Perfonentarifreform, was man von der zweijährigen 
Dienftzeit seien: bat, daß dieſe Forderung ungeheuer 
Bern är ift; fie iſt nicht nur populär, ſondern wirt: 
haftlich notwendig und wichtig, weil eine große Anzahl 
von Staatsbürgern nicht Güter zu verfrachten hat, 
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ſondern ſich jelbjt — ſchnell und billig befördern 
muß, um an einen beſſeren Arbeitsplatz kommen zu 
können. Deshalb liegt auch bier ber — der 
Reform in der III. Klaſſe. 


(Buruf: IV. Klaſſe!) 


ch glaube, daß es befannt ijt, daß wir gegen die 
IV. Slafjfe im Welten und Süden ein gewifjes Vorurteil 
aben, und daß die Klaſſe einen gewiffen antifozialen 
harafter trägt. Ich muß anerkennen, daß die Beför- 
derung jehr billig und auch praftifch ift, infofern als 
Zrogelaften in den Wagen genommen werben fönnen; 
aber ein gewiſſes unangenehmes Gefühl erwedt die 
Beförderung vielfach bei denen, die fie benugen. Wenn 
wir die Tarife verbilligen, wenn wir andererfeits die 
IV. Klaſſe verbeffern durch Sitgelegenheiten, wie es jett 
ar ift, fo wird der Unterſchied zwilchen III. und 
V. Klaſſe immer geringer, und wir werden bahin 
fommen, daß wir die III. Slaffe ausichalten und uns auf 
eine geringere Zahl von Klaſſen beſchränken, was techniſch 
und wirtichaftlich vorzuziehen wäre. 

Ich möchte den Herrn Minifter befonders bitten, dem 
Nahverkehr in bezug auf Berjonen ein größeres 
Augenmerk zumenden zu wollen. Der Nahverkehr ijt 
für wenige große Städte gefördert worden durch Vororts- 
tarife. Eine ganze Anzahl großer Städte im Lande, die 
wiederum die wirtichaftlihen Zentren ihrer Gegend find, 
entbehren eines derartigen Nahverfehrs noch, und es wäre 
dringend wünjchenswert, daß in diefer Richtung vorgegangen 
würde. Ach möchte hinweifen auf das Beiſpiel von 
Württemberg; da hat man Nahe und Fernverkehr zu 
trennen gejucht und für den Nahverkehr möglichft einfack 
billige Süpe eingejtellt, bejonders auch um die Beförderun 
zu den Märkten zu verbefjern. Diejes Syitem hat fi 
nach meiner Beobadhtung jehr gut bewährt, und es wäre 
daher zu empfehlen, feine Einführung hinzuwirken. 

Eine Reform verlangt meines Erachtens auch der 
Gepädtarif, der jeit vielen Jahren ftehen geblieben iſt, 
abnorm hoch iſt, und über den bejonders beftimmte Klaſſen 
von Reiſenden, die jehr viel die Eijenbahn frequentieren, 
die Gejchäftsreifenden, zu Eagen haben. 

Die Gebühr wegen der Fahrgeldreflamation von 
1 A hat mehr böjes Blut a als fie wert if, und 
man wird wohl dahin kommen, fie abzuſchaffen oder auf 
gewiffe Fälle zu beſchränken. So allgemein, wie ſie durch⸗ 
geführt iſt, wird ſie oft als Ungerechtigkeit empfunden. 

Die Einftellung der III. Klafje in Schnellzüge it in 
legter Zeit in einigen Fällen zugeftanden, erfreulider- 
weije auch da, wo nicht ein D- ug vorlag. In anderen 
Einzelitaaten hat man die III. Klaſſe-Schnellzüge grund: 
fäglich eingeführt. ch hoffe, daß es auch in Preußen 

eihieht, weil die Beförderung hierin für Publikum und 
Verwaltung Borteile aufmweilt. 

Meine Herren, der Herr Minifter hat in einer Reihe 
von Fällen bereits gezeigt, daß er Heine Disparitäten 
in der Zarifgeftaltung und der Behandlung abzuftellen 
geneigt ift; er hat die Sommerkarten, die vorher 30 Tage 
galten, auf 45 Tage geftellt, wie gewöhnliche Rüdfahr- 
farten, und er hat angeordnet, daß keine Plaggebühr 
erhoben wird, wenn nicht ein Pla im Wagen verfügbar 
ift; er hat das Perfonal angewieien, das Bubtikum über 
die vorhandenen Pläge zu informieren, damit nicht vor 
Abgang des Zuges ein planlofes Hin- und Herraſen 
erfolgt; er hat einige Schnellzüge eingejtellt, ohne ihnen 
den D-Eharakter zu geben uſw. Es ijt jehr zu wünfchen, 
daß auf diefem Wege fortgefchritten werde, aber nicht 
allein in der Berbefjerung im einzelnen, jondern er 
in einer prinzipiellen Weije, jodaß wir zu einer Zarif- 
reform gelangen, die den Verkehr heben und beleben 
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[Defer, Abgeordneter] 

fann, die der Eilenbahnverwaltung erhöhte Einnahmen 
fihert, die auch die Mitichleppung toter Laſten 
verhindert uſw. 

Es gibt auch im Auslande, teilweije ſogar im In— 
lande, noch eine Reihe von Einrichtungen, die wenigitens 
ber Para wert find. Der Herr Kollege Macco — 
auch das hebe ich mit Vergnügen hervor — hat fchon im 
vorigen Jahre auf die erheblich teurere Berfrahtung von 
beitimmten Gütern in Deutjchland gegenüber dem Aus» 
lande bingewiejen, 3. B. die Verfradhtung von land» 
wirtfhaftliden Gütern, und es ift auffallend, wie 
gering die Entfernungen find, auf die ſolche Güter ge- 
fahren werden; es wäre aud ein Gegenftand der Sorge, 
dahin zu wirken, daß die Transportmöglichkeit für derartige 
Güter gegenüber dem heutigen Zuftande erheblich verftärkt 
wird. Eine englijche Bahn hat eine Einrichtung getroffen, 
die den lanbwirtichaftlichen Produzenten in direkte Ber: 
bindung mit dem ftädtiichen Sonjumenten bringt. Ich 
babe in letter Zeit nicht verfolgen können, wie id) diefe 
Einrihtung bewährt hat; aber ich glaube, ſie wäre 
mindejtens des Studiums wert, ob wir in Deutjchland 
nicht etwas Ahnliches erreichen können. Auf der Main- 
Nedarbahn beitehen noch Eilpakete, die ohne bejondere 
Förmlichkeit amı Bahnhof aufgegeben und mit dem nächſten 

uge befördert und ausgetragen werben; das iſt praktiſch, 
ſchnell und einfah. Da der Herr Minifter gefagt hat, 
da er hauptiächlich die Einfachheit des Betriebes ver- 
ir wolle, jo möchte ich ihn hierauf aufmerkjam 
machen. 

Nun, meine Herren, ift auch bier die Frage des 
Spiritusglühlidhtes ut Spradie gebracht worden. 
Auch ic halte es für wuͤnſchenswert, daß wir aus der 
beimijchen Kartoffel einen Stoff ziehen, der uns billiges 
Licht, billige Kraft und billige Wärme verſchafft. Nun 
haben wir vom Herrn Referenten gehört, daß der Licht- 
effett der Spiritusbeleuchtung fih um 34% teurer ftellt 
als ber der Petroleumbeleuchtung. 

Meine Herren, dann wird darüber geklagt, daß bie 
Eifenbahnverwaltung ben Reftaurationspächtern — 
Spiritusbeleuchtung in den Räumen einzuführen, obgle 4 
ſie weſentlich teurer iſt als die Petroleumbeleuchtung, 
und es wird mir geſagt, daß die Pächter eine Ermähßi- 
gung ber Pachten beantragen wollen, weil fie hier von 
der Eiſenbahndirektion zu wefentlihen Mebrleiftungen 
verpflichtet worden find. Ich — den Herrn Minifter 
um Austunft bitten, wie es fi damit verhält. Wenn 
man PBerjuche mit der Spiritusbeleuchtung macht, hat 
man doch nicht das Recht, den Pächtern die Koften auf- 
zulegen, wenn nicht mindeftens bei Abſchluß der Padıt- 
verträge bereits darauf hingewiejen worden iſt. Die 
Schwierigkeit, Spiritus jo billig zu produzieren, daß er 
mit dem Petroleum ernitlich fonfurrieren Eönnte, liegt 
meines Erachtens in unferer Gefeggebung, die die Pro- 
duftion von technifhem Spiritus nicht freigeben will. 
Wenn wir diefe Produktion zu technifchen Zwecken frei— 
geben würden, wenn wir fie von den Feſſeln der Stontin- 

entierung ufw freimachen, dann würde die Produktion 
ehr bald mit dem Petroleum Eonkurrieren können. 

In der Kommiffion ift auch der Wunſch — einer 
Ausdehnung der freien Arztewahl für die bahnſeitigen 
Srantentafen laut geworden; biefer Wunſch bejteht auch 
bei und. Mindeftend möchte man eine Erweiterung ber 
Ürztewahl haben, ba die beamteten Arzte ftark überlaftet 
find und als beamtete Arzte — Gutachter ſind, 
woraus ſich manche Differenzen ergeben können. 

Auf die Frage des Aüsgleichsfonds möchte ich 
bei diefer Gelegenheit nicht mehr eingehen; das iſt ja in 
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der legten Woche hier ausführlich erörtert worden. = 
uns liegt die Schwierigkeit in den Eonftitutionellen Be— 
denken; die find durch die Verhandlung nicht abgeſchwächt, 
fondern im Gegenteil verftärkt worden, das find Fragen 
des Gewiſſens, über die wir nicht leicht hinwegfommen 
werden. 

Nun find mir in den Ausführungen des Herrn 
Minifters am auffälligiten gewefen die Hußerungen, die 
er in bezug auf jein Verhalten gegenüber den An— 
hängern beftimmter Parteien bier getan hat. Der 
Standpunkt an und für fi) war uns ja nicht neu, er ift 
ja au ſchon vom Herm Minifter v. Thielen vertreten 
worden; aber in einer derartigen militärifchen Schroffheit 
und Einfeitigkeit wie heute haben wir ihn noch nie ver- 
treten hören. Meine Herren, ich muß doc jagen, daß 
diefer Standpunft meines Erachtens im Widerſpruch fteht 
mit der, verfajlungsmäßig gewährleiſteten Frei 
beredhtigung der Staatsbürger, und daß er eine Bes 
ſchränkung reſpektive Bejeitigung des Koalitionsrehts 
der Arbeiter enthält. Darüber find wir ja in diefem Haufe 
alle einig, daß die Endziele der fozialdemokratifchen 
Partei — denn um dieje handelt es fi” — an fich nicht 
haltbar find; aber daß man den Staatsbürger wegen 
feiner politijchen Überzeugung anders behandelt als einen 
anderen, dagegen müſſen wir prinzipiell und laut Broteft 


einlegen. 
(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, man barf ni auh der Wirkun 
diefer Hußerung nicht entſchlagen; jie wird draußen vie 
kräftiger jein als bier im Haufe, und, meine Herren, 
ein derartiger Standpunkt kann auch dahin führen, daß 
der Einzelne genötigt wird oder fi für verpflichtet 
erachtet, feine politiiche Überzeugung — doc ſchließlich 
mit das Heiligite, was er befigt, — in fich zu verjchliegen 
und nicht u. außen dringen zu laſſen. ach ber Dis. 
pofition bes Herrn Präfidenten über die Gejchäftsorbnung 
Eönnen wir dieſe Frage heute nicht ausführlich behandeln; 
wir behalten uns vor, bei dem entiprechenden Abjchnitt 
darauf zurüdzufommen. Aber ich lege im Namen meiner 
Partei heute jhon formell und in der ſchärfſten Weife 
Proteft dagegen ein. 


(Bravo! linke.) 


eereman: Der Herr 


ent Dr gehe v. 
at das Wort. 


DBizepräfident 
Minifter der öffentlichen Arbeiten 


Bubde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: 
Herren, ich würde Ihre Zeit nicht durch eine Außerung 
von mir in Anjpruch nehmen, wenn nicht dieſer letzte 
Proteft an mic) gerichtet wäre und in der Außerung des 
Herrn Borrednerd meiner Anfiht nad Dinge enthalten 
waren, die ich nicht ausgeiprochen habe. Ach habe nie- 
mandem an jeine politiſche Überzeugung herangehen 
wollen und babe es auch nicht getan, jondern ich habe 
nur gelagt, daß jemand, ber Ei enbahner ift, und unter 
ben Eifenbahnern die Theorien einer Umſturzpartei 
predigt und betätigt und dafür Propaganda machen will, 
nicht unter bie Gifenbahner gehört. 


(Sehr richtig!) 

Das wiederhole ih: er kann in feinem Herzen politi 
denken, wie er will; aber im Dienft w a 
kann ich nur Leute brauchen, die, joweit fie Beamte find, 
den Eid der Treue leiten und dieſen Treueid nicht 
brechen, und ich kann auch nur Arbeiter gebrauchen, die 
ebenfo treu find und ebenfo zufanmenarbeiten, wie wir 
Eijenbahner zufammenarbeiten müfjen; bie politifche 
Geſinnung fpielt dabei gar keine Rolle, 
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Meine Herren, ich unterfchreibe auch das Wort 
„gleiches Recht für alle“. Ach babe ja —“ der 
in den Kreis eintritt, es vorher geſagt, welche Be— 
tätigung der Geſinnung verlangt wird. Wer dieſen 
Bedingungen fih nicht fügt, gegen den muß id) 
von meinem Hausrecht Gebraudh machen. Wenn id; aber 
die große Majorität des Landes, des Volkes und Die 
große Majorität diefes Haufes hinter mir habe, die nicht 
will, daß in jchleichender, heimlicher Weiſe allmählich die 
Disziplin untergraben wird, und aljo ein Recht, und 
zwar ein öffentliches Recht, untergraben wird, dann, ſage 
ich, wollen diejenigen, die das verlangen, nämlich daß 
ich ſolches Treiben dulde, nicht „gleiches Recht für 
alle” betätigen. Ach beichränfe ihmen doch Die 
Koalitionsfreiheit abjolut nicht. Ich weiß nicht, wieviel 
Bereine wir haben, die ſich zufammentun; die einzelnen 
Berufsklaffen unter den re können zuſammen⸗ 
arbeiten, und wir jehen es alle Tage — ich glaube, 
32 Fachzeitungen jind es ungefähr, die diefe Anfichten 
betätigen; niemandem ift die (er oder der Mund vers 
ichlofjen. Aber derjenige, der Umſturz treibt, geht gegen 
das öffentliche Recht vor, und hier handelt es ſich um 
eine öffentliche NHechtsfrage. Die Koalitionsfreiheit wird 
dadurd gar nicht beichräntt. Es handelt fich hier einfach 
um eins: wer joll Herr im Haufe fein? Die Umfturz- 
partei, die Sozialdemokraten, die die Sache ummerfen 
und den Gifenbahnbetrieb unmöglich auf die Dauer 
machen wollen, wie wir das im Nachbarlande gejehen 
haben, oder id) als Staatsminifter? So lange id) da 
bin, — ich, Herr im Hauſe zu ſein. Ich ſage 
jedem Eiſenbahner, er ſoll hingehen, wohin er mag, wo 
er mit ſeinen Umſturzideen arbeiten kann, ich nehme ihm 
das wirklich gar nicht übel, bin ihm gar nicht böſe darüber, 
denn ich kriege ſchon Leute genug. 

Alſo, meine Herren, ich möchte es auf das Richtige 
—— ich habe niemand wegen ſeiner politiſchen 

eſinnung angegriffen, ſondern nur das Hausrecht 
gewahrt zum Wohle des Vaterlandes und des öffentlichen 
Bedürfniſſes. 
(Lebhaftes Bravo rechls.) 


Vizepräſident Dr Frhr u, Geereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gamp. 


Gamp, Abgeordneter: Meine Herren, der lebhafte 
Beifall, den ber * Miniſter gerade bei den Aus— 
führungen im Hauſe gefunden, in denen er ſein Ver— 
hältnis zu den Arbeitern und Beamten näher darlegte, 
wird ihm der — Beweis dafür ſein, daß ſeine 
Worte bei der großen Mehrzahl dieſes Hauſes und des 
Landes durchaus Billigung und Zuſtimmung gefunden 
haben und dauernd finden werden, 

ch fann auch meine volle Befriedigung darüber 
ausfprechen, daß der Herr Minifter hier ganz ohne Ein- 
ſchränkung, Elar und deutlich Eascihaee bar daß er den 
bewährten Traditionen folgen würde, die feine — 
auf dem Gebiete der Eifenbahnverwaltung befolgt hätten. 
Wir haben zwei hervorragende Eifenbahnminifter vor dem 
- gegenwärtigen Minifter gehabt, denen von allen Seiten 
das Anerkenntnis zu teil geworden ift, daß fie ihr Fach 
ründlid) veritanden haben, daß fie es nicht bureau- 
atiſch verwalteten, ſondern daß fie volles BVerftändnis 
für die realen Aufgaben unferer Gifenbahnverwaltung 
hatten. Wenn der Herr Minifter hier erklärt, daß er 
diefen Bahnen folgen würde, jo können wir mit vollem 
Bertrauen in die Dukunft bliden. 


Haus der Abgeordneten. 28. Sigung am 23. Februar 1903. 
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ch möchte zunächſt eine allgemeine Bemerkung machen, 
anfnüpfend an das, was der 2 Minifter am Sonnabend 
gefagt hat, wo meines Eradtens doch ein anderer Ton 
aus feiner Rede Hang. Ich will aber dieſe Differenz von 
vorgejtern nicht weiter hervorheben; ich freue mich viel» 
mehr, daß ich vollftändig der Auffafjung bes Herrn 
Minifters beiftimmen kann, der er heute Ausbrud 
gegeben hat. 

Der Herr Minifter jagte vorgeftern: viele Bebürf- 
niffe, die im Lande berrichten, träten an ihn heran, die 
er unter den Tiſch fallen laffen oder in die Schublade 
bineinlegen müßte. 

(Heiterkeit) 


ch glaube, daß nicht bloß bei dem Herrn Arbeits- 
minifter jolche Fälle vorfommen, jondern daß alle Reſſorts 
fich in der gleichen Lage befinden, einen großen Teil ihrer 
Wünfhe zurüditellen zu müfjen. Sch möchte den Herrn 
Minifter daran erinnern, daß wir auf den Gebieten der 
Schule, der Gefundheitspflege, der Juſtiz, kurz und gut, 
überall eine Fülle von Aufgaben, die an bie ———— 
und Verwaltung herantreten, bisher haben unerfüllt und 
unbefriedigt lafjen müffen. Wenn man an die Bevölkerung 
die Frage richten würde, ob es angemejjen jei, daß unſere 
Gerichte in gefundheitlich ungenügenden Räumen tagen, 
daß das Publikum, das als Zeugen oder Geſchworene 
ar wird, wirklich in rüdjichtslofer Weife behandelt 

, 


wir 
Widerſpruch) 


ſtundenlang ſich in den Korridoren herumſchlagen muß, 
daß unſere Schulgebäude vielfach abſolut ungeeignet ſind, 


(hört, Hört!) 


daß unjere Landratsämter oft hinter den Poftgebäuden 
äurüdjtehen, während ſolche lururiöfe Ks ag aus« 
geführt werden, die 10, 20 Millionen und mehrkoften, ſo wird 
die Bevölkerung — darüber bin ich nicht zweifelhaft — 
jagen: wir wollen zunäcdft für unfere Geſundheits-, 
yufl » und Schulpflege jorgen, und die Gijenbahn« 
edürniffe, foweit fie eh in großen Bahnhöfen äußern, 
können zurüditehen. Sch halte es nicht für richtig, dag 
wir als Bahnhöfe große Paläfte mit großen Wartehallen 
und jehr Eoftipieligen Uberdachungen bauen, während wir 
genötigt find, auf allen anderen Gebieten unjeres ftaat- 
ichen Lebens uns kümmerlich einzurichten, und unjere 
Juſtiz⸗ und Verwaltungsgebäube, unjere Schulen durchaus 
nicht überall auf der Höhe ber Haie ftehen. In der Be» 
friedigung aller ftaatlichen Bedürfniffe muß ein einheit- 
liches Vorgehen eintreten, und ich habe zu meiner Ge- 
nugtuung aus den heutigen Ausführungen des Herm 
Minifters die Überzeugung gewonnen, daß er in dieſer 
Beziehung für die Eijenbahnverwaltung keine befondere 
Bevorzugung beanſprucht. 
. er Herr Minifter hat darauf TI, ba es 
jeine Hauptaufgabe jein würde, möglihft ſparſam zu 
wirtichaften und namentlih an unproduftiven Aus- 
gaben zu jparen, und daß jein Herr Amtsporgänger 
durch jeine vorzüglice Reorganifation der Eijenbahn- 
verwaltung Taufende von Beamten gejpart hat. Ich 
kann feinem Herrn Amtsvorgänger dafür nur meinen 
vollen Dank und meine volle Anerkennung ausfprechen, 
und ich bin auch überzeugt, daß gerade auf diefem Gebiet 
unjer jegiger Herr Minijter aud) weiter durchaus nützlich 
wirken wird. Ohne einem Widerfpruch zu begegnen, 
laube ei ed ausjprechen zu fönnen, daß wir in feinem 
ande der Welt eine jo vorzüglide Eijenbahn- 
verwaltung haben wie in Breußen, 


(fehr richtig!) 
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daß wir nicht bloß im finanzieller Beziehung durchaus 
zufrieden fein können, fondern daß wir auch das beite 


Perjonal vom unterften bis zum oberften Beamten haben, 
daß unjere Züge, wenn fie auch ab und zu ftoßen, viel 
befjer find als in irgend einem der Nachbarjtaaten. Wer 
in Frankreich, Belgien, Holland, Italien gefahren ift, 
der ſehnt fich ficher nad) unferen preußifchen Eijenbahn- 
verhältniffen und Eifenbahnwagen zurüd. 
(Sehr richtig!) 

Wenn der Herr Minifter das hält, was er uns aud 
veriprocen hat, dann werben wir nicht nur feinen Grund 
haben, mit der Bergangenheit unzufrieden zu fein, fondern 
twir werden auch mit vollem Vertrauen in die Zukunft 
bliden können. 

Die in Ausficht geftellten Berbefferungen in bezug 
auf den Stüd —— haben mich geradezu überraſcht. 
Dak es möglich ift, von hier das Durchgangsgut in 
24 Stunden nad Cöln, Leipzig, Frankiurt, Königsberg, 
Stettin zu bringen, ift eine geradezu phänomenale 
—— Wir überbieten mit dieſer Leiſtung ſelbſt die 
Poſt, die es vielfach nicht wird erreichen können, in 
24 Stunden die Pakete von der Aufgabe- nach der Be— 
ſtimmungsſtation zu bringen. Ich hoffe, daß dieſe vor» 
züglichen Einrichtungen nicht auf die großen Linien allein 
beichräntt bleiben werden; denn ſchließlich haben wir 
— hier möchte id) das Wort des Herrn Minifters wieder- 
holen — gleiches Recht für alle. Auch die Nebenlinien 
bezahlen dasſelbe und haben denfelben Anjpruch auf qute 
Behandlung. 

Der Herr Minifter hatte vorgeitern darauf hinge— 
wiefen, daß es ſehr mißklic für ihn fei, wenn die Eifen- 
bahnvermwaltung Überjchüffe hätte und dann fogleich viele 
Geier auf dieſe Überſchüſſe losjchießen und einheimfen, 
was fie £riegen können. Mugenfcheinlih hat der Herr 
Minifter, der ja folange dem Militär angehört, mit 
diefer Bemerkung das Kriegs- und das Marinereffort im 
Auge gehabt. 
(Deiterfeit.) 

Denn die Auffaffung befteht ja in weiten Kreijen, daß 
in diefen Reſſorts die Neigung befteht, ſich auf alle 
Überfchüffe zu ftürzen und fie für fich in Anfpruch zu 
nehmen, Ich würde dem Herrn Minifter jehr dankbar 
fein, wenn er biefer Neigung des Marine- und Sriegs- 
reſſorts ſehr energijch entgegentreten und hindern möchte, 
daß diefe Geier uns unfere guten Einnahmen aufzehrten. 

Der Herr Minifter hat ausgefproden, daß die 
allgemeinen Staatsbebürfniffe in gleicher Weife befriedigt 
werden müſſen, und bdiefer Auffafjung kann ich nur 
durchaus beitreten. Sch halte den Grundjag, ben er vor- 
geftern ausſprach, für nicht berechtigt, daß die Betriebs. 
vermwaltungen, weil aus ihnen au oder minder große 
Einnahmen originieren, berechtigt wären, größere An« 
ſprüche an biefe Einnahmen zu machen, wie irgend ein 
anderes Reſſort. Wohin würden wir kommen, wenn bie 
Bergiwerfe, die Domänen, die Forften, wenn die Steuer- 
verwaltung behaupten wollte: ja, wir verdienen das Geld, 
und wir müffen zunächit darüber verfügen und das für 
uns vorwegnehmen Eönnen, was wir brauchen. Ri 
glaube, das ift nicht angängig. Wir müffen die . 
dürfniffe nach einheitlichen Gefichtspunften befriedigen, 
und wir müjfen auch das Recht für ung —— 
große Anſprüche der Eiſenbahnverwaltung zurückzuſtellen, 
wenn wir glauben, daß andernfalls die Befriedigung 
anderer Bedürfnifje, jei es auf dem GSchulgebiet, fei es 
auf dem Gebiet der öffentlichen Sefundheitspflege, jei es 
auf juriftiichem Gebiete werde zurüdtveten müfjen. 


Gaus ber Wbgeorbneten. 28. Sitzung am 23. Februar 1903. 
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3 bin durchaus mit dem Herm Minifter der An- 
ficht, daß die Ausgaben, die mit der Sicherheit des Be— 
triebes zufammenbängen, nicht zu kärglich bemefjen werden 
follten, obwohl id; überzeugt bin, daß das Biel, das er 
fich geitedt hat, nämlich daß die Unfälle plus minus Null 
fein follten, auch nicht einmal theoretiſch erreichbar ift. 
Wir haben ja neulich, in dem Vortrag in dem Minifterium 
der öffentlihen Arbeiten, für welden ich dem Herrn 
Minifter ſehr dankbar bin, gehört, daß eigentlich jett 
ichon der ſicherſte Aufenthalt in den fahrenden Perſonen- 
und Schnellzügen ift, und da meine ich doch, dak man 
auch bei diefer Sicherung über das notwendige Maß 
hinausgehen kann, folange auf anderem Gebiete Ge- 
fundheit und Leben nicht fo geichügt werben fünnen, 
wie es bei Aufwendung veidlicherer Mittel möglich 
wäre. Uns liegt jetzt ein Gejeßentwurf vor, be 
treffend die Verhütung gemeinfährlicher Krankheiten. 
Vielleicht fcheitert diefer Gejegentwurf daran, daß das 
a u nicht geneigt ift, einige Millionen Mark 
ür diefen Zwed auszugeben. Wenn aber dieſer Geſetz- 
entwurf daran fcheitern follte, fo würde ich glauben, daf 
es für die Allgemeinheit, für die Erhaltung von Gefund- 
beit und Leben viel wichtiger ift, dieſes Geſetz zu ver- 
abjchieden, als Einrichtungen zu treffen, die vielleicht den 
jetzt ſchon geringen — der Unglücksfälle noch 
weiter reduzieren. ch erkenne es ja an, daß es ein 
edles Streben des Herm Minifters ift; aber wir müſſen 
uns doch fragen, ob nicht auf anderen Gebieten mit ben- 
felben Mitteln größere Erfolge erreicht werden können. 
Das möchte ich doch nicht ohne weiteres von der Hand 
weifen. 

Was den Perjonenverkehr anlangt, fo hat ja bie 
Erfahrung ergeben, daß die Herauffegung der Gültig: 
keitsdauer der Retourbillets einen jehr erheblichen Aus» 
fall an den Einnahmen gebradit hat, der nur durch die 
vier Millionen —— iſt, welche wir der Düflel- 
dorfer Ausftellung an Mehrüberichüffen verdanfen. Wir 
würden einen jehr ungünftigen Abſchluß im Berfonen- 
verkehr gemacht haben, wenn nicht diefer Zufall uns zu 
Hülfe gekommen wäre. Der Herr Minifter hat in ber 
Bubdgetlommiffion die Frage der Berfonentarife ein- 
gehender behandelt, wie hier; er hat hervorgehoben, daß 
er nicht eine Tarifreform, jondern eine Verkehrsreform 
haben wollte. Ich kann ihm in diefer Beziehung nur 
vollftändig recht geben. Der Berfonenverkehr gehört jekt 
ihon zu den unrentabeliten Zweigen des Gifenbahn- 
betriebes, und ich bin deshalb der Anficht, obwohl biejer 
Zweig noch gar nicht mit den Koſten belaftet ift, mit 
denen er eigentlich belaftet werden follte, daß man bei 
Verwendungen für die —— des Perſonenverkehrs be- 
fonders die finanzielle Seite nicht unberüdjichtigt laffen 
darf. Ich möchte deshalb bitten, ehe große, mit erheb- 
lichen Soften verbundene Änderungen unjerer Berjonens 
wagen — auf ben ftärferen Unterbau komme ich nachher 
nod; mit ein paar Worten — getroffen werben, daß dieſe 
Frage fehr eingehend geprüft wird. Ich würde meiner- 
feits e8 zwar als eine Kleine Unannehmlichkeit empfinden, 
wenn man 3. B. auf der Tour von Berlin über Hildes- 
beim nad Göln auf einzelnen Streden erhebliche Stöße 
betommt; aber erhebliche Millionen für die Befeitigun 
diefes Heinen Übelftandes auszugeben, würde ich an id 
nicht geneigt fein und auch nicht für gerechtfertigt halten. 

Dage en bin ich allerdings der Anficht, daß wir uns 
bedingt eine Bereinheitlihung unferer Perjonentarife 
brauden. Der jegige Zuftand ift ganz unhaltbar. Daß 
wir Netourbillets mit 4btägiger Gültigkeit haben, daneben 
eine Unzahl von anderen Billets, das kann auf die Dauer 
nicht ** erhalten werden. Nachdem man meines 
Erachtens ohne Not den Schritt getan bat, die Gültig— 
feitSdauer der Retourbillets auf 45 Tage zu — 
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wird man bie —— hieraus ziehen müſſen. Ich 
möchte aber doch bitten, Unterſchied zwiſchen Schnell⸗ 
zügen und Perſonenzügen zu berückſichtigen. Die Per— 
ſonenzüge dienen im großen und ganzen dem Lokal-— 
— ihre Zugkoſten ſind ſehr viel geringer als die 
der Schnellzüge, und deshalb erſcheint es mir auch un— 
bedingt geboten und gerechtfertigt, daß die Tarife für 
Perfonenzüge niedriger find als für Schnellzüge Wir 
haben früher in der Eifenbahnverwaltung den Grundſatz 
gehabt, daß die Schnellzugsbillets eine 2Oprozentige Er— 
höhung hatten. Es ift das durchaus richtig, und es ent- 
ipricht auch den Grundfägen der Privatwirtichaft, daß 
erhöhte Leiſtungen durch erhöhte Transportgebühren aus- 
eglichen werben müſſen. ch erblide die Reform der 
— darin, daß wir alle beſonderen Erleichte— 
rungen abſchaffen, daß wir unter ———— des Frei⸗ 
ag für die Perfonenzüge die Transportgebühren auf 
ie Hälfte der jegigen Rückfahrkarten ermäßigen und 
für die Schnellzüge einen Zuſchlag von 10 bis 20% ein- 
führen. Ich glaube, das wird aud ohne weſentliche 
Komplikationen für den Betriebsdienſt durchzuführen 
möglih fein, wenn man außer den Perfonenzugbillets 
Zuſchlagbillets für den Schnellzug einführt, ſodaß in 
allen Relationen nur zwei Billets fortan beftehen: Per- 
fonenzugbillets und Bufchlagbilets für den Schnellzug. 
Dann hat — Reiſende es in der Hand, ob er zeit— 
weife den Schnellzug benugen oder vom Berjonen- auf 
den Schnellzug übergehen will. Das wird meines Er- 
achtens bie Sehr der Zukunft auf diefem Gebiete jein. 

Was die Gütertarife anlangt, jo liegt ja die Sache 
ungleich ſchwieriger. Es ift ja jedem, der mit diejen Ver⸗ 
hältniffen einigermaßen Beſcheid weiß, bekannt, wie ein« 
jchneidend eine jede Veränderung der Gütertarife nad 
diefer oder jener Richtung hin wirft. Es ift micht mög- 
lich, wie beim Perjonentarif, einfah eine bejtimmte Er» 
mä iguıng eintreten zu laffen. Jede Ermäßigung für Erze, 
für Kohlen, für irgend einen Artikel bat die weit— 
tragendften Konfequenzen nicht bloß für die Ermäßigung 
anderer Artikel, fondern es werden dadurch aud) die Geo, 
duftiond- und Abjatverhältniffe der einzelnen Gebiete 
————— Deshalb muß hier mit ganz be— 

ſonderer Sorgfalt und Vorſicht vorgegangen werden, und 
man wird nur dann eine Ermäßigung eintreten laſſen 
können, wenn man die finanziellen nicht bloß, ſondern 
aud) die wirtſchaftlichen Konſequenzen einer folchen ſach— 
gemäß zu beurteilen in der Lage ilt. 

Der Herr Minifter hat = die Tarifreformen hin» 
gewiejen, die im letten Ye eingetreten find, 
möchte ihn bitten, namentlich für eine Tarifreform ein« 
zutreten: das ift die Ermäßigung der Holztarife vom 
Dften nad) dem Welten. Der Eifenbahnrat hat meines 
Wiffens die Einführung der Staffeltarife für Holz an« 
genommen; nachher ift fie im Minifterium hängen ge- 
blieben. Die jetige Löfung der Frage, daß man nur für 
Grubenholz, und noch dazu mit ber Zweckbeſtimmung, 
wie fie vorgefehen ift, die Tarife ermäßigt, ift meiner 
Anficht =. abjolut ungenügend. 


(Abgeordneter Graf Kanig: Der Landeseifenbahnrat hat 
es abgelehnt!) 


Zur Ergänzung der Mitteilungen des Herrn Minifters 
wollte ich * darauf hinweiſen, daß man auch die Frachten 
für Kupfer von den Emshäfen nach Rheinland-Weftfalen 
erheblich herabgejegt hat in cn id gegen den Dort- 





mund-Emstanal. Das ift ja ein ſehr charakteriſtiſches 
PBeifpiel dafür, wie diefer Kanal die Bebürfniffe der An» 
duftrie zu befriedigen nicht in der Lage ift. 
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Erfreut bin ich über die Ausführungen bes Herrn 
Kollegen Dejer in dieſer eegichung. Er hat durchaus 
anerkannt, was feiner Objektivität alle Ehre macht, daß 
nicht bloß die an der Waflerkante MWohnenden Anlpruc 
auf Tarifermäßigung hätten, fondern daß die Fracht- 
ermäßigung, wenn diefe fie befämen, dann auch allgemein 
eingeführt werden müßte. Meine Herren, da® war 
eigentlich der Kampf bei den Kanälen zwiſchen diefer 


und jener Seite. 
(Zuruf links.) 


— a, Herr Kollege, fiher! — Wir verlangten, daß die 
Vorteile, die die MWafjerftraße für Einzelne im Gefolg 
hätten, allen zuteil würde, und da jagte die Staatöregierung, 
meines Eradıtens durchaus mit Recht: das könnte fie mit 
Nüdfiht auf die Finanzen nicht, einem jeden diejelben 
billigen Tarife geben, wie fie die Kanäle den Betreffenden 
bringen würden, 

Ich will auf die Kanäle nicht eingehen und freue 
mic) aud, daß der Herr Minifter es nicht bat. 
Ich möchte nur eine Bemerkung machen. er Herr 
Finanzminiſter ſowohl wie der Herr Arbeitöminifter klagen 
über den Rückgang des Verkehrs, ja jammern geradezu 
darüber, Eigentlich müßten fie ſich doch freuen, denn 
der Verkehr, der jet ausgeblieben ift, ift ja gerade der 
Berkehr, von dem fte noch vor einigen Jahren behauptet 
haben, daß er ihnen zur größten Laft gereiche, daß fie 
Kanäle bauen müßten, um dieſen ſcheußlichen Verkehr 
los Ir werden. Jetzt hat der liebe Gott ihnen dieſen 
Verkehr genommen, ohne daß fie Kanäle zu bauen 


brauden; 
(Heiterkeit) 


fie find jett diefen Verkehr, diefen fcheußlichen Gejellen, 
der Te jo viele Unbequemlichkeiten gemacht bat, los 
und follten fich eigentlich freuen und jagen: Gott jei 
Dant, daß wir dielen Verkehr nicht mehr haben, der uns 
fo große Unbequemlichkeiten bereitet hat. Jetzt kommen 
aber die Herren und befchweren fich darüber, daß ihnen 
diefe Einnahme fehlt! Gerecht ift das nicht. — Bir 
werben ja fpäter darauf noch zurüdtommen. 

Der Herr Minifter hat in der Kommijfion auf die 
Anregun begü lih der Einführung der Motorbetriebe 
hingewieſen, Kr die Erfahrungen, die man mit dieſer 
Betriebsart auf der Pfälziſchen Bahn gemacht bat, nidt 
zu meiteren Verfuchen ermutigen. Diefe Bahn hätte eine 
erhebliche Betriebötraft zur Verfügung, infolgedefien 
wäre dieje Betriebsart dort ganz zwedmäßig; fie würde 
fi) aber doc im großen und ganzen für uns nidt 
enpfehlen. ch kann in Ergänzung dieſer Ausführungen 
noch mitteilen, daß auch nicht einmal auf der Biälziiden 
Bahn diefer Verkehr zufriedenftellend funktioniert bat, 
fondern nur auf einer Fleinen Strede, ich glaube, von 
Ludwigshafen nad Neuftadt, wo ein bejonderer Lofal- 
verfehr durch eine Waflertraft bedient wird. Aber ich 
möchte doch den Herrn Minifter bitten, die frage einer 
forgfältigen Brüfung zu unterziehen, ob wir nicht in den 
im großen Umfange in Preußen vorhandenen Wafler- 
kräften eine viel billigere Betriebskraft für unjere Eijen- 
bahnen gewinnen fünnten. Wir haben namentlich im 
Oſten und aud in anderen Provinzen, 3.8. im Harz, 
Wafjerkräfte, die in die Hunderte und Zaufende gehen. 
Ich halte es nicht für ausgeichloffen, daß die Nutbar- 
a diejer Waſſerkräfte ſich für unfere Eifenbahnen 
durchaus empfiehlt und günstige Nefultate liefern wird. 


(Zuruf des Abgeordneten v. Eynern: Da wären die 
Kanäle doch billiger!) 


— Die Kanäle werden ja im Weſten feine erheblichen 
Wafferkräfte nutbar machen, während wir andermwärts 
jehr erhebliche Wafferkräfte haben. Außerdem möchte ich 
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darauf hinweiſen, daß nad) den Ermittlungen des Profeffor 
Inge, die ja Herrn v. Eynern aud wohl bekannt jein 
dürften, fi bei Nutzbarmachung der Waflerfräfte die 
Pferdefraft im Oſten pro Jahr auf 38 bis 40 A gegen» 
über 150 bis 200 M für die Pferdefraft mit Sohlen- 
heizung ftellt. So er wird man nirgend die Sraft 
herbefommen als aus Diejen koloſſalen Waſſerkräften. 
Das wäre meines Erachtens ein fehr dankbares Se für 
die Eifenbahnverwaltung, diefe Frage mal eingehend zu 
unterfuchen. 

Abgeſehen von der Ausnugung der Wafjerkräfte 
möchte ich den Herrn Minifter bitten, mit den elektrifchen 
Berjuchen vorfichtig zu fein, und ich erfenne an, daß der 

err Minifter in dem vorliegenden Etat die Rüdficht der 

orficht in dieſer — nicht außer acht gelaſſen 
hat, indem er ſich darauf beſchränkt hat, eine Summe 
von 300000 A für dieſen Zweck zur Verfügung zu 
ftellen. ch glaube, der Eifenbahnminifter hat feine Ver- 
anlafjung, diefe Beitrebungen befonders wohlwollend zu 
unterftügen; denn, meine Herren, wenn heute das Biel 
erreicht wird, was der Herr Minijter nicht als unmöglich 
in der Kommiſſion begei net hat, daß die Beförderung 
der Perſonenzüge mittelft Elektrizität gejchehen könnte, jo 
würde das eine Kalamität für unſere Finanzen zur 
Folge haben, die ich unter feinen Umftänden wünſcheu 
* und die ich mit allen Mitteln von uns fernhalten 
möchte. 

„Was die Vergrößerung der Güterwagen anlangt, jo 
mus man ja einerieits anerkennen, daß eine gewiſſe Bor- 
fiht auf diefem Gebiete am Platz ift; aber ich möchte 
doch glauben, daß in diefer Beziehung die Eifenbahn- 
verwaltung etwas energiicher vorgehen könnte, Der Herr 
Minifter hat in der Kommiſſion mitgeteilt, er hätte 
200 Wagen zu 20 Tonnen beftellt, im übrigen befände 
er ſich noch im Verjuchsitadium. Es wäre von der ober: 
fchlefiichen Kohleninduftrie angeregt, 30:Tonnentwagen zu 
bauen, aber die Induſtrie wolle gleichzeitig eine Zarif- 
ermä gung haben, wenn ich richtig informiert bin. Der 
Herr Minijter bejtätigt das. Das halte ich für abjolut 
ungerechtfertigt. Ich bin aber der Anficht, daß der Ge- 
fichtspunft, den der Herr Minifter in der Kommiſſion 
gegen die ug re der Wagen angeführt hat, daß 
nämlih der Großbetrieb dadurch begünftigt würde, 
feine erhebliche Bedeutung hat; denn davon kann nicht 
wohl die Rede fein, daß, wenn 600 Bentner Kohlen als 
andere Artikel verfrachtet oder gebraucht werben, dadurch 
eine Begünftigung des Großbetriebes eintritt. 

Ih kann alfo den Wunſch, die Tarife F dieſe 
rich Wagen herabzufegen, meinerjeits nicht unter 
tügen, dagegen möchte ich Die Anregung wiederholen, die 
ich Schon einmal bier ausgeſprochen habe, daß man bei 
biefen großen Wagen die Entlades und Beladefriften 
etwas verlängern möchte — nicht für die großen Ver— 
fender, denn die können jehr wohl einen Sechshundert- 
gg in ein paar Stunden beladen —, wohl aber 
ür den Eleinen Verkehr auf den kleinen Stationen, 
Wer Kartoffeln verjendet, Kalk und Dünger bekommt, 
dem muß man entgegenfommen und die Entladefriften 
und Beladefriften entiprechend erweitern. Tut man dad, 
fo, glaube id, werden die Intereſſenten mit der Erhöhung 
der Ladefähigfeit der Wagen durchaus zufrieden jein. 

* bin auch ganz damit einverſtanden, daß man in 
wirtſchaftlich ungünſtigen Zeiten mit den Berbefferungen 
und Beihaffungen nicht zurüdhält, fondern daß man 
fomweit wie möglich auch gerade in foldhen Zeiten mit 
Materialbefhaffungen vorgeht. Man jagt mit Recht, daß 
das durchaus ventabel ift, weil die Koften in jolden uns 








günftigen Jahren erheblich niedriger find als in anderen. 
Demgegenüber muß ich allerdings fagen, daß bie Mit- 
teilungen bes Herrn Minifters über feine Erfolge 2 en⸗ 
über den Syndikaten mich doch nicht befriedigt haben. 
Wenn es dem Herrn Miniſter nur gelungen iſt, den 
Preis für die ſchweren Schienen um 4. M und den für 
die Schwellen um 3 A pro Tonne herabzudrüden, fo 
entipricht das meines Erachtens durchaus nicht den gegen- 
mwärtigen —— für Eiſen und Stahl. Ich 
meine, der Herr Minifter müßte eine gewiſſe paritätiſche 
Behandlung eintreten laſſen gegenüber den Bedürfnifien, 
welche die Eifenbahnverwaltung z. B. von der deutjchen 
Forftverwaltung bezieht. Wir verdanken dem früheren 
Minifter einige Sehimmungen — zum teil auf meine 
Anregung —, monad die Eifenbahnverwaltungen bes 
rechtigt find, freibändig Werkſtättenholz und Eiſenbahn- 
fchwellen inländiſchen Materials anzufaufen und mit 10% 
mehr zu bezahlen, als das ausländifche fich ftellt. Ich 
will nicht näher darauf eingehen, daß dieje Verfügung 
bezüglich der Werkftättenhölger infolge mißverftändlicher 
Auffafjung nicht zu dem geführt hat, was meines Er- 
achtens der Herr Minifter gemollt hat; ich behalte mir 
vor, das perjönlich bei dem Herrn Minifter oder feinen 
Kommilfaren zur Sprache zu bringen, da ich an fich nicht 
für gerechtfertigt halte, ſolche Details im Plenum zu be» 
handeln. Aber ich meine doch, diejer prinzipielle Gefichts- 
punkt müßte von dem Herrn Minifter auch den Eiien- 
und Stahiſyndikaten gegenüber feitgehalten werden. Ich 
ftehe durchaus nicht auf dem Standpunkt, daß man von 
den Syndilaten die Auslandspreife verlangt; das wäre 
Torheit. Ich bin der Anficht, daß die Syndikate mit 
Recht im Inlande, aus den Gründen, die ich neulich hier 
angeführt habe, für ihre Waren höhere Preije bewilligt 
erhalten müfjen; aber diefe Preisermäßigungen von 3 bzw. 
4 AM ſcheinen mir ganz minimal zu fein im Berhältnis 
zu dem Rückgange, den gerade die Eifenfabrifate in der 
legten Zeit erfahren haben. Wenn jegt eine etwas 
fteigende Konjunktur eingetreten ift, fo wird ja der Herr 
Minifter es nicht gerade für nötig halten, folche Einkäufe 
in der teuerften Zeit zu machen. 

Ob es nötig ift, in diefem Jahre, wie der Herr 
Minifter jagte, ertraordinär 20 Millionen für die Ver— 
größerung des Wagenparks auszugeben, das fcheint mir 
nad; den bisherigen Erfahrungen doch mindeftens ſehr 
zweifelhaft. Wenn wir auch jett uns vielleicht in einer 


etwas fteigenden Konjunktur befinden, jo iſt doch 
nicht anzunehmen, daß wir in den nächſten 2 oder 3 Jahren 
den Verkehr wieder erreichen werden, den wir 1899 und 


1900 gebabt haben. Wenn es damals möglich geweſen 
ift, den Verkehr mit dem damaligen Wagenpark in zus 
friedenftellender Weife zu bewältigen, fo glaube ich, daß 
es möglich jein mird, ohne dieſe ertraordinäre Ber: 
mehrung des Wagenparts den Verkehrsbedürfniſſen voll 
gerecht zu werden. 

Selbftverftändlid muß eine große Verwaltung wie 
unfere preußifche Cifenbahnverwaltung ſehr erhebliche 
Mittel aufwenden, um den Berbefferungen der Technik 
zu folgen, und jede mögliche Verbeſſerung namentlich 
auch im ökonomiſcher Beziehung auf ihren Wert bin 
prüfen zu laffen. Ich möchte auch den Herrn Minifter 
bitten, Te Aufmerkiamkeit darauf zu lenken, ob ſich 
nicht in erheblichem Umfange die Niveauübergänge auf 
den Eifenbahnen befeitigen oder vermindern laſſen. Bei 
vielen Übergängen kann man genau feftitellen, wie die- 
felben entjtanden find. Bei dem Bau einer Eiſenbahn 
verlangen Die —— eine Berückſichtigung ihrer 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe; es wird hier und da ein 
Übergang gemacht — ih kann da auf Grund meiner 
periönlihen Erfahrung ſprechen — und hinterher ftellt 
ih heraus, daß dieſe Übergänge zwar nüglic ſind, 


m en 


——— 
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daß die Betreffenden aber, bei Gewährung einer Ab— 
findung ſeitens der Eifenbahnvermwaltung, ganz gerne 
bereit wären, diefe Übergänge preiszugeben, indem fie 
vielleicht ein Geipann Bferde mehr halten. Es ift das 
aljo meines Eraditens ein Kalkül der EHEN ne) 
u prüfen, wie fie finanziell beffer wegtommt. Die Rüd- 
icht auf die Betriebsficherheit ſpricht entichieden für die 
—— Beſeitigung der Niveanübergänge; aber finan— 
ziell kann dieſelbe ir die Eifenbahn gerechtfertigt er- 
icheinen, namentlih dann, wenn Nachtvertehr bejteht, 
und die Übergänge Tag und Nacht bewacht werben 
müſſen, was eine erhebliche Summe toftet. Es wird oft 
möglich fein, die Anterefenten mit einer Summe von 
2 bis 5000 AM vder 10000 HM. abzufinden und auf diefe 
Weile die Nivennübergänge zu bejeitigen. Ich ſelbſt 
babe, da ich Mitleid mit dem Eifenbabnetat habe, fobald 
ich abreife, der Direktion die Mitteilung gemacht, daf 
fie dieſen oder 33 Übergang während der Nachtzeit 
ſchließen könne, ſodaß fie eine doppelte Bewachung nicht 
mehr nötig hat. 

Ich kann mich ferner vollftändig damit einverftanden 
erklären, was der Herr Minifter in bezug auf feine 
Stellung zu ben Beamten, insbefondere die Berückſich— 
tigung ihrer berechtigten —— ausgeſprochen hat. 
Ich möchte ihm in legterer Beziehung einen Wunſch nahe 
legen — ba ich nicht weiß, ob ich bei der Beratung der 
Perſonalien bier fein werde —, der mir von Beamten 
unterbreitet worden ift, und den ich für berechtigt halte. 
Es handelt fich hierbei um eine allgemeine Frage, Herr 
Präfident; fie fteht nicht mit den Perſonalien in direkte 
Beziehung. Ich habe im vorigen Jahr mir die Anregung 
erlaubt, es möchten im Intereſſe der Hebung des Deutſch- 
tums in größerem Umfange die Rechnungsbureaus nach 
den öftlihen Provinzen, insbefondere nach der Provinz 
Pojen verlegt werden. Der Herr Antsvorgänger des 
jegigen Herm Minifters oder vielleicht auch der jetzige 
Herr Minifter felbit hat diefen Gedanken ſehr wohl- 
wollend aufgenommen, und es ift eine Reihe von Be- 
amten von Altona nad) Poſen verfegt worden. Nach 
den Beftimmungen, wie fie in Ausficht ftehen, follen diefe 
Beamten bie Yulage für die Verwaltung der Stelle in 
der Provinz Polen exit dann befommen, wenn fie 5 Jahre 
dort gewefen find. Dieſe Beamten find jegt ſchon im 
50, Lebensjahr und älter, und die Vorenthaltung 
diefer Zulage wäre für fie eine große Härte. Ich bitte 
deshalb den Herrn Minifter, die Sache wohlwollend zu 
prüfen und dafür zu forgen, daß diefen Beamten jchon 
fogleich nach ihrer Verſetzung die Zulage zu teil wird. 
Übrigens muß ich anerkennen, daß dieſe frage doch 
eigentlich nicht hierher gehört, fondern bei den Ber 
fonalien zu behandeln war. 


(Heiterfeit.) 


Zum Schluß kann ich nur den Wunſch hegen, daß 
unfere Eijenbahnverhältniffe ſich weiter jo glüdlid ent- 
wideln möchten wie bisher. Zu einer pejfimiftiichen Auf- 
fafjung ift wirklich gar feine Beranlaffung. Wir haben 
auch jest noch einen erheblichen Überfchuß; wir verzinien 
unfer Anlagekapital noch jett mit etwa 6,5 %, und wenn 
ich auch die Auffaffung des Herrn Kollegen Macco durch— 
aus nicht teilen kann, daß unfere Eiſenbahnſchuld eigent- 
lich um den Betrag entlaftet werden müßte, der —2* 
für allgemeine Zwecke verwendet worden iſt, ſo iſt doch 
unſere finanzielle Lage eine außerordentlich erfreuliche 
und berechtigt uns keineswegs zu irgend welcher peſſi— 
miftiichen Befürchtung. ch jege dabei allerdings vor- 
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aus, daß wir bei den Grundfägen bleiben, nad denen 
bisher die Verwaltung gm worben ift. 

Wenn der Herr Minifter neulih das Wohlmollen 
für feine Heinen Gifenbahnlöwen erbat, nicht bloß hier, 
fandern auch im Finanzminifterium, fo muß ich jagen: 
fo ein Kleiner Eifenbahnlöwe ift ein ganz niedliches Tier, 
aber er ift doch immer ein Raubtier, und aus ben Kleinen 
Löwen werden jchliehlich große Löwen, und wenn dieſe 

voßen Löwen nachher über das Finanzminifterium ber- 
Re dann fürchte ich doc, daß dem FFinanzminifterium 
nicht ganz wohl zu Mute fein möchte. 


(Heiterkeit.) 


Deshalb möchte ich bitten, daß diele kleinen Löwen von 
vornherein etwas an die Leine genommen werden. 


(Heiterfeit.) 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Minifter der 
öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, ich bin dem Herm Wbgeordneten Gamp ebenjo 
wie den anderen Herren Borrednern dankbar für die 
vielen Anregungen, die ich auf dem Gebiete des Eiienbahn- 
weſens in den Meden gefunden habe. Im einzelnen 
möchte ich bei diejer fpäten Stunde nicht antworten, 
fondern mir eine zufammenfaffende Antwort auf alle bie 
einzelnen Wünſche für jpäter vorbehalten. Nur eins 
möchte ich nicht ins Land hinausgehen lafjen. 

Was der Herr Abgeordnete Gamp gejagt hat, wer 
wohl an meine Adrefje gerichtet, vielleicht aber doch meh 
an eine andere. Er bat gejagt: ich hätte wohl mit den 
Geiern, die über die Überjchüffe herfielen, die Armee 
und Darineverwaltung gemeint, Meine Herren, ich darf 
wohl nur furz erwähnen, daß dieſes Haus über bie 
Armee» und Marineverwaltung nicht zu beichließen bat, 
jondern daß das Neichsjache ift, und daß ich deshalb 
weifellos an die Verwendung von Überſchüſſen aus dem 
Eifenbaßnetat für die Armee und Marineverwaltung 
nicht gedacht habe und auch nicht denken konnte, Wenn 
ich aber von Geiern ſprach, die darüber herfallen wollten, 
dann ift es felbftverftändlich, daß ich die vielen nicht 
dringenden Wünſche gemeint habe, die aus allen inter: 
eflentenfreifen fortlaufend an mich herantreten. 

Wenn ich gebeten habe, daß die Überjchüfje, \oweit 
fie die Eiſenbahnverwaltung bedarf, ihr auch belafien 
würden, jo habe ich damit keineswegs gemeint, daß bie 
Eifenbahnverwaltung nicht auch Aber e für allgemeine 
andere Staatszwede zur Verfügung jtellen müßte. 
babe ja zum Schluß meiner Rede ausdrüdlich betont, dak 
ich glaubte und hoffte, daß die Staatseifenbahnvermwaltung 
« wie vor das Nüdgrat der gejamten preußijchen 
Staatöfinangverwaltung fein würde, 

Und nun noch ein Wort, weshalb ich nicht über die 
waflerwirtichaftliche Vorlage geſpro habe! Das habe 
ich deshalb nicht getan, weil fie nicht zur Tagesordnung 


ftan 
(ſehr richtig! vechts) 


und in den Eijenbahnetat die waſſerwirtſchaftliche Vorlage 
nicht bingehört. Aber wir werden ja in nädfter Zeit 
Gelegenheit haben, auch darüber uns in gewifjem Umfange 
u unterhalten, da eine Sinterpellation über dieje Frage 
Keen vorliegt. 

(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Ehlers. 
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Ehlers, Abgeordneter: Wenn der Herr Minijter 
der Öffentlichen Arbeiten den vorhergegangenen Rebnern 
feinen Dank für die zahlreichen Anregungen, die fie ihm 
für feinen ſchweren Feruf gegeben haben, ausgeſprochen 
bat, jo fürchte ich, daß ich auf ein ſolches Dankesvotum 
werde verzichten müſſen, da ich nicht die Mbficht 
babe, die große Zahl der jachverftändigen vn 








die hier gemacht worden find, meinerjeits n zu 
vermehren. Meine Herren, ich würde mich wohl haben 
enthalten fünnen, überhaupt bier das Wort zu nehmen, 
wenn es nicht eine hergebradite Sitte in dieſem Hauje 
wäre — ich weiß nicht, ob fie eigentlich eine innere Be— 
rechtigung hat —, daß bei joldien Generaldiskuſſionen 
jede Fraktion dieſes Haufes das Wort zu nehmen pflegt. 
Ich will mich diefer Pflicht nicht entziehen, kann mich 
aber im wejentlihen darauf beichränfen, daß ich erkläre: 
die Schonzeit, die der Herr Minifter für ſich in Anſpruch 
genommen hat, wollen wir ihm in ausgiebigfter Weile 
gewähren. ch würde ed für eine Graufamteit halten, 
anders zu verfahren. Ich bin auch mit dem Herm Mi 
nijter einverjtanden, daß es etwas Mifliches ſei, eine 
förmliche in ſich abgeichloffene Programmrede bier zum 
beiten zu geben. ch halte jelbjt von ſolchen dr. 
grammreden nicht viel, namentlich bei einem ſolchen Amt, 
um das es fich hier handelt. Auch da kann man jagen: 
„die Probe auf den Pudding ift das Eſſen“. Der Beweis 
dafür, was der neue Herr Eifenbahnminifter auf diefem 
Gebiet zu leiften vermag, wird jeine Wirkſamkeit geben, 
und da will ich ihm wünſchen, daß die wohlwollende Be- 
grüßung, die ev heute gefunden hat, ihm auch in den 
nädjiten Jahren erhalten bleibt. Gewöhnlich pflegt ein 
definitiv günftiges Urteil erjt abgejchlofjen zu werben, 
wenn der betreffende Minifter nicht mehr Minifter ift. 
Ich habe mit großer Rührung heute gehört, wie von den 
verjchiedenften Seiten die unauslöfchlihen Verdienſte des 
Minifters v. Thielen gepriefen find. Ich weiß nicht, ob 
mein Gedächtnis fo fchlecht ift; aber ich habe eine dunkle 
Erinnerung, daß in den vergangenen Jahren an den 
Maßnahmen diefes Eijenbahnminifters mancherlei aus« 
ujegen geweſen ift, und fpeziell mein verehrter Herr 

orrebner, der Herr Abgeordnete Camp, war meiner 
Erinnerung nad) mit dem Eifenbahnminifter v. Thielen 
durchaus nicht immer einverftanden, und er ilt e8 
heute noch nicht. Denn er bat in einer fehr fcherzhaften 
Weife dem jekigen und dem früheren Cijenbahn- 
minifter erklärt, fie Eönnten doch kreuzvergnügt fein, 
daß der Berkehr nun endlich zurüdgegangen fei. Die 
Auffaffung über den Grund zur Feeude bat mich 
etwas überrajct. 30 weiß nicht, worin dieſe Eleine 
Bosheit eigentlich ihren Grund hatte, Mir it 
aber nicht erinnerlih, daß jemals aud der frühere 
Eifenbahnminifter den Wunſch ausgeiprochen hätte, der 
Berfehr möge zurüdgehen, damit er ihn leicht bewältigen 
könnte. Im Gegenteil, er hat gejagt, wir müſſen auf 
jede Vermehrung des Verkehrs gewappnet und gefeitigt 
fein. Und weil er der —— war, daß das mit 
den en an nicht Mein * rn —* daß 
dazu auch leiſtungsfähige Waſſe en gehörten, hat er 
* Bau ſolcher —c— vertreten. Daß die Aus⸗ 
führungen bes Herrn Kollegen Defer, wie der Herr Kollege 
Gamp gemeint hat, gegen den Bau und die Verwendung 
von Kanälen fprächen, kann ich auch nicht finden. Wenn 
Herr Defer geſagt hat, dak man auch für den Fall ber 
Herftellung leiftungsfähiger großer Wafleritraßen doch 
auch; für diejenigen jorgen müſſe, die abjeits von dieſen 
Wafjerftraßen liegen und nur mit der Eifenbahn zu er- 
reichen wären, fo iſt das eine Behauptung, die jelbft- 
verftändlich ift. Ich glaube nicht, daß Herr Gamp wird 
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nachweiſen fünnen, daß eine andere Auffafjung ernftlich 
je vertreten jei. 


(Buruf des Abgeordneten Gamp.) 


— Sie jagen: immer! ich jage: niemals! Das find nun 
zwei ganz verjchiedene Kalfaflmneen. Ich behaupte, daß 
auch die wärmſten Vertreter des großen Kanalprojekts, 
das ja num ſchon jagenhaft geworben ift, immer hervor: 
gehoben haben, daß eine Anpaſſung unierer Eifenbahntarife 
an die Bedürfniſſe des Verkehrs in feiner Weije zu ver: 
meiden fein werde. Es ift jogar bei den Verhandlungen 
über dieje Waſſerſtraßen darauf hingewieſen worden, daß 
leichzeitig gewiſſe Zariferleichterungen für diejenigen 
egenden, die abjeits liegen, notwendig feien. Deshalb 
ann ich micht finden, daß diefe Kritif an den früheren 
Ausführungen der fogenannten Kanalfreunde ſtichhaltig war. 
kann dem Herrn Borredner auch darin nicht 
folgen, daß der Herr Minifter ſich mit Bahnhofsbauten 
wejentlih einjchränfen müjje mit Rückſicht darauf, daß 
es noch traurigere Verhältniſſe gäbe, 3.8. die ſchauder- 
haften Zuftände in den Yuftizgebäuden, den jämmerlichen 
Zuftand zahlreicher Schulgebäude. Es hat mich befonders 
gefreut, daß fr Kollege Gamp in das richtige Licht 
geftellt hat, daß es mit den Schulgebäuden im Lande in 
vielen Fällen jehr mijerabel ausfieht. Ich teile auch 
jeine Auffafjung, daß der Zuftand in unferen Ge. 
richtsgebäuden polizeiwidrig iſt, dab die Sanitäts- 
polizei des Meiches, des Staates umd der Gemeinden 
alle Beranlaffung hätte, dagegen zu opponieren, daß 
zeugen und Sacdverftändige, Leute, die gar nicht das 
ericht in Anfpruch nehmen wollen, ſondern he 
werden, nun gezwungen werden, ihre Geiundheit aufs 
Spiel zu jegen, weil jie in zugigen Sorridoren ohne 
ordentliche Wartezimmer ftehen müſſen. Damit find wir 
volljtändig einverjtanden; ich zweifle aber, ob es ein rich— 
tiger Weg jein würde, zu Tagen: weil jo erbärmlide 
een in anderen Reſſorts beitehen, darf auch auf dem 
ebiete des Eiſenbahnweſens feine Berbefjerung vor— 
genommen werben, meine im ®egenteil: hier wäre 
es vorteilhaft für die Juſtiz und für die Schulverwaltung, 
wenn man ihnen jagen könnte: jeht mal, was der Herr 
Eifenbahnminijter, Pop mal, was die Poſt auf diejem 
Gebiete leijtet! Im der Poſt braucht man fich ja nicht 
jo lange aufzuhalten wie in einem Gerichtögebäude. Ich 
halte es daher für unpraktifch, den Spieß umzudrehen 
und darüber zu Elagen, daß die Poft und die Eifenbahn 
etwas für die Bequemlichkeit des Publitums tun. 

Der Herr Abgeordnete Gamp hat den Herrn Minifter 
eigentlich gewarnt, er möge fich hüten, daß er auf diefem 
Gebiete nicht zu weit gehe, und ich kann den Herrn 
Minifter, ohne ſelbſt nie auf Borjchläge einzulafjen, nur 
dringend bitten, die Vorfchläge, die ihm von verichiedenen 
Seiten gemacht worden find, auf ihren innerlicyen Wert 
u prüfen. Denn ich bin überzeugt: wenn der Herr 

inifter das alles befolgen wollte, was wir aus unferer 
Weisheit ihm vortragen, jo würden wir im nächiten Jahr 
ein jchönes Slagelied vorbringen, Meine Herren, dieſe 
technifchen Fragen — ich will niemand zu nahe treten — 
fönnen doch in ihrer Gefamtheit nur von dem leitenden 
Minifter unter Unterftügung aller feiner Dezernenten, 
Beiräte ufw, auch unter der teilmeifen Mitwirkung der 
eg richtig erfaßt werden. Aber wie leicht jpricht 
ich von der Parlamentstribüne irgend ein Vorſchlag aus, 
der nachher, wenn er in die Wirklichkeit überjegt wird, 
äußerft fchwierig ift. 

Mein an Ar Herr Stollege Oeſer hat ſich hier fo 
harmlos darüber beklagt, daß wir eigentlich nichts über 
die Tarife zu jagen hätten. Ach weiß nicht, was er 
unter dem Worte „wir verfteht. Ahnliche lagen habe 
ich auch ſchon von dem Herrn Abgeordneten Eugen Richter 
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gehört. Wenn man diefe Bemerkungen hört, jo könnte 
man auf den Gedanken kommen, diejes Hohe Haus bes 
ftände aus Männern, die vollftändig in fich einig wären 
über die einzelnen Maßnahmen, während hier tatjächlich 
die größten Meinungsverjchiedenheiten beftehen, und id) 
weiß nicht, ob gerade die Abgeordneten auf meiner, der 
linten Seite des Haufes, ein großes Vergnügen davon 
haben würden, wenn die Eijenbahntarife jtatt von dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, von der Mehrheit diejes 
Haufes, d. h. von den Sonfervativen und dem Zentrum, 
feftgelegt würben. {ch weiß es ja nicht, ed wäre ja 
möglich, daß wir in diefer Hinficht angenehm enttäujcht 
würden; aber vorläufig zweifle ich daran, 

Nun ift hier über das Tarifwejen auch von meinem 
Kollegen Herrn Defer geklagt worden, daß aud) die Güter: 
tarife ungemein unklar und fompliziert ſeien. Meine 
Herren, wer dieſe Entwidlung verfolgt hat, die gleich 
nach dem Sriege 1870 begonnen hat, zunächſt in Elfaß- 
Lothringen mit dem fogenannten Reformtarif, der befommt 
über die — ———— in einer einfachen Form ſehr 
ſteptiſche Anſchauungen. Den Verſuch, einen klaren, ein- 
fachen, überſichtlichen Tarif zu machen, hat man wiederholt 
gemacht, er wird auch immer wieder von neuem gemacht 
werden; aber die realen Berhältnifje find ftärfer, und es 
kommt jchlieglich dahin, was eingroßer Spediteur mir einmal 
jagte, als damals das elfaß-lothringifche Reformiyitem als 
die neuefte und wertvollite Erfindung bekannt gemacht wurde. 
Er jagte: das ift fehr gut, das Wagenraum- und Kolli- 
ſyſtem, d. h. ein Einheitsiag für Wagenraum und einer 
für Kolli; aber Sie müffen dann für jeden einigermaßen 
wichtigen Artikel einen Yusnahmetarif machen. So ift 
die Entwidlung der Tarifbildung auch tatjächlich — 
Das wirtjchaftlihe Leben iſt fo kompliziert, daß es 
unmöglich fein wird, diefen großen Berfehr, den die 
GEifenbahnen vermitteln, unter die Formel eines einiger- 
maßen einfachen Tarifiyitems x bringen, und ich bin 
überzeugt, daß diefe mühjame Art und Weiſe, wie fie 
feit drei Jahrzehnten betrieben worden ift, indem man 
in Tariftonferengen, in Bezirkseifenbahnräten und Landes» 
eifenbahnräten und in den Minifterien fih den Kopf 
darüber zerbricht, ob und in welcher Form für einen 
Artikel ein Ausnahmetarif notwendig jei, — daß dieſer 
an fich traurige Zuftand notwendig jein wird; er gehört 
u den vielen elenden Dingen, die nun einmal PR der 

de vorhanden find. Ich glaube daher, der Herr Eifen- 
bahnminifter wird auch auf dem Gebiet der Tarifreform 
an Schranten fommen, bie durch die realen Verhältnifie 
egeben find, und mit denen man fich abfinden muß. 
Dep dieje Hevifion und Reform der Gütertarife wie aud) 
der Perionentarife nicht ftillftehen können, wenn das 
bier auch zehnmal beſchloſſen werden jollte davon bin ic 
feft überzeugt; diefe Dinge laſſen fich nicht zurüdhalten, 
fie treiben weiter. Man kann fie etwas langfamer oder 
etwas jchneller behandeln; aber daß bie Tarife, auch die 
Perfonentarife, nicht jo bleiben werden, wie fie heute find, 
davon dürfen Gie durchaus überzeugt fein; die tatjächlichen 
Berhältnifje werden mir in dieſer Hinficht recht geben. 

Die Hauptfrage bei unjerem Staatöbahnfyftem bleibt 
ja immer das Verhältnis, dad wir am Sonnabend be— 
handelt haben, das Verhältnis zwijchen der allgemeinen 
Finanzverwaltung und der Eijenbahnverwaltung. Wenn 
ich den Herrn Minifter richtig verjtanden habe, fo hat er 
bier die Auffaffung vertreten: ich bin durchaus bereit, 
aus den Überſchüſſen, die meine Verwaltung liefert, jo 
viel, wie ich kann, für die allgemeinen Staatsbedürfnifie 
berzugeben, muß aber in meiner gewiflenhaften Pflicht 
ala Minifter der öffentlichen Arbeiten darauf halten, daß 
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ich für meinen eigenen Betrieb jo viel von dieſen Brutto- 
überſchüſſen übrig behalte, daß ich dieſes große Unter- 
nehmen in einem leiftungsfähigen und betriebsfähigen 
Auftande dauernd erhalten kann, und joweit meine Über- 
ichüffe zu diefen meinen eigenen Zweden notwendig find, 
muß ich fie für mich in Anſpruch nehmen, und bie all: 
—— Staatsverwaltung muß auf den anderen Ge— 
ieten dann ſehen, wo fie das andere Geld herbekommt — 
gewöhnlich pflegt es ja dann durch Anleihen aufgebracht 
zu werden. 

Ich glaube, daß dies die einzig richtige Auffaſſung 
über das Verhältnis zwiſchen Finanzminiſter und Eifen- 
bahnminifter ift. Diejes Verhältnis ift übrigens jchon 
immer dageweien; es hängt aber befanntlid von den 
Perjönlichkeiten ab, e3 hängt davon ab, wer fyinanz- 
minifter ift, und wer GEifenbahnminifter; und ba liegt es 
in der menfchlichen Natur, daß ein jehr liftiger Finanz- 
minifter den Verſuch madt, dem Eijenbahnminifter doc 
noch mehr abzuziehen, als er eigentlich hergeben wollte; 
und daß ein energiicher tatkräftiger Eifenbamminifter ſich 
dagegen ſträubt. Das iſt ein jo zartes Berhältnis 
pi Eifenbahnminifter und Finanzminiſter, daß ic 
mich hüten werde, darauf näher einzugeben. 


(Heiterfeit.) 


Ich ſchließe aljo mit den Worten, def wir nicht den 
mindeiten Anlaß haben, was den Betrieb der Gijen- 
bahnen anbetrifft, dem Herrn Eijenbahnminifter irgend 
welches Mißtrauen entgegenzutragen; und daß wir uns 
freuen werden, wenn das Vertrauen, das ihm in jo 
eflatanter Weife von meinen Herren VBorrednern ent: 
gegengebradht worden ift in Anfnüpfung an feine aus: 
— rlanee Vorgänger, ihm dauernd erhalten bleibt. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete v. Arnim. 


v. Arnim, Abgeordneter: Meine Herren, es ift 
wirklih ein gan eigenes Schickſal, daß ich, der ich am 
Sonnabend mit dazu geholfen habe, daß der Herr Eijen- 
bahnminifter heute an erjter Stelle ſprechen künnte, heute 
dazu verurteilt werde, an leßter Stelle um .4 nod 
einige bürftige Bemerkungen an Sie zu richten, die in- 
folgedefien auch ſehr En fein werben. 

Ich will aber doch damit beginnen, daß ich mich dem 
yon Abgeordneten Ehlerd gegenüber doch als jolder 

efenne, welcher im vorigen Ahle an diefer Stelle auch 

in der Generaldebatte des Etats für die Eifenbahnver- 
waltung einige abfällige oder wenigitend tabelnde Be- 
merfungen über die Verwaltung des abgegangenen Herrn 
Eifenbahnminifters v. Thielen gemacht hat. So jehr wir 
feine Leiftungsfähigkfeit und jeine Leiftungen während 
feiner mehr als 1Ojährigen WUmtsperiode anerkannt 
haben, fo ſehr haben meine politifchen Freunde doch in 
besug auf mancherlei Einrichtungen andere Anſichten ge- 
habt al& der Herr Eifenbahnminifter, jo 3. B. in bezug 
auf den ſchweren Dberbau, in bezug auf die Faſſungs— 
kraft der Güterwagen und manderlei andere Fragen. 

Da möchte ich nun gleich zu meiner großen Be— 
friedigung konftatieren, daß auch auf diefen auei, für die 
Bewältigung bes Güterverfehrs jo außerordentlich wichtigen 
Gebieten der jetige Herr Eifenbahnminifter — allerdings 
in Anfnüpfung an Mahregeln, die fein abgegangener 
Herr Borgänger zulegt doch bereits beabfichtigt Hat — 
bahnbrechend vorgegangen ift. Ich bin überzeugt, daß 
dieſes Vorgehen der Bewältigung des Güterverkehrs, 
namentlich in den Gegenden, in welchen diefelbe, wie in 
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den oberjchlefiihen und rheiniich-weftfälifchen Induſtrie⸗ 
ebieten, große Schwierigkeiten bereitet, die ſegensreichſten 
Folgen erzielen wird. 
ch wollte aber zunächſt, weil dieſer Punkt nad) 
meiner Anficht für die Königliche Eifenbahnverwaltung 
der allerwichtigite ift, meine Anerkennung ausfprechen 
über die Bromptheit, mit welder der jesige Herr Minijter 
vorgeht zu einer weiteren Sicherung des GEijenbahn- 
betriebes. Ich babe auch die Überzeugung gewonnen, 
daß durch rajchere Einführung des ——— en Strecken⸗ 
bloͤckungsſyſtems unter Zuhülfenahme des Fernſprechver- 
eine Sicherung der Züge auf der Strecke dürch— 
geführt werden wird, wie das zur Beit überhaupt nur 
möglich ift. Ach Ba, baß ber Herr Minifter fich den 
Dank aller Reifenden und auch des nicht reifenden Publi- 
kums — denn bie Nicdhtreifenden haben doch Angehörige 
jedesmal auf ben Bahnen — erwerben wird, wenn er 
in diefer Beziehung ie vorgeht; feine Verjiche- 
rungen laffen uns in diefer Richtung allerdings das Beite 
hoffen. Gewiß hat er in diefer Beziehung recht, daß die 
Erhöhung der Betriebsficherheit für den Leiter eines fo 
rieſigen Betriebes, wie der Eifenbahnbetrieb es ift, die 
erſte ale, ift. 

Der vn inifter * auch in anderer Beziehung 
unſere volle Befriedigung hervorgerufen, nämlich in bezug 
ein die Art, wie Beamte und Arbeiter einerfeits gehalten 
und geftellt, andererjeitS aber ”- vor gefährlichen Ein- 
flüffen bewahrt werden follen. ewiß kann er mit ber 
Entſchiedenheit, wie er es beabjichtigt, nur vorgehen, ge- 
wiß kann er jo nachdrücklich die gefährlichen Beitrebungen 
der Sozialdemokratie von einem Beamten» und Arbeiter 
heer von 10 Armeeforps in der Zahl von 350 000 Mann 
nur dann fernhalten, wenn er ermitlich gewillt ift und 
feinem Gewilfen gegenüber fagen kann, daß alle diejenigen 
Ansprüche, die Gerechtigteit und Billigkeit an ihn ftellen 
können, auch wirklich erfüllt werden, wenn er in bezug 
auf die Honorierung wie auch in Degug auf das fonftige 
förperliche, geiftige und feelifche Wohl der Unterftellten und 
Arbeiter jo jorgt, wie e8 nur irgendwie verlangt werben 
kann. Wenn er das tut, dann werben alle feine Unter- 
— und auch das Publikum anerkennen, daß er mit 

erechtigkeit und Billigkeit vorgeht, und werden es ihm 
einerſeits nicht verdenken können, andererſeits aber auch 
mit Dank anerkennen, daß er auf Straffheit und energiſche 
Zucht hält und die — Beſtrebungen ber Sozial⸗ 
demokratie nachdrücklich und mit aller Entſchiedenheit 
ernzuhalten entſchloſſen iſt. Wir glauben, daß in dieſer 

eziehung die Stellung eines ehemaligen Militärs an 
die N diefer großen Berwaltung, der durch feine 
frühere Stellung aud auf eifenbahntehnifchem Gebiet 
eine gewiſſe Borbildung hat, eine glüdlihe Wahl war, 
und wir glauben, daß es, nachdem er kurz nad feinem 
Eintritt bei einem Nachbarftaat gefehen hat, wie gefähr- 
li) e8 bei dem Kampf gegen die Sozialdemokratie ift, 
auch nur irgend etwas nachzugeben, —2* für ihn ein 
Anreiz ſein wird, mit aller Energie und Be zu tum, 
was er für notwendig hält, und was er vor feinem Ge— 
wiffen verantworten kann und muß. 

Mich nunmehr zu den fonftigen allgemeinen Ergeb- 
niffen wendend, welche der vorliegende Etat bietet, bin 
ich im Gegenfag zu dem tat bes Jahres 1901, über 
welchen ein endgültiges Ergebnis vorliegt, und zum Etat 
für 1902, welcher noch in der Entwidlung ift, der Anficht, 
daß der jekt uns vorliegende Etat für 1903 mutmaßlid) 
fo abſchließen dürfte, wie er veranfchlagt ift. Der Etat 
für 1901 liegt ja dem für 1903 zu grunde; er bat be— 
fanntlic mit einem Mindererträgnis von 83 Millionen 

Berbandl. db. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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Mark gegen ben Voranfchlag abgeihnitten. Wenn nun 
nicht eine ganze Anzahl von — dafür vorläge, daß in 
dem gewer 2* Leben, namentlich in den am meiſten in Be⸗ 
tracht kommenden Gebieten, eine leichte Befferung bemerkbar 
ift, fo würde es gewiß gewagt jein,dieje Anficht auszuſprechen. 
Ach Habe aber doc eine ganze Anzahl von Beweiſen 
dafür, daß diefe meine Anficht richtig ift. Aus dem 
Auhrgebiet wie auch aus dem oberſchleſiſchen Induſtrie— 
gebiet, namentlich aber aus dem Ruhrgebiet, habe ich eine 
ganze Anzahl von Nachrichten, aus welchen hervorgeht, 
daß doch eine wejentliche Hebung des Verkehrs gegen bas 
Vorjahr zu bemerken if. So lautet z. B. über den 
———— Eiſenmarkt ein Bericht folgender- 
maßen: 
Der verfloffene Monat — Januar 1903 — hatte 
die höchſte Monatserzeugung an Roheiſen feit 
Beitehen des Syndikats aufzumeiien, die Vorräte 
des lebten Jahres find von 500000 t auf bie 
Hälfte zurüdgegangen, 
— mit anderen Worten: fie find verfrachtet — 
auch die übrigen Zweige bes Eifenmarttes haben 
fi befriedigend weiter entwidelt, ausgenommen 
die Halbzeug verarbeitenden Werke. 
Und von dem Ruhrkohlenmarkt heißt es: 
Der Gejamtverfand der Ruhrkohlenzechen im 
verflofjenen Monat hat, der „Kölniichen Zeitung” 
zufolge, wiederum um einige Taufend Waggons 
— hauptſächlich durch ſtärkeren 
bruf von Induſtriekohlen .... Die Beichäf- 
tigung der Zechen bleibt für die nächfte Zukunft 
efichert uſw. 
Andere Berichte lauten ebenfo. Wenn ich dann weiter 
in Betracht ziehe, daß mehrere induftrielle Werte für das 
eben abgeſchloſſene Betriebsjahr recht anfehnliche Divi- 
denden verteilt haben, wenn ich weiter berüdjichtige, daß 
jolche, welche feine anjehnlichen Dividenden verteilt haben, 
doch gute Abſchlüſſe a und vorfichtigerweiie erhebliche 
Abſtriche und Abichreibungen gemacht haben, dann bin 
ih der Meinung, daß ein Anlaß zu der Annahme vor 
liegt, daß wir, wenn wir auch nicht den Boranfchlag für 
das Etatsjahr 1903 bezüglich des Gifenbahnetats über: 
fchreiten werben, doch allen Anlaß zu der Unnahme 
haben werden, daß wir doch ungefähr das Ergebnis, das 
bier veranſchlagt ift, tatjächlich erreichen werben. 

Da ich über den Berfehr aus den Hauptinduftrie- 
bezirfen eben einige Worte gelpeochen babe, jo möchte ich 
daran noch die Bemerkung fnüpfen, daß ih in zwei Nach⸗ 
richten Die ae gefunden habe, dab die Mehrver- 

achtung von Sohlen bei den Nichtiyndifatszechen erheb- 
icher gewejen ſei als beiden Synditatszechen. Ich Enüpfe 
hieran die VBermutnng, daß, wenn nicht mit aller Gewalt 
das Kohlenſyndikat —* erhalten würde, und wenn 
nicht der Herr Miniſter ſeinerſeits mit ſeinem großen 
Einfluß auf dieſen Gegenſtand von dem Kohlenſyndikat 
ga hätte, das Sohleniyndifat bereits in erhebliche 

hwierigfeiten gefommen wäre. Die Mehrverfrachtung 
in der letzten Zeit ift bei den Nichtiyndifatszechen, wenn 
ich nicht irre, 300% mehr gewefen als bei den Synbilats- 
zechen, d. h. bei den Nichtiyndikatszechen war die Mehr: 
verfrachtung prozentualijch dreimal jo groß gegen früher 
als bei den Syndikatsszechen. Wenn der Herr Minifter 
mit großer Befriedigung bei einem Bedarf von etwas 
mehr als 6 Millionen Tonnen die Minderausgabe von 
30 # pro Tonne gegen den en Vertrag her- 
vorgehoben hat, jo bin ich der Meinung, daß, wenn er 
nicht ausſchließlich mit Syndikatszechen fich eingelaflen 
hätte, e8 ihm gelungen wäre, den Sohlenpreis vielleicht 
noch weiter zu ermäßigen. Der Stohlenpreis ift im Ver— 
bältnis zu früheren normalen Yuftänden durd bie 
Syndikate entſchieden immer noch zu hoch Be und 
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weun ich auch durchaus nicht gegen die Syndi— 
kate a limine ſprechen will, jo bin ich ber Mei— 
nung, daß den Eyndifaten, namentlih dem Sohlen» 
fondifate, der Borwurf gemadt werben muß, daß 
ed zu einer normalen Preisherabjegung nicht in aus 
reichendem Maße gewirkt hat. Das fieht man daraus 
daß die Syndikatszechen in ber legten Beit eine erheblich 
— —— gehabt haben als Nichtſyndi— 
atözechen, und der Stohlenpreis ift immer nod ein ganz 
übermäßig hoher im Verhältnis zu einer früheren Zeit, 
3. B. ber 80cr Jahre, wie das Herr v. Erffa auch ſchon 
hervorgehoben und namentlih Herr Graf Kanitz im 
Reichstag fehr zutreffend ausgeführt hat. 

Ein befonderes Berdientt — und das berührt ge- 
—— das, was ich ſchon vorhin geſagt habe — iſt 
neben der Erhöhung der Betrieböficerheit und ber 
Befleritellung der Arbeiter der Umitand, daß für Ge- 
hälter, Wohnungsgeldzufchüffe und Löhne für 1903 rund 
5'/, Millionen Mark mehr gegen das Vorjahr eingeitellt 
worden find, wovon nur 189000 AM auf Bermehrung 
ber Zahl der Bedienfteten entfallen. Daraus fieht man 
alſo, wie bedeutend pro Mann und Tag die Befferftellung 
fich tatjächlich geftellt hat. 

Schon mit einigen Worten habe ich eingangs meiner 
Bemerkungen mit Befriedigung darauf hingewiejen, daß 
der Herr Minifter fich entichloffen hat, ** auf dem 
ſo notwendigen Gebiete der Herſtellung eines ſchwereren 
Oberbaues auf den Schnellzugſtrecken vorzugehen und 
Da er Wagen zu bauen. ch babe früher 
chon wiederholt hervorgehoben, wieviel billiger, prompter 
und rafcher der Gütewerkehr mit fafjungsträftigeren 
Wagen würde bemältigt werden können. Es ift mir ja 
oft nachgeſagt worden, ich hätte die fogenannten Güter: 
ichleppbahnen verlangt mit ganz ſchweren Wagen. 
Nichts derart; ich habe nur auf den vorzüglich in Betracht 
tommenden überlafteten Streden — vom Ruhrbezirke 
nad) dem Rhein und von Oberichlefien nad) der Oder — 
ſchweren Oberbau und faffungsfräftigere Wagen verlangt, 
und ich habe ſolche aus Preßſtahl verlangt, weil bei 
biefen das fogenannte Eigengewicht gering ift im Ber: 
hältnis zur Ladung. Es hat mir völlig fern gelegen, 
amerifaniihe Wagen mit einer Faſſungskraft von 40 oder 
50 t zu verlangen; ich bin niemals über 25 t hinaus- 
negangen und freue mich, daß der Herr Minifter den 
Berjuch machen willmit 200 Stüd 20 Tonnens®agen. Ich bin 
überzeugt, daß damit die allergünitigiten Erfolge werden 
erzielt werden. Man u bedenten, welchen Vorteil 
diefeWagen für den ganzen Berkehr haben. Ein Zugvon 600 
— beftehend aus 10 Tonnen-Wagen, hat eine Länge 
von m, während ein gleiher Zug, aus 20 Tonnen» 
Wagen beftehend, der diejelbe Menge Nutlaft beförbert, 
nur 237 m lang ift, aljo — viel weniger Raum 
auf den Bahnhöfen, namentlih auf den Rangiergleiſen 
braucht. Wer praftiich den Eifenbahnverfehr nur einiger: 
maßen beobachtet hat, ber wird wiſſen, welchen ag ei 
Vorteil das bietet. Ich darf mir vielleicht diefe kurze 
Bemerkung geftatten, weil ich im vorigen Jahre kurz 
nad Schluß der Landtagsfeffion in England war, und 
dort manche interefjante Beobachtung machte, Ich darf 
meine Befriedigung über unſere Zuftände ausſprechen, 
übereinftimmend mit dem Herrn Mbgeordneten Gamp. 
Im großen ganzen ift meines Erachtens kein Eifenbahn- 
wejen ber Welt beſſer organifiert ift als das unſrige. 
u war am Clyde, in der Gegend der Koblen- und 

ifeninduftrie, wo die allergrößten Mengen verfraditet 
und befördert werben, und habe da meinem Erftaunen 
Ausdrud geben müfjen über die große Menge der 
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5 Tonnen-Wagen, die ich dort geiehen babe — Heine 
hölzerne Wagen, welche den Gruben meift felbjt rn 
Mit einer Nuglaft von 600 Tonnen nimmt ein folder 
Zug ungefähr eine Länge von 1000 m ein. Wir können 
auf in preußiiches Eifenbahnwejen in ber Tat ftolz 
fein, und ich kann die Befriedigung, die der Herr Abge- 
ordnete Gamp ausgeſprochen hat, vollftändig teilen. 

Wir müflen aber andererjeit8 auch bedenken, daß in 
25 Jahren, wenn ich nicht irre, der Staat nkreich 
feine Brivateifenbahnen im Werte von zirka 20 Milliarden 
umfonft zum Staatseigentum maden wird, und infolge 
deſſen —* viel billiger wird fahren können als wir. 
Wer alſo jetzt an der Spitze des preußiſchen Eiſenbahn- 
miniſteriums ſteht, wird ſich — halten müſſen, 
daß im nicht langer Zeit unſer Nachbarland mit Tarifen 
wird rechnen können, gegen die wir vorausfichtlich nicht 
werden auffommen können, 

Meine Herren, weil ich einer der wenigen geweſen 
bin, die im vorigen Jahre eine Mikbilligung über die 
Einführung der dötägigen Rüdjahrfarten ausgeſprochen 
haben, will ich doch nicht unterlaffen, diejenige Bemerkung 
rot zu unterftreichen, welche mein freund Frhr v. Erffa 
in dieſer Beziehung ſchon gemacht hat. Daß eine Minder- 
einnahme beim Perfonenverkehr aus der Einführung der 
45 tägigen Rüdfahrkarten zu Eonftatieren ift, wird niemand 
beitreiten Eönnen. Es ſind 13", Millionen Perſonen 
mehr befördert und 384 Millionen Perjonentilometer 
mehr gefahren worden; dagegen ift eine Mindereinnahme 
erzielt worden aus dem PBerfonenverfehr in dem erjten 
Jahre, in dem die dötägigen Rüdfahrkarten in Benugung 
— find, von 602 000 AM, und daß dies zum großen 

eil auf die Aötägigen Rückfahrkarten zurüdzuführen 
ift, ift Ihnen vorhin bereits nachgewiefen worden. 

Nun gehe ich ja nicht fo weit, daß ich die Wieder- 
abihaffung dieſer Aötägigen Nüdfahrkarten wünſchen 
würde; aber ich will doc; auch die Bemerkung, die mein 
Freund Herr v. Erffa in biefer Beziehung gemacht hat, 
noch beſonders unterftreichen, daß es in feiner Weile 
richtig ift, daß eine Berbilligung der Benugung der Eifen- 
bahnen, ſei e8 auf dem Wege des Perſonenverkehrs, alſo 
durch bie Billete, fei e8 auf dem Wege bes Güterver- 
kehrs, gleichzeitig eine Mehreinnahme durch wefentlice 
Berkehrsvermehrung mit fid) bringt. Das hängt ſehr von 
den Berhältniffen ab. Und wenn derartige Wünſche wieder 
an den Minifter herantreten, wie foldhe hier auch in der 
Budgetfommiffion erörtert worden find, z. B. man jollte 
body die Dauer der Nüdfahrfarten gleich auf zwei Donate 
verlängern, weil die 46 Tage fo ſchwierig zu be 
rechnen feien, fo möchte ich doch dringend davor warnen. 
Eine weitere Berbilligung wird er Hoffentlich nicht ein- 
führen. Bu einer Beılelem werden wir immer mits 
helfen, zu einer Berbilligung des Perſonenverkehrs feines- 
wegs! Denn die Eifenbahneinnahmen in der jeßigen 
Döhe find fo abfolut notwendig zu erhalten, daß jeder, 
der es mit den preußifchen Finanzen wohl meint, nicht 
wird dazu raten können, zu einer Verbilligung namentlid 
des Perfonenverfehrs beizutragen. Ernäzigung von 
Gütertarifen kann man immer noch erftreben. Mad 
meiner Anficht wird jetzt fchon billig genug — und 
es iſt nicht erforderlich, noch eine weitere Verbilligung 
einzuführen. 

Eine kurze Bemerkun 


machte dann mein Freund 
v. Erffa in bezug auf die 


erteilung der Raucher-⸗ und 
Nichtraucherfoupees. Meine Herren, ba ſtimme ich nicht 
ganz mit ihm überein. Als Raucher babe ich die Beob- 
achtung gemacht, daß im großen und ganzen die Ber 
teilung der Maucherfoupees und Nichtraucherfoupees zu 
Ungunften der Raucherfoupees erfolgt, 


(ſehr richtig!) 
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und da befanntlih eine ganze Anzahl von Damen jetzt 
auch zu den Rauchern gehört, werden auch die 
Damen durch eine gerechtere Verteilung der Raucher- zu 
den Nichtraucherfoupees in feiner Weiſe benachteiligt. 


(Heiterfeit.) 


Wenn ber Herr Abgeordnete Gamp — diefe Bemerkung 
will ich nur noch machen — meinte, daß die 20 Millionen, die 
eventuell auf dem Wege des Nachtragsetats au beichaffen 
wären, fall es nicht zur Verabſchiedung des Geſetzes 
über den Ausgleihsfonds käme, vorzugsweife zur Ver— 
mehrung des Wagenparks, des rollenden Materials 
beftimmt feien — ic; glaube, ich habe ihn doch recht ver- 
ftanden —, jo muß ich fagen, daß fie im großen und 
ganzen bafür beftimmt find, daß der Minifter rafch zu— 
reihen fann, wenn es fih um Grunderwerb handelt; 


(Abgeordneter Gamp: Sehr richtig!) 


weil es nicht möglich ift, lange Zeit vergehen zu laffen, 
muß der Eifenbahnminifter Ri Reise ee dr 
pofitionsfonds haben, um im falle eines notwendigen 
Grunderwerb3 raſch zuzugreifen und den Bwifchenhandel 
nicht dazwiſchen fommen zu lafjen. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, das find im wmejentlichen die Ber 
merfungen, bie ich zuzüglic) — was unſer Fraktions⸗ 
redner Herr v. Erffa ſchon geſagt hat, zu machen habe. 
Ich ſchließe mit der Bemerkung, daß unſer x Mi⸗ 
niſter in den weitaus meiſten — unſer Vertrauen 
hat, daß wir glauben, er wird mit Nachdruck und Energie 
für Verbeſſerung des Betriebes, namentlich auch für 
Fernhalten ſchädlicher Einflüſſe der Sozialdemokratie 
von dem ihm unterſtellten Perſonal ſorgen und weiter 
bemüht fein, in die Einnahmen zu vermehren, 
melde jo notwendig find zur Wufrechterhaltung der 
ganzen Staatsmaſchinerie; denn fomweit ift es jet mit 
den Eijenbahnen. 





(Bravo! rechts.) 
Präfident v. Kröcher: ch ichlage dem Haufe vor, 
fich jet zu vertagen. — Damit ijt das Haus eins 


verjtanden. 
Zu einer perfönlichen Bemerkung hat das Wort ber 
Abgeordnete Gamp. 


Gamp, Abgeorbneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Ehlers Hat gemeint, ich hätte nicht 
ftetsS dem Herm Eifenbahnminifter v. Thielen gegen» 
über meine Anerkennung ausgefproden. Das muß 
durhaus auf einem Mifverftändniffe oder Irrtume des 
Herrn Abgeordneten Ehlers beruhen. Ich provoziere auf 
alle Anmwejenden aus dem Minifterium, die mir bezeugen 
werben, daß ich bei jeder Gelegenheit meine volle 
Buftimmung und Übereinftimmung mit den Auffaffungen 
des Herm Eijenbahnminifters v. Thielen kund ge 
geben habe. — Über den Herm Sanalminifter 
v. Thielen habe ich allerdings andere Anfichten. 


(Heiterkeit) 


Prä v. Siröcher: Zu einer perjönliden Be— 
merkung hat das Wort der Abgeordnete Ehlers. 


Ehlers, Abgeordneter: Ya, wenn ih aus Mif- 
verjtändnis das Verhältnis ʒwiſchen dem Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten, Herrn v. Thielen, und dem 


Haus der Abgeordneten. 28. Sitzung am 23. Februar 1903. 


1878 








— Abgeordneten Gamp falſch aufgefaßt haben ſollte, 
o tut mir das außerordentlich leid. Ich will hier feine 
Störung verurfadhen und nehme alles zurüd. 


(Heiterfeit.) 


Präfident v. Kröcher: Die nädhfte Sitzung 
Kon ih vor abzuhalten morgen, Dienftag, Vormittag 
11 Uhr mit derjelben Tagesordnung wie heute. 

Zur Geſchäftsordnung hat das 
Graf v. Kanitz. 


Graf v. Kanitz, Abgeordneter: Ach möchte an den 
Herrn Präfidenten die Frage richten, wann unjere Jnter- 
pellation, betreffend den Erlaß eines Geſetzes zur ander 
weitigen Regulierung ber Volksſchullaſten, zur Berhand- 
lung kommen wird, Wir haben dieſe nterpellation 
bereit3 vor fo und fo vielen Wochen eingebracht, und es 
liegt und daran, daß in diefer Seſſion das bezügliche 
Geſetz uns vorgelegt und womöglich auch zur Berabfäie 
dung gebradjt wird. 


(Sehr richtig! rechts) 
Wir legen deshalb großen Wert darauf, daß dieje Inter 


pellation jo bald wie möglich hier im Haufe vers 
handelt wird. 


Präfident v. Kröcher: Ich kann darauf nur bie 
Antwort geben, daß die nterpellation auf die Tages» 
ordnung des Tages gefegt werden wird, an dem Das 
Staatsminifterium id zur Beantwortung bereit erklärt. 
Der Herr Kultusminifter hat mir gejagt, daß er mit 
dem Herm Finanzminiſter über diefe Interpellation noch 
verhandeln müßte und mir dann den Tag bezeichnen 
würde, an dem er bereit wäre, fie zu beantworten. 

Zur Gejhäftsordnung hat das ort der Abgeordnete 
v. Eynern. 


ort der Abgeordnete 


v. Eynern, Abgeordneter: Nach diefen Außerungen 
des Abgeordneten Grafen Kanik nehme ich an, daß er 
mit der erjten Anregung feines Fraktionsgenoſſen, des 
Herrn Frhm dv. Erffa, alle Anterpellationen bis zum 
Schluß Etatsberatung zurüdzuftellen, nicht einver- 
ftanden geweſen ift. 


Präfident v. Kröcher: Zur Gefchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete Graf v. Kanitz. 


Graf v. Kauitz, Abgeordneter: Ya, mit diefer Zu— 
rüdftellung hinter den Gtat würde id allerdings in 
dieſem % e nicht einverftanden fein, weil wir den drin» 
genden Wunfch haben, noch in diejer Seſſion das be- 
treffende Gejeg zu erledigen. Im übrigen wäre e8 mir 
allerdings fehr lieb, wenn der Herr Kultusminifter ſich 
num recht bald dazu verftehen möchte, an den Seren 
Präfidenten die Mitteilung gelangen zu laffen, daß er 
zur Beantwortung der Interpellation bereit ift. 


räfident v. Kröcher: Zur Geihäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete Frhr v. Erffa. 


Frhrev. Erffa-Wernburg, Abgeordneter: 39 muß 
dem Herrn Abgeordneten v. Eynern erwibern, daß es fid) 
bei dem Antrag, ben ich damals geftellt og nicht um 
Anterpellationen handelte; fonft würde ich gleich in 
in ber Lage fein, die Interpellation über den Biſchof 
Korum in Trier, um mic kurz auszubrüden, ebenfalls 
abzufchneiden verjuchen, 

Mein Antrag bezog fich vielmehr auf Anträge, die 
mit dem Etat gar nichts zu tun haben, — in keinem 
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[dur Geſchaftservuusun _ 
IFrhr v. Erffa-Mernburg, Abgeoröneter] 


Zufammenhang ftehen und keine Veränderung der Etats— 
pofitionen herbeizuführen geeignet find. Er bezog ji 
nicht auf Sinterpellationen, die jeitdem ftattgefunden Mon 
Deshalb kann ich mich jelbftverftändlich ebenjo wenig wie 
gegen Ihre Ynterpellation gegen diejenige meines Frak—- 
tionsgenoffen, des Herrn Grafen Kanitz, ausfpreden. 


Präfident v. Mröcher: Ich meine, dak es gar 
nicht möglich ift, Interpellationen zurüdzuftellen, wenn 
ein Mitglied oder die Majorität fie verhandelt haben will, 
denn die Geſchäftsordnung ſchreibt vor, daß Interpella— 
tionen in ber nächſten Gitung verlefen und beantwortet 
werden, ſobald das Königliche Srantsminifterium fie beant- 
worten will, 

Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
v. Eynern. 





v. Eynern, Abgeordneter: Es iſt doc vielleicht 
immerhin möglich, ſeitens des Herrn Präfidenten in bezug 
auf die Beantwortung unferer Interpellation einen ſanſten 
Drud auf das Staatsminifterium auszuüben. 


(Heiterfeit.) 


Präfident v. Kröcher: Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete Dr Sattler. 


Dr &attler, Abgeorbneter: Ich wollte nur mir er- 
fauben, in aller Ghrfurdt gegenüber der Ausführung bes 
Herrn Präfidenten meinerfeit$ doch eine etwas von ber 
Auffaffung des Herm Präfidenten abweichende Auffaflung 
Elarzulegen. Nach meiner Anficht ift das Minifterium, 
wenn wir nach dem Wortlaut der Gefchäftsordnung vor— 
gehen follen, verpflichtet, einen Tag zu bezeichnen, an 
welchem es die Interpellation beantivorten will. Wenn 


es das nicht tut, fo find wir eigentlich nicht gemötigt, 
unfererjeitö immer wieder zu warten, jondern dns ift 
eine Kourtoifie, die durch die Verhältniffe herbeigeführt 
wird, da wir ja eine eingehende Antwort des Minifteriums 
wünſchen und nicht erzwingen können. 

wollte nur, weil ich mid; einmal gem auf dem 
Gebiete der Bejchäftsordnungsfragen mit dem Herrn 
Präfidenten tummmle — aud) im Neichstage mitunter —, 
doch nicht unterlaflen, dieje etwas abweichende Nuffafjung 
meinerjeits bier feitzuftellen. 


Präfident v. Kröcher: Um dem Herrn Abgeorbneten 
Dr Sattler entgegenzutommen — und ih kann nur jagen, 
daß ich ſehr gen mit ihm über die Geichäftsordnung 
bisfutiere —, gebe ich zu, daß er formell, nach dem Bud» 
ftaben der Geichäftdordnung, recht hat. Wenn man aber 
die Gefchäftsorbnung cum grano salis lieft — und das 
tun wir doch alle —, dann geht wohl Ear daraus hervor, 
daß das Stantsminifterium antivorten kann: ich mwill den 
Tag beftinmen, wenn ich den Tag weiß. Wenn das 
Staatsminiſterium num ſelbſt noch wegen Erhebungen, die 
es erſt machen muß, den Tag nicht beftimmen kann, fo 
folgt doch einfach daraus, daß das Staatsminifterium, 
wenn man es durch einen jogenannten ſchwachen Drud 
wingt, einen Tag zu beftimmen, dann diefen Tag fo weit 
inausfchiebt, daß es ganz ficher ift, daß es ihm nicht zu 
früh nimmt. Alſo ich glaube, da ift es immer im — 
der Herren Interpellanten, die ihre Interpellation bald 
verhandelt wiſſen wollen, daß man keinen Druck, keinen 
ſchwachen und auch feinen zu ſtarken Druck ausübt, ſondern 
ruhig dem Staatsminiſterium Zeit läßt, zu ſagen, an 
hen Tage es die Interpellation beantworten will. 
Gegen die Tagesordnung ſelbſt liegt Widerfprud 
nicht vor, — fie fteht feit. 


Ich ſchließe die Sitzung. 
Echluß der Sitzung 4 Uhr 20 Minuten.) 


Drud und Berlag: W. Moejer Buhdruderel in Berlin. 
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29. Sigung. 
Dienstag den 24. Februar 1903. 


Spalte 

Fortjegung der zweiten Beratung bes Ent: 

wurfs des Staatshaushaltsetats für das 
Etatsjahr 1903: 

Eijenbafnverwaltung (Einnahme Kap. 10 

Tit. 1 und 2). — Drudjaden Nr 6, 

A zu 6, Bzu6; 53 zulal und Ib.. 

Einnahme Kap. 10 Tit. 1 und 2. 

Verhandlungen des Landeseifenbahn- 

rats, Druckſachen Nr 6, A zu 6, B zu 6. 


1882 


Petition. Allgemeine Beſprechung 
(Fortſetzung). 

DREIER 1882 
Möllbaufen, Minifterialdireftor ... 1888. 
1909, 27 

Budde, Minifter der öffentlichen 
Arbeiten 1894. 1901. 18. 33, 45. 52 
Dr Krieger (Königsberg)........ 1898 
IR. 7 1904 
VSalleeee 1907 
Kirſch (Düſſeldorf) ............ 1911 
Dr Weihe (Herford) ........... 1915 
Dr SUB een ae 1916 
Dr Kieſchke, Geb. Oberregierungsrat 1920 
Graf Praſchma ............... 1921 
ROLE near 1928 
a 1934 
Dr Barth (Kiel) .............. 1939 
RE are 1946 

Zur Geihäftsorbnung. 

DER ea 1954. 54 


Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Hröcher: Ich eröffne die Situng. 
Das Protokoll führt der Abgeordnete Schettler, die 
Rebnerlifte der Abgeordnete Im Walle, 
Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus, 
Un Burlagın find eingegangen 
von bem >. Minifter des Innern 
ein Gejegentwurf, betreffend die polizeiliche 
Regelung des Feuerlöſchweſens; 
von den Abgeordneten Dr Beumer und Genofjen 
eine Interpellation, betreffend die at rn 
bes Dortmund-Mhein-SKanald (Emicerlinie). 
Berbanbl db. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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Ich habe Drud und Verteilung diefer Vorlagen veranlaßt, 
die Interpellation auch dem Königlichen Staatsminifterium 
mitgeteilt. 


Bir treten in die Tagesordnung: 


Fortjegung der zweiten Beratung des Ent- 
wurfs des Stantshaushaltsetats für das Etats- 
jahr 1903: 

Eifenbahuwerwaltung. — Drudjahen Rr53 
65 zu II a * 
Wir find ſtehen geblieben in der Debatte über Ein— 
nahme Kap. 10 Zit. 1 und 2 in PVerbindung mit der 
Beratung der Berhandlungen des Landeseifenbahnrats 
im Jahre 1902 und ber Petition, betreffend Rohjitofftarif. 

Das Wort hat der Abgeordnete Hirih (Efjen). 


Hirſch (Efjen), Abgeordneter: Meine Herren, nad 
den eingehenden Erörterungen, die geftern bier ftattge- 
funden Sn fann ich es mir eriparen‘, auf alle Einzel« 
heiten einzugehen, die an fich für die allgemeine Diskuffion 
in Frage kommen. Ich begnüge mid daher damit, hier 
enerell —— — dab ebenjo wie die übrigen 
ebner, die bislang bier zu Worte gefommen find, aud) 
ich mit den Grundjägen, zu denen fi) der Herr Minifter 
geftern hier befannt hat, im mejentlihen übereinftimme. 
Im übrigen geftatte ich mir, aus dem weitichichtigen 
—* das uns bier beſchäftigt, einige Punkte heraus- 
uheben. 
s Was zunähit den Perſonenverkehr angeht, jo 
erfenne — ih an, daß heute viel weniger eine Zarif- 
reform im Sinne etwa einer wejentlichen Berbilligung 
ber Berjonentarife in Frage kommen kann als vielmehr 
eine Berfehrsreform. 
(Sehr richtig!) 


Eine weitgehende Ermäßigung ber Berjonentarife erſcheint 
mir weder erforderlich noch zwedmäßig, 
(ſehr richtig!) 
weder erforderlich, weil meines Erachtens ein Bedürfnis 
für eine weitgehende ——— bislang nicht nachge- 
wieſen ift, no —— weil durch weitgehende Er- 
mäßigungen die als eit der Bevölkerung, die zu er- 
halten wir alle Urjache haben, weiter vermindert und 
die Landflucht vermehrt werden würde. Weiter würden 
durch Ermäßigungen im Perfonentarif Ausfälle herbeis 
eführt werden, Die fchwer zu — wären, und 
r die ein Erſatz zu jchaffen heute nicht leicht fein würde, 
Meine Herren, bie Erfahrungen, die mit der Ber- 
längerung der Rüdfahrfarten gemadt find, mahnen 
uns doch zu großer Vorfiht. Es ift uns gejagt worden, 
daß Ausfälle in Höhe von 2 bis 2,5 Millionen entitehen 
würden. Das muß meines Erachtens für unfer weiteres 
Berhalten eine ernfte Mahnung fein. Die in Sachſen 
angebahnte Reform hat ja auch bei uns bie frage einer 
Reorm ber Berjonentarife wieder in einen gewifjen Fluß 
gebracht. Die jächfiiche Neform aber, meine Herren, kann 
nah meinem Dafürhalten von unjerem preußifchen 
Standpunkt aus als eine wirklide Reform nicht ange 
ſprochen werben. 
(Sehr richtig!) 


Eine Reform der Perjonentarife bei uns kann fich 
lediglich in der Richtung einer Vereinfachung bewegen, 
und ich betrachte die Verlängerung der Gültigkeitäbauer 
der Rüdfahrlarten und die Bejeitigung aller möglichen 
Spezialfahrlarten als einen Schritt dazu. Das Biel 
muß meines Erachtens die einfache Fahrkarte zum halben 
Preije fein. Diefen weiteren Schritt dürfen wir aber erft 
tun, wenn wir die finanziellen Wirkungen der Verlängerung 
ber Gültigkeitsdauer der Rückfahrkarten Elar überjehen, was 
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ISirſch (Efjen), Abgeordneter] 
heute noch nicht der Fall iſt. Stellt ſich im Laufe der Zeit 
heraus, daß der Rückfahrtarif durch die Zahl der gelöſten 
Rückfahrkarten in der Praxis zum Normaltarif oder an« 
nähernd zum Normaltarif geworden ift, dann mag man 
in Gottes Namen mit der Bejeitigung der Rüdfahr- 
farten und der Einführung einfacher 8 ahrtarten vor · 
gehen. So lange wir aber die finanzielle Tragweite 
einer jolchen Maßregel nicht zu überjchauen vermögen, 
follten wir und meines Erachtens genügen laffen an dem 
Hortichritt, der in ber Verlängerung der Gültigkeitsdauer 
der Rüdfahrfarten unzweifelhaft zu erbliden if. Daß 
im übrigen mit einem Erjag der Rückfahrkarten durch 
einfache Fahrkarten nicht nur für das Publitum, fondern 
auh für die Eifenbahnverwaltung weſentliche Verbeſſe— 
rungen und Erleichterungen verbunden jein würden, liegt 
meines Erachtens auf der Hand, 

Mit den PBielen der Verfehrsreform, die ber 
2 Minifter geftern gekennzeichnet hat, ſtimme ich voll- 
ommen überein, und Ri bin überzeugt, daß er mit diejen 
zielen, die fih unter Vermehrung der Sicherheit und 

ereinfahung des Reiſens, Bermehrung und Berbefle- 
rung der Zugverbindungen zufammenfalien laflen, auf 
den Beifall der weiteften Streife des Publikums wird 
rechnen können, 

Ich möchte nun an diefer Stelle dem Wunſche Aus- 
drud geben, daß bei dieſen Verkehrsreformen auch die 
frage der Bergrößerung ber ARTE 
keiten noch befonders ins Auge gefaßt wird. Bekannt- 
lich hat der Bundesrat im Januar vorigen Jahres durch 
Abänderung des $ 26 der Betriebsorbnung die höchſte 
Geichwindigkeit der Perſonenzüge von bisher 90 auf 
100 km erhöht. Da nun auf gewiffen Streden zweifel- 
los ein Bedürfnis für rajche Beförderung vorhanden ift, 
fo könnte ſich die Eifenbahnverwaltung den Dank weiter 
Kreije verdienen, wenn fie von der ihr erteilten Befugnis 
in ausgiebigerem Maße Gebraud) machen würde, natür- 
lih nur da, wo dies technijch möglich ift, was meines 
5* auf Strecken wie Berlin-Hannover der Fall 
ein wird, 

* wende mich zum Güterverkehr. Der Herr 
Miniſter hat uns geſtern ausgeführt, daß angeſichts der 
ſinanziellen Ausfälle es nicht an der * wäre, im Güter⸗ 
tarifweſen mit durchgreifenden Reformen vorzugehen. 
Dem iſt ſicherlich inſoweit zuzuſtimmen, als anerkannt 
werden muß, daß in Zeiten ſinkender Erträge weit- 
greifende Reformen ſchwierig find. Uber das ceterum 
censeo muß doch immer bleiben: Herabſetzung ber Frachten, 
in eriter Linie für Rohprodukte und Maffengüter. 


(Sehr wahr!) 


Allſeitig wird heute anerkannt, daß angefichts der immer 
ftärter hervortretenden Konkurrenz des Auslandes, bie 
mit eherner Fauſt an unfere Tore pocht, unſere Berfehrs- 
politit darauf hinausgehen muß, unjere Wettbewerbss 
fähigkeit zu ſtärken. Cine ſolche Verkehrspolitik bildet 
die notwendige Ergänzung der auf den Schuß ber 
beimifchen Arbeit gerichteten Zoll- und SHandelspolitit 
unferes Reiches. enn die Wettbewerbsfähigkeit geitärkt 
wird, jo fommt das nicht nur, wie leider heute häufig 
behauptet wird, den nächſten Intereſſenten zu gute, 
fondern vor allen und im weiteften Umfange der Arbeiter 
ihaft, und mit Sug und Recht läßt fich heute, wo bie 
Notwendigkeit fozialer Maßnahmen jo allgemein und jo 
nachdrücklich betont wird, jagen, daß e# die beſte Sozial» 
politif treiben heißt, wenn Arbeit ins Land geſchafft wird. 

Daß aud die Eifenbahn von einer ap und 
Berbefjerung der Arbeitögelegenheit Nugen ziehen würde, 











Haus der Abgeordneten. 29. Sigung am 24. Februar 1903. 


1884 


liegt auf der Hand. Bon welcher Bedeutung dies Moment 
ift, zeigt der Einfluß, den der Rüdgang der wirtichaft- 
lichen ee auf die Eijenbahneinnahmen ausgeübt 
at, insbejondere in denjenigen Bezirken, in denen ber 

aflenverfehr, bejonders der Kohlenverkehr, zur Berech— 
nung fommt. Die Ziffern, die der Herr Amtsvorgänger 
des jegigen Herrn Miniſters im vorigen Jahre bier 
gegeben hat, zeigen jchlagend, wie ſehr es im Intereſſe 
einer gebeißlichen Entwidlung aud der Eifenbahnen liegt, 
wenn unfere Gemwerbetätigfeit blüht. Alles in allem, 
meine Herren, eine Erhöhung der Wettbewerbsfähigfeit, 
eine Vermehrung der Arbeitsgelegenheit fommt nicht nur 
dem einzelnen Unternehmer, jondern kommt dem großen 
Ganzen zu gute, und nichts ift daher faljcher, als wenn 
denjenigen, die auf Ermäßigung der Gütertarife dringen, 
vorgeworfen wird, daß fie die „Eijenbahnüberjchüffe für 
ſich herausverlangten“. 

Bon großer Wejentlichfeit wäre es natürlich, wenn 
für unferen Hauptmaffenartifel, die Kohle, Ermäßigungen 
eingeführt würden, wie das Herr Kollege Macco im eins 
zelnen geftern ja ſchon dargelegt bat. Wie bedeutend die 
der Eifenbahn aus dem Stohlenverfehr zufließenden Güter- 
mengen find, geht daraus hervor, daß, um ein Beiipiel 
u nehmen, im Jahre 1900 mehr als 42% der gefamten 

üterzufuhr aus dem Kohlenverfehr rejultierten, und daß 
die Cinnahmen aus dem Köohlenverkehr fih auf 
272 Millionen Mark beliefen. 

Ein gangbarer Weg, den Wünfchen nah Tarif. 
ermäßigung, unter Wahrung der finanziellen Intereſſen 
der Eijenbahn, gerecht zu werden, liegt nun meines Er— 
achtens in der allgemeineren Beichaffung von Güter 
wagen höherer Tragfähigkeit. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Es ift daher mit Freuden zu begrüßen, daß die Eijen- 
bahnverwaltung diejer Sroge ihre geipannte Aufmerkjam- 
feit — hat. Ob der 20 typ gewählt wird, 
ober ob es richtiger ift, den 25 t» oder den 30 t-Typ zu 
wählen, das, meine Herren, will Wi bier nicht entjcheiben; 
hierüber werden uns a hoffentlich die Unterfuchungen, 
die im Gange find, Klarheit geben. Worauf ich aber 
aufmerkfiam machen möchte, meine Herren, das ift bie 
hervorragende Bedeutung, die diejer Frage der Beichaffung 
von Wagen höherer Tragfähigkeit auch in finanzieller 
Segiehung für die Eijenbahnverwaltung innewohnt, eine 
Bedeutung, die meines Erachtens in der Offentlichkeit 
u wenig gewürdigt wird. 

teine Herren, ich habe hier eine Berechnung vor: 
liegen, die ich Yhnen kurz vortragen möchte. Es find im 
Durchſchnitt der legten 5 & uhre für Güterwagenbeichaffung 
— propter 45 Millionen Mark aufgewendet worben. 

echnen wir zwei Drittel für offene Wagen und ein Drittel 
für gededte Wagen, A entfallen auf die offenen Wagen 
zirka 30 Millionen Mark, Nun foftet nach der Bered- 
nung, die mir bier vorliegt und die vom Berein für 
bie hi a Interejfen im Oberbergamt# 
bezirt Dortmund aufgeftellt ift, die Tonne Ladegewidt 
beim 15 t-Wagen 181 A, beim 25 t-Wagen 134 A 
Meine Herren, legt man dieſe Siffern zu grunde, jo 
laſſen fi) für 30 Millionen Mark bei 15 t-Wagen an 
Ladegewicht zirka 165 746 t beichaffen; würbe man aber 
25 t-:Wagen nehmen, jo wären diefe 165 746 t Lade 
erg At für 30 Millionen für zirka 22,2 Millionen 

ark zu beichaffen. 


viel 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Alfo es würde bier eine Erſparnis von zirka 7,3 Mil 
lionen Mark an jährlichen Anicaffungsfoften vorliegen. 

Meine Herren, ich komme zu den Betriebskoften. 
Die Ermittlung ber Betriebskoftenerjparnis ift ja weniger 
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leiht durchführbar, weil die Selbftkoften der Eifenbahn- 
verwaltung für den Güterverkehr nur ſchätzungsweiſe 
befannt find. Nimmt man aber einmal an, dag — um 
bei dieſem Beijpiel der 25 t-:Wagen, für das mir bie 
Berehnung bier vorliegt, zu bleiben — bie Einführung 
diefer 25 t-Wagen ftattgefunden hätte, fo würden fich für 
einen Zug von 1000 t Nutlaft die Taraziffern ftellen 
bei 15 t-Wagen auf 565 t, bei 25 t-Wagen auf 428 t. 
Es würde aljo bei 25 t-Wagen eine Taraerfparnis von 
137 t vorliegen. Berüdfichtigt man nun, daß im Sohlen- 
verfehr (von den norbdeutichen Binnenverkehräbezirken 
mit Ausihluß von Medlenburg und Sachſen fowie den 
Berkehrsbezirken der deutfchen Seehäfen und der Ahein- 
bäfen Duisburg, Ruhrort und Hochfeld) im Rechnungs- 
jahr 1900 zirka 97 Millionen Tonnen verfandt wurden, und 
zwar durdjichnittlidh auf eine Entfernung von 127 km, 
fo ergibt fi zu ungunften der 15 t-Wagen eine Tara- 
differenz von 97323 x 137 = 13,3 Millionen Tonnen, 
die durchichnittlich 127 km gefahren werden mußten. Es 
find aljo mehr zu bewegen geweſen nicht weniger als 
1689 Millionen Tonnenkilometer. Rechnen wir den 
Tonnentilometer zu 1 # und den Leerlauf zu %/, #, fo 
würden dieſe 1689 Millionen Tonnentilometer einen Auf- 
wand, bzw. eine Erfparnis von rund 28 Millionen Mark 
jährlich bedeuten; das find 10% der Einnahmen aus dem 
gejamten Kohlenverkehr. 

Berechnet man in gleicher Weife die Erjparniffe, die 
bei anderen Gütern erzielt werden könnten, bei Rüben, 
pol ‚, Eifenerz, Roheifen, Luppen, Eifen- und Stahlbrud, 

ar Erben, jo ergeben ſich überjchläglich weitere 9 Mil- 
lionen, die zufammen mit den vorher genannten 28 Mil- 
lionen rund 37 Millionen Erjparniffe repräfentieren allein 
an Traftionskoften, und bie zufammen mit den Eripar- 
niffen bei den Anjhaffungstoften rund 45 Millionen Mark 
an Erſparniſſen repräfentieren würden. Dazu kommen 
dann noch die Vorteile der Eifenbahn im Rangiergeichäft, 
in der Befchleunigung des Wagenumichlags ulm. 

Meine Herren, ich bin nicht im unklaren darüber, 
daß biefe Ziffern cum grano salis zu nehmen find, wie 
ja auch die Zugrundelegung von 25 t-Wagen meinerfeits 
eine willtürliche ift — an welchen Typ man fich halten 
fol, wird ja durch die im Gange befindliche Unterſuchung 
feftzuftellen fein —; aber bie Biffern werben Ahnen ein 
Bild davon geben, welche Bedeutung der Frage der Be- 
Ihaffung von Wagen höherer Tragfähigkeit innemohnt, 
und fie zeigen Ihnen zu —— Zeit, dab die Eifenbahns 
verwaltung jehr wohl in der Lage fein würde, wenn fie 
ben Seg einer allgemeineren Beſ affung von Wagen 
höherer Tragfähigkeit beichreitet, fih an diefen Eripar- 
niffen in einem gewiſſen Umfange ſchadlos zu halten für 
Frachtermäßigungen, welche der Induſtrie gewährt werden 
müffen. Die Bifern mögen Ihnen weiter auch zeigen, 
daß es keineswegs jo ganz ungeredtfertigt ift, wenn die 
Anduftrie gerade an die Frage der Anichaffung der 
Wagen höherer Tragfähigkeit Hoffnungen und Wünfche 
auf Frachtermäßigung anknüpft. 

eine Herren, Poiche Fradtermäßigungen erjcheinen 

ja auch aus einem anderen Grunde angezeigt, ber hier 
eftern jchon des näheren dargelegt ift, nämlid aus dem 
runde, weil die Induſtrie, wenn mit der allgemeineren 
Beihaffung von Wagen höherer Tragfähigkeit vorgegangen 
wird, zu erheblichen Ausgaben gezwungen wird, die nad) 
Hunterttaufenden, ja nad) Millionen fich beziffern. Aber 
diefe großen Opfer würden von der Anduftrie wohl gern 
etragen werden, wenn fie ficher wäre, daß fie feitens 
er Eifenbahnverwaltung in Geftalt von Kompenfationen 
bei den Frachten einen Ausgleich zu erhoffen hätte. Durd- 
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ſchlagend aber ift der grundſätzliche Gefichtspunft, daß 
die Geftehungstoften mit Rückſicht auf die ausländijche 
Konkurrenz vermindert werben müflen, und daß das 
eg bierzu in der Ermäßigung der Frachten 
iegt. Nachdem die Regierung dies als —* exkannt 
hat, ſollte ſie meines je eher deſto beſſer die 
Konſequenzen ziehen. 
ch möchte hier dem Wunſche Ausdruck geben, daß 
die Verſuche mit den Wagen höherer Tragfähigkeit mit 
Energie fortgeführt werben, und daß, wo es möglich ift, 
die Tragfähigkeit der vorhandenen Güterwagen baldigit 
erhöht wird; ich möchte weiter wünſchen, daß bei ber 
Weiterführung der frage der Anſchaffung von Wagen 
höherer Tragfähigkeit, wie bisher ſchon fo aud in dur 
Eunft, den Vertretern der Mafjenveriandgebiete Gelegen- 
beit gegeben wird, ihre Meinung zum Ausdrud zu bringen. 
Deine Herren, in Anfnüpfung an das, was ich über 
die Notwendigkeit von Tarifreformen und Fradhtermäßi- 
gungen bier ausgeführt habe, mag es mir geftattet fein, 
mit einem Worte auf die Wafjerftraßenfrage zu 
fommen, bie ja hier von verfchiebenen Seiten angeſchnitten 
worden ift. Es ift Ihnen heute von meinen politiichen 
Freunden eine Anterpellation vorgelegt worden, betreffend 
den Dortmund Rhein⸗Kanal im Zuge der Emfcher. Ich 
will nun der Erörterung dieſer Sfnterpellation felbit- 
verjtändlich nad) feiner Richtung hin vorgreifen, aber jo 
viel darf ich bier doch mohl jagen, daß nad den Er- 
Härungen des Herrn Minifters in der Budgetlommiffton, 
die babin ingen, daß die Vorarbeiten für die waſſer— 
wirtfcjaftliche orlage in vollem Gange feien, daß fie 
aber mit Rüdficht darauf, daß die Wege, die früher ge- 
wählt waren, — — — 


Präfident v. Mröcher (den Rebner unterbrechend): 
2 Abgeordneter, 2 glaube doch, die „beileren Ver— 
ehrswege“ laſſen wir hier lieber heraus; auf diefe werben 
wir beim Bauetat kommen. Es hängt das zwar in ge- 
wiffen Grade mit dem Eifenbahnetat zufammen, aber ich 
möchte doch anheimftellen, die Beratung des Eifenbahn- 
etat3 nicht damit zu bejchweren. 


Hirſch (Eſſen) [fortfahrend]: Nach diefen Erklärungen, 
meine Herren, die dahin gingen, daß gewiffe Wege, die 
früher gewählt waren, nicht mehr gangbar jeien, glaube 
ic, würde e8 zur —— weiter Kreiſe im Lande 
dienen, wenn außer Zweifel geſtellt würde bei Gelegen- 
heit der Beſprechung der Anterpellation, daß zu bielen 
Wegen der Emſcherkanal nicht gehört. Weiter, 
meine Herren, will ich auf diefe Frage nicht eingehen 
mit Rüdfiht darauf, daß uns ja eine eingehende Behand» 
lung derjelben bevorfteht. 

Meine Herren, es ift davon die Rede geweſen, daß 
die in Ausficht geftellte Berftärfung der Bautätig- 
feit nicht in dem Umfange eingetreten ift, wie fie nad) 
den vorhandenen Mitteln möglich geweſen wäre; und es 
ift auch bereit8 auf die Gründe hingewiefen worden, die 
hier hindernd im Wege geftanden haben. Meine Herren, 
mir iſt geſagt worden, daß ein weſentlicher Grund mit 
in dem Mangel an techniichem Perſonal liege; es feien 
zwar mehr techniiche Beamte gefordert, diejelben jeien 
aber geftrichen worben. erner ift mir auch gejagt 
worden, daß es im Intereſſe einer rajcheren —— 
nahme der Bauten liegen würde, wenn die Techniker, 
welche zur Ausführung, beſonders von ſolchen Bauten, 
die durch bejonderes Geſetz bewilligt find, gebraucht 
werden, auf den Baufonds direkt verrechnet würden und 
nicht durch den laufenden Etat gingen. Ich erlaube mir, 
das bier zur Erwägung zu unterbreiten. 

Ih komme fodann mit einem Wort auf die Be- 
ſchränkung der Ausgaben und gebe — Freude 

1 


1887 Haus der Abgeordneten. 


Eiſerbehn Eian 


ISirſch (Eſſen), Abgeordneter] 
darüber Ausdruck, daß der Herr Miniſter den Grundſatz 
aufgeſtellt hat, daß die Eiſenbahn in ihren Einrichtungen, 
ihren Betriebsmitteln dauernd auf der Höhe gehalten 
werden müſſe; daß man nicht, wenn man Minderein— 
nahmen gegenüberjteht, am notwendigiten bejchneidet, daß 
man der Eijenbahn nicht diejenigen Kräfte und diejenige 
Ausgeftaltung vorenthalten darf, deren fie bedarf, wenn 
fie in Beiten befferer Konjunktur den Anjprüchen genügen 
fol, welche an fie geftellt werden. 

Ich halte mich für verpflichtet, daS hier zum Aus- 
drud zu bringen, weil von einer Seite die Anfchauung 
verlautbart it als ericheine die von dem Herrn Minifter 
als notwendig Hingeftellte Bewilligung von weiteren 
20 Millionen für die en an8 der Betriebsmittel im 
Augenblid ziemlich überflüſſig. Meine Herren, dieſe 
weitere Bewilligung erjcheint mir durchaus nicht über- 
flüffig, fondern fogar dringend notwendig, wenn wir nicht 
in denjelben Fehler bi wollen, der Mitte ber 
0er Yahre gemacht wurde, wo notwendige Ausrüftungen 
zurüditehen mußten gegenüber fisfalifchen Rüdfichten. 

Endlich, meine Herren, fomme ich noch mit einem 
Wort auf die Lieferungsverträge, und zwar aus 
Anlaß von Bemerkungen, die hier von feiten der Herren 
Abgeordneten Frhr dv. Erffa und v. Arnim gefallen find. 
Meine Herren, die genannten Abgeordneten wie auch die 
n. bgeordneten Dejer und Gamp haben der An— 
—— Ausdruck gegeben, daß das, was der Herr 

iniſter bei den Lieferungsverträgen zu erſparen ver— 
ftanden habe, gewiſſermaßen nicht als ausreichend an— 
eſehen werden könne. Herr —— Frhr v. Erffa 
Bat fogar gemeint, daß die Kohlenpreije wieder auf die 
Sätze des Jahres 1888, auf den Sa von T M pro 
Tonne herabgedrüdt werden müßten. 

Ich meine nun, meine Herren, daß es den Bogen 
doch wohl überfpannen heit, wenn man folche Forderungen 
bier aufftellt, an deren Realifierung nicht gedacht werden 
fann, wenn nicht die ſchwerſte eines unferer 
Hauptinduftriezweige, unferes beimifchen Bergbaues, und 
der in ihm beichäftigten Arbeiter eintreten jell. 35 
glaube, wenn Sie ſich die Ziffern vergegenmwärtigen, Die 
der Kerr Wbgeordnete Dr Schult (Bochum) bier bei 
Gelegenheit der Beratung des Bergetats vorgebradht hat 
und an denen er nachgewiejen bat, wie hoch fich der auf 
die Tonne Kohlen verdiente reine Arbeitslohn belief, fo 
werden Sie mir recht geben. Der Anteil des reinen 
AUrbeitslohnes pro Tonne Sohlen ift im Oberbergamts- 
bezirt Dortmund — um dieſe Ziffer zu wiederholen — 
von 3,49 M im Jahre 1893 auf 4,95 A im Jahre 1901 
geftiegen. Das, meine Herren, war ber Anteil ber 
Arbeiter an ber Tonne Kohlen! Hierzu kommen * 
die auf Geſetz und Statut beruhenden Beträge, die au 
Wohlfahrtseinrichtungen entfallen, und die im Saar— 
brüder Bezirk auf 76 HF im Jahre 1900 und auf 81 M 
im Jahre 1901 fich beliefen, wie gleichfalls Herr 
Dr Schul (Bochum) — hat. Glauben Sie 
nun, daß derartige Arbeiteranteile, derartige 
Löhne, auch nur annähernd aufrecht zu erhalten 
ſein würden, wenn der Wunſch des Abgeordneten 
Srhrnv. Erffa erfüllt würde? Ich glaube das nicht, 
und ich glaube, daß das am allenwenigften in Seiten 
fintender Konjunktur der Fall fein würde. 


(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 

Auch der Herr Abgeordnete v. Arnim hat dieſen 
Punkt berührt und fpeziell darauf hingewieſen, daß der 
Verſand bei den nicht fyndizierten — ſtärker geftiegen 
ſei als bei den Syndikatszechen. eine Herren, das iſt 
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richtig. Die Nicht-Syndikatszechen, bie outsider, ziehen 
von der Einrichtung des Syndikats eben in ihrer Weiſe 
Nugen, indem fie in Zeiten fteigender Konjunktur immer 
etwas unter den Syndikatspreiſen bleiben. Da ift es 
natürlich fein Wunder, daß ihr Verſand verhältnismäßi 
ftärfer anwächſt als derjenige der Syndikatszechen. Su 
darf hier aber wohl daran erinnern, daß umgefehrt in 

eiten der ſtärkſten Nachfrage, als der Bedarf von ben 

— nicht befriedigt werden konnte, die Nicht ⸗ 
Syndikatsze es nicht für einen Raub gehalten haben, 
mit ihren Preiſen weit über die Syndikatspreiſe hinaus- 
zugehen. 

(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 


Hätte die Eiſenbahnverwaltung damals von Nidht-Syn- 
ditatözechen kaufen müflen, jo würde fie faum in die Lage 
gefommen fein, ihren Bedarf zu demjenigen Preiſe zu 
deden, den dad Syndikat ihr gewährt bat. 

Damit würde ich mit meinen Ausführungen zu Ende 
fein. Ich ſchließe damit, daß auch ich dem Herrn Minifter 
dafür danke, daß er einerjeits fich bereit erklärt hat, jo- 
weit in jeinen Kräften fteht, für das Wohlergehen feiner 
Beamten und Arbeiter zu ſorgen, daß er anbererjeits 
aber auch hier vor dem ganzen Lande den feften Willen 
bekundet hat, feine Berwaltung, auf deren Funktio— 
nieren und Gedeihen die Wohlfahrt unjeres 
—— Vaterlandes beruht, von umſtürzleriſchen 
—— mit ſtarker Hand zu ſäubern und freizu— 

alten. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. ſtröcher: Das Wort hat ber Hr 
Minifterialdirektor. 


Möllfanfen, Minifterialdireftor, Regierungs 
fommiffar: Meine Herren, e8 find von ben einzelnen 
Rebnern des Hauſes in der geftrigen Verhandlung 
und = heute von dem Herrn — —— 
auf Reform der Gütertarife erhoben worden. Es 
ift für die Regierung bedauerlih, daß bei derartigen 
Gelegenheiten die Herren Rebner nicht eine Direktive 
dahin geben, was geändert werben foll, und in 
welcher Richtung dies gejchehen fol. ch nehme aber 
an, daß auch der Herr Abgeordnete Defer gelten 
bei feinen Forderungen nicht die Abſicht gehabt hat, dat 
das Gütertarifiyftem, die Klaſſifikation der Güter und 
die Einreihung der einzelnen Güter in die verfchiedenen 
Tarifklaffen geändert werden follen, obwohl er fich über 
die Mannigfaltigkeit der einzelnen Klaſſen in den Güter 
tarifen befonders befchwert * 

Wenn wir dahin kommen würden, unſer Güterſchema 
und unſere Güterklaſſen zu ändern, ſo würden wir meines 
Erachtens einen ——— Rückſchritt von vornherein 
machen, und zwar aus dem Grunde, weil das Gütertarifſyſtem 
eine allgemeine deutiche Errungenschaft ift, die nicht allein 
auf den preußifchen Staatsbahnen, fjondern auch auf 
ſämtlichen deutſchen Staatd- und Privatbahnen befteht, 
und die dazu geführt hat, daß jogar materiell die ein- 
zelnen Tarifläge der einzelnen Klaffen faft vollftändig 
gleich geworden find. enn wir in Preußen nun mit 
einer Anderung dieſes Syſtems vorgingen, fo würbe bie 
Gefahr fehr nahe liegen, daß wir in Deutichland in dem 
Gütertariffgftem wieder zu einer Uneinigkeit kämen. Ich 
glaube aber aud, daß es im Intereſſe des FFortichritts 
der Tarife nicht notwendig ift, dies zu tun. 

Ich vermute, daß der Umstand, daß die Staatäregie- 
rung verpflichtet ift, dem Landtage jährlich eine Überficht 
über die Normaltarife zu geben, jchuld daran ift, daß 
man annimmt, daß im allgemeinen bie Gütertarife nicht 
fortichreiten; denn dieſe Normaltarife find allerdings feit 
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einer Reihe von Jahren fehr wenig verändert worben. 
Das liegt daran, daß ber Fortfehritt innerhalb ber 
Gütertarife jelbft darin befteht, daß ein Gut von einer 
Klaſſe in eine niedrigere Klaſſe verfegt wird — das er- 
fcheint natürlich in den Normaltarifen nit —; es liegt 
ferner in dem Umftande, daß eine Reihe von Ausnahme» 
tarifen und PVergünftigungen in den einzelnen Staaten 
gewährt werben je nad dem Bebürfnis des Verkehrs, — 
auch dieſe erfcheinen nicht in den Nachmweifungen über die 
Mormaltarife der Eifenbahnen. 

Es ift nun aber auch biefer gemeinfame beutiche 
Gütertarif an fich nicht ftagnierend. Denn die deutjchen 
Eifenbahnen haben eine Übereinkunft getroffen, wonach 
fie ein Organ gefchaffen haben in der ftändigen Tarif- 
kommiſſion der deutichen Gifenbahnen, welche über ber 
——— dieſer Gütertarife dauernd wacht. Dieſe 

arifkommiſſion tagt im Jahre zwei- bis dreimal, und 
ihre Beſchlüſſe werden von den deutſchen Eiſenbahnen 
gutgeheißen oder verworfen. Die Tarifkommiſſion felbft 

fteht nicht allein aus Eifenbahnern, damit nicht der 
grüne Tiſch allein vertreten ift, ſondern man hat von 
dem grünen Baum des wirtichaftlichen Lebens gepflüdt 
und diefer Tariftommiffion nod eine Reihe von Organen 
zugejellt, die in ber Lage find, die wirtichaftlichen Be— 
dürfnifje beftens zu beurteilen. Es find dies Herren aus 
den Gebieten der Landwirtfchaft, der Induſtrie und bes 
Hanbel3. 

Die Erfolge, die mit diefer Einrichtung erzielt 
worden find, find ganz vorzügliche. ch wünſchte dem 
Hohen Haus, daß es einmal Gelegenheit hätte, die Pro— 
totolle diefer Tarifkommiſſion anzufehen; es ift geradezu 
muftergültig, was dort verhandelt wird, vielfah von 
tiffentehaftlihem Wert. Es eriftiert faum ein einziger 
wichtiger Artikel des Transportwejens, den dieje Tarif. 
fommijfion nicht ſchon gründlich auf feine Bedürfniſſe 
bin geprüft und daraufhin Beflerungen gemacht hat. 

Alles dies aber, meine Herren, erjcheint nach außen 

allerdings jehr — es erſcheint nur darin, daß all» 
mahlich die eo en, die für das Gut pro 1 tkm zu 
zahlen find, heruntergehen. Ich darf in dieſer Beziehun 
erwähnen, daß das bei und in Preußen aud) der Fa 
ewejen ift. Bom Yahre 1896 an find bie Koſten, bie 
Kir 1tkm gezahlt werden mußten, auf den preußiichen 
Staatsbahnen in folgendem Maße heruntergegangen: 
von 3,75 # im Jahre 1896 auf 3,70, 3,63, 3,55, 3,52 FM, 
um im Jahre 1901 wieder auf 3,55 M zu fteigen. Dies 
legtere hat nun nicht etwa feinen Grund darin, daß eine 
Zariferhöhung eingetreten ift; im Gegenteil, es find in 
dieſem ** ganz erhebliche Tarifermäßigungen ein- 
getreten, Ich möchte nur erinnern an bie Ausnahme- 
tarife für Schiffbaueijen, an die Musfuhrtarife für Eifen 
über See, an den Tarif für die Eifenerze uſw. 

Der Grund, warum im Jahre 1901 mehr gezahlt 
ift als in den früheren Fahren, liegt vielmehr darin, daß 
der Anteil der minderwertigen Maffengüter, die gering 
tarifiert find, in diefem Jahre im Berhältnis zu den 
höher tarifierten Gütern viel geringer geweſen ift. Das 
it auch ganz natürlih. Ich erinnere daran, daß die 
Bautätigkeit darniebergelegen sg Infolgedeſſen find 
Steine, Erden, Kalt, Frese uſw in fehr viel geringerem 
Grade gefahren, namentlich aber natürlich Kohlen. Es 
find allein im Jahre 1901 4350000 t weniger Kohlen 
auf den Eifenbahnen befördert worden mit einem Fracht- 
ausfall von 20 Millionen Mark. Das macht natürlich 
einen Eindrud auf die Durchichnittsziffer, die für die 
Güter im ganzen zu zahlen ift. 
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Nachdem nunmehr diefes unglückliche Verhältnis be 
feitigt ift, und die Mafjengüter diejenige Stelle in dem 
Gefamtquantum der bewegten Güter eingenommen haben, 
die ihnen zukommt, und die fie feit je gehabt haben, 
möchte ich meinen, daß zur Zeit, in der wir uns heute 
befinden, der Tonnenfilometer an Gütern nicht teurer 
befördert wird auf den preußifchen Staatsbahnen als zu 
350 #. 

Am übrigen, meine Herren, hat Preußen im großen 
und ganzen einen Vergleich in feinen Gütertariffägen mit 
anderen, ausländiihen Bahnen nicht zu jcheuen. Wir 
—* im allgemeinen und namentlich Hr ſolche Artikel 
je von großem wirtihaftlichen Wert find, doch no 
ae gut da. Freilich können wir ung mit Amerika nicht 
mefle 


n. 
(Abgeordneter Krawinkel: Hört, hört!) 


Ich erinnere namentlich an folgende Artikel dabei: Dünge- 
mittel — ich glaube, es gibt faum ein Land, welches einen 
fo billigen Tarif für Düngemittel hat wie wir —, Vieh, 
das im allgemeinen auf weite Entfernungen nicht allein 
eilgutmäßig, fondern auch billig befördert wird — mir 
befördern es im großen und ganzen bei Ausnugung von 
Wagen von 15 qm auf eine mittlere Entfernung nad 
Spezialtarif III —, Zuder zur Ausfuhr — ift in Spezial» 
tarif III geſetzt —, "Schiffbaueifen, andere Eifenjorten. 
(Abgeordneter Dr Beumer: Kalkitein!) 

— Auch Kalkftein kommt hoffentlich noch! 

(Heiterkeit. — Abgeordneter Dr Beumer: Ich dankte 

Ihnen!) 

Nun hat der Herr Abgeordnete Macco in einer fehr 
intereffanten Nuseinanderfegung geſtern beſonders einige 
amerifanische Tarife hervorgehoben und fie in Vergleich 
gezogen mit einigen unferer deutichen Tarife. Es ift ja 
natürlich außerordentlich ſchwer, im Augenblid darüber 
ein Urteil zu haben, melde Gründe für dieſe billigen 
Tarife in Amerika vorgelegen haben. Ich habe fie aud) 
nicht prüfen können; aber ich bin bei der aufßerordent- 
lihen Sorgjamteit, die Herr Abgeordneter Macco über- 
haupt hat, und bei dem Intereſſe, das er ber Sache 
zumenbet, überzeugt, daß biefe Tariffäte, wie er fie ge- 
nannt hat, richtig find. 

(Abgeordneter Macco: Das find fie!) 


Er hat aud) die Güte gehabt, mir heute morgen noch 
einen Auszug zuguftellen, ſodaß ich in der Lage mar, 
kurz vorher die Zahlen noch einmal anzufehen. Aber 
einen Vergleich mit diefen Tarifen, wie er fie erwähnt 
bat, zu ziehen, ift doch außerordentlich jchwer. Er hat 
angegeben, wie niedrig die Tarifjäge für Kohlen und für 
Eijen in einzelnen Relationen in Amerika find. Das ift 
wahr, fie find ganz erftaunlic niedrig. Uber, meine 
Herren, das liegt auch vielfah an folgendem: Die 
roßen amerikanifchen Gruben haben ihre eigenen Eifen- 
—— ſie ſtehen mit eigenen Eiſenbahnen mit den 
roßen Werfen in Verbindung. Nun befördern dieſe 
ruben auf ihren eigenen Eifenbahnen, die aber meiften- 
teild dem öffentlihen Verkehr nicht dienen, die auch feinen 
Berionenverkehr haben, fondern nur Schleppbahnen find, 
die Güter; naturgemäß können fie das fehr billig machen. 
Es ift auch ſehr fchwer, auseinanderzurechnen, welcher 
Teil der Geſamtkoſten — es werben nämlich) da bie 
Befamtkoften angegeben in dem Breife für Kohlen und 
Frachten — 
(Abgeordneter Macco: nein!) 


welcher Teil nun auf die Frachtkoſten und welcher Teil 
auf die Kohlen jelbit entfällt. 


(Abgeordneter Macco: Das wird vollftändig getrennt 
gehalten!) 
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— Uber wie wird es getrennt gehalten! Im Effekt ift es 
für uns dasjelbe. Ich meine, wenn man vergleichen will, 
dann darf man bier nur fo vergleichen, daß man bie 
Durdjchnittsfoften, die in Amerika eine Tonne Gut zu 
zahlen hat, mit der Durchichnittslaft, die auf die Tonne 
Gut bei uns gelegt ift, vergleicht. Und auch diejer Ver- 
gleich ift nicht ganz zutreffend, weil die Amerikaner fich 
mit Eilgutbeförderung überhaupt nicht befafjen. Die 
ganze Eilgutbeförderung liegt in Amerika in den —— 
von großen Expreßgeſellſchaften, die zu außerordentlich 
hohen Tarifen dieſen Transport vornehmen. Naturgemäß 
erſcheinen die Tarife, die bei Eilgut ſehr hoch ſind, nicht 
in den Durchſchnittseinnahmen, während fie bei uns natür- 
lich zu unferen ungunften erjcheinen. 


(Abgeordneter Krawinkel: — aber bei uns geringfügig find!) 


— Es ift richtig, daß die Amerikaner auch in ihren Durch— 
fchnittsfäpen für den Güterverkehr erheblich unter den 
Durchſchnittsſätzen von unſerem Verkehr ftehen. Wenn 
meine vorherige Annahme richtig ift, daß bei uns für die 
Tonne augenblidlih durhichnittlich 3 H erhoben werden, 


(Abgeordneter Krawinkel: 31, 1) 


jo haben die Amerikaner im Jahre 1900 tatfächlich, wie 
ber Herr Abgeordnete Macco jehr richtig anführte — das 
ftimmt genau mit meinen Grmittlungen überein — 
2,09 # erhoben. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Nun ift aber in Amerika in den letzten Jahren die 
Tendenz ber fteigenden Tarife ganz ohne Aweifel vor 
handen. Sie drüdt fich auch darin aus, daß in Amerika 
der Durchſchnittsſatz im Jahre 1901 ganz erheblich binauf- 
gegangen ift; er hat fi} von 2,09 auf 2,15 M erhöht, und 
in dem jegigen Augenblid, wo an die Eifenbahnen in 
Amerika die Hochflut herangetreten ift, wo fie gar nicht 
dasjenige leiften können, was ihnen zugemutet wird, — es 
ift ja befanntlih in Amerika ein Wagenmangel, wie wir 
ihn in Deutichland niemals auch nur annähernd gekannt 
haben — werben die Tarifjäge heute ſchon um ein Erheb- 
liches heraufgegangen fein. 

Die Amerikaner find praftifche Leute; das kann man 
gar nicht anders fagen. Sie gehen von dem Prinzip aus: 

en Berjonenverfehr, der uns nichts bringt, befteuern wir 
jehr hoch, und den Güterverkehr, der im Intereſſe des 
Landes liegt, und mo die Eifenbahnen untereinander in 
ſcharfer Konkurrenz ftehen, machen wir jo billig wie 
möglidy. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


3 dem Perſonenverkehr haben die Amerikaner im Durch—⸗ 
chnitt einen Tariffag von 5,2 M,im Vergleich zu ung 
von 2,64 #, 

(hört, hört! rechts) 


während alfo im Güterverkehr, mie ich ſchon fagte, der 
Durdichnittsfag der Amerikaner um fo viel billiger ift. 
Nun, meine Herren, fann man die Frachtiäße, bie 
der Herr Abgeordnete Macco geftern beijpielsweile für 
Kohle anführte, in den einzelnen Nelationen doch nicht 
fo ganz volltommen unterfchreiben. Er erklärte, daß der 
niedrigite Sag für Kohle in den Vereinigten Staaten 
06 # pro tkm, der höchjte 1,94 betrüge. Ich glaube, 
auch hier wieder muß man den Durchſchnittsſatz nehmen, 
und der Durchichnittsfag der amerifaniichen Kohle, ber 
in Klaſſe 6 des amerifanifchen Tarifs eingereiht ift, bes 
trägt 1,86 # pro tkm, 
(Abgeordneter Macco: Hat gar keine praftifche Bedeutung!) 


es nie willen. 
(Abgeordneter Macco: Gewiß!) 


Die Amerikaner geben freilich neben ihren publizierten 
Tarifen noch ganz außerordentlich viele andere Tarife, 
das wilfen wir ganz genau; aber was fie geben und wem 
fie e8 geben, kann ich nicht wiffen, alſo muß ich mid an 
den Dürchſchnittsſatz halten, den amerikanische Kohle nad 
dem normalen Tarif zu zahlen bat. 

Nun aber, meine Herren, möchte ich hervorheben: 
ed ift demgegenüber der Vergleich, wie ihn der Her 
Abgeordnete Macco für unfere Kohlenfäge angeführt hat, 
be nicht ganz zutreffend. Er hat alfo gejagt — und 
zwar richtig gejagt nach dem Nobftofftarif, ich habe ihn 
mir ausrechnen laffen —: unſer a Sat ift in 
Preußen bei 50 km Entfernung 3,6 #, bei 1000 km Ent» 
fernung 1,75 #. Das ift richtig nad dem Rohſtofftarif. 
Aber, meine Herren, wir haben doch eine ganz außer 
ordentlich große Menge von bejonderen Beraicligunn 
für den ——— die wir überall da eingeführt 
haben, wo die wirtſchaftliche Notwendigkeit dafür vorliegt. 
Ich erinnere an die Tarife von der Ruhr nad Belgien, 
nah Holland, 


(Abgeordneter Macco: Ausfuhrtarife!) 


nad) Hamburg, Emden, Bremen, Stettin; von Ober- 
fchlefien nach der gefamten Küſte 


(Abgeordneter Macco: Das ift alles Ausfuhr!) 


— das ift feine Ausfuhr, das ift inlänbifcher Verbraud 
— von Oberfchlefien nach Stettin, nad Danzig, König 
berg, nach Weftpreußen, DOftpreußen und Pommern. 
Dieje Tarifjäge ftellen fich ungefähr auf 1,34 im Durd- 
ſchnitt, alſo erheblich billiger als diejenigen Normaljäge, 
die der Abgeordnete Macco ganz richtig als Vergleich 
herangezogen hat. 


(Abgeordneter Macco: 0,6!) 


Wenn man bei uns ein Bild gewinnen will von ber 
got der Kohlenfrachten, muß man aud) hier wieder ben 
urchichnitt nehmen, und die Durchſchnittseinnahme von 
unferen gefamten Kohlenfraditen für das Tonnenfilometer 
beträgt 2,49 , aljo ein Sat, der verhältnismäßig doch 
ſchon niedrig ift. 
Ebenfo verhält es fich mit den anderen Bergleiden, 
die der Herr Abgeorbnete Macco, auch für Roheiſen z. B., 
angeführt hat. Sn Preußen beträgt, wie er ausgeführt 
hat, bei 400 km Entfernung der Sat des Nobeifens 
2,5 pro tkm — das ift richtig; in Amerifa 1,28 — das 
ift auch richtig. Aber wir * auch noch einen ganz 
allgemeinen Ausnahmetarif für Roheiſen, nämlich für 
Gießereiroheiſen, der weit unter die Sätze bes allgemeinen 
Rohſtofftarifs heruntergeht. Wir haben ferner eine große 
Anzahl Tarife für Roheiſen auf weitere Entfernungen, 
namentlich im Ausfuhrverkehr, die auch wieder darunter 
gehen. — Leider kann ih im Wugenblid ben 
urchichnittsfag, den wir für Roheiſen haben, nicht fagen. 
— Ebenſo ift e3 bei den Eifenfabrikaten. Auch die Gifen. 
fabrifate fahren wir zweifellos in Deutichland teurer, als 
dies in Amerika geichieht, wie der Abgeordnete Macco 
ganz richtig angegeben hat. Uber auch hier gerade haben 
wir eine große Menge von jehr billigen Ausnahme- 
tarifen, und zwar fo billige, wie fie in Amerika faum 
vorkommen; das find die Tarife für Schiffbaueifen, die 
wir im Intereſſe der Stärkung unferer Schiffbaueijen- 
induftrie eingeführt haben, mit Rückſicht auf die Kon- 
furrenz gegen das Ausland. Das find ferner die Tarife 
für Ausfuhr von Eifen nad außereuropäifchen Ländern. 
Wir haben eine große Anzahl von Eifentarifen, die aud 
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im Inland als beſonders bevorzugt gelten, nämlich nach 
allen Küſtengebieten und Seehäfen, die zwar nicht ganz 
ſo billig ſind, aber doch heruntergehen A den Saß von 
2,2, das ift der Spezialtarif III, während die für 
Schiffbaueiſen nod erheblich billiger find. 

ch will dies nur erwähnen, um nicht den unrichtigen 
Eindruf aus der Rede deö Abgeordneten Macco auf- 
fommen zu lafjen, daß wir ganz unterdurch Pier ben 
amerifanijchen Tarifen gegenüber. Im übrigen habe id; 
es als wahr und richtig erklärt, daß die amerikaniſchen 
Gütertarife überhaupt niedriger find als die unfrigen, 
und ich glaube, Sie können verfichert fein, daß niemand 
mehr als die preußiiche Eifenbahnverwaltung fich freut 
und freuen wird über jeden Fortſchritt, den he in bezug 
auf die Gütertarife machen kann. 

Der Herr Minifter hat geftern jchon ausgeführt, 
wie jchwierig das ift und welche Rüdfichten überhaupt zu 
nehmen find bei der Normierung der Gütertarife, aber 
borfichtig weiter ad = werden wir ganz gewiß, und 
ich werde dem Herrn Abgeorbneten Macco jehr dankbar 
fein, wenn er mir fein reiches Material an Zahlen, das 
er aus Amerika befommen hat, zugänglid machen würde; 
denn es fann uns nur nüglic) fein, daß wir ung in diejer 
Beziehung immer auf dem Laufenden halten und alle dies 
jenigen Erſcheinungen, die im wirtſchaftlichen Leben 
des Auslandes eintreten, uns vor Augen halten. 

„Nun ift das ja jehr ſchön mit den billigen amerifa- 
niſchen —E— aber eine Schattenſeite hat die 
Sache doch, und dieſe Kehrſeite der Medaille iſt die, daß 
die amerikaniſchen Eiſenbahnen außerordentlich darunter 
leiden, daß ſie ſo billige Tarife haben. Ich darf mir 
geſtatten, hier einige Zahlen anzuführen. Es ſind 
dividendenlos geweſen von den amerikaniſchen Eiſenbahnen 
im Jahre 1896 3,7 Milliarden Anlagekapital, das find 
70 % des gejamten Anlagefapitald der amerifaniichen 
Eijenbahnen, im Jahre 1897 3,5 Milliarden oder 66 % 
des gejamten Anlagefapitals, im Jahre 1898 3,2 Milliarden 
oder 59%, im Sahre 1899 3,17 Milliarden oder 54 %. 
Außerdem find bei einer großen Anzahl von Eifenbahnen 
die Obligationen ebenfall3 ausgefallen. Ya, noch weiter, 
die Banfrotte unter den Bahnen Amerifas find, mie 
befannt, ganz außerordentlich groß geweſen. y den 
Jahren 1870 bis 1897 find nicht weniger als 752 Eifen- 
bahnbankrotte in Amerika zu Eonftatieren, allein im Jahre 
1893 find 132 Eifenbahnen in der Länge von 27 570 eng» 
lichen Meilen mit einem Anlagekapital von 56 Milliarden 
in Konfurs geraten. Das find allerdings nicht gerade 
fehr ermutigende Ausfihten, und fie können uns nicht 
erade jehr verloden, daß wir unjere Tarife fehr ftark 
Derunsterbehden. 

Aber noch eins: wir können ung mit den amerikaniſchen 
une überhaupt nicht vergleichen. Die amerifanifchen 
Eifenbahnen find jehr viel billiger gebaut als unfere; das 
liegt darin, daß der Grund und Boden fehr viel billiger 
Ei und daß die Materialien überhaupt billiger zu haben 
ind. Im Durchſchnitt Eoftet in Amerika das Kilometer 
Eifenbahnen 158 000 „A, bei ung in Deutſchland 255000 AM, 
aljo erheblich viel mehr. Erheblich höher find aber auch 
die Kojten des Betriebes bei uns als in Amerika, und 
das ift ganz naturgemäß. Die Amerikaner Hecn ihre 
Kohlen 5 viel billiger als wir; wir bezahlen fie jehr viel 
teurer als die Amerikaner. Die Amerikaner haben nicht 
das Syſtem der Stredenbewadhung in dem Umfange wie 
wir; große Bahnen in Amerika find überhaupt nicht 
bewacht durch Perjonal, fondern werden nur mechanifch 
gef Frage wir bie doppelte —— owohl 
ie meganif e als auch die durch Perfonal haben. Das 
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find natürlich alles Sachen, die Fri die Selbftfoften der 
Eifenbahnverwaltung in Deutſchland außerordentlich 
ungünftig einwirken müfjen. 

(Sehr richtig!) 

Und nun last not least: die amerifanifchen Trans- 
porte gehen auf ungeheure Entfernungen. Die Getreide» 
transporte werden im Durchſchnitt auf über 1000 km 
befördert; infolgedeffen können die Tarife in Amerika 
außerordentlich billig fein. Dasfelbe finden Sie bei Eifen 
und Kohle, wenn audy nicht in dem Umfange wie bei 
Getreide. Das alles ift bei uns nicht der Fall. Unſere 
Transporte beichränten ſich auf verhältnismäßig nur 
kurze Entfernungen. Das liegt nit an dem Tarifiyftem, 
fondern im Gegenteil, ich bin der Überzeugung, dab das 
wirtſchaftlich entwideltfte Land im allgemeinen die fürzeften 
Tarifentfernungen hat, weil überall die Induſtrie ange 
fiedelt ift und fie nicht erſt über weite Streden zu fahren 


braucht. 
(Lebhafter Beifall rechts.) 


räfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten. Meine 
Herren, da wir bei Beiprehung von Tariffragen an- 
efommen find, und Herr Minifterialdireftor Möllhaufen 
hnen wegen der Gütertarife einige Mitteilungen gemacht 
bat, jo möchte ich auf die Bemerkungen zurüdtommen, 
die hinjichtlih der Verjfonentarife gemacht worden find. 
Da heißt es immer: Perjonentarifreform. Unter Ber- 
fonentarifreform wird dann gemeinhin von allen Seiten 
nur eine Berbilligung der Perfonentarife verjtanden. 
(Widerjpruch rechts.) 
Bon allen denjenigen, die grundfäglih die Tarifreform 
im Munde haben, wird einfach eine Berbilligung ber 
Perjonentarife —— Ich habe geſtern ſchon erklärt, 
daß ich auf dem Standpunkte ſtehe, daß weniger 
eine Perſonentarifreform als eine Perfonenverkehrs- 
reform von Wichtigkeit if. Und unter Berfonen- 
verfehrsreform verjtehe ich, wie ich geitern bereits 
berührt habe, eine Berbeflerun —— Erſchwerniſſe, 
die augenblicklich für das reiſende Publikum unbequem 
find und den Verkehr erſchweren. Um ein Beiſpiel an— 
zuführen: wenn jemand hier nach Bajel reifen will und 
er muß ſich ſtets überlegen: welche Fahrkarte nimmt du, 
damit du den billigften Weg madjt? haft du Freigepäck? 
haft du auf allen Streden oder nur auf einem Teil 
——— wie viel Freigepäck haſt du? und alle dieſe 
igentümlichkeiten, — dann, ſage ich mir, iſt das doch kein 
Verkehr, der dem Wunſche entſpricht, dah wir in Deutſch⸗ 
land einheitlich fahren und in allen Punkten gr vers 
walten. Alſo die Berfonenverkehrsreform müßte ſich nad 
meiner Auffafjung darauf beſchränken, da wir eine Ver— 
einfahung des Verkehrs in jeder Hinficht herbeiführen, 
foweit das möglich ift. Läßt ſich das machen ohne großen 
Ausfall in den Staatsfinangen, jo bin ich gern dabei, 
diefen Weg zu betreten, ebenjo wie mein verehrter 
Kollege, der Herr Finanzminifter, der auf demjelben 
Standpunkt fteht. 

Nun dürfen Sie von mir mir heute nicht verlangen, 
daß ih ein volles Programm hierfür ausführe, aus 
mehreren Gründen. Erſtens bin ich zu kurze Zeit in 
meiner Stellung; ich müßte wirfli mit der Schnelligkeit 
eines Konzertmalers arbeiten £önnen, wenn ich Ihnen 
heute ſchon ein fertiges Bild brächte. Zweitens kann ih 
ein Programm in dieſer Hinficht nicht als abgeſchloſſen 
betrachten, das fich lediglich auf die preußifchen Staats- 
eifenbahnen bezieht, . 

(ſehr richtig!) 
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fondern id) muß x neue Verbindungen mit ben Mr 





barverwaltungen anknüpfen und jehen, daß wir einheitliche 
Buftände befommen. 

Nur eines möchte ich bemerken entgegen einer 
Außerung, die geitern bier — iſt, in bezug auf die 
Abſchaffung der IV. Klaſſe. Meine Herren, die IV. Klaſſe 
bat ſich als ein jehr notwendiges Verkehrsmittel heraus- 


geftellt. 
(Sehr richtig!) 


Ih kann nur Dinfichtlih der Höhe der Perfonentarife 
jagen, daß in feinem Lande eine jo billige Klaſſe eriftiert 
für denjenigen Mann, der genötigt ift, billig zu fahren, 
wie die IV. Slafje Ei 2 # das Silometer. In feinem 
Lande fährt der Arbeiter jo billig wie bei uns, nämlich 
zu 1 9 das Silometer. ch möchte aljo gerade betonen: 
ich bin nicht für eine Einfchränfung, fondern für eine 
Erhaltung und Erweiterung der IV. Klaſſe auch auf den 
Bahnen, die wir fürzlih erworben haben. Auf ber 
gelligen Ludwigsbahn hat ſich die IV. Klaſſe trog allen 
iderjtandes voll bewährt. 


(Sehr richtig!) 


9 möchte aber auch noch einen anderen Grund an— 
ühren. Wenn Sie die IV. Klaſſe abſchaffen, jo iſt es 
denjenigen, welche mit Tragekörben oder größerem Gepäd 
reifen wollen, nicht möglich, dieſe Gepädijtüde in bie 
III. Klaſſe mithineinzunehmen. Sie ſchrauben auch ferner 
eine ganze Menge Laflagiere ohne Erhöhung des Tarife 
dadurch —* daß dann eine Menge von Perſonen, die 
jetzt mit der III. Klaſſe fahren, dann in die II. Klaſſe 
hinübergejchoben werben. 


(Sehr richtig!) 


Sie werden alſo einfah in eine höhere Tariklafje ge- 
ſchoben lediglih dadurch, meil eine Tarifklaſſe weg— 


efallen iſt. 
sei (Sehr richtig!) 


ch erfenne gern an, daß der Gepädverkehr entjchieden 
einer Reform bedarf. 


(Sehr richtig!) 


Über er kann nur reformiert werben in Verbindung mit 
der Perfonenverkehrsreform. Es ift mir mitgeteilt 
worben, daß in Sachſen bei Erörterung der — 
tarifreform, über die ich mir keinerlei Urteil erlaube, da 
die Reform hier ſelbſtverſtändlich nicht zur Diskuſſion 
gehört, ausgeſprochen worden ift, wir folgten in Preußen 
deshalb nicht diefer Meform, weil wir zu große Ausfälle 
damit hätten. Ya, meine Serren, das möchte ich doch 
nicht unberichtigt lafien. Die Sade ftellt ſich jo, daß 
wir natürlich durch Abſchaffung der Nüdfahrkarten einen 
Ausfall haben würden, aber daß wir Mehreinnahmen 
haben würden durch bie einfachen Fahrkarten I. Klafie, 
durch den Sufaa ‚ der da gemacht wird, durch den Zu« 
ſchlag bei den nelgügen, durch das Mehrergebnis bei 
Aufhebung der Arbeiterrüdfahrkarten und bei Aufhebung 
der Sonntagdfarten. Wir haben durch alle diefe Punkte 
erhebliche Mehreinnahmen, und das Schlußergebnis ftellt 
fi jo: wir haben über 25 Millionen mehr Einnahmen 
und über 15 Millionen mehr Ausfall, was im gungen 
für die preußifchen Staatsbahnen rechnerisch eine Mehr- 
einnahme nad Einführung bes ſächſiſchen Tarif von 
10 049 337 A ausmadıt. 


(Hört, hört!) 
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Das ift alfo nit der Grund, daß wir da nicht gefolgt 
er jondern weil wir glaubten, daß das für ung feine 
Berjonenverkehrsreform ift. 


(Sehr richtig!) 
eine Tyahrfartenvereinfahung notwendig ift, 
«5 3. B. daraus hervor, dab auf dem Anhalter Bahn- 
bo bier noch ausliegen zur täglichen Ausgabe allein für 
den Fernvertehr 21 712 —* 
(hört, hört!) 


und auf bem Stettiner Bahnhof 25 331 Fahrkarten für 

m» und Vorortverfehr, in der Friedrichſtraße 11376 

ahrkarten einjchließlih Stadt- und Ring- und Vorort: 
verkehr. Dieje Zahlen beweifen, daß wir entjchieben auf 
biefem Gebiete etwas machen fünnen. Aber ich fage 
nohmals: Ich laffe mich auf eine ſolche Reform nur 
dann ein, wenn für Die *6 Eiſenbahnverwaltun 
er — Ausfall für die Staatsfinanzen —— 
entſteht. 


Da 


(Sehr gut!) 


Ich komme dann auf einen zweiten Punkt, den ver- 

ſchiedene Redner hier erwähnt haben, nämlich auf die 
rößeren Güterwagen. ch habe mich in der Bubget- 
ommilfton jchon eingehend darüber ausgeiprochen; gejtern 
wollte ich nicht näher darauf eingehen. Der Standpunkt 
der Verwaltung, den ich noch einmal näher präzijieren 
wollte, liegt einfad jo: Die Einführung dieſer ſchweren 
größeren Wagen hängt von zwei Parteien ab, und zwar 
eritens von der Eijenbahnverwaltung, zweitens von den 
Intereſſenten. Ale Verſuche der Eiſenbahnverwaltung, 
die —— zur Annahme dieſer großen Güterwagen 
zu bewegen, find bis jet unter meinem Herrn Amts- 
vorgänger, wie er Ahnen das im vorigen Jahre mit 
geteilt hat, einfach fehlgefchlagen, weil die Einrichtungen 
auf den Bechen, auf den Zechenbahnhöfen nicht geeignet 
find, um dieſe chweren amerikaniſchen Wagen unmittelbar 
zu übernehmen, 

(Hört, hört!) 
Wenn wir heute unfer Eifenbahnneg frifch einzurichten 
hätten, dann würden wir wahrjcheinlid wohl diefe Wagen 
annehmen, würden unferen Oberbau, unfere Drehicheiben, 
unjere Ablaufberge und alles, was zum Rangieren ber 
Wagen benugt wird, darauf einrichten und würden biele 
Wagen dann unmittelbar verwenden können. 

(Sehr rıdtig!) 
Aber wir müfjen uns doch davor hüten, daß wir alles, 
was von drüben kommt, anftaunen, jowohl die Güter- 
tarife, wie mein verehrter Herr Vorredner eben aus 
geführt hat, als überhaupt die amerikanischen Eifenbahn- 
zuftände im allgemeinen, daß wir nun glauben, wir 
könnten das hierher jofort transferieren. Der Güter 
wagen dort ift ein Produft der dortigen Berhältnifie, 

(ehr richtig!) 
und unſer Güterwagen das unferer PVerhältniffe. Die 
Engländer find auch ganz kluge, praktifche Leute; ich 
babe aber in Gngland eine ganze Menge von Wagen 
von 6 t bis Enapp 10 t gefehen, und die Verſuche der 
engliihen Eiſenbahnen bei den Intereſſentenkreiſen, fie 
einzuführen, find bis jetzt im wejentlichen auch fehl- 
geihlagen, weil die Gewohnheit der einzelnen — 
eſſenten dazu geführt hat, daß ihnen der kleine Wagen 
für ihre Bedürfniſſe lieber iſt wie der große. Aber ich 
ſtimme allen den Herren Rednern bei, die für große 
Wagen ſich ausgefprochen haben, daß zum mindeften eine 
Eriparnis erzielt werden kann, namentlic) in der Traktion, 
wenn ich grobe Wagen annehmen kann. 

In diefer Sachlage habe ich die fyrage übernommen, 
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Da habe ich jett gejagt: die Intereſſenten haben 
unjere Konſtruktion bzw. die Echter — wir ihnen 
offerierten, abgelehnt; da aber die Intereſſenten ftändig 
auch auf der anderen Seite darauf drängen, größere 
Güterwagen zu erhalten, da habe ich den Epeh umges 
dreht und habe gejagt: bitte, jagt uns, was ihr wollt. 
Darauf haben in Elfen und in Kattowitz, alfo in ben 
beiden großen mduftrierevieren, Sonferenzen ftattge- 
funden von Vertretern meines Reſſorts mit den er- 
forberlichen Intereſſenten. Das hat zu dem Ergebnis 
geführt, daß man im Ruhrrevier Er mit den 25 bis 
30 t-Wagen unter Umſtänden einverjtanden erklärt, 
und in SOberjchlefien man auf den 30 t-Wagen 
kommen will. Aber meine Herren, beides unter der 
Bebingung, daß die Staatsbahnverwaltung zunächſt ſich 
—— cht: ich will jo und fo viel Tarifermäßigung 
geben. 





(Rufe: Ahal) 


Die Intereſſenten haben gejagt: dann wollen wir Die 
Einrichtung auf unferen Zehen machen. Irre ich nicht, 
fo beträgt die Umwandlung auf einer mittleren Zeche, 
um jolde Güterwagen zu gebraudien, etwa 150000 A 


(Hört, Hört!) 


Die werben nicht ohne weitere von der Zeche ausge— 
geben, und id) würde einen Sprung ins bunfle machen, 
wenn ich, ohne daß Erfahrungen vorliegen, fofort nun 
fagen würbe: ich gebe euch eine Tarifermäßigung, bitte 
baut die Zechen um. Meine Herren, für die Stants- 
eifenbahnverwaltung find kolofjale Koſten bamit verbunden. 
Wie die Sache alfo werden wird, kann ich augenblidlich 
nit jagen. Die Berhandlungen an beiden Stellen 
fchweben noch. Aber eins habe ich gemacht: ich habe 
200 Wagen beftellt mit 20 t Ladegewicht, und zwar find 
die unmittelbar brauchbar auf unferen Eijenbahnen, 
indem durch Berwendung von Stahlbleh das Eigen— 
— des Wagens erheblich zurückgegangen und im 
brigen die ie bes Wagens diefelbe geblieben ift. 
Welcher Erfolg damit erzielt wird, mögen Sie aus 
folgenden Zahlen ermefjen. Das Charakteriftiiche ift doch: 
wie verhält ſich das Eigengewicht ſchließlich zum Gelamt- 
gewicht, das transportiert wird; je niedriger dieſes Eigen- 
ewicht ift, deſto wirtichaftliher fahre id. Die Zahlen 
And nun folgende. 
Ein Wagen der preußifchen Staatseifenbahnen von 
10 t — hat 42% Eigengewicht, ein Wagen von 
15 t Ladegewicht 36% Eigengewicht. Der neufonjtruierte 
Wagen von 20 t nur 29%. Der amerikaniſche Wagen 
von 50 t Ladegewicht, den wir aber nicht sen ai 
können, bat 25% Eigengewicht. Er unterfcheidet fich alio 
nur fehr wenig von dem Eigengewicht unjeres 20 t-Wagen. 
Wir wollten alfo zunächſt Verfuche mit bdiefem Wagen 
machen. Ri babe außerdem angeorbnet, daß ein % 
Kipper in Ruhrort umtonftruiert werben, ſodaß ſich dieſe 
—— von 20 t Ladegewicht ftürzen laſſen. Sie kranken 
an der Sonftruktion, daß fie feine jelbjttätige Seitenent- 
ladung und feine Entladung nad unten haben. Indes 
eignen fie fi) zum Kippen, fobald in Ruhrort die 
Kipper umkonftruiert jein werden. Wir find in ber 
Konftruftion der Wagen abhängig ſelbſtverſtändlich von 
unferem Raddruck. Die amerifanifhen, bie ſchweren 
Bagen haben einen Raddruck von 8,8 t. Unſere 
Wagen geftatten nur einen Rabdrud von Tt; es ftehen 
uns aljo bei diefen Ameiachjern 28 t zur Werfügung 
und von ben 28 t find 29 % Eigengewicht. Ebenſo 
wenn wir einen Wagen mit Drebgeftell mit vier Achſen 
Berhandl. d. Haufes d. Mbg. 19. Leglsl. V. Seffion 1908. 


haben, jo haben wir acht Mäder, alfo wir haben 56 t 
Gewicht im ganzen. Da ift aber die Konftruftion des 
Wagens ungünftig. Unfer 20 t-Wagen ift günftiger, in» 
bem das Gigengewicht des Wagens im befjeren erhält, 
nis zu dem Gejamtgewicht des Wagens fteht. ch darf 
zum Schluß die Berficherung abgeben, daß ich der Frage 
die größte Nufmerkfamfeit zuwenden werde und die An: 
— aus dem Haufe nur dankbar begrüßen kann. 
in dritter Punkt, den ich kurz erwähnen möchte! 
Herr Macco hat gejtern, wahrfcheinlich dadurch, daß ich 
die Mitteilungen nicht ausführlich genug gemacht habe, 
die Zahl der Kilometer, die mit ſchwerem Oberbau belegt 
werden foll in einem Jahre, unterichägt. Es werben 
mit ſchwerem Oberbau jährlih eingebaut 1400 km in 
der regulären Erneuerung und dazu ertraordinär dur 
die 15 Millionen, die angefordert find, 425 km, ſoda 
die Zahl der laufenden Kilometer mit ſchwerem Oberbau 
1800 km rund beträgt. 
Ih komme endlich auf einen Punkt, der von we 
v. Arnim berührt ift, das find die Kohlenpreife, enn 
ih lediglich mit dem Kohlenſyndikat verkehrt und 
nur 50 # berausgebrüdt hätte, jo muß ich die Kritik 
des Herm Abgeordneten v. Arnim durchaus als berechtigt 
anerkennen, daß das ein bißchen wenig getvejen wäre. 
ch habe mich aber damit nicht begnügt, fondern ich habe 
an angefauft, wo ich fie £riegte, und zwar aud) von 
nicht fyndizierten Zechen und von Zechen, die nicht im 
Nubhrrevier gelegen find; und da habe ich für 10 ver- 
ſchiedene Bolten. die ich anführen darf, die verjchieden- 
artigften Preiſe geftellt befommen; im Etat ftehen natür- 
li nur die Durchfchnittspreife. Auch hat das Kohlen— 
ſyndikat in durchaus befriedigender Weile für die Kon» 
furrenz, bie unter Umftänden durch englifche Kohle droht, 
mir billigere SKohlenpreife an den Küſten zugebilligt. 
Das tut die preußiiche Bergvermwaltung in derfelben Weile. 
Auch diefe ftellt billigere Preife dort, wo die Ruhrkohle 
mit ihr fonkurriert; wo die Intereſſenſphäre der Ruhr— 
kohle aufhört, läßt fih auch der preußifche Bergfistus 
höhere Preife zahlen. 
ch will Ihnen nun bie einzelnen Preife anführen, 
die wejentlich verſchieden find. &ıe ſchwanken zwiſchen 
8,75, 9,25, 10,25, 10,50, 9,40, 9,25, 8,75, 9,50 und 9,8. 
Sie fehen daraus, daß die Verwaltung bemüht gewejen 
ift, zu handeln, fo viel fie konnte, wie es der Kaufmann 
auch tut, und der Durchſchnittspreis, den ich erzielt habe, 
HIOAIM 
(Buruf) 


— am teuerjten ift die Saarfohle, das ift richtig. Der 
Preis, den die Eifenbahnverwaltung für Ruhrkohle früher 
bezahlt hat, war 11,10. Ich glaube, daß ich doch im 
Intereffe der Finanzen etwas herausgebrüdt habe. 


(Beifall) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat ber Ab— 
geordnete Dr Srieger (Königsberg). 


Dr $rieger (Königsberg), Wbgeordneter: Meine 
Herren, die teänifden Fragen und die Frage der Tarif- 
reform, die der Herr Minifter in feiner Etatsrede ans 
geichnitten hatte, treten in ihrer Bedeutung für mic, zu« 
nächſt zurüd gegenüber der frage bes Koalitionsrests 
ber Arbeiter, der der Herr Miniſter eine interpretation 
egeben hat, die unferen ftärfiten Wibderfpruch heraus» 
—* Der Herr Miniſter geht in ſeiner Auffaſſung 
des Verhältniſſes des Staats als Arbeitgebers zu den 
Eiſenbahnarbeitern von einem, wie ich glaube, unrichtigen 
Standpunkt aus. GCharakteriftifch hierfür war ein Ver— 

leih, den der Herr Minifter in feiner Etatärede bei 
legenbeit der Erörterung ber — * 30% und 
1 
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[Dr $irieger (Königsberg), Abgeordneter] 


der ihm als früherem Militär ja fehr nahe liegt. Er 
verglich die Eifenbahnarbeiter Hinfichtlih der Disziplin 
mit Soldaten. Nein, Herr Minifter, die Eifenbahn- 
arbeiter find feine Soldaten; die Eijenbahnarbeiter find 
Staatsbürger, die genau diejelben ftaatsbürgerlichen Rechte 
baben wie jeder andere Staatsbürger, und denen gegen- 
über die Staatöregierung bdiejelben Pflichten hat wie 
allen anderen Staatöbürgern gegenüber, nämlich fie zu 
ihügen in der Musübung ihrer ftaatsbürgerlichen Rechte. 
Dadurch, dak der Staat der Arbeitgeber it, werden diele 
Arbeiter doc; nicht zu Staatsbürgern zweiter Klaſſe degra- 
diert. Der Staat hat als Arbeitgeber jeinen Arbeitern 
gegenüber feine anderen Rechte wie ein Privatunter- 
nehmer, aber er hat höhere Pflichten ihnen gegenüber, 
vor allen Dingen die Pflicht, mit gutem Beilpiel den 
Privatunternehmern voranzugehen in der peinlichiten 
Achtung der politiihen Rechte der Arbeiter. 

Der Herr Minifter hat in ziemlich auffälliger Weiſe 
eine Wandlung vorgenommen in der Ausdrudsweife von 
feinen Erklärungen in der Budgetfommiffion ab bis zu 
feinen Reden bier im Hohen Haufe. Während er bei 
jeinen Erklärungen in der Budgetfommijfion ſprach von 
fozialdemokratifchen Bereinen, von Bereinen, die unter 
fozialdemokratifcher Führung ftänden, von Bereinen, die 
Fühlung hätten mit Sozialdemokraten; während er in 
der Budgetlommiffion das Wort Sozialdemokratie ſehr 
oft gebrauchte, hat er fpäterhin in feiner Etatsrede es 
vermieden, diefes Wort zu gebrauden und bat es durch 
dad Wort „Umpfturzbeitrebungen” zu erjegen verſucht; 
einmal oder zweimal iſt F auch hier noch das Wort 
Sozialdemokratie entſchlüpſt. In der Antwort aber, 
die er meinem Freunde Oeſer gab, der zuerſt die 
Frage des Koalitionsrechts der Mrbeiter aufgriff, 
kommt das Wort Sozialdemokratie überhaupt nicht 
mehr vor, da iſt es überall durch das unbeſtimmtere Wort 
„Umſturzbeſtrebungen“ erjegt; ich frage nun den Herrn 
Minifter: was verfteht er unter Umfturzbeftrebungen? 
Was find Umfturzbejtrebungen? Das Gejeg kennt Um— 
fturgbeftrebungen überhaupt nicht, und ich frage den 
Heren Minifter, wer ihm das Recht gibt, darüber zu 
enticheiden, was Umfturzbeftrebungen find und was nicht. 
So lange id Hierauf Feine befriedigende Antwort be» 
komme, nehme ih an, daß für den Herm Minijter 
„Umfturzbeftrebungen” und „Sozialdemofratie” gleich 
bedeutend find, wie es auch jeinen Erklärungen in der 
Budgetkommiſſion entfpricht. 

Nun hat der Herr Minifter erklärt, daß es den 
Arbeitern verboten jei, Vereinen anzugehören, welche ſich 
folder umftürzlerifcher Tendenzen ir dig maden. Das 
heißt alfo, es ift den Arbeitern verboten, Bereinen an- 
zugehören, welde unter fozialdemofratiiher Führung 
heben bzw. welche mit Sozialdemokraten Fühlung haben; 
die Arbeiter, die foldhen Vereinen beiträten, würden ent- 
lafjen. Auf den Proteft meines Freundes Dejer jagte 
der Herr Minifter, er wolle Herr im Haufe fein. Sehr 
wohl, — —— Sie ſollen auch Herr im Hauſe 
fein, aber über der Herrſchaft des Mmiſters ſteht die 
Herrihaft des Geſetzes, und fein preußiſcher Minifter 
kann fich über das Gejeg binwegjegen ohne Schädigung 
des Staatswohls, 

Der Herr Minifter jagte ſodann weiter in der Ant- 
wort meinem Stollegen Dejer gegenüber, er mache feinen 
Unterſchied unter den politifchen Parteien, er befördere 
ebenſo gut Heiden wie Ghriften. a, F Miniſter, das 
iſt kein beſonderes Verdienſt, das i vi verfluchte 
Pflicht und Schuldigkeit. Es wäre ja noch beffer, wenn 
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der Herr Minifter defretierte, daß Fahrgäſte, bei denen 
er Umfturgtendenzen vermutet, daß Sozialdemokraten von 
der Mitfahrt auf den preußiichen Staatsbahnen aus— 
eichloffen jeien. Aber, meine Herren, darum handelt es 
I nicht; e8 handelt ſich um die Frage, ob ben Eifenbahn- 
arbeitern verboten jein fol, ſich Vereinen anzufchließen, 
bie den Zweck haben, günftigere Lohnbedingungen zu er» 
zielen; insbefondere handelt es fi) um die Droge, ob e8 
den Eijenbahnarbeitern verboten fein fol, Bereinen ſich 
anzufchließen, die in irgend einer Verbindung mit fozia- 
liſtiſchen Gewerkichaften ftehen. Hierauf möchte ich eine 
möglichſt klare Antwort haben. Bis jet muß ich an- 
nehmen, daß ein folches Verbot befteht. Nach meiner 
Auffaffung der Dinge ift diefes Verbot direkt gegen das 
Koalitionsrecht der Arbeiter gerichtet. 

In der Wiürttembergiihen Kammer haben gerade 
ii jehr eingehende —— über die Frage ftatt- 
gefunden, ob ein Unternehmer berechtigt ift, feinen An— 

ejtellten zu verbieten, irgend einer Koalition beizutreten. 
ch will die juriftifche Seite der Frage nicht erörtern; 
denn es handelt ſich bier nicht um einen Privatunter- 
nehmer, fondern um den Staat, und der Staat fann 
nicht als Arbeitgeber das Hecht negieren, das er anderer- 
feit3 zu hüten ebenjo berufen wie verpflichtet ift. 

Nun wird zur Begründung diejes Verbots des Bei« 
tritt8 von Arbeitern zu Koalitionen die Streitgefahr ins 
Feld geführt. Wr glaubt denn der Herr Minifter, daß 
durch derartige Berbote irgend ein Arbeiter fi abhalten 
polen wird, in einen Gtreif einzutreten? ch glaube, 
daß man damit die Streiks nicht verhütet, fondern den- 
jelben geradezu Vorſchub leiftet. 


(Sehr richtig! links.) 


Nichts treibt den Arbeiter fo fehr zum Streit, ala 
wenn er fich in feinen Rechten verlegt fühlt. Aber im 
legten Grunde ift es ja auch nicht die Streifgefahr, die 
derartige Mafregeln hervorruft, es ift die allgemeine 
— von der unſere ganze Politik beein 
wird, und ich glaube, daß demjenigen das Weſen der 
fozialiftiichen Bewegung noch nicht aufgegangen ift, der da 
glaubt, mit derartigen Maßregeln die Sozialdemokratie 
wirkfam befämpfen zu können. Zuckerbrot und Beitiche, 
das ift auch das Mezept, das aus den Worten des Herru 
Minifters herausklang, und die Erfahrung zeigt uns, daß 
bis jegt diefes Rezept noch immer —— —* ift; mit 
folhen Mitteln befämpft man die Sozialdemokratie nicht, 
fondern mit derartigen Mitteln züchtet man geradezu 
Sozialdemokraten. 


(Sehr richtig! links.) 


Als Surrogat für die politifchen Mechte, die man 
den Arbeitern nimmt, hat man ihnen fogenannte Eifen- 
bahnervereine gegeben; das find Bereine, bie unter 
Pr me höheren Beamten ftehen. ft es unter 
ſolchen hältniſſen denn verwunderlich, daß die Eifen- 
bahnarbeiter ein Mißtrauen gegen bie Eifenbahnervereine 
haben, daß die Eifenbahnarbeiter glauben, fie follten durch 
diefe Bereine politiich beeinflußt werden? fie follten 
dahin gebracht werben, ihre Stimme bei den Wahlen 
nicht ihrer Überzeugung gemäß abzugeben, fondern für 
bie jogenannten ftaatserhaltenden Parteien? Ich glaube 
man täufcht ſich über die Wirkung diefer Bereine. Nah 
meiner Kenntnis ber beutfchen Arbeiter hat fich nod kein 
Arbeiter abhalten laſſen durch derartige Beranftaltungen, 
feine Stimme bei den Wahlen fo abzugeben, wie «8 
feinem Gewiſſen entſpricht. Ich bin ja darauf gefaft, 
dag man mir den Vorwurf machen wirb, baß ich mit 
dieſen u eur die Geſchäfte der Sozialdemokratie 
betreibe. Diejer Vorwurf läßt mich kalt. Ich glaube, 
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ee) — 


[Dr Mrieger (Königsberg), Abgeordneter] 


daß ber befte Kampf gegen die Sozialdemokratie der 
Kampf für das Necht ber Arbeiter ift, und aus diefem 
Grunde proteftiere ich auf das lebhaftefte gegen die Be- 
ichräntung der Konlitionsfreiheit der Eifenbahnarbeiter. 


(Bravo! links.) 


Präfident dv. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten. 

Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, ich proteftiere auf das lebhaftefte dagegen, daß 
ich die Koalitionsfreiheit der Arbeiter irgendwie ange 
taftet habe, noch antajten werde; 


(Sehr richtig! rechts) 


ich proteftiere auf das lebhaftefte dagegen, daß ich irgend 
ein Geſetz verlegen werde. Ich betone hier nochmals, 
daß das hier gar nicht in Frage fteht, fondern es fteht 
in Frage: wer will die Macht haben, den Eilenbahn- 
betrieb zu führen oder ftillftehen zu laſſen? Ich pro» 
tejtiere Ei dagegen, daß ich irgendiwie jemandem feine 
Stimmabgabe bei den Wahlen vorfchreiben möchte; die 
Bedienfteten können wählen, wie fie wollen, auch Sozial- 
demofraten, dagegen habe ich gar nichts. Ich glaube 
„aber, ber Herr Vorredner würde wirklich das alles nicht 
ausgeführt und mir nicht folche Vorwürfe gemacht haben, 
wenn er die Situation genau fennte; und wenn er mir 
vorgeworfen bat, ich habe einmal gefagt Umfturz, das 
anderemal Sozialdemokratie, jo liegt das darin, daß 
das die Umfturzpartei ift; dann habe ich wahrjcheinlic 
ben Namen Sozialdemofrat gelegentlich vergeflen zu er: 
wähnen, wo ich Umfturz gelagt habe. Aber ich werde 
nen zeigen, daß die Sozialdemokratie fich tatſächlich 
damit beichäftigt, unferen Betriebsdienft zu untergraben. 
Die Vorſchrift der gemeinfamen Beftimmungen, die ein 
integrierender Teil des Arbeitsvertrags ift, lautet in 8 2: 
Auch außerhalb des Dienftes hat der Arbeiter 
fih achtbar und ehrenhaft zu führen und ſich 
von ber Teilnahme an orbnungsfeindlichen Be 
ftrebungen uſw fernzuhalten. 


(Zuruf linke.) 


— Das werde ich Ihnen nachher jagen, was ich unter 
ordnungsfeindlihen Parteien verftehe; das werde id) 
Ihnen jo nachweiſen, daß Sie alle, wenn Sie wollen, 
davon überzeugt fein werden. 

Des: Arbeiter foll insbefondere auch zur 

bwehr von Gefahren und Nachteilen beim 

Betriebe, von Brandunglüd und anderen Un— 

fällen bemüht jein. 
Aljo der Arbeiter verpflichtet fich hierdurch, fich nicht zu 
beteiligen an orbnungsfeindlichen Beftrebungen, bie wider 
den Gifenbahnbetrieb find. Nun ift in Hamburg ein 
Berband gegründet worden, der, wie auch aus den Huße- 
rungen feines Organs, des „Wedrufs”, hervorgeht, unter 
fozialdemokratifher Leitung ftebt; und die ganzen Ber- 
fügungen, die ich geftern mitgeteilt habe, beziehen fich bis 
jeßt Tebiglih auf diefen Verband. Die Teilnahme an 
diefem Hamburger Verband hat für den Arbeiter, wenn 
er fi an diefem Verband agitatorijch beteiligt, Unorb- 
nung und Unfrieden in unfere Eifenbahner hineinbringen 
will, die Entlaffung unter Beobachtung der geſetzlichen 
Kündigungsfrift aus der Beichäftigung bei der Stants- 
eifenbahn zur Folge. 


Was fagt nun ber Berein dur fein Organ, den 
„Wedruf?? — Ich bitte den Herrn Präfidenten, mir zu 
geftatten, einige Stellen hieraus verlefen zu dürfen: 

Die Lage der Eifenbahnbedieniteten wird um 
fein Jota beffer werben, jo lange fie nicht die 
ökonomiſche Macht in Händen Be, diefelbe 
Macht, welche, in anderen Händen konzentriert, 
fie jelbft in ga er gelegt hat. 

Meine — da ſpricht der Verband es doch ganz offen 
aus, daß es ſich um die Macht handelt! 


(Sehr richtig! rechts.) 


Die Berliner organifierten Eifenbahner chren 
das Andenken ber Märsgefallenen. 
Dann heißt es: 
Die modernen Barritaden und Schanzen zum 
Schutze der Entrehteten und Ausgebeuteten 
find die Mrbeiterorganifationen, die in Berlin, 
der Haupt» und Relidengftadt, einen Stüßpunft 


haben. 
Das Geichreibfel in der Zeitung hat feinen 
Zweck. Wir wollen nur Männer haben, bie 
geroillt find, in den Kampf einzutreten, um für 
unfer Biel zu kämpfen, und die aud) er 
find, Opfer zu bringen für unfere gerechte Sache. 
Folglich können wir aud keine Memmen und 
feine alten Weiber gebrauden. in jeder Kampf 
fordert Opfer; wir bringen fie gern, und wir 
forgen auch für die Kämpfer, bie auf dem Schlacht- 
felde geblieben find. j j 
Berlangen Sie (nach links) num noch, daß ich feine 
Energie zeige, wenn die Leute fagen: fie wollen gegen 
mich kämpfen? — Nun heißt e8 weiter: 

Die Eifenbahner find unter den revolutionären 
Hammer der Sozialdemokratie geraten!... viel» 
mehr wird er (ber untere Eifenbahnbedienitete) 
in Zukunft beforgt jein müffen, daß Abgeordnete 
der Sozialdemokratie in ben — ein⸗ 

iehen ..... ſo wird er auch, weil alle anderen 
2* ein heuchleriſches Spiel mit ihm 
treiben, 

auch gegenüber der Linken — 

feine Zuflucht zur Sozialdemokratie nehmen, und 
er wäre ein Marr, wenn er es nicht täte. Die 
Sozialdemokratie hat bewieſen, daß fie ernfthaft 
für das Wohl der arbeitenden Klaſſen eintritt. 

Mag der jegige Minifter ein Heer von Spionen 
— mögen feine Unterdrückungs— 
maßregeln nod fo brutal fein, das Wahl- 
— t wird ſein Untergebener ſich nicht nehmen 
affen. 

Meine Herren, das Wahlrecht follen fie behalten, aber 

fie folen an mir an der Spite bes Unternehmens auch 

einen Mann finden, der weiß, was er von ihnen zu 

erwarten hat. Aber ich wiederhole nochmals, daß ber 

„Wedruf” allen Parteien diejes Hohen Haufes ins Geficht 

ruft, fie trieben ein heuchleriiches Spiel mit den 

Arbeitern. 

Zur Entwidlung der Eijenbahnorganifation in Süd» 
deutichland heißt es: 

Die Agitation muß fyftematifch betrieben werden. 

Was jett getan wird, ift die Folge der Ab» 

bängigkeit, der Untermwürfigkeit und nur eine Ber- 

eudung an Zeit und Geld. — Alfo, vorwärts, 

fenbahner. Die Sächfiihe Stant&bahn part 

weiter. — Bahnmärter! Zunächſt müßt ihr euch 

organifieren im Berbande der Gifenbahner 

Deutichlandse. Dann müßt Ahr politifch denken 

lernen, die Arbeiterpreffe lefen und euch belehren 

lafien. Dann werdet Ihr nicht — eure 
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[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
Stimmen euren Feinden zum Wahlfiege ver- 
helfen und dadurch ſolche Maßnahmen kräftigen, 
wie fie augenblidlih an euch vollzogen werden. 
Meine Herren, ich begnüge mich mit diefen Zitaten, 
um Gie nicht länger damit zu langweilen; aber Sie 
werben jehen, daß diefer Eifenbahnerverband mir und der 
ganzen Organifation abjolut den Krieg erklärt hat. Nun 
frage id): was fteht höher, das öffentliche Recht oder das 
private, ehe oder wirkliche Recht des Einzelnen? 
Ra gebe gern zu, daß der Einzelne jtreben muß, mehr 
ohn zu befommen unb feine äußeren Berhältniffe zu 
—— Ich bin der erfte, der mit dafür eintritt; 
und wenn ber Herr Abgeordnete gefagt hat, e8 jei meine 
verdammte Pflicht und Echuldigkett, jo reiche ich ihm die 
Hand und ſage, ich ftimme mit ihm überein. Aber die 
verdammte Pflicht und Schuldigkeit der Untergebenen ift 
e3, daß fie ſich in diefe große Organifation hineinleben. 
Troßdem ich den Kampf auch an anderer Stelle vor mir 
fehe, jo kann ich, wie ich glaube, nichts Befjeres tun und 
habe wohl die Mehrheit des Landes hinter mir, wenn id) 

den großen Betrieb vor derartigen Angriffen fchüge. 


(Lebhafter Beifall.) 


Ich will nun noch weiter mitteilen, wie die unter 
jtellten Beamten denfen. Ein großer, auf den Umfturz 
gerichteter Verband hat in einem Aufruf an die Eifen- 
bahner von ganz Deutſchland erklärt, daß Beamte aller 
Klaſſen, Rangierer und auch Rotomotivführer, dem Verein 
beigetreten wären. Das Organ ber Lofomotivführer, die 
Deutjche Eifenbahnzeitung, jchreibt nun hiergegen: 

Die Behauptung, es gehören dem fozialdemo- 
fratifchen Berbande Lokomotivführer an, ift eine 
unverjhämte und dreifte VBerleumdung. Gerade 
das Cofomotivperfonal hat dem Berbande fo oft 
ins Geſicht geipudt, daß es mundernehmen 
muß, wie er jo abgebrüht fein kann, immer 
wieder mit neuen Werbungen an das Perjonal 
herangutreten. 
So geht die Sache weiter. Es wird heute Abend vielleicht 
ichon geichrieben werden, daß das in meinem Viinifterium 
verfaßt worden wäre. Das ift aber nicht der Fall. Gegen 
Unwahrbeiten kann ich nicht anfämpfen; ich wiederhole 
aber nochmals, auch die Eifenbahnvereine find feine Or- 
ganifationen, die irgend welden Zwang jchaffen. Aber 
wenn heute über 93000 Mann ic zujammengeichloffen 
haben, und wenn ich bier eine ganze Mappe von Er— 
gebenheitsdepefchen jeglicher Art der Treue 


(Buruf) 


— ja, der Herr Abgeordnete winkt mir zu und fagt, er 
Is nicht8 darauf. Ja alles Material, was wir bei uns 





aben, joll nichts jein? Woher haben wir denn bas 

aterial? Ich werde Ihnen die Namen angeben, dann 
können Sie die Leute fragen, ob fie irgend einem Zwang 
unterlegen haben. Wenn irgend etwas geſchieht, was 
nicht den Wohlfahrtseinrichtungen entipridt, dann bin 
ich der erfte, der in die Brefche fpringt und fämpft, und 
ih bin der Anficht, daß es die höchſte Aufgabe ift, auf 
diefem Wege die foziale Frage zu löjen. 

Es iſt mir vorgeworfen worden, ich hätte die Be- 
amten mit Soldaten en Das ift doch nur in 
jofern geicheben, als es fi um die Fürſorge handelt, 
die der Borgejegte für die Soldaten haben muß, aber 
nicht in ihrer politiſchen Eigenfchaft; denn der Soldat 
darf nicht wählen, die Bebienfteten, die mir unterftellt 
find, dürfen wählen, aber jie dürfen — das fteht in dem 
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Bertrage — nicht dem Hamburger Verband beitreten, 
der im Kampfe gegen die Organijation fteht. 

Ich bin in der Lage, Ahnen unter Hinweis auf ein 
Nahbarland zu zeigen, zu welchen Szenen und Zuftänden 
e8 führt, wenn wir uns die Augen verbinden und alles 

eben laffen, bloß weil es heißt, es fei eine Beſchränkung 

= olitiichen Freiheit. Nein, meine Herren, es ift feine 
Beſchränkung der politifhen freiheit, und ich lege noch- 
mals biergegen Proteft ein. Die politifche —— 
des Einzelnen iſt mir gleich; aber ich halte es für meine 
Pflicht, hier zu erklären, daß ich den energiſchen Willen 
babe, Ordnung und Disziplin in der Stantseifenbahn- 
verwaltung ** zu erhalten. 


(Lebhafter Beifall.) 


Präfident v. Kröcher: 
geordnete Dr Edels, 


Das Wort hat der Ab- 


Dr Eckels, Abgeordneter: Meine Herren, ich müßte 
mich ſehr täuichen, wenn die legten Ausführungen des 
Herrn Minifters nicht den Beifall der weit überwiegenden 
Mehrheit diefes Haufes gefunden haben, 


(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Ich glaube auch, daß der Herr Abgeordnete Dr Krieger 
etwas anders Stellung genommen haben würde, wenn 
er berüdfichtigt hätte, daß wir es bei unferer preußiichen 
Eijenbahnverwaltung nicht mit einem einfachen Transport» 
unternehmen zu tun haben, fondern mit einer Beran- 
ftaltung, auf der das Wohl und Wehe des ganzen Staates 
berubt. 


(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Ich erinnere namentlich an den Kriegsfall, und deshalb 
können wir dem Herrn Minifter dankbar jein, daß er in 
jo energifcher Weife für Gehoriam und Ordnung in der 
iienbowerwaltung eintritt. 

Meine Herren, der Herr Minifter bat fich geftern 
dahin geäußert, fein Programm jei das —— ſeines 
Vorgängers; er würde deſſen Prinzipien folgen, und er 
bat mit biefer Stellungnahme bei diefem Haufe Zu- 
ftimmung gefunden. Ich meine auch, ſoweit es fi um 
die großen Gefichtspunfte handelt: um die Grundzüge 
der Berwaltung, um die Stellung des Eijenbahnrefjorts 
zu den anderen Berwaltungen, namentlich zu der Finanz» 
verwaltung, um die Stellung zu den Beamten, da kann 
man damit vollftändig einverjtanden fein. Kun finden 
wir aber in jeder Verwaltung, und nicht ausfchlieglich in 
der Eifenbahnverwaltung, eine Reihe von Kleinen Prin- 
äipien, und biefe Eleinen Prinzipien fpielen oft eine 
größere Rolle, ald man annehmen jollte. Sie bilden für 

n Beamten bes Reſſorts ein noli me tangere, Man 
erlebt es häufig, das, wenn man mit den Herren Dezer- 
nenten verhandelt, wenn man ihnen Anträge unterbreitet, 
ihnen Wünjche vorträgt, man dann zur Antwort befommt: 
„Sie haben gewiß gar nicht unrecht, aber die Sache 
geht nicht; denn es ift gegen das Prinzip der Ber- 
waltung.” 

Nun, meine Herren, ift ja das Feithalten an Brin» 
ipien an ſich eine gute Sache; wird es aber übertrieben, 
ı wird es zur Pringipienreiterei, und die Borausjegung 
ift doch die, daß das Prinzip ein an fich berechtigtes ift. 
Ich meine, dieſe verjchiedenen Prinzipien der Verwaltung 
müfjen von Zeit zu Zeit nachgeprüft werden, und dazu 
ift namentlid dann Beranlafjung, wenn ein neuer Chef 
an die Sun der Berwaltung tritt. 

Zu den Prinzipien, die nad) meiner Meinung der 
Nachprüfung bedürfen, gehört auch das: der Staat baut 
unter feinen Umftänden Hafenbahnen; er baut jeinerfeits 
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[Eifenbahn-Gtat] 


[Dr Edels, Abgeordneter] 


feine Berbindungsgleife zwiſchen der Eifenbahn und den 
Waſſerſtraßen; er überläkt das den ntereffenten. In 
der Hegel werden dann auch folde Anlagen von den 
größeren Kommunen ausgeführt. Es gibt nun aber 
auch Hafenverbindungen, wo an ber betreffenden Stelle 
des Stromes fich keine größeren Kommunen finden, wo 
nur Kleine Dörfer vorhanden find, die gar nicht in der Lage 
find, eine ſolche Anlage auszuführen; die Jntereffenten 
aber zu einer Geſellſchaft zufammenzufchließen, macht er» 
beblice Schwierigkeiten, weil es fi) um Anlagen handelt, 
die nicht von einzelnen Werfen ausgehen, jondern die 
dem allgemeinen Berkehr dienen follen. Es kommt 
binzu, daß in der Negel das Anlagekapital für eine der- 
artige Anlage viel zu klein ift, um in den Rahmen einer 
Geſellſchaftsform zu paflen, und jo kommt es häufig vor, 
daß folche nüglichen Anlagen unterbleiben müſſen. 
ragt man nad dem Grunde, weshalb prinzipiell 

der Staat feine Hafenbahnen baut, fo könnte man ja 
zuerſt daran denken, daß der Staat die Konkurrenz der 

afferftraßen fürchtet, daß er alfo jagt: baue ich eine 
Hafenbahn, jo gehen die Güter mir von meiner Eifen- 
bahn fort, fie kommen auf die Schiffe, und deshalb muß 
ich prinzipiell dagegen jein. Meine Herren, diefen Grund⸗ 
fat bat der frühere Minifter v. Thielen udſätzlich 
urückgewieſen, und ich glaube, der gegenwärtige Herr 

inifter wird ben gleichen Standpunkt einnehmen. 
laube doch, daß beide Herren auf dem GStanbpunft 
tehen, daß Waflerftraßen und Eifenbahnen fich gegen» 
feitig ergänzen follen, nicht aber, daß man beftrebt jein 
müfje, dem Wafler die Frachten zu entziehen, um fie auf 
die Eifenbahnen zu bringen. enn diefer Grund nicht 
ftihhaltig ijt, dann könnte nur der Grund in Frage 
fommen, daß man jagt: eine Anlage, die in erfter Linie 
ben Intereſſenten au gute fommt, ſoll nicht auf Koften 
oder auf Riſiko des Staates gebaut werben. Meine 
—5* dieſen Grundſatz laſſe ich gelten; aber die Kehr— 
eite davon iſt doch die, daß, wenn es ſicher iſt, daß eine 
ſolche Anlage durch die Umſchlaggebühren eine Renta— 
bilität abwirft oder die Rentabilität durch die Anter- 
effenten garantiert wird, kein Grund vorliegt, weshalb 
dann der Staat nicht auch felbit den Bau einer foldhen 
Bahn übernehmen jollte, namentlich wenn es fich um 
Heine Anlagen handelt, wo die Bahn einem längeren 
Ausziehgleife ähnelt. Ich möchte den Herrn Minifter 
bitten, die Nichtigkeit der in diefer Beziehung zur Zeit 
geltenden Prinzipien einer Prüfung zu ru Pi 

ch wende mid) dann zu den Nebenbahnen. Bezüglich 

ber Nebenbahnen bin ich mir einigermaßen unklar, welches 
die Grundfäße der Verwaltung find. Diefe Grundfäße 
in den Minifterien find ja meit nicht firiert, fondern ſie 
beruhen auf Tradition. Bezüglich der Nebenbahnen ift 
mir einmal im Finanzminifterium — nicht vom zeitigen 
Herrn Finangminifter — der Grundfak als der richtige 
dargelegt: der Staat dürfe Feine fürzeren Linien aus« 
bauen; denn auf ben längeren Linien befäme er mehr 
Einnahmen an Frachten und an Perfonengeldern. Das 
ift ein Grundfaß, den ich von der Eifenbahnverwaltun 
noch nicht habe vertreten hören, und es werden ja vielfad 
— auch jet wieder — Linien ausgebaut, die mit der Er- 
ſchließung der betreffenden Landesteile eine Verkürzung 
der bisherigen Route verbinden. Ich nehme Beranlaffın 
an die Eifenbahn Eichwege-Eifenad zu erinnern, Die 
Bahn verkürzt ja den Weg über Bebra um ein ganz 
Erhebliches. Die Bahn war bislang bei Treffurt fteden 
geblieben wegen Differenzen mit Weimar. Es ift aber 
troß des dunklen Schleiers, der im übrigen die Neben- 











Haus der Abgeordneten. 29. Sitzung am 24. Februar 1903. 


1906 





bahnvorlage umhüllt — es wird ja was fie enthält als 
grobes Geheimnis angefehen —, doch befannt geworben, 
aß die Bahn jekt — werden ſoll nach Eiſenach. 
Nun, meine Herren, ift das wohl zweifellos, daß Neben— 
bahnen grundſätzlich eingleifig gebaut werben. 


(Zuruf: Gerabeaus!) 


Und es ift auch natürlich, folange eine Nebenbahn nur 
dem lokalen Verkehr dienen fol. Ich glaube aber, daß 
doch dem Umſtand Rechnung getragen werden muß, ob 
nicht der fteigende Berfehr allmählich dahin führen wird, 
daß eine folde Nebenbahn zur Hauptbahn umgewandelt 
werden muß. Die Intereſſenten an diefer Bahnftrede, 
namentlich in Ejchwege, find auch ſehr wenig davon erbaut, 
daß jekt, wie ihnen mitgeteilt wird, die Strede jo gebaut 
werden foll, daß an einen Ausbau zu einer [päter Doppel- 
gleifigen Bahn nicht gedacht werben kann. Das bezieht 
—* allerdings nicht auf die Strecke, die jetzt fertig iſt — 
da ſoll es J große Schwierigkeiten möglich fein, dem- 
nächft die Bahn in eine zweigleifige VBollbahn zu ver- 
wandeln —; aber bei dem jet bevorftehenden Bau 
Treffurt-Eifena, der fchiwieriger ift wegen des kupierten 
Terrains, bei dieſem follen namentlih Brüden und Tunnels 
in einer Weife projektiert fein, daß wenn fpäterhin die 
Bahn zu einer Vollbahn ausgebaut werben muß, and) 
diefe Anlagen wieder umgebaut werben müßten. Irre 
ich darin, jo würde ed mir jehr lieb fein, wenn ich von 
feiten des Herrn Minifters berichtigt würde; das würde 
ſehr zur Beruhigung der Intereſſenten dienen. 

Dann, meine Herren, wende ich mich noch zur Reform 
der Berfonentarife. Der ar Minifter ift im Irrtum, 
wenn er eben geäußert hat, unter Tarifreform werde 
bier im Haufe immer eine erhebliche Berbilligung ver- 
ftanden. Das, meine Herren, ift nicht der Fall. Die 
extremen Wünjche in Beziehung auf die Berbilligung der 
Perfonentarife, namentlich die etwaige Einführung des 
Bonentarifs, find bier im Haufe nicht vertreten worben. 
Der Berein Bonentarif in Berlin hat ja vor Jahren 
einmal vorgejchlagen, es müßte ein Bonentarif eingeführt 
werben, wonach man III. Slaffe von Königsberg nad 
Bajel für 1 A fahren könnte, und hatte deduziert, daß 
der zunehmende Verkehr bewirken würde, daß auch bei 
einem folchen Preife die Eifenbahnen ſich rentieren könnten. 

a, meine Herren, wie gejagt, * im Hauſe habe ich 
olche Anſichten nicht vertreten gefunden, und wenn der 
Herr Abgeordnete Frhr v. Era geftern glaubte, den 
Herrn Minifter bitten zu müſſen, in Beziehung auf bie 
Berfonentarife feine gewagten Erperimente zu unter 
nehmen, fo glaube ich, war biefer Rat bei dem Herrn 
Minifter nicht nötig, namentlich aber auch aus dem Grunde 
nicht, weil, wenn von einem gewagten Experimente bie 
Nede fein kann, dies Erperiment ſchon von Herrn 
v. Thielen gemadt ift. Meine Herren, die eigentliche 
Tarifreform dur die Verbilligung bes Perfonengelbes 
ift bereits erfolgt durch die Einführung der Abtägigen 
Retourbillets. Badurd, find faft alle die, die 3tägige 
Metourbillets nicht benugen Eonnten, in die Lage ge 
kommen, jeßt zu einem erheblich billigeren Preiſe auf 
diefe verlängerten Retourbillet3 zu fahren. Wenn wir 
aud noch Feine genauen ftatiftifen Nachweiſe darüber 
haben, wie das finanzielle Refultat fich geftellt hat, jo 
wiffen wir body fchon heute nad den Mitteilungen aus 
der Budgetkommiſſion und auch von dem früheren Herrn 
Minifter, daß der Einnahmeausfall, ſoweit er auf diefe 
Tarifreform zurüdgeführt werben muß, nur ein minimaler 
it. Man erkennt, daß der Einnahmenusfall nicht auf 
die Tarifreforn, fondern auf den zurüdgegangenen Ber- 
kehr zurüdzuführen ift, aud daran, daß in ganz gleicher 
Weiſe der Rüdgang bei ber IV. Kaffe ftattfand, obgleich 
bie IV. Klaſſe keine Retourbillets hat. 
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[&ifenbahn-Etat] 
[Dr Edeld, Abgeordneter] 

Was wir unter Berfonentarifreform verftehen, das 
ift im wefentlichen bas, was ber Herr Minifter heute 
angedeutet hat, nämlich eine einheitliche zwedmäßige Kon- 
ftruftion der ganzen Perfonenfahrkarten, und zwar auf 
der Bafis des Preifes des jetigen Rüdfahrbillets. Ich 
habe aus den era bes Herrn Minifters mit 
freude vernommen, daß der gegenwärtige Zuftand doch 
nicht verewigt werden foll — der Suftand, wo wir noch 
die Rudera der zufammenjtellbaren Rundreifehefte haben, 
der Buftand, wo der findige Reifende alle Tafchen voll 
Netourbillet83 hat, und der Sontrolleur fi die Haare 
rauft, wie er den Defrauben begegnen foll. Das, meine 
Herren, muß bejeitigt werben, und ich möchte bei diejer 
Gelegenheit noch — einen kleinen Mißſtand hinweiſen 
der vielleicht ſehr unerheblich erſcheinen könnte, aber do 
von Bedeutung werden kann. 

Bei den jetzigen 45 tägigen Retourbillets wird natür— 
lich ſehr häufig die Fahrt unterbrochen, und nach den be— 
ftehenden Borkäriften muß die SFahrtunterbrehung auf 
der Station, wo fie erfolgt, auf dem Billet befcheinigt 
werden. Das hat der Stationsvorſteher zu beforgen. 
Der Stationdvorfteher hat aber die Hauptaufgabe, auf 
dem Bahnhof den ganzen Betrieb zu überwachen; er muß 
ein offenes Auge En und überall zur Hand fein, das 
bedingt die Siherbeit des Betriebes. Statt defjen wird 
er jett viel mehr wie früher, ehe wir die 45tägigen 
Retourbillet3 hatten, damit behelligt, daß der Reitende 
— und zwar, weil er von dem einen in den anderen Zug 
überfteigen will — fofort diefe Befcheinigung verlangt. 
So fieht man dann die Stationsvorfteher, die auf ben 
Betrieb achten follten, ftatt beffen Rüdfahrfarten ums 
ichreiben. Ich bitte, die Verwaltung möge erwägen, ob 
das nicht nötigenfall® auch der Bahnhofsportier über- 
nehmen kann. 

Ich refapituliere mich dahin, meine Ar daß wir 
eine weitere Berbilligung ber Berionentarife nicht erwarten, 
als wie fie jetzt durch die Rüdfahrkarten eingeführt ift, 
daß wir aber hoffen — und in diejer Hoffnung hat und 
die heutige Ausführung des Minifters beftärtt —, 
daß wir recht bald zu einem befriebigenden Abſchluß der 
Berjonentarifreform kommen werben. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeorbneter: Meine Herren, ich habe 
nicht die Abficht, eine allgemeine Eifenbahnrede zu halten, 
auch nicht die Mbficht, mich in den Kampf zoifchen dem 
Herrn Minifter und dem Abgeordneten Dr Srieger ein- 
umifchen. Ich kann Kae nicht unterlaffen, meinerjeits 
Bier hervor —— ‚, daß ich in der Tat nichts davon ge- 
hört habe, daß der Herr Minifter das Koalitionsrecht der 
Arbeiter hätte bedrohen wollen, und daß ich in diefem 
Ausdrud nur den Ausdrud einer lebhaften Phantaſie 
meines verehrten Kollegen Dr Krieger ſehe. Ach muß 
ferner den Ausdruck des Herrn Minijterd, daß er Agi- 
tatoren für den Umfturz in der Verwaltung nicht ger 
brauchen fünne, meinerſeits als durchaus berechtigt an— 
erkennen. Ich habe eigentlich nur die Abſicht, ein paar 
Klagen vorzubringen, und zwar verſchiedener Art. 

Zunächſt find mir aus meinem Reichstagswählkreiſe, 
aus Stade, lebhafte Klagen darüber zu teil geworben, 
daß aus den Sendungen von Spirituofen-, Keintiften, 
Körben mit Kognak uſw, welche der Eifenbahnvermaltung 
anvertraut werden, ſehr häufig ein oder zwei Flaſchen, 
während dieſe Kolli in den Händen der Eifenbahnvermal- 
tung ſich befinden, entfernt werben, und die Sendung, um 
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biefen Betrag verringert, an bie Adreſſe gelangt. Cs 
kommt fo 9 vor, daß man dort eine —9 Kalamitãt 
darin erblickt, und ich meine, die Eiſenbahnverwaltung 
wäre ſchon im Intereſſe ihrer eigenen Ehre dazu ver 
pflichtet, dafür zu forgen, daß fo etwas nicht wieder vor 
fommt. 

Die Vorſchläge, die von feiten der Verſender ge- 
macht find, dem vorzubeugen, welche namentlich dar- 
auf hinausgingen, bei der Aufgabe und Wbgabe durch 
Berwiegen den Inhalt fetzuftellen, find bisher von ber 
Gifenbabnperwaltung hautement abgelehnt worden. Ich 
meine, die Eiienbahnverwaltung hat die Pflicht, dafür zu 
forgen, daß derartige Bomlirfe nicht mehr gegen fie er- 
hoben werden können, und ich halte auch den —— 
im allgemeinen für verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß 
während der Zeit, daß das But in feiner Bermahrung 
ift, eine Berminderung besfelben nicht eintreten darf. 

ch komme nun auf einen zweiten Gpezialfall, und 
der betrifft das Tarifgebiet. Es ift im Jahre 1901 zus 
nädjt ein Musnahmetarif eingeführt worden für Eifenerze 
und ebenjo für Beförderung von Koks zum SHochofen- 
betrieb und Kokskohlen jr Herftellung von Koks zum 
Hocofenbetrieb. Diefer Ausnahmetarif ift zunächft nur 
auf einen beichränfteren Bezirk ausgedehnt worden, im 
Verlaufe der Zeit aber auch auf fämtlihe Stationen 
Preußens mit Ausnahme einer einzigen. Auch die Saar- 
hütten, die in Konkurrenz mit den übrigen in Preußen 
liegenden Hütten ftehen, haben fi des Borzugs zu 
erfreuen, mit Hülfe bes Ausnahmetarifs Koks und Koks— 
fohlen beziehen zu können, Als man fi dann darüber 
beichtverte, in anderen Teilen des Landes, namentlich in 
Hannover und Sadien, wurde ſämtlichen übrigen Hütten 
oder den Stationen, von denen aus fie ihren Koks 
beziehen, die Begünftigung zu teil, zum Musnahmetarif 
verfrachten zu können. Nur eine Station wurde ausge 
nommen, und das war Beine, weil die Ilſeder Hütte, 
welche in der Nähe liegt, fo ausgezeichnete Dividenden 
abwirft. Es liegt hier alfo die Tatiadıe vor, daß bier 
ein Musnahmetarif zu ungunften einer einzigen Hütte in 
Preußen befteht. Ülerdings theoretifch liegt die Frage 
anders. Es ift ber Normaltarif für eine einzige — 
aufrecht erhalten, der Ausnahmetarif für fämtlice an 
Hütten eingeführt, alfo faktifch ift es ein Ausnahmetarif 
zu ungunften eines einzigen Werfes. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Nun wäre ed allerdings möglich, daß die Hohe 
Eifenbahnverwaltung jagen wollte: es gibt nod eine 
Hütte, welche aud jo teure Frachten zu bezahlen hat, 
die liegt aber in Bayern. Das ift die imilianshütte; 
die kommt alfo für uns nicht in Betraht. In ganz 
Preußen befteht fomit nur eine einzige Hütte, welche mit 
den rare im Saargebiet ufw konkurrieren muß, welche 
zu billigern Frachtſätzen ihre Kokskohlen beziehen. 

Die Eifenbahnverwaltung hat bafür den Grund an- 
ann: dieſes Werk habe dei Borteile ſchon durch die 

—*2 der billigen Eiſenerztarife. Das iſt aber 
erſtlich mal gar nicht der Fall, denn die Eiſenerze, welche 
dieſe Hütte bezieht, bilden — — einen ge⸗ 
ringen Betrag des von ihr verwandten Materials, und 
zweitens ſteht ſie in dieſer Beziehung auch "> befler 
als die übrigen Konkurrenten; fie fieht fi aljo ihren 
Konfurrenten gan geihädigt in der Beziehung von 
Kokskohlen und Koks, lediglich weil fie ſehr hohe Divi- 
denden abwirft. 

Es ift ja nun richtig, daß fie jehr hohe Dividenden 
abwirft; ich habe leider feine Aktien, jonft würde ich mich 
vielleicht noch mehr darüber freuen. 


(Heiterfeit.) 


1909 Haus ber Abgeorbneten. 


[&ifenbahn-Etat] 


[Dr Sattler, Abgeorbneter] 
Aber das ift fein Grund bafür, ein einzelnes Werk 
ſchlechter zu behandeln als alle anderen, und zwar 
weſentlich —95* als Werke, welche weiter von der Be— 
ugsſtelle der Kokslohle entfernt find als die Ilſeder 
ütte. Das iſt z. B. mit der Hütte der Fall, welche 
neben dem Bahnhof Vienenburg liegt. Der Tarif war 
urſprünglich nicht jo weit ausgedehnt. Die Eifenbahn- 
verwaltung hat, um die Georgmarienhütte und die Hütte 
bei Bienenburg einbeziehen zu fünnen, den Tarif ausge- 
dehnt auf Osnabrüd und Vienenburg, und auf Peine 
nicht, obgleich dasjelbe nicht jo weit entfernt ift wie 
PVienenburg. Es liegt aljo bier meiner Meinung nad) 
eine klar auf der Hand liegende Ungerechtigkeit gegen ein 
einzelnes Werk vor; und wenn das Werk auch dieje Un— 
gerechtigkeit tragen kann, jo bleibt es doch eine Ungerech— 
tigkeit. ch halte es für verfehlt von der Eijenbahn- 
verwaltung, ein derartiged Vorgehen ——— und 
ich erſuche den Herrn Miniſter und die Eiſenbahn— 
verwaltung, in dieſem Falle die Grundſätze von Recht 
und Billigkeit mehr zu befolgen, als ſie es auf dieſem 
Gebiet bisher in dieſer Frage getan hat. 
babe dann noch einen dritten Spezialfall vor- 

ubringen, der die Beteiligung der Handelskammer in 

nnover an den Bezirkdeifenbahnräten betrifft. Die 
Handelskammer Hannover ift nur in ber Sage, zu einem 
Bezirkseifenbahnrat, und zwar für Hannover-Münfter, ein 
Mitglied zu wählen; obwohl fie ein großes Gebiet ver- 
tritt, in ihr Gebiet viele Eijenbahndirektionsbezirfe hin. 
eingreifen, trogdem wird fie nicht der Ehre gewürdigt, 
Bertreter in die anderen Bezirkseifenbahnräte hinein- 
fenden zu fünnen. Während von anderen Kandel» 
fammern 3. B. die von Lüneburg Vertreter in drei Bezirks. 
eifenbahnräte, die von Sorau in drei, die von Branden- 
burg in drei, die von Arnsberg in zwei, die von Coblenz 
in zwei fchidt, kann die Handeläfammer in Hannover, 
obwohl fie einen großen Bezirk vertritt und jelbft eine 
jo hohe Bedeutung hat, nur einen Vertreter in einen 
Bezirkseifenbahnrat, Hannover» Münfter, wählen. 3 
glaube, auch darin ift die Eifenbahnverwaltung nicht na 
dem Maßſtabe voller Gerechtigkeit verfahren, und ich 
empfehle auch in dieſer Beziehung die Berüdfichtigung 
der Wünſche an die Gifenbahnverwaltung dem Seren 
Minifter. 





(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Regierungskonmiſſar. 


Möollhauſen, Minifterialdireftor, Regierungs— 
kommiſſar: Meine Herren, den letzten Punkt der Be— 
ſchwerden des Herrn Abgeordneten möchte ich dahin beant- 
worten, daß wir allerdings Bedenken tragen, die Bezirkd- 
eifenbahnräte jehr weit auszubehnen über die Mitgliederzahl 
binaus, die fie u. haben. Das ift natürlich; denn all- 
mäblich ift da8 Gremium ber Bezirkseifenbahnräte jo grob 
geworden, daß ber gute Fortgang der Arbeiten in der Tat 
darunter leidet. Es ift ja befannt, daß je größer eine Ber- 
fanımlung ift,defto jchwieriger e8 wird, fich in einzelne Details 
fragen zu vertiefen und fie gut zu erledigen. Wir haben 
nun den Grundjag, daß bie eg‘ in ben 
Bezirkseifenbahnräten vertreten find, in deren Bezirk die 
Strede der Handelskammer liegt. Das trifft bei Han- 
nover infomweit zu, als der Bezirk der Hanndelskammer 
Hannover wejentlih in dem Bezirk ber Eifenbahn- 
direftion Hannover liegt. Wenn andere Sandels- 
fammern noch in mehr Eifenbahnräten vertreten find, 
fo liegt das daran, daß die Bezirke biejer Handels» 
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fammern in verichiebene Eiſenbahndirektionsbezirke hinein» 
reihen. Es ift aber unter ben beteiligten 3 NReflort- 
miniftern eine Generalprüfung diejer Angelegenheit vor« 
bereitet worden, und je nad) dem Ausfall der eingeleiteten 
Enquete wird der Wunſch der Handeldfammer Hannover 
erledigt werben. 

Was die Diebftähle im Güterverkehr betrifft, fo find 
und darüber ebenfalld Beichwerden vorgefommen, und 
zwar namentlich aus dem Bezirk der Direktion Hannover, 
namentlich von Stade und auch einigen anderen. Richtig 
ift, daß derartige Kollidiebftähle vorfommen. Nach unferen 
Erhebungen haben fie ſich aber nicht erhöht, fondern ver- 
mindert. Das iſt auch natürlich, weil, wie der Herr 
Minifter geitern ſchon ausgeführt hat, durch die neue 
Art der Beförderung fehr viele Umladungen vermieden 
werden und dadurd die Gefahr des Diebjtahls außer— 
ordentlich vermindert wird. Der Herr Minifter hat fich 
aber nicht begnügt, diefer Sache zuzuſehen und zu hoffen, 
daß es noch beſſer wird, jondern er hat den Direktionen 
durch eine eine eingejhärft, Die forgfältigite 
Beobadtung der Güterfendungen herbeizuführen, not» 
wendigenfalls das Auffichtsperfonal zu —— da, wo 
es irgendwie angängig iſt, das Akkordſyſtem, welches bei 
ber Güterbeivegung auf den Güterböden eingeführt ift, 
dahin zu vervollitändigen, daß die Aftordarbeiter die 
—— für dieſe Güter mit übernehmen. Der Herr 

inifter hat aber namentlich in biefer Verfügung ein- 
geihärft — das ift gerade das, was Herr Dr Sattler 
— hat —, daß recht zahlreiche Berwiegungen von 

ütern, von derartigen leicht angreifbaren Waren ftatt- 
finden. Es ift übrigens nicht zutreffend, daß man eine 
Berwiegung abgelehnt hat. Wenn das geichehen ift, fo 
ift es zu Unrecht gejchehen; denn die Stationen find 
verpflichtet, Anträgen auf Bermwiegung ſofort nachzu- 
fommen. Der Herr Minifter ift aber darüber hinaus: 
gegangen: er hat angeordnet, da diefe Berwiegungen 
ex officio ftattfinden, damit man in der Lage ift, fotort 
die nötigen Maßregeln zu treffen. 

Endlich komme ich auf den dritten Wunſch des Herrn 
Abgeordneten betreffend die Berüdjichtigung der Jiſeder 

ütte, Wir haben befanntlid einen allgemeinen Tarif 
eingeführt für Gifenerze zur Herabminderung ber Pro- 
duftionskoften unſerer Eiſenwerke. Dieſer Eifenerztarif 
iſt allgemein, auch die Ilſeder Hütte hat ihn befommen, und 
das lucrum, welches dieje Hütte bisher davon hat, bes 
trägt — wenn ich nicht irre — 72000 A jährlid. Als 
die Sache im Landeseifenbahnrat beraten wurde, ſagte 
man ſich dort, daß durch ben allgemeinen Eifenerztarif 
und durch die erhöhten Bezüge namentlid von M nette 
um Aubrrevier der Fall eintreten könnte, daß die bis- 
deri en gegenfeitigen Berhältniffe der einzelnen Gifen- 
inbduftriereviere wejentlich verfchoben würden. Der Landes- 
eifenbahnrat ſprach den Wunſch aus, es möchten Unter- 
ſuchungen darüber angeftellt werden, inwieweit bas ber 
Ü wäre, und daß, wenn es der Fall wäre und eine 
ädigung der einzelnen Probuktionsgebiete fidh daraus 


ergebe, dann helfend eingegriffen werden möchte. Dieſe 
Unterfudjung t zu dem Mejultat geführt, daß den 
meiften von ompenjationen — 


en Eifenrevieren berartige 
wie ich fie einmal nennen will — in 
Hochofenkoke gewährt würden. 


(Buruf: Alle bis auf eines!) 


— Es find nit alle, es find noch einige Werte aus. 
enommen, 3. B. Unterwellenborn, die Marimilianshütte, 
ie Sie angeführt haben, Kainsborf in Sadjen. 


(Buruf des Abgeordneten Dr Sattler: Außerhalb 
Preußens!) 


— Sa, aber in Deutſchland gelegen. 


r ihre Bezüge der 
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[@ifenbapmtet]) 


(Möllyanfen, Minifterialdirektor] 

Nun liegt die Sache fpeziell bei der lieder Hütte 
fo, daß fie bekanntlich auf ihren Erzen liegt und daß fie 
um großen Teil, ich meine jogar ganz und gar, im 
Kogeban fördert. Sie hat hierdurch vor allen anderen 
Eifenrevieren von vornherein einen jo weiten Borjprung, 
daß die Konkurrenz gegen dieſe Ilſeder Hütte auszuhalten 
den anderen Gijenrevieren ſchon ohnedies außerordentlich 
ichwer wird. Namentlich iſt eö aber der Fall bei den in 
Schlefien. Die Ilſeder Hütte fabriziert hauptfächlich 

andelseifen, Zräger ufw, dieſelben Fabrikate, die 

hlefien fabriziert; fie haben ein Abſatzgebiet. Die 
jeder Hütte vermag ihrer billigen Produltionskoſten 
wegen gegenüber den jchlefifchen und aud amderen 
Revieren ohmebies eine Konkurrenz auszuüben, die ganz 
erdrüdend if. Wenn wir nun bie * der Ilſeder 
Hütte, wozu gar keine Veranlaſſung vorliegt, auch aus 
den Hüdfi ten, bie ich vorher erwähnt habe und die im 
Landeseifenbahnrat ausgefprochen worden find, nun noch 
weiter erleichterten, fo würden wir ben übrigen Eifen- 
ewerben ihre Stellung dadurch beſonders erſchweren. 
Dazu haben wir keine Veranlaffung und, ic) glaube, auch 
feine Berechtigung. 

(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Kirſch (Düffeldorf). 


Kirfch (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich möchte zunächſt meinem Bedauern darüber Ausdrud 
eben, daß mein verehrter politifcher —— Dr am 
Behnboff, welcher von meinen politifchen Freunden zuerft 
als Redner hier zum Eifenbahnetat ſprechen follte, durch 
ein plögliches Unmwohlfein verhindert worden ift, die be 
gonnene Rebe fortzujegen. 

Er hat bereit? dem Herm Minifter den Will- 
tommensgruß meiner politischen Freunde gi per 
Ich ſchließe mich demfelben an, wennſchon ich es etwas 
befremdlich gefunden babe, daf ber Herr Minifter jo 
viele Verbeugungen gegenüber dem — Finanzminiſter 
in feiner Etatörede und in feiner Rede über den Aus- 
gleichsfonds gemacht hat. Mber ich nehme an, er hat 
das getan, weil er ja Militär geweſen ift, und das Militär 
ift immer befonders höflich. 


(Heiterfeit.) 


Andererſeits hat berielbe hervorgehoben, daß bie Ein- 
nahmen der Staatseifenbahnen gewiffermaßen das Rüd- 
rat für unfere Finanzverwaltung jeien, und ich denke, 
da auch fein Rüdgrat als foldes bleiben wird, ein 
feftes Rüdgrat gegenüber dem Herrn Finanzminifter in 
ben weiteren — bie ſeitens der Eifenbahn- 
verwaltung an ben Herrn Finanzminifter zu ftellen fein 
werben. 

Gefreut hat e8 mich, aus den Mitteilungen des 
Herrn Minifters zu vernehmen, daß der Diffeoner 
Ausftellung recht viel an den Eifenbahn-Einnahmen zu 
verdanken ift. Es handelt fih um mehrere Millionen. 
Einer der Herren Vorredner hat von 4 Millionen ge 
fproden. Genau weiß ich nicht, wie ber Überſchuß 
—— wird, daß nämlich gerade durch die 

üffeldorfer Ausſtellung in dem verfloffenen Jahre die 
Einnahmen gegenüber dem Boranihlag um mehrere 
Millionen FH nicht verringert haben. Es ift das ein 
weiteres Mnerfenntnis für die Düffeldorfer Ausftellun 
die ja jo gelungen ift, daß fie ein Vorbild für alle 
weiteren Ausftellungen in Deutſchland fein wird, aud 





ein Borbild jein wird, wenn einmal wieder hier in 
rg der Verſuch zu einer Musftellung gemacht werben 
ollte. 

Die wohlgelungene Ausftelung in Düffeldorf legt 
mir aber den Gedanken nahe, daß der Herr Minifter 
dies nicht vergeffen möge, wenn aus Düffeldorf bejondere 
Eifenbahnwünjhe an ihn herantreten, namentlich in 
bezug auf den Bahnhofsumbau in Düffeldorf. Es ift 
zu verwundern, daß während der Ausjtellung bei dem 
kolofjalen Menfchenandrang der enge Hauptbahnhof den 
—— genügt hat, daß keine Unglücke vorge 
kommen find. Es ift das zum Teil der großen Umſicht 
der Beamten, andererfeit3 aber auch der willigen Fügung 
des Publitums in die Anordnungen der Beamten zuzu— 
fchreiben. ch möchte aber ben gen Minifter bitten, 
der Beamten an dem Düffeldorfer Hauptbahnhof, die 
während der Wusftellung recht befonders viel geleiftet 
haben, durch eine nachträgliche Anerkennung um Weib- 
nachten zu gedenken. Sie haben eine befondere Zulage 
nah der Wusftellung nicht erhalten. Ich hoffe, daß 
deshalb für fie die Memunerationen in dieſem Jahre 
befto befler ausfallen werben. 

Meine Herren, ich müßte nun auf die Tarifreform 
kommen; indeffen wird hierüber hauptfächlich ein anderer 
politifcher Freund von mir das Wort ergreifen. Ich 
möchte nur einige Punkte kurz ftreifen. Der erite ift: 
wie vorfichtig man mit derartigen Meformen vorgehen 
muß, haben wir im Weiche gejeben, ala vor einigen 
Jahren die Briefporti und die Bor für Drudjachen ufw 
ermäßigt wurden. Welche Folgen das für den Bolt 
fisfus gehabt hat, ift bekannt. ir laborieren noch zum 
Zeil an einem dadurch hervorgegangenen Defizit. 

Einverftanden bin ich mit der Erklärung, bie ber 
Herr Minifter heute abgegeben hat, daß es nicht in 
feiner Abſicht liege, die IV. Wagenklafje aufzuheben. 
Auch hat er erklärt, daß er der Reform des Gepäd- 
beförderungswefens nähertreten will. Meines Erachtens 
muß auch bier eine grümbdliche Neform eintreten nicht 
nur bezüglich der Beförderung bes Gepäds auf der 
Strede und der dafür zu zahlenden Preiſe, fondern 
es muß auch auf die Bequemlichkeit des Publitums mehr 
als bisher Rüdficht genommen werden, wenn es nach der 
Reife ankommt und am Bahnhof das Gepäd in Empfang 
nehmen will. Es eriftieren auf manden Bahnhöfen 
noh Einrichtungen, die eine VBerlangfamung in der 
Empfangnahme enthalten; es find nicht genug Beamte 
vorhanden — das zeigt fi) namentlih in der großen 
Reifezeit im Herbft —, bie das Gepäd von — en 
holen und aushändigen. Es ſind auch wohl in den 
Gepäckwagen ſelbſt nicht immer die richtigen Vorkehrungen 
— ch glaube, jeder von uns hat ſchon zu feiner 
Inannehmlichkeit empfunden, daß, als er nach der Reile 
das Gepäd hat in Empfang nehmen wollen, e3 nicht da 
war, daß es mit dem Bug weiter gefahren war, und 
daß es erſt nad) einigen Stunden angefommen ift. In 
diefer Beziehung bedarf die Gepädbeförberung einer 
gründlichen —28 und Verbeſſerung. 

Der Herr Miniſter hat uns ferner erklärt, wie er 
ſich denke, ſparſam ſeine Verwaltung einzurichten; er hat 
hervorgehoben, daß er eine Regiſtratur in ſeinem Miniſterium 
abgeſchafft habe und hat uns einen Betragvon einigen Tauſend 
Mark genannt, die dadurch ber Staatskaſſe erſpart find. = 
innern Betrieb des Minifteriums mag derartige Sparjamfeit 
angebracht fein, aber was die Sicherung des Verkehrs auf 
ben Eifenbahnen und die Beichleunigung der Beförderung 
anbelangt, fo darf hier eine Sparſamkeit nicht zu tage 
treten. Ich glaube, daß ich in ber legteren a ben 
Herrn Minifter auch richtig verftanden habe. Bu der— 
artigen Verkehrseinvichtungen, die erhalten werben müffen, 
rechne ich aber auch die Nusgabeftellen für zufammenftel- 
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bare Rundreifebillets, von denen ich höre, daß ein Teil 
in den Provinzen eingezogen werden joll, weil nicht genug 
NundreifebilletS mehr genommen werden, legteres wahr: 
ſcheinlich infolge der Einrichtung der 45tägigen Rüdfahr« 
karten. Derartige Inſtitute müfjen mit den Auskunft 
ftellen, wo das Publikum über alle möglichen Fragen für 
eine Reife Auskunft erhalten kann, erhalten bleiben, auch 
wenn fie zur Zeit nicht mehr fo ftark bejucht werden, als 
es bisher der Fall geweſen ij 

Der a Abgeordnete Gamp hat dann, was eine 
jparjame Verwaltung anbelangt, namentlid) gerügt, daß 
die Empfangsgebäude zu jchön und zu großartig gebaut 
würden, namentlich gegenüber Juftiz und Schulgebäuden, 
und u. gegenüber den Gebäuden für die Landratsämter 
in den Provinzen. Sa, meine Herren, ich glaube doch, 
er iſt in dieſen Erklärungen erheblich zu weit gegangen. 
Man wird auch bei den Bahnhofsbauten zu unterjcheiden 
haben, wie wir bei den Juftizgebäuden und Schulgebäuden 
untericheiden. Wir haben in den größeren Städten, wo 
ber Berfehr des Publikums ein erheblich größerer ijt als 
in ben Eleinen Orten, jogenannte Juftizpaläfte; wir haben 
dort auch Schulpaläfte, und da iſt es erflärlich, daß wir 
dann auch großartige Empfangsgebäude haben. In den 
kleineren Orten, wo die Schulgebäude vielleicht nicht allen 
den Anforderungen entiprechen, die man an eine normale 
Schule ftellen kann, find auch die Bahnhöfe nicht zu üppig 
gebaut; fie find dem verhältnismäßig geringeren Berfehr 
entjprechend dort Kleiner ausgefallen. Was aber die Ge- 
bäude für die Landratsämter anbelangt, jo muß ich darauf 
aufmerkjam machen, daß wir gerade hier im Abgeordnetens 
haufe vor mehreren Fahren bejonders gerügt haben, mit 
welcher Verſchwendung manche diejer Kreishäufer gebaut 


worden find, 
(ehr richtig!) 


und im Berhältnis zu den Empfangsgebäuden kommt 
doch bei diefen Baulichkeiten in Betracht, daß die großen 
Säle für die Kreisausſchüſſe und die Kreistage nur alle 
vier, auf Wochen einmal gebraucht werden, während in 
den Bahnhofsjälen ein fortwährender Verkehr Tag und 
Nacht ftattfindet. 

Es fommt aber aud; weiter für die Empfangsgebäude 
und die Einrichtung der Reftaurationsräume und Warte 
jäle bejonders in Betracht, daß davon die in den 
legten Jahren Eolofjal gejteigerte Miete abhängig it, 
welche die Kejtaurationspächter zahlen. Wenn Sie dieje 
Leute in ſchlechte Räume bringen, welde den Un 
forderungen der Neuzeit an große Reſtaurants nicht ent 
iprechen, jo wird die Eifenbahnverwaltung nicht in der 
Lage fein, jene großen Mieten ferner zu beziehen. 

ch muß aljo im Genenfat zu dem Herem Abgeord- 
neten Gamp den Herren Weinifter bitten, in den großen 
Städten die Empfangsgebäude dem großen internationalen 
Verkehr entiprechend auszugeftalten, damit jo die preußifche 
Eijenbahnverwaltung aud gegenüber den Ausländern und 
dem Auslande und den ausländiichen Eiſenbahnhöfen „Staat 
einlegen” kann, wie der Aheinländer zu jagen pflegt. 

Meine Herren, da ich bei den Empfan ögebäuden 
bin, möchte ich bier nod einen weiteren Bunft zur 
Sprache bringen; er bezieht ſich auf das Plakat- und 
Reklameweſen. Es wäre interejfant zu erfahren, wie 
hoch der Betrag ift, den die Eijenbahnverwaltung aus 
der Vermietung der Flächen an den Empfangsgebäuden 
u Plakat» und Reklameziveden einnimmt. An und für 
6 wäre dagegen nicht viel zu erinnern. Ich ſtoße mich 
nicht daran, wenn beiſpielsweiſe hier in den Stadt— 
und Ringbahnzügen latate angebradt find, Die 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19, Leglsl. V. Seffion 1908. 


Stadt: und Ringbahn nicht die Qualen durchzumachen, 
wie er fie auf manchen Bahnhöfen durchzumachen hat, um 
den richtigen Zug und den dazu führenden Bahnjteig zu 
finden. Bier hat er Ruhe, um jolche Lektüre im Zuge 
zu genießen. Uber anders liegt der Fall, wenn wir uns 
in die Schluchten und Untiefen unjerer Bahnhöfe begeben 
müffen, um aus verichiedenen Gängen erjt emporzujteigen 
und dann den richtigen Bahnfteig zu finden, auf dem wir 
ben betreffenden Zug erlangen können. Sie müfjen fi 
vorftellen, es handelt fich vielfach um Perjonen, die zum 
eritenmal den betreffenden Bahnhof betreten. Ein aus» 
reichendes Perjonal, welches die Reifenden in den Gängen 
darauf aufmerkfjam macht, wohin fie fi nun zu begeben 
haben, um ihren Zug zu erreichen, ijt meiſt nicht vor- 
— Der Reiſende J darauf angewieſen, die amtlichen 

efanntmachungen, die Affichen der Eifenbahnverwaltung, 
die ihm den Weg zeigen jollen, zu lefen, und er wird 
darin dadurch gejtört, daß die Wegmweijer ſich vielfah an 
Stellen befinden, wo in der Nähe auch jene Neklame- 
ihilder angebracht find. Der Neifende kann verlangen, 
daß ihm durch die Wegweifer mitgeteilt wird, wohin er 
fi) zu begeben hat; alles andere ift für ihn Nebenjache; 
er will nicht geftört jein durch andere Plakate, die in 
auffälliger Weile ihn davon ablenken, gerade dasjenige 
zu leſen, was für ihn von Wichtigkeit ijt; das aber ijt 
die Frage feiner eigenen Beförderung. Ich glaube, daß 
in ber legten Zeit eine Befjerung hierin bereits einge- 
treten iſt; es find an einzelnen Bahnhöfen bejondere 
Flächen bergeftellt, auf denen fi) nur Plakate und 
Reklamejdilder befinden; und ich würde der Eijenbahn- 
verwaltung feinen Borwurf daraus machen, wenn jie 
derartige bejondere Flächen herftellt und die gewiß nicht 
———— Mieten dafür bezieht; aber ich muß dringend 
bitten, daß aus allen Bahnhofsgängen und -Räumen, vo 
der Heifende verweilen muß, die fremden Plakate ver- 
ſchwinden, und daß dort nur ſolche Wegweijer 52 aus 
denen der Reiſende erſehen kann, wo —* Zug ſteht, in 
welcher Richtung der Warteſaal liegt, und wo der Aus— 
gang zur Stadt iſt. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete am Zehnhoff 
ur wie ich bereit? am Gingange erwähnt habe, jeine 

ede nicht vollenden Eünnen. Er hatte hauptſächlich nur 
über die Beamtenverhältnifje gejprodhen und hat dem 
Herrn Minifter ans Herz gelegt, doc) die Beamtengehälter 
aufzubefjern, weil er due in die Lage komme, bie 
Beamten zufrieden zu ftellen und von umpftürzleriichen 
Neigungen und Agitationen abzubringen. 

Meine Herren, dadurch fomme ich zum Schluß noch auf 
die Debatte, die geftern und heute über die Stellung des 
Herrn Minifters zu den Arbeitern und zu den unteren Be- 
amten der Eifenbahnverwaltung ftattfand. Hierzu muß ich 
dem Herrn Minifter erklären: er hat hier das Koalitions- 
recht jeiner Arbeiter und jeiner Beamten nicht angegriffen; 
er hat ebenjo das Wahlrecht derjelben nicht angetajtet. 
Meine Herren, der Herr Minifter hat volljtändig vecht, 
wenn er Ioet: ih muß unter meinen Beamten eine 
bejondere Disziplin haben; ich muß, da es fih um das 
Leben und die Gejundheit der Reifenden handelt, um 
Hunderte und Taufende von Perjonen, insbejondere ver- 
langen, daß die — na jtreng gehandhabt wird. Wir 

eben dem Herrn Miniſter darin recht; er muß dafür 
— daß die Beamten den Befehlen der Vorgeſetzten 
ſtrifte nachkommen; denn gerade im Eiſenbahndienſt iſt 
eine kleine Unpünktlichkeit oft die Urſache zu den aller— 
größten Unfällen. Aber andrerſeits därf er nicht ſo 
weit gehen wollen — er hat es ja nicht ausgedrückt —, 
daß er etwa jchon die politische Gefinnung eines Beamten, 
feine Sympathie für die Sozialdemokratie — 
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hält, um im Wege der Kündigung den Beamten zum 
Ausjheiden aus Een Dienfte zu veranlaffen. Dagegen 
ift es richtig, daß ein Berein, von dem er eben Dreh: 
äußerungen vorgetragen hat — es war, glaube ich, der 
jogenannte Hamburger Verband —, ald ein Berein an- 
a werden mußte, dem die Eifenbahnbeamten nicht 
angehören u wenn nicht dem wiberjprochen werden 
fol, was ich eben als at aufgeftellt habe. 

Wenn aber der per Miniſter erklärt hat, derjenige, 
welcher in der Eifenbahnverwaltung wegen feiner agi— 
tatorifchen Tätigkeit nicht bleiben könne, möge zu einem 
anderen Betriebe übergehen, — jo muß man dod) erwägen, 
daß, wenn das überall durchgeführt würde, ein folder 
Arbeiter nirgendivo mehr Arbeit finden würde, 

Das bringt mich auf die andere Frage, die in den 
en für Gefangene viel erörtert wird, indem 
ie der Schwierigkeit gegenüberjtehen, die aus den Ge- 
fängniffen entlafjenen ehren irgendwo in eine Lebens» 
ftellung zu bringen. Es ftehen bei uns faft alle Staats» 
betriebe auf dem Standpunkte, daß fie jagen: bejtrafte 
Berfonen nehmen wir nicht an, wir fünnen uns mit der 
weiteren Befferung der Leute nicht befaffen; — und fo 
wird es der Privatinduftrie überlaffen, diefelben zu be» 
ichäftigen. Meine Herren, das ift an und für fich, wenn 
mandavon ausgeht,dak der Staatsbetrieb ein Mufterbetrieb 
fein fol, richtig; aber andererjeits enthält dies doch auch 
mande Härten für die beftraften, aber von der — 
noch nicht ganz ausgeſchloſſenen Perſonen, und es i 
darin wohl auch eine Zurüdjegung der Privatbetriebe 
enthalten. 

Im übrigen aber kann ich dem Herm Minifter er- 
tlären, daß wir in der Art, wie er für Ordnung und 
Disziplin unter feinen Beamten forgen will, mit ihm 
übereinftimmen. Wir jelbjt d. b. die anftändigen bürger- 
lihen Barteien, müfjen ja auch jonft gegen die Sozial» 
demofratie kämpfen, ebeufo wie die Staatöregierung be 
müht fein muß, fozialdemofratifche ic a und Um— 
fturzbeftrebungen in der Eifenbahnverwaltung nicht zu 
tage treten zu lafjen. 


(Bravo! im Zentrum und rechts.) 


Bizepräfident Dr Frhr v,. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Weihe (Herford). 


Dr Weihe (Herford), Abgeordneter: kg gie 
mein verehrter Fraktionskollege, Herr Frhr v. a, bat 
ejtern bei der Beiprechung der Reichsfinanzreform den 
Tabak als ein ganz bejonders geeignetes Steuerobjeft 
bezeichnet, an dem man „mur der lieben Wähler” wegen 
nicht heranzugehen wage. Dem möchte ich entichieden 
entgegentreten und zunächſt fejtitellen, daß eine Menge 
ſachlicher Gründe gegen eine ftärkere fteuerliche Heran- 
ziehung des Tabaks ſprechen, namentlich der Umstand, 
daß diefe Induſtrie eine große Zahl von Kleinen Be- 
trieben aufweilt, eine Menge von Arbeitern bejchäftigt, 
und daß bei ftärferer Heranziehung des Tabaks dieſe 
kleineren Betriebe den größeren Betrieben weichen 
müßten. Ferner ſprechen auch erhebliche landwirtjchafts 
er Intereſſen namentlich in den Gegenden, wo Tabak 
gebaut wird, gegen eine ftärkere fteuerlihe Heranziehung 
des Tabaks. 
(Slode des Präfidenten.) 


Bizepräfident Dr yrhr v. Heereman (den Redner 
unterbrechend): Herr Abgeordneter, ich möchte Sie bitten, 
dieſen Gedanken nicht weiter zu verfolgen, weil das nicht 
zum Gifenbahnetat gehört. 


29. Sigung am 24. Februar 1903. 
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Dr Weihe (Herford), Abgeordneter (fortfahrend): 
glaubte mit demfelben Recht, mit dem Herr v. Erffa 
diefen Gegenftand geitern beiprechen durfte, auch feftftellen 
zu dürfen, welche Steuerobjefte Gegenftand der Reichs— 
finanzreform fein können oder nicht. Ar werde mich aber 
zu einem anderen Punkt wenden. 
ch möchte dem Herrn Minifter meinen befonderen 
Dank dafür ausſprechen, daß er eine Anordnung getroffen 
an wonach in den Drügen bie Kellner Beam find, 
rinkwaſſer umfonft zu verichänfen, — und ferner be- 
ftimmt bat, daß der Zufchlag für das Diner aud dann 
fortfällt, wenn nichtalkoholijche Getränke gewählt werden. 
Das ift ein praftifcher und verjtändiger Weg zur 
Beichränkung des Alkoholismus. 

Ich — dann ben Herrn Miniſter noch darauf auf— 
merkjam machen, daß troß aller ergangenen Verfügungen 
noch vielfach das Bier in den Bahnhofsreftaurationen in 
einem Zuftand der Kälte verjchänft wird, der nad) dem 
Urteil der Sachverſtändigen und Arzte entichieden der 
Gejundheit nachteilig und geeignet ift, ſchwere Erfran- 
kungen, ja fogar Tuberkuloſe hervorzurufen. Es geidieht 
dies vielfach, um minderwertiges und abgeitandenes Bier 
Ihmadhafter erſcheinen zu lafjen. Für die Eifenbahn- 
behörde liegt aber ein ganz bejonderer Grund vor, bier 
energiſch einzufchreiten, da das Publikum vielfach in der 
Lage ift, in erhigtem Zuſtande derartige Getränfe eins 
unehmen. Wir würden dem — iniſter dankbar 
ſein, wenn er erneut ſeine Aufmerkſamkeit auf dieſen 
Punkt lenken wollte. 


Bizepräfident Dr dehr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Lotichius. 


Dr Lotichius, Abgeordneter: Meine Herren, ih 
erlaube mir, darauf aufmerkſam zu machen, daß es in 
der Abjicht der Königlichen Eifenbahnverwaltung liegen 
joll, bedeutende Veränderungen im Eifenbahndirektions- 
bezirk Frankfurt a. M. vorzunehmen. Es foll die Abficht 
fein, die rechtsrheinifche Etantseifenbahnftrede und bie 
Lahnbahn von der Eifenbahndirektion Frankfurt a. M. 
a trennen und der neuen hejfiich-preußifchen Direktion 

ee zuzuweiſen. 

ls dieſe Nachricht zum erſtenmal in der Preſſe er: 
ſchien, wurde eine lebhafte Oppoſition dagegen erhoben. 
Es wurden ſowohl von der Handelskammer zu Frank— 
furt a. M. als auch von denjenigen von Liniburg und 
von Wiesbaden, ſowie von der Landwirtichaftstanmmer 
des Negierungsbezirfs Wiesbaden Eingaben an den Herrn 
Minifter gerichtet mit der Bitte, davon Abftand zu 
nehmen und das Verhältnis, wie es jeither beftanden, 
aufrecht zu erhalten. Man befürchtet nämlich, daß, wenn 
die rechtörheinifche Eifenbahnftrede von der Verwaltung 
in Frankfurt abgetrennt und der neuen Eiſenbahndirek- 
tion zu Mainz zugewiefen werden follte, dann ber Ber- 
fehr auf der rechtsrheiniſchen Eifenbahn darunter leiden 
könnte bzw. daß es in der Mbficht liege, einen Zeil 
diefes Verkehrs mehr auf die linke Nheinfeite hinüberzu⸗ 
führen. Man hat ſodann auch die Befürchtung, daß die 
Abſicht vielleicht vorhanden ſei, eine andere Organiſation 
in den unteren Inſtanzen der Verwaltun —— 
ſodaß vielleicht die Eiſenbahninſpektion und die Betriebs— 
infpektion von Wiesbaden weggenommen und ebenfalls 
nah Mainz verlegt werben fönnten. Man bat —— 
die Befürchtung, daß es in der Abſicht liege, zahlreiche 
Eiſenbahnbeamte aus dem Bezirk Wiesbaden nach Mainz 
zu verſetzen. 

* möchte darauf aufmerkſam machen, daß die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe des geſamten dlegierunge 
bezirks Wiesbaden ſowohl nach Wiesbaden wie nad 
Frankfurt gravitieren. Unfere ftaatlichen Behörden find teil- 
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weile in Wiesbaben, teilweife aber auch-in Frankfurt a. M., 
während Mainz außerhalb des preußiichen Staatöver: 
bandes fich befindet, und wir infolgedeffen gar feine Be- 
siehungen zu den dortigen Behörden und überhaupt zu 
Mainz haben. Das waren hauptjächlid die Gründe, 
weshalb man ſich dagegen ausgeſprochen hat. 

Nun follen aber auch Gründe vorhanden fein, welche 
für eine derartige Verlegung ſprechen. Diefe jollen 
bauptjächlich auf militärischen, ftrategiichem Gebiete liegen. 
Es ſoll ſich bejonders empfehlen, fo wurde mir gejagt, 
die rechtsrheiniſche Staatsbahnftrede, vielleicht auch die 
Lahnftrede der Eijenbahndireftion Mainz dann einzu» 
verleiben, wenn die neue große feititehende Eifenbahn- 
brüde, welche Mainz; mit dem rechten Rheinufer ver- 
binden wird, die ſich im Bau befindet, vollendet fein 
wird. Wenn Gründe vorliegen, die von hervorragender 
militärischer Bedeutung find und für die Abtrennung 
von Frankfurt fprechen, fo müſſen wir uns jelbft- 
verftändlich fügen; aber ich möchte dann doch dem Wuniche 
Ausdrud geben — ich bin ausdrüdlih darum erfucht 
worden —, daß der Herr Minifter er. fein möge, 
dahin zu wirken, daß eg eine Beränderung in der 
DOrganifation der unteren Behörden nicht ftattfinde, daß 
namentlich nicht eine Baus oder Betriebsinipektion von 
Wiesbaden nah Mainz verlegt werde, daß der Verkehr 
auf ber rechtärheinifchen Staatsbahnitrede wie auch auf 
der Lahnbahn nicht darunter leide, und daß nicht ein Teil 
des Verkehrs auf die linke Mheinfeite binübergelentt 
werde, weil fonjt die wirtichaftlichen Verhältniſſe des 
Regierungsbezirts Wiesbaden darunter leiden müſſen. 

Dieje Sache ift ja ſchon in der Budgetkommiſſion 
erörtert worden; ich babe mich aber für verpflichtet ge 
halten, fie hier nochmals zur Sprache zu bringen, und 
würde dem Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten 
dankbar fein, wenn er die Güte hätte, eine Auskunft 
darüber zu erteilen und eine wohlmwollende Erklärung ab» 
zugeben. Diefe würde beruhigend auf die beteiligten 
Kreije im Negierungsbezirt Wiesbaden einwirken. 

Was fodann die Tarifpolitit anbetrifft, fo will ich 
mich nicht eingehend darüber äußern, weil dieſe Sache 
bereit8 ausführlich im Hohen Haufe befprochen worden 
ift. Ich möchte aber dem Wunjche Ausdrud geben, daß 
man, wenn es jpäter tatjächlih in der Abficht liegen 
follte, die Retourbillets von 45 Tagen zu bejeitigen und 
dafür nur einfache Fahrkarten auszugeben, dafür Sorge 
trage, daß fie jedenfalls im Preiſe entipredjend herab⸗ 
gelent werden, damit das veifende Publitum, wenn diefe 

etourfarten .. werben, nicht teurer reift, alö es 
gegenmärtig ber Fall ift. 

Was die Durchgangszüge anbetrifft, jo kann man 
doc) nicht anders jagen, ala daß diejelben fich immer 
mehr bewähren, und daß man fich auch immer mehr damit 
befreundet. Es kommt dies hauptfächlich daher, daß be- 
ſonders in der — Zeit Einrichtungen getroffen worden 
ſind, welche den Komfort und auch die Sicherheit für das 
reifende Bublitum wefentlic erhöht haben. Ich möchte 
nur die Bitte aussprechen, daß man mit Berbefferungen 
noch fortfahren möge. 

Es ift dann gejagt worden, daß die Heizung in den 
Coupés der D-Wagen nicht richtig funftioniere, und daf 
es ganz gleichgültig fei — Herr v. Erffa hat das gefagt —, 
wie man den Regulator ftelle, ob heiß oder mäßig oder 
falt. Das ift auch ganz richtig. Denn diefer Negulator 
wirft nur auf einen verhältnismäßig fehr Kleinen Heiz— 
förper, der jich in dem Coupe befindet, während der 
Hauptheizkörper außerhalb des Abteils in einem anderen 
Zeil des Wagens liegt. Deshalb ift es auch ziemlid) 


ebeutung ar das in feinem Falle. 
v. Thielen hat feinerzeit, als diefe Frage wegen der 
Heizung in den D-Wagen im Haufe jehr eingehend er- 
örtert worden ift, auch darauf bezug genommen und mir 
3. B. privatim gejagt, man wolle nunmehr damit vor: 
gehen, einen folhen Regulator in den einzelnen Ab— 
teilungen einzuführen; aber zu irgend einem befriedigenden 
Ergebniffe würde es kaum ihren, weil eben die Heiz⸗ 
körper, welche man in diefe Eleinen Abteile hineinbringen 
müßte, verhältnismäßig zu unbedeutend wären, und des- 
halb doc immer von dem Hauptheizkörper aus, der 
lediglich von dem Perfonal bedient werden könnte, die 
Temperatur reguliert werden müßte. Dagegen empfiehlt 
es fich aber doc; in den anderen Zügen, wo geichlofjene 
Eoupes find, diefe Regulatoren ganz in derſelben Weile 
beizubehalten. Man kann darin die Heizung befler 
regulieren, auch auf mäßig, und ich möchte bitten, in 
diefen Coupés die Einrichtung auf „mäßig” zu belaflen. 

Ich möchte überhaupt dem Wunfche Ausdrud geben, 
daß man außer den Durdgangszügen auch noch die 
Schnellzüge mit den geichloffenen Coupés beibehalten 
möge, weil diefe Züge auch ihre großen Annehmlichkeiten 
haben; es iſt das auch von anderer Seite in den legten 
Tagen hervorgehoben worden. Ich gejtatte mir dann 
nod den Wunſch auszuſprechen, daß man bei biejen 
Schnellzügen mit den geſchloſſenen Coupés, namentlich 
auf den größeren Linien, auch Speifewagen anhängen 
möge. Es ijt das nicht auf allen Linien der Fall; es 
ift dies aber umſomehr zu empfehlen, als diejenigen 
Neijenden, welche die III. Rlaſſe benugen — und Wagen 
III. Klaſſe find ja nur jelten bei Durdgangszügen —, 
damit die Annehmlichkeit der Speifewagen genießen können. 
30 habe mich im übrigen darüber gefreut, daß der Herr 

inifter ber öffentlichen Arbeiten gejagt hat, er wolle 
die IV. Klaſſe nicht befeitigen. Wir haben diefe Wagen 
beionders im Welten der Monardie; fie werden jehr 
ſtark in —— genommen, und ich möchte dringend 
bitten, dieſe Wagen zu belaſſen. 

Es iſt dann in — Seſſionen davon geſprochen 
worden, man ſolle erwägen, ob es ſich nicht empfehle, 
die Wagen J. Klaſſe zu beſeitigen. Aber das hat auch 
ſeine großen Bedenken, wie beſonders von dem Herrn 
Miniſter v. Thielen, wie auch von Mitgliedern des 
Hauſes, unter anderem von den Herren Abgeordneten 
Paaſche und Broemel, hervorgehoben wurde, weil man für 
den großen internationalen Berfehr —— Wagen 
I. Klaſſe bedarſ, umſomehr, als die übrigen Staaten — 
Italien, Frankreich, England ufw — biete Wagen feines- 
falls bejeitigen wollen. 

Ich alſo an den Herrn Miniſter die Bitte, 
meine Wünſche zu erwägen und ferner mir eine Aus- 
funft erteilen zu wollen über eine eventuelle Veränderun 
bes Direftionsbezirts Frankfurt a. M. Ich hoffe, dab 
dann auch die Wünfche, welche ich in diefer Beziehung 
hier ausgedrüdt habe, wohlwollende Berüdfihtigung 
finden. 

(Bravo!) 


Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Budde, Minifter der öffentlichen Wrbeiten: Ich 
bin dem Herrn Vorredner jehr dankbar dafür, daß er 
mir Gelegenheit gegeben hat, mich über die vorausficht- 
liche Abgrenzung der Direktionsbezirte Mainz und Frant- 
furt a. 3 bier auszufprechen, da ich ihm befätigen muß, 
daß in den beteiligten Kreiſen eine ziemlich große Auf- 
vegung über die Nachricht entitanden  ift, daß derartige 
Veränderungen vorgenommen werden — y würde 
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[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
auch die Aufregung, die Befürchtungen der beteiligten 
Bit cine für volltommen berechtigt anerkennen, wenn 





wirflih eine Berfchiebung in den Verkehrsverhältniſſen 
beabſichtigt oder ar nur möglich wäre, Es find aber 
die Borausfegungen ſämtlich hinfällig; denn der Verkehr 
läßt fich überhaupt nicht gewaltfam durch eine Direftions- 
einteilung unterbinden. & ub es nicht zu, und ferner 
bin bat keiner der preußiichen Gifenbahndirektiong- 
präfidenten und derjenige der preußifch-heifiichen Eifen- 
bahndireftion in Mainz das Necht oder die Möglichkeit, 
das zu tun. Es handelt fich bier lediglich um eine Maß- 
nahme, die im übrigen noch nicht zum Abichluß gelangt 
ift, fih noch im Stadium der Erwägung befindet und 
jedenfalld nicht vor dem 1. April 1904 eintreten würde. 

Diefe Mafnahme bat erftend eine vermwaltungs- 
technijche, ztweitens eine —— und drittens 
eine eiſenbahnmilitärtechniſche Urſache. Es werden jetzt, 
wie den Herren wohl bekannt ſein wird, bei Mainz zwei 
neue Brücken gebaut — für diejenigen Herren, die ſich 
für die Sache mehr intereſſieren, wird mein Kommiſſar 
einige Karten bereit halten —: es wird eine neue Brücke 
über die Petersau gebaut, die zwifchen Eaftel und Biebrich 
nach der anderen Rheinſeite, nad Mombach hinüberführt, 
eine große neue Rheinbrücke, und es wird ferner eine 
Brücke gebaut am Fuße von on über den Rhein 
hinüber in der Nichtung nach Biichofsheim. Diefe beiden 
Brüden bringen nun folgende Vorteile. Die Brüde bei 
Hochheim bildet das lette gg zwiichen der 
rechtörheinifchen Eifenbahn von Baſel rechtsrheiniich bis 
zur holländischen Landesgrenze. Nur dieſes Stüd hat 
noch gefehlt. Die Züge, die rechtsrheiniſch fahren, 
mußten jeither unter allen Umftänden über Frankfurt a. M. 
laufen. Die andere Brüde bringt uns eine neue (der 
wertvolle Verbindung zwiſchen dem mittelrheinijchen 
Bahnneg und dem Saargebiet, zwifchen dem Herzen von 
Deutihland und unferer Weftgrenze; fie ift eine wert. 
volle Ergänzung des —— da zwiſchen der Mainzer 
Rheinbruůcke, die aber auf dem linken Mainufer endet, 
und ber Soblenzer Brüde nicht ein einziger Übergang 
vorhanden ift. 

Bereits im Jahre 1869 hat der damalige Chef bes 
Generalftabes der Armee, General Moltke, angeregt, 
einen ſolchen Übergang, fei es bei Bingerbrüd oder über 
die heifiiche Petersau, zu bauen, und die Heffiiche Lubwigs- 
bahn hatte eine Sonzeffion ſchon bekommen. Dreiig 
Sabre hat e8 gedauert, bis die Mittel für diefe neue 

heinbrücke Schließlich vom Meich und Land bewilligt 
worden find, im Sabre 1899. Die Brüde foll am 
1, April 1904 vollendet werben. 

Diefe beiden neuen Brüden müſſen nun in einer 
Hand liegen, und zwar in derfelben Hand, in der bie 
alte Rheinbrüde liegt ; das wird jeder, der irgendwie von 
betriebstechnijchen . aus fich damit befchäftigt 
bat, jagen können. Es ilt nicht angängig, die Brüde in 
richtiger Weife ſowohl im Frieden wie im Sriege auszus 
nußen, d. 5. den Betrieb verftändig zu leiten, wenn nicht 
einer über diefe Brüde verfügt, und diefer eine fann nur 
der Direftionspräfident in Mainz fein. Hieraus folgt 
aber, daß das Berbindungsglied zwifchen der Mündung 
der Mainbrüde bei Hochheim und der Mündung ber 
ir egenüber Peterdau in den Händen des 
Direktionspräfidenten von Mainz fi) auch befinden muß, 
und daraus ergibt fi, daß aud die Verlängerung von 
Niederlahnftein in derfelben Hand fein muß. Es wird 
dann ein einheitlicher Betrieb gefchaffen von Mannheim 
über Caſtel nach Niederlahnftein. Diefen Betrieb zu 
teilen, wäre vom betriebstechnijchen Standpunkte unrichtig. 


Haus der Abgeordneten. 29. Situng am 24. Februar 1903. 
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Es liegt aber auch eine Erklärung der Militär 
verwaltung vor, die aus Mitteln des Heiches 60 % zu 
diefen aus ftrategiichen Gründen erbauten neuen Bahn: 
linien und Prüden beigefteuert bat, wonach es bie 
Militärverwaltung aud unbedingt für notwendig hält, 
dak im Kriege diefe Brüden unter einer betriebs- 
technifchen yo ftehen, und daß der Betrieb im Kriege 
nur gewäbrleiftet wird, wenn im Frieden auch die Übung 
dafür befteht und der Betrieb fich ſchon im Frieden daran 
gewöhnt hat. 

s liegt aber für bie — noch ein anderer 
Grund vor. Das iſt der, daß die Direktionsbezirke Saar: 
brüden und Mainz überaus Elein find, Mainz hat jet 
nur 1000 km, während Frankfurt a. M. 1800 km und 
Caſſel etwa 2000 km Betriebslänge hat. Es ift aber 
Grundſatz, daß ein Direktionsbezirk nicht über 2000 km 
haben darf, und es iſt auch Elar, daß der Direktionäbezirk 
Mainz zu Elein ift. Das Beamtenperfonal, namentlid 
auch bei Bertretungsfällen ufw, kann in einer Eleinen 
Direktion nicht fo ausgenugt werden wie in einer großen; 
die nötigen Vertreter —* auch überhaupt nicht vorhanden. 
Aus diefem Grunde wird es für uns wünfchenswert fein, 
die Direktion un ettvas zu vergrößern, und das ge 
ichieht durch die Zulegung der rechtsrheiniſchen Streden, 
Die Direktion Frankfurt a. M. ift aber in vieler Ber 
iehung ſtark überlaftet, und für die ift e8 gut, wenn eine 

btrennung von einzelnen Betriebsftreden jtattfindet. 

Diefe drei Gründe, alfo die verwaltungstechniichen, 
die betriebstechnifchen und die eifenbahn-militäriichen 
Gründe, haben zur Folge gehabt, daß ich allerdings in 
Ausficht genommen habe, die erwähnte Betriebseinteilung 
einzuführen. Sch möchte aber erwähnen, daß id; davon 
Abſtand nehme, vorausfihtlih, die Lahnbahn einzufügen, 
daß die alio bei der Direktion Frankfurt a. M. bleiben 
kann, und ebenfo auch die Taunuslinien, die zum Teil 
übrigens früher von der Helfiichen Lubwigsbahn, als fie 
noch nicht preußifch-heffifche Bahn war, gebaut und jahre 
lang betrieben worden ift, was zu feinem Konflikt Ber 
anlaffung gegeben hat. Alſo diefe Bahnen von Wiesbaden 
nad) Limburg und von m. nah Die follen der 
Eifenbahndirektion Frankfurt a. M. volftändig verbleiben. 
Es ift auch nicht beabfichtigt, Wiesbaden eine Betrieb 
infpektion wegzunehmen und Frankfurt Beamte und Be 
hörden mwegzunehmen. Im Gegenteil, nad) Limburg wird 
vielleicht — es ift das aber noch nicht ganz ficher — eine 
Verkehrsinſpektion —— 

Es bleibt alſo alles in derſelben Ordnung und Ruhe, 
wie es bisher geweſen ift, und ich gebe die Garantie da 

r, daß in verfehrstechnifcher Beziehung und in wirt 
chaftlicher —— für das geſamte Gebiet auch nicht 
ein Jota geändert werben wird. Ich will mich, da Ver— 
fehrd- und wirtfchaftliche Fragen dabei nicht mitfpielen, 
über die einzelnen Bedenken der Handelstammern und 
fonftigen Intereffenten hier nicht aussprechen. Falls es 
—— wird, habe ich das nötige Material auch zur 

erfügung. Ih kann aber nur die beruhigende Ber- 
fiherung abgeben, daß niemand durd) dieje neue Direktiond- 
einteilung, wenn fie eingeführt werden follte, in wirt 
Ichaftlicher Hinſicht geſchädigt werden wird, 


(Bravo!) 


Vizepräfident Dr Fıhr v. Heereman: Der Herr 
Regierungstommiffar hat das Wort. 


Dr Kieſchke, Geh. Oberregierungsrat, Regierung 
fommiffar: Herr Abgeordneter Kirſch hat vorhin ben 
Wunſch ausgeiprochen, unterrichtet zu werden über die 
Höhe der Einnahmen, die der Eifenbahn aus dem Platat- 
weſen zufliegen. Ich bin nur für das Jahr 1900 in der 
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[Dr Kieſchke, Geh. Oberregierungsrat] 


Lage, die Zahlen zu geben. Aus dem Plakatwejen im 
eigentlihen Sinne bezog die Eifenbahnverwaltung in 
diefem Jahre eine — von 150000 A, und aus 
dem Mutomatenwelen und fonftigen kleinen ähnlichen Ge— 
bieten bezog fie eine Einnahme von über 200 000 A, im 
ganzen eine Summe von 350 000 AM. 


Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Graf Praichma. 


Graf Praſchma, Abgeordneter: Meine Herren, der 
Abgeordnete Lotichius hat mit Recht hervorgehoben, daß 
über die Tariffrage hier ſchon genügend verhandelt worden 
ift. Dennoch ſehe ich mich veranlaßt, darauf noch mit 
einem Wort zurüdzufommen, zunäcft weil mein Spezial- 
kollege Dr am Zehnhoff geftern durch fein Unmwohljein 
verhindert worden ift, die Stellung unjerer Partei zu 
diefen ragen darzulegen, und dann, weil der verehrte 
Kollege Kirſch die Sache auf jeinen Nachfolger in der 
Nednerlifte abgefchoben hat. 

Meine Herren, wir fünnen nur voll zuſtimmen dem, 
was der Abgeordnete Pirie am Beginn der heutigen 
Situng über die frage der Berjonentarife gejagt hat. 
Wir find der Anſicht — und haben derfelben auch ſchon 
im vorigen Jahre Ausdrud gegeben —, da eine Reform 
ber Perjonentarife, wie fie von jener Seite (links) ge- 
wünjcht wird, ein gefährliches Erperiment wäre, und wir 
ftellen uns ganz auf den Boden der Erflärungen des 
Herrn Minifters, die er heute und geftern bier abgegeben 
und worin er jein Programm entwidelt hat, das nicht 
eine Berbilligung der Berfonentarife bedeutet, fondern 
eine Berfonenverkehrsreform. Wir werden ihm auf 
diefem Wege gern folgen. Wir tragen hier unjere Wünſche 
über Berkehrserleichterungen, Schaffung von Bequemlid)- 
feit, beffere Zugverbindungen vor und mit Recht. Da ift 
aber es meiner Anficht nach ein Umding, wenn man in 
bemjelben Moment, wo man dieje mit großen Musgaben 
verfnüpften — ———— wünſcht, auf der anderen 
Seite auch noch billiger zu fahren wünſcht. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Nicht zuftimmen fann ich dem, was der Abgeorbnete 
irſch in bezug auf die Herabfegung und die Nejorm ber 
ütertarife gejagt hat. Wir End der Anficht, daß, 

wenn er bezüglich der Perjonentarife von einem gefähr- 
lichen Erperiment geiprochen bat, dieſes Experiment bes 
züglih der Gütertarife noh viel gefährlidher fein 
würde, weil eben bier die Herabjegung und Berbilligung 
in noch viel vergrößertem Maßftab ihre Wirkung Rai die 
ganze Finanzlage ausüben würde. Wir können daher 
nur mit ungeheurer Vorſicht an eine Reform der Güter: 
tarife —— und ich gebe dem Herrn Miniſter 
v. Thielen ganz recht, wenn er im vorigen Jahr ſagte: 
„daß die vollftändige Bejeitigung unjeres 
jepigen Gütertarifwejens eine derartige Revo— 
ution in unferem ganzen wirtfchaftlihen Leben 
De würde, daß es mit den größten Ge— 
ahren verbunden wäre, überhaupt an eine folde 
Sade heranzutreten.” 

Wenn nun der Abgeordnete Hirſch und geftern auch 
ber Abgeordnete Macco hervorgehoben haben, daß bie 
Berbilligung der Gütertarife günftig wirken würde in 
dem Sinne, daß unfere inländttche roduktion der aus 
ländifchen Konkurren gegenüber dadurch geftärkt würde, 
fo halte ich doch die reine Herabiegung und Berein- 
fachung unferer gefamten Gütertarife nicht für das rich 
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tige und ——— Mittel, zu dieſem pie zu kommen, 

ftehe da auf dem Standpunft, daß, wie beim Boll: 
tarif, möglichjt viele Bofitionen ber Stantsverwaltung 
eine größere Beweglichkeit und auch ein größeres 
Machtmittel dem Ausland gegenüber gewähren, io aud) 
ähnlich ein recht ausgebehnter Gütertarif viel beflere 
Waffen gerade dem Ausland gegenüber gibt als die Ein- 
führung eines ftarren, einheitlichen, niedrigen Syſtems. 

Wir werden aljo gern zuftimmen, wenn man eins 
zelne Gütertarife herabiegt, gerade unter Berüdfichtigung 
und Beförderung der einheimiſchen Broduftion; aber einer 
grundfäglichen und allgemeinen Berbilligung der Güter- 
tarife müfjen wir widerſprechen. 

Aber in einer anderen Beziehung kann die Eiſen— 
bahnverwaltung unzweifelhaft zur Stärkung des in- 
ländifhen Marktes und —— unſeres geſamten Er- 
werbslebens mitwirken, das iſt durch Aufſuchen und 
Erſchließen neuer Produktions- und Abſatzgebiete. Es 
gibt noch genug Landſtrecken im preußiſchen Staate, die 
einer ſolchen Erſchließung dringend bedürfen, und darum 
halte ich die immer größere Ausdehnung und den 
Ausbau des Sekundär- und Kleinbahnnetzes für 
eine der wichtigſten Aufgaben der Eifenbahnverwaltung 
für die Zukunft, und ich finde, daß man ba nicht fo jehr 
I * momentanen Rentaäbilitätsberechnungen leiten 
aſſen ſoll. 

Ich verſpreche mir auch viel von einem allmählichen 
Übergange zu ſtärkerem Unterbau und Im ateberen 
Güterwagen, ganz beſonders wenn es der Technik ge- 
fingen jollte, bei legteren Kipp- oder jonftige felbfttätige 
Ausladevorrichtungen anzubringen, was eine große Er: 
leichterung befonders auf den überlafteten Streden be 
deuten twürbe. 

dh gebe dem Herm Minifter ganz recht, daß wir 
natürlich nicht glatt akzeptieren können, was und weil es 
aus Amerita kommt, daß wir wohl ausprobieren follen, 
was für unfere Berhältniffe paßt; aber wir haben das 
Butrauen, nad) dem, was er heute gejagt hat, daß er 
auf diefem Wege zu einer gebeihlichen Fortentwidelung 
fommen wird, und vielleicht erleben wir es noch, daß er 
uns als großes Zukunftsbild entrollt, wie der ganze 
Perſonenverkehr ſich auf elektriſchen Schwebebahnen hoch 
in ber Luft abſpielt und wir ſtolz herabblicken auf die 
Erdoberfläche, wo große Bahnen mit Riefenwagen einzig 
zum Güterverkehr benugt werden. 
fann dann troß ben Ausführungen des Herm 
Kollegen Dr Lotichius dod nur dem Herm Abgeordneten 
v. Erffa recht geben in bezug auf die Heizung in ben 
Wagen Wir müfjen meiner Anficht nad da zu einem 
anderen Wege kommen, denn unfere Heizung läßt Außerft 
viel zu wünſchen übrig. 


(Sehr richtig!) 


39 ſpreche gar nicht von den Zügen, die von der 
ofomotive aus geheizt werben und wo in den einzelnen 
Wagen überhaupt feine Abftellvorrichtung ift. Aber aud) 
in den anderen Zügen, nicht blos in den DrWagen, 
fondern auch im dem geichlofjenen Wagen wirkt dieſe 
Abjtellvorrichtung meift fo langfam, oft auf Stunden 
nicht; von der „Mäkig”- Temperatur, was ber Herr 
v. Erffa ja ſchon erwähnt hat, habe ich eigentlich auch 
noch nie etwas bemerft, 


(fehr richtig!) 


jodaß, wenn man die Freude hat, gerade auf die Heizung 
zu ſitzen zu kommen, bejonders in der Nadt, man 
wirkli wahre Qualen ausfteht und die Gefühle der 
feligen Pythia in Delphi kennen lernt. 


(Sehr wahr!) 
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Etwas enttäufcht bin ich getwefen über das, was in 
der Bubgetlommilfion über das elektrische Ficht geſagt 
worden ift. Nacd den vorjährigen Erklärungen des 
Deren Minifters v. Thielen hätte ich erwartet, daß wir in 
diefer Beziehung jchon etwas weiter fein würden. Wir 
Schleſier find ja in der Lage, beinahe auf jeder Fahrt 
einen Bergleich anzuftellen zwiſchen der elektrifchen Bes 
leuchtung der öfterreichiichen Wagen von der Staijer- 
Trerdinand-Nordbbahn und der Gasbeleuchtung unferer 
Wagen, und diejer Vergleich fällt, obgleich auch dort die 
Beleuchtung nicht ſehr prunfend ift, doch immer noch ſehr 
zu qunften der öfterreichifchen Wagen aus, Diele öfter 
reichiſchen D-Wagen find überhaupt ganz außerordentlich 
bequem, und ich glaube kaum, da wir auf unjeren 
Eifenbahnen Wagen haben, in denen man fo bequem 
und angenehm Ant wie in diefen Wagen der Saijer- 
Serbinanb-orbbnfn. 

Dann möchte ich auch von diefer Stelle bem Herrn 
Minifter einen bekannten Wunſch der oberſchleſiſchen 
Induſtrie ausſprechen; das ift die Berpadhtung der 
oberſchleſiſchen Schmalfpurbahbn. Der Bertra 
mit der Firma Pringsheim geht zu Ende, und es wir 
gewünjcht — und ich kann mich diefem Wunfche nur voll 
anfchließen —, daß der Betrieb der —— ſelbſt, 
dem Berg» und Ar an erein, über: 
geben wird. Mag der Staat die Pacht aus diefer Bahn 
wie bisher behalten; aber der unzweifelhaft große Ge— 
winn, den heute ein Privatmann in die Taſche ſteckt, 
könnte doch viel befjer der Induſtrie jelber zu gute 


fommen, 
(ehr richtig! in der Mitte) 


die, Speziell die Eifeninduftrie, fehr dringend der Stärkung 
bedarf gegenüber der immer mächtiger auftretenden ons 
furrenz des Muslandes und des teitlichen Reviers. 


(Sehr richtig! in der Mitte.) 


Wie fehr in diefer Beziehung der Often im Nachteil 
ift, das möchte ich dem Herrn Minifter beweilen durch 
ein eflatantes Beifpiel mit bezug auf die Submiſſionen. 
Bei allen Aantlicen Behörden ift e8 Brauch, daß bie 
Submiffionen berart gemacht werden, daß zu den Preifen 
ab Werk oder Produftionsort die volle tarifmäßige 
Fracht zugerechnet wird. Die einzige Verwaltung von 
allen ftaatlichen Betrieben, die diefes Prinzip bisher nicht 
befolgt bat, ift die Eifenbahn. Sie hat wahrſcheinlich, 
von dem Gedanken ausgehend, daß fie ihr eigenes Material 
nur zum Gelbfttoftenpreis fahren will, nur 70% ber 
tarifmäßigen Fracht berechnet. Nun ift diefes Prinzip 
in ben legten Jahren noch geändert worden, indem bei 
den GSubmiffionen nunmehr ein einheitliher Satz von 
1,5 pro tkm ala 5* berechnet wird. Was der 
Erfolg? Bekanntlich produzieren wir im Oſten insbeſondere 
Walzeifen fehr viel teurer als im Weiten. 36 will Sie 
da nicht mit Zahlen langweilen; es ift diefe Frage in 
der Bolltariftommilfion im Reichstage ſehr eingehend 
erörtert worden. Es beträgt das ungefähr 12 AM pro 
Tonne, um melde unjere Srobuftiondtoften höher find. 
Der 1,5:.Tarif für das Tonnenkilometer macht je nad) 
der — nur 30 bis 40 % der tarifmäßigen Fracht 
für Eiſenfabrikate aus, und ſo kommt es, daß vermittels 
dieſes billigen Tarifs der Unterſchied zwiſchen den Pro— 
duktionskoſten ſchon in Breslau, ja ſelbſt in Oppeln, zur 
Geltung kommt, 

(hört, hört!) 


daß die Tonne Walzeiſen beiſpielsweiſe von der 
Gewerkſchaft Deutſcher Kaiſer, die Selbſtkoſten zu grunde 
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gelegt, in Breslau um 2'/, A billiger angeboten werben 
fann, als von einem oberjchlefiichen Wert. 


(Hört, hört!) 


d Pofen beträgt der Unterfchied zu gunften des Weftens 
hon 5 AM. Was das bedeutet, brauche ich nicht aus: 
uführen. Bei der heftigen Konkurrenz, welche wir in 

itteldeutjchland und hier auf dem Berliner Martt 
gegenüber dem Weften anszufechten haben, ift es doch 
eine ungeheure Härte, wenn auch in unferer nächſten 
Nähe, gewiffermaßen vor unferer Tür, diefe Konkurrenz 
mit jo großem Vorteil auftreten kann. Sch möchte daher 
den Herrn Minifter bitten, hierin Wandel zu ſchaffen 
und anzuordnen, daß wie bei allen anderen Betrieben 
auch im Eifenbahnbetrieb bei den Submiffionen der Preis 
ab Werk plus der vollen tarifmäßigen Fracht be 
rechnet wird. 

Dann ift mir auch gefagt worben, daß feit den 
legten Jahren infolge einer Verfügung bes damaligen 
Herrn Minifters alle Ausfchreibungen in Eifenmaterialien 
einzig und allein von Effen aus geſchehen. Das ift für 
Oberichleften auch nicht günftig. Ich will nicht irgend 
jemandem den Borwurf der Parteilichleit machen, aber 
es ift doch ganz natürlich, daß wenn diefe Ausichrei- 
bungen dort neichehen, dies doch mehr der meftlichen 2 . 
duftrie zum Vorteil en als ber öftlichen. ch möchte 
bitten zu erwägen, ob, wenn es durchaus notwendig ift, 
daß dieſe Ausichreibungen von einem einheitlichen Punkte 
aus gelöchen, nicht wie früher für die öftliche Gruppe 
in ttowig, daß dann wenigftens biefe Bentralftelle 
nach Berlin verlegt wird, wo ein etwas objektiver Über 
blick über die verichiedenen Produktionsgebiete unzweifel- 
haft gewonnen werden kann. 


(Sehr richtig!) 


Auf die Frage der Umfhlagtarife will ich nicht 
eingehen. Ach meine, man foll die Wirkung der neuen 
Tarife abwarten, um dann eventuell mit oltiven Vor: 
ichlägen ba zu fommen, wo fich Härten zeigen. Ich möchte 
nur ben Herrn Minifter bitten, da er biejer Frage 
feine Aufmerkſamkeit dauernd widmen möchte, ganz be 
fonders im Bergleih mit den Elbumfchlagstarifen der 
öfterreichiichen und fächfifchen Bahnen, beren Konkurrenz 
für die Folge, und gerade, wenn unſere wafjerwirtichaft- 
liche Vorlage Gejeg werben follte, noch ſtärker hervor⸗ 
treten wirb, 

Dann möchte ich als erfter Schlefier, der hier zum 
Worte kommt, nicht verfehlen, dem Herrn Minifter unferen 
Dank zu jagen — ein Teil davon gebührt allerdings 
feinem Herrn eg — für bie Erfüllung eines 
— Teiles der Wünfche, welche wir im vorigen Dr 

eim Eifenbahnetat vorgebracht haben. Ein Wunſch war 


ür - allerdings nur eine kurze Freude, Ich fand 
ſehr fto Fl über den errungenen Grolg, in dem Kursbu 
vom 1, Oftober, daß ein durchgehender Wagen von Berlin 


nad Neiffe, den ich im vorigen Jahre wünfchte, in ben 
Zug 5 eingeftellt war. Als ich aber neulich diefen Wagen 
befteigen wollte, juchte ich ihn vergebens, und es ftellte 
ſich heraus, daß derjelbe feit dein 1. Januar wieder ein 
egangen war — anjcheinend, weil er nicht benugt wurde. 

as ift auch wieder eine folge der von meinen poli- 
tiſchen Freunden ſchon oft beklagten fpäten Einberufung 
des Pandtages. 

(Große Heiterkeit.) 


Dann, meine Herren, möchte ich ganz bejonders 
meinen Dank fagen für den Neubau der verjchiebenen 
Bahnhöfe, insbefondere des Bahnhofes in Grottkau. 
Derjelbe entipridt allen Wünſchen, die auf ihn geſetzt 
wurden; er iſt äußerlich auch wirklich jehr — und 
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geſchmackvoll ausgefallen. Ganz beſonders empfindet man 
dort und auch in Oppeln Freude darüber, daß ein ge 
dedter Bahniteig angebracht worden ift. Ich hoffe, daß 
der Herr Minilter auch an anderen Orten dieſer von 
mir im vorigen * vorgebrachten Anregung folgen 
wird, beſonders auf den Umſteigeſtationen. 

Nun Hofft die Stadt Grottkau, daß endlich die alte 
Sünde der Eifenbahnverwaltung gutgemadt und Die 
Mündung der Bahn von Schieblow nad Grottkau ver: 
legt werde. 

Auf die Zugverbindungen in Schlejien will 
ih bier nicht eingehen, da fie ftreng genommen nicht 
bierher gehören. Es iſt uns fchon im vorigen Jahre da 
viele3 gewährt, und vieles andere noch mehr oder weniger 
offiziell in Ausficht geftellt worden. Ich bofe, daß das 
alles zur Wirklichkeit wird, und wir können dann meines 
Erachtens nur durchaus zufrieden jein. 

Nicht recht einleuchten will mir, wenn ich das kurz 
erwähnen barf, der neue Schnellzug, wie er zwijchen 
Breslau und Mittelmalde geplant Pin ſoll. erſelbe 
trifft in Breslau weder bei Ankunft noch bei Abfahrt 
irgend welde Anjchlüffe von auswärts. Wenn aber der 
Perjonenzug diefen Berkehr von Münfterberg und Strehlen 
aufnehmen und dann in Gamenz erjt auf Anfchluß 
warten joll, und nicht der Schnellzug diefe Anſchlüſſe 
aufnimmt, fo wäre es meines Erachtens richtiger, wenn 
der Schnellzug Gamenz durhführe und in Münfterberg 
und Strehlen je 1 Minute hielte, um den Ortsverkehr, 
der dort viel größer ift ala von Camenz, —— 

Sehr ſtiefmütterlich ſcheint mir die Strede Kandzrin— 
Enmenz behandelt zu fein — 





(fehr wahr! im Zentrum) 


— wenigitens babe ich in diefer Beziehung in den An- 
fündigungen nichts gelefen — und ganz bejonders die 
Stadt Neujtadt. 34 hoffe, daß von dort aus die Un- 
ſchlüſſe an die neugeplanten Züge doch auch gebefjert 
werden, daß beſonders ber Bertehr über Brieg hierher 
abgefürzt und verbeflert werde; denn die Stadt Neu- 
ftadt liegt wirklich ganz aus dem Berfehr. 

In bezug auf den Anſchlußz an die öfterreichiiche 
Bahn nad Ziegenhals habe ich ſchon im vorigen Jahre 

ejprochen. Ich hoffe, daß meinen damaligen Wünjchen 
ehnung getragen wirb. 

Mit Beziehung auf die großen oberjchlefifchen 
Streden möchte ich einen allgemeinen Gefichtspunft hier 
erwähnen. (3 werben dort beinahe alle Schnellzüge 
ſchon von bzw. bis Breslau geteilt. Es geht von Breslau 
nad) Kattowig und ebenjo umgekehrt der Zug getrennt 
von dem nad Oberberg. ch möchte anheimitellen, ob 
nicht zunächft immer einer diejer Züge an den Schnell- 
zugftationen Oblau, Löwen und Gogolin halten könnte, 
wie es bisher zum Teil gefchieht, daß das aber bei den 
von Breslau abfahrenden Zügen doch womöglich ber 
erite 338 ſei, weil dann die Möglichkeit beſteht, au 
die Anſchlüſſe nach Oderberg-Wien zu gewinnen. J 
verftehe ganz gut das Bedenken, dad man hat, daß der 
Zug gegenüber dem Nachzug dadurch feinen Boriprung 
verliert. Aber das ift doch jo gering; jo verliert z. B. ber 
Zug 35 durch feinen Aufenthalt in Löwen und Gogolin 
nur 5 Minuten bis Kandrzin — dem 3 5, 
ſodaß diefer Unterſchied doch wohl leicht wett zu machen 
wäre, Der neue Nachtzug, wenn er wie geplant ver- 
befjert wird, wird fehr freudig begrüßt werben. 
hoffe, daß auch er an ben biöherigen Stationen 
halten wird. 
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Sehr wunderbar berührt es, daß, wenn man aus 
dem Welten nach Schlefien fährt, es nicht möglich ift, 
trogdem wir um 5 hier vr wegfahren können, um 
Abends nad Oberjchlefien zu kommen, einen Bug zu 
haben, ber von Weiten her einen Anſchluß bat, wie es 
umgekehrt ganz gut möglich ift, indem man früh um 6 
von Breslau wegfährt und noch am jelben Abend nad) 
Cöln kommt. Meiner Anficht nach könnte ganz gut einer 
von ben beiden Frühzügen, die 7! und 7" von Göln 
fahren und 11 Stunden brauchen, gegenüber der Fahr— 
zeit von 9 Stunden, die andere Schnellzüge haben, 
50 Minuten früher antommen, und es würde dadurch 
eine jehr angenehme Verbindung vom Weften nad) dem 
Dften —* werden. 

Da ich gerade beim Weſten bin, und um den Vor— 
wurf zu vermeiden, daß ich nur für heimifche Intereſſen 
fpreche, möchte ich auch ein gutes Wort einlegen für die 
Ihöne Stadt Münfter, die als einzige fämtlidyer Pro⸗ 
vinzialhaupttädte den Vorzug genießt, feine durchgehenden 
Wagen von Berlin zu haben. Es berührt ben 
Fremden wirklich wunderbar, wenn er diefer altehrmür- 
digen Stadt zuftrebt, daß er umfteigen muß, oder gar, 
wie e8 bis vor kurzem war und, wie ich höre, wieder 
eingeführt werden fol, daß er in den — ich will das 
Epitheton lieber unterdrüden — Räumen des Bahnhofs 
Hamm mitten in der Nacht 1'/, bis 2 Stunden warten 
muß. Ich hoffe, der Herr Minifter wird aud für bie 
Berbindung diefer jchönen Stadt Münfter verbejjernd 
wirfen. 

Dann möchte ich zum Schluß eine Beſchwerde vor- 
bringen, die mir allerding® mehr zum Scherz übergeben 
ift, die ich aber doch nicht unterdrüden möchte, weil ſolch 

roßes Verkehrsinftitut wie die Eifenbahn fi von fis— 
alifchen Stleinlichkeiten möglichit fernhalten ſolle. Gin 
Lehrer meines Kreiſes machte mit feiner Frau eine Kleine 
Reife, Aus irgend einem Grunde konnte er die Rück— 
fahrkarte nicht benußen, fuhr auf einem anderen Wege 
urüd und fandte die beiden Rüdfahrfarten ein mit der 
itte, die nicht abgefahrene Rüdfahrt ihm zu vergütigen. 
Er erhielt darauf nlgenbes Schreiben: 
Nah Anordnung der vorgejegten Behörde ift 
bei der Grledigung von —— 3— 
anträgen von dem zu erftattenden Betrage fir 
jeben reflamierten Fahrtausweis 1 M 
gebühr einzubehalten. 
Da hiernah von dem an fich zu erjtattenden 
Betrage von 1,40 AM eine Schreibgebühr von 
2 M in Abzug zu bringen ift, fo bin ich nicht 
in der Lage, eine Erftattung eintreten zu laffen. 
Das geht dem betreffenden Herrn zu in einem Schreiben 
als portopflichtige Dienftfache; er muß nod 10 M Porto 
achten, 10% Worto hat er bezahlt für jeine Eingabe. 
tatt alfo die 1,40 M herauszubefommen, zahlt er noch 
20 #. Da wäre es doch — wenn man lieber 
die Sache durch Nachnahme an ihn ſchickte und noch den 
Fehlbetrag von 60 # von ihm einzöge. 9 glaube, 
wenn auch eine gewiſſe Schreibgebühr bei jolden Er— 
ftattungen berechtigt ift, daß die mit 1 M doch zu hoch 
gegriffen ift, befonders bei fo Kleinen Beträgen, und 
wenn mehrere Fahrtausweiſe find, daß es nicht nötig ift, 
für jede biefer Karten, wenn mit einem Schreiben ge 
antwortet ift, 1 .M zu verlangen; und wenn der Staat 
für diefes Schreiben 2 A in die Tafche ſteckt, dann könnte 
er wenigftens das Porto von 10 # tragen. Vielleicht 
bunt der Herr Minifter auch hier einen Weg, eine andere 
eftimmung zu treffen. 
(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Krauſe (Königäberg): 
Wort hat der Herr Regierungskommiſſar. 


reib⸗ 


Das 
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Möllhauſen, Miniſterialdirektor, Regierungskom— 
miſſar: Meine Herren, von dem ſehr reichen Bukett von 
Anregungen, die der Herr VBorredner und geftiftet hat, 
fann ich wenigſtens einige beantworten; die anderen 
werben naturgemäß einer Prüfung bebürfen, und dieſe 
Prüfung werden Sie erfahren. 

Die Frage der Berechnung der Fracht für Dienft- 
güter ift bereits durch den Minifter ganz neuerdings er 
ledigt worden und zwar in dem Sinne, daß die 1,5 M 

ro tkm, die bisher angerechnet wurden, wieder fort 
ällig geworden find, und an Stelle derjelben das alte 
Berhältnis getreten ift, wonad 70% der tarifmäßigen 
Fracht für die Güter beredmet werden jollen. 

Die Frage der demnächitigen EUREN TDEEnE auf 
der oberj leftihen Schmaljpurbahn ift noch nicht erledigt; 
ich kann alſo eine fachliche Auskunft nicht geben. Die 

ünſche des Herrn Vorredners find dem Miniſter be 
fannt und werden vor der Gnticheidung die gehörige 
Prüfung erfahren. 

Die Abfahrtzeit des neuen Schnellzuges von Breslau 
über Mittelmalde nad Oſterreich ift h gelegt worden 
wie e8 wegen der Verbindung nad Oſterreich erforderli 
war. Es handelt fich da um eine neue Verbindung nad) 
Öfterreih, und wir müſſen die Anſchlüſſe, wie fie auf der 
öfterreichiichen Bahn vorliegen, erreichen. Im übrigen 
hält der Zug fowohl in Strehlen wie wahrjcheinlich auch 
in Münfterberg, wie der Herr Minifter neulich ver- 
fügt hat. 

Die Beihaffung von Betriebsmaterialien und Werk— 
ftattmaterialien und Oberbaumaterialien, die der Herr 
Borrebner ebenfalls angeregt hat, iſt fo geordnet, daß 
die Betriebs und Werkjtattmaterialien durch die Direktion 
Kattowitz ebenjo wie durch die anderen Direktionen Berlin, 
Eöln, Hannover erfolgen; nur die Beichaffung der 
Oberbaumaterialien aus Eiſen und Stahl, Schienen, 
Schwellen ufw ift allerdings feit einigen Jahren bei der 
Eifenbahndireftion in Eſſen konzentriert, mährend fie 
früher aud in Kattowig ftattfand, Dieſe Bereinigun 
ift erfolgt jowohl im — der Eiſenbahn als ai 
im Intereſſe der Induſtrie. Im Intereſſe der Eifenbahn 
deshalb, weil hierdurch eine Fam Ausgeftaltung 
der Oberbaumaterialien mehr fichergeftellt würde, als 
wenn fie von verjchiedenen Orten vergeben werden; weil 
ferner die Schwierigkeit vermieden werden follte, die in 
der rechtzeitigen Derforgung der einzelnen Direktions- 
bezirfe bei Vergebung durch verjchiedene Stellen ſich 
ergibt; ferner um die doppelten Berhandlungen mit den 
Syndifaten zu vermeiden, die hier nur — kommen, 
alſo Schreibvereinfahung ufw. Aber auch im Intereſſe 
der Induſtrie iſt dieſe Vereinigung unſerer Meinung nad 
deshalb, weil die Abrufung von beträchtlichen Mengen 
von verſchiedenen Stellen aus zu einer ungieichmäßigen 
Beſchäftigung der Induſtrie Führt, während, wenn von 
einer Stelle aus dirigiert wird, wir in der Lage jind, 
die Beichäftigung gleihmäßiger zu ordnen als ſonſt. 

Das find die wefentlihen Gründe. Ich kann * 
nicht einſehen, daß die oberſchleſiſche Eiſeninduſtrie dadur 
irgendwie eihädigt wird, ateriell gejchieht ihr gar 
nichts. Alles, was an einer beftimmten Stelle verbraucht 
wird, was früher von Oberſchleſien vergeben iſt, wird 
auch jegt dahin geliefert, und naturgemäß bekommt es 
die oberjchlefiige Induſtrie zur Herſtellung. Es 
handelt fi nur darum, von welcher Seite es vergeben 
ift. Es könnte ebenjo gut von dem Minifter ſelbſt ver- 
geben werben; 


(Buruf aus dem Zentrum: ift uns viel lieber) 
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aber die Tatſache, daß Effen das vergibt, hat in der Tat 
nichts damit zu tun, daß Oberfchlefien irgendwie ge- 
ihädigt würde. Der Zuſchlag erfolgt übrigens vom 
Herrn Minifter ſelbſt. 


Bizepräfident Dr Krauſe (Hönigsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete Malkewitz. 


Malkewitz, Abgeordneter: Wenn ich nach den Auss 
führungen des Herrn Abgeordneten Grafen Praſchma 
eins bedauere, jo ijt es das, daß idh nicht auch in der 
glücklichen Lage bin, in Schlefien zu wohnen, alio aud 
nicht in der glüdlichen Lage, dem Herrn Minifter für 
die Erfüllung verjchiedener von mir im vorigen ze 
eäußerter Wiünfche meinen Dank auszufprecden. eine 
En die Wünſche, die ich hier bereits vor zwei Jahren 
und auch im vorigen jahre vorgetragen habe, waren fo 
außerordentlich bejcheidener Natur, daß id) hoffen durfte, 
fie in Erfüllung gehen zu jehen. Es ift nicht geichehen, 
und ich werde mir im Faufe der Beiprehung erlauben, 
auf einzelne diefer Wünjche zurüdzutommen. 

Meine Herren, durch die ganzen Debatten des 
heutigen und geitrigen Tages gingen wie ein roter Faden 
wei Punkte, die allgemein und eifrig beſprochen worden 
And. Der erjte Punkt betraf die &rellun des Herm 
Minifters zu der Frage der Ordnung und Disziplin in 
dem ihm unterjtellten großen Wrbeiter- und Beamten: 
körper, Was dieſe Frage betrifft, jo habe id nad) den 
ausführlihen Darlegungen meiner politifchen Freunde, 
der Abgeordneten Reli v. Erffa und v. Arnim, nicht 
nötig, dem Herrn Miniſter unjere Zuftimmung zu feinen 
Grundjägen zu erneuern. Ich kann aber den Wunid 
nicht unterdrüden, daß namentlich die Worte, die der 
Herr Minifter auch heute auf die Nede de Herm 
Dr Krieger (Königsberg) hier geiprochen hat, vecht weit 
in das Yand hinausdringen möchten, daß fie zufammen- 
gehalten werden möchten mit den Worten, die er geſtern 
in bezug auf die Fürſorge für die Beamten und Arbeiter 
ſprach, und daß jo in den weitejten Kreiſen ein überaus 
klares Bild über die Wirkjamteit des Herrn Minifters 
nad beiden Richtungen hin geichaffen wird. Darin, 
meine — find meine politiſchen Freunde mit mir 
einer Meinung, dat ein Minifter, der nicht alles daran 
fegt, um die Agitation der Sozialdemokratie aus jeinem 
Beamtenkörper fern zu halten, nicht an feinem Plage ift. 

Meine Herren, der zweite große Punkt in ber 
Debatte ijt die Frage der Perjonen- und Gütertarife. 
Die frage wurde von dem Herrn Abgeordneten Macco 
auf Grund eines überaus reichhaltigen und ſehr inter- 
efjanten Materiald angejchnitten. Es wird ja meinen 
Kurse Freunden jo oft von der anderen Seite der 

orwurf gemacht, daß fie fich jeder Neform auf diejem 
Gebiete jtarr widerjegten. habe bereit8 früher 
Gelegenheit gehabt, auszuſprechen, daß diejer Vorwurf 
unrichtig ſei. Heute bat nun der Kerr Minijterial- 
direftor Möllhaufen beleuchtet, wodurch es zum Zeil 
fommt, daß bei uns die Gütertarife höher find als in 
Amerika. Ich glaube, meine Herren, auch nad) diejer 
Nichtung hin wird nunmehr ein weit Eareres Bild im 
Lande verbreitet fein über das, was wir mit unferen 
Gütertarifen zu bieten und zu geben haben, wie aud) 
über das, was man in Amerika bietet. Die Tatſache, 
daß es mit der Rentabilität der amerikaniſchen Gijen- 
bahnen außerordentlich ſchlecht beftellt ift, wird allen den- 
jenigen, die auf eine pflegſame Behandlung der Eifenbahn- 
einnahmen Wert legen, wohl die Schwierigkeit und 
Gefährlichkeit einer überjtürzten e.. auf dem Gebiete 
der Perjonen- und Gütertarife vor Augen ftellen. Meine 
Herren, ich perjönlidh bin aber auch ein lebendiges Bei- 
piel für die Tatſache, daß wir nicht der Meinung find, 
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daß etwa auf dem Gebiete der Perfonen- und Güter— 
tarife eine Erhöhung Plag greifen jolle, wie uns aud 
das fo oft untergefchoben wird. 

babe im vergangenen Jahre von biejer Stelle 
aus erklärt, daß ich mich rüdhaltlos auf den Standbpunft 
ftelle, die Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Rüd- 
fahrfarten gutzubeißen, und ich habe auch ausdrüdlic, 
den Standpunkt eingenommen, daß id) das nicht etwa 
deshalb tue, weil ich hoffe, es würde aus der Verlängerung 
der Gültigkeitsdauer der Rüdfahrlarten durch die Pins 
des Berehrs die dabei etwa zugeſetzte Summe wieder 
für die Eijenbahnverwaltung einfommen. Ich ftehe alſo 
diefer Frage ganz frei gegenüber; trogdem kann ich den 
Ausspruch meines politiichen Freundes, des Abgeordneten 
Frhrn v. Erffa, da eine Tarifermäßigung nicht immer 
durch eine Vermehrung des Verkehrs ausgeglichen werde, 
voll und ganz unterjchreiben. Aber de richtig wie 
dieſer Sag ift auch der, daß Tariferhöhungen = eins 
zelnen Gebieten, — im Perſonenverkehr, nicht 
immer eine Mehreinnahme für die Verwaltung zur Folge 
haben. Das kann ich Ihnen an einem ganz draftijchen 
Beifpiel nachweiſen. 

Als die Berlängerung der Gültigkeitsdauer der 
NRüdfahrkarten im vorigen Fahre zur Durchführung fam, 
wurde mit einem Schlage eine Neihe von Bergünftigungen 
aufgehoben, die für Sonderzüge auf den ———— 
Gebieten der preußiſchen Staatseifenbahnen beſtanden. 
Zu denjenigen Sonderzugftreden, welche hiervon betroffen 
wurden, gehört aud die Strede Berlin-Stettin. Es 
wurde der Fahrpreis für die III. Klaſſe fait um das 
Doppelte, ber für die II. Klaſſe um etwa 33!/, % ge- 
fteigert. Nun, meine Serren, babe ih damals im 
—— der Badeorte, der —— der Stettiner 

eederei dringend gebeten, der Herr Miniſter möchte 
doch die Sache noch einmal einer Nachprüfung unter 
ziehen und verjuchen, ob fich hier nicht der alte Zuftand 
wieder heritellen ließe. Es ift nichts gefchehen. hat 
füh aber herausgeftellt während des vorigen Sommers, 
daß dieje Tariferhöhung auf dem Gebiete bes 
Sonderzugverfehrs geil en Berlin und Stettin 
eine derartige ruindje Wirkung ausgeübt hat, 
nicht jowohl auf den Verkehr an fi wie auf die Eins 
nahmen aus denjelben, daß ih nunmehr aus rein 
fistalifhem Intereſſe mid) einmal an die Königliche 
Stantseifenbahnverwaltung wende und fie bitte, den 
alten Zuftand wieder —— Meine Herren, 
das iſt eine Frage, in der ich mich mit dem Herrn 
Kollegen Broemel, der über dieſe Sache wohl nod 
ſprechen wird, durchaus einverſtanden weiß. Ich glaube, 
daß der Herr Miniſter, dem ja die Zahlen bekannt ſein 
werden, mir hier zuſtimmen wird, wenn ich, nachdem ich 
ſie hier im Hauſe mitgeteilt habe, ſage: die Sache kann 
ſo nicht weitergehen, wenn nicht durch die von mir be— 
kämpfte Erhöhung der Fahrpreiſe dieſe Sonderzüge 
überhaupt unmöglich gemacht werben ſollen. Bor Er- 
böhung diefer Tarife im Jahre 1901 wurben die Sonder- 
üge zwiſchen Berlin und Stettin benußt von 12189 
Gecforen, im vorigen Jahre nad Erhöhung des Tarifs 
von 1731 Berfonen. 








(Hört, Hört!) 


Meine Herren, die Einnahmen der Eifenbahnverwaltung 
betrugen aus dieſen Sonberzügen im Jahre 1901 
38 526 A, im Jahre 1902 6963,20 M 


(Hört, hört!) 
Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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Meine Herren, biefe Zahlen beweifen jebenfalls, daß auf 
biefem Gebiete die Erhöhung der Tarifjäge für ben Sonder- 
—— zwiſchen Berlin und Stettin nicht im Intereſſe 

Staatseiſenbahnverwaltung, nicht aber ur im Inter⸗ 
efle der Bevölkerung gelegen hat. Diefe Züge werben 
meiftens — von einem Publikum, das von der Ver— 
längerung der Gültigkeitsdauer der Rückfahr— 
karten gar feinen oder nur geringen Borteil hat, 
weil e8 nicht oder doch nur jehr, ſehr felten in die Lage 
kommt, von den Rüdfahrkarten Gebrauch zu machen; es 
find meiftens Eleine Handwerker und Arbeiter in 
Berlin und Stettin, die entweder ben Sonntag benutzen 
zu einem Ausflug von Berlin an die See, oder fie unter- 
nehmen einen Ausflug nad Berlin, um deſſen Kunſtiſchätze 
und Berlin an ſich kennen zu lernen. 

Habe ich das Herz des Herrn Minifters im vorigen 
Jahre nicht rühren können dadurch, daß ich die Antereffen 
dieferBevölkerungsklaffen ins Feld führte, fo hoffe ich, ich kann 


in diefem Fahre fein Herz rühren dadurch, daß ich ihn 
auf diefen Rüdgang der Einnahmen des Verkehrs auf- 
merkſam mache. Pielleicht, meine Herren, bat auch der 


F Finanzminiſter ein Einſehen und gibt ſi be, 
ei feinem Herrn Kollegen, dem Minifter der öffentlichen 
Arbeiten, nad biejer Pichtung bin eine Befjerung des 
gegenwärtigen Buftandes herbeizuführen. 

Meine Herren, von dem Abgeordneten Oeſer ift hier 
gelagt worben, daß es dringend wünfchenswert wäre, wenn 
die Königliche Eifenbahnverwaltung recht bald dazu über- 
ginge, den Nahverkehr, oder, wie ich ihn nennen will 
— das Wort ift wohl bekannter —: den Vorortver— 
fehr bei den großen Städten nad) Möglichkeit weiter 
zur Durchführung zu bringen. Das ift auch ein Buntt, 
den ich bereits in früheren Jahren hier zur Sprache ge- 
bracht habe, und es iſt wohl möglich, der Stadt Stettin 
ben Verkehr zu geben, für den dieje jehr lange eingetreten 

‚ und ber nad der ganzen Lage der Verbältnife doch 
auch wohl der richtige wäre. Die großen Städte müfjen 
fi — wenn ich den Ausdrud mir erlauben darf — nad 
außen hin etwas Luft machen können. Sie künnen das 
dadurch machen, daß auf dem Gebiete des Verkehrsweſens 
Konzeffionen gemacht werden, die e8 ermöglichen, daß 
eine große Reihe von Beamten, Arbeitern ufw in ben 
Bororten wohnen kann —, damit würbe man aud ber 
Löfung der fohwierigen Wohnungsfrage in bie 
Hand arbeiten. Ich hof, dat für Stettin demnächſt 
eine derartige Einrichtung getroffen wird, Wie ich gehört 
babe, jol die Königliche Eifenbahnverwaltung in Er— 
wägungen über dieſe Drags eingetreten fein. 

as das Gebiet der Bütertarife anlangt, jo habe 
ih Schon im Anfang meiner Mede bemerkt, daß meine 

Ben De der Kundgebung des Herrn Minifterials 

ireftors Möllhaufen voll zuftimmen. 

Der Herr Abgeordnete Macco hat bier in feiner 
geftrigen Etatörede unter anderem auch die frage der 

oblentarife erörtert. Der Herr Abgeordnete Oeſer 
bat ihm darauf geantwortet, er — ſehr ſtark, daß 
eine Herabſetzung der Tarife der Allgemeinheit zu gute 
kommen würde; er fürchte vielmehr, daß das Syndikat 
nachher dieſen Unterſchied durch Erhöhung der Preiſe 
wett machen würde. Ich würde auch bedauern, wenn 
das geſchähe. Ich glaube auch, daß die Königliche Eifen- 
bahnverwaltung vor der Hand nicht daran denkt, fich auf 
dieſes Gebiet zu begeben, und ich nehme daher an, daß 
es nicht notwendig fein wird, fich des längeren darüber 
zu unterhalten. Aber auch dem von dem Herrn Ab- 

eorbneten Macco angeführten Vorſchlag des Herm 
Seh. Finanzrats ende, den Tarif für Kohlen von 
ahr zu Jahr mehr zu ermäßigen und dadurch diefen 
merz für die Gtaatseijenbahnverwaltung oder bie 
Finanzverwaltung etwas weniger fühlbar Di machen, 
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kann ich nicht zuſtimmen. Es wird der praktiſche Erfolg 
dieſer Sache zweifellos derſelbe ſein, als wenn die Tarife 
mit Me ftart ermäßigt würden. Es kommt mir 
hierbei jenes Beijpiel von der Sage in den Sinn, der 
man, um ihr einen großen Schmerz zu eriparen, ben 
Schwanz nicht mit einemmale abhadte, —— ſtückweiſe. 


(Zuruf: Es war ja ein Hund!) 


— Es ift möglich, daß es anderswo ein Hund gemwejen 
fein mag; bei und war es eine Sage, 

Der Herr Abgeordnete Macco hat in jeinen Aus- 
führungen dann die Behauptung aufgeftellt, daß ber 
Weften durch jeinen lebhaften Gertehr und durch die 
Einbringung größerer Gelbmittel auf dem Gebiete der 
Eifenbohner „die mildende Kuh“ für unjere 
Staatsbahnverwaltung wäre, und er hat dabei den 
Dften daran ermahnt, daß diejer das ja anerkennen und 
nicht vergefjen möge. Das ift gewiß jehr ichön, und wir 
geftehen dem Weſten neidlos zu, daß er nach diefer Rich- 
tung bin den Often überflügelt hat. Aber es ift doc 
eine Tatjache, daß der Staat im Weften ein aus— 

ezeichnetes engmajdiges Eijenbahnneg gebaut 
Br, baß er aber den armen reifen des Dftens 
um großen Teil es überläßt, dieje Eifenbahnen 
eier zu bauen in form von Kleinbahnen unter 
Zuhülfenahme des Staatskredits, aber mit 
einem großen Riſiko, fo daß auf dem Gebiete des 
Kleinbahnwejens im Dften außerordentlih hohe 
Zarife genommen werden müflen, wenn biefe Bahnen 
dort rentieren jollen, oder — dies noch nicht einmal — 
wenn die Erbauer mit einem blauen Auge davonfommen 
follen. Deshalb wäre e8 vielleicht de Bra wenn 
der Herr Minifter dem Gedanken nähertreten würde, 
ob nicht das ganze Kleinbahnweſen in das große Stants- 
baby em bineinpaßte. Wie ich mit freude vernommen 
pa e, hat ja auch der Herr Abgeordnete Oeſer von der 
inken Seite des Haufes durchaus feine Sympathie für 
das Staatsbahnſyſtem ausgeiprochen. Vielleicht wird die 
Zeit einmal kommen, wo die preußiiche Staatseifenbahn- 
verwaltung diefes Stieffind — jo darf ih wohl 
die Kleinbahnen nennen — in ihre fhügende 
Urme nimmt und fo mit aller Konfequenz das 
Staatsbahniyftem durhführt. 

Bon dem Herren Minifter ift geftern in feiner Etats» 
rede dad Wort geſprochen worden, daß für die Eijen- 
babnverwaltung Beit Geld jei. Dieſen Grundſatz 
teile auch ich. Diejes Wort kommt mir jehr oft zum 
Bewußtfein, namentlih wenn ih auf den vielen 
Nebenbahnen in Bommern herumreife und dort auf 
einzelnen Stationen bis zu 40 Minuten Aufenthalt 
nehmen muß, ohne daß diejer Aufenthalt durch den 
Charakter dieſer Station als eines Sreuzungspunftes 
bedingt wäre. Ich — daß in bezug auf den beſſeren 
Verkehr auf den Nebenbahnen doch eg recht viel zu 
machen ift, und wenn der Herr Minifter a diefer Sache 
mal näher annehmen würde, fo würde er ſich den Dank 
eines großen Teiles der Bevölkerung verdienen. Wenn 
man in recht fchneller Fahrt bis in das Herz Hinter 

ommerns aeg gar ift, dann auf die Nebenbahnen 

Heigt und dort die Eoftbare Zeit, die man zu befjeren 
Dingen verwenden könnte, halbe und dreiviertel Stunden 
ns auf einzelnen Stationen ohne erfichtlichen Grund 
ver zug muß, dann wird man begreifen, wenn eine 
* nzufriedenheit in weiten ſtreiſen der Bevölkerung 
errſcht. 


cch habe noch eine Angelegenheit, für die ich die 
Sympathie des Herrn Miniiters wachrufen möchte. Der 
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Herr Minifter hat durch Erlaß vom 3. Dezember 1902 
dem Prinzen Schönaich-Earolatd ala Vorfigendem der 
Internationalen anal unD Bereinir 
gung für Stand und Piung ber Getreidepreiſe 
auf ein Geſuch um wöchentliche Angabe des Materials 
ber Getreidebewegungsitatiftif für 40 Pläge erklärt, daß 
er dieſe Angelegenheit tunlichit zu fördern beabfichtige. 
Es find en 10 Wochen in das Land gegangen. 
Der Herr Miniiter bat nichts weiter von fich hören 
laffen, und es ift auch zu Händen des Prinzen Schönaich- 
Earolath feine weitere Beicheidung erfolgt. Ich möchte 
darauf binweijen, daß das Hönigreih Bayern, das 
Königreih Sadjen, das Königreih Württemberg 
und aud das Großherzogtum Baden das gleiche 
Material fhon feit längerer Zeit für 0 Bläge 
an das amtlide Organ jener internationalen 
landwirtſchaftlichen si, le abgibt. Auch 
das Ausland, z. B. Oſterreich Ungarn, iſt zur Zeit 
damit bejchäftigt, in ähnlicher Beile Material biejer 
nn landwirtichaftlichen Bereinigung zuzu⸗ 
ühren. ch halte dieſe Frage für eine Frage von ** 
Wichtigkeit und ich möchte den Herrn Minifter bitten, 
ihr nach wie vor feine Sympathie zu jchenten, * auch 
heute ſchon direkt fragen, ob er nicht für Preußen das 
—* es Prinzen Eh önaic-Carolath endlich bewilligen 
möchte. 

Meine Herren, es ift bier von den verjchiedenften 
Seiten dem Wunſch nah einer Verbeiferung der 
Wagen uſw Ausdrud gegeben. ch habe inzwifchen die 
neuen und verbefjerten D-Wagen fennen gelernt, und ich 
muß jagen, daß dieje Einrichtung jett eine ganz aus— 
gezeichnete ift, daß fie aber, wie ich mit Bebauern ber 
merkt habe, auf Soften der Bequemlichkeit erfolgt 
ift. ir jcheint e8, als ob die Sitze viel fchmaler ge- 
worden find, als fie früher waren, und als ob daburd 
die Bequemlichkeit des einzelnen Reiſenden etwas bejchränft 
worden it. 

Bon anderer Geite ift mir der Wunſch ausge— 
fprochen worden, anzuregen, ob es nicht richtiger wäre, 
die Perfonenwagen der verjdiedenen Eijen- 
bahnElafjen * eine etwas deutlichere Färbun 
voneinander zu unterſcheiden. Meine Herren, id 
fann natürlich nicht den Wunſch haben, daß wir eine 
wahre Farbenprobe auf den Bahnhöfen heraufbeihwören, 
aber etwas ſchwer zu unterfcheiden jind die einzelnen 
Wagenklaffen jegt von einander, und ich glaube, daß es 
gut wäre, wenn dem Publitum das Süchen nach den 
einzelnen Wagentlaffen etwas erleichtert würde. 

babe noch einer Angelegenheit Erwähnung zu 

tun, die geftern von meinem politifchen Freunde Herrn 
v. Erffa bier befprochen worben ift; es ift bie Frage 
bes Homburger Bahnhofes. Er hat in der milden 
Art, die ihm eigen ift, darauf hingewiejen, daß meine 
olitifchen Freunde in rein fachliher Weije in diejer 

—* e vorgegangen find. Inzwiſchen bat dieſe Frage ja 
—5 en ai Erledigung dadurch gefunden, daß die 

önigliche Staatseifenbahnverwaltung von jenem Projekt 

—— bat, das fie im vorigen Jahre vorgelegt hatte, 
und zwar, meine Herren, ben Wiünjchen der Stadt Hom- 
burg, wie audh ben Wünſchen anderer Intereſſenten 
folgend, Alle find jet zufrieden damit. Im vorigen 
Yahre war dieſe Sage der Gegenftand eines ziemlich 
heißen Kampfes. it einem großen Aufwand von 
Worten, ja fogar unter Beantragung einer namentlichen 
Abftimmung wurde bier verſucht, diejenigen für 
alle Zufunft IDEEN bie angeblidh, wenn 
fie gegen dieſe Borlage ftimmten, die Gider- 
heit und die Intereſſen des reifenden Bublitums 
bloßftellten. Meine Herren, die Kölniſche Zeitung 
hatte damals einen ganz gewaltigen Artikel gegen meine 
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politifchen Freunde gebracht und fie als junkerliche 
und Fonjfervative Fronde N Meine 
Herren, = darf bier nun feftftellen, daß, nachdem die 
Herren gejehen haben, daß die ſchweren politifchen Irr⸗ 
tümer, bie gen meine Freunde begangen worden jinb, 
aufgeklärt find, fie bei der Beurteilung meiner politifchen 
Freunde unrecht gehabt haben, und ich hoffe, daß fie 
dur; Schaden Flug geworden fein werden. ch hoffe, 
daß die Kölnische ——— meine politiſchen Freunde in 
Zukunft nicht mehr hinſtellt als das, als was ſie ſie gern 
daſtehen zu ſehen wünſcht, ſondern als das, was ſie in 
Wirklichkeit ſind, als unabhängige und ſachlich 
prüfende Politiker, als welche ir fih aud dem 
Are Eijenbahnminifter bei der Durhführung 
einer Grundfäge in der Eifenbahnvermwaltung 
gern zur Verfügung ftellen. 


(Bravo! rechts.) 


Bi dent Dr Krauſe (Königsberg): 
Wort ee Minifter. —— 


Budde, Miniſter der öffentlichen Arbeiten: Die ein- 
zelnen Bunte, die der Herr Borrebner erwähnt hat, werben 
in Erwägung gezogen werben; ich kann auf bie einzelnen 
Punkte jet nicht fofort antworten; fie werben aljo in 
wohlmwollender Weije geprüft und unterfucht werden. Nur 
zweierlei möchte ich hier erwähnen. 

Das Geſuch des Prinzen Schönaich-Carolath ift, wie 
ihm übrigend auch verjchiedentlich mitgeteilt worden ift, 
nl. auch in mündlichen —* von mir an 
das Reichsamt des Innern abgegeben worden, und es 
beftehen mit diefer beteiligten Behörde und anderen zus 
ftändigen Behörden zur Zeit noch Beratungen. Es liegt 
aljo Feine Ablehnung meinerfeit? vor, jondern ich habe 
die Sache jofort in Bearbeitung genommen und in wohl 
wollende Berüdfichtigung gezogen. 

Was die langjame Fahrt auf den Nebenbahnen an— 
betrifft, jo kenne ich das genau. Denn ich bin nament- 
lih in meiner früheren Tätigkeit im Generalftabe ge- 
nötigt geweſen, ge auf dieſen Nebenbahnen zu 
reifen. Ich erkenne bie Klagen an. Aber, meine Herren, 
Sie müſſen bedenken, es jind Meliorations«, es find 
Nebenbahnen, da können wir nicht mit Schnellzügen 
fahren. Wir find mit unferen Betriebsmitteln darauf 
angewiefen, langjamer zu fahren; wir jind nad) ber 
Bahnordnung angewiefen, langjamer zu fahren, und ber 
Fahrplan — dielen Linien, der natürlich auch nicht fehr 
dicht fein kann, weil das Verkehröbedürfnis nicht fehr 

oß ift, richtet fich nach den Wünfchen der einzelnen 
Seereflenten, der einzelnen Städte, die an der Strede 


Das 


liegen. Was das aber für eine Schwierigkeit hat, jämt- 
liche Interefjenten in allen ihren Wünfchen zu —— 
das kann nur der beurteilen, der ſelber Fahrpläne kon— 

ruiert hat. Indes erkenne ich den Wunſch nad) einer 

ejchleunigung an, und ich bin in neuerer Zeit in Er- 
wägungen darüber eingetreten, ob wir nicht durch Ber- 
befferun en, die nicht ins ungemeſſene Koſten verurjachen, 
in ber Lage find, auf die Dauer auch die Sugaeiäwindig- 
keit auf den Nebenbahnen zu verbeffern. Äübgeſchloſſen 
find dieſe Erwägungen nod nicht; aber ich erkenne an 
daß etwas gefchehen muß, und ich will fehen, was ich 
machen fann. 

Was den Fahrplan der Züge nah Stettin an- 
betrifft, jo hat der Herr Vorrebner uns ja eine Statiftik 
darüber angeführt, und er hat an mein Herz appelliert, 
daß ich doch ein bißchen fiskalifcher werben möchte, um 
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feine Wünfche zu erfüllen. Ich möchte den Herrn Bor 
rebner bitten, daß er doch Vorforge trifft,, daß nächſtes 
Jahr befferes Wetter an den Sonntagen ift; dann würden 
die Züge auch beſſer benugt werben. 


(Heiterfeit.) 
Im vorigen Jahre find die ſämtlichen Sonntage aber 


verregnet 
u (ehr richtig!) 


und ich habe, wenn ich an Sommerfonntagen aus dem 
Fenſter ſah, in meinem fisfalifchen Herzen ein Bedauern 
darüber empfunden, daß ich wieder an dem Tage nichts 


verdiente, 
(Heiterkeit.) 


Das ift der Grund, weshalb die Einnahmen etwas zurüd- 
gegangen find. 
twas anders liegt die Sache allerdings bei den 
Deaagen, Wenn dort die Züge jchlechter befebt geweſen 
ind, ſo liegt das daran, daß die Ausnahmetarife mit 
50 % früher nur für die Sonderzüge und nicht für die 
rg üge gegolten haben. Set haben wir fie auch 
r bie Perjonenzüge freigegeben, und es ift natürlich, 
daß ein Teil der Waffagiere die früher mit ben Sonder- 
jügen fuhren, jeßt bie Berfonenzü e benugt. Jetzt 
ommt man mit der Gtatiftit und nn ihr feid nicht 
fisfalifch genug! und wirft uns vor, daß wir nicht genug 
Geld verdienen wollen. Meine Herren, als ich das 
Minifterium übernahm, waren die 45tägigen Rüdfahr- 
karten eingeführt auch zu dem Zwed, wie hier ſchon aus- 
geführt ift, das Ungeziefer von allen möglichen und un— 
möglihen XTariffägen zu bejeitigen. Daß dadurch 
natürlih in einzelnen Fällen Härten entjtanden, ergibt 
fich von felbft. Wenn aber nun gefordert wird, daß die 
Bewohner von Berlin billiger nad Stettin, daß bie 
Magdeburger billiger nach dem Harze fahren, dann ſage 
ih: es hat jeder feinen Harz, ob diefer nun Gieben- 
ebirge oder Taunus oder Nhöngebirge heißt oder wie 
Ponft, und ebenjo hat jede große Stadt ihr Stettin und 
ihre Wafferkante, nach der fie gern hinfahren möchte, 
Vollte ich diefen Wünfchen nachgeben, jo würde ich 
auf eine derartig jchiefe Ebene kommen, daß ich über- 
haupt nicht mehr wüßte, was für einen Tarif id) in der 


nd hätte. 
— (Sehr wahr!) 


Deshalb find diefe Ausnahmen abgefchafft worden bei der 
Einführung der 4ötägigen Nüdfahrfarten, die vielen 
Leuten Gutes gebracht, die auch für Stettin und die 
Küftenorte Gutes gebradht haben, weil viele Leute, die 
früher nicht lange bleiben fonnten, jett länger dort bleiben. 
Natürlich) allen kann man es nicht vecht machen, wenn 
man eine gefunde Maßregel durchführen will. Ach kann 
aljo nicht zufagen, daß ih Rückſchritte machen werde zur 
Komplizierung bes Perfonentarifs, während mein — 
Amtsvorgänger bereits Maßregeln zu feiner Vereinfachung 
getroffen hat. 
(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Hranfe (Königsberg): Das Wort 
hat der —— Schwarze. 


& , Abgeordneter: Meine Herren, ich jpredhe 
hier — allein; ich glaube —* daß alle meine 
nn Freunde meinen Ausführungen zuftimmen 
werben. 

Ich möchte nur anknüpfen an die Schlußworte bes 
Herrn Minifter® in feiner Etatörede. Er fagte: Ich will, 
daß die Eifenbahnen die Lebensader fein jollen, die befruchtend 
auf ale Zeile des Landes wirkt, Meine un hier 
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fann der Herr Minifter ganz und voll wirken; er hat es 
bier in feiner Hand, daß diefer fein Wunſch und Wille 
in Erfüllung gebt. Dazu gehört aber, daß die —— 
bis in die äußerften Teile, bis in die Gebirge hinein um 
bis in die jet von Bahnen noch nicht Durchzogenen äußerten 
Teile des Landes hineingeht. Meine Herren, ber Bahn- 
bau bedarf an vielen Orten noch fehr der Erweiterung; 
das Netz muß noch weiter komplettiert werden. 

Es ift zuzugeben, daß in den legten Jahren jehr viel 
geſchehen ift, und wir haben nad den Ausführungen bes 
Herrn Ministers die Hoffnung, daß in der bisherigen Weife 
weiter fortgefahren wird. Dann möchte ich aber ben Herrn 
Minifter noch auf folgendes aufmerkjam machen. In dem 
Bau der Kleinbahnen wird in den letten Jahren ein jehr 
ſchnelles Tempo eingefhlagen, und ein großes Kapital 
wird damit vergeubet, daß jede Kleinbahn ihren eigenen 
Betrieb hat. Wenn der Betrieb der Kleinbahnen vom 
Staate übernommen werben könnte, jo würbe das für die 
Gemeinden und Provinzen, die die Bahnen gebaut haben, 
zweifellos eine große Erjparnis bedeuten. Ich möchte den 
Herrn Minifter bitten, der Frage näher zu treten, ob er 
nicht die Sleinbahnen Bauenden vor dem Bau veran- 
lafjen kann, mit ihm in Fühlung über die frage zu 
treten, inwieweit ber Betrieb der Hleinbahnen von ber 
Staatsbahn übernommen werden kann. 

Meine Herren, dann möchte ih noch auf eine Auße— 
rung des Herm Kollegen Maltewig näher eingehen. Er 
bat Herrn Kollegen Macco angegriffen en einer 
Außerung bezüglich des Weftens und wieder die falſche 
———— aufgeftellt, der Staat habe im Bahnbau für 
den ften mehr getan als für den Oſten. Meine 
—— das iſt unter feinen Umſtänden richtig. Der 

eiten hat feine Bahnen zuerft jelber gebaut, und nachher 
Alfo in der Beziehung 





hat der Staat fie übernommen. 
müffen Sie vollftändig Ihre falſche Anjchauung, die hier 
immer wieder zum Ausdruck kommt, ändern, daß für den 
Weiten mehr gejchehen ift als für den Dften, Tatjächlich 
ift der Weften die mildhende Kuh für die Eifenbahnein- 
nahmen des Staates; das kann niemand beftreiten. Aber 
troßdem, meine Herren, wünfche ih, daß der Bahnıbau 
ebenjo gut im Oſten wie im Weiten befördert wird, und 
ich habe wiederholt ausgeiprochen, es ſei nicht ſchön, daß 
wir und immer in ber Weife Vorwürfe machen, daß der 
—* bevorzugt werde zu gunſten bes Oſtens und um- 
gefehrt. 


(Abgeordneter Maltewig: Habe ich ja auch gar nicht 
gemadht!) 


Meine Herren, dann möchte ie! auch den ken 
Minifter bitten — es wird ja in dem nächſten Tagen 
die Kanalfrage näher hier bejprodhen werden —, daß er 
— eine poſitive Erklärung darüber abgibt, daß der 
Bahnbau in die äußeren Teile des Reiches hinein, in 
das Gebirge hinein fortgeſetzt wird, auch wenn der Mittel- 
landfanal gebaut werben follte, daß alfo der Gekundär- 
bahnbau, der Kleinbahnbau nicht beichränft werde, wenn 
der Kanalbau tatfächlich ſpäter beichloffen wird. 

Meine Herren, der Herr Minifter hat, wie gejagt, 
es in ber Band, daß die Bahnen die Lebensadern für 
das ganze Land ſeien. Aber nicht jo ſehr hat er in der 
— den zweiten Punkt ſeines Schluſſes, daß die Eijen- 

ahn auch jein joll das Rückgrat der — 
verwaltung. Meine Herren, das hat der Herr Miniſter 
ng nicht in feiner Gewalt. Er kann wohl Eriparnifje 
in den Ausgaben machen; aber die Einnahmen hat er 
nicht in der Hand, die hängen von der Konjunktur ab, 
von der Gewerbd- und Hanbelstätigkeit im Lande und, 
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meine Herren, wenn jchlechte Konjunkturen find, dann 
fann der Minifter nicht einnehmen, wie er es haben 
will, er kann feine Millionen aus der Erde zaubern, er 
muß dann damit haushalten, was auf der Bahn ver- 
dient wird, 

Da hat es mid denn nun ſehr gefreut, daß in 
diefem Jahre endlich der ſchon lange geforderte Aus- 
re auf der Bildfläche erichienen ift. Der Aus- 
gleichsfonds ift meines (Erachtens notwendig, um von 
dem Überjhuß der guten Jahre das Defizit der ſchlechten 
u deden und namentlich zu verhindern, daß in fchlechten 
—* die er ggg nicht gezwungen ift, mit 
ihren Anichaffungen für den Bahnbetrieb innezuhalten 
und damit die Pelechte Konjunktur noch mebr zu ver- 
ſchlechtern. 

Nun hat der Herr * v. Erffa meinen Freund 
am Zehnhoff angegriffen, weil der geſagt hat, mit dieſem 
Ausgleichsfonds ließe ſich auch der Ausgleihsfonds für 
Matritularbeiträge ſchaffen, ſodaß eine Reichsfinanzreform 
BE NG werde, Ich glaube Herm Abgeordneten 
v. Erffa ja gerne, daß er entichieden dagegen ift, weil 
die Herren auf der Rechten die Reichsfinanzreform mit 
aller Energie wollen. Aber, meine Herren, ich kann nicht 
—— daß es unrichtig wäre, in Preußen ſelbſt einen 

usgleichsfonds für die Matrikularbeiträge zu ſchaffen. 
Meine Herren, wenn ſchlechte —— ſind, dann gibt es 
ſchlechte Eifenbahneinnahmen. arunter leidet ſchon die 
eigene Finan gg he Preußen. Es find aber aud 
zus felben EM bie atrikularbeiträge im Reiche zu 
eden; das Unglück kommt doppelt: einmal im Lande 
felber und dann vom Meiche her, weil immer in den 
m einer ſchlechten Konjunktur in Preußen aud bie 
onjunktur im Reiche ſchlecht ift, und in diefen ſchlechten 
—— auch noch bei uns die Matrikularbeiträge für das 

eich gezahlt werden müſſen. 

Nun, meine Herren, iſt es zweifellos, daß ein Aus- 
gleichsfonds für die Matritularbeiträge, aljo um Schulden 
zu decken, um Berpflichtungen zu erfüllen, niemals mit 
Schulden errichtet werden kann. Und diejer Ausgleichd- 
fonds, den wir jchaffen wollen, foll mit Schulden er- 
dan werden. Das ift zwar an und für fich auch nicht 
richtig; aber hier handelt ed doch mit um ein werbendes 
Kapital, darum, es der Eifenbahn zu ermöglichen, nad) 
wie vor ihr rollendes Material auch in ſchlechten Jahren 
in gutem Buftande zu erhalten. Hier kann man mohl 
jagen: den Ausgleichsfonds für die Eifenbahnen kann 
man mit Schulden ſchaffen. Den Ausgleichsfonds für 
die Matrikularbeiträge darf man aber niemald mit 
Schulden jchaffen, der könnte nur aus den Überſchüſſen 
ber Eifenbahn geichaffen werden. Deshalb, meine Herren, 
muß man, wenn man überhaupt einen ſolchen Aus 
Iren ſchaffen will, einen befonderen Ausgleihsfonds für 
iefen Zweck ſchaffen, der mit dem Eijenbahnausgleichs- 
fonds abſolut nichts zu tun haben darf. 

pen v. Erffa jagte dann, das Reich müfje ſelbſt den 
Ausgleihsfonds (haften, zu dem Zweck müſſe es die 
Tabaljteuer einführen, und er warf dem Bentrum vor, 
daß das Zentrum Hier nicht vorgehen wolle. Gr jagte, 
wenn die Beitung bier richtig berichtet: 

Das Zentrum fträube ſich allerdings dagegen 
wegen der lieben Wähler, aber er empfehle, den 
DMannesftolz, von bem man immer predige, daß 
man ihn nach oben zeigen müffe, auch ee unten 
zu betätigen. 
Meine Herren, einen folhen Vorwurf hätte Herr v. Erffa 
a ig dem Zeutrum nicht machen follen. Wer im 
Slashaufe fit, fol nicht mit Steinen werfen. Das 
Zentrum hat ftet3 feinen Mannesftolz ebenfo gut nad 
oben wie nach unten bewahrt, und bie Herren von der 
Rechten, die jett ihren Sotau vor dem Bunb der Lanbd- 
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(Schwarze, Abgeordneter] 
wirte machen, follten nicht dem Zentrum einen folchen 
Borwurf machen, als ob wir nicht im ftande wären, auch 
nad unten unſeren Mannesftolz zu betätigen und den 
Wählern nicht gegebenenfalles aufzuerlegen, was ihnen 
nit angenehm ift. Das geht doc) klar aus der Haltung 
des Bentrums im golltarif hervor. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Aber wenn mir Steuern überhaupt einführen wollen, 
dann ift die Tabakfteuer immer die * denn wir wollen 
nicht die kleinen Schultern belaſten, ſondern das Prinzip 
beim Zentrum iſt immer geweſen, erſt Mittel und Wege 
zu ſuchen, wodurch kräftige Schultern belaſtet werden, 
und erſt, wenn ſich kein anderer Weg ergibt, die ſchwächeren 
Schultern zu belaſten. Deshalb waren die Hinweiſe 
des Herm v. Erffa auf den Mannesmut vollftändig ver- 
fehlt, er hätte vor feiner eigenen Tür fegen follen. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Es ift hier dann fehr viel von der ZTarifreform ge 
fproden. Ich möchte mich da anſchließen den War- 
nungen, in diefer Beziehung nicht unüberlegt vorzugehen. 
Auch der Herr Miniſter hat gejagt, daß er nicht unüber- 
legt in der Frage der Tarifreform vorgehen wolle. Bei 
den Tarifermäßigungen, die der Herr Minifter auf- 
gefübrt bat, zieht fich als leitendes Motiv hindurch der 

totftand, und das iſt zweifellos —* der Notſtand 
begründet eine Ermäßigung der Tarife. Wenn der Herr 
Kollege Maceo eine Ermäßigung der Kohlentarife ge— 
fordert hat, jo möchte ich darauf hinweiſen, daß eine 
Ermäßigung der SKoblentarife um ein Zehntel vom 
Pfennig ſchon eine ganze Million Mindereinnahmen nad 
fich ziehen würde; es ift deshalb ſehr ſchwierig, gerade 
in dieſem Punkte generell vorzugehen. ch möchte den 
Minifter bitten, die Frage, ob hier wirklich eine 
arifermäßigung ftattfinden fol, jehr vorjichtig zu prüfen. 
An guten Jahren kann die Montaninduftrie und jede 
andere nduftrie die Kohlenfracht tragen, in jchlechteren 
ze fann ja nach den bewährten Grundjägen des 
otftandes von der Eifenbahn verfahren werden. Gegen 
eine definitive und vollftändige Ermäßigung möchte e 
mic entjchieden verwahren, weil die Einnahmen dadur: 
zu jehr tangiert werben. 

Der Abgeordnete v. Erffa und auch der Abgeordnete 
Malkewitz haben gejagt, daß einerfeits eine Ermäßigung 
der Berjonentarife keine Verkehrsvermehrung, anderer: 
feit8 eine Erhöhung der Preife auch feine rn Mai 
bringe, wie das die Einführung der 45tägigen MRüdfahr- 
karten und die — der Sonderzüge im vorigen 
—— bewieſen habe. as kann ich nicht zugeben. 

enn ber Perſonenverkehr nur um 2 Millionen Mark 
gegen den Voranſchlag zurüdgeblieben ift, fo ift das 
weifellos genügend begründet in ber fchlecdhteren Ge— 
"häftsla e, die wir im vorigen Jahre hatten, und braucht 
nicht — Rechnung der —— Retourbillete geſetzt 
zu werden. Und wenn ber Abg. Malkewitz gejagt hat, 
daß die Einnahmen zurüdgegangen find, trog Er en 
ber Preije für Sommer: und Badelarten, fo wurde jchon 
vom Herrn Minifter hervorgehoben, daß das auf die 
fchlechte Geichäftslage und das ſchlechte Wetter des Bor- 
jahres zurüdzuführen ift, und es ift deshalb nicht richtig, 
eshalb Schlüffe für oder gegen die Tarifreform zu 
iehen. en übrigen bin ich überzeugt, daß der Herr 

Ginifter ier vorfichtig vorgehen wird. 
Die en bon Ser Linken fordern — der 


Kohlentarife. Ich frage: wo ſind ſie im vorigen Jahre 
geblieben, als die Montaninduſtrie ſich im Notſtand be— 
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fand? hat da das Sohlenfynditat die Preije ermäßigt? 
Es ift wiederholt von den Gijeninduftriellen gefordert 
worden, daß das Syndikat die Kohlenpreije ermäßige; 
troßdem find die Kohlenpreife aufrecht erhalten worden 
gegen die eigene Schwefterinduftrie. Ich jape, wenn bie 
Herren Ermäßigung fordern, follen fie jelber erft ber- 
fommen und die tohlenpreife ermäßigen, dann können fie 
auch F Staate verlangen, daß er mit Ermäßigungen 
vorgeht. 
j (Sehr richtig! im Bentrum.) 


Wenn bie von ſelbſt nicht vorgehen und fich gegenfeitig 
helfen wollen, haben fie gar kein Recht, eine Ermäßigung 
der Kohlentarife zu fordern. 

Es ift dann wiederholt geſprochen worden von der 
Erklärung des Herrn Minifters gegenüber der Sozial« 
demokratie. Da kann ich nur jagen, die Herren von ber 
Linken haben heute wieder dokumentiert, daß die Wahlen 
vor der Tür ftehen; denn wenn die Wahlen nicht vor ber 
Tür geftanden hätten, dann hätten fie gegen die Klare 
Erklärung des Herrn Minifters nicht in der Weile vor- 
gehen können. 

(Sehr richtig! im Bentrum.) 


Der Herr Minifter hat es zweifellos gelafien, daß er das 
Koalitionsrecht nicht antaften will, er bat aber aud 
zweifellos befundet, daß er Herr in feinem Haufe jein 
will, und wenn wir die VBerhältniffe, die in Holland und 
Stalien bei den Eifenbahnftreits in den legten Fahren 
vorgefommen find, richtig berüdjichtigen, und das, was 
die Herren Sozialdemokraten in den legten Tagen drüben 
erklärt haben, daß fie den Kampf in Bermanenz wollen, 
jo werden Sie dem Herrn Minifter recht geben, wenn 
er jagt: ich will Herr im eigenen Haufe fein, und in eine 
jo große Berwaltung, in der Disziplin herrichen ſoll und 
muß, darf keine Anarchie hineintommen. Ich muß jagen, 
a freue mid), daß der ng Minifter in fo ſcharfer 

eije fih ausgejprodhen hat. Wohin fümen wir denn, 
wenn es zu einem Eifenbahnftreif fommen würde? Was 
würbe bie 4 ſein? Die Arbeiter im ganzen Lande würden 
brotlos werden, es würde eine Induſtrie nach der andern 
aufhören zu arbeiten, die geſamte Induſtrie, deren Rechte 
Sie vertreten wollen, würde gejchädigt werden. Alle 
Arbeiter würden brotlos werden. Das würden die Folgen 
eines Eijenbahnftreifs fein. Um das zu verhüten, muß 
der Herr Minifter alle Mittel aufwenden, die ihm zu 
Gebote — er muß Herr im Hauſe bleiben. Die 
Herren Sozialdemokraten predigen ja jo gem den Vers: 
„Wenn bein — Arm es will, dann ſtehen alle Räder 
ftill;* deshalb muß der Herr Minifter mit ftarfer Hand 
jofort vorgehen; denn wenn das Übel einmal eingetreten 
ift, wenn die Arbeiterſchaft verjeucht ift, dann if es zu 
fpät. Deshalb hat der Herr Minifter ganz recht, wenn 
er den Grundſatz: „prineipiis obsta“* hier zur Anwendung 
bringt. Ebenſo recht hat aber auch * Kollege am Zehn⸗ 
hoff, wenn er jagt, daß mit der Disziplin und Schärfe 
allein die Sache nicht gemacht ift, daß der Eijenbahn- 
minifter ein jozialer Minifter fein foll und fein muß. 
Wenn man die Erklärungen des Herm Minifterd bier 
richtig würdigt, hat er gejagt, daß er in der Beziehung 
alles tun will, was in feinen Sräften fteht. Ich fage 
nun, der Herr Minifter kommt allerdings zu einer fehr 
böjen Zeit, weil zur Zeit tatjächlih in der Gehaltsfrage, 
bezüglich deren ja jedes Jahr eine große Anzahl von 
Gienbahnbeamten bier als Petenten figurieren, nichts zu 
machen iſt. Ich möchte aber den Herrn Minifter bitten, 
in allen anderen Fragen, 3. B. wo es fih um Orts- 
gulagen, um Teuerungszulagen, um befjere Anrechnung 
er biätarifchen Dienitzeit, um Aufrüden in höhere 
Klaſſen, um fchnellere An ungen und beffere —— 
ufw Handelt, jo ſchnell vorzugehen, wie es möglich 
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[Schwarze, Abgeordneter] 
ift. Die Betreffenden werben dann zufriedener werben, da 
fie wifjen, daß fie im Gehalt eg eine Aufbeſſerung nicht 
haben können. Es gibt eine Menge Nebenpunkte, wie 
geſagt, in denen man ſie zufrieden ſtellen und damit 
ufriedene Leute ſchaffen kann. Die Gehaltserhöhungs- 
age ift ja für eine Reihe von Jahren von der Bild- 
Käde verſchwunden, darum verliere ich fein Wort darüber; 
ih möchte aber an den Herrn Minifter auch noch bie 
Bitte richten, ob nicht für die Bahnwärter mehr geichehen 
kann in der Beziehung, daß ihnen ein Garten oder ein 
Stüd Land an der eilenbahn angetwiefen wird, deſſen 
Benugung ihnen ohne Entſchädigung geitattet wird, oder 
daß ihnen vielleicht vom Staate aus Anlagen von Obft 
und Früchten, Stachelbeeren ujw an ben Sapıbänme 
emacht werden, damit fie eine gewiſſe Nebenbejchäftigung 
ei ihrem langweiligen Gewerbe und auch einen gewifjen 
Mehrertrag für die Familie haben. Das ließe fich leicht 
machen, namentlich dort, wo Schußftreifen feitens ber 
Eifenbahn angejchafft find. Es it unbedingt notwendig, 
daß dieſe Leute, die weit von dem Orte wohnen, ſich felbH 
helfen können und nicht teure Lebensmittel aus dem 
Nachbarorte holen müſſen. In diefer Beziehung fünnte 
mehr gejchehen, ebenjo aud in bezug auf die Bienen. 
haltung; das wäre vielleicht ein Punkt, wo ohne große 
Koften die Fürſorge für die Bahnwärter, die ja mit Hecht 
ſehr Elagen, betätigt werben könnte. 

Was nun die anderen Erklärungen des Herrn 
Minifters betrifft, jo hat mic et | gefreut die Er- 
Härung über die Beichleunigung des Stückgutverkehrs. 
Meine Herren, wenn man von bier nad dem Weſten, 
nad) meinem Wohnort 3. B., Frachtgut aufgibt, fo dauert 
es 10 bis 14 Tage, ehe es an den Abrejlaten kommt, 
und in entgegengejegter Richtung dauert es ebenio lange, 
wenn man es nicht als Eilgut aufgeben will. Nach der 
Erklärung des Herrn Minifters foll es künftig in kurzer 
Zeit da jein; das wäre zweifellos eine ſehr große Ver- 
befjerung. Weiter foll der Oberbau verbeffert, es follen 
befiere Wagen und Lokomotiven angeichafft und dadurch 
ber Betrieb verbeffert werden, es Token erhebliche Er» 
Iparnifje gemacht werden, ohne daß dadurch die Schnellig- 
keit und die Sicherheit des gefteigerten Betriebes gefährdet 
wird, Das find Sachen, meine Herren, die jeder von 
uns unterjchreiben fann, auch die Herren von der äußerften 
Linken; und ich kann nur fagen, wenn der Herr Minifter 
hält, was er verjpricht, dann wird er ein ganz vorzüg- 
liher Eifenbahnminifter fein. 

Nun babe ich Zweifel hegen hören, als ob der Herr 
Minifter nicht im ftande fein würde, alles das durchzu⸗ 
führen, was er hier verjprochen hat. Meine Herren, ich 
babe dieſe Zweifel nicht, aber ich möchte daraus Ber- 
anlafjung entnehmen, den Herrn Minifter zu bitten, daf 
er in den nächiten Fahren, vielleicht bei der Etatsrede, 
oder ftatiftifch nachwiefe, wie weit feine Verſprechungen 
erfüllt find, damit den Herren, die heute Zweifel haben, 
ob ſich alles durchführen laffen wird, dieſer Zweifel ges 
nommen wird. Wie gejagt, wenn der Herr Minifter 
alles hält, was er verſprochen hat, dann wird er ein 
Eifenbahnminifter eriter Klafje, und das wäre ein Segen 
für die ganze Monarchie. 

(Bravo!) 


Bizepräfident Dr ſtrauſe (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Barth. 


Dr Barth (Stiel), Abgeordneter: Meine Herren, 
wir befinden uns bier in einer Art Generaldebatte zum 
Eifenbahnetat, und ich will diefer Situation dadurch 


Rechnung tragen, daß ich mich auf Spezialien gar nicht 
einlaffe, fondern nur einen Punkt hervorhebe, der von 
anz bejonderer grundjäglicher Bedeutung ift. Es ift ein 
Burkt, ber in der Diskuſſion ſchon in den legten Tagen 
und auch heute eine erhebliche Rolle geipielt hat, nämlich 
die frage, inwieweit das Stoalitionsrecht ber eg 
arbeiter praktiih werben fol, Der Herr Minifter bat 
heute - Erklärungen abgegeben, die ich unterjtreichen 
möchte. Er Hat zum Ausdrud gebradt, daß er nicht 
daran dächte, die Koalitionsfreiheit anzutaften. Ich babe 
das mit großer Befriedigung gehört, bin aber allerdings 
etwas enttäufcht durch die folgenden Erklärungen, die 
nicht ganz im Einklang ftanden mit der PBroflamierung 
diejed wi —* Grundſatzes. Der Herr Miniſter will die 
Eiſenbahnarbeiter in ihrem politiſchen Wahlrecht nicht 
beichränfen. Er hat ausbrüdlich hervorgehoben, jeder ber 
ihm unterftellten Beamten und Arbeiter könne wählen, 
wie er wolle, 
(hört, hört! linke) 


auch fozialdemofratiih. Das ift zwar eigentlich felbft- 
verſtändlich, aber es ift manchmal auch ſchon anerkennens- 
wert, wenn aus dem Munde eines Minifters etwas 
Selbitverjtändliches geäußert wird, 


(jehr richtig!) 


befonders wenn es fich um die Anerkennung jtaatsbürger- 
licher Rechte handelt, Das können wir nicht oft genug 
aus dem Munde des Herrn Minifters hören, Dieſer 
eine Punkt wäre geklärt, und das ift bis zu einem gewiſſen 
Grade beruhigend. et kommt aber die zweite Frage: 
wie weit foll das Sonlitionsrecht des $ 152 der Gewerbe- 
ordnung — das wichtigfte Mecht, welches die Arbeiter 
überhaupt befigen — in dem großen Eijenbahnbetricbe 
des Staates zur Anwendung und Geltung gelangen? 
Das Koalitionsrecht ift zwar an und für fi) vom Herm 
Minifter auh für die Arbeiter anerfannt worden, 
aber nur mit Ausnahmen. Gr bat auch gleich eine 
ſolche Ausnahme bezeichnet, indem er hinwies auf ben 
Eifenbahnerverband, deſſen Zentralorgan der „Wedruf” 
iſt, deſſen Sig in — ſich befindet, und der voll- 
ftändig perhorreiziert wird jeitens der Eifenbahnver- 
waltung ſchon feit längeren Jahren und auch feitens bes 
N enwärtigen Herrn Gijenbahnminifters. In bezug auf 
ide Gewerkſchaft erklärte der Herr Minifter, daß er 
nicht zulaſſen könne, daß irgend einer jeiner Beamten 
und Arbeiter — auf das Lestere lege ich vorzugsweiſe 
das Gewicht — dieſem Verband angehören dürfe, denn 
er ftände unter —— we Leitung und hätte 
der Eifenbahnvermwaltung ausbrüdlich den Krieg erklärt. 
Diefer Verband ift jchon feit vielen Jahren von bem 
Borgänger des gegenwärtigen g53 Eijenbahnminifters 
auf den Inder gelett. iſt ſelbſtverſtändlich, daß, 
nachdem der offene Krieg zwiſchen dieſem Verband und 
der Eiſenbahnverwaltung ausgebrochen iſt, hin und her 
nicht beſondere Liebenswürdigkeiten ausgewechſelt werden. 
Der Herr Miniſter hat uns verſchiedene Außerungen aus 
dem Organ jener Gewerkichaft vorgetragen, die alles 
andere eher {mb als Liebenswürdigkeiten. Ich glaube, 
ber Herr Minijter täte aber trogdem gut, wie bie 
Minifter überhaupt, wenn er nicht allzu nervös gegen- 
über Außerungen in der gegnerischen Preſſe wäre. Es 
kommen ja in ber Preſſe, jpeziell auch in der Arbeiter- 
prefle, häufig ſehr draftildhe ußerungen vor, und fehr 
jelten hat man Gelegenheit, feine bejondere Befriedigung 
über diefe publiziftiichen Leiftungen — ber 
- find doch fchließlih Dinge von untergeordneter Be- 
eutung 


(fehr richtig!) 


[Eifenbahu-Etat] 


[Dr Barth (Kiel), Abgeordneter] 


egenüber der außerordentlich wichtigen und großen Frage: 

5 das Koalitionsrecht eine Wirklichkeit jein in dem 
Niefenbetriebe der Eifenbahnverwaltung oder nicht? 
Meine Herren, da kann man nicht fi) damit heraus- 
winden, daß man jagt: ich bin von dem äußerften Wohl- 
wollen den Wrbeitern gegenüber erfüllt. ch zweifle 
durchaus nicht daran, —— der —— e Herr Arbeits- 
minifter das ernitefte Wohlwollen allen ihm unterftellten 
Beamten und Arbeitern gegenüber hat. Aber Wohl: 
wollen ift nicht jo viel wert wie Gerechtigkeit. 


(Sehr richtig! Links.) 


Die Arbeiter wollen heute nicht mehr patriarchalifches 
Wohlwollen, 
(aha! rechts) 


fondern fie wollen Rechte. — a, meine Herren, id 
laube, wenn irgend etwas ficher ift, fo ift es das. Die 
Reiten bes patriarchaliſchen Wohlwollens haben ſich in 
unjerer modernen Zeit überlebt. 


(Rufe rechts: Leider! Zuruf links: Auch auf dem Lande!) 


zn Sie „leider” fagen, geftehen Sie zu, daß bie 
atſache richtig ift. Sch will hier gar nicht unterjuchen, 
ob nicht unter Umftänden in gewiſſen Entwicklungs— 

rioden patriarchaliiches Wohlmwollen das richtige ift. 
ber dieje Entwidlungsperiode haben wir hinter uns; 
heute kann man mit bloßem Wohlwollen den Arbeitern 
gegenüber nicht mehr auskommen, und wenn die Arbeiter 
u wählen haben zwiſchen Wohlwollen und Rechten, 
% nehmen fie die Rechte und verzichten lieber auf das 
Wohlmwollen. — 


(Lebhafte Zurufe rechts: Und das Wohlwollen!) 


Das Wohlwollen nehmen fie natürlich) auch jehr gerne! 
Es liegt ja auch im dringenditen Intereſſe jeder Ber- 
waltung feibft, aud) neben den Nechten das Wohlwollen 
den Untergebenen gegenüber zu präftieren. Wenn Gie 
aber zugeben, daß heute die Stimmung der Arbeiter, 
insbejondere der induftriellen Arbeiter dahin geht, Rechte, 
die ihren Kollegen in anderen Betrieben verliehen worden 
ind, auch ihretieits in Anfpruc zu nehmen, fo wird bie 

rage, ob das Soalitionsrecht für die große Maſſe der 
ig ek eine Wirklichkeit werben foll oder nicht, 
in der Tat eine Frage von außerorbentlicher politifcher 
Bedeutung. Im ftaatlichen Gifenbahnbetriebe ift aber 
bei uns ernftlih von einem Koalitionsrecht in Wirklich. 
feit nicht die Rede. Wenn der Herr Eilenbahnminifter 
oder die Eijenbahnverwaltung erklärt: wir haben gar 
nichts dagegen einzuwenden, daß ihr Arbeiter euch 
Bereinen anfchließt, die von und approbiert find; aber 
in andere Vereine, in bie ihr treten möchtet, die wir aber 
für ſchädlich, die Disziplin lodernd halten — in bieje 
dürft ihr nicht hineingehen — 

(ehr richtig! rechts) 

fo ift das ganze Koalitionsrecht illuforiih. Denn das 
Koalitionsreht hat nur dann eine wahre Bedeutung, 
wenn der Arbeiter wählen kann, welcher Gewerkſchaft er 
ſich anſchließen will, welcher Organijation er beitreten 
will, um feine Berufsintereffen zu vertreten. Es kann 
möglicherweife ganz falſch jein, es kann möglichermweije 
feinem wahren —4 gar nicht entſprechen, 


(ſehr richtig! rechts) 


lücklich dadurch, daß er ſelbſt entſcheiden 
rganifation er beitreten will. Und nur 


aber er wird 
kann, welcher 
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das ift wirkliches Koalitionsrecht, alles andere ift nichts, 
Uber e8 ber 
deutet in den Mugen insbefondere der politijch entwickel- 
teren Arbeiter er fie wollen nach ihrer eignen Faſſon, 
in ihren eigenen Organijationen glüdlid) werden. Wenn 
man ihnen das verjchräntt, dann find fie mißgeftimmt 
und unzufrieden, was man ihnen im übrigen auch immer 
bewilligen mag. 

Ich meine, e8 liegt auch im Intereſſe der Eifenbahn- 
verwaltung, dieſe Trage einmal, losgelöſt von den 
politifchen Borurteilen, die an dem Begriff Sozialdemo- 
fratie Eleben, zu prüfen. Die Eifenbahnverwaltung bat 
bei ihrem riejenhaften Betrieb, der für die ganze volks— 
—— Entwicklung unſeres Vaterlands von ſo 
eminenter Bedeutung iſt, ein ganz hervorragendes Inter— 
effe daran, einen Stamm von Arbeitern zu befigen, die 
nicht bloß äußerlich zufrieden erfcheinen, fondern die 
auch innerlich mit ihrer Lage zufrieden find, 


(Buruf rechts.) 


— Ich glaube, e8 würde zwedmäßig fein, wenn aud 
Sie mal für einige Zeit Ihre Vorurteile, die wir ja 
fennen, gegenüber der Sozialdemokratie bei jeite legten 


(Deiterfeit rechts) 


und die Frage, loögelöft von dieſem Vorurteil, betrachten 
wollten. Die Sozialdemokratie ift einmal da. Unter 
den 365 000 Beamten und Arbeitern, die in der Eiſen— 
— ſind — darüber wird ſich der Herr 
Eiſenbahnminiſter keinen —— hingeben —, find 
fiherlih Zehntaufende von. Leuten, 

demotratie tatfächlich angehören. 


(BZuruf redts: Nein!) 


Sie jagen: nein. Sehen Sie bloß auf jene —— 
wo die großen Eiſenbahnwerkſtätten ſind, ſehen Sie fich 
bei den rear ger die Reſultate der Wahlen an, 
dann können Sie fofort erkennen, weld eine Unmafje 
fozialdemofratifcher Arbeiter in diefen Werfftätten jtedt. 
Eine aufgeklärte Verwaltung follte unter ſolchen Um— 
ftänden nicht mit Eleinlichen Borurteilen, fondern mit 
einer gewiffen Weitherzigkeit —— Sie darf keinerlei 
Unordnung in den Betrieben dulden — das iſt ſelbſt— 
verſtändlich —, aber die Ausübung des Koalitionsrechts 
darf nicht ſtets mit dem geheimen Hintergedanken be— 
trachtet werden, daß dadurch möglicherweiſe die Sozial⸗ 
demokratie gefördert werde. Die Sozialdemokratie wird 
durch nichts mehr gefördert, als indem man mit der— 
artigen — ich bart wohl lagen — Eleinliden Mitteln 
ihr entgegenzutreten verfucht. 8 regt gerade den Wider» 
ftand der Arbeiter an, und das wirkt dahin, daß in diefen 
Arbeitern fi das Kla ne immer jtärfer geltend 
macht. Diefes Klaſſengefühl bildet die ——— 
kraft für die Sozialdemokratie. 

Da einmal die Sozialdemokratie vorhanden ift, da 
fie auch in der Eifenbahnverwaltung vorhanden ift, jo ift 
es eine falfche Politik, die äußeren Symptome des Ein- 
dringens ber Sozialdemokratie in dieſe Betriebe bekämpfen 
u wollen. Damit wird das Mißvergnügen in den 

rbeiterfreifen nur erweitert, Man hat wohl darauf 
—— „daß, wenn nicht die ſtrengſte Disziplin ob» 
walte, man Gefahr laufe, alsbald den ſchlimmſten Streits 
ange pr arg Es kommt mir vor, als jpräche 
araus nur das alte Vorurteil gegen Arbeiterorgani- 
fationen überhaupt. Wenn aber irgend etwas aus der 
jozialen Entwidlung der 5 — klar hervor⸗ 
etreten iſt, fo iſt es das, daß Arbeiter, die ſich organiſiert 
— niemals jo gefährlich find wie unorganifierte 
Arbeiter. Jene Streits, die von unorganifierten Arbeitern 
unternommen werden, find die wahrhaft gefährlihen. In 


die der Gozial- 
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[Cifenbahn-Etat] — 
[Dr Barth (Siel), Abgeordneter] 

dem Augenblid, wo Arbeiter ſich zu einer Organifation 
zufammentun, haben fie fchon eine gewifle Entwidlung 
zur Ordnung durchgemacht; denn Organifation ift Ordnung. 


(Lachen rechts.) 


— Darüber laden Sie? Hat man jemals daran gezweifelt, 
daß jede Organifation doch eine Unterordnung verlangt? 


(Sehr richtig! links.) 


Wie kann das anders wirken benn als Erziehung zur 
Ordnung? Organifation ift ja fchließlich nichts weiter 
als ein anderer Ausdrud für die Ordnung, die aus der 
organiſchen Entwidlung der Dinge hervorgeht. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, ich glaube, daß es ein Grundirrtum ift, 
in den Wrbeiterorganifationen etwas dem ftaatlichen 
Beitand Entgegemmirkendes zu fehen. Je mehr innerhalb 
diejer Organijation die Arbeiter erzogen werden, umjo 
mehr fcheuen fie auch vor leichtfertigen Streits und Un— 
ordnung zurüd, und das ift * eine der wichtigſten 
Errungentaften der großen Arbeiterorganifationen, die 
wir in ben letten 20 Jahren bei uns erlebt haben. 
Du diefe Arbeiterorganiiationen wird der wirtichaft- 
liche Unverftand zurüdgedrängt. Daß Pr die meiften 
Arbeiterorganifationen immer die ho ichfeit ins Auge 
faſſen, Fe: einmal einen Kampf zu führen, gebe ich zu; 
aber jeder, der an der Spike einer foldhen Organifation 
fteht, weiß auch, was dabei auf dem Spiele hebt, welche 
Berantiwortlichkeit er trägt, welches Unglüd er über die— 
jenigen herbeiführen kann, die hinter ihm ftehen, und 
eöhalb wird er viel weniger leichtfinnig fein ganzes 
Preftige, feine Stellung, feine Autorität aufs Spiel ſetzen 
als irgend ein hergelaufener Arbeiter, der momentan die 
Urbeiter aufregt und zu irgend einem unfinnigen Streif 
veranlaßt. 

Meine Herren, ich will übrigens diefen Anlaß nicht 
vorübergehen laffen, ohne an den — Eiſenbahnminiſter 
noch eine Frage zu richten, die er bisher noch nicht beant- 
wortet hat, die mir aber ebenfalls außerordentlidy wichtig 

u fein fcheint. Es ift hier bisher nur von den Gewerf- 
haften und den Eijenbahnerverbänden die Rede geweſen, 
aber nicht von den Genoſſenſchaften. Nun wiffen wir ja 
aus den früheren Berhandlungen — der Herr Amtsvor- 
gänger des gegenwärtigen Herrn Minifters bat uns das 
öfter verfihert —, daß die Königlich Preußische Eifenbahn- 
verwaltung nicht bloß den Gewerfichaften, die unter 
ge enge Führung ftehen, den Krieg bis aufs 

eſſer erklärt hat, jondern daß fie auch nicht duldet, daß 
ihre Arbeiter etwa einem Konſumwverein beitreten, wenn 
diefer Konfumverein in dem Verdacht fteht, daß an jeiner 
Spite fih Sozialdemokraten befinden. 


(Sehr richtig! rechts.) 
yı unferen Genoſſenſchaften find bekanntlich politische 
eftrebungen grundjäglich verboten. 
(Buruf rechts: Ach!) 


Jeder Konfumverein, der feine wirtſchaftlichen Zwecke da⸗ 
durch verfälſchen läßt, daß er politiſche Agitation treibt, 
iſt dem Geſetz verfallen. Es handelt ſich alſo um rein 
wirtſchaftliche Organiſationen ihrem ganzen Gedanken nach 
und nad dem klaren Wortlaut unferes Geſetzes. 


(Buruf reits.) 


— Herr Abgeordneter Dr Arendt, wenn Sie ſich nachher 
auf bie Nednertribüne bemühen twollen und uns einen 








Haus ber Abgeorbneten. 29. Sigung am 24. Februar 1903. 


1944 


Bortrag über Silbermwährung halten, haben Sie das 
Wort; einftweilen bin ich an der Reihe. — Die Konſum— 
vereine haben den Zweck, und fie erfüllen diefen Zweck 
auch im beträchtlichen Grade, die wirtihaftliche Lage der— 
Ir en Mitglieder, die fi an den Konſunwerein ange 
chloſſen haben, dadurch zu beſſern, daß fie diefen Mit 
gliedern ermöglichen, für ihr Geld entweder der Qualität 
nach befjere Bare oder der Quantität nach mehr zu be 
Eoınmen, als es ohne den Zuſammenſchluß eines ſolchen 
Konfumvereinsd möglih wäre. Es handelt ſich alio um 
einen durchaus zu billigenden Zweck. Nun kann man 
aber nicht vermeiden, daß an die Spike folder Konſum— 
vereine gelegentlich auch Leute treten, die Sozialdemokraten 
find. Es kommt fogar jehr häufig vor und liegt in der 
Natur der Dinge, weil die Sozialdemokratie jo außer 
ordentlih in rbeiterfreijen verbreitet if. Natürlich 
werden Arbeiterfonfumvereine deshalb auch fehr häufig 
unter jozialdemofratiicher Leitung ftehen. Aber ich mu 

ejtehen, ich vermag nicht anzuerkennen und nicht einzus 
eben, was bie — — für ein Intereſſe 
daran haben kann, nun zu verhindern, daß ihre Bedienſteten 
in einen ſolchen Konfumverein treten; denn in einem ſolchen 
Konfumverein können doch die Eifenbahnarbeiter von ber 
Sozialdemokratie nicht mehr verdorben werben als durch 
jede andere Berührung mit Sozialdemokraten. Nichts 
u. auch vom Standpunkte der Staatseiſenbahnverwal⸗ 
tung ſo erwünſcht ſein, als daß die Arbeiter ſich mit der 
— ihrer Lage in einem politiſch unanfechtbaren 
Sinne befaſſen, und das können ſie, wenn ſie ſich zu 
Genoſſenſchaften zuſammenſchließen. Indem man fie 
daran verhindert, ſolchen Genoffenihaften beizutreten, 
oder wenn man gar verlangt, daß jie aus folden Ge— 
nofjenfchaften austreten, degradiert man fie in ihren 
eigenen Augen zu Arbeitern zweiter Klaſſe; man erregt 
in ihnen das Gefühl, daß fie gegen das Geſetz behandelt 
werden, und das Gefühl der Zufriedenheit verkehrt fich 
in das Gegenteil; biefe Leute geben mit einem Stachel 
im Herzen nachher umher und find vorausfichtlich die 
beiten Bropagandiften für die Sozialdemokratie. 


(Sehr richtig! links.) 


Gerade darum, weil man fie abgehalten hat, fich einem 
ſolchen Konfumverein anzufchließen. 

Ich möchte den Herrn Minifter auffordern, mit der 
bisherigen Praxis zu —— Möge man die in der 
Eiſenbahnverwaltung angeſtellten Arbeiter in Zukunft 
—— nicht mehr hindern, ſich Genoſſenſchaften an— 
ag ießen, wie ich fie eben bezeichnet habe, einerlei, wer 
ie Führung in einer ſolchen Genoſſenſchaft hat. 

Die andere Frage, die ich zuerjt berührte, die Frage 
der praftiihen Verwirklihung des Koalitionsrechts, ijt 
natürlich die ungleich bebeutfamere, grundfäglid und 
praktiſch. Ich habe nicht die Hoffnung, daß in diejem 
Haufe der Standpunkt, der von — von 
der Linken und mir vertreten wird, eine Mehrheit findet; 
aber, meine Herren, hier handelt es ſich um eine Frage 
von jo eminenter Tragweite — die Frage des Koalitions- 
rechts ift vielleicht die bedeutjamfte frage der ganzen 
praftifchen Sozialpolitik —, daß fie notwendigermweije 
immer von neuem bier auftauchen wird, und ih für 
meine Perjon zweifle nicht daran, daß fie ſchließlich in 
dem Sinne gelöft werden muß, daß auch für das große 
Der der Eilenbahnarbeiter eine praktiſche SKoalitions- 
reiheit geichaffen wird. 


(Lebhaftes Bravo links.) 


Bizepräfident Dr trauſe (Königsberg): Der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten bat dns Wort. m 
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Budde, Miniſter der öffentlichen Arbeiten: Ich 
glaube, die Mehrheit dieſes Hohen Haufes wird mit mir 
darin einverftanden fein, daß ich im einzelnen auf die theo- 
retiſch —— Fenſter hinaus gehaltene Wahlrede des Herrn 
Abgeorbneten Dr Barth nic eingebe, 


(ſehr richtig! rechts) 


weil ich fchon erklärt habe, daß ich auf die Wahl der mir 
unterftellen Eijenbahner gar feinen Einfluß auszuüben 
beabfichtige; da aber Herr Dr Barth die beftimmte frage 
an mid, gerichtet hat, wie ich mid zu theoretijchen Er— 
wägungen, die er jupponiert hat, ftellen würde in Fällen, 
die noch nicht vorliegen, fo erkläre ich, daß ich als praf- 
tiſcher Minifter von Fall zu Fall Stellung nehmen 
werde, und ziwar von dem Standpunkte aus, den ich 
präziftert babe, und der mit der Gefetgebung und mit 
der Öffentlichen Wohlfahrt durchaus im Einklang fteht, 
daß ich die Disziplin im Eifenbahnbetriebe fchügen werde, 
um das reifende Publitum vor Unfällen zu bewahren, 
die Betriebsficherheit zu erhalten. 


(Bravo! rechts.) 


Bon Fall zu Fall werde ich mir die Stellung vorbehalten 
und immer gewärtig fein, Angriffe von denjenigen Seiten 
zu erfahren, die eben den Keim des Unfriedens in meine 
Eijenbahner hineintragen wollen. 


(Bravo! rechts.) 


Ich hoffe aber, dak ich damit den Erfolg erzielt habe, 
daß nicht nur die Mehrheit diefes Haufes, fondern vor 
allem meine 365 000 Untergebenen jchon geftern, heute 
und morgen im Lande erfahren, wie ich über einen treuen 
und wie ich über einen untreuen Eifenbahner denke. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Das ift mir von Wert, und damit glaube ich mehr zu 
erzielen als damit, daß ich die Augen zubinde und alles 
ochächen lafje, was die Disziplin untergräbt. 


(Bravo! rechts.) 


In feinen Wünfchen für die Fürſorge meiner Unter: 
gebenen geht mir aber der Herr Abgeordnete Dr Barth 
lange nicht weit genug. Er ſpricht nur, ich folle „Ge— 
rechtigkeit“ widerfahren laffen. — Ich bringe viel 
mehr! Ich a „Wohlwollen“; das ift viel mehr 
als Gerechtigkeit; das ift Gerechtigkeit plus noch etwas mehr, 


(Bravo! rechts; Zurufe links.) 


— a, das ift doch der Fall Diefes Wohlwollen 
ift aber auch meine verfluchte Pflicht und Schuldigkeit, 
wie ich bier von neuem anerfenne. 

Dann aber möchte ich nur noch einen Punkt korris 
ieren. Der Herr Abgeordnete Barth hat in feiner 
Be ausgeführt — es war doch mwohl eine Wahl» 

rede Er ) 


(große Heiterkeit recht3 und im Zentrum; Burufe links) 


daß die Eifenbahnverwaltung ſchon früher einmal gegen 
den —— Verein den Krieg erklärt hätte. Meine 
—— die Sache iſt doch umgekehrt. Wer den heutigen 

ebatten gefolgt ſ wird aus meinen Ausführungen ge 
funden haben, daß er die fämtlichen Parteien diehes 
Haufes als heuchleriiche Naturen bezeichnet hat, daß ber 
Krieg im Gegenteil von ihm gegen die ftaatserhaltenden 
Barteien und gegen die Staatseifenbahnvermwaltung erklärt 
ift. Es ift ein vollftändiges Verdrehen der Verhältniſſe, 
daß der Krieg von uns ausgegangen wäre. 

Verband. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1903. 
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Meine Herren, id glaube mich damit begnügen zu 
fönnen, indem ich nochmals verfichere, daß ich alles tun 
werde, um ben Eifenbahnbetrieb: zum Wohle des Vater» 
landes aufrecht zu erhalten. 


(Lebhaftes Bravo rechts und im Zentrum; Zurufe und 
Bewegung linke.) 


nn Dr Sranfe (Königsberg): Das Wort 
bat ber Abgeordnete Broemel, 


Broemel, Abgeordneter: Meine Herren, ich fühle 
mich verpflichtet, gegen die Worte des Herrn Eijenbahn- 
minifter® mich zu wenden, mit denen er die von meinem 
Freunde Dr Barth gehaltene Nede als eine Wahlrede 
abtun will, 

(Zuftimmung links; Zurufe rechts.) 


Meine — wer hat denn die Frage der Stellung 
des Herrn Miniſters zu ſeinen Beamten und Arbeitern 
in die Verhandlung dieſes Hohen Hauſes gebracht? Der 
Herr Miniſter in feiner Programmrede oder Nicht- 
programmrede geftern! 


(Sehr richtig! links.) 


Wie fonnte er nun von uns verlangen, daß wir auf die 
Gefichtspuntte, die er als die ihn leitenden Gefichtspunfte 
bingeftellt bat, in der weiteren Debatte gar nicht ein- 
gehen? Was heißt es denn, auf eine folche Debatte zu 
verzidhten nur deshalb, weil Wahlen vor der Tür 
eg — Nein, meine Herren, in — Fall würden 
ie Herren von der Linken — deſſen bin ich überzeugt — 
enau jo die Koalitionsfreiheit der Eifenbahner vertreten 
er wie fie fie heute vertreten haben; 


(fehr richtig! links) 


und fie werden fie immer vertreten, gleichviel ob Wahlen 
vor der Tür ftehen oder nicht. 


(Buftimmung links.) 


Und wenn Sie mit einer ſolchen Behauptung kommen 
dann hat derjenige, der fie ausipricht, zu beweiſen, daf 
eine ſolche Rebe von unjerer Seite nur ber Wahlen 
willen gehalten worden ift, und daß ohne die Wahlen 
eine foldje Verteidigung der Koalitionsfreiheit von meinen 
politiichen Freunden nicht vorgenommen worden wäre. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, nad den legten Ausführungen des 
Herrn Eifenbahnminifters wird nichts anderes übrig 
bleiben, alö die praktiſche Entwidlung der Dinge abzu- 
warten. Der Herr Minifter würde % aber eines Irr⸗ 
tums ſchuldig machen, wenn er annehmen wollte, daß 
meine politifhen Freunde auf Ordnung und Disziplin 
im Eifenbahnwejen keinen Wert legen. Na ſpeziell ftehe 
gar nicht an zu erklären, daß meine Erachtens im 
wirtjchaftlichen —5— des Landes Disziplin und Ord⸗ 
nung in je wirtfchaftlichen Betrieb nötig find: in ber 
Landwirtichaft wie in der Induſtrie, im Handel wie in 
der Schiffahrt. 

(Sehr richtig!) 


Worauf es ankommt, ift, die ſchwierige Aufgabe zu 
löfen, Disziplin und Orbnung in —— Be 
trieben aufrecht zu erhalten und zugleich den ftaat#- 
bürgerlihen Rechten der Arbeiter diejenige Achtung zu 
teil werden zu laffen, die ihnen gejegmäßig gebührt. 
Wenn wir abwarten wollen, wie in Zukunft der 
Herr Eifenbahnminifter verftehen wird, diefen Weg zu 
gehen, fo können wir uns doch eins nicht verhehlen. Es 
ift möglich, daß, wenn das Programm, er er vor⸗ 
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gezeichnet hat, von ihm und feinen Beamten mit Einficht 
und Takt durchgeführt wird, Konflikte zwifchen der Ber- 
waltung und den Ungeftellten tunlichft vermieden werben. 
Über es ift auch möglich, daß bei einer ungejdidten und 
rüdfichtslofen Handhabung diefes Programms in der 
Eifenbahnverwaltung das eingeführt wird, was man am 
beften ein Kleines Sozialiftengejeß nennen könnte, 


(fehr richtig! bei den Frreifinnigen) 


eine Beauffihtigung und eventuell Verfolgung folder 
Vereinigungen, welche nad Anficht der Eifenbahnver- 
waltung in irgend einer Weiſe der Disziplin und der 
Ordnung im Betriebe gefährlid) werden können. Diefer 
Ausgang würde im Bochften Grade bedauerlih jein. 
Nach ben Erfahrungen mit dem Sozialiftengeiek hat es 
doch für jeden, namentlich für jeden, der Gelegenheit 
ehabt hat, bie Hol en biejes Gejeges unmittelbar vor 
ugen zu ſehen, in — Zeit ſich klar — daß 
nichts ß, jehr wie das Sozialiftengefeg dazu beigetragen 
hat, ben größten Teil der Biden Arbeiterfhaft 
zu einer — * ſozialdemokratiſchen 

zufügen. 

(Sehr richtig! bei den Freiſinnigen.) 


Dad Programm, das der Herr Eifenbahnminifter 
eftern entwidelt bat, ift in dem Zeil, den er für feine 
erwaltung gegeben hat, gewiß einer allgemeinen Billi» 
ung ſicher. enn ber Herr Eifenbahnminifter es als 
rundſatz aufftellt, baß er feine Verwaltung entſprechend 

den wirtjchaftlihen Bedürfniſſen des Landes führen 
will, jo wird dagegen fein Menſch Oppofition 
maden, und menn er erllärt, dab er babei 
in vorfichtiger und fparfamer Weiſe Rückſicht auf 
die Finanzen des Staates nehmen will, ſo wird auch da— 
gegen kein Menſch in dieſem Hauſe einen Widerſpruch 
—— Aber das Programm, das der Herr Eifenbahn, 
minifter entwidelt hat, iſt nicht nur bemerkenswert um 
deswillen, was er gejagt hat, fondern auch um desmillen, 
was er nicht gejagt hat. Indem ber Herr Eifenbahn- 
minifter fi ganz den Grundſätzen anfchließt, welche feine 
Herren Amtsvorgänger befolgt haben, kann es nicht aus» 
bleiben, daß man gegen dieſes Programm auch diejenigen 
Bedenken erhebt, zu welchen die Bermwaltung feiner Herren 
—— Anlaß gegeben hat. 

Bor allen Dingen —8* ich eins in dem Programm 
des Herrn Eiſenbahnminiſters ſchmerzlich vermißt, nämlich 
die Erklärung, daß neben der Rückſicht auf wirtſchaftliche 
Geſichtspunkte in der Eiſenbahnverwaltung und ſpeziell 
in dem uns jetzt —— beſchäftigenden Teile, 
nämlich der Tarifbildung, ein Prinzip nicht außer acht 
gelaſſen werden kann: das iſt das Prinzip der Ge— 
rechtigkeit. Die preußiſche Eiſenbahnverwaltung iſt 
eine Staatsverwaltung und hat als ſolche, meine ich, vor 
allem den altpreußiſchen Grundſatz zu befolgen: suum 
cuique! Gie ift aber auch eine Monopolverwaltung und 
als ſolche, wenn fie nicht die fchädlichften Folgen herbei» 
führen will, ann — mit sen Maße 
u mefjen. Sich beftreite, daß bei dem beftehenden Tarif- 
— ſpeziell bei den beſtehenden Perſonentarifen, dieſer 
Grundſatz zur Geltung kommt. 

Meine Herren, ich teile den Standpunkt derjenigen, 
welche der Überzeugung find, daß es im wirtfchaftlichen 
Intereſſe unferes terlandes liegt, die Ermäßigung 
der Tarife möglichft zunähft im Gütertarifwefen 
vorzunehmen, weil ich ber Überzeugung bin, daß bie 
—— Eiſenbahnverwaltung auf dieſem Gebiete durch 
erbilligung der Transporte zur Hebung der wirtjchaft- 





aſſe zufammen- 
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lichen Kraft Deutſchlands unendlich er als der aller: 
ſchutzzöllneriſchſte und agrarifchfte Zolltarif tun fann. Denn 
das, was hier geleiftet wird, geichieht, ohne daß anderen 
Kreifen ber Bevölkerung neue ſchwere Laften auferlegt 
werden, welche unausbleiblich die folge haben, die Konſum— 
fähigkeit und die Gewerbtätigfeit diefer Mafjen felbft zu 
beeinträchtigen. 

Was die Frage ber Neform der Perfonentarife an- 
langt, jo hat die Entwidlung dahin geführt, daß wir zu» 
näcıft mit der auf 45 Tage Gültigkeit ſich erftredenden 
Rüdfahrkarte zu en haben, und daß alle Hoffnungen 
auf eine Reform der Berfonentarife, Br Bereinfachungen 
ihafft und Erhöhungen vermeidet, fi zunächſt darauf 
richten müſſen, Die rg derjenigen Sätze, 
welde gegenwärtig für bie Rückfahrkarte erhoben 
werden, für den gefamten Perfonenverfehr zu erftreben. 
Das ift nun aber um fo notwendiger, weil, wenn auch 
die Ausdehnung der ds der Nüdfahrkarten einen 
Fortſchritt bedeutet, die Nüdfahrkarte als ſolche jelbft 
doc durchaus ungeeignet ift, das Fundament eines ver- 
ftändigen Perfonentariffyftems zu bilden. 

(Sehr richtig! links.) 
Die Herren Amtsvorgänger bes enwärtigen Herrn 
—2 und ihre — abe —— Ab · 
eordnetenhauſe wiederholt anerkannt, daß das ganze 
Euftem der Rüdfahrlarten, entiprungen aus dem früheren 
Privatbahnfyftem, eigentlih jeine Griftenzberechtigung 
durchaus verloren hat, weil es für die Eifenbahnverwal- 
tung gar feine Veränderung ber Selbſtkoſten ausmacht, 
ob ein Meijender 200 km bins und zurüdfährt, oder ob 
er fofort in einem Zuge 400 km fährt. 

Nun aber, meine Deren, hat fich die Bedeutung der 
Rückfahrkarte feit Einführung der Aötägigen Gültigkeit 
fehr erheblich gefteigert. Die uns vorgelegte Statiftif im 
Betriebsberiht gibt davon durchaus fein richtiges Bild. 
Danad) würden aus bem — ——— auf die Rück⸗ 
fahrfarten, die Mundreifeheite und alle fonftigen Ber: 
günftigungen etwas über 47%, alfo noch nicht die Hälfte 
der Einnahmen, fallen. Aber hierbei find die Einnahmen 
aus der IV, Klaffe mit in Anſatz gebracht, bei der e3 gar 
feine Rüdfahrkarten gibt. Wenn man die I. bis III. Klaſſe 
ins Auge faßt, bei denen allein Rüdfahrkarten in Frage 
kommen, jo zeigt es fich, daß fchon heute die Einnahmen 
aus Nüdfahetahrten, Aunbreifebillet3 und ähnlidyen Ver- 
günftigun en über 70% der Gejamteinnahmen aus den eriten 

rei Rlafen ausmaden, d. h. die fogenannten 
Normalpreife bilden hier ſchon heute auch in Preußen 
weitaus die Ausnahme. 

Was bedeutet num der Zwang, ber in ber Rüdjahr- 
karte liegt, zur Rüdfahrt immer denjelben Weg zu be 
nugen? (8 entftehen auf diefe Weiſe die größten Ver— 
fchiedenheiten der Fahrpreife, für melde die Eifenbahn- 
verwaltung durch ihre Selbſtkoſten nicht die geringfte 
Rechtfertigung beibringen kann, die einzig und allein 
daraus herrühren, dag man die Ermäßigung nur auf 
die Rüdfahrkarten gewährt. Meine Herren, Bellen Sie 
fi vor, daß 3. B. jemand von Berlin noch Frank— 
furt a. M. veilt und den Rückweg nicht wieder direkt 
von ig a. M. nad Berlin machen will, fondern 
den Weg über Cöln nehmen will — 3. B. im vorigen 

hre zum Befuch der Düffeldorfer Ausftellung —, ein 
older Reiſender ift nicht in der Lage, die Rüdfahrkarte 
ohne weiteres zu benugen, und muß ben Normalpreis 
ablen, und diefer Normalprei® beträgt für die Yahrt 
—— a. M.-Coln-Berlin in dritter Klaſſe 
62,60 

(Buruf redts: Kombinierte Billets!) 

— Ih komme gleih darauf. — Wenn nun bdiejer 
Reiſende fich etwa mit Mundreifeheften helfen will, jo ift 
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[&ifenbahn-Etat] 


[Brvemel, Abgeordneter] 
das nur infoweit möglich, als er fein Gepäd —— 
bat. Hat er Bagegen epäd aufzugeben, fo ftellen fich 
bei 25 kg Gepäd die Soften ber Reiſe dritter Klaſſe 
nebft Gepäd auf 65,30 4, aljo höher als die Normal- 
preife, bei denen ber Reifende 25 kg Treigepäd hat. 
Wenn nun ber Neifende fi aber Geransrenet: bu 
nimmft eine Rüdfahrkarte Wegen "Ya a. M. und 
eine Rückfahrkarte Frankfurt a. M.- Cöln und fährft 
alfo bei der Rüdfahrt dem jchönen Umweg von Eöln 
nicht direkt nach Berlin, fondern von Cöln nad Frank- 
furt a. M. und von Frankfurt a. M. nad) Berlin, 
dann hat er, während der Normalpreis 62,60 M beträgt, 
nur 45,60 M zu zahlen; er jpart aljo 17 M an Reit 

koften und fährt noch 181 km weiter. 


(Heiterkeit) 


Meine Herren, das ift ein — daß in allen 
Hunderttauſenden von Fällen, in denen der Reiſende von der 
Ankunftsftation nicht direkt wieder zur Ausgangsftation 
zurüdtehrt, zutrifft. 

Meine Herren, ich behaupte, daß dieſe verjchiebene 
Berechnung des Fahrpreifes, die bei ber II. Klaſſe fich 
noch höher ftellt, dem Grundfag: gleiches Maß für alle! 
direkt widerſpricht. Zur Aufrechterhaltung eines folchen 

uftandes läßt ſich nicht einmal behaupten, daß es Eein 

ittel gebe, ihn zu befeitigen. Es gibt ein fehr einfaches 
Mittel, indem man nämlich diejenigen Preife, die heute 
ihrer Bedeutung nad ſchon eigentlich die Normalpreife 
find, d. h. die Breife der Nüdfahrkarten, auch allgemein 
u Normalpreifen madt. Will man bei der gegenwärtigen 
inanzlage in diefem Jahre den Schritt nicht tun — 
meine Herren, man wird ihn bald tun müffen. Einmal 
wird die Entwidlung dahin drängen, daß die Rückfahr— 
farten inmmer mehr in Gebraud) kommen, 3.8. in Fällen, 
wie ich deren ihnen einen foeben angeführt habe, und daß 
damit die Bedeutung der Normalpreife immer mehr 
herabſinkt. Sch vertraue aud, daß die Einficht der Eifen- 
bahnverwaltung dahin führen wird, daß fie dem gegen» 
wärtigen Zuftand, ber tatfächlich noch einen Tarifwirrwarr 
barjtellt, ein Ende macht, — ein Ende macht im Inter⸗ 
eſſe der Eijenbahnvermwaltung felbft. Denn die eigentliche 
Bereinfahung des Verkehrs und des Tarifweſens, bie 
angeftrebt wird betreffs der Perjonentarife, ift nur dann 
5 erreichen, wenn mit dem gegenwärtigen Syſtem 
er Rüdfahrtarten durch Erhebung ihrer Süße 
zu Normalfägen völlig aufgeräumt wird. 

Meine Herren, noch in einem andern Bunfte bietet 
das gegenwärtige Syftem einen üÜbelftand, der meiner 
Überzeugun ver nicht bis zu einer allgemeinen Tarif 
reform, b. L. ad kalendas Graecas, verihoben werden 
darf. Das find die auf den preußifchen Staatsbahnen 
beftehenden Gepädtarife. Der Herr Minifter hat 
ſchon dieſe Gepädtarife etwas preisgegeben, meiner Über- 
geugung nach bei weitem lange nicht entichieden genug. 

enge enwärtigen Sie ſich nur, meine Herren, daß, wenn 
bie Fenbahn 75 kg in Form eines Koffers zu be 
fördern hat, fie biefelben erheblich teurer befördert 
als 75 kg in Form eines Menſchen. lm ein 
Beifpiel anzuführen, habe ich das naheliegende Beifpiel 
Perlin-Caffel bin und zurüd gewählt, 370 km. ine 
Rückfahrkarte Berlin-Cafjel III. Klaſſe koftet 22,10 A 
Aber ein Koffer im Gewicht von 75 kg, alio dem 
Normalgewicht eines erwachſenen Mannes, Eoftet hin und 
— — abgeſehen vom Freigepäck — 29,60 M, alſo 
50 M mehr als ber Reiſende. Dabei wird der Koffer 
in einen rohen Wagen ohne Beleuchtung gefchoben, 


(Heiterkeit) 





— * der Reiſende in einem Coupe mit immer ver- 
befjerter Beleuchtung fahren kann. 


(Wiederholte Heiterkeit.) 


Für gewichtige Perjönlichkeiten, an denen wir doch unter 
unferen Kollegen manden haben, ftellt fi die Sache 
noch erheblich ärger. ine Perfon von 100 kg Brutto» 
gewicht 

(Heiterkeit) 


hat für eine Nüdfahrfarte II. Klaſſe Berlin-Eaffel 
33,10 AM zu zahlen. Sollte eine folde gewictige Per— 
jönlichkeit aber, außer feinem Freigepäck, auch einen ge- 
wichtigen Koffer von 100 kg Gewicht mit ſich führen, fo 
würbe fie für diefen bin unb zurüd 37 A, alio 3,90 M 
mehr zu bezahlen haben. Und hierbei wird der Koffer 
im Gepädwagen gefahren, während ber Reifende, Gott 
fei Dank! auf den Polftern II. Klaffe die Fahrt zurüd- 
legen kann. Man kann doch nicht behaupten, daß bie 
Manipulation, welche die Eifenbahnverwaltung mit dem 
Koffer vorzunehmen hat, biefe Differenz redhtfertigte; 
denn für ben Transport in den Gepädwagen und den 
Transport aus dem Gepädwagen können doc folde 
Differenzen wie 7,50 M oder 3,90 AM nicht gerechtfertigt 
werden. 

Meine Herren, hier haben wir in ber Tat ein 
vollftändig rüdftändig gewordenes Syſtem der 
Gepädtarife, deſſen Reform in jeder Hinficht dringend 
wünjchenswert ift. 

an darf auch nicht etwa behaupten, die Eifenbahn 
wolle am liebften fein Gepäd befördern oder recht wenig 
Gepäd; denn hierüber entjcheidet nicht das Belieben der 
Eifenbahnverwaltung, fondern das Bedürfnis des reifenden 
Publitums. Und diejenigen Perſonen, welche durd ihren 
Beruf gestoungen find, erhebliche Gepädftüde mit fich zu 
führen, 3.8. Reijende in Geſchäften — das ift —— 
nicht ein Teil des Publikums, dem man dieſe, man dar 
wohl jagen, Ertrafteuer im Gepädtarif auferlegen ſollte. 

Meine Herren, ich möchte nun noch einen zweiten 
Geſichtspunkt, den ich in der Programmrede bed Herrn 
Minifterd vermißt babe, kurz befprechen, und das find 
die FARIRIRBIHLIMER Pflihten der Staatsbahn- 
verwaltung nicht nur ihren Angeftellten und Arbeitern 
gegenüber, jondern dem Publiküm gegenüber. Auch 
auf diefem Gebiete glaube ich, ift es der Eifenbahnver- 
waltung dringend zu wünſchen, daß fie in anderer Weife, 
als e8 wenigjtens aus dem Programm des Herrn Eifen- 
bahnminifterd erfichtlich war, für das Publikum zu forgen 
beitrebt jei. 

Der Herr Abgeordnete Maltewig hat bereit3 die 
Sonderzüge mit ermäßigten Fahrpreiſen berührt, 
welche mit der Einführung der 4dtägigen Gültigkeitsdauer 
für Nüdfahrkarten befeitigt worden A, und bat dabei 
befonders auf das Beifpiel der Berlin-Stettiner 
Sonntags-Gonderzüge verwiejen. 39 glaube, daß 
der Herr Minifter die vom Herrn Abgeordneten Malkewitz 
angeführten zahlen in der Tat in feiner Weife ent- 
kräftet hat. Er hat ſich darauf berufen, daß wir im 
legten Sommer ſehr ſchlechtes Wetter — haben, und 
es muß zugegeben werden, daß dieſes Moment ſicher auf 
die Frequenz von Einfluß geweſen iſt. Wenn Sie aber 
hören, daß die Zahl der Reifenden in diefen Zügen in 
der III. Klafje auf ein Siebentel, in der II. Kinfe auf 
ein Biertel zurüdgegangen ift, jo wird man dies nun 
nimmermehr aus dem fchledhten Wetter allein erklären 
fünnen. Wenn ber Herr Minifter das doch tut, 
fo ift ihm nur zu erwidern: da kennſt du den Berliner 
lange nicht! Auch ein ra Sonntag jchredt ihn 
von einer Erkurfion nicht ab. Wohl aber ſpricht der 
Preis gewaltig mit. ft doch der Preis Rüdfahr- 
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[Broemel, Abgeordneter] 


karten von 3,00 M auf 5,40 M erhöht worden für die 
dritte Klaffe und von 6 auf 8,10 M für die zweite 
Klaſſe. Wie Sie bemerken, beträgt die Steigerung in 
der dritten rn 2,40 und in der zweiten Klaſſe 2,10 M, 
fie ift alfo abfolut und noch mehr verhältnismäßig höher 
für die dritte als für die zweite Klaſſe. Damit hängt 
ufammen, daß der Verkehr in ber dritten Klaſſe weit 
ärker zurüdgegangen ift als in der zweiten Klaſſe. 

Damit komme ich auf den Hauptpunkt der be 
treffenden frage, der bei diefen Sonderzügen mit billigen 
Nüdfahrkarten mitjpridt. Die Züge werden im wejent- 
lihen benugt von den unbemittelten Klaſſen, von 
den Eleinen Leuten, und diefe Reform — in diejem Falle 
ift es nur eine angebliche Reform, die um der Berein- 
fahung willen allen diefen Bügen mit einem Sclage 
den billigen Fahrpreis genommen hat — iſt bejonders 
ein Schlag gegen die Eleinen, unbemittelten Leute. Was 
boten diefe Sonderzüge? Sie boten gerade den unbe 
mittelten Stlaffen die Gelegenheit, am Sonntag eine Er- 
Inen fei e8 im Gebirge, jei es an der See zu fuchen. 








ndem man diefe Möglichkeit zerjtört, treibt man eine 
Zarifpolitif, wie fie wahrlich den fozialpolitifchen Grund: 
fägen unferer Zeit nicht entipricht. 

30 fann auch nicht jagen, daß die Vereinfachung 
die Befeitigung dieſer billigen — ers 
fordert habe. Der Bertehr der Sonderzüge mit er- 
mäßigten Fahrpreiſen ftellte im großen und ganzen einen 
Lokalverkehr dar. Wird man nicht zugeben, daß ber 
Lokalverkehr in anderer Weiſe behandelt werden muß 
als der durchgehende Verkehr? Jeder Verkehr be» 
jfigt feine Eigenart, und diefer Eigenart gemäß muß 
er behandelt werden. 

Ich habe dabei gar nicht allein die Züge zwischen 
Berlin und der Oſtſee im Auge, obwohl ich der Über: 
jeugung bin, es wäre gerade bei den Mufgaben, die 
unferm Baterland auf der See obliegen, recht erwünfcht, 
daß der Binnenländer mehr als bisher auch die See 


fennen lernte. 
(Sehr richtig!) 


Ich habe auch alle jene Sonderzüge im Auge, die früher 
nad) den nordbeutichen Gebirgen — ch kann auch 
nicht glauben, daß die Eiſenbahnverwaltung für alle Zeit 
auf dem Standpunkt ftehen bleiben wird, den der Herr 
Eifenbahnminifter heute hier entwickelt hat. Ich möchte 
heroorheben, daß diefe Sonderzüge meiſt vor langen, 
langen Jahren von den WPrivateifenbahnen eingerichtet 
worden find. Will die Staatsverwaltung fih in diefem 
Punkte wirklih von den bividendengierig —— 
Privateiſenbahnen übertreffen laſſen, will der Staat voll: 
ftändig diefe Einrichtung befeitigen, die mehr als drei 
Yohrachnte hindurch ſowohl zum finanziellen Vorteil der 

ejellichaften wie zum Nugen eines großen unbemittelten 
Bublitums bejtanden hat? 

Endlich, meine Herren, habe ich noch einen Punkt 
des Tarifwefens zur Sprache zu bringen, der ſozial— 
politifch von der größten a ift, das ift die Frage 
der Berorttarife Der Herr Abgeordnete Malkewitz 
hat dieje Frage auch betreffd der Stadt Stettin behandelt; 
ich kann mich feinen Ausführungen nur anschließen. Erſt 
durch die Einführung billiger Bororttarife würde es einem 
großen Teile der Stettiner Bevölferung möglich, fein, in 
weit ausgedehnterem Maße als bisher Nugen zu ziehen aus 
der zum Zeil jehr fchönen Umgebung der Gtabt, und 
zwar demjenigen Teile der Bevölkerung, der in der Stadt 
—— tagein nichts zu ſehen befommt als die hohen 
Häufer, Uber, meine Herren, wir bürfen auch nicht 
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überfehen, daß die Wohnungsfrage, die doch gerade 
in neuerer Zeit zu einer hervorragenden Bedeutung ge 
langt ift, im wefentlichen für fehr große Zeile der 
Bevölkerung eine Berkehrsfrage ift. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Wenn die Staatsregierung beftrebt ift, in der einen oder 
anderen Berwaltung dur Bauten für das Wohnungs 
bebürfnis von Arbeitern und Beamten zu forgen, fo ift 
das fehr erfreulih. Es wird doch aber immer nur ein 
Heiner Teil ber Bevölkerung daraus Nutzen ziehen können. 
Biel wichtiger ift es, durch eine Ausdehnung des billigen 
Vorortöverfehrs der Bevölkerung der immer mehr ans 
wachjenden Großſtädte die Möglichkeit zu bieten, in ge- 
funder Umgebung billiger zu wohnen, als fie bisher 


wohnt. 
(Sehr richtig!) 


Die Frage ift nicht allein auf die Frage der Wohnungen 
beichräntt, es ift bei dem großen, ftet3 wachjenden Anteil, 
welchen die Bevölkerung unjerer Großftädte von ber ge- 
famten Bevölterung des Baterlandes ausmacht, jogar eine 
Frage unjerer Wehrfraft. Es kommt darauf an, 
dadurch, daß man den Bevölkerungen unjerer Großſtädte 
ein gelunderes und billigeres Wohnen ermöglicht, auch die 
Gefundheitsverhältniffe in der Bevölkerung unferer Groß- 
ftädte A heben. 

eine Herren, es bat im Haufe im vergangenen 
Jahre, in der legten Seſſion, eine Petition aus Gtettin 
vorgelegen, in welcher die Einführung von billigen Borort- 
tarifen nad dem Muſter des Berliner Vororttarifes 
erbeten wurde. Das Haus hat damals beichloffen, die 
Petition der Staatsregierung als Material zu überweifen. 
Ich ftehe durchaus nicht auf dem Standpunkt, die For— 
derung nur für die Stadt Stettin zu erheben, ich meine, 
umgekehrt, wenn hier auch nur einigermaßen mit gleichem 
Maße gemeffen werden ſoll, jo muß das Syftem der 
Vororttarife auch auögebehnt werden auf eine größere 
Anzahl von Großſtädten, bei denen das Bedürfnis 
dazu vorliegt. Private Unternehmungen können vielleicht 
in dem einen oder anderen Falle geeignete Verkehrswege 
ſchaffen; im allgemeinen können fie auf diefem Gebiete 
nicht helfen und zwar gerade beshalb nicht, weil die 
Staatseifenbahnverwaltung einmal den beften Verkehrs— 
weg, die Gijenbahnen, im Befig hat. Wie joll eine 
private Unternehmung ſich finden, gegen die Staatsbahn- 
verwaltung mit ihren Schienen die Konkurrenz aufzu- 
nehmen? Das kann, wenn es überhaupt möglich ift, nur 
in fehr wenigen Fällen geichehen. Hier muß alſo bie 
Staatseifenbahnverwaltung helfen; bier hat fie tatjächlich 
eine fozialpolitifhe und nationale Pflicht zu erfüllen! 


(Bravo! bei den Freifinnigen.) 


Präfident v. Kiröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter, 
(Rufe: Bertagen!) 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Ich bin 
in jo fpäter Stunde nicht in der Lage, dem Herm Bor- 
rebner auf alle die Gefichtspunfte zu antworten, bie er 
namentlich hinfichtlich der Perjonentarife angeführt hat. 
Ach ertenne dem Herrn Vorredner gern zu, daß er eine 
ganze Anzahl von Gefichtspunkten und Sritifen vor— 
gebracht hat, die —— verdienen. * habe aber 
auch vorhin ſchon geſagt, daß ich einer Perſonenverkehrs- 
reform durchaus nicht abgeneigt fei, und daß ich in ein 
Studium ber Sache eintreten würde, worunter zweifellos 
eine ganze Anzahl von Gefichtspunften find, die der Herr 
Borredner berührt hat. Es ift mir natürlich nicht 
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[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 


möglich geweien, in ber kurzen Seit, die ich im Amte 
bin, irgend etwas auf diefem Gebiete zu bringen. Sch 
verjpreche, durchaus in wohlwollender Weile auf Die 
einzelnen Sachen Wert zu legen. 


Präfident v. Kröcher: Ich ſchlage dem Haufe vor, 
fich jegt zu vertagen. Damit ift das Haus einver: 
ftanden. 

Es wünfhen auszuicheiden 

aus der Petitionskommiſſion: die Abgeord» 
neten v. Göß und Dr v. Duiftorp-Erenzom, 
aus der Unterrihtsfommijfion: der Abge- 
ordnete Schaffner (nur für heute), 
aus der Budgetkommiſſion: ber Abgeordnete 
Dr am Zehnhoff, ferner (nur für heute) die 
Abgeordneten Windler, Schmieding und 
Dr Schultz (Bochum), 
aus der X. Kommiſſion; die Abgeordneten 
Graf Praichma und v. Loebell (legterer nur 
für morgen), 
aus der XL Kommijfion: die Abgeordneten 
Brütt, Dr Iderhoff und Wildens (letzterer 
nur für den 26 d. M.). 
Widerjpruch dagegen erhebt jich nicht. — ch lade die 
betreffenden Abteilungen ein, die Eriatwahlen vor: 
zunehmen, 


Die nädfte Sitzung jchlage ich vor, abzuhalten 
morgen, Mittwoch, Bormittag 11 Uhr mit derfelben 
Tagesordnung wie heute. 


Berbanbl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
v. Eynern. 


v. Eyneru, Abgeordneter: Hat der Herr Prälident 
immer noch feine Mitteilung vom Staatsminifterium, ob 
und wann es bie nterpellation wegen bes Biſchofs 
Korum in Trier zu beantworten gedenkt? 


(Heiterkeit im Bentrum.) 


BPräfident v. Kröcher: Mein, ich habe feine 
neueren Nachrichten darüber. ch bin aber bereit, um 
dem Drängen der Herren nachzugeben, die Berlefung der 
nterpellation morgen als eriten Gegenftand = die 
Tagesordnung zu jegen. Dann können die Herren aus 
dem Munde des Staatsminilteriums ſelbſt erfahren, ob 
und wann e8 bereit ift, die Interpellation zu beantworten. 
Wenn Sie aljo das wünſchen, bin ich gern bereit, die 
Anterpellation morgen auf die Tagesordnung zu ſetzen. 

Zur Geichäftsorduung hat das Wort der Abgeordnete 
v. Eynern. 


v. Ehmern, Abgeordneter: Sch möchte doch vor 
ichlagen, daß wir noch einen Tag damit warten. 
(Große Heiterkeit.) 
Präfident v. Kröcher: Es befteht kein Wideriprud) 


egen die von mir vorgejchlagene Tagesordnung; fie 
ehe feft 


Ich ſchließe die Sitzung. 
Schluß der Sitzung 4 Uhr 15 Minuten. 


Druck und Berlag: W. Moefer Buchdruderei in Berlin. 
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30. Sigung. 
Mittwoch den 25. Februar 1903. 


Fortjegung der zweiten Beratung des Ent- 


wurfs des Staatshaushaltsetats für das 
Etatsjahr 1903: 
Eifenbahnverwaltung (Einnahme Kap. 10 
bis 21. Dauernde Ausgaben Kap. 23 
zit. 1). — Druckſachen Nr 6, A zu 6, 
B zu 6; 53 zu 1 und Re.......... 
Einnahme Rap. 10 Tit. 1 und 2. 
Verhandlungen des Landeseifenbahn- 
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Spalte 


1958 


rats, Drudiaden Nr 6, A zu 6, 

B zu 6. ®etition II 3. Allgemeine 

Beiprehung (Schluß). 
De Dan use 1959 
Kittler (Thorn) ............... 1962 
Möllhaufen, Minifterialdireftor 1964. 97 
Dr Graf Douglas ............ 1964 
Budde, Minifter der öffentlichen 

Arbeiten......... 1966. 74. 2001 
a NEL OTRETTEUTE 1968 
ERBEN nenn 1977 
— en ak 1979 
Seppelnannnn 1980 
Goldſchmidt .................. 1980 
Dr dv. der Leyen, Wirklicher Geh. 
Oberregierungdrat ........... 1986 

Wehrmann, Minifterialdireftor.... 1988 
PR SEE RE 1990 
0 ERTL 1999 
De ee 2000 

Dauernde Ausgaben Kap. 23 

Tit. 1. Zugverbindungen. Peti— 

tion II 5, 
Noelle, Berichterſtatter. ......... 2003 
Baenih-Schmidtlein ........... 2003 
Kittler (Thorn) ............... 2006 
J 2006 
Deſſee 2008 
Dr Arendt (Mansfeld) ......... 2011 
N naar 2014 
2 2016 
2017. 29 
EST 2020 
2, VE 2020 
Dr Weihe (Herford) ........... 2021 


Berbandl. d. Haufes db. Abg. 19, Leglsl. V. Seffion 1908. 
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Spalte 
Metger (Flensburg) ............ 2021 
Wamhoff .................... 2022 
Meyer (Diepholz) ............. 2024 
DE RE seen 2025 
Dr Hauptmann........ PETER 2026 
a REEL PET 2028 
Kirſch (Düfleldorf).......... 2028. 29 
Budde, Minifter der öffentlichen 
ee VE 2029 


Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Hröcher: Ich eröffne die Situng. 

Das Protokoll führt der Abgeorbnete Im Walle, die 
Nebnerlifte der Abgeordnete Schettler. 

Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus, 

Der Abgeordnete Willvath, neugewählt für den 
Wahlbezirk 1 Aurich, ift in das Haus eingetreten und 
der . Übteilung zugelojt worden. 

Ich erſuche den Herrn Schriftführer, dad Ergebnis 
der geftern vollzogenen Erjagwahlen zu Kommiſſionen 
zu verlefen. 


Schettler, Schriftführer: An Stelle der Abgeord- 
neten v. Fi Dr v. Quiftorp-Erenzow, Schaffner, Dr am 
gl indler, Schmieding, Dr Schul (Bodum), 

raf Praichma, v. Loebell, 


rütt, Dr Iderhoff und 
Wildens find gewählt worden: 
in die Petitionstommijfion: die Abgeorb- 
neten Kache und v. Neumann-Großenborau, 
in die Unterrihtstommiffion: der Abgeord- 
nete N tee (nur für geftern), 
in die Budgetlommijfion: der Abgeordnete 
Dr Dittrih (Braunsberg), ferner (nur für 
geftern) die Mbgeorbneten v. Bud, Daub 
und Macco, 
in die X. Kommiffion: die Abgeordneten Graw 
und v. Davier (legterer nur für heute), 
in die XI. Kommiffion: die Mbgeorbneten 
Camp, Dr Graf Douglas und Himburg- 
Rogäk (legterer nur für morgen). 


Präfident v. Mröcher: Von dem Herrn Minifter 
für Landwirtfhaft ufm ift 
die Denkſchrift über die Ausführung des Ge- 
jeßes vom 26. April 1886, betreffend die Beförde- 
rung deutſcher Anfiedelungen in den Provinzen 
Wehpreußen und Bofen, für das Jahr 1902, 
eingegangen. Drud und Berteilung ift veranlaßt. 
ſchlage vor, bieje Ann: £urzerhand der 
Budgetfommiffion zu dem Etat der Anfiebelungs- 
fommiffion zu überweijen. — Damit ift das Haus ein- 
verftanden. 
Wir treten in die Tagesordnung: 
Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903: 
re eat — Drudjade Nr 53, 
zu I. 
Wir find ftehen geblieben in der Debatte über Ein- 


nahme Ze 10 Tit. 1 und 2, die Verhandlungen des 
Landeseifenbahnrats und die Petition, betreffend Roh— 
ftofftarif. 


Das Wort hat der Abgeordnete Dr deifig, 


1 3 — 


[Eifenbapu-@tat] nen 


Dr Heifig, Abgeordneter: Meine Veen die Worte 
meines Fraktionsfollegen Herrn Brafen Praichma zwingen 
mid, mit einigen Worten auf das zurüdzufommen, was 
er geitern hier geäußert hat. Er ſprach den Wunſch aus, 
baß der erjte der beiden Schnellgüge, welche jett hinter- 
einander von Breslau nad) Oberſchleſien bezw. nach Wien 
eben, an den Bwilchenftationen halten möge, um bie 
Boffasiere aufzunehmen, welde nah Wien oder in ber 
Richtung nach Wien reifen wollen. Ich babe dagegen 
nicht3 einzuwenden, daß der erite diefer Schnellzüge die 
Reifenden nad Wien befördert. Uber ich möchte doc) 
dringend bitten, aus dem bisherigen Schnellzug feinen 
Bummelzug zu machen. Schon jett fährt man bes 
Nachts um 12 Uhr von Berlin weg und, ih kann 
fagen, ganz vorzüglid bis Breslau; dort aber erfährt 
man zuerft einen dreivierteljtündigen Aufenthalt, dejjen 
lange Dauer man ficher nicht begreifen kann. Alsdann 
geht es in — —— verlangſamten Tempo weiter 
is Ktandrzin; aber von dort ab hört jede Schnelligkeit 
auf, und im allerlangjamften Tempo fährt man bis 
Sleiwig und Myslowig. Die Klagen über dieje Zug- 
verbindung hat im vorigen Jahre Herr Abgeordneter 
Letocha in ausgiebiger Weife vorgetragen, ſodaß ich nicht 
wg darauf einzugehen brauche. wollte nur bitten, 
daß, wenn dem Verlangen des Herrn Grafen Praſchma 
Rechnung getragen werden follte, dann nicht minder auch 
dem Wunfche des ganzen oberjchlefiichen Induſtriebezirks 
Rechnung getragen wird, den Fernverkehr dem bisherigen 
BZuftande gegenüber zu bevorzugen. Der Herr Abgeorb- 
nete Malfewig hat darauf hingemwiefen, wie läftig es fei, 
drei Biertelftunden beim Übergang auf eine Nebenbahn 
warten zu müſſen. Wir müſſen drei Biertelftunden in 
Breslau warten, um mit bemjelben Schnellzug weiter- 
fahren zu Eönnen; viel zu lang, meine ich, aud in 
Kandrzin. Doc genug davon! 

Eine andere Angelegenheit will ich kurz ftreifen. In 
dankenswerter Weife gibt es auf der Strede von Ober: 
Ichlefien nah Berlin —— für die Strecke 
Myslowig-Berlin. Leider find dieſe Durchgangswagen, 
wenn fie in Gleiwig eintreffen, ſchon derart gefüllt, daß 
ed häufig nicht möglich ift, in einem Coupe II. Stlaffe 
unterzufommen. Die Inhaber diefer Eoupes fahren aber 
im Durdgangswagen abe nur bis Breslau; wer 
aber den Wagen wirklich als —— benutzen 
wollte, kann erſt in Breslau ihn benugen, um von ba 
ab, bequem vielleicht, als einziger Paſſagier nah Berlin 
zu fahren. Diefe Unbequemlichkeiten datieren nicht erſt 
von dieſem Jahre, vielmehr eriftieren fie Jon mehrere 
Jahre; deshalb wollte ich fie endlich einmal zur Sprache 
bringen. ch glaube nun, e8 ließe fich ihnen jehr wohl 
abhelfen, nicht dadurch, daß fi der Schaffner in ums« 
ftändlicher Weife in Kattowig, Königshütte und Beuthen 
vor die Tür ftellt und alle Reiſenden nad; den Billets 
fragt, bevor er fie einfteigen läßt, jondern daß man 
diefen Durchgangswagen nicht erft in Breslau an ben 
Schnellzug Wien - Berlin anhänge, jundern ſchon in 
Kandrzin. Wenn das geiöehen würde, würde es feinem 
der aus Oberjclefien nad) Breslan Heifenden einfallen, 
in Kojel-Standrzin auf den Schnellzug zu warten; der 
og würde vielmehr für den Durchgangsverkehr frei 

eiben. 

n lag ift es in legter Zeit vorgefommen, daß 
das Blodfignal nicht funktionierte und, wie e8 in den 
——*— heißt, telephoniſche Mißverſtändniſſe ein bei— 
nahe ebenſo großes Unglück herbeigeführt hätten, wie es 
bei Altenbeken vorgekommen iſt. Dies veranlaßt mic 
zu der ut A ob es wirklich nicht möglich ift, derartige 
telephoniiche Mifverftändniffe dadurch auszufchliegen, daß 
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der betreffende Empfänger der Nachricht die empfangene 
Nachricht zurüdgeben muß, ſodaß der Abjender der Nach— 
richt ganz genau darüber informiert fein kann, was wirt. 
lich gehört wurde. 

Die Möglichkeit, leicht zu Schaden au fommen, liegt 
aber auch) vor auf den Bahnhöfen, in welchen die Schnell» 
züge auf Gleife geleitet werben, die zunächſt mehr für 
den Lokalverkehr geichaffen worden find, Gin draſtiſches 
Beifpiel dafür bietet der Bahnhof Gleiwig. An einem 
der legten Sonntage trat dies ganz bejonders in Er- 
ſcheinung. Der dritte ng ing ift zwar lang genug, 
aber viel zu ſchmal. In dem Moment, in welchem der 
Zug aus Beuthen heranraft, viefen die Beamten den 
ablreihen Baflagieren pflichtgemäß zu: Burüdtreten! 
ohin follte man aber zurüdtreten? In der Nähe der 
Gleiſe war Glatteis, der übrige Teil des fehr jchmalen 
Perrons war handhoch verjchneit. 

Da es Sonntags war, will id) niemand einen Bor- 
wurf daraus machen, daß der Schnee liegen geblieben 
und feine Aſche u. dgl. geitreut war; ich meine nur, daß 
an dieſem Tag bie Öefahr viel deutlicher zu tage trat, 
als es fonft bei jchönem Wetter der ge fein dürfte. 
Wie leicht kann in ſolchem Fall der Reifende plöglid 
unter die Räder geraten! Gin ar Fehltritt — und 
man liegt unter den Rädern! Es würde zwedmähig 
fein, wenn der Schnellzugsverfehr nicht über den dritten, 
jondern über den geräumigen überdadhten erften und 
weiten Perron geleitet würde, wie das früher üblich war. 
—* das geſchehen — und vielleicht ließe es ſich im 
neuen Jahre abändern —, dann würde dieſe große Gefahr 
ohne erhebliche Koften bejeitigt werden. Es wird fich im 
Hrühjahr um mehrere Gleisverlegungen handeln, weil 
eine neue Bahnftrede in Gleiwig einmünden wird, melde 
die Löſung diefer Frage wohl geftatten dürfte. 

Da nun die Strede Oberichlefien-Kandrzin und, wie 
es fich zeigt, auch bie andere Strede Gleiwit-Peistret- 
iham-Oppeln durch fteigenden Berfehr mehr und mehr 
belaftet wird, fo möchte ich darauf aufmerfjam machen, 
daß an den Herren Staatdminifter aus Kieferftäbtel von 
Magiftrat und Stadtverordnetenverfammlung eine Petition 
eingereicht wurde, welche eine neue Bahnverbindung 
—— Gleiwitz und Ratibor für den Durchgangé— 
verkehr von Oberſchleſien nach Oſterreich fordert. 
möchte hiermit dieſe Petition kurz befürworten, da ſie 
eine —— * Entlaftung herbeiführen würde, und wende 
ich zur Wohnungsfrage. 

n dankenswerter Weife find feitens der Königlichen 
Staatöregierung weitere Mittel du Beſchaffung von 
Wohnungsbauten in umfafjender Weile in Ausficht ges 
ftellt worden. Es ift uns unter Mr 51 der Drudjaden 
eine befondere Denkjchrift darüber zugegangen, und aus 
diefer geht zu meiner Freude hervor: erttens, daß in 
Gleiwitz 42  ohngebäube von der Staatseifenbahnver 
mwaltung gebaut werben, und zweitens, ba als Bau 
darlehne an zweiter Stelle 100000 M an ger 
Bau eielidiaften bewilligt worden find. Es geht auch 
aus der Denkſchrift hervor, wie Pe etwa die Durd- 
ſchnittspreiſe diefer Wohnungen fich geftalten. Es heißt 
nämlih: an den Einzelorten jind die Mieten 
fehr verfchieden; im Durchſchnitt betragen fie für 
größere, mittlere und Eleinere Wohnungen 190, 15 
zw. 112 MA 

Nun erlaube ich mir daran zu erinnern, daß eine 
Petition von den Lademeiſtern —— ſie kämen 
mit 112 AWohnungsgeldzuſchuß nicht aus; es it 
diefelbe Ziffer, wie die der durchichnittlichen Mietöpreilt. 
E83 wäre nun außerordentlich intereffant, zu erfahren, 
wie ſich die Sache nicht im Durchſchnitt, jondern an 

n, an welchen vor allem über die Wohnungs‘ 
teurung geklagt wird, geftalten mag. Ich fürdte, daß 
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[Dr Seifig, Abgeordneter] 


dann die Klagen der betreffenden Beamten fich nicht als 
anz umnberechtigt herausftellen werden. Ich möchte dann 
Bitten, diefe Angaben doc etwas mehr im Detail aus— 
uführen, als geichehen ift. Unter ber Wohnungsnot 

eiden nicht nur die ra fondern auch die 
Eiſenbahnwerkführer, die Telegrapbijten, bie 
Zugführer und ſchließlich auch höhere Beamte; aber 
eine Stategorie, die nicht zu den Beamten gezählt wird, 
wohl aber zu den Arbeitern, leidet meines Erachtens 
nod viel mehr darunter: das ift die Kategorie der 
Gehülfen. Sie werben zu den Arbeitern gezählt, ver- 
—— aber den Dienſt der Beamten; und ich fürchte, 


daß — 
(Glocke des Präfidenten) 


Präfident v. Hröcher (den Redner unterbrechend): 
ge: Abgeordneter, Sie jprechen aber meiſtens über die 
achen, die bei diefem Titel nicht beiprocden werden 
follen. Das Haus hat doch beichloffen, daß bei diejem 
Titel über Zugverbindungen, über die Angelegenheiten 
der Beamten und Arbeiter und über Bauten nicht ges 
fprochen werben fol. Das, worüber Sie jegt reden, iſt 
eigentlih eine Kombination über die Berhältniffe der 
Beamten und Arbeiter und über Bauten, über —— 
bauten und über die Wohnungsverhältniſſe der Beamten 
und Arbeiter; das ſoll ja bei anderen Titeln beſprochen 
werden. 


Dr Seiſfig, Abgeordneter (fortfahrend): Ich will 
damit aufhören. 

Ich darf wohl noch einem der Herren Redner, 
welche geſtern bier ſprachen, ganz kurz darin bei— 
ſtimmen, daß die Wohnungsnot nicht zum geringſten 
Teil dadurch beſeitigt wird, daß die Vorortbahnen be— 
gänftigt werben. m Gegenjat hierzu ftehen allerdings 

ie Reiftungen ber oberjchleitichen Straßeneijenbahn, welche 
in und um Gleiwitz viel zu wünfchen übrig laſſen. 
ch wende mich num zu ber 33 e des Sonlitions- 
rechts, die geftern in ausgiebiger Weile erörtert worden 
ift, will mid) aber ganz kurz fallen. Der Herr Minifter 
hat zugegeben — und darin ftimmen wir ihm alle bei—, 
dak das Sonlitionsrecht der gewerblichen Arbeiter in 
keiner Weife angetaftet werden jolle. Nun möchte ich 
hier ganz kurz einem weiteren Gedanken Raum geben. 
Schon der $ 152 der Gewerbeordnung fieht gewiſſe Ein- 
fchränfungen der Sonlitiondfreiheit vor; denn er jagt: 
Berabredungen und Bereinigungen zum Behufe der 
Erlangung günftigerer Lohn- und Urbeitsbedingungen, be 
ſonders mittels Einftellung der Arbeit oder Entlaffung 
der Arbeiter find verboten. 

Außerdem erfährt das Koalitionsrecht auch eine 
wirkſame Einfchräntung durch verichiedene ag Tuer 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs. Dort heißt ed: wer Öffent- 
Lich vor einer Menfhenmenge ufw zum Ungehorfam 
gegen Geſetze oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb 
ihrer Zuftändigkeit getroffenen Anordnungen auffordert, 
wird bejtraft. Es fteht jomit eine abjolute Freiheit tat- 
ſächlich nicht feft. 

Ach darf weiter jagen: diejem Koalitionsrecht ftehen 
zweifellos auch gewilje Pflichten der Arbeiter und vor 
allem auch der Beamten gegenüber. Das ift von den 
Herren Vorrednern jchon behandelt worden. Außerdem 
— darin war die Mehrheit des Haufes einig — ift der 
Gehorjam aller Untergebenen notwendig, und wenn ber 
2e- Minifter meint: wir brauchen Disziplin und dulden 
einen Umfturz, fo pflichte ich ihm volljtändig bei, wenn 
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er jagt: wir brauchen Disziplin. Bezüglich des Wortes 
Umſturz“ liegt, wie ich meine, die Sache nicht ganz Elar. 
Wenn es num vollends dahin erläutert worden ift, daß 
möglicherweife Mitglieder eines Somfumvereins ſchon da⸗ 
durch des „Umſturzes“ verdächtig werden, daß der Son» 
fumverein von —— — geleitet wird, ſo, meine 
ich, kommt man doch zu ganz eigenartigen, unhaltbaren 
Konſequenzen. Daß die Konſumvereine unter fozial- 
demofratifcher Leitung wohl nit immer den geietlichen 
Vorſchriften völlig entipredhen, wonach politiihe Be— 
ftrebungen in Konſumvereinen ausgeſchloſſen fein müflen, 
fcheint aus dem Vorgehen des Herrn Dr Grüger auf ber 
Kreuznacher Berfammlung beftätigt worden zu fein. Dort 
find von dem Verband der Beutichen Erwerbs. und 
BWirtichaftsgenofjenichaften, wenn ich nicht irre, 90 oder 
noch mehr Konſumvereine ausgeſchloſſen worden, weil fie 
eine fozialdemofratijche Tendenz hatten. Es iſt deshalb 
durchaus richtig, wenn die Frage möglichit immer im 
Einzelfall geprüft und dann erft entichieden wird. Diejes 
aber hat der Herr Minifter in dankenswerter Weife zu 
ejagt. 
. un meine ich aber, e8 wäre doch wohl recht gut, 
wenn fchon die allgemeine minifterielle Anmweifung bie 
Einzelfälle möglichſt erfaßte. Gelegentlich der Beratung 
des Berg⸗ und Hüttenetats habe ich darauf hingewieſen, 
dak die anicheinend von der Bentralinftanz ergangene 
allgemeine Berfügung, gegen welche ſich wohl ns Er 
hebliches einwenden ließ, zu mißverftändlichen Auffaffungen 
geführt habe. Es ift mir ferner aus meinem Wahlkreiſe 
verfichert worden, daß aus Laband Beamte der König» 
lihden Eiſenbahn deshalb verfegt worben feien, 
weil fie ein polniſches Blatt gelefen bzw. ge- 
halten hätten. Das würde bis zu einem 28 
Grade die Behauptung der Arbeiter beſtätigen, daß ihnen 
in den Staatsbetrieben erſtens verboten worden ſei, pols 
niſche Schriften zu lefen, zweitens die Beteiligung an 
polnifchen Vereinen und drittens der Gebrauch der pol- 
nifchen Sprache im Umgang. Gelegentlich der Beratung 
des Bergwerksetats habe ich das jcharf gerügt und ge 
meint, wenn das Berbot in diefer umfaflenden Weile 
ergangen fein follte, jo wäre das ein arger Mißgriff, ein 
ißgriff erften Ranges. Das jcheint mir nun auch 
bezüglich des Vorganges in Laband der Fall zu fein. 
Nun bin ich allerdings nur in der Rage, behaupten zu 
fönnen, in Laband fei es jo gewejen, —F den Nachweis 
erbringen zu können. Ich möchte aber die Bitte an die 
Zentralinſtanz richten, ſie möge die unteren Behörden 
anweiſen, recht —— bei der Anwendung der Dies» 
bezüglichen allgemeinen Borjchriften zu fein. Es ift jehr 
ſchwer, oft unmöglich, Leute, welche zu Unrecht gemaßregelt 
worden find, nachträglich eo zu entjchädigen. 
Arbeitern, die mit 14 tägiger Kündigung entlafjen worden 
find, hilft e8 wenig, wenn fie jpäter wieder angeitellt 
werden. Erhalten Je doch jicher keinen Erſatz für bie 
ausgefallenen Schichtlöhne. 

Da ber Herr Minifter fein Wohlwollen für Arbeiter 
und Beamte in der ausdrüdlichiten Weife verfichert, und da 
er bewiejen hat, daß er es nicht bei bloßen Worten bewenden 
laſſen will, jo hoffe ich, daß auch in diefer Beziehung bie 
Klagen aufhören werden, weil die unteren —— ins 
zuilchen angewiejen worben find, vorfichtig und in richtiger 

eife vorzugehen. 


Präfident v. Hröcer: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Sittler (Thorn). 


Kittler (Thorn), Abgeordneter: Meine Herren, es 
wird in Weftpreußen, befonders in Thorn, bitter enıpfunden, 
daß die preußiiche Staatsbahnverwaltung die aus Ruß— 
land fommenden, mit Getreide, Buteriofen, — 
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rien man 


[Rittler (Thom), Abgeordneter] 
Kleie, Rübkuchen u. dgl. loſe beladenen Waggons über- 
nimmt, ohne das Gewicht zu prüfen. nfolgedefien 
fommen bei ben bekannten ruffiihen Verhältnifien dieſe 
Wagenladungen in Thom und im Inland überhaupt mit 
gen bedeutendem Untergewiht an. Da nun faft ohne 

usnahme die ruffischen Lieferanten bedingen, daß das 
Gewicht in Alerandromwo ber Berechnung zu grunbe gelegt 
wird, fo entftehen für bie beutjchen eng: anz 
bedeutende Berlufte, die fich auf Hunderttaufende — 
und die bei Futterſtoffen in letzter Reihe die deutſche 
Landwirtſchaft zu tragen hat. Ein einziger Kleinhändler 
in Thorn berechnet den Ausſall durch Untergewichte der 
bei den Sendungen an ihn allein entſteht, auf 15 000 M 
jährlih. Noch peöber ift der Berluft verhältnismäßig bei 
Getreide, einmal des höheren Wertes bes Artikels dot 








dann aber auch, weil für das fehlende Quantum der Zoll 
bezahlt werben muß, wenn der Wagen nicht unter Auf: 
fit von —— entladen und das Gewicht feſtgeſtellt 
wird, as ift nur möglich, wenn ein Sollamt am 
Bahnhof ift, und ift außerdem mit erheblichen Koſten 


Als in den legten Jahren wegen ber Mißernte im 
Jahre 1901 und im vorigen Jahre, weil unmittelbar 
nad) der Ernte das Getreide in Weitpreußen zu klamm 
mar, um allein vermahlen werben zu können, die Mühlen 
große Mengen Getreide aus Rußland beziehen mußten, 
war dieſer Berluft geradezu enorm. Jede SKalkulatur 
war unmöglich; denn man wußte nicht, mit welchen 
Fee die Sendungen ankommen werben. 
Bezeichnend für die PVerhältniffe dürfte es fein, daß 
damals von ruffiihen Agenten offeriert wurde, * 
Bezahlung von einigen Hundert Rubeln monatih ie 
Verpflichtung zu übernehmen, daß diejenigen, die dieſer 
„Berfiherung gegen Diebftahl” beitreten würden, Die 
Waggons ohne jeden Gewichtöverluft in Thorn rejpeftive 
im Inlande befommen würden. In Rußland ift ja ber 
Nubel allmächtig, und das Geſchäft wäre mwahrfcheinli 
fehr leicht zu —* gekommen, wenn man nicht au 
deutſcher Seite Bedenken gehabt hätte, daß es ſich um 
Beſtechung von Beamten handelte, und deshalb das 
Geſchäft abgelehnt hätte. Der Eifenbahnverwaltung ift 
es völlig befannt, daß die Wagen oft nicht gewogen 
werden. ch habe hier einen Schriftfag von einem Ber- 
treter der Eifenbahnverwaltung in diefer Streitfadhe, in 
dem fie jelbit angibt, 

daß es befannt jei, daß das Gewicht in den 

neuen Frachtbrief aus dem Vorfrachtbrief über- 

tragen werde, ohne daß eine Verwiegung erfolge. 
Trotzdem es aljo der Eifenbahnverwaltung befannt iR, 
daß bei Übergabe der Waggon nicht gewogen wird, 
rejpeftive daß mittlerweile Beruntreuungen erfolgen, 
trogdem es ihr befannt ift, daß die Waggons mit gan 
bedeutenden Untergewichten im Inlande ankommen, un 
daß ihr vielfach mitgeteilt ift, daß das in Alexandrowo 
ermittelte Gewicht bei Berechnung ber Waren mit ben 
ruſſiſchen Lieferanten zu grunde gelegt wird, ift bis jegt 
nichts geſchehen, um diefen Übelftand zu bejeitigen. 

Ein Dolus liegt natürlich nicht vor; aber die Eifen- 
bahnverwaltung unterftügt dadurd, daß fie Frachtbriefe 
übernimmt, von denen fie weiß daß der amtliche Wiege- 
ftempel angebracht worden, ohne daß der Waggon ver- 
laden ift, eine Täufhung der Empfänger. Für Thom 
wird diefer Mißſtand ui empfindlicher daburd, daß in 
nächſter Beit ein neuer Grenzübergang aus Nußland nad) 
Deutſchland eröffnet wird und zwar in der Richtung von 
Warſchau, Lodz, Kaliſch nad Oſtrowo. Bei dieſem Über- 
gang wird, wie ich mit Beftimmtheit vorausjege, bie 


eußiſche Eifenbahnverwaltung dafür Sorge tragen, daß 
ie Übernahme der Waggons auf preußiicher Seite erfolgt, 
aljo in durchaus reeller und zuverläffiger Weife. 

Diefer Grenzübergang ift an und für ſich eine beffere 
Verbindung nad; Mitteldeutichland; er wird Thorn und 
Alerandrowo eine ſcharfe Konkurrenz maden. Die on» 
furrenz würde aber geradezu vernichtend fein, wenn in 
Alerandrowo das —— Verfahren beibehalten würde 
und die Verluſte in derſelben Höhe, wie es eg ber Fall 
ift, weiter blieben. ch erlaube mir deshalb, en Herrn 

inifter zu bitten, diefen Mißftand zu befeitigen. Aller: 
dings wird das nur in der Weife möglich fein, daß in 
Ulerandrowo Beamte ftationiert werben, die bei Über: 
nahme der Wagen das Gewicht prüfen. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommilfar. 


Möllhauſen, Minifterialdireftor, NRegierungs- 
fommifjar: Meine Herren, von der Beſchwerde des Herm 
Vorredners ift in der Bentralinftanz noch nichts bekannt 
geworden. Es mag fein, daß Sendungen von Futter 
mitteln und Getreide, die über Alexandrowo eingehen, 
oft mit Mindergewicht ankommen. Die Sachlage ift aber 
die, daß in Alerandrowo der einzige Übergang von Ruf- 
land ift, der auf der gleihen Spur mit Deutichland bie 
Transporte ausführt, jobaß hier ebenfowenig eine Not 
wendigfeit vorliegt wie an allen übrigen Übergangs 
ftationen, wo bie Wagen von einer Bahn zur anderen 
durchlaufen, eine Berwiegung des Wagens durch Feſt⸗ 
ftellung des Gewichts vorzunehmen. Es geſchieht auf 
feinem einzigen Bahnübergang, weder bei Zransporten, 
die aus Belgien, Frankreich, Holland er aus Oſterreich 
zu und kommen. Das ift dann namentli unzwedmäßig, 
wenn dadurch eine Berlangfamung der Transporte die 
Folge ift, was fehr leicht möglich ift. Ich kenne die Ber- 
—* in Alexandrowo nicht jo genau; aber das iſt 
icher, daß bei dem ftarfen Verkehr in Futtermitteln, wie 
er in Wlerandrowo im vergangenen Jahre bei der if 
ernte von Futtermitteln bei uns ftattgefunden hat, eine 
ausnahmslofe Nachwiegung der Sendungen überhaupt 
ganz u gewejen wäre. Wber ich werbe aus ber 

nregung des Herrn Vorredners Beranlafjung nehmen, 
die Sache zu unterfuchen, und was in der Beziehung ge- 
ſchehen kann, wenn die Berhältniffe fo liegen, wird —* 
verſtändlich geſchehen. 
(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr Graf Douglas. 


Dr Graf Donglas, Abgeordneter: Meine Herren 

id) kann mich bei dieſer Pofitton darauf befchränfen, dem 
Herrn Minifter einige Bitten vorzutragen. zunääft 
kann ich nur den Wustührungen bes Bern ollegen 
Dr eg mich anfchliegen und dem Dank, ben er dem 
em Minifter ausſprach für die Fürſorge für die 
eifenden durch Darreihung von Waffer ujm. Bor 
allen möchte ich mich feiner Bitte anfchließen, dab ein 
Berbot ergehen möchte gegen Darreihung des zu falten 
Biers auf Bahnhöfen. liegt da ganz bejonders eine 
Gefahr vor, weil die Zeit zu kurz if die Leute gießen 
das Ealte Bier hinter, zu ihrem eigenen größten Nachteil, 
wie jeder Arzt zur Genüge weiß. a möchte dabei 
Haken, daß ich in früheren Jahren mehrfach bei der 
Regierung vorftellig geworden bin, man möchte das Ber- 
ichenten von eisfaltem Selterwafjer in ben öffentlichen 
Buden verbieten. Leider waren meine Bemühungen zu- 
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[Dr Graf Douglas, Abgeordneter] 
nächft vergeblich. Später, im Jahre 1893, kam mir babei 
die Cholera zu ftatten, gerade wie fürzlich die Peftgefahr 
beim Seucdengejeg, und es haben bie beiden Minifter 
des Kultus und des Innern eine dahingehende Ber- 
fügung erlafen, daß nirgends Wafjer unter 10 Grad in 
diejen Buben verfchentt werden darf. Rad möchte den 
Herrn Minifter bitten, doch eine ähnliche Verfügung auch 
bier an die Wirte ergehen zu lafjen. 

Weiter möchte ich darauf binweifen, daß wir im 
Sommer jehr häufig unter der hohen Temperatur in den 
Waggons zu leiden haben, Zwar ift früher fchon bie 
Anmweifung ergangen, daß man die Deden durch Beiprengen 
mit Wafjer etwas abkühlen foll; ich möchte aber vermuten, 
daß dies nur jelten gejchieht, weil dadurch die Fenfter 
und Wände der Waggons beſchmutzt werden, und man 
er, vor der Arbeit * dieſelben wieder zu reinigen. 

ielleicht könnte dieſe Verfügung einmal wieder in Er— 
innerung ne werben. 

Nun aber hat man ja bei allen folchen Büterwagen, 
bei denen darauf ankommt, daß die Ladung vor Hike 
bewahrt wird, die Dede weiß geftrichen. Dasjelbe tut 
man in ber Induſtrie ganz allgemein da, wo es barauf 
ankommt, fich gegen zu große Hite zu ſchützen, wie 3.8. 
in der Kaliinduftrie, beim Petroleum ufw. Sch möchte 
mir deshalb die Bitte erlauben, Verſuche anftellen zu 
laſſen, ob nicht durch ein Weißitreihen der Dede eine 
mäßigere Temperatur herbeigeführt werden fann. Die 
weiße —* wird ſich natürlich nicht immer ſo abſolut 
rein erhalten laſſen, indes wird man immer eine helle 
Farbe haben, die große Vorzüge vor dem jetzigen Dunkel 
der Decken hat. 

Es wäre vielleicht auch angezeigt, wenn wir bei uns 
in den verſchiedenen Coupés, wie es in anderen Ländern 
ift, ein Thermometer hätten; denn man kommt oft im 
Winter aus der Kälte in völlig überheizte Coupes; 


(ſehr richtig!) 


dann ift ein Streit unter den Paflagieren, aber niemand 
Eann jagen, welche Temperatur eigentlich ift. ch möchte 
in diefem Falle vorſchlagen, ein Marimum- und Minis 
mum-Thermometer zu nehmen, damit man den bedienenden 
Beamten nachher nachweiien kann, welche Fehler geichehen 
find, zumal wenn der Berichluß ein derartiger ift, daß 
nur der E£ontrollierende Beamte mit dem Magneten den 
Stahl herauf oder herunternehmen kann. a Tiflis 
habe ich gefunden, daß man nicht nur in dieſer Richtung 
Fürſorge getroffen hat, ſondern es waren auch Ther- 
mometer außerhalb der Coupés angebracht. Es iſt ja 
häufig auch intereſſant, die Außentemperatur beobachten 
zu können. 

Nun hat die Verwaltung immer Fürſorge getroffen, 
daß die Coupés möglichft ftaubfrei bleiben ſollen, und das 
ift ja in anerfennenswerter Weife geichehen. Ich möchte 
aber doch anheimgeben, zu prüfen, ob es nicht gut wäre, 
—3 die Plüfhüberzüge, die den Staub bekanntlich 
ſehr fefthalten, durch andere, die weniger dieſe Eigen- 
ichaft haben, 8 erſetzen. Much wären etwas weniger 
ftaubführende Deden, am Fußboden viellei ee 
bare Deden, die natürlich wieder nicht glatt jein dürften, 
am Plage, 

Dann ift es oft für die —5— eine rechte Be— 
läftigung, wenn fie beim Bahninipektor fich eine Bahn— 
unterbrechung atteftieren laffen wollen. Es ift mir felbft 
paffiert, daß ich den Anjchluß, ba ich in einen anderen 
Zug überfteigen mußte, nicht erreichte. Auf einigen 
grogen Bahnhöfen ift ja eine bejondere Stelle Bierfür 
errichtet; indes läßt fich das natürlich nur auf großen 
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Stationen einrihten. Ich möchte e8 daher der Erwägun 
anheimgeben, ob nicht in gewiffen Fällen das Zugperjona 
angewiejen werben fönnte, einen folchen Vermerk während 
ber Habrt zu machen, 3. B. bei den D-Zügen gelegentlich 
ber Entnahme ber Blagfarten ; da haben die Zugführer 
en auch bei dem oft ftundenlang ununterbrochenen 
Fahren Hierzu Zeit. 

Zum Schluß möchte ich bemerken, daß ich eigentlich 
weiter unten noch meinen Lofalpatriotismus zum Aus— 
drud bringen müßte. ch habe aber meiner alten Ge— 
wohnheit gemäß vorgezogen, mit dem —— Herrn 
Dezernenten aus dem nifterium bie betreffende Petition 
ſehr eingehend —— und darzulegen, und ich halte 
diefen Modus deshalb für ganz prattiſch, weil man doch 
dabei noch weit grünblicher jein ann als bier im Plenum. 
Wenn ich nun aus Rückſicht auf die Zeit aller der Herren 
fpäter verzichte, auf dieſe Lokalſchmerzen einzugehen, jo 

laube ich, daß dadurch weder der Unterführung nad) der 

Staßfurter öhe noch einer befferen Verbindung von 
bier über Afchersleben nad dem Harz das Wohlwollen 
der Königlichen Staatsregierung entzogen werden dürfte, 
eben weil ich diefe Rüdficht nehme. 


Präfident v. Hröcdher: Der Herr Minifter hat 
das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Ich bin 
dem Herm Abgeordneten Grafen Douglas dankbar für 
die verfchiedenen Anregungen, die er gegeben hat, um für 
das reifende Bublitum in betreff der Bequemlichkeit und 
Gefundheit beffer zu forgen. Ich fage gern zu, daß ich 
in Unterfudungen eintreten will, daß nicht zu kaltes, 
abgeftandenes, ſchlechtes Bier und nicht zu kaltes Wafler 
verabreicht wird. Es ift dann davon ——— worden, 
daß im Sommer vielfach die Wagen zu heiß und zu 
erg find. Auch das muß ich anerkennen, und es hat 
as wohl jeder empfunden, der öfter auf Eijenbahnen 
reift. Ob das zu befeitigen ift dadurch, daß die Dächer 
einen helleren Anftricy befommen, will ic) —— eſtellt ſein 
laſſen, jedenfalls werden Verſuche na er Ric 
tung gemacht werden. Wenn in den Sühlwagen, in 
denen Bier ufw befördert wird, die Temperatur eine 
andere ift, fo liegt das wefentlich daran, daß wir bei 
diefen Wagen eine doppelte Wandung und be 
fondere Lüftungsvorkehrungen haben und daß bie 
Wagen nicht auf jeder Station geöffnet werben und heiße 
Luft von neuem wieder eintreten fann, immerhin muß 
etwas gefchehen, um die Wagen befjer zu lüften und bie 
Temperatur im Wagen beſſer zu geftalten. Im Winter 
wird darüber yeklagk, daß die Temperatur eine ungleich 
mäßige iſt. ud frühere Redner haben das jcdhon 
erwähnt. Aber, meine Herren, bedenken fie doch, daß die 
preußifche Staatseifenbahnverwaltung im Winter täglich 
60 000 Zimmer d. h. Abteile zu heizen hat. Wenn Sie 
ferner bedenken, daß auch in Privatwohnungen, fei 
es eine —— wie Sie wollen, ſeien es Ofen 
oder Zentralheizung, auch hier und da einmal Klagen 
darüber laut werden, daß die Temperatur nicht fo iſt, 
wie fie fein foll, dann bitte ich, etwas nachfichtig Darüber 
zu urteilen, daß es mir nicht gelingt, meine 60 000 Zimmer 
jedesmal fo zu heizen, wie derjenige Pafjagier, der darin 
it, e8 haben möchte. Nun find es aber verfciedene 
affagiere. Ich bin z. B. nicht für eine ftarfe Heizung, 
andere wollen es lieber fehr heiß haben. Nun ift vor— 
geichlagen worben, Thermometer anzubringen; die haben 
wir gehabt. Wenn man SHeizverjuche macht, wie ich 
zufälligerweife früher —* Gelegenheit gehabt habe, ſo iſt 
es ein außerordentlicher Unterſchied, ob das Thermometer 
in der Mitte des Zimmers hängt, ob an einer Wand, 
und in welcher Höhe es hängt. Cs kommen in ben 
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IBudde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 


Wagenabteilen, je nahdem das Thermometer angebracht 
ift, Unterichiede bis zu 10° C. heraus, bejonders bei 
ftarfer Kälte. Dadurch entitehen dann weientliche 
Meinungsverjchiedenheiten bei den Paflagieren, die inner- 
halb desjelben Abteils find. Wir haben deshalb, um den 
Paffagierkrieg im Mbteil zu bejeitigen, die Thermometer 
wieder abgeihafft. Dagegen hat der Heizwärter, der im 
Buge für die Heizung zu forgen bat, ein Thermometer 
ei jich, um, wenn Meinungsvericiedenheiten in den Ab- 
teilen entjtehen, Mefjungen vorzunehmen und ben 
Pafjagieren die Überzeugung beizubringen, welches bie 
richtige Temperatur if. Außerdem hat er dafür zu 
forgen, daß die Heizung im ganzen jo a ift, daß 
eine mittlere Wärme erreicht wird, uh find bie 
——— rungen in den Wagen in einer Umarbeitung 
egriffen, ſoda alle die Berwaltung einerfeits die Klagen 
als berechtigt anerkennt, andererjeitS bemüht fein wird, 
den Wünſchen des reifenden Publikums, jomweit e8 erreichbar 
ift, zu entiprechen. 

Es ift ferner verlangt worden, daf die Abteile jtaub- 
frei und ſauber jein jollen. Meine Herren, ich habe die 
Ichärfften Berfügungen bald nad) meinem Amtsantritt 
gegeben, daß die Sauberkeit in den Abteilen erheblich zu- 
nehmen müſſe. I“ bin jelbft bei Gelegenheit durch ganze 
Züge gegangen, habe den Zugführer und den betreffenden 
abjendenden Stationsvorfteher vorgenommen und habe 
ihm mein Mißfallen darüber ausgeiprocden, daß der Zug 
nicht ausreichend fauber war. Ich habe fämtliche höhere 
Eifenbahnbeamten, die dienftlich oder außerdienftlid) reifen, 
verpflichtet, daß fie, wenn fie auch nicht im Direktions- 
bezirk beamtet find, wo fie gerade reifen, doc; den Zug 
auf Sauberkeit prüfen und gerade an den Stellen, wo 
Unfauberfeiten am leichteften vorfommen, nachſehen follen, 
ob das Zug. oder Fahrperſonal feine Schuldigkeit tut. 
Ebenſo habe ic; angeordnet, daß die Schlafwagen gan 
bejonders fjauber gehalten werden follen, gleichviel, o 
Mehrkoften —— verurſacht werden oder nicht. Es 
find auch Maßnahmen getroffen, daß außer den gewöhn- 
lien Säuberungen ertraordinäre Reinigungen ftattfinden, 
indem die Politerteile mindeftens alljährlich einmal durch 
Dampfreinigung wieder in ordnungsmähigen Zuftand 
verjegt werden. Ich hoffe, daß bie Tharie Handhabung 
derjenigen Bejtimmungen, die für die Sauberkeit der 
Abteile getroffen find, zu einem günftigen Ergebnis führt. 
Ich bin aber jehr dankbar jedem Bafjagier, der etwas 
anders findet, wenn er feine Klagen vorbringt, an die 
zuftändige Stelle oder an mid, damit Abhülfe geichaffen 
wird, denn die Wagen können nicht jauber genug fein. 


Es hat dann Herr Abgeordneter Graf Douglas ſich 
darüber beflagt, daß die Beicheinigung der Fahrtunter- 
brechung eine jchwierige und umftändliche ſei. Auch das 
muß ich anerfennen, auch das habe ich ſchon öfter erlebt, 
da ich wie Sie " Nüdfahrkarten reifen muß und feine 
Freikarte befige; jo paſſiert es mir aud, daß mir das 
unbequem ift: ich muß mir auch meine Fahrtunterbredung 
beicheinigen laffen. ch kann nun nicht zufagen, daß das 
eändert wird, denn das bedarf einer befonderen Unter: 
ſuchung. Ich rechne es aber zu denjenigen Unbequemlich- 
keiten, die zum Gegenftande der Abjchaffung bei einer 
Perfonenverkehräreform gehören können, ugenblidlich 
jedoch kann ich nicht fagen, wie es vermieden werden foll, 
da mir meine Herren Sadperftändigen mitgeteilt haben, 
daß, jolange die Rüdfahrkarten beftehen, die Bejcheinigung 
der Fahrtunterbrechung bleiben muß, wenn wir nicht 
großen Betrügereien ausgefegt fein wollen. Die Frage 
wird alfo erneut in Unterfuchung gezogen werden, 
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Präfident v. Rröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Ring. 


Ring, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem bei 
der allgemeinen Beiprehung des Etats meine politifchen 
Freunde unjere Wünſche und unferen Stanbpunft im 
weſentlichen Elargelegt haben, und nachdem auch von der 
rechten Seite des Haufes wiederholt dem Herrn Minifter 
unjere Zuftimmung dargetan worden ift gegenüber den 
Beftrebungen, die jozialdemokratijchen Tendenzen von den 
ee bein abzuhalten, könnte a als erſter Redner 
für die Berjonen- und Gütertarife jofort dazu übergeben, 
dem Herrn Minifter einige Spezialwünſche vorzulegen; 
ich möchte jedoch, meine Herren, da am Schluſſe der 
gejtrigen Sigung ber Herr Dr Barth und der —— Ab- 
geordnete Broemel hier im Haufe verjchiebene Hußerungen 
etan haben, die nicht unwiderſprochen jeitens der rechten 

eite Hauſes, und ich hoffe, jeitens des ganzen Ab— 
eorbnetenhaufes, mit Ausnahme der freifinnigen Parteien, 
in das Land gehen dürfen, auf dieje Außerungen noch 
einmal zurüdtommen. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Dr Barth hat 
geftern ausgeführt, daß der Staat ala Arbeitgeber ver- 
pflichtet ſei, ebenjo wie jeder andere Arbeitgeber dem Ar- 
beiter nicht allein Wohlwollen entgegenzubringen, jondern 
ed wäre zweifellos, daß zunächſt der Arbeiter dem Staate 
gegenüber auch fein Recht zu fordern habe. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, diefe Säge fann man ohne weiteres 
als richtig unterjchreiben. Aber ſowohl der Herr 
Dr Barth wie der Herr Kollege Broemel mögen mir doch 
geftatten, darauf hinzumeifen, daß jeder Arbeitgeber, 
aljo aud der Staat als der größte der Arbeit- 
eber ebenfalls gewiſſe Rechte hat. Und zweifel» 
08, meine Herren, ift das vornehmfte Nedt für 
jeden Arbeitgeber, fi jeine Gehülfen jo auszu— 
wählen für iss Betriebe, wie er fie braudt 
und wie er fie verwenden fann. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Nun befürdten der Herr Dr Barth und der Herr 
Broemel, das Koalitionsrecht jolle bejchränft werden; es 
werde in den Stantsbetrieben nach der politifchen Richtung 
der Arbeiter gefragt und dieſe ſei maßgebend für die 
Verwaltung. Der Arbeitgeber hat zweifellos das Recht, 
und der Staat ald größter Arbeitgeber hat erjt recht 
das Necht, ſich jeine Gehülfen jo auszufuchen, wie er te 
gebrauchen kann. Wir beftreiten a der rechten Seite 
auf das allerentichiedenite, dak die Disziplin, die in den 
großen Gifenbahnbetrieben des Staates durchaus not 
wendig ift, aufrecht erhalten werden kann, wenn die Aus, 
breitung ſozialdemokratiſcher Tendenzen in den reifen 
der Mrbeiter und Beamten ber Gtaatöbetriebe zu— 


gelafjen wird. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Das ift fo ficher richtig, daß daran überhaupt von keiner 
Seite, mit Ausnahme der Herren Broemel und jeiner 
Freunde und des Herrin Dr Barth, bier im Haufe ge- 
zweifelt werden wird, Darüber find wir wohl mit Aus- 
nahme der freifinnigen Partei * PR Richtung klar: 
ſozialdemokratiſche Tendenzen der Arbeiter im Eijenbahn- 
betriebe find unmöglid. Ober wünjchen denn die Herren, 
daß es in den Betrieben der Staatseifenbahnverwaltung 
jo weit fommen fol, wie es heute im Baugewerbe bereits 
it? Sch habe mir erlaubt, im vorigen Jahre darauf 
—— en, daß der Herr auf dem Bau nicht mehr ber 

eifter ift, der Maurermeifter, der Simmermeifter, 
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ſondern der ſozialdemokratiſche Kontrolleur, der auf den 
Bau geht und fragt, ob der betreffende Arbeiter auch 
„reine Wäſche“ bat. 
(Hört, hört!) 
Das ift ja der Sunftausdrud, mit dem der Arbeiter be 
fragt und fontrolliert wird. Hat der Mann feine „reine 
Waͤſche“ nicht, d. h. gehört er nicht zu denjenigen, bie 
u den verjchiedenften Parteitafjen der Sozialdemokratie 
Hr Streiffonds und Wahlfonds beitragen, dann kann er 
IC, wo anders Urbeit ſuchen, denn der Meijter kann den 
ann nicht mehr halten. Dir ift es erjt in diefen Tagen 
paffiert, daß ein Mann, der zu Haufe aus meiner Wirt 
ichaft aus verſchiedenen Gründen abgehen mußte, mid) 
darum bat, ihm eine Stellung wieder draußen auf dem 
Lande zu bejorgen, da er bier in den Bororten gezwungen 
jein würde, den jozialdemofratifhen Berbänden bei— 
utreten, und das wollte er nicht. So weit iſt es aljo 
bereits nicht nur im Baugewerbe gefommen, und da joll 
nun der Staat dulden, daß in feinen Betrieben ähnliche 
—— einreißen! Wohin würde das denn führen? 
elbſtverſtändlich muß es der Verwaltung geral leich⸗ 
gültig fein, welche Parteirichtung fonft die Arbeiter ng 
ber der Staat darf in feinen Betrieben feine Leute 
dulden, die nicht, um mich kurz auszudbrüden, auf dem 
Boden des chriſtlich monarchiſchen Staates ftehen. Meine 
Herren, wenn die Arbeiter einem jozialdemofratijchen 
Berbande angehören wollen, jo ift das ihre Sadje; aber 
es ift das gute Recht des Arbeitsgebers, ſich die 
Leute auszufuhen, wie er fie gebrauden kann, 
Sch beftreite auf das entfchiedenite, daß die Stantseijen- 
bahnverwaltung jozialdemofratiihe Tendenzen dulden 
darf, jozialdemokratijche Arbeiter oder Beamte anjtellen 
fann. Die ge ERBE Rede des Herrn Minifters 
bat fiher im Lande ons erfrifchend gewirkt! 
Mit welchen Mitteln jeitens der jozialdemokratifchen 
Vereine gekämpft wird, babe ich in allerjüngiter Zeit 
wieder jelbit erfahren durch die Verhandlungen des 
Reichstags. Dem Kollegen Gamp, der das Wohnungs- 
elend in den Großftädten geichildert hatte, gegenüber 
wurde angeführt, er folle fich auf dem platten Yande die 
Arbeiterhäufer anfehen: die Fenſterſcheiben wären nicht 
verklebt, die Treppen nit in Ordnung, die Fußböden 
wären mit Lehmſchlag verfehen, nicht ein Ofen fei vor: 
—8 der Lohn — pro Jahr 90 A, der Schweine 
tall jei in nächſter Nähe ufw. Der betreffende jozial« 
demofratifche Redner Herr Zubeil rief dem Stollegen 
Gamp zu: wenn er dergleichen anjehen wolle, jo ſolle er 
nur zu mir binausfahren, in die Nähe Berlins, und fich 
diefe Zuftände anſehen. ch kann heute von diejer Stelle 
— ber Herr — würde mich ſonſt unterbrechen — 
nur das eine jagen: fo viel Worte jo viel Unmwahrheiten 
find das gemejen! 








(Hört, hört! rechts.) 


Und nun wird dem Herrn Minifter von den Herren 
Broemel und Barth zugemutet, er jolle fich unter die 
Kontrolle eines Singer, enge ober Bebel ftellen? 
Meine Herren, das ſind Ideen, die lediglich zu Tage ge 
fördert werden, weil die Herren überhaupt gar nicht mehr 
in die Barlamente hineintommen, wenn es nicht auf ſozial⸗ 
demofratifchen Krücken gejchieht. — 

Und nun, meine Herren, geitatte ich mir, dem Herrn 
Minifter eine Neihe von Wilnfhen borzutragen, bie ben 
praftifchen Eiſenbahnbetrieb betreffen, insbejondere den 
Transport lebender Tiere auf den Eijenbahnen. 

Nah langem Zögern und nach langem Drängen, 
kann man jagen, bat die Meichseifenbahnverwaltung im 


erbft v. %. ein reiner. herausgegeben. Meine 

erren, von jeiten der Landwirtſchaft und des Verbandes 
der deutſchen Viehhändler ift dieſes Reichsviehkursbuch mit 
Freuden begrüßt worden. Es hat ja noch hie und da 
eg u aber hoffentlich wird im Laufe der Zeit ſeitens 
der Verwaltung mit Hülfe der pntereffenten Remebur 
geihaffen werben; es werden jo manche Mängel, die fich 
in dem Reichsviehkursbuch befinden, wohl bejeitigt werden 
fönnen und richtig geftellt werben müſſen. Ich möchte 
aber doch dem Herm Minifter empfehlen, daß er in der 
preußifchen Stantseifenbahnverwaltung dahin wirkt, daß 
diefes Reichsviehkursbuch von jeder Station angeſchafft 
wird, ſodaß jeder im ftande ift, wenn er von dieſem 
Reichsviehkursbuch Gebrauch machen will, auf der nächiten 
Station auf Grund diefes Hursbuches anzufragen, wie 
er fih mit feinen Sendungen einzurichten bat. Außer: 
dem ift zu befürdjten, daß, wenn das a ne iR 
nicht überall angeihafft wird, dann eventuell das Rei 
diejes Kursbuch auf die Dauer nicht wird herausgeben 
tönnen, weil bei geringer Nachfrage die Koften zu hoch 
werben. 

Meine Herren, man kann ja jagen, daß bie Land- 
wirte und auch die Händler Ks diefes Kursbud ans 
ſchaffen jollen und müſſen. Es liegt aber in der Eigen- 
tümlichkeit der Viehproduktion, daß doch eine große Reihe 
von Intereſſenten diefes Kursbuch nur ein» oder zweimal 
im Jahre benugen, und dann würde es für viele Lands 
wirte —— angenehmer und bequemer ſein, wenn fie 
fi) an ihre Station wenden könnten, um das Kursbuch 
u benugen. Borläufig ift, ſoweit ich unterrichtet bin, 
as Viehkursbuch auf den preußifchen Eiſenbahnſtationen 
faft nirgends zu finden. 

Dann möchte ih dem Herrn Minifter folgende 
Wünfche noch unterbreiten, die die Verkehrsordnung mit 
den allgemeinen Zufagbeftimmungen betreffen, und zwar 
die Berfehrsordnung, ſoweit fie die Beförderung von 
lebenden Tieren betrifft. Da heißt es in Abſchnitt 7 
bes $ 44: 

Bei ber ——— lebender Tiere iſt die 
Eiſenbahnverwaltung berechtigt, Begleitung zu 
fordern. Die Begleiter haben, ſofern nicht 
der Stationsvorſteher Ausnahmen zu— 
läßt, ihren Platz in dem betreffenden 
Viehwagen zu nehmen und das Vieh während 
des Transportes zu beauffichtigen. 

Es ift nun ſchon jeit langer Seit von feiten der be 
teiligten Intereſſentengruppen dahin petitioniert worden, 
daß dieje Begleiter, die ja einen Fahrſchein IV. Klaſſe 
& löfen haben, nicht mehr in dem Waggon mit dem 

ieh Tage und Nächte lang fahren müfjen. Dan dene 
fih nur einmal einen Mann, der von ber rufjiichen 
Grenze her einen Viehwaggon a muß. Bei halb 
eöffneten Türen, neben dem Bieh, befindet er fich 
Aoperich in feiner angenehmen Lage, halb erfroren, aus 
der Tafche lebend, den Unbilden der —— aus⸗ 
gelent. Es würde aljo hier jedenfalld den billigen 

ünſchen der Intereſſenten feitens der Staatsregierung 
nachgegeben werden müffen; unter keinen Umftänden darf 
es lediglich der Meinung des Stationsvorftehers über: 
lafjen jein, ob ber Begleiter im PViehwagen Plat zu 
nehmen hat. 

Dann gibt die Nr 2 der befonderen Beförberungs- 
bedingungen, welde ſich auf die Berladung und Ber- 
ſchickung von Großvieh bezieht, ebenfalls zu bereditigten 
Klagen Anlaß. Es heiß da unter anderem: 

Großvieh in Wagenladungen wird nur in Be 
gleitung angenommen. Für je drei Wagen muß 
minbefteng ein Begleiter gejtellt werden, 
und dann „die Beigabe bed Begleiters ift dem Ermeſſen 
der Berjandftation” zu überlaffen. Diefe Beftimmungen 
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werben nun jehr verichieben gehandhabt. Meines Er- 
achtens müßte die Berkehrsordnung in der Beziehung ge- 
ändert werden; denn es kann felb ändlich nicht dem 
Urteil des Stationsbeamten überlaffen werden, ob er es 
I notwendig hält, daß bei einem Xransport eines 
aggons Vieh nun ein Begleiter notwendig ift oder 
nicht. Der Mbfender der Tiere ift der kompetenteſte 
Beurteiler, ob ein Begleiter mitfahren muß ober nicht. 
Es ift mir der Vorſchlag gemacht worden, ich jolle 
vorftellig werben, die Verwaltung möchte diefe Beitimmung 
— denn bie Angelegenheit ift er alle diejenigen, welche 
Vieh produzieren und ie ungemein wichtig — 
dahin abändern, daß ein für allemal von der Forderung 
eined Begleiter bei den Viehwaggons abgejehen werben 
follte. Und in der Tat, wenn man fich in der Praxis 
anfieht und beobadjtet, wie oft die Begleiter der Vieh— 
fendungen, wenn fie von dem Zugführer in einen Coupe 
untergebrad)t werden, ſich hinfegen und von der an 


ftation an bis zur Endſtation jchlafen, jo muß man ſich 
fagen, daß fie dem Transport jo gut wie gar nichts 
nugen und lediglih zur Berteurung der Sendungen 
beitragen. Ich meine, man könnte es dem Verſender 
überlaffen, ob er das Riſiko jelber tragen will, jo ähnlich, 
wie man es ja auch bei der Verſendung von Stüdgut 
dem Berjender überläßt, das Stückgut einzupaden oder 
nicht einzupaden. Wenn der Berfender unverpadtes 
Stüdgut abichidt, dann hat er einen Revers zu unter- 
fchreiben, nah weldem er das Riſiko bei diefem 
Transport übernimmt. 

Nun, meine Herren, möchte ich dem Herm Minifter 
doch folgendes unterbreiten. Auf alle Beſchwerden, bie 
an die Eifenbahnverwaltung gerichtet werden, erhält der 


Beichwerbefucher viel zu jpät Antwort. Ach habe mir 
bier eine Reihe von Beijpielen ausgewählt, die ich felbft- 
verftändlih dem Hohen Haufe und dem Herm Minifter 


nicht erft vortragen möchte, Aber, meine Herren, all 
gen will ich doch jagen, daß es oft zu lange dauert, 
i8 die Reklamation erledigt wird, wie bier z. B. in 
einem Falle, wo es ſich um eine faljche Frachtberechnung 
handelt, und die Reklamation am 22. Oktober eingereicht 
worden ift. Die Erledigung diefer Reklamation ijt troß 
wiederholter Ermahnung aber erft am 6. Januar erfolgt. 
Meine Herren, es hat beinahe 3 Monate gedauert, > 
bie betreffende Stelle, die ich felbftverftändlich hier nicht 
—— will, die Zei gefunden hat, dieſe Angelegenheit 
u erledigen! In einem anderen Del meine —— 
And 32 Tage zur Erledigung einer Beſchwerde notwendig 
gewejen. rzum, ich habe hier noch eine Reihe ſolcher 
ähnlicher Fälle vor mir liegen, es ift dringend notwendi 
daß der Herr Minifter nach diefer Richtung hin Abhülte 
ihafft. In Brivatbetrieben find Antworten innerhalb 
24 oder längitens 48 Stunden zu erteilen, und wenn 
das auch bei der Eijenbahmverwaltung nicht möglich ift, 
jo kann immerhin darauf gehalten werden, daß es nicht 
vier oder —* Wochen oder, wie hier in einzelnen Fällen, 
ein Vierteljahr dauert, ehe die einfachſten —— über 
falfche Frachtberechnungen ufjw zur Erledigung fommen. 
In einem Privatbetriebe wird der Dezernent, der 
einen Brief innerhalb von 12 bis 24 Stunden nidt er- 
ledigt, als unfähig entlaffen. ft er aber an der Er- 
ledigung behindert, jo hat er das dem Chef jofort 
hriftlih zu melden. Und nun denke man fich dem» 
egenüber den Staatsbetrieb und die eben geſchilderte 
Behandlung in Klageſachen. 
Meine — dann noch eine ſehr wichtige An— 
elegenheit: ſie betrifft die Geſtellung der Waggons für 
iehladungen. Der Landeseijenbahnrat hat ja bereits 
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vor längerer Zeit zu dieſer Frage Stellung genommen, 
und zwar hat er die Bitte an den Herrn Miniſter ge- 
richtet, daß, wenn ein Wagen geftellt wird und von der 
Eifenbahnverwaltung aus Mangel an Waggons dieſer 
beftimmten Größe nunmehr ein Waggon geftelt wird mit 
rößerer Bodenfläche, dem Berjender nicht die größere 

odenfläche angerechnet wird, Meine Herren, wenn die 
Verwaltung einen Waggon von 12 qm Fläche beftellt 
befommt und einen 18 qm großen Waggon ftellt, kann 
fie doch — den Abſender des Biehs 18 qm in 
Anrechnung ſtellen und ihn auf dieſe Weiſe konkurrenzlos 
machen durch Verteurung des Transports. Das it 
ungefähr fo, als wenn ich eine Droſchke für 2 Perſonen 
beftelle und der Fuhrmann kommt mit einem Kremſer 
für 24 Perſonen an. Meine Herren, dann kann ber 
ge auch nicht für 24 Pläge, fondern nur 

r 2 Perſonen die Bezahlung verlangen. In der 
Staatseiſenbahnverwaltung ift aber heute ein amderer 
Grundfag üblich. Ich möchte den Herrn Minifter drin- 
* bitten, in dieſer Beziehung ſofort einzugreifen. Die 
lagen und Beſchwerden ſämtlicher landwirtſchaftlicher 
Körperſchaften, ſeitens des Landeseiſenbahnrates, ſeitens 
des Verbandes der Viehhändler gehen ſchon ſeit 
langen Jahren, und trogdem werden die unglücklichen 
Berfender fortgefegt dur die Handhabung ber jetigen 
Beftimmungen ſchwer geſchädigt. 

Dann möchte ich noch einen Umſtand erwähnen, der 
auch draußen im Lande unbequem empfunden wird, und 
zwar nicht bloß ſeitens der Landwirte, ſondern beſonders 
auch der Händler. Wenn nämlich ein Waggon mit Bieh 
aus irgend welchem Grunde wegen eines Federbruchs 
ober wegen einer heißgelaufenen Achſe oder wegen anderer 
Umftände, die hier nich näber zu jchildern find, ausgejegt 
wird und auf der Enditation verjpätet eintrifft, fo müßte 
die Eifenbahn verpflichtet fein, in dem Moment, wo der 
Waggon zur Wusfegung kommt, dem betreffenden 
Empfänger zu telegrapheren: der Waggon ift dort und 
dort ausgefegt worden, aus den und den Gründen, 
infolgedeffen trifft nun die Ladung mit der und der Ber 
jpätung ein, mit dem und dem Zuge. Meine Herren, 
das find nur Eleine Mittel, die aber in ber Praris fehr 
einjchneidend find. Man ftelle fih nur einen unglüd» 
lichen Händler vor, der auf der Empfangftation auf feine 
Ladung wartet, ober einen Landwirt, der meilenweit 
vom Lande nad) der Station hingefommen ift, um Bieh 
in Empfang zu nehmen — je, meine Derren, der Zug 
rollt ein, der Wagen mit dem Vieh ift nicht da. Der 
Empfänger hat nichts erfahren und hätte fich und feinen 
Leuten Stunden und mandmal Tage fparen können. 
Soll er nun warten? Soll er oft viele Meilen nad 
Haufe zurüdfehren? 


(Sehr richtig! rechts.) 


Ich jehe, es wird mir von vielen Seiten bier im er 
zugenidt; der Herr Minifter möge daraus entnehmen, 
wie brennend gerade die Erledigung dieſer Fragen if. 
Alſo, meine Herren, es wird Zeit und Geld babei geipart, 
und jcließlic ift das, was mir ——* weiter nichts, 
als eine Liebenswürbdigkeit der Eijenbahnverwaltung, zu 
der fie eigentlich verpflichtet ift und die im Privatleben 
als jelbftverftändlich angejehen wird, 

Dann, meine Herren, wenn in einem Gifenbahn- 
wagen, welcher mit Bieh beladen ift, ein totes Gtüd 
Bieh gefunden wird, fo gehen unfere Wünſche und Bitten 
dahin — und zwar wenn i joge „unfere”, meine Herren, 
jo meine ich die landwirtichaftlichen Korporationen, melde 
ich zu vertreten habe, und außerdem den Verband der 
Biehhändler, welcher mich gebeten hat, hier diefe Wünſche 
zum Ausdrud zu bringen — alfo wenn ein totes Tier 
gefunden wird, meine Herren, jo wird heute meiftenteils 
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der Wagen auf der nächiten Umladejtation zurüdgehalten. 
Da wünjdhen wir nun, daß dieſes tote Stüd im Wagen 
gelafjen und der Wagen bis an die Enditation durch» 
geſchickt wird. Dort der Tierarzt erſt feſtſtellen, ob 
das Stück Vieh durch Unfall umgekommen iſt, oder ob 
eine Berjeuchung ftattgefunden hat. Meine Herren, es 
fommt allwöcentlich, ja bier in Berlin täglich vor, daß 
Waggons ankommen, in denen fi) tote Hammel oder 
tote Scheine befinden. Wird der Waggon nun irgendwo 
unterwegs angehalten, ja, meine Herren, jo entiteht dem 
Abjender und dem Empfänger ein großer Schaden, und 
ich bin überzeugt, daß die Beterinärpolizei folhen Maß— 
nahmen nicht entgegen jein würde. 

Dann, meine Herren, bin ich gebeten worden, eine 
Reihe von Beichwerden vorzubringen ſeitens des Ber: 
bandes der VBiehhändler in Deutjchland, die aber Einzel- 
fälle betreffen und die ich heute deshalb nicht berühren 
will und kann. ch möchte aber bei diejer Gelegenheit 
dem Herrn Minifter — die Sade bezieht ſich ja nicht 
nur auf das Eiſenbahnminiſterium, jondern auch auf 
fämtliche anderen Miniſterien — eine Bitte betreffs der 
Überlajtung der Dezernenten mit Schreibarbeit vortragen. 

habe im legten Jahre den Vorzug gehabt, wegen 
verjdhiedener Angelegenheiten häufig in den verjchiedenen 
Mintfterien zu verkehren. Da habe ich oft die Empfindung 
gehabt, als wenn in mancher Beziehung die Minijterien 
nicht im Beitalter des Verkehrs leben; denn es ift meines 
Erachtens von den Dezernenten in den vericiedenen 
Minifterien nicht zu verlangen — aud im Cijenbahn- 
minifterium, wie ichglaube —, daß die Herren, die verhältnis- 
mäßig gut bejoldet werden, ein großes Maß von Intelligenz 
in ſich verkörpern, den ganzen Tag dafigen und num mit 
Feder und Bleiftift alles das, was fie zu berichten haben, 
jelbjt jchreiben. Wir leben — der Herr Minifter möge 
mir verzeihen, wenn ich das befannte Wort einmal ums 
drehe —, im Zeitalter der Stenographie und der Schreib» 
maſchinen, nit nur des Verkehrs; in jedem fleinften 
kaufmännijchen Betriebe, ja jogar auf dem Lande, er 
leichtert fich derjenige, der überhaupt etwas zu denken 
zu jchreiben und zu lejen hat, feine Arbeit heute übera 
dadurch, daß er fich einen oder mehrere Stenographen 
oder Stenographinnen nimmt, und denen alles das, was 
er fchriftlich niederzulegen hat, bdiftiert, und das Steno⸗ 

ramm wird dann mit der Schreibmajchine geichrieben. 
I meine, die Zeit der Herren Geheimräte ijt viel zu 
fojtbar, um fie zum Gelbjtichreiben zu verwenden. Ich 
glaube, es würde unendlich viel jchneller gearbeitet 
werden, die Herren würden viel länger ihre Nerven be- 
halten, wenn jie nicht gezwungen würden, fortgejcgt tage- 
und ftundenlang felbft zu jchreiben und jo unnütze Zeit 
F vergeuden. Ich weiß wohl, daß man an manchen 

tellen der Anſicht iſt — und auch von meinen politiſchen 
Freunden iſt mir das entgegengehalten worden —: Ja, 
wenn Stenographen und Schreibmaſchinen erſt bei der 
Regierung gehandhabt werden — Herr Kollege v. Saldern 
nickt mir hierbei zu —, dann wird noch viel mehr ge— 
ſchrieben werden im Staate, und wir werden noch mehr 
mit Schreibwerk beglückt werden. Ich halte dieſe Anſicht 
nicht für zutreffend, und zwar deshalb nicht, weil heute 
ein Stenograph und eine Schreibmaſchine für ae 
1200 bis 1800 M gehalten werden können, während au 
der anderen Seite die Gehälter derjenigen Herren, welche 
denfen, lejen, arbeiten und regieren jollen, viel höher 
ind, als die Summe beträgt, die für dieſe, ich will mal 
agen unproduftive, Arbeit verjchwendet wird. 30 bitte 
en Herrn Minifter fich diefen vorgetragenen Wünfchen 
wohlmwollend gegenüberzuftellen. 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Leglsl. V. Selfion 1908. 
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sag age v. fir : Das Wort hat der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, ber Herr Abgeordnete Ring bat eine ganze An— 
geht von Punkten berührt, betreffend bie Biehbelörkerung. 

ie Biehbeförderung ift ja eine der wichtigften Fragen, 
die wir überhaupt zu löfen haben, aber auch eine der 
ſchwierigſten. 

Wenn ich auf die einzelnen Punkte eingehe, ſo bin 
ich in der glücklichen Lage, dem Herrn Abgeordneten eine 
ganze Anzahl von den Saden, die er vorgebracht hat, 
zu beftätigen dahin, daß fie zum Zeil ſchon —— oder 
in Erwägung gezogen werben. Zunächſt das Viehkurs— 
bud). darf für mich in Anſpruch nehmen, daß ich 
als Chef der Eifenbahnabteilung des großen General- 
ftabes das erfte Pferdekursbuch geichaffen habe, und zwar 
aus denſelben Gründen, die der Herr Abgeordnete Ring 
für die Viehbeförderung angeführt hat. ir waren viele 
Klagen bekannt geworden, daß die Pferde — das find in 
der Regel edle Heitpferde —, die mit der Bahn beför— 
dert werden, außerordentlich viel fing zu leiden 
hätten, im Sommer durd; die Hitze, im Winter durch 
die Kälte und nicht minder die Pferdebegleiter, die faſt 
ftändig bei den Pferden fein müflen. Da habe ich mir 
gefagt: bier muß Wandel gefhaffen werden, 


{bravo!) 


und da habe ich denn das Pferdekursbuch gefchaffen. Das 
Pferdekursbuch iſt bearbeitet worden von den Militär- 
eienbahnbehörden in Berbindung mit den Bahnbevoll- 
mächtigten, aber auf anderer Grundlage als das Vieh— 
tursbuch. Das Neichseifenbahnamt hat ein Viehkursbu 
—— eſtellt, welches für jede einzelne Strecke na 
rt des Perſonenreichskursbuchs ſämtliche Züge enthält, 
die für die Viehbeförderung freigegeben find. Das 


Pferdekursbuch dagegen, meine Herren, enthält wirt: 
lihe Zuganſchlüſſe. Es iſt alfo ein Irrtum, 
wenn jemand 


das gg gebrauchen 
will und glaubt, wenn er ſich zwei Züge aneinander- 
gereiht hat, das zu beförbernde Vieh würde auch mit 
diefen Zügen gefahren werden. Denn die Wagen müffen 
auf den Übergangsjtationen umgejegt werden; und wenn 
nicht betriebstechniich überlegt ijt, ob die —— in 
der vorhandenen Übergangszeit möglich find, dann iſt 
derjenige, der das Reichsviehkursbuch jtudiert hat, jehr 
enttäujcht, wenn dann in die Züge, Die er ſich anein- 
andergereiht hat, nicht auch tatjächlich die Viehwagen ein- 
Ber werden fünnen. Das ift ein großer Unterſchied, 
er zwilchen dem Militärviehlursbuh — was übrigens 
auch für allgemeine Zwede durchaus braudbar ift — 
und dem Setunsbug beiteht. 

Nichtsdeftoweniger bin ich zu haben für jede Ver- 
befjerung im Viehverkehr, und habe ich die erſte Ausgabe 
des Viehkursbuches — darin muß ich allerdings den 
Herrn Abgeordneten Ring berichtigen —, ich glaube in 
200 oder 250 Eremplaren zur Prüfung bei den größeren 
Stationen überwiejen. ie Berichte find eingelaufen 
und ſehr verjchieden; die meiften Berichte lauten dahin, 
dab; es heißt: Die jogenannten gelben re 
auf denen die Augverbindungen für Vieh aufgeführt 
werden nad Art des Militärpferdetursbuchs, feien beſſer; 
dagegen könnte das Viehkursbuch unter Umftänden auc, 
nüglich fein. Da wenigftens die Möglichkeit vorhanden ift, 
daß das Viehkursbuch nugen kann, fo habe \d bereits 
verfügt, daß das nächite Viehkursbuch in weitem Umfange 
auf ein Jahr zur Prüfung dur die Eifenbahndirektion 
angefchafft und erprobt wird; und wenn wirklich damit 
den rg ar genußgt wird, dann werden bie 
Aushangfahrpläne aufgehoben und durch Me AMJARE 
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[Budde, Miniſter der öffentlichen Arbeiten] 

buch erjegt werden. ch kann zufagen, wenn die Sache 
praktifch ift, wird fie eingeführt werden; ob zwar au 


auf allen Eleinen Stationen, fann ich nicht zufagen, fon» 
dern nur joweit ein Bedürfnis vorliegt. 


Der Herr Abgeordnete hat dann die Viehbegleiter 
erwähnt. Meine a die Beftimmung ift fo, daß 
Großvieh in Wagenladungen einen — haben muß, 
daß dagegen bei Beförderung von Sleinvieh von Be- 
gleitern abgeiehen werden kann; das ift in einem Erlaß 
an die Eifenbahndireftionen verfügt. Meine Herren, der 
Biehbegleiter hat doch für die Intereſſen des Viehs eine 
fehr große Bedeutung: das Vieh muß unterwegs getränft 
werben, es fann unruhig werden; und aus biefem Grunde 
ift in den beutjchen Tarifvorichriften, die die Beratungen 
ber zuftändigen Tariffommiffionen durchlaufen haben, ein 
Biehbegleiter vorgejchrieben. Alſo ich glaube nicht, daß 
das zum Machteil der ger enten, der Viehbeförderung 
ift. Der Begleiter fol nicht immer in den Vichwagen 
Plag nehmen — die Militärverwaltung verlangt, daß bei 
den Pferden ſtets ein Begleiter ift — und id; möchte 
auch meine Pferde, die ich verjchiedentlid auf der Bahn 
befördert habe, nicht ohne Begleiter auf der Bahn be- 
fördern lafjen. Wenn auf drei Wagenladungen Großvieh 
ein Begleiter mitfährt, dann nimmt diefer entweder im 
Packwagen oder in einem Wagen III. Klaſſe Plag und 
fährt zum billigften Tarif. 39 kann alſo nicht unbedingt 
anerkennen, daß der Wegfall des Begleiters für die Vieh— 
beförderung, wenn man alle Bedingungen, die zu erfüllen 
find für die Sorge des Viehes, in Berüdfichtigung zieht, 
unter allen Umftänden zuträglich wäre; aber e8 kann ja 
noch einmal von der Tariftommilfton unter Mitwirkung 
der Intereſſenten geprüft werden. 


Es ift dann gejagt worden, daß bei Unterbrehungen, 
z. B. bei Heißlauf der Wagen, telegraphiiche Nachricht 
gegeben werden müſſe. Meine Herren, diefe Verfügung 
beiteht feit dem 12. Februar 1898; es heißt darin: 


Muß ein mit Vieh beladener Wagen aus irgend 
einem Grunde ohne Antrag des Verſenders oder 
Begleiterd auf einer Unterwegsitation ausgefegt 
werden, fo ift hiervon der Beitimmungsitation 
behufs Mitteilung an den Empfänger durd 
Dienfttelegramm Nachricht zu geben. 

Die Depeiche, für welche eine Gebühr nicht 
u erheben ift, hat die Bezeichnung der Sendung, 

es Empfängers, des Zuges ....zu enthalten. 

Alſo dieje Beftimmung befteht, und wenn fie nicht ge 
handhabt wird, dann bitte ich dringend um Stlage. &s 
ift außerdem noch verfügt worden, wenn dieſe Ausjegung 
auf einer Untermwegsftation erfolgt, daß dann Diele 
Station für die fchnellfte Weiterbeförderung des Bich- 
wagens zu forgen hat. Sch kann hinzufügen, daß in 
legter Zeit das in mehreren Fällen nicht geichehen ift; 
ich babe dieſe Fälle in Unterfuhung genommen und Ber- 
fügung, herausgegeben, daß die Biehbeförderung nad) 
jeder Richtung berüdfichtigt werden joll. 

Es ift dann Klage geführt worden über die Ge- 
ftellung von Wagen für Großvieh nad dem Flächenraum. 
Einen abfolut gerechten Tarif zu finden ift eine der 
ſchwierigſten Fragen, bie im ZTarifiyitem Br Die 
vößten ZTarifgelehrten jollen fich den Kopf darüber zer- 
an haben, wie das zu machen wäre. Um einen 
möglichft —— Ausgleich zu finden, iſt angeordnet 
worden, daß die Anforderung des Verſenders dem 
Wagenbureau genau mitgeteilt wird, alfo welche Wagen- 
Ladefläche er verlangt, und wenn Wagen zu richtiger Reit 
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gefunden werden können, jo befommt der Beſteller die- 
jenige Wagenfläde, die er verlangt; iſt es aber nicht 
möglich, den Wagen zu finden, fo ift es body mehr im 
sinterefe des ———— daß er, anſtatt daß fein 
ieh auf der Bahn herumfteht und nicht zur richtigen 
Zeit abgeht, eventuell einen Wagen mit größerer Wagen- 
ladeflähe befommt, Es würde aber gegen das ganze 
Tarifiyitem verftoßen, wenn nun dadurch auch wieder 
gleich der Tarif geändert werden jollte. Ich fann nur 
— ur; immer bie billigite Berechnung, Die 
nad dem Tarif möglich ift, dem Viehverjender in Anjat 
gebracht wird, 

Meine Herren, ich erfenne es auch als vollberechtigt 
an, wenn darüber geklagt wird, daß die Reklamationen 
zu langfam beantwortet werden. Mir auch viel zu 
langiam! ch babe verichiedene Erlaſſe jchon heraus- 
ge eben, daß der Reflamant zum mindeiten einen Bor: 

eicheid bekommt. ch beftätige gern, daß ich in der 
Privatinduftrie gefunden habe, daß jedes Schreiben in 
der Negel innerhalb 24 Stunden beantwortet wird. Ich 
babe am 3. Januar d. %. einen neuen Erlaß heraus: 
gegeben, in dem gefordert wird, daß zum mindeften die 

üdjicht dem Meklamanten entgegengebradht wird, daß 
ihm gejagt wird: wir haben deine Neklamation befommen 
und geben dir hiermit den Borbefcheid, daß fie in Prüfun 
enommen ift und du den Befcheid befommen wirft. H 
Balte es für durchaus ungehörig, wenn ein Reflamant 
zwei bis drei Monate feine Antwort befommt. 

Daß totes Vieh unter allen Umftänden unterwegs 
ausgeladen werden müßte, ift mir unbefannt. Wenn es 
geichehen it, dann könnte es höchitens aus Rückſichten 
der Veterinärpolizei geichehen fein. ch weiß das nicht 
und werde es jedenfalls in Unterfuchung ziehen. Meine 
Sachverſtändigen jagen mir hier, daß ein derartiger Erlaß 
nicht eriftiert. 

Nun komme ich zu den Einrichtungen meines Mi- 
nifteriums, damit es im Sinne des Herrn Abgeordneten 
Ning im Zeitalter des Verkehrs fteht. Wenn der Herr 
Abgeordnete Ring die Güte gehabt hätte, mich heute früh 
vor 10'/, hr mit feinem Befuche zu beehren, fo würde 
er eine Stenographin in meinem Ze efunden und 
geiehen haben, daß ich ſchon eine Anzahl Briefe diktierr 
babe, die bereit® auf der Schreibmajchine fertiggejtelt 
und auch jchon abgegangen find. Ich halte es jo, mie 
der Herr Abgeordnete Ring es ſagte, und einige meiner 
Herren arbeiten aud in dieſer Ieie. Ich babe aud 
ſchon den Erlaß gegeben, daf feine Hanzliften im Miniftertum 
mehr angeftellt werden, die nicht die Stenographie und 
die Schreibmaschine beherrichen. Weiter habe ih vor 
einigen Tagen einen Erlaß an die Direktionen gezeichnet, 
daß ich die Mehrbeichaffung von Schreibmafchinen wünſche 
und hierfür ermäßigte Preife erzielt habe. Ich ftehe auf 
dem Standpunkt des Herrn Abgeordneten Ring, bemerkte 
aber, daß nicht alle Arbeiten auf der Schreibmaſchine er- 
ledigt werden können. Wenn die Herren Dezernenten 
ihre Sachen bearbeiten, dann müſſen fie vielfach Akten 
nachſuchen und ein eingehendes langiames Aktenſtudium 
vornehmen, , Das fann man aber nicht biftieren, 
fondern man kann mur biftieren, wenn das Akten- 
ftubium fertig ift, umd wenn man weiß, was man 
zu Papier bringen will. Dann erft ift der Gteno- 

vaph und die Schreibmaichine am Pla. Generell läßt 
H daher im Minifterium die Schreibmajdhine nicht ein- 
führen, aber im Prinzip ftehe ich auf feinem Standpunft. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort bat der Ab- 
geordnete Ofthaus. 
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[Eifenbahu-Etat] 


Ofthaus, U 
mehr als Jahresfri 





eordneter: Meine Herren, als vor 
die drei» und mehrtägigen Rüdfahr- 
karten — man fann wohl jagen: mit einem Sclage 
wie ein Blig aus heiterem Himmel — befeitigt, und 
dafür folche mit 45tägiger Gültigkeit eingeführt wurden, 
war die Freude darüber allgemein, und das reilende 
Publikum ift dem Herrn Minifter v. Thielen noch heute 
fehr dankbar, daß er diefe einichneidende Berbeflerung 
getroffen hat. Die Wirkung diefer Neuerung war fo 
durdhichlagend, daß ſich aucd die Eifenbahnverwaltungen 
der anderen deutſchen Staaten nolens volens verpflichtet 
ſahen, nachzukommen. So groß nun auch die Freude 
war, fo war man dod allgemein der Anficht, daß dieje 
Neuerung nur eine vorübergehende Etappe für die dem: 
nächſtige vollftändige Beleitigung der Rüdfahrkarten fein 
würde, und ich wäre dem Seren Minifter jehr dankbar 
geweien, wenn er feine erjte Gtatörede damit gekrönt 
hätte, daß er die allgemeine Befeitigung der Rüdfahr- 
farten in Ausſicht geftellt hätte. 

Meine Herren, man verlangt ja gar nicht eine 
Herabjegung des Fahrpreifes — die wäre bei der gegen» 
wärtigen Finanzlage * nicht zu erwarten —, ſondern 
nur eine vollſtändige Beſeitigung der Rückfahrkarten und 
Halbierung ihres Preiſes für die Einzelfahrkarten. 

Sch weiß ja jehr wohl, daß mit diefer Maßnahme 
ein Ausfall an Einnahmen für die heute beftehenden 
Einzelfahrkarten eintreten würde; der würde aber hin» 
reichend dadurch wett gemacht, daß die Defraudationen, die 
heute bei den Nüdfahrkarten in jehr hohem Maße vor- 
fommen, bejeitigt würden. Diefe Defraudationen find 
mebr, als man annimmt. Wenn ich wenigſtens eine 
anführen darf, fo ift die täglich vorfommende folgende. 
Ein Reifender nimmt eine NRüdfahrfarte von Station 1 
nah Station 2, erledigt dafelbit jeine Geſchäſte und fährt 
von Station 2 ee 3 ulm bi8 Station 10. uf 
Station 10 tritt er die Rüdreife an, und zwar in einer 
Tour von 10 bis 1. Er läßt zu diefem Zwecke aber nur 
die Rüdfahrtarte von 10 — 9 durchlochen und gibt, 
auf 1 angekommen, die Rückfahrkarte von Station 2 nad) 
Station 1 ab. Der Bahnfteigbeamte wird ihn in den 
meiften Fällen paffieren laſſen; denn das Gedränge iſt 
namentlich bei großen Stationen fo groß und bei Abend 
das Licht fo fchlecht, daß er gar nicht in der Lage ift, 
jedes Billet zu prüfen. Wenn der Reifende — an⸗ 
gehalten wird, dann iſt er noch im Beſitze von 8 Fahr: 
karten, die nicht durchlocht find, und jagt: ach, ich habe 
vergefien, bier find noch die übrigen Karten. Eine De: 
fraudation ift nicht feitzuftellen. Wenn mährend ber 
Fahrt ein Sontrolleur kommt, jo jagt er: ich hatte 
eigentlich vor, bei Station 9 auszufteigen, habe mich aber 
—— durchzufahren, hier ſind die Billets. Der 
Kontrolleur kann nichts machen, weil ſich der Reiſende 
mit 10 gültigen Billets innerhalb der Sperre befindet. 
Die Kontrolleure haben mir beſtätigt, daß dieſe Fälle 
maſſenhaft vorkommen, und daß fie nichts dagegen machen 
könnten. 

könnte noch eine Menge Beiſpiele anführen; da 
aber böje Beifpiele gute Sitten verderben, jo will id; an 
diefer Stelle davon Abftand nehmen. Wer fich dafür 
intereffiert, dem ftehe ich damit gern zu Gebote. 

Dieſe Defraudationen find bei den einfachen Fahr: 
karten nicht möglich; alfo mit der Bejeitigung der Rück— 
fahrfarten würde auch ein moralijcher Effekt erzielt. 
In dem ganzen Rüdfahrkarteniyftem liegt aber aud) 
eine große Ungeredhtigkeit und Beläftigung für das 
Bublitum. 

Für die Ungerechtigkeit, meine Herren, nur ein 
Beifptel, wie e8 mir neulich) im Herbite felbft paffierte, 


‚zug der Sonntagsfarten. Nach dem a | r 
e 


1978 


Ich fahre von Cöln nah Berlin, und zwar mit einer 
einfahen Fahrkarte; eine Rüdfahrfarte kann ich nicht 
nehmen, weil ich noch nicht weiß, welche Dispofitionen 
ih in Berlin nad) Erledigung meiner Angelegenheiten 
treffen muß. In Berlin ftellt ji} heraus, daß ich nad) 
Hamburg muß; ich Im mit einer einfachen Fahrkarte 
von Berlin nah Hamburg und mit einer einfachen Fahr« 
farte von Hamburg nad) Cöln zurüd. Ich frage Sie: 
liegt darin nicht eine Eoloffale Ungerechtigkeit, daß ich nur 
deswegen, weil ich meine Reiſeroute nicht vorher feft- 
ſetzen Eonnte, keine Rüdjahrtarte nehmen durfte und nun 
weil ich von dem Genuß der Nüdfahrkarte keinen Gebrau 
machen kann, quasi 50% als Straffahrgeld mehr bezahlen 
muß? Das find unhaltbare Zuftände, Eine Beläftigung 
find die langfriftigen Rüdfahrkarten für viele Neijenden 
und namentlich für folche, die den ganzen Tag auf der 
Eifenbahn liegen müſſen. Diefe Herren haben oft 
5, 10, 20 und mehr Rüdfahrkarten in der Taſche; ein 
Teil derjelben fan gar nicht benußt werden, weil im 
Laufe der Zeit andere Reijedispofitionen getroffen werden, 
viele Starten geben verloren, viele laufen aus Berjehen 
ab und find deöwegen nicht benugt worden. Das ift 
Der fehr angenehm für den Gtaatsfädel; aber der 
Königlichen Eifenbahnverwaltung kann eine ſolche Ein- 
nahme nicht erwünſcht fein. ch will nicht weiter darauf 
eingehen, weil Herr Kollege Broemel ſchon geftern die 
*7 eingehend beſprochen bat, und will die Ungelegen- 
eit a indem ich den Herrn Minifter bitte, dem 
Lande den Gefallen De tun und das Rücfahrkartenfoftem 
in die Schublade fallen zu laffen. 

Da ich einmal bei den Fahrkarten bin, möchte ich 
noch die Sonntagsfarten erwähnen. Wie betannt, ge- 
nießen nur die großen und größten Städte ar. * 
eiches 
Recht für alle” ruft es im Lande vielfach gro bitte⸗ 
rung hervor, daß nur die großen Städte dieſen Vorzug 
genießen. Mein Kollege Junghenn bat im vorigen Jahr 
einen kraſſen Fall angeführt, und da bezüglich ber Sonn- 
tagsfarten infolge diefer Anregung vom Kollegen Yung» 
henn feine Änderungen eingetreten find, und die König- 
liche Eijenbahnverwaltung nicht darauf reagiert hat, jehe 
ih mich veranlaßt, den Fall nochmal zur Sprade zu 
bringen. In Frankfurt a. M. können Sie Sonntags» 
karten haben von Frankfurt nad) nee und er ar 
von Hanau nah Frankfurt a. M. Da wurden ben 
braven Hanauern plöglih am 1. Oktober 1901 die Sonn- 
—— genommen, nachdem ſie ſie 28 Jahre lang be— 


ſeſſen hatten. 
(Sehr richtig!) 


Weshalb nun die —— namentlich die zahlloſen 
Arbeiter der induſtriereichen Stadt Hanau, * einmal 
nicht mehr — sbedürftig fein ſollten, verſtehe ein 
anderer. Dasſelbe Verhältnis liegt zwiſchen Mainz und 
Frankfurt vor. Die Frankfurter müſſen doch ganz be— 
ſonders erholungsbedürftig ſein. Die großen Städte ge— 
nießen ſowieſo ß on allerlei Borzüge; je haben meiftens 
Erholungsheime, IE Gärten, botanifche Gärten, 
Stadtwaldungen, die Umgebung ift meiftens hübſch, und 
fie haben noch den Genuß der Sonntagsfarten, während 
in unferen Induſtriekreiſen, wo die Luft wahrhaftig feine 
ute ift, die Arbeiter und die Fleine Bevölkerung es nötig 
Pätten, aus der ftaubigen Luft herauszukommen und aufs 
Land zu 
mittleren 


eben. Diefe Leute in den kleineren und 
täbten auf dem Lande find nicht in dem 
Genuß der —— ch bin der Meinung: ſo 
gut wie der Großſtädter das Bedürfnis hat, Sonntags 
auf das Land fich zu begeben und frifche Luft zu ges 
nießen, ebenfo gut hat der Landbewohner und die Leute 
der fleinen Orte das Bebürfnis, Sonntags ir bie Stadt 


1 NEE 
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u gehen, ſei es um Angelegenheiten zu erledigen ober 
Verwandte zu bejuchen oder die Sehenswürdigfeiten der 
Stadt in Augenschein zu nehmen. Deshalb haben die 
Leute ebenjo gut ein Hecht auf Sonntagskarten wie die 
Großftädter. ch möchte den Herrn Minifter bitten, ent 
weder die Sonntagskarten namentlich für die unteren 
Wagenklaffen allgemein einzuführen oder fie den Groß. 
ftädtern zu nehmen; denn das Land fieht nicht ein, mes. 
halb die bevorzugt werden jollen. 


(Bravo!) 


räfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete dv. Savigny. 
(Paufe.) 


Das Wort hat der Abgeordnete Stupp. 


Stupp, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
bier eine demnächſt in Ausſicht —* Neuerung im 
Eiſenbahnperſonenverkehr zur Sprache bringen, die viel- 
leicht anjtatt der beabfichtigten Grleichterung und Be— 
quemlichkeit eine größere Beläftigung für die Reifenden 
herbeiführen könnte. Es fol nämlid vom 1. März die 
Anordnung getroffen werden, daß die Reifenden genötigt 
find, für die D-Büge gleichzeitig mit der Fahrkarte auch 
die Platzkarte an dem Stationdfchalter zu löfen. Es 
kommt nun fehr häufig vor auf den Zügen von hier nad 
Göln, daß die Züge jo beſetzt find, daß es nicht möglich 
ift, allen Reifenden einen Pla anzuweifen. Auf meiner 
legten Reife von hier nah Köln wurde der Zug von 
Dortmund aus fo befegt, daß nicht allein alle Plätze ver- 





griffen waren, ſondern auch noch viele Reifende in den» 


ängen ftanden, genau jo, wie man es bier an einem 
ſchönen Sonntag 
gewohnt ift. 

Ich möchte num wiffen, ob reſpektiv wie im folchem 
Falle die Reiſenden die bezahlte Plagkartengebühr zurüd- 
erhalten. Wenn das nur auf befondere Reklamation und 
vielleicht noch gegen die befannte Schreibgebühr zu er- 
reichen fein jollte, fo würde das doch ein jehr umftänd» 
liches Berfahren fein. 

Meine Herren, ich möchte dann weiter hier eine 
kleine Bitte wiederholen, die im vorigen Jahre fchon mein 
Freund Gittart vorgetragen hat, die aber bis dahin nicht 
berüdfichtigt worden ift. Das ift nämlich die Einrichtung 
einer Handgepädniederlage für den Durchgangsverkehr 
auf dem Hauptbahnhof Eöln oben in der Nähe der Bahn- 
fteige. Es En bis jet noch der Übelftand, daß die 
Neilenden, welche zur Weiterreije in Cöln einen Aufent- 
halt haben, genötigt find, ihr Handgepäd herunterichaffen 
zu müffen in die entfernt liegende Handgepädnieberlage 
dort unten. Sie müfjen die weiten 2 Treppen hinunter« 
gehen, begegnen dort dem Zugang der Perjonen, die zu 
den Bahnfteigen wollen und verurſachen nicht felten ein 
unangenehmes Drängen in ben Treppen. Ich wollte 
meinen, daß auf einem fo verfehräreihen Bahnhofe wie 
Cöln ein foldher vom Publikum fehr läftig empfundener 
Mangel doch abzuftellen fein möchte, und ich möchte das 
dem Herm Minifter zur Berüdfichtigung empfehlen. 


Präfident v, Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
georbniete Graf v. Kanitz. — 
(Derjelbe ift nicht anweſend.) 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr Dahlem. — 
(Derjelbe ift nicht anmwefend.) 
Das Wort hat der Abgeordnete Leppelmann. 


achmittag in den Borortzügen zu finden 





Leppelmann, Abgeordneter: Meine Herren, den 
vielfach bereitö ausgeiprochenen zn. an die Eijen- 
bahnverwaltung kann ich mich im allgemeinen ja nur 
anjchließen und gebe mic; auch der Hoffnung hin, daß 
der Herr Minifter diefe Wünſche, ſoweit fie berechtigt 
find, mit der Zeit auch wird befriedigen fünnen, wie er 
diefes ja zu tun verſprochen hat. 

ch möchte hier nun auf einen Gegenitand noch hin- 
weifen, der meines Erachtens hier nicht befonderö hervor- 
gehoben ift, und das ift folgender: Da es ja allgemein 
anerkannt ift, daß gute Verkehrsſtraßen für jeglidjes 
Gewerbe jehr von Vorteil find, fo ift es auch nicht zu 
verfennen, daß gerade für die Landwirtichaft den Eijen- 
bahnen auch eine große Bedeutung für Hebung der Be- 
triebe zuzumefien ift. Der Herr Landwirtſchaftsminiſter 
bat ja bei der Etatäberatung es befonders anerkannt und 
darauf hingewiefen, wie wichtig für die Landwirtichaft 
ute —— find. Da möchte ich nun darauf 
—J——— ß, wie mir bekannt iſt, es ſchon häufiger 
vorgekommen iſt und auch noch vorkonunt, daß, wenn ge— 
legentlich ländliche Gemeinden wünſchen, daß ſie eine 
alteftelle oder einen Bahnhof errichtet haben wollen, an 
fe mit großen forderungen berangetreten wird, ſodaß 
ie kaum in der Lage find, diefen Forderungen Rechnung 
zu tragen. ch meine, meine Herren, wenn wir num die 
Eifenbahnen haben, fo ift es damit nicht allein geichehen, 
fondern die Hauptſache ift aud, daß es allen ſoweit 
möglich leicht gemacht wird, biejelben zu benugen. Gerade 
in Beutiger Er wo die Landwirtſchaft wohl der Hülfe 
bedarf, wo fie der Eifenbahn ganz bedeutende Laften zu 
befördern gibt, — wenn wir da betrachten, wie ſich der 
Verkehr auf verſchiedenen Stationen, die neu errichtet 
find, gehoben hat, namentlich auch was landiwirtichaitliche 
Produkte und Bedarfsartifel anbelangt, können wir wohl 
verlangen, daß die Bahnhöfe fo angelegt werden, daß 
diefelben auch leicht zu erreichen find, Sa möchte deshalb 
befonderd von dieſer Stelle aus an die Eifenbahnver- 
waltung die Bitte richten, wenn die Gemeinden mit der— 
artigen Bitten und Wünſchen — fie fommen zunächſt an 
die Direktionen — hervortreten, hier nicht allzu ſiskaliſch 
u verfahren, ſondern daß man auf die Leiftungsfähigkeit 
Biefer Landgemeinden Nüdfiht nimmt. ch glaube, der 
Herr Minifter wird mir bejtätigen, daß die Eifenbahn- 
verwaltung im allgemeinen bei derartigen Anlagen ein 
ganz gutes Geſchäft macht und - das Kapital fich gut 
Bean, 3 meine, es ift deshalb zu viel verlangt, 
wenn den Gemeinden hier noch beiondere Laften über 
ihre Kräfte auferlegt werden follen. Ich hoffe, daß die 
Eifenbahnverwaltung in dieſer Hinficht meinen bier ge- 
gebenen Anregungen nahMöglichkeit Rechnung tragen wird. 


(Bravo! im Sentrum.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete Goldſchmidt. 


Goldſchmidt, Abgeordneter: Meine Herren, der 
a Minifter hat uns erklärt, daß er zwar bereit jei, 
erfehrsreformen herbeizuführen, daß er fi aber auf 
Zariferperimente nicht einlaffen könnte. Es wird niemand 
im Haufe von dem Herrn Gifenbahnminifter, der joeben 
erit fein Amt angetreten hat, verlangen, daß er gleich 
ans Erperimentieren gehe; indes kann man darüber, was 
Verkehröreformen find und mas nicht, verjchiedener 
Meinung fein. Aus dem Haufe heraus ift an den Herrn 
Minifter die Bitte gerichtet worden, doch die Rückfahr— 
farten aufzuheben und an Stelle der Rüdfahr- 
karten bie einfahen Fahrkarten zum halben 
Preije einzuführen. kann biefe ——— nur 
unterjtügen; fie ſtellt eine alte Lieblingsidee des ver- 
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gangenen Minifters v. Thielen dar, der geſtört wurde, 
ieje Idee zu verwirklichen durch den Anſtoß, der aus 
dem Süden fam, die Dauer der Rüdfahrtarten auf 
45 Tage zu verlängern. Herr Minifter v. Thielen hätte 
damals jeinen Plan viel rafcher durchführen jollen; dann 
wäre man ihm mit Reformen auf dieſem &ebiete nicht 
zuvorgefommen, wo er dann folgen mußte. Damit dem 
ern Gifenbahnminifter nicht ein gleiches Scidjal 
paſſiert, möchte ich den freundlichen Wunjc an ihn richten, 
nicht erjt abzuwarten, bi® man wieder aus dem Süden 
fommt und eine weitere Reform in bezug auf die Fahrkarten 
herbeiführt, fondern zuvorzufommen und auszuführen, 
was auch Herr v. Thielen damals jchon geplant hatte. 
Die Rüdfahrfarten haben in der Tat große Unbe— 
quemlichkeiten, — auch darauf iſt ſchon hingewieſen worden. 
Unfere Eifenbahnen werden zu einem großen Teil benugt 
auch von ben reifenden Kaufleuten. Dieſe Reijenden 
können Nunbdreifehefte nicht benuten, weil fie dann fein 
Freigepäd haben, dasjelbe ertra aufgeben müßten und 
dafür bejonders zu bezahlen hätten. —* ſind alſo darauf 
angewieſen, ———— zu kaufen, und können auf 
rn ie die Fahrt nur einmal unterbrechen, was dann aud) 
noch befonders befcheinigt werden muß. Das ift für den 
reifenden Kaufmann eine große Unbequemlichkeit, wie 
überhaupt den großen Käufern, die ihre Neifenden ins 
Land binausihiden, das Neifenlaffen jehr erſchwert und 
teuer gemacht wird. Man könnte Handel und Wandel 
im Lande erheblich vertiefen und verbejfern, wenn man 
da eine Erleichterung jchaffte. Aber zu einer wahren und 
wirklichen Erleichterung werden wir erſt fommen können, 
wenn wir auch eine Verbilligung der Tarife be- 
kommen. Das wird aber der Herr Minifter ein Erperi- 
ment nennen. Sch fürchte nicht, daß dies ein gefährliches 
Erperiment fein würde; denn bei einer Verbilligung der 
Eijenbahnperfonenfahrpreife wird ficherlich auch eine ent- 
ſprechende Bermehrung des Berkehrs jtattfinden, und die 
Bermehrung des Verkehrs würde in hohem Maße im 
volfswirtichaftlichen Intereſſe des gefamten Volkes liegen. 


(Sehr richtig! Links.) 


Meine Herren, wie die Dinge heute liegen, hat z. B. 
die Landwirtſchaft einen Nachteil davon, daß die Arbeiter 
auch bei der Benußung der IV. Klaſſe noch zu teuer 
fahren und deshalb in wirtſchaftlich ungünftigen Zeiten 
faum wieder auf das Land zurüdtommen können, meil 
fie nicht die Mittel dazu haben, eine weite Fahrt auch 
nur in der IV, Stlaffe zurüdzulegen. Zu den Zeiten 
der Fyeldbeftellung und der Ernte, wo die Landwirtichaft 
viel Arbeiter braucht, würde ein größerer Zuftrom von 
Arbeitern an die Stellen, wo fie gebraucht werben, er- 
leichtert fein, wenn wir billigere Fahrpreife hätten. 

Dann, meine Herren, jind auch eine Reihe von Bor: 
ſchlägen bezüglich der Gütertarife gemacht worden. Wir 
find —æ der Meinung, daß wir mit einer Ver— 
billigung der —— dem apa dem Ge: 
werbe und der Induſtrie nügen, und daß auch die Staats» 
regierung immer noch ihre Redinung finden wird, wenn 
man die Gütertarife herabſetzt. 

Aber, meine Herren, wenn man aud hierin 
ein zu en Erperiment fieht, das man nicht 
machen dürfe, jo möchte ich dem Herrn Eilenbahn- 
minifter wenigſtens raten, in Zeiten bejonderer Teurung 
von Lebensmitteln eine Frachtermäßigung für folde her: 
beizuführen. Als im vorigen Jahr die große Fleiichnot 
beitand, da haben fich Gemeindeverwaltungen an das 
Staatsminifterium mit dem Erſuchen gewendet, man 
möchte doch wenigftens für die Zeit der teuren Fleiſch— 
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preije eine Berbilligung des Tarifs für den Trans» 
port von Schladtvieh herbeiführen. Ich habe nun 
erfahren — und ich glaube, meine Herren, daß meine 
Informationen richtig find —, daß die Staatdregierung 
nur bereit gewefen fei, darauf einzugehen, die Tarife 
herabzufegen für Magervieh, Zuchtvieh und Weibevieh, 
aber nicht für Vieh, das zur Schlachtung Verwendung 
finden fol. Ich weiß fehr wohl, daß bezügliche Ber- 
bandlungen auch im Eifenbahnrat gepflogen worden find; 
diefe Berhandlungen im Eifenbahnrat drehten ſich aber 
ausschließlich um die Frage der Tarifermäßigung bis auf 
70% für MWeidevieh und Zucdtvieh; das Schlachtvieh hat 
man ganz davon ausgejchloffen. Teure Zeiten, meine 
Herren, rechtfertigen auch befondere Maß— 
nahmen, und die Staatäregierung hätte ſolchen Wünfchen 
gegenüber ſich entgegenfommender zeigen müfjen; dann 
wäre es wenigitens einigermaßen gelungen, die ftarfe 
Erhöhung der Fleiſchpreiſe wieder etwas einzudämmen, 
die Preile etwas niedriger zu halten, 

Meine Herren, id möchte mich jett zu dem Herrn 
Minifter als GSozialpolitifer wenden. Der 
Minifter hat uns gejagt, daß er vier Kommiſſionen eins 
geſetzt hätte, die die Verhältniffe auf den Bahnen fomohl 
unter den Beamten wie auch in den Werfftätten unter 
fuchen follten. Meine Herren, bie Abficht des Herrn 
Minifters, durch eigene Vertrauensmänner die wahren 
und wirklichen Verhältniſſe feftzuftellen, ift zweifellos 
fehr gut. Der Herr Minifter geht ficherlich von dem 
guten Gedanken aus, die Berhältniffe gründlich zu 
erforfchen und, wo die Kommiffionen auf Übelftände 
ftoßen, ihnen abzuhelfen. Uber darüber darf ſich der 
ger Minifter nicht täufchen: die von ihm eingejegten 

ommiffionen werden ein Reſultat über die wirklichen 
BVerhältniffe ihm kaum bringen können, Nein, Herr 
Minifter, die Sache liegt fo: wenn die Kommilfion in 
die Werkitatt fommt, jo wird fie von dem Betriebsleiter 
geführt, und in Gegenwart eines vorgejegten Beamten 
wird ein Arbeiter in der Megel nicht den Mut haben, zu 
fagen, wo ſchlimme Berhältniffe vorhanden find. Wenn 
er es jagte, würde er ja in den Verdacht kommen können 
ein Sozialdemokrat zu fein, und Sozialdemokraten will 
ja der ber Minifter in feinen Betrieben nicht dulden. 
Sch meine alio, daß er von folden Vertrauensleuten, die 
er jelber beftellt hat, fein richtiges Reſultat über die 
Berhältnifie gewinnen kann. Wenn der Herr Minifter 
fo freundlich jein wollte, mir eine Legitimation und eine 
Fahrkarte zu geben, 

(Heiterkeit) 


dann würde ich, mteinetwegen auch in Begleitung feiner 
Kommilfare, in Die Berfätten bineingehen, und dann 
wird er finden, daß ich ihm eine ganze Reihe Material 
mehr bringen werde, als er fonjt zu befommen im ftande 
ift. Aus einer Werkſtatt öftlid von Berlin ift mir ein 
Brief zugegangen, worin mir ein Arbeiter mitteilt, bie 
Kommiffion, die der Herr Minifter in wohlmollender 
Abſicht dorthin geſchickt habe, jei volljtändig getäufcht 
worden, die wahren Verbältniffe hätte fie nicht erfahren. 
Der 3 Minifter wird ja jo freundlich fein, uns bie 
Berichte diefer Kommijfionen zugänglich zu machen. Dann 
würde man aucd erfahren, mas die SKommifjionen 
erforicht haben; dann würde man vielleicht fein eigenes 
Urteil darüber revidieren können. Indes nad den Er— 
fahrungen, die man bisher * machen können, au 
außerhalb des Eiſenbahnbetriebes, darf man auf einen 
allzu großen Erfolg ſolcher Kommiſſionen nicht rechnen. 
Der Herr Minifter hat vor kurzem eine Verfügu 
die meine Billigkeit E findet. Sie betri 
die —— weiblicher Perſonen im Eiſen— 
bahndienſt. a der Meichögewerbeordnung dürfen 
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Arbeiterinnen im Privatbetriebe nicht Nachts beichäftigt 
werben, fondern nur in der Zeit von 5'/, Uhr Morgens 
bis 8'/, Uhr Abends. Für die übrige Zeit ift den Ar 
beiterinnen über 16 Sahren die Nachtarbeit verboten, 
unter 16 Sahren jelbitverftändlih. Nun weiß ich jehr 
wohl, daß die Verkehrsgewerbe nicht unter diefen Teil 
der Reichögewerbeordnung fallen. Denn wir haben darin 
auch eine Sonntagsruhe vorgejchrieben, die wir im Eifen- 
bahndienft nicht haben. Ach weiß daher wohl, daß diefe 
Sadhe von anderen Geſichtspunkten betrachtet werben 
kann. Uber ſoweit die weiblihen Perjonen in Betracht 
fommen, bat doch ber Gefetgeber gewollt, daß die Ar- 
beiterinnen nicht Nachts bejchäftigt werden jollen, und fo 
liegt für die preußifche Eifenbahnvermwaltung, wenn aud) 
feine gejegliche Pflicht, fo doch wenigitens”eine moralische 
Pflicht vor, meiblide Perjonen nicht Nachts zu be— 
Ichäftigen. 

Der Herr Minifter hat aber folgenden Erlaß heraus» 
gegeben — ber Herr Präfident wird jo freundlich fein, 
mir zu gejtatten, ihn zu verlefen —: 

Der Grundjag, daß weibliche Perjonen nicht 
zum Nachtdienit herangezogen werden Dürfen, 
wird, wie aus dem infolge der Erlajje vom 
8. Mai und 9, Auquft 1901 erjtatteten Berichten 
hervorgeht, überall beachtet. Auch werden fie 
ſchon jett in mehreren Bezirken nicht vor 6 Uhr 
Morgens und nicht nach 10 Uhr Abends zum 
Dienft herangezogen. Dagegen läßt fich die 
legtere Maßregel, wie die Berichte hier erfennen 
laffen, nit allgemein, namentlich nicht im 
Fahrkarten und Zelegraphendienft durchführen. 

Es wird dann von der Eigenartigkeit des Betriebes 
geiprocdhen, die eine Beichäftigung zur Nachtzeit not» 
wendig mache, — dasfelbe, was der herr Minister hier über 
die Eigenartigkeit des Betriebes jagt, und weswegen er die 
Beihäftigung von weiblichen Perjonen nach 8'/, Uhr Abends 
bzw. nach 10 Uhr Abends, aljo zur Nachtzeit, für ger 
rechtfertigt hält. Diefe oder ähnliche Gründe kann auch 
jeder Anduftrielle, der meint, daß auch für ihn ein erheb- 
licher Nachteil, eine Unbequemlichkeit beftände, wenn er 
nicht auch Arbeiterinnen Nachts beichäftigen könne, für 
fi geltend machen. Als 1890 Tit. T der Gewerbe- 
ordnung gemacht wurde, find aud aus Induſtriekreiſen 
Gründe vorgebradt worden, die gegen ein Verbot der 
Nachtarbeit weibliher Perfonen jpradyen. Meine Herren, 
es wirkt doch ſehr ſchlecht auf die Gewerbetreibenden und 
Subuftriellen, denen auch gewiffe Verlegenheiten daraus 
entfteben, daß fie Arbeiterinnen nicht Nachts beichäftigen 
dürfen, wenn fie jehen, daß die Königlich preußische 
Staatsregierung weibliche Berfonen auch zur Nachtzeit 
beihäftigt. Amduftrielle und Gewerbetreibende jagen ich: 
ja, warum werden wir gejeglich jo behandelt, wenn der 
preußiiche Staat fich felßh anders behandelt? Sch würde 
aljo meinen, daß der Herr Minifter jehr wohl daran tun 
würde, wenn ev fich dahin erklären wollte, daß weibliche 
Perjonen nicht zur Machtzeit, nicht über 8'/, oder 
mwenigjtens nicht nach 10 Uhr Abends beichäftigt werden. 
Meine Herren, der Eijenbahnminifter muß ein jozial- 
politiicher Minifter fein. Er ift derfgrößte Betriebschef, 
den irgend ein Unternehmen hat. Da darf er fein 
ſchlechtes Beiſpiel geben; das verdirbt die guten Gitten. 

Meine Herren, ich möchte, da ich die eigentlichen 
Arbeiterfragen, ſoweit ich diesmal über ſolche zu ſprechen 
habe, bei den betreffenden Titeln zur u a bringen 
will, um”innezubalten, was der Herr Präfident für die 
Behandlung der Generaldebatte vorgefchlagen hat, jett 
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noch mit wenigen Worten auf die Trage des Koalitions— 


rechts eingehen. 
(Unruhe rechts.) 


Meine Herren, das dürfen Sie mir nicht verargen, zumal 
ber Herr Kollege a Ma: neuem in jchärfiter Weile 
den ‚von dem Herrn Miniiter fchon halb wieder auf 
gegebenen Standpunkt 


(Wideripruch rechts) 
bon neuem betont und vertreten hat. 


(Hört, hört!) 


Meine Herren, der Herr Minifter hat in feiner erjten 
Nede — meines Erachtens ohne befondere Not — ſcharfe 
Stellung genommen gegen das Stoalitionsrecht der Arbeiter. 
Meine Denen, ich glaube, daß diefe Stellungnahme des 
Herrn V — en ift auf die ſcharfmacheriſche 
Preffe, die das Geſpenſt eines großen Arbeiterausjtandes 
an die Wand gemalt hat. Er hat auf Holland hingewieien, 
wo ja vor kurzem ein Ausſtand vorgekommen ift. 

Meine Herren, der Hinweis auf Holland dürfte 
meines Erachtens jo unpafjend wie möglich fein. Wenn 
der Herr Minifter wirklich durch die Vorgänge in Holland 
fich genötigt glaubte, dieje Stellung einzunehmen, dann 
ift er meines Erachtens von einer unrichtigen Beurteilung 
der holländifchen Vorgänge ausgegangen. Meine Herren, 
gewiß find auch bei uns in Preiben die Arbeiterverhält: 
niffe und die der unteren Beamten im Staatsbahnbetriebe 
noch lange nicht vollfommen gut; im Gegenteil, fie laſſen 
vielfach noch fjehr zu wünſchen übrig, und der Herr 
Minifter wird fich gewiß bemühen, jte, ſoweit es nur 
möglich ift, zu — Aber — 


(Zuruf) 


— meine — wenn Herr Kollege Gamp mir jetzt 
einen Zuruf macht, der, wenn ich ihn recht verſtanden 
habe, ein Gemeinplatz iſt — 


(Abgeordneter Gamp: Ach ſagte: woher wiſſen Sie das?) 


— ad, entichuldigen Sie, Herr Kollege Gamp! Woher 
ich das weiß? Das fragen Cie mih? Ich denke, Eie 
jollten doch aus meiner bisherigen Tätigkeit in dieſem 
Hohen Haufe wohl wiſſen können, daß ich mich mit den 
Arbeiterverhältnifien der Gijenbahnwerfitätten und des 
Bahnbetriebes jehr eingehend heichäftigt habe und aud 
Material hier vorgebradht habe, das ummiderleglich richtig 
war, und womit ich gezeigt habe, daß ich über dieje Fragen 
gut unterrichtet bin. 

Meine c* es gibt einen Kollegen in dieſem 
Haufe, der jelber einmal — das möchte ich gerade au! 
den Einwurf des Herrn Kollegen Gamp jagen — der 
jelber einmal Gelegenheit gehabt hat, einen —— über 
die Verhältniſſe im Eiſenbahnbetriebe zu hören. Der 
betreffende Kollege war damals Regierungsrat und wurde 
von der Regierung in das Kohlenrevier geſchickt, 


(Abgeordneter Gamp: Geheimrat ſogar!) 


— Geheimrat ſogar; Sie waren es ſelber, Herr Kollege 
Gamp, meinen Sie — 
(Heiterkeit) 

diejer Kollege wurde aljo als Geheimrat in das Kohlen» 
revier geſchickt und follte dort die Arbeiter befragen, wie 
es ihnen ginge ufw; er follte die fozialen und wirtichaft- 
lihen Berhältniffe der Bergarbeiter erforjchen. Er fam 
zu einem Mann und fragte: „Was verdienen Sie denn?” 
— „Oh,“ fagte der, „2 .M 20 #1" Da jagte der 
Geheimrat: En, das ift allerdings jehr wenig, ja jehr 
wenig! Auf welcher Zeche find Sie denn?” fragte er 
weiter, „Ja,“ antwortete der Arbeiter in feinem gemüt- 
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lichen, weftfäliichen Platt, „wenn ed op ne Zeche wör, 
dann genge et noch; öwer ed bün ja bi dä füöniglichen 
Iſenbahn!“ Meine Herren, das it fennzeichnend. Ich 
will damit nur jagen, daß die Arbeiter der privaten In— 
duſtrie durchweg noch günstiger geftellt find als die Arbeiter 
in den Staatsbetrieben, und daß der Mann, der dem 
Herrn Geheimen Rat diefe Antwort gegeben hat, das richtig 
charakteriſierte. 

Meine;Herren, die Angſt, daß uns auch in Preußen 
ein Eifenbahnftreit pafjieren könnte, teile ich nicht; denn 
in Holland liegen zunächſt die Verhältniſſe einmal voll- 
fommen anders. In Holland find auch die Verhältnifje 
der Angeſtellten und der Beamten bei den Privatbahnen 
fowohl wie bei den Staatsbahnen noch erheblich ungünftiger, 
als das bei uns der Fall ift. Meine Herren, jo hat 

.B. ein in Holland lebender Deuticher damals vor dem 
treit einen —2 einer holländiſchen Bahn aus— 
geforſcht über ſeine Lohnverhältniſſe; er ſchreibt darüber 
im „Berliner Tageblatt“ unter anderem: 
Ein Zugführer auf der Lokalbahn von Apeldoorn 
nad) Zwolle, welche Strede ich faft täglich fahre, 
verliert mir, daß er nur ein Gehalt von Einem 
Gulden 30 Cents erhalte, dabei aber oft Dienit 
zu tun babe von Morgens ſechs bis Abends 
neun Uhr! 

Meine Herren, wenn aljo dort jo ungewöhnlich) 
niedrige Löhne bei verhältnismäßig teuren Lebenskojten 
bezahlt werden und die Arbeiter und Angeftellten nicht 
a aben kommen können, eine Berbejjerung ihrer Ber: 
hältniffe zu erzielen, ja dann, meine Herren, kann es 
zum Streit kommen, wie ſchließlich ein Keſſel, wenn 
man ihn überhigt, plagt, wenn man nicht auf das — * 
warnende Ventil achtet. Meine Herren, ſo hat man ſich 
in Holland um die dauernden Klagen der Gijenbahn- 
arbeiter und »Angejtellten nicht gekümmert, und es ballte 
ih nad und ir ein Unmut, eine Unzufriedenheit und 
ein Grol zufammen, der nun, da es nur eines geringen 
Anſtoßes ——— den Streik zur Folge hatte. Wenn 
der Herr Miniſter fein Wohlwollen für die Arbeiter, das 
er fo betont hat, nad) beiten Sräften betätigt, dann 
wird er damit vorjorgen, dab es bei uns zu einem 
Streik nicht kommen fann. Meine Herren, daß aber eine 
Arbeiterihaft zu einem Streit kommen kann, wenn fie 
gar nicht organifiert ift, das weiß jeder, der einiger: 
maßen mit den VBerhältniffen vertraut ift, und daß orga- 
nifierte Arbeiter, wenn He in einen Kampf treten, in 
der Regel doch vor allem darauf halten, daß die Sache 
in aller Ruhe ſich abwidelt, ja, meine Herren, das hat 
—— auch der holländiſche Ausftand bewiejen. Bon 

iefem Ausftand jagt das „Anfterdamer Handelsblad“, 
ins Deutiche überjekt: 
Der Berband hat bewiejen, daß er eine kräftige 
Organijation ift, ausgezeichnet biszipliniert und 
eleitet. Seine einzige Gewalttat ijt von dieſer 
eite ausgeübt, Fein Mißklang gehört worden. 
Ohne Zaudern tat man, was man als feine 
Pflicht den Mitarbeitern gegenüber anſah. Ohne 
dur t ftellte man dafür Fein eigenes Los aufs 
piel. Das ji allgemeine Sympathie gewedt, 
weil ber Menſch nun einmal fo geartet iſt, daß 
er etwas auf Kraft hält, die ſich jelbft beherrichen 
kann und Maß zu halten weiß. 

Meine Herren, wenn ein fo angelehenes Blatt, das 
doch fein fozialdemokratifches ift, die gute Haltung während 
des Ausftandes anerkennt, jo beftätigt dies meine Be— 
—— Wenn einmal ein Streik kommen ſollte, ſo 
äme er auch, wenn keine Organiſation vorhanden wäre. 


es ſicher, daß die Sade ruhiger verläuft, und dann hätte 
ber Herr Minifter eher —— eine Korporation zu 
finden, mit der er über die Streitfrage verhandeln kann, 
um einen friedlichen Ausgleich herbeizuführen und den 
Streik zu vermeiden, oder, wenn er ausgebrochen wäre, 
ihn jchnell zu beenden. Meine Herren, darüber find wir 
uns volljtändig klar, daß ein Eifenbahnerausftand furdt- 
bare Folgen für unjer ganzes wirtſchaftliches 
Leben haben müßte, und bob niemand im Haufe, 
jelbftverftändlih aud wir nicht auf der Linken, den 
Wunſch hätten, daß ein folder Streit herbeigeführt werben 
möchte. Aber, meine Herren, das eine — wir, daß 
auch ſeitens der Eiſenbahnverwaltung alles geſchieht, was 
eſchehen kann, um berechtigte Unzufriedenheit aus der 
elt zu ſchaffen; und darauf kommt es allein an. 
eine Herren, wenn der Herr Miniſter in bezug auf 
einen beſtimmten Eifenbahnerverband eine weniger Fe 
pointierte Stellung eingenommen hätte, dann würde 
meines — einen eigenen Anſchauungen beſſer ge— 
dient ſein. r wüßte es nicht, daß, wenn man einen 
Menſchen oder eine Richtung verfolgt, dieſe Berfolgung 
allein immer den Berfolgten zu gute fommt. Das wiflen 
wir aus der Geſchichte, aus al den Kämpfen der Bölfer 
und einzelner Zeile derjelben untereinander, aus den 
Kämpfen um das Ghriftentum ujw; das Märtyrertum 
ift immer das bejte Mittel geweſen, eine ne in 
gute Empfehlung zu bringen. Wenn der Herr Minifter 
alfo etwas weniger jcharf geweſen wäre, würde er damit 
meines Dafürhaltens feiner eigenen Sadje viel bejjer 
genügt haben, Meine Herren, der Eiienbahnerverband, 
den der Herr Minifter fürchtet, ift ja gar nicht jo groß 
und wird auch nie bei uns einen maßgebenden Einfluß 
erreichen. Dagegen wendet fich, foweit er einen Terrorismus 
ausübt, das gefunde Gefühl der Arbeiter in den Werk— 
jtätten jchon ganz von jelbit. Darin liegt gerade in 
unferen Staatöwerkitätten das beſte Mittel der Storrektur, 
wenn man es den Arbeitern ruhig jelber überläßt, die 
unbejonnenen Elemente zurüdzumeiien. Die große Mehr: 
heit der ruhig denkenden Arbeiter ujw im Eifenbahnbetriebe 
wird jchon dafür forgen, daß die Sozialdemokratie dort 
nicht die Oberhand gewinnen kann. 

_ Meine Herren, der Herr Eijenbahnminifter hat ja 
erſt jegt fein Amt angetreten, er hat eine lange a 
mübevoller, aber großer Wirkſamkeit vor fi; denn fein 
Herr Borgänger war ja über 10 Jahre im Amte. Er 
kann aljo die guten Pläne, die er uns vorgetragen hat, 
zur Ausführung bringen. Wenn er fich erweift als ein 
wahrhafter und wirklicher Minifter dev Sozialpolitit, dann 
wird er immer die ftärffte und befte Unteritügung auch 
auf diefer Seite des Haufes finden. 


(Bravo! links.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
Regierungstommiffar hat das Wort. 


Dr v. der Yeyen, Wirkliher Geh. Oberregie— 
rungsrat, Regierungstommiflar: Meine Herren, der Herr 
Borredner hat im erften Zeil jeines Vortrages ſich eine 
Theorie angeeignet, die auch von verjchiedenen anderen 
Nebnern in diefem Haufe angenommen worden ift. Er 
hat behauptet, daß mit einer Ermäßigung der Berjonen- 
tarife nicht nur der Verkehr fi) erheblich fteigern würde, 
fondern daß auch die Durch den Mehrverfehr erwachſenden 
Ausgaben ausgeglichen werden würden ‚durch die Mehr- 
einnahmen, daß alſo ein finanzielles Riſiko mit einer 
derartigen Berbilligung der Perjonentarife nicht ver- 


bunden wäre. 
(Sehr richtig! links.) 
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[Dr v. der Leyen, Wirklicher Geh. Oberregierungsrat] 
Nun ift ja bereit® von verfdiedenen Seiten hier aud) 
nachgewiejen worden, daß die Erfahrungen, die mit der 
Berlängerung der Gültigkeitsdauer der Rückfahrkarten 
gemacht find, diefer Theorie widerjpredhen: wir haben 
mehr Verkehr gehabt, aber aud; jedenfalls Minder- 
einnahmen. 

eine Herren, das war feine ſehr weientlihe Tarif- 
ermäßigung; aber in andern Ländern jind in der Tat 
Berfuche mit fehr ftarken Tarifherabfegungen, mit Re— 
ormen gemacht worden, die nicht nur eine Vereinfachun 
ſondern auch eine jehr ſtarke Verbilligung der Tarile 
bedeuteten. Über die Erfahrungen, die in diefen Ländern 
gemacht worden find, liegt nunmehr mehrjähriges Material 
vor, und damit nicht immer von neuem wieder dieje rein 
theoretifche Behauptung aufgeftellt wird, wollte ich mir 
erlauben, einige wenige Zahlen mitzuteilen über die Er- 
fahrungen, die bei diefen Reformen gemacht worden find. 

Ich ſpreche da zunächſt von dem berühmten unga- 
riſchen Bonentarif. ejer Tarif, der im Jahre 1889 
eingeführt wurde, hatte ja eine ftarfe Verkehrsvermeh— 
rung zur Folge; aber die Ausgaben waren jehr viel 
ftärfer als die ae aus dem vermehrten Verkehr. 
Die ungarifche Regierung hat ſich daher veranlaßt ge 
fehen, ſchon wenige Jahre nah der Cinführung des 
Zarifs im Jahre 1892 die Tarife heraufzufegen. Im 
Jahre 1894 wurden fie wieder heraufgejegt, und troß 
diefer Erhöhung der Tarife waren die Erfahrungen jo 
ichledjt, daß man fich genötigt gejehen hat, am 1. Januar 
1903 dieſen —— re Dan gg | aufzuheben; 
die eine wejentliche Beftimmung, die der Zarif enthält, 
da nämlich auf Entfernungen von 225 km feine Preis- 
erhöhung mehr ftattfinden folle, ift tatlächlich dadurch be» 
feitigt, daß dieſe Mindejtentfernung auf 400 kn feftgefegt 
ift und die Preife auf Entfernungen über 225 km be 
deutend erhöht worden find, ebenſo die Preije auf Kleine 
Entfernungen. Gntfernungen über 400 km wird es 
aber in Ungarn kaum geben. 

Meine Herren, in der Denkichrift, in der die Regie— 
rung diefe Erhöhung begründet hat, führt fie unter 
anderem aus, daß aucd in dem lekten Jahre zwar eine 
Vermehrung der Perjonenfilometer ftattgefunden hätte, 
daß auch eine Vermehrung der Einnahmen ftattgefunden 
hätte, daß indes für den Mehrverkehr die Selbitkoften 
tatfächlich noch lange nicht verdient feien. Wenn ich nicht 
irre, fol für das Perfonenkilometer ein Durchichnitt- 
betrag von 1,68 Hellern eingefommen fein, der nicht ent» 
fernt ausreicht, um die Selbitkoften zu deden. Wenn 
derartige Reformen zu ſolchen Ergebnijjen führen, wird 
man in der Tat 2* ein müſſen, ehe man ſich an 
derartige Reformen heranwagt. 


(Buruf links.) 


— Ungarn iſt nicht das einzige Land; ich komme darauf 
noch jpäter zu ſprechen. ie damaligen Lorbeern des 
ungariichen Handelsminifters ließen feinen öfterreichifchen 
Kollegen nit ruhen; er führte ein Jahr fpäter den 
jogenannten Sreuzerzonentarif ein, einen $ von 
1 Streuger für die Wer on und das Kilometer in ILL. Klaſſe, 
2 Kreuzer für die II. Hlaffe und 3 Kreuzer für Die 
I. Klafje und für die Schnellzüge höhere Preiſe. Außerdem 
ermäßigte er die Tarife a weite Entfernungen jehr be» 
deutend, Wuch die Ergebnijfe dieſes Tarifes waren 
kläglich. Die öfterreichifche Regierung ſah fich ſchon nad 
drei Jahren genötigt, die Preiſe wefentfic in die Höhe 
zu fegen. 1895 wurde der Tarif aufgehoben und ein 
einfacher Tarif an die Stelle geſetzt, ber weſentlich höhere 
Säge hatte. Aber auch diefe Säge reichten nicht aus, 


um ein einigermaßen befriedigendes finanzielles Ergebnis 
herbeizuführen. So hat man fid in Oſterreich genötigt 
gejehen, eine Gijenbahnfahrtartenfteuer den Reiſenden 
aufzuerlegen. Durch dieje Fahrkartenſteuer werden bie 
Fahrpreife im Perfonenverkehr erhöht: auf den Haupt- 
bahnen um 12%, auf den Nebenbahnen um 6%, auf den 
Kleinbahnen um 3%. Alſo das ift ein zweites Beifpiel 
dafür, welche finanziellen und wirtichaftlichen Folgen ſolche 
Zarifermäßigungen haben. 

Ein drittes Land, in dem auch folde Berfuche 
gemacht wurden, war Nußland, wo man allerdings auf 
Entfernungen bis zu 600, eigentlich nur bis zu 300 Werft 
feine wejentlichen Zarifermäßigungen herbeiführte, aber 
die Tarife auf größere Entfernungen bedeutend berab- 
jegte. Die Rufen führen feine Statiftif; aber melde 
Erfahrungen fie mit den Tarifen gemacht haben, ergibt 
fih daraus, daß auch fie im vorigen Jahre die Tarife 
anz allgemein erhöht, außerdem aber bejonders erhöhte 
Säge für jehr weite Entfernungen eingeführt haben. 

Das vierte Land, ein eines Land, ijt das König» 
reih Dänemark. Auch dort wurde 1895 ein neues 
Eifenbahntarifgefeg eingeführt, welches jehr bedeutende 
Tarifermäßigungen nicht allein des Perſonen-, ſondern 
auch des Güterverkehrs bradte. Weine Herren, in 
Dänemark betrugen die Reineinnahmen, die Überſchüſſe 
der Einnahmen über die Ausgaben, bei den däniſchen 
Staatsbahnen in dem Fahre vor Einführung diefer Tarife 
rund 5 600 000 Kronen. Diefe Reineinnahmen find von 
ch zu Jahr zurüdgegangen. Der Überihuß der 

innahmen über die Ausgaben betrug 1900 nod 300 000 
Kronen. In dem letten Berichte, den die dänifche Re— 
gierung erjtattet hat, ift dieſer Überſchuß gänzlich ver» 


Ichwunden, 
(hört, hört!) 


und die däniſche Staatdbahnverwaltung arbeitet jet mit 
einem Defizit aus dem Betriebe; jie verdient diefe Betriebs— 


koſten nicht mehr. 
® (Hört, hört!) 


Die Steuerzahler haben 141 000 Kronen zuzahlen müfjen, 
damit die Betriebskoften der Staatseifenbahnverwaltung 
gededt werben. Meine Herren, was ift die Konſequenz, 
die daraus gezogen werden muß? Much die Dänen 
haben verjucht, ihre Perjonentarife wieder in die Höhe 
zu ſetzen. an iſt bis jeßt zu feiten Entſchließungen 
nicht gekommen; aber das wird ſchon kommen. Dieter 
dänische finanzielle Krach hängt vielleicht noch mit anderen 
Umftänden zufammen; aber daß dabei die wefentlichen 
Ermäßigungen der Perjonentarife mitgewirkt haben, 
darüber kann fein Zweifel bejtehen. 
Meine Herren, ich glaube, wenn wir überhaupt die 
Aufgabe haben, auch aus den Erfahrungen anderer Länder 
etwas zu lernen, jo jprechen bieje * 
—* in der Tat jedermann, der ein Intereſſe für eine 
eſunde finanzielle Entwicklung des preußiſchen Staates 
bat, ih wohl hüten follte, die Regierung zu derartigen 
gewagten Berbilligungen der Perjonentarife zu drängen. 


(Bravo! rechts.) 


rungen fo deutlich, 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Negierungstommiffar. 


Wehrmann, Minifterialdireftor, Wirklier Geh. 
Oberregierungsrat, Regierungstommifjar: Meine Herren, 
der Herr Abgeordnete SoldNmidt bat einen Erlaß des 
Herm Minifters, betreffend die Beichäftigung der weib- 
lichen Bebienfteten der Staatseifenbahnverwaltung, zur 
Sprade gebradt. Er hat jelbit anerkannt, daß diejer 
Erlaß, in welchem der Nachtdienft diefer weiblichen Kräfte 
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in gewiſſem Umfange vorgefehen ift, mit dem Geſetz nicht 
in Widerſpruch fteht. Darin hat er red. ie Be- 
ftimmungen der Gewerbeordnung, auf die ſich der Herr 
Abgeordnete berief, gelten nach den Borfchriften der Ge- 
werbeordnung nicht für Eifenbahnunternehmungen. 


Nun ift es richtig, was der Herr Abgeordnete Gold- 
ſchmidt hervorgehoben hat, daß der Dienjt der weiblichen 
Bedienfteten etwas fpäter in die Nacht Hineingeführt 
werden kann als nad) den Beſtimmungen der Gewerbe- 
ordnung. Dort ift eine Grenze von 8"/, Uhr Abends 
vor — hier iſt ſie vorgeſehen bis 10 Uhr und unter 
Umjtänden auch etwas weiter, Ich mache darauf auf— 
merkjam, daß die Bedingungen, unter denen frauen in 
dem von bem Herr Abgeordneten Goldjchmidt in Bezug 
genommenen Fahrkartenausgabebienft arbeiten, ganz 
andere find als in Fabrikbetrieben. In den Yabrif- 
betrieben arbeiten die rauen in großen Mengen und 
mit Männern durcheinander. Hier bei den Fahrkarten- 
ausgabeftellen arbeiten die frauen, wie jedermann fich 
überzeugen kann, der fie am Schalter fieht, allein hinter 
ihrem Schalter; fie find alfo dem Umgang mit Männern 
in den jpäten Wbendftunden entzogen. Wo nun ein 
Nachtdienſt wie hier in Berlin, wo die Züge ja ſpät 
Abends auslaufen und früh beginnen, für die Yahrlarten- 
ausgabe nicht entbehrt werden kann, da find eig > 

etroffen, daß die frauen auch unter Schuß ftehen. So 
Rn bier auf den Stationen der Stabt- und Ringbahn 
die Frauen, die dort bedienftet find, bejondere Zimmer, 
in denen fie fich zur Ruhe legen, wenn der Dienft auf- 
hört, bis zum andern Morgen früh, Dann können fie, 
nahdem fie die Frühzüge noch abgefertigt haben, zur 
Tageszeit nad ufe gehen. Es fommen aber aud 
äde vor — nicht bier in Berlin, fondem an anderen 

tellen —, in welchen ſolche Einrichtungen nicht getroffen 
find. Da wird dafür elorgt, daß die Frauen unter 
männlihem Shut, iR er Stationsvorfteher jtellt, 
nach Haufe gehen können. 


Wir haben diefe Anordnungen für die Fahrkarten- 
ausgeberinnen nicht aus fisfaliihen Rückſichten, fonbern 
deshalb getroffen, um den frauen bieje Gelegenheit der 
Beichäftigung zu erhalten. Wie das Ho e Haus ſich wohl 
aus den ie Aha Verhandlungen über die Beamten 
der Bahn erinnert, find die Stellen der Fahrkarten» 
auögeberinnen ganz außerorbentlich —5— Das Hohe 
— hat ſich wiederholt dafür intereſſiert, daß ſolche 

rauen beſchäftigt werden, Die geht ift trogbem nicht 
groß; es find nur 307 weibliche Kräfte im Fahrkarten- 
dienft und 316 im Telegraphenbienft, in welchem ein ber- 
artiger Spätdienft viel weniger vorkommt. 


Wenn nun nah den Wünfcen bes Herrn Abgeord» 
neten Goldjchmidt der Nachtdienit der rauen bzw. der 
Dienft in den jpäten Abend- und ben frühen Dlorgen- 
ftunden wefentlich beſchränkt werben jollte, jo wäre es 
—— die weiblichen Kräfte durch männliche zu 
erjeßen. 


(Zuruf des Abgeordneten Goldſchmidt: Das wäre aud 
nicht ſchlimm!) 


Das würden aber die frauen ganz außerordentlich be» 
dauern. Es gibt feinen Arbeitszweig bei der Eifenbahn- 
verwaltung, zu bem ein fo enormer Andrang von Kräften 
ftattfindet, wie gerade bie Beichäftigung der rauen im 
Fahrkarten- und ZTelegraphendienft, Wir würden ja 
natürlich auch nicht gern ſehen, wenn die weiblichen Kräfte 
ausgefchaltet werden; denn fie haben ſich für diefen Teil 
Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19. Leglsl. V. Seſſion 1908, 
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des Dienftes ganz vorzüglich bewährt; fie find fehr genau 
und fehr geroffferhaft in ihren Arbeiten. 


(Abgeordneter Goldſchmidt: Billiger find fie au! — 
Heiterkeit.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gothein, 


Gothein, Abgeorbneter: Meine Herren, ich hätte 
darauf —— an dieſer Stelle zu reden, wenn nicht 
der Herr Abgeordnete Ring Gelegenheit genommen hätte 
auf die geſtrigen Ausführungen meiner Freunde Bart) 
und Broemel einzugehen. Es liegt mir aber gänzli 
fern, hier eine Wahlrede halten zu wollen. ch weiß ja, 
daß beim Eifenbahnetat jehr viel Wahlreden gehalten 
werden; aber wenn der — Miniſter etwas länger im 
Amte fein wird, wird er ſich überzeugen, daß dieſe Wahl- 
reden nicht zu den Arbeiterfragen gehalten werben, ſondern 
über Lokalwünſche, und er wird es ja bei diefem Etat 
noch erleben, daß ihm ein ganzes Bukett folder Wahl- 
reben vorgetragen werben wird. 

Im übrigen, glaube ich, wird der Herr Minifter 
felbft wohl inzwilchen eingefehen haben, wie wenig er zu 
feinen geitrigen Ausfällen berechtigt war, und wenn ich 
nicht mit meinem freund Ehlers einverjtanden wäre, 
daß ihm eine Schongeit für feine erften Jahre als 
Minifter zuzubilligen jei, würde ich Gelegenheit nehmen, 
hierauf hr näher einzugehen. Bielleiht nimmt ber 
Herr Minifter jelbft noch Gelegenheit, Dielen geftrigen 
Ausfall zu korrigieren. 

Dad, was der Herr Abgeordnete Ring gejagt hat, 
ift noch etwas durchaus anderes als das, was der Herr 
Minifter jelbft ausgeführt hat. Der Herr Abgeordnete 
Ring fpricht davon, „baß ed das vornehmite echt des 
Arbeitgebers fei, fich jeine Gehülfen jo auszufuchen, wie 
er fie braucht” ; er jagt weiter: „der Staat darf nicht Leute 
in dem Betrieb dulden, die nicht auf chriſtlich monarchiſchem 
Boden ſtehen“. Was der GEifenbahnbetrieb mit dem 
chriſtlich monarchiſchen Boden zu tun Hat, ift mir nicht 
gs klar, und es ift ja aud die Auffaffung des Herrn 

inifters, daß es für die GStaatseifenbahnverwaltung 
ganz gleichgültig ſei, welchen Glauben einer feiner Unter» 
gebenen, jei e8 ein Beamter oder ein Arbeiter, hat, und 
daß feine Verwaltung ſich jeder Gefinnungsriecherei zu 
enthalten babe. 

Der Herr —— Ring hat an uns die ſpezielle 
Bee 5 et, ob wir denn Zuftände haben wollen, wie 
te im Baugewerbe find, wo ein Terrorismus der Sozial- 
demofratie in der Weiſe ftattfinde, daß diejenigen Arbeiter, 
welche nicht „reine Wäſche“ haben, das heißt, welche nicht 
der fozialdemofratiihen Organijation angehören, nicht 
gebuldet werden. Meine Herren, wir find weit entfernt 
von einem derartigen Verlangen; wir ftehen ſogar auf 
dem Standpuntt, daß es ein ganz ungeredhtfertigted Bor- 

eben ſozialdemokratiſcher Parteiorganijationen ift, wenn 
te Leute, welche ihnen nicht angehören, nicht in ber 
beit mit anderen dulden wollen; wir halten das aller 
dings für einen Xerrorismus. Ich möchte aber den 
Herrn Abgeordneten Ring fragen: ift er ſich denn fo 
wenig klar darüber, daß das, was er will, genau ebenſo 
ein Terrorismus ijt wie derjenige, den er an ben jozial« 
demokratiſchen Mgitatoren verurteilt? 


(Sehr richtig! Tinte.) 


Genau dasjelbe ift ed. Sie jehen eben bloß den Splitter 
im Auge der anderen, und des Balfens im —— Auge 
werden Sie nicht gewahr. Sie nehmen denſelben Terro- 
rismus, den Sie bei den Sozialdemokraten mit Recht 
brandmarten, für fi) als Arbeitgeber in — Da⸗ 
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gegen kämpfen wir. Wir ſind durchaus der Meinung: 
der Staatseiſenbahnbetrieb muß unbedingte Disziplin ver- 
langen im Intereſſe der Sicherheit des Betriebs, im 
Anterefje der Sicherheit der darin beſchäftigten Perjonen 
und im Intereſſe der Sicherheit derjenigen Perſonen, die 
von den Eilenbahneinrichtungen Gebrauch machen, und 
wir find mit dem Herrn Minifter durchaus damit ein- 
verftanden, daß er in keiner Weije duldet, daß eine 
Agitation während des Dienites und der Arbeit in den 
Betrieböwerfftätten ftattfindet. Das hat er fich mit 
vollem Hecht zu verbitten; aber darüber hinaus geht ihn 
ipeziell bei den Arbeitern ihre politifhe Überzeugung 
nichts an. Die politifche Überzeugung und deren Kund— 
gebung ift verfafjungsmäßig jedem gewährleiftet. Wenn 
ein Arbeiter der Gifenbahnpenwaltung in fozialdemofra= 
tiihen VBerfammlungen das Wort ergreift, wenn er ſich 
öffentlich zur Sozialdemokratie bekennt, fo geht das bie 
Eifenbahnverwaltung nichts an; fie hat ihn ruhig weiter 


zu bejchäftigen. 
(Widerſpruch rechts.) 


Jawohl, meine Herren, Sie vertreten, wenn Gie etwas 
anderes verlangen, den Grundjag: cujus regio, ejus 
religio; denn ſchließlich die geiftige, die politiiche Über- 
zeugung, die der Menſch hat, hat denjelben Anſpruch, 
wie die religiöfe Überzeugung, und ich möchte bie — 
Konſervativen daran erinnern, daß es gerade Martin 
Luther war, der ſich gegen dieſen Grundſatz des cujus 
regio, ejus religio auf das ſchärfſte ausgeiprochen und ihn 
als einen niederträdhtigen Grundſatz bezeichnet hat, der 
damals ausgeiprochen hat: die alten römijchen Tyrannen, 
welche gegen den Körper gemwütet hätten, jeien lange nicht 
fo ſchlimm gewejen, wie dieje modernen Tyrannen, bie 
eine derartige Beeinfluffung des Geifted wollten. Das 
it aber das, was der MWbgeorbnete Ming bier 
fordert; er verlangt: es dürfen in der Eifenbahnvermwal- 
tung nur Leute bejchäftigt werden, die auf chrijtlich- 
monarchiſchem Boden ftehen, während wir der Meinung 
find: die Aufgabe jeder Stantöverwaltung ift es, feinen 
Unterjchied bei ihren Angeftellten zu machen binfichtlich 
ihrer politischen —— Der Staat iſt nicht eine 
Einrichtung, welche die Anhänger einer politiſchen Über- 
zeugung bejonders zu berüffichtigen hat; er bat als 
rbeitgeber gar nicht danach ‚u fragen. 

Nun fehe ich wirklich keine große Streifgefahr für 
unjer Eifenbahnwejen; denn wir haben im unjerer 
Eifenbahnverwaltung mehr als in irgend einer Eifenbahn- 
verwaltung der Welt mit Beamten und weniger mit 
Arbeitern zu tun. Ein Beamter, welder an jeinen 
Dienst gebunden ift, hat felbitverftändlich nicht das Recht, 
zu ftreifen, und ich glaube, fo viel —— wird 
unter unſeren Eiſenbahnern ſtets vorhanden ſein, daß 
ſie ſich dieſer ihrer Beamteneigenſchaft bewußt ſind und 
ſich klar darüber ſind, daß nicht ein Recht haben, 
ihren Dienſt, an den ſie als Beamte gebunden ſind, zu 
verlaſſen. 

laube, auch die Arbeiter werden der Meinung 
ſein, daß ſie gebunden ſind an die rechtzeitige Kündigun 
wenn fie nicht überhaupt bei einem Gtreif nie 
Sympathien verlieren wollen. Inſofern jehe ich nicht 
ein, wie dieje große Gefahr für uns eintreten würde; 
aber ich bin auch mit dem Herrn Vorredner durchaus 
der Meinung: dadurd, dag man Arbeitern das Koalitions- 
recht verjagt, dadurch, dat man ihnen den Beitritt zu irgend 
einem Verein verbietet — ich glaube, ber Hamburger 
Berein ift eine wenig wiünfchenswerte Ericheinung —, 
wird ein etwa ausbrechender Streit viel fhlimmer fein 
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als ein von organifierten Arbeitern injzenierter. Es 
wird eben an denjenigen Organen fehlen, mit denen 
man verhandeln kann, was die Beilegung eines Streits 
leiter macht. Ich will wünjchen, dan bie Fürſorge, die 
nit nur der Herr Minifter, jondern wir jelbjt für 
unfere Beamten wie für die in der Eifenbahn bejchäftigten 
Arbeiter ausüben, derartige Zuftände jchaffen wird, daß 
wir dann hoffen können, von Gtreifs der Eijenbahn- 
arbeiter verjchont zu bleiben. 

Im übrigen möchte ich noch auf eine Bemerkung 
des Herrn Abgeordneten Ring erwidern. Er hat gejagt, 
der Herr Minifter folle ſich nicht unter bie Stontrolle 
der Herren Singer, Stadthagen und SKonjorten ftellen. 
Das tft von unferer Seite nicht —— worden. Aber 
in ſeiner Eigenſchaft als Vertreter der Reichseiſenbahnen 
wird er in der Budgetkommiſſion bes Reichstags allerdings 
nicht darum herumkommen, auch ſchließlich den Herren 
Abgeordneten „Singer, Stadthagen und Konforten” auf 
ihre Anfragen entſprechende Auskunft zu geben, — mas 
eine gewifle Kontrolle it. Das mag dem Herrn Ab- 
geordneten Ring fehr unangenehm fein; der Herr Minifter 
wird fich aber darein fügen mülfen. 

Um dann noch auf einige —— einzugehen, ſo 
ſtimme ich bezüglich der Frage der Rückfahrkarten mit 
dem Herrn Begerungetonmir darin überein, daß nicht 
jede Berbilligung, am wenigiten das Sonentarifiyften, 
geeignet ift, eine derartige —— des Perſonen⸗ 
verkehrs herbeizuführen, daß nicht —* Minder: 
einnahmen daraus rejultieren würden. Ich halte diejes 
Syitem überhaupt nicht für jachgemäß; es fteht nicht im 
Einklang mit dem Prinzip von Leiltung und Gegen- 
leiftung. Auf der anderen Seite möchte ich aber dem, 
was der Herr Abgeordnete Frhr v. Erffa außgeführt dat, 
daß das Grperiment mit der Verlängerung der Gültig- 
feit der Rüdfahrkarten zu der Mindereinnahme aus dem 
Perfonenverkehr geführt habe, in feiner Weife zuſtimmen. 
Es ift die Zahl der Reiſenden zurüdgegangen und baber 
auch die Einnahme aus dem — Aber es 
wird doch niemand behaupten wollen, daß deshalb, weil 
man die Gültigkeitsdauer der Retourbillets verlängert 
habe, nun die Zahl der Fahrten zurückgegangen ſei, daß 
da ein urſächlicher Zuſammenhang vorhanden ſei. Wahr- 
fcheinlich hätten wir eben einen * viel größeren Rüd- 
u in den Fahrten gehabt und einen fehr viel größeren 

üdgang in den Einnahmen aus dem Berfonenverfehr, 
wenn dieſe Verlängerung der Nüdfahrten nicht ein- 
getreten wäre, 

Das hängt eben mit den wirtjchaftlihen Berhält- 
niffen zufammen; auch prozentual ift die Einnahme aus 
dem Perjonenverkehr jehr viel weniger zurüdgegangen 
als die Einnahme aus dem Güterverkehr. Das ijt doch 
der beite Beweis dafür, daß diefe Maßnahme, die damals 
etroffen worden ift, eher verfehräbelebend ala vertehrs- 
Bindernd ewirkt bat. 

Ich nun allerdings auch den Wunſch, daß wir 
doch zu einer weiteren Reform kommen, und daß dieſe 
Berlängerung der Gültigkeitsdauer nur der erſte Schritt 
— iſt, die Retourbillets ger u befeitigen und an 

telle derfelben einfache Stredenbillets zum Balben Preis 
ber Rückfahrkarten einzuführen. 

Wenn immer gejagt wird, daß das jet nicht zu 
ermöglichen wäre aus finanziellen Rüdfichten, jo glaube 
ih, daß diefer Einnahmenusfall nicht fo coß fein wird, 
wie man ihn jeßt berechnet. Vielleicht ' ielen die De- 
fraudationen, von denen der Herr Abgeordnete Ofthaus 
geſprochen hat, aud; eine Rolle dabei, obgleich ich nicht 
glaube, daß diefelben allzu groß fein werden. Aber eine 
außerordentlich wichtige Erjparnis würde durch Berein- 
Pe des ganzen Billettwejens dabei eintreten; fie 
würde allerdings aufgehoben werben, wenn man dann 
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wieder den Zuſchlag für Schnellzüge einführen würde. 
Aber dieſe een bes — * vor allen 
Dingen auch die Vereinfachung der ſo unendlich vielen 
Reklamationen würde fo entlaftend auf die Staatseifen- 
bahnverwaltung wirken, daß der finanzielle Effekt ſich 
doch wahrſcheinlich lange nicht jo ungünftig ftellen würde, 
wie es heute von feiten der Gijenbahnverwaltung be- 
fürchtet wirb, 

Ich möchte bei dieſer Gelegenheit übrigens bemerken, 
dab das Neklamationsverfahren doc noch nicht ganz fo 
ſchnell ſich geftaltet, wie es nach dem ums mitgeteilten 
Erlaß jein jollte. ch Habe anfangs September aud 
einmal eine Reklamation um einen Betrag von ungefähr 
40 A an eine Eifenbahndirektion gerichtet und ich habe 
wirklich, ich glaube, e8 war Ende Sanuar, den Beſcheid 
befommen, d.b. den Befcheid, daß man mir per Poſt— 
anweifung das betreffende Geld nach Abzug der Rekla- 
mationsgebühren wieder zuftellte. Diefer Beicheid war 
h ein ſehr materieller Belheib — das gebe ich zu; aber 
achlih war er nicht näher motiviert. Es freut mid 
aber, daß der Herr Minifter felbft die Anregung ergriffen 
bat, dieſe Beſcheide in Zukunft etwas raſcher zu geben. 

Solange wir die Rüdfahrkarten haben, möchte ich 
den Herrn Minifter bitten, darauf hinzuwirken, daß fie 
über verjchiedene Streden Geltung haben. Dadurd, daß 
dies nicht gefchieht, werben unendlich viel Reklamationen 
notwendig. Der Herr Minifter bzw. die Staatseijen- 
babnvenwaltung haben in vielen Fällen Borforge ge- 
troffen, mit anderen nicht preußiſchen Eiſenbahnver⸗ 
waltungen ſich darüber zu verftändigen, daß diefe Retour- 
billett3 wahlweiſe über preußifche ober nicht preußiiche 
Streden gelten, z. B. mit der fächfiihen Eifenbahnver- 
waltung. Unſere Retourbilletts von Breslau nad) Halle 
und Leipzig gelten ſowohl für die preußifche wie die 
ſächſiſche Strede. Warum ift dies aber nicht der Fall 
bezüglich der Retourbillets, die man vielleicht von Berlin 
über Frankfurt nad der Schweiz nimmt? Gerade für 
diejenigen, die aus dem DOften und Norden kommen, ift 
es unfagbar ſchwierig, zu willen, wie die Befigverhältnifie 
ber bortigen Bahnen find. Nun ſteh N fo einem 





tebt au 
Billett wohl gedrudt, über welche Stationen es gilt, aber 
es heißt, eine eg an die Stenntniffe des reifenden 
Publitums zu jtellen, die diefe gar nicht erfüllen kann, 
zu wiflen, ob dieſe Station, von der der Betreffende 
vielleicht in feinem Leben zum erjtenmal hört, auf diejer 
Strede liegt oder auf jener. Es gebt häufig fogar jo, 
daß das betreffende Gifenbahnperlonal es mr: nicht 
weiß. In dem Fall, in dem ich zu reflamieren hatte, 
wurde mir von einem Eifenbahnbeamten gejagt, ich könne 
in dieſem gr figen bleiben, hinterher ftellte ſich aber 
heraus, daß ich ein neues Billett nehmen mußte, denn 
mein Billett galt nit auf der Strede. Ich möchte die 
Anregung geben, daß ebenjo wie mit Sachſen, der Herr 
Minijter auch mit Baden und den Neichslanden, für die 
er jelber — iſt, in Verbindung trete, um eine 
wahlweiſe Benutzung der Retourbilletts zu ermöglichen, 
ſolange wir nicht die Einheitskarte befommen. 

ezüglich der Gütertarife möchte ich daran erinnern, 
daß regelmäßig, wenn wir gute Geſchäfte und gute Finanzen 
haben und ergo, was die Borausfegung einer guten Finanz« 
lage ift, gute wirtichaftliche Verhältniffe, vorliegen, es 
heißt: man braucht die Gütertarife nicht zu ermäßigen, 
denn es geht ber Induſtrie bereits jo gut, daß es bei 
jeder weiteren Ermäßigung zu einer ungejunden Super 
trophie berfelben fommen — Wenn aber die mirt« 
fchaftliche Lage jhlecht wird, und damit aud) die Finanz- 
lage, fo ift man wegen der ſchlechten Finanzen nicht in 


Haus ber Abgeorbneten. 30. Sigung am 25. Februar 1903. 


1994 


der Cage, an die Ermäßigung der Gütertarife zu denken, 
Ich gebe zu, daß in Saden der Gütertarife im Laufe 
der legten Jahrzehnte Manches und nicht Unbedeutendes 
geichehen ift und daß darin fortgefahren wird, und ich 
— gerade aus den Nachweiſen der Betriebsergebniſſe, 
ie uns die Eifenbahnverwaltung felbft überreicht hat, 
jehen wir wieder, wie die Ermäßigungen, die durch die 
Ausnahmetarife in den ws Jahren geichaffen find, zu 
einer derartigen Verkehrsſteigerung geführt haben, daf 
die Einnahmen aus diefen Gütertadfen troß der Er- 
mäßigung eine mwejentliche Dee erfahren haben. Es 
ift uns in dankenswerter Weife für die fämtlichen neu- 
ermäßigten Tarife dad nachgewieſen worden, und deshalb 
müßte unfere Gifenbahnverwaltung nit gan; fo 
ängſtlich fein. 

Gegenüber den Wünſchen auf möglichfte Vereinfachung 
des Tarifweſens, die ja auch der Herr Minifter teilt, haben 
wir bei unferen Gütertarifen immer buntjchedigere Ver— 
bältniffe befommen. Wenn ich auch zugebe, daß die wirt- 
ichaftlihen Verhältniffe bei uns fich nicht fo fchematifieren 
laffen, daß wir mit einem ganz einfachen Tarifſyſtem aus- 
kommen würden, daß die Ummälzungen, die dies zur Zeit 
herbeiführen würde, zu gewaltiger Natur wären, daß fie 
u tief einfchneiden würden in unfere wirjchaftlichen 
Berhältniffe, jo glaube ich doc, daß der Weg, den wir 
jet gehen, immer wieder einen neuen Ausnahmetarif zus 
zufliden, ein etwas bedenklicher ift; wenigftens wäre es not- 
wendig, Fürforge dahin zu treffen, dab bie neuen Muse 
nahmetarife, die man fchafft, oder alte, die man abänbdert, 
möglichft einheitlich konftruiert find, damit man hinterher 
viele derartige Ausnahmetarife ummandeln kann in all» 
gemeineTarife. 

Meine Herren, das ift ja gejchehen bei dem Roh— 
ftofftarif, der urſprünglich auch nur ein Nusnahmetarif 
und teilmeife bloß auf beftimmten Relationen war; den 
hat man jchlieklich derartig geftaltet, daß er nahezu ein 
allgemeiner Tarif geworden ilt, ben ich für einen großen 
Borzug halte. Ich glaube, wenn die Eifenbahnverwaltung 
einmal darauf achten würde, in der Weiſe, wie e8 damals 
gefchehen ift, bei Erftellung neuer Ausnahmetarife möglichft 
den Geſichtspunkt der Einheitlichkeit auch im Geſicht zu 
behalten, fo würde eine ſachgemäße Tarifreform einmal 
weientlich erleichtert werden. 

Meine Herren, ein bejonderes Schmerzenstind im 
Gütertarifwefen find die fogenannten Umfchlagstarife für 
den Waflerverkehr; fie wirken ganz bejonders nadhteili 
im öfterreichifchen Verkehr. Die öfterreichifchen Sowohl 
wie die fächfifchen Eifenbahnen erftellen für den Elbe: 
umſchlagsverkehr außerordentlich ermäßigte Tarife, mas 
ja in ihrem eigenen Intereſſe liegt. Die preußifchen 
Eifenbahnen erteilen aber gar feine ermäßigten Um— 
ichlagtarife, im Gegenteil, fie ftoßen an die hohen öjter- 
reichifchen Tarife, die bis an die jchlefifche Grenze gehen 
die vollen Lofaltarife an, und die Wirkung ift die, ba 
jelbft aus denjenigen Gebieten, die —— nach der 
Oder hin gravitieren müßten, der ganze Verkehr künſtlich 
nach der Elbe abgelenkt wird, was zur Folge hat, daß 
die preußiſchen Staatsbahnen aus dieſem ganzen Verkehr 
feinen Vorteil ziehen und ebenſowenig die Bauberwaltung, 
da bie Elbe abgabenfrei if. Daß ein derartiges Ber: 
hältnis nicht im Intereſſe unferer Eifenbahnen, nicht im 
Antereffe unferer Bauvermwaltung, vor allen Dingen aber 
nicht im Intereſſe unferer Oderſchiffahrt liegt, ich glaube, 
das * auf der Hand. Es wäre daher —* wüůnſchens⸗ 
wert, daß die Staatseiſenbahnverwaltung nach dieſer 
Richtung hin den Wünſchen, die aus Schleſien an fie 
gekommen find, endlich einmal näher träte. Es entgehen 
uns viele Transporte, die jonft der Eifenbahn erhebliche 
Einnahmen zuführen könnten. ch erinnere mich, daß 
feinerzeit ein großer Transport von Holz u Rumänien, 
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Galizien und ber Bulowina, welcher nad Amſterdam 
beftimmt war, über die Oder gehen follte, wenn die 
preußifche Staatseifenbahnverwaltung bereit gemejen 
wäre, eine Ermäßigung der Musnahmetarife zu erftellen, 
bei der fie immer noch ein fehr gutes Öefhäft ges 
macht hätte. Das geſchah nicht. an hing — ver- 
Ein Sie den harten Ausdrud — zu fehr an ber 
ablone, und infolgebeffen ging der größte Teil biefer 
Sendung über die Donauhäfen, und nur ein verjchwin« 
dender Teil diefer Sendung gelangt über die Ober und 
verſchafft fo der preußifchen Staatseifenbahnverwaltung 
Einnahmen. — Meine Herren, ich weiß, der Herr Re- 
ir gie ar wird hervorheben, wieviel von diefem 
erfehr tatlächlih über die Oder geht. Aber ich kann 
im voraus fchon erwidern — und id eripare mir bamit 
jede Rüdantwort —, das ift nur ein Meiner Bruchteil 
von dem, was anderenfall® über die preußifchen Staats» 
eifenbahnen gegangen und unferer Schiffahrt auch im 
höchſten Grade mwilltommen geweſen wäre. Ich will auf 
dieje ne nicht näher eingehen, denn fie find dem 
Herrn Minifter vollftändig bekannt, fie find ihm in ver- 
ſchiedenen Eingaben vollftändig Flargelegt worden; es hätte 
wenig Bwed, fie bier im Detail weiter vorzubringen., 


Ich möchte dann noch zu der Beihaffung der Ma- 
terialien kommen. Der Herr Minifter hat mit dem 
Schienenſyndikat feinen Bedarf bis ultimo 1904 zu dem 
Preife von 112 4 abgejchloffen, oder wenigſtens ein 
beftimmtes Mindeftquantum zu dem Safe von 112 A 
bis 1904. Ich halte dieſen on an und für fich bei 
unjerer gegenwärtigen Cage ber Eifeninduftrie für einen 
hohen; er rechtfertigt fich meines Erachtens allerhöchſtens 
dadurch, daß vorher, in den Zeiten der De abe 
die Eifenbahnverwaltung durch ihre langfriftigen Abſchlüſſe 
mit dem Schienenſyndikat die Schienen wefentlih unter 
den damaligen üblichen Koften bezogen hat, und daß jet 
nachträglich gegenüber dem — der damals wohl an 
den Schienenlieferungen beſtand, ein etwas höherer Preis 
bewilligt worden iſt. Ich meine auch, daß man es den 
Schienenproduzenten gerade in dieſem Falle nicht ver- 
denken kann, daß fie da zu einem Syndifat zufammenr 
geichloffen Haben, da nun einmal die Nachfrage tatjächlich 
doch auch in einer Hand konzentriert ift, und wenn die 
Nachfrage in einer Hand — das find die preußifchen 
Staatsbahnen, die paar anderen Bahnen, die wir nod 
haben, kommen doch nicht wefentlich in Betracht —, kon» 
zentriert ift, jo kann man es fchließlich den Produzenten 
und Berfäufern nicht verbenfen, wenn fie fich gegenüber 
diefer einen mächtigen Hand koalieren. Allerdings, wenn 
wir nicht die Schienenzölle hätten, würde das Shnditat 
nicht in der Lage jein, der Stantseifenbahnverwaltung 
derartige Preiſe anzurechnen. 

Die eifernen Schwellen find vom Herrn Minifter 
zu 105 M abgeihlofien worden. Ich halte diefen Preis 
auch für einen ziemlich rejpeftablen, zu dem er mit bem 
betreffenden Syndikat abgeſchloſſen hat. Seitens eines 
oberjchlefiihen Werts waren ihm offeriert worden 
10 000 t Schwellen zu dem Sat von 100 AM; aber der 
Herr Minifter hat diefen Sag zu hoc befunden und 
verfucht, ihn noc zu unterbieten, diejes Werf zu drüden. 
Nun ift aber das Intereſſanteſte, worauf rot Praſchma 
ſchon hingewieſen bat, daß dadurch, daß der geſamte Ein— 
kauf durch die Eiſenbahndirektion Eſſen vorgenommen 
wird, eine gewiſſe Bevorzugung des per bezüglich 
der Beltellungen eintritt. Von dem Gejamtbedarf an 
eifernen Schwellen, den der Herr Minifter zu 105 AM 
vergeben bat, ift auf die oberſchleſiſche Eijeninduftrie 1% 
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entfallen zum Preiſe von 105 A, und wie bann außerdem 
ihm nod ein Poften von 10000t zu 100 A angeboten 
worben ift, ben er gebraucht hat, hat er noch verſucht, 
den Preis zu brüden, yo bin nicht darüber unterrichtet, 
ob in diefem Falle der Abichluß noch zu ftande gefommen 
ift oder nicht. ebenfalls wäre es wünſchenswert, daß 
der Herr Minifter, der ja in der kurzen Zeit feiner 
Amtierung nicht in alles hat jo genau Einficht nehmen 
fönnen, doch einmal Re ber Vergebung näher 

ft, um Wandel zu fchaffen. Dur das jegige DBer- 
ahren wird den Syndikaten ein Vorzugspreis gewährt. 
babe ſchon früher darauf hingemwiefen, daß man be» 
—* der Radſätze das ng berg bevorzugt hatte, 

ß man ihm die Beftellung gab und die außenftehenben 
Werke nicht berüdfichtigte, * ſie weſentlich billigere 
Offerten eingebracht hatten. amals hieß es, dieſe 
Werke feien erit fürzlich begründet worden, fie gäben 
nicht die Gewähr, daß fie ebenjo gutes Fabrikat lieferten 
mie die alten Werke, mit denen bie Eifenbahnverwaltung 
verhandelte. Ich verftehe nicht, wie man eine derartige 
Begründung mahen kann, benn jeder Fachmann wei, 
daß, je neuer die technifchen Einrichtungen bei einem 
Werke zur Herftellung von Rädern, Bandagen und Rad- 
fägen A, ein um 4 befjeres Fabrikat geliefert wird, 
mit Ausnahme der eriten kurzen Übergangszeit von 
wenigen Monaten, bis die Arbeiter fich eingerichtet haben, 
und das war damals nicht der Fall, denn die Werke 
arbeiteten ſchon weſentlich länger. Ich kann hier bloß 
den dringenden Wunſch ausſprechen, die Bergebungen 
nicht fo auszugeftalten, dak den Syndikaten ein Bor 
zugspreis bewilligt und dann bei der freihändigen Ber- 
gebung ein Drud auf die Werfe ausgeübt wird, die nicht 
an den Syndikaten —* ſind, mit ihren Preiſen 
weſentlich herab rg r Herr Minifter hat es 
jelbft fo außerordentlich betont, wie notwendig die Spar» 
ſamkeit in der Verwaltung fei, und ich möchte ihn daher 
bitten, auch bier diefe Sparjamteit zu üben, namentlich 
aber dahin zu wirken, nicht eine einfeitige Bevorzugung 
eintreten zu laſſen. 

Es hat wenig Zwed, an diefer Stelle die General» 
debatte über alle diefe fragen noch zu erweitern. Es 
haben bereits eine fo große Anzahl von Rednern ge 
— und es ſind auch bereits eine ſo große Anzahl 
von lokalen Wünſchen vorgebradht worben, daß ich nad) 
diefer Richtung hin das Bukett nicht ermeitern möchte, 
umal ich nicht die Abſicht Habe, eine Wahlrede zu 
— und für einen meiner Wahlkreiſe etwas vor— 
bringen möchte. 

Meine Herren, ich glaube, daß wir in techniſcher 
Beziehung in unſerem Eiſenbahnweſen außerordentliche 
Fortſchritte gemacht, daß die letzten Jahre auch in Be— 
ziehung auf die Verwaltung ebenfalls erhebliche Fort- 
Ichritte gebracht haben. 3% glaube: in dieſer —— 
können wir einſtweilen mit Vertrauen dem —— iniſter 
entgegenkommen, daß er das, was ſein Vorgänger und 
beifen Berwaltung auf diefem Gebiete getan haben, in 
Zukunft weiter fortführen wird — hoffentlih nicht bloß 
mit Erjpamifien, fondern vor allen Dingen auch dadurch, 
daß er dur Ermäßigungen unjerer immerhin noch jehr 
hohen Gütertarife dem wirtichaftlichen Leben einen Anſtoß 
gibt, der ihm über die ſchwere Zeit, unter der es jett zu 
eiden hat, tell, m binmweg hilft. Es wäre das 


Berfehltefte, deshalb, weil gegenwärtig die Konjunktur 
eine ungünftige ift, nun auf ber einen Seite jparen und 
auf der anderen Seite die Tarife hochhalten zu wollen, 
während eine SHerabjegung im geeigneten Fälle — ich 
verlange ger feine generelle — dazu dienen würde, das 
wirtjchaftliche Leben neu zu beleben. 


(Bravo! links.) 
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Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
Negierungstommiffar hat das Wort. 

Möllhauſen, Minifterialdireftor, Negierungs- 
fommiffar: Meine Herren, der Herr Abgeordnete Gothein 
bat ebenfo wie neulich auch der Abgeordnete Defer fich 
darüber beklagt, daß die Gütertarife jo außerordentlid) 
buntichedig und undurchfichtig wären. Ya, meine Herren, 
für jemanden, ber ber Sad etwas ferner fteht, muß 
ich zugeben, daß das ber Fall ift. Wir haben allerdings 
eine gewifje Bielgeftaltigkeit in den guten Tarifen. Aber 
meine Deren, worauf kommt es denn bei einem Tarif 
an? Kommt es darauf an, daß * Tarif für einen 
Fernſtehenden ſofort durchſichtig iſt? oder kommt es nicht 
vielmehr darauf an, daß der Tarif das Richtige trifft, 
daß er dem wirtſchaftlichen Bedürfnis, wie es gerade 
für den beſtimmten Artikel vorliegt, entſpricht? Ich 
glaube: das letztere iſt der Fall. Ich —X es für gar 
feinen Fehler, daß Tarife vielgeftaltig find. Derjenige, 
der Transportinterefjent ift, weiß ganz, genau, was für 
ein Tarif für ihn in Frage kommt. eiftenteils kommt 
es ihm nur auf bejtimmte Bezüge an, fei es Getreibe, 
feien e8 Düngemittel ufw. Der Spediteur aber iſt 
tariffachverftändig, der weiß, daß er mit einer Vielheit 
von Tarifen zu tun bat, der weiß ganz genau, welche 
Tarife er anzuwenden bat und welcher Tarif ihm die 
meiften Ehancen bietet. 

Meine Herren, ich habe in meinem Leben viel Ge- 
legenheit gehabt, mich mit Gütertarifen zu beichäftigen. 
Ich habe ſchließlich die Erfahrung gemacht, daß es eigentlich 
das Allerridtigfte wäre, für jeden einzelnen wichtigen 
Transportartifel einen bejonderen Tarif zu machen. 


(Heiterfeit.) 


Denn jeder einzelne wichtige Transportartifel hat ver- 
Ichiedene Bebürfniffe besügli bes Austaufches im Lande. 
Es gibt feinen Artikel, der über denjelben Kamm ge» 
fchoren werden kann wie andere; und deshalb wäre es 
eigentlih, wenn man es machen fünnte, das Richtigite, 
für alle wichtigen Artikel ganz beſonders zu unter 
fuchen: was für ein wirtichaftliches Bebürknis liegt 
für diefen Artikel vor? und wie kann man dem am 
gerechteften und ſparſamſten — meine Herren, das 
it nämlid) die —— für die Staatdeifenbahn- 
verwaltung — nacfommen? Ich möchte Sie zur 
Illuſtration diefer meiner Worte nur an unfere Dünge- 
mitteltarife erinnern. Nicht einmal für diefen Artikel 
Düngemittel ift es möglich, die Tarife übereinftimmend 
zu machen, jondern fie find ganz vielgeftaltig und müſſen 
es jein, wenn fie ihren Zwe erfüllen jollen. 3.8. alt 
taub wird gebraucht ald Düngemittel in großen Mengen 
auf 1 ha im Verhältnis zu anderen Düngemitteln. Kalt 
ftaub wird bezogen nur auf kurze Entfernungen; folglich 
muß der Tarif für Kalkſtaub fo konftruiert werden, dat 
der Tarif auf kurze Entfernungen bejonders billig ift. 
Gerade umgekehrt ift es mit den Superphosphaten, um— 
gekehrt .in geiwiffer Beziehung auch mit den Düngemitteln, 
die nur an einer Stelle im Lande —— werden, 
z. B. Thomasmehl oder Kali. Dieſe Artikel, die teilweiſe 
in der Mitte Deutſchlands, teilweiſe im Weſten gewonnen 
werden, müſſen aber weite Strecken transportiert werden 
können. Die Tarife müſſen alſo ſo eingerichtet werden, 
daß dieſem Bedürfnis Rechnung getragen wird. Alles 
dies läßt ſich aber nur machen, wenn man bei den Tarifen 
individualiſiert, und ich Are wirklich, daß bei uns Die 
Sade noch nicht einmal jo jehr fchlimm ift, dak die 
Buntfchedigkeit anderswo noch viel jchlimmer if. Im 
übrigen kann ich Herrn Abgeordneten Gothein jagen: 
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wir geben uns redliche Mühe, joviel wie möglich it, 
verjchiebene Artikel zufammenzufaffen und unter einen 
Tarif zu bringen. Ein Beifpiel hat er ja ſelbſt ange- 
führt: Gas ift der Rohjftofftarif, unter den fich eine Reihe 
Artikel allerdings haben jubfumieren laffen. 

Ich möchte dann noch auf den Wunſch des Herrn 
Abgeordneten Gothein antworten, den er hier im Hauſe 
ihon öfter angeſchnitten hat, daß man von Oſterreich be» 
fondere Eifenbahnumfchlagtarife auf die Ober, auf Koſel 
und auf Breslau machen möchte, in Konkurrenz ber 
Tarife, welche die Öfterreicher auf ihren Umfchlagsftationen 
gemacht haben. Man hat den Oſterreichern in den Ein- 
gaben, die aus Schlefien an uns gelangt find, das übel 
genommen. Das kann ich gar nicht einmal als berechtigt 
anerkennen. Die Ofterreiher tun nur dasjelbe, mas wir 
auch tun: fie nugen den Eifenbahntarif aus bis zu ihrem 
legten Seehafen; ihr Seehafen ift nicht Hamburg, ſondern 
Auffig bzw. Bodenbach und Tetichen. Übel nehmen fann 
man ihnen das nicht. 


(Abgeordneter Gothein: Habe ich aud; gar nicht getan!) 


— Nein; aber es ift von Schlefien aus fonft vielfach 
gejagt worden. . 

Nun wünjcht Herr Abgeordneter Gothein, dab wir 
befondere Tarifvergünftigungen für die Oder machen. 
‘a, das können wir nur tun mit Hülfe der öfterreichiichen 
Bahnen. Wir haben die Sache natürlich unterſucht; bis 
jegt haben fich die öfterreichiichen Bahnen aber ablehnend 
verhalten. Obwohl die Satjer-Ferdinands-Nordbahn 
allerdings ein Intereſſe daran hat, fo ift doch ber Gemein- 
finn in Ofterreich größer geweien als das Intereſſe der 
Sue: erinande Norah Genug, die Sfterreicher 
haben ihrerſeits nicht mitgemacht. 

(Buruf: Preußen!) 
Wir müßten aljo allein vorgehen. 

Nun find aber die Entfernungen von der Grenze 
bis Kofel und auch bis Breslau jo geringe, daß, jelbit 
wenn wir jehr bebeutend unjere Tariffäge herunterfegen 
möchten, ein Erfolg davon nicht zu erwarten ift. 


(Abgeordneter Gothein: O ja!) 


Nun aber, meine Herren, liegt die Sache fo, daß es auch 
wirtfchaftlich nicht ganz unbedenklich ift, derartige Tarife 
zu maden. Wir fünnen uns doch nur im Einvernehmen 
halten mit der BZollpolitif, die wir im Deutſchen Reiche 
treiben. Wir würden alfo Artikel, die wir felbjt bauen, 
und die wir jelbft fabrizieren, nicht begünftigen können 
mit unferen Tarifen, wenn fie von Öfterreih kommen; 
wir können öjterreichifche Produkte nicht befjer fahren als 
unfere eigenen; das trifft zu 3. B. bei Getreibe und Holz. 
Zur Durhfuhr würde das ja allenfalls gehen — das 
war der fall, den der Herr Abgeordnete Gothein erwähnt 
hat —; aber, meine Herren, zur Durchfuhr kommt das 
Allerwenigfte; das Meifte kommt zum Berbraud in 
Deutjchland. Alſo ich meine, ſolche Tarifmaßnahmen 
würden nur befchränft werden können auf foldye Artikel, 
bei denen ein wirtſchaftlicher Widerſpruch dagegen bei 
und nicht vorliegt, und das find verhältnismäßig jehr 
wenig Artikel, ſodaß es Diele per a meiner 
Meinung nad nicht lohnen würde, auch jelbft, wenn es 
— wäre, ſie zu erreichen, was aber nicht der 
Fall ift. 

Dann habe ich ferner noch ein Bedenken gegen den 
Wunſch des Abgeorbneten Gothein, daß Transporte von 
einem deutſchen Strome, der Elbe, einem anderen 
deutichen Strome, der Oder, durch Frachtmaßnahmen zus 
eführt werden. a, meine — ich glaube, die 

ntereffenten an der Elbe und auch die iffahrts- 
interejjenten dort würden ſich hierüber jehr bitter be: 
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[Möllyanfen, Miniſterialdirektor] 
ſchweren. Es iſt ja richtig, daß teilweiſe die Transporte 
von Oſterreich mit öſterreichiſchen Schiffen nach Een 
burg uſw gefahren werben; aber fie werden auch mit 
dbeutichen Schiffen gefahren, und ich meine, was an ber 
Oder recht wäre, * wäre auf der anderen Seite der 
Elbe billig, und wir kommen da in eine unabſehbare 
Konſequenz von Tarifen und Tarifkünſteleien, die doch 
bedenklich Ind, und die dem Intereſſe, das bier wirklich 
in Frage ſteht, faum entiprechen würde. 


Bizepräfident Dr Pal v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Red. 


Ned, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte bier 
eine Angelegenheit zur Sprache bringen, die bei uns in 
landwirtihaftlichen reifen feit längerer Zeit lebhaft er: 
örtert worden ift; es ift der Wunſch ausgedrüdt, daß bie 
Tarife für Gaatgetreide und Startoffeln während ber 
Frühjahrsbeftellung vom Weiten nad dem Often herab» 
gejegt werden möchten. 

Meine ah der vergangene Sommer ijt für die 
Landwirtihaft im Dften fein günftiger geweien, und jo 
ift auch bei uns in Dftpreußen das naffe und Ealte 
Wetter von jchlehtem Einfluß auf das Getreide und bie 
Ernte gewejen. Trotzdem jind die Erträge nicht fchlecht 
geweſen, und es haben auch alle diejenigen, die ſich mit 
dem Einbringen nicht übereilt haben, ihr Getreide gut 
und troden gewonnen. Aber die Keimfähigkeit unferes 
Getreides ift von fehr fchlechter Beſchaffenheit, und Sie 
finden heute in Oftpreußen kaum ein Winterfeld, daß 
Hoffnungen auf eine gute Ernte zuläßt. Ebenſo wie 
Roggen und Weizen End aud die Sommerfaaten in 
in ihrer Keimfähigfeit von ganz minderwertiger Beichaffen- 
heit. Die dur den Zentralverein in Inſterburg an— 
geftellten Steimverfuche haben ergeben, daß bie Reimfähigfeit 
bloß etwa 60 bis 70%, die Keimenergie knapp 50 % beträgt. 
Dur die Hinmweife unferer Fachblätter find die Land» 
wirte über die Befchaffenheit ihres Getreides aufgeklärt, 
und es ift heute feiner mehr, der feine eigenen Saaten 
fäen will, fondern es ift allgemein der Wunſch, Frühjahrs- 
faaten aus dem Weften einzuführen. Auch die Ernte an 
Kartoffeln ift keine fchlechte geweien; doch hat der zeitige 
Froſt zu viel Kartoffeln in der Erde angekräntelt, und 
nad einer oberflächlihen Schäkung im Januar find etwa 
25% der Gefamternte an Kartoffeln erfroren und in den 
Mieten und Sellern verfault. Sie fehen, meine Herren, 
wir haben in Oftpreußen feine ſchlechte Ernte gebt, 
und doch ift es notwendig, daß gute keimfähige Saaten 
und Kartoffeln von dem Weften nad dem Sften eins 
geführt werden, wenn wir nicht einem Jahre entgegen- 
gehen wollen, wie es Weftpreußen und Bofen im Jahre 1901 
erlebt haben. 

Ich habe nun aus meinem Wahlkreis Nachricht 
befommen, daß die dortigen Sreisvereine fidh ihre Sommer- 
ſaaten bier von Berlin durch die Deutiche Landwirtichafts- 
gefellichaft wollen kommen laſſen. Das ift ja vielleicht 
ein ganz guter Gedanke. Aber, meine Herren, durch den 
weiten Transport werden die Saaten den Leuten zu 
teuer kommen, und fo geht meine Bitte an den Herrn 
Minifter auch im Namen meiner Fraktionsgenoſſen dahin, 
daß für die Zeit der Frühjahrsbeſtellung und womöglich 
ihon vom 1. März ab die Tarife für Sommerfaaten 
und Sartoffeln aus dem Weften nach dem Dften herab- 

eſetzt werden, daß dieſe Herabjegung des Tarifes nicht 
Air DOftpreußen allein, fondern auch für den Teil des 
Oſtens, wo ähnliche Berhältniffe obwalten, zur Anwendung 
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fommen, und daß ferner die Herabfegung ber Tarife für 
Kartoffeln von 2,2 auf 1,4 für jede Entfernung eingeführt 


werben möge. 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr 
bat der Abgeordnete Dr 


Dr Müller, Abgeordneter: Meine Herren, urjprüng- 
lic war e8 nicht meine Abficht, in diefem Stadium ber 
Verhandlung das Wort zu ergreifen; da aber die Frage, 
über welche ich bei dem Etatätitel „Eifenbahndirektion 
Denen a. M.“ fprechen wollte, ſchon von anderer 

eite bei dem vorliegenden Titel „Minifter” aufgerollt 
worden ift, jo bin ich dem Haufe dankbar dafür, daß es 
mir Raum gibt, dieje Frage bier noch in aller Kürze zur 
Erledigung zu bringen. i 
eine Herren, es handelt fih für mid) um bie 
Zuteilung von nafjauifhen Eifenbahnftreden bes 
Direktionsbezirkts Frankfurt a.M. zu dem Direftionsd- 
bezirfe Mainz. Diele Srage hat ja ſchon der Herr 
Kollege Dr Lotichius hier berührt; ich übertreibe nicht, 
wenn ic fage, daß die Kunde von der Abficht des Herm 
Minifters, naſſauiſche Eifenbahnftreden an die Eifenbahn: 
direftion Mainz anzugliedern, in Wiesbaden, in ganz 
Naffau eine lebhafte Erregung hervorgerufen hat. 
ch gebe ja nun gern zu, daß durch Die lärungen, 
die der Herr Minifter geitern bier im Plenum abgegeben 
hat — Erklärungen, die ja im weſentlichen nur das 
wiederholten, was ſchon aus den Verhandlungen der 
Budgetkommiffion bekannt geworben war —, ein Teil 
der Bedenken geſchwunden ift, die in ber naſſauiſchen 
Bevölkerung Pla gegriffen hatten; aber ich muß doch 
darauf hinweiſen, daß Ipegiei! die Bevölkerung der Stadt 
Wiesbaden nad wie vor befürchten wird, dab, wenn die 
beabfichtigten Beränderungen in ber —— der 
Direktionsbezirke Frankfurt a. M. und Mainz ftattfinden 
ſollten, alsdann nicht mit der gleichen Energie, 
die doch wohl fonft zu erwarten geweſen wäre, der jo 
überaus dringliche Wiesbadener Bahnıhofsneubau gefördert 
werden würde. In diefer Beziehung hat ja der Magiftrat 
der Stadt Wiesbaden ſchon unter dem 24. Dezember 
v. Is feiner Bejorgnis in einer Eingabe an den Herm 
Minifter Ausdruck gegeben. Nach der geftrigen Erklärung 
des Herrn Minifterd darf ich wohl mit Beftimmtbeit 
annehmen, daß er die Förderung des fchon viel zu lange 
verfchleppten Wiesbadener Bahnhofsbaues fich weiterhin 
mit demjenigen Intereſſe angelegen jein lafjen wird, 
welches die Befeitigung einer öffentlichen Kalamität verdient. 

Des weiteren hat ber Herr Minifter feierlich ver 
fihert — und ich nehme an, daß biefe feine Erklärung 
nicht nur für die Perfon des jekigen Herrn Meinifters, 
fondern auch für feine Nachfolger im Amte verbindlid 
fein joll —, daß der Stadt Wiesbaden feine ber dort 
noch vorhandenen Eifenbahninfpektionen genommen 
folle nad) Zumeifung naſſauiſcher Eifenbahnftreden an 
die Eifenbahndirektion Mainz. Der Herr Minifter bat 
ja ausdrüdlich verfichert, daß —— Befürchtungen 

es Wiesbadener Magiſtrats gegenſtandslos ſeien. Hoffent- 
lich wird dieſe Auffaflung niemals ſeitens der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung verleugnet werden! — Die naſſauiſche Be 
völferung befürchtet überhaupt, noch ſtiefmütterlicher 
behandelt zu werden als bisher, wenn nafjauifche Eifen- 
bahnftreden der Eiſenbahndirektion Main BE 
werben. Der Herr Minifter hat ja nun — ver⸗ 
ſichert, daß auch in dieſer Beziehung nichts zu befürchten 
ſei. Trotzdem iſt aber heute in Naſſau noch die Meinung 
verbreitet, daß die naſſauiſchen gi bi —A 
als Morgengabe dargebracht werben follen für die heſſiſch⸗ 
preußifche Eifenbahngemeinfchaft. Namentlich beftehen in 
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Wiesbaden Bedenken, ob nicht die Erwartung, welche bie 
Stadt veranlaft hat, für den Bahnhofsneubau jo große 
Opfer zu bringen, Die zen nämlih, daß der 
Schnellzugs- und Durchgangsverkehr Eöln-Frantfurt a. M. 
durch die Station Wiesbaden auf das * Rheinufer 
herübergeführt werden würde, eine Enttäuſchung erfahren 
würde, falls ar Eifenbahnftreden der Eijenbahn- 
direktion zugeteilt werden jollten. Vielleicht hat der Herr 
Minifter die Güte, auch in diefer Hinfict noch durch eine 
bindende Aufage die vorhandenen Befürdtungen zu 
erftreuen. Übrigens, meine Herren, bin ich für meine 
Berfon, wie ich ganz offen befenne, durch die fraglichen 
Abſichten der Verwaltung durchaus nicht überrafcht worden, 
da ich aus den früheren Verhandlungen ber Budget: 
kommiſſion des Neichstags wußte, daß wichtige militär- 
techniſche Fragen hier von Bedeutung jein könnten; ich 
fage: fönnten; vieleicht hat der Herr Minifter die Güte, 
—— noch ein Wort der Aufklärung darüber verlauten zu 
aſſen. Er hat ja doch damals perſönlich in anderer 
Eigenſchaft die Forderung der Militärverwaltung in der 
Buͤdgetkommiſſion des Reichstags überaus erfolgreich ver- 
treten. 

Was weiter die Schlußworte der Erklärung an- 
betrifft, die der Herr Minifter in der Budgetkommiſſion 
diefes Hohen Haufes abgegeben hat, jo möchte ich mir 
die Anfrage erlauben, ob die feierliche Verfiherung bes 
Herrn Minifters Budde, daß „er unter allen Um» 
ftänden dafür Sorge tragen werde, daß den 
Bertehrsverhältnifien jeder Stadt und jeder 
Gemeinde — des najjauifhen Landes — die 
volle Berüdfihtigung zu teil werde”, aud dahin 
aufzufafien ift, daß fo jprucreife Projekte, die ſchon 
lange nicht mehr in der Luft ſchweben, jondern, unter 
Bubuße der Gemeinden, ſchon bis ins einzelne hinein 
auf ihre tatſächliche Durchführbarkeit hinfichtlic der 
Tracierung nachgeprüft worden find, wie z.B. die ge- 
plante Linie Sokein-Ufingen-Bupbag, eine Linie, 
welde die an Obft und Korn fo reiche Wetterau dem 
Berfehr erichließen würde, nunmehr eine wohlmwollendere 
Berüdfihtigung finden werden jeitens der Direktion 
Mainz als bisher feitend der Direktion Frankfurt a. M. 
Die Bedeutung diefes Projektd des näheren zu erweijen, 
würde heute an diefer Stelle vielleicht deplaziert er- 
ſcheinen; ich werde jpäter noch darauf zurüdtommen. 
möchte aber doch heute ſchon bemerken, daß die naſſauiſche 
Bevölkerung nad) den feierlichen Verſprechungen des Herrn 
Minifters mit gefteigerten Erwartungen der Ausgeftaltung 
des naſſauiſchen Verkehrsnetzes entgegenfieht, auch be- 
ü J. der wichtigen Linie Idſtein-Hahn-Wehen. 
Ka offe und wünfche, daß der Herr Minifter, daß bie 
nafjauifche Eifenbahnverwaltung die ſachlich jo berechtigten 
Erwartungen der naffauifhen Bevölkerung auf Ber- 
befferung der doch tatfächlih noch ker] mancherlei 
Richtungen recht rüdjtändigen rechtörheiniihen und ind» 
befondere der naſſauiſchen Berkehrsverhältniffe nicht 
enttäufchen wird. 


epräfident Dr Frhr 9. Heereman: Der Herr 
Mine der öffentlichen Gehelten bat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, ich kann nur nochmals, wie ich es ſchon geftern 
per babe, erklären, daß die geplante Neueinteilung ber 

eiden Direktionsbezirte Mainz und Frankfurt a. M. in 
feiner Weife auf irgend welche wirtſchaftlichen oder Ver— 
tehrsverhältniffe eine Einwirkung hat, fondern daß die 
wirtihaftlihen und Verkehrsverhältniſſe von allen be» 
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teiligten Intereſſenten nach wie vor in derſelben Weije 
wohlwollend berüdjichtigt werben, wie es geichehen würde, 
wenn die betreffenden Streden bei Franfhurt a.M. ver: 
blieben. Wenn aber Züge von einem auf das andere 
Rheinufer verjchoben werden müßten, dann würbe doch 
nur in Frage fommen, daß von der linken Rheinfeite 
auf die rechte Rheinſeite mehr Züge binübergelegt werden 
müßten, weil eben ber Tunnel bei Mainz und die Ge— 
ftaltung der Bahnanlagen bei Mainz eine Entlaftung 
unter Umftänden notwendig machen. Alſo nicht die Be- 
fürdtung, daß die rechte Nheinjeite etwas verlieren 
würde, tegt vor, jondern es würde höchſtens etwas von 
der linken Rheinſeite auf die rechte hinübertommen müfjen ; 
denn der Mainzer Tunnel liegt befanntlic unmittelbar 
an der Sübmündung des Bahnhofes Mainz, und die 
Betriebsführung ift eine außerordentlich ſchwierige. 

Ich kann ebenjo beftätigen, daß die Direktion Mainz 
die jchwebenden Eifenbahnprojefte, ſoweit jie in ihr Gebiet 
fallen, auf dem rechten Rheinufer ebenjo bearbeiten wird, 
wie die Direktion Frankfurt a. M. Der Bräfident kann 
gar nicht anders arbeiten; denn, meine Herren, er ift 
nicht ein linksrheiniſcher Präſident, ſondern ein links: 
und rechtörheinifcher, d. h. er ift ein Präfident, der nad 
denſelben Vorſchriften arbeitet wie alle preußiichen Eifen: 
bahndirektionspräfidenten, die für das ihnen anvertraute 
ganze ee gleihmäßig zu forgen haben. 

hoffe, hiermit die Wünſche des Herrn Ab— 
eordneten erfüllt zu haben, indem ich nochmals ver- 
ichere, niemand wird gefchädigt werben, und der Eifen- 
bahnvertehr von Wiesbaden wird im Gegenteil jehr 
gehoben werben, wenn das Hohe Haus hoffentlich, wie es 
ja in der Bubgetlommiffion ſchon gejchehen, die Geld: 
mittel für den Neubau des Bahnhofes Miesbaden 
bewilligt. 


Bizepräfident Dr Frhrev. Heereman: Es ift ein 
Antrag auf Schluß der Beiprehung eingegangen von ben 
ri Seer, Frhr dv. Dobened und Seidel-Dieders: 
dorf. Ich bitte diejenigen Herren, welde den Antrag 
unterftügen wollen, Ka zu erheben. 

(Gefchieht.) 
Die Unterftügung reicht aus. 
um Wort gemeldet find nod die Abgeordneten 
Kopſch, Kindler (Voſen), Neihardt, Schmidt (Mawitich)), 
v. —— eig ges 
itte, daß diejenigen Herren fich erheben, wel 
den u annehmen un oh — — 
Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit; die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. 

Ein Widerſpruch iſt gegen Kap. 10 Tit. 1 und 2 
nicht erhoben; bie Titel find feftgeftellt. 


er darf ich annehmen, daß das Haus gemäß 
dem *5* ber Budgetkommiſſion auf Drudjade Nr 53 
zu 1b die Borlage in Nr 6, A zu Nr6 und B zu Nr 6 


der Drudjahen durch Kenntnisnahme für erledigt er- 
klärt und über die Petition von Wilhelm Noed in 
Wiesbaden und Dr Goldhammer in Hannover (Nafjauifche 
ZTonwerfe &. m. b. 9.) — II 3 — um Anwendung bes 
Ausnahmetarifs Nr 2 (Rohitofftarif) auf die Frachtberech⸗ 
nung für Kaolin» Ton in Säden zur Tagesordnung 
übergeht. — Ich Eonftatiere das, 

eröffne die ejprediung über ap. 10 Tit. 3, — 
4, — 5, — 6, — Schließe diefelbe. Die verlefenen Titel 
find vom Haufe feſtgeſtellt. 

Wir gehen über zu Kap. 11, — (ap. 12 bis 17 
fehlen) — Kap. 19, — Kap. 20.— Das Wort wird nicht 
gewünfdt, ein Widerſpruch nicht erhoben; dieje Kapitel 
ſind feftgeftellt. 
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[Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman] 
Sch eröffne die Beſprechung über Kap. 21. Das Wort 
wird nicht gemwünfcht, ein Widerſpruch nicht erhoben. Auch 
dies Kapitel ift feitgeitellt. 
Wir geben über di ben Dauernden Ausgaben. 
Ach eröffne die Beiprehung über Kap. 23 Zit. 1, 
in Verbindung mit der Petition 115, betreffend jchlefiiche 
Bugverbindungen. 
Das Wort hat der Herr Beridteritatter. 


Noelle, Berihterftatter: Nach ber von dem Herrn 
Bräfidenten mitgeteilten Ordnung der Rednerliſte, die 
vom Haufe angenommen ift, jol vorläufig nur über 3 
verbindungen geiprochen werden. Es ift aljo meine Auf- 
gabe, bei diefem Kapitel zunächſt nur über eine Petition 
zu berichten, die fich auf Yugverbindungen bezieht. Über 
den weiteren Inhalt des Stapiteld werde ich erſt zu be» 
richten haben, wenn über die Zugverbindungen geſprochen 
if. Es liegt nun bier eine Petition des Provinzial 
verbandes Schlefien der Bereine zum Schuge des Handels 
und Gewerbes in Breslau, unterjchrieben von dem Bor» 
figenden und dem Schriftführer, vor. Der Antrag geht 
dahin: Verbeſſerung der beftehenden Verbindungen auf 
faft allen Bahnlinien Schleſiens, insbejondere größere 
Berückſichtigung der bisher fait Mens vernadläjfigten 
Berfehrsbedürfniffe der Stadt Neifje und Einrichtung 
eined Schnellzuges von Neifje nad Böhmen und Mähren 
und umgekehrt. In der Budgettommiffion wurde hervor- 
gehoben, daß jchon im vorigen Jahre eine gleichlautende 
Petition fehr weitläufig verhandelt worden Hi ‚ und zwar 
auch bejonders noch in der Sitzung des Haufes vom 
28. April 1902. Damals ift beichloffen worden, dieſe 
Betition der Königlichen Staatsregierung als Material 
u überweifen. Die Büdgetkommiſſion hat auch in diefem 
ahre fi in derfelben Weife entichieden, nämlich fol- 
genden Beichluß gefaßt: 
Die BVetition des Provinzialverbandes Sclefien 
der Vereine zum Schuge des Handels und 
Gewerbes in Breslau — II5 —, 
ſoweit fie die teens der Berbindungen 
auf den ſchleſiſchen Bahnlinien, insbejondere 
Einrichtung von Schnellzügen Breslau-Neifje- 
Böhmen und Mähren betrifft, 
der Königlichen Staatsregierung ald Material 
zu überweijen. * 
bitte Sie namens der Budgetkommiſſion, dieſem 
Beſchluſſe beizutreten. 


Präfident v. Kröcher: 
geordnete Baenſch-Schmidtlein. 


Baeuſch⸗Schmidtlein, Abgeordneter: Aus dem 
reichen a. von Eifenbahnverbefjerungen, die ich mir 
erlaubte im vorigen Jahre dem Herrn Minifter an diejer 
Stelle zu überreichen, find zu meiner Freude eine 
ftattliche Anzahl Blüten als reife im in den neuen 
Sommerfahrplan übergegangen. Nach den mir freundlichft 
aus dem Minifterium gemachten Mitteilungen begrüßen 
wir in erfter Meihe eine noch bejjere Verbindung von 
Breslau über Hirſchberg nach Berlin. Dadurd wird 
ein alter it in unjerem —— erfüllt, daß man 
nunmehr in zwei Stunden aus der Hauptſtadt der 
Provinz nach der Hauptſtadt des Rieſengebirges und zu 
feinen Schönheiten gelangen kann. 

(Hört, hört!) 


Diefer Zug hat außerdem zwei weitere Borteile. Er 
ſoll ne nicht ald D-Zug gehen, was uns Schleſiern 


Das Wort hat der Ab- 


jpaven wir uns 
gern, weil wir glauben, daß die als Ha gebühr uns 
etwas unrechtmäßig abgefnöpft werben, odann ſoll 
diefer Zug aud einen —— haben. Das iſt für 
viele gewiß recht angenehm, für mich und andere be— 
icheibene Leute, die mit den auf unferen Stationen ge 
botenen recht guten Erfrifchungen vorlieb nehmen, aller- 
dings nicht von der gleichen Bedeutung. Der Zug wird 
vice versa als Zug Nr 112 von Berlin nad Breslau 
durchgeführt, und Bere Kollege Geisler, den ich vor mir 
figen jehe, wird wohl feine Wüniche nad Verbindungen 
von Glat herauf vorbringen. Es ſoll dann dieſer 
Frühzug, der Breslau um 7 Uhr verläßt, jest fchon 
9 Uhr 55 Minuten nah Hirjchberg — Görlitz 
infolgedeſſen um 11 Uhr 55 Minuten erreichen, und es 
foll dadurch eine beffere Verbindung nad) diefer Star 
herbeigeführt werden. Über dem 3 169 ſchwebt noh 
ein geheimnisvolles Duntel; ich hoffe aber, wenn es ſich 
eflärt hat, jo werden wir aus dieſem Zuge erjehen, daß 
* bedeutende Verkehrserleichterungen durch denſelben 
uns zugeführt werden. 

Bei dieſer Gelegenheit bitte ich den Herrn Miniſter, 
auf der Strecke Berlin-Hirſchberg einem längſt gehegten 
Wunſche der Gemeinde Rohrlach entgegenkommen zu 
wollen und dort ebenfalls eine Halteſtelle einzurichten, da 
die Verbindung von Jannowitz nach Schildau übermäßig 
lang ift und wir annehmen können, daß der Wunic der 
Gemeinde Rohrlach in diefer Beziehung gerechtfertigt iſt. 
Sodann begrüßen wir mit beionderer Freude, daß in 
dem neuen Sommerfahrplan die Anichlüffe an unjere 
neue ſchleſiſche gs rg nah Grünthal ebenio 

ute fein werden. Durd die jpäte Eröffnung der Bahn- 

Arede im er gie Jahre konnte man mit jedem Eh e 
nad) Grünthal nur gelangen, wenn ber öfterrei, ifde 
Zug eine halbe Stunde ir abgegangen war. Wenn 
die Gegend dort auch jehr ſchön it, fodak man gem 
und willig dort verweilt, fo ift es doch für Neifende che 
unangenehm, einen fo langen Aufenthalt zu haben. Wir 
jehen im neuen Fahrplan, daß alle vier Züge, 662, 664, 
668, 670, nunmehr direkten Anſchluß nad Öfterreich in 
Richtung auf Meichenberg, auf Prag und nach den 
böhmischen Bädern befommen werben. 


An diefer Stelle bitte ich die Königliche Staats: 
regierung, einem Wunjche der Gemeinden Harradysdori, 
Neuwelt und Seiffenbach nähertreten zu wollen, welde 
darum bitten — id habe mir erlaubt, diefe Berition 
diefer Tage dem Minifterium zu überreichen —, die in 
Ausfiht genommene ern Neuwelt » Harrachsborf 
nennen zu wollen, weil das der Solleftioname für biele 
anmutigen, ſehr jchön gelegenen Ortſchaften des öfter- 
reichifchen Vorgebirges iſt, und man dadurch einem allge 
mein befannt gewordenen Wunſch diefer öfterreichifchen 
Gemeinden am beften entgegenfommen würbe. 


Zu meiner Freude höre ich weiter, daß die Ausfichts- 
wagen, bie auf diefer Strede durchgeführt werden jollen, 
[} und fertig find, die den vielen Reiſenden den aller 
hönften Überblid über die — Reize unſeres 
Hochgebirges, die der Herr Miniſter zu meiner Freude 
bereils im vorigen Fahre ſelbſt kennen gelernt hat, 
gewähren werben. 

Es bleiben naturgemäß nod immer einige Bleine, 
aber durchaus bereditigte Wünſche übrig, Zu demen 
ehören in erfter Reihe — das fpreche ih nicht nur als 

ejengebirgler, fondern für ganz Nieberjchlefien, auch 
für die Gegend nah Breslau hinüber — befjere An- 
ſchlüſſe in der Richtung Görlig-Dresden. Ich weiß ja, 
daß unſer Miniſterium die geringfte Schuld dabei trifft; 
ih glaube aber, bei einem gelinden Drud auf das 
fächftjche Minifterium würde es möglid werden, über 
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[Baenih:Schmidtlein, Abgeorbneter] 
Görlig mit verhältnismäßig kurzem Wufenthalt nad 
Dresden und von Dresden zurüd nach dem Gebirge zu 
kommen. 

Ein recht böfer Punkt iſt bis jegt die unenblich 
traurige Verbindung der Provinzialhauptftadt Liegnig 
nad) dem Gebirge, und zwar jomwohl über Schönau ala 
über Robnftod. Ich höre ja, daß die Verhandlungen, 
die darüber N ogen find, noch nicht ſpruchreif End, 





hoffe aber, daß bereits bis Herausgabe des neuen Fahr— 
plans erhebliche Berbefjerungen eintreten dürften. 

Ich will aus der großen Neihe von höchſt bebenklichen 
Berbindungen nur die eine herausgreifen, daß jeder 
Menſch, der in Liegnig geichäftlich zu tun hat, erjt Nach- 
mittags 44° Gelegenheit zur Rüdhahrt bat, dann eine 
gan e Stunde in Schönau warten muß und in Merz- 

orf genau ankommt, wenn ber Schnellzug von Breslau 
durch ift, und das er hat, wieder beinahe 
7 Stunden auf Bahnhof Merzdorf liegen zu bleiben. 
Der Weg von 82 km ift in ungefähr 6 Stunden zurüd- 
gelegt; der Ausſpruch „Zeit ift Geld” fcheint hier alfo 
nicht angewandt zu fein. Ich hoffe, dak man ermöglichen 
wird, daß dieſe Zugverbindung über Schönau Anſchluß 
an den 4%, eventuell einige Minuten jpäter, von Breslau 
abfahrenden Schnellzug hat, ſodaß eine vorzügliche Ber- 
bindung von Liegnig nad Breslau vorhanden jein wird. 
ch hoffe ferner, daß auch die Möglichkeit vorliegt, von 
auer über Rohnſtock eine ähnliche Berbindung für dieſen 
chnellzug zu ſchaffen. 

Ich empfehle dem Herrn Minifter, der im vorigen 
Jahre das ee fennen und lieben gelernt Dat, 
auch diefe wunderbare Gegend über Liegnig und Bolfen- 
hain zu befahren, die landſchaftlich großartig ift, eine 
Reife, an der auch fein militärifches Herz auf jeine Rech. 
nung kommen würde, da er die Schlachtfelder von der 
Mongolenihlaht an der Katzbach und bei Hohenfriedberg 
dabei befichtigen könnte. 

Sodann ift noch ein bejonderer Punkt, den ich mir 
im vorigen Jahre erlaubte vorzubringen, daß wir zu dem 
Zug 4? von Berlin, der bekanntlich über Kohlfurt geht, 
=. feinen Durchgangswagen haben, und daß die merk: 
würdige nn eiteht, daß als — Wagen ein 
Wagen Berlin-Kohlfurt eingeſtellt iſt. Da hat man die 
Annehmlichkeit, in — d nicht ſchon herausklettern 
zu dürfen; der hinkende Bote kommt aber nad; denn 
er Bug, der nunmehr von Sommerfeld nah Lauban 
durchläuft, nimmt als legten Wagen diefen Durchgangs- 
wagen an, und in ——— eiſe hängt man den 
Wagen in Kohlfurt wieder ab, ſodaß man in Kohlfurt 
wieder herausklettern muß. Ich glaube, daß es keine 
großen Schwierigkeiten machen wird, diefen Durchgangs- 
wagen, den wir früher hatten, nunmehr zu dem Bug 
44: —— Kohlfurt in der Richtung über das Gebirge zu 
erreichen. 

um Schluß weiſe ich noch auf eine mangelhafte 
Verbindung Hin, die gegenwärtig von Löwenberg nad) 
irſchberg vorhanden ift. Für die Herren, die bort 
rmin abzuhalten haben, ift es jehr erichwert, an einem 
Tage hinzutommen, an zweien ijt es kaum möglich, es 
gehören unter Umftänden fogar 3 Tage dazu. Ach 
wiederhole nochmals unfere alten Bitten und Wünf e, 
doch dieſen ſehr berechtigten Wunſch, der durch einen 
kleinen Blick auf die Karte ſich von ſelbſt als berechtigt 
ergibt, nämlich die Fortſetzung der Bahnſtrecke Lömwen- 
berg - Lähn - Hirfchberg, in er Re zu erfüllen. 
ei 


Wie den Herren bekannt, wird auer eine große 
Taljperre gebaut, es müſſen dazu unendlich viele Mate— 
tialien herangefahren werben. In diefe Bahn, die ich 


Berbandl. d. Haufes db. Abg. 19, Leglsl. V. Sefflon 1908. 
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mir ald normalfpurige Kleinbahn denke, bereits vorhanden 
zu diefen großen Bauten, fo würde nicht nur für Die 
Gegend eine bedeutende Erleichterung, fondern auch eine 
gewaltige Koftenerfparnis eintreten. 

„ — alſo, indem ich nochmals den Herrn 
Miniſter bitte, den kleinen Reſt meiner beſcheidenen, aber 
—— Wünſche demnächſt in Erfüllung gehen 
aſſen zu wollen. 

(Bravo!) 


Präfident dv. Kröcher: Das Wort hat der Abs 
georbniete Kittler (Thorn). 


Kittler (Thorn), Abgeordneter: Meine Herren, wir 
haben jet einen ganz vorzüglichen Tages-D-Zug von 
— über Thorn, Bolen nach Berlin und zurüd. 

er Zug ift ein geradezu idealer, und er hat auch einen 
gewiffen idealen Anklang, infofern er den rauhen Often 
mit der Kultur des Weftens in bequemer und angenehmer 
Art verbindet. Leider hält diefer ausgezeichnete Zug in 
der fehr lebhaften und redt bedeutenden Kreisſtadt 
Briefen nit an. Die Stadt Briefen, die mit außer- 
ordentlicher Energie und Erfolg danad) ftrebt, Handel, 
Gewerbe und —— zu fördern und, weil der Bahn- 
hof eine Strede von der Stadt entfernt ift, eine eigene 
Kleinbahn vom Bahnhof nach der Stadt angelegt hat, 
fcheut fein Opfer, um ihre Verkehrsverhältniſſe zu ent— 
wideln, trogdem fie an Gemeindefteuern 300 % Zufchlag 


erhebt. 

Die Staatsregierung hat die Bedeutung der Stadt 
auch anerfannt und die Errichtung einer höheren Schule 
in Briefen auf Staatskoften beſchloſſen. Die Stadt iſt 
der Berfehrömittelpunft des Kreiſes Briefen, und das 
Halten diefes Zuges ein wirkliches Bedürfnis, das nicht 
unbefriedigt bleiben kann. 

Es geht noch ein zweiter Bug von Berlin über 
Kreuz-Thorn nad) dem Oſten. Derjelbe fommt ungefähr 
Nahmittagg um 5 Uhr in Thorn an, bleibt aber in 
Thorn 2 Stunden liegen, ſodaß die Poſtſachen erft nach 
neun nach Briefen kommen und nicht mehr ausgegeben 
werden fünnen, Mit dem D+-YZug würden bie Boftfachen 
Ihon um 5 Uhr Nachmittags in Briefen fein können, 
während fie gut erft nad neun Uhr dorthin kommen und 
den andern Morgen zur Berteilung gelangen. In Rauten- 
burg, das 10 Meilen öftlich an einer Nebenftrede liegt, 
werden die mit dem D-Zug ankommenden Poſtſendungen 
denjelben Abend fchon ausgegeben. Es ift das nicht nur 
demütigend für die Stadt, fondern, wie ich glaube, audy 
für den geichäftlihen Verkehr in hohem Maße jchädigend. 

Der Su bält an viel Eleineren Orten auch in uns 
mittelbarer Nähe; es könnte vielleicht in Frage kommen, 
ob eine Verbindung mit dem D-ABug, ber Air Briefen 
unbedingt notwendig ift, dadurch erreicht werden könnte, 
daß nad einer der beiden Nacdhbarftationen, die Feiner 
als Briefen find, aber Anfchlußftreden haben, ein Bendel- 
zug eingerichtet wird. Die Entfernung beträgt ungefähr 
14 km nad ber einen Richtung und nach der anderen 
nicht viel mehr. Ich bin überzeugt, daß, wenn die Sach— 
lage mit einigem Wohlwollen geprüft wird, der Zug un« 
bedingt in Briefen für die Folge halten wird, 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Brütt. 


Brütt, Abgeordneter: Im legten und im vorlegten 
abre habe ich mir erlaubt, die Aufmerkjamteit der 
öniglichen Staatäregierung auf die Tatjache zu lenken, 

daß der nördliche Zeil meiner m. Nord: 
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[Eifenbahn-Etat] 


[Brütt, Abgeordneter] 

ſchleswig in fo wenig günftiger Weife mit Schnellzügen 
ausgeftattet ift. Nördlich von Flensburg bis zur dänischen 
Grenze, alfo auf einer Strede von 82 km, verkehrt vom 
Süden nur ein einziger Schnellzug bis an die dänische 
Grenze. Umgekehrt Hit die dänische Staatsregierung 
an die Grenze zwei Züge nach dem Süden und erpebiert 
ihrerjeitS wieder vier Züge vom Süden nad dem Norden, 
Das Verhältnis ift alfo 1:6; 


(hört, hört!) 


ein Zug wird von Preußen erpediert an die Grenze, 
ſechs Schnellzüge von Dänemarf. 

Primavista könnte man ja denten, daß hier unferer: 
feits vielleicht ein gewiffer Mangel an internationaler 
Courtoiſie vorläge. Ich will in diefem Punkt mit meinem 
Urteil zurüdhalten, darüber mangelt mir die nähere 
Biffenfdaft; aber ich möchte nicht damit zurüdhalten 
auszufprechen, daß die jetige en von Norde 
ſchleswig wirtfchaftlich und politiich nicht gerechtfertigt ift. 


(Hört, hört!) 


In diefer Beziehung erlaube ich mir auf folgendes auf- 
merfjam zu machen. 
Wirtihaftlich ift Nordfchleswig, in landwirticdaft- 
licher Beziehung namentlich, hoch entwidelt, und Nord» 
ſchleswig hat ſeinerſeits gerade im legten Dezennium 
dur große Aufwendungen aus fommunalen und aud) 
aus Privatmitteln gezeigt, einen wie großen Wert es auf 
intenfive Förderung feiner wirtjchaftlihden Entwidlung 
legt. ch erinnere an das, was ich mir bereits in 
früheren Sahren erlaubt habe vorzutragen, daß eine 
anze Reihe von Millionen von den nordſchleswigſchen 
eifen für Kleinbahnen aufgewendet find mit Unter 
ftügung von Staat und Provinz. — Was bie Unter 
jtügung durch den Staat anlangt, fo ift beiſpielsweiſe vor 
wei Jahren hier für die Vertiefung der Haderslebener 
Köche, die auf 910000 M veranichlagt war, der Gefamt- 
betrag bewilligt, nachdem der Kreis Hadersleben Stadt und 
Private 230 000 AM aufgewandt haben. Alſo auch hier 
wieder das Beitreben von Privaten und von fommunalen 
Berbänden, für die wirtichaftlihe Entwidlung von Nord- 
ſchleswig werktätig fich zu erweiſen. 

Dann, meine Herren, haben die beiden verhältnis- 
mäßig Eleinen Kreiſe Upenrade und Sonderburg für die 
Staatäbahn Sonderburg-Tingleff-Pattburg nicht nur die 
geſetzlich obliegende —— von Grund und Boden be— 
wirkt, ſondern fie haben noch, Sonderburg 300000 M 
und Apenrade 200 000, à fonds perdu für das Zuftander 
fommen der Staatsbahn hergegeben. 


(Hört, hört!) 


Ich meine, daß durch diefe Gefichtspunfte motiviert ift, 
daß der Staat auch in Beziehung auf die Ausftattung 
diefer Gegend mit Schnellzügen ſich die wirtichaftliche 
Hebung derſelben angelegen fein laſſen folle. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ich komme nun auf das politische Moment, und da 
muß ich jagen, daß, folange Nordichleswig in bezug der 
Ausstattung mit Schnellzügen als quantite negligeable 
behandelt wird, den Agitatoren, welche der Bevölkerung 
weißmachen wollen, daß die jegigen ftaatsrechtlicen Ver— 
hältnifje nur vorübergehende find, Wind in die Segel 
gebracht wird, indem jie den Leuten jagen: da feht ihr, 
wie die Preußen mit euch umgehen, fie geben euch nicht 
mal Scnellzüge, weil fie denken, daß ihr doch nicht mehr 
lange bei Preußen bleibt, und indem fie darauf hin« 
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weifen: feht, wie Dänemark für feine Leute forgt; Däne- 
mark ſchickt ſechs Schnellzüge an die Grenze, und m. 
nur einen. In diefem legteren Punkt haben Sie aller: 
dings recht. Wenn eine Anzahl von Schnellzügen von 
Nord nad Süd und umgekehrt durch dieje zweiſprachige 
Gegend geht, ift es natürlich, daß eine nähere Beziehung 
auch derjenigen Teile der Bevölkerung, die ſich noch nicht 
ald Deutihe fühlen wollen, zu den Deutfchen und 
Preußen hervorgebracht und die Affimilation leiter und 
rafcher erreicht wird. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Auch abgefehen davon möchte ich auf eins aufmerkfam 
madhen. Wir in leswig-Holftein haben alle den 
Wunſch, in den beten Beziehungen nicht bloß mit unferen 
nordichleswigichen Landsleuten, die ſich nicht ala Deutſche 
fühlen wollen, zu ftehen, fondern aud mit den Dänen 
im Königreich; auf dem beten Fuße zu leben. Wir 
haben mit den Dänen im Königreich eine gemeinjame 
mehrhundertjährige Gefchichte, wir haben diefelbe Kon— 
feſſion, diefelbe joziale Schichtung, diefelbe Verteilung des 
Grundbefites, bdenjelben Stand der Lanbeskultur, und 
wir haben, was ich noch befonders ———— möchte, 
die vielfachen Familienbeziehungen, die zwiſchen Däne 
mark und Schleswig-Holftein vorhanden find. Auf dem 
Gebiet der Landwirtichaft ſchon allein, um bei diefem 
einen Punkte zu bleiben, jehen wir, daß die Deutſchen 
von den Dänen aus dem Königreich und umgekehrt die 
Dänen von den Preußen und Deutichen manche An: 
regungen empfangen. Das alles muß mehr gepflegt und 
ge Ördert werden, dann werden wir uns mit dieſen 
iebenswürdigen, tüchtigen und geicheuten Leuten, die bie 
Dänen find, immer beſſer verftändigen können. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Aus allen diefen Gründen glaube ih, dak es 
dringend ermwünfcht ift, daß wir beflere Verbindungen mit 
Nordichleswig befommen. Ich habe mir bereits vor 
furzem erlaubt, in der Budgetkommiſſion dieſe 
Sade zur Sprade zu bringen, und der Herr 
Minifter hat die Güte gehabt, zu fagen, daß er 
die Sadhe mit Wohlwollen prüfen wolle. Nach 
dem, was ich nachträglich erfahren habe, iſt dieſe 
Außerung des Herrn Miniſters nicht bloß eine 
us gegebene bureaufratifch-wohlmwollende 

ewejen, fondern es fteht dahinter der feite 
ille, die Sache zu beffern, und deshalb bitte ich 
den Herrn Minifter, daß er ſich diefe Sache angelegen 
fein laffen möge; er wird fi) damit den Dank der 
Schleswig-Holfteiner im vollften Maße verdienen. 


(Bravo! bei den FFreifonfervativen.) 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Defer. 


Defer, Abgeordneter: Meine Herren, wir im Weften 
find ebenfalls nicht ganz wunſchlos in bezug auf Zug— 
verbindungen. möchte die Aufmerkſamkeit der Eifen- 
bahnvermwaltung hinlenken auf die Verbindung des Weftens 
mit Belgien und England. Dieje Verbindung hat in 
der en Zeit noch außerordentlich verloren durch das 
Vorgehen der belgiihen Verwaltung, die den Nachtichiffs- 
bienkt zwifchen Oſtende und Dover eingeftellt hat. Leider 
find die Bemühungen von deutfcher Seite, diefen Beſchluß 
rüdgängig zu machen, erfolglos geblieben, obgleich auch 
bie Neichsregierung ſich in dankenswerter Weife der Sache 
angenommen hat. 

Abgeſehen aber hiewon ift auch die Berbindung 
zwiſchen dem Weften, insbefondere zwiſchen Frankfurt 
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[DOefer, Abgeordneter] 
und feinem Hinterland und Brüffel nichts —— als 
tadellos. ir haben eine ausgezeichnete Verbindung 
wiſchen den beiden Hauptplätzen; fie kann aber von der 
Mehrheit der Bevölkerung nicht benugt werden, weil es 
Luruszüge find, die dort —* Dieſe Luxuszüge 
führen allein direkte Wagen und fahren 7 bis 8 Stunden 
wifchen den beiden Plaͤtzen, während die gewöhnlichen 
üge, auch die D-Züge, eine weitaus längere Hahrzeit 
beanſpruchen, eine Fahrzeit von 10 bis 11 Stunden. 
Auch die Anſchlüſſe über Eöln hinaus von Frankfurt 
aus find außerordentlich verbeſſerungsbedürftig. Der 
Morgenzug, der hauptfächlic in Betradyt kommt, und der 
um 8 Uhr 14 Minuten von Frankfurt ee und 
um 8 Uhr 20 Minuten von Ja ie linksrheiniſch ab» 
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geht, bleibt in Cöln längere Zeit liegen; von Frankfurt 
vechtsrheinifh kommt der Zug bereits um 12 Uhr 
32 Minuten in Eöln an und muß bis 1 Uhr 45 Minuten 
in Cöln warten, um weiterfahren zu können. Der früh» 
ug, der um 5 Uhr 5 Minuten von Frankfurt nach dem 
Sneften abgeht, braucht nicht wie die Luruszüge eine 
Fahrzeit von 7 Stunden 56 Minuten, fondern eine ſolche 
von 11 Stunden 43 Minuten, — eine außerordentlich 
lange Fahrzeit! Gerade dieſer Zug müßte meines Er» 
achtens verbeffert werden, um eine gute Berbindung 
wiſchen Frankfurt und Brüffel berjtellen zu können. 
Ben biejer 8 etwas beichleunigt würde, jo daß er 
ben Cölner Morgenzug nad Brüfjel, der um 9 Uhr 
7 Minuten von Eöln abgeht, erreicht, jo hätten wir eine 
gute Berbindung zwiichen Frankfurt und Brüfjel ber- 
En Dieje Be iſt nicht allein für ent urt von 

edeutung, jondern für das ganze große Verkehrögebiet, 
das ſich in lebhaften wirtichaftlichen und kommerziellen 
Beziehungen zu Belgien und England befindet. Nun hat 
die Frankfurter Handeldtammer —— in der 
Richtung von Bruͤſſel nach Frankfurt eine Verbeſſerun 
eintreten zu laſſen, indem des Abends noch ein Schnell: 
zug von Cöln nad) Frankfurt eingelegt würde, der etwa 


um 8 Uhr Cöln verlaffen müßte. Bisher gehen die 
legten Züge etwas nad 6 Uhr von Cöln nach Frankfurt. 
Das ÜEigenthümliche diefer Verbindung ift, daß man 


immer einen Zug rechtsrheinifch und einen Bus links— 
rheiniſch faſt zu derſelben Zeit abläßt, ſodaß auf jeder 
Seite faſt zu der gleichen Zeit ein Zug verkehrt. Das 
mag gewiß der Rückſicht entſprechen, die eine Seite nicht 
gegen die andere zu verkürzen. Re glaube aber, für das 
allenbe Publitum würde es erwünfchter fein, wenn man 
nicht die Wahl zwifchen den Linien vechtörheinifch und 
linfsrheiniich hätte, fondern wählen könnte, zu welder 

eit man fahren will. Wenn ein Zug ein paar Stunden 
päter fährt, fo fann er dem vorhandenen Verkehrsbedürfnis 
befjer entiprechen, al8 wenn zwei Züge faft gleichzeitig, 
nur mit einem Beitunterfchiede von 15 bis 20 Minuten, 
abgelafjen werden. Es ſcheint aljo der Vorſchlag der 
Frankfurter Handelskammer eriwägenswert, umfomehr 
als damit auch eine beffere Berbindung zwijchen dem 
rheinifchweitfälifchen —5* ebiet einerſeits und der 
anzen Rheingaugegend und erzielt würde. 

an muß jetzt, wenn man noch an demſelben Tage von 
Brüffel in unfere Gegend gelangen will, bereit8 um 9 Uhr 
50 Minuten Bormittags nad weſteuropäiſcher Zeit Brüffel 
fpäteftens verlaffen. Nach dem Vorſchlage der Frank— 
furter as würde es aber möglich fein, daß 
man erſt Nachmittags Brüfjel verläßt und doch noch an 
demjelben Tage nad Frankfurt kommt. Diefer ve 
würde, wenn er etwa um 8 Uhr von Cöln abgelafjen 
würde, die Anfchlüffe von Barmen, Dortmuud, Eleve und 
insbefondere von Brüffel aufnchmen können, es würde 
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Während man bisher um 9 Uhr 50 Minuten (meit- 
europäifcher Zeit) von Brüffel abfahren muß, würde man 
dann um 1 Uhr 30 Minuten (wefteuropäifcher Zeit) von 
dort abfahren, man würde alſo den ganzen ormittag 
für gefchäftliche Beforgungen gewinnen. ejer Gewinn 
würde ſich dann jelbjtverftändlih auf die ganze weitere 
Linie erftreden. So muß man von Münjter jegt bereits 
um 2 Uhr 23 Minuten Nachmittags —— man 
würde dann einige Stunden gewinnen: man würde erſt 
um 4 Uhr abzufahren braun. Dean würde in Dort« 
mund ftatt um 3 Uhr 43 Minuten um 6 Uhr 15 Mi— 
nuten abfahren können, und ebenjo würde man in Ejjen, 
in Duisburg, in Mülheim, in Düffeldorf ufw etwa 
2 Stunden Beit — die zu geſchäftlichen Beſor— 
gungen benußt werden Eönnten. I glaube, das ift eine 
——— die doch ein gewiſſes Intereſſe beanſprucht; 


alſo für eine genügende F ſicher geſorgt ſein. 


auch im Sinne der Verkehrsförderung, die tr 
Minifter bier als feine Hauptaufgabe zunächſt hingeftellt 
bat, würde eine folche Verbejjerung der Verbindung ewiß 
praktiſch ſein. Denn wenn man jetzt über Cöln hinaus 
nach Brüſſel reiſt, muß man in Cöln umſteigen und 
in der Regel auch ſein Gepäck umſchreiben laſſen, auf 
einer verhältnismäßig kurzen Strecke. Ich — das 
ſind Zuſtände, die ſehr der —— bedürftig und 
und würdig find, und ich möchte deshalb dem Wunſche 
Ausdrud geben, daß die Königliche Eifenbahnverwaltung 
in diefer ——— wäre. Vielleicht gelingt es 
auch, die belgiiche Regierung wieder zu größerem Ent— 
gegenfommen auf bie Wünfde der deutjchen Geſchäftswelt 
zu veranlaflen. 

Dann möchte ich weiterhin die Aufmerkſamkeit lenken 
auf den internationalen Zug Bajel-Berlin, den der 

err Kollege Fund in der legten Seſſion bereits zur 

rache gebracht hat. Der Zug wird als D-Bug ges 
fahren, er verläßt Frankfurt um 2 Uhr 50, gebt als 
ordentlicher, anftändiger D-Zug bis nah Halle; dort 
verliert er dieſen Charakter, wird eine Art Lofalzug, der 
überall die Anſchlüſſe aufnimmt und von Halle bis nad 
Berlin nicht weniger als jechsmal hält und diefe Strede, 
weldie andere Züge in 2 Stunden zurüdlegen, in 
3 Stunden durchfährt. Der verftorbene BVizepräfident 
de3 Staatöminifteriumsd v. Miquel hat diefen Zug nicht 
anderd genannt als den „Schauerzug“, und es wäre 
wünjchenswert, daß er diefen Beinamen verlieren möchte, 
daß er Fünftig nicht mehr als „Schauerzug” be— 
zeichnet wird. 

Dann möchte ich nod einen lokalen Wunſch im 
Intereſſe der Wrbeiterichaft vorbringen, der die Ber. 
bindung zwiſchen Frankfurt, gar und Soden 
betrifft. Cine große Anzahl von Arbeitern der nächiten 
Umgegend find teil3 in Höchſt, teils in Frankfurt be- 
ichäftigt, fie verlaffen Morgens ihre Ortichaften, —— 
mit den baagen hinein und mit den Abendzügen 
wieder zurück. s iſt außerordentlich wünſchenswert, 
daß fie nicht zu viel Aufenthalt haben, um möglichſt bald 
in ihre Familien zurüdgelangen zu fönnen. Darüber 
wird wohl ein Zweifel gar nicht beftehen fünnen. Nun 
war früher die Verbindung für diefe Arbeiter zwifchen 
——— und Soden viel beſſer als —— Die 

ehrzahl der Arbeiter verläßt die Arbeitsftätten um 
6 Uhr oder 7 Uhr Abends, est fahren die Züge ab 
— erſt um 6 Uhr 53, welche früher um 6 br 15 
uhren. Der andere Zug fährt nicht mehr wie früher 
um 7 Uhr 35, fondern erſt um 8 Uhr 10, jodaß die 
Arbeiter, die gerade frei haben, bis 8 Uhr 10 auf ihre 
Beförderung nad Soden marten müſſen. Sie 
meinen nun, daß fich ihre Wünfche verhältnismäßig leicht 
befriedigen laffen würden, wenn man die Berbindung 
über Rebſtock nach Höchſt zu Hülfe een. Sr fahren 
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jetzt die Züge um 6 Uhr 29 und um 7 Uhr 25, dieſe 
Züge liegen aljo weit befjer für die Arbeitszeit. Wenn 
man dem erften Fi wenigftens über Rebitod hinaus 
nad) Soden eine Verbindung geben würde, die etwa um 
6 Uhr 45 Höchſt verließe, 9 würden die Arbeiter um 
7 Uhr nad Haufe kommen, die um 6 Uhr ihre Arbeits— 
ftätte verlaffen haben. Es handelt ſich um 400 Arbeiter 
und Beamte, welche dieſe Strede täglich hin und her zu 
fahren. Wenn dann der Zug um 6 Uhr 53 etwas fpäter 
gelegt würbe, auf 7 Uhr 15, und von Frankfurt direkt 
nach Soden ginge, jo würden die Wünfche diefer Baffagiere 
vollftändig befriedigt werden können, ch glaube aud) 
nicht, daß ber liebliche Badeort Soden durd eine der- 
artige Verlegung der Züge leiden würde, denn gerade 
dann kann er von den nächſten Ortichaften befjer als 
bisher bejucht werben. 

Eine größere Anzahl diefer Arbeiter hat fich fchon 
veranlaßt geiehen, entweder zu Fuß zu gehen oder fich 
ein Mad beizulegen, damit fie jchneller nach Haufe 
fommen, weil die Zugverbindungen ihren Wünfchen nicht 
mehr genügen. Sie weifen darauf bin, daß in den 
übrigen Berfehrsbeziehfungen die Züge von Frankfurt 
—— in bezug auf den Arbeiterverkehr weit beſſer ge— 
egen find als gegenwärtig die Verbindungen von Frank— 
furt nach Soden. Es vertehren Züge nach folgenden 
Orten: von Frankfurt nach Homburg ab 6 Uhr 30 und 
7 Uhr 25, nach Kronberg um 6 Uhr 37 und 7 Uhr 43, 
nach Hanau um 6 Uhr 30 und 7 Uhr 29, nad Vilbel 
6 Uhr 20 und 7 Uhr 30, nach Darmftadt 6 Uhr 30 umd 
7 Uhr 35, nad) Dornberg 5 Uhr 55 und 7 Uhr 35, nad 
Wiesbaden 6 Uhr 29 und 7 Uhr 25. 

Ulfo in allen diefen Beziehungen ift eigentlich durch 
die Anordnung des Fahrplans kundgegeben, daß gerabe 
in diefer Zeit des größten Verkehrs ein Bedürfnis für 
diefe Arbeiterzüge vorhanden if. Nur in ber einen 
Richtung, na oden, hat man es bisher negiert, und 
die Beftrebungen ber Beteiligten, eine Beflerung herbei- 
zuführen, haben bisher vollftändig verfagt. Ich möchte 
deshalb dieſen Wunſch hier — und ich glaube, 
daß bei dem ſozialpolitiſchen Gefühl, das der Herr 
Minifter hier bekundet hat, er fein Augenmerk auch diefer 
kleinen Berbindung zuwenden wird, um ben Arbeitern es 
u ermöglichen, dab fie recht bald in ihr Heim gelangen. 

ir wiffen, daß eine gute Verkehrspolitik die befte 
Wohnungspolitik ift. Ein gut gelegter Zug erleichtert 
ben Arbeitern das Wohnen ee dem Land viel mehr als 
alle anderen Mittel, 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Abr 
geordnete Dr Arendt. 


Dr WÜrendt (Mansfeld), Abgeordneter: Meine 
Herren, ich habe im vorigen Jahr ier eine Reihe von 
Wünſchen binfichtlich Verbefferung ber Zugverbindungen 
vorgebracht und ich hatte mich der Hoffnung bingegeben, 
daß or. einige berjelben in der —— * eine 
günſtige Erledigung finden würden. Leider iſt das aber 
nicht der Fall. 4 würbe daher heute diejelben Aus— 
. führungen wiederholen fönnen, wenn ich nicht Rüdficht 
auf die Zeit des Hohen Haufes nehmen würde und wenn 
ich mich nicht auf meine vorjährigen Ausführungen nad 
der Richtung bin berufen könnte, daß ich den Herrn 
Minifter bitte, den ftenographijchen Bericht der damaligen 
Verhandlungen fich vorlegen zu laffen. 

Meine Herren, einer der Wünſche, die ich bier 
äußerte, war eine bejlere Berüdfichtigung der Stadt 
Hettſtedt bezüglich der Schnellzüge, die dort in größerer 
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gab! verkehren, aber nicht halten. Hettſtedt ift eine 
tadt von nahezu 10000 Einwohnern, mit ihren Vor— 
orten 20000 und mit ihrem Intereſſenkreis etwa 40000 
Einwohnern; Hettitedt hat eine wichtige — Es 
iſt auch in gewiſſem Sinne ein Eiſenbahnknotenpunkt: 
es endet dort die Halle-Hettſtedter Bahn und die elek— 
triihe Bahn durch das Mansfelder — Trotz⸗ 
dem iſt ſelbſt der beſcheidene Wunſch, den Abendſchnellzug 
nad) Berlin dort halten zu laſſen, bisher unerfüllt geblieben. 

Meine Herren, es Perriäite große freude in Hettitedt, 
als am 25. März 1902 die Königliche Eifenbahndirektion 
in Magdeburg mitteilte: 

Um Ihren Wünfchen, wenigftens zum Zeil, ent« 
—— haben wir uns bemüht, bei dem 

chnellzuge 45 ab Sangerhauſen die Hinderniſſe 
zu beſeitigen, die einem Halten in Hettſtedt 
entgegenſtehen. Leider find unſere Bemühungen 
bis jett ohne Erfolg geblieben, ſodaß das Halten 
um fünftigen Sommerfahrplan nicht mehr in 
— konmmen kann. Wir werden die Sache 
ſedoch weiter verfolgen, und wenn angängig, zum 
nächſten Winterfahrplan für Hettftedt einen Auf- 
enthalt vorfehen. 

Die Enttäufhung war dann aber um fo größer, als 
der Winterfahrplan erfchien, und der Schnellzug nicht 
bielt. Bahnhofsbauten wurden als Urſache dafür ange: 
— daß der Schnellzug noch nicht halten könnte. 

ber, meine Herren, ich möchte doch auf das dringendſte 
den Wunſch — daß nun dieſe Enttäuſchung beim 
bevorſtehenden Sommerfahrplan ſich nicht wiederhole, 
ſondern daß da wenigſtens dieſer eine Schnellzug halte 
und daß eine Erwägung eintreten möge, um im Sinne 
der Anregung, die ich im vorigen Jahre gegeben habe, 
auch weitere Schnellzüge bier halten zu lafjen. Meine 
Herren, id; glaube, daß das auch deshalb angängig it, 
weil die Schnellzüge, die hier verkehren, eigentlich nicht 
dem Fernverkehr dienen; es find nur Anfchlußichnellzüge, 
und bei ſolchen follten doch die größeren Stationen berüd- 
——— 
eine Herren, ich habe dann noch einen zweiten 
Wunſch Hinzugefügt, der gi auf eine bejjere Verbindung 
nad) dem Harz —— eine Herren, der Herr Mir 
nifter hat geftern oder vorgeftern ſich etwas unfreundlic 
über den Sar ausgelaſſen. Er meinte, e8 treten jo 
viele Wünfche dar den Harz hervor; jede Gegend hätte 
ihren Harz. 


Meine Herren, ich günne jeder Gegend ihre Ver— 
bindung nach dem nächitgelegenen Gebirge; i — 
ie au 


für eine Aufgabe der ng mer da 
im fanitären Intereſſe diefe Verbindung überall in bie 
Lungen der Großjtädte, in die Gebirge, möglichft begün- 
Rige. Aber der Harz hat doc; allerdings etwas vor allen 
anderen Gebirgen voraus — darauf möchte ich den — 
Miniſter doch hinweiſen —; er iſt dasjenige Gebirge, 
welches am nächſten an Berlin liegt und welches deshalb 
für die Erfrifhung der Großftädter und den Naturgenuß 
weiter reife der Großſtadt doch eine hervorragende Be 
deutung bat, und da möchte ich den praftichen Sinn des 
Herrn Minifters für die Anregung anrufen, die ich bier 
gegeben habe, eine Ablenkung des überlafteten Verkehrs 

r Linie Berlin-Magdeburg nach der mit zu ſchwachem 
Berkehr verfehenen Linie Berlin-Güften dadurch zu für. 
bern, daß der Morgenjchnellzug von Berlin, der jet 
den Anſchluß bis Aichersleben dt, wo diefer Zug um 
11 Uhr 17 Morgens liegen bleibt, durch Fortführung 
diefes Zuges Sülten-Aichersiehen bis Quedlinburg für 
diefen ganzen Harzteil eine außerordentliche Berdeileruug 
bes Verkehrs mit Berlin wird. 


(Buruf links: Bis Thale!) 
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[Dr Arendt (Mansfeld), Abgeorbneter] 
— Es ift nur nötig bis Quedlinburg; denn von Qued— 
linburg nad) Thale verkehrt der Zug fchon. Es ift nur 
nötig, daß diejer Zug um diefe kurze Strede verlängert 
wird, um einem ganzen Landesteile eine erhebliche Ver- 
Echröverbefjerung zu verichaffen. Dieje Perjonenzugverlän- 
gerung ift auch in poftalifcher Hinficht von fehr großer 

edeutung. Ganz nahe bei Berlin, Eeine 200 kın von 
Berlin, find Ortichaften, in denen die Berliner Morgen- 
poft erjt am nächſten Tage zur Ausgabe gelangt, wäh» 
rend fie bequem in den Nadhmittagsftunden verteilt werden 
könnte, wenn biefer eine Verfonenzug verlängert würbe, 
Das bat doc; eine jehr große Bedeutung, namentlih für 
die Gejchäftsleute in den fleinen Städten, die hiervon 
betroffen werden, die ihre Dispofitionen viel beffer treffen 
können, wenn fie einen Tag früher in der Lage find, den 
Berliner Kursbericht u. dgl. einzufehen. 

Ich möchte aljo den — ausſprechen, daß der 
Herr Miniſter die Angaben, die ich im vorigen Jahre 
gemacht habe über die Abkürzung an — und Ent⸗ 
fernung, die durch dieſen Zug erreicht würde, noch einmal 
eingehend par Ich glaube, er wird fich dann über: 
eugen, dak die Fortführung diefes einen Zuges für die 
Verwaltung doch nicht jo Schwierig fein wird, und daß es 
auch nicht 2 erhebliche Koften verurfahen kann gegenüber 
dem en fl, en ald daß es nicht amgängig er— 





fcheinen follte, diefen Zug ſchon für den bevorftehenden 
Sommerfahrplan nod in Wirkjamkeit treten zu lafjen. 
Denn die Bedeutung diefes Zuges iſt ſelbſtverſtändlich 
bauptjächlich für den Sommer eine große, wo das Auf» 
ſuchen der jchon jetzt ſtark befuchten Sommerfrijchen in 
jenem Teile des Harzes dur die Einrichtung diefes 
Zuges felbftverftändlich begünftigt werden wird. 

Meine Herren, id kann in dielem Zuſammenhange 
ja nicht über die Frage der Rüdfahrkarten hier fprechen, 
ich will das auch nicht; aber das wird man zugeben 
müſſen, daß durch die ——— der Sonntagskarten die 
deutſchen Gebirge, namentlich zn der Harz, ehr ſchwere 
Einbuße erlitten haben, und daß deshalb auch von dieſem 
Geſichtspunkt aus es ſich doch empfehlen würde, wenn 
ber Herr Miniſter num wenigſtens durch die Zugverbin— 
dungen bier einen gewifjen Ausgleich herbeiführen würde. 

Meine Herren, ich möchte den Wunſch ausſprechen, 
daß der Herr Minifter einmal Zeit und Gelegenheit 
fände, eine DISMERE nach dem Harz vorzunehmen. 
Er als Eifenbahnminifter würde fich ja dabei ausſchließlich 
der Eifenbahnen bedienen, während fonft Reifende, bie 
Eile haben, im Harz zumeift noch Fuhrwerk benuten 
müffen; denn die Zugverbindungen find dort ganz all 

emein fo außerordentlich fchlecht, daß man leichter durch 
Balb Deutichland reifen kann als von einem Harzort ve 
dem anderen mit der Eifenbahn. Es erwedt manchma 
den Eindrud, ala ob der Gedanke obgewaltet habe, daß 
man die Pacht der Eifenbahnreftaurationen möglichſt in 
die Höhe bringen wolle, indem man die Reiſenden überall 
zu einem längeren, unfreiwilligen Aufenthalt nötigt. ch 
glaube, wenn man diejen Fahrplan einmal gründlich ums 
arbeitet, daß fich die wierigfeiten, die ich jelbitver- 
ftänblich anerfenne, teilweife wenigitens überwinden laffen 
werden, und daß eine Berbefferung ber Anfchlüffe doch 
wohl zu erreichen ift. 
ch habe dann zu meinen vorjährigen Wiünfchen 
noch einen neuen hinzuzufügen, ch habe vor einigen 
Jahren erreicht, daß in der Richtung Halle-Eisleben noch 
ein Abendzug eingefchoben wird, Es war das wiederholt 
von der Eijenbahndirektion Halle abgelehnt worden. Der 
Zug läuft jegt feit einigen Jahren; er hat einen jehr 
guten Verkehr, und er hat ſich als durchaus nötig er- 
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wiefen. Heute komme ich nun mit dem Wunfche, auch 
in ber umgefehrten Richtung noch einen fpäteren Abend- 
zug zur Einrichtung zu bringen. 

Der lette Zug in der Richtung nad) Halle verläßt 
Eisleben um 9 Uhr 30 Minuten Abends. Das ijt für 
die nähere Umgebung von Eisleben außerordentlich miß- 
lih. Eisleben ift eine Stadt von faft ungefähr 25 000 
Einwohnen. Es ift für die Umgebung nicht möglich, 
anders als mit Fuhrwerk in ber Stadt zu Theatern, zu 
Konzerten, zu Verſammlungen zu bleiben, wenn man 
ben Zug um 9 Uhr 30 Minuten benugen muß. Außer 
dem hat diefer frühe gg das Mißliche, daß, wenn man 
aus Eisleben weitere Ausflüge nah dem Harz, nad dem 
Bobdetal uſw madt, es unmöglich iſt, ohne große Um— 
wege an einem Tage wieder zurüdzutommen, wenn man 
vi Zug benugen muß. Nun verkehrt in der Nacht 
noch ein Güterzug, der die Station Eisleben um 12 Uhr 
30 Minuten pajjtert, der ungefähr um 12 Uhr, alfo nad) 
Eintreffen des Schnellzuges um 11 Uhr 47 Minuten, 
Sangerhaufen verläßt. Der fehr lebhafte Wunfch der 
Stadt Eisleben und der Umgebung geht nun dahin, daß 
diefer Güterzug durch Anhängung einiger Perſonenwagen 
in einen gemitchten 38 umgewandelt wird, ſodaß es 
dann möglich ift, die Strede — ————— nach 
dem letzten Perſonenzug etwa um die Mitternachtsſtunde 
zu befahren. Es würde das für die ganze Gegend von 
außerordentlihem Werte fein, und die pefuniären Opfer 
der Umwandlung eines Güterzuges in einen gemijchten 
zu können demgegenüber kaum in Betradht kommen. 

= glaube ich, daß ſich wohl die technifchen Schwierig. 
feiten werden überwinden laffen können, da ein wirfliches 
Verkehröbedürfnis für diefen Zug anerkannt werden muß. 
Leider ift auch hier die bereits der Direktion in Halle 
eingexgichte Petition abichlägig beicdieben worden. Um— 
fomehr möchte ich dem Herrn Minifter ans Herz legen, 
daß er auch noch für diefen Sommerfahrplan bier die 
Nbänderung eintreten läßt, und daß ſchon vom Sommer- 
fahrplan ab diefer Wunjch erfüllt werden möge. 

Meine Herren, der Herr Minifter wird ja eine 

roße Reihe von Wünfchen aus dem Lande und aus dem 

Haufe entgegenzunehmen haben; aber ich glaube, daß 
man wirklich faum befcheidener in feinen Wünfchen fein 
kann, als e8 die Wünfche waren, die ich hier für Die 
von mir vertretenen Mansfelder Kreiſe vorgebracht habe. 
ch gebe mich deshalb der Hoffnung hin, daß der Herr 
Piniter fchnell und kräftig eingreift, jodaß wir ſchon in 
dem bevorftehenden Sommerfahrplan eine Erfüllung 
unferer Wünfche fehen werben. 


Präfident v. Hröcher: 
geordnete Geisler. 


Geisler, Abgeordneter: Meine Herren, bei Be- 
ratung bes Eiſenbahnetats im vorigen Jahre erlaubte 
ih mir einige Mißftände im Eifenbahnverfehr auf ber 
Strede —— zur Sprache zu bringen. 
Speziell 3* ich an den Herrn Miniſter die Bitte, 
für beſſere, ſchnellere Beförderung in der Richtung Glatz- 
DittersbachHirſchberg⸗Görlitz-Berlin und zurück durch 
Einlegung eines Schnellzuges zu ſorgen. Bei dem Ent⸗ 
gegen ommen der hohen Staatsregierung in bezug auf 
iejenigen Wünfche, die in großer Zahl im vorigen 
Jahre von feiten der Schlefier vorgebracdht worden find, 
glaubten wir, daß auch der Wunsch, den ich damals ge 
äußert hatte, nämlich eine beſſere Verbindung zwiſchen 
Glatz und Hirſchberg, berüdfichtigt werden würde, Zu 
meiner großen, allerdings nicht günfigen Uberraſchun 
erfuhr ich aber geſtern bier an zuftan iger Stelle, bob 
diefem Wunfche nicht willfahrt wird. Es joll eine beffere 
Berbindung zwifchen Dittersbah und Glatz, um an die 
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Schnelljüge von Breslau nad) Berlin und von Mittel: 
walde nad Breslau zu kommen, nicht beabfichtigt fein. 
Das wird eine außerordentliche ——— in dem 
von mir vertretenen Kreiſe hervorrufen, indem dieſe 
Strecke vollſtändig beiſeite gelaſſen worden iſt. Der 
Kreis Neurode und ein Teil von dem Kreiſe Glatz 
gleicht durch diefe Ausſchließung vom fchnellen Dem 
verkehr einem Stüd Stoff, den man aus einem Kleide 
berausschneidet. Die Verbindungen für den Lokalverkehr, 
find ja zufriedenftellend; aber für ben Fernverkehr ift 
außerordentlich dürftig geſorgt. Wenn jegt ein neuer 
Schnellzug über Dittersbah-Görlig nach Berlin eingelegt 
wird, jo dürften doch die technischen Schwierigkeiten nur 
außerordentlich gering fein, die Strede Glatz-Dittersbach 
mit diefem Zuge zu verbinden, indem man in 
Bla einen je abgehen läßt, der fih an den Scnell- 
zug um 1 Uhr in Dittersbach anſchließt. Die Strede 
Glatz-Dittersbach beträgt nur etwa 50 kın; jett braucht 
man faft 2 Stunden, um fie mit dem Perſonenzuge 
urüdzulegen, wie ich das im vorigen Jahre dargelegt 
Babe, Wenn aber auf diefer Strede ein Zug eingelegt 
würde, bei welchem die fleinen Stationen, die für den 
Ternverfehr weniger zu bedeuten haben, ausgeicaltet 
würden, und ber nur an den Stationen Mittelfteine, 
Neurode, Biersdorf und Eharlottenbrunn anhalten würde, 
dann würde dieſe Strede ganz bequem in einer Stunde 
zu durchfahren fein. Ebenjo müßte zu dem Rückgange 
ein Anichluß gefunden werden, um von Dittersbach 
wieder gleich jchmell nah Glak zu kommen. Der 
induftriell hoch entwidelte Kreis Neurode mit 50 000 Be- 
wohnern und ein Teil vom Kreiſe tu bat doch wohl 
die berechtigte Forderung des Anſchluſſes an dieſen 
Schnellverkehr, wodurch die Reiſe von Glatz nad Berlin 
um etwa 2 Stunden verfürzt würde. 


Meine Herren Borredner Baenſch-Schmidtlein und 

Dr Arendt haben Einladungen an den Herm Minifter 
gerichtet, er möchte mal in ihre Gegend kommen, um fich 
perjönlich zu überzeugen. Wenn ich annehmen könnte, 
daß der Herr Minifter fich im Sommer eine Erholungs» 
zeit gönnt, fo würbe ich ihn bitten, feine Meife über das 
Rieſengebirge hinaus fortzufegen, um in der Grafichaft 
u jehen, welche außerordentliche Bedeutung eine befjere 
erbindung von Dittersbad nad Glatz hat. Im Hinter 
— von Glatz liegen die berühmten Bäder Landeck, 
einer; und Gudowa und bie ſchönen Sommerfriichen 
Wölfeldgrund und viele andere. Jetzt ift die Fahrt von 
Berlin nah Gla durch die ungünftigen Verbindungen 
fehr beeinträchtigt. Der Kreis Neurode mit außerordents 
lih hoch entwidelter N era in bezug auf Kohlen- 
bergbau und Tertilinduftrie hat darum ein Recht, daß 
nicht nur dem Lokalverkehr gedient wird, fondern auch 
für Anfchluß an den Schnellzugverkehr in die Ferne 
geforgt wird. Ich richte daher an den Herr Minifter 
die ebenjo dringende wie wohlberechtigte Bitte, dafür zu 
forgen, daß nod in den Sommerfahrplänen eine foldye 
Berbindung zwifchen Glatz und Dittersbach aufgenommen 
wird; er wird ſich dadurch den Dank der biederen Be- 
wohner der Grafihaft Glatz in hohem Grade erwerben. 


Im vorigen Jahre habe ich au en daß auf 
der Strede a andere Mißftände vorhanden 
jeien. Ginige davon find bejeitigt, jo der Ausbau ber 
Dalteftelle Ludwigsdorf und der gejährlie Buntt für den 
Berfehr hinter Neurode; aber die Überdachung des Perrons 
des Bahnhofes Neurode fteht noch zurüd. Ich bitte des- 
halb den Herrn Minifter, auch die Beſeitigung diejes 
Übelftandes in allernächfter Zukunft zu berüdjichtigen. 
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Gleichzeitig möchte ich jett durch einen ganz kurzen 
inweis noch bitten, daß bie Bevölkerung nördlich von 
eurode auf ihr in Breslau wiederholt abgelehntes Ge— 

fu um eine Güterverladeftelle in Niedertönigswalde, fo» 

bald dasjelbe bis ins Hohe Minifterium gelangen wird, 
ein williges Ohr zur Ausführung finde. 


(Bravo! im Zentrum.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Stubbendorff. 


Stubbendorff, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Herr Minifter hat unter dem Beifall des ganzen Hauies 
in feiner Etatörede neulich ausgeführt, daß er troß der 
ſchlechten Seiten keinerlei Züge eingejchränft, fondern 
mehrfach noch neue Züge eingelegt hätte; das iſt aud 
auf der Strede vet en Berlin und Hamburg geichehen. 
Es geht um 7 Uhr 32 Minuten ein D-Zug von Berlin 
nah Hamburg, und um 8 Uhr 10 Minuten geht fchon 
ein ebenfo jchnell fahrender Schnellzug von Berlin nad 
Hamburg. Als diefer Fi eingerichtet wurde, hatten wir 
in der Frooing die ftille Dre, daß diefer Zug dazu 
dienen follte, auch für die Provinzler eine Gelegenheit zu 
ihaften, noch Abends von Berlin in die Heimat zurüd- 

ufehren. Leider ift das nicht in Erfüllung gegangen, 
I Zeit von einer guten halben Stunde gehen zwei auss 
—— Büge von Berlin nad Hamburg, um den 

urchgangsverfehr zu bewältigen. Ich glaube, der Zug 
8 Uhr 10 ift gar nicht mal fo fehr bekannt geworden, 
man findet ihn vielfach nicht in den Kursbüchern; er wird 
auch wohl infolgedefjen nicht jo ſehr benugt. 

Wir erheben nun in ber Provinz hinter Wittenberge 
nicht darauf Anſpruch, daß dort überall Schnellzüge halten 
jollen; aber es ijt wohl ein berechtigter Wunſch, daß man 
nad 5 Uhr 30 aud noch von Berlin nad) Haufe kommen 
fann; das ift für Leute, die hinter Wittenberge wohnen, 
einfach unmöglich. Denn der Zug, der Nachts um 12 Uhr 
hier abgeht, iſt für Eleinftädtiiche und ländliche Verhält— 
niſſe jenfeite Wittenberge kaum J von Bedeutung. Ich 
hoffe, daß der Herr Miniſter oder ſeine Räte Gelegenheit 
finden werden, in irgend einer Weiſe dieſem eklatanten 
Übelftande abzubelfen. 

Dann muß ich noch auf ein Eifenbahnkuriofum zu 
ſprechen kommen, was fi 20 Meilen von Berlin in 
Wittenberge abjpielt. Dort befteht feit 30 Jahren bie 
Eifenbahn Wittenberge-Lüneburg-Buchholz. er Herr 
Minifter erwähnte damals in feiner Nede, daß es zur 
Hebung des Verkehrs notwendig jei, auch Züge geben 
a fen die nicht immer ventierten. Auf diejer unglüde 
ichen Bahn — anders kann id) fie wohl nicht bezeichnen — 
die feinerzeit als Bollbahn gebaut ift, verkehren tagtäglich 
drei ganze durchgehende Züge, und diefe Züge haben aud) 
noch nicht einmal Anjchlüffe an benachbarte Eifenbahnen. 
Beiſpielsweiſe kann man von Karftädt nad Lenzen uſw 
um erjtenmal Mittags um 1 Uhr Eommen. Der 
— von Hamburg kommt früh 9 Uhr 10 Minuten 
in Wittenberge an und 8 Uhr 56 Minuten geht der Zug 
nad Lüneburg ab; ich habe wiederholt das Vergnügen 
gehabt, daß ih den Zug, wenn er etwas verjpätet abfuhr, 
noch von hinten gejehen babe. 

Ich glaube, daß es auch hier im Intereſſe der All 
gemeinheit und im Intereſſe der Verbindung der Höhe 
mit der Elbniederung liegt, da Wandel zu Ponffen und 
vor allen Dingen die Züge nicht aus Meinliden Rück— 
ſichten — möchte ich jagen — unterwegs liegen zu laffen. 
Bon Lüneburg ift die letzte Abfahrt er Wittenberge 
4 Uhr 25 Minuten Nachmittags. Es geht noch ein ganz 
ichöner Zug um 9 Uhr 30 Minuten; der bleibt aber in 
Dömitz liegen. Die Leute, die von Wittenberge gefahren 
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find, müfjen entweder in Dömik übernachten oder fie 
müffen oft ihre Gefchäfte in einer Weiſe überftürzen, daß 
es nicht zum Borteil fein fann. 

Die beiden Herren Vorredner haben den Herrn 
Minifter gebeten, einmal zu ihnen zu kommen und bie 
Naturſchönheiten ihrer Gegend zu ftudieren. Nature 
—— hat die Lüneburger Heide wenig aufzuweiſen; 
aber es wohnen auch dort gute, fleißige Menicen, bie 
dem — Minifter und feinen Räten dankbar find, 
wenn dieje Anregungen beherzigt würden. 


(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Marr. 


Marg, Abgeordneter: Meine — ich möchte die 
Aufmerkſamkeit des Herrn Miniſters auf die Zug— 
verbindungen in den Kreiſen Neuß-Grevenbroich lenken. 
Neuß hat pe Zeit Abends eine Verbindung nad Cöln 
durch einen DsZug, der um 9 Uhr 24 Minuten von Neuß 
abfährt. Es ift das ein Hamburger Bug, der über 
Duisburg-Erefeld nad Cöln geleitet wird. Diefer Zug 
ift nicht nur für Neuß, fondern auch für die in ber 
Nachbarſchaft liegenden m Sie Städte Erefeld, Gladbach 





und Rheydt von großem Intereſſe ſowohl binfichtlich des 
Anſchluſſes als auch hinfichtlich der Voftverbindungen von 
weiter ber, namentlich der Hamburger Poft. Es hat nun 
eine gewiſſe Beunruhigung in diefen Städten erregt, als 
vor einigen Wochen die Nachricht fich verbreitete, daß 
man feitens der Eifenbahnverwaltung mit dem Gedanken 
umginge, diefen D-Zug nicht mehr über Erefeld-Neuß zu 
führen, fondern in diefer Strede ganz wegfallen zu laflen. 
Ich möchte im Intereſſe diefer bedeutenden und blühenden 
Städte an den Herm Minifter das dringende Erſuchen 
richten, doch, wenn es irgendwie mit dem Betriebe zu 
vereinbaren ift, dieje Überführung des age D-Zuges 
über Duisburg-Erefeld-Neuß beftehen zu laſſen. a 
diefer Zug fo lange Jahre gefahren ift, jo werden auch 
jest feine Schwierigkeiten beftehen, die fich nicht über- 
winden laſſen. Sollte e8 aber durchaus nicht möglich 
fein, diefen Zug für die bisherige Strede zu belaffen, jo 
würde es dringend notwendig fein, daß dann die Ber- 
bindung mit GCöln durch einen Schnellzug ir eftellt 
würde, der vielleicht um 8 Uhr von Eöln na Grefei 
und um 9 Uhr wieder von Grejeld nah Cöln fährt. 
Wenn diefer Schnellzug nicht — würde, ſo würde 
von Neuß nad) Cöln von 4 Uhr 35 Minuten Nachmittags 
an ein Schnellzug nicht mehr fahren bi8 um 10 Uhr 
59 Minuten Abends, eine Spanne Zeit, die den dortigen 
Bedürfniſſen nicht entipridt. 

Schon manchmal ift in den legten Sahren die Ver— 
bindung zwijchen Neuß und Düren hier Gegenftand der 
zur gewefen. Noch im legten Jahre hat der Herr 
Kollege Stupp eingehend die Berhältniffe beſprochen. 
Eine kleine Anderung ift inzwifchen vielleicht eingetreten; 
aber dieje kann durchaus den berechtigten Rünle n ber 
dortigen Gegend nicht genügen. Es —— nicht 
um eine Sekundärbahn, um eine Bahn kleineren Betriebes, 
fondern es ift dies eine * die bereits vor der Über: 
nahme durch den Staat als Vollbahn ausgeführt war, 
die durch Striche geht, welche mit einer betriebfamen, 
Landwirtichaft treibenden Bevölkerung beſetzt find, welche 
aber auch Drtichaften enthalten, die eine durchaus 
ar erg und zum Teil erft aufblühende Induſtrie auf: 
weifen. Auf diefer Strede nun fährt zunächit überhaupt 
fein Schnellzug, und es wäre ber erſte Wunſch, dab 
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wenigftens ein Schnellzug bin und her zwifchen Neuß 
und Düren eingerichtet wuͤrde. 


Dann geht eine Reihe von Zügen nicht durch von 
Neuß bis Düren und umgekehrt, fondern ein Teil ber 
Büge fährt lediglih von oder bis Grevenbroich, ſodaß 
diejenigen, die weiter fahren wollen, dieſe Züge nicht be= 
nugen fönnen. 

Um weitere Anichlüffe nad) außen zu erreichen, 
namentlich um die Berbindung von Neuß mit Düren und 
ben barüber hinaus liegenden Stationen einerjeits, 
andererfeit3 die Verbindung von Grevenbroih über Neuß 
nad Düfjeldorf herzuftellen, find Morgens allerdings je 
2 Büge gegeben. Der eine fährt in der Nichtung von 
Neuß nad Düren um 5 Uhr 44 Minuten ab, der andere 
um 9 Uhr 9 Minuten; andererfeits fährt von Grevenbroid) 
nah Neuß ein Sg um 5 Uhr Vormittags, der wohl 
kaum in Betracht kommt, ein anderer Zug um 6 Uhr 
13 Minuten und endlich ein dritter um 10°? Uhr. Mit 
diefen Zügen hat es eine merkwürdige Bewandtnis gehabt; 
fie find früher der frühere etwas jpäter, der jpätere etwas 
früher gefahren und haben damals tatſächlich dem 
drängenden Bedürfnis entiprochen, während jie in ihrer 
Ichigen Lage abjolut nicht mehr dazu ausreichen können. 

it dem eriten Zuge, 3.8. 5*, iſt man in Düren ſchon 
um 7%, aljo viel zu Kup zu Seichäften, at au, wie 
ich gleich noch mitteilen werde, feinen rechten Anichluß 
nad den weiteren Stationen. Ebenſo ift man mit dem 

uge um 61° von Grevenbroich, bei dem man erſt um 
7 Uhr Anſchluß in Neuß findet, ſchon um 71% in 
Düffeldorf, aljo ebenjo wieder viel zu früh, um Gejchäfte 
erledigen zu können. Die fpäteren Züge find dagegen 
wieder viel zu jpät in Düren refpeftive in Neuß und 
Düffeldorf. Namentlich wenn Termine irgend welcher Art, 
3. B. bei den Behörben in Düffeldorf, ——— find, 
enthält der rd wie er jegt befteht, eine außer- 
ordentlich fühlbare Beeinträchtigung der dortigen Be- 
völferung. Man ift mit dem einzigen Zuge, den man 
benugen muß, wenn man die gewöhnliche Terminftunde 
um 9 Uhr erreichen will, ſchon um 6 in Neuß, um 71% 
in Düffeldorf und hat aljo die ganze Zeit verloren; mit 
bem jpäteren Zuge, der 10? von Grevenbroich abfährt 
und 10% Uhr in Neuß eintrifft, ift man dagegen erſt um 
11 Uhr in Düffeldorf, alfo für die meiften Termine viel 
zu ſpãt. 

Es ift die Berbeflerung des Fahrplanes in dieſer 
Nichtung nicht nur ein Lokalwunfd, der in Neuß und 
Grevenbroich zu tage tritt, jondern es haben ſich dieſen 
Beitrebungen auch die Handelstammern in Bonn, Stol- 
berg und, wie natürlich, die in Neuß angenommen, ohne 
aber bisher Gehör bei der Eijenbahndireftion in Cöln 
oder auch beim Minifterium gefunden zu haben. Wie wenig 
wedmäßig diefe Verbindungen, wie fie jet beftehen, 
Anh, ergibt ſich aus dem Bericht ber belöfammer in 
Neuß für 1901, der Ende vorigen Jahres erichienen ift, 
und den ich dem Herrn Minifter zur gefälligen Beachtung 
dringend empfehlen möchte, 


Es ift dort ausgeführt, daß man mit dem erften 
Zuge von Neuß nad Düren in Düren für den Anfchluß 
nah Aachen 51 Minuten, nad Eusfirchen 52 Minuten, 
na a ag 43 Minuten, nad) Kreuzau 55 Minuten 
warten muß. Mit dem zweiten Zuge muß man auf den 
Anſchluß nad Langerwehen, Eichweiler und Stolberg 
1 Stunde 19 Minuten, nach Gustirhen 1 Stunde in 
Düren warten, Mit dem dritten zuge, ber 10° von 
Neuß abfährt, muß man auf die Anſchlüſſe nad Eſch— 
weiler, Stolberg 1 Stunde 26 Minuten, nach Eustirchen 
fogar 2 Stunden 19 Minuten warten. Es würde meines 
Erachtens doch keine bedeutenden Schwierigkeiten machen, 
wenn man wieder bie frühere Praris einführen würde, 
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und den Frühzug etwas fpäter und den Spätzug etwas 
früher fahren ließe. 

Die Gegenden, die hier in Betracht kommen, ver- 
jehen die Bahn mit einem nt regen Güter: 
verkehr. Man ift dort mit Recht der Anſicht, daß eine 
Gegend, die einen jo beträchtlichen Güterverkehr aufweift 
und bedeutende Einnahmen für die Eifenbahnen liefert, 
berechtigten Anfpruch darauf hat, in bezug auch auf den 
Perfonenverkehr möglichite Berüdfichtigung zu finden. 

um Schluß habe ich noch eine Bitte an den Herm 
Minifter zu richten namentlich im Intereſſe der landwirt- 
fchaftlichen erg er dortigen Bezirkes. Dieje 
betreibt, bejonders im reife Neuß, mit den Erzeugniljen 
ihrer Milhwirtichaft und den von ihr gezogenen Garten» 
produften und Gemüfen einen regen Handel nad der 
benachbarten Grofftadt Cöln. Um nun namentlich die 
Milch, aber auch die Bartenprodufte rechtzeitig nah Cöln 
bringen zu können, wünſcht man, daß die Züge an mög— 
lichft vielen Stellen auf dem Wege nah Cöln halten 
mögen. Bis jet hat die Königliche Eifenbahnverwaltung, 
um dem Bedürfniffe zu entjprechen, einen Zug von 
Grefeld nad Cöln geführt, der um 4% Vormittags von 
Grefeld abfährt und ferner am Abend einen Bug, der 
von Geldern abfährt und gegen 7* in Neuß eintrifft. 
Die beiden Züge halten an den fämtlichen Stationen der 
Strede Erefeld-Neuß-Cöln. Sie können jedod den Be— 
dürfnifien, wie es fich herausgeftellt hat, nicht ausreichend 
genügen, denn namentlich im Winter ift der Frühzug um 
459 — entiprechend jpäter in Neuß eintreffend — viel zu 
früh, um die Milch namentlich von denjenigen Ortſchaften, 
die eine Stunde ober vielleicht auch nur drei Viertel» 
ftunden von den Stationen entfernt find, zu den Bahn» 
böfen jchaffen zu können. Die Bewohner aller derjenigen 
Ortichaften, welche weiter von den Stationen entfernt 
liegen, find darauf angewiefen, ihre Mil mit dem 
weiten Zuge nad Cöln zu befördern, der erft gegen 
Uhr in Köln eintrifft, ra die Milch erſt gegen 
1/10 Uhr in Cöln verteilt werden kann, ſelbſtverſtändlich 
viel zu |pät, ingwifchen fchon minderwertig geworden ift 
und auf Abnehmer nur in geringerem Grade rechnen 
kann. Wenn auch, vielleicht der Wunjch, eine ganze Reihe 
von Halteftellen dort einzurichten, einftweilen nicht ohne 
weiteres —— it fo möchte doch den Wünſchen 
der dortigen Bevölkerung in etwas weitherzigerer Weife 
als bisher entgegenzufommen fein. Das würde, nebenbei 
efagt, auch nicht bloß im Intereſſe der landwirtichaft- 
ichen Bevölkerung, fondern auch im Intereſſe der recht 
ablreich dort vertretenen Arbeiter liegen, die nad Cöln 
—* und dieſelben Züge benutzen müſſen. In den 
Ortſchaften, die in Betracht kommen — es iſt das eine 
ſehr dicht bevölkerte Gegend —, wohnen eine große An— 
zahl von Arbeitern, die in Eöln beſchäftigt ſind. Bis 
jetzt find aber die Wünſche, Halteftellen in dem dem Bedürf- 
niſſe entiprechendem Maße zu erhalten, nicht erfüllt 
worden. Doch vor einiger Zeit hatte man ſich an die 
Eiſenbahndirektion Cöln gewendet mit der Bitte um Er— 
richtung einer Halteftelle in Elvecum. Es handelt ſich 
hier um 8, zum Xeil bedeutende Ortſchaften, die alle 
zwifchen, aber zu entfernt von den Stationen Nievenheim 
und Novi, zwifchen denen die Salteftelle einzurichten 
wäre, liegen. iefe Ortihaften haben ein großes 
Intereſſe daran, rechtzeitig ihre Mil und ihre Garten- 
produkte nad) Cöln zu befördern. Sie find, wie gelogt, 
eingefommen um Errichtung einer Halteftelle; die Eiſen— 
bahndirektion in Cöln hat dieſes Geſuch jedoch abgelehnt. 
Ich möchte nun bie a. Bitte gerade im Intereſſe 
—* landwirtſchaftlichen Bevölkerung ausſprechen, daß doch 





Haus der Abgeordneten. 30. Sitzung am 25. Februar 1903. 


2020 


diefen Wünfchen in erhöhter Weife von bem Herrn Minifter 
Rechnung getragen und in Elvecum eine Haltejtelle er- 
richtet wird. Es find, wie gefagt, 8 Ortichaften, die in Be- 
tradjt kommen. Diefe Ortjchaften find fogar fo weit 
gegangen, daß fie fich verpflichtet haben, das Land, 
welches zur Errichtung des Haltepunftes notwendig fein 
würde, eilig herzugeben; ſie ſogar die Koſten 
einer Halle tragen und verpflichten wollen, die nötigen 
Wegebauten auszuführen, auf welche die Gifenbabn- 
bireftion in ihrer Ablehnung der früheren Bitten hin- 
weift. Sch meine, wenn Gegenden in fo außerordentlich 
weitgehender Weife der Eijenbahnverwaltung entgegen: 
fommen, dann wäre alle Beranlaflung gegeben, doch aud 
in der weitherzigften Weile den —8 der Bevölke⸗ 
rung Rechnung zu tragen. Das wäre nicht bloß im In— 
* der landwirtſchaftlichen Bevölkerung, ſondern, wie 
ich ausgeführt habe, auch im Intereſſe der Induſtrie— 
arbeiter, und ich möchte bitten, daß die von mir aus— 
geſprochenen Wünſche von dem Herrn Miniſter recht 
wohlwollend, und nicht nur wohlwollend, ſondern auch 
ben dortigen Verhältniſſen durchaus entſprechend berüd- 
fichtigt werden. 
(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete Eberhard. 


Eberhard, Abgeorineter: Meine Herren, ich habe 
im vorigen Jahre in ausführliher Weife die Klagen 
vorgebracht, die über den mangelhaften Betrieb auf der 
Strede von Breslau über Reppen nad Stettin bzw. 
Berlin eriftierten. ch wollte diefe lagen heute wieder: 
holen. Da ich aber auf eine Anfrage beim — Mi— 
niſter die erfreuliche und dankenswerte Zuſicherung be— 
kommen habe, daß der mangelhafte Verkehr durch Ein— 
legung von zwei durchgehenden Schnellzügen verbeſſert 
werden ſoll, ſo kann ich auf eine Wiederholung dieſer 
Klagen hier — Ich möchte jedoch an den Herrn 
Miniſter die Bitte richten, daß dieſe durchgehenden 
Schnellzüge auch eine dauernde Einrichtung bleiben 
möchten und nicht Verſuchskaninchen von nur drei— 
monatiger Lebensdauer wie jener Durchgangsmwagen, 
welchen geftern Herr Graf Braldjma am © uß feiner 
Rede erwähnte, 

(Bravo!) 


Präfident v. KRröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete v. Savigny. 


v. Savigun, Abgeordneter: Meine Herren, ich will 
mid) darauf beſchränken, einen ganz kleinen, bejcheidenen 
und verhältnismäßig unbedeutenden Wunſch, den die 
Stadt Paderborn hegt, hier zum Ausdrud zu bringen. 
Es kreuzen die Stadt Paderborn die Schnellzüge zwijchen 
Cöln und Berlin, jedoch zu verichiedenen, teils günftig, 
teild ungünftig gelegenen Zeiten. Ein Zug, der am 
Vormittag durch Paderbom hindurchgeht und um 6 Uhr 
in Berlin gg ift vorzüglich und für die Verbindung 
jehr geeignet. Der Nachtrchnellzug liegt zwar ungünftig, 
wird fid) aber wegen der Abgangs- und Ankunftszeiten 
an den Endpunkten der Linie wohl nicht anders legen 
laffen; er paffiert Baderborn mitten in der Nacht um 
1/1! Dagegen fehlt es für Paderborn, alio für die be- 
deutendfte Stadt des ganzen öftlichen Sauerlandes, welches 
dort feinen Bahnanfhluß ſuchen muß, an der Möglichkeit 
nad Cöln auf eine zweckmäßige Art am Tage mit einem 
Schnellzug Ri gelangen. Es ift nichts vorhanden als 
ein Später Mbendzug um 7 Uhr 16, der um 10 Uhr 37 
in Göln ankommt. In diefer Zeit zwiſchen 7 Uhr 16 
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[Eifenbahn-Etat] 


[v. Sasiguy, Abgeordneter] 
bed einen Tages bis zur jelben Stunde bed andern 
Tages ift eine jolche — — möglich; es paſſiert 
da nur ein Schnellzug, der aus Berlin Abends um 10 Uhr 
abgeht und Morgens b Uhr in Paderborn anhält. Zu 
dieſem Zug um 5 in der frühe kann natürlich ein Aus- 
wärtiger nach Paderborn nicht hingelangen, wenn er nicht 
die Nacht in Paderborn zubringt. Irgend ein Anjchluß- 
20 ift felbftverftändlih zu jo früher Stunde auf ben 
etundärbahnen ber Nachbarſchaft nicht vorhanden. * 
für die Paderborner ſelbſt iſt dieſe Stunde außerordentli 
unbequem und für eine direkte Verbindung mit Cöln 
nicht geeignet. 
Rn möchte dem Herrn Minifter deshalb zur Er- 
wägung geben, ob es nicht möglich ift, mindeſtens für 
die Sommerfahrtzeiten, in welchen fich doch ber Verkehr 
erheblih zu fteigern pflegt, eine Schnellzugverbindung 
berart einzurichten, daß man überhaupt zur Tageszeit 
aus unferer Gegend, aus bem Oſten des weſtfäliſchen 
Landes, aus dem Sauerlande, in gejchäftlic zweckmäßiger 
Weiſe nah Cöln gelangen kann. 


äfibent v. Slröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Dr Weihe. 


Dr Weihe (Herford), Abgeordneter: Meine 
ih richte an den Herrn Minifter bie Bitte, zur Ber: 
befferung bes Verkehrs bes nördlichen Weitfalens nach 
dem Süden Deutichlands eine Revifion bed Fahrplans 
ber Strede Herford-Altenbefen anorbnen zu wollen. Ein 
gober Teil des nörblichen Weftfalens, fpeziell die Kreiſe 

ielefeld, Herford, Halle, Minden, Lübbede, find in ihrem 
Berkehr nah Heſſen, nah Thüringen, nad ben ſüd— 
beutfchen Staaten auf die Strede Herforb-Altenbeten- 
Eafjel angewiefen. Die Strede te a welche 
eine Länge von 56 km hat, bat 13 Haltepunkte. Ich 
möchte nun dringend bitten, für ben Durchgangsverkehr, 
etwa für einen Zug täglich mit Anſchluß an ben Schnell. 
a Gafjel-Altenbefen und zurüd, dieſe 13 Haltepunfte zu 
elhränten; es mwürben etwa 4 Haltepun ern, 
ausreihen. So unbeſcheiden find wir nicht, einen Schnell» 
vv zu verlangen. Aber mit einer berartigen ärger rm 
es Verkehrs würde ſowohl den Intereſſen des Verkehrs 
bes Lippeſchen Landes gedient fein, ald auch den Inter- 
eſſen bes Durchgangsverkehrs. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat ber Ab- 
georbnete Metger. 


Herren, 


erren, 
die Wünf die ich Ihnen vortragen möchte, ericheinen 
wie das Mädchen ne der fremde h jedem neuen Jahr, 
fobald die erften Lerchen jchwirren. Bisher war es mein 
verehrter —— der Abgeordnete Bachmann, der ſie von 
dieſer Stelle aus zum Vortrag brachte. Er ift aber leider 
verhindert, heute bier zu erjcheinen; daher babe ich feine 
Stelle eingenommen. 

Es handelt fich bei unfern Wünfchen in erfter Linie 
um bie Beflerung der Schnellzüge in ber Provin 
Schleswig · Holſtein. Meine Aus ührungen werben fi 
um Teil deden mit benen eines ber geehrten Herren 

orredner; fie weichen aber bod in erheblichen Punkten 
davon ab. Es wird in ber Tat als jehr unangenehm in 
der Provinz empfunden, daß vom Norden nad) bem Süden, 
von ber bänifchen Grenze bis Hamburg, kein durchgehender 
Schnellzug eriftiert. Ein fogenannter Schnellzug, ber 
aber auf jeder Station hält, fährt um 8 Uhr Morgens 
von Flensburg ab; aber davon haben die Nordichleswiger 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisi. V. Sefflon 1908. 


u (Flensburg), Abgeordneter: Meine 
e, 
mM 
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nichts. Es wäre wünjchenswert, wenn biefer Zug als 
Perjonenzug bliebe, und wenn dann eine Stunde |päter 
ein wirkliher Schnellzug eingelegt würde. Es würbe 
bementjpredenb dann = natürlic) Abends ein Schnell- 
zug in entgegengejegter Richtung fahren müſſen. 

Meine es handelt ſich bei dieſem Wunfche 
nicht in erfter Linie darum, wie einer der Herren Vor— 
rebner bemerkt hat, den Agitatoren in Nordſchleswig eine 
Waffe zu entwinden; denn die Herren werden einen 
andern Borwand fuchen, fobald ihnen diefer genommen 
wird. Auch handelt es fich = meiner Meinung nicht 
um eine Berbefjerung der Berbindung mit Dänemark; 
denn die jcheint mir nicht fo wichtig. Ich Halte es aber 
ganz befonders für notwendig, dab bie Nordſchleswiger 
in enge Berbindung gebradt werden mit den sun 
Zentren im Süden, mit Hamburg und Berlin, damit fie 
zu werben, ben Schwerpunkt ihrer Intereſſen im 

üben zu fuchen und nicht im Morden, wie das vielfach 
jetst geſchieht. Es liegt alfo in der beſſeren Schnellzug. 
verbindung nicht bloß ein wirtjchaftliches, ſondern auch 
ein ganz hervorragendes nationales Intereſſe, und das 
möchte ich hier befonbers betonen. 

Mein zweiter Wunſch bezieht fich auf die mangel- 
bafte Verbindung zwifchen dem Often und bem Welten 
der Provinz. Es wird allerdings von der Verwaltung 
darauf hingewieſen, daß der Verkehr zwiſchen der Dft- 
und Weftküfte Schleswig-Holfteins ein ehr eringer fei; 
aber ich glaube, es liegt dabei eine rwechſelung 
wiſchen Urſache und Wirkung vor. Der Abgeordnete 
—— hat bei einer früheren Gelegenheit erzählt, 
daß er, um von feinen Wohnort Hadersleben nach der 
Stadt Tondern in feinem Wahlfreife zu gelangen, zur 
Zurüdlegung diefer 74 km hin und zurüd nicht weniger 
ald 15 Stunden gebraudt habe, von denen er 7 in 
Barteräumen habe zubringen müſſen. 


(Hört, Hört!) 


38 möchte glauben, daß eine ſolche Berbindung feinen 
fonderen Anreiz bietet, bie Reife zu machen. Es mag 
allerdings ſchwer fein, eine Veränderung des Fahrplans 
—— hren; denn das ſchleswigſche Bahnnetz iſt ein 
ehr verwickeltes. Es ſtammt zum großen Teil aus der 
däniſchen Zeit, und damals wurde auf wirtſchaftliche 
—— nicht ſo viel Rückſicht genommen als auf die 

entabilität der Linien. Indeſſen daß mancherlei ge— 
ändert werben kann, hat ein fall bewiejen, der fich vor 
kurzem ereignet hat. Den andauernden und energifchen 
Bemühungen ber Flensburger Handelskammer ift es ge 
lungen, einen Zug, ber von Flensburg nad Led führt 
und ber bisher mitten in der Nacht abging, dahin zu 
ändern, daß er nun zu —— Geſchaͤftszeit abgeht. 
Allerdings geſchah dies erſt, als der jetzige Herr Miniſter 
and Ruder gelangte, und ich freue mid, — zu 
können, daß in dieſem Falle der Herr Miniſter die 
Grundſätze, die er hier vor einigen Tagen ausgeführt 
hat, auch in die Praxis übertragen hat. Ich möchte ihn 
nun bitten, bei den anderen Wunſchen, bie ich mir vor« 
zutragen erlaubte, dieſelbe Praris zu befolgen. 


(Bravo! bei ben Nationalliberalen,) 


Präfident v. ſtröcher: Das Wort hat der Ab- 
georbnete Wamhoff. 


Wamhoff, Abgeordneter: Meine Herren, bereits 
vor vier Fahren habe ich hier im Abgeordnetenhauje eine 
—— zur Sprache gebracht über eine in 
Bugverbindung zwijchen Holland bis nad Berlin hin, 
und zwar betrifft das die Linie von Holland über Dsna- 
brüd-Löhne-Berlin. Es iſt bies bie —— Route 
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[Citenbapneiet] 
[PBamhoff, Abgeordneter] 


von Holland nad Berlin, und man betraditet es ala 
felbftverftändlich, daß dieſe Route auch am meiften benutzt 
wird und auch am meiften benußt werben müßte. Tat- 
fächlich ift das aber nicht der Fall; denn der Verkehr 
über Dsnabrüd-Löhne ift ein äu a rg ig Es 
find zwar Du ngsmwagen eingeführt, die aber mit 
gewöhnlichen ———— fahren, und ſo hört man 
allgemein Klagen der Reiſenden über dieſe ſchlechte Ver— 
bindung. bemerke beſonders, daß dieſe Strecke von 
ga über Dsnabrüd-Löhne nad Berlin im ganzen 

km ab Amfterdam kürzer ift als die Strede über 
Emmerid. 

Die Handelsfammer zu Osnabrüd und mit ihr zu« 
fammen nod 16 verjciebene wirtichaftliche Korporationen 
bis nad ttelbeutichland hinein, haben jeit Jahren 
dafür agitiert, eine Schnellzugverbindung zwiſchen var 
und Berlin über Dsnabrüd zu erwirken, und dieſen An— 
regungen ift e8 wohl zu verdanken, wenn nun mal 
ernftlihe Erwägungen im Eifenbahnminifterium darüber 
ftattgefunden haben, ob dieſe Wünſche —— und 
realiſierbar ſind. Sn will auf die verfchiedenen Vorzüge, 
welche in einer befjeren Berbindung zwifchen Holland 
und Berlin beftehen, nicht des weiteren eingehen. Die 
Gründe, die dafür jprechen, find den Herren ja voll» 

ndig bekannt, und ich habe diefelben jchon in meiner 

beren Rebe auseinanbergejegt. Es wäre mir aufßer- 
ordentlich lieb, wenn jet ber Herr Eifenbahnminifter fich 
barüber äußern würde, ob Verhandlungen ftattgefunden 
haben, und mie weit dieſe gediehen find. Ich voll von dem 
jebigen Herrn Eifenbahnminifter, der uns ja jein Wohl« 
wollen in feinen Reden bekundet bat, daß ſeinerſeits 
auch diefe Ungelegenheit gefördert und berechtigten 
Wünfhen Rechnung getragen wird. 

Dann babe ich noch weiter einige lofale Schmerzen, 
bie ich jebod nur kurz bier anführen will. Einmal ift 
es eine Anregung, die mir aus meinem Bezirke zu- 
egangen ift, eine befjere Zugverbindung zwifchen Dsna- 

ck und Diepholz herzuftellen. Beiſpielsweiſe ift bie 
Er Zugverbindung von Dsnabrüd nah Diepholz 
Abends um 7 Uhr 43 Minuten. Diefer Zug ift nun 
einerfeitö viel zu früh für diejenigen, welche noch weiter 
in Osnabrüd, einer großen Stadt, zu tun haben, bie 
noch Berfammlungen oder fonftige Veranftaltungen mit- 
machen wollen; fie können feinen jpäteren Zug benugen 
und müflen die Nacht in Osnabrüd bleiben. Nun ift 
nad meinem Dafürbalten die Sache doch leicht zu 
maden dur einen Zug, ber in Osnabrüd um 9 ur 
56 Minuten Abends eintrifft, wenn bderjelbe um etwa 
10%, Uhr weitergeführt würde nad Diepholz. Dieſer 
Zug könnte dann am anderen Morgen von Diepholz 
— Osnabrück zurückgeführt werben, denn bier befteht 
bereits ein ſogenannter Marktzug, der allerdings bislang 
nur an den Markttagen, Mittwochs und Sonnabends 
fährt. Wenn dieſe Einrichtung getroffen wird, ſo würde 
der Bevölkerung nordöſtlich von Osnabrück ſehr damit 
gedient werden. 

Bereits vor fünf Jahren haben die beteiligten 
Sreife an die ee ge in Münfter ein Betition 
mit über 2000 Unterjchriften eingeichidt. Im Januar 
diefes Jahres fand wieder eine erneute Berfammlung in 
Bohmte ftatt; dort wurde eine Deputation gewählt mit 
dem Landrat aus Wittlage an der Spige, um in Münfter 
vorftellig zu werden. Soweit idy unterrichtet bin, ift 
biefen — in Münfter die Verſicherung gegeben, dieſe 
Angelegenheit folle aufs wohlwollendfte geprüft werden. 

Weiter hat auch die Hanbelstammer zu Dsnabrüd 
noch verjchiedene Wuͤnſche bei der Eifenbafnbirektion in 
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Miünfter vorgebradt, auf die ich in allen’ ihren Einzeln- 
beiten bier nicht gut eingehen kann. Es betrifft dies 
namentlich eine 35* Verbindung von Osnabrück nach 
dem Bergiſchen hin, und zwar nicht allein von Osnabrück, 
fondern aud von Rheine ab, und andererjeitö wieber 
eine beffere Verbindung zwifchen Osnabrüd und Rheine 
jelbft. Ich möchte un ier ben — Miniſter bitten 
auf die Eiſenbahndirektion Münſter einzuwirken, da 

ſolchen, nach meiner Überzeugung berechtigten Wünſchen 
endlich einmal gewillfahrt werde; er würde ſich dadurch 
den Dank weiter Kreiſe der Bevölkerung verdienen. 


(Bravo!) 


räfident v. Hröcher: Das Wort hat der Abge- 
EN. Meyer Fer BEER 


—— (Diepholz), Abgeordneter: Meine Herren, 
kann den Ausführungen des Herrn Kollegen Wamhoff 
über bie ſchlechte Zugverbindung von Osnabrück nad 
Norden in der Richtung nad; Bremen hin nur beiftimmen. 
Die Berhältniffe find von ihm richtig gefchildert worden. 
Es würde mit großem Dank begrüßt werden, wenn ein 
Ubendzug von Dsnabrüd bis Diepholz eingelegt und ein 
Morgenzug von dort nad Dsnabrüd — würde. 
Diefe Züge würden von den Ortichaften, welche auf den 
Berkehr nad und von Osnabrück angewieſen find, ficher 
reichlich benugt werben. 

Ebenſo ungenügend ift aber auf berjelben Bahnlinie 
bie Zu — von Bremen aus in ſüdlicher Richtung. 
Dort fährt ber legte Zug aus Bremen um 8 Uhr 20 
Abends weg, und bis zum anderen Morgen um 6'/, Uhr 
fährt fein Patalang wieder. &8 liegt dort auf han« 
novericher Seite vor den Toren Bremens der große reis 
Syke, welcher mit den fonftigen auf diefen Lokalverkehr 
angewiejenen Ortichaften zufammen mindeftens 50 000 
Einwohner zählt. Der Verkehr nad der Stadt Bremen 
wird. immer reger. Man kann wohl fagen, daß bie 
gie Ortſchaften, die in der Provinz Hannover im 

ife Syke liegen, Bororte von Bremen werden und 

leihfam einen Vorortverkehr mit Bremen haben. Die 
inwohner werben beshalb jehr beläftigt, wenn fie fchon 
um 8 Uhr Abends von Bremen wieder zurüd müfjen. 
Es ift anzuerkennen, daß fie zum Verkehr nad) Bremen 
bin einen Frühzug haben. 

Meine Herren, man fpricht immer von der Flucht 
der Leute vom platten Lande nad der Stadt hin. Dieje 
Landfluht würde fich ficher erheblich vermindern, wenn 
man der Bevölkerung ausreichende Gelegenheit gäbe, ihre 
Angelegenheiten in ber Stadt zu ordnen, daneben aud 
gleichzeitig die Annehmlichkeiten der Großftabt mitzu- 
nehmen und noch rechtzeitig wieder zu Haufe zu fein. 
Die Lofalverbindungen jollten gegen die durchgehenden 
nicht zurüdjtehen. ch bitte deshalb, nochmals in Er 
wägungen einzutreten über die Einrichtung eines Zuges 
von Bremen in der Richtung durch den Kreis Syke, der 
etwa gegen 11 Uhr Abends von Bremen abfahren würde, 
Die Sache jelbft ift gar nicht fo fchwierig, das Be— 
dürfnis dringend vorhanden. Es [öbt ſich dieſe 
ra Sr verbinden mit derjenigen, welche vom 

ern SKollegen Wamboff vorgeichlagen ift, ſodaß 
nicht zwei ganze neue Züge einzurichten find. Der 
Zug braudt, da er ein Lokalzug ſein fol, nicht 
ganz bis Osnabrüd durchgeführt zu werden. Er kann 
in Diepholz liegen bleiben. Er würde Abends bis Diep- 
bolz fahren und Morgens als der Zug, der jekt fchon 
von dort geht, zurüdfahren. Ebenjo würde der Abendzug 
von Osnabrüd nad Diepholz am anderen Morgen wi 
gg Es ift früher als Hindernis eingeworfen, 
ab ein Frühzug, der jet von Osnabrück um etwa 





[Meyer (Diepholz), Wbgeordneter] 


»/,5 Uhr fortfährt, dadurch in Wegfall kommen würde, 
und daß dadurch ein Anſchluß von Zügen aus dem Weften 
nad) Bremen verhindert würde. Dies fann, glaube ich, 
kaum in Betracht kommen, weil eine halbe Stunde vorher 
ein — mit III. Klaſſe dieſelbe Strecke fährt, und 
weil der Lokalmorgenfrühzug von Osnabrück bis Diepholz, 
wie ich aus eigener vielfacher Erfahrung weiß, bis dahin 
faft gar nicht benugt wird und erft von hier ab ben Lokal⸗ 
verkehr für Bremen erhält. 

ch erkenne an, daß im vorigen Jahre über bieje 
BVerhältniffe Erhebungen angeftellt worden find. Es hat 
mich aber gewundert, daß dieſe Erhebungen zur Ablehnung 
des Planes geführt haben, So viel ich weiß, find fämt- 
lihe Berwaltungsbehörben, Kommunalbehörden 
wie Intereſſenten dafür eingetreten. Nur ganz wenige, 
welche vielleiht durch die Einlegung folder Spätzüge 
etwas beläftigt würden, mögen dagegen fein. Ich möchte 
bitten, daß nochmals mit den Intereſſenten jeitens 
der Eijenbahnbehörde nach dieſer Richtung in Fühlung 
getreten wird. 

Dann habe ich noch einen Wunſch aus meinem Bezirk 
— daß nämlich der Zug auf ber Strecke von 
Solingen nah Bafjum, welcher früher etwa um 9 Uhr 
Vormittags in Bafjum ankam, wieder auf diefe Sr elegt 
wird. Es würbe dadurch der Anfchluß für die eteil! ten 
DOrtichaften nad) Bremen erleichtert werden. Diejelben 
haben eigentlich jet kaum einen annehmbaren Anjchluß 
dorthin des Morgend. Außerdem würde für die Ort- 
ſchaften des Gerichtsbezirts und des Kirchſpiels Baſſum, 
welche an dieſer Strede liegen, wiederum der richtige 
Zeitpunkt zur Benugung des Zuges gegeben fein, da 
diefer Zug rechtzeitig zu den Terminen und an Gonn- 
tagen zu Anfang der Kirche in Baflum antonımen würde. 
Dan bat in den beteiligten Ortſchaften das Fehlen des 
Zuges fchmerzlicd empfunden. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr Lotichius. 


Dr Lotichius, ————— Meine Herren, die 
neue —* Eiſenbahnlinie von Bingen über Meijen- 
heim nach der Pfalz und Lothringen wird bald vollendet 
fein und dem öffentlichen Verkehr übergeben werden. 
Man hat nun den lebhaften Wunſch, da der Berfehr in 
den Gegenden, welche von dieſer neuen ftrategifchen Bahn 
berührt werden, nicht nur durch gewöhnliche Perjonen- 
ir e, jondern auch durch Schnellgüge oder wenigjtens be- 
chleunigte Perjonenzüge bewirkt werde. Es iſt ein ber- 
artiger Wunſch umjo eher am Plage und berechtigt, als 
an diejer neuen ftrategiichen Bahn mehrere kleinere Städte 
liegen, welche immerhin von Bedeutung find. Ich möchte 
nur hinweiſen auf die Stadt Meifenheim, wo ber Sitz 
der Kreisbehörben ift, und wo auch bedeutende gewerbliche 
Einrichtungen vorhanden find. 

Ih möchte alſo die Bitte an den Herrn Minifter 
richten, doch erwägen zu wollen, ob es fich nicht einpfiehlt, 
daß auf diefer neuen * iſchen Bahn, welche eine Voll⸗ 
bahn iſt, nach ihrer Fertigſtellung auch Schnellzüge oder 
doch beſchleunigte Perſonenzüge fahren, welche an Meifen. 
heim anhalten. 

Dann habe ich noch einen anderen Wunſch, daf 
nämlid die Verbindung zwiſchen Bingerbrüd und Saar- 
brüden für diejenigen Städte und Gemeinden, welche von 
Bingerbrüd rheinabwärts liegen, eine befjere werde, als 
das gegenwärtig der Fall ift. Früher fuhr der Schnellzug 
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von Bingerbrüf in ber Nichtung nad Gaarbrüden um 
10 Uhr Bormitta 8 ab. Pest fährt er viel zu früh ab, 
ſodaß e8 den Neifenben von Coblenz ober au von ben 
Hleineren Städten wie St. Goar, Lahnftein, St. Goard- 
haufen uſw, welche zwiſchen Bingerbrüd und Coblen 
auf beiden Seiten bes Rheins liegen, gar nicht mög 
ift, dieſen Schnellzug, der Morgens etwa 8 Uhr 30 Mi 
nuten abfährt, noch zeitig zu erreichen. 

Ach möchte aljo bitten, entweder bafür Sorge zu 
tragen, daß diefer Zug von Bingerbrüd, wie es früher 
war, wieder fo gelegt werde, daß er erjt etwa um 10 Uhr 
Bormittags von PBingerbrüd abfährt, oder aber, baß ein 
neuer Schnellzug, der etwa um 10 Uhr oder 10 Uhr 
30 Minuten Vormittags von Bingerbrüd in der Richtung 
nach Saarbrüden abfährt, eingelegt werde, bamit es ben 
Reifenden von Bingerbrüd bis nad) Coblenz auf beiden 
Seiten bed Rheines überhaupt ermöglicht wird, = 
zeitig nach Saarbrüden zu gelangen und womöglich no 
an demfelben Tage zurüdfehren zu können. Das war 
früher der fall. Die Verbindung ift eben für ben Bezirk 
von Bingen rheinabwärts eine ungünftigere geworden. 

Ich richte die Bitte an den Herm Minifter, biefe 
Wünjhe erwägen zu wollen. 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr Hauptmann, 


Dr Hauptmann, Abgeordneter: Meine Herren, im 
vorigen Jahre hatte ich die Ehre, hier den Inhalt einer 
Petition zu vertreten, in welcher von Bonn aus über die 
ſchlechte Eifenbahnverbindung geklagt wurde, in der 
Bonn ſowohl mit Cöln als auch mit den —— 
liegenden Orten ſteht. Die einzelnen Punkte, welche in 
diejer Petition beſprochen worden find, haben bei der 
HDAESE BEINEN LE wenig Berüdfichti ———— 
Man muß ſagen, daß die Verhältniſſe In ort kaum 

eändert haben. ch möchte deshalb nochmals auf diefe 
Betition furz verweilen. Auf alle Einzelheiten berfelben 
will ich bei der vorgerüdten Zeit mich nicht weiter ein- 
laffen, fondern — einige kurze Details beſchränken. 

Die Strecke Bonn - Eöln ift eine ber beſten ber 
Monardjie. Snfolgebeffen wird man dod wohl mit Recht 
den Anfpruch erheben können, daß auch bie —— 
dungen daſelbſt ausreichend und gut find. Nun 
kurfieren in der Richtung von Bonn nad Cöln täglich 
22 Züge. Indes können biefe nicht alle in 
Betraht kommen; denn Sie werden begreifen, daß 
der Bonner, der nah Eöln fahren will, nicht 
den Zug benugßt, welcher Morgens um 3 Uhr 39 Minuten 
oder etwa ben, der 4 Uhr 56 Morgens von Bonn na 
Cöln fährt. Diefe Züge find zwar fehr angenehme 
Schnellzüge, aber troßdem ift die A wohl eine ſolche, 
welche kaum gewählt werden wird, um biefe Meile 
auszuführen. Sn der Zeit von 7 Uhr Morgens bis 
Mitternacht fahren von Bonn nah Eöln in 17 Stunden 
17 Züge. Diefe Züge find indes fehr ungleihmäßig 
verteilt. Einzelne folgen bie nacheinander, zwiſchen 
anderen find große Lüden. atürlih haben die Ein- 
wohner von Bonn nichts dagegen einzuwenden, daß in 
der Stunde mehr als ein Zug fährt, wohl aber find fie 
fehr wenig angenehm davon berührt, daß zwiſchen ein» 
zent Zügen große Lüden find. So 5.8. fährt nad) 

em Zuge 9 Uhr 21 Minuten Morgens der folgende 
ug nad) Eöln erft 11 Uhr 3 Minuten, alfo faft 2 Stunden 
päter, — genau 1 Stunde 42 Minuten. Nun ift das 
erabe die Gefchäftszeit. Der Bonner, der im Laufe des 

orgens etwas in Cöln zu tun hat und hofft, Vor— 
mittags heimfehren zu Eönnen, ift, wenn er durch irgend» 
welhe Umftände verhindert wurde, den Zug 9 Uhr 21 
zu erreichen, erſt um 11 Uhr 3 in ber ci wieder 
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[Dr Hanptmann, Abgeordneter] 

einmal nad Eöln fahren zu können. Das ift außerdem 
ein Bummelzug, der erft in Cöln jo fpät eintrifft, daß es 
nicht mehr möglich ift, feine Gejchäfte in Eöln zu er- 
ledigen und vor Tiſch wieder nad Haufe zu kommen. 
Es ericheint entichieden geboten, daß zwiſchen 9 Uhr 21 
und 11 Uhr 3 noch ein weiterer Zug eingelegt würde, 
damit man bequem nad Cöln fommen kann, umfomehr, 
als dieſe beiden Züge ſtets übermäßig bejegt find. Der 
neu einzulegende Bug würde ebenfalls vollauf beſetzt 
werden. Ebenſo ift zwilchen ben Sügen 2 Uhr 3 und 
3 Uhr 25 eine Paufe von 1Y/, Stunden. Genau fo liegt 
die Sade bei der Rüdfahrt von Eöln nah Bonn. Da 
haben wir auch einen Zug um 9 Uhr 52 und dann um 
11 Uhr 20, aljo mit einer Pauſe von 1'/, Stunden, und 
zwifchen den Bügen 8 Uhr 40 und 10 Uhr 36 eine Paufe 
von faft 2 Stunden, 

Auf einer Strede, welde eine fo große Bedeutung 
hat wie die Strede Bonn-Eöln, könnte man verlangen, 
daß der Zugverfehr ebenfo gut eingerichtet ift wie zwiſchen 
Berlin und Potsdam. Denn die Stationskaffe von Bonn 
weift eine weit größere Einnahme aus dem Perjonen- 
verkehr auf als die Stationskaſſe von Potsdam: im 
Kos 1899 über 1600000 A gegen 1055 000 AM in 

otsdam! Die Strede Bonn-Eöln wird entſchieden 
mehr befahren als bie GStrede Berlin-Potsdam, und 
wenn zwiſchen Berlin und Potsdam halbjtündige Ver- 
bindung ift, dann könnte man verlangen, daß zwifchen 
Cöln und Bonn aud eine halbftündige Verbindung ein- 
ge würde. Man fagt, die Strede jei fo ftarf be- 
egt, daß man foviel Züge nicht mehr einrichten könnte. 
enn das der Fall ift, dann ift das eg fehr angenehm, 
dann rentiert fich doch die Strede, und dann ift es eben 
notwendig, daß man auf diefer Strede ein drittes 
und viertes Gleis legt. Das ift zwifchen Bonn und 
Cöln heute noch möglidh; wenn man aber damit 
länger wartet, jo ift es nicht mehr möglich, weil bas 
Terrain dann zugebaut ift und der Bau diejer Bleife zu 
koftipielig werden würde. 
babe im vorigen Jahr darauf Hingewiefen, daß 
es 5* wäre, Kar en Bonn und Cöln eine Art 
Borortverkehr zu jchaffen, wie er in anderen Städten 
auch vorhanden ift. Es ift eingewendbet worden, daß ein 
folder Verkehr nur —— werden könnte, wenn 
Arbeiter auf dieſer Strede verkehrten. Das iſt meines 
Erachtens nicht überall da der Fall, wo ein Vorort» 
verfehr ift, und ich meine, wie es an anderen Orten 
— iſt, könnte ein ſolcher Vorortverkehr zwiſchen 
Cöln und Bonn auch eingerichtet werden. Indes 
würde die Einwohnerijhaft von Bonn ſchon zufrieden 
fein, wenn fie zwar diejen Vorortverfehr nicht befommt, 
aber ftatt deſſen eine gute Eifenbahnverbindung, etwa alle 
halbe Stunde. 

Dann möchte ich noch kurz darauf hinweiſen, daß es 
praktifch erjcheint, zwiihen Bonn und Düren einen 
Wäncligugnarsehr über Euskirchen einzurichten. 
Es würde dadurch die Strede Bonn-Eöln, welche jet 
überlaftet ift, in der Weiſe entlaftet werben, daß dies 
jenigen Leute, welche vom Oberrhein und von Bonn 
jelber nad Machen, nad) Belgien und Holland wollen, 
nicht gezwungen find, über Göln zu fahren, fondern 
direft nach Düren kommen und dort den Schnellzug bes 
ſteigen. Da gerade die große Strede von Bingen nad) 
Eöln an fich ſchon ungemein belaftet ift, macht fich die 
Mehrbelaftung der Strede Bonn-Eöln dur den ſtarken 
dortigen Lofalverfehr ganz beionders empfindlich bes 
merkbar, und jo glaube id, daß dieſes Mittel, welches 
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eine Entlaftung ber Strede Bonn-Eöln bringen würde, 
als praftifch fehr zu begrüßen fein würde. 

Ich mill mi heute auf biefe Ausführungen be- 
ſchränken, möchte aber nochmals wiederholen, daß das 
nit alle Beſchwerden find, melde die Einwohner von 
Bonn bezüglih der Zugverbindung zwilhen Bonn und 
Eöln und auf weiteren Streden haben, ſondern verweiſe 
diesbezüglich auf meine vorigjährigen Ausführungen und 
die damals eingereichte Petiiton, deren Beſchwerdepunkte 
faft alle noch unbehoben find. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Ab. 
geordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, wenn bei 
früheren Gtatsberatungen die Wünſche der fchlefiiden 
Abgeordneten auf Berbefferung der Bugverbindunge 
einen fehr breiten Raum eingenommen haben, fo ift das 
diesmal — — nicht der Fall, und zwar aus 
dem einfachen Grunde, weil uns als ſicher mitgeteilt 
worden iſt, daß die Mehrzahl unſerer Wunſche tatſäachlich 
Erfüllung finden wird. ir find alio außerordentlid 
erfreut darüber, find allerdings noch etwas ſteptiſch 
Aber auch diefer Skeptizismus ſoll nicht berechtigt fein, 
wie man mir mitgeteilt hat. babe aljo den drin. 
genden Wunſch, dab man uns diesmal die Wurft nicht 
bloß jeigt, fondern fie uns auch gibt und fie uns nid 
nad) ein paar Monaten wieder fortnimmt, wie uns bai 
früher in einem ähnlichen Falle geſchehen ift. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab 
geordnete Kirſch. 


Kirfch (Düffeldorf), Abgeordneter: 
(Buruf: Bitte, recht kurz!) 
— Meine Herren, natürlich, ſehr kurz! — 
(Heiterfeit.) 


Meine Herren, ih würde gar nicht dad Wort er- 
griffen haben, wenn ich nicht gehört hätte, daß bezüglich 
eines Zuges, für deſſen Durchführung bis Düſſeldorf ih 
dem Herrn Minifter befonderen Dank ausfprechen müßte, 
leider von einem meiner politifchen Freunde Einwendungen 
erhoben worden find. Es handelt fi) um den D- Su 
Nr 93 von Hamburg nah Cöln, bezüglich deſſen m 
bereitö im vorigen Fahre gelegentlih der Düffeldorfer 
Ausftellung gewünscht hatte, dab er von Duisburg aus 
nicht über Neuß nad Cöln, fondern über Düffeldort nad 
Köln ne ei werden möchte, baß er aljo ben natürlichen 
direften Weg nehme, den alle die Süpe nehmen, die von 
Berlin ober von Hamburg in der Richtung auf Eöln zu 
gehen. Die Führung des D-Quges Nr 93 war abnonmn, 
indem er in Duisburg nah Neuß abſchwenkte und fo 
die Meifenden, die von Hamburg nah Düffeldorf zur 
Ausftellung wollten, in Duisburg eine halbe Stunde 
liegen bleiben mußten, um dort einen anderen Zug zu 
erlangen, der fie nach Düffeldorf brachte. Diefem Üübel- 
ftand ſoll abgeholfen werben vom 1. April d. J. ab ba- 
dur, dab der Zug die birefte Route nach Düffeldorf 
und Göln nimmt. 

Der Herr Kollege Marr bat num gewünſcht, daß er 
die alte Moute beibehalten und über Neuß nah Cöln 
geführt werden möge. Das fann nicht von dem Gefichts- 

net des durchgehenden Verkehrs aus begründet werben. 
* — das iſt ſpeziell nur ein Neußer Wunſch. 
ie Bewohner von Neuß wollen gern noch einen Abendzug 
nad Cöln haben, Vielleicht läßt ſich dem Wunſche da⸗ 
durch nachkommen, daß hier ein beſonderer Zug für Neuß 








[Eijenbahn-Etat] 


IKirſch (Düffeldorf), Abgeordneter] 


eingelegt wird, oder daß von Erefeld aus ein Bug über 
Neuß nad Cöln geht. Jedenfalls bitte ich den Herrn 
Minifter, indem ih ihm nochmals dafür danke, dab 
er vom 1. April ab dem Zuge die andere Route geben 
will — und ich hoffe das — bei diefem Standpunkt zu 
beharren. 





Präfident v. Hlröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Marz. 


m Abgeordneter: Meine Herren, es ftehen ſich 
ier, wie Sie gehört haben, die Intereſſen gegenüber. 
ch glaube aber, daß ein Zuſtand, der bisher jchon lange 
ahre beftanden hat, doch zweifellos der mehr berechtigte 

it; ein Zuſtand, der nicht nur im Intereſſe der Stadt 
Neuß ift, jondern, wie 3 eben ausführen durfte, auch 
im Intereſſe der Städte Rheydt, Gladbach und Crefeld 
und der ganzen dortigen Induſtriegegend. Bei dem 
Widerſtreit der — werden wohl die in Frage 
kommenden Städte es vertrauensvoll dem Gerechtigkeits- 
gefühl und dem Billigkeitsſinn des Herrn Miniſters über- 
laffen müfjen, wie die frage zu entiheiden ift. Ich hoffe 
aber, daß hier nicht wieder, wie in manchen anderen 
Fällen, die mächtige Stadt Düfjeldorf obftegen wird, 
fondern daß der Herr Minifter an dem bisher beftehenden 
Zuftande fethalten wird. Wenn dem aber nicht fein follte, 
jo erwarte ich zuverfichtlich, daß der Herr Minifter dann 
die Güte haben wird, meiner zweiten Bitte nachzutommen, 
diefen Schnellzug, wie er von mir vorgejchlagen ift, von 
Cöln nad Erefeld und umgekehrt am Abend einzulegen, 
damit den in Betracht kommenden Städten wenigſtens 
die Verbindung nah Cöln gefichert bleibt. Es würde 
dann jedenfalls der Schmerz, der dort —— in etwas 
emildert werden. habe aber doch noch die Hoffnung, 
aß, da Düſſeldorf ſo ſehr von der Natur und auch von 
der Königlichen Staatsregierung bevorzugt iſt, in dieſem 
Falle wenigſtens auch auf Neuß etwas Rüchſicht ge— 
nommen wird. 


Präfident v. Siröcher: 
geordnete Kirſch (Düffeldorf). 


(Unruhe. — Rufe: Bertagen!) 


Das Wort hat ber Ab- 


Kirfch (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
nur ein Wort gegenüber —— was Herr Kollege 
Marr eben gejagt hat; auf bie jelbft will ich gar 
nicht eig ar Ih bin damit einverftanden, daß Die 
gerechte tiheidung des Herrn Minifters angerufen 
wird. Aber Herr Kollege Marr hat von der Bevorzugun 
Düffeldorfs nicht nur durd die Natur, fondern auch dur 
die Regierung geiprochen. ch will ihm darauf nur ent- 
gegnen: wir verlieren doch in Düffeldorf das Hufaren- 
regiment an Grefeld! 


(Heiterkeit.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort bat der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten. v 
Budde, Minifter een Arbeiten: Meine 
Herren, ich bin durch die Schlußdebatte, wie wir fie eben 
—— haben, ſehr erfreut. Sie haben ein kleines Bild 

efommen von den Intereſſenkämpfen — und ſogar unter 
Freunden —, 
(Heiterkeit) 


Berhandl. d. Haufes b. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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die fich bei mir in meinem Bureau nun tagtäglich ab- 
fpielen; denn ich habe es noch nicht fertig gebracht, trog« 
dem ich ſchon eine Ausfchreibung verjucht habe, einen 
Schnellzug zu konftruieren, der auf allen Stationen hält, 


(Heiterkeit) 


oder auch einen Schnellzug zu E£onftruieren, der immer 
auf ber Station hält, von der ein Herr zu mir fommt, 
und auf allen andern Nadhbarftationen nicht. Meine Herren, 
—* dieſer Schwierigkeiten dürfen Sie überzeugt ſein, daß 
ich die im Sen Bericht ja jedenfalls deutlich 
enthaltenen Wünjche alle eingehend prüfen werde. Ich werde 
jo — ſein, wie irgend möglich; aber, daß ich alle 
Wünſche erfüllen könnte, das fann ich heute hier nicht 
ufagen; dazu reichen auch die Mittel, die Sie mir im 
tat —— zur Yale =, ftellen werden, nicht aus. 
Ich glaube, daß ich den Etat durch die Zugeftändniffe, 
die ich für den zukünftigen Sommerfahrplan gemacht 
babe, jchon zeichlid belaftet habe, und glaube nicht, daß 
ich die Betriebsmittel befige, um noch mehr Züge * 
ſtellen. Denn die Herren, die mir dafür verantwort nr 
find, daß der —— ſchließlich geht, haben mir do 
ihre Bedenken ſchon ausgeſprochen über die Nachgiebigkeit, 
die ich an vielen Stellen ſchon bewieſen habe. Aber ich 
ae daß im en immerfort gearbeitet werben 
muß, um Berbeflerungen in den Bugverbindungen zu 
erreichen. 

Geftatten Sie mir nur, auf eine Zugverbindung ein- 
zugeben; das ift die in gr London-Berlin über 
Hoek von Holland. Das ift ein alter Antereffentampf, 
der vorzugsweiſe fih auf holländiſchem Gebiet vollzieht, 
um Teil auch auf engliihem. Ich bin in eine erneute 

rüfung eingetreten, weil außerorbentlih viele Sreije 
daran beteiligt find, und weil ich es allerdings für meine 
Pflicht halte, wenn ich große Zugverbindungen verbefjern 
kann, daß ich es verjude Ich hoffe, dazu zu kommen, 
daß ich den Wünſchen Rechnung tragen kann; aber die 
Verhandlungen find noch nicht ganz abgeichloffen. 

Endlich möchte ih aud auf zwei freundliche Ein- 
ladungen eingeben, nah dem Harz und dem lager 
Gebirge; ich würde fehr gern nod heute Abend das 
abreifen. Ich kenne übrigens beide Gebirgsländer ala 
wunderjhön und würde mich von neuem ſehr gern dort 
aufhalten. Nur eind möchte ich Herrn Abgeordneten 
Urendt bemerken. Er bat gejagt, 4 hätte mich un- 
freundlich geäußert über den Har eine Herren, ich 
habe geftern nur von bejonderen ——— geſprochen, 
und Sie können von dem Eiſenbahnminiſter nicht ver- 
langen, daß er auf die ſchiefe Ebene geht und — ich 
möchte fagen: willkürlich — den einen oder andern Landes- 
teil bevorzugt. Ich würde auf eine fchiefe Ebene kommen, 
wo ich nicht wüßte, was jchließlich ar Grundjag ift, und 
wie ich Gerechtigkeit walten laſſen joll. 

Wenn nun gejagt worden ift, daß die alte Halber- 
ftädter Bahn einen Musnahmetarif für den Berkehr 
zwifchen eu zone und dem Harz hatte, jo bemerfe 
ich, daß die Taunusbahn und andere verftaatlichte Eifen- 
bahnen aud YAusnahmetarife hatten, daß bie aber auch 
fortgefallen find, und daß ich ein Unrecht beginge, wenn 
ih an einer Stelle einen Tarif wieder einführte, ben 
mein Herr Amtsvorgänger abgeichafft hat. Das würde 
ein Rüdjchritt fein, den ich nicht machen kann. 

m übrigen werde ich natürlich bemüht fein, die 
Berfehröverbindungen nah dem Harz nad Möglichkeit 
befjer zu geftalten. Wie gefagt, heute kann ich die Fahr— 
läne aba ſämtlich nicht Eonftruieren, aber geprüft 
ollen fie alle werben. 

(Bravo!) 
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Präfident v. röcher: ch jchlage dem Haufe vor, 
fich jegt zu vertagen. — Damit ift das Haus einver: 
itanden. 

Es wünjchen auszufcheiden 

aus der Petititionskommiſſion: der Abge- 
ordnete Graf v. der Recke-Volmerſtein (nur 
für morgen), 

aus der Budgetfommijfion: die Abgeordneten 
Dr Wolff-Gorfi, Dr Schultz (Bochum), v. Loebell 
und v. Walbow-Fürftenau (legterer nur für 
morgen), 

aus der X. Kommijfion: die Abgeordneten 
Schr v. Zedlitz und Neukirch und Schweden, 
die (legterer nur für heute), 
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aus der XI. Kommiſſion: ber Abgeordnete 
Gottſchalk. 


Widerſpruch dagegen erhebt ſich nicht. — Ich lade die 
betreffenden Mbteilungen ein, die Erſatzwahlen vorzu- 
nehmen. 


Die nädjte Bi he ſchlage id vor abzuhalten 
morgen, Donnerstag, Vormittag 11 Uhr mit dev Tages: 
ordnung: 


Neit der heutigen Tagesordnung (Eifenbahnetat), 


Gegen die Tagesordnung erhebt fich fein Widerſpruch; 
fie fteht feft. 


Ich ſchließe die Sigung. 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 25 Minuten.) 


Drud und Verlag: W. Moefer Buhdruderei in Berlin. 
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Hierzu ein Nachtrag. 
(Siehe Spalte 2090.) 


31. Sigung. 


Donnerstag den 26. Februar 1903. 
Spalte 
Fortiegung der zweiten Beratung des Ent: 
wurfs des Staatshaushaltsetats für das 

Etatsjahr 1903: 

Eifenbahnverwaltung (Dauernde Aus: 
gaben Rap. 23 bis 25). — Drud: 
fadhen Nr 53 zu 1a II und 2a ..... 
Dauernde Ausgaben Jap. 23 
Ti. 1, 3 und 9. Petition II 5. 
Verhältniffe der Beamten und Arbeiter. 
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Noelle, Berichterftatter........ 2034. 34 
1 RER UERTTEURTETER 2036 
Wehrmann, Minifterialdireltor.... 2042. 
50. 52 
Dr Diem: asia 2044 
ED ENEER EN FEERRT 2046 
Kirſch (Düſſeldorf) ............ 2051 
Goldſchmidt............. 2054 
— ããA—— 2059 
v. Wengel:Belenein............ 2063 
RECHNUNG een 2063 
BER Eee 2065 
J RA INH 2070 
Dr Krieger (Königsberg)........ 2072 
in, NR 2073 
Salberehtee 2074 
N N 2075 
Er 1:7 ARE 2076 
Soſianmnnnnnn 2077 
v. Riepenhauſen .............. 2079 
MORE ea ea 2079 
De bihenn 2081 
van Vleuten ................. 2084 
Rſ 2084 
Budde, Miniſter der öffentlichen 
Arbeite 2084. 90. 92 
a 2090 
Schmidt (Warburg) ........... 2090 


Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


BPräfident v. Kröcher: Ich eröffne die Situng. 

Dad Protokoll führt der Abgeordnete Jürgenſen, 
die Mebnerlifte der Abgeordnete v. Bodelberg. 

Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus. 

Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19, Legisl. V. Seffion 1908. 
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Ich erſuche den Herrn Schriftführer, das Ergebnis 
— — vollzogenen Erſatzwahlen zu Kommiſſionen zu 
verleſen. 


v. —— Schriftführer: An Stelle der Abge— 
ordneten Graf v. der Nede-Volmerftein, Dr Wolff-Gorti, 
Dr Schulg (Bochum), v. Loebell, v. Waldow- Fürftenau, 
Frhr v. Zedlitz und Neukirch, Schweckendieck und Bott- 
Ichal find gewählt worden 
in die Betitionsfommiffion: der Abgeordnete 
v. Eifenhart-Rothe (nur für heute), 
in die Budgetfommijjion: die —— 
Beuchelt, Wamhoff, v. Buch und v. Boͤhlendorff⸗ 
Kölpin (letzterer nur für heute), 
in die X. Kommiſſion: die Abgeordneten Vorſler 
und Metger (Flensburg) (lekterer nur für 
geſternl, 
in die XI. Kommiſſion: 
Spilgies. 


Präfident v. Hröcher: Der Abgeordnete Herbers 
HH — dringender Gejchäfte für zwei Tage ent- 
uldigt. 
Ton dem Herrn Finanzminifter und dem Herrn 
Minifter der öffentlichen Arbeiten ift 
ein Gefeßentwurf, betreffend die Erweiterung 
und Vervollftändigung des Staatseifenbahnneges 
und die weitere Beteiligung bes Staates an dem 
Unternehmen der Altdanım - Kolberger Eifen- 
————— und an dem Baue von Klein— 
ahnen, 
eingegangen. — Drud und Berteilung ift veranlaßt. 
Wir treten in die Tagesordnung: 
Fortjegung der zweiten Beratung des Ent— 
wurfs des Stantshaushpaltsetats für das Etats- 
jahr 1903: 
Eifenbahnverwaltung. — Drudjahen Nr53, 
65 zu II. 
Wir find ftehen geblieben in der Debatte über Tit. 1 
des Kap. 23 der dauernden Ausgaben. 
Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der Herr Bericht. 
erftatter, 


Novelle, Berichterftatter: Ich möchte vorjchlagen, die 
Tit. 1, 3 und 9 des Kap. 23 in der Erörterung mitein- 
ander zu verbinden. Die drei Titel behandeln verwandte 
Gegenftände; fie handeln nämlich alle, wenigſtens teilmeife, 
über Beamte und Arbeiter der Eifenbahnverwaltung; es 
find alfo Materien, die jehr nahe und tief ineinander- 
greifen, und ich glaube, zur rn Diskuffion wird 
es gut fein, wenn die drei Titel miteinander verbunden 
werden. 


der Abgeordnete 


Präfident v. Mröcher: Meine Herren, Sie haben 
den Vorſchlag des Herren Berichterftatterg gehört. Er 
geht dahin, die Tit. 1, 3 und 9 in der Beſprechung zu 
er — Widerſpruch gegen diefen Borfchlag erhebt 
ich nicht. 

Ich eröffne daher die Beiprehung über Tit. 1, 
3 und 9 zuſammen. Selbitredend fteht mit zur Debatte 
die Petition II 5, welche ſchon geftern mit zur Debatte 
geftellt worden ift. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Novelle, Berichterftatter: Meine Herren, das Neue 
in dieſem Tit. 1 ift, daß 304 nichttechnifche Eifenbahn- 
fekretärftellen gefhaffen find, und zwar mit dem Ber 
merk: die 304 Stellen fallen künftig weg, fobald und 
infoweit Eijenbahnjelretäranmwärter aus — * der 
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[CifenbapmEtat] 


[Roelle, Berichterftatter] 

ioilanmwärter und Privatbahnbeamten mit einem minbeftens 
tebenjährigen Anmärterdienft nicht mehr vorhanden find. 
Diefe Neuerung ift herbeigeführt worden durch die vielfachen 
Klagen der Bureaudiätare bei der ger eig 
über fpäte Anftellung. Um diefen Klagen abzuhelfen, hat 
bie Königliche Staatsregierung die Schaffung von 304 Stellen 
vorgejehen. 

Es wurde in ber Bubgetlommiffion dann darüber 

verhandelt, ob und inwiefern dieſe Stellen auch 
den Betriebsfefretären, welche die Prüfung zum Eijen- 
bahnſekretär gemadt haben, zu gute kommen Iollen. Es 
wurbe mitgeteilt, daß die jämtlichen neuen Stellen nur 
an Bureaudiätare verliehen werden follen. Es ift anzus 
nehmen, daß, wenn die 304 Stellen bejett werben, die 
fämtlihen Bureaubiätare der Yahre 1894 und 1895 an- 
geftelt werben würden. Es ift dabei zu berüdfichtigen, 
aß die Militäranwärter zunächſt ein Anſtellungsrecht 
haben. Es würden auf dieſe Weife etwa 200 Bureau» 
diätare außer der Reihe, wenn ich fo fagen darf, zur 
etatsmäßigen Anftelung kommen. Bon den Betriebö- 
ſekretären werden nur diejenigen angejtellt werben, welche 
zu den Militäranwärtern gehören. Die Betriebsjekretäre 
Dagegen, welche zu den Bivilanwärtern und vormaligen 
Privatbahnbeamten gehören, find von der Befegung der 
neu bewilligten Stellen ausgeſchloſſen und jomit mit ihrer 
Beförderung nur auf die Stellen beſchränkt, welche durch 
Abgang frei werden. 

Auf diefe Weije wird es allerdings gefchehen, daß 
die Betriebsjefretäre, und zwar ſowohl Bivilanwärter 
ald auch vormalige Privatbahnbeamte, aus den Jahr— 
—— 1894 und 1895 zurückbleiben, daß fie nicht im 

tellen von Eifenbahnfekretären kommen, obwohl fie dienft- 
älter find als die jet zur Anftellung gelangenden Bureau» 
diätare. Nach Anſicht der Königlichen Staatsregierung 
liegt aber darin keine Unbilligkeit, da die Betriebsjefretäre, 
von welchen im Jahre 1894 — aljo vor der neuen Or- 
ganifation der Staateeijenbahnverwaltung — 6169 bei 
nur 1316 GEijenbahnfefretärftellen vorhanden gemejen 
feien, infolge der feitdem eingetretenen außerorbdentlichen 
Bermehrung auf mehr als 4000 Eifenbahnfekretäritellen, 
einen go Borteil gehabt hätten. Der Zugang zu 
diefen Stellen, auf deren Erlangung die Betrichöteketäne 
früher nur wenig hätten rechnen können, fei für fie noch 
außerbem dan erleichtert worden, daß ihnen für die 
nachträgliche Ablegung der Prüfung zum Eifenbahn- 
fefretär auf Anregung des Hohen Haujes der Abgeord- 
neten weitgehende Bergünftigungen gewährt wurden. 
2396 Betriebsjekretäre feien infolgebeffen feit dem 1. April 
1895 Eiienbahnfefretäre geworden. Es ift anzunehmen, 
daß der Reſt von 361 Betriebsjefretären, welche die 
Prüfung zum Eifenbahnfekretär beftanden haben, voraus» 
fichtlich im Laufe des Etatsjahres 1905 befördert werben. 

Die Budgetfommilfion hat diefe Neufhaffung ber 
304 Eifenbahnfefretärftellen und zugleich den Vermerk im 
Etat genehmigt. 

Ferner wurde angefragt, wie fich die Neuorganifation 
des technischen ZTelegraphenwejens bewährt habe. Es 
wurde folgendes feftgeftellt: 

Die Grfahtim en, die bisher mit der ander- 
weiten Organifation des technijchen Telegraphen- 
und Sicherungsweſens gemacht worden find, feien 
ald gut zu bezeichnen. Bekanntlich fei der 
ger der —— dahin 


die geſamten Dienſtobliegenheiten des techniſchen 
Telegraphenweſens auf diejenigen Stellen zu 
übertragen, die für bie te rung des geord- 
neten Betriebes und für die fichere Unterhaltung 
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ber übrigen dem Betriebe dienenden Anlagen be- 
rufen feien. Demgemäß wären die Geſchäfte ber 
früheren ra een gr King teils 
den Eifenbahndirektionen, teild den Betriebs- 
infpektionsvorftänden übertragen worden. Die 
Telegraphenmeiftereien ſeien —— und die 
Bahnmeiſter mit der laufenden Unterhaltung der 
Telegraphen und elektriſchen Sicherungsanlagen 
betraut. Dadurch ſei die Bearbeitung des ge— 
ſamten Telegraphen- und Sicherungsweſens an 
allen beteiligten Stellen vereinfacht und zugleich 
eine —— der ge re 
arbeiten erzielt. Auch das wirtſchaftliche Er— 
ebnis fei günftig, indem zwar neue technijche 
eftionömtiglihfefen auf den Etat gebradi 
jeien, die dadurch erwachſenen Mehrausgaben 
aber dur Erfparniffe im mittleren Dienjt ie: 
übertroffen würden. Die Bahnmeifter, denen, 
foweit nötig, die erforderliche Entlaftung zu teil 
eworben jei, hätten fich für die bezeichneten Ge 
—* als durchaus geeignet ae. Infolge 
einerjeits des —2 von Geſchäften bei den 
Bahnmeiſtereien und andererſeits der erwähnten 
Erſparnis habe im neuen Etat in größerem Um— 
fange als bisher auf die Schaffung von Stellen 
für Bahnmeiſter J. Klaſſe Bedacht genommen 
werden können, indem über 60 Bahnmeiſterſtellen 
J. Klaſſe neu auf den Etat gebracht ſeien. 
Auch hier hat die Budgetkommiſſion die neu geforderten 
Bahnmeiſterſtellen genehmigt. 
Ferner wurde noch über die Honorierung der Bahr- 
ärzte gejprocdhen. Es wurde von einer Seite hervor 
Be daß Klagen der Bahnärzte über unzureichende 
cu eingegangen jeien. Die Königlihe Staate- 
regierung erwiderte, daß ihr aus den Streifen der Bahn— 
ärzte Klagen bisher nicht zugegangen feien; im übrigen 
fei angeordnet worden, daß den Bahnärzten für Leitungen, 
die über die ihnen vertraglich obliegenden Verpflichtungen 
Dr auch befondere Bergütungen gewährt werden 
ollen. 
Ferner wurde von einer Seite angeregt, ob es nicht 
—— ſei, auch hier die freie Arztwahl einzuführen. 
m wurde aber von anderer Seite widerſprochen. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab 
geordnete Marr. 


Marz, Abgeordneter: Meine Herren, ein reiches 
Bukett der mannigfaltigften Wünfche find von den ver» 
ichiedenften Beamtenklafjen den Mitgliedern des Hauſes 
ja bereits in den legten Wochen jchriftlich zur Kenntnis 
gebracht worden, und am heutigen Tage werden wohl 
diefe Wünſche zum großen Teil münblih dem Herrn 
Minifter zur Begutachtung und Prüfung unterbreitet 
werben. Es läßt fich nicht verfennen, daß eine Reihe 
der im legten Jahre wiederholt an und gelangten 
Wünfhe der Beamten wohl nit auf Befriedigung 
rechnen kann. Aber wenn man namentlid die Wünſche 
der unteren Beamtenklaffen, der Arbeiter und der ihnen 
faft gleichftehenden Stationsgehülfen, betrachtet, muß man 
doch die Überzeugung gewinnen, daß nod in mandjer 
Beziehung die Lage dieſer Beamten und Arbeiter ver- 
beffert werden kann. 

Wenn ich heute nicht über manche Beamtenkategorien 
ſpreche, jo foll das nicht andeuten, daß ich ihre Wünfche 
nicht für berechtigt halte, fondern ich behalte mir vor, 
bei den einzelnen Petitionen meine Meinung zum Aus 
drud zu bringen; id) möchte heute, wie ich bereits in 
früheren Jahren getan habe, für eine Klaſſe von Beamten 
eintreten, deren eftreden nicht ſowohl auf Erlangung 
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(Marz, Abgeorbneter] 
eines höheren Gehaltes, als auf Ginräumung einer 
Stellung in der Beamtenflaffififation hinzielt, Die 
tatfächlich der Meinung des Abgeordnetenhaufes und ber 
Meinung des Publitums in fehr weiten Sreijen entipricht; 
es ift die Klaſſe der Telegraphiften. Sie wiflen, daß ſchon 
feit —— das Beſtreben dieſer Herren dahin geht, aus 
dem Stande der Unterbeamten in ben Stand der Subaltern⸗ 
beamten übergeführt zu werden. Sn den legten Fahren, 
feitdem ich die Ehre habe, diefe Wünfche hier zu vertreten, 
babe ich die größten Anftrengungen gemacht, zu verjtehen, 
weshalb eigentlich ein Unterjchied gemacht wird zwifchen 
diefen ifenbahntelegraphiften und den Telegraphiften 
unjerer Neichspoft- und Telegraphenverwaltung; es ijt mir 
aber beim beten Willen nicht gelungen, es einzujehen. 
Das Publitum geht doc mit demfelben Zutrauen an die 
Schalter der betreffenden Eifenbahnftationen, um feine 
Telegramme aufzugeben, wie zur Poft. Sonntags, wenn 
die Poftämter nethlofien find, nimmt die Eifenbahnftation 
die fämtlichen Telegramme, welche fonft der Reichspoſt 
übergeben werden, an. Sie ſteht alfo in diefer Beziehung 
der Reichspoſt völlig gleich, und doc wird ein Unterichied in 
der Benmtenftellung gemadt. Es find diefe Telegraphiften 
feither als Unterbeamte geführt worden, und nur dur 
die vor einigen Jahren eingeführte Anderung ift ein Teil 
diejer Beamten in den Subalternbeamtenftand überführt 
worben. m vorigen Jahre hat das Abgeordnetenhaus 
wiederum die Petition der Telegraphiften der Königlichen 
Staatsregierung zur Erwägung überwieſen; aber wiederum 
iſt ai der Heicheid geworden, daß die Regierung troß 
wiederholter Erwägungen nicht in der Lage fei, dem 
Wunſche nachzukommen. 


Es iſt ja vielleicht eine Art Entgegenkommen, wenn 
vor einigen Jahren die Königliche Staatsregierung dazu 
überging, einen Teil der Telegraphiſtenſtellen in folde 
für Stationsaffiftenten für den ZTelegraphendienft umzu- 
wandeln. Aber wie ich bereits in früheren Jahren 
bitten mußte, jo möchte ich doc, daß die Zahl ber 
Stellen für Stationsaffiftenten im Telegraphendienft im 
Berhältnis zu den früheren Telegraphiftenftellen in weit- 
aus größerem Maße erhöht werde, als es bisher fchon 
geihehen ift. Wenn ich nicht irre, find im jetigen Etat 
auch wieder 77T neue Stellen für Stationsajfiltenten im 
Telegraphendienſt eingejegt, jodaß, wenn ich mid nicht 
täufche, im ganzen wohl 400 Stellen folder Subaltern- 
beamten im tat geführt werden. Aber, meine Herren, 
das ift doch bei der Anzahl der Beamten, die jeit Jahren 
um das Recht der Gubalternbeamten gebeten haben, — 
ed waren rund 2000 Telegraphiften — eine fo ver- 
ichwindende Zahl, daß ich doch bitten muß, im nächſten 
Jahre die Zahl weiter ganz erheblich zu erhöhen. 

Weiterhin geht der ag ber Xelegraphiften 
namentlich dahin, daß bei der Beſetzung der im tat 
gewährten Gubalternftellen doch anders vorgegangen 
werben möge als bisher. Es ift im Jahre 1901 nod 
im Februar auf meine damalige Bitte hier geäußert 
worden, daß man namentlich bei der Berüdfichtigung ber 
damald angeftellten Telegraphenbeamten mit der mög» 
lihften NRüdfichtnahme u er würde, daß man 
namentlih die älteren, im Dienſte ergrauten und tat 
fächlich im Dienfte und durch den Dienft in ihrer Ge- 
ſundheit heruntergefommenen Beamten ——— in dieſe 
Stationsaſſiſtentenſtellen befördern werde. Meine Herren, 
kaum einen Monat darauf erging eine Verfügung des 

errn Miniſters, wonach für das Aufrücken nicht nur die 
blegung einer Prüfung maßgebend fein follte, fondern 
auc das Borhandenfein einer körperlichen Rüftigkeit, wie 
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fie nur für ben äußeren Dienft auf ben Stationen er- 
forderlih if. Dadurch find eine Neihe von Be 
amten, die jahrelang treue Dienfte geleiftet haben, 


bie auch jetzt noch — im ftande find, ben 
Anforderungen ihres ienſtes nachzukommen, in 
ihrem Fortkommen beeinträchtigt. babe mit 


Herren geſprochen, die einen durchaus kräftigen Eindrud 
machten und in bem beiten Mannesalter ftanden; einer 
der Herren fagte mir: ich bin nicht beförbert worden, 
denn ich habe nur einen Fuß. Ich war ganz verwundert, 
denn ich hatte abfolut nichts davon bemerkt bei bem 
Mann; tatjächlih war ihm während der Dienftleiftung 
auf der Station ein Fuß en worden. Er war 
feit Fahren mit den beften Zeugniſſen verjehen. Er hatte 
die Aufficht geführt auf einer größeren Station, gerade 
in meiner augenbliklihen Heimat, in Elberfeld, und 
dennoch ift ber Mann nicht befördert worden zum 
Stationsajfiitenten, nicht weil er nicht fähig war, den 
Dienft im Bureau zu verjehen, fondern weil er nicht 
fähig war, gleichzeitig als Stationsaffiftent auf dem 
Bahnhof verwendet zu werden. Die Herren wollen aud) 
gar nicht als Stationsaffiftenten auf dem Bahnhof ver» 
wendet werden; fie können es auch gar nicht, weil ihre 
praktiſchen Kenntniſſe fich ſpeziell A ben Telegraphen- 
dienft bejchränfen; es würde eine Gefahr für den Betrieb 
daraus entjtehen, diefe Leute ohne weiteres in den äußeren 
Betrieb auf der Station hinauszufchiden. ch möchte 
dringend dem Herrn Minifter die Bitte ans Herz legen, 
doch diejen Erlaß aufzuheben und wenigſtens Par dies 
jenigen Telegraphiften, die im Dienft —— ſind, als 
die Anderung erfolgte, die Wohltat der Anſtellungs- 
bedingungen vor dem 1. März 1901 wieder einzuführen 
in dem Sinne, daß man von ber — der körper⸗ 
lichen Fähigkeit zur Wahrnehmung des äußeren Stations- 
dienftes ab —* möchte. Man kann mir nicht entgegen— 
halten, daß Beftimmungen des Bundesrats entgegeniteben; 
denn der Bundesrat hat die Beftimmungen nur getroffen 
für den äußeren Dienft, und wenn die Herren aud) den 
Zitel Stationsaffiftenten haben, jo haben fie doch nur 
inneren Dienft, fie werben nicht im äußeren Dienft 
beichäftigt; fie wollen das auch gar nicht und können das 
zum Teil auch gar nicht. 

Dann geht die Bitte dahin, daß nad dem Dienft- 
alter aufgerüdt werde in den geichaffenen Stellen. Es 
find eine Reihe von älteren Telegraphiften übergangen 
worden aus biejen oder jenen Gründen In der Petition, 
die bem Haufe äugegangen ift, werben Sie Material da» 
für gefunden haben, weshalb diefe Herren mit Schmerzen 
auf ihre Kollegen im Reichslande jehen, bei denen die 
Beförderung nad dem Dienftalter eingeführt fein foll, 
Ob dieſe Angabe im einzelnen ganz der Nichtigkeit ent- 
Iprigit, kann ich nicht beurteilen; ich hoffe, daß bie 

önigliche Staatsregierung bei der Beratung der Petition 
Gelegenheit nehmen wird, fi) darüber zu äußern. 

Ganz in Übereinftimmung mit diefen Wünfchen 
ftehen die Wünfche der Diätare im Telegraphen- 
dienft, die mit Rückſicht gerade auf die damalige Ein- 
richtung des Telegraphendienftes eingetreten, aber nun 
durch die Anderung vollftändig davon ausgeſchloſſen find, 
überhaupt Telegraphiften zu werben, weil die Zahl der 
Zelegraphiften abgeſchloſſen ift und feine Neuanftellung 
als Telegraphiſt mehr ftattfindet. Meine Herren, die 
Diätare im Reichsdienſt haben ſich an den Reichstag mit 
einer ähnlichen Petition gewandt und im vorigen Lahıre 
eine durchaus befriedigende Erklärung ſeitens des Bevoll- 
mächtigten zum Bundesrat erhalten. Es ift gelagt 
worden: gewiß, Die verbündeten Regierungen ertennen 
an, daß eine gewiffe Zurüdfegung diefer Diätare ftatt- 
gefunden habe, man werde Mittel zu finden wiffen, um 
diefen Wünſchen entgegenzufommen. — 
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(Marz, Abgeordneter] 

Ich möchte aljo auch für diefe Beamten bier ein 
warmes Wort der Fürbitte einlegen und den Herrn 
Minifter bitten, auch diefer Beamtenklafje, wenigftens 
denjenigen Beamten, die damals zur Zeit der Dienit- 
änderung im Dienfte waren, eine möglichfte Berückſich- 
tigung an teil werden zu lafjen. 

eine Herren, wenn ich für die Telegrapbiften ein» 
trete, geichieht das hauptſächlich deshalb, weil ich eben 
diefe Beamten für durchaus wichtig halte für den Betrieb 
und die Sicherheit des Betriebes. ch glaube, wir alle 
haben es mit Dank begrüßt, daß der Herr Minifter vor 
einigen —— ſich dahin geäußert hat, daß, wenn man 
auch im allgemeinen auf größte Sparſamkelt ſehen müſſe, 
dann doch nicht von Sparſamkeit ſprechen dürfe, wenn 
es fi um die Sicherheit des Betriebes handele. 

Meine Herren, was die Wünfche der Telegraphiften 
im realen Sinne erftreben, jo handelt es fich darum, den 
Wohnungsgeldzufhuß für Subalternbeamte zu erzielen, 
Das ift das Materielle ihres Wunjches. ch meine, gerade 
Beamte, die in einem jo nervöſen, aufreibenden Dienfte 
beichäftigt find, die einen fo ſchweren gefährlichen Dienft 
baben, jollten vor allen Dingen in die Lage gefegt werden, 
fih eine entiprechende Wohnung beichaffen —— 
Das ift ihnen aber zur Zeit bei dem geringen Wohnungs- 
geldfage der Unterbeamten nicht möglich. 

enn ich hier von der Sicherung des Betriebes ge- 
fprochen habe, dann jchlägt in dasfelbe Kapitel auch eine 
Prüfung, ob die Sonntagsruhe für die namentlid im 
äußeren Betriebe befchäftigten Beamten überall in der aus- 
reichenden Weife — iſt. Bereits im vorigen Jahre 
hatte ich die Münfche er Beamten in diefer Richtung aus- 
geiprochen. Es findet jet an den meilten Stationen ein 
Wechſel dahin ftatt, dak der Beamte aus dem Frühdienſt in 
den Spätdienft, vom Spätdienft in den Nachtdienft mit 
wöchentlicher Wechjelung eintritt. Der Frühdienſt — id) 
will mal Zeiten angeben; ob fie ftimmen, weiß ich nicht — 
dauert burchichnittlich von 6 bis 2, der Spätdienft von 
2 bis 10 und der Nachtdienft von 10 bis 6 Uhr Morgens, 
Es ift nun, wenn ich recht unterrichtet bin, im Fahre 
1900 eine Neuordnung der Dienftdauer getroffen worden, 
und es ift darin der Grundjaß Fort. su om worden, 
daß als Ruhetag nur eine Dienftbefreiung von mindeftend 
24 Stunden gelten fol. Meine Herren, diefe Be 
ftimmung ift tatfächlich durch die Einrichtung eines Dienftes, 
wie ich ihn wre babe, erfüllt. Tatſaächlich haben die 
Leute wirklich eine Ruhezeit von 24 Stunden. Aber bie 
Vorſchrift befagt auch ausdrüdlih, daß eine Dienft- 
befreiung von mindeftens 24 Stunden erfolgen fol; 
durch die Dienftordnung ift aber das Mindeftmaß zur 
Regel geworden. Die Leute haben überhaupt feine 
längere Dienftbefreiung als 24 Stunden, und 
dazu kommt noch, daß diefe Dienftbefreiung nur auf einen 
Sonntag fällt, und daß zugleich diefer Sonntag der 
Wechſeltag if. Damit ift — daß der Sonntag als 
folcher überhaupt den Leuten entzogen ift. Denn zum 
großen Teil müfjen fie dann die ihnen jo notwendige 
tachtruhe jich gönnen, fie müſſen den Sonntag zum großen 
Teil verihlafen. Bon dem Beſuch des Gottesdienftes 
irgend welcher Hingabe an die Familie, die doch au 
einen Anſpruch darauf hat, von irgend welcher Sonntags. 
ruhe int wahren Sinne ift bei dieſen Leuten nicht die Rede. 

Meine Herren, ich möchte bitten, daß doc in 
diefer Beziehung eine Anderung der bisherigen Be- 
ftimmungen durch ben Herrn Miniiter ftattfindet. Nament» 
lich bei Bahnhöfen mit jehr großem, ftarfen Betriebe 
— ich will einmal nur den Bahnhof Neuß annehmen, auf 
den 366 Züge den Tag verkehren —, it es gerade 
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für die Stationsbeamten von außerordentliher Wichtig. 
keit, wenn fie die nöthige Ruhe fich verichaffen können, 
um dann um fo beffer ihrem ſchweren und verantwortungs« 
vollen Dienft fich unterziehen zu können. 

Meine Herren, fo außerordentlich ſchwierig ift auch 
wohl eine Berändernng des Dienjtes gar nit. Es iſt 
3. B. auf verfchiedenen Stationen der Wunsch ausgedrüdt 
worden, daß man einfach auf den Frühdienſt den Nacht: 
dienft und dann erft den Spätdienſt folgen laffen möge; 
dann würden wenigftens die Leute zum Teil vor dem 
Ruhetag und auch nah dem Nuhetag eine Nachtruhe 
haben. ch meine, es muß in biefer XRX eine 
Anderung geſchaffen werden, und es wird ſich auch bei 
irgend welchem guten Willen und auch auf einem nicht zu 
koſtſpieligen Wege eine ſolche ſchaffen laſſen. 

Meine Herren, da ich nun über die Betriebsſicher— 
beit jpreche, bin ich verpflichtet, hier auf die —— 
des Bahnhofs Neuß einzugehen, eines Bahnhofs, von 
dem ich tatſächlich wohl ſagen darf: er iſt einer der ge 
fährlichiten, wenn nicht der gefährlichite, den wir über- 
haupt haben. Um Mißverjtändniffen von vornherein 
vorzubeugen, will ich bemerken, daß der Bahnhof ſchon 
feit mehreren Jahren im Umbau begriffen if. Es ift 
mit großem Dank zu begrüßen, daß in diefem Jahre für 
den Umbau des Bahnhofes 1200000 M eingeſetzt 
worden find, während in früheren Jahren nur fehr jpar- 
fame Baufummen eingejegt waren: 600000 AM und 
750 000 AM 

(Glode des Präfidenten.) 


— Ich will nicht über Bauten ſprechen, Herr Präfident; 
ih muß das aber anführen, um Mifverftändniffe und 
fpätere Berichtigungen vom Regierungstijche zu vermeiden. 
Die Gefährlichkeit diejes Bahnhofs befteht darin, 
daß dei jo außerordentlich befahrene Streden, wie 
die Elberfeld-Düffeldorf-Aadener und die Eöln-Neuf- 
Erefelder Strede, die nach Holland geht, fich im Niveau — 
ich fage ausdrüdlich im Niveau — unmittelbar vor dem 
Bahnbof kreuzen. Das ift eine fo außerordentliche 
Gefahr, dab es tatjächlich der größten Aufmerkſamkeit 
und Geichidlichkeit der Stationsbeamten bedarf, um bei 
der großen Zahl von über 360 Zügen am Tage ein 
Unglüd zu vermeiden. Troß der größten Aufmerkſamkeit 
find im vorigen Jahre zwei ſchwere Unglüdsfälle vor— 
efommen, einer am Pfingftmontag, bei dem fogar ein 
enfchenleben zu grunde ging, und ein fpäterer im 
November. Es iſt ja richtig, dbaf, wenn der Umbau 
vollendet jein wird, die Gefahr befeitigt ift. Aber es 
muß doch auch für die Tibergangszeit — die Bauzeit 
wird noch mindeftens 4 bis 5 Jahre dauern, und id) 
möchte bitten, ben Bau mit allen Kräften zu befchleunigen — 
für die nötige Sicherheit des Betriebes gejorgt werben. 
Gerade jett wurde mir noch eine Nummer der 
„Neuß-Grevenbroiher Zeitung” vom 24. Februar einge 
ſchickt, in der es heißt, daß man damit beichäftigt ſei, 
ein neues Ausfahrtsfignal aufzuftellen, und damit be» 
(aäfeige fei, eine Weide, die bis heran gar nicht mit 
dem Signal in fefter Verbindung geftanden habe, umzu- 
legen und fie mit dem Ausfahrtsiignal feit zu verbinden. 
Der Artikel fchlieft mit den Worten: „Wie kommt es, 
daß derartige mangelhafte Einrichtungen fo lange beftehen 
konnten?“ Ich meine, es ift erflärlich, daß fich eine 
ewifje Erregung der Bevölferung bemächtigt, wenn man 
eht, daß troß der Gefährlichkeit des Bahrıhofs nichts 
geichieht, um für die Zukunft ſolche Unfälle, wie fie fid) 
im vergangenen Fahre ereignet haben, auszujchließen. 
Wir haben vor einigen Tagen den fehr interefjanten, 
lichtoollen Vortrag über bie Eikenumg des Betriebes 
* den die Güte des Herrn Eiſenbahnminiſters uns 
gejtattet hat. Es würde aber danach die Sicherheit des 
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Betriebes gerade darin liegen, daß die Signale mit den 
Weichen in untrennbarer Verbindung ftehen. Da_ jollte 
doch gerade auf einem fo gefährlichen Ente wie 
Neuß dafür geforgt werden, daß die Sicherung des 
Betriebes auf diefem Wege ftattfände. Es fcheint mir, 
al3 wenn ein der Unglüdsfälle im vorigen Jahre au 
heute noch nicht alle Signale mit den Weichen feſt ver- 
bunden find, auch heute noch nicht alle Sicherheitämaß« 
regeln in genügender Weile „ap or worden find. 

Ich möchte mir die frage erlauben, ob es nicht an» 
ängig wäre, daß direft von hier ein Kommiſſar des 
Beam Eifenbahnminifters hingeſchickt würde, um die Ein- 
richtungen bes Bahnhofes an Ort und Stelle in Augen» 
ſchein zu nehmen. Ich möchte aber wünjchen, daß nicht 
etwa nur ein Dezernent aus Cöln ober Grefeld ir 
zur Befichtigung zugezogen wird, fondern daß man fi 
auch an die Stationsbeamten felbft wenden und fie um 
ihre Meinung fragen möchte. Es würde das meines 
Erachtens in feiner Weije der Ordnung im Dienfte im 
Wege ftehen. ch meine, die Leute, die die Verant— 
wortung haben, und die die VBerhältniffe auf dem Bahn- 
hofe am beiten kennen, find diejenigen, die am allererften 
auf die noch obwaltenden Fehler in den Einrichtungen 
aufmerkiam machen können. 

Es laſſen ſich ohne irgend welche weiteren Koften 
aber auch jonft noch bier mannigfade Berbefjerungen 
treffen, die zweifellos die Betriebsficherheit in hervor» 
ragender Weife verbeffern würden, Gegenwärtig find 
mit ber Leitung des Betriebes drei Beamte beichäftigt, 
einer auf der — bergiſch-märkiſchen Seite des 
Bahnhofs, ein zweiter auf der rheinischen Seite und ein 
dritter, ber fi auf einem Stellwert, das oberhalb des 
berüchtigten Gleistreuzes belegen ift, befindet. Diefes 
Stellwerk ift mit einem Weichenjteller bejegt. Würde es 
nicht praftifch fein — ich fage, es find das Vorfchläge, 
die ich, ohne mir techniiche Kenntniſſe aufchreiben zu 
wollen, der Prüfung des Herm Minifters unterbreiten 
möchte — würde es nicht praftifch fein, daß die Leitung 
des Betriebes bier zu einer einheitlichen geftaltet würde, 
daß. das Stellwert mit einem Affiftenten bejegt würde, 
der unter Berftändigung mit feinen Stollegen als derjenige 
Bier der gewiffermaßen als General auf dem Schlacht- 
elde die Einfahrt und Ausfahrt der Züge zu leiten hätte? 

Dann ift ferner die Verftändigung der Stations- 
beamten auf beiden Seiten außerordentlich erichivert; 
namentlih auf der bergiich-märfiihen Seite ift der Zur 
gang zu dem Gtationsbureau außerordentlich ſchwierig 
und lang und viel zu umftändlih. Es könnte hier eine 
bauliche — eintreten. Ich babe ſelbſt ſchon ge— 
ſehen, daß die Beamten ſich durch die Sperre drängen 
mußten, durch das Publikum, um möglichſt raſch zur 
anderen Seite zu gelangen und ſich dort mit anderen 
Kollegen zu ——— 

ann möchte ich die Bitte ausſprechen, daß, wenn 
einem dieſer Beamten in der —— Tätigkeit des 
Betricbes nun ein Yrrtum vorkommt — ich will jagen, 
wie es tatjächlich fich ereignet hat, das undeutliche Schreiben 
eines Namens, oder daß er vergeflen hat, die Ankunftszeit 
eine® Zuges in den Papieren eines Zugbeamten zu 
notieren —, dann follte man auf den jo außerordentlich 
anftrengenden und gefährlichen Dienft Rüdjicht nehmen 
und nicht großartige Kriminalunterfuchungen gegen die 
Beamten veranftalten, die vielleicht mit der VBerhängung 
einer Ordnungsftrafe enden. Sch meine, man follte die 
gebührende Ruͤckſicht auf die Schwierigkeiten des Dienftes 
der Beamten nehmen. Wenn die Beamten nicht einen 
gewiſſen Spielraum für ihre Entjcheidung haben, ift es 
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anz unmöglich, den Betrieb durchzuführen. Man braucht 
— nur den Fahrplan anzuſehen, um zu erkennen, daß 
eine ganze Anzahl Züge gleichzeitig ein- und ausfahren. 
Wenn der Betriebsbeamte verpflichtet ift, diefe Züge ganz 
nach der Minute ein- und ausfahren zu laflen, dann 
würden biejelben auf dem erwähnten Gleiskreuz fich 
einfach durchſchneiden, dann würden alle Augenblide 
Unfälle diefer Züge fich ereignen. Die Beamten müfjen 
alfo eine gewiſſe freiheit der Bewegung haben, fie müfjen 
felbft enticheiden, wie fie die Züge gehen lafjen jollen. 
Ich meine, wenn da einem Beamten einmal ein Berjehen 
unterläuft, möchte man nicht allzu rigoros und ftreng 
vorgeben. 

Dann zum Schluß möchte ich noch bitten: es würden 
die Stationsbeamten entlaftet werden, wenn ein Aus— 
kunftsbureau auf dem Bahnhof errichtet würde. Jetzt 
find die Beamten mit Prolongationen, mit der Beicheini- 

ung von FFahrtunterbrechungen, mit der Erteilung von 

Auskunft u. dgl. belaftet neben ihrem ſchweren Betriebs- 
dienft. Man muß fehen, wie das Publitum auf dem 
Bahnhof von allen Seiten auf diefe Stationsbeamten 
eindringt, um feine Wünfche von ihnen befriedigt zu er- 
halten. Und nun follen diefe Beamten die Aufmerkjam- 
keit auf den Betrieb richten und jind für alles, was da 
vorgeht, verantwortlich. Ich meine, Anderungen fo leichter 
Art können getroffen werden ohne Koften. Wenn aber 
die Anderungen auch Soften verurfachen, To gebe ich zu 
bedenken, daß ein einziger Unfall, wie ber im vorigen 
Jahre, der mit fo traurigen Folgen verfnüpft war, dem 
Staate viel mehr Geld Eoftet ald die Einrichtungen, wie 
fie jeßt noch getroffen werden fünnen, um den Betrieb 
zu fichern. 

Ich möchte, um nicht wieder die Erfahrung zu machen 
wie im vorigen Jahre, betonen, daß dieje Ausführungen, 
die ich mache, zum weitaus größten Teil auf meiner per» 
fönlichen Kenntnis und meinen Beobachtungen, zum Teil 
auch auf Mitteilungen von Laien beruhen, die in Neuß 
wohnen, und die teilweife in einer gewiſſen Erregung ſich 
befinden über die Verhältniffe, die auf dem Bahnhof 
Neuß herrſchen. Es find im vorigen Jahre nad meinen 
Ausführungen bier im Haufe auffallender- und merk— 
würdigerweiſe —— der dortigen Stationd- 
beamten erfolgt, um feftzuftellen, wer mir Material ges 
gegeben habe. Um dies zu vermeiden, habe ich dieſe 

raus abgegeben, daß die Ausführungen, die ich ge» 
macht habe, zum weitaus größten Zeil auf den von mir 
felbft gemachten Erfahrungen oder auf von Laien mir 
augegangenen Mitteilungen beruhen. Wenn irgend welche 
mer mir untergelaufen find, jei es in der Angabe 
von Zahlen, ſei es in den Zeiten uſw, jo bitte ich, das 
meiner Unfenntni® oder einem Mißverftändnis zuzu— 
fchreiben; im übrigen trägt niemand die Schuld. 

Zum Schluß möchte ich die Bitte wiederholen, daß 
der Herr Minifter zur Sicherung des Betriebs auf Bahn- 
hof Neuß außerordentlich ** und mit aller Kraft 
eingreifen möge. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiflar. 


Wehrmann, Minifterialdireftor, Regierungstom- 
miffar: Der Herr Abgeordnete Marr ift für die Tele 
graphiften eingetreten. Er bat bemängelt, daß fie nicht 
in ausreichender Zahl in die Stationsajfiftentenftellen 
überfeführt werden. Bei der Aufhebung der beionderen 
Kategorie der Telegraphiften, die ſich jetzt auf dem Aus» 
fterbeetat befinden, ift von vornherein vorausgejegt, daß 
die Arbeiten der Telegraphiften nicht mehr durch ber 
fondere Beamten ausgeführt werden follen, wie in älterer 
Beit, fondern daß fie nad) dem Bedürfnis des Betriebes 
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mit anderen Tätigkeiten verbunden werben, entweder mit 
denen der Unterbeamten, Weichenfteller oder der Stationd- 
beamten. Das war der Ausgangspunkt und die alleinige 
Grundlage der Anderung. Damit fteht im Einklang, 
daß die Telegraphiften in Stationsajfiftentenftellen des 
äußeren Dienftes nur überführt werden können, wenn fie 
den Anforderungen des Bundesrats in bezug auf der 
artige Stellen für den äußeren Bahnhofsdient entiprechen, 
d. b. körperlich rüftig find und die Fähigkeit durch Prü— 
fung nachgewieſen By In diefem Umfange find die 
Telegraphiften jehr Schnell zur Anftellung getommen. Wie 
der Herr Abgeordnete jelbit hervorgehoben hat, find bier 
400 Stellen gejchaffen. Mit den 77 Stellen des gegen- 
wärtigen Etat3 werden die vorhandenen ——— 
ſoweit fie die Fähigkeit zum Stationsaſſiſtenten Nen, 
beinahe vollftändig zur Anftellung kommen; denn es find 
von derartigen Zelegraphiften jegt nur 120 vorhanden. 
Der Reft wird vorausfichtlich im nächiten Jahre, 1904, 
zur Unftellung fommen fönnen. 

Wenn der Herr Abgeordnete fih auf die Anord- 
nungen im erften — 1901 berufen hat, wo auch 
Telegraphiſten ohne die vollſtändigen Anforderungen zur 
Anftellung gekommen find, jo hat das daran gelegen, 
daß man nach Bewilligung des Etats bis zum Anfang 
des neuen Yahres die Prüfungen nicht in voller Strenge 
durchführen konnte. Die Diätare rüden in die Telegra- 
phiftenftellen ein, ſoweit fie vorhanden find; ihre Lage 
wird alfo nicht verschlechtert. Einen Wohnungsgeld- 
zufhuß können die Telegraphiften nicht mehr bekommen. 
Sie find Unterbeamte und müflen bei diefem Wohnungs- 
Br auch bleiben, nachdem dieſe Stategorie zur 
ufhebung beftimmt ift. 

Hinfichtlich der Sonntagsruhe beftehen die jchärfften 
Anordnungen dahin, daß die Ruhe womöglich auf ben 
Sonntag verlegt wird. Die Ruhe des Perſonals im Aus- 
führungsdienft dehnt fich beitändig aus. Es ift vor 
neichrieben, daß wenigſtens 2 Pubetage im Monat und 
bei einfachen Nuheverhältniffen ein Ruhetag gewährt wird. 
Aber die Zahl der Beamten, die mehr alö 2 Ruhetage 
haben, nimmt bejtändig zu. Ich will nur erwähnen, daß 
bei den Telegraphiften, von benen ber Herr Vorrebner 
bejonder8 ſprach, die Zahl derjenigen, welche mehr ala 
2 Ruhetage haben, von 1892 geftiegen iſt von 42 % auf 
67% J— bei den Stationsaſſiſtenten von 29 auf 50%, 
bei den Weichenftellern von 29 auf 45 %, bei den Mangier- 
meiftern von 42 auf 60%. Trotz dieſer erheblichen Ber- 
mehrung der Rubetage ift e8 nicht immer möglich bei der 
Natur des Dienftes, der auch Sonntags vor fich geht, die 
Ruhetage auf den Sonntag zu bringen. 

Wenn Herr Abgeordnete gewünſcht bat, daß die 
Stationsbeamten jelbft nach den Dienfteinrichtungen ihres 
Bahnhofes gefragt werben, fo geichieht das in großem 
Umfange. ie Dienftanweifungen für bie Badnhöfe, 
welche angeben, wie ber Dienft gehandhabt wird, werden 
ftet8 von den Stationsvorftehern ſelbſt aufgeftellt und 
von dem Inſpektionsvorſtand genehmigt. Dabei hat der 
Stationsvorfteher mit feinen — volle Gelegenheit, 
alle ſeine Einwendungen in bezug auf die Einrichtungen 
des Bahnhofs zu — 

Wenn die Unterſuchungen bei Störungen ober Un— 
fällen nach der Meinung des Herrn Abgeordneten zu 
rigoros find, fo muß doch daran erinnert werden, daß 
gerade auf diefen Unterjuchungen befonders die Sicherheit 
des Dienftes beruht. Nur durch eine ganz genaue 
—* der oft ſehr ſchwer zu findenden Urſachen, 
welche derartige Störungen herbeiführen, kann man auf 
das Richtige kommen, kann man dahin gelangen, zu ent» 
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ſcheiden, ob die Einrichtungen mangelhaft find, ober ob 
ein Verfehen des Beamten vorliegt. 

Der Bahnhof Neuß, beffen Einrichtungen der Herr 
Abgeordnete bemängelt hat, befindet fich im vollen Umbau. 
Während des Umbaues ift es allerdings nicht möglich), 
überall die Einrichtungen fo zu treffen, wie es wünſchens— 
wert ift. 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Dr Dahlem. 


Dr Dahlem, Abgeordneter: Meine Herren, mein 
verehrter Landsmann Herr Dr Lotichius hat bereit8 vor 
einigen Tagen Ihnen gefchildert, welche Bedenken man in 
Naffau der — —— rechtsrheiniſchen Strecke auf 
die Eiſenbahndirektion Mainz entgegenbringt. Durch die 
Erflärung des Herru Minifterd ſind dieſe Bedenken ja 
erfreulicherweife ausgeräumt. ch Habe nun nicht die 
Abficht, heute nochmals Ihre Aufmerkfamkeit auf dieſen 
Punkt zu lenken, jondern will nur kurz feftitellen, was ja 
wohl ber —————— nur angenehm erſcheinen 
wird, daß es bei uns nicht allein Peſſimiſten gegeben hat, 
ſondern auch Optimiſten, die von dieſer Neuerung ſich nur 
Gutes verſprechen. Insbeſondere ſind dieſelben der An— 
ſicht, daß ſich gerade im Bezirk Caſtel-Niederlahnſtein 
noch in mannigfacher Beziehung Gelegenheit zu erhöhten 
Neformeifer biete. 

Meine Herren, ich erinnere daran, daß vor mehreren 
Ar ven anläßlich des Bootsunglüds auf dem Nhein bei 

sheim eine lange — darüber entitand, 
ob und inwiefern diefen damals geſchilderten Berhältnifjen 
wirkfam entgegengetreten werben könne. 

Nun ift man der Anficht, daß, wenn die rechtärheinifche 
Strede Eaftel-Nieberlahnftein mit der linksrheiniſchen 
verbunden wird, auch die Berbindung zwifchen Rüdesheim 
und Bingen bzw. Bingerbrüd eine ganz andere werben 
wird, al& fie heute ift; denn dieſelbe ift jegt noch in ver- 
fchiedener Beziehung mangelhaft. Gelangt man heute 
nad Rüdesheim, jo muß man häufig zu feiner Über 
raſchung jehen, daß der Anſchluß nad Bingen-Binger- 
brüd fehlt, und zwar hauptfächlich deshalb, weil die Ber- 
bindung zwifchen Rübesheim und Bingerbrüf mit nur 
einem Boot aufrecht erhalten wird, das eben den Anschluß 
an alle Züge — auch jogar an Schnellzüge — nicht zu 
vermitteln vermag. 

Meine Herren, man hat gelegentlich des erwähnten 
Rüdesheimer Bootsunglüds wiederholt vorgefchlagen, die 
Eifenbahnverwaltung möge doch in dem Sinne Abhülfe 
ſchaffen, daß einem Privatunternehmer die Überfahrt 
zwiſchen Rüdesheim und Bingerbrüd anvertraut und 
dadurch eine befjere Verbindung geichaffen würde. Dann 
wäre man nicht mehr genötigt, bejonder® wenn man bei 
Nacht, Wind und Wetter in Rüdesheim ankommt, ſich 
einen Eleinen Fahrnachen mieten zu müſſen und damit 
über den Rhein überzufegen. Es ſteht zu hoffen, daß, 
wenn Die vechtörheinileie trede an bie Gifenbahnbirektion 
Mainz — ſein wird, dieſe Mißſtände beſeitigt 
werden und diejenige Verbindung hergeſtellt wird, wel 
auch in Anbetracht der wirtſchaftlichen Bedeutung von 
Rüdesheim und Bingerbrüd bzw der beiderjeitigen Ver- 
fehrsinterefien nicht allein erwünſcht, ſondern abfolut 
notwendig ift. 

Dann, meine Herren, möchte ich Ihre Aufmerkſamkeit 
auch nod auf einen anderen Punkt lenken, bei dem bie 
Eifenbahndirektion Mainz demnächft ebenfalls wirkſam ein- 
greifen könnte. 

Die Eifenbahnverwaltung hat nämlich in Oberlahn- 
ftein Jahre hindurch Eoftipielige Anlagen geihaffen, um 
den Transport der Güter — es handelt fich bejonders 
um Erze —, die in Oberlahnftein per Bahn eintrafen, 
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zu Waſſer weiter befördern zu können. Snfolge ber feit 
einigen Jahren veränderten Tarifpolitit der Regierung 
find nun dieſe von der —————— auf ihre 
Koſten errichteten Ausladeanlagen größtenteils verödet, 
ſtehen faſt leer, ſodaß eine Reihe von Arbeiterfamilien 
ſeinerzeit in große Bedrängnis geraten find, Nun wird 
mir ja jeder zugeben müſſen, bob es ein keineswegs er- 
wünichter Zuſtand ift, wenn dieje von der Regierung 
eihaffenen Anlagen beinahe leer ftehen, und daß es 
Sache der Eifenbahnverwaltung jein wird, hier ebenfalls 
Abhülfe zu Ichaffen und dafür zu forgen, daß wieder 
diefe Anlagen in nußbringender FBeife verivertet werden 
tönnen. Die Eifenbahnverwaltung kann jehr wohl den 
Güterverkehr von der Lahn wieder mehr nad Oberlahn- 
ftein ziehen, nicht allein zum Nugen der Stadt Oberlahn- 
ftein, deren wirtfchaftliches Gebeihen teilmeife damit zu» 
fammenhängt, jondern aud; zum Vorteil vieler Arbeiter 
familien, die durch diefe Aus- und Einladearbeiten ihren 
Unterhalt bisher gefunden hatten. 

Bereitö früher wurde von dieſer Stelle aus zur 
Spradje gebradht, daß in Niederlahnftein ber Zugang zu 
dem Bahnhof in keiner Weife mehr heute ſowohl ben 
Bedürfniffen der Eifenbahnverwaltung als denen bes 
Publitums entipriht. Zwiſchen Chauffee Ems-Goblenz 
und Nheingelände liegt in Niederlahnftein der Bahnhof. 
gu demfelben führt der erwähnte Durchgang, ber für den 
Berfehr des Publikums ſogar als gefährlich bezeichnet 
werden fann, und deshalb Een wiederholt Klagen erhoben 
wurden. Nun hat die Stadt Nieberlahnftein wiederholt 
ebeten, diefen Durchgang nad) dem unterhalb des Bahn- 
Dofs, nad) dem Rhein zu gelegenen Terrain zu verlängern, 
Bisher hat aber die Eifenbahnverwaltung alle dieſe Vor— 
ftellungen unbeachtet gelaffen, trogbem unterhalb des 
Bahnhofs —— eine Anzahl Häuſer gebaut worden 
ſind und das ganze Terrain für Bauzwecke nutzbar gemacht 
werden ſoll. Wenn heute jemand vom Rheine und von 
dieſem Gelände unterhalb des Bahnhofs nach dem Bahnhof 
gelangen will, ſo muß er einige Kilometer gehen, während er, 
wenn der Durchgang durch den Bahnhof um wenige Meter 
verlängert würde, nur einige Schritte zu gehen nötig hätte. 

Diefe Unterführung liegt aber 2 ganz befonders 
im ge ber Eifenbahnoenaltung; denn wenn 
der Durchgang unterhalb des rechtärheinifchen Gleifes 
in der Richtung nach dem heine zu weiter geführt 
würde, jo könnten von diefem Durchgange aus auch die 
nach dem Rhein zu liegenden Gleife erreicht werden, und 
man brauchte nicht mehr, um zum 38* zu gelangen, 
über das Gleis zu gehen. Die Eiſenbahnverwaltung geht 
ja neuerdings auch vielfach in diefem Sinne vor, indem 
lie fogar auf kleinen Bahnhöfen im Intereſſe der Sicher— 
heit des Publitums Unterführungen anbringt, damit man 
die Gleife nicht mehr zu überjchreiten braucht. 

Wenn die Eifenbahnverwaltung in der gejchilderten 
Weiſe verfahren, den Durchgang des Bahnhofes verlängern 
und fo den jekt abjolut unhaltbaren u bejeitigen 
würde, jo würde fie fich gleicher Weife den Dank des 
Publitums, wie der Stadt Niederlahnftein verdienen, deren 
— dringend die geſchilderte Anderung verlangt. 

eine Herren, id babe an dieſen Beifpielen mir 
erlaubt, Ihnen zu zeigen, welch prächtige Gelegenheit fich 
der Eifenbahnverwaltung bietet, ihren Neformeifer zu be 
tätigen und dem Beifpiele nahzuahmen, das ja ber Herr 
Minifter durch feine Darlegungen vor einigen Tagen 
gegeben hat. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Oeſer. 
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Defer, Abgeordneter: Meine Herren, in ber legten 
Seffion habe id; mir erlaubt, die Wünfche einer nt 
von Beamtenfategorien bier vorzutragen. Ich habe 
dem, was ich im vorigen Jahre ſagte, faum etwas hin- 
uzufügen; ich Eönnte diejelbe Bitte mit dbenfelben Worten 
* wieberholen. möchte das heute unterlaffen, ums» 
ſomehr, als ich weiß, daß verfchiedene ur Wünfche noch 
von anderer Seite vertreten werden ſollen. unter- 
laſſe es auch im Hinblid darauf, daß eine Reihe von 
Petitionen dem Haufe vorliegt, und ich hoffe und wünjche, 
daß wir diefe Petitionen in Gemeinjhaft mit den Herren 
Bertretern der Königlihen Staatsregierung einer ein- 
ejenben und fahgemäßen Beratung unterziehen, weil 
aburch am leichteften es möglich ift, die beredtigten und 
unberedtigten, die ausführbaren und vielleicht minder 
ausführbaren Wünfche zu jcheiden. 

Unter den Wünfchen, die ich im vorigen Jahre zu 
vertreten hatte, befindet fich eine ganze Reihe von folden, 
bie durch die legte Gehaltsregulierung hervorgerufen 
wurben. Es unterliegt wohl feinem Zweifel, meine Bas 
daß diefe Regulierung in verfchiebener Beziehung Dis- 
paritäten geichaffen und aufrecht erhalten hat, die von 
den Betroffenen außerordentlich hart empfunden werden, 
Dean hat einer Reihe von Beamtenkategorien eine Ber- 
bejjerung verweigert, oder man hat ihnen lediglich das 
Anfangsgehalt aufgebeilert, d. h. man hat nur diejenigen 
aufgebefjert, die erit in den Dienft einzutreten gebenten, 
während man die älteren Beamten nicht aufgebefjert hat, 
ihnen im Gegenteil — Vorteil verweigerte. 

Es find außerdem Disparitäten geſchaffen worden, 
indem man bisher zuſammengehörige Beamtenkategorien 
auseinanderriß, dem einen Zeil eine Erhöhung des 
Gehalts bewilligte, dem andern fie verweigerte. Es unter 
liegt ja gar feinem Zweifel, daß der dadurch zurüdgejegte 
Zeil hi mit diejer Enticheidung nicht zu beruhigen weiß, 
—— den an ſich berechtigten Wunſch hat, in den 
rüheren Stand wieder eingeſeßt zu werden und desſelben 
teilhaftig zu werben, den die Kollegen errungen 
aben. 

Es find insbejondere auch dadurch Härten eingetreten, 
dag man die Aufrüdungszeit von 18 Jahren auf 21 Jahre 
erhöht hat. Durch diefe Erhöhung find alle jene Beamten» 
kategorien, die eine Aufbefjerung nicht erlangt haben, oder 
bie nur eine Aufbefjerung im Anfangsgehalt erlangt 
haben, geſchädigt infofern, als fie die Vorteile, die & 
bisher in 18 Satz erreichten, nunmehr erft in 21 Jahren 
erreichen werden. Ich habe im vorigen Jahre auf ver- 
ſchiedene Kategorien hingewieſen, die in diefer Lage find, 
und ich möchte die Bitte wiederholen, hier für einen Aus— 
gleich zu jorgen. 

Einen ganz bejonderen Wert müfjen wir aber auf 
die Negelung des Wohnungsgeldzuſchuſſes legen. Es 
ift außerordentlich dankenswert, daß die Eijenbahnver- 
waltung mehr und mehr bemüht ift, Dienftwohnungen zu 
ſchaffen, und wir werden gern bereit fein, ihr auf diefem 
Wege zu folgen. Aber, meine Herren, es wird niemals 
möglich fein, für fjämtlihe Angeftellte der Eiſenbahn 
Dienftwohnungen zu erlangen. Deshalb müflen wir ein 
befonderes Gewicht legen auf die Regelung des Wohnungs- 
geldzujchuffes. Wir Toben früher jchon den Wunſch aus- 


geſprochen, daß dieſer Zuſchuß in ein richtiges 
MWohnun göpe Id umgeändert werden möge. Dieſer 
Wohnungsge 


dzuſchuß ift für die —— der Betroffenen 
— man möchte ſagen: für alle Angeſtellten — unzureichend 
geworden, weil bie Entwidlung der Mieten außerordentlich 
ungünftig, bejonders für die unteren Beamten, gewefen 
ift. Die Mieten find in den legten 10 Jahren rapide in 
die Höhe gegangen; der Wohnungsgeldzufchuß hat ich 
nicht vermehrt, und —— iſt hier ein Mißver— 
hältnis eingetreten, das der Mehrzahl der Angeſtellten 
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IDeſer, Abgeordneter] 
ein weitaus größerer Wohnungsbetrag gegeben werden 
muß, als man bei Regelung des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
ins Auge gefaßt hatte. Ich habe ſchon im vorigen Jahre 
mir erlaubt, eine Reihe von Beijpielen, insbefondere aus 
dem Weiten, mitzuteilen, wo der Wohnungsgeldzuſchuß 
ich belaufen bat auf 180 oder 240 AM, wo aber bie 
ieten auf 200, 300, 400, ja auf 500 4 beraufgegangen 
find. Dadurch fühlen ſich die Beamten am allerheiften 
bedrüdt, und ich glaube, fie find im Mecht, wenn fie 
wünfcen, daß Die. Differenzen bejeitigt werben, daß 
man bier mehr als bisher Süeficht auf die tatfächlich 
eingetretenen Veränderungen und Berfchiebungen nimmt. 
ch habe gi im vorigen Jahre bejonders darauf 
hingewiejen, daß die Beamten, die Nachtdienſt leilten, 
größere Aniprüde an ihre Wohnung ftellen müflen; denn 
wenn der Vater aus dem Nachtdienſt nach Haufe kommt 
und ruhen muß, gg er ein Zimmer für fih; ein 
anderes Zimmer muß für die Familie zum Aufenthalt 
vorhanden fein, aud; für die Kinder, welche Schulaufgaben 
zu erledigen haben. Das jollte man bei dem Wohnungs» 
geldzufhuß in Berüdjichtigung ziehen. Die Erhöhung ift 
meiner Anficht nad) außerordentlich dringend, weil die 
Beamten fidy hier am meiften bedrüdt fühlen. Die Um— 
änderung des Wohnungsgeldzufchuffes in ein wirkliches 
Wohnungsgeld befürworten wir aus diejen Gründen ganz 
befonder3. 

Meine Herren, ich habe im vorigen Jahr bejonders 
Bezug genommen auf die Berhältnifje der Schaffner und 
Bremjer, auf die Verhältniſſe der Blod- und Haltejtellen- 
wärter, auf die Berhältnijfe der Lokomotivführer, der 
Eijenbahnportiers, der Bahnfteigichaffner ufw ufw. Ich 
möchte das nicht wiederholen, möchte aber meinerjeits 
eingehen auf die Wünſche, die ic) ebenfalls ſchon im 
vorigen Jahre vertreten habe, und bie die Gehülfen 
im mittleren Dienjt betreffen. Dieje Gehülfen waren 
bisher weder Beamte noch Arbeiter, fie nahmen eine 
Mittelftelung ein; indes it alljeitig anerkannt worden, 
daf fie für die Eifenbahnverwaltung geradezu unentbehrlic) 
find, weil fie ein Mittel darftellen, den verjchiedenartigen 
Bedarf an Arbeitskräften zu deden, weil fie ** 
maßen in den Serabefuhe der Staatseifenbahnver- 
waltung den ausgleichenden Faktor darftellen. Sie haben 
in der Hauptſache Beamtenfunktionen zu erfüllen; fie 
werden bejchäftigt in den verjciedenften Dienftzweigen: 
bei den Stationen in der Güterabfertigung, in den Bahn- 
meiftereien, in der Materialienverwaltung, und wenn ich 
richtig unterrichtet bin, werden fie auch noch zum Staffen- 
dienft herangezogen. Das Einkommen diejer Kategorie 
ift ein verfchiedenartiges, je nach den einzelnen Direktiond- 
bezirfen. Das Marimaleintommen don auf 4,50 M 
für den Tag fteigen; es gibt aber Direktionen, bei 
denen fie nur auf ein Marimaleinfommen von 3, 3,50 
und 4 A gelangen; alfo das Marimaleintommen von 
4,50 M geitehen die Direktionen ihnen nur außerordents 
lich felten oder niemals zu. Nun haben dieſe Gehülfen 
im mittleren Dienft eigentlih alle Verpflichtungen der 
Beamten, aber nicht deren Rechte gehabt. Sie beziehen 
lediglih ein Tagegeld und können jederzeit aus dem 
Dienfte wieder entlafjen werden; es kann an in kurzer 
Frift gekündigt werden; in einzelnen Direktionsbezirken 
fönnen fie auch jofort entlaflen werden beim Vorliegen, 
wie es heißt, wichtiger Gründe ufw. Wenn diefe Ges 
bülfen im mittleren Dienjt den Wunſch haben, daß fie, 
nachdem ihre Tüchtigkeit und ihre Brauchbarkeit für 
den Eifenbahndienft in einer längeren Periode erprobt 
worden ift, auch zu einer feften Anſtellung gelangen 
und fejtes Gehalt erhalten wie andere Eifenbahnbeamte 
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und Bebdienftete, jo glaube ich, daß diefer Wunfc durchaus 
berechtigt ift, und daß wir ihn mit gutem Gewiſſen der 
Königlichen Eifenbahnverwaltung empfehlen können. 
Denn die unfichere Stellung, die fie einnehmen, bebrüdt 
diefe Gehülfen jelbftverftändlich; fie raubt ihnen die volle 
—— an ihrem Beruf, und ſie läßt in ihnen eine 
uverſicht in ihre eigene Zukunft nicht aufkommen. 

Man hat auch das Bedürfnis von ſeiten der Eifen- 
bahnverwaltung in gewiſſem Umfange anerkannt, indem 
man verfuchte, diefen Gehülfen im mittleren Dienft den 
Übergang in mittlere Beamtenftellen auf dem Umweg 
durch die unteren Beamtenftellen zu eröffnen. Diefer 
gute Wille der Eifenbahnverwaltung hat ihnen aber wenig 
genügt; denn die meilten unteren Benmtenitellen find 
ihnen durch äußere Verhältniſſe verichloffen geweſen, in& 
befondere durh die Bevorrechtigung der Militär 
anmwärter uſw, fodaß ihnen im großen und ganzen nin 
der Durchgang durch den Weichenfteller möglich und offen 
geblieben iſt. Es haben fich, jo viel ich höre, faft alle ge- 
meldet, um Weichenfteller zu werden; aber auch hier gilt 
das Wort: viele find berufen, wenige find auserwählt. 
Es find außerordentlich wenige von diefen Anmeldungen 
angenommen worden, und es find noch viel weniger in 
etatsmäßige Stellen aufgerüdt. Herr Minifter v. Thielen 
det uns ja im vorigen ‘Jahre Zahlen hierüber gegeben. 

anach jind im Jahre 1899 nur 93, 1900 147 und 
1901 244 Gehülfen in etatsmäßige Stellen eingerüdt. 
Was das bedeutet, meine Herren, macht man fich jofort 
ar, wenn man weiß, daß etwa 6000 derartige Gehülfen 
vorhanden find, daß aljo von 6000 lebigli ein paar 
Hundert in etatSmäßige Stellen a find. 

Nun Hat eine Hußerung des Minifterd v. Thielen 
im vergangenen Fahr eine gewiſſe Beunruhigung in der 
Gehülfenichaft hervorgerufen; der Herr Miniſter bat fie 
mit „Nuftuierenden Elementen” verglichen und geäußert, 
ſie würden fich vielfach nur vorübergehend bei der Eijen- 
bahnverwaltung aufhalten, weil fie anderwärts fein Unter: 
kommen fänden: 

Da finden fich die verfchiedenften Stategorien von 
Leuten zufammen, die es als eine wahre Wohltat 
empfinden, wenn fie nur vorübergehend bei der 
Eijenbahnverwaltung beichäftigt werden. 
So äußerte er fih. Demgegenüber können die Gehülfen 
ich mit Recht darauf berufen, daß von einer fluktuierender 
evölferung und von der Wohltat einer nur vorüber: 
gehenden Beichäftigung ihnen gegenüber nicht geredet 
werben kann, ficherlich nicht in diefer Allgemeinheit. Nach 
einer mir vorliegenden Statiftit find nur 26 % Dieler 
Gehülfen weniger ald 5 Jahre bei der Eijenbahn- 
verwaltung, dagegen 21% 5 bis 10 Fahre und 35 % 
10 bis 15 Jahre, 12% jogar 15 bis 20 Jahre, und 6% 
diejer Gehülfen find über 20 Jahre im Eifenbahndienit 
bejchäftigt. Da ift es doc vollitändig umrichtig, von 
einer nur „vorübergehenden“ Beichäftigung zu fprechen; 
denn nach diefer Über}icht find 53 % ſämtlicher Behülfen, 
alfo weit über 3000, mehr als 10 Jahre in dem 
Dienst der Königlihen Eifenbahnvermwaltung. 

Daß Herr Minifter v. Thielen nicht die Abficht Datte, 
den Gehülfen damit zunahe zu treten, glaube ich ganz 
fiher; man muß eben die unfichere Stellung dieſer Ge— 
hülfen ins Auge faffen, um zu begreifen, warum fie fich 
durch diefe Außerung jo deprimiert fühlten. Der Herr 
Minifter v. Thielen hat ihnen in derjelben Rede jein 
Wohlwollen bdargetan, indem er zum Schluß meinte, 
—— ſei er in keiner Weiſe gegen dieſe Leute; keine 

irektion, kein Präſident und kein orgefegter werde einen 
Mann wieder auf die Straße fegen, der jeine Pflicht tut; 
dem Präfidenten und auch den anderen Dienftoorgefegten 
jeien im Unterftügungsfonds ausreichende Mittel gegeben, 
auch ſolchen Yeuten über die Motzeit hinwegzuhelfen; das 


[Eifenbahn-&Etat] 


[Oefer, Abgeordneter] 
Sem mit dem Willen und dem Cinverftänbnis des 











errn Minifters, er jei am allerwenigften geneigt, dieſe 
eute vor die Tür zu ſetzen. Diefe Gefinnung hat der 
Herr Minifter v. Thielen auch in der Praris bewiefen; 
denn wie mir mitgeteilt worden ift, ift auch in Seiten 
niedergehender Konjunktur feinem der Gehülfen aus An- 
laß von Mangel an Arbeit gekündigt worden. Alfo praktifch 
bat man dieſes Wohlmwollen ihnen gegenüber injofern 
wirklich betätigt. Aber, meine Herren, wenn bie Gehülfen 
darüber hinaus eine Sicherheit haben wollen, wenn fie 
nicht allein von dem Wohlwollen eines Dienftvorgefegten 
abhängig jein wollen, fondern wenn fie wünſchen, nad) 
dem ſie 10 oder 15 Jahre treu der Eifenbahnvermwaltung 
gebient haben, wenigjtens diätariſch angeftellt zu werden, 
jobaß fie in Srantheitsfällen ihren Lohn fortbeziehen, 
o jollte die Eiſenbahnverwaltung die Erfüllung diefer 
befcheidenen Wünſche wohl nicht verjagen. 

Nun hat der Herr Eifenbahnminifter den Gehülfen 
im mittleren Dienft fein Wohlwollen durch Schreiben 
vom 26. Dezember v. %. auf eine Eingabe, die an ihn 
ergangen war, bekundet; er lehnte ben Empfang einer 
Abordnung ab, indem er betonte, die Wünſche der 
Petenten jeien ihm bekannt, fie würden nach wie vor mit 
Wohlmwollen behandelt werden. 

An demjelben Tage hat der Herr Minifter aber 
einen Erlaß herausgegeben, worin er die Stellung der 
Gehülfen, die bisher —— zweifelhaft ſein konnte, als 
fie auf der einen Seite Beamte, auf der anderen Seite 
ÜUrbeiter waren, dahin präzifiert, daß fie nun Arbeiter 
fein follen, daß fie allgemein wie die Arbeiter zur Be— 
ſchäftigung anzunehmen jeien, daß ein bejonderer Dienft- 
vertrag * eine beſondere Einberufungsverfügung dazu 
nicht mehr erforderlich ſei; es kämen für ie in Anwendung 
die gemeinfamen Beitimmungen für alle Arbeiter, und wo 
ihnen die Beftimmungen für Beamte eingehändigt worden 
find, feien fie zurüdzuverlangen. Während alio bisher 
die Stellung der Gehülfen im mittleren Dienft eine 
zweifelhafte Tan konnte, während fie auf der einen Seite 
die Ausficht hatten, zu den Beamten gezählt zu werben, 
find fie durch Erlaß des Herrn Minijters nun für alle 
Beiten zu Arbeitern gemacht worben. 

Meine Ya ih bin jelbjtverftändlich nicht der 
Meinung, daß in der Bezeichnung „Arbeiter“ irgend eine 
Degradation liegt; e& ift und bleibt ein Ehrenname, Bon 
dem Standpunkt der Beamtenhierardie aus muß man 
doch aber zugeben, daß in dieſer Regelung eine gewiſſe 
Degrabdation für die Gehülfen vorhanden ift, daß fie auch 
nad dem Sprachgebraud, nach ihrer Tätigkeit und ihrer 
ganaen Beichäftigung mehr zu den Beamten als zu den 

rbeitern zählen, 

Aus diefem Erlaß des Herrn Minifters befürchten 
nun die Gehülfen im mittleren Dienft, daß fie vielleicht 
ein geringeres Wohlwollen in gegenwärtiger Zeit finden 
mödten, als fie es in der Bergangenheit gefunden Haben. 
ch glaube, es wäre wünjchenswert, wenn der Herr 
{nifter hier ung erklärte, daß ihm auch dieje jehr nüß- 
liche und brauchbare Kategorie von Angeftellten am Herzen 
liegt, und es wäre erfreulid, wenn er darüber hinaus 
uns Ingen möchte, daß er auch einverftanden ift, daß 
diefe Gehülfen, wenn fie 10 Jahre fich bewährt haben, 
vielleicht in eine beiondere etatsmäßige Stelle aufrüden 
fönnen, oder daß ihmen wenigſtens die bdiätarifche An— 
ftellung gem wird, damit 1 für ihre Zukunft eine 
größere Sicherheit als bisher haben, damit fie nicht auf 
kurze Kündigung angeftellt find, und bamit fie mit Freude 
und Hingabe wie bisher ihrem Beruf obliegen können. 

Berhandl. d. Haufes d. ig. 19. Legisl V. Sefflon 1908. 
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Präfident v. Mröcher: Der Herr Regierungs- 
kommiſſar hat das Wort. 


Wehrmann, ag ir Regierungs- 
tommiffar: Meine Herren, für die Verbefjerung der Lage 
der Stationsgehülfen ift die Verwaltung jeit längeren 
— arm Früher befanden fie — lediglich im 
rbeiterverhältnis und hatten nie Ausficht, Beamte zu 
werden. Der vorige Herr Minifter hat ſchon die An- 
ordnungen getroffen, daß fie in Beamtenftellungen über- 
führt werden, natürlich auf dem Wege, der allein möglich 
ift. In die von den Gehülfen begehrten Beamtenitellen 
des mittleren Dienftes können nur diejenigen einrüden, 
die die Berechtigung dazu erivorben haben. Solche be» 
itehen für Militäranwärter, Zivilfupernumerare und für 

nterbeamte. Es war aljo nur der eine Weg durch die 
Unterbeamtenftellung für die Stationsgehülfen gangbar, 
um Beamte zu werben und auch möglicherweije in mittlere 
Beamtenftellungen übergeführt zu werden. Um das zu 
erreichen, bat ſich die Verwaltung die äußerfte Mühe 
gegeben. Bon den 2808 Stationsgehülfen, die im Jahre 
1901 da waren — nicht 6000, wie der Kerr Vorredner 
annahm —, ift ein großer Teil, 736 Stationsgehülfen, 
nicht geeignet, in die Unterbeamtenftellen zu fommen, 
teild wegen £örperlicher Gebrechen, teild wegen gericht 
licher Beitrafungen, Strafentlafjung oder vorgeichrittenen 
Lebensalters; alfo fie erfüllen nicht diejenigen Be- 
dingungen für die körperliche Tauglichkeit, welche an die 
Unterbeamten geftellt werden. Ferner haben 465 ben 
Eintritt in die Unterbeamtenlaufbahn abgelehnt. Das ift 
harakteriftiih. Sie wollen ſich nicht den Pflichten der 
Beamten unterwerfen, die darauf hingehen, an andere 
Stellen verjegt zu werden, fondern wollen in ihrem 
Arbeiterverhältnis bleiben, was fie berechtigt, dort ver« 
wendet zu werden, wo fie fich befinden, in den Vers 
hältniffen, in die fie fich eingelebt haben. — Endlich 
waren 1350 von den Beamten nur höchſtens 5 Jahre 
beihäftigt; und nur ältere Stationsgehülfen, die fi 
bewährt haben, können in eine ſolche Unterbeamtenftellung 
übernommen werden. Zieht man num alle diefe Gehülfen 
ab, die nicht können oder nicht wollen, jo bleiben nur 
257 Stationsgehülfen übrig, die geeignet find, in die 
Unterbeamtenftellungen einzutreten. avon find 176 
übernommen im vorigen Jahre, alfo bei weiten mehr 
als die Hälfte. Seit dem jahre 1899, in dem angefangen 
ift, die Lage der Stationsgehülfen zu verbefjern, jind 
allein 519 Stationsgehülfen in Unterbeamtenftellungen 
übergeführt worden, haben aljo auch die Ausficht ge- 
wonnen, in mittlere Beamtenftellungen zu fommen, wofür 
fie ihre höhere Intelligenz befonders befähigt. Ich glaube 
aljo, daß alles gefchehen ift, um die Stationsgehülfen in 
eine befjere Lage zu bringen. 

Diätare können felbitverftändlich die Stationsgehülfen 
nicht werden; denn der Diätar befindet fich immer nur 
in der Vorftufe zu einer etatsmäßigen Stelle. Diätare, 
die nicht in etatsmäßige Stellungen einrüden können, 
fennen wir nicht und ganz mit Recht; denn die eigentliche 
ordnungsmäßige Verjorgung wird nur durch eine etatd- 
mäßige Stelle erreicht. 

Wenn nun der Herr Borrebner beflagt hat, daß bie 
Beitimmungen über die Arbeiter auf die Stationsgehülfen 
ur Anwendung gebracht find, jo in nie ein anderer 
Bufand für die Stationsgehülfen beftanden; fie find nicht 
als Beamte angenommen worden, wie ber Herr Bor: 
rebner ſelbſt ja anerkannt hat; fie möchten gern Beamte 
werden, wenn fie aber nicht Beante find, fo befinden fie 
fih eben im Arbeiterverhältnis, und das ift feine 
Schande, wie ja der Herr Vorredner jelbjt ausge 


führt hat. — 
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räſident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
— Kirſch Safe v 


Kirſch (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
die Rednerlifte ift wieber gut befegt, und derjenige Herr, 
der das Glück hat, heute einer der erften Redner zu fein, 
fönnte nun über alle bier in Betracht fommenden Beamten» 
kategorien das Wort ergreifen und könnte jo den folgenden 
Rednern den Stoff entziehen. 3% will nun nicht jo 
bösartig fein, fondern mic darauf befchränfen, nur einige 
Kategorien — — um ſo den nachfolgenden 
Rednern noch etwas übrig zu laſſen. 

Ich möchte zunächſt mich dem anſchließen, was der 
Herr Abgeordnete Marr über die Hebung der Staats— 
bahntelegraphiften gejagt hat, und ebenfo im großen und 
ganzen .. en denjenigen Ausführungen, die der Ab- 

eordnete Dejer gemacht Int, namentlich über die gering 
efoldeten Beamten, die im Marimum ein Gehalt von 
1000 AM bzm. 1200 AM beziehen. Auf die beiden legten 
Kategorien der im Etat unter Titel 1 aufgeführten 
Beamten — das find alfo befonders die Schaffner, die 
Weichenfteller, die Bremfer, die Bahnhofsportiers — 
hat der Herr Abgeordnete Dejer mit vollem Recht, wie 
er e3 im vorigen gr getan hat, und wie ich es im 
vorigen Fahre auch getan habe, hingewieſen; bösartig ift 
die Situation für diefe Beamten bejonders im Weiten in- 
folge der verhältnismäßig hohen Wohnungsmieten/gemworden, 
indem der ihnen gewährte Bohnungsgelbaufguh abjolut 
nicht ausreicht, der vor mehreren Jahrzehnten feftgefegt 
ift, zu einer * als man an die hohen Mieten gar 
nicht gedacht hat. Die Beamten müſſen tatſächlich 
bis einem Drittel und, je nachdem ihre Familie 
befonders groß ift, wohl noch mehr von ihrem 
Gehalt aufiwenden, um die Wohnungsmieten in ben 
gr uftrieftädten und überhaupt in dem teurem Weſten 
ezahlen zu Eönnen. Man hätte vielleicht annehmen 
können, daß infolge des Rüdganges der Induſtrie die 
Freier year herabgegangen jeien. Im großen und 


ganzen ift das nicht der Fall geweſen. ch will zugeben, 
B der eigentliche — el ſelbſt durch verhältnis⸗ 
mäßig viele Neubauten, durch i den bie 


en Nüdgang, 
ER rie genommen hat, durch die Rü Hebung eines 
eile8 der Arbeiter auf das Land, an vielen Orten 
bejeitigt ift. Mber auf die Höhe der Mietspreife der 
Wohnungen, namentlich der Eleinen Wohnungen, auch der- 
jenigen in den — Mietskaſernen hat das feinen 
Einuh ehabt. Alfo der Notftand, wie er von mir im 
vorigen Fahre bezüglich diefer Beamtenfategorie gefchildert 
worden ift, bejteht vor wie nach fort, und es ift hohe 
Beit, daß hier ſeitens der Staatsregierung eingegriffen wird. 

Ein Mittel befteht ja darin, daß möglichit viele 
Beamten» und Arbeiterwohnungen feitens der Staats- 
bahnverwaltung bergeftellt und zu angemefjenen Preifen 
vermietet werden. Huch mögen die gemeinnügigen Baus 
vereine das eine oder andere Linderungsmittel abgeben 
können, aber dieje können die Wohnungen ſchon an und 
für ſich nicht fo billig hergeben, wie das die Staats- 
eifenbahnvertwaltung re ihrer eigenen Bauten tun 
fann, unb immer bleibt noch für eine ſehr große Zahl 
der Beamten nur der eine Weg offen, dab fie in Privat- 
Beten Wohnungen mieten müſſen, die fie nur zu teuren 
reifen befommen können, 

Nun ift aber aud den Beamten dadurch zu helfen 
verfucht worden, daß fie Stellenzulagen oder Teurungs- 
ulagen bekommen, aber das Schlimme ift, daß dieſe, 
Bobo die Beamten die höchſte Stufe des Gehalts 
erreichen, nicht mehr gewährt werden; und meift jchon 
einige Stufen vorher — ich glaube, in der drittletzten 
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Stufe — wird den Beamten die Teurungszulage wieder 
entzogen, ſodaß fie, wenn fie in diefe Stufen einrüden, 
tatfä * irgend welchen Vorteil nicht mehr haben, weil 
ihnen — die bisher —— Zulage entzogen 
wird. Auch dieſe Teurungszulagen ftehen in keinem 
richtigen Verhältniſſe mehr zu der tatjächlichen ——— 
der Wohnungen, die in den Städten eingetreten iſt, un 
ich glaube, es wird nichts anderes übrig bleiben, als 
entweder den Wohnungszuſchuß oder das ganze Gehalt 
jener Beamten in den teuren Städten anders zu 
normieren und entſprechend zu erhöhen. 

Meine Herren, außer diefen Beamten möchte ich 
noch auf eine andere Sategorie von Beamten fommen 
und auf eine Stellenvermehrung, die in dem diesjährigen 
Etat vorgefehen ift; das betrifft die 304 neuen Gteller 
für Eifenbahnjefretäre. Es ift in der Budgetkommiſſien 
erflärt worden, dieje Stellen follten alle für die Bureau: 
diätare erfter Klaſſe referviert werden. Meine Herren, 
wenn das gejchieht, dann würde ein großer Teil der 
Betriebsfekretäre, die auf diefe Stellen gehofft hatten, 
zurüdgejegt fein, weil fie ein höheres Dienftalter haben 
als die betreffenden Bureaudiätare, Es würden, wenn 
210 Stellen lediglih mit Bureaudiätaren erfter Klaſſe 
bejest würden, die Burenudiätare mit einem Anwärter: 
bienitalter bis 1. Oktober 1895 zu Giienbahnfefretären 
ernannt werden, und dann würden die zur no 
vorhandenen 119 Betriebsjefretäre mit einem Anwärter: 
dienftalter vom 1. April 1894 von der Beförderung aus- 

eſchloſſen ſein. Es würden dann 290 Diätare im 
ebensalter von 28 bis 34 Jahren mit einer etwa 
12jährigen Dienftzeit 290 Betriebsfefretäre im Lebens- 
alter von 34 bis 54 Jahren mit 15 bis 38 Dienftjahren 
und mit bis zu 2 Jahren höherem Anwärterdienjtalter 
überholen. eine Herren, daß das eine Härte für bie 
Betriebsfekretäre ift, bedarf wohl feiner weiteren Er— 
örterung. 

Der Herr Regierungstommiffar hat in der Kom— 
miffton erklärt, die Betriebsfekretäre könnten ſich nicht 
beichweren, weil in der legten Zeit durch die Schaffung 
vieler neuen Stellen von Eifenbahnfefretären ihre Lage 
fi) überhaupt beſonders gebeffert habe. Ya, meine 

erren, aber für den Reſt dieſer Eifenbahnbetrieb®- 
efretäre, die jet noch übrig geblieben find, ift doch die 
— tatſächlich nicht eingetreten, und an der 
Verbeſſerung würden auch nicht nur die Betriebsſekretäre 
—— haben, ſondern auch die Bureaudiätare, 
weil auch für diefe die neuen Stellen mitgefchaffen waren. 
ch meine, es wäre das Richtige, wenn in diefer 
Beziehung die Verleihung der neuen Stellen/nac den 
biößerigen Grundfägen vorgenommen würde, daß bie 
neuen Stellen wie bisher unter beide Slategorien von 
Beamten verteilt werben, und daß wejentlich das höhere 
Dienftalter maßgebend bleibt. 39 bitte den Herrn 
Minifter, diefen Punkt einer nochmaligen genauen Prüfung 
zu unterziehen und fi dabei von ber wohlmwollenden 
und richtigen Erwägung leiten zu laffen, daß vor allen 
Dingen für die Beförderung eines Staatsbeamten das 
höhere Dienftalter maßgebend ift. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Der Herr Regierungs- 
fommifjar hat das Wort. 


Wehrmann, Minifterialdireftor, Regierungstom- 
miffar: Die Befchtwerden der Betriebsjefretäre haben ja 
das Hohe Haus wiederholt bejchäftigt, und es ift in der 
Tat nicht leicht, hier bei diefem Punkte eine befriedigende 
Enticheidung zu treffen. Die Wünſche der Betriebs: 
jefretäre hängen zufammen mit den großen Veränderungen, 
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[Cifenbahn-Etat] 


(Wehrmann, Minifterialdirektor] 

welche die Neorganifation der Staatsbahnverwaltung vom 
Sabre 1895 auch für die Bureaubenmten mit fich brachte. 
Während früher die Betriebsfetretäre einen Durchgang 
bildeten für die Eifenbahnfefretärftellen, hörte die mit 
ber Reorganifation auf, und es wurden die Anwärter 
für die Eifenbahnjetretäre nunmehr, wie bei den übrigen 
Dienftzweigen des Staates, direkt aus den Bureau- 
diätaren entnommen. ugleih wurbe die Zahl ber 
Eifenbahniekretäritellen jehr weſentlich, damals über 
50 % = 700 Stellen, vermehrt. Dabei änderte fich die 
Ausficht der Betriebsfekretäre, in Eifenbahnjekretäritellen 
zu rüden, die vorher jehr gering war, weſentlich Während 
früher auf 6000 Betriebsjefretäritellen ungefähr nur 
1300 Eifenbahnfetretärftellen famen, hat die Vermehrun 
der Eijenbahnfefretärftellen jeitdem ganz BEE 
zugenommen. Wir find in bdiefem Gtatsjahr auf 
4164 Stellen angetommen, aljo auf mehr als das Drei» 
fache der Zeit vor ber Reorganifation. Dabei hatten 
natürlich die Betriebsjekretäre den Wunſch, auch von 





diefen neuen Ausfichten zu profitieren und eine 
Reihe von älteren Beamten, die früher nicht daran 
gedaht hatten, das Gijenbahnjefretäreramen zu 


machen, meldeten jich nun dazu. Gie machten aber 
ugleich geltend, daß es den älteren Beamten jehr ſchwer 
h en muͤſſe, das Eifenbahnfetretäreramen jo zu te 
wie die jüngeren Leute. Mit Rüdficht auf biefe Wünjche 
und namentlih unter Beadhtung der Wünfche, die aus 
dem Hohen Haufe bier geäußert wurben, verfügte ber 
Herr — daß dieſen älteren Beamten ein erleichtertes 
Eramen abgenommen würde, Außerdem wurde verfügt, 
daß das Eramen zum Eifenbahnfefretär nunmehr binnen 
Jahresfriſt nad der Organijation von den Betriebd- 
jefetären nachträglich abgelegt jein müßte. Auf dieſe 
Weiſe kamen jehr viele Beamte zur Ablegung des Eijen- 
bahnjefretäreramens; es find im ganzen beinahe 3000 Be- 
triebsjetretäre, welde das Eifenbahnjekretäreramen be- 
ftanden haben. Dieſe Betriebsjekretäre find faft durch. 
gängig Bordermänner der Bureaubiätare geworden, auch 
derjenigen Bureaubiätare, welde vor der Organifation 
bereit3 das Eramen abgelegt hatten und die nach der 
damaligen Einrichtung auf das regelmäßige Einrüden in 
die Ei nbahnfefretärktellen rechnen durften. Sie wurden 
nun Hintermänner ber Betriebsfekretäre, welche jehr viel 
älter den Lebensjahren nad waren und früher das 
Betriebsjekretäreramen abgelegt hatten. Wenn alle dieſe 
Bordermänner nun ben Bureaubiätaren vorgehen follten, 
fo kamen troß der Eolofjalen Bermehrung der Eijenbahn- 
fefretäre die Burenudiätare der Jahre 1894/95 immer 
noch nicht heran. Früher machte ſich diefe Härte nicht 
eltend, weil die Bureaubiätare nocd ein verhältnismäßig 
junges Anwärterdienftalter hatten. Als fie aber nun 
ME 7 bis 8 Fahren hinter dem Anwärterdienftalter 
noch feine Anftellung fanden, mußte man anerkennen, 
daß ihre Wünjche Befriedigung forderten. So ift nun 
fhon vor mehreren Jahren verfügt worden, daß bie 
Burenubiätare einen Teil der Stellen bekommen jollten 
ohne Rückſicht auf ihr geringeres Dienftalter, und in 
diefem Etat wird in einem Zufag zu dem Etat vorge» 
ſchlagen, die Stellen ausſchließlich den Bureaubiätaren zu 
geben. Ohne eine ſolche Befriedigung des Notitandes, 
wie er bei den Bureaubdiätaren vorliegt, würde es nicht 
erechtfertigt gewejen fein, folche neue Etatäftellen über- 
kat einzufeßen; denn wir jind mit unjeren tat» 
ellen jchon über das wirkliche Bedürfnis der Ber- 
waltung binausgefommen. Das crgibt fih aus zwei 
Umftänden. Wir haben jetzt bei den Bureaubeamtenftellen 
95,7 % etatsmäßige Beamte, während nad dem Normale 


nur 80% etatömäßig fein und 20% für die Diätare vor- 
behalten bleiben jollen. Wir haben aber außerdem be- 
reitd 580 Eifenbahnfefretäre und Anwärter für Eifen- 
bahnjefretäre, und zwar 108 Eifenbahnfekretäre und 472 
Anwärter, die nit ala Eiſenbahnſekretäre beichäftigt 
werden können, ſondern die mit Arbeiten von geringerer 
Bedeutung vorlieb nehmen müſſen. Das ift fein nor- 
maler Zuftand, Wenn trogdem die Verwaltung fich 
entichließt, noch mehr Eifenbahnfekretärjtellen zu ſchaffen, 
& geichieht das nur, um dem Notitand bei den Bureau- 
iätaren abzuhelfen. Es würde aljo nicht berechtigt fein, 
wenn bie Betriebsjefretäre darauf Anſpruch erheben 
wollten. 

Die Betriebsfefretäre leiden unter dem Umftanb, 
daß ihre Anftellung als Eifenbahnfetretäre fich verzögert, 
verhältnismäßig wenig. Sie find etatsmäßige Beamte, 
befommen den Wohnungsgeldzufhuß und ſtehen fich, 
weil fie früh in Betriebsjekretäritellen gelangt find, 
wejentlich befjer als die Bureaudiätare, mit denen fie 
fonfurrieren und bie bis zur Unftellung als Eijenbahn- 
fefretäre nicht höher kommen können als bi8 1800 M 
ohne Wohnungsgeldzufhuß. Ihre Unftellung verzögert 
fi außerdem nur verhältnismäßig wenig, denn da nur 
343 Betriebsfefretäre mit der Anwartfchaft zum Eifen- 
bahnjekretär übrig find, jo ift mit Sicherheit anzunehmen, 
daß im Laufe des Etatsjahres 1905 die berechtigten Be— 
triebsfefretäre alle zur Anitellung kommen werben. Gie 
erleiden aljo nur in dem Aufftieg in die höhere Gehalts» 
ftufe einen Aufſchub von 3, höchſtens 6 Fahren, und 
dabei kommt ihnen ja zu gute, daß fie nicht unten bei 
dem Eijenbahnjetretärgehalt anfangen, fondern daß fie 
mit ihrem bisherigen, meijt mit dem Marimalgehalt als 
Betriebsfefretäre in die Eijenbahnjekretärftellen überge- 
führt werden. 


Präfident v. Hröcher: 
geordnete Goldſchmidt. 


Goldſchmidt, Abgeordneter: Meine Herren, in 
dem Reigen warmherziger Fürſprecher für die Aufbeſſe— 
rung ber Gehaltöverhältniffe unferer unteren Beamten» 
Elafen möchte ich mich annehmen der Schaffner und 
Bremijer. 

Mir ift wohl bekannt, daß für diefe das Anfangs- 
gehalt jeit dem Jahre 1890, wo es 700 4 betrug, zwei— 
mal um je 100 AM erhöht worben ift, ſodaß es num 
900 A. beträgt. Aber, meine Herren, man bat für dieſe 
Erhöhung des Anfangsgehalts auf 900 M die * des 
Aufrückens zum Höchſtgehalt von 18 auf 21 Jahre vers 
längert und auf diefe Weife die Beflerung durch eine 
Berböferung zum Teil wirkungslos gemadt. Denn jehr 
viele diefer Beamten kommen erſt mit 30 Jahren zur 
Anftellung und haben dann nicht allzu lange Gelegen- 
heit, nad) 21 Yahren Dienft fich des pt zu 
erfreuen — der Dienft ift dafür doch auch aufreibend —, 
fodaß gar mande bei einem Wlter von 50 und mehr 

ahren fchon daran denken müffen, fich penfionieren zu 
affen, da fie e8 länger nicht aushalten. 

Meine Herren, diefen Beamten wird aud ein Woh- 
nungagelbaujchui gewährt, was als eine Berbefjerung 
ihrer Lage angejehen werden darf. Uber, meine Herren 
diefer Wohnungsgeldzufchuß nimmt keinerlei Rüdficht au 
die dauernd wacjenden Mietspreife und die dauernde 
Erſchwerung, eine paffende Wohnung zu finden. Meine 
Herren, wir ya aber doch * mit vollem Recht 
großes Gewicht darauf, daß EI ns Beamten in leidlich 
uten Wohnungsverhältnifjen fich befinden, und die König— 
iche Staatsregierung ſorgt ihrerjeits ja auch injoweit, 
als fie felber Beamtenmwohnungen errichtet. Aber das, 
was da gejchieht, veicht bei weitem nicht — für alle 


Das Wort hat der Ab— 
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[Goldfchmidt, Abgeordneter] 

diefe Beamten paffende Wohnungen zu jchaffen, und fo 
find diefe zum größeren Teil darauf angewiejen, Woh- 
nungen re mieten zu Preifen, die nicht mehr im Ein» 


ns ftehen mit ihren beficheidenen Eintommensverhält- 
niffen. 

Meine Herren, ich möchte mit unjeren in Bergleid) 
ftellen die Einkommensverhältniffe der Bremjer und 


Schaffner in anderen Staaten Deutſchlands. Es beträgt 
ar das Anfangsgehalt der Schaffner und Bremfer in 

aden 900 AM, wie bei ung, es fteigt aber bis 1450 M, 
überfteigt aljo das Marimalgehalt in Breußen um 250 M. 
Dann wird dies in Baden ſchon nach 15 Jahren erreicht, 
und es kommt Hinzu ein Wohnungsgeld von 400 A. 
Die Schaffner und Bremfer in Heſ * erhalten 1200 
bis 1500 AM. 


(Buruf vom Regierungstiic.) 


— Jetzt nicht mehr — wird mir eben vom Regierungstiich 
durch Zuruf bemerkt. Da werden diefe Beamten in 
Heſſen mit der PVerfchmelzung ihrer Bahnen mit ber 
preußiichen nicht jehr zufrieden Pi wenn bie Bereinigung 
der beiden Bahnen für fie eine Verminderung des Ein- 
fommens zur Folge hätte. In Preußen beträgt das 
Gehalt 900 bis 1200 A und das Höchftgehalt wird in 
21 Jahren erreicht; das Wohnungsgeld beträgt nur 
180 AM und dazu eine Stellenzulage von 60 M. 

Aus diefer Nebeneinanderftelung werden Sie er- 
kennen fönnen, daß die Bremfer und Schaffner der 
preußifchen Staatsbahnen ung: geftellt ſind als 
auf den badiſchen, und daß fte ungünftiger geftellt find 
als früher die Bremfer und Schaffner auf der heſſiſchen 
Bahn. —* gehe wohl nicht fehl, wenn ich von dem 
Herrn Miniſter erwarte, daß er ſich die Sache anſehen 
wird, um zu überlegen, ob es möglich iſt, dieſer Beamten- 
klaſſe eine Aufbeſſerung zu teil werden zu laſſen. 

Ich wende mich nun zu den Berhältniffen der 
Arbeiter in den Cifenbadnwerkftätten. Es läge 
nabe, zunäcdjt ein gutes Wort a rg für die Werf- 
führer in den Werfjtätten. yr es hoffe ich, daß wir 
diefe Frage etwas gründlicher behandeln können, wenn 
die Petition, die von den Werfführern vorliegt, zur Be- 
ratung geftellt wird. 

Sunächft ift e8 eine angenehme Pflicht für mich, dem 
Herrn Minifter meinen anfrichtigen Dank auszufpredhen 
für die freundliche Gewährung einer ihm von mir pers 
fönlich vorgetragenen Bitte, den Werkitattarbeitern in 
Berlin » Rummelsburg die Freifahrtfarten von ihren 
Wohnplägen Berlin, Friedrichsberg, Rirdorf und Tempelhof 
nach Rummelsburg zur Werkftatt au belaffen, wenigſtens 
folange, bis es den Arbeitern möglich ift, ihr Wohnungs- 
bedürfnis in der Nähe der Werfftatt zu befriedigen. 
Letzteres ift auf abjehbare Zeit nicht möglich, und bie 
Arbeiter wohnen daher in den von mir genannten Orten, 
jelbft in Berlin, heute noch billiger als in der Nähe der 
Werfitatt, wo ein großer ohnungsmangel ift, und jehen 
es daher jelbitverftändlich ehr gern, in ihren Wohnungen 
verbleiben zu können. Aber das würde nicht gehen, 
wenn fie für die Eifenbahnfahrt nad) Rummelsburg zu 
bezahlen hätten, Der Herr Minifter war jo freundlich, 
mir zuzufagen, dab die zum 31. März ablaufenden Fahr: 
karten bis auf weiteres bejtehen bleiben jollen. 

m —— Jahre habe ich mich ſehr eingehend der 
Eiſenbahnwerkſtättenarbeiter angenommen, und da habe 
ich beſonders zu klagen gehabt über viele Entlaſſungen 
und das Einlegen von ganzen oder halben Feiertagen. 
Das wurde vom Herrn Miniſter v. Thielen damit vers 
teidigt, daß ber Eintritt der Kriſe es jelbftverftändlich er- 
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fcheinen laffe, daß fo und fo viele Arbeiter überflüffig 
wären, Dieſe wären nun zur Entlaffung gefommen, 
bzw. man hätte, um das zu vermeiden, bie ganzen oder 
halben Feiertage eingelegt. Ich freue mich heute kon— 
ſtatieren zu koͤnnen, daß inzwiſchen Klagen dieſer Art 
weder an mich gekommen, noch ſonſt in der Preſſe ver— 
ig worden find, fomweit ich das habe überjehen 
nnen. 

Ach führe diefe mohltätige Anderung zurüd auf den 
Eintritt des neuen Herm Eifenbahnminifters in fein 
Amt, der gewiß jelber erkannt bat, daß es für Die 
preußifche Staatsverwaltung doch ſchließlich nicht darauf 
ankommen fann, die Arbeiter weiter zu beichäftigen, 
wenn auch nicht mit Arbeiten, die dringend notwendi 
—* ſondern mit Arbeiten, die voraus zu machen mögli 
ind, um fie nachher zu erjparen, wenn die Arbeit wieder 
mehr drängt. 

Meine Herren, die Lohnverhältnifje in den Wert: 
ftätten haben doch ſehr unter ber Krije gelitten. Es 
aben die Werkitättenvorarbeiter nad der uns vorgelegten 

berficht über die Ergebniffe des Betriebes der vereinigten 
Preußiſchen und Hefftihen Staatseifenbahn im Rechnungs: 
jahre 1901 verdient im Yahre 1895: 406 M Es ift 
diefer Sag allmählich bis zum Jahre 1901 gefteigert 
worden bis auf 4,85 M — das ift aljo in 6 Fahren 
eine Verbeiferung von 19 # pro Tag, eine, wie ich 
glaube, ſehr beicheidene Verbeſſerung. Dann haben 
die Werfftättenhandwerfer im Tagelohn verdient im 

ahre 1895: 2,99 A, und fie find heraufgeftiegen im 

hre 1901 auf 3,50 M Aber im Stüdlohn zeigt fi 
die Wirkung der ungünftigeren Verhältniſſe; da find die 
Löhne gefallen; denn im Jahre 1900 betrug der durch— 
ſchnittliche Verdienft im Stüdlohn für bie Gperffätten. 
bandwerfer 4,20 A, im Jahre 1901 nur 4,12 MA, ſodaß 
bier das tägliche Einfommen der Werkftättenhandwerter 
im Stüdlohn fih um 8 # vermindert hat. Für eine 
Arbeiterfamilie macht ein täglicher Lohnausfall von nur 
8 # immerhin jchon GErheblihes aus. Ja ſchon im 
Jahre '1898 wurde ein Durdichnittslohn von 4,10 M 
erzielt. Er ift aljo faft auf diefen Sat im Jahre 1901 
wieder zurüdgegangen. 

Sehr viel ungünftiger aber liegen die Berhältnifie 
noch für die handwerksmäßig ausgebildeten Werfftätten- 
arbeiter. Diefe haben im —* 1895 nad) der Druck⸗ 
fahe Nr 7 auf Seite 201 — wenn die Herren das 
nachſehen wollen — verdient 2,44 AM, im fahre 1901 
aber nur 2,35 AM, ſodaß in diefen 6 Jahren der Durd- 
ſchnittsverdienſt diefer Arbeiterfategorie ziemlich erheblich 
zurüdgegangen ift. Im GStüdlohn ift dann wieder 
etwas herausgeholt worden. Da ift das Einfommen von 
1895 mit 3,49 A geftiegen auf 3,66 M im Jahre 1901. 

Meine Da die Arbeiter beklagen ſich insbefondere 
darüber, daß fie in der Megel nur eingeftellt werben mit 
dem Durchichnittslohnfag von 2,20 MA, und daß fie in 
Akkord darüber hinaus — 50 % zuverdienen bürfen. 
Es find das im ganzen 4,30. M Ein fo beſcheidenes Ein- 
fommen gewährt keineswegs ausreichende Mittel zur Be 
98 auch nur der dringend notwendigften Lebens- 

en. 


Meine Herren, bie Droge, ob es möglich jei, die 
Arbeiterverhältnifie aufn —— läßt ſich am beſten be— 
antworten mit einer Berechnung der in den preußiſchen 
Eiſenbahnbetrieben angelegten Kapitalien und deren Ber- 
zinfung. Wir hatten 1895 eine Berzinfung des Anlage 
fapitalö von 6,76 %; wir haben dieſe Verzinſung fteigern 
fönnen bis 1899 auf 7,88% Selbitverftändlich Bängt bie 
Höhe diefer Verzinfung ab von der wirtichaftlidhen Kon— 
junftur; die ift jchledhter geworben, und damit hat 1a 
auch das Ergebnis wieder um etwas vermindert; aber 
wir ftehen doc in dem Erträgnis unferer Bahnanlagen 
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erheblich günftiger als die übrigen Staatsbahnen Deutich- 
lands, o erzielte die ſächſiſche Staatseilenbahn 1897 
4,6 %, die badijche 4,7 %, die württembergijche 3,4 %, bie 
bayriihe 4,6 %, ſodaß alfo die preußijche zum Teil fajt 
das Doppelte an Verzinfung erreichte. Nun kommt aber 
noch hinzu, daß in Preußen die fämtlichen Anlagekoften 
ohne irgendwelche Abjchreibungen in Rechnung geitellt find, 
fodaß der Überfhuß in Wirklichkeit ein noch größerer ift; 
denn in jedem kaufmänniſchen Betrieb muß von den Ans 
ſchaffungskoſten abgejchrieben werben. 

Meine Herren, ich glaube aljo, daß es jehr wohl 
möglich fein wird, ohne unſere Staatöfinanzen in Gefahr 
zu bringen, nad und nad, eine Aufbefjerung der Ein- 
fommensverhältniffe auch der Werkftattarbeiter herbeizu- 
führen. Nun wird mir aber aus einer Werkſtatt Salbte bei 
Magdeburg mitgeteilt, daß dort im legten Winter Lohn— 
fürzungen vorgefommen feien. Dieje betreffenden ins— 
befondere die bisherigen Lohnfäge für die Unterfuhung 
eines Eifenbahnwagenuntergeftells, wofür die Arbeiter 
früher eine Paufchjumme von 8 AM befamen, wenn fie nur 
alle Stüde, die zu unterfuchen waren, unterjuchten, fie los» 
nahmen und wieder anjchraubten und wenn weiter fonjt 
nicht8 daran zu ändern war. Jebt wird das anders ge- 
bandhabt; jett werben die einzelnen Stüde befonders be» 
zahlt, und die Arbeiter glauben dadurd; geichädigt zu fein. 

Sehr intereffant m es, daß der —28 mir 
auch eine Mitteilung macht über das Eingreifen der von 
dem Miniſter —— Kommiſſion zur Unterſuchung 
der Arbeiterverhältniſſe. Dieſer Brief # durchaus günftig 
für die Einrichtung, die der Herr Minifter getroffen hat, 
günftiger als ich fie geftern beurteilte nad) anderen mir 
ugegangenen Mitteilungen; denn es heißt in dieſem 

rief: „daß am 8. Januar ein Herr vom Minifterium 
da geweien jei, um zunächſt die Wohlfahrtseinrichtungen 
anzufehen, und daß dieſer jehr ——— verlangt habe, 
dab der Chef der Werkftatt auch den Arbeiteraus— 
ihuß rufen laffe, damit der Herr Vertreter des Minifters 
auch mit dem Arbeiterausfhuß Rüdiprache nehmen könnte.” 
Und nun wird weiter ausgeführt: „daß wohl anzunehmen 
fei, der Herr Minifter müfje von diejen Lohnabzügen 
Kenntnis befoinmen haben, um diefe unterfuchen zu laſſen.“ 
Meine Herren, das wird allerdings eine faljche Annahme 
fein; der Herr Minifter will ja grundfäglid alle diefe 
Verhältnifje unterfuchen laſſen, gleichviel, ob ihm Mit- 
—— ugehen oder nicht. 

n de diefer Arbeiter, der mir das jchreibt, einen 
fehr guten Eindrud von dem Herrn Regierungstommifjar 
befommen; denn er jagt: er hätte e8 ihm an ben Augen 
abgeleien, daß er das Gefühl gehabt habe, hier gejchehe 
ben Arbeitern Unrecht, und der Kommiſſar habe fich auch 
fehr bemüht, dieſes Unrecht zu erforfchen; aber der 
Arbeiterausjhuß fei nicht mutig genug geweſen, bie wirk— 
lichen Berhältniffe dem Herrn Regierungstommiffar zu 
fchildern, und jo Habe diejer ſchließlich wieder abziehen 
müſſen, ohne das zu erfahren, was zu wiſſen für die 
Königlihe Staatsregierung dringend notwendig und 
wäünjchenswert geivejen wäre, 

eine Herren, dad Mitgeteilte wird für die Herren 
Regierungstommifjare, die "le Unterjfuchungen vor« 
nehmen, vielleicht eine Anregung fein können, daß fie ſich 
nicht fo leicht abweiſen lafjen, daß fie — damit würbe 
ficherlich viel erreicht werden können — bie Arbeiter in 
einem Augenblid fragen, wo ein Vorgejegter nicht daneben 
fteht; denn jonft werden die Arbeiter immer fürchten, 
daß ihnen aus Mitteilungen Unannehmlickeiten entftehen 
fönnen. Meine Herren, wir haben das ja in den Privat: 
betrieben mit den Fabrikinfpektoren fo. Dort kommen 
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die Arbeiter zu ben Fabrikinſpektoren und machen ihnen 
Mitteilungen. Der Fabrikinjpektor nennt jelbftverftändlich 
dem Arbeitgeber nicht den Namen desjenigen, der ihm 
die Mitteilungen gemacht hat, jondern unterfucht fie einfach. 
Findet er, daß fe unrichtig dargeftellt find, dann weiß 
er, daß er von einem folden Manne Mitteilungen nur 
mit Vorſicht aufnehmen kann. Aber in der Regel ftellt 
fich doch heraus, daß die angegebenen Berhältniffe fo find, 
wie fie gefchildert wurden, und dann ift der Fabrik: 
infpeftor in der Lage, Abhülfe zu jchaffen. So eine Art 
Fabrikinſpektor müßte nun auch der Regierungskommiſſar 
jein, ber nicht bloß im Beifein der Vorgefegten, ſondern, 
wo es fich nur machen läßt, auch mit den Arbeitern oder 
ihren Vertretern, den Arbeiterausfhüffen, über die Ver- 
bältnifje fich unterrichtet, und dann unterſucht und feit- 
ftellt, was Richtiges daran ift. 

Meine Herren, es wurde mir früher einmal von dem 
Deren Eifenbahnminifter v. Thielen auf meine Beſchwerde 
über Arbeiterverhältniffe in den Werkſtätten gefagt: Ihren 
Befchwerden entgegen fteht doch die Tatfache, daß wir ein 

roßes Angebot von Arbeitern für den Werkftättenbetrieb 
— und daß ſich eigentlich die Arbeit ſo vererbt von 
dem Vater auf den Sohn und das Enkelkind, daß ganze 
Hamiliengenerationen in den Werkftätten arbeiten. Meine 

ren, zweifellos trifft das zu einem Teile zu; bie 
luftuation ijt aber doc) eine viel größere ala es nad 
diefem Einwand den Anschein haben könnte. Meine Herren, 
es find aus dem Eifenbahndienfte in den Jahren 1897 
und 1898 wieder ausgetreten etwa 55 000, im = 1899 
zirka 60000. Das bedeutet gegenüber der Gejamtzahl 
von über 220000 Arbeitern und Hülfsbeamten im 
Jahre 1897 26 %, im Jahre 1898 24% und im Jahre 1899 
20'/,%. Meine Herren, das ift doch ein ziemlich erheb- 
licher Wechjel, der ſich wohl erheblich einfchränfen liche, 
wenn die Eifenbahnverwaltung die berechtigten Wünſche 
der Arbeiter zu erfüllen IE emühen möchte. 

Meine Herren, Wünfche haben die Arbeiter auch in 
bezug auf die Penſionskaſſen. Man fagt allerdings, 
—8 da nicht viel zu machen ſei, weil die Höhe der 
Penſionen beruhe auf einem einfachen Rechenerempel: 
jo und fo viel komme ein, und dafür könne nur fo und 
jo viel gegeben werden. Der Herr Minifter wird viel- 
leicht jo gut fein, ſich einmal die Benfionskaffenverhälts 
niffe, die dauernd Gegenftand der Klage der Werkftätten- 
arbeiter find, genauer anzufehen. ’ glaube, er würde 
doc) dabei dazu kommen können, daß man bie Penfionen 
etwas aufzubejjern ſehr wohl in der Lage wäre, 

Meine Herren, im Etat ftehen eine ganze Reihe von 
Summen eingeftellt: „zu außerordentlicher Nemunerierung 
und ERBEN für die verfchiedenen unteren Beamtens 
klaſſen“, „Remunerationen und Ulnterftügungen für 
techniſche und mittlere Beamte”, „außerordentliche 
Unterftügung für höhere und mittlere Beamte”, „Unter 
ftügung für ausgeſchiedene Beamte, jowie zur Unter— 
ftügung für Sinterbliebene von Beamten”, zuſammen 
eine Re von ungefähr 4 Millionen Marl, Es 
kommen in Betracht ungefähr 200000 Berfonen. Für 
bie mehr als 150000 Arbeiter der Werkjtätten aber 
beiteht nur ein Unterftügungsfonds nach dem Etat von 
881000 M Es bekommen aljo die anderen im Vers 
hältnis viermal jo viel wie die Arbeiter. Nun will ich 
damit nicht fagen, daß es den Beamten zu mißgönnen fei; 
nein, meine Herren, ich bin überzeugt, dem Herrn Minifter 
werden dieſe Fonds in der Regel gar nicht ausreichen, es 
werben viel größere Anſprüche an diefelben geftellt werden. 
Über, meine Herren, auch unter den Arbeitern befinden 
fi) doc) infolge von Unglüdsfällen in der Familie oder 
infolge vieler Kinder, die ja bei ſchlecht bezahlten Leuten 
immer recht zahlreich find, Infelee von Krankheiten, Sterbe- 
fällen ufw oft fo traurige Verhältniffe, dag man helfend 
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eingreifen muß. ch habe mir ſelbſt diefer Tage erlaubt, 
dem Herrn Minifter einen folhen Fall vorzutragen und 
hoffe ja aud, daß dem armen Manne geholfen wird. 
Diefer Fonds müßte meines Dafürhaltens erhöht werden. 

Meine Herren, ih bin für diesmal beicheidener in 
meinen Wünjhen, als ich es in den früheren Jahren war, 
weil ich dem Herrn Eifenbahnminifter die von ihm ge- 
wünfchte Schonzeit jehr gern geftatte; ich weiß, er muß 
fich erft einarbeiten, er muß erſt den großen Überblid 
über das gewaltige ihm unterftellte Gebiet gewinnen 
fönnen, und ich will ihm gern fagen: ich habe in bezug 
auf diefe Dinge volles Vertrauen zu ihm; ich bin über- 
zeugt, daß das, was er uns in bielen Tagen gejagt hat, 
er wolle fich bemühen, nad) diefer Richtung hin das Beite 
u erreihen —, daß er uns diefes Wort halten wird, 

würde dies für einen großen Segen halten. Ich bin 
überzeugt, daß dann eine größere Zufriedenheit, eine 
größere Stetigfeit in diefe untere Beamten» und Arbeiter 
Kaffe hineinkommt, und daß kann aud nur liegen im 
Interefje des Betriebes; denn der Betrieb wird geſchädigt, 
wenn nad außen hin lagen fommen und man Ha davon 
überzeugen muß, daß viel — und Richtiges an ihnen 
iſt. Gewiß, bie Klagen ſelbſt werben ja nie ganz auf— 
hören; aber es kommt doch darauf an, fie fo zu berüd- 
fichtigen, daß wenigftens nicht berechtigte, jchreiende lagen 
vorgetragen werden können. 

Darum bitte ih den Herrn Minifter, fi auch ber 
unteren Beamten und ber Wrbeiter nad Möglichkeit 
freundlichft annehmen zu wollen. 








Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Daub. 


Daub, Abgeordneter: Meine Herren, bei dem Gtat 
des Minifteriums des Innern ift in den legten Jahren 
wiederholt darauf hingewiejen worden, wie außerordentlich 
wichtig ed wäre, daß bie vo Landräte länger in 
ihrer Stellung blieben und daß fie dieje nicht als eine 
Durchgangsſtation benugten, jondern mit Land und 
Leuten verwüchien, um recht jegensreich zu wirken, Der 
Abgeordnete Yürgenjen bat neulich denſelben Gedanken 
ausgeführt bezüglich der Amtsrichter, hauptjächlich derer, 
die auf dem Lande wohnen. Meine Herren, für Die 
lofalen Inſtanzen der Eifenbahnverwaltung, die ſo— 
genannten Inſpektionen, gilt dasjelbe; die nfpektiond- 
vorjtände müſſen auch erjt längere Seit mit ihren Ver— 
hältnifjen bekannt jein, wenn fie ſegensreich wirken 
wollen. So 3. B. muß ein Betriebsin}peftor, wenn er 
in feine Stelle fommt, zuerft feine ganze Strede, jeine 
Stationen, feine Stationgbeamten, die Weicheniteller, das 
Zugperfonal, die Bahnmeifter, Bahnwärter uſw fennen 
ernen. muß aber auch mit der Induſtrie, Land— 
wirtſchaft, Handel und Gewerbe in feinem Bezirk ſich 
bekannt machen; er muß die Anſchlußgleisbeſitzer kennen 
lernen und —* mit den Behörden, Regierung, Landrat, 
Bürgermeifter ufw in perjönliche Beziehungen treten. 
Erft wenn er all das fennen gelernt und dieſe Be— 
giebungen angefnüpft hat, fit er feft im Sattel und 
ann jegensreih wirken. Dann wird er aber aud 
Befriedigung finden, jelbftändig ftehen und auch den vor— 
ejegten Behörden gegenüber eine fichere Stellung haben. 

8 liegt daher ein großes bienftliches Intereſſe vor, 
diefe Herren möglichſt lange in ihrer Stelle zu erhalten, 
die Berufsfreudigkfeit zu fördern und vor allen Dingen 
dem Bejtreben, diefe Stelle nur als Durdgang zu 
benugen, tunlichft entgegenzutreten. 
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Auf dem Verwaltungswege kann dabei fon manches 
geichehen. Wenn die Herren Mitglieder der Eifenbahn- 
direftionen fich ftetS bewußt find, daß die Inſpektions- 
vorftände dazu berufen find, ihre Verfügungen in die 
Wirklichkeit zu überjegen und daß die Dinge im Raume 
fih oft hart ftoßen, wenn fie bedenken, daß dieſe Herren 
teilweife im Dienft ergraut find, daß fie vielfadh eine 
große Lebenserfahrung und eine große Erfahrung im 

ifenbahnweien haben, wenn fie ferner bedenken, daß Die 
njpeftionsvorftände namentlidy in großen Städten und 
nduftrierevieren ſehr belaftet find und eine ſchwere 
rantwortung zu tragen haben, werben fie geneigt jein, 
ben Tadel und die Vorwürfe, die * gelegentlich dienft- 
liher Berjehen, jei es fchriftlich, jei es mündlich, aus— 
ipreden müfjen, auf das unbedingt nötige Maß ein 
zufchränfen, und fie werden nad) Möglichkeit wohlwollen) 
gegen die Herren verfahren. Auf diefe Weife kann bie 
erufsfreudigfeit gefördert und dem Beftreben, bald 
weiter zu kommen, entgegengetreten werben. 
babe num Ir einige weitere Wünſche, die das 
felbe Ziel verfolgen, und dazu möchte ich mir die Unter» 


ftügung des Herm Minifters erbitten. Es handelt ſich 
zunächſt um die Herren Borftände der Maſchineninſpek- 
tionen. Diejfe Herren hatten bis 1894 eine Dienft- 


wohnung; von da an wurde aber die Notwendigkeit nicht 
mehr anerfannt; fie mußten fich eine Wohnung mieten, 
oder die Dienjtwohnung wurde ihnen ald Mietwohnung 
vermietet, und jie mußten den ortsüblihen Mietspreis 
dafür zahlen. Die Differenz aber zwilchen dem orts— 
üblichen Mietspreis und dem Wohnungsgeldzufchuß, den 
z. B. die Betriebsinfpektoren als Anſpruch auf Dienft- 
wohnung zu bezahlen haben, ift in großen Städten und 
in Snduftrierevieren ziemlich bedeutend; die Herren 
Maſchineninſpektoren jtehen aljo in diejer Beziehung 
ſchlechter als die Betriebsinfpeftoren. Man muß aber 
anerkennen, daß die Majchineninjpeftoren ebenjo wie die 
Betriebsinjpektoren mitten im Betriebe ftehen, daß ſie 
jederzeit, Tag und Macht, bereit fein müſſen, Anord- 
nungen zu treffen und bei Unfällen jofort an die Unfall 
ftellen ich zu begeben, um die entgleiften Wagen auf 
—— und die Unterſuchung über die Urſachen des 

nfalls mit führen zu helfen. Es liegt alſo doch ein 
großes aa Bedürfnis vor, ben Herren Maichinen- 
injpeftoren auch einen Anſpruch auf Dienftwohnung zu 
zuerfennen. 

Nun bat der Herr Minifter in dankenswerter Weije 
in Ausficht genommen, daß die Hälfte der Mafdhinen- 
inipeftoren Dienftwohnung befommen follen. Das ift 
erfreulich, und ich glaube, daß es wohl mwejentlich an der 
ihlechten Finanzlage gelegen hat, daß nicht mehr hat be- 
willigt werden können. hoffe aber und bitte den 
Herrn Minifter, daß er den jämtlichen Herren Majchinen- 
infpeftoren, fobald die finanziellen Berhältniffe es ge 
ftatten, eine Dienftwohnung bewilligen möge. 

ch habe nun noch einige Wünfche bezüglich ber 
Rangverhältniffe. Nun wird mir vielleicht mander jagen, 
es jei doc) ziemlich gleichgültig, in welchem Range ein 
folder Inſpektionsvorſtand ftehe. Aber in Preußen find 
nun einmal die Beamten nach Rangſtufen geordnet, und 
diefe haben infofern eine gewiſſe praftijche Bedeutung, 
als Berjegungs> und Reiſekoſten ja nad) den Rangftufen 
höher oder niedriger find; zudem gewährt der nun höhere 
Rang der ganzen Stellung ein höheres Anjehen und 
verleiht dem Auftreten dem Bublitum und anderen Be- 
börden gegenüber einen größeren Nahdrud. Die tech— 
nijchen Sneftionsverfiände wünfchen nun, daß fie etwas 
früher Regierungs und Baurat würden. Es erfolgt 
das jetzt Ende der 40er Yahre, während es bei manchen 
andern Beamtenkategorien früher eintritt. Es trifft 
dieje Rangerhöhung hauptſächlich diejenigen Borftände 
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der Inſpektionen, die vorausſichtlich in dieſer Stellung 
dauernd bleiben; denn diejenigen Herren, die ausgeſucht 
werden, um an die Direktionen zu fommen, werden 
meiftens ſchon als Bauinfpeftor an diefe verjegt und 
werden dann fchon in früheren Jahren NRegierungs- und 
Baurat. 

Ein zweiter Wunſch ijt der, daß die älteren —— 
bevor ſie in Penſion gehen, den Charakter als Geheimrat 
bekommen. Ich darf darauf hinweiſen, daß bei ben 
Lokalbeamten der allgemeinen Bauverwaltung und den 
Meliorationsbaubeamten der landwirtichaftlihen PVerwal- 
tung die Gepflogenheit feit einer Reihe von Jahren jchon 
berricht, daß eine Anzahl von älteren Herren, bevor fie 
in Penſion gehen, * Charakter als Geheimrat be— 
kommen. Ich — daß dieſe Mittel, die ich bezüglich 
der Rangverhältniſſe vorſchlage, die älteren Inſpektions— 
vorſtände mit ihrer Stellung ausſöhnen und ihnen einen 

ewiſſen hr dafür bieten wird, daß fie nicht zu 
ireftionsmitgliebern ernannt worden find, 

Meine Herren, ih wende mich nun mit einigen 
Worten zu den Berhältnifien der Bahnmeijter. Bekannt» 
ih ift am 1. April 1902 eine Neuordnung der Eijen- 
bahntelegraphenverwaltung eingetreten. Bei dieſer Ges 
legenheit find die Stellen der früheren Telegraphenmeifter, 
denen die Unterhaltung und Aufficht über die elektrijchen 
und Telegraphenanlagen zuftand, eingegangen. Dieje 
Aufgaben Kind auf die Bahnmeifter übergegangen, die das 
es eine größere Verantwortlichkeit und eine größere 
Arbeitslaft en haben. hatte im vorigen Fahre 
bereitö gebeten, mit Rüdficht auf diefe befonderen Ber- 
hältniffe ihnen doch tunlichit eine Gehaltsaufbeflerung zu 
teil werden zu laſſen. Da aber im gegenwärtigen Etat 
— wohl mit rl auf die — Finanzverhält⸗ 
niſſe — eine Aufbeſſerung nicht vorgeſehen iſt, ſo möchte 
ih mit einigen Worten auf die Angelegenheit zurück- 
fommen. 

Es ift vielleicht nicht überall befannt, welchen Umfang 
und welde Bedeutung die Dienftgeichäfte der Bahnmeifter 
haben, da fie mit dem reijenden Publitum ja wenig in 
Berührung fommen und ihre Tätigkeit jich vielfach auf 
dem Bureau, auf der Strede und J— Bauſtellen abſpielt. 
Abgeſehen von der ordnungsmäßigen und der betriebs— 
ſicheren Unterhaltung —— zur Bahn gehörigen An— 
lagen, aljo der Dämme, Brüden, Tunnels ujw, und ins- 
bejondere des Oberbaus und der Weichen auf den Bahn- 
höfen, Überwahung der Bahnmärter und Heranbildung 
der Weichenfteller, Verwaltung von Materialien ufw, liegt 
den Bahnmeiftern auch ob die Aufficht über die Ergänzungs- 
bauten, welche in ihrem Bezirk find, wenn biete nicht jo 
bedeutend find, daß eine bejondere Bauabteilung errichtet 
werben muß. Welhe Summen durch die Hände ber 
Bahnmeifter gehen, ergibt fich aus dem Tit. 8 des gegen- 
wärtigen Etats; dort ift die gewaltige Summe von 
176 Millionen für Unterhaltung, Erneuerung und Er- 
gänzung der baulichen Anlagen vorgejehen. Dazu treten 
aber noc nicht Beer. Summen aus dem Ertra- 
ordinarium und aus den Geſetzen für die befonderen 
Bahnen, bei denen vielfach für Umbau der EN 
höfe noch bedeutende Beträge vorgeiehen find. ie 
wichtigfte und verantwortungsvollite Tätigkeit des Bahn- 
meiſters befteht aber in der Aufficht und der betriebs- 
fiheren Unterhaltung der Weidhen- und Signalſtellwerke 
und ſeit der am 1. April erfolgten Neuordnung ber 
Zelegraphenverwaltung auch aller elektriiher und Tele: 
Senna. Es ift ber gelemte Eiſenbahn— 
ſicherungsdienſt in der Hand des Bahnmeiſters 
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nunmehr vereinigt, und badurd hat feine Stellung 
und Verantwortung erheblich gewonnen. 
Welche Bedeutung, meine Herren, ber ordnungsmäßige 
Zuftand aller diefer Einrichtungen, welche der —* 
meiſter zu unterhalten hat, für die Sicherheit des Betriebes 
at, haben Sie aus den Vorträgen, zu denen der Herr 
iniſter die Güte hatte, uns einzuladen, ja erjehen; und 
wenn wir gewohnt find, mit einem Schnellzug mit ge 
waltiger Eihnelligteit Nachts durch die Bahnhöfe zu 
—— und uns dabei ganz ſicher zu fühlen, ſo beruht 
ie Sicherheit zum großen Teile darauf, daß das — 
geſchärfte Auge und die Gewiſſenhaftigkeit des Bahn- 
meifters darüber wacht, daß alle diefe Einrichtungen zur 
Sicherheit des Betriebes in gutem, vorjchriftsmäßigem 
Buftande find. Daß bei fo erweiterten Dienftaufgaben 
die Anforderungen an die Bahnmeifter bei ihrem Eintritt 
und bei den Prüfungen erhöhte jein müfjen, iſt erklärlich. 
Sie werden jet geprüft außer in den eiſenbahntechniſchen 
und bautechniſchen Senntniffen, über die fie fich früher 
ausweijen mußten, in Phyſik, Mechanik, Eleftrizitätslehre 
und in der Kenntnis aller der mechanifchen und eleftrifchen 
Anlagen, die fie jetzt zu beauffichtigen haben. Nun hat 
der Herr Minifter eine Befjerung der Berhältnifje der 
Bahnmeifter injofern ſchon angeregt — und ich begrüße 
das freudig —, dab es zum Grundfage erhoben ift, daß 


die Bahnmeifter, die größere —— auf 
Bahnhöfen beauffichtigen müſſen, Dienſtwohnungen er— 
halten ſollen. zwar 


Die Bahnmeifter hatten zum Tei 
früher jchon Dienftwohnungen, aber ein Peter Grundfaß 
beftand nicht. Da möchte ich num die Bitte ausjprechen, 
doch tunlichft allen Bahnmeiftern eine Dienftwohnung zu 
teil werden zu laffen, alfo auch denjenigen Bahnmeiftern, 
die nicht aus der eriten Klaſſe find, die keine jo großen 
Bahnhöfe, aber lange Streden zu beauflichtigen Es: 
denn auch diefe müflen Tag und Nacht dienftbereit fein, 
um bei etwaigen Unfällen und Betrieböftörungen ein- 
zugreifen; fie müſſen da, wo Nachtdienſt ift, Nacht: 
revifionen ausführen, aber auch jederzeit von den Sta- 
tionen leicht zu erreichen fein, weil häufig Arbeiter von 
ihnen plößlidh angefordert werden müſſen; fie follen aber 
auch vom Publikum, Unternehmern, Anliegern der Bahn 
und Induſtriellen, die mit ber —* n ankommen, 
leicht zu erreichen ſein — —* alle dieſe Verhältniſſe 
laſſen es erwünſcht erſcheinen, daß ſie in der Nähe des 
Hauptbahnhofes ihres Bezirks eine Dienſtwohnung haben. 
Es weilt nun weiter ber gegemmärtige Etat, was 
jehr freudig zu begrüßen ift, eine weitere Verbeiferung 
der Verhältniſſe der Bahnmeifter injofern auf, als künftig 
50 Stellen der Bahnmeifter II. Klaſſe in ſolche I. Klaſſe 
umgewandelt werden jollen. Ich möchte aber meinerjeits 
den Herrn Eifenbahnminifter und Finangminifter bitten, 
fobald die finanziellen Verhältniſſe es geftatten, eine 
Aufbefferung der Gehälter der Bahnmeifter beider Haffen 
mit Rüdfiht auf die Neuregelung der Telegraphenver- 
waltung, die dadurch erhöhte Arbeitslaft und größere 
Berantwortung biefer Beamten ins Auge fafjen zu wollen. 
Es liegt mir dabei fern — und das möchte ich 
für den Herrn Finanzminiſter bemerken —, die ganze 


Srage ber Neuregelung ber Beamtengehälter aufzurollen. 
8 liegt hier aber ein bejonderer get vor, eine ganz 
neue Urganifation, es find den Bahnmeiftern neue 


Pflichten, eine größere Verantwortung, als fie früher 
hatten, auferlegt worden, e8 werben größere Anforderungen 
an fie geftellt bei der Einrufung und Prüfung; und 
darum ericheint es mir billig und gerecht, daß auch den 
größeren Anforderungen entiprechend die Gehaltsbezüge 
erhöht werben. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete v. Vengel, 
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Eiſenbahun · Etaa 


v. Weutzel ⸗Beleuein, Abgeordneter: Meine Herren, 
die mittleren Eiſenbahnbeamten meiner Heimatprovinz 
Voſen haben es mit Freude begrüßt, daß auch ſie die im 
vorigen Jahre von dem Herrn Reichskanzler Voefchert 
Erhöhung ihres Einkommens erhalten ſollten. Der jetzige 
Etat fett diefen Beamten der Provinz Pojen nad fünte 
—5 Dienſtzeit in unſerer Provinz eine a a 
eft, aber nur infoweit, als diefe Beamten in Micts- 
wohnungen mohnen. iejenige Kategorie von (ijen- 
bahnbeamten, welche in Dienftwohnungen wohnen, jollen 
dieſe Gehaltözulage nicht erhalten. ch halte dies nicht 
für ganz richtig, wenn ich auch zugebe, daß die Beamten, 
welhe in Dienftwohnungen wohnen, jedenfall beſſer 
daran find und die — ihnen billiger berechnet 
wird, als die Beamten bezahlen müſſen, die in Miets- 
wohnungen wohnen. ch möchte aber glauben, daß eine 
fo große Differenz nicht vorhanden ift, und ich möchte 
ferner betonen, daß dieje Beamten nad) der fchönen Rede 
des Herrn Reichskanzlers, nad den großen Worten im 
vorigen Jahre ficher darauf — aben, daß auch ſie 
dieſe Zulage dafür erhalten würden, daß fie im fernen 
DOften, mitten in der polnifchen Bevölkerung ihr Leben 
zubringen müffen. 

Ich 5 gern zu, daß die Finanzlage des Staates 
wohl berüdfichtigt werben muß. Aber ich möchte doch 
ang bejonder® betonen, wie jchiwierig gerade in ber 

rovinz Polen die Stellung der Sretionsvorficher, 
befonders auf Eleineren Stationen, und die der Bahn» 
meifter ift. Ich bitte den Heren Minifter, dieje Kategorie 
von Eifenbahnbeamten, welche zur Zeit in Dienftwohnungen 
wohnen, für die Folge nad) Möglichkeit zu berüdfichtigen, 
damit wir auch in der Provinz Pojen einen tüchtigen, 
ufriedenen deutjchen Stand von Eijenbahnbeamten uns 
—** und uns ſichern. 





Vizepräfident Dr Frhr v. Geeremau: Das Wort 
bat der Abgeordnete Sreitling. 


Sreitling, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Kollege Defer bat heut Bormittag ſchon darauf hin- 
re daß bei der allgemeinen Gehaltsreqgulierung im 
hre 1898 eine Anzahl von Eijenbahnbeamten zu kurz 
— find. Bu den am meiſten betroffenen Stief- 
ndern bes Glüdes zählen meiner Anfiht nach bie 
Lokomotivführer. Die Lokomotivführer haben allerdings 
auch eine Zulage befommen, aber wie ich Ihnen = 
zuweiſen gedenke, ift ihmen durch die anderweitige Me- 
elung ihrer Nebenbezüge jo viel verloren gegangen, daß 
h nad ihrer Behauptung nicht nur feinen PVorteil, 
jondern eher einen Nachteil von diejer Gehaltsregulierun 
ebabt haben. Die Königliche Staatsregierung hat fd) 
in früheren Jahren, wenn wir bei der Gtatsberatung 
über diefe Verhältniffe verhandelt haben, immer dahin 
ausgeiprochen, daß einer einzelnen Sategorie von Be— 
amten eine Aufbeſſerung nicht zu teil werden fünne und 
dak man damit warten mülfe, bis einmal fpäter eine 
allgemeine Revifion ftattfände. 

Meine Herren, die Ausführungen des Herm Kol— 
legen Daub deuten darauf bin, daß eine Erftarrung diefer 
Gehaltsverhältniffe nicht Pla greifen darf, meil ja die 
Funktionen der Beamten mit der Zeit durch Neu- 
einführungen, durch neue Erfindungen uſw wieder ganz 
andere werden. Es ift deshalb notwendig, nad Jahren 
immer wieder die frage zu ftellen, ob es nicht richtig 
ift, auch hier in bezug auf die Gehaltsjäge eine Anderung 
eintreten zu laſſen. 

Meine Herren, ich glaube, es ift zweckmäßig, jetzt 
auf eine Gehaltserhöhung nicht zu dringen, wohl aber 


je 
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auf eine anderweitige Regelung der Einnahmen der 
Lokomotivführer und vor allen Dingen auf eine Um— 
mwandlung ber Nebenbezüge in feites Gehalt ſowie auf 
die Regelung ihrer Penfionsverhältniffe. ch habe bei 
früheren Gelegenheiten ſchon erläutert, daß die Lofomotiv- 
führer erft in verhältnismäßig ſpätem Lebensalter eher 
zur fejten —— gelangen. Sie müſſen befanntli 
nach ihrer Militärdienftzeit erjt eine Vorbereitungszeit in 
der Werfftatt durchmachen, müffen dann den Heizerdienjt 
abjolvieren und kommen meift erft nad) bem ei = 
Lebensjahre zur feften Anftellung als Lokomotivführer. 
Sie beziehen dann als Anfangsgehalt 1200 und als 
Höchitgehalt 2200 AM, daneben aber ald Prämien für 

jparnis an Feuerungsmaterial und Schmieröl und an 
Kilometergeldern, über die ich we noch fprechen will, 
eine Summe, die außerordentlich ſchwankend ift, die nicht 
nur ſchwankend ift in bezug auf die einzelnen Beamten, 
fondern die noch von jehr vielen anderen Umſtänden ab» 
hängen kann. So hat uns ja neulich Herr Kollege Gamp 
hi ein fehr treffendes Bild von einem Eiſenbahnzuge 
entwidelt, der in großer Gejchwindigfeit einem lebenden 
Körper gleich dahinraft, von allen Seiten dem Luitdrud 
ausgejegt. Meine Herren, wenn ein Lofomotivführer das 
Unglüd bat, einem ftarten Sturm entgegenzufahren, dann 
wird er felbftverftändli an Kohlen nichts erjparen fünnen, 
und wenn er ein Glüdskind in dem Sinne ift, wie ih 
vorhin gefagt habe, dann wechſelt unter Umftänden der 
Wind, und während ein ihm entgegentommender Kollege 
am felben Tage den Vorteil von dem Winde hat, Fann 
ihn am nächſten Tage dur; Drehung der Windrichtung 
dasſelbe u treffen. Es find aljo eine große 
Anzahl von Zufälligkeiten vorhanden, welche die Prämien- 
gelder jo oder jo modifizieren können. — Es fteht aber 
aud) feit, daß mit der erhöhten Geſchwindigkeit der Schnell- 
gig und der größeren Schwere derjelben dieſe Neben- 
egüge, d. h. die Prämien viel niedriger geworden find, 
un a. ift von Jahr zu Yahr natürlich jchlimmer ge 
worden. 


Was nun die Kilometergelder betrifft, jo muß ich 
auf eins aufmerfjam machen, was ich auch im vorigen 
yore oder vor zwei Yahren erwähnt habe. Bei der 

erechnung dieſer Kilometergelder find die Normalſätze 
für eine Meile von früher her zu grunde gelegt. Da 
aber die Meile nur T'/, km hat und jest die Berechnung 
auf 10 kım bafiert ift, jo hat die Königliche Staatsregie- 
rung für die zurüdgelegte Strede ſchon an und für ſich 
eine Verschlechterung von 25% eintreten laflen. So ift 
auf allen Eden und Enden in bezug auf die Nebenbezüge 
ein Minus entftanden, und die Beamten erklären, daß 
dieſes Minus ſich auf mehr belaufe, als ihre Zulage im 
Jahre 1898 betragen hat. 
ch will noch bemerken, daß alle dieſe Neben» 
einnahmen aber fofort in Wegfall kommen, wenn der 
Beamte einmal wegen Krankheit feinen Dienft tun Eann. 


Nun bat vor zwei Jahren die Eijenbahnvermwaltung 
behauptet, daß es eine Anzahl Lokomotivführer gebe, die 
neben ihrem Höchftgehalt von 2200 A noch über 1100 A 
Nebeneinkünfte haben. Das ift richtig. Ich habe eine 
Statiftit hier zur Hand, in welcder allerdingg — und 
war ift der höchite Sak auf dem Berliner Bahnhof Ger 
er hie — an Nebeneinktünften für Lofomotivführer 
in Summa ein Beitrag von 1176 M angegeben ift. 
Ahnliche Sätze gibt es auf dem Anhalter Bahnhof in 
Berlin; da find es 1118 A Uber wie verjchieden die 
Dinge liegen, können Sie aus derielben Statiftit erjehen. 
Es geht 3. DB. dieſer ſummariſche Say in Pofen jchon 
herab auf 420 AM; er ift in Bromberg fchon gejunten 
auf 368 M, und am geringften ift er in Breslau mit 
237 M 
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—————— 


[Kreitling, Abgeordneter] 


Meine Hexren, dieſe ganz außerordentlichen Differenzen 
in bezug auf die Nebenbezüge mögen Ihnen einen Beweis 
geben, daß in allen verſchiedenen Dienftaltersklafjen eine 
große Verſchiedenheit in bezug auf die Gehaltöbezüge 
beſteht. 

Wenn die Königliche Eiſenbahnverwaltung dazu 
käme, den Lokomotivführern ein feſtes en von 
3300 M zu fihern, dann, glaube ich, würden fie dafür 
außerordentlich dankbar fein. 

Aber auch die Benfionsverhältniffe bedürfen der Ber- 
befferung. Ich habe jchon ausgeführt, daß die Beamten 
erjt ſpät zur Anftellung gelangen. Der aufreibende Dienft 
ift daran jchuld, dab die Beamten felten einmal in Die 
höchſte Gehaltsftufe einrüden, weil fie fehr viel früher 
abgenugt werden. Dazu kommt, dab die Neben» 
einfünfte, die unter Umftänden ziemlich bedeutend 
fein tönnen, nur mit 350 M angerechnet, ſodaß 
das MNuhegehalt in den allermeiiten Fällen ein 
recht knappes ift. Nun hat der Herr Minifter bei jeiner 
einleitenden Etatörede — ich freue mich, daß der Herr 
Miniſter foeben eingetreten ift — die Erklärung abge- 

eben, er wolle für alle feine Beamten, die ſich täglicher 
Lebensgefahr ausjegen müfjen, jorgen, ſoweit eö irgend 
möglich ift. Ich möchte nun an ben — Miniſter nnd 
an Sie, meine Herren, die — richten, ob es Eiſen⸗ 
bahnbeamte gibt, die dieſer Gefahr mehr ausgeſetzt find 
ala das Lofomotivperjonal, Richtig ift, daß die Beamten 
auf den Stationen eine fehr ſchwierige Aufgabe und eine 
fehr große Verantwortung haben. Dieje Berantwortung 
ift aber * groß bei den Lokomotivführern. Ein 
einziger unachtſamer Augenblid, ein einziged Nicht 
aufmerfen auf die vom Gtationsperfonal gegebenen 
Signale, ein einziges derartiges Berjehen kann unendlich 
viel Unglüf herbeiführen, Ginen Beamten, dem man 
im Saufe eines Jahres das Leben von vielleicht zn 
taufenden unjerer Mitmenfchen anvertraut, jollte man 
nicht auf fo ſchwankende Einnahmen ftellen, dem follte 
man ein fejtes Gehalt jichern. 

Deshalb möchte id den Herrn Minifter bitten, in 
Erwägung zu ziehen, ob nit mit diefem ganzen 
Prämteniyften zu breen ift. Ich meine, die rg e 
—— iſt im Laufe der Zeit in die Lage 
gekommen, feſtzuſtellen, wieviel Heizmaterial und wie— 
viel Schmieröl gebraucht wird. enn dies feſtſteht und 
wenn an dieſem Quantum nicht geſpart werden kann, 
dann möge man diejenigen Beamten, welche das Material 
mutwillig verſchwenden, mit Ordnungsſtrafen belegen. 

Ic möchte den Herxn Minifter alſo nochmals bitten, 
meine Anregungen nadı Möglichkeit zu berüdlichtigen und 
den Lokomotivführern endlih ein fejtes Einfommen zu 
fihern, damit fie mit um fo größerer Freudigkeit ihren 
Dienft tun. 

(Bravo! bei den Freiſinnigen.) 


Bizepräfident Dr — v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Pleh. 


Pleh, Abgeordneter: Meine Herren, ich hatte nicht 
die Abficht, über die Erhöhung der Beamtenbejoldungen 
zu jprechen, ich will mich auch dadurch nicht irre * 
laſſen, daß faſt alle Herren Vorredner in dieſer Hinſicht 
einen Wunſch geäußert haben, ſondern ich will darüber 
—S—— aus der Erwägung heraus, daß die König— 
lihe Staatsregierung wiederholt erklärt hat, für den 
Augenblid ſei an eine folhe Erhöhung nicht zu denken, 
und als man auf der anderen Seite auch dem Herm 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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Eijenbahnminifter nicht Unrecht geben kann, wenn er jagt: 
ih bin gezwungen, auf die finanzielle Lage des Landes 
Rückſicht zu nehmen. Ich würde fonft ein gutes Wort 
eingelegt haben für bie Wagenmeijter. Das, was ber 
Herr Vorredner, der Kollege Sreitling, eben geiagt hat, 
veranlaßt vg doch, feiner Annahme entgegenzutreten, 
ald wenn die Zofomotivführer diejenigen wären, die den 
meijten Gefahren ausgejegt find. Das ijt nicht der Fall. 
Der Wagenmeifter, der gezwungen ift, in Wind und 
Wetter, im Sommer und Winter, bei Tag und Nacht 
unter die ihm anvertrauten Wagen zu Eriehen, ift viel 
leicht noch mehr ber Febensgelahe ausgeſetzt als ber 
Lokomotivführer. 

Wie geſagt, ich will nicht darüber reden, aber ich 
möchte die Frage aufwerfen, woher es kommt, daß wir 
jahrelang ſortwährend aa eg um Erhöhung der 
Beamtengehälter befommen. an kann nicht annehmen, 
daß diefe Leute, die Jahr um Jahr diefe Bitten wieder- 
holen, dies tun, ohne irgend einen Grund zu haben, und 
ich glaube, die Sache liegt darin, daß man bei den mehr- 
maligen Erhöhungen der Beamtengehälter nicht jo vor- 
gegangen ift, wie man hätte vorgehen ſollen. Man bat 
nanlich fich verjchiedene Kategorien herausgejucht und hat 
gejagt: die find bisher zu furz gefommen, die wollen wir 
erhöhen; die einen haben gleiche Anjprüche, die anderen 
mehr oder weniger; und fo hat man es gemacht, hat die 
Befoldungen erhöht * nach einer Schablone, ſondern 
nach verſchiedenen Rückſichten. Und das, glaube ich, meine 
Herren, war gerade ein Fehler. Es iſt ja gar nicht anders 
möglich, als daß ein Beamter, der da glaubt, in feinem 
Gehalte zurüdgejegt oder nicht genügend berüdfichtigt zu 
fein, fi) fragt: warum ift 38 eingetreten? iſt das 
Berhältnis der Dienfte, die ich heute dem Staate leiften 
muß, im Berhältnis zu den Dienften der anderen Be- 
amten denn nun mit einem Male ein minderwertigeres 

eworden? Da geht es gar nicht anders, die Leute 
Heilen Bergleihe an und müſſen Vergleiche anitellen. 
Und da ift e3 dann ganz matürlih, daß fie 
zumeilen zu den Abgeordneten kommen und ihnen ihre 
Not Elagen. Mir ift es auch fo gegangen, meine Herren, 
und ich werde ja wohl nicht der einzige in diefem Hohen 
Haufe fein, jondern vielen anderen Mitgliedern wird es 
ebenjo ergangen fein. Da hat man mir einmal auch 
eine Bergleihung derjenigen Bejoldungserhöhungen ges 
as die man graphiich dargeftellt hatte auf einer mir 
enachbarten — tation, und ich muß allerdings 
jagen, ba bot ſich doch meinem Auge ein ganz wunder 
bares Bil. Da war das Tinanzthermometer des 
Stationsvorjtehers nahezu auf das Doppelte empor- 
geichnellt; danach kam der Bahnmeifter, der aber jchon 
nicht mehr ein Drittel diefer Erhöhung hatte, und jo, 
meine Herren, ging es dann zwijchen ia verfchiedenen 
Beamtenkategorien hin und her. Da ijt es nun ganz 
natürlich, meine Herren, daß dieſe Leute durch Vergleiche 
ihre Anſprüche zu begründen fuchen. Und jo bat man 
mir denn auch ein Blatt „Der Eiſenbahnwerkmeiſter“ 
zugeichidt, welches in einer Polemik gegen die Wagen- 
meijter icq: 

ir ala Werfmeifter haben wohl in feinem Falle 
etwas dagegen einzuwenden, wenn die Wagen- 
meifter dahin ftreben, ihre Lage ald Beamte zu 
verbefjern, und wenn fie verfuchen, mit ben 
Lokomotivführern, mit denen fie fait die gleiche 
Borbildung haben, im Gehalte gleich zu * 
denn ein unzuverläſſiger Wa enmeitter kann 
ebenjo gut ein größeres Unglüd herbeiführen als 
ein läffıger Zokomotivführer, und außerdem ift 
noch zu berüdfichtigen, daß in einem Trümmer- 
haufen die wahre Urfache eines Unglüds jchwer, 
ja oft gar nicht feftzuftellen ift. 
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[Pleh, Abgeordneter] 

% fomme nun, meine Herren, auf den Wohnungs» 
geldzufchuß, kann mich aber damit jehr Eurz faflen, da 
verichiebene der Herren Borrebner die Sade ja -hin- 
reichend erörtert haben. Ych will mich mich nur mit 
einigen Zahlen an ben Herrn Minifter wenden und be- 
Bine ausdrüdlich, daß ui hier lediglich die Verhältniſſe 
meiner rg und namentlich das rheiniſch⸗weſt ⸗ 
fälifche Revier im Auge habe. Nehmen wir einmal an, 
daß ein folder Beamter 1440 AM Gehalt bekommt und 
amilienvater mit durchichnittlich einer Familie von vier 

erfonen — Mann, Frau und zwei Kinder — ift; dann 
ift er * en, fi eine Wohnung zu ſuchen, und für 
einen ß, en Dann wird man doch eine Wohnung von 
mindeftens brei Zimmern als gerechtfertigt anerkennen 
müffen. Nun, meine EN if es gar nicht möglich), 
in den Bezirken, die ich im Auge habe, ein Zimmer unter 
8 bis 9 M monatlid zu erhalten; das macht zum 
en eine Ausgabe für die Wohnung von 300 A 
jährlich. : 

Nun befommt ein folder Beamter — jagen wir mal 
— im Durchſchnitt 150 M —— eldentichädigung, 
dann ift er gegmungen, alljährlich A von feinem 
Gehalt — en, um eine halbwegs anſtändige 
Wohnung zu eichaffen. Was das heißen will, bei einem 
Monatögehalt von 120 A noch 12 A abzuziehen — id) 
glaube, man wird es nicht in Abrede ftellen, daß das 
etwas ſehr Hartes ift. 

Nun werden häufig Klagen laut über die jogenannten 
Nemunerationen oder, wie fie auch nebenbei genannt 
werden, Weihnachtsgratifitationen, Kartoffelgelder u. dgl. 
An fich ift die Einrichtung ja nur willtommen zu heißen, 
aber wir find alle Menſchen. Und diejenigen Borgejegten 
unter den Beamten, —— dieſe Gratififationen zu befür— 
worten haben, ſind auch Menſchen und wie wir mit allen 
Vorzügen und Schwächen behaftet. Ein Vorgeſetzter, der 
.B. im Laufe des Hahres mit einem ihm untergebenen 
nie in Konflikt kommt, wird doch nicht jagen: weil 
ich mit dem mir untergebenen Beamten in Konflikt ge 
fommen bin, will ich er daß der Mann mehr 
bekommt. Im Gegenteil, es liegt nur zu ſehr auf der 
Hand, daß ein folher Mann, nicht etwa um jich zu 
rächen, jondern lediglich aus der Tarierung des Dienftes, 
ben fein ihm Untergebener leijtet, eine weniger gute 
Gratifitation befürwortet. Diefe VBerhältniffe haben fich 
mit der Beit fo zugeſpitzt, daß diefe Remunerationen ftatt 
wohltätig zu wirten, nur die Leute erbittern und unzu— 
frieden machen. Deshalb möchte ih dem Herrn Minifter 
eine Bitte vorlegen dahingehend, es möge ihm gefallen, 
diefe Nemunerationen ganz und gar —— en und da⸗ 
für den Beamten einen gewiſſen Bruchteil ihres Monats» 
gehaltes feft zuzulegen. Das würde viel größere Befriedi- 

ung erregen als der gegenwärtige Zuftand, der nur zu 
Fr geeignet ift, Unzufriedenheit zu erregen. 
ann fomme ich zu der etatsmäßigen Anftellung 
der Beamten. Da beftehen auch außerordentlich große 
Mipftände ES werden Beamte in niederen Stellungen 
in höhere geichidt, da8 Gehalt des niedrigeren Standes 
wird ihnen fortgezahlt, Entichädigung befommen fie 
weiter nicht, und das ift jedenfalls ein Grund zur Un— 
zufriedenheit. Nun muß man ohne weiteres zugeben: 
wenn der Beamte feine Prüfung theoretiich beitanden 
at, dann mag er in ber Theorie gut und Tertig fein. 
ber es ift ganz natürlich, wenn dann der Herr Minifter 
jagt: ja, der Mann mag theoretiſch ganz gut bejchlagen 
fein, ih will aber erh willen, ob er —— ienſt 
praftifeh qut ausübt. Und dak dann der Herr Minifter 
jagt: es iſt notwendig, daß ein folder Mann eine Beit- 
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lang praftijch geprüft werde — dagegen kann man nichts 
einwenden. Aber diefe Zeit darf nicht zu lange dauern, 
fonft kommt man in eine Art von Vehrlingszüchterei 
hinein, die ebenfalld nur vom Böfen if. Da find mir 
ebenfall® Dinge mitgeteilt worden, die nicht zu billigen 
find. Da fchreibt mir ein Beamter: 
trat am 16. April 1881 auf Station... . 
— ich lafje die Namen und die Stellung weg; benn bie 
Herren haben es nicht gern, wenn man de fo bezeichnet, 
daß fie leicht zu eruieren find — 
mit einem Tagelohn von 2,80 A ein, welchen 
Lohn ich bis zu meiner Anftellung fortbezog. Am 
6. Dftober 1882 beitand ich die Prüfung. Meine 
—— erfolgte nach 8Jahren, amı 23. Februar 
1890, und die etatsmäßige enge am 1, April 
1891 mit einem Anfangsgehalt von 1200 A. 
Jetzt, in meinem 49. Lebensjahre, nachdem id 
21 Fahre lang ununterbrochen tätig war, beziehe 
ih ein Gehalt von 1500 AM und erreiche das 
Höchſtgehalt erſt in meinem 55 Lebensjahr. 
Ein anderer, der in gleicher Weife fih an mich gewandt 
hat, ſchreibt an mid: 
Ich ftehe jegt in meinem 53. Lebensjahre, und 
nachdem id 30 Yahre lang tätig bin, beziehe ich 
ein Gehalt von 1500 M und erreiche das Hödhjit- 
ne von 1800 AM erjt in meinem 59. Qebens- 
jahre. 

Meine Herren, wenn die Alterszulagen irgend einen 
Grund haben fjollen, dann kann es doch nur der fein, 
daß man fagt: die verfchiedenen Tätigkeiten find nicht 
gleich. Die eine reibt die Gejundheit mehr auf als Die 
andere, die eine wird ein vorzeitigeres Ruhealter not- 
wendig machen als bie andere. Da möchte ich doch an 
den —— Miniſter die Bitte richten, daß er dafür forgt, 
daß diejenigen Beamten, welche der Natur ihres Dienftes 
entiprechend nicht bis zu ihrem höchſten Lebensalter tätig 
und im Dienjt fein können, dann die Alterszulagen in 
ber mindeften Zeit von Jahren befommen. Es kann ja 
auch gar nicht anders jein: wenn die Befchäftigungen 
verjchieben find, dann muß auch die Berüdfichtigung der 
Alterszulagen ebenfalls verichieden fein. 

un möchte ich noch über einen Punkt mit dem 
Herren Minifter Sprechen. Ich muß fagen: das fällt mir 
außerordentlich jchwer. Ich habe zu meinem tiefen 
Schmerze in dem Etat und in den Erläuterungen zu dem 
Etat gejehen, daß der Herr Minifter auch in dieſem 
Jahre dazu übergegangen ift, fein weibliches Beamten» 
perjonal zu vermehren. Es ift ja nicht viel, aber immerhin 
etwas. Meine Herren, ich kann das nur auf das aller 
tieffte beklagen. Das find doch Dinge, die die natürliche 
Ordnung des Lebens auf den Kopf ftellen. Wenn man 
etwa jagen wollte: ein weiblicher Beamter hat deshalb, 
weil er vielleicht nicht die Möglichkeit hat, eine Familie 
zu ernähren, einen größeren Anſpruch auf Berüd- 
fichtigung — dann, meine Herren, muß man ja ganz 
naturgemäß auch die Frage aufwerfen: ja, hat denn ein 
männlider Beamter, den man nun dadurch zurüdjett, 
daß man einen weiblichen Beamten anftellt, nicht die 
gleihe Anwartſchaft auf Sagen bu Nein, meine 
—— wir ſtehen hier an einem Punkt, wo man einer 
ogenannten irregeleiteten öffentlichen Meinung folgt, näm— 
lid der Richtung, die dahin zielt, daß man für die weibliche 
Bevölkerung durch) ge von Beamtenftellen u. dgl. 
zu forgen verpflichtet fei. eine Herren, das ift ein ſehr 
gefährlicher Weg, den wir damit bechreiten, das ift ein 
eg, deſſen a. wir jchon bei einzelnen Nachbar: 
ftaaten in die Wirklichkeit umgejegt jehen. Gehen wir 
. B. nad) Frankreich; dort gibt e8 im Lande fogenannte 
— kulturell entwickelte Departements, die heute auf 
den Stand gekommen ſind, daß ſie nicht einmal mehr die 
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——— —— 


IPleß, Abgeordneter] 

Sterbefälle durch die Geburten zu decken im ſtande ſind, 
und einzelne Teile in dieſem Lande gibt es allerdings 
noch, wo die Geburten die Sterbeziffer decken, und wo 
auch ein Überſchuß vorhanden ift. Das find aber gerade 
diejenigen Landesteile, die man zuweilen mit dem Namen 
„tulturell zurüdgeblieben” bezeichnet. Dieje Ziele, die 
man bier verfolgt, bewußt oder unbewußt, find zu tadeln; 
ich warne vor dem Weg, den man hier eingefchlagen hat, 
er fann nimmermehr zum Guten führen. Die Bean ift 
ganz natürlih dazu da, um dem Mann das Leben zu 
erleichtern, um ihm den Haushalt zu führen; fie ift aber 
nicht dazu da, um ihm das Brot wegzunehmen, jondern 
vielmehr muß der Staat von Rechts wegen dafür forgen, 
daß es feinen männlichen Beamten möglich ift, eine 
Familie zu gründen und diefe Familie zu ernähren. 
Wenn man aber etwa dazu übergehen wollte und jagen: 
ja, leichtere Beichäftigungen können immerhin weiblichen 
Beamten anvertraut werden, dann würden wir wahr: 
fcheinli) einmal einem Augenblick entgegenfehen können, 
wo an jener Stelle vielleicht eine Frau Pinifterin fäße, 
die dann, wenn fie überhaupt einen Mann haben will, 
ihren Mann beauftragt, Strümpfe zu ftopfen und das 
Kommando über den Kochtopf zu übernehmen. 


(Heiterfeit.) 


Damit iſt e8 aber noch nicht genug. Man hat mir gejagt 
der Staat wende diefen weiblichen Beamtinnen namentli 
in der Weife jeine befondere Fürlorge zu, daß er fie nach 
einem kurzen Dienft, vielleicht nach 9 oder 10 Monaten, 
definitiv etatämäßig mit Penfionsberedhtigung anftellt. 
Wenn das nicht richtig fein follte, dann erbitte ich mir vom 

ern Minifter oder von jeinen Räten eine Korrektur. 

ch will nicht mit unrichtigen Ziffern operieren; aber wenn 
das in der Tat der Fall fein follte, würde ich das umfo- 
mehr beklagen, als ich joeben Tatjachen vorgelefen habe, 
die männlide Beamte betreffen, bie jahrelang auf feite 
Anftellung, aber bis heute noch vergebens, hoffen. 
Dann muß ich mir doc jagen: wenn der Stant nad) 
diefer Richtung hin wirkt, dann muß er vor allem gerecht 
fein. Der Herr Minifter hat mir aus der Seele ge 
ſprochen, wenn er vor ein paar Tagen erklärt hat, er 
werde alle Beamten mit gleihem Wohlwollen, mit 
gleicher Gerechtigkeit behandeln. Aber Herr Minifter, 
das ift fein Wohlwollen, das ift feine Gerechtigkeit, das 
ift ein doppeltes Maß, das Sie ihren Beamten gegen- 
über zur Anwendung bringen, und id; verfichere dem 
Herrn Minifter: wenn mir Gott noch das Leben läßt — 
es wird ja nicht lange mehr dauern — werde id) Jahr 
um Jahr zu ihm kommen und jagen: räumen Sie dieſe 
Ungerechtigfeiten aus dem Wege! 

Meine Herren, nachdem id) nun fertig bin, habe ih 
doch noch eine Kleine Bitte an den Herrn Präfidenten zu 
richten; er möge mir nämlich eine Fleine Abichweifung 

eftatten. Meine Herren, ich gehöre zu ben tugendjamen 
— — welche die Redner ifte nicht gern ver: 
längern wollen, und jo habe id; mich denn auch bei der 
allgemeinen Beiprechung zurüdgehalten, und will nur ein 
anz klein Weniges >. olen. ch verfichere aber dem 
ern Präfidenten, daß id; mich beftreben werde, wie der 
Amerikaner jagt, fertig zu werden in weniger als keiner Beit. 
Der Herr Minitker hat uns vor einigen Tagen mit— 
eteilt, wie es ihm möglich geweſen ijt, in verichiedener 
iſe Eriparniffe zu erzielen. Er hat eine Regiftratur 
ganz aufgehoben, er bat Drudfachen vereinfacht ulm. 
ee dieſes leßtere hat einen ganz eigentümlichen 
Eindrud auf mid 
Beit, wo ich in der 








emacht. Es gab auch einmal eine 
ge war, in gleicher Weife für die 
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—— zu arbeiten. Das war aber, meine Herren, 
in den Tagen des beginnenden Kulturfampfes, Da id) 
num das Unglüd hatte, mit dem Preßgeſetz in Konflikt 
u £ommen, jo wurde ich zu einer ganz barbarifchen 
Strafe verurteilt, und nachdem ich dieje Strafe verbüßt 
hatte, da kam die Eifenbahndirektion zu mir und jagte: 
ja, wir find zwar mit deiner Arbeit zufrieden, aber jet 
befommit du feine Arbeit mehr. Ich möchte aus einem 
ſolchen Falle dem Herrn Minifter die Bitte vorlegen, es 
möge ihm doc gefallen, ſolche Dinge ohne Unterjchied 
der Perjon, ohne Unterjchied der Meinung zu vergeben; 
denn alle Staatsbürger ohne Unterfchied, gleichviel welcher 
Richtung fie find, haben den gleichen Anſpruch auf die 
Fürſorge der Eiſenbahn. 

Nun, meine Herren, iſt es ja durchaus mit Freuden 
zu begrüßen, wenn der Herr Minifter gejagt hat, daß er 
a würde, durch Kommiſſionen eine Bereinfachun 
herbeizuführen; aber, meine Herren, es läßt das au 
einen gewiſſen Rüdihluß zu. Man muß doc jagen: 
wenn es heute möglich geweſen ift, ſolche Entdedungen 
zu machen, warum ift es denn nicht früher möglid) 
geweſen? Ich will das aber nicht unterjuchen. 

ch will mit der Bitte an den Herm Minifter 
ichließen: er möge feinen jcharfen Blid nad diejer 
Nichtung Hin nicht bloß heute, jondern unausgejegt 
wenden; es wird ihm dann möglich jein, noch * zu 
erreichen, als ſeiner Sorgfalt bis jetzt zu erreichen 
möglich geweſen iſt. 


Vizepräſident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dippe. 


Dippe, Abgeordneter: Meine Herren, bei der Länge 
der Rednerliſte will ich mich darauf beſchränken, einige 
Bemerkungen zu der im Etat vorgefehenen Vermehrung 
ber Stellen für die nichttechnifchen Eifenbahnfekretäre zu 
machen, wie das ja auch jchon vor mir der Herr Ab» 
geordnete Kirſch getan hat. 

So anerfennendwert die Tatſache ift, daß man bei 
ber wenig günftigen Finanzlage 304 neue Stellen im 
Intereſſe der Bureaubdiätare Taffen will, fo jehr begreife 
ich mit dem Herrn Abgeordneten Kirſch die Mißſtimmung, 
die ſich der für den Eifenbahnjetretärdienft geprüften 
Betriebsjefretäre bemächtigt hat, die ein Anmwärterdienft- 
alter aus dem Jahre 1894 haben, die bis heute noch nicht 
befördert find und die von der eg oe neuen 
Stellen ausgeſchloſſen werden follen. wiß ift den 
Bureaudiätaren eine durchgreifende Beflerung ihrer bis 
dahin wenig erfreulichen Anftellungsverhältniffe zu gönnen. 
Es ericheint angemeffen, daß ein Diätar nad zirka 
8 — Wartezeit definitiv angeſtellt wird, daß er 
pen — wird. Aber wenn dieſe Beſſerung 
damit erreicht wird, daß zirka 300 Betriebsſekretäre 
überſprungen werben, die nicht bloß eine ältere Anmwärter- 

ualität En, die auch in einem bedeutenb höheren 
ienft- und Lebensalter ftehen, fo kann man das nicht 
als gerechtfertigt anſehen. 
enn nun ber Herr Minifterialdiveftor in der 
as sera und auc heute hier erklärt hat, eine 
Burüdjegung der geprüften Betriebsjefretäre könne in 
dem von der Verwaltung geplanten Modus der Bejegung 
nicht erblidt werden, da diefen Beamten ein Vorteil ers 
wachen fei aus der aufßerorbentlichen Bermehrung der 
Eifenbahnjekretärftellen, deren Zahl ja von 1316 auf 
über 4000 angewachſen jei, jo iſt die Tatſache der Ber- 
mehrung diejer Stellen zweifellos richtig, und darin liegt 
ein Zroft für die angel ellten Betriebsſekretäre. Aber 
darin hat der Herr Abgeordnete Kirſch ganz recht: in 
erfter Linie haben den Troft die Betriebsfetretäre, die 
mittlerweile in die Sefretärftellen a De 
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Eiſenbahn · Etat] 


[Dippe, Abgeordneter] 
Dann iſt ebenfalls die Tatſache 57 daß den 
Betriebsſekretären der Zugang zu den Eiſenbahnſekretär— 
ſtellen erleichtert iſt dadurch, daß man ihnen Vergünſti⸗— 
ngen bei Ablegung der Prüfung gewährt hat. Aber 
as trifft wiederum zu für diejenigen Betriebsfefretäre, 
die Eifenbahniekretäre geworden fi Mir wird ver- 





ind, 
fihert, daß die jegigen Anwärter mit einem Anmärter- 
dienftalter bis zum Oftober 1895 zum allergrößten Teile 
das Volleramen gemacht haben; nur ein ganz geringer 
Teil der früheren Privatbahnbeamten haben von der Er- 
leichterung der Prüfung Vorteil gehabt. 

Was die Vermehrung der Eijenbahnjekretärftellen 
betrifft, fo darf nicht vergefjen werben, daß bie Hälfte 
diefer Stellen den Militäranmwärtern zu gute gekommen 
ift, daß von der Vermehrung — das hat auch der Herr 
Abgeordnete Kirſch ſchon hervorgehoben — einen ebenfo 
großen Borteil die Bureaudiätare gehabt haben, ja in ben 
"re Yahreneinen größeren Vorteil, da nach den Minifterial» 
erlaffen von 1899 und 1900 jede britte Stelle ohne 
Nüdfiht auf das Anwärteralter den Bureaubiätaren 
rejerviert werben mußte. 

Ein Moment allerdings, das auch heute vom Herrn 
Minifterialdireftor hervorgehoben ift, ſpricht für eine 
gewife Bevorzugung der Bureaubdiätare: der Umſtand 
nämlich, daß es fich bei den Burenudiätaren um die erfte 
etatsmäßige Anftellung handelt, während die Betriebs- 
jetretäre bereit feft angeftellt find, Beamtenqualität 
befisen, penfionsberedhtigt find. Aber eine Bevorzugung 
der Bureaudiätare befteht ja auch ſchon infolge ber von 
mir erwähnten Erlafje; und dann wird ber Nachteil, der 
den Burenubiätaren erwächſt aus der längeren Wartezeit, 
— erheblichen Zeile dadurch ausgeglichen, daß ihnen 

ie über 5 Jahre hinausgehende Wartezeit auf das 

Beioldungsdienitalter angerechnet wird, Auf der anderen 
Seite * nicht vergeſſen werden, daß die Betriebsſekretäre 
auch erhebliche Zeit gewartet haben, bis ſie etatsmäßi 
angeftellt find — bie jetzigen Anwärter —e— 
5 * — und vor allen Dingen muß berüdfichtigt 
werben, daß es fich hier um bedeutend ältere Beamte 
handelt, denen man ſchon mit Rückſicht auf die Koften, 
die ihre Familie ihnen verurſacht, eine Beſoldungs— 
verbefferung dringend wünſchen kann. 

Wenn man alles das bedenkt, kommt man mit dem 
Herrn Abgeordneten Kirſch zu ber Übergeugung, daß bie 
gänzlihe Ausſchließung der Betriebsfefretäre von den 
neuen Sefretärftellen eine allzu große Härte ift. Diefe 
Härte kommt zum Ausdrud in der finanziellen Schädi- 
gung nach den verſchiedenen Richtungen bin; fie kommt 
aber bejonders zur Geltung in dem Umſtande, daß das 
Ehrgefühl diefer Beamten auf das ſchwerſte gefränft 
werden muß, wenn ohne ihre Schuld ihnen bedeutend 
jüngere Kollegen vorgezogen werden. 

Ich möchte deshalb den Herrn Minifter bitten, in 
eine nochmalige Prüfung der Frage einzutreten, ob es 
nicht möglich ift, diefe neuen Stellen nach ben jetzt herr- 
ichenden Grundjägen zu bejegen. Lieber wäre es mir 
allerdings geweien, man hätte hier gleich tabula rasa 
emadt, man hätte gerade fo viele neuen Stellen ge- 
chaffen, daß auch die Betriebsfekretäre mit einem Anwärter- 
alter von 1894 und 1895 hätten untergebracht werden 
fönnen. Die Mehrausgaben, die dadurch verurfacht 
wären, würden, auch an und für fich betrachtet, ſehr gering 
fein; aber feberleiht würden ſie eg gegenüber ber 
Unbilligkeit, die jegt den geprüften Betriebsjefretären 
zugedacht wird. 


(Bravo! bei den Nativnalliberalen.) 


31. Sitzung am 26. Februar 1903. 
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hr v. Heereman: Das Wort 


———— Dr 
eger (Königsberg). 


bat der Abgeordnete Dr 


Dr Krieger (Königsberg), Abgeordneter: Der Herr 

Minifter hat uns geftern zugefagt, daß er volle Gerechtigkeit 
egenüber den Beamten üben wird. Dieſe Gerechtigkeit 

Peine mir nun nicht gewahrt zu fein in der Feſtſeßung 
der Gehälter der weiblichen Angeftellten, der fogenannten 
— — Während die weilihen Fahr⸗ 
artenausgeberinnen ein Gehalt beziehen, welches mit 
900 A anfängt und bis 1400 A fteigt, beziehen bie 
männlichen Fahrkartenausgeber ein Gehalt von 1200 bis 
1600 M und bie Telegraphiften ein Gehalt von 1200 bis 
1800 A Nun werden bieje weiblichen Angeftellten ſowohl 
beſchãftigt zurffahrkartenausgabe als auch zum Telegraphen- 
dienft. Ich glaube, daß die Leitungen ber weiblichen 
Angeftellten durhaus gleichwertig find ben Leiftungen 
der männlichen Beamten. Da jehe ich doch keinen Grund, 
warum bie weiblichen Arbeitsleiftungen im Gehalt jo fehr 
viel geringer bewertet find als die männlichen. Es ift 
eine Yalfche Anſchauung, die bis jegt immer gegolten hat, 
hr —— geringer bezahlt werden ſoll als männ— 
liche Arbeit. Nach den Erfahrungen, die ich in den mir 
unterſtellten Bureaus geſammelt leiſten die Damen 
im Kontordienſt —ã— ebenſo viel wie die männlichen 
Angeftellten; in bezug auf Pünktlichkeit, Gewiſſenhaftigkeit 
und Gleihmäßigfeit der Arbeitsleiftung find fie ſogar 
vielfach en. Es herrſcht aber die Anſchauung, 
daß die Frauen beſſer verſtehen hauszuhalten und bes- 
wegen mit weniger auskommen können; darum könne 
man ihnen weniger Gehalt geben. Das iſt aber doch kein 
ſtichhaltiger Grund. 

Es wird auch vielfach als Grund angeführt, daß der 
Mann eine Familie zu ernähren habe, während die weib- 
lien Angeftellten meiftens ledig find. Das trifft nicht 
zu. Gerade die weiblichen Angeftellten der Eijenbahn- 
verwaltung find Witwen oder Waifen von früheren Be 
amten, und auf ihnen ruht vielfach die Laft, die hinter 
bliebene Familie mit ernähren zu helfen bezw. ganz zu 
ernähren. Auch diefer Grund ſcheint mir nicht ftichhaltig 
zu fein. Sch glaube, daß der Grundfag richtig ift: für 
gleiche Leiſtung gleiches Gehalt. 

Wenn ich diefe Forderung erhebe, fo kann ich mir 
bie Forderung nicht zu eigen machen, die mein Kollege 
Goldſchmidt geftern erhob, nämlich, daß die Frauen vom 
Nachtdienſt vollftändig ausgeſchloſſen fein jollen. Die 
Tätigkeit ber Fahrfartenausgabe ift nicht gleichwertig der 
Fabrifarbeit der Frauen; die fittlichen Gefahren für die 
Fran find bei nächtlicher Fabrifarbeit ganz anderer Natur 
al® bei der Fahrlartenausgabe. Der Herr Minifterial- 
vertreter hat uns geftern ausgeführt, daß auf die weib— 
lichen Angeftellten jede Rüdficht genommen wirb. 
möchte nur noch bitten, daß möglichit vermieden wird, 
er Nachtdienſt in demjelben Raum männliche und weib- 
iche Angeftellte heranzuziehen. Soviel ich weiß, wird das 
auch vermieden. 

Dann hätte ge nod eine kleine Anfrage an den 
eg Minifter. ie älteren weiblichen Angeftellten 
ind früher biätarifch angenommen gemwejen, nicht mit 
Penfionsberehtigung, die erſt fpäter hinzutrat. Nun 
wird bei den älteren Damen, die zur Benfionierung 
fommen, zunächſt die Zeit angerechnet, die fie als Be 
amtinnen tätig gewejen find; die frühere Zeit vor ber 
penſionsberechtigten Anjtellung wird auch angerechnet, 
aber die Differenz wird gededt aus einem Gnadenfonds. 
Die Damen glauben vielfach, dab der Gnadenweg, der 
bis dahin gewählt, ihnen kein Recht gibt, jondern daß 
fie dabei abhängig find von der Willkür der vorgefegten 
Beamten, und ich möchte um eine Erklärung bitten, bie 
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beruhigend wirken joll, daß nämlich die volle Dienftzeit 
ftet8 zur Anrechnung kommen foll. 

Schließlich möchte ich den Herrn Minifter noch darum 
bitten, in Erwägung zu nehmen, ob es nicht möglich 
wäre, weitere Stellen in den Bureaus der Eifenbahn- 
direftionen den weiblichen Angeftellten zugänglih zu 
machen. Sch gehe nicht jo weit wie der Herr Stollege 

leß, der, wenn ich ihn recht verftanden habe, die 
Forderung erhoben hat, daß in Fall auf dem Sitz 
des Herrn Minifters eine Dame ſich befinden joll; aber 
ih glaube doc, daß in ben Bureaus vielfah Stellen 
du ee Angeftellte befegt werden fönnen, und 
daß man auch nad) diefer Richtung hin der Parität mehr 
Rechnung tragen ſollte. 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Feliſch. 


Felifch, Abgeordneter: Meine Herren, es ift nicht 
gerade bequem, wenn man jchon der fo und fo vielte in 
der Reihe ift und über dasjelbe Thema jprechen joll, 
das ſchon von verfchiedenen Kollegen heute am Vormittag 
beſprochen worden ijt; aber es bleibt nichts anderes übrig, 
ih muß es wiederholen und will es ſchon besiegen 
wiederholen, weil ich aucd; betonen möchte, daß ich und 
auch einige politifche Freunde — ich ſpreche ganz be 
fonders im Yuftrage meines Spezialfollegen Ring — 
genau auf bemjelben Standpunft ftehen, den ich mit 
einigen Worten erörtern möchte. 

Was der Herr Kollege Marr über die Stellung der 
Zelegraphiften geſprochen hat, unterjchreibe ich ganz und 
ar; auch ich möchte fie in den jubalternen Beamtenitand 
tee Ebenſo unterichriebe ich, was in bezug auf 
die Bremfer und die Schaffner hier hoch he 
worben ift. 

FH möchte mich nun nur noch einmal zu der frage 
ber Eifenbahnbetriebsfefretäre wenden, die kurz vor mir 
— ic meine, in ganz überzeugender Weiſe — der Herr 
Kollege Dippe Ken erörtert bat. ch will aljo noch 
einmal die Tatjache fonftatieren: es find 304 neue Eijen- 
babnjefretärftellen eingejegt; in diefe Stellen jollen nicht 
die dienftälteren und vollgeprüften Sekretäre, welde ein 
Anwärterbienftalter bis inklufive Dftober 1895 haben, 
einrüden, fondern es follen die im Dienftalter jüngeren 
Eifenbahndiätare eingeftellt werben. % meine Herren, 
ich habe wohl gelefen, was der Herr Minifterialdireftor 
in der Budgetfommilfion darüber ausgeführt hat, alö er 
fagte, e# läge darin keine Härte; ich habe auch gehört, 
mas er heute am PVBormittag in dieſer Beziehung aus— 
geſprochen hat; aber ich muß geftehen: einfehen kann ich 
es troßdem noch nicht, warum es notwendig ift, daß 
Dienftjüngere den Dienftälteren vorgezogen werden, welche 
jedenfalls biefelbe Qualität befigen. enn die Betriebs» 
Vekretäte, von denen ich rede, haben rite ihr volles 
Eramen gemadt und abjolut feine Grleichterung im 
Gramen gehabt; es find, fo viel ich erfundet habe, etwa 215. 
Barım die Zurüdjegung notwendig ift, fann ich aljo 
nicht einjehen. 

Der Herr Regierungstommiffar fagte dann am 
12. d. M. in der Budgetfommiffion: 

Der Zugang zu diefen Stellen, auf beren Er- 
langung die Betriebsjekretäre früher nur wenig 
hätten rechnen können, fei für fie nod außerdem 
dadurch erleichtert worden, daß ihnen für bie 
nachträgliche Ablegung der Prüfung zum Eifen- 
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ber Abgeordneten 
— ich glaube, ed war im Jahre 1899 — 

weitgehende Bergünftigungen gewährt wurben. 
Demgegenüber muß ich noch el betonen: die Betriebs» 
jefretäre, von denen ich hier ſpreche, haben abfolut feine 
Erleichterung in ihrem Eramen gehabt und haben fie 
auch nicht beanſprucht; trogbem fie aljo volltommen das 
Eramen des Eifenbahnfetretärs gemadt haben, werben 
fie zurückgeſetzt. 

Weiter ift hervorgehoben, es wäre auch um deswegen 
feine Härte, weil aus 1316 Sekretärftellen jegt 4000 und 
einige gemacht worden feien. Ya, meine Herren, id) 
kann jehr wohl anerkennen, daß dies eine erhebliche Ber- 
mehrung ift; aber in mwelder Weife fommt fie denn nun 
den Betriebsjefretären, die nicht angeftellt werben ſollen, 
* gute? Sie müſſen Ich daß Diätare, welche im 

ienftalter jünger nd, ihnen vorgezogen werden, und 
daß ihnen ae erft im Sabre 1905, vielleicht 
aber auch erft im Sabre 1906 diefe Stellen gewährt 
werden. Ich bedauere, daß ich das nod einmal mieber- 
holen muß, obgleich uns ja der Herr Minifterialdirektor 
die Sache ſchon einmal dargeftellt hat. Ob es an einem 
Mikverjtändniffe liegt, weiß ich nicht; aber ich kann eben 
nicht einfehen, wodurch diefen Beamten ein Vorteil er- 
wachen fein fol; jebenfalld partizipieren bocd bie 
Diätare in derjelben Weife daran wie die zurüdgejtellten 
Eifenbahnbetriebsjekretäre. Wenn, wie gejagt, mir diejes 
Nätjel erklärt werden fönnte, wäre id außerordentlich 
dankbar dafür. Daß den älteren Diätaren nun Ausſicht au 
eine jchnellere Anftellung eröffnet wird — qut, das höre i 
ern; aber warum es gejchehen muß, dab te über bie 
Beichen der anderen hinwegſchreiten müflen, das ift es 
eben, was ich nicht einfehen kann. Alſo ich bitte noch— 
mald den Herm Minifter, nad dieſer Richtung alles 
Mögliche zu tun, nämlich; daß die Eifenbahnbetriebsjekretäre, 
die übergangen werden jollen, wenigftens begreifen können, 
warum ſie Übergangen werden, und warum man ihnen — 
heinbar wenigitens; ih fann es nicht anders ver- 
ehen — ein jolches Unrecht zufügen will. yo bitte 
den Herm Minifter, nad biefer Richtung hin Remedur 
ſchaffen zu wollen. 


Vizepräfident Dr fsrhr u, Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Wallbrecht. 


Wallbrecht, Abgeordneter: Meine Herren, bas 
Hohe Haus hat fi hier fchon oft, folange ich darin 
bin, mit der Stellung der höheren technifchen Eifenbahn- 
beamten beichäftig. E3 find ja auch verjchiedene Be— 
ſchlüſſe ſchon — — So wurde unter anderm im 
Fahre 1900 hier ein Antrag im un angenommen, 
dahingehend, daß die Zeit, welche die Regierungsbau- 
meifter als Diätare beſchäftigt waren, dieſen angerechnet 
werben folle, wenn jie mehr als 5 Jahre beträgt. Ebenſo 
wie diefer Antrag wurde ein früherer Antrag mit einer 
Petition Michaelid angenommen. Aber den höheren tedj- 
nifchen Eifenbahnbeamten ift diefe Vergünftigung noch 
immer nicht zu teil gemworden; die Wartezeit it nod) 
immer vecht lang. Die Regierungsbaumeifter aus dem 
Jahre 1884 haben 13 Jahre warten müfjen, ehe fie an- 
geftellt worben find, 


(Hört, hört! linke.) 


Heute liegt nun der Fall fo, daß die Mafchinentechniter 
11 Jahre warten müflen, die Bautechniter 8 Jahre. Es 
wäre doch num nicht mehr wie recht und billig — und 
die höheren techniichen Beamten erwarten dad von dem 
neuen Herrn Minifter, daß er unferen bier vom Haufe 


gebilligten Wünfchen nachkommt —, daß ihnen die Zeit 
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IWallbrecht, Abgeordneter] 

der mehr als fünfjährigen diätariſchen Beſchäftigung an— 
gerechnet wird. y würbe jehr erfreut fein, wenn der 
Herr Minifter fich hierüber äußerte, 

Ebenſo ift e8 mit den Rangverhältnifien dev Regie— 
rungsbaumeifter. Heute ift es fo, daß die Juriſten in 
der Verwaltung mit 36 Jahren Regierungsräte werden, 
während die — womöglich erſt mit 48 Jahren 
Bauinfpektoren find; und wenn fie NMegierungsräte 
werden, find fie meift über 50 Jahre alt. Meine Herren, 
die Zahlen fprechen jo für fich, daß, wenn man ſich wirf- 
lich tüchtige Beamte in der höheren Verwaltung 
erhalten will, da Remedur geſchaffen und Gleichſtellung 
hergeftellt werden muß. 

(Sehr richtig!) 
Die Borbildung der Techniker erfordert ebenjo viel und 
noch mehr Unkoften und Zeit als die der Yuriften; des- 
halb ift es abjolut notwendig — und ich hoffe, daß der 
Herr Minifter dahin wirkten wird —, daß endlid) die 
Sleichitellung der Techniker mit den Auriften in der 
Eifenbahnverwaltung zur Wahrheit wird. 





(Bravo!) 
Bizepräfident Dr Frhr 9. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Sattler. 


(Paufe. — Der Abgeordnete Dasbach befteigt die 
Tribüne. — Große Heiterkeit.) 


Das Wort hat der Abgeordnete Dasbach. 

Dasbach, Abgeordneter: Meine Herren, das die 
Heiterkeit veranlaffende Mifverftändnis rührt daher, daß 
vor mir ein anderer Herr auf der Rednerliſte gemeldet 
war und ich nicht wußte, daß ich jet ſchon das Wort 
befommen ſollte. ch bin fehr dankbar, daß es mir jett 


gegeben wird, 
(Heiterkeit.) 


Der Herr Kollege Pleß bat die fozialen Gründe 
hervorgehoben, aus denen es nach feiner Anficht an be= 
Elagen ift, daß immer mehr weibliche Beamte im Eifen- 
bahndienft angenommen werden und dadurch männlichen 
Kräften ein valfanter Boften vorenthalten wird. Er hat 
gemeint, es liege doch ein dringender Grund vor, dafür 
zu forgen, daß die en Familien auch einen Er- 
nährer haben, und das könne nur dadurch erreicht werden, 
daß der Bater, der Mann im Haufe, auch eine lohnende 
Beihäftigung finde; wenn aber — fo fuhr er fort — 
fortwährend nad) dem Grundjage gehandelt würde, es jei 
nad billigiten Kräften zu an ohne Rüdficht darauf, 
ob dadurch Männer, die auch Berpflichtungen haben, 
einer Stelle entbehren müffen, dann werde ein großes 
ſoziales Übel entftehen. Diejer Bemerkung meines 

aktionsgenoſſen kann ich mich nur vollitändig ans 
chließen. Nun bat aber der Herr Abgeordnete Dr Krieger 
das Gegenteil als Grundfag ae: er hat es 
aber leider unterlaffen, auf die vom Herrn Abgeordneten 
Pleß ausgeſprochenen Gründe einzugehen. Ych bin daher 
nicht in der Lage, eine Widerlegung zu verjuchen. Es 
fteht einfach Behauptung gegen Behauptung. Die Gründe, 
die der Herr Sollege bir vorgebradit Int, find nicht 
widerlegt, und ich dene, der Herr Miniiter wird auch 
dieje Gründe in wohlwollende Erwägung nehmen. 

Es liegt uns eine Petition vor von, einer Klaſſe von 
Eifenbahnunterbeamten, welche ſich darüber beichweren, 
daß weibliche Kräfte jogar befjer befoldet jeien als fie, 
daß fie im gewiljen Kalten einen höheren Lohn be» 


kommen als die männlichen Sträfte, und daß fie auch 
früher als fie Penfionsanfprüce erhalten. Es ift mir 
von Regierungsfeite gefagt tworden, das rühre daher, daß 
kraft Geſetz in gewiflen "allen ſolche Stellen, wenn fie 
an Männer verliehen werden, Militäranwärtern vor— 
behalten werben müfjen, daß alfo die Eifenbahnverwal- 
tung nicht in der Lage fei, diefen Wunfd der männlichen 
Beamten zu erfüllen. Es ift wünſchenswert, daß von 
amtlicher Seite eine Erklärung darüber gegeben wird, 
damit diejenigen Streife unjerer Eifenbahnbeamten, welche 
heute fich ungerecht behandelt glauben, den wahren Grund 
erfahren und infolgedeijen dann den beftehenden Berhält- 
niffen Rechnung tragen. 

— kommt es immer noch in gewiſſen Zweigen 
der Eifenbahnverwaltung vor, daß Unterbeamte — Lofo- 
motivführer u. dgl. — lange Fahre hindurd eine Stelle 
verjehen müfjen, die mit einem höheren Gehalte bebait 
ift, als die Beamten in ihrer geringeren Stellung be: 
piehen, alfo wenn — der geprüfter Heizer iſt, z. B. 

en Dienſt eines Lokomotivführers verſehen muß. enn 
das nur adt Tage hindurch gejchieht, wird niemand 
etwas dagegen haben; aber wenn es auf längere Zeit, 
2,3, 4 Sabre gefchieht, dann entbehrt doc; eigentlich der 
Mann jenes Einfommens, das ihm gebührte. weiß 
ja wohl: man jagt, daß nicht genug etatsmäßige Stellen 
ausgeworfen jeien. Aber, meine Herren, dann wird das 
eben geichehen müfjen, dann müflen immer nod mehr 
etatämäßige Stellen für folhe Beamten ausgeworfen 
werden. Wenn unfer Gijenbahnwejen wächſt, wenn 
immer mehr Streden befahren werben, wenn neue age 
eingelegt werden, und wenn dann dauernd ein Mehr 
bedarf an Lokomotivführern und ähnlichen höher be 
foldeten Beamten entfteht, dann wird man auch dauernd 
etatgmäßige Stellen in folcher Zahl gründen müſſen, 
wie notwendig ift, um den Dienft aufrecht zu erhalten. 


(Bravo!) 


Präfident v. Mrücher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: Ich möchte auch mur 
mit ein paar kurzen Worten einige Wünſche der Be 
amten hier zum Vortrag bringen, kann aber nicht unter 
lafjen, dem erjten Herrn Redner des heutigen Tage, 
Herren Marz, gegenüber doch darauf hinzuweiſen, daß er 
nicht der erite gewefen ift, der für die Wünfche der Eifen- 
bahntelegraphiiten eingetreten ift, wie man das aus feinen 
Worten, wenn ich ihn recht verftanden babe, eigentlich 
ichließen ſollte. Für die Eifenbahntelegraphiften und ihre 
Überführung in die Mlaffe der Subalternbeamten find 
bereit vor 20 Yahren ungefähr bier im Haufe Wünfche 
ausgeſprochen worden. 

Dann wollte ich mir auch über die Betriebsjefretäre 
ein Wort erlauben. Ach halte es in der Tat für hart, 
daß fie jegt von jüngeren Bureaudiätaren, welche jpäter 
als fie das Eramen gemacht haben, überflügelt werden 
follen. Ich bin ſchon damals der Meinung — als 
die Klaſſe der Betriebsſekretäre auf den Ausſterbeetat 
geſetzt wurde, daß es richtig ſein würde, wenn man gleich 
jo viel Eiſenbahnſekretärſtellen geſchaffen hätte, wie nötig 
waren im Verlaufe der Zeit, daß man auf die Tatfache, 
daß eine befondere Klaſſe von Betriebsfefretären noch 
belaffen wurde, feine Rüdficht genommen hätte. Man 
ift ja dann im Berlaufe der Jahre den Wünſchen der— 
jelben einigermaßen entgegengefommen durch die Um— 
wandlung einer großen Ba von Betriebsjekretäritellen 
in Eifenbahnjefretärftellen. Aber daß jegt jüngere Bureau- 
biätare früberangeitellt werden follen alsdieälteren Betriebs- 
fetretäre, das halte ich auch für nicht berechtigt, jo jehr 





ich mich auch darüber freue, daß die Bureaubiätare jett 
früher zur Anftellung kommen follen. 
Endlich habe ic) noch ein paar Worte zu jagen über die 
Eifenbahnkanzliften. Die Eiſenbahnkanzliſten zweiter Klaſſe 
ehören ja auch zu den auf den Ausiterbeetat gejtellten 
Beamten, und man hat die Zahl der Eijenbahnkanzliften 
eriter Klaſſe etwas vermehrt. Es ift aber der dringende 
Wunſch diefer Beamten, daß man ihnen die Möglichkeit 
nicht abjchneidet, wenn fie die Bedingungen für andere, 
beflere bejoldete Dienftftellen erfüllt haben, dann auch in 
uk Dienftftellen einrüden zu können. Es ift bereits 
im vorigen Jahre eine Petition, fo viel ich weiß, der 
Königlichen Staatäregierung zur Erwägung überwiejen. 
Es ijt darauf noch kein Bejcheid erfolgt. —* 
wird allerdings wiederum eine Petition vorliegen. 
halte die Wünſche der Kanzliſten für berechtigt, daß man 
ihnen geſtatten möge, wenn ſie dieſelben Vorbedingungen er— 
füllen wie die übrigen Beamten — a auch die 
Militäranmwäter, welche gleich in den Bureaudienſt über- 
gehen —, in die befjer bejoldeten Kategorien anderer Dienft- 
srweige überzugehen, fofern fie die Eramina dazu gemacht 
aben. 
} Ich erſuche aljo die Königliche Staatsregierung, den 
—— nach dieſer Richtung hin gerecht werden zu 
wollen, 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schmidt (Warburg). 


(Abgeordneter Schmidt [Warburg]: Ich verzichte!) 
(Bravo!) 


Das Wort hat der Abgeordnete Hofmann. 


Hofmann, Abgeordneter: Meine Herren, F möchte 
nur ein paar Worte jagen zu gunjten von Beamten- 
flafjen, deren Berhältnifte ihon bier erörtert worden 
find, infonderheit der Bremfer und Schaffner. Herr 
Kollege Boldichmidt hat ja die Tatfachen, die den an das 
Abgeordnetenhaus gelangten Petitionen zu grunde liegen, 
bereits ausführlich erörtert. vermeide ed, dieje Tat» 
fachen zu wiederholen. Ich möchte bloß ein paar weitere 
Bemerkungen daran anknüpfen. 

Die Wünfche diefer Herren gehen in dreifacher Rich— 
tung: einerjeit® etatsmäßige Anjtellung nad einer be- 
ftimmten Reihe von Jahren. Sie haben zur Zeit, 
wenn ich recht unterrichtet bin, ungefähr 10 Jahre zu 
warten, bis fie in etatsmäßige Anftellung fommen. Cie 
wünjden etwa nad ——— Dienſtzeit als Hülfe- 
bremjer zur etatsmäßigen Anjtellung zu gelangen. Dann 
baben fie weiter den Wunid, daß das Höchitgehalt erhöht 
werde. Ihr Höchitgehalt beträgt zur Zeit 1200 AM; die 
f n mwünjcen, daß ſie bis 1500 A fteigen können. 

in dritter Wunfch geht auf Verkürzung der Frift bis 
zur Erreichung des Höchſtgehalts. Früher betrug dieje 
Zeit 18 Jahre, jegt beträgt fie 21 Jahre. 

Ich glaube, daß wenigitens ein großer Teil diejer 
Wünjche gerechtfertigt ift, und zwar hauptfächlih aus 
folgendem Grunde, Der Dienft der Außenbeamten im 
Gegenjag zu den im Bureaubienft bejchäftigten Beamten 
ift körperlich im großen ganzen jehr viel aufreibender 
und gefährlicher, und unter den von mir genannten 
Kategorien der Beamten des Yußendienftes find es gerade 
die Bremjer, welche ganz —— durch ihren Dienſt 
körperlich leiden. Es geſchieht ja zur Zeit ſeitens der 
Verwaltung nach Möglichkeit alles, was geeignet iſt, um 
die körperliche Dienſtfähigkeit zu erhalten; allein es kann 
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doch nicht das Genügende gelöchen, und es ift mir mit« 
— worden, ein großer Zeil, vielleicht der größte 

eil der älteren Bremfer, wenn man ganz ftrenge An— 
forderungen an ihre körperlich Dienftfähigkeit legte, viel- 
leicht fchon dienftunfähig wäre, — ein zwingender Beweis 
dafür, daß die Friſt zur Erreihung des Höchitgehaltes 
eine viel zu große ift. Andererfeits liegt es doch auch 
im Onterefte der Verwaltung, Beamte, die ſolche für die 
Sicherheit des Betriebes jo auferordentlih wichtige 
Funktionen haben, auch körperlich in einem dienfttüchtigen 
Zuftande zu erhalten. Ob in der Richtung alles, was 
möglich wäre, gejchieht, weiß ich nicht. 

Es wäre mir jehr erwünfcht, zu erfahren, ob außer 
den befonderen Schugvorrichtungen, die jegt für die 
Bremfer durch bejondere Häuschen oben auf den Waggons 
hergerichtet werden, beiſpielsweiſe ſchon Verſuche gemacht 
worden find mit Heizeinrichtungen in diefen Häuschen. 
Die Häuschen haben im wejentlihen den Zweck, nicht 
bloß gegen die Kälte an fich, jondern gegen die Wirkungen 
des Windes zu fihern. Der Wind wirft häufig ſehr 
viel jchädlicher als die Kälte. ine ftille Kälte ift 
leichter zu ertragen — das wiſſen alle diejenigen, die in 
eye er wohnen und oft unterwegs fein müſſen — 
als die Windfälte. Gegen dieje Wirkung der Kälte ift 
durch die Errichtung diefer Häuschen ein Schuß einge- 
führt; aber jehr bedeutende Kälte wirft auch in dem 
Häuschen jehr hemmend auf den Betrieb. Deshalb 
möchte ich wiſſen, ob mit der Heizung dieſer Eleinen 
Häuschen ſchon ein Verſuch gemacht worden ift. 
denfe an Vorrichtungen, die wir im Weſterwald jchon in 
den Wagen gebrauchen. Das find Vorrichtungen, ähnlich 
wie Botanifiertrommeln, in die ein Brifett — es Eoftet 
10 # pro Stüd — eingelegt wird, was jehr lange glüht, 
etwa 6 Stunden hindurch; wenn man das in bie Hagen 
einlegt und die Füße darauf ftellt, jo bat man fort» 
während warme Füße, und es erwärmt auch noch einen 
Kleinen gefchügten Innenraum. Ich habe in den Zeitungen 
gelefen, daß diefes Syftem auch bei den Straßenbahnen 
ventiliert worden ift; ob e3 eingeführt worden ift, weiß 
ich nicht. Ich habe es praktifch und ausgezeichnet bewährt 
gefunden. Ich glaube, wenn bie ————— 
mit einer ähnlichen Vorrichtung mal eine Probe machte 
— es würde finanziell nicht a gu bedeutend fein —, fo 
würde fie dem Et der Einzelnen wejentlich entgegen» 
fommen. Es iſt ja jelbitverftändlich, daß folche Eau . 
vorrichtungen nicht jeden Tag notwendig werben; fe 
wären Bei bloß für jolche Bremjer notwendig, die lange 
Streden durch ungünftige Gegenden fahren müfjen, und 
aud bloß an ſolchen Tagen, wo ein Schug gegen allzu 
große Kälte geboten ift. 

Was den Schuß des Körpers ſelbſt gegen allzu große 
Abnugung anlangt, jo möchte ich an das anknüpfen, was 
ich vorhin gejagt habe. Ich bin der Meinung, dak ein 
roßer Teil der älteren Beamten bei jehr ftrengen An- 
förperlich ſchon dienftunfähig wäre. Wenn 
eine medizinifche Unterfuchung des ganzen Berjonals aus- 
geführt würde, fo, glaube ich, würde (nn das, was ich 
gejagt habe, als Tatſache —— Ich möchte aber 
nun nicht, daß die einzelnen penſioniert oder außer Dienſt 

eſtellt werden; das möchte ich in keiner Weiſe haben, 
— im Gegenteil dürfte eine ſolche Maßregel erſt dann 
eintreten, wenn den einzelnen au he Schuß 
für ihr }päteres Leben dadurch gewährt wird, daß entweder 
ihre Bezüge oder mindeftens ihre Benfion erhöht mird. 

Meine Herren, früher ift gefagt worden, die Bremer 
und Schaffner hätten hat babe große Nebeneinnahmen; 
diefe find aber doch nicht bedeutend, und fie find auch 
in der legten Zeit durch Verfügung der oberen Behörden 
noch verkürzt worden; man darf fie alfo nicht fo rechnen. 
Jedenfalls bieten fie fein Entgelt für die bejonderen Ge— 
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fahren und bie befonderen Anftrengungen, bie biejes 
Perſonal jeden Tag leiften muß. 

Was die Heizer anlangt, jo will ich feine weiteren 
Ausführungen machen; in diefer Beziehung kann ich mich 
den Ausführungen bes Herm Borredners anſchließen, die 
ich im großen ganzen nur unterjchreiben kann. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete v. Riepenhaufen. 








v. Riepenhauſen, Abgeordneter: Meine Herren 
fürdten Sie nicht, daß bei diefer vorgerüdten Stunde i 
alle diejenigen Wünſche hier vorbringe, die wir heute ſchon 
zur Genüge von allen Seiten des Haujes in bezug auf 
die Verbefferung der Stellung der Beamten gehört haben. 
Wir haben # die Beamtengebaltöfrage als folche abge- 
ſchloſſen. Zroßdem gibt es unzweifelhaft eine ganze 

enge — denen gegenüber wir im Laufe der Zeit 
wieder Stellung nehmen müfjen. ch möchte die einzelnen 
Beamtenkategorien bier — durchgehen, ſondern mir nur 
erlauben, an den Herrn Miniſter eine kurze Anfrage zu 
ſtellen in betreff eines Schreibens, das der Herr Minifter 
die gear ehabt hat an den gejchäftsführenden Aus- 
ſchuß der preußifchen Bahnmeiftervereine zu richten. Das 
Schreiben ift vom 9. Dezember 1902, und man hat natur: 
gemäß eine Summe von Wünjchen in baldiger Erfüllung 
eſehen. Das Schreiben jagt, indem die Wichtigkeit der 
Stellung ber Verwalter der Bahnmeiftereien anerkannt 
wird, daß der Herr Minifter der weiteren Ausgeftaltung 
ihrer Stellung wohlwollend gegenüberfteht. Es ift natur- 
gemäß, daß ein folches Schreiben, das jo pofitiv von feiten 
des Herren Minifters beantwortet wird, in dem eine wohl« 
wollende Ausgeftaltung in Ausſicht geftellt wird, eine 
Summe von Wünfchen zur Folge hat. Ich möchte den 
Herren Minifter um die Freundlichkeit bitten, bier vor 
dem Hohen Haufe zu jagen, in welder Weije er die 
fernere Ausgeftaltung in Ausficht zu nehmen gebentt. 


Präfident v. Siröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Werner. 


Werner, Abgeordneter: Meine Herren, auch ich 
will heute nicht die jämtlichen Beamtenklaffen berühren, 
die in Betracht fommen und einer Gehaltsaufbefjerung 
bedürfen oder Petitionen eingereicht haben, fondern nur 
einige herausgreifen, für bie ich auch in früheren Jahren 
eingetreten bin. 

n dieſem sone bin ich in der Lage, dem Herrn 
Miniſter meinen Danf auszufprehen. Der neue Minijter 
hat ie in diefem ungünftigen Etatsjahre eine Forderung 
durchzufegen vermocht, die gegen die unerträglichen Be- 
ſoldungs · und —S der Abfertigungs⸗ 
ſupernumerare —— etwas tut. Allerdings iſt das 
Gebotene ungenügend; aber ich erkenne an, daß die Un— 
gunft der Finanzverhältniſſe eine durchgreifende Beſſerung 
mit einem Schlage erfchwert. Diefe Beflerung aber möge 
der Herr Minifter im Auge behalten und fjobald wie 
möglih in bie Praris ig 

cch babe in früheren Jahren wiederholt auf Die 
Wichtigkeit des Abfertigungsdienftes bingewiejen. Ich 
habe allerdings bei dem damaligen Herrn Minifter und 
jeinen Räten nicht das nötige Berftändnis gefunden; 
aber der jegige Herr Minifter hat einen Erlaß, betreffend 
die Verteilung der Gratifitationen, erlafjen, in dem er 
betont, daß in erjter Linie die Abfertigungsbeamten mit 
folden Gratifitationen bedacht werden follten. Das ift 
gewiß ein Beweis dafür, daß er die Bedeutung der Ab- 
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fertigungsbeamten anerkennt. Die Supernumerare ber 
Eifenbahnverwaltung find ſowohl —— der Be- 
förderungs- als aud der Bejoldungsverhältniffe von allen 
gleich vorgebildeten Beamtenklaffen aller anderen Reſſorts 
bei weitem am ſchlechteſten gejtellt. Und dod find bie 
Dienftaufgaben und bie Berantiwortlichkeit jener Ab- 
fertigungsbeamten, vor allem aber der jelbitändigen 
Dientftellenvorjteher, derartige, daß dieſe den anderen 
mittleren Beamtenflaffen, welde in den übrigen Ber- 
waltungszmweigen und auch bei der Eifenbahn als erft- 
Elaffige anerkannt und bejoldet werden, mindeſtens gleich- 
geftellt werden müfjen. 

N dem vorliegenden Etatsentwurf lefen wir als 
Begründung für die Mehreinftellung von 304 Eifenbahn- 
jefretärftellen, daß allein die ungünftigen Anftellungs- 
verhältnijje der Bureaudiätare ie Klafje diefe Ber 
mehrung erfordern. Das jteht allerdings im fchroffen 
Gegenfaß zu dem, was Herr Minifterialdireftor Wehrmann 
im vorigen Jahre mir gegenüber ausführte. Er fagte, bei 
der Gilenbahnvermwaltung fei es Grundſatz, bab nur 
Stellen nah Bedürfnis geichaffen würden. Wir fehen 
bier, daß dieſes Prinzip durchlöchert ift, daß man auch 
einmal nah dem Grundfage der Billigkeit vorgegangen 
ift. Sch habe mich über die Vermehrung der Stellen 
ebenjo jehr gefreut als über die Begründung Was wir 
enge für die Abfertigungsbeamten, find keine Stellen 
über Bedürfnis, fondern ledigli a Bedürfnis. 
Nun meine ich, daß die 61 erftklaffigen Stellen, die im 
Etat ausgejegt find, nicht ausreichend find. Ad bitte 
den Herm Minifter, dafür beforgt zu fein, daß im nächft- 
jährigen Etat endlich eine durchgreifende Bermehrun der 
erjtklaffigen Stellen im Abfertigungsdienft nr Pi 
werde, Nee jelbftändige Leiter einer Güterabfertigungs- 
ftelle muß ein erftflaffiger Beamter fein. Heute werden 
Abfertigungsftellen mit einem Beamtenperjonale von 
10 Köpfen und 10 bis 20 Wrbeitern und mit Millionen 
Einnahmen von einem mittleren Beamten der zweiten 
Klafje verwaltet. Bei der Poft finden wir, daß Stellen 
mit viel weniger Umfang mit erftklaffigen Beamten be 
fegt find, Es kann nicht vertannt werden, daß die Ab- 
fertigungsfupernumerare am ern bei den erit- 
Eaffigen Stellen berüdfichtigt find. Die — 61 iſt viel 
zu gering. Es entfallen nur 10 Stellen auf Super- 
numerare, während die anderen Stellen auf frühere 
BPrivateifenbahnbeamte, Militäranwärter und ältere Nicht: 
anftellungsberedhtigte fallen. Die jest zur Beförderung 
kommenden Wbfertigungsfupernumerare werden meiftens 
das 45. Lebensjahr überjchritten haben. Es find darunter 
mindeitens 250 Abfertigungsfupernumerare, welche bis 
zum 19. Lebensjahre die Schule beſuchten, mehr als 
20 Jahre der Eijenbahnverwaltung vorwurfsfrei dienen 
und jowohl in Anjehung ihrer Kenntniffe als ihrer Perſon 
für die Berwaltung auch der fchwierigiten erftlajfigen 
Abfertigungsftelle von der Berwaltung als befähigt be- 
Er werden. Die Abfertigungsfupernumerare bringen 
rem neuen Chef das allergrößte Vertrauen entgegen und 
hoffen, daß ber faufmänni F e Minifterdbem lange vernach⸗ 
läjfigten Güterdienft im nächften Jahre zu feinem Rechte 
verhelfen wird. 

Kurz will ich noch die Kanzliftenfrage bei den Eijen- 
bahnverwaltungen ftreifen. ch habe bereits früher aus- 
geführt und wiederhole es heute, daß es ungerecht erfcheint, 
daß man bei der Eifenbahnverwaltung eritklaffige Eifen- 
bahnkanzliften geichaffen hat. Es Behr feft, daß bie 
Kanzliften genau diefelbe Arbeit zu verrichten haben als 
bie der eriten Klaſſe, daß die Arbeit aus demfelben Blod 
berausfommt und dabei nicht von einer Differenzierung 
der Arbeit die Rede fein kann. Aus Billigkeitsrüdfichten 
muß eine Beflerftellung erfolgen, zumal die Kanzliften, 
meiſtens gediente Soldaten, in der Berechtigung ben Bivil- 
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anwärtern mindeftens gleich zu evachten find. Auf diefe 
Srope fomme ich bei der dritten Lefung noch ausführlicher 
u 


Das Bedürfnis zur Schaffung erftklaffiger Stellen 
geht daraus hervor, daß in diefem Fahre 47 erftklaffige 
tellen für Kanzliften in den Etat eingeftellt find. Dieje 
Zahl ift aber nicht annähernd ausreichend. Ich habe 
mehr als einmal Beranlafjung genommen, mit Kanzliften 
erfter Klaſſe zu fprechen, die ante Teibft gejagt und zugegeben 
haben: wir haben keine bevorrechtete Stellung den — 
Kollegen gegenüber und können es nicht für gerecht halten, 
daß wir jo und fo viel mehr Gehalt befommen als die 
anderen, bie biefelbe Arbeit zu leiften haben. 

Die Frage ber Lokomotivführer, die heute auch hier 
berührt worden ift, will ih mir nun bis zur dritten 
Lefung erfparen, weil ich darüber längere Ausführungen 
zu machen babe. Aber eine frage, die hier vieljeitig 
beſprochen worden ift, will ich kurz noch berühren: das 
ift die Mrbeiterfrage. 

Der Herr Minifter hat meines Erachtens mit vollem 

Recht ausgeführt, daß eine Agitation, wie fie der „Weck- 
ruf“ betreibt, bekämpft werben muß. Es ift nicht an— 
gängig, daß Arbeiter bei einer Behörde nun gegen bie 
—— Behörde revoltieren, und ich kann nicht —5 
wie der Herr Kollege Dr were aus den Ausführungen 
des Herrn Minifterd herausgelefen hat, daß berfelbe den 
Arbeitern verbieten wolle, etwa fozialdemokratifch zu 
wählen. N habe den Ausführungen des Herrn Minifters 
auch gelaufcht und habe nur die Überzeugung gewonnen, 
daß der Herr Minifter jagen wollte: ich kann nicht dulden, 
dag in dem großen GEifenbahnbetrieb die Arbeiter fufte- 
Matifch, wie es der „Wedruf“ getan hat, gegen bie 
Eifenbahnbehörben rebellifch gemacht werben. Das würde 
ſich niemand gefallen laſſen, auch in einem Privatbetrieb 
nicht. Ordnung muß in allen Dingen herrſchen. Es 
gibt einen großen Teil von Arbeitern, die mit ſozial⸗ 
demofratifchen Umtrieben nichts gemein haben, ſondern 
fi mit Ekel von diefer Verhetzung abwenden. 
‚,. Der Herr Minifter hat erklärt, daß er nad Mög- 
lichkeit beftrebt fein werde, die Löhne der Arbeiter is 4 
zubeſſern. ch möchte mir nur einen Vorſchlag erlauben, 
der vielleicht beachtenswert ift. Das ift der, daß man 
vielleicht den Arbeitern, nachdem fie eine längere Reihe 
von Jahren ihren Dienft zur vollen Zufriedenheit aus. 
geführt haben, eine Art Beamtenqualifitation gibt. Da» 
durch würbe man eine ganze Menge tüchtiger, königätreuer 
Arbeiter heranziehen. Im allgemeinen können wir uns 
auf bie Eifenbahnarbeiter verlaffen; fie haben jederzeit 
ihre Pflicht getan, und ich hoffe auch, daß bie große 
Mehrzahl von ihnen nicht den fozialdemokratiichen 
Lockungen folgen, fondern zum eigenen Wohl auf ftaats- 
erhaltendem Boden bleiben wird. In bezug auf bie 
— su Algen muß —— getan werden; auch 
müffen die Arbeiter einen Erholungsurlaub mit vollem 
Lohne erhalten. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Uhr 
geordnete dv. Savigny. 


(Derjelbe verzichtet.) 
Dann bat das Wort der Mbgeorbnete Dr Göfchen. 


Dr Göſ Abgeordneter: Meine Herren, von 
verjchiedenen Seiten find die Intereſſen der Schaffner 
und Bremfer betont worden. ch möchte mich den Herren 


Borrednern, die darüber geſprochen Haben, anſchließen, 
Berhandl. d. Hauſes d. Abg. 19. Leglsl. V. Seffton 1908, 
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namentlich aus dem Grunde, damit e8 nicht fcheine, ala 
ob ich durch mein Stillichweigen beftätigte, daß die Klagen 
diefer Beamten inzwiichen befeitigt oder unberechtigt 
geworden wären. Das bezieht ſich — ich will jet nicht 
von der Erhöhung der Gehälter fprechen — insbejondere 
el die fchwierigen Wohnungsverhältniffe, denen die 
Eiſenbahnſchaffner ſich in allen großen Städten gegenüber- 
eben. Ich kann auf das verweilen, was heute von ver- 
chiedenen Herren, und was im vorigen Jahr, mit Zahlen 
belegt, gejagt worden ift, und ich kann nur wiederholt 
erklären, dae es in einer Stadt wie beifpielsweije Frank— 
furt a. M. und Altona zu den größten Schwierigkeiten 
gehört, daß die Schaffner, ſoweit nicht für fie durch 

ienftwohnungen geforgt wird, eine Wohnung finden, die 
nicht einen unverhältnismäßig großen Zeil des Gehalts 
vorweg in Anſpruch nimmt Ich bitte die Königliche 
ei. ie hierauf weiterhin ihr wohlmwollendes 
Augenmerk zu lenfen und fortzufahren, durch Erbauen 
und Unlegen von Beamtenkolonien und Wohnungen für 
die Schaffner zu forgen, und da, wo fie ſich in den großen 
teuren Städten nicht ſelbſt helfen können, zu helfen, wie 
es irgend geht. Es ift fchon erwähnt worden, daß die 
GEntziehung der Teurungszulage beim Wachen der Ge- 
hälter als eine Unbilligkeit empfunden wird. 

Es ift von anderer Seite gefagt, man folle die Ein- 
— der Remunerationen und Unterſtützungsgelder 
anders geſtalten. Das würde ich freilich für falſch halten; 
denn gerade bei Notftänden find diefe von der größten Be- 
deutung, und meines Erachtens wäre e8 gut, den Fonds 
für Unterftügungen noch möglichft zu verftärten, wenn 
man nicht in der Lage ift, bleibende erhöhte Teurungs- 
zulagen oder erhöhte Wohnungsgelder unter den von mir 
erwähnten Umftänden zu gewähren. Ich wollte die Lage 
diefer Klaſſe von Beamten nit unerwähnt lafjen. 

Der andere Punkt, über den ich zwei Worte fprechen 
möchte, betrifft bie im Etat vorhandene Vermehrung der 
Eifenbahnfekretärftelen. &8 haben fih ja aus bem 
Anlaß eine ganze Anzahl verehrter Redner der mit den 
unächſt bedachten Bureaubiätaren auf einmal in lebhafte 

onfurrenz getretenen Betriebsjefretäre angenommen. dh 
möchte ni den Eindbrud ins Land gehen lafjen, als ob 
die Bedenken, die gegen bie fogenannte Bevorzugung der 
Bureaubiätare erhoben find, auf allen Seiten geteilt 
würben. Es würde mir eine große Schwächung der 
Freude fein, die ich über diefen Poften in dem Etat em- 
pfunden habe, wenn ich fehen müßte, daß den Bureau- 
diätaren das, was ihnen in wohlmwollender und gerechter 
Weiſe die Staatsregierung augebadit bat, zu gunften einer 
anderen Beamtenklaffe, der ich auch alles gute wünſche, 
wieder entzogen würde. 3 babe Jahre bindurd den 
Wunfd vertreten und ausgeiprochen, daß durch weitere 
Vermehrung der Eifenbahnfekretärjtellen den Bureau- 
biätaren zur rechtzeitigen Anjtellung geholfen werben 
möchte. Speziell im vorigen Jahre habe ich mit bejonderer 
Lebhaftigkeit diefen Wunſch bier vertreten und mir ben 
Vorſchlag erlaubt, wenn nad) ben allgemeinen Berwaltungs- 
rundjägen eine dauernde Vermehrung der Gefretär- 
Bellen nicht angängig fein möchte, doch die nötige Zahl 
von Mehrftellen, ala künftig nach Bejeitigung des Not» 
ftandes wieder a Sa zu jchaffen. Das 4 geſchehen 
durch Einſtellung der 304 Stellen, und die Freude bei 
allen Bureaublätaren im Lande iſt darüber groß 
eweſen, daß fie fih nun endlih am Biel der Wünfche 
aben, die die Königliche Staatsregierung ſelbſt bervor- 
gerufen hatte, nämlich nad) Tjähriger Wartezeit zur etats 
mäßigen Anftellung zu_gelangen, in einem Beitpunfte, 
wo die meiften diefer Beamten jamilienväter find umd 
wohl beanfpruden können, daß die Fürforge wirkſam 
werde, die für den etatSmäßigen Beamten ftattfindet im 
Gegenfag zu dem nur als Diätar — 
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Nun ift ja nicht zu verfennen, baß gegenüber den 
bisherigen PR re und Anftellungsausjichten, die die 
Diätare hatten, die Vermehrung der Stellen in diefem 
Jahr eine befondere Gabe darftellt, eine Gabe aber, die 
bafiert auf beftimmten früheren Erklärungen, wenn nicht 
gar Zufiherungen ber Staatsregierung. Die Maßregel 
ift getroffen worden, um biejen ———— gerecht zu 
werden, und es ſind danach nicht einmal, wie vorhin 
vom Herrn Abgeordneten Kirſch geſagt wurde, alle 
304 Stellen, die den Bureaudiätaren zufallen, ſondern 
kraft der Anteilnahme der Militäranmwärter find es nur 
197, und das reicht gerade aus, um ben Zwed zu 
erreichen, daß alle vorhandenen Diätare mit einem Dien! 
alter von mindeftens fieben Jahren zur en elangen. 

Die Betriebsfekretäre nun, die ſich dadurch zurüd- 
gelegt fühlen, find dies aber nicht etwa infofern, ald ob 
ihnen ein Machteil in ihrer bisherigen Stellung und ihren 
bisherigen Ausfichten zugefügt würde, fonbern nur von 
dem Geſichtspunkt aus, daß ihnen nicht gleichzeitig ein 
ebenjolches Benefizium gegeben wird, wie e3 den Bureau- 
dbiätaren zugedadt ift. In der Stellung der Betriebs» 
jefretäre wird ja gar nicht? verändert, gar nichts ver- 
jchlechtert; fie gehen auf dem Wege des Einrüdens in 
die fich erledigenden Stellen hinein und find dabei nicht 
in der üblen Lage von Diätaren, die weder für fich jelbit 
im Fall der Invalidität noch im Fall bes Todes a 
die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen irgend welchen 
Rückhalt haben, fie find etatsmäßig angeftellte Beamte, 
denen eine Berforgung nad) dem Gejege bereits zu teil 
wird; fie find im übrigen in der Lage, ſich den allge- 
meinen Bermwaltungsgrundjägen unterordnen zu müſſen, 
und man kann von ihnen füglich wohl beanfpruchen, daß 
fie fich dem ſchwerwiegenden Gnterefie der Diätare, deren 
Anftellung zunächſt ermöglicht werden foll, die mit einem 
bejcheidenen Mindeftgehalt anfangen, kollegialiſch unter» 
ordnen. Sch möchte aljo erklären, daß ich die Abficht 
der Königlichen Staatsregierung über die Verwendung 
der 197 bzw. 304 neuen Stellen als richtig anerfenne, 
und daß ich für diefes Jahr es nicht würde billigen 
fönnen, wenn bie ag ſchon etatsmäßig angeftellten 
Betriebsjekretäre als Konkurrenten ihrer endlih am 
Ziele glüdlich angelangten Kollegen, der Bureaubiätare, 
auftreten wollten. Die legten unter ihnen, die ſich jett 
benachteiligt fühlen, finden ihre Anftellung nad der Er- 
Härung des Herrn Regierungskommiſſars, die er in der 
Ktommiffion — hat, bis zum Schluſſe des 
Jahres 1905. kann nicht davon die Rede ſein, wie 
der Abgeordnete Feliſch meinte, daß über ihre Leichen 
hineggegangen werde. „Leichen“ find Beamte nicht, die 
etatsmaßig angeftellt find, und die ihre Anwartſchaft auf 
die Erlangung einer höheren und bejjer bejoldeten Stelle 
erſt durch ein —* abgelegtes Examen erlangt haben; 
das find feine „Leichen“, über die hinweggegangen wird, 
iondern es find Leute, die ihre Stellung lebendig und 
kräftig ausfüllen, und die einftweilen fich zufrieden geben 
müſſen, wenn fie die Gewißheit haben, in bie hößeren 
Stellen jo einzurüden, wie es die natürliche Erledigung 
der vorhandenen etatsmäßigen Stellen mit fich bringt. 

N möchte aljo bitten, und richte auch an die Be- 
triebsjefretäre im Lande draußen das Erſuchen, für 
diefesmal den bebürftigen Kollegen ben Borrang zu 
lafjen, und ihnen den Suchen, den das Wohlwollen der 
Staatsregierung für ſie gebaden hat, mal allein zu 
überlaffen. Hoffentlich wird den Betriebsſekretären im 
nächſten Jahre ein bejonderer Kuchen gebaden; dagegen 
habe ich natürlich abjolut nichts einzuwenden, ich würbe 
wich jehr darüber freuen. 
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Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete van Bleuten, 


van Vleuten, Abgeordneter: Die —— 
meiner Fraktionsgenoſſen Pleß und Dasbach nötigen mich, 
doch einige Worte hier zu ſagen. 

Die Herren haben ſich mit beneidenswerten Stimm- 
mitteln über die Anftellung von Frauen im Eifenbahn- 
bienfte geäußert und fi Veh energiich dagegen aus- 
geiprochen. Ich möchte nur betonen, daß Diele Anſicht 
auch in der Fraktion zur Sprache gekommen, dort aber 
nicht ohne Eiderfprud geblieben F Es iſt weiter zu 
ſagen, daß auch im Zentrum viele Herren ſich darüber 
freuen, wenn dem weiblichen Geſchlechte, mit den be— 
kannten Beſchränkungen, Gelegenheit geboten wird, ſich 
in ehrlicher Weiſe den Unterhalt zu verdienen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete Hoheiſel. 


Soheifel, Abgeorbneter: Meine Herren, id habe 
ein paar Worte vorzubringen zu gunften der Haltepunft- 
wärter, welche das Gehalt ber Gifenbahmwärter in Höbe 
von 700 bis 1000 4 beziehen, zugleih an ben Haupt« 
bahnen Blodwärter find, und eine ganze Anzahl Arbeiten 
verrichten müſſen, die die fonftigen Eifenbahnmwärter nicht 
haben, für bie fe aber eine zu geringe Remuneration 
erhalten. Zu diefen Mehrarbeiten gehört das Verkaufen 
und Verbuüchen der brfarten, die Abfertigung des 
Gepäds, das Ein- und Ausladen desfelben, die Bedienung 
der Signale und Blodapparate, die Wahrnehmung der 
Stationstelegraphen, des Zugmelbedienftes, die Führung 
der Kaſſenbücher, die Aufftellung der Monatsrehnungen, 
die Beleuchtung, Heizung und Reinigung der Warteräume 
und des Bahnfteigs, die Ausübung des Bahnpolizei- 
dienftes. Außerdem ift den Haltepunftwärtern die Strede 
zugewiefen, für deren Inftandhaltung und Reinigung fie 
u forgen haben. Für alle diefe Nebenarbeiten befommen 
r jährlich 80 A, bisher waren es 60.4, vom 1. April 
1903 an follen es 80.4 fein; fie find alfo mur um 
20 AM. erhöht worden. 

Diefe Leute petitionieren darum mit Mecht, daß 
ihnen eine höhere Remuneration für die Mehrarbeit zu 
teil werde. Sie berufen fi auf die Weichenfteller, 
welche 900 bis 1400 M erhalten und außerdem 80 A 
Stellenzulage, die bei Ausübung ihres Berufs immer 
den Stationdbeamten unterftellt find, während bie 

altepunftwärter bei ihren mannigfaltigen Arbeiten allein 
ich ſelbſt überlaffen find. Much Eönnen die Haltepunft- 
wärter die leider nicht jo abtragen wie die anderen 
Bahnmwärter, da fie ftändig mit dem Publikum in Be 
rührung kommen, müffen alfo auf anftändige, orbnungs- 
mäßige Kleidung halten, die auch größere Ausgaben er- 
fordert. Aus allen diefen Gründen ift ihnen wohl eine 
Erhöhung der Remuneration, die nur um 20 AK geftiegen 
ift, zu wünfchen, und ich möchte gerade diefe braven Leute, 
die ihre Pflicht treu erfüllen, dem Wohlwollen bes Herrn 
Minifterd bejonders — und ihn bitten, ihre 
Remuneration bi8 200 A zu erhöhen. 


räfibent v. röcher: Der Herr Minifter der 
öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der rg: en Arbeiten: Meine 
87 wenn ich in meiner erſten Rede in dieſem Hohen 
auſe zum Etat eiagt habe, daß es meine jchönfte Auf- 
gabe jein würbe, Hr ie mir unterftellten Beamten und 
Arbeiter zu forgen, fo muß ich doch jetzt befennen, daß 
ich glaube, 2 es auch eine der jchwierigften und undank⸗ 
barften Aufgaben ift: ſchwierig, weil ich nicht alle Wünſche 
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erfüllen kann; undantbar, weil, wenn ich den Munich 
einer Beamtenklaffe eben erfülle, andere Klaſſen ſich 
darüber beklagen, daß ihre Wünfche nicht erfüllt find. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, das fol mid aber nicht abhalten, in 
frifchem Optimismus fortzufahren und weiterhin zu ver- 
Ken den Wünfchen nad Möglichkeit entgegenzutommen 
und nad) den vielen Hoffnungen und Außerungen, die i 

bier gehört habe, darf ich ja wohl vorausiegen, daß ich 
der Unterftügung diefes Hohen Haufes ficher fein werde. 


(Bravo!) 


Wenn ih nun nicht alle einzelnen Kategorien mit 
ihren Wünfchen hier behandle, jo wird dies wohl in 
Ihrem Sinne liegen, mit Rüdficht auf die eingehenden 
Erörterungen, die hier ftattgefunden haben, und mit Rück— 
ficht darauf, daß ich auch hier in fo jpäter Stunde nicht 
alles beantworten kann; ich verjpreche aber, daß ich auf 
Grund der ftenographifchen Berichte die einzelnen Wünſche 
erneut prüfen und fortgefegt bemüht fein werde, nad) 
Möglichkeit zu helfen. Das würde ja natürlich in den 
Augen vieler eine Redensart fein, wenn ich mit irgend 
etwas nicht jett gleich kommen könnte, und da will ich 
gleich die Wünfche der höheren techniſchen Beamten hier 
näher beleuchten. 

Diefe Anträge gehen dahin, daß ihr Bejoldungs- 
dienftalter vordatiert werben möchte auf die Seit von 
5 Jahren nad) dem beftandenen Eramen. Ya, meine 
Herren, wenn es auf mich als den Minifter der öffent- 
lien Arbeiten allein ankäme, würde ich mich ja außer- 
ordentlich) freuen, diefe Wünſche fofort befriedigen zu 
können. Aber, meine Herren, tt übrigen Reſſorts 
der großen Stantsverwaltung jpielen hier eine Rolle mit, 
und ich bin nicht in der Page, allein für die Bauverwal- 
tung, für die technifchen Beamten, derartige Vorweg— 
bewilligung zu machen, die in den anderen Refforts nicht 
auch bewilligt werden. Ich werde die Sache wohlwollend 
im Auge behalten, werde ſehen, was ich machen kann; 
ih bin aber nicht ein Staat in Staate mit meinem 
Reflort, jondern, wie Sie alle anerkennen werden, ich 
habe nur im Zufammenhange mit den übrigen Refforts 
zu arbeiten, 

Das zweite ift die Einführung ber ummwiberruflichen 
Anftellung nad) 5 Jahren. Ya, meine Herren, dieſe 
Maßnahme ift bereits getroffen; der Wunſch erledigt fich 
alfo von felbft. 

Fernerhin ift doch jehr viel für die technijchen 
Beamten in letter Zeit geſchehen. Zunächſt möchte ich 
erwähnen, daß feit dem Jahre 1895 die Stellen der 
abminiftrativen Direktionsmitglieder nur um 14 vermehrt 
worden find, nämlich von 135 auf 149, während Die 
etatSmäßigen technifchen Mitglieder um 83 vermehrt 
wurden, nämlich von 125 auf 208. Meine Herren, das 
fommt dem Wuniche der Technifer entgegen, daß die 
ungünftigen Berhältniffe, die in ihrer Anftellung als tech 
nifche Mitglieder bei den Eifenbahndireftionen beftanden, 
verbefjert worden find, und ich kann noch weiterhin mit« 
teilen, daß es mir gelungen ift, 6 neue techniſche Direk- 
tionsmitgliederftellen zu gewinnen, nämlich 5 bau» und 
betriebstechnifche Mitglieder und 1 maſchinentechniſches 
ei ge Was alfo in diefem Jahre möglich war, für 
die Techniker zu erreichen, iſt geichehen, namentlich wenn 
Sie bedenken, daß eine Sparjamfeit in allen Reſſorts 
‚ obgewaltet hat und obwalten mußte. 

Was die verjhiebenen Anträge wegen Titelerhöhung 
anbetrifft, fo werde ich die auch ermeut in Erwägung 
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ziehen; einzelne von dieſen Wünſchen ſind übrigens bereits 
erfüllt worden. 

Eine weſentliche Beihülfe für die techniſchen Mit- 
—— die den adminiſtrativen Mitgliedern nicht zu gute 
ommt, iſt die Anerkennung, daß es wünſchenswert iſt, 
den Vorſtehern der Maſchineninſpektionen Dienſtwohnungen 
iv verichaffen. Das bedeutet außerordentlich viel für die 

afchineninfpeftoren, die einen jchwierigen Dienft haben 
und in der Nähe von ihrem Dienftbereih wohnen müffen. 
Es ift mir ir derartige Dienftwohnungen für 
32 Borftände der Majchineninfpeftionen zu ——— und 
war für die ſchwierigeren Maſchineninſpektionsſtellen. 
hoffe, daß es mir gelingen wird, auch für die übrigen 
aichineninfpeftionsftellen im Laufe der Zeit auch Dienft- 
wohnungen erreichen zu können. 

Kt die übrigen einzelnen Kategorien ber Beamten- 
ftellen — das erwähnte ich ſchon — will ich nicht ein» 
gehen; ich will aber ein Bild deffen geben, was doch in 
diefem ſparſamen Etat bat erreicht werden Fönnen. Es 
find nicht weniger ald 3701 Stellen für Beantte, die nen 
geichaffen worden find. Darunter befindet fich eine größere 
Anzahl, die durch Einfügung der Main-Nedarbahn hinzu: 
gefommen find; aber es verbleibt dann doch immer noch 
eine Vermehrung von 3000 Stellen, Meine Herren, kein 
Reffort in der ganzen Staatsverwaltung fann in dieſem 
Jahre vor diefes Haus hintreten mit folder Stellenver- 
mehrung. Das ift nur dadurch erreicht worden, daß ber 
Herr Finanzminifter mit mir derfelben Anficht war, daß 
der Eijenbahnbetrieb befondere Anforderungen ftellt, denen 
auch durch eine befondere Dotierung für die Beamten 
Rechnung getragen werben mülfe. 

Bor 10 Jahren, aljo im Jahre 1893, waren nur 
94 652 etatsmäßige Beamtenftellen vorhanden. Die 


Steigerung beträgt bis heute 40,13%, während für bie 
—— opfzahl der Beamten, Hülfsbeamten und 
rbeiter, der jämtlichen Bebdienfteten die Steigerung nur 


282% beträgt. Ich glaube aljo, daß die Verwaltung fid) 
wohl rühmen darf, in diefer Hinficht für ihre Bedienfteten 
in angemefjener Weiſe geſorgt zu * 
Im einzelnen made ih au wer Anfragen nur 
= erwähnen, daß bie Bahnmeifter I. Klaſſe um 50 ver- 
mehrt worden find, d. h. es find 50 Stellen I. Klaſſe 
binzugefommen. Das ift eine von den Berbefjerungen, 
nad) denen ber Herr Abgeordnete v. Riepenhaufen fich 
erfundigt hat; ich konnte auf das Geſuch des Borftandes 
diefe Einzelheit nicht fchreiben, weil ich von dem Beſchluſſe 
der Budgetfommilfion und dieſes Hohen Haufes abhängig 
war. Ferner beftehen auch fonft noch Verhandlungen mit 
dem Herrn Finangminifter über eine weitere Berbefferung 
binfichtlich der Lage der Bahnmeifter, die noch nicht zum 
Abſchluß gelangt And. Die Beamten draußen im Lande 
dürfen überzeugt fein, daß ihre Wünfche erneut geprüft 
werden. An Werkmeifterftellen find 17, an Sanzliften- 
ftellen I. Klaſſe 53, an Lofomotivführer- und Majchiniften- 
ftellen 447, an 1 ran nn 242 neu vorgejehen, 
Pr zahlreicher find die Stellenvermehrungen in ber 
Klaffe der Unterbeamten: Weichenfteller I. Klaſſe 224, 
Weicheniteller ſonſt 845, Schaffner und Premier 870, 
Rangiermeifter 104, Werkführer 37, Bahnfteigjchaffner 
150, Lokomotivheizer 447. 
»» Nun bat eine größere Debatte über die weiblichen 
Beamten ftattgefunden. Ich möchte dem Herrn, ber jo 
ſcharf gegen die weiblichen Beamten vorgegangen ift, zu⸗ 
nädft bemerken, daß die weiblichen Angejtellten fich im 
allgemeinen als außerordentlich pflichttreu, befcheiden und 
forgfältig ermwiefen haben, daß es eine große Wohltat ift 
für eine große Angebl von vortrefflichen Eifenbahnbeamten, 
wenn ihre Hinterbliebenen oder wenn eine Tochter, Die 
für den Familienſtand mit verdienen fann, in einer ſolchen 
Stelle Berwendung finden fönnen. Ob es — war, 
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von einer —— und ungerechtfertigten Verwendung 
der weiblichen Ärbeitskräfte zu ſprechen, überlaſſe ich dem 
Urteil des Hohen Haufes, indem ich erwähne, daß unter 
rund 140 300 Beamten nur 927 weibliche vorhanden find. 
Die furditbare — die ich in dieſem Jahre 
begangen haben foll, iſt die, daß ich die Zahl der weib— 
fichen Köpfe um ein geringes vermehrt habe; es find nur 
50 weibliche Beamte, bie, wie ich glaube, 5 bis 7 Jahre 
auf eine Anftellung gewartet haben, jett in eine Beamten» 
jtellung eingerüdt. Ich überlaffe e8 dem Hohen Haufe, 
zu beurteilen, ob bie Vorwürfe einer gegen das geſamte 
— begangenen Ungerechtigkeit dadurch bes 
gründet find, daß einige weibliche Kräfte beſchäftigt werben. 

Es ift von anderer Seite beflagt worden, daß bie 
weiblichen Kräfte geringer bezahlt werden, ala die männ- 
lichen. Der eine Grund, dab fie feine Familie haben, 
für die fie forgen müffen, ift ſchon angeführt. Der — 
grund iſt aber, daß das weibliche Perſonal in der ‘Privat: 
induſtrie uſw auch nicht in bdemielben Maße wie das 
männliche bezahlt wird, und daß ich in meinen Gehalts- 
ſätzen von der orts- ober landesüblichen Bezahlung ab» 
hängig bin. Ein weiterer Grund — und den wird auch 
der Herr Abgeorbnete Krieger anerkennen — ift, daß der 
weibliche Beamte nicht überall jo verwendbar ift wie der 
männliche. Wir dürfen die weiblichen Arbeitskräfte nicht 
in gleicher Weife zur Nachtzeit verwenden wie die männ« 
—— wir müſſen auf die Stellen, die Zimmer, wo ſie 
arbeiten, und noch mehr auf ſanitäre Verhältniſſe Rück— 
ſicht nehmen; wir können ſie auch nicht immer unabhängig 
in eine andere a. und an einen anderen 
Stationdort verfegen. Das begründet auch wohl, daß 
die Bezahlung nicht fo Hoch ift, wie bei männlichen Bes 
amten. 

Was die —— ber früheren Beamtinnen anbe— 
trifft, jo kann ich die Zuficherung geben, daß nod feine 
Frau ausgefchieden ift, ohne daß ihr die Penfion, bie 
möglich war, zugewendet worden wäre; es find ihr jogar 
die in früheren Etellen geleifteten Dienftjahre als penfions» 
fähige Dienftzeit anerfannt worden. 


(Zuruf linke.) 


— Ya, Beihülfen find auch gewährt worden. 

Die Ausbringung diefer 3000 neuen Beamtenftellen 
im Etat erfordert im laufenden vi 1903 einen Mehr- 
aufwand von 1235000 A. Diefe Mehrzumendung wird 
wohl die Staatseifenbahnverwaltung vor dem Borwurfe 
ihügen, daß fie Fürforge für ihre Beamten zu treffen 
nicht bemüht wäre, foweit die® nach Lage der finanziellen 
Berhältniffe des Staates angängig ift. 

Neben diefen Bermehrungen der etatsmäßigen Stellen 
beitehen noch eine ganze Menge von Einrichtungen, bie 
eine Fürſorge für die Beamten und Bedienfteten erfennen 
laffen. ch will im einzelnen nur die Schlußzahlen er- 
wähnen. Die Bedeutung bdiefer einzelnen Fürſorgemaß- 
nahmen ift Ihnen ja bekannt. Da find zunächſt bie 
einzelnen Zulagen für Beamte an teureren Orten. Un 
Stellenzulagen ift die bedeutende Summe von 5 363 700 M 
im Etat vorgejehen. Das bedeutet rund 345 000 A mehr 
als im Vorjahre; und diefe Vermehrung ift hauptſächlich 
vorgejehen, um gering befoldete Unterbeamte, die ein Ein» 
kommen von nicht über 1200 A haben, mit Stellenzulagen 
zu dotieren. Es ift alfo auch erreicht worden und wirb 
weiter beachtet werben, daß in ben teuren Spnduftrie- 
revieren 3. B. jedem Unterbeamten, der nicht mehr als 
1200 AM Eintommen bat, eine angemeſſene Stellenzulage 
zu teil wird, 
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Ich komme jett auf die Arbeiterlöhne. Bei ben 
Arbeiterlöhnen muß ich zunächſt erwähnen, daß der Herr 
Abgeordnete Goldfhmidt mit Recht aus einer Stelle im 
Betrieböberiht herausgelejen hat, daß die handwerks- 
mäßig ausgebildeten Wrbeiter im Durchſchnitt des 
Jahres 1901 weniger verdient hätten als im Jahre 1900, 
indem nämlich das Berdienft von 2,78 auf 2,25 M zurüd- 
gegangen wäre. Es befindet ſich aber auf der Seite 201 
des Betrieböberichtes ein Drudfehler: es muß ftatt 
„25 AM" „2,95 AM" heißen. Meine Herren, die Stei— 

erung ift alfo, trogdem in der Induſtrie die Löhne viel- 
Fi zurüdgegangen find, bei unferen Arbeitern noch immer 
überall — allerdings nicht ſo hoch als in 
früheren Jahren. Da betrug die durchſchnittliche Erhöhung 
des — für ein Tagewerk 9 F, das iſt jegt nur 
2 # Die handwertsmäßig ausgebildeten Arbeiter haben 
ſich verbeflert in ihrem Tagelohn von 2,78 auf 2,95 4 

Wie die Löhne in den legten 10 Jahren im allge 
meinen gejteigert worden find, mögen Ihnen folgende 
— beweiſen. Wenn wir dieſelben Löhne bezahlten 
ür unfere Arbeiter wie vor 10 Jahren, fo würden wir 
jegt 42 Millionen ne auszugeben haben; die Auss 
gaben für Löhne find aljo in den letzten 10 Fahren um 
diefe Summe geftiegen. Außerdem find indes Kr weitere 
Benefizien den Arbeitern zu teil geworden. In dem 
Etat für Betriebs- und Bahnunterhaltungsarbeiter beträgt 
die Steigerung, die aljo in den Löhnen ſchließlich zum 
Ausdrud kommt, gegenüber dem Sahre rund 11/, Mil- 
lionen, und für die Werkitättenarbeiter ift infolge Lohn: 
ung eine halbe Million mehr ausgeworfen, ſodaß 
aljo vorausfichtlich auch im nächiten Jahre eine Erhöhung 
der Durdfchnittslöhne wieder eintreten wird, 

Wenn der Herr Abgeordnete Goldſchmidt angeführt 
hat, daß eine Kommiffion nicht die ben Arbeitern richti 
ericheinende Auskunft bekommen hätte, jo habe ich do 
x meiner freude aus dem mitgeteilten Brief des 

rbeiterd erfannt, daß die Beamten, die dort waren, in 
eindringlicher Weiſe unterfucht Haben, und wenn ber 
Arbeitsausſchuß nicht in der gewünjchten Weife Auskunft 
gegeben hat, fo fg das doch zunächft nicht in der von 
mir getroffenen Cinrichtung, fondern darin, dak die 
Arbeiter noch nicht ganz meiden haben, zu welchem 
Zwed die Einrichtung getroffen ilt. bin überzeugt, 
wenn das gegenfeitige Vertrauen fi mehr und nn 
durhbricht, dann wird auch der Verkehr zwifchen den 
Kommiffionen und ben Arbeitern fruchtbarer werden, 
und ich werde einen Einblid gewinnen in alles das, was 
in den Werfftätten gefchieht, um von mir aus zu helfen, 
wie ich das als meine er ge hingeftellt habe. 

Ein weſentliches Mittel, einen guten Arbeiterftand zu 
haben, ift, wie von mehreren Seiten ausgeführt wurde, 
die Fürſorge für gute Wohnungen. Da fann ich nun 
nitteilen, daß die Steigerung der für Eifenbahnbedienftete 
vorhandenen Wohnungen ganz bedeutend if. Während 
wir im Jahre 1896/97 nur 30 331 ftaatseigene Wohnungen 
befaßen, beträgt die Zahl der ftaatseigenen Wohnungen 
— einſchließlich derjenigen, die im * 1902 in Bau 
—— worden find, jetzt 42447; es iſt alſo eine 

teigerung eingetreten von etwas über 11% auf 100 
Giienboßnbebienitete, die einen eigenen Haushalt haben, 
auf über 12% Das ift ja noch nicht ausreichend; wir 
werden auf dem Wege immer weiter fortjchreiten, und 
Sie wiſſen ja aud, daß durch verichiedene Geſetze der 
Bau von Wohnungen in Verbindung mit anderen Reſſorts 
angebahnt wird, Tobab auf dem Gebiet der Wohnungs- 
fürforge außerordentlich viel gejchieht. 

Was den — —— anbetrifft, der für 
Eiſenbahnbeamte, wie Ihnen bekannt, eingerichtet iſt, jo 
ſind für dieſen Fonds im Jahre 1903 nicht weniger als 
264 000 A mehr als im Vorjahr ausgeworſen. Dieſe 
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Summe ift beftimmt mit 54200 AM für Unterbeamte, 
mit 78800 AM für Arbeiter und nur mit 51 000 A für 
alle weiteren Beamtentlaffen. Dieje Zahlen beweiien, 
en rg bei den Zugängen ganz bejonders berüd: 
ichtigt ind, 

Andere Wohlfahrtseinrichtungen, wie Berbefferung der 
Ubernachtungslokale, der Aufenthaltsräume, Beſchaffung 
von Wärm-, Kod und Babeeinrichtungen, Arbeiterichug- 
zelten uſw werden dauernd im Auge behalten. Wir haben 
nicht nur, was die ärztliche Sürforge anbetrifft, die Bahn- 
ärzte und Bahnaugenärzte für die Beamten eingeführt, 
fondern neuerdings auch Bahnohrenärzte, da ja — 
die Beamten des äußeren Dienſtes unter Ohrenkrankheiten 
gu leiden haben. Für die Beamten kommt noch hinzu, 
daß die Fürforge durch är tlihe Behandlung nicht nur 
für fie jelbft, fondern auch Hr ihre Angehörigen im weiten 
Maße bejteht. 

Für die Arbeiterpenſionskaſſe ift im Jahre 1903 ein 
erhöhter Zuſchuß von 200 000 M in Ausficht genommen, 
was einem Wunſche der Arbeiter entipricht, ſodaß eine 
große Zahl von Kajjenmitgliedern infolgedefien für ihre 
Dinterbliebenen eine höhere Berficherung nehmen können. 
Die Hinterbliebenenbezüge werben fich natürlich dadurch 
verbeſſern. 

Im gangen möchte ich erde Un was bei der 
preußijchen Staatseifenbahnverwaltung für die Arbeiter 
ſchaft geſchieht. An Zufchüffen zu Krankenkaſſen geben 
wir 2211000 M, an Zuſchüſſen zur Nrbeiterpenkond. 
£affe 4191000 A, an Entſchädigungen auf Grund der 
ag —— und des SHaftpflichtgeiees 
5 157 000 A, an linterftügungen 882 000 AM, im ganzen 
12441 000 M Das bedeutet in dem einen Etatsjahre 
eine Erhöhung um 620000 A Ob induftrielle Unter 
nehmungen, die fich im Rückgang —— überall in der 
Lage ſind, ſolche Vermehrungen in Er e für ihre 
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Bedieniteten eintreten zu lajjen, kann ich wohl dem Urteil 
dieſes Hohen Haufes überlafjen. Jedenfalls zeigt jich in 
diefer Fürſorge, welches Vertrauen gegenfeitig zwiſchen 
den Bedienſteten und der Zentralſtelle befteht. 

Bon unſeren Arbeitern find beiläufig 77% ſtändige 
Arbeiter, und wenn erwähnt worden ift, daß jo viele 
Arbeiter im Laufe eines Jahres ausjcheiden, meine 
hi fo bedürfen dieje Zahlen doch jehr der Erläuterung. 

arunter befinden fich jugendliche Arbeiter, die 3. B. zum 
Militär einberufen werden und nachher wiederfommen ; 
e3 befinden ſich darunter auch Arbeiter, die vorübergehend 
bejchäftigt werden, nur meil fchnell mehr Reparaturen 
auszuführen find, die dann wieder fortgehen, und ganz 
bejonders Arbeiter, die zur Ausführung von Ergänzungs- 
bauten angenommen werden. Die müffen natürlich wechjeln. 
Aber der große Stamm unferer Arbeiter ift ftändig bei 
uns und iſt ftolz darauf, im Dienfte der preußiichen 
Eijenbahnverwaltung zu ftehen. 

Bon den Vereinen, die fi zuiammengetan haben, 
um die Zufammengebörigkeit zu pflegen, ift ſchon die 
Rede geweſen. 3 möchte nur eine * anführen, 
nämlich daß wir an 128 Orten Vereine haben, die bis 
zu Zehntaufenden von Mitgliedern zählen und im ganzen 
taft 100000 unjerer Gijenbahnbedienfteten um — 
Die Vereine haben — und Darlehnskaſſen, Konſum— 
vereine und ähnliche Einrichtungen gegründet. 

Zum Schluß möchte ich noch erwähnen: ein ſchönes 
Zeichen für die Zuſammengehörigkeit und das Zufammen- 
eg das innige — ten der ſämtlichen Eifen- 

hnbebdienfteten beiteht * darin, daß lediglich aus 
freiwilligen Beiträgen, von dem kleinſten Betrage bis zu 
größeren Gaben, aus den Kreifen der Eijenbahnbedienfteten 
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ein Kapital von über 100000 AM gefammelt worden ift, 
welches am 70. Geburtstage meines hochverdienten Herrn 
Amtsvorgängers diefem geftiftet worden ijt zum Zwecke 
der Gründung eines Eifenbahn-Töchterheims. Dieſes hat 
fih zur Aufgabe gemacht, für die hinterbliebenen weib— 
lichen Angehörigen der Eijenbahner nad Aufhören der 
geſetzlichen 2* zu ſorgen. Ich glaube, das iſt ein 
ſchönes Zeichen dafür, daß der richtige Beift der Zufammen- 
— in ben Bedienſteten der Staatseiſenbahn- 
verwaltung vorhanden ift. 

ch jchließe meine Ausführungen nochmals mit der 
Berfiherung, daß, wenn ich auch nicht alle Wünfche erfüllen 
kann, ich doch ftets bejtrebt fein werde, das für das 
Perjonal zu erreichen, was berechtigt und durchführbar ift. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete v. Savigny. 


(Die Rede des Abgeordneten v. Savigny ift nicht zeitig 

enug zurüdgeliefert worden, um nod an diefer Stelle 

Aufnahme finden zu können; fie wird in einem Nachtrage 
zum Abdruck gelangen.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, id; will nur kurz anführen, daß die Wünſche, 
die der Abgeordnete v. Savigny Ihnen vorgetragen hat, 
mir befannt — ſind erſtens durch ältere Vorlagen, 
die in dem Miniſterium vorhanden ſind, und zweitens, 
was er zuletzt auch erwähnte, durch eine Deputation von 
Arbeitern des Trierer Verbandes, die im Januar d. J. 
bei mir war. Die Erfüllung diefer Wünſche, was das 
Kaſſenweſen betrifft, erfordert aber eine ganze in re 
von Unterfuchungen, namentlich auch durch jachverjtändige 
Berfiherungstechnifer, die jogenannten Gefellichafts- 
mathematifer, und wir haben denjenigen Sachverſtändigen 
angenommen, den uns die Mitgliedervertreter jelbit vor- 
geichlagen haben, Aljo objektiver können wir gar nicht 
vorgehen, als indem wir auf diefe Art die Unterſuchung 
anftellen. Alle die Arbeiten find augenblidlich in der 
Erwägung, und ich werde jehen, was von den Wünſchen 
fih erfüllen läßt. 


(Bravo!) 


Präfident v. Mröcher: 
geordnete Schmidt (Warburg). 


Das Wort hat der Ab— 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
nur ein paar Worte! 


(Heiterfeit.) 


Der Herr Minifter hat uns ja joeben ein recht breites 
Bild entworfen von dem, was er bereits für die Beamten 
bzw Arbeiter getan hat und was er noch zu tum gedenkt, 
leider auch von dem, was er nad mancher Richtung 
nicht zu tum gedenkt. Daher brauche ich noch fein 
Prophet zu jein, wenn ich ſage: das wird im Lande einen 
teils erfreulichen, teils jchmerzlichen Eindrud machen. 
Jedenfalls wird es auch einen fchmerzlichen Gindrud 
machen bei einer Sategorie von Beamten, mit der wir 
uns bier im Haufe ſchon verſchiedentlich beichäftigt 
haben, nämlich bei den höheren techniſchen Beamten ber 
Eijenbahuverwaltung. Diefe Herren werden über dic 
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[Schmidt (Warburg), Abgeordneter] 
Erklärung des Herrn Minifters in betreff der Anrechnung 
der diätarifchen Dienftzeit auf das Bejoldungsdienftalter 
wohl enttäujcht fein, wenn fie ſich Hoffnungen noch hin» 
gegeben haben. 3 glaubte, fie könnten fid) Hoffnungen 
bingeben mit Rüdficht auf die Worte, die der abgehende 
Herr Minifter im legten Jahre, am 14, April 1902, bier 
neiprochen hat. Da hat er gejagt — ich darf wohl den 
& verlejen, mit dem er begann —: 

Ich hoffe eher, daß es im nicht zu ferner Beit 

— möge, den Baubeamten einen Zeil ihrer 

iätarifchen Dienftzeit bei ber definitiven An: 

ftellung anzurechnen, als daß in der Zitelfrage 

‚„ „das Biel der bisherigen Agitation erreicht wird, 

< ift dann noch einmal darauf zurüdgefommen und hat 
gefagt: 

Ich meine, wenn die Frage der Gehaltsregulie— 

rung befriedigend gelöjt werben könnte, jo fünnte 

die Zitelfrage ganz gut in die Schublade wieder 

urüdgeftellt werden, wohin fie gehört. 
Die Ausfihten jahen damals bei der Erklärung des vor- 
bergehenden Minifters befjer aus; — jett fchüttelt der 
Herr Minifter den Kopf; das ift mir angenehm, daß ich 
dieje Geſte fehe. 

(Heiterkeit.) 


Wenn der Herr Minifter zu Anfang feiner Rede neulich) 
geſagt hat, daß er gemillt fei, die Bahn fortgefett zu 
betreten, wie es fein Vorgänger auch ſchon getan bat, 
dann hoffe ich auch, daß das legte Wort in diefer Ber 
ziehung noch nicht geſprochen ift. 

hatte heute überhaupt vor, diefe frage bier 
nicht zu berühren. Ich nahm aber das Wort nur, damit 
es nicht heißt: qui tacet, consentire videtur; denn bei 
dem Etat der Bauverwaltung, bei diefem Philippi, werden 
wir und wohl wiederjehen: bei dem Etat der Bauver- 
waltung werde ich diefe frage wieder aufrollen, und dann 
werde ich hier nicht allein ftehen, fondern neben mir auch 
viele der anderen Herren, die heute eben deshalb fich ent» 
ſchloſſen haben, noch zurüdzutreten. 


(Abgeordneter Dr Arendt [Mansfeld]: Sehr ridtig!) 


Nun komme ich noch auf fpezielle Wünsche, die ich 
hätte, die ich aber auch heute nicht weiter vortrage, weil 
ic) fie auch an anderer Stelle vorzubringen gedenke. Ich 
Ipeziell hätte 5.9. Wünſche für die Eifenbahnbetriebs- 
tefretäre, für die Weichenjteller erfter Klaſſe, für die 
Lokomotivführer und für die Werkftättenarbeiter auch vor 
zutragen. Ich habe mich namentlich gefreut, was die letzteren 
betrifft, daß der Herr Minifter eine wohlwollende Prüfun 
ihrer Wünjche uns hier zugefagt hat, und zwar — 
allen Richtungen hin. Ich könnte mich ja font nur ans 
ihliegen an das, was in fehr beredter Weife der Herr 
Abgeordnete v. Savigny als die Wünſche diefer Arbeiter 
vorgetragen hat. Aber der heutige Tag ift wohl noch 
nicht derjenige — darin unterfcheide ich mich von der 
Anficht des Herrn Abgeordneten v. Savigny —, wo wir 
fo im Ramſch, möchte ich fagen, mit allen Wünfchen 
hewortreten follten. Dafür End doch in der Tat bie 
Erörterungen bei den einzelnen Petitionen geeigneter. 
Hier beim Etat fprechen wir bie allgemeinen Wunſche 
aus, ftellen aber feine Anträge, und die Sache wird an 
das Ohr des Herrn Minifters dringen; aber wie er 
darüber denkt, darüber kann er fich felbftverftändlich nicht 
im einzelnen bier äußern. Wenn jedoch die Petitionen 
beranfommen, dann werden wir ums hoffentlich in aus— 
Ballgere: Weiſe wie im Vorjahre, wo fie recht ſummariſch 
ehandelt worden find, mit ihmen befchäftigen, und dann 


Haus ber Abgeordneten. 31. Sigung am 26. Februar 1903. 


2092 





können wir ja auch beftimmte Anträge formulieren. Dann 
hoffe ih, daß wir auch nad) diefer Richtung hin ebenjo 
ein geneigtes Ohr finden werben, wie es eben ber Herr 
Kollege v. Savigny in betreff der Wünfche der Arbeiter, 
die ich ebenfall® unterftüge, gefunden hat. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
— ich weiß nicht, welche Außerungen den Herrn 
bgeordneten Schmidt (Warburg) haben veranlaſſen 
können, zu behaupten, daß ich das letzte Wort in dieſer 
Angelegenheit bereits geſprochen hätte. Ich habe deutlich 
geſagt: ich würde ſehr gerne wünſchen, daß ich die Sache 
könnte, habe aber eg und zwar mit 
fachlihen Gründen ausgeführt, weshalb ich es bis jetzt 
noch nicht habe machen Eönnen, und wenn er mir Worte 
meines Herrn Amtsvorgängers vorgelefen hat, daß er 
def, in abjehbarer Br würde die Sache fich erfüllen 
aflen, fo kann auch ich das voll unterjchreiben; die 
Hoffnung habe auch ich. Sch weiß alfo nicht, welche 
Außerungen ihn dazu geführt haben, anzunehmen, dak 
ic) das lette Wort darin gejprocden hätte, vr 
Abgeordnete hat nur eins unterlaflen: er hat mir nicht 
gelagt, wie ich bis jet, in den 8 Monaten, die ich an 
iefer Stelle ftehe, das hätte erreichen follen, was mein 
den — in 11 Jahren nicht fertig ge— 
racht bat. 

m übrigen kann ich ihm beſtätigen, daß ich auch 
noch Wünfche habe für Bahnmeifter und alle anderen 
Kategorien, die im ijenbahnetat vorhanden find. Ich 
will Sie aber mit dieſen Wünſchen bier nicht noch länger 
beläftigen; denn ich würbe es — doch jetzt nicht aus⸗ 
führlich vortragen können, weil ich in allen dieſen Fragen 
mich ſelbſtverſtändlich mit der Finanzverwaltung zu be 
nehmen babe; denn ich muß es unter allen Umſtänden 
immer als berechtigt anerkennen, baß ich nur ein Glied 
des Ganzen vertrete und mid; mit folhen Wünſchen der 
Eifenbahner ftets den Berhältniffen im ganzen Gtant®- 
weſen einfügen muß. 

(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Die Beiprehung ift ge 
ihlojfen. Die Zit. 1, 3 und 9 find nicht angegriffen; 
fie find bewilligt. 

Ebenſo kann ich ohne befondere Abftimmung feit- 
ftellen, daß die Petition des Provinzialverbandes 
Sclefien der Vereine zum Schute des Handeld und 
Gewerbes in Breslau — II5 —, 

foweit fie die Verbefferung der Berbindungen 
auf den fchlefiihen Bahnlinien, insbejonbere 
Einrihtung von Schnellgügen Breslau-Neiffe- 
Böhmen und Mähren betrifft, 
emäß dem Antrage der Budgetfommilfion der König: 
ichen Staatöregierung als Material überwiefen ih. 

Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 2, — (Fit. 3 
ift ſoeben bewilligt) — 4, — 5, — 52, — 5b, — 
De, — 5d, — 6, — T; — ich ließe die Beiprehung und 
ftelle ohne beſondere Abftimmung feft, daß dieſe Zitel 
bewilligt find, 

Pu eröffne die Beiprehung über Tit. 8. 

a3 Wort hat der Abgeordnete Wildens. 


(Baufe.) 
Das Wort wird nicht verlangt, Widerſpruch ift nicht er- 
er Tit. 8 ift bewilligt. — (Zit. 9 ift bereits vorhin 
ewilligt.) 
Ebenfo Tit. 10, — 11, — 12. — Ebenfo Kap. 24 — 
und 25. — (Kap. 26 bis 20 fehlen). 
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Ich ſchlage dem Haufe vor, fich jegt zu vertagen. — 
Damit ift das Haus einverftanden. 
Es wünſchen auszuſcheiden: 
aus der Petitionskommiſſion die Abgeord— 
neten Frhr dv. Eynatten, Wolff (Biebrich) und 
Hobeifel (letere beiden nur für heute), 
aus der Budgetfommilfion die Abgeordneten 
Beuhelt, Dasbah, Wamhoff und Moelle 
(legtere beiden nur für heute), jowie ber Ab— 
geordnete Schmieding (von morgen ab). 
MWiderfpruch dagegen erhebt 4 nicht. ch lade die be» 
treffenden Abteilungen ein, die Erfagwahlen vorzunehmen. 
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Die nächſte Sitzung ſchlage ich vor abzuhalten 


morgen, Freitag, Bormittag 11 Uhr, mit folgender Tages- 


ordnung: 
Fortjegung der zweiten Etatäberatung, und zwar 
a, Etat des Herrenhaufes, 
b. Etat des Abgeordnetenhaufes, 
ec. Reſt der heutigen Tagesordnung (Eifen- 
bahnetat). 
Das — iſt mit dieſer Tagesordnung einverſtanden; 
ſie ſteht feſt. 


Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß der Sitzung 4 Uhr 15 Minuten. 


Druck und Berlag: W. Moeſer Buchdruderei in Berlin. 
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Nachtrag 
jur 31. Sitzung. 


(Siehe Spalte 2090.) 


v. Saviguy, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
hatte gehofft, daß die Erwiderung des Herrn Minifters 
auf die verichiedenen bier gegebenen Anregungen mic, 
änzlich davon dispenfieren würde, Wünfche, die ich auch 
* früher hier im Hauſe vorgetragen häbe, auch dem 
neuen Herrn Miniſter ans Herz zu legen. Ich bedaure, 
daß ſeine Erwiderung, wohl deshalb, weil fie ſich gegen- 
über jo vielen Rednern auf die Anführung einzelner 
Punkte beſchränken mußte, nicht dieſe Bollftändigkeit 
gehabt hat, und ich halte mich deshalb für verpflichtet, 
doch noch den einen oder anderen der von mir erwähnten 
Wuünſche ihm bier ans Herz zu legen. 

Ich möchte zuerft bemerken, daß ich mic; enthalten 
will, nachdem das fo ausgiebig von den verjchiedenften 
Seiten geichehen ift, auf die Empfehlung der Wünſche 
der einzelnen Beamtenfategorien nochmals hier einzu- 
neben. Sch hoffe, daß eine erneute Prüfung ber An. 
gelegenheit den Herrn Minifter doch auf den Weg führen 
wird, wie ihn auch andere Reſſorts —— haben 
nämlich auf den gewiſſermaßen indirekten Weg, durch 
Berbeflerung eroiffer Nebenbezüge dasjenige zu erreichen, 
was wir bier durch den allſeits angenommenen Grundlaß, 
augenblidlih an die Neuregelung ber Gehälter nicht 
wieder —— als momentan unerreichbar wieder⸗ 
holt on t haben und haben hinftellen müflen. ch 
verweije auf die Wege, welche befchritten worden 
find, wie dem Herm Minifter mwahrjcheinlih aus dem 
Staatöminijtertum befannt ift, bei den fForftbeamten, den 
Gendarmen uſw, bei denen wir auch die Gehaltsbezüge 
nicht tangiert, wohl aber ihre Nebenbezüge jo eingerichtet 
—— daß ſie aus dieſen doch eine ſehr er ebliche Der- 

efferung ihres Dienfteinfommens erfahren. Ich empfehle 
auch, auf diefem Wege für die verichiedenen Kategorien 
ber Eijenbahnbeamten vorzugehen, welche hier bereits in 
ihren mannigfachen Wünſchen die geeignete Vertretung 
durch andere Redner gefunden haben, Das „wie“ im 
einzelnen bier anzubeuten, will ich mich enthalten. ch 
will nur 3. B. darauf hinweifen, daß es bei den Loko— 
motivführern fehr wohl möglich ift, durch Erhöhung der 
Anrechnung der Erfparnisgelder und anderweitige Ver- 
teilung ber Kilometergelder einen Ausgleich zu jchaffen. 
möchte an eine Hußerung des Herrn Minifters 
antnüpfen, die joeben gefallen ift, worin er, wenn ich mich 
nicht verhört habe, gefagt hat, daß die Stellenzulagen nur 
für Beamte big zu 1200 A Gehalt gegeben werben follen. 
meine, daß diefe Zahlengrenze recht wohl nach oben 
ich verfchieben läßt; Tonft würden einzelne Sategorien 
ausfallen, die dabei doc in Betracht kommen müßten. 
Bielleicht habe ich mich aber verhört. Dagegen möchte 
Berhandl. d. Haufes db. Abg. 19, Legist. V. Seffion 1908. 
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ih den Herrn Minifter, da er ſelbſt in feiner Rebe darauf 
ang am ift, darauf aufmerkſam machen, daß Hinfichtlich 
ber bereit® von ihm ausgeführten Penfionskaffe der 
Eifenbahnhandwerker und «Arbeiter noch ſehr erheblich 
weitergehende Wünfche beftehen, als fie aus den Aus» 
führungen des Herrn Minifters, daß in biefem 
Jahre ein Zuſchuß von 200000 AM für bie Ber- 
befferung der Hinterbliebenenfürforge eingefegt werben 
folle, fi folgern laffen. Zunächſt dürfte wohl dem Zu- 
ihuß von 200 000 ,4 — wenn ich mich irre, bitte ich um 
Berichtigung — auch wiederum eine Erhöhung der Leiftungen 
der Arbeiter gegenüberftehen. Dieſe ra fi übrigens 
in ihrer Petition, die uns wiederholt bier befchäftigt hat, 
ganz ausdrüdlich bereit erklärt, höhere Leiftungen auch 
ihrerfeits auf fi zu nehmen, wenn fie entiprechende 
Leiftungen der Kafje für den Fall ihrer Benfionierung er- 
langen können. Sie find alfo ihrerfeits zu jolchen Leiftungen 
wohl auch bereit, und ich will nicht einen Tadel aus- 
ſprechen, wenn den 200 000 M Zuſchuß auch Mebrleiftungen 
der Arbeiter gegenüberftehen jollten. Ich glaube aber, 
wenn dies fo richtig ift, dem Herrn Minifter doch entgegen- 
halten zu müffen, daß bier dann feine einfeitige Staats- 
leiftung vorzuliegen fcheint. 

Die Wünfche nad einer weiteren Erhöhung find um 
fo begründeter, ald — und das find Zahlen, die dem 
Herrn Minifter befannt find, die ich aber doch noch ein» 
mal nennen möchte, obwohl ich fie wiederholt ſchon hier 
angeführt habe — ber Fonds, um den es ſich hier handelt, 
aus dem die Leiftungen zu tätigen find, da8 Vermögen 
ber Benfionskaffe in ihren beiden Abteilungen A und B 
gan außerordentlich in ben letten zn gewachjen ift. 

[3 ih das lettemal die Siatiſtik anführte, handelte 
es fih um ein Bermögen von rund 65 Millionen Mart. 
Jetzt ift dasjelbe in den Abteilungen A und B zufammen» 
genommen erheblich wieder weiter geftiegen. Es liegt 
mir hier die Rechnung des Jahres 1901 vor. Danach 
betrug im Jahre 1901, aljo nad; weiteren 1'/, bis 
2 Sakcen, das Vermögen 78 Millionen Mark, war aljo 
von 65 auf 78 Millionen Mark geftiegen. Die —— 
wird wohl fortgeſchritten ſein, ſodaß jetzt der Betrag 
noch höher ſein dürfte. Dies Steigen ift dauernd ge— 
fchehen; trogdem find die Leiftungen der Kaffe gegenüber 
den Arbeitern fo ziemlich diefelben geblieben. Ich weiß 
nicht, ob die Penfionsfäge, die ich im vorigen Jahre hier 
mitzuteilen Gelegenheit hatte, diefelben geblieben find. 
Daß eine Erhöhung ftattgefunden hat, ift mir nicht be— 
fannt geworden. Er fonnte damals anführen, geftütt 
auf die Bahlenangaben der in diefem Punkte umwiber- 
ſprochen gebliebenen Petition, daß an Amvalidenrente 
jährlich burchichnittlih nur 230 A gezahlt werben bei 
Löhnen, wie ich ausdrücklich feftftellen muß, und wie auch 
bier, 3. B. von dem Abgeordneten Goldſchmidt, angeführt 
worden ift, von im Durchichnitt 3,50 M pro Tag. Einzelne 
Kategorien kommen erheblich höher, dementiprechend find 
. ihre Beiträge höher. Gegenüber diefem Yahres- 
einfommen, das I ergibt aus der Vervielfältigung des 
Berdienftes von 3,50 M pro Tag, ift diefe Invaliden- 
vente entjchieden eine geringe Leiltung, zumal fie erft 
nad jehr langjähriger Beitragszeit erreicht wird. Für 
Witwen betrug die Witwenrente 83 A und für ein 
Waifenkind 24 AM: Leiftungen, die zwar einen jehr 
wünfchenswerten und anerfennenswerten Zuſchuß dar» 
ftellen, aber einigermaßen außer Verhältnis zu ſtehen 
fcheinen zu dem erhöhten Kapitalbeftand der sie a 

Demgegenüber ift immer hervorgehoben worden, auch 
von dem Herrn Megierungsvertreter im vorigen Yahr, 
daß man mathematif bereuen müffe, welche Forderungen 
an bie Kaffe demnächſt entftehen könnten, und baß eine 
vorfichtige Kapitaliſierung erheifche, um die Kaſſe dauernd 
leiftungsfähig zu erhalten, mit Erhöhung — 
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Iv. Saviguy, Abgeorbneter] 


nicht leichtſinnig vorzugehen, auch wenn das Vermögen 
der Kaſſe anſcheinend im Wachſen iſt. Es iſt von dem 
Herrn Regierungsvertreter — ich glaube mich nicht zu 
irren, mein Gedächtnis täufcht mich nicht — auch zugeſagt 
worden, daß eine neue mathematifche Prüfung und Be- 
rechnung der Kaſſenverhältniſſe angeftellt werden folle, um 
ji ſehen, ob die Reiftungen der Kaffe ſich erhöhen laffen. 

us der heute von dem Herrn Minifter gemachten Mit- 
teilung, daß eine Erhöhung des Zuſchuſſes von 200 000 AM. 
in Ausficht genommen fei, kann ich nicht ohne weiteres 
erjehen, ob Dies das Ergebnis diefer Prüfung ift, und ob 
damit den Wünfchen der Mitglieder der Kaſſe nad) diefer 
Richtung Hin vollauf oder wenigftens annähernd 
genügt wird. 

Im Reichstage war diefelbe Petition eingegangen 
und verhandelt worden, und da ift im vorigen Sabre 
durch einen Regierungsvertreter ausbrüdlie erklärt 
worden, man habe eingefehen — es drehte * da natürlich 
um die Reichseiſenbahnen —, daß die Leiſtungen für die 
dortige gleichartige Kaſſe ſich erhöhen ließen, und es war 
eſagt worden, es follte die Höchitleiftung, die höchite 
ente bis auf 786 A gefteigert werden, ein Betrag, der 
denjenigen, welcher bei der preußiſchen Penſionskaſſe 
erreicht werden kann, ſehr erheblich, um 20 % wenigftens, 
überfteigt. 

Das hat in ben Kreiſen der Arbeiter, die diefe Mit- 
teilungen felbftverftändlich durch ihre a erfahren 
haben, die größten Hoffnungen darauf erwedt, daß nun 
auch in Preußen in derjelben Weife vorgegangen werden 
würde. Nach dem, was mir mitgeteilt worden ift, find 
diefe Hoffnungen unrichtig gewejen; man hat behauptet, 
damit, daß bei den Meidjseilenbahnen dieſer Betrag jett 
erzielt und erreicht werde, werde erjt das geichaffen, was 
in Preußen jchon längere Zeit bejtehe; es werde damit 
nur eine Gleichheit, ein Wiedereinholen herbeigeführt, nicht 
aber ein Vorſprung der Neichseifenbahnen vor den 
preußifchen Bahnen. Es würde das alfo bei ber Er- 
Härung, wie fie damals uns abgegeben worden ift, nichts 
anderes bedeuten, als daß die Neichseifenbahnen nunmehr 
auf dem Standpunkt angelangt find in bezug auf bie 
Fürſorge für die Handwerker und Wrbeiter, die der 
Benfionskaffe angehören, wie ihn bereits die preußiiche 
Staatseifenbahnverwaltung erreicht hat. Der Hoffnungs- 
traum, der damals von den Arbeitern geträumt worden 
ift, ift damit zu einem unliebſamen Erwachen gebracht 
worden, und es würde fich doch jehr empfehlen, darüber 
durch zahlenmäßige Mitteilungen vollftändige Klarheit 
hier an ſchaffen. Denn Hier von der Tribüne bzw. von 
dem Miniftertiich im Haufe wirkt das geiprochene Wort 
viel weiter als etwaige Mitteilungen an Delegierte, die 
in den Staflenverfammlungen zufammentommen, und 
die doch nicht jo im ftande find, mit Klarheit in die 
Kreiſe der Arbeiter das zurüdzutragen, was gejchehen 
ift, oder was zu tum beabfichtigt iſt. 

Ich möchte alſo darum bitten, vielleicht ſchon hier 
eine Erklärung darüber abzugeben. Es wird allerdings 
auch die — über die dieſen Gegenſtand be— 
handelnde Petition, die wieder eingereicht worden iſt, 
einen Anlaß dazu bieten. Wir willen aber, wie es geht: 
wenn Petitionen hier verhandelt werben, dann ift das 
Haus meift jhon müde und teilnahmslos, und wir haben 
auch dann wohl kaum das Bergnügen, ben Herm Minifter 
jelbft an unferen Beratungen teilnehmen zu fehen. Es 
würde jedenfall® viel wirkfamer fein, wenn dieſe die 
Arbeiter aufs tieffte erregende Frage bier ſchon erledigt 
werden fönnte. 





Es find das aber nicht die einzigen Wünfche, welche 
die Eifenbahnarbeiter haben, welde mir zum Ausdruck 
gebradit worden find. Es läßt ih auf dieſem Wege 
allein nicht die Abhülfe aller Mängel jchaffen. Allerdings 
ift diefer Weg ja einer der wejentlichiten, und die Für- 
forge für die Zeit der Ynvalidität und die Fürſorge für 
die Hinterbliebenen find ein Umftand, der dem Arbeiter, 
wenn er darüber feine Sorgen mehr zu haben braucht, 
das Leben jedenfalls jehr viel leichter zu machen geeignet 
ift. Ich made aufmerkſam, dat ein Punkt in Dem 
Reglement der Penfionstafjen wohl einer Berbefjerung 
unter allen Umftänden unterzogen werden müßte: das ilt 
der, daß die Arbeiter nicht gezwungen werden, die Bei- 
träge über ben Zeitpunkt hinaus nod) % leiften, in 
welchem fie damit zugleich eine Steigerung der zukünftigen 
Bezüge erlangen. Das gejchieht bei allen anderen Kaſſen, 
3 3. bei ber —S und Altersverſicherung, meines 
Wiſſens nicht, ſondern da erwächſt den Arbeitern mit 

ortzahlung der Beiträge auch die Möglichkeit der 
—— ihrer demnächſtigen Rente. Das dürfte ſich 
u 


auch bier durchführen laſſen. 
Wenn ich mit einigen wenigen Worten auf die übrigen 
Wünfhe n eingehe, jo will ich fie nur ftreifen; ich 


babe fie früher jchon vorgetragen; aber dem neuen Herrn 
Minifter möchte ich fie bier doch nochmals ans Herz 
legen, und ich gebe mich der Hoffnung bin, daß bei den 
vielen wohlwollenden Erklärungen und Berjprechungen, 
die er hier uns abgegeben hat, es ihm gelingen wird, bei 
erneuter Prüfung auch in bdiefen Punkten zu einem 
befjeren Ergebnis, als es die Vergangenheit gezeitigt hat, 
zu gelangen. 

Ach weiſe zunächſt darauf hin, daß man behauptet, 
es Wären bie —— reviſionsbedürftig. Der Herr 
Minifter bat ſich eben darauf berufen, daß die Durch— 
ichnittslöhne im Steigen begriffen ſeien. Es ift das 
zahlenmäßig jelbftverjtändlich richtig; im einzelnen find 
aber doch noch große Berichiedenheiten. Es wurde mir 
mitgeteilt, daß in einzelnen Werkftätten die Lohntarife 
bereitd revidiert wären und z.B. in Göttingen zu Er- 
böhungen um zirka 30 # geführt hätten, daß dagegen 
andere Werkitätten mit dieſer Reviſion fich wiederum 
noch im Rückſtande befänden und dadurch die Arbeiter 
dauernd —— den Berufsgenoſſen in anderen Werk: 
ftattbezirfen Schaden und Nachteil hätten. ch möchte 
den Herrn Minifter bitten, möglichjt anzuordnen, daß 
man in biefer Beziehung doch tunlichft pari passu vorgeht. 
Die verjchiedenen — —————— ſtehen in Verbindung 
miteinander, die eine Werkſtaͤtte mit der anderen; fie 
erbliden, allerdings wohl ohne Grund, in einer ſolchen 
Berlangjamung des Mevifionsgejchäftes bei der cinen 
Werkſtatt gegenüber der anderen eine Zurüdiegung, die 
ſich wohl wird befeitigen laſſen. 

Daß im allgemeinen der Wunfch bejteht, an Stelle 
bes Akkordlohnes den Stüdlohn zu fegen, will ich bier 
nur erwähnen. ch will aber auf diefe ftrittige und 
einfchneidende Frage hier nicht näher eingehen. 

Dagegen ift ein anderer Wunfh mir mitgeteilt 
worden, von bem ich glaube, daß der Herr Minifter 
nach den verjchiedenen Erklärungen, die er bier über das 
———— zwiſchen der Verwaltung und den 

rbeitern abgegeben hat, wohl geneigt ſein wird, ihm zu 
erfüllen; das it der Wunſch, die Arbeiterausſchüſſe noch 
mehr in Tätigkeit treten zu laffen — id; nehme an, dak 
fie überall bejtehen —, fie mehr heranzuziehen und öfters 
F hören und dahin zu wirken, daß fie regelmäßig 

igungstage haben, daß fie eine gewiffe Anzahl von 
Malen im Yabre regelmäßig zufammentommen. Dann 
können fie bei ſolchen Gelegenheiten die Wünſche der 
Arbeiterkreife zum Bortrag bringen; dieſe werden dann, 
wie ich annehme, protokolliert werden; fte künnen einer 
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Prüfung unterzogen werben, wenn die Vorgefegten den 
Wunfch haben, die Arbeiter zu hören; fo fommt das doch 
vielleicht allzu felten vor. Zu regelmäßigen Tagen 
können ſich die Arbeiterdelegierten vorbereiten, die Wünſche 
ihrer Genoſſen vorher prüfen, in Empfang nehmen und 
mit ihnen beiprechen und fie angemefjen zur Geltung 
bringen. Alle Wünfche werben fich wohl niemals erfüllen 
laſſen; wohl aber ift es ein mwohltuendes Gefühl für die 
Arbeiter, wenn fie ficher find, daß fie einmal gehört 
werden. Die Belehrung der Vorgejegten wird vielfach 
dahin führen, die Arbeiter darüber aufzuklären, ob ein 
Wunfch berechtigt ift oder in der Richtung, wie er vor- 
getragen ift, irrig ift. 

Ich möchte alfo den Wunſch ausfpredhen: regelmäßige 
Situngen der Arbeiterausſchüſſe, nicht allzu oft, aber ſa, 
daß die Arbeiter ficher find, von Zeit zu Beir zum Worte 
zu kommen und ihre Wünfche vortragen zu können. 

Ferner möchte ich darauf aufmerkſam machen, daß 
eine jehr ſchwere Beforgnis augenblidlih den großen 
Eifenbahnhandwerters und Wrbeiterverband, der über 
50000 Mitglieder zählt, und auf defien Stellung zur 
Eifenbahnverwaltung ic) mir erlauben werde, nod) zurüd- 
zukommen, drüdt, nämlich die Beſorgnis, daß die aus 
den eigenen Mitteln des Verbandes gegründete große 
Unterftügungstaffe, welche eine jährlige Leiftung von 
über 150000 „A zum Beten der Mitglieder aufzuweilen 
hat, in ihrem Beitande bedroht werde, und zwar — ob 
mit Recht oder Unrecht, kann ich nicht ermeſſen, — durd) 
neuerlihe Berfügungen des Kaiſerlichen Auffichtsamts, 
welches auf Grund der neueren Gejeggebung den Nadı- 
weis dur; mathematische Berechnung dafür verlangt, 
daß das jetige Beitragsverhältnis der Kaſſe für alle 
Zeiten ihre eiftungsfähigteit garantiere. Nun bat fie 
aber, wie viele ähnliche Kafjen, eine Beftimmung in ihren 
Baragraphen, welche bejagt, daß fein Mitglied einen 
Rechtsanſpruch auf die Leiftungen der Kaſſe habe. Diele 
Beftimmung dürfte doch genügend gegen zufünftige Über- 
forderungen ſchützen. Sie wirkt num fon lange Jahre 
auf Grund ihrer Statuten durchaus fegendreich, denn es 
kann angeficht der von mir angeführten Bahlen gar 
fein Zweifel fein, daß es ein großer Gegen für Die 
Arbeiter ift, wenn fie neben allem, was der Staat für 
fie tut, durch die eigene Kaffe noch einen Zuſchuß mit 
150 000 AM. jährlich haben; und da erjcheint es mir jehr 
merkwürdig, daß dieſe an fich jehr leiftungsfähige und ficher 
fungierende Kaffe plöglich vor die Frage geftellt wird, ob 
fie überhaupt fortbeftehen kann, wenn — auf Grund 
höchſt vorſichtiger ſtatiſtiſch nathematiſcher Berechnungen 
vielleicht in Zweifel gezogen wird, ob es in Zulkunft 
einen Punkt geben könnte, wo fie mit ihren Leitungen 
hinter den Erwartungen —— müßte. ch möchte 
wenigften® den Herrn Miniſter dringend bitten, dab er 
bei dem Kaiferlichen Auffichtsamt dahin wirkt, daß die 
einmal angeordnete Prüfung mit dem denkbar größten 
Wohlwollen erfolgt, damit diefes fo wejentlihe und wert- 
volle Inſtitut, welches für das Zuſammengehörigkeits— 
gefühl gerade unter den Eifenbahnhandwertern und 
»Arbeitern von fo großer Bedeutung ift, aufrecht erhalten 
werden kann umd in feinem Beftande nicht gefährdet wird. 

Ich möchte den Herm Minifter ſchließlich noch bitten, 
auch zu erwägen, ob nicht eine Beftimmung, von der ich 
nicht weiß und auch nicht glaube, daß fie im Statut ſich 
befindet, eingeführt werden kann. Das ift, daß, wenn 
die Eifenbahnhandwerker und »Arbeiter, die zwar Gott 
fei Dank eine Kategorie darftellen, die nicht zu ben 
fluttuierenden Arbeitermafjen gehört — denn das Aus- 
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icheiden, welches hier zahlenmäßig angeführt wurde hat 
der Herr Minifter richtig als mit mannigfachen befonderen 
Umftänden zufammenhängend re —, die aber 
schließlich doch auch zu den freien Arbeitern gehören und 
dadurch am fich unter Umſtänden vor ber Notwendigkeit 
ftehen, z. B. durch Ortswechſel u. dgl. ein Ausſcheiden 
aus der Kaffe zu bewirken, oder um in eine andere 
Beihäftigung überzugehen —, daß bieje Leute, wenn fie 
ausfcheiden, in irgend einer Form eine Rüdzahlung der 
geleifteten Beiträge erhalten — wenn nicht vielleicht im 
vollem Umfange, fo doch teilweife. Denn, wenn ein 
Mann 20 Sabre zu einer ſolchen Kaffe Belgerogen bat 
und durch die Verhältniffe oder auch durch die Ent affung, 
die ihm jederzeit nach dem Arbeitdvertrage — natürlich) 
unter Einhaltung der Kündigungsfrift — zu teil werben 
fann, gezwungen wird, aus ber Kaſſe auszuſcheiden — 
denn mit dem Aufhören ber Beichäftigung ſcheidet er aus 
der Kaffe aus —, fo ift es doch eine große Härte, wenn 
er 20 Jahre lang umſonſt die Beiträge geleiftet hat. 

Ich möchte bitten, diefen Gedanken zu prüfen, Es 
mag ja jein, daß ihm Bedenken entgegenftehen. Aber er 
fcheint mir im allgemeinen und auf den erjten Blid ber 
Billigkeit wohl zu entiprechen. 

Wenn der Herr Minifter geſagt bat, daß er für 
Wohnungen in hervorragenden Maße gelorgt habe, ſo 
trifft das ja natürlich in erſter Linie mur die Beamten» 
fategorien. Darauf will ich hier nicht weiter eingehen, 
obwohl der Wunſch berechtigt wäre, daß nicht bloß die 
induftriellen Bezirke oder die Bezirke des Dftens in 
Betracht kommen, fondern daß auch Eleinere, auch länd- 
ne Orte im Weften ebenfalls in der Richtung in Berüd- 
fichtigung gezogen werden. 

Aber es gibt noch einen anderen Weg, auf dem ber 
per Minifter auch für die Arbeiterkategorien ſorgen 
ann. Das ift der, daß er den Spar- und Bauvereinen, 
die an verſchiedenen Orten beftehen, feine Hülfe leiftet 
und in irgend einer Form — denn die Fonds für dieſe 

wede find leicht zu vervollftändigen, und hier wird das 
aus ftet3 bewilligungsfreubig Bein — Me Staats · 
unterftügungen ober ſonſt in anderer Weiſe ſie förbert 
und leiftungsfähiger geftaltet. 
ch habe dann noch einen Punkt hervorzuheben, der 
den Eifenbahnhandwerkern und Arbeitern ganz bejonders 
am Herzen liegt. Das ift ber, daß ihnen selbe zu 
teil werde, was fie in vielen — wie dem Herrn Minifter 
aus feiner früheren Tätigkeit befannt fein wird — roßen 
Brivatbetrieben bei ihren Arbeitsgenoſſen in [tung 
jeden: nämlich, daß ihnen einmal im Jahre eine Er- 
holungszeit gewährt werde, ohne daß fie dabei ihres 
Cohnes verluftig gehen müſſen, weil ſonſt der Aufwand 
für diefe ihre Srdolungszeit das Vielfache ihres Tage 
lohnes darftellen würde. Alfo: Beurlaubung der Arbeiter 
unter Fortzahlung des Lohnes, und wenn irgend möglich, 
wenn Heiten dafür nötig find, unter Gewährung der 
freien Fahrt! In gewiſſem Sinne gefchieht dies ja ſchon, 
indem für ein einmaliges oder zweimaliges Feſt im 
na die Geftellung eines Ertraguges für bie Ei enbahn- 
andwerfer und «Arbeiter, wie für die unteren Beamten 
vorgefehen ift. Es würde dann ein Prinzip nur weiter 
ausgedehnt werden, das in geriffen Umfange jett jchon 
befteht. Ich glaube, daß gerade mit dieſer berpältn/smäßi 
unbedeutenden und nicht jehr große Mittel in Anfpruh 
nehmenden Maknahme der Herr Minifter in dem Kreiſe 
dieſer treu und loyal geſinnten Arbeiter eine außerordentliche 
—E—— und große Dankbarkeit hervorrufen würde. 
nd wenn der Herr Minifter im Anfange jeiner Rede geiagt 
hat, daß feine Aufgabe teilweije eine unbanfbare jei, ſo 
muß ich das hinfichtlich defjen, was er für die Hand- 
werfer und Mrbeiter tut, entſchieden — Das, 


[9. Saviguy, Abgeorbneter] 
was er für fie tut, wird ftets mit größtem Danfe 
empfunden werden. Much jett ift man im Berbande nicht 
bloß ftaatstreu und loyal, fondern aud dankbar ge“ 
für alles das, was befonders im vorigen Jahre während 
des wirtfchaftlichen Niederganges geſchehen ift. Da ift 
die Staatseijenbahnverwaltung allen Arbeitgebern mit dem 
beften Beifpiel dadurch vorangegangen, daß fie feine 
Arbeiterentlaffungen vorgenommen hat, daß fie troß ber 
entichieden fehr naheliegenden Berfuhung, die Arbeiter 
zahl zu vermindern, fie beibehalten hat und die Löhne 
auch im weſentlichen auf ihrer De gehalten hat; 
einzelne Rebuktionen haben durch Feierjchichten wohl ein- 
treten müſſen; aber im großen umd ganzen fonnten die 
Arbeiter forteriftieren. Einen Wunſch muß ich dabei 
nochmals ausfprechen, das ift, daß man an diefer Stelle 
in ſolchen Zeiten der Kalamität und bes —— 
am allerletzten ſparen möchte, und, wenn irgend möglich, 
an einem anderen Punkt einſetzt. Muß es aber einmal 
rag dann möge man, wenn es Feierſchichten geben 
oflte, diefe in bie Seiten legen, in denen ber Arbeiter fie 
einigermaßen durch Nebenarbeiten nugbar machen kann, 
nämlid in das bjahr oder in den Sommer, alfo zu 
Seiten, wo er feinen Kleinen Garten, fein Land bebauen 
oder fonftwie im freien fich betätigen kann, und nicht 
mitten im Winter oder in Feiertagszeiten, in benen ihm der 
Tag zwedlos dahingeht und ihm höchſtens Anlaß zu 
Verfuhungen bietet, die feine Solidität in Gefahr 
ringen. 
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20 möchte alfo glauben, daß, wenn der Herr 
Minifter dazu übergeht, die von mir aufgegählten Wünfche 
zu erfüllen, und wenn dies auch nur teilmeile und fchritt- 
weife möglich fein wird, er ficher jein kann, daß er bei 
diefer loyal und treu und der Auffaffung, wie der Herr 
Minifter in feiner zu Anfang hier gehaltenen Rede aus— 
ejprochen hat, durchaus entjprechend gefinnten Arbeiter- 
ch nicht3 wie Dank und Anerkennung finden wird, 
und daß er dazu beitragen wird, dieſe Arbeiter auf der 
rechten und guten Bahn, die fie bis jet nicht verlaffen 
— zu erhalten. In dieſer Richtung haben dieſelben 
egründete Hoffnung gerade auf den neuen Herrn 
—2 zu ſetzen das Recht; denn der Herr Miniſter 
hat bei Anfang jeiner Tätigkeit diefem Handwerker und 
Arbeiterverband die Ehre erwieſen, durch jeinen Vorſtand 
fich alle Wünſche im einzelnen vortragen zu lafjen. Das 
hat den beften Eindrud gemacht, die größten Hoffnungen 
erwedt — feine übertriebenen — aber die Hoffnung, 
daß eine wohlwollende Prüfung ihrer Wünjche ftets ihre 
Stätte haben werde. Außerdem hat ber Minifter 
auch eine weitere kleinere Maßnahme getroffen, bie auch 
in hohem Maße anerkannt ift, indem er ben Bertretern 
des biefigen Ortsvereins des PVerbandes die Ehre er- 
wiejen hat, fie zur Tafel zu ziehen beim Kaifergeburtötags- 
eſſen. Er hat damit eine — ezeigt, die den 
beiten Widerhall gefunden hat und gleichfalls dazu bei— 
tragen wird, die Ziele dem Herrn Miniſter erreihen zu 
helfen, die er fich geſteckt hat hinfichtlich des guten und 
richtigen Verhältniſſes zwiſchen Eifenbahnverwaltung und 
Arbeitern. 
(Bravo!) 


Drud und Berlag: W. Moefer Budbruderei in Berlin. 
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Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Rröcher: Ach eröffne die Sitzung. 


Das Protokoll führt der Abgeordnete v. Bodelberg, 
die Rednerliſte der Mbgeorbnete Ben 

Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus. 

Meine Herren, der Abgeordnete Bandelow (Vertreter 
des Wahlbezirks 1 Breslau [(Guhrau, Steinau, Wohlau]) 
ift am 25. d. Mts geftorben. Er hat dem Haufe jeit dem 

ahre 1893 angehört und fih an ben Wrbeiten bes 
lenums und der Kommiffionen eifrig beteiligt. 

Ich erjuche Sie, fi) zum Andenken bes Berftorbenen 
von den Sitzen zu erheben. 


(Das Haus erhebt jich.) 


Dem Herrn Minifter bes Innern werde ich zur 
Beranlaffung der Erfagwahl Mitteilung maden. 

Un Stelle der Abgeordneten ehr v, Eynatten, 
Wolff (Biebrih), Hoheifel, Beuchelt, Dasbach, Noelle, 
Schmieding und Wamhoff find are worden 

in die Petitionskommiſſion: die Abgeord- 
neten Klausner, Weftermann und van Vleuten 
(legtere beiden nur für geftern), 

in die Budgetlommiffion: die Abgeordneten 
v. Bappenheim-Liebenau, v. Gtebocki, D Haden- 
berg und Meyer (Diepholz) [legterer nur für 
geltern]. 

Wir treten in die Tagesordnung: 

Fortiegung der zweiten Beratung des Entwu 

des Stantöhaushaltsetats für das Etatsjahr 1908, 

und zwar zumächit: 
Herrenhaus, 

Ich eröffne die Beſprechung zunäcft über die Ein- 
nabme Kap. 23a Tit. 1. 

Das Wort wird nicht verlangt, Widerſpruch nicht 
erhoben; der Titel ift feftgeftellt. 

eröffne die Beſprechung über die bauernde 
a ap. 40 Zit. 1, 
as Wort hat der Abgeordnete Dr Hauptmann. 
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Dr Hanptmanun, Abgeorbneter: Meine Herren, nach⸗ 
dem die Gerüfte von dem neuen Gebäude bes Herrenhaujes 
an ber Leipziger Straße gefallen find, haben wir einen 
Überblit über die architektonische Ausgeftaltung dieſes 
Gebäudes erlangt. Es ftellt fi) dar als ein nicht gerade 
übermäßig origineller, aber doc recht ftattliher Bau. 
Einen bejonderen muck bat es erhalten dur das 
reiche Giebelfeld mit jeinen allegoriihen Figuren. ber 
die Bedeutung diejer Figuren iſt einiges in die Öffent- 
lichkeit gedrungen; ich bin aber nicht ganz ficher, wie die 
Saden ftehen. Vorläufig nehme ic; das als richtig an, 
was in ber Preſſe zu lejen war. Die mittlere Figur 
bedeutet unzweifelhaft die Boruffie.e Mean follte nun 
denfen, die Figuren, welche fich darum gruppieren, würden, 
wenn man die Faſſade als bie front des preußiichen 
Landtages auffaßt, auf der einen Seite etwa die Ber: 
treter des Volles als Nepräjentanten bes Abgeordneten» 
air darjtellen, während auf der anderen Seite als 

ertreter des Herrenhaufes allegorische Figuren ericheinen 
würden, welde bie Stäbte, den befeltigten Grundbefig, 
ben hohen Adel, und was font noch im Herrenhaus ver- 
treten ift, jombolifieren jollen. Wenn die Front nur als 
Front des Herrenhaufes aufgefaßt wird, würden 
natürlid nur dieſe letteren Figuren zur Darftellung 
fommen müſſen. Nun bat aber in der Preſſe die Mit- 
teilung geftanden, dieſe Figuren ftellten die preußi- 
ihen Minifterien dar. Ich weiß nicht, ob das richtig 
ift; aber es ift ihm nicht wiberfprocdhen worden, und fo 
nehme ich denn vorläufig an, daß die Figuren wirklich 
diefe Bedeutung haben. ir würden bamit endlich ein- 
mal einen neuen Gedanken befommten haben bei der Aus— 
fchmüdung unferer Gebäude. Bis jegt hat man auf den 
Gebäuden uallegorifhe Figuren dargeftellt, welche den 
Zweck des Gebäudes verfinnbildlihen. Hier würde 
das in Wegfall gekommen jein; es würden auf dem Ger 
bäude Figuren jtehen, weiche mit dem Zweck des Ge 
bäubes recht wenig zu tun haben. Der Gedanke ift ja 


recht fruchtbar; man kann ihn noch meiter aus 
geftalten. Es ift u biefem Borgang z. B. 
ganz  jelbitverftändlich, a bdemnähft auch wohl 


auf dem Gebäude bes Staatsminifteriums zwei Fi— 
guren aufgeftellt werben, welche das Abgeorbnetenhaus 
und das Herrenhaus vorstellen. Vielleicht geht das dann 
o weiter, daß auf dem Marineamt eine große 
uftitia errichtet wird, auf dem een 
iguren, die Handel und Gewerbe darftellen, und daß in 
der Weife weiter die Ausſchmückung ber ftaatlihen Ge- 
bäude vervollftändigt wird. Das läßt fi dann aud 
weiter auf Inſchriften ausdehnen. Der Reichstag 
könnte dann endlidy auch feine fehlende Inſchrift erhalten, 
und zwar nicht etwa „Reichstag“, ſondern vielleicht „Hof⸗ 
bräu” ober „SZentralbahnhof” oder etwas anderes, was 
das Gebäude nicht if. Das würde auch erziehlic 
wirken; das Publikum würde die bee vom beſchränkten 
Untertanenverftand endlich wieder befommen; es würde 


19 doch fagen: ih kann nicht dahintertommen, was 
ie boden Behörden eigentlih gedacht haben, als 
Die hohen 


fie dieſe ——— angebracht haben. 
Behörden müſſen doch etwas gedacht haben, und ſo 
würde im Publikum recht lebhaft der Gedanke ma 
werden, daß die Hohen Behörden doch eigentli 
weit tiefer denken und ſomit auch weit mehr verftehen 
als es felber. 

Nun muß ich allerdings zugeben, daß ich perfönlic 
diefe Art der Ausihmüdung nicht befürworten möchte. 
Und da fie uns nicht recht verftändlich ift, jo wäre es 
vielleicht an saeigt, daß wir eine Aufklärung darüber er- 
halten, wie das Abgeorbnetenhaus zu diefem etwas merk: 
würdigen Schmud —— iſt — 


ich werde mich gern 
einer höheren Einſicht beugen. 
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Präfident v. Kröcher: Das Wort wird weiter 
nicht verlangt, Widerſpruch nicht erhoben. Tit. 1 ift 
bewilligt. Ebenſo Zit.2, — 3, — 4, — 5, — 
6, — 7, — 8 — und 9 und damit der Etat für das 
Herrenhaus. 


Wir kommen zum folgenden Gegenftand: 
Haus der Abgeordneten, 
39 gehe zunäcft über zur Einnahme Kap. 23 b 
it. 1. Das Wort wird nicht verlangt, Widerſpruch 
nicht erhoben; der Titel ift feftgeftellt. 
Ich eröffne die Beiprehung über die bauernden 
Ausgaben Kap. 41 Tit. 1. 
as Wort hat der Abgeordnete Vopelius. 





Vopelius, Abgeordneter: Meine Herren, im Laufe 
diejes Jahres wird vorausfichtlih das neue Präfidial- 
—— in der Leipziger Straße beziehbar. Wer ſich die 

äumlichkeiten desſelben angeſehen hat, wird mir zugeben, 
daß diefelben über die gemöhnlichen Lebensbedürfnifie 
eines Präfidenten weit hinausgehen, daß darunter Räume 
find, welde den ausgefprochenen ae zur Mepräfentation 
nicht verfennen tafen, Auf Borfchlag der königlichen 
Staatöregierung haben das —— ienbon jowohl wie 
das Herrenhaus die Pläne angenommen, und damit 
haben dieſe drei Faktoren der Geſetzgebung anerkannt, 
daß dem Präfidenten des Abgeordnetenhaufes auch Re— 
präfentationspflichten auferlegt werden ſollen. Solche 
Pflichten aus eigener Taſche zu erfüllen, kann wohl nicht 
erwartet werden. Das Haus könnte fonft feine Wahl 
zum Präfidenten immer nur auf einen präftationsfähigen 
Herrn lenten, und dieſes liegt wohl außerhalb der An- 
Ihauungen diefes Hohen Haufes. 

Die Königliche Staatsregierung muß nun die Sons 
jequenz ihrer Vorlage ziehen, und bitte ich den Kern 
Minifter des Innern, reſpektive deflen Vertreter, da dem 
Herm Minifter des Innern ja diefes Haus unterfteht, 
in dem nächſten Jahre für das Etatsjahr 1904/05 Re— 
präfentationsgelder für den Präfidenten in den Etat ein- 
jegen zu wollen. 3%, zweifle nicht, daß für eine ſolche 
Poſition eine große Mehrheit des nächftjährigen Hauſes 
ſich finden wird, 

Nun, meine Herren, habe ich noch ein weiteres An— 
liegen: es betrifft die von den Herren Miniftern — 
Repräſentation. Die Herren Miniſter üben dieſelbe in 
einem Maße aus, welches in keinem Verhältnis zu ihrem 


Gehalte ſteht. 
(Sehr wahr! rechts.) 


Bon diefer Repräfentation ab — erſcheint mir ihrer 
Stellung nicht entiprechend; dieſelbe verlangt eine ſolche 
Nepräfentation. Aus ihrem Gehalte von 36000 KM, 
welches beiläufig gejagt, ſeit 1820 befteht und niemals 
eine Erhöhung erfahren hat, diefe Repräfentation zu be— 
ftreiten, das ericheint mir ausgetciloffen, wenn 1 ja 
nicht Entbehrungen auferlegen wollen oder follen, we ni 
ihrer jozialen Stellung nicht entiprechen. Es kann aljo 
heute eigentlih nur ein Herr einen Minijterpoften an- 
nehmen, ber Privatvermögen befigt, und dürfte dadurch 
wohl mander fonft geeignete Kandidat für einen Minifter- 
0 ausgefchloffen fein. Meine Herren, das ift fein 
gelunder Zuſtand. 

Bei Gelegenheit der Beratung bes legten Beamten» 
bejoldungsgeieges erlaubte ich mir den alles vermögenden 
— ſter darauf aufmerkſam zu machen und die 

age zu ſtellen, ob er wohl geneigt ſei, auf eine An— 
regung in der Budgetkommiſſion in betreff diejer Nepräjen- 
tationsgelder einzugehen. Der damalige Herr Yinanz« 
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minifter bat das jedoch abgelehnt. Darum wende ich 
mich heute an den jetigen Herm Finangminifter mit der 
Empfehlung, daß die Herren Minifter aus ihrer Be— 
fcheidenheit heraustreten und fich im nächftjährigen Etat 
mit Nepräfentationägeldern bedenken mögen. — Da der 
Herr Finanzminifter nicht anweſend ift, ß darf ich wohl 
feine Herren Kommiſſare bitten, ihm dieſen Wunſch über- 
mitteln zu wollen. 

In Rüdfiht auf das diesjährige Fe im Etat 
habe ich es unterlafjen, einen dahingehenden Antrag ein- 
ubringen. Ich bin aber auch der Meinung, dab bie 
Stantsre, ierung aus ſich heraus einen ſolchen Antrag 
ftellen fol. Uber eine Anregung in dieſer Frage — 
zu geben, das glaubte ich mir nicht verſagen zu ſollen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
orbnete Dr Porſch. — bs 


Dr Porſch, Abgeordneter: Meine Herren, der An— 
regung, welche der Abgeordnete Vopelius zu dem Etat 
dieſes Hauſes gegeben hat, möchte ich mich namens 
meiner politiſchen Freunde durchaus anſchließen. 


Präſident v. ſtröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Graf zu Limburg-Stirum. 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter: Meine 
— der Herr Kollege Vopelius hat zwei verſchiedene 
inge angeregt, die miteinander eigentlich nichts zu tun 
haben. Einmal hat er von den Gehältern der Dinifter 
geſprochen und ausgeführt, daß die Gehälter für die 
obliegende Nepräfentation unzureichend ſind. Diefem 
Gedanken, meine — kann ich mich wohl anſchließen. 
Da die Herren Miniſter hier eine Stellung haben, die 
ihnen eine große Repräſentation innerhalb der Behörden 
und auch * der hier akkreditierten Botſchaften 
auferlegt, ſo mu —— daß im Verhältnis zu 
ihrer Stellung die Miniſter die ſchlechteſt bezahlten Ber 
amten find, die wir in Preußen haben; 
(ſehr richtig! rechts) 
und wenn jeitens der Königlichen Staatsregierung eine 
—— geſtellt wird, daß die Herren Miniſter etwas 
erhöhtere Repräſentationsgelder bekommen, jo würden 
meine politiſchen Freunde nichts dagegen zu erinnern 
haben. Ich will aber auch erwähnen, dag im großen 
und ganzen die Tendenz der Repräjentation und die An— 
forderungen an die Mepräfentation in hohem Grabe 
übertrieben werden, 
(jehr richtig!) 


und daß vor allem wir Abgeordneten nicht verlangen 
follten und nicht verlangen können, daß man uns gegen- 
über eine ausgedehnte Hepräfentation entwidelt. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, auf einem ganz anderen Standpunft 
ftehe ich Hinfichtlich der Forderung für den Präfidenten 
diefes Haufes. Die Sache hat eine grundjägliche Be- 
deutung und impliziert eine Veränderung in ber biöherigen 
Stellung des Präfidenten. In der langen Zeit, in der 
unfere — ſich entwickelt haben, haben wir Prä- 
ſidenten der verſchiedenſten Parteien gehabt. Die Herren 
haben eine eigentliche offizielle Repraͤſentation nicht ent- 
widelt, und fie haben doc eine jehr große Stellung nad 
ihrer PBerfönlichkeit gehabt. Die Tatjache, daß fie feine 
Repräfentation entwidelt haben, hat ihre gun Stellung, 
die fie politisch gehabt haben, in keiner Weiſe geſchädigt. 


Sehr richtig! 
Sehr ht) 
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[Ctat des Hanfes der Abgeordneten] 


IGraf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter] 


Nun frage ich mich: wird ihre Stellung dadurch befler, 
daß fie Mepräjentationsgelder befommen? und ich bin 
der Meinung: nein. Wenn Sie dem Präfidenten bes 
Abgeordnetenhaufes eine WRepräfentationsftellung ein- 
räumen, muß dieſe Nepräfentation eine ausgezeichnete, 
eine jehr gute fein, und jeder von Ahnen, der Haus ge- 
halten hat, wird mit mir jagen können: eine Be nd 
würdige, fchöne und elegante Repräfentation läßt fi 
nicht von heute auf morgen in einer großen Stadt in 
Szene jeten, fondern das ift eine auf Tradition und 
auf langjähriger Tätigkeit beruhende Sache. Man muß 
auch das ganze Jahr die Leute haben. Glauben Sie 
denn, daß man am 1. Oktober gute Dienftboten enga- 
gieren und vn im Mai wieder entlaflen kann? an 
muß ſich nur die Schwierigkeiten einer guten und würdigen 
Repräfentation vor Augen halten, um fich die Tragweite 
des Gedankens Elar zu machen. Eine einfache Reftaurations- 
repräjentation werden Sie doch von jeiten Ihres Prä- 
fidenten nicht entwidelt fehen zu wünſchen, wenn Sie 
ihn mit Repräfentationsgeldern ausrüften. 

Daher komme ich dazu, daß ich der Sache große 
Bedenken entgegentrage. Bisher haben unfere Präfidenten 
— ich will die einzelnen Namen nicht nennen — politifch 
eine große Stellung ohne Repräfentationsgelder gehabt, 
und ich jehe im Intereſſe des Abgeorbnetenhaufes, im 

nterejje des Landtags gar keinen Grund ein, an ber 

tellung etwas zu ändern. Die Tatſache, dab eine 
große Wohnung gebaut worden ift, kann ich beklagen; 
es wäre vielleicht befjer geweien, bei den Plänen jchon 
daran zu denken, aber wir haben das nicht getan. ‘Des- 
halb nun noch einen Schritt weiter zu gehen und eine 
rundfägliche Anderung in der Stellung des Präfidenten 
era bren, das Önlte ih für bedenklich, und ich 
möchte mich dem Antrage des Herrn Vopelius nicht an« 


ſchließen. 
(Bravo! rechts.) 





Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Ehlers, 


Ehlers, Abgeordneter: Meine Herren, was die Ber- 
einigung der Anregung betrifft mit dem Wunſch bin» 
fichtlich der Minifter, jo kann ich nur erklären, daß ich 
diefe Bereinigung für keine glüdliche halte. Ich bin jogar 
zweifelhaft, ob es uniere Aufgabe als Abgeordnetenhaus 
ift, darauf hinzuweiſen, wie die Minifter pekuniär zu 
ftellen ſeien. Ar würde, wenn ich der Eonjervativen 
Partei angehörte, vielleicht das Bedenken geltend machen, 
daß hier wieder ber Verſuch gemacht würde, in die Kron— 


rechte einzugreifen; 
(Heiterkeit) 


denn unſer Berhältnis zu der Sache könnten wir Po 
nur damit motivieren, daß wir den Wunjch hätten, da 
die Minifter eine größere Repräjentation jpeziell gegen 
uns übten. Diefen Wunſch babe ich durchaus nicht. I 
habe gefunden, daß man fich mit den Herren Miniftern 
auch ohne derartige Feſtlichkeiten ganz gut ftellen kann. 

Es kommt noch hinzu, daß wir jegt am Ende unferer 
Wahlzeit ftehen und in dieſer Hinſicht doch einen Be— 
Ihluß faffen würden, der dem neuen Abgeordnetenhaufe 
in gewiſſer Weife — Ich muß auch ſagen, daß es 
mir nicht ſympathiſch ift, in einer Zeit, wo wir bei den 
unteren Beamten doch eine gewifje Härte mit Rückſicht 
auf unfere Finanzlage ausüben müſſen, 


(fehr richtig! bei den Fyreifinnigen) 
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nun es als beſonders dringlid zu bezeichnen, daß bie 
erren Minifter befjer geftellt werden. Ich erkenne voll» 
ändig an, daß die Befoldung der Minifter eine ſehr be- 
jcheidene iſt; aber ich weiß nicht, ob wir die Beranlafjung 
haben, bier anregend zu wirken. Sch glaube, wir können 
uns darauf beſchränken, abzuwarten, welde Anträge an 
das neue Abgeordnetenhaus herantreten werden. 
kann aljo in Ddiefer Hinficht für meine freunde abjolut 
gar nichts in Ausficht ftellen, und für meine Berfon 
möchte ich es nicht tun. 

Anders jcheint mir die Sache mit dem Herrn Prä- 
fidenten dieſes Haufes zu liegen. Da handelt es fich für 
uns um eine eigene Sade, und ih bin der Meinung, 
daß wir wohl Veranlaſſung haben, zu jehen, bet 
bas Präfidium diefes Haufes nicht abhängig gemadıt 
wird von den irdifchen Gütern, die einer mehr oder 
weniger bat, ſondern lediglich abhängig bleibt von ber 
perjönlihen Qüchtigkeit, unbefümmert darum, ob ber 
Dann ein jehr — oder ein nur mittelmäßig 
begüterter Mann iſt. 

Ich halte im allgemeinen von Repräſentationsgeldern 
nichts, aber ich meine, hier liegt doch die Tatjache vor, 
mag das nun gegen oder mit dem Wunich des einen 
oder anderen gejchehen jein, daß eine fehr ftattliche 
Wohnung für den künftigen Präfidenten des Hauſes — 
den wir ja noch nicht kennen, den ja auch nicht wir zu 
wählen haben, jondern der fünftige Landtag — gebaut 
ift, und ich glaube, man muß da doch ein übriges tun 
und wenigſtens jo viel Mittel F Berfügung ſtellen, daß 
der künftige Präſident dieſe Wohnung bewohnen kann, 
ohne aus eigenen Mitteln wefentlihes zuzuſchießen. 
Denn mit den 15 AM Diäten wird fich das jchwer 


machen laſſen. 
f (Heiterfeit.) 


Ich erkläre aljo, daß wir ber Anregung, dem Prä- 
fidenten dieſes Haufes, der doch gewiffermaßen die Pracht 
und Herrlichkeit von uns allen zu repräfentieren hat, 


(Heiterkeit) 


ein angemefjeneö Repräjentationsgeld zu geben, durchaus 
ſympathiſch gegenüberftehen, fympathiic, hier in dem Sinne 
gemeint, dab wir dafür ftimmen und nicht ablehnen. 


(Bravo!) 


äfident v. Kröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Dr Srieger. 


Dr Sirieger (Königsberg), Abgeordneter: Meine 
erren, nachdem der zukünftige Herr BPräfident eine 
ienftwohnung erhalten bat, babe ich im Namen meiner 
politifchen Freunde zu erklären, daß wir für erforderlich 
halten, bemjelben Hepräfentatione elder zur Verfügung 
zu ftelen. Wie der Herr Präfident diefe NRepräjen- 
——— verausgaben wird — das möchte ich im 
inblid auf die Worte des Herrn Grafen Limburg- 

tirum erflären —, müſſen wir demſelben überlafjen; 
wir haben uns nicht den Kopf bes Ar Herm 
en gas darüber zu zerbrechen, wie und in welcher 
Weile er feine Domeftiten engagieren will. 

Anders ftellen wir uns zu der anderen Trage ber 
Nepräfentationsgelder für die Herren Minifter. In 
biefer Beziehung müfjen wir und unfere Stellungnahme 
vorbehalten, und ich möchte bemerfen, daß es beijer ge- 
wejen wäre, bieje beiben Gegenftände nicht miteinander 
zu verknüpfen. 

(Bravo!) 


äfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete v. Eynern. 


Haus ber Abgeordneten. 


[&tat des Hauſes der Abgeordneten] 


v. Ehnern, Abgeordneter: Meine Herren, bie 
beiden Meinungen in bezug auf die Nepräjentations- 
koſten der Herren Minifter und des Herm Präfidenten 
iu hören, war mir jehr angenehm. Die Entſcheidung 
arüber und die Prüfung kann ja aber jet in dieſer 
Selm nicht ſchon erfolgen, nicht zum Schluß einer 
Seſſion. Ich glaube, wir tun wohl daran, uns unfere 
Stellungnahme vorzubehalten, wenn bei Beginn der 
nächſten Seſſion die Frage angeregt werben follte. 
glaube au, daß das Minifterium felbft die Initiative 
wenigftens in der einen Maßregel in bezug auf eine 
ftärfere Repräfentationsfume für die Minitter ergreifen 
—— und daß das hier vom Hauſe nicht gut ausgehen 

nnte. 

Ich habe mich zum Wort in einer anderen Angelegen- 
beit gemeldet. Ich wollte den Wunſch ausfprechen, daß 
den einzelnen Wbgeorbneten dieſes Hauſes beſſere 
Gelegenheit gegeben würde, von den ftenographiichen Be- 
richten des Reichstags Kenninis zu nehmen. Der Reichstag 
beichäftigt fich in fehr vielen Dingen mit preußifchen Ange 
legenheiten. Wir können faum unterfcheiden bei den 
einzelnen Reichtagsverhandlungen, ob das preußifche 
ne oder ber Reicjstag zuſammenſitzt. 
Ale Fragen, die Preußen auch allein berühren, Eifen- 
bahnfragen, Rolizeifragen ufw, werben vor das forum 
des Reichstags gezogen und wenn wir die richtige Be— 
urteilung darüber haben follen, müſſen fie in authentifcher 
Form zu unjerer Kenntnis gebracht werden. Nun glaube 
ic, daß wir uns in der Beziehung auf die Beitungs- 
berichte nicht verlaffen können. Die Gremplare der 
Reichstagsverhandlungen liegen ja hier im Bureau vor, 
fie find aber Eigentum des Haujes, und man fann fie 
nur dann mitnehmen, wenn man vorher eine Anfrage im 
Bureau ftellt, und nicht andere Abgeordnete dieſe 
Eremplare wünjden. Es bleibt alfo nur der Weg, wenn 
man Senntnis von diefen Verhandlungen aus den 
gfetungen enommen hat, daß man an das Bureau des 

eichstags Ichreibt und um die betreffenden ftenographifchen 
Berichte bittet. Das wird ja in allen Fällen in freund» 
lichfter Weife erfüllt. Aber es wäre doch wohl wünjchens- 
wert, wenn wir hier etwa 50 bis 100 Gremplare ber 
Reichdtagsverhandlungen befämen, damit die Abgeordneten, 
die ſich Air die — Fragen, die im Reichstage 
verhandelt worden find, und wie ſie hier ſpäter verhandelt 
werden oder vorher — worden ſind, intereſſieren 
und dieſe Berichte als Grundlage ihres Urteils für die 
dort ausgeſprochenen Meinungen haben müſſen, damit die 
betreffenden —— in der Lage ſind, ohne weitere 
Anfrage oder Anbringung einer Bitte ſich ein ſolches 
Eremplar anzueignen, um aud in einzelnen Fällen bie 
Berichte in der Mappe mit nad) Haufe nehmen zu können. 


(Bravo!) 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Dr Dahlem. 


Dr Dahlem, Abgeordneter: Meine Herren, vor 
einiger Zeit wurde im Reichstage zur Sprache gebracht, 
daß die Hiülfsdiener nah Schluß der Seſſion entlaffen 
würden und fich eine andere Beſchäftigung juchen müßten. 
Genau fo liegt es aber auch bei den Hülfsdienern des 
Abgeorbnetenhaujes. Es wird wohl niemand behaupten 
können, daß dies ein erwünfchter und der Stellung des 
Ab eorhnetenhaufes entjprechender Zuſtand ift. an 
follte denken, daß bei den vielen Dienitftellen in Berlin 
es ſich leicht ermöglichen ließe, nad Schluß der Seſſion 
die Leute anderwärts zu befchäftigen und fie nicht ohne 
weiteres zu entlafjen. 
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Meine Herren, ſodann aber möchte ich Ihre Auf 
merkſamkeit darauf lenken, daß die Bezüge der Hülfs- 
diener des ne he ſchlechter als die ber 
Diener des Reichstages find. Es entjpricht wohl dem 
Gebote der ———— daß wir dafür Sorge tragen, daß 
die Hülfsdiener des Abgeordnetenhauſes finanziell gleich 
geſtellt werden mit denen des Reichstages. Im Ab— 
per befommen die Hülfsdiener vom erften 
i8 dritten Jahre 4 M pro Tag, im Reichstag auch; vom 
4. bis 6. Dienftjahre 4,85 M im Abgeordnetenhauje, im 
Neichstage dagegen ſchon 4,50 M Bom 4. bis 12. Dienft- 
jahre — beachten Sie wohl, meine Herren, den großen 
Zwiſchenraum — im Abgeordnetenhaufe 4,50 A, während 
im Reichstag vom 5. bis 9. Jahre 4,75 AM ſchon * 
werden und vom 10. bis 12. Jahre im Reichſstage 54 
und im Abgeorbnetenhaufe vom 13. Jahre ab 4,75 M, 
während im Reichstag ſchon 5,25 M uſw fortfteigend alle 
3 Jahre mehr bezahlt werben. 

Meine Herren, ich glaube mit a En Recht be- 
haupten zu können, daß wir hier doch Abhülfe jchaffen 
müfjen, daß, wie bereits hervorgehoben, die Hülfs- 
diener des Abgeorbnetenhaufes denen des Reichstages in 
der Bejoldung gleichgeftellt werden. Meine en, bei 
einem Budget, wie es bei uns in Preußen befteht, kann 
diefe Kleine Mehrausgabe keineswegs ins Gewicht fallen, 
während andererſeits für die hlfbiener diejes Hauſes 
diefe Mehrbezüge zweifellos erheblich ins Gewicht fallen 
und von einer PR rain Bedeutung find. Ich möchte 
deshalb auch an den verehrten Herrn Präfidenten die 
Bitte richten, gerade in leßterer Beziehung den Hülfs- 
dienern bier das zu gewähren, was ich foeben für ſie er- 
beten habe. Dann wird ber Herr — ſich auch 
in dieſer Sache wohl verdient gemacht haben. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schmidt (Warburg). 


den Wünfchen meines Kollegen Dahlem möchte id) mi 

allerdings auch anſchließen. Ich will aber jetzt darau 
nicht eingehen und nur meinen Dank ausfprechen für bie 
gute Leitung unferer Bibliothef. Wir haben de t einen 
neuen Satalogband befommen, der jehr überjichtlich ift 
und eben von der Tüchtigkeit unferes Bibliothefars vollen 
Beweis liefert. Ich will aber jet noch auf eine ganz 
andere Angelegenheit übergehen. 

Mit diefem Jahre geht die erfte Legislaturperiode 
zu Ende, die wir bier in den Räumen diejes Hauſes zu- 
gebracht haben. Da ift es wohl am Plage, einen Blid 
aud einmal auf das Haus zu werfen. Man wird jagen, 
daß, wenn es auch nicht fo majejtätisch und prachtvoll 
dajteht, wie das Meichstagsgebäude, es * den Vorzug 
der größeren Behaglichkeit und, ich möchte jagen, Gemüt» 
lichkeit für feine Inſaſſen hat. 


(Sehr wahr!) 


Es ift mir das alte Wort aus dem Homer eingefallen: 

öliyov ru pior es, welches uns allen recht teuer geworden 

ift, und welches wahrjcheinlich bei den nächſten Wahlen 

für diejenigen Stameraden, die dann von unferer Geite 

forigerijfen werden, eine nach der einen Geite recht an» 

enehme, nad) der anderen Seite aber eine recht wehmütige 
nnerung fein wird. 

— innere Ausſtattung iſt ja eine durchaus 
ute. nn wir allerdings auch nicht eine jo ſtolze 
andelhalle haben wie dort drüben im Meichdtage, die 

uns da jo großartig entgegentritt, fo ift doch bier ein jo 
ftarfes Bedürfnis nicht vorhanden, in der Wanbelhalle 
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[Schmidt (Warburg), Abgeordneter] 

die Zeit zuzubringen wie dort drüben, wo ja die Reben 
bi3 zur Dauer von 8 Stunden die dauernde Benugung 
—* Wandelhalle oft zum unabweisbaren Bedürfnis 
machen. 











(Heiterkeit.) 


Aber unſer Heim iſt in angenehmer Weiſe ausgeſtattet. 

Die Akuſtik iſt erheblich beſſer geworden; im Hinblick 
auf den großen Raum bier können wir auch ganz zu— 
frieden bamit fein. Zudem ift unfer Heim bier aud- 
geihmüdt mit Bildern der Provinzialhauptitädte. Das 
gibt und immer eine angenehme Grinnerung an unjere 
Heimat, und dies ift auch von wohltuendem Eindrud. Wir 
können meines Erachtens den Herren Arditeften und 
denen, die hier zu diefer Ausſtattung beigetragen haben, 
nur unfere Anerkennung ausfpreden. 


(Bravo!) 


Daß weiter zwei Lejezimmer, für a und Nicht- 
raucher, da find, halte ich auch für einen Vorzug gegen- 
über dem früheren Zuftand im alten Abgeordnetenhaufe. 
Wir haben ferner zwei recht praftifch eingerichtete Schreib» 
zimmer, dazu noch einen Baderaum und dann wird ſelbſt 
denjenigen, die befonderes Gewicht auf die jchöne Ent» 
faltung ihres Haupthaares legen — ich werde ja nicht 
dazu gerechnet — 

(Heiterkeit) 


Gelegenheit geboten, noch einen Friſeur zu haben. 

Doch ein Kleinod ift verborgen, das im Reichstag, 
noch jo groß, bisher noch nicht zu finden ift. Ich meine 
nämlich das im vorigen Jahre hier eingerichtete mediko— 
mechanijche age des Turnzimmers, wo alle Apparate, 
die für micht gewerbsmäßige und nicht gewohnheits- 
mäßige Turner auch noch recht wohl anwendbar find, 
fi) vorfinden. Alle diejenigen, die dem Grundſatze 


huldigen: ns s 
0, dapsi; ardpwrog 
ov naWdsvsrar 

die aljo noch jekt Freude am Turnen haben, können 
nah und während der längeren Reden und nad und 
während der längeren Sitzungen auch noch drüben einmal 
wieder ihre Nerven ftärten. Während man allenthalben 
Wohlfahrtseinrichtungen für Arbeiter herftellt, ift hier 
unjer Bureaubdireftor dem Beifpiel, das ihm im ganzen 
Reid; gegeben ift, gefolgt, und er hat, unterftüßt von 
vielen Herren aus dem Haufe, uns eine Wohlfahrts- 
einrichtung im beften Sinne des Wortes geſchaffen. ch 
denke, dab auch dieje körperliche Tätigkeit für alle Alters» 
ftufen eine durchaus angemefjene iR. Sch bin kein fo 
tüchtiger Turner der Vergangenheit, und ich habe auch 
ſchon meine 60 Sag leider auf den Schultern, aber 
ih fand einmal ein ehr hervorragendes älteres 

itglied einer anderen Partei, welches ſchon 
durchweg mit dem Schnee auf dem Haupt veriehen ift, 
von dem ich gar nicht gebacht hatte, daß es jo Eolofjale 
förperliche Leiftungen zu den geiftigen auch noch leiften 
könnte; da muß ic eitehen: Hut ab! Wenn ich den Hut 
draußen vor ihm abziehe, denke ich immer daran: wie ift 
er dir über in bezug auf die Lörperlichen Kräfte! Das 
verdankt er gewiß bem, daß er fi dauernd in feinem 
Leben mit diefen Übungen abgegeben bat. Ich meine, 
wenn einmal unſere Statiftit ſich ſoweit entwidelt, daß 
fie auch über die Lebensdauer der Barlamentarier — ber 
berufsmäßigen und nicht berufsmäßigen — Auskunft gibt, 
dann werden wir hier im Abgeordnetenhaus, jeitdem das 
Inſtitut eriftiert, ganz gut abjchneiden, und dann wird 
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man nicht allein gegenwärtig, wie ich es jetzt fchon tue, 
fondern auch dauernd dem Scaffer und den Schaffern 
diefes Werks Lob Spenden. 


(Beifall,) 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Schmig (Düffeldorf). 


Schmig (Düfjeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
ber —— des Herrn Kollegen v. Eynern, es möchten 
uns die ———— zugänglich gemacht werden, 
kann ich mich nur anſchließen. Ich halte es in der Tat 
für eine dringende Notwendigkeit, ſich über Sachen zu 
unterrichten, die und im preußischen Staat außerordentlich 
nahe geben; wenigitens ſoll der Wunfc denjenigen gegen: 
über verwirklicht werden, die ihn perfönlich zum Ausdrud 


ia 

eine Herren, ald wir uns zur Wiederaufnahme 
der Arbeiten bier zufammenfanden, haben wir das Bücher- 
verzeichnis des Abgeordnetenhaufes fertiggeitellt gefunden. 
Es ift ein dreibändiges Werk, ausgezeichnet durch die Art 
der Anlage und die Sorgfalt der Ausführung. Neben 
diefem Verzeichnis läuft ein Sachkatalog und ein 
zum Kreuzkatalog ausgeftalteter Namenskatalog. Da— 
durch wird uns die Möglichkeit gewährt, möglichſt ſchnell 
und erichöpfend uns zu unterrichten ſowohl über die 
Namen der Autoren, ir aud; über den von irgend 
einem Autor bearbeiteten Stoff. Das Bücherverzeichnis 
und die Stataloge find die Frucht angeftrengter Arbeit 
eines Zeitraums, der volle 6 Jahre umfaßt hat. Jeder, 
der in die Lage zn ift, unfere Bibliothek zu be 
nußen, weiß ben Wert dieſer Arbeit zu würdigen. Die 
Bibliothet des Hohen Haufes der Abgeordneten umfaht 
egenmwärtig nahezu 90000 Werte. Ich meine mich mit dem 
Empfinden des Hohen Haufes eins zu wiffen, wenn ich 
—— mir erlaube, wie ſehr wir dem Herrn 
Bibliothekar, dem Herrn Profeſſor Wolffſtieg, für ſeine 
überaus fleißige und ausgezeichnete Arbeit zu Dank ver— 
bunden find. 

(Bravo!) 


Im Anſchluß daran kann ich aber nicht umbin, bezüglich 
unferer Bibliothet einen weiteren Wunſch auszufprechen, 
nämlich den, daß die Stelle des zweiten Bi * ars 
Krug werde, Der Fall ift eingetreten, daß der 
weite Bibliothekar aus feinem Wirkungskreife durch den 
ob abberufen wurde und feine Hinterbliebenen nun der 
bitteren Härte gegenüberjtanden, daß fie keinerlei Ver— 
forgungsanfprücdje hatten, meine, daß die Stelle an 
fi eine notwendige ift; ift fie aber notwendig, jo läßt 
fih ſchon mit Rüdficht auf die Hinterbliebenen des be- 
treffenden Beamten ed nicht wohl verantworten, ihn 
—— in nicht etatsmäßiger Anſtellung zu belaſſen. 
eshalb geht mein Wunſch dahin, in der Beziehung 
Wandel zu ſchaffen. Wir halten das für ein Gebot 
berechtigter Billigkeit. Vielleicht gibt ein Dispoſitions- 
fonds die Möglichkeit, ſich der Hinterbliebenen des er- 
wähnten Beamten in gewilfen Grenzen anzunehmen. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort wird nicht weiter 
verlangt, Widerfpruch nicht erhoben; Tit. 1 ift bewilligt. 

Ich eröffne die Befprehung über Tit. 8. Das Wort 
bat der Abgeordnete Pohl. 


Pohl, Abgeordneter: Meine Herren, wir find in 
diefem Jahre bei Beginn der Situngen dadurch erfreut 
worden, daß der Saal biejes Hohen Haufes durch eine 
große Zahl Städtebilder gejhmüdt worben ift. Ich kann 
es nicht ald meine Aufgabe betrachten, ein allgemeines 
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[&tat des Hauſes der Abgeordneten] 


(Pohl, Abgeordneter] 


Urteil darüber abzugeben, inwieweit dieje Städtebilder 
ne oder minder gelungen find. Über ein Städtebild 
maße ich mir allerdings ein Urteil zu, das ift das 
Städtebild der Königlichen Haupt- und Reſidenzſtadt 
Königsberg. 
ch erkläre diejes Städtebild an und für fich für 
gelungen. Wir fehen zunächſt das altehrwürdige Schloß; 
wir jehen vom Berg herab das neue Poftgebäude, und 
ebenjo find aud) die anderen Gebäude am Kaifer-Wilhelms- 
plaß der Wirklichkeit entiprechend getroffen worden. Mit 
einem erkläre ich mich allerdings nicht einverftanden, das 
ift die Staffage, und zwar namentlich mit den Typen, 
die Sie vorne auf dem Bilde fehen. Das find Typen, 
die in diefer Stadt mit 192000 Einwohnern, die an 
biejem Plaß einen außerordentlichen Verkehr hat, gar nicht 
vorhanden fein können. * nehme deshalb an, daß der 
Künſtler hier gewiſſermaßen eine Symbolik getrieben 
m er hat den weltberühmten ojtpreußiichen Pferde— 
andel darftellen wollen. Wie ift ibm das aber wohl 
— Anſcheinend ein jüdiſcher Händler, an dem der 
antel das Schönſte iſt, ſteht vorne und vor ihm ein 
weißes Fohlen. Ich glaube, von In Oftpreußen 
at noch niemand ein weißes Fohlen gejehen, und dieſes 
Fohlen ift von einer Befchaffenheit, da brauche ich nicht 
danach zu fragen, daß ein Tier mit folden Formen 
von einem oftpreußifchen Befiger wahrfcheinlich nach der 
Geburt totgefchlagen und jedenfalls nicht noch nad) einer 
Stadt wie Königsberg, wo gar kein Fohlenhandel eriftiert, 
zum Berfauf hingebradt werben mwürbde. 

Alſo diefe Symbolik fann ich nur als eine verfehlte 
betrachten. Ob im anderen Fall der Filchhändler etwa, 
der leider aud keine Abnahme — als Repräſentant 
des zwar bedrückten, aber noch immer großen Königs— 
berger Handels gelten joll, will ich dahin geftellt jein 
laflen. Auch der Jäger, der ſich an dieſem verfehrsreichen 
Pla vorfindet, ericheint mir fraglid. Die Polizei 
würde jedenfalls einen längeren Aufenthalt an diefem Orte 
9 nddem if mid biefer Befpredung entiehig hahe 

achdem ich mich diejer Beſprechung entledigt n 
möchte ich noch eine Eleine andere Sache zur * 
bringen. Meine Herren, es iſt in dieſem 5 und in 
früheren Jahren a jeitig das Lob des hiefigen Bibliothefarg, 
des Herrn Profeflor Wolffitieg, gefungen worden; aber was 
hilft dem Herrn alles Lob? Der Herr leiftet ja, wie an— 
erfannt, mehr, al® man von ihm verlangen kann; er fucht 
nicht nur nad) den Nummern die Bücher ya fondern 
man braucht ihn nur zu fragen, ob ein Buch überhaupt 
vorhanden ift, fo ift er mit der größten Bereitwilligfeit 
dazu bereit, dem Betreffenden zu Hülfe zu kommen. ß 
die Lage des Herrn aber eine ſehr ſchwierige iſt, wenn 
er nicht hier im Hauſe wohnt und nun in der Zeit der 
—— von Morgens bis Abends ſich hier aufhalten 
muß, das fteht doch —— feſt. möchte mir die 
Anfrage erlauben, ob es nicht möglich wäre, die Sache 
ſo einzurichten, daß für dieſen Herrn hier im Hauſe eine 
Wohnung geſchaffen würde. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Schmig (Düffeldorf). 


Schmitz (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
es ift ſchon wiederholt zum Ausdrud gebradıt worden, 
daß die bauliche Ausführung des Abgeordnetenhaufes ſo— 
wohl, was das Ineinandergreifen derjelben wie auch, was 
die Ausgeftaltung der Räume im einzelnen angeht, nichts 
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u wünfchen übrig läßt. Allerdings find die Klagen über 
ie Mängel der Äkuſtik nicht a Are Daß fie un— 
begründet find, dafür hat heute noch der Herr Abgeordnete 
dv. Eynern einen Beleg erbradt. Im Eingange jeiner 
Ausführung horchte alles mit geipannter Aufmerkſamkeit 
zu, und ich habe am äußerften Punkte des Saale Plat 
enommen und konnte jedes, auch das leifeft geiprochene 
ort vernehmen. Die Mängel der Akuftit haben alfo 
mehr ihren Grund in ber tebbaften Unterhaltung, als in 
dem Mangel baulicher Vorrichtungen. 
(Sehr richtig!) 

Was die Kritik der einzelnen Bilder angeht und das 
Gefamturteil über diefe Bilder, fo trete ich mit einigen 
Vorbehalten dem bei, was der Herr Vorrebner ausge 
iprochen hat; indes möchte ich hervorheben, daß die Ver- 
frönung über den Türen etwas ganz außerordentlich Un— 

(üdliches ift; meines Erachtens wird dadurd die Per- 
peftive gehemmt. Dieje Berkrönung greift in das eigent- 
liche Bild ftörend ein, und darum möchte ich mir er- 
lauben, bie frage aufzumwerfen, ob es nicht möglich ift, 
diefe Mängel in irgend einer Weiſe zu befeitigen. 

Meine Herren, ich habe vor zwei Jahren den Wunſch 
ausgeiproden, daf bei der —— des für dieſen 
Saal vorgeſehenen Bilderſchmuckes auch die Künſtler der 
Provinzen bedacht werden möchten. Die drei Bilder an der 
Norbfeite hat geſchaffen Herr Profeſſor Mar Koch, die an 
der Dftjeite Herr C. E. Schirm, die an der Südſeite 
die —— Gunther⸗Naumburg und Vogtländer, die auf 
der Weftjeite Herr Konrad Selfing. Es find das alles 
Berliner Namen. Ach meine, es ift doch in der Tat 
an ber yet daß endlich einmal mit dem Vorrecht, deſſen 
fich die Berliner Künftler zu unrecht erfreuen, gebrochen 
wird. Wir haben in der Tat ganz hervorragende 
Künftler in unjeren Provinzen. Dieje Kunft in ges 
deihen und fich entwideln. Die Berliner Kunft fchöpft 
ihre fteter Verjüngung bebürfende Kraft aus dem Auf: 
blühen ber Sun in den Provinzen. Ich halte es darum 
für unangebradt, die Berliner Künftler auf Soften der 
Provinz zu bevorzugen. 


(Bravol) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerfpruch nicht erhoben; Tit. 8 ift bewilligt. — 
Ebenjo Zit. 9 — und 10 — und damit der Etat des 
Abgeorbnetenhaufes. 


Wir gehen über zum Etat der 
Eifenbahnuverwaltung. — Drudjadhen Nr 53, 
65 zu I. 
Wir find fteben geblieben bei Kap. 30 ber 
dauernden Yusgaben. 39 eröffne die Beiprechung 
über Tit. 1. Das Wort hat der Abgeordnete Traeger. 


Traeger, Abgeordneter: Ich will mir nur geftatten, 
in aller ürze ein anfcheinend Eleines, für die Beteiligten 
aber großes Bedürfnis bei dem Herm Minifter vorzu— 
bringen mit der Bitte, es nicht unter den Tiſch fallen zu 
lafjen, jondern mwohlwollend aufzunehmen. 8 handelt 
fi Bier natürlich um einen Lokalſchmerz, der mir aber 
injofern nahe geht, als er in meinem Reihdtagswahlfreis 
empfunden wird, mo ich 16 Jahre lang Gelegenheit ge- 
habt habe, aus eigener Anjchauung und Erfahrung von 
dem Vorhandenſein eines dringenden Bedürfniſſes mich 
zu überzeugen. 

Einer der bedeutendften Stationsorte an ber Wilhelms» 
baven-Dldenburger Bahn ift die Amts, oder um es in 
das Preußifche zu überſetzen, die Sreisftadt Varel, eine 
jehr freundliche, jehr gewerbefleigige Stadt, Sig einer 
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[Eifenbahn-Etat] 
[Traeger, Abgeorbneter] 

landwirtfchaftlihen Lehranftalt, einer —— 
und in den ſchönen Jahreszeiten der Mittelpunkt eines 
großen Fremden — der ſich von da aus über 
ie ganze an ſchönen und intereſſanten Punkten reiche 
Gegend ergießt. Nun iſt die Bahnhofsanlage in Varel 
in * beicheidenen Grenzen gehalten, die längſt nicht 
mehr dem gejteigerten Berfehr genügen, jodaß eine ganze 
Menge a tab. "Cine und fogar Unzuträglichkeiten 











vorhanden find. ine abjolute Notwendigkeit iſt die Er: 
weiterung des —— und die Verbreiterung 
und beſonders auch Uberdachung des Perrons. Im 
Vorjahr — der Gewerkverein in Varel an das ein« 
geborene Minifterium ſich mit einer derartigen Petition 
ewendet und den Bejcheid erhalten, daß der preußiiche 
Miniſter verfproden habe, diefen Wünfchen bei der 
ufftellung bes nächſt-, aljo des diesjährigen Etats zu 
enügen. 
: un ift ja, um das bier gleich zu jagen, der gr 
Minifter diefem Beriprechen nachgefommen. Es find in 
Kap. 30, das dieſe Bahn betrifft, im Tit. 1 58800 M 
eingeftellt zu Ergänzungen, Erweiterungen und Ber- 
ir am en, ganze 10000 A mehr als im Vorjahr. 
Dafür And bie Sintereffenten dem Herrn Minifter aufs 
richtig dankbar, aber immerhin noch nicht ganz beruhigt, 
weil nämlich diefer doch nicht jehr bedeutenden Summe 
ein Ich weitläufige® und jehr weitgehendes Programm 
ihrer Verwendung gegenüberfteht. Es heißt: 
Der vorgejehene Betrag ift zu Ergänzungen, 
Erweiterungen und Verbe vage auf den eek 
öfen Raftede, padı und Varel ſowie der Halte 
elle Marienfiel beftimmt. Auch find auf der 
Strede jelbft verjchiedene Ergänzungsanlagen 
erforderlich. 
Alſo ein ganzes Füllhorn von Gaben, das über die 
beglüdte Strede ausgejchüttet werden fol. Es fragt 
fe nur, wie viel davon auf die einzelne Gabe kommt, 
und bie Intereſſenten in Varel möchten gern bie 
beruhigende Gewißheit haben, daß ihrem Bedürfnis in 
vollem Umfange genügt wird, aljo das Stationsgebäude 
erweitert, der Perron verbreitert und überdacht werde. 
Es würde jehr zur Beruhigung der braven Oldenburger 
dienen, wenn der Herr Minifter in diefer Beziehung eine 
Zuſage machen könnte; jollte das nicht der Fall fein, fo 
bitte ic) das wenigftens in wohlwollende Erwägung zu 


ziehen. 

Schließlich möchte ich mich noch gegen bie Vermutung 
verwahren, als ob ich bier eine Wahlrede zum Fenſter 
—— gehalten hätte. Dieſe Abſicht liegt mir vollſtändig 
ern, ich bin vielmals der Anficht, daß der Abgeordnete 
die Verpflichtung hat, zu jeder Zeit — unbefümmert um 
die Nähe oder Ferne der Wahlen — berechtigte Beſchwerden 
und Bebürfnifje feiner Wähler an den geeigneten Stellen, 
auch bei geichlofjenen iFenftern, zur Kenntnis zu bringen. 


(Beifall links.) 


Präfident v. Aröcher: Das Wort wird nicht 
weiter verlangt, Widerſpruch nicht erhoben; Tit. 1 iſt 
bewilligt. 

Ebenjo Tit. 2; — Kap. 31 Ti. 1, — 2; — 
Rap. 2 &t.1, - , —, u, —, — 6, — ,— 
,— 8, —1.— 

Sch eröffne die Beiprehung über Tit. 10. Das 
Wort hat der Abgeordnete Wildens, 


(Paufe.) 
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Der Herr Abgeordnete jcheint nicht da zu ſein. Dann 
ift das Wort nicht weiter verlangt, Widerſpruch nicht 
erhoben; Tit. 10 ift bewilligt. 

Ebenfo Tit. 11, — 1, — ah 
15, — 16, — 17, — 18, — 19; — Rap. 33 Cie. 1 
und 2 — und damit die ganzen dauernden Ausgaben, 

Der Vermerk am hip der dauernden Ausgaben 
(Seite 18 des Etats) wegen Verwendung der Überichüfle 
der Eifenbahnverwaltung ift genehmigt. 

Ich eröffne die Beiprehung über den Cifenbahn- 
betriebsbericht, Drudiahe Nr 7 und zu Nr 7, und den 
ber Budgetfommiffion auf diahe Nr 53 
zu 2c. 

Das Wort hat der Herr Bericterftatter. 


Noelle, Berihterftatter: Mit bezug auf den Betriebs- 
bericht möchte ich nur einen Drudfebler berichtigen, der 
zu ganz falichen Sclüffen führen kann, Auf Seite 201 
des Betriebsberichtes unter Nr 18a ift als Tagelohn für 
das Jahr 1901 angeführt 2,5 MTatſächlich hat aber 
ber — im Jahre 1901 durchſchnittlich 2,95 M 
betragen. r Tagelohn ift alfo gegen die vorherigen 
Jahre nicht gefallen, ſondern geftiegen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerjpruch nicht erhoben; der Betriebsberidt 
ift durch Stenntnisnahme für erledigt erflärt. 

Wir gehen über zu den einmaligen und außer— 
ebenen Ausgaben. 

Ich eröffne die Beiprehung über Kap. 4 Tit. 1. Das 
Wort hat der Herr Beriditerjtatter. 


Novelle, Berichteritatter: Meine Herren, ich möchte 
im allgemeinen zu den einmaligen und außerorbentlichen 
Ausgaben mitteilen, daß auch hier im Tert des Etats 
einige Drudfehler fich befinden, die berüdjichtigt werden 
müjlen. Auf Seite 20 unter Zit. 12 ift der Stationd. 
name nicht Molershof, fondern Adlershof » Alt»Blienide. 
Auf Seite 22 heißt es vos Tit. 56, während es ein- 
mal —* muß Tit. 57. Auf Seite 24 ift nad Tit. 108 
verſehentlich Tit. 119 gebrudt, während es 109 heißen 
muß. Auf Seite 24 iſt unter Zit. 111 gedrudt Alten- 
dorf - Efjen Süd, während es heißen muß Eſſen Weit. 
Das find die Drudfehler, die ich insgeſamt mit- 
geteilt habe. 

Was nun das Ertraordinarium im allgemeinen be 
trifft, jo wurde in der Kommiſſion des Abgeordneten- 
baufes hervorgehoben, daß es mit einer Summe von 
91 663 000 A. ichlieft. Davon find aber abzuziehen die 
Einnahmen, die ſich wefentlich aus den —— der 
intereſſierten Gemeinden zuſammenſetzen. Dieſe betragen 
3 811 500 A, ſo daß insgeſamt der Staatszuſchuß beträgt 
87 851 500 M Darin jind enthalten 50 Millionen fer- 
nere Raten für angefangene Bauten, dann etwa 23 Mil- 
lionen neue Raten für Neubauten, und der Reſt von 
rund 15 Millionen bezieht fih auf die Beichaffung von 
Betriebsmitteln. Die Gefamtverpflichtungen, die nad) den 
bisherigen Bewilligungen im Grtraordinarium für die 
Zukunft eingegangen End, betragen etwa 261 Millionen. 

Aus diefem Anlaß wurde die frage erörtert, ob es 
für die Zukunft noch möglich fein werde, diefe hohen 
Anforderungen, die nad aller Borausficht nicht fallen, 
ſondern wachſen werden, — des Rahmens 
des Etats, ohne die Bilanzierung des Etats zu ge— 
fährden, unterzubringen. Es wurde der Meinung Aus- 
drud gegeben, daß im Ertraordinarium erhebliche Summen 
angejegt worden find, welche fich auf ganz neue werbende 
Anlagen beziehen und zum Zeil eine bedeutende Ver— 
mehrung des in den Gijenbahnen angelegten ftaatlichen 
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Eiſenbahn · Etat] 


[Roelle, Berichterſtatter] 
Vermögens darſtellen; es ſei deshalb richtiger, im Synter- 
efje einer weiteren wirtfchaftlichen Erfchließung des Landes 
durch die Eifenbahnen dahin zu kommen, von diejen Auf- 
wendungen, welde zum Zeil zur Vermögensvermehrung 
dienen, einen Teil auf Anleihefonds zu übernehmen. 
Gegenüber diefer Meinung wurbe allerdings die bis— 
herige Prarid von vielen Seiten verteidigt. Der Herr 
Minifter der öffentlihen Arbeiten führte dabei fol 
gendes aus, 


Die Feftfegung des Ertraordinariums auf einen 
Betrag von 91,6 Millionen Mark laffe noch keinen 
Rückſchluß darauf zu, ob die Bedürfniffe der Eıfenbahn- 
ung voll befriedigt feien oder nicht. Das hänge 
vielmehr davon ab, ob das Ertraordinarium auch ge- 
nügende Mittel für die Inangriffnahme neuer Bauten 


biete. Es entfielen 
bon bem auf alte auf neue auf Betriebs: 
Ertraordinarium Bauten Bauten mittel 


des Jahres 1902 414 Mill. A 13,3 Mil. 4 3T Mil. M 
« 1i503 499 -» - 27» - 1 +» » 
Daß außer den 15 Millionen Mark für Betriebs- 
mittelbeihaffung noch 20 Millionen Mark für den gleichen 
Zweck anderweit bereit geftellt werden ſollten, jei an 
anderer Stelle näher dargetan. Im übrigen jeien die 
Mittel für neue Ausführungen im laufenden Etat reichlicher 
als früher angefegt. Die Staatseifenbahnverwaltung 
habe in den leßten Jahren große Summen für die Er- 
änzung der beftehenden —— aufgewendet. Aus dem 
Ertraordinarium und dem außeretatsmäßigen Dispoſitions- 
fonds ſeien in den legten 7 Jahren für Zwecke, wofür 
man font Anleihen Bei nicht weniger ald 728 Mil- 
lionen Mark entnommen. Davon entfielen: 
278 Millionen Mark auf die Vermehrung des Betriebs. 
mittelparts, 


92 . » auf bie nn von 2., 3. und 
4, Öleifen ufw, 
59 . » auf ben Grunderwerb zur Borbe- 
reitung von Bauten, 
9 - *» auf bie Gerfteilung von Umgehungs⸗ 
bahnen im Nuhrgebiete, 
290 E -» auf Bahnhofsumbauten. 


Aus legterer Summe feien unter anderem 2168 km 
Nebengleife hergeftellt. 

Zroß diejer großen Aufwendungen würden die An- 
forderungen im Ertraordinarium in den nächſten Jahren, 
wenn die großen Naten für die Bahnhofsumbauten in 
Leipzig, Hannover, Hamburg, Cöln ufw eingefegt werden 
müßten, dorausfichtlich noch beträchtlich fteigen. 


Meine Herren, die Debatte darüber, wie e8 in Zu- 
kunft am beiten zu halten fei, bat zu keinem abjchließenden 
Ergebnis geführt. 

Im übrigen möchte ich bemerken, daß die ſämtlichen 
Pofitionen des GErtraordinariums ſchließlich genehmigt 
find. Soweit es notwendig ift, werde id) noch Be— 
merkungen zu den einzelnen Bofitionen machen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Brütt. 


Brütt, Abgeorbneter: Meine Herren, id kann es 
mix nicht verfagen, auf eine Angelegenheit zurüdzutommen, 
welche ich mir bereits erlaubt habe, in früheren Jahren 
vu Sprade zu bringen. Es ift eine bedauerlihe Tat- 
ache, daß im ganzen Herzogtum Schleswig von der Eider 
bis zur — abgeſehen von ein paar Kilometern, 
ein zweites Gleis auf ber Staatsbahn nicht befteht. Ange 

Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Leglsl. V. Seffton 1908, 


ſichts des Umftandes, daß der Herr Minifter unter all- 
ey Zuftimmung des Haufes hier ausgeführt hat, daß 
bei der jeßigen Finanzlage Ausgaben der Annehmlichkeit 
und Nüslichkeit aurüchte en müßten, daß nur Ausgaben, 
die notwendig jeien und ber Betriebsficherheit dienten, 
berüdfichtigt werden könnten, ift es natürlich ſchwer für 
mich, für diefe Angelegenheit zu plädieren. Denn als 
Draußenftehender bin ich nicht im Befite bes amtlichen 
Materials, ich kann nicht alle Daten heranziehen; ich kann 
auch nicht Vergleiche anftellen mit Streden, die ein zweites 
Gleis haben. Allein ich möchte doch —— e Punkte 
aufmerkſam machen, von denen ich glaube, daß ſie einiger- 
mahßen die Anſprüche fubitanzieren, die der Herr Minijter 
binfichtlich der Notwendigkeit ftellt. 

ch weije darauf hin, daß vor zwei Jahren anläßlich 
der Verhandlungen in der Bubgetfommijfion von einem 
Bertreter der Staatdregierung gejagt wurde, daß zweite 
Gleiſe auf allen Streden gelegt werden würden, wo mehr 
ald 40 Züge verfehrten. Nachdem ich jpäter bemerkt 
hatte, daß auf dieſer Strede mindeftens 48 Büge ver- 
fehren, wurde diefer Gefichtspunft dahin eingejchräntt, daß 
die Zahl 40 nur eine approrimative fein jollte. Damit 
mußte ich mich bejcheiden. Jedenfalls geht daraus hervor, 
daft die Annahme gerechtfertigt ift, Daß die Zahl der 
Füge, weldie auf diefer Strede verkehren, ſchon not« 
wendig mache, daß ein zweites Gleis gelegt wird. 

Nun kommt hinzu, daß dieſe Strede dem inter- 
nationalen Verkehr, dem Verkehr von Skandinavien über 
Frederikshavn, dient; fie ift, da die beiden Sunde ala 
Unterbrechung des Landweges nicht wejentlich in Betracht 
kommen, der einzige Landweg für ganz Jütland und die 
däniſchen Inſeln. Dazu kommt, daß diefe Strede zu 

ewiſſen Zeiten jehr hoch belaftet ijt. Sch erinnere an Die 
dei der Badezüge, id) erinnere daran, daß wir viel 
arnifon gerade an der Strede haben, und daß zu ber 
Zeit, wo die Leute einberufen und wo fie beurlaubt 
werden, und bei Manövern große Truppentransporte 
bier befördert werden. Ich glaube aljo, aus allen diefen 
Umftänden entnehmen zu tönnen, daß die Berhältniffe 
fo liegen, daß ber Begriff der Notwendigkeit durch die 
gi, welche eriwiejen find, einigermaßen erfüllt wird, 
oweit über das zweite Gleis. 
möchte mir noch erlauben, die Aufmerkſamkeit 
der Königlichen Staatsregierung darauf zu richten, daß 
von der jütijchen Grenze erft nach 8 km die erfte Station 
auf ſchleswigſchem Gebiete ift. Daß das fehr viel Un» 
rg lichkeiten ergibt, daß die wirtjchaftliche Entwidlung 
8 Vertehrägebiets dadurch jehr gehemmt wird, liegt 
Har auf der Hand. Es haben bereits jeinerzeit, als 
anfangs der 60er Jahre die Engländer die Bahn gebaut 
haben, die Intereſſenten die Zuſicherung erhalten, daß 
die Station dicht an der Grenze angelegt werden joll. 
Das ift nicht —— Ich weiß, daß Verhandlungen 
in der Sache Fine en und feitens der Eifenbahn die 
Bereitwilligkeit befteht, hier helfend einzugreifen, und 
daß die Schwierigkeiten hauptſächlich zn. dem Gebiete 
des Refjorts der indirekten Steuern beftehen. Ich möchte 
aber den Herm Minifter bitten, diefer Frage fortgefegt 
feine Aufmerkſamkeit zu widmen. 

Was das zweite Gleis anlangt, jo kann ich, ohne 
Widerlegung befürchten zu müffen, jagen, daß, wenn wir 
die alte Privatbahn in Schleswig-Holftein behalten hätten, 
wenn wir nicht verftaatliht worden wären — ich bin 
jelbftverftändlich ein Freund der Verftaatlihung —, wir 
dann längft das zweite Gleis hätten, und ich bin auch 
überzeugt, daß, wenn wir die alte Kieler Bahn behalten 
hätten, die erjte Station diesſeits der Grenze unmittelbar 
an die Grenze und nicht 8 km in das Land hineingelegt 


wäre, 
(Bravo!) 
154 
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En. — 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Bachmann, 


Bachmann, Abgeordneter: Meine —— der ea 
Vorredner hat, wie auch ich in früheren Jahren, die Bitte 
ausgeiprodhen, man möge boch endlid einmal in Erwägung 
ziehen, ein zweites Gleis im Perzogtum Schleswig her- 
zuftellen. Ich bin nicht in der Lage, das techniſch näher 
begründen zu können, ich weiß nur oder nehme das 
wenigitens an, daß ein großer Teil der Übelftände, unter 
denen wir in Schleswig in bezug auf die Zugverbindungen 
a leiden haben, zum Teil auf das Fehlen eines zweiten 

leiſes zurüdzuführen ift. Herr Abgeordneter Brütt hat 
ganz recht: es handelt fi um eine Strede, die dem 
internationalen Verkehr dient, und, wie er bereits früher 
ausgeführt hat, wird diefem internationalen Verkehr nur 
in mangelhafter Weije gedient, wenn, wie auch ich früher 
ſchon hervorgehoben habe, von Norden aus fein einziger 
Schnellzug durch die ganze Provinz führt. Den Mangel 
an Scnellzügen führe ich als Laie wenigitens zum Teil 
auf das Fehlen des zweiten Gleiſes zurüd. Bor allem 
aber bin ich der Meinung, daß die mangelhaften Ver- 
bindungen zwijchen dem DOjten und dem Welten zum Teil 
in dem fehlen des zweiten Gleiſes ihren Grund haben. 
über diefe mangelhaften Verbindungen ertönen überall 
lebhafte Klagen; Sie mögen über Eifenbahnverhältnifie 
ſprechen in Schleswig - Holjtein, wo Sie wollen, immer 
werden diefe Stlagen laut. Warum wird feine befjere 
Berbindung zwifchen dem Often und dem Weſten dort 
hergeftellt? Es komumt faft bei jeder Reiſe, die man vom 
Diten nad) dem Weften oder umgekehrt vorzunehmen hat, 
aljo beijpielsweife von meinem Wohnort Hadersleben nad) 
dem benachbarten Kreiſe Tondern, vor, daß man ftunden- 
lang auf den Bahnhöfen der Längenbahn warten muß, 
bi8_ man auf den Zweigbahnen weiter befördert wird. 
Der Herr Abgeordnete Metger hat neulic in feiner Rebe 
darauf hingewiejen, daß ik zu einer Neife von meinem 
Wohnort Hadersleben nach Tondern und zurüd 15 Stunden 
gebraudt und 7 Stunden davon auf 5 gelegen 
habe. Ich glaube daher, daß auch, wenn das 
zweite Gleis durch das Herzogtum Schleswig 
nicht ra wird, es fih maden laſſen würde, 
die Ber —— wiſchen dem Oſten und dem 
Weſten zu ver Ar Es würden jelbftveritändli 
mehr Züge eingelegt werden müfjen. Uber warum fo 
denn der größere Zeil der Provinz darunter leiden, daß 
jahraus —— jetzt ſchon —— hindurch, eine ſo 
Kölechte erbindung aufrechterhalten wird? Ich meine, 
bei etwas Wohlwollen von feiten der Eifenbahnverwaltung 
wird ſich wohl eine Berbefjerung herbeiführen laffen. 

Was die Bahnhöfe anlangt, jo habe ih früher — 

es ift jeßt fchon eine Reihe von Jahren her — darauf 
hingewiejen, daß der größte Bahnhof in ber Nähe der 
Grenze, ber oyens, fih in einem durchaus 
unzureichenden Zuſtande befindet. Auf dem Bahnhof 
Woyens findet die Zollabfertigung ftatt; es mündet in 
den Bahnhof die Zweigbahn von Hadersleben; in der 
Nähe ift ein Bahnhof für die Kleinbahn von Weiten her. 
Auf dem Bahnhofe herricht überhaupt ein —* Verkehr. 
Wenn der Zug von Norden kommt, müſſen alle Paſſagiere 
ausſteigen der —— wegen. Durch dieſes alles 
werden die unzureichenden Warteräume fo überfüllt, daß 
fie ein unleidlicher Aufenthaltsort für das Publikum 
werben. Sich habe vernommen, daß ee angeftellt 
worden {ud um eine Beljerung dieſer Verhältniſſe in 
dem Bahnhofsgebäube herbeizuführen. Ob fie irgend 
einen Erfolg gehabt und ob jet noch die Mbficht behebt, 
etwas zu tun, weiß ich nicht. 


Ich babe bei einer früheren Gelegenheit, als ich über 
diefe Dinge fprad, den Herrn Minifter gebeten, er 
möchte doc mal perjönlich die Berkehrsverhältniffe in der 
Provinz Schleswig-Holftein anfehen. 

(Sehr richtig!) 


Ich möchte auch an den jekigen Herrn Miniſter die 
dringende Bitte richten, perſönlich einmal nad Schleswig: 
olitein zu kommen, insbejondere auch nad unferem 


torden. 
(Abgeordneter Metger: Sehr richtig!) 


Ich erbiete mich als Begleiter auf einer Reife vom Often 
nach dem Weiten. Der Herr Minifter wird ja dann 
jedenfalls Gefellichaft haben, wenn er, wie ich das häufi 
babe tun müſſen, ftundenlang auf dem Bahnhof Tingle 
oder fonftigen Bahnhöfen figen muß, ehe er feine Reiſe 
ar 7 fann. 

8 ift vor einigen Tagen von dem Herrn Mbge- 
ordneten Brütt bei den Verhandlungen über den Eijen- 
bahnetat erwähnt worden, daß nad) Erfundigungen, die 
er eingezogen habe, eine Befjerung der Verkehräverhält- 
niffe in Schleswig - Holftein in Ausficht ftehe. Ich habe 
das Vertrauen zu dem Gem Minifter, daß, wenn er fid 
die Dinge bei uns angejehen de er bemüht fein wird, 
den vielen bereditigten Wünfchen, die auf dem Gebiete 
des Verkehrs bei uns beftehen, gerecht zu werden. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Metger (Flensburg). 


Metger (Flensburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
wir haben gefehen, daß in ben * Jahren die Ab— 
—— aus Schleſien durch die ſchöne Einigkeit, mit 
er fie ihre Wünſche vortragen, außerordentlich viel er 
reicht haben. Um einen ra Erfolg zu erzielen, 
möchte ich mich heute ausdrüdlich dem, was bie beiden 
geehrten Herrn Vorredner hier gejagt haben, durchaus 
anjchließen. 

Das zweite Gleis in der Provinz Schleswig-Holftein 
auf der Strede von Vamdrup nad) Flensburg ift durch— 
aus notwendig. Der jegige But, wo nur auf einer 
furzen Strede ein zweites Gleis liegt, dann aber wieder 
nicht, bereitet außerordentliche techniihe Schwierigkeiten. 
Es ift auch ſchon vor einigen Jahren auf der Strede 
von Flensburg * der Nordſchleswigſchen Weiche das 
weite Gleis vom Landtage bewilligt, ohne daß es aber 
is ieh hat ausgeführt werben können. 

eine Herren, ich möchte aber heute noch einen 
anderen Wunfc aussprechen. Ahnliche Zuftände, wie fie 
mein verehrter Herr Borredner für Woyens foeben ge 
ihildert hat, finden auch ftatt auf dem Bahnhofe in 
Flensburg. Im Etat find für einzelne große Städte 
außerordentlich hohe Mittel bewilligt. Es find z.B. für 
Hamburg als Beitrag für den neuen Bahnhof vom 
rag Staate nicht weniger als 38 Millionen in 
en Etat eingefegt, und von den often des Bentral- 
bahnhofes in Beipsin, die fich im ganzen auf 122 Millionen 
belaufen, trägt ber 5 Staat ebenfalls 52 Millionen. 
Die Tatſache, daß auf die großen Städte ein ſolcher 
Millionenregen herabfließt, erwedt in uns bie Bu- 
verficht, daß der Staat aud da mit feinen Mitteln 
nicht kargen wird, wo es fi um die Meineren unb 
mittleren Städte in Preußen — Die kleinen 
und mitleren Städte befinden ſich, wie die Kommunal» 
ſteuerliſten beweiſen, häufig in großen finanziellen 
Schwierigkeiten. Umſomehr iſt der Staat verpflichtet, dort 
mit ſeinen Mitteln porſeee wo dieſe Städte ſich in 
Bebrängnis befinden. Ein folder Fall liegt in ber Tat 
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[Eifenbahu-Etat] 


[Metger (Flensburg), Abgeordneter] 
in Flensburg vor. Das rafhe Wachstum der Stadt hat 
dazu ** daß der Bahnhof ſchon längſt nicht mehr 
den Bedürfniſſen des erweiterten Verkehrs entſpricht, und 
es wäre dringend geboten, daß hier ein Zentralbahnhof 
den Mängeln Abhülfe verfchaffte. Wir werden uns nun 
demnächft mit der Vorlage ber Berftaatlihung der Siel- 
Flensburger Bahn zu befääftigen haben. Sch verſpreche 
mir von dem Übergange biefer Bahn auf den Staat eine 
außerordentlihe Verbejlerung für die Eifenbahnzuftände 
in ber Provinz Schleswig-Holftein, und ich hoffe, daß bie 
Annahme diefer Vorlage auch dazu beitragen wird, ben 
Bau eines Bentralbahnhofes in Flensburg zu ——— 
Der Einladung meines verehrten Freundes, des Ab— 
geordneten Bachmann, an den Herrn Minifter möchte ich 
mich aus vollem Herzen anfchliegen und verjpreche ihm 
auch in Flensburg die befte Aufnahme. Ich glaube 
ferner dem Herrn Minifter in Ausficht ftellen zu fünnen, 
daß er, wenn ber Abgeordnete Badımann die &. leitung 
übernimmt, dennoch außerordentlich genußreiche Stunden 
verleben wird, auch wenn der Aufenthalt auf den einzelnen 
Bahnhöfen erheblich länger dauert, als man es fonft im 
allgemeinen gewohnt ift. 


Präfident v. er: Das Wort ift nicht weiter 
verlangt, Widerfpruch nicht erhoben; Tit. 1 ift bewilligt. 
Eben! Tit.2, — 3, — 4, — 5, — 6 — und 7. — 

Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 8. Das Wort 
hat der Abgeordnete Edert. 


Edert, Abgeordneter: Meine Herren, bevor ich auf 
das Thema, das ich mir geftellt habe, eingehe, möchte ich 
mir einige allgemeine Bemerkungen erlauben, die damit 
in direftem Zufammenhange ftehen. Der Herr Minifter 
der öffentlichen Arbeiten hat in feiner Etatsrede am 
Montag gejagt, daß bei der ungünftigen Finanzlage in 
diefem Jahre möglichfte Erjparnis bei den Ausgaben 
berrichen müffe; er hat dann aber — — und 








wie ich feſtſtellen kann, unter der allgemeinen Zuſtimmung 
des ganzen Hauſes —, daß das nicht geſchehen 
würde für alle diejenigen Einrichtungen, die die Betriebs- 
ficherheit bezwedten, denn „die Betriebsjicherheit 
des Br fagte der Herr Minifter, „ſcheint 
mir die allererfte Aufgabe eines Eifenbahn- 
minifters zu fein.” ch glaube wohl, daß niemand 
im Haufe ift, der dem Herrn Minifter nicht darin 
recht gibt, Ich möchte aber darauf hinweiſen, daß 
man unter Betriebsficherheit des Eifenbahnneges zweierlei, 
und zwar recht verſchiedene Dinge verftehen kann, 
nämlich erſtens die Einrichtungen, die verhindern jollen, 
daß auf der Eifenbahnftrede, auf dem Eifenbahn- 
förper felbft, Kollifionen ober GEntgleifungen berbeis 
geführt werden können, dann aber auch zweitens bie- 
jenigen Einrichtungen, die verhindern, daß der Betrieb 
geftört wird oder ein Unglüd gejdieht bei allen 
Kreuzungen zwiſchen ber Gifenbahn und ben 
allgemeinen Wegen und Fahrftraßen. Man hat 
dies ja auch in den letzten Jahren bereits anerkannt. 
Es find die Niveaufreuzungen größtenteild bejeitigt in 
der Nähe der großen Städte und in lebhaften Gegenden. 
Bei allen Neubauten von Bahnen hat man den Bahn- 
£örper hochgelegt und bie Wege darunter weggeführt, 
aud bei Umbauten. In der Nähe der großen Städte — 
ganz beſonders kann man dies bei Berlin beobachten —, 
gibt es überhaupt keine Niveaufreuzungen mehr. 
Eine ſehr el rühmlide usnahme, barf 
id) fagen, bietet eine Stelle der Berlin-Potsdam- 
agdeburger Bahn, die einen großen Teil des ganzen 
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Verkehrs von dem Weften nach dem Dften zu bewältigen 
hat, auf der Strede unmittelbar hinter Potsdam, aljo 
etc Potsdam und den Stationen Char— 
ottenhof und Wilbparf. 


(Sehr richtig!) 


Die meiften der verehrten Herren Mitglieder des Hohen 
uſes werben ja diefe Gegend wohl kennen. Kurz hinter der 
avelbrüde jenfeit8 des Bahnhofes Potsdam tritt der 
hrdamm der Eifenbahn in die Brandenburger Borftabt 
von Potsdam ein und durchſchneidet hier in einer 
Strede von 2 bis 3 km diejelbe im Niveau. Der 
Eifenbahnfahrdamm Ereuzt einmal eine große Haupt- 
ftraße, die Louifenftraße, die ben Hauptverkehrsweg der 
gefamten Brandenburger Vorftadt bildet, und außerdem 
noch viermal Nebenftraßen refpektive Wege derfelben. 


(Sehr richtig!) 


Nun haben ſich aber hier die BVerhältniffe gegen 
früher vollftändig geändert, und wird das Bedürfnis der 
— des Bahndammes immer dringlicher. Die 

orſtadt hat bereits vielleicht 12000 Einwohner; ber 
Verkehr auf der Eiſenbahn Hat außerordentlich zus 
enommen: es verfehren auf diefer Gtrede täglich 
8 fahrplanmäßige Büpe ohne die Hofzüge, die durch die 
Sommerrefidenz des Kaiſers im Neuen Palais an der 
Station Wildpark bedingt find. Nun ftellen Sie fid) vor, 
meine Herren, daß da eine Hauptitraße, die auf beiden 
Geiten bebaut ift, 88 mal und noch öfter täglich gefperrt 
und ber gejamte Verkehr unterbunden wird. Die Straße 
ift, wie ich ſchon fagte, auf beiden Seiten vor und hinter 
dem Bahnübergang bebaut; es ift aber außerdem noch 
unmittelbar hinter dem Bahnübergang belegen das große 
Proviantmagazin für die Potsdamer Garniſon. Diele 
beiteht aus 6 Bataillonen Infanterie, 4 Kavallerie, 
2 Urtillerie-Regimentern und verfchiedenen Spezialtruppen, 
die zum großen Teil ihren Proviant und ihre Fourage 
in diefem Ma aan haben. Wenn ich num annehme, daf 
ein Barrieren uß bei Durchführung eines Eifenbahn- 
zuges etwa 3 Minuten in Anfpruch nimmt — ich glaube, 
ich rechne nur ganz knapp —, jo würden an jedem Tage die 
Barrieren 4 bis 5 Stunden geſchloſſen fein. Es 
bauen ſich dort jedesmal Wagenburgen auf, und der 
Verkehr wird außerdem noch dadurd) erſchwert, daß gerade 
an dem Kreuzungspunkt ein ve ‚, der Bahnhof 
Arge ſich befindet und daß alle Züge, die dort 
halten, während des Haltens die Straße fperren. Meine 
Herren, ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß bier 
die Betriebsficherheit in der ſtärkſten Weije 
efährdet ift und direkt bebroht fein würde, wenn etwa 
im legten Augenblick vor Schluß der Bahnſchranke die 
Achſe eines beladenen Proviantwagens bräche, er nun 
auf ben Gleifen läge und ben ganzen Verkehr zwiſchen 
Berlin und dem Welten unterbräde. 

Es möchte — die Frage entſtehen, ob ich recht 
daran tue, dieſe ganze Angelegenheit jetzt hier zur Sprache 
zu bringen; ich habe es aber tun muͤſſen, da Gefahr 
im Berzuge liegt. Es ift vom hohen Haufe der Bau 
einer Bahn Treuenbriezen-Wildpark beſchloſſen, der jett 
in Angriff genommen werden foll, Diefe Bahn wird in 
die Berlin - Potsdam - Magdeburger Eifenbahn an ber 
Station Wildpark eingeführt. enn nun jeßt nicht ber 
Eifenbahndamm von Botsdam bis Wildpark gehoben wird, 
dann würde vermutlich auch wieder diefe neue Bahn im 
Niveau in die Berlin-Potsdam-Magdeburger Eijenbahn 
eingeführt werden, und dann hätten wir nod einmal 
eine Kreuzung des gefamten Vorſtadtterxains, 
da die projeftierte Bahn von ber Havel nad) Station 
Wildpark direft von Süden nad) — u Wir 
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Eiſenbahn⸗Etat 
IEckert, Abgeordneter] 


würden dann eine doppelte Durchquerung unſerer 
Vorſtadt im Niveau haben. 
habe gehört, daß bereits Erwägungen im 





Miniſterium der öffentlichen Arbeiten ſtattfinden, und daß 
auch ſchon eg ftattgefunden haben. Genaueres 
ift mir darüber nicht bekannt geworben, aber ich möchte 
den Herm Minifter dringend bitten, in diejer Frage 
die Stadt Potsdam wohlmwollend zu behandeln. 
Sie ift in ihrer Entwidlung lediglich angewiejen auf 
diefen Teil der Vorftadt. Potsdam liegt — Sie kennen 
ja meine Herren alle dieje ſchöne Havelſtadt — inmitten 
er herrlihen Havelfeen, inmitten der Stöniglichen Gärten. 
Sie ift auf der einen Seite begrenzt Se den groben 
Ererrierplag der Garnifon, und fie ift nach Norden, Süden 
und Oſten volljtändig —— und an jeder weiteren 
Ausdehnung und Entwicklung verhindert. Lediglich nach 
Weſten zu zwiſchen Potsdam und Wildpark kann ſich die 
Stadt entwickeln; doch die Entwicklung wird geradezu 
gehemmt durch dieſe Bahnübergänge. 

Nun iſt ja bekannt, daß bei allen Maßnahmen, die 
einer Kommune zu gute kommen, dieſe zu den Koſten 
herangezogen wird. Ar bin mir ar darüber, daß die 
König ide ag en auch von Potsdam einen Zus 
ſchuß verlangen wird, und ich bin auch überzeugt, daß 
die Stadt bis an die Grenze ihrer Leiftungsfäbigkeit 
berangehen wird. Die Stadt ift aber arm und ift 
außerdem jet in ihren Einnahmequellen außerordentlich 
eihädigt. Sie willen, daß die Hohe Reichsregierung 
Def (offen hat, das ftädtiiche Dftroi in demjenigen 
Städten, welche es noch befigen, aufzuheben. Potsdam 
ift no) eine von den wenigen Städten, bie, der Not 
— nicht dem eigenen Triebe, die Fleiſchſteuer 
isher noch haben. Wir müſſen ſie nun in abſehbarer 
Zeit aufheben und werden dadurch in unſeren Einnahmen 
außerordentlich gekürzt. 


(Sehr wahr!) 


Deshalb kann ih nur dringend bitten, daß bei 
diefen Berbandlungen ein Wohlwollen bes 
Herrn Minifters der Öffentliden Arbeiten und 
aud) des Herrn Finanzminifters Botsdam gegen 
über gezeigt wird. 

Zum Schluß möchte ich den — Miniſter bitten, 
ob er nicht einige beruhigende Worte hierzu ſprechen 
möchte. Man iſt in großer Sorge und Aufregung in 
meiner Vaterſtadt, und es würde mit großem Dante 
entgegengenommen werden, wenn der Herr 
Minifter in freundliher Weife zufagte, daß er 
die Sade wohlwollend behandeln wollte. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort bat der Ab» 
geordnete Schall. 


Schall, Abgeordneter: Meine Herren, id) ſehe mic 
auch in diefem Jahre gezwungen, die Bahnhofsverhältniffe 
in Spandau, welches id) die Ehre habe in diefem Haufe 
zu vertreten, erneut F Sprache zu bringen. Ich kann 
meine Klagen und Wünſche in vielen Punkten an das 
anfnüpfen, was der geehrte Herr Vorredner in bezug auf 
Potsdam gefagt hat, nämlich in bezug auf die Übelftände, 
die auch in Spandau beftehen — die Übergänge der 
Eifendahn im Niveau wichtiger Straßenzüge. 
Die Herren werden fi erinnern, daß ich bereits in den 
Borjahren die Mißſtände der Eifenbahnanlagen in Spandau 
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wiederholt beiprochen und meine Hand auf bie vielfachen 
wunden Punkte der dortigen Verkehrsverhältniſſe gelegt 
babe. Es betrafen diefe Klagen teil die Bahnhofs- 
verhältniffe in Spandau überhaupt, teil® die eben ange: 
führten Niveauübergänge. Nun haben ja bie von mir 
gemachten —————— wohl mit dazu beigetragen, daß 
auch die Staatseiſenbahnverwaltung wiederholt in ein 
ehende Erwägungen eingetreten ift, wie diefen Übel» 
tänden, die niemand leugnen kann, abzuhelfen ſei. Be 
fonder8 war mir im vorigen Jahre feitens des früheren 
Herrn Minifters die Zufage geworben, daß die Staats. 
verwaltung aufs neue in ägungen treten werde, mas 
fich wohl tun ließe. Derjelbe hatte allerdings am Schluſſe 
feiner Antwort bebeutfam Hinzugefügt, daß die Stadt 
Spandau fich darauf gefaßt —— müſſe, auch bedeu⸗ 
tende Zuſchüſſe zu den von ihr gewünſchten koſtſpieligen 
Abänderungen beizutragen. Waren, meine Herren, unſere 
Hoffnungen und Erwartungen ſchon hierdurch ſehr 
herabgeftimmt, jo noch mehr dadurch, daß alsbald 
aus den Zeitungen verlautete, das neu bearbeitete Bahn- 
hofsprojekt, im großen ausgeführt, führe zu dem Ergebnis, 
daß die Koſten ſich auf eine ungeheure Summe, auf etwa 
im ganzen 13 Millionen, belaufen würden. Wir hatten 
in Spandau allgemein das Gefühl, daß fhon die Nennung 
diefer Summe eine gewifle Abjhredung dagegen bedeuten 
follte, diefem Projeft überhaupt noch näher zu treten. 
Die ———— ſanken damit alſo ſchon ſehr. 

ie wurden aber aufs neue belebt mit dem Eintritt 
bes jetzigen Herrn Miniſters als Chef der Eiſenbahn— 
verwaltung. Wir wußten ſehr wohl, daß derſelbe die 
Verhältniſſe in Spandau von früher her genau kenne 
und als bald darauf der Herr Miniſter perſönlich na 
Spandau kam, um die Verhältniſſe zu beſichtigen, und 
dabei anerkannte, wie öffentlich verlautete, unumwunden, 
daß beſonders die Zuſtände an den Niveauübergängen 
derartige ſeien, daß fie unabweisbar eine alsbaldige 
Underung erheifchten, da hoben fich au in Spandau die 
Hoffnungen aufs neue; es ging durch die Spandauer 
Blätter die freudige “ei t: die Bahnhofsfrage in 
Spandau gehe ihrer alabaldigen Löſung entgegen! 

Dieſer kräftigen —— des jetzigen Eiſen⸗ 
bahnminiſters iſt es ohne Zweifel auch zu verdanken ge- 
weſen, daß, während die Früheren BProjektbearbeitungen 
jahrelang erfolglos blieben, in der verhältnismäßig kurzen 
Zeit von einem halben Sabre drei Projekte fertig geftellt 
wurden, die alle auf eine Anderung ber Eifenbahn- und 
befonders der a ge e fi ridteten: das 
erite Projekt, eine bloße de teftelle, unmittelbar an der 
Klofterftraße, für den Vorortverkehr, das zweite eine 
größere Anlageftelle, gleichfalls für den Borortverfehr 
weiter nad der Stafener Vorſtadt hin liegend, ſchon 
etwas Eoftjpieliger, und endlich ein drittes Projekt, 
welches den Wünfchen der Spandauer nod) mehr entgegen- 
fommen follte: Wüdverlegung des zen bam. 
Lehrter yag an ge auf das rechte Havelufer, ein gro 
Bahnhof, der zugleih den Borort- und Fernverkehr 
aufnehmen follte, mit Belafjung einer Halteftelle auf der 
Streſowſeite. 

Über dieſe drei Projekte wurden nun auch alsbald 
Berhandlungen mit ber Stadt eingeleitet. Im Anfange 
ſchienen biejelben auch ein gutes Wefultat zu verfprechen. 
Die Vertreter der Stadt, die zur Verkehrsdeputation 
gehörten, zeigten ſich von vornherein geneigt, einen be- 
deutenden — von ſeiten der Stadt in Ausſicht zu 
ſtellen, ja ſie verſtiegen ſich ſogar bis zu der Zuſage von 
eventuell 1 Million. Die ſtäbtiſchen Behörden, die fich 
mit dieſer Sache weiter zu befaffen hatten, hielten diejen 
Zufhuß für weit über die Kräfte Spandbaus hinaus» 
gehend und beſchränkten fich auf eine etwaige Zufage von 
allerhöchitens 600 000 A 
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ISchall, Abgeordneter] 
Auf der Grundlage dieſer Zuſage haben ſich dann 
die Verhandlungen bis zuletzt ge’ —— 
en, ih muß es, um Sie nicht zu ſehr mit langen 
usführungen zu ermüben, kurz ausiprechen: das traurige 
Rejultat diefer Verhandlungen ift ein völliger Abbruch 
derjelben gewejen, und zwar, wie Sie hieraus entnehmen 
können, nicht infolge mangelnden oder zu geringfügigen 
Entgegentommens feitens der ftädtifchen Behörden — die— 
felben waren mit ihren Anerbietungen bis weit an die 
Grenze ber Leiftungsfähigkeit von Spandau gegangen —, 
fondern infolge der apodiktifchen Abſage der Vertreter 
der Gijenbahnverwaltung, auf der Grundlage eines 
ſolchen minimalen Angebotes überhaupt noch weiter mit 
der Stadt verhandeln zu können. 

Meine Herren, ich kann nur jagen, daß die Art und 
Weiſe diefer Berhandlungen auf weite Sreife den Eindrud 
gemacht hat, al$ wenn von vornherein nicht die ganz 
ernjtliche Abficht beftände, diefelben zu einem Mefultat zu 
führen, wie dies den Wünſchen der Stadt Spandau ent 
ſpräche, ſondern daß die Herren Vertreter der Eifenbahn- 
verwaltung, indem fie ihre Anforderungen an Spandau 
fo energiſch und fo hoch ftellten — die geforderten Zus 
ſchüſſe beliefen fich auf mehrere Millionen — von vorn- 
herein den Wunſch hatten, daß dieſe Verhandlungen 
rejultatlos verlaufen ſollten. Ich wenigftens habe den 
Eindruf gehabt, die Herren find von dieſen Ber 
handlungen mit ihren Alten in der Taſche abgereift, mit 
dem —— Gefühl: Gott ſei Dank, dieſe Kerle find 
wir jetzt auf eine ganze Weile los geworden! Die Ver— 
treter der Stadt Spandau aber haben enttäuicht am 
ſchönen Havelufer geftanden mit dem fchmerzlichen Gefühl 
in ihrem Bujen: Behüt euch Gott, e8 wär fo ſchön 
geweſen, behüt euch Gott, es hat nicht follen fein! 

Meine — alle dieſe Verhandlungen ſind auf 
ſeiten der Eiſenbahnverwaltung immer von der Ans 
ſchauung * angen, als wenn es Spandau nur am 
guten Willen fehlte, und daß, wenn Spandau wollte, 
es jehr wohl und fehr leicht einen höheren Beitrag zu 
all diejen ve get. an hergeben könnte, Nein, meine 
2 das iſt abfolut nicht der Fall, fondern das 

egenteil ift der Fall. Spandau ift in einer Beziehung 
allerdings wohl eine reihe Stadt; denn fie hat ja das 
Glüd und die Ehre, den —— und mit ihm den 
Reichslriegsſchatz in ihren Mauern zu bergen, und es hat 
ſich bisher ja auch ftets als ein treuer Hort dieſes 
Nibelungenjchages bewährt. Ich bin felbit oft um diefen 
Nibelungenihag herumgegangen mit dem Gedanken — und 
mancher —— hat ihn mir nachgefühlt —: ach, 
wenn du 








u wärſt mein eigen! und Habe aud 
al3 Mitglied der Neichsichuldenverwaltun das 
—— Glück gehabt, das rote Go aus 
einen Beuteln durch meine Finger rollen zu fehen. 


Im übrigen ift aber die Stadt eine arme Stadt. 
Wohl hat fie ja in diefem Jahr an Kaiſers Geburtstag 
die große freude erlebt, a von Allerhöchſter Stelle aus 
das erlöjende Machtwort geiprochen ift, welches Spandau 
endlich von dem langgetragenen Feitungsgürtel befreit, 
von jener Zwangsjade, die fie feit 4 Jahrhunderten oft 
ächzend getragen hat. Auch von diefer Stelle aus möchte 
id) im Namen der Stadt Spandau den hierfür gebührenden 
Danf nod) einmal laut zum Wusdrud bringen. Aber 
nachdem fo das Dornröschen Spandau durch den fürftlichen 
Mund befreit ift, erwacht ift aus jeinem langjährigen 
Schlaf und ber Freiheit wiedergegeben, da droht als 
bald wieder als ein neuer böfer Hödur der grimme 
Militärfistus in anderer Geftalt und mit ihm der Eifen- 
bahnfiskus über fie herzufallen, um das kaum befreite 
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Dornröschen wieder aufs neue in ſchwere Ketten einzu- 
ſchnüren. Wohl hat man der Stadt bie —— eit 
verſchafft, ſich, befreit von dieſem Feſtungsgürtel, nach 
allen Seiten hin auszubehnen; aber dieſe freigewordenen 
Ländereien werden der Stabt vom Militärfistus nicht 
etiwa frei umfonft zur Verfügung geſtellt! — jo ein 
Unding wäre das wohl gerade nicht, wern man bedenkt, 
was eine Stadt wie Spandau ſeit 400 * gelitten 
hat und dadurch geſchädigt worden iſt, daß es eben eine 
Feſtung war, und wie beſonders auch in Kriegszeiten bis 
in die Freiheitskriege hin dieſe Stadt ſo unendliche Opfer 
fürs Vaterland gebracht hat — nein, meine Herren, nicht 
umſonſt, ſondern — timeo Danaos et dona ferentes — 
für ſchwere Summen teuren Geldes! — 

Aber ich will mich in dieſer Beziehung und als Ab— 

eordneter auch ge nicht auf den Standpunft bes Gefühls 

Pellen ; der Militärfistus muß ja von anderen Geſichts⸗ 
punften ausgehen; aber es find doch wieder Millionen, 
melhe Spandau aud für diefe Entfeftigungsfreiheit in 
—— aufzubringen hat. Nun hat Spandau in den 
etzten Jahrzehnten ſchon eine ganze Reihe von gewaltigen 
Anleihen Fi ee um die Stadt felbft den — 
der Neuzeit entſprechend zu heben, ihr auf allen Gebieten 
beſſere Einrichtungen zu verſchaffen, beſonders für 
die Kanaliſation, Aierihe Beleuchtung uſw. Sollte 
Spandau jegt num noch für diefe Ausgaben, die für die 
militärischen Ländereien entitehen, und fir diejenigen Ans 
forderungen, die von feiten des Eifenbahnfisfus an die 
Stadt geitellt werden, neue Anleihen aufnehmen müſſen, 
dann würden, meine Herren, dieſe Schulden wohl dem— 
nächſt eine folche Höhe erreichen, daß man faft fagen 
könnte: Spandau hätte mehr Schulden, als feine Bewohner 
Haare auf dem Haupte zählen. Alfo die Anforderungen 
des Eifenbahnfisfus berüdfichtigen nicht im geringften die 
Lage von Spandau. 

Meine Herren, wenn Spandau immer wieder bar- 
auf dringt, daß eine Verlegung des Bahnhofs nach der 
rechten Seite erfolgt, To gejchieht das doch gewiß nicht 
bloß wegen der verhältnismäßig Eleinen Annehmlichkeit, 
daß die Stadt, bie ja allerdings großenteils auf dem 
reiten Havelufer liegt und ibre vorausfichtlic große 
künftige Entwidlung auf diefer Seite hat, hierdurch einen 
bequemeren Zugang zur Bahn hätte, jondern, meine 
Herren, es geſchieht aus ber, von allen fachverftändigen 
Leuten in Spandau, die die dortigen Berhältnifje genau 
fennen, — Uberzeugung, daß die Bahn mit einer 
ſolchen Anlage auf dem rechten Havelufer vor allem ſich 
ſelbſt für alle Zukunft die allerbequemſte Situation 
ſchaffen würde; denn, meine en, wenn jett bie 
Feftungswerfe fallen, dann hat die Eifenbahnverwaltung 
gerade auf diefer Seite, wo jetzt der Güterbahnhof liegt, 
in biefem Augenblid noch die allerfchönfte Gelegenheit, 
fi ad libitum auszudehnen in, ich möchte jagen, Kart uns 
Be Dimenfionen, während das auf der Stromieite 

urdaus nicht in diefem Maße der Fall ift. Es bietet 
fi) dann auch die allerbefte Gelegenheit für die zu er- 
wartenden Anjchlüffe für die geplante Bahn nach Nieder- 
Neuendorf, der — von Spandau, und, was 
wahrſcheinlich auch wird folgen müſſen, für eine direkte 
Bahnverbindung zwiſchen Spandau und Potsdam; denn, 
meine Herren, ich kann es immer nur wieder als eine 
Anomalie bezeichnen, die vielleicht in dem Gebiete der 
Eiſenbahnverwaltung — einzig daſteht, daß zwei ſo 
bedeutende Orte wie Spandau und Potsdam, die in der 
Luftlinie nur zwei Meilen voneinander entfernt ſind, 
wei Städte, die 66 000 und 55000 Einwohner zählen, 

ne birefte Bahnverbindung haben. Es ift mir zwar 
von Vertretern der Blebeimwertoalhmg bei diefer Hin- 
weifung wohl gejagt worden: es ift ja für eine folche 
Bahnverbindung gar kein Bedürfnis vorhanden; Die 
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[Sifenbahn-Etat] 
[Schall, Abgeordneter] 
Spandauer können ja ſehr bequem über Berlin nad 
Potsdam fahren und umgekehrt. Ich habe darauf ge— 
antwortet: ja, meine Herren, wir Eönnen ebenfo qut auch, 
wenn wir rüftige Fußgänger find, in bderfelben Zeit zu 
Fuß von Spandau nad, Potsdam laufen, ohne dabei 
unfer Leben jo zu gefährden, ala wenn wir über Char- 
lottenburg fahren. Ober man bat mir auch gejagt: man 
fann ja jest von Spandau auch über Wuftermart mit 
der neuen Bahn nach Potsdam fahren, und ich habe dar- 
auf, ich glaube mit Fug und Necht, geantwortet: ja, wir 
können allerdings Bi ebenjo gut über Hamburg von 
Spandau nad Potsdam fahren. 

Alſo, meine Herren, ich glaube, die Berlegung des 
Bahnhofs nad, der rechten Haveluferfeite und eine dem» 
entiprechende Neuordnung der gejamten Bahnverhältniffe, 
wie fie jet noch möglich ift, läge vor allem im In— 
tereſſe der Eifenbahnverwaltung felbft, und des- 
halb habe ich vor einiger Zeit die Bitte an den Herrn 
Minifter gerichtet, doch bei der Ordnung diejer Verhält- 
nifje gleih ganze Arbeit zu tun, ſodaß aud die 
Eijenbahnverwaltung fich in Bebunft nicht genötigt ſähe, 
bei einer künftig eintretenden weiteren Ausdehnung 
— Bahnverhältnifje noch wieder neue große Opfer zu 

ringen. 

Doc nun, meine Herren, muß ich vor allem noch 
einmal auf die frage der Niveauübergänge zurüds 
fommen, Sollten die Berhandlungen über die Berlegung 
des Bahnhofs in Spandau wirklich bereits volljtändig 
geicheitert fein, oder follten fie auch in Zukunft zu keinem 
allerwünichten und eriprießlichen Rejultat führen, nun, 
jo muß fih Spandau damit abfinden und wird fich ab» 
— wiſſen; eine Lebensfrage für Spandau iſt 

as auch meines Erachtens nicht. Anders aber ver— 
hält es ſich mit der Frage der Niveauübergänge. 
Hier, meine Herren, liegt allerdings ein bedeutendes, 
unabweisbares, allgemeines und vor allem 
landespolizeiliches — — vor, das ſeiner Be— 
friedigung harrt. Das gibt mir erwünſchte Gelegenheit, 
erade hier an dieſer Stelle wieder einmal dem hier 
chon ſo oft ausgeſprochenen Bedauern Ausdruck zu geben, 
daß in dieſen landespolizeilichen Fragen die Eijenbahn- 
verwaltung für fich ſelbſt auch zugleich die höchite Inſtanz 
ift. Wäre das nicht der all, wäre eine andere Inſtanz 
dafür vorhanden, dann — bin ich feft überzeugt — würde 
fie längft ihre Hand auf diefen Punkt gelegt und dekretiert 
haben: bier muß jchleunigft Anderung erfolgen! bei fo 
und fo viel Strafe; hier muß Wandel gefchehen! 

Meine Herren, mein Herr Borredner hat eben in 
bezug auf Potsdam gejchildert, wie es mit dem dortigen 
Bahnübergängen ift, wie viel Züge ſich dort bei Wildpart 
bewegen und welde Gefahr ſchon dort beiteht. Sa, 
meine Herren, das trifft bier noch in ganz anderem 
Maße auf Spandau zu. Hier gehen unmittelbar neben- 
einander, nur durch einen Zwiſchenraum von ungefähr 
100 Schritt voneinander —— die doppelten Gleiſe 
der Hamburger und der Lehrter Bahn über die äußerſt 
frequentierte Klofterftraße, und zwiſchen diefen beiden 
Bahnfträngen ift die Zufahrt zu dem außerordentlich 
frequentierten Güterbahnhof. Es bewegt ſich auf diejer 
Kloſterſtraße nicht bloß ein außerordentlich frequentes 
Spandauer Publikum, fondern es geht darüber auch der 
ganze Verkehr vom Hinterlande aus, von Potsdam, vom 
rechten Havelufer her; es gehen darüber die häufigen 
langen Zruppenzüge nad dem großen Ererzierplag, nad 
dem Übungsplag von Döberig, —— täglich die vielen 
Zrupps, die aus dem Fyeitungsgefängnis nach den künig- 
lichen Depots der Stadt geführt werden uſw. 
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Nun fagt man: das ift für die Eifenbahnverwaltung 
noch feine Nötigung, es liegt damit immer noch feine 
dringende Gefahr vor; die Sicherheitsmaßregeln, die wir 
getroffen haben, find folde, daß einem Unglüd abjolut 
vorgebeugt ift. Meine Herren, die Tatſachen fprechen 
dagegen. In wiederholten Fällen find in ben leßten 
Jahren ſchwere Unglüdsfälle entweder geichehen, wie 
3. B. Zufammenftöße am Streſow, oder nur wie durch 
ein Wunder vermieden worden. Es wird das gewöhnlich 
von der Königlichen Eifenbahnverwaltung in Abrede ge 
ftellt, es ift aber doch fo, felbft wenn einzelne Fälle, die 
in der Zeitung bejprochen waren, nicht ganz zutreffend 
waren. Sch muß den Herren von ber Gifenbainverwal, 
tung doch jagen: Hier fteht mir meine perjönliche Erfah- 
Mr höher als ihre Kenntnis aus etwaigen Zeitungsnach 
richten. 

Wenn Sie bedenken wollen, wie ich in ben 10 Fahren 
meined Mandats dod auch wohl an die Taufende von 
Malen diefe Stelle pajfiert habe, dann werben Gie mir 
in der Beziehung zutrauen, daß ich die Berhältniffe 
einigermaßen kenne. Wie hat man nun verjucht, ben 
Gefahren vorzubeugen? Daburh, daß man zunächſt 
außerordentlich tüchtige Beamte an diefer Übergangsftelle 
aufgeftellt und mit allen Inſtruktionen veriehen bat, 
zweitens aber noch durch eine andere Maßregel, und bie 
möchte ich hier charakterifieren: dadurch, daß man eben 
diefe Beamten angewiefen hat, fchon möglichft zeitig, 
lange vor dem Paffieren der Eifenbahnzüge, an dieſer 
Stelle die Barrieren zu fchliegen. Ya, meine Herren, 
was für eine Verfehrsftodung dadurch herbeigeführt wird, 
das Fünnen Sie fich felber denken. Es ift ja dadurch 
eine gewiſſe Sicherheit für die paffierenden Züge ver- 
bürgt, aber, meine Herren, auf Soften bes auf den 
Straßenzügen vertehrenden Publitums. Denken Sie fid, 
daß auf beiden Seiten noch vielleicht Bataillone Militärs 
heranrüden, die da auch halten müſſen ebenfo wie Die 
elektriichen Straßenbahnen ; denken Sie fi, daß man mit 
Fuhrwerk, vielleicht etwas jungen, fcheuen Pferden ein 
gekeilt ift zwiſchen diefe beiden Eifenbahnzüge — fo werden 
Sie ſich jelber jagen: hier ift es unvermeiblic, daß Un- 
glücksfälle vorfommen, und daß auch mal SKataftrophen 
paflieren. 

Meine Herren, die Lage in Spandau ift jo, daß 
die Eifenbahn, wenn fie den Bahnhof auf der Spreejeite 
verläßt, hinter den bewohnten Häufern Spandaus un- 
mittelbar hervorſchießt, ſodaß fie von den Paſſierenden 
nicht lange vorher gefehen werden fann. Sie können fich 
denken, was für eine Gefahr dabei vorhanden ift. 

Doch, meine Herren, ich will auch heute das Hobe 
Haus mit diefen Details nicht zu jehr ermüden. So viel 
ich weiß, * mein verehrter Herr Vorredner den Herrn 

iniſter ſchon auf ſeine eigenen Worte hin angeredet, 
die er in ſeiner Programmrede geſprochen hat, Worte, 
die in bdiefer Beziehung allerdings doc wohl ein Pro- 
gramm enthalten jollten, indem er jagte: 

Die Betriebsfiherheit des Bahnnetzes 
fheint mir allerdings die erfte Aufgabe 
eines Eifenbahnminifters zu fein. Denn 
NReifende, die unferen Zügen ihr Leben 
anvertrauen, müjfen aud wijfen, wenn 
fie in dem Zug figen, daß alles geſchieht, 
was nad u ee geſchehen 
kann, um ſich vor Beſchädigung und 
Tötung zu ſchützen. 

Meine Herren, ich appelliere an den Herrn Miniſter 
und Halte mich an dieſe feine vortrefflichen Worte, uud 
ih halte e8 gerade um deſſentwillen umfomehr für meine 
Pflicht, hier an diefer Stelle noch einmal mit allem Ernſt 
auf die hier beftehende Gefahr hinzumweifen. 
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[Eijenbahn-Etat] 


ISchall, Abgeordneter] 

Ich habe ja, meine Herren, das gute Gewiſſen, 
10 Jahre hindurch diefe Sache nad Möglichkeit vertreten 
u haben; wenn ich mir einen Vorwurf zu * habe, 
— iſt es vielleicht der, daß ich manchmal zu leiſe aufs 
getreten bin; es würde mir eine freude fein, wenn 
einmal ein anderer Wbgeordneter als Nachfolger an 
meiner Stelle, dem eine energiiche Ader gegeben it, auf- 
treten würde. Sn diefer Beziehung möchte ich fagen: 
exoriare aliquis nostris ex ossibus ultor! 

Meine Herren, ich hoffe ja bald die Muße wieder- 
ufinden, um meine feit lange notgedrungen abgebrochenen 
Studien über die Gefchichte und Vergangenheit Spandaus 
und des ganzen Ofthavellands wieder aufzunehmen und 
fortzufegen, und etwa die Gejchichte der legten 30 Jahre 
zu jchreiben, in denen m, hierbei mitzuwirken berufen 
war, und ich kann wohl jagen, fie wird mit meinem 
Herzblut geichrieben fein. Aber, meine Herren, ich fann 
auch jagen, fie wird in vieler Beziehung eine Geſchichte 
der Enttäufchungen, der Unterlafiungsfänden, aber aud) 
vielfach der Begehungsfünden von jeiten der Behörden 
gegen Spandau und das Ofthavelland fein. Ich will 
an meinem Teil aber wenigitens das Gefühl mitnehmen, 
als Abgeordneter und Vertreter diejes Kreijes und dieſer 
Stadt nad beftem Wifjen und Gemwiffen meine Pflicht 
und Schuldigkeit getan zu haben, 


(Beifall. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Feliſch. 
(Paufe.) 


Das Wort wird nicht weiter verlangt, Widerſpruch 
nicht erhoben; — Tit. 8 ift bewilligt. 
Ebenfo Tit. , — 10, — 11, — 12, — 13, — 
u, —1,— 16 — m 11. — 
eröffne die Beiprehung über Tit. 18. Das 
Wort hat der Abgeordnete Edert. 


dert, Abgeordneter: Meine Herren, Tit. 18 der 
außerordentlichen Ausgaben fordert: 
ur SHerftellung jchienenfreier Zugänge zum 
ttelbahnfteig und Verbreiterung des lehteren 
auf Bahnhof Potsdam eine erite Mate von 
50 000 M. 





Ich möchte der Königlichen Staatsregierung meinen Dank 
ausſprechen, daß biefelbe es ermöglicht hat, diefen Poften 
in den Etat zu feßen, troß ber Enappen Finanzlage dieſes 
Jahres. Es ift ja im der Begründung bereits darauf 
Dingewiejen, daß die Abfertigung der Züge jegt dadurch 
außerordentlich gejtört ift, da die Meijenden, melde die 
Eijenbahnzüge, die in der Richtung von Magdeburg nad) 
Berlin rn benugen wollen, das erſte Vordergleis 
überjchreiten müffen; daß deswegen nicht felten die Züge 
der entgegengefegten Richtung nicht rechtzeitig abgefertigt 
werden fünnen. 
möchte meinerfeit3 barauf hinweifen, daß ein 
weiterer Grund für diefe Unterführung des Vorbergleifes 
der ift, daß indem jegigen Zuftand die Perſonen, die ben 
weiten Zug benußen, großer Gefahr ausgeſetzt find. 
Benn biöher ein Unglüd nicht geſchehen ift troß bes 
manchmal enormen Verkehrs, namentlih an Sommer- 
fonntagen, wo oft Taufende von Musflüglern dort in bie 
Ertragüge ftürmen, bie auf dem zweiten Gleis Richtung 
nad) Gerlin int m fo ift das zu verbanfen unjeren 
—— aufmerkſamen und geradezu muſtergültigen 
ſenbahnbeamten; aber ſelbſt dieſe würden es nicht ver- 
hüten können, daß ein Unglück geſchähe, wenn einmal 


eine Bremsvorrihtung verfagt; follte das aber ge— 
ſchehen beim Sommerverfehr, fo würde ein Ungiie 
unpermeiblid fein. Kleine Unglüdsfälle können aud 
leicht dadurch geichehen, daß beim Borjegen einer Mafchine 
der Zug auf dem Vorgleiſe einen Rückſtoß befommt, und 
die unmittelbar dahinter pafjierenden Berfonen trifft. 
Ich habe ſelbſt wiederholentlich geſehen, daß Reiſende nur 
durch einen Zufall oder durch die Geiftesgegenwart eines 
Mitreifenden dem Unglüd entgangen find. Ich fage alfo 
dem Herm Minifter der öffentlichen Arbeiten deswegen 
meinen Dank dafür, daß er es möglich gemacht hat, diefe 
Poſition einzuftellen. 

Allerdings ift diefer Dank, wie ich fagen möchte, 
ein mit Wehmut gepaarter. Wir haben in Potsdam jehr 
lange den Wunſch und die Hoffnung, daß der Bahnhof 
umgebaut werben foll. Diejer Bahnhof — er tammt 
ja noch aus einer ganz alten Zeit, aus den 50er dab 
— iſt mit feinen gefamten Einrichtungen: Fahrkarten- 
Ihalter, Gepädabfertigung, Güterabfertigung uſw durchaus 
nicht mehr auf der Höhe der Fe namentlich aber der 
Zugang zum Bahnhof ift ein er ungünftiger. Es ift, 
als die große Havelbrüde, die jogenannte Langebrüde, 
in den Jahren 1887 bis 1889 gebaut wurde, ein großer 
Fehler aus faljcher Sparfamteit dadurch per worden, 
daß man nicht den ganzen Eifenbahndamm gehoben und 
die Provinzialftraße unten durchgeführt hat, —— daß 
man umgekehrt die Straße über den Eiſenbahndamm 
wegführte. Dadurch iſt die Anlage eine ganz ungünſtige 
und unglückliche geworden und es i — für ſpäterhin 
ſehr ſchwer, Wandel zu ſchaffen. Sch möchte aber doch 
der Hoffnung Ausdrud geben, daß, wenn twieder finanziell 
befjere Zeiten kommen, aud) die Frage bes Umbaues des 
Ban Potsdam in Erwägung gezogen wird. Der 
Bahnhof Potsdam hat ja einen außerordentlichen Ber- 
fehr; es verkehren dort täglich 162 Züge, nämlich 
132 Perfonenzüge einjchlieglid; der Vorort» und Stadt» 
—** 22 Guterzüge, 6 Eilgüterzüge und 2 Werkſtatt⸗ 
züge ohne die Ertrazüge. Ein Bahnhof mit einem fo 
zogen Verkehr muß auch angemefjene Einrichtungen be- 
ommen. Wir betradhten deswegen dieſe Vorlage 
nur als eine Abjchlagszahlung und hoffen, daß 
—28 in längerer oder J—— Zeit ein 
Bahnhofsumbau folgen wird. 


(Bravo!) 


Präfident v. Mröcher: Das Wort bat der = 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten. ’ — 


Budde, Miniſter der öffentlichen Arbeiten: Ich 
möchte den Heren Präfidenten bitten, mir zu geftatten, 
daß id auf den Direktionsbezirt Altona zurüdgreife und 
hierdurch anerkenne, daß ber Bahnhof — ſich in 
feinem günſtigen Zuſtande befindet, und daß ich mit dem 
betreffenden Herrn Medner die Hoffnung habe, daß, wenn 
die einmündende Privatbahn verftaatlicht fein follte, es 
dann möglich jein wird, beſſere Zuftände zu fchaffen. Ich 
werde ferner die übrigen Wünfche, namentlich wegen 
Legung bes eg Bleifes, in nähere Erwägung ziehen, 
glaube auf Streden Rendsburg-Fübel und Tarp- 
and ge Ira Weihe aber, daß ber zur Beit not« 
wenbige Verkehr auch mit einem Gfleife noch geleiftet 
werden fann. 

Was die Wünfche im Eifenbahndireftionsbezixt Berlin 
betrifft, jo ftimme ich mit dem Herrn Abgeordneten Edert 
darin vollftändig überein, daß es bringend wünſchenswert 
und erforderlich, ift, die Bahn zwifchen Potsdam uud Wild: 

xk zu heben und bie neue Bahnlinie, die eingeführt werden 
oll, nicht in der jebigen Bahnhöhe einzuführen, fondern 
gleich derartig, daß die fchneidenden Wege, die ſich dort 





[CifenbahuEtat] _ 
[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
befinden, nicht im Niveau mit der neuen Bahn ſich Ereuzen. 
hoffe, da die Verhandlungen, die mit den Inter— 
eſſenten angefnüpft find, zu einem günftigen Endergebnis 
führen, indem die notwendige Beteiligung der Liter 
effenten ung zu teil wird. Ich hoffe dann, daß es möglich 
fein —* im nächſten Jahre eine entſprechende Vorlage 
u machen, 
. Was die Wünjche wegen Spandau betrifft, fo kann 
ich dem Herrn Abgeordneten Schall beftätigen, daß id) 
mit aller Energie die Ausarbeitung der Pläne gefördert 
habe. Ich an, aber dagegen Einſpruch erheben, daß die 
Herren Kommifjare, die id) nad; Spandau zu den Ber 
Be, u geihidt habe, etiva nicht den Wunſch — 
i 





tten, zum Abjchluffe zu gelangen. Die Berhältniſſe 
egen dort allerdings fchwierig, und zwar dadurch, daß 
die Anſprüche der Stadt Spandau erheblid hoch find, 
und daß die Beiträge, die ſie zur Erfüllung ihrer Ans 
Iprüdhe zahlen will, im Verhältnis zu den ungeheuren 
often minimal find. Kurz gejagt, es wollen die 
Spandauer, wenn der jeßt ns Hauptbahnhof auf 
das andere Havelufer gelegt wird, einen Beitrag von 
600 000 „A. leijten, der aber bei den großen Koſten ganz 
ering ift. Wenn aber, was die Eijenbahnverwaltung 
Par durchaus ausreichend hält, der Hauptbahnhof auf der 
jegigen Stelle liegen bleibt und im Intereſſe von 
Spandau für das dort zu bebauende Terrain auf dem 
anderen Havelufer ein neuer — ———— 
wird, dann wollen fie die 600000 A auf 000 AM. 
ermäßigen. Das ift der Kernpunkt der Frage, und ich 
laube, daß ein größeres Entgegenkommen der Stadt 
eicht zum Biele führen wird, Ich hoffe es mit Ber 
ftimmtbeit und ich ftimme darin gerne dem Herrn Abge- 
orbneten Schall zu, daß es ein dringende Bedürfnis 
He dort Wandel zu ſchaffen, wenn ich en nicht alle die 
bertreibungen unterjchreiben kann, die in den öffentlichen 
Blättern —— find, 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprechung ift ger 
ſchloſſen. Der Titel ift nicht angefochten, er ift be 
willigt. Ebenfo Tit. 19, — 20, — 21, — 22. 

ch eröffne die Beiprehung über Tit. 23. Das 
Wort hat der Abgeordnete Soheife. 


Hoheifel, Abgeordneter: Meine Herren, jeit Jahren 
ift der Neubau des Stationsgebäubes Schweidnig-Ober- 
ftabt, das in feinen baulichen Verhältniſſen einem größeren 
Verkehr nicht entipricht und — man möchte jagen — 
faft eine Muine ift, da es noch aus Seiten jtammt, wo 
Schweidnig Feltung war, und Far: Teil von & werk· 
bau hergeſtellt iſt, genehmigt. Auch in dieſem Jahre iſt 
eine dritte Rate für den Neubau im Tit. 28 des Etats 
in Höhe von 150000 M eingeftellt. Leider iſt immer 
noch nicht zu vernehmen, wann der Neubau dieſes 
Stationsgebäudes eigentlich beginnen wird, Es ift zwar 
im Bericht über die Baulichfeiten vom Dftober 1901 bis 
Oktober 1902 von dem Herrn Minifter der öffentlichen 
Arbeiten richtig angegeben worden, daß die Güterſchuppen- 
anlagen hergeftellt und auch mit der Verlegung der Gleiſe 
begonnen ilt; aber wann der Neubau des eigentlichen 
Stationsgebäubes beginnt, darüber ift nichts zu erfahren. 

Nun ift der baldige Neubau des Stationsgebäudes 
ein ſchreiendes Bedürfnis, wie ſchon wiederholt aus- 
lm worden ift. Der Verkehr fteigert fi) von Jahr 
u Jahr. Schweidnit Hat 30000 Einwohner, es ift der 
Si zahlxeicher Behörden, es ift als Garnifonftadt an« 
nähernd mit 2500 Mann belegt; die Stadt felbft treibt 
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—— ebenſo die Nachbarkreiſe. Schweidnitz iſt der 
ittelpunkt und der Durchgangsort nach dem Eulen— 
ebirge, nach der Grafſchaft, nach den ſchleſiſchen Bädern. 
s entwickelt ſich ein reiches Geſchäftsleben, wie ja bie 
Stadt auch das ihrige tut, um dieſes mehr und mehr zu 
heben. Beiſpielsweiſe iſt im vergangenen Jahre eine 
Marineausſtellung in Schweidnitz a, die auch von 
den Spiken der Behörden und von einem zahlreichen 
Publitum befucht worden iſt. Es iſt — en, daß 
der Verkehr auf dem Bahnhofe Schweidnitz ſich noch 
ſteigern wird, wenn die Weiſtritztalbahn, deren Bau zu 
unſerer Freude begonnen hat, und an der fleißig gearbeitet 
wird, vollendet fein wird. 

Wie wenig ausreihend das Gtationsgebäude in 
Schweibnig ift, geht daraus hervor, daß nur drei foge 
nannte Warteräume für das Bublitum vorhanden find, 
Diefelben find fo Elein, daß fie nicht ausreichen. Die 
— ——— weite Klaſſe, die ärmlich ausgeftattet iſt, iſt 
bald überfüllt; ähnlich geht es an verkehrsreichen Tagen 
mit der dritten und vierten. Es bleibt dem Publikum 
nichts übrig, als ſich in einem ſchmalen Gange vor diejen 
Stationsräumen und in einem engen Raum aufzuhalten, 
am liebften im Freien, was aber wegen der Witterung, 
wegen der Näffe und Kälte, nicht immer möglid) ift. 

Auch der Bahnfteig reicht nicht aus, Die Betriebi 
ar it namentlih im Winter bei Schneefällen & 
ährdet, und großer Umficht ift es zu verdanken, daß bid 
jet noch nicht ein Unglüdsfall eingetreten ift. Auch der 
Billettichalter reicht nicht aus; man ift deshalb auf den 
Ausweg gekommen, ein Häuschen von Wellbleh herzu 
ftellen. Doc kann dieſes auch nicht genügen, da bei 
ſchlechtem Wetter das Publitum wieder Sturm, Regen und 
Schnee ausgeſetzt ift, befonderd wenn der rauhe Wind 
vom Gebirge weht. 

Es macht fih darum naturgemäß die Unzufriedenheit 
geltend, daß immer noch nicht mit dem eigentlichen Gtations 
gebäude begonnen wird, obwohl ſchon die dritte Rate für 
die Herftellung jet bewilligt wird. 

Man jagt, e8 liege das an der Schwierigkeit dei 
Terrains. Die Zeichnungen, die für das Gebäude ein 
—— ſind, haben immer noch nicht genehmigt werden 

Önnen. Aber da ſich die Sache nun Ton drei Jahre 
binzieht, fo ift es dringend erwünjcht, etwas zu erfahren, 
ob denn num endlich in diefem Jahre mit dem Bau des 
Bahnhofsgebäudes begonnen werden wird. Ich möchte 
zur Beruhigung der Bewohner von Schweidnig und Um: 
gebung den Herrn Minifter dringend bitten, uns darüber 
eine Auskunft zu geben, ob und wann der Anfang und 
warn die Fertigſtellung diefes Gebäudes in Ausſicht ge⸗ 
nommen ift, 

Auf die Berbefferung der Züge von Liegnig, Camen; 
und Neiffe kann ich hier nicht mehr eingehen. Es iſt 
wiederholt petitioniert worden um die Legung eines zweiten 
Gleifes, um einen Schnellzugsverkehr zu ermöglichen. 
Seitens der betreffenden Cifenbahnbirektion iſt erwidert 
worden, daß dafür eine betriebötechnifche Möglichkeit nicht 
vorhanden jei und daß das auch der Bimednihhigfeit nicht 
entſpräche. Wir geben £ zu, daß auch bei einem Gleiſe 
ein Schnellzug ermöglicht werden kann, und wenn die 
Eifenbahndirektion in Ausſicht ſtellt, daß durch eine Ver 
befferung der Züge und der Anichlüffe eine Reform be 

elligt werden kann, fo möchte ich dringend bitten, 
daß auch diefe Reform bald herbeigeführt werde, M 
der Berkehr zwifchen Liegnig, Kamenz und Neiſſe viel 
zu langiam und der Züge viel zu wenige find, weil 
einige in Meichenbach bezw. Camenz endigen. Es it 
zwar bie Zeit an einzelnen Aufenthaltsorten etwas gekürt 
worden, aber immer u nicht genügend, ud, ift Die 
Berbindung zwifchen Neiffe un &legnig fehr mangelhaft, 
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[Eifenbagu-Etat]) 


[Hoheifel, Abgeordneter] 


beifpielweife geht der erite Zug viel zu früh von Neiffe 
ab. Ohne auf die Einzelheiten einzugehen, möchte ich den 
Herrn Minifter dringend bitten, Abhülfe zu Ichaffen, zumal 
für die induftriereiche Gegend. 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünfcht; ich Ichliche die Beſprechung 
des Tit. 23. Widerſpruch ijt nicht erhoben, der Titel iſt 
bewilligt. 

Ih eröffne die Beſprechung über Tit. 24, — 25, — 
26, — 27, — 28, —: 29, — 30, — 31 — und 32. — 
Das Wort wird nicht newünjcht; ich ſchließe die Be— 
iprehung. Die verlefenen Zitel find vom Hauſe 
bewilligt. 

Der Herr Minifter hat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, Herr Abgeordneter Hoheifel hat um Auskunft 
gebeten wegen des Baues des Bahnhofes Schweidnig 
(Oberftadt‘. Ach kann die Mitteilung machen, daß der 
Bauauftrag zum Neubau des Stationsgebäudes in den 
nächiten Tagen unterzeichnet wird, 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Wir 
ehen nunmehr über zur Beratung der Eifenbahndirektion 
Ben für welde der Etat nicht? ausgeworfen hat. 
Das Wort hat der Abgeordnete Ernit. 


Ernft, Abgeordneter: Meine Herren, die be— 
iheidenite Eijenbahndirettion im ganzen preußiichen 
Staat ift zweifellos die Bromberger. Sie verlangte im 
Borjahre nichts und fie verlangt auch in diejem 
yon nichts. Nun ift nach dem befannten Spridiwort 

ejcheidenheit zwar „eine Bier, doch weiter kommt man 
ohne ihr”. Mit dem „Nichts” kommen wir nicht weiter. 
Im Borjahre habe ich die Hoffnung ausgeiproden, daß 
das „Nichts“ im Ertraordinarium des Etats verſchwinden 
würde. Diefe Hoffnung ift ebenfowenig in Erfüllung 
gegangen wie die andere, daß die Eifenbahnverwaltung 
die Stadt Schneidemühl von einem Übelſtande be 
freien würde, der ſich mit jedem Jahre ftärfer geltend 
nacht. Ich bin deshalb gezwungen, nochmals meine alte 
Bitte zu wiederholen: vom Bahnhof Schneidemühl 
nad der Alten Bahnhofſtraße eine Unterführung 
für den PBerfonenvertehr bauen zu wollen. Bur 
Begründung diefer Bitte gejtatte ih mir folgendes 
anzuführen: 

Der Bahnhof Schneidemühl ift ein Inſelbahnhof. 
Der einzige Zufahrtsweg fteigt von der Stadt zunächſt 
aufwärts bis zur 2 der Überführung über das 
Bahngleis und ſenkt jih dann allmählich bis zum Niveau 
des Bahnhofes; er iſt verhältnismäßig ſchmal. Ein Aus- 
weichen nad den Seiten ijt unmöglich, weil faſt auf der 
ganzen Länge hohe Böſchungen vorhanden find, Nun 
it Eanntlic der Verkehr auf dem Bahnhof Schneidemühl 
außerordentlich ftart, weil Schneidemühl Knotenpunkt von 
ſechs Bahnen ift, und es ift eigentlich ein Wunder, daß 
dort nicht ſchon viel größere Unfälle vorgefommen find. 
An manden Tagen — bejonders an Sonntagen — wird 
diefer Weg von vielen Hunderten von Menke gleich» 
zeitig begangen, zwijchen denen Fuhrwerke aller Art ſich 

ewegen. nn num durch das Pfeifen der Lokomotiven 
— es wird ja fortwährend rangiert — die Pferde ſcheu 
werben, fo kann leicht ein unübertehbares Unglüd geſchehen. 
Meine Herren, ſchon im Jahre 1873 — als Schneide 
mühl erit 8000 Einwohner zählte — hat die Bromberger 
Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19. Lepisl. V. Geifion 1908. 
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Megierung die — angewieſen, die Eiſen— 
verwaltung zu veranlaſſen, für eine Über- oder Unter 
führung zu_forgen, um den einzigen Zufahrtsweg zu 
entlaften. Die Verhandlungen haben jahrelang geichwebt, 
haben aber zu feinem Bel geführt, * ſind die 
wiederholten Petitionen, die von der Stadtverwaltung an 
die Eiſenbahndirektion und an das Minifterium gerichtet 
worden jind, erfolglos geblieben, 

Bor zwei Yahren hatte der Herr Eijenbahnminifter 
v. Thielen auf meine Anregung in diefem Hohen Haufe 
die Güte, einen —— fertigen zu laſſen, der 
ſich auf 60000 A belief; aber er verlangte von der 
Stadt einen Zuſchuß von 40000 AM ie Stadts 
verwaltung von Scneidemühl fteht prinzipiell auf 
denn Standpunft, da es Mufgabe der Eijenbahn- 
verwaltung ift, für die nötigen Bufahrtszumege zum 
Bahnhofe zu jorgen; da aber die Stadtväter großen 
Wert darauf legen, mit der Eifenbahnverwaltung auf 
gutem Fuße zu bleiben, jo haben jie fich troß der Armut 
der Stadt bereit erklärt, einen Teil der Koften zu über 
nehmen. Die Alte Bahnhofftraße, die früher durch die 
Bahnverwaltung zu einer Sadgajje gemadt worden 
ift, hat ſich ebenfalls zu einem bedeutenden Zuſchuß er- 
boten, ſodaß im ganzen 26 000 A der Eifenbahnverwaltung 
zur Verfügung geftellt werden konnten, 

Auf diefer Baſis ijt dann weiter verhandelt worden. 
Es ift eine Kommijfion von der Bromberger Direktion 
dort gewejen, um die ir u unterfuchen und mit 
der Stadtvertretung zu beraten. Aber zu einer Einigung 
und zur ——— iſt es bis heute nicht gekommen. 
Da die Zuſtände in der Tat immer bedrohlicher werden, 
ſo möchte ich den neuen Herrn Eiſenbahnminiſter dringend 
bitten, der Stadt Schneidemühl entgegenzukommen und 
die Unterführung vom Berionenbahnor nad der Alten 
Bahnhofſtraße möglichft bald bauen zu lafjen. 


Bizepräfibent Dr Frhr v, Heereman: Das Wort 
bat der Herr Regierungskommiſſar. 


Schroeder, Minifterialdirektor, Negierungstommiffar: 
Meine Herren, der der Abgeordnete * hat die Ver— 
handlungen wegen Schneidemühl hier dargeftellt und hat 
auögeführt, daß die Königliche Staatöregierung ein 
Projekt für die Heritellung eines neuen Jufa rtstunnels 
für 60 000 AM babe ausarbeiten laſſen un ie die Stadt 
unter Umftänden bereit ſei, 26000 M zu diefer Anlage 
beizutragen. 30 will auf die weiteren Ausführungen, 
wieweit die Eiſenbahnverwaltung verpflichtet ift, dieſe 

erftellung vorzunehmen, nicht eingehen; ich will nur 
eftftellen, daß die Sachlage fo ift, wie das der! Herr 
Abgeordnete Ernſt bier angegeben hat. 

Nur einen Punkt hat er nicht angeführt, nämlich 
daß die Verhandlungen mit der Stadt wejentlich deshalb 
—— ſind, weil die Stadt den Tunnel an einer 

telle haben will, wo er im Betriebsintereſſe unmöglich 
iſt. Die Königliche Staatsregierung ift bereit, den 
Zunnel auszuführen, und zwar jo, daß er auf den Vor— 
Hat mündet. Die Stadtverwaltung aber will, daß der 

unnel mitten in den Bahnhof mündet. Das läßt fich 
nicht machen, 

’ Die Staatsregierung wird gern bereit fein, den 
Wünſchen entgegenzufommen, fofern die Stadtverwaltung 
von ihrem Anſpruch, an der Stelle den Tunnel aus— 
uführen, wo er nicht ausführbar ift, abgeht, und fi 
amit begnügt, daß der Tunnel jo ausgeführt wird, Ai 
orplag mündet, 


Bizepräfident Dr fyrhr dv. Geereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Wallenborn, i 
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Wallenborn, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
mich nur zum Worte gemeldet, um dem Herrn VBorredner 
aus dem gaufe, welcher die Beicheidenheit der Eijenbahn- 
direftion Bromberg jo jehr rühmte, darauf aufmerkſam 
zu machen, daß von der Bejcheidenheit in der ung heute 
zugegangenen Sekundärbahnvorlage jehr wenig zu bemerken 
ift. Wir in den anderen Provinzen wären jehr froh und 
würben gern auf die Bewilligung des diesjährigen Extra— 
ordinariums verzichten, wenn wir in ähnlicher Weife 
bedacht würden. Unſere Wünſche darüber kommen jpäter. 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Ernit. 


Ernft, Abgeordneter: Meine Herren, meine Be: 
merkung über die Beſcheidenheit bezog ſich natürlich 
nur auf das Ertraordinarium Wir werden ja bei 
der Sekundärbahnvorlage Gelegenheit haben, über 
die Bewilligungen für die J oſen — für die ich 
außerordentlih dankbar bin — zu fprechen. ch will 
jegt nur dem Herrn Regierungstommiffar einige Worte 
erwidern: Es war mir befannt, daß bei Belichtigung 
des Bahnhofes die Stadtvertretung die Unterführung 
öftlich vom Empfangsgebäude wünfchte, während die 
Bahnverwaltung mehr den „Zug nad dem Weiten” 
in fich veripürte. ch würde aber froh fein, wenn die 
ana gen die mittlere Linie wählte und den 
Bau möglichft ſchnell ausführte; denn die Zuftände find 
wirklich unhaltbar. Ach Hoffe, daß eine Berftändigung 
über die Platzfrage ſich leicht bewertitelligen lajjen wird. 


BVizepräfident Dr Fıhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünscht; ich fchließe die Beiprechung. 

Der Abgeordnete Kopſch wünjcht noch zu einem ber 
vorigen Titel dad Wort zu erhalten. Er hatte fich zu 
einem faljchen Titel gemeldet, und deshalb iſt auf dem 
Bureau die Meldung nicht in Berüdfichtigung gezogen 
worden. Wenn das Haus nicht dagegen Widerjpruch 
erhebt, fo möchte ich ihm noch das Wort erteilen. Es 
eht das aber nur, wenn niemand im Haufe widerfpricht. — 
&s widerfpricht niemand, 
j "gl erteile das Wort zu Tit. 23 dem Abgeordneten 
Kopſch. 





Kopſch, Abgeordneter: Zu wiederholten Malen iſt 
ſeitens des Herrn Kollegen Wetekamp bier im Haufe die 
Bitte ausgeiprochen worden, auch für Breslau den Vor— 
ortverfehr, vor allen Dingen die Vororttarife einzurichten. 
Bisher ift diefe Bitte nicht berüdjichtigt worden, und 
war deshalb, meil wohl die Bahnhofsverhältniffe in 

reslau einen Vorortverkehr nicht en Durd) den 
Umbau des Oberichleftichen Bahuhors ind dieſe Hinde⸗ 
rungsgründe in Wegfall gekommen, und ich möchte die 
—* und die Bitte ausſprechen, auch für Breslau 
und die Vororte den Vorortverkehr mit Vororttarifen 
einzuführen. Über die Notwendigkeit einer derartigen 
Einritung brauche ich wohl nicht zu fpredhen. Breslau 
ift die zweitgrößte Stadt Preußens, hat eine dichte Be- 
völferung, und das Bebürfnis wird wohl allgemein an- 
erkannt werben, daß man der Bevölkerung die Möglich 
keit geben muß, durch möglichft billige Tarife aus der 
Stadt herauszukommen. 

Weiter geftatte ich mir die Anfrage: wie weit find 
die Vorarbeiten für den Umbau bes Bahnhofs 
in Görlig gediehen? Ich hatte die Hoffnung, dab 
bereit$ in diefem Etat eine erjte Rate für diefen Bau 
eingejegt werden würde. Dieje Hoffnung durfte ich um— 
fomehr haben, als der Vorgänger unferes jegigen Herrn 
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Miniſters, Herr v. Thielen, eine dahin gehende age 
gegeben hatte. Ich bin ja jicher, daß der Herr Minifter 
alles tun wird, um dieſe Pa jeines Herrn Amtsvor— 
gängers jo bald als möglich einzulöjen, Sollten Hinder— 
niffe bereitet werden durd den Bater aller Hinderniffe, 
ben Herrn Finanzminifter, jo hoffe ich, daß c& dem Herm 
Minifter gelingen wird, auch diefe Hinderniſſe zu über- 
twinden. 

Ueber die Notwendigkeit des Umbaucs des Bahn- 
bofes in Görlig habe ich mich bereits vor zwei Jahren 
geäußert, Es ift im Süden der Stadt ein volljtändig 
neuer Stadtteil mit einer jchönen Kirche, einer neuen 
ftattlihen Schule entftanden. Diefer neue Stadtteil ift 
mit der älteren Stadt nur durch zwei durchaus un: 
genügende Tunnel verbunden, die mehr als 1 kın von» 
einander entfernt jind. Bei ungünftiger Witterung und 
bei ſtarkem Regenwetter find diefe Tunnel jchwer oder 
gar nicht paffierbar. Ein Umbau ift deshalb hier äußerft 
dringend. Dazu fommt weiter, daß die Bahnhofsanlagen 
in Görlig felbft fi weit über 2 km ausdehnen, die 
Gleiſe jehr eng aneinander liegen und damit eine Ge- 
fährdung des Beamtenperfonals bedingen. Ich bitte des: 
halb den Herrn Minifter, diefen Bahnhofsumbau nad 
Möglichkeit zu beſchleunigen, dabei aud der Stadt das 
größtmöglichſte Wohlwollen entgegenzubringen. 

Eine weitere Bitte an den Ben Eifenbahnminifter 
geht dahin, bei der Eifenbahndivektion Breslau für er- 
höhte Betriebsficherheit auf den Nebenbahnen durch befjere 
Schutzmaßnahmen zu forgen. Bon den fchlefischen Gebirgs- 
nebenbahnen find in der legten Zeit mir nicht weniger als 
fünf Unglüdsfäle befannt geworden, bei denen Verluſte 
von Menjchenleben zu beklagen find und bei welchen erheb- 
liche Materialichäden fich ergeben haben. Die Gleife diejer 
Bahnen führen teilweile durch Ortichaften in der un 
mittelbariten Nähe an Gehöften in ſcharfen Kurven vor 
bei; Schugvorrichtungen find meiftens gar nicht vor- 
handen, fie beftehen nur in dem fortwährenden Läuten 
des Zuged. Bei normalen Berhältniffen mag ja dieje 
Schutzmaßregel genügen; wenn aber ſchlechter Weg, 
großes Wagengeraffel, ungünftige Windrichtung hinzu: 
fommt, jo genügt ein derartiges Warnungszeichen nicht. 
Es gibt auf den in Betracht kommenden Gebirgsitreden 
eine Reihe von Stellen, die als bejonders gefährlich be- 
kannt und berüctigt und wo im Laufe einer furzen Zeit 
wiederholt Unglüdsfälle vorgekommen find. Greignet ſich 
nun ein derartiges Unglüd, fo werden gewöhnlich nod 
die Lanbleute, die davon betroffen werden, wegen Ge: 
fährdung eines Cifenbahnzuges angeklagt. In den in 
Betradht kommenden Fällen bat die Eiſenbahnverwaltung 
allerdings nicht jehr viel Glück mit diefen Klagen gehabt, 
denn jowohl in dem Falle Schmiedeberg wie aud in 
dem —* Altröhrsdorf hat die Strafkammer Hirſchberg 
feſtgeſtellt, daß ſchuld an dem Unglück ganz allein die 
unzulänglichen ag feitens der Eijenbahn- 
verwaltung feien, daß weder das Yugperjonal noch die 
betreffenden bejchädigten Perſonen irgend welche Schuld 
treffe. Ich geftatte mir aus diefen Verhandlungen nur 
— Ausſagen zur Kenntnis zu bringen, die vollauf die 

— meiner Darſtellung beſtätigen. 

er Eiſenbahnbetriebsinſpektor eg 
erklärte anläßlich des Schmiebeberger Unfalles vor Gericht, 
er habe an Ort und Stelle eingehende praktiſche Unter» 
fudungen angeftellt, und er komme auf Grund biefer 
Unterjuchungen zu dem Schlufje, daß weder dem Zug- 
—5* noch den Angeklagten eine Schuld beizumeſſen 
ei; richtig ſei es, daß, da der Damm am Wege 1,70 m 
hoch ſei, die Inſaſſen des Wagens trotz Aufmerkjamteit 
den ug nicht ſehen fonnten, andererfeit3 aber auch das 
Lofomotivperfonal nicht den Wagen. Bezüglih bes 
Schalles des Läutens habe er folgendes Grperiment 
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—— Er habe auf dem Wege die Ankunft eines 
chmiedeberger Zuges erwartet, aber deſſen Warnungs- 
ſignal nur ganz —— gehört. Der Staatsanwalt 
jelbft beantragte die Freiſprechung und begründete fie 
damit, daß einzig und allein die Unzulänglichkeit der 
von der Eiſenbahn getroffenen Schugmapregeln die 
Schuld treffe. 

In dem Falle Altröhrsdorf gaben die Zeugen 
Ahnliches zu Protokoll, Fünf Zeugen beftätigten die 
Gefährlichkeit der Stelle. Bejonders jcharf äußerte ſich 
darüber Herr Erzpriefter Stephan-Hupferberg, welcher 
erklärte, daß er nur mit Angit die betreffende Stelle 
mit Fuhrwerk pafjiere, denn troß der größten Vorſicht 
des Kutichers wie auch des Zugperſonals laſſe ſich ein 
Unglüf kaum verhindern. 

Da der Herr Minifter in jo danfenswerter Weije 
uns zugejagt hat, daß die Wünjche auf Beichleunigung 
der Züge nur in dem Maße berückſichtigt werden können 
und ſollen, als dadurch die Betriebsſicherheit nicht gefährdet 
wird, ſo hoffe ich, daß er auch die geeigneten Maßnahmen 
treffen wird, um die Betriebsunſicherheit, die ſich auf 
dieſen Nebenbahnen vorfindet, nach Möglichkeit zu beſeitigen. 


(Bravo! links.) 


Vizepräfident Dr Frhrev. Heereman: Der Herr 
Minijter der öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Wegen 
des Bahnhof? Görlig möchte ich mitteilen, da die be— 
treffenden Projekte in der allerfürzeften Frift zur landes- 
polizeilichen Prüfung ausgelegt werden, und daß ich bemüht 
jein werde, die Buftände nach Möglichkeit zu verbeflern, 
die ja zweifellos einer Berbefferung bedürfen. 

Wenn der Herr Abgeordnete aber erwähnt hat, daß 
der Bater aller Hindernifje, der Herr * miniſter, 
ſchuld an der —— ſei, ſo muß ich im Intereſſe 
meines verehrten Kollegen hiergegen Proteſt einlegen, und 
ich glaube, der ihnen vorliegende Etat iſt der deutlichſte 
Beweis dafür, daß der Herr Finanzminiſter volles Ver— 
ſtändnis für die Bedürfniſſe des Eiſenbahnweſens hat. 


Vizepräſident Di Frhruv. Heereman: Die Be— 
ſprechung über Tit. 23 it geſchloſſen; die Bewilligung 
desſelben iſt bereits früher 

Wir gehen über zu Tit. 33. Das Wort hat der 
Abgeordnete v. Savigny. 


v. Saviguh, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann 
meine Ausführungen damit beginnen, der königlichen 
Eifenbahnverwaltung meinen Dank dafür auszuſprechen, 
daß ein lange gehegter Wunſch einer Eleinen Gemeinde 
meiner Gegend, des Dorfes Weine, erfüllt worden ift, 
und fie im vorigen Jahre den erjehnten und erbetenen 
Haltepunkt erhalten hat. Dagegen ift ein anderer auch 
verhältnismäßig geringer Wunſch, den ich hier wiederholt 
ſchon in zwei GEtatsjahren vertreten babe, bisher noch 
unerfüllt geblieben: das iſt die Überdachung der — 
ſteige auf dem Bahnhof Paderborn, der * in manchen 
anderen Richtungen noch einer Verbeſſerung und Ver— 
vollſtändigung bedarf. Es war für den Bahnhof Pader- 
born eine erheblihe Summe m Umbau in Ausficht 
enommen, die auch gerade für diefen Zweck Verwendung 
Änben follte. 

Es ift mir dies aud) ſtets unter Hinweis auf dieje 
Summe in Ausficht geftellt worden durch eine freund- 
liche, entgegentummende Erklärung vom Miniftertiich, für 
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welche ich dankbar bin. Ich habe aber leider bei der 
realen Unterfuchung draußen von der Erfüllung diefes 
Munfches noch nichts gefehen. ch habe bereits im 
vorigen Fahre darauf hingemwiefen, daß unfer Neid in 
Paderborn noch befonders dadurch rege geworden ift, daß 
in einfacher, aber durchaus genügender Weile die Über- 
dachungen der Bahnfteige in Altenbeken, einem ähnlichen 
Krenzungspunfte, wie es Paderborn jett geworden ift 
in großer Schnelligkeit errichtet worden find, und da 

wir jehr bedauern müfjen, daß nicht auch gleichzeitig in 
Paderborn die Ausführung in Angriff genommen worden 
ift. Ich möchte dies deshalb hier nochmals in Anregung 
bringen und ben Herrn Minifter zugleich bitten: wenn 
er — und zwar, wie ich annehme, vecht bald — daran 
geht, jein großes Gebiet durch Reifen noch mehr kennen 
zu lernen, einen Meinen Halt in Paderborn zu machen 
und fi von den Buftänden dort perfönlich zu über: 
eugen. Dann würde er vielleicht auf einen Gedanken 
—— der mit dem, was ich geſtern über den guten 
Geiſt der dortigen Arbeiter vorgetragen habe, in etwas 
zuſammenhängt, nämlich: eine ſehr wünſchenswerte Ver— 
mehrung der Bevölkerung Paderborns herbeizuführen 
durch eine Vermehrung der vortrefflichen Werkſtätten- 
arbeiter, eine Frage, die wieder —— mit der 
Ausdehnung und —J—— er Eiſenbahnwerkſtätte 
Paderborns, die, wie ich glaube, in letzter Zeit wiederholt 
im Miniſterium in Erwägung gezogen worden iſt. 

Ich möchte dringend bitten, bei dem an fich einfachen 
und mit verhältnismäßig geringen Mitteln erfüllbaren 
Wunſche binfichtlich der Bahnfteigüberdahung im Auge 
u behalten, daß jet Paderborn durch Einführung der 
Binien Baderborn-Büren-Brilon, Paderborn - Bradiwebe 
und die fi daran anfchließende Linie Sennelager-Wieden- 
brüd und ferner durch die, wie ich fehr hoffe, in Bälde 
auh an uns bier zur Bewilligung herantretende Linie 
Paderborn-Lippjpringe ein wirklicher Sreuzungspunft ges 
worben it, auf einem Bahnhof, auf welchem die Reifenden 
gezwungen find, fich länger aufzuhalten, und wo fie, bei 
dem rauhen Klima von Paderborn den größten Teil bes 

hres über allen Unbilden der Witterung ausgeſetzt 
ind. Es fommt in Betracht, daß zu diefen Reiſenden 
alljährlich die ungefähr 5000 an der Zahl betragenden 
Kurgäfte von Lippſpringe gehören, die entweder tuberkulös 
find oder wenigftens ſchon nach diefer Richtung hin eine 
geichwächte Sehundheit haben, für deren Aufenthalt auf 
einem folhen Bahnhofe, zu dem fie durch das Umſteigen 
gezwungen werden, eine Überdachung des Bahnfteiges 
nur ein minimale® Erfordernis der Fürſorge für Die 
Geſundheit darftellen würde. Ich hoffe, daß nad, diefer 
Richtung der Herr Minifter Anlaß nimmt, Sorge zu 
tragen. Ich darf hier nur ftreifen, daß die Summe, die 
als Nachtrag für die Bahn Baderborn-Bradwede in die 
Sefundärbahnvorlage eingeftellt ift, vielleicht auch dieſen 
Zwecken, die ich bier angeführt habe, dienftbar gemacht 
werden fann. 

Ich möchte bitten, eine andere Kleinigkeit erwähnen 
zu dürfen: die Bahnhöfe auf der Strede Paderborn- 
Büren-Brilon — insbefondere habe ich dabei einen der 
größeren Orte dieſer Linie, die Stadt Büren, im Auge 
— find außerordentlich mangelhaft beleuchtet. Das mag 
ja den allgemeinen Negeln entiprechen. Sch will damit 
feinen direkten Tadel äußern; ich möchte nur darauf hin« 
weilen, daß mit — —— geringen Mitteln Abs 
hülfe geichaffen werben könnte. Es gehört doch das auch 
mit zur Sicherheit des Verkehrs auf den Bahnhöfen, 
wenn ber Blat vor dem Bahnhof, den jeder pailieren 
muß, imo bie —33 anfahren uſw, in den Dunfel- 
ftunden beleuchtet wird. 

—— wäre zu erwähnen, daß es gerade auf dieſer 
Strede jehr unangenehm empfunden wird, daß die Züge 
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außerordentlich lange Zeit brauchen, um zwifchen Pader- 
born und Büren und weiterhin zu verkehren, und zwar 
eine Zeit, die zum großen Teil auf den Stationen durch 
zwedlojes Halten verbracht wird. Es mag hier und da 
vorfommen, dab der außergewöhnlich lange Aufenthalt 
durch Aus» und Einrangieren von Güterwagen — weil 
es ſich um gemifchte Züge handelt — verurfacht wird. 
Es ang das aber, was ich allerdings im Der des 
Verkehrs beflage, zu den jeltenften Fällen. an bat die 
Empfindung, daß es zwedlos ift, bis zu 10 Minuten auf 
den Bahnhöfen zu halten, lediglid um der einmal vor« 
gejehenen Daltezeit zu genügen, ohne daß eine Not— 
wendigkeit im Betrieb dafür vorliegt, ſodaß die Strede, 
die jonft die reinen Perjonenzüge in einer Stunde zurüd» 
legen, ungefähr 1'/, Stunden in Anſpruch nimmt. Biel 
leicht ließe fich bier eine Anderung dadurd herbeiführen, 
daß reine Güterzüge dort verkehren, und daß die übrigen 
Züge die normale Schnelligkeit, die jet die Perionenzüge 
ſchon haben, auch erhalten. 

Dann habe ich einen Wunsch vorzutragen hinfichtlich 
der Errichtung einer Güterladeftelle in dem Kleinen Orte 
Scharmede. Diejer Heine Ort bat durch fein Hinterland 
einen ſehr jtarken Bertehr in der Richtung nach PBader- 
born. Es werden dort alljährlid ungefähr 20- bis 
25 000 Billetts verfauft. Das verrät ſchon die Frequenz 
diefer kleinen Station. Das Hinterland und der Ort 
jelbft haben deshalb den dringenden Wunſch gehabt, an 
diefer Stelle Güter verladen zu können, und haben nad) 
diefer Richtung Anträge geftellt. Sie find ſtets darauf 
veriiefen worden, daß fie dann die Koſten in erheblichem 
Betrage — ich glaube, diejelben waren auf 30000 M. 
berechnet — jelbft tragen müßten. Meine Herren, es 
liegt auf der Hand, dab ein Ort von 500 bis 600 Seelen 
nicht in der Lage ift, folde Kapitalaufmendungen zu 
machen. Ich glaube, daß die Ladejtelle fich durchaus 
rentieren würde und daß deshalb zu erwägen wäre, ob 
nicht in diefem Falle von dem vielleicht ſonſt befolgten 
Prinzip abzugeben und der Gemeinde mit einem größeren 
Entgegenfommen in dieſer Frage zu begegnen wäre. Es 
ift ein langjähriger Wunſch, der in wiederholten Anträgen, 
wahrjcheinlich auch, wie ich annehme, bis in das Minijterium 
hinein, die Gijenbahnverwaltung beichäftigt hat. Ich 
empfeble ihn dringend zur nochmaligen Erwägung. 

Ferner möchte ich in Erinnerung bringen, ob nicht 
eine Befchleunigung für den Umbau des Bahnhofs Geſeke 
— die Linie Büren-Gejete ift dort eingeführt worden — 
erfolgen könnte. Es hat damals geheißen, es würde dort 
ein gründlicher Umbau und eine Berlegung verjchiedener 
Gebäude ftattfinden, damit die notwendigen modernen 
Berbeflerungen dem Bahnhofe zugeführt werden künnten. 
Dis r ift davon aber noch nichts wahrzunehmen; es 
jollen ich technifche Schwierigkeiten dem entgegengeftellt 
haben: es find verſchiedene Anfichten über die Art, wie 
der Umbau auszuführen fei, zu tage getreten. Aber es 
icheint mir doch, daß — es find jhon 2 bis 3 Jahre 
ber — dieje Friſt eigentlich genügt haben mühte, um die 
Frage zur Entjcheidung zu bringen. Ich möchte fie 
hiermit noch einmal in — ebracht haben. 

Die Station Langenjelbold an der Linie Frankfurt- 
Bebra hat eine derartige Bedeutung und ift fchon im 
Ausfiht genommen als Kreuzungspunkt von Kleinbahn: 
oder Sefundärbahnlinien, daß es wohl angezeigt ericheint, 
eine Frage zur Erledigung zu bringen, die die Gegend 
ichon lange bejichäftigt. Das Dorf Langenfelbold zählt 
annähernd 3000 Einwohner und hat ein ſiark bevölkertes 
Dinterland. Für dieſe ganze Bevölkerung bildet die 
Möglicjteit des Verkehrs zu dem Bahnhof Langenjelbold, 
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der zwanzig Minuten von dem Ort entfernt im Walde 
liegt, die Überjchreitung des dazwiſchen liegenden Fluſſes 
mit feiner zn auf einem hölzernen Steg. Dieſer 
bölzerne Steg wird bei Hochwaſſer regelmäßig überflutet, 
und dann hört der Verkehr nad dem Bahnhof überhaupt 
auf. Der Bau einer ſeſten Brüde ift natürlıh der 
Gegenstand wiederholter Erwägungen und Verhandlungen 
gewejen. Die Intereſſenten haben fich noch nicht einigen 
können über die etwaige Baupfliht. Es jcheint mir aber 
in diefem Fall ein großes öffentliches Verkehrsintereſſe 
vorzuliegen und zwar das Intereſſe der Eifenbahnver- 
waltung, den dort errichteten Bahnhof an einer Haupt- 
bahn zugänglich zu erhalten, und ich meine, daß, wenn 
allgemeine etatsrechtlihe Bedenten dem entgegenftehen 
jollten, daß ein Zuihuß aus Staatsmitteln der Eijen- 
bahnverwaltung geleiftet wird, dann die Eifenbahnver- 
waltung wenigſtens bei den anderen Reſſorts darauf 
drängen follte, eine Enticheidung in diefer Frage endlich 
herbeizuführen. Es iſt durchaus anormal, wenn ein ſo 
erheblicher Bahnhof mit ſtarkem Verkehr durch jedes 
größere Hochwaſſer, ein Naturereignis, welches im 


Kinzigtale recht häufig iſt, völlig ſeinen Zwecken ent- 


fremdet wird, 

Schließlich möchte ich die Bitte ausſprechen, wenn 
demnächſt die angeſtrebte Kleinbahn im Altenautale ge— 
ſchaffen werden ſollte, welche von der Station Borchen 
an der Staatsbahnlinie Paderborn-Büren ausgeben ſoll, 
bei der Einmündung diefer Bahn in den Bahnhof 
Borchen, bei welchem mande Umbauten diejes Bahnhofs 
erforderlih fein werden, nah Möglichkeit entgegenzu- 
fommen und der nicht jehr leiftungsiähigen Gejellichaft, 
welche die Stleinbahn bauen will, Erleichterungen für 
den Anſchluß an die Staatsbahn zu ſchaffen. 


(Bravo!) 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Lüders (Gronau). 


Lüderd (Gronau), Abgeordneter: Meine Herren, 
wie in mancher anderen Stadt, jo ift auch im unferer 
Provinzialſtadt Alfeld der induftrielle Verkehr der legten 
30 Jahre jo bedeutend gemwachien, daß die heutigen 
Bahnhofsverhältnifie den Anjprüchen nicht mehr genügen. 
Da nun die Stadt ſich jeit Jahren an die Eijenbahn- 
direftion Caſſel gewandt hat, um die Abhülfe diejer 
Mängel zu erlangen, eine Abhülfe aber nicht ftattgefunden 
bat, ſehe ich mich veranlaft, etwas näher auf die Yuftände, 
wie fie jegt auf dem Bahnhof beftchen, einzugehen. Als 
vor etwa 50 Jahren die hannoverihe Südbahn gebaut 
wurde, war Alfeld ein Eleines Landjtädtchen, das inmitten 
hoher Berge, umgeben von grünen Leinewiejen, ſich 
zumeift der Yandwirtichaft befleißigte und außerdem einen 

eringen Handel mit den umliegenden Dörfern und 

annover pflog. Mit der Eifenbahn kam aud die 
nduftrie nach Alfeld, Handel und Verkehr hielt feinen 

nzug ins ftille Leinetal, Fabriken und Mühlen entftanden 
und in den legten 30 Jahren hat fich Alfeld jo bedeutend 
entwidelt, daß es augenblidlich die induftriereichite Stadt 
zwiichen Hannover und Göttingen geworden ift. Wir 
haben bedeutende Papierfabrifen, die ihre Erzeugniſſe 
durch ganz Deutichland verfenden, die Behrensſche Schuh. 
teiftenfabr£ ift die größte der Welt, eine Fabrik landwirt: 
ichaftliher Mafchinen, Ziegeleien, Eifengiekereien — kurz 
und qut, die Stadt Alfeld hat fich zu einer herporragenden 
ie entwidelt, die, bei der hohen Intelligenz 
ihrer Kaufleute, noch anjcheinend eine große Zukunft vor 
fi) hat. Aber leider ift die Vergrößerung des Bahnhofs 
in allen jeinen Teilen nicht dementiprechend nachgefolgt. 
Der Zugang zum Bahnhof ift außerordentlich beichräntt; 
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[Lüders (Gronau), Abgeordneter] 
er befindet ſich noch ganz in dem Zuftand, wie er vor 
etwa 50 Jahren angelegt ift. Wenn auch gärtnerijche 
u. terfträucher und Bäume an denjenigen Teilen 
des Bahnhofs, wo fie den Verkehr nicht beengen, der 
ag desjelben nicht hinderlich find, wohl am Plate 
find, fo gehören doch entichieden derartige Anlagen nicht 
vor die Bahnhöfe felber, wenn fie den Wagen: und Fuß: 
verkehr im höchiten Maße eg ‚ wie es gerade hier 
der Fall ift. Ach möchte deshalb darauf hinweiſen, daß 
man die jogenannten VBerfehrsinfeln, die fi) vor dem 
Bahnhofsgebäude befinden, entfernen möge, daß man die 
ganzen Anlagen, fomweit fie irgendwie dem Berfehr 
binderlich find, entferne, ja daß man noch einen Schritt 
weiter gehe und das Kaufhaus von Schad und Schilling 
anfaufen möchte, um den nötigen Raum zu gewinnen. 

Wie fteht e8 num aber mit dem Bahnhofsgebäude 
ſelbſt? Wenn wir in Alfeld das alte hiſtoriſche Rathaus 
mit feiner vielfundertjährigen Geſchichte, das alte Seminar 
mit feinen künſtleriſchen Holzſchnitzereien, die Zeugnis 
ablegen von dem hohen Kunjtiinn der Vorfahren, zu er» 
halten juchen, da fie der Stadt gewillermaßen das Ges 
präge vergangener Beiten aufdrüden, jo geſchieht es im 
Intereffe der Erhaltung alter Kunftdentmäler. 


(Sehr richtig!) 


Bei einem Bahnhofsgebäude find aber derartige Rück— 
5 nicht nötig, denn es kommt weder ein geichicht- 
licher noch Kunftwert in Frage, fondern nur der, ob das 
Gebäude den Anfprüchen genügt, die Handel und Verkehr 
der u ftellen. 

8 befindet fich in diefem einen Gebäude nur ein 
Perſonenſchalter, und da zumeilen ber Andrang des 
Publitums ein außerordentlid zahlreicher ift, fo wäre es 
ſehr wünjchenswert, wenn noch ein zweiter Berfonen- 
ichalter eingerichtet würde, Außerdem willen die Reiſenden 
oft nicht, ob fie fi) durch die engen Wartefäle drängen 
follen oder um das Haus durch Regen und Schnee herum- 
laufen jollen, um die einzige Piorte nad) dem Perron 
erreichen zu können. Hier ijt aber die Eilgüterabfertigung, 
und auf dem Wege hat der Reifende oft zu gewärtigen, 
daß vielleicht Fäller oder Ballen oder fonjtige Sachen 
herunterfallen und ihn gefährden, ehe er überhaupt den 
Perron erreicht. In me Seiten hatte man im 
Bahnhofsgebäude ein Damenzimmer; auch das ift leider 
entfernt, es ift zu den Wartezimmern erfter und zweiter 
Klaſſe hinzngelegt: Ungeadjtet diejer Eleinen Vergrößerung 
jind fowohl die Warteräume der erften und zweiten Klaſſe 
als aud; der dritten und vierten den Anjprüchen der 
Neifenden gegenüber unzureichend, ſodaß oft eine voll 
ftändige Überfüllung der Räume ftattfindet. Bei dem 
Anhalten der Perfonenzüge ragen die legten Wagen ſehr 
oft über die Überfahrt hinaus und wird dadurch Die 
Überfahrt von der Stadt zur andern Seite des Bahns 
bofes, wo die meilten Fabriken fich befinden, zeitweilig 
in ungemefjener Weiſe geiperrt. Würde man den Bahn 
hofsvertehr weiter nach Norden, nach Hannover hin ver 
legen, jo würde dadurch Ddieje unnötige Sperrung ver- 
mieden. Es ift das an nidjt allein im Intereſſe 
der Fabrikanten, die faſt ihre jämtlichen Waren über den 
Bahnübergang ſchaffen müffen, und der zahlreichen Dörfer, 
jondern hauptfächlich auch im Jutereſſe der vielen Ar 
beiter, denen dadurch die Ruhepaufen oft allzufehr gefürzt 
werben. 

Ebenſo befindet fs die Gilgüterabjertigungsitelle, 
dann der Güterbahnhof nicht im geringften in dem Zu— 
ftande und den Dimenfionen, wie das für Alfeld mohl 
angemefjen jein würde, Die Ergebnifje aus dem Perjonen- 


verkehr und dem Güterverkehr, die der Bahnhof Alfeld 
aufweift, geben ja den Maßſtab, in welcher Weiſe 
namentlich die Induſtrie Alfelds in den legten 30 Jahren 
ſich entwidelt hat. Wenn wir die Jnduftrie nicht unter- 
binden wollen, wenn wir fie nicht ſ —*— wollen, ſo iſt 
es entſchieden notwendig, daß im dieſer Beziehung durd)- 
greifende Anderungen gemacht werden. Ich will auf das 
Halten der Schnellzüge bier nicht weiter EL weil 
mir von feiten des Minifteriums fchon die Verficherung 
egeben worden ift, daß auch binfichtlich diefer und der 
&:lgüiter üge die Beichwerden demnächſt eingehend geprüft 
werden h, en, und daß fo viel wie möglich den Wuͤnſchen 
der Stadt Alfeld entgegengefommen werben jolle. 

Aber ich möchte nicht verfäumen, darauf hinzuweiſen, 
daß gerade durch den Bau der Nebenbahn Gandersheim- 
Düngen-Elze der Stadt Alfeld ihr natürliches Hinterland 
entzogen worden ift. Denn durch die befjere Verbindung, 
die zur Seit der öftliche Teil des Kreiſes Alfeld mit 
Hildesheim und Hannover erlangt bat, fahren die Be- 
wohner diefer Dörfer iegt nach Hildesheim und Hannover, 
während es früher die Stadt Alfeld war, in der fie ihre 
Einkäufe madıten. ch möchte den Herrn Minifter dringend 
bitten, auch dieſes er Fig zu wollen, namentlich 
binfichtlich der Opfer, die die Stadt zu dem Bahnbau 
gebracht hat. 

Ich kann nicht umhin, hier dem Herrn Minifter nod) 
meinen Dank dafür auszufprechen, daß diejenigen An— 
regungen, die ich im vorigen Jahre in betreff des Aus- 
baues des Bahnhofes Elze und aud der Kleinen Halte- 
stelle Selem bier gemacht habe, berüdfichtigt worden find. 
Ach darf wohl annehmen, daß es in — auf Elze die 
erſte Rate iſt, und daß in den nächſten Etat noch weitere 
Beträge eingeltellt werden. . 

Indem ich bofle, daß meine Ausführungen auf den- 
jelben fruchtbaren Boden fallen werden wie im vorigen 
yabıe, richte ich nunmehr zum Schluß an den Herm 

inifter nochmals die Bitte, der Stadt Alfeld zu ge— 
denken und das induftrielle Leben Alfelds nicht zu unter- 
binden, fondern dadurd weiter zu fördern, daß man 
diefen berechtigten Wünfhen demnächſt Folge geben 


möchte. 
* (Bravo!) 


Vizepräfident Dr fyrhr 9. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Edels. 


Dr Edel, Abgeordneter: Den Herrn Minifter 
möchte ich bitten, fein Augenmerf auf die gefahrdrohenden 
Buftände zu lenken, welche im Weiten der Stadt Göttingen 
dadurch herbeigeführt find, daß die Eifenbahn von Göttingen 
nad) Gafjel die dortige Chauſſee im Niveau überjchreitet. 
Die Unhaltbarkeit dieſes Zuftandes ift von der Künig- 
lihen Eifenbahnverwaltung bereits vor über 30 Fahren 
anerkannt. Zu Anfang der 70er Jahre war ein voll- 
ftändiges Projekt ausgearbeitet, um das Planum des 
ganzen Bahnhofes zu erhöhen und dadurd Unterführung 
u ermöglichen. Als man aber an die wirkliche Aus» 
——— herantrat und einige Grundbeſitzer hohe For— 
derungen an Entſchädigungen ſtellten, kam die Eiſenbahn- 
verwaltung auf den Gedanken, es ließe ſich auch mit den 
bisherigen Verhältniſſen noch weiter arbeiten, und das 
Projekt wurde fallen gelaſſen. In einem Berichte, ben 
die Eifenbahndireftion damals an die Landdroftei zu 

ildesheim, als die Vertreterin der landespolizeilichen 

ntereffen, unter dem 28, Februar 1874 gerichtet hatte, 
ührte fie aus, daß das Projekt zwar beabjichtigt geweſen 
fei, daß man aber der hohen Koften wegen davon zurück- 
zutreten in Erwägung genommen habe. Es wird dann 
ausgeführt. es feien nur 4 @leife, die auf dem Nivenu- 
übergang ſich befinden, wozu dann allerdings weiterhin 
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[Dr Eckels, Abgeordneter] 


noch die Gleiſe der Strecke Göttingen-Bebra kommen 
würden, die damals erſt im Bau begriffen war. 

In dem Schreiben heißt es dann weiter: 

Es ijt dabei indes nicht zu überfehen, daß dieſe 
Züge, fowie überhaupt alle Züge, welche Fünftig 
den fraglichen Übergang überkreuzen, auf dem» 
jelben niemals halten, fondern einfach durchfahren 
werden. Gperrungen des Überganges durch 
Rangierzüge, welche jetzt vielfach vorkommen, 
und denen die längere Störung der Paſſage vor— 
zugsweiſe zu verdanten ift, werden fünftig ganz 
bejeitigt werden, da dies Nangiergeichäft von 
dem vorhandenen Bahnhofe, welder künftig 
lediglich Perfonenbahnhof bleibt, nach dem eigent- 
lichen Rangierbahnhofe füdlic, des Mafchmühlen- 
weges verlegt werden wird, 
Aus dem vorftehenden folgt, 
daß künftig die fragliche Niveaufberführung am 
ri Ende des Bahnhofes von durchjahrenden 
ügen 
fommt ein Punkt, den ich zu beachten bitte — 
faum nod ftärker als jetzt in Anfprud 
genommen werden wird, die Beläftigungen 
der Paflage durch den Eifenbahnverfehr der 
Gegend aber voraugfichtlich erheblich ſich ver» 
ringern werden. Wir find daher der Anficht, daß 
u der Anlage der projeftierten Überführung für 
ie Göttingen-Saffeler Ehauffee, wenn fie aud 
ſehr wünjchenswert fein würde, doch in landes- 
en Beziehung fein unabweisliches Be- 
dürfnis vorliegt, und daß es namentlich im 
fisfalifchen Intereſſe nicht gerechtfertigt werden 
fönnte, die bedeutenden (anicheinend mindeftens 
200 000 Taler betragenden) Koften aufzuwenden, 
welche die Ausführung der in Rede ftehenden 
Anlage erheifchen würde, 
Meine Herren, e8 hat mich in diefem Berichte, wie ich 
ſchon eben andeutete, einmal befremdet die Bemerkung, 
daß der —— nicht ſtärker in Anſpruch genommen 
werden würde. Wenn man heute nach 30 Jahren ſich 
die Zuftände bei diefem Übergange anfieht, jo brauche ich 
wohl fein Wort darüber zu verlieren und brauche Ihnen 
wohl nicht zu jchildern, wie -fich die Verhältniſſe ſich 
ſeitdem geändert haben, und trogdem finden Sie unter 
diefem Schreiben an die Landdroftei den Namen eines 
Mannes, dem man einen weiten Blid gewiß nicht wird 
abiprehen Können; das Schreiben ift unterzeichnet: 
Königliche Eifenbahndirektion gez. Maybach. 

Ebenſo befremdend ift aber, daß fchon damals in 
Ausficht geftellt wird, es würde an der fraglichen Stelle 
gar nicht mehr rangiert werden — und im Wirklichkeit 
wird noch heute da rangiert. 

‚, m Dezember vorigen Jahres ift ein Arzt in Aus— 
übung feines Berufes mit der Droichte über ben Über— 
gang gefahren, die Barriere war offen; es fuhr auch fein 
Zug dur, und der Kutſcher dachte an nichts Arges und 
ah aufs Pferd, Ganz zufällig fieht der Inſaſſe des 
Wagens zur Seite und entdedt, daß eine Lokomotive auf 
ihn zufährt; nur um wenige Sekunden hat es fich ge 
handelt, um ein größeres Unglüd zu verbüten. Er bat 
den Kutſcher veranlaßt, das Herd anzutreiben; die Loko⸗ 
motive hat das Wagenrad gefaßt und dasjelbe zertrümmert. 
Hätte der Zahrgaft nicht zufällig die Lokomotive — die 
eine Rangierlofomotive war — geiehen, fo würde er 
— ſein Leben bei dieſer Gelegenheit eingebüßt 
en. 
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Daß an diefer Stelle nicht ſchon längft größeres 
Unglüd pafftert ift, Darüber wundert man fich in Göttingen 
allgemein; und ich glaube, wenn ber Herr Minifter die 
Freundlichkeit haben wollte, fein Augenmerk einmal auf 
diefe Zuftände zu richten, jo würde er fich überzeugen, 
daß diefelben durdaus unhaltbar find. 


Bizepräfident Dr Frhr dv, Heereman: Das Wort 
hat der Herr Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Budde, Miniiter der dffentlihen Arbeiten: Hin— 
fichtlich des Eifenbahndireftionsbezirts Caffel find zunächit 
von dem Herrn Abgeordneten Lüders Die Wünſche, bes 
treffend den Bahnhof Alfeld, ausgeiprochen worden. Ich 
kann Eonftatieren, daß der Bahnhof Alfeld nit ganz fo 
ift, wie er fein follte und daß in eine Prüfung einge 
treten werden wird, was daran verbefjert werden kann. 
Die ——— ſind jedoch nicht derartig, daß es bis jetzt 
— ernachläſſigung bedeutet hätte, daß es nicht geändert 
wurde. 

Was der Herr Abgeordnete Dr Edels en der 
Wegüberführung von Göttingen bemerkt hat, jo jind die 
Auftände allerdings fo, daß fie verbeflert werden müffen. 
Zwei fertige Projekte liegen —— vor, und es 
handelt ſich nur darum, ob die Stadt Göttingen in ben 
demnächft mit ihr zu eröffnenden Verhandlungen bereit 
ift, einen angemefjenen Beitrag zu leiften, dann wird die 
MWegüberführung auch zur Ausführung kommen können. 


Vizepräfident Dr Frhr 9. Heereman: Es ift 
nientand weiter zum Wort gemeldet, Widerſpruch ift nicht 
erhoben; Zit. 33 ift bewilligt. 

Ich eröffne die —— Tit. 34, — 35, — 
36, — 37, — 38, — 39, — „— 41, — 42 — um 
43. — Das Wort wird nicht gewünfcht, ein Widerſpruch 
nicht erhoben; die verlejenen Titel find vom Hauſe 
bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 4. Das Wort hat ber 
Abgeordnete Dr Heveling. 


Dr Seveling, Abgeordneter: Meine Herren, am 
8. April d. J. werden es acht Jahre, daß der König 
lichen Staatäregierung durch Geſeg 4030 000 A bewilligt 
worden find für die im Cifenbahnbezirt Eöln gelegene 
Strede Eleve-Tronpet. Es find nad dem Baubericht 
von dieſen 4 Millionen bis zum 30. September 1902 
rund etwas über eine halbe Million verbaut worden, alſo 
in 7'/% Jahren 500000 AM! Das madt pro Jahr 
70 000 M, ſodaß alſo, wern die Bahn in gleihem Tempo 
weiter gebaut wird, etwa 60 Jahre notwendig fein werben 
bis zur Vollendung. 

(Heiterfeit.) 


Bon den 10 Bahnen, die damals vor 8 Jahren be 
willigt worden find, find neun bereits im Betriebe. Bon 
den 46 Millionen Mark, welde damals der Regierung 
zur Berfügung geftellt wurden, find rund 40 Millionen 
verbaut; 6 Millionen Kredite hat die —— — ji 
Verfügung, und von diefen 6 Millionen entfallen 
3, Millionen auf die Strede Eleve-Trompet. Es ift 
aljo außer Zweifel, daß dieſe Bahn mit einer außer 
ordentlichen Langſamkeit gebaut wird. 

Als ich vor 3 Jahren hier in diefem Hohen Haufe 
auf diefen Übelftand aufmerkjam machte, erwiderte der 
gen Minifter v. Thielen: die Interefjenten wären ſchuld, 
te hätten immer neue Linien a gewünſcht, aber 
est 1900 fei nad 5 fahren die Sache geordnet, der 

au könne vor jich gehen. Als aber im näcten Jahre 
1901 der Bau wieder nicht in Angriff genommen worden 
war, nahm ich Gelegenheit, eine Anjrage an die Re 


2149 Haus ber Abgeordneten. 


————— 


[Dr Seveling, Abgeordneter] 
ierung zu Stellen, wann endlich der Bau beginnen würde. 
s wurde mir ermwidert, es täte der Regierung felbit ſehr 

leid, daß der Bau noch immer verzögert fei, jetzt aber 

folle er mit befonderer Beichleunigung ins Werk gelegt 
werden. 2 Jahre find jegt wiederum vergangen. Der 

Bau hat allerdings begonnen, aber er geht in derfelben 

Langſamkeit, mit der er begonnen, weiter vor fich; er 

foll jogar in diefem Winter ganz ftill gelegen haben. 

Es ift fein Wunder, daß die öffentliche Meinung fich 
mit der Langiamkeit beichäftigt und ihren Unmut in der 

Prefje kundgibt. Die ganze Prefje des Niederrheins 

und darüber hinaus, die Preſſe aller Parteien hat ſich 

in den letten Monaten darüber aufgehalten, warum 
diefer Bau fo verfchleppt wird. Man hat vergebens 
efragt, weshalb dieje Verzögerung eintritt. Es handelt 
uch doch um eine Bahn, welche keineswegs nicht lebens— 
fähig ift, fondern die nach aller menſchlichen Berechnung 

19 in wenigen Jahren Eräftig rentieren wird; es handelt 
ich um eine Bahn, die gerade den fruchtbarften Teilen 

der Kreiſe Eleve und Mörs den Verkehr in die Induſtrie— 


’ 


Hülfe wird nicht geboten, oder fie wird ——— in 


Der Herr Miniſter iſt ganz unſchuldig an dieſen 
Er iſt ja eben et ins Amt eingetreten; ich 

zu ihm das —— ‚ daß er dieſem 
Schmerzenstind bald zur Geburt verhelfen wird, Der 
erite Schrei, den dieſes Schmerzensfind nach der Geburt 
mit Hülfe ber Lokomotive ausjtoßen wird, wird nicht 
ein Schmerzensichrei fein, jondern ein Freudenſchrei, in 
den ber ganze Niederrhein jo laut jubelnd einftimmen 
wird, daß es wie ein Funkenſpruch an die Obren des 
Herrn Minifters dringt. eher er kommt, um jo beſſer. 


(Bravo! im Bentrum.) 
eman: Das Wort 


— 47, — 48, — 49, — 


eröffne die Beſprechung über Tit. 60. Das 
Wort hat der Herr Minifter. 
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Budde, Minifter der Öffentlichen Arbeiten: Meine 
Deren, der Herr Abgeordnete Heveling hat wegen der 
iienbahnlinie Trompet-Eleve angefragt. Ich kann ihm 
nur betätigen, daß da eine unerhörte Balırnme ftatt- 
gefunden, die etwa 9 Jahre beträgt. Aber der Herr 


Abgeordnete hat die Gründe nicht angeführt, und dieje 


liegen nicht bei der Königlichen Staatsregierung, fondern 
fie liegen in anderen Schwierigkeiten. Bunädhft bat es 
zwei volle Jahre gedauert, bis e3 gelang, die Bedingungen 
erfüllt zu ſehen, die die Intereſſenken übernommen hatten; 
dieje zwei Jahre find aljo den ntereffenten zur Laſt zu 
legen. Dann bat es weitere 4 Jahre gedauert, bis das 
Brojeft in allen jeinen Teilen feftgefteilt werden fonnte, 
und zwar deshalb, weil, als die ganze Linie abgeftedt 
war, und man nun mit dem Bau anfangen zu Eünnen 
glaubte, plöetich die Intereſſenten die ums der 
Linie verlangten. Es fpielte ſich ein ziemlich fcharfer 
Kampf in der dortigen Gegend ab; der Herr Regierungs- 
präfident forderte von der Eifenbahnverwaltung eine 
Prüfung der Linie, und da hat eine vollitändige Neu— 
bearbeitung dieſer Trace ftattgefunden. Diefe Arbeit, 
die wiederum auf den Kampf der Intereſſenten zurück— 
gelben ift, hat, wie erwähnt, 4 Fahre gedauert; das 
ind alfo zufammen 6 Jahre, und erſt im Mugquft 1901 
fonnte man endlich mit dem Bau beginnen. ran ift 
aber die Stantseifenbahnverwaltung nicht ſchuld. Nun 
ift der Bau im Gange. Daß im Winter nicht gebaut 
worden ift, liegt daran, weil der Unternehmer im Winter 
nicht bauen kann. Der Bau ſoll aber derartig gefördert 
werden, daß ich hoffe, daß im Fahre 1904 der vom Herrn 
Borredner jo ſchön geſchilderte erſte Schrei der Loko— 
motive, diefer Jubelſchrei der Lokomotive am Niederrhein 
ertönen wird. 
(Bravo!) 


Bigzepräſident Dr yıhr dv. Heereman: Das Wort 
wird weiter nicht verlangt, Wideripruch nicht erhoben, der 
Titel ift bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 61, — 62, — 
63, — 64 — und 65 — schließe dieſe Beipredhungen; 
die ai * ale 
unmehr gehe ich über zu Tit. 66. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der — PA 


Airſch (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich hätte bezüglich der Gifenbahndireftion Elberfeld und 
der in diejen Bezirk fallenden Linien und Bahnhöfe ver- 
ſchiedene Wunſche, aber ich will mich heute beſchränken 
auf dasjenige, was ich im vorigen Jahre hinſichtlich zweier 
Punkte vorgetragen babe, hoffe, daß die Situation 
jet ünfiger für mich ift als im vorigen Jahre, weil 
inzwiſchen die Eijenbahnverwaltung ja durch die Düffel- 
dorfer Ausftellung mehrere Millionen mehr Einnahme 
gehabt hat und deshalb dieſen Wünfchen geneigter gegen- 
berftehen müßte. 

Der eine Punft betrifft die Umleitung der Strede 
Rath-Düffeldorf. Wir finden im heutigen Etat eine Kleine 
Pofition, die eine andere Route betrifft, die nad Rath 

eht unter Umgepung bes Bahnhofs Derendorf. Bei 
er von mir gedadhten Linie dagegen würde über ben 
—— Derenhof nad Rath zu fahren, dann bie 
egige Route zu verlafjen und eine mehr nörblich ger 
egene Linie zu nehmen fein, damit das dort jevt einge» 
— baureife Gelände erſchloſſen werden kann. 
Außerdem würden ſich Vorteile für die Erweiterung der 
Eiſenbahnanlagen ergeben, indem der Bahnhof Derendorf 
und der Hauptbahnhof Düffeldorf zu eng find, 

. Das bringt mic auf die Hauptfrage: die Zuitände 
auf dem Bahnhof Düfjeldorf, die ich im vorigen Jahre 
eingehend gefhildert Habe. Ich muß zugeben, da gewiſſe 
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[Kirch (Düffeldorf), Abgeordneter] 
Mängel befeitigt find, daß das Überichreiten der Gleiſe 
aufgehört hat. Aber bei dem von Anfang an zu eng 
angelegten Bahnhof Düffeldorf find die Zugänge und die 
Schächte, durch die jet die Meifenden binaufiteigen 
müffen, zu eng. Namentlich befteht für die Reiſenden 
auf den Berrons eine gewiſſe Gefahr, weil der Raum 
zwiichen dem Gleis, auf weldyem die Züge halten, und dem 
Geländer des Tunneleinganges viel zu gering ift; er ift 
an manchen Stellen fo fchmal, daß nur ein bis zwei 
Berjonen dort ftehen können; fie ftehen mit der einen 
Seite gegen jenes Geländer und mit der anderen Seite 
gegen den Zug. Das find gefährliche Zuftände. Zur 
Zeit wird ſich freilich daran, wenn nicht eine ganz gründ» 
liche Anderung des Bahnhofes erfolgt, nicht viel befjern 
lafjen. 

N Dann habe ich im vorigen Jahre hervorgehoben, 
wie notwendig es ift, zu dem Bahnhof Düffeldorf, der 
jegt in der Mitte der Stadt liegt und nicht mehr wie 
früher nur im öftlihen Teile allein, fondern innerhalb 
völlig bebauten Stadtgebietes, aucd von Diten her, von 
Oberbilk ber einen Zugang zu ichaffen, — einem Stadt- 
teil, der 80000 Einwohner hat. Nun wird ja der Weg 
von dort zum Bahnhof von der Stadt Düffeldorf jelbit 
berzuftellen fein; aber die Zugänge zu dem Bahnhof jelbit 
müffen dann fo verändert werden, daß man von ber 
Ditjeite zu den Schaltern, die auf der Weftjeite liegen, 
gelangen kann. Sollte das nicht möglich fein, dann 
müßte für Oberbilt an der Oftfeite ein befonderer Billett- 
und Gepädichalter eingericjtet werden. Ich glaube aber, 
für die Eifenbahnverwaltung wird fic die ganze Sache 
billiger und aud für das Bublikum praktijcher geftalten, 
wenn der ganze Bahnhof Düffeldorf untertunnelt wird, 
jodaß man von allen Seiten an die Schalter an ber 
Weſtſeite herankommen kann. 

Meine Herren, ich will mich für heute auf dieſe 
beiden Punkte beſchränken. Ich hoffe aber, wie gejagt, 
daß nunmehr, nachdem Düffeldorf gezeigt hat, welchen 
Faktor e8 für die Staatöfinanzen bildet, namentlich wenn 
eine Ausftellung dort ift, ein günftigerer Boden für Ge- 
währung diefer Wünfche vorhanden Tin wird als bisher. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
ift nicht weiter gewünſcht; ich jchließe die Beſprechung. 
Widerſpruch ift nicht Her Tit. 66 ift Ho 

Ich eröffne die Beiprehung des Tit. 67, — 
0 —%0, —-1,—- 2, -B — U — 1, — 
16, — 77, — 78, — 719 — und 80; — fehliehe die Be- 
fpredjung. Auch iefe Titel find bewilligt. 

Ich eröffne die Beſprechung des Tit. 81. Das Wort 
hat der Abgeordnete Windler. 


Windler, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
mic; zum Worte gemeldet mit bezug auf bie Bofition 
Nr 90 des vorliegenden ——— Es ſteht ja 
dort eine verhältnismäßig kleine Ausgabe von 200 000 AM; 
aber die erite Rate, die wir bewilligen follen, leitet ein 
erhebliches Bauunternehmen ein, das im ganzen 2'/, Mil» 
lionen beanfpruchen wird. Es Soll damit der Anfang 
emacht werben, die überaus mangelhaften Zuftände der 
Faimanlacın in Zeig zu verbeflern, und ich kann ala 
Bertreter des Wahlkreifes nur dem Herrn Minifter 
meinen Dank dafür ausfprechen, daß bamit endlich jegt 
ein lang gehegter Wunſch in Erfüllung geben joll. 

Wie aus der Begründung der Etatspofition hervor- 
eht, ift der Verkehr in Zeig ganz außerordentlich groß. 
dein in dem 1Ojährigen Zeitraum von 1887 bis 1897 
Die Zuftände auf dem 








, 


bat er fich mehr al& verdoppelt. 
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Bahnhof find tatjächlich ganz unhaltbar. Es ift nament- 
lich auch mit befonderer freude zu begrüßen, daß ber 
neue Rangierbahnhof ausgeftattet werden foll mit ent- 
iprechenden Freiladeanlagen, welche dem fehr erheblichen 
Güterverkehr zu gute kommen werden. Aber man hat 
nun den dringenden Wunſch in Zeig, daß diejes Unter- 
nehmen nur den Anfang einer allgemeinen Berbefferung 
bilden möchte. 

Wie ich im vorigen Jahre in der Budgetlommilfion 
bervorhob, als wir über den Bahnhof —— berieten 
und uns die außerordentliche Gefährlichkeit der Homburger 
8—* geſchildert wurde, ſind die Zuſtände auf dem 

erſonenbahnhof in Zeitz ſo gefährlich, daß auch dort 
eine Abänderung dringend erwünſcht iſt. Nun erkenne 
id) dankbar an, daß gerade das jetzt vorgeſchlagene Bau- 
unternehmen die Möglichkeit eröffnet, ne ben Perjonen- 
bahnhof einem Umbau zu unterziehen. Denn es wird 
das Gelände, das jegt von Ladegleien beaniprucht wird, 
frei und kann zu einer Vergrößerung des Bahnhofs hin- 
zugezogen werden. 

Meine Bitte geht alio dahin, daß die Königliche 
Stantöregierung, wenn diefer neue Rangierbahnhof fertig 
fein wird, möglichft im unmittelbaren Anſchluß daran 
auch an einen zeitgemäßen Umbau des Perjonenbahnhofs 
herangehen möchte, und ich würbe dankbar jein, wenn nad) 
diejer Richtung hin mir eine entgegentommende Antwort 
gegeben werden Eönnte. 

Nun aber habe ich noch eine andere frage bei dieſer 
Gelegenheit zur Sprache zu bringen. Neben den nen 
ejlen des Verkehrs jpricht hier eine Frage der Pietät 
ganz außerordentlich mit. Durch das Unternehmen, zu 
dem wir jegt mit der Bewilligung der erften Rate uniere 
Zuftimmung erklären, wird ein nicht unerheblicher Teil 
des Tiergartens bei Zeig in Anſpruch genommen, wird 
der Tiergarten an der einen Seite verkleinert werden 
müſſen. An dieſen Tiergarten knüpfen fi) aber ganz 
befonders pietätvolle Erinnerungen. Er ijt ein Erholungs 
aufenthalt für die Einwohnerſchaft von Be auf den fie 
außerordentlich ftolz ift, und fie ift auf diefen Schmud 
und diefe Quelle der Geſundheit befonders deshalb ftolz, 
weil fie feine bisherige Erhaltung verdankt dem perjün- 
lichen Eingreifen zweier Könige von Preußen. Diejer 
felbe Tiergarten, der vormals herzogliche Tiergarten, in 
dem ein Gedenkſtein an eine vormalige Herzogin aus dem 
Hohenzollernftamme erinnert, dieſer Tiergarten, welcher 
zu —— Zeit unverkürzt erhalten wurde, follte, 
als Preußen in den Beſitz des Landes gekommen war, 
gelegentlich fiskaliſchen Rückſichten zuliebe verkleinert 
werden; aber der erfte preußiiche Lanbesherr, König 
Friedrich Wilhelm III., hat auf Bitten der Einwohner 
von Zeitz diefen fiskalifchen Wünfchen einen Riegel vor- 
geichoben und damit auf Yahrzehnte hinaus den Tier- 
— in feinem Beſtande geſichert. Die fiskaliſchen 

ückſichten wurden jedoch mit der Zeit wieder lebendig, 
und da iſt es König Wilhelm J. geweſen, welcher kurze 
Zeit ung Demi Thronbefteigung freundlich eine Deputation 
Beier ürger empfangen hat, die um die Erhaltung 
des Tiergartens in feinem jeßigen Beftande bat, und 
ihnen dies augefichent hat. 

Diefes Eingreifen zweier Könige hat den Ein- 
wohnern von Zeig den Tiergarten befonders lieb und 
wert gemacht. yet wird nun ein nicht unerheblicher Teil 
bes Tiergartend dem Bau des neuen Nangierbahnhofes 
um Opfer fallen müjfen, und da ift num der dringende 

unſch in Beit vorhanden, daß das, was auf der einen 
Seite genommen werden muß aus Rüdfichten des Ber: 
fehrs, auf der anderen Seite zugelegt werben möchte, 
und zwar umfomehr, als bie Möglichkeit dazu vorhanden 
ift. So viel mir befannt ift, finden * den ver⸗ 
ſchiedenen fiskaliſchen Stationen keine Verrechnungen ſtatt, 
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[Winckler, Abgeordneter] 
wenn Grundftüfe des einen Fiskus von einem anderen 
Fiskus gebraucht werden. nehme an, daß auch hier 
das entiprechende forftfisfaliiche Gelände dem Eifenbahn- 
fistus überantwortet worden ift. ch hoffe nun aber 
daß bei den Verhandlungen mit dem Forſtfiskus aud) 
diejer Eigenart des Zeiger Tiergartens und diejen pietät- 
vollen Erinnerungen, die an ihm hängen, Rechnung ge 
tragen ift. Wenn einfach das Terrain unentgeltlich von 
dem einen Fiskus an den andern überwiejen wird, dann 
würde auf feiten der Eifenbahnverwaltung ja bier ein 
erhebliches fiskalifches Geſchäft vorliegen, indem der Eijen- 
bahnfiskus den ganzen Bau fehr viel billiger machen kann, 
ald wenn das —— in Privatbeſitz wäre und er es 
zu kaufen genötigt wäre. Wenn nun ſchon in früheren 
Zeiten ausdrücklich beſtimmt worden iſt, und zwar von 
der Allerhöchſten Stelle aus, daß aus fiskaliſchen Rüd- 
fihten der Tiergarten nicht verkleinert werden joll, jo ift 
der Wunf ertlärlich und gerechtfertigt, daß, wenn das 
dringende Bedürfnis des Verkehrs es notwendig macht, an 
einer Seite ihn zu verkleinern, er an der anderen Seite 
entiprechend vergrößert werden müßte. Und wie gejagt, 
liegt die Möglichkeit dazu vor, da forjtfiskaliiche Ländereien, 
die jet im Wege der Verpachtung benugt werben, uns 
mittelbar an den Tiergarten grenzen. {ch möchte aljo 
die Frage an den Herrn Minijter richten, ob bei den 
Berhandlungen mit der Forftverwaltung auf dieſe be» 
jondere Eigenart des Zeiger Tiergartens Rückſicht ge 
nommen ijt, und ob die Einmwohnerihaft von Zeig ſich 
dem Vertrauen hingeben darf, daß in demſelben Sinne, 
in welchem zweimal bei früheren Gelegenheiten entjchieden 
worden ift, dieſe Frage auch jest behandelt werben wird. 


Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
Regierungstommiffar hat das Wort. 
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Schroeder, Minifterialdirektor, Wirkliher Geh. Rat, 
Regierungstommiffar; Meine Herren, der Herr Ab— 
geordnete Windler hat fchon in feiner Rede ausgeführt, 
daß die Herftellung eines neuen Rangier- und Freilade— 
bahnhofs für den Bahnhof Zeitz außerordentlich note 
wendig und unaufichiebbar war. Als das Projekt be» 
arbeitet wurde, ift ed zunädjt vermieden worden, den 
Tiergarten in Beit in Anſpruch zu nehmen. Es hat fich 
aber herausgeitellt, daß es auf andere Weife nicht möglich 
war, eine praktiſche und ausreichende Anlage zu (haften 
Anfolgedefjen Hat fi die Eijenbahnverwaltung, der 
befannt war, daß der Tiergarten in feinem Zuſtande er- 
halten werden jollte, an die Forftverwaltung gewandt, 
und bie Forftverwaltung Hat dann den Antrag an 
Seine Majeftät den König geftellt und gebeten, einen 
Zeil, etwa 10 ha, an die Eifenbahnverwaltung für den 
Bahnhofsbau abzutreten. Diejer Antrag ift von 
Seiner Majeftät genehmigt worben, und infolgebeflen hat 
die Eifenbahnverwaltung das nötige Land in die Hand 
befommen. Ob nun bie Forjtverwaltung beabfidhtigt, den 
Tiergarten auf der anderen Seite zu vergrößern, das 
wiffen wir nicht; es iſt auch nicht Aufgabe der Eijen- 
bahnverwaltung, in diejer Beziehung irgend etwas zu tun, 
fondern das würde Sache der Forjtverwaltung fein. 

Was nun die Frage des Herrn Abgeordneten angeht, 
ob man ber —— des Rangier- und Freilade⸗ 
bahnhofs auch eine Verbeſſerung des Perſonenbahnhofes 
nunmehr folgen laſſen würde, jo kann ich fie bejahen. 
Es ift jchon in den Erläuterungen ausgeführt worden, 
daß das jetzige —— das jetzt für alle Zwecke 
benutzt werden muß, nicht ausreicht, um die Anlagen für 
den Berfonenverfehr und den Stüdgutverkehr, die jetzt 

Berdandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 
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auf dem Ban find, angemeffen zu erweitern; fobald 
der neue Bahnhof fertig fein wird, wird Play vorhanden 
fein, um in dieſer Be a, Berbefjerungen A dem 
Berjonenbahnhofe —— ren. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünfcht, — ich fchließe die Befprechung; 
Tit. 81 ift bewilligt. 

Ich eröffne die — über Tit. 82, — 83, — 
84, — 85, — 86, — 87, — 88, — 89 — und 9, — 
fchließe die Beiprechungen; ein Widerſpruch ift nicht er» 
hoben, — die verlefenen Titel find vom Haufe bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprechung des Tit. 91. Das Wort 
hat der Abgeordnete Weftermann. 


Weftermann, Abgeordneter: Meine Herren, aud) 
in diefem Jahre bin ich genötigt, an die Königliche 
Staatsregierung die Anfrage zu ftellen, wie es mit dem 
Umbau mehrerer Bahnhöfe im rheinijch-weitfäliichen 
Induſtriebezirke fteht. Bereits im vorigen Jahre habe 
ich angefragt, wann endlich in Angriff genommen werden 
jolle der Umbau der Bahnhöfe Doritfeld, Lütgendortmund 
und Langendreer und au der Bahnhof Herne. Mir ift 
damals gefagt worden, die Notwendigkeit und jogar bie 
Dringlickeit des Umbaues würde anerfannt; bis jet 
aber habe ich nicht gehört, daß die Angelegenheit einen 
Schritt weiter gefommen ift. 

Es muß ja anerfannt werden, daß in den legten 
fünf Jahren im Ausbau und Umbau von Bahnhöfen im 
rheinitch-wejtfäliichen Induſtriebezirk vieles geichehen ift. 
Über es find arge ae rer vorhanden, die nocd ber 
Befeitigung harren und die recht bald befeitigt werden 
müßten. Sie find dadurch entftanden, dab man bie 
Dinge jahrelang hat laufen laſſen, und daß nicht die 
—— eines weitausſchauenden Geſchäftmannes geübt 
worden iſt, und rechtzeitig Terrains erworben hat, um 
bei dem ſich erweiternden Verkehr auch die Bahn— 
höfe entſprechend ausdehnen zu können. Iert iſt 
allerdings die Erweiterung dieſer Bahnhöfe mit 
außerordentlich großen Koſten verbunden, und wenn 
dieſe Koſten aus den Betriebserträgen gedeckt werden 
ſollen, dann, glaube ich, können wir noch lange warten. 
Ich meine, der Unmut darüber, daß fich der Ausbau fo 
vieler Bahnhöfe unferes Bezirks jo lange hinzieht, ift 
wohl bereditigt. Bereits im vorigen Jahre führte id, aus, 
wie die Dinge bezüglich des Umbaues der von mir zuerſt 

enannten Bahnhöfe eg Lütgendortmund und 
angendreer liegen. Ich babe damals auch gefagt, daß 
der Landkreis Dortmund F die Hinzögerung außer 
ordentlich geichädigt worden jei. Der Landkreis Dort- 
mund hatte mit einer leiftungsfähigen Straßenbahn. 
ejellichaft ofen, und dieſer Bertrag bradjte die 

öglichkeit der Verſorgung des ganzen Landfreijes mit 
Straßenbahnen. Für einen Teil bes Sreifes, für den 
—— wurden die Bauprojekte ausgelegt zur landes- 
polizeilichen Prüfung, dabei erhob die Gifenbahn- 
verwaltung Einſpruch, weil auch ein ug} in Frage kam, 
der bei dem bevorftehenden Umbau des Bahnhofs Dorit« 
feld zur Verlegung kommen follte. Der Vertrag wurde 
dadurch hinfällig. Seitdem find nun zwei Jahre ver- 
floffen, ohne daß die Inangriffnahme des Bahnhofs- 
umbaues erfolgt fei, und auch der gegenwärtige Etat 
enthält wieder feine Rate für diefen Umbau besjelben. 
Da erhebt fich doch die Frage bei den Intereſſenten, ob 
die Eifenbahnverwaltung wirklich berechtigt war, einen 
Einfpruch zu ge bei einem Wege, der ein Öffentlicher 
Gemeindeweg ift, da berjelbe nur den Zwed hatte, die 
Eifenbahnverwaltung vor zufünftigen Mehrausgaben zu 
ſchützen. meine, wenn die Eiſenbahnverwaltung nicht 
in allernächſter Zeit den Umbau des — — 
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(Beftermann, Abgeorbneter] 
wollte und konnte, war fie zu einem ſolchen Einſpruch 
nicht berechtigt. Sie hätte zulaffen müflen, daß bie 
Straßenbahn angelegt wurde, und es wäre ihre Sade 
geweien, jpäter die Umlegung des Straßenbahngleijes 
auf ihre Koſten zu bejorgen. 
nlide Gründe müfjen wohl aud bei der Eijen- 
bahnverwaltung maßgebend geweſen fein bei der Ber: 
fagung von Niveaufreuzungen der Staatsbahn in dem 
bezeichneten Bezirke, wenigjten® hat man feine andere 
Erklärung dafür. Es ijt nämlich einer Straßenbahn- 
—“ die Niveaukreuzung der früheren rheiniſchen 
iſenbahn verſagt worden in der Nähe des Bahnhofs 
Lütgendortmund. Infolgedeſſen hat der Endpunkt un— 
gefähr 300 m vom Bahnhof ab gelegt werden müſſen, 
zum Schaden der betroffenen M zeit en Straßenbahn 
und der auf die Straßenbahn angewiejenen Intereſſenten. 
Aber in der Stadt Dortmund, in einem dicht bebauten 
Bezirk, ift die Sereuzung diefer jelben Staatsbahnitrede 
einer anderen Straßenbahngeiellihaft geftattet worden. 

Ahnlich wie im Dortmunder Bezirk liegen aud) die 
Berhältniffe beim Bahnhof Herne. Dort beiteht ber 
roße Übelftand, daß bie Gebäude auf dem Bahnhof 
Fin ganz unzureichend find und in der Nähe des Bahn- 
hofs eine Niveaufreuzung für eine Straße befteht, die 
den Fuhrverkehr für eine dichte Bevölkerung von 160 
bis 170000 Einwohnern übernehmen muß, und biefe 
Straßenüberführung nad) vielfachen FFeititellungen in der 
Stunde 41 Minuten gejperrt wird. Es ift von Herm 
Kollegen Edert hingewieſen worden auf die Sperrung 
einer anderen Niveaufreuzung in der Nähe von Potsdam, 
biefe Sperrung joll ungefähr 4 bis 4'/, Stunden am 
Tage ausmahen. In Herne beträgt die Sperrung aber 
des ganzen Tages, 

Einige Zahlen erläutern am beiten die Bedeutung 
des Bahnhofs Herne. Sn dem Jahre 1901/02 wurde 
derjelbe in folgender Weife in AUnfpruch genommen. Es 
find 441596 Perſonen dort abgefertigt. Angekommen 
find 12585 t Eil- und Stüdgut, 214045 t in Wagen- 
ladung; abgegangen find 2102197 t in Wagenladungen. 
Die Einnahmen aus dem Güterverkehr allein betragen 
in dieſer Zeit 1944855 AM. ch meine, ein fo treuer 
Gehülfe, der fo viel in den Sädel der Staatsbahnver- 
waltung jährlich hineinbringt, verdiente doc fchließlich 
wohl, er befreit wird von dem alten leide, aus 
dem er —— herausgewachſen iſt, und daß ihm ein 
den modernen erhältniffen angepaßtes Gewand ge= 











die Berhältniffe auch beim Bahnhof Wanne außerordentlich 
ungänftig. In Wanne find zwei Nivennüberführungen. 
Diefe Niveauüberführungen haben je 4 Gleife und die 
eine Überführung fogar noch eine Weiche. Früher waren 
drei Straßenniveaufreuzungen vorhanden; die eine wurde, 
wenn ich nicht irre, 1899 bejeitigt, dabei ftellte die Eijen- 
bahnverwaltung in fichere Ausſicht auch die baldige Be- 
feitigung der anderen Nivenuübergänge. Bisher ift nichts 
geihehen, trogdem bie betreffenden Behörden, insbejondere 
auch ber Kreislandrat, ſehr oft auf die Notwendigkeit 
und Dringlichkeit der Bornahme diefer Arbeiten hinge- 
wiejen haben. 

Diefe Nivenuübergänge find nad Feſtſtellungen, die 
vor Page Zeit man worden find, benußgt worden von 
8 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends von 21 128 Berjonen 
und 1049 Fuhrwerken. ch meine, daß ift eine außer: 
ordentlich ſiarke Jnanſpruchnahme, und wenn dort nicht 
mehr Unfälle pajlieren, muß man das als ein reines 
Wunder betrachten. Ich bin mir ja allerdings voll- 


d. 
st der Nivenuübergänge von Straßen nr 


- feit Jahren anerkannt wird, jo bleibt fein anderer 


fommen bewußt, nicht alle Ansprüche, die feitens der 
Interefjenten an die Eifenbahnverwaltung gejtellt werden, 
önnen Berüdfichtigung finden; manche Hünfehe halten 
nicht ftand bei der objektiven Prüfung. Aber ich glaube, 
die Unzuträglidfeiten, die ich hier erörtert habe, liegen 
klar Ai tage — und ba die Dringlichkeit zur Bejeitigung 
der Mißſtände auch feitens der Eijenbahnverwaltun (den 
rum 
für die Dinauszögerung dev Bauten übrig, als ber 
Mangel an Geldmitteln. 

enn nun aber jo außerordentliche Berhältniffe wie 
bier vorliegen, dann jollte man diefelben doch nicht länger 
und fogar viele Fahre hindurch beitehen laffen, weil aus 
den laufenden Berriebseinnahmen des Eijenbahnbetriebes 
die Ausgaben nicht zu beitreiten find. Ich halte dafür, 
es iſt volllommen gerechtfertigt, biefe Aufwendungen 
durch Anleihe zu beihaffen; es handelt fich-ja in dieſem 
Falle gar nit um die Erneuerung von Einrichtungen 
des laufenden Betriebes. Es handelt fih um Anlagen, 
die eine weientliche Erweiterung des Betriebes herbei- 
führen; deshalb erjcheint mir die Anleihe unbedingt zu- 
läſſig. Jedenfalls ijt aber in der ganzen Bevölferun 
meiner Gegend der dringende Wunſch rege, doch endlid 
einmal aus diefen ungünftigen Bahnverhältnifien heraus- 
zufommen; und ich möchte daher den Herrn Eijenbahn- 
minifter dringend bitten, gerade für diefen Bezirk doch 
das Erforderliche zu tun, weil er doch derjenige ift, der 
die meiften Einnahmen der Kaffe der Staatseifenbahn- 
verwaltung zuführt. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünfcht; ich jchließe die Beiprehung. 
Tit. 91 ift von dem Haufe bewilligt. 

Ich eröffne die eipregung ber Tit. 92, — 9, — 
94, — 9, —— 96, —— 7, — 98, — 99, — 100, — 
101, — 102, — 108, — 104, — 105, — 108, — 
107, — 108, — 109, — 110, — und 111; — ſchließe 
diefe Beiprehungen und ftelle feit, daß die verlejenen 
Titel bewilligt find. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 112. Das 
Wort hat der Herr Miniſter. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Der Um: 
bau der Bahnhöfe im Regierungsbezirk Eſſen ift eine der 
ichwierigiten Aufgaben, die die Eijenbahnverwaltung zu 
löfen hat. Welden Umfang diefer Umbau einnimmt, 
mögen Sie erjehen daraus, daß für Ergänzungen und 
Umbauten auf diefen Bahnhöfen in den Etatsjahren 
1897/98 bis 1901 nicht weniger ala 88 480000 M zur 
Berfügung gejtellt worden find. 

enn der Herr Abgeordnete Weltermann ausgeführt 
hat, daß der Bahnhof Herne ausgebaut werden müßte, 
jtimme ich ihm voll zu. Ich habe den Bahnhof mir an 
Ort und Stelle angejehen und glaube auch, daß die Zu- 
ftände auf die Dauer unbaltbar find. Aber der Herr 
Abgeordnete mag doch ermeſſen, daß wir in unmittelbarer 
Nahbarichaft folgende Ba nhöfe ichon umbauen: Dort- 
mund, Wanne, Gelſenkirchen, Aiteneffen, Bergeborbed. 
Wir find nun gar nicht in der Lage, wenn wir einen 
ordnungsgemäßen Betrieb aufrecht erhalten wollen, felbit 
wenn genügende Geldmittel vorhanden wären, alle Bahn. 
höfe gleichzeitig umzubauen, Es würde gar nicht möglich 
jein, diefen außerordentlich ſchwierigen und umfangreichen 
Betrieb aufrecht zu erhalten, wenn wir an allen diejen 
Bahnen gleichzeitig die Gleiſe aufreißen und uns dadurch 
erhebliche Schwierigkeiten verurſachen. Aber ich kann die 
—— geben, daß die Staatseiſenbahnverwaltung 
emüht fein wird, auch den Bahnhof Herne in Angriff zu 
nehmen, jobald der Betrieb es zuläßt und die Geldmittel 
dazu vorhanden find. 


— 
[Sifenbapmtar] 


Präfident v. Mröcher: Die Beſprechung ift ger 
alien; der Titel felbft ift nicht angegriffen, er ift be» 
willigt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 113. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr Göſchen. 


Dr Göfchen, Abgeordneter: Meine Herren, außer 
den Bauten, die im ordinarium für den Bezirk 
Frankfurt ausgeworfen find, ericheint mir nach den Mit- 
teilungen, die mir gemacht wurden, von außerordentlicher 
Bedeutung, daß vorangegangen werde ınit dem lang» 
ee Umbau des Frankfurter DOftbahnhofs. Die 
Sache jchwebt ſeit 4 Jahren. Es war bereits ein Projekt 
ausgearbeitet worben; diejes erſte Projekt wurde nament- 
li) vom Standpunkt der zu großen Koften nicht gebilligt, 
wenn ich recht berichtet bin. Es wurde ein ganz neues 
Projekt ausgearbeitet, und es ift mir gefagt, daß dieſes 
neue Projekt jegt dem Herrn Minifter zur Prüfung vor 
liege. 

Die Sache fchwebt, wie gefagt, ichon 4 Jahre. Ob 
noch andere Intereſſen, nod; andere Umſtände vorhanden 
find, die eine Fertigitellung des Plans und den Beginn 
des Umbaus verzögert haben, ift mir nicht befannt. Ich 
bin an und für ' überzeunt, daß die Verwaltung jelbit 
das höchſte und deingenbite Intereſſe daran hat, die un— 
haltbaren Zuftände auf dem Oftbahnhof Frankfurt zu 
bejeitigen und einen großen verfehrsfähigen Bahnhof her— 
uftellen. 

i Aber es find auch erhebliche ſchützenswerte Privat» 
interefjen im Spiele, die durch die Fortdauer des jetzigen 
Zuftandes gefährdet werben. Das Terrain, das für den 
zutünftigen Bahnhof und feine Gleisanlagen in Anſpruch 
genommen werben wird, ift jett Baugelände, und mir ift 
ein Fall mitgeteilt, in dem den Eigentümern joldien Baus 
geländes ſchon 1898 die polizeiliche Bauerlaubnis erteilt 
worden war, fobaß fie im Frühjahr 1899 mit dem Bau 
der Miet- und Wohnhäufer, die fie anzulegen beabfichtigten, 
vorgingen. Als das Mauerwerk aus der Erde war, be» 
famen fie von der Direktion in Frankfurt die Mitteilung, 
eö falle das Terrain in den Hünftigen neuen Bahnhof; 
fie würden darauf aufmerffam gemacht, daß, wenn fie 
weiter bauten, fie risfierten, im Hinblid auf $ 13 des 
Enteignungsgefepes des Anspruchs auf Entihädigung für 
biefe Bauten verluftig zu gehen. Die Betroffenen 
waren anderer Anſicht; fie glaubten, da fie ſchon vorher 
die Abficht gehabt hätten zu bauen, vorher den Bau be- 
onnen hätten, daß der $ 13 nicht in Anwendung kommen 
Önne, Es wurde ihnen aber eröffnet auf der Direftion 
— allerdings privatim und umverbindlih — es jei mit 
Sicherheit darauf zu reinen, daß mit der Enteignung 
im Sabre 1900, d. b. im hre nachher vorgegangen 
werden würde. Darauf unterliegen fie es, weiter zu 
bauen, liegen die Fundamente der Gebäude im ruinen- 
haften Zuftande liegen; fie find dabei auch von dem Ge— 
fichtspuntte ausgegangen, unter allen Umftänden dem 
Fiskus bei der Enteignung keine unnötigen often machen 
zu wollen. Nun erfolgte die Enteignung aber nicht 1900, 
auch nicht im folgenden Jahre, und jegt it die Sachlage 
bie, daß das neue Projekt noch immer dem Herm Minifter 
ur —— vorliegt, und wir nicht wiſſen, wann die 
Sache wird zur Verabſchiedung gelangen können. 

—— haben die Bauunternehmer, von denen 
ich ſprach, bereits vier Yin die Zinfen aus den Miets- 
bäufern entbehrt, die fie hatten bauen wollen, und bie 
im Herbſt 1899 hätten bezogen werden fünnen. Es ift 
das eine große Härte für die Leute, die in der Zuperficht, 
im Jahre 1900 enteignet zu werden, den Bau untere 
lafjen haben, nun aber ihre berechtigter und erhofften 
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Binfen verloren haben. Die Direktion in Frankfurt a. M. 
hat mir erklärt, man ſei ja gern bereit, jetzt mit ber 
Enteignung oder dem freihändigen Erwerb des Geländes 
vorzugehen, das in den neuen Bahnhof fällt; aber, wie 
gejagt, das Projekt liege dem Herrn Minifter vor, und 
man f£önne barüber ohne Genehmigung der höheren 
Inſtanz nicht age 

} möchte aljo recht ſehr die Beichleunigung des 
Projektes dem Herrn Minifter ans Herz legen und bie 
Bitte ftellen, e8 möge mir heute gefagt werden, wann 
ed wohl zu einem Fortichreiten ommt, jowohl im 
en Antereffe der Eigentümer wie im öffentlichen 

nterefje. 

Da ih das Wort habe, darf ich gleich zu einem 
Titel kommen, der unter anderer Nummer fteht, 120, 
nämlich zum Homburger Bahnhof. Einer der konfer- 
vativen Herren Redner hat neulich auf die Berhandlungen 
im vorigen Jahre zurüdgegriffen und darauf hingewieten, 
daß aus ben damals — Bedenken ſehr Gutes 
entſtanden ſei. Ich kann nicht umhin, im Hinblick auf 
den Erfolg, und angeſichts deſſen, was nun als Projekt 
vorliegt, diefen Worten beizupflichten. Das jegige Pro- 
jeft iſt nicht nur erheblich billiger, fondern aud für den 
Verkehr im allgemeinen, und Ar den Berfehr von und 
nad) der Stadt Homburg außerordentlich viel praftifcher 
ausgefallen, ala das vorjährige Projekt, und ich ertenne 
danfbar an, daß die Staatsregierung fi hat davon 
überzeugen laffen, daß die damals von Homburg ge: 
—— hohen Beiträge weder dem Intereſſe noch den 

itteln Homburgs Er Ben und daß das, was bie 
Stadt jept beizutragen bat durch Barleiftung und Her- 
ftellung von Straßen, ſchon eine jehr wii Leiftung 
ift. Ich Freue mich ganz außerordentlich, daß wir nun 
Zuftänden entgegengehen, die die Gefährlichkeiten der 
jegigen Lage des Bahnhofes befeitigen, und die es nicht 
mehr befürchten laffen, daß bei ungünftigen Witterungs- 
verhältniffen die Züge in Homburg in die gewaltige 
Schupböihung der Luifenftraße hineinfahren. Wenn 
aber erft der Bahnhof fertiggeftellt fein wird, dann 
wird fi auf der Durchgangsitrede nad Friedberg ber 
Berkehr vollends jo entwideln, wie es ber Bedeutung 
ber Linie Franffurt-Homburg-Friedberg entipridt. Hier 
möchte ich num mein Bedauern darüber ausfpredhen — 
das fich anichließt an die Anführungen des Kollegen 
Eckels, die er neulich prinzipiell zu ber Frage der Neben» 
bahnen gemacht hat — mein Bedenken dagegen, daß bie 
Linie Homburg-Friebberg nicht gleich als Vollbahn gebaut 
worden ilt. Ri möchte daran die Bitte fchließen, daß 
man mit der Berftärfung bed Unterbaues nicht ftüd- 
weiſe, flidweife vorgehen, fondern fo bald wie möglich 
diefe Strede als Vollbahn auch für Schnellzüge befahr- 
bar herftellen möge. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Defer. 


Defer, Abgeordneter: Meine Herren, ih bin dem 
Herrn Vorredner dankbar dafür, daß er die Frage bes 
Frankfurter Oſtbahnhofs hier zur Erörterung ge- 
ftellt hat. Sch kann aus meiner eigenen Senntnis der 
Tatſachen die Gründe, die er vorgebracht hat, nur unter- 
ftreichen und verftärken. Es liegen in der Tat öffent- 
liche und private Intereſſen von großem Gewicht 
vor, die für eine Beſchleunigung bdiejes ſeit Jahren 
in Bearbeitung befindlichen Projektes ſprechen. Wir find 
in ber ganzen Entwidlung bes Frankfurter Oftendes 
ehemmt dadurch, daß wir nicht willen, wie und wo ber 

ahnhof umgebaut und errichtet werden foll. Bon ber 
Strombauverwaltung werden wir gedrängt, einen neuen 
Hafen, einen Ofthafen anzulegen, weil ” een 
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IOeſer, Abgeordneter] 
u Hein ift und dem Verkehr nicht mehr genügt. Die 
iſenbahnverwaltung gr aber ihrerjeits nicht vorwärts 
mit dem Projeft des Oftbahnhofes, und wir fünnen den 
einen Bau ohne den andern nicht projektieren, weil fie 
mit einander in Zuſammenhang ftehen müflen. Man 
fann den Hafen nicht bauen, wenn man nicht weiß, 
wohin der Bahnhof gelegt werden joll. 

Wir find auch weiterhin dadurch behemmt: wir 
brauchen eine neue Brüde zur Erleichterung des Ver— 
kehrs mit dem aufftrebenden Offenbach, und wir fünnen 
die Brüde, die bei Oberrad zu liegen fommen joll, eben- 
falls nicht bauen, bevor wir nicht wiffen, wo der Oftbahn- 
hof hinkommt. 

Ebenfo ift es vollftändig zutreffend, was der Herr 
Vorredner bereit hervorgehoben hat, daß die bauliche 
Entwidlung des geiamten Oſtens behindert| wird 
durch die — dieſes Projektes. Wir haben hier 








im vorigen Sahre unter großen Schwierigkeiten ein 
Spezialgefeß für Frankfurt fertig gemacht, um Bau- 
gelände erichließen zu können. Im Often ift Baugelände 
noch mehr vorhanden als anderwärts; dieſes Baugelände 
kann aber nicht aufgefchloffen werden wiederum deshalb 
nicht, weil wir nicht wiſſen, wohin der Bahnhof 
gelegt wird. 

Außerdem ift zu betonen, daß ber bauliche Zuſtand 
diefes Bahnhofes dem Berfehr nicht mehr entiprict. 
Wer feiner Zeit die — Bahnhöfe geſehen hat, 
wird ungefähr ein Bild von dem Frankfurter Oſtbahnhof 
befommen, und wenn ich auch nicht beftreiten will, daß 
der Homburger Bahnhofsumbau notwendig ift, jo glaube 
ich doch, daß der Umbau des Frankfurter Oſtbahnhofes 
mindeftens ebenjo notwendig wie ber Homburger ift. 

Wir brauchen diefen Bahnhof auch, um andere Linien 
entlaften zu können. Insbeſondere möchte ich auf das 
Eijenbahnunglüd bei Mülheim hinweiſen, wobei erwieſen 
wurde, daß die Strede Hanau-Offenbadh ganz bejonders 
überlaftet if. Haben wir den Oftbahnhof umgebaut und 
fönnen wir einen Zeil des a. mwenigftens in ben 
Oftbahnhof einmünden laffen, fo find diefe Streden eben- 
falls entlajtet. 

Ich möchte auch auf die wirtichnftliche Geite der 
Frage hinweiſen. Wir haben in Frankfurt den Wett: 
bewerb zu beftehen mit nicht-preußifchen — 
Frankfurt iſt bekanntlich nach einem Worte Miquels der 
öftlichfte Rheinhafen, weil wir direkten Verkehr mit dem 
Rhein befigen. Wir konkurrieren vor allen Dingen mit 
Mannheim und mit Mainz. Für beide Städte wird 
von ben Megierungen außerordentlich viel getan. In 
Mainz wird der Bahnhof umgebaut mit einem Stoften- 
aufwand, ſoviel ich weiß, von 2 Millionen, in Mannheim 
ift bie Badiſche Eifenbahnverwaltung mit einer außer 
ordentlichen Sorgfalt und mit großer Sachkunde bemüht, 
ben fehr wichtigen Verkehr diejes Plages zu heben und 
zu fördern in Er Richtung, nicht nur durch Ausgeftal- 
tung der Tarife, jondern auch durch Ausbildung der 
BVerkehrsanlagen. Eben I wird in en ein 
ganz moderner Güterbahnhof geichaffen. Um diejen Wett- 

ewerb beftehen zu können, find wir auf den Ausbau 
bes Oftbahnhofs angewieſen, der auch dadurch eine ver- 
mehrte Bedeutung bekommen hat, daß die Eifenbahn- 
verwaltung dur die Umrehnung der Gütertarife 
der Zentralijation, die bisher in —** maßgebend 
war, eine Ende gemacht hat und den Verkehr wieder auf 
die verſchiedenen Einzelbahnhöfe zu verteilen verſucht hat. 

Ich möchte deshalb auch meinerfeits an die —8 
bahnverwaltung die Bitte um Entgegenkommen in dieſer 
Angelegenheit richten und den dringenden Wunſch aus— 
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jprechen, daß nunmehr eine Bejhleunigung eintritt, 
damit wir unterrichtet werben über den Play des Bahn- 
hofes, und welche Geftalt er annehmen foll. 

Außerdem möchte ich bei diefer Gelegenheit an die 
Eifenbahnverwaltung aud die Bitte richten, bei Errich— 
tung des neuen Direktionsgebäudes in Frankfurt auf die 
pntereffen der Pächter und Mieter Nüdficht zu 
nehmen, die jet auf dem fisfalifchen Gelände angefiedelt 
find. Im vorigen Jahre hat mein Kollege Fund eine 
Reihe von Beichwerden geltend gemacht über den Fis— 
falismus ber Eijenbahndirektion Frankfurt a, M., der in 
einer folofjalen Steigerung der Mieten zum Ausdruck 
gelangt ift. Kerr Kollege Fund hat dafür eine Reihe 
inftruftiver Beilpiele gegeben. Die Direktion hat feiner 
zeit die Spebditeure nad dem Hauptbahnhof gewünscht; 
es würde die Anfiedlung dort erleichtert durch billige 
Mieten. Man bat damals nur 11 # pro Quadratmeter 
abverlangt, aber dieſe Mieten find dann in verhältnis- 
mäßig raichem Tempo geftiegen, und zwar in den lekten 
Jahren ganz abnorm. 1899 war die Miete im juli 
36 # pro Quadratmeter, im Dftober 50 #%, 1901 
wurde fie auf 1.4 pro Quadratmeter geftellt, glei 
nadhher auf 2 A für bebaute und auf 4 AM. für unbe 
baute Gelände. In einem anderen Falle, wo es fi um 
den Sachſenhauſener Bahnhof handelt, hat ein Geichäfts- 
mann für Seller und Lagerhalle 225,50 A Miete bezahlt; 
er wurde plöglich in die Höhe geſchraubt auf nicht weniger 
als 887 4 — alfo eine Gteigerung um nahezu 
400 %. Es war damals von der Handelsfanımer mit- 
geteilt worden, daß von der Direktion beim Minifter an- 
gefragt werden jollte, ob die Mieten nicht ermäßigt 
werden könnten. Der Herr Minifter v. Thielen hat uns 
damals privatim mitgeteilt, eine derartige Anfrage wäre 
niht an ihn geftellt worden, man möge aber das Ma- 
terial an ihn einjenden. Das ift gejchehen; aber leider 
ift eine Ermäßigung der Miete nicht eingetreten, obgleich 
auch der Bezirkseifenbahnrat fich dafür ausgeſprochen bat. 

Nun habe ich mir jagen laffen, daß auf dem Gelände, 
das auserfehen ift für das neue Direktionsgebäude, Lager 
ballen und Lagerpläge vorhanden find, die ebenfalls an 
Private vermietet find. Dieje Privaten haben im Ber: 
trauen darauf, daß fie eine längere Zeit im Genuß biefer 
läge jein fünnen, Gebäude errichtet und find nun in 
die Notwendigkeit verfegt, jobald der Bau beginnt, Diele 
Lagerhallen einfach abbrechen zu müffen. Sch Eonftatiere, 
ae nach ben abgeichloffenen Verträgen die Eifenbahn- 
verwaltung vollftändig im echte ift, diefen Leuten ohne 
Entihädigung mit einer fehr kurzen St dieje Gebäude 
zu fündigen, und daß dieſe dann einfach ei 
werden müſſen. Es find Gewerbsleute darunter, die ſich 
erft in allerfürzefter Zeit dort angefiedelt haben und von 
Andern Lagerhallen übernommen En 

Mir hat einer diefer Pächter mitgeteilt, daß er vor 
2 Jahren von der Raiffeiſen'ſchen enoffenichaft eine 

alle angekauft habe für 30000 A, er habe dann nod 

ufwendungen von 2000 M gemacht, jo daß er 32000 AM 
bineingeftedt habe; er wäre jetzt in die Notwendigkeit 
verjeßt, diefe Halle abreigen zu müflen, jo daß fie min- 
deftens 3 Biertel ihres Wertes verliere. ch gebe zu, 
daß die Eifenbahnverwaltung nicht verpflichtet ift, dießen 
Gewerbtreibenden entgegen zu kommen, glaube aber, es 
wäre ein Gebot der Billigkeit, wenigftens zu ermöglichen, 
diefe Hallen anderwärts mit gutem Gleisanfhlug auf: 
bauen zu können; der Schaden würde nicht jo groß jein. 
Ich möchte an den Herrn Minifter die Bitte richten, fich 
diefer Gewerbtreibenden in dem Sinne anzunehmen. 

Auf die Frage der Abtrennung einzelner Linien von 
dem Direktion&bezirt Frankfurt brauche ich erfreulicher- 
weife nicht mehr einzugehen; der Herr Minifter hat in 
der Beziehung jo präzije Erklärungen abgegeben, daß ich 
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IOeſer, Abgeordneter] 

— bier liegt eine ſolidariſche Haftung des Eijen- 
ahnminifteriums als Garantie dafür vor, daß wirtichaft- 
lihe Schäden nad diefer Richtung hin nicht erfolgen. 
Als Vertreter der Frankfurter Intereſſen bin id) allo 
dazu berechtigt, diefe Frage nicht weiter zu berühren; ich 
—— abwarten, wie die Verhältniſſe ſich weiter entwickeln 
werden. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr Lotichius, 


Dr Lotichins, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
möchte mich zunächſt den Ausführungen anfcließen, welche 
Herr Dr Dahlem geftern gemacht = und die an den 
— Miniſter gerichtet waren mit der Bitte, dafür 

orge tragen zu wollen, daß durch eine möglichſt günſtige 
tarifariſche Behandlung der Lahnerze nach Oberlahnftein 
und dem Hafen dieſer Stadt der Verkehr dort gefördert 
werde. Es liegt dies in der That nicht nur im —— 
der Stadt und der zahlreichen Arbeiter, welche am Hafen 
beſchäftigt find, ſondern auch im Intereſſe der Indüſtrie. 

Dann habe ich noch einigen anderen Wünſchen hier 
kurz Ausdruck EN geben. % möchte zunächft die Bitte 
an den Herm Minifter richten, doch dafür Sorge tragen 
zu wollen, daß am Bahnhof zu Nieberlahnitein eine 
Unterführung des Bahnkörpers vorgenommen wird, damit 
es möglich ift, von den großen Fabriken, welche in Nieder: 
lahnftein liegen, möglichft rajch nach dem Bahnhofe ge 
langen zu können, Dies ift gegenwärtig nicht ber Fall; 
man muß einen großen Ummeg von ben Fabriken machen, 
um den Bahnhof zu erreichen. Es liegt alfo im Intereſſe 
des öffentlichen Verkehrs, wenn eine derartige Unter: 
führung des Bahnkörpers in unmittelbarer Nähe des 
Bahnıhofes der genannten Stadt vorgenommen wird. Es 
liegt dies allerdings auch im Intereſſe der Stadt felbit, 
da diefelbe fich vorausfichtlich aud) nad) dem Ahein ausdehnen 
wird umb deshalb eine derartige Verbindung jedenfalls 
erwünfcht ift. Ich kann mich im übrigen a bie ein« 
gehenden Ausführungen berufen, welche geftern mein 
verehrter Kollege Herr Dr Dahlem in diefer Beziehung 
gemacht hat, und ferner auf die Ausführungen, welde ich 
über dieſe Sache bereits in früheren Jahren an den 
7 Minifter der öffentlichen Arbeiten gerichtet habe. 

möchte alfo dringend bitten, daß diejer Angelegenheit 
näher getreten wird, 

Dann habe We noch dem Wunſche Ausdruck zu geben, 
daß man den Bahnhof zu St Goarshaujen befjer be- 
leuchten möge, als dies gegenwärtig der Fall ift. Es ift 
bie um jo notwendiger, als unmittelbar am Bahnhof 
ein wichtiger Übergang ift, welcher die Ehaufjee verbindet, 
die in der Richtung nach Naftätten und Dieg weiterführt. 
Es dürfte fich empfehlen, die Beleuchtung durch eine 
eleftrifche zu Mr ie was um jo leichter möglich, ift, 
als die Gemeinde felbjt ein elektriiches Werk hat und die 
Straßen in St Goarshaufen elektriſch beleuchtet find. 
Ich bin überzeugt, daß man fi) mit der Gemeinde 
einigen wird, 

Sodann habe ich noch den Herrn Minifter um eine 
Auskunft zu erfuhen im Auftrage meines Freundes, 
Herren Mbgeordneten Hofmann (Dillenburg), welcher 
leider heute an der Beratung des Hauſes nicht teil- 
nehmen kann. ch möchte nämlih um Auskunft darüber 
bitten, wie es fi mit der Ausführung des Bahnhofes 
u Herborn verhält. Es ift dringend wünſchenswert, 
aß a Bahnhof fobald als möglich fertig gejtellt wird. 

richte aljo die Bitte an den Herm Minifter, 
die von mir ausgefprochenen Wünſche wohlwollend zu 
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rüfen und zu berüdfichtigen; ich würde auch dankbar 
Fin, wenn der Herr Minifter mir über bie Bauaus- 
Nahrung des Bahnhofes zu Herbom eine Auskunft geben 
wollte, 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Hofmann. 
(Paufe.) 


Der Herr Abgeordnete ift nicht ba. 

Die Beiprehung ift geichloffen. Tit. 113 ift be 
willigt; ebenfo Zit. 114, — 115, — 116, — 117, — 
118, — 119, — 120, — 121, — 122 — und 123. — 

In der Beiprehung über Tit. 124 hat das Wort 
der Herr Regierungstommilfar. 


Schroeder, Minifteriale und Oberbaudirektor, 
Wirklider Geh. Rat, Regierungstommiffar: Meine 
Herren, die Königliche Staatsregierung bedauert ebenjo 
wie die beiden Herren Abgeordneten, die vorher über den 
Oftbahnhof in Frankfurt gefprochen haben, daß die Frage 
biefes Bahnhofes noch nicht weiter gefördert werben 
fonnte, als fie bisher gefördert worden if. Es la 
bereit ein ausführlicher Entwurf vor. Diefer Entwur 
wurde landespolizeilich geprüft, und bei diefer Prüfung 
wurden von der Stadt außerordentlich hohe Forderungen 
erhoben, die den Entwurf weit über eine Million ver: 
teuert haben würden. Infolgedeſſen hat fi das Ber 
bürfnis herausgeftellt, diefen Entwurf nochmals or 
arbeiten, und mit dieſer Umarbeitung ift augenblidlich 
die Eijenbahndirektion in Frankfurt beichäftigt. Es wird 
aus der heutigen Berhandlung Beranlaffung genommen 
werden, die Bearbeitung diefes Entwurfs weiter zu be 
fchleunigen und auf Diefe Weiſe zu erreichen, daß jobald 
als möglich ein entiprechend abgeändbertes Projekt zur 
Vorlage kommt, damit die Verhandlungen mit der Stadt 
Frankfurt, die damals zu einem Ziele nicht geführt 
haben, wieder aufgenommen werden fönnen. kann 
nur die Hoffnung ausſprechen, daß das in einiger Zeit 
elingen möge, weil auch die Staatsregierung wejentlichen 

ert — legt, daß in dieſer Beziehung bald Wandel 
geſchaffen wird. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Oeſer noch ein 
gutes Wort eingelegt für die Pächter desjenigen Geländes, 
auf dem das neue Direktionsgebäude in Frankfurt er- 
richtet werden fol, Wie bie Berhäftniffe im einzelnen 
liegen, ift hier nicht befannt, Die Berpahtung des Ge- 
ländes als Lagerpläge ift Sache der Direktion in Fran: 
furt. Wenn neuerdings die Pachtpreife erhöht worden 
End, jo hat das wejentlich an einer Anregung der Ober- 
rechnungskammer gelegen, die zu ber Anjicht gekommen 
war, daß die Bachtpreije, die noch aus alter Zeit ber- 
ftammen, viel zu niedrig wären, und es ift infolgebeflen 
eine Erhöhung nach Maßgabe der jetzigen Veit 
eingetreten, Ob fie in einem Einzelnen — zu hoch find, 
darüber kann ich eine bejondere Auskunft nicht geben; 
dazu müßte erft die Direktion im einzelnen gehört werden. 
Ich glaube aber nicht, daß die Direktion über das hinaus» 
gegangen ift, was angemeffen ift, wenn es auch für bie, 
die eine Erhöhung erfahren haben, vet unangenehm 
fein mag. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Lotichius wegen ber 
Bauten noch — rt, daß es ſich empfehle, eine Unter- 
führung bei Niederlahnftein herauftellen, um ben Verkehr 
zu verbejjern. In diefer Beziehung find Anträge nicht 
geftellt worden. Am übrigen würde die Herftellung der 
Unterführung wohl Sade der Gemeinde fein, da es ſich 
nad den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Lotihius 
wefentli um die Verbefjerung des Verkehrs der Stadt 
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(Schroeder, Minifterialdirektor] 
nach dem Rhein hin handelt. Ich kann darüber keine 
weitere Auskunft geben. 

Ebenjo wenig kann ich Auskunft geben über die Be- 
leuchtung bes Babnhofes in St Goarshauſen. Die Sade 
foll aber auch geprüft werbeu. 





Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge 
ſchloſſen. Der Tit. 124 ift bewilligt. 
benfo Zit. 125, — 126, — 127, — 128 — 
und 129, 
Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 130. Das 
Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Schmieding, Berichterftatter: Meine Herren, den 

zit. 130 kann ich nicht vorübergehen laſſen ohne einige 
eleitende Worte über die Berhandlungen in der Budget: 

ommijfion. 

Es handelt fi) bier um den Neu» und Umbau des 
Hauptbahnhofes in Leipzig und einer Verbindungsbahn 
von Wahren nad Shöneielb und Heiterblid, ſowie zur 
Erweiterung des Bahnhofes Plagwig » Lindenau, und in 
Verbindung damit fteht au Tit. 126, Herftellung eines 
Rangierbahnhofes bei Wahren und einer Büterverbindungs- 
bahn von Reutich nach Wahren, 

n der Kommiſſion bejtand kein Zweifel darüber, 
daß die Bahnhofszuftände in Leipzig unerträglich find. 
Das ift auch hier im Haufe wiederholt hervorgehoben 
worden. Aber auch die eifrigften Befürworter einer 
Beendigung der de Zuftände befamen einen gelinden 
Schreden, als ſie die Gejamtiumme erfuhren, die der 
Umbau des Bahnhofs Leipzig erfordert; denn die Geiamt: 
foften betragen nicht weniger als 123 Millionen Mart, 
&3 wurde in der Hommilfion an das Wort des Miniſters 
v. Thielen erinnert, daß es mit den Bahnen eine jchöne 
Sache jei, daß man ungemein billig auf den Bahnen 
fahren könnte, wenn die ſchlimmen Bahnhöfe nicht wären, 
die das viele Geld Eofteten. Es wurde auch der Vergleich) 
herangezogen, daß dieſer eine Bahnhof mit feinen 
123 Millionen noch die Koften überftiege, die der gefamte 
Mittellandfanal dem Stante mit nur 121 Millionen 
gekoftet haben würde. 

Einigermaßen erträglih wird ja für Preußen die 
Sache dadurch, daß au andere Schultern mit herans 
gezogen werden, diefe hohen Koften von 123 Millionen 
u tragen. Die Koften werden derart verteilt, daß Preußen 

2 Millionen aufzubringen bat, Sachſen 53 Millionen 
und die Stadt Leipzig reichlich 17 Millionen. 

Meine Herren, E gewaltig aber aud die Summe 
war, jo wurde doch in der Budgetkommiſſion anerkannt, 
daß die ſchwierige Frage der Einleitung von vier großen 
—XR und zwei großen ſächſiſchen Bahnen in dieſen 

ahnhof in einer glücklichen Weiſe gelöſt ſei, und daß 
auch hier die Sache datſächlich aus großem Stile angefaßt 
ſei, und daß für Generationen hier gute Zuſtände ge— 
ſchaffen würden. 

Beſonders gute Dienſte hat hier für den Umbau des 
Bahnhofes der Dispoſitionsfonds getan, der der Staats— 
regierung in diefem Jahre noch in fo reichem Maße für 
Grunderwerb zur Verfügung ftand. Es find aus dieſem 
Dispofitionsfonds allein für Grunderwerb 13 Millionen 
erfordert, und es mußte anertannt werben, daß hier mit 
einer außerordentlich glüdlichen Hand operiert und der 
Grunderwerb für die preußifchen Intereſſen ſehr glüdlich 


getätig! ift. 

eine Herren, jo hoch die Summe ift, ſchlägt Ihnen 
die Budgetkommiſſion vor, die erfte Rate mit 2°/, Millionen 
unverändert zu bewilligen. 
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Präfident v. Mröcher: Das Wort wird nicht 
weiter verlangt, Widerjpruch nicht erhoben; auch diefer 
Tit. 130 ift bewilligt. 

ch eröffne die Beiprehung über Tit. 131. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr Weihe. 


(Paufe.) 
Das Wort hat der Abgeordnete Wallbredt. 


Wallbrecht, Abgeordneter: Meine Herren, als der 
frühere Minifter Herr v. Thielen noch Präfident der 
Eifenbahndireftion em war, hatte er ein Jahr 
vorher, ehe er Miniſter wurde, ein Projekt ausgearbeitet, 
die Bahnhofäverhältniffe in Hannover zu beflern. Be 
kanntlich ift ja die Strede von Lehrte nah Wunftorf, 
wie ich bier verſchiedentlich im Hohen Haufe auseinander- 
geiett habe, und wie auch von der Königlichen Staats- 
regierung anerkannt worden ift, überlajtet, und es war 
das Projeft einer Umgehungsbahn ausgearbeitet. Als 
Herr v. Thielen im Sabre 1891 Minifter wurde, dachten 
wir in Hannover: na, jegt kommt die Sache aber endlich 
in Ordnung. Na, wir fchreiben jest 1903! Boriges 
Jahr ſprach ich am 10. April bier in ber Sitzung aud 
über diefe Angelegenheit, und nach langen Verhandlungen 
mit dem Herrn Finanzminiſter und dem Herm Miniſter 
v. Thielen famen wir in der Stadt Hannover endlich 
fo weit, daß mwir uns verjtändigten, und wir befamen die 
fefte Zufage: im or 1903 kommt bie erfte Rate in 
den Etat, und der Bau wird angefangen. Na wir freuten 
uns alle in Hannover und hofften, daß die Sache num 
losgehen fol; aber Huften! 


(Heiterfeit.) 


est, wo die Sache losgehen fol, heißt ed auf einmal: 
das ganze Projekt ift verkehrt, ed muß ein anderes 
gemacht werden. Nun fiten wir wieder da. Nun bat 
aber Herr Minifter Budde in ſehr liebenswürdiger Weife 
fih unferer Sache angenommen. Er ift nach Hannover 
gekommen, hat die Sache an Ort und Stelle angejeben 
und die Notwendigkeit anertannt; es iſt ja auch ein Projekt 
ausgearbeitet, welches, ſoviel ich höre, raſch gefördert 
werden jol. Wenn ich nicht irre, follen in den nächiten 
Wochen ſchon mit der Stadt VerhandInngen eingeführt 
werben, um eine Einigung über den Zuſchuß, welchen 
die Stadt leiften ſoll, zu erzielen. ch würde mich aber 
ſehr freuen, und namentlich würde es für die Bevölkerung 
zur Beruhigung dienen, wenn der Herr Minifter erklären 
wollte, dal; die Anfichten, die ich hierüber habe, richtig 
find, und daß wenigftens das nächſte Jahr die notwendige 
Summe in den Etat geftellt wird. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Hausmann, 


Handmann, Abgeordneter: Meine Herren, wenn 

im Laufe dieſes Jahres die zweiten Gleiſe auf der Strede 
Goslar-Hildesheim und Elze-Hameln vollendet jein 
werden, wird die Söniglihe Eifenbahnverwaltung ſich 
fragen, wann biefelben verlängert werben follen von 
Hameln nach Löhne, bzw. von Hameln nad Altenbefen. 
yo möchte dringend die baldige nangriffnahme dieſes 
aues befürworten. Ich halte dieje zweiten Gleiſe für 
notwendig und finde für diefe meine Anficht auch die 
Beftätigung in den Grläuterungen zu dem Zit. 143. 
Diefer handelt von der Verſtärkung der eifernen Über: 
bauten der Weferbrüde bei Emmertal. Es heißt dort 
ganz — „Es iſt notwendig, die eiſernen Überbauten 

i 


mit Rü auf das andauernde Wachſen der Betriebs— 
laſten herzuſtellen.“ Nun, meine Herren, wenn die 
Königliche Staatsregierung ſelbſt ein andauerndes Wachſen 
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[Gifenbahn-Etat] 
[Hansmann, Abgeordneter] 
der Betriebslaften zugibt, dann habe ich meinerjeits nichts 
hinzuzufügen. Ich kann mur aus biefer Mitteilung der 
Stöniglihen Staatsregierung die Konſequenz ziehen, daß 
jehr bald ein zweites Gleis auf den von mir bezeidjneten 
Streden hergeftellt werden muß. 
ch wünſche diefes zweite Gleis aus Rückſichten bes 
Verkehrs in meiner Heimat. Auf der feit 30 Jahren 
beftehenden Hannover-Altenbefener und der Vienenburg- 
Loehner Bahn ift bis heute noch kein Schnellzugsverfehr 
eingerichtet worden, Es fehlt uns eine ganze Reihe von 
Zügen, die kaum mehr entbehrt werden können. Aber 
ich wünſche die Herftellung der zweiten Gleife auch im 
—— der Königlichen Staatseifenbahnvermwaltung. 
ir ift von fachverftändiger Seite gejagt worden, daß 
diefe Bahn, die außerordentlihen Verkehr hat und ihrer 
geographifchen Lage nad) für direkte große Verkehrsſtrecken 
geeignet iſt, daß dieje Bahn nur dann im höchſten Grade 
rentabel werden würde, wenn fie ein zweites Gleis be» 
füme. Wenn aljo meine Wünſche mit dem Intereſſe der 
Königlichen Staatsregierung zujammenfallen, dann darf 
ich hoffen, daß im nächſten Jahre Summen im Etat aus- 
geworfen werden für die —— des zweiten Gleiſes 
auf den von mir bezeichneten Strecken. 











Prãſident v. : Das Wort wird nicht weiter 
verlangt, Widerſpruch nicht erhoben; Tit. 131 ift be— 


willigt. 

&benfo Tit. 132, — 133, — 134, — 135, — 136, — 
137, — 138, — 139, — 140, — 141 und 142. 

Zu Tit. 143 hat das Wort der Herr Minifter. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Ich habe 
ehört, daß in meiner Abwejenheit der Herr Abgeordnete 
allbrecht eine Erklärung gewünſcht hat wegen der Um— 
bauten bei Hannover. Ich kann dieſe dahin abgeben, da 
die Projekte derartig bearbeitet find, daß ich hoffe, wir 
werden in allernächjiter Zeit mit der Stadt Hannover in 
Berhandlung treten können. Die Ausführung hängt 
wejentlich davon ab, ob die Stadt Hannover angemefjene 
Beiträge zu dem Umbauprojeft leiltet, die den großen 
Anforderungen, die fie im einzelnen ftellt, entiprechen. 
Ich hoffe mit Zuverficht, daß wir im nächſten Etat Ihnen 
eine Vorlage darüber unterbreiten können, 


Präfident v. Kröcher: Das Wort wird weiter nicht 
verlangt; Tit. 143 ift bewilligt. 

Ebenfo Tit. 144, — 145, — 146, — 147, — 
148, — 149, — 150, — 151 und 152. 

Zu Tit. 153 hat das Wort der Abgeordnete Pohl. 


Pohl, Abgeordneter; Meine Herren, die Beträge, 
die für den Bezirk der Eifenbahndirektion Königsberg aus- 
geworfen find, find ganz außerordentlich gering. Es find 
nur zwei Bofitionen ü 150000 A, von denen die eine 
zu einem Erweiterungsbau des Bahnhofs Allenftein und 
die andere zu einem (Erweiterungsbau des Bahnhofs 
al ausgeworfen ift. Sie erinnern fich, daß 
chon jeit Jahren hier immerfort rs rg aus⸗ 
geſtoßen worden ne über die lebensgefährlidhen Berkehrs- 
verhältniffe auf dem Bahnhofe Inſterburg, und es jcheint 
nun durch dieſe Beträge diefen lagen endlich abgeholfen 
zu werden. 

Bevor ih nun zu einigen Wünfhen um Erhöhun 
diefer Ctatspofition komme — wenigftens möchte i 
wünſchen, daß im nächſten Jahre eine Erhöhung Play 

reifen möge —, möchte ich noch Bezug nehmen auf eine 
Äußerung e3 Herrn Kollegen Macco, die er in jeiner 
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Etatsrede zum Eiſenbahnetat gemacht hat. Er führte an, 
daß er gerne eine Rechnungslegung wünfche, aus ber 
hervorginge, wie groß die Überfchüffe aus den Eifenbahnen 
wären, die der Weiten erziele gegenüber den dürftigen 
Erträgen, die der Often bringe. Er führte weiter an, 
daß der ganze Dften in wirtinftlicer Abhängigkeit von 
dem Weiten ſich befände, 


(Abgeordneter Krawinkel: jehr richtig!) 


troß der großen Mittel und Fürſorge, die der Staat an— 
wendet. Nun, diefe großen Mittel, die der Staat für 
den Dften ammwendet, werde ich mit fech⸗ Zahlen belegen. 
Für den Eiſenbahndirektionsbezirk Königsberg, einen 
großen Bezirk, find 300 000 M Gubernerten, 


(hört! hört!) 


für den Eiſenbahnbezirk Bofen noch weniger, 250 000 M, 
für den Eifenbahnbezirt Bromberg nichts, für den Eifen« 
een Stettin 680 000 A, dagegen für den 
Eifenbahnbezirt Eſſen 7 300 000 M, 


(hört! hört!) 


für den Eifenbahnbezirt Cöoln 7186000 AM, für den 
Eiſenbahnbezirk — 4700000 A Für ſolche Po- 
fitionen kann man auch was verlangen. Solche Eijen- 
bahnverhältniffe, wie wir fie bei uns im Often haben, 
würde der Weften fich nicht gefallen laffen. 

Nach diejer allgemeinen Ausführung gehe ich zu zwei 
Spezialwünſchen über. Der erſte Wunſch betrifft die 
Anlage eines Zentralbahnhofes in Königsberg, Wer die 
Eifenbahnverhältniffe in Königsberg kennt, wird mir zu- 
geben, daß ein Zentralbahnhof durchaus wünſchenswert 
iſt. Ren glaube aud, daß die Eifenbahnverwaltung fich 
mit diefem Peojekt ſchon lange beichäftigt. Es ift aber 
bisher nicht zur Ausführung gekommen, weil immer 
darauf gewartet wird, daß die Südbahn verftaatlicht wird. 
Es wäre doch wünjchenswert, daß recht bald, oder wenigftens 
im nächſtjährigen Etat, Gelder zu Borarbeiten für den 
Bahnhofsbau ausgeworfen würden. Der Oftbahnhof in 
Königsberg ift eine Kopfftation, auf dem die beichräntteften 
Verhältniſſe obwalten. Der ganze Perjonenverkehr ift 
nur dadurch möglich, dak man immer von der einen 
Seite des Bahnhofs nach der anderen um das Kopfende 
berumgeht. Die Züge haben unter der Bahnhofshalle 
gr feinen Plaß, bie ** der Züge ſteht draußen. 

hne Schu find die Reiſenden beim Aus- und Ein- 
fteigen den Witterungsverhältniffen preisgegeben. 

Büterbahnhöfe Ian wir vier, aber fie find auch 
danach. Cigentlih find nur von einem, dem Saupt« 
bahnhof, die Güter abzufahren. Der Produktenbahnhof, 
ber vor dem Tore liegt, ift mit Fuhrwerk überhaupt nicht 
zu erreichen, oder wenigitens mit ſchwer beladenem Fubr- 
werk kann man nicht fortfahren. Der fogenannte Kai-— 
bahnhof dient zum Rangieren von Zügen, der Lizent- 
bahnhof ift aud ein Güterbabnhof, bei dem an ein Ab» 
fahren gar nicht zu denken iſt wegen ber ſchlechten Wege 
und des Baifierens der — Züge. Dann 
kommt die Südbahn, die zwei Büterbahnhäte hat, die 
an ganz entgegengejegten Enden der Stadt liegen. Bei 
einigermaßen großem Verkehr befördert die Südbahn 
3 bi8 500 Güterwaggons täglihd. Sie hat damit fo 
viel zu thun, um diele zur Zeit an die Speicher herans 
zubringen, daß die Abladung gar nicht erfolgen kann, 
weil man mit den Wagen zum Beladen nicht heran— 
kommen kann. Es kommt vor, daß ein Waggon avifiert 
wird um 8 Uhr früh, und wenn man um 11 Uhr hin« 
ſchickt, um eine Probe des Getreides zu holen und fie 
an der Börſe auszuftellen, der Waggon noch nicht fo 
rangiert ift, daß die Probe entnommen werden kann. 
Es ift dann noch zu bezahlen, wenn bie Ladefrift über- 
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[&ifenbahn:-Etat] 


[PoHl, Abgeordneter] 
ftiegen ift. Schließlich ift dann noch der Pillauer —— 
der aber nur dem Verkehr bis Pillau dient. In dieſem 
Jahre haben wir im Herbſt früh eintretendes Froſtwetter 
ehabt. Der Eisbrecher der Königsberger Kaufmann— 
—* war nicht im ſtande, Pregel und Haffkanal dauernd 
durchbrochen zu halten, und es entſtanden dadurch Ver— 
hältniſſe, die für den Kaufmannsſtand ganz unerträglich 
waren, Infolgedeſſen hat die Kaufmannſchaft ſich ent- 
ſchloſſen, einen zweiten Eisbrecher zu beſtellen. Sie 
können ſich denken, daß ſolche teuren Ausgaben nicht ge— 
macht werden, wenn nicht die dringendſte Notwendigkeit 
vorliegt. 

ein zweiter Wunſch richtet ſich auf eine Neben— 
bahn, auf die Nebenbahn Königsberg-Kobbelbude-Allen: 
ftein. Diefe Bahn ift eine Nebenbahn, für die von feiten 
der Königäberger Kaufmannſchaft auch Mittel bewilligt 
worden find zum Grunderwerb. Es iſt eine Bahn, die 
für die betriebfame landwirtſchaftliche Bevölkerung von 
Behr Intereſſe iſt und an der 9 Eleine Städte 
fi) befinden, die mühlam um ihren Erwerb zu kämpfen 
haben. Auf diefer Bahn fährt man die 131 km lange 
Strede — das würden die Herren im Weften fich wahr- 
fcheinlich * gefallen laſſen — zwiſchen 4 bis 5 Stunden, 
aber auch über 5 Stunden, jo daß dieje Eijenbahn ein» 
I von vielen Perjonen gar nicht benußt wird, ſondern 
diefe Leute auf Vollbahnen fahren: wenn fie da aud) 
18 km umfahren, denn jo find fie doch zwei Stunden 
früher an Ort und Stelle. Da Königsberg die Pro- 
vinzialhauptftadt ift und aus diefen Eleinen Städten ber 
Provinz jehr viele Leute immer dorthin fahren müſſen, 
jo werden Sie nicht verfennen, welhe Schwierigkeit 
darin liegt. 

Es geht nun der wiederholt geäußerte Wunſch ber 
oftpreußifchen Landwirtichaftstammer und auch der Königs» 
berger Kaufmannſchaft dahin, daß endlich den Petitionen 
und Wünfchen nachgelommen und dieje Bahn als Boll« 
bahn ausgebant werde; denn dann würden die Züge als 
Scnellzüge diefelbe Entfernung in ungefähr 2 Stunden 
zurüdlegen können. Da die großen Mittel bei der Land— 
wirtichaft zu verfagen fcheinen und die Förderung des 
Verkehrs eins der Kleinen Mittel ift, jo möchte ich wohl 
annehmen, daß von feiten des Königlichen —— 
miniſteriums uns hierin entgegengekommen wird, namentlich 
nachdem die Weichſelſtädtebahn, die uns ſo lange hindernd 
im Wege geſtanden hat, zum Bollbahnbetriehe eingerichtet 
worden ift, nun endlich auch diefe Bahn den Bollbahn- 
betrieb erhalten wird, 

(Bravo!) 


fibent v. Kröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Braemer. 


Braemer-Ernftberg, Abgeordneter: Meine Herren, 
burch ben m mp ift im vorigen Jahre in 
eingehender Weife nachgewieſen worden, daß Oſtpreußen 
ben weftlichen Provinzen gegenüber weit zurüditeht, nicht 
allein bei dem Neubau, fondern auch bei dem Ausbau der 
Eifenbahnen. Dies ift gewifjermaßen darauf zurüd- 
jufübren, baß die entfernte ‘Provinz den bisherigen — 

ſenbahnminiſtern weniger am Herzen lag und bei ihnen 
ſich mitunter auch die Meinung Bahn brach, daß für 
einzelne Gegenden, in denen Bahnbau beantragt wurde, 
die Verhältniffe nicht derartig find, daß bie Bahn ge» 
nügend belebt werde. Dieje Anficht hatte der frühere 
Minifter v. Maybach auch über die Bahn Stallupönen- 
Tilfit, welche ich feinerzeit in Anregung bradte; ich fand 
damals eine fühle, abweiſende Haltung. Erſt nach langen 





Benühungen war der Herr Minijter geneigt, dieje Bahn 
zum Ausbau zu bringen, wobei er — von der Em- 
pfindung dDurchdrungen war, daß er De ei den Streifen 
Pilltalen und Ragnit nur große Opfer bringe. Meine 
Herren, es war gewifjermaßen ein Opfer, daß man dieje 
Bahn in eine bisher nicht aufgeichloffene Gegend brachte; 
aber durch dieje Bahn wurde der Verkehr belebt, und 
e3 zeigte fich nach wenigen Jahren, daß durch dieſe Eifen- 
bahn nicht ein Opfer gebracht, fondern eine Einnahme- 
quelle dem Staate erwachſen ift. 

Die Einrichtungen an diefer Bahn mwurben in ber 
allerbejcheidenften und Fleinften Weife ausgeführt. Be 
jonders hatte dadurch die Stadt Pillfallen zu leiden, in- 
dem man einen Bahnhof einrichtete, der nicht allein in 
den Wartezimmern, fondern aud) in allen anderen Räumen 
überaus beichräntt war. In den erften Jahren genügten 
dieje Verhältniffe, aber bei dem Eintreten des jchon er: 
wähnten lebhaften Berfehrs ftellte ſich —* daß da 
ganz unerträgliche Zuſtände geſchaffen ſind. Die Be— 
mühungen, hier Anderungen herbeizuführen, blieben voll- 
nänbig erfolglos. 
uf diefer Bahn verkehren ſchon feit dem Jahre 1901 
vier durchgehende Züge, außerdem zwei Rokalzüge für die 
Städte Pıllfallen und Ragnit. Im Jahre 1901 find im 
Stüdgutvertehr 3200 t, im Wagenverfehr 43 000 t auf 
diefem Bahnhof befördert worden; es find verladen worden 
über 8000 Stück Großvieh, 20000 Stüd Kleinvieh und 
über 45 000 Perfonen haben Fahrkarten gelöft, ſodaß die 
Einnahmen auf diejem Eleinen, unbedeutenden Bahnhof 
fi) auf über 300 000 M beziffern. 

, Meine Herren, ich würde das Hohe Haus nicht mit 
diefen Ausführungen beläftigt haben, wenn die Bemühungen 
in der Provinz für die Erweiterung des Bahnhofs nicht 
erfolglos —— wären. Ich bitte deshalb den Herrn 
Miniſter, dieſer zwar fernen, aber ſehr aufſtrebenden 
Gegend ſeine Aufmerkſamkeit zu ſchenken und derartigen 
Mißſtänden Abhülfe zu ſchaffen. Nicht nur mit bezug auf 
die beichränfte Lage, fondern auch in anderer Beziehung 
ift der Bahnhof außerordentlich vernadhläffigt; befonbers 
it es der Zufuhrweg nach dem Bahnhof auf dem Eifen- 
bahnterrain, der fajt gar feine Beleuchtung hat, und diejes 
jällt umfomehr auf, weil die Stadt Pilltallen durch eine 
gute MNcetylenbeleudtung die Fußgänger und Fahrenden 
verwöhnt hat. Es ift daher jehr unangenehm, wenn man 
fih im Dunteln auf diefer Bahnhofsſtraße bewegen muß. 
Als die Acetylenanftalt eingerichtet wurde, war es fein 
Wunder, daß bie Eifenbahnverwaltung fich nicht daran 
beteiligte, denn damals waren die Einnahmen der Eiſen— 
bahnverwaltung noch geringe; nachdem ſie aber größere 
Einnahmen erzielt hat, wäre es wünſchenswert, daß fie 
fih an dem Erweiterungsbau der Acetylenfabrit beteiligen 
möchte, welcher in Ausjicht genommen ift, um für das 
reijende Publitum eine befjere Verkehrsſtraße in dunklen 
Nächten herzuftellen. 

y vorigen Jahre hat im Kreiſe Pilltallen noch 
eine Berkcehröerweiterung dahin ftattgefunden, daß eine 
Kleinbahn erbaut ift, welche nad) zwei Seiten den Kreis 
durchichneidet. Die eine Strede Hhrt nah Schirwindt, 
welche Stadt bisher durch die weite Entfernung von jeder 
ch fehr troftlos dalag. Diefe ift der Grenzort von 
Rußland — und zeigt, daß fie in alten Seiten ein reges 
Leben gehabt hat. Diejes Leben war jet aber tot und 
der Verkehr lag ftark darnieder, Erft durch die Eröffnung 
der Bahn ift hier wieder neues Leben geworden, und es 
wird der Staatsbahn durch diefe Kleinbahn großer Ver— 
fehr zugeführt. Der Bahnhof diefer Kleinbahn liegt 
gegenüber dem Bahnhof der Sekundärbahn. Um aber 
von dem einen Bahnhof zum andern zu gelangen, muß 
man die Chauffee benugen, welche die Verbindung von 
Pilltalen uach Schirwindt herfteilt, und muß man dabei 
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[Braemer-Ernjtberg, Abgeordneter] 
einen Umweg von mindeſtens 500 m machen. Bei ſchlechtem 
Wetter im Winter ift es fehr unangenehm, wenn das 
reifende Publikum fich diejes weiten Umweges bedienen 
muß. Es wäre jehr wünjchenswert, wenn die Eifenbahn- 
verwaltung geneigt wäre, mit der Kleinbahngeſellſchaft 
dahin übereinzutommen, einen Übergang über den Bahn 
fteig herbeizuführen. Die Kleinbahn bat dieferhalb ſchon 
verjchiedene Anträge bei der Staatsbahn geftellt, ift aber 
big abgewiefen worden. Es würde fich nicht em- 
pfehlen, den Übergang in der Weife herzuftellen, wie er 
in Tapiau und anderen Orten hergejtellt ift, indem 
man einen hohen Übergang fchafit, fondern es würde viel 
vorteilhafter fein, wenn unter den Schienen ein Durch— 
gang herbeigeführt würde. Selbſtverſtändlich ift es ja, 
daß die Kleinbahn einen Teil der Koften trägt, aber es 
fönnte wohl angenommen werden, daß auch die Staats- 
bahn geneigt ift, den andern Teil der often zu tragen, 
um eine Verbindung herzuftellen, die auch für fie von 
großem Borteil ift. 

Anerkennend muß ich mic darüber ausfprechen, daß 
die Eifenbahnverwaltung nad) jeder Richtung bin bemüht 
ift, den Verkehr nad) dem Lande hinaus Pr begünftigen. 
In früheren Jahren find oft darüber Beſchwerden ge 
fommen, daß die Eifenbahnverwaltung im Verkehr mit 
den Landbezirten nicht entſprechend entgegengefommen 
ift. Diefes hat fich zur allgemeinen Befriedigung wefent- 


lich gebefjert. 
i (Glode des Präfidenten.) 


Präfident v. Kröcher (ben Redner unterbrediend): 
Herr Abgeordneter, Sie kommen doch ein bißchen ſehr in 
die allgemeine Debatte hinein; es handelt fich hier nur 
um Bauten. 


Braemer-Ernfiberg, Abgeordneter (fortfahrend): 
Nun, dann würde ich nur noch bitten, dahin eine Einrichtung 
pi treffen, daß die Eifenbahnftationen mit den nächitge- 
egenen Boften telephonifch verbunden werden, — das ift 
ja ——— auch ein Bau. Es würde ein ſehr 
großer Vorteil für den Verkehr ſein, wenn die Bahnhöfe 
ei diefe Weife mit den nächſten Poftämtern verbunden 
find, weil — im Güterverkehr eine ſchnellere Be— 
nachrichtigung an die Intereſſenten erfolgen kann. 


(Bravo!) 


äfident v. Mröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Krawinkel. 


Krawintel, Abgeordneter: Meine Herren, Herr 
Kollege Bohl hat hier vorhin eine ganze Reihe Wünfche 
lokaler Natur vorgebradt, über die is mir fein Urteil 
erlaube. In die Klage, wie langjam die Klingelbahnen 
* fahren, darf ich einſtimmen. 
uch bei uns im Weſten ſind die Geſchwindigkeiten 
mancher Strecken ſo gering, daß, wenn man Eile hat, 
man lieber andere Verkehrsmittel zu benutzen ſucht. 
(Sehr richtig!) 

Dagegen hat der Herr Kollege Pohl auch Veran- 
lafjung genommen, auf eine Bemerkung meines Freundes 
Macco zurüdzutommen, die diefer hier am Montag be 
züglich der Überjchüffe der Eifenbahnen im Weften machte, 
und wobei er meinte, daß fie dem DOften zugute kämen. 
PR muß —— daß der Herr Kollege * lſein Be- 

emden über dieſe Außerungen doch recht unzweckmäßig 
angebracht hat; denn die Ausgaben, die uns hier im 
Berhandl. d. Hauſes d. Abg. 19. Legläl. V. Seffion 1909. 
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Ertraordinarium vorgefchlagen werden, find in der Haupt« 
ſache gerade durch die ungemein ftärfere Verkehrsent- 
widlung, die meiſt umerwartet fchnelle Steigerung des 
Berfehrs im Weiten hervorgerufen. Im DOften iſt das 
zweifellos nicht entfernt in gleihem Maße der Fall, — 
darum nicht die großen Anforderungen im Ertraordi- 
narium. Wir im Welten empfinden vielmehr jehr oft, 
daß die Staatseifenbahnverwaltung den Bedürfnifjen 
nicht in genügendem Maße Rechnung trägt, und meinen, 
daß die Anlagen, die uns dringend notwendig erfcheinen, 
weit über das hinausgehen, was hier gefordert wird. 
Ich halte es aber für meine Pflicht, meinen Freund 
Macco infofern noch befonders in Schuß zu nehmen, als 
er gar nicht die Abſicht gehabt hat, deshalb den Often 
etwa weniger gut zu behandeln, als das bisher gefchehen 
ift; wir helfen mit Freuden. 
ch erinnere indes zugleich daran, daß wir bis 
vor zehn Jahren Nachweifungen erhielten über die Ein- 
nahmen und Ausgaben in ben einzelnen Direktions- 


bezirfen. 
(Glode des Präfidenten.) 


Präfident v. Hröcher (den Redner unterbredend): 

err Abgeordneter, das geht doch auch wieder ein bißchen 
ehr weit in die allgemeine Debatte hinein. Wenn Sie 
nicht Wünfche für die Eifenbahnbauten im Bezirk Königs- 


berg haben, 
(große Heiterkeit) 
dann müſſen Sie hier abbrechen. 


Kramwintel, Abgeordneter ing ed Bei ber 
milden Praxis, die der Herr Präfident bisher geübt hat, 
wird es mir vielleicht erlaubt fein, diefe Gelegenheit zu 


benugen. 
(Glode bes Präfidenten.) 


Präfident v. Hröcher (den Redner unterbredend): 
Ya, ic) möchte aber nöch gerne den Etat heute fertig 
machen, und da kann ich nicht fo milde fein wie bisher. 


Krawinkel, Abgeordneter (fortfahrend): Wenn au 
ber Baubericht durchgebradjt werden foll, dann würde i 
bitten — — — 


(Glode des Präfidenten) 


Präfident v. (den Redner unterbrechend): 
Das können Sie dann beim Baubericht jagen. 


Krawinfel, Abgeordneter (fortfahrend): Ich habe 
meinen Freund Macco in Schuß nehmen wollen, weil er 
mit vollem Recht hervorgehoben hat, wieviel größer die 
Überfhüffe im Welten find als im Often. Ach behalte 
mir dor, beim Baubericht darauf zurüdzutommen. 


(Bravo! links.) 


Präfident v. Hröcher: Die Beſprechung ift ge 
ſchloſſen. Zit. 153 ift bewilligt. — 
Zu Tit. 154 hat das Wort der Herr Miniſter. 


Budde, Miniſter der öffentlichen Arbeiten: Wegen 
des Era Königsberg teile ich mit, daß der Umbau 
des Bahnhofs Königsberg zweifellos notwendig ift. Daß 
die Staatsregierun biefen für notwendig hält, mögen 
Sie daraus entnehmen, daß wir der Privatbahn, der 
DOftpreußifchen Südbahn, ein Verftaatlihungsangebot ge» 
macht haben, das im wejentlihen den Zweck bat, in 
Königsberg wirklih etwas Gutes zu ſchaffen. Denn 
wenn die Brivatbahn weiter fortbejteht, würde es wahr- 
157 
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IBudde, Miniſter der öffentlichen Arbeiten] 


fcheinlich jehr lange dauern, bis wir ein verftändiges 
Projekt bringen künnten. Ich hoffe, daß die Beritaat- 
lichung durchgeführt werben wird, und ich gedenfe dann 
auch ein Projekt für den Umbau des Bahnhofes Königs- 
berg vorlegen zu können. 

Was die Bahnlinie Kobbelbude-Allenftein anbetrifft, 
jo ift in der bortigen Gegend der Wunſch ug 
daß biefe Bahn zur Sauptbahn wird; ich kann den Wunſch 
verftehen. Wie groß aber das Bedürfnis ift, mögen Sie 
daraus entnehmen, daß auf den 4 Bugpaaren, die dort 
fahren, auf der Strede im Winter täglich je 44, im 
Sommer täglich je 66 Berfonen fahren. Das ift fein 
erheblicher Verkehr. Die Zahl der Perſonen, die zwiichen 
Alenftein und Königsberg täglich über — fahren, 
iſt 44 und diejenige, die den Umweg über Korſchen 
machen, ift im Durchſchnitt 26'/, Perfon täglid. Außer 
dem ift der Ummeg nur 175 km. Es kommt auch in 
anderen Landesteilen vor, daß man 17,5 km umfährt, 
weil auf dem Umwege befjere Zugverbindungen vorhanden 
find. Troß diefes im ganzen verhältnismäßig Free ie 
kehrs habe ich eine Unterfuhung ftattfinden lafjen, was 
der Umbau diefer Bahn in eine auptbaßn fojten würde. 
Da jtellt fid) — daß dieſer Umbau 3 150 000 4 
Koften verurſachen würde. Nun bin ich natürlich ftußig 
geworden, weil ich mir fagte, wenn ich 3 150 000 A aus» 
geben muß, frage ich mich: find nicht andere Gegenden 
da, die überhaupt noch feine Bahn haben, für die ich alſo 
das Geld unter Umftänden wirtjchaftlicher anlegen kann 


und muß? 
(Sehr gut!) 


Ich möchte aber nicht dem Vorwurf des Herrn Ab» 
geordneten, der für Dftpreußen geiprochen hat, verfallen, 
daß die Provinz Oftpreußen nicht eben jo nahe meinem 
Herzen läge wie die anderen Provinzen; er bat dies 
meinem Amtsvorgänger vorgeworfen, dem ich aber wider- 
fprechen möchte. Nachher hörte ich fogar, der Minifter 
Maybad) habe fon daran gelitten. Das kann ich nun 
nicht mehr £ontrollieren. % verfichere, die Sache in Er: 
wägung ziehen zu wollen. 








Präfident v. Kröcher: Tit. 154 ift bewilligt. 
Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 155. Das 
Wort hat der Abgeordnete Graf v. Wartensleben. 


Graf v. Wartenöleben, Abgeordneter: Meine 
erren, unter den Anträgen zu dem Bezirt Magdeburg 
ehlt zu meinem Bedauern der Anjat einer erjten Rate 
für — und Erweiterung des Bahnhofs in 
Burg. Burg iſt eine Stadt von zirta 23 000 Einwohnern, 
hat eine große Tertilinduftrie und viele andere Fabriken, 
hat neuerdings eine große Garnifon bekommen dadurch, 
daß ein ganzes Artillerieregiment dorthin verlegt worden 
ift. Es hat eine ——————— bekommen mit dem 
Ubungsplatz in Alten⸗Grabow, und wenn ich Ihnen nun ſage 
daß die ganze Bahnhofsanlage in der Hauptſache no 
diejelbe ift, wie fie vor 50 Jahren war, fo werden Sie 
daraus entnehmen, daß Die —— unhaltbar ſind. 
Nun ſind ſeit mehreren Jahren Unterhandlungen mit dem 
errn Miniſter gepflogen, um die Sache zu verbeſſern. 
m vorigen Jahre wurde mir die Auskunft, daß die 
he in Bearbeitung wäre. Ebenſo wurde aud den 
Bertretern der Stadt Burg bei einer Unterredung mit 
dem Herrn Minifter in Ausſicht geftellt, daß in ber 
nächſten Seit die nötigen Anträge für eine erfte Mate in 
Anſatz kaͤmen. Deshalb mein Bedauern, daß dies in 
diefem Jahre noch nicht geichehen ift. 


Ich will auf die fpeziellen Übelftände nicht eingehen, 
ich kann nur jagen, daß eben alles nicht mehr ausreicht, 
weder der Zugang zur Eiſenbahn noch der Vorplatz, 
weder die Einrichtung der Fahrſchalter noch der Güter⸗ 
erpebitionen; alles ijt vollftändig unzulänglich für den 
lebhaften Verkehr dort. 

Ein Hauptübelftand liegt aber in dem Nangierver- 
fehr. Diefer Rangierverkehr geht über die lebhafte Nie 
gripper Chauffee. Auf diefer Niegripper Chauſſee ent- 
widelt fi der ganze Verkehr nad dem Güterbahnbof 
und dem Ihle⸗Kanal. Es kommt oft vor, daß an vierzig 
Wagen halten müfjen, während die Barriere des Nangier- 
verkehrs wegen geichlofjen bleiben muß. 

ch möchte nicht weiter auf die Sache eingehen, weil 
ich überzeugt bin, daß der Herr Dezernent im Minifterium 
über die unhaltbaren Übelftände genau Beſcheid weik. 
ch möchte nur zur Beruhigung der Burger Intereſſenten 
um eine Erklärung bitten, daß die Sache in Bearbeitung 
ift und Hoffentlich im nächften Jahreshaushalt in die Er: 
ſcheinung tritt. 


Präfident v. Mrücher: Die Beiprehung ift ge 
ſchloſſen; der Zitel ift bewilligt. 

Ebenfo Tit. 156, — 157, — 158, — 159, — 
160, — 161, — 162, — 168, — 164, — 165. — 

Zu Tit. 166 hat das Wort der Herr Minifter. 


Budde, Minijter der öffentlichen Arbeiten: Ich kann 
dem Abgeordneten Herrn Grafen Wartensleben die Zufiche: 
rung geben, daß die Angelegenheit des Umbaues des 
Bahnhofs Burg im Werden it. Die landespolizeiliche 
Prüfung wird vorausfichtlich in nächfter Zeit eingeleitet 
werden. Wann nun die zu ſtande kommt, hängt 
namentlich davon ab, ob ſich die Stadt Burg bereit er 
Elärt, einen angemefjenen Beitrag, ſoweit ihre Intereſſen 
reichen, zum Umbau des Bahnhores beizutragen. 


äfibent v. Hröcher: Der Tit. 166 ijt bewilligt. 

ch eröffne die Beiprechung über Tit. 167, — 168, — 

169, — 170, — 171, — 172. — Das Wort hat ber 
Herr Minifter. 


Bubde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Ich bin 
geftern aufgefordert worben, mich zu erklären, wie es mit 
dem Verkehr zwifchen Bingerbrüd und Rüdesheim fände. 
Es ergab ſich beim Perſonaletat für mich nicht die Mög- 
lichkeit, darauf zu antworten. Ich möchte hier nachholen, 
daß ich ziwei neue Dampfer befter Art beftellt habe, um 
den Verkehr zwifchen Bingerbrüd und Rüdesheim außer 
ordentlich zu verbeflern. 

(Bravo!) 


P t v. Kröcher: Die verleſenen Titel find 
bewilligt. 


ch eröffne die Diskuffion über Tit. 173, Das Wort 
hat der Abgeordnete Wattendorff. 


Wattendorff, Abgeordneter: Meine Herren, id 
hatte —— vor, Tr die Zugverbindung zwiſchen 
Hoef von Holland und Berlin zur Sprache zu bringen, 
über welche jchon fo lange geklagt worden ift. Aber bei 
Erfundigung im Eifenbahnminifterium ift mir die be 
rubigende Mitteilung gemacht, daß wahrſcheinlich ſchon 
vom 1, Mai ab den Ganpeklagen Abhülfe geihafft werden 
wird. Ich kann deshalb nicht umhin, meiner Genug- 
tuung hierüber Ausdrud zu geben. nn wir ung früher 
fragten, warum der Hauptverfehr, trogdem die Strede 
un efähr 60 km weiter ift, über Emmerich geleitet wurde 
und nicht über Mheine-Osnabrüd, dann mußten wir uns 
immer wieber jagen, es liegt wahrſcheinlich daran, daß 


2173 


Haus der Abgeordneten. 32. Sigung am 27. Februar 1903. 


2174 


—— 


[Wattendorff, Abgeordneter 


die Gtrede zwijchen Löhne und Mheine eingleifig ift. 
Wir wußten aber auch, daß zu der Zeit, als die Strede 
gebaut wurde, fie von Breufen für Hannoverſches Geld 
gebaut worden if. Damals ift Preußen ſehr weitfichtig 
gewejen und hat die Strede überall jo angekegt, daß ein 
zweites Gleis jofort gelegt werden kann. Aber bis heute 
nach fat 50 Jahren ift es noch nicht geichehen. Ach 
möchte hier dringend befürworten, daß dem allgemeinen 
Wunſche bald nachgefommen und die Strede zweigleiſig 
gebaut wird, 

Weshalb ich mich heute zum Worte gemeldet habe 
das find die ungenügenden Berhältnifje dem Bahnhof 
Ibbenbüren, der viel zu eng gebaut ift. Es mußte ſchon 
im vorigen Fahre unter vielen Schwierigkeiten ein Teil 
des Eiſenbahndammes abgeräumt werden, um ein weiter 
notwendiges Nangiergleis herzuftellen. Weil die Strede 
eingleifig ijt, kommt es fehr häufig vor, daß Perfonenz, 
Schnell» und Güterzüge zu gleicher geit auf der Station 
— halten müſſen, und darunter leiden die 

angierverhältniffe, welche ohnehin außerordentlich be— 
dürftig find, in jehr arger Weife. Das Bahnhofsterrain 
ift fo eingeengt, daß dort noch immer mit Pferden rangiert 
werden muß; die Gleiſe zu den Berladeftellen mußten fo 
Ihräg und teilmeife winklig gelegt werben, daß eine 
Nangierung mit Maſchinen nicht möglich ift. Der Ver— 
kehr daſelbſt ift aber infolge der großen Kohlenproduftion, 
der Sandfteinproduftion, der Induſtrie außerordentlich 
lebhaft. Im legten Ye bat infolge der Nangiererei 
durch die Pferde ein Prozeß angeftrengt werden müſſen 
gegen einen Pferbefnecht wegen Tierquälerei; derjelbe ift 
freigefprochen worden, weil fich dabei herausgeftellt hat, 
daß die Tiere dort übermäßig angejtrengt werden müjlen. 
Der Prozeß ſchwebt noch in zweiter Snttanz, Ich möchte 
dem betreffenden Herrn vom Minifterium empfehlen, 
einen Einblid in die Akten zu tun und zu prüfen, ob 
folche Berhältniſſe noch weiterhin beftehen dürfen, 

Die Ibbenbürener Verhältnifje liegen außerdem fo, 
daß eine größere Drehicheibe notwendig bejchafft werden 
muß. Die dort liegende Drehjcheibe Bat nur 6 m im 
— iſt alſo nur für die kleinſten Wagen geeignet. 
Infolge der häufigen Märkte kommen viele Schauſteller 
dorthin mit ihren großen Wagen. Dieſe können, ebenſo 
wie die großen Moͤbelwagen, nicht direft auf einen drei— 
achſigen Waggon geladen werden, jondern es tritt ber 
große Mifftand ein, daß die Wagen erit auf einen Kleinen 
zweiachjigen Waggon geladen werden müſſen. Diejer wird 
dann in die richtige Yage gedreht, und dann müſſen die 
Wagen erjt wieder auf einen großen dreiachſigen Waggon 
hinübergefchafft werden. Für die Anlage der größeren 
Drehſcheibe ift aber der Plag nicht vorhanden. 

Außerdem follte die Teutoburger Waldeifenbahn in 
den Bahnhof einmünden; das wäre für das Publikum 
und für dem ganzen Berfehr von der allergrößten 
Wichtigkeit geweſen; e8 war das aber unmöglich, weil der 
Bahnhof ſchon jo wie fo viel zu eng ift. Um fo unbe— 

reiflicher ift e8, wie vor einigen Yahren die preußiiche 
Eifenbahnverwaltung ihre Zuftimmung dazu geben konnte, 
daß auf dem Bahnhof Ibbenbüren von dem Bergfistus 
ein umfangreiches Gebäude errichtet worden ift, in bem 
eine Kohlenwäſcherei und eine Brifettfabrit betrieben 
wird. ch will ganz davon abjehen, daß je nad) der 
Drehung des Windes in Eilometerweiten Umkreiſe die 
ganze Luft verpeitet wird, jobaß man glaubt im Sommer, 
man ſei in ein fagenreiches Land —2* wo die ganze 
Vegetation, Bäume, Blumen, Gemüſe, — alles 
ſchwarz gefärbt und mit klebriger Flüſſigkeit bedeckt iſt. 





Es iſt das für alle Beteiligten recht unangenehm, und 
die Klagen mehren ſich faſt täglich. 

Aber das iſt es nicht, was ich zur Sprache bringen 
wollte, ſondern nur, daß durch die Anlage dieſes 
Etabliſſements die ſo notwendige — des Babıı 
bofes in Fbbenbüren nad) Norden hin zur Unmöglichkeit 
geworben ift. Umſomehr follte baranf Gewicht gelegt 
werden, daß die einzige Möglichkeit, den Bahnhof weiter 
auszudehnen, jet nicht noch definitiv befeitigt wird. Es 
verlautet nämlich, daß auf dem Bahnhofe Fbbenbüren 
im nächiten Jahre ein größeres Gebäude errichtet werden 
foll, in weldem neue Wohnungen für die mittleren und 
niederen Beamten hergeftellt werden follen. Ich erkenne 
an, daß es abjolut notwendig ift, für diefe Beamten bei 
ben dortigen Wohnungsverhältniffen durch Erbauung eines 
oder mehrerer größerer Bauten Sorge zu tragen; aber 
ich — wenn jetzt das Gebäude an der Stelle, wo es 
in Uusficht genommen zu fein fcheint, errichtet wird, dann 
ichneiden Sie die Möglichkeit, den Bahnhof nad ber 
Südſeite weiter auszudehnen, vollftändig ab. 

Ich möchte dem Herrn Eifenbahnminifter zu bedenken 
geben, ob es nicht jest angemefjen fei, radikal vor, gel en 
und den Bahnhof Ibbenbüren umzugeftalten, und dadurd 
mehr Plag zu ſchaffen, daß das Bahnhofsgebäude, 
welches überhaupt ſchon den Bebürfniffen und Verhälts 
niffen nicht mehr genügt, vollftändig niedergebrochen wird, 
Es find fo wie fo die Ausgänge aus dem Bahnhof zum 
Bahnfteig ganz miferabel. Die Wartejäle find viel zu 
klein, der Perron ift viel zu fchmal, es müßte bei dem 

oßen Berfehr, welcher namentlich an Sonntagen und 

arkttagen dort ftattfindet, wo die Leute dem Wind und 
Wetter ausgejegt find, eine Bedachung bes Perrons ftatt- 
finden. Alles das ift aber gar nicht möglich, wenn nicht 
jest einmal ein grundlegender Plan erdacht wird, vielleicht 
dadurch, dak das Bahnhofägebäude abgebrochen würde, 
und daß dasjelbe 20 Meter nad der Südjeite ausgelegt 
würde. Dadurch würde für alle diefe Übeljtände Abhülfe 
geichaffen, ſodaß es dann auch möglich fein würde, für 
die Teutoburger Wald » Eifenbahn noch einen Platz zu 
ewinnen. Es würde Ihnen die ganze Bevölkerung dafür 
Fehr dankbar fein. 


Präfident v. Kröcher: Der Tit. 173 ift bewilligt. 
— Ebenso Tit. 174. 
ch eröffne die Beiprehung über Tit. 175. Dazu 
liegt vor die Petition II 352 und der Antrag der Budget- 
tommijfion auf Druckſache Nr 65 zu II: 
ZTit. 175 des Kap. 4 ber einmaligen und außer- 
ordentlihen Ausgaben unverändert zu be 
willigen und bie Petition II 352 durch dieſen 
Beſchluß für erledigt zu erklären. 
Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Schmieding, Berichterftatter: Meine Herren, es 
handelt fih bei Zit. 175 um bie Herftellung eines 
felbftändigen Bahnkörpers für die oftfriefiiche Küftenbahn 
von Emden nad; Norden. Dieje Küſtenbahn ift 32 km 
lang und bat nur einen —— Bahnkörper von 
etwa 6 kin, während die übrigen kın auf der Land» 
ftraße liegen. Dieſe Küftenbabn hat außer einem leb» 
baften Lokalverkehr auch den großen BZugangsverfehr zu 
den deutſchen Seebädern, «| Norderney, nad) uih, 
nach —— Spiekeroog uſw zu vermitteln. Man kann 
alſo wohl ſagen, dieſe —— wird für einen Welt- 
ar mit in Anſpruch genommen. 

find in früheren Jahren bereits Petitionen an uns 
—* und auch Wünſche aus dem Haufe vorgebracht, 
aß doch endlich) diefe Nebenbahn, welche diejen Welt 
verkehr mit zu vermitteln hat, doch in eine Bollbahn 
umgewandelt werden möchte. Dieſe ae vom 
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[Sijfenbahn-Etat] u 
[Schmieding, Berichterftatter] 
Haufe der Megierung immer als Material überwieſen. 

—* Petitionen haben dem Herrenhauſe vorgelegen, 
bejonders joldhe vom Fürſten zu Inn- und Pen ven 
fie find dort der Königlichen Staatsregierung zur Berüd- 
fihtigung überwiefen. Diefen Petitionen entjprechend ift 
in diefem Titel die Angelegenheit geregelt. 

Entgegen dieſen früheren Petitionen liegt jegt eine 
Petition vor, die von dem Herrn Präfidenten erwähnte 
Betition II 352, welche von einem &emeindevorjteher 
Koopmann in Suurhufen bei Lopperſum ausgeht und 
von 1113 Perſonen unterjchrieben it. Dieje bitten, es 
doch zunächſt bei der bisherigen Nebenbahn zu belafjen. 
Sie * an, daß dieſer große Lokalverkehr, der bis 
jetzt auf dieſer Strecke in gün iger Weiſe betrieben würde, 
erheblichen Schaden leiden würde und daß er durch den 
Durdigangsverkehr nach Norderney —— die Vollbahn 
nicht zu erſetzen ſei, und daß auch tatſächlich die Fahrzeit 
nur um 20 Minuten abgekürzt würde. Bor allen Dingen 
litten aber eine große Anzahl landwirtichaftlicher Be— 
triebe durch diefe Enticheidung erheblichen Schaden, und 
durch die dauernde Belaftung, melde fie erlitten, könnte 
Fa die einmalige Entjchädigung keinen genügenden Erſatz 

nden. 

Bon jeiten der Regierung wurde dagegen in der 
Budgetfommiffion hervorgehoben, daß es tatjächlich un— 
richtig Sei, daß diefer Lokalverkehr irgendwie ungünftig 
beeinflußt werde durch die Ummandlung und Neulegun 
ber Bollbahn, vielmehr würde die Küftenbahn durd 
die —— Verlegung ihren bisherigen Charakter als 
Lokalbahn in keiner Weiſe verlieren, ſondern es wäre die 
Möglichkeit gegeben, den Lokalverkehr in vollem Umfang 
zu befriedigen wie bisher. Der Herr Miniſter erklärte, 
in der Weife, wie die Zuftände zur Zeit feien, wäre der 
Verkehr ſchon aus Betriebsrüdfichten und aus Rüdfichten 
auf die Sicherheit des ummohnenden Publikums nicht 
aufrecht zu erhalten. Es feien jeit der Inbetriebſetzung 
ber Bahn allein 23 ſchwere Unfälle auf der Strede vor- 
gekommen, weil die Bahn auf den Landftraßen geführt 
wirde, und von dieſen feien 5 mit tötlihem Erfolge ge 
wejen, fodaß bier Wandel geichaffen werden müſſe. Die 
Kommilfion erkannte an, daß die erheblicheren Gründe 
auf feiten der Regierung wären, daß bie zur Beit bes 
ftehenden Zuftände unhaltbar feien, und daß die Löſun 
die jet von ber Negierung vorgeichlagen ſei, — 
im Intereſſe der umliegenden —* erung als richtige 
u betrachten ſei. Die Kommiſſion empfiehlt — des⸗ 
—9 den Tit. 175 des Ertraordinarums zu bewilligen 
und die Petition II 352 durch diefe Beihlußfaffung Hr 
erledigt zu erklären. 


achträglich find nach Abſchluß der Beratung in der 
Kommiffion noch die drei Petitionen II 388, 389 und 393 
eingegangen. Sie gehen aus von den landwirtjchaftlichen 


Bmweigvereinen zu Emden und zu Norden-Berum ſowie 
von den Gemeinden Grimmerjum und Wirdum. Diefe 
Betitionen unterftügen im ind, die Angaben ber 
vorhin von mir vorgetragenen Wünſche und fie beantragen 
insbefondere, die bisherige Bahnftrede auf ber Shauffee 
liegen zu lafjen, fie aus einer Nebenbahn in eine Klein— 
rn umzumandeln und dabei eine bejondere Bollbahn 
über Wirdum zu führen. 

Ich bin natürlich nicht in der Lage, jeitens der Kom— 
miffion hierzu Stellung zu nehmen. Ari fann nur meine 
perfönliche Anficht dahin äußern, daß es wirtichaftlich 
faljch wäre, wenn man zwei Bahnlinien zwiſchen Emden 
und Norden fchaffen wollte, von denen die eine faft aus- 
ihlieglih dem Durchgangsverkehr und die andere fait 
ausichlieglih dem Lokalverkehr dienen würde, während 
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eine Bahn in der Lage ift, diefe beiden Aufgaben, wie 
es hier vorgefehen ift, zu erfüllen. kann Ihnen des» 
halb nur empfehlen, auch dieſe drei Petitionen dadurch 
für erledigt zu erklären, daß der Tit. 175 des Ertra- 
ordinariums unverändert feine Annahme findet. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Brütt, 


Brütt, Abgeordneter: Meine Herren, wie Sie aus 
dem Bericht des Herrn Referenten gehört und aus ben 
Druckſachen erjehen haben, ift die Beichlußfafjung über 
diefen Titel zunächſt ausgefegt worden. Sie wurde aus- 
geiegt, weil Bedenken auf Seiten der Intereſſenten 
erhoben worden find, Die Intereſſenten haben jeinerzeit 
für diefe Bahn 660 000 „M aufgebracht, und fie Prag ori 
daß durch diejes neue Projekt ihre wirtichaftlichen Inter— 
eſſen gejchädigt werben könnten, und zwar gejchädigt werden 
könnten durch Einziehung von Halteftellen jowie durch 
eine Veränderung der Fahrpläne, welche den Intereſſen 
des Verkehrsgebiets nicht genügend Rechnung trüge. Wir 
haben uns in der Kommiſſion zwar nicht eingehend über 
diefe Behauptungen unterhalten können, aber es find uns 
nachträglich Erläuterungen gegeben — der Herr Referent 
bat es ja bereit3 ausgeführt, und auch andere Herren 
find in der Lage — Kenntnis zu nehmen — Meß- 
tijhblätter find der Budgetfommiffion vorgelegt worden, 
in welchen die Tracierung eingezeichnet war. Aus diejen 
Meßtiſchblättern ſchien fich zu ergeben, daß an eine Ein- 
** von Halteſtellen, von Haltepunkten und Stationen 
nicht gedacht ſei. Auch wurde von ſeiten der Vertreter 
der rg a — extra protocollum — geltend 
gemacht, daß der Wunfch der Petenten, eine direfte Bahn 
von Emden nach Norden über Wirdum zu bauen, niemals 
Ausfiht auf Erfolg habe, weil die Petenten die Abſicht 
hätten, die beftehende Bahn daneben beizubehalten. Wie 
der A eh Referent es für feine Perſon bereits audge 
fprochen bat, würbe die Kommiſſion fich haben beſcheiden 
müffen, nad) diejer nicht zu widerlegenden Erklärung der 
Staatdregierung, daß eine Bahn über Wirdum voraus: 
ſichtlich abfolut unventabel und unmwirtichaftli wäre, 
neben der beftehenden Bahn, die den ganzen Verkehr an 
ſich ziehen würde. 

Ich glaube nad allen erhaltenen Auftlärungen, daß 
die Befürchtungen, welche abjeiten der Intereſſenten zum 
Ausdruck gebracht worden find, doch nicht jo begründer 
find, wie fe angenommen haben. Der Herr Minifter bat 
bereit8 in der Budgetfommilfion Veranlaffung genommen, 
die Erklärung abzugeben, daß alle Entſchädigungsanſprüche 
auf das wohlwollendfte geprüft und beurteilt werden jollten. 
Ich glaube nun, J die Beunruhigung in den Kreiſen 
der —— ich legen würde, wenn der Herr 
Miniſter die Güte hätte, hier im Hauſe noch ferner zu 
ertllären, daß an eine Verminderung der Halteſtellen 
nicht gedacht und der Fahrplan auch in Zukunft ſo ge— 
ſtaltet werden wird, wie es den wirtſchaftlichen Bedürf— 
niſſen der dortigen Gegend entſpricht. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
georbnete v. Hagen. 


v. Hagen, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem 
ber Herr Meferent und der Herr Vorredner die Sade 
ichon ausgiebig beſprochen haben, kann ich mich jehr kurz 
faffen. Es ift auch mir gegangen wie dem Herrn Bor 
redner: es war mir in der Budgetkommiſſion zweifelbaft, 
ob nicht nad) der Begründung im Etat zu viel Rückſicht 
— war auf die Badegäſte und zu wenig auf die 

nlieger. Nachdem wir aber nachher über die ganzen 
Verhältniſſe belehrt worden find, nachdem insbejondere 
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[&ifenbahn-Etat] 
[v. Hagen, Abgeordneter] 

feftgeftellt ift, daß alle diejenigen Orte, die jegt an der 
Babn liegen, auch fpäter von der Bahn berührt werden, 
muß ich doch jagen, daß damit das Hauptbedenfen, das 
ich hatte, gehoben ift. Dazu kommt, daß die Gefährlich 
feit der jegigen Zuftände immerhin bedeutend ift, die be— 
fonders darin liegt, daß die Bahn auf der Chauſſee ent» 
lang fährt, ſodaß die Pferde — bekanntlich ift in Oft- 
friesland bedeutende Pferdezucht —, welche täglih auf 
derjelben Chauſſee paffieren müſſen, leicht ſcheu werben 
und dadurd großes Unheil anrichten können. Es ift uns 
auch dargelegt, daß, wie leicht einzufehen ift, der jegige 
Oberbau zu schwach ift, um die Züge, die nad) den Bade: 
orten abgelafjen werden, insbelondere die D-Züge, zu 
tragen, daß aljo alsbald mit großen Koften doc ein 
neuer Oberbau gebaut werben müßte. Es hat die Aus- 
führung des projeftierten Umbaues auch den Vorteil, daß 
bei diejer Gelegenheit auch die brennende Bahnhofsfrage 
für Emden zu einem vernünftigen Abſchluß gebracht 
werben kann. Alles das bat mich überzeugt, daß fein 
begründetes Bedenken gegen das Projekt vorliegt, und 
ich ftimme ihm um fo lieber zu, ald es an fi fchon 
wünſchenswert ift, daß ein — wie er jetzt exiſtiert, 
daß nämlich eine Bahn auf einer Chauſſee herläuft, bie 
dabei nicht einmal einen Sommermweg bat, aus der Welt 
geichafft wird. Ich bin überzeugt, daß die Betenten, die 
in verichiedenen Petitionen * gegen die Bahn erklärt 
aben, demnächſt froh fein werden, wenn fie endlich dieſe 

ifere der Klingelbahn los jein werden. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Miniſter. 


Budde, Miniſter der öffentlichen Arbeiten: Dem 
Wunſche des Herm Abgeordneten Brütt entiprechend will 
ich auch hier im Plenum die bereit3 in der Budgetkom— 
miffion abgegebene Erklärung wiederholen, daß an eine 
Verminderung der Halteftellen beim Umbau der Bahn- 
linie Emden - Norden in eine Hauptbahn nicht gedacht 
wird, und daß ebenjo der Lofalverkehr in feiner Weije 
gefchädigt werden fol. 


— v. Kröcher: Die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. Der Tit. 175 ſelbſt iſt nicht angegriffen, er 
ift bewilligt. 

Ich darf ohne bejondere Abjtimmung feititellen, daß 
die Petition II 352 des Geuriibworchent Koopmann 
und Genofjen in Suurhufen bei Ropperfum u. a. O. 

um Wblehnung des Etatsanjages zum Ausbau 
ber Dftfriefiichen Küftenbahn 
nah dem Antrage der Budgetkommiſſion durch die Be- 
ihlußfaffung über den Zitel für erledigt erflärt ift. 
eröffne die Beiprehung über den Tit. 176. 
Das Wort hat der Abgeordnete Kindler. 


Kindler (Bojen), Abgeordneter: Meine Herren, für 
ben Bahnhof Gerberdbamm in Bofen ift eine zweite Rate 
in biefen Etat eingejett worden. ch hoffe, daß der 
Bau nun energifch in Angriff genommen wird und bald 
der Vollbahnhof Gerberdamm 25 werden kann. 
Dadurch wird ein langjähriger Wunſch der Bevölkerun 
Poſens erfüllt. Namentlich die Unterjtadt, die bu 
—— Uberſchwemmungen in ihrer wirtſchaftlichen 
— zurückgegangen iſt, wird dies mit Freude 
egrüßen. 

Wenn ich nun für dieſen Bahnhof dem Herrn 
Miniſter den Dank ausſprechen kann, jo habe ich gleich 
zeitig Befürdtungen und Wünfche bezüglich eines anderen 
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Ausbaues und Umbaues. Auch der en in 
Poſen foll einen größeren Umbau erfahren. Diefer foll 
im wefentlichen darin beftehen, daß im Intereſſe der 
Betriebsficherheit die Perfonengleife und die Gleife für 
den Güterverkehr mehr getrennt werben. Ad möchte 
bitten, dabei aber auch die Verkehrsintereffen der Stadt 
au berüdjichtigen, was bei dem Projekte, wie es vor— 
äufig aufgeftellt worden ift, nicht der Fall ift. Meine 
—— um dies klarzuſtellen, muß ich mit einigen 
orten auf die früheren Zuftände eingehen. 

Ehe ber erlangen in Pofen angelegt wurde, be» 
ftanden drei Bahnhöfe: der Bahnhof der Oberſchleſiſchen, 
der Bahnhof der Märkifchen und der Bahnhof der Kreuz— 
burger Bahn. Diefe drei Bahnhöfe wurden in einen 
Zentralbahnhof zufammengezogen und eine größere ein» 
beitlihe Bahnhofsanlage geichaffen. Das Bahnhofs» 
terrain wurde von einigen Dorfgemeinden begrenzt, die 
noch feinen ftarfen Verkehr und * große Einwohner⸗ 
zahl hatten. Aus dieſem Grunde iſt es zu erklären, daß 
die Gemeinden keinen Einſpruch erhoben, als eine große 
Anzahl von Wegen zwiſchen ihnen und mit der Stadt 
kaſſiert wurden. Nun wohnen aber in dieſen früheren 
Dorfgemeinden, die damals nur wenige Tauſend Ein— 
wohner zählten, zirka 50000 Einwohner. Die Dorf- 
gemeinden find vor zwei Jahren von der Stadt ein- 

emeindet worden. Der Zuſammenhang zwiichen der 
Itftadt und dieſen Borftädten wird jet noch inniger 
werden durch die Niederlegung der Stadtummallung, 
welches Terrain ja, wie Sie willen, der preußijche Staat 
vom Neihsmilitärfistus angefauft bat. Sehr hinderlic 
ift nun, daß die Bahnanlage eine Vereinigung großer 
—— unmöglich macht, weil der langgeſtreckte 
Güterbahnhof gar feine Übergänge hat, feine Ber- 
bindungen zwijchen zwei großen Stadtteilen gewährt. 
Auch der tiefe Bahneinfchnitt zwifchen der Altſtadt und 
Borjtadt Yerfig müßte im Zuge der großen Berliner 
Straße überbrüdt werden, 
möchte nun den Herrn Minifter bitten, das 
Projekt daraufhin noch einmal zu prüfen und die nötigen 
Übergänge oder Unterführungen in dem Projekte Auf: 
nahme finden zu lafjen. Ich glaube, daß die Stadt 
wohl, wenn auch fein vechtliches, fo doch ein moralifches 
Anrecht darauf hat, hier ein Entgegenfommen jeitens der 
Staatsregierung zu erfahren. Der preußifche Staat hat 
ald Eigentümer des Wallgeländes auch ein Intereſſe 
daran, daß die Stadt und die Borftädte ſich inniger an— 
einanderichließen. Sein Terrain wird dadurch wertvoller. 
Die Hauptfache aber ift, daß damals vorhandene Wege 
faffiert worden find, und wenn auch fein Einſpruch 
erhoben worden fr fo weiß man ja, wie das bei ſolchen 
Gelegenheiten gebt: Die Menſchen find nicht immer jo 
rg Fe fie die Entwidlung in der Zukunft voraus» 
fehen. ie gejagt, waren ed auch damals Dorf» 
emeinden, die —* Verkehrsintereſſe noch nicht gehabt 
—— während jetzt ſtädtiſche Bebauung ftattgefunden hat 
und eine große Anzahl von Menſchen in diefen Bor- 
ftäbten wohnen. — ch würbe daher nochmals die Bitte 
ausfprechen, die Petition, die auch fchon von feiten des 
Magiftrats der Stadt Pojen an den Herrn Finanzminiſter 
und an den Minifter der öffentlichen Arbeiten gerichtet 
worben ift, wohlmwollend zu prüfen und die nötigen Ber: 
fehr&verbindungen bei Diele Umbau ftattfinden zu laſſen. 
Denn, ift diefer Umbau einmal ausgeführt und find bie 
nicht unbedeutenden Geldopfer gebradt, dann wird vor 
langer Zeit eine Anderung nicht möglich fein, und die 
Stadt ijt dann ſehr geichädigt. 

Es wäre mir angenehm, wenn id; eine bejahende 

Antwort vom Miniftertijch erfahren würde. 


(Rufe: Bertagen!) 
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Präfident v. Kröcher: Die Beſprechung iſt ge 
——— Der Titel ſelbſt iſt bewilligt. 
eine Herren, ich habe vorhin verſäumt, auch die 
drei Petitionen, welche nachträglich zum Tit. 175 
eingegangen waren, die Petitionen Il 388, 389 und 393 
ur Abftimmung zu ftellen. P ſtelle jetzt ohne beſondere 
bſtimmung feſt, daß dieſe Petitionen ebenſo wie die 
Petition II 352 durch die Beſchlußfaſſung über den Titel 
für erledigt erflärt find, 

Ich eröffne iegt die — über Tit. 177, — 
178, — 179, — 180, — 181, — 182, — 183, — 184, 
— 185, — 186, — 187 — und 188; — ſchließe die Be» 
ſprechung und ftelle feit, daß dieſe Titel bewilligt find. 

Deine Herren, ich hörte eben ſchon die Rufe: Ber: 
tagen! Ich möchte aber bemerken, daß ich mod) den 
großen Wunſch habe, den Etat zu Ende a bringen, weil 
wir morgen zum Bauetat übergehen wollen und ich vor 
dieſem vorfchlagen werde, die die Waffervorlage betreffende 
sinterpellation des Abgeordneten dv. Arnim über die 
Notftände an der Oder, Havel und Elbe und die nter- 
pellation des Abgeordneten Dr. Beumer über den Khein- 
Dortmund-Stanal auf die Tagesordnung zu jegen. Da 
würde es doch, glaube ich, allfeitig jehr unangenehm 
empfunden twerden, wenn wir noch eine halbe oder eine 
ganze Stunde über den Eifenbahnetat verhandeln müßten, 
ehe mir zu diefen Interpellationen übergehen können. 
Darum glaube ich, wir können heute lieber einmal ein 
bischen länger fiten. 

ch eröffne die Beiprehung über Tit. 189. Das 
Wort hat der Abgeordnete v. Riepenhaufen. 

v. Niepenhanfen, Abgeordneter: Meine Herren, 
wir finden bier beim Gifenbahndireftionsbezirt Stettin 
200 000 AM als fernere Baurate für den Bahnhof 
Stralfund. Es ift mir eine Freude, bier an diejer 
Stelle, an der ich fo oft angeregt habe, daß man endlich 
diejes gräßliche hölzerne Gebäude verjchwinden lafjen 
möchte und den berechtigten Anforderungen, die fich aus 
der Hebung des Verkehrs dort ergeben haben, genügen 
follte, — daß ich heute an diefer Stelle meinen Dant 
audfprechen kann dafür, mit welcher Energie und mit 
welder Schnelligkeit der neue Herr Eifenbahnminifter 
und der neue Eifenbahndireftionspräfident jett auf den 
Bau des Bahnhofs hingedrängt, und in welcher Weiſe 
daran gearbeitet wird, die Mängel und Schäden, die 
dorten zu tage getreten find, abzuftelen. 

3 kann es mir nicht verfagen, zu gleicher Zeit an 
biefer Stelle dem tüchtigen Beamtenperjonal in Straljund 
dafür Danf aus en daß es in eriter Linie die 
Möglichkeit geichaffen hat, daß bei den dortigen un— 
glücklichen Bujtänden im Laufe der Jahre Feinerlei 
Unglüdsfälle vorgefommen find. Der Bahnhof war 
jeinerzeit für eine Eifenbahn gebaut; jegt münden fünf 
hinein, Aber vor allen Dingen gelten meine Worte dem 
Dank dafür, daß fo ſchnell, jo rüftig an der Abftellung 
gearbeitet wird, 

Wir finden bier ferner in dem Eifenbahndirektions- 
bezirt 200000 M für zweite Gleife ausgeworfen. 
habe hier nun die Bitte an die Königliche Staatdregierung, 
diefelbe möchte mit der Prüfung und Erwägung, wo in 
Pommern zweite Gleife nötig find, weiter vorwärts 
geben und ichnell, möglichft ſchon in den nächſten 

at weitere Mittel für die notwendigſten Strecken, wo 
zweite Gleife ausgeführt werden, einftellen. 

Meine Herren, im Eifenbahndirektionabezirt Stettin 
finden zur Beit ferner Erwägungen ftatt, die Nebenbahn, 
welche über Rügen führt, von Stralfund nah Safnit in 
eine Bollbahn umzubauen. Ich möchte bei diejer Ge- 
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legenheit den Wunſch ausſprechen, daß diejenigen Adja- 
zenten, welche jeinerzeit beim Bau ber Mebenbahn nicht 
unerheblicdhe Opfer gebracht haben, doc, fobald das Pro- 
jekt —** darüber beruhigt werden, daß keine der 
jetzigen Halteſtellen abgeändert wird, und daß ſie für die— 
jenigen Verkehrserſchwerungen, die dadurch entſtehen, daß 
ein kleiner Teil der Strecke umgelegt wird, auch die ent- 
fprechende Entichädigung bekommen. Naturgemäß bin 
ich jehr erfreut, wenn diefe Nebenbahn in eine Bollbahn 
umgeändert wird, und bier iſt es —— Ich habe 
vor 7, 8 Jahren, ehe der Verkehr von Berlin nach 
Stockholm eröffnet war, fo oft im alten Hauſe darauf 
hingewieſen, wie wir größere Geſichtspunkte anlegen 
müſſen an diefe Verkehrslinie. Dieſe Verkehrslinie bringt 
uns Schweden ſehr viel näher, und es iſt notwendig, 
daß wir ſie haben, weil ſonſt der Verkehr von Schweden 
über Dänemark geführt wird, der jetzt von Schweden 
über Rügen geht. Andererſeits möchte ich nicht, daß die 
Adjazenten dadurch Schaden erleiden, weil fie ſeinerzeit 
Opfer gebradht haben. Bei der wohlwollenden Auf: 
faffung, die ich in der legten Zeit gefunden habe, bin 
ic) überzeugt, daß auf jeiten des Eijenbahnminiiteriums 
in jeder Weije diefen Wünfchen Rechnung getragen wird. 


Präfident v. ſtröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete v. Böhlendorff-Kölpin, 


v. Böhlendorff - Kölpin, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich habe hier mit zwei Worten den Wunſch vor- 
pommerjcher Gegenden zum Wusdrud zu bringen, der 
dahin geht, das zweite Gleis der Strede Angermünde- 
Ducderow weiter auszubauen. Das zweite Gleis beiteht 
von Nedlin über Bajewalt nad Jatznick. Es ift eine 
Eleine Strede nordwärt® und füdwärts, in Summa 
71,6 kn, und die gejamte Bahn von Berlin bis 
Duderow ift zweigleiſig. Der große Saifonverfehr 
von Berlin bis nah Swinemünde und zu den 
übrigen Seebädern, die weſtwärts von Swine— 
münde liegen, bat bie leider immer noch eingleifige 
Strede Berlin-Ducheromw ganz außerordentlich überlaitet. 
% glaube, wenn man erwägt, dab das Moment ber 

iherheit, mit dem die Züge zu rechnen haben, ganz 
gewährleiftet werden foll, fo wird man der Meinung fein 
müffen, daß das zweite Gleis ſehr jchnell fertig werden 
muß. Alſo diefe Strede, die noch fehlt, Nechlin-Anger 
münde und Jatnid-Ducheromw ift unbedingt nötig, bald- 
möglichft zweigleifig auszubauen. In diefem Etat haben 
wir die legte Mate für den bereits bewilligten Teil des 
Gleisausbaues, 

Wenn wir den Etat anfehen in bezug auf den Eifen- 
bahndirektionsbezirt Stettin, fo fehen wir da nur vier 
Titel, und ſolche die nicht ſehr bedeutungsvoll find, die 
anderen Direktionsbezirke, mit Ausnahme von Königsberg, 
haben bedeutend mehr Titel und viele große Summen in 
ihnen. Wenn wir die Sekundärbahnvorlage anjehen, ſo 
haben wir darin im Borjahr für Vorpommern nichts u 
in diefem Jahre für ganz Pommern nichts. Deshalb 
legen wir dem Herrn Minſſter die Bitte ans Herz, ſchon 
im nächften Jahr an den Ausbau diefer kurzen Strede 
von 71,6 km mit dem zweiten Gleis heranzutreten. 


Präfident v. Hröcher: Die Beſprechung ift ge 
ſchloſſen; Tit. 189 ift bewilligt. — Ebenfo Tit. 10 
und 191. 

Zu Tit. 192 Hat das Wort der Herr Minifter. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Wir 
find? am Schluffe der Einzelwünſche angekommen. 
babe nur die wejentlichiten Antworten gegeben und mö 
deshalb noch generell hinzufügen, daß alle die Wünſche, 
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[Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 

auf die nicht im einzelnen geantwortet worden ift, dod) 
bier einer Prüfung unterzogen werden. Vor allen 
Dingen aber habe ich gejehen, daß auf allen Seiten diejes 
Hohen Haufes eine große Anzahl von Anforderungen 
geftellt werden, die alle nach einem befannten Wort 
dreierlei beanfpruchen, nämlich erftens Geld, zweitens 
Geld und drittens Geld. 


(Sehr richtig!) 


Die Anſprüche, die von ihnen geftellt werden, erfordern, 
daß, wenn ich vor diefes Haus bintrete, a auch Geld 
verdient habe, und ich möchte an die Intereſſenten, die 
immer von der oberiten Spike der Eifenbahnpolitit Tarif- 
ermäßigungen fordern, die Bitte richten, mich fortlaufend 
in der Lage zu erhalten, die vielen Wiünfche, die fie vor- 
bringen, mit der Zeit wirklich auch erfüllen zu können. 
Ich möchte den Eifenbahnminifter fehen, der vor Sie hin- 
träte und fagte: Geld verdient habe ich nicht, aber ich 
brauche Geld, um alle diefe Wünfche zu erfüllen. ch glaube, 
der würde —— und es würde ihm geſagt werden: 
erft verdiene Geld, und dann komme wieder mit ber 
Ausführung der Wünſche! — Das ift mein Schlußwort, 
das ich zu diefen Wünfchen jagen möchte. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Widerſpruch ift nicht er 
hoben, — Tit. 192 ift bewilligt. 

Ebenjo Tit. 193, — 194, — 19%, — 1%, — 
197, — 198 — und 199. — 

Ich eröffne die Beiprechung über den Tit. 200, Das 
Wort hat der Abgeorbnete Graf Moltte, 


Graf Moltke, Abgeordneter: Meine — ich 
hatte die Abſicht, heute in eine etwas eingehendere Er— 
örterung über die Verſtärkung unferer Betriebsmittel ein- 
zutreten, jedenfalld doch eine der hauptſächlichſten und 
wichtigften Fragen für unfere Eifenbahngeftaltung; aber 
die vorgefchrittene Zeit hindert mich daran. Über dieſe 
Dinge nur flüchtig und kurz einige Worte zu reden, lohnt 
fih wahrhaftig nicht, konn wenn man die Ber- 
ftärfung unferer Betriebsmittel, die Formen, die Zeit und 
das Tempo, in denen fie ſich bis jegt vollzieht, in Ber- 
gleich ziehen foll mit denen des Auslandes. ch möchte 
mich aljo heute darauf beichränten, nur eins hervor- 
— das iſt, daß, wenn jetzt im Extraordinarium bei 
it. 200 für die Berftärfung unferer Betriebsmittel 
nur 15 Millionen angefordert werden, dies doch 
nah den Hußerungen des Herrn Minifters nur 
eine jcheinbare Berringerung der Sg ei Ans 
forderung if, nur eine vrechnerifche Verringerung 
infofern, als er fihb in ber udgetkommiſſion 
dahin geäußert hat, daß er die Abſicht habe, nach Ver— 
einbarung mit dem Herrn —— er aus dem Aus- 
leichsfonds weitere 20 Millionen zur ärfung un« 
a Betriebsmittel aufzumwenden und, fall der Aus- 
er nicht zu ftande käme, aus dem Nachtrags- 
edit. Meine Herren, damit würden wir dann auf die 
ungefähre Höhe bes vorigen Jahres, auf etwa 35 Mil- 
lionen kommen. ch wunſche und hoffe, daß dieſe Pläne 
des Herrn Minifterd zur Ausführung gelangen, und ich 
möchte mir meinerfeit3 vorbehalten, diejenigen Bemer: 
kungen, die ich heute über die Verſtärkung unferer Be- 
triebsmittel zu machen vorhatte, noch bei der dritten 
Lefung Ihnen zu unterbreiten. 


32. Sigung am 27. Februar 1903. 
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Präfident v. Kröcher: Das Wort wirb weiter 
nicht verlangt, Widerfprud nicht erhoben, — Tit. 200 
ift bewilligt. 

Meine Herren, der Vorſchlag des Herrn Bericht 
erjtatters geht dahin, Tit. 201 und Tit. 202 in ber Be- 
fprehung zu verbinden. — Dagegen erhebt fi fein 
Widerſpruch. Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 201 
und Tit. 202, 

— gehören die Anträge der Budgetkommiſſion 
auf Druckſache Nr 53 3hII und Be II: 

1. den Mechenfchaftsbericht über die Verwendun 
bes Dispofitionsfonds von 10 Millionen Mar 
um Erwerb von Grund und Boden für Eifen- 
ahnzwede für das Etatsjahr 1901 (Druckſache 
Nr 24 zu III, Seite 298) durch Kenntnisnahme 
für erledigt zu erflären, 

2, den Necdenicaftsbericht über die Verwendung 
des Dispofitionsfonds von 2500000 AM zu 
unvorhergejehenen außerordentlihen Ausgaben 
für das Etatsjahr 1901 (Druckſache Nr 24 zu II, 
Seite 290 flg.) durch Kenntnisnahme für erledigt 
zu erklären. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Schmieding, Berichterftatter: Meine Herren, ich 
mg zu diefen Titeln diesmal noch über 3 Dispofitions- 
onds zu berichten. Das eine ift der Dispofitionsfonds, 
welcher jchon eine regelmäßige dauernde Anititution des 
Ertraordbinariums geworden iſt, nämlich der Dispofitions- 
fonds von 2,5 Millionen für unvorhergefehene außer- 
ordentliche Ausgaben. 

Der zweite Dispofitionsfonds betrifft die Verwen— 
dung zum Erwerb von Grund und Boden für Eijen- 
bahnzwede. Diefer ift in den verjchiedenen Jahren fehr 
verſchieden dotiert worden. Das Jahr, über welches ich 
Shnen zu berichten habe, das Ctatsjahr 1901, dotiert 
diefen Fonds nod mit 10 Millionen. Seine Höhe ift 
dann in den folgenden Jahren auf 5 Millionen und auf 
2 Millionen zurüdgegangen, und der fonds hat leider 
diesmal im Ertraordinarium bier bei Tit. 201 nur noch 
100 000 M aufzumeifen. 

Der dritte Fonds, deſſen Zweckbeſtimmung die Ver- 
mehrung der Betriebsmittel, die Erweiterung und Er- 
— der Bahnanlagen und zu Grunderwerbungen 
ehufs Vorbereitung derartiger Erweiterungen im Fälle 
eines durch Verkehrserweiterungen hervorgerufenen * 
vorhergeſehenen Bedürfniſſes der Staatseiſenbahnen iſt, 
meine Herren, dieſer außeretatsmäßige Dispofitions- 
fonds läuft ja bekanntlich nur voll für ben Fall, daß 
im gefamten Haushaltsetat Überſchüſſe in ausreichen: 
dem Maße vorhanden find und kein Defizit im 
Stantshaushalt zu deden ift. Im Berichtsjahr 1901_ift 
er vollftändig mit 30 Millionen gefüllt worden. Sie 
finden die einzelnen — über die Verwendung der 
3 Fonds in detaillierter Weife am Ende des Bauberichts, 
und bei der jpäten Stunde möchte ich in Details auf die 
Verwendung nicht eingehen. In der Budgetkommiſſion 
ift die Berwendung eingehend beſprochen worden und 
nichts dagegen zu erinnern gefunden worden. 

über Die * ‚ die Herr Graf Moltke vorhin an» 
eregt hat, ob die Staatseifenbahnverwaltung diefe Mittel, 
ie fe bier in dieſem * 1901 noch in fo reichem 
Maße hatte, in dem Defizitjahre wird entbehren können 
— id) glaube darüber können wir und an anderer Stelle 
bei der Beratung des Gejegentwurfs über den Mus» 
leihsfonds noch eingehender unterhalten. Da muß diefe 
ren zur Entſcheidung kommen; und ich zweifle nicht, 
daß der Finangminifter und das Hohe Haus bereit fein 
werben, dem Herrn Eifenbahnminifter auch für diejes 
Defizitjahr, in dem wir uns ja befinden, diejen Fonds 
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[Eifenbahn-@tat] — 
[Schmieding, Berichterſtatter] 


im Geſamtbetrage von 30 Millionen in der einen oder 
anderen form zu bemilligen. ch möchte daher auf dieſe 
je an dieſer Stelle nicht näher *8 ſondern 





e der Beſprechung bei ber Beratung des Ausgleichs- 
onds vorbehalten. 
ch empfehle Ihnen die 3 Dispofitionsfonds, die ich 
vorhin genannt habe, ſämtlich durch Kenntnisnahme für 
erledigt zu erklären. 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Berichterftatter hat 
ben Rechenichaftsbericht über die Verwendung des außer- 
etatsSmäßigen Dispofitionsfonds von 30 Millionen 
Mark wur Ich eröffne die Befprehung über 
biefen Nechenfchaftsbericht gleichzeitig mit, — und jchließe 
fie. Die beiden Tit. 201 und 202 find vom Haufe 
bewilligt. Ach darf ohne befondere Abftimmung feft- 
ftellen, daß das Haus dem Antrage der Budgetkom— 
miffion beigetreten ift, die 3 Nechenichaftsberichte durch 
— ei für erledigt zu erklären. 

Ich eröffne nunmehr die Beiprehung über den 
Eifenbahnbaubericht. Das Wort hat der Herr Be 
richterftatter. 

Schmieding, Berichterftatter: Meine Herren, nad 
dem Eijenbahnbaubericht waren Ende September 1902 
an bewilligten Mitteln für Bauausführungen und für 
fonftige Betriebsbejhaffungen noch bisponibel 435 Mil- 
lionen Mart. ift in den Erläuterungen zu dieſem 
—— ausgeführt, daß davon vorausſichtlich veraus- 
gabt werden bis Ende des Etatsjahres 1903 noch 289 Mil- 
lionen, fodaß aljo Ende des Etatsjahres 1903 nur noch 
146 Millionen zur Berfügun —— Dazu kommen 
etwa 57 Millionen, die am 1. Oktober 1902 taſſenmäßig 
noch vorhanden find, die aus ben ertraordinären Dis- 
pofitionsfonds ftammen. Aber auch über diefe ift bereits 

rößtenteil® verfügt, ſodaß alfo die baren Mittel nicht 
” erheblich find, wie es jcheint. 

In der Budgetlommiffion wurde angeregt, daß man 

auch bier noch auf eine weitere Bejchleunigung in Er- 
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ledigung der Bauten dringen müßte, wie die Regierung 
in diefem Sinne bereits beftrebt ee fei. Es wurde 
aber auch anerkannt, daß an ber ergögerung ber Bauten 
einmal die Vorbedingungen ſchuld feien, die ja darin 
beftehen, daß für alle Nebenbahnen die Gemeinden den 
Grund und Boden zur Berfügung ftellen müfjen und 
daß dadurch bei diefen weitläufigen Verhandlungen ſich 
oft ſehr große ————— ergeben und daß eine 
andere Schwierigkeit im Enteignungsgeſetze liege, welches 
durch ſeine Schwerfälligkeit im Berlohren oft den Grund 
der Tersögerung bilde. 

Die Kommiffion ſchlägt Ihnen auch Hier vor, ben 
Baubericht durd; Kenntnisnahme für erledigt zu erklären. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort wird nicht ver- 
langt, Widerjpruch gegen den Antrag nicht erhoben. Der 
Baubericht ift für erledigt erklärt. A 

Damit ift unfere Tagesordnung erichöpft. 


Die nächſte Sikung fchlage ih vor abzuhalten 
morgen, Sonnabend, An N Uhr, mit folgender 
Tagesordnung: 
1) Berlefung ber rg der Abgeordneten 
v. Arnim, dv. Loebell und Genofjen, betreffend bie 
Bejeitigung der Notftände in den Stromgebieten 
namentlich der unteren Oder, Spree, Havel und 
Elbe. — Drudjahe Nr 60, 
2) Verlefung der Interpellation der Abgeordneten 
Dr Beumer und Genofjen, betreffend die Aus- 
führung des Dortmund-Rhein-Kanals (Emicer: 
linie). — Drudjade Nr 66. 
3) Fortfegung der zweiten Beratung des Etats, und 
zwar: 


Etat der Bauverwaltung. — Drudjaden 
Nr 64, 69, 70. 
Das Haus ift mit diefer Tagesordnung einverftanden; 


fie fteht feit. 
Ich ſchließe die Sitzung. 
Schluß der Sigung 4 Uhr 45 Minuten. 


Drud und Verlag: W. Moefer Buchdruderei in Berlin. 
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Beginn der Sigung 11 Uhr 20 Minuten. 


VPräfident v. Kröcher: ch eröffne die Situng. 
Das Protokoll führt der Abgeordnete Goerdeler, 
die Rednerlifte der Abgeordnete v. Hagen. 


Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt au 
dem Bureau zur Einſicht aus, — a 


abe Urlaub erteilt dem Abgeordneten 


Sb 5 A 
Dr * Bochum) auf ſieben Tage wegen dringlicher 
e. 


An Vorlagen ſind eingegangen 
von dem Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten 


eine Denkſchrift über die Entwicklung der 
nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in Preußen, 
ſowie verſchiedene Nachweiſungen, betreffend 
Staatsbeihülfen für Kleinbahnen; 


von den Abgeordneten Dr Weihe (Herford) 
und Genoffen 


ein Antrag, betreffend die Errichtung von 
Rentengütern kleinſten Umfangs. 


Drud und Verteilung diefer Vorlagen ift — 


2187 Haus der Abgeorbneten. 


[Präfident v. Hröcher] 


Wir treten in die Tagesordnung Erfter 
Segenftand: 
— ——— Juterpellation der Abgeord⸗ 
neten v. Arnim, v. Loebell und Geunoſſen, 
betreffend Die Beſeitigung der Notſtäude 
in den Stromgebieten ‚namentlich ber 
Drudjahe Nr 60. 
dur Geihäftsordnung hat das Wort der Abgeord- 
nete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: Herr Präfident, ich 
beantrage, die Verhandlung über die beiden Anterpel- 
lationen, aljo die beiden eriten Gegenftände der heutigen 
Tagesordnung, miteinander zu verbinden, und zwar, weil 
es ganz unabweislic) ift, daß, wenn die erſte Interpellation 
Verhandlung kommt, dann auch bereit? auf den 

enjtand, mit dem ſich die zweite Interpellation be» 
ichäftigt, vorgegriffen werden wird. Das ift abjolut 
erforderlich und nicht zu vermeiden, und ich bitte deshalb 
auch diejenigen, welche die erjte Jnterpellation eingebracht 
haben, meinem Vorſchlag zuzuitimmen, weil fonft doch 
eine unangenehme Verquickung der beiden Verhandlungen 
herbeigeführt werden wird. Die Berbindung der beiden 
Gegenjtände beruht auf der Tatſache, daß, als wir zum 
legtenmal mit den beiden Gegenftänden uns beichäftigt 
haben, dieſe beiden in einer von der Stöniglihen Staats» 
regierung vorgelegten Gejeßesvorlage mit einander ver- 
bunden uns beicäftigt haben. Es ift alfo damit klar 
beiwiejen, daß wenigftens die Königliche Stantöregierung 
damals der Meinung geweſen ift, daß diefe beiden Segen: 
ftände in enger Verbindung miteinander ftänden, und 
es ift deshalb unabweislic, daß bei der Diskuffion ſchon 
der erjten Interpellation auch auf die zweite eingegangen 
— — 

eantrage deshalb, im Intereſſe der Geſchäfts- 
führung die Behandlung der bein Interpellationen zu 
verbinden, die beiden erften Gegenftände der Tagesordnung 
aljo gemeinfam miteinander zu verhandeln. 


Präfident v. Kröcher: 


ur Geichäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete Gra x : 


zu Limburg-Stirum, 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter: Meine 
— nad) der ——— müſſen die beiden 
nterpellationen jede für ſich behandelt werden; denn 
— der Geſchäftsordnung wird die erſte Interpellation 
verleſen, dann handelt es ſich darum, ob ſie beantwortet 
wird, und wenn ſie beantwortet wird, ſo handelt es ſich 
darum, ob ſie beſprochen wird. Alſo man weiß nicht, 
was das Schickſal jeder dieſer Interpellationen bei der 
einzelnen Berhandlung iſt. Ich möchte mir aber auch 
feinen Vorteil davon verfprechen, wenn die beiden 
snterpellationen miteinander verhandelt werden. Dem 
Weſen der Dinge nach ift es beffer, daß über jede der 
er gene für fi) verhandelt wird, und einen 
unsch, beide Ar vermengen, kann ich nicht für berechtigt 
anerkennen. Daher widerſpreche ich dem Antrage, die 
Beiprehung beider Interpellationen zu vermengen. 


Präfident v. Kröcher: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete —8 rail 8 


Dr Porſch, Abgeorbneter: Machdem der Herr 
Vorredner bezüglid, feiner Interpellation der Verbindung 
— hat, werden wir dieſen Widerſpruch unter 
tüßen. 


33. Sisung am 28. Februar 1903. 
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Präfident v. Kröcher: 
das Wort der Abgeordnete Dr 


Dr Sattler, Abgeordneter: erfenne bie Be 
rechtigung derjenigen Herren, welde die erſte Inter— 
pellation geitellt haben, an, dem zu widerjprecdhen. Es 
kann aljo, wenn die Herren nicht zuftimmen, auch meiner 
Anfiht nah das Haus einen Beſchluß darüber fafien. 

ch muß aber den Herren die Verantwortung 
wenn nun infolge ihres Vorgehens bereits bei der eriten 
een aud die Gegenftände der zweiten in den 
ereich der Beſprechung gezogen werden. 


Präfident v. Kröcher: Ach darf aljo annehmen 
dab Sie ihren Antrag nicht mehr aufrecht —— 


(Abgeordneter Dr Sattler: Nein!) 


Dann bitte ich den Herrn Schriftführer, den Wortlaut 
der Interpellation zu verlejen. 


Goerdeler, Schriftführer: Die nterpellation der 
Abgeordneten dv, Arnim und v. Zoebell lautet: 

Beabjichtigt die Königliche Staatsregierung 
im Staatshaushaltdetat für 1904 Mittel in 
angemefjener Höhe zur nachhaltigen Bejeitigung 
dringender Notjtände in den Gtromgebieten 
namentlich der unteren Ober, Spree, Havel und 

Elbe zu fordern? 


Präfident v. Kröcher: Ich richte munmehr die 
Frage an das Stönigliche Staatöminifterium, ob und 
wann es bereit ift, die Interpellation zu beantworten. 


Budde, Minijter der öffentlichen Arbeiten: Ich bin 
bereit, namens der Königlichen Staatsregierung heute die 
Interpellation zu beantworten. 


ent dv. Siröcher: Dann bat zu ihrer 
näheren Ausführung das Wort der Abgeordnete Frhr 
v. Dobened. 


Schr v, Dobened, nterpellant: Meine Herren, 
ich möchte nur mit wenigen Worten die Jnterpellation 
begründen. 

Wir haben mit tiefem Bedauern die Erfahrung ge 
macht, daß die Regulierung der unteren Flußläufe einen 
Notitand herbeigeführt hat, der feit Dezennien im ganzen 
Lande anerkannt und auch hier im Haufe vielfach behandelt 
worden ijt und der — ich fann es nicht anders jagen — 
großenteils verſchuldet ift durch die nicht richtigen Maf- 
regeln, die die —— bei den Regulierungen der 
Ströme getroffen hat. ir bedauern, daß in dieſer 
Sache feit Jahren eine vollftändige Untätigkeit herrſcht, 
und daß die Regulierung diefer Flußläufe abhängig ge 
macht wird von der Einrichtung neuer Verkehrswege, von 
Bauten von Sanälen, die mit den Flußregulierungen 
jelbft abfolut in gar feinem Zufammenhange tehen. n 
der unteren Oder ſind ſeit Jahren die Verhältniſſe der— 
artig, daß die ganze Landwirtſchaft an den Ufern ſchwer 
darniederliegt, wie das wiederholt dargelegt worden ilt. 
Meine Herren, ich bin im Sur 1871 im biefes Haus 
eingetreten, und ſchon feit der Zeit haben wir immer wieber: 
holt die Bitte ausgeſprochen, daß für die geichädigten 
Gegenden etwas geichehe, ohne dab wir irgend einen Er- 
folg erreicht haben. 

Bor vier Jahren num erfchien die Vorlage zum Bau 
des Mittellandfanals; die Verhandlungen des Haufes er- 
aben eine Wblehnung, im darauf folgenden Jahre er- 
Paien wieder ein Projekt, das nunmehr weſentlich er- 
weitert war, indem mit dem Bau des Kanals die Regu— 


ur Seichäftsordnung hat 
ttler. 
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[Interpellation der . d. Arnim, dv. Loebell 
n. Gen., betr. die Bejeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlich der unteren Oder, 
Spree, Havel und Elbe] 


IFrhr v. Dobened, nterpellant] 


lierung der unteren Flußläufe vereinigt wurde. Nun 
meine Herren, wir halten aber die Flußregulierungen 
für etwas ganz Selbitändiges. Tin voltswirtichaftlicen 
Intereſſe iſt es geboten, daß dieje Verkehrswege wenigitens 
wieder in den Stand geſetzt werden, in dem jie früher 
geweien find. Dur die — ich muß es nochmals be- 
tonen — fehlerhaften Anlagen, die feitens der Regierung 
bei den Regulierungen gemacht worden find, find wir 
jedes Jahr immer ſchwerer und ſchwerer gejchädigt 
worden. An der unteren Ober find Berfumpfungen und 
Berfandungen eingetreten, wie wir wiederholt das hier 
auf das entichiedenfte betont haben; die Herren Re— 
gierungstechniter aber haben jahrelang unjerer Be— 
bauptung widerjprochen. Erſt zu ber Beit, als es ſich 
darum handelte, num die nötigen Mafregeln zu treffen 
und zwar im Zuſaumenhang mit dem Mittellandfanal, 
wurde und zugegeben, daß bedeutende Berfandungen 
—————— atten, und daß durch die Uberſchwemmungen 
den Adjazenten großer Schaden geſchehen ſei. Das Haus 
trat wiederum in die Verhandlung ein, ja die Negierung 
legte und jogar ausgearbeitete Projekte zur Regulierung 
der unteren lußläure vor, fie wurden hier geprüft, all» 
feitig anerkannt umd, foweit es meine Heimat u 
fann ich jagen, an der unteren Ober herrichte große 
Freude, als dieſes uns vorgelegte Projekt erichien, denn 
es entſprach vollkommen si Wünjchen, Wir glaubten 
hoffen zu können, daß die großen Mikftände, wenn auch 
nicht ganz befeitigt, fo doch wejentlich gemildert werden 
würden. 

Die Regulierungsprojefte der Flüſſe wurden feitens 
des Haufes angenommen, doch plöglich, während die Ber- 
handlungen über den Mittellandfanal noch ſchwebten, 
wurde die ganze Vorlage zurüdgezogen und feitens der 
Negierung erklärt, es ſei feine Ausſicht vorhanden, den 
Mittellandkanal hier durchzubringen, die Fylußregulierungen 
wären aber ein integrievender Teil des großen Projekts, 
und ohne den Mittellandfanal könne = nicht an den 
unteren Flußläufen gejchehen. So liegt die Sache noch 
augenblidlich, und wenn wir heute, nachdem in den legten 
Jahren wiederum nichts geichehen ift, von Jahr zu Jahr 
dem Ruin näher rüden, Millionen von Vermögen an den 
unteren Flußläufen verloren gegangen find, Hunderte 
von Eriftenzen bereit3 dem Untergang geopfert find, jo 
wird es win niemand den Ertrinkenden verdenken, wenn 
fie abermals die Regierung mit der Bitte angehen, doch 
endlich etwas zu tun, 

Wir beabjichtigen mit der Interpellation gar feine 
politifche Aktion, jondern wir bitten lediglich darum: 
helfen Sie unfere anerkannten Notftände bejeitigen! Es 
bedarf wohl keiner weiteren Worte zur Begründung. 


(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Minifter der 
öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
—— die königliche yigg | erkennt das Vor— 
andenjein dringender Notftände in den Stromgebieten, 
namentlich der unteren Ober, der Spree und ber yon 
nach wie vor bereitwillig an. Zur Bejeitigung diefer 
Notjtände in den erwähnten Stromgebieten, insbejondere 
zur Verminderung der Hocwajjergefahren und Förderung 
anderer Landeskulturinterefjen, daneben teilweife auch zur 





Haus der Abgeordneten. 33. Sitzung am 28. Februar 1908. 


2190 


Verbeſſerung der Schiffbarkeit und zur Erhaltung des 
Stromlaufs find deshalb von der Königlichen Staats: 
regierung, leider aber vergeblich, die erforderlichen Mittel 
bereits im Jahre 1901 angefordert worden. Der Wunfd 
der Ynterpellanten, die erwähnten Notſtände tunlichft 
bald befeitigt zu fehen, wird von der Königlichen Staats- 
—— Durban geteilt, und fie hofft mit den Inter 
pellanten, daß es möglich fein wird, für 1904 entiprechende 
Mittel zur Verfügung ftellen zu können. Für die Elbe 
war in der waflenwirtichaftlichen Vorlage von 1901 eine 
Forderung nicht geftellt, Das für fie dringend ges 
wiünfchte Hochwafferregulierungsprojekt ift inzwiſchen zwar 
aufgejtellt, wird aber, da es eingehendfter Prüfung be- 
darf, über feine etwaige Musführung auch zunächſt mit 
den Intereſſenten verhandelt werden muß, befonders zu 
behandeln fein. 


Präfident v. Kröcher: gu Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete v. Pappenheim-Liebenau, 


v. Pappenheim:Liebenan, Abgeordneter: Wir ber 
antragen die Beſprechung der Interpellation. 


Präfident v. Kröcher: Der Antrag bedarf der 
Unterftügung von 50 Mitgliedern. Ach bitte diejenigen 
Herren, welde ihn unterjtügen wollen, ſich zu erheben. 


Geſchieht.) 


Die Unterſtützung genügt. 
eröffne die eſprechung über die Inter— 
pellation. Das Wort hat der Abgeordnete v. Loebell. 


(Abgeordneter v. Loebell: Ich verzichte.) 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr Friedberg. 


Dr Friedberg, Abgeordneter: Meine Herren, meine 
politifchen Freunde erkennen die Notftände, aus welchen 
heraus die Interpellation geftellt worden ift, durchaus an, 
Wir haben darüber feinen Bipeifel gelaffen in den früheren 
Seifionen, indem wir ung ausdrüdlich bereit erklärt haben, 
im Bufammenhang mit der wafferwirtichaftlichen Vorlage 
für die Forderungen der Regierung zu ftimmen. Wir 
müſſen uns aber dagegen ausjprechen, daß die Regelung 
der bier in der Önterpellation in Ausficht genommenen 
Flußregulierungen einfeitig ftattfindet, ohne Zufammen- 
bang mit demjenigen, was damals von den Parteien als 
Kompenjationen bezeichnet worden if. Schon daraus, 
daß die Stöniglihe Staatsregierung fich damals bereit 
erklärt hat, im Zuſammenhang der wafferwirtichaftlichen 
Borlage diefe und andere Kompenfationen zu gewähren, 
geht Br daß andere Notftände in anderen Landes» 
teilen ebenjo dringend der Bejeitigung bedürfen, wie die 
bier geichilderten. 

ir meinen deshalb — und mein Freund Schmieding 
wird das bei der zweiten Anterpellation noch näher aus- 
führen —, daß auch im Weſten unſeres Baterländes 
Notftände ähnlicher Natur vorhanden find, die gleichzeitig 
mit denen im Oſten befeitigt werden müflen, und daß es 
nicht angeht, in waſſerwirtſchaftlicher Beziehung den einen 
Landesteil gegenüber dem anderen zu bevorzugen. Wird 
uns eine waljerwirtichaftliche Borlage vorgelegt werden, 
in der die Kompenſationen bezüglich der unteren Oder 
wieder enthalten find, jo werden wir mit Freuden bereit 
fein, dafür zu ftimmen, aber wie gejagt nur im Zufammen» 
bang mit ber Befeitigung anderer Notftände in anderen 
Landesteilen unjeres Baterlandes, 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 
158* 
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[Interpellation der Abg. v. Arnim, v. Loebell 
u. Gen., betr. die Bejeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlich der unteren Ober, 
Spree, Havel und Elbe] 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Frhr v. Zedlitz. i — 


Frhr ©. Zedlitz und Neukirch, Abgeordneter: 
Meine Herren, meine Freunde erkennen die Dringlichkeit 
der Beſeitigung der Notſtände in den unteren Flußgebieten 
der Elbe, der Oder und Havel unbedingt an und ſind 
der Meinung, daß dieſen Mißſtänden ſobald als möglich, 
wie das ja die Königliche Staatsregierung auch durch den 
Mund des Herrn Miniſters der 98 en Arbeiten zus 
gefagt hat, abgeholfen werden fol. 


(Bravo! rechts und Heiterkeit.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete v. Qoebell. 

v. Loebell, Abgeordneter: Meine Herren, wir haben 
aus der Erklärung des Herm Minifters mit Befriedigun 
entnommen, daß die Königliche Staatsregierung ei 
uns dringende Notftände, und zwar an ber Oder, 
Spree, Havel und Elbe, anerkennt und ihrerfeits 
bereit ift, jo bald al& irgend tunlich erforderlihe Mittel 
in den Staatshaushaltsetat zur Befeitigung der Notftände 
einzuftellen. 

Meine Herren, wir hätten nad diefer Erklärung des 
Herrn Minifters ja auf eine eingehende weitere Be— 
ſprechung der Angelegenheit verzichten können, Nachdem 
aber der Herr Abgeordnete Dr Friedberg jeinerfeits 
wiederum im Gegenjag zu den Ausführungen des Herrn 
Minifters, 


(Abgeordneter Dr Friedberg: durchaus nicht!) 


die Angelegenheit der Meliorationen mit dem Bau eines 
Mittellandfanals verquidt hat, 


(Abgeordneter Dr Friedberg: habe ich gar nicht gejagt!) 


muß ich die Stellung meiner politifchen Freunde zu diejer 
Frage erörtern. 

Meine Herren, der Bau des Mittellandkanals wird 
von ben Freunden desſelben als eine wejentlihe Ver— 
beſſeru n9 dort beftehender Zuftände angefehen, und Sie 
haben geglaubt, feinerzeit mit voller Wärme für biefes 
Projekt eintreten zu können. Wir verſchränken Ihnen 
(nad links) diejes Recht keineswegs; wir verargen Ihnen 
Ihre Stellung auch nicht. Sie werden aber ebenjowenig 
uns verargen können, dab wir Mißftänden, Notjtänden, 
h wie der Herr Minifter jelbft anerkannt hat, dringenden 

otftänden gegenüber, die jeit zum Teil 50, 60 Jahren, 
vielleicht jeit einem Jahrhundert in unerhörtefter Weife 
weite Gegenden geſchädigt haben, es als unfere erfte 
Aufgabe anfehen, alles daran zu jegen, daß dieſe 
Notkände bejeitigt werden. Meine Herren, wenn 
Sie die Gegenden an der Ober, Elbe, Havel und Spree 
kennen, wenn Sie wifjen, wie fie in früherer Zelt allerdings 
in fehr früher Zeit durch einen gewiſſen Wohlftand Ki 
auszeichneten, wenn Sie jehen, wie jahraus jahrein feit- 
dem fortdauernd durch die immer zunehmenden Mißftände 
anze Ortſchaften in eine Notlage gelangt find, wie fie 
—— nicht gedacht werden kann; wenn Sie ſehen, 
wie der Mißmut in dieſen Gegenden berechtigterweiſe 
fortdauernd zugenommen hat, angefichts der Tatiache, daß 
der ag Slam Staat für alle möglichen großen 
—2 lturaufgaben, die wir gewiß an I als 
Aufgaben des Staats anjehen künnen, große Beldmittel 
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bereit ftellt, wie aber immer und immer wieder dieſe Land: 
ſtriche vertröftet, wie fie von Projekt zu Projekt geführt 
werden und immer die belfende Hand des Staats, der 
allein che kann, ausbleibt — jo werben auch Sie es 
als unſere Pflicht anfehen müffen, daß wir nachdrück— 
lift unfere Stimme erheben und die Bitte und 
den Wunſch an die Königlihe Staatsregierung 
richten, bier enblih Bejeitigung der unerträg- 
lihen Mißftände herbeizuführen. 


(Bravo!) 


Meine Herren, Sie tun immer, al® ob das eine Frage 
wäre lediglidy von agrariicher Bedeutung, um das jo be 
liebte Schlagwort auch auf diefen Fall anzuwenden; Sie 
tun, als ob es lediglich die Vertreter einer einjeitigen 
Intereſſenpolitik find, die ſich hier hinftellen in diejem 
Hohen Haufe und der Staatsregierung ihre Klagen vor: 
bringen. Nein, meine Herren, wir find der Überzeugung, 
daß es eine frage von allergrößter Wichtigkeit 
ift für das allgemeine Staatswohl, die wir vertreten; 
(jehr richtig!) 
wir find der Überzeugung, daß es nicht länger geduldet 
werben kann, wenn große früher blühende Landftrice 
dem Ruin entgegengeführt werden, lediglich weil das 
Abgeordnetenhaus oder früher das Minifterium nicht 
bereit waren, hier die Mittel zur Berfügung zu ftellen. 


(Bravo!) 


Die Frage ift auch um deswillen feine einfeitig agrariice, 
weil von diefen Negulierungen, von diefen notwendigen 
Bauausführungen auch weite ftädtifche Kreiſe berührt 
werden. Wenn ich am die Havel denke, jo bitte ich Sie, 
u fragen auch bei Ihren politiichen Freunden in der 
Stadt Brandenburg, welche großen Nachteile diefe Stadt 
feit Jahrzehnten zu erleiden hat durch ungenügende Ent- 
wäfjerung ihres dandbefites, welche Einbuße fie in ihrem 
jährlichen Einfommen dadurch hat, daß die Erträgnife 
der Wiefen mehr und mehr verloren gegangen find, welche 
große Erichwernis der Stadt dadurch erwächſt, daß die 
eine re he die durch die Stadt führt, feit 
lange nicht mehr annähernd den Verkehr ordnungs— 
mäßig bewältigen fann, und deshalb der Umflutfanal, 
der in erfter Linie im —— der Entwäſſerung 
gebaut wird, nun auch ſegensreiche Folgen haben wird 
Verminderung der großen Hinderniſſe der Schiffahrt. 
ie werden ferner die Städte, die an den in Rede 
ftehenden Flüffen liegen, fragen können und die Antwort 
erhalten, daß fie aus janitären Gründen aufs höchſte 
wünſchen, daß die Vorflut gebefjert wird. Städte wie 
Lübben, Brandenburg, Rathenow und andere, bie mit 
ichweren Opfern große Summen ausgegeben haben, um 
eine genügende Entwäflerung ihrer Stadt, um eine Waffer- 
leitung zu Schaffen, leiden unter den Mifftänden, den 
hygieniſchen Nachteilen, die durch die monatelange Ber- 
fumpfung der Umgebung erwachſen, auf das empfindlichite. 
Sehen Sie, meine Herren, das ift die fogenannte 
nterefjenpolitif, die wir vertreten, das ift, mas Gie 
uns immer vorwerfen, dab wir lediglich unjere Intereſſen 
vertreten und für das Gemeinmohl kein Herz hätten! 
Nein, meine Herren, wir find feſt überzeugt, daß, indem 
wir mit aller Energie und Entichiedenheit unfere Stimme 
erheben und die Bitte ausfprechen, daß hier endlich Wandel 
herbeigeführt wird, wir eine Frage von größter jozial« 
politifcher Bedeutung damit anregen, und wir geben uns 
der Hoffnung bin, daß mit uns ftimmen werben und mit 
uns eintreten für die Befeitigung der Notjtände nicht 
bloß unfere engeren Freunde hier, ſondern das ganze 
Haus, dem das Wohl des Baterlandes am Herzen liegt. 


(Lebhaftes Bravo rechts.) 
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[Interpellation der Abg. v. Urmin, v. Loebell 
n. Gen., betr. die Befeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlich der unteren Ober, 
Spree, Havel und Elbe] 

Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Herold. 


Herold, Abgeordneter: Meine Herren, wir erkennen 
die Mifftände, welche an der unteren Oder, Havel, Spree 
einjchlieglid) der Elbe beftehen, vollfommen an, wir werden 
jederzeit alle die Beitrebungen, welche darauf gerichtet 
find, bier Berbefferungen zu fchaffen, unfererieits unter 
ftüßen und freuen uns nun über die Erklärung der 
Königlichen Staatsregierung, daß im nächſten Etat Mittel 
für die bezeichneten Zwecke eingejegt werben follen. 
Andererjeits müfjen wir aber auch den dringenden Wunſch 
ausiprechen, daß da, wo in bezug auf die Slußregufierungen 
im Welten Mißftände beftehen, man nicht zurüdbleibt, 
und auch nad Möglichkeit Abhülfe zu fchaffen bemüht ift. 
In dem Sinne bitte ich die Staatsregierung vorzugehen. 


(Bravo!) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Frhr v. Williſen. 


(Abgeordneter Frhr dv. Willifen: Ich verzichte!) 
Das Wort hat der Abgeordnete Brocmel. 


Broemel, Abgeordneter: Wie wohl auf allen Seiten 
des Hauſes, fo ift auch von meinen politifchen Freunden 
die Ankündigung, daß im nächften Jahre eine Vorlage dem 
Landtage zugehen wird, welche die Beieitigung der Mißſtände 
an ber unteren Havel, der unteren Spree, der unteren Oder 
und ber unteren Elbe in Ausficht nimmt, mit Genug. 
tuung begrüßt worden. Wir verhehlen uns freilich nicht, 
daß einen eigentlichen Wert dieſe Zufage nur dann ges 
winnen wird, wenn bie Königliche Staatsregierung auch 
entichloffen ift, eine foldhe Vorlage, felbft wenn fie nur 
einen Teil einer wafjerwirtichaftlichen Vorlage bilden follte, 
unter allen Umftänden zur Annahme zu bringen md jelbft 


anzunehmen. 
(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, der Herr Abgeordnete Frhr v. Dobened 
bat mit vollem Recht hervorgehoben, daß es fich in diefem 
alle nicht um irgend eine agrarifche —— handle, 
ſondern um eine Forderung, welche im allgemeinen Landes- 
interefje liege. ch bin auch der Überzeugung, ba es 
nicht richtig ift, eine notwendige Verbefjerung darum zu 
unterlafjen, weil man eine andere notwendige Verbeft 
rung nicht gleichzeitig erreichen kann. 

Der Herr Abgeordnete Dr Friedberg hat hervor: 
gehoben, die Flußregulierungen ftellten eine Kompenfation 
dar für den übrigen Teil der waſſerwirtſchaftlichen Vor— 
lage, fpeziell für den Mittellandkanal. Ich kann dieje 
Auffafjung nicht für — erachten. Die Mißſtände 
an den genannten Flüffen find ſeit langer Zeit vorhanden, 
und wenn vor zehn Jahren die fchon damals notwendigen 
Berbefjerungen in einer dem Haufe zugegangenen Vor— 
lage gefordert worden wären, jo würde — deffen bin ich 
überzeugt — kein Menſch auf den Gedanken gefommen 
fein, da, ehe man an die Abichaffung ſolcher Mißſtände 
geht, erſt noch Kompenjationen durch einen Kanalbau im 
Weiten gefchaffen werden müßten. Man würde allgemein 
der Überzeugung geweſen fein, daß ohne Verzug Hand 
eich werden müßte, um die dringend notwendigen 


® 


Verbefjerungen auch durchzuführen. 
eine Herren, ich vertraue, daß die Vorlage, welche 
dem Haufe im nächſten Jahre zugehen wird, auch noch 


etwas anderes enthalten wird. In der groben waffer- 
wirtfchaftlichen Vorlage vun ſich auch der Vorſchlag, 
die Binnenwaſſerſtraße zwiſchen der Reichshauptſtadt und 
Stettin zu verbeſſern. Ich will auf dieſe Frage jetzt 
nicht des näheren 5* aber hervorheben muß ich doch, 
daß die Königliche Staatsregierung in ihrer Vorlage 
felbft, ebenfo wie fie die Notwendigkeit der Ylußregulie- 
rungen anerkannt hat, auch mit aller Klarheit und Ent- 
ichiedenheit das dringende Bedürfnis zur SHerftellung 
eines Großſchiffahrtsweges Berlin-Gtettin, insbefondere 
im Intereſſe des größten deutfchen Seeplages, anerkannt 
hat. Die feitdem eingetretene Entwidlung kann nur die 
Notwendigkeit eines — ** Schiffahrtsweges noch ein— 
dringlicher darlegen. In dem letzten Jahre hat bereits 
unter der wachſenden Konkurrenz anderer deutſcher See— 
plätze, namentlich der mit neuen Binnenwaſſerſtraßen 
ausgeſtatteten Plätze Hamburg und Lubeck ſowohl die 
Seeſchiffahrt Stettins wie der Warenverkehr des Platzes 
einen erheblichen Rückgang erfahren, einen Rückgang, der 
im Gegenſatz ſteht zu der Verkehrsentwicklung anderer 
Plätze. Während die Neederei Stettin nur eine geringe 
Bermehrung erfahren hat, hat die Reederei Lübecks ſich 
in der Zeit von 1900 auf 1902 auf das Vierfache ge 
hoben. In einer Eingabe, welche der Pommerjche Pro- 
vinziallandtag im vergangenen Jahre mit einftimmiger 
Annahme an den Monärchen gerichtet hat, find diefe Ver— 
hältniffe, joweit fie damals befannt waren, dargelegt 
worden, und ich darf wohl jagen, daß in biefer ai 
die ganze Provinz Pommern hinter der Provinzialhaupt- 
ftadt fteht, weil man allgemein mit Necht einen ſchweren, 
gar nicht wieder gut zu machenden Schaden für Stettin 
eriwartet, wenn die Verbefferung der Wafferftraße Berlin- 
Stettin noch weiter hinausgefchoben wird. ch bin auch 
der Überzeugung, daß von Kompenfationen in dieſem 
Falle nicht die Rede fein kann. Huch bier muß es gelten, 
daß, wenn die Verhältniffe es erfordern, unbedingt Hand 
angelegt werden muß zur Berbefferung an der Stelle, 
an welcher fich eine ſolche als notwendig herausftellt. 

Die folgende Interpellation wird uns hoffentlid) 
Anlaß geben, auch auf die Frage des Mittellandkanals 
einzugehen. yı Augenblick liegt das noch nicht vor. 
Aber der gute Ausgang der Sache in der Trage der Fluß: 
regulierungen wie in der frage des Gro —— 
Berlin-Stettin wird davon abhängen, mit welcher Ent- 
ichiedenheit und mit welchem Nachdruck die Königliche 
Stantöregierung jelbft die energifhe Durdführung diefer 
Projefte Tier im Haufe vertreten wird. 


(Bravo! links.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete v. Bodelberg. 

v. Bockelberg, Abgeordneter: Meine —— ich 
freue mich über die — des Herrn Vorredners 
und glaube, ſie liefern den beſten Beweis dafür, da er 
nämlich aus der Kenntnis der Verhältniſſe an der unteren 
Oder fpricht, daß die Wünfche, melde wir hier in ber 
Snterpellation zum Ausdrud gebracht fehen wollen, ber 
rechtigte find, Re glaube auch, der Herr Minifter der öffent- 
lichen Arbeiten wird aus der Behandlung unferer — 
pellation den Eindruck gewonnen haben, daß es ſich durch- 
aus * darum handeln ſoll, eine Spitze gegen das 
Königliche Staatsminiſterium oder gegen ihn hiermit 
hervorzukehren, ſondern wir ſind gezwungen und zwar 
aus den dringenden Zuſtänden —** welche an ben 
Flußniederungen beftehen, heraus, unjere Wünfche hier 
in der Form einer Interpellation zum Bortrag zu 
bringen. Ah muß nochmals und wiederholt betonen, 
daß die Forderungen, um die es ſich hier handelt, jehr 
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[Interpellation der Abg. dv. Arnim, v. Loebell 
u. Gen., betr. die Bejeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlicdy der unteren Ober, 
Spree, Havel und Elbe] 
[v. Bodelberg, Abgeoröneter] 
viel älteren Datums find als diejenigen, welche in 
einer jpäteren Zeit im Verkehrsintereſſe entftanden find. 
Die Anſprüche der Flußniederungsbewohner gehen viele 
Dezennien zurüd, und ich glaube —— nicht zu viel zu 
jagen, wenn ich die Behauptung aufſtelle, daß diefe Zu— 
ftände zum Teil eig ar erſt geichaffen worben find 
durch den fünftlichen Eingriff an den oberen Läufen der 
Flüſſe, und daß infolgedefen die Bewohner an dem ums 
teren Zeil der Flußläufe ein volles Recht haben, daß der 
Staat hier fehügend eingreift und dauernde Buftände, 
unter denen die wirtſchaftliche Exiſtenz derfelben gefichert 
wird, „gelhaffen werden. 
eine Herren, wir wiſſen alle, daß es eine fernige 

Bevölkerung ift, die an den Flußniederungen fich feit langem 
angefiedelt hat und unter den ſchwerfien Entbehrungen 
allmählid; in den Beſitz eines hoch Kultivierten und unter 
Umftänden hoch ertragsfähigen Landes gekommen ift, 
aber daß ihr auch andererjeitd alle Jahre mehr oder 
minder ihre Hoffnungen zerftört werben durch den Ein: 
tritt unabwendbarer elementarer Ereigniffe. Die Ernte 
fteht auf dem ‘Felde, und fie kann nicht eingebracht 
werden, und ift dann meift dem Berderben aus * t. 

Alſo, meine Herren, wir wollen weiter nichts en, 
als daß dasjenige, was an den Flußniederungen zu * 
iſt, vollftändig unabhängig zu behandeln fein muß von 
der großen waſſerwirtſcha lichen Borlage, und in diefer 
Beziehung haben wir k mit Freuden gejehen, dak wir 
= an dem Herm Borredner einen Bundesgenoffen 
finden werben. Die Zuftände find dringende. Mag nun 
die wafjerwirtichaftliche Vorlage kommen, mag fie Paten, 
hier müffen wir von der Königlichen Staatsregierung 
fordern, daß fie eingreife und zwar jelbft unabhängig von 
allen Schiffahrtsplänen und Berkehrsprojekten. 


(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Graf v. Wartensleben. 


Graf v. Wartendleben, Abgeordneter: Nach den 
Erklärungen des Herrn Minifters, wonach wir im nächiten 
ahre eine Vorlage zu erwarten haben, wodurd den 
Notftänden an den Flüſſen — werden ſoll, und 
ig den Worten meines politifchen Freundes Herrn 
v. Loebell kann ich meine Abficht, die Notftände an der 
unteren Havel zu fchildern, welche hervorgerufen find 
hauptſächlich durch Arbeiten im Intereſſe der Schiffahrt, 
aufgeben und auf das Wort verzichten. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete v. Buch. 


v. Buch, Abgeordneter: Nach den Erklärungen des 
Herrn Minifters verzichte ich. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete v. Arnim. 
(Paufe.) 


Das Wort hat der Abgeordnete v. Bude. 


v.LudeBüttnershof, Abgeordneter: Meine Herren, 
nad) den Erklärungen des Herm Minifters und nach der 
Rebe meines Freundes Herrn v. Loebell über den Not: 
Kat an der unteren Elbe kann ich auf das Wort ver 
sichten, 
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Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Dr Sattler, 


Dr Sattler, Abgeordneter: Meine Herren, ic) bin 
doch genötigt, ein paar Worte noch — dem Herrn 
v. Loebell hier meinerſeits in der Debatte zu äußern. 
Derſelbe hat meinem Freunde Dr Friedberg vorgeworfen, 
er habe die Frage, die in der ——— behandelt 
wird, nämlich der Beſeitigung der Notſtände an der 
unteren Oder, Spree, — und Elbe, mit dem Mittel— 
landfanal verquidt. emgegenüber muß ich zunächſt 
darauf hinweiſen, daß, wenn überhaupt diefe Frage der 
Regulierung der Flüffe mit dem Mittellandkanal in eine 
Berbindung gebradt ift, das niemald unfere Schuld 
ewefen ift; im Gegenteil, wir haben das nie verlangt, 
—— es iſt die uld der Herren von jener Seite 
(rechts), welche damals verlangten, als es fich um den 
Mittellandkanal handelte, fie wollten erft Kompenfationen 
auf anderen Gebieten haben, 


(fehr richtig! links) 


und es ift ihnen gelungen durch ihre Sirenentöne, die König: 
liche Stantöregierung damals auf diefen Weg hinüber 
uführen. Es ift alſo nur die Schuld der Königlichen 
—— und der Herren von der Rechten, wenn 
dieſe Regulierung der unteren Flüſſe mit dem Mittelland» 
kanal überhaupt in Berbindung gebradt ift. Wir haben 
uns immer bereit erklärt, ſolche Mißftände zu bejeitigen 
und dazu mitzuwirken, 

Mein Freund Dr Friedberg hat aber auch heute gar 
nicht die Flußregulierungen mit dem Mittellandkanal ver- 
quicdt, jondern er hat uns gejagt, er müßte aber aller 
dings erwarten, jo bereitwillig er auch fei, den Wünfchen 
der Herren entgegenzufommen, daß diefe dann auch nicht 
einfeitig bloß für die von ihnen vertretenen Lanbdesteile 
eintreten, fondern daß, wenn in anderen Provinzen, im 
Weiten uſw Mikftände ähnlicher Art auf wafjerwirtidaft- 
lihem Gebiet hervortreten, fie dann auch bereit fein 
müßten, dort zu helfen; er bat bloß von Ihnen verlangt, 
daß Sie ebenfo den wirtichaftlihen Bedürfniffen aller 

rovinzen gerecht werden, wie wir das ſtets getan haben. 

ch hoffe, meine Herren, ſchon die Beratung der nächſten 
Anterpellation wird Ihnen Gelegenheit geben, zu zeigen, 
daß in der Tat diefe Mahnung auf einen fruchtbaren 
Boden bei Ihnen gefallen ift, und daß wir uns in Zur 
funft immer zufammenfinden in gemeinfamer Förderung 
fämtlicher Provinzen auch auf dem Boden der Wafler- 


wirtichaft, 
* (Lebhafter Beifall links.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete v. Böhlendorff-Kölpin. 


v. Böhlendorff - Kölpin, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich freue mich, nach den Worten des Herrn Ab- 
geordneten Dr Sattler fonftatieren zu können, daß er mit 
uns vollftändig der gleichen Meinung iſt, daß die Frage, 
Abhülfe der Schäden, die durch alle möglichen Strom» 
bauten und Regulierungsarbeiten am oberen Strom nun 
an der unteren Ober entitanden find, eine rein volks— 
wirtichaftliche ift, und daß daher auf allen Seiten diejes 
Haufes das gleiche Antereffe zur Löfung diefer Frage 
vorhanden ift. 

Mit dem Herm Abgeordneten v. Bodelberg kon- 
ftatiere ich mit großer Freude und Genugtuung, daß das, 
was der Herr Abgeordnete Broemel vorhin hier aus 
geführt hat, auch unfere Unficht ift und, wie er auch jehr 
zutreffend fagte, der allgemeinen Anficht, die in der 
Provinz Pommern herrjcht, entjpricht. 
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[Interpellation der Abg. v. Arnim, v. Loebell 
u. Gen,, betr. die Befeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlich der unteren Oder, 
Spree, Havel und Elbe] ER 


[v. Böhlendorff-Kölpin, Abgeordneter] 


Meine Herren, id würde bier nicht die Zeit des 
Hohen Haufes für 2 Minuten in Anfprud) nehmen, wenn 
ich nicht auf einen befonderen Notjtand, der an der Oder: 
mündung herricht, aufmerkjam zu machen hätte, und wenn 
es nicht meine Pflicht wäre, darauf hinzuweiſen, daß die 
DOder-Regulierungsvorlage, die uns im Jahre 1901 be» 
ichäftigt hat, etwas nicht enthält, was unbedingt in 
diefe Borlage hineingehörte. Sie fließt mit ihrer Für— 
forge für den unteren Oderſtrom bei Pölig ab und zieht 
den Oberlauf abwärts Pölig, alfo das gejamte Oder— 
mündungsgebiet, it nicht in Betracht. Das DOder- 
mündungsgebiet unterliegt aber feit 20 Jahren 2 feuern, 
denen es jtandhalten fol, nämlich Schädigungen von oben, 
fowie foldhen vom Meere aus. Die Schädigungen von 
oben jind dadurch entjtanden, daß man die Regulierung 
im oberen Strom ausgeführt und nicht bis unten hin 
vollendet hat; die Schädigungen von unten aber haben 
Waſſerbauten bewirkt, die lediglid im Schiffahrts— 
intereife im Odermündungsgebiet und zwar im Swine— 
ftrom ftattgefunden haben. Diefelben verurjachen bei 
vom Meere eingehendem Strom ganz außerordentliche 
landwirtfchaftlide Schädigungen und jo Verſchiebungen 
auf allen möglichen wirt Haftlichen Gebieten. Ich kann 
es aljo nicht zugeben, daß die Königliche Staatsregierung 
uns die nächſte Vorlage in derjelben Weiſe bringt, wie 
im vn 1901, jondern ich muß von ihrer gerechten 
Fürforge ganz bejtimmt erwarten, daß jie das Dder- 
mündungsgebiet genau jo als ihrer Fürſorge unterjtehend 
betrachtet wie das gefamte übrige Oderſtromgebiet. 39 
möchte alſo die dringende Bitte ausſprechen, daß Die 
im nächiten Jahre im Etat zu bringende Oderregulierung 
Mafregeln enthält, die bewirken, daß die ſchweren Schäden 
im Odermündungsgebiet, auf die ſchon fo häufig im Hohen 
Haufe hingewieſen ift, Abhülfe erfahren. 


(Bravo! rechts.) 





Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete dv. Eynern. 


v. Etmern, Abgeordneter: Der Herr Borrebner 
hat feiner Freude darüber Ausdruck gegeben, daß auch 
von feiten des Herrn Abgeordneten Dr Sattler dieje Frage 
als eine rein volkswirtſchaftliche angejehen werde, und er 
bat feiner freude weiter Ausdrud gegeben, daß das von 
der rechten Seite des Haufes geichehen fei. Ich möchte 
doch hervorheben, daß auf unjerer Geite niemals ein 
Zweifel darüber gemwejen ift, daß wir dieſe ganze Kanals 
frage als eine vein volkswirtſchaftliche angejehen haben, 
daß wir aber geglaubt haben, es würden von jener Geite 
des Haufes politiihe Momente in die Vorlage hinein 


getragen. i 
(Wideriprud rechts.) 


Aus den Erklärungen des Herrn Minifters zu dieſer 
Petition erfehen wir, daß den Wünjchen der —— 
durch eine Vorlage im nächſten ae im weitejten Um— 
fange Rechnung getragen werden oll.. Der Herr Minifter 
ift ja jehr vn tig und drüdt fich nicht darüber aus, in 
—— Form oder in Verbindung mit welchen anderen 
Borlagen diefe Vorlage erfolgen wird. Nun fchließe ic) 
mich in der Beziehung den Ausführungen, die der Herr Nb- 
geordnete Herold gegenüber den von meinen freunden ge» 
gebenen Ausführungen gemacht hat, vollftändig an. ir 
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erwarten von dem Herrn Minifter, daß er den Zuftänden, die 
in anderen Teilen der Monarchie in bezug auf die wajler- 
wirtichaftlihen Einrichtungen find, ebenjo ein gutes Ende 
bereitet, und daß er auch denjenigen Wünfchen entgegen: 
fommt, die vom Welten her geäußert worden find. Ich 
bin mit dem Heren Abgeordneten Broemel auch im ganzen 
einverftanden; ich glaube aber, daß jein Plaidoyer weniger 
für allgemeine Zwecke gewejen ijt, daß er vielmehr in 
der ig eined Zuſammenhanges der gejamten 
Borlage einem Spezialwunſch hat Vorſchub leiften wollen, 
dem er bei den früheren Stanaldebatten jehr lebhaften 
Ausdrud gegeben hat. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Puttfarken. 


Puttfarken, Abgeordneter: Meine Herren, na 
Zuſage des Herrn Minifters, in den Etat für 1904 Mittel 
zur Bejeitigung dringender Notſtände einzuftellen, auch 
das jogenannte Hochwajjerregulierungs * für die Elbe 
vorzulegen, könnte ich auf weitere Ausführungen ver— 
zichten. Nur eine Bemerkung des Herrn Miniters bat 
mich jtugig gemacht. 

Wenn ich den Herrn Minifter richtig verftanden 
habe, hat er gejagt, bevor das Hochwafjerregulierungs- 
projekt vorgelegt werden fünnte, müßte erjt mit den 
Intereſſenten verhandelt werden. Sollte das richtig fein, 
jollte darunter zu veritehen fein, daß von den Inter— 
efjenten Beiträge zu diefem Projekte gefordert werben 
jollen, jo muß ich von vornherein erklären: auf Beiträge 
ift nicht zu hoffen. Durch die unglüdlihen Zuftände, 
verurjadht durch die vielen Uberſchwemmungen in den 
Kreifen Luchow, Dannenberg und Bledede find die Leute 
derart dort arm geworden, daß fie überhaupt feine 
Leiftungen mehr machen können. Nah der allgemein 
dort herrſchenden Anſicht find die Überflutungen Ha 
die mangelhaften Stromrequlierungen erfolgt. Folgli 
muß der Staat auch die Mittel zur Befeitigung dieſer 
Obelftände allein hergeben, 


(Bravo! rechts.) 


ber 


Präfident v, : Das Wort hat der Ab» 
geordnete Frhr dv. Dobened. 


Frhr v. Dobened, Abgeordneter: Ich wollte nur 
dem Herrn Abgeordneten Dr Sattler erwidern, daß die Be- 
ichuldigung, die er gegen die Eonjervative Partei und die 
Regierun Fe Be hat, nicht begründet ift. Ich 
babe felbkt bei der damaligen Borlage, ald von Kompen- 
fationen die Mede war, betont, daß wir die Negulierung 
der großen Flüſſe nicht als Kompenſation für Neuanlagen 
in anderen Landesteilen betrachten können. Unſere Not- 
ftände find, wie ſchon — v. Bockelberg geſagt hat, 
weit älteren Datums. ir haben in erſter Linie immer 
betont, daß dieſen Notſtänden erſt abgeholfen werden 
muß, ehe neue Verkehrsmaßregeln getroffen werden. Alſo 
von einer Berquidung unſererſeits kann in feiner Weiſe 
die Rede fein. 

(Lebhafter Beifall rechts.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
georbnete Dr Friedberg. 
(Abgeordneter Dr Friedberg: Ich verzichte!) 
Dann hat das Wort der Abgeordnete Dr Krieger. 
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[Iuterpellation der Abg. v. Arnim, v. Loebell 
n. Gen., betr. die Bejeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlich der unteren Oder, 
Spree, Havel und Elbe] 


meiner politijchen Freunde habe ich zu erklären, daß wir 
die dringende Notwendigkeit der Bejeitigung der Notjtände 
in ben — der unteren Oder, Spree, Havel 
und Elbe anerkennen. Wir erkennen an, daß in der Tat 
Mißſtände vorhanden ſind, unter denen die Landwirtſchaft 
der betreffenden Landesteile ſchwer leidet. Wir erwarten 
aber beftimmt, daß die vom Herrn Minifter angekündigte 
Vorlage nur im Zuſammenhang mit den Sanalprojeften 
fommen wird, wie fie in der wajjerwirtichaftlichen Vorlage 
enthalten waren. Wir unfererjeits halten an dem Stanal- 
programm, welches von dem Borgänger des Herrn Mir 
niſters vertreten worden ijt, feit. 


(Bravo! bei den Freifinnigen.) 


Dr Krieger (Königsberg), Urt Im Namen 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: Das glaube ich wohl, 
daß der Abgeordnete Sehr v. Dobened die Korrektur der 
unteren Oder, die ihm bejonders am Herzen liegt, nicht 
als Kompenfation aufgefaßt wiſſen will. Es ift in ber 
Regel jo, daß — der ein beſonderes Projekt be— 
fürwortet, natürlich ſich auf eine Berquickung mit anderen 
nicht einlaſſen will. Aber trotzdem bleibt die Tatſache 
beſtehen, daß die Frage der Einführung von Sompen- 
ſationen für andere Landesteile auf dem Gebiet der 
Waſſerwirtſchaft nicht von unſerer Seite, ſondern von 
jener Seite angeregt worden iſt. Das iſt Tatſache. 


(Sehr richtig! links.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete v. Loebell. 


v. Loebell, Abgeordneter: Meine Herren, ich will 
nur zum Schluß den beiden Herren Abgeordneten 
Dr Sattler und Dr Friedberg noch einige Worte ent— 
gegen. Der Herr Abgeordnete Dr Sattler hat erklärt, daß 
ih den Abgeordneten Dr Friedberg mißverftanden haben 
müßte; denn er hätte in feiner Weije die beiden ragen 
verquidt. Ich 7* von dieſer Erklärung des Herrn 
Abgeordneten Dr Sattler Notiz, da er ſie jedenfalls in 
Ubereinſtimmung mit ſeinem politiſchen Freunde Herrn 
Profeſſor Friedberg abgegeben hat; ich nehme alſo Notiz 

iervon, und ferner davon, daß die Herren bereit 
jind, nad Kräften mitzuwirken, um die dringen— 
den Notjtände, die ſich in ben Flußgebieten 
finden, zu bejeitigen. 


(Buruf lints: Vice versa!) 


Sie haben daran nicht die Bedingung — jo habe ich 
es aufgefaßt; ich vor aud, daß die Herren dem zu« 
ftimmen — gefnüpft, jondern, wie gejagt, die Hoffnung, 
daß wir ebenfo bereit fein würden, in anderen Landes» 
teilen ähnliche Projekte möglichit zu fördern. 

Meine Herren, meine politifhen Freunde haben zu 
allen Zeiten gezeigt, daß fie, wenn es fich um Bejeitigung 
von ————————— keinen Unterſchied — haben 
zwiſchen dem Oſten und dem Weſten der Monarchie, und 
ich kann namens meiner politiſchen Freunde die Er— 
Härung abgeben, daß wir mit größter Bereitwilligkeit 
überall, aud wo fi im Welten Te e Notitände zeigen 


follten, zur Befeitigung derjelben die Hand bieten werden. 
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Aber, meine Herren, ein Wort hat Herr Dr Fried» 
berg gebraucht — und Herr Dr Sattler iſt ihm hierin 


gefolgt —: er hat doch wieder von Kompenjationen 
eſprochen. Meine Herren, die Bejeitigung diejer Not- 
Mände als „Kompenfationen” aufzufaffen, müfjen wir ab- 


lehnen. Und ich ftimme aucd dem zu, was mein poli- 
tiicher Freund Herr Frhr dv. Dobened gejagt hat, indem 
er die Eonjervative Partei mit vollem Recht dagegen ver- 
wahrt hat, daß fie jemals für die Bewilligung 
des Mittellandkanals Kompenfationen gefordert 
hätte. 

(Große Heiterkeit links.) 


Sie hat immer betont, daß es fich bei den Regulierungen 
der Ströme in erfter Linie handelte um Bejeitigung von 
Notjtänden, und daß fie verlangen müßte, daß Diele 
Bejeitigung jchleunigjt und unabhängig von dem Mittels 
landfanal vorgenommen würde. Der Unterſchied liegt 
nah meinem Dafürhalten auf der flachen Hand; wir auf 
der einen Seite haben die Bejeitigung von Not- 
ftänden verlangt, durch die die betreffenden Landesteile 
auf das jchwerite geichädigt werden, die tatjächlicy im 
Waſſer umkommen, und Sie verlangen auf der anderen 
Seite beim Mittellandfanal die Herbeiführung von 
Borteilen für große Landesteile. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Wenn Sie die Güte haben wollten, diefen Unterjchied 
feftzuhalten: Befeitigung von Notftänden auf ber einen 
und Herbeiführung von Borteilen auf der anderen Seite! 
Das ift unjer Standpunkt, den wir immer vertreten 
haben, daß die Staatsregierung in erjter Linie ver 
pflichtet ift, die Notftände zu bejeitigen. 

Neu war mir auch in der Rede des Herrn Abgeord- 
neten dv. Eynern, daß er meinte, meine politijchen Freunde 
wären die eriten gemwejen, die politifhe Momente in 
die damalige Kanalfrage gebraht haben. Nun, meine 
Herren, darüber urteilt denn die Gejchichte der Kanals 
vorlage doch anders, 


(Widerfprud und Zurufe links.) 


Wenn Sie bie ee der damaligen Zeit aufmerkjam 

elefen haben, jo werden Sie bei objeftiver Beurteilung 
‚rum und feftitellen fönnen, von welder Seite bie 
olitiichen Momente damals hereingebragt find. Auf 
—— meiner politiſchen Freunde ſicherlich nicht. 


(Heiterkeit links. Sehr richtig! rechts.) 


Ja, meine Herren, Sie laden darüber; aber Ihr Laden 
hilft über die Tatſache unter keinen Umftänden hinweg. 


(Erneute Heiterkeit links. Sehr richtig! rechts.) 


Nun, meine Herren, kann ich nicht fließen, ohne 
dein Herrn Minifter den Dank der nterpellanten und 
meiner politifhen Freunde auszujprehen für die Er- 
Elärung, die er abgegeben hat. Meine Herren, wir haben 
das volle Zutrauen zu dem Herrn Minifter — ich ſpreche 
ihm dies hier aus namens meiner politiichen Freunde —, 
daß er die Erfüllung der Zufiherung, die er hier gegeben 
bat, nad) beiten Kräften fördern wird, jo weit es an 
ihm liegt, Er wird fih unferen Dank und den Dank 

roßer Yandesteile erwerben, wenn er entiprechend jeiner 
tlärung fo bald als möglich die Hand ausjtredt, um 
den betroffenen Qandesteilen endlich die erjehnte Hülfe 


zu bringen. 
(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr Friedberg. 


[Iuterpellation der Abg. v. Arnim, v. Loebell 
u. Gen., betr. die Befeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlich der unteren Oder, 
Spree, Havel und Elbe] 


Dr Friedberg, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
bin dem geehrten Herrn VBorredner außerordentlich dankbar, 
daß er einen Teil feiner Mikverftändniffe — hat. Ich 
habe allerdings mit keinem Wort den Mittellandkanal 
als ſolchen erwähnt, auch mit feinem Wort darauf hin— 

ewiejen, daß meine politiichen Freunde etwa die Bu: 
———— zur Regulierung der unteren Oder abhängi 
machten von der Bewilligung des Mittellandkanals. du 
würde das nicht für eine fodgemäße Enticheidung meiner 
politifchen Freunde halten, wenn fie jo handeln würden. 

Aber einen anderen Teil der Mißverſtändniſſe hat 
Herr v. Loebell doch aufrecht erhalten. Er hat gejagt: 
wir machten die Regulierung der unteren Dder zum 
Gegenftand ber Stompenjation. Meine Herren, gerade 
das Umgekehrte ift der Fall! 


(Sehr richtig! links.) 


Die Heiterkeit, die Herr v. Loebell auf diejer Seite 
mit feiner Bemerkung erregt bat, wirb ihn bereits auf- 
geklärt haben, daß, wenn von Sompenfationen die Rede 
gewejen ift, fie nur von der anderen Seite gefordert find. 


(Sehr richtig! links. Abgeordneter v. Roebell: Falſchl) 


Was ich aber gefagt habe, und was ich aufrecht er- 
halte, ift: aus dem Umftande, daß dieje Negulierungen 
der unteren Ober damals aufgenommen find in den Streis 
der Stompenjationen, geht deutlich hervor, daß in anderen 
Landesteilen ähnliche Bebürfniffe vorhanden find; und 
daß wir es Ahnen (nach rechts) allerdings zum Vorwurf 
machen müflen, daß Sie einjeitig im ntereife berjenigen 
Landesteile, welche Sie vertreten, nun mit einer Anregung 
vorgehen, während Sie die Bedürfniffe anderer Landes: 
teile unberüdfichtigt laſſen. 

(Febhafte Zuftimmung links; oho! und Widerſpruch rechts.) 

Meine Herren, ich habe dafür auch eine ganz ratio- 
nelle Erklärung — ſprechen wir mal ganz offen darüber —: 
Sie empfinden jet die große ——— 
die Sie auf ſich geladen haben dadurch, daß bie 
waſſerwirtſchaftliche Borlage abgelehnt worden 
iſt, und daß nun die Bebürfnifie der reife, die 
Sie vertreten, unbefriedigt geblieben find. Um 
diefe Verantwortung Me wieder gut zu machen, 

aben Sie die Amterpellation geftellt, und ich verbenfe 
hnen dies nicht. 


(Sehr gut! bei ben Nationalliberalen. 
ſpruch rechts.) 


Präfident v. Siröcher: Das Wort hat ber Ab— 
geordnete v. Eynern. 


v. Eyuern, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeorbnete v. Roebell bat joeben erflärt, daß er bereit 
jei, jedem Notftande im ganzen Lande Abhülfe zu ver- 
| — und ſich nicht nach den einzelnen Provinzen zu 
richten. 

(Zuruf des Abgeordneten v. Loebell: Nach Kräften!) 


— Abgeordneter v. Loebell iſt vielleicht fo freund» 
ich, uns zu erklären, was er unter „Notſtand“ verſteht. 
Wir im Zelten betrachten es als einen großen Notftand, 
dat die Waflerftraßen nicht ausgebaut werden. Der 
Notitand iſt gemau in derfelben Weife aufzufaffen, wie 
der Notitand, den Sie für den Oſten deflarieren. 
(Lebhafter Widerſpruch rechts.) 
Berbandl. d. Haufes d. Ag. 19. Leglsl. V. Seffion 1908, 


Lebhafter Wider- 
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Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Graf zu Limburg-Stirum. 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter: Meine 
Herren, aus den Außerungen der letten beiden Herren 
Borredner geht klar hervor, worin der Differenzpunft 
wilden uns beruht, Wir wollen Schäden bejeitigt 
Daben, welche dur ——— entſtanden ſind, 
und wollen den Adjazenten Schädigungen beſſern, welche 
entſtanden ſind ohne ihre Schuld, und wobei ihnen keine 
ſonſtigen Vorteile entſtehen, während Sie durch die Waſſer- 
ſtraßen neue Verkehrsmittel bekommen wollen — zwei 
Fragen, die auf ganz verſchiedenen Gebieten ſtehen. 


(Sehr richtig! rechts. Zurufe und Widerſpruch links.) 


— a, meine Herren, dns find zwei ganz verfciedene 
inge. 
Dann babe ich ferner noch einmal zu betonen, daß 
von unferer Seite feine Rede davon geweſen ift, Kom— 
penfationen zu fordern. 


(Burufe links: Natürlich!) 


— Nein, wir haben feine Kompenſationen gefordert. 
(Widerjpruh und Zuruf links: Wir doch gewiß nicht!) 


— Nein, wir haben feine Sompenfationen gefordert, 
fondern nur darauf bingemwiefen, daß durch eine wirt« 
ſchaftliche Verfchiebung in dem einen Teil der Monardie 
ſolche Verſchiebungen wo anders entftehen würden, daß 
wir in die Notlage fommen würden, nachher ſolche For— 
derungen zu wa Das ift einer der Gründe gewejen, 


(Bewegung links) 


die unjere Bedenken gegen bie waflerwirtichaftlice Bor- 
lage verftärft haben. 

Ich muß ferner das volltommen zurüdweijen, meine 
Herren, daß wir die Verantwortung üben, daß wir in 
ungerechtfertigter Weife feinerzeit die wafjerwirtichaftliche 
Borlage abgelehnt — Wir haben die Verantwortung 
gefühlt, aber wir haben nicht das Bewußtſein, daß wir 
irgend etwas in dem Sinne gut zu machen hätten, 
jondern wir haben e8 immer als eine ſchwere Ungerech— 
tigkeit von Ihrer (links) Seite empfunden, daß Sie ver- 
langt haben, es follen unfere Flußregulierungen verquidt 
werden mit ber Sanalvorlage. 


(Buruf links: Das haben wir ja gar nicht verlangt!) 


Dagegen haben wir uns verwahrt; und bas, meine 
Herren, mollte ich nur Zonftatieren gegenüber ben Uuße · 
rungen der beiden letzten Herren Redner. 


(Bravo! links.) 


Präfident v. Kiröcher: Das Wort hat ber Ab. 
georbnete v. Eynern. 


v. Eynern, Ubgeorbneter: Meine Herren, ich glaube, 
wir verftändigen uns nicht 


(lebhafte Zuftimmung rechts) 


in bezug auf die Sompenfationen. Nach meiner Erinne- 
rung — und die Tatſachen find ja alle niedergelegt — bat 
die konſervative Partei Kompenfationen — wir 
haben das zuerſt zurückgewieſen, Sie (nach rechts) wurden 
aber derart drängend, daß wir ſchließlich die Kompen- 
jationen in dieſes Gejet hineingejegt haben. 
(Widerjprucd rechts. Zuruf: Nein, die Regierung! — 
Sehr wahr! links.) 
159 
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[Dnterpellation der Abg. v. Arnim, v. Loebell 
u. Gen., betr. die VBejeitigung der Notftände in 
den Stromgebieten namentlich der unteren Oder, 
Spree, Havel und Elbe] 


[v. Etmern, Abgeordneter] 

Meines Erachtens war das fein ſehr Eluges Beginnen 
feitens der Herren von der fonjervativen Partei. Das, 
was Sie heute fordern, hätten Sie währſcheinlich be- 
kommen, ohne irgend welche Berbindung mit der Stanal- 
vorlage. Sie haben es aber gewollt, um der Slanal- 
vorlage überhaupt ein Bein gu ſtellen. Derr Graf 
y Limburg · Stirum unterfcheidet jehr fein: Sie, die 
onjervativen, wollten Mängeln abhelfen, die ohne Schuld 
der Bewohner eingetreten wären. Ja, meine Herren, 
find wir denn im Weiten Schuld daran, daß unfere 
Verkehrswege nicht mehr genügen? Alfo auch wir wollen 
Mängeln abhelfen, die ohne unfere Schuld einge 
treten find. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete Dr Sattler. 


(Abgeordneter Dr Sattler: Ich verzichte!) 
Dann hat das Wort der Abgeordnete v. Bappenheim. 


v.Bappeuheim-Liebenan, Abgeordneter: Ich möchte 
den Mbgeordneten v. Eynern darauf aufmerkjam machen, 
daß er durchaus nicht die Berechtigung hat, immer von 
„noir im Weiten“ zu ſprechen. Es wohnen auch noch 
andere Leute außer Herm v. Eynern im Weften, und 
wir anderen Leute im Welten find der Anficht, daß die 
dort notwendige Verbejjerung der Berfehräverhältniffe 
eben auf einem anderen Wege zu erreichen ift. Wir 
wollen nicht zwei heterogene Dinge miteinander ver- 
binden, wir wollen nicht Flußregulierungen und den Bau 
künftliher Sciffahrtäitraßen mit einander verbinden, 
weil die Sachen abjolut nicht miteinander zufamımen- 
hängen. 

Wir anderen Leute im Weften find der Anficht, daß 
durch Eifenbahnbauten die BVerkehrsverhältniffe leichter 
und gerechter zu befjern find als durch den Ausbau von 
Sci abrtäftrahen, 

(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Abge— 
ordnete v. Eynern. 





v. Eynern, Abgeordneter: Ya, meine Herren, ich 
babe von den Herren im Weften gefprochen ebenfo iwie 
Sie von den Herren im Often. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

* Oſten find auch Kanalfreunde, allerdings ver- 
chwindend, ebenfo wie im Weften die Stanalgegner ver- 
ſchwindend find. 

(Zuruf des Abgeordneten v. Bappenheim-Liebenau: Auch 

in Ihrer Fraktion?) 

Berehrter Freund, was haben Sie eigentlich für ein 
Recht, in die inneren Berhältniffe unferer Fraktion 


bineinzufehen? 
(Große Heiterkeit.) 


Das geht Sie nicht? an, wenn es PR ni äußerlich 
dokumentiert in unjeren Abſtimmungen. Mit der Haltung 
unferer Fraktion haben Sie ja häufig Beranlaffung, un- 
zufrieden zu fein. 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung der Inter 
pellation ift geſchloſſen. 


Haus der Abgeordneten. 33. Sitzung am 28. Februar 1903. 


Wir gehen über zum Begenjtand der 


Tagesordnung: 
Berlefung der Interpellation der Abgeord⸗ 
neten Dr mer und Genoffen, betreffend 
die WUnsführung ded Dortmund-Rhein: 
Kanals (Emfcherlinie). — Drudjahe Nr 66. 
Ih erſuche den Herm Schriftführer die Interpellation 


zu verlefen. 


zweiten 


v. Hagen, Schriftführer: Die Anterpellation lauter: 
Sind die Vorarbeiten für den Bau eines Schiff 
fahrtsfanals® vom Rhein zum Dortmund-Ems- 
Kanal dur das Emſchertäl (als Teilftrede dei 
Rhein-Wejer-Elbe-Sanals) ſoweit abgeſchloſſen, 
daß die zu wählende Linienführung endgültig 
feſtſteht? 

Iſt die Königliche Staatsregieung für dieſen 
Fall bereit, um eine abermalige, die wirtichaft- 
lihen Intereſſen des dortigen Induſtriegebiets 
ſchädigende Verſchiebung diefer Linie zu ver 
meiden, alabald und wenn möglich noch in diefer 
Zagung mit einer Krebitforderung an den Land- 
tag beranzutreten, um den Grunderwerb für die 
projektierte Linie zu fichern? 


Präfident v. Mröcher: Ich richte die Frage an 
das Königliche Staatsminifterium, ob und wann es die 
nterpellation beantworten will. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Ich bin 
bereit, namens der Königlichen Staatsregierung die Inter 
pellation jofort zu beantworten. 


Präfident v. Rröcher: Dann bat 
Ausführung der Anterpellation das Wort der 
Schmieding. 


ur näheren 
bgeordnete 


Schmieding, Anterpellant: Meine Herren, ic 
glaube, die Herren Antragiteller der Snterpellation 
v. Arnim und Genoffen haben alle Urſache, zufrieden zu 
fein mit der Aufnahme, welche ihre Interpellation ſowohl 
bei der Königlichen Staatsregierung als hier im Hohen 
Haufe gefunden Hat. Ich habe den Wunſch, daß es 
unferer Srterpellalimn ähnlich gehen möge wie der eben 
beenbeten. 

Meine Herren, von allen Parteien und insbefondere 
von meinen Freunden ift anerkannt worden, dab wir die 
Mipftände in den Stromgebieten ber unteren Ober, der 
bg der Havel und der Elbe würdigen und — id 
x e auch noch einen Schritt weiter —, daß wir bie 

ringlichfeit der Bejeitigung diefer Mißftände an- 
erkennen. Ich muß auch, abgefehen von der ärfe, 
welche diefe Frage vorhin angenommen hat bezüglich der 
—— und der Frage, wer denn eigentlich die 
Kompenjationen veranlaßt hat, eine Schärfe, die vielleicht 
unnötigerweife in die Debatte — worden iſt, an⸗ 
erkennen, daß die vorige Interpellation im ganzen objektiv 
und ſachlich geführt iſt. Meine Herren, ich habe auch zu 
meiner freude aus ben Außerungen der konfervativen 
Preſſe entnommen, daß bei der Stellung der Inter- 
pellation v. Arnim es ben Herren nicht darum zu tum 
jei, einen Borftoß gegen die Fünftige Kanalvorlage zu 
machen, ſondern dab fie nur diligentiam präftieren 
wollten, um eben da dringend Abhülfe zu verlangen, wo 
fie erforderlich jei. 

Meine Herren, derjelbe Grundgedanke liegt auch 
unferer Interpellation zu gebe, und ich will von vorn⸗ 
herein erklären, daß ich bei Begründung der Interpellation 
nicht die Abſicht habe, in der Kanalfrage zum Kampfe 
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33. Sitzung am 28. Februar 1903. 





erpellation ber .‚Dr® ‚ betr. 
ar Ausführung =. Deus Besteht 
_ (Emicerlinie)] — * 


ISchmieding, Interpellant] 


aufzurufen, ſondern daß ich zum Frieden reden will. 
Meine Herren, ich erkenne auch an — und das haben 
ja auch meine Freunde Dr Friedberg und Dr Sattler 
wiederholt betont —, daß ein eigentlicher innerer Zu—⸗ 
jammenbang —— der Interpellation v. Arnim und 





der Interpellation meiner freunde kaum  beiteht; 
mein freund Dr Gattler bat aud betont, und 
ih will es ausbrüdlih beftätigen, daß es nicht 


unſere Abficht ift, diefe Gegenftände hier zu verquiden. 
Aber derjelbe Grundgedanke, der beiden Interpellationen 
allerdings gemeinſam ift, das ift derjenige, daß beide auf 
Übelftände hinweiſen, welde dringend der Abhülfe bes 
dürfen, die eine, die Interpellation v. Arnim, auf jolche 
im Dften, und unjere Snterpellation auf ſolche im Weften. 

Meine Herren, darin gehen unjere Anfichten aller 
dings auseinander. Wir find der Anficht, daß die Mif- 
ftände, die zur Zeit bezüglich der Waſſerwirtſchaft im Weften 
beftehen, ebenjo dringend und nad meinem Dafürhalten 
noch viel dringender der Abhülfe bedürfen als die Miß- 
jtände, die Sie vorhin jo eingehend beſprochen haben. 
Meine Herren, die Zuftände, wie fie fi bei uns 
im Weften durch den bisherigen Kanalbau ent- 
widelt haben, find überhaupt nicht mehr zu 
halten. Ein groß gedadhtes und groß Er 
Werk ift halbfertig im Sumpfe fteden geblieben, 
und, meine Herren, man kann nad meinem Da: 
fürbalten Eeine ſchlechtere Politik treiben als 
die Bolitif der großen Anſätze. Wenn man ein 
Werk nicht durhführen, nicht energiich und ftetig 
durdhführen kann und will, dann fängt man es 
beſſer überhaupt gar nit an. 

(Sehr richtig!) 

Meine Herren, und dann ift es uns ja ergangen 
nach dem Sprüchwort: wer den Schaden hat, der braucht 
für den Spott nicht zu forgen. Es ift uns in feinem 
Jahre eripart worden, daß uns die Rechnung aufgemacht 
worden ift über die fchlechte Rentabilität des Dortmund- 
Ems · Kanals. Nod in der Budgetkommiſſion hat vor 
einigen Tagen ber Abgeordnete dv. Arnim wieder 
uns vorgerechnet, daß er ja noch nicht einmal die Be— 
triebstoften aufbringe. Ja, meine Herren, was wollen 
Sie denn von einem Stüdwert überhaupt verlangen? 

muß jagen, ich bin noch erftaunt, daß überhaupt die 

innahme und der Verkehr auf dem Dortmund - Ems- 
Kanal fih jo günftig, jo über Erwarten günftig ent 


widelt bat. 
(Sehr richtig! links.) 


Was haben Sie denn getan dur das Stüdwerf, das 
Sie geihaffen haben? eine Herren, Sie haben eins 
der reichiten Induftriegebiete — ich fann vielleicht fagen: 
der ganzen Welt — verbunden mit dem Hafen in Emden, 
der tatjächlich doc, als Sie das Werk fertigitellten, faft 
ohne jeden Verkehr, der beinahe noch ein totes Waller 
war, wenn ich mich jo ausdrüden darf. Und nun ers 
warten Sie jchon von diefem Kanal, den Sie mit einem 
toten Waffer verbinden, eine große Berfehrsentwidlung, 
weil er an ber einen Geite mit einem großen Induſtrie— 
gebiet verbunden ift? Meine Herren, die Entwidlung 
wird nur langjam vor ſich gehen; die Enwicklung bes 
Berkehrs auf dem Dortmund-Ems-Sanal kann nur vor 
ſich gehen gleichzeitig mit der Entwidlung des Emshafens 
in Emden. Und ba will ich allerdings anerkennen, daß 
auch die Herren Gegner des Mittellandfanals bisher be- 


reit geweſen find, wenigſtens die Mittel zu bemilligen, 
un diefen Emshafen = einmal zu einem großen Welt» 
bafen zu entwideln. Mber, meine Herren, das will Zeit 
haben, und wenn wir darauf warten müſſen, bis Emden 
fich zu einem großen Hafen entwidelt, dann müſſen wir 
auch ebenfo lange auf den großen Verkehr auf dem Dort» 
mund-Ems-Stanal warten. 

Das, was wir erftrebten, meine Herren, war nicht 
die Verbindung des rheinifchsweftfälifchen Anduftries 
bezirfs mit Emden, nein, wir wollten die Verbin— 
An mit den großen, mächtigen Häfen 
des Rheins, der Weſer und der Elbe, und wenn 
möglich auch mit der Oder und der Weichſel, wir 
wollten die Verbindung dieſes reichen In— 
duſtriegebiets mit dem ganzen Weltverkehr auf 
dem Waſſerwege haben. Und, meine Herren, wenn 
Sie und -diefe Berbindung geben, dann werben Gie 
ebenjo, wie Sie jett erftaunt find über den geringen 
Verkehr auf dem Dortmund-Ems-Sanal, ftaunen über 
die gewaltige Entwidlung, welche dann dieſer Verkehr 
alsbald dort nehmen wird. 


(Sehr gut!) 


Heute lähmen Sie den Unternehmungsgeiit au im In— 
duftriegebiet dadurd), daß Sie alles als Stückwerk halb- 
fertig liegen laffen. Sie hindern vollitändig, daß z. B. 
der große Stohlenhafen, der fo notwendig wäre, bei Herne 
gebaut wird. Sie hindern, daß der große Kohlenverfehr, 
dem zuliebe hauptjächlich der ganze Kanal gebaut wurde, 
auf dem Kanal fi entwideln kann. 

Unfere $nterpellation jegt nun an der Stelle 
bei der großen wafferwirtichaftliden Borlage 
ein, wo die größte Gefahr im Verzuge ift. Je 
neue Sanalvorlage, die uns gebracht ift, hat bezü „| der 
Linienführung im Emſchertal jedesal eine ie tere 
Linie einftellen müffen als ihre Borgängerin. 8 ift 
aud ganz natürlich, weil die Entwidlung in dieſen In— 
duftriegebieten jo außerordentlich ift, daß das Gelände, 
welches Sie in einem Jahre noch mit einem Kanal durch— 
queren können, nach einigen Jahren jchon fo angebaut 
ift, daß überhaupt ein Kanalbau dort unmöglich erjcheint. 
Die erite Sanalvorlage, welche uns gemacht murbe, 
fonnte noch den Weg wählen füdlich der Emicher, und fie 
war noch in der Lage, die Kanallinie durch das Herz der 
Induſtrie zu führen. 

(Sehr richtig!) 


Diefe befte Linie haben Sie durch Ihre Oppofition gegen 
den Sanalbau befeitigt. Hätten Sie damals dieſe Linie 
bewilligt, Sie würben heute verwundert jein über den 
Berkehr, welcher dort herrichen würde. Sie würden nicht 
wie bei dem Dortmund-Ems-Sanal |potten über ben 
mangelnden Verkehr, jondern Sie würden ftaunen über 
den Rieſenverkehr, der dort bewältigt würde. Die 
legte Sanalvorlage war ſchon gezwungen, nicht 
mehr den Weg füblih der Emiher zu mäbhlen, 
fondern fie mußte fchon weiter nördlich in das Emicher- 
tal bineingehen, und fie war jchon wejentlich ungünftiger 
als die erfte Linie. Es ift aber zu befürchten, daß, wenn 
Sie Ihren Widerftand fortfegen, und wenn bie Re- 
gierung nicht bald vorgeht und die Kanalvorlage bringt, 
dann allerdings die Linienführung immer -fchlechter und 
ſchließlich der Weg durch das Emichertal vielleicht ganz 
unausführbar wird. Das ift der Grund, weshalb wir 
unfere Interpellation eingebracht haben, und weshalb wir 
bitten, wenigitens mit dem Grunderwerb bezüglich dieſer 
Linie vorzugehen, falls die Königliche Staatöregierun 

die Seitlegun ber Linie bereit3 vorgenommen hat. Je 

glaube, ber ; Pac Minifter wird mir zugeben, daß Sie 
mit dieſem vechtzeitigen Erwerb des . = Bodens 


2207 


Juterpellation be . Dr Beum Gen., betr. 
[ die Ausführung ne Dortmund-Rhein-Kanald 
— —— 


ISchmieding, Interpellant] 
insbeſondere beim Eiſenbahnbau ganz vorzügliche Er— 
fahrungen gemacht haben, daß Sie in der Lage geweſen 
find, den Erwerb billig zu machen, den Sie nachher viel« 
leicht mit dem doppelten Breife hätten bezahlen müffen. 

Ich möchte aber gleich einen Irrtum ausschließen, als 
ob aus dem Grunde, daß wir nur das eine Stüd hier aus 
ber großen waflerwirtfchaftlichen Vorlage herausnehmen, 
wir dadurd irgend ein anderes Stüd der Kanalvorlage 
zurüdjegen wollten. 


(Hört, hört! links.) 


Nein, meine Herren, das ift nicht der Fall. Bejonders 
ift e8 nicht unjere Abficht, irgendwie badurd) einen Gegen- 
fa zwiſchen Emſcher- und Lippelinie herbeizuführen. 
Bezüglich diefer beiden Linien ftehen wir noch auf dem» 
jelben Boden, den wir auch früher immer eingenommen 
haben, nämlich daß die Frage — * zu ſtellen iſt: Emſcher 
—— Lippe, ſondern daß es heißen muß: Emſcher und 
ippe 


Meine Herren, ich kann auch noch hinzufügen, daß 
wir wünſchen, es möge die ganze waſſerwirtſchaftliche 
Vorlage, wie fie uns vor zwei —— gebracht iſt, in 
demſelben, um die Lippe- und Moſellinie vermehrten Um⸗ 
fange wieder gebracht werden. Das bezieht ſich 


(Buruf des Abgeordneten Letocha) 


— das kann ich ausdrücklich den Herren aus Schleſien 
ſagen — jawohl, Herr Letocha, das bezieht ſich auch auf 
re ichlefifchen Forderungen. 

Meine Herren, ich bin ber Anficht: wir können 
es tatfählih niht verantworten, ohne große 
Schädigung des Landes, dauernd bie fünfgroßen 
Ströme einfah von Süden nah Norden zur 
PVermittelung des großen Weltverfehrs ins Meer 
laufen zu Iekfen, ohne uns ben großen Borteil 
der Querverbindung aud auf der Mittellinie 
a1 ihern. Wir müflen uns auch bejonders wegen bes 

fiengüterverfehrd den Inlandsmarkt, der für uns 
mindeften® ebenſo wichtig ift wie der Auslandsmarkt, 
auch dadurch ficherftellen, daß wir die große Qucrverbin- 
dung auch auf dem Wafjerwege durch die ganze preußifche 
Monardie vom Weften zum Oſten jchaffen. 

Meine Herren, um den großen Konkurrenzkampf 
mit dem Auslande beftehen zu Eönnen, ift die Berbilligun 
der Gelbftkoften ſowohl für die Induſtrie und ae 
meinem Dafürhalten ebenjo gut für bie Landwirtfchaft 
eine der wichtigften ragen, die wir zu löfen haben, und 
der einzige Punkt, wo eine wejentliche Verbilligung der 
Selbftfoften noch eintreten kann, das ift nad meiner 
Anſicht gerade derjenige bei der ZTarifierung, bei den 
Transportfoften. 

eines Dafürbaltens liegt das große Geheimnis 
der geradezu unglaubliden und erftaunlichen wirtichaft- 
lichen Entwidlung Ameritas wejentlich mit in der billigen 
Geftaltung ber Tarife. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, in Amerika fährt man um das Doppelte 
fo billig die Güter, insbefondere die Mafjengüter, ald wir 
fie hier noch bei ung in Deutjchland transportieren können. 
Das ift nad; meinem Dafürhalten insbejondere dem Um- 
ſtande verdanken, daß man in Amerika alle Verkehrs- 
wege gleichmäßig erſchloſſen hat, und dieſe gleichmäßige 
—— aller Verkehrswege, der Waſſerſtraßen, der 
Eifenbahnen in allen ihren Nüanzierungen, als Bollbahn, 
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als Nebenbahn, als Kleinbahn, und auch ber weitere 
Ausbau der Ehauffeen, der Landftraßen, überhaupt aller 
Verkehrswege muß nad meinem — im Intereſſe 
der wirtſchaftlichen Entwicklung des Landes zunächſt unſere 
vornehmſte Aufgabe ſein. 

Meine Herren, die wir dieſe Interpellation geſtellt 
haben, ſind der Anſicht, daß Sie (nach rechts) dieſes große 
Ziel nicht erreichen können, ohne daß Sie auch insbeſondere 
gerade den Ausbau der Waſſerſtraßen fördern. Herr 
v. Bappenheim hat uns ja heute wieder gelagt, Sie wollen 
dasjelbe Ziel mit dem Ausbau der Eifenbahnen erreichen. 
Wir find der Anfiht: mit diefer einfeitigen Berkehri 
entwidlung haben Sie das Ziel in der Bergangenheit 
nicht erreicht, und Sie werden es auch nach unferm Dafür: 
halten in der Zukunft nicht erreihen. Herr v. Pappen- 
beim hat ja mit Herrn v. Arnim, dem Unterzeichner der 

nterpellation, an erſter Stelle immer die Entwictung 
eſonders auch der Büterjchleppbahn empfohlen, aber Herr 
v. Arnim ift doch fchon genötigt geweſen, ſelbſt in einer 
der legten Budgetfommifhong sungen bei Beratung des 
Eijenbahnetats das Wort des Minifters Thielen zu zitieren, 
Pe es eine fchöne Sache wäre mit der Entwidlung der 
Eifenbahn und der billigen Zarifierung derfelben, wenn 
nur die böfen Bahnhöfe nicht wären! Geftern haben wir 
den Neubau des Bahnhofs Leipzig ohne Sang und Klang 
bier bewilligt; es hat auch nicht ein einziger Redner Ber- 
anlaffung genonmmen, über den Bahnhof ein Wort zu 
verlieren, obwohl für diefen einen Bahnhof 123 Millionen 
Mark zu feinem Umbau gefordert wurden. 


(Hört, hört!) 


So leicht geht man bei Bewilligung von Eifenbahnen 
und Bahnhöfen, bei Bewilligung von Hunderten von 
Millionen zumege; aber die größten Schwierigkeiten 
werben gemacht, wenn es fi um irgend eine ſſer⸗ 
ftraße handelt, und ich meine, die größten Eiſenbahn— 
ie fönnen das doch nicht behaupten, daß die wirt 
ſchaftliche Bedeutung des Mittellandlanals, ber in feiner 
Hauptitrede dem Staat nur 121 Millionen Eoften jollte, 
alfo no 2 Millionen weniger wie biefer eine Bahnhof 
von Leipzig, hinter der Bedeutung diefes einen Bahnhofs 
für die Entwidlung unjeres Verkehrs zurüdftände. 

Dann möchte ich in diefer Beziehung ben Herm 
Abgeordneten v. Bappenheim auch noch hinweiſen auf den 
Ausipruch bes größten ameritanifchen Induſtriellen, des 
Herrn Carnegie, des Begründers ber Schleppbahn und 
der 30 t-Wagen in Amerika, aus dem Jahre 1899, welcher 
lautete: ein Hauptzug des fommenden Jahrhunderts wird 
die Rückkehr zur Wafferverfragtung für ſchwere Mate 
vialien fein. Alſo Leute, die den wirtfchaftlichen Ber 
bältniffen jo nahe ftehen, und jo für die Entwidlung 
des Eiſenbahnverkehrs eingenommen find, find doch der 
Anfiht: mit diefer einfeitigen Entwicklung unferer 
Eifenbahnen und unferes Verkehrs kommen wir nicht 
vorwärts. Wir werden genötigt fein, alle unjere Ber- 
— in den Dienſt m A Wirtfchaftspolitit zu 

ellen. 
Ich will ſchließen mit der Hoffnung, daß die Regie 
rung und auch die Mehrheit diefes Haufes beiden Inter: 
pellationen eine gleihmäßig freundliche Aufnahme be 
reiten möge, und daß den Intereſſen des Oſiens wie 
nicht minder des Weftens die gleiche Teilnahme der 
Regierung wie der Volfsvertretung niemals fehlen = 
Nur dann können die Intereffen der gefamten Monardie 
gebeihen. 

(Bravo!) 


Präfident v. tröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter. 


2209 Haus ber Abgeorbneten. 


rg — ber > een Gen, as 
e führung ortmund-Rhein-Kan 
(Emfcherlinie)] 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, was die Snterpellation Dr Beumer und Genofien 
anbetrifft, fo ift alljeitig anerkannt, dab die Königliche 
Staatsregierung die baldige Ausführung eines Stanals 
von Dortmund nad dem Rhein durd dad Emfchertal als 
Teilftrede eines Rhein-Wefer-Elbefanals für notwendig 
erachtet. ch erkläre namens der Königlichen Staatd- 
regierung, daß fie nah wie vor an dieſer Auffaflung 
Fetpätt. 

(Bravo!) 


Was bie bejondere Anfrage der AInterpellanten ans 
or ob die Vorarbeiten für diejen Kanal ſoweit abge 
ihloffen find, daß die zu mählende Linienführung end» 
gültig feititeht, jo muß is mitteilen, daß diefe Feſtſtellung 
bis heute noch nicht möglich war. Denn in dem in frage 
ftehenden Gelände fchreitet die Bebauung bekanntlich mit 
großer Schnelligkeit fort. Es find in der urſprünglich 
geplanten Trace neuerdings angelegt worden: ein Hoch» 
ofenwerf, mehrere Arbeiterkolonien von Zechen, ſowie 
viele einzelne Häuſer. Daher habe ich eine erneute 
Nachprüfung der Linienführung angeordnet, die zur Zeit 
ftattfindet umd noch nicht abgeichlofien werden konnte. 
Hiermit erledigt fi der zweite Abſatz ber frage von 
jelbft, indem die Söniglihe Staatsregierung, da die 
Linienführung noch nicht feftiteht, jetzt auch u; nicht mit 
dem Örunderwerb für einen Dortmund-Rhein-Sanal vor: 
geben kann. 


BPräfident v. Hröcher: Zur Gejchäftsordnung hat 
das Wort der Abgeordnete —E 


Wallbrecht, Abgeordneter: Ich beantrage die Be— 
ſprechung der Interpellation. 


Präfident v. Kröcher: Diejer Antrag bedarf der 
Unterjtügung von 50 Mitgliedern. Ich bitte, daß bie- 
jenigen Herren fich erheben, melde den Antrag auf Be- 
ſprechung unterftügen wollen. 


(Geſchieht.) 
Die Unterftü * genügt. 
Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 


Abgeordnete dv. Pappenheim⸗Liebenau. 


v. Pappenheim-Liebenan, Abgeordneter: Meine 
Herren, mit bderjelben Ruhe und Sächlichkeit, mit der 
wir die Vorlagen der Königlichen Staatsregierung in 
betreff der Wafferwirtichaft bisher bearbeitet haben, 
werden wir die auch foeben von Seiner Erzellenz ange 
fündigte Vorlage bearbeiten. Wir werden zu prüfen 
haben ob wir ihr in allen Teilen oder in welchen Teilen 
wir ihr —— werden und werden pflichtgemäß nach 
dieſer Prüfung unſere Entſcheidung treffen. 

Nachdem der Herr Miniſter Pipe erklärt hat, daß 
er ben erſten Zeil der Interpellation nicht mit einem Ya 
beantworten könnte, erübrigt fi) meiner Meinung nad) 
auch eine Beſprechung des zweiten Teiles. Wir — 
eben heute noch nicht entſcheiden, ob die Emſchertallinie 
angenommen wird, und in welcher Form die Waffer- 
vorlage wieder erfcheinen wird. Infolgedeſſen können 
wir auch jelbftverftändlih Mittel zum Grunderwerb in 
diefer Seffion umfoweniger bereititellen, ald das Jahr 
und die Geffion ſchon fomweit vorgejchritten find, daß eine ein. 
rn Prüfung, die bei der Wichtigkeit ja ganz unentbehrs 
ich wäre, nicht mehr möglich wäre. Wir Ab deshalb 
ber Anficht, daß zur Zeit weder die erfte noch die zweite 
Frage zu bejahen jein dürfte, 
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Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Herold, 


Herold, Abgeordneter: Meine Herren, die vor: 
liegende Anterpellation von feiten der Herren National» 
liberalen ift ganz außerordentlich intereffant infofern, 
als fie verlangt, daß zunächſt wenigitens die Verbindung 
des Dortmund-Emd-Kanal mit dem Rhein ſichergeſtellt 
werden foll dadurch, daß der Grund und Boden angefauft 
wird. Meine Herren, die Derren von ber national» 
liberalen Partei hätten das Biel jchon längft erreicht 
—— können, wenn Sie im Jahre 1899 nicht gegen die 
erbindung des Dortmund-Ems-Sanals mit dem Rhein 
geftimmt hätten aus dem Grunde, weil der ganze Mittel: 
landtanal damals nicht zur Annahme gelangte. Hätten 
Sie damals die ablehnende Haltung nicht eingenommen, 
dann könnte der Grund und Boden bereit3 angefauft 
fein, vielleicht könnte der Kanal dann auch ſchon im Bau 
begriffen fein. Es Scheint, daß bie Herren jegt zu der 
Erkenntnis gefommen find, daß Sie damals von ihrem 
Standpunkte aus nicht —5 gehandelt haben. 

Was nun die Sade jelbft anbelangt, fo, — ich, 
iſt ſie durch die Beantwortung ſeitens der Königlichen 
Staatsregierung an ſich erledigt. Die Vorarbeiten über 
die Linienführung ſchweben noch; ſolange die Linie nicht 
beſtimmt, kann naturgemäß auch kein Grund und Boden 
gekauft werden, und wir unſererſeits werden abwarten, 
was jeitend der Königlichen Staatsregierung ſpäter ge» 
ſchieht, welche Vorlage fie uns macht, und danad werden 
wir dann unfere Stellungnahme einrichten. 

Nur das eine möchte ich hierbei doch noch erwähnen, 
daß man gegenüber den Stanalprojeften unter allen 
Umftänden mit den Eifenbahnbauten nicht nachläßt, 
fondern fie in forcierter Weife fortjegt, weil für Eijen- 
bahnen, insbejondere Sekundär- und leinbahnen für 
viele Gegenden ein viel dringenderes Bedürfnis vorliegt, 
als für Kanäle. Ich glaube, das muß bei diefer Gelegen- 
heit auch wieder aufs bdringendite betont werden, damit 
in ausgiebigerer und Brian Weile, als das bisher 

eichehen it auch nad) der jeßigen Eifenbahnvorlage, 
Peitens der Königlichen Staatöregierung nene Eifenbahnen 
gebaut werden. 

(Bravo!) 


Präfident v. Mröcer: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Ehlers. 


Ehlers, Abgeordneter: Nachdem die Königliche 
u erklärt hat, daß die künftige Linie für 
den fünftigen Kanal noch nicht ermittelt fei, und daß fie 
daher gar nicht in der Lage jei, hier Grunderwerb vor» 
zunehmen, ift der wefentliche Inhalt der Interpellation 
meines Erachtens erledigt, und es kommt nun allen« 
falls noch darauf an, daß von den einzelnen Fraktionen 
das mehr oder minder große Wohlwollen gegen den 
Mittellandfanal von neuem dokumentiert wird. 

Meine politifchen Freunde find in diefer Hinficht in 
einer etwus —— Lage. Wir haben mit der uns 
eigenen Unvorſichtigkeit die Königliche Staatsregierung 
unterſtützt in den beiden vorangegangenen Fällen, uns 
Hals über Kopf mit Begeiſterung in den Mittellandkanal 
hineingeſtürzt. Das iſt uns ſehr ſchlecht befommen. 
Man hat uns vorgeworfen, daß wir unſeren Parteitopf 
an dieſes Feuer der Begeiſterung für den Mittellandkanal 
hätten ſtellen wollen, und es hat mich in der Auffaſſung 
beftärft, daß die Sufanne in der Oper recht hat, wenn 
fie jagt: „die wird gar bald veradhtet, die fich zu raſch er- 

ibt.“ Das gilt auch von den Parteien. Unter dieſen 
ichwwierigen Umftänden halte ich es für das befte, daß ich 
für meine politiichen Freunde unjere Stellung zu der 
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[Interpellation der Abg. Dr Beumer u. Gen., betr. 
die YUusführung des Dortmund-Rhein-Ranals 
(Emjderlinie)] _ 


IEhlers, Abgeordneter] 
fünftigen Borlage uns vorläufig vorbehalte, und daß ich 
erkläre, daß ich nicht dafür einitehen kann, daß wir noch 
diefelbe Begeifterung für die Unternehmungen der Regie 
rung bofumentieren, wie wir das früher in unſerer Un— 
vorjichtigfeit getan haben. 


(Heiterfeit.) 


Es ift von dem Herrn Sollegen Herold hervor» 
gehoben worden, daß das, was die Interpellation ber 
zweckt, eigentlih fon im Jahre 1899 zu erreichen ge 
wejen wäre. Dieje Auffafjung ift nicht ganz zutreffend, 
Ich hatte damals meine politijchen Freunde, unter denen 
auch einige find, die etwas mihtrauifcher ſolchen Dingen 
gegenüberitehen ala ich, mit Mühe und Not dazu be 
twogen, ſich bereit zu erklären, auf dieſe Teilſtrecke ein« 
zugehen. Wir wurden aber noch rechtzeitig gewarnt durch 
einen Artikel der „Pot“, in dem darauf hingewieſen 
wurde, daß die Bewilligung diefer Teiljtrede das definitive 
Begräbnis der Mittellandfanalvorlage bedeuten julle; es 
müffe irgend etwas geichehen, um die Engagements, die 
von ehr hohen Stellen eingegangen waren, zu erledigen. 
Dazu haben wir damals, in Übereinftimmung mit den 
Nationalliberalen, die Hand nicht bieten wollen, und id) 
glaube, wir haben daran ganz recht gehandelt. Da unjer 
Widerftand nun mie mit dem generellen Wider: 
ftand der Herren auf der rechten Seite des Haufes, jo 
wurde ja damals alles abgelehnt. Ich kann wohl jagen: 
ich habe fein großes Vertrauen, daß aus der Sache aud) 
in den nächſten Jahren etwas Reelles werden wird, 
Wenn ein Unternehmen mit der Gemütsrube und mit 
dem Mangel an Tatkraft betrieben wird, wie das mit ber 
Mittellandfanalvorlage der Fall war, fo verfpricht man 
fih von erneuten Unternehmungen keine großen Stüde; 
ih würde mich aber freuen, wenn fich ergeben jollte, daß 
ich in diefer Hinficht die Energie der Königlichen Staats» 
regierung doch unterfchägt hätte. 

Meine Herren, fo liegen die Sachen, und es ift be 
merfenswert, daß — trogdem für diefen Mittellandfanal 
feit Jahren eigentlich nichts Reelles geichehen ift, und die 
Zeit immer näher rüdt, wo überhaupt nicht mehr gebaut 
werden fann, weil gar feine Linie mehr zu finden ift, 
die herangezogen werden könnte —, daß man unter diefen 
Umftänden und unmittelbar nad den mehrtägigen Eifen- 
bahnverhandlungen bier den Wunſch ausipricht, wie Herr 
Kollege Herold das getan hat: die Königliche Staats- 
regierung möge doch über ihrem enormen Gifer für den 
Ausbau der Waflerftraßen um Gotteswillen die Eijen- 
bahnen nicht vernadläffigen! Sit denn aus den Aus- 
führungen, die der Herr Minifter hier in den vorans 
gegangenen Tagen gemacht hat, etwa zu jchließen, daß 
die Königliche Staatäregierung des Kanals wegen die 
Eifenbahnen vernachläjfigen wollte? Im Gegenteil, es ift 
gerade von der rechten Seite, von denjenigen Herren, 
die gegen den Kanal find, auch noch außerdem gelagt 
worden, man möge mit der Erweiterung der Eifenbahnen 
nicht unvorfichtig rafch vorgehen im Intereſſe unferer 
Finanzen. 

eine Herren, ich muß jagen, ich habe die Bejorgnis, 
daß die Entwidlung des Deutlen Neiches umd Speziell 
des Preußiichen Staates auf dem Gebiete der Verkehrs- 
politit der Stellung, die diefer Staat und diejes Reich 
einnehmen, nicht voll entipricht. Ich habe die Bejorgnis, 
daß eines Tages ziemlich allgemein die Klage auftreten 
wird, daß wir bie Zeit verjäumt hätten, und daß mir 
zur Stärkung unferer wirtjchaftlichen Leiftungsfähigkeit 


nicht diejenigen Maßregeln rechtzeitig ergriffen * 
die zu ergreifen geweſen ſeien, daß wir zu up und 
zu ängftlich gewefen feien. Meine Herren, die Wirtichafts- 
politif eines fo großen Reiches und Staates läßt ſich 
von dem Gefichtspunft der abjoluten finanziellen Vorſicht 
aus nicht betreiben, und man begegnet da ber Gefahr 
dak man da® Notwendige verfäumt. Ich fürchte, daf 
bier ein Moment jehr ftörend in die wirtichaftliche Ent- 
widlung des Baterlandes eingreift, das ift das Beſtreben 
— ih I voraus, daß meine Behauptung, die ich x 
aufftellen will, von der anderen Seite des Haufes Iebhn 
beftritten werden wird; ich ftelle fie aber doch auf — das 
ift das Beitreben, die großen Berkehrsunternehmungen 
allzufehr zu betrachten aus dem einfeitigen Geſichtspunkt 
landwirtfchaftlicher ntereffen, und zwar landwirtſchaft⸗ 
licher Intereſſen in jehr begrenztem Rahmen. 
(Sehr richtig! linke.) 

Die Debatte hat jchon heute ergeben, daß man vor 
allem bei diejen großen Strömen, die durch unſer Vater- 
land fließen, den Geſichtspunkt in den Vordergrund ftellt, 
daß die anliegenden Wiejen nicht zu fehr durch Über 
ſchwemmungen leiden dürfen. Das legtere halte ic, für 
ganz richtig. Aber diefe Ströme find nicht bloß dazu 
da, die Wiefen nicht zu überſchwemmen, fondern fie find 
außerdem von der Natur dazu geichaffen, daß fie als 
Berkehräftraßen für das Vaterland dienen follen; und 
wenn wir uns nicht gewöhnen, die einfeitigen Berufs 
interefjen — nach meiner Anficht auch noch die verfannten 
einfeitigen Berufsintereffen — mehr in den Hintergrund 
treten zu laſſen gegen die großen GefichtSpunfte bei 
allgemeinen Wirtide tslebens der Nation, jo, glaube ic, 
werden wir uns die Stellung, auf die wir Anſpruch 
haben im Wettbewerb der Nationen, nicht erhalten. _ 

Ich kann daher nur den Wunſch ausiprechen, daß 
wir und mehr daran — mögen, ſolche Dinge, die 
anſcheinend nur einen Teil der Nation zu gute kommen, 
doch darauf Hin zu prüfen, ob fie nicht dem Ganzen 
dienen. Meine Herren, wenn id; mich auf einen parti- 
Eulariftifchen Danziger Standpuntt ftellen wollte, jo hätte 
ich nicht die —— Veranlaſſung, dahin zu drängen, 
daß ein Mittellandkanal gebaut wird, d. h. daß eine 
leiftungsfähige Wafferftraße gebaut wird parallel der 
Seeküſte, au deren Verkehr wir angeiwiefen find. Aber 
ich habe ſchon früher hervorgehoben: wohin würden wir 
in unferem Baterlande kommen, wenn wir Derartige 
Apotheferrehnungen immer gegeneinander aufftellen? 
Das ift unmöglich, und das ift — in jeder Hinſicht verkehrt. 

Daher glaube ich: wir müſſen ums doch mehr auf 
die allgemeinen Intereſſen befinnen, die ung vereinigen, 
und nicht eine fo ausgiebige Vorſicht üben in der Hinſicht, 
ob irgend ein Unternehmen einem Teil des Baterlandes 
mehr zu gute kommt als einem anderen; das führt 
ichließlich zu einer Politik des gegenjeitigen Neides, einer 
Politik, die wir unter allen Umjtänden vermeiden müſſen. 
Unter diefen Begriff fajje ich auch den leider wiederholt 
auftretenden Streit über den Weften und ben Dften 
unferes Vaterlandes. Das ift ein müßiger Streit, ob 
und in welchem Maße der Weiten durch jeine höhere Er 
giebigkeit den Oſten in feiner Dürftigkeit jubventioniert; 
darauf kommt ed gar nicht an. Ich habe ſchon Früher 
hervorgehoben, daß diefer arme Diten es doch in ſchwerer 
Zeit gewejen ift, der uns davor behütet hat, daß ein 
großer Teil des Weftens ftatt deutſch franzöſiſch & 
worden wäre. Wir wollen uns in dieſer Beziehung nichts 
vorrechnen, ſondern wir wollen bemüht ſein, alle dieſe 
Unternehmungen, um die es ſich handelt, von dem einen 
Geſichtspunkt aufzufaſſen, ob ſie im allgemeinen dem Wohl 
des Vaterlandes dienen. 
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en sführung des Dortmund-Rhein 


_ (Emfcherlinie)] 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
georbnete Wallbredht. 


Wallbrecht, Abgeordneter: Meine Herren, den 
legten Ausführungen des Herrn Vorredners kann ich 
mih nur im vollen Maße anjchließen. Hier ift heute 
ſchon bei der erjten nterpellation von Kompenſationen 
—— worden, und es iſt beſtritten worden, daß die 

ompenſationen von der rechten Seite des Hauſes ge— 

fordert wären. Ich möchte den Herren nur anheim— 
geben, die Berichte aus der Kanalkommiſſion und aus 
dem Haufe zu lefen; fie würden ſich dann überzeugen, 
daß fie das getan haben, obwohl jie es beftreiten. 

Nun ift angeführt, e8 wären alte Schäden da, welche 
von den Flußregulierungen gekommen wären, was aber 
von der —— früher beſtritten iſt. Wir im Weſten 
aben natürlich nad) Ihren Anſichten keine alten Schäden. 
Ja, meine Herren, wir in Hannover find anneftiert 
worden, man bat uns unfere Eijenbahnen genommen, 
welche faft jchuldenfrei waren, wir müfjen viel Steuern 
bezahlen, für unfere Entwidelung tut man aber nichts. 

habe fchon daran erinnert, daß im Jahre 1872 eine 

ahn von Hannover nad Harburg bewilligt war. Das 
Geld ift aber anderweitig ausgegeben worden, und wir 
fahren nod immer nah Hamburg 23 km um. Dieje 
Bahn ift jegt als Sekundärbahn ausgebaut. Ach Hoffe, 
daß der jegige Herr Minifter eine Linie für Schnellzug- 
verfehr ausbauen wird. Ich möchte hinweiſen auf unjere 
Fracdtverhältniffe. Hannover hat fich leidlich entwidelt, 
es iſt eine ziemlich gute Induſtrie gekommen. Wie 
ftehen wir aber den anderen gegenüber? Die Kohlen— 
fragten vom Sohlenrevier nah Hamburg und der Küſte 
find viel billiger als zu uns bin, weil dort Ausnahme: 
tarife gewährt find. Nun jollen wir exportieren, wir 
follen die Induſtrie hochhalten. Das geht aber nicht. 
Dabei gehen wir banfrott. Wenn man eine ganze 
Provinz ruinieren will, dann muß man uns den Mittel« 
kanal verweigern. Wir haben alfo noch mehr Schäden 
als Sie bei Flußregulierungen, und ich glaube, wir 
haben ein Anrecht, daß wir den Kanal befommen. 

Der Herr Minifter hat erklärt — und ich freue 
mich darüber —, daß der Mittellandfanal wieder kommen 
wird. Ach möchte aber noch einiges über die ganze 
Sanalvorlage ſprechen. Es wird immer über Eifenbahn- 
und Sanalfra ten gejtritten und behauptet, die Eifen- 
bahn könne es ebenſo billig machen wie die Kanäle. Wir 
haben uns bemüht, in der Sanaltommilfion durch Ber- 
bandlungen und Schriften nachzuweiſen, daß das nicht 
jo ift. Uinfer verehrte Kollege Herr Graf Moltke hat in 
jeiner verbienftvollen Schrift über Amerika nachgewieſen, 
welchen großen Vorteil die Wafjerftraßen haben. 

Das haben wir im Weiten auch — und ge⸗ 
ſagt: wir müſſen den Kanal haben, und der Kanal wird 
ie auch rentieren. Das glauben Sie auf der rechten 
Seite bes Hauſes = nicht. Ich werde Ihnen aber den 
Beweis erbringen, daß wir davon feſt überzeugt find, und 
daß wir deshalb auch Opfer bringen wollen. Als ich im 
Jahre 1900 hier wieder in das Abgeordnetenhaus kam, 
da ſah ih, daß die Strömung gegen ben Stanal noch 
ebenfo ungünftig war wie früher, und ich fagte mir: 
wenn die neue Stanalvorlage wiederfommt, dann wird fie 
entjchieden wieder abgelehnt. Das war meine über- 
zeugung. ch ging deshalb mit einigen Freunden an die 
Sade und ſagte, wir wollen mal jehen, ob wir den 
Kanal nicht privatim bauen Eönnen. Wir kamen zu dem 
überrafchenden Refultat, daß die Sache geht. Mir machten 
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die Berechnungen ſehr vorfichtig. Ich wandte mich an 
den bekannten Herrn Dr Bellingrat in Dresden, einen 
ber erfahrenften Kenner in Sciffahrtsfragen, und an den 
DOberbaudirektor Frangius in Bremen, und die Sache 
Elappte. Ich mache mic auf die Reife, friege die Inter- 
ejjenten heran, reife nad) Bremen, Weitfalen, Rheinland, 
Magdeburg, Hannover, und es ift mir nad) langen Ber: 
bandlungen gelungen, 100 Millionen von den Intereſſenten 
zufammenzubringen. 
(Hört, hört!) 


100 Millionen! Und Herr v. Siemens von der Deutichen 
Bank war bereit, die anderen 200 Millionen herzugeben. 
Dann konnten wir den Sanal bauen. 

Ich wende mic an die Herren Minifter. Herr 
v. Thielen und Herr v. Miquel waren fehr zurüdhaltend, 
Unfer jegiger Finanzminiſter war bereitwilliger — er war 
fehr entzüdt davon —, und namentlich war der ver- 
ftorbene Reichskanzler, Seine Durchlaucht Fürſt Hohen- 
lobe, der Frage jehr gewogen. Er wollte mic) 3* zu 
Seiner Majetät führen, um die Sache vorzutragen; da 
ich aber noch einige Differenzen zu erledigen hatte, bat 
ich um einige Wochen Ausftand. Ich war früher jchon 
mit einer Kommiſſion bei Herrn v. Thielen gewejen, 
welche beftätigte, daß das Geld zufammengebradht war; 
wir baten um die Konzeſſion. In der Kommiffion waren 
vertreten Rheinland-Weftfalen, Hannover, Bremen und 
Magdeburg. Wir fagten: dieje 100 Millionen werben 
als Stammaltien von den Intereffenten dargebracht, und 
die anderen 200 Millionen jeien auch gefichert, gib uns 
die Konzejfion! Herr v. Thielen jagte: in vier Wochen 
kommen Sie wieder! Nach vier Wochen war wieder nichts 
da, und jo gingen eine vier Wochen und andere vier 
Wochen Hin, und aus dev Sache wurde nichts. Meine 
Herren, wir haben für uns getan, was wir fonnten; wir 
wollten den anal bauen. Wir haben das Geld gebracht; 
wir haben aber die Konzejfion nicht erlangt. 

Wir haben aljo das Recht, zu verlangen, daß der 
Staat den Kanal baut, und Sie müflen, wenn Sie gerecht 
fein wollen, das Geld bewilligen, wenn wir das getan 
haben und das abgefehlagen ift. Es ift für uns eine Not- 
ge entjtanden, der Mittellandkanal ift für uns eine 
Lebensfrage; wenn wir eriftieren wollen, wenn wir weiter 
wollen, müfjen wir dieje Wafferftraße haben. 

In der Darlegung des Herrn Grafen Moltte ift 
uns klax nachgewiefen, welde Vorteile für Mafjengüter 
die Waflerftragen haben, und alle Einwendungen dagegen, 
find immer widerlegt. Das haben wir in der Kanal— 
kommiſſion jchon früher nachgewiefen, und jet bei dem 
roßen Konkurrenzkampf zwiichen Eifenbahnen und Waffer- 
** in Amerika iſt das wieder nachgewieſen. Darum, 
meine Herren, hoffe ich, daß Sie, wenn die Kanalvorlage 
kommt, Ihre Pflicht erfüllen, ung Gerechtigkeit wider- 
fahren laffen und für ben Kanal ftimmen werden. 


(Lebhafter Beifall links.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
georbnete Wallenborn. 


Wallenborn, Abgeordneter: Meine Herren, wenn 
ih auch perjönlid ein Freund jeglicher Beflerung von 
Berkehröwegen bin, jowohl von Land» wie von Waffer- 
wegen, jo fühle ich doch mit einer großen Meihe meiner 
Sraftionsgenofjen die Verpflichtung, hier zu erklären, daß 
die Königliche Staatsregierung, wenn iR einer neuen 
Vorlage eine befjere Aufnahme fihern will, ein ganz 
anderes Tempo im Bau von Nebenbahnen in denjenigen 
Landesteilen gg muß, welche vom Berkehr bisher 
abgeſchloſſen find. ein Freund Herold hat diefen Punkt 
beveit3 geftreift. Nur dadurd, daß diefe Gebiete an den 
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IWallenboru, Abgeoröneter] 


Verkehr befler angefchlofjen werden, können fie den Wett: 
bewerb mit den demnächſt mit einer Aufwendung von über 
400 Millionen nochmals begünftigten Landesſtrichen 
einigermaßen aufnehmen. Schreitet aber der Bahnbau 
nur in dem biöherigen langjamen Tempo, in ungenü— 
ender Weiſe, befonders in den weſtlichen Gebirgögegenden, 
ort, fo werden die Vertreter diefer Gegenden kaum in 
der Lage fein, für die Bewilligung von Aufwendungen 
zu finmmen, welche die Zurüdjegung ihrer Gegenden noch 
immer jchärfer hervortreten und die wirtichaftlihen Schä- 
digungen diefer Gegenden noch weiter andauern lajjen 
würben, fühle mid) verpflichtet, das zu erklären 
auch nad den ſonſt ja ſehr beherzigenswerten Worten 
des Herrn Abgeordneten Ehlers, welder ausführte, daß 
man nicht vom lokalen Standpunfte große —— 
beurteilen ſolle. Es iſt für die Vertreter der ſtiefmütterlich 
—— *5* recht hart, ſich ſagen zu müſſen, 
daß, wenn die ——— derſelben nicht vorher ver- 
befjert werden, dur; den Bau von Wafjerftraßen deren 
Ruin vervollftändigt würde. 


(Bravo! im Zentrum und rechts.) 


äfident dv. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Frhr v. Zedlitz. 


Frhr v. Zedlig und Neukirch, Abgeordneter: Meine 
geehrten Herren, der Abgeordnete Ehlers hat bereits mit 
Recht darauf hingewiefen, daß durch die Antwort Des 
Sen Minifters der Kernpunkt der Interpellation, die 

eihaffung des Grund und Bodens für die Emjchertal- 
linie, weggefallen, in fich erledigt ſei, und es ſich erübrige, 
darauf einzugehen. Meine Herren, wenn bem fo ift, io, 
glaube ich, wird kein verjtändiger Menſch von mir und 
meinen freunden erwarten können, daß wir bei diejem 
Anlaß uns in eingehende Erörterungen über Kanalpolitik 
für und wider, über Waſſerſtraßenpolitik und Verkehrs— 
politif —— —— ch glaube, es genügt bie 
Erklärung, daß, wenn demnädjft die Königliche Staats · 
regierung mit Vorlagen an uns herantreten wird, wir 
diefe nad dem vollen Gewicht ihrer Gründe unbefangen 
und fachlich prüfen werden, daß wir uns babei von dem 
Beftreben leiten laſſen werden, ben Berkehrsinterefjen 
aller Landesteile gleihmäßig — u werben in dem 
Sinne, eine Berftändigung über die Verkehrspolitik mit 
der Königlichen Staatsregierung und innerhalb biejes 
Haufes herbeizuführen. 

(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Ab 
georbnete v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Ehlers * uns ja ſehr intereſſante Gefichts- 
punkte, wie er fie fieht, dargeſteilt zuſammen mit recht 
vielen fittlihen Ermahnungen. Ich hoffe, daß dieſelben 
ihre Einwirkung ausgeübt haben. mödte nur be 
zweifeln, ob die Vergleiche, die Herr Abgeorbneter Ehlers 
ausgeführt hat, in irgend einer Weife dahin paflen, als 
ob der Welten jemald die Entwidlung bed Oftens habe 
hindern wollen. Er hat gemeint, das wäre gegenfeitig, 
einmal werfe das der Diten dem Weften vor und dann 
wieder der Weiten dem Oſten. Es ift mir noch niemals 
vorgefommen, daß ein Mbgeorbneter des Oſtens fih hat 
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beflagen können, daß die Entwidlung jeiner Qandesteile 
gehemmt werden jolle.. Wir haben ftets und in über- 
reihen Maße alles das bewilligt, was ber Oſten für 
feine wirtichaftlihe Entwidlung notwendig hatte. Das 
Umgekehrte ift aber nicht der Fall geweſen. Die Beiveg- 
gründe dazu liegen aber nidt jo offenkundig vor ung, 
um fie hier im Rahmen einer jo allgemeinen Betrachtung 
erwähnen zu können. Wenn die einzelnen Punkte vor- 
famen, haben wir das zur Genüge getan und wir haben 
es ja auch bei der ganzen Stanalfrage getan, two wir 
allerdings — oder diejenigen Herren aus dem Weiten, 
die für die Kanalvorlage End — immerhin der Meinung 
find, daß es ein Kampf des Dftens gegen die Entwidlung 
des Weſtens fei; das hat fi auch auf anderen Ge 
bieten gezeigt. 

Meine Herren, dann möchte ich ben Herrn Abgeord- 
neten Herold darauf aufmerkſam machen, daß wir aud) 
in der jegigen Interpellation den Emjcherfanal nur als 
ZTeilftrede des großen Rhein-Wejer-Elbe-Stanals betrachten, 
daß wir die Grunderwerbäfoften für diefe Zeilftrede er- 
beten haben, um bdenfelben zur Ausführung zu bringen, 
aber als ein Glied des Rhein-Wefer-Elbe-Sanald. Wenn 
aljo Herr Herold fagt: das, was ihr heute wollt in biefer 
Anterpellation, das habt ihr ſchon früher haben können; 
dur eure Mbftimmung ift e8 nur geichehen, daß ihr 
den Emjchertanal nicht befommen habt, jo ift das nur 
ein Irrtum des Herrn Kollegen vos über die Abſtim · 
mungen. In dem Jahre 1899 haben zwei Abftimmungen 
über den Emſcherkanal ftattgefunden, in der erften unter- 
lagen wir mit wenigen Stimmen zufammen mit dem 
Zentrum. In der zweiten ftimmten wir gegen bie 
Emfcerlinie allein, aber nur deshalb, weil ber damalige 

inanzminifter Herr v. Miquel hier im Haufe die Er- 
lärung abgegeben hatte, daß ohne den Mittellandfanal 
der Emſcherkanal fein Waſſer haben werde, daß ber 
Emſcherkanal nicht anders gebaut werden könne als gleich 
zeitig in Verbindung mit dem Mittellandlanal. 


(Hört, hört! links.) 


Wir haben diefen Ausführungen geglaubt — was wir ja 
befjer nicht getan hätten. 


(Heiterfeit.) 


Damald haben wir in unferer Mehrheit gemeint, 
daß man doch nicht für einen Kanal ftimmen könne, von 
dem man vorausjegen müßte, daß er kein Wafler habe. 
Der rung hg bat diefe Erklärung damals dem Ab- 

eordneten Richter gegenüber abgegeben. Ich möchte ben 
Der Abgeordneten erolb darauf aufmerkſam maden: 
e erfte Abftimmung erfolgte zunächit über $ 1, Biffer 1 


und 2; 

Schiffahrtskanal vom Rhein in der Gegend von 

Laar bis zum Dortmund-Ems-Sanal in der 

Gegend von Herne (Dortmund-Rhein-Kanal). 
Bei 421 gültigen Stimmen gählte man 209 mit Sa, 
212 mit Nein: aljo die Vorlage ift damals mit drei 
Stimmen gefallen. Bon ben damals Abftimmenden hat 
dad Zentrum 74 Stimmen mit Ja und 17 Stimmen 
mit Nein für biefen Emjcherfanal abgegeben; bie National» 
liberalen 64 mit Ya und 5 mit Nein. 


(Hört, hört! links.) 


Allerdings haben diefe 5 Stimmen ber Nationalliberalen 
und die 17 Stimmen de3 Zentrums ben Ausſchlag ge 
geben, fie waren beide das Bünglein an ber ge, 
welche die Schuld an der damaligen Abſtimmun in 
— die 17 Zentrumsherren und die 5 nationallibera en 
Herren zu gleichen Teilen. — Wenn alfo der Herr Ab- 
geordnete Herold hier die Abficht hat, auf dieje leider ver- 
gangene und nicht wieberherzuftellende Abſtimmung zurüd- 
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[v. Eynern, Abgeordneter] 


zutommen, ift er vielleicht fo —— nächſtens mitzu⸗ 
teilen, daß durch die Schuld des Zentrums die Vorlage 
ebenfo gefallen iſt wie durch unfere Schuld. Wir haben 
uns aber der Zahl mach weniger beteiligt, wie die Herren 
vom Zentrum. Aber immerhin bat es mich gefreut, durch 
die Ausführungen des Herrn Abgeorbneten Herold Ber- 
anlaflung nehmen zu können, die Stellung der freunde 
aus dem Zentrum zu der Sanalvorlage überhaupt und 
auch zu dem Emfcherfanal hervortreten zu ſehen; das 
Zentrum ift aljo damals mit einer übergroßen Zahl mit 
air = Ausnahmen für die Emfcherlinie eingetreten. 
a3 Zentrum hat ja eine feite, emergifche und ſtets 
zielbewußte Politik, die zwar nicht immer auf mir an- 
enehme Dinge hinausgeht; aber in diefem falle bin ich 
Fehr froh darüber, nun daraus die iin. ſchöpfen zu 
können, daß auch für die Folge die Herren vom Zentrum 
für die Sanalvorlage, wie ke nun im nächiten Jahre 
zu erwarten fteht, mit uns eintreten werden. Sch 
glaube: wir können Ihnen dagegen verfprechen, daß 
wir diejenigen Worte, die von ben ae des 
Herrn Abgeordneten Herold gefallen find, auch dazu an- 
wenden werden, um dieſe Lippenworte in die wirkliche 
Lippe umzujegen. 


(Heiterkeit bei den Nationalliberalen.) 


Dann, meine Herren, will ich die Debatte nicht weiter 
verlängern. Wir find mit den Erklärungen, die der Herr 
Minifter abgegeben hat, zufrieden und können ja auch 
nur damit zufrieden;fein: er hat ſich diplomatifch aus- 
edrüdt und gejagt, daß die Emjchervorlage im nächjten 
Fahre wahrjgeintih kommen werde. — Wir verjtehen 
das ja natürlih nur in dem Sinne, daß die Vorlage 
dann in Berbindung mit den anderen Vorlagen für ben 
Ausbau unferes Kanalneges in Preußen kommen wird. 

ch hoffe, daß bis dahin auch die guten und fittlichen 
Ermahnungen, die der Herr Abgeordnete Ehlers ab- 
egeben bat, bei den Herren von ber fonfervativen Partei 
br Früchte getragen haben. 


(Bravo! und Heiterkeit links.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Abs 
geordnete Graf Strachwitz. 


Graf Strachwitz, Abgeordneter: Meine Herren, es 
wird aud dem Herrn Abgeordneten v. Eynern nicht gelingen, 
das Bentrum oder einzelne Vertreter des Zentrums dazu 
zu bringen, die Starten, wie w eventuell mal bei einer 
Stanalvorlage fallen werden, heute offen zu deflarieren; 
das hätte abſolut feinen Zweck. möchte nur dem 

Abgeordneten dv. Eynern erwidern, daß es ſehr 
chwer ift, jest im Augenblick dieſe 3 Sen Ab: 
0 





ftimmungen und die eventuelle Schuld des Zentrums an 
dem Nichtzuftandefommen einer von ihm erhofften Vorlage 
na ai Es kommt auch gar nicht fo auf die fpezielle 
Abitimmung an, fondern es kommt darauf an, welche 
Abjichten die Herren von der nationalliberalen Partei 
damals gehabt haben, und das werden mir die Herren, 
befonders Herr v. Eynern, der ber verehrte Vorſitzende 
ber Kanaltommiffion war, beftätigen müfjen, daß ber da- 
damalige Finangminifter v. Miquel fich die größte Mühe 
egeben hat, vielleicht zunächſt nur, ut aliquid fiat, dieſe 
Fellftvede au ſtande u bringen, und daß er feine Gegen 
liebe bei der nationalliberalen Fraktion gefunden hat. Ob 
naher ber Kanal aus Mangel an fer nicht hätte 
Berhandl. d. Haufes db. Abg. 19. Legist. V. Seſſion 1908. 
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ebaut werden fünnen, das war eine jpätere Gorge. 
Bunächft hätte doch die Regierung die Mittel gehabt, um 
da8 Terrain anzufaufen, alfo der Veränderung einer 
für wichtig eradhteten Trace vorzubeugen, aljo den Zwed 
zu erreichen, ben bie — erſtrebt. Die Inter⸗ 
llation beſchäftigt ſich nicht mit dem Mittellandkanal, 
ondern in der Hauptjache mit dem Terrainankauf, und 
von der Abficht aus kann man es den Herren in ber 
nationalliberalen Partei nicht verdenten, daß fie eine Auf- 
klärung von jeiten der Regierung wünſchen, ob das 
Terrain nicht in abjehbarer ge angefauft würde, 

Es war das alles feine Veranlafjung für mid, das 
Wort zu ergreifen, aber es ift doch von den verjchiedenen 
Herren Borrednern auch die Frage der Kompenjationen 
der anderen Landesteile geftreift worden, und, was noch 
viel wichtiger ift, wir haben heute von feiten des Herrn 
Minifterd die ganz bündige Erklärung bekommen, daß 
bie Sanalvorlage eingebracht werden joll. In dieſem 
Augenblick halte ich mich doch für verpflichtet, im Namen 
der Provinz Schlejien an die Königliche Staatsregierung 
eine Bemerkung zu machen. Es ift von allen Seiten 
anerkannt worden, daß Schlefien durch den Ausbau diejes 
Kanals ſehr ſcharf in Mitleidenfhaft gezogen würde, und 
daß es möglicherweife für den Schnittpunkt Berlin oder 
auch für andere Gegenden mit feinen induftriellen Er— 
eugniffen Eonkurrenzunfähig werden würde, Wir haben 
Peitens der Königlichen Staatsregierung hier ftaats- 
minifterielle Erklärungen befommen, die zum Teil dem 

uje bekannt find, zum Teil nicht bekannt geworden 
ind, wie die Ichte des verftorbenen FFinanzminifters 
v. Miquel, die alle von einem fehr großen Wohlwollen 
der gen Staatsregierung für Schleſien fprechen, 
aber ſich doch nicht auf den Standpuntt ftellen, den meine 
politiihen Freunde im allgemeinen und im bejonderen 
bb Bertreter der Provinz Sclefien bier eingenommmen 
aben. 

Ich möchte mir erlauben, der Königlichen Staats- 
—— in Erinnerung *— führen, daß wir ſchleſiſchen 
Abgeordneten uns von Anfang an geeinigt hatten auf 
einen Antrag, der folgenden Wortlaut hatte, ben ber 
Herr Präfident mir wohl zu verlefen erlaubt: 

Dem $ 1 der Borlage nachſtehende Abjäge hinzu- 
zufügen: 
Behuſs Gleichjtellung der Intereſſen der 
ſchleſiſchen ger mit der vom Niederrhein- 
Weitfalen iſt mit der Ausführung der Bauten 
des Mittellandlanals erft dann vorzugehen, 
wenn ein Gejekentwurf, betreffend die Her— 
ftellung einer lerftungsfähigen, auch in trodenen 
Beiten für die Beförderung von Schiffen bis 
zu 450 t genügende Bafferkraße von Gleiwitz 
nach Berlin unter Bewilligung der für bie 
Ausführung erforderlichen ittel verab- 
ſchiedet wird, 
Es kommt alfo darauf an, daß dieſe, nennen wir es 
Kompenfationen, in das Geſetz kommen. 

Nun find alle die Erklärungen der Königlichen Staats- 
regierung ja jehr verbindlich; aber von Aufnahme dieſer 
Beftimmung in das Geſetz ift noch nie die Rede gewejen. 
Die Königlihe Staatsregierung hat in dieſen Staate- 
minifterialerflärungen immer im Nachſatz geia t: wenn 
fih herausſtellen le, dab das nicht m alic iſt, jo 
werben andere Maßnahmen bejonders auf dem Tarif— 
ag zu treffen fein, daß die Provinz en — zum 

eil HN gejagt worden, auf den Schnittpunkt Berlin, zum 
Teil ijt auch gejagt worden, im allgemeinen — Fr den 
Weften konkurrenzfähig bleibt. Das ift eine jehr freund- 
liche Abficht; aber es ift doch zunächſt ſchon ſehr Anfichts- 
fache, wie weit Schleften gegenüber Rheinland-Weftfalen 
in den einzelnen Gebieten zunächit in bezug re Eijen- 
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ation der Abg. Dr ® . Gen., betr. 
Cie Yiusfüprung des Dortmunp-Bipein-Sanais 
IB mn. ein) — — 


IGraf Strachwitz, Abgeordneter] 
und Kohleninduſtrie noch konkurrenzfähig bleibt. Ich 
glaube, daß, wenn die Königliche Staatsregierung irgend 
welche Ausfichten für die Annahme einer Kanalvorlage 
ſeitens der jchlefiichen Abgeordneten — ohne bdiejelben 
natürlich —— binden zu wollen — haben will, ſo 
muß die Koͤnigliche Staatsregierung ſich überzeugt halten, 
daß die für Schleſien verlangten Kompenſationen klipp 
und Bar in dem Gefegentwurf mit darin ftehen. Wir 
dürfen — und das iſt einfach unfere Pflicht, an jeder 
Stelle, wo dazu Gelegenheit ift, es fcharf hervorzuheben — 
wir dürfen bei aller Stonnivenz gegen den Weften es nicht 
Er daß unſere ſchleſiſche — die unter ſehr 
viel ſchwierigeren Verhältniſſen arbeitet — fie iſt wenigſtens 
100 km, wenn nicht 200 kın, weiter von der See entfernt 
als die rheiniſch-weſtfäliſche —, nicht von diefer leteren 
unterdbrüdt wird, und ich bitte namens ber Provinz 
Sclefien den Herrn Minijter, das fich ganz bejonders 
für die eventuelle neue Borlage angelegen fein zu lafjen. 





—— Dr Frhr 9. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dejer. 


Defer, Abgeordneter: Meine Herren, in den beiden 
Erklärungen, die der Herr Minijter heute in Beant- 
wortung der interpellationen abgegeben hat, ift ein 
————— Widerſpruch vorhanden: in ber erſten 

klärung hat er eine Borlage über die Flußregulierungen 
im Sabre 1904 angekündigt, in der zweiten hat er ung 
dargelegt, dab die Königliche Staatäregierung an ber 
Auffafjung feithalte, die in dem Mittellandfanal bekundet 
worden ift. nehme num ohne weiteres an, daß damit 
nicht gejagt fein fol, da nur die Vorlage über die Fluß— 
regulierungen im Sabre 1904 kommen wird, nicht aber 
die Vorlage über den Mittellandkanal; ich nehme an, daß 
beide Vorlagen wie bisher zufammen dem Haufe 
vorgelegt werden jollen. 

Im Namen meiner politifchen Freunde habe ich zu 
erflären, daß wir nad wie vor an unjerer bisher ein- 
enommenen Stellung zur waſſerwirtſchaftlichen Borlage 
Pefthalten, daß wir feine Veranlaffung haben, unferen 
Standpunkt zu ändern, daß wir wie bisher in der jchiff- 
baren Berbindung zwijchen Rhein und Elbe eine Landes- 
melioration erjten Ranges erbliden, ein Unternehmen, 
das wirtſchaftlich wie verkehrstechniſch a 
notwendig und gejund ift. Wenn wir jegt fehen, ba 
der Banamafanal, der jo viele Jahre geichlummert hat, 
zur Ausführung gelangen fol und zur Ausführung ge 
langen wird, jo, meine Herren, erkennen wir, daß ber 
artige Bläne zur Verbefferung des Verkehrs, an fich be 
rechtigt und gejund, trotz aller apa fich durchringen 
werden; und wir haben auch die feſte bergeugung, daß 
der Mittellandkanal einmal zum Bau gelangen wird. 

Gebaut wird er doch!” und zwar hoffen wir, daß er 
ehr bald gebaut wird. 

Daß dieſe — aber ſehr dringend iſt, möchte ich 
an einem einzelnen Momente zeigen. Wir können den 
Zuſammenhäng der waſſerwirtſchaftlichen Vor— 
lage nur dann aufrecht erhalten, wenn fie in abſehbarer 
a zur Ausführung gelangt. Geſchieht diefe Aus- 
ührung nicht in Bälde, jo könnte der Moment eintreten, 
wo fich diefer Zufammenhang lodert, weil die eine oder 
andere Aufgabe jo dringend geworben ift, daß fie in 
—* — der Geſamtvorlage nicht mehr enthalten 

n kann. 
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Aus der Erklärung des Herrn eg Ehlers 
glaube ich entnommen zu haben, daß die Sympathien 
unferer Freunde von der freifinnigen Bereinigung für 
die waflerwirtichaftliche Vorlage nicht mehr jo lebhaft 
find wie vor kurzer Zeit. würde das bedauern, 
ik mich aber freuen, wenn ich mich in diefer Unnahme 
täufche, 

Herr Kollege Wallbrecht hat uns jodann hier inter 
eflante Daten mitgeteilt über die Beftrebungen, die vors 
handen waren, um auf private Koften den Mittel» 
landfanal au bauen. Er hat mit vollem Recht darauf 
bingewiejen, daß daraus das große Intereſſe der Induſtrie 
an diefem Ilnternehmen hervorgehe. Wenn dieſe Be- 
ftrebungen nicht zum ‚Ziel führten, jo glaube ich, liegt 
das in der Natur der Sache. Der Staat, der mit feinem 

anzen großen Eijenbahniyftem an dem Verkehr, be» 
—— an dem Güterverkehr, intereſſiert iſt, kann ſich 
die Möglichkeit nicht aus der Hand winden laſſen, einen 
bejtimmenden Einfluß auf die Ausgeftaltung der Tarife 
auch eines Privatlanald zu nehmen. Der Privatunter- 
nehmer aber, der mit feinem Bermögen an dem anal 
intereffiert iſt, kann unmöglich unter folden Bedingungen 
den Kanal zur Ausführung bringen. Ich glaube des— 
bald, daß die Möglichkeit, den anal aus privaten Geldern 
zu bauen, angejichts unferes Staatsbahnfyftems nicht 
mehr vorhanden ift. Und auch aus diefem Grunde folgt 
die beſondere Dringlichkeit des Unternehmens. Ich möchte 
der Hoffnung Ausdrud geben, daß wir in der folgenden 
Seffion die gefamte Borlage wieder an das Haus 
kommen jehen. 


(Bravo! bei den Fyreifinnigen.) 


BVizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Herold. 


Gerold, Abgeordneter: Meine Herren, noch einige 
Worte in bezug auf die Ausführungen des Herrn Abge- 
ordneten v. Eynern. Zwiſchen der ——— und 
der Stellungnahme der Nationalliberalen im Jahre 1899 
beiteht meines Erachtens feine volle Übereinftimmung. 
Denn das fteht feit: im Jahre 1899 war von jeiten des 
Bentrums der Antrag geftellt worden, daß die Verbindung 
des Dortmund-Ems-Sanal® mit dem Rhein hergeftellt 
werden ſolle. Diejer zuge —— abgelehnt, 
mit 275 gegen 134 Stimmen. enn damals die National 
liberalen, welche meines Wiſſens faft geichloffen — 


(Zuruf: Nein!) 


— einige wenige Stimmen können vielleicht anders ab» 
gegeben fein; die Zahl derfelben war wenigitens gering — 
wenn diejenigen, welche bamals jeitens der National- 
liberalen mit Nein ftimmten, ihre Stimmen mit Ya ab» 
gegeben hätten, dann wäre allerdings die Verbindung mit 
em Rhein angenommen worben. 


(Sehr richtig!) 


Wenn aber die Annahme erfolgt wäre, und wenn gleich 
damals der Herr Staatsminister v. Miquel die Erklärung 
abgegeben hatte, da man diefe Rheinverbindung allein 
nicht ausbauen wollte, — ich fage: wenn trotzdem die 
Annahme erfolgt wäre, dann hätte die Megierung es in 
der Hand gehabt, auch wenn fie das Teilftüd allein nicht 
bauen wollte, doc den Grund und Boden bereits zu er- 
werben, und er hätte damals jedenfalls billiger angefauft 
werden Eönnen, als es heute möglich ift. Jetzt wollen 
die Herren Nationalliberalen Kurs ihre Interpellation 
einen gewilfen Einfluß ausüben, daß wenigitens vorab 
von der Königlichen Staats en der Grund und 
Boden gefichert werden joll. babe ich geſagt, daß 


[Anterpellation der Abg. Dr Benmer u. Gen., betr. 
die Ausführung des Dortmund-Rhein-Stanals 


_ (Emjcherlinie)] 


[Herold, Abgeordneter] 


das, was durch diefe Interpellation erreicht werben joll, 
die Nationalliberalen hätten haben fönnen, wenn fie 
damals für unferen Antrag geftimmt hätten. Ich glaube, 
das ift unanfedtbar. 


(Bravo! im Zentrum). 


räfident Dr Kr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Barth. 


Dr Barth (Stiel), Abgeordneter: Meine Herren, 
was man in früheren Beiten vielleicht alles hätte haben 
können, das intereffiert mich heute, nachdem die früheren 
Beiten längjt hinter uns liegen, außerordentlich wenig. 


(Sehr richtig!) 


Als es fih um die Frage handelte, fol man die Teil- 
ftrede Dortmund-Rhein akzeptieren oder nicht, ging man 
von der dee aus — und ich glaube, dieſer Gedanke war 
durchaus berechtigt bei denjenigen, die die Teiljtrede allein 
nicht bewilligen wollten —, daß die eigentlichen Gegner 
des Mittellandfanals, ſowohl die Gegner im Parlament 
wie in der Regierung, ſich mit Se Teilftrede über: 
haupt abfinden wollten, um jpäter nicht genötigt zu ein, 
den eigentlihen WMittellandkanal zur Ausführung zu 
bringen. Zudem war der Bau ber Teilftrede für J 
wichtige wirtſchaftliche Intereſſen Preußens nur von 
Schaden und nicht von Vorteil. Ich will in dieſem 
Zuſammenhange nicht näher auf die Sache eingehen; aber 
ich will doch wenigitens die eine Bemerkung nicht unter- 
drüden, daß durch eine ſolche rg © zwiſchen 
Dortmund und dem Rhein, ohne daß ſich der Mittelland⸗ 
kanal daran angeichloffen hätte, zwar für die holländifchen 
Häfen ein enormer Borteil erwachſen wäre, daß bins 
gegen für die deutichen Häfen eine Konkurrenz entjtanden 
wäre gerade aus dem Bau diefer Teilitrede, die ſich in 
der allerjchwerften Weije fühlbar gemacht hätte. Alfo in 
der Tat konnte jemand, der das gejamte große Projekt 
mit ſeinen weittragenden wirtſchaft ni Folgen im Auge 
hatte, sehr leicht im Intereſſe dieſes Geſamtprojektes 
zu der Überzeugung kommen: dieſe Teilftvede wollen wir 
nicht bewilligen. 

Meine Herren, ich habe mich aber vorzugsweiſe deö- 
wegen zum Worte gemeldet, weil es mir ein Bedürfnis 
ift, eine mißverftändlihe Hußerung des Herrn Kollegen 
Defer richtig zu ftellen. 


Herr Defer hat im Ani Luß an einige ironifche Be— 
merkungen meines Freundes Ehlers die Vermutung auf: 
geftellt, daß wir von der Freifinnigen Vereinigung dem 
ganzen Mittellandfanalprojeft nicht mehr fo N eumblic 
egenüberftänden, wie das lee der Fall geweſen fei. 
Her liegt ein vollftändiges Mißverſtändnis vor. 

(Sehr richtig bei der Freiſinnigen Vereinigung.) 
Auch mein Freund Ehlers ift noch immer genau, wie er 
es früher war, ein warmer Freund dieſes großen Projektes, 
aber er hat, wie ich glaube, jehr mit Mecht in feiner 
Rede zum Ausdrud — daß wir uns ſehr enttäuſcht 

efühlt haben ug N ie Haltung der Königlich preußifchen 
egierung biefem Projekte gegenüber. 

(Sehr richtig! bei der Freifinnigen Vereinigung.) 


Meines Erachtens wäre das a auch feinerzeit bier 
in dieſem Abgeorbnetenhaufe zur Annahme gelangt, wenn 
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nur die Mehrheit diefes Haufes von vornherein die Über- 
zeugung hätte haben fünnen, daß die preußiiche Staats- 
ierung mit ihrer ganzen Energie hinter dem Projekt 


fände, 
(ſehr richtig! bei den FFreifinnigen) 


wenn fie nicht das Gefühl gehabt hätte, daß innerhalb 
der preußiſchen Regierung jehr einflußgreihe Elemente 
vorhanden wären, die innerlic von diejem Projekt jelbit 
jelbft gar nichts wiffen wollten. 


(Sehr richtig! bei den FFreifinnigen.) 


So ift es gefommen, daß tatlächlih, und zwar in erſter 
Linie durch die Schuld der preußiichen —— 

aus dieſem großen Projekt nichts geworden iſt. Und 4 
muß ſagen: die ſchwächliche Art und Weiſe, wie nachher 
die preußiiche Negierung die Angelegenheit weiter be- 
handelt hat, erwedt auch mir außerordentlih wen 
Hoffnung, daß aus der Sade überhaupt noch einma 
% irgend einer gut etiva8 werden wird. Ich bin in 
er Tat einigermaßen verwundert geweſen, daß der Herr 
Abgeordnete v. Eynern, ber doch jonft nicht immer fo 
leicht durch Erklärungen der Regierung zu befriedigen ift, 
in bezug auf die heutigen Außerungen des Herrn Eiſen— 
bahnminifters feine und feiner politifchen Freunde volle 
Befriedigung zu erkennen gegeben hat. 


(Buruf von den Nationalliberalen: Bolle nicht! Heiterkeit.) 
— Dann aljo wenigjtens eine leibliche Befriedigung. 
(Erneute Heiterkeit.) 


Ya, meine Herren, ich glaube, die Hußerungen bes Herrn 
Minifters waren jo unverbindlich, daß auf Grund diejer 
Außerungen auch jpäter nichts zu geichehen braucht. 


(Sehr richtig! bei den Freifinnigen.) 


Er hat bloß ausgeführt, daß, nachdem der Plan ſchon 
längit alle VBorftadien durchgemacht hat, man jet noch 
über die Trace fich in weitere Unterfuchungen eingelafien 
bat. Alles bleibt deshalb einftweilen in der Schwebe; 
niemand kann jagen, was nachher erfolgen wird, Die 
Regierung bat durh den Mund des Herrn Eifenbahn- 
minifters nur erklärt, daß fie noch immer, wie man 
fi) auszudrüden pflegt, ein warmes Herz für Die 
Sade hat. 
(Sehr gut! bei den Freifinnigen.) 


Meine Herren, von diefem warmen Herzen habe ich in 
den legten Fahren fo viel zu hören. befommen, dab id) 
nun, in geftanden, ganz gern einmal ftatt des warınen 
Herzens eine recht ae Hand jehen möchte. 

(Sehr gut! bei den Freifinnigen.) 


Diefe energiiche Hand hat bisher in allen Stadien gefehlt. 
Nun liegt die Sache aber doch tatfächlich jo, daß dieſe 
Frage, wie die Dinge fih nun einmal entwidelt haben, 
ſchon längft nicht bloß eine wirtjchaftspolitiiche Frage 
mehr ift, fie ift in des Wortes vermwegenfter Bedeutung 
eine hocdhwichtige politifche Frage geworden. 


(Sehr richtig! bei den Freifinnigen!) 


Diefe hochpolitifche Frage kann nur dadurch im Sinne 
der Negierung gelöft werden, daß die Megierung fich 
loslöft von ihrer Schwäche, die fie in diejer Angelegenheit 
bisher bewiejen hat, und daß fie zeigt, daß fie mit ihrer 
anzen Energie und Wutorität — dieſem großen 
rojekt Rebt. Daran bat es bisher gefehlt, und wenn 
in dieſer Beziehung fich nichts ändert, wird aus ber 
ganzen Sache nicmals etwas werben. 


Bravo! bei den Freifinnigen.) 
( nn aa FREE 





eg ee der Abg. Dr Beumer u. Gen., betr. 
die sführung ded Dortmund-Rhein-Stanald 


— — 


BVizepräfibent Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete v. Eynern: 





v. Eimern, Abgeordneter: Meine Herren, was 
err Herold angeführt hat, ift richtig, und was ich ange» 
ührt habe, ift ebenjo richtig. Wir Heben uns gar nicht 
entgegen in unferen Mitteilungen über die Abftimmung. 
Ich habe auch ——— eine Abſtimmung hat ftatt- 
gefunben, wo die Mehrzahl der Nationalliberalen gegen 
en Emjcherfanal geweſen ift, weil ber Finanzminiſter 
Miquel damals die von mir angeführte Erklärung abge- 
e- bat. Bei der anderen Abitimmung, wo dieſe 
relärung nicht vorlag, haben wir aber für den Stanal 
geftimmt, und wenn die 3 oder 4 Stimmen nicht gewejen 
wären, würden wir den Sanal erhalten haben. 

Nun will ich auf die Ausführungen des Herrn Ab» 
geordneten Barth, jo intereffant fie mir waren, nicht mehr 
eingehen; er meinte, ich hätte feine volle Befriedigung 
gegenüber den Worten des Herrn Minifter8 ausgeſprochen, 
und ich hätte häufig ſchon eine Befriedigung über Worte 
der Minifter nicht empfunden. Das lette ift allerdings 
richtig. Aber ich habe Verjprechungen und Mitteilungen 
von Miniftern erft dann nicht mit vollem Glauben und 
Befriedigung angehört, wenn ich den Minifter näher 
fennen gelernt hatte. Ich babe allen Miniftern zunächit 
in ihrer Tätigkeit das vollfte Bertrauen entgegengebradht, 
weil ich überzeugt war, daß ihre Mitteilungen und Ber- 
—— ſpätere Ausführung finden würden. Dasſelbe 
Vertrauen bringe ich dem jetzigen Herrn Miniſter ent— 

egen. Finde ich ſpäter, daß dies Vertrauen nicht geredht- 

— iſt, jo werde ich das ausſprechen und beklagen; 
aber einſtweilen glaube ich, daß die Erklärung, die der 
Herr Miniſter abgegeben hat, die dahin geht, daß er mit 
Arbeiten über die neue Linienführung berhäftigt jei, und 
daß die in kurzer In fertiggeftellt werden würden, und 
dann zu überfehen jei, in welcher Weije die Durcführ- 
barkeit diefer Linie zu erfolgen habe, den Tatſachen ent- 
ſpricht. Das erfüllt mich mit Befriedigung. 

Nun habe ich das volle Vertrauen zu ihm, daß dann 
auch, wenn die neue Linie fertiggeftellt ift, er die Mittel 
und Wege ergreifen wird, von denen wir einen in der 
Interpellation angeben, damit nicht wieder zum drittenmal 
das eintritt, was zweimal eingetreten ift, daß die Linien- 
führung verbaut wurde. Der Herr Minifter wird fein 
Augenmerk darauf richten müflen, nach ertigftellung der 
Linie mit dem Grunderwerb vorzugehen, ohne den Die 
Linienführung wieder über den Fran geworfen werden 
könnte, Auch) ohne unjere m ellation in Wirkſamkeit 
treten zu jehen, glaube ih, daß Mittel dazu im Etat vor- 
handen fein werden; denn der Titel für Ankauf von Grund 
und Boden, den wir in einer beftimmten Summe & dis- 
eretion zur Verfügung gejtellt haben, bezieht fich meines 
Erachtens nicht nur auf den Erwerb von Grund und 
Boden zum Bau von Eifenbahnen, ſondern für Verkehrs: 
ftraßen überhaupt. 


Bizepräfidbent Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
ift nicht weiter gewünjcht; die Beiprehung der Änter- 
pellation ift geichlofien. 

Zu einer perfönlihen Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete ürgenien. 


Zürgenjen, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete 
Herold hat der nationalliberalen Partei im allgemeinen 
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den Vorwurf gemacht, daß fie gegen die Sanalitrede 
Dortmund-Rhein gejtimmt hätte — 


(Blode des Präfidenten.) 


Bizepräfident Dr yrhr dv. Heereman (den Nebner 
unterbrechend): Herr Abgeordneter Jürgenſen, Ihre Bartei 
fönnen Sie in einer perjönlichen Bemerkung gegen Angriffe 


nicht fchüßen. 


FZürgenfen, Abgeordneter (fortfahrend): ehö 
doch erg Bartei.. 30 gehlre 


Bizepräfibent Dr Frhr u. Heereman (den Redner 
unterbredhend): Ya, dann müfjen Sie fagen: er hat 
mich angegriffen; ® 

(Heiterkeit) 


aber die Partei im allgemeinen können Gie nicht ver- 
teidigen. 


Zürgenfen, Abgeordneter (fortfahrend): Alfo dadurch 
bat er *. mir einen Vorwurf gemacht. Der Vorwurf 
iſt nicht berechtigt. Ich habe mit einer ganzen Anzahl 
meiner Barteigenoffen, jpeziell mit allen meinen Pands- 
leuten aus der Provinz, für diefe Kanalſtrecke gejtimmt. 


Bizepräfident Dr Yyrhr v. Heereman: Wir geben 
über zum dritten Gegenftand der Tagesordnung: 
Fortiegung der zweiten Beratung des Ent- 
wurfs des Stantshaushaltsetats für das Etats- 
jahr 1903: 
Bauverwaltung. — Drudjadhen Nr64,69,70. 
Ich eröffne die Beiprehung über Einnahme 
Kap. 28 Ti. 1, — , — 3, — 4, — b — und — 
und ſchließe fie, die Titel find feftgeftellt. 
ch eröffne die Beſprechung über Tit. 7. Das Wort 
bat der Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Es zeigt fich bei Tit. 7 die 
Erhöhung der Einnahmen von 350000 A Diefe Ein- 
nahmeerhöhung ift zum mejentlihen Teil daraus ent« 
ftanden, daß neue Abgabenerhebungen ftattgefunden haben, 
daß eine neue ge und neue Abgabentarife 
eingeführt worden find. Bei biejer Gelegenheit wurde 
in der Kommiſſion fpeziell erörtert, mit welchem Anteil 
der Dortmund-Ems-Sanal an diefer Erhöhung der Ein- 
nahmen beteiligt fei. Der Dortmund-Ems-Sanal ift in 
diefem Jahre mit 154000 AM an biefen Einnahmen 
beteiligt. Es wurde feftgeftellt, welche Einnahmen der 
Dortmund-Ems-Sanal, in den früheren Jahren ergeben 
habe. Es ergab fi, daß der Dortmund-Ems-Sanal im 
Jahre 1898 11 334,53 AM, im Jahre 1899 39 626,98 M 
im Jahre 1900 81 837,96 M, im Jahre 1901 126 331,30 .M 
und im Sahre 1902 133 932,08 M eingebracht hat. Dem- 
gegenüber ift alſo in biefem Jahre eine Eleine Erhöhung 
von reichlich 18 000 M in Ausficht genommen, 

Es wurde bei diejer Gelegenheit gleichfalls feftgeftellt, 
wie hoch ſich die Betriebs- und Unterhaltungstoften des 
Dortmund-Ems-Sanal® im Jahre 1902 geftelt baben; 
für die früheren Jahre find fie ja im vergangenen Jahre 
feftgeftellt worden. Sie belaufen fi auf die Summe 
von 1130000 AM Dabei wurde bemerkt, da der 
Emdener Hafen im vergangenen Jahre 430 000 A und 
die untere Ems im vergangenen Jahre 372500 A an 
Ausgaben erfordert habe. 


Vizepräfident Dr Yıhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gothein. 
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Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, aus ben 
Mitteilungen des Herrn Referenten werden Sie bereits 
entnommen haben, daß die Abgaben aus ber Binnen- 
Ichiffahrt ganz vorwiegend und zum weitaus größten Teile 
von den öftlichen Waflerftraßen, insbejondere von den 
märkiſchen Wafjerftraßen, der oberen Oder und der Nete 
getragen werden, jowie daß man hiervon eine Weientlide 
Erhöhung der Einnahmen nämlich von 350000 AM in 
einem Jahre erwartet, und ich möchte hinzufügen: wenn 
man dieje Erhödung bloß mit 350 000 A veranlagt 
jo muß man von der Anficht ausgehen, daß der Verkehr auf 
diefen Wafferftraßen außerordentlih zurüdgehen wird; 
denn anderenfall® müßte diefe Erhöhung nad) dem neuen 
Tarif eine ſehr viel größere jein, das Mehrfache davon 
betragen. 

eine Herren, wir haben jahrelang über dieſe Frage 
debattiert; es haben jahrelang Beratungen und Ber- 
bandlungen ftattgefunden zwifchen den Vertretern der bes 
teiligten Korporationen: Handelstammern, Landwirtichafts- 
fammern, Sentralvereinen für Binnenichiffahrt und Pro- 
vinzialvereinen für Schiffahrt, Schiffahrtövereinen und 
einzelnen Intereſſenten einerjeit3? und der Regierung 
andererjeits über diefe Geftaltung der Abgabetarife. Es find 
da Wünjche vorgetragen worden, und als diejer Tarif denn 
veröffentlicht wurde, fo konnte dasjenige, was in dieſem 
Zarif erreicht worben ift, von der Gefamtvertretung 
der deutſchen Binnenjchiffahrt mit folgenden Worten 
harakterifiert worden: 

die Tarifiäge find nicht ermäßigt worden, 
nicht etwa gegenüber den beftehenden Zarifjägen, fo 
janguinijch war überhaupt kein Menjch, fondern gegenüber 
den erorbitanten Erhöhungen, die im Entwurf vorgejehen 
waren. 

Die Zahl der Güterklaffen ift nicht herabgejett 

worden, 
nicht etwa gegenüber ben beftehenden 2 Güterklaffen, 
fondern man hat 4 eingeführt. 

Die beantragte Tarifierung einzelner wichtiger 

Schiffsgüter ift nicht vorgenommen worden, 
ebenfall® nicht etwa gegenüber den beftehenden Tarifen, 
fondern gegenüber den koloſſalen Erhöhungen, die ber 
Entwurf vorgejehen hatte. 

Die erlafjenen Ausführungsbeftimmungen find 

jogar teilweiſe noch — worden. 

Meine Herren, das iſt nun das Reſultat jahrelanger 
Berhandlungen gewefen zwiſchen den Öntereienten und 
der Königlichen Staatöregierung. Nur das ilt das Re— 
fultat der zahlreichen Bejchwerben, welche namentlid aus 
der Mark, aus Magdeburg, von Stettin und vor allem 
aus ber Provinz Schlefien und von legterer aus allen 
Streifen des Wirtjchaftslebens erhoben worden find, 

Es ift nun dann von dem Bentralverein zur Hebung 
der deutſchen Fluß- und Kanalſchiffahrt = in lester 
Stunde eine Gingabe gemadt worden, doch die Er— 
höhungen der Sciffahrtsabgaben jo lange auszujegen, 
bis die Elbe und Oder und die beteiligten Waffeoftraken 
einigermaßen verbefjert wären. Darauf haben die bes 
teiligten Minifter, der Herr Finangminifter und der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten, eine Antwort ergehen 
laffen, in ber Folgendes fteht: 

Die fachgemäße Einreihfung der Güter in bie 
Zarifllafien war eine der jchwierigiten Auf- 
aben bei ber lmgeftaltung ber —— 
eitstarife der —— und deshalb 
wäre der Staatsregierung gerade hierbei der 
ſachverſtändige Rat der Schiffahrtsbeteiligten 
von beſonderem Werte geweſen. Leider iſt ihr 
aber dieſer Beirat nicht in dem erwünſchten 
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Maße zu teil geworben, ba bei der im Dezember 
1901 zur Beratung über die Güterklaſſifikation 
anberaumten Konferenz die Vertreter der Schiff- 
fahrt ihre —— verſagten. 

Meine Herren, wer das lieſt, muß ſich ae: find 
das aber unhöflihe Menfchen, die find ja wirklich felber 
daran ſchuld, wenn fie num in diefer Weife gemißhandelt 
werden, Meine Herren, man muß das aber wirklich 
einmal erlebt haben. Ich habe es ſchaudernd miterlebt; 


(ob, oh! rechts) 

— meine Herren, Sie hätten mitgefhaubdert, wenn Sie 
diefe Sitzungen mitgemacht hätten, in welcher Weife wir 
immer wieber aufs neue in ben ftundenlang währenben 
Beratungen über dieje Frage Jerumgegogen wurden. Erft 
in Breslau, wohin die Herren aus dem Minifterium 
binübergefommen waren, beim Sberpräfidenten, im 
Situngslofal der Handelstammer, in mehrfachen Sitzungen 
bier in Berlin im Minifterium — meine Herren, genau 
immer derfelbe —, idy hätte beinahe einen unparlamen- 
tarifchen Ausdrud gebraudt — derſelbe Stoff, will ich 
mal jagen — aber — kann nur ſagen: getretener Quark 
wird breit, nicht ſtark —; in der eingehendſten Weiſe ift 
von den Intereſſenten gerade bie Tarifierung, die Ein- 
teilung der Güter in die verſchiedenen Tarifklaffen in 
den eingehendften Gutachten fchriftlich niedergelegt — haben 
wir in unendlichen Situngen, immer aufs neue ausein- 
andergefegt, warum dieſe Zarifklaffen fo zu machen find. 
Aber uud der an Arbeitszeit und Arbeitskraft opfer: 
willigfte Menich erlahmt, wenn ihm ſchließlich auf jedes, 
was er vorbringt, immer genau dasjelbe erwidert wird, 
wenn auf jede Pnliche Darlegung immer genau diejelbe 
unfachlihe Entgegnung wieder kommt. 

eine Herren, der Menſch ift doch fchließlich kein 
Wiederfäuer, und wenn gewifle Menſchen eine befondere 
Neigung für ein ſolches FBieberfäuen aben, jo fünnen 
fie doch nicht von allen anderen Menfchen verlangen 
daß fie diefer Neigung nun auch folge geben und —* 
ebenfalls danach entwickeln ſollen. Wirklich, es war eine 
Bereitwilligkeit ſämtlicher Intereſſenten, an ſachlichen Ver— 
handlungen teilzunehmen, die ins höchſte ging; aber in 
allen diejen Verhandlungen ift faft weiter nice erreicht 
worden, als daß man immer mit benfelben alten Ein» 
wänden wiederkam. 

Meine Herren, praktiſche Sachverſtändige — ich denfe 
an einen Herrn, der ein großer Reederei» und Fracht: 
intereffent ift, hat mir gefagt: man kann doch feinem 
Menichen zumuten, immer aufs neue diefen von morgens 
früb 10 bis Nachmittags 4 oder 5 Uhr währenden 
Situngen beizuwohnen, lediglich um immer wieder das— 
jelbe zu wiederholen und immer wieder diejelben Ent— 
gegnungen zu hören. 

Meine Herren, es hat das ja an gar keinen Zweck; 
es ift fchade um die Zeit ſowohl der beteiligten Mi- 
nifterialbeamten fowie auch der beteiligten ——— 
und der Sachverſtändigen, die man hören will. Wenn es 
den Vertretern der ae Staatöregierung noch 
nicht möglich geweſen ift, nad fo unendlich vielen jach- 
lien Eingaben, nad fo umendlich vielen eingehenden 
Auseinanderfegungen im mündlichen Verfahren fich ein 
klares Bild darüber zu machen, in welcher Weife bie 
Schiffahrtsabgaben, wenigftens die Güterflaffeneinteilung 
u ermöglichen war — dann kann man bloß zu dem 

hluß kommen: es ift den von überhaupt nicht 
möglih. ch will dabei anerkennen: in diefem Fall 
waren jogar bie Vertreter des Herrn Finanzminiſters 
entgegenfommender als der Herr Vertreter des Arbeits« 
—— Die erſteren ließen doch wenigſtens mal mit 
—— Da hörte man doch auch mal eine Spur von 
gegenkommen. Aber gerade bei dem betreffenden De— 
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ernenten, der vom Herren Minifter der öffentlichen 

rbeiten entjandt war, da war es immer wieder basjelbe, 
was wir hören mußten, und nicht die Spur von Ent- 
egenkommen gegenüber den fachlichen Gründen der 
—————— ch bin ſchließlich auch einmal aus einer 
ſolchen Sitzung fortgegangen, weil ich etwas Beſſeres zu 
tun hatte, als die Luft mit Meden zu erfchüttern; die 
anderen Herren find dageblieben und haben mir hinterher 
gelagt: Sie haben ſehr recht daran getan, daß Sie mweg- 
gegangen find; denn wir find um fein Haar weiter ge 
fommen. Und da wird nun hinterher den beteiligten 
— nach dieſer Fülle von Sitzungen, dieſer 

eibringung eines ſo koloſſalen Materials hier in dieſem 
Schreiben der Herren Miniſter der Vorwurf gemacht, daß 
ſie ſich der Mitarbeit daran entzogen hätten! Solange 
dieſe Mitarbeit —— noch die Spur einer Hoffnun 
ließ, daß etwas Brauchbares herauskommen könnte, dab 
man die Gründe nicht bloß anhören, fondern daß man 
fie auch würdigen würde, fo lange hat es an diejer Dlit- 
arbeit nicht gefehlt. Aber nachdem dieſe letzte 
Hoffnung geſchwunden war, da haben die Vertreter aller— 
dings wohl darauf Verzicht geleiftet — ich weiß es nicht, 
es iſt mir nicht befannt —, weiter zu verhandeln, weil 
fie ganz außer ftande waren, noch irgend neues jachliches 
Material vorzubringen, und fie fich, wie gejagt, doch eben 
nicht dazu hergeben wollten, diejelbe Litanei immer aufs 
neue vorzubringen. 

Meine Herren, eö heißt weiter in dem Schreiben: 

Dieje ablehnende Haltung der Beteiligten, welcher 
Lebiglich die Meinungsverichiedeuheit über Die 
Zahl der künftig zu bildenden Tariftlaffen zu 
gas lag, war um jo bedauerlicher, als die 

egierung ſchon durch Verzicht auf die urfprüng- 
lih geplante fünfte Güterklaffe den für einen 
dreiklajfigen Gittertarif eintretenden Intereſſenten 
Entgegenfommen bewiefen hatte und durch Um— 
geitaltung der älteren Tarife nach dem Ladungs- 
prinzip einem alten Wunſche der Schiffahrt 
treibenden Rechnung tragen wollte. 

Meine Herren, bisher hatten wir zwei Tarifklaſſen, 
bie Intereſſenten wünſchten drei, und da kam die Regie» 
rung mit dem abiolut unpraktijhen Worjchlage, fünf 
Süterklaffen zu machen. Das foll nun ein riefiges Ent- 
gegenfommen jein, wenn ftatt ber bisherigen zwei vier 
Klaſſen eingeführt werden; aber diejes Entgegentommen 
ift doch tatjächlich eine wejentlihe Verſchlechterung gegen 
den bisherigen Zuftand, und ich möchte dabei bemerfen: 
diejes volle Entgegenfommen auf den Dreiklajjentarif 
erweiſt die Megierung den Waſſerſtraßen im Weiten der 
Monarchie, aber wir im Oſten werden zwar angehört, 
unfere berechtigten Wünfche werden in keiner Weije er: 
füllt. gönne den Herren im Weften volljtändig ihre 
Waſſerſtraßen, ich bin dafür eingetreten, ich wünsche ihnen 
weiter feine Tariferhöhungen, keine andere Stlaffeneintei« 
lung der Güter ufw; aber warum joll man uns denn im 
DOften mißhandeln, warum foll man unſere praktiſchen 
Intereſſen —2 einer büreaukratiſchen Schablone zu— 
liebe mißhandeln? 

Ich muß auch weiter betonen, daß dieſes Entgegen- 
kommen bezüglich der älteren Tarife nad) dem Ladungs- 
prinzip mit einer derartigen Erhöhung und einer der: 
—— Verſchlechterung der ganzen Abgabentarife ver— 
bunden war, daß die gefamte Binnenjchiffahrt und ſämt— 
liche Intereſſenten quietichvergnügt fein würden, wenn es 
nur bei dem bisherigen Buftande bliebe. Wie man darin 
ein Entgegenfonmen ſehen will, daß man nunmehr einen 
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Tarif jchafft, der dieſe Schiffahrtöinterefien auf das ji e 
belaftet und fie ichädigt, das verftehe ich nicht. fann 
bloß jagen, in dem gefamten Kreiſe der Binnenſchiffahrt 
und der Frachtintereflenten wird diejes Schreiben der beiden 
Herren Dinifter — fie werden beide perfönlich ja ganz 
unfchuldig daran fein; namentlich der Herr Verkehrsminifter 
ift ja noch gar nicht in der Lage geweien, in der kurzen 

eit ps mit diefer ſchwierigen Kos zu befaſſen — tat- 
ächlich als Hohn aufgefaht, und es kann auch gar nicht 
anders aufgefaßt werden, denn es ift wirklich eine Ver— 
höhnung der berechtigten Wünjche der rg 
Die unglüdlihe Binnenſchiffahrt auf den öftlichen Wafler- 
ſtraßen  ift gegenwärtig das Berjuchstanincdhen, an dem 
man alle möglichen Grperimente vornimmt. Sch babe 
neulih jchon — ich glaube, in jehr zahmer Weile — aus- 
geführt, in welder Art und Weile durch die Erftellung 
ganz billiger Endtarife und Hochhaltung der Umſchlag— 
tarife man den Wafferftraßen einfach einen Frachtartikel 
nad dem anderen entzieht, und zwar ohne Nußen für 
die Eifenbahn; denn dieſe ift genötigt, u dieſem Zwecke 
ſo billige Endtarife zu ſtellen, daß de aran nichts ver» 
dienen kann. num einmal die Binnenjchiffahrt auf 
den Wafferftraßen weiter betrieben wird, jo wird ſchließ— 
lih die Binnenihiffahrt die Eifenbahntarife mit ihren 
Frachten unterbieten müfjen, bloß um Beihäftigung zu 
baben, ſodaß aljo eine wejentlihe Vermehrung der Güter- 
frachten für die Eiſenbahn dadurch nicht einmal eintritt. 

Es ift in diefen Eingaben der Regierung nad 
gewielen worden, daß außerordentlich michtige Fracht: 
artikel der Binnenfchifiahrt verloren gehen muüſſen, ohne 
daß die Eifenbahn einen Vorteil davon haben würde, ja 
daß dieſe fogar einen Nachteil davon haben würde, daß 
geeiffe Artikel, die z.B. aus Öfterreih oder Ungarn 
ommen, nun über das Schwarze Meer gehen, und daß 
infolgedeffen weder Die ——— ie Einnahmen 
aus den Schiffahrtsabgaben hat noch die Eiſenbahnver— 
waltung die Einnahmen, die fi) auf der Strede von ber 
öfterreichifchen Grenze bis nah Koſel oder Breslau 
ergeben würden, daß andere Artikel nad) der Elbe über- 
gerührt werden, aus welchen die Eifenbahnverwaltung 
ebenfall® nicht den geringiten Vorteil hat, ebenfowenig 
wie die Bauperwaltung, weil dort feine Sciffahrts- 
abgaben erhoben werden, daß alle dieje Maßregeln dahin 
wirken müſſen, daß die Binnenjchiffahrt gerade auf den 
öftlihen Waflerftraßen und in denjenigen Gebieten am 
meiften erichwert iſt, wo die wirtichaftliche Entwidlung 
unter den größten Schwierigkeiten leidet, weil die dortigen 
Induſtriegebiete zwiſchen zwei fremden Staaten eingekeilt 
ſind, die Me durch hohe Hölle abiperren. 

Man könnte nun meinen, die Binnenichiffahrt ſei 
ein jo rentables Gewerbe, daß fie dieje Erhöhung der 
Abgaben ohne weiteres ertragen fünne Wie fteht es 
aber damit? Auch Hier find die ntereffenten bereit ge- 
weien, den Vertretern der Königlichen Staatsregierun 
ihre Bücher vorzulegen, um genau nachzuprüfen, wie Rd 
in den legten Jahren die Einnahmen aus der Binnen 
ihiffahrt und ihre Selbftkoften geftaltet haben, daß fie 
eben gar nicht in der Lage ift, dieje weiteren Laſten 
tragen zu können. Es gab ja eine Meederei, die uns 
immer als ein befonders lufratives Unternehmen vorge» 
führt wurde, die Neederei Bereinigter Schiffer. Es ftellte 
ſich aber heraus, daß deren große Dividendenergebnifie 
einfach auf Schwindel und Betrug beruhten, und daß kein 
reelles Schiffahrtsunternehmen an der Ober den landes- 
üblichen Zinsfuß FW] nur entfernt zu verdienen vermag, 
daß es in einem Jahre vielleicht 3 oder 31/, % gibt, ba- 
gegen im nächiten Jahre nur 1% oder gar nichts. Wer 
näher zufieht, wird aber erkennen, daß auch dieſe Divi- 
denden nicht ER eben werden aus dem Sciffahrtäbetrieb, 
trogdem die biäreibungen auf die Schiffe ungenügend 
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find, fondern daß fie ge eben werben aus den Erträg- 
niffen der Padhöfe und Werften. 

Wenn die ganze Lage des Schiffahrtsgewerbes auf 
der Oder ohnehin fo ungünftig ift, dann jollte man doch 
nicht dazu übergehen, jolche Erperimente an einem fo 
notleidenden Gewerbe vorzunehmen, ſodaß man ſicher 
fagen kann: bier wird auch ber legte Reſt von Ren— 
tabilität erftidt werben. 

Worauf beruht denn diefe Unrentabilität? Zum 
großen Zeil darauf, daß die wichtigiten Einrichtungen, 
melde für die Schiffahrt von Staats wegen Eicher 
worden find, derartig unzureichend find, daß der Schif— 
fahrtsbetrieb dadurch im höchiten Grade gehemmt wird, 

Bei dem fiskaliſchen Hafen in Koſel Oberſchleſien) 
find die Einrichtungen derartig unzureichend, daß es gar 
nicht zu den Geltenheiten gehört, Jondern ziemlich regel- 
mäßig ift, daß die Schiffer drei Wochen lang vor dem 
Hafen warten müffen, ehe fie die Genehmigung befommen, 
in den Hafen einzufahren und Ladung dort einzunehmen, 
bzw. ehe eine nr. für die zu ver 
ladenden Waren gegeben wird, atürlich, wenn der 
Sciffer drei Boden, in günftigeren Fällen vierzehn 
Tage nuglos vor dem Hafen liegen muß, dann ilt e8 
er: fein Wunder, wenn fih fein Sciffahrtbetrieb nicht 
rentabel gejtaltet. 

Nun it man allerdings jet zu einer Erweiterung 
biefes Hafens geichritten, nachdem die Übelftände ſchon 
Jahre hindurch jo fürchterlich waren, daß es nicht weiter 
ging. Uber man bat — id; werde im Ertraordinarium 
noch darauf zurüdtommen — dieſe Erweiterung einem fo 
leiftungsfähigen Unternehmer übertragen, daß noch gar 
nicht abzuſehen ift, wann diefe Dafenerweiterung wirklich 
in Betrieb genommen werben fann. 

Wenn dann die Schiffe glücklich beladen find, jo 
ſchwimmen fie mit einer —— * ab; aber da heißt 
es: die Hochwaſſerwelle iſt jo gefährlich, es wird nicht 
geftattet, daß jett geichleuft wird. Da müſſen die Schiffe 
vor den Schleujen liegen bleiben, und wenn die Er 
waſſerwelle fi) jo weit verlaufen hat, daß das Du 
fchleufen beginnen fann, und fie auf den nicht geitauten 
Teil fommen, ift das Waſſer bereits jo weit verlaufen, 
daß fie nunmehr nicht weiter fahren fönnen, und es 
kommt kaum je der Fall vor, daß das letzte Schiff, das 
bei der —— durch die erſte Schleuſe hindurch. 
kommt, mit voller Ladung aud nur die freie Ober er- 
reichen konnte. Es wäre deshalb dringend notwendi 
daß man hier wenigftens Fürſorge träfe, daß das ee 
leuten ichneller vor fich geht, daß man wenigftens Zug- 
ichleufen errichtete, wie das aud von vornherein vor- 
geiehen war. 

Wenn die Schiffe ſchließlich geleichtert haben und mit 
leichten Ladungen talwärts ſchwimmen und nach FFürften- 
berg an der Oder kommen, dann find die Schleujen ge- 
wöhnlich jo überfüllt, daß die Schiffe wiederum einen 
längeren Schleufengang haben, ehe fie durchgefchleuft werden. 
In Zeiten eines günjtigen Wafjerftandes müffen fie ge- 
mwöhnlich 7 bis 11 Tage warten, ehe fie durchgejchleuft 
werden. Dieje Zeit geht ihnen nun wieder verloren, und 
da ift es fein Wunder, wenn bie Selbftkoften derartig 
hoch werden, daß der Schiffer, wenn er etwas verdienen 
will, mit der Eifenbahn nicht konkurrieren kann. Will 
er aber mit der Eifenbahn konkurrieren, um Frachten zu 
haben, jo kann er nichts daran verdienen. Das ift auch 
die Urjache aller der ungünftigen Ericheinungen, die bei 
den Dividenden der Reedereien und an den wirtichaftlichen 
Berhältniffen der SHeinfchiffer und der Privatreedereien 
fi) ergeben, und welche jämtliche Reedereien bereit waren, 
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buchmäßig den Herren Vertretern des Herm Ministers 
vorzuführen. 

Meine Herren, es ift ja num Borjorge getroffen im 
jegigen Etat, daß endlich doppelte Schleufen am Oder- 
Spree⸗ Kanal errichtet w und ich begrüße das freudig. 
Aber ich möchte meinen: wenn die Mißitände auf der 
Oderwaſſerſtraße und den märkiſchen Waſſerſtraßen heute 
noch derartige find, daß darunter der Schiffahrtsbetrieb 
in feiner Rentabilität aufs ſchwerſte beeinträchtigt und 
geichädigt wird, dann follte man wenigftens mit der Ein- 
führung der Eolofjal erhöhten Tarife jo lange warten, 
bis dieſe — — eingetreten find. ann wird 
vielleicht die iffahrt und werden vielleicht die Fracht— 
interejjenten in der Lage fein, diefe erhöhten Abgaben zu 
tragen; aber fie vorher einführen, heißt geradezu die voll- 
ge Befeitigung jeder, auch der geringften Rentabilität 
der Binnenjhiffahrt auf der Ober. 

Meine Herren, die Schiffer und die Needereien 
fragen ſich vergeblich: was find denn die Gründe einer 
derartigen Mißhandlung? In Wirklichkeit ift doch das 
finanzielle Erträgnis diefer Erhöhung für den preußiichen 
Staat jo geringfügig im Bergleih zu den gejamten 
Finanzen, daß darin doch nicht der Grund liegen kann, 
nunmehr die Schiffahrt derarti a ſchädigen. Man ift 
vielfach der Meinung, man wolle die —8 ſyſtema⸗ 
tiſch — derartige Manöver ſo unrentabel machen, daß 
ſich die Rhedereien und die einzelnen Schiffer ſchließlich 

enötigt ſehen, an den Staat „für einen Apfel und ein 
i⸗ in Fahrzeuge zu verkaufen, und daß damit bie 
BVerftaatlihung der gejamten Binnenfhiffahrt in die Wege 
geleitet werden fol. weiß nicht, ob derartige Pläne 
vorliegen; aber wenn man fo weiter fortfährt, dann wird 
man auch ohne jolche Pläne dieſes Ziel erreichen, und es 
wird ſchließlich für den notleidenden Schiffer vielleicht 
noch eine Annehmlichkeit fein, wenn er dann an den 
Staat feine Fahrzeuge für den vierten Teil des Werts 
verjhleudern kann. Aber ich möchte doch den Herrn 
Minifter dringend davor warnen, einen Betrieb wie ben 
Waflerftraßenbetrieb, namentlich auf offenen Strömen, in 
eigne Regie zu übernehmen. ch glaube, es liegen fo 
außerordentlihde Schwierigkeiten darin, daß jede Staats- 
verwaltung fich hüten follte, einen ſolchen Betrieb in 
eigene Verwaltung zu bekommen. 

yo möchte fchließlich noch einen Gefichtspunft here 
vorheben. Meine Herren, diefe vollitändige Wandlung der 
Anſchauungen in der Frage der Abgaben auf den Binnen- 
waſſerſtraßen wirkt auch auf die ftädtiichen Gemeinwejen 
im höchſten Grade ſchädlich. Man hat jeinerzeit, als die 
Kanalifterung der oberen Oder vorgenommen wurde, 
meine terhadt Breslau auch zu einem hohen Beitrag 
genötigt, obleich die Stadt Breslau ein direktes lokales 

egenintereffe gegen die Sanalifierung der oberen Oder 
hatte; denn fie hörte bei diefer Gelegenheit auf, Endhafen 
u fein. Wir haben ung feinerzeit dort auf den höheren 

tandpuntt geftellt; daß, was ber ganzen Provinz und 
was jpeziell Oberfchlefien zu gute kommt, indiveft auch 
der Provinzialhauptitadt zu gute komme, auch wenn die» 
felbe dadurch in ihren unmittelbaren Intereſſen geichädigt 
wird. Es ift aber dadurch noch eine weitere große in« 
direfte Sn geng für Breslau eingetreten: wir find da- 
durch, daß fich der Waflerverfehr auf dem Oberwaffer 
von Breslau jo gefteigert hat, genötigt worden, im jani« 
tären Intereſſe ftatt der — en Waſſerverſorgung aus 
ber Oder, die nun durch diejen Sehiffahrtsvertehr wejent: 
lich verunreinigt wird, eine Grundwaflerverforgung ein- 
zuführen, die unferer armen Stadt Breslau nicht weniger 
als 13 Millionen Mark koſtet. Wir find des weiteren 
genötigt worden, um überhaupt unjere Stellung im Oder- 
verkehr aufrecht zu erhalten — und zwar, wie ich betone, 
auf ausdrüdliche Anregung und unter ſtarkem moralijchen 


2231 


[&tat der Banverwaltung] _ 


[Gothein, Abgeorbneter] 

Drud ſowohl jeitens des Herrn Oberpräfidenten, wie ſeitens 
der Staatöregierung überhaupt — einen großen Hafen 
dort zu fchaffen, der uns auch bereits 6'/, Millionen Eoftet. 

Und, meine Herren, wenn Sie die Schiffahrt auf 
diefen Waflerftraßen durch jo hohe Abgabetarife und durch 
eine derartige Geftaltung der Eifenbahntarife jo ſchwer 
ſchädigen, daß fich der Verkehr vermindern muß, jo wirken 
Sie dahin, daß alle derartigen Anlagen unrentabel werden, 
und daß die Steuerkraft einer ohnehin jo ftarf an- 
geipannten Stadt wie Breslau auf das ſchwerſte gefchädigt 
wird. Auch das kann nicht der Wunfch einer weitfichtigen 
Staatsregierung fein, die fi jagen muß: wenn ich 
Handel und Verkehr befördere, jo hebe ich die Steuer- 
kraft des Landes und alle wirtichaftlichen Berhältniffe. 
Deshalb kommt es viel weniger darauf an, ob wir hier 
eine kleine Mehreinnahme haben, als vielmehr darauf, 
eine wichtige Brovinz in ihren wirtjchaftlichen Beziehungen 
zu fördern. 

Deshalb richte ich an den in Minifter die dringende 
Bitte, er möge doch — es iſt ihm bei jeinem koloſſalen 
Dezernat ja außerordentlich ſchwer — aufs eingehendite 
ftudieren, fich nicht bloß von feinem Herrn Dezernenten 
oder Referenten einen Bortrag halten laffen, ſondern 
felbft mit den Intereſſenten zujammentommen und fich 
über diefe Frage orientieren. Ich bin feit überzeugt, 
dann wird er zu ber —— kommen, daß in dieſer 
Weiſe nicht fortgefahren werden kann, wenn nicht das 
allgemeine Staatsinterefje darunter leiden fol. Ich gebe 
mid der Hoffnung hin, daß der Herr Minifter, ehe der 
fchwere Schaden eintritt, fich dazu verftehen wird, dieſen 
Tarif zu juspendieren, wenigjtens jo lange als die not 
wendige Verbefferung an der Oderwaſſerſtraße, die ja 
fein ed Borgänger jelbft anerkannt hat, und die In 
die Königliche Staatsregierung dadurch anerkannt bat, 
daß fie in dieſen Etat Mittel zur Verbefferung dieſer 
Paar eingeftellt hat — fertiggeftellt find und ben 
Verſuch, den Tarif einzuführen a. dann zu machen, 
wenn dieje Anlagen dem Verkehr übergeben And, 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiflar. 


eterd, Geh. Oberregierungsrat, NRegierungs- 
kommiſſar: Meine Herren, ich wage es nicht, in ähnlicher 
Ausführlichkeit, wie der Herr Vorredner es getan bat, 
über alle diejenigen Dinge zu ſprechen, die von ihm vor— 
gebracht worden find. Ich bitte deshalb von vornherein 
um GEntjchuldigung, wenn ich das eine oder das andere 
unberührt laffen jollte. 

Der Herr Abgeordnete Gothein hat leider eine außer⸗ 
ordentlich peifimiftiiche Auffaffung über die Eriftenzfähig- 
feit bes dig ewerbes an Rh und —— unter 
der Herrſchaft der Abgabetarife, die ſeit dem 1. Januar 
in Kraft getreten find. Er meint, das Sciffahrtägewerbe 
könne die Konkurrenz der Eifenbahnen nicht ertragen, es 
fönne unter dem gegenwärtigen Regime der Eilenbahn- 
tarife nicht beftehen und die Abgaben nicht aufbringen, 
die der Staat ihm zumute. 

Als im Fahre 1897 der erite Schiffahrtstarif für 
die fanalifierte obere Oder gemacht werben follte — id) 
erlaube mir bier vorzugsweile von der oberen Dder zu 
ſprechen, weil auch der Herr Abgeordnete Gothein eh 
mit diefem Beiſpiel in erfter Linie bejchäftigt hat — be— 
famen wir eine Eingabe von Provinzialichiffahrtsvereinen 
Schleſiens — wenn ich nicht irre, aud von dem Herrn 
Abgeordneten Gothein unterzeichnet — 
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in welchem mit aller Beftimmtheit erklärt war: eine 
öhere Abgabe als '/, Pfennig für die Tonne könne die 
derichiffahrt von Mafjengütern unter keinen Umftänden 
ertragen. — Die Regierung fette dieje Abgabe auf das 
Vierfache, nämlid 1% auf die Tonne an. Was war 
der Erfolg? Der Verkehr ift geftiegen vom Jahre 1897 
bis zum Fahre 1902 um 60%. — Ich glaube, man kann 
nicht behaupten, daß die Abgaben zu 34 bemeſſen waren; 
denn ſonſt hätte ſich der Verkehr nicht in dieſer erfreu— 
lichen Weiſe entwickeln können. 

Als der — Abgeordnete Gothein im vorigen Jahre 
eine ähnliche Rede gehalten hatte wie heute, bot er dem 
Herrn Miniſter v. Thielen eine Wette an: der Verkehr 
auf der oberen Oder würde bei den außerordentlichen 
Schwierigkeiten und ungünftigen Berbältniffen im 
Jahre 1902 einen Eolofjalen Rüdgang aufmweifen. Hätte 
der Herr Minifter v. Thielen biele tte damals ange: 
nommen, jo würde er fie glänzend gewonnen haben; denn 
der Verkehr auf der oberen Ober ift nicht nur nicht 
urüdgegangen, fondern fogar um 12% geftiegen. Ich ger 
Hatte mir, zur Vergleichung die Zahlen zu nennen, um 
bie ber Eifenbahngüremertehr geftiegen ift in den eriten 
drei Quartalen des Sahres 1902. Er ift, wenn man 
die Entwidelung der Einnahmen als Maßſtab zu grunde 
legt, um 2,5 % geitiegen, dabei find aber 600 km Neu- 
bauftreden nicht abgezogen. Wollte man diefe abziehen, 
jo würde die Ziffer noch Kleiner werden. 

Der Herr Abgeordnete Gothein hat ganz mit Mecht 
efagt: die Lage der Schiffahrt ift eine ungünftige und 
Petslerige. Nur darin hat er nach meiner Meinung nicht 
recht, daß er dieſe Ericheinung in Saufalnerus bringt 
mit der angeblich jo harten und billigen Zarifpolitif der 
Staatsregierung. Wenn die ungünftige Lage ber Schiffahrt 
an ben Ediffabrtätarifen läge, fo follte man meinen, ihre 
Situation müßte auf den freien Strömen, die dank der 
Meichsverfaffung und den Staatöverträgen abyabefrei 
find, eine gute ein; aber jeder, der diefen Dingen gefolgt 
ift, wird mir bejtätigen, dab die Schiffahrt auf dem 
Rhein und auf der Elbe mindeftens eine fo fchlechte iſt 
wie auf den märkiſchen feritraßen und auf 
der fanalifierten Oder. Die Trage, ob man 
Schiffahrtsabgaben erheben kann, und in welder 
Höhe, beftimmt fi in unferem Staate, der ein jo 
trefflich ausgebildetes und jo engmajchiges Eijenbahnneg 
bat, wejentlich nach der anderen frage: was koſtet das 
Gut zu fahren auf der Eijenbahn, was auf der Waſſer— 
ftraße? Die Differenz dazwiſchen jteht zur Verfügung für 
die Schiffahrtsabgaben. Ich geftatte mir, ein Beijpiel 
dafür anzuführen, das feine Mingierten, fondern wahre 

ablen enthält. Ein Schwergut, auf der Eifenbahn in 

pezialtarif I tarifiert, Eoftet von Hamburg nad Berlin 
170 A für 10t; dasjelbe Gut koſtet auf der Waller: 
ftraße 35 A, bie Differenz zu guniten der Waſſerſtraße 
beträgt aljo 135 M für 10t; von diefen 135 4 nimmt 
ber Fiskus durch diefen angeblich fo harten und grau— 
jamen Tarif vom 1. Januar 1903 ab eine Mehrabgabe 
von 90 #. Gr verringert aljo den Vorſprung der 
Waflerftraßen auf 134,10 4. Nun möchte ich den Ver 
fradter und den Empfänger jehen, der bei diejen Ber 
hältniffen nicht nach wie vor die Waſſerſtraße als Ber 
fehrsweg wählte. Es iſt aljo ausgeſchloſſen, daß dur 
den neuen Tarif den Waflerftraßen irgend eine Fracht 
entzogen wird. Die Wafferfracdten könnten auf 70 M 
Br en, und es würden doch noch dieje Güter auf den 

er gr werben. Wenn die Schiffahrt 
nicht verdient bei diefem Transport, fo liegt es nicht an 
den Abgaben, fondern an der runinöſen Konkurrenz, die 
fi die Schiffahrt untereinander macht. Der Schiffsraum 
ift in allzu großem Maßſtabe vermehrt worden. Es wird 
den Herren aus der Begründung der Stanalvorlage von 
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1899 erinnerlich fein, — wenn e8 nicht erinnerlich ift, 
erlaube ich mir, e8 zu wiederholen —, daß in 20 Jahren 
der Schiffsraum a den Binnenwafjerftraßen um 143% 
geitiegen ift. Die Zahl erichöpft die Situation nicht. 
eitbem ift der Dampfichleppbetrieb aufgefommen, und 
der Schiffsraum, der fi hin und her bewegt zwifchen 
den Sciffahrtsendpuntten, hat noch mehr zugenommen 
als jene Zahl es erkennen läßt; die Transportleiftung 
ift nod weit mehr gejtiegen. 

Nun jagt der Abgeordnete Gothein: wie kommt bie 
Regierung auf einmal dazu, die Binnenwafjerftraßen mit 
TZariferhöhungen zu quälen — den Ausdrud gebrauchte er. 
Wenn ich wieder von der oberen Ober fprechen darf, fo 
möchte ich verweilen auf die Motive zu dem Geſetz von 
1888, durch welches die Mittel bewilligt werden zum 
Ausbau der oberen Ober und der märtijchen Ballen: 
ftraßen. In diefen Motiven fteht ausdrüdlic, die Schiffs— 
abgaben jollen bringen die Verzinfung und Amortiſation 
des Anlagekapitald. Die Regierung hat die Berpflich- 
tung, aus den Schiffahrtsabgaben ? viel herauszuwirt⸗ 
falten, wie fie ohne Bebrüdung des Verkehrs heraus» 
wirtichaften kann. Daß eine Bedrüdung des Verkehrs 
ftattfindet, muß ich entjchieden beftreiten. Sch weiß jehr 
wohl, daß Herr Gothein einmwenden wird, das Beilpiel, 
welches ich vorher betreffs des Verkehrs zwifchen Berlin 
und Hamburg angeführt habe, treffe nicht für alle Fälle 
zu. Die Differenz zwiſchen Eifenbahn- und Waſſerfracht 
ift mal größer, mal fleiner. 

Den Beweis, daß fie zu klein ift, um die Schiffahrts- 
abgabe zu erhöhen, haben die Intereſſenten nicht geführt. 
Herr Gothein hat bingewiejen auf die Transporte von 
ungariihem Mehl, die uns nicht erhalten bleiben. Das 
glaube ih. Diefes Mehl Eommt von Bubapeft und 
nimmt entiweber den Weg über Fiume und dann mit 
dem Dampfer nad Hamburg ober über Kofel die Oder 
herab und die Elbe, Bei den —— Entfernungen 
können 10 # Unterſchied das Zünglein an der Wage 
um Umfippen bringen. Das kann man aber den Säit. 
—— — nicht zum Vorwurf machen; ſchließlich könnte 
man mit bemjelben Grunde gegen jede Schiffahrtsabgabe 
einen Vorwurf erheben, denn ohne Schiffahrtsabgaben 
würden die Transporte noch billiger gefahren werden. 
Daß die Trachten von ei: für die Oder unter 
allen Umftänden auch weiter gejichert werden follen, ift 
ein mweitgehendes Verlangen. 

Nun ift der Abgeordnete Gothein auch dagegen an« 
gegangen — ich gebrauche feine Bezeihnung —, daß die 

egierung ein burenufratifches Machwerk, einen fünfklaffigen 
Tarif einzuführen, verfucht habe, während die Regierung 
in Wirklichkeit in diefem Punkte entgegengefommen ift. 
Ich geitatte mir zu bemerken, daß der Gedanke der Ber- 
feinerung der Güterflaffififation für jeden, der darüber 
nachdenkt, auf der flachen Hand liegt. Wir haben einen 
Tarif mit nur zwei Tarifflafjen, 4 # und 8 #, gehabt. 
Es iſt ar, daß unter denjenigen Gütern, die 8 F nicht 
tragen können, auch ſolche find, die wenigftens 6 M be» 
zahlen können. Wenn man alle Güter in zwei Stategorien 
teilen muß, fo daß jedes Gut in bie eine oder in Die 
andere Sategorie kommt, dann geben die feineren 
Scattierungen ber —— keit verloren. Das 
haben die Franzoſen und die Engländer, die praftifche 
Leute in dieſer Beziehung find wer begriffen. Die 
Engländer haben 8 und die SFrangofen haben 6 und 7 Güter» 
klaſſen und infolgedefjen eine viel beſſere Mentabilität 
von ihren Binnenwaflerftraßen als wir von den unferigen. 

Nun Hatte die Megierung zunähft einen Entwurf 
aufgeftellt und fünf Güterkläſſen darin aufgenommen. 

Berbandl. d. Haufes d. Abg. 19. Leglöl. V. Seſſion 1908. 
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Die Yntereffenten hatten felbft den Wunſch, von zwei 
auf drei Güterflaffen zu gehen. Die Regierung ließ die 
fünfte Klaſſe nad, und nun handelte es fich nur noch 
um bie frage, ob vier oder drei Güterflaffen. Es haben 
über dieje und andere damit zufammenhängenden Fragen 
allerdings lange und —— Konferenzen ſtattgefunden; 
ich wundere mich aber, daß der Herr Abgeordnete Gothein 
ſich darüber beſchwert; es 5* doch darin das redliche 
Beſtreben der Regierung, ſich über dieſe äußerſt ſchwierigen 
eoer eingehend informieren. Es iſt feine Stleinig- 
eit, von 435 Artikeln einzeln zu fagen: der kann den 
und ben Sa vertragen. Das ift für einen Beanten, 
ber mit dem wirtfchaftlihen Leben doch nicht fo in 
Fühlung fteht, allein faum zu machen. Es ift eine Über- 
treibung, wenn von unzähligen Stonferenzen geſprochen 
worden ift. Ich habe nur dreimal das Vergnügen gehabt, 
mit Herren Gothein zu verhandeln; es handelte &% da 
um verfchiedene Tarife notabene und nicht um einen und 
denfelben Tarif. Mit Herrn Geheimrat Arnold zujammen 
u fein in diefer Sahe habe ich leider nur einmal den 
orzug gehabt. Bei der letten Konferenz nun, auf 
meldet jener Beſcheid erteilt ift, auf welchen Herr Ab» 
geordneter Gothein Bezug nimmt, handelte es ſich dabei 
um die frage der Einführung des vierklaffigen Tarifs 
oder um die Geftaltung des Güterverzeichniffes auf 
diefer Grundlage — da erklärten die Herren, wenn bie 
Regierung in diefem Punkte nicht — und einen 
ſten dreikaſſigen Tarif zugeſtehen wolle, dann müßten 
ie die Mitarbeit verſagen. Daß die Regierung dieſem 
Druck ſich fügen ſollte, war doch wirklich nicht zu verlangen. 
Meine Herren, es wird von der Unnachgiebigkeit 
und Halsftarrigkeit der Megierung den Intereſſenten 
egenüber gejprochen. Die Regierung hat aber doch die 
—* Kaffe aufgehoben, fie jr den Dampferzuiclag, 
obwohl er gerechtfertigt war, infolge des Wunfes ber 
—— fallen laſſen und die Einheitsſätze des erſten 
arifentwurfs erheblich heruntergeſetzt. 
(Sehr richtig!) 
Ich will nur jett noch kurz auf einige Details ein- 
ehen, die der Herr Abgeordnete Gothein mißverjtanden 
= Er meint, daß nur 350000 AM Mehrertrag & conto 
des neuen Tarifs im Etat ftänden. Der Mehrertrag au 
> bes neuen Tarifs ftellt fich fogar nur au 
000 A; die anderen 320 000 A ſtammen aus anderen 
Quellen. Das erklärt ſich daraus, daß während eines 
Teiles des Jahres die neue Eihung fon in Kraft war 
und der alte Tarif infolge der höheren Tragfähigkeits- 
zahlen jchon vorher höhere Erträge geliefert hatte. 
err Mbgeordneter Gothein hat ſich wieder ein- 
mal darüber beklagt, daß die öſtlichen Wafferftraßen prä« 
aviert wären, weil das Gros der Einnahme aus Binnen- 
—— aus den öſtlichen Waſſerſtraßen ſtamme. 
eine Herren, das iſt doch ganz natürlich. Im Oſten 
haben wir eben ein weitverzweigtes Waſſerſtraßennetz, 
weil ſeit Jahrhunderten die — Regenten 
bier Waſſerſtraßen gebaut haben. Wenn Sie die Anlage- 
fapitalien vergleichen, die von dem Gtaate ausgegeben 
find im Oſten und im Weften, dann werben Ihnen dieſe 
Bahlen nicht mehr auffällig ericheinen. 


Bizepräfident Dr Hranfe (Königsberg): Das Wort 
bat der Abgeordnete Graf Strachwitz. 


Graf Strachwitz, Abgeordneter: Herr Abgeordneter 
Gothein hat laute Klagen von Schlefien vorgeführt, und 
leider muß ich feine Beſchwerden über die Behandlung 
der ſchleſiſchen Schiffahrt voll unterftügen. 


Ört, hört! 
(Hört, hört!) * 
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IGraf Strachwitz, Abgeordneter] 


Der —— Regierungskommiſſar erwiderte ihm, daß der 
beſte Beweis für die Unhaltbarkeit ſeiner Behauptungen 
in der Steigerung des Schiffahrtsverkehrs liege. Ich 
kann da dem Herrn Regierungskommiſſar doch nicht 
folgen. Eine Steigerung des Schiffahrtsverkehrs iſt ja 
natürlich eingetreten; das wäre auch noch ſchöner, wenn 
nad ber —— der Oder nicht einmal eine be— 
deutende Steigerung des Schiffahrtsverkehrs eingetreten 
wäre. Aber er ift nicht wegen der erträglichen Abgaben 
auf ber Oder gejtiegen, fondern eben nur wegen ber 
Berbeflerungen, bejonders wegen ber Nadelwehre und 
wegen ber Sanalifierung ber Oder. Es ift doch wohl 
bisher unwiderſprochen die Tatſache aufgeftellt, daß bie 
Oder fehr vielfach höhere Schiffahrtsabgaben hat, jagen 
wir fechsmal jo hohe, al8 der Dortmund-Ems-Sanal. 
Dabei bitte ich nicht zu vergeffen, daß der Dortmund- 
Ems-Sanal 100 Millionen gefoftet hat, die Regulierung 
ber oberen Dber 23 Millionen, und daß fpeziell die 
Regulierung ber oberen Oder — bie Herren von ber 
Megierung werben fich deſſen gewiß noch erinnern — als 
Kompenfation an Schlefien gegeben worden ift für bie 
—— bes Zentrums für den Dortmund-Ems— 

anal, der fonft unter gar feinen Umftänden zu ſtande 
gekommen wäre. 

Der — Abgeordnete Gothein hat in ſehr zu— 
treffender Weiſe die ſchwierige Lage der Schiffahrt auf 
der Oder geichildert. Beſonders mitbetroffen aber von 
ber jchwierigen Lage der Schiffahrt — das möchte ich 
ber Königlichen Stantöregierung noch en befonders ans 
Herz legen — ift die ganze Ülefiice ontaninbuftrie. 


(Sehr richtig!) 


Für dieſe ift die Oberwaſſerſtraße von allergrößtem Werte. 
Sie ift von ausfchlaggebender Bedeutung für ihre 
Entwidlung, und es ift deshalb an allererfter Stelle im 
Antereffe der oberfchlefiichen Induſtrie zu erhoffen, daß 
die Abgaben auf der Oder fo geftaltet werden, daß tat- 
fächlich die ſchleſiſche Induſtrie einen billigeren Verkehrs- 
weg für ihre Maffengüter findet, als wie die Eifenbahn 
im allgemeinen auf weite Streden geben kann. Die 
Königliche Staatäregierung möge doch die geographifche 
Lage von Schlefien gütigft in Erwägung ziehen. Schlefien 
ift zwifchen Rußland und Öfterreich eingeleilt, ift ein 
fchmales Land, an deffen Außerftem Ende, an ber Grenze 
von Rußland und Oſterreich, die fchlefiiche Induſtrie 
ihren Sik hat. Die jchlefiiche Induſtrie ift darauf an- 
gemwiefen, weite Streden zu überwinden, um im Inlande 
Abſatz zu finden. Ich habe in der Rede des Herrn Ab- 
eordneten Schmieding vorhin mit großer freude den 
Baffus begrüßt, daß er von ber Bedeutung ſprach, bie 
der inländijche Abjag für unfere Induſtrie Die müßte, 
Ach kann ben Herrn —— Schmieding und ſeine 
politiſchen Freunde nur bitten, hier auf dieſen konkreten 
Fall, auf die ſchleſiſche —— dieſe freundlichen Worte 
anwenden zu wollen und uns Schleſiern zu helfen in der 
Vorſtellung bei der Königlichen Staatsregierung, bie 
Abſatzverhaͤltniſſe für die — Induſtrie leichter ge⸗ 
ſtalten zu wollen. 

% babe in früheren —* ſchon mehrmals längere 
Ausführungen über die Details der Abgaben auf ber 
Oder gemacht. Ich möchte heute in dieſe Details nicht 
eingehen, aber ganz Eur; darauf hinmweifen, wie wenig 
leiftungsfähig die Wafferftraße der Oder immer noch im 
Verhältnis zu anderen Waflerftraßen ift. Wir verfrachten 
auf der Oder im allgemeinen doch nur auf Schiffen von 
170 bis 200t. Wie ungenügend das ift, wird ber 
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Königlichen Staatsregierung am beften daraus erfichtlic 
fein, daß fie jelber in allen ben Sompenfations- 
vorjchlägen, die fie an Schlefien für den großen 
Kanalmeg gibt, immer von Schiffen von 450t redet, 
daß auf der fo hergeftellten Oder 450 t-Scifie 
fahren können. Alſo das ift nach meiner Anficht das 
direkte Zugeftändnis, daß diefe Verhältniffe an der Ober, 
wo jet tatſächlich Schiffe nur mit einer Ladung von 170 
bis 200 t fahren können, nicht haltbar jein fünnen. Nun 
haben wir aber noch dieſe Zuftände; es können nicht 
größere Schiffe darauf fahren. Es ift die obere Ober, 
alfo von Kofel bis zur Neißemündung, dank der Kanalis 
fation, dank der Einrichtung der Nadelwehre ja etwas 
befier. Aber ftromaufwärtd- und »abwärts von Breslau 
haben wir eine ganze Menge von Stellen, wo bei irgend 
wie ungünftigem Wafferftande die Schiffe liegen bleiben. 
Die Ober hat in den leten Jahren uns wiederholt der- 
artige Rätſel aufgegeben, ſodaß es für alle ſchleſiſchen 
Abgeordneten große Bedenken haben wird, fi bie 
Konkurrenz im Weften fpäter einmal auf den Hals zu 
laden — um mid jo auszubrüden —, wenn es ni 
tatfächlih der Königlichen Staatsregierung gelingt, die 
Ober ganz anders rogfähig zu machen. In trodenen 
Jahren bleiben die Schiffe liegen. Sie müfjen leichtern. 

ei Hochwaſſer können die Säifte nicht durch die Brüden 
und Schleufen dur. Das hat der Herr Kollege Gothein 
mit ſehr beredten Worten unter Zahlenangabe ausführlih 
dargelegt. Ich kann ihm das nur vollftändig — leider — 
beftätigen, befonders auch, was feine Worte über die Um— 
ichlagsftelle in Koſel angeht. Diefelbe ift vollftändig un- 
enügend. Überhaupt if die Schiffahrt nur eine kurze 
Reit des Jahres voll im Betriebe. Ach habe das auch 
in früheren Jahren ausführlih mit Zahlen belegt. Tat- 
fächlich ift in einem Zeil des Jahres der Wafferjtand der 
Dder zu niedrig, dann ift fie infolge Hochwaſſers zu hoch, 
als daß die Schiffahrt wirklich betrieben werben kann. 
Sie ift alfo ſehr beſchränkt. Dann iſt die Ober wieder 
augefroren, wie in dieſem Winter. ch möchte den 
Herm Minifter an die Zuftände in Brieg erinnern. Das 
war doch nicht angenehm. Kurz und gut, die Sache liegt 
doch für Schlefien nicht vorteilhaft. Wie liegt denn da 
die Sache? 

Es werden dort tatfächlich immer noch viel höhere 
Abgaben erhoben als auf dem Dortmund-Ems-Sanal, der 
foviel eg gekoftet hat, und wo twir eigentlich erwarten 
müßten, daß die Oder ganz abgabenfrei wäre; benn fie 
ift tatfächlich al8 Kompenjation für die Bewilligung de 
Dortmund-Ems-Sanals gegeben worden, und die Oder ilt 
immerhin ein öffentlicher Strom. möchte da doch 
auch die Königlihe Staatsregierung darauf hinweiſen: 
der Rhein und die Elbe find abgabenfrei, weil es öffent: 
lihe Ströme find. 3% babe nicht zufammengeftellt, 
wieviel im Laufe der leiten 30 oder 50 Jahre auf die 
einzelnen Ströme verwendet worden ift; wie aber bie 
Ausgaben für Bauten auf dem Rhein und auf der Elbe 
fehr viel mehr Millionen betragen haben mie auf ber 
Der, das möchte ich dahingeftellt fein laffen. Ich bin 
überzeugt, daß es der Fall if. Mhein und Elbe, die von 
ausländiicher Ware befahren werden, wodurch uns eine 
jo erdrüdende Konkurrenz erfteht, find abgabenfrei. Die 
arme Oder, die eigentlich doch ein offener Strom ift, der 
abgabenfrei fein müßte, die doch dazu da ift, die Produfte 
einer zwiſchen dem Ausland eingefeilten Provinz weiter 
in das Vaterland hineinzubeförbern, trägt Abgaben, und 
zwar fo erdrüdende Abgaben, daß die Schiffahrt und 
indirekt dadurch natürlich die oberſchleſiſche Induftrie ga 
weſentlich darunter leidet. Ich muß fogar jagen: ii 
finde do in diefer Behandlung einen Widerfprud in 
fih, den die Königliche Staatsregierung da weiter be 
ftehen läßt. 
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IGraf Strachwitz, Abgeoröneter] 

Das wichtigſte Argument, das bei den verſchiedenen 
Kanalvorlagen der Königlichen Staatsregierung ſeitens 
der Königlichen Staatsregierung ins Feld geführt wird, 
ift doch entjchieden immer eine Erleichterung und Ber: 
billigung des Verkehrs, eine Annäherung von Often und 
Weiten. Hier, wo es ſich um die Praxis handelt, daß 
wirklich die großen Mafjengüter aus dem oberichlefiichen 
Montangebiet leichter na —— Pommern 
ſchwimmen könnten, verſagt die Königliche Staats- 
regierung; ba hält de das rinzip nicht 
feſt. Ich glaube alfo, daß, wenn die Sönig- 
liche Staatsregierung mal mit Zahlen arbeiten wollte, 
mal die Abgaben auf den vertchiedenen Strömen und 
Kanälen gegenüberitellt und dabei bedenkt, wie teuer ber 
Bentner Er ber Ober ſchwimmt, wie billig er auf Rhein 
und Elbe ſchwimmt, und wie or er im Bergleich zur 
Dder auf dem Dortmund-Ems-Kanal ſchwimmt, dann 
bin ich überzeugt, würde die Königliche Stantöregierung 
unbedingt dazu fommen, die Abgaben auf der unteren 
Der, folange wenigftens, als nicht fehr viele tragfähige 
Schiffe dort ſchwimmen können, ganz bedeutend zu er— 
mäßigen. Es ift nicht nur da die Rede von einem na- 
türligen Dant, den bie Regierung fich bei den ſchleſiſchen 
Abgeordneten verdienen würde, Fonbeen e3 liegt auch im 

ntereffe des ganzen Staats, daß ein jo bedeutendes 

nbuftriegentrum wie das oberjchlefiiche in jeder Be- 
ziehung Erleichterung bekommt, um das ganze Vaterland 
mit feinen Produkten verjehen zu können. bitte Die 
Königlihe Staatsregierung recht dringend, weiter in 
Erwägungen zu treten, um die Abgaben auf der 
oberen Ober & — daß ſowohl die iff⸗ 
fahrt ſich rentiere, als die oberſchleſiſche Montaninduſtrie 
blühen kann. 





Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
hat der Herr Regierungstommiilar. 


Peters, Geh. DOberregierungsrat, Regierungstom- 
miffar: Der Herr Graf Stragwig hat ausgeführt, 
eigentlih müfje die Dder überhaupt abgabenfrei fein, 
weil fie ein natürlicher Strom fei. Sie war allerdings 
ein natürliher Strom; aber fie hat aufgehört, es zu 
fein, dadurch daß man Stauwerke hineingebaut hat und 
hiermit den Grad der Schiffbarkeit künſtlich geſchaffen hat, 
den fie jept befigt. Ferner ift die Sache nun mal tat 
jächlich erledigt durch des Gejek von 1888, in dem bie 
Regierung bie Verp — übernommen hat und das 
Parlament die Verpflichtung akzeptiert hat, Abgaben zu 
erheben in der Höhe, baf die Berzinfun und Amortis 
fation berausfommt. Die Regierung Ban fih Bei 
diefer folder Sad und Rechtslage nicht der Aufgabe 
entziehen, darüber nachzudenken, wie fie diejes finan- 
ziele Biel erreichen könne. Tatſächlich hat fie es bei 
weitem noch nicht erreicht; denn die obere Oder 
arbeitet mit einer Unterbilanz von etwa 1 Million Mart 
jährlich. 

Nun fagt der Herr Graf Strahwig: es fei nicht 
zuläffig, aus ber Steigerung des Oderverkehrs um 12 % 
im legten Jahre den Schluß zu ziehen, daß es der Schiff- 
fahrt dort gut gebe. Den Schluß habe ich auch nicht 
geh n. 30 ziehe nur den Schluß daraus, daß die 

chiffahrt weſentlich billiger die Transporte beſor t als 
bie Eiſenbahn; denn ſonſt würde fein Menſch die Sciff- 
fahrt benugen, und in diefer Unterbietung der Eifenbahn- 
fracht durch die Schiffahrt liegt die Subventionierung der 
oberjchleftichen Induſtrie. 
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Herr Graf Strahwig hat ferner gejagt, die 12% 
feien dadurch zu erklären, daß man in der Zwiſchenzeit 
die Oder fo Es verbeffert babe; daher käme der Ber- 
—— Das iſt ja richtig; aber für die Ver— 
beſſerung der Schiffahrt, die Verminderung der Gelbft- 
kojten des Transports jollen eben die Ubgaben bezahlt 
werden. 

Es ift ferner gefagt, man habe bisher unwiderſprochen 
Eonftatiert, daß Die Ehiffahrtäagaben auf ber oberen 
Ober fechsmal fo Hoch jeien, wie auf dem Dortmund- 
Ems-Sanal, Ich bin jo frei, dem zu wideriprechen. Die 
Schiffahrtsabgaben auf der Oder * niedriger als auf 
dem Dortmund-Ems-Stanal nad) Ablauf der Übergangszeit 
von 5 Fahren, von denen 3 bereit8 verftriden find. Für 
die Gegenwart ift das allerdings richtig, was Herr Graf 
Strachwitz gefagt hat; aber wir müfjen doc hier mit dem 
Beharrungszuftande rechnen, und ber Beharrungszuftand, 
der in 2 Jahren eingetreten jein wird, wird ber fein, 
daß die Abgaben auf dem Dortmund-Ems-Stanal 0,14 bis 
0,33 betragen werben, während fie auf der Oder 0,10 bis 
0,40 ausmachen; fie werden aljo auf der Ober für bie 
hauptſächlich in Betracht tommenden Maffengüter niedriger 
jein wie auf dem Dortmund-Ems-Sanal. Ich möchte in 
bezug auf die Wirkung des neuen Odertarifd, der ben 
Ausgangspunkt für die Debatte gegeben hat, bemerken, 
daß die Abgabe für Kohlen ie feine VBerteurung 
in fich fchließt. Die Kohle bleibt auf dem Gag von 1% 
für die Tonne und Stauftufe; das geringe Plus von 9 %, 
das die Aegierung herauszumirtichaften hofft, das foll 
nur herausfommen durch die Staffelung für diejenigen 
Güter, die auf der Eifenbahn in höheren Tari Elfen 
gefahren werden. 


Bizepräfident Dr Kraufe (Königsberg): 
Wort hat der Herr Minifterialdirektor, 


Schule, Minifterialdiretor, Regierungstommifjar: 
Es ift mir mitgeteilt worden, da die fegung des 
neuen Tarifs, der vom 1. Januar diefes Jahres für die 
märkiſchen Waſſerſtraßen eingeführt ift, zum Gegenftand 
einer an das Haus der Abgeordneten gerichteten Petition 
gemacht worden ift. Ich glaube, daß bei der Beiprechung 
der Petition in der Kommifjion ſich beffer als hier im 
sei Gelegenheit finden wird, die über dieſen neuen 

arif für die märkiſchen Wafferftraßen und überhaupt 

über die neuen Binnenfchiffahrtstarife erhobenen Klagen 
und Beichwerben richtig zu ftellen und den Beweis zu 
a daß dieſe Klagen und Bejchwerden — 
tigt find. 

Wenn der Herr Abgeordnete Graf Strachwitz darauf 
bingewiejen hat, daß es ja wunderbar wäre, wenn bie 
Stanalifierung der oberen Ober nicht zu einer Bermehrung 
der Oderſchiffahrt geführt hätte, wie eine ſolche von 
meinem Herrn Konkommiſſar angeführt worden ift, jo 
möchte ich bemerten, daß bier nur von der 12% be— 
tragenden Zunahme der Oderſchiffahrt in dem Jahre 
1902 gegen 1901 geiprochen worden ift. Nachdem die 
——— der oberen Oder vollendet war, hat ſich 
die Oberichifiahrt in den Jahren von 1898 bis 1902 um 
60% gefteigert. 

ch glaube, mid; hier auf die Zuſicherung befchränten 

zu dürfen, dat bie Staatsregierung * bewußt iſt, bei 
der Feſtſetzung der neuen Tarife für die märkiſchen 
Waflerftraßen im befonderen und für die neuen Binnen- 
——— im allgemeinen mit großer Vorſicht und 
äßigung vorgegangen zu fein. Sollte ſich die Staats- 
regierung bei der in ber Petitionsfommifjion oder in 
einer anderen Kommiffion zu erwartenden näheren Er» 
örterung davon überzeugen müſſen, daß ſie von falichen 
Becssleengen ausgegangen ijt, und Mn von ihr 


Das 
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ISchuliz, Minifterialdireftor] 
feftgefegten Tarife, was fie einftweilen $- annimmt, zu 
einer Benadteiligung der induftriellen Intereſſen von 
Schleſien, fpeziell der montanen Meng führen, fo 
wird fie nicht zögern, in eine Reviſion der Tarife einzu- 
treten. 

Wenn der Herr Graf Strachwitz den Tarif für die 
obere Oder mit dem für den Dortmund-Ems-Sanal jett 
einftweilen geltenden Tarif in Vergleich geftellt hat, 5 
möchte ich darauf hinweifen, daß es fich bei dem Dort- 
mund-Ems-Sanal um eine neue künſtliche Waflerftraße 
handelt, welche erjt neue PVerfehrögebiete an ſich zu 
ziehen juchen muß, während es fich bei der Oder um 
eine alte Waflerftraße handelt. Es ijt auf diejen Unter: 
ſchied jchon wiederholt hingewiejen worden. 


Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
bat der Abgeordnete Gothein. 





Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, es war mir 
unbekannt, daß eine Petition in Ddiefer Frage dem 
Abgeordnetenhaufe zugegangen ift. ch kann mic; infolge 
beffen mit meiner Erwiderung auf die Ausführung des 
Herrn Regierungskommiſſars weſentlich kürzer Een. 
Aber ganz wi zu verzichten würde meines Erachtens 
— angängig fein, da man falſche Schlüſſe daraus ziehen 
würde. 

Es ift fowohl von dem Herm eier 
wie von dem Herrn Minifterialdireftor darauf hingewieſen 
worden, daß der Verkehr auf der Oder auch nad ers 
folgter Kanaliſierung einen ſehr großen Zuwachs erfahren 
hätte, nämlih um 60%. Das ift jelbjtverftändlich; denn 
natürlich bot diefe Wafferftraße in den erjten beiden 
Betriebsjahren für die Schiffahrt außergewöhnliche 
Schwierigkeiten, und die Schiffahrt mußte ſich erft daran 
gewöhnen, diefer Schwierigkeiten Herr zu werden. 
erinnere mich noch, daß viele Schiffer in den erſten beiden 
Jahren fich kaum getrauten, nad) Sofel zu fahren, ſondern 
vorzogen, auf der unteren Ober zu — Alſo das 
mußte geſchehen. Es iſt aber auch zum großen Teile 
auf often des Umſchlages in Breslau gejchehen. 

Wenn weiter darauf hingewieſen worden ift, daß 
dieſe —— des Waſſerſtraßenverkehrs auf der 
oberen Oder ja der beſte Beweis dafür ſei, daß die Er— 
höhung der Abgabe, welche im Jahre 1897 ftattgefunden 
hätte, die Schiffahrt nicht gefchädigt habe, fo ift das ein 
mertwürdiger Schluß. 

Meine Herren, ob es die Schiffahrt ſchädigt oder 
nicht, das erweift die Rentabilität der Schiffahrt, und 
dieſe Rentabilität ift eben in dieſem Zeitraum Eoloffal 
zurüdgegangen. Ich bitte den Herrn Regierungsvertreter, 
mir auf der Ober eine einzige rentable Meederei zu 
nennen, nur eine, die eine normale Verzinſung bat, und 
dann weiter den Nachweis zu führen — bie beten 
werden ihm alle ihre Bücher offenlegen —, daß dieſe 


Berzinfung wirklich aus dem Schiffahrtsverkehr und nicht 
aus den Yaasoten und ben Werften gefommen ift. Was 
heute noch an Rente erzielt wird, men aus dieſen 


beiden Betriebözweigen der Reedereien ber, und bei 
einigen, Die Berfonen(eiffahrt haben, aus der Perfonen- 
Ghifhahrt in der Nähe von Breslau, die mit dieſen 
Fragen allerdings gar nichts zu tun bat, weil fie tat« 
ſächlich abgabenfrei ift, indem fie Feine Scleufen zu 
paflieren hat. 

Meine Herren, der Herr Regierungskommiſſar ift 
der Meinung, die mangelnde Rentabilität beruhe gar nicht 
auf den Maßnahmen der Waflerbauverwaltung, welche 
die Abgabentarife eingeführt habe, ſondern fie jei auf 
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den freien Strömen in bemjelben Maße vorhanden, auf 
der Elbe und auf dem Rhein. Ich kann nur annehmen, 
daß das auf einem Nichttennen der tatſächlichen Berhält- 
niffe beruht. Denn die Rheinfchiffahrt ift außerordentlich 
viel rentabler, fie ift im Durchſchnitt ein rentables, wenn 
auch nicht gerade hoch rentierendes Unternehmen, während 
die Oderſchiffahrt nicht im entfernteften die Selbftkoften 
herauswirtſchaftet; und auch auf der Elbe ift die Renta— 
bilität eine weſentlich beſſere. Wenn einzelne Schiffahrts- 
unternehmungen, wie die Stette, feine befonders günſtige 
Rentabilität haben, fo liegt das daran, daß fie ee immer 
an ber alten Rettenfchiffahtt, die für den heutigen Verkehr 
nicht mehr angemefjen ift, laboriert, weil fie die Stetten. 
dampfer tatjächlih noch hat und anmenden muß, und 
weil bei diefer Schiffahrt jelbitverftändlich nichts verdient 
werden kann. Die freie Schiffahrt, die nicht auf bie 
Kette angewieſen ift, ift auch auf der Elbe eine relativ 
rentable; aber auf der Oder ift eben aus zwei Gründen 
die Schiffahrt nicht rentabel wegen der Konkurrenz der 
Eifenbahnen, die die Umſchlagstarife hoch hält und die 
Endtarife billiger ftellt, während bei der Elbichiffahrt, 
wie ich das en .. ausgeführt habe, die öfter- 
reichiichen und ſächſiſchen Bahnen diefe billigen Umfchlags- 
tarife herſtellen, und infolgedeffen bort die Schiffahrt 
blühen kann. Dasfelbe ie ah wird feitens ber baye- 
rifchen und badiſchen Bahnen bezüglich des Rheinverkehrs 
beobachtet. Das ift auch mit der Grund, weshalb die 
Schiffahrt auf diefen Strömen jo viel rentabler ift als 
auf der Dder. Gewiß, es ift richtig, daß auch die Schiffer 
untereinander fi) eine ruindje Konkurrenz machen; 
nachdem ihnen die Eifenbahnverwaltung durch ihr Tarif: 
ſyſtem einen Frachtartikel nad dem andern wegninmt, 
find natürlich jo wenig Frachten übrig geblieben, daß die 
ahlreihen Schiffer fih darauf ſtürzen und fich gegen- 
—* unterbieten. Namentlich machen die Dampfer- 
Senken in biefer Hinfiht das Unglaublichſte 
möglih; die wirtichaften bezüglich der Schlepplöhne, 
fodaß fie kaum nur einen Bruchteil der notwendigen 
Abfchreibungen herauswirtſchaften, alſo in ganz unfoli- 
beiter Weife. 

Nun hat der Herr — ar hervor⸗ 
gehoben, daf feinerzeit in ben Motiven der Gejekentwürfe, 
etreffend Verbefferung der märkiſchen Wafjerftraßen, wie 
betreffend Sanalifierung der oberen Ober gejagt war, 
daß man aus ben iffahrtsabgaben eine Berzinfun 
erzielen wollte. Gewiß hat das darin geftanden, und i 
würde auch nichts dagegen haben, wenn man dieje Ber: 
zinfung erzielen könnte. Damals wiegte man ſich noch 
in dem Glauben, daß die Staatsregierung ihre Eifenbahn- 
tarife nicht in der — gegen die Waſſerſtraßen 
derartig ausgeſtalten würde, daß der Schiffahrt jede 
Rentabilität nehmen würde. Damals ftanden die Um— 
ſchlagstarife nicht in einem derartigen Mißverhältniffe zu 
den Endtarifen, fondern dieje billigen Endtarife find 
größtenteil® erft ſpäter geftellt worden, während man 
die Bene Umfchlagstarife vollftändig in ber alten Höhe 


elaffen hat. Damals hatte man A B. noch nicht ben 
Buder in großem Umfang ber Waflerftraße entzogen 
dur den Yusnahmetarif, der ja auf Berlangen der 


Buderinduftrie auch für die Waflerumichlagsftellen 
beftimmt fein follte, was auch zugefagt, aber nachher 
nicht ausgeführt worden ift. Aljo einen Artikel nad 
dem anderen hat man der Schiffahrt genommen. Damals 
gab man ſich der Hoffnung bin, daß die Einrichtungen, 
welche die Bauverwaltung bei den Wafferftraßen trehen 
würde, bezüglih der Schleufen, der Umfchlagseinrid;- 
tungen uw, fo leiftungsfähig fein würden, daß ber 
Sciffahrtsverkehr fich glatt vollziehen würde, während 
fie tatfächlich fo ausgeftalter find, wie ich es vorhin aus- 
geführt habe: daß man 23 Tage im Hafen warten muß, 
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IGothein, Abgeordneter] 
ehe man beladen wird, und gewöhnlich 9 Tage an ber 
Schleuſe warten muß, ehe man durchgeichleuft wird, daß 
man fehler in ber Far Ausführung gemacht hat, 
indem man die Schleufen auf die faliche Seite gelegt 
hat, wodurch fie häufig verfanden, indem die Hochwafjer- 
wellen, bie leider auf der oberen Dder fo häufig find, 
regelmäßig eine Verjandung der Schleufentanäle herbei- 
führen. Älſo alle diefe Fehler fonnte man damals nicht 
vorausfehen; hätte man einen leiftungsfähigen Betrieb, 
wären Die Anlagen danach eingerichtet und würden fie 
Icst noch fo eingerichtet, jo würde die obere Oder andere 
aben tragen können als jet, zumal wenn nicht 
dieſe fyftematifche Konfurrenzierung durch die Eifenbahn 
einträte, 

Meine Herren, ich möchte übrigens bemerken, daß 
man damals doch auch die Berzinjung durch die Abgaben 
bei dem Dortmund-Emshäfen » Stanal in Ausficht ge 
nommen bat, und daß man dort ja dieſe Anforderung 
nicht im entfernteften ftellt, obgleich ber eine viel leiftungs- 
fähigere Wafferftraße ift, und da die obere Oder nun ein- 
mal unbeftritten das Kompenjationsobjeft für den Dort- 
mund-Enshäfen-Stanal war und eine gegenjeitige Konkur— 
ven; diejer beiden Waflerftraßen tatjächlich befteht, jo 
fann man nicht die obere Dder und bie märfijchen 
Waſſerſtraßen ungünftiger behandeln al8 den Dortmund- 
Emshäfen-Sanal. 

Was übrigens die Mentabilitätsrechnung anbelangt, 
fo bat fich gerade bei dem gegenwärtigen Herrn Dezer- 
nenten darin eine Findigkeit für diefe Fragen entwidelt, 
bie wirklich erjtaunlich ift. Es ift heute das Wort von ben 
Apotheferrechnungen gefallen; und da kann i bloß jagen, 
der Herr Meinifterialvertreter verfteht fih auf dieſe 
Upothekerrechnungen, als ob er ein geborener Apo— 


thefer wäre, 
(Heiterfeit.) 


Was er alles da hineinzurechnen verfteht in die Koften 
der Wafferftraßen, das ift ja phänomenal! Meine 
erren, er überlegt fich abjolut nicht, daß, wenn bie 
nalifierung der oberen Ober nicht ftattgefunden hätte, 
die ganze Unterhaltung der Buhnen und aller anderen 
Bauwerke doch in mindeftens eben demfelben Maße not« 
wendig geweſen wäre, baß im Gegenteil durch den gleich— 
mäßigeren Waflerftand, durch den Stau die Buhnen jo- 
gar geihügt werden. Alles das, was im Intereſſe der 
anbeskultur, der Feſtlegung des Stromlaufes erfolgt 
ift, was zur Unterhaltung des Ufers gejchieht, was mit 
der Schiffahrt aljo gar nicht im Bufammenhang 
fteht, wird bier immer in Die Mechnung, die die 
Schiffahrt bezahlen fol, mit ———— Da 
bat er namentlich bei den märkiſchen Wafjerftraßen 
ein Gejhid ber Berechnung bewiejen, was fabelhaft 
ift, um zu beweilen, daß feine Wajlerftraße rentabel ift. 
Ich kann wohl fagen, wenn man irgend etwas tun wollte, 
um den Mittellandkanal nicht zu ftande fommen zu laffen, 
dann müßte man ben Herrn Gegeiureat Peter an dieſe 
Stelle fegen, ber das phänomenale Talent hat, alles 
bineinzurednen auf SKoften der Schiffahrt, was die 
Schiffahrt gar nicht zu tragen hat. Meine Herren, auch 
bei der Kanalvorlage habe ich Ihnen ja in jo vielen 
Punkten nachgewiejen, daß das, was im Lanbesfultur- 
interefje hier bei den märkiſchen Waflerftraßen an Ber- 
beſſerungen berjelben gefchehen mußte, auch immer auf 
das Konto der Schiffahrt geichoben wurde. 
Wie ift es nun beim Hafen in Koſel? Da werben 
die Einnahmen aus dem ganzen Verkehr für den Hafen 
bahnhof und für die Umichlagseinrichtungen für die 





Tafche der Eifenbahnverwaltung in Anfprud genommen; 
aber das, was nichts bringen fann, fondern Unterhaltung 
koftet, das eigentlihe Hafenbecken mit feinen Sai- 
mauern ufw, kurz, die ganzen Hafenanlagekoften werden 
in das Konto der Schiffahrt, der Bauverwaltung ge— 
rechnet, und infolgebeffen ergibt ſich daraus wieder die 
mangelnde Rentabilität. an hat im Baufadh den 
ihönen Sprud: Taxen find Faxen, aber daß bei dieſer 
Rentabilitätsberehnung die ſchönſten Faxen gemacht 
werden, das weiß jeber, der einmal dahinter — * hat. 
Tatſächlich beſtehen die märkiſchen rn Bier zum 
größten Teil aus natürlichen .. en, auf denen 
verfafjungsmäßig feine Abgaben erhoben werden dürfen; 
troßdem werden aber alle Regulierungskoſten dafür in 
das Konto der Schiffahrt hineingerechnet, und dieſe joll 
das tragen, was tatjächlich auf Stoften der Landeskultur 
verrechnet werden muß. Wenn die Anlieger, verlangen, 
daß auf Staatskoſten, Johne daß fie Beiträge leiften, die 
Flüffe im Landeskulturintereffe reguliert werden, fo ſehe 
ich nicht ein, warum dann die Schiffahrt das tragen foll, 
was jpeziell der Landeskultur zu gute kommt. 

Der Herr Winifterialtonmiffer bat darauf binge- 
wiefen, daß bei den englifhen und Franzöfifchen Kanälen 
ein ähnliches Abgabefpfiem beftehe. Bei verichwindend 
wenigen! Erſtens haben die englifhen Kanäle überhaupt 
feine nennenswerte Bedeutung mit Ausnahme der großen 
Seefanäle, die man jett angelegt bat, und die einen 
großen Aufſchwung gezeitigt haben, wie gerade der Man- 
hefter Seekanal, der, entgegen den anfänglihen Prophe« 
eihungen, geradezu hervorragend auf Manchefter gewirkt 
dat, ie —— Kanäle, ſoweit fie Staatsſtraßen 
find — und das iſt die große Mehrheit —, haben über: 
haupt feine Abgaben, 

Ich habe mich ſodann nichtüber die Länge der Ston- 
ferengen bejchwert; darüber hätte ich — en, wenn 
nicht in dem Schreiben der beteiligten Minifter den Anter- 
effenten der Vorwurf gemacht wäre, daß fie fich diejen 
Konferenzen entzogen ätten Da babe ih darauf Hin- 

ewiejen, daß fie es getan haben, weil fie von der Fort— 
ri der Konferenzen nach den jämtlichen Vorgängen 
nicht mehr das Geringfte erwarten können. 

Herr Geheimrat Peters hat gejagt, der Mehrertrag 
würbe nur 30000 AM ausmachen. Dann kann ich nur 
aufs neue beftätigen, daß die Megierung in einem voll- 
——— Irrtum über die Wirkung der Belaſtung durch 

n neuen Mbgabetarif ſich befindet. Wegen dieſes 
lumpigen Mebrertrages von 30000 A braudte man 
wirklich fein Wort zu verlieren. ch glaube, es würde 
fi eine Anzahl von Reedereien zujammentun und bie 
30 000 „AM ber Negierung geben, wenn es fich bloß darum 
handelte. Nein, es findet eine Belaftung der einzelnen 

hrt ſtatt, die ganz Eolofjal iſt und die Schiffahrt 
hädigt. Die Reedereien haben der Regierung in ein« 
ehenden Berechnungen an praftifchen, Biftori chen Bei⸗ 
Pbielen bewiefen, was fie für eine Ladung jekt an 
Abgaben Tin zahlen hat, und was fie fünftig an Abgaben 
zu bezahlen hat. An vielleiht 100 Beifpielen — id 
weiß es nicht genau — wurde das bemwiejen, und da 
ergab fich diefe Eoloffale Belaftung. Wenn die Regierung 
glaubt, es find bloß 30000 A, jo mache 2. mich jehr 
ern anheiſchig, binnen acht Tagen ein Konſortium zu- 
ammenzubringen, das ber Regierung für die nächſten 
Yabre 30 000 A Zuſchuß gibt, wenn dieſe es bei dem 
isherigen Berfahren belafjen will. Das wird fehr gut 
zu erreichen fein, und dann werden wir alle dieſe Ver- 
— die uns ſo außerordentlich ſchwer ſchädigen, 

s fein. 

Der Herr Abgeordnete Graf Strahwit. hat darauf 
bingewiejen, daß die Oder eigentlich ein natürlicher Fluß 
fei, und daß man infolgebefjen ihre Berzinjung nicht 
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verlangen könne. Ich N en zu, dab durch die Kanali— 
fierung die Oder den Charakter des natürlichen Fluffes 
verloren hat, und daß vom rein rechtlichen Standpunft 
bie Erhebung von Abgaben gerechtfertigt if. Es kommt 
aber dabei weit mehr auf die wirtfchaftliche Bulaifi keit 
diefer Abgaben al3 darauf an, ob man nad dem Worte 
laut der Verfaſſung berechtigt ift, dieſe Abgaben in foldher 
Höhe,zu erheben; und das ift der fpringende Punkt, Es 
it feinerzeit ber ———* Induſtrie zugeſichert 
worden, dieſe Waſſerſtraßen ſo auszugeſtalten im Ver— 
— zu denen des Weſtens, daß fie einen wirtſchaft- 
ichen Vorteil davon hat. Wo bleibt nun aber dieſer 
Vorteil, wenn man immer ſagt: weil die Schiffahrt hier 
gerade noch mit den Eiſenbahnen konkurrieren kann, ſo 
machen wir die Abgaben ſo hoch, daß ſie gerade noch 
konkurrieren kann —, und wenn dadurch tatſächlich die 
Schiffahrt in jedem einzelnen Falle gänzlich unrentabel 
wird, und allerdings der Frachtintereſſent noch einen 
kleinen Borteil bat. 

Ich möchte fchließlich noch darauf hinmweilen, daß die 
Bermehrung des Waflerftraßenverfehrs noch einen weſent⸗ 
li anderen Grund bat, daß nämlich die neu errichteten 
Werften ein Bedürfnis haben, Abjag für die von ihnen ges 
bauten Schiffe zu haben, und daß fie infolgedejjen den Einzel« 
ſchiffern jagen: ich will dir ein Schiff für 30 000 „AM. bauen, 
und du braucht mir nur eine Anzahlung von 3000 MA 
zu geben. Deshalb glaubt der Betreffende, er jei in 
glänzender Lage und Eriege ein großes Schiff. Das ift 
das Bedürfnis der Werften, die zum Zeil jehr Eapital- 
kräftig find und dadurch die Schiffagrt fünftlich fteigern, 
mas Par die größeren Kohlenverfrachter den Vorteil dat, 
daß fie durch die gefteigerte Konkurrenz billigere Kohlen- 
frachten auf der Oder befommen. 

Es kommt nun hinzu, daß die Mentabilität ber 
Eleinften Fahrzeuge von 100 bis 170t fo zurüdgegangen 
ift, daß bie Chiffer a jagen müfjen: mit dieſem Fahr— 
zeug bift du nicht mehr rentabel, du mußt dir ein größeres 
von 400 bis 450 t anſchaffen. So ergänzen fie, um 
beftehen zu können, den Schiffäparf durch immer größere 
Fahrzeuge, und die alten Fahrzeuge bleiben repariert da 
und werden jchließlich immer noch für gewiſſe Fahrten 
ausgenugt. So jteigt der Berfehr auf den Waflerjtraßen 
immer weiter; aber die Rentabilität ift in rapidem Rüd- 

nge; fie ift jetzt ſchon nicht vorhanden, und jebe weitere 
Sunchme ber Frachten muß fie vollftändig zum Erliegen 
ringen. Der Beweis dafür ift der Staatsregierung 
aud geführt worden, und die Meedereien werben gern 
bereit fein, ihn nochmals in der Kommiſſion zu führen. 

Meine Herren, ih bin dem Herrn Wtinifterial- 
bireftor ſehr dankbar dafür, daß er dieſe nochmalige 
Prüfung in Ausficht geftellt hat. Gerade wenn fich die 
Staatöregierung ein jo geringes finanzielles Reſultat 
von biefem neuen A —— verſpricht, dann tut ſie 
viel beſſer im Intereſſe der Zufriedenheit, im 5 
einer geſunden wirtſchaftlichen Geſtaltung, auf dieſen 
Effekt zu verzichten, wenigſtens ſo lange, bis diejenigen 
Verbeſſerungen eingetreten find, die ſeinerzeit die Staats- 
tegierung bei der Stanalvorlage felbjt für unbedingt not- 
wendig gehalten hat. 


(Bravo! links.) 
Präfident v. Mröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifter, 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, Sie werden es begreiflich finden, daß ich mid) 
bei der jeitherigen Debatte nicht beteiligt habe; denn es 
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find Einzelheiten bier bejproden worden, die natürlich 
nur jemand beurteilen fann, der die Sache eingehend 
ftudiert und in der Sache mitgewirkt bat. Ich möchte 
nun aber auch nicht einen Regierungskommiſſar beauf- 
tragen, dem Herrn Abgeordneten Gothein nohmals auf 
dieſe Einzelheiten zu antworten, trogdem es fehr wohl 
— wäre, eine ganze Anzahl von Angaben zu wider 
egen. 

Für Sr als Leiter der Staatäwafjerbauverwaltung 
liegt die Sade einfach fo: ich habe den Tarif als ein 
fertiges Ganzes von meinem Herrn — — über: 
nommen, und zwar mit der Bebeutun aß er am 
1. Januar d. %. in Kraft getreten iſt. Nun hat natür- 
fi der Tarif in den wenigen Winterwochen, feit dem 
1. Januar, überhaupt Sr gar nicht erprobt werben 
können. Daß jeder Tarif, der auf einer Waſſerſtraße 
erhoben wird, von ben Intereſſenten ebenfo unangenehm 
empfunden wird wie eine Steuer, liegt auf ber — 
Daß jeder Tarif bekämpft wird, iſt ſelbſtverſtändlich. 

<a glaube nicht, daß e8 dem Herrn Abgeordneten 
Gothein gelungen ift, bier feine Behauptungen durd Er» 
fahrungen zu beweifen. Ich muß alſo als Leiter ber 
Staatswafferbauverwaltung zunächſt einmal Erfahrungen 
fammeln, ob denn die Behauptungen, die heute hier vor- 
gebracht find, wirklich zutreffen und durd die Erfahrungen 
ſich bejtätigen. 

Nun ift in dem bemängelten Tarif in Ausficht ge 
nommen, daß nad drei Jahren eine Revifion ftattfinden 
wird, Der vo Minifterialdireftor hat bereit gejagt: 
wenn bie Bedenken fo groß find, daß eine wirtichaftli 
Schädigung für Schlefien, namentlih für die jchlefii 
Montaninduftrie eintritt, dann wird die Königliche 
Staatöregierung in, Erwägung aichen, ſolche Schädigungen 
u bejeitigen oder zu mildern. Denn es kann nicht re 

ufgabe — das wirtſchaftliche Leben zu unterbinden. 
Aber eine Zuſage auf dieſem Gebiete kann ich natürlich 
heute noch nicht machen, weil eben jede Erfahrung fehlt. 
Soweit der Tarif. 

Weitere Gelichtäpunfte, die zur Sprache gebradit 
* beziehen ſich auf die tehnilihe Seite der Wafler: 
traße. Da kann ih nur beftätigen, daß bie Königliche 
Staatöregierung mit dem jegigen ren der Fanalijierten 
Oder und bes Koſeler Hafens durchaus nicht einverjtanden 
ift, daß die Königliche Staatsregierung auch in dielem 
Etat einige Mittel ſchon bereitgeitellt hat, und daß audı 
ugejagt worden ift, daß jpäter bieje Bafferftraße weiter: 
din verbejjert werden ſoll. 

(Bravo!) 


Präfident v. Mröcher: Die Beiprehung ift ger 
fhloffen. Der Titel felbft ift nicht angegriffen; er ift 
feftgeftellt. 

Ebenso Tit. 8 — und 9. 

Sch gehe über zu den dauernden Ausgaben 
Kap. 64 Tit. 1. 

Dazu liegt vor der Antrag des Mbgeorbneten 
Dr Hirſch (Berlin) auf Drudjache Nr 70 mit dem Unter: 
antrag des Abgeordneten Schwarze auf Drudfache Nr bt. 

Br Geichäftsordnung hat das Wort ber Abgeordnete 
Dr Hirſch. 


Dr Sirſch (Berlin), Abgeordneter: Herr Präfident, 
ich möchte meinen Antrag Nr 70 zu diefem Titel zurüd- 
ziehen und bitten, ihn anzubringen bei Kap. 66 Tit. 1a. 


BPräfident v. Kröcher: Alſo der Antrag ift hier 
mit für diefen Titel zurüdgezogen und damit natürlich 
auch der dazu geftellte Unterantrag. 

Zur Geichäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
Dr Porſch. 
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Dr Porſch, Abgeordneter: Der Herr Präfident hat 
bereits den Wunſch erfüllt, den ich aussprechen mollte 
daß der Unterantrag Schwarze dann jelbjtverftändlich auch 
zurüdgeftellt ift. 


Präfident v. Kröcher: 
geordnete v. Savigny. 
(Paufe.) 


Das Wort hat der Abgeordnete Malkewitz. 


Malkewitz, Abgeordneter. Meine Herren, eine Ent- 
ſcheidung, die der Herr Minifter der öffentlichen Arbeiten 
gemeinichaftlih mit dem Herrn Landwirtichaftsminifter 
im vorigen ehe getroffen hat, und bie in die wirt« 
ſchaftlichen Berhältniffe einer Gegend jehr tief und nach— 
teilig eingreift, gibt mir Berniefenn, ier in Form einer 
Kleinen Kritik die Bitte um Erfüllung der aus jener von 
mir noch näher zu bezeichnenden Gegend an den Herm 
Minifter gerichteten Bitte zu erneuern. 

Meine Herren, zu Beginn der heutigen Sitzung hat 
eine jehr umfangreiche Debatte ftattgefunden über die 
Negulierung unjerer Flüffe bzw. über die Bejeitigung 
von Notftänden in den Gebieten der unteren Ober uw. 
Es ift jelbftverftändlich, daß ich auf diefe Debatte in 
feiner Weife zurüdgreife. Aber, meine Herren, aus ber 
Debatte ift doch fo viel ———— daß die Not« 
ftände an diefen Fylußläufen in der Tat ganz außer 
ordentlich find, und bob man, wenn man ſchon nicht die 
Abſicht hat, Fehr fchnel von Staats wegen zur Beſeiti— 
gung diefer Notlage etwas zu tun, nun doch mwenigitens 
alle die Arbeiten unterftühen follte, die gewiſſermaßen 
auf einem Alt der Selbftbätfe beruhen, die aber nur 
dann auszuführen find, wenn die Königliche Staats- 
regierung nicht auf irgend eine Weife hindernd in dieſe 
Arbeiten eingreift. 

Meine Herren, im Gebiet der unteren Ober, fpeziell 
im Wiefengebiet ber Stadt Greifenhagen, liegen die Ber- 
hältniffe, fei e8 nun bei Hochwaſſer oder ſei es aud in 
gewöhnlichen Zeitläuften, betreff3 der Bergung der Er- 
träge der Wieſen außerordentlih jchwierig. Die Leute 
find fehr felten in der Lage, die guten oder minderen 
Erträge ſchnell nah Haufe zu bringen, weil die Wiejen 
ſehr weit abgelegen find, vor allen Dingen aber, weil fie 
nicht mit — Gräben verſehen ſind, auf denen 
es möglich ift, durch Fahrzeuge an die einzelnen Wiefen- 
ftüde und Wiejenteile heranzufommen. Nun, meine 
Herren, bat fi) vor einigen Jahren ein großer Teil 
der Wiejenbefiger — es handelt fih um 253 Beſitzer 
mit 165 ha— und eine nicht ganz fo ftarf beteiligte 
Zahl von Wiefenbefigern, nämlich 132 mit einem Areal 
von 88 ha, bittend an bie Königliche Staatsregierung 
gewandt, doc —— zu wollen, zur beſſeren Ent— 
wäſſerung der Wieſen und zur ſchnelleren Bergung des 
Heues zwei Gräben zu ziehen, durch welche Anlage The in 
wirtichaftliher Beziehung größere Erleichterung finden 
würden. Meine Karen es hat aud die Königliche 
Staatöregierung in eriter Beit diefem Wunfche entiprechen 
wollen. Es ift von dem ftaatlichen Meliorationsbeamten 
ein Ban ausgearbeitet worden, das im großen Ganzen 
den Beifall aller beteiligten Faktoren gefunden * das 
auch bezüglich der Koſtenaufſtellung u ai im wejentlichen 
gutgeheißen worben ift. 

Meine —— die Sache war in allerbeſter Ordnung; 
es war auch den betreffenden Bittſtellern bereits ver— 
traulich mitgeteilt worden, welche Summen ihnen aus dem 
Meliorationsfonds ber Provinz Pommern zur Verfügung 
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ag werden follten zur Unterftügung der Ausführung 
e8 Projekts, teils ala Gefchent, teils unter 2 bezw, 
4'/, progentiger Verzinſung. Da plötzlich traf diefe Leute 
wie ein Blig aus heiterem Himmel eine Entjcheidung, 
nach welcher fie von der Ausführung diefes Projekts unter 
allen Umftänden abftehen müßten. Und das fam fo. 

Es war inzwijchen jeitens des Herm Minifters der 
Öffentlichen Arbeiten der techniiche Beamte in Stettin 
beauftragt worden, biefes Projekt ganz genau daraufhin 
zu prüfen, ob es vielleicht der beabfichtigten Regulierung 
der unteren Oder in irgend einer Weiſe hindernd in ben 
Weg treten könnte, oder ob es bie Borflutverhältnifie 
infoweit ungünftig beeinfluffen könnte, daß die jpätere 
Ausführung der Megulierung der unteren Ober dadurch 
erjchwert würde. Nun bat in der Tat der technifche 
Beamte an den Herm Minifter berichtet, daß in biejer 
Beziehung Ichwerwiegende Bedenken vorliegen. Wie aber, 
meine Herren, aus dem Beſcheide bes technijchen Beamten 
hervorgeht, handelt es fich bei jeinen Ausführungen wohl 
in ber er um einen großen Irrtum, nämlich um 
den, daß bei der Aushebung der beiden Gräben aus dem 
Wiefengebiet, es nötig fein würde, einen umfangreichen 
Duerwall anzubringen. 

Davon kann aber nicht die Rede fein; da die Gräben 
parallel mit dem Dderlauf gehen, handelt es fich nicht 
einmal um einen Längswall; aud foll das zur Aus 
bebung gelangende Erdreich wieder gleihmäßig auf bie 
Wiefen verteilt werden, ſodaß die Erhöhung biefer Wieſen 
ganz minimal fein wird. 

Der Beicheib bes Herm Minifterd, der in Gemein- 
ſchaft mit dem De Landbwirtichaftsminifter erlaffen ift, 
geht dahin, daß, jo lange nicht das Projekt zur Re— 
gulierung ber unteren Oder zur Ausführung kommt, 
örtlich beſchränkte Anlagen, welche die Vorflut, wenn auch 
nur in geringem Mape unzuläffig beeinflufen könnten, 
nicht zugelaffen werden dürfen. 

Meine Herren, es handelt fi) hier um eine außer- 


ordentlich große Notlage der betreffenden Bewohner 
gegenüber den alljährlid wiederkehrenden Hochwaſſern, 
welde ihnen im befonberen Maße erichweren, bas 


Wenige, was fie von ihren Wieſen ernten, glücklich ein» 
zubringen. 

möchte deshalb den Herrn Minifter bitten, fich 
doch J Intereſſen dieſer armen Leute in der Stadt 
Greifenhagen anzunehmen und dieſe Sache eingehend bar» 
auf hin zu prüfen, ob nicht auf irgend eine Weile diejen 
Leuten geholfen werben kann. Die Königliche Stants- 
regierung hat ja zugefagt, die ſchlimmſten Notjtände an 
der unteren Ober bejeitigen zn wollen, und ba, meine 
ich, wäre e8 gewifjermaßen ihre Pflicht, wenn fie 
nun, folange bie ftaatlide Regulierung der 
unteren Dder nicht eintritt, jeden Akt ber 
Selbfthülfe fo weit unterftügte, wie es ihr lt 
lich ift, daß fie aber dieſen Aft der Gelbfthülfe 
nicht hindert, zu dem die Leute nur kommen, weil fie 
auf alle intenfiven Klagen, fei es in Petitionen an die 
Königliche Staatsregierung ſelbſt oder durch den Mund 
von Mitgliedern dieſes Haufes, eine Erfüllung ihrer 
Wünſche nicht erreicht haben. ch hoffe, daß diefe wenigen 
Worte dazu beitragen, den Herrn Minifter auf dieje An- 
gelegenheit erneut aufmerfjam zu machen und ihn zu 
veranlaffen, die Sache eingehend zu prüfen und jo viel 
leicht zu einer günftigen Entiheidung für die Einwohner 
diefer Gegend zu gelangen. 


(Bravo!) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiflar. 
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[&tat der Bauverwaltung] 
Germelmann, Geh. Baurat, Regierungstommiffar: 
Der Herr Abgeordnete Malkewig hat zutreffend ausge- 
führt, daß die Königliche Staatsregierung einem Melio- 
rationsprojefte, weldyes von der Gemeinde Greifenhagen 
rg war, die Genehmigung nicht hat erteilen können. 
iefe Genehmigung konnte nicht erteilt werden, weil 
dieſes Projekt zu einer Beeinträchtigung der Borflut ber 
unteren Ober geführt hätte. Die Verſchlechterung der 
Borflut würde Schädigungen anderer Teile des Oder— 
tales hervorgerufen haben. Die Söniglide Staat3- 
regierung konnte deshalb nicht anders, als diefes Einzel» 
projekt zurüdzuftellen bis dahin, daß über die Ausführung 
des Gefamtregulierungsprojeftes der Oder Entſcheidung 
getroffen wird. Sie wird jetzt wieberum Gelegenheit 
nehmen, die Frage im BZufammenhang mit dem großen 
Projekt zu prüfen. ch hoffe, daß die Wünſche der 
Greifenhagener und die Wünfche des Abgeordneten 
Malkewig ſich bald erfüllen lafjen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Malkewitz. 


Malkewitz, Abgeordneter: Ich bin ja dem Herrn 
Negierungsfommiffar für die legte Außerung außer 
ordentlich dankbar, und Die ae werden fi 
ewiß * freuen, wenn fie davon vernehmen. Aber i 
ann doch nicht fo ganz zugeben, daß der Grund, ber hier 
angeführt worben ift für die vorläufige Verhinderung 
bes Projekts, zutreffend ift. Syn dem Gutachten, das am 
22. Mai 1901 erftattet worden ift, wird hervorgehoben, 
daß der Minifter unter dem 21. Dezember 1899 Bericht 
darüber erfordert habe, ob in Ausficht genommen fei, daß 
die Melioration der Greifenhagener Oderwiefen Fortgan 
zu nehmen babe, oder ob diefer Melioration in bezug ai 
das Projekt der Dbderregulierung Bedenken entgegen» 

änden. Darauf wurde am 15. November berichtet, daß 
te in Ausficht genommenen Gräben zur bejjeren Ent- 
wäfferung der Wiefen und zur Bo eeng einer 
beiferen Verbindung mit den Wiejen auch nad 
Ausführung der Oberregulierung von fehr großem 
Werte jein würden. Diefe Außerung ift in dem Berichte 
bes techniſchen Baubeamten in Stettin in feiner Weiſe 
beftritten worden. Ich meine, wenn feftgeftellt ift, daß 
felbft nad Ausführung des DOderregulierungsprojefts dieſe 
Anlagen von großem Wert fein würden, und daß aud) 
bie Ki a ungünftig beeinflußt wird durch Ziehung 





von einfachen Gräben, dann könnte die Staatöregierung 
die Einficht haben, das Projekt zu genehmigen, bevor fie 
an die große erg rin berangeht. Ich erkläre 
mich vorläufig mit ber — des Herrn Regierungs · 
kommiſſars zufrieden und hoffe, daß ich im nächften Sabre 
Veranlaſſung haben werde, der Königlichen Staats- 
regierung meinen Dank für die Erfüllung der Bitte der 
Greifenhagener auszufprecen. 


Haus der Abgeorbneten. 33. Sigung am 28. Februar 1903. 
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Präfident v. Ew Die Beſprechung ift ge: 
ee Der Tit. 1 ſelbſt ift nicht ern Sarl 
ift bewilli 


t. 
Bur Selöäftsorbnung hat das Wort der Abgeordnete 
v. Pappenheim. 


v. Pappenheim:Liebenau, Abgeordneter: Herr 
Präfident, id) bitte darum, den nächſten Titel nicht mehr 
zur Debatte zu ftellen. Es find zehn Herren zum Worte 
gemeldet; ich fürchte, daß wir die Debatte heute abbrechen 
müßten, und da, wie ich höre, es in der Abficht liegt, am 
Montag einen anderen Gegenftand auf die Tagesordnung 

u feßen, fo würden wir erft Dienftag wieder zur fort 
—— dieſer Debatte kommen. halte das nicht für 
empfehlenswert. 


Präfident v. Kröcher: Beantragen Sie die Ver— 
tagung ? 


v. Pappenheim-Liebenan, Abgeorbneter: Ich be 
antrage, fich jetst zu vertagen. 


Präfident v. Kröcher: Ich bitte *— Herren, 
welche dieſen Antrag unterſtützen wollen, ſich zu erheben. 
(Gefchieht.) 

Die Unterftügung reicht aus. — Es ftehen fo viele Herren 
daß auch der Antrag angenommen ift; 
(Heiterkeit) 

das Haus vertagt fid. 

Die nähfte Sitzung ſchlage ih vor abzuhalten 
übermorgen, Dontag den 3, Da Nachmittags 1 Uhr 
mit der Tagesordnung: 

Berlefung der Interpellation der Abgeordneten 
— Sun —* tar 
irchlicher Zuchtmittel gegen katholiſche Eltern zu 
en in Sculangelegenheiten. — Drudiadee 
r 58. 


Das Haus ift mit diefer Tagesordnung einverftanden; 
fie iR: feſt. 8 3 ‚ 
Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß der Sitzung 3 Uhr 30 Minuten. 


Berichtigung 
zum ſtenographiſchen Bericht der 30. Sitzung. 


In Spalte 2002 Zeile 3 von unten muß es ſtatt 
„Kap. 19, — Kap. 20.” heißen: 
ap. 18, — Sap. 19, — Kap. 20. 


Drud und Verlag: W. Moefer Buddruderet in Berlin. 
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34. Sigung. 
Montag den 2. März; 1903. 


Spalte 

Snterpellation der Abgeordneten Bachmann und 
Genofjen, betreffend die Androhung kirchlicher 
Zuchtmittel gegen katholifche Eltern zu Trier 

in Schulangelegenbeiten (Berlefung, Begrün⸗ 
dung, Beantwortung und Beiprehung). — 
SDCHIIDBE RE BB een 
Graf v. Bülow, WMinifterpräfident, 


2250 


Reichsfanzler...... 2250. 61. 303. 11 
D Hadenberg, Interpellant........ 2250 
Dr Studt, Kultusminifter..... 2262. 307 
Dr Porſch (zur Geihäftsordnung)... 2266 
Dr Dittrich (Braunsberg)........- 2267 
Dr Friedberg................... 2276 
Graf zu Limburg-Stirum ......... 2282 
Frhr dv. Zedlitz und Neufirdh....... 2284 
Dr DO: een 2286 
De Barth (N: nee 2288 
Röchee 2292 

Perſönliche Bemerkungen. 
Frhr dv. Zedlitz und Neufich....... 2309 
RR ETEREREESETTIRIFETE 2309 
Di: DENE nen ae 2310 
Dr Berl Mi) naar 2310 
Dr Dittrih (Braunsberg) ......... 2312 
De Friebbeg 2312 


Beginn der Sitzung 1 Uhr 15 Minuten. 


Präfident v. Mröcher: Ich eröffne die Situng. 
Das Protokoll führt der Abgeordnete v. Hagen, die 
Rebnerlifte der Abgeordnete Goerdeler. 
Das Prototol über die vorige Sitzung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus. 
Der en — Schlabach ift in das Haus ein- 
getreten und der I, Abteilung zugeloft worden. 
Anträge find eingegangen 
von dem Abgeordneten Kirſch (Düffeldorf) auf 
Annahme eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 
des Eintommenfteuergejeges vom 24. uni 1891 
(Gefegfamml. ©. 175), 
von den Abgeorbneten Ernft und Kindler (Pojen), 
betreffend die Errichtung von Kurhofpitälern 
und ®enejungsheimen Hr Eifenbahnbeamte. 
Drud und Verteilung ift veranlaßt. 
Berhandl. db. Haufes b. Abg. 19. Legisl. V. Gelflon 1908. 


34. Situng am 2, März 1903. 
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Wir treten in die Tagesordnung: 
Verlefung der Interpellation der Abge- 
ordneten Bachmann und Genoffen, be- 
treffend die —— kirchlicher Zuchtmittel 
gegen katholiſche Eltern zu Trier in Schul- 
angelegenheiten. — Drudjadhe Nr 58. 
Ich erſuche den Herrn Schriftführer, die Ynterpellation 
zu verlefen. 


Goerdeler, Schriftführer: 

Hat die Königliche res, rg rer 
davon genommen, daß die katholische Beiftlichkeit 
in Trier im Anschluß an einen Erlaß des dortigen 
Biſchofs von der Kanzel eine Erklärung verlejen 
hat, welche katholiſche Eltern, deren Kinder die 
ftaatliche höhere Töchterfchule in Trier befuchen, 
mit kirchlichen eg tteln bedroht? 

In welcher Weije —— a die ftaatliche 
Yutorität auf dem Gebiete des Schulweſens dieſen 
geiftlichen Übergriffen gegenüber zu wahren? 


Präfident v. Kröcher: Ich richte nunmehr bie 
Frage an das Königliche Stantsminifterium, ob und warn 
es die Interpellation zu beantworten gebentt. 


Graf v. Bülow, Minifterpräfident, Reichskanzler: 
Die Königliche Staatsregierung ift bereit, die Inter-— 
pellation ſogleich zu beantworten. 


Präfident v. Kröcher: Dann hat zur näheren Aus— 
führung der nterpellation das Wort der Abgeordnete 
D Hadenberg. 


D Hadenberg, Jnterpellant: Meine Herren, in dem 
fonfejfionellen Wetterwintel unferer Weftmarf find wieder 
einmal Wolfen aufgeitiegen, die auf Stürme deuten. Der 
Kampf um die Schule, der uns feit Jahren fchon als 
der große Kampf der Zukunft verfündet worden ift, der 
aber bisher immer nur in kleinen —— ten geführt 
wird, ſcheint nun mit verftärfterem Ma — und, 
wenigſtens verſuchsweiſe, von einer breiteren Operations» 
bafis aus unternommen werben zu follen. 

Um 25. Januar d. J. erſchien in ber Frankfurter 
Zeitung ein Leitartifel unter der Überjchrift „Unerbau— 
liches aus dem Bistum Trier”, In diefem Leitartikel 
wurbe des näheren bie Stellung des Herrn Bilchofs von 
Trier dem höheren Mädchenſchulweſen in feiner Diözefe 
gegenüber, feine —— und abweiſende Stellung dem 
paritätiſchen Mädchenſchulweſen gegenüber geſchildert, und 
es wurde insbeſondere ein Banden des Herrn Biſchofs 
gegen diejenigen fatholifhen Eltern in Trier in Aussicht 
geitellt, die nach wie vor ihre Kinder der dortigen pari« 
tätifchen, aus ftädtiichen und ftantlichen Mitteln unter- 

altenen, mit einem Lehrerinnenfeminar verbundenen 
öheren Mädchenfchule zuführten. Der Herr Bifhof von 
rier hat fofort diefen Artikel der Frankfurter Zeitung 
durch eine eingehende, zunächſt an feine Geiftlichkeit ge— 
richtete, aber gleichzeitig der Öffentlichkeit übergebene 
Brofchüre beantwortet, in welcher er mit einem reichen 
Aktenmaterial fein Berhalten zu — ſucht und 
im einzelnen die Verhältniſſe an den drei größeren Orten 
in Trier, St. Johann-Saarbrüden und in Kreuznad) 
darlegt. Die Frankfurter Zeitung hat fid) aber als gut 
unterrichtet eriwiefen, als, wenn man von dem wohl nicht 
anz zutreffenden Ausdrud einer „gewiffen Art von Ex— 
ommunitation,” den fie gebraucht hatte, abfieht, das von 
ihr fignalifierte Vorgehen des Herm Biſchofs alljobald 
eintrat. Denn am 15. Februar d. %. hat die Pfarr 
geiftlichkeit der Stadt Trier nad er Mit- 
1 
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[Iuterpellation der Abg. Bachmann u, Gen., betr. 
die Androhung Firchlicher Zuchtmittel gegen 
—* Eltern zu Trier in Schulangelegen⸗ 

en R F 








ID Sadenberg, Interpellant] 


teilungen ber geſamten Preſſe, die unwiderſprochen ge- 

blieben ſind, folgenden Kanzelerlaß verkündet: 
Die heiligſte Pflicht der Eltern iſt die gute Er— 
giebung ihrer Kinder. Die Religion muß aber 
ie Grundlage ber Erziehung bilden. Nach 
wiederholten Enticheidungen der Kirche iſt es 
katholiſchen Eltern nicht erlaubt, ihre Kinder in 
nichtfatholifche ober konfeſſionsloſe Schulen zu 
ihiden, beſonders wenn an bemjelben Orte 
Eatholifche Schulen vorhanden find, Dieſer 
Grundjag gilt auch für Trier und für die hiefige 
Eonfeffionslofe höhere Töchterfchule und kann 
nicht abgeändert werden. Daher erklären die 
Pfarrer der Stadt Trier im Anſchluß an ben 
Erlaß des hochwürdigſten Herrn Biſchofs: Wenn 
katholiſche Eltern ihre Kinder ohne die wichtigſten 
von der Kirche anerkannten Gründe, welche für 
ſchulpflichtige Kinder höchſt ſelten gelten können, 
und ohne die notwendigen Vorſichtsmaßregeln 
diefer Schule überweifen, fo verfündigen fie ſich 
fchwer und können im Saframente der Buße 
nicht losgeſprochen werden. 

(Hört, hört!) 

Demnad bitten und beijchwören die Pfarrer der 
Stadt Trier die katholifhen Eltern, diejer ihrer 
beiligften Pfliht und ihrer Verantwortung vor 
Gott doch eingedenf zu fein. 

Meine Herren, dieſe SKanzelverfündigung, die nad 
dem übereinftimmenden Urteil ber gejamten öffentlichen 
Meinung, fofern fie nicht durch die Heihen des Zentrums 
und die Preſſe des Zentrums vertreten ift, als eine der 
ſchärfſten und ftärkiten Herausforderungen des Staates 
auf dem Schulgebiete harafterifiert worden ijt, 


(fehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


— biefe Kanzelverkündigung bildet den Ausgangspunkt 
unferer Anfrage an die Königliche Staatöregierung, und 
die Brofchüre es Herrn Bifchof3 von Trier fommt dabei 
nur infofern in Betracht, als in ihr die geiftige Bafis 
gegeben ift, auf der fich dieſes Vorgehen des Biſchofs 
und der Pfarrgeiftlichkeit von Trier aufbaut. eine 
Herren, wenn ich an dieſem fchlichten Tatbeftand, der 
uns zu unferer Anfrage Beranlafjung gegeben hat, un« 
bedingt feithalte, wenn ich es unternehme und mir vor« 
nehme, zwar klar und bejtimmt, aber auch ruhig und 
fachlich das Tatverhältnis hier darzulegen und ben Ern 
der dadurch geichaffenen Lage zu beleuchten, fo glaube ich, 
am beften die Unterftellungen von vornherein zurüd- 
uweifen, die man in einer gewiſſen Preſſe uns, ben 
Uintragftellern, gemacht hat, als wollten wir mit unjerer 
Anfrage einen neuen Sulturtampf hervorrufen. Mein, 
meine Herren, wir wollten durch unfere Anfrage an bie 
Staatöregierung biejelbe veranlaffen, daß fie ihrerfeits 
die rechte Stellung einnimmt, um einen neuen Sultur- 
kampf unfeligen Angedentens von vornherein zu erftiden. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Ich nehme deshalb, meine Herren, Abftand davon, auf 
die reichliche ging en einzugeben, bie in diejen 
legten 14 Tagen die Preſſe hin und ber, hüben und 
drüben um biefe neue Blüte Elerifaler Anſprüche ge 
wunben hat. Sch nehme auch davon Abſtand, auf jenen 


Haus der Abgeordneten. 34. Sifung am 2. März 1903. 


2252 


Franftireurfrieg einzugehen, den die „Zrierifche Landes— 
eitung”, auch mit den Waffen des Freibeuterkriegs, ge- 
Füprt dat, 

(fehr gut! bei den Nationalliberalen) 


und ber, er mag —** ohne den Einfluß des Sildols 
geführt worden fein, doch ſeinerſeits den Vorſtoß bes Biſchofs 
von Trier einleitete und vorbereitete. J Hr auch auf 
die eingehenden Ausführungen des Herrn Biſchofs über 
die Schulverhältniffe in dem drei von mir erwähnten 
Städten nicht ein. Ich beleuchte nicht das Vorgehen bes 
Herrn Biſchofs, das dahin zielt, in jenen Städten pari- 
tätifhe Schuleinrichtungen nicht zu ftande kommen zu 
lafjen oder in ihrem Beftand zu ftören, die von ber ge- 
famten ftäbtifchen Bevölkerung und Vertretung, einerlei 
welcher Konfeſſion fie angehören, 


(fehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


als notwendig, als erforderlich gewünfcht und befürmortet 
werden. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


39 halte mich, wie gefagt, einzig und allein an die Dar- 
egung ber geifigen Balıa, auf der ſich das Vorgehen 
—3* Herrn Biſchofs von Trier und feiner Geiſtlichkeit 
aufbaut. 

Welches ift dieſe geiftige Baſis? Meine Herren, das 
ift die Au faffung, die Veftgele te Auffaffung der römifchen 
Kirche von der modernen Schule, von ber Staatsſchule, 
von der Schule, die der ausſchließlichen Wutorität ber 
Kirche entzogen ift, einerlei, ob diefe Schulen wie in an- 
deren Ländern religionslofe Schulen find, oder ob fie wie 
bin und her bei uns Simultanſchulen, —* Schulen 
ſind, die man zu Unrecht immer gleich als konfeſſionsloſe 
Schulen bezeichnet. 


(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 


Alle diefe Schulen, die nicht der uubedingten Autorität 
ber Kirche unterftehen, werden in der Weije charakterifiert, 
daß fie fchlecht, unbedingt ſchädlich, daß fie perniciosissima 
docendi ratio find. Der Matel, der ver nichts gutzus 
machende Makel, ber diefen Schulen . anhaftet, ift eben 
der, daß fie der Autorität, der unbedingten Autorität der 
Kirche entzogen find. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, nun ift es ja ganz folgerichtig: wer dieſe 
Wertung der modernen, der Stagatsſchule, der unter ber 
Auffiht und unter der Hoheit des Staates ftehenden 
Schule anerkennt und teilt, der kann nicht anders, der 
darf nicht erlauben, daß folde Schulen ge- 
ee daß folde Säulen geleitet, daß folde 

hulen beihidt werben. —— wohl, wie die 
Dinge liegen, kann die römiſche Kirche es nicht hindern, 
daß hin und her ſolche Schulen gegründet werden. 
Um ſo mehr aber ſucht ſie — und id wiederhole: das ift 
folgerichtig — die Leitung und den Unterridht an 
dieſen Schulen zu hindern. Zu dem (Ende erteilt fie den 
Religionslehrem und den eichichtslehrern nicht die 
missio canonica; zu dem Ende ftellt fie die Lehrer, die 
ohne die missio canonica den Dienft an ſolchen Schulen 
übernehmen, unter die Androhung der Erfommunifation; 
E verhindert fo die wirklich paritätifche Musgeftaltung 
er ftaatlihen Schulen mit allen N zu gebote ftehenden 
Mitteln, um fie dann als Eonfeifionslofe Schulen zu 
fennzeichnen und vor der Öffentlichkeit zu brandmarfen, 
um dieſe ftaatlihen Schulen den verdächtigen und ver- 
achteten religionslofen Schulen gleichzuftellen, um in den 
breiten Bevölferungsmafjen den Gedanken großzuziehen, 
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[D Sackenberg, Interpellant] 
daß in dieſen Schulen wider die Religion, wider den 
Glauben und wider die gute Sitte gelehrt und erzogen 


werde. 
(Sehr richtig! links.) 


Und ebenjo fol * muß die Kirche grundfäglich auch 
den Beſuch und die Beſchickung all folder Schulen ver- 
bieten. So verbietet fie, daß man ſolche Schulen befucht, 
unter allen Umftänden dann, wenn katholiſche Schulen 
am Orte find; fie verbietet den Beſuch paritätifcher 
Schulen, wenn es möglich) ift, die Sinder nach auswärts 
u verichiden, dann, wenn keine Latholifche Konfeſſions— 
chule am Orte ift; und fie geftattet nur unter Um— 
ftänden den Beſuch der paritätiihen Schulen, nämlich 
dann, wenn eine causa gravis vorhanden ift, und wenn 
die Sicherungen, die Kautelen gegeben find, um das 
immerdar in paritätifhen Schulen vorhandene periculum 
perversionis proximum wenigiten® zu einem periculum 
remotum zu machen. 

Was ift denn nun eine causa gravis? Darüber zu 
entfcheiden, fteht felbftverftändlich immer nur den Eird- 
lichen Oberen zu. Aber grundbfäglich wird jchon gejagt, 
daß es nicht eine causa gravis, daß es nicht ein hin— 
reichender Grund jei, eine paritätifche Schule zu —— 
wenn etwa bie konfeſſionelle Schule am —* 
minderwertig ift, oder wenn durch den Beſuch der pari« 
tätifchen ule feine Vorteile zu erlangen find. Nur 
wenn durch den Nichtbefuch der paritätifchen Schule große 
ſchwere Schädigungen, etiwa Berluft des Amtes ufw ver- 
bunden fein würden, nur dann ift unter Umſtänden eine 
causa gravis, ein hinreichender Grund, anzuerfennen. 

Und was die Sicherungen, die Kautelen anlangt, die 
an fein müffen, um die Gefährdung des Glaubens 
und der guten Sitte in paritätiihen Schulen abzuhalten, 
da ift es doc a wenigſtens eine derfelben zu 
hören, die in die Sreije und in die Seelen der jungen 
Schüler und Schülerinnen ſchon die Spionierfucht und 
die Denunziationsfucht hineinträgt. ES heißt ba: 

Die Eltern müfjen auf alles acht haben, was in 
der Eonfeifionslofen Schule fich zuträgt, und was 
dem Glauben und ben Gitten ihrer Kinder nach. 
teilig werden kann, bejonders auf die Lehrbücher, 
auf den Unterricht jedes einzelnen Lehrers, auf 
die Schuldisziplin, auf den Umgang, und fobald 
fie etwas Gefahrbringendes a, müffen 
Ir alles tun, um bei den Schulbehörben wirk— 
ame Abhülfe zu jchaffen und nachteilige Ein- 
flüffe von ihren Kindern fernzuhalten; namentlich 
wird auch ber beftändbige Umgang und Berfehr 
mit Proteftantinnen und Ssraelitinnen zu be 
achten und deſſen Einfluß zu beobachten jein. 


(Hört, hört! rechts.) 


Meine Seren, foviel über das — ich jage e8 wieder — 
folgerichtige Verbot des Befuches der paritätifchen Schule 
und über die Kautelen, die gegeben fein müffen, um unter 
Umftänden biefen Beſuch zu geftatten. Und nun, meine 
Herren, ift e8 auch folgerichtig, wenn bie Kirche, die der⸗ 
artiges verbietet, auch gegen diejenigen ihrer Glieder mit 
ihren Maßregeln vorzugehen jucht, die fich dem Gebot nicht 
fügen. Das ift folgerichtig; darin unfererfeit3 hineinzu- 
reden, haben wir zunächlt nicht die geringfte Veranlaflung. 
So kann in der Tat „ben Eltern, melde ohne hin— 
reihenden Grund und ohne Beachtung der Stautelen 


nad ftattgehabter —— an dem Vorſatz beharren, 
die Schule zu beſchicken reſpektive ihre Kinder aus der kon- 
feffionslojen Schule nicht zurüdzuziehen, die ſakramentale 
Losſprechung nicht erteilt werden; aber es kann ihnen die 
heilige Kommunion dennoch öffentlich nicht verweigert 
werden, weil die Musnahmefälle, in denen bie Schule 
bejchikt werden darf, fich von den anderen Fällen, wo 
* nicht erlaubt iſt, oͤffentlich nicht unterſcheiden 
aſſen.“ — 

Meine Herren, das iſt die geiſtige Baſis, auf der 
ſich das Vorgehen des Herrn Biſchofs von Trier und 
ſeiner Pfarrgeiſtlichkeit aufbaut; das iſt die geiftige Baſis, 
die er in ri Erlaß vom Januar 1883 bdarlegte. 
Meine Herren, wenn der Herr Biſchof von Trier ſich 
nicht —— hatte, dieſen ſeinen alten Erlaß nur bei 
ſeiner Geiſtlichkeit in Erinnerung zu bringen, ſondern 
wenn er heute einen neuen Geiob in berjelben Richtung 
verfaßt hätte, dann hätte er & em angezogenen Akten« 
material, das in dem alten Erlaß fteht, ungeheuer viel 
Neues hinzufügen können, zahlreiche Alokurionen des 
—— regierenden Papſtes an die verſchiedenſten 

eiſe der Bilhäfe, beifpielsweife an die bayerifchen 

Biſchöfe vom Jahre 1887, und er würde es fich dann 
—— auch nicht haben a laſſen, die bekannte 
anifius-Encyklifa vom 1. Auguft 1897 für fih in An- 
ſpruch zu nehmen. Auch hätte ber Er Biſchof die 
—— Stimmen der heutigen Moralphiloſophen 
er katholiſchen Kirche, Kathrein, Göpfert, Lehmkuhl, 
Aertuys und anderer anziehen fönnen, die in breitefter 
eigen dieſe geiftige, afis des Schulkampfes bar- 
legen und begründen. an fann auch nicht jagen, wie 
a t worden ift, dieſe te bie von päpftlicher Seite 
un jeien nicht verbindlid. Ya, meine Herren, id) 
weiß ja wohl, daß nicht alles das als ex cathedra gerebet 
anzufehen ift; aber alles — das wird mir jeder zugeben —, 
was von ber Yo kirchlichen Stelle geredet wird, ift 
für einen Katholiken unbedingt im Gewiſſen verpflichtend, 
und beijpieläweife die Bulle Quants cura wird auch von 
ben Kirchenrechtslehrern der katholifchen Kirche ala rg 
verpflichtend angejehen. Und aud daß der Bifchof die 
Abtolution verweigert — es iſt das in einzelnen Prefie- 
äußerungen ihm vorgeworfen worden als ein Unrecht, als 
etwas, was ihm Er tun nicht zuftände —, das, meine 
Herren, ift ebenfalls belegt. Ich darf da nur hinweiſen 
auf die Anftruftion des römiſchen Kardinalvikars vom 
12. Juli 1878, die von Leo XIII. beftätigt worden ift, 
wo e3 von Eltern, die ihre Kinder in paritätiſche Schulen 
ſchicken, heißt, 

arcendos esse a sacramentis, utpote indignos et 

incapaces, donec filios suos ab ejusmodi scholis 

revocaverint. 
Was beweift das alles? Meine Herren, das beweift, daß, 
wenn wir uns auf den Standpunkt der römifchen Kirche 
ftellen, wir das Borgehen des Herrn Biſchofs 
Korum in Trier nur als ein burdaus firhlid 
korreftes anfehen können. Das ift die eine Seite ber 
Sadje, und die hat infofern ein Intereſſe, als vielleicht 
auch die Königlihe Staatsregierung aufs neue einmal 
wieder Kenntnis davon nimmt, was bie Frag vu 
Forderungen der römischen Kirche und ihre feinen Augen- 
blid aus den Augen gelaffenen legten Ziele auf dem 
Gebiete der Sahulpolirit find, 


(Sehr gut! links.) 


Aber, meine Herren, um das Borgehen bes Herrn 
Biſchofs von Trier richtig und objektiv zu beuteilen, muß 
nun eine andere Seite der Sache ins Auge gefaßt werden. 
Es ift doch überall in der Welt ein Unterfäjleh zwifchen 
Theorie und Praxis. Es ift ein anderes, grundfäßliche 
Forderungen aufzuftellen, und ein — Forde⸗ 
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rungen praktiſch durchzuſetzen; es iſt ein anderes, einem 
Epistopat allgemeine Regeln zu geben, und ein anderes, 
im einzelnen Falle diefe Regeln zur Ausführung zu 
bringen. Und da ift doch uns allen bekannt, welches das 
Verfahren und die Gepflogenheit der römijchen Politik 
gerade und gm bejonder8 unter dem gegenwärtigen 
Bapfte ift. A Herren, die grundfäglichen Forde— 
rungen werben feitens der Kurie feftgebalten allen neueren 
—— en der Staaten gegenüber, ſie werden zu 
paſſender — und bei ſich bietender — dem 
Epiſkopat immer wieder in Erinnerung gebracht; aber 
meine Herren, man drängt und dringt nicht darauf, daß 
nun dieſe grundſätzlichen — immer und überall 
zur Durchführung gebradht werden. Meine ir bie 
römische Kurie — das lehrt die Geſchichte — iſt in Rück— 
fit auf lokale und zeitgeſchichtliche Berhältniffe unter 
Umftänden und um Sclimmeres zu verhüten, ſehr bereit, 
duldfam zu fein und durch die Finger zu jehen, temporum 
ratione habita. Es ift den Bifchöfen ficher niemals aus— 
drüdlich gefagt worden, aber es wird ftillichweigend ge— 
duldet, daß die Bilchöfe — das ift der Kurialſtil — 
— Dinge „tolerieren“, die ſie nicht gern ſehen, 
ie die Kirche an ſich nicht geſtatten kann, dag fie „diſſi⸗ 
mulieren”, d. 6. daf fie ie ftellen, als fähen fie das 
übel nicht”. Es wird jedem Biſchof nad} feiner Gefinnung, 
nach feinem Temperament überlaffen, die grundjäglichen 
Forderungen im gegebenen Falle geltend zu machen, oder 
nicht. Und ich meine, vom römiſ Eirchlichen Standpunft 
aus fann man es einem temperamentvollen und, wie ich 
ohne jeden Hintergedanken ausſpreche, für die Ideale 
feiner Kirche begeifterten Biſchofe nicht übelnehmen, wenn 
er nun einmal die grundjäglichen Forderungen feiner 
Kirche geltend zu — ſucht. Meine Herren, wie weit 
bie Freiheit, die die Biſchöfe unter den allgemeinen Beſtim— 
mungen ihrer Kirche haben, gebt, das ergibt fich daraus, daß 
das, was num von dem Bifchof Korum in Trier befämpft und 
verhindert wird, in den anderen Epiſkopaten unferes 
Landes einfach gang und gäbe ift; das erhellt daraus, 
daß der suae von Trier an anderen Orten bafjelbe 
tut unb dasſelbe geftattet, wa8 er in Trier nicht will. 
Die Sache geht noch weiter, meine Herren. Der Ahnen 
allen befannte Kardinal Vaughan, der doch auch Glied 
der römifchen Kirche ift, hat in einem einzelnen Falle, 
als er mit einem feiner Geiftlichen ftritt, 5* weiteres 
in dem Sprengel dieſes Geiſtlichen die katholiſch-kon— 
feffionelle Schule aufgehoben und die Satholiten ge- 
wungen, in die religionslofe ftaatlihe Schule ihre 
inder zu ſchicken. 
(Hört, hört! links.) 


Was alfo der eine Bifchof befiehlt, kann der andere 
Bifhof von der Kanzel als Sünde brandmarten. — 


(Hört, hört! links.) 


Und nun, meine Herren, glaube ich, haben wir ben 
rechten Standpunkt gewonnen, um das Vorgehen des 
Biſchofs von Trier in das richtige Licht zu fegen. Was 
ift denn — fo laffen Sie mid —— erheben — das 
Auffallende, das in weiten Kreiſen Befremdende in dieſem 
Vorgehen? Was ift dies, das der Biſchof von Trier in 
feiner Brofchüre ausfpricht: die Zeit des Schweigens fei 
vorüber, und die Zeit des Redens fei — 


(Hört, hört links!) 


Das ift dies, daß der Biſchof von Trier es für zeit» 
emäß hält, einen in der ganzen Fieberhige der damaligen 
it entjtandenen und den ganzen intoleranten Geift 
atmenden Erlaß nad) 20 Jahren aufs neue wieder in 
Erinnerung bringt; das iſt dies, daß der Biſchof von 
Trier das, was unter Umftänden im feeljorgerlihen Ber- 
£chr ja wohl hin und her geübt worden ift, nun als 
allgemeine Vorſchrift urbi et orbi von der Kanzel ver- 
fündigen läßt. Das mußte auffallen, da8 mußte über- 
raſchend fein, diefe Berweifung auf die ftarren Sätze bes 
Syllabus in einer Zeit, wo uns wiederholt hier im Haufe 
gelagt wurde, daß wir den Syllabus gar nicht verftänden, 
daß derjelbe gar nicht fo berbe und hart wäre, wie wir 
ihn auffaßten. Das muß überrafhend und auffälli 
fein in einer Zeit, wo diejenige Partei, die dem Biſcho 
Korum am nächſten fteht, Toleranz fordert und Toleranz 
predigt und Zoleranzanträge ftellt. 


(Sehr gut! links.) 


Das mußte auffallend und befrembend fein, und es ift 
es bis in die weiteften Kreiſe hinein gewejen in einer 
Zeit, wo doch wahrlich die römifche Kirche in deutjchen 
anden und im preußiichen Staate nicht den mindeſien 
Grund hat, fich über mangelndes Ent: —— ſeitens 
der Königlichen Staatsregierung zu E lagen. 


(Lebhafte Zuftimmung links und rechts.) 


Darum ift es verftändlich, daß in der Tat durchs weite 
Land eine große Aufregung über dieſes Vorgehen des 
Biihofs Korum entftanden ift. Derielbe kann er 
mehr, wie in feiner Brofchüre, von einer „Eirchenfein 
lichen” Preſſe reden, die gegen ihn mobil mahe — er 
müßte denn fonft felbft die „Sreuzzeitung” zur Kirchen 
feindlichen Prefje rechnen. 


(Heiterkeit.) 


Diefe ag a ift Hineingegangen in die weiteften Sreife 
derer in beiden Eonfeifionellen Lagern, die aus Über 
zeugung für die Sonfeifionsjchulen eintreten, bie 
aber gerade in diefer Überjpannung des Konfeiftonalitäts- 
prinzips eine Gefahr für ihre Anjchauungen und ihre 
Grundſätze jehen. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Diefe Erregung ift — das darf ich von dieſer Stelle aus 
ausjprechen — groß geworden in allen den Sreifen in 
beiden Eonfejfionellen Lagern, denen es wirkli um den 
kirchlichen Frieden zu tun ift, 

(bravo!) 


zum bejten beider Sonfeifionen und vor allen Dingen um 
der Wohlfahrt des Staats und des Baterlandes willen. 
(Sehr gut! links.) 
meine Herren, es liegen die Zeugnifje vor, daß 
eine wen die natürlich nit fi nad) außen drängt, 
jelbft in die Kreiſe der guten, frommen, einwandfreien 
Katholiken hineingedrungen ift; 
(jehr richtig! links) 
daß fie hineingebrungen ift vor allem in die reife, die 
ed aus Erfahrung kennen, daß ihre Töchter durch den 
Umgang, durch den gleichzeitigen Unterricht und das ge 
meinfame Spiel und durch angefnüpfte Freundſchaſten 
mit Proteftantinnen und Sübinnen an ihrem Glauben 
und ihren guten Sitten keinen Schaden erleiden. 


(Sehr gut! links.) 


Bei diefer Bewegung, die durch das Land geht, i 
es jelbftverftändlihd — is nehme das an —, & An: 
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die Königliche Staatsregierung befremdet und erregt ge— 
worden über dieſes ** des Biſchofes in Trier. 
Freilich wohl, 20 Jahre lang hat unſere preußiſche Re— 
gierung und Schulverwaltung es erleben und dulden 
müfjen, daß dieſer Biſchof von Trier von feinem kirchlich 
korrekten Standpunft aus alle ihre Schulmaßnahmen in 
ber Stadt Trier, die doch bei der katholischen Bevölkerung 
jelbft fteigenden Anklang fanden, zu durchkreuzen juchte, 
daß er fie hinderte, die paritätiiche höhere Töchterjchule in 
Trier zu einer wirklich paritätifchen und darum von 
beiden Seiten nicht zu beanftandenden Anftalt auszu— 
geftalten; nun krönt er diejes zwanzigjährige Vorgehen, 
indem er die ftaatlidie Schule boykottiert. 

Was er damit den Eltern antut, die ihre Kinder in 
biefe Schulen bisher aus Überzeugung gehen ließen, das, 
denke ich, gehört nicht vor unfer forum; aber was er 
dem Staate gegenüber tut, das gehört hierher. 


(Sehr richtig! links und rechts.) 


Meine Herren, man bat zwar in diefen 14 Tagen, 
die die Königliche Staatsregierung der öffentlichen 
Meinung freigegeben hat, 


(Heiterfeit links) 


— id weiß nicht: ob zur Beruhigung oder zur Klärung 
—, allerlei Ausflüchte geſucht. an bat — das ſei 
doch nur eine lokale Angelegenheit dort hinten in dem 
Eckchen unſeres Vaterlandes, Trier genannt. Ich berufe 
mich aber auf die in dieſer Be —* ganz gewiß zus 
ftändige „ZTrierifche Landeszeitung”, die os es jei eine 
„über die örtliche Bedeutung weit hinausragende An— 
elegenheit”. Man bat weiter gejagt, dieje Stanzelver- 
erg fei eine innere Angelegenheit ber katholiſchen 
Kirche. Wenn das der Fall wäre, dann würde ich der 
legte jein, ber ei unfere Interpellation verträte; in 
innere Angelegenheiten ber Eatholifchen Kirche habe ich 
weder Grund noch Recht mic, einzumifchen. Aber wie 
man das eine innere Angelegenheit der katholifchen Kirche 
nennen fann — nun, meine Herren, mit demſelben Recht, 
wie man die Mobilmahung und Kriegserklärung einer 
feindlichen nationalen Macht als eine innere Angelegen- 
heit diefer Macht anfehen könnte, 


(Heiterkeit) 


bie fi dann verbitten würde, daß die angegriffene Macht 
nun auch Stellung nehme und mobil Be n . 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Man hat endlich u! geglaubt, die Königliche Staats» 
regierung würde fid in diefem Fall durch die Medizinal« 
abteilung leiten lafjen; 


(Heiterkeit) 


und wie ein Arzt, der ein kleines Geſchwür an irgend 
einer Stelle fieht, fi etwa mit ber Auflegung eines 
Pfläfterhens begnügt, fo möge bie Königliche Staats» 
regierung vielleicht mit einem milden Verweis ober unter 
vornehmer Mißachtung an diefem Borgehen des Biſchofs 
von Trier vorübergehen. Aber ſolche vornehme Mih- 
achtung könnte doch leicht in weiten reifen als Furcht 
ausgelegt werden. 
(Sehr wahr! links.) 
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Sie künnte doch zu einem Anveiz für andere Kirchen. 
fürften werden, in die Fußtapfen des Biſchofs Korum 


einzutreten. 
(Sehr richtig! links.) 


Sie fünnte da, wo wir blühende paritätijche höhere 
Töchterſchulen —— nun mit einemmale die Bewegung 
in die Wege leiten, die auf Errichtung konfeſſioneller 
Schulen ginge. Sie könnte die Bewegung überſpringen 
laſſen von den höheren Mädchenſchulen Bi die höheren 
Knabenſchulen. BR weiß — ſehr wohl, daß man in 
Trier in einer öffentlichen Verſammlung geſagt hat, es 

eht uns ja nur um bie Erg Mädchenichulen; die 

ädchen find in ihrer jenjiblen Art viel leichter einer 
Verführung zu Unglauben und zu ſchlechter Sitte offen- 
ftehend. Vielleicht legt man — ich gebe das aud) zu — 
Wert vor allem darauf, daß die zukünftigen Mütter und 
Erzieher des fommenden Gejchlechts in jener fonfeffionellen 
Abhängigkeit erzogen und erhalten werden, die fie nachher 
fähig macht, auf ihre Männer und ihre Söhne in einer 
der Kirche genehmen Weiſe einzuwirfen, 


(Sehr wahr! links.) 


Aber ich laſſe mir nicht ausreden, daß in diejer Begiebung 
von der höheren Mädchenſchule bis zur höheren Knaben— 
ſchule nur ein ganz kurzer Schritt ift, und ich erlaube 
mir bier nur auf die fchon einmal angezogene Ganifius- 
Eneytlika hinzuweiſen, in der der Papſt an den Eipijkopat 
von Deutjchland, Ofterreih und der Schweiz die Auf- 
forderung richtet, daß man das Augenmerf darauf richtet, 
daß die Knaben in feiner Weife in gemifchten Schulen 
erzogen werden follen. 


(Hört, Hört! links.) 


Es heißt da — und diefe Stelle ift ana harakteriftiich 
und für den, der hören und fehen will, jehr durchſichtig 
und verſtändlich —: 
Es gab eine Zeit, da durch bie ni aller 
Akademien, bejonders der Pariſer, Vorſorge 
getroffen war, daß alle Studienfächer ſich jo an 
die Theologie anichloffen, daß niemand für einen 
vollendeten Gelehrten gehalten wurde, wenn er 
nicht die lauren bieler Disziplin erworben 
hatte. Leo X. aber, ber Wiederherfteller eines 
Augufteiihen Zeitalters, und die übrigen Päpfte 
we ihm, unjere Vorgänger, wollten, daß das 
röntische Athen aum und die anderen ſogenannten 
Studienuniverſitäten beim Entbrennen des gott 
loſen Krieges gegen die Religion fefte Burgen 
feien, wo unter Anführung und Befehl der dhrijt- 
lichen Weisheit die Fünglinge ihren Unterricht 
empfangen follten. Diefe Studienordnung, welche 
Gott und den Heiligen zuerft diente, trug hervor» 
ragende Früchte; ſicher hat fie die aljo erzogene 
Baden befier auf dem Boden der Pflichttreue 
— Dieſes Glück wird für euch 
wiederkehren, wenn ihr mit allen Kräften 
danach ſtrebt, daß auf den ſogenannten 
Mittelſchulen, den Gymnaſien, Lyceen 
und Akabemien der Religion ihre Rechte 
gewahrt bleiben. 


(Sehr wahr! im Bentrum.) 


Meine Herren, daß durd das Vorgehen bes Herrn 
Biſchofs von Trier eine ernfte Lage. ein ift, das 
dürfte von allen Seiten zugeftanden werben. Daß das 
Land ein Recht darauf bat, die Stellung der Königlichen 
Staatsregierung diefem Borgehen —— kennen zu 
lernen, das ſteht mir feſt. Bir haben durch unjere Ans 
frage der Königlichen Staatsregierung möglichſt bald die 
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Pr geben wollen, vor dem Lande dieſe ihre 
Stellung Elarzulegen. 

Und wenn wir nun fragen, in weldyer Weife die 
Königliche Staatsregierung vorzugehen gedenkt, dann 
liegt es und — ich ſpreche das offen aus — ganz fern, 
nad Bolizeimaßregeln und Eleinlichen epreifa ien zu 
ſchreien. Es Handelt fi — darüber dürfen wir ung 
wohl verftändigen — im tiefften Grunde um einen großen 
eiftigen Rap, und in allen geiftigen Kämpfen ift mit 
Bolizeimakregeln reineweg nichts getan. Nein, dieſem 
Vorgehen des Biſchofs von Trier gegenüber kommt es 
uns darauf an, zu hören, ob die Königliche Staat$- 
— die feſte Stellung in ihrer Shulpolitit ein« 
nimmt, Die dieſes Vorgehen bes Biſchofs im Keime zu— 
rüddrängt, und die uns die Gewähr bietet, daß derartige 
Aufregungen ber öffentlichen Meinung und Störungen 
des Eonfejjionellen Friedens jo leicht nicht wieder vor— 
kommen. Darauf wird es und antommen, daß bie 
a Staatsregierung fi aufs neue ar wird, daß 
ihre ffaffun von ber Schule diametral der in ber 
römifchen = ——— Auffaſſung gegenüberſteht, 
daß alſo, wenn der Friede erhalten werden ſoll, die 
Grenzen jeitens der Staatsregierung Mar und feit ger 
ogen jein müffen, wo fie fagt: hier fängt meine Stants- 
Doheit über die Schule an. 


(Sehr wahr! links.) 


Wir erwarten von der Königlichen Staatsregierung eine 
Erklärung, daß fie unter keinen Umftänden gemillt ift, 
die von ihr um der Notwendigkeit willen und in Über 
einftimmung mit unferem ftäbtijchen Gemeinweſen ges 
Ichaffenen, die von der gegenwärtigen Beit geforderten 
paritätiſchen Schuleinrihtungen irgendtwie preißzugeben. 


(Sehr wahr! links.) 


Wir erwarten von der Königlichen Staatsregierung, daß 
fie etwas vorfichtiger als bisher darin fein möge, auf 
dem Gebiete des höheren Schulwefens lei therzig 
die —— zur Gründung konfeſſioneller Anſialten 
zu geben. 


(Ad, ah! im Zentrum. Sehr gut! Links.) 


Wir eriwarten von ber Fa ae Staatöregierung, daß 
fie durch ihre Schulpolitif, da wir in —— und 
deutſchen Landen auf den Verkehr und Umgang mit 
Andersgläubigen innerhalb der chriſtlichen Religion an— 
gewieſen ſind, alles tut, um von Jugend auf Achtung 
und Ehrfurcht vor den Andersgläubigen in die jungen 
Seelen hineinzulegen. 


(Lebhaftes Bravo links. Unruhe im Bentrum.) 


Wir erwarten von der Königlichen Staatsregierung mit 
einem Wort, daß fie in ihrer Schulpolitit die Stellung 
einnimmt, die einzig und allein dem Eonfeffionellen Frieden 
und der Wohlfahrt unferes Stantes dient. 


(Bravo! links.) 


Und zum Schluß, meine Herren, noch ein Wort! Diefes 
Vorgehen des Biſchofs von Trier, es ift ein einzelnes, 
ja, es ift aber doch ein Wetterzeichen, und unter einem 
olchen Wetterzeichen, meine ih, müßte die Königliche 
Staatsregierung Beranlaffung nehmen, doch einmal 
ernftlih wieder den ganzen Standpunkt einer Revifion 
zu unterziehen, ben He in ber Kirchenpolitik einnimmt, 











Haus ber Abgeordneten. 34. Sigung am 2. März 1903. 


2260 


Ich kann mir nicht helfen; ich muß e8 hier ausſprechen: 
ic meine, die Stönigliche Staatsregierung wäre etwas 
mit ſchuld an dem Vorgehen des Biſchofs von Trier. 


(Sehr richtig! links.) 


Ich meine, fie hätte durch die Zartheit, durch die Milde, 
durch die Freundlichkeit, durch die Wblohnungen, die fie 
in gewiffen Fällen eintreten läßt, den Augenblid als ge 
kommen bem Bifchof gleichjam jelbft notifiziert, um aus 
der Periode des Schweigens in die Periode des Redens 
und Forderns überzugehen. 

Mir liegt es fern, in konfeifioneller Beziehung ſcharf 
zu machen. Es ift in diefem Haufe des öfteren, aud 
von Ihnen, meine Herren im SBentrum, anerkannt 
worden, daß die katholiſche Kirche nirgends fich fo gut 
befinde wie in unferem preußifchen und deutichen Bater- 


lande. 
(Sehr wahr! links.) 


Das foll der Ruhm unferes preußifchen Vaterlandes für 
alle Zeiten bleiben: in dem tiefften und innerlidften Sinne 
des Wortes foll unter der Krone der Hohenzollern jeder 
nad) feiner Faffon felig werden können, 


(bravo! links) 


foll jedem die freiefte Gelegenheit gegeben werben, feines 
Glaubens zu leben! 


(Bravo! links und bei den Freikonſervativen.) 


Aber, meine Herren, ob man das unter ber berechtigten 
und gerechten Rückſichtnahme auf alle Konfeffionen, auf 
alle die, die verjchieden glauben und denken, ausführen 
kann durch eine zu große Nadhgiebigkeit gegen die kirch 
lidj-politiihen Forderungen einer einzelnen Partei, das 
ift mir eben jehr fraglich, 


(Sehr ritig! links.) 


Ich bin überzeugt: mit diefer Politik der Freundlichkeiten, 
der Fleinen und der großen Gaben, unter Umftänden des 
mutigen Zurüdiweichens dem Zentrum gegenüber 


(Heiterkeit links) 


bat die Königlich preußifche Stantäregierung die befte 
Abſicht; fie hat geglaubt, auf diefe Weife einen wirklich 
guten modus vivendi mit der römijchen Kirche in 
deutjchen Landen herzuftellen. Wenn fie aber einfieht — 
und ich glaube, ein ruhiges —— und ein gewiſſen⸗ 
haftes Hineinſchauen in die Entwicklung der Dinge muß 
ſie zu der Einſicht bringen — wenn ſie einſieht, daß 
dieſe Politik des mutigen Zurückweichens nicht einen 
modus vivendi ſchafft, ſondern zu einem immer neuen 
modus belli gerendi führt, dann, meine ich, müßte bie 
Staatsregierung diefe ihre Politik einer Reviſion unter- 
äiehen und eine andere Stellung einnehmen. 


(Bravo! links.) 


Ih komme zum Schluß. Wir erwarten, daß von 
der preußijchen Staatsregierung ung eine Antwort ge: 
eben wird in dem Sinne, wie ich mir auszuführen er- 
aubte, eine Antwort, die Beruhigung im Lande hervor- 
ruft, eine Antwort, die ein ähnliches Vorgehen ſeitens 
der Elerifalen Macht ſchier unmöglich madt. Sollten 
wir ung in diefer Erwartung getäufcht fehen — nun, meine 
Herren, wir haben unfere licht und Schulbigkeit getan, 
indem wir den Ruf, der in der überwiegenden Mehrheit 
unferer Bevölkerung erjchallt, an das Öhr der Slönig- 
lihen Staatsregierung gebradht haben: Videant consules, 
ne quid res publica detrimenti capiat! 


(Lebhafter Beifall links und bei den Freifonfervativen.) 
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Hation d .B . betr. 
—— —— 
er Itern zu Trier in Schulangelegen- 





Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Minijterpräfident. 


Graf v. Bülow, Minifterpräfident, Reichskanzler: 
Meine Herren, bevor der Herr Kultusminifter auf das 
Tatſächliche des ger ua und auf die von dem 
Herm Antragſteller vorgebradhten Einzelheiten näher ein» 
geht, möchte ich das folgende jagen. 

Ich muß zunächſt meinem Bebauern, meinen tiefen 
Bedauern Ausdrud geben über die Art und Weile, wie 
der Herr Bifchof von Trier dur fein Vorgehen den 
konfeſſionellen Frieden gefährdet hat, 


(bravo! hört, hört! links und rechts) 


den aufrecht zu erhalten das ehrliche und bis jet erfolgreiche 
Streben ber Königlichen Staatöregierung gewefen war. 
Mein Bebauern ift um fo lebhafter, als bis zu biejem 
plöglichen Borftoß der Herr Bilchof von Trier weder mir 
nod dem Herrn Sultusminifter gegenüber wegen der 
Trierer Schulverhältniffe irgend melde Schritte getan 


hatte. 
(Hört, hört! links.) 


Auch daran möchte ich erinnern, daß meines Wiſſens 
weder im Plenum noch in der Kommilfion diejes Hohen 
Haufes über das Lehrerfeminar und über die ftaatliche 
höhere Mädchenjhule in Trier Ausftellungen erhoben 
worden waren. Die betreffenden Etatstitel waren, wie 
ich glaube, regelmäßig anftandslos bewilligt worden. 

Das Borgehen des Herrn Bifhofs von Trier war 
um fo auffälliger, als ihm bekannt fein mußte, daß ich 
ed ald meine Bricht betrachte, Gerechtigkeit zu üben 
—— den Angehörigen beider Konfeſſionen ohne 

leinlichkeit und ohne — in der einen oder 
anderen Richtung. Der Herr Biſchof von Trier konnte 
nach meiner politiſchen Vergangenheit nicht im Zweifel 
darüber ſein, wie aufrichtig ich bemüht bin — das * 
ich auch heute gegenüber einzelnen Schärfen in der Rede 
des Herrn Vorrebdners — wie aufrichtig ich bemüht bin, 
Mel tigte Klagen unjerer Eatholifchen Mitbürger abzu- 
tellen. 

Meine Herren, ber Eonfejfionelle Zwieſpalt, welcher 
durch das deutſche Volk geht, nötigt ung, ung ineinander 
zu jchiden, und miteinander einzurichten. Das aber ift 
nur möglich auf dem Boden eines praftifhen modus 
vivendi, auf dem Boden ber Tatjahen. Denn Prinzipien 
find unverföhnlich, und wenn ſich Prinzipien gegeneinander 
auftürmen, fo ift keine VBerftändigung möglich). Brinzipielle 
Gegenſätze mögen und follen ausgefochten werben auf 
geiltigem Sebiete mit geiftigen Waffen; aber in ber Praris 
müflen wir trachten, miteinander auszukommen. Wenn 
auf der einen Seite ber Herr Biſchof von Trier und auf 
der anderen Seite der Herr Antragiteller die Führung 
übernähme, fo — ich, würden wir ung morgen wieder 
im Sulturtampfe befinden. 


(Sehr richtig! im Zentrum; Widerſpruch links.) 


Wir können Preußen nicht fo regieren, als ob es nur 
Proteftanten bei uns gäbe; wir können es aber auch nicht 
fo regieren, als ob es nur von Katholiken bewohnt wäre, 
d. h. wir müſſen dem Eonfeffionellen Zwiejpalt begegnen 
im Beichen ber Gerechtigkeit, von feiten des Staates 
durch eine objektive Geichäftsführung, von jeiten der 
Konfejfionen durch gegenfeitige Duldfamkeit und durch 
Achtung der Rechte wie der Würde bes Staates. 
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Das hat leider der Herr Bifchof von Trier außer acht 
gelaſſen, 
(ſehr wahr! rechts) 


als er eine ſchwerwiegende Prinzipienfrage aufwarf, ohne 
zunächſt zu verſuchen, zu einer praktiſchen Regelung der 
nach ſeiner Auffaſſung in Trier beſtehenden Unzuträglich- 
keiten zu gelangen, und als er hierfür eine ſo ungewöhn- 
liche, eine fo — Form mählte, die das Buftande- 
kommen einer Berftändigung zu erichweren in hohem 
Grade geeignet war. Aus der Zeit des Kulturkampfes 
find, wie wir alle wifjen, unausgeglichene Differenzpunfte 
übrig geblieben. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Uns war aber davon nichts befannt geworben, daß foldye 
Inkongruenzen in der Diözefe Trier in befonderem Maße 
vorhanden jein follten. Soweit dort Unvolltommenheiten 
und Mängel wirklich beftehen, liegt es innerhalb ber 
ftaatlihen Pfliht und im ftaatlichen Interefje diefe zu 
befeitigen. — Bor allem aber muß die Königliche Staats- 
regierung erwarten, daß ber Herr Biſchof von Trier fein 
Publitandum rüdgängig macht. 


(Bravo! rechts.) 


Der Herr Biſchof von Trier hatte und durch feine Abreife, 
die im Mugenblid feiner Veröffentlichung erfolgte, die 
Möglichkeit genommen, diefe Angelegenheit mit ihm direkt 
zu erörtern. 

(Hört, hört! links.) 


Ich habe deshalb den Königlichen Gefandten beim päpft- 
lihen Stuhle angewiejen, die Aufmerkſamkeit der Kurie 
auf die Bedeutung dieſes Falles zu lenken. ch will mid) 
der Hoffnung bingeben, daß die Kurie mit uns dafür 
forgen wird, daß biefer bedauerliche Zwifchenfall I 
weitere für die Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche 
ftörende und für die Allgemeinheit jchäbliche Folgen 
bleiben wird, 


(Bravo! reits und linfs. Bervegung.) 


ba rg ent dv. Kröcher: Der Herr Kultusminifter 
t da ort, 


Dr Studt, Minifter der geiftlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten: Meine Herren, ber Herr Prü- 
De des Königlichen Staatsminifteriums hat die Stellung 

er Staatöregierung zu der von dem Herrn Bifchof von 
Trier eingeleiteten Aktion —— ennzeichnet. Mir 
als dem Chef der preußiſchen Unt tsverwaltung liegt 
es ob, zunächſt den erſten Schritt dieſer Aktion, nämlich 
den Inhalt der Brojhüre: „Unerbauliches aus der Diözeſe 
Trier”, mit der dieſelbe eingeleitet worden ift, näher zu 
beleuchten und im einzelnen darzulegen, daß bie in der 
Brojchüre enthaltenen Angaben, welche ben Schritt bes 
—— Biſchofs rechtfertigen ſollen, einer weſentlichen 
erichtigung bedürfen. Die Angriffe ſind nicht allein in 
eg Brofhüre enthalten, id; werde vielmehr genötigt 
ein, auf gewifje Artikel der „Zrierijchen Landeszeitung” 
qunkesugehen, da fie erft die eigentlichen tatfächlichen 
eſchwerden in extenso enthalten. Der Biſchof jagt, 
daß er ben Artikeln der Landeszeitung fern ftehe; er —* 
ruft ſich aber = Teil auf diejelben, und id) rechne 
daher auf Ihr Einverftändnis, wenn ich das beiderfeitige 
Material gelegentlich zufammenfaffe. 

Was die bifchöfliche Broſchüre betrifft, fo habe ich 
mich vergeblich gefragt, wie man auf Grund bes dort 
vorgebrachten tatſächlichen Materiald einen fo folgen- 
ſchweren Schritt wie das Stanzelpublitandum unternehmen 
konnte. Der Herr Bilchof führt drei Beichwerbepunfte 


2263 


[Snterpellation der Abg. Bachmann u. Gen., betr. 
die errang 6 firchlicher Zuchtmittel gegen 
ee ern zu Trier in ulangelegen: 

en nn — — — 


[Dr Studt, Kultusminiſter] 
an: die Frage einer Ordensſchule in Kreuznach, die 
Ordensſchule in St. Johann, die trieriſchen Anſtalten. 

Was Kreuznach angeht, fo ſtelle ich feſt, daß eine 

Entſcheidung der Minifterialinftang überhaupt noch nicht 
etroffen ift. Das fann man doch zum mindeften ver- 
angen, daß zunächſt die Enticheidung abgewartet wird, 
ehe man wegen berjelben Stlage erhebt. Daf die Neigung 
der Staatöregierung, die Nie —— Kreu u 
bewilligen, durch das jegige Vorgehen Herrn Biſchofs 
nicht verftärft wird, ijt wohl felbftverftändlih. Aber 
aud St. Yohann-Saarbrüden kann fein Vorgehen nicht 
begründen. Tatſächlich ift ja die Errichtung der Ordens» 
icule genehmigt worden. Hierbei hätte ich, wie ich nicht 
unbemerkt {affen fann, gewünjcht, daß die Brofchüre, 
wenn jie nun einmal Akten erzerpiert, wenigitens voll 
Fr Mitteilungen gemacht hätte. Sie jagt, nachdem 
as eigene Schreiben des Bifchofs vom 3. Januar 1899 
abgedrudt ift: nach 7 Jahren, im Jahre 1895, Hatten 
die Berhandlungen endlich den —— Erfolg. Das 
muß doch bei — Unbefangenen den Eindruck erwecken, 
als ob die Verhandlungen 7 Jahre gedauert hätten. 
Zatjählich ift der Antrag des Herrn Bilhofs vom Jahre 
1899 von den damals zuftändigen Miniftern ſchon in 
demſelben Jahre abgelehnt worden. Erſt im November 
1894 haben die Ordensſchweſtern ſelbſt ihren Antrag 
erneuert, und im Jahre 1895 ift diefem Antrage ftatt- 
egeben worden. Bon einer Berfchleppung durdy 7 Jahre 
ann aljo nicht die Rede fein. Das Ergebnis ift das 
— — daß der Antrag genehmigt worden iſt. Dieſe 
Bier konnte doch dem Herm Biſchof keinesfalls 
Veranlafjung geben, im Jahre 1903 gegen die trierijchen 
Anftalten öffentlich) vorzugehen. 

Es bleibt jomit nur der leßte Teil feiner Unterlagen 
übrig. Che 4 auf die Anſtalten in Trier und die über 
ſie erhobenen Klagen eingehe, möchte ich ausdrücklich noch 
einmal feſtſtellen, daß der Herr Biſchof über dieſe An— 
ſtalten keinerlei Klagen oder Beſchwerden bei mir er— 
hoben, und daß er Ein Kanzelpublitandum erlaffen hat, 
ohne auch nur den Verſuch zu machen, bei mir als dem 
Chef der Unterrichtöverwaltung eine Abhülfe zu ver- 


langen. 
(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


In gleicher Weife kann ich bei diefer Gelegenheit feftftellen 
daß auch fonft von feiner Seite über — Mihſande 
an den trierſchen Anſtalten Beſchwerden bei mir erhoben 
worden ſind. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Gelder für diefe Anftalten find alle Jahre durch den 
Stantshaushaltsetat bewilligt worden, und es hätte doch 
nahe gelegen, daß die u ge unerträglichen Zuſtände 
von beteiligter Seite irgend einmal im Haufe zur Sprache 
— worden wären. Bon alledem ift nichts ge Far 

hne weiteres hat man unter Zurüdgreifen auf lange 
Be Vorkommniſſe den Streit vom Zaune ges 
rochen. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Die prinzipielle Bedeutung diefes Schritts hat der 
Diinifterpräfident bereitS gewürdigt. Ich will nur noch 
feftitellen, baß die Unterrichtsverwaltung, fomweit die BWolfs- 


ſchule in Betracht kommt, die Eonfeffionelle Scheidung 
im Sinne der preußifchen Berfafjung möglichit durchzu⸗ 
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führen beftrebt ift. Bier handelt e8 ſich aber um eine 
x die höheren 

Schulen ftehen einer ftrengen Scheidung nach Konfeſſionen 


— bildende * Lehranſtalt. 


nicht nur die geſchichtliche Entwicklung des höheren Unter: 
richtsweſens, Ar in jehr vielen „Fällen jchon die 
praktifhen Berhältniffe entgegen. Die Unterrichtäver 
waltung muß es mit aller Schärfe grundfäglich ablehnen, 
daß die paritätifchen höheren —— an ſich als unzu— 
läſſig und das Seelenheil gefährdend zu erachten ſeien. 

Meine Herren, ich habe nun weiter unterſucht, ob 
denn die ſpeziellen Verhältniſſe der trieriſchen Anſtalten 
irgend wie zu berechtigten Klagen Anlaß —5 haben. 
* darf zunächſt auf die Entſtehungsgeſchichte dieſer 

nitalten —— 

Die Stadt Trier hat im Jahre 1878 zufolge ein- 
ftimmigen Beſchluſſes der ftädtijchen Behörden eine 
paritätijche höhere Mädchenſchule begründet. Neun Jahre 
fpäter übernahm der Staat die inzwifchen mit einem 
Lehrerinnenfeminar ausgerüftete Unftalt von der Stadt 
in eigene Berwaltung, und zwar mit dem von den 
ftäbtifchen Behörden ausdrücklich ausgeſprochenen Bor 
behalt, daß der ſtädtiſche Zuſchuß von 4100 A, ben 
die Stadt bewilligt hatte, zurücdgezogen werben follte, 
jobald die Anftalt ihren fimultanen Charakter verlöre. 


(Abgeordneter Krawinkel: Hört, hört!) 


Die Schule ift nicht konfeffionslos, wie irreführend ge 
fagt ift, fie ift paritätifch: beide Belenntnifje kommen 
gleichzeitig zu ihrem Recht. Sein katholiſcher Vater if 
geatmungen, feine Tochter auf diefe paritätiich eingerichtete 

nftalt zu ſchicken. Neben diefer Schule beftehen in 
Trier noch zwei katholiſche Privatfchulen, eine unter der 
Leitung der Urfulinerinnen mit etwa 260, eine unter 
iweltlicher Leitung mit etwa 170 Schülerinnen. Gleich⸗ 
wohl hat die Baht der katholifchen Mädchen im der 
ftädtifchen Anftalt ftändig zugenommen. Im Jahre 1881 
waren von 300 Schülerinnen 120 evangelifch, 112 katho- 
liſch und 68 jüdifch. Ye Jahre fpäter zählte die 
Anftalt neben 93 evangelifhen Mädchen 141 tatholiſche 
und 43 jüdifche, und heute ſtehen den 168 evangeliſchen 
und jüdiſchen Schülerinnen bereit? 230 Katholifinnen 
gegenüber. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Das Seminar zählt neben etwa 17 evangelifdhen 
70 katholiſche Schülerinnen. j 

Bon den Lehrkräften waren 1895 noch 8 evan liſch 
und 7 katholiſch, wenige Jahre ſpäter 7 evangeliſch und 
8 katholiſch; heute wirken an der Anftalt 8 evangeliſche 
und 12 fatholifche Lehrkräfte, 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Eine Lehrerinftelle ift zur Zeit unbefegt. Wie man in 
den beteiligten Kreiſen weiß, beabfichtigt bie Unterricht‘ 
verwaltung, dieſe mit einer Eatholifchen Lehrerin zu ber 
fegen. Ihre feit einem Jahre aufgewandten Bemühungen 
nad einer geeigneten Lehrkraft waren bisher durchaus 
vergeblih. Sie hat nicht weniger ala 4 Ablehnungen 
erfahren. Ich hoffe — daß in kurzer Friſt eine & 
eignete Eatholifche Lehrerin gewonnen Fin wird. — „N 
dem Entwurfe zum Staatshaushaltsetat für 1903 wird 
eine neue Seminarlehrerjtelle gefordert. Auch für ibre 
Beſetzung ift feit ai Zeit ein katholifcher Lehrer In 
Ausfiht genommen. Wird, wie ich erwarte, bie un 
vom Landtage bewilligt, jo werden von Oſtern d. 3. « 
14 fatholifhe und 8 evangelifche — an der An- 
ftalt tätig fein. Daß hier eine unparitätiiche Zufanmen- 
ſetzung des Lehrerfollegiums vorliege, wird niemand be 
ar können. Jeder den —— en Nahe⸗ 

ehende weiß, daß ein genaues numeriſches Verhältnis 
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wiſchen der Anzahl der Lehrenden und Lernenden gleicher 
onfeſſion in einer paritätiſchen Schule ſich nicht jeber- 
zeit herftellen läßt. 

Eines erkenne ih an: ſchon vor einem Jahre war 
mir aufgefallen, daß der Unterricht in Deutſch und Ge- 
ſchichte im Seminar und in den oberen Klaſſen der höheren 
Mädchenſchule Lediglih von evangelifhen Lehrperjonen 
erteilt wurde. Ach habe daher fchon damals angeordnet, 
daß für die zur Erledigung kommende Stelle einer 
Lehrerin eine Fatholifche Lehrkraft gefucht werde. Gelingt 
e8, für dieſe Stelle eine geeignete Perjönlichkeit zu 
finden, jo wird allen Einwendungen, die etwa aus dem 
bervorgehobenen Umftande gezogen werden fönnten, der 
Boden entzogen fein. Ich wühte nicht, wie man eine 
noch — Bemängelung würde begründen wollen. 

Man hat dann Klagen erhoben über ein vermeintlich 
ungeeignete3 pädagogifches Lejebudh, und zwar unter Bes 
zugnahme auf die Lektüre des befannten Lutherſchen 
Sendſchreibens. Schon im September des vorigen 
re wurde von der Trieriichen Landeszeitung darüber 

eichwerde geführt, daß Luthers Sendichreiben in einer 
Klafje des Seminars behandelt worben fei, die faſt aus— 
ichließlich aus Katholitinnen beftand. ch habe die An— 
elegenheit jehr genau geprüft und ſchon damals dazu 

tellung genommen, Die Qutherjhe Schrift mit Sti 
jchweigen zu übergehen, ericheint bei ihrer großen Be- 
deutung für die Gntwidlung unferes Deutfen Schul · 
weſens nicht angängig. Aber auch heute bin ich der An— 
ſicht, daß es beſſer wäre, die groben Ausfälle, die das 
Sendſchreiben enthält, in dem Exzerpte dieſes Quellen— 
leſebuches ganz fortfallen zu laſſen. Jedenfalls halte ich es 
für geboten, daß vor der häuslichen Lektüre einer ſolchen 
Schrift, die allen Seminariſtinnen aufgetragen wird, 
dergleichen Ausfälle näher gewürdigt und in dem vor⸗— 
liegenden Er unter Hinweis auf das Temperament 
des Verfaſſers und den Zeitcharakter eingehend erörtert 
werben. Ich habe das Erforderliche bereits veranlaßt. 

Weiterhin ift aber auch in der Broſchüre des Herm 
Biſchofs der Unftalt der Vorwurf —— t worden, daß 
die von katholiſchen Töchterſchulen kommenden Mädchen 
ohne weiteres um ein Jahr zurückgeſetzt würden, und 
daß der Direktor, wenn auch nicht amtlich, erklärt habe, 
in bie höheren Klaſſen der ftaatlichen Anftalt könnten 
nur Schülerinnen Aufnahme finden, die deren untere 
Klaſſen durchlaufen hätten. Dieje Vorwürfe, meine 
Herren, find unbegründet. Cine Aufnahmeprüfung der 
von privaten Schulen kommenden Mädchen muß ftatt- 
finden. Es ift eine allgemeine Erfahrung, daß, wie dies 
auch in Trier der Fall war, nicht alle Aufnahme juchenden 
Mädchen die erjtrebte Klafje erreichen. Daß eine ab» 
fichtliche Zurüdjegung ftattgefunden hätte, ift nicht richtig. 

Zutreffend ift, daß ein Schulwechjel um jo ſchwieriger 
ift, je fpäter er eintritt. Darauf bat der Direktor wie 
viele feiner Kollegen hingewieſen. Tatfählih find alle 
Mädchen zur Yu fnahmepeüfung augelajfen worden. Es 
iſt fogar vorgefommen, daß gegen die Megel zwei junge 

äbchen in höheren Klaſſen des Seminars Aufnahme 
efunden haben, obgleich das Seminar von ber unteriten 
lafje auf befucht werden ſoll. 

Nun, meine Herren, geftatten Sie mir, auf den 
armen Bater Homer zu kommen. Homer hat nicht ahnen 
können, welches Unheil er nach annähernd 3000 Jahren 
anrichten würde durch die Schilderung, wonach der jchiff- 
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brüchige Odyſſeus in einem nidt ganz jalonfähigen 


Anzuge, 
Geiterkeit) 

nur bekleidet mit dem Schaum einer mitleidigen Meeres- 
welle, an den Strand ber Phäaken geworfen worden ift. 
Doch Scherz bei feite, meine Herren! Ich beflage den 
Mangel an Unbefangenheit bei denen, die in der 
Schilderung der Begegnung des göttlichen Dulders mit 
der Naufitan etwas Bedenkliches gefunden haben. 
Übrigens ift nicht ein Auffag: „Eindrüde des Odyfieus 
bei der eg mit Naufifaa” gefertigt worden, 
fondern die dritte Schulklaffe, Mädchen von 13 Yahren, 
hatten die Aufgabe erhalten: „Nauſikaa, eine Charakte— 
rifti”. Einen folden Aufſatz kann ich Ihnen auf den 
Tiſch des Hohen Haufes — um Ihnen die Mög⸗ 
lichkeit zu geben, ſich ſelbſt ein Urteil zu bilden. 

y verzichte darauf, das Hohe Haus mit der ein- 
gehenden Widerlegung all diejes Kleinen Krams zu er- 
mübden, der noch im Lauf der legten Jahre gegen bie 
Staatsanftalt gefammelt worden ift. Viel davon liegt ja 
auf dem Gebiete des perjönlichen SKlatiches, der leider 
heute zur Unfitte zu werden droht. Nötigenfalls wird 
im Caufe der Debatte darauf eingegangen werben können. 
Ein BVerfehen mag bin und wieder vorgefommen fein. 
Peccatur intra muros et extra. 

Als Chef ber Unterrichtöverwaltung erfülle i 
lediglich meine Pflicht, und ich erfülle fie gern, indem i 
hiermit feftftelle, daß ber Lehrkörper der trierifchen 
Anftalt in all den Jahren Eintradit und Frieden zu 
wahren redlich bemüht gemwefen ift; beide Konfeffionen 
arbeiten im Kollegium im beften Einvernehmen unter 
fiherer und taftooller Zeitung, wobei id) übrigens noch 
bemerfe, dab der Leiter der Anftalt ein Katholik ift; Lehrer 
wie Lehrerinnen bemühen fi, ihre Schülerinnen ohne 
Unterſchied des Belenntniffes, aber auch ohne jede Ver- 
legung des Eonfeffionellen Standpunttes, in Gottesfurdht, 
Königstreue und Baterlandsliebe zu allem Guten zu er- 
ziehen. Die dauernde, ftändige Zunahme der Schülerinnen, 
namentlich der katholifchen, beweift, daß das friedliche, 
auf eine chriftliche harmonische Erziehung gerichtete Ber 
ftreben der Schule von Erfolg begleitet geweſen ift, und 
daß die paritätifche Anftalt in weiten Streifen, aud in 
fatholifchen, ſich der berechtigten Achtung und bes 
wacjenden Vertrauens erfreut. 

Mit aller Entſchiedenheit muß ich hier die Auffaſſung 
zurüdweilen, als handle es ſich bei dem Trierer Falle 
um rein innerfirchliche Fragen. Eine ſolche Auffaſſung 
kann nur von denen vertreten werben, welche vor ben 
Gefahren, die dem Staatsleben aus Angriffen auf feine 
berechtigten Jnftitutionen erwachlen, ihr Auge verſchließen. 

(Abgeordneter Dr Fyriedberg: Sehr richtig!) 
Meine Herren, ich vertraue beftimmt, daß das Borgehen 
bes Herrn Bilcho 8 Dr Korum ein vereinzeltes bleibt, 
ih hoffe, —* die übrigen preußiſchen Herren Biſchöfe 
dieſem Vorgehen nicht zuſtimmen. Im übrigen ſieht die 
Unterrichtsverwaltung einem ihr etwa aufgezwungenen 
Kampf mit Ruhe entgegen. Sie wünſcht ihn nicht; fie 
würde ihn aber in dem Bewußtiein aufnehmen, daß das 
Recht auf ihrer Seite fteht, und fie würde ihre Pflicht 
tun mit jener Feſtigkeit, welche zur tatkräftigen Wahrung 
wichtiger Qebensinterefjen des Staates ſowie zur Sicherung 
des Eonfeffionellen Friedens unbedingt notwendig erfcheint. 


(Bravo!) 


Präfident v. Rtröcher: Aur Gefchäftsorbnung hat 
das Wort der Abgeordnete Dr or 


Dr Porſch, Abgeordneter: Ich beantrage die Be» 
ſprechung der Anterpellation. * 
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Präfident v. Mröcher: Diejer Antrag bedarf der 
Unterftügung von 50 Mitgliedern. 
bitte, daß diejenigen Herren, welche den Antrag 


ügen wollen, ſich erheben. 
Geſchieht.) 


Die Unterftügung genügt. 
In der eöfiete Beiprehung hat das Wort ber 
Abgeordnete Dr Dittrid. 


Dr Dittrich) (Braunsberg), Abgeordneter: Meine 
Herren, ber Herr Minifterpräjident hat das Vorgehen 
des Herrn Bilhofs Dr Korum von Trier einer jehr 
iharfen Kritik unterzogen. Ich will mich der Pofinung 
bingeben, daß fein Urteil etwas milder ausfallen wird, 
wenn er die Ausführungen gehört haben wird, welche id) 
über dieje Angelegenheit zu machen gebenfe, Im übrigen 
bin ich erfreut, Eonftatieren zu können, daß aus feiner 
ganzen Mede heraus ein —— tes Gerechtigkeits⸗ 
gefühl fich fundgegeben hat. Ich bin ihm dankbar dafür, 
aß er den ziemlich —— Aufforderungen des Herrn 
D Hackenberg, in eine Reviſion der kirchenpolitiſchen 
Stellung der Staatsregierung einzutreten und bas Ber 
halten derjelben den Katholiken gegenüber zu ändern, nicht 
eingegangen ift, daß er fol eine Zumutung mit Ent- 
ſchiedenheit zurüdgemwiefen und betont hat, daß es nad 
wie vor ug Pflicht fein werde, Gerechtigkeit zu üben 
gegen beide Stonfeilionen, gegen die Katholiken nicht 
minder wie gegen die Evangeliichen. 


(Bravo!) 


In einem Punkte muß ich doch dem Herrn Meichs- 
fanzler widerjprechen. Er hat gejagt: es jei aus dieſem 
Haufe heraus niemals eine Beſchwerde über die Zuftände 
in Trier erhoben, auch niemals in der Budgetkommiſſion 
über jene Berhältniffe geklagt worden. Meine Herren, 
bas ift ganz natürlich). & hat niemand von uns gewußt, 
aus —— Titel die Staatszuſchüſſe für die paritätiſche 
höhere Mädchenſchule in Trier gegeben werden. 


(Lachen links.) 


— —* wohl, meine Herren. Da iſt in Kap. 121 Tit. 314 
wohl eine Summe von 280 000 4 eingeitellt als Beihülfe 
ur Unterhaltung höherer Mädchenfhulen; aber welchen 
Säulen diefe Zuihüffe zufließen, das haben wir nie er 
fahren. Wir wiffen es bis auf den heutigen Tag noch 
nit — und die Königliche Staatsregierung hat uns 
immer auf unferen Wunſch Hin es abgelehnt, zu jagen, 
wohin denn biefe große Summe gefloffen ift. 

Dem Herrn Kultusminifter möchte ich jagen, daß der 
Borfag, den er bat, alle die Unzuträglichkeiten, die in 
Trier vorgefoinmen find, zu befeitigen, uns angenehm 
berührt hat. Im einzelnen werde * noch weiter darauf 
zurückkommen müſſen, und ift dann wohl zu hoffen, daß 
nad) den Berficherungen des Herrn Minifterpräfidenten und 
den Ausführungen bes Herrn Sultusminifters in Trier 
wieder eine Zeit der Auhe und ruhiger Arbeit zurüd- 
kehren werde. 

Nun wende ich mich zu dem Herrn Interpellanten. 
Herr D Hadenberg hat die Begründung der Jnterpellation 
auf einer jehr breiten Grundlage aufgebaut, Er hat eine 

anze Reihe von Sculfragen und Eirchlich » politifchen 

ingen in dieſe Debatte hineingezogen. Er hat erinnert 
an .. Erlaffe, an die Camſius-Eneytlika und ge 
wife Moralphilojopben und Moraltheologen; er hat den 


unte 
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Syllabus und alles Mögliche erwähnt, unb wenn er aud 
nicht näher darauf eingegangen ift, jo hat er bod auf 
alle diefe Dinge in nicht mißverftänblicher Abſicht an- 
geipielt. 


ihm Se 
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empfinde in mir nicht die Neigung und Luft, 
das weite und wüſte Gebiet des Kulturkampfé 
u folgen; gi bin nicht geneigt, die fichere Pofition, in 
es wir uns befinden, zu verlaffen und auf Dinge einzu: 
eben, die mit unferer de wenig oder gar nichts zu tun 
Er Nur auf eines möchte ich doch weile: Herr 
D Hadenberg hat gejagt, die Vorgänge von Trier jeien 
nicht etwas Bereinzeltes und Zufälliges, fondern fie jeien 
wie das Wetterleuchten eines nahen Gewitters, eines 
—— eines heranrückenden großen und allgemeinen 
ampfes um die Schule. Ich glaube, doch auch mit der 
öffentlichen Meinung und der Stimmung in katholiſchen 
Kreifen befannt zu Mala, mir ift von einem folchen Plan 
ber Eröffnung eines großen gewaltigen Schultampfes, zu 
dem dieſe Aktion das Wetterleuchten jein follte, nichts 


befannt. 
(Laden links.) 


Gewiß befteht ein Kampf um die Schule; aber dieier 
Kampf ift nicht, wie Herr D Hadenberg auszuführen 
beliebte, ein Kampf um die Herrihaft in der Schule, 
fondern ein Kampf um den Geift in der Schule. 


Erneutes Lachen und Widerſpruch links.) 


Es fällt der katholiſchen ne ar nicht ein, eine jo weit 

ehende Herrſchaft über bie Ale zu beanſpruchen, wie 
he fih Herr D Hadenberg denkt. Wie wäre es der 
katholiichen Kirche auch nur möglich, die zahllojen Volks— 
ſchulen auch nur alle zu unterhalten und fo auszurüften 
und zu führen, wie es die heutige Zeit verlangt. Das 
kann bie Kirche ei und will fie nicht. Wenn die Kirche 
unter früheren einfachen Berhältniffen die Kirchenſchulen 
gründete und unterhielt, da konnte fie es, heute kann ſe 
e3 gar nicht mehr; aber was fie will, und worauf fie nicht 
verzichten kann, das ift, daß fie einen Einfluß auf den 
Geiſt der Schule haben will; 


(Widerjprud) links) 


fie will, daß in den Schulen und ganz befonders in ber 
Bolkafchule der chriftliche Geift herrſchen möge, und ſie 
erlaubt fich fogar den Anſpruch zu erheben, daß in den 
katholiſchen Elementarſchulen aud der katholiſche 
Geiſt herriche, daß den katholiſchen Auffaſſungen in der 
Elementarſchule volle Rechnung getragen wird. 


(Buruf: Das ift ja der Fall!) 


Nun alfo, von einem Streben nad) abfoluter getan 
über die Schule kann gar keine Rede fein. Da malt 
uns Herr D Hadenberg nur ein Schredbild vor: war 
fi nicht der unbebingten Wutorität der Kirche unter 
wirft, das ift verwerflih, das muß zu grunde geridtet 
werden, und wenn man die Herrichaft nicht hat und nicht 
erlangen kann, dann tut man alles, um die Arbeit In 
diefer Schule zu unterbinden und fie zu ruinieren. Man 
verlange unbedingt die missio canonica fir den 
Neligionsunterricht. Ja gewiß, meine Herren, das if 
eine Forderung, auf welche die katholifche Kirche nie und 
nimmer verzichten wird: es darf feiner — das iſt 
katholiſcher Grund- und Glaubensſatz — den Religions 
unterricht erteilen, der nicht von der Slirche, von 
berufenen Vertretern der Lehrautorität die Bevol- 
mächtigung dazu bat, Das ijt die missio camonica, 
und auf diefe werden wir niemals verzichten, jo wenig 
angenehm es auch man fein mag. 

Nun wende ich mich zur Interpellation jelbft. Als 
ich diefe Interpelation las, konnte ich mich des Gedantens 
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[Interpellation der Abg. Bachmann u. Gen., betr. 
die Androhung icher Zuchtmittel gegen 
—— tern zu Trier in —5——— 





[Dr Dittrich (Braunsberg), Abgeordneter] 
nicht erwehren, daß die Dinge doch in einer ganz argen 
Weife aufgebaufcht find. 


Widerſpruch links.) 


unächſt ift da die Rebe von einer —— kirchlicher 

uchtmittel. Man hat ſich wohl jener Tage erinnert, 
da es noch Strafgeſetze gegen den Mißbrauch kirchlicher 
Zuchtmittel gab! Nun aber wird ei wohl jeder Theologe 
wiffen, daß die Abjolution ein rein jatramentaler Akt ift, 
eine pars sacramenti, wie die Theologen jagen, und 
daß die Gründe der Bermeigerung refpektive Erteilung 
berjelben ganz und gar auf dogmatiichem Gebiet fich be- 
wegen. aran ändert auch das Bublifandum nichts. 
Sie jagen: das ift eine Androhung von kirchlichen Straf: 


mitteln. 
(Buruf lints: Ohne Zweifel!) 


— Nein, das ift es gar nicht; es ift viel harmloſer auf- 
zufaffen; es ift eine öffentliche Belehrung 


(Lachen links) 


über die Bedingungen und über die VBorausjeßungen für 
den gültigen und würdigen Empfang eines Saframentes, 


(erneutes Lachen links) 


und das ift kein Eirchliches Zuchtmittel. Meine Herren, 
ſolche Belehrungen finden jehr häufig von der Stanzel 
berab ftatt; fie finden namentlih alle Jahre in der 
heiligen FFaftenzeit ftatt, die ja mit einem würdigen 
Empfang des Bußſakraments abichließen fol, Warum 
nun in unferem Falle die Pfarrer von Trier gerade 
diefe — ich will es geftehen — etwas ungewöhnliche 
Form der Belehrung gewählt haben, 


(hört, hört! links) 


einer Belehrung über die Bedingungen und die Voraus: 
fegungen des gültigen Empfanges eines Sakraments, 
ja, das muß ſich eben aus den ganz fingulären, ganz 
partitularen Verhältniſſen erklären, die in Trier beftchen, 
Ich kann darin nur die Erplofion eines Zündſtoffes er- 
fennen, der, wie wir aus der bifchöflichen Brofchüre er- 
fehen, ſich ſchon feit 25 Jahren allmählich angehäuft hat. 
eine Herren, die Preſſe der nativnalliberalen 
Partei ift I weit gegangen, in jenem Bublitandum fogar 
die Androhung einer Art Erfommunifation zu finden. 
Die ——— läßt ſich von einem Katholiken 
belehren, daß hier in Wahrheit die ſogenannte excommuni- 
catio minor gemeint fei, fogar eine excommunicatio latae 
sententiae! Das bringt fie natürlich nur dadurch fertig, 
daß fie die — der Pfarrer von Trier umdeutet 
und ihr einen Sinn unterſchiebt, den ſie nicht hat und 
den ſie für jeden Kenner des katholiſchen kanoniſchen 
Rechts er Toy? nicht haben kann. Was fagt denn die 
Zeitung? Gie jagt, es hätte forrefter ftatt: „können 
im Saframente der Buße nicht losgefproden werden”, 
le MAINE: „eönnen zum Empfang des Bußfatraments 
nicht zugelaffen werden”. Dann wäre Elargeftellt, daf 
es fich bei der angedrohten Abjolutiondverweigerung nicht 
um eine in foro interno, jondern um eine in foro externo 
auferlegte Strafe oder eine fogenannte Zenfur, nämlich 
die excommunicatio minor, fogar um die excommunicatio 
minor latae sententiae handelt. 
Nun haben aber die Trierer Pfarrer das gar nicht 
gejagt, weil fie eine Zenjur überhaupt nicht androhen 
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wollten; und als kanoniſtiſch gebildete Männer durften 
fie jo etwas gar nicht tun; denn fie haben gewußt — 
was viele andere Leute nicht wiffen —, daß in bem 
heutigen katholiſchen Kirchenrecht es eine excommunicatio 
minor gar nicht mehr gibt; und daß felbft in der Zeit, 
als es foldhe gab, fie in einem folchen Falle, wie er hier 
vorliegt, niemals verhängt worden if. Alſo, meine 
Herren, es handelt un hier in unferem Falle nicht um 
eine Strafandrohung, jondern um eine — id will es 
zugeben — etwas ungewöhnliche Art der Belehrung, ver- 
unden mit einer Mahnung, 


(große Heiterkeit) 


jomit um eine innerfirchlihe Angelegenheit, eine An— 
gelegenbeit, die mit dem Sakrament der Buße in aller- 
innigfter Beziehung fteht. Diefe Belehrung hat, um es 
noch einmal zu jagen, keine andere Bedeutung, als hin« 
zuweijen auf die folgen, die mit dogmatiſcher Notwendig 
feit eintreten und eintreten müſſen, wenn und wo bie 
Vorausfegungen und Bedingungen für ben gültigen 
Empfang des Sakramentes nicht vorhanden find. 

Aber, meine Herren, ich will es Ihnen meinetwegen 
ugeben: die Kundgebung ift nicht rein lehrhafter Natur, 
an eine disziplinare Aktion. ch will auch zugeben, 
daß fie für einen, der das kanoniſche Recht nicht genau 
fennt, allerdings den Anſchein einer Strafandrohun 
haben kann, ober nad außen hin wie ein Zuchtmitte 
ericheint. Wber, wäre fie wirklich eine Strafandrohung, 
jo würde fie ſich doch ebenfalls ganz auf innertirchlichem 
Disziplinargebiete bewegen, aljo auf einem @ebiete, in 
welches die Königlihe Staatsregierung nicht eingreifen 
darf, auch nicht eingreifen will. Selbft in den Eon 
des Kulturkampfes hat die Köni re Staatsregierung 
es ſtets abgelehnt, in das innere Gebiet, in das Gebiet 
der Lehre, der Sakramente der Eatholifhen Kirche ein» 
ugreifen, wenn e3 allerdings auch in der Glühhitze des 

mpfes vielfach dazu gekommen iſt. 

Wer alfo — dieſe Schlußfolgerung ziehe ich nun — 
die Staatöregierung auffordert, Bier einzufchreiten, ber 
verlangt von ihr, was fie nicht tun darf, nicht tun will, 
ber verlangt von ihr nicht3 weniger als eine Erneuerung 
des Kulturfampfes, und das darf keiner fordern, bem 
unfer Vaterland und der konfeifionelle Friebe am Herzen 
liegen. Aber Herr D Hadenberg will ja in der Tat 
die Regierung drängen, eine Revifion ihrer re 
tiihen Stellung vorzunehmen gegenüber den Katholiken; 
er will ftatt einer milderen Tonart lieber eine jchärfere 
beobachtet wiſſen, obwohl er, wie das jeine Art, im 
nächſten Sage ſich wieder dagegen verwahrt, daß er nicht 
—— ſei, und daß er einer Erneuerung des Kultur» 
fampfes das Wort reden wolle. 

Nun komme ich zu einem zweiten Punkt. Die 

nterpellation charafterijiert das — der Trierer 
farrer als einen geiſtlichen Übergriff, einen Angriff 

en eine ftaatlihe Schule, und Herr D Hadenberg hat 
alt wörtlich jo wie die Kölnische Zeitung gefagt: es fei 
eine der ftärfiten Serausforderungen des Staates auf 
dem @ebiete ber Schule. 


(Sehr richtig! links.) 


— Erlauben Sie, meine Herren, auch das ift unrichtig; 
denn die Oppofition ber Trierer und ber Satholifen 
überhaupt richtet fich nicht gegen eine Kommunalſchule, 
auch nicht gegen eine Staatsjchule, fondern, und ganz be 
fonders auch in dieſem Falle, gegen eine paritätifche 


Schule, 
(ab, ah! und Heiterkeit links) 


und zwar deshalb, weil die paritätifche Schule dem katho— 
liſchen Ideal nicht —2 Dieſe — werden 
—1 
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[Interpellation der Abg. Bachmann u. Gen., betr. 
die WUndrohung licher tmittel gegen 
katholifche Eltern zu Trier in gelegen 
Ge 


[Dr Dittrich (Braunsberg), Abgeordneter] 
Sie nicht leugnen können, meine Herren. Wir befämpfen 
die paritätifche Schule, wir wünſchen, daß auf allen Ge— 
bieten des Unterrichts die Neligion die ihr gebührende 
Stellung einnehme; wir verlangen das aber ganz be- 
fonders für die Volksſchule, und wir fordern es aud) für 
die höhere Mädchenfchule.. Denn, meine Ba mag 
diefe auch den Namen einer höheren Schule führen — 
auf den unteren Stufen wird fie eben befucht von Kindern 
in ſchulpflichtigem Alter, und für bie Kinder ber Be- 
üterten und Be: ift die Konfeffionalität und bie 
onfejfionelle Erziehung ebenfo wichtig wie für die Kinder 
aus den niederen Ständen. Wir fordern auch ganz be 
fonders fonfeifionelle Bildungsanftalten für die Lehrer 
wie für bie Lehrerinnen; benn p lange die Volksſchule 
eine — konfeſſionelle iſt, ſollen auch die An— 
ſtalten, welche die Lehrperſonen für die konfeſſionelle 
Volksſchule heranbilden, ebenfalls konfeſſionell fein. . 
Meine Herren, wenn wir ſo die konfeſſionelle Schule 
hochhalten und fordern, ſo iſt dies nicht gegen den kon— 
feſſionellen Frieden gerichtet. Ich berufe mich da einfach 
auf eine Außerung des Miniſters v. Altenſtein aus dem 
Jahre 1822, die man nie genug beachten kann. Damals 
war man auch der Meinung, daß die konfeſſionelle Schule 
ein Mittel ſei, die Verträglichkeit der Kinder auf dem 
fonfeffionellen Gebiete von frühefter Jugend an zu fördern 
und auf diefe Weife den Geift konfeſſioneller Verſöhnlich— 
keit und Duldung aus der Schule in das Leben, in bie 
weitere Welt zu tragen. Aber was fchreibt Minifter 
v. Altenftein im Jahre 18227 
Die Erfa Ha hat gelehrt, daß in Simultan- 








ichulen das SHauptelement der Erziehung, Die 
Religion, nicht gehörig gepflegt wird, und es liegt 
Re der Natur der Sade, daß das nicht gefchehen 
ann. 
—— heißt es in demſelben Erlaß, der übrigens 
die Beſtätigung des damaligen Königs erhalten hat: 
ede Spannung, die unter den Lehrern vers 
chiedener Konfelfion oder zwiſchen dieſen und 
den Eltern ber ——— ausbricht, artet gar 
u leicht in einen Religionszwiſt aus, der nicht 
—* eine ganze Gemeinde binreißt, anderer 
übel, die mit den Simultanfchulen verbunden 
find, nicht zu gedenken. 
Man möchte u der Minifter v. Altenftein hat 
ſchon fo eine Ahnung gehabt von den Vorgängen, bie Fr 
etwa 80 Jahre fpäter in Trier abfpielen würden. 


(Heiterkeit links.) 


Wir verlangen alio die Konfeſſionsſchule nicht im 
Intereſſe des Eonfeffionellen Unfriedens, fondern im Anter- 
eſſe des Eonfelfionellen Friedens; denn wir find überzeugt, 
daß namentlich in der heutigen Bei da die Konfeſſſonen 
was man ja fehr beklagen muß, jo ſchroff und icharf 
einander gegenüberftehen, es am beften ift, wenn wir 
friedlich und fchieblih in gegenfeitiger Achtung neben» 
einander gehen und uns vertragen, denn dadurch allein 
wird der —— Friede geſichert und das Wohl 
unſeres Vaterlandes gefördert. 

Wenn wir die konfeſſionelle Schule fo ſehr betonen, 
jo befinden wir uns in Übereinftimmung mit allen 
läubigen Gvangelifchen. Wir befinden uns in voller 

bereinftimmung mit ber größten Partei diefes Haufes 
mit der konſervativen Fraktion; wir befinden uns au 
in Übereinftimmung mit ber preußifchen Berfafjung, 


welche nur ausnahmsweiſe die paritätiſche Volksſchule zu- 
laffen will; wir befinden uns in Übereinftimmung mit 
der Unterrichtsverwaltung und der Unterrichtspraris jeit 
faft einem Jahrhundert, und dieje Praris, welche gegen- 
wärtig bie preußifche Unterrichtövermwaltung befolgt, und 
noch Eonfequenter verfolgen follte, bafiert weientlic auf ben 
Erfahrungen, welche der Minifter v. Altenftein im Jahre 
1822 £onjtatiert hat; wir befinden uns ne in Über: 
einftimmung mit den Miniftern, welche in der legten Zeit 
die Unterrichtövenwaltung geführt haben, und auch, wie 
wir eben gehört haben, mit dem gegenwärtigen Herrn 
Minifter des Unterrichts, 

Kehren wir num wieder zurüd zu dem Trierer Fall. 
So wenig die paritätiiche Schule dem fatholifchen Ideal 
und Prinzip entipridt, fo wiflen wir uns doch aus 
zwingenden, fchwerwiegenden Gründen und in Fällen 
äußerfter Not auch ſelbſt mit einer ſolchen Schule abzu- 
finden. Das Ideal ift feiner Natur nach etwas Hohes 
und nicht immer Erreihbares; oft find die Verhältnifie 
derartig, daß auch die ſchönſten und die herrlichſten Ideale 
nicht realifiert werden fünnen, und fo muß benn 
überhaupt die Stellung zu paritätifhen Schulen nad 
Lage des einzelnen Falles genommen werden. Es gibt 
Berhältniffe, wo die Kirche an einer paritätifhen — 
natürlih bei Vorhandenfein genügender Garantien für 
die religiöfe Erziehung und Unterweiſung — Schule 
mitwirken Eann, und es gibt wiederum Verhältniſſe, in 
denen fie Bedenken tragen muß, ihre Mitwirkung und 
Mitarbeit eintreten zu laffen. Schauen Gie, meine 

erren, doch Hin auf die Praris! Ganz richtig hat der 

err — ran D SHadenberg hervorgehoben, daß in 
anderen Diözefen der katholiſche Meligionsunterridt an 
paritätifhen Schulen konzediert worden ift; er hat aud 
nicht unterlaffen, darauf binzumeifen, daß felbft in der 
Diözefe Trier, in der Stadt ©t. Johann, der font io 
prinzipientreue, fo 2. ideal gefinnte Bifchof Korum doch, 
wenn auch, wie er jagt, mit „Ichwerem Herzen” und 
„mit Rückſicht auf die befonderen Berhältnifle”, die An- 
ftellung eines katholiſchen Meligionslehrers genehmigt hat. 
Alfo, meine Herren, fo intranfigent ift denn doch der 
Biſchof Korum nicht, daß er nicht wüßte, auf die Ver- 
hältniſſe NRüdficht zu nehmen und Bu —— zu 
machen, wenn fie auch feinem und ber katholiſchen Kirche 
Ideal nicht voll und ganz entiprechen. 

Wenn nun ber Bilof Korum, ber die Erteilung 
bes Meligionsunterrichtd an einer paritätiihen Schule in 
St. Johann genehmigt hat, eine gleiche oder ähnliche 
Konzeffion in Trier nicht bewilligen wollte, jo muß das 
an den ganz fingulären, an ben ganz partifulären, ganz 
außergewöhnlichen Schulverhältniffen liegen, die Dort 

errſchen mögen. ch bin nicht in der Lage, über dieſe 
inge ein kompetentes Urteil abzugeben; denn ich wohne 
im äußerften Often, und Trier liegt im äußerften Weften. 
muß es deshalb dem Abgeordneten für Trier über 
laflen, uns darüber aufzuklären, warum in dieſem Falle 
nicht hat zugeftanden werden können, was anderweitig 
von anderen Biſchöfen und von Dr Forum jelbit fon- 
ebiert worden ift. Aber einiges muß ich bier doch an- 
— ſoweit es ſich nämlich ergibt aus der biſchöflichen 
Broſchüre ſelbſt und aus — die zwar hie und da 
bemängelt, aber doch nicht ganz haben weggeleugnet 
werden können. 

Ich konſtatiere zunächſt: als die fragliche Schule ge— 
gründet wurde, lag in Trier keinerlei Bedürfnis dazu 
vor; denn es gab damals drei katholiſche höhere Mädchen- 
fchulen, eine evangelifche und eine ifraelitifche. 


(Buruf links: Einftimmig beihloffen!) 


— Kommt no! — Ich —— ferner, daß, als die 
Urſulinerinnen Trier verlaſſen mußten, das Königliche 
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Unterrichtäminifterium felbft die Gründung einer kon— 
feffionellen höheren Mädchenichule auf Koften der Kom— 
mune angeregt hat, Die Stadt ir ihre Forderungen, 
die Staatsregierung ging auf dieſe Bedingungen ein, und 
es ſchien nun alles auf beftem Wege zu fein. Da auf 
einmal vollzieht fi in Trier ein Umſchwung, und man 
kommt auf den Gedanken, daß es doch beffer ei, eine 
Schule zu gründen, zu welcher alle Konfeffionen Zutritt 
haben könnten. So beſchloß man denn dieſe jogenannte 
paritätijche Schule, und die damalige Unterrichtsverwaltung 
hat zu meinem Bedauern fi) dem Wunſche der Trierer 
ag efügt. 

Später fand ſich dazu noch als eine gewiſſe Kon— 
fequenz auch das yaritätitche Lehrerinnenjeminar. Meine 

erren, dad war ein verhängnisvoller Schritt. Bedenken 

ie wohl: alle Lehrerbildungsanftalten in Preußen find 
Eonfejfionell mit einer Ausnahme in dem ſprachlich ge- 
mifchten Gebiete. Sie werben mir jagen: die drei Lehrer: 
feminare im Naſſauiſchen find ja ebenfalls paritätiſch. 
Gewiß, meine Herren, im Prinzip find fie es; aber 
faktiſch find fie längft Eonfeffionell geworden. Bon dem 
Seminar in Idſtein gingen die fatholifchen Lehrer und 
Seminariften nah Montabaur, und die evangelifhen nach 
Ufingen, und das dritte Seminar — das lajen wir jüngjt 
in den Zeitungen — foll ſchon faktifch, wenn auch nicht 
prinzipiell, ein ausgeprägt evangelifches ſein. Alfo wir haben 
eigentlich faktiſch nur ein einziget paritätifches Lehrer- 
ſeminar in ganz Preußen, und wir hatten auch nur ein 
einziges Lehrerinnenjeminar dieſes Charakters in Preußen, 
bis dann im Jahre 1882, glaube ich, als zweites das 
paritätifche Lehrerinnenfeminar in Trier hinzukam. 

Es lag aljo für fonfeffionelle Schuleinridhtungen ein 
Bedürfnis nicht vor. 

Snfolgebeffen hat fich, al& der Plan befannt wurbe, 
fofort die Bevölkerung von Trier dagegen erhoben; man 
bat eine Bolfsverfammlung abgehalten; man hat eine 
Eingabe an die Stadtobrigkeit gemacht mit der Bitte, 
den urfprünglihen Plan der Gründung einer £onfeffio- 
nellen Schule durchzuführen und das neue Projekt fallen 
zu lafjen. Es ift nicht gejchehen. Infolge der Aufregung, 
die damals in der Bevölkerung entjtand, und aus prins 
zipiellen Gründen bat damals die Geiſtlichkeit geglaubt, 
ihre Mitwirkung und ne Mitarbeit an diefen Schulen 
verfagen zu müſſen; fie verweigerte die Erteilung bes 
Neligionsunterrihtes. Und mun, meine Serren, was 
geihah? Es wurde ber Religionsunterricht erteilt von 
einem Laien, der feine missio canonica hatte. Ich hebe 
nochmals hervor: die missio canonica M für uns dog⸗ 
matijcher Natur, und die Erteilung eines Religions» 
unterrichtes ohne bifchöfliche Erlaubnis ift für uns einfad 
unannehmbar. 

Was war nun die Folge? Durch dieſe Mahregel 
hatte ſich die Schule und hatten fich die Kinder und deren 
Eltern fofort in Oppofition gejegt mit dem Biſchof und 
mit der ganzen Stadtgeiftlichkeit. Nun können Sie ſich 
ja das weitere ausmalen, 

Die — —— die man von Anfang an hatte, 
haben ſich in der weiteren Entwickelung der Schulzuſtände 
in vollem Maße erfüllt. 

Meine Herren, jelbft die „Kölnische Zeitung” gibt 
eine Reihe von ritäten und anderen Unzuträglic- 
keiten zu. War es doch dahin gekommen, wie der Herr 
Minifter beftätigt Hat, daf in fämtlichen drei Jahrgängen 
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bes Lehrerfeminars der deutfche und der Gejchichtsunter- 
richt von Proteftanten, 


(hört, hört! im Zentrum) 


der Geſchichtsunterricht teilweife von einem evangelifchen 
Theologen erteilt wurde. 


(Hört, hört! im Bentrum.) 


Und ähnlich lagen die Berhältniffe, wie der Herr Minifter 
angegeben hat, aud in den oberen Klaſſen der Mäbdchen- 
chule. Nun beachten Sie es wohl, meine Herren: in 
em Lehrerieminar waren neben 72 katholiſchen Semina- 
riftinnen nur 13 evangeliſche! 


(Hört, hört! im Bentrum.) 


Die „Kölnische Zeitung” gibt zwar diefe Unzuträglichkeit zu, 
führt fie aber auf einen Bufatl zurüd. „Es hat fidh jo 
etroffen!” fchreibt fie. Es hat ſich jo getroffen! Wunder- 
ar! Hat man denn bei der Anftellung von Lehrern und 
Lehrerinnen und bei der Berteilung von Unterrichts- 
gegenftänden auf die gewählten Lehrer einfach das Los 
enticheiden laffen? Nein, man bat ganz gewiß — 
auf Grund ganz beſtimmter Erwägungen. Die „Kölniſche 
Se jagt: „Es bedarf das der Abänderung, und die 
bänberung wird eintreten.” Dann ift auch hingewieſen 
worden auf die vielen Taktlofigkeiten, welche fich einzelne 
Lehrer und Lehrerinnen erlaubt haben. „Gewiß“ — 
jagt die „Kölnische Zeitung” — „werden bei der Schwach⸗ 
eit der menſchlichen Natur hüben und drüben ſolche 
ehler gemacht worden ſein.“ Alſo bei der Schwachheit 
der menſchlichen Natur! Nicht aus Unwiſſenheit, aus 
Mangel an Takt? „Uber trotz aller Spürerei hat man 
doch nur verhältnismäßig wenige Unzuträglichkeiten nach— 
weijen können“, 

Meine Herren, verhältnismäßig wenige BRITEN 
keiten! Ich erinnere Sie nur an das heute ſchon erwähnte 
pädagogische Leſebuch. Die Klöſter werden barin als 
„Nefter” und „geiftliche Rotten des Teufels“ charakterifiert; 


(hört, hört! im Bentrum) 


die Klofterfchulen werden „Ejelsftälle” und „Xeufels- 
ſchulen“ genannt; 


(hört, hört! im Bentrum) 


e3 wird ausgeführt, daß der Teufel feine Netze aus: 
—— habe, um durch die Klöſter und Kloſterſchulen 
ie Jugend zu verderben, Meine Herren, ſolche Schroff- 
—— ſolche argen Übertreibungen ſollen die katholiſchen 

äbchen zu Haufe leſen — und nicht nur leſen, ſondern 
fi auch einprägen! Denn der Zwed des Lejens ift doch 
die Einprägung des Gelejenen. 

Und dann weife ich hin auf das —— Lehrbuch. 
Meine Herren, das Handbuch der Pädagogik von Dr Heil- 
mann mag in feiner Art fehr tüchtig und brauchbar jein; 
aber es ift ganz und gar berechnet für evangelifche Ans 
ftalten. Das merkt man fofort, faft auf jeder Seite, 
Schon auf Seite 10 fteht zu lefen: „Aus dem getauften 
Kinde fol ein überzeugter evangeliiher Chriſt heran- 
gebildet werden.“ Da müfjfen die katholiſchen Schülerinnen 
angewieſen werben, das „evangelifch” auszuftreichen und 
u jagen: „Aus dem getauften Kinde Tot ein guter 
Eatholiicher Eprift erzogen werben!” Und fo geht das 
dann meiter. Die Anweiſung für die Erteilung des 
Religionsunterrichts ift ganz und gar nur berechnet für 
evangelifhe Schülerinnen und für ben evangelijchen 
Religionsunterricht; da paßt ſehr vieles gar nicht auf den 
katholiſchen Religionsunterricht. 

ch will auf andere ap arg ige nicht näher 
eingeben; aber eines will ich doch nicht unerwähnt laſſen: 
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e3 ift den Seminariftinnen empfohlen worden der Roman 

Zolas über Lourdes, 


(Hört, hört! im Zentrum.) 


Das ift freilich in Abrede geftellt worden; aber es haben 
* jetzt ehemalige Schülerinnen, jetzige Lehrerinnen ge— 
unden, die vor Gericht bezeugen wollen, daß dieſe 
Empfehlung tatſächlich ſtattgefunden hat. 


(Hört, hört! im Zentrum.) 


Nun, meine Herren, komme ich zum Schluſſe. Sie 
werden mir zugeftehen, daß zur Zeit in Trier ganz uns 
haltbare Zuftände find; und da muß man wohl fragen: 
wer trägt denn eigentlich die Schuld daran? ch möchte 
glauben: vor allen Dingen doch die Lofalbehörden, unter 
deren Augen und einer gewiſſen Mitwirtung und Zu- 
ftimmung das alles hat geliehen können. Die zentrale 
Unterrichtöverwaltung bat ja jede Verantwortung ab- 

elehnt. Sie hat gejagt, daß dieſe Zuftände und die 
lagen der Satholifen niemals zur Senntnis weder der 
Unterridtsverwaltung nocd des Dirigierenden Herrn 
Minifterpräfidenten gefommen find. eine Herren, ich 
möchte das auch bedauern, daß der Herr Biſchof Dr Korum 
von Trier fi) nicht direkt an den Herrn Unterricht- 
minifter oder an ben an DMinifterpräjidenten gewandt 
hat, um dort feine Beichwerben, feine ſehr wohl be— 
rechtigten Beichwerden, anzubringen. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Warum er das nicht getan hat — ja, meine Herren, ich 
bin außer ftande, darüber zu urteilen. Es müfjen eben 
Gründe, ſchwerwiegende Gründe vorhanden geweſen jein, 
die es ihm rätlich erfcheinen ließen, ftatt an die höchite 
Unterrichtsbehörde fi zu menden, die Flucht in die 
Öffentlichkeit vorzuziehen. Aber ich jage auch wiederum: 
die lofale Auffichtsbehörde hätte doc die —— re 
auf diefe Dinge aufmerkſam machen müflen, die fchon 
ſeit Jahren fich dort vollziehen und auch in der Preſſe 
wiederholt gerügt worden find. Dieſe Auffichtsbehörden 
find mur dann entjchuldigt, wenn fie überhaupt von 
alledem nichts gewußt haben oder alles in einer Weife 
beurteilt haben, die wir nicht als richtig anerkennen 
können. Wenn das aber der Fall ift, dann haben fie 
eben ihre Aufgabe als Auffichtsbehörden nicht in der 
rechten Weije aufgefaßt und erfüllt. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Meine Herren, was wir nun als etwas ganz Selbft- 
verjtändliches verlangen müſſen, das ift eine gründliche 
Unterjuhung der an ber Schule und an dem Seminar 
behaupteten Mißftände und eine Are Bejeitigung 
derielben. Wir verlangen weiter die Durchführung einer 
ehrlichen Parität nicht nur im bezug auf die Zahl der 
Lehrperjonen, ſondern auch in bezug auf die Beſchäftigun 
diejer Lehrperfonen. Wir verlangen ferner für die Zu nf 
mehr Borjicht in der Auswahl des Lehrperfonals für 
jolche Schulen. Meine Herren, wer jo unwiſſend ift, 
daß er nicht einmal zwiſchen Verehrung und Anbetung 
Rn fann, der gehört an eine ſolche Schule 
nicht! 








(Sehr richtig! im Bentrum.) 


Und wer jo unwiſſend in katholiſchen Dingen ift, daß er 
die ganz richtige Definition einer Monftranz, die ihm 
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durch eine katholiſche Schülerin gegeben wird, als falſch 
abweift und etwas ganz Berfehrtes aufjtellt, der gehört 
an eine ſolche Schule nicht! Und weiter, wer fo wenig 
Takt befist, jo wenig Taktgefühl, daß er glaubt, auf die 
jo zarten religiöfen Empfindungen andergläubiger Kinder 
wenig oder gar feine Nüdficht nehmen zu dürfen, aud 
der gehört an eine ſolche Schule nicht! 

Wenn nun alle dieje unhaltbaren Zuftände, alle dieſe 
Unzuträglickeiten, die mit Recht und viel beflagten Übel- 
ftände befeitigt fein werden — und ich habe zu der Unter: 
richtöverwaltung das volle Vertrauen, und wir haben bie 
— vom Herrn Miniſter bekommen, daß das 
chon im Wege iſt, und daß es in nächſter Zeit voll und 
— geſchehen wird —, ſo läßt ſich wohl erwarten, 

B es zu einem Ausgleich kommen wird und zur Bei— 
legung eines Sonflitts, an dem Fein — bater: 
> ch und kirchlich gefinnter Mann jeine Freude haben 
ann. 

(Lebhaftes Bravo im Sentrum.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab: 
geordnete Dr Friedberg. 


Dr Friedberg, Abgeordneter: Die Beantwortung 
der Interpellation durch den Herrn Minifterpräfidenten 
bat mich in einer Beziehung überrafht. Ich hatte nadı 
l4tägiger Überlegung eine etwas ausführlihere Be 
antiwortung unferer © nterpeflation erwartet. Ich will 
damit nicht jagen, daß der Inhalt der Erklärung des 

ern Minifterpräfidenten im ganzen unbefriedigend war. 
m Gegenteil, das, was er uns zuerft vorgelegt bat, 
daß er das friedenftörende Verfahren des Biichofs Forum 
offen als ein ſolches charakterifierte, daß er jeinerjeits ver- 
ſprach, die ftaatliche Autorität unter allen Umftänden aufrecht 
u erhalten, hat uns mit vieler Befriedigung erfüllt. 
Bis dahin war feine Erklärung durchaus erfreulicher Natur. 

Weniger kann ich dies jagen, wenn ich mich bem 
weiten Zeil feiner Ausführungen zuwende. Der 
Ber Minifterpräfident bat fi darüber befchiert, 
daß der Biſchof Korum jich nicht an ihn oder die König— 
liche Staatsregierung gewandt habe; er würde nad) feiner 
ganzen Vergangenheit und nach der Stellung, die er 
fonfeffionellen — gegenüber einnähme, für die Ab- 
ftelung aller berechtigten Beſchwerden Sorge getragen 
haben. Der Herr Minifterpräfident folgerte aus dieſem 
Berfahren des Biſchofs Korum, daß er feinerfeits nicht 
mehr in der Lage jei, mit ihm zu verhandeln, jondern 
daß er es nun für angemeffen erachte, die jchwebende 
Streitfrage der höchſten geiftlichen Anftanz vorzulegen, 
der römiichen Sturie. 39 edauere außerordentlich diefen 
Weg, den der Herr Minifterpräfident eingefchlagen bat. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Ich würde es richtiger und der Autorität unferer Staats- 

ewalt entiprechender gefunden haben, wenn von feiten 
er Königlich preußifchen Staatsregierung unmittelbare 
—— gegen das friedenſtörende Vorgehen 
des Biſchofs Korum getroffen worden wären. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Ob der Herr Minifterpräfident in der Lage jein wird, 
durch die Verhandlungen mit Rom etwas zu en! 
möchte ich dahingejtellt fein laffen. Der Herr Minifter- 
präfident wird die Frage diplomatiih gewiß vorzüglich 
behandeln. Er hat auf dem Gebiete der Diplomatie und 
der inneren Bolitit manche Erfolge gehabt, Erfolge, die 
ich ihm durchaus günne, und die ich in keiner Weife für 
unverdiente halte. Ich perjönlich möchte wohl wünſchen, 
daß er Erfolge erzielte, und daß er als Giegespreis 
mitbräcdte, was Preußen in 20jährigen Berhandlungen 
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[Dr Friedberg, Abgeordneter] 
nicht zu erreichen gewußt hat, nämlich daß endlich einem 
fatholiichen Religionslehrer an der höheren Töchterſchule 
in Trier die missio canonica erteilt würde. Aber ob 
trogdem ein Erfolg mit folden Berhandlungen zu er 
zielen fein wird, nicht nur für den Herrn Minifterpräfi- 
denten, fondern aud) für den preußiichen Staat, möchte 
ich von meinem und meiner politijchen freunde Stand- 
punft bezweifeln. 
Eine Mahnung, möchte ich mir aber geftatten, dem 

erın Minifterpräfidenten mit auf den Weg zu geben. 
Wenn er mit Rom Verhandlungen anknüpft über dieje 
Streitfrage und wenn er Erfolge zu erzielen wünjcht, jo 
möchte ich nicht und meine freunde ebenjo wenig, daß 
fie erfauft werden mit Kongejjionen an die römische Kurie 
auf anderen Gebieten, 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Ein ſolche do ut des-Bolitik gegenüber der römifchen Kurie 
bat immer noch zu einer Benachteiligung der preußifchen 
Staatögewalt geführt. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Das ift der Punkt, den mein Sollege Hadenberg mit 
voller und —— Schärfe hervorgehoben hat. 

Ich muß es bedauern, daß der Herr Minifterpräfi- 
dent meinen freund Hadenberg in diejer Beziehung miß- 
verftanden hat. Wenn dieſes Mifverftändnis einem 
Redner dieſes Hauſes paffierte, der vielleicht nicht ganz 
jo des Wortes u ift, wie wir es wünſchen müſſen, 
oder der in der nelligteit der Debatte nicht allen 
— — folgen kann, ſo würde ich das erklärlich 
finden. Aber bei dem Herrn Miniſterpräſidenten hat es 
mich überraſcht, 


(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


daß er davon geſprochen hat, daß, wenn wir in zwei 
Parteien gegenüberſtänden und an der Spitze der einen 
der Bilchor rum und der anderen mein Freund Hadens 
berg ftände, wir niemals zu einer Berftändigung fommen 
würden. 

Er hat damit ausgejprochen, daß der Kollege Haden- 
berg von einer gewiffen Eulturfämpferifchen Tendenz aus» 
gegangen jei. Nun möchte ich aber doc ——— 
Dab Herr Kollege Hadenberg mit einer bemwunderungs- 
würdigen Objektivität 


(lebhafter Widerfpruch im — lebhafte Zuſtimmung 
inkls) 


mit einer bewunderungswürdigen Objektivität den Stand» 
punkt der katholiſchen Kirche auf diefem Gebiete gefenn- 
zeichnet hat, jo daß der Herr Abgeordnete Dr Dittrich 
einigermaßen in Verlegenheit war, wie er nod) weitere 
Ausführungen in der Beziehung machen jollte. 


(Sehr richtig! links; Widerfpruch im Zentrum.) 


Er hat aber auch keinen Zweifel darüber gelaffen — und 
er hat dabei dasjelbe ausgeführt wie der Herr Minifter- 
präfident —, daß Theorie und Praris verſchieden wären 
und daß ein modus vivendi mit der fatholifchen Kirche 
gefunden werben könne. Wie man einen ſolchen Mann, 
der fo Elar in die Berhältnifje fieht, der ein fo praktiſches 
Berjtändnis für die £onfeflionellen Bedürfniſſe unjeres 
Baterlandes zeigt, als einen Kulturkämpfer harakterifieren 
fan, meine Herren, das ift mir ganz unbegreiflich; und 
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ich glaube, wenn der Herr Minifterpräfident Veranlaſſung 
nimmt, das —— der Rede meines Freundes 
Hackenberg at ulefen, jo wird er zu einer Reviſion 
diefer feiner An —— ſicher kommen. 


(Sehr richtig! links.) 


Da wir einmal von Mevifionen fpreden, meine 
Herren, fo hat der Herr Kollege —— vollftändig 
richtig hervorgehoben, daß eine Mevifion des PVerhält- 
nifjes der Königlichen Staatsregierung zu der katholifchen 
Kirche allerdings eintreten müfje, wenn dieſe kriegeriſchen 
Tendenzen, wie fie der Bifchof Korum geäußert hat, fort: 
dauern und fortgefegt werden. 

(Sehr richtig! links.) 
Es handelt fi nicht um eine Revifion der Geſetz— 
gebung meine — eine Kulturkampfgeſetzgebung, 
eine Erneuerung dieſer geſetzgeberiſchen Verjuche wünſcht 
keiner von uns. Wohl aber wünſchen wir, daß, wenn 
der Herr Miniſterpräſident doch endlich die Überzeugung 
erlangen muß, daß er mit feinem Entgegenfommen gegen 
das Sentrum nicht weiterfomme, dat er den Frieden 
daburch nicht fördere, er endlich auch einmal die ftarke 
Pofition ausnugt, welche die Königlihe Staatsregierung 
in unferem VBaterlande Gott ſei Dant noch inne hat, 
und diejenigen Mittel anwendet, bie zu einem dauernden 
Frieden führen. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen; 
hört, hört! im Bentrum.) 

Meine Herren, zu meiner freude hat der 5 
Kultusminifter das, was in ber Broſchüre des Biſchofs 
Korum an Vorwürfen gegen die preußiiche Schulver- 
waltung erhoben worden ift, auf das enticiedenfte 
zurüdgewiefen. Es wäre ja auch wirklich unerträglid) 
geivelen, wenn die ſchweren Beichuldigungen, welche der 

iſchof Korum in feiner Brofhüre gegen die preußiiche 
Schulverwaltung erhebt, einfach ohne Widerſpruch in das 
Land weiter en en wären. 

Wenn Gie fi diefe Befchuldigungen einmal im 
einzelnen anjehen, meine Herren, fo jagt der Biſchof 
Korum auf Seite 18 feiner Schrift, daß tendenziös Die 
preußiiche Schulverwaltung durch Zurüdjegung derjenigen 
Schülerinnen, welche von katholijchen ulen kommen, 
fie nötigt, von vornherein die paritätifhe Schule zu be— 
ſuchen, — aljo daß ein gewiffer Gewiſſenszwang durch 
die Benachteiligung diefer Schülerinnen ausgeübt wird. 
Auf Seite 20 ſcheut fih der Biſchof Korum nicht, der 
Königlich preußiichen Staatsregierung vorzumwerfen, daß 
fie durch Stipendien und andere Lodmittel die atholifchen 
Schülerinnen in diefe Anftalten hineinlode. Auf Seite 
22 fpricht er von Verlegung des weiblichen Zartgefühls. 
Als ich diefe Stelle las, da glaubte ich wirklich, dieſe 
Worte könnten nicht ohne Grund gejchrieben fein, und 
bedauerte, daß bier ein Mißgriff der Schulverwaltung 
vorliege. Aber nach dem, was von dem Herrn Sultus- 
minifter heute ausgeführt worden ift, daß die Geſchichte 
bes Odyſſeus und der Naufifaa es ift, die zu einem jo 
fchwerwiegenden Vorwurf dem Biſchof Korum Anlaß 
gegeben hat, — weiß man nicht, ob man lachen joll oder 
die Irreführung der öffentlichen a muß. 
Ich glaube, nad diefen drei Beifpielen können Sie un- 
gefähr ermefjen, von einer wie wenig objektiven Tendenz 

iefer Bifchof bei der Abfafjung feiner Schrift ausge- 
gangen ift. 

Bon einer Reihe von Kleinen Beichwerben, die Herr 
Dr Dittrich vorgebradt hat — ih muß prima vista 
jagen, daß fie nicht jehr erheblich find —, ift die eine 
Beichwerbe, die über das Lehrbuch, bereits von dem Herm 
Kultusminifter als berechtigt anerkannt, und es iſt bereits 
Sorge getragen, daß Abhülfe eintritt. 
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llation der Abg. Bachmann n. Gen., betr. 
ee firdlicher Dede egen 
tatholifche Eltern zu Trier in ulangelegen- 
L 1211) 
[Dr Friedberg, Abgeordneter] 


Der Herr Kultusminifter hat uns ferner ausein- 
andergejegt, wie die —— an der Schule verteilt 
find; er p bargelcgtı daß, entiprechend der überwiegenden 
Mehrzahl der katholiſchen Schülerinnen, aud das Lehr- 
perjonal in entjprechender Weiſe ausgeftaltet ift, und 
man kann immer nur wiederholen, daß, wenn dort feine 
erfreulihe Wendung des PVerhältniffes der katholifchen 
Beiftlichkeit zu dieſer Schule eingetreten ift, die Schuld 
ausdrüdlich und ausfchlieglich den Herrn Biſchof Korum 
trifft, der es noch nicht hat über ſich gewinnen können, 
die missio canonica dem katholiſchen Geſchichts- und 
Religionslehrer zu erteilen, 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Wenn aljo der Herr Abgeordnete Dr Dittrich nach den Ur— 
fachen des unerfreulichen Verhältniffes in Trier jucht, 
fo .. er fi in erfter Linie an den Biſchof Korum 
wenben. 


(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 


Das Eingehen des Herrn Kollegen Dr Dittrich auf die 
biftoriichen Entwidlungsverhältniffe der Schule zu Trier 
halte ich eigentlich für überflüffig. Ob damals, als zuerft 
die baritätiice Schule eingerichtet wurde, ein Bebürfnig 
dafür vorhanden gewejen it, ift heute vollkommen ge 
gültig: Die Schule hat 10 Yahre als ftäbtifche Schule 

ftanden, dann ift fie vom Staate übernommen worden, 
— mit der Begründung eines Lehrerinnenſeminars. 

ieje Verhältniffe haben ſich dort eingelebt und haben 
unbeanjtanbet beitanden, bis der Bijchof Korum es für 
gut befunden hat, jet wieder von neuem einen Vorftoß 
egen das Schuliyftem zu machen. ch glaube, aus der 

lärung des Herrn Hultusminifters zu meiner Freude 
entnehmen zu können — obgleich er es nicht ausdrüdlich 
gejagt hat —, daß er jeinerjeit8 mit der königlichen Staats- 
vegierung unbedingt feithält an dem paritätiichen Eharafter 
der höheren Töchterjchule in Trier, und daß er niemals 
jeine Einwilligung dazu geben wird, daß dieſes Schul- 
ſyſtem dort bejeitigt wird. 


(Buruf links: Abwarten!) 


Ich möchte noch hinzufügen, meine Herren, daß fie ein 
weiteres Einlenken, um auf anderen Gebieten vielleicht 
Vorteile zu erhalten, namentlich bezüglih der Schul- 
ichweftern, vermeidet. Es handelt ſich ja bei allen diejen 
Beitrebungen darum, — und das ift der ganze durchfichtige 
Zwed des Biſchofs Korum in erfter Linie — zu erreichen, 
daß der Unterricht von Schuljchweitern genehmigt werde, 
und daß dadurd der preußiſchen Staatsſchule allmählich 
eine Konkurrenz geſchaffen werde, 


(Widerfpruch im Zentrum) 
daß in den katholifchen Gegenden der —— Staats 
ſchule gewißermaſſen das Blut aus den Adern gefaugt wird. 
(Unruhe im Zentrum.) 
Meine Herren, wir müfjen daran bir ang daß bie 


Volksſchule wie die Mittelichule in Preußen eine Beran- 
ftaltung des Staates gewefen ift, 


(ehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


und daß der Staat die Verpflichtung hat, das, was er 
ererbt hat, die jahrelange Arbeit der preußiſchen Könige 


Sitzung am 2. März; 1903. 


2280 


auf dem Gebiete der preußiiden Schulverwaltung, nicht 
preiszugeben gegenüber ultramontanen Anjprüchen. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Der Herr Abgeordnete hat uns dann in feiner milden 
Weife darzulegen verfucht, daß das ganze Vorgehen bes 
Biſchofs Korum nichts weniger als eine Herausforderung 
geweſen jei. Er hat damit auch die ungeteilte Heiterkeit 
auf diefer Seite des Haufes (links) erregt. Nun, meine 
Herren, ich meine, als Elaffischen Zeugen kann ich mic 
auf den Herrn Minifterpräfidenten berufen, der für fid 
in Anſpruch nimmt, die Eonfeifionellen Dinge möglichit 
unparteiiich zu beurteilen. Wber ich meine auch: der 
Biſchof Korum hat nad) einer anderen Richtung bin une 
begreiflih und unverantwortlich gehandelt, indem er 
gerade im gegenwärtigen Moment diejen Streit 
wieder zu hellen Flammen emporlodern läßt. Der Hen 
Abgeordnete Herold, der gerade hier vor mir fitt, hat 
neulih einem preußifhen Minifter eine Berbaktung 
darüber gemacht, daß er feine Berufsgenofjen dazu auf- 
gefordert habe, fich zu organifieren, um auch ihrerfeits 
im Neichstage dasjenige Gewicht ihrer Stimmen zu haben, 
das fie nach ihrer berufliden Stellung beanfpruchen 
dürften. Der Herr Kollege Herold hat uns in ſehr ernften 
Worten damals vorgeführt, daß durch folche Aufrufe an 
die Bevölkerung lediglich die Gegenſätze verjchärft werden, 
die unfer Vaterland leider zerreißen, und bie ihren zer- 
ſetzenden Einfluß üben mühten auf das innerpolitiiche 
Leben unferes Landes. Wenn der Kr Biſchof Korum 
im gegenwärtigen Moment, wo die Parteien zwar ihren 
— gegeneinander durchführen müſſen, um ihren 
politiſchen Prinzipien zum Siege zu verhelfen, aber ſich 
doch zul müfjen anf dem gemeiniamen Boden 
bes Snterlandes, — wenn er in einem ſolchen Moment 
eine folche Brandfadel in unſer Vaterland hineinwirft, 


(fehr richtig! bei den Nationalliberalen; Widerfprud 
im Zentrum) 


dann frage ich den Herrn Kollegen Herold: wie be— 
urteilt er daS Vorgehen bes Biſchofs Korum? 


(Sehr gut! bei den Nationalliberalen; Heiterkeit 
im Bentrum.) 


— a, meine Herren, dagegen hilft feine Heiterkeit. 
Das ift eine Frage, die der Herr Kollege Herold viel» 
leicht die Güte hat, uns zu beantworten, 

Der Herr Kollege Dr Dittrich ift dann weiter ein- 
gegangen auf die fpeziellen Berhältnifje in Trier. Zu 
meiner Überrafhung bat er nun als altes Mitglied der 
Budgetkommiſſion erklärt, er habe von den ganzen Bor: 
ängen nichts gewußt, der Etatstitel fei ihm nie aufge 
Fallen, man wiffe gar nicht mal, wo dieſe trieriiche 
Mädchenichule etatifiert fei. Ya, Herr Kollege Dittrich, 
ba hätten Sie fi doch anders ausdrüden müffen. 


(Heiterfeit.) 


Sie hätten jagen müfjen: ich, der on und Abge 
orbnete Dr Dittrich, weiß das nicht. Dat wir andern 
das nicht wifjen, da$ war eine petitio principii. 


(Große Heiterkeit.) 


* im Kultusetat in Kap. 121 Tit. 1 ift ganz deutlich 
zu lejen: 

Regierungsbezirk Trier: Schullehrerjeminare in 
DOttweiler, Wittlih, Prüm, Lehrerinnenfeminar 
in — mit einer Mädchenſchule ver— 
bundenes Lehrerinnenſeminar in Trier. 


Geiterkeit.) 
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[Iuterpellation der Abg. Bachmaun u. Gen., betr. 
die Audrohung Firchlicher 28 4 
er tern zu Trier im ulangelegen- 

en] 5 Br i © 








[Dr Friedberg, Abgeordneter] 


Alfo ich muß daraus entnehmen, daß doc dem Herrn 
Kollegen Dr Dittrich ebenjo wie den anderen Mitgliedern 
diejes Haujes und aud der Königlichen Staatsregierung 
Beſchwerden über die Mädchenfchule in Trier bis dahin 
nicht zugegangen find; denn ein jo hervorragender Gottes: 
ftreiter wie der Herr Kollege Dr Dittrich 


(große Heiterkeit) 


hätte fich ficherlich nicht die Gelegenheit entgehen laſſen, 
in ber Budgetkommiſſion ſchon längit auf diefe fchlechten 
und traurigen Verhältniſſe binzumeijen. 

Der Er Kollege Dr Dittrich hat ung dann eine 
ſehr eindrudsvolleRebe barüber gehalten, daß die von Herrn 
Biihof Dr Korum angedrohte Saframentöverweigerung 
eine innerkirchliche Angelegenheit ſei. In gewiſſem Sinne 
ift fie das natürlich, das hat auch mein Kollege D Haden- 
berg ſchon zutreffend ausgeführt; jelbftverjtändlich geht es 
ung nichts an, ob der Biſchof und die Beijtlichen dem 
einen oder andern Katholiten die Abjolution — 
oder nicht. Wenn aber die Bermweigerung ber Ab— 
folution als allgemeine Maßregel angedroht 
wird allen denjenigen, die ihre Züchter in die 
ade Töchterſchule fhiden, dann gewinnt das den 

harakter einer Boyfottierung einer Königlich preußiichen 
Staatsſchule, 


(ſehr richtigl bei den Nationalliberalen) 


und das ſcheint mir keine innerkirchliche Angelegenheit F 
ſein. Auf die feinen Diſtinktionen, die der Herr Ab— 
geordnete Dr Dittrich über das forum in interno und 
in externo gemacht hat, gehe ich nicht ein; bie interejfieren 
uns andere gar nicht; darum handelt es ſich nicht, jondern 
es handelt fih um den Borftoß, den der Bilchof 
Dr Korum von Trier gegenüber einer vom Staat unter- 
bhaltenen Anjtalt gemacht bat. Der Herr Abgeordnete 
Dr Dittrich wollte und zwar fagen: dieſe generelle An- 
fündigung der Verweigerung der Abfolution fei weiter 
nichts ala „eine etwas ungewöhnliche Belehrung.“ 


(Heiterkeit bei den Nationalliberalen.) 


39 babe dieje Ausführungen bes Herrn Kollegen 
r Dittrih für eine etwas ungewöhnliche Be— 
lehrung gehalten. 


(Große Heiterkeit.) 


Herr Abgeordneter Dr —— ſagte dann weiter: 
warum der Biſchof Dr Korum ſich nicht an die obere 
Inſtanz gewandt hat, ſondern warum er die Flucht in 
die Öffentlichkeit — hat, das ſei ihm nicht be— 
kannt. Ja, Herr ege Dittrich, gewiß, ich glaube 
geg gern, daß es Ihnen nicht bekannt iſt. Der Biſchof 

Korum wird aber ganz genau gewußt haben, was er 
tut. Das ift auch heute fchon beleuchtet worden. Der 
Biihof Korum hat diefen Borftoß gemacht, um bas 
Prinzip zu wahren, um mal wieder ben modus vivendi, 
der vielleicht von anderen firchlichen Dar en vorgezogen 
wird, zu durchkreuzen. Der Biſchof Dr ſtorum iſt eben 
ber ftreitbare Priefter, der Freude an dem Kampfe mit 
wer empfindet. Deshalb hat er biejen Borttoß ger 
madıt. 

(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, der Herr Kollege Dr Dittrich hat 
dann weiter ausgeführt: es müßten die Mißftände, die 
Ferhandl, d, Hauſes d. Min. 19. Lenisl. V. Seffton 1908. 
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an der trierihen Schule herrihen, näher unterfucht 
werden, das verlangten feine politifchen Freunde von der 
preußijchen Regierung. Ich habe mich ſchon darüber aus— 
gefprochen, daß diefe Mißſtände, foweit fie hier erörtert 
worden find, nur jehr geringfügige find. 

Aber die eine Frage möchte ich doch an den Herrn 
Kollegen Dr Dittrich richten: wenn der dem Biſchof 
Korum ſeinen Standpunkt gegenüber der Paritätsſchule 
aufrecht erhält, was für ein &htereffe liegt dann für den 
—— Kollegen Dr Dittrich vor, daß die angeblichen 

ißſtände unterſucht werden? Dann { e3 ganz gleich- 
gültig, wie die Schulverhältniffe dort ſind, denn es ift 
jedem Satholiten doch verboten, feine Kinder in dieſe 
Schule zu ſchicken. Ich glaube alfo, diefe Diverfion auf 
das Gebiet dev Mipitände hat der Herr Kollege Dittrich 
unternommen, um unfere Aufmerkſamkeit von Ber Haupt: 
frage abzulenken. 

(Sehr richtig!) 


Herr Dittrich hat uns gejagt: wir — d. h. jeine Freunde 
und er — wunſchen den Eonfefjionellen Frieden und 
hoffen, ihn am beiten zu erreichen durch eine möglichit 
£onfejlionelle Ausbildung des Schulwejend. Wir rn 
nie einen —— darüber gelaſſen, daß wir auf dem 
Boden der Berfaffung ftehen, die die Volksſchule für eine 
fonfeiftonelle erklärt. Wir ftehen aber ebenjo jehr auf 
dem Boden der Verfaffung, wenn wir jagen — und ber 
err Kultusminiſter bat das bereits bejtätigt —: daß 
ür das höhere Schulwefen die Stonfeffionalität keine uns 
bedingte Forderung ift, und daß die Geftaltung des Schul- 
weſens auf diefem Gebiet abhängig fein muß von dem 
Bedürfnis der betreffenden Gemeinden. Wir find gern 
bereit, dem Herrn Minifter die Mittel zu bewilligen, die 
er anfordert, um die Berhältniffe möglichit gleichartig 
und paritätifch in den Schulen zu geitalten. Aber für 
den Friehen in dem Sinne bes en Korum danken 
wir allerdings; den wollen wir nicht, jenen Frieden, dev 
einem Bifchof gejtattet, die preußiſche Staatsichule zu 
boyfottieren und in den Augen der Bevölkerung hevab- 


ufeßen. 
. (Sehr gut!) 


Wenn * Dittrich ſich darauf berufen hat, daß er bei 
ſeiner Auffaſſung rechnen könne auf die Unterſtützung der 
konſervativen Partei, dann will ih das erſt abwarten; 
darüber geftatte ich mir fein Urteil. Die Herren Sons 
fervativen find ja anweſend, zahlreicher anmwefend, als es 
manche von ung wünſchen, 


(Heiterkeit) 


und fie werben fich die Gelegenheit nicht entgehen laffen, 
auch ihrerjeits ihre Stellung Flarzulegen. Aber darüber 
babe ich feinen Zweifel, daß die große Majorität diefes 
—* — mit Ausnahme der Zentrumspartei — un— 
edingt an dem Prinzip fefthalten wird, daß die Volks— 
ſchule und die höhere Schule eine BVeranftaltung des 
Staates ift, und daß fie am diefem Grundjag unferes 
alten Landrechts nicht werde rütteln laflen, jondern daß 
fie mit uns und der Königlichen —— die 
Rechte des Staates tapfer und unentwegt verteidigen 


werde. 
(Lebhafter Beifall.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordneie Graf zu Limburg-Stirum. 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter: Meine 
Herren, jeitens meiner politiihen Freunde bin ich beauf- 
tragt, folgende Erklärung abzugeben: 

Wir wollen uns an und für fich in die Frage, 
ob und wie die fatholifchen Ki — von 
164 
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IJuterpellation der Abg. Bachmann u. Gen., betr. 
die Androhung kirchlicher Zuchtmittel gegen 
ri ern zu Trier in Schulangelegen- 

en 


IGraf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter] 


ihren kirchlichen Zuchtmitteln egenüber ihren 
Konfeſſionsangehörigen Gebraub machen, als 
eine innere kirchliche Angelegenheit im einzelnen 
Falle nicht einmifchen; aber wir können daran 
im Staatsinterejje, in&befondere dann nicht 
vorübergehen, wenn dieſe Maßregeln in ihrem 
Erfolge geeignet find, wie im vorliegenden Falle, 
ben Beſuch Knatlicher oder fonftiger, öffentlicher, 
nicht fonfejfioneller Schulen der betreffenden Be- 
völferung generell zu —— und damit die 
allgemeine Erziehung und Unterweiſung der 
Jugend zu beeinträchtigen. 

An diefer Hinfiht betrachten wir das Vor— 
gehen der trieriichen @eiftlichkeit zwar nur als 
einen lofalen Borgang (denn es weicht ab 
von dem Verhalten der Geiftlichteit in anderen 
—— Diözejen unter ähnlichen Berhält- 
nijjen), immerhin aber doc) als ein jolches, welches 
vom taatlichen Standpunfte aus nicht hin⸗ 
genommen werden kann. 

Es wäre vielmehr unſeres Erachtens richtig 
gewejen, wenn auch der Bijchof in Trier, wie e8 
in anderen Diözefen geichieht, durch Abordnung 
oder Aulafjung geeigneter Religionslehrer es 
ermöglicht hätte, daß die Meligionslehre in 
der paritätifchen höheren Töchterfchule reipektive 
dem damit verbundenen Qehrerinnenjeminare tat» 
ſächlich und ausreichend wahrgenommen werbe, 
und wenn etwaige Bejchwerben über bie 
jonftige Haltung jener paritätifchen Anftalten in 
religiöjer oder — Beziehung im geordneten 
Becken bei dem Herrn Aultusminifter an« 
gebracht und erledigt worden wären, was hier 
nicht geichehen ift. 

Wir enthalten uns dabei eines Urteils im 
einzelnen über ſolche Beichwerbepunfte, folange 
nicht eine Entſcheidung der höchſten staatlichen 
Inſtanz vorliegt. 

Wir ftehen grundfäglich auf dem Boden der 
fonfeffionellen Schule, wir wünſchen fie er- 
alten und in Zukunft ficgergeftellt zu jehen. 

ber wir find der Meinung, daß man biejes 
Prinzip nicht jchädigt, fondern defjen allgemeine 
Anerkennung fördert, wenn man gleichzeitig 
nicht aus dem Auge läßt, 

daß die Volksſchule einerfeits und mittlere 
und höhere Schulen andererſeits dabei nicht 
ganz mit demfelben Maßjtabe gemeffen werden 
nnen, da der Befucd der Volksſchule obli- 
gatorijch und dort die Meligion, wie ber 

Eonfeffionelle Gedanke, naturgemäß mehr wie 

bier, im Mittelpunfte des ganzen Unterrichts 


eht, 
und daß überhaupt praktiſche und lofale 
Momente, fo auch die Nüdfiht auf bie 
Reiftungsfähigkeit der Beteiligten bie und da 
Modifikationen jenes Prinzips bedingen fönnen. 
Bon diefem Standpunkte aus bedauern wir 
das Verhalten der katholiſchen Geiftlichkeit in 
Trier und erwarten, daß die Stantäbehörde eine 
Zurüdnahme ober angemefjene Abänderung der 
en firdlichen Maßnahmen in einem 
inne berbeiführt, der ebenſo der Würde bes 


Staates, wie den, ftaatlich zu fichernden, Inter⸗ 
ejlen des öffentlichen Unterrichts in vollem Um- 
fange gerecht wird. 


(Beifall rechts.) 


Präfident v. ſtröcher: 
geordnete Frhr v. Zedlitz. 


Das Wort hat der Ab— 


Frhr v. Zeblig und Neukirch, Abgeordneter: Ganz 
ſo milde wie mein Herr Vorredner kann ich doch nicht zu 
der Sache ſprechen. 


(Sehr gut! bei den Freikonſervativen und links.) 


Meine Herren, in den weiteſten Kreiſen unſerer Be— 
völkerung, und zwar von den Konſervativen bis zu den 
Liberalften hat das Vorgehen des Biſchofs Korum in 
Trier gegen die dortige paritätiiche höhere Mädchenſchule 
wie ein Bligftrahl aus heiterem Himmel gewirkt. 


(Sehr richtig! bei den Freikonſervativen und links.) 


Meine Herren, wir hatten uns ſämtlich der goffnung 
bingegeben, daß nad langen Kämpfen eine Art von 
Frieden, ein modus vivendi zwijchen dem Staat und ber 
Kirche hergeftellt fei. Wir hatten uns auch der Hoffnung 
bingegeben, daß der interfonfejfionelle Frieden, der früher 
öfter bedroht war, nunmehr durch gegenfeitiges Entgegen- 
fommen einigermaßen gefichert wäre, und zwar umſomehr, 
als, wie der Herr Abgeordnete Dr Friedberg mit Recht 
hervorgehoben hat, unjere a dringend dazu — daß 
alle chriſtlichen Elemente ſich zuſammenſcharen, zujammen- 
ſtehen in dem gemeinſamen Kampfe gegen die Beſtrebungen, 
welche ſowohl gegen die Grundlagen des Staates als 
gegen die Unterlagen der chriſtlichen Kirche ſich richten, 
— daß alle ſtaatserhaltenden Elemente ſich zuſammenſcharen 
müſſen in gemeinſamer Front, eben dieſe ſubverſiven 
Umſturzelemente zu bekümpfen. Meine Herren, mit Recht 
hat der Herr Miniſterpräſident bei Beantwortung der 
Interpellation darauf hingewieſen, daß in einem konfeſſionell 
gemiſchten Lande die notwendige — — für die 
Erhaltung des Friedens zwiſchen Staat und Kirche und 
des interfonfejfionellen Friedens die ift, daß die äußerſten 
Grundſätze, von denen die eine oder die andere Geite 
ausgeht, nur afademifch behandelt, nicht aber in die Tat 
umgejegt werden. 

Nun, meine Herren, gehört zu den Gegenfäßen, zu 
den grundjäglichen und unüberbrüdbaren Gegenfägen 
zwiſchen der Eatholifchen Kirche und jedem Staatäwejen, 
insbejondere dem preußifchen Staat, die Frage der Herr: 
ihaft über die Schule. Die katholiihe Kirche erfennt 
voll nur diejenigen Schulen an, welche unter ihrer eigenen 
abjoluten Herridaft ftehen; während I Staat und ber 
preußiiche Staat vor allem ee echt und die Pflicht 
nicht nehmen lafjen darf, die Schule zu ordnen, zu leiten, 
zu verwalten, die Schule als Beranftaltung des Staates 
anzufehen und zu behandeln. Das ift jein Hecht und das 
ift jeine Pflicht. Niemald wird in unferem Lande, in 
Preußen, der konfeffionelle Frieden, der Friede zwwifchen 
der katholifhen Kirche und dem Staate aufrecht erhalten 
werben können, folange die Eatholifche Kirche ſich nicht 
bereit findet, ihre äußerten Grundfäge nad) biefer Richtung 
bin als akademiſch zu behandeln und fie nicht in die Tat 
zu überfegen. Meine Herren, das, was an dem Bor- 
geben des Biſchofs Korum fo auffallend, jo pant und 
deshalb jo beunrubigend war, ift, daß es ber erite Verſuch 
war, dieſe äußerften grundſätzlichen Tendenzen der 
katholiſchen Kirche auf dem Gebiete des Schulmweiens 
nunmehr verfuchsweife in die Tat umzujegen, 


(ſehr richtig! bei den Freikonſervativen) 


Iuterpellation der Abg. Bachmann u. Gen., betr. 

Se Androhung fir ee Zu —& egen 

—* Eltern zu Trier in angelegen- 
en 


IFrhr v. Zedlig und Neukirch, Abgeordneter] 

und zwar in die Tat umzufegen in einer form, welche 
in der Tat die denkbar jchwerite Herausforderung gegen 
den Staat und gegen die unter feiner Mufficht, unter 
feiner Leitum Rehenbe Schule daritellt. 

Meine Herren, aus den Mitteilungen des Herrn 
Minifters ift uns bekannt geworden, daß der Biſchof 
Korum niemals auch nur die geringite Beſchwerde über 
die Geftaltung der paritätiichen Mädchenichule in Trier 
mu Es ift befannt, daß, obwohl zwei fatholiiche 
höhere Mädchenfchulen in Trier waren, welche doch wohl 
jedenfalls ſich der Gunit der Eatholifchen Geiftlichkeit in 
befonderem Maße erfreut haben, die Zahl der katholijchen 
Schülerinnen an der paritätifchen Schule von Tag zu 
Tag, von Jahr zu Jahr ſich mehrte, und zwar doc wohl 
nicht, weil die Yeiftung der paritätiihen Schule minder: 
wertig war gegenüber der Eonfejfionellen, ſondern lediglich 
deshalb, weil die katholifchen Eltern fanden, daß ihre 
Töchter auf der paritätifchen Schule beffer unterrichtet 
und erzogen würden als auf der Eonfeffionellen. Da nun 
trat der Bifchof Korum mit einem Erlaß hervor, der in 
Wahrheit die —— der Staatsſchule bedeutete 
und forderte. Das Provokatoriſche in dieſem Vorgehen 
liegt namentlich darin: einmal, daß von den Kanzeln 
herab diefe Boyfortierung ausgeſprochen wurde, und daß 
jie ausgefprochen wurbe mit etwas, was Herr Dittrich in 
jehr milder Weife als eine Belehrung bezeichnet hat; 
ob er in der Lage geweſen ift, und das völlig Ear zu 
machen, möchte ich bezweifeln; ich glaube, feine Aus» 
führungen haben mehr Berwunderung erregt als über- 
eugend gewirkt. Meine Herren, das ift jedenfalls eine 
Beovofatton der jchlimmften Art, eine Provofation, die 
I fein Staat, der etwas auf feine Würde hält, jemals 
gefallen laffen kann. 

Nun ift aber, meine Herren, dieſes Vorgehen des 
Biſchofs Korum geeignet, den Eonfeffionellen Frieden 
in fchwerfter Weile zu gefährden. Das Borgehen des 
Biihofs Korum, wie der Herr Begründer der Inter— 
pellation ausführlid und jachgemäß dargelegt hat — 
und zwar durchaus objektiv, und ich will nicht anftehen, 
zu erklären, daß ich auch der Meinung bin, daß ihn 
fulturkämpferiiche Tendenzen in feiner Weiſe geleitet 
haben, — beruht auf ber Auffaffung, daß der evangelifche 
Glaube und die evangelifche Lehre nicht im entfernteften 
gleichwertig ift mit ber fatholifchen, daß fie minderwertig 
ift in jeder Hinfiht. Meine Herren, das kann den fon- 
feffionellen Frieden nicht fördern, das muß innerhalb der 
evangelifchen Bevölkerung die Bejorgnis hervorrufen, daß 
wiederum der Verfuch unternommen wird, die fatholifche 
ra zur alleinherrichenden auch in unferen Landen zu 
machen. 

Meine Herren, Sie jehen in ben fcharfen Gegen: 
erflärungen des Bundes der Landwirte, 


(Burufe) 


welche Dradenjaat das Borgehen des Herm Biſchofs 
Korum bereit3 hervorgerufen und erzeugt hat. 
Demgegenüber unterliegt es keinem Zweifel, daß es 
im Intereſſe der Erhaltung des fonfeffionellen —— 
im Intereſſe des Friedens zwiſchen Staat und Kirche ift: 
einmal, daß das Vorgehen des Biſchofs Korum in Trier 
feine volle Sühne findet; und daß zweitens einer Wieder- 
fehr folder Vorgänge für die Folge vorgebeugt wird. 
Der Herr inifterpräfibent * uns mitgeteilt, daß die 
Staatsregierung mit dem Biſchof von Trier nicht in Ver— 
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handlung treten kann, bis er feinen Erlaß zurüdgenommen 
hat; daß fie in Berhandlung mit der Kurie eingetreten ift 
zu dem Zwecke, und daß jie die volle Erwartung habe, 
da dieſe Berhandlungen von Erfolg begleitet fein würden. 

Meine Herren, wir jeßen voraus, daß die Königliche 
Staatöregierung in vollem Umfange und mit all ihrer 
Macht dafür forgen wird, daß das unqualifizierbare Vor- 

ehen des Biſchofs Korum in Trier fe volle Sühne 

Fden wird, gleichviel wie die Verhandlungen mit Rom 
ausfallen. Und, meine Herren, weiter: es unterliegt 
feinem Zweifel, daß, wenn ber Verſuch nicht fünftig er- 
neuert werben fol, auch nad dieſer Richtung an dem 
Grundſatz feftgehalten werden muß, welchen der Herr 
Kultusminifter hier zu meiner Freude voll und deutlich 
ausgefprochen hat —: daß die Stantäregierung an ber 
Berechtigung der paritätifchen Schule bei den höheren 
Lehranftalten durchaus fefthält, daß fie diefen Grundſatz 
auch gegenüber der Trierer Schule darin wahren wird, 
daß fie die Trierer paritätifche höhere Mädchenfchule ver- 
teidigen und ſchützen wird gegen alle Angriffe, welche von 
feiten des Bijchof8 von Trier und feinem Klerus auch 
in der folge noch unternommen werden möchten, 

Der Herr Minifterpräfident, meine Herren, hat als 
eine der erften Vorausſetzungen = die Erhaltung des 
interfonfelfionellen Friedens und für die Erhaltung des 
Friedens zwiſchen Staat und Kirche hingeftellt: die 

tung vor der Autorität und der Würde des Staates. 
Aber, meine Herren, die Staatsregierung hat ihrerfeits 
auch das Yhrige dazu beizutragen, daß die Autorität und 
die Würde des Stantes  einabıt wird, Meine Herren, 
in dem vorliegenden Falle kann das nur geſchehen 
mit äußerfter Sraft, mit äußerftem Nadhdrud. 
Die — —————— und die Klar Minifter 
haben nad meiner Meinung bie Pflicht, nach den 
beiden se ich bin eine volle Sühne herbei- 
uführen für das Vorgehen bes Biſchofs von 
Fr und vollen Schuß der paritätifchen 
Mädchenjhule in Trier zu gewähren, gegen 
deffen Angriffe Das ift ihre Blie gegenüber 
bem Staat; und wir erwarten, meine Herren, 
daß fie durch volle Entfhiedenheit und größte 
Energie biejer ihrer Pfliht auch voll geredt 
werben werben. 


(Lebhaftes Bravo bei den Freikonſervativen.) 


BVizepräfibent Dr geh v.Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Müller. 


Dr Müller, Abgeordneter: Meine — namens 
meiner politiſchen Freunde habe ich folgendes zu erklären: 

Nach unſerer Auffaſſung iſt das Verhalten des Herrn 
Biſchofs Korum in Trier geeignet, die Gefühle Anders— 
denfender aufs tieffte zu verlegen durch die Art, wie 
diefer Kirchenfürft in einem Erlaß an die Trierer Geift- 
lichkeit bzw. in einem Publikandum an die Trierer Pfarr- 
firhen und in einer polemifchen Brofchüre „Unerbau- 
lies aus der Didzeje Trier” Stellung nimmt zu 
ben paritätifchen &auten im allgemeinen und zu 
der Trierer paritätifchen höheren Töchterfchule und dem 
Trierer paritätifchen Qehrerinnenjeminar im befonderen. 

Die Angriffe des Herrn Biſchofs Korum auf das 
paritätifche Unterrichtswejen find um fo weniger zu ver- 
antworten, als fie nicht dur beſondere Berhält- 
niffe feiner Diözefe veranlaßt erfcheinen. Der Herr 
Biſchof Korum beruft fich Freilich in feiner Brofchüre 
zur Begründung feiner grundfäglihen Stellungnahme 
auf päpftliche Entiheidungen. Die katholifche Kirche hat 
aber von jeher entfchieden zwifchen dem, was fie unbe» 
dingt verwerfen muß, und dem, was ale ld ie 
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[Interpellation der Abg. Bachmann n. Gen., betr. 
die Androhung Firchlicher Zu ttel gegen 
fatholifche Eltern zu Trier in angelegen: 
heiten] — z 








[Dr Müller, Abgeordneter] 


werden fann, „tolerari posse*, Anderenfalls wäre für 
Staaten mit konfeſſionell gemiſchter Bevölkerung 
ein friedliches Verhältnis zur Eatholifchen Kirchengemein« 
ihaft überhaupt undenkbar. Der heutige modus vivendi 
in Preußen wäre ohne das „tolerari posse“ nicht zu er- 
reihen gewejen. Nur die Anwendung diefes kirchlichen 
Grundjages hat der Staatögewalt die Wogliäen egeben, 
in den legten rin wie Fürft Bismard ſich ausdrüdte: 
gewiife Waffen auf bem Fechtboden niederzu- 
legen. 

Übrigens bat der Herr Biſchof Korum felbft in 
anderen fällen bewiefen, daß auch er in feiner Diözeje 
fi mit paritätifhen Schulen abfinden kann. 

Die befonderen Berhältniffe der Schulen in der 
Stadt Trier waren aber nicht derartige, daß fie jo ver- 
legende Hußerungen rechtfertigen könnten, wie fie in der 
Brojhüre des Herrn Bijchofs Korum vortommen, wo die 
Eatholijchen Eltern, die ihre Kinder in paritätijche Schulen 
ichiden, verglichen werden mit rege bie ihr 
Vermögen vergeuden und dadurch ihre Stinder dem leib- 
lihen und moralifchen Elend preisgeben,” und mit ſolchen, 
„die Wuchergeichäfte treiben, Hunderte von Familien 
ruinieren und an den Bettelftab bringen.” 

Das einzige, was der Herr Biſchof Korum in feiner 
Broſchüre den Schulen als Verlegung der Parität vor- 
wirft, ift die Benugung eines „pädagogiſchen Leſebuchs 
für das Lehrerinnenjeminar“ von Dr Oftermann, 
PBrovinzialihulrat in Breslau, eines Leſebuchs, in 
welchem he neben einem Auszug aus einer Schrift des 
heiligen Auguftinus auch ein, wie der Herr Bilchof 
jagt, „faſt vollftändiger” Abdrud des „Sendichreibens“ 
Luthers befinde: „An bie Rathöherren aller Städte 
Deutfchlands, daß fie Hriftliche Schulen aufs 
rihten und halten follen“, 

Selbft wenn in dem doch nur teilweijen Abdrud 
diefes Sendſchreibens — was aus ber Broichüre bes 
Herrn Bilhofs Korum nicht hervorgeht — für die Kar 
tholiten verleßende Ausdrüde enthalten fein jollten, würde 
aus einem ſolchen Mißftande für den Herrn Biſchof doch 
nur die Verpflichtung erwachſen, von der zujtändigen 
Schulbehörde die Abftellung des Mißſtandes zu verlangen. 

Dagegen, daß in den höheren Klaſſen einer paritä- 
tijchen ranftalt der Unterricht in Geſchichte und 
Litteratur nur von evangelijhen Lehrern erteilt 
wird, könnten doch nur dann Bedenken erhoben werden, wenn 
dies aus prinzipiellen und nicht aus perfonellen 
Gründen geſchähe. Was die „ZTrierifche Landeszeitung” 
fonft noch alles dem Trierer Lehrerinnenfeminar zum 
Vorwurf macht, das hat, wenn es fich wirklich fo verhält, 
wie die „Trieriſche Landeszeitung” es barftellt, mit dem 
paritätifchen Charakter der Schule nicht das mindefte 
zu fchaffen; das würde aus allgemein ethifchen und 
väbagogliden Geſichtspunkten zu behandeln jein. 

uf andere als die aus ben Vorgängen in Trier 

fi) ergebenden Sragen einzugehen, vermeiden wir, 
weil wir nit Ol in das dort entfadte Feuer 
gießen wollen. An unferem Teile möchten wir nicht 
zu einer weiteren Zerklüftung unjeres Bolkslebens 
beitragen. Auf wirtihaftspolitifhem Gebiete find 
gegenwärtig die Gegenjäge jchon aufs äußerſte zugefpigt. 
ine Verſchärfung der Klaſſengegenfätze macht fich 
auf immer weiteren Gebieten bemerkbar, Wenn 
außerdem noch tiefgreifende Eonfeffionelle Differenzen 
die Gemüter entflammen, dann ift zu befürchten, daß vor 
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lauter Haß und Erbitterung ein — Zuſammen⸗ 
wirken der Glieder unſeres Volkes ſelbſt in ſolchen 
Fragen nahezu unmöglid wird, die allen gleichermaßen 
am Herzen liegen a Dem follten unferer Meinung 
nad) alle Baterlandsfreunde nach beiten Kräften entgegen- 
wirken. 

Wir erwarten von der Staatsregierung, daß fie den 
£onfeffionellen Frieden in Trier wiederherftellt, die bisher 
für paritätifhe Schulen geltenden Grundjäge aufredt 
hält und die Mechte des Staates nad; jeder Richtung 
hin zur Geltung bringt. 


(Bravo! lints.) 


V eut Dr 


izepräfid gr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr 


arth. 


Dr Barth (Kiel), Abgeordneter: Meine Herren, die 
ichwerfte Anklage gegen den Biſchof Korum hat in der 
Diskuffion des heutigen Tages der Herr Minifterpräfident 
jelbft erhoben. Der Herr Minifterpräfident hat darauf 
bingewiejen, dab durch das Vorgehen bes Bifchofs 
Korum — ich gebraucdhe feine eigenen Worte — ber kon— 
fejfionelle Friede ſchwer gefährdet fei; und er hat ferner 
darauf hingewiefen, daß die preußiiche Staatsregierung 
und er, ber y Minifterpräfident felbft, bisher allen 
Forderungen der katholiichen Kirche gegenüber fo entgegen- 
kommend ſich bewiefen habe, daß das Vorgehen des Bi ofs 
Korum nur als eine Provokation ſchwerſter Art bezeichnet 
werden fann. Wenn die Dinge fich tatfächlich 5 Der: 
halten — und ich habe feinen Grund daran zu zweifeln —, 
daß ſowohl der gegenwärtige Herr Kultusminifter wie 
auch der Herr Minifter * bereit geweſen wären, 
jede wirklich ober angeblich begründete Befenmerbe bes 
Biſchofs Korum über die Verhältniffe in dem Lehrerinnen: 
ſeminar oder in der höheren Töchterfchule zu Trier zu 
prüfen, und zwar zu prüfen unter dem weiteften Ent 
— Peinerfäts, fo liegt in diefer Konftatierung 

er Tatfahe ein Vorwurf gegen den Bifchof Forum, der 
ſchlimmer ift als alles, was jelbft der 
Interpellation bier vorgetragen hat. 


(Sehr richtig! bei ben Freiſinnigen.) 


Ich zweifle keinen Augenblid daran, daß, wenn der 
Biihof Korum der preußifchen Staatsregierung jeine 
Wünfche in bezug auf die Anderung der Berhältnifje in 
dem che oder in der höheren Töchter: 
ſchule vorgetragen hätte, der Herr Minijterpräfibent und 
aud der Herr Hultusminifter jehr weit, meines Erachtens 
viel zu weit, entgegengefommen fein würden. 8 halte 
es ſogar für denkbar, daß fie vielleicht ſelbſt Dbyſſeus 
und Nauſikaa preiögegeben hätten. 


(Heiterkeit.) 


Nach dem, was wir bisher an Entgegentommen der 
preußifchen Regierung gegenüber ber tatholifegen Kirche 
erlebt haben, muß man ja in der Tat auf alles gefaht 
fein. Die preußiiche Staatsregierung hat auf dem Ge- 
biet des Schulweſens und jpeziell immer dann, wenn es 
fih um Simultanfchulen handelte, eine von meinem 
— aus beklagenswerte Schwäche gezeigt. Wenn 
der Biſchof Korum, bieler ftreitbare Dann © katholischen 
Kirche, nicht davon durchdrungen gewejen wäre, daß die 
Politif der preußifchen Staatsregierung eine Politik der 
Schwäche gegenüber der katholiſchen Kirche ift, fo würde 
er es niemald gewagt haben, der preußiihen Staats— 
regierung diefen Schlag ins Geficht zu verfeßen; 


(fehr wahr! links) 


egründer der 
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[Dr Barth (Kiel), Abgeordneter] 
denn ein Schlag ins Geficht der preußifchen Staats» 


regierung ift diefe ungewöhnliche Form der Belehrung, 
um mit Herrn Dittrich zu fprechen. 


(Heiterkeit links.) 


Meine Herren, es ift im gemwiffen Sinne nur fon- 
jequent, wenn ber Biſchof von Trier jo argumentiert: 
die preußische Staatsregierung hat bisher Be ihr ganzes 
Berhalten immer felber anerkannt, daß fie die Simultan- 
ſchule eigentlich als etwas betrachtet, was beifer nicht be» 
ftände, Da nun in bezug auf die Bolksichule diefes tat- 
fächliche Zugeftändnis der preußifchen Staatsregierun 
unzweifelhaft vorliegt, jo geht der Biſchof Korum - 
einen Schritt weiter und verlangt, daß auch an die 
Stelle der fimultanen höheren Töchterfchulen ftreng kon— 
feffionelle Schulen treten. Ich bin feit überzeugt, die 
katholijche wird — einiger Zeit noch einen Schritt 
weiter gehen und verlangen, daß auch die höheren Knaben— 
ſchulen, daß die Gymnafen fonfeffionell getrennt werden, 
und daß ſchließlich auch die Univerfitäten konfeſſionell ge 


trennt werden. 
(Sehr richtig! links.) 


Das, meine Herren, liegt einfach in der Konſequenz der 
ganzen Haltung der Eatholifhen Kirche, und in bezug 
auf Konjequenz weiß ja die römische Kurie allen übrigen 
Regierungen etwas zu raten aufzugeben. 

Das eine kann man gewiß aus ber ganzen Gejchichte 
ber Politif der römischen Kurie lernen: daß die römische 
Kurie und die Dignitäre der römijchen Kirche dem Staate 


egenüber um fo weniger Entgegenfonmen deigen, um 
do provozierender auftreten, je (dächer fie den Staat 
glauben. 


(Sehr richtig! Links.) 


Die katholifche Kirche fchiebt ihre Poften immer weiter 
vor, jobald fie ſich einer —ã Staatsregierung 
gegenüber ſieht. In demſelben Maße aber, wie fie Kraft 
und Widerjtand bei einem Staate erblidt, weiß die Kurie 
und willen die Würbenträger der Fatholiichen Kirche aud) 
fehr wohl einzulenfen. 

Man ſpricht gern davon, daß heute die katholifche 
Kirche in Preußen und in Deutichland es beifer habe 
als in irgend einem anderen Lande der Welt. Das ift 
vollftändig richtig; aber ich muß fagen: ftolz können wir 
darauf gerade nicht fein. Denn es bedeutet das nichts 
anderes ald das Zugeftändnis, daß heute der preußiiche 
und bdeutihe Staat der römiſchen Kurie gegenüber 
ſchwächer ift als jede andere Regierung. 


(Sehr richtig! links.) 


Bliden Sie einmal auf Frankreih! Kann irgend 
jemand glauben, daß der gegemmwärtigen —* n 
Regierung gegenüber es irgend ein franzöfiicher Bit of 
wagen würde, jo etwas zu tun, wie es bier der Bilchof 
Korum der preußifchen Megierung gegenüber gewagt hat? 


(Sehr richtig! links.) 


Wenn in Frankreich ein Bijchof fich herausnehmen würde, 
eine ftaatlihe Töchterſchule zu boykottieren unter An— 
drohung von kirchlichen Zuchtmitteln, jo bin ich über- 
eugt: binnen 24 Stunden hätte ber franzöſiſche 
il of Bekanntſchaft gemacht mit den ftaatlichen Zucht- 
mitteln. 


(Sehr richtig! links, Unruhe im Zentrum.) 


Wie die Dinge heute in Frankreich liegen, würde e8 die 
römische Kirche niemals wagen, jo zu handeln, wie es 
hier der Biſchof Korum getan hat. Wenn es aber trotz- 
dem einmal einem heißblütigen Biſchof eingefallen wäre, 
fo bin ich überzeugt, daß die römiihe Kurie nicht 
vierzehn Tage hätte ins Land gehen laffen, ohne fich bei 
der franzöfiihen Regierung zu entichuldigen wegen bes 
Verfahrens des franzöfifchen Biſchofs. 


(Sehr richtig! bei den FFreifinnigen.) 


Wir hören jekt von dem Herrn Minifterpräfidenten, 
daß er bei der römifchen Kurie Verſuche gemacht hat, die 
Sache zu applanieren. Bisher fcheint er ein befonderes 
Entgegentommen aber nicht gefunden zu haben; das deutet 
darauf bin, daß hier die beliebte Methode der römijchen 
Politik wieder Plag greifen wird: man wirb zunädft mit 
allerlei — Redensarten die preußiſche Re— 
gierung hinzuhalten ſuchen, um ſchließlich ein Zugeſtändnis 
zu u das in Wirklichkeit keins ift, und den Schein 
auf diefe Weile erweden, ald ob man entgegengefommen 
wäre, während man in Wirflichfeit dem Staate gegen» 
über einen neuen Triumph davongetragen hat. 

Meine Herren, wie befcheiden der Staat in biejer 
Beziehung bei uns fchon geworden ift, das haben wir ja 
fennen gelemt. Als vor nicht langer Seit mitgeteilt 
wurbe, dab es endlich nad heißem Bemühen gelungen 
fe, eine FLatholich-theologijche Fakultät in Straßburg 

urchzuſetzen, wurde das als ein großer Triumph des 
Staates Über die römische Kirche dargeftellt. gr meinen 
Augen ift es nichts weiter als ein Triumph der Kirche 
über den Stant. 

(Sehr richtig! links.) 


Denn es werben bei dieſer katholifch-theologijchen 
dem Biſchof von Straßburg fo weitgehende Re 


geräumt 
(jehr richtig! links) 


in bezug auf die Befekung von Profefforenftellen und 
fogar in bezug auf die Abjerung der Profefforen, wie es 
bisher unerhört gewefen ift. enn ein derartiges Ent» 
gegenfommen des Staates nun, nad allerkärgeher Beit 
von einem Bifchof der katholifchen Kirche Damit beantwortet 
wird, daß er eine ftaatliche Anftalt boyfottiert, fo, meine 
ih, ift darin zur Genüge zum Ausdrud gebracht, wie 
ficher die katholifche Kirche gegenüber dem ſchwachen Staat 
bei uns bereits fich zu fühlen beginnt, 

Dafür hat bei uns allmählich die öffentliche Meinung 
ein fehr deutliches Verftändnis befommen. Es war mir 
ſehr interefjant, heute die Erklärung der Herren von ber 
onjervativen Partei kennen zu lernen. Dieſe Erflärun 
ift refoluter und energifcher ausgefallen, ald,man es na 
der Stellung der ——— Partei zu der Frage der 
konfeſſionellen Schule erwarten konnte, 


(ſehr richtig! links) 


als man es auch erwarten konnte bei dem intimen Ver— 
hältnis, in welchem die konſervative Partei zum Zentrum 
ſteht. Indem die Konſervativen ſich trotzdem veranlaßt 
fühlten, dieſe immerhin ziemlich energiſche Abwehr— 
erklärung abzugeben, haben ſie damit, meines Erachtens 
ſehr mit Recht, zum Ausdruck gebracht, daß angeſichts 
dieſes Verfahrens eines katholiſchen Biſchofs die zwei 
Drittel Proteſtanten, die es doch in Preußen gibt, und 
die ebenfalls einen Anſpruch darauf haben, daß ihre 
Gefühle berückſichtigt werden, ſich im höchſten Grade be— 
unruhigt fühlen. 


— 
te eins 


(Sehr richtig! links.) 


Die Sache ng tatſächlich heute fo 
Frage aufwerfen könnte, ob es nicht all 


dak man die 
mählich an ber 
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[Dr Barth (Kiel), Abgeordneter 
Zeit wäre, daß die Protejtanten fich zufammentun, um 
eine Parität gegenüber der Fatholiichen Kirche bei uns 
zu Lande herbeizuführen. 


(Lachen im Zentrum.) 


Wie liegen denn die Dinge in Wirklichkeit? Bei jeder 
Stellenbejegung, bei jeder Bejegung einer Brofefjoren- 
ftelle an der Univerfität geht man ſchon mit der Paterne 
umber, um einen geeigneten Satholiten zu finden, und 
wenn er halbwegs brauchbar iſt, dann beruft man ihn. 
Das haben die Herren vom Zentrum mit ihren ewigen 
Rufen nad Parität bereits fertig gebracht! 

Die Praris der heutigen Parirät ift in Wirklichkeit 
die höchſte Jmparität, weil fie nicht mehr gleiches Recht 
für alle, nicht mehr gleihe Berlickſichtigung aller 44 
qualifizierten ins Auge faßt, ſondern einen Unterſchied 
macht und Wenigerqualifizierte der katholiſchen Konfeſſion 
nur deswegen, weil fie der katholiſchen Konfeſſion an— 

ehören, in beftimmte Staatäftellen und in beitimmte 
Stellen an der Univerfität beruft. 


(Sehr richtig! links.) 


_ Meine Herren, unter folhen Umftänden, glaube ich, 
ift e8 wohl am Plate, daß die Regierung fich etwas mehr 
zulammenvafft, und daß jie auch Nüdficht darauf nimmt, 
daß die große proteftantiiche Bevölkerung allmählich über 
diefe Schwäche des Staates gegenüber der katholiſchen 
Kirche in die höchſte Beunruhigung geraten ift. Tatfächlich 
liegt die Sache doch jchon lange jo, daß ein Würden- 
träger der katholiſchen Kirche ganz anders behandelt wird 
ald etwa ein Würdenträger der proteftantiichen Kirche. 
Meine Herren, wenn ein Generalfuperintendent ſich einmal 
herausnäßme, auch nur annähernd jo etivas zu tun wie 
der Biſchof Korum, — der Gedanke ift ja gar nicht aus 


zudenfen! 
(Große Heiterkeit.) 


Gegenüber einem katholiſchen Biſchof erſcheint ja heute 
in der ganzen Art und Weife der Behandlung ein General« 
juperintendent wie ein armer Schächer und kann gar nicht 
in einem Atem mit einem Eatholifchen Bifchof genannt 
werben. 

Allmählich häuften fi jo die Mifftimmungen der 
Proteftanten, und ic) glaube, es ift in der Tat nicht zu 
früh, um — einmal auch derartigen Gefühlen der 
proteſtantiſchen Bevölkerung Ausdruck zu verleihen, 


(bravo! links) 


und zwar Ausdruck zu verleihen nicht dadurch, daß man 
etwa unſere katholiſchen Mubürger ſchlechter ſtellt, nicht 
mehr ebenſo behandelt wie jeden anderen, ſondern daß 
man nur dieſes ſchwächliche Haſchen nach einer Parität, 
die in Wirklichkeit keine iſt, aufgibt. 


(Lebhafte Zuſtimmung links.) 


Wie die Herren vom Zentrum dieſe ganze Sache 
auffaſſen, das haben wir ja aus dem Munde des ver 
ehrten Herrn Kollegen Dittrich ſehr deutlich gemerft. 
Nichts war in feinen Ausführungen, abgejehen von der 
ungewöhnlichen Form der „Belehrung“, die ficherlich ein 
geflügeltes Wort werden wird, 


(Deiterfeit) 
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nichtS war fo interefjant, wie feine gemütliche Erklärung : 
es handelt ſich ja gar wicht um einen Kampf um bie 
Schule, nein, es handelt fi) ja nur um den Kampf, 
welcher Geift in der Schule herriden ſoll. 


(Deiterfeit.) 


Aljo, meine Herren, unfere Kollegen vom Zentrum find 
der Meinung, daß der Staat in Zukunft die Schule 
weiter bezahlen darf — dagegen haben fie nichts; aber 
der Geift, der in der Schule ijt, der foll vorher approbiert 
werden von den kirchlichen Behörden, das ift ihre Idee. 
Wir gehen von dem Gedanken aus, daß im Staatsſchul- 
weſen nicht die Kirche die erfte Violine zu fpielen bat, 
fondern daß dabei in eriter Linie der Staat, die ftaat- 
ht Kultur und das ftaatliche Intereſſe zu berüd- 
fichtigen iſt. 

(Aögeordneter Dr Porih: Das Ehriftentum wollen wir 

berüdjichtigt haben!) 


— Sie wollen das Chriftentum berüdfichtigt haben in 
der Schule. Die Berückſichtigung des Chriſtentums ge 
ichieht Ichon in ausreichendem Make. 


(Abgeordneter Dr Porſch: O nein!) 


Aber was heutzutage notwendig ift, das ift, daß neben 
dem Chriftentum, neben der religiöfen Er, une auch 
nicht die allgemeine Volkserziehung vernachläſſigt wird, 


(Sehr richtig! links.) 


Solde Vernadläffigung ift heute eine Gefahr, die viel 
ernithafter ift als jene andere, die a nur eine 
icheinbare ift. Bei dem Kampf um die Schule haben 
die Staatsgewalten einen fo fiheren Boden, können ſich 
fo feft auf die Sympathien der großen Mafje der Be- 
völferung ftügen, daß fie niemals ein beſſeres Terrain 
für ihre Auseinanderjegungen mit der römifchen Kurie 
und mit der Macht der katholifchen Kirche finden fünnen, 
als wenn fie auf diefem Gebiet des Schulweiens eine 
fefte, und ich fage eine fejtere Stellung einnimmt, als 
man dies bisher getan hat. 

Wenn dieſe Dnterpelation und die Berhandlungen, 
die fi daran Mnüpfen, nur die eine Bedeutung haben, 
dem Staate begreiflich zu machen, daß es jekt an ihm 
ift, daß er ſich erinnert: „Landgraf werde hart!“ der 
römischen Kurie gegenüber, dann find diefe Verhandlungen 
nicht umſonſt Er Über, ich glaube, es ift auch die 
höchſte Zeit, daß das geſchieht. Denn in demjelben 
Make, wie man ſich jeitens des Staates ſchwächlich und 
nachgiebig ermweift, in demjelben Maße wird die römifche 
Kurie und werden die Würdenträger der römischen Kirche 
den Staat à la Korum behandeln! 


(Lebhaftes Bravo linke.) 


———— v. Kiröcher: Das Wort hat der Ab- 
ordnete Moeren. 


Noeren, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Kollege Barth hat gemeint, daß wir Statholiten bier in 
Breuben von ber — ſo gut behandelt würden, 
daß eigentlich unſere evangeliſchen Mitbürger darüber 
ungehalten ſein könnten. nn wir halb jo gut be— 
handelt würden, wie der Herr Kollege Barth es dar- 
geftellt hat, dann wären wir jeßt nicht hier gezwungen, 
diefen Trierer Fall zur Sprache zu bringen. 


(Sehr richtig! im Bentrum.) 


Wenn Sie fi den Trierer Fall vorftellen, die Be- 
handlung, die da den Katholiten zu teil geworden ift, 


(lebhafte Rufe: oho! links und rechts) 


SU0B 
[Interpellation der Abg. Bachmann u. Gen., betr. 
die WUndrohung firehlicher ——— egen 
chulangelegen- 


fatholifche Eltern zu Trier in 
heiten] n — 


[Roeren, Abgeordneter] 
— meine Herren, ich werde ja darauf kommen —, dann 
wird man nicht jagen können, daß wir jo behandelt 
werden, daß man uns der guten Behandlung wegen be— 
neiben könnte. 

Meine Herren, es find ja über den Trierer Fall fo 
unzählige Entftellungen jeit der Einreichung der inter 
pellation durch Die Brefie gegangen, es find auch heute 
bei der Verhandlung die eigentlich jpringenden Punkte, 
auf die es ankommt, fo verrüdt worden, daß man es 
wirklich nur dadurch erflärlich finden kann, daß der Kollege 
Barth bei feiner Rede diefen Ton angefchlagen hat. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Sie müfjen mir fpeziell ald dem Bertreter von Trier 
deshalb jchon geftatten, daß ich hier noch mit einigen 
Worten näher auf die Sache eingebe. Zunächſt bin ich 
gezwungen, einige der Ausführungen, die die Herren Vor— 
redner gemacht —— zu berühren. 

Es ift von mehreren Rednern, auch von dem Herrn 
Minifterpräfidenten und dem Herrn Sultusminifter fo 
dargejtellt worden, als wenn eigentlich Biſchof Korum 
und die Trierer Geiftlichkeit den ganzen Streit, wie er 
jegt in Trier befteht, jo ohne Grund vom Baune ge 
brochen hätten. Es jei nur notwendig gewejen, daß der 
Herr Biihof Korum die Mifftände, die fi an der dor— 
tigen Simultanfchule eingeitellt hatten, der Königlichen 
Staatsregierung mitgeteilt hätte, dann würde die Staats- 
regierung ſchon Veranlafjung genommen haben, diejelben 
abzuftellen, und dann wären geordnete Zuftände ein- 
getreten. Das iſt total unrichtig. Es mag fein, daß 
man im Kultusminifterium von den Einzelvorkommniſſen 
und den einzelnen Mipftänden an der Anftalt nichts ges 
wußt bat. Aber, meine Herren, daranf fommt es auch 
gar nicht an. Die ablehnende Stellung, die der Biſchof 
und die Pfarrgeiftlichkeit in Trier eingenommen haben, 
—— ſich gar nicht auf dieſe Mißſtände, die erſt im 

aufe der Zeit eingetreten ſind, die ablehnende Stellung 
datiert vielmehr von der Zeit der Gründung der Ans 
ug wo die Pfarrer — im Yahre 1878 — und zwar 
rei Jahre, ehe Biſchof Korum Oberhirt der Diözeje 
wurde, 


(hört! hört, bei den Nationalliberalen) 


fih in —— Gewiſſen verpflichtet ſahen, Proteſt gegen 
die Gründung dieſer Schule zu erheben und zu erklären, 
daß ſie ſich weigern müßten, an dieſer Schule den Re— 
ligionsunterricht zu erteilen. Es kommt alſo auf die 
Wihftände, die erft ſpäter hervorgetreten, und die der 
Bifchof Korum dann vielleicht zur Kenntnis der Regierung 
hätte bringen können, abfolut nicht an. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Lag der SKöniglihen Staatöregierung daran, ge» 
ordnete Zuftände herbeizuführen, aljo die Erteilung 
des Neligionsunterridts zu erwirfen, dann hatte 
fie dazu jederzeit die Gelegenheit, dann war es ihre Sade, 
diejenigen B ufände zu bejeitigen, bie ben Grund ab» 
gaben für die Weigerung des Neligionsunterrichtes. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Diefe Gründe kannte die Regierung, fie waren allgemein 
bekannt, die Pfarrer hatten fie damals bei ihrem Proteft 
öffentlich erklärt. Sie waren aljo auch der Regierung 
bekannt. Die Regierung hatte auch befondere Ber 
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anlafjung, ſich damit zu befaſſen, als fie im Jahre 1866 
dieſe Schule verjtaatlichte und auf Staatskoften übernahm, 
Aber, meine Herren, die Regierung bat nichts getan, fie 
hat damals die Schule ohne Religionsunterricht über- 
nommen und fie hat dieſelbe ganz ruhig ohne Religions» 
unterricht beftehen laſſen, 


(hört, hört! im Bentrum) 


wohl weil fie annahm, diefelbe würde fich auch ohne den 
katholischen Neligionsunterricht weiter entwideln. Nein, 
meine Herren, nichts bat die Megierung getan zu ihrem 
Teile, um die Zuſtände, an denen bie Geiſtlichkeit und 
Biihof Korum Anſtoß — zu beſeitigen. Die Re— 
gierung kannte dieſe Gründe und ſie hatte Ver— 
anlaſſung, den Gründen näher zu treten. Aber ſie 
hat es 20 Jahre hindurch nicht getan, und da ſoll nun, 
wo der Karren ins Rollen geraten iſt, plötzlich der Biſchof 
Korum alles verſchuldet haben, daß er 


(ſehr richtig! im Zentrum; Widerſpruch bei den National— 
liberalen) 


die Mißftände, die mit der ganzen ablchnenden Haltung 
der Geiftlichkeit gar nichts zu tun haben, der Regierun 
nicht mitgeteilt habe! Mein, meine Herren, die Schul 
trägt allein die Regierung; 


(Heiterkeit links) 
fie trifft keinesfalls den Herrn Biſchof Korum. 
(Andauernde Heiterkeit links.) 


— a, meine — dadurch daß Sie lachen, widerlegen 
Sie nicht die Logik meiner Ausführungen. 

Meine Herren, ih komme nun zu den Einzelaus— 
führungen der Herren Redner. Was die Ausführungen 
deö Herrn Sollegen Hadenberg angeht, jo ging ee 
vom Tage der Einbringung der nterpellation an durch 
die Brefte der Herren nterpellanten die Mitteilung, daß 
der Abgeordnete Hackenberg die Ynterpellation begründen 
würde und zwar auf breitefter Grundlage. Das ift auch 
eingetreten. Wenn man bie Rede des Herm Sollegen 
Hadenberg hört, ohne dak man den Wortlaut der Inter- 
pellation, wie fie eingereicht ift, vor fich hat, wenn man 
hört, wie da von „Sriegserflärung der römijchen Kirche”, 
—S — „tlerikaler Macht”, von der „nationalen 
Gefahr” uſw geiprochen wird, dann ſollte man denken, 
e3 handelte fich hier um eine nterpellation, die ungefähr 
dahin ginge: 

1. Iſt der Königlich preußiſchen Staatsregierung be- 
kannt, daß die „römifche” Kirche die Fundamente 
bes preußifchen Staates umftoßen will? 


(Heiterkeit und jehr richtig! links.) 


2. Welde Mittel gedenft die preußifche Stants- 
regierung anzuwenden, um den armen Preußifchen 
Staat hiergegen zu retten? 

a, mein verehrter Herr Stollege Hadenberg, wenn 
es wirklich wahr ift, daß die tatholifche Kirche eine folche 
weltumfafjende Macht hat, und wenn es wi ift, dab 
fie wirklich von folcher Herrichludt auf dem Gebiete der 
Schule erfüllt ift, dann bleibt nicht# anderes übrig, als 
daß Sie entweder alle diejenigen, die der katholiſchen 
Kirche angehören, wegjagen, 

(fehr richtig! im Zentrum) 
oder — da ber preußiiche Staat fich wohl hüten wird, 
die blühenden und reichen katholiſchen Provinzen loszu- 


laſſen — daß Sie den Neft der Bewegungsfreibeit, der 
der Kirche noch geblieben ift, ihr nehmen und fo ihr bie 


llation der Abg. Bachmann u. Gen., betr. 
ae anprobuus firdlier Zu ittel gegen 
er Eltern zu Trier in langelegen- 


[Roeren, Abgeoröneter] 
Lebensader völlig unterbinden; ein anderer Weg bleibt 


da nicht übrig; 
(Heiterkeit links) 


und, meine Herren, Sie wollen das lete. 
(Heiterkeit links.) 


— Sie wollen das legte! 

Auffallend war mir, daß ſowohl Herr Kollege 
Hadenberg wie Herr Kollege Friedberg zweimal Ber- 
anlaffjung genommen haben, fich dagegen zu verwahren, 
daß fie mit dieſer Interpellation — welche kultur⸗ 
kämpferiſche Abſichten verknüpften. eine Herren, wer 
ſich rein weiß, entſchuldigt ſich nicht; wenn ſich einer 
zweimal entſchuldigt, wird er erſt recht verdächtig. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


hre Interpellation jelbjt beweift mir, daß Sie mit der 
inreihung nichts anderes beabfichtigt haben, als hier 
fulturfämpferifche Stimmung zu machen 


(Widerſpruch links) 


und dadurd; die preußifche Staatsregierung anzutreiben, 
noch fchärfer gegen uns vorzugehen auf dem Schulgebiete. 


Widerſpruch links.) 


— Ja, ich nehme an, daß doc, jeder — wenn 
er eine Interpellation einreicht, praktiſche, vernünftige 
Zwecke damit verfolgt. Das iſt doch auch bei Ihnen 


der Fall. 
” (Sehr richtig! Tinte.) 


Dann müfjen Sie fi) aber doch gefragt haben bei dem 
Schlußſatz der Interpellation, wo Sie den Wunſch zum 
Ausdrud bringen, es möge die preußijche Staatsregierung 
Schritte tun, um die ftaatliche Autorität den geiftlichen 
Übergriffen gegenüber zu wahren: 
(ehr richtig! rechts) 

wie ſoll denn die — che Staatsregierung gegenüber 
dieſen geiſtlichen Übergriffen ſich jchügen? Nun nehme 
ich von Ihnen nicht an, meine Herren — und der Herr 
Kollege Friedberg ober ein anderer hat das ſchon implıcite 
abgelehnt —, daß Sie vielleicht gedacht haben, es möge 
der Bifchof abgefett oder ausgewiefen werden. Der be 
rüchtigte kirchliche Disziplinarhof, der in der Kulturfampf- 
eit für uns Satholifen an die Stelle des Papſtes treten 
te, je ohne Sang und Klang begraben worden, und 
ich glaube, Sie wünfchen nicht einmal, daß er wieder 
ausgegraben wird. babe bis jegt noch feinen ge- 
fprochen, der nicht —— wird, wenn man ihn der 

aterſchaft oder auch nur der Beihülfe zu dieſem Firchen- 
politifchen Monftrum befchuldigt. 


(Heiterfeit.) 


Haben Sie denn vielleicht gedacht, daß die Pfarrgeift- 
lichen, die den Erlaß verfündigt haben, a einer Fhren 
Wünfchen nicht entſprechenden Waltung des Bußſakraments 
ausgewieſen oder in bie Gefängniffe geworfen werben 
follten? Das geht auch nicht mehr, meine — denn 
auch das alte Kulturkampfgeſetz, vermöge deſſen noch bie 
Geiſtlichen wegen „rechtsungültiger“ Sakramenteſpendung 
in die Gefängniſſe geworſen wurden, iſt längſt befeitigt, 
und kein Menſch will etwas davon wiſſen, daß er an 
diefem traurigen Gefege mitgenrbeitet hat. Dann würde 
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alfo nur noch übrig bleiben, daß Sie mit der ganzen 
großen Aktion, die Sie durch Ihre Futerpellation infzeniert 
u haben glauben, an dem dünnen Sanzelparagraphen 
ängen bleiben, am $ 138a, ber aber auch nur mit Frei» 
Iprehung enden würde. Das nehme ich auch nicht von 
Ihnen an. Einen praftifhen Zweck müfjen Sie aber 
doch gehabt und ſich Elar gemacht haben, wie die ſtaatliche 
Autorität gegenüber diejen Trierer Übergriffen gewahrt 
werden fol. Sie haben jo gebadht: wir müſſen bie 
Eonfejfionellen Gegenfäge jchärfen, kulturkämpferiſche 
Stimmung ſchaffen 


(ob, oh! bei den Nationalliberalen) 


und durch diefe Stimmung die Regierung fcharf machen, 
weiter gegen uns Seen A Ih kann mir wenigftens 
einen anderen Zwed, den Sie mit diejer Jnterpellation 
alle ai nicht denken. 
un glaube ich, daß der gefunde Sinn unferer Be- 
völferung einfach über dieje Ihre Abfihten hinweggeht. 
(Buruf bei den Nationalliberalen: Abwarten!) 


Ich würde es bedauern, wenn durch diefe Interpellation 
und die Verhandlungen darüber, die weniger hier im 
Hauſe als in der Itthe ſtattgefunden haben, der kon— 
feſſionelle Friede geſtört würde, die konfeſſionellen Gegen- 
ſähe verſchärft würden. Es iſt unſer aufrichtiger Wunſch, 
mit unſeren evangeliſchen Mitbürgern in Frieden zu leben. 
(Sehr richtig! im Zentrum.) 
Wir find einmal infolge der bei uns beftehenden Ber: 
bältnifje darauf angemwiejen, daß wir neben- und mitein- 
ander leben, 


(fehr richtig! bei den Nationalliberalen) 


und deshalb ift es die Pflicht aller, unter voller Wahrung 
der Parität 


(große Heiterkeit lint® — Zuruf links: Forum!) 
— etwas anderes als Barität will auch der Biſchof 


Korum nicht 
(Laden links) 

— uns fo einzurichten, daß wir ruhig und gemeinfam, 
unbehindert durch die —— Kämpfe, an den 
roßen ſozialen Aufgaben der Gegenwart arbeiten können. 

ir würden es bedauern, wenn Gie es fertig brächten, 
einen neuen Kulturkampf heraufzubeſchwören. Aber die 
Berfiherung gebe ich Ihnen: fürdten tun wir ihn nicht! 

(Sehr richtig! im Zentrum) 
Ebenſo gut wie wir den Kulturkampf der 70 er Jahre 
glüdlich überftanden haben und geftärkt aus ihm hervor- 
gegangen find, 
(na, na! bei den Nationalliberalen) 


ebenfo gut würden wir auch einen neuen Kulturfampf 
überjtehen und noch viel mehr geftärft aus ihm hervor» 


gehen. 
(Buruf bei den Nationalliberalen.) 


Es ift im Laufe der Diskuffion von mehreren ber 
Herren Redner davon geſprochen worden, da die fatho- 
liſche Kirche fich die Herrichaft über die Schule anmaßen 
wolle, und daß fie nach ihren Grundſätzen nicht eher 
—* könne, als bis ſie die Herrſchaft über die Schule 

abe. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


No niemals hat die katholifche Kirche beanjpru die 
Schule zu beherriden. K ; — Wand 


(Lachen bei den Nationalliberalen.) 
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Aber, meine Herren, das werden Sie doch zugeben, baf 

die Kirche auch Rechte auf die Schule hat. E8 haben 

af die Schule Rechte der Staat, die Familie und bie 
e. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 
Und die Kirche erhebt keine weiteren Anſprüche als die- 
jenigen, die fie wegen der Aufgabe, die fie zu erfüllen 
yon erheben muß; die Kirche hat die Aufgabe, die Menſch— 
eit zum Seile zu leiten. Deshalb hat fie ihr Auge 
—— daß ſchon bei der heranwachſenden Jugend die 
religiöſe Erziehung ſtattfindet. 

(Sehr richtig! im Bentrum.) 


In dem Augenblid, wo die Schule die Garantie bietet, 
daß die religiöfe Erziehung bei ber y end ftattfindet, 
find die Nechte, die die Kirche auf die Ale erhebt, ihr 


erfüllt. 
(Sehr richtig! im Bentrum.) 


Bon einer Herrfchaft der Kirche über die Schule, von 
einer Einjhränfung der Rechte des Staates ift nicht die 
Nede. Sie, meine Herren, (zu den Nationalliberalen) 
ftehen auf dem Standpunft der nichtfonfejfionellen oder 
Eonfeffionslojen Schule. Wir ftehen auf dem Stand— 
puntt der Eonfeifionellen Schule. Sie glauben Ihre 
Gründe dafür zu haben, wir auch. Und einigen werden 
wir uns über dieje Grundfrage wohl nicht. ir berufen 
uns auf die VBerfafjung und auf unfere religiöjen und 
pädagogischen Grundfäge. Der Standpunkt, den wir 
einnehmen bezüglich; der £onfeffionellen Schule, ift ſehr 
einfach, aber auch ebenfo klar. Wir fügen: die Mufgabe 
der Schule, namentlich der Volksſchule, befteht nicht nur 
im Unterrichten, ſondern namentlih aud in der 
religiöfen Erziehung ber Kinder. 
(Sehr richtig! im Zentrum.) 

Die religidfe Erziehung der Kinder kann aber nad 
unferer Überzeugung nur auf Eonfeffioneller Grund— 
lage ftattfinden. 

(Sehr richtig! im Zentrum.) 
Deshalb muß die religiöfe —— eine konfeſſio— 
nelle ſein. Das iſt unſer Grundſatz, und ich glaube 
nicht, daß dagegen etwas eingewendet werden kann. 
(Sehr richtig! im Zentrum.) 

Es iſt eben gejagt worden — id) glaube von dem 

den Dr Barth —, daß diejer unfer Standpunkt zur 
onfequenz haben müßte, daß wir auch die höheren Schulen, 
die Gymmafien, Univerfitäten uſw, Eonfejlionalijieren 
müßten. Nein, meine Herren, grundſätzlich ift ja für 
diejenigen Bildungsanftalten, deren Aufgabe nicht allein 
im Unterricht, jondern auch in der Erziehung beſteht, 
das Bolltommenfte, daß diefelben auf £onfejjioneller 
Grundlage beruhen. Aber, man muß mit den praktijchen 
Berhältniffen rechnen; man muß die tatſächliche Entwid- 
lung unjeres Bildungswejens in Betracht ziehen, und darf 
keine unfruchtbare Prinzipienreiterei treiben. Deshalb 
lafjen wir Ausnahmen zu, und diefe Ausnahmen find 
weiter undleichter, I weniger es in ber betreffenden 
Anftalt auf die Erziehung als vielmehr auf den Unter- 
richt ankommt; fie End enger und ftrenger gegenüber den- 
enigen Schulen, in denen Kinder noch die Grundlagen 
I ihre religiöfe Erziehung erhalten follen. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 
Verhandl. d. Haufes d. Ubg. 19, Legisl. V. GSeffton 1903 
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Aber felbjt in diefen Fällen find noch Ausnahmen zus 
fällig, und ift alfo nach den —— unſerer Kirche 
der Beſuch nichtkonfeſſioneller ulen erlaubt, wenn 
ſchwerwiegende Gründe vorliegen. ann ſolche Gründe 
im allgemeinen als vorliegend zu erachten ſind, darüber 
können Sie ſich durch die Schrift des Herrn Biſchofs 
Dr Korum belehren, wenn Sie Seite 13 ff. leſen. 

Meine Dean den Herrn Kollegen D Hadenberg, der 
fo warm für die fonfeffionslofe oder paritätiiche Schule ein» 
getreten ift, wird e8 gewiß intereffieren zu hören, wie 
man in ben Streifen jeiner Amtsbrüder vielfach praftifch 
doch ganz anders denkt. Daß z. B. der Generalfuper- 
intendent dev Aheinlande Dr Brüdner 


(Buruf: Berlin) 


die paritätifche Schule eine Schule der Unduldſam— 
feit und der Charakterloſigkeit nennt, wirb ber 
Kollege Hadenberg wohl wiffen. Aber intereffanter für 
ihn ift jedenfalls eine Eingabe, die vor ungefähr 8 Tagen 
erit das Presbyterium der evangelifchen Gemeinde einer 
fatholifchen Stadt in der Aheinprovinz, an der Spite 
der evangeliihe Pfarrer, an den dortigen Stadtrat ge- 
richtet hat, und in der das Presbpterium den Antrag 
ftellt, an der dortigen Volksſchule nunmehr auch einen 
evangelifchen Lehrer anzuftellen, da die Zahl der evan- 
geliihen Kinder fich jetzt auf 30 belaufe. Ob die For— 
derung berechtigt ift oder nicht, können wir bier nicht 
enticheiden, weil wir die Lage der dortigen Schulverhält- 
niffe nicht kennen. Aber mehr kommt es mir auf bie 
innere Begründung des Antrags an, und da heift es: 
Es ift unvermeidlich, daß die evangelifchen Kinder 
durch die Teilnahme am katholiſchen Gebet, oft 
aud an Eatholiicher biblifcher Geichichte, ja auch 
am Unterricht ſelbſt z. B. im Deutſchen durd 
katholiſche Leſebücher, in der —— durch die 
Darftellung des Lehrſtoffs katholiſch beeinflußt 
werden. Es ift im Gegenfag dazu der beredj- 
tigte Wunſch evangelifcher Eltern, daß der Unter- 
richt ihrer Kinder in allen Teilen von evan- 
ner Geift durchdrungen fei, damit der ganze 
Interricht die findlichen Gemüter im evangelifchen 
Glauben befeftige. 

Diefe Ausführungen des evangelifchen Pfarrers 
billige ih von feinem Standpunft aus vollftändig; aber 
ih wünfche, daß man umgekehrt dasjelbe auch für bie 
fatholifhen Kinder gelten läßt. Ro fönnte Ihnen noch 
eine ganze Reihe von Zeugniſſen aus evangeliſchen 
Kreifen hier mitteilen, aber ich verzichte darauf, 

Was nun die nterpellation felbft angeht, zu ber 
Bl mich noch mit einigen Worten wenden muß, jo unter« 
ſcheidet fi) die Faſſung derfelben von der fonft üblichen 

orm der Snterpellationen dadurd, daß fie den Gegen- 
tand, auf den fie fich bezieht, gar nicht konkret und be» 
timmt angibt; fie fpricht allgemein von „Bedrohung mit 
kirchlichen Zuchtmitteln“ und „kirchlichen Übergriffen“, 
ohne zu jagen, mit welchen Zuchtmitteln denn nun 
eigentlich gedroht fein fol. Erſt die Preßſehde, die ſich 
an die Interpellation nach ihrer Einreichung knüpfte, und 
die heutige Verhandlung haben uns Aufklärung dahin 
gegeben, daß die Bedrohung mit kirchlichen Zuchtmitteln 
darin beftehen fol, daß die Pfarrer in Trier in ihren 
Kirchen an ihre Parochianen in Rüdficht auf die kirdh- 
lihen Grundjäge gegenüber den paritätiichen Schulen 
die Warnung gerichtet haben, daß fie durch hartnädiges 
Zuwiderhandeln gegen diefe Grundjäge ſich der Gefahr 
ausfegen, daß ihnen in der Beichte die Abjolution ver: 
wege werden müſſe. Es dreht 9 alſo die Interpellation 
einzig und allein um die Abſolution, um die Ver— 
weigerung oder Erteilung der Abjolution und die 
Warnung vor einer eventuellen Verweigerung ber 
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Abjolution. Meine Herren, das ift in der Inter— 
pellation nicht zum Ausdruck gekommen, und ich glaube 
in der Annahme nicht fehl zu gehen, daß dieſes abficht- 
lich nicht geichehen ift, weil die Interpellanten ſelbſt wohl 
geräte Bahn, daß fie dur die Anrufung der 

taatsgewalt in Saden ber Abfolution doc zu 
deutlich zu erkennen geben würden, daß fie hier ein 
Gebiet betreten, das zu den eigenjten und internften 
Gebieten der Kirche gehört. Es wird von niemandem 





beftritten, daß die Kirche ſowohl wie ber Staat 
ihre eigenen Gebiete haben, auf denen fie ihre 
Angelegenheiten ſelbſtändig zu ordnen Haben; 


uneinig ift man nur darüber, wo die Grenze zwiſchen 
biefen beiden Gebieten geht; aber einig And wieder 
alle darüber, daß die Verwaltung des Bußſakraments zu 
den eigenften und internften Angelegenheiten ber Sirde 
gehört, in deren Regelung fie ſich von niemandem, aud) 
von den Interpellanten nicht, bineinreden läßt. Meine 
Herren, zu dem Bußſakrament gehört aber als integrie- 
render Zeil die Abjolution, und es zeugt von einer 
totalen Unkenntnis in £atholijchen Dingen, von der Ab- 
folution als von einem Zuchtmittel zu fprechen. Nein, 
die Abjolution ift ein interner faframentaler Borgan 
der ich lediglich zwiichen dem Beichtvater und dem Bein 
tenden abipielt, und von dem wegen bes Beichtliegels, 
durch das der Beichtvater gebunden ift, auch niemand 
anders als der Beichtende und der Beichtvater etwas er- 
fahren. Ob im gegebenen Fall in der Beichte die Abſo— 
lution zu erteilen oder zu verjagen ift, hat lediglich und 
endgültig der Beichtvater nah feinem Gewiffen zu 
entſcheiden. Und andererfeits haben darüber, ob es an— 
gezeigt ift oder notwendig ift, vielleicht mit Rückſicht auf 
etwaige, in der Gemeinde beftehende Mißftände in der 
Kirche allgemein darauf hinzumeifen, was zu dem gültigen 
Empfang des Bußſakraments gehört, Vebiglih ber Pfarrer 
und die kirchlichen Vorgejegten nad pflihtmäßigem Er— 
mefjen zu enticheiden. Und darin werden weder der 
Beichtvater, noch der Pfarrer ſich durch irgend etwas be- 
irren lafjen, auch nicht durch die Beichlüffe diefes Haufes, 
jelbft dann nicht, wenn fie einftimmig unter Zuftimmung 
des Zentrums gefaßt würden. 

Meine Herren, wir könnten damit die Interpellation 
für uns als erledigt ertlären. Wenn ich dennoch mit 
einigen Worten noch darauf eingebe, jo geichieht e# ledig- 
lich, weil fie mir Gelegenheit bietet, an den Schulverhält- 
niffen in Trier Ihnen einmal zu zeigen, was man tat- 
jächlich fi in Trier gegenüber den Satholiten erlauben 
zu bürfen glaubt. 

Wenn die Interpellanten trog dieſer Zuflände bie 
Anterpellation eingereicht haben, dann fann ich nur an« 
nehmen, daß es geſchehen ift, weil fie e8 für notwendig 
—— haben, den Biſchof Korum und die Trierer 

eiftlichkeit, die als Ankläger aufgetreten waren gegen 
diejenigen, die an diefen unglüdlichen Verhältniſſen —* 
find, wenigſtens formell in bie ungünftige Lage des 
Angeklagten zu bringen. Aber die Berhältniffe find der— 
artig, dab fie jedes Wort ber Verteidigung bes Biſchofs 
Korum und der dortigen Pfarrer überflüffig machen. 
Ich glaube nicht, daß es eine einzige Stadt in Preußen 
gibt, in der gleiche ober ähnliche Berhättniffe beftehen, 
wie in Trier. Aber wäre biefes der Fall, dann können 
Sie überzeugt fein, daß jeder Bifchof und jeder Pfarrer 
in gleich energifher Weije gegen eine ſolche Behandlung 
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auftreten würden, wie es hier feitens des Biſchofs Korum 
und der Pfarrer geichehen ift. 

Damit Sie dad Maß der Jmparität, das man durch 
die Gründung diefer Schulen in Trier gegenüber ben 
Katholiken gezeigt hat, richtig erfaflen, möchte ich hervor» 
heben, daß Trier eine alte katholiſche Biſchofsſtadt ift, 
die mit ihrer nächſten Umgebung, mit dem Landkreiſe 
Trier, zu %0 katholisch ift, und ähnlich die Verhältniſſe 
im Regierungsbezirke Trier liegen. 

Schon die Gründung der paritätifchen Töchterſchule 
war ein Aft verlegender Imparität und des rüdjichtölofen 
Kulturkampfs, der überhaupt in Trier gepauft hat, mie 
faum anderswo. Als im Jahre 1878 die damals in 
Trier beftehende, blühende höhere Töchterſchule der 
Urfulinen ange der Maigefege aufgehoben wurde, und 
als die andere Drdensgemeinschaft der Welfchen Nonnen, 
die 200 Jahre lang in Trier am Bolksichulunterricht in 
jegensreiher Weije nr beteiligt hätte, vertrieben wurbe, 
da hielt es felbit der fat —R liberale Stadtrat 
für eine ganz ſelbſtverſtändliche Forderung der Gerechtig— 
keit, daß nun an Stelle der katholiſchen Urſulinenſchule 
eine katholiſche ſtädtiſche Schule gegründet würde, ba 
2 evangelifche Töchterichulen und 1 jüdifhe dort be- 
ftanden. 

(Hört, hört! im Zentrum.) 


Es wurde auch der Beſchluß gefaßt, eine katho— 
liſche Töchterfchule zu errichten. Da plöglid, man 
kann fagen: über Nadt, wurde dieſer Beihluß auf: 
gehoben; es wurde ein neuer Beichluß gefaßt, daß eine 
paritätijche Schule gegründet werden ſollte. Trotz des 
Proteftes, der faft jeitens der gefamten Trierer Bürger: 
{haft in einer Volksverſammlung erhoben wurde, und 
dem fich auch die Pfarrer in Trier anfchloffen, und trotz 
der damals feierlichft von den Pfarrern abgegebenen Er- 
Elärung, daß fie ſich außer ftande fähen, an diefer Schule 
den Religionsunterricht zu übernehmen, wurde. doch dieie 
Schule errichtet und hielt nun ihren Einzug in dasſelbe 
Klofter, aus dem kurz vorher die Schweitern nach zwei- 
bundertjährigem jegensreihen Wirken herausgetrieben 
waren. Dort befindet fi) die Schule auch heute noch. 
Meine Herren, zu diefem erften Akt der rüdfichts- 
lofeften Behandlung fam ein zweiter Akt der Jmparität: 
die Gründung des paritätiichen Lehrerinnenjeminars umd 
die organifche Verbindung desfelben mit der Töchterfchule. 
Diefe Gründung mußte die traurigen Berhältniffe nur 
noch weiter fteigern, umſomehr, weil diefes Lehrerinnen: 
feminar bier in Trier das einzige paritätifche Lehrerinnen- 
feminar tft, das wir überhaupt in Preußen befigen. 


(Hört, hört! im Sentrum.) 


Es befinden fi in Preußen 12 ftaatliche Lehrerinnen- 
feminare; davon ift eins in Polen wegen der dortigen 
befonderen Nationalitätsverhältniffe paritätiih, — alle 
anderen find Eonfeffionell, nur dieſes in Trier ift kon- 
feffionslos oder paritätiſch! 

—— waren die Gründe, warum die preußiſche 
Schulverwaltung von ihrem Grundſatz, auch die Lehrer 
und Qehrerinnenfeminare nur auf Eonfeffioneller Grund- 
lage zu errichten, abgegangen und warum gerade Trier 
für diefe paritätifche Anftalt ausgewählt war, unerfindlich. 
Denn der Umftand, daß das Lehrerinnenfeminar in Trier 
auch die Ausbildung für den höheren Lehrdienft geben 
fann, kann nicht maßgebend fein, weil tatfächlich die 
meiften —— die dort das Examen gemacht haben, 
ihre Anſtellung an Volksſchulen nehmen. Aus einem der 
letzten San änge find nur zwei Sandidatinnen an bie 
höhere ule gegangen und aus einem anderen fogar 
feine einzige! Bald aber wurde der Grund erfichtlid: 
Das Lehrerinnenfeminar follte dazu dienen, die paritätijche 
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Töchterfchule, mit der es organifch verbunden ift, zu 
bevölfern. Der Direktor der Töchterjchule hat den Eltern 
dev Kinder zu wiſſen getan, dab Diejenigen, die die 
höhere Töchterfchule nicht bejucht hätten, ein bis zwei 
Jahre zurüdgefegt werden müßten, 


(hört, hört! im Zentrum) 


und es find tatjächlih auch Schülerinnen ein bis zwei 
Fahre zurüdgefegt, ohne — und da widerjpreche ich dem 
Herrn Kultusminiſter — daß fie Gelegenheit gehabt haben, 
durch ein Eramen ihre Dualifitation nachzuweiſen. 


(Hört, hört! im Zentrum.) 


Später ift man noch weiter gegangen und hat den Eltern 
mitgeteilt, daß überhaupt feine Schülerinnen in das 
Seminar mehr aufgenommen würben, die nicht von früh 
auf die höhere Töchterſchule befucht hätten. 


(Hört, hört! im Zentrum!) 


Es iſt jelbftverftändlich, dak die Eltern, die ihre Kinder 
das Lehrerinneneramen machen laffen wollen, ihre Kinder 
am liebften an diejenige Anftalt jchideri, die ihnen für 
ihre Kinder bezüglich des Eramens und der jpäteren Ans 
ftellung die beſte Ausficht gewährt. So kommt es, daß 
zahlreiche Kinder jchon vom fechöten, ſiebenten Jahre ab 
auf der dortigen paritätijchen Zöchterjchule find. Die 

olge davon ijt aber auch, daß dieſe Kinder vom fechsten, 
fiebenten Jahre an, aljo für die — Bi ihres Lebens 
die Segnungen einer Eonfeffionellen Schulerziehung ent- 
behren müfjen. 


(Hört, hört! im Bentrum.) 


Meine Herren, gegenüber dieſer mit jo bedenklichen 
Mitteln und fo ſyſtematiſch betriebenen Protettion der 
dortigen paritätifchen Töchterichule ift die Wirkſamkeit der 
dortigen Urfulinerinnen faft vollftändig lahm gelegt; nicht 
nur, daß es ihnen verwehrt ift, eine Qehrerinnenbildungs- 
anftalt zu haben, nein, auch den in ihrem Penfionat aus- 
gebildeten Höglingen ift die Aufnahme in das Seminar 
unb die fpätere Anftellung in der empfindlichiten Weife 
erichwert, wenn nicht unmöglich gemacht. Unter diefen 
Umjtänden von einer Minderwertigkeit ber Leiftungen der 
Urfulinenfchulen zu ſprechen, ift eine Ungerechtigkeit; es 
ift ungerecht, erft jemandem Hände und Füße zu binden 
und dann von ihm zu fordern, daß er in den Konkurrenz. 
fampf tritt. Meine Herren, und dennoch ftehen die 
Refultate der Urfulinenfchule weder in wifjenfchaftlicher, 
noch viel weniger in erziehlicher Hinficht den Hefultaten 
der anderen Schule auch nur im geringiten nad). 

Was 3. B. die wiſſenſchaftliche Duatififation der 
Urjuliner in Trier angeht, die die dortige Schule leiten, 
jo will ich Sie nur auf eine Zahl hinmweifen: Unter den 
zwölf an der dortigen Schule wirkenden Schweftern haben 
zehn das Eramen für höhere Mädchenfchulen gemacht, 
darunter vier, die außerdem das Schulvorfteherinnen- 
eramen und eine, die jogar das Oberlehrerinneneramen 
ge haben. Bon einem anderen Irjulinerklofter der 

beinprovinz find mir die Mejultate der Lehrerinnen. 
eramina mitgeteilt, die die in dem Benfionat ausgebildeten 
Schülerinnen bis zum Jahre 1901 gemacht haben. Danadı 
haben von 147 das ftaatliche Lehrerinneneramen beftanden 
mit „ehr gut” 23, mit „gut“ 99, mit „genügend“ 24, 
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und nur eine einzige ift durchgefallen, die aber dann bei 
der Wiederholung ebenfalls beitanden hat. 


(Hört, hört! im Bentrum.) 
Das find glänzende Refultate, 
(fedr wahr! im Zentrum) 


und gegenüber biefen glänzenden Nefultaten fann man 
nicht von Minderwertigkeit der Leitungen fprechen. Diefe 
Refultate würden aber noch glängender jein, wenn die 
bedrüfenden Beſchränkungen aufhörten, denen unfere 
Urfulinerfchulen noch immer unterliegen. Diefe Ber 
fchränkungen find um fo empfindlider und um fo ver 
legender, je mehr ſich die Eonfeffionslofe Töchterſchule 
nit nur ber vollften freiheit, jondern der eifrigiten 
Proteftion jeitens der Megierung zu erfreuen hat. Diefe 
Set verlegt, und das ift in fteigendem Maße ber 
fl, je länger man diefe Beſchränkungen beftehen läßt. 
Auf die inneren Verhältniffe der Schule kann ich 
leider wegen der vorgerüdten Stunde nicht näher ein- 
gehen. Aber wenn in einem Lehrerinnenfeminar, in 
welchen 72 Seminariftinnen fatholifh und 13 evangelifch 
find, in den drei Hauptfächern Deutfch, Litteratur und 
Bejchichte, die doch vor allen anderen Fächern eine erzieh— 
liche Bedeutung haben, und deren Behandlung vor allen 
anderen Fächern durch die religiöfe Auffaffung des Lehrers 
beeinflußt wird, von evangelifchen Lehrern unterrichtet 
wird, dann ift das doch ein ftarkes Stüd, was den dortigen 
Katholiten geboten wirb. 


(Sehr wahr! und hört, hört! im Zentrum.) 


Aber noch mehr! Nicht allein in dem Lehrerinnenfeminar 
ift das der Fall, . in den 5 oberen Klaſſen ber 
Töchterſchule wird in Deutjch, Litteratur und Geſchichte 
von evangelifchen Lehrperſonen unterrichtet, 


(hört, hört! im Zentrum) 


fodaß die Kinder vom fiebenten, achten Jahre ab den 
ganzen Unterricht in diefen Fächern von nichtkatholifchen 
ehrern erhalten, Turnen, Handarbeit, Zeichnen dagegen 
fiegt zur Wahrung der Parität in Eatholifchen Händen. 

Auch auf die Bortommniffe, die auf anderen Ge- 
bieten liegen, das Tanzen, das Borzeigen anftößiger 
Bilder ufw, kann ich zu meinem Bedauern jet nicht 
weiter eingehen. Der Direktor der Anftalt hat zwar 
eine Abſchwächung der Mitteilungen der Preffe verjucht; 
aber ſelbſt in biefer Abſchwächung, meine ich, wären dieje 
Vorkommniſſe immer nod jo qualifiziert, daß die Schul— 
verwaltung Beranlaffung nehmen müßte, bier weiter vor» 
zuaeben. Der Gewährsmann der Mitteilungen hält aber 
er Abſchwächung des Direktors gegenüber alle feine 
Mitteilungen im vollen Umfange aufrecht. Klar zu ftellen, 
was an den Mitteilungen wahr ift, und was nicht, wäre 
nad) meiner Anficht eine Pflicht der Schulverwaltung. 
Das fann aber nicht gefchehen durch die Berichte der 
betreffenden unterftellten Organe, die ja meiftens per- 
ſönlich bei der Sache beteiligt find, jondern nur durch 
— Vernehmung in einem gerichtlichen Ver— 
ahren. 

(Sehr gut! im Zentrum.) 


Ein gerichtliche Berfahren aber kann dadurch extrahiert 
werben, daß der Direktor angewiefen wird, wegen Be- 
leidigung oder Berleumdung gegen ben Urheber und 
Berbreiter diefer Mitteilungen vorzugehen. 


(Sehr gut! im Zentrum.) 


Das wünſcht und verlangt auch der Gewährsmann für 
die vorliegende Frage. — 
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[Roeren, Abgeordneter] 
Im übrigen kommt es auf alle dieje Vorkommniſſe 
nicht wejentlih an. Die bloße Gründung dieſer beiden 
Anitalten in Zrier unter den angeführten Umſtänden 
und die ganze innere und äußere Organifation derſelben 
enügen, um das Borgehen des Biſchoſs Korum und ber 
farrer zu beurteilen. Wenn man bedenkt, baß ber 
Biſchof wie auch die Pfarrer für die religiöfe Erziehung 
der heranwachſenden Jugend mit verantwortlich find, dann 
wird man es erklärlich finden, daß ber Bilchof Koörum 
und die dortigen Pfarrer es für ihre beiligfte Pflicht 
halten, alles daran zu fegen, um für die Kinder auch die 
tonfeſſionelle religiöje Schulerziehung anzuftreben. Denken 
Sie nicht, meine Herren, daß in diefem Beitreben etwa 
der Biichof Korum und die Trierer Geiftlichfeit allein 
jtänden! Nein, dies Beftreben wird von unferer ganzen 
Geiftlichkeit geteilt, und ich glaube nicht fehl zu gehen, 
wenn ich annehme, daß unter den gleichen Berdältniffen 
der Gejamtepijfopat und die Gefamtgeiftlichkeit ſich in 
gleich energiicher Weife gewehrt haben würden 


(fehr gut! im Sentrum; Unruhe bei den National» 
liberalen) 


egen eine Behandlung, wie fie hier dem Biſchof von 
rier und ber dortigen Geiftlichfeit zu teil geworben iſt. 
Meine verehrten Herren, damit will ich fchließen, 
um Ihre Zeit nicht zu lange in Anſpruch zu nehmen, 
Ich habe mir noch veriähiebene Punkte notiert, namentlich 
auch den all Kreuznach, der eine ſchöne Folie zu Trier 
bildet und der jo recht Kit, daß im Regierungsbezirk 
Trier Syftem in der Sache liegt. Aber ich will bei 
diejer Gelegenheit nicht mehr darauf eingehen; ich will 
ſchließen. Aber ich darf nicht verfehlen, noch eine Pflicht 
der Dankbarkeit zu erfüllen. 
Ich möchte Herren Interpellanten meinen auf- 
richtigften Dank abftatten, 


(Heiterkeit) 


daß fie durch die Interpellation uns Gelegenheit gegeben 
haben, die unhaltbaren und um Sig Fi rierer Schul⸗ 
verhältniſſe auch in weitere Kreiſe hinein bekannt zu 
machen, und ich möchte dabei zugleich der Hoffnung Aus- 
drud geben, daß der Herr Kultusminifter fich nach den 
heutigen Berhandlungen nicht länger mehr der Über- 
zeugung verſchließen möchte, daß die Zuftände, mie fie 
tatjächlih in Trier liegen, unbaltbar find, und daß hier 
notwendig Wandel geichaffen werden muß, damit endlich 
ber Friede dort wieder einfehrt. 


(Lebhafter Beifall im Zentrum. Ziſchen links.) 


fibent v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
— — v 


Graf v. Bülow, Minifterpräfident, Reichskanzler: 
Ich Hatte nicht die Abficht, meine Herren, noch einmal 
dad Wort zu erbitten, jehe mich aber genötigt, einige 
Bemerkungen richtigzuftellen, welche im Laufe der 
Debatte gefallen find. Ich werde mich bemühen, um fo 
ruhiger zu reden, je temperamentooller die beiden letzten 
Herren Sedner 4 ausgeiprochen haben. 

Gegenüber dem Herrn Abgeordneten Friedberg möchte 
ich Eonftatieren, daß ich nicht gefagt habe: wenn ſich der 
Herr Biihof Korum an mid; gewandt hätte, würde ich 
alle feine Beſchwerden ohne weiteres abgeftellt haben; 


ih habe nur geſagt — und das halte ich aufreht —, 
daß der Herr ng | Korum nad; meiner ganzen Haltung 
und ung! meinem — erwarten durfte und erwarten 
mußte, daß ich auch ſeine Beſchwerde in ſachlicher Weiſe 
prüfen würde. 

Und gegenüber dem Herrn Vorredner, dem Herrn 
Abgeordneten Roeren, muß ich weiter feſtſtellen, daß die 
Sa an dem akuten Konflikt in der Diözefe Trier 
nad) meinem pflichtmäßigen Ermeffen lediglich den Herm 
Biſchof von Trier trifft. 


(Hört, hört! links.) 


Diefe Schuld wird nicht daburd verringert, dak hin- 
gewiejen wird auf Schulverhältnifje in den Jahren 1878 
oder 1879, als die kirchenpolitiſchen Wirren, als der 
Kulturkampf We auf feiner Höhe befand. Ich wieder: 
BE nochmals, daß der Herr Biichof von Trier die Pflicht 
atte, den Weg direkter Berftändigung mit ber König. 
lichen Staatsregierung zu betreten, bevor er einen 
Schritt unternahm, der hier von mehr ald einer Geite 
als ein Wetterleuchten gedeutet worden ift, da3 dem Sturme 
vorherginge. Nun, meine Herren, ald ein Mann, der 
aufrichtig den religiöfen Frieden will, hoffe ich, daß es 
ſich nicht um ein Wetterleuchten vor dem Sturm, jondern 
um ein Wetterleuchten nach dem Sturme, um eine legte 
824 aus der Zeit des Kulturkampfs und aus den 
ulturkampfſtimmungen handelt. Wenn es aber zum 
Sturme kommen follte, jo würde die Königliche Staats- 
regierung die Berantwortung dafür nicht treffen. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Friedberg mir auch 
einen Vorwurf daraus gemacht, daß ich mid nad Nom 
gewandt hätte, Auf einen analogen Vorwurf bat bei 
einer Eirchenpolitiichen Debatte in diefem Hohen Haufe 
mein großer Amtsvorgänger, der Fürft Bismard, einmal 
petagt, daß er fich niemald befinnen würde, auch aus 
ändiiche Hülfe zu afzeptieren und, wie er ſich ausdrüdte, 
u erbitten, wenn er glaubte, daß damit ben deutſchen 
Intereffen gedient wäre. Ich gehöre, meine en, nicht 
1" denjenigen, bie bei jeder Gelegenheit den Fürſten 

ismarck zitieren. Sch weiß, dab es Verhältniſſe en 
und Fragen, die heute anders liegen ald vor 10 oder 
20 ren, und bie heute ander behandelt werben 
müflen, wie fie in 70er und 80er Jahren behandelt 
werden fonnten. Aber biejed foeben von mir ange 
führte Urteil des Fürften Bismard ift auch noch heute 
vollfommen zutreffend; denn es ift gegründet auf die richtige 
Einfiht in das Wefen der Diplomatie und in die Dauernde 
innere Struktur unferer konfeffionellen Berhältniffe. Ich war 
alfo nicht nur berechtigt, ſondern ich war verpflichtet, bem 
Königlichen Gefandten beim päpftliden Stuhl die In— 
ftruftion zu erteilen, daß er die Kurie hinweiſen möge 
auf die Folgen, welche der Trierer Konflikt auf die Be 
ziehungen zwiſchen Staat und Kirche haben muß, wenn 
nicht eine Remedur erfolgt. 

Nun, meine Herren, hat es ber Pa Abgeordnete 
Friedberg mir auch übel genommen, daß ich gejagt habe: 
wenn auf ber einen Seite der Herr Biſchof von Trier 
und auf der anderen Seite der Herr Antragiteller die 
Führung übernähme, fo würden wir uns bald genng in 
einem neuen Kulturkampf befinden. Demgegenüber möchte 
ich doch darauf hinweiſen, daß der Herr Antragfteller — 
defjen Überzeugungstreue ich ja im übrigen ebenjojehr 
Gerechtigkeit widerfahren hr wie feiner Redegabe — 
das Zerhalten des Herrn Bilchofs von Trier vom kirch— 
lichen, vom katholifch-Eirhlihen Standpunkt aus aus» 
drüdlich als richtig befunden, das er beinahe glorifiziert 
hat, während ich, meine Herren, diefes Verhalten auch in 
diefer Beziehung als verfehlt erachte, weil ich überzeugt 
bin, daß es nicht zuträglich, daß es ſchädlich ift für die 
katholifchekirchlichen Intereſſen. Umgekehrt nahm der 
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[Interpellation der - Bachmann u. Gen., betr. 
die Androhung kirchlicher Zuchtmittel gegen 
ee Itern zu Trier in ulangelegen- 


[Sraf v. Bülow, Minifterpräfident, Neichstanzler] 
Herr Abgeordnete Hadenberg das Berhalten des Herrn 
Biſchofs von Trier vom kirchlich-katholiſchen Standpunft 
aus in Schuß; er erklärte es für konfequent, für durch 
aus logiih, während er auf der anderen Seite in ein« 
dringlicder Weife den Staat aufforderte, dagegen einzu 
ſchreiten. Und dabei wollte er von feinem modus vivendi 
etwas wiflen. Ya, meine Herren, da liegt ja der Prin— 
zipiengegenjag, das find ja die Prinzipien, von denen ich 
tagte, daß, wenn fich die Prinzipien gegeneinander aufs 
türnen, feine Verſtändigung möglich ijt! Ich zweifle 
übrigens feinen Moment daran, bar, wenn man beijpiels» 
weile den Heren Abgeordneten Roeren und den Herrn 
Abgeordneten Barth zufammen einfperrte, 


(ftürmifche Heiterkeit) 


fie ſich auch niemals verftändigen und vertragen würden. 

babe, meine Herren, jchon einmal in diejem 
Hohen Haufe und von diefer Stelle aus darauf hin- 
gewiejen, daß die £onfeilionellen Kämpfe in Deutjchland 
— und fein Bolt hat fo zahlreiche, jo tiefgehende kon» 
fefftionelle Kämpfe durchgemacht wie das deutiche Volt — 
daß fie niemals Vorteil noch Segen, wohl aber beiden 
Teilen und dem gemeinjamen Vaterland Nachteil und 
Schaden gebracht haben. Mehr noch als irgend wo fonft 
müfjen bei uns Eonfeffionele ragen mit vorfichtiger, 
mit bebutfamer, mit praktifcher, mit ſtaatsmänniſcher 
Hand behandelt werben. 


(Sehr richtig! im Zentrum.) 


Das follte man weder in Trier nod) in diejem Hohen 
Haufe vergefjen. 

Nun, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Barth 
emeint, ich ſcheute vor dem ig zurüd, Meine 
erren, darauf erwidere ich dem Herrn Abgeordneten 
arth, daß ich nicht zu denjenigen gehöre, die bei jeder 

Gelegenheit und um jeden Breis einen Konflikt wollen, 
die das Spielen mit dem Feuer, das gefährliche Spielen 
mit dem feuer als eine Art von Sport betreiben, 


(ſehr gut! rechts) 
denen der Konflikt ein Selbſtzweck ift, 
(bravo! rechts und im Zentrum) 


die vielleicht auch auf irgend einen Hausbrand warten, an 
dem fie ihre Suppen kochen können. 


(Beiterfeit.) 


Zu diejen Leuten, meine Herren, gehöre ich nicht. Schon 
im — unſerer Stellung in der Welt ſuche ich 
Konflikte zu vermeiden, zu verhindern und ihnen vorzu⸗ 
beugen, die mit unferer inneren Konzentration aud uns 
fere Aktionsfähigkeit nach außen ſchwächen könnten. Aber 
wenn der Herr Abgeordnete Barth meint, daß ich folchen 
Konflikten aus dem Wege gehen würde, die im Intereſſe 
bes Staats, im Intereſſe der Gejamtheit ausgefochten 
werden müffen, fo befindet er fi in einem groben Irr— 
tum. Soldyen Konflitten werde ich ficherlicy nicht aus 
dem Wege gehen. Alſo ich jage: notwendige Konflikte, 
die müflen aufgenommen und jie müſſen durchgeführt 
eg unnötige Konflikte zu provozieren, das ift freilich 
t t 
Der Herr Abgeordnete Barth ift weiter zu ſprechen 
efommen auf die Errichtung ber tatholifeh-tbeologif n 
akultät in Straßburg. Ich nehme gar keinen Anftand, 
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zu jagen, daß ich diefe Bereinbarung, die ſchon von 
meinem Herrn Amtsvorgänger, dem verewigten Fürſten 
Hohenlohe, angeftrebt war, und über die von mir weiter 
verhandelt worden ift, für eines jener Abkommen halte, 
die ich zu den guten zähle, weil fie beiden Teilen zum 
Nutzen gereichen. 


(Sehr richtig! im Bentrum.) 


Und wenn es, meine Herren, dafür, daß diejes Abkommen 
im Intereffe des Reichsgedankens lag, nod) eines Beweijes 
bedurfte, jo würde diefer Beweis darin liegen, daß das 
Zuftandefommen diefes Abkommens auf das bartnädigite 
befämpft worden ift von den Proteftlern in Elſaß-Loöth— 


ringen 
; (ſehr richtig!) 


und von deren ausländifhen Bundesgenoffen. Daß ſich 
diefen der Herr Abgeorbnete Barth beigefellen würde, 
hatte ich allerdings nicht angenommten. 


(Sehr gut! und Seiterfeit.) 


Nun ift mir auch vorgetvorfen worden, daß ich gegen 
über einer großen Partei dieſes Hauſes und im Reichs» 
tage, dem Zentrum zuviel Entgegentommen zeigte. Meine 
erren, ich geftehe Ihnen, daß ich gegenüber derartigen 
zorwürfen jehr abgebrüht bin, und daß fie mir gar feinen 
Eindrud mahen. Das macht mir pe Eindrud, 
ald wenn mir beijpieläweife von dem Herrn Abgeordneten 
Barth und feinen Freunden, wenn mir von freihändlerifcher 
und mandhefterliher Seite vorgeworfen worden ift, id) 
befände mich — und wie oft iſt das gejagt und gedrudt 
worden! — in völliger Abhängigkeit von den Agrariern; 
oder wenn umgekehrt gefagt worden ift, daß ich das 
Kloſettgeſetz — ich bitte um Verzeihung für diefen Aus- 


drud, 
(Heiterkeit) 


aber er ift ja in den parlamentarischen Spracdhgebraud 
übergegangen — nur aus befonderer Liebenswürdigkeit 
gegen den Herrn Mbgeorbneten Barth konzediert hätte, 
oder daß ich in der FFlottenpolitit, in der überjeeifchen 
Politik mich im Schlepptau der Alldeutfchen befände, oder 
daß ich mit den Sozialiften kokettierte. Die Wahrheit 
ift, daß ich mich keiner Partei zu eigen gebe, und daß 
infolgedeffen jede Partei von Zeit zu Zeit finden wird, 
ich täte mehr für die anderen als für fie felbft. Die 
Regierung diefes Landes muß aber über den verſchiedenen 
—— und ſie muß über den Parteien ſtehen. Die 

egierung dieſes Landes kann wohl zeitweiſe mit dieſer 
oder jener Partei regieren, ſie kann fie aber und fie wird 
ſich von feiner Partei regieren laflen. 

Meine Herren, die Königliche Staatsregierung — und 
damit will ich ſchließen — fteht auf dem Boden bes 
modus vivendi, den vor 17 Jahren die politifche Weisheit 
des Fürſten Bismarck vereinigt mit ber politiichen 
Weisheit des noch jegt regierenden Papftes gefunden hat. 
Wie aufrichtig wir beftrebt find, den religiöſen Frieden 
aufrecht zu —— das — ja auch aus den Angriffen 


hervor, die deshalb von mehr als einer Seite gegen uns 
gerichtet worden ſind. Aber der Frieden muß auch von 
der anderen Seite, er muß auch von ſeiten der Kirche 


und ihrer Organe bewahrt werden. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Wir werden jeden Verſuch, die Würde und die Rechte 
des Staates zu verlegen, mit Gntfchiedenheit zurüd- 
weifen. Wir End tolerant gegenüber ben Überzeugungen 
anderer, aber gegenüber der Sram dürfen und werden 
wir nicht tolerant fein. 
(Bravo!) 
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Prä t v. Hröcher: Der Herr Kultusminijter 
hat das Wort. 


Dr Studt, Minifter der geiftlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenbeiten: eine Herren, der Ab— 
eorbnete Roeren bat gegen die Unterrichtsverwaltung 
orwürfe erhoben, die ri nicht unwiderſprochen laffen 
fann. Ich hatte zuerſt geglaubt, als ich die Aus— 
führungen des Herm Mbgeorbneten hörte, er hätte 
vielleicht meinem erften Vortrage nicht beigemohnt; ſonſt 
würde er meiner Anficht nach wohl kaum wieder mit der- 
artigen Vorwürfen haben hervortreten können. Hinterher 
habe ich zu meinem großen Bedauern mid überzeugen 
müffen, daß er den Ausführungen, die ich gemacht habe 
und in denen ich die Verhältniffe an der Trierer Stants- 
anftalt als der Billigkeit entiprechend und durchaus nicht 
fo tadelnswert, wie dies vorhin dargeftellt, charakterifiert 
habe, ein ganz anderes Motiv unterlegte. Er meinte, 
daß die Schulauffichtsbehörben Berichte hierher erftattet 
hätten in eigener Sache, tendenziös gefärbte und 
deshalb umrichtige Berichte, und daß mir dieſe 
unrichtigen Anformationen vorlägen. Meine — 
wir verlaſſen uns nicht ok auf die Berichte 
der Nuffichtsbehörden, die in echt preußifcher 
Pflichttreue und Objektivität erftattet find, Sondern wir 
ftellen auch unfere eigenen Beobachtungen an, und wir 
haben dabei durchaus nicht wahrnehmen können, daß die 
uftände in Trier unhaltbare feien. Ach weiſe mit voller 
eftimmtheit biefen meitgehenden Borwurf mangelnder 
Objektivität der nachgeorbneten Behörden der Unterrichts- 
verwaltung zurüd. Aber ich babe au den Nachweis 
gerade, daß ganz unabhängig von den von den unteren 
ehörden richtig dargeftellten Tatjachen, die Zuftände an 
der Trierer Staatsſchule durchaus nicht als unhaltbare 
bezeichnet werben können. 

Wenn von dem Abgeordneten Roeren darauf hin« 
gewieſen worden ift, daß — Fächer, alſo Geſchichte, 
Litteratur und Deutſch, lediglich evangeliſchen Lehrerinnen 
zugewieſen ſeien, jo habe ich meinerſeits ſchon hervor— 
en daß es der Unterrichtöveriwaltung in ber legten 
Zeit leider nicht gelungen ift, geeignete katholiiche Lehre: 
rinnen auch für diefe Fächer zu gewinnen. 


(Hört, hört! bei den Nationalliberalen.) 


Und werhalb? Weil die Anerbietungen, die unter er 
weis auf die gefiherte Staatsftellung gemacht wurden, 
von den betreffenden Lehrerinnen aus diefem oder jenem 
Grunde zurüdgemiejen worden find. Daß diefe weigerliche 
—* * Teil zurückzuführen iſt auf eine Art von Ge— 
wiſſensbedenken, die den katholiſchen Lehrerinnen dieſe 
Stellung weniger annehmbar erſcheinen läßt, liegt nahe. 
Aber das foll uns nicht abhalten, immer wieder nad 
befähigten Lehrkräften zu fuchen, und wir werden fie 
hoffentlich finden, wenn auch noch die Zahl der fatho- 
lifchen Lehrerinnen, die in einem Seminar Deutich und 
Geſchichte zu unterrichten fähig find, recht klein ift. 
Wenn erft eine Berftändigung erfolgt ift, wenn das 
Vorurteil bejeitigt ift, als ob die Auftände an der 
Staatsanftalt ia wären, wird fich auch die eine 
oder andere katholiſche Lehrkraft finden, die fich ber wid 
tigen Mufgabe widmet, an diefer Schule Fächer zu über- 
nehmen, die gegen den Wunfch der Unterrichtsveriwaltung 
bisher ausſchließlich evangelischen Lehrkräften haben an— 
vertraut werden müfjen. ungen Hülfslehrerinnen kann 
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man jo wichtigen Unterricht auf der Oberftufe nicht an— 
vertrauen, 

Nun kommt ein weiteres hinzu, Wenn der Ab— 
eordnete Roeren als proton pseudos die ganze Ent- 
Rehungägefchichte diefer Schule hinftellt und daraus die 
Unbaltbarkeit des Zuftandes deduziert, jo frage ich ihn, 
ob ihm gegenwärtig ift, daß im Jahre 1878 auf ein- 
mütigen Beſchluß der ftädtifchen Behörden diefe Schule 
gegründet worden ift? Sie ift von vornherein wohl mit 

tantsunterftügung, aber nicht als Gtaatsinftitut ein- 
gefegt worden, fie wurde erft fpäter vom Staate über- 
nommen. Als bald darauf der —— von Trier den 
Antrag auf Genehmigung der Urſulinenſchule ſtellte, lag 
für die beteiligten Reſſorts die Erwägung nahe, ob ſie 
ihrerſeits die Zulaſſung der Urſulinen, wenn nicht ver- 
ſagen, ſo ar an gewilfe Bedingungen Enüpfen follten, 
welche den Wettbewerb zwiſchen der konfeifionellen nnd 
der paritätiichen Schule gemildert hätten. Wir haben es 
damals vorgezogen, darauf zu vertrauen, daß die iweiger- 
liche Haltung der kirchlichen Behörden der Staatsichule 
einen Religionslehrer zu gewähren, ihr Ende nehmen 
würde, und in diefem Vertrauen haben wir die Urfulinen» 
ſchule ohme jede Bedingung genehmigt. Nun Eonftruiert 
der Herr Abgeordnete Noeren aus dem Umſtande, daß 
eine gut geleitete Urjulinenichule beftehe, eine Art ganz 
jelbftverftändlichen Gewiffenszwanges für die Katholiken, 
ihre Kinder dorthin zu fchiden. Ja, meine Herren, dad 
ift doch ein ganz eigentümlicher Zirkel, in dem fich die 
Ausführungen des Herren Abgeordneten beivegen. 

(Sehr ritig!) 

Es kommt aber noc hinzu, meine Herren, daß bie 
ftaatliche Schule ſich troß der von Herm Abgeordneten 
Noeren als ausgezeichnet hingeftellten Leiftungen der 
£löfterlihen Anftalt einer zunehmenden Beliebtheit und 
Frequenz feitens der Eatholifchen Bevölkerung bis auf 
den heutigen Tag erfreut bat 


(hört, hört!) 


in dem Maße, daß die Zahl der evangeliichen Schülerinnen 
abgenommen und die der atholiichen fich ganz erheblich 


vermehrt hat. 
(Hört, hört!) 


Wäre ein Religionslehrer dort eingejegt, dann wäre ja 
längit der Gewiſſenszwang befeitigt, der in Trier immer 
noch befteht. Die Schuld jegt auf die Unterrichtsverwal⸗ 
tung zu werfen und zu behaupten, daß die Unhaltbarkeit 
der Buftände lediglich auf ihrer Seite liege, meine Herren, 
das ift durchaus abzumweijen. Das Umgekehrte ift der 
Fall, wie ich aus der Entjtehungsgeichichte der Schule, 
aus ihrer Entividlung und namentlich auch daraus nad 
ewieſen habe, daß die fatholiichen Lehrkräfte der fon: 
efionellen Zufammenfegung der Schülerinnen entjprechend 
ſchon vermehrt worden Hin und weiter vermehrt merden 
follen. 
(Bravo!) 


Präfident v. Mröcher: Es ijt der Schluß der Be 
ſprechun age von den Abgeordneten v. Eynern, 
Dr Borih, v. Blettenberg » Mehrum, Schmieding und 
v. Kardorff. Ich bitte, daß die Herren, welche diejen 
Antrag unterftügen wollen, fich erheben. 

Geſchieht.) 
— Die Unterſtützung genügt. 

Zum Wort — gemeldet die Abgeordneten 
v. Eynern, v. Arnim, Dr Porſch, Sur. Moltke 
Dr Sattler, Dasbach, v. Bappenheim-Piebenan und Wolff 
(Biebridh). ! . 
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[Präfident v. Kröcher] 
ch bitte nunmehr, daß diejenigen Herren ftehen 
bleiben reſpektive aufftehen, welche den Schluß herbei- 


führen wollen. 
Geſchieht.) 


Das iſt die Majorität; die Beſprechung iſt ge— 
ſchloſſen. 

Zu einer perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete Frhr dv. Zedlitz. 


Frhr ©. Jedlitz und Neukirch, Abgeordneter: 
Meine um es ift mir mitgeteilt worden, daß ich in 
meiner Rede, als ich von der interfonfeifionellen Beun- 
ruhigung ſprach, von dem Bunde der Landwirte —— 
habe. Rn babe natürlich den Evangelifchen Bund und 
defjen energiiche Erklärung in den legten Tagen gemeint. 


(Heiterfeit.) 


Präfident v. Kröcher: au einer perſönlichen 
Bemerkung hat das Wort der Abgeordnete Herold. 


Herold, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Dr Friedberg hat meine neuliche Außerung 
in bezug auf den Herrn Handeläminifter und den Saufs 
mannsitand mit der vorliegenden frage in Berührung 
gebradt. Der Zujanımenhang jelbit it zwar jehr weit 
gejucht, aber nachdem der Herr Abgeordnete Dr Friedberg 
darauf bezug genommen hat, bin ich doch verpflichtet, dieſe 
Außerung und ihre Anwendung auf den heutigen Tall 
tichtigzuftellen. Ich habe damals geiagt, es wäre den 
Kaufleuten wie jedem anderen Berufsitande unbenommen, 
für eine angemefjene ntereffenvertretung zu ſorgen; es 
fände das ———— wie auf die Kaufleute, ſo auf die 
Landwirte, auf die Arbeiter, auf die Handwerker; etwas 
anderes aber ſei es, wenn ein Reſſortminiſter einſeitig 
einen Berufsſtand direkt dazu auffordere, für ſeine 
Intereſſenvertretung zu ſorgen, weil der Reſſortminiſter 
nicht nur ſein Reſſort, ſondern auch die allgemeinen 
Staatsintereſſen zu vertreten habe. In Anwendung auf 
dieſen Fall muß ich die Außerung in nachfolgender Weiſe 
richtig ſtellen. Es iſt ge Katholiken und auch einem 
hervorragenden Katholiken ganz gewiß unbenommen, für 
die Intereffenvertretung feiner Religion aufzufordern. 


(Glode des Präfidenten.) 


Präfident v. Kröcher (den Redner unterbredyend): 
Das ift nicht mehr perfönlid. 


Gerold, Abgeordneter (fortfahrend): Ich muß das 
richtigitellen, weil Herr Dr Friedberg meine Hußerung 
falj angewendet hat. 


Präfident v. Kröcher (den Redner unterbrechend): 
Bitte, Herr Abgeordneter, Sie dürfen richtigftellen, was 
Sie gejagt haben, aber nicht was der Wbgeordnete 
Dr Friedberg gejagt hat. 


old, Abgeorbneter (fortfahrend): 
ung OR Kalt or worden. 


(Glocke des Präfidenten.) 


Präfident v. Mröcher (den Redner unterbrecdhend): 
Was Sie gefagt hatten, haben Sie in dem eriten Teile 
Elargeftellt; jett kamen Sie aber wieder auf dag, was 
ber Abgeordnete Dr Friedberg geſagt hat. — Y bitte 
fortzufahren. 


Meine Auße— 
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Herold, Abgeordneter (fortfahrend): Ebenſo auch 
einem Proteftanten; aber der Kultusminifter als Minifter 


(Glode des Präfidenten) 
hat nicht das Necht dazu. 


Präfident v. ſtröcher: Sie hatten vom Kultus— 
minifter nichts gelagt, hatten aljo in einer perjönlichen 
Bemerkung darüber auch nichts richtig zu ftellen. 

Zu einer perjönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete D Hadenberg. 


D Sadenberg, Abgeordneter: Der Herr Minifter- 
präfident hat mir den Vorwurf gemacht, ich hätte bie 
Stellung des Biihofs Korum in Schuggenommen. Da 
muß mich dev pe Minifterpräfident doch mißverftanden 
haben, Ich Habe gegenüber einer in der es weit ver⸗ 
breiteten Anſchauung nachgewiejen, daß der Biſchof Korum 
Eorreft gehandelt habe nach den prinzipiellen Grundjägen 
feiner Kirche. Ich habe dann des weiteren gejagt, daß die 
Praris diefer Kirche eine andere ſei als ihre Theorie. 
Und zum legten habe ich ausgeführt, daß das Aufr 
fallende dies jei, daß der Biſchof Korum die Zeit ge- 
kommen erachtet habe, die prinzipiellen Forderungen 
feiner Kirche mit Nachdruck gegenüber ſtaatlichen Schul- 
einrichtungen durchzuſetzen, ein ee, das unter allen 
Umjtänden nk fei. Darin haben ſich auch die 
Ausführungen des Herrn Minifterpräfidenten, als er nad) 
mir Sprach, ſich mit den meinigen gededt. 


Präfident v. Hröcher: Zu einer perjönlichen Be- 
merkung hat das Wort der Abgeordnete Dr Barth. 


Dr Barth (Kiel): Meine Herren, ich muß gegen» 
über dem Herm Minifterpräfidenten zwei perfönliche 
Bemerkungen machen. Einmal bat der Herr Minifter« 
präfident meine Rede dahin charakterijiert, ich hätte ihn 
gewiſſermaßen in einen Konflikt mit der römischen Kurie 
bineinhegen wollen, in einen, wie er ſich ausdrüdte: leicht- 
fertigen Konflikt. Ich glaube, nichts kann irriger fein, 
als diefe Auffaffung meiner Ausführungen. I habe 
im Gegenteil, weil ich einen ſtarken Reſpekt habe vor 
ber Gefährlichkeit eines folchen Konflikts, davor gewarnt, 
da die Staatsregierung durch übertriebene Schwäche 
und Nachgiebigkeit es dahin bringe, daß ein folcher Kon— 
flitt erwächſt. Das ift das gerade Gegenteil von dem, 
was der Herr Minifterpräfident mir unterfchiebt. 

Dann eine zweite perjönliche Bemerkung. Bei der 
wege der Eatholifch-theologiichen Fakultät in Straß- 
burg bat der Herr Winifterprändent darauf hingewieſen, 
daß wohl nichts befjer für den ftaatlichen Vorteil diefer 
Eatholifch-theologifchen Fakultät in Straßburg fpreche als 
der Umſtand, daß Proteftler und deren auswärtige 


Breunde — — 
(Rufe: Perfönlich!) 
(Glocke des Präfidenten. Der Redner madt eine Paufe.) 


Präfident v. Hröcher: Na, fahren Sie nur fort! 
(Deiterfeit.) 


Mir ſchien das ſchon ein bifchen vom Perfönliden ab- 
zuweichen; aber fahren Sie nur fort! Ich habe ja noch 


nichts gejagt. 
(Große Heiterkeit.) 


Dr Barth (Kiel), [fortfahrend]: Nichts ſpreche alfo 
mehr für den ftaatlichen Vorteil der katholifch-theologifchen 
Fäkultät in Straßburg, als der Umftand, daß Proteftler 
und beren auswärtige freunde mit fcheelen Augen auf 
dieſes Abkommen blidten. Und dann hat der Herr 
Minifterpräfident hinzugefügt, daß der Herr Abgeordnete 
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[Dr Barth (Kiel), Abgeordneter] 
Barth fich diefen, aljo den auswärtigen Freunden der 
— — beigeſellen würde, habe ich nicht erwartet. — 
arin liegt der Bormwurf, daß die Erwägungen, von 
denen ich bei meiner Kritik ausgegangen bin, auf der— 
felben Linie liegen wie die Erwägungen, von denen aus 
die Proteftler und deren auswärtige freunde das Ab— 
kommen betreffs der Fatholijch-theologijchen Fakultät in 
Straßburg beurteilen. ch glaube: niemand kann darüber 
im Zweifel fein, der Herr Minifterpräfident amt aller 
wenigiten, daß gegenüber einem preußiichen Abgeordneten 
in biejer Zufammenftellung ein ſchwerer Borwurf liegt. 
(Sehr richtig! bei den Freifinnigen.) 
Der Herr Minifterpräfident kann aud) nicht den Schatten 
eines Beweiſes dafür beibringen, daß ein derartiger Bor- 
wurf irgendivie begründet it. 


(Sehr richtig! bei den Freifinnigen.) 
39 muß deshalb mit allem Nahdrud eine derartige 
Unterftellung als durchaus unpafjend zurüdmweijen. 


(Bravo! bei den Freiſinnigen.) 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Minifterpräfident 
bat das Wort. 


Graf v. Bülow, Minifterpräfident, Neichstanzler: 
Gegenüber den legten Ausführungen des Herrn Dr Barth 
möchte ich nur feitftellen — und mein unforrigiertes Steno- 
gramm wird es beweijen —, daß ich nicht gejagt habe, daß 
die Proteftler in Elfaß-Lothringen und ihre ausländiichen 
Befinnungsgenoffen das Abkommen warn uns und der 
Kurie über die Errichtung der katholiſch-theologiſchen 

akultät in Straßburg mit jcheelen Augen angejehen 
ätten, fondern ich habe gejagt, fie hätten es hartnädig 
efämpft. Wenn ich num weiter gejagt habe, daß ber 
Herr Abgeordnete Barth fi) mit diejer hartnädigen Be- 
fämpfung in der Berurteilung, in dem Tadel über diejes 
Abkommen auf diefelbe Linie geftellt hätte mit den 
BVroteftlern und ihren ausländifchen ig gr fo 
ift es mir natürlich nicht eingefallen, ihm dabei diejelben 
Motive zu unterftellen, 
(Heiterkeit) 


von bem die Proteftler und ihre Bundesgenoſſen geleitet 
werben. Si duo faciunt idem, non est idem. &8 haben 
die Proteftler und deren ausländifche Freunde das Ab- 
tommen befämpft aus —— egen uns, aus Malice, 
Wenn der Herr Abgeordnete Dr Sacıh biejes Abkommen 
nicht billigt, jo ift e8 darum, weil er die reichsländifchen 
Berbältniffe noch nicht genügend kennt, weil er das Ab- 
kommen meines Erachtens nicht ausreichend ftubiert hat, 
weil er, wie ich glaube, es nicht ganz verfteht. 
(Heiterkeit) 

Ich bin überzeugt, daß, wenn er fich eingehender mit 
der praftiichen Seite dieſes Abkommens er en wird, 
fo wird er mit mir bie Anficht teilen, da dasteibe dem 
Intereſſe des Reichsgedankens und des Reiches entipricht. 


Präfident v. Kröcher: Die durch die Mebe des 
Herrn Minifterpräfidenten wieder eröffnete Beiprechung 
ift geſchloſſen, weil fi niemand zum Worte gemeldet hat. 


(Deiterfeit.) 
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Zu einer perjönliden Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete Dr Dittrich. 


Dr Dittrich (Braunsberg), Abgeordneter: Der Herr 
Abgeordnete Dr Barth hat mir die Außerung unterftell, 
ich hätte gejagt, es handle fih um einen Kampf nicht um 
die Schule, jondern um den Geiſt der Schule. Einen 
folhen Unſinn habe ich nicht ausgefprochen. 

(Heiterfeit.) 

Ich habe im Gegenteil gejagt, es handle ſich allerdings 
um einen Sampf; aber biejer Kampf gelte nicht ber 
Herrihaft über die Schule, fondern dem Geifte ber Schule, 
(Lachen bei den Nationalliberalen und Zuruf: ift dasfelbe!) 
in dem Sinne, daß wir Satholiten das Recht hätten, zu 
verlangen, daß in einer fatholifchen Schule audy die 
katholiiche Auffaffung zur Geltung komme. 


Präfident v. Kröcher: Zu einer perjönlihen Be 
merfung hat das Wort der Mbgeorbnete Dr Friedberg. 


Dr #riedberg, Abgeordneter: Meine Herren, id 
lege doch Wert darauf, das, was ich geſagt habe, 
lieber ſelbſt richtig M jtellen, ala daß ich es dem Herrn 
Abgeordneten Herold überlaffe, 

(Heiterkeit) 
was ja auch der Herr Präfident mit Mecht zu verhindern 
geſucht hat. 

Was ich gejagt habe, ift folgendes: wenn ber Gen 
Abgeordnete Herold mit maßlofer Übertreibung die gan; 
unverfänglichen Worte des Herrn Handeldminifters als 
eine ſchwere Beunruhigung und eine Bertiefung der 
Ge a beutichen Baterlande auffahte —: wie ſchwer 
muß er dann das Vorgehen des Herm Biſchof Dr Storum 
beurteilen, der ohne Provokation am Vorabend ſchwerer 
Kämpfe in unjerem Baterlande diefe Brandfadel in das 
deutihe Volk bineinichleudert! Das ift ein Gedanten- 
gang, den ich völlig aufrecht erhalte, und ich zweifle aud 
nicht, daß der Herr Abgeordnete Herold bei nädhiter Ge- 
legenheit, 3. B. beim Sultusetat, auf die Beantwortung 
diefer Frage näher eingehen wird. 


Präfident v. Kröcher: Das lettere war auch nicht 


perfönlich. 
(Heiterfeit.) 


Unfere Tagesordnung ift erichöpft. 
Es wünfchen — 
aus der Petitionskommiſſion: die Abgeord- 
neten Willert und Ofthaus, 
aus der Agrarfommiffion: die Abgeordneten 
Sottihalt und Conrad (diefer nur für heute), 
aus der Budgetlommiffion: die Abgeordneten 
Dr Srieger (Königsberg) und Ehlers (legterer 
nur für heute), 
aus der X. Kommiſſion: die Mbgeorbneten 
v, Negelein, Graf Moltfe und van Bleuten, 
aus der XI. Kommiffion: die Abgeordneten 
Dr v. Korm-Rubelsborf und Pohl (beide nur 
für morgen). 
Widerfpruch dagegen erhebt fich nicht. — Ich lade die 
betreffenden Abteilungen ein, die Erfagwahlen vorzunehmen. 
Die nähfte Situng ſchlage ichvor abzuhalten morgen, 
Dienstag, Vormittags 11 Uhr, mit der Tagesordnung: 
Hortjegung der zweiten Etatöberatung, und zwar: 
Reit des Etats der Bauverwaltung. — 
Das Haus ift mit diefer Tagesorbnung einverftanden; 
fie ſteht feit. 
Ich Schließe die Sitzung. 


Schluß der Sigung 5 Uhr 30 Minuten. 





Drud und Verlag: W. Moefer Buddruderei in Berlin. 








2313 Haus der Abgeordneten. 35. Sigung am 3. Mär) 1903. 2314 
Tit. 2. Bauinfpeftoren. * 
Schmidt (Warburg)............ 2367 
Dr Sattler .................. 2373 
Budde, Miniſter der öffentlichen 
Arbätennn TETT 2373 
Schuls, Minifterialdireltor....... 2374 
Tit. 13a und 13b. Koften von Bor: 
35. Sigung. arbeiten uſw. Vergütungen für Hülfs- 
e fräfte. Etatsüberfchreitungen. 
Dienstag den 3. März 1903. Brütt, ee — 2375. 75 
Tit. 16. Unterhaltung der Binnen: 
Spalte gewäfler, Förderung der Binnenſchiff⸗ 
Fortfegung der zweiten Beratung des Ent- fahrt. 
wurfs des Staatshaushaltsetats für das Brütt, Berichterftatter.........- 2376 
Etatsjahr 1903: v. Hagen. . .... 8 2376 
Bauverwaltung (Dauernde Ausgaben Schwedendied, Wirlliher Geh. 
Kap. 64 Tit. 2 bis 14. Kap. 65). — Oberregierungsrat ........ 2376. 85 
Drudfacen Nr 69, 76 und 78 ...... 2315 Dr Dahlem. . EREEEREESEELEE 2377 
Dauernde Ausgaben Kap.64 Tit.2. Sa Dinifterialdireftor 2379. 80. 82 
Unterftantsfefretär und Direktor. Dr Lotichius ................. 2379 
Brütt, Berichterſtatter. 2315. 47 Schr v. Plettenberg-Mehrum. .... aBb1 
Fehr v. MWangenheim FREIEN 2317 Glatzel — 2382 
Budde, Miniſter der öffentlichen Sotheiinnn 2383 
Arbeiten ...7. 2319. 45 Keller I, Geh. Oberbaurat....... a. 
ERSTE 2321. 37 * —A ee 
Beltan, Geh. Oberfinanzrat...... 2324 r Hahn...........4***** ⸗ 
Fehr dv. Zedlitz und Neukirch ..... 2326 
v. Arnim. 2330 — 
Daubßbß 2332 
Dr Barth (Kiel) .............. 2335 Beginn der Sigung 11 Uhr 15 Minuten. 
Schmieding .................. 2339 
Dr Krieger (Königsberg) .......- 2341 Präfident v. ſtröcher: ch eröfne die Sitzung. 
Y.Boebell „unserer oonne nn. 2342 Das Protokoll führt der Abgeorbnete Weyerbufch, 
Perſönliche Bemerkungen. die Rebnerlifte der Abgeordnete Kittler (Thorn). 
Fehr v. Zedlig und Neufich ..... 2347 Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf 
v. Arnim .................... 9347 dem Bureau zur Einſicht aus. 
2347 + —— Kg ift in ar * ——— 
ei getreten und ber III. Abteilung zugelojt worden. 
— —— Unterftügungen für mittlere : Ich — den vo Eu das Ergebnis 
Brütt, Verichterftatter .........- PETE a en Ele 
Fit. 11. Zulaſſung zur jtaatlichen 


Baumeifterprüfung. Anträge Nr 76 
unb 78, 
Brütt, Berichterſtatter ....... 2348. 61 
Dr Friedberg. ............. 2349. 59 
v. Savigny .................. 2350 
Budde, Minifter der öffentlichen 
Arbeiten........- 2352. 58. 60. 61 
Graf zu Limburg-Stirum....... 2354 
Dr Krieger (Königsberg) ..... 2355. 60 
Zur Gefchäftsorbnung. 
Graf zu Limburg:Stirum....... 2362 
v. Savigny.................. 2362 
Rap. 65 Tit. 1. Beamte der Bau: 
verwaltung. 
Brütt, Berichterftatter.......... 2362 
Dr Dahlem 2365 


Berhandl. d. Haufes d. Abg. 19. Legisl. V. Seffion 1908. 


Kittler (Thorn), Schriftführer: An Stelle der Ab- 
on v. Willert, Oſthaus, Gottſchalk, Conrad, 
r Krieger (Königsberg), Ehlers, v. Negelein, Graf 
Moltke, van Bleuten, Dr dv. Korn-Rudelsdorf und Pohl 
ſind gewählt worden 
in die Petitionskommiſſion: die Abgeord⸗ 
neten v. Rautter und Gleim, 
in die Agrarfommiffion: die Abgeordneten 
Arendt (Labiau) und Schön (legterer nur für 
geitern), 
in die Budgetfommifjion: die Abgeordneten 
Dr Müller und Kuhr (legterer nur für 
geftern), 
in die X. Kommiffion: die Abgeordneten 
v. Heimburg, Wentorp und Klauſener, 
in die XL Kommiffion: die Abgeordneten 
Scholz (Boltenhain) und Kuhr (beide mur 
für heute). * 


2315 


Haus ber Abgeordneten. 35. Sitzung am 3. März 1903. 


. 2316 


Präfident v. Kröcher: Wir treten in die Tages- 
ordnung: 

Fortjegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903: 
u — Drudjahen Nr 64, 69, 

! * 

Wir find ftehen geblieben bei den Dauernden 
Ausgaben Kap. 64 Tit. 2. Dazu liegt vor der Antrag 
der Budgetkommiſſion auf Drudjadhe Nr 69 zu 2b. 

Sch eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichteritatter: Meine Herren, bei dieſem 
Titel finden Sie zunächſt eine Anderung gegen das Bor- 
jahr in dem Etatöentwurf, indem ftatt eines Direktors 
mit 15000 AM. jet ein Unterftaatsietretär mit 18 000 M. 
und ein Direktor mit 15000 AM fteht. Die Königliche 
Staatsregierung beabfichtigt demnach, nad) Maßgabe des 
Etatsentwurfs die —— in zwei Abteilungen zu 
trennen und zwar in der Art, daß ber einen Abteilung 
der Waflerbau zufallen fol, und — das möchte ich mit 
Nüdficht auf eine unrichtige Bemerkung in den Erläute 
rungen hervorheben — nich bloß der Waflerbau, jondern 
— die Verwaltung der ige a fodaß alſo die 
eine Abteilung ben Waflerbau und die Verwaltung der 
Berkehrsabgaben und die andere Abteilung die übrigen 
Sachen der Bauabteilung unter fich haben Ba. 

Für die Motivierung diefer Forderung ift zumächft 
darauf hingemwiejen, daß jchon allein mit Rüdjicht ul bie 

oße Zahl der Herren, die in der Bauabteilung bejchäftigt 
And, eine Teilung notwendig ſei. 

Ich erlaube mir die Zahlen, welche bier in Betracht 
fommen, zu verlefen: 

Am Minifterium der öffentlichen Arbeiten find 
in den Eijenbahnabteilungen 29 VBortragende 
Näte und 17 Hülfsarbeiter, in der Bauabteilung 
26 Vortragende Räte und 48 Hülfsarbeiter, in 
der Bauabteilung 1 Minifterialdirektor, in den 
Eifenbahnabteilungen 4 Minifterialdirektoren; 

im Finanzminifterium find 29 Bortragende 
Räte und 4 Hülfsarbeiter, dabei 3 Minifterial- 
direftoren; 

im Handelsminifterium: in der Hanbels- und 
Gemwerbeverwaltung' und Bergverwaltung 2 
Minifterialdireftoren, 18 VBortragende Räte und 
14 Hülfsarbeiter; 

im Juſtizminiſterium 2 Minifterialdirektoren, 
17 Bortragende Räte und 10 Hülfsarbeiter; 

im Minifterium des Innern 1 Minifterials 
direftor, 12 Bortragende Räte und 8 Hülfs- 
arbeiter; 

im Landwictichaftlihen Minifterium 4 Minifte- 
rialdireftoren, 25 Bortragende Räte und 16 Hülfs- 
arbeiter; 

im Kultusminifterium 3 Minifterialdirektoren, 
33 Vortragende Räte und 15 Hülfsarbeiter. 

Es ergibt fich hieraus, daß zahlenmäßig die Bau- 
— mit Miniſterialdirektoren am allerwenigſten be— 

acht iſt. 

Es iſt nun die Abſicht, nach dem Etatsentwurf, an 
die Spitze der einen Abteilung, und zwar derjenigen für 
Berg. Sr und Verfehrsabgaben, den Unterftaatsjekretär 
u ftellen. Der Herr Minifter jagte uns in der Budget 
ommijfion, daß er es für richtiger gehalten haben würde, 
wenn 2 DMinifterialdivektoren und ein Unteritaatsiefretär 
gelchafen würden durch diefen Etatsentwurf. Allein mit 

ückſicht auf die Finanzlage habe er von einer Geltend- 
machung dieſer Forderung ſeinerſeits abſehen zu follen 
geglaubt. Es iſt nun zu gunſten des Umſtandes, daß 


neben den beiden Abteilungen noch ein Unterſtaatsſekretär 

eichaffen werden jollte, geltend gemadt, daß nur auf 
Diefem Wege für den Minifter als Chef der Berwaltung 
in der Schaffung der beiden Abteilungen eine Geichäfts- 
—— liegen würde. Es wurde auch darauf hin— 
gewieſen, daß eine Anzahl von Sachen gleichmäßig bei 
beiden Abteilungen vorkommen. werde mir erlauben, 
darauf im einzelnen hinzuweiſen. Es kommt hier in Be— 
tracht namentlich die gleichmäßige Behandlung der Aus- 
bildung der Anwärter für das Hoc und Waſſerbaufach, 
der Anciennitäts- und fonftigen Dienftverhältnifje der 
Beamten der Hoc und der Borferbowermeltung, Akademie 
des Bauweſens, Zentralblatt der Bauverwaltung, Dent: 
malspflege, ae! für Bauweſen, bie — 
beiten der techniſchen Attachés und die Reifen der Bau: 
techniter, die teils Hochbautechnifer, teild ngenieure, 
Mitwirkung der Hochbauabteilung bei den Dienftgebäuden 
der Wafjerbauverwaltung, bei der ardhiteftonijchen Aus» 
— an Brücken und anderen Bauwerken der Waſſer— 
auabteilung, Zuſammenwirken beider Abteilungen bei 
der Begutachtung der Fluchtlinienpläne, bei der Bau: 
polizei, Wohnungspolizei (hygienische Mafregeln bei Ent- 
wäflerungsfragen) ufw. 

Es hat 9 auch tatfächlih der Widerſpruch gegen 
die Schaffung der Stellung des Unteritaatsjekretärs 
nicht gegen die fachlichen Begründungen gerichtet, 
fondern es kommen hier Gefichtspuntte als maßgebend 
für die negative Stellung zum NAusdrud, die nicht 
in der Sade jelbft liegen, wie das die Herren aus 
dem Protokoll der Budgeikommiſſion erjehen können, und 
war zitiere ich bier wörtlicd das, was nad) dem Protokoll 

* bgeordnete v. Loebell ausführte: ex wünſcht das 
Waſſerbauweſen dem landwirtſchaftlichen Miniſterium zu 
unterſtellen und die — —— vor einer Ent- 
ſcheidung nochmals zu prüfen. au war eben der Mei- 
nung, daß die Schaffung der Stelle eines Unterftaats- 
jefretärs der Überweifung der jämtlihen Waflerbauten 
an das Landwirtfchaftsminifterium präjudiziere. Um— 
etehrt wurde geltend gemacht, daß, wenn man den Unter 
taatsfefretär nicht —* dagegen bloß die beiden 
Minifterialdivetoren, dann der rweifung der fämt- 
lien Wafferbaufachen an das landwirtichaftlice Minifte- 
rium günftig präjudiziert würde. 

Dagegen wurde von anderer Seite geltend gemacht, 
daß diefe Befürchtung um deswillen nicht gerechtfertigt 
fei, weil jede Anderung der Etatstitel der verfafjungs- 
mäßigen Mitwirkung des Abgeordnetenhaujes unterliegen 
würde, aljo den a des Hohen Haufes in 
feiner Weife vorgegriffen würde. 

Schließlih wurde aber per majora dieſer Poſten 
„Schaffung des Unterftantäfebretärg? abgelehnt. Sie 
fehen das, wie ber Präfident ſchon hervorgehoben, 
auf Nr 69 ber Drudjadhen. Dort iſt der Kommiſſions- 
— dahin gefaßt: 

) im Kap. 64 Tit. 2 ftatt: 


„l Unterftaatsjetretär mit .... 18000 AM 
1 Direktor mit .............. 15000 =“ 
zu ſetzen: 


„2 Direktoren mit je 15000 A 30000 »* 

Das übrige ergibt ſich aus der Drudjade. 
darf noch hervorheben, daß diefe Gliederung der 
Abteilungen, wie fie in Ausficht genommen ift, und bie 
Verteilung an die —— Abteilungen nicht beanſtandet 
iſt. Auch ſind Bedenken dagegen erhoben, daß, wie aus 
den Erläuterungen hervor —F an die Spitze der einen 
Abteilung für Hochbau, De epolizei, Unterhaltung ber 
fistalifchen Wege und ihre Ablöfung, Kleinbahnſachen uſw 
eventuell ein Techniker geftellt werben fol, dem dann, 
wie aus den Erläuterungen ſich ergibt, ein vortragender 
Berwaltungsrat an die Seite geftellt werden foll. Es iſt 
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in der Budgetlommiffion gegen diefe Einteilung nichts 
eingewandt; es ift nichts eingewandt gegen die Schaffung 
der 2 Abteilungen an und Air fih. Dagegen fürchtete 
man das ungünftige Präjudiz nach der Richtung hin, daß 
dem Wunſch nad; Übertragung der ſämtlichen Wafjerbau- 
ſachen auf das landwirtichaftlihe Minifterium durch die 
Genehmigung der Schaffung der Stelle des Unterjtaats- 
jefretärs ungünftig präjudiziert würde. 

Sch habe namens der Budgetkommiſſion zu bes 
antragen, daß das Hohe Haus den Antrag, daß der 
Unterjtaatsjetretär re wird und dagegen 2 Direk— 
toren mit 15000 AM geichaffen werden, genehmigt. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Abge- 


ordnete Frhr v. Wangenheim. 


Fehr, rg ve Abgeordneter: Meine Herren, 
bei dem Etat der Bauverwaltung ift jedes Jahr ein un— 
erfreuliches Sapitel dasjenige der lagen aus landwirt 
ichaftlichen Streifen über die Schädigungen, welde durch 
die Regulierung der Wafferläufe der Landwirtichaft ent 
wg Meine politiihen Freunde find der Anichauung, 
daß wir prinzipiell eine vollkommene Neuordnung des 
Waſſerbauweſens erftreben müffen. 

Seit langen Zeiten wird leider in die erfte Linie 
bei der Regulierung von Wafferläufen das Intereſſe der 
Schiffahrt und des Handels geftellt. Demgegenüber find 
wir der Anſchauung, daß man richtigerweije in erjter 
Linie das Intereſſe der Landwirtichaft berüdjichtigen jollte; 
denn jede Veränderung eines Wafjerlaufes in der einen 
oder anderen Richtung wird ftets von enticheidendem 
Einfluß auf die Entwidlung der Landwirtichaft in dem 
ganzen zugehörigen Gebiet fein. Ich möchte mich hierfür 
auf eine Autorität berufen, welche gerade von dem nicht 
agrarijchen Zeil diefes Haufes als landwirtichaftliche 
Autorität oft gegen uns ins Feld geführt wird. Es iſt 
das der verewigte Abgeordnete Dr Schultz-Lupitz. Seine 
Arbeiten auf wiſſenſchaftlichem und praftiichem Gebiete 
find den Herren bekannt. Schulg-Lupig hat ſtets an erfter 
Stelle den Grundjag aufgeftellt, daß die Negulierung der 
Wafferfrage das Entjcheidende wäre für alle landwirt- 
ichaftlich-technifchen Fragen. Es handelt fich regelmäßig 
bei diejen Waflerfragen darum, die Landwirtſchaft vor 
Schädigungen zu jchügen, welche durch ungünftige Regu— 
lierungen Ratt nden, aljo um das dammum emergens aus 
diefen Regulierungen, Dagegen haben wir für Handel 
und Schiffahrt eine viel günjtigere Pofition, und für fie 
handelt es fich regelmäßig um Schaffung neuer, befjerer 
Handeld- und Verkehrswege. Es kann fi hier aljo 
ihlimmftenfalls nur um ein luerum cessans handeln. 
Meine Herren, dieſe Frage des damnum emergens und 
des lucrum cessans ift meiner Meinung nad) auch das 
Charakteriftijche für das, was am Sonnabend hier ver- 
handelt worden ift, für die ganze Sanalbaufrage und die 
damit zufammenhängenden ae —— 
Wir müfjen leider bekennen, daß jedes Jahr ſich neue 
Klagen mit Recht erhoben haben darüber, wie das Wafler- 
baumefen bei uns geführt wird, und ich möchte hier nur 
kurz ein paar Fälle dafür anführen, wie wenig bisher unſere 
Techniker gezeigt haben, daß fie Verſtändnis für die Land» 
wirtichaft bei der Regulierung von Wafjerläufen haben. 

Ein Fall, der wiederholt hier erwähnt worden ift, 
auch bei Verhandlung der Stanalvorlage, ift aus der Beit 
der Erbauung des Dder-Spree- Stanals ber Fall des 
Gutes Skaby hier in der Mark. Den Herren wird teil 
weife erinnerlidh fein, daß jeinerzeit bei dem Bau des 
Oder-Spree-fanals durd) die tün liche Höherlegung des 
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Bettes die Berjumpfung eines großen Bezirks ftattge- 
funden hat, daß dies Gut volltommen verjumpfte und 
dadurch für die Landwirtſchaft nicht mehr brauchbar war. 
Trogdem weigerte fich die Stanalverwaltung, den Grund- 
befiger zu entichädigen. Es kam dahin, daß der Mann 
als Bettler von feinem Hof ging, und erft nad) langen 
Damen hat das Meichdgericht zu feinen gunften ent« 
chieden, daß das But ihm abgefauft und er e entſchãdigt 
werden mußte. 

Ein eklatanter Fall, wie wenig Rückſicht auf 
die Verhältniſſe der Landwirtſchaft bei den Stroms 
regulierungen genommen wird, bietet ſich heute bei ber 
Nete dar. Den Herren ift ebenfalls bekannt, daß die 
Nee in den legten Fahren reguliert wurde. Der Erfolg 
ift für die S — — günftig, für die Land» 
wirtjchaft jelbft überaus traurig und aud für die Staats» 
finanzen unerfreulich. Denn man fieht fich jet gezwungen, 
nachdem durch die Regulierung das ganze große Gebiet 
ber oberen Netzewieſen viel zu troden gelegt ift, neue 
Stau- und Schöpfwertanlagen einzurichten, um überhaupt 
diefe Wiejen wieder einigermaßen nugbar zu — 

Einen ganz merkwürdigen Fall, wie man in Waffer- 
bauten Fahrzehnte hindurch arbeitet, kann ich aus meiner 
eigenen Erfahrung aus neuerer Zeit anführen. Am öft- 
lihen Zeil von Bommern liegt ein großes Moor- und 
Flußgebiet, das Lebamoor. Dieje Moorflächen von einigen 
60 000 Morgen find, wie faft alle unfere großen Moore 
im Often, zur Zeit Friedrichs des Großen von dem be- 
kannten Brenkenhof entwäſſert und melioriert worden. 
F den Notjahren zu Anfang des vorigen Jahrhunderts 
ind die Entwäſſerungskanäle verfallen, und nun hat man 
fich feit mehreren 3 damit 
lierungsprojekt für die Leba aufzuſtellen und durchzu— 
ühren. Das Projekt war jetzt nach jahrzehntelanger 

rbeit ziemlich fertig, ſollte aber ſo teuer werden, daß 
ſich daraus eine Belaftung von, ich glaube, über 3 M 
pro Morgen und Yahr an Meliorationskoften ergab, 
Naturgemäß erhob ſich infolgedeflen ein kolofjaler Wider- 
fpruch aus den Reihen der Antereffenten. Nun ift vor 
vier Fahren in dem Gebiet des Lebamoors ein größeres 
Gut als Staatsdbomäne und VBerfuchsfeld angekauft 
worden. Wir mußten unfere Verjuchswirtfchaft mitten 
in das nafje Moor hineinbauen auf einer ganz Eleinen 
Erhöhung, die damals unter Wafjer ftand. Um dort 
bauen zu fönnen, haben wir einen alten Entwäfjerungs- 
ug wieder aufgenommen, der ebenfalls von Friedrich 
em Großen angelegt und ſeitdem verfallen war, und nun 
ergab fid) das merkwürdige Nefultat, nachdem man jahre 
lang an dem jchönen großen Projekte gearbeitet hatte, 
daß nad) der Wideraufarbeitung dieſes Friedericianijchen 
Grabens eine Entwäfferung bergeftellt wurde, welche voll- 
fommen allen Landioirtfchaftlichen ey Gr genügte, fo 
daß das große Projekt, welches die Technifer —— 
hatten, vollſtaͤndig uͤberflüſſig war. Als der Landwirt- 
ſchaftsminiſter ſeine bekannte Reiſe durch Pommern und 

eſtpreußen machte, wurde dieſes Projeft dort vorge— 
tragen; der Landwirtſchaftsminiſter hat ſich dann auch die 
von uns gewählte Art der Entwäſſerung vortragen laſſen, 
und das große Projekt ift, wie ich höre, in den Bapier- 
korb geworfen worden; wir werben viel einfacher zu dem- 
felben Rejultat kommen. 

Ich führe diefe einzelnen Fälle an, um nachzuweiſen, 
wie begründet die Klagen find, die aus landwirtichaft 
lichen Kreifen über die bisherigen Leitungen in unſerem 
Waſſerbauweſen immer wieder laut werden. Wir find 
der Meinung, daß die Techniker in praftifcher landwirt- 
Ichaftlicher Be volltommen anders ausgebildet 
werden müßten als bisher. Wie der Herr Referent 
foeben hervorgehoben hat, ift von jeher gerade von meinen 
politijchen Freunden die Forderung er worden, 


eplagt, ein Regu- 
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daß die Wafferbauverwaltung an das Landwirtichafts- 
minifterium überwiefen werden fol. Bor mehreren 
Jahren ift ja diefe Forderung, die von allen landwirt- 
ſchaftlichen Sorporationen, Landesötonomiekollegium uſw 
ganz bejonders jcharf betont wurde, jehr lebhaft in Fluß 
— und es iſt damals auch bekannt geworden 
aß das Königliche Staatsminiſterium zu dem Enſchlu 
ekommen ſei, daß dieſe Uberweiſung an das Landwirt- 
Peaftäminifteruum ftattfinden ſolle. 

Leider ift es bei diefem Bekanntwerden geblieben. 
Dinterher ift die Sache wieder eingejchlafen, und wir 
haben nicht erfahren, welche weiteren Entſchlüſſe man 
gefaßt hat. Nun kommt die Forderung für den neuen 
Stantsjefretär, und wir haben das Bedenken, daß bei 
Bewilligung dieſes Unterftaatsjefretärs hiermit ber Über- 
gng en di werden ſoll entweder zu einem jelbftändigen 

autenminifterium, welches wir nicht wünſchen, oder daß 
damit die Sache auf ewige Zeiten bei dem Wrbeits- 
minifterium bleiben fol. 

Unter diefen Umftänden haben meine politifchen 
Freunde nicht die Abficht, die Forderung für den Unter- 
Itaatsjefretär zu beiwilligen, ſondern wir haben die dringende 
Bitte an den Herrn Minifter zu richten, er möge uns 
FR einmal Elar darlegen, welche Pläne die Regierung 
ei der Neuregulierung des Waflerbaumejens verfolgt, 
damit wir wifjen, wie in Zukunft die auge Angelegenheit 
ſich ve wird. Wir find der Meinung, daß die 
Negelung diejer Frage eine jo außerordentlich wichtige 
ift, daß wir hier nicht größere Neueinrihtungen treffen 
wollen, jolange nicht ein_ beitimmter Plan vorgelegt 
worden ift, wie man beabjichtigt, das ganze Gebiet zu 
geftalten. 





(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Hröcher: Der Herr Minifter der 
öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, ich habe Gelegenheit gehabt, in der Bubget- 
fommilfion bereit3 eingehend nachzuweiſen, daß bei der 
Forderung eines Interftantsjefretärs in feiner Weife 
irgend eine Ünderung getroffen werden ſoll in der 
DOrganifation des Waſſerbauweſens. Es ijt nicht bes 
abfihtigt, irgend welche Anderung eintreten u lafjen in 
den Beziehungen bes Waſſerbauweſens zu dem Minifterium 
der öffentlichen Arbeiten. Es liegt hier lediglich die Not- 
wenbdigfeit vor, mich ald Minifter der öffentlichen Arbeiten 
zu entlaften. 

Daß dieſe Entlaftung notwendig ift, darf ich vielleicht 
noch kurz begründen. Der Herr Berichterftatter hat Ihnen 
bereits gejagt, daß die Zahl der höheren Beamten im 
Minifterium der öffentlichen Arbeiten nicht weniger als 126 
beträgt. Das ijt mehr als die doppelte Zahl, die von dem 
nächftgrößten Minifterium, dem Minifterium der geiftlichen 
und Mebdizinalangelegenheiten, beichäftigt wird; andere 
Minifterien, 3. B. das Finanzminiſterium hat an höheren 
Beamten nur 37, das Minifterium für Handel und Ge- 
werbe 35, das Yuftigzminifterium 30, das Minifterium 
des Innern 22, das Peinifterium der Landwirtichaft 46. 
Alle diefe Zahlen — wiederhole ich nochmals — ſtehen 
der Zahl von 126 gegenüber. 

Wenn Sie nun en bedenken, meine Herren, daß 
das Minifterium der öffentlichen Arbeiten in den ver» 
ichiedenften Gebäuden untergebradit ift, daß das Eifen- 
bahnreflort im nk in ben Gebäuden Wilhelm: 
ftraße und Voßſtraße fich befindet, das Reffort für Wafler- 
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und Hodhbau in 3 Gebäuden untergebracht ift, in ber 
Leipzigerjtraße, in der Raiferhffrae und zum Teil in 
der Dlauerftraße, dann werben Sie doch ermeſſen fünnen 
und werden mir doch bejtätigen, daß das ein Zuftand ift, 
der auf die Dauer geradezu unhaltbar ift, daß zum 


wenigften eine Belaftung des Minifters befteht, Die 
wirklich auf die Dauer nicht zu ertragen ift. 
nterjtaatsjefretärs 


Ich habe die —— eines 
und eine geringe Perſonalvermehrung von meinem Bor- 
gänger übernommen, der mir bei Übernahme der Geichäfte 
gelagt hat: wer auch hier Minifter der öffentlichen 

rbeiten geworben fein könnte, müßte unter allen Um— 
ftänden dieſe Forderung ſtellen. Meine Herren, ich habe 
in den 8 Monaten, während deren ich das Minifterium 
jegt habe, aus meinen Erfahrungen die Empfindung ge- 
wonnen, dat das, was mein Herr Amtsvorgänger mir 
elagt hat, voll zutrifft. Die Belaftung des Minifters 
iR fo groß, daß eine Entlaftung durchaus notwendig ift. 
Die Zahl der Geſchäfte ift auch ſehr verfchiedenartig; 
id) habe das ganze Eiſenbahnweſen, das Sleinbahnweien, 
ben Waflerbau, den Hochbau, die Wahrnehmung der Bau- 
polizei, die Feitiegung der Baufluchtlinien und alles, was 
damit zufammenhängt, zu bearbeiten. Bei diefer Sad)- 
lage ift es felbftverftändlich, daß ich für diefe vielfeitigen 
Dienftgeichäfte, die nicht zum Eifenbahnrefjort gehören, 
ebenjo einen Unterftaatsfefretär haben muß wie für das 
Eifenbahnmwejen jelbft. Es ift dies allerdings der einzige 
Fall, daß ſich 2 Unterftaatsfekretäre in einem Minifterium 
befinden würden, wenn ber Titel bewilligt werden follte. 
Aber Sie ſehen doch auch, daß faktiſch hier 2 ganz ver- 
—— Materien zuſammengegliedert find in einem 

inifterium, Wir haben ja auch 2 gefonderte Etats, einen 
Eifenbahnetat und außerdem einen gejfonderten Etat für 
Bauperwaltung (Wafler- und Hochbau). Dadurch ift doch 
au ia daß in meinem Minifterium zwei 
verichiedene Reſſorts beitehen. Daß eine Loslöfung vom 
Wafferbau nicht in irgend einer Form ftattfinden joll, 
fehen Sie daraus, daß dad Miniftergehalt, alten Tradi— 
tionen folgend, hier im Bauetat fteht, trogdem ich in der 
Negel, wenn von mir gejprocden wird, „Eilenbahn- 
minifter” genannt werde. Es bleibt alfo der alte Zu— 
ftand, wie er immer gewejen ift. ch fann aber hinzu— 
fügen, daß die Bedenken, die erhoben worden find, nicht 
beredhtigt find, Es ift feine Neuorganifation beabfichtigt; 
fo lange ich die Ehre habe, Miniiter zu fein, hat man 
ih im Königlihen Staatsminifterium nicht mit irgend 
einer Umorganifation beichäftigt, und ſoweit meine Kennt. 
nis reicht, verbleibt die Wafjer- und Hochbauverwaltung 
auf abjehbare Zeit beim Minifterium der öffentlichen 
Arbeiten. 

Ich habe auch den Eindrud in der Budgettommiffion 
gehabt, daß das Bedürfnis der —— meiner Perſon 
und die geringe Verſtärkung des Perſonals, die gefordert 
wird, von allen Seiten anerkannt wurde; es waren eben 
nur die formellen Bedenken vorhanden, als ob mit dieſer 
* anifation irgend etwas beabſichtigt wäre für die Zu— 

n 


Wenn hier geklagt worden ift, daß die Neubauten 
im Waflerweien nicht jo ausgeführt würden, wie es die 
Interefjenten gewünſcht hätten, fo darf ich doch jagen, daß 
wir in der legten a erhebliche Fortſchritte —— 
haben unter Ihrer Mitwirkung; ein großer Kreis von 
Sachverſtändigen und Intereſſenten hat im Waſſerausſchuß 
10 Jahre hindurch getagt, und es iſt eine ſchöne Ver— 
ftändigung zu ftande gefommen, nach welcher in einzelnen 
Stromgebieten die verichiedenen wafjerbaulichen Intereſſen 
befriedigt werden jollen. Der Waflerausihuß ift vor 
furzem verabichiedet worden, weil er jeine Aufgabe er- 
ledigt hat. Es iſt aber eine Landesanftalt für Wafjer- 
kunde gegründet worden, die dem Minifterium der öffent- 


— 
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lichen Arbeiten und gleichzeitig dem Minifterium für Land- 
wirtfchaft angegliedert iſt. * dieſer Landesanſtalt für 
Waſſerkunde iſt auch das Laienelement vertreten, ſind 
auch Vertreter der Intereſſenten der Landesteile enthalten 
und zwar drei ſtändige; außerdem würden nach Notwendig- 
feit Sadjverftändige berufen werden fönnen. 

Ich glaube, daß das Vertrauen zur Wafjerbaw-Ber- 
waltung durch die Arbeiten des Waflerausihuffes erheb- 
li gewonnen hat, und ich hoffe zuverfichtlih, daß die 
Zufammenarbeit zwiichen dem Minijterium der öffentlichen 
Arbeiten und dem Minifterium der Landiirtjchaft unter 
Mitwirkung der Intereſſenten fich für die Zukunft als 
eine erfreuliche ermweijen wird. Wenn Mängel bei ber 
Bearbeitung der wafjerbautechnifchen Angelegenheiten bier 
jet vorgebradjt worden find, jo kann das doc fein Grund 
fein, mir als neu eintretendem Minifter die Stüße zu 
veriveigern, bie id mir von Ahnen erbitte. 


(Sehr richtig! links.) 


Das fteht doch in feinem Zufammenhang. Aljo ich bitte, 
haben Sie Bertrauen zu mir; ich jage Jhnen, es ift, wie 
die Sache jteht, eine Neuorganifation in feiner Weije be- 
abfichtigt. Ich bitte nur, daß Sie mir die Kräfte bewilligen, 
deren Bedürfnis von allen Seiten anerfannt wird, 


(Bravo! linke.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete dv. Savigny. 


v. Saviguy, Abgeordneter: Meine Herren, nad) 
den ausführlichen zahlenmäßigen Darlegungen des Herrn 
Neferenten, welche der Herr Minifter bier noch weiter 
ergänzt hat, fteht unzweifelhaft feit, daß das Minifterium 
der öffentlichen Arbeiten einſchließlich der Abteilung für 
das Eijenbahnmwejen nicht bloß das umfangreichite aller 
Minijterien ift, ſondern tatjächlich bereits in feiner gegen- 
wärtigen Geftalt ſich eigentlich als ein Doppelminifterium 
darftellt, welches lediglich durch Perjonalunion verbunden 
ift. Dieſes tatfächliche Verhältnis nunmehr gewifler- 
maßen durch Vervollftändigung des Unterbaues der einen 
Hälfte vollftändig jo auszugeftalten, daß es lediglich 
nachher noch an einer Aufhebung der Perfonalunion und 
an der Ernennung eines bejonderen Chefs für die Bau- 
abteilung des Minifteriums gebricht, um 2 Minifterien 
nebeneinander zu ftellen, das ift wenigftens als äußer- 
liches Bild der Zwed oder die Folge des Poftens des 
Unterjtaatsjefretärs, der in den Etat eingejtellt worden 
ift. Das ift auch wohl die Erwägung und, wie eben von 
dem Redner der fonfervativen Partei ausgejprochen ift, 
mit das hauptjächlichite Bedenken gewejen, welche gegen 
diefe Forderung geltend gemacht worden find. 

Nun hat der Herr Minifter gejagt, daß nach biefer 
Richtung eine Abficht während feines minifteriellen Wirkens 
ihm nicht befannt geworben jei, ihm auch nicht bekannt 
fei, daß fie für die nächſte Zeit bevorftehe. Es gibt aber 
Dinge, die durch die Natur und die Macht der Berhält- 
niffe zu einer gewiffen Löſung bindrängen, wenn diejelbe 
fchon durch die Prämiffe vollftändig vorgerichtet und vor— 

ebaut worben ift, und wenn bie zweite Abteilung bes 

inifteriums jo ausgeftaltet wird, wie der Etat es vor» 
et fo liegt, wie ich ſchon eben dargelegt habe, nichts 
näher, ald die weitere Slonfequenz zu ziehen und dem 
jelbftändigen Bautenminifterium, welches fchon en 
ift, auch den Minifter als feinen eigentlichen Chef zu 
geben. Was der Herr Minifter dann heute weiter aus» 
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aatsfefretärpoften im Gegenjag zu dem Antrag der 

ubgettommilfion zu bewilligen, das fpricht eigentlich, 
wenn man es auf wenigere Worte reduziert, genau in 
dem Sinne, wie ih Ahnen eben barlegte. Das legt dar, 
daß das minifterielle Gebiet, welches dem Herrn Minifter 
der öffentlichen Arbeiten zur Des anvertraut und über- 
geben iſt, ein viel zu ——— es iſt, um eigentlich von 
einer Perſönlichkeit vollſtändig überſehen und auf bie 
Dauer bewältigt werden zu können. 

Der Herr Minifter ift ja weder gewillt noch in der 
Lage, im Augenblid die Konfequenz daraus zu ziehen, 
daß ihm ein Teil der übertragenen Wrbeit ganz ab» 
genommen werden möge; er wünſcht lediglich, entlaftet 
zu werben dadurch, daß ihm ein weiterer Hülfsarbeiter 
og werbe, der aber ein vollftändiger Vertreter ift. 

m dürfte doch auch nach einer anderen Richtung noch 
ein bejonderer Grund entgegengehalten werden können: 
ein neuer Unterjtaatsjefretär, der den Minifter auf 
diefem Gebiet wirklich entlaftet, würde doch einen großen 
Teil der Entjcheibungen, die in diefer Abteilung bes 
Minifteriums zu ** ſind, ihm abzunehmen — ich 
will nicht ſagen vorwegzunehmen — haben. Jedenfalls 
liegt für uns, weil die ai welche in diefem Gebiete 


Ik hat, um uns dadurch zu beftimmen, den Uinter- 
t 


ur Verhandlung und Entideidung gelangen — und ber 
rr Vorredner, Herr v. Wangenheim, bat das ja bier 
eingehend dargelegt —, nicht bloß das Gebiet der öffent 
lihen Arbeiten, jondern auch die Landeskulturinterefjen 
aufs tieffte berühren, da liegt für uns, fage ich, doch das 
nterefje vor, daß diefe wichtigen und eingreifenden Ente 
heidungen möglichft von dem verantwortliden Herrn 
Minifter felbft getroffen werden, und daß bie Lage ber 
Arbeitsverhältniffe in einem gewifjen Sinne ihn nötigt, 
jegt zu u feiner Wirkfamkeit ſich in eingehender, 
Intenfiver eife mit diefem wichtigen Gebiete zu befallen. 
Es iſt auch erflärlih, daß das unfer Wunfd fein muß; 
denn meine politiichen Freunde hegen gerade zu dem 
neuen Herrn Minifter das fefte Vertrauen, daß er nad 
vielen Richtungen, vielleicht fjogar in einem gewiſſen 
Gegenfag zu der bisherigen Berwaltung, die te 
der Landwirtfchaft auf dem Gebiete, welches durch die 
dem Bautenminifterium überwiejene Intereſſenſphäre be- 
jonders berührt wird, im ganz hervorragender Weile 
berüdfichtigen wird. Wir hoffen daher, daß ber Herr 
Minijter nad) diefer Richtung eine befonders eingehende 
erjönliche Tätigkeit entwideln wird, und es dürfte zu 
—* fein, daß, wenn der Unterſtaatsſekretär als der 
vollftändige Vertreter für dieſe Abteilung an feine Stelle 
tritt, wir diefen Wunſch nicht in vollem Umfange erfüllt 
fehen würden. 
Der Herr Minifter hat alfo eigentlich bafür plädiert 
— jo muß id refümieren das, was er gelagt hat —, 
daß das Minifterium der öffentlichen Arbeiten mit feiner 
Eifenbahnabteilung und feiner Bautenabteilung auf die 
Dauer jo, wie es jetzt ift, nicht beftehen bleiben kann, 
weil es viel zu umfaſſend geworden ift. Wenn dies als 
Prämiſſe zuzugeben ift, jo ift daraus zu folgern, daß 
alle Schritte dahin überlegt und getan werben müſſen, 
um die Entlaftung durch Teilung herbeizuführen, und da 
geht auch der Wunfch meiner politischen Freunde, ebenjo 
wie derjenige der Herren von der konſervativen Partei, 
der hier foeben zum Ausdrud gelangt ift, ebenfalls dahin, 
das Wafferbaumwefen aus den angeführten Gründen — 
ih will das, was Herr v. Wangenheim bier angeführt 
hatı ig einmal wiederholen — dem landwirtjchaft- 
ichen inifterium anzugliedern. Ob dabei geile 
Nuancierungen möglich find, ob dabei eine gewiſſe 
Teilung biefes Gebietes möglich ift, das muß bei Prüfung 
der Organifationsfrage, wenn fie einmal praftiih an uns 
gelangt, erledigt werden. 
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[v. Saviguy, Abgeordneter] 
In allgemeinen geht aber unfer Wunfch dahin, und 
darum wünfesen meine politiichen Freunde, jet, wo diefe 
Frage noch nicht fpruchreif ift, nichts zu tun, was ihrer 
endgültigen Entſcheiduug vorgreifen könnte. Wir be 
grüßen daher den Beichluß der Budgetkommiſſion, wie er 
jeht vorliegt, fchon infofern ſympathiſch, weil er dieſer 
ukünftigen Organifation infoweit vorarbeitet, als er zwei 
fondere Abteilungen im Minifterium der öffentlichen 
Arbeiten für die Bauſachen zu bilden gejtattet, an die 
Spite der einen Abteilung einen bejonderen Minifterials 
direftor für das Wafferbaumejen jegt und es jomit er- 
möglicht, dieſe Abteilung ohne weitere Umftände und 
Schwierigkeiten mit ihrem ganzen Perfonal demnächſt dem 
landwirtichaftlichen Minifterium zuzuführen. Wir glauben 
deshalb, daß die Löjung, wie wir fie dem Herrn Minifter 
in ber form bes Berchluffes der Budgetkommiſſion ans 
geboten haben, auch den Wünfchen, die er jelbft hegt, 
nah Entlaftung des Minifteriums in weitem Make ent» 
ipricht; denn ein großer Zeil der tatjächlichen Arbeit, 
welche der geforderte Unterſtaatsſekretär übernehmen 
follte, welcher ja neben diefem Titel faktifcher Minifterials 
direftor der bejonderen Abteilung — ich weiß nicht: war 
es die Hochbauabteilung, oder war es die Waſſerbau— 
abteilung? — werden jollte, wird ja auch von dem 
Miniftertaldirektor, den wir nad dem Beichluffe der 
Budgetfommiffion zu bewilligen geneigt find, geleijtet 
werden fünnen, ſodaß in wejentlihem Maße die Ent» 
laftung dem Herrn Minifter, die er wünicht und die er 
bier A nochmals ausdrüdlich ala neu in fein Amt 
eingetretener Minifter erbeten hat, gewährt wird. 

Ich möchte noch darauf hinweiſen, daß die Gründe, 
die meine politischen Freunde beftimmen, auch zum Zeil 
aus Erfahrungen berrühren, die bei uns in den Gegenden, 
die wir hauprä lich zu vertreten die Ehre haben, gemacht 
worden find. Im Weiten find Frlußregulierungen mit 
recht üblen Folgen für die Landwirtichaft verbunden 
geweſen und in feiner Weije fo vollftändig glüdlich aus» 
geführt, daß man nicht erwägen müßte, ob es nicht 
—— ſei, die landwirtſchaftlichen Intereſſen mehr in 

n Vordergrund zu ſchieben. Das Gleiche gilt für 
Schleſien. Ich will mich nicht in einzelne Beiſpiele ver- 
lieren; dadurch würde vielleicht eine Kritik hervorgerufen, 
Rs En nicht in diefer detaillierten Form hier Ei a 
möchte, 

Ich möchte aber darauf hinweiſen, wenn dieſe 
Erfahrungen uns nach diefer Richtung hin beeinfluffen, 
daß fie doch auch zugleich die Grundlage dafür abgeben 
müffen, zu wünichen, baß die Führung auf dem Gebiete 
des Waſſerbauweſens in Zukunft eben in eine Hand 

elegt wird, die gleich von vornherein die von uns in 
jenen aße dabei als berüdjichtigenswert 
bezeichneten Intereſſen ins Auge faßt. Es ift ungmeifel- 
haft, daß jett ja auch das landwirtichaftliche Miniſterium 
mitwirkt. Allein ein großer Unterſchied befteht doch darin, 
ob die führende Hand das eine ober das andere der 
Minifterien ift, ob die Projekte von vornherein in dem 
einen oder dem anderen Minifterium aufgeftellt und aus» 
gearbeitet und lediglidy in dem anderen begutachtet oder 
im Stodezernate gewifjermaken erledigt werden. Es ift 
daher entichieden von Vorteil für die Randwirtichaft, für 
die landwirtichaftlichen SKulturintereffen, wenn bei den 
Wafferbauintereffen die führende Hand gleich von vorn- 
herein auf jener Seite, auf der landwirticyaftlichen, liegt. 

Das ift der Grund, weshalb wir wünjchen, daß in 
Zukunft bei der — zu welcher die Macht 
der Verhältniſſe, das Anſchwellen des Miniſteriums der 
öffentlichen Arbeiten ganz unzweifelhaft führen wird und 
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drängt, bie Löfung in der Richtung erfolgt, die wir Hier 
angedeutet haben. 
ch möchte dann noch hinzufügen, daß es — ich habe 
nicht gehört, ob der Referent das jchon — hat — 
von dem Herrn Minifter in der Büdgetkommiſſion aus- 
geiprochen ift, er betrachte die Bewilligung zweier Mi» 
nifterialdireftoren als eine Maßregel, — das Gegen⸗ 
teil von dem bewirke, was er ir ale aljo feine Ent- 
laftung, fondern eine Belaftung. Es fei die Mufgabe 
des Unterſtaatsſekretärs, den er fordert, die beiden Ab» 
teilungen, Wafjerbauabteilung und Hocdbauabteilung, mit: 
einander in Berbindung zu jegen mit feiner Perjon, fie fich 
über die Angelegenheiten, bei denen fie zufammen arbeiten, 
zufammen wirken müfjen — und es greift ja vieles davon 
ineinander über, das ift unzweifelhaft —, ausfprechen zu 
laffen und dem Herrn Minifter ein fertiges Programm, 
aljo einen Ausgleich zwifchen den verſchiedenen Anfichten, 
borzutragen. Dadurch werde der Herr Minifter ent: 
laftet, während er jeßt genötigt wäre, die Rolle des Unter— 
ſtaatsſekretärs felbft zu übernehmen, d. 5. es würden 
die Differenzen der Auffaffung, welche zwiichen den beiden 
Abteilungen, der Wafjerbau- und der Hochbauabteilung, 
entitänden, direft an ihn gelangen, und er werde ge— 
zwungen jein, dielelben berfänlie —— und aus⸗ 
ugleichen. Das ſei eine gewiſſe Arbeitsvermehrung. 
un jetzt ſtehe ein Miniſterialdirektor an der Spitze der 
ganzen Bauabteilung des Bautenminifteriums, wenn ic 
es nennen darf, und es werde durch den Antrag der 
—— — ein Dualismus geſchaffen, während bis 
jegt Alleinherrichaft gemwifjermaßen vorhanden gewejen jei. 
Wenn diefer Grund, der ja vielleicht mehr auf dem tech 
nifchen Gebiete der Arbeitseinteilung im Minifterium liegt, 
—“ ſo ſchwerwiegend iſt, daß der Herr Miniſter die 
zwei Minifterialdireftoren nicht wünſcht, jo —— ich, 
daß meine politiichen Freunde auch ebenjo bereit jein 
würden, dann für diejes Jahr die ganze Negelung der 
Frage noch zu vertagen, den Unterftaatsiekretär aus den 
angeführten prinzipiellen Gründen abzulehnen und lediglich 
den dann noch ftehen bleibenden Poften für den Minifterial- 
direftor zu bewilligen und abzuwarten, ob der Herr Wi- 
nifter vielleicht in der Lage ift, für das nächſte Jahr uns 
einen anderen Vorſchlag in diefer Richtung zu machen. 
Borläufig jedoch geht unjere Anficht — wenn uns 
die Diskuſſion nicht noch ein anderes Bild ſchafft, das 
wir jegt noch nicht vorausjehen fünnen, uns auf den 
Boden des Befchluffes der Budgetfommilfion zu ftellen 
und die beiden Minifterialdireftoren zu bewilligen. Es 
ift dann eigentlich die —— der Staatsregierung in 
ſehr weitgehendem Umfange berückſichtigt und bleibt 
ſchließlich an Differenz nur beſtehen ein Mehrbetrag an 
Gehalt von 3000 A, welches der Unterſtaatsſekretär 
gegenüber dem Minifterialdirektor beziehen würde, und 
der Titel des Unterftaatsjefretärd, In der Sade jelbit, 
glaube ich, ift durch den Beſchluß der Budgetkommiſſion 
dem Wunjche der Staatsregierung in weitem Mahe ent- 
gegengefommen. 


fident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Kommiſſar des Finanzminifteriums, 


Belian, Geh. Oberfinanzrat, Negierungstommiffar: 
Meine Herren, im Namen des Herrn Finanzminifters 
bitte ih Sie, dem Antrag der Budgetkommiſſion nicht 
ftattzugeben und die von der Stantöregierung erbetene 
und in den Etat eingelegte Stelle eines Unter- 
ſtaatsſekretärs zu bemilligen. 

Daß der Umfang der Gejchäfte bei der Bauabteilung 
des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten weit über den 
NRahınen einer Minifterialabteilung hinausgeht, ift un- 
zweifelhaft und bedarf feiner näheren Erörterung. Die 


an 


[Stat ber Bauverwaltung] 


[Belian, Geh. Oberfinangzrat] 

ablen, welche bei den einzelnen Minifterien bier mit- 
prechen, find ſchon von dem Herrn Referenten, auch vom 
Herrn Minifter angegeben. Ich glaube aber doch, daß 
e3 fich empfiehlt, bielelben, um fie recht gegenüberzuitellen, 
noch einmal hervorzuheben. 

Das Tinanzminifterium hat bei 37 höheren Beamten 
drei Abteilungen, das Minifterium für —— und Ge⸗ 
werbe bei 35 höheren Beamten drei Abteilungen, das 
Miniſterium für Landwirtſchaft bei 36 höheren Beamten 
drei Abteilungen, das Miniſterium für geiſtliche, Unter 
richts- und Fe ae —— ei 52 höheren 
Beamten fünf Mbteilungen, während bei der Bau- 
abteilung des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten allein 
75 höhere Beamte bejchäftigt find. Um unter Dielen 
Unftänden einen geordneten und jchleunigen Geichäfts- 
gang herbeizuführen, ift die Teilung dieſer Abteilung 
dringend nötig. Es find ja auch gegen diefe Teilung im 
wejentlichen Bedenken hier nicht erhoben. Man hat ſich 
mit dem von ber —— gemachten Vorſchlage 
im allgemeinen einverſtanden erklärt, die Bauabteilung 
zu teilen in eine Abteilung für Waſſerbau und eine Ab— 
teilung für Hochbau. Beanftandet ift nur die geforderte 
Stelle des Unterftaatsfefretärd, und zwar in der Be 
forgnis, daß bereinft, wenn es einmal dazu kommen 
follte, die Überführung der Wafjerbaugefchäfte auf das 
landivirtichaftlihe Minifterium erjchwert werben würde. 

Meine Herren, diefe Bejorgnis ift eine unbegründete 
und nicht geredhtfertigte. Denn gerade dadurch, daß jetzt 
das Minifterium in zwei Abteilungen geteilt wird, für 
Wafferbau und für Hochbau, ift es, wenn es einmal zu 
einer ſolchen Abtrennung kommen follte, leicht angängig, 
den Waſſerbau einfah von dem Minifterium der öffent- 
lihen Arbeiten loszulöfen und dem Minifterium der 
Landwirtichaft zuzuführen. Der Unterftaatsjetretär ift 
meines Erachtens dabei fein Hindernis; denn entweder 
wird er nah dem Minifterium der Landwirtichaft mit 
übernommen, ober, wenn das nicht beliebt wird, wird 
jeine Stelle einfach wieder eingezogen. Aber ein Hindernis 
ift er nicht. Jedenfalls kann ich erklären, daß nad der 
Auffaffung der Staatsregierung in keiner Weile durch die 
Schaffung der Unterftaatsjefretärftelle ein Bräjudiz in der 
gedachten Richtung hat geichaffen werden jollen. 

Nun find es ja bejondere Rüdjichten, die auch bier 
ihon angeführt find, die es dringend notwendig machen, 
daß eine Unterftaatsjefretärftelle eingerichtet wird. Meine 
Herren, es ift bereits hervorgehoben, es handelt ſich in 
der Bauabteilung des Minifteriums der al she nd 
um verjciedene Gejchäfte, die in beiden Mbteilungen 
bearbeitet werden müffen, und da bedarf es eines Beamten, 
der diejen —— herbeiführt und dafür ſorgt, 
daß die ſchwierigeren Sachen, welche in beiden Abteilungen 
zu bearbeiten find, nicht verſchleppt, daß ſie ſchleunig und 
ordnungsmäßig erledigt werden. Und diefer Beamte, 
deſſen ufgebe es ift, nach diefer Richtung hin zu wirken, 
muß ein Beamter fein, der über den beiden anderen 
Beamten, über den Minifterialdirektoren ſteht. Wie foll 
er jonft den nd berftellen und den Einfluß 
ausüben, ber hierbei nötig it? _ 

Dann aber ift der Unterſtaatsſekretär auch, wie der Herr 
Minifter bereits eingehend ausgeführt hat, zu feiner Ent- 
laftung dringend nötig, und da möchte ich jagen, meine 
Herren: wenn ein Minifter bier vor Sie getreten ift 
und jie gebeten hat, ihm Hülfe zu geben in feinen 
umfangreichen und umfafjenden Geſchaͤften, wenn er 
Ahnen gejagt hat: ich bin nicht im ftande, ich kann dieſe 
Gejchäfte nicht mehr allein machen, ich muß einen Ber- 
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treter haben, da hat das Mbgeorbnetenhaus noch niemals 
einem inifter feine Beihülfe verfagt. 


(Sehr richtig! links und bei den Freilonfervativen.) 


Es ift ganz richtig, daß, wenn jet eine zweite Unter— 
er bereuen e Bier geichaffen werden follte, bei einem 

nifterium zwei Unterftaatsfefretäre vorhanden fein 
würden, was bei feinem anderen Minifterium der Fall ift. 
Da weije ich aber auch darauf hin, daß die Wirkſamkeit 
des fchon jet vorhandenen Unterſtaatsſekretärs mit Zu- 
ftimmung des Abgeordnetenhaufes lediglich auf die Eifen- 
bahnangelegenheiten beſchränkt 


(ehr richtig! bei den Freifonfervativen) 


und nicht auf das ganze Minijterium ausgedehnt ift, 
Dies ift auch eine Einrichtung, wie fie ohne Vorgang 
dafteht; bei der Bauabteilung hat jchon der bisherige 
Minijterialdireftor im wefentliden die Geſchäfte eines 
Unterftaatsjefretärs für die Bauabteilung verjehen. 

Aus allen diefen Gründen möchte ich im Auftrage 
und namens des Herrn Finanzminiſters bitten, die 
orderung, wie fie im Etat eingejtellt ift, nicht zu ver 
agen. 

(Bravo! links und bei den Freitonfervativen.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Frhr v. Zeblig. 


br v. Zeblig und N ‚, Abgeordneter: Wenn 
ih Sie bitte, den Antrag Im —— abzu⸗ 
lehnen und die geforderte Stelle des Unterſtaatsſekretärs 
anzunehmen, 
(Bravo! links) 


jo leite ich die Legitimation zur Kritik des Vorſchlags 
ge Budgetfommiffion einmal aus meiner langjährigen 

fahrung als Abgeordneter und zweitens aus der lang» 
jährigen Erfahrung im Minifterialdienfte, insbejondere 
auch im Dienfte der Bauabteilung des Minifteriums ber 
öffentlihen Arbeiten ab, Ich bin 25 Hahre im 
Deinifterialdienfte tätig gewejen, über 20 Jahre in der 
Bauabteilung des Minijteriums der öffentlichen Arbeiten, 
und kann daher, ohne unbejcheiden zu fein, ein gewiſſes 
Maß von Sachkunde in bezug auf die Bedürfnijje des 
Minifterialdienites im allgemeinen und in bezug auf die 
BVerhältniffe des Minifteriums der öffentlihen Arbeiten 
= der Bauabteilung insbefondere für mid in Anspruch 
nehmen. 

Aus meiner Praris als Parlamentarier hier und im 
Reichstage kann ic) mich auch nicht eines einzigen Falles 
erinnern, in dem einem Minifter eine Arbeitskraft, die er 
zur Führung feiner Geſchäfte für notwendig erachtet hat, 
verweigert worden wäre, 


(Sehr richtig! links und bei den Freikonſervativen.) 


Im Reichstag ift bekanntlich mal der Verſuch unter 
nommen worden, dem Fürſten Bismard die geforderte 
dritte Direktorftelle im Auswärtigen Amt zu verjagen. 
Das hat Fürft Bismard mit Recht als direktes 
Mißtrauensvotum angejehen, und der Reichstag jelbit 
hat fich demnächſt vektifiziert. Ich ſage das bejonders 
mit Nüdficht auf die Erklärung des ht v. Savigny, 
daß das Zentrum dem Minifter der öffentlichen Arbeiten 
volles Vertrauen entgegentrage und die Hoffnung und 
bie Erwartung hege, daß er auch in bezug auf die kr 
wirtichaftlihen Verhältnifje den Wünſchen und der Auf- 
faflung des Zentrums arg werde. Nun, meine 
—— mit Ihren Worten ſteht die Ablehnung des 
Ünterſtaatsſekretaͤrs in einem nicht zu überbrüdenden 
Gegenſatz. 
(Widerſpruch im Zentrum.) 
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[@tat der Bauvermliung] 


IFrhr v. Zeblig und Neukirch, Abgeordneter] 
Die Ablehnung des Unterftaatsjefretärd ift jogar ein 
Mißtrauensvotum gegen den Minifter, 


(Widerfprud im Zentrum) 


der dieſe Stelle nad) feiner Erfahrung für notwendig er- 
achtet hat, um feine Geichäfte voll und ganz wahrnehmen 
zu können. 


(Sehr richtig! bei den Freikonſervativen.) 


Meine Herren, ich komme nun zu der Frage jelbft. 
Da jcheint mir, daß völlig ungerechtfertigterweije als 
entjcheidendes Moment für die Beurteilung der Angelegen- 
beit eine m. fünftige Nefjortveränderung heran— 

ezogen wird. Es ift ja feit lange befannt, daß in vielen 
Kelten auch landwirtichaftlichen Streifen, der etwas uns 
klare Wunid ehegt wird, die Waflerbauverwaltung auf 
das landwirtſchaftliche Minifterium zu übertragen. Der 
Herr Abgeordnete v. Wangenheim hat diefen Wunſch be 
ründet mit einer Reihe von Beſchwerden, welche in der 
etzten * gegen die Tätigkeit in bezug auf Wafler- 
ne egenheiten hervorgetreten find. 
ber, meine Herren, jehr harakteriftiicher Weiſe ift 
der Punkt, bei dem er fich am längften aufgehalten hat, 
die Melioration, die Entwäflerung des Moores in Hinter- 
pommern, feine Angelegenheit, die die Wafjerbauverwal- 
tung des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten, fondern 
eine Angelegenheit, die die Wafferbauverwaltung des Mi- 
nifteriums für Landwirtichaft angeht. 
(Hört, hört!) 

Aljo, meine Herren, auch nad diefer Richtun 
bejtehen ficher, und zwar mit Recht, eine ganze I 
von Beſchwerden. 

Nun ift es ſehr leicht gejagt: Übertragung der 
WafjerbauverwaltungandaslandwirtichaftlicheMinifterium. 
Aber, meine Herren, wenn man den Dingen näher auf 
den Leib geht, wenn man ft, was dabei heraustommt, 
jo gelangt man zu dem Schluffe, daß das eine organi- 
ſatoriſche Mißgeſtalt ſchlimmſter Art fein würde, 


(Sehr richtig!) 


Ich — mir erlaubt, vor einigen Jahren das hier bei 
dem Etat der Bauverwaltung ausführlich und eingehend 
a. gear Ich wünſche, um Wiederholungen zu ver 
meiden, nicht auf Einzelheiten einzugehen, und verweije 
die Herren, die ſich dafür —8 
maligen Ausführungen. 

eine Herren, das iſt auch offenbar der Grund 
weshalb die von dem Staatsminifterium einmal — i 
glaube in einer unbewachten Stunde — in Ausficht ge 
nommene Übertragung der Wajjerbauverwaltun nk das 
Minifterium für Landwirtihaft nicht zum Beſchluß er- 
hoben worden ift. Man hat fich überzeugt, da das, was 
dabei herauskommt, in der Tat organifatorifch unhaltbar 
ift, daß man damit nicht zum Biele fommt, 


(Buftimmung bei den frreifonfervativen.) 


Meine Herren, aber aud alle die übrigen Vorſchläge, 
welche in —* auf die Entlaſtung des Miniſteriums der 
öffentlichen Arbeiten von der ganzen Bauverwaltung oder 
von Teilen ber Bauverwaltung gemacht worden find, 
haben zu keinem wirklich einwandfreien Ergebnis geführt. 
Weder die Errichtung eines eigenen Bautenminijteriums 
noch die Errichtung eines eigenen waflerwirtichaftliden 
Minifteriums noch wie alle die Vorſchläge gelautet 
haben — Dismembration der ganzen Bauabteilung von 
drei oder vier Minifterien — haben zu einem wirklich 
brauchbaren Ergebnis geführt. Aljo, meine Herren, zur 


bin 


eihe 


jieren, auf meine ba» 
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eit und, ich glaube, auf abiehbare Zeit hinaus ift die 
rage einer Meffortveränderung in bezug auf die Bau- 
verwaltung nicht von aktueller Debeutung. 

Und, meine Herren, es jpredyen doch ve. ganz 
außerordentlich wichtige Gründe Kr die Aufrechterhaltun 
des gegenwärtigen Zuftandes. Meine Herren, an ſich i 
es in einer Zeit, in welcher die Technik eine jolche Rolle 
jpielt wie heute, ficher nicht ganz ohne Bedeutung, daß 
ein Minifterium befteht, in welchem die Technik einen 
Konzentrationspuntt, einen Sammelpunkt findet; aber, 
meine Herren, noch entjcheidender, noch gewichtiger ift 
nad meiner Meinung der andere Gefictspuntt, 
daß in feiner jegigen Gejtaltung das Miniite- 
rium der öffentliden Arbeiten ein Berfehrs- 
minifterium, das Berfehrsminifterium ift. Meine 
Herren, der Minifter der öffentlichen Arbeiten verwaltet 
heute mit ganz geringen Ausnahmen, welche die Regel 
lediglich beitätigen, alle Verkehrseinrihtungen, alle Bew 
— es Staates und er beaufſichtigt alle Ver— 
kehrseinrichtungen, welche von Kommunen, Privaten und 
anderen unterhalten und eingerichtet werden. Dad 
Minifterium der öffentlichen Arbeiten ift heute ein ein- 
heitliches Berkehrsminifterium, und das ift ja in einer 

eit, in der wir ja auch unter der Herrichaft des Ber 
ehrs leben, ficher nicht ganz ohne Bedeutung. 

Alfo, meine Herren, id refümiere mich dahin: eine 
Neffortveränderung in bezug auf das Minifterium der 
öffentlichen Arbeiten fteht, wie der Herr Minifter aus: 
drüdlich hervorgehoben hat, zur Zeit nicht in unmittel- 
barer Ausficht; aber angefichts der großen Schwierigkeit 
einer ſolchen Neffortveränderung, einer jachgemäßen Ge 
ftaltung der Organifationen, welche daraus entftehen 
müßten, iſt auch für abjehbare Zeit gar nicht daran zu 
denfen, daß eine Anderung —— wird. 

Alfo, meine — dieſe Frage muß für jeden, der 
objektiv und ſachlich urteilen will, bei der Beurteilung 
eng des Unterjtaatsfetretärs volllommen aus- 

eiden. 

Nun find bei der Frage der Leitung der Bau— 
abteilung des Minifteriums der öffentlihen Wrbeiten 
wei Gehchtöpuntte zu unterfcheiden, die verfolgt werben. 

inmal gilt es, der Überlaftung des jetigen Direktors 
durch die Fülle der Direktionsgefchäfte ein Ende zu 
machen. 8 geisieht durch die Einrichtung zweier 
Abteilungen. Aber das it, wie der Herr Miniiter zu- 
treffend hervorgehoben und wie der Herr Kommiſſar des 
—— beſtätigt hat, doch nur eine Seite der 

ache, und vielleicht nicht einmal die wichtigfte. Die 
wichtigfte Aufgabe, die auf diejem Gebiete er- 
reiht werden muß, ift die, dem Minifter ber 
öffentlihen Arbeiten möglih zu maden, das 
Refjort der Bauvermwaltung jahgemäß, ſoweit 
es die Kräfte einer Perſon vermögen, zu leiten 
und zu bdirigieren. Dazu bedarf er ver 
eines Unterjtaatsjefretärs, und die Erridtung 
einer zweiten Direktorftelle ohne gleichzeitige 
Erridtung ber Stelle eines Unterftaatsjefretärs 
würde feine Belaftung nit vermindern, ſondern 
nur erheblich vermehren. 


(Sehr richtig!) 


Es würden alle die Schwierigkeiten, welche jett jchon 
beitehen, ein fo großes Neffort, wie das der Eilenbahn- 
a und der eignen, ift, zu bewältigen, 
durch die bloße Errichtung zweier Direftorenftellen noch 
beträchtlich vermehrt werden. 

Ganz mit Recht ift bereitS hervorgehoben worden, 
daß die Aufgabe des Unterftaatsfefretärs zunächſt die jein 
wird, den Zuſammenhang zwifchen den beiden getrennten 
Abteilungen aufrecht zu eher, Das ift eine ſchwierige 
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und umfangreiche Aufgabe, namentlich wenn, wie es ja 
den Anfchein hat, die eine Direftorftelle wenigſtens zeit 
weilig mit einem Techniker befegt werden foll. Ich möchte 
bei diejer Gelegenheit eine Keine Bemerkung über bie 
Beſetzung von Direktorftellen im Minifterium der öffent 
lichen Arbeiten mit Technifern machen. Sch habe in meiner 
langen Erfahrung auch diefes Experiment in zweifacher 
Sertalt über mich ergehen lafjen müfjen. Einmal gelan 
die Sache jehr gut, das andere Mal mißlang fie aünzlich 
und doch waren beide Techniker, die mit der Leitung der 
Bauabteilung betraut waren, Technifer erften Ranges. 
Das rührt davon her, daf diejenigen Eigenfchaften, welche 
jemanden zu einer Leuchte unter den Technitern machen, 
keineswegs ſich deden mit den Eigenfchaften, die not» 
wendig And, um mit Erfolg eine Minifterialabteilung zu 
leiten. Dazu gehören befondere Eigenjchaften, die ein 
guter VBermwaltungsbeamter in der Negel befigt, die aber 
ein guter Techniker nicht immer haben wird. Die Öroge 
ob ein Mn Erperiment gelingen wird, ift ledigli 
eine Perjonenfrage und hängt davon ab, ob der Techniker 
nit bloß ein guter Techniker ift, jondern auch die 
Qualifitation beiigt, um die Minifterialabteilung mit 
Erfolg zu leiten. Darüber kann kein Zweifel jein, 
wenn Technifer an die Spike der mannigfachen Ge» 
ichäfte gejtellt werden, welde abgejehen von ber 
Waſſerbauverwaltung bier bh wahrzunehmen find 
— es find nicht entfernt blo —— ein 
großer Teil der Ingenieurarbeiten des Kleinbahnweſens, 
die ſämtlichen Angelegenheiten der Feſtſtellung der Bau— 
läne der Städte und andere Sachen ſind ja reine 
ngenieurſachen, die dort verwaltet werden —, dann wird 
die Aufgabe, die beiden Abteilungen in engem Zufammen» 
bang zu halten, dafür zu forgen, daß die Verwaltungss 
grundfäße in beiden einheitlih wahrgenommen werden, 
eine um fo jchwierigere und umfafjendere. Meine Herren, 
wenn Sie den Minifter durch Verweigerung des Unter: 
ftaatsfefretärs zwingen, dieſe Geſchäfte jelbft wahrzunehmen, 
jo zwingen Sie ihn, einen großen Teil feiner Eoftbaren 
Kraft auf Geſchäfte zu —— die ein anderer 
ebenſogut wie er wahrnehmen kann, und entziehen ſeine 
Kraft den wichtigen und großen Aufgaben, die er auf 
anderen Gebieten zu löjen hat. 

Meine —— nicht anders ſteht es mit der zweiten 
dringlichen Aufgabe, die der Unterſtaatsſekretär zu löſen 
bat. Der Unterſtaatsſekretär hat überall in den großen, 
ſtark belafteten Minifterien die wefentliche Aufgabe, dafür 
zu forgen, daß zwar der Minifter alles zu jeben, alles 
zu ———— bekommt, was er notwendig der Wichtigkeit 
wegen ſelbſt ſehen und ſelbſt entſcheiden muß, daß aber 
der ganze Ballaſt der eng = are nicht an 
ihn Berangeführt wird, daß feine Kraft nicht zeriplittert 
wird mit — welche ebenſogut ohne ſeine 
Entſcheidung erledigt werden können. 

Nun hat der Herr Abgeordnete v. Savigny gemeint, 

die —— des Unterſtaatsſekretärs würde den Miniſter 
davon abhalten, ſich genau mit den Geſchäften der Bau— 
verwaltung, namentlich der Waſſerbauverwaltung, zu 
—3 en, würde ihn fozufagen außerhalb des Geſchäfts— 
kreiſes jtellen. Nein, meine Herren, gerade umgekehrt 
ift die Sade. Wenn der Minifter mit Bureaugefchäften, 
mit Lappalien, wie fie die Mehrzahl der Minifterial- 
eichäfte ausmachen — das kenne ich aus eigener Er- 
une — ſich jelber perfönlich beichäftigen muß, jo hat 
er weder die Seit noch die Sraft, fich eingehend mit den 
großen Aufgaben feines Nefforts zu Reg 


(Sehr richtig! bei den Freikonſervativen.) 
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Gerade um ihm die Möglichkeit zu geben, fich ein- 
ge mit diefen Aufgaben zu befaffen, iſt es notwendig, 
aß er durch Beftellung eines Unteritaatsfetretärd genau 
jo, wie es bei der Eilenbahnverwaltung der Fall ift, in 
bezug auf die Bauabteilung von der ganzen Maſſe 
minderwertiger Gejchäfte entlaftet wird, Meine lang- 
jährigen praftifchen Erfahrungen im Minifterialdienft 
gehen dahin, daß, wenn der Minifter der öffent- 
lihen Arbeiten in der Tat die notwendige Ent- 
laftung erfahren foll, dann die Stelle des 
Unterkantälefretärs bewilligt werden muß, 
daß die Errihtung zweier Minifterialdireftoren 
zwar eine ermänläte Erleichterung bes jegigen 
einen Direktors in den Geihäften enthält, daß 
fie aber den Minifter nicht entlajtet, fondern in 
einer für die Leitung der Gejchäfte ganz be- 
denklihen Weile belajtet. Deshalb bitte id: 
lehnen Sie den Borjdlag hrer Budget» 
tommijfion ab und bewilligen Sie die Gtelle 
des Unterftaatsjefretärs. 


(Bravo! bei den FFreifonfervativen.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete v. Arnim. 


v. Arnim, Abgeordneter: Meine Herren, wenn ich 
Sie bitte, dem Vorichlage der Budgetfommiffion beizu« 
treten und den Unteritaatsjefretär für die Bauabteilung 


— Hodbau und Wafjerbau zufammen — abzulehnen, jo 


babe ich namens meiner politijchen Freunde ausdrüdlich 
an erklären, daß hierin auch nicht der Schimmer eines 
ißtrauens für den Herrn Minifter der Enge 
Arbeiten liegen fol. Wir wollen aber bei diejer Ge— 
legenheit zwei Wünfche, die wir haben, durchbringen. 
Der erſte Wunſch ift der — derſelbe ift bisher ver- 
—— wenig von den en Vorrednern zum 
Ausdrud gebracht worden —, daß wir nicht wünſchen, daß 
jemals ein rein technifches Minifterium wird, daß ſich etwa 
ausbaut ein Miniiter für vl ser ae ch und 
ein Minifter für Bauangelegenheiten, und daß ein rein 
technifches Minifterium wird, deffen Chef Mitglied des 
Staatsminifteriums wird. Das halten wirnicht für erwünscht. 
Wir fürchten aber, daß, wenn die von der Regierung vor- 
geichlagene Einrichtun einmal zu ftande kommt, wir |päter 
einmal dahin fommen könnten. Dem wollen wir vorbeugen. 
Zweitens wollen wir auf diefem Wege erreichen, daß 
ein langjähriger Wunfch, den wir fonft vielleicht gar nicht 
oder doch in fr jpäter Zeit erreichen würden, früher 
erreicht wird, der nämlich, daß die gelamte Waſſerbau— 
verwaltung auf das landwirtichaftliche Minifterium über» 
führt wird. Wir haben bisher immer zum Ausdrud ges 
bradt: wir fürchteten, daß, wenn eine andere Organi- 
fation in dem Minifterium der öffentlichen Arbeiten 
durchgeführt würde, die Gefahr entftünde, daß, weil ein 
grober Zeil der gelamten Wafjerbauverwaltung in dem 
inifterium der öffentlichen Arbeiten bearbeitet wird, 
dahin vielleiht fjogar die Wafferbaufachen, injoweit fie 
Landesmeliorationsjachen find, überführt werden würden, 
Wir wollen alfo zunächſt einmal, daß die Waflerbaufachen, 
infoweit fie Landesmeliorationsſachen find, unter allen Um— 
ftänden dauernd beim Minifter für die Landwirtichaft bleiben. 
Wir wünfchen aber weiter, daß die gelamte Waſſerbau— 
verwaltung in das Landwirtichaftsminifterium überführt 
wird. Wir find zu diefem Wunfce vorzugsweife durch 
die Beobachtung gedrängt worden, daß Geht viele Waſſer⸗ 
baufachen lediglih aus dem Gefichtspunft der Berück— 
fichtigung der Säiffahrtöintereffenten bearbeitet werben, 
während es richtiger wäre, fie aus anderen Gejichts- 
punkten und namentlich in jchärferer Berüdfichtigung 
der Landesmeliorationsinterejfen zu 
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In gewiffem Zufammenhange mit unferem Stand» 
punkt, den wir zu diefer frage einnehmen, jteht die 
Trage, daß wir die Forderung einer erften Rate für den 
Bau des landwirtichaftlichen Minifteriums abgelehnt haben. 
Wir glauben, daß wenn wir das Projekt, das uns vor— 

elegt ift, bewilligt hätten, wir der Überführung der ger 
Prien Wafjerbaufahen aus dem Minifterium der öffent» 
lichen Arbeiten in das landwirtjchaftliche Minifterium ge— 
wiffermaßen Tin Sm hätten. Dieje beiden Fragen 





ftehen in gewiffem Zuſammenhang. Damals haben wir 
die Forderung abgelehnt, und wir find entichloffen, auch 
die bier geftellte Forderung für das Minifterium der 
Bauverwaltung abzulehnen, um zu erreichen, daß unjere 
Wünſche in bezug auf anderweite Organifation in den 
Minifterien durchgejegt werden. Ich wiederhole: es ſoll 
auch nicht der Schimmer eines Miktrauens für den Chef 
des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten ausgeiprochen 
werden. Es kann dies um fo weniger unſere Abficht fein, 
als wir bei Beratung des Eifenbahnminifteriums dem 
re Minifter auf Grund feines WUuftretens in der 
—— ſowohl wie im Plenum unſer Ver— 
trauen ausgeſprochen haben. Wir haben nicht den 
mindeſten Anlaß, von dieſem Standpunkt, den wir 
damal3 eingenommen haben, auch nur irgendwie ab» 
zugehen. Ich habe die Befürchtung, daß, wenn wir 
einen Unterftaatsjefretär und einen Minifterialdireftor 
bewilligen, wir denjenigen Wünfchen präjudizieren, die 
wir im Intereſſe der Landesmelioration und der Land» 
wirtichaft überhaupt zu erreichen wünjchen. Deswegen 
fönnen wir nicht von dem Standpunkt abgehen, den 
meine politiihen Freunde in der Budgetlommiffion ein- 
enommen haben, dem fie entjchloffen Ad auch bier im 
lenum durch ihre Abjtimmung Ausdruck zu geben. 
ch will zugeben, daß der Herr Frhr v. Zedlitz durch 
feine Erfahrungen, die er ald Mitglied des Minifteriums 
für öffentliche Arbeiten gefammelt haben mag, eine gewiſſe 
Autorität für fih in Anjpruch nehmen kann. Das kann 
uns aber nicht hindern, da wir die Frage für ein prins 
äipielle halten, zu wünſchen, daß fein Präjudiz geſchaffen 
wird gegen die Erfüllung der Wünfche, die wir haben, 
Wir find entſchloſſen, auch praftiich zu erklären, daß der 
— Miniſter für die Bauangelegenheiten entlaſtet werden 
oll, indem wir unter Ablehnung eines Unterſtaats- 
fefretärd einen nicht geforderten Minifterialdireftor be— 
willigen. Der finanzielle Unterjchied von nur 3000 M 
kommt bier überhaupt nidt in Betracht. Wir können 
nicht anerkennen, daß dadurch eine Mehrbelaftung für den 
Herrn Minifter entjteht, da wir der Anficht find, daß 
der Heine tägliche Wuft von Unterjchriften, der fonft viel 
leiht vom Unterſtaatsſekretär geleiftet würde, für den 
aber vielleicht eine geeignete Berfönlichkeit fehlt, wenn 
wir den Unterjtaatsjefretär ablehnen, durch den Minifterials 
direftor in Vertretung oder im Auftrage würde erledigt 
werden können. Es würde der Herr Minifter ohne jede 
Schwierigkeit von dem täglichen Ballaft der meiften Kleinen 
Geſchäfte entlaftet werden, und er würde ſich der Erfüllung 
feiner — die in ber Erledigung großer Angelegen- 
heiten, in der Leitung des ganzen Minilteriums befteben, 
widmen können; zur Löſun Fr wichtigen Aufgaben muß 
ihm immer bie —— Zeit bleiben. 
erren, ich möchte bitten, daß Sie hier 
in der zweiten Leſung bei den Beſchlüſſen der Budget- 
fommijfion bleiben. enn fich herausjtellen follte, daß 
der Herr Minifter abfolut ſich nicht mit unferen Wünſchen 
übereinftimmend —— will, dann würden wir 
allerdings gezwungen jein, in einer dritten Leſung unter 
Ablehnung eines Unterftaatsjefretärs auch die Bewilligung 
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bes zweiten Minifterialdireftors zu ftreichen und einfach 
die ganze Forderung der Regieruug, wie fie geftellt ift, 
abzulehnen und es bei dem bisherigen Zuftande zu be- 
lafjen. Dabei will ich übrigens hervorheben, daß zwei 
vortragende Räte mehr in der Budgetkommiſſion bewilligt 
find und auch bier im Plenum bewilligt werben follen. 
Wir würden fein Bedenken tragen, Pe. noch eine weitere 
Anzahl von vortragenden Näten für diefes Minifterium 
zu bewilligen, aber von unferem prinzipiellen Stand» 
punfte fönnen wir nicht abweichen, und das ift der: wir 
wollen vorbeugen, daß jemals ein rein technifches 
Minifterium fommt; wir wollen vorbeugen, daß die Jnter- 
eſſen der Sandeskultur, die landwirtſchaftlichen Anterejjen 
durch eine nach unferer Anficht unrichtige Bearbeitung 
der Waflerbaufahen geichädigt werden könnten. Dieje 
beiden Gefichtspunfte ſind für uns von ganz prinzipieller 
Bedeutung. Wir fürdten, daß der Erfüllung unjerer 
Wünſche präjubiziert wird, wenn wir die Forderung der 
Staatsregierung bier bewilligen. Ich bitte deshalb das 
Hohe Haus, im Sinne der Beidlüffe der Budgetkom— 
miffion, die nad) reifliher Erwägung gefaßt worden find, 
auch jegt hier im Plenum votieren zu wollen. 


(Beifall rechts.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
ordnete Daub. 


Daub, Abgeordneter: Meine Herren, zunächft liegt 
ed mir ob, namens meiner freunde unſere Stellung zu 
der Frage des Unterſtaatsſekretärs Hlarzulegen. Wir 
haben durch die Berhandlungen in der Budgetlommiffion 
die Überzeugung gewonnen, daß ed ein dringendes Be— 
dürfnis ift, zur Gntlajtung des Herm Minifters der 
öffentlichen Arbeiten den Unterjtaatsjekretär für die Bau- 
abteilung zu bewilligen, und wir find auch durch die 
heutigen Verhandlungen bier im Haufe in diefer Anficht 
nicht erichüttert worden. Es iſt ein dringendes Be 
dürfnis, das hat der Herr Minifter v. Thielen ſchon an- 
erkannt, der jegige Herr Minifter empfindet es ja aud, 
der Vertreter des Finanzminiſters hat e3 ausgeführt, der 
Herr Berichterftatter und der ſehr fachkundige Herr Ab- 
— v. Zedlitz haben ſich auch dafür ausgeſprochen. 

ie Zahlen der Belaſtung der einzelnen Miniſterien ſind 
ja genannt worden; ich brauche darauf wohl nicht weiter 
zurückzukommen. 

Es ſind die Geſchäfte in der Bauabteilung erheblich 
in den letzten Jahren gewachſen; man ſieht das ſchon an 
der Zahl der vortragenden Räte. Wir haben in dieſem 
5 wieder einige mehr, es find jetzt 28; es find eine 

eihe von Arbeiten hinzugefommen; es find neu ein 
erichtet die Anftalt für die Hauptnivellements, für bie 
Bnbrologifche Berfuhsanftalt und für Gewäſſerkunde. 
Aber auch im Hochbau und im Bermwaltungswejen ift die 
Arbeit ftetig im Wachſen begriffen. Wenn nun jegt nad 
dem Kommiffionsbeichluß zwei neue Minifterialdirektor: 
ftellen, die einander koordiniert find, geſchaffen werden, 
fo würde dadurch, wie das wiederholt ausgeführt worden 
ift, für den Herrn Minifter feine Entlaftung erzielt 
werden; im Gegenteil, er würde dann eine ** e⸗ 
laſtung erfahren, indem er ja immer, wenn die beiden 
nicht derſelben Anſicht ſind, den Streit ſchlichten müßte. 
Daß ihm dieſe Arbeit durch Schaffung einer Unter 
ſtaatsſekretärſtelle erſpart werde, darauf hat ber Herr 
Minifter hier und in der Budgettommiffion großes Ger 
= gelegt; der Vertreter des Finanzminiſteriums bat 
auh in Ddiefem Sinne ſich ausgeſprochen. Alſo eine 
Spige muß die Bauabteilung in der Perſon des Unter 
ftantsjefretärd unbedingt haben, 
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Es ift nun die Neuorganifation der Bauabteilung 
in diefem Jahre nicht vollftändig durchgeführt worden 
das kann man zwilchen ben — leſen und iſt au 
ausgefprochen worden. Es ſtecken in der Bauabteilung 
eigentlich drei Abteilungen: eine Abteilung für Hochbau, 
eine für Wafferbau und eine für Berwaltungswejen; es 
war in ara genommen, daß der Unterjtaatsjekretär 
die Abteilung für das Berwaltungswejen mit übernehmen 
follte, daneben follte eine Sodbauabteilung und eine 
Wafferbauabteilung gebildet twerden. Der eine Minifterial- 
direftor ift aber nun im Staatdminifterium abgelehnt 
worden; es ift — um mich des Bildes des Herrn Finanz- 
minifters zu bedienen — der Löwin-Mutter eines ihrer 

ungen bei dem Kampfe um den Etat entrifien worden. 
—— iſt bloß ein Unterſtaatsſekretär und ein 
iniſterialdirektor in den Etat eingeſtellt worden. 

Ich meine nun, die Bedenken der konſervativen 
Herren gegen den Unterftaatsjetretär find nicht durch 
ichlagend. Es ift von allen Seiten, von dem Bertreter 
des Kr Finangminifters und aud von dem Herrn 
Minijter der —— Arbeiten ſelbſt wiederholt erklärt 
worden, daß eine Neubildung eines beſonderen Miniſteriums 
der Bauverwaltung hierbei gar nicht beabſichtigt ſei, daß 
daran gar nicht gedacht worden wäre. 

Das Verbleiben der Bauabteilung bei dem jetzigen 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten iſt, wie die Ver— 
hältniſſe jetzt liegen, jedenfalls die beſte Löſung. Spricht 
doch auch ein ſehr wichtiges Moment für die gegenwärtige 
Organiſation, nämlich: daß der gegenwärtige Herr Miniſter 
der Verkehrsminiſter, für alle —— die Eijen« 
bahnen, Wafferftraßen und Landwege ift. Es ijt für die 
wirtichaftliche Entwidlung unferes Landes von großer 
Bedeutung, daß er alle Verkehrswege in der Hand hat 
und in der Qage ift, den wirtfehaftlichen Ausgleich ftatt- 
finden zu lafjen zwiſchen den Verkehrsverſchiebungen, die 
der Bau von Waflerjtraßen, von Eiſenbahnen ujw mit 
fich bringt. 

Nun hat der Abgeordnete dv. Arnim befondere Angit 
davor gehabt, daß einmal ein Technifer an die Spike 
des Bautenminifteriums kommen würde. ch glaube, 
diefe Angſt ift unbegründet. Wir Techniker erfreuen uns 
ja nicht eines großen Einflufjes bei der Staatsverwaltung; 
ich glaube, u das in Preußen noch lange 2 nicht zu 
befürchten ift; aber warum follte nicht auch einmal ein 
Techniker zum Minifter fi) eignen? Die Techniker 

enießen heute zweifellos nicht nur eine gute technifche, 
en auch allgemeine Ausbildung. Auf den technifchen 
Hochichulen werden neben der Technik doch auch Finanz- 
wiflenichaft, Staatswiffenichaft und Volkswirtſchaft gelehrt. 
Jr anderen Ländern ift e8 wiederholt vorgefommen, daß 
echnifer an der Spike — haben. In Frank⸗ 
reich z. B. ſind verſchiedene Miniſter, Miniſterpräſidenten, 
bar ein Präfident der Republik aus dem ingenieur: 
tande hervorgegangen; — wie frühere Offiziere und 
Kaufleute Miniſter werden können, iſt doch auch der 
Gedanke kein ſo ungewöhnlicher, daß ein hervorragender 
Techniker mal bei uns Miniſter werden könnte; aber dieſe 
Gefahr liegt — das möchte ich den Herren von der 
Rechten ſagen — vorläufig gar nicht vor, ſie hängt auch 
mit der Frage des Unterſtaatsſekretärts nicht zuſammen. 

Ih möchte mich nun, wie es Herr v. Beblit ſchon 
getan bat, gegen den Gedanken wenden, die Wafjerbau- 
verwaltung ganz auf das Landwirtichaftsminifterium zu 
übertragen. Da liegen doc große Bedenken vor. Die 
Wafferbauverwaltung ift eine fehr große Verwaltung. 
Ich will Ihnen einige Zahlen nennen. 
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Es find 11 wafjerbautechnifche vortragende Räte 
vorhanden, aud ein Zeil der 9 vortragenden Räte, bie 
der Berwaltung angehören, arbeitet für den Wafjerbau; 
es find ferner vorhanden 58 legen Regierungs- 
und Bauräte bei den Negierungen und 195 Waflerbau- 
a der allgemeinen Bauverwaltung. Dagegen 
find in der Meliorationsbauverwaltung, die dem Land» 
wirtichaftsminifterium unterftellt ift, nur zwei vortragende 
Näte und 42 Lofalbaubeamte tätig. Die Negierungs- 
inftanz ift nicht bejett, weil die Meliorationsbaubeamten 
direkt dem Oberpräfidenten unterftellt find. 

Wenn man aljo die von den fonfervativen Herren vor» 
geläilngene DOrganifation einrichten wollte, würde man dazu 
ommen, das Große an das Kleine anſchließen zu müffen, 
und das ift doch von vornherein eine falſche Organifation; 
man muß doch das Kleine ſtets an das Große angliedern. 
Es find auch bei der Bauabteilung eine ganze Reihe von 
Angelegenheiten, die mit der Landwirt halt gar feine 
Beziehungen haben. Alle die großen Ströme dienen 
heute iweientlich der Schiffahrt. Es foll ja bei Regu- 
lierungen zweifellos auf die Landwirtſchaft Rüdficht ge- 
nommen werben, ich werde jpäter darauf noch zurüd- 
kommen. Aber Flußhäfen, Kanäle, Seehäfen, Seeichitfahrt, 
Leuchttürme ujw, was haben die mit der Landtwirtichaft 
zu tun? Das landwirtichaftliche Minijterium würde mit 
einer Unfumme von Sachen behelligt werden, die gar 
nicht dazu gehören. Uber andererjeitS würden auch 
Handel und Induſtrie —— Ba wenn ber 
—— Waſſerbau auf das Landwirtſchaftsminiſterium 

bertragen würde; es würde die Schiffahrt ſofort ſagen: 

unſere Intereſſen werden dadurch geſchädigt. Ebenſo 
würde die Landwirtſchaft ein Recht haben, ſich zu be— 
ſchweren, wenn die geſamte Waſſerwirtſchaft an das 
Handelsminiſterium angeſchloſſen würde. Nach alledem 
erſcheint das die beſte Löſung zu fein, daß die Wafler- 
—— da bleibt, wo ſie jetzt iſt, bei dem 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, das a 
ein neutrales Minifterium darftellt, und das die Rolle 
eines ehrlichen Maklers fpielt zwiichen den verſchiedenen 
Intereſſen der Landwirtichaft, der Induſtrie, bes Handels 
und Gewerbes. 

Es müßte nun aber auch, wenn ber Wunſch ber 
Herren Konjervativen erfüllt würde, der Hochbau vom 
Wafferbau getrennt werden und die Bauabteilung, bie 
feit 1848 als eine einheitliche beſteht und von 
kleinen Anfängen zu einem großen Baum fich entwidelt 
oe aufgelöft werden, was zu erheblichen Bedenken 

nlaß gibt. Es werden dort eine Neihe gemeinjchaft- 
licher technifcher und Bernwaltungsangelegenheiten be» 
arbeitet, an denen beide, Hochbau und Wafjerbau, beteiligt 
find: finanzielle Angelegenheiten, Baupolizei, Fluchtlinien- 
[sfiehungen, Stadtbebauungspläne, Unterfuhung von 


umaterialien uſw. 
Es ift aber auch wichtig, wie Ber v. Zedlitz ſchon 


erwähnt hat, daß eine Zentralſtelle im Staate 
vorhanden if, wo alle Erfahrungen auf 
tehnifhem und fünftleriihem Gebiet gejammelt 


werden, eine ———— die dafür ſorgt, daß 
techniſche und künſtleriſche a die an einer 
Stelle des Staates erzielt find, aud dem 
ganzen Staatgebiet zu gute fommen und überall 
verwertet werden fönnen. Es iſt ferner dem Hoch— 
bau und Waflerbau gemeinfam die Akademie des Baus 
wejens, das Prüfungsweien, die — über die Muss 
bildung der Baubeamten, die — Zeitſchriften, das 
techniſche Attachsweſen. Alle dieſe Dinge gehören dem 
Hochbau und dem Waſſerbau gemeinſam an; durch die 
Auflöſung der Bauabteilung würden dieſe ſeit langen 
Jahren gepflegten gemeinfamen Beziehungen gelöft werden ; 
es würde durch Wegfall diejer en für Die 


2335 


[Gtat der Bauverwaltung]) 
[Daub, Abgeordneter] 

gefamte Technik und Baukunft ein Sinken bes technifchen 
und künſtleriſchen Könnens des gejamten Staatsbau- 
wejens eintreten. 

Meine Herren, es ift ja noch nicht lange ber, ba 
war ber Hochbau und der Wafjerbau in den Staats— 
prüfungen noch vereinigt; noch in den 70er Jahren 
wurden die Baumeifter nad) beiden Richtungen im Hoch» 
bau und Ingenieurbaufach geprüft. Das Gefühl der 
Bufammengebörigkeit dieſer beiden Richtungen bat 
aber auch heute noch keineswegs aufgehört. 
erinnere an die freiwillige Vereinigung, wie fie heute 
noch zwifchen ben Bauingenieuren und den Architekten 
in den Bereinen befteht. Cie belehren und helfen fich 
gegenſeitig. Der Bauingenieur hilft dem Architekten bei 
den ſchwierigen Fundierungen und dem Entwerfen jchwies 
riger Konftruftionen; der Mrchiteft hilft andererjeits 
dem Angenieur feine Entwürfe nad den nr der 
Schönheit auszugeftalten. ch weiſe bier als Beifpiel 
auf die Neubauten der —— in Berlin hin, wo 
Architekt und Ingenieur zuſammengewirkt haben, um ein 
Werk zu ſchaffen, das ſowohl in bezug auf Konſtruktion 
iwie in künftlerifcher Beziehung jehr befriedigt. ch weile 
ferner auf die neuen fchönen großen Brüden hin, 3. B. 
bei Bonn oder Düffeldorf über den Rhein, bei denen die 
Arhiteften und Ingenieure mit großem Grfolge zu— 
fammengewirkt haben. Wollte man die durch Menfchen- 
alter hindurch gepfienten Beziehungen zwijchen den beiden 
Fachrichtungen durch Auflöfung der Bauabteilung zerftören, 
fo würde dies nicht nur zum Schaden des Baufachs, 
fondern auch des Staates ausschlagen, es würde daraus 
eine erheblihe Schädigung der wirtjchaftlichen und kul— 
turellen Entwidlung unjeres Landes entitehen. 

Ich hoffe deshalb, daß die Bauabteilung auf abs 
fehbare Zeit die befürchtete Trennung nicht erfahren 
wird, und daß die hieraus dem Baufache drohende große 
Schädigung nicht eintreten wird. 

Nun möchte ih noch ein Wort fpredhen über bie 
ar ng ga Der Abgeordnete Frhr v. Dobened 
bat in der Situng vom vorigen Sonnabend gelagt, daß 
die Not an der unteren Oder größtenteil® durch die 
Maßregeln, die die Regierung bei der Regulierung ber 
Ströme vorgenommen hat, entjtanden fei, und dak — — 


(Glode des Präfidenten.) 


Haus der Abgeordneten. 35. 





Präfident v. Mröcher (den Redner unterbrechend): 
Herr Abgeordneter, damit kommen Cie wieder in bie 
allgemeine Debatte; diefelbe ift aber bei Tit. 1 gejchlofen 
worden. Sie dürfen nur ſprechen über den Unterſtaats— 
fefretär und die Beamten, die andere Gehälter bekommen 
oder neu angeftellt werden jollen. 


Daub, Abgeordneter (fortfahrend): Dann muß ich 
bier meine Ausführungen fchließen, wenn ber Herr 
Präfident das nicht geitattet; ich hatte vor, auf die Er- 
gebniffe der Unterſuchungen des vochwaſſeraus chufſes 
über die Flußregulierungen einzugehen. 


Präfident v. Mröcher: 
geordnete Dr Barth) (Kiel). 


Dr Barth (Siel), Abgeordneter: Meine Herren, 
es handelt fich hier zwar nur um eine ſehr geringe 
finanzielle Ausgabe, die ftreitig ift, aber trotzdem ıft 
unter der Beleuchtung, welde dieje Bofition erfahren 
bat dur die Herren Borredner von der konſervativen 
Partei, die Angelegenheit von einer gewifjen politischen, 
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ja ſogar von einer gewiffen fonftitutionellen Wichtigkeit 
geworden. Finanziell dreht es fich nur um die Differenz 
zwifchen dem Gehalt eines Minifterialdireftors und dem 
Gehalt eines Unterftaatsjetretärs. Auch die Herren von 
der Rechten haben keinen Zweifel darüber gelaffen, daß 
es ihnen nicht auf dieje Kleine Erjparnis anfommt, jondern 
daß fie von gang anderen Erwägungen außgehen, wenn 
fie das Gehalt des Unterftaatsfetretärd ablehnen. Die 
Herren, die von der Rechten geiprochen haben, haben aus 
drüdlic anerkannt, daß es wünjchenswert wäre, ben 
Herrn Minifter, ſoweit feine Arbeit in Frage —— 
entlaſten; ſie haben anerkannt, daß gerade die ſer Mi— 
niſter mit Arbeiten überlaſtet iſt, und daß es deswegen 
an und für ſich nicht mehr als recht und billig ſein 
würde, ihm Subſtituten zu ſchaffen, und fie haben ihm 
— zum Zweck dieſer Entlaftung nicht bloß einen Miniſterial⸗ 
irektor angeboten, fondern durch den Beichluß der Budget- 
fommiffion geradezu einen Minifterialdirektor, den er nicht 
haben will, aufgedrängt. 

Die Urſache, weshalb man den Unterftaatsjekretär 
ablehnt, ift aus den Reden der Herren der Eonjervativen 
Partei Far erfichtlih. Sie fürdten, daß durch den Unter: 
ftaatsfefretär der gegenwärtige Neffortzuftand befeftigt 
wird, wonach bei dem Minister der öffentlichen Arbeiten 
auch die ganze Waflerbauverwaltung ruht, und fie wünjchen, 
daß in diefer Richtung eine Anderung eintritt, indem dem 
Minifter der öffentlihen Arbeiten die ganze Waflerbau- 
verwaltung abgenommen und auf das Minifterium der 
Landwirtſchaft übertragen wird, Die Herren von der 
fonfervativen Partei find deshalb in gewiſſem Sinne den 
Anſchauungen des Herrn Minifters, — es die Über⸗ 
laſtung mit Arbeiten anlangt, entgegengekommen, indem 
ſie ſagen: wir wollen di nicht nur dadurch entlaften, 
daß wir dir einen Minifterialdireftor bewilligen, fondern 
wir wollen dich fogar ganz gründlich entlaften, indem mir 
dir die ganze Waflerbauverwaltung abnehmen, 


(Heiterkeit line.) 


Daß gerade die konſervative Partei jo weit gebt, 
das ift in der Tat doch recht verwunderlich; denn wenn 
irgend etwas Far ift, fo ift es das, daß die Erefutive 
ihrerſeits darüber zu beftimmen bat, wie die einzelnen 
Neffortverhältnifje geordnet werden. Indem die Eonfer- 
vative Partei nun in biefe Rechte der futive parla⸗ 
mentarifch eingreift, und zwar in einer Weile eingreift, 
daß fie geradezu ein Zwangsmittel durch die Ber 
weigerung diefes an und für fich für notwendig erkannten 
Unterftaatsjefretärs vornimmt, hat fie eine Rüdfjichts- 
lofigteit gegen die Erekutive bewiefen, die in jonderbarer 
Disharmonie mit ihrer — ſteht, daß ſie die— 
jenige Partei ſei, die die Rechte der Krone am aller— 
dlichften wahre. 


(Sehr richtig! links.) 


Auch die fachlichen Gründe, die man zu dem Zweck 
vorgeführt hat, um nachzuweifen, daß es — fei, 
die Wafferbauverwaltung auf das landwirtichaftliche 
Minifterium zu übertragen, find meines Erachtens nad 
ar feiner Richtung bin ftichhaltig. Alle Autoritäten der 
fierbauverwaltung find darüber einig, daß für die 
Droge ob ein Fluß die nötige Sähigfeit beſitzt, um bie 
bwälfer in der richtigen Weije abzuführen, die 
Schiffbarfeit eines Wafferlaufes in erfter Linie bedeutfam 
ift. Es iſt deshalb durchaus angezeigt, daß gerade bie 
Wafjerbauverwaltung, die die Schiffbarfeit der Flüſſe in 
erfter Linie ins Auge faßt, nicht in ihrem Reffort be 
ſchränkt wird. 
Der Herr Abgeordnete v. Zedlitz hat bereits darauf 
* ewieſen, ur! bisher ftets ein folcher Eingriff in die 
elortverhältni e der Minifterien von der Regierung 


na 
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auf das nachdrüdlichfte bekämpft worden ift. Er hat hin- 
ewieſen auf die Vorgänge bei der Bewilligung bzw. 

ichtbewilligung des dritten Direktors im Auswärtigen 
Amt. Wer fich noch der Vorgänge erinnert, die fich bei 
der Ablehnung des dritten Direktors abfpielten, der wirb 
auch wifjen, daß damals ein wahrer Höllenjpeftafel, und 
zwar fpeziell in der Regierungspreſſe und in ber 
Prefie der Sonferpativen, losging über die Anmakung 
der Volfsvertretung, die fich herausnehmen wollte, Darüber 
u enticheiden, ob ein einzelner Miniſter und nun gar 

ürft Bismardk eine Entlaftung an Arbeit durch einen 
neuen Minifterialdireftor haben müffe oder nicht. Damals 
wurde eine Prehagitation entfaltet, an der ſich die Breffe 
der Eonfervativen Partei beſonders ausgiebig beteiligte, 
und die die allerhöchften Töne anjchlug. Es wurden die fon» 
ftitutionellen Negifter nach allen Richtungen bin gezogen, 
und der Reichätag wurbe bingeftellt ald eine Art Konvent — 
das Wort Konvent fiel mit befonderem Nahdrud —, 
der es fich berausnehme, gegen die Mechte des Kaiſers, 
gegen die Rechte der Verbündeten Regierungen und gegen 
die Mechte der Erekutive vorzugehen. Da wir auf ber 
linten Seite ftet3 dafür —— ſind, daß im Rahmen 
der Konftitution die Rechte der Exekutive nicht vermindert 
werben jollen, zwar nicht auf Koſten des Parlaments 
erweitert werden follen, aber daß die Erefutive da, wo 
es fih um ihre klaren Rechte handelt, nicht in die Lage 
verjegt wird, in ihrer Musübung durch einen Eingriff 
des Parlaments behindert zu werden, fo werben wir in 
Konſequenz dieſer unferer Haltung natürlich auch für 
dieſen Unterftaatsfefretär ſtimmen. 

Meine Herren, damit will ich meine Ausführungen 
ſchließen. Ich will nicht länger werben; ich könnte ſonſt 
risfieren, daß der Herr Minifter ber öffentlichen Arbeiten 
nachher auftritt und erklärt, ich hätte bier eine Wahl- 
rede gehalten, und das möchte ich doch vermieden fehen. 


(Bravo! links. Heiterkeit.) 





äfident v. Kröcher: 
geordnete v. Savigny. 


v. Saviguy, Abgeordneter: Meine Herren, zwei 
der Herren Borrebner haben ſich mit großer Energie 
gegen die Techniker newandt: Herr v. Arnim wünscht 
feine Techniker als Minifter, Herr v. Zedlitz wünscht 
feine Techniker als Minifterialdirektoren. 


(Widerfpruc des Abgeordneten Frhrn dv. Zedlitz.) 


— &o habe ih verftanden. Mehr kann ich nicht als 
Sie anhören und dann verfuchen, das Deutſch, das Sie 
ſprechen, zu verjtehen, Herr Kollege. Ich habe es fo 
verjtanden. 

Ich wollte nur erklären, daß meine politifchen 
Freunde eine Abneigung gegen die Techniker nicht haben, 
um nad bdiefer Richtung das Proflama auszuſprechen, 
daß nie ein Techniter Minifter, nie ein Techniker 
Mini —— 5* dürfte. * 

rner möchte mich gegen eine Behauptun 
wenden, die auch der —— v. Zedlitz * 
—* hat, daß, obwohl ich — das hat er ja natür— 
ich zugeben müflen — bier ganz ausdrüdlich namens 
meiner politiichenz Freunde ausgeiprochen habe, daß wir 
u dem neuen Term Minifter das volle Bertrauen 
en, daß er fein Amt gerade in einer bejtimmten, von 
mir angegebenen Richtung befonders wahrnehmen werbe, 
nämlich auch die landwirtichaftlichen Sintereflen bei der 
Verwaltung des Wafferbaumwejens mehr noch, als es 
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Haus der Abgeordneten. 35. Situng am 3. März 1903. 


2338 


bisher geichehen ift, in Zukunft zur Geltung kommen zu 
laffen, — daß alfo, obwohl wir ihm hier ein Bertrauens- 
votum durch den Mund des Fraktionsredners ausgeſprochen 
haben, dennod in der Tatjache, daß wir die — 
in dem vollen Umfange, wie ſie im Etat enthalten iſt, 
nicht bewilligen wollten, ſondern ftatt des Unterſtaats— 
ſekretärs lediglich einen um 3000 M weniger bejoldeten 
Minifterialdireftor, ein Mißtrauen gegen den Herrn 
Minifter liegen follte. ch erkläre ganz ausdrüdlich, daß 
und nichts ferner liegt als das, und daß das aus der 
Abftimmung in dem angegebenen Sinne auch nicht ge 
folgert werden kann, und daß dieſe Behauptung in 5 
zuſammenfällt angeſichts des ausdrücklichen, ſpezifizierten 
Vertrauensvotums, das ich hier ausgeſprochen habe. 

ch möchte nun ergänzend bemerken, daß die Kon— 
ſequenzen eines Beſchluſſes, wie er von den Herren Vor— 
rednern wiederholt anempfohlen worden iſt, von denſelben, 
ſcheint es, fo recht nicht überſehen werden. 

Wenn wir hier einen Unterſtaatsſekretär bewilligen, 
fo ift das der erfte Fall von allen Minifterien. are 
Minifterium hat nur einen Unterjtaatsjefretär, und der 
vertritt den Herrn Minifter in allen Angelegenheiten, 
während hier im Minifterium der öffentlichen Arbeiten 
der jett dort vorhandene Unterjtaatsiefrefär den Herrn 
Minifter, foviel ich weiß, nur in den Angelegenheiten des 
Eifenbahumwefens vertritt. Ob fi dies nicht dahin 
ändern ließe, daß dieſer Herr Unterjtaatsjefretär das 
Recht erhielte, ftatt wie die Herren Direktoren mit „im 
Au ae mit „in Vertretung” aud in Sachen der 
Bautenabteilung zu zeichnen, das jtelle ich zur Erwägung 
anheim. ch weiſe aber darauf Hin, daß wir andere 
Minifterien haben mit einer ähnlichen Zweiteilung, die 
aus dieſer Prämiffe jofort die Konfequenz ziehen würden 
oder wenigftens ziehen könnten, daß dort auch ein zweiter 
Unterftaatsfefretär notwendig fein könnte, und ich glaube 
kaum, daß das Finanzminiſterium dieſe Thefe vertreten 
möchte, daß an ber Spitze einer größeren Abteilung in 
jedem Minifterium ein zweiter Unterjtaatsjefretär zur 
Entlaftung des Minifters ftehen müfle. Auch das Kultus— 
minifterium ift, wie ſchon aus dem Eolofjalen äußerlichen 
Umfang des Etats, ber uns jedes Jahr ang wird, 
erfihtlih ift, in einer Weiſe mit verjchiedenen Arbeits— 
gebieten überlaftet, daß es längft communis opinio ift, 
auch dort daran zu denken, eine Gntlaftung durch 
Teilung oder Überweifung vorzunehmen. Die Me: 
dizinalabteilung bildet einen jo umfangreichen Zeil 
diefer Tätigkeit, daß es wiederholt erwogen worden 
ift, ob fie dem Minifterium des Innern über: 
wiefen werden möchte, in gleicher Weije, wie jett er— 
wogen wird, ob nicht die Waflerbauabteilung dem 
Minifterium für Landwirtſchaft überwiejen werden möchte, 
Es fteht alſo dem Wunfc am fich nichts entgegen, auch 
für das Kultusminifterium die Medizinalabteilung mit 
anderen Anneren einem bejonderen Unterſtaatsſekretär 
u unterftellen.. Das Handels- und Gewerbeminifterium 

at auch zwei Abteilungen: Handels- und Gewerbe» und 

Berg, Hütten» und Galinenverwaltung; an der —* der 
Berg, Hütten- und Salinenverwaltung ſteht ein Ober— 
berghauptmann, aber kein —— Warum 
würde da nicht auch ein Unterſtaatsſekretär für dieſe Ab- 
teilung des Handelsminifteriums zu fordern fein? Diefe 
Konfequenzen könnten fich doch ſehr leicht aus dem 
erjten Schritt ergeben, wenn wir erit mal zwei Inter: 
ftaatsjefretäre einem Minijterium —— wollen. Das 
ſind Erwägungen, die neben denen, welche ich ſchon bei 
meinen een Worten anführte, doch auch in Betradjt zu 
ziehen wären. 

Dann möchte ich mich wenden mit einem kurzen 
Wort gegen den Herrn Sollegen Dr Barth. Herr Kollege 
Dr Barth hat hier herangezogen zur Beleuchtung der 
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Sache den Gefichtspunft des Konftitutionalismus und hat 
ausgeführt, daß die Erefutive zu beftimmen habe, wie die 
Organijation der Minifterien zu ordnen jei. ch möchte 
a a enüber betonen, daß die Erefutive doch nicht allein 
u ——— bat, ſondern daß auch dazu, ſoweit Geld- 
—— in Betracht kommen, ſie unbedingt der Zuſtimmung 
der Volksvertretung, des Abgeordnetenhauſes und des 
Herrenhauſes, bedarf, und daß eben in dieſer Zuſtimmung 
den Geldausgaben das Mitbeſtimmungsrecht dieſer 

eile der Legislative liegt, um auch auf Organifations- 
fragen einen Einfluß nehmen zu fönnen. Es liegt aljo 
volltommen auf dem Boden der fonftitutionellen Rechte 
aller dabei beteiligten Faktoren, wenn wir bier unfer 
Neht in dem Sinne wahrnehmen, daß wir eine Geld— 
bewilligung für eine Organifation ablehnen, die wir in 
der Form, wie fie vorgeichlagen ift, nicht wollen oder 
jedenfall® jegt noch nicht wollen. ch glaube auch, daß 
das Bild, welches Herr Kollege Dr Barth hier vor unferen 
Augen — bat: der Herr Kollege Dr Barth 
als Verteidiger der Kronrechte und als Hüter der Rechte 
der Erefutive, für Diejenigen, die es erlebt haben, in 
welcher Gejellihaft er im Neihstag noch vor kurzem ge 
fochten hat, 


(ſehr richtig! rechts und im Bentrum) 
ein eigentümliches fein muß. 
(Bravo! im Zentrum. Ohol links.) 





Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab— 
geordnete Schmieding. 


Schmieding, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
halte die Aktion, welche die Herren von der konjervativen 
Partei und vom Zentrum eingeleitet haben, hier, wo es 
fih rein um die Frage der zwedmäßigen Organifation 
der Bauabteilung im Minifterium der öffentlichen Arbeiten 
handelt, doch für recht bedenklich. Meine Herren, dies 
Hineintragen von fragen und Materien in eine Sache, 
in die fie nicht hineingehören, ift immer mißlich. 

Herr v. Arnim bat uns zwei Gründe angegeben 
für Ddiefe Aktion. Er jagt: eritens wollen wir feine 
Techniker als Minifter. An, meine Herren, da muß id) 
dod) jagen: ich habe jelten einen jo jeltiamen Grund ge» 
hört, der wohl weniger Bihpaltig wäre als biejer! 
Man kann noch fo wenig für die Techniker fchwärmen, 
für die Bejegung einer leitenden Stelle aber kommt es 
ns darauf nicht an, ob ein Mann Techniker oder Ver— 
waltungsbeamter oder Juriſt ift; fondern es fragt ſich 
allein: ift er eim tüchtiger Mann? Und einen tüchtigen 
Man an die —* Stelle zu ſetzen, das iſt die einzige 
Frage, die hier Platz greifen kann. 

Zweitens jagt Herr v. Arnim: wir wollen uns bier 
Fe unfere Aktion ben Weg fichern, daß fpäter bie 
Wafjerbauabteilung des Minifteriums der öffentlichen 
Arbeiten an den Minifter für Landwirtichaft abgegeben 
wird. Meine Herren, ich halte diejes Vorgehen für einen 
unzuläffigen Drud auf die Stönigliche Staatsregierung, 
und als folder ift er auch bereitd in ber Budget» 
fommiffion, nicht von der liberalen Seite, fondern von 
Mitgliedern der konfervativen Partei, der freifonfervativen 
Partei, meines Erachtens mit Mecht, bezeichnet worden. 

Meine Herren, das Minijterium der öffentlichen 
Arbeiten hat eine Entwidlung und einen Umfang ans 
genommen, der jchließlich jo erheblich geworden ift, daß 
das ganze Minifterium in feiner gegenwärtigen Zufammen- 
jegung anfängt, faft unlenkjam zu werden. Dasjelbe hat 
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fich —— in die Bauabteilung und in die Eifenbahn- 
abteilung, die beinahe jede einem jelbjtändigen Minifterium 
gleichfommen und faum von einer Perlönlichkeit allein 
richtig geleitet werden können. Die Eijenbahnabteilung 
hat an höheren Beamten 51 Berfonen, und fie ift orga- 
nifiert in vier Mbteilungen; jeder Abteilung fteht 
ein Minifterialdireftor vor, und außerdem bat fie 
nod; einen Unterftaatsfefretär. Die Bauabteilung bat 
mit den Hiülfsarbeitern nicht weniger ala 75 höhere 
Beamte; trogbem ift fie nicht gegliedert in der zweck- 
mäßigen Weiſe wie die Eijenbahnabteilung, fondern fie 
wird einzig und allein geleitet durch einen Minifterial- 
direftor. Meine Herren, darüber war man in der 
Budgetlommilfion und ift man fich ja eigentlich auch hier 
im Haufe — einig, daß das tatſächlich keine Or- 
ganiſation, ſondern daß das beinahe eine Desorganijation 
eines Minifteriums ift, und man ift auch darüber einig, 
daß bier dringend eine Abhülfe notwendig jei. 

Ich perjönlid bin der Anficht, daß es richtiger ge- 
wejen wäre, bier nicht bloß einen linterftaatsjefretär 
und einen Minifterialdireftor zu fordern, fondern daß 
man zwedmähigerweile die Bauabteilung in drei Ab— 
teilungen organijiert hätte: in eine Hocdbauabteilung, in 
eine Tiefbauabteilung und in eine Abteilung für all- 
gemeine Bermwaltungsangelegenheiten. Dann bätte man 
eine Organifation gehabt, die dauernd marſchierfähig 
wäre. 

Die Berhältniffe haben fich doch hiſtoriſch in dieſem 
Minifterium jo entwidelt, daß bei Begründung desſelben 
die Eijenbahnabteilung eine verhältnismäßig ganz Kleine 
Einrihtung mit wenig Arbeit war. ke a bat ſich 
aber ber Sohn im Elternhaufe zu einer Kraft entwidelt, 
daß man berechtigt ift, jetzt dieſen erwachſenen Sohn aus 
dem Elternhaufe zu entlaſſen, ihn volljtändig jelbftändig 
werben zu laſſen und den Herrn Minifter der öffentlichen 
Arbeiten tatjächli zu dem zu machen, was er jelber 
ihon gejagt hat, und wie er auch gewöhnlich — 
wird, zu einem reinen Eiſenbahnminiſter. Dabei brauchte 
man aber das Elternhaus nicht aufzulöſen. Man könnte 
das übrige Miniſterium als Miniſterium der öffentlichen 
Arbeiten einfach beſtehen laſſen, und es wäre dann ein un: 
parteiifches Minifterium, das man fo zu geitalten in der 
Sage wäre, daß es auch noch die Zeile der Bauver- 
waltung, die in anderen Minifterien zeriplittert find, 
wieder an fich zöge. 

Es ift in der Bubgetfommilfion der Gedanke an- 
geregt, der auch in der Preſſe früher vielfach erörtert 
worden ift, ob es nicht richtig wäre, die größten Strombau— 
ebiete wafjerwirtichaftlich einheitlich zu geitalten. Meine 
—— ; das iſt ein Gedanke, der ſich ſehr wohl weiter 
verfolgen ließe, und bei defjen Ausgeftaltun 
Anficht die Rechte und die Linke des Saul 
zufammengehen könnten. 


(Abgeordneter Frhr dv. Zeblig und Neukirch: 
Sehr richtig!) 


Dann mühte man aber nicht, wie es jet überall von der 
Rechten geichieht — meine Herren, ich habe auch immer 
ein Herz für die Landwirtichaft gehabt und habe wieder: 
holt bier betont, daß es die erjte Aufgabe des Staates 
ift, die heimatliche Scholle wieder rentabel zu maden — 
dann müßte man aber nicht überall die landiwirtichaft- 
lichen Dinge auch da bineindrängen, wo fie tatjächlich 
nicht hingehören. Und bier in dieſe frage gehören fie 
tatjächlich nicht hinein. Hier handelt es ſich um die richtige 

anifation einer fachmänniichen Behörde. Man würde 
nad; meinem Dafürhalten für die Zukunft richtig ver» 
fahren, wenn man ein vollftändig unparteiifches Miniſte- 
rium bildete und dieſem die er Staatsbauten über: 
trüge, daß man die Wafjerbauabteilung nit auf das 


nach meiner 
es ſehr wohl 
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landwirtichaftlihe Minifterium übertrüge und fie auch 
nicht dem Bandeldminifterium zuteilte, ——— daß man 
eben im Miniſterium der öffentlichen Arbeiten ein un— 
parteiiſches Miniſterium ſchüfe, und daß man die Eiſen— 
bahnen einfach von dieſem trennte und den Eijenbahns 
minifter feine Wege für fi wandern ließe. Deshalb, 
meine ich, jollte man dieſe Dinge hier nicht miteinander 
verquiden, die nichts miteinander zu tun haben; man 
follte fie rein fachlich behandeln, und ich bitte Sie daher, 
ohne Nebengedanken für den Unterjtaatsjekretär und den 
Minifterialdiretor zu ſtimmen. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
orbnete Dr Krieger. 


Dr $irieger (Königsberg): Meine Herren, nad) den 
Ausführungen meines verehrten Freundes Dr Barth babe 
ich zur Sadje jelber nur noch weniges zuzufügen. Bus 
nd t möchte ich auf eine Bemerkung des Herrn Kollegen 
v. Urnim zurüdfommen. Herr Sollege v. Arnim bat 
gefagt: wir wünfchen nicht, daß einmal ein — 
Mitglied des Staatsminiſteriums wird. muß ge 
fteben, ich begreife nicht, woher die Furcht des Herrn 
v. Arnim gegenüber ben — kommt. Das Kriegs⸗ 
minifterium wird doch durdy einen Techniker verwaltet. 
Ich glaube, Herr v. Arnim ift auch damit einverftanden, 
daß das Landwirtichaftsminifterium durch einen Techniker 
verwaltet wird, und auch dem Handeläminifterium fteht 
heute — vor. Warum ſoll das, was den 
anderen Mlinijterien recht ift, nicht auch einmal dem 
Bautenminifterium billig fein? ch möchte anführen, 
daß dod) heute bereits größere Kommunen, wenn fie ihre 
Oberbürgermeijterftellen ausjchreiben, diefe Ausichreibung 
nicht bejchränten auf Verwaltungsbeamte und Juriſten, 
fondern daß einzelne der größeren Städte aud höhere 
Baubeamte zur Bewerbung zulaffen. In diefer Beziehung 
geht gerade Medlenburg mit gutem Beifpiel voran. Die 
ng Schwerin hat 2 Oberbürgermeifterftelle für 
echnifer zugänglich gemacht. Aber es ift aud) andersivo 
vorgefommen, dat Techniker Minifter werden. brauche 
nicht erft auf Frankreich hinzuweiſen; in Heflen ift der 
Finanzminifter, Herr dv. Gnauth, der früher Oberbürger- 
meifter von Gießen war, Techniker, und wie ich gehört 
habe, foll Herr v. Gnauth ein ganz hervorragender 
inanzminifter fein. Sch —— diefe Befürchtung des 
errn v. Arnim ift die allgemeine Befürdtung, die die 
rechte Seite gegen die moderne Entwidlung Äberbaupt hegt. 
Um nun zu der Frage des Unterftantsfefretärd zu 
Eommen, fo muß ich geftehen: wenn der Minifter erklärt, 
daß er zur Entlaftuug einen Unterftaatsfefretär brauche, 
wenn er ung hier ausführt, daß die Organifation nicht 
wefentlih, aber doch jo geändert werben müſſe, daß 
er für große Aufgaben mehr Zeit habe, jo bin ich geneigt, 
dem Herrn Minijter Glauben zu ſchenken, wenn ich nicht 
Beranlaffung habe, ein ganz befonderes Mißtrauen gegen 
ihn zu hegen. Da das nicht der Fall ift, jo bin ich 
Durdaus eneigt — ich darf das aud im Namen meiner 
politifchen freunde erflären —, für die Stelle zu ftimmen. 
Es ift mir aber gänzlich unklar, welches die Gründe 

fein mögen, die die rechte Seite und das Zentrum ver- 
anlafjen, gegen den beantragten Unterjtaatsjekretär Front 
a maden. ch habe forwohl die Verhandlungen in der 
udgetfommillion angehört als auch die Verhandlungen 
heute und habe eine Aufklärung nicht gefunden. Wenn 
gejagt worben ift, daß das ein Bor Aufer fei, um ben 
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Waſſerbau loszutrennen vom Bautenminifterium und ein 
befonderes Wafjerbauminifterium zu ſchaffen, und daß 
diefer Unterftaatsfefretär geeignet ift, fich allmählich zu 
einem Waflerbauminifter auszuwachſen, fo muß ich 
gejtehen, daß diefer Grund doch wirklich nicht ftichhaltig 
it. Kann denn der Waflerbau nicht ebenjo gut vom 
Minifterium der —— Arbeiten abgetrennt werden, 
wenn an der Spitze ein Miniſterialdirektor als wenn ein 
Unteritaatsjefretär an derjelben fteht? Wenn die Über: 
gen ung Plag greifen wird, daß es notwendig ſei, den 

Her au abzutrennen und einem befonderen Minifterium 
S unterftellen, fo iſt es gang gleichgültig, ob an der 

pige ein Minifterialdireftor oder ein Unteritaatsjekretär 
geftanden hat. 


(Sehr richtig! bei den Freifinnigen.) 


Was die Frage der Abtrennung des Waſſerbaus 
anlangt, jo erkläre ich, daß ich es für zwedmäßig halten 
würde, wenn mit der Zeit daran gegangen würde, das 

roße Rejjort, das jegt dem Minifter der öffentlichen 
rbeiten unterftellt ift, zu teilen, jo zwar, daß ein Mi— 
nifter das Verkehrsweſen, die Eifenbahnen, ein zweiter 
Minifter den Waſſerbau hat. Die Berbhältnifie des Wafjer- 
baue, wie fie jet bejtehen, die Zerrifjenheit der Refjort- 
verbältniffe, jo daß drei, vier Reſſorts an einer Wafler- 
baufrage beteiligt find, führen zu Unzuträglichleiten und 
damit nicht zum Gedeihen de Waflerbaues. Der 
Waſſerbau, die Regulierung eines Borflutgebietes, eines 
— 2— von der Quelle bis zur Mündung, ift nach 
einer Natur etwas Einheitliches und wird jett durch die 
Nefjortverhältniffe in verjchiedene Teile zerriffen. Daher 
kommt es, daß die Regulierung der Flüſſe nicht nach einen 
fo einheitlichen Plane — wird, wie es erfor- 
derlich wäre. 39 habe aljo, wie gejagt, gegen bie Ab- 
trennung bed Wafjerbaus von dem allgemeinen Bauten» 
minifterium und die Schaffung eines befonderen Wafjerbau- 
minifteriums nichts einzuwenden. 
ch möchte aber doch die Herren von der Rechten 
darauf aufmerffam machen, daß dieſe Fragen nicht von 
heute auf morgen erledigt werben, fondern ich meine, daß 
man erft dann dieſer Frage wird nähertreten können, 
wenn ber große Mittellandfanal en ift, und ich möchte 
glauben, daß die Herren von der Rechten dann mehr oder 
weniger das Intereſſe an diefer Frage verloren haben 
werden. Ich bin, wie gejagt, der Meinung, da ni den 
geforderten Unterftaatsjefretär in feiner Weile der Ent» 
widlung dieſer wichtigen Neflortfrage präjubiziert wird; 
wir haben uns überzeugt, daß der Minifter eine Entlaftung 
in diefer Beziehung braucht, und wir werden für ben 
Unterjtaatsjefretär — Pak 

Zum Schluffe will ich die Bemerkung, die der Herr 
Abgeordnete dv. Savigny meinem freunde Dr Barth 
freundlihft bat an hei laſſen, daß nämlich Herr 
Dr Barth fi im Reichstage in der legten Zeit in einer 
ganz bejonders fchlechten Gefellichaft bewegt habe, zurüd- 
weiten. Herr v. Gavigny, wir können uns bewegen in 
einer Gefellihaft, wie wir wollen, wir bleiben immer die 


vornehmen Leute, 
(Heiterfeit.) 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abs 
geordnete v. Loebell. 


v. Loebell, Abgeordneter: Dem Herm Abgeordneten 
Schmieding trete ich vollitändig darin bei, daß es ſich 
bier lebiglihd um eine Frage der erg Ba 
bandelt, über die man verfchiedener Anficht fein fann. 
Ich trete aber den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Dr Barth, die auch unterftügt wurden durch die Aus» 
führungen des legten Herrn Nebners, dab es ſich hier um 
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politijche fragen, ja um eine fonftitutionelle Frage, 
wie er meint, handelt, mit aller Entjchiedenheit entgegen. 
Meine Herren, die Politik und der Konftitutionalisnus 
haben mit diefer Frage abfolut nichts zu tun, und ich 
muß namens meiner politifchen }reunde in Anſpruch 
nehmen, daß wir bei der Stellungnahme zu diefer Frage 
Ion von diefen Rüdfichten unter keinen Umftänden leiten 
lajjen. 

Meine Herren, Herr vd. Arnim hat gefagt — und 
das ift von den übrigen Herren Rednern verjchiedentlich 
angegriffen worden —: wir wollen feinen Techniker als 
Minifter. Meine Herren, es ijt ganz jelbitverftändlic), 
daß Herr v. Arnim damit nicht hat in die Kronrechte in 
dem Sinne eingreifen wollen, daß er irgend Vorſchriften 
darüber hat machen wollen, aus weldyen Streifen die 
Krone die Minifter nehmen jolle. Meine Herren, wenn 
Sie feinen Auslührungen gefolgt find und der Art, wie 
er feine Außerung ergänzt hat, jo können Sie daraus 
nichts entnehmen als das eine, daß wir einem beſon— 
deren tehnifhen Minifterium entſchieden Wider: 
Spruch entgegenbringen, weil wir es nicht für glüdlich 
balten, die Technik — —— loszulöſen von der Ber: 
waltung. Meine Herren, lediglih das ift unfere Ans 
fchauung, und ich bitte, aud die Hußerung des Herrn 
Abgeordneten v. Arnim in feinem Sinne — id) wei, 
daß ich in feinem Sinne fprehe — und lediglich jo aufs 
zufaflen; denn fo hat er fie gemeint. 

Meine Herren, wir ſehen gerade in ber Berquidung, 
in der Verbindung der Technik mit der Verwaltung eine 
glüdliche Löſung —* die ſchwierigen Fragen, die Beiden 
geitellt find; bisher bat fich dieſe Verbindung durchaus 
bewährt. Es wird jett deshalb, daß Verwaltungsbeamte 
an der Spite jtehen, das technijche Element nicht zurüd- 
—— ; die Techniker haben volle Entfaltung ihrer 

räfte gewährt erhalten. Ya, meine Herren, wenn Sie 
auf die legten Fahrzehnte jehen, fo werden Sie mit uns 
mit voller Anerkennung hervorheben können, daß die 
Technik e8 auch zu einer großen Stellung in dem 
Organismus unferer Staatöverwaltung gebradjt hat. 
Meine Herren, wir freuen uns dieſer Entwidlung. Wir 
find durchaus nicht, wie von einigen Rebnern behauptet 
worden iſt, Feinde der Technif oder gar der Techniker. 
Das wäre lächerlich; wir freuen uns ganz ebenfo wie 
Sie alle über die großen Erfolge, die — Technik und 
war infolge der hervorragenden Techniker bei uns gehabt 
at, und wir find die legten, die diefe Erfolge der Technik 
mißgönnen,. Aber andererfeit8 werden Sie uns es nicht 
verargen, daß wir Die Organijation, wie fie zum Segen 
des preußiichen Staates bisher beftanden hat, für richtig 
2. und nicht aufgeben wollen, nämlich daß ſich die 

echnifer bei voller ‘Freiheit ihrer Kräfte der allgemeinen 
Organifation anpafjen. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Dr Barth, hat 
hervorgehoben, die Konſervativen wollten bei dieſer 
Gelegenheit einen De auf die Regierung ausüben, 
fie wollten ihre Wünſche durdjdrüden, die an einer be⸗ 
ftimmten Richtung gehen, nämlich nach der Angliederung 
der Wafferbauverwaltung an das landwirtſchaftliche 
Minifterium. Diefe Frage ift in den Berbandlungen 
heute etwas verrüdt worden. Wir befinden uns Tebiglich 
in ber Defenfive; 


(Wideriprucd links) 


wir wünfchen nicht, dab durch die heute vorgelegte 
Forderung einer Organifation vorgebaut werben foll, die 
wir ——— nicht wünſchen. Wir wollen jetzt die 
Frage der anderweiten Angliederung der Wafferbauver- 
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waltung gar nicht zu einer akuten machen. Wir fürdten 
aber, daß in dem Moment, wo durch die Bewilligung 
eines Unterftaatsjefretärd eine Abgliederung des ganzen 
Baumefens vom Minifterium der öffentlichen Arbeiten 
wenigitens äußerlich zu tage tritt, vorgearbeitet werden 
könnte der Einrichtung eines eigenen Bautenminifteriums, 
Diefen Weg wollen wir nicht gehen. Nun haben wir 
allerdings durch die Erklärung des Herrn Minifters ge 
hört, daß dies nicht beabfichtigt wird, und wir find fei 
überzeugt, daß der Herr Minifter diefe Erklärung wohl 
überle t hatte, und daß es feine Mbficht auch nicht if, 
augenblilich diefen Gang zu geben. Aber, meine Herren, 
Sie werden e8 uns doch auch nicht verargen, wenn wir 
den erſten Spuren nicht folgen wollen, die etwa zu einer 
folden Entwicklung führen könnten. Wir erfennen an 
mit Ihnen, daß eine Überlaftung im Minifterium ftatt- 
findet; wir find gerne bereit, dieſer Überlaftung entgegen 
utreten, und wir haben infolgedeflen den zweiten 

inifterialdireftor bewilligt, um eine Beſſerung der Yu 
ftände herbeizuführen. 

Es bat vorhin einer ber Herren Vorredner angeregt, 
es wäre noch beffer, einen dritten Minifterialdirektor 
einzuftellen, damit eine weitere Entlaftung eintritt. Wir 
würden auch einer folhen Forderung wohlwollend ar 
überjtehen; wir werden fie aber abzuwarten haben, Wir 
—* eine ſolche Forderung nicht zu bringen, wir werden 
ehen, ob der Herr Miniſter ſie bringt, und werben der 
Verwaltung in diejer zen zu ihrer Grleidterung 
feine Schwierigkeiten machen. ir wollen dazu helfen, 
daß dem jegigen Herm Minifter und feinen Näten die 
— terung gegeben wird, die nur immer mög 
ich iſt. 

Meine Herren, wir dürfen aber dod) nicht verfennen, 
daß es etwas ganz Ungewöhnliches ift, was hier ver- 
langt wird. Sie tun fo, als ob das eine Forderung 
wäre, die allmähli aus dem Wachſen der Geſchäfte 
hervorgegangen wäre, daf es jelbtverftändlich fei, hier 
einen zweiten Unterſtaatsſekretär zu bewilligen. ir 
haben in allen übrigen Minifterien nur einen Unter 
ſtaatsſekretär; wir haben in dem außerordentlich über 
lafteten Stultusminifterium troß feiner Gliederung in die 
Medizinalabteilung und in die Ubteilungen für Kirchen 
und Schulangelegenheiten auch nur einen Unterſtaats— 
jetretär. Die Sache geht auch da. Der Unterftaatsjekretät 
wird fich immer nur mit einer Branche bejonders be 
fafjen und wird im übrigen die Verwaltung den Minifterial- 
direftoren überlaſſen müſſen. Sollte es num im Eiſen— 
bahnminifterium nicht auch fo gehen können, trogdem die 
Bauverwaltung ihm —— it? ES iſt nicht zu 
verfennen, bob die Zahlen, die hier wegen der höheren 
Beamten in den Minifterien gegeben find, doch eine ver: 
fchiedene Beurteilung zulaffen. Cie fehen allerdings eine 
große Gefamtzahl von Beamten in der Bauperwaltung, 
nämlid 75; davon find etwa 36 nichtſtändige Hüli* 
arbeiter, die aljo nur vorübergehend da find, die wir 
aber nicht vergleichen können mit den ftändigen Hülfs— 
arbeitern und mit den vortragenden Räten, bie > 
im Kultusminifterium zahlreicher find als in der Bau 
abteilung des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten. 


Nun hat man fich gewundert, weshalb wir 
darauf kommen, und wie wir jet diefe Gefahr dei 
eigenen Bauminifteriumd auf einmal wittern, von 


dem doch noch gar nicht die Rede jei. will 
bnen bier einen Grund nennen. Die Bor 
eitung“ fchreibt am 12. Januar — id; betone: 


am 12. Januar, ehe ber tat verteilt war, 2 wir 
von diefer Forderung Kenntnis hatten —, daß eine 
wichtige Veränderung in der Bauverwaltung bevor. 
ftehe; e8 folle ein zweiter Unterftantsfefretär für die 
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[&tat der Bauverwaltung] 


[v. Loebeil, Abgeordneter] 
Bauabteilung gefordert werden. Dann fährt fie fort — 





u darf das mit Erlaubnis des Herrn Präfidenten ver- 
lejen —: 


Die Veränderung ift infofern weitergehend, als 
bei Erhöhung des bisherigen Minifterialdireftors 
um Unterftaatsfetretär folgerichtig die Ober- 

udireftoren der allgemeinen ——— 
zu Miniſterialdirektoren aufrücken müßten, un 
damit die Ausſicht gegeben iſt, über kurz oder 
lang auch einen biefer beiden Techniker zur 
Stelle eines Unterſtaatsſekretärs gelangen zu 
fehen. Das widtigfte an diefer Neuerung wäre 
aber, daß das Arbeitsminifterium damit eine 
neue Stärkung feiner ganzen Organijation 
erführe, die den Beftrebungen befiumter 
Kreife, die Wafferbauverwaltung auf 
das Landwirtfhaftsminifterium zu über- 
tragen, ein für allemal ein Gnde 
bereitet. 

(Hört, hört! rechts.) 
Meine Herren, das fchreibt die „Voſſiſche Zeitung” 
u einer Beit, als der Etat nod nicht bekannt war. 
iefe Außerung kann nur aus dem Minijterium der 
öffentlichen Arbeiten ftammen. Woher jonft? Gewiß 
nicht von dem Herrn Miniſter, aber vielleicht von einem 
der Herren, die mit ihm arbeiten. Wenn man hier klar 
fieht, wohin eigentlich der Weg geht, jo werben Sie es 
uns nicht verdenfen, wenn wir Stellung dazu nehmen 
und diefer Gefahr vorbeugen wollen. Wir wünjchen dieje 
Entwidlung nicht, wie fie hier angedeutet iſt. 

Aus diefem rein fachlichen Grunde, ohne jeden per- 
ſönlichen und politifchen Beigeſchmack haben wir uns 
entjchließen müſſen, die Forderung des Unterjtaats- 
fetretärs abzulehnen, nicht ohne gleichzeitig dem Herrn 
Minifter einen Minijterialdireftor mehr zu bewilligen und 
außerdem hier auszusprechen, daß es ung ganz fernliegt, ihm 
damit auch nur die Spur eines Mißtrauensvotums geben 


zu wollen. 
(Bravo! rechts.) 


Präfident v. Kröcher: Der Herr Minijter ber 
öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Ich 
habe wirklich nicht geglaubt, als id) die Stelle des Unter- 
ſtaatsſekretärs beim — Staatsminiſterium be— 
antragt habe, und als die Stelle nun auch in den Etatd- 
entwurf hineingefegt wurde, daß jo viele Angelegenheiten 
mit diefem (Etatstitel verknüpft werden würden oder 
überhaupt verknüpft werden könnten. 


(Sehr richtig! Tinte.) 


35 habe mich nun an dieſer eingehenden Diskuffion nicht 
eteiligt, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil ich 
von vornherein meinen Standpunkt dahin dargelegt 
habe, daß der Etatätitel tatſächlich nichts anderes ift, ala 
es der Wortlaut angibt. Alle Boraus — die daran 
geknüpft werden, daß eine Neuorganiſation ich daraus 
entwideln würbe und leihen mehr, find — 
Ich würde aus dieſer Poſition herausgetreten ein, wenn 
ich mich an der Diskuſſion beteiligt hätte. 

Nun bat vr Abgeordnete v. Loebell jekt 
ausgeführt, daß in der „Voljiichen Zeitung“ bie Notiz 
geftanden hat — ich habe fie jeinerzeit au geleien, 
wie manche ——— — bie einfa rg 
tatfächlichen Unterlage entbehrt. Wenn ich bie alle be» 
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richtigen wollte, meine Herren, dann müßte ich vor Sie 
hintreten und eine ganze Anzahl von Räten mir noch 


erbitten 
i (Heiterkeit) 


weil das fonft gar nicht rn werden Eönnte. 

Nun muß ich aber doch meine Herren Beamten in 
Schuß nehmen gegen die Vorausfegung des Herrn Abge- 
ordneten v. Loebell, daß dieſe Notiz von irgend einem 
meiner Herren aus dem Minifterium beeinflußt jein 
könnte. Meine Herren, id bin mir bewußt, daß bie 
Herren alle an einem Strange ziehen, und bis mir nicht 
das Gegenteil bewiefen ift, jo lange glaube ich, daß die 
Beamtentreue im Minifterium bei den jämtlichen Beamten 
eine derartige ift, daß eine Berlegung in diefer Hinficht 
nicht Rattgefunden hat. 

(Bravo! links und bei den Freifonjervativen.) 

Der „Voſſiſchen Beitung” —— wird mein Wort, 
glaube ich, auch Herrn v. Loebell genügen; er hat das 
auch ſchon ſelbſt beitätigt. 3 wiederhole immer wieder, 
daß tatjächlich eine Nenorganifation nicht ftattfinden foll, 
— die Bewilligung der Stelle nichts präjudiziert 
würde. 

Ich verzichte darauf, weiter über die Sache zu dis— 
Eutieren, Wir werden ja aus der Mbftimmung fehen, 
ob die Herren den Wünſchen der Königlichen Staats» 
vegierung entgegenfommen oder nicht. Ich muß mid) 
natürlich mit diefer Abftimmung abfinden, wie fie auch fällt. 

Aber eines muß ich doch noch als Chef des Minifte- 
riums der öffentlichen Arbeiten hier erwähnen. Es it 
von verichiedenen Herren Nebnern die Qualifitation der 
Techniker zur Sprache gekommen. Ach glaube, die Ted 
nifer im Lande würden es nicht veritehen, wenn ich als 
Minifter, dem ja die größte —X der Techniker unter⸗ 
ſtellt iſt, hier nicht erklärte, daß ich voll eintrete für die 
Tüchtigkeit der Techniker im ganzen, und daß ich nicht 

laube, daß eine Berechtigung dazu befteht, einen Unter- 
—* zu konſtatieren en er Tüchtigkeit der tech- 
nijchen und abminiftrativen Beamten. Cine meiner vor- 
nehinſten Pflichten ift es, daß ich dafür forge, daß Friede 
wifchen beiden Sategorien befteht und erhalten wird. 

as ift eine wichtige Pflicht, die ich habe, damit ich die 
Aufgaben löjen kann, die mir zufallen, und id kann 
fagen: wir haben — en unter 
den Technitern, 3. B. Präfidenten von &ifenbahndiref- 
tionen und Minifterialdireftoren, und wir haben ebenjo 
ausgezeichnete Adminiftrativbeamte, die in denſelben 
Stellungen find. Das hängt eben davon ab, ob ber 
Mann ein Elarer Kopf, ein praftifher Mann ift und 
einen energifchen Willen hat. 

(Sehr gut!) 

babe mic gefreut, daß Herr v. Loebell in feinen 
— Außerungen es ſelbſt —— hat, daß man die 
Qualifikation der Techniker im allgemeinen nicht be— 
mängeln follte; aber ich glaube, wir jollten den Frieden 
halten, wir follten den Gegenjag, der namentlih in 
früherer * beſtanden hat zwiſchen Adminiſtrativbeamten 
und Technikern, nicht aufs neue aufwühlen, ſondern 
dafür forgen, daß beide Teile dienſtfreudig zuſammen 
arbeiten. Nur auf diefe Weije faun etwas Ordentliches 


geleiftet werden. 
(Lebhafter Beifall.) 


Präfident v. Kröcher: Es ift der Schluß ber 
Beſprechung beantragt von den Abgeordneten dv. Bandemer- 
Selefen, Stengel und Seer. bitte die Herren, bie 
den Antrag unterftügen wollen, ſich zu erheben, 


Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. = 
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[@tat der Bauvertwaltung] 
[Präfident v. Ströcher] 


um Wort find noch gemeldet die Abgeordneten 

Wolff (Biebrih), Gamp, Dr Dahlem. Ich bitte diejenigen 

erren au ale rejpektive ftehen zu bleiben, die den 
chluß —2** ren wollen. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Die Debatte iſt geſchloſſen. 


Zu einer perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete Frhr v. Zedlitz. 


Frhruv. Zedlig und Neukirch, Abgeordneter: * 
habe Herrn v. Savigny ſchon mit einem Zwiſchenruf be— 
merkt, daß er mich gründlich mißverſtanden hat, wenn er 
behauptet hat, ich hätte geſagt, ein Techniker ſei zur 
Leitung einer miniſteriellen Abteilung nicht geeignet. ch 
pebe lediglich ausgeführt, daß dazu 4 beſondere Eigen⸗ 
— gehören, die nicht jeder an ſich ausgezeichnete 
Techniker hat. Das hat der Herr Miniſter eben 
beitätigt. 

Dann hat Herr v. Savigny mit großer Emphaſe 
ein Vertrauensvotum gegen den Herrn niſter aus⸗ 
geſprochen. Nun, Vertrauensvoten in Worten ſind nichts 
wert, wenn die Tat nicht folgt. 


Präfident v. Kröcher: Das letzte war nicht 
perſönlich. 

Zu einer perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete v. Arnim. 


v. Arnim, Abgeordneter: Ich habe die Rede des 
Herrn Dr Barth (Kiel) nur zu einem ganz geringen Teil 
gehört. In bezug auf den nicht gehörten Teil ift mir 
gelagt worden, Herr Dr Barth * von mir ange—⸗ 
nommen, ich hätte durch meine Ausführungen in die 
Rechte der Stone eingreifen wollen. Nichts hat mir 
ferner gelegen; ich weiß wohl, welche Rechte die Krone 
bat, und ich werde mid; als konſervativer Mann ftets 
freuen, wenn fie nahdrüdlich gehandhabt werden. 


en v. Kröcher: Das war aud) nicht per- 
önlich. 

Zu einer perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Abgeordnete v. Loebell. 


v. Loebell, Abgeordneter: Ich wollte nur dem 
Herrn Miniſter gegenüber erklären, daß mir nichts ferner 
gelegen hat, als den Beamten feines Minifteriums Ber- 
egung der Beamtentreue vorzumerfen. Das bat mir 
durchaus nicht vorgeſchwebt. babe nur mitgeteilt: 
es iſt eine Beitungsnotiz über die Neuforderung er- 
dienen, als wir den Etat I: nicht hatten, als er im 

€ war, und es ift in derjelben der Hoffnung und 
den Wünfcen, die gewiſſe reife im Minijterium wahr- 
ſcheinlich hegen, Musdrud gegeben worden. 


räfident v. Mröcher: Das Wort hat der Herr 
Berichterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Weitere Bedenken find 
innerhalb der Bubdgettommiffion gegen den Tit. 2 nicht 
erhoben worden, Ri bin deshalb in der Lage, namens 
der Budgetkommiſſion zu beantragen, daß der Beſchluß 
berjelben, wie er u Nr 69 der Drudfachen näher 
formuliert ift, vom Hohen Haufe zum Beſchluß er- 
hoben wird. 


Präfident v. er: Wir kommen zur Ab- 
ftimmung. Sch werde in der Art abſtimmen laſſen, daf 
ich pofitiv über den Titel abftimmen lafje. Sollte ber 
Titel fo, wie er im Etat fteht, angenommen werben, dann 
ift der Antrag der Budgettommiffton bejeitigt; follte dieſe 
Abftimmung eine negative werden, der Titel alio be 
feitigt fein, fo werde ich annehmen, daß der Titel in 
der Faſſung des Antrages der Budgetlommiffion ange 
nommen ift. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Tit. 2 des 
Kap. 64 unverändert annehmen wollen, fich zu erheben. 


Geſchieht.) 
Wir bitten um die Gegenprobe. 
(Dieſelbe erfolgt.) 


Das Bureau iſt einig, daß die jetzt Stehenden die 
Minderheit find; der Titel ift unverändert bewilligt. 


(Große Heiterkeit. Lebhafter Beifall links und bei 
ben Freikonſervativen.) 


Ebenfo Fit. 3, — 4, —— 5, — 6, — 6a, — T,— 
8, — 8a, — 9 — und 10. 

Ih eröffne die Beiprehung über Tit. 10a. Das 
Wort hat der Herr Berichterjtatter. 


Brütt, Berichterftatter: ch beantrage die Be 
willigung des Tit. 10a. 


Präfident v. fir : Das Wort wird nidt 
— 5 Widerſpruch nicht erhoben; Tit. 10a iſt be— 
willigt. 
eine Herren, ich bitte Sie, ſich von Ihrer Auf— 
regung etwas zu erholen; 


(Heiterkeit) 


ih muß jet Fer Anträge verlefen. 

Bu Tit. 11 liegt vor der Antrag des Abgeordneten 
Dr Friedberg auf Druckſache Nr 76 und ein Unterantrag 
vom Abgeordneten Grafen Limburg-Stirum auf Drud- 
fache Nr 78, 

Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 11 und dieſe 
Anträge. Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Bei dem Tit. 11, „Remus 
nerierung der Mitglieder und Beamten be3 technifchen 
Oberprüfungsamts ;, wurde durch bie Erklärung der 
Königlihen Staatsregierung feftgeftellt, daß die Bau: 
führerprüfung jet durch Die au ag | erſetzt if. 
Es wurde gegenüber erhobenen Bedenken darauf hin- 
ewieſen, bob die Staatsbauverwaltung an der Prüfung 
eteiligt fei, nicht unmittelbar, aber dadurch, daß Staats 
fommiljare des Herrn Minifters der öffentlichen Arbeiten 
derfelben beimohnen, und daß eine genügenbde —— 
dafür, daß es nicht eine rein theoretiſche —— ein 
würde, dadurch geboten ſei, daß eine Anzahl praktiſcher 
Baubeamter als ———— zugezogen würde. 

Das weſentlichſte Bedenken, das gegen die getroffene 
Neuordnung zur Geltung kam, beſtand darin, daß den— 
jenigen, welche bie Bauführerprüfung beftanden hätten, 
nun nicht ſämtlich Gelegenheit gegeben würbe, das Bau- 
meiftereramen zu machen. Re darf aud jagen, wenn 
es in der Kommilfion auch d einem Antrag nicht kam, 
daß die Gefamtanficht der Kommiffion dahin ging, daß 
das ein Zuſtand ſei, der nicht gebilligt werben Eönnte. 
Ohne deshalb Gedankenleſer zu fein, glaube ich, jagen zu 
Eönnen, daß der Antrag Mr 76, unterzeichnet Dr Fried⸗ 
berg, Dr Srieger (Königsberg), dv. Savigny und Wallen- 
born, kombiniert mit dem Unterantrag auf Nr 78 ber 
Druckſachen, unterzeichnet vom Örafen zu Limburg 
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[Brütt, Berichterftatter] 
Stirum, die Aurffaffung der Budgetkommiſſion wiedergibt. 
3 bin ja nicht in der Lage, namens der Budgetkom— 
milfion den Antrag zu ftellen; aber ich kann feititellen, 
daß die Quinteffenz der Auffalfung der Budgetkommiſſion 
hinfichtlich diefer Frage in der Kombination diefer beiden 
Anträge enthalten ift. Im übrigen habe ih im Namen 
der Budgetkommiſſion gegen die Bewilligung des Titels 





an fich Bedenken nicht zu erheben. 
Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Friedberg. 


Dr Friedberg, Abgeordneter: Meine Herren, ge 
ftatten Sie mir, mit wenigen Worten den Sinn der Re— 
folution, die wir yonen vorfchlagen, zu erläutern. Bei 
der Verhandlung der Budgetfommilfion hatte ich ange- 
fragt, ob der Herr Minifter der öffentlichen Arbeiten ge- 
nügenden Einfluß auf die Diplomprüfung befige, die ja 
uriprünglich lediglich als akademiſche Beifung gedacht 
war. Dan hat, um eine Konkurrenz der Negierungs- 
bauführerprüfung mit der Diplomprüfung zu vermeiden, 
diefe beiden Prüfungen miteinander verichmolzen. Es 
wurde uns mitgeteilt, daß genügende Garantien eines 
Einfluffes des Miniſters der öffentlichen Arbeiten auf die 
Diplomführung gegeben find. Dabei kam zur Sprache, 
was allerdings in einem Erlaß des Herm Minijters 
bereit publiziert war, uns aber unbefannt blieb, daß 
von jet an nur eine beſchränkte Aufnahme ber Bewerber 
um da3 höhere Baufach in den Staatsdienft ftattfindet. 
Es wird die Folge eines ſolchen Selektionsprinzips bei 
der Übernahme von MNegierungsbauführern durch die 
Staatöverwaltung die fein, daß nun eine ganze Anzahl 
von Bewerbern überhaupt nicht mehr in der Lage find, das 
Fan eg hai aljo die zweite höhere 
Staatsprüfung, abzulegen. Es ſcheint uns ein ganz 
unmöglicher Zuftand zu fein, daß man Leuten, die ben 
Wunſch haben, die zweite Staatsprüfung abzulegen, um 
nachher in die Privattätigkeit überzugehen, fogar bie 
Möglichkeit verjchränft, ſich denjenigen Dualifitations- 
ausweis zu verichaffen, den fie Kir ie Ausübung ihres 
Berufes nötig haben. Es erſchien ums das gewiljer- 
maßen fo, als wenn man in der AYuftiz jemanden zum 
Referendareramen zwar zuläßt, ihm dann aber fagt: 
das Affefjoreramen darfjt du unter feinen Umftänden 
ablegen. 

Seitens der Stantöregierung wurde eingerwandt, daß 
die Maßregel nötig gewefen fei, weil die Möglichkeit der 
Beſchäftigung der Anwärter des höheren Baufachs nicht 
mehr vorliege; man hätte deshalb hier einen Strich 
machen müflen, und es fei eine Schädigung derjenigen, 
die ſich der Privattätigkeit im höheren Baufache zu⸗ 
wenden, deshalb nicht zu erwarten, weil dieſe Verhältniſſe 
befriedigend geregelt ſeien durch die Möglichkeit, den 
Dr ing. abzulegen. Daraus ergeben ſich aber meines 
Erachtens zwei Übeljtände. 

Der Dr ing. ift durchaus nicht geeignet, einen Erſatz 
zu bieten für das Negierungsbaumeiltereramen; denn das 
roße Bublitum wird eine gleiche Bewertung diefer beiden 

ramina nicht vornehmen. Das Regierungsbaumeifter- 
eramen gibt dem Betreffenden den Ausweis, daß er eine 
genügende praktiſche Ausbildung erhalten hat, während 
der Dr ing. im wejentlichen ein afademifcher Grad ift, 
der die wiljenfchaftlihe Qualifitation dartut. 

Der zweite Übelftand ift darin zu finden, daß bie 
jenigen, die in den Staatsbienft nicht übernommen werden 
— md man darf annehmen, daß da die Selektion nach 
dem Prinzip ausgeführt wird, daß gerade diejenigen, die 
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ein gutes Eramen gemacht haben, zunächſt in den Staats» 
dient übernommen werden —, baß alle Baubeflifjenen mit 
minderem Eramen darauf hingewiefen werden, die Würde 
des Dr ing. zu erwerben. Dadurch leidet die Würde des 
Dr ing. ganz entjchieden, die urfprünglid eine ganz 
andere Bedeutung hatte als bie, die ihr jet beigelegt 
wird, Die Verleihung der Würde des Dr ing. ift den 
technischen Hochſchulen deshalb verliehen worden, weil 
man fie in diefer Beziehung gleichitellen wollte mit den 
Univerfitäten und dadurch eine alte berechtigte lage der 
technifhen Hochſchulen zur Erledigung bringen wollte. 
Diefer Dr ing., der aljo die höchſte alademiſche Würde 
ift, die die technifchen Hochichulen zu verleihen haben, 
wird durch die in Ausficht genommene Negelung ent— 
fchieden von feiner Höhe herabgezogen; er befommt eine 
ganz andere Bedeutung, und zwar nicht mehr die Be- 
—— einer wiſſenſchaftlichen Qualifikation, ſondern 
eines Ausweiſes über eine gewiſſe praftiiche Berufs— 
tüchtigkeit. Alſo ich glaube, daß weder demjenigen, der 
den Dr ing. erwirbt und ſich der Praxis zuwendet, mit 
biefer Würde gedient ift, noch daß das denjenigen Ab» 
ſichten entfpricht, die man hatte, als man den rien 
Hocichulen das Berleijungsredit bes Dr ing. gab. Wir 
meinen beshalb, daß, wenn wir auch anerkennen, daß die 
Regierung feine Verpflichtung hat, alle Baubeflifjenen 
zur Ausbildung zu übernehmen, jie dennod dafür ſorgen 
muß, dab ihnen mindeftens die Möglichkeit gegeben wird, 
das zweite Eramen in der bisher üblichen Weije abzu- 
—* Wie das zu machen iſt, welche Kautelen der Herr 

iniſter fordern will für die praltiſche Beſchäftigung 
dieſer Baubefliſſenen, möge ihm überlaſſen bleiben; darüber 
können wir natürlich nur allgemeine Direktiven, aber 
feine näheren Vorſchriften geben. 

Nun möchte id) von meinem Standpunft jagen, ohne 
meine Herren Mitantragfteller zu binden, daß ich den 
Bufaantrag, der vom den trafen Limburg » Stirum 
geftellt worden ift, durchaus akzeptiere. Es liegt in 
unjerer Refolution durchaus nicht gelagt, daß wir an 
und für fich einer befchränften Übernahme der Bau— 
befliffenen zur ftaatlihen Ausbildung widerjprechen, 
fondern was wir wollen und worauf es uns lebiglid) 
ankommt, ift, daß niemand die Möglichkeit verjchräntt 
wird, das zweite Eramen abzulegen. 

Sch perſönlich glaube, mic mit dem Antrag bes 
Grafen Limburg. Stirum durchaus einverjtanden erklären 
u können und bitte das Hohe Haus, ihn im Bufammen- 
Fr mit dem von uns gejtellten Antrag möglichjt eins 
ftimmig annehmen zu wollen. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen,) 


BVizepräfibent Dr Ih v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete v. Savigny. 


v. Saviguh, Abgeordneter: Meine Herren, um 
gleich mit den Schlußausführungen des Borredners zu be» 
ginnen, fo kann ich als Mitantragiteller mic den Auße— 
rungen bes Herrn Abgeordneten Dr Friedberg anſchließen, 
wonacd ber — auf Nr 78 der Drudjachen, ge 
ftellt von dem Herrn Abgeordneten Grafen zu Limburg 
Stirum und Genoffen, dahin gehend, daß eine Berwahrun 
gewiffermaßen eingelegt werden folle dagegen, daß * 
die Zulaſſung zur zweiten Staatsprüfung ein Anrecht 
auf Anftellung im Stantsdienfte gegeben werde, durchaus 
im Sinne des Antrages liegt, aljo akzeptiert werden 
fann. Auch ich möchte Ihnen kurz namens meiner poli» 
tifchen Freunde die Annahme des Antrages auf Nr 76 
der Drudjahen empfehlen. 

Wir find der Anſicht, daß es nicht richtig ift, eine 
Doppeltarriere zu ſchaffen, eine Karriere, — — 
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[&tat der Bauverwaltung] 


[v. Saviguy, Abgeordneter] 
vorbereitet, allerdings auch dur die Diplomprüfung 
und die barauf folgende Ernennung zum Regierungsbaus 
führer, und abgei loffen durd die 
prüfung, und die Karriere außerhalb des Staatsdienſtes, 
auf dem privaten Gebiete, teilweiſe auch für die Kommunal» 
verwaltung, vorbereitet durch die Diplomprüfung und ab» 
geichloffen durch den Dr ing. Dieſe letere Prüfung ift 
von dem Herm Abgeordneten Dr Friedberg bereits richtig 
&harakteriftert nad} ihrer Bedeutung, auch nach der willen» 
ichaftlihen Seite hin. Ich will auf diefen Punkt nicht 
weiter eingehen; was er darüber gejagt hat, ift volltommen 
zutreffend. denfalls entfteht durch die Art und Weile, 
wie die Sache bis jett gehandhabt wird und wie fie 
weiterhin geplant ift, der Zuftand, daß, ganz abgeichen 
von dem eigenen Willen und der Tüchtigkeit des Baus 
befliffenen, e8 lediglich von dem Willen der Bauverwaltung 
abhängt, ob jemand in jeiner Karriere dadurch einen 
dauernden Schaden erleiden jolle, daß es ihm verjchränft 
wird, vor ber Öffentlichkeit, vor denjenigen, bei denen er 
fich demnädft um Anftellung und Beihäftigung bewerben 
will, einen Befähigungsnachmeis in dem volltommenften 
zuläffigen Umfange, nämlich durch die Regierungsbaumeifter- 
prüfung, abzulegen. Ob es mit der Zeit dahin je kommen 
fönnte in jpäteren Jahren und Yahrzehnten, daß bie- 
jenigen, welche den Dr ing. gemacht haben, gleichgeftellt 
und gleich geachtet werden im Wiffen und in der Befähi- 
gung mit denen, die die Regierungsbaumeifterprüfung 
—— haben, iſt eine Prophezeihung, der ich nur wenig 
lauben entgegenbringen kann. Es iſt uns auch dieſer 
Einwand in der Budgetkommiſſion entgegengehalten worden. 
Tatſächlich aber nimmt man heute in Preußen an, daß 
diejenigen, welche die geordnete Staatsprüfung für die Be— 
fähigung zur Aufnahme in die Staatsämter abgelegt haben 
in hervorragender Weiſe die Garantie bieten, daß ſie au 
überall, bei Privatarbeiten, bei kommunalverwaltungen uſw 
ihre Stelle tüchtig, ausreichend und erfolgreich ausfüllen 
werden. Dieſe Meinung iſt als eine Tatſache, glaube 
ich, anzujehen, und infolge diefer Meinung werden dann 
diejenigen, welche nicht zugelaffen werden zur Regierungs- 
baumeijterprüfung, einen dauernden Nachteil für ihr 
anzes fpäteres Leben erleiden. Es liegt darin eine 
Ingerechtigfeit in gewilfen Sinne gegen diejenigen, 
welchen es nicht gelingt, nach der Diplomprüfung die Er» 
nennung a Negierungsbauführer zu erlangen. Die 
Bauverwaltung hat uns dargelegt und es entipricht auch 
der bisherigen Gepflogenheit, dab es ihr nicht möglich ift, 
alle diejenigen, welche die Diplomprüfung beftanden haben, 
in den Staatsdienſt zu übernehmen; es ift auch richtig, 
daß eine große Zahl von Architekten, von Baubefliffenen 
und Ingenieuren in Privatbetrieben und Kommunalver« 
waltungen notwendig ift, wenn auch die legteren teilmweife 
wiederum ihre Beamten aus der Zahl der ftaatlich geprüften 
Beamten zu entnehmen pflegen, und infofern könnte an 
biefem Zuſtande auch in — nichts geändert werden. 
Das beabſichtigt auch unſere Nejolution nicht. Es 
foll danach wie bisher die Ausfichtung der Kandidaten 
nach der erften Prüfung ftattfinden, aber es foll der- 
jenige Teil berjelben, welcher nicht die Zulaffung zum 
Stantsdienft in Form der Ernennung zum Regierungs- 
bauführer erlangt, in Zukunft die Möglichkeit erhalten, 
auch bdenfelben Anſchluß in wiſſenſchaftlicher Rich— 
tung, in beaug auf den Nachweis ihrer Befähigung zu 
erlangen, welden diejenigen erlangen, welche als Regie 
rungsbauführer direkt in bie ftantliche praktiſche Vor— 
—— übernommen werden. Schon jetzt wird auch 
diefen nicht die Möglichkeit geboten, ausſchließlich in ftaat- 
lihen Betrieben die vorgejchriebene prattiſche Bor- 
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bereitungszeit zu verbringen. Wie uns in der Budget 
fommiffion dargelegt worden ift, müſſen auch jegt fchon 
Privatbetriebe, Kommunalverwaltungen, befonders tüchtige 
Privatbaumeifter uſw mit herangezogen werden, und es 
werden nach dieſer Richtung bin Ausnahmen geitattet. 
Wenn das im weiteren Maße ausgebildet wird, jo wird 
Ir. vielleicht die Mö lichkeit ergeben, unter ber erforder: 
lichen Aufjiht und durch geordnete Nachweile es den— 
jenigen, die die Diplomprüfung beftanden haben und 
nicht in den Staatsbienft —— können, zu ermög- 
lichen, daß fie die Borbedingung für die Zulaffung zur 
Negierungsbaumeifterprüfung erfüllen. Wenn dann nod 
in dem Srfohantrag, den wir afzeptieren, ausgeſprochen 
ift, daß mit dem Beftehen der Negierungsbaumeifter- 
prüfung durchaus fein Anfpruch auf Anjtellung im Staats» 
dienft verbunden fein foll, fo follte die Königliche Staats— 
regierung fein Bedenken mehr dagegen haben, daß ber 
Ausbildungsgang für alle diejenigen, welche fich dem 
höheren Baufach widmen wollen, in diefer Weije gleich. 
a Nr wird, 

ir haben einen ähnlichen Fall bei der Juſtiz. Auch 
dort wird der Aifeffor, der die Aifefforprüfung beftanden 
bat, in feiner Weife mit einem Rechtsanſpruch verjeben, 
ftaatlich angeftellt zu werden. Es ift aber allen den— 
jenigen, die die Nechte ftudieren und fich der praftifchen 
Borbereitung unterziehen, auch von der Yuftizverwaltung 
die Möglichkeit gegeben, vor der Öffentlichkeit ihre Fähig- 
keit in gleicher Weife nachzuweiſen wie die fpäteren 
Staatödiener und damit fi die Berufe zu erjchließen, 
die von diefer Borausfegung ausgehen. Ahnlic wird es 
ſich auch bier geftalten laffen, und es würde dadurch eine 
differenzielle Behandlung befeitigt werben, die jedenfalls 
zu einem großen Nachteil für das Leben derjenigen führen 
würde, bie, nad) der bisherigen Braris und wie die Sadıe 
jet geordnet ift, davon ausgefchloffen waren, vor ber 
DOffentlichkeit nachzuweiſen, dab fie die gleiche Fähigkeit 
haben wie die anderen, die nad) beitandener Diplom- 
prüfung den Borzug genießen, demnächft zum Regierun 
baumeiftereramen zugelafjen zu werben. Ich ai 
Ihnen daher, die Fefolution auf Nr 76 der Druckſachen, 
verbunden mit dem Zufagantrag auf Nr 78, anzunehmen. 


Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Bubde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
Herren, die Trage der Borbildung der Techniker ift ja 
feine neue, jondern fpielt fchon feit einer Reihe von 
Jahren eine ganz befondere Rolle. Ich habe, als ich in 
mein Amt eintrat, die Frage in dem Stadium über: 
nommen, daß es fich darum handelte, die Schwierigkeiten 
und Übelftände zu befeitigen, die ſich daraus ergaben, 
daß es neben ben —— Prüfungen noch ftaatliche 
Prüfungen gab. Es ergaben fich daraus für die Techniker 
infofern Schwierigkeiten, als ihr Studium außerordentlich 
verlängert wurde und auch fonft über den Wert ber 
einzelnen GErimana ein verichiedenes Urteil im Lande 
berrjchte. Durch eine Vereinbarung zwilchen dem Herm 
Kultusminifter und mir ift eine Diplomprüfung erreicht, 
die bei der Hochſchule abgelegt wird und die nicht die alte 
Diplomprüfung, auch nicht die alte Bauführerprüfung 
ift; gegenüber diefer hat fie noch ein neue® Moment, 
nämlich eine praftifche Arbeit hinzufügt. Die Diplom» 

rüfung fest nun in Zukunft denjenigen, der fie ber 
Kane hat, in die Lage, mit feinen Kenntniſſen, die er 
auch gleichzeitig an einer praftiichen Arbeit betätigt hat, 
in das Leben zu treten und feinem Beruf nachzugehen. 
Wir hoffen nun, daß dieſe Diplomprüfung immer mehr 
im Lande die Anerkennung finden wird, bie —— 
werden ſollte, und daß es auf die Dauer nicht notwendig 
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IBudde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
fein wird, ſich als tüchtigen Mann lediglich dadurch vor— 
zuftellen, daß man ben freng vorgejchriebenen, vielleicht 
mit Rüdfiht auf die Regierungslaufbahn etwas fchema- 
tifchen Weg bejchreiten muß. Es ift ganz natürlich, daß 
die Staatöregierung für ihre Beamten ein beftimmtes 
Schema der Vorbildung vorfchreiben muß. 

Diefes Schema ift zeitraubend und koſtet dem Bes 
treffenden viel Geld; es erfordert mehr Zeit, als bie 
Betreffenden brauchen würden, wenn fie lediglich mit ber 
zukünftigen Diplomprüfung ins Leben eintreten und fich 
im praktiſchen eben ihren Beruf fuchen. Die Königliche 
Staatsregierung glaubte daher, durch diefe Neuorbnun 
der Diplomprüfung, darüber hinausgehend auch der Dok— 
bis ge bu den Technifern einen großen Dienft 
erwiejen zu haben. Denn fie wurden befreit von dem 
Schema; fie brauchten nicht die facultas des Staatsbe- 
amten auf dem vorgefchriebenen Wege zu erwerben; fie 
konnten ins Leben treten und follten dort ohne die ſtaat— 
liche Prüfung ihre Anerkennung finden können. Tatjächlich 
geichieht das auch vielfach. Ich könnte eine ganze Menge von 
Fällen vorbringen, wo junge Leute gefagt haben: wir wollten 
nicht den jchematifchen Weg durd die Staatslaufbahn 
geben, fondern uns auf einen ganz fpeziellen Beruf vor 

ereiten, haben uns freigemadht und find ohne die ftaat- 
liche Prüfung tüchtige Männer geworden, die im Leben 
und in der Technik eine große Rolle fpielen. 

Das ift in der Technik um jo notwendiger, als bie 
Technik in die verichiedenften Zeige zerfällt. Es ift doch 
nicht möglich, daß 3. B. ein ——— der 
lediglich durch die Erantzeifenbahnwerkftätten hindurch⸗ 
geht, wenn er in die Privatinduſtrie eintreten will, ſelbſt 
wenn er früher das Bauführereramen gemacht hat oder 
ſpäter das Regierungsbaumeiftereramen, in der eleftrifchen 
Brande gleich brauchbar wäre; da muß er von vorn an— 
fangen, Bleibt er bei feinem Diplomeramen, fo kann er 
jofort in eine beftimmte Brande gehen und bort 
Tüchtiges leiften, ohne daß er erft zum Regierungsbau- 
meifter ernannt worden wäre. Wir glaubten alfo, den 
Technikern einen Dienft zu erweifen, namentlich aber auch 
der Technik ſelbſt. Denn dadurch, daß man namentlid) 
bei der Staatseifenbahnverwaltung alle Techniker in ein 

ewiſſes Schema hineinzwängt, wird natürlih die 
& ndivibualität des Einzelnen beeinträchtigt, und das ift 
für die Entwidlung der Technik durchaus nicht gut. 

Aber es ift auch von der Staatsregierung anerkannt 
worden, daß nun einmal die Anfichten von der Bedeutung 
des Staatsexamens fortbeftehen, und daß man jelbftver- 
— den jungen Leuten, die in das Studium einge 
treten find, nicht von heute auf morgen den jeitherigen 
Weg abjchneiden kann. Infolgedeſſen hat die Staats» 
regierung durchaus nicht einen Erlaß herausgegeben, daß 
jeder zurückgewieſen werben ſolle, den wir nicht im 
Staatödienfte anftellen wollen. Ach möchte Ihnen das 
an Zahlen erweifen. Im Hochbaufach wurden zugelaffen 
ohne Bedingung 121, bedingt mit der ausdrüdlichen 
Referve, daß fie fein Anrecht auf Anftellung im Staats- 
dienft haben würden, 13, im ganzen 134. In demfelben 
Beitraum wurden nicht zugelajjen 22, und da fie nachher 
noch dringend baten, man möchte fie doch zulaffen, 
wurden 11 noch nachträglich zugelaffen, die unter ben 
oben erwähnten bedingt zugelaffenen 13 enthalten find. 
Bei den BZurüdgewiefenen lagen bejondere Ver— 
bältniffe vor, fodaß es wegen ganz mangel- 
bafter Kenntniffe im Eramen oder wegen Überalterun 
nicht angängig war, fie zuaulaffen. Es ftellte fd 
aljo im Hochbaufach das Verhältnis der Zugelaffenen zu 
denen, die nicht zugelaffen worden find, wie 134: 11. Im 
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Waſſerbaufach wurden 112 zugelafien, davon 10 nad 
träglih, und 16 wurden nicht zugelaffen. Die Jablen 
aus dem Eifenbahnbaufach habe ich nicht zur Hand; ich 
kann nur erwähnen, daß die Staatseifenbahnverwaltung 
etwa 6 Mafchineningenieure jährlich zur Anftellung bringen 
kann und 700 Majchineneleven zur Seit bei der Staats— 
eifenbahnverwaltung ausgebildet werden. Daraus werben 
Sie entnehmen, daß von einem rigorofen Zurüdweifen der 
Technit Studierenden feine Rede ift. 

Ich kann mich mit dem Antrag, ber hier vorliegt, 
auch im wejentlihen einverjtanden erklären, 


(Bravo!) 


namentlich im Hinblid auf den Zuſatz, daß fie feine An- 
forderung haben, im Staate angejtellt zu werden. Ich 
glaube, Fr die Praris nachher dazu führen wird, daß 
— ich wiederhole es nochmals — das Diplomeramen 
allfeitig, im Inlande wie im Auslande, immer mehr zur 
Anerkennung kommt, und eine ganze Menge Leute darauf 
verzichten werben, in den ftaatlihen Ausbildungsichema- 
tismus einzutreten, daß aber diejenigen, die dabei bleiben 
wollen, nad Möglichkeit übernommen werden, ſoweit 
Platz dafür vorhanden ift, — und wie ich mich erkundigt 
babe, foll dies im Hochbau und im Wafjerbau vorhanden 
fein. Bei der Eifenbahnverwaltung kann es allerdings 
Schwierigkeiten machen, eine große Anzahl von Majchinen- 
eleven auszubilden; unjere Werkftätten haben dazu feinen 
Bla, und es würde ein Nachteil für die jungen Leute 
felbft fein, wenn man fie trogdem in die Werfjtätten hin- 
einfchiden wollte. Es find aber genügend Fabriken vor- 
handen, die in der Lage find, die Eleven aufzunehmen 
und auszubilden. 

Ich ftehe alſo dem Antrag durchaus freundlich gegen» 
De und hoffe, daß allfeitig Befriedigung erzielt werden 
wird, 

(Bravo!) 


Bizepräfident Dr geh v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Graf zu Limburg-Stirum. 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter: Meine 
Herren, ala wir die Organifation der technijchen Hoch— 
ichulen und das Doktoreramen, das dort abgelegt werden 
jollte, bejprachen, hätte man glauben follen, bat nun die 
Techniker ausſchließlich oder wenigſtens überwiegend ſich 
dorthin wenden und mit dem bortigen Eramen an den 
freien, höchſten —— Inſtituten ſich begnügen 
und der Staatsdienſt entlaſtet werben würde, daß eher viel- 
leicht bei den, wie man immer Flagte, geringen Befoldungen 
der Staat nicht genug Kandidaten haben würde. Es ift 
nun eine fehr merkwürdige Ericheinung, bie fich jet 
bietet, daß fowohl von den Technifern wie auch, wie es 
fcheint, in ber öffentlichen Meinung, im Publitum Die 
Staatsprüfung und die Staatäfarriere doch erheblich höher 
efhägt wird als die Prüfung bei den höchiten wilfen- 
Pan tlihen Inſtitutionen bei den techniſchen Hochſchulen. 


(Abgeordneter Krawinkel: Mit Recht!) 


Bon einer Seite kann man bas freudig begrüßen, daß 
fchließlich troß des Schematismus, der bei der Staats- 
prüfung berricht, man im Publitum doc der Meinun 
ift, daß dies das Solidere und das Sichrere ift, und bat 
die Herren fich lieber an diejenigen wenden, welche diejen 
Schematismus durchgemacht haben, als an diejenigen, 
welche im freien Fluge der wiſſenſchaftlichen Ausbildung 
fi) dem Publikum anbieten. 

Dean muß anerkennen, daß man dem doch einigermaßen 
Rechnung tragen muß, und darum kann man fich dem 
Antrag nicht ganz antipathifch gegenüberftellen, daß man 
denen, die Baumeifter werden wollen, die Möglichkeit 
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IGraf zu Limburg-Stirum, Abgeordneter] 

gibt, fih in der Staatöfarriere auszubilden und dadurch 
eine verbefferte Stellung dem Publitum gegenüber ein» 
zunehmen. 

Uber, meine Herren, die Sache hat ein großes Be- 
denken. Wenn man Erfahrung hat, wie die Dinge ſich 
entwideln, jo ift die Gefahr folgende. Jetzt verlangen 
die Herren die Ausbildung in der Staatsfarriere und 
fagen: ich beanſpruche ja nur die Ausbildung, wenn ich 
ausgebildet bin, dann verlange ich ja nicht Anftellung im 
Stantsdienfte. Nachher wird's wie im Wallenftein heißen: 
Bor Tiiche las man's anders! Da wird man fagen: 
ja, nachdem wir fo lange dem Staate unfere Dienfte ge 
widmet haben in der Vorbereitungszeit, müffen wir auch 
verlangen, daß der Staat uns eine Anftellung garantiert, 
und wir verlangen, daß wir angeftellt werden! Wenn 
nun das gefchieht, und der Staat zugibt, daß die nächſte 
Etappe erreicht ift, dann heißt e8: ja, wir müffen fo lange 
auf die definitive Anftellung warten! Dann hören wir 
wieder bie beweglichften Neben, daß Männer von 45 Jahren 
noch feine N und das ift ja ganz entießlich. 
Dann entfteht hier das Gebränge ſeitens ber freunde der 
Herren, daß hier fo viele Stellen 
die Leute in einem nicht fo fort 
feit angeftellt werben können. enn nun die Staats» 
verwaltung fogt: ich weiß ja nichts anzufangen mit dem 
Reichtum, ic kann nur ein gewiſſes Quantum von Hoch— 
baumeiftern, nur ein gem! es Quantum von Xiejbau- 
meiftern, nur ein gewiffes Quantum von Maichinen- 
baumeiftern brauchen, — das ift ganz egal; e8 wird dann 
immer darauf bingewiefen: nein, das ift eine Härte, daß 
die Menjchen mit 45 oder 50 Jahren nicht angeftellt find. 

Daher haben meine politiichen Freunde, um die Be- 
denfen, die wir gegen die Refolution haben, welche von 
den Herren Dr friedberg und anderen Herren eingebracht 
worben ift, einigermaßen zu mildern, ben Antrag ein- 
gebracht, der meinen Namen trägt. Es wird dadurch 
vielen meiner Freunde erleichtert, für den Antrag des 
Herm Dr Friedberg und feiner Freunde zu ftimmen. 

ber ich muß fanen: das Bedenken bleibt mir doch, daß 
die Entwidlung fich fo geftalten wird, wie ich es Ihnen 
beichrieben habe, und ich möchte, wenn diefer Antrag an— 
genommen werben jollte, was ich beforge, wünſchen, daß 
man dann immer darauf refurriert, und daß die Re— 
ierung dann den Herren gegenüber, welche weder im 
Brivat ienft eine angenehme Stellung finden, noch im 
Stantödienft verwendet werben können, jagen fann: id) 
habe mich dagegen gewehrt, und auch die Ontention des 
Nögrschnetenhunfen ift nicht geivejen, daß fo viel Stellen 
gegründet werben müſſen, bab alle Kandidaten befriedigt 


werden können. 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr 
hat der Abgeordnete Dr 








egründet werden, daß 
— Lebensalter 


Sehr v. Heereman: Das Wort 
rieger (Königsberg). 


Dr Krieger (Königsberg), Abgeorbneter: Meine 
Herren, ich freue mid, daß die Frage, welche ich mir 
erlaubt babe in der Budgetkommiſſion anzufchneiden, 
nämlid die Frage ber Ausbildung und Prüfung ber 
— Baubeamten, eine jo dankenswerte Unterſtützung 
eitens aller Parteien gefunden hat. Ich betrachte die 
Negelung dieſer Frage, wie fie durch die neueften Be- 
ftimmungen gegeben it, doch für eine höchſt gefährliche, 
und ich weiß dem Herrn Minifter ganz befonderen Dant, 
daß er fich geneigt gezeigt hat, die Frage der Zulafjung 
zum Vorbereitungsdienit in dem Sinne zu regeln, wie 
e3 die Antragiteller bezweden. 
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Ich möchte allerdings mir zu bemerken erlauben, 
daß, wenn bie frage in dem Sinne des Antrages ge 
regelt werden foll, dann wohl ergänzende Beftimmungen 
gegeben werden müſſen für die Bulafjung zum Bor 
ereitungsdienft. 

Meine Herren, wenn der Herr Minifter hier ftati- 
ſtiſch nachgewieſen hat, daß tatfächlich nicht fo viele 
zurüdgewiefen werben, daß der größere Teil ber Be 
rechtigten, derjenigen, welche die erite Prüfung beftanden 
haben, zum Borbereitungsdienft zugelaflen wird, fo, meine 
ich, kommt es weniger auf die Statiftit und weniger auf 
die Größe der Zahl an, bie — wird, ſondern 
es kommt auf das Prinzip an. ach meiner Meinung 
muß eine ſtaatliche Einrichtung, wie das Baumeiſter— 
eramen es iſt, allen denjenigen zugänglich gemacht werden, 
welde die nötigen a ar erfüllt haben, welde 
das Abiturium gemacht und die erforderliche Zeit auf der 
techniſchen Hochſchule ftudiert haben. 

Meine Herren, es ift bei diefer Frage doch genau 
auseinanderzuhalten das Diplomeramen und die * 
laſſung zum höheren Vorbereitungsdienſt. Die Be— 
ftimmungen über die Examina der höheren Baubeamten 
und die Beftimmungen über den Borbereitungsdienit 
haben das Eigentümliche, daß fie mindeftens alle zwei 
bis drei Jahre geändert werden, daß alle zwei 
bis drei Jahre neue Beftimmungen herauskommen. 
Neuerdings ift nun an die Stelle des früheren Bau- 
führereramens das jogenannte Diplomeramen getreten. 
Das Bauführereramen war ein Gramen, weldes im 
Minifterium der öffentlihen Arbeiten zum größten Teil 
vor Minifterialräten und nur zum Eleinen Zeil vor 
Profefforen abgelegt wurde, Das neue Diplomeramen 
aber ijt ein vollftändig akademiſches Examen, bei welchem 
zum größten Teil akademiſche Profefjoren mitwirken, nur 
zum Eleinften Zeil Leute aus ber Praris. Ob dieje Neu- 
einrichtung des Diplomeramensd günftig ift oder nidt, 
fteht hier augenblilich nicht in Frage; ich glaube, Darüber 
werben wir uns bei anderer Gelegenheit unterhalten 
können. Meines Erachtens ift der Erſatz des Bau: 
führereramens durd das Diplomeramen eine Art Sonni- 
venz gegenüber den akademiſchen Profeſſoren. Man hätte 
in Bieter Beziehung nicht fo —— ſein ſollen gegen: 
über den Akademikern; man hätte es bei dem alten Bau— 
führereramen belafjen follen. Ich will in der Beziehung 
nur eins erwähnen, nämlich) daß denjenigen Profefforen, 
weldhe zu der Prüfungstommiffion gehören, die das 
Diplomeranen abnimmt, ein Privileg vor allen andern 
gegeben ift. Die Studierenden werden geneigt fein, bei 
Belegung der Borlefungen ganz bejonders —— zu 
bevorzugen, bei denen fie das Diplomeramen ablegen. 
Hat nun der Studierende das Diplomeramen nicht ab- 
elegt, fo wird unter den biplomierten Ingenieuren 
eitend des Minifters die Auswahl getroffen, zwiſchen 
denjenigen, die er zulaffen will zum ftaatlihen Vor— 
bereitungsdienit, und folchen, denen er den Vorbereitungs- 
dienft nicht eröffnet. Die legteren find nicht in der Lage, 
das Baumeiftereramen abzulegen. Nur diejenigen können 
das Baumeiftereramen ablegen, welche vom Minifter zur 
Borbereitung zugelaffen werden. 

Diefe Beitimmung hat den großen Nachteil, daß die- 
—— Kandidaten, die zum Vorbereitungsdienſte und 
emnach auch zum Baumeiſterexamen zugelaſſen werden, 
und die nun das Baumeiftereramen beſtehen, ein gewiſſes 
moralifches Recht auf Anftellung erhalten. Wenn der 
Herr Minifter fümtlihe diplomierte Ingenieure zum 
Baumeiftereramen zulajfen wollte, jo würde auch nicht 
der Schein einer moraliſchen Berpflihtung auf Anftellung 
beftehen; dann könnte der Herr Minifter fi unter den 
geprüften Baumeiftern diejenigen ausſuchen, welche er 
in den Staatsdienſt übernehmen will, und diejenigen 
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urüdweifen, die ihm nicht pafjen. Einmal muß der 

hnitt gemacht werden; nur jcheint die Stelle, wo ber 
Schnitt gemacht ift, nicht die richtige zu fein. Der Schnitt 
fann erſt gemacht werden dem Baumeijter: 
eramen, & liegt auf der Hand, daß die Bugelafjenen 
ſich darauf verlaffen werben, daß fie nun auch ſpäter be- 
fördert werben. Der Herr Minifter ift dann kaum nod) 
in der Lage, einem folden Zugelafjenen zu fagen: did) 
können wir nicht brauchen, du mußt dir anderswo eine 
Stelle ſuchen. 

Ferner find ja aber auch nicht alle diejenigen, bie 
das Baumeiftereramen ablegen, gewillt, im Staatsdienft 
u bleiben. Eine außerordentlicd große Zahl von ſolchen, 

ie das Baumeiftereramen ablegen, find von vornherein 
entichloffen, fofort dem Staatsdienft Balet zu jagen und 
entweder in ber Kommunalverwaltung oder in der Privat- 
praris ſich eine Stellung zu fuchen, umfomehr, als die 
großen Kommunen —4 höhere Gehälter den 
höheren Baubeamten zahlen, als es der Staat vermag. 

Nun kann es —* dieſe Maßregel dahin kommen, 
daß unter Umſtänden durch den großen Bedarf der 
Kommunen an geprüften Baumeiftern der Staat gelegent- 
li einmal in Berlegenheit kommt; er wird nicht ge» 
nügend geprüfte Baumeifter zur Berfügung haben und 
wird dann auf die diplomierten Yngenieure zugreifen 
müfjen, während die Kommunen ſich genügend mit Bau- 
meiltern verjforgen werden. Wenn nun gefagt worden 
ift, die Kommunen würden jpäter auf die Baumeilter 
prüfung nicht ein fo großes Gewicht legen, die Kom— 
munen würden fich mit den Diplomingenieuren bzw. den 
Doftoringenieuren zufrieden geben, fo kann ich dem nicht 
beiftimmen. Das Doktoreramen ijt niemald durch das 
Baumeiftereramen zu erfegen; denn das Doktoringenieur- 
eramen ift ein rein alademifches Eramen, in dem eine 
gewiſſe wiſſenſchaftliche Befähigung, ein gewiſſes 
wiſſenſchaftliches Können nachgewieſen wird, während 
im Baumeiſterexamen weniger wiſſenſchaftliches als 
praktiſches Können nachgewieſen werden muß. Daher 
muß derjenige, der das Baumeiſterexamen machen will, 
eine Fin ala Vorbereitung in der Braris durchmachen 
und muß in dem — — erweiſen, daß er 
dieſe dreijährige Vorbereitung mit Erfolg —— 
hat. Die Kommunen werden immer das größte Gewicht 
darauf legen, daß die Baubeamten, die die als Stadt- 
bauräte, als Stadtbauinjpektoren uſw engagieren, ben 
ſtaatlich organifierten Borbereitungsdienft —— 
haben. Auf den Nachweis dieſes Vorbereitungsdienſtes 
werden die Kommunen niemals verzichten und darum auch 
nicht auf den Nachweis der beſtandenen — ————— 

Dann iſt beſonders auch zu bedenken, daß alle 
diejenigen — und mögen es auch nur wenige ſein —, 
die vom ſtaatlichen Vorbereitungsdienſt zurückgewieſen 
werden, in den Augen des großen Publikums, das der 
Sache ferner ſteht, gewiſſermaßen mit einem Makel 
behaftet ſind. Der Herr Miniſter ſchafft mit dieſem 
Schritt zweierlei Baubeamte, nämlich ſolche erſter Klaſſe, 
die Gnade vor feinen Augen gefunden haben, und ſolche 
weiter Klaſſe, die fi) ohne das Baumeiftereramen dur 

ie Welt fchlagen müffen. Man muß es aber dem Ers 
meſſen eines jeden Baubeflifjenen jelbjt überlafjen, ob er 
das Baumeiftereramen ablegen will oder nicht. 

Wenn aber diefe Beftimmungen wirklich bejtehen bleiben 
follten, jo müßten wenigftens fejte Geſichtspunkte gegeben 
werben, nach welchen die Huswahl erfolgen ſoll. Bisher find 
ſolche fejten Ge — nicht gegeben. Es iſt in der 
Budgetkommiſſion lebiglich geſagt worden, daß die Aus- 
wahl danach getroffen wird, ob die jungen Leute genügend 











vorbereitet werden fönnen, ob genügend höhere Bau- 
beamte vorhanden find, um bie jungen Bauführer während 
des Vorbereitungsdienites genügend zu beauffichtigen. 

Es iſt gejagt worden, daß unter Umſtänden eine folche 
Überfüllung berricht, daß nicht genügend Gelegenheit 
gern ift, um die jungen Leute auszubilden und ihre 

usbildung zu überwachen. Meine Herren, da möchte ich 
das vorjchlagen, was ich bereits in der Budgetfommiffion 
erwähnt habe, daß doch nichts dem entgegeniteht, daß die 
diplomierten Ingenieure, die das ir So abzu⸗ 
legen wünſchen, auf einige Zeit, auf ein bis zwei Jahre, 
u Kommunen beurlaubt werden. Sie finden in den 
ommunen genau diejelbe gute Ausbildung und Bor- 
bereitung wie im Staatsdienft; die großen Kommunen 
haben ein gut geregelte Bauweſen, welches genau die» 
jelbe gute Ausbildung den jungen Leuten gewähren kann 
wie der Staat. Daß eine Oberauffiht des Staates 
dabei notwendig ift, ift jelbjtverftändlich; diefe Oberaufficht 
kann aber aud; ausgeübt werden. ‘ch will in diejer 
Beziehung aber nicht vorgreifen; die Frage des Bor- 
bereitungsdienfte® mag jo oder auch anders geregelt 
werden, es fommt darauf an, daß die Auswahl, die ja 
einmal getroffen werden muß, nicht fchon vor, fondern 
erft nad) dem Baumeiftereramen eintritt. 

Aber vor allem: die Gefichtspunfte, nach denen jet die 
Auswahl unter den Meldungen auf Zulaffung zum Bor- 
bereitungsdienft getroffen wird, fehlen vollftändig. Iſt es 
denn jo undenkbar, liegt e denn jo außerhalb des Bereichs 
der Möglichkeit, daß ftetö die Gefichtspunfte allein Geltung 
haben für die Auswahl, die und angegeben find? Können 
rei ge nicht auch andere Gejichtspunfte bei der Aus— 
wahl maßgebend jein, ſolche Gejichtspunfte, wie fie 
beifpielöweile heute maßgebend find bei der Auswahl der- 
jenigen, die zum Rejerveoffizier zugdafien werden, und 
die zurüdgewiejen werden, dab da die Stellung der Eltern, 
ihre politifche Gefinnung ufw mit in Betracht gezogen 
werden? Sch will nicht jagen, daß das heute neldieht; 
aber die Gefahr liegt doch vor, und dagegen müfjen wir 
ung wenden. Wir find ganz entichieden dagegen, daß 
unfer höheres Beamtentum noch immer erklujiver wird, 
noch immer mehr fich beſchränkt hinfichtlich der Nekrutierung 
auf die fogenannten befjeren Familien; wir müſſen ver: 
langen, daß dem ganzen Bolfe, den Söhnen aus allen 
Familien die höchſten Beamtenftellen zugänglich gemacht 
werden, wenn fie die Qualifitation befiken. Und diejes 
Prinzip, meine Herren, das meiner demofratijchen 
Geſinnung entjpridht, finde ich nicht verwirklicht in den 
Beltimmungen, wie fie heute herrſchen. Ich bitte den 
Herrn Minifter, diefen Anregungen Folge zu geben, wie 
er es in danfenswerter Weife zugefagt hat, und möglichft 
bald mit ergänzenden Beſtimmungen vorzugehen, welche 
das verwirklichen, was die Antragfteller im Auge haben. 


(Bravo! links.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman; Das Wort 
hat der Herr Minifter, 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Der 
Herr Borredner — gemeint, daß die neue Prüfungs: 
ordnung im wejentlihen aus Stonnivenz gegen Die 
Akademiker gejchaffen worden wäre. Das ift nicht der 
Fall, fondern fie ift lediglich im Intereſſe der Techniker 
und ber Technik gefchaffen worden. babe mich bei 
den Berhandlungen, die darüber ftattgefunden haben, 
auf Grund des Gutachtens der — —— davon 
—— daß faktiſch das neue Diplomexamen eine 
Wohltat für die Techniker und für die Technik fein wird. 
Die Regelung ift vor kurzem erfolgt, und wenn fich 
bier zwei Anfchten Gegenkberfichen — die eine ift die, 
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IBudde, Minifter der öffentlichen Arbeiten] 
daß das Alte alles hätte bleiben follen, die andere ift 
die, daß man eine Anderung ſchaffen müßte — ſo würde 
ich glauben, daß es doch wohl das Richtige iſt, zunächſt 
die Erfahrungen abzuwarten, namentlich, da ich Ihnen 
nachgewieſen daß niemand durch die neue Regelung 
geſchädigt werden ſoll. Ich glaube allerdings, daß mehr 
und m fi) die Überzeugung Bahn brechen wird, daß 
das Diplomeramen eine vorzüglihe Einrichtung ift, und 
daß eine Menge Leute es — werden, nicht die 
ſtaatliche Vorbereitung weiter durchzumachen. Das iſt 
ja ganz klar, daß eine Anzahl von denen weggeht, die 
das Baumeiſterexamen gemacht haben. Wir rechnen auch 
darauf; wir nehmen die doppelte, die dreifache Anzahl, 
e nach den Erfahrungen, die wir haben, und lafjen fie 
Es Regierungsbaumeiitereramen machen. Wir jehen den 
Abgang, den wir alljährlih auf den einzelnen Gebieten 
haben, und wir jorgen dafür, daß für die Kommunen, 
die Privatinduftrie ufto, die Baumeijter gebrauchen, reichlich 
Baumeifter zur Verfügung ftehen. Es ift Ihnen das 
auch nachgewiefen worden aus ber Zahl 3. B. der 
Maijchineneleven, die da find gegenüber dem Bedürfnis, 
welches bei der Eijenbahnverwaltung vorhanden ift. Aber 
dem möchte ich entgegentreten, daß das lediglich eine 
Konnivenz gegen die Akademiker gewejen ift, jondern es 
ift eine Konnivenz gewejen gegen die Techniker und die 
echnik. 
— kun Bi ich dann noch kurz zurüdweijen, daß 


[bftverftändlich hier, wo es fih um Techniker handelt, 
en Gefichtäpunfte ſeitens der Regierung in Frage 
kommen könnten. Das liegt doch jo auf der Hand, daß 
es gar keines Beweiſes weiter bedarf; aber ich wollte es 
doch nicht unerwähnt lafjen. 

Der Herr Abgeordnete Graf zu Limburg-Stirum 
hat ganz recht, wenn er jagt: e8 liegt eine gewiſſe Gefahr 
darin, eine gewiffe moraliiche Berpflichtung, wenn nun 
alle, die da8 Staatseramen gemacht haben, kommen und 
fagen: du haft mich ausgebildet, du haft mich zum Staats· 
examen zugelaſſen, nun ſorge auch dafür, daß ich zur 
richtigen Zeit angeſtellt werde! Die Klagen werden ſich 
ſedenſalls mehren, daß die Zeit zu lange dauert, bis ſie 
in eine angemefjene Anſtellung kommen, wenn alles durch 
die Staatslaufbahn durchgeht; die Klagen werden ſich 
vermindern, wenn vor Diplomeramen als das anerkannt 

ird, was es fein joll. 

— te ich bemerken, daß die Zentralinftanz in 
dem Diplomeramen durch Eraminatoren vertreten ift, daß 
aljo nicht nur Akademiker theoretijch prüfen, jondern daß 
auch praltiſche Leute aus dem Leben prüfen. Auch iſt 
es nicht ganz richtig, daß das Doktoringenieurexamen 
lediglich eine  tabemifche Würde wäre oder ha eine 
wifjenfchaftliche Befähigung nachweiſe. Die 'önigliche 
Staatsregierung muß ſich aljo vorbehalten, zu enticheiden, 
ob fie in der Lage ift, die fämtlichen, die ſich melden, 
ausbilden zu können. Es kann nicht erwartet werden, 
daß die Staatsregierung verpflichtet ift, jeden anzunehmen; 
dazu fehlt uns unter Umftänden der Plag. Aber fie 
wird mit demſelben Wohlwollen wie bisher den 
Studierenden der Technik entgegentommen und hofft, daß 
auf diefem Wege befriedigende Zuftände erzielt werben. 
(Bravo!) 


izepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das 
ey ——⏑2—2 — Dr Friedberg. 


edberg, Abgeordneter: Die letzten Aus— 
— dem Minifters haben mic) doch etwas 
—* gemacht, und ich muß mich fragen, ob wir uns 





auch richtig verſtanden haben. Der Herr Minijter bat 
darauf hingewieſen, da er nach Möglichkeit die Anwärter 
übernehmen würde, die fich melden. Wir meinten "aber, 
daß dieje Frage gar . die entſcheidende jei, ſondern 
die enticheidende Frage für uns ift, daß das zweite 
Eramen abgelegt werben kann. Wenn der Herr Ab- 
eordnete Srieger von ergänzenden Beitimmungen ge 
—— at, ſo hat er das in dem Sinne gemeint, ob 
nicht auch ohne Übernahme von Baubefliffenen in die 
ftaatlihe Vorbereitung dafür Sorge getragen werben 
kann, daß fie das Eramen machen können. 
(Sehr richtig!) 

Wenn z. B. jemand das Diplomeramen abgelegt 
bat, und er kommt nad) dev vorgejchriebenen Zeit mit 
Zeugniffen — 3. B. ein Elektrotechnifer weiſt nad, er 
habe 2 Jahre auf der Allgemeinen Elektrizitätögejellichaft 
earbeitet — jo foll er das Recht haben, fich bei der 
Brüfungsbehsrhe zu melden und das Examen abzulegen. 
Es handelt ſich aljo gar nicht darum, die Berechtigung 
des Herrn Minifters gur Auswahl zu bejchneiden oder 
zu erweitern, fondern darum, daß eine Prüfungsbehörde 
vorhanden fein foll, bei der die Betreffenden das zweite 
Examen ablegen können. 

in diejer Richtung bitten wir den Herrn Minifter, 
die Refolution in Betracht zu ziehen und eventuell er- 
gänzende Beftimmungen in unjerm Sinne zu erlafjen. 


(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Ich 
werde in eine Prüfung der Frage eintreten, entſprechend 
dem Antrage. Ich kann aber natürlich eine Zuſicherung 
mit bezug auf das, was der Herr Abgeordnete Dr Fried 
berg eben hier gejagt hat, zur Beit nicht machen. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Srieger (Königsberg). 


Dr Krieger (Königsberg), Abgeordneter: Ich habe 
den Herrn Minifter anfangs fo veritanden, daß er 
tatfächlich ergänzende Beftimmungen dahin gehend geben 
wolle, daß denjenigen jungen Leuten, welche die genügende 
zeit auf ber —— Hochſchule ſtudiert und das 

iplomexamen abgelegt haben, das egierungsbaumeifter: 
eramen zugänglich gemadht wird. So hatte ich urſprüng— 
lid} den Herm Minifter verftanden, und ich freute mich, 
daß dadurch die Frage geregelt fei. Jebt feheint der 
Herr Minifter etwas anderes gemeint zu haben. 
laube, e3 ift notwendig, daß wir uns darüber ver 
ändigen. Ich habe nicht verlangt, daß die diplomierten 
Ingenieure jämtlich zum flaatlichen Borbereitungsdienft 
zugelafjen werden ſollen. Ich bin durchaus zufrieden, 
wenn man dem biplomierten ingenieur geftattet, in ber 
Kommunalverwaltung oder in großen Fabriken den Vor— 
bereitungsdienft abzulegen. verlange nur, baß man 
jedem, der die nötige Dualifitation beibringt, das Bau- 
meiftereramen — macht. Wie war es denn früher, 
vor ungefähr 20 bis 25 Jahren? Der junge Bauführer, 
der dad Bauführereramen gemacht hatte, konnte jeine 
Ausbildung fi juchen, wo er wollte; er war nur ver- 
pflihtet, vor dem zweiten Eramen ben Nachweis zu er- 
bringen, daß er zwei Jahre lang unter einem Regierungs- 
baumeijter gearbeitet hatte. Cine folde ergänzende 
Beitimmung wäre auch heute fehr mohl möglih. Es 
wäre jehr wohl möglich, zu fagen, daß man ben Bor- 
bereitungsdienft ablegen kann bei einem Staatsbauweſen, 
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bei einem Kommunalbauweſen oder in Fabriken. Wählt 
man diejen Weg, jo hätte der Baumeijterfandidat alsdann 
nur nachzuweiſen, daß er die vorgejchriebenen drei Jahre 
BVorbereitungsdienft in der und der Weile in Fabriken 
ugebradht hat, jo und jo lange Zeit im Werkjtättenbetrieb, 
E und jo lange im Sontor, und zwar unter Aufficht 
eines geprüften Mafchinenbaumeifters bzw. unter anderen 
Kautelen, die man vorjchreiben mag. Man kann auch 
die weitgehendite Oberauffiht über die jungen Leute 
ausüben, In diefem Sinne möchte ich bitten, ergänzende 
Beltimmungen zu geben, daß jedem bdiplomierten Ange 
nieur, der den Wunich bat, die Baumeijterprüfung ab- 
ulegen, das Baumeiftereramen zugänglich gemacht wird. 
er kann auch nicht anerkennen, daß durch die Übernahme 
der jungen Leute in die Staatöverwaltung zum Bor: 
bereitungsdienjt irgend welche Garantien geboten werden 
könnten, daß fie auch zur Anftellung kommen müßten; 
in Gegenteil, je mehr man zum Baumeiftereramen zuläßt, 
umfomehr ſchwächt fich die moralifche Verpflichtung des 
Staates zur Anftellung ab. 

In diefem Sinne jtimme ich volljtändig dem Antrag 
bes Herrn Graf zu Limburg-Stirum zu. Ich bin felbit- 
verftändlic, als ich dieſe Frage anregte, von dem Grund» 
ag ausgegangen, daß der Staat durchaus feine Garantie 
übernehmen fol, ob und wen er anzuftellen hätte oder 
nit. Das muß vollftändig der Enticheidung der Stants- 
behörbe überlajjen bleiben. 


Bizepräfidbent Dr Frhr v, Heereman: Der Herr 
Minifter der öffentlichen Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minifter der tg Arbeiten: 
glaube, den Herrn Abgeordneten Dr Sri 
verjtanden zu haben, daß er benjelben Antrag ftellt, den 
der Herr —— Dr Friedberg geſtellt hat. Ich 
habe die Antwort dahin gegeben, 5. ich in eine wohl⸗ 
wollende Prüfung der Anregung eintreten werde. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: 
Wort hat der Abgeordnete Dr Friedberg. 


(Derfelbe verzichtet.) 


Dann ift das Wort nicht weiter gewünjcht. Ich 
fhließe die Beiprehung. Der Herr Beriditerftatter 
bat das Wort, 


Brütt, Berichterftatter: Bereits zu Beginn ber 
Verhandlungen erlaubte ich mir zu fagen, daß durch An- 
nahme des Antrages Dr Friedberg und Genoffen nebit 
dem Unterantrag des Herm Grafen zu Limburg-Stirum 
die Auffaffung der — rer Lies nach dem Reſultat 
ber dort gepflogenen Debatten wiedergegeben jein würde. 
Die Berhandlungen haben bies is ergeben, und ich 

laube deshalb, jagen zu dürfen, ba die Büdgetkommiſſion 
* einverſtanden ſein wird, wenn ich namens derſelben 
hnen die — des Antrages Friedberg mit dem 
nterantrag Graf zu Limburg⸗Stirum empfehle, 


BVizepräfident Dr Frhr u. Heereman: Wir 
a Abftimmung. ichlage Ihnen vor, zus 
nächſt abzuftimmen über den Tit. 11 und dann über den 
Antrag des Abgeordneten Dr Friedberg und für den Fall 
ber Annahme desjelben dann über den Bufagantrag bes 
Abgeordneten Grafen zu Limburg-Stirum. Sind Gie 
mit diefer Abjtimmung einerjtanden? — Das Wort zur 
Geichäftsordnung hat der Abgeordnete Graf zu Limburg: 
Stirum. 

Berbandl. d. Simnfes d. Abq. 19. Penlst. V. Seiflon 1908, 





Ich 


eger darin richtig 


Das 





(Rufe: Nicht zu verſtehen!) 


Vizepräfident Dr Fyrhr dv. Heereman (den Redner 
unterbredhend): wollte zuerft über den Antrag 
Dr Friedberg abjtimmen lafjen. 


Graf zu Limburg » Stirum, Abgeordneter (fort 
fahrend: ch bin der Meinung, da mein Antrag ein 
Amendement zu dem Antrag Dr Friedberg ift, müßte über 
meinen Antrag zuerjt abgejtimmt werden und dann über 
den ganzen Antrag, wie er fich geftaltet hat. 


Vizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Zur Ge: 
ſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete v. Savigny. 


v. Saviguy, Abgeordneter: Ich glaube, namens der 
Antragiteller erklären zu fünnen und mich mit den Herren 
darin im Einverftändnis zu befinden, daß wir den Zujaß- 
antrag auf Druckſache 78 einfach als legten Sag in ben 
Antrag 76 aufnehmen. Dann bedarf e8 nur einer Ab- 
ftimmung. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Wird diejer 

Beränderung von feiten der Antragfteller zugeftimmt? 
(BZuftimmung.) 

Es erfolgt kein Widerſpruch; wir können alſo jo ver- 
fahren. 

Sch bitte zunächſt diejenigen Herren, die Tit. 11 
annehmen wollen, fid} zu erheben. 

(Geichieht.) 

Das ift die Mehrheit; Tit. 11 ift bewilligt. 

Nun bitte ich, daß die Herren, welche den Antrag 
des Abgeordneten Dr Friedberg auf Drudjahe Nr 76 
und den damit verbundenen Antrag des Abgeoröneten 
Grafen zu Limburg-Stirum auf Drudjahe Nr 78, alio 
folgendermaßen geltaltet: 

Das Haus ber —— wolle beſchließen: 
die Königliche mg ge zu erfuchen, 
dafür Sorge zu tragen, daß allen denjenigen, 
welche fich dem höheren Baufach widmen wollen 
und nad Ablegung der vorgefchriebenen erften 

rüfung aud die Baumeijterprüfung (zweite 
taatsprüfung) ze. wünfchen, hierzu 
Gelegenheit geboten wirb, * daß ihnen 
dadurch ein Anſpruch auf Anſtellung im Staats- 
dienfte erwächſt — 
annnehmen wollen, ſich erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die beiden Anträge ſind an— 
gen eröffn die Beſprechung des Tit. 12 3 
eröffne bie Beſprechung it. 12, — 13, — 
14, — ichließe diefelbe; die verlefenen Titel find b ewilligt. 
% eröffne die Beiprehung bes Kap. 65 Tit. 1. 
Das Wort hat der Herr Bericterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Bereits im vergangenen 
Jahre ift bei diefem Titel die Frage der Bentralilation 
und Dezentralifation auf dem Gebiet der Bauverwaltung 
erörtert worden. In diefem Jahre ift in der Budget 
kommiſſion wieder in die Erörterung diefer Frage ein- 
getreten und pe etwas grünblidher, Über die allge 
meinen Borteile und Nachteile der Sentralifation und 
Dezentralifation kann ich hinwegjehen. Es wurde hervor: 
gehoben, daß, wenn eine zu große ——— durch⸗ 
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[Gtat der Bauverwaltung] 


[Brütt, Berichteritatter] 

geführt wird, das Fachintereſſe der Lofalbeamten erlahmen 
muß, wenn ihnen alle intereffanten Aufgaben entzogen 
werben, auf der anderen Seite auch die örtliche fichere 
Erfahrung der Lofalbeamten verloren geht, wenn eine zu 
große Bentralijierung ftattfindet hinfichtlich der Musarbei- 
tung der Projekte und Anſchläge. 

Es ift uns nun von der Königlichen Staatsregierung 
geingt worden in der Budgetkommiſſion, daß das Prinzip 
der Dezentralijation, aljo daß die Projekte und Anjchläge 
von den Lokalbehörden aufgeftellt würden 


Haus ber Abgeordneten. 33. 





auf dem Ge: 
biet des Waflerbaues völlig durchgeführt jei. Allerdings 
fonnte in der Budgetkommiſſion demgegenüber hervor» 
gehoben werden, daß in einer prinzipiell ſehr wichtigen 
Trage noch ganz vor kurzem die Königliche Staatsregie- 
rung auf dem Gebiet des Wafjerbaues von dem Prinzip 
der Dezentralifierung abgegangen ſei. Ach darf kurz 
hervorheben, wie bie Font ih nad) den Erklärungen 
der Königlichen age abgefpielt bat. Es it 
eine Taljperre im Otertal in Ausficht genommen, und 
die Ausarbeitung dieſes Projekts ijt jet in den Händen 
der Yandesanftalt für Gewäſſerkunde. 

Zur —— dieſes mit Rückſicht auf die Zived- 
bejtimmung der Anftalt für Gewäſſerkunde höchit eigen« 
artigen Verfahrens berief die Königliche Staatsregierung 
fi darauf, daß bei der Bereifung des Herrn Ober: 
prüfidenten von Hannover es zur Sprache gefommen jei 
erlaube mir, das wörtlid) vorzulejen: 

daß fich für die Bearbeitung dieſes Entwurfes 
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feine Behörde beffer eigne als die neugegründete 
Pandesanftalt für Gewäſſerkunde. 
Diefe Behörde hat zur Aufgabe die intenfive Förderung 
der willenichaftlich-ftatiftiichen Mrbeiten der Gewäſſerkunde. 
Dafür ift auch ihr Perjonal beftimmt, aber nicht dafür, 
daß Projekte ausgearbeitet werden. 

Es ift auch nicht weiter dem widerſprochen worden von 
jeiten der Königlichen Stantäregierung, daß es ſich bier um 
eine nicht weiter als Beijpiel wirken dürfende Anomalie 
handelt, und es wurde darauf hingewieien, daß die Ent: 
widlung der Generalkommiſſion in diefer Beziehung zu 
denken gibt; indem diefe Behörde uriprünglich zur Teilung 
und — der Grundſtücke —28 war, hat ſie 
allmaͤhlich eine größere Anzahl von Zuſtändigkeiten der 
ordentlichen Verwaltung an ſich geriſſen und dadurch die 
Geſchäfte nicht vereinfacht, ſondern fortwährend Kompetenz-— 
konflikte und Verſchiebungen und Verſchleppungen veranlaßt. 
So ſteht es auf dem Gebiete der Waſſerbauverwaltung. 

Auf dem Gebiete des Hochbaues fteht e8 allerdings 
gen anders, und ich kann in diefer Beziehung auf eine 
Statiftit verweifen, welche uns jchlieglich vom Dlinifterium 
gegeben worden ift. Daraus ergibt fi, daß das Prinzip 

— hinſichtlich der Ausarbeitung von 
Projekten und Anſchlägen allerdings in ſehr hohem Maße 
zur Durchführung gebrächt iſt. Es wurde geltend gemacht, 
daß die along ſich häufig nicht vermeiden ließe, 
weil andere Refforts jo fchleunig ihre Entwürfe und 
Projekte ausgearbeitet haben wollen. In der Statiftit, 
die dem Berichte der Budgetfommiffion beigegeben ift, find 
eine Anzahl von Rubriken wiedergegeben. Die Statiflif 
ftellt fi, wie folgt, dar: 


Zahl der in der Bauabteilung des Minifterinms der öffentlichen Arbeiten bearbeiteten Neubauten 
in den Iahren 1900, 1901 und 1902. 


















Zahl ber von ben 


abl der in ben I der ohne abl der ohne 
——— Probinglalinftangen — em 8 
aufgeftellten, |, Ne ei 6 h binataft Provt nz Tan 
Bezeichnung der Abteilungen m der Bauabteilung bet Sinlterlumde Probinzlalinftangen |; der Bauabteilung 
des Diniftertums | "Ger 5 —— ums Finder Bauabteilung | des Mintfteriums 
im ber öffentlichen — des Miniſterlums | der öffentlichen | Im ganzen 
f Arbeiten nicht genügend | der öffentlichen Arbeiten 
bochbautechnifchen Bureau gebifligten we befundenen Arbeiten austÄiettgen 
8 * a. — aufgeſtellten Entwürfe und 
"Ellzuen Stiggen Koſtenanſchläge 
1. Kirchenbauten, monumentale 
und kunſtgeſchichtliche Bau- 
werke, Muſeen und Akademien 1 129 
2. Gerichtögebäude und Gefäng- 
MINE oo Keinen en 5 950 
3. Univerfitätsbauten und kliniſche 
Bauten, Archivgebäude, tedj- 
nische Hochſchulen .........- 1 99 
4. Unterrichtsanftalten .......- 
olle und Steuergebäude ... 
bauten der 
a) Landiwirtichaftlihen Ber- P 28 
waltung .... .......... 
b) Berg. und Hüttenverwal ⸗ 
tung ....... 
e) Ballerbauveriwaltung. — 
5. Höhere Verwaltungsgebäude.. 5 45 
BZufammen.... 129 240 214 16 599 





[Brütt, Berichterftatter] 


Meine Herren, ich babe das bier verlejen, damit 
alle Herren nachher in der Lage find, ſich au der Hand 
des ftenographifchen Berichts über diefe Zahlenverhältniffe 
zu orientieren. Beſondere Beihlußfaffungen jind nicht 
an dieſe Erörterungen geknüpft worden, und ich habe 
Ahnen deshalb Anträge nicht vorzulegen. Diejfe Er— 
Örterungen fnüpften ſich bei dieſem Zitel an die 
neuen Wegierungs- und Bauratöftellen an, die ge 
fordert find, und wo auch 3 neue fliegende Regierungs- 
und Bauräte vorgefehen find, welche allerdings eine 
Vermehrung des Perfonals nicht enthalten. 

Am übrigen habe ich Ihnen im Namen der Budget 
kommiffion die Annahme des Tit. 1 vorzufchlagen. 


BVizepräfident Dr — v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Dahlem. 


Dr Dahlem, Abgeordneter: Meine Herren, ich ber 
nutze zunächit diefe Gelegenheit, um der Aheinitrombau« 
verwaltung meinen Dank dafür auszufprechen, daß fie 
bisher die Intereſſen der Rheinihiffahrt in befonderem 
Grade wahrgenonmen hat, und erlaube mir, bei diejem 
Poften nur auf verfchiedene Punkte, die meines Erachtens 
der ——— dringend bedürftig ſind, Ihre Auf— 
merkſamkeit zu lenken. 

Die Rheinſtrombauverwaltung, meine Herren, deren 
Intereſſe es ja ift, die Aheinichiffahrt zu begünftigen, 
befolgt ſeit einigen Jahren merkwürdigerweiſe die Praris, 
den Leuten, die aus dem Rhein Kies, Sand u. dgl. ent« 
nehmen, eine Gebühr aufzuerlegen, anftatt die Leute nod) 
darin zu ermuntern, daß fie diefe Sachen, die auf dem 
Nhein die Schiffahrt verhindern, aus dem Rhein weg« 
nehmen, Meines Erachtens follte die Rheinftrombau- 
verwaltung in diefem Punkte nicht jo fisfalifch fein, 
fondern das alte Prinzip aufrechterhalten, das fie bis 
vor wenigen Jahren befolgt hat, nämlich diefe Material» 
entnahme von Kies: oder Sandbänfen, deren Befeitigung 
ja doch im eigenften Intereſſe der Schiffahrt liegt, bes 
günftigen und den Leuten nicht nod eine Ertrafteuer 
abnehmen. 

So jehr idy auch anertennen muß, daß die Rhein— 
ftromverwaltung die Intereſſen der Rheinſchiffahrt wahr- 
nimmt, möchte ich doch des ferneren betonen, baß meines 
Eradtens bie Rheinftromverwaltung bei der wechjeljeitigen 
und wechfelinnigen Beziehung der Rheinſchiffahrt zur 
Lahnichiffahrt ein dringendes Intereſſe daran hat, die 
Berbeflerung des Sciffahrtönuiges ber Lahn endlich in 
Angriff genommen zu jehen. 

Bisher war die Lahn das Aſchenbrödel aller preußi— 
ichen Flüffe. Der diesjährige Etat zeigt die merkwürdige 
Tatſache, daß von allen preußifchen Flüſſen es nur die 
Lahn ift, welche eine befondere Zuweiſung nicht erhält, 
und doch verdient fie dieje ftiefmütterlide Behandlun 
nicht; es follte im Gegenteil aus fozialpolitifchen * 
volkswirtſchaftlichen Grüunden die Lahn ein Gegenſtand 
ernſter Aufmerkſamkeit ſeitens der Regierung ſein. 

Im Jahre 1843 iſt durch Vertrag zwiſchen Preußen, 
2 und Naſſau beſchloſſen worden, die Lahn zu 

naliſieren. Das iſt auch geſchehen; es wurde eine 
große Anzahl Schleuſen erbaut, es wurden verſchiedene 
andere —— — beſeitigt, ſodaß in der Folge 
Handel, Induſtrie und Schiffahrt in ungeahnter Weiſe 
im Lahngebiet erblühten. Es ſiedelte 34 eine größere 
Anzahl induſtrieller Werke an der Lahn an, die Anzahl der 
Seife ftieg auf etwa 400, und die mit der Schiffahrt 
verwandten Gewerbe, Seilereien, Schiffbau ufw, ent» 
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widelten fich ebenfalls zu großer Blüte. Diefes Ber- 
hältnis dauerte bis zur Erbauung der Lahnbahn, da die= 
felbe von da ab einen größeren Teil der bisher der 
Schiffahrt zugefallenen Qiransporte übernahm, und 
jteigerte ſich zu ungunften der Schiffahrt noch infolge 
der reichlichen Einhuhr ausländifcher Erze auf dem 
Waſſerwege. Nur einige wenige Zahlen in diefer Be— 
giehung. Es beziehen ſich diejelben zwar nur auf die 
egten Jahre; Sie werden aber troßdem aus dieſen 
Zahlen den Nüdichluß ziehen können, daß gerade die 
ollfreie Einfuhr ausländifcher Erze und die ermöglichte 
erbilligung der Fracht durch Benugung des Waſſerweges 
weſentlich dazu beigetragen haben, die Lahnſchiffahrt und 
die mit ihr verwandten Gewerbe — zu vernichten. 
m Jahre 1895 betrug die Einfuhr aus Schweden 
814.000 t im Werte von 81/, Millionen Mark, aus 
Spanien 784000 t im Werte von über 10 Millionen 
Mark, im Jahre 1899 aus Echmeden 1477000 t mit 
über 25 Millionen Wert in Mark, und dann aus 
Spanien 1845 000 t mit 32300000 M Der Berjand 
der Lahnerze nach Weitfalen und Niederrhein nahm aber 
in folgendem Berhältnis ab: im Jahre 1881 betrug der: 
felbe noch 540000 t, im Sahre 1899 aber nur nod) 
165 000 t. 

Meine Herren, bie folge war — cs bedarf dies 
rn einer befonderen Ausführung aber nit — außer» 
ordentlich bedenklich zunächit für die —S dann aber 
auch für die — Die —— verlor ganz er⸗ 
hebliche Bermögenswerte, auch wurden die von der Induſtrie 
unmittelbar am Bahnufer errichteten Anlagen mehr und 
mehr brad) gelegt. Die Schiffahrt aber ift ſeibſtverſtändlich 
in demfelben Grade zurüdgegangen, ein großer Teil der 
Schiffer mußte Arbeiter werden, ein Teil wanderte aus, 
und nur ein ganz geringer Teil fonnte fich noch wirt 
Ichaftlich über Wafler halten — — 


(Slode des Präfidenten.) 


Bizepräfident Dr srhr v. Heereman (den Redner 
unterbrechend): Kerr Abgeordneter, ih muß Sie unter 
bredien. Sie können bei diefem Titel nicht über die 
Lahnverhältnifie fprechen, jondern bei dem Zitel, der 
gerade die Lahn ins Auge faßt. Hier, wo die Verhält- 
nifie der Beamten der Strombauverwaltung zu beiprechen 
find, können Sie nicht die Verhältniffe der Ströme jelbft 
näher erörtern. Ich babe Sie bisher ſprechen lafjen, weil 
ich qlaubte, Sie würden kurz jein, und bitte num, über 
den Titel zu ſprechen. 


Dr Dahlem, Abgeordneter (fortfahrend); Meine 
Herren, hieraus werden Sie erjehen, daß jchon allein aus 
diefen Gründen der biesjeitigen Anregung entſprochen 
werden müßte. Meine Herren, die Sohnkenalifation ift 
aber das einzige, was uns über die Mijere hinaushilft; 
fie ift auch deshalb abjolut notwendig, weil die geplante 

ojeltanalijation außerordentlich ungünftig auf die Ver: 
ar an ber Lahn einwirken würde. 
eine Herren, nachdem der Herr Präfident ber 
Anficht ift, daß dieſe Berhältnifje hier nicht hergehören 
werbe ich mir erlauben, bei einer jpäteren Bofition noch, 
darauf zurüdzufommen. ebenfalls aber bin ich der Auf- 
faffung, daß dieſe Verhältniffe bezüglich der Lahn einer 
eingehenden Beſprechung bedürfen. 


(Glode des Präfidenten.) 


BVizepräfident Dr Frhr dv. Heereman (den Nebner 
unterbrechend): Herr Abgeordneter, ih kann Sie über 
die Lahn nicht weiter jprechen laffen, ich muß Sie nun 
ſchon zum zweitenmale darauf aufmerkſam —— 
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Haus ber Abgeordneten. 


[Stat der Bauverwaltung] 


[Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman] 
Zu Tit. 1 ift niemand weiter zum Wort gemeldet; 
die Befprehung ift geſchloſſen. Widerſpruch ift nicht er- 
hoben; der Titel ift bewilligt. 
Ich eröffne die Beiprechung über Tit.2. Das Wort 
hat der Abgeordnete Schmidt (Warburg). 








Schmidt — Abgeordneter: Meine Herren, 
wie ich ſchon bei der Beratung des Eiſenbahnetats am 
26. Februar erklärt habe, trete ich heute mit meinen 
Wünfcen für die VBerbefferung der höheren Baubenmten, 
Baumeifter und Bauinfpektoren hervor und ſchließe in 
diefe Wünfche auch die Techniker der Eifenbahnverwaltung 
ein, wenn auch ein befonderes Eingehen auf deren Ber- 
hältniffe hier ausgejchloffen ift; aber es ift doc wohl 
jelbftverftändlich, daß, wenn die Berhältniffe in dem einen 
Reſſort gebeffert werden, auch in dem anderen Reſſort 
die Befferung eintreten wird. 

Bevor ich aber zu der Beantwortung dieier Frage 
übergehe, muß ich auf die Berhandlungen vom 26. Februar 
zurüdtommen. Der Herr Minifter hat in denfelben 
zweimal das Wort über die höheren technifchen Beamten 
ergriffen und bierbei zunächſt die Anträge erwähnt, die 
von verichiebenen Seiten bes Be namentlich auch 
von mir in früheren Jahren geftellt und immer aufrecht 
erhalten worden find, und die darauf abzielen, daß die 
5 De überfchreitende biätarijche Dienftzeit auf das 
Beloldungsdienftalter angerechnet werden joll. Er hat 
zu dieſen Anträgen eine Stellung genommen, die ich, 
nachdem ich den Wortlaut des — —— Berichts 

träglich geleien babe, nur hoch erfreulich nennen kann. 
Er hat nämlich gejagt: 

a, meine Herren, wenn es auf mich als den 
inifter der öffentlichen Arbeiten allein anfäme, 
würde ich mich ja außerordentlich freuen, dieſe 

Wünſche jofort befriedigen zu fönnen. Uber, 

meine Herren, fämtliche übrigen Reſſorts der 

großen Staatöverwaltung fptelen bier eine Rolle 
mit, und ich bin nicht in der Rage, allein für 
die Bauverwaltung, für die techniichen Benmten, 
derartige Bormwegbewilligungen zu machen, die in 
den anderen Reflorte nicht auch bewilligt werden. 

Ich werde die Sache wohlmollend im Auge be- 

halten, werde fehen, was ich machen kann; id) 

bin aber nicht ein Staat im Staate mit meinem 

Reflort, fondern, wie Sie alle anerfennen werben, 

ih habe nur im Zufammenbange mit den übrigen 

Reſſorts zu arbeiten. 

Ich hatte damals den Herrn Minifter mißverftanden und 
geglaubt, daß feine Erklärung eine joldhe gewejen wäre, 
die eigentlih die technifchen Beamten enttäufchen würde. 
Ich habe darauf Hingewiejen, was jein Borgänger hier 
gejagt hat, und was mir damals günftiger erſchien, mir 
jegt aber nicht mehr günftiger ericheint, und habe hinzu— 
* ich hoffte, daß es nicht das letzte Wort wäre, 
as hier geſprohen ſei. Nun hat aber der Herr Mi— 
nifter ſich uͤber das geirrt, was ich gejagt habe; er hat 
efagt, ich hätte gemeint, daß er das legte Wort fchon 


e. 
Alſo ich bekenne auch meinen Irrtum nach ber erft- 
edachten Richtung hin und bin mit dem, was der Herr 
inifter gefagt hat, durchaus zufrieden; es wäre ja 
unbeicheiben, wenn man jett, —— der Herr Miniſter 
erſt kurze Zeit im Dienft ift, ihm zumuten wollte, daß 
er in diefer fo ſchwierigen Frage, in der fchon fein Vor— 
Bug viele Jahre herumgedoktert hat — id) darf es 
wohl im beften Sinne des Wortes jagen —, nun gleich 
eine Entjcheidung treffen und einen Erfolg erreichen follte, 
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wo die Hinderniſſe bei dieſem Antrag doch beſonders ſchwer 
liegen. 

Vor allem geht in der Frage doch der Geiſt um, 
der im Kaſtanienwäldchen geiſtert, 


(Heiterkeit) 
und deſſen Vertreter wir hier vor uns ſehen. Es ſcheint 
mir gewiſſermaßen ſymboliſch, daß, während bei anderen 
Reſſorts der Vertreter des Herrn Finanzminiſters immer 
zur Linken des Neffortchefs figt, er bei diefem Reſſort 
zur Rechten fit 

(Heiterkeit) 


und zwar nicht durch Zufall, fondern herkömmlich. ch 
habe es ſchon feit Fahren beobachtet: der Minifter der 
Bauverwaltung fit abweichend von den Stellen, wo wir 
die anderen Minifter fehen, immer auf diefer — ber 
linten — Seite und der Minifter bzw, der Vertreter ber 
eg y drüben, alfo zur Rechten. ch fürchte, daß 
dies als Zeichen gelten könnte, es fei feine Bedeutung in 
diefem Reſſort des Bautenminifterd ganz befonders ſtark 
hervortretend. Ach wünſchte, daß die Bedeutung des 
Reffortminifters hier eine größere wäre. 

Meine Herren, ich denke mir: wenn Alerander der 
Große Yurift gewejen wäre, 

(große Heiterkeit) 
wie der Vorgänger des Herrn Minifters, dann würde 
er vor lauter Bedenken den gordiſchen Knoten nicht auf: 
geknüpft haben. Alerander der Große hat aber wie der 
gegenwärtige Herr Minifter Militärwiffenfchaften ftubiert, 
und da hoffe ich, daß diefer aud einen Weg findet, mit 
aller Energie, wie es den Herren Militärs eigen ift, 
durchzugreifen. 
(Heiterfeit.) 


Ich könnte mic) ja darauf bejchränten, mein volles 
Vertrauen nad diejer Richtung auszufpreden; ich will 
aber kurz noch einmal die Wünjche anführen, um die es 
ſich handelt. 

Die technifchen höheren Baubeamten beklagen ſich 
zunächſt über zu fpäte etatömäßige Anftellung Wenn 
ein höherer Technifer etwa in demjelben Alter wie ein 
Gerichtsaſſeſſor das höhere Eramen beftanden hat, dann 
muß jener doch viel länger, als bie in in der 
an Auftizverwaltung und in der Eifenbahnverwaltung, 
auf feine Anitellung warten; lange Jahre hindurch ift es 
fo gewejen, da er 10 bis 12 Jahre warten mußte. 
Zum Teil bat fi das ja etwas gebeflert; aber im 
großen und ganzen beträgt die Durchſchnittswartezeit 
immer noch 10 Jahre. Es liegen mir aus dem legten 
Halbjahre die Rejultate nicht nad dem Salender vor; 
aber die Aufftellung, die nad dem zweiten Teile des 
Termintalenders für 1902 gemacht ift, hat ergeben, daß 
aus dem Baumeifterdienftalter von 1892 noch unangeftellt 
waren 6 beim Hochbau, 2 beim Wafferbau, 1 beim Eifen- 
bahnbau, dagegen beim Majchinenbau ger noch 4 aus 
dem in 1890, 9 aus dem Jahre 1891 und 7 aus 
dem re 1892. Ich gebe zu, daß es beim Maſchinen- 
bau ſetzt verhältnismäßig recht ungünftig fteht; die Ge— 
ichäfte liegen fehr darnieder. Aber auch für die anderen 
Branden ift das eine viel zu lange Wartezeit, zumal 
es fi nicht um Überfüllung mit unbeichäfti ten Ans 
wärtern handelt, fondern um Beamte, die ſeit vielen 
Jahren gerade während ber übermäßigen langen Warte- 
zeit, und zwar ſchon fofort nad dem Eramen Diäten 
erhalten haben, woraus erfichtlih ift, daß fie für den 
Staat unentbehrlich find. So wurde ihnen auch vielfach 
die Beurlaubung zur Kommunalbauverwaltung deshalb 
abgeichlagen, weil fie nicht entbehrt werden fonnten. 

Ih habe ſchon in früheren Jahren auf ein Zuge 
ftändnis hingewiejen, welches beim Etat der Bauverwal- 
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IEtat der Bauverwaltung] 


[Schmidt (Warburg), Abgeordneter] 
tung vom Fahre 1900 in den Bemerkungen geftanden 
hat über den Mangel an Regierungsbaumeiftern, womit 
motiviert wurde, daß die — Einſtellung von 
Privattechnikern erfolgt ſei. Zu meiner na Bin 
bat zwei „Jahre jpäter, am 14. Februar 1902, der Herr 
Minifterialdireftor Dr Schul folgendes erklärt: 
Wenn der Mbgeordnete Schmidt (Warburg) 
darauf hinweiſt, daß im Reſſort der allgemeinen 
Bauverwaltung und der Stantseifenbahnverwaß, 
tung ein Mangel an Anwärtern für die höheren 
Baudienfte vorhanden jei, jo trifft das für den 
gegenwärtigen Augenblid nicht zu. Somohl in 
der Gtontäetfendohnverwaltun wie in der Baus 
verwaltung verfügt der ds inifter der öffent: 
lichen Arbeiten über mehr Anwärter, als er für 
jein eigenes Reffort verwenden kann. 

Nun, wenn das richtig wäre, dann bleibt aber auch 
beitehen, daß zwei Jahre vorher noch ein großer Mangel 

ewejen ift, und bezüglich der Herren, die damals keine 

Anftellung bekommen konnten, trifft doch der Borwurf 
zu, daß man fie nicht angeftellt hat. Sch muß aber zu 
meinem Bedauern erklären, daß ich die Erklärung des 
Herrn Minifterialdirektors Schul nicht als zutreffend an- 
erkennen kann nad) alledem, was in den Beitungen fteht. 
Schon vorher hatte in der Voffifchen Zeitung ein Artikel 
geftanden, in welchem darauf hingewieſen wurde, daf man 
doc Privattecdniter mit 450 und bis 500 M befolde, 
dieſe alſo zur Beſchäftigung in den betreffenden Reſſorts 
annähme, und daß man doch nicht annehmen könne, man 
würde eine jo teure Beichäftigung wählen — das würde 
die reine Verſchwendung fein —, wenn man einen 
olden Überfluß an Baumeiftern hätte. Der Herr 
Minifter hat darauf etwas erwidert, und zwar, daß er 
für geringere Saden Beamte mit geringerer Befoldung 
geihaffen habe, weil man derartige geringere Tätigkeiten 
och auch nicht gerade den Baumeiftern zu überweifen 
brauche. Aber auf meine Bemerkung, er habe Privat- 
technifer angenommen lediglich mit ber Baugewerksſchul⸗ 
bildung, iſt er dabei gar nicht eingegangen; er hat mic) 
aljo darin feineswegs widerlegt. % würbe es doc aud) 
eigentlich für ſehr bedenklich halten, wenn man Privat 
technifer mit entiprechend gleichen Diäten bezahlte, während 
Baumeifter, wie der Herr Minifterialdirektor Schultz 
geſagt * ſogar mehr als notwendig vorhanden wären. 
Dann Jügte man ja noch das weitere Unrecht für die 
Baumeijter hinzu: fie würden nicht einmal diätarifch be— 
Ichäftigt, man jchöbe in ihren Beruf noch obendrein 
Privattehnifer ein! Solche Konkurrenz er ich in der 
Tat unzuläffig finden, 

Nun ‚aber will ich zu dem Beweismaterial kommen, 
daß wirflih Privattechniter auch zu derartigen Stellen 
angenommen werden. a, meine Herren, ich bin ja fein 
Fr * in —*— lebt; ich bin aber ein 

aſſiſcher Zeuge, bin weder verwandt noch v ä 
mit den — — 





(Heiterkeit) 


wie wir als Richter zu jagen pflegen, ich habe fein 
Intereſſe an der Sad. Aber die Beitungen bringen 
doch mancherlei, und ich habe hier ein ganzes BVerzeichnig 
von Annoncen, durch welche ſolche Brivattechniker geſucht 


werden, und zwar aus der legten Zeit. Ich will nur 
einzelne nennen. Es wird für den Meubau des 
a Se ae in Koblenz am 26. Januar v. J. 
in Nr 11 des Bentralblattes ein atademiſch gebildeter, 


mit den mittelalterlichen Stilformen vertrauter, technifch 
gründlich vorgebildeter und für den vorbezeichneten Zwed 
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in jeder Beziehung geeigneter Architekt für 250 M 
monatlich gefucht, wobei zur rn bog war, 
daß derjelbe ebenjo wie ein anderer für A gleiche 
zeitig gefuchter Techniker möglichft felbftändig zu arbeiten 
im Bande jei. Weiter: Zur örtlihen Leitung der Neu— 
bauten des Lehrerieminars in Schneidemühl wird aud) 
jemand in diefer Weife gefucht. Dann wurde in Nr 67 
des genannten Sentralblattes vom SKreisbauinfpeftor in 
Naftenburg für einen jpeziellen Entwurf zu einem 
Gymnafialbau ein Techniker für 180 M, ein anderer für 
225 M und ein dritter Architekt für 300 4 verlangt. 
Ich kann bier nicht alles vorlefen; aber bier in Nr 14 
des Hahrgangs 1901 wurde ein Architekt für Juſtiz- 
neubauten in Neumünster für 270 4 geſucht. — In 
einer anderen Nummer des Yahrgangs 1901 wurde für 
den Neubau des ——— in au ein akademiſch 
gebildeter, künſtleriſch befähigter Architekt für eine monat- 
liche Vergütung bis zu 450 geſucht. — Ya, die Bat 
meifter befommen nicht fo viel, die befommen nicht, wenn 
fie diätarifch befchäftigt find, 450 M, die bekommen eben 
nur 300 4! — Dann wurde ganz kürzlich im Dezember 
vorigen Jahres in Nr 102 des LBentralblatts ein 
tüchtiger Architekt, flotter Zeichner, im Entwerfen Pa 
gegen eine Tagesvergütung im Betrage von 10 von 
er gg Eifenbahndirektion zu Altona geſucht; 
und in Pr 30 des Jahrgangs 1901 wurde von der 
Königlich preußiichen und Gro bergoglid heſſiſchen Eijen- 
bahndireftion zu Mainz ein tüchtiger Eifenkonftrufteur 
egen eine XTagesvergütung von 15 M verlangt; zu 
Dienftreifen wurden ihm neben freier Fahrt in der 
IT. Klaſſe Reijefoften bis zu 100 AM gewährt. 

Ja, wenn man derartige Annoncen lieft, daß immer 
Privattechnifer verlangt werden, dann fage ich: entweder 
ift ein Mangel da, und dann ift es nod fo, wie 1900 
hier im Etat zugeftanden ift, oder es ift fein Mangel ba, 
und dann ift e8 meines Erachtens nicht zu verantworten, 
wenn man biefe Privattechnifer denen vorzieht, die das 
Staatderamen gemacht haben und auf Anftellung immer 
noch warten, 

Nah einem Artikel in der Voſſiſchen Zeitung — 
der Herr Referent muß es ja wiſſen, wie die Cache 
liegt, ich bin nicht zugegen gewefen — wäre in ber 
Budgetfommiffion auch zu Tit, 13a und 13b von Etatd« 
überjchreitungen gefprochen;; da wären Etatsüberfchreitungen 
moniert zu dem Tit. 13a — er betrifft Koften von Vor— 
arbeiten 175000 AM und Bauleitungen 1350000 A, 
einfchließlich der Vergütung für die im TA gr guet 
niffe ftehenden Hülfakräfte, zufamnren 1525 
Etatsüberfchreitungen von 556 420 AM; ferner wäre beim 
Tit. 13b — zu Vergütungen für die bei den Provinzial 
behörden und den Lokalbaubeamten im VBertragsverhält- 
niffe angenommenen ——— Hülfskräfte — ber 
Betrag von 337000 A überjchritten um 128 745 M. 
Daraus fcheint mir doch hervorzugehen, daß man eben 
gerade bier jehr viele folder Hülfekräfte zuzieht, die in 
diefem Etatstitel untergebracht find, die, wie man nad) 
den Annoncen annehmen muß, nicht eben wohl alle 
Regierungsbaumeifter geweſen jein werden. 

Wie lange dieje Herren manchmal warten müffen auf 
Anftellung, das ging mir recht charakteriftiih aus der 
Erzählung eines Bauinfpektor® hervor, der nun fchon 
jeit einiger Zeit angejtellt ift. Er hat die Gtelle, die 
er nachher befommen hat, 2"/, Jahre kommiſſariſch als 
Baumeifter verwaltet. 

(Hört, hört!) 


Da fage id: warum hat er denn nicht das Gehalt 
dazu befommen? war er noch nicht jo alt, hatte er noch 
nicht feine 10 Jahre hinter fich, wollte man den anderen 
Baumeiftern fein Unrecht tun? Warum hat man 
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¶ Etat der Bauverwaltung] 


[Schmidt (Warburg), Abgeordneter] 

dann nicht einen anderen Baumeifter in die Stelle 
bineingejegt, ber das nötige Dienftalter hatte, und warum 
bat man jenen 2'/, Jahre diätariich in diefer Stellung 
beichäftigt? 

Wie ungünftig die Beförderungsverhältniffe bei den 
höheren Baubeamten find, darüber verweife ich wieder 
auf die Brofchüre „lagen und Wünfche der höheren 
Techniker”, und zwar auf zwei Beiipiele. Es iſt da 
nachgewiefen, daß, wenn ein Juriſt und ein Techniker zu 
gleicher Zeit das Examen gemacht haben, alio der eine 
ſein juriftiiches Ailefforeramen, der andere fein Baus 
meijtereranten, und fie beide in der Eifenbahnverwaltung, 
der eine als Aurift, der andere als Techniker, beſchäftigt 
bleiben, und fie dann die Bilanz gegeneinander aufmachen, 
im 65. Lebensjahre der AYurift 36000 M und fünfmal 
den Wohnungsgeldzuihuß mehr bezogen hat als der Tech— 
niter. ch will die Juriſten nad) der Richtung nicht herr 
unterjegen, durchaus nicht; aber Sie fehen doch, daß die 
Verbältniffe der Baubeamten recht ungünftige fein müflen, 
denn der Staat verichwendet feine Gelder an die Juriſten 
doch auch nicht. 

Ein anderes Beiipiel. Wenn ein Eifenbahntechniter, 
der nach ben älteren Befoldungsverhältniffen — wie es 
früher geſchah, nach 7 Fahren — jeine Anftellung be 
kommen hatte, verglichen wird mit einem (ijenbahn- 
technifer, der nach den neuen Befoldungsverhältniffen — 
nach 12 Jahren, wie dies verichiedene erlebt haben, und 
die Mafchinentechnifer noch heute es erleben — angeftellt 
ift, dann ftellen die Einfommensverhältniffe für den 
legteren fich jo ungünftig, daß er erit 29 Jahre nad) ab- 
gelegtem Examen das alte Gehalt überholt haben würde. 
Das würde fo ungefähr im 60. Lebensjahr jein. Co ift 
der Vorteil, den die Befoldungsverbefferung gebracht hat, 
leider wieder wett gemacht dadurch, daß die Techniker fo 
fpät zur Anftellung fommen. 

m — 1901 waren rund 400 Bauinſpektoren im 
—— vorhanden, auf dieſe kamen rund 200 Baumeiſter. 
as iſt alſo ein Verhältnis der Angeſtellten zu den Nicht- 
angeftellten wie 2:1. Diejes Verhältnis iſt jr ungünftig, 
wie es in anderen Nefforts, glaube ich, nicht vorfommt. 

Nun bat ja mein Antrag den Zweck, den älteren 
Beamten, die unter den ungünftigiten Verhältniffen an— 
geitellt find, und auch den künftighin noch Anzuftellenden 
wenigitens ben Vorteil noch zu verihaffen, daß man jie, 
nachdem fie jo lange Zeit gewartet haben, wenigfteng 
nicht in die unterfte Gehaltsitufe einfegt. Ich habe ge- 
jagt: 5 Jahre Diätarzeit mag der Beamte ſich ee 
Eh aber was über die 5 & re hinaus ift, muß für 
die Alterszulage angerechnet werden. Im vorigen . 
babe ih an En Miniſter v. Thielen den Hunf ges 
richtet, er möge damit anfangen, fie alle in eine höhere 
Gehaltsſtufe einrüden zu Iaffen. Das wäre wenigftens 
ein Troft für das Unrecht, welches ihnen gefchehen ift; 
denn der Staat hat ihre Dienfte benugt, hat fie not» 
wendig gehabt, gleichwohl hat er fie nicht angeftellt, 
ſondern hat fie warten laffen, bis fie die beften Lebens» 
jahre hinter fich hatten. Daß ein Bauinfpektor erft in 
den 40er Jahren ungeftellt wird, das ift fo jchreiend, 
daß es kaum zu jagen ift. 

Wie bin ich auf die Vertretung diefer Sache ge 
fommen? Ich hörte hier einmal von einem Bauinſpektor 
— ber Herr hieß Michaelis —, der in einer Petition 
darlegte, er hätte 12 bis 13 Jahre warten müſſen bis 
gu feiner Anftellung. Das war etwas jo Ungewöhnliches, 

B ih mir jagte: mit der Frage mußt du dich beichäf- 
tigen, wozu biſt du denn als Abgeordneter da, wenn du 
das jo ruhig hinnehmen jollit? 
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Nun komme ich noch mit einem fehr harmlojen 
Wunfche, den ich auch im vorigen Jahre ſchon vorgebradit 
hatte, und den vorzubringen mir jehr unangenehm ift, 
weil ich auf derartige Gegenftände ein gr 
geringes Gewicht lege. Es ift das nämlih der — i 
darf wohl jagen: verhaßte — Titel, den man den Baus 
meiltern dann gibt, wenn fie endlich zur Anftellun 
fonımen. Haben fie nach diefer Anftellung num endlich 
fo lange gehungert, und fegt man ihnen nun endlich die 
Suppe der Anftellung vor, dann verfalzt man fie ihnen 
mit einem abſcheulichen Titel, indem man jagt: ihr feid 
nun Bauinfpektoren geworden. Meine Herren, das it 
Micht fo leicht zu nehmen, wie ich es anfangs fand. Das 
fönnen fie doch nicht von mir verlangen — fagte ich zu 
einem, der mich deshalb bat —, ſolche Titel intereifieren 
mid) nicht! Aber ich habe geſehen, daß es mie eine 
Empörung, möchte ich fagen, durch die ganzen Bau- 
inipeftorenkreife hindurch gebt, daß fie an einem ſolchen 
Titel leiden müſſen. Neuerdings ftand wieder ein Artikel 
in der Zeitung — ob es wahr ift, weiß ich nicht, möglich 
ift es ja; man meiß, es gibt viele Infpektoren, Kirchhofs- 
infpeftoren, Kaſerneninſpektoren, dann gibt e8 auch einen 
Bauinfpektor, es gibt bei den Gefängniffen einen Ober- 
inipeftor —, daß der Gefängnisoberinfpeftor dem Bau- 
infpeftor eine Nachricht hätte zukommen laſſen wollen 
und hätte fagen lafen: der Herr Oberinipeftor läßt dem 
Heren Infpektor jagen... .! a, ſehen Sie, meine Herren, 
es ift ja ganz natürlich, daß man die Herren nicht mit 
dem gangen langen Titel Bau- und Betriebsinfpeftor 
anredet; da fagt man nur; Herr — 

Nun bat ſich jemand die Mühe gemacht und eine 
Umfrage angeftellt; er hat an die jämtlichen Adreflen der 
Bauinſpektoren und Regierungsbaumeifter — über 1000 — 
aller preußiſchen Reſſorts wegen dieſes Titels gejchrieben. 
Teilweife find die —— als unbeſtellbar zurüd- 
etommen; ber Herr hat eben bei allen anzufragen ver- 
Pad, die er natürlich nicht fämtlich kennt, deren Namen er 
aber aus dem Kalender entnommen bat. Da find 
991 Antworten eingegangen, und auf die frage, ob fie 
Bauinfpektoren fein oder bleiben wollten, oder ob fie den 
Titel nicht wollten, haben 985 von den 991 Anttworten 
fich gegen biefen Titel ausgeſprochen. Gegen die Ab- 
ichaffung des Titeld waren nur 4, und 2 haben gejagt, 
es fei ihnen gleichgültig. Meine Herren, e8 ift doch im 
hohem Grade auffällig, daß ſich alle dieje Herren aud 
darum kümmern und eine Antwort geben, und daß für 
die Abichaffung des Titels eine überwältigende Menge 
if. Ya, wen die 4 davon gern den Zitel behalten 
wollen, fo will ich ihn ihnen ja nicht nehmen, der Herr 
Minifter braucht ihn ihnen ja auch nicht zu nehmen; wer 
ihn behalten will, kann ja aud den Titel Bauinjpektor 
oder Bau- und Betriebsinſpektor noch behalten. Aber 
ich meine, im großen und ganzen täte der Herr Minifter 
ein gutes Bert, er würde bie Herren nad) der Seite 
hin beruhigen, wenn er es bei dem Titel Regierung? 
baumeifter beließe. Denn mit der etatsmäßigen Anftellung 
geht der Betreffende ja außerdem nit etwa in eine 
andere Rangklaſſe über; es ift aljo ein jo großes Be 
dürfnis für einen anderen Titel gar nicht vorhanden. 

Dagegen ſcheint mir ein anderes Bedürfnis da zu 
fein, und das wird wohl auch die 4 anderen Bauinfpeftoren 
wahrfcheinlich interejfieren, daß fie nicht jo lange darauf 
warten müfjen, bis fie in die vierte Rangklaſſe einrüden. 
Der Baumeifter muß ungefähr 10 Yahre länger warten 
als der Juriſt, bis er Rat wird, und da die Anftellung, 
wenn fie überhaupt erfolgt, erſt zu einer ſehr ſpäten 
Zeit erfolgt, jo würde man ihm nad) den Grundſätzen, 
nad; denen Derfen Räte werden, alsbald nad der An- 
ftellung auch den Bauratstitel erteilen können. Dann 
fällt von felbft jener Zwifchentitel fort, mag er abgeſchafft 
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ober aufrecht erhalten fein. Dieſe Abänderung hat aud) 
der Herr Minifter allein in der Hand, 

ch gebe num vertrauensvoll diefe Fragen, die einen 
großen Notftand unter allen Bauinfpektoren und Baus 
meiftern des Landes ausmachen, in die Hand des Herrn 
Minifterd und bitte ihn, daß er die Techniker bejjer 
ftellen möge im Berhältnis zu den Juriſten, wenn er e8 
kann, daß er namentlid aber dafür forge, daß das Un— 
recht — ich nenne es Unrecht, und ich glaube, mit Recht 
es jo nennen zu dürfen —, welches den — ſo lange 
* erügt ift und fi) niemals ganz wieder gut machen 
äßt, daß fie nämlich fo lange auf Anftellung haben 
warten müflen —, daß er diefes Unrecht für 
fünftig mildert, indem er ihnen einen Teil der biäta- 
riſchen Dienftzeit auf das Bejoldungsdienftalter an- 
rechnet, und daß er endlich auch diefen häßlichen Titel 


bejeitigt. 
(Bravo!) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Dr Sattler. 


Dr Sattler, Abgeordneter: Ich will den Spuren 
des Herrn Vorredners in feiner eingehenden Rede nicht 
folgen. Ich kann aber nicht leugnen, daß ich in manchen 
Punkten, namentlih über die Anrechnung der langen 
diätarifchen Dienftzeit, vollftändig mit ihm übereinftimme. 
Das ift dem Hauje jchon bekannt. Ich habe aber des— 
halb nicht das Wort ergriffen, fondern ich fürchte nur, 
daß der Herr Minifter, der erjt furze Zeit unter uns 
weilt, durch die Schilderung der Pofition, in bie er ſich 
u der Finanzverwaltung geitellt bat, ſich durd den 

ern Vorredner übel beeinfluffen lafjen möchte. Der 

err Borrebner hat es fo dargejtellt, als wenn dadurch, 
daß die Vertreter des Herrn Finanzminiſters rechts vom 
Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten figen, eine ge- 
wife Überordnung der Finanzverwaltung über dieſes 
Minijterium hervortrete. Ich fürdte, daß der Herr 
Minifter ſich vielleicht dadurch beeinfluffen laſſen könnte, 
nun auch auf die rechte Seite ſich zu jegen. 


(Heiterkeit) 


Das würde ich jehr bebauern; denn wir find meift in 
der Lage, von den Miniftern, die dort ee über- 
aupt nichts zu verftehen, und je weiter fie ſich in bie 
de drüben bineinfegen, umjoweniger werden fie ver- 
ſtändlich. Deswegen haben wir uns gefreut, daß ber 
* iniſter der öffentlichen Arbeiten ſich hierher geſetzt 
at, ſodaß wir in der Lage find, ihn zu verſtehen. Heiter 
wollte ich nichts anführen. 


(Heiterteit.) 
v. Kröcher: ch habe den Herm 


Präfident 
Redner nicht unterbrochen, weil ich nicht wiſſen Eonnte, 
worauf er hinzielen würbe. Aber ih muß bemerken, 
daß das mehr eine Rede zur Geichäftsorbnung als zu 
dieſem Titel war. 

Der Herr Minifter ber öffentlichen Arbeiten hat 
bas Wort. 


Budde, Minifter der öffentlichen Arbeiten: Meine 
erren, es ift darüber debattiert worden, weshalb — 
Be auf der linten Seite bes Haufes ſitze und nicht au 
der rechten; es ſähe jo aus, als ob ic — gegenüber 
der Finanzverwaltung in irgend einem Gegenſatz befände. 
Sc habe bei der Beratung des Eiſenbahnetats mehrfach 


35. Situng am 3. März 1908. 


2374 


Gelegenheit gehabt, zu bemerken, daß ich in ganz außer- 
ordentlih erfreuliher Weife mit dem De inanz-« 
minifter zufammengearbeitet habe. Preußiſche Staats- 
miniſter arbeiten 9 nicht entgegen, ſondern die arbeiten 
zuſammen, und fo werde ich es auch weiterhin halten, 
Weshalb ich nun bier fige, meine Herren, das ijt 
eine Erbſchaſt von meinem Herrn Amtsvorgänger, und 
zwar aus einem einfachen praftifchen Grunde: weil ich 
einen großen Stab von Kommiſſaren habe im Wafferbau, im 
eg und im Gilenbahnbau. Deshalb bat mir der 
err Minifter v. Thielen als praktiſcher Mann gejagt: 
ich rate Ihnen, jegen Sie fi auf meinen alten Stuhl, 
dann find Sie ficher, daß Sie Ihr Reffort zufammen 
haben und von den Sachverſtändigen zur richtigen Zeit 
die Materialien befonmen, die Sie nötig haben; wenn 
Sie drüben figen, wo die anderen Reſſorts auch Platz 
nehmen, dann ift es nicht möglich, daß die Kommiſſare 
alle da Pla finden. Im übrigen hoffe ich, daß die 
Rechte und Linfe meine Stimme auf beiden Seiten 
gleihmäßig verftchen. 
(Bravo!) 


Präafident dv. Kröcher: 
direftor hat das Wort. 


Schultz, Minifterialdirektor, Wirkliher Gch. Rat, 
Negierungstommiffar: Daß die ———————— 
der höheren Baubeamten ſowohl im Reſſort der all— 
emeinen Bauverwaltung wie in dem der Staatseifen- 

dnverwaltung nicht befonders günftige find, ift dem Ab— 
te Schmidt ohne weiteres zuzugeben. ine Eleine 

efferung ift im dieſer Beziehung in dem Reſſort der 
allgemeinen Bauverwaltung durd die neu bemilligten 
Stellen eingetreten, infofern als, während früher in der 
Ge Vernaskher tunen, die erjte etatsmäßige Anftellung 
der Regierungsbaumeifter bei einer Anziennität von 11 
bis 12 Jahren eintrat, die jegige Anftellung bei einer 
ſolchen von 8%, — eingetreten iſt. 

Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten hofft, 
daß ſowohl durch weitere Vermehrung der etatsmäßigen 
Stellen als auch dadurch, daß Beurlaubungen von Re— 
ierungsbaumeiſtern für die Folge lediglich dann eintreten 
Pollen, wenn ein bejonderes öffentliches Intereſſe dafür 
anzuerkennen ift, die Anftellungsverhältnifje der Baur 
— für die Folge ſich noch weſentlich beſſer geſtalten 
werden. 

Der Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg) hat mir vor⸗ 
geworfen, baß ich bei der Beratung des Etatd 1902, im 
vergangenen Jahre, geäußert hätte, dbak dem Herrn Mi- 
nifter der öffentlichen Arbeiten mehr technifche Arbeits- 
fräfte zur Verfügung ftänden, als er Bedarf für diefelben 
hätte. Der Herr Abgeordnete Schmidt hat darauf hin- 
— daß man täglich in den techniſchen Blättern 
nzeigen begegne, durch welche Privätarchitekten und 
Privatingenieure gegen verhältnismäßig jehr hohe Ent- 
ſchädigung gefucht würden. Das ift vollfändig utreffend. 
Es handelt ſich hierbei aber um ganz vorübergehende 
Zwecke. Es handelt ſich um das Engagement von Beide 
nern, welche den Lofalbaubeamten bei ber Aufſtellung 
von Projekten helfen follen. Meine Herren, unferen 
Regierungsbaumeiftern fünnen wir folde Kommifjorien 
für fo Eurze Zeit unmöglich geben; wir können ihnen 
auch kaum zumuten, daß fie fich mit einer ſolchen Be- 
ihäftigung als Hülfszeichner uſw — geben. 

er Abgeordnete Schmidt iſt fodann darauf zu ſprechen 
—— daß es angemeſſen und ber allgemeine 806 
er Techniker wäre, den Titel „Bauinfpektor” beſeitigt zu 
ichen. Diefe Wünfche der Techniter werben von dem 
yon Miniſter der öffentlichen Arbeiten als ar ve 
evechtigt anerfannt. Auch er findet den Titel „Bau- 


Der Herr Minijterial- 
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infpeftor“ weber ſchön noch der Beichäftigung ber be» 
treifenden Beamten entiprehend. Er hat auch | yon feiner» 
jeits ebenfo wie fein Herr Amtsvorgänger Schritte pen 
um diefen Titel zu bejeitigen. r ift aber auf den 
Widerfpruc der anderen Reflorts, bei denen ſich ähnliche 
Bezeichnungen finden — ich erinnere an den Sculinipettor, 
ben — und den jetzt neu hinzugetretenen 
Wohnungsinſpektor — geſtoßen und hat es bisher nicht 
durchiegen können, dieſen Titel zu bejeitigen. Er wird 
aber gern die frage in Erwägung ziehen, ob er diejen 
fo angefeindeten Titel „Bauinſpektor“ nicht durch einen 
angemefjeneren für fein Refjort allein erjegen fann. Es 
würde ja dann in frage kommen, den jchönen Titel Re— 
gierungsbaumeiiter * für die erſten Jahre der erſten 
etatsmaßigen Anſtellung beizubehalten, bis er durch den 
noch fchöneren Titel „Baurat“ erſetzt wird. 





äfident v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge: 
ſchloöſſen. Der Titel felbft ift nicht angefochten; er ijt 
bewilligt. j 
Ebenfo Tit. 3, — 4, — 5, — (6 fällt aus), — 
7, — (8 fällt aus), — 9, — 10, — 102, — 10b, =, 
11,— 11a,— 11b,— Ile, 12, 12a, und 15. 
Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 13a. 
as Wort hat der Herr Berichterftatter. 





Brütt, Berichterftatter: Bei diejem Titel wurden zur 
Sprache gebracht die großen Etatsüberjchreitungen, bie im 
legten Gtatsjahre 1901 bei dieſem Titel jtattgefunden 
haben. Es waren für das Jahr 1901 im Etat 1901 bei 
diefem Titel ausgeworfen 1527033 M 10 #, ausgegeben 
find 2083 453 A 32 4. Cs hat aljo eine Etatsüber- 
ichreitung von reichlich einem Drittel des ausgeworjenen 
Betrages hier ftattgehabt. Die Königliche Staats- 
regierung motiviert dieſe Etatsübericreitung durch Die 
Tatfache, daß im Jahre 1901 jehr umfangreiche Bor- 
arbeiten für mit der Sanalvorlage zufammenhängende 
Waflerbauprojette hätten geleiftet werden müfjen. Dem— 
gegenüber wurde in der Bubgetfommijfion hervorgehoben, 
dat die Mehrausgaben —*8* damals hätten voraus— 
gelehen werden fünnen; fie hätten von der Staats. 
tegierung im Extraorbinarium geforbert werben müflen. 
Eine bejondere Beihlußfaffung knüpfte ſich hieran nicht, 
nur ein allgemeines Bedauern über die in dieſem Fall 
allerdings jehr —* —— Sonſt iſt gegen 
diefen Titel ein Bedenken nicht zu erheben. 


äfident v. Kröcher: Das Wort wird nicht 
— Widerſpruch nicht erhoben, Tit. 134 iſt be— 


willigt. 
* eröffne die — des Tit. 13b. 
8 Wort hat der Herr Berichterſtatter. 


Brütt, ige are Auch hier ift eine jehr hohe 
Etatsüberfchreitung erfolgt. Es find ausgeworfen 1901 
338 218 A, es find ausgegeben worden 466 963 AM 1%, 
aljo eine Etatsüberjchreitung von 1287455 A 1%, aljo 
auch reichlich ein Drittel. Im übrigen aber wurden Be 
ihlüffe nicht gefaßt und Bedenken gegen den jegigen 
Anſatz nicht erhoben. 


äfident v. Kröcher: Das Wort ift nicht ver- 
langt? Eiberferud nicht erhoben; Tit. 13 b ift bewilligt. 
Ebenſo Tit. 14, — 15. 
Ich eröffne die Beſprechung des Tit. 16. Das Wort 
bat dev Herr Berichterftatter. 
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Briütt, Berichterjtatter: Auch bier ift eine im Ber- 
hältnis zur Geſamtſumme allerdings nicht jo wejentliche 
Etatsüberichreitung zu verzeichnen. Es waren ausgeworfen 
11 975535 A 41 #, es find ausgegeben 12411732 A 
15 #, aljo eine Gtatsüberfhreitung von 436 196 A 
74 #4 Beichlüffe wurden nicht weiter gefaßt, und id 
babe namens der Budgetlommilfion die Annahme diejes 
Ziteld dem Hohen Haufe zu empfehlen. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete dv. Hagen. 


v. Dagen, Abgeordneter: Ich habe bei dieſem Titel 
vor 3 Jahren die Beidwerben und Anträge der Ufer: 
anlieger an der Ems vorgebradt, die für bie Ufer 
befeftigung durch Eoitipielige Unterhaltung jehr in Mit- 
—— gezogen waren. Ich hatte gebeten, daß ſie mit 
den Anliegern an der Weſer gleichgeſtellt werden möchten, 
wo der Staat die Unterhaltung unter Mittelwaſſer über- 
nommen bat. Es ift mir damals von feiten des Regie 
rungsvertreterd geantwortet, daß man eine Prüfung 
vornehmen wolle, und wenn die Verhältniffe ſich ähnlich 
herausſtellten wie an der Wefer, ganz zweifellos auch der 
Herr Finanzminifter einftimmen würde, daß ebenſo mie 
an der Weſer aud an der Ems der Staat die Unter 
haltung der Ufer unter Mittelwaſſer übernehmen würde, 
Naer| ein großer Schuß für die höher liegenden Ufer 
von jelbjt entjtehen würde. Ach möchte mir die Anfrage 
erlauben, ob inzwijchen für die von mir vertretenen Ems- 
anlieger etwas gejchehen oder zu erwarten ift. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiflar. 


Schwedenbied, Wirkliher Geh. Oberregierungsrat, 
Negierungsktommiffar: Meine Herren, es haben inzwiſchen 
Erhebungen darüber ftattgefunden, ob tatjächlidh eine Er- 
ichwernis der Uferunterhaltungslaft an der Ems ftatt- 
gefunden bat, und es hat ſich dabei ergeben, daß dieie 
auch feitens der Königlichen Staatsregierung anzuertennen 
war. Der Herr Minijter der öffentlichen Arbeiten hat 
ſich deshalb bereit erklärt, an der Ems in derjelben Weife 
vorzugehen, wie es bei ber Wefer geichehen if. Danadı 
follen die Uferanlieger nur die Unterhaltung der Ufer 
über dem genöbnlien Mittelwaſſer behalten, während 
der Staat tatlächlic die a he li Slaft unter 
Mittehvaffer übernimmt. Das We entlide der Ufer 
unterhaltungslaft fällt damit auf den Staat. Der Her 
Minifter der öffentlichen Arbeiten hat auch bereits für 
die dadurch entitehenden Mehrkoſten einen jährlichen Bei 
trag von 20000 A auf 5 ge zur Berfügung geftellt, 
fobaß im ganzen 100 000 bereit ftehen, um nun zu 
nächlt die angegriffenen Ufer in einen angemefjenen du 
ftand zu verjegen. Es haben auch bereits Verhandlungen 
mit den Uferanliegern ftattgefunden, wobei die Kanal: 
verwaltung gun aber nod) fein jehr großes Entgegen: 
fommen fand; den Beteiligten war die Sade vielleicht 
noch etwas neu. In letter Zeit aber haben fie einge 
—* — nachdem ſich nämlich inzwiſchen einige bereit 
gefunden hatten, auf die von der Kanalverwaltung ge 
machten Borfchläge einzugehen —, daß es für fie 4 
fei, wenn in dieſer Weife vorgegangen werde. Sie haben 
ſich deshalb in erheblicher Zahl bereit erklärt, gemeinjam 
mit der Stanalbauverwaltung die Ufer in einen zwed— 
mäßigen —— u verſetzen und in dieſem unter: 
halten. numentlic bat einer ber größten Anlieger, 
deſſen Wünjche aud von dem Wbgeorbneten v. Hagen 
hier wiederholt vertreten worden find, fich mit der 
Staatsregierung voll verftändigt. Seine Ufer find in 
der vorgeichlagenen Weife in Stand gefegt worden, und 
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zwar zu beiderfeitiger großer Befriedigung. Die Kanal- 
Genwaltung hofft nun, daß diejes gute Beifpiel auch 
weiter gute Folgen haben wird, und der Herr Minifter 
kann das eben auch nur wünſchen. ch glaube, dann 
wird auch an ber Ems ein durchaus zufriedenftellender 
Buftand entftehen. Die Mehrlaften, die die Uferunter- 
baltungspflichtigen durch die Vermehrung der Schiffahrt 
befommten haben, werben dann in einer billigen Weiſe 
ausgeglihen. Ich kann aljo die Hoffnung ausſprechen, 
daß auch an der Ems die Uferunterhaltung zur Zur 
friedenheit der Anlieger geregelt werben wird, 


eut v. Kröcher: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr Dahlem. 


Dr Dahlem, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
mir bereitö vorhin erlaubt, auf die wirtjchaftlichen und 
fozialen Nachteile hinzuweiſen, welche an der Lahn ein- 

etreten find. Um aus diefen Zuftänden, meine Herren, 
berausjulanmen ift nur eins möglich, nämlich, daß man den 

iffahrtsweg der Lahn in moderner Weije verbefjert 
und vergrößert. 

Man geht neuerding® mit dem Plan um, aud die 
Moſelkanaliſation in die große wafjerwirtichaftliche Vor— 
lage einzufügen. Wenn Sie aber die Mojel fanalifieren, 
ohne gleichzeitig auch die Lahn, jo würde das den voll» 
ftändigen —* der Induſtrie an der Lahn bedeuten. 
Denn die lothringiſche Minette wird heute ſchon in immer 
fteigendem Maße nad, Weftfalen eingeführt zum Nachteil 
der Lahnerze, und wenn Sie nun durch Stanalifierung 
der Mojel noch die Frachten verbilligen, fo tritt das 
Gefagte zweifellos ein. Was aber dabei auf dem Spiele 
fteht, das, meine Herren, möchte ich mit einigen Zahlen 
Ihnen vor Augen führen. 

Wir haben an der Lahn 3 Hüttenwerfe mit & Hoch— 
öfen und einer jährlichen Erzeugung von 150000 bis 
160 000 t, dann 18 Gijengießereien mit 48000 bis 
50 000 t jährlider Erzeugung, eine große Röhrengieherei 
mit 25000 t Leiftungsfähigkeit, dann 3 Walzwerke, welche 
das allgemein geichägte naflauffche Stabeijen mit 18 000 
bis 20000 t jährlich produzieren. Es wurden ferner in 
den Jahren 1898, 1899 und 1900 folgende Güter im 
Lahntal und in den Seitentälern der Bahn erzeugt: Erze 
im Jahre 1898 944000 t mit einem Werte von 06020004, 

998 000 t mit über 11 Millionen Mark Wert, 1900 
1033 000 t im Werte von annähernd 121/, Millionen, 
an Roheiſen im N ie 1898 136 000 t im Werte von 
etwas über 7 Millionen Mark, im Jahre 1899 133 000 t 
im Werte von über 8Millionen und im Jahre 1900 151000 t 
mit annähernd 11 Millionen Mark Wert. 

Sie erjehen hieraus, daß es a tatſächlich um 
enorme Werte handelt, und daß man jchon aus diejen 
Erwägungen darauf Bedaht nehmen muß, endlich der 
Srage näher zu treten, wie man den Schiftahrtäweg ber 

ahn in einer den modernen Verhältniffen entjprechenden 
Weiſe verbeflern kann, 

Meine Herren, bisher hat man der Anregung, bie 
in den legten Jahren wiederholt gegeben wurde, dieſen 
Schiffahrtäweg zu verbefjern, und zwar der ganzen Lahn, 
wie ich hervor che, von Wetzlar bis zur Mündung, nicht 
entſprochen, weil man ber — Auffaſſung war, 
daß die hoöchhaltigen Erze in der Hauptſache abgebaut 
ſeien. Es find nun verjchiedene fachwiſſenſchaftliche Gut- 
achten eingeholt worden, die fich gerade mit diefer frage 
eingehend bejchäftigen. Auf grund dieſer Berechnungen 
hören wir aber, daß in Grubenfeldern an ber Lahn und 
den Lahntälern an Moteifenftein, Brauneifenftein, Fluß— 

Berhandl. d. Haufes d. Yög. 19, Legisl. V. Sefflon 1903, 
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ftein, Brauntohle, Schwerfpat über 34 Millonen Tonnen 
im Werte von über 260 Millionen Mark aufgeichlofien 
und vorgerichtet find, dagegen noch nicht aufgeichlofjen 
dieje von mir joeben genannten Artikel mit 56'/, Neidionen 
Tonnen im Werte von rund 467 Millionen Mark. 

Hieraus ift erfichtlic, daß die Auffaffung, es jeien 

—— Erze, alſo Erze von etwa 50% und mehr 
ijengehalt, nicht mehr vorhanden, ein gründlicher Irrtuin 
ift. Man ift der Kanalifierung oder Verbeflerung bes 
Lahnweges ferner nicht näher getreten, weil man über 
Fre die wirtichaftliche Bedeutung der Zahn bisher unter: 
chätzte. Endlich hat man den Einwand erhoben: die 
Sade ift nicht rentabel. Darauf muß ich erwidern, daf 
dies eine durchaus falfche Annahme if. An der Lahn 
dat fi vor einiger Zeit eine Kommiſſion gebildet, die 
erade bie Verbeſſerung des Schiffahrtsweges betreibt. 

ieſes Somitee hat eingehende — vor« 
nehmen, Pläne ausführen laflen und Berechnungen in 
einer Denkſchrift aufgeftellt, aus denen hervorgeht, daß 
nicht8 irriger ift als die Annahme, eine verbejjerte 
Kanalifierung der Lahn fei unrentabel und verzinſe fich 
nit. Man hat im Gegenteil herausgerechnet — und 
zwar auf grund von Schäßungen, die keineswegs mehr 
oder weniger Kombinationen jind, fondern auf Grund— 
lage der bereits bejtehenden Verkehrs- und Produftions- 
verhältnifje der Lahn —, daß eine Berzinfung von 3,10% 
fich ergeben würde und nad zehn Jahren eine ſolche von 
4,94 Meine Herren, ich betone nochmals, daß dieſe 
Kuffletungen nicht Kombinationen find, nicht teilweife in 
der Luft jchweben, wie vielleicht bei anderen Kanal— 
projeften, jondern auf grund der biöherigen Verkehrs— 
und wirtichaftlihen Verhältniſſe aufgeftellt find. 

Nun hat man in neuerer Zeit gemeint, wenn die 
Lahn mit modernen Berhältniffen entiprechenden Anlagen 
verbaut werde, daß dann die Yandwirtichaft Schaden er- 
leiden würde. Ich gebe unbedingt zu, daß, wenn das 
pair der Hall wäre, man fi die Sade doppelt und 
dreifady überlegen müßte. Ich bejtreite aber ganz ent« 

jeden, eb eine folche eg der En wirt · 

ft zu befürchten iſt. Meine Herren, ‚a Projekt der 
——— der Lahnkanaliſierung ſtehen leitende 
Männer des naſſauiſchen Bauernvereins äußerſt ſym— 
pathiſch gegenüber; wenn dieſe Herren, die ſich um 
unfere Landwirtſchaft wohl verdient gemacht haben, der 
Auffaffung find, daß diefelbe nicht geichädigt würde, jo 
können wir das aud ruhig — 

Dann aber möchte ich auf folgendes aufmerkſam 
wachen. Der Getreidehandel hätte nur dann ein Intereſſe 
daran, das Getreide nad der Lahn zu werfen, wenn es 
gleichzeitig bei möglichit großen Duantitäten und mit 
geringen Spejen geliehen kann. Nun fordern wir aber 
eine Sanalifierung der Lahn nur in dem Umfang, daß 
Schiffe mit etwa 600 t Tragfähigkeit die Lahn — ſieren 
können. Bei dieſen Größenverhältniſſen wird fein Getreide- 
ipefulant fi auf den Getreidehandel zu Wafler nad) dem 
Lahngebiet einlajjen; denn er hätte dann die Umladeſpeſen 
erjtens einmal ins Rheinſchiff an der See, und zweitens 
die Umladejpejen, wenn das Schiff an die Lahn gelangt. 
Das würde aber die Getreidefradht fo verteuern, daß er 
ſchon aus dieſem Grunde bie Finger davon lafjen wird. 

Dann aber, meine Herren, kommt noch hinzu, daß 
auch ein weiteres Intereſſe des ea lers deshalb 
fehlt, weil an der Lahn fein jo probes kehrszentrum 
beſteht wie es etwa bei dem kanaliſierten Main Frankfurt 
iſt. An der Lahn haben Sie als größte Stadt Limburg 
neben Ems, Ober: und Niederlahnſtein, Diez und Wetzlar. 
So kann alfo in Wahrheit unter feinen Umftänden davon 
geredet werben, daß die Landwirtichaft durch die projet- 
tierte Lahntanalifierung irgend welden Schaden exfeiden 
würde. en 

‘ 
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Meine Herren, wir plagen uns doch alle reblich ab, 
um dem Mittelitande wieder die ihm gebührende Geltung 
zu verichaffen. 8 glaube, gerade bei der Lahn haben 
wir die ſchönſte Gelegenheit, in dieſem Sinne zu wirken. 

ch babe mir erlaubt, im Eingange meines Bortrages 

ie darauf aufmerkſam zu maden, daß gerade der 
Mittelftand infolge des Darniederliegens der Schiifahrt 
und der mit ihr verwandten Gewerbe ſchwer gejchädigt 
ift. Es wird daher eine dankbare Aufgabe jein, dafür 
zu jorgen, daß diejer Mittelftand an der Lahn wiederum 
zu neuer Blüte und Sraft gelangen kann. 

An den — Miniſter aber möchte ich die Bitte 
richten, ſeinerſeits in dieſem Sinne mitzuwirken und dazu 
beizutragen, daß hier endlich Abhülfe geſchaffen wird. 
Rn möchte hierbei die Herren von der Winifterialinftang 
bitten, fich nicht allein zu informieren aus — jagen wir 
mal — bureaufratiichen Berichten, mit welcher Bezeich- 
nung ich aber jelbitverftändlich einen böfen Beigeſchmack 
nicht verbinden will, jondern auch Sachverftändige aus 
Laienkreifen zuguziehen und auf Grund diefer Gutachten 
uns endlich eine Vorlage zu machen, welche die Beichwerden, 
denen ich Ausdrud zu verleihen mir erlaubte, bejeitigt. 
Wenn das geichieht, dann wird der Herr Minifter auf 
fich auc das Wort des Horaz anwenden fünnen, daß er 
fi ein Denkmal gejett babe, das bauernder ald Erz 
fein wird, und das in der tiefen Dankbarkeit der Bewohner 
des ganzen Lahnkreijes befteht. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiffar. 


Schultz, Minijterialdirektor, Wirkliher Geh. Nat, 
Negierungstommiffar: Meine Herren, dem Minifterium 
der Öffentlichen Arbeiten könnte es ja nur erwünfcht fein, 
die Lahn fanalifiert zu fehen; bei der ungewöhnlichen 

öhe der Koften der Kanalifierung find aber die Nuss 
ichten auf ihre baldige VBerwirklihung gering. Auf 
Wunfch der ———— hat ſich das Miniſterium 
der öffentlichen Arbeiten bereit erklärt, eine Prüfung des 
von der Firma Haveſtadt & Contag aufgeſtellten Yahn- 
kanaliſierungsprojekt vorzunehmen. Es iſt von dem 
Regierungspräſidenten in Wiesbaden jegt ein gutacht⸗ 
liher Bericht über die technifche und wirtichaftliche Seite 
der Lahnkanalifierung eingereicht, und es wird nunmehr 
von der Bentralinftanz in eine Prüfung des Projekts an 
der Hand diejes gutachtlichen Berichts des Regierungs— 
präfidenten eingetreten werden. 


Präfibent v. Kröcher: 
ordnete Dr Lotichius. 


Dr Lotichius, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
kann mich den Ausführungen meines verehrten Kollegen, 
des Herm Dr Dahlem, bezüglich der Kanalifierung der 
Lahn nur in jeder Beziehung anjchließen. Much ich bin 
der Anficht, daß, wenn namentlich die Stanalifierung der 
Mojel erfolgen follte — und das foll geplant fein, wenn 
bie große waflerwirtichaftlihe Vorlage dem Haufe vor: 
gelegt wird —, die Montaninduftrie im Lahngebiet aus 
den Gründen, die Herr Dr Dahlem bereits angegeben 
bat, einer ſchweren Sataftrophe entgegengehen würde, falls 
nicht auch die Sanalifierung ber Bohn ausgeführt wird. 
Die wirtſchaftlichen Verhältniffe des Lahngebiets würden 
außerordentlich darunter leiden, wenn die Kanalifierung 
der Mofel erfolgen follte, ohne daß gleichzeitig die intenfive 
Schiffbarmahung der Lahn mit erfolgen würde. 
bedaure daher jehr, ba der Herr Regierungstommiffar 





Das Wort hat der Abge- 
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gejagt hat, die Sache habe ihre Schwierigkeiten, und fie 
könne aud in der nächſten Zeit nicht ausgeführt werden. 
Ich gebe mich aber doch der Hoffnung hin, daß dieſe An- 
gelegenheit jehr eingehend geprüft, und daß, wenn bie 
Baffenwirtfehaftliche orlage dem Haufe zur verfafjungs- 
mäßigen Beihlußfaffung vorgelegt wird, dann auch daran 
gedacht wird, die Stanalifierung der Lahn vorzunehmen. 
Schwierigkeiten technijcher Art find nicht in bedeutendem 
Maße vorhanden. Das ift auch fchon früher in dieſem 

ohen Haufe ausgeſprochen, und zwar nicht nur von mir, 
jondern auch von andern Vertretern des Regierungsbe- 
zirtes Wiesbaden. Man hat auch ſchon Pläne von Sach— 
verftändigen ausarbeiten iaffen, die dargetan haben, daß 
Schwierigkeiten nicht vorhanden find. Ich möchte alio 
dem Wunſche Ausdrud geben, daß, wenn die Kanalifie 
rung der Mofel erfolgt, auch die Stanalifierung der Lahn 
mit vorgenommen wird. 

Dann habe ich noch darauf hinzumeifen, daß es in 
der Abficht der Königlichen Staatsregierung bzw. ber 
Strombauverwaltung liegen fol, die Mündung der Lahn 
in den Rhein zu korrigieren. Sch möchte dabei dem 
Wunſche Ausdrud geben, daß dieje Korrektion in einer 
Weife ausgeführt wird, wie e8 im Anterefje der Schiffahrt, 
im Snterelfe des Verkehrs wie der beteiligten Städte 
Oberlahnftein und Niederlahnitein liegt, und daß da» 
durch keineswegs die eventuelle ſpätere Stanalifierung der 


Lahn in Srage geftellt wird. Es ift dies ja eine 
ra der Techniker, welche zu beurteilen verftehen, wie 
die 


rbeiten am bejten ausgeführt werden können. 
Ich habe mich ſodann —* efreut, aus dem Munde 
des Herru Minifters ber öfentlihen Arbeiten vor einigen 
Tagen zu vernehmen, daß der Herr Minifter für den 
Staat zwei neue Dampfichiffe gekauft hat zum Zwecke 
der Überfahrt von Rüdesheim nach Bingen und Binger- 
brüd. ch begrüße dies mit Freuden; denn es iſt das 
auch notwendig, weil die Schiffe, die gegemmwärtig den 
Trajeft beforgen, in keiner Weije mehr den Bebürfniffen 
entſprechen; es find diefe Schiffe alte Fahrzeuge. Wir 
haben auch bei Gelegenheit des Antrags des Herrn Ab» 
geordneten Cahensly darauf bingewiejen, wie ——— 
es iſt, für eine beſſere —2* von Bingen un 
Bingerbrück nach Rüdesheim zu ſorgen; das wird jetzt 
durch die Anſchaffung der neuen Schiffe erfolgen. Ich 
ſpreche darüber meine Anerkennung aus. eſentlich 
wird aber dadurch die Sicherheit des Betriebs erhöht 
und der Verkehr zwiſchen Rüdesheim, Bingen und 
Bingerbrück wie der Verkehr zwifchen der linksrheiniſchen 
und der rechtörheinifchen Bahn geftärft werden. 

ch hoffe aljo, daß der Herr Minifter geneigt jein 
wird, die Wünfche, die ich hier bezüglich der Kanalifterung 
der bahn vorgebracht habe, beſonders auch — der 
Korrektion der Mündung der Lahn in den 
berückſichtigen. 


Präfident v. Rröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommilfar. 


Schuls, Minifterialdirektor, Wirklicher Geh. Rat, 
Negierungstommiffar: Auch von der Gtaatäregierung 
werden die Verhältniffe an ber Lahnmündung als ver- 
befferungsbedbürftig anertannt. Leider find aber die 
Wünfdhe und Anfchten ber Intereſſenten in betreff der 
Abftellung der Klagen über die Lahnmündung feine 
einheitlichen und übereinftimmenbden, fonbern fieben ſich 
um Teil, wie die Wünſche von — re und 

iederlahnſtein, diametral entgegen. Der Regierun 
präfident von Wiesbaden iſt beauftragt worden, —* 
zunächſt eingehend über die Wünſche der Intereſſenten zu 
informieren und ein Projekt — das tunlidR 
ben Wünſchen aller Intereſſenten Abhülfe verfpricht. 


bein, zu 
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[Stat der Banverwaltung] — 
der Ab- 





Präfident v. Kröcher: Das Wort hat 
geordnete Fıhr vd. Plettenberg-Mehrum. 


Frhr ©. Plettenberg :- Mehrum, Abgeordneter: 
Meine Herren, ich rede einem mir zugejandten Petitum 
rheinifcher Holzhandlungen um fo lieber das Wort, um 
es dem Wohlwollen der Königlicdyen Stantöregierung und 
diefes Hohen Haufes zu —— als es unter dem 
Zeichen des Gchußes der 
duktion ſteht. 

Es kommen vom Oberrhein in Flößen große Maſſen 
Bauholz herunter, die ſchönen Stämme des Schwärz- 
waldes und andere. Das hatte ehedem feine Schwierig- 
keiten. Die Stämme famen in Eleinen Flößen die vielen 
tleinen Flußläufe heruntergefchtvommen und wurden 
früher in Mannheim, fpäter in Mainz auseinander: 
genommen und je nach Qualität und Beichaffenheit bes 
Holzes wieder in große Flöße Bear unbe Diefe 


nationalen Pro— 


Flöße fuhren dann den Ahein herunter und fanden in 
den vielen Buchten des Ufers Schuß, wenn fie an Land 
gehen mußten, und Aufnahme, wenn fie an ihrem Biele 
angefommen waren, Das, meine Herren, hat ſich 
— verändert, einmal durch die Korrektur des 
Stromes, welche dieſe Buchten faſt alle beſeitigt hat, und 
dann dadurch, daß, wo ſolche noch geblieben ſind, 
die Induſtrie ſich ihrer bemächtigt hat, um aus ihnen 
für ihre Zwecke Häfen herzuſtellen, welche zur Aufnahme 
von Floßholz überhaupt wenig geeignet find und dafür auch 
nicht genügend Raum bieten. Een legen die ſtrom⸗ 
polizeilichen Vorſchriften über die Lagerung von Floßholz 
vom 26. Oktober 1891 den Befigern desfelben die Ber- 
pflichtung auf, daß fie bei Eintritt von erg oder 
Eisgefahr den Hafen davon in furzer Zeit freimachen 
müflen, und dann entjtehen ihnen natürlich —* die 
übereilte Wegſchaffung des Holzes große Schwierigkeiten 
und Koſten. . 

Meine Herren, man plant eine Erweiterung des 
Hafens bei Schierftein zu dem von mir zuerft genannten 
Zwecke, die aus den Keinen Flüffen berunterfommenden 
Flöße dort auseinanderzunehmen und zu großen Flößen 
zufammenzufegen, da der Rhein bei Mainz feinen 
anderen Schußz bietet und, wie leicht denkbar ift, ſowohl 
das BZufammenfegen wie das Yuseinandernehmen der 
Flöße im offenen Strome feine großen Schwierigkeiten 
bat und auch für die Leute, die das machen follen, nicht 
ohne Gefahr it. Man wünſcht nun feitens der Holz— 
händler, da aud) am Niederrhein — dem Tranäportziele 
des Holzes — es jegt an foldyen Buchten fehlt, und man 
deshalb auch dort jett das Auseinandernehmen der Flöße 
im offenen Rheinftrome vornehmen muß, einen natürlichen 
alten Rheinarm bei dem oberhalb Duisburg liegenden 
Budberg zu einem ausfchließenden Floßhafen auszubauen. 
Die Koſten diefer Anlage würden bei der — en natür⸗ 
lichen Lage und Beſchaffenheit dieſes alten — 
nicht ſehr erheblich fein. Sie würden waährſcheinlich nur 
190 000 A. betragen, ja, man meint jogar vielleicht noch 
weniger. Die nugbare Fläche dort würde 15,4 ha groß 
fein, und würden die Intereſſenten gern größere Flächen 
u5 % für das Quadratmeter und Jahr mieten, ſodaß 
ie — eine gute Verzinſung des Kapitals ergeben 
würde. 

Meine Par der Holzhandel mit dem oberrheinijchen 
Holze — welches nad) dem Urteile der Baufachverjtändigen 
ein wertvolleres Material liefert als das jett ſchon in 
Maflen den Rhein herauftommende nordiihe Holz aus 
Ruſſiſch⸗Polen und Norwegen — erfährt ſchön jegt eine 
peinlihe und unliebfame Konkurrenz durch diefes fremde 
Holz, welches geſägt und teilweile ſogar zugejchnitten 


hertrangportiert wird, Man befürchtet aber mit Necht, 
daß diefe Konkurrenz in dem Maße immer fchwerer 
und drüdender werden wird, als bie Möglichkeit, das 
Floßholz herunterzubringen und in geeigneter Weife zu 
lagern, abnimmt. ch lege deshalb Biefes Petitum noch 
einmal der Königlichen Staatsregierung und dieſem 
en aufe ans Sera mit der Bitte, einem wichtigen 
einheimijchen Produktions- und Erwerbszweige den fo 
dringend notwendigen Schutz gegenüber der — 
des Auslandes ſchaffen zu helfen. 


— v. Kröcher: Das Wort hat der Herr 
Minifterialdirektor. 


Schultz, Minifterialdireftor, Wirklicher Geh. Nat, 
— — Die Wünſche, an dem Rhein Floß— 
Ei erbaut zu jehen, find der Staatsregierung wohl« 

efannt. Früher lag es in der Abſicht der Stadt 
Duisburg, an dem von Herren Abgeordneten v. Plettenberg 
bezeichneten Orte Budberg einen folchen Floßhafen zu 
errichten. Neuerdings jcheint aber die Stadt Duisburg 
in diefer ihrer Abficht ſchwankend geworben zu fein und 
zu beabfichtigen, bei der im Gange befindlichen Ermeite- 
rung ihres eigenen Hafens, des Duisburger Hafens, 
auch für die Wünfche der Holzhändler Sorge zu tragen. 

Die Staatöregierung wird dieſer Frage gern ihre 

Aufmerkjamkeit zuwenden. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Glatzel. 


Glatzel, Abgeordneter: Bei diefem Titel möchte 
ich der Königlichen Staatsregierung nur eine kurze Ans 
regung geben bezüglich einer Angelegenheit, die, wie ich 
annehme, ihr auf dem Dienftwege noch nicht befannt 
er jein wird, die aber doch der näheren Prüfung 
wert ilt. 

Es handelt fi um den Oberlauf der Memel bei 
Wiſchwill und zwar um diejenige Uferftrede, welche dem 
Trappöner Hafen gegenüber liegt. Die dortigen An« 
wohner flagen in den letten Jahren, daß ſtarke Aus- 
brüche der Memel bei & fluten eintreten, durch welche 
die dortigen ſehr guten Wiejen ftändig überfandet werden. 
Die Unlieger beforgen den Uferſchutz ag: ihren Kräften, 
fo gut fie es fünnen. be aber bei gelegentlicher 
Anmwefenheit dort den Eindrud gewonnen, als ob dem- 
nächft die dort vorzunehmenden Arbeiten ihre Sräjte 
überjteigen werben. 

Nun fcheint mir die —— aber auch ſo zu 
liegen, als ob die Strombauverwaltung dort ein eigenes 
Anterefje haben könnte, diefen Uferihuß ſelbſt im die 

and zu nehmen. Es wird ge daß diefe Übel» 
tände vornehmlich eingetreten find jeit Erbauung bes 

rappöner Hafens, wo ein Damm in den Strom hinein» 
em ift, der natürlich das Hochwaflerprofil an jener 

telle verengt. Ob das richtig ift, weiß ich nicht. Mir 
iſt auch aineifeibaft, ob fich das wird beweilen lafjen. 

Wenn aber die Prüfung ergeben jollte, daß bei 
einer weiteren Verſchlimmerung der ger etiva die 
Memel dort ein altes Bett, weißes fih an jener Stelle 
vorfindet, wieder auffuchen follte, jo würde das ficherlich 
der Strombauverwaltung Beranlaffung geben, auch im 
eigenen Intereſſe Uferfäubarbeiten vorzunehmen und 
ihon jest nad dieſer Richtung vorzugehen. Wenn 
dadurch gleichzeitig bie —— der Intereſſenten ver- 
ringert werden würden, fo wiirde ich das auch um des— 
willen mit Freuden begrüßen, weil diefe Wiefen, um die 
es ſich handelt, — durch eine große und, wie ich 
—— ſagen zu dürfen, ſehr gute Rentengutsbildung in 

ie Hände kleiner Beſitzer gelangt find, — 
J 
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[Glagel, Abgeordneter] 
fähigkeit natürlich feine große ift. Es würde alfo hiermit 
auch einem folonifatoriichen Werke eine Hülfe zu teil 
werden. Deshalb bitte ich die Königliche Staats- 
regierung, womöglich noch in biefem Jahre eine Prüfung 
diefer Verhältniſſe eintreten zu laffen. 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Ab» 
geordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine pe, ich habe 
kürzlich fchon darauf hingewieſen, daß auf der oberen 
Oder die Schleufen auf der falichen Seite angelegt 
worden find, und infolgedefjen eine fehr häufige Ber: 
fandung der Schleujeneinfahrts- und -ausfahrtskanäle 
eintritt, fobaß gerade, wenn die Hochwafjerwelle fich 
einigermaßen verlaufen hat, die Schleufen jchlecht zu 
benugen find. Auch heute habe ich wieder in einer 
Breslauer Zeitung geleien, daß, obgleich offiziell die Er- 
Öffnung ber Scaiffahtt auf der oberen Ober angekündigt 
ift, und obgleich die Verladeftellen dort geöffnet find, 
tatfächlih der Sciffsbetrieb nicht hat eröffnet werben 
fönnen, weil wiederum die Schleufeneingänge verjandet 
find. Es wirkt das natürlich in außerordentlihem Maße 
verzögernd und beläftigend auf die Schiffahrt, die ohnehin 
nicht auf Roſen gebettet iſt. 

Es ift notwendig einmal, daß man die Schleuſen— 
fanäle derartig verlängert, namentlich nach aufwärts, daß 
ein fo häufiges Berfanden nicht eintreten fann, und daß 
— dafür Sorge getragen wird, daß die nötige 

nzahl Bagger zur Verfügung ſteht, um die Schleuſen— 
einfaßrt fo rafch wie möglich wieder von dem Sande zu 
befreien, der ſich dort niederfchlägt. ES wird aber auch 
weiterhin notwendig fein, um dem geftiegenen Berkehr 
einigermaßen zu entjprechen und um ein rajcheres Durch; 
ichleufen der &äife zu ermöglichen, und damit die Schiffe, 
namentlich während der kurzen Perioden bejjeren Wafler- 
ftandes, ausgenugt werben können, bie vorhandenen 
Schleufen zu fogenannten Zugfchleufen zu verlängern, in 
denen gleichzeitig zwei bis drei Schiffe auf einmal durch— 
gejchleuft werden fönnen. Es ift das bei dem Grund» 
erwerb für die Kanalifierung der oberen Ober bereits 
vorgefehen, und dürfte auch die technifche —— 
keine ſchwierige ſein, da man ſämtliche Vorkehrungen 
dafür getroffen hat. Ich möchte an die Königliche Staats» 
regierung die dringende Bitte richten, diefe Verbeſſerung 
der fanalifierten oberen Oder fo rajch wie möglid vor» 
unehmen, da der Schifföverkehr unter den jegigen Zu— 
änden erheblich leidet. 


Präfident v. Kröcher: Der Herr ARegierungs- 
kommiffar hat das Wort. s i 








Seller U, Geh. Oberbaurat, Regierungstommiffar: 
Meine zone ; bei jeder Scleufe, die mit einem 
Dbergraben und einem Untergraben neben der eigent- 
lichen een eng mündet, tritt eine Erweiterung bes 
Stromprofils ein, und es ift unvermeidlih, daß dadurch 
Berfandungen wegen der Erweiterung des Profils ein- 
treten. Derartige Berfandungen fommen am Main vor, 
kommen auch bei der Ober vor, und es ift für je zwei 
Schleuſen ein Bagger angeihafft, um die Berfandungen 
fobald als ven! efeitigen zu können. 

Was die Anlage ber grohen Zugſchleuſe anlangt, fo 
wird das ja eine Aufgabe für die Zukunft jein. Im 
— —— ift der Verkehr zwar ſchon in ſehr erfreulicher 
Weiſe auf der Oder geſtiegen und hat auf der Kanäali— 
fierungsftrede bereits 1330 000 t erreicht; aber es war 
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in der betreffenden Gejetesvorlage damals ein Verkehr 
von 2 000 000 t —— Es wird alſo erſt dann, 
wenn der Verkehr noch mehr geſtiegen fein wird, not— 
wendig fein, die zweiten großen Schleufen zu bauen. 


Präfident v. Mröcdher: Das Wort hat ber Ab- 
geordnete Dr Loß. 


Dr Lot, Abgeordneter: Meine Herren, ich babe 
fchon vor einigen Jahren die Aufmerkſamkeit des Hohen 


Haufes auf die Emsfähre bei Leerort gerichtet. Diele 
.. ift das Hauptverbindungsmittel zwiſchen den 
reiſen Leer und Weener. 


Insbeſondere iſt ſie wichti 
für den letzteren Kreis, für Weener, der faſt allein En 
fie mit dem übrigen —— zuſammenhängt. Dieſe 
Fähre ift eine Königliche Fähre, die von dem Fiskus auf 
Staatskoften betrieben wird, und die, jo viel mir bekannt 
ift, dur die auffommenden Gebühren die often des 
Betriebes reichlih dedt. Der Fähre dienen in ber 
Hauptſache ein Paar größerer Fährpünten, die von ber 
Strömung getrieben werden, an ftarfen Drahtfeilen hin- 
laufen und in der Regel von einem bis zwei Fährknechten 
bedient werden und bei ftillem Wetter auch bedient werden 
fünnen. Daneben hat die Fähre zum Perionenverfehr 
noch einige Kleine Kähne. 

Dieſe verhältnismäßig primitive Einrichtung über 
den an biefer Stelle bedeutenden Emsſtrom hat in früherer 
zeit notdürftig dem Verkehr genügt und beredtigten 

niprüchen des Publitums einigermaßen Rechnung ge 
tragen. Aber je länger, je mehr ift das nicht mehr der 
Fall, —— iſt der Verkehr ganz erheblich geſtiegen. 
Dann aber trägt der Betrieb des Bortmund-Emöhäten. 
fanald einen großen Teil der Schuld daran; denn die 
Fährpünten müfjen ja felbftverftändlich auf die lebhafter 
werdende Schiffahrt überhaupt Rüdficht nehmen. Ganz 
befonder8 aber ift ein ungünftiger Umſchwung der Ber- 
hältniffe eingetreten für die Zeit des Winters: fobald 
auch nur leichter Froſt eintritt, pflegt fich die Ems voll 
Eisſchollen zu jegen. In den früheren Jahren dauerte es 
gar nicht lange, bis der Fluß zugefroren war, eine na» 
türliche Brüde bildete, und fo das Eis den Berfehr nicht 
nur nicht hinderte, fondern förderte. Heute aber bedingt 
e3 ber Stanalbetrieb, daß der Fluß möglichft lange offen 
gehalten wird, und daraus folgt wieder, daß die Fähr— 
pünten durch die Eisfchollen nicht hindurch können, daß 
fie herausgenommen werben müffen, und daß num nad 
Eintritt des Froftes im großen und ganzen der Verkehr 
wohl noch einige Tage durch die kleinen Kähne für Per- 
fonenbetrieb aufrecht erhalten werden kann, daß aber 
der übrige Verkehr, für Fuhrwerk, für Vieh uſw, unter- 
brochen ift. 

Ich fagte Schon: die größere Lebhaftigkeit des Ver— 
kehrs hat mit dazu beigetragen, daß die Einrichtung nicht 
mehr genügt. enn wir im Herbſt oder im Winter bei 
offenem Waſſer ftärfere Stürme haben, jo fünnen Die 
Andre faum der Strömung gegenliber ftandhalten. 

or etwa acht Tagen ift der Fall vorgefommen, daß bie 
Fährpünte, die auch die Poſt überzufegen hatte und 
außerdem eine ganze Anzahl von Fuhrwerfen und eine 
größere Zahl von — trug, 1/, Stunden gebraucht 
hat, um über den Fluß hinüber zu fommen, daß die 
ernfte Gefahr vorlag, dab die Pünte überhaupt mitten 
auf dem Strome liegen geblieben, vielleicht, was nod 
ſchlimmer gewejen wäre, losgeriffen worden wäre, indem 
die wenigen Fährknechte nicht im ftande waren, fie vor- 
wärts zu bringen. Wenn nicht zufällig eine Reihe 
leiftungsfähiger Männer auf der Pünte geivejen wären, 
die mit Hand angelegt hätten, fo hätte es in der Tat 
zu einem Unglüde fommen fünnen. ebenfalls haben 
die Paffagiere, die auf der Fähre geweſen find, eine 
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außerordentlich unangenehme bange Stunde verlebt in 
größter Sorge darüber, ob fie unverfehrt das andere 
fer erreichen würden. 

Die Beteiligten find, wie ich höre, wiederholt an 
den — Regierungspräſidenten in Aurich bzw. die 
Behörden herangetreten, um eine Beſſerung zu erreichen. 
Bis jetzt aber iſt eine ſolche noch nicht erzielt worden, 
und ich habe mich deswegen der Verpflichtung nicht ent— 
iehen können, die Sache Bier vorzutragen und dem Herrn 

inifter ans Herz zu legen. 

ch möchte doc glauben, daß es unter den ob» 
waltenden PVerhältniffen, wo die Anderung der Dinge 
wejentlih auf den Betrieb des Dortmund - Einshäfen- 
Kanals zurüdzuführen ift, wo es fih um eine fisfaliiche, 
eine Königliche Fähre handelt, am Plage fein möchte, 
an Stelle diefer alten primitiven Fähreinrichtung eine 
Dampffähre zu ſetzen, die bei regelmäßigen Berhältnifjen 
jederzeit dem Verkehre genügen könnte und jedenfalls 
ähnliche Gefährdungen von Menjchen und Tieren, wie 
ih fie vorhin gerhildert habe, nicht mehr mit ſich 
bringen würde. Es ift ja fein Zweifel: das beite 
und winjchenswertefte wäre es, die Fähre durch eine 
Brüde erjegt zu fehen. ch glaube aber, daß im Augen- 
blid daran kaum zu denken fein wird, Übrigens möchte 
ich wiederholen, daß die auffommenden Gebühren meines 
Wiſſens die Koften der Fähre mehr ald deden, und ich 
möchte außerdem betonen, daß der Staat von den Be- 
teiligten auf dem linken Emdufer aud noch einen fo- 
genannten Fährſchatz erhebt. 

Aus alledem ift gewiß die Verpflichtung des Fiskus 
herzuleiten, für die Beſſerung der VBerhältnifje einzutreten, 
und ich bitte den Herren Minifter, daß er bieje Sache, 
wenn fie entweder durch Bericht des Herrn Regierungs» 
präfidenten in Aurich an ihn gelangt oder von den Änter- 
effenten demnächſt an ihm gebradht werden jollte, in 
wohlwollende Erwägung ziehen und Abhülfe ſchaffen möge. 


(Bravo! reits.) 


Präfident v. Hröcher: Das Wort hat der Herr 
Regierungstommiffar. 


Schweckendieck, Wirklicher Geh. Oberregierungsrat, 
Negierungstommiflar: Meine Herren, es ift ohne weiteres 
— daß die Einrichtungen der Fähre, von 
welcher der Herr Abgeordnete Dr Log geſprochen hat, nur 
primitive find; es find indes Beihwerben über ihren Zur 
ftand an den Herrn Minifter bisher nicht gelangt. Ich 
glaube aber, mein Herr Ehef wird aus dem Forst: den 
wir joeben gehört haben, gern Anlaß nehmen, den Ne- 
gierungspräflidenten zu einem Bericht über die Sache auf- 
zuforbern. Sollte 4 wirklich ergeben, daß Unzuträglich⸗ 
feiten in erheblichem Maße —*2 ſo wird der co 
Minifter jedenfalls geneigt fein, deren Abhülfe tumlichit 
herbeizuführen. 


Präfident v. Kröcher: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr Hahn. 


Dr Hahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich könnte 
meine Ausführungen zum Teil auch fchon zu bem vorher- 
ehenden Tit. 15, Seehäfen ufw, gemadıt haben. Fi 
abe aber den Zit. 16, Binnenhäfen, gewählt, mweil es }ı 
bei dem, was ich darzulegen habe, ſowohl um den Berfehr 
auf Binnengewäfjern wie um den Verkehr auf Außen- 
ewäſſern handelt. Ich habe es mit —* enheiten 
owohl eines Seehafens zu tun wie mit der Flußſchiffahrt. 

ch möchte —— auf die Verhältniſſe an der 
Unterweſer zu ſprechen kommen. ch freue mich, dabei 
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— errn Geheimrat Schweckendieck als Regierungs- 
ommiſſar anweſend zu ſehen. Ich möchte mir erlauben, 
Herrn Geheimrat Schweckendieck an die ige ie 
zu erinnern, die wir in dieſem Sauıe über den Ausbau 
der Fahrbahn in der Außenweſer geführt haben. Bei 
jenen Berhandlungen habe ich Bezug genommen auf bie 
Korreftion der Wejer zwiſchen Bremerhaven und Bremen. 
Ich habe auf eine Neihe von Schädigungen hingewiefen, 
die den Intereſſenten durch diefe Korrektion erwachſen 
find. Ich habe weiter Befürchtungen geäußert, daß mit Dem 
Ausbau der ———— in der Außenweſer eine Veränderung 
der ganzen Natur des Flußlaufes der Unterweſer ver— 
bunden fein könnte, da vor allen Dingen an einzelnen 
Stellen dadurd; Abbruch des Ufers entitehen würde, 
Meine Herren, ich habe auf denjelben Punkt 
ihon früher einmal hingewiefen und habe die Staats» 
regierung darauf aufmerkjam gemacht, daß ihre Waſſer— 
bauten an der unteren Weſer bedeutende Schä— 
digungen ber Anlieger teil jchon im Gefolge 
gehst haben, teils weiter haben würden. Min 
habe ich in den legten Fahren perfönlich Fonftatiert, daß 
infolge der Korrektion der Weſer und des Ausbaues der 
Fahrbahn in der Außenweſer im füdlihen Teile des 
Landes Wurften mehrfah Abbruch entftanden ift an 
Stellen, wo früher fein Abbrud war. Ich habe 
mir die betreffenden Stellen ſelbſt angejehen, habe mit 
den Befigern darüber verhandelt und mir felber ein Urteil 
darüber gebildet. Ich bin nicht ganz fremd in diejen 
Dingen. Ich habe mich feit Jahren etwas mit Geologie, 
namentlich des Schwemmlandes befchäftigt und kann mir 
wohl ein Urteil darüber erlauben, auf welche Urfaden 
ein Abbruch zurüdzuführen if. Würden wir in der 
Unterwefer an diefen Abbruchftellen feinen Wattjand 
finden, jo würden wir annehmen müſſen, es mit einer 
der natürlihen Strömungen, wie fie fih in den 
Flußmündungen finden, zutun zu haben. An den Stellen 
aber, wo id Abbruch Eonftatiert habe, fand fich ber 
grobförnige Sand, wie man ihn nur an ber 
oberen Wejer kennt. Es findet fih an den Abbruchs- 
ftellen diefer grobförnige Sand, von dem fich nach— 
mweifen läßt, daß er ſeit der Korrektion der Weſer 
durch die verftärfte und vertiefte Strömung aus 
den oberen Teilen des Flußlaufes in dag Müns 
dungsgebiet geführt worden ift. Man fann geo- 
— und techniſch den Nachweis führen, daß der von 
mir genannte Uferabbruch in Süderwurſten herbei— 
—— worden iſt durch die Korrektion der oberen 
ejer zwilden Bremerhaven und Bremen und 
dann weiter durch die Bauten zur Herftellung einer 
leiftungsfähigen —A in der Außenweſer. 
Nun hat der Herr Geheimrat Schweckendieck hier 
bei den Verhandlungen über den Ausbau der Fahrbahn 
in der Außenweſer die Erklärung abgegeben, daß, wenn 
Schädigungen der Uferanlieger Fe die Bauten in ber 
Außenmwefer entjtehen jollten, die Regierung bie Dates: 
efjenten jchablos halten würde. Bis jekt haben ſich 
aber alle Inſtanzen gemweigert, auf bie Entichäbi ungs- 
forderungen der Intereſſenten einzugehen, und id ſehe 
nich daher genötigt, die Staatsregierung auf dieſen Fall 
bes Uferabbruds in Süberwurften befonders aufmerkſam 
u madhen. Man möge Technifer und Geologen dahin 
Fhiden und fie fragen: wird der Abbruch dort ver- 
urfacht durch die Wafferbauten in der Weſer, oder 
fteht diefer Abbruch in —— mit den natür⸗ 
lihen Berlegungen der Flußrinne, wie wir fie 
fortgefegt an der Küſte beobachten? ch möchte bieje 
Bitte mir auf das beftimmtefte auszufprechen erlauben. 
Sodann möchte ich darauf hinmweifen, ob es wahr 
ift, dah die Breußifche Regierung beabfichtigt, von 
neuem Land an den Staat Bremen abzutreten, auf 
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dem neue Hafenanlagen hergeftellt werden follen, und 
außerdem noch Land zu Bauzmweden. Auf die Details 
diefer Frage kann ich heute noch micht eingehen 
wollen; aber die große Sorge der Bevölferung, daß 
Preußen unter ungünftigen Bedingungen für feine 
Weferorte Land an Bremen abtreten wird zur 
Erweiterung der bremifchen Häfen in Bremer; 
baven und zu bremifchen Bauplägen, gibt mir 
eine Berechtigung, ſchon jeßt hier kurz über diefe Dinge 
u ſprechen. Es liegen mir mehrere Eingaben vor, die 
6 auf dieſe Abtretung beziehen, ſo eine Eingabe vom 
Gemeindevorſtand Imſum im Kreiſe Lehe, dann eine 
von dem Vorſtande des Leher ed he In 
beiden Eingaben wird ber Sorge Ausdrud gegeben, 
daß der Preufifche Staat die Intereifen des Preu- 
Bifhen Gemeinweſens Lehe und der Nachbarſchaft, 
befonders aucd im füdlichen Teile des Landes Wurften, 
fpeziell in der Gemeinde Imſum, dem Stante Bremen 
gegenüber nicht genügend wahrnehmen würde, 

Es heißt nun, daß der Bremer Staat bie viel 
zu niedrige Summe von 1 Million Marf als 
einmalige Abfindung an die Gemeinde Lehe zahlen 
folle. Ich pexſönlich glaube, daß diejer Modus, eine 
einmalige Abfindungsjumme zu zahlen, nicht der für 
Lehe vorteilhaftefte it. Dan follte meiner Meinung 
nad vielmehr den Bremer Staat durch eine VBertrags- 
beftimmung verpflidten, baß er ber Gemeinde 
Lebe alle vermehrten Laften abnimmt, die ihr 
durch diefe Gebietsabtretung erwadjen werden. 
Es würden das vor allem neben jonftigen kommunalen 
Laften die vermehrten Schullaften und Armen— 
laften fein. Es würde weiter dadurch, daß man Baur 





pläte an ben Bremer Staat abtritt, bewirkt 
werden, daß die Wohlhabenden noch mehr ala 
bisher auf das Bremer Gebiet überliedeln, 


und daß die weniger Wohlhabenden, bejonders 
die arbeitenden Klaſſen, in vermehrtem Make 
auf preußifhem Gebiet, speziell in Lehe und 
er und ebenfo in Geeftemünde, fich niederlaſſen 
würden. Bremen geht in der Befteuerung Wi 
lich mit den wohlhabenden Klaſſen um, viel mehr 
als Preußen. Die wohlhabenden Leute ftehen fich 
daher ald Steuerzahler auf bremiſchem Gebiet befier. 
Die arbeitende Bevölkerung aber würde noch mehr 
als bisher in den preußiihen Orten ſich anfiedeln 
und benfelben damit vermehrte Armen» und Schul» 
laften verſchaffen. Andrerſeits würden die wohl» 
babenden Leute den preußifhen Orten ala 
Steuerzahler verloren geben. Es find jetst fchen 
die Schullaften in Lehe geradezu unerihwinglid,. 
Es tut mir leid, daß ich — an die Adreſſe des Herrn 
Miniſters Budde dieſe Ausführungen richten muß; ich 
werde fie beim Sculetat wiederholen. Aber ih muß 
jede Gelegenheit benugen, um auf dieſe unerfreus- 
lihen Zuftände hinzumeifen. 


(Slode des Präfidenten.) 


Präfident v. Hröcher (den Redner unterbrechend): 
Ich glaube, das gehört wirklich mehr in den Schuletat 
als Becher 


Dr Hahn, Abgeordneter (fortfahrend): Sch vertenne 
das nicht, Herr Bräfident. 3 


Präfident v. Mröcher (den Rebner unterbrechend): 
Dann bitte ich, auf den Bauetat zurüdzutommen, 


Dr Hahn, Abgeordneter (fortfahrend): Ich komme 
auf den Bauetat zurüd und gebe der Hoffnung Musdrud, 
daß Preußen, wenn e8 an Bremen Land abtritt, und 
darunter Baupläge, daß es dann die preußiſchen Ge- 
meinden in vollftem Maße fchablos halten möge. 
Ich würde mich perjönlich aber freuen, wenn Preußen 
jelber den Bau neuer Dafenanlagen in die Hand 
nehmen würde. Man fiebt in der bisherigen Unter— 
wejerpolitit Preußens ein — gegenüber 


Bremen, dad in weiten Kreiſen der preußiſchen 
Bevölkerung, namentlih in den an Bremen ans 
jtoßenden Teilen der Provinz Hannover, nidt 


verftanden und nicht gebilligt wird. Wenn man an 
eine Gemeinde wie an Lehe 1 Million Entichäbigung 
zahlt, dann muß man gerechterweiſe auch anderen 
in Frage fommenden Gemeinden, fpeziell der Ge: 
meinde — in Rückſicht auf die vermehrten 
Laſten ebenfalls Entſchädigungen ge, Die 
Ach komme noch auf einen anderen Punkt. An der 
unteren Elbe findet das Leichtern der großen Schiffe bei 
Brunshaufen ftatt. Dort fieht man 3. B. Tag für Tag 
die großen Dampfer der Hamburg- Amerifa-Linie vor 
Anker liegen. Diefe Schiffe nehmen dort Bewegungen 
vor und verändern je nad) ber — des Waſſers, 
nach Ebbe und Flut, ihre Lage. Das Waſſer iſt dort 
fortgeſetzt bewegt. Dort iſt zwiſchen Brunshauſen und 
Twielenfleth, wo ſeit langem uch ein Uferabbrud, ftatt- 
rag der Berluft des allerihönften Außendeichlandes in- 
olge der fortgefeßten Bewegung des Waſſers durch den 
Verkehr der großen Schiffe jept ein ſehr bedeutender 
eworden. Die anliegenden Befiter berechnen den 
bbruch jährlich auf mindeftens eine Wegebreite und mehr. 
Sie können fid ausrechnen, wie viel Morgen des jchönften 
Landes fie im Laufe ihres Lebens allmählich verlieren 
werden. Nun wird niemand, der an der Küſte wohnt, 
fi darüber beflagen, wenn der natürliche Wechſel in der 
Strömung oder die Wirkung der Winde uſw den Abbrud 
feines Ufers herbeiführt. Er weiß, daß er nad) dem 
alten Deich und Uferrecht von alters ber geradezu ver 
pflichtet ift, diefen Abbruch zu verhindern, und daß er 
von feinem Deichverbande genötigt werden kann, au 
reichende Schugmaßregeln dagegen zu ergreifen, wenn der 
Schuß des Deiches von dem Schuß des Uferd abhängig 
ift. Das weit jeder an der Hüfte, und niemand würde ſich 
bejchweren, wenn ihm durch natürliche Vorgänge Land ver- 
loren geht; andererfeits hat er ja auch den Vorteil davon, 
wenn ihm durch den natürliden Anwachs Land gewonnen 
wird. Wenn aber jemand fieht, wie er durch die fort: 
gefegte Bewegung des Waflers infolge der Schiffahrt an 
jeinem Ufer Schaden erleidet, dann wirb er fidh be- 
ichwerdeführend an die Behörden oder an feinen Ab- 
geordneten wenden. So bin id von meinen Wählern 
beauftragt worden, einmal unfere Bauverwaltung darauf 
aufmerfiam zu machen, daß diefer ftarke Abbruch bes 
Ufers zwifchen PBrunshanfen und Twielenfleth Rx en⸗ 
wärtig hauptſächlich veranlaßt wird nicht durch natürliche 
Umftände, jondern dur den Verkehr der großen 
Schiffe auf der Reede von Brunshaufen. Ich 
ebe zu: es wird nicht leicht fein, bie richtigen Wege zu 
— wie Abhülfe zu ſchaffen wäre. Ich glaube kaum, 
daß es möglich fein wird, der Hamburg-Amerifa-Linie 
Verpflichtungen zum Schadenerfag aufzuerlegen. Aber ich 
glaube, daß die preußische Regierung, der dod jo jehr 
an der Entwidlung des großen Verkehrs auf der Elbe 
liegt, und die jett im Beitalter unferer Weltpolitik den 
Verkehr der großen Meedergefellihaften in Be Weiſe 
unterſtützt, andererſeits auch die dadurch ge— 
Et Anterejjenten in irgend einer Form 
ſchadlös halten Sollte. Sie follte entweder dem ein- 
zelnen Befiger beiftehen, jein Ufer erfolgreicher zu ver- 
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teidigen, und ihn für feinen Landverluft ſchadlos halten, 
oder fie jollte den Dei» und Schleufenverbänden, zu 
denen die Befiger gehören, Zuwendungen machen, damit 
die Deich» und Schleufenverbände die Berteidigung des 
Ufers in die Hand nehmen und die Entichädigungen für 
die Randverlufte gewähren Eönnen. 

Nun komme ich zu einem dritten Punkt, zu einer 
Angelegenheit meines heimatlichen Streijes Neuhaus a. O. 
Ein Zeil desfelben liegt links der Oſte, ein £leinerer 
Teil liegt rechts. Dieje beiden Teile des Kreiſes find 
im Winter, namentlich zur Zeit des Eisgangs, geradezu 
ohne Verbindung. Man fann es zu solchen Zeiten faum 
wagen, die Ofte zu überfchreiten. Ich bin jelbit vor 
furzer get genötigt gewejen, auf Brettern von 12 bis 
15 cm Breite eine nod) ftehende Eisflähe von hundert 
Metern zu Überjchreiten. Es find aud) Frauen und Kinder 
genötigt, diefe Eisflächen zu überfchreiten! Da müßte 
doch an einem Punkt wenigftens Gelegenheit fein, im 
Winter fiher über den Fluß zu kommen. Wir be- 
dürfen mit einem Wort einer feſten Brüde über 
die untere Dfte. Ich habe mich ſchon vor Jahren be» 
müht, zufammen mit dem Herrn Sollegen Schoof, den 
verftorbenen Minifter Miquel für eine Brüde zu inter 
eifieren; aber ich habe feine Gegenliebe bei ihm gefunden, 
obgleich ich ihn darauf aufmerkfam machte ei allein 
das Mehr an Grundfteuer, das der mit interejfterte Nachbar- 
Ereis Kehdingen feit Mitte der 70er Jahre habe auf- 
bringen müſſen, 1 Million Mark betrage ohne 
Binfen und Zinfeszinjen, eine Mehrausgabe, welche auf 
die nach —— Grundſätzen erfolgte zu hohe Boni— 
tierung bei der Grundſteuereinſchätzung zurückzuführen iſt. 
Es wird mit der Zeit auch die Regierung ſich überzeugen 
müſſen, daß fie einen Kreis, wie Neuhaus a. d. Oſte 
mit feiner großen wirtjchaftlichen Bedeutung und feiner 
tüchtigen Bevölkerung, der ſehr bedeutende Behrsintereffen 
bat, nicht ohne Überbrüdung des Ofteflufjes belaffen darf, 
weil er eben durh das Fehlen der Dftebrüde 
einfad zeitweilig in zwei Teile zerjchnitten wird. 
Dan würde nun die Überbrüfung einmal nahe ber 
Mündung vornehmen können bei Geversborf, um damit 
einen Anſchluß der Kehdinger Kreisbahn an die Unter: 
elbiihe Eijenbahn zu ermöglichen. Dort ift der Fluß 
allerdings reichlich breit, ungefähr 250 m. Undererjeits 
könnte man die ee und zwar am allerzwedmäßigiten 
bei Dften a. D. überbrüden, wo der Flug nur 100 m 
breit ift, und die Brüde erheblich weniger Koften ver- 


urfachen würde. 

er mich nicht der fühnen Hoffnung Hin, daß 
auf alle Anregungen der Mitglieder des Haufes der Herr 
Minifter ftehenden Fußes ohne weiteres zufagend ant- 
worten ann. Ich habe in den zehn Jahren meiner 
Mitgliedichaft — im Abgeordnetenhauſe gemacht, 
daß man damit leider vergeblich hoffen würde. Aber ich habe 
andererſeits bemerkt, daß das fortgeſetzte Aufmerkſam— 
machen auf öffentliche Übelftände und auf Schädigungen 
der Bevölkerung mit der Zeit dazu führt, die Hohe Staats- 
regierung dahin zu bringen, dab bei ihr ein williges Ohr 
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der Geejteforreftion vor einigen Yahren erlebt, daß man 
{chließlich entgegen dem Verhalten der unteren Behörden, 
die den —— nicht entgegenkommen wollten, hier 
bei der Miniſterialinſtanz Berjtändnis für die Lage der 
Dinge und Rüdfiht auf bie ing In, © Be bat. 


und Bee gefunden wird, Ich habe das bei 


gebe mich auch der Hoffnung hin, daß diejenigen 
— die ge: die große iffahrt auf 
(be tatjählic in ihrem Uferabbruch benachteiligt werben, 
in irgend einer Form von ber Megierung Hülfe be- 
fommen; bdesgleichen, daß, wenn es —— en wird, 
daß die Waſſerbauarbeiten den Uferabbruch an ber 
unteren Wejer im füdlichen Teil des Kreiſes Lehr tat- 
jächlich verurfachen, man ſich feitens der Regierung nicht 
ablehnend verhalten, fondern Entſchädigung gewähren 
wird, Ich 2 mich der Hoffnung umjomehr bin, als 
der Herr Geheimrat Schwedendied ald Vertreter ber 
Negierung feinerzeit bei den Unterhandlungen über die 
Gehtaltung der ahıbahn in der unteren Wefer aus- 
—2 hat, daß die Königliche Staatsregierung ſich 
verpflichtet, alle Intereſſenten, die infolge biefer Bauten 
gejhädigt würden, jchadlos zu halten, Ich bin zum 
mindejten gejpannt, was für eine Antwort ich auf meine 
Darlegungen erhalten werde. 


Präfident v. Kröcher: Die Beiprehung ift ge— 
[ala | en. Der Titel jelbft ift nicht angegriffen; ei 
bewilligt. 

Ebenfo Tit. 168, — 166,— 17,— 18, — 182, — 
(19 fällt aus) — und 20. 

ch ſchlage dem Haufe vor, ſich jegt zu vertagen. — 

Das Haus ift damit einverftanden; das aus vertagt fich. 

Die nähfte Sitzung jchlage ich vor abzuhalten 
morgen, Mittwoch, Vormittag I1 Uhr mit folgender 
Tagesordnung: 

1) Erfte und zweite Beratung des Geſetzentwurfs, 
betreffend die Anderung von Amtsgerichts- 
bezirfen. — Drudjahe Nr. 63. 

2) Einmalige Beratung des Berichts der Staat#- 
ſchuldenkommiſſion über die Verwaltung bes 
Stantsjchuldenweiens im Ctatsjahr 1901. — 
Druckſache Nr. 49. 

3) Erite —— der Rechnungen der Kaſſe der 
Oberrechnungskammer für das Etatsjahr 1901. 
— Drudiahe Nr 39. 

4) Zweite Beratung des Gejegentwurfs, betreffend 
ie u Stadtkreifes Gelſenkirchen. 
— —— 64. 

5) Fortſetzung der zweiten Etatsberatung, und zwar 

a. Etat der Staatsſchuldenverwaltüng, 

b. Etat der Oberrechnungskammer, 

e, Reft der heutigen Tagesordnung (Bauetat), 

d. — der direkten Steuern. — Druckſache 
L, 


Das Haus ift mit diefer Tagesordnung einverftanben;; 
fie fteht feſt. 
Sch ſchließe die Sitzung. 


Schluß der Sigung 4 Uhr 30 Minuten. 


Drud und Berlag: W. Moefer Bucbruderei In Berlin. 
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Beginn der Sigung 11 Uhr 25 Minuten. 
Bi ent Dr Frhr v. Heereman: Ich er- 
öffne die Sitzung. 


Das Protokoll nr der Abgeordnete Kittler (Thorn), 
die Nebnerlifte der Abgeordnete Weyerbuſch. 
Das Protokoll über die geftrige Sigung liegt auf 
dem Bureau zur Einficht aus. 
Bon dem Herrn Minifter der geiftlichen ufw An- 
gelegenheiten ift 
das Jahrbuch der Königlichen Kunftfammlungen, 
Band 24 Heft 1, 
eingegangen. Dieſes Werk ift ber Bibliothef überwiejen 
worden. 


Wir treten in die Tagesorbnung ein. 


Gegenſtand ift bie 
zweite Beratung des Geſetz⸗ 
betreffend Die We von 
AUmtögerichtöbezirten. — Drudjahe Nr 63. 
Ich eröffne die allgemeine Beiprehung. Es hat fi 
niemand zum Wort jan ich jchließe die erfte Beratung. 
Wir gehen über zur zweiten Beratung. Be 
eröffne die Einzelbeiprehung bes $ 1. — Das Wort 
wird nicht gewünfcht, ein Widerſpruch ift nicht erhoben; 
ich ftelle ich, daß der $ 1 bes Entwurfs vom Haufe 
angenommen worden ift. 
* eröffne die Beſprechung bes $ 2. 
ur Geichäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 
Schmitz (Düffeldorf). 


Schmitz (Düffeldorf), Abgeordneter: Der Gejek- 
entwurf ift in einer folchen Weile begründet, daß ich mir 
wohl den Antrag erlauben darf, bie Gefegesvorlage im 
ganzen anzunehmen. 


Vizepräfident Dr Fyrhr v. Heereman: Das Wort 
ift nicht weiter gewünſcht; gegen $ 2 ift kein Widerſpruch 
erhoben; ich ſchließe die Beiprehung — ebenjo über 
Überjchrift und Einleitung, da auch zu diefen das Wort 
nicht gewünjcht wird. Ich ftelle feit, daß auch $ 2, Über- 
fchrift und —— angenommen ſind. Damit iſt 
der erſte Gegenſtand der Tagesordnung erledigt. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenſtand der 
Tagesordnung: 
des Berichts der 


Erſter 


Einmalige Beratun 
Staatsſchuldenkommiſſion über die Ver— 
waltung des Staatsſchuldenweſens im 
Etatsjahre 1901. — Drudjahe Nr 49, 

Der Gegenftand darf mit Zuftimmung der König— 
lichen Staatsregierung in einmaliger Beratung er- 
ledigt werben. — Widerſpruch dagegen wird nicht ers 
oben; ich werde danach verfahren. Der Antrag der 

erg Kerpen befindet fi) in Wbjchnitt III 
Seite 3 und 4 des Berichts. 

Ich eröffne die Befprechung und — jchließe fie. Ein 
Widerfpruch wird nicht erhoben. ch glaube annehmen 
zu können, daß das Haus die von der Stantsfchulden- 
fommilfion beantragte Entlaftung der Königlichen Haupt: 
verwaltung der Staatsfchulden erteilen will. — Es 
erhebt rn fein Widerfprud. Die Entlaftung ift erteilt 
und damit ber zweite Gegenftand erledigt. 


Wir gehen über zum dritten Gegenftand der 
Tagesordnung: 
Erfte Beratung der Nechuungen der Kaffe 
der Oberredmungstammer für das Gtatd- 
jahr 1901. — Drudjadhe Nr 39. 
Ich nehme an, daß das Haus diefe Rechnungen, 
wie früher, der Rechnungskommifſion überweifen will. — 
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Das ift der Fall. Die Rechnungen gehen an die 
Rehnungstommiffion. 


Wir gehen über zum vierten Gegenftand der 
Tagesordnung: 


Zweite Beratung des Geſetzentwurfs, be 
treffend die Erweiterung des Stadtkreijes 
Gelſenkirchen. — Drudjahe Nr 54. 
Sch eröffne die Beiprehung über den Einzigen 
Paragraphen. Das Wort hat der Herr Regierungs- 
> 


Dr Freund, Geh. Dberregierungsrat, Regierungs: 
fommiflar: Meine Herren, bei der legten Beratung des 
vorliegenden Gejegentwurfs über die Erweiterung des 
Stabtkreifes Gelfenkirhen wurde die Staatsregierung 
aufgefordert, noch genaueres Material beizubringen über 
die ürage, ob diejenige Formation, welde die neue Ge 
meindevertretung erhalten folle, nicht etwa ein Rückſchritt 
im plutoßratifhen Sinne bedeutet. Die Staatsregierung 
bat ſich der Erledigung diefer Angelegenheit gewidmet 
und kann nun folgendes fonftatieren. 

Der Übergang von dem geſetzlichen Wahlprinzip zur 

mwölftelung in der Stadt Geljentirchen ift jeinerzeit ein- 
timmig von der Stadtverordnetenverjammlung beichloffen 
worden. Diefer Übergang hat nicht einen plutofratifchen 
Nüdichritt, fondern das Gegenteil bedeutet. rüber, 
nämlich vor Einführung der yethetung, zählte die erite 
Wählerklaſſe 39 Wähler, nah der Zwölftelung zählt fie 
83 Wähler; bei Zugrundelegung des geſetzlichen Durd- 
ſchnitts würde fie nur 57 gezählt haben. Die Zwölftelung 
aljo mit 83 Wählern bedeutet die größtmögliche Ber- 
ftärfung der erften Wählerklafje. Ahnlich fteht e8 mit der 
zweiten Wählerklaſſe. Bor der Zwölftelung waren 
449 Wähler, nad) der Zwölftelung 861 Wähler in dieſer 
Kaffe. Es ift aljo beinahe die Doppelte Wählerzahl in die 
zweite Kaffe gelangt. Nah dem Durchichnittsprinzip 
würden fi) nur 859 Wähler für diefe Klaſſe ergeben. 
Damit ift der ftritte Beweis erbracht, daß der Übergang 
que twölftelung in der Stadt Gelſenkirchen nicht ein pluto- 
ratijcher, fondern ein demokratiſcher Schritt geweſen iſt. 

Der Übergang zur Bwölftelung in den Außen 
gemeinden hat in Schalke, Hehler und Hüllen gleichfalls 
eine, teilweife ſehr weientliche, Verſtärkung der oberen 
Wäbhlerklaffen zur Folge. In Bismarck ijt der Unter— 
ſchied ziemlich gleichgültig; während früher 2 el in 
der eriten K affe wählten und auch nad der Zwölfelung 
wählen werben, werden in Zukunft die Wähler ber 
weiten Klaſſe 185 gegen früher 172 betragen. In 
Bulmke und dendor! ift eine gewiffe Verſtärkung des 
plutokratifchen Einfluffes durch Übergang zur Zwölftelung 
nicht abzuleugnen. Während nämlich Früher die Wähler: 
klaſſen 1 und 2 fich in Bulmke zufammenfegten aus 1 
und 98 Wählern, jeten fie fi Hr die Zukunft aus 1 
und 30 zufammen. Während fie ji in Üdendorf früher 
aus 2 und 215 zufammenfegten, werben fie fih in Zu: 
kunft aus 3 und 147 zufammenfegen — auch kein über- 
mäßiger Rückgang. 

ie Verträge, mit welchen dieſe Außengemeinden 

ur Zwölftelung übergegangen find, find gleichfalls ein- 
Riminig beichloffen worden mit einer einzigen Ausnahme. 
yr Bismard find nämlich, die Verträge nur mit 6 gegen 
Stimmen zu ftande gefommen; aber dieſes Stimm 
verhältnis, bei welchem eine Stimme für die nach dem 
Geſetz von 1900 notwendige Zweidrittelmajorität fehlte, 
ift nicht etwa in dem Sinne aufzufaffen, als ob die 
Minderheit gerade dem u 5 der Zmwölftelung wider- 
fprochen hätte, fonderı die Minderheit wollte eben dem 
ganzen Eingemeindungswerk widerſprechen. Da wir bier 
ein Geſetz machen, fo ift jelbftverftändlich aus dem Fehlen 
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ber einen Stimme vom Standpunkt bes früheren gene- 
rellen Geſetzes kein Hindernis für das Auftandefommen 
des Gejeges zu entnehmen. 

Endlich —* die Gründung der Wahlbezirke, 
welche in der Vorlage ausgeſprochen worden iſt, einen 
entſchiedenen Schritt zur Eiſchränkung der Plutokratie; 
denn wenn man die Wapıbe irfe nicht gründen würde, 
fo ift berechnet worden, daß ſechs juriftifche Perfonen die 
erite Slafje in Anſpruch nehmen und von der großen 
Stadtvertretung von 66 ein volles Drittel für ſich allein 
wählen würde, während das für die Zukunft aus- 
geichloffen ift. Das Endrefultat ift folgendes: während 
die Wähler der erſten Wählerklajfe in den Außen» 
gemeinden, welche zufammen für alle Gemeinden zur Beit 
8 zählen, bisher ein volles Drittel der Gefamtmitglieder 
bieler Gemeindevertretungen, alſo 22 von 67 Mitgliedern, 
gewählt haben, fo werben fie für die Zukunft noch nicht 
ein Biertel der gefamten Stadtvertretung zu wählen 
haben. Denn die gefamte Stadtvertretung wird 66 Gtadt- 
verordnete zählen, von diefen entfallen 19 auf die Stadt 
Gelſenkirchen, und die übrig bleibenden 47 auf die Außen- 
gemeinden; von den 47 nun werden bie Wähler der 
erſten Klaſſe nur ein Drittel oder 15 zu wählen haben. 
Es ergibt fi alfo das Refultat, daß die Wähler ber 
erſten Stlaffe früher ein Drittel der Gemeindevertretungen 
in den Wußengemeinden zu wählen hatten, indes von 
der geiamten Stadtvertretung noch nicht ein Biertel 
zu wählen haben werden. 

Hiernach wird die ———— Begründung 
wohl begründet fein, daß durch den Übergang zur Zwölfte- 
lung in Verbindung mit der Bildung der Wahlbezirfe 
ein entſchiedener Rüdgang des plutofratiichen Einfluffes 
der Amduftrie herbei eführt werden wird, und damit, 
hoffe ich, wird die Anregung bes Herrn Abgeordneten 
Kirſch ihre Erledigung gefunden haben. 


(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Bizepräfident Dr Behr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Kirſch. 


Kirfch (Düffeldorf), Abgeordneter: Meine Herren, 
bie Ziffein, die der Herr eg ee uns bier 
mitgeteilt hat über die Ergebniffe, die vorausfichtlich ein- 
treten werden, wenn die Zwölftelung durchgeführt fein 
wird, werden im großen und ganzen wohl richtig fein. 
Ich meine aber, da die Ziffern, die über Geljenfirchen 
und Schalte mitgeteilt worden find, weniger in Betracht 
zu ziehen find, weil diefe Gemeinden bereits die Zwölftelung 
von früher her haben, und weil es ſich bei meiner An— 
frage und bei meinem Monitum in der vorigen Gigung 
wejentlih darum gehandelt hat, fetäuftellen, welche 
Wirkung die Einführung der Zwölftelung auf die neu 
einzugemeindenden Gemeinden haben wird, die bisher nicht 
an. em Maßſtab der Zwölftelung wählten. Es ift nun 
dem Herrn Megierungsfommiflar zuzugeben, daß für die 
erjte Klaſſe der plutofratiiche Charakter durch die Ein« 
führung der Zwölftelung geichwächt werben wird. In 
den Außengemeinden waren bisher nur 8 oder 10 Wähler 
in der eriten Klaſſe vorhanden; diefe werden im allge 
meinen auch nad Einführung der Zwölftelung bleiben; 
ich glaube, eine erhebliche Anderung tritt weder nach dent 
einen noch nach dem anderen Syitem ein. ber fpäter 
müflen diefe wenigen Wähler es mit den 30 oder 
40 Wählern der erſten Klaſſe, die in Gelſenkirchen find, 
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wählen, und dadurch wird fi) vorausfichtlich für die erfte 
Klafie die Sache etwas anders geftalten. 

Im übrigen hat aber der Herr Regierungstommiffar 
felbft zugegeben, daß für diejenigen Gemeinden, die bisher 
die Zwölftelung nicht haben, die fie aber nad) dem 
Gefegentwurf erhalten follen, die eg für die zweite 
Wählerklaffe nicht fo günftig ausfieht, daß nur in Sehter 
und Hüllen eine Vermehrung der Wähler zweiter Klaſſe 
die Folge der Zwölftelung Fein wird, während in der 
— Klaſſe bei Bismard die Einführung der Zwölfte- 
ung einen geringfügigen, dagegen bei Bulmke und bei 
Üdendorf einen jehr ———— ückgang zur Folge haben 
wird, indem bier die Zahl zurückgehen wird bei Bulmte 
von 98 auf 30, bei Üdendorf von 215 auf 147 Wähler. 
Demnad wird die lg Se der Zwölftelung eine ge— 
teilte Wirkung haben. Zeilweife wird fie gut wirken, 
fo in der erjten Klaſſe, wenn auch erft in einem jpäteren 
zeitpunkt; dagegen für die zweite Klaſſe und damit aud) 
für die dritte Klaſſe wird fie ungünftig fein. 

Es ift aber noch ein zweites Moment, das mich und 
meine politifchen Freunde jtugig gemacht hat, als wir die 
Borlage durchlahen, und das habe ich das vorigemal 
bereits kurz erwähnt; das ift bie * nach ben Ber- 
fonalien, namentlich nad den Gehältern der Beamten 
für die zu vereinigenden Gemeinden. Es ift eigentlich 
hier feine —— ſondern eine Vereinigung von 
verſchiedenen Gemeinden, und dieſe wird Fr mit einem 
Gemeindehaushalt beginnen, der für die Bejoldung der 

öheren Beamten, Bürgermeijter und Stellvertreter, einen 

etrag von 60000 big 70000 MA rg alſo einen 
verhältnismäßig jehr hohen Betrag, und ich glaube nicht, 
daß diefe Summe fi in den nächſten Jahren vermindern 
wird. 39 glaube — daß ſie ſich noch dadurch er— 
höhen wird, daß ein Zeil der Beamten, bie jetzt über— 
nommen werden, die günftigen Penfionsverhältniffe, die 
fie nach dem neuen Bertrag erhalten, gleich ſich zu nutze 
machen werden. Meine dere, das war das zweite 
Moment, das uns bedenklich gemacht hat. 

Das Hauptmoment aber war die Trage, ob durd) 
den Entwurf der Mitteljtand zurüdgebrängt oder gehoben 
werden wird. Sie wiſſen, daß wir gerade im Zentrum 
einer gefunden Mittelftandspolitik ſtets das Wort geredet 
haben und diefelbe zu befolgen juchen. Und wenn wir 
bier ſchließlich mit fchwerem Herzen ben Part, 
gegen die Vorlage aufgeben, fo tun wir das wejentli 
aus folgenden Gründen. 

tens jcheint nach der Begründung der Vorlage 
die Befürchtung zu beftehen, daß, wenn bie Borlage nicht 
angenommen wird, dann verichiedene andere Eins 
ee zu tage treten werben, Daß fich 
eifpieläweije die Gemeinden Schalte und Bismard allein 
vereinigen fönnten, und daß das für eine Erweiterung 
des Stadtkreifes Geljenfirchen von nadhteiligen Folgen 
jein wird. Ferner bewegen und wirtichaftlihe Gründe, 
unjeren Widerfpruch gegen bie a aufzugeben. 
Bejonders wejentlih aber ift der Punkt, daß die Ver— 
träge mit großer Majorität, zum Teil einftimmig, an- 
—— ſind, daß ſie auch genehmigt worden ſind, und 
aß, — wenn auch einerſeits aus verſchiedenen Privat⸗ 
Bid mir Wünfche rs ber En - ep ber wo 

ichtung zugegangen find, ein Teil die Genehmigung bu 

ben Sonktag  winfegt, ein Teil fie nicht —8 —, 
andererſeits offizielle Geſuche — ich meine Petitionen — 
ſeitens der Beteiligten oder der angeblich durch die Ein— 
gemeindung verlegten Gemeinden bier überhaupt nicht 
eingegangen find. 

nn wir jegt bier dazu gelangen würden, die Ver— 
träge nicht zu genehmigen, ß # es mir zweifelhaft, ob 
wir dadurch den Bünfeen der ie ig der Gemeinde: 
mitglieder in den einzelnen Gemeinden, die —J— die 
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IKirſch (Düffeldorf), Abgeordneter] 


Gemeindebeſchlüſſe vertreten find, entf 
Deshalb werden wir, wenn zum Tei 
Herzens, für die Vorlage ſtimmen. 


(Bravo! im Bentrum.) 


en würden, 
auch jchweren 


BVizepräfident Dr fyrhr vd, Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Weftermann. 


Weftermann, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
freue mich, daß Herr Kirſch den in der vorigen Sitzun 
erhobenen Einfpruch zurüdgenommen bat; ich freue nie) 
umfomehr, weil er dabei die Gründe fich zu eigen gemacht 
— die zum Abſchluß der Vereinigungsverträge geführt 

aben und die auch mich und meine politifchen Freunde 

leiten bei der Empfehlung der Annahme bier im Haufe, 
Es ift ganz richtig: wenn die Verträge nicht genehmigt 
würden, wenn wir den Gefeßentwurf nicht annähmen, . 
würde das eintreten, was Herr Kirſch vorhin ausgeführt 
hat. Das wäre von außerordentlichem Nachteil für die 
geſunde Entwidlung des Gelfenkirchener Bezirks. Man 
muß dod; berüdjichtigen, daß hier nicht die Förderung 
einer fünftlichen Großjtabtbildung in Frage fommt, fondern 
vielmehr die gejegliche Grundlage geichaffen werden foll 
für die Weiterentwidlung von aus den örtlichen wirt« 
Ichaftlihen Verhältniſſen herausgewachſenen Gemeinmefen. 
Eine gefunde Weiterentwidlung diefer Gemeinden wird 
nur durch den Zufammenfchluß gewährleiftet. Auf andere 
Weiſe ift e8 nach meinem Dafürhalten nicht möglich. 

Die Bedenken, die der Herr Kollege Kirſch als 
untergeordnet angeführt hat, jedenfalls als nicht fo ſchwer⸗ 
wiegend, daß er aus denjelben zu einer Ablehnung kommt, 
icheinen mir aud) wenig berechtigt zu fein. Bor allen 
Dingen bat er Beten auf die Perfonalien und die 
hohe Summe für Gehälter bemängelt, die die neue Stadt 
Gelfenkirhen zu übernehmen babe. Meine Herren, es 
handelt ſich doch um eine Stadt, die eine Bevölkerung 
von 133 000 Seelen bat, und wenn eine derartige Stabt 
für Bürgermeifter und Beigeorbnete eine Summe von 
ungefähr 50000 AM ausgeben muß, fo ift das gar nicht 
außergewöhnlich. 

Dazu kommt aber noch etwas anderes. Die drei 
erften Beamten in den Außengemeinden, die Amtmänner, 
find doch Tebenslänglich angejtellt, und man fann zwangs- 
weije fie weder penfionieren, noch fie veranlaflen, daß fie 
in den Dienft der neuen Stadt Geljenkirchen übertreten. 
Es bleibt eben da nichts weiter übrig, als einen Weg 
zu finden, der dem Intereſſe aller Beteiligten gerecht 
wird. Nun muß ich aber ferner jagen: es darf nicht 
dabei verſchwiegen werben, daß es fich gerade bei dieſen 
Herren um außerordentlich tüchtige Verwaltungsbeamte 
handelt, um Beamte, die ſicher mit Erfolg für die neue 
Großſtadt Geljentirchen arbeiten werben, 

Meine Herren, ich brauche ja, da der Herr Kollege 
Kirſch jetzt felbft die Annahme des Gefegentwurfe 
empfohlen bat, nichts mehr hinzuzufügen. Ich kann mi 
nur feinem Antrage anſchließen und bitte Sie, au 
in heutiger zweiter Leſung den Gefegentwurf anzunehmen. 


(Bravo! links.) 


Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
ift nicht weiter gewünſcht; ich ſchließe die Beſprechung. 
darf wohl annehmen, da Widerjprud nicht erhoben 
it, daß das Haus den Cinzigen Paragrapen ohne Abs 
ftimmung annehmen will. — 68 erfolgt fein Wider 
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ſpruch; der Einzige Paragraph ift vom Haufe ange: 
genommen. 

Sch eröffne die Beiprehung über Überfhrift und 
Einleitung, — ſchließe auch, diefe, da das Wort nicht 
verlangt wird und ftelle die Annahme von Überſchrift 
und Einleitung fe. Damit ift diefer Gegenjtand der 
Tagesordnung erledigt. 

Wir gehen über zum fünften Gegenftanb: 

Fortiegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatöhaushaltsetats für das Etatsjahr 1903; 
zunächſt: 

Staats ſchuldenverwaltung. 

Ich eröffne die Beſprechung über den vor Kap. 22 
Tit. 1 der Einnahme befindlichen Bermerk und — 
ſchließe ſie. Ein Widerſpruch iſt nicht erhoben; der 
Vermerk iſt genehmigt. 

ch eröffne die Beſprechung über Kap. 22 Tit. 1, 
— ſchließe fie, da das Wort nicht verlangt wird. Ein 
Widerſpruch wird nicht erhoben; ich Eonftatiere, daß der 
Tit. 1 feftgeftellt ift. 

ch eröffne die Beiprehung des Tit. 2 — und 3, 
— fchließe auch diefe; die beiden Titel find vom Hauſe 
feftgeitellt. 

Wir gehen über zur Ausgabe Kap. 35 Tit. 1. 
Ich eröffne die — — niemand hat das Wort 
verlangt; ich ſchließe dieſelbe. Tit. 1 ift bewilligt. 

Ich eröffne die Befprehung über Tit. 2, — 3, — 
4, — 5. — Aud hier wird das Wort nicht gewünſcht; 
ich Eonftatiere, daß die Titel bewilligt find. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 6, — und 
7, — ſchließe auch dieje; die betreffenden Titel find vom 
Haufe bewilligt. 

Wir gehen über zu Kap. 36 Tit. 1, — 2, — 3,— 
4, — 5 — und 6. — Bu allen diefen Titeln} wird das 
Wort nicht verlangt, ein Widerſpruch ift nicht erhoben; 
fie find vom Haufe bewilligt. 

Wir gehen über zu ap. 37, — 38. — Zum Wort 
ift niemand gemeldet. Ich ftelle feit, daß die beiden 
Kapitel vom Haufe bewilligt find. 

Wir gehen über zu Kap. 39 Tit. 1, — 2, — 3, — 
4 —5, * 6, — 6, —,— 8 — und 9. — 
Widerfpruch ift nicht erhoben; die verlefenen Titel find 
vom Haufe bewilligt. 


Wir gehen über zum Etat ber 
Oberrechnungskammer. 


Ih eröffne die Beſprechung über die Einnahme Kap. 250 
Es wünjcht niemand das Wort; Widerjpruch wird 


— 


Tit. 1. 

nicht erhoben. Tit. 1 ift feſtgeſtellt. 

Wir gehen über zur Ausgabe Kap. 48 Tit. 1,— 2,— 

y 4, — 5, — 6, — 7, — 8, — Ba, — 86,9, — 

10, — 11, — 12, — 13; — ich ſchließe die Beſprechung 

und ſtelle feſt, daß die verleſenen Titel vom Haufe be- 

willigt find. Damit ift dieſer Gegenſtand der Tages- 
ordnung erledigt. 
Wir gehen über zur 
Bauverwaltung. 

Ich eröffne die Beiprehung über ap. 66 Tit. 1 der 

dauernden Ausgaben, den Antrag des Abgeordneten 

Dr Hirſch (Berlin) auf Drudjahe Nr 70: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
die Königliche Staatsregierung zu erjuchen, 
einen Gejegentwurf zur Regelung des Baus» 
arbeiterfchußes, namentlih zum Zwecke wirk⸗ 
jamerer Unfalle und Strankheitsverhürung, 
baldmöglichft vorzulegen. . 
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[Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman] 
und den Antrag des Abgeordneten Schwarze auf Drud- 
jahe Nr 64: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
den Antrag des Mbgeordneten Dr Hirſch 
(Berlin), Drudjahe Nr 70, in folgender 
Faffung anzunehmen: 
die Königliche Staatsregierung zu erfuchen, 
im Wege ber Geiesgebung oder der Ver— 
ordnung ($ 120e der Gewerbeordnung) einen 
wirkfameren Schu der Bauarbeiter zu 
fihern. 
Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Bei diefem Titel ift wieder 
eine ſehr große Etatsüberfchreitung zu verzeichnen geweſen 
für das Mechnungsjahr 1901. Es waren ausgeworfen 
101000 A und find — worden 239 169,48 M, 
alfo um etwa 140% ift der Anſchlag überjchritten worben. 
Es wurde das zurüdgeführt auf die außergewöhnlichen 
BVerhältniffe, welche die Stellvertretungs-, Berjegungs- 
und Umzugstoften gerade in dieſem Fahre veranlaßt 
haben. an war in der Budgetfommifjion doch ber 
Anficht, daß die Königliche Staatsregierung dies hätte 
vorausjehen können, und nahm mit Bedauern von diefer 
großen Etatsüberjchreitung Kenntnis. Im übrigen habe 
ich die Bewilligung des Titel3 zu beantragen. 

Die beiden Rejolutionen haben der Budgetfommiffion 
bislang noch nicht vorgelegen, und deshalb bin ich nicht 
in der Lage, mic) namens der Budgetkommiſfion über 
diefelben äußern zu können. 


Vizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete —2 Ben. 


Dr HSirſch (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, 
der Antrag, den ich mit meinen freunden zu dieſem 
Titel geftellt habe, betrifft die Bauarbeiter, eine Ar- 
beiterklaffe, die in Preußen weit über 600000 Köpfe 
ählt und die man als GStieffinder des Arbeiter- 
————— beſonders gegenüber der Unfallgefahr, bezeichnen 
kann. Dies wird allerdings von anderen Seiten ſehr 
ſcharf beftritten; dem Hohen Haufe find darüber in 
früheren Seffionen weitläufige Schriftjtüde zugegangen. 
Bei den Beweifen und Gegenbeweifen im einzelnen 
möchte ich mich aber nicht aufhalten, fondern nur die 
Hauptfachen vortragen, woburd ich mein Urteil zu bes 
gründen vermag. 

Meine Herren, es handelt fich zunächſt um bie 
amtlihe Unfallftatiftik, und zwar ihre legte umfafjende 
Beröffentlihung für das Jahr 1897. Daraus ergibt 
fih, daß in der gewerblichen Unfallverficherung die Zahl 
ber Berlegten überhaupt, für welche zum erftenmale eine 
——— feſtgeſtellt worden ift, 45 971 betrug, auf 
1000 Bollarbeiter 8,08. Dagegen zählte das Bauweſen, 
unb zwar nur bie Brivatbetriebe desjelben, im Sr 1897 
10349 Berlegte, für welche eine Entſchädigung feitgefett 
war. ch hebe das hervor, damit man nicht mit dem 
Einwand kommen kann, es handle fi) um bloße Unfall- 
anzeigen; nein, bier find nur die Berlegten gezählt, die 
ſchon als entihädigungsberechtigt anerkannt worben find. 
Das waren alfo 10349 im Baugewerbe allein, auf 
1000 Bollarbeiter 11,69, gegenüber 45 971 bzw. 8,08 im 
ganzen Gewerbebetrieb. Dieje Ziffer der Berunglüdungen 
iſt Febenfalls ein Beweis dafür, daß im Baubetriebe der 
Arbeiterichug noch nicht auf der richtigen Höhe if. Man 
erwäge noch, daß von diejen Berunglüdungen 1088 über 
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50 bis 100 % Ermwerbsunfähigfeit litten, und daß in 
dem einen Jahre allein aus dem Baugewerbe 
1136 der Tod traf. 

BVergleihen wir dieſe erjchredenden Ziffern mit 
denen aus anderen Berufen, jo finden wir nur wenige 
Erwerbsgruppen, bei welchen die Unfallhäufigkeit größer 
war, darunter natürlicd) den Bergbau, Wber gegen 11,59 
im Baugewerbe entfällt auf den Bergbau nur die Berhält- 
niszahl von 12,09 pro 1000, übertrifft erfteres alſo nicht 
fehr bedeutend. Dagegen find die meilten anderen Berufs: 
gruppen in bezug auf die Unfallgefahr weſentlich ginti er 
geftellt al8 das Bauwejen in PBrivatbetrieben, 3. "Eiten 
und Stahl 8,92, Staatseifenbahnen mit ihrem gefährlichen 
Betriebe 6,99, öffentliche Baubetriebe 6,23, Tertil- 
induftrie 3,25, Die legte aljo noch nicht mit dem dritten 
Teil der Unfälle wie im Bauweſen. Und doch follte 
man meinen, daß beim Bau die hauptfächlichften Unfall» 
urjachen, z. B. Majchinenbetrieb aller Art, Transmiffionen, 
Erplofionen uſw, eine jehr geringe Rolle jpielen, daß 
überhaupt bei der Bauarbeit die elementare Kraft, welche 
die Unfälle hauptſächlich bedingt, nur ſehr ſchwach 
vertreten ift. 

Es ift aud in der Veröffentlichung bes Reichs: 
verfiherungsamts darauf hingewiejen worden, daß regel- 
mäßig in Beiten jehr energifcher Entwidlung der Induſtrie 
und jehr jtarfen Bedarfs die Unfallgefahbr durd Die 
vielfahe Beichäftigung von neuen Arbeitern vermehrt 
wird. Man konnte daher geipannt fein auf die Ge— 
ftaltung diefer Ziffern in den legten — Da ſtellt 
ſich nun leider heraus, daß eine Beſſerung keineswegs 
erfolgt iſt, daß in 1900 der Promilleſatz in den privaten 
Baubetrieben 11,2 — aljo ein Eleiner Rüdgang jeit 
1897 — betrug, dagegen 1901 ſchon wieder en 
war auf 11,98, alfo beinahe 12 %o. 

Meine Herren, dazu kommt die Art der Unfälle, 
die hauptjächlich im Bauweſen vorwalten. Da findet 
fih, daß unter den 9117 Unfällen bei den Bauberufs- 
genoffenfihaften allein 3003 durd das Herabfallen von 

eitern oder Treppen jowie das Hineinfallen in Luken 
und Vertiefungen verurfacht werden, alſo durch Ber- 
unglüdungen, die mit Dampf ufw gar nichts zu tum 
haben, jondern auf einfachen Borgängen beruhen. 

Hierauf weift auch die Petition der Vertrauens: 
perfonen ber —— Arbeiter hin, welche ſchon 
mehrmals dem Hohen Hauſe zugegangen iſt. Es werden 
daraus die Schlußfolgerungen gezogen, daß hier in der 
Tat ein ſchwerer Notitand vorhanden iſt. Man hat das 
als tendenziös beitritten, weil diefe Bertrauensperjonen 
Beauftragte der Arbeiterberufsvereine find, die hier vor— 
wiegend aus Sozialdemokraten bejtehen. Ich habe mich 
deshalb bemüht, Sengniffe aus anderen reifen zu er- 
halten, und bin in der Lage, Ihnen ſolche vorzuführen. 
Ganz bejonders beweiskräftig ift folgender Brief, den id) 
mit Erlaubnis des Herrn Bräfidenten mir teilmeife zu 
verlefen geftatten werde. Diejer Brief ift von einem 
größeren Wrbeitgeber verfaßt, der mein Freund ift, 
meiner Richtung angehört, alio keineswegs Sozialdemo- 
frat it und felbft vor kurzem das Opfer eines ſolchen 
Bauunfalls geworden ift. Diefer umfichtige Mann jchreibt: 

&s ift im Baugewerbe ein längft gefühltes 
Bedürfnis, den Bauarbeitern einen größeren 
Shut als bisher auf den Bauten zu gewähren. 
Namentlich ift das Bauen der Rüftungen auf 
vielen Bauten fehr mangelhaft. Die zur Ber: 
wendung kommenden Rüſtſtangen und Netriegel 
find häufig durch die mangelhafte Stärke oder 
infolge des öfteren Durchnagelns ganz uns 
eeignet und verurfachen die öfteren Unfälle. 
EA die Leitern, auf denen die Steinträger und 

andere Bauarbeiter die ſchwerſten Laften in die 
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höher gelegenen Stockwerke jchaffen, find häufig 
in ſchlechteſter Verfaſſung. Die Sproſſen der- 
felben find durch fortgefegte Abnutzung aus— 
getreten und breden durch, oder aber And in 
den Leiterholmen nicht gehörig verkeilt (befeftigt), 
fodaß fie fich beim Auf- und Abitieg drehen, 
und — en das Ausgleiten mit ſeinen Un— 
fällen die folge iſt. 

Ein fernerer Übelftand ift die mangelhafte 
Abfteifung der Leitern, die in der Regel nur aus 
einfachen Brettern bejtehen und nur mit Nägeln 
in den Leitern befeftigt find und jedem Unbe— 
rufenen es möglid machen, die Verjteifungen in 
eine z.beliebige Lage zu bringen und dadurch den 
Leitern den Halt zu nehmen, der unbedingt für 
ſolche fchweren Laften erforderlich it. Auf die 
leichtfinnige Anderung der angeführten Ver— 
fteifungen ijt auch mein Unfall zurüdzuführen. 
Gerade dieſe BVerfteifungen müßten in einer 
Weile fonftruiert werden, daß eine Anderung nur 
unter der Leitung des Boliers des Baues möglich ift. 

Wenn mein Unfall eine halbe Minute fpäter 
erfolgte, jo wären mit mir 5 Maurer, die mit 
mir zum Mittag gehen und biefelbe Leiter be- 
nugen wollten, in die Tiefe geftürzt. 


(Abgeordneter Goldſchmidt: Hört, hört!) 


Ein ferneres Übel auf den Bauten find die 
u mangelhaft zugebedten Röder, die man auch 

aufefallen nennt, weil häufig die darüber ges 
legten Bretter, da nicht feftgenagelt, ſich ver- 
ſchieben und wiederholt zu größeren Unfällen 
Anlaß geben. 


(Abgeordneter Goldſchmidt: Hört, hört!) 


Auch die Öffnungen ber Leitergänge, die nad 
—— der Leitern oft — ohne 
Stakung bleiben, des öfteren Unfälle 
herbeigeführt. Auch das Hinauswerfen bes 

uttes, der in großen Mengen auf jedem 
Bau lagert, aus den FFenftern nad dem Hofe, 
ift die Urſache manchen Unfalls. 

Und nun zum Schluß wird darauf hingewiejen, daß 
ein bejonderer Grund zu Unfällen darin liegt, daß die 
Borjchrift, wonach den Maurermeiftern aufgetragen war, 
die nötigen Rüftungen für die anderen Handwerker zu 
zu leiften, durd den Beſchluß des Berufsgenofjenichafts- 
tages aufgehoben ift, daß jegt vielmehr die Rüftungen von 
denjenigen Handwerkern her * werden ſollen, welche 
die ſpeziellen Arbeiten auszuführen haben, alſo von Leuten, 
die im Gerüfjtbau durchaus nicht fachverftändig find. 

Meine Herren, e3 wird nad) diefem durchaus fachlichen 
Briefe hd nach vielen anderen geugniffen nicht bezweifelt 
werden Eönnen, daß bier in Berlin, um jo mehr an 
anderen Orten, noch vielfach Gründe zum Miftrauen, a 
een Beichwerden vorliegen. Das betrifft die Unfall 
gefahr. 

Aber, meine Herren, die Bauarbeiter leiden nicht 
nur unter dieſer, jondern fie find auch der Krankheits— 
ie in hohem Grade ausgejegt. Die Gewerbe- 
anfheiten find ſehr ftark unter den Bauhandwerkern. 
Ich nenne z.B, die Erkrankung der Atmungsorgane teils 
durch die Unbilden der Witterung, teils durch den Staub uſw, 
ferner Nheumatismus, Magen» und Darmleiden; Bruch; 
leiden bei den Bimmerern, ferner eine verhältnismäßig 
neue bedenfliche Krankheit, die jogenannte Zementkrätze 
bei den Mauvern, Bleitolit und Bleivergiftung bei den 
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Malern uſw. Auch hiergegen ift noch nicht, wie ich jett 
im allgemeinen vorausihiden will, in irgend einer ge 
nügenden Weije gejorgt. 

Meine Herren, aber drittens befteht bei den Bau— 
arbeitern ein vollftändiger Mangel an gewiſſen Arbeiter- 
Ihugbeftimmungen der dringenditen Art, die bei anderen 
Arbeitern, den Fabrikarbeitern, mit den übrigen Be- 
ftimmungen, mit der ———— längſt eingeführt 
find und gehandhabt werden. eine Herren, es betrifft 
dies Die DEBIERIKNG der Arbeitszeit beſonders der 
jugendlichen und weiblichen Perfonen auf ein Maß, wobei 
er Körper auf die Dauer beftehen und fich entwideln 
kann. Nach diefer Richtung ift beim Baugewerbe nichts 
vorhanden. Aber auch für die erwachjenen männlichen 
Arbeiter jollte dem Übermaß der Arbeitslaft in gewiſſen 
gefährlichen Arbeiten vorgebeugt werden und auch in 
diefer Hinficht etwas Elan: um die Gefundheit der 
Bauarbeiter zu jchügen. 

Meine Herren, ſehen wir uns nun um, was auf 
biefem ganzen Gebiete bis jett geſchieht, ſo haben wir 
zuerſt die Unfallverhütungsvorjchriften der Bauberufs- 
genoffenichaften. Meine Herren, diefe Vorſchriften an ſich 
will ich bier nicht bemängeln, fie find in neuefter Seit 
verbefjert worden und werden zum großen Teil das 
Richtige und Zweckmäßige enthalten. Aber anders fteht 
es mit ihrer Beobachtung, mit ihrer Durchführung. 
Meine Herren, zu dem Zwede befteht das Inſtitut ber 
Bertrauendmänner, eine große Zahl, die a nicht jo 
regelmäßig funktionieren, um die höchſt umfangreiche 
Aufgabe, die ihmen obliegt, zu erfüllen. Man hat fid 
deshalb veranlaft gefehen, durch das neue Gejeg techniſche 
Auffichtsbenmte für die Berufsgenoffenichaften einzu: 
führen, nur leider nicht obligatoriſch, ſodaß die Anjtellung 
derjelben den Berufsgenoflenfchaften ee: überlafjen iſt, 
und in ber Beziehung fteht es noch jehr mangelhaft. 
Es find bisher für den ganzen Bereid des Reichs 
einige 30 ſolche techniſche Auffichtsbeamten angeftellt 
worden. Einige — allerdings wenige — Berufsgenoſſen— 
ichaften haben jolde überhaupt noch nicht angeftellt. Die 
Sade ift im Reichstag verhandelt worden, und da bat 
der Herr Staatsjekretär Graf Poſadowsky Eonitatiert, 
daß das Neichsverfiherungsamt ſich bemüht habe, die 
Zahl diefer Auffihtsbeamten zu erhöhen, aber nicht den 
nötigen Erfolg gehabt habe, ſodaß eine fernere Ber- 
mehrung dringend notwendig jei. 

Meine Herren, feitens der Arbeiter wird behauptet, 
daß nicht einmal die Unfallverhütungsvorichriften überall 
auf den Bauten angefhlagen find; und jo hat man den 
Eindrud, daß troß der allgemeinen Wichtigkeit dieſer Be- 
ftimmungen die große Maſſe der Arbeiter feine genaue 
Kenntnis von denfelben hat. Da ja die Vorſchriften ſich 
auch auf das Verhalten der Arbeiter jelbjt beziehen, jo 
ift das doppelt bedauerlich. 

Meine Herren, bier darf ich wohl die Frage be 
rühren, wie e$ mit der gegenfeitigen Abwägung der 
Schuld zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern ſich verhält. 
Gewiß find auch die Arbeiter bei ber Häufigkeit der Un— 
De beteiligt. Wie follte es auch anders fein, wo ei 
eiber in allen Berufen ftattfindet, daß nicht auch beim 
Bau folche Don vorfommen. Gewiß ift das ſehr zu 
beklagen; indes wenn man ben vielfah noch vor- 
handenen Bildungszuftand und mande anderen Umftände 
berüdfichtigt, jo wird man es, zumal bei dem geringen 
Nahdrud, der auf dieſe Borfchriften gelegt wird, bei 
geringen Aufficht, was ich ſpäter - ausführen werde, 
erklärlich finden, daß recht erhebliche Zahl von Unfällen 
vorliegen: Ungejchidlichkeit und Unachtſamkeit — aljo auf 
feiten der Arbeiter — 20,85 %, vorichriftswidriges Handeln 
544 %, Leichtfinn und — Kleidung zuſammen 
1,68 % der Unfälle bei den Bauten. 
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Meine Herren, aus biefem Lehteren nun hat man 
F en die Bauarbeiter den Vorwurf hergeleitet, daß fie 
ih großenteild dem Trunke bingeben. Aber daß der 
Trunt eine Haupturfache der häufigen Unfälle wäre, das, 
meine Bach, ift durch die Ziffern nicht gerechtfertigt. 
Es find im ganzen 1,19% der Unfälle auf Leichtfinn 
einfchließlih Trunk bafiert, wovon Trunkenheit aljo 
vorausfichtlich höchftens die Hälfte verurfacht, ſodaß 
noch lange nicht 1% der Unfälle auf Trunf zurüdzuführen 
ift. Ferner, meine Herren, handelt es fich doch hier um 
große Maffen von Arbeitern, die natürlich zum geringen 

eil, wie die Dinge liegen, dem Trunfe fi ae n 
aus Gründen, die ich hier nicht näher erörtern will — 
wejentlic) nicht fowohl aus individuellen als aus all 
gemeinen, in den Zuftänden liegenden Gründen, Darüber 
ift ja fchon viel verhandelt worden. 

Nun, meine Herren, kommen wir aber zu ben Arbeit- 
gebern, die doch vermöge ihres Bildungsftandes, ihrer 
Berantwortlichkeit und der beftimmenden Rolle, welche fie 
als Meifter beanjpruchen, in viel höherem Make verant- 
wortlich genannt werden müfjen. So finden wir für 
fehlende oder ungenügende Schutzvorrichtungen uſw 7,82 %, 
für mangelhafte Betriebseinrichtungen 7,15%, für ums 

enügende Anweifungen uſw 1,84% aljo, meine Herren, 
Kalle, die der Zahl nad) pro Jahr gegen 7000 betragen, 
und die vermieden worden wären Dark größere Achtſamkeit, 
und die durch größere Gewifjenhaftigkeit der Arbeitgeber 
vermieden werden fönnten. Hierdurch fol nicht der 
Arbeitgeberftand im allgemeinen belaftet werben; aber 
daß auch unter den Arbeitgebern, die ſich nad) den Ein- 
gaben der Berufsgenofjenihaften als die allein Recht— 
aan hinftellen, als diejenigen, die vollftändig ihre 
Schuldigkeit tun, noch jehr viel, und zwar in unentjchuld« 
barer Weije, gejündigt wird, das möchte ich bier ent» 
ſchieden feftjtellen. 

Neben den Berufsgenoffenichaften beiteht dann die 
Baupolizei, meine Herren, und wir haben eine größere 
Zahl von Polizeiverordnungen, welche fich mit der Sicher: 
be ber Arbeiter bejchäftigen. Diefe Lac re eg 
ind an fich größtenteil® als löblich anzuerkennen. An 
manchen Orten, befonders in großen Städten, beftehen 
ſolche Verordnungen, die alle möglichen Angelegenheiten 
bei den Bauten regeln, vielfach in genügender' Weife. 
Aber, meine Herren, wie fieht es mit der Allgemeinheit 
aus? Diefe Verordnungen find lokaler Art; fie find ſehr 
verjchieden nad ben verjchiedenen Orten und Gegenden, 
an manchen Orten fehlen fie fogar allem Anſchein nad) 
vollſtändig. Wenigftens ergibt Ni das aus anderen 
Zeugnifjen, die ich fpeziell dazu eingefammelt habe, und 
von denen ich mit Erlaubnis des Herrn Bräfidenten 
einige wenige bier vortragen möchte. 

Aus Schweidnitz wird mir gejchrieben: 

Die einzigen hier gültigen Vorſchriften find 
die allgemeinen Bauvorjdriften für den 
Regierungsbezirt Breslau. Auch findet hier 
feine befondere Kontrolle während dem Bau 
ftatt. Frauen» und Sinderarbeit wird durch 
feine Verordnung verboten oder geregelt, wohl 
aber werden rauen teilweife bejchäftigt. Much 
bat der Bauarbeiter hier feinen anderen Schu 
psoen Unfall und Krankheit, ald den er fich felb 
haft, oder der ihm vom Meifter zu teil wird; 
behördlicherfeits Fümmert fi) niemand darum. 
Wenn irgend ein Unfall vorgefommen ift, dann 
wird der Bau von Polizei J— Unfallverſicherung 
kontrolliert, früher nicht. 


(Hört, hört! Tinks.) 
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Schweidnitz ift ſchon eine mittlere Stadt, wo aljo 
die angegebenen Buftände nicht erfreulich find. 

Aus Görlig — antwortlid einer Anfrage meines 
ſchleſiſchen Vertrauensmanns —: 

Antwortlich deiner Frage, die Polizeiverord⸗ 
nung für Bauarbeiterſchutz betreffend, teile mit, 
daß mir, obwohl ich ſchon 14 Jahre hier arbeite, 
fowie meinen Sollegen eine folche Bolizei- 
verordnung fremd ift. Hier kümmert ſich feine 
Polizei darum, ob man fich heute das Genid 
bricht oder morgen; nur dann kommt die Polizei, 
wenn Sand oder Kalk auf der Straße liegt. 
So liegen die Verhältniffe in Görlig. Glücklich 
könnt ihr euch fchäßen, wenn es bei euch anders ift. 

Ich will diefe unliebfame Blumenlefe mit einem 
Briefe aus dem Weften, aus Lüdenſcheid fließen, worin 


es heißt: 

daß ich, feitdem id; hier in Lüdenſcheid bin, 
1886, noch nichtö von einer derartigen Verord- 
nung, den Bauarbeiterfhug betreffend, gejehen 
oder gehört habe. 

Unfer Ortsverein hat vor einigen Jahren 
ichon einmal jämtliche Unternehmer — 
für genüügende Aborisanlagen auf den Bauſtellen 
u forgen; denn gerade damit iſt es traurig be— 
Rent. Oft muß man fich beim Legen der Fuß— 
böden efeln, denn die Aichenauffü ung ijt ver: 
unreinigt. Wetterfefte und heizbare Baububden 
kennt man bloß da, wo größere Arbeiten aus- 
eführt werden und diefelben für eine Kolonne 

aurer ald Wohnung dienen. In einer ſolchen 
Bude liegen dann oft während des ganzen Som- 
mers 15 bis 20 und mehr Leute in Sam und 
Unrat, Man kann nicht wagen, eine ſolche zu 
betreten — fofort hat man den Körper voller 


löhe. 
didhe Geiterkeit.) 


Meiſtens ſind es Italiener und Oberſchleſier, 
welche in ſolchen Buden liegen. Daß unter 
dieſen Verhältniſſen auch Krankheiten entſtehen, 
ift leicht erflärlih. Wollte ich alle Mißſtände, 
welche im Wege einer Bauarbeiterjchugverordnung 
zu bejeitigen wären, aufzählen, jo würde das zu 
weit führen. 

—2 — will ich nur noch, daß die Unfall- 
verhütungsvorjhriften zum größten Teil nicht 
befolgt werben; faft nie wird nach dem Verlegen 
einer Baltenlage die Zwiſchendecke angebracht; 
meiftens fann man, wenn ed ans Aufri ten des 
Dachſtuhles geht, von oben bis in ben Steller 
fehen; oft fehlt es den Arbeitern auch an Gerüſt⸗ 
material. Im verfloſſenen Herbſt iſt ein Be⸗ 
auftragter der rheiniſch- weftfälifchen Bauberufs · 
genoſſenſchaft hier geweſen und hat die Bauſtellen 
revidiert; dabei ſollen viele Beſtrafungen erfolgt 
fein. Sonftige polizeiliche Kontrolle der Bauten 
erfolgt nicht (ausnahmöweife bei einem Unglüd, 
Einfturz oder dergl.). Dabei ift Lüdenjcheid eine 
Stadt von 26 000 Einwohnern, hat einen Stadt 
baumeifter, zwei bis drei Techniker und einen 
Schreiber. 


Meine Herren, fo liegen wenigftend teilweiſe die 
Dinge in den Provinzen. Es ift deshalb ſehr danfens- 
wert, baß feitens der SKöniglihen Staatöregierung 
minifterielle Grundzüge für Poltzeiverorönungen unterm 
7. Juli 1899 ergangen find. Bie Bentralbehörde hat 
offenbar das Bedürfnis empfunden, daß hier eine befjernde 
Hand anzulegen ift. Dieje —— e beſtehen aus 
JPunkten. Sie bezwecken hauptſäch id bie Verhütung 
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von Gewerbefrankheiten; es find darin behandelt Die 
Unterkunftsräume oder jogenannten Baubuden, die Aborte, 
der Verſchluß der Arbeitsräume bei jchlechter eu 
und das Verbot der Wrbeit bei offenem Koksfeuer. 
Meine Herren, das find alles Bunfte von großer 
Wichtigkeit, und die Anordnungen find im wejentlichen 
zutreffend. 

Aber, meine Herren, in diefen Grundzügen fehlt 
nit nur vollftändig die Unfallverhütung und die gi 
beihränfung in bezug auf übermäßige Arbeit ufw. Bor 
allen Dingen ift aber daran zu bedauern, daß die Ber- 
ordnung nicht allgemein ift, aljo nicht obligatorifch für 
alle Orte, fondern dab fie nah dem Ermeſſen der 
Negierungd- und BPolizeibehörden auf gewiffe Orte 
beichränft it; daß es anheim gegeben tft, diejelbe einzu- 
führen oder nicht einzuführen. 

Meine Herren, die Folge ift, daß bis auf ben 
heutigen Tag in vielen Gegenden diefe Vorfchriften noch 
gar nicht eingeführt worden find und ihre heilfame 
Wirkſamkeit noch nicht haben entfalten können. Meine 
Herren, das find große Bezirke, bei denen hier eine Für: 
jorge nicht getroffen ift. Da jcheint es doch weit richtiger 
u fein, wie das in anderen Ländern gefchehen ift, zur 
Dispenfation von gewiſſen Borfchriften in ganz ein- 
fachen Berhältniffen zu ermächtigen. Meine Herren, 
eine ſolche Oberpolizeivorjchrift hat befanntlih das 
Königreid Bayern erlaffen, und mit dieſer Bor 
fchrift find die Beteiligten im wefentlichen zufrieden. 

Diefe oberpolizeilihe Vorſchrift enthält 3 Para⸗ 
graphen, worin ſowohl die Unfallsgefahren als auch die 
Krankheitsurſachen behandelt find; es find darin z. B. 
Gerüſte und Geräte, Abbruchsarbeiten, Baugruben und 
Ausſchachtungen, Lauftreppen und Gteigleitern, Auf— 
bringen ber Balken ufw behandelt. Für dieſe Vor— 
Khriten ilt die Beſtimmung, daß fie auf jeder Bauftelle 
mit 10 Arbeitern fichtbar angebracht werden müfjen, daß 
aber die Baupolizeibehörbe —28 iſt, in beſonderen Fällen 
von einzelnen dieſer Vorſchriften zu dispenſieren. Dieſe 
Anordnungen in mit dem, was damit zus 


fammenhängt, nämlich den Inſpektionsvorſchriften, haben 
dahin geführt, daß, wie ich ſchon erwähnte, in Bayern 
allgemeine — mit den Verhältniſſen vorhanden 
iſt, und daß ſicherlich auch in bezug auf die Verminde— 
rung der Unfälle — die Vorſchrift ift erft vom Jahre 
1901, alfo noch nicht lange in Geltung — bie nützlichen 
und beilfamen Folgen derjelben eintreten werden. 

eine Herren, ich jhließe mit dem Hauptpunft des 
Ganzen, das ift die Du? eftion, bie Aufficht der Bauten 
in bezug auf Sicherheit und Gefundheit. eine Herren, 
es fcheint mir eine große Anomalie zu beftehen. Geit 
Sahrzehnten haben wir die volle Fabrifinipektion, derart, 
daß die Vorfchriften zum Schutze der Fabrikarbeiter, zur 
Negelung der Arbeitäzeit, zu den ende BER für Die 
— von Leben und Geſundheit nicht bloß auf dem 
Bapier Ban, fondern von dazu befonders angeftellten 
Beamten regelmäßig Eontrolliert werden. Das betrifft 
Millionen von Arbeitern. Die Öffentlichkeit und die 
Arbeiter jelbft haben diefe Fürſorge mit Freuden begrüßt, 
und die Arbeiter wenden fich Dtohenteil® jet jchon ver 
trauensvoll an die Fabrikinfpektoren, um ihnen ihre Be- 
ſchwerden kundzugeben ufw, und e3 ericheinen alljährlich 
Berichte der Fabrikauffihtsbeamten, welche offiziell ver- 
breitet werden, und welde ein klares Bild von den be- 
üglich der Sicherheit auf den Fabriken vorhandenen Zu- 
Anden geben. Das alles fehlt vollftändig im 
Bauwesen, und doc ift abfolut kein Grund Pe Pig 
warum nicht die Bauten vermöge ihrer großen Gefundheits- 
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und Unfallsgefährlichkeit und der übrigen Umftände, die 
ebenfo inſpektions- und fontrollbebürftig find wie irgend 
welche andere wirtjchaftliche gewerblihe Anftalt, ebenfo 
behandelt werben. Schließlich find dod die Bauarbeiter 
auch Gemerbearbeiter, und ihre gefunden Glieder find 
ebenfoviel wert wie die der Fäbrikarbeiter. Warum 
kümmert man fich nicht darum? 

Dean könnte erwibern, zu dem Zweck find die Bau- 
olizeibehörben da. Aber das trifft doch nicht zu. Wir 
** früher vor ben Fabrikinſpektoren die allgemeine 
PVolizeibehörbe, und auf diefe wurde verwiefen und ver- 
tröftet. Aber Tatſache ift, daß dieſe Behörden vermöge 
ihrer vielen Geſchäfte im allgemeinen nicht dazu kommen, 
fi genügend um die Sicherheit ber Arbeiter zu be 
tümmern. So iſt es, wie ich nachgewieſen habe, eben- 
fall8 beim Bau, und deshalb ift eine der wichtigften 
— en der Arbeiter und aller, die wirkliche Arbeiter— 
reunde En, daß auch eine Bauinfpektion ftattfindet. 

Damit foll nicht gejagt fein, daß die ſchon über 
bürbdeten Fabrikinſpektoren auch mit diefer Aufficht bes 
laftet werden ſollen. Es ift auch nicht nötig, daß eine 
befondere Inſpektion errichtet wird, Es würde aber er- 
forderlich ſein, daß die Baupolizeibehörben verjtärft und 
mit befonderen Beamten ausgeftattet werden, deren Pflicht 
es ift, regelmäßig die Bauten zu befichtigen und zu kon— 
trollieren. Meine Herren, das ift umfomehr erforderlid, 
als ja die Beichaffenheit der Betriebe bei den Bauten viel 
beweglicher und daher ſchwieriger ift ald bei den Fabriken. 
Iſt eine Fabrik fertiggeftellt, 5 bleibt fie in dem Zuftande 
bezüglich der —— uſw jahre⸗, jahrzehntelang. 
Beim Bau verändert ſich das Bild fortwährend; mit jedem 
Stockwerk ändern fich die Verhältnifie, können neue Gefähr- 
lichkeiten eintreten. Hier ift alſo doppelt und dreifach 
die Notwendigkeit vorhanden, ftänbig und häufig zu Eons 
trollieren. Und deswegen, glaube ich, meine Herren, ift 
die ah der Unfälle eine jo enorm große im Berhältnis 
zur Gefährlichkeit des Berufs, weil zu wenig gejchiebt, 
um bei der Leichtfertigfeit mancher, die dabei beteiligt 
find, die nötige Aufficht ftattfinden zu lafjen. 

Meine Serzen, wenn bie Inſpektoren felbft, die dazu 
angeftellten Beamten, eine Haupiſache bilden, jo reichen 
fie doch nicht aus nad meiner und meiner freunde Übers 
eugung, ſondern es ift auch erforderlich ein wichtiges 

oment, das ich ſchon bei anderen Gelegenheiten nad 
drüdlich hervorgehoben habe, nämlid: die Heran- 
ziehung der Arbeiter zur Mitaufficht. 


(Sehr richtig! links.) 


Meine Herren, die Arbeiter haben doch waährlich das 
höchſte Intereſſe daran, daß ihr Leben und ihre Gejund- 
heit, ihre Arbeitsfähigfeit erhalten bleibt; fie find am Orte, 
fie find beteiligt, fie ind befähigt als Berufsgenoffen, die 
Dinge richtig zu überjehen. Warum zieht man jie nicht 
heran? Das Sönigreih Bayern und andere deutſche 
Staaten, — vom Auslande, find darin bereits vor- 
gegangen. Meine — es hat ſich als ganz natur: 
emäß ergeben, daß, wenn man emfig und orbentlic 
darüber wachen will, daß die Unfall» und Krankheits- 
gefahren möglichft verhütet und eingeichränft werden, dann 
die Beteiligten jelbft mit ihren gefunden fünf Sinnen, 
mit ihrer praftichen Erfahrung und mit ihrem Intereſſe 
an der Sache mitbeteiligt werden. Auch hier hat man 
In an die fpezielle Art gehalten, die zum Zeil in Bor- 
lag gekommen ift, die birefte Wahl biejer 
Beauftragten durch die Gelamtheit ber Bauarbeiter. 
Meine Herren, auf diefen Punkt will ich mich jetzt * 
weiter einlaſſen, man kann darüber verſchiedener Anſicht 
ſein. Es iſt aber auch gar nicht erforderlich, daß gerade 
auf dem Wege der allgemeinen Wahlen, wenn dieſer auch 
vielleicht der zwedfmäßigfte fein würde, die Beftellung ftatt- 
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findet, fondern wie bei den Gruben. und wie bei ben 
Bauarbeitern in anderen Ländern fönnten auch andere 
Arten der Wahl, der Beftellung ftattfinden. 

Meine Herren, das fei anheimgegeben. Aber bie 
Sjualehung der Wrbeiter ſelbſt ift von allergrößtem 

ußen, & von Notwendigkeit. Zunächft für die Arbeiter 
ſelbſt. Die Arbeiter find mit der Zeit gemwedt, find auf 
ihre eigenen —— aufmerkſam geworden, und es 
muß ihnen Gelegenheit gegeben werden, dies zu betätigen. 
Sie find vom Mißtrauen, vielleicht großenteild mit Un- 
recht, erfüllt gegen die Beamten, befonders aber gegen 
die Arbeitgeber. Es muß ihnen Gelegenheit gegeben 
werben, ſich felbft davon zu überzeugen, daß alles in 
Ordnung ift, und daß fie auch die Befugnis haben, ſich 
um die Dinge zu befümmern und dabei mitzuwirken. 

Die Beteiligung der Arbeiter ift aber zweitens er- 
forderlich für die Arbeitgeber; denn auf den Arbeitgebern 
lajtet eine fchwere Berantwortung. Jeder Unfall, der 
u vermieden werden können, ift ein Vorwurf gegen 
ie. Wenn dagegen gejagt wird: nur in ſehr jeltenen 
Fällen tritt ftrafgerichtliche Verurteilung gegen Bauunter- 
nehmer ein, jo ift das nicht maßgebend. Schon die Nadh- 
läffigkeit ift in der Beziehung — moraliſch wenigftens — 
ftrafwürdig. Wenn in einem foldhen Beruf jährlich über 
10 000 Leute verunglüden und über 1000 ben Tod er- 
leiden, fo ift das wahrlich eine Aufforderung zur voll« 
ftändigen Anwendung aller der Mittel, die es zur Kon— 
trolle und Verhütung geben mag. Das follten fich die 

erren Prinzipale jagen, und danach ermeflen, daß fie 
elbft einen triftigen Grund haben, die Arbeiter Hinzu- 
uziehen und damit einen Teil der VBerantwortlichkeit auf 
—* mit zu übertragen. 

Meine Herren, was den Staat betrifft, ſo hat auch 
er, deſſen erſte Aufgabe iſt, für Leben und Geſundheit 
feiner Bürger «zu forgen, allen Grund, ie Bi dieſe 
Dinge zu bekümmern, nicht nur auf dem Wege eines 
Geſetzes, ſondern auch durch Einführung einer leiftungs- 
fähigen Inſpektion; ich bin auch überzeugt und habe Be— 
weile, dab die Königliche Staatsregierung von Wohl- 
wollen für die Bauarbeiter und ihre Sicherheit erfüllt 
ift, daß ihr felbft die herrichenden Zuſtände peinlich find 
und ihr ſchwere Sorge bereiten. Nun, die Abhülfe liegt 
in dem, was unfer Antrag vorjchlägt: den Erlaß eines 
Schutzgeſetzes für die Bauhandwerker, während die meiften 
übrigen Arbeiter unter der Reichsgeſetzgebung ftehen und 
von der Reichsgeſetzgebung jowohl nach der Richtung der 
Schutzbeſtimmungen felbft, wie nach der der Inſpektion 
ejchügt werben. Das ift bis jegt und in abjehbarer Zeit 
Air die Bauarbeiter nicht der Fall. Die Bauarbeiter 
find ber Landesgejebgebung und der Landesregierung 
überlaffen. Daraus erwächſt die entſchiedene und bie 
heilige Pflicht für die Staatsregierung und Bolfäver- 
tretung, dafür zu forgen, daß ihnen Erſatz geichaffen 
wird für das, was ihnen bei der Reichögejeggebung ent- 
gangen ift. 

Meine Herren, hier klagen jo viele über die Unzu— 
friedenheit der Arbeiter. Ich frage Sie: wenn die Bau- 
arbeiter um fich ſehen und lefen, wie es zugeht in ihren: 
eigenen Beruf, wenn fie ſich vergegenwärtigen, wie fie 
vernachläſſigt find gegenüber einem großen Zeil anderer 
Arbeiter — ift es Hicht begreiflich, daß fie ganz bejonders 
von Unzufriedenheit erfüllt find? . Das erklärt in der 
Tat die Erjcheinung, daß gerade unter den Bauarbeitern 
die Sozialdemokratie eine jo große Zahl hat. Mber 
davon abgefehen: es ift die Pflicht der Humanität, für diefe 
Arbeiter einzutreten. Wenn es auch —— 
nicht möglich iſt, alle Unfälle zu verhüten, ſo ließe ſi 
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doch ein Teil der Unfälle, die jet die ſchwerſten Folgen 
für die Arbeiter haben, bie a die Arbeitgeber durch die 
Prämien fo ſehr belaften, bejeitigen — ein wirkſames 
Geſetz und eine wirkſame Inſpektion. Wenn die ge 
lide Staatsregierung ihr —23 — rend Woh 

wollen betätigen, tatkräftig und ſchnell betätigen würde, 
dann würde viel Beruhigung eintreten, dann würden twir 
einen großen FFortichritt ber Humanität im Baugewerbe 


herbeiführen. 
(Beifall links.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Schwarze. 


Schwarze, Abgeordneter: Meine Herren, die gegen» 
wärtige * eht unter dem Zeichen der Wahlen, und 
unter dieſem Zeichen iſt auch der Antrag Sie einge- 
bracht worden. Die Partei der Manchefterleute ift zum 
eritenmal dazu gekommen, in fozialpolitiicher Beziehung 
Unträge zu ftellen. Uber ich befürchte, daß bie —— 
Theorie und Praxis nicht immer richtig zuſammenhalten, 
wie das bei dem Verhalten gegenüber der Sozialdemo- 
fratie neulich hier auch Elar ausgedrüdt worden ift. Meine 
Herren, eh Kollege Dr Erüger wirft aus dem Genofien- 
Ihaftsverbande 93 ſozialdemokratiſche Genoſſenſchaften 
heraus; wenn der Herr Eifenbahnminifter fein — 
reinhalten und keine Sozialdemokraten dulden will, dann 
iſt das etwas anderes, dann greift er Volksrechte an. 
In der Praxis geben fie dem Eiſenbahnminiſter recht; 
in der Theorie beftreiten ihre Kollegen Krieger und — 
das, was ihr eigener Genoſſe Crüger in dem Genofjen- 
Ichaftsverbande getan hat. Meine Herren, die Theorie 
und die Praris wird auch bier verfchieden fein, und wenn 
ich nachher den Befähigungsnachweis fordere, werden Sie 
mir auch nicht beiftimmen, daß er das erjte Fuundament 
ift, auf weldem ein befjerer Bauarbeiterjchug gelegt 
* * bin ich 5 a & 

m übrigen bin ich Herrn Kollegen Dr Hirſch do 
fehr dankbar dafür, daß er den Antrag ein BaNs jet 
Der Untrag hätte in der Form, wie ihn F Kollege 
Hirſch geſtellt Hat, nicht in dieſem Haufe —— 
werden müſſen, ſondern im Reichstage. Einen Geſetz— 
entwurf, wie gefordert, vorzulegen, iſt die Königlich 
Preußiſche Staatsregierung meines Erachtens nicht be- 
rechtigt; denn die Sache berührt die Gewerbeordnung, und 
Sejegentwürfe zur Abänderung der Gewerbeordnung find 
Euren fondern im Reichdtage einzubringen. 

un babe ich einen Unterantrag geftellt, um beffen 
Annahme ich bitte: die Königlich Preußiiche Staats- 
regierung folle erfucht werden, im Wege der Geſetzgebung 
oder der Verordnung einen befferen Bauarbeiterjchug zu 
fihern. Der Antrag geftattet aljo, daß Preußen für die 
Geſetzgebung im Reiche eintritt; er verlangt nicht, daß der 
Geſetzentwurf hier vorgelegt werde, und er geftattet, daß 
im Wege der Verordnung vorgegangen werde. 

Meine Herren, über den Bauarbeiterjchut 
$ 120e ber Gewerbeordnung bejtimmt, daß in erfter 
Linie der Bundesrat befugt ift, Verordnungen zu er 
lafjen, daß aber aud; die Yandespolizeibehörden Verord- 
nungen erlaffen fünnen, und daß endlich auch lokale 
Bolizeiverordnungen erlaffen werden künnen; es handelt 
fi) aber beim Bauarbeiterf[hug in erfter Linie immer 
um eine Reichsjache. 

Eine ordentliche Regelung des Bauarbeiterſchutzes 
— und fie ift notwendig — kann aber aud nur im 
Reiche felbft erfolgen. nn Kollege Hirſch hat mit Recht 
darauf hingewieſen, daß es fi um 600000 Arbeiter 
allein für Freußen handelt, und daß nicht nur die jozial- 
demokratischen Gewerkſchaften — leider * ja im Bau- 
gewerbe die Mehrzahl der Gewerkichnften —— 
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[Stat der Bauverwaltung]) 
[Schwarze, Abgeordneter] 
kratiſch — die Negelung fordern. Ich muß ihm vecht 
eben: auch die chriftlihen Gewerkichaften fordern mit 
ergie einen befjeren und volljtändigeren Bauarbeiter: 
ſchutz, als bisher in den paar Berordnungen, die zu 
— der Bauhandwerker erlaſſen worden ſind, ge— 
währt wird. 

Meine Herren, ich halte den Bauarbeiterſchutz durch 
das Meich für notwendig. Die Geſetze der Statik und 
Dynamik find für das ganze Deutſche Reich volljtändi 
diefelben. Ob ein Gerüjt in Wefel einftürzt ober A 
der Zeche Preußen, wie das neulich ja vorgefommen ift, 
oder in Kattowiß, das ift volljtändig einerlei, und ob ein 
Mann beim Sturz von einer Leiter in Königsberg den 
Hals bricht oder in Lindau am Bodenſee, ift vollftändig 
egal. Die Naturgefege find überall diefelben, und des» 
* gr der Schuß ein einheitlicher, ein reichsgeſetz- 
icher fein 


Auch die Bauaufficht, die * Kollege Hirſch mit 
Recht fordert, iſt überall dieſelbe. Deren Grundſätze 
müſſen überall diejelben fein, und deshalb iſt es not— 
wendig, daß auch um eine einheitliche Bauaufjicht zu bes 
fommen, eine veichögefeßliche Regelung vorgejehen wird, 

Das Bauhandwerk wird im ganzen Deutjchen Reich 
betrieben, und aus dem Grunde muß auch eine reichs— 
gejegliche Regelung erfolgen. ch kann jagen, daß bier 
viel eher als bei den Sinkgütten und den Phosphor: 
fabriten eine reichögefegliche Regelung erfolgen muß, 
denn das Baugewerbe erjtredt ſich über das ganze 
Deutſche Neich, während Zinkhütten und Phosphor: 
fabrifen nur in einzelnen Gegenden vorhanden find, 

Beim Baugewerbe * unter allen Umſtänden eine 
Kugeln egelung erfolgen, das erfordert jchon die 
Rückſicht auf eine einheitli eye Nad den 
vielen Zahlen, die Herr Kollege Dr Hirſch angeführt 
In — und die Zahlen find richtig, ich habe das früher 
chon im Reichstage ausgeführt —, ift es Elar, daß jedes 

ahr jehr viele Bauunälle vor dem Reichsgericht ent— 
hieden werben. Deshalb muß für das Baugewerbe eine 
ger Regelung eingeführt werden, und die Sache 
darf nicht lokal geregelt werden, wie Das zur Zeit der 
al iſt. Bei einer lofalen Regelung der Sade jtellen 
ich ganz verichiedenartige Verhältniſſe ein. Jede Gemeinde 
regelt für ſich, und jede Gemeinde ift dem Unternehmertum 
—— mehr oder weniger rückſichtsvoll. Dadurch 

ommen wir je nach der Strömung, die in der Polizei 
der betreffenden Gemeinde herrſcht, mehr oder minder 
gute Bauverordnungen. Aus dem Grunde muß, wenn 
man in die Sache eingreift, die Sache reichsgeſetzlich oder 
im Reichöverordnungsiwege geregelt werden. 

Meine Herren, wodurd Dr denn nun ein wirk- 
famerer Bauarbeiterfhug erzielt werden? Da ftelle ich 
drei Forderungen auf. Zunächſt verlange ich, daß der 
Befähigungsnachweis für das Baugewerbe eingeführt 
wird. Cine ganze Menge Suntereffeuten, eine ganze 
Menge Perjonen, die fonft nicht für den Br 
hadwch find, find für Einführung des Befähigungs- 





nachweiſes im Baugewerbe aus dem Grunde, daß der 
Polier, der Auffeher, der Meifter alles kennt und alles 
weiß, was zur Verhütung von Unfällen notwendig ift. 


(Sehr richtig! im Bentrum.) 


Deshalb ift gerade hier unter allen Umftänden der Be- 
fähigungsnachweis zu fordern. Ich kann wohl ber 
Königlich preußifhen Staatsregierung mit denjelben 
Worten entgegentreten, die Herr Kollege Dertel im 
Reichstage gebraucht hat: etwas mehr —3 meine 
Herren, von der Königlichen Staatsregierung, gegenüber 


den Bauhandwerkern! Die Frage iſt ſpruchreif, da ſollte 
man nicht zögern. Man mag im übrigen über den Be— 
fähigungsnachweis denken, wie man will, für das Bau— 
gewerbe fordert eine Menge Perjonen, die jonft Gegner 
\ind, den Befähigungsnachweis, und deshalb muß man in 
der Beziehung vorgehen. 

Dann fordere id) mit dem Kollegen Hirſch — darin 
bin ich vollftändig mit ihm einverftanden — eine Bau- 
aufficht unter as von Bauarbeiten und Bau- 
bandwerfern. Die Zuziehung von Bauarbeitern bei der 
Bauaufficht gewährt dem Arbeiter eine gewiſſe Beruhigung, 
es wird da ein Teil der Verantwortlichkeit auf ihre 
Schultern geladen, und ich glaube, daß eine Bauaufficht 
unter Zuziehung von Bauarbeitern das Befte ift, was 
geichehen kann. Der Herr Kollege Hirfch hat nicht ganz 
mit Necht gejagt, die Gewerbeaufheitäbenmten revidierten 
nicht. Ich habe im vorigen Jahre die Reviſionen genau 
geprüft und habe gefunden, daß von 97440 Reviſionen 
im Deutfchen Neich feitens der Gewerbeauffichtsbeamten 
nur 342 Nevifionen auf das Bauhandwerkt entfallen. 
Aljo es find tatlächlid Nevifionen vorgekommen, aber 
nur 342 von 97000, aljo noch nicht einmal '/, % ent 
fallen auf das Baugewerbe, Das —— repräſentiert 
aber doch zweifellos — nach den 8 en, die Herr Kollege 
Hirſch — hat, zählt dasſelbe allein in Preußen 
600 000 Arbeiter — einen ng ftor, und es ift 
zweifellos, daß in der Beziehung das Baugewerbe mehr 
als bisher des Schuges bedarf. Deshalb bin ich aud 
mit dem Herrn Kollegen Hirſch einverjtanden, daß wir 
möglichjt überall, wo es geht — und es geht überall —, 
unter Soma von Bauarbeiten eine Bauauffict 
fchaffen, die für die Zukunft ſehr wohltätig wirken wird. 
Der Herr Kollege Hirſch hat ganz recht, bei der Polizei 
aufficht, die wir zum Teil jchon haben, geftaltet ſich 
die Sache jo, daß das Lagern von Steinen auf der 
Chauſſee 3.B. ald wichtiger angefehen — deshalb verhindert 
wird — als ein möglider Unfall, wenn 3.8. ein Gerüft 
einbricht, und dabei 6 und mehr Mann zu Tode kommen. 

Dann fordere ich aber aud mit dem Herrn Kollegen 
Hirſch zufammen den Erlak von ei — Bauunfaͤll⸗ 
verhütungsvorſchriften. Der Beſtand der Baubuden muß 
in der Beziehung ſo geſtaltet werden, wie es die ein— 
fachſten Anforderungen der Moralität, des Anſtandes, 
der Reinlichkeit und der Geſundheit der Arbeiter ver— 
langen. Tatſächlich ſind die meiſten Baubuden in einem ſolchen 
Zuſtande, wie es Herr Kollege * in feinen bier ver 
lejenen Briefen Arakteriflif argeftellt hat, und bes: 
halb müſſen in der Beziehung Änderungen geichaffen 
werben; der Öerüftbau muß kontrolliert werden, die Bau— 
leitern, der Transport und der Aufzug der Materialien 
uſw. Ich will auf Einzelheiten nicht eingehen; Herr 
Kollege Hirich hat bereit dargetan, dab das alles ſich 
regulieren läßt. 

Nun haben wir in ben Bolizeiverordnungen, Die 
bi&her in einzelnen Gemeinden erlaflen worden jind, das 
befte Material für eine allgemeine Verordnung. Nad 
der Statiſtik, die uns im vorigen Jahre im Reichstag 
über die Wrbeiterfchugmaßregeln vorgelegt worden ift, 
waren im ganzen 368 Schutzvorſchriften im allgemeinen 
erlaffen. avon bezogen 1 257, alfo nahezu drei 
Viertel — das ift ein Behr hoher Prozentjag — auf das 
Baugewerbe, ein Beweis, daß beim Baugewerbe die Sache 
fehr faul liegen muß. Wenn man fi aber die einzelnen 
Berordnungen näher anfieht, dann betreffen nur 34 von 
257 eigentlihe Schugmaßregeln, Gerüfte, Leitern uſw, 
während bie übrigen nur = die Baubuden, die Abort- 
anlagen uſw bezug haben, deren Regulierung auch not: 
wendig iſt, die aber einen —— Arbeiterſchutz nicht 
betreffen. Ich habe nun unter dieſen 34 Bauverord: 
nungen, die tatſächlich den Arbeiterichug zum Grunde 
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haben, fo gute Verordnungen getroffen, daß der Könige 
lichen Staatsregierung und dem Bundesrate das Material 
für den Erlaß einer guten Bauordnung vollitändig vor- 
liegt. Meine Serren, es jind jo gute Berordnungen 
darunter, daß man, wenn man das Befte aus ihnen aus 
wählt, in einem Tage eine neue Verordnung treffen kann, 
die für alle VBerhältniffe vorzüglich wirken wird und die 
fofort, am nächiten Tage ſchon, eingeführt werden könnte. 
So klar liegt die Sad in der Beziehung, daß die Re— 
gierung bier nicht jagen kann, die Sadje ſei noch nicht 
reif für eine Verordnung des Bundesrats; die Berord- 
nung — id) verlange eine reichögejegliche Verordnung — 
fann jeden Augenblid erfolgen und muß erfolgen. Die 
Sache ift zweifellos jo eminent wichtig und fo bedeutiam, 
wie in feinem anderen Falle fo zu jagen. 

Meine Herren, ich habe die Berichte der Gewerbe— 
beamten für Preußen, die wir im letzten Jahre im 
Neichstage erhalten haben, durchgeiehen und habe ge= 
funden, daß faft gar fein Gewerbebeamter auf die Unfälle 
im Baugewerbe näher zu sprechen kommt. Unter dem 
Titel „Bauarbeiterfhugmaßregeln” fand ich im ganzen 
fechs verjchiedene Bezirke aufgeführt. Da möchte “ alio 
die Bemerkungen der Gewerbebeamten über den Stand 
diefer Frage mit Erlaubnis des Herrn Präfidenten ver 
lefen, da fie zeigen, wie faul es im Baugewerbe mit dem 
Arbeiterichug bisher geftanden hat. 

Unter Nr 23, Bezirk Potsdam, fchreibt der Beamte 
in feinem Bericht: 

Unter den Gewerben, die die meijten Unglücks— 

fälle aufzuweifen hatten, fteht das Baugewerbe 

„wieder mit in erjter Linie”. 
Meine Herren, beadhten Sie wohl die Worte „wieder 
mit in erfter Linie”. Alſo der Gewerbebeamte für 
Potsdam hat gefumden, dat das Baugewerbe in bezug 
auf Unfälle immer in der eriten Linie ſteht; das beweiit, 
daß er immerfort Stlagen bat, weil er ſonſt den be- 
treffenden Paſſus nicht in den Bericht gefchrieben hätte. 

Der Bericht für den Bezirk 52, Berlin-Eharlotten« 
burg-Schöneberg-Rirdorf, enthält folgenden Paſſus: 

Die Unfälle mit tötlichem Ausgange betrugen im 
vorigen Jahre 48, in diefem Fahre 51, alio 
drei mehr, wovon allein 16 auf die Baugewerts- 
berufsgenofienfchaft entfallen. 

Alfo ein Drittel der jämtlichen Todesfälle fallen in 
ae nen auf das Baugewerbe, Daraus 
erfieht man wieder die Gefährlichkeit det Baugewerbes, 
trogdem bier die Polizeiaufficht eine ſehr ſcharfe ift. 

Der Bezirk 88 Vresian fchreibt: wie immer hatte 
das Baugewerbe und dann das Epeditiondgewerbe die 
meiften Unfälle zu verzeichnen. Alſo auch dort fteht das 
Baugewerbe in erfter Linie. 

Der Bezirk Erfurt 151 fchreibt: von den 7 Todes- 
fällen erfolgten 4 dur Sturz, 2 Todesfälle erfolgten 
durch Erftidung infolge Einatmung von Sohlenorydgas 
in einer Baubude, und einer durch Sineinfallen eines 
Maichiniften in das Schwungrad. In Erfurt entfallen 
alfo von den 7 Todesfällen mwahrjceinlih 6 auf das 
Baugewerbe und nur 1 Todesfall auf die übrigen 
Gewerbe. Ich nehme an, dab die 4 Todesfälle durd) 
Sturz auch beim Baugerwerbe vorgekommen find. Nähere 
Tatſachen werden nicht angegeben, es ift aljo wohl anzu« 
nehmen, daß der Sturz beim Baugewerbe paffiert ift, da 
er bier doch am meiften vorkommt. 

Die Bezirte 206 Minden und 335 Hohenzollern 
—* nur allgemeine Erörterungen und geben * 
nicht an. 
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Der Herr Abgeordnete Dixie — en ja ganz 
erſchreckliche Zahlen angeführt. Diefe Zahlen jind, twie 
ich im Reichstage gefagt habe, himmelfchreiend. Bon 1886 
bis 1895 find im ganzen 6673 Todesfälle, alfo 667 pro 

ahr vorgefommen. Der Herr Abgeordnete Hirih hat 
hnen gejagt, daß 1897 1136 Todesfälle vorgefommen 
ind, dab hd alfo die Zahl von der Durchichnittäziffer 
der Jahre 1886 bis 1895 in 2 Hahren von 667 auf 
1136, alfo um 500 gefteigert hat. In 1900 waren nur 
975 Todesfälle zu — ‚ in 1901 871 Todesfälle. 
Die Todesfälle baden allerdings im letzten Jahre abge» 
nommen, aber ich glaube, daß das mit Necht auf die 
—— Bautätigkeit des letzten Jahres zurückzu— 
ühren iſt. 

Was die Entſchädigungspflicht aus Unfällen betrifft, 
fo möchte ich den Zahlen des Herrn Abgeordneten Hirſch 
nicht zu viel Material hinzufügen und nur darauf hin- 
weijen, daß in 1901 allein 3750 Unfälle mit „teilweijer” 
dauernder Ermwerbsunfähigkeit und 115 mit danernder 
„gänzlicher” Erwerbsunfähigfeit vorgefommen find, In 
dieſen — liegen Millionen, und wenn man nur einen 
Teil deifen, was für diefe Unfälle zu zahlen ift, auf den 
befjeren Bauarbeiterfchug verwenden wiirde, jo würde 
man das, was man aufwendet, mit Sinfen und Binfes- 
zinfen wieberbefommen. 

Der Herr Abgeordnete Hirſch hat mit Recht darauf 
hingewieſen, daß durch Sturz von Leitern ufw allein über 
3300 Unfälle im legten Jahre vorgefommen 8 Jeder 
wird mir unbedingt recht geben müſſen, daß bei dieſen 
Unfällen zweifellos durch beſſere Bauaufſicht und beſſere 
—————— eine große Verminderung herbeigeführt 
werden kann. Dieſe sa beweift aber, daß im Baus 
handwerk etwas oberfaul ift. Die Königlihe Staats— 
regierung kann fich hier nicht damit deden, daß es ſich 
um Sozialdemofratiihe Allüren handele; hier liegen 
zweifellos ſchwere, himmelfchreiende Mißſtände vor. Bes 
denken Sie, meine Herren, der Mann geht gefund von 
rau und 6 Sindern weg, er ftürzt herunter, und wirb 
ihr tot ins Haus getragen; malen Sie ſich das einmal 
näher aus, und das pajliert Jahr für Jahr. 

Was ift überhaupt gegen das Elend einer einzigen 
Baufampagne der ganze inefifehe eldzug? Das ilt 
nur ein Eleines Übel gegen die Unfälle eines Baujahres 
mit 9000, 10000 und mehr Unfällen und 900 und 
mehr Toten. Das ift doch klar, daß es ſich hier um 
himmelfchreiende Verhältaiſſe handelt, die baldigſte 
Nemebur verlangen. Für jeden, ber die PVerhältniffe 
näher fennt und Die ae in Betracht zieht, die der 
Herr Abgeordnete Hirſch und ich angeführt haben, muß 
es auf der Hand liegen, daß bier Wandel geichaffen 
iverden muß. 

Die Unternehmer fträuben fi gegen den Erlaß 
folder Verordnungen. Darauf foll man aber nicht hören, 
die Schreien immer, und nachher, wenn die Verordnungen 
eingeführt find, freuen fie ſich, daß fie eingeführt find. 
Wenn der betreffende Unternehmer, der noch feinen 
Unfall gehabt hat, — daß durch ſchlechte Unfall— 
vorfhriften bei ihm ein Malheur pajfiert ift, daß er ſich 
jelber verantwortlich fühlen muß, und wenn bderfelbe 
fich dann fagen muß, daß doch ein folder Anfall ver- 
bütet worden wäre, wenn wir ftrengere Vorſchriften ein- 
führten, jo muß man doch jagen, daß es auch im Intereſſe 
eines wohlmwollenden Unternehmers liegt, dat ſolche 
ftrengeren Borfchriften erlaffen werden. 

eine Herren, mit der Sonntagsruhe war ed genau 
ebenfo, das Unternehmertum wollte keine Sonntagörube, 
und jet, wo fie eingeführt ift, würden, wenn fie wieder 
aufgehoben würde, die Unternehmer über die Wegnahme 
gerade jo jchreien, wie fie früher über die Einführung 
gejhrien haben. Ich behaupte, meine N für jebe 
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— — Mark, die die Unternehmer für den 
rbeiterſchutz ausgeben, erſparen fie im Laufe der Zeit 


Millionen. 
(Sehr richtig!) 


Das iſt zweifellos: jedes Jahr mit jeinen über 3000 Un— 
fällen mit teilmweife und gänzlich dauernder Erwerbs— 
unfähigkeit legt dem Baugewerbe Unkoften auf, die jedes 
Jahr fteigen und die ient ſchon jehr ſchwer von ihnen 
getragen werden. Die Unternehmer fürdjten immer: es 
Eomme noch fchlimmer, fie follten immer nocd mehr 
tragen. Meine Herren, das ift nicht der Fall; im 
Gegenteil ich behaupte nochmals: für jede Hunderttaufend 
Mark, die für Arbeiterfchug verwandt werden, erjparen 
die Unternehmer im Laufe der a Millionen. 

Meine Herren, nun bin id ganz ficher nicht der 
Meinung, daß, wenn ein Bauarbeiterjhug eingeführt 
würde, Eins alle Unglüde vermieden werden. Da gebe 
ih Herrn Dr Hirſch vollftändig recht: e8 werden troßdem 
durch Leichtfinn, Alkoholismus, dur die BVertrautheit 
mit der Gefahr ufw bei den Arbeitern nad wie vor 
Unglüde weiter entftehen. Aber, meine Herren, daß ein 
ganz erheblicher Prozentfag vermieden werden könnte, 
wenn wir eine Bauaufficht, einen Befähigungsnachweis, 
eine allgemeine Schutverordnung für die te: 
befommen, das ift für mich nicht zweifelhaft und kann 
für niemanden zweifelhaft fein, der näher in die Ber- 
bältnifje einfieht. 4 fage deshalb: ift eine Beflerung 
möglid, dann muß aud mit Energie dieſe Befjerung 
erftrebt werden, und die Zahlen, die in diefer Beziehung 
bier vorgeführt worden find, verlangen unbedingt, daß 
man einer ſolchen Revifion jofort näher tritt. 

ch möchte deshalb die Königliche Staatsregierung 
erjuchen, in der Beziehung alles zu tun, was fie kann, 
ihre Stimmen im Bundesrat dahin anzuweijen, daß in 
der Beziehung nicht mehr gehandelt wird wie biäher, 
fondern daß man vielmehr der Forderung bes Herrn 
Reichstagsabgeorbneten Dr Dertel nahfommen wird, ber 
dem Herm Staatsſekretär des Innern, dem Grafen 
Poſadawsky neulih und aud im vorigen Jahre zugerufen 
hat: etwas mehr Dampf, Herr Staatsjefretär! 

Meine ne Son bitte Sie: nehmen Sie den Antrag 








Dr Hirfc in der Form, die ich ihm gegeben habe, an, 
damit endlich dieſe ſchwerwiegende Frage ins Wollen 
gerät und zum Segen Tauſender von Arbeitern erledigt 
werde. 

(Bravo!) 


BVizepräfident Dr Rrauſe (Königsberg): Der 


Herr DMinifterialdireftor hat das Wort. 


Schule, Minifterialdireftor, Wirkliher Geh. Rat, 
Negierungstommiffar: Auch von dem Herrn Minijter der 
öffentlichen Arbeiten, der zu feinem lebhaften Bebauern 
heute bier zu ericheinen durch die Reichstagsverhandlungen 
verhindert ift, wird die Anficht geteilt, daß der Arbeiter 
ſchutz und die Arbeiterfürforge noch ber Vervollkommnung 
bedarf und daß die Krankheits- und Bauunfallverhütungs- 
vorjchriften noch wirkfamer zu geftalten ſeien. * 
wiſchen iſt die reg ai nicht untätig geweſen, 
* hat nicht die Hände in den ur; gelegt, jondern fie 
ift ernftlich beftrebt gewejen, die auf diefem Gebiete bes 
ftehenden Mikftände tunlichſt gu vermindern. Es wird 
der Aufmerkjamkeit der Mitglieder diefes Hohen Haufes 
nicht entgangen fein, daß das Minifterium der öffent- 
lichen Arbeiten beftrebt gewefen ift, die Handhabung der 
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Baupolizei immer intenfiver zu geftalten; die er 
Baupolizeiaufficht ift —— verſchärft worden, we; all» 
gemein Bauabnahmen eingeführt find, daß die Vorſchrift 
egeben ift, wonach bei größeren und fchwierigeren Bauten, 
Koh bei der Reviſion der Projekte wie bei der Ab» 
nahme der Bauten geeignete techniſche Organe zu be 
teiligen find. Daß biefe immer intenfiver geftaltete Sans 
habung der Baupolizei auch gleichzeitig mittelbar der 
Arbeiterfürforge, dem Acbeiteriän e dient, liegt auf der 
Hand. Aber auch unmittelbare Borfchriften zur Ber: 
hütung von Bauunfällen und Srankheiten der Bau- 
arbeiter find von der Stantsregierung gegeben worden. 
Von dem gl Abgeordneten Dr Sir ift bereits an- 
geführt, daß von der Zentralftelle 1898 und 1899 allge 
meine Grundzüge in diefer Beziehung erlaffen find. Da, 
wo eine größere bauliche Tätigkeit fi entfaltet hat, find 
auf Grund diefer allgemeinen Grundzüge auch Bezirks- 
und KLofalpolizeiverordnungen erlaffen worden, durch 
welche unter anderem beftimmt ift, daß auf den Bauten 
für die Arbeiter geeignete Unterkunftsräume, Aborte ein- 
— und unterhalten werben, daß Stuckateur—-, 
öpfer-, Pugerarbeiten im Winter nur in gefchlofjenen 
Räumen vorgenommen werden bürfen, daß in Räumen 
bei offenem Kofsfeuer nicht gearbeitet werden darf uſw. 

Weitere Mafregeln zur Verhütung von Bauunfällen 
und Stranfheiten der Bauarbeiter find in zahlreichen 
Baupolizeiordnungen, Gerüftordnungen und anderen ein- 
Idlägigen Bezirkö- und Lofalpolizeiverordnungen gegeben. 
Außerdem ift eine generelle Reviſion der berufägenofien- 
ichaftlihen Unfallverhütungsvorfchriften angeordnet und 
darauf Bedacht genommen worden, im Bedarfsfalle, wo 
Lüden in diefer Beziehung fich herausftellen, diefe auf 
dem Wege der Polizeiverordnung auszufüllen. Damit 
aber diefe Maßregeln nicht ein toter Buchſtabe und nur 
auf dem Papier ftehen bleiben, ift von dem Herrn 
Minifter der Öffentlichen Arbeiten an den Herm Reide- 
kanzler das Erjuchen geftellt worden, für eine orbnnungs- 
mäßige berufsgenoſſenſchaftliche Kontrolle Sorge zu 
tragen, und von ihm felber ift eine anberterielihe 
Überwachung der Bauarbeiten und eine Prüfung ange 
ordnet worden, ob bei den Bauarbeiten die gegebenen 
— die genügende Kane 

nden. 

Diefe Maßnahmen haben ſich als erfolgreich er 
wiejen, und wenn auch im Laufe der legten Jahre eine 
Vermehrung der Bauunfälle an und für fih eingetreten 
ift — und daß dies gefchehen, ift ja natürlich, denn 
während früher die Bauunfälle überhaupt nur jelten und 
die Fleineren Bauunfälle ficherlich gar nicht zur Anzeige 
— find, geſchieht das jetzt regelmäßig bei allen 

auunfällen — wenn alfo im allgemeinen eine Ber 
mehrung der Bauunfälle eingetreten ift, jo haben fid 
do die Bauunfälle mit tötlichem Ausgang in den Jahren 
von 1886 bis 1901 von 0,92 auf 0,86 für taufend Mrbeiter 
vermindert, und es ift zu hoffen, daß bie inzwifchen ge 
ebenen Borjchriften, auf deren Handhabung und & 
—— ſtrengſtens geachtet werben ſoll, zu einer weiteren 
Verminderung der Bauunfälle beitragen werben. 

Der von dem Herrn Mbgeordneten Dr Hirid 
empfohlene Weg der Gejeggebung wird von der Staat 
vegierung nicht als empfehlenswert erachtet; denn nad 
der Anficht der Staatsregierung kann ein einheitliches 
Geſetz den großen Berfchiedenheiten, die im Lande aui 
diefem Gebiet herrichen, die Berjchiedenheiten zwiſchen 
den ländlichen und ftädtifchen Bezirken, zwifchen ben 
Dane in denen en vorherrfcht, und den einfach 
landwirtichaftlichen Bezirken, nicht genügend Rechnung 
tragen. Bei einem einheitlichen Gejege würden in 
einzelnen Fällen zu harte, in anderen Fällen ungenügend 
Vorſchriften gegeben werben. 


| 


| 
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[Stat der Bauverwatung] 


ISchultz, Minifterialdirettor] 

Die 2er glaubt daher, dem Borgehen 
auf Grund des $ 120 Nri der Gewerbeordnung den 
Borzug geben und, wie es auch von Herrn Nbgeordneten 
Schwarze —— iſt, auf dem Verwaltungswege 
den vorhandenen Mißſtänden entgegentreten zu ſollen. 
Bei dieſen Maßregeln wird die Staatäregiernug ſicherlich 
auf die danfenswerten Anregungen, die heute hier von 
den Herren Antragitellern gegeben find, gebührend Rück— 
ficht nehmen. Wenn die Aufmertjamkeit der Königlichen 
Staatsregierung auch auf die Verbeſſerung der Arbeiter- 
fürforge dauernd gerichtet ift und es eines bejonderen 
Antrages kaum bedürfen wird, jo würde doch nichts 
dagegen einzuwenden fein, wenn der Antrag Dr Hirſch 
mit dem Amendement des Herrn Abgeordneten Schwarze 
zur Annahme gelangt. 

Auf die Frage, ob jpäterhin eine reichögefegliche 
Regelung diefer Frage anzuftreben und auf die Ein- 
führung eines Befähigungsnachweiſes für die Bauhand- 
werker Bedacht zu * ſein wird, glaube ich heute 
nicht eingehen zu jollen. 


Bizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): 
Wort hat der Abgeordnete Kindler (Poſen). 


Kindler (Pofen), Abgeordneter: 
gegen den Inhalt unferes Antrags ift bisher von feiner 
eite Einfpruch erhoben worden. Auch vom Minifter- 
tifche wurde anerkannt, daß Mifftände beftehen, und zu— 
gejagt, daß die Negierung beftrebt fein wird, diefelben 
tunlichft zu —— und zu verhindern. 

Auf die Einzelheiten, die der Herr Minifterialdireftor 
angeführt hat, brauche ich wohl nicht einzugehen. Er 
glaubt, daß im Wege der Gefeggebung nicht das Richtige 

etroffen werben könne, weil eine Berichiedenheit der Bor- 

Friften je nad} Lage der — —— ſei. Ob 
Geſetz oder Verordnung gewählt wird, iſt nicht die Haupt- 
fache; wir wünſchen nur Befeitigung des Übels. Es ſoll 
aud von uns kein Widerfpruch erhoben werden, wenn 
dies auf anderem Wege, dem Wege der Verwaltung, ge 
ee nad dem Vorſchlage, den Kollege Schwarze ge- 
macht bat. 

Meine Herren, als der Antrag des Herrn Kollegen 
Schwarze vorlag, nahm ih an, daß Kollege Schwarze 
benjelben nur aus den Gründen gejtellt hat, die der Herr 
Minifterialdireftor angeführt hat, nämlich weil er glaubt, 
daß die Materie A einheitlich geregelt werden fann. 
zn dem zweiten Teil feiner Rede Bat er auch ganz das» 
jelbe ausgeführt, was Herr Dr 8*8 ausgeführt hat. 
Er hat anerkannt, daß die Übelitände ganz bedeutend 
feien, und daß hier Abhülfe geichaffen werden muß. 
Meine Herren, ich war daher erftaunt, daß Herr Stollege 
Schwarze am Eingange feiner Rebe uns hier Borwüre 
machte, die nicht berechtigt find, daß er Gelegenheit ge: 
nommen bat, uns ein wenig anzufhwärzen, daß er ge 
meint hat, daß wir nur der Wahlen wegen den Antrag 
eingebracht haben. Dagegen möchte id) doch anführen 
daß bdiefer Borwurf dem Hauptantragjteller Dr Hirf 

egenüber keineswegs gerechtfertigt ift, der ſchon feit 
auger Zeit für Arbeiterfchug eingetreten und für einen 
joldyen tätig geweſen ift. 

Die Arbeiter haben auch bereits vor zwei Jahren 
eine Petition an das Hohe Haus gelangen lafjen und 
um Negelung des Arbeiterichuges gt eten. Damals kam 
die Petition nicht einmal in der Kommiffion wegen des 
vorzeitigen Schluffes der Seſſion zur —— Im 
vorigen Jahre iſt fie wohl in der Kommiſſion, aber nicht 
im Blenum verhandelt worden, und aus diefem Grunde, 





Das 


Meine Herren, 


weil zweimal jchon die Petition zurüdgeftellt werben 
mußte, haben wir den Antrag eingebracht, um eine Ver- 
handlung der Sache und eine Befchleunigung der An- 
elegenheit herbeizuführen. Irgend welche Wahlagitation 
—* wir damit jedenfalls nicht beabſichtigt; ich muß 
daher diefen Vorwurf zurückweiſen. 

Herr Kollege Schwarze hat dann gemeint, daß die 
Materie eigentlich nicht Sache des Landtages fei, fondern 
im WReichstage erledigt werden müſſe. Demgegenüber 
verweiſe id) auf eine Synterpellation, die bereits im 
Februar 1900 im Neichstage ftattgefunden hat und auch 
die Frage des Arbeiterfchuges betraf. Bei Beratung 
diefer Interpellation hat der Herr Staatsſekretär des 
Innern erklärt: 

Die — ———— iſt nach eingehender Erwägung 
und Prüfung des Materials zu der Anſicht gelangt, 
daß, da die Bauausführungen den einzelnen 
örtlichen Verhältniſſen unterworfen find, die 
örtlichen Verhältnifje aber berüdjichtigt werden 
müffen, die Regelung des Bauarbeiterfchutes 
deshalb nicht von Reichs‘ wegen gejchehen kann, 
fondern dies Sache der Landesregierungen 
bleiben muß. 

Meine Herren, nad) diefer Erklärung von feiten der 
Regierung im Reichstage blieb kein anderer Weg übrig, 
als hier die Angelegenheit zu verhandeln, damit wir 
wenigitens in Preußen eine baldige Regelung des Baus 
arbeiterfchuges erlangen. 

err Sollege — iſt dann auch auf den 
Befähigungsnachweis eingegangen und hat gemeint, daß 
derſelbe die wirkſamſte Verhinderung der Unfälle ſein 
würde. Er hat aber im nächſten Augenblicke betont, daß 
es darauf ankomme, daß der Polier vor allen Dingen 
weiß, was er zu tun hat. Ich meine, das iſt auch das 
Wichtigſte, da auch der geprüfte Baugewerksmeiſter nicht 
immer auf der Bauftelle fein kann und fich den größten 
Teil des Tages auf feine Angeftellten muß verlaffen 
können. Ich hoffe, daf die —— denn auch eine weitere 
Ausdehnung der Polierſchulen anftreben werben, die ſie 
vor zwei Jahren noch befämpft haben. Ich ſtimme mit 
FA Schwarze vollftändig überein, daß die Unternehmer 
ih fpäter freuen werden, wenn die Unfallverhütungs- 
vorſchriften energifcher gehandhabt werden; denn die 
Berufsgenoffenichaften haben dadurd Vorteil und indirekt 
wieder die Unternehmer, indem fie weniger Beiträge zu 
jablen haben werden. Es wird alſo durch die Vermin— 
erung ber Unfälle auch ein Vorteil für die Unternehmer 
entftehen. 

Nah den ausführlichen Ausführungen der Herren 
Borredner brauche ich eigentlich zu dem Antrage wenig 
mehr zu jagen. Die Statiftit hat die Berechtigung 
unſeres Antrages bewiefen. Wenn auch der Gere 
Minifterialdireftor ausführte, dab der Prozentjag ber 
tödlichen Unfälle ein klein” wenigfzurüdgegangen fei, fo 
ift doch immerhin die Verminderung zu gering, als daß 
wir ftillftehen und die Hände in den & oß legen könnten, 

Der Abgeordnete Hirſch hat ausgeführt, daß die 
Schuld an den Unfällen‘wohl auf beiden Seiten liegt. 
Die Arbeiter einerfeits beſchweren ſich darüber, daß die 
Unternehmer ihre Pflicht nicht in genügendem Maße tun, 
daß fie die Bauten bei Submiffionen billig übernehmen 
und aus Erjparnisrüdjichten dann nicht die genügenden 
Borfihtsmaßregeln treffen; die Unternehmer andererfeits 
werfen den Arbeitern vor, daß fie zu fahrläffig wären, 
daß ke mit der Gefahr leichter mare. weil fie wiflen, 
daß fie im Falle eines Unfalls eine Rente befommen. 

Meine Herren, auf beiden Geiten wird gejündigt. 
Beide Teile müſſen beftrebt fein, eine Beſſerung eintreten 
zu laſſen. Ich glaube, ein Zeil der Schuld an den 
vielen Unfällen liegt auch an unferer raſchlebigen Zeit, 
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[Kindler (Bofen), Abgeordneter] 

die ein fchnelleres Bauen beanfprudht. Dadurch werden 
auf den Bauten mehr Perfonen zufammengedrängt, als es 
früher der Fall war; die Aufficht bei der Beichäftigung 
ift natürlich eine viel fchwierigere. Aus diefem Grunde 
ift aber aud eine Kontrolle der Sicherheitsmakregeln 
öfter notwendig, als dies bis jett geichehen ift. 

Meine —— es iſt ſchon darauf hingewieſen worden, 
dat die Bauberufsgenoſſenſchaften Unfallverhütungs- 
vorſchriften herausgegeben haben, die alles Weſentliche, 
was verlangt werden kann, enthalten. Es kommt aber 
darauf an, daß dieſelben auch befolgt werben. Ihre Be— 
folgung muß durch eingehende Kontrolle gewährleiſtet 
werben. Dazu find aber meiner Anſicht nach die Berufs— 
genoflenichaften gar nicht in ber Lage. Sie haben in der 
legten N technifche Kräfte angeftellt, um eine Kontrolle 
ber Unfallverhütungsvorfchriften auf den Bauten aus» 
zuüben, Der Bezirk der Berufsgenofienichaften ift aber 
ein fo großer, daß dieje Kontrolle doch nur in größeren 
en erfolgt. Bei einem Bau ändert fich der Zu— 
tand täglih und damit auch die Gefahr. Ich glaube, 
daß man wohl die Baupolizeiverwaltungen mit der Auf: 
fiht wird betrauen können, wenn fie richtig ausgebaut 
werden. Bisher wird die Baupolizei in kleinen Städten 
und auf dem Lande eigentlih nur ausgeübt bei ber Ston- 
fentierung; es werben da mandmal nur aushülfsweife 
technifche Kräfte zur Prüfung herangezogen. Damit ift 
die Tätigkeit der Techniker erledigt, und es find feine 
geeigneten Kräfte vorhanden, um auch bei der Über- 
a ber Bauten während der lea ir Mithülfe 
zu leiften. Hier muß unbedingt Wanbel ge 7 en werden, 
wenn man diefe Organe mit der Aufficht betrauen will. 

Meine Herren, wenn die Berufägenoflenichaften ihr 
Intereſſe recht verftehen, dann werden fie fich freuen, 
entlaftet " werben durch ftaatliche Organe, die ihnen 
einen Teil der Aufficht, die fie nicht ausüben können, 
abnehmen. 

ch komme mun zum zweiten Teile des Antrages, 
ber Gejundheitspflege. Hier find bie Berufögenoffen. 
fchaften gar nicht Zuftänbig, Wenn vor 2 Yahren in einer 
Petition, welche der Wrbeiterpetition gegenübergeftellt 
wurde, gemeint war, daß viele hygieniſchen ade en 
der Arbeiter bereits erfüllt feien, daß Vorschriften darüber 
beftänden, fo ift das richtig. Aber diefe Vorfchriften be- 
ftehen nicht allgemein, müflen alfo verallgemeinert werden. 
Meine Herren, bier in Berlin und in anderen großen 
Städten gibt es wohl eine Vorſchrift, daß auf Bauten, 
wo mehr als 10 Arbeiter befchäftigt werden, Baububden 
aufgeftellt werden müfjen. Aber in kleineren und mittleren 
Städten ift das nicht der Fall; und wenn auch solche 
Baubuden aufgeftellt werden, werden fie zum Teil zu 
anderen Bmweden benutzt, 3. B. zur Lagerung von 
Materialien; fie können deshalb nicht fo reingehalten 
werben, wie es notwendig ift, um ben Arbeitern einen 
gefunden Aufenthaltsort zu gewähren und es ihnen zu 
ermöglichen, dort ihre —— einzunehmen. 

benſo iſt es mit den Abortanlagen. Da wird auch 
von beiden Seiten gefündigt. Die Arbeiter benutzen die 
Abortanlagen nicht immer; es werden badurch vielfache 
Klagen über Berunreinigung der Bauten hervorgerufen. 
Andererjeits wird auch nicht ftets dafür gejorgt, daß bie 
nötigen Mbortanlagen vorhanden find. Wenn dies der 
Fall ift, werden die Leute durch eine ausgiebige Kontrolle 
ur Benußung berjelben erzogen werden, und beiderfeitige 

lagen verftummen. 

Ich Habe mich gefreut, dak der Herr Minifterial- 
direftor auch davon gefprochen hat, daß Vorſchriften über 
die Winterarbeiten auf den Bauten erlafjen find reſpeltive 
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erlafien werden ſollen; ebenfo auch über die Nicht- 
beihäftigung von Arbeitern in Räumen, in benen Sofa: 
öfen zum Mustroden des Baues im Betriebe find. 

Meine Herren, auf die Detail einzugehen, glaube 
ich, ift nicht mehr notwendig, Wir leben in einer Zeit 
der ſozialen Gejetgebung und des fozialen Fortichrittes; 
wir können die Augen nicht gegen vorhandene Übelftände 
verjchließen, wir müſſen fie abzuftellen verfuchen. 

Ich will hoffen, daß der üey ber von feiten der Re— 
gierung vorgeichlagen und im Antrage Schwarze an— 
gedeutet wird, der richtige ift, daß wir damit das Übel 
einfchränfen können, foweit es möglich ift. Unfer Antrag 
bewegt fich auf demfelben Boden, auf dem aucd andere 
joziale Beftrebungen ſich bewegen, wie die zur Betämpfun 
von Seuchen, Errichtung von Lungenheilftätten uſw. Audı 
die Beftrebungen der Invaliditätsgenoſſenſchaften, welche 
ihre Mitglieder nicht erft invalide werden laffen, fondern 
vorbeugend fie zu heilen fuchen, wenn eine Sranfheit im 
Entftehen ift, find folhe Borbeugungsmittel. ch glaube, 
daß durch Annahme des Antrages Schwarze — mehr 
werden wir ja nicht erreichen fünnen, wenn wir aud 
meinen, daß eine geſetzliche Negelung der Materie wohl 
angängig und vielleicht erjpriehliher wäre — daß wir 
durch Annahme des Antroges Schwarze den fozialen 
Frieden fördern, daß wir die Arbeiter — machen 
und auch die Unternehmer überzeugen, daß ſie in ihrem 
eigenen Intereſſe ſolche Vorſchriften zu befolgen haben. 


(Bravo! links.) 
Bizepräfident Dr Kraufe (Königsberg): Das 
Wort hat der Abgeordnete Schwarze. 


Schwarze, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Kindler hat ſich darüber beſchwert gefühlt, 
daß id) vorhin gejagt habe, die Anträge der Herren 
drüben wären der Wahlen wegen aufs Sei eworfen. 
Dem gegenüber muß ich bemerken, daß im Keichstage 
dem —— das doch zweifellos in ſozialpolitiſcher 
Beziehung ſo viel Anträge geſtellt hat wie keine andere 
Partei, vorgeworfen iſt, wir hätten die Anträge, die wir 
in dieſem Jahre wie immer eingebracht haben, nur der 
Wahlen wegen eingebracht. 


(Burufe links.) 


Meine me man muß doch nicht immer Ambos jein, 
wir wollen doc auch einmal der Hammer fein und wollen 

hnen (nad) links) das Kompliment auch machen, das 

ie uns dort gemacht haben. ch glaube, wir haben 
auch viel mehr Berechtigung zu einem foldhen Vorwurf, 
wenn Sie darin einen ſolchen * wollen, als die Herren 
drüben. Wenn von Ihrer Seite, von ſeiten der 
Mancheſterleute, die das Prinzip des laissez aller auf ihre 
Fahne geſchrieben haben, fozialpolitiiche Anträge geſtellt 
werden, dann iſt das doch eigentlich verwunderlich. Des. 
wegen haben wir jedenfalls mehr recht, wenn wir den 
uns drüben gemachten Vorwurf hier zurückgeben. 

Es iſt immerhin auch ſehr lehrreich, einmal die 
Verſchiedenheit Ihrer Theorie und Praxis zu beleuchten. 
Ich habe Ihnen an dem Beiipiele mit dem Vorwurf der 
Herren Krieger und Oeſer dem Eifenbahnminifter gegen- 
über, eine der Tatjachen, daß Herr Dr Erüger die Sozials 
demofraten aus dem Genoffenichaftsverband Hinaus- 
geworfen hat, gezeigt, dak Theorie und Braris bei Ihnen 
verfchieden ift. 

Ich habe dabei gejagt: wahrjcheinlich werden Cie, 
wenn ich zu dem Befähigun Snachweis komme, erklären, 
daß Sie dafür nicht zu haben wären. Diefe Antwort 
habe ich auch erhalten. Ihre Theorie und Praris deden 
fich alfo nicht immer, und darauf wollte ich bier mal 
binmweifen. 


Haus der Abgeorbneten, 


Sitzung am 4. März; 1903. 2422 


— — —— —— — —ñ —— 


[&tat der Bauverwaltuung] 


[Schwarze, Abgeordneter] 

Meine * es iſt mir ſehr bekannt, daß der 
Herr Staatsſekretär des Innern, Graf Poſadowsky, auf 
dem Standpunft ſteht, der Arbeiterichug ſolle durch lokale 
Berordnungen geregelt werden. Yc babe ihn diejerhalb 
felbft im vorigen Jahre angegriffen, und da hat mir der Herr 
Abgeordnete Hoch von der fozialdemokratiihen Fraktion 
jogar neulich den Vorwurf gemacht, daß id, dieje Frage 
überhaupt aufgeworfen habe, da fie doch jein Feld fei. 
Alſo Sie jehen, in diefer Beziehung findet man überall 
diejelben Angriffe und Vorwürfe, wenn man etwas tut, 
was die anderen auch getan haben. Ich weiß aljo jehr 
— ‚, daß der Herr Graf Poſadowsky auf dieſem 
Standpunkt fteht. Aber ich glaube doch, weitläufig durch 
5 verichiedene Thejen nachgewieſen zu haben, daß ich diefe 
feine Anfiht für grumdfalich halte, und daß eine Ange— 
legenheit, die das ganze Baugewerbe betrifft, einheitlich 
für das ganze Reich geregelt werden muß. Da kann 
man nicht mit lokalen Berordnungen vorgehen. Daß 
daraus nichts wird, habe ich doch aud) dadurch ausgeführt, 
daß von dem ganzen Erlaß von 257 Arbeiterverordnungen 
nur 34 auf dem eigentlichen Arbeiterjchug fich beziehen. 
Daraus geht doch hervor, daß der von dem Herrn 
Staatsjekretär des Innern uns gewiejene Weg der lokalen 
Berordnung vollftändig ungangbar ift, und daß ich redt 
habe, wenn ich eine allgemeine Berordnung für das 
Deutiche Neich durch den Bundesrat verlange. 

Ih habe meinen Antrag geitellt, um einen gang. 
baren Weg zu finden; denn der Weg des Herrn Abge- 
ordneten ich ift tatjächlic ungangbar. Die Gewerbe: 
ordnung iſt Sache des Reichs — in $ 120 ift bezüglich 
—— Beſtimmung für das Reich ——— —, 
und der preußiſche Landtag kann nicht verlangen, daß 
ihm ein Gefegentwurf vorgelegt wird, der ſich auf Ab- 
änderung der Gewerbeordnung bezieht; denn Reichsrecht 

eht vor Landesrecht. Das kann nur das Reich machen, 

—9 habe aljo recht, wenn ich ſage: der Antrag Hirſch 
durfte hier nicht vorgelegt werden, weil er die Borlegung 
eined Gejegentwurfes beanjprucht, jondern mußte dem 
Reichstage vorgelegt werben. 

Im übrigen freue ich mich, daß Herr Kollege 
Dr Hirſch hier eine Sache zur Spracde gebracht hat, die 
jo eminent bedeutend ift, und deren baldige Anderung 
die Königliche Staatsregierung ia meines Erachtens 
unter allen Umftänden angelegen laſſen fein muß. 





Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
bat der Abgeordnete Frhr v. Zedlitz. 


Schr ©. Zeblig und Neukirch, Abgeordneter: 
Meine Herren, ein wirkſamer Schu der Bauarbeiter 
egen Gefährdung ihrer Gefundheit, ſei es durch Unfälle, 
Bi es durch Krankheit, ift eine jehr wichtige Angelegenheit, 
welche, wie ich glaube, das Intereſſe aller Seiten diejes 
ujes erfordert und mit Recht beanſprucht. Ohne 
weifel geht aus den Ausführungen des Herrn Minifterials 
direftors hervor, daß die Staatsregierung ihrerjeits die 
Angelegenheit nicht aus den Augen gelafjen, jondern nad 
Kräften dahin gewirkt hat, daß auf den Bauten den 
Arbeitern der nötige Schuß zu teil wird. Gleichwohl und 
troß der Abnahme der ſchweren Unglüdsfälle, namentlich 
der Unglüdsfälle mit tödlichen — bleibt immer 
noch eine Lücke in den beſtehenden Vorſchriften, und ich 
laube, wir haben alle ein Intereſſe daran, dafür zu 
—— daß dieſe bald und ſicher ausgefüllt wird. 
Wenn id von den Wegen, die A in Ausficht ge 
nommen find, den der Geſetzgebung zunächſt betrachte, 
jo, glaube ic), find die Bedenken, welche vom Regierungs- 


tifh und im Haufe dagegen erhoben worden find, in ber 
Tat durchſchlagend. Es wird nad) Lage der Sache kaum 
möglich fein, ein Geje zu erlaflen, welches der unglaub- 
lihen Berjchiedenheit der Verhältniffe in den einzelnen 
Landesteilen, in großen Städten und auf dem flachen 
Lande auch nur einigermaßen gerecht wird, Herr Dr Hirſch 
würde wohl in großer Berlegenbeit jein, wenn er uns 
den Entwurf eines folchen Gejeges unterbreiten sollte. 
Meine Herren, auch der Borgang Bayerns kann 
dabei nicht maßgebend fein. Mir ift zweifelhaft, ob die 
Arbeiter, wenn fie die Beftimmungen des bayrifchen Ge— 
feges vollftändig kennen würden, noch in dem Maße 
davon eingenommen wären, wie der Kerr Abgeordnete 
883 uns verſichert hat. Es enthält das abfolute 
erbot des Mitbringens geiftiger Getränke irgend welcher 
Art, ſelbſt von Bier, ar bie Bauftelle; das würbe mit 
den Gewohnheiten eines großen Teils unferer Bauhand- 
werfer fo wenig in Einklang ftehen, daß fie dieſes Gejek 
gib nicht gern über fich ergehen laffen würden. Andere 
eftimmungen bes bayrifchen Gejeges, wie bie Mit- 
wirkung von Arbeitern bei der Bauaufficht, find, joweit 
ich unterrichtet bin, im wejentlichen auf dem Papier ge- 
blieben und find meines Erachtens auch grundjäglich be— 


denklich. 
Dagegen empfiehlt ſich der Antrag des Herrn Ab- 
georbneten Schwarze, darauf hinzumwirten, daß möglichjt 


bald auf Grund des $ 120e die nötigen Verordnungen 
vom Bundesrat erlaffen werden, um den Bauarbeitern 
den nötigen Schuß für Leben und Gejundheit bei den 
Bauten zu gewähren. In diefem Sinne bitte ih Sie, 
den Antrag des Herm Abgeordneten Dr Hirſch in der 
Faſſung bes Herrn Abgeordneten Schwarze anzunehmen. 

Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr Hirſch. 


Dr Sirſch (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich beginne mit der Erklärung, daß ich für meinen Antrag 
die Saflung de3 Herrn Kollegen Schwarze alzeptiere und 
um jeine Annahme bitte. Es kann fich in der Tat nicht 
darum Handeln, die Sache hier ftreng juriftiich feit- 
uftellen. Es würde das eine Diskuffion erfordern, die 
Fehr weit führen würde. Da nach der Gewerbeordnung 
der Bauarbeiterfchug nicht von Reichs wegen übernommen 
worden ift, könnte meiner Anficht nach Breußen wenigftens 
interimiftiich auf dem Wege der Geſetzgebung vorgehen. 
Indes will id) darauf nicht weiter eingehen, und bin, 
wie gejagt, damit einverftanden, daß der Gedanke, ben 
ich mir erlaubt babe mit meinen politischen Freunden 
bier vorzutragen, in diefer Form angenommen wird, in 
der ja auch der Weg des Geſetzes * gelaſſen iſt. Auf 
dieſe Weiſe würde alſo das Haus nicht verhindert fein, 
insgeſamt für den wirkſameren Bauarbeiterſchutz einzu- 
treten. 

Herr Kollege Schwarze hat allerdings eine eigen- 
tümliche Urt der Erwiderung und Bergeltung angewandt. 
Weil die Sozialdemokraten dem Zentrum vorgeworfen 
haben, es jtelle feine jozialpolitifchen Anträge aus Wahl- 
interejje, darum hält er fich für berechtigt, uns denjelben 
Vorwurf zu maden. Lieber Kollege, das fcheint mir die 
Resiprogit t doch etwas zu verbdrehen. will noch⸗ 
mals darauf hinmweijen, daß ſeitens der freifinnigen Bolt» 
partei und ihrer PVorgängerin, der Fortſchrittspartei, 
das fogenannte Mancheftertum niemals aufgeftellt und 
befolgt worden ift; 


(ſehr richtig! links) 
wir find niemal® Manchefterleute geweſen. Wer das 


laubt, der ift im Jrrtum entweder über den Begriff des 
andheftertums oder Über die Geſchichte der Foriſchritts— 
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partei. Die Fortihrittspartei hat vom erften Mugenblid 
an Eingriffe des Staates zum Schuß der Arbeiter für 
uläffig erklärt, und es ift eine Übertreibung, wenn man 
* deshalb, weil fie die individuelle Initiative hoch hält, 
als Mandhejterleute d. h. als Gegner jeder ftaatlichen 
Intervention binftellt. eine Herren, id) habe die Ehre 
ehabt, ſchon im Norbdeutichen Reichſtage namens der 
Beton mit meinen freunden Schulze-Deligih, Franz 

under und anderen wichtige Arbeiterihugbejtimmungen 
u beantragen und dahin zu wirken, daß diefelben in die 

eiwerbeordnung Aufnahme gefunden haben. Seit ber 
get haben wir nicht unterlaffen, womöglich in jeder 

eſſion ähnliche Anträge zu ftellen. Daß das Zentrum 
uns in ber Mafle hin und wieder übertroffen hat, will 
ih einräumen. Sie find ja aud der Mitgliederzahl nad 
uns in den legten Zeiten überlegen gewejen. 


Die Erklärungen des Herm Minifterialdirektors 
haben mich zum Teil befriedigt. Ich habe auch ſchon 
vorher das Wohlwollen der Königlichen Staatsregierung 
für die Bauarbeiter als vorhanden betrachtet und um 
deſſen Fortſetzung dringend erſucht. 

Eins habe ich vermißt: jede Erklärung in bezug auf 
die Inſpektion durch beſondere Organe und insbeſondere 
mit Heranziehung der Arbeiter. Ich lege, wie ich in 
meinem Vortrag angeführt habe, den allergrößten Wert 
darauf. An der Tat fheint mir darin der Schlußftein 
deö Ganzen zu liegen, daß für eine genügende Aufficht 
und Sontrolle gejorgt wird, und daß dabei die Arbeiter 
nicht fehlen dürfen, 

Nun hat Herr v. Zedlig die Freundlichkeit gehabt, 
fih im allgemeinen für die Sade zu erklären, aber in 
bezug auf die Arbeiterbeteiligung bei der . Anfpektion 
gäng ich entgegengefegte Anſichten zu befunden. ch 
ebaure, daß Herr v. ge mit feinen freunden immer 
noch nicht einfieht, daß, wenn man den Arbeiterſchutz 
wirklich; erfolgreich haben und unter den Arbeitern das 
Mißtrauen bejeitigen will, das nicht befjer geichehen kann, 
als daß man ihnen einen Zeil der Berantwortlichkeit bei 
ber Aufficht überträgt. Das ift der Gedanke, der uns 
leitet. Herr v. Zeblig meinte, in Bayern habe ſich die 
Sache nicht bewährt. Ya, das ift etwas Meues, was ich 
ba von Ihnen höre. ch Habe die Sache ziemlid auf: 
merfjam verfolgt, und ich habe bis jegt — wenn auch 
nicht an allen Orten mit demfelben Erfolg vorgegangen 
hi — doc im großen und ganzen gehört — und es find 

eugniffe dafür im Reichstag —“* worden, von ſeiten 
des erſten Bürgermeiſters in München iſt es ausdrücklich 
ausgeſprochen worden —, daß die Beteiligung der Arbeiter 
bei der Aufſicht ſich in Bayern, ſpeziell in München, ſehr 
bewährt habe. Ich muß alſo dem entſchieden widerſprechen, 
daß das bemängelt wurde. Ich wünſche dringend, daß 
die Königliche Staatsregierung, ſpeziell das Reſſort— 
miniſterium, ſich mit dieſer Frage bet und fo gut 
wie der Herr Handelsminifter in Saarbrüden dazu ge- 
fommen ijt, die VBertrauensmänner der Bergarbeiter zur 
Beauffichtigung der Gruben zuzulaffen, jo wird die König- 
lie Staatsregierung auch beim Baugewerbe gewiß zu 
demjelben Rejultat kommen. Es gibt kein beſſeres Mittel, 
den Baujhug in zwedmäßiger und natürlicher Weiſe zu 
fördern, als die Seteiligung der Arbeiter; welche Funk⸗ 
tionen fie dabei auszuüben haben und wie die Wahlen 
erfolgen follen, im einzelnen feftzuftellen, möge der forg« 
fältigen Erwägung der —— anheimgegeben ſein. 
Die Hauptſache iſt, daß die Arbeiter tatſächlich dabei mit- 
wirken, darüber mit zu wachen, ihre Kenntniſſe und 
Fäpigteiten dafür einzufegen haben. 
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Meine Herren, wenn in ber Petition der Bau- 
berufsgenoffenichaften gejagt ift: die Arbeiter find nicht 
fähig zu einer Revifion der Bauten, fo ift das ein großer 

rrtum. Die Arbeiter, die zehn, zwanzig Jahre beim 

au —— ſind, ſollten nicht im ſtande ſein, ein 
Gerüſt, eine Abdeckung, eine Baubude zu kontrollieren? 
Das kann ein vernünftiger Menſch nicht glauben. Alſo 
ich bleibe dabei, daß dies ein Hauptpunkt iſt, auf den es 
ankommt, ſowohl zur Beruhigung der Arbeiter, wie zur 
Aufrehterhaltung einer wirkſamen Aufficht, eines erfolg: 
reichen Arbeiterjchußes. 

Ich bitte daher dringend um möglichft einftimmige 
Annahme meines Antrages in der Geftalt des Amendements 
Schwarze, um biefe Ende zu fördern und einen fort: 
fchritt nach der Richtung anzubahnen, die uns allen am 
Derzen liegt. 


(Bravo! bei den FFreifinnigen.) 


Bizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine Herren, ich nehme 
mit meinen Freunden das größte Intereſſe daran, dak 
ein wirkſamer Wrbeiterihug auch für die Bauarbeiter 
emwährt werde, und wir werden den Anträgen,” nament- 
ich dem Amendement Schwarze, zuftimmen. Ic möchte 
nur den Ausführungen des Herren Abgeordneten Hirſch 
injofern —— als er ſich zu ſehr auf die gute 
Wirkung des bayerifchen Geſetzes berufen hat. 

Die Schwierigkeiten, derartige Verordnungen und 
Beitimmungen über die Bauarbeiter zu treffen generell 
für einen großen Bezirk, haben ja bis jett dahin geführt, 
daß wir * nicht dazu gekommen find, für den ganzen 
Staat Preußen eine ähnliche Bauordnung zu eaien. 
Wir haben uns mit Verordnungen für einzelne Teile, für 
Regierungsbezirke oder Kreiſe begnügen eg 

Anfdeinend ſoll nun für das doch recht große Bayern ein 
derartiges Geſetz erlaffen jein, und, wie Herr Hirſch ſagte, 
in beſter Wirkſamkeit beſtehen. Nach den mir gewordenen 
Mitteilungen iſt das doch nicht der Fall. Die Ein— 
richtungen, die dieſes Geſetz vorſchreibt, ſind doch nur zum 
Zeil zur Ausführung gekommen, und ebenſo, wie der Herr 
Abgeordnete Hirſch aus denjenigen Bezirken in Kr 
wo feine derartigen Verordnungen beftehen, große Übel» 
ftände bat anführen können in bezug auf den Schuß der 
Bauarbeiter, würben na heute noch aus vielen Bezirken 
Bayerns gan ers eſchwerden anführen lafien. Ein 
berartiges Oelet ift Erfahrungsfache, und die Erfahrungen 
find in Bayern noch nicht gemacht worden, um ein folches 
Lob des Herrn Abgeordneten Hirſch zu rechtfertigen. Das 
Geſetz fteht nach den Mitteilungen, die ich darüber erhalten 
babe, noch zum großen Teil auf dem Papier. Das joll 
fein Borwurf für die bayerifche Regierung fein, fondern 
e3 liegt in der Natur der Sade, Das Gefek datiert erit 
vom 1. Januar 1901. In einer fo kurzen Zeit ift ein 
derartiges Gejeg mit all den Schwierigkeiten, namentlich 
mit der Mitarbeit der Arbeiter an der auauf icht garnicht 
durchzuführen. In zwei Jahren können Erfahrungen 
nicht gefammelt werben, und fie find auch nach der günftigen 
Seite bisher nur in einzelnen Bezirken, allerdings in der 
Hauptftadt von Bayern gemacht worden. Aber ein gene 
telles Urteil, das doch dahin gehen foll, daß wir dieſes 
bayerijche Gejek zur Grundlage des zu a gen Geſetzes 
für Preußen machen ſollen, kann man ſich noch nicht 
bilden. Derartiges kann ich noch nicht hier befürworten, 
weil ich nicht in der Lage bin, den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Hirt in bezug auf die Wirkungen 
des Gefeges in Bayern zuzuftimmen, 
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Bizepräfident Dr Ktrauſe (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete Schwarze. 


warze, Abgeordneter: Nur noch ein Wort, 
meine Herren! Es ift bier über die ſchlechten Er- 
fahrungen geſprochen worden, die das Geſetz über die 
Bauaufficht in Bayern gehabt haben fol. Dem kann ich 
unter feinen Umftänden Fromm ym vorigen Jahre 
hat im Reichstag drüben der bayerifche Minifterialdirektor 
v. Herrmann, ftellvertretender Bevollmäctigter zum 
Bundesrat für das Königreich Bayern, erflärt — id 
bitte das verlefen zu dürfen —: 
Weiter verlangte der Borredner 
— es war eine Antwort auf meine Ausführungen — 
eine bejondere Bauauffiht. Auch die ift in 
Bayern ſchon jeit einigen — eingeführt 
worden, und zwar in der Weiſe, daß die Ge— 
meinden, insbeſondere die größeren, angewieſen 
worden ſind, alle Bauten überwachen zu laſſen 
durch beſondere Bauaufſeher, und zwar müſſen 
die aus dem Stande der Arbeiter, nicht aus dem 
der Arbeitgeber genommen werben. 


(Hört, hört!) 


Alſo ich glaube, auch bezüglich der Bauaufficht 

ift in Bayern gefchehen, was nur möglich ift. 
Er fagte dann weiter, ſoweit ich mich vecht erinnere, 
daß die Sade in Bayern gut funktioniere. Es 
ift, wie hieraus hervorgeht, die Sache im Wege der Ber: 
ordnung geregelt worden, nicht im Wege der Geſetz— 
gebung. Deshalb kann das bei ung ebenjo geichehen, ohne 
daß der Weg ber Geſetzgebung beichritten werden muß. 


Bizepräfident Dr ſtrauſe (Königsberg): Das Wort 
ift nicht welter verlangt, die Beiprechung ift geichloffen. 
Tit. 1 ift vom Haufe nicht angefochten; ich ftelle feine 
Bewilligung dur das Haus feit. 

Bon den beiden vorliegenden Anträgen ift der Ans 
trag des Abgeordneten Dr Hirich (Berlin) zurüdgezogen; 
es bleibt aljo nur der Antrag des Abgeordneten hm 
übrig. 

Bi bitte, daß diejenigen Herren fich erheben, welche 
den Antrag annehmen wollen. 


Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 

Ich eröffne die — über Tit. 1a, — 2, — 
3, — 4 — cſchließe diefelbe; die verlefenen Zitel find 
bewilligt. 

Kap. 66a Ti. 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — 6, — 
7, — 8, — 98. u allen dieſen Titeln wird das 
Wort nicht verlangt; dieſe Titel find vom Haufe, wie 
ich feftitelle, bewilligt. 

Wir gehen über zu den einmaligen und außer- 
— — Ausgaben, Kap. 5. 

eröffne die Beſprechung über Tit. 1. Das Wort 

hat der Abgeordnete v. Hagen. 


v. Hagen, Abgeordneter: Meine Herren, auch in 
diejem Jahre jehe ich mich veranlaßt, dem Berlangen 
Ausdrud zu geben, daß nun endlich die Korrektion der 
unteren Ems ftattfinde, und zwar ſowohl im Intereſſe 
ber Kanaljchiffahrt auf dem Dortmund-Ems-Sanal, wie 
auch im Intereſſe der Seefhiffahrt nach und von Papen- 
burg und nicht minder auch im Intereſſe der mit Wiefen 
und Weiden dort beteiligten Landwirtſchaft. — Ich habe 
mir erlaubt, eine Karte der hier in Frage kommenden 
Strede der Ems auf den Tiſch des Haufes zu legen. 

Verband. d. Hauſes d. Abg. 19. Vegisl. V. Geifton 1908. 
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Ein Blid darauf ſchon genügt, um auch dem Laien Kar 
u machen, daß die Fahrt auf diefem viel gewundenen 

tromſchlauch jehr jchwierig fein muß. Die Schwierig- 
keiten, die dort tatjächlicd vorliegen, find befonders vor 
zwei Jahren in der großen Kanälkommiſſion ausführlich) 
behandelt worden. — Die Strede ijt wegen der fcharfen 
Krümmungen und des engen, wenig tiefen, vielfach ver- 
fandeten Fahrwaſſers für die Kanalſchiffe nur mit größter 
Vorſicht zu befahren. Es ift immer vor ig zu halten, 
daß die Schleppzüge der Regel nad) aus dem Sclepp- 
dampfer mit zwei angehängten Kähnen beftehen, daß jte 
daher eine Länge von 180 bis 200 m darftellen und daß 
fie deshalb bei den fcharfen Krümmungen, die aus der 
Karte erfichtlich find, außerordentliche Mühe haben, um 
diefe Biegungen ungefährdet zu paffieren. Dagegen 
helfen auch die Leitwerfe, die dort eingebaut find, nicht 
nur nichts, fie find vielmehr nad der Meinung aller 
Schiffahrtsſachverſtändigen eher jchädlich, wie ich früher 
auch ſchon ausgeführt babe. 

Es ift nicht meine Abſicht, die einzelnen Schwierig- 
feiten, die ſich der Kanalſchiffahrt wie natürlich auch ber 
Seeſchiffahrt entgegenftellen, ausführlich —— J 
kann auf die früheren Verhandlungen, insbeſondere au 
die Verhandlungen der Kanalkommiſſion, hinweifen. In 
diefer lettgenannten Kommiſſion ift damals von meinen 
Freunden der Antrag geftellt worden, eine Summe von 
9 Millionen zu bemilligen, um bie erforderliche Be— 
gradigung vorzunehmen. Das war eine oberflächlich ge- 

viffene Summe, für die ein Koſtenanſchlag nicht vorlag. 
Die Kommiffion wäre auch geneigt gewefen, dieſe Summe 
gu bewilligen; denn fie hatte ie von der Notwendigkeit 
er Mafregeln, die hauptjächlich in der Begradigung der 
ihärfften Krümmung und in der Verbreitung und Ber 
—*— des Fahrwaſſers zu beſtehen hat, überzeugt. Die 
einhellige Überzeugung der Kommiſſion hat darin ihren 
klarſten Ausdrud — daß nachdem dieſe Haupt- 
ſumme nicht bewilligt werden konnte, ein Antrag der 
Herren v. Pappenheim, Graf zu Limburg-Stirum und 
v. Arnim einftimmig angenommen wurbe, der dahin ging: 
1. 100000 4 zu Vorarbeiten für die Begradigung 

ber Ems te Papenburg und Leerort ein- 

zufe en un 

2. die Königliche Staatsregierung aufzufordern, diefe 

Vorarbeiten jo zu beichleunigen, daß die Aus— 
führung dieſer Be ae vor Herftellung einer 
Waſſerſtraße en Rhein und Elbe erfolgt. 

Die Regierung hat nun inzwiſchen dieſem Verlangen 
inſoweit nachgegeben, daß st rojefte hat ausarbeiten 
lafjen, von denen, wie neulich auf meine Unfrage in ber 
Bubgetfommiffion vom Herrn Minifterialdireftor Schulg 
gelngt wurbe, das eine auf 10 Millionen, das andere 
vollfommenere auf 15 Millionen Mark berechnet if. Zu 
meinem Bedauern ift aber von dem Herrn Vertreter der 
Negierung damals ausgefprochen worden, die beftehenden 

mmungen böten feine erheblihen Schwierigkeiten für 
die Schiffahrt. 

Diefer iv muß mit aller Entſchiedenheit beftritten 
werden; es beitehen dort Schwierigkeiten im höchſten 
Maße. Es it richtig, daß Unglüdsfälle verhältnis. 
mäßig wenig vorgekommen find. Das liegt aber nicht 
daran, daß feine Schwierigkeiten vorhanden wären, 
ondern daran, daß man außerordentlich vorfichtig ift und 

ß die Kapitäne nur dann fahren, wenn alle Umftände 
fo günftig find, wie fie dort nur fein können. Wenn fie 
nicht jo vorfichtig wären, dieſe beite Zeit abzuwarten, jo 
würde leicht die Gefahr, Havarie zu erleiden, vorhanden 
fein, und fie würden dann riskieren, vor das Seeamt 
zitiert zu werben, um bort vielleicht ihr Patent einzubüßen, 
oder gar, wenn jchlimmere Folgen eintreten, auch friminell 
belangt zu werden. 
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[v. Sagen, Abgeordneter] 

Es find übrigens aber auch Unglüdsfälle vor— 
gekommen, die in einer Anlage zu den Verhandlungen 
der XII. Kommiſſion von 1901 auch angeführt worden 
find. ch will nur ganz kurz erwähnen: am 24. Auguſt 
1899 Eollidierte von zwei durch den Dampfer „Moltke“ 
geichleppten Kähnen der Transportgefellihaft Unterwefer 
der Kahn H mit dem Leitwerf der Eifenbahnbrüde bei 
Hiltenborg. 

Am 12. Oktober 1899 jchleppte der Dampfkahn 
„Dortmund“ den Kahn Nr 20 und lief bei Hilfenborg 
feft, worauf der Hahn Nr 20 mit dem Dampflahn 
„Dortmund“ kollidierte und beide Fahrzeuge ftark be 
Ihäbi t wurden. 

An 18. Oktober 1899 fchleppte der Dampfer 
„Papenburg” 2 Kähne der „Weitfäliihen Transport- 
aftiengejellichaft” und mußte vor der Eifenbahnbrüde bei 
Hilfenborg einen Kahn loswerfen, weil derfelbe jonft mit 
der Brücke in Kolliftion gekommen wäre, 

Am September 1 follidierte der durch den 
Scleppdampfer „Rhein » Ems III” gejchleppte Leichter 
„Spruit” mit dem Dampfleichter „Dortmund” und wurde 
dadurch erheblich bejchädigt. 

Weil die Kapitäne aljo von diefer Strede lieber 
—— wenn nicht die geſamten Verhältniſſe be— 
onders günſtig find, fo kommen natürlich auch ſelten 
Unfälle vor. Die Schiffahrtsſtraßen werden aber nicht 
dazu angelegt, daß man ſie ängſtlich vermeidet, ſondern 
damit ſie Gelegenheit bieten zu möglichſt häufigen Fahrten. 
Der — iſt für die Abſender und Empfänger der 
Frachten äußerſt empfindlich. 

Wie vorſichtig hier gefahren werden muß, um Un— 
glücksfälle zu vermeiden, das zeigt am beſten ein Ereignis, 
das ſich am 1. Dezember dort abgeſpielt hat. Da iſt ein 
mit 600 t Kohlen beladener, nur 2 m tief gehender 
Kanalkahn „Zuftitia”, der von Hamburg nad) Emden 
weiter gejchleppt werden follte, feitgefahren, Der alt 
bewährte Kapitän des dortigen Botalfehleppbampfers, der 
die VBerhältniffe genau kennt, weigerte fi, als ihm von 
der Firma der Auftrag wurde, diefen Kahn nad Emden 
bereinzubolen, weil nicht genügend Waſſer da fei. Es 
wurde dann ein anderer Dampfer von der Firma ge 
ſchict mit dem Wuftrage, unter allen Umitänden den 
Kahn zu holen. Diefer hat den Kahn abgeholt, ift aber 
bei der PBiegung bei Mark auf der DOftieite mit dem 
Borderteil feitgefahren. Nun will ich bemerten, daß 
leichzeitig Eisgang war, und ich ge zu, daß derartige 
Borkemmniffe überall, aud im eine, ſich ereignen 
können. Aber der zweite Teil des Malheurs würde in 
größeren Fahrrinnen wohl nicht vorkommen; denn als 
nachher der Ebbeftrom eintrat, wurde ber bintere Teil 
des Schiffes in der Nichtung nach dem jenfeitigen Ufer, 
weil die Fahrrinne keine genügende Breite zum Drehen 
bot, ebenfall® an Grund gebradht. Nun lag ber Kahn 
mitten in der Ems. Als das Wafjer noch mehr ab» 
gelaufen war, brach er durch, infolge des großen Gewichts 
der Ladung. Der Schiffstörper hat dann fait 3 Monate 
lang in dem Fahrwaſſer gelegen, das Fahrwaſſer jo ge- 
ſperrt und alle weiteren Fahrten unmöglid gemacht. 
Wäre dus Fahrwaſſer von u Aa Breite, I hätte 
das Schiff ich nicht auch auf der anderen Geite feit- 
legen können. 

Die Wirkung diejes Unfalles ergibt ſich aus zwei 
Briefen der Firmen Schulte & Bruns in Bapenburg und 
der Firma Brügmann & Sohn, auf die el wenigftens 
inhaltlich kurz hinweiſen will. Sie fagen, e$ wäre ganz 
unmöglich, jegt zu fahren, und das Renommee des See- 
hafens« Papenburg leide jehr, wenn nicht möglichft vafch 
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die legten Reſte des Wrades bejeitigt würden. Es macht 
die Firma Schulte & Bruns bejonders darauf aufmerkſam, 
daß fie jehr großen Schaden erlitten habe, und die andere 
irma Brügmann & Sohn erwähnt, daß, wenn nicht bald 
bhülfe geichaffen würde, fie fehr großen Verluſt erleiden 
würde; denn fie erwarte in für effer Frift 25 Dampfer, 
für deren Leichterungstoften je A, aljo im ganzen 
75000 M, bezahlt werden mühten, wenn bis dahin das 
Hindernis des Wracks nicht befeitigt fein würde. 

Weil nun abgejehen von diefer ſchweren Behinderung 
für die Schiffahrt die Überzeugung bei allen an der 
Schiffahrt Beteiligten herridt, daß auf diefen Krüm— 
mungen die Fahrt außerordentlich ſchwer und gefährlid 
ift, daß aud die Needer und Speditionsfirmen lieber gar 
nicht dort fahren laffen, als ihre Schiffe und ihre Fracht 
aufs Spiel zu fegen, wird die Schiffahrt außerordentlich 
geiejäbigt. Einige Urteile über die Gefährlichkeit der 

trede will ich noch aus Briefen der Schleppſchiffahrt— 
gelelihaft „Unterwefer” in Bremen und der Firma 
chulte & Bruns in Emden vom Jahre 1901 mitteilen. 
Die erftgenannte Firma fchreibt: 
an fann von der Strede Leerort bis Papen— 
burg nicht jagen, daß die Waflerftraße den Ber: 
hältniffen entipricht, da die ſcharfen Krümmungen 
jehr viele Gefahren für die Schiffahrt mit ſich 
bringen, ja, man kann wohl jagen, größere 
Kollifionen und Havarien nur durch den vor- 
läufig geringen Schiffsverkehr vermieden find. 
Die Firma Schulte & Bruns jchreibt: 
Wir befahren den Dortmund- Ems+ Kanal mit 
unferen 6 Leichtern und 2 Schleppdbampfern jeit 
Eröffnung besfelben und erklären, aus den Er- 
fahrungen, welche wir in diefer Fahrt gefammelt 
haben, da wir die Emsftrefe von Leerort nad 
Papenburg infolge der vielen Emstrümmungen 
ſowohl für die paffierenden Leichter als aud 
für ey für außerordentlich gefährlich Halten. 
Für Emden iſt es auch keineswegs gleichgültig, ob 
dad Fahrwaſſer zwiſchen Papenburg und Emden gut 
fahrbar ift oder nicht. In der Petition des Magiftrats 
und des Bürgervorftchertollegiums an die Kanalkommiſſion 
vom 14. es 1901 heißt es ausdrücklich: 
er Dortmund-Ems-Sanal bzw. die kanalifierte 
Ems zwiſchen Meppen und Halte und die nicht: 
fanalitierte Ems zwiſchen alte und Leerort 
Pr noch Krümmungen aufzumeifen, wo Stanal- 
hiffe nicht ohne großes Riſiko und Aufenthalt 
fahren können, wo jebenfalls leppzüge ſich 
auflöfen müſſen und ftets in Gefahr geraten, 
figen zu bleiben und verloren Ei gehen. Der 
Dortmund-Ems-Kanal ift daher fein konfurrenz- 
Täbiger Kanal, wenn diefe Strede nicht noch 
korrigiert und diefe ſchlimmen Krümmungen be 
feitigt werden. 

Nun muß ich auch immer wiederholen: was nügen 
alle Redensarten, daß der Verkehr auf dem Dortmund- 
Ems-Fanal gehoben werden fol, wenn dieſe Strede, die 
ja unbedingt beim Hinaus- oder Hereinfahren zu paffieren 
ift, — man kann nicht in den Kanal kommen, ohne über 
dieſe Strede zu fahren und man kann nicht heraus, ohne 
fie zu paffieren — nicht in orbnungsmäßig fahrbaren 
Zuftand gebracht wird. Es liegt denmach ein ganz 
dringendes Bedürfnis vor, die Übelftände gründlich und 


bald abauftellen, 

möchte nun im fpeziellen noch bitten, daß die 
BWradteile der „Juſtitia“ möglichit ſchleunig bejeitigt 
werden und daß auch auf diefer wiederholt genannten 
Emsjtrede bie fejtgeftellte Tiefe von 4 bis 4,2 m unter 
Flut-Null in angemeffener Breite hergeftellt wird, dat 
die fich bildenden Untiefen gleich) ausgeräumt und daß 








[Stat der Bauverwaltung] 
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mit deren Befeitigung nicht jo lange gewartet wird, bis 
Fahrzeuge darauf wieder feitgeraten find, daß die Bayge- 
rungen erforberlichenfalls fchon jett angefangen werden. 
Die Inſtandhaltung diejer Strede ijt jo lange durch: 
uführen, bis durch eine Korreftion etwas Beſſeres ges 
Penffen ift, fie ift aber nicht bis dahin zu verjchieben. 
möchte bei diefer Gelegenheit auf einen der 
folgenden Titel noch berübergreifen — auf den neuen 
Bagger für die Wafferbauinfpektion Leer — und bitten, 
daß auch nicht gewartet wird, bis diefer neue Bagger 
fertiggeftellt iſt, ſondern daß ſchon jegt ein Bagger zur 
Verfügung geftellt wird, um ben fortwährend jich an- 
häufenden, die Fahrt hindernden Sand auszuräumen. — 
Meine Herren, im September v. Is ift die neue See 
ichleufe bei Papenburg unter Aſſiſtenz von hohen und 
höchiten Staatsbeamten feierlid eröffnet worden. Sie 
2 5 m Tiefe. Diefe Schleuſe ift unter Zujchüffen der 
egierung und unter Aufbietung aller finanziellen Sraft 
der Stadt Papenburg gebaut für den neuen großen 
Hafen bei Papenburg. Was nutzt alle diefe Anftrengun 
was hilft die Schleufe und der Hafen mit 5 m Tiefs 
gang, wenn die Fahrſtraße zum Hafen nicht im ftande ift, 
wenn Krümmungen, ungenügende Breite des Fahrwaſſers, 
Sand und geringe Waffertiefe hindern, daß Seeſchiffe 
dort fahren können? Daß Seeſchiffe dort aber fahren 
müffen, darauf hat Bapenburg ein hiſtoriſches Recht, da 
es jeit langer Zeit — treibt und weil ſpeziell 
im Jahre 1891 bei den Verhandlungen, die ſeitens der 
Kanallommilfton mit Papenburg gepflogen worden find, 
Papenburg damals auf die im Geſetze von 1886 feft- 
elegte Kanalführung auf Papenburg jelbft verzichtet 
at, weil dafür in Ausficht geftellt wurde, daß dann das 
Fahrwaſſer unterhalb Papenburgs bis Leerort durch 
Durcdhftiche ufto fo verbeffert werden würde, daß Sees 
fchiffe bis 5 m Tiefgang dort fahren fünnen. Der Ver 
zicht auf den Kanal iſt akzeptiert, nachher aber ift die 
Kanalkommiſſion detavouiert worden bezüglich des zweiten 
Teiles der Abmachungen. 

Nun meine ich, ift in Preußen nicht außer Augen 
zu laffen, daß aud den mittleren Häfen alle Sorgfalt 
zugemwendet werben jollte. Es ift doch nicht bloß hier in 
— Falle an der Ems alles für Emden aufzuwenden. 
Wenn mit Emden, wie wir alle wünſchen, es gut geht, 
dann wird der Hafen niemals fertig, wie auch Hamburg 
und Bremen fortwährend an ihren Häfen zu arbeiten 
haben. Wollte man alſo ſagen: wir wollen dieſe Krüm— 
mungen einmal beſeitigen, wenn der Emdener Hafen 
fertig ift, fo würde das eine PVerfchiebung ad Kalendas 
Graecas fein; es würden alle Mißſtände beitehen bleiben; 
die Kanalſchiffahrt kommt nicht vom Fleck und die Ser 
ichiffahrt ebenjowenig. Holland und Belgien haben die 
mittleren Häfen forgfältig ausgebaut. Ich erinnere hin, 
fichtlich Belgiens an Gent und Brüffel, die benfelben 
Tiefgang haben wie Papenburg. Will man unterjcheiden, 
daß Emden Staatshafen iſt und Papenburg nicht, fo 
möchte * — vielleicht nach dem Vorgang des Hafens 
von Harburg — vorſchlagen, daß man etwa mit ber 
Stadt Papenburg in Verhandlungen tritt, ob nicht viel- 
—— ihr Hafen als Staatshafen übernommen werden 

nnte, 

Es ift nun aus demſelben Anlaſſe früher ſchon 
betont worden, daß bei jeder hier vorzumehmenden 
Korrektion des Emsflufjes darauf Bebacht zu nehmen ift, 
daß der anliegenden Landwirtichaft ihr Recht wird. 
Meine Herren, wir haben vor einigen Tagen bei Be- 
ſprechung ber Interpellation bezüglich der Förderung der 
Landwirtihaft in den unteren Flußſtrecken an der Ober, 
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Elbe, Spree und Havel allgemein zuftimmt, daß dort 
Mafregeln zum Schuß der Anlieger ergriffen werden 
follen, und aud) feitens des Herrn Minifters ift die u 
forge dort zugeſagt. Ich bitte aljo, mit derjelben Ent- 
ſchiedenheit, wie dort die landwirtfchaflihen Anlieger 
ejhügt werden follen, auch hier an der Ems ihnen 
Sup zuteil werden zu laffen. Die Slagen der An— 
lieger gehen nach zwei Seiten: fie Elagen einerfeits über 
ftarkes Zurüdgehen des Grundwafjers, andererjeits über 
eintretenden Mangel an befruchtender Überflutung. 

Die Mafregeln, die dort zu ergreifen find, fönnen 
nicht fo ohne weiteres angegeben werden, fondern die 
müſſen wir von der Föniglichen Staatsregierung enwarten, 
weil es außerordentli ſchwer ift, Vorſchläge zu —* 
die allen Beteiligten in gleicher Weiſe von Nutzen ſind, 
weil auch die Intereſſen der dort anliegenden Landwirt- 
ichaft zum Zeil einander wibderftreiten. Die Befiger der 
niedrig gelegenen Grundftüde wünjchen die Begradigung, 
damit fie von dem zuviel Waſſer befreit werden, während 
umgefehrt die höher liegenden wünichen, daß eine Gerade» 
legung der Ems möglichſt nicht erfolge, damit ihnen nicht 
die Wiefen und Weiden austrodnen. In jedem Falle 
aber wünfchen alle, daß das, was geichehen ſoll, möglichit 
bald geichieht, damit fie wifjen, wie jie dran find. In 
den Streifen der Intereſſenten berridt zum Teil die 
Meinung, daß etwa ein SE mit € faule einzubauen 
jei. Ob das das Nichtigfte ift, oder ob eine Meliorations- 
rößeren Stiles befjer ift, entzieht ſich meiner 
Ich fchließe mit der Bitte, die Königliche 
Stantöregierung .. nad jeder Richtung alles in Er» 
wägung ziehen und bald mit der Ausführung von Maß- 
vegeln vorgehen, die ſowohl den Intereſſen der Schiffahrt 
al3 den Intereſſen der Landwirtichaft an ber unteren 
Ems in gleicher Weife zum Vorteil und Gedeihen dienen 
mögen. 


Vizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): 
Wort hat der Abgeordnete v. Pappenheim. 


v. Bappenheim-Liebenau, Abgeordneter: Jh muß 
mit dem Herrn Vorredner anerkennen, daß Übelftände 
an der unteren Ems bejtehen, die dringend der Abhülfe 
bebürfen. Bejonders dieje Ktümmungen unterhalb Papen- 
burgs erichweren die dortige Schiffahrt jehr. Die Er- 
fahrung hat gelehrt, daß trog aller Vorficht ein ficherer 
a xtsbetrieb dort nicht aufrecht zu erhalten ift. Am 
fo dringender ift zu wünſchen, daß den Übelftänden ab» 
em wird feit Eröffnung der Seeſchleuſe in Papen- 
urg, und Papenburg einen eh erten Berkehr mit größeren 
Schiffen, befonders auch mit Schleppzügen, ohne inzwiichen 
ablegen zu müfjen,zu in Das wird nicht anders möglich 
jein als durd ein großes Projeft. Wie ich höre, ind 
dafür auch ſchon Borarbeiten im Gange; vielleicht ift 
diefes Projekt jchon jo weit, daß die Königliche Staats- 
regierung uns darüber Mitteilung machen kann. Man 
darf meiner Anficht nach, wenn 9 che Bebürfniffe auf- 
treten, nicht zurüdichreden; man muß fich far machen, 
daß es bier gelten wird, einen großen Baten Geld in 
bie > zu nehmen. Aber das fann uns nicht ab» 
ichreden. Wir haben immer auf dem Standpunkt ge- 
ftanden, daß wir die Übelftände, die an dem Kanal nod 
beftehen, gern rg möchten, und wir find gern 
bereit, die Mittel zu illigen, um die Schiffahrt dort 
u fihern. Das haben wir an dem oberen Teile 
er Ems getan, das werben wir an dem unteren Teil 


auch tun. 

a5 ben Übelſtänden gehört auch die Gefahr des 
Berfandens und die dort immer wieder notiwendig wer— 
denden Baggerungen, die ſchon jehr viel Geld erfordert 
haben. Die Regierung hofft, daß fie Sehr in den Bes 


anlage 
Beurteilung. 
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[Etat der Banverwaltung] nn 


[v. Pappenheim-Liebenau, Abgeordneter] 
harrungszuftand erreichen wird. Ich teile diefe Hoffnung 
nicht; ich teile dieſe Hofnung umjoweniger, ba nicht die» 
jelben Behörden die Übelftände im oberen Lauf der Ems, 
wo die Berfandung zum Teil veranlaft wird, bejeitigen 
fann. Im oberen Teil des Emskanals werden Bers 
—— ſo lange zu befürchten ſein, als nicht in den 
anz kleinen Nebenflüſſen und Quellflüſſen Abhülfe ge— 
chieht gegen die Mitführung des Sandes in denſelben. 
Beſonders aus der Senne uſw führt das Waſſer in 
jedem Sommer bei jedem größeren Waffer bedeutende 
Sandmaffen mit; fie werden in dem unteren Teil und 
im Kanal abgejegt, und fo werden dieſe ewigen Bagge- 
rungen notwendig fein, wenn nicht die Urtade dieſer 
Verſandungen befeitigt wird. 

Wie gejagt, wir find nach wie vor bereit, den bort 
ſich zeigenden Übelftänden abzuhelfen. Ich hoffe, daß die 
Negierung ihre Verpflichtung anerkennt, auch im unteren 
Lauf der Ems geordnete Zuftände zu \chaffen, und dab 
jte befonders nicht davor zurüdjchredt, etwa wieder mit 
einer Forderung für den Dortmund-Ems-Kanal zu fommen. 
Meine Herren, ob fie damit fommt oder nicht, uns find 
die Buftände bekannt, und die Konfequenzen daraus für 
ipätere Zeit und die Belehrungen für den Bau anderer 
Kanäle werben wir doch ziehen, ob fie die Ausführung 
macht oder nicht. 





(Bravo! reits.) 


BVizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete v. Eynern. 


v. Eynern, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
nur wenige Worte zu jagen. Die Anregung, die Herr 
Kollege dv. Hagen gegeben Bat, bildet ja einen altbefannten 
Gegenstand, wie er in der Kanallommiffion verjchiedent- 
lich erörtert war. Es mar dort nur eine Stimme 
darüber, daß die Notwendigkeit einer Begradigung der 
Ems vorhanden fei. Damals erichienen uns mur die 
Koften fo außerordentlich groß, daß wir immerhin no 
einige Bedenken gegen eine Nusgabe hatten, die, i 
glaube, einmal — 14 Millionen Mark geſchätzt wurde, 
und ob wir unter dieſen Umſtänden der Regierung die 
direfte Anregung geben könnten, dieſe Arbeit vorzunehmen. 
Aber wir haben uns ja ſehr ſympathiſch derfelben gegen» 
übergeftellt, und das Bedürfnis nad einer derartigen 
Veränderung des Flußlaufes der Ems ift ja wohl all» 
feitig anerkannt. Die Regierung wird ja ohne Zweifel 
den Wünfchen, die aus * Kreiſen kamen, die Vor— 
arbeiten zu treffen, nachkommen und uns ja auch über 
den Koſtenpunkt Auskunft geben können, —8B wenn 
derſelbe innerhalb der verftändigen Grenzen nach Be— 
friedigung der Bedürfniſſe bleibt, wir auch wohl auf eine 
—— Annahme eines Geſetzentwurfs im Hauſe 
rechnen können, den fie uns noch möglichſt vorzulegen 
die Abficht hat. 


Bizepräfident Dr Hranfe (Königsberg): Das Wort 
bat der Herr Regierungstommiffar. 


Schweckendieck, Wirklicher Geh. Oberregierungsrat, 
Regierungsfommiffar: Meine Herren, die Stönigliche 
Staatsregierung hat ſchon feit langem erkannt, daß der 
a der Schiffahrtäftraßen in der unteren Ems von 

penburg abwärts bis Leer fein idealer if. Es haben 
nur darüber Zweifel beftanden, ob es möglich fei, inner 
halb des jegigen Flußlaufes eine genügende Fahrrinne 
herzuftellen, oder ob es notwendig jein werde, zu 
tadifaleren Mitteln zu ſchreiten, die von den Inter: 
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eſſenten fchon wiederholt vorgeichlagen find, alfo in dem 
Bluffe voße Durcchftiche zu machen. Der erftere Modus 
der bfellun der Übelftände würde natürlich ſehr viel 
eringere Koften machen als der leßtere; denn Durd- 
hi e in den Flüſſen find felbftverftändlich mit erheblichen 
Koften verbunden. 

Der Herr Minifter der öffentlichen Arbeiten hat 
nun aus den Verhandlungen, die in der Sanal- 
fommiffion im Jahre 1901 ftattgehabt haben, Beran- 
laffung genommen, ein umfajjendes Ktorreftionsprojeft für 
die Ems von Papenburg über Leer (Leerort) bis Emden 
ausarbeiten zu laffen. Diejes Projekt liegt jekt dem 
Herrn Minifter vor. Der Regierungspräfident hat ein 

rößeres und ein kleineres Projekt bearbeiten laffen. 
Das größere erfordert nad) der Berechnung des Herm 
Regierungspräfidenten etwa 15 Millionen Mark; der Koften- 
betrag des Meineren beläuft fi auf 10 Millionen Mar. 
F t wird zunächſt im Miniſterium ber öffentlichen 
rbeiten in eine eingehende Prüfung diefer Projekte ein- 
getreten werben. 

Meine Herren, es darf aber diefe Prüfung jedenfalls 
nicht allein vom Sciffahrtsintereffe aus vorgenommen 
werden; deun es find gerade bei Flußdurchſtichen, wie ja 
auch wiederholt in diefem Hohen Haufe anerfannt worden 
ift, die Intereſſen der Landwirtichaft in jehr erheblichem 
Maße beteiligt. Daß das auch bei diefem Projekte der 
Fall ift, geht z. B. aus einer Außerung hervor, welde 
der Waſſerausſchuß, der Unterausfhuß für die Ems und 
die Wejer, dem ja auch Mitglieder diefes Hohen Haujes 
angehören, über die Sache abgegeben hat. Mit Erlaubnis 
des Herren Präfidenten geftatte ich mir, einen Eleinen 
Paffus daraus zu verlefen: 

Es ift zu erwarten, daß den Vorteilen, die an 
verfhiedenen Stellen für die Landeskultur durch 
die Verbefferung der Borflut zu erhoffen find, 
aud) bedeutende Nachteile durch übermäßige Ab- 
fenfung der Grundmwafjerftände und durch Ver— 
a ber — wegen des vor⸗ 
ausſichtlich verſtärkten Auflaufens der Sturm- 
fluten entgegenſtehen werden. 

Meine Herren, Sie werden mir darin beiſtimmen, 
daß es deshalb Pflicht der Königlichen Staatsregierung 
fein wird, bevor fie ſich für die Ausführung dieſes Projekts 
oder eines Teils desjelben enticheidet, in eine fehr ein— 

ehende Prüfung einzutreten. Diefe wird, wie ich jchon 

er zunächſt im Miniftertum der öffentlichen Arbeiten 
ftattfinden. Nachdem hier die Prüfung beendet ift, wird, 
wie ich annehme, der Herr Minifter der öffentlichen 
Arbeiten geneigt fein, fich mit den anderen zultändigen 
Nefforts über dasielbe in Verbindung zu fegen. Das 
ift alfo der Herr Minifter für Landwirtfchaft, der Herr 
Minifter für Handel und Gewerbe und ber Den Finanz⸗ 
miniſter. Erſt nachdem alle beteiligten Reſſorts zu der 
Angelegenheit Stellung genommen haben, würde eventuell 
mit einer Forderung an diefes Hohe Haus herangetreten 
werben fünnen. » 

Daß inzwifchen, wie Herr v. Hagen mit Recht aus 
führte, die Eins nicht vernachläffiget werden darf, Liegt 
auf der Hand. Die hier vorgetragenen Unglüdsfälle 
mögen ja zum Teil mit durch den Zuftand des Yahr- 
wafjers —— ſein, aber hauptſächlich haben ſie darin 
ihren Grund, daß auf das Fahrwaſſer Schiffe gebracht 
worden ſind, welche wegen ihrer Größe dieſelbe nicht 
hätten befahren ſollen. Der Herr Regierungspräſident zu 
Aurich, welcher aufgefordert war, ſich über die Unglüds 
fälle, die von der Handels und Schiffahrtsdeputation zu 
Papenburg vorgetragen waren, zu äußern, berichtete unter 
anderem folgendes: Bei weiterer Unterfuchung der ein: 
zelnen Fälle haben fich übrigens meiftens andere Gründe, 
insbejondere zu großer Tiefgang der Schiffe herausgeftellt. 
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[&tat der Bauverwaltung] 


[Schweckendieck, Wirklicher Geh. Oberregierungsrat] 
Der Untergang der „Juſtitia“ ift Tediglich dem Alter des 
Schiffes und dem —— u verdanken, bei dem das 
Sal die untere Ems ü A ale nicht hätte befahren 
jollen. 

Alſo dagegen kann natürlich auch die Stantsbaus 
verwaltung nichts machen. Wenn fi ein Schiff auf 
einer Fahrſtraße bewegt, die für dasfelbe nicht beftimmt 
ift, jo entjtehen oder können wenigftens felbftverftändlich 
ſehr leicht Unzuträglichkeiten und Unfälle entjtehen, die 
dann wieder auch der übrigen Schiffahrt hinderlich werden. 

Der Herr Abgeordnete v. Hagen hat dann noch 
hervorgehoben, daß es fehr lange gedauert habe, bis man 
das Wrad der zer bejeitigt habe. Ya, meine Herren, 
von feiten der Stantäbauverwaltung — das kann id) hier 
verfichern — ift alles geichehen, was irgendwie möglich 
war, um die Fahrſtraße alsbald wieder fahrbar zu machen. 
Der Regierungspräfident hatte beantragt, ihm einen 
Betrag zur Verfügung zu ftellen — ich glaube, es waren 
10000 M —, um eine Fahrftraße um das Sail, erum 
zu Peggen: Das ift alsbald gefchehen; der Herr Minifter 
hat ſofort diefe Summe übenviefen. Es iſt ferner fofort 
die Gejellfchaft, der das Schiff gehörte — das mußte 
nach dem beftehenden Gejeg geichehen —, aufgefordert 
worden, das Wrad zu befeitigen. Cie hat auch jofort 
die Sache in Angriff genommen, aber wegen bes inzwijchen 
eingetretenen —2 mußten dieſe Arbeiten not 
wendigerweife unterbrochen werden. Nachdem der Froſt 
und der Eidgang vorüber waren, find fie fofort wieder 
in Angriff genommen worden, und es hat eine Sprengung 
des Wrads ftattgefunden. Sehr jchwierig ift es aber 
natürlich, ein vi eifernes Schiff — die R uftitia“ hatte 
6 000 t Stohlen geladen —, durch Sprengung zu befeitigen. 
Fam darüber alfo Zeit vergehen mußte, liegt auf der 
« an [3 

ch kann nur wiederholen, daß der Herr Minijter 
der öffentlichen Arbeiten in jeder Weije beftrebt ift, die 
Fahrmwaflertiefe, die unter Zuſtimmung des Landtags bei 
den Verhandlungen über die Regulierung der kleineren 
Flüſſe, in der Ems von Papenburg abwärts bis Leerort 
auf reichlich 4 m feftgefegt ift, aufrecht zu erhalten. Zu 
dieſem Zwecke ift in diefem Etat ein neuer Bagger an 
gefordert; es find aber aud) ſchon inzwijchen Anordnungen 
getroffen, daß überall, wo ſich Untiefen bilden, dieſe als- 
ald durch angenommene Bagger bejeitigt werden. 

Herr dv. Pappenheim hat dann noch hervorgehoben, 
daß in die Ems fehr viel Sand von oben Ser Mass 
eführt werde. Ya, meine Herren, der Sand, der in die 

ns bineinfommt, auf der Strede, von der wir hier 
reden, von Papenburg abwärts, kommt in feinen Urfprüngen 
vielleicht aud) zum Zeil aus dem Duellgebiet der Ems. 
et ade er hat fich deshalb auch mit dem Regierungs- 





zu 


präfidenten, dem dieſe Gebiete unterfteß®h, in Verbindung 
gefegt, um durch polizeiliche Mafregeln namentlich das 
fünftliche Wbtreiben von Sand in diefe Wafjerläufe zu 
verhindern. So übermäßig ſchlimm find aber dieſe 
Quellgebiete für die untere Fahrſtraße der Ems nicht, 
weil der dort fortgeſchwemmte Sand inziwiichen noch ver» 
ſchiedene Schleufen paffieren muß, ehe er in den für den 
Dortmund-Ens-Sanal in Anfpruch genommenen Teil der 
Ems gelangt; derjelbe wird aljo jchon vorher aufgefangen. 
Aber ich erkenne vollftändig an, daß es notwendig ift, 
die Flußläufe fchon von ihrem Urfprung an gleichmäßig 
im Auge zu behalten. 


Bizepräfident Dr Kranfe (Königsberg): Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr Log. 


Haus der Abgeorbneten. 36. Sigung am 4. Mär; 1903. 
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Dr 2oß, Abgeordneter: Meine Herren, die Erklärung, 
die wir foeben vom R —— e gehört haben, iſt 
infofern mit befonderer Befrie igum zu begrüßen, als 
daraus zu entnehmen ift, daß die , ae Brise jest 
ernftlich dem Projekte näher tritt, die großen Frümmungen 
in dem unteren Emslauf zu durchftechen. Es handelt ih 
in der Hauptfache oder doch in erjter Linie um die großen 
Krümmungen bei Coldam bis Pottdeich, die vorhin ſchon 
der Herr Kollege v. Hagen angedeutet hat. Diefer Teil 
der Ems fliegt durchaus durh meinen Wahlkreis, 
und ich kann aus meinem Verkehr mit den — 
eſſenten nur alles das beſtätigen, was der Herr Kollege 
v. Hagen bier vorgetragen bat, insbefondere auch die 
Überzeugung der Srtereienen, daß wirkliche Abhülfe nur 
durch die Durchftiche erfolgen kann, 

Selbftverftändlich bin ich fehr damit einverftanden, 
daß das Projekt daraufhin geprüft wird, ob es der Land- 
wirtichaft nüglich ober abträglich fein möchte. Ich bin 
aber der Zuverficht, da man doch dahin kommen wird, 
fie für nüßlich zu finden, indem zu erwarten ift, daß mit 
den Durchitichen auch der Wafferablauf fehneller vor ſich 
gehen, und dak mithin die Vorflut in etwas gebeflert 
werben wird, 

Mit großer Befriedigung werden die Beteiligten auch 
hören, daß die Staatsregierung, was übrigens von vorn« 
herein als ihre Abficht ki Biel anzunehmen ift, inzwiſchen 
alles tun wird, um das Fahrwaſſer, wie es heute ift, 
möglichft leiftungsfähig zu erhalten, damit Unglüdsfälle 
und IUnbequemlichkeiten vermieden bleiben. 


Bizepräfident Dr Krauſe (Königsberg): 
Wort hat der Abgeordnete Dr Glattfelter. 


Dr Glattfelter, Abgeordneter: Meine Herren, in 
der Dentichrift, betreffend die in der Zeit vom 1. April 
1899 bis 1. April 1901 erfolgten Bauausführungen an 
denjenigen Wafferftraßen, über deren Negulierung dein 
Landtage befondere Borlagen — worden ſind, iſt 
bemerkt, daß die bisherigen Arbeiten zur Vertiefung des 
Fahrwaſſers der Moſel bei einem Waſſerſtand von 0,31 
am Pegel zu Trier und von 0,47 am Begel zu Cochem 
eine Fahrwaflertiefe von O,85 m auf der Strede von 
Trier bi8 Trarbach und von 0,94 m von Trarbach bis 
Coblenz erreicht worden ift. Es ift infolge diejer Ber- 
tiefung ein durcchichnittlicher Verkehr in den Yahren 1890 
bis 1900 von Trarbadh bis Coblenz zu beiden Seiten 
von etwa 20000 t ermöglicht worden. 

Es beftehen durch den häufigen und langdauernden 
Niedrigwaflerftand für die Schiffahrt auf der Mofel 
roße Schwierigkeiten, beſonders zu Berg, infolge bes 
Anrten Gefälles; und andererſeits würde e8 auch wohl 
kaum möglich fein, ohne ſehr bedeutende Koften die Fahr: 
mwafjertiefe nod) zu vermehren für die größeren Schiffe. 
Da ift man zu dem Schluffe getommen, daß ben Übel- 
ftänden doch wohl nicht anders ae werben fönne 
als durch eine Sanalifierung der Moſel. Ahnlic verhält 
es fi mit der Saar. Es wurden nun verjchiedene Pro- 
jefte, betreffend Kanalifierung der Mofel und Saar, aus» 
gearbeitet. In der legten Beit ift dann ein Bureau in 
Trier errichtet worden, welches die Arbeiten beauffichtigt, 
die jet vorgenommen werden, um Borarbeiten und 
Unterfuchungen, betreffend eine etwaige Stanalifierung der 
Mofel und der Saar, anzuftellen. 

Ich weiß num nicht, wie weit dieſe Arbeiten gediehen 
find. Bielleicht ift aber auch das Minifterium für öffent- 
liche Arbeiten nicht in der Lage, genauen Aufſchluß über 
diefe Arbeiten und darüber zu geben, ob fie zu dem 
Schluß berechtigen, daß zu einer Kanalifierung der Mofel 
und der Saar, fei es hir fih allein oder im Anfchluß 
an das große Kanalprojekt, gejchritten werden ſoll. Ich 
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[Stat der Bauverwaltung] 
[Slattfelter, Abgeordneter] 

nehme gern an, daß jene Arbeiten mit Fleiß und Ge- 
chi betrieben werden, und will nur dem Wunſche Aus— 
drud geben, diefelben möchten zur Stanalifierung ber 
Mojel und der Saar führen, oder daß, wenn es zur 
Zum des großen Stanalprojetts kommt, dann auch 
die Mofel und die Saar mit einbegriffen find. Sollte 
es dahin nicht kommen, fo möchte ich den Wunſch aus- 
iprechen, den früher der Herr Kollege Pleß jo oft ge 
äußert hat, daß eine Vorlage betreffend das Waſſerrecht 
komme, in welcher durch genaue Beltimmung über die 
Reinhaltung der Bäche wenigftens dafür Sorge getragen 
wird, daß nicht durch die in die Saar und Mojel ein« 
mündenden Bäche Sand und Steine hineingeführt werden 
und jo die Fahrrinne, die jet mit vielen Koſten bis auf 
eine wenigftens für Eleinere Schiffe genügende Tiefe ger 
bracht worden ift, wieder verfandet. 


Bizepräfident Dr fyrhr dv. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünjcht; ich ichließe die Beſprechung. 
Widerfpruch ift nicht erhoben; der Tit. I ift bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 2, — 3, — 
4, — 5, — 6, — 7, — 8 — und 9. Ich ſchließe die 
Beiprehung. Das Wort wird nicht gewünicht, ein Wider» 
ſpruch nicht erhoben; die verlefenen Titel find vom Haufe 
bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 10, Das 
Wort hat der Herr Bericterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Bei diejem Titel wurde in 
der Budgetfommiffion zur Sprade gebracht, daß bie 
Anterefjenten eine Fußgängerbrüde zu haben wünſchen, 
und daß es angemeffen fei, wenn die Staatäregierung 
ſich mit einem Koftenzufhuß beteilige. Bon feiten der 
Königlichen Staatöregierung wurde die Erklärung ab» 
gegeben, daß fie fich zu diefer Sache nicht maßgeblich 
dubern könne, weil ein Antrag der Intereſſenten bislang 
an das Minifterium noch nicht gekommen fei. Es wurde 
aber in Musjicht geftellt, daß der Antrag eventuell einer 
wohlwollenden Prüfung begegnen würde. yı übrigen 
babe ich namens der Bubgetlommiffion die Bewilligung 
zu beantragen. 


Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Heye. 


Heye (Nienburg), Abgeordneter: Ach möchte mit 
einigen Worten auf eine Angelegenheit zurüdtommen, 
die ſchon zu vericdiedenen Malen das Hohe Haus bes 
Ichäftigt hat, nämlich auf die Verlegung der Fahr- und 
Subgängerbrlide über die Wefer bei Nienburg und auf 
die Schädigungen, die durch die Fortnahme derfelben der 
Altitadt Nienburgs entftehen werden. Daß dieſe Schä- 
digungen erhebliche find, wird von allen Seiten anerkannt; 
ja, die Budgetkommiſſion diefes Hohen Haufes hat im 
jahre 1900 — ein ganz außergewöhnlicher Fall — fich 
veranlaßt gejehen, die zweite Rate für den Neubau ab» 
zufegen und die Königliche Regierung zu erjuchen, erneut 
in die Prüfung der Frage einzutreten, ob es nicht möglich 
fei, ohne Berlegung der Intereſſen des Verkehrs und 
der Schiffahrt, aber unter voller Aufrehterhaltung ber 
Intereſſen der Altftadt Nienburgs, die Brüde unmittelbar 


neben der alten mwegzuräumenden zu errichten. Diefem 
Wunſche hat fi damals das — angeſchloſſen. 
ürger der 


rn find diefe Anträge und Wünfche der 
Itftadt von Nienburg im weiteren Berlauf der Berhand- 
lungen von den Behörden abgelehnt worden aus Intereſſe 
für die Schiffahrt und den Verkehr, vor allem aber 
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wegen Abführung der Hochwäſſer. Es ift eine neue 
Prüde 400 m unterhalb der alten Stelle begonnen und 
jett beinahe vollendet. Aber in allen Enticheidungen der 
Behörden, vor allem in derjenigen des Oberverwaltungs«- 
erichtes ift anerkannt worden, daß IR ein Fall vor- 
iegt, wo die Privatintereffen auf das erheblichlte geſchädigt 
wurden. Um dieſe entftehenden Übelftände einigermaßen 
zu mildern, haben fich die Intereſſenten an die Stroms 
bauverwaltung in Hannover gewandt und die Bedingungen 
erbeten, unter denen fie ihrerjeitS eine Fußgängerbrüde 
über die Wefer an Stelle der alten wegzuräumenden 
een bauen könnten. Wie groß das Intereſſe der 
eteiligten ift, geht wohl vor allem daraus hervor, daß 
fie in kurzer Zeit unter fih 25000 A gefammelt 
aben, aljo etwa die Hälfte der entftehenden Soften. 
iefe 25000 A find ein um fo größeres und an— 
erfennenäwerteres Opfer, wenn man bebenft, daß der 
größere Teil der Beteiligten nicht gerade in befonders 
günftigen Vermögensverhältniffen lebt. Wenn nun von 
allen maßgebenden Seiten — und das ift eben auch vom 
Herrn Selkcentes ausgeführt worden — anerkannt ift, 
daß hier durch eine ftaatliche Anlage, durch eine Ber- 
legung der Brüde die Intereſſenten geſchädigt find, ſo 
icheint e8 mir durchaus gerechtfertigt zu fein, daß auch 
der Staat aus feinen Mitteln neben denen der Provinz 
und denen der Sntereffenten eine Beihülfe gibt. Ich 
möchte daher die Königliche Staatsregierung bitten, den 
wahrjcheinlich bei ihr recht bald zur Vorlage kommenden 
Plan mit Wohlwollen prüfen und den beteiligten Bürgern 
die Ausführung ihres Unternehmens durch eine an- 
gemejjene, erhebliche Beihülfe erleichtern zu wollen. 
Meine Herren, die Antereffenten in der Altſtadt 
Nienburg legen bejonderen Wert darauf, daß diefe Fuß— 
ängerbrüde recht bald erbaut wird, damit fich nicht ber 
zerkehr erft weggewöhnt und nachher mit Mühe und mit 
roßen Koften in die Altftabt zurüdgeleitet werden muß. 
Eine Beichleunigung der Prüfung des Planes wäre daher 
dringend wünſchenswert, wie es auch danfbar von den 
Intereſſenten empfunden würde, wenn von allen Lokal- 
behörden, der Strommbauverwaltung, in allen Stadien der 
Berhandlung, vor allen Dingen auch jet ſchon bei Auf- 
ftellung des — den Geſchädigten mit Rat und Tat 
zur Seite geſtanden würde. 


(Bravo! links.) 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Herr Regierungstommilfar. 


Schultz, Minifterialdiveftor, Wirkliher Geh. Rat, 
Regierungstommiffar: Mit der Ünderung einer jeden 
Verkehrsanlage und jo auch mit der Verlegung einer 
lange beftehenden Brüde pflegen in der Regel ädi⸗ 
ungen einzelner —— verbunden zu ſein. So 
iſt das — bei der Verlegung der Nienburger Brüde 
der Fall gewejen, und es wird von der Stöniglichen 
Staatsregierung®anertannt, daß die Bewohner der Alt- 
ſtadt von Nienburg dur die notwendige Verlegung der 
Brüde allerdings eine Schädigung erlitten haben. nn 
die geichädigten Intereſſenten jegt die Synitiative dazu er- 
greifen, um die erlittenen Beeinträdtigungen ihrer Inter— 
effen auszugleihen, jo wird die Staatsregierung, wenn 
Anträge an fie herantreten, die ntereflenten zu unter 
ftügen in jeder Weiſe bereit fein. 


(Bravo! links.) 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünſcht, der Kerr nen 
verzichtet; ich fchließe die Beiprehung. Ein Widerfprud 
ift nicht erhoben; ich ftelle feit, dak Tit. 10 vom Hauſe 
bewilligt ift, 
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f ber Bauverwaltung] Ir 








[Bizepräfident Dr Irhr v. Heereman 
3 eröffne die Beiprehung über Tit. 11, — 12 — 
ichließe diefelbe; ein Widerfpruch ift nicht erhoben. Die 
beiden Titel find bewilligt. 
ch eröffne die Beiprehung über Tit. 13. Das 
Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Es handelt fich Hier um 
die Ausgeftaltung der vier Stauwerke an ber Neke und 
Bildung von Genofjenichaften, zu deren Betrieb und 
weiteren Ausnutzung im Intereſſe der Landeskultur, 
Hierfür werden im ganzen 2 152000 AM verlangt. 

Diejer Titel bildete den Gegenstand einer längeren 
Erörterung in der Budgetkommiſſion. Auf Anfrage er 
Härten die Bertreter der Königlichen Staatäregierung, 
daß fie der Überzeugung jeien, daß durch die jet vor- 
gejehenen Maßnahmen die Notjtände, welche an der Nepe 
hervorgerufen feien, befeitigt werden würden. Es wurde 
von ben Vertretern der Staatöregierung darauf hin— 
—— daß für die Folge ſtatt bisher 3000 ha 

000 ha Wieſen überftaut werden würden, Allerdings 
erklärten die Bertreter der Königlichen Staatsregierung 
gleichzeitig, daß die hier in Ausficht genommenen Ge— 
nofjenichaften bislang noch nicht — ſeien. 

Im übrigen ſind beſondere Änträge zu dieſem Titel 
in der Budgetkommiſſion nicht — und ich habe Ihnen 
namens der Budgetkommiſſion die Annahme zu empfehlen. 


Vizepräfident Dr Frhr ©. Seereman: 
Wort hat der Abgeordnete Imdler. 


Zindler, Abgeordneter: Wiederholt habe ich an 
diefer Stelle auf die ſchweren Schädigungen aufmerkſam 
gemacht, die durch die Requlierungsarbeiten, die etwa um 
die Mitte des vorigen Jahrzehnts in dem Negefluß aus- 

eführt worden find, für die angrenzenden Wiefen ent- 
tanden find. Diefe —* wurden dadurch herbeigeführt, 
daß der Flußlauf, der früher ſehr gewunden war, gerade 
gelegt worden iſt, und daß auch die Sohle des Flußbettes 
geſentt wurde. Infolgedeſſen vertrockneten die Wieſen; 
es fehlte ihnen das zu ihrer Ertragsfähigkeit nötige 
winterliche Wafler, und die früher fo fruchtbaren Wiejen 
wurden ſchließlich derart entwertet, daß es kaum mehr 
möglih war, biefelben überhaupt abzuernten. In den 
legten trodenen Jahren war es foweit gefommen, daß 
eine ganze Menge Wiejen nicht abgeerntet werden fonnte, 
weil ein Ertrag nicht darauf war. 

(Sehr richtig!) 

Es wurde vor vielen Jahren bereits von den Wiejen- 

befigern auf bdiefe Ilmftände aufmerkfam gemadt und 
egen die Geradelegung des Fluſſes proteftiert. Um dieſe 
edenten zu beſchwichtigen, wurde damals von der König- 
lichen Baferbauvenwaltung zugelagt, daß in ben uß 
lauf vier Stauwerke eingebaut werden würden, welche es 
ermöglichen ſollten, im Winter das Waſſer aus der Netze 
zu nehmen und auf die Wieſen zu bringen. Dieſe Stau- 
werfe find auch ausgebaut worden. Indes, als fie ge- 
bandhabt wurden und als fie funktionieren follten, zeigte 
fih, daß fie für die Landwirtſchaft wertlos waren, weil 
das Waſſer, welches aus dem Fluß oberhalb der Stau- 
werke hevaustrat, fofort unterhalb derjelben in ben Fluß 
zurüdtehrte und eine Überflutung der Wiejen nicht herbei- 
* werben konnte. Es find eine Reihe von Jahren 


Das 


ingegangen, und die Not, die in den Kreiſen der dortigen 
andiwirte entitand, ift jo groß, daß fie fürchten, daß 
duch die Ausführung des gegenwärtigen Projefts das— 


jenige kaum mehr eingeholt werden wird, was bisher ver- 
loren gegangen ift. 

Es ift num ein Projekt ausgearbeitet worden, welches 
an die vorhandenen Staumwerfe neue Anlagen anſchließen 
will, mit denen man in ber Lage fein wird, die Wieſen 
zu bewäfjern und auch das Grundwaffer, welches ſich 
durch die lange Trodenheit gejenft hat, wieder zu heben. 
Es find bereits einige Verfuche gemacht worden, und wir 
haben uns davon überzeugt, daß es wohl möglich fein 
wird, mit diefen Anlagen dasjenige Ziel zu erreichen, das 
eritrebt wirb. 

Sch glaube aber * darauf aufmerkſam machen 
zu muſſen, daß noch beſondere Wünſche vorhanden find, 
welche ich hiermit der Königlichen Staatsregierung vor- 
tragen möchte. . 

Unter anderem ift feinerzeit bei Ausführung der 
damaligen Regulierungsarbeiten vorgejehen, daß zwiſchen 
die vorhandenen Staue noch weitere vier —28 
eingebaut werden ſollten, falls dieſelben nicht ausreichen 
ſollten, das Waſſer auf die Wieſen zu bringen. Es wird 
alſo von den Wieſenbeſitzern gewünſcht, daß dieſe Zwijchen- 
—— ausgebaut werden möchten, weil ſie befürchten, daß 

ie vorhandenen Staue zu weit auseinander liegen. Das 
Gefälle von einem Stau zum anderen iſt ein derartig 
großes, daß die Gefahr befteht, daß die Wiejen, die auf 
der Mitte zwijchen den beiden Stauen liegen, durch die 
auszuführenden Anlagen nicht bemwäflert werden können, 
Es könnte ſich herausitellen, daß in den Zwiſchenräumen 
eine Menge von Wiejen unbewäſſert bleiben. 

Außerdem wünjcht man, daß auch diefe Überflutungen 
nicht allein während des Winters ausgeführt werden 
möchten, ſondern baß auch während ber Sommerszeit 
zwifchen ben beiben Heuernten eine —— die Wieſen 
überflutet werben möchten, weil die Gefahr beſteht, daß 
das Grundwafler, das ſich nun einmal erheblich in dem 
Wiefengelände geſenkt hat, doch nicht genug durch die 
winterliche Überjtauung gehoben werden würde. 

Meine Herren, es ift nun die Bedingung geftellt 
worden, daß, ehe diefe Bauten ausgeführt werden, die 
angrenzenden Wiejenbefiger fi zu großen Genofjen- 
haften vereinigen möchten. Es muß ja allerdings zu- 

egeben werden, daß nur mit großen Berbänden inner: 
baib diejes ziemlich He Geländes — es handelt 
fich hier um 45 bis 50000 Morgen ertragreicher Wiefen 
— —— werden kann, und daß die ganze Sache, 
nachdem ſie ausgeführt worden iſt, unter eine einheitliche 
Leitung geſtellt werden müßte. Aber, meine Herren, die 
Biefenbeiiger haben das Bedenken, daß fie, nachdem fie 
fih zu Genoſſenſchaften vereinigt haben, zu erheblichen 
Koften herangezogen werden würden. Sie find ferner 
der Anficht, daß ein großer Zeil der Schuld, daß die 
Wieſen in ihrer Grtragfähigkeit zurüdgegangen find, 
daran liegt, daß die — jeinerzeit aus- 
geführt worden find, Sie meinen aljo, daß fie durd) die 
usführung der Regulierung gefchädigt worden find, und 
fie nun nicht in der Lage wären, die Soften zu tragen, 
um die Schädigungen wieder gut zu machen. 
ch möchte daher an die Königliche Staatsregierung 
bie Bitte richten, fie möchte Mittel und Wege finden, um 
den Wiefenbefigern dieſe Koften abzunehmen, vielleicht in 
ber Weife, daß fie in dem erften Zeitraum von 3 bis 
5 Jahren die Koften für die Unterhaltungsarbeiten felbft 
trägt, und daß fie vielleicht für die fpätere Zeit einen 
Fonds anweilt, aus dem dieſe Beiträge getilgt werden 
fönnen. Meine Herren, bie Bevölkerung er ift arm; 
und wenn es fich herausitellen follte, daß erhebliche Koften 
erforderlih find, um die Bauten, die ba ausgeführt 
werden, zu unterhalten, jo fürchte ich, daß man auf große 
Schwierigkeiten bei der Bildung der Genofjenichaften 
ſtoßen würde. Außerdem ift die Bevölkerung der dortigen 
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[3indler, Abgeordneter] 
Gegend eine faft rein deutjche, und es ift hier meiner 
Anfiht nad) auch ein Mittel vorhanden zur Förderung 
des Deutihtums, das bei uns wirkli in einer jehr 
ſchwierigen Lage ift. 

Ich möchte alſo bitten, daß die Königliche Staats 
regierung uns da entgegenfommt. Wir werden dann jehr 
ern bereit fein, auch auf die Wünfjche und auf die An— 
ie, die die Königliche Staatsregierung an uns 
ftellt, einzugehen. 





(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Irhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Herr Regierungskommiſſar. 


Germelmann, Geh. Baurat, Regierungstommifjar: 
Es ift mir außerordentlich angenehnt, feitfteflen zu können, 
daß der Abgeordnete Zindler heute hier zum Ausdruck 
ebracht hat, er ſei davon überzeugt, daß ohne die Bil» 
u von Genofjenihaften eine Bellerung an ber Neke 
nicht wohl möglich jei. Der Abgeordnete Zindler Hat 
zutreffend hervorgehoben, daß die Königliche Stantsregie- 
rung jegt plant, ausgedehnte Nebenanlagen, Ergänzungs- 
anlagen zu den vier Stauen, die jegt In der Netze vor- 
handen Enb, auszuführen. Der Abgeordnete Zindler er 
Elärt, daß dieſe Stnue bis dahin ihren Zwed nicht er- 
reicht hätten. Dies kann ich nicht ganz zugeben, muß 
vielmehr darauf Hinweifen, daß nad den Yufmefjungen, 
die im vorigen Jahre während der Winterüberflutungen 
vorgenommen find, feitgejtellt wurde, daß 3000 ha Wiejen- 
elände von dem Wafler, welches mitteljt dieſer Staue 
in das Neketal hineingedrüdt worden ijt, überſchwemmt 
wurden. Die gefamte fläche, die überhaupt im Netzetal 
für eine ÜUberſchwemmung in Frage fommt, beträgt 7000 ha, 
Die Fläche von 3000 ba iſt jo nicht ganz gerinfügig- 

ie Königliche Staatsregierung teilt mit dem Ab— 
geordneten Zindler das Bedenken, daß, wenn lediglich 
Berwallungen, wie bei den Probeftauen, von denen der 
Abgeordnete Zindler geiprochen hat, vorgejehen werden, 
nicht das erreicht werden kann, was die Wiejenbefiger 
wünfjchen. Es iſt deshalb eine Ergänzung des Projektes 
gegenüber ben Probeftauungen nad der Richtung vor- 
geiehen, daß außer den Länge und Duererwallungen 
parallel mit der Nee Längsgräben ausgeführt werden, 
die imftande fein follen, das Waſſer aus der Netze den 
einzelnen Boldern im gejchlofjenen Profil zuzuführen, ſodaß 
jeder einzelne Bolder, ob er oben oder unten liegt, frucht- 
bares, nicht ausgelaugtes Waffer bekommt. Diele räben 
follen aber auch dazu dienen, den Hauptrezipienten für 
die Entwäfferung zu bilden; fie follen außerdem, worauf 
ich noch bejonders verweife, imftande fein, im Sommer 
den Grundmwaflerftand im Netzetal zu heben. Es kann 
oberhalb der Staue das Waller bineingelafjen und auf 
diefe Weife der Wafjerftand ganz genau reguliert werben, 
wie er für die Wieſen günjtig iſt. ch glaube, wenn 
diefe Anlagen durchgeführt find, wird das Neketal in 
einem Auftand fein, wie er nie zuvor gekannt ift, 

Ich meine deshalb, daß die Befürchtungen des Ab— 
geordneten Zinbler, die Betriebökoften für dieſe a 
würben die Wiefenbefiger fo hoch belaften, daß fie die— 
jelben nicht zu tragen vermöchten, nicht ganz ——* Es 
iſt von den — nur ein geringer Teil der 
gefamten Anlagen in Betrieb und Unterhaltung zu über 
nehmen. Die Koften werden gie den großen VBor- 
teilen, die ihnen entjtehen, jo Klein fein, daß ſie nicht ins 
Gewicht fallen. Bejtimmte Angaben über bie Höhe der 
Koften können heute noch nicht gemacht werden. Das 
wird fich erft ermitteln laflen, wenn die Verſuche, die 


jegt in Wusführung fich befinden, beendigt find. Sich 
— im nächſten Jahre werden die Wieſenbeſitzer im 
Netzetal ſich von den geringen Koſten überzeugt haben, 
ſodaß der Hoffnung Ausdrud gegeben werden darf, im 
nächſten Etatsjahr zu der Bildung der Feten 
fchreiten zu fünnen. Es wird fidh dies um jo eher er- 
reichen (ofen, wenn der Abgeordnete Bindler jo liebens- 
würdig fein will, diefes Vorhaben zu unterftügen. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Ernit. 


Gruft, Abgeordneter: Meine Herren, es ift jehr 
erfreulich, daß Herr Abgeordneter Bindler für die Be- 
jeitigung des landwirtichaftlihen Notftandes im 
Nekediftrift eine Lanze gebrochen und dadurch meine 
rg die ich in der vorigen Seſſion machte, 
in vollem Umfange beitätigt hat. Der Notftand iſt tat- 
jächlih in hohem Maße vorhanden, und es ift wahrlich 
die höchſte Zeit, daß die Königliche Staatöregierung daran 
gebt, denjelben zu bejeitigen. 

Nun wäre es allerdings noch viel erfreulicher ge» 
wejen, wenn Herr Abgeordneter Zindler und der 
Mitvertreter feines Wahlfreijes, Herr Abgeordneter 
v. Colmar-Meyenburg, mit ihren Freunden für 
den Mittellandfanal geftimmt hätten; dann wäre bie 
beite Hoffnung vorhanden gewejen, alle im Netze— 
diftrift beftehenden Übelftände gründlih zu 


bejeitigen. 
(Lachen rechts.) 


— Lachen Sie nicht, Herr v. Pappenheim! Die in der 
Dentichrift über die PVerbejjerung der Waflerftraßen 
zwiſchen Oder und Weichjel von der Staatsregierung 
gemachten Borjchläge waren ganz ausgezeichnet und ent- 
Iprachen allen ee die an die Regulierung 
der Netze ſowohl im Schiffahrtsintereſſe wie an die 
Verbeſ erung der Wieſen im Intereſſe der Land— 
wirtſchaft geſtellt werden konnten. Leider fiel mit dem 
Mittellandkanal auch die Regulierung der Netze. Sie, 
meine Herren von der Rechten, haben dadurch die Wieien- 
befiger um Hunderttaufende von Mark alljährlich 
geichäbdigt. 

Bon der Königlichen Staatsregierung wird jetzt 
geplant, mit einem Softenaufwande von 2152000 A 

orfehrungen zu treffen, welde eine regelmäßige 
Überflutung des Wiefentales und eine Ber- 
bejferung der Grundwafferverhältniffe ermög- 
lichen. Die Borkehrungen beftehen in Längsdeichen 
am Fluſſe und Querdämmen, melde ſich nad Möglich. 
feit den Geländehöhen anpaffen, nebſt der erforderlichen 

ahl von Einläffen, Ausläffen,, Wehren und Gräben. 

[8 erſte Mate wird im Etat der Betrag von 1 Million 
Mark gefordert. Ach freue mich aufrichtig darüber, und 
ich danke der Königlichen Staatsregierung namens der 
beteiligten Wiefenbehger im Netzediſtrikt. ch hege die 

offnung, daß wenigftens ein großer Zeil der bejtehenden 

belftände wird behoben werden können, wenn die Pläne 
der Staatöregierung zur Ausführung gelangen. Aller 
dings darf nicht nad der Schablone gearbeitet werden, 
die Intereſſenten müſſen vielmehr gehört werben. 

Dem Wunjche des Herrn Abgeorbneten Zindler, bei 
der Bildung der Genoffenſchaften darauf Rüdficht zu 
nehmen, bat die Wiefenbefiker zum allergrößten Zeil 
fleine Leute find, die nicht viel zahlen können, ſchließe 
ih mic durhaus an. Wenn die Königliche Staats- 
regierung es übers Herz bringen könnte, alle Koften zu 
übernehmen, fo würde ich das mit ganz beſonderer Freude 
begrüßen. Ich fürchte, daß, falls Die taatsregierung zu 
hohe Anforderungen an die Genoſſenſchaften ftellt, wir 
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noch lange werden warten müfjen, bis die Arbeiten be 
innen können. Nach den Erläuterungen in ber Vorlage 
Pollen nämlich die Arbeiten erft beginnen, nachdem bie 
Genoflenihaften gebildet find und ihre Zuftimmung zu 
der Unterhaltung ber Nebenanlagen ufw gegeben 
haben. Biele Kleine Befiger werben kaum in der Lage 
fein, bei ihrem in den legten Yahren ſtark geichwächten 
Bermögendzuftande erhebliche Beiträge zu zahlen. 

Meine Herren, daß die geplanten Bauausführungen 
jo beſchaffen fein jollen, daß fie das ganze Plain 
vom Jahre 1901 in Feiner Weife ftören, ſondern ſich 
fpäter in den Plan einfügen, ift erfreulid. Und wenn 
die Hoffnung des Herm Regierungskommiſſars in Er— 
füllung geht, daß durch bieje Anlagen ein jo glüdlicher 
Zuftand im Netetal geichaffen werden wird, wie er noch 
nie dageweſen ift, dann werden bie Bewohner des 
ganzen ae außerordentlich befriedigt 
und dankbar fein! 

(Bravo! links.) 


——— Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete v. Bappenheim. 
Ich 


v. Pappenheim » Liebenau, Abgeordneter: 
möchte dem Herrn Vorredner gegenüber Eonftatieren, daß 
die Freunde der Herren Abgeordneten v. Colmar und 
—— für dieſe Ausführung bei der Beratung ber 

analvorlage geitimmt und daß fie ausdrüdlich darauf 
aufmerkſam gemacht haben, daß diefer Gegenftand mit 
der übrigen Sanalvorlage, mit dem Mittellandfanal, 
nichts zu tun gehabt hätte. 

(fehr richtig! vechts) 
ſondern daß es jich bei dieſer Gelegenheit nur darum 
handelte, eine restitutio ad integrum arg ah d. h. 
die Schäden zu beſeitigen, die im Intereſſe der Schiffahrt 
hervorgerufen worden waren. 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
bat der Yhgeorbnete Ernit. 


Ernft, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe mit 
keinem Worte bejtritten, daß die Herren von der Rechten 
für die Regulierung der Warthe und Netze geftimmt haben; 
nach meiner Erinnerung war bie ganze Kommiſſion darin 
einftimmig. Aber, meine Herren, die Staatsregierung 
war nicht gewillt, eine Teiljtrede des ganzen Projektes 
auszuführen, und mit dem Mittellandflanal fiel dann 
aud) die Netze⸗ und —— Die Herren von der 
Rechten brachten das Kanalprojekt zu Fall und find des- 
halb mitjchuldig an dem Notjtande im Netzediſtrikt. 


(Lachen rechts.) 


Bizepräfident Dr yrhr u, Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Martini. 


Martini, Abgeordneter: In der Borlage ift nur 
ber Teil der Nee erwähnt bis Uſch, aber von dem ober» 
alb Tiegenden Teil von uſch bis Makel ift hier feine 

ähnung getan, und, meine Herren, die Wiejen dort 
find ebenfo jchledht daran. Dur die Megulierung der 
Nepe find die Wiefen dort bedeutend trodener geworden 
und haben in ihrem Ertrage vollitändi ——— J 
möchte die Herren vom Waſſerbauminiſterium bitten, mi 
darüber aufzuflären, was für diefen Teil gemacht werden 
joll, um biefem Notftande abzubelfen. 

(Bravo!) 
Berhandl. d. Haufes d, Abg. 19. Legist. V. Seffion 1908. 
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Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünfcht, ich fchließe die Beſprechun 
er ur 13. Ein Widerfpruch ift nicht erhoben, er if 

ewilligt. 

Ich eröffne die Beiprechung über Tit. 14. Das Wort 
bat der Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichterjtatter: Es wird in Tit. 15 verlangt 
ein Staatözufhuk zu den Soften des Hochwaſſerſchutzes 
der Stadt Bofen. Die Geſamtkoſten find auf 1500 000 M. 
veranfchlagt, von denen die Provinz Pofen 250 000 AM 
übernommen bat. Der Staat will einen Zufchuß geben 
mit Nüdficht auf die geringe Leiftungsfähigkeit der Stadt 
Pofen, und weil die geplanten Anlagen den Aufgaben 
der jtaatlichen Strombauverwaltung gleichzeitig förderlich 
find. Hierfür werden im ganzen 400000 M verlangt 
und als erjte Hate in biefem Jahre 170000 M Die 
Kommiffion empfiehlt Ihnen die Bewilligung dieſes 
Betrages, 


Bizepräfident Dr yıhr v. Heereman: Das Wort 
5 nicht weiter gewünfcht, ich fchließe die Beiprechung. 
iderjpruch ift nicht erhoben; Tit. 14 iſt bewilligt. 
ch eröffne die Beſprechung über Tit. 15. Der Herr 
Bericiterftatter verzichtet, da8 Wort hat der Abgeordnete 
Kindler. 

Kindler (Poſen), Abgeordneter: Meine Herren, wie 
ber Herr Berichterftatter vorgetragen bat, follen der 
Stadt Pofen 400 000 AM als Beitrag des Staates zur 
Ausführung des Hochwaſſerſchutzprojektes gegeben werden. 
Davon werben 200000 M auf ben eigentlichen Hoch— 
waſſerſchutz verrechnet, und 200 000.4 follen als Zuſchuß zu 
einem Brüdenbau gelten. Es fieht jo aus, als wenn die 
Stabt ein namhaftes Geſchenk bekäme. Das ift aber 
keineswegs der Fall, denn, wie in der Begründung fchon 
ma ig ift, führt die Stadt, indem fie ſich vor Hoch⸗ 
waſſer ſchützt, auch gleichzeitig Arbeiten aus, welche der 
Strombawverwaltung zukämen, indem fie Regulierungen 
in dem Stromlaufe vornimmt. 

Wie ift nun diefer Brüdenbau in das Projekt hinein 
gefommen? Am Intereſſe bes Hochwaſſerſchutzes mußte 
gleichzeitig eine Megulierung des Vorflutgrabens vorge- 
nommen werden, um die Eisgefahr zu beſeitigen. Dazu 
gehörte, daß ein Stau bejeitigt wurde, und daß aud an 
einem in diefem VBorflutgraben bineinragenden Feitungs- 
werte Ubgrabungen der Ummwallungen ftattfanden. ie 
Fortifitation hat diefe Arbeiten nur unter der Bedingung 
genehmigt, dag eine dritte Brüde über die Warthe her- 
geftellt würde wegen jchnelleren Transportes der Truppen 
von ber einen Geite auf die andere. Anfangs hieß es, 
daß die Stabt nur eine Pontonbrüde bauen jollte, |päter 
wurde daraus eine feite Holzbrüde, die vielleicht den 
Betrag von 150000 M gekoftet hätte. Jetzt wird bei 
diefem Zuſchuſſe eine malfive Brüde über die Warthe 
verlangt. Dieje maſſwe Brüde * aber den Betrag von 
600 000 A. bis drei Viertel Millionen koſten. Genauere 
Koftenanfchläge finddarüber nochnichtaufgeftellt. Wenn nun 
die Stadt hier einen Zuſchuß von 200 000.4 für die Brüde 
befommt, jo hätte fie immer noch günjtigitenfalls 400 000 
und ungünftigftenfalls 550 000 M zuzuſchießen. Ich meine, 
daß diefer Brüdenbau, der im Zuſammenhang mit der 
—F ulierung gefordert iſt, eigentlich Sache des Staates 
it. eine Herren, neulih, als die Anterpellation über 
die Notftände in dem Flußgebieten der Oder und Elbe 
bier zur gr reg fam, bat der Herr Minifter gejagt, 
daß diefe Zuftände befeitigt werden, da die Verpflichtung 
des Staates zu dieſer Befeitigung anzuerkennen jei. 
Meine Herren, der Staat hat aber doch nicht bloß die 
Berpflihtung, die Ländereien, welche —— über⸗ 
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Haus der Abgeordneten. 


[&tat der Bauverwaltung] Fa 


[Kindler (Bofen), Abgeorbneter] 
ſchwemmt werden, gegen Hochwaſſer zu ſchützen, ſondern 
erſt recht die Anfeblungen und Stätte, meine, daß 
ein Zeil der Soften des Hocmaflerichuges in Poſen 
mindeftens vom Staate getragen werden muß. Meine 
Herren, früher hat der Staat bedeutende Zufchüffe leiſten 
wollen. Bor ungefähr ſechs Jahren, glaube ich, ift ein 
Projekt jeitend des Staates aufgeftellt worden, welches 
eine burchgreifende Flußregulierung und Eindeichung 
innerhalb der Stadt Bojen bewirken folltee Damals 
wollte der Staat 2 Millionen Mark Zufhuß leiften. 
Das ganze Projekt ſollte 4 Millionen Eoften. Es ift 
bloß nicht zur gr > getommen, weil weder ber 
Staat noh die Stadt die Ausführung übernehmen 
wollten. Seiner der beiden Teile war ‚ber, da das 
Projekt nicht einen höheren Betrag Eoften würde. Steiner 
wollte etwaige Mehrkoften tragen. Außerdem kam noch 
= u, baß der Hafen nicht eingedeicht werden follte, 
ondern bei Hochwafjer durch Schließen von Scleufen- 
toren und buch Pumpen freigehalten werden. Man 
war nicht ficher, daß dieſer Hafen richtig funktionieren 
würde. Der Staat hätte alfo damals 2 Millionen für 
die Stadt Pofen zur Flußregulierung und zur Eindeichung 
gegeben, und ich glaube daher, daß die Summe, die er 
jegt bewilligen will, namentlich, da fie mit der —— 
einer maſſiven Brücke verquickt iſt, erhöht werden muß. 
Ich hoffe, daß die Regierung das Projekt noch einmal 
gründlich prüfen und dann zu dem Ergebnis kommen 
wird, einen höheren Zuſchuß für dieſe Brücke zu geben. 

Meine Herren, die Stadt Poſen ift, wie bier ſchon 
in ber Begründung gefagt iſt, feine ge Stadt; die 
Steuern jteigen von Yahr zu Yahr jehr ſtark, außerdem 
bat fie noch die indirefte Schlachtjteuer. 

Meine Herren, es ift vielleicht im Lande die Meinung 
verbreitet, daß die Stadt Pojen in den legten Jahren 
außerorbentlich bevorzugt worden jei, weil mit Hülfe 
ftaatliher Zuſchüſſe eine Bibliothek und ein Mufeum ge 
baut worden ift, wozu allerdings auch die Stabt und Die 
Provinz ihren Beitrag gezahlt haben. Aber diefe Eultu- 
relle Hebung allein müßt nichts, wenn man nicht auch 
auf wirtſchaftlichem Gebiete der Stadt entgegentommt, 
Der Staat hat, wie bei allen anderen Städten, feinen 
Anteil immer genommen und die Stadt belaftet, wo er 
fie nur beranziehen konnte, Ich ermähne unter anderem 
nur: es hat vor einigen Jahren die Stabt 300 000 A 
I ein Gebäube für die Baugewerkſchule —— müſſen; 
te bat jetzt ein Gebäude für die Maſchinenbauſchule auf- 
zuführen, das eine ähmliche Summe Eojten wird; fie muß 
ein Gebäude für die Meifterkurfe errichten und Fr ähn- 
liche Aufgaben erfüllen gegenüber dem Stante. habe 
erft vor kurzen noch hier Klagen vorbringen müſſen über 
die Schädigung der Berfehrsintereffen, welche bei dem 
Umbau des Hentralbahnhofes in Polen nicht gewahrt 
werben. Es iſt mir damals feine direkte Antwort ge- 
der: worben. ch babe dann aber privatim von den 





en im Minifterium gehört, daß diefe Wünſche vielleicht 
rüdfichtigt werden würden, wenn die Stadt Zuſchüſſe 
leiften würbe. Sie ſehen aljo, meine Herren, daß bie 
Stadt Pojen in dieſer Beziehung ebenio behandelt wird 
wie andere Städte. Sch meine aber, dak in dieſem Falle 
der Stadt doch mehr Entgegentommen gezeigt werben 
muß, da hier Flußregulierungen zur Ausführung kommen, 
da die Brüde, welche verlangt wird, mit ber Flußregu⸗ 
lierung in innigem Zuſammenhange fteht und nicht ein 
Berfehrömittel iR, welches für die Stadt unbedingt not- 
wendig ift. Mur durd bie Fortifitation ift diefe Frage 
mit hineingebracht worden, und die Arbeiten, die die Forti— 
fation angehen, hängen wieder mit ber Flußregulierung 
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ulammen. ch wiederhole daher nochmals meine Bitte, 
aß die Staatsregierung in Erwägung aller diefer Tat- 
ſachen den Zuſchuß für die Brüde erhöhen möchte. 


Bizepräfident Dr Frhr 9. Heereman: Der Herr 
Regierungstommiffar hat das Wort. 


Kisker, Geh. Regierungsrat, Negierungstommiflar: 
Meine * der Schutz der Stadt Poſen gegen Hoch— 
waſſer iſt weſentlich eine kommunale Angelegenheit. Wir 
können von ſeiten der Staatsregierung dieſes Projekt nur 
ſo weit fördern, als gleichzeitig damit ſtaatliche Aufgaben 
erledigt werden. Wir ſind von dieſem allgemeinen Ge— 
ſichtspunkte aus in wohlwollendſter Weiſe an das Projekt 
herangetreten; ich glaube, und der Herr Abgeordnete 
Kindler wird uns das Zeugnis im Grunde nicht verſagen 
wollen, daß wir zur m bes Projekts finanziell 
getan haben, was nur irgend in unferen Kräften fteht. 

Was die einzelnen Poittionen anbetrifft, die für uns 
bei der Berechnung in Frage kamen, jo waren es in 
erfter Linie die Stromregulierung und die Erfparnifie, 
die bier erzielt wurden, dann die Vorteile, die wir für 
das Hafenprojeft erreichten, was wir ja nad dem vor- 
Kagen tat und bem bamit vorgelegten Projeft in 

ofen auszuführen beabfichtigen. Für diefe beiden Po— 
fitionen reichten im großen und ganzen die Unterlagen 
aus, um eine Schäßung vorzunehmen, Unvolltommener 
waren bie —— die im übrigen uns zur Ver— 
fügung ſtanden und von der Stadt ung zur Verfügung 
geitellt wurden. Es ift das die von dem Herrn Bor: 
redner erwähnte Brüde an der Grabenpforte. Grund» 
fäglih ift die Ausführung diefer Brüde an der Graben- 
pforte lediglih eine Vervollkommnung des ftädtifchen 
Derfehräneges; es gilt von dieſer Brüde ganz befonders, 
daß eine rein kommunale Aufgabe vorliegt. Bir konnten 
zu dieſem Bau nur mit Müdficht darauf beitragen, daß 
wir uns ber Fortifitation gegenüber in einer einftweiligen 
Verſprechung verpflichtet hatten, für den Fall, daß fie 
uns zu anderen Bauten, die ich hier nicht genauer er- 
örtern will, zuftimmen würde, eine Pontonbrüde ober 
wenigftend PBontonmaterial an der in Rebe ftehenden 
Stelle zur Verfügung zu ftellen. Wir berechneten die 
Koften, die uns durch Bereitftellung dieſes Bonton- 
miateriald und deſſen Unterhaltung entjtanden wären, 
und fchloffen daraufhin die Gefamtberedinung ab. Da- 
neben mußten wir natirlich noch berüdfichtigen, melche 
Koften der Stadt durch die Erbauung der Brüde er- 
wachſen würden. Die Koften wurden damals von der 
Stadt zu 400000 M angegeben. Wir kamen unter Be- 
rüffihtigung aller diefer Umftände zu 200000 M für 
Hafen und Stromregulierung, zu 200 000 A, alſo zu 
der halben Baufumme, bei der Brüde. Sollte jeßt, 
wenn das Projekt vorgelegt würde, fich herausitellen, daß 
die Koften von 400 000 „AM bei weitem noch nicht ausreichen, 
daß wir damals noch von irrigen Unterlagen auf Grund 
der Stadt ausgegangen find, fo ift die Königliche Staats- 
regierung bereit, über diefe Punkte noch einmal mit der 
Finanzverwaltung in Verbindung zu treten. 


Bizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünfcht; ich ſchließe die een 
Ein Widerſpruch gegen den Titel ift nicht erhoben; er i 
vom Haufe bewi ig 

ch eröffne die — über Tit. 16. 
as Wort hat der Abgeordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, es ift bier 
endlich die Anlage zweiter Schleufen am Obder- pree · 
Kanal bei Fürſtenberg a. O. vorgeſehen. In der Be— 
gründung dieſes Poſtens iſt ausführlich nachgewieſen, in 
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[Sothein, Abgeordneter] 

welder Weife durd; die kolofjale Steigerung des Verkehrs 
dieſe Schleujen notwendig geworden And. kann bloß 
bedauern, daß man fo lange damit gezögert hat, die vor» 
handenen Mißftände zu befeitigen, da, wie die Be- 
gründung jelbft zugibt, der Schleufenrang bei jedem 
befieren Waflerftand bereit3 mehrere Kilometer lang ift 
und felbft unter Zuhülfenahme der Nachtichleufung es 
erſt nach längerer Zeit möglich it, diefen Schleufenrang 
zu befeitigen. 

Wenn ich e8 freudig begrüße, daß hier nun endlich 
diefe doppelten Schleufen vorgejehen werden, jo überrafcht 
mich dabei eins, nämlich daß die Bauausführung auf 
5 Sabre verteilt werden fol. Es wird aljo volle fünf 
Jahre dauern, che bie jekigen Mißſtände ihre Be— 
jeitigung finden. Ich glaube, man wäre durchaus in der 
Lage, dieje Bauausführung in wefentlich kürzerer Zeit, 
vielleicht in drei Jahren, herzuſtellen, wenn der Herr 
Finanzminiſter das nötige Geld bewilligen wollte. Ich 
möchte dabei aber darauf hinmweilen, daß, je länger es 
dauert, ehe dieje Schleufen in Betrieb kommen, umſo— 
mehr unnütz Bauzinfen verausgabt werden müſſen für 
die früheren angewendeten Baufapitalien, die natürlich 
erft nad Fertigſtellung des Ganzen Binfen bringen 
werden. Über vor allem es ift auch im Intereſſe der 
Schiffahrt felbft dringend notwendig, hier eine Be- 
jchleunigung eintreten zu laffen. ch möchte deshalb an 
die Bauverwaltung ſowohl wie namentlid an den Herrn 

inanzminifter die dringende Bitte richten, hier eine Be 
leunigung im Bau eintreten zu laffen, die technijch 
ehr wohl möglich ift. 

Es ift mir fodann aufgefallen, daß man nicht für 
fämtlihe Scleufen des Oder-Spree-Kanals Doppel- 
ſchleuſen —— hat, daß noch ausſtehen, nachdem die 
Schleuſe von erädorf bi8 Berlin ſchon früher mit 
doppelten Schleufen verjehen worden find, doppelte 
Scleufen bei Fürſtenwalde und Groß-Tränke ebenfalls. 
Wenn ich zugebe, daß bei Fürſtenwalde das Bedürfnis 
nad; einer zweiten Schleuſe nicht ganz jo dringend iſt 
wie bei der Türftenberger Schleuje, weil nämlid dort 
noch die alte Heine Schleufe von dem früheren Friedrich 
Wilhelms-Stanal befteht, jo ift Doch bei der ftändigen Zu- 
nahme der großen Fahrzeuge, welche die kleine leufe 
nicht benugen können, aud) hier notwendig, mit dem Bau 
einer zweiten Schleufe vorzugehen. Während im Anfan 
nad der Eröffnung des Oder-Spree-Sanals der Antei 
der größeren Schiffe, welde dieſe Schleufe nicht benugen 
fonnten, nur 7,2% betrug, war fie im Jahre 1900 bereits auf 
30,8% geftiegen, und fie dürfteftändig erheblich weiter fteigen. 

Nun it es ja richtig, daß die Eleineren Fahrzeuge 
durch diefe Schleuje des & eiebric-Wilhelms-Ranals noch 
hindurch können; aber ich bemerke, die Dimenſion dieſer 
Schleuſe iſt nicht einmal die der ſogenannten Finowmaß- 
Kähne, und die ſogenannten Berlinermaß-Kähne können 
durch dieſe Schleuſe ſämtlich nicht durch. Es erweiſt ſich 
daher auch als notwendig, hier an dieſer Schleuſe mög— 
lichſt bald eine zweite Schleuſe in größeren Dimenſionen 
herzuſtellen. an noch höherem Maße liegt das Be» 
dürhnig einer zweiten Schleufe bei der Schleuſe von 
Groß-Tränfe vor, indem dort feine Entlaftung durch eine 
frühere kleine Schleuſe eintritt, indem hier diefe Schleufe 
ganz allein bejteht und den ganzen Verkehr, aljo aud 
das — er der kleineren Fahrzeuge, mit beforgen 
muß. Ne möchte deshalb bie dringende Bitte richten, 
nicht wieder zu warten, bis die Zuftände ganz unerträg- 
li geworden find, fondern mö * bald daran 
x en, in Groß + ZTränte und Ki enwalde doppelte 
chleujen einzurichten. 
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Bizepräfident Dr hr ev. Heereman: Das Wort 


bat der Herr Regierungstommiffar. 


Gerhardt, Geh. Baurat, Regierungstommifjar: 
Der Herr Abgeordnete Gothein hat zunächſt beklagt, daß 
für die Schleufen bei Fürftenberg eine Bauzeit von 
5 Jahren in Ausficht genommen ift. ch darf namens 
ber Königlichen Staatsregierung die Erklärung abgeben, 
daß jie in ägung nehmen wird, ob fich eine kürzere 
Bauzeit wird durchführen laflen. 

Er hat weiter beklagt, daß in ben Etat nicht die 
Koften eingeftellt find Fir die zweiten Schleujen bei 
Groß-Tränfe und Fürftenwalde. Es find dies die beiden 
Stellen in der Spree - Oder-Wafferftraße, die nad) dem 
Bau der Fürſtenberger leufen noch nicht mit zweiten 

rößeren Schleuſen befegt jein werben. Aber die König- 
ihe Staatsregierung hält die Anlage dieſer beiden 
Scleufen nicht für fo dringend wie den Bau ber 
Schleuſen bei —— ei Groß⸗Tränke deshalb 
nicht, weil ier die üggelfpree abzmweigt, und nad) 
den Wafferver ältniffen der Spree jehr häufig Zeiten ein» 
treten, in denen die Schleufe ganz offen fteht, aljo gur 
nicht gebraucht wird. Und bei ‚istenmlbe iſt, wie der 
Herr Abgeordnete Gothein zutreffend ausgeführt bat, eine 
zweite Schleuje ſchon vorhanden, allerdings von Fleinerem 
Umfange. Diefe Schleuje iſ aber — hier darf ich einen 
Irrtum des Herrn Abgeordneten Gothein berichtigen — 
nach Finowmaß gebaut und für Finowkähne brauchbar. 
Sie trägt daher immerhin bis zu einem gewiſſen Grade 
ur Entlaſtung der größeren Schleuſe bei. Sollte ber 

erkehr auf dem Dder-Spree-Stanal weiter jo zunehmen 
wie biäher, jo wird die Königliche Staatsregierung in bie 
Lage kommen, an das Hohe Haus mit der Bitte heran- 
utreten, ihr die für den Bau der zweiten leufen bei 

— und Fürſtenwalde erforderlichen Mittel zur 
Verfügung zu ſtellen. 


Vizepräſident Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünjcht; die Beiprechung über Tit. 16 
ift geichloffen. Ein Widerfpruch ift nicht erhoben; ich 
ftelle feit, daß er bewilligt ift. 

Ich eröffne die Beiprechung ber Tit. 17, — 18, — 
9, —»n,—- 21, — 3 — 8 — 24 — mb. — 
Die Beſprechun ‘ geichloffen, da das Wort nicht ger 
wünſcht wird; id elle feit, daß diefe Titel vom Haufe 
bewilligt find. 

Ich eröffne bie ——— über Tit. 26 und die 
hierzu gehörige Petition von W. Kreitling und Gen. 
nn) in Fürſtenberg an der Oder u. a. — 
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um Errichtung von Winterhäfen in ber oberen 
Oder zwilchen der Neißemündung und Kofel. 
Das Wort hat der Abgeordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, e8 handelt 
fih bier um den Sofeler Dderhafen und feine Erwei— 
terung. Sch möchte dazu bezüglich der bisherigen Er- 
weiterung, die früher gemacht worden ift, eine Beidhwerbe 
porbringen. 

Es hat ſich die Fertigftellung diefer Hafenerweiterung 
anz außerordentlich verzögert, und zwar, wie ich gehört 
4 wejentlih dadurd, daß man nicht den geeignetiten 
Unternehmer herangezogen bat; er hat mit der Aus- 
führung der Arbeiten % lange gezögert, bis ſchließlich 
außerordentlih ungünftige Witterungsverhältnifje ein- 
—— find und dann durch Hochwaſſer die ausgeführten 

beiten wiederholt ſchwer bejchädigt worden find, Es 
ift infolgedefien auch in diefem Sommer kaum zu er- 
warten, daß diejes zweite Hafenbeden dem Berfehr voll 
übergeben werden wird. — 
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[Stat der Bauverwaltung] 
IGothein, Abgeordneter] 

Ih möchte die dringende Bitte an die Königliche 
Staatsregierung richten, doch gerade bei derartigen Wafler- 
bauten, wo es —* darum handelt, daß dieſelben fo ſach— 
gemäß und raſch ausgeführt werben wie nur möglich, wo 
man es mit undvorgejehenen Zufällen zu tun hat, in ber 
Auswahl ber Unternehmer möglichft vorfichtig zu fein, 
damit nicht derartige unliebfame Verzögerungen eintreten, 
die fchließlich 2 azu führen müflen, daß der Staats- 
regierung ie often entftehen, was fich hier faum wird 





vermeiden laflen. 

Bei ben Hochwaſſerunfällen, die dort eingetreten find, 
haben fich, wie mir berichtet worden ift, bei der getrennten 
Verwaltung des Hafens einerjeits wiſchen der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, die den Betrieb für die Gleiſe ufw hat, und 
ber eigentlihen Bauverwaltung, welche die Ausführun 
der anderen Arbeiten hat, Difonangen ergeben. Es if 
für notwendig erachtet worden jeitens ber Bauverwaltung, 
gewiffe Eifenbahndämme zu durchſtechen. Wäre das recht- 
jeitig geichehen, fo wäre e8 wahrjcheinlich möglich gewejen, 

ie ganze Fortſchwemmung des Schukdammes für das 
zweite Hafenbeden zu vermeiden. Es ſoll aber, wie mir 
berichtet worden ift, von der Wajfjerbauverwaltung dieſe 
Ordre gegeben fein, von der Eifenbahnverwaltung aber 
Gegenordre, ſodaß darüber die unliebfamften Verzögerungen 
entitanden find, die jchließlich diefe Kataftrophe mit ge- 
zeitigt haben. Es foll jo zugegangen fein, wie beim Ma— 
növer mit „rin in Die Sartofe n und raus aus ben Kar— 
toffeln”, Ren glaube, es ift im Gejamtinterefje notwendig, 
hier eine einheitliche Leitung und eine einbeitliche Ent · 
ſcheidung für ſolche Fälle zu treffen, und dieſe einheitliche 
Entſcheidung ausſchließlich in die Hände der Bauverwal⸗ 
tung zu legen, damit man in Zukunft — denn die 
Wiederkehr — Hochwaſſer iſt doch leider nicht aus— 
geſchloſſen — nicht wieder derartige Erfahrungen macht. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Geereman: Der Herr 
Negierungstommiflar hat das Wort. 


Keller I, Geh. Oberbaurat, Regierungstommiffar: 
Meine Herren, zu den Beſchwerden, die der Herr Ab- 
eorbnete Gothein vorgebracht hat, möchte ich mir zunächft 
bin erlauben, daß die Königliche Staatsregierung 
es allerdings für eine wichtige Aufgabe anfieht, die Staats- 
bauten mit möglichfter Sparjamfeit gut auszuführen. Es 
waren die Arbeiten an zwei Venternehnter vergeben, welche 
diefe in beiter Weife in Angriff genommen und gefördert 
hatten, als ganz unerwartet im vorigen Tat zwei Hoch⸗ 
wafler hintereinander eintraten, die jo hoch waren, daß 
fie den Trennungsdamm, der das zweite Hafenbeden ab- 
ſchloß, überſchwemmten. Dadurch find die Arbeiten zur 
Ausihahtung des zweiten Hafenbeckens unterbrochen 
worden. Es war deshalb notiwendig, den Unternehmern 
eine entjprechende Berlängerungäfrift für die Vollendung 
der Arbeiten zu gewähren, weil dies doch eine ganz un— 
vorhergejehene Störung war. 

Außerdem ift die Vollendung der Arbeiten dadurch 
verzögert worden, daß ſich im vorigen Herbft Gelegenheit 
bot, längs der Hafenftraße einen Streifen Landes zu er 
werben, wodurd eine große Zahl von Umfchlageitellen 
neu eingerichtet werden Eonnten. Da diefelben Unter- 
nehmer 1 bereit erflärten, diefe Arbeiten auch mitaus- 
—— ſo wurde ihnen hierfür eine weitere Ver— 
ängerung des Vollendungstermins bewilligt. 

Übrigens iſt ein Zwieſpalt zwiſchen der Eifenbahn» 
verwaltung und Wafjerbauverwaltung bei Ausführung 
diejer Arbeiten, foweit hier bekannt geworden ift, niemals 
eingetreten und Eonnte deshalb nicht eintreten, weil die 
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Herftellung des Hafenbedens von jeiten der Wafferbau- 
verwaltung ganz allein ausgeführt wird und auch diefes 
ganze Gelände nicht an die Eijenbahnverwaltung über- 
eben ift. Der Eifenbahnverwaltung ift bloß ein Teil 
es Dafengebiets übergeben worden, der für den Eifen- 
bahnbetrieb notwendig ift, einjchließlich der Kipper. Alles 
übrige Gelände gehört zum Reſſort der Waflerbauver- 
rege fo ift namentlich das ganze zweite Hafenbeden 
beim Reſſort der Wafjerbauverwaltung geblieben. 


Bizepräfident Dr Fıhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Berichterftatter, 


Brütt, Berichterftatter: Es liegt zu dieſem Titel 
eine Petition vor von der Schifferinnung in Fürſtenberg, 
unterjchrieben von W. Sreitling und &eno en, dahin⸗ 
gehend, das Haus der Abgeordneten wolle beichließen und 
veranlaffen, daß im Gebiete der oberen Oder zwiſchen 
der Neißemündung und Koſel Winterhäfen angelegt 
werben, damit die Säiffer ſich bei plöglichem Wetterum⸗ 
ſchwung dahin flüchten und ihr Eigentum in Sicherheit 
bringen fünnen. 

Die Budgettommiffion fchlägt dem Hohen Haufe vor, 
diefe Petition durch die Beichlüffe zu Tit. 26 für erledigt 
anzufeben. 


BVizepräfident Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, ih bin 
Tea nie, auch dafür, daß die Bauperwaltung 
ſparſam bei ihren Bauten vorgeht; aber ich halte es 
unter Umftänden für das fparfamfte Vorgehen, daß man 
nicht immer den billigjten Unternehmer bevorzugt, jondern 
% den Unternehmer auf feine Leiftungsfähigkeit hin an- 
ieht. Da bin ih nun der Meinung, daß in folden 
Fällen es zwedmäßig ift, nur ganz leiftungsfähige Firmen 
een in engerer Subiniffion. bin nun ein- 
mal der Meinung, daß diefer Unternehmer nicht fo 
leiftungsfähig gewejen ift, und alle diejenigen, die Ger 
legenheit — haben, die Bauausführungen und Ar- 
beiten dieſes Unternehmers öfters an Ort und Stelle zu 
ſehen — ich komme mandmal aucd in diefe Gegend —, 
werden, glaube ich, auch die Überzeugung gehabt haben 
und haben müſſen, daß dieſer Unternehmer nicht b 
leiftungsfähig geweſen ift, und, foviel mir befannt ift, 
droht auch en ein Prozeß zwiſchen dem Unternehmer 
und der Bauverwaltung wegen diefer Arbeiten, bie er 
übernommen bat, und Der Shhäden, die er durch das 
Hochwaſſer erlitten bat, fobaß eventuell hinterher ber 
binfende Bote noch nachkommen könnte, Das der Bau- 
verwaltung im Minifterium von einer Diffonanz zwiſchen 
den beteiligten Behörden bezw. Beamten bei dielem Hoch⸗ 
waſſer nichts bekannt iſt, finde ich begreift; aber viel- 
leicht nimmt ber Herr Kegierungstommiffar och Gelegen- 
heit, ſich darüber näher zu erkundigen; und wenn er 
dann eventuell erfährt, da tatfächlie ſolche Mißftände 
vorhanden gemwefen find, jo wird er für die Zukunft wohl 
Vorſorge treffen, daß fie nicht wieder eintreten. 


BVizepräfident Dr Frhr u, Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünfcht; ich fchließe die Beiprechung. 
Widerſpruch ift nicht erhoben; Tit. 26 ift bewilligt und 
gemäß dem Antrage der Budgetlommiffton auf Drudjace 

r 69 zu 3 b die Petition II 179 für erledigt erklärt. 

Ich eröffne die Beiprehung des Tit. 27,— 28,— 
29,—- ichließe diejelbe. Ein Widerſpruch wird nicht er- 
hoben; die Titel find vom Hauje bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 30. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr Lot. 
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[Stat der Bauverwaltung] 


Dr Lotz, Abgeordneter: Meine Herren, die Be- 
Ihaffung eines neuen Dampfbaggers für die Waflerbau- 
infpeftion Leer entjpricht einem dringenden Bedürfnis, wie 
es ja auch in ber Erläuterung zum Etat überzeugend 
dargetan ift. Ich begrüße es, daß der neue DampfBonser 
eine ausreichende Baggertiefe haben und auch im übrigen 
leiftungsfähig genug geftaltet werden foll. Dadurch wird 
die Bauverwaltung in die Lage verjegt werden, das Fahr- 
wafjer der Ems vom Einftub in den Dollart bis Papen- 
burg hinauf in einer Weije zu pflegen, wie e8 den Wünfchen 
= Beteiligten und den heutigen Verkehrsbedürfniſſen 
entipricht. 








habe darüber, was an Ort und Stelle uns 
als Real für bie Fahriwaffertiefe vorſchwebt und vor- 
ſchweben muß, im «vorigen Jahr in der Sitzung vom 
14, Februar eingehend geſprochen und erlaube mir, dar» 
auf zu verweifen. y erjelben er hat fich in den 
legten Tagen der Deutjche Nautif Bereinstag aus⸗ 
geſprochen. Wenn der neue Bagger erſt in Tätigkeit iſt, 
wird es, wie geſagt, der Bauverwaltung möglich ſein, die 
Fahrtiefe nicht nur jederzeit offen zu halten, wie fie heute 
bereit# befteht, ſondern fie allmählich eingermaßen zu ver: 
tiefen. Damit wird fie aber der Pflege der mittleren 
Häfen an der Ems dienen, für die Boch ber Herr Ab» 
eyes v. Hagen ein warmes Wort gefprochen bat. 
Ind dieſe Häfen: Leer, Weener und Papenburg bedürfen 
folder Pflege umfomehr, als fie es ſehr jchwer haben, 
in Wettbewerb zu treten mit Hamburg und Bremen, 
gan befonders aber mit den holländifchen Häfen. Dieſer 

ettbewerb ift für fie aber ganz beſonders dadurch er- 
ſchwert, daß außerordentlih ungünftige Eifenbahntarife 
—— für Diejenigen Produkte beſtehen, auf deren Erport 
tiefe Häfen angewiefen find. Wenn ich auch hoffe, da 
bie Eifenbahnverwaltung in bdiefer Beziehung demnäd 
Abhilfe Schaffen wird, fo ift e8 aus dem genannten Grunde 
um fo dringender notwendig, die er rg 
fo günftig zu geftalten, wie es möglich ift. it der 
— des — rwaſſers der Ems hat ja die Königliche 

taatsregierung einen Anfang gemacht durch die An- 
forderung, die in Tit. 48 an uns geftellt wird. Ich halte 
die weitere allmähliche Vertiefung der Ems ftromauf- 
wärts übrigens ſchon aus rein technifchen Gründen für 
eg —— Folge der Vertiefung des Fahrwaſſers 
e en. 


epräſident Dr Frhr v, Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünfcht; ich fchlieke die Beiprechung. 
Ein Widerſpruch ift nicht erhoben. Tit. 30 ift vom 
Haufe bewilligt. 

Ri eröffne die Befprechung über Tit. 31, — 32. — 
Ein Widerfpruch wird nicht erhoben; die Titel find vom 
Haufe bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 33. Das 
Wort hat der Abgeordnete v. Riepenhaufen. 


v. Niepenhanfen, Abgeordneter: Meine Herren 
wir finden bier für Seehäfen und Geejciffahrtsverbin. 
dungen 3 200 000 M — Ich freue mich über 
dieſe Ausgaben und habe nur eine Anfrage an die 
Königliche Staatsregierung au richten: ob in diefen Aus- 
aben eine foldhe enthalten ift, die der nordweſtlichen 
urhfahrt von Stralſund gemacht werben 
kann. — eigentlich an, daß die Beſchaffung eines 
tüchtigen Seeſchachtpumpenbaggers für den Regierungs- 
bezirk Stralfund, von dem die erfte Mate mit 250 000 M 
bier ausgeworfen ift, in erfter Linie dazu beftimmt ift, 
diefer alten — die als notwendig in weiteſten 
Kreiſen anerkannt iſt, zu dienen, die nordweſtliche Durch— 
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fahrt bei Stralfund a vertiefen. Die Hoffnungen, die 
Stralfund auf den Norboftfeefanal feiner Zeit jekte, 
ind vorzugsweife deshalb vereitelt und haben fi in 
einem Buntte realifiert, weil die Fahrrinne nicht tief 
genug war. ch weiß, daß von feiten der Staats— 
regierung ſeit einer Weihe von Jahren wohlwollend 
rüfend man biejer frage —— hat. Ich 
abe ſelbſt Gelegenheit gehn t, dieſelben Hier anzuregen 
und eine Reife mit den betreffenden Herren Regierungs- 
tommifjaren zu machen, in der vor einigen Jahren ge 
prüft werden jollte, wie weit man die Fahrrinne 
vertiefen könnte, und wie weit man ber alten Handels— 


ftabt mit der großen Bergangenheit aus der Hanfa- 
zeit in dieſem Punkte in der Neuzeit gerecht werben 
önnte. Meine Anfrage richtet fi deshalb an bie 


Staatsregierung, ob dieſer Bagger in erfter Linie der 
Bertiefung der erwähnten Fahrrinne dienen fol. Es 
muß fchnell vorgegangen fein; denn es ift naturgemäß, 
daß, wenn nod) 8 viel Initiativluſt und Tatkraft in 
einer faufmännijchen Bevölkerung drin ftedt, wenn noch 
fo fehr in früheren Yahrhunderten nah dem Grundfat 
gehandelt worden ift: navigare necesse est, vivere non 
est necesse, — im Laufe der Generationen geben die 
Betreffenden trotz intenfiver Heimatsliebe aus der Stadt 
weg und juchen, jei es in Hamburg oder in anderen 

Beren Geejtäbten, diejenigen Gelegenheiten, die dem 

andels- und Kaufmannsbetriebe in der alten Seeſtadt 
nicht in der günftigen Weife geboten mehr werden, wie 
es in früheren Sabren der Fall war. 

Ich ſchließe alfo mit der Bitte, daß mir möglichft 
beute eine bezügliche Erklärung ſeitens der Staatäregie- 
rung wird. 

(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr Frhr 9. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Regierungskommiſſar. 


Germelmann, Geh. Baurat, Regierungstommiffar: 
Die Mutmafungen des Herrn dv, Priepenbaufen find zu. 
treffend. Der Bier in Frage ftehende Bagger joll in 
erfter Linie für die nordweftlihen Fahrſtraßen Stralfunds 
dienen; er hat die Mufgabe, die Unterhaltungsarbeiten in 
diefem Bezirk auszuführen und es zu ermöglichen, daß 
die Sauptrahrftrafe nad) Straljund eine Tiefe von etiwa 
4m befommt. Zur befjeren Ausgeftaltung diefer Fahr— 
ftraße ift ein Brojekt aufgeftelt, und e8 find bereits Ver- 
handlungen mit den Städten Stralfund, Barth, und ben 
übrigen wegen Sahlung von — —— eingeleitet worden. 
Es ift zu hoffen, daß dieſe Verhandlungen dazu führen 
werden, daß ſchon in Bälde ber gr fe biefes 
Projektes nähergetreten werben kann. Da die Fertig. 
ftellung diefes Baggers erft in einem Jahre zu ermög- 
lichen ift, fo ift anzunehmen, daß die Feftftellung des 
Projektes für die Verbefferung der Wafferftraße und die 
Bertigftellung des Baggers pe —— 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Metger (Flensburg). 


Metger (Flensburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
im vorigen 5— haben zahlreiche Fiſcher von der Inſel 
Alſen eine Petition an das Hohe Haus gerichtet, in der 
ſie den Wunſch ausſprachen, es möchte in Mummark ein 
Schutzhafen exrichtet werden. Sie konnten mit Recht 
— hinweiſen, daß der Mangel einer ſolchen Anlage 
die Fiſcher ſchweren Gefahren ausſetze und auch das 
ze pe auf der Inſel fchädige. Es laſſen fich 
eben viele abhalten, fi) dem Fiſchfang zu widmen, weil 
Re bei den ſchweren Ditftürmen feinen 2, haben, in 
em fie mit ihren Schiffen Schug ſuchen können. Es 
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[Metger (Flensburg), Abgeordneter] _ 
wurde die Petition der Agrarkommiffion übergeben, unb 
diefe konnte ja dem Gewicht der angegebenen Gründe 
nicht verfchliegen. Sie trat umfomehr für die Petenten 
ein, al® auf der gegenüberliegenden Küſte Dänemarks 
außerordentlich gute Hafenanlagen fich befinden, und als 
ed doc nicht mwünfchenswert iſt — wie die Kommiſſion 
ſich ausdrüdt, — daß das, was Dänemark feinen Unter 
tanen bietet, in Preußen als die Staatsfräfte überfteigend 
abgewiejen werbe. 

Die Kommiffion bat beantragt, die Petition der 
Megierung zur Erwägung zu überweijen, und das Haus 
hat —— —— Schon bei den Verhandlungen 
in der Kommiſſion hat die Königliche Staatsregierung 
anerkannt, daß die tatſächlichen Verhältniſſe richtig dar- 
geftellt worden jeien, und infolge des Beichluffes des 
Hohen Haufes hat fie dann Kommiffare nah Mummart 
geihidt, um an Ort und Gtelle die BVerhältniffe zu 
unterfuchen. Ich möchte nun darum bitten, mir anzu— 
geben, welches das Ergebnis der Unterjuchung * 





iſt, und ob anzunehmen iſt, daß in abſehbarer Zeit in 
Mummark ein Fiſchereihafen angelegt werde. kann 
meinerſeits hinzufügen, daß ich dieſe Anlage für eine 
außerordentlich wichtige halte, weil ſie nicht bloß den 
Fiſchern zu gute kommt, ſondern auch dem geſamten 
Verkehr in der dortigen Gegend einen erneuten Aufſchwung 
zu geben im ftande ift. 


Bizepräfident Dr yrhr v. Heereman: Das Wort 
hat der Herr Regierungstommiffar. 


Juſt, Geh. Oberregierungsrat, Regierungstommiffar: 
Die kommiſſariſchen Beratungen, bie jeitens des Herrn Bor- 
redners erwähnt find, und die im vorigen Sommer in 
Mummark gepflogen worden find, hatten einen doppelten 
Gegenſtand. Es galt einmal feftzuftellen, welches Be- 
bürtmis für die Safenanlage etwa vorhanden wäre. 
Dies wurde feftgeftellt durch Beipredung mit den Fiſchern 
und Sciffern, die dort ihr Gewerbe ausüben. Zweitens 
galt es, die Unterlagen der Finanzierung des Unter: 
nehmens im allgemeinen zu erörtern. Auf Grund des 
Ergebnifjes der Verhandlungen ift der Megierungs- 
präfident beauftragt worden, einen allgemeinen Entwurf 
auszuarbeiten, der bisher noch nicht vorliegt, und außer 
dem jchweben ſeitdem die Erörterungen und Berhand- 
lungen mit den Beteiligten über die finanzierung. 
Welches Refultat fie gehabt haben, ift uns nur Filteile 
befannt., Es wird von dem Ergebnis wejentlich die 
Chance der Ausführung des Hafens abhängig fein. Das 
ift alles, was id; vorläufig über die Sache mitteilen 
fann. Danach kann ich eine beftimmte Perſpektive vor- 
läufig noch nicht eröffnen. 


Bizepräfident Dr Frhr v, Heereman: Das Wort 
hat der Abgeordnete Bachmann. 


Bachmann, Abgeordneter: Auch ich möchte eine 
Anfrage an die Regierung richten. Als ich im vorigen 
Jahre die Berbefferung des Fahrwaſſers zwiichen Hoyer- 
Scleuje und der Inſel Sylt anregte, wurde mir von 
dem Herrn Minifter auf meine Bitten die Zufage erteilt, 
daß er einen Kommilfar an Ort und Stelle entjenden 
werde, um die in Betracht kommenden Berhältnifie zu 
unterfuchen. Das ift, wie ich erfahren habe, im Juni 
vorigen Jahres geichehen, und ich ſpreche der Staats- 
regierung meinen Dank dafür aus. Ach kann nun an« 
nehmen, daß die zunächft Beteiligten von dem Ergebnis 
diejer Unterfuhung und von den Maßnahmen, zu denen 
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dies Ergebnis ir bat, Kenntnis erhalten haben. 
Ich glaube aber, daß auch weitere Kreife, namentlich in 
meiner engeren Heimat, ein Intereſſe daran haben, zu 
erfahren, ob nad dem Reſultate der —— an 
Ort und Stelle der Zweck derjelben, die Verbefjerung 
des Fahrwaſſers zwijchen der Hoyer Schleufe und Sylt 
vorausfichtlich erreicht werben wird, und in welcher Lage 
fih die Sade jet befindet. ch bitte die Staatä- 
regierung, mir hierüber eine Auskunft zu geben. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Dad Wort 
hat der Herr Regierungstommifjar. 


Juft, Seh. Oberregierungsrat, Regierungstommiffar: 
Auf Grund der Verhandlungen im Juni v. Is. ift der 
Herr Regierungspräfident in Ehleswin beauftragt worben, 
einen Entourt aufzuftellen.. Der’ Entwurf ift ganz 
neuerdings eingegangen und unterliegt zur Zeit der 
technifchen Prüfung. Bon dem Ergebnis diefer Prüfung 
und fernerhin von der weiteren frage der finanzierung 
bes Unternehmens, wobei auch gewiſſe deren sehn 
beteiligungen in Frage fommen, wird es abhängen, ob 
der Entwurf zur Ausführung gelangen wird, Yedenfalls 
fann ich nur — daß er was den Koſtenpunkt anlangt 
— im Unterſchied zu den früheren Entwürfen, die ſich 
auf Millionen beliefen, ſich in Grenzen hält, die die 
Ausführbarkeit nicht von vornherein als ausgeſchloſſen 
erſcheinen laſſen. 


Bizepräſident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
ift nicht weiter gewünjcht; ich ſchließe die Beſprechung. 
Ein Widerſpruch ift nicht erhoben; Tit. 33 ijt be— 


willigt. 
Rn eröffne die Beiprehung des Tit. 34. Der Ab- 
geordnete Jürgenſen hat das Wort. 


Zürgenjen, Abgeordneter: Meine Herren, bier ift 
zum Schnge der Hallig Langeneß-Nordmarſch ein Reft 
von 240 000 A in den Etat eingeftellt worden, Mit 
diefer Summe wird allerdings eine jehr wichtige Arbeit 
vollendet werben. Es wird ein über zwei Meilen langer 
Damm, beginnend mit dem Damm vom Feſtland nad 
der Hallig Dland, fortgelegt mit diefer Hallig und dem 
Damm von Dland nad) Langeneß-Nordmarſch und ab» 
ſchließend mit der geficherten ar Langeneß-Nordmarid, 
hiermit vollendet. Ich muß aber bedauern, daß bie 
—— Staatsregierung keine weiteren Mittel für 
fernere Arbeiten zur Cube der Halligen und zur 
Landgewinnung in den Etat eingeftellt hat. Denn die 
jegige Arbeit kann doch nur den Anfang und einen Zeil 
der notwendigen Arbeiten bilden. 

Um Land im Wattengebiete zu gewinnen, ift bie 
Sicherung der anderen Halligen und die Ausführung von 
weiten Bine ebenfo notwendig. Das Wattengebiet 
muß in Eleinere, ſchmälere Parzellen eingeteilt und dadurch 
die Seitenbewegung bes Flutwaſſers verhindert werden. 
Dann wird das Flutwaffer direft auflaufen, zum GStill- 
ftand kommen und die Gentftoffe abfegen und dann wieder 
ablaufen. Je zahlreicher die Dämme find und je jchmäler 
die gemachten Parzellen werden, deſto ficherer und erfolg. 
reicher ift die Arbeit und daher deſto lohnenber. 

Namentlih aud made ich die Königliche Staatd- 
regierung, wie ich wiederholt getan habe, auf die re 
der vorgefhobenen Hallig Hooge aufmerkjam. Dieje i 

anz bejonders dem Abbruch ausgejegt und im höchſten 
vade gefährdet. Sie ift aber ein ſehr wichtiger Punkt 
ur Sicherung des dahinter liegenden Gebiets und als 
tützpunkt für fpätere Arbeiten für die Landgewinnung. 
Daher ift die Sicherung diefer Halligen abſolut not- 
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wendig. Ich möchte doch die Königliche Staatsregierung 

bitten, baldigft für ben genügenden Sauß, der Hallig 

Dooge zu forgen und ichleumigft weitere Arbeiten im 
attengebiete vorzunehmen. 


(Bravo!) 


BVizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Regierungstommiljar. 


Juft, Geh. Oberregierungsrat, Regierungstommifjar: 

möchte mir geftatten, dem Herrn Abgeordneten zu 
erwidern, daß die Königliche Staatsregierung an dem 
Plane feithält, almäglic und nadı Maßgabe der Finanz. 
lage mit der Sicherung der Halligen fortzufahren und 
allmählih das dazwiſchen liegende Wattengebiet dem 
—— abzugewinnen und in —— Marſch zu ver- 
wandeln. 





(Bravo) 


Im Rahmen diefer allgemeinen Abficht find Erwägungen 
gepflogen worden über das eine und das anbere wi 
die aber leider nicht jo weit vorgeichritten find, daß in 
unmittelbarem he ya an die Sicherung der Hallig 
Langeneß⸗ Nordmarſch mit ihrer Ausführung hätte begonnen 
werden können. Das gilt insbefondere auch von ber 
Dallig Dooge. Auch hier teilt die Bauperwaltung mit 
dem VBorredner den Wunſch, dieje ſchöne Hallig gefichert 
u fehen, aber die Schwierigkeiten, die gerade bei ihr ent- 
he en, jind nad) verichiebenen Hi re fo erhebliche, 
daß man bisher nicht zum Abſchluß eines Entwurfs hat 
elangen können, und daß zur Zeit fich nicht überjehen 
äßt, ob e8 gelingen wird, dem Schuß dieſer Hallig in 
abjehbarer Zeit näherzutreten. 
(Bravo!) 


BVizepräfident Dr Fıhr v. Heeremanı: Das Wort 
ift nicht weiter gewünjcht; ich fchließe die Beiprechung. 
Ein Widerſpruch gegen den Tit. 34 ift nicht erhoben; er 
ift bewilligt. 

Ich eröffne die Beiprehung über Tit. 35, — 36, — 
37, — 38 — und 39. — Das Wort wird nicht gewünscht; 
ich ſchließe die Beiprehung. Widerfpruch ift nicht ers 
hoben; die Titel find bewilligt. 

Sch eröffne die Beiprehung über Tit. 40 und die 
hierzu gehörigen Petitionen des Baier Zachow und Ge- 
nofjen in Eranz in Oftpreußen u. a. DO. — II 241 —, 
des Majoratsbefigers Grafen Bülow dv. Dennewig und 
Benofjen in Grünhoff in Oftpreußen u. a. O. — 11289 —, 
des praftifchen it Dr Stern und Genoffen in Königs- 
berg i. Br. u. a. DO. — II 366 — 

um Derftellung des neuen FFiichereihafens an der 
famländifchen Küfte nicht bei Neukuhren, fondern 
bei Eranz, Altniden ober Garbjeiden. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Im vergangenen Jahre 
wurde bier beichlofjen, einen Fiſchereihaſen an der ſam— 
ländifhen Küſte bei Alknicken herzuftellen, und wurbe 
dafür eine erfte Rate bewilligt. ie Gejamtfoften be— 
trugen 650000 M Tin dem diesjährigen Etat ift nun 
vorgeſehen, biefen Friichereihafen an der famländifchen 
Seüfte nicht bei Alknicken, ſondern zirta 7 km entfernt 
bei Neukuhren herzuftellen. Gegen diefe Abficht ber König- 
lichen Staatsregierung liegen drei Petitionen vor, um 
äwar von dem Siicher Zachow und Genofjen in Eranz, 
von dem Majoratsbefiter Grafen Bülow dv. Dennerwit 
auf Grünhoff und Genofjen umd drittens von dem praf- 


tifhen Arzt Dr Stern und Genofjen in Königsberg 
i. Br. Diefe Petitionen find in der Budgetlommiffion 
einer eingehenden Erörterung unterzogen worden, und 
zwar mit dem Reſultat, daß abjeiten der technifchen Ver- 
treter der Königlichen Staatsregierung als ganz beftimmt 
in Ausficht geftell wurde, daß, wenn man darauf be- 
ftände, den vo bei Alknicken zu belafjen und nicht zu 
verlegen, jehr bedenkliche Verfandungen eintreten würden. 
Durd die ausführlichen — des Herrn Kom— 
miſſars in der Kommiſſion iſt dieſelbe zu der Überzeugung 
gefommen, daß das Borgehen der Königlichen Staats- 
regierung in diefem alle durchaus Fa und fachgemäß 
fei, und aus diefem Grunde — die Budgetkommiſſion 
dem Hohen Haufe, über die drei Petitionen zur Tages- 
ordnung überzugehen. Sie würden ja von felbft erledigt 
fein, wenn dieſer Titel, ſowie er im Etatsentiwurfe jteht, 
angenonmen würde. Ich habe fpeziell die Annahme diejes 
Tit. 40 dem Haufe zu empfehlen. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Ach ſchließe 
die Beiprehung, da das Wort nicht gewünſcht wird. Ein 
Widerſpru gegen Tit. 40 ift nicht erhoben; ich ftelle feft, 
daß er bewilligt ift und daß das Haus dem Antrage 
der Budgetfommiffion gemäß über die genannien Peti— 
tionen zur Tagesordnung übergegangen ift. 

Ich eröffne die Beipredung über Tit. 41, — 42, — 

Bu 1 — #8, - ’ u 49, — 50, 
— 51, — 52; — ſchließe die Beiprehung, da das Wort 
en: verlangt if. Die verlefenen Titel find be» 
willigt. 

Br eröffne die Beſprechung über Tit. 53. Das 
Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Brütt, Berichterftatter: Meine Herren, in Tit. 53 
find je Übertragung ftaatsjeitig zu unterhaltender Wege, 
Brüden und Fähren auf kommunale Verbände 2 Millionen 


Bei Beiprehung diefes Titel in der Kommiſſion ift 
feitens der Königlichen Staatsregierung des näheren mit- 
eteilt worden, wie es mit dem Sortgange diefer Ver⸗ 
ndlungen und Berträge ftehe. Das Nefultat ift dieſes. 
über die bisher bemwilligten rund 30%, Millionen 
Mark ift vollftändig rg Hiervon find entfallen je 
rund 13%, Millionen Mark auf Oftpreußen und 
Bofen, rund 11, Millionen Mark auf Pommern, 
rund %, Millionen Markt auf Weftpreußen, rund 
%, Millionen Mart auf Hannover, je rumd 
1/, Million Mark auf Brandenburg und Sdleswig- 
——— ‚ der Reſt in kleineren Beträgen auf Schleſien, 
achſen, ——————— und Weſtfalen. 

Die Ü agung der fisfalifhen Landftraßen auf die 
Kommunalverbände ift in Weftpreußen beendet; in 
Dftpreußen find für die bisher anerfannten Landftraßen 
durchweg Angebote gemacht und mit geringen Ausnahmen 
auch fchon angenommen. Bezüglid, einzelner Straßen ift 
noch die Landitraßeneigenfchaft ftreitig und bei einem dem 

stus ungünstigen Ausfall der A eine nachträgliche 

blöfung erforderlih. Die Landftraßenablöfung in der 
Provinz Poſen ift im Megierungsbezirt Bromberg bis 
auf einen Kreis erledigt, welcher das fisfalifhe Angebot 
no nit angenommen bat. Im Megierungsbezirf 
Bojen find >= fieben Kreifen Angebote zu Bei. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Der Ab- 
geordnete Frhr v. Plettenberg hat das Wort. 


Schr ». Plettenberg : Mehrum, Abgeoröneter: 
Meine Herren, der Rhein vermittelt einen gewaltigen, 
immer wachjenden Verkehr vom Fels zum Meer, bildet 
aber andererſeits noch immer ein erhebliches Berkehrs- 
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IFrhr v. Plettenberg Mehrum, Abgeordneter] 
— zwiſchen feinen beiden Ufern. Zwar find ver— 
chiebene Eifenbahnbrüden über ihn geipannt; dieje ver- 
mitteln aber mehr den Fernverkehr. Für den Verkehr 
geiichen den Ufern ift in einer durchaus ungenügenden 

eife gejorgt, foweit nicht Brüden für den — 
und Fuhrwerksverkehr vorhanden ſind. Früher ging es 
ja, den Verkehr durch Schiffsbrücken oder durch Ponten 
zu bewirken; aber gerade in dem Maße, wie der Verkehr 
auf dem Strome ſelbſt wächſt, ergeben ſich auch da 
immer mehr Mißſtände. Ich habe zunächſt in erſter 
—* die beiden Übergänge bei Ruhrort und Weſel 
im Auge. 

In Ruhrort wird der Verkehr noch jetzt -_ eine 
Ponte vermittelt. Bei Nebel und unſichtigem Wetter, 
fowie bei der Krümmung, die der Rhein dort macht, 
liegt die Gefahr von Kolliffionen zwiſchen dem tal- und berg- 
wärts und dem quer über den Rhein gehenden Verkehr 
immer nahe. Der Verkehr von Ufer zu Ufer wird 
dadurch oft ſogar volljtändig gehemmt, der Verkehr in 
der Richtung des Stromes et behindert. 

Ahnlich verhält es fich bei Weſel; dort befindet IR 
eine Schiffsbrüde, die für jedes durchpaffierende Schi 
ausgefahren werben muß. Trotzdem das jett mit Dampf» 
kraft geichieht, erfordert das Einfahren und Ausfahren 
boh immer eine geraume Zeit, und das Warten ift 
ebenjo läftig für die Schiffe wie für den Fußgänger- und 
Fuhrwerksverkehr. 

Meine Herren, in dieſen beiden Fällen liegen größere 
Städte, Ruhrort und Weſel, auf dem rechten Ufer. Die 
Landwirte vom linken Ufer ſuchen ihre Produkte dort 
abzuſetzen und die häufige Hinderung bes Verkehrs ift 
in fie dabei recht —5* und zeitraubend. Außerdem hat 
ih auch auf beiden Ufern entwickelt und wird ſich in 
vorausfichtlich kurzer Zeit noch weit mehr entwideln eine 
Induſtrie, für die ein glatter Verkehr über den Strom 
hinüber überhaupt eine Notwendigkeit ift, bejonders 
aber deswegen, weil viele Arbeiter von dem einen Ufer 
bei einem induftriellen Werfe auf dem anderen Ufer Arbeit 
finden, und eher 





Die Erleichterung dieſes Verkehrs ift von allen 
Seiten als ein Bedürfnis anerfannt und von allen Seiten 
wird auch Mbhülfe der jetigen Mißftände dringend 
gewünſcht. 

Der rheiniſche Provinziallandtag hat ſich mit der 
Frage beſchäftigt und das Bedüfnis ebenfalls anerkannt, 
aber wegen der augenblicklichen Finanzlage es Pi: jest 
noch nicht für angezeigt gehalten, mit Geldmitteln 
belfend einzutreten. Es iſt aber die Hoffnung ausge- 
Ipeoen worden, daß eine künftige günftigere Finanzlage 
eine ſolche Beihülfe ermöglichen wird. 

ch glaube, daß der Staat, und insbefondere der 
err Berfehräminifter, der gleichzeitig auch Bauminifter 
ift, hier ein ntereffe daran bat, wie den Verkehr 
zwifchen oben und unten, jo auch den von Ufer zu Ufer 
5 heben und zu fürdern. Ich möchte deshalb die König- 
ihe Staatsregierung bitten, ihrerjeit8 zur Erreichung 
dieſes gemeinnügigen Zieles mit größeren Subfidien mit« 
wirken zu wollen. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Herr Regierungstommilffar. 


Peters, Geh. Oberregierungsrat, Regierungstom- 
miffar: Der Herr Vorrebner hat die Verhältniffe, wie 
fie am Niederrhein bei Ruhrort und Wejel hinfichtlich 
des Verkehrs von einem Ufer zum andern liegen, durch. 
aus zutreffend gejchildert. Die Königliche Stantäregie- 
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rung bejchäftigt fich auch bereit$ mit der frage, wie den 
dort vorhandenen Übelftänden abgeholfen werben fann. 
Es ift richtig, daß ſowohl die Fähre bei Ruhrort als 
auch bie Schfsbrüde bei Wefel einerfeits den Schiffs— 
verkehr behindert, andererſeits ben Verkehr vom rechten 
auf das linke Ufer und umgekehrt in jehr unvollfom- 
mener Weije vermitteln. Es wird in Erwägung gezogen 
werben, was bort zur Verbeſſerung ber Verkehräöverhält- 
niffe von Staats wegen zu tun ift. 


Bizepr Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
bat der Abgeordnete Glatzel. 


Glatzel, Abgeorbneter: Meine Herren, die Gründe 
des geehrten Herrn Vorredners für eine Brüde kann ich, 
ſoweit fie allgemeiner Natur find, mir alle aneignen 

(ehr richtig!) 

und Ahnen daher eine Wiederholung erfparen. habe 
aber noch mehr und viel beffere Gründe für eine Grdde, 
die ich wünſche. Es handelt fich da allerdings um eine 
für unferen Diten und fpeziell für die Hauptſtadt 
Littauens, für Zilfit, fo außerordentlich wichtige An— 
elegenheit, daß ich feit überzeugt bin, daß Sie mir nad 
nhörung meiner Ausführungen alle —— werden, 
daß dieſe letzte Angelegenheit — an ® nglichkeit alle 
anderen — ich glaube, auch ber Herr Vorredner wird 
mir das zugeben — überragt. 

Wir haben jett über den Memelftrom nur eine 
Schiffsbrüde, die 1767 erbaut ift, die einzige Brüde, die 
den Berkehr über die Memel in jenem weiten Landſtriche 
Oftpreußens vermittelt. Eine andere fefte Brüde über 
die Memel für Wagen. und Fußgängerverkehr eriftiert 
dort nicht. Nun haben wir zwar in Tilfit eine eingleifige 
meer die aber lediglich dem Gifenbahnvertehr 
vorbehalten ift und hier nur aushülfsweife für den Winter 
in Betracht kommt. Es ift Ihnen allen bekannt, daß 
wir durch unfere glüdlichen klimatiſchen Berhältniffe in 
der Lage find, beinahe den größten Teil des Yahres 
Winter zu haben, es muß alfo die Schiffsbrüde während 
eines großen Teiles des Jahres abgeihwenft werden. Das 

eichieht meiftens jchon im Oktober. Aufgeftellt werden kann 

h erft vielfah Anfangs Mai. Während diefer Zeit fteht 
allerdings dem Berkehr die Eifenbahnbrüde zur Verfügung, 
aber in einer jehr bejchränkten Weile. Gegenwärtig 
haben wir für die Hauptverfehräzeit — ich rechne fie 
nur bis 4'/, Uhr nacdhmittagg, — nur 4 Stunden 
50 Minuten in verjchiedenen Sulihersäumen, die natür- 
lih ehr abgepaßt werden müſſen. Wir werben aber 
demnädft eine neue Bahn über die Eifenbahnbrüde 
führen müſſen, vorausfichtlih fchon im Herbſt diejes 
Jahres, und dann wird fich diefe Zeit auf 2 Stunden 
50 Minuten vermindern. Sie werden mir zugeben, 
meine Herren, daß das eine Zeit ift, mit der man für 
eine Stabt von 35000 Seelen, wozu nod ber ganze 
Landverkehr der Umgebung hinzufommt, nicht ausfommen 
kann. Bildet fi im Winter eine Eisdede, jo haben wir 
natürlich diefe zur Verfügung; aber ich kann nicht un- 
erwähnt laflen, daß das Feb fehr ſelten vorkommt. 

Ob die Winter auch bei uns milder geworden ſind 
oder woran es ſonſt liegt, — wir wiſſen es nicht. Wahr- 
ſcheinlich werden die Stromregulierungen, bie Entwal— 
dungen in Rußland und een ar —— mit dazu bei⸗ 
getragen haben, daß eine feſte Eisdede fich dort jet 
überhaupt nicht oder höchſt jelten bildet, ſodaß jchwere 
Laſten ei aturgemäß ift das Bedürfnis 
nach einer bejjeren Verbindung auch deshalb größer ge- 
worden, weil der Verkehr fie gefteigert hat, meil Die 
Stadt gewachſen ift. Tilſit ift eine außerordentlich auf- 
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ftrebende Stadt. Ich hoffe, daß Sie auch noch Freude 
an ihr haben werden, daß fie Ihnen auch einmal etwas 
abwerjen wird. j 

Aber man muß diefe Entwidlung unterflügen. Die 
fefte Brüde wird ein wejentliches Glied in der Entiwid- 
lung von Tilſit fein. Bedenken Sie, daß Tilfit im An- 
fang des vorigen Jahrhundert jene traurigen Zeiten 
es Niedergangs Preußens nur mit zirka 10000 Ein- 
wohnern durchgemacht hat. Wir find im Jahr 1895 auf 
über 28000 gefommen, 1900 fogar auf über 35 000, 
Sch hoffe, das wird jo weiter gehen. 

Damit Sie über den Umfang des Berfehrs, der 
dort zu bewältigen ift, auch einen Kleinen Überblid er— 
halten, darf ich anführen, daß eine Zählung am 3. Juli 
1897, und zwar zu einem Beitpunkt, wo der Verkehr 
keineswegs am ftärkiten ift, weil die Ernte bevorfteht und 
die Leute zu Haufe nötiger find, 2264 Wagen und 
226 Stüd lojed Vieh ergeben hat. Sie können ſich 
deufen, wie jchwer es ift, diefen Verkehr zeitweilig über 
die Gijenbahnbrüde zu führen, wo jchrittweile — 
werden muß. Es treten da die — —— und 
unerträglichſten Verhältniſſe ein. Jeder kommt ſchnell 
angefahren, ſucht natürlich noch die Dfunngsget zu ers 
reichen, erbißt fommen die Pferde an, die Brüde ift ge 
ſchloſſen, er muß ftundenlang warten; oft ftauen ſich da 
Fee. von Wagen 5 bis 6 km weit und können nicht 





erüber. Wird nun die Eifenbahnbrüde frei und geöffnet, 
o kommt der Fall nicht jelten vor, daß die legten Wagen 
nicht einmal in dieſer Öffnungszeit herüber können und 
wieder eine neue Öffnungszeit abwarten müffen. Kommen 
fie dann in die Stadt, dann ift der Markt vorbei, und 
fie können ihre Produkte gar nicht abjegen oder müſſen 
fie „ae Preifen losjchlagen, die ihmen dann noch geboten 
werden. 

Meine Herren, das find die normalen Fälle. Nun 
kommen aber natürlich jehr häufig Zugverfpätungen vor. 
Es kommen Sonderzüge. Es kommt ferner vor, daß bei 
der Überfahrt über die Eifenbahnbrüde Unglüdsfäle 
paffieren nnd die ganze Kolonne ftoden muß. Das madıt 
die Verhältniſſe in diefen Fällen noch viel fchlimmer. 

Nun ift diefe Angelegenheit bereit® mit den zus 
ftändigen Herren Reffortminiftern beſprochen worden. &a 
kann bier erwähnen, daß man das Bedürfnis und auch 
die Dringlichkeit, namentlich feitens des * Verkehrs⸗ 
miniſters, anerkennt. Ich will bei dieſer Gelegenheit 
nicht unterlaſſen, meinen beſonderen Dank für den 
liebenswürdigen Empfang der Deputation, die ich bie 
—* hatte zu Anfang der Seſſion dem Herrn Ver— 
kehrsminiſter zuzuführen, und für die ſehr entgegen- 
kommenden Erklärungen, die uns da gegeben worden 
find, auszusprechen. ch will ferner nicht unerwähnt 
lafjen, daß auch der Herr Finanzminifter bzw. deſſen 
Stellvertreter uns empfangen und dba aud, in allge 
meinerer Form allerdings, ſowohl das Bedürfnis wie 
auch die Dringlichkeit anerkannt hat. Aber, meine Herren, 
ich kann doch nicht ganz die Sorge los werden, als ob 
es hier notwendig ift, noch einmal ein recht ernjtes Wort 
für diefe Sache zu ſprechen. Namentlich gegenüber dem 
Herrn Finanzminifter habe ih Sorge —— des Zeit⸗ 
punktes der Ausführung. Daß die feſte Brücke erbaut 
werden wird, da ja auch die Schiffsbrücke jetzt vom 
Stante erbaut iſt und unterhalten wird, daran zweifle 
ich nicht. Wenigftens ſoweit ift, glaube ich, die Ange 
legenheit geklärt. Aber der Zeitpunkt der Jnangriffnahme 
macht mir große und ſchwere Sorge; denn jelbit wenn 
fie jegt in Angriff genonnnen würde, ift es bereits zu 
{pät, einmal mit Rückſicht auf die demnächſt zu eröffnende 
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Bahn, dann en ber Dauer der Bauzeit. Damit nun 
wenigitens fobald wie irgend möglich der erite Spaten- 
ftich gejchieht, das ift der Zweck meiner heutigen An- 
regungen, Es ift ung in der Budgetkommiſſion auf eine 
Anfrage meiner politifdhen Freunde die Antwort zu teil 
geworden, daß Eommifjarifche Verhandlungen zwifchen den 
einzelnen Minifterien jchwebten. Ach weiß nicht, ob in 
diete Verhandlungen bereits fachlich eingetreten ift, ich 
fenne das Ergebnis derfelben nicht. Sch fage mir aber, 
wenn mit dieſen Verhandlungen noch länger gezögert 
wird, jo wird es immer ungünftiger züglich bes Zeit · 
punktes. Es müſſen ja alsdann noch Verhandlungen mit 
den Intereſſenten eingeleitet werden. Denn, meine 
Herren, wir ſind uns bewußt und die Intereſſenten 
wiſſen, daß fie auch ihrerſeits etwas beitragen wollen 
zum Bau der Brüde, Namentlich hoffen wir auch fehr 
ſtark — und ich glaube, daß dieſe doffnung feine 
trügerifche fein wird —, daß die Provinz ſich ebenfalls 


—— 
ie Hauptlaſt wird natürlich der Staat übernehmen 
müſſen, der jetzt die Schiffsbrücke ebenfalls unterhält. 
Und, meine Herren, ich glaube, den Standpunkt werden 
Sie alle billigen, daß, wenn dev Staat derjenige iſt, der 
eine Verkehrsanftalt unterhält, fo muß er — das ent- 
{pricht feiner Würde — das auch in einer Weile tun, 
wel den modernen Berfehröverhältnifien entjpricht. 
Daraus leite ih die moraliſche Berechtigung meiner 
Forderung ab. Aber finanziell wird auch der Staat 
gar nicht — ich will nicht jagen, daß er ein Geſchäft 
mit der Brüde macht — aber nicht ein jo großes Opfer 
bringen, als e8 auf den erften Blick fcheint. Er fpart 
zunächſt die alte Brüde und deren Unterhaltung, er kann 
die Prähme anderweitig verwenden; er erlangt den 
Vorteil, daß der fisfaliihe Winterhafen, der jett durch 
die Aufbervahrung der Brüde zur Winterszeit ausgefüllt 
wird, für andere Zwede frei wird, Die Eijenbahnver- 
waltung gewinnt den Vorteil, daß fie auf der Eifenbahn- 
brüde, was jegt nicht möglich wäre, ein zweites Gleis 
anlegen kann, und das Bedürfnis dazu wird fich jehr 
bald herausftellen, wenn nad Eröffnung der Laugszarger 
Bahn, die, wie wir hoffen, bis nach Tauroggen fort 
eführt werden wird, der Verkehr fi) erheblich fteigert. 
ga will hierbei bemerken: hätten wir dieje feite Straßen: 
brüde ſchon vor — der Oſtbahn gehabt, ſo würde 
der Hauptverkehr nach Rußland durch Tilſit gegangen 
fein. Das war ber Grund, weshalb man die Oſtbahn 
über — bat führen müſſen. Wir müſſen uns 
diefen Verkehr mit dem Nachbarreiche mit Mühe zurück— 
erobern, find aber auf dem Wege dazu. 
Einen weiteren Vorteil hat der Forftiisfus; denn ein 
grober Zeil der Forften liegt vor den Toren Tilfits, 
ie Abjagverhältniffe, namentlich bezüglich des Nut« 
holzes, werden viel günftiger werden, wenn von beiden 
Seiten des Ufers die Käufer berzufommen können ohne 
die Schwierigkeiten, die jeßt beftehen. Much im übrigen 
wird für die Kapitalbeträge, die die Königliche Staats- 
regierung aufwenden muß, fie zum größten Teil jchadlos 
gehalten werden durch das Brüdengeld, das nad wie vor 
wohl erhoben werden wird, welches anfteigen wird, 
da es dann »auch während des Sommers gezahlt 
werden muß. Aber ich will nicht unterlaffen, namentlich 
bezüglich der Dringlichkeit und des Beitpunktes der Er— 
bauung noch auf einen anderen wichtigen Punkt hinzu— 
weilen. Wenn ſich jegt Schwierigkeiten bei Benugung 
ber Eijenbahnbrüde herausitellen jollten, jo würde Die 
Königlihe Staatsregierung vielleicht in Erwägungen ein« 
treten müſſen, diefen Schwierigkeiten wieder durch eine 
Fähre abhelfen zu müſſen. Jn jetiger Zeit könnte das 
natürlich nur eine Dampffähre jein, u) erinnere an 
den Etat von 1897/98, wo die Fahrbrüde zwifchen Har- 
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[Etat der Bauverwaltuu. 


IGlatzel, Abgeordneter] 


burg und Wilhelmsburg bier —— iſt, wo in der 
Motivierung geſagt werben konnte, daß bie Erſparung 
der — ſchon die Staatsbeiträge von 1'/, Mil- 
lionen rechtfertige. Ich meine, wenn der Herr Finanz. 
minifter, für den dies ganz bejonders gilt, dieſe Daher 
ſich vorlegt, jo wird er ſich jagen müffen: ich muß wohl 
in ben Sädel pe Aber wenn er dazu entjchlojjen 
ift — und ich glaube, er ift es bereit3 —, fo möchte ich 
ihm fagen: bis dat, qui cito dat, doppelt wird bie 
Wohltat empfunden, wenn fie uns nicht zögernd noch 
eine Weile vorenthalten wird. Außerdem ijt jet das 
Material billiger. Alle die Gründe, die dafür —* 
das Ertraordinarium des Eiſenbahnetats trotz der ſchlechten 
Finanzlage reich auszugeſtalten, ſprechen naturgemäß 
auch —8 

Noch eine Bitte, die ich hauptſächlich an dieſes Hohe 
Haus richte: bei der Dringlichkeit der Sache, die, wie 
ich glaube, Sie alle meinen beweglichen Worten entnehmen 
werden, möchte ich das Hohe Haus und auch die König— 
lie Staatdregierung bitten, Davon abzufehen, daß in 
diefem Falle etwa ein fpezieller Koftenanfchlag verlangt 
wird — Herr Graf Limburg-Stirum fehüttelt den Kopf; 
vielleicht weiß er nicht, dab es fih um eine Forderung 
handelt, die auch von allen Konjervativen der beiden 
Wahlkreife auf das jehnlichfte angeftrebt wird —, daß 
alfo ein jpezieller Koftenanichlag in diefem Falle nicht ver- 
langt wird, — daß, wie es auch in anderen Fällen ge- 
*2 ſein ſoll, man im Wege des Konkurrenzausſchreibens 
ſich den ſpeziellen Koſtenanſchlag verſchafft, daß wir uns 
begnügen mit einem generellen Koſtenanſchlag; meine 
Freunde werden ſicherlich dafür zu haben ſein, und bei 
der Dringlichkeit der Sache hoffentlich auch das ganze 

aus. 

v Meine Herren, man fpridht fo viel von der In— 
duftrialifierung des Ditens, und daß fie wünfchenswert 
ift, und man jucht oft nad) fünftlichen Mitteln dazu, be— 
willigt auch dazu oft große Summen. Hier haben Gie 
ein jehr einfaches Mittel, diefen Weg zu verfolgen, wenn 
Sie diefe Verkehrsangelegenheit ordnen. 

Nun gebe ich mich der Hoffnung bin, nicht nur eine 
recht freundliche und entgegentommende Erklärung vom 
Herrn Berkehröminifter zu hören, fondern womöglich auch 
von dieſer Seite (recht), wo ich leider den Herrn Finanz» 
minifter ſelbſt nicht jehe, aber doch deſſen Vertreter, Es 
würde diefe Erklärung einige Beruhigung in die Herzen 
einer Bevölkerung bringen, die mit Sorge in die Zukunft 
blikt, und deshalb bitte ih, mir dieſe nicht zu verjagen. 


Bizepräfident Dr Frhr u. Heereman: Das Wort 
hat der Herr Regierungstommiffar. 


Dr Seht, Geh. Regierungsrat, Regierungs- 
fommijjar: ie Königlide Staatäregierung erkennt 
bereitwillig die erheblichen Mifftände an, welche aus dem 
Mangel einer fejten, lediglich dem Straßenverkehr dienenden 
Brüde über die Memel bei Tilfit entftehen. Sie ift in 
nähere Erwägungen darüber eingetreten, wie diefen Miß— 
ftänden abzuhelfen fei, und es ift bereits cin generelles 
Projekt für die Errichtung einer ſolchen Brüde aufgeftellt 
worden. Mit Aiücdficht darauf, daß noch verichiedene 
andere Nefjorts außer demjenigen der öffentlichen Arbeiten 
bei dieſer Angelegenheit interejfiert find, nämlich bie 
Nefforts des Herm Kriegsminiſters, des Herrn Finanz— 
ninifters, des Herrn Landwirtichaftsmtinifters und des 
7 Minifters für Handel und Gewerbe, hat mein 
Herr Chef diefen Reſſorts vorgefchlagen, in nähere kom— 


mifjarifche Verhandlungen über die Verwirklichung des 
bezeichneten Projeft3 einzutreten. Dieſe rg 
haben bisher noch nicht ftattgefunden; wir goffen aber, 
daß fie fich fo befchleunigen laſſen werben, daß noch recht» 
zeitig mit den intereſſierten Verbänden, ber Provinz Oft- 
preußen, dem Landfreife und der Stadt Tilfit in Unter- 
handlung getreten werden fann über ihre Beteiligung bei 
der Ausführung dieſes Projefts, und daß es möglich fein 
wird, bereit3 im nächiten Jahre eine erjte Mate in den 
Etat der Bauverwaltung für den Zweck der Erbauung 
einer fejten Straßenbrüde über die Memel bei Tilfit 
einzuftellen. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht weiter gewünſcht; ich jchließe die Beſprechung. 
Widerfpruch gegen Tit. 53 ift nicht erhoben; ich ftelle 
feft, daß der Zitel bewilligt ift. 
Ich eröffne die Beiprrdung über Tit. 54, — 55, — 
56, — 51, — J— u — 62, — 
u. — 64, — u u — I — 66. — 65. — 
70 — und 71. ge Se ift nicht erhoben; die ver- 
lejenen Titel find vom Haufe bewilligt. 
Damit ift bis auf einige Petitionen der Etat der 
Bauverwaltung erledigt. Ich gebe zunächſt über bie 
Petition des Magiſtrats und der Stabtuerorbneten- 
verfammlung zu Friedheim — IT — 
um Erbauung einer Chauſſee Friedheim-Solmar 
in Poſen auf Stantskoften oder Gewährung einer 
Staatsbeihülfe dazu — 

dem Herrn Berichterftatter das Wort. 


Brütt, Berichterftatter: Der Magiftrat und die 
Stadtverorbnetenverfammlung zu Friedheim bitten das 
gie Haus der Abgeordneten um Gewährung einer 

taatsbeihülfe zur Erbauung einer Ehaufjee Friedhein- 
Kolmar in Poſen, rejpektive daß diefe Ehaufjee auf 
Staatsfoften hergeftellt wird. Dasjelbe Petitum hat das 
Hohe Haus bereits im Fahre 1900 befchäftig. Damals 
ijt diefe Petition durch Übergang zur Tagesordnung er: 
ledigt worden, weil nad) dem Geret vom 8. Juli 1878 
die Unterftügung des Gemeinde» und Kreiswegebaus den 
Brovinzialverbänden überwieſen ift. 30 babe auch in 
diefem Falle namens der Budgetkommiſſion Übergang zur 
Tagesordnung zu beantragen. 


BVizepräfident Dr Frhr dv. Heereman: Widerjprud 
wird nicht erhoben, das Haus ift dem Antrage der Budget: 
fommijfion gemäß zur Tagesordnung übergegangen. 

Ich eäfne die Beiprehung über die Petition des 
Gemeindevorftehers Gröger und Gen. in Thumellen bei 
Kollegijchten u. a. DO. — II 244 — 

um Übernahme der Inſtandſetzung und Unter: 
haltung der Landftraße Kollegischten-Meifchlaufen- 
Coadjuthen auf Staatsfonds. 

Das Wort hat der Herr Berichteritatter. 


Brütt, Berichterftatter: Der Gemeindevorjteher 
Gröger und Gen. in Thumellen bitten darum, daß die 
ee und Unterhaltung der Landitrafe 
‚Kollegiichten-Meifchlaufen-Coadjuthen auf Staatökoften 
übernommen werden, Namens der Budgetfommilfion 
habe ic; dem Hohen Haufe zu empfehlen, über dieſe 
Petition zur Tagesordnung überzugehen; es ijt eritens 
der Inſtanzenzug nicht erichöpft, und zweitens find vor 
Eingang ber Vetztion bereits gegen Gewährung fisfalifcher 
Entjchädigung die —— und Unterhaltung über⸗ 
nommen, aljo die Petition gegenſtandslos geworden. 

ch beantrage Übergang zur Tagesordnung namens 


der Budgettommiifion. 
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BVizepräfident Dr fsrhr v. Heereman: Das Wort 
wird nicht gewünſcht, Widerſpruch nicht erhoben; das 
Haus tritt dem Antrage feiner Kommiſſion auch hier bei 
und geht über die Petition zur Tagesordnung über. 

8 kommt zum Schluß noch eine Petition des Gaft- 
us Hack und Genofjen in Lütjenfee u. a. D. — 


um Berbefferung der im Gutsbezirt Meilsborf 

(Kreis Stormarn) belegenen Strede der Neben- 

landftraße Lohe-Dwerkathen auf Staatäkojten. 
Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 


Brütt, —— Der Gaſtwirt Hack und 
Genoſſen in Lütjenſee bitten, daß auf Staatskoſten die 
im Gutsbezirk Meilsdorf (Kreis Stormarn) belegene 
—— der Nebenlandſtraße Lohe-Dwerkathen — 
werde. 

Hier liegt die Sache genau ſo wie bei der erſten 
Petition. Durch das Geſetz vom 8. Juli 1878 iſt die 
Unterſtützung des Kreis- und Gemeindewegebaues auf 
die Provinzen übergegangen; deshalb kann der Staat 
ſich nicht mit derſelben Gera 

Namens der Budgetfommilfion habe ich Übergang 
zur Tagesordnung zu beantragen. 


Bizepräfident Dr Frhr v. Heereman: Widerſpruch 
erfolgt nicht; das Haus geht dem Antrag der Budget- 
kommiffion gemäß auch über diefe Petition zur Tages- 
. mad d je vorſchlagen ſich 

möchte jetzt dem Hauſe vorſchlagen ſich zu ver— 
tagen. — Es —* kein ip, das Haus vers» 
tagt fid. 

Es wünfchen auszufcheiden 

— Gemeindekommiſſion der Abgeordnete 

tupp, 

aus der Unterrichtskommiſſion der Ab- 
geordnete Dr Stodmann, 

aus der Budgetfommijfion die Abgeordneten 
v. Ötebocki, v. Buch, Wamhoff, Noclle und 
Ehlers (legtere drei nur für heute), 

ans der X. Kommijfion die Abgeordneten 
Graw und Slaute, 

aus der XI. Kommiſſion der Abgeordnete 
Frhr dv. Plettenberg-Mehrum. 

Widerſpruch ift nicht erhoben. — Ich lade die be- 
treffenden Abteilungen ein, die Erfagwahlen vorzunehmen. 


Ich ſchlage — vor, die nächſte Sitzung abzu— 
halten morgen, Donnerstag, den 5. März, um 11 Uhr 
und auf die Tagesordnung zu nehmen: 
1) Fortfegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
des Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1903: 
a. Rente des Kronfideitommißfonds. 
b. Zufhuß zur Rente des Kronfideitommiß- 
fonds, 
. Münzverwaltung. 
. Generalordenstonmijfion, 
. Geheimes Ziviltabinett. 
? a fürhöhere Berwaltungs- 
eamte, 
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g. Disziplinarhof. 

h. Bee tshof zur Entfcheidung der Kompetenz» 
onflifte. 

i. Geſetzſammlungsamt. 

k. Bureau des Staatdminifteriums, 

. Deutfcher Reichs- und Preußiicher Stants- 


anzeiger. 

m, Für * der —— 

n. Miniſterium der auswärtigen Angelegen— 
heiten. 

o. Verwaltung ber 
Drudjade Nr 11. 

p. Kriegeminifterium. — Drudjahe Nr 36 
zu V. 

2) Erfte und zweite Beratung des Geſetzentwurfs, 
betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel 
zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniiie von 
Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben bejchäftigt 
find, und von gering bejoldeten Staatsbeamten, 


direften Steuern. — 


und 
Beratung der Denkichrift über die Ausführung 
der Gejege, betreffend die Bewilligung von 


Stantömitteln zur Verbefjerung der Wohnungs- 
verhältniffe von Arbeitern, die in jtantlichen Be— 
trieben bejchäftigt find, und von gering bejoldeten 
Staatsbeamten, von 13. Auguſt 1895, vom 
2, AZuli 1898, vom 23. Auguſt 1899, vom 
9. Auli 1900 und vom 16. April 1902, — 
Drudjahe Nr 51. 

3) Berlefung der Interpellation der Abgeordneten 
Graf v. Wartenslchen und Genofjen, betreffend 
die Durchführung des Pfarrerbefoldungsgeieges in 
der Provinz Sachſen. — Drudjahe Wr 61. 

Ein Widerfpruch erhebt fich nicht; die Tagesordnung 

ſteht feſt. 


Ich ſchließe die Sitzung. 
Schluß der Sitzung 4 Uhr 25 Minuten. 


Berichtigungen 
zu den ſtenographiſchen Berichten der 33. und 34. Sitzung. 


1. In der 33. Situng fol es in der Nede des Abgeord— 
neten Broemel Spalte 2194 Zeile 11 von oben ftatt: 
„des größten deutichen Seeplages” heißen: 

des größten prenfifchen Seeplatzes. 

2. In der 34. Sitzung ſoll es in der Rede des Abgeord- 

neten Dr Dittrich (Braungberg) 
a. Spalte 2271 Zeile 23 von oben ftatt: „daß die on: 
fejfionelle Schule ein Mittel jei” heißen: 
daß die micht Eonfejfionelle Schule ujw. 
b. Spalte 2273 Zeile 32 von oben ftatt: „Es lay 
alfo für Eonfeffionelle Schuleinrichtungen” ufw. 
Es lag alio für paritätifche Schuleinrid) 
tungen um, 


Drud und Berlag: W. Moeſer Buhdruderei in Berlin. 
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